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zur  (Jesiunnitausoabe  drs  dritten  Thoils  der  Finanz- 

wissensflmft. 

Die  Ausarbeitung  dieses  dritten  Theils  meines  tinanzwisscn- 
schaftliehen  Werkes  hat  mir,  neben  viel  Mühe,  die  ich  erwartet 
hatte,  doch  erheblich  mehr  Zeit  gekostet,  als  ich  angenommen, 
obwohl  ich  nach  langjährigen  sonstigen  Vorarbeiten  fast  alle  mir 
für  literarische  Arbeit  verfügbare  Müsse  seit  fUnf  bis  sechs  Jahren 
diesem  Bande  gewidmet  habe.  Ich  bin  seit  1*85  aus  der  parla- 
mentarischen und  politischen  Thätigkcit  wesentlich  nur  aus  dem 
Grunde  zurückgetreten,  um  für  diese  Arbeit  wieder  mehr  freie  Zeit 
zu  gewinnen,  so  schwer  mir  dieser  Verzicht  wurde  und  so  sehr 
m.  E.  eine  solche  Thätigkeit  auch  dem  nationalbkonomischen  und 
finanzwissenschaftliehen  Theoretiker  für  seine  wissenschaftlichen 
Aufgaben  förderlich  werden  kann.  Aber  auch  die  so  wieder  ge- 
wonnene Zeit  hat  trotz  möglichster  Anspannung  neben  den  Berufs- 
und Amtspflichten  nicht  ausgereicht,  um  mich  früher  als  jetzt  zur 
Beendigung  dieses  dritten  Theiles  kommen  zu  lassen. 

Dies  zur  Erklärung  und  Entschuldigung  gegenüber  vielfachen 
Mahnungen  und  Klagen  Uber  das  langsame  Vonücken  meines 
Werkes. 

I  m  indessen  wenigstens  den  Fortgang  meiner  Arbeit  zu  zeigen 
und  da  die  in  diesem  Bande  behandelten  Gegenstände  es  auch 
sachlich  erlaubten,  haben  mein  verehrter  Herr  Verleger  und  ich 
uns  seinerzeit  entschlossen,  die  verschiedenen  fertigen  Abschnitte 
dieses  Bandes,  soweit  sie  etwas  einigermassen  »Selbständiges  und 
Abgeschlossenes  bildeten,  nach  und  nach  apart  als  einzelne  Hefte 
in  die  Oeffentlichkeit  gelangen  zu  lassen. 
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So  erschien  im  October  1886  das  erste  Heft,  die  „S  teuer  - 
geschiente"  bis  Ende  des  18.  Jahrhunderts,  im  Mai  1887  das 
zweite  Heft,  die  „Einleitung  zur  Best  euer  un  g  des  19.  Jahr- 
hunderts und  die  britische  Besteuerung",  nach  einer 
längeren  Pause  —  zu  welcher  ich  vornemlich  durch  die  Führung 
des  Decanats  der  philosophischen  Facultat  dahier  von  October  1887 
bis  1888,  eines  unter  den  hiesigen  Verhältnissen  sehr  viel  Zeit  be- 
anspruchenden akademischen  Amtes,  unvermeidlich  genöthigt  wurde 
—  erst  im  September  1888  ein  drittes  Heft,  in  welchem  der  an- 
gedeuteten Behinderungen  wegen  noch  nicht  einmal  der  ganze 
Gegenstand  Platz  gefunden  hat,  „die  französische  Be- 
steuerung seit  1789",  nemlich  die  „  ge  sc  h  icht  Ii  che  Ueb  er- 
sieht darüber,  die  directe,  die  Verkehrs-  und  die  Erb- 
schaftsbesteuerung". Erst  jetzt  bin  ich  ungeachtet  ununter- 
brochener angestrengter  Arbeit  im  Stande,  das  vierte  Heft,  mit  der 
Darstellung  „der  französischen  Verbrauchsbesteuerung 
nebst  den  Zöllen  und  der  Dep artemental-  und  Com- 
in  unalbesteueru ng"  und,  damit  den  dritten  Theil  dieses  Werks 
abschliessend,  auch  die  Gesammtausgabe  dieses  Bandes  zu  ver- 
öffentlichen. 

Wer  grössere  Arbeitskraft,  mehr  freie  Zeit  für  literarisch- 
wissenschaftliche Arbeit  hat,  mag  ja  schneller  fertig  werden.  Ich 
kann  nur  sagen,  dass  es  mir  nicht  möglich  war.  Der  grosse  Stoff, 
das  viele  Einzelne,  die  Behandlungsweise,  welche  ich  für  geboten 
hielt,  haben  ausserdem  ein  besonders  sorgfältiges  und  langsames 
Arbeiten  nothwendig  gemacht. 

Der  nunmehr  vollendete  dritte  Band  erledigt  aber  trotz  seines 
grossen  Umfangs  und  engen  Drucks  die  Aufgabe,  welche  ich  mir 
für  ihn,  allerdings  unter  etwaiger  Zuhilfenahme  eines  Theils  eines 
weiteren  Bandes,  anfangs  gestellt  hatte  (S.  1,  9,  219  ff.),  nicht 
einmal.  Ich  schliesse  ihn  in  dem  erreichten  Umfang  mit  der 
britischen  und  französischen  Besteuerung  allein  ab.  Es  fehlen  also 
in  der  Darstellung  der  Besteuerung  des  19.  Jahrhunderts  nicht  nur 
die  deutschen  Staaten ,  sondern  auch  die  übrigen  grösseren  euro- 
päischen und  Nordamerika,  deren  Besteuerung  ich  im  Kähmen 
dieses  Werkes  in  besonderen  Abschnitten  mit  behandeln  wollte 
(§.  103-105). 

Diese  Absicht  habe  ich  auch  nicht  aufgegeben  und  möchte  sie, 
wenn  Zeit  und  Kraft  bleibt,  später  zur  Ausführung  bringen.  Doch 
erst  später,  insbesondere  erst  dann,  wenn  es  mir  möglich  ge- 
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wegen  sein  wird,  das  Werk  durch  die  vorausgehende  Darstellung 
der  systematischen  „speciellen  Steuerlehre"  und  des  Staats- 
schuldenwcsens  endlich  zu  einem  gewissen  formellen  Abschluss  zu 
bringen. 

Darin  liegt  allerdings,  wie  ich  offen  bekenne,  eine  Aenderung 
im  Plane  des  ganzen  Finanzwerks,  zu  welcher  ich  erst  während 
der  Ausarbeitung  dieses  dritten  Bandes  und  durch  die  dabei  ge- 
roachten Erfahrungen  gelangt  bin,  von  welcher  dann  jedoch  auch 
die  Darstellung  der  britischen,  vollends  aber  diejenige  der  franzö- 
sischen Besteuerung  schon  deutliche  Spuren  an  sich  tragen. 

Ich  habe  zwar  niemals  —  wie  mir  von  einer  Seite  aus,  und 
zwar  nach  dem  von  dem  meinigen  abweichenden  Standpuncte  des 
Urtheilenden  in  anerkennender  Weise,  nachgesagt  worden  ist  — 
die  Absicht  gehabt,  die  Finanzwissenschaft  sozusagen  in  die  Dar- 
stellung des  concreten  Finanz-  und  Steuerwesens  einzelner  Staaten 
auslaufen  zu  lassen.  Das  würde  ich  für  falsch  halten,  ich  stand 
und  stehe  heute  noch  vielmehr  zu  den  methodologischen  und  syste- 
matologischen  Ansichten,  welche  ich  mehrfach  in  diesem  Werke, 
in  meiner  „Grundlegung"  und  an  anderen  Orten  vertreten  habe, 
speciell  auch  in  diesem  Bande  in  §.  2  (S.  7):  Die  Finanzwissen- 
schaft  und  jeder  ihrer  Theile,  auch  „die  specielle  Steuerlehre  haben 
die  concreten  Verhältnisse  und  Fragen  einzelner  Länder  nur  als 
ibr  l'ntersuchungsmaterial  aufzufassen  und  zu  behandeln, 
um  ihrerseits  wieder  allgemeinere  Ergebnisse,  der  Kritik 
wie  der  These,  daraus  für  die  Wissenschaft  vom  Finanzwesen 
Uberhaupt  zu  gewinnen,  das  G enerelle,  Typische,  Entwick- 
lungsgesetzmässige  aus  dem  Individuellen,  Verschie- 
denen, Concreten  abzuleiten"  u.  s.  w.  Ich  betrachtete  und 
betrachte  daher  kürzere  historische  Uebersichten  und  eingehendere 
Darstellungen  der  bestehenden  Besteuerung  einzelner  Länder,  wie 
ich  sie  in  diesem  Bande  zu  geben  versuche,  doch  nur  als  Vor- 
bereitungen für  die  Lösung  der  eigentlich  finanzwissen- 
schaft lieben  Aufgabe,  welche  nach  den  angedeuteten  Gesichts- 
puneten  auch  in  der  „speciellen  Steuerlehre"  vorliegt  und  in  der 
„systematischen"  speciellen  Steuerlehre  näher  zu  behandeln  ist. 

Als  Vorbereitungen  für  die  Lösung  dieser  Aufgabe  gehören 
solche  Uebersichten  und  Darstellungen  zwar  m.  E.  nicht  unbedingt 
selbst  in  ein  umfassender  angelegtes  finanzwissenschaftliches  Werk, 
aber  sie  dürfen  wenigstens  in  ein  solches  Aufnahme  finden. 


Digitized  by  Google 


VI  Vorwort. 

Das  rechtfertigt  sich  auch  noch  durch  die  anderweiten  Inter- 
auch  des  Unterrichts,  der  Praxis,  welchen  ein  derartiges 
Werk  dienen  soll  und  unbeschadet  seiner  Hauptaufgaben  dienen 
.  kann.  Ja,  diese  Hauptaufgaben,  wie  ich  sie  in  der  3.  Auflage 
des  1.  Bandes  (§.  12)  hingestellt  habe  —  woran  ich  festhalte  — , 
werden  in  jeder  Hinsicht  durch  solche  Uebersichten  und  Dar- 
stellungen des  Finanz-  und  Steuerwesens  einzelner  Länder  gefördert. 
Diese  Erwägung  bestimmte  mich  seinerzeit,  sie  in  mein  Werk  auf- 
zunehmen. Ich  wusste  dabei  auch  und  habe  das  in  jedem  Stadium 
meiner  Arbeit  bestätigt  gefunden,  dass  nicht  nur  die  eigene  spe- 
ciellstc  Durcharbeitung  der  Besteuerungsverhältnisse  eines  einzelnen 
Landes  für  einen  hnanzwisscnschaftliclien  Autor  ganz  unentbehrlich 
ist,  sondern  dass  sie  vollends  in  Verbindung  mit  der  Arbeit  der 
Zusammenfassung  des  Stoffs,  behufs  Darstellung  des  Ganzen  für 
die  Oeffentlichkeit ,  recht  förderlich  für  den  Autor  und  damit  für 
sein  Werk  wird. 

Namentlich  Ein  wichtiges  und  richtiges  finanzwissenschaftliclies 
Ziel  spcciell  in  Betreff  der  Steuerlehre  lässt  sich  wohl  nur  durch 
Vorbereitungen  wie  die  hier  besprochenen  erreichen,  nemlich  die 
Herstellung  einer  „vergleichenden  Steuerwissenschaft". 
Dieselbe  darf  eben  nicht  bloss  aus  einigen  mehr  oder  weniger 
richtigen  Gedanken  kühn  entwickelt,  sondern  muss  auf  haltbaren 
Fundamenten  mit  zuverlässigem  Material  aufgebaut  werden,  nicht 
bloss  ein  Product  genialer  Speculation  und  geistvoller  Geschichts- 
construetion,  sondern  auch  wirklicher  sorgfältiger  Durchforschung 
des  Thatsächlichen  und  seines  Entwicklungsprocesses  sein. 

Ich  läugne  nicht,  dass  gerade  die  höchst  anziehenden  Versuche 
solcher  Speculation  und  Construction  in  einem  mit  Recht  berühmten 
Finauzwerke  mir  die  Ueberzeugung  abrangen,  es  müsse  für  den 
besagten  Zweck  so  vorgegangen  werden,  wie  ich  es  in  den  Vor- 
bercitungsarbeiten  dieses  Bandes  zu  thun  begonnen  habe.  Denn 
bei  genauerer  Untersuchung  erwies  sich  mir,  dass  jene  Spcculationcn 
und  Constructionen  zu  viel  Unsicheres,  Hypothetisches,  bloss  Blen- 
dendes, zu  weitgehende  Generalisationen  neben  vielem  unzwcifelhalt 
Richtigen,  vortrefflich  Combinirten  und  grossartig  Concipirtcu,  ent- 
hielten, und  im  Einzelnen  öfters  mit  souveräner  Verachtung  über 
das  Tbatsächlichc,  das  legislative  Detail  aus  den  einzelnen  Staaten 
hinweggegangen  werde,  in  dem  mitgetheilten  Thatsächlichen  sich 
auch  häutig  eine  Mcuge  Unrichtigkeiten  vorfänden.  Hier,  wie, 
nebenbei  bemerkt,  in  der  Staatsschuldenlchrc.    Das  hindert  mich 
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ebenso weu ig,  wie  einen  der  „Exactesten"  unserer  „exacten" 
historischen  Nationalökonomen,  trotz  alledem  und  alledem  den 
hohen  Werth  des  Stcin'schen  Werks  anzuerkennen,  wenn  ich  dem 
letzteren  auch  gerade  nicht  das  Epitheton  besonderer  „Exactheit" 
beilegen  kann.  Aber  jene  Mängel  bestärken  mich  doch  in  meiner 
Auffassung,  dass  erst  auf  Grund  solcher  vorbereitender  darstellender 
Abschnitte  über  die  Besteuerung  einzelner  Länder,  wobei  auch 
mehr  ins  Detail  als  in  den  allgemeinen  „historischen  Ueber- 
blicken"  Steinas  eingegangen  wird,  die  vergleichende  Steuerwissen- 
schaft wirklich  correct  und  zuverlässig  aufgebaut  werden  kann. 

Nnn  liegt  freilich  gegen  mein  eigenes  Vorgehen  in  diesem 
Bande  ein  Einwand  nahe,  der  mir  auch  mehrfach  begegnet  ist,  und 
der  durch  mein  vorläufiges  Wieder- A  ufnehmen  der  systematischen 
speciellen  Steuerlehre,  noch  bevor  ich  mit  der  Darstellung  der  Be- 
steuerung der  eiuzelnen  Länder  zu  Ende  gekommen  bin,  sogar  noch 
seine  Bestätigung  zu  finden  scheint. 

Es  heisst,  solche  Darstellungen,  wie  meine  noch  mehr  als 
kurze  Uebersicht  gehaltene,  aber  dennoch  schon  umfangreiche  — 
„Steuergeschichte",  mehr  noch  #wie  meine  „britische"  und  vollends 
erst  wie  meine  „französische"  Besteuerung  seien  gewiss  erwünscht 
and  nothwendig.  Aber  sie  gehörten  formell  und  materiell  nicht 
mehr  in  den  Kähmen  der  „Finanzwissenscbaft",  auch  selbst  eines 
umfangreich  angelegten  tinanzwissenschaftlichen  Werkes.  Sie  wären 
ein  geeigneter  Gegenstand  selbständiger  Schriften  Uber  allgemeine 
und  spccielle  Steuergeschichte  und  positives  Steuerrecht.  Der  tiuanz- 
wisseuschaftliche  Autor  könne  sie  auch  nicht  selbst  liefern,  er  dürfe 
and  müsse  sich  an  die  Arbeiten  Anderer  über  diese  Gegenstände 
anlehnen  und  daraus  den  Stoff  für  seine  Zwecke  entnehmen, 
eine  Frage  der  einfachen  und  richtigen  wissenschaftlichen  Arbeits- 
tbeilung. 

Ich  will  die  relative  Berechtigung  dieser  Auffassung  nicht  be- 
streiten. Aber  ich  mache  dagegen  geltend,  was  mich  eben  zu  den 
Darstellungen  dieses  Bandes  geführt  hat :  das  Finanz-  und  Steuer- 
wesen eines  Landes  bietet  doch  eigentlich  erst  in  der  eigenen 
Bearbeitung  dem  rinanzwissenschaftlichen  Autor  das  „Unter- 
suchungsniatcrial",  welches  er  braucht,  in  derjenigen  Weise 
formell  und  materiell  vorbereitet,  wie  er  es  braucht. 
Auch  so  tüchtige  Werke,  wie  wir  sie  über  britische  und  vollends 
über  französische  Besteuerung  besitzen,  liefern,  weil  von  Anderen 
and  nach  anderen  Gesichtspuncten  gearbeitet,  dieses  Unter- 
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8uchung8material  nicht  so,  als  wenn  sich  der  Autor  selbst  „seine 
Hausteine  zuhaut".  Das  habe  ich  früher  und  auch  während  der 
Ausarbeitung  des  vorliegenden  Bandes  immer  wieder  empfunden. 
Daher  mein  Beginnen. 

Auch  ist  schon  etwas  gewonnen,  wenn  der  finanzwissenschait- 
Hche  Autor  selbst  nur  die  Besteuerung  eines  oder  einiger  Länder 
so  eigens  für  seine  Zwecke  darstellt.  Es  giebt  ihm  das  Gelegen- 
heit, so  wenigstens  einen  Theil  seines  Baumaterials  selbst  sich  vor- 
zubereiten, und  ermöglicht  ihm  dann,  mit  mehr  Nutzen  das  von 
Anderen  beschaffte  mit  zu  verwenden. 

Für  den  Autor  und  den  Leser  aber  ergiebt  sich  der  Gewinn, 
dass  in  der  Darstellung  der  Steuergeschichte  und  des  Steuerrechts 
eines  Landes  dieselben  Fragen,  nur  in  anderem  Zusammenhang 
und  in  anderer  Behandlungsweise,  wie  in  dem  systematischen  Theil 
der  Finanzwissenschaft  zur  Erörterung  gelangen.  Dadurch  erfolgt 
eine  Ergänzung,  deren  Werth  auf  der  Hand  liegt.  Bei  dem 
Genügenlassen  mit  bloss  historischer  Darstellung  und  anderseits 
mit  bloss  systematischer  und  principicller  Behandlung  bleibt  in 
beiden  Fällen  ein,  wenn  auch  verschiedener,  Mangel.  Beides  gehört 
zusammen. 

Ich  glaube  daher,  dass  es  auch  für  die  Lehr  zwecke  eines 
Werkes,  gleich  dem  vorliegenden,  gut  ist,  Darstellungen,  wie  sie 
dieser  Band  bringt,  in  die  Finanzwissenschaft  als  solche 
einzureihen. 

Dabei  kämpft  man  allerdings  mit  äusseren  und  inneren 
Schwierigkeiten,  welche  ich  schon  beim  Beginn  meiner  Arbeit  an 
diesem  Bande  recht  wohl  erkannt  hatte.  Sie  haben  sich  mir  aber, 
wie  ich  einräume,  erst  im  weiteren  Verlauf  vollständig  gezeigt. 
Sie  haben  mich  denn  auch  schliesslich  bestimmt,  es  vorläufig  bei 
den  in  diesen  Band  aufgenommenen  Darstellungen  concreter  Steuer- 
verhältnisse zu  belassen,  diesen  Darstellungen  aber  dafür  auch 
diejenige  Form  und  denjenigen  Umfang  zu  geben,  welche  mir 
•  nothwendig  erschienen.  Vollends  die  „französische  Besteuerung'4 
hat  sich  dabei  dann  freilich  fast  zu  einer  Monographie  des  Gegen- 
stands erweitert,  dient  aber  gerade  in  dieser  Gestalt  zur  Erreichung 
meines  Zwecks. 

Schon  in  der  „Stcucrgescbichte"  schien  es  mir  richtiger, 
mich  auf  die  Darstellung  der  Besteuerung  einiger  wichtigerer,  be- 
sonders interessanter  oder  für  den  deutschen  Autor  in  Betracht 
komnicutler  Länder  zu  beschränken,  dafür  dann  aber  das,  was  ich 
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darstellte,  besonders  je  mehr  es  in  die  neuere  Zeit  gehörte,  wenig- 
stens verbältnissniässig ,  etwas  eingehender  zu  behandeln.  Denn 
auch  hier  kam  es  auf  Einzelheiten,  nicht  bloss  auf  einige  Allgemein- 
heiten an.  Gerade  dadurch  hat  meine  „Steuergeschichte"  schon 
einen  etwas  bedeutenderen  äusseren  Umfang  erreicht. 

Sollte  nun  aber  die  Darstellung  der  „Besteuerung  des  19.  Jahr- 
hunderts" ihren  Zweck  erfüllen,  so  musste  sie  den  einzelnen  wich- 
tigeren Ländern  einen  angemessenen  Raum  widmen.  Ich  glaubte 
indessen  immerbin,  diesen  Raum  so  beschränken  zu  können,  dass 
die  Darstellung  der  Besteuerung  der  meisten  Staaten,  welche  ich 
überhaupt  behandeln  wollte  (§.  104,  105),  noch  in  diesem  Bande 
Platz  finden  könnte.  Ich  hatte  dabei  zunächst  auch  noch  mehr  an 
Verweisungen  auf  die  Schriften  über  das  Steuerwesen  der  einzelnen 
Länder  gedacht  und  mich  auf  die  Hervorhebung  des  „Hauptsäch- 
lichsten" beschränken  wollen. 

Allein  bei  der  Ausarbeitung  überzeugte  ich  mich  bald,  dass  so 
knapp  gehaltene  Abschnitte  nicht  genügen  könnten.  Es  wäre  dabei 
wiederum  nur  das  Allgemeinere  kurz  anzudeuten  möglich  gewesen, 
das  für  die  speciellc  Stcucrlehre  gerade  als  „Untersuchungsmaterial" 
so  nothwendige  und  so  werthvolle  Detail  hätte  fast  ganz  fehlen 
müssen.  Wenn  es  ferner  auch  nicht  möglich  und  für  den  Zweck 
nicht  nöthig  war,  jede  Phase  der  Entwicklung  der  Steuergesetz- 
gebung zu  verfolgen,  so  musste  doch  zum  Verständniss  der  be- 
stehenden Gesetzgebung  und  zur  Würdigung  ihrer  finanziellen 
Wirkungen  unvermeidlich  auch  auf  die  wichtigeren  Entwicklung« 
phasen  eingegangen  werden.  Der  Verweisung  auf  die  Special 
schritten  endlich  habe  ich  mich  vielfach  bedient,  aber  sie  konnte 
die  eigenen  Ausführungen  um  so  weniger  ersetzen,  da  eben  die 
Art  und  Weise  der  Behandlung  des  Stoffs  nach  den  verschiedenen 
Aufgaben  und  Zwecken  dieser  Schriften  von  der  in  diesem  Werke 
ni.  E.  gebotenen  Behandlung  abwich.  So  wuchs  der  Kaum,  den 
ich  einzelnen  Staaten  nothwendig  gewähren  musste,  erheblich. 

Ich  erkannte  das  schon  bei  der  Darstellung  der  britischen 
Besteuerung,  welche  doch  in  der  verhältnissmässig  grossen  Einfach- 
heit der  letzteren  weniger  Schwierigkeiten  als  die  Darstellung  des 
ütenerwesens  der  Conti ncntalstaatcn  bietet.  Meine  Darstellung  unifasst 
jetzt  140  Druckseiten.  Ich  glaube  nicht,  dass  man  ihr  mit  Recht 
den  Vorwurf  zu  grosser  Ausführlichkeit,  auch  im  Rahmen  dieses 
Werks,  machen  kann.  Sic  bringt,  hoffe  ich,  wirklich  ziemlich 
»lies  Wesentlichere,  aber  auch  nicht  mehr.    Einiges  darin  hätte 
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ich  gern  erweitert,  so  die  Darstellung  der  Veranlagung  der  Ein- 
kommensteuer, Anderes  gern  mehr  mit  hineingezogen,  so  die 
Schilderung  des  Zolltarifs  und  der  Phasen  der  Tarifpolitik  vor  den 
grossen  Zollreformen.  Das  wäre  zu  rechtfertigen,  vielleicht  zu  ver- 
langen gewesen.  Ich  habe  es  aus  Rücksichten  auf  den  Kaum 
unterlassen  und  mitunter  längere  Ausfuhrungen  wieder  bei  Seite 
gelegt. 

Bei  der  Darstellung  der  französischen  Besteuerung  war 
von  vornherein  mit  einem  viel  umfassenderen,  aber  meines  Erachtens 
auch  fiuanz-  und  steuerwisseuschaftlich  noch  viel  werthvollereu  und 
interessanteren  Material  zu  arbeiten.  Vortreffliche,  zum  Theil 
eminente  finanzielle  und  verwaltungsrecbtliche  Scbrifteu  lagen  in 
Fülle  vor,  darunter  deutsche,  wie  das  zwar  weit  zurück  liegende, 
1857  erschienene,  aber  unübertroffene  Werk  eines  theoretisch 
durchgebildeten  Meisters  der  Praxis,  wie  von  Hock,  und  das  ver- 
hältnissmässig  neue,  erst  1882  erschienene,  im  Einzelnen  ungleich- 
massig  gearbeitete,  aber  in  einigen  Abschnitten  der  Darstellung  der 
Besteuerung  ebenfalls  werthvollc  und  überall  —  freilich  mehr  an 
statistischen  Daten,  als  in  der  Darlegung  der  historischen  Entwick- 
lungen und  der  finanzrechtlichen  Verhältnisse,  wo  es  öfters  ein- 
gehender sein  könnte  -  stoffreiche  von  von  Kaufmann.  Aber 
auch  hier  sah  ich  bald,  dass  einfache  Verweisungen  nicht  genügten. 
Abgesehen  davon,  dass  ich  in  der  Auffassung,  so  vielfach  in  Betreff 
der  Benrtheilung  der  Steuerpolitik  von  v.  Kaufmann  und  den  fran- 
zösischen Theoretikern,  abwich,  war  in  den  deutschen  und  selbst 
in  den  französischen  finanzrechtlichen  Werken  die  ganze  Behand- 
lungsweise  des  Stoffs  eben  eine  andere,  als  ich  sie  für  die  mir 
vorschwebenden  Ziele  brauchte.  Zugleich  lockte  mich,  wie  meine 
Vorgänger,  wie  namentlich  v.  Hock,  welcher  es  in  classischen, 
auch  von  v.  Kaufmann  in  der  Vorrede  citirten  Worten  ausgesprochen 
hat,  freilich  auch  das  Interesse  an  dem  Stoff,  dem  —  Dank  einer 
ruhelosen  inneren  und  äusseren  Politik,  der  Folge  des  französischen 
Nationalcharacters  —  gewaltigsten  Steuerwesen,  das  die  Welt 
bisher  gesehen.  Dieser  Stoff  erwies  sich  zugleich,  wie  kein  anderer, 
geeignet,  bei  seiner  eingehenderen  Behandlung  fast  alle  moderneu 
Steuerarten,  Steuerformen  und  Steuerfragen,  welche  in  syste- 
matischer Ordnung  gerade  den  Gegenstand  der  speciellcn  Steuer- 
lehre bilden,  an  einem  Beispiel  von  ungeheuerer  und  durchaus 
actueller  practischcr  Bedeutung  zu  erörtern.  Die  ausgedehnten, 
vielfach  ausgezeichneten  Bearbeitungen  der  französischen  Besteuerung 
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and  einzelner  Theile  derselben  erleichterten  die  Aufgabe  der  Dar- 
stellung, in  einigen  Abschnitten  ermöglichten  sie  sie  mir  erst. 

80  glaubte  ich,  gerade  die  französische  Besteuerung  als  ein 
und  wohl  als  das  bedeutendste  Beispiel  der  „Besteuerung  des 
19.  Jahrhunderts"  herausheben  und  in  einem  Umfang  darstellen  zu 
dürfen,  welcher  freilich  das  Maass  eines  blossen  „Abschnitts"  der 
speciellen  Steuerlehre  in  einem  finanzwissenschaftlichen  Werke  übeY- 
steigt  (549  Seiten). 

Aber  ich  habe  in  dieser  „französischen  Besteuerung"  nun  auch 
zu  zeigen  vermocht,  wie  ich  mir  die  Darstellung  der  concreten  »Steuer- 
Verhältnisse-  eines  Landes  einerseits  als  eine  vorbereitende  Arbeit 
für  die  „systematische"  specielle  Steuerlebre  und  anderseits  als 
einen  integrirenden  Theil  der  speciellen  Steuerlebre  und  damit  der 
Finanzwissenschaft  denke. 

Auch  didactisch  scheint  es  mir  empfehlenswert!],  beim  Studium 
der  Finanzwissenschaft  sich  einmal  so  in  das  grosse  und  schwierige 
Detail  des  Steuerrechts  und  der  Steuerverwaltung  eines  wichtigen 
Staats  hineinzuarbeiten.  Unsere  Fiuanzwissenschaft  hat  sieb  zu 
einseitig  mit  den  allgemeinen  Principienfragen  der  Besteuerung, 
mit  dem  „Sein -Sollen",  den  volkswirtschaftlichen  Seiten  und 
Wirkungen  der  Steuern  beschäftigt.  Die  specielle  Steuerlehre  hat 
die  Aufgabe  (§.  1,  2),  zu  zeigen,  „wie  man  es  macht  und  gemacht 
hat",  wie  und  mit  welchen  Mitteln,  auf  welchen  Wegen  im  Einzelnen 
„steuertechnisch"  Gesetzgebung  und  Verwaltung  bestimmte 
steuerpolitische  Probleme  zu  lösen  gesucht,  welche  oft  unüberwind- 
Hehe  Schwierigkeiten  sie  hierbei  gefunden,  womit  sie  sich  häufig 
babeu  begnügen  müssen.  Das  eben  ersiebt  man  gut  aus  der 
specielleren  Darstellung  der  Besteuerung  eines  einzelnen  Landes. 

Frankreichs  „moderne  Besteuerung"  eignet  sich  für  alle  diese 
Zwecke  aber  mehr  als  diejenige  eines  anderen  Landes.  Der 
„radicale"  Bruch,  welcher  1789  ff.  mit  dem  Steuerwesen  des  ancien 
regime  erfolgte,  war  zwar  hier,  wie  auf  anderen  Gebieten,  mehr 
vun  formeller  als  von  materieller  Bedeutung.  Denn  überall  wurde 
hei  dem  Aufbau  und  Wiederaufbau  des  Steuersystems  an  die 
älteren  Steuern  und  an  deren  Technik  und  Verwaltung  angeknüpft, 
wie  gerade  die  genauere  Untersuchung  zeigt.  Indessen  bildet  die 
erste  Revolution  doch  auch  hier  einen  wahrhaft  Epoche  machenden 
Abschnitt.  Das  Jahrhundert  „1789—1889"  scheidet  sich  noch  mehr  als 
anderswo  von  der  früheren  Zeit  ab.  Die  wcchselvollc  äussere  und 
iuuerc  französische  Geschichte  hat  dann  auf  dem  Finanz-  und  ins- 
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besondere  dem  Besteuerungsgebiete  zu  Experimenten  genöthigt,  wie 
sie  wiederum,  etwa  mit  Ausnahme  Nordamerikas  in  der  kurzen 
Spanne  des  Bürgerkriegs,  kein  anderes  Land  aufweist.  Frankreich 
war  auch  in  Steuerfragen,  wie  im  öffentlichen  Leben  überhaupt, 
das  „Land  der  Rosscuren  für  ganz  Europa".  Eben  deshalb  ist 
seine  moderne  Besteuerung  so  ausnehmend  interessant  und  auch 
fflr  die  Theorie  so  lehrreich,  wie  kaum  eine  andere. 

Das  meine  Rechtfertigung  dafür,  dass  ich  die  „moderne  fran- 
zösische Besteuerung"  so  zum  „Lehrexcmpel"  grössten  Styls 
für  die  specielle  Steuerlehre,  wie  eine  förmliche  Sammlung  von 
„Steuermodellen",  benutzt  habe.  Abgesehen  von  der  Ein- 
kommensteuer, zu  deren  Einführung  aber  auch  wiederholt  beachtens- 
werte Anläufe  gemacht  worden  sind  (§.  191),  bietet  die  moderne 
französische  Besteuerung  für  alle  wichtigeren  Arten  und  Formen 
der  Besteuerung  und  für  zahlreiche  Specialfragen,  welche  sich  an- 
schlössen, in  der  That  ein  wahrhaft  ausgezeichnetes  practisches 
Beispiel  und  eine  solche  Modellsammlung. 

In  diesem  Sinne  möchte  ich  meine  Darstellung  der  französischen 
Besteuerung  als  Tlieil  meines  finanzwissenschaftlichen  Werkes  und 
der  „speziellen  Steucrlehrc"  desselben  aufgefasst  haben. 

Gewiss  wäre  es  nun  mein  Wunsch,  in  ähnlicher  Weise,  wenn 
auch  in  geringerer  Ausltthrlicbkeit,  die  neuere  Besteuerung  anderer 
wichtigerer  Länder  und  schliesslich  zumal  Deutschlands,  des  Reichs, 
Prcusscns,  der  Mittelstaatcn,  dann  Oesterreichs  zu  behandeln.  Und 
als  weitere  Vorbereitung  für  die  systematische  specielle  Stcuerlehre 
plante  ich  das  auch  und  wäre  es  das  Richtige. 

Wenn  ich  gleichwohl,  wie  oben  schon  bemerkt,  vorläufig 
darauf  verzichte,  so  bestimmen  mich  dazu  äussere  und  auch  persön- 
liche Gründe. 

Leber  die  bloss  cotiipcndiarische  Behandlung  ist  die  deutsche 
Finanzwissenschalt  hinausgewachsen.  Auch  hier  wie  in  der  ganzen 
Politischen  Oekonomie  bedarf  es  neben  den  Compendien  und  den 
Monugraphiecn  und  Aufsätzen  umfangreicherer  zusammenfassender 
Werke,  nach  der  Weise  des  vorliegenden,  mag  dasselbe  auch  nur 
als  ein  Versuch  in  dieser  Richtung  gelten,  dessen  Mängel  dem 
Verfasser  selbst  am  Besten  bekannt  sind.   Vivat  sequens! 

Auch  hier  aber  steigen  natürlich  die  Schwierigkeiten  mit  dem 
Umfang.  Mein  Werk  ist  jetzt  bereits  auf  drei  starke  Bände  an- 
gewachsen. Mindestens  ein  weiterer  wird  noch  durch  die  syste- 
matische specielle  Steucrlehrc  und  die  Staatsschuldenlehre  be- 
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anspracht.  Ich  glaube  einstweilen  erst  einmal  abwarten  zu  sollen, 
ob  sich  ein  Werk  dieser  Ausdehnung  auf  dem  deutschen  Bücher- 
märkte behaupten  kann.  Bisher  ist  der  Absatz  der  einzelnen 
Bände,  welche  doch  nur  „Bruchstücke"  der  Finanz  Wissenschaft 
enthalten,  zwar,  von  allen  sachlichen  Gründen,  den  Vorzügen  anderer 
Werke,  wie  des  Stein'schen,  Koscher'schen,  abgesehen,  begreiflich 
langsamer  als  bei  kürzeren  und  wohlfeileren  Werken  der  syste- 
matischen Finanzwissenschaft.  Aber  immerhin  ist  der  Absatz  be- 
friedigend und  bei  den  Auflagen  in  der  Doppelstärke  der  üblichen 
rascher  als  ich  erwartet  hatte.  Der  zweite  Band  ist  seit  länger 
vollständig  vergriffen.  Indessen  erscheint  es  doch  räthlich,  dem 
deutschen  Bücherconsumenten ,  der  bekanntlich  für  das  Bücher- 
kaufen keinen  grossen  Magen  hat,  nicht  gar  zu  viel  zuzurauthen. 
Ks  wird  auch  von  den  weiteren  Absatzverhältnissen  dieses  dritten 
Bandes  abhängen,  wann  ich  mich  und  wie  ich  mich  der  Fort- 
führung der  Darstellung  der  Besteuerung  einzelner  Länder  in  der 
begonnenen  Wreise  widmen  kann.  Der  Absatz  der  einzelnen  Hefte, 
die  auch  weiter  apart  verkäuflich  sein  werden,  war  bisher  über 
Erwarten  gflnstig. 

Dann  aber  kommen  auch  die  persönlichen  Gründe  in  Betracht, 
welche  mich  für  jetzt  bestimmen,  die  oben  genannten  Darstellungen 
vorläufig  zurückzustellen.  Die  Ausarbeitung  derselben  fordert  ein 
Maass  von  Zeit  und  Arbeitskraft,  das  ich  nicht  sicher  zur  Ver- 
fügung habe. 

Bei  England  und  Frankreich  lagen  auch  reichliche  und  vielfach 
vortreffliche  Vorarbeiten  vor,  welche  mir  in  hohem  Maasse  zu  Statten 
gekommen  sind.  Die  Werke  und  kleineren  Arbeiten  von  Do  well, 
V'ocke,  v.  Gneist,  Leser,  Aschrott,  J.  Wolf,  von  v.  Hock, 
v.Kaufmann,  Lexis,  v.  Reitzenstei n ,  von  Stourm,  Sudrc 
Eignes,  Mathieu-Bodet,  Amagat,  Perroux,  Olibo, 
Arne  u.  a.  m.,  das  vortreffliche  dictionnaire  de  Tadministration 
frangaise  von  Block  mit  seinen  Supplementen,  das  noch  reich- 
haltigere, im  grö88ten  Styl  angelegte,  aber  bei  Weitem  noch  nicht 
fertige  dictionnaire  des  finances  von  Say  und  mehr  als  alle  diese 
Werke  und  einzelnen  Arbeiten  das  ausgezeichnete  und  höchst 
reichhaltige,  im  französischen  Finanzministerium  herausgegebene 
Bulletin  de  statistique  et  de  legislation  comparce  (seit  1877,  in 
starken  Monatsheften,  bisher  25  Bände)  — ,  um  nur  die  wichtigsten 
benutzten  literarischen  Hilfsmittel  zu  nennen,  —  haben  mir  das 
eine  mehr,   das  andere  weniger,  aber  alle  mehr  oder  weniger, 
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wesentliche  Dienste  geleistet.  Wo  und  wie  ich  sie  benutzt  habe, 
ergiebt  sich  aus  den  zahlreichen  Citaten.  Ich  bin  daneben,  wo  ich 
es  irgend  für  nöthig  hielt  und  ausführen  konnte,  namentlich  auf 
die  Gesetze,  Verordnungen,  Tarife  selbst,  als  die  ersten  Quellen  für 
solche  Darstellungen  der  Besteuerung,  öfters  auch  auf  Enqueten, 
Gesetzentwürfe,  parlamentarische  Verhandlungen  u.  dgl.,  wenn  sich 
dabei  auch  eine  Beschränkung  von  selbst  gebot,  um  den  Stoff  be- 
wältigen zu  können,  eingegangen.  Aber  jene  genannten  Werke 
haben  mir  vielfach  dabei  als  Wegweiser  gedient,  und  gern  gestehe 
ich,  dass  ich  z.  B.  ohne  ein  Werk  wie  das  Olibo'sche  Uber  die 
indirecten  Steuern,  ohne  manche  Materialien  im  Bulletin  und  ohuc 
manche  Aufschlüsse  und  Fingerzeige,  die  ich  den  beiden  genannten 
dictionnaires  verdanke,  meine  Aufgabe  bei  der  französischen  Be- 
steuerung schwerlich  und  jedenfalls  nur  noch  ungenügender  und 
laugsamer  hätte  lösen  können,  als  es  geschehen  ist.  Auch  hier  aber 
blieb  der  eigenen  Mühe  und  Arbeit  noch  genug. 

Für  andere  Länder,  mehrfach  auch  für  Deutschland  fehlen 
solche  Vorarbeiten  mehr  als  für  die  im  dritten  Bande  behandelten 
beiden.  Haben  wir  doch  z.  B.  für  Preussen  und  für  Oesterreich 
keine  einzige  zusammenfassende  etwas  eingehendere  Darstellung 
der  Besteuerung  im  19.  Jahrhundert.  Daher  verlangt  die  Behand- 
lung dieser  Länder  wieder  sehr  viel  Zeit  und  Arbeitskraft  und 
darin  giebt  es  eben  für  den  Einzelnen,  speciell  auch  nach  meinen 
persönlichen  und  Berufsverhältnissen  für  mich,  eine  Grenze,  die  man 
inne  zu  halten  sich  gezwungen  sieht. 

Gleichwohl  hoffe  ich  die  Fortsetzung  der  Darstellung  der  Be- 
steuerung in  einzelnen  Staaten  im  19.  Jahrhundert  nicht  liegen 
lassen  zu  müssen.  Vielerlei  Vorstudien  dazu  habe  ich  gemacht. 
Aber  zunächst  drängt  die  zweite  Auflage  des  zweiten  Bandes  der 
Finanzwissenschaft,  dann  möchte  ich  womöglich  erst  die  syste 
matische  Steuer-  und  die  Staatsschuldenlehre  bearbeiten  und  damit 
das  ganze  Finauzwerk  zu  einem  gewissen  Abschluss  bringen,  — 
vielfachen  Wünschen  entsprechend,  meinem  eigenen  zumeist,  der 
ich  unter  der  Bürde  dieses  Werkes  seit  nur  zu  lange  schon  stehe 
und  daran  wahrlich  oft  schwer  getragen  habe  und  trage. 

Diese  längeren  Darlegungen  glaubte  ich  den  Lesern  meines 
Werkes  schuldig  zu  sein,  namentlich  denen,  welche  über  den  lang- 
samen Fortgang  desselben  unzufrieden  gewesen  sind.  „Ultra  posse 
nulla  obligatio." 
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Inhalt  und  Behandlungsweise  müssen  sieb  natürlich  durch  sich 
selbst  rechtfertigen.  Ich  erlaube  mir  darüber  nur  noch  Folgendes 
hinzuzufügen. 

Ich  bin  in  der  älteren,  der  antiken,  der  mittelalterlichen  und 
der  neueren  Steuergeschichte  bis  Ende  des  18.  Jahrhunderts  nicht 
Specialforscher.  Meine  „Steuergeschichte"  prätendirt  daher  auch 
nicht  als  die  Arbeit  eines  solchen  zu  gelten.  Meine  Studien  und 
Neigungen  haben  mich  auf  andere  Stoffe  und  andere  Gebiete  geführt. 
Die  Rechtfertigung  dafür  finde  ich  in  dem  Gebot  der  wissenschaft- 
lichen Arbeitsteilung.  In  der  „Steuergeschichte"  fasse  ich  daher 
grossentheils  nur  die  Ergebnisse  der  Arbeit  der  Specialforscher  zu- 
sammen. Das,  was  ich  dabei  Eigenes  biete,  liegt  vornemlich  in 
dieser  Zusammenfassung  nach  den  Gesichtspuncten  der 
vergleichenden  Steuerlehre  und  Finanz  Wissenschaft 
und  hier  blieb  —  und  bleibt  auch  nach  meiner  Arbeit,  wie  ich  gern 
einräume  —  auch  den  Specialforschern,  zumal  reinen  Historikern 
oder  historischen  Philologen  gegenüber,  auch  für  den  Finauz- 
theoretiker  immerhin  noch  eine  nicht  unwichtige  Aufgabe  übrig. 

Etwa  vollends  in  Betreff  der  antiken  Besteuerung,  wo  die 
ersten  Meister  gearbeitet  und  so  Vieles  doch  ungelöst  gelassen  oder 
dauernd  der  Controverse  überlassen  haben,  Fachmänner,  welche  in 
diesen  Studien  ihre  Lebensaufgabe  fanden,  auf  eigenen  Füssen 
stehen  zu  wollen,  schiene  mir  nicht  nur  im  Widerspruch  mit  allen 
(Jruudsätzen  vernünftiger  wissenschaftlicher  Arbeitsteilung,  sondern 
eine  dilettantische  Anniassung.  Da  mögen  von  Fach-National- 
ükonoinen  mir  Männer  wie  Rodbertus,  welche  sich  zu  Special- 
forschem  auf  diesem  Gebiete  ausbildeten,  oder  wie  Altmeister 
Wilhelm  Roscher,  welche  der  classischen  Philologie  und  Ge- 
schichtswissenschaft berufsmässig  angehören,  eigene  Urtheile  wagen. 
Die  Gewährsmänner  meiner  Darstellung  habe  ich  Überall  genannt. 
Eine  gewisse  Hinneigung  zu  Rodbertus'schcn  Ansichten  wird  man 
gerade  mir,  hoffe  ich,  zu  Gute  halten,  aber  gefolgt  bin  ich  absichtlich 
ihm  weniger  als  anderen  Forschern  (S.  24). 

Für  das  mittelalterliche  und  spätere  Steuerwesen  glaubte 
ich  auf  Grund  meiner  Studien  mehrfach  etwas  selbständiger  ver- 
fahren zu  können.  Aber  auch  hier  sind  es  doch  überwiegend 
die  neueren  Arbeiten  der  historischen  und  rechts-  und  wirtschafts- 
historischen Specialisten,  auf  denen  meine  Darstellung  beruht.  Ich 
habe  sie  und  jeden  einzelnen  namentlich  da,  wo  ich  ihm  näher 
folgte,  stets  besonders  genannt.    Hervorheben  möchte  ich  im  All- 
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gemeinen  Eichhorn,  Waitz,  Gierke,  v.  Gne ist,  Ciamag c ran, 
Vtiitry,  speciell  für  einzelne  Zeiträume,  Steuergebiete,  Länder 
ausser  den  eben  genannten,  von  denen  Clamageran  für  Frank- 
reich mir  der  wichtigste  Autor  war,  noch  Zeumer,  Hegel, 
von  Schönberg,  Falke,  Hoffmann,  Kries,  Gindely, 
G.  Sch  moller,  Vocke,  Do  well  u.  v.  a.  m. 

Die  Autoren  Uber  die  moderne  britische  und  französische  Be- 
steuerung, welche  ich  vornemlich  mit  benutzt  habe,  wurden  oben 
schon  genannt.  Sie  sind  an  betreffender  Stelle  stets  citirt  worden. 
In  diesen  Abschnitten  —  und  im  Fortschreiten  der  Arbeit,  nach 
einem  eigenen  leicht  begreiflichen  Bedlirfniss,  immer  mehr  und 
immer  ausschliesslicher  —  bin  ich  aber  auf  die  Gesetzgebung  und 
die  amtliche  Statistik  selbst  Uberall  zurückgegangen.  Dabei  findet 
man  denn  auch  bei  der  Vergleichung  und  Prüfung  selbst  in  den 
besten  Arbeiten  einmal  doch  mancherlei  Irrthümer  und  sodann  in 
den  Zahlen,  Datums  der  Gesetze  u.  dgl.  manche  Schreib-  oder 
Druckfehler,  die  z.  B.  auch  im  ßlock'schen  dictionnaire,  bei  Vignes 
und  selbst  iu  den  amtlichen  Schriften,  wie  im  Bulletin,  nicht  selten 
sind.  Die  republikanische  Zeitrechnung  in  Frankreich  mit  ihren 
römischen  Zahlen  für  die  Jahre  ist  namentlich  oft  an  Schreib-  und 
Druckfehlern  mit  schuld.  Als  ein  in  jeder  Beziehung  besonders 
wcrthvolles  Werk  möchte  ich  aus  der  französischen  Literatur  noch 
das  von  Stourm,  Ies  finances  de  l'ancien  regime  et  de  la  rero- 
lution,  hier  dankbar  hervorheben. 

Noch  bemerke  ich,  dass  vielleicht  in  der  Darstellung  der 
französischen  Steuern  Eines  auffallen  kann:  die  sehr  seltene  Er- 
wähnung der  Theoretiker  und  der  theoretischen  Schriften,  z.  B. 
Lcroy-Beaulieu'8,  Parieu's,  des  Journal  des  Economistes. 
Ich  habe  aber  absichtlich  mein  Urtheil  mir  unbeeinflusst  von  den 
Stimmen  der  Theorie  zu  bilden  und  zu  erhalten  gesucht  und  des- 
halb bekannte  Bücher,  wie  z.  B.  selbst  die  der  Genannten,  während 
meiner  ganzen  Arbeit  kaum  einmal  in  die  Hand  genommen.  Um 
Auseinandersetzung  mit  den  Theoretikern  handelte  es  sich  auch  in 
diesem  Bande  nicht. 


Meine  Darstellung  der  französischen  Besteuerung  umfasst 
gerade  den  hundertjährigen  Zeitraum  von  1789—1889  und  erscheint 
im  „Jubiläumsjahre"  der  ersten  Revolution.  Ein  interessanteres 
Stück  Steuergcschichtc,  wiederum  nur  etwa  von  den  Jahren  18G1 
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bis  1865  in  Nordamerika  abgesehen,  giebt  es  schwerlich.  Es  ist 
auch  politisch  und  wissenschaftlich  im  höchsten  Grade  lehrreich. 

Vielfach  vollendete  steuertechnische  Formen,  aber  im  Grunde 
materiell  keine  so  gar  grosse  Verschiedenheit  von  den  Verhältnissen 
am  Schluss  des  Ancien  regime.  So  nicht  in  der  Vertheilung  der 
Steuerarten;  und  ob  in  der  Höhe  der  Steuerbelastung,  die  nirgend 
in  der  Welt  Ihresgleichen  findet?! 

Die  ganze  Entwicklung  und  das  Maass  der  beutigen  Belastung 
eben  das  Product  der  allgemeinen  inneren  und  äusseren  politischen 
Geschichte  und  diese  —  das  Product  des  etwas  romanisirten,  ein 
wenig  germanisch  versetzten,  kelto-gallischen  Grundcharacters  der 
Nation.  Kerum  novarum  Semper  studiosi.  Ein  Beispiel  der  „Ver- 
erbung der  Eigenschaften" .  und  der  practischen  Folgen  davon  im 
öffentlichen  Leben  wie  wenige.  Und  diese  Verhältnisse  und  Ein- 
flüsse schliesslich  das  Richtung  gebende,  selbst  das  Entscheidende 
fdr  die  Entwicklung  und  Gestaltung  der  Besteuerung,  deren  tech- 
nische Durchführung  dann  nur  Gesetzgebung  und  Verwaltung  sich 
unablässig  so  vorzüglich  wie  möglich  zu  machen  bemühen.  Und 
darin  haben  sie  Grosses  geleistet. 

Diese  Zusammenhänge  hat  auch  der  Finanztheoretiker  und 
die  Finanzwissenschaft  zu  beachten.  Das  ist  wieder  etwas  „All- 
gemeines", das  am  Ende  wichtiger  als  alles  „Detail"  ist.  — 

Mit  Interesse,  ja  mit  einer  gewissen  Liebe  ist  auch  der 
deutsche  Autor  diesen  französischen  Dingen  nachgegangen.  Er 
wie  so  ziemlich  alle  wir  Deutschen  fühlen  nicht  Hass,  nicht  Ver- 
achtung, nicht  Antipathie  gegen  Frankreich  und  die  Franzosen. 
Wir  können  auch  heute  noch  französischen  Dingen  objective  Be- 
ortheilung  angedeihen  lassen,  —  selbst  heute  noch,  wo  uns  in  der 
ungerechtesten  und  verletzendsten  Weise  nur  Hass  und  Verachtung 
und  Antipathie  entgegen  gebracht  werden,  weil  wir  —  frevel- 
haften Friedensbruch  und  Störung  der  nationalen  Einigung,  die 
Frankreich  seit  Jahrhunderten  besitzt,  siegreich  zurückgewiesen 
und  altes  uns  widerfahrenes  unverjährtes  Unrecht  massvoll  gesühnt 
haben.  Nach  Objectivität  habe  ich  überall  in  meiner  Darstellung 
gestrebt,  oft  bewundert,  was  geleistet  worden  ist.  Und  wenn 
mitten  in  nüchternen  Finanzschriftcn  Ausfälle  gegen  Deutschland, 
Deutsche,  Preussen,  „Prussiens"  begegneten,  nur  etwa  einmal  mit- 
leidig gelächelt  und  die  Achseln  gezuckt  und  —  des  gallischen 
Nationalcharacters  gedacht. 

Ii 
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Schliesslich  aber  habe  ich  allerdings  auch  eine  Genugthuung 
darüber  empfunden,  dass  uns  Deutschen  dieses  superfiscalisehe 
Finanz-  und  Steuersystem  —  in  seiner  Art  ein  Wunderwerk  der 
Verwaltungs-  und  Finanztechnik  —  erspart  geblieben  ist,  weil  uns 
—  die  „Rosscur"  der  französischen  Revolutionen  erspart  blieb. 

Auch  dieser  Causalzusammcnhänge  sei  der  Finanztheoretiker 
eingedenk,  denn  schliesslich  sind  und  bleiben  Finanz-  und  Steuer- 
fragen ebeu  doch  politische  Fragen  und  die  Lösungen,  die  sie  tinden, 
eben  doch  Producte  der  politischen  Verhältnisse. 

Berlin,  5.  Juni  1889. 

Dr.  Adolph  Wagner. 
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Specielle  Steuerlehre. 

Praxis  der  Besteuerung. 

Sechstes  bis  achtes  Buch.*) 

r- 

Die  Behandlung  diesem  Gegenstandes  schliesst  sich  an  die  allgemeine  Steuer- 
bare im  zweiten  Bande  der  Finanzwissenschaft  an  (II,  1 6ti ).   Sie  folgt  auch  in  der 


*)  Die  Umänderungen  in  der  dritten  gegen  die  zwei  ersten  Auflagen  des  ersten 
Bandes  der  Finanz  Wissenschaft  haben  sich  auch  mit  auf  die  liaupteintheilungen  des 
mizen  Stoffs  bezogen,  wenn  der  erste  Hand  in  diesen  drei  Auflagen  auch  im  (ian/.ea 
>lK'»vlben  Gegenstände  behandelt.  Der  zweite  Band  der  Finanzwissciiscbaft  hat  sich 
in  der  ersten  Auflage  (l^SO)  an  die  Eintheilung  des  ersten  Bandes  in  der  ersten  und 
/weiten  Auflage  angeschlossen.  In  der  im  Werke  befindlichen  zweiten  Auflage  des 
zweiten  Bandes  wird  j«t/t  der  Anschluss  an  die  Eintheilung  in  dir  dritten  Auflage 
'l<-s  ersten  Bandes  erfolgen.  Im  vorliegenden  dritten  Bande  ist  dieser  Anschluss  anti- 
npirt  und  dem  gemäss  wird  die  „specielle  Steuerlehre"  jetzt  als  „Buch"  bezeichnet 
und  des  Finfangs  wegen  wieder  in  drei  „Bücher",  ein  sechstes,  siebentes  und 
achtes  zerlegt,  nach  der  in  §.  3  angegebenen  Scheidung,  Zur  Uebersicht  und  Yer- 
srl>  Hiung  werden  die  Haupteintheilungen  und  deren  Veränderungen  (in  Bezeichnung 
und  Nuinmcrirung'i  nebst  Paragraphenzahl  hier  zusammengestellt. 


I.  Band.  1.  Auflage. 

(Kau- Wagner.  1S72.) 

Einleitung.  §.  1—23. 
J.  Buch.  Staatsausgaben. 
§.  24—  S3'«. 

1.  Abschnitt.  Allge- 
meine Betracht,  d.  Staats- 
ausgaben. §.  21—44. 

2.  Abschnitt.  Einzelne 
tiegenstände  des  Auf- 
wands.   §.  45— Sl. 

3.  A bsc  Ii n  i  tt.  Deckung 
«ler  Staatsausgaben  und 
•ilcichgewieht  im  Staats- 
haushalt. §.  S2— S3a. 

2.  Buch.  Ordentliche  Staats- 
einnahmen. §.  S4  ff. 

1.  Abschn  itt.  Im  All- 
gem.  u.  \  erschied.  Arten. 
§.  ^s4 — 1 1 G». 

2.  Abschnitt.  Privat- 
erwerb. §.  11 7-2«  I. 


I.  Band.   2.  Auflage. 

(1S77J 
Einleitung.       1 — 2S. 
1.  Buch.  Ordnung  der Kin. - 
wirthschaft  und  Finanz- 
bedarf.   §.  29—  12s. 

1.  Kapitel.  Ordnung 
der  Finanzwirthsehaft 
g.  30-67. 

2.  Kapitel.  Finanzbedarf. 
§.  fis— 12b. 


2.  Buch.  Die  ordentlichen 
Einnahmen  der  Finanz- 
wirthsch.    §.  129  ff. 

1.  Kapitel.  Allgemeine 
Betracht,  und  Hauptein- 
theil.    §.  129—157. 

2.  K  a  p  i  t  e  1.  Privaterwerb. 
S.  15«* -275. 


A.Wagner,  Finanz  Wissenschaft.  III. 


I.  Band.  3.  Auflage. 

II>S3.) 

Einleitung.  §.  1  —  30. 

1.  Buch.  Ordnung  d.  Fin.- 
winhsch.  §  31—  144*. 

1.  Kapitel.  Zns.hang  mit 
Staatsleben.  31-37. 

2.  Kapitel,  l'iu.wirllis.  h. 
der  Sfaatenverbindungen 
und  Selbstverwaltuugs- 
kürper.    §.  38—59. 

3.  Kapitel.  Materielle 
I  )rdn.  u.  Deckungstheorie. 
§.  00—77. 

4.  K  a  p  i  t  e  1.  Formelle  Ord- 
nung.   §.  TS— I  is. 

2.  Buch.  Finanzbedarf. 
$$.  140  —  190. 

1.  Kapitel.  Allgemeines. 
149—173. 

2.  Kapitel.  Einzelnes. 
!$.  174—190. 


B  u  c  h.  Die  ordentl.  Ein- 
nahmen im  Allgemeinen, 
besond.  der  Privaterwerb. 
§.  197—300. 

1.  Kapitel.  Allgemeine 
Betracht,  u.  llaupteintheil. 
§.  197-217. 

2.  Kapitel.  Privaterwerb. 
§.  218—300. 
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2  Iiis  8.  R.    Spezielle  Steuerlehre. 


Keihe  der  Materien,  hier  der  einzelnen  Steuergattungen  und  Steuern,  mit  einer  aus 
ausseien  Gründen  (in  Betreff  der  15. «sitz-,  spcciell  der  Vermögenssteuer)  erfolgenden 
Ausnahme,  ticin  dort  aufgestellten  und  begründeten  Steuersystem  (II,  3H2  11'.)  unter 
Benutzung1  <ler  ebenfalls  dort  gebrauchten  und  erläuterten  technischen  Namen  und 
Kuustausdrucke  >s.  bes.  II,  l.'iO  II.)  Die  von  diesen  abweichenden,  in  der  Theorie  sonst 
vorkommenden  und  in  der  Praxis  üblichen  Namen  und  Ausdrucke  werden  indessen 
im  Folgenden  vielfach  daneben  verwendet,  besonder  bei  der  zusammenfassenden  Be- 
zeichnung der  grossen  Steuergruppen. 

Die  Literatur  der  speeiellen  Stenerlehre,  ist  grossentheils  in  dem  umfassenden 
;l»is  1  s7l>  gehenden)  Naehweis  über  die  gesummte  Steuerliteratur  in  B.  II  (S.  13*>-  150). 
\  ieles  davon  auch  in  der  allgemeinen  Bibliographie  im  1.  Bande  (3.  Aufl.  §.  30,  bis 
]ss2 — s3  reichend i  mit  angeführt  worden,  so  dass  hier  jetzt  nur  einige  neuere, 
seitdem  venUlentlichte  Schriften  hinzugefügt  werden.  Die  S  per. i a  1 1  i  t  era  t  u  r  über 
Steuergeschichte  und  bestehende  Steuergesetzgebung,  sowie  über  ein- 
zelne Steuern,  cmicrete  Steuerfragen  und  dgl.  in.  wird  in  den  betreffenden 
Abschnitten  im  f..  Buche,  bei  den  einzelnen  Staaten  und  im  weiteren  Verlauf  bei 
den  einzelnen  Steuern)  namhaft  gemacht  Werden. 

Hin  gutes,  prartisc.h  recht  brauchbares  bibliographisches  Hilfsmittel  für 
die  neuere  und  neueste  Literatur  auch  der  speeiellen  Steuerlehre,  im  Allgemeinen  für 
die  Literatur  im  10.  Jahrhundert,  ist  die  neueste  erweiterte  Ausgabe  des  Mühl- 
brecht  sehen  Katalog  s,  dessen  schon  im  1.  Bande  (IL  Aull.  S.  51)  rühmend  ge- 
dacht worden:  ..Wegweiser  durch  die  neuere  Literatur  der  Staats-  und  Kechtswissen- 
sehaften"  (deutsche,  und  fremde)  (abgeschlossen  1.  Juli  iS*ö<.  v.  O.  Muhlbrecht. 
Berlin  ISMi  (im  Buchhandel  zu  haben*.  Darin  besonders  der  Abseh.  „Finanzwissen- 
schaft" S.  2157— 2»;  1,  mit  iler  Literatur  unter  dem  Namen  joder  einzelnen  Steuer. 
Reichhaltige  bibliographische  Lebersichten  der  neuesten  Erscheinungen  in  Schanz* 
Finanzarcbiv  (f.  IsVt  in  B.  I,  1.  Abth.  S.  -I0Ü  Ii,  f.  1^4  in  B.  II,  1.  Abth.  S.  555  «'.. 
f.  Is*«."!  in  B.  III,  S.  127  If.L  in  systemat.  Zusammenstellung  mit  Berücksichtigung 
der  Aufsätze  aus  Fac  hzeitschriften :  feiner  in  Co  n  rad  s  Jahrbüchern  f.  Nat.-Oekon. 

Ergänzunge  n  (bis  Anfang  1  zu  den  Angaben  in  B.  I  (8.  Aufl.),  S.  52  11. 
u.  B.  II  v1.  Aufl.);  S.  MO  II.,  bes.  aus  der  Zeit  lsbli-Sf,. 

1.  Systematische  Fiuanzwiss enschaft  (I,  52,  II,  14Ü  If.'i.  L.  Stein, 
Lehrb.  d.  Finanzwissensch..  5.  Aufl..  Leipzig  1885  11.,  I  u.  IL  1.  Abth  ,  2.  Abth.  1*>8«>, 
3.  Abth.  noch  zu  erwarten).  •—  K.  Walcker,  Finanzwissensch.  Leipzig  1SS4.  — 
G.  Schönberg,  Handb  d.  polit.  Ookon.,  2.  Aufl.,  Band  3.  Tu  Ii.  1W>;  darin  viel- 
fach vermehrt  gegen  die  1.  Aufl.  die  Abh.  zur  speciellen  Steuerlehre:  A.  Wagner, 
directe  Steuern  VS.  175— Hl*),  Schall,  Aufwandssteuern  u.  Verkehrs-  u.  Erbschafts- 


II.  Band.    1.  Auflage. 
(ISS).) 

3.  Buch.  Die  ordentl.  Ein- 
nahmen. Fortsetz.,  bes. 
Gebühren  und  Steuern. 
§.  27fi— 51»S. 

1.  Kapitel.  (iebühren. 

277— 32 s. 

2.  Kapitel.  Besteuerung. 
1.  Abtheilung.  All- 
gemeine Steuerlehre. 


II.  Band.  2.  Auflage. 
(1887.) 
1.  Buch,   Gebuhren.  §.  1  II'. 
5.  Buch.   Allgom.  Steiier- 

lehre. 


HI.  ( bez.  IV.)  Band. 

(lSSti.) 
Buch.  Speciolle  Steuer- 
lehre. Geschichte.  Gesetz- 
gebung und  Statistik  der 
Besteuerung.    §  4  II", 
n.  8.  Buch.  Spec.  Steuer- 
lehre. Durchführung  des 
Steuersystems. 
Buch.  Oeffentl.  (Staats-) 
Credit. 

Mit  dieser  Eintheilungs-  und  Bezeichnungsweise  fügen  sich  also  die  zweite  Auf- 
lage des  2.  Bandes  und  dieser  3.  Band  genau  an  die  3.  Auflage  des  1.  Bandes  an. 
Danach  zerfällt  der  Stolf  jetzt  in  1>  „Bücher"  und  jedes  Buch  zunächst  in  „Kapitel", 
die  Kapitel  theils  dir.  ct  in  „Abschnitte",  theils  in  ..Hauptabschnitte"  und 
letztere  wieder  in  „Abschnitte-,  diese  endlich  in  Paragraphen.  Die  Paragraphen- 
reihe wird  jetzt  in  jedem  „Bande"  besonders  durchgeführt,  so  dass  B.  II  in  2.  Aufl. 
und  B.  III  mit  §.  1  beginnen.  Die  regelmässigen  Paragraphenverweisungen  betreifen 
die  3.  Aufl.  des  1.  Bandes  und  die  2.  Aufl.  i,  18711)  der  Grundlegung.  Beim  2.  Band 
der  Finanzwissensehaft  wird  hier  noch  die  1.  Aufl.  und  zwar  nach  Seitenzahlen  citirt. 
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Literatur  (Nachträge  zu  Band  I  n.  II). 
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steuern,  Riccke,  Zolle  n.  Rttbenzuckersteucr,  v.  Ii  eitzenstein,  das  communalo 
Finanzwesen.  —  Leroy-Beaulieu,  traite  do  la  sciencc  de  linances,  2  vol.,  jetzt 
in  3.  ed.,  Par.  1SS3.  —  J.  Garnier,  traite  de  fin.,  jetzt  in  4.  ed.,  Par.  1883.  — 
In  Lieferungen  im  Erscheinen  begriffen  ist  ein  dictionairo  de  finanecs  v.  L.  Say, 
Par.  ISS3  ff.  —  Boccardo,  prineip.  della  scienza  e  dell'  arte  delle  finance,  prefaz. 
al  vol.  X  Bibl.  d.  Ecc-n.,  Tor.  1885.  —  Pierson.  Lccrboek  der  staatshuishoudkondc, 
1.  TL.  Haarlem  1SS5. 

2.  Monographieen  über  Besteuerung  im  Allgemeinen  (1,53,  II,  144 ff.). 
V.  Roscher,  Versuch  einer  Theorie  der  Finanzregalien,  (aus  d.  Abb.  der  sächs. 
Akad.  d.  Wiss.)  Leipzig  1884.  —  Rob.  Meyer,  Principicn  der  gerechten  Besteuerung, 
Wien  1SS4.  —  Wcstphal-  Conn,  Steuersysteme  und  Staatseinnahmen  sämintl.  Staaten 
Europas  u.  s.  w.,  Wien  1884  (meist  Statistik). 

Zu  den  allgemeinen  deutschen  nationalokonomischcn  Fachzeitschriften ,  welche 
dem  Finanz-  und  Steuerwesen  unter  ihren  sonstigen  Gegenständen  einen  Platz  ein- 
räomen,  ist  seit  1  SS i  eine  speciellc  Fachzeitschrift  für  Finanzwesen  gekommen: 
Finanz- Archiv,  herausgeg.  v.  G.  Schanz,  jetzt  im  3.  Jahrgang  erscheinend, 
höchst  reichhaltig. 

3.  Finanz-  und  Stcucrwesen  einzelner  Staaten  (meist  nur  umfassen- 
dere Hauptwerke.  Weiteres  in  den  einzelnen  Abschnitten  unten.  S.  sonst  bes. 
die  Bibliographie  im  Finanzarchivj.    Zu  Fin.  B.  I,  54.  55  ff.,  II,  141»— 150. 
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Einleitung. 

§.  1.  Die  allgemeine  Steuerlchrc  hatte  die  Aufgabe,  die 
hauptsächlichen  Pri nc ipien tragen  aller  Besteuerung  im  syste- 
matischen Zusammenhang  zu  behandeln,  oder  m.  a.  W.  die  Auf- 
gabe der  Entwicklung  und  Begründung  einer  allgemeinen  Theorie 
der  Besteuerung.  In  ihr  waren  daher  Priucip  und  Wesen  der  Be- 
steuerung, die  Beziehungen  der  letzteren  zu  und  die  Abhängigkeits- 
verhältnisse von  der  volkswirtschaftlichen  Organisation,  der  Eigcn- 
thtimsordnung,  der  politischen  Verfassung  und  dem  Ständewesen, 
den  wirth8chaftlichen  Interessengruppen  und  den  socialen  Classcn, 
ferner  die  obersten  Grundsätze  der  Steucitheorie  und  practischen 
Forderangen  der  Steuerpolitik  darzulegen,  zu  entwickeln,  zu  prüfen. 
Erst  auf  der  so  gewonnenen  Grundlage  Hess  sich  die  Hauptauf- 
gabe der  allgemeinen  Steuerlehre,  die  Aufstellung  und  Begründung 
des  ganzen  Steuersystems  und  seiner  noth wendigen  Glieder,  der 
einzelneu  Steucrarten,  lösen.  Damit  war  ein  Ziel  für  die  Gesetz- 
gebung und  waren  die  Ilauptwege  zur  Erreichung  dieses  Ziels  be- 
zeichnet, dem  man  zuzustreben  und  auf  denen  man  zu  schreiten 
hatte  unter  angenommenen  gegebenen  socialen,  ökonomischen, 
rechtlichen,  technischen  Gesammtverhältnisscn,  wie  z.  B.  in  der 
Frage  des  Steuersystems  der  modernen  europäischen  Galturwelt. 
Erst  eine  solche  umfassende  und  eingehende  Behandlung  der  all- 
gemeinen Steuerlehre  zeigt  die  grossen  Schwierigkeiten  des  theo- 
retischen und  practischen  Steuerproblems  voll  und  ganz. 

Die  allgemeine  Steuerlehre  bildet  die  notwendige  Vorarbeit 
für  die  speciclle  Steuerlehre,  den  Gegenstand  des  sechsten  bis 
achten  Buchs  der  Finanzwissenschaft.  In  ihr  handelt  es  sich  nicht 
mehr  um  jene  grossen  Principicnfragen,  welche  sich  an  die  Bildung 
und  den  Ausbau  des  Steuersystems  auscbliesscn,  Fragen,  welche 
hier  vielmehr  jetzt  durch  die  vorausgehenden  Erörterungen  als 
erledigt  angesehen  werden,  sondern  um  eine  andere  Reihe  von 
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Fragen,  welche  unter  der  Bezeichnung:  Fragen  der  „Steuertech- 
nik" oder  auch  der  Steuerpraxis  zusamniengefasst  werden  können. 

Unter  Steuertechnik  wird  hier  das  Verfahren  —  bei  ratio- 
nellem Vorgehen  die  „Methode"  —  verstanden,  welche  die  Theorie 
autstellt,  begründet  und  empfiehlt  und  die  Praxis  der  Gesetzgebung 
und  Verwaltung  befolgt,  um  eine  bestimmte  bei  einer  einzelnen 
Steuer  oder  Steucrart  gestellte  Aufgabe  wirklich  ziel-  und  zweck- 
gemäss  zu  lösen.  Welches  diese  Aufgabe  ist  und  sein  soll, 
das  hat  eben  die  allgemeine  Steuerlehrc  in  ihren  Erörterungen  über 
das  Steuersystem  und  die  Steuerarten,  über  die  Steuerprincipien 
u.  s.  w.  zu  entscheiden :  m.  a.  W.  sie  beantwortet  die  Fragen : 
„was  ist?"  und  „was  soll  geschehen?"  Die  specielle  Steuerlehrc 
hat  dann  zu  zeigen,  wie  es  in  der  Praxis  gemacht  worden  ist 
und  gemacht  wird  und  wie  es  gemacht  we rden  soll  und  muss, 
—  also  Antworten  auf  die  Fragen,  „wie?"  und  „aufweiche 
Art?"  zu  geben.  Sie,  die  specielle  Steucrlcbre,  bekommt  sonach 
die  Dircctive  von  der  allgemeinen  Steuerlehre  hinsichtlich  des 
„Wohin?"  Aber  sie  beeinflusst  doch  auch,  rückwirkend,  wieder 
die  allgemeine  Steuerlehrc  und  deren  Postulate,  indem  sie  zeigt, 
was  Uberhaupt  in  der  Besteuerung  practisch  zu  erreichen  möglich 
ist,  welche  Hindernisse  und  Schwierigkeiten  sich  hier  bieten  und 
welche  nothgedrungene  Zugeständnisse  demgemUss  hier  oft  gemacht 
werden  müssen,  —  wie  z.  B.  unter  Umständen  auf  ein  bestimmtes 
Ziel,  etwa  auf  die  genaue  Durchführung  der  Einkommensteuer, 
die  genaue  Reinertrags-Grundstcuer,  die  Besteuerung  des  reinen 
Products  beisteuern  wie  der  Branntweinsteuer,  eben  „aus  stcu  er- 
technischen Gründen"  verzichtet  und  mit  weniger  Vollkommenem 
sich  begnügt,  vielleicht  eine  principiell  richtige  Steuer  oder  Ver- 
anlagungsart wegen  solcher  Gründe  ganz  aufgegeben  und  mit  einer 
anderen,  priucipiell  mangelhafteren  vorlieb  genommen  werden  muss. 

Die  specielle  Steuerlehre  hat  alsdann  bei  der  Behandlung  der 
Probleme  der  Steuertechnik  die  vorerwähnten  Fragen  in  zwei- 
facher Richtung  zu  beantworten:  einmal  indem  sie  darstellt 
und  beurtheilt,  wie  die  frühere  und  gegenwärtige  Besteuerung  die 
ihr  gestellten  Aufgaben  in  Gesetzgebung  und  Verwaltungseinrichtung 
practisch  thatsächlich  gelöst  haben  und  lösen  oder  zu  lösen 
versucht  haben  und  noch  versuchen;  sodann  wie  nach  den  theo- 
retischen Untersuchungen  und  den  practischen  Erfahrungen  das 
zur  richtigen  Lösung  eines  einzelnen  bestimmten  Steuerproblems 
einzuschlagende  technische  Verfahren  eingerichtet  werden  soll.  Im 


Digitized  by  Google 


Aufgabe  der  specielleu  Steiiorlehre. 


7 


ersten  Falle  handelt  es  sich  also  um  technische,  die  einzelnen 
Stenern  betreffende  Darstellungen  und  damit  verbunden  um  kritische 
steuertechnische  Untersuchungen  de  lege  lata,  im  zweiten  Falle 
um  positive  Vorschläge  de  lege  ferenda.  Dort  ist  die  geschicht- 
liche Entwicklung  und  das  geltende  Hecht  sowie  die  verwaltungs- 
mäßige Durchführung  dieses  Rechts  vergleichend,  kritisch  und 
mehr  rückblickend,  hier  die  Umgestaltung  und  Fortbildung  dieses 
Rechts  und  seiner  administrativen  Verwirklichung  aufbauend  und 
mehr  vorwärts  blickend  zu  behandeln. 

§.  2.  Die  specielle  Steuerlehre  als  Theil  der  ganzen  Steuer 
lehre  und  der  Finanzwissenschaft  Uberhaupt  hat  es  demgemäss  in 
ihrem  kritischen  wie  in  ihrem  positiven  Theil  Uberall  mit  con- 
creten  technischen  Verbältnissen  und  Aufgaben  zu  thun.  Jedoch 
ist  das  auch  hier  nicht  in  dem  Sinne  zu  verstehen,  dass  sie  die 
Geschichte,  Statistik,  Gesetzgebung  und  Verwaltungseinrichtung 
eines  oder  mehrerer  Zeitalter  und  Länder  darzustellen  und  zu  beur- 
theilen  und  daran  etwa  für  den  concreten  Fall  im  strengen  Wort- 
sinn Vorschläge  de  lege  ferenda  zu  machen  hätte.  Das  sind  Auf- 
gaben der  specicllen  Steuergeschichte,  -Statistik,  Steucrrcchts-Dar- 
stellnng  und  der  Erörterung  der  Steuerreformen  eines  oder  auch 
mehrerer  einzelner  Länder.  Die  specielle  Steuerlchre  hat  diese 
concreten  Verhältnisse  und  Fragen  nur  als  ihr  Untersuchungs- 
material aufzufassen  und  zu  behandeln,  um  ihrerseits  wieder 
allgemeinere  Ergebnisse,  der  Kritik  wie  der  These,  daraus 
ftir  die  Wissenschaft  vom  Finanzwesen  überhaupt  Zugewinnen, 
das  Generelle,  Typische,  Ent wicklungsgesetzmässige 
aus  dem  Individuellen,  Verschiedenen,  Concreten  ab- 
zuleiten. Sie  muss  insofern  immer  wieder  aus  dem  Concreten  heraus 
zu  abstracten  Resultaten  kommen,  d.  h.  zu  solchen,  wo  es  sich 
nicht  um  die  concrete  Frage  und  Massregel  eines  bestimmten  ein- 
zelnen Staats  in  bestimmter  Zeit,  —  z.  B.  um  die  Gestaltung  der 
Gewerbesteuer  gegenwärtig  in  Prcusscn,  —  sondern  um  diejenigen 
einzelnen  Steuerprobleme  handelt,  welche  unter  gegebenen  und  in 
der  Hauptsache  gleichen  oder  doch  höchst  ähnlichen  socialen,  öko- 
nomischen, technischen  und  rechtlichen  Verhältnissen  des  Volks- 
und Staatslebens  in  einem  Zeitalter  bei  einer  Reihe  verwandter 
Völker  und  Länder  im  Wesentlichen  gleich  oder  sehr  ähnlich  liegen 
und  demgemäss  auch  auf  gleiche  oder  ähuliche  Weise  zu  lösen 
sind,  z.  B.  auf  dem  Gebiete  der  modernen  Gewerbesteuer  in  unserer 
Zeit  in  West-  und  Mitteleuropa.   Für  die  specielle  Steuerlehre  ist 
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daher  die  Hineinziehung,  Darstellung,  Kritik  des  historischen,  sta- 
tistischen, legislativen,  administrativen  Materials  sowie  der  Reform 
fragen  über  Besteuerung  einzelner  Zeiten  und  Länder  nur  ein  me- 
thodisches Hilfsmittel  zur  Vergleich ung,  um  mittelst  letz- 
terer jene  allgemeinen  Ergebnisse  zu  gewinnen,  um  welche  es 
sich  in  einer  eigenen  eigentlichen  Wissenschaft  des  Finanz- 
wesens, im  Unterschied  zur  Finanzgeschichte  und  zur  Erörterung 
der  Reformfragen  eines  concreten  Staats,  allein  handeln  kann. 

Die  dergestalt  gewonnenen  Sätze,  namentlich  auch  diejenigen 
in  Bezug  auf  Steuerfragen  de  lege  ferenda,  können  nach  dem  Ge- 
sagten, gleich  anderen  Sätzen  und  Regeln  der  practischen  National- 
ökonomie, auch  keine  absolute  Richtigkeit  und  Giltigkeit,  sondern 
nur  eine  relative  beanspruchen:  im  Wesentlichen  genauer  meistens 
nur  ftir  das  moderne  West-  und  Mitteleuropa,  mit  seinen  ungefähr 
gleichen  Verhältnissen  der  Gcsammtcultur  wie  auch  der  rein  natür- 
lichen Lebensbedingungen ;  weiter,  aber  schon  mit  mehr  oder  weniger 
erheblichen  Modifikationen,  ftlr  das  übrige  Europa  und  seine  Pflanz- 
staaten über  See,  besonders  in  Nordamerika,  Australien.  Eine  Aus- 
dehnung der  gewonnenen  Sätze  auf  andere  Erdstriche,  auf  die  Cul- 
turgebietc  Asiens  oder  gar  auf  völlig  uncultivirtc  Länder  wird  nur 
mit  noch  viel  grösserer  Vorsicht  vorgenommen  werden  dürfen.  Die 
specielle  Steuerlchre  hat  so  in  besonderem  Grade  wieder  den  Cha- 
racter  einer  historischen  Disciplin,  d.h.  hier  einer  solchen  mit 
örtlich  und  zeitlich  bedingten  Lehrsätzen.  Mit  Rücksicht 
auf  ihre  vorwaltende  Anlehnung  an  das  moderne  Europa  kann  man 
sie  wohl,  mit  einem  Stein'schen  Gedanken,  als  heutige  euro- 
päische Steuerwissenschaft  bezeichnen. 

Das  Moment  der  Relativität  ist  ja  für  einen  grossen  Theil  aller  fiuanz- 
wissenschaftliclicii  Lehren  —  z.  B.  Uber  Domänen-.  Forst-,  Bergwescu,  (icbuhruuartc.it 
und  Einrichtungen  —  festzuhalten,  für  die  Sätze  der  speciellen  Steuerlchre  aber  noch 
in  höherein  Maassc,  weil  gerade  hier  zu  leicht  das  „freie  Ermesset!'*  der  Gesetzgebung 
als  allein  ausschlaggebender  Factor  erscheinen  könnte  und  öfters  so  erschienen  ist, 
z.  B.  die  technische  Einrichtung  einer  Steuer,  einer  directen  Personalsteuer,  wie  der 
Einkommen-  oder  Vermögenssteuer,  oder  einer  Steuer,  wie  der  Zucker-,  der  Brannt- 
weinsteuer, tnuss  u.  A.  nothweudig  mit  Kucksicht  auf  Cultur  und  Sitte,  Ehrlichkeit 
und  Unehrlichkeit,  technisch-Ökonomische  Entwicklung,  concreto  wirtschaftliche  Inte- 
ressen eines  Landes,  Volkes,  Berufsstandes  getroffen  werden.  Die  Wahl  einer  ganzen 
Einrichtungsmcthode,  auch  die  Wahl  einer  einzelnen  Steuer  selbst  häm?t  bei  richtigem 
Vorgehen  von  diesen  Momenten  mit  ab.  Mit  der  allmählichen  geschichtJichen  Um- 
änderung der  letzteren  sind  daher  auch  in  der  Art  und  technischen  Einrichtung  einer 
Steuer  Umänderungen  geboten  (Kin.  II.  S.  21)2  lf.  .'JS9  ff.).  Die  früher.'  Finanzthcorio. 
bis  auf  Kau  und  andere  seiner  Zeitgenossen  einschliesslich,  nicht  minder  die  frühere 
Praxis  hat  das  zu  wenig  beachtet.  June  hat  immer  zu  sehr  nach  absoluten  Sätzen, 
diese  nach  endgiltigen  gesetzlichen  Regulirungen  gestrebt  —  Hinsichtlich  der  er- 
wähnten Doppelaufgabc  der  speciellen  Steuerlehre  gilt  auch  hier  das  für  die  Finanz- 
wissenschaft überhaupt  in  Fin.  I,  3.  Aufl.  §.  12,  18  Gesagte. 
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§.  3.  Die  Gegenstände,  welche  nach  dem  Plane  dieses  Werks 
von  dem  im  Vorausgehenden  dargelegten  Gcsichtspunctc  der  Steuer- 
technik aus  in  der  spcciellen  Steucrlehrc  behandelt  werden  sollen, 
sind  die  folgenden. 

I.  Zunächst  wird  ein  Lieber  blick  über  die  Geschichte, 
die  Gesetzgebung  und  die  Statistik  der  Besteuerung  ein- 
zelner wichtigerer  Länder  und  Zeitalter  gegeben :  Buch  6  in  2  Kapiteln : 

1.  Steuergeschichtc  (bis  gegen  1800)  (Kap.  1). 

2.  Steuergesetzgebung  im  19.  Jahrhundert  (seit  1815) 
und  Steuerstatistik  (Kap.  2). 

II.  Darauf  folgt  das  Steuersystem,  im  Anschluss  an  die 
Entwicklung  und  Begründung  desselben  in  der  „allgemeinen  Steucr- 
lehre"  (II,  S.  409  ff.):  Buch  7  und  8:  Die  einzelnen  Hauptarten  der 
Steuern  werden  in  nachstehender  Reihenfolge  abgehandelt: 

1.  Die  Besteuerung  des  berufsmässigen  Erwerbes  sowie 
die  Vermögensbesteuerung  oder  die  (gewöhnlich  sogenannte) 
direetc  Besteuerung  (Buch  7),  nämlich  die  IJauptgruppen 
(II,  413-438,  483-485): 

1.  Reine  Personal-  und  Classcnsteucrn  (B.  II,  416). 

2.  Classeu-  und  Einkommensteuern  (II,  419). 

3.  Ertragsstcucrn  (II,  421). 

4.  Vermögenssteuern  (II,  483). 

2.  Die  Besteuerung  cinzclnerErwcrbsaete  und  Rechts- 
geschäfte oder  die  sogen.  Verkeh  rs  besteuerung  (Buch  8, 
Kap.  1).    (Stempel,  Rcgistcrabgabcn  u.  dgl.  II,  439  -455) 

3.  Die  Besteuerung  des  An  fall- Erwerbs,  insbesondere  die 
Erbschaftssteuer  (auch  die  Steuern  von  Geschenken,  Spiel- 
gewinnsten  u.  s.  w.)  (Kap.  2).    (II,  455—480). 

4.  Die  Gebrauchs-,  insbesondere  die  Vc rbrauchs besteue- 
rung oder  die  (gewöhnlich  sogen.)  indircete  Besteuerung,  nebst 
den  (directen)  sogen.  Luxusstcucrn  (Kap.  3).   (II,  484  -545). 

Die  bei  allen  diesen  Steuern  in  Betracht  kommenden  IYmcipien- 
fragen,  namentlich  diejenigen,  welche  die  Beziehungen  der  einzelnen 
Steuergattungen  zu  uud  ihre  Uebcreinsiinimung  mit  und  Abweichung 
von  den  obersten  Steuergrundsätzen  der  Finanzpolitik,  der  Volks- 
wirtschaft, der  Gerechtigkeit  und  der  Stcuervcrwaltung  betreffen, 
ebenso  die  Fragen,  wie  diese  Stcuerarten  und  einzelnen  Steuern 
zum  Behuf  der  Bildung  eines  richtigen  Steuersystems  zu  combiniren 
sind  (II,  545-566),  werden  nach  dem  oben  Gesagten  (§.  1)  im 
Folgenden  als  erledigt  angesehen,  im  Hinblick  auf  die  eingehenden 
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Erörterungen  in  der  allgemeinen  Steuerlebrc  im  2.  Bande.  Die 
„specielle  Steuerlehre"  bildet  hier  eben  Uberall  nur  die  weitere 
Ausführung  der  „allgemeinen  Stcuerlehre",  indem  sie  die  Fragen 
beantwortet,  ob  das,  was  nach  der  allgemeinen  »Stcuerlehre  in  der 
Besteuerung  zu  erstreben  ist,  technisch  durchgeführt  werden  kann 
und  wie  es  eventuell  zu  machen  ist.  Dabei  bietet  sich  freilich 
öfters  die  willkommene  Gelegenheit,  die  frühereu  Erörterungen 
und  deren  Ergebnisse  nochmals  in  Detailpuncten  zu  beleuchten 
und  dadurch  auch  wieder  zu  prüfen. 

lieber  das  Verhältniss  der  allgemeinen  zur  specielleu  Steuerlehre  und  Uber  «He 
Aufgabe  der  erstoren  in  der  systematischen  Steuerlehr«'  habe  ich  mich  schon  im 
2.  Bande  mehrfach  geäussert,  s.  u.  A.  II,  HJ7.  Abweichungen  auch  in  der  for- 
mellen Behandlung  zwischen  diesem  Werke  und  denen  von  Kau,  Stein  und  anderen 
finanzwissenschaftlicheu  Systematikern  sind  theilweisc  mit  auf  diese  meine  Scheidunjr 
der  allgemeinen  und  specicllen  Stcuerlehre  zurUcUuführcn. 
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Geschichte,  Recht  (Gesetzgebung)  und  Statistik  der  Besteuerung; 
in  wichtigeren  Ländern  und  Zeitaltern. 

ist  dies  die  ursprünglich  schon  für  den  zweiten  Band  in  Aussicht  genom- 
mene Partie,  der  historisch  -  statistische  „Anhang",  aufweichen  dort  mehrfach  (S.  305, 
38S,  4US)  Bezug  genommen  war.  Derselbe  wurde  jedoch  dann  aus  inneren  und  äusseren 
Gründen  auf  diesen  dritten  Band  verschoben  (II,  Vorw.  S.  VIII).  Dem  Inhalt  nach 
schlieft  er  sich  auch  noch  besser  an  die  specielle  als  an  die  allgemeine  Steucrlchre 
an,  ja  der  Gegenstand  gehört  zur  speciellen  Stcuerlchro,  indem  es  sich  auch  bei  ihm 
darum  handelt,  darzustellen,  wie  in  der  Praxis  die  technischen  Steueraufgabcu  be- 
handelt worden  sind.  Es  erschien  passend,  diesem  zuerst  als  Anhang  zur  allgemeinen 
Steuerlehre  geplanten  Abschnitt  die  Stellung  eines  eigenen  Buchs  zu  geben,  das 
/wischen  der  allgemeinen  und  speciellen  Steuerlehre  i.  e.  S.,  d.  h.  der  dogmatischen 
Erörterung  darüber,  wie  die  Besteuemng  durchzuführen  ist  (7.  u.  8.  Buch),  die  Verbindung 
bildet.  Natürlich  kann  es  sich  in  diesem  Werke  nur  um  eine  Uebersicht,  nicht 
um  eine  ausgeführte  Darstellung  handeln,  zumal  was  die  älteren  Zeiten  und  die  ganze 
Periode  vor  dem  1U.  Jahrhundert  und  was  das  Ausland  anlangt.  Auch  eine,  ja  gerade 
eine  solche  kürzere  Uebersicht  ist  jedoch  geeignet  das  zu  bieten,  was  in  diesem  finanz- 
wisseuschaftlichen  Werke  allein  in  Betracht  kommt:  ein  Bild  der  eigentlich  typischen 
Momente  der  Entwicklung  und  Gestaltung  der  Besteuerung  eines  Landes  und  Zeit- 
alters. Alles  Weitere  gehört  nicht  hierher,  sondern  thcils  als  steuertechnisches  Detail- 
material in  die  folgenden  Bücher  zu  den  Erörterungen  über  die  Einrichtung  der  einzelnen 
Stenern,  theils  in  die  Werke  über  Steuergeschichte  und  Steuerrecht  des  betreffenden 
Landes. 

Eine  Ergänzung  der  allgemeinen  Steuerlehre  giebt  dieses  sechste  Buch  besonders 
zu  dein  dortigen  Abschnitt  (Ii,  387—408)  „Grundzüge  der  geschichtlichen  Entwick- 
ln ng  des  Steuersystems  und  der  Steucrarten",  wozu  hier  jetzt  einigo  genauere  Belege 
beigebracht  werden.  Die  Uebersicht  über  das  Steuerwesen  einiger  Länder  und  Zeit- 
alter zeigt,  wie  man  in  diesen  das  Stcucrproblem  prac tisch  erfasst  und  zu  lösen  gesucht 
hat.  Den  Massstab  der  Kritik  liefert  die  allgemeine  Steuerlehre  dazu.  Mit  Hilfe 
dieses  Massstabes  gewinnt  man  Fingerzeige  für  die  notwendige  uud  zweckmässige 
Richtung  der  Reformen,  soweit  die  Wissenschaft  in  solchen  concreten  Fragen  über- 
haupt Fingerzeige  jreben  kann  und  darf. 

Zugleich  leitet  dieses  Buch  dann  passend  in  die  specielle  Steuerlehre  i.  e.  S. 
und  in  deren  steuertechnischo  Probleme  hinüber. 

§.4.  Einleitung.  Die  Steuergeschichte  uud  das  positive 
Steuerrecht  eines  Landes  sind  die  Ergebnisse  der  verschiedenen 
sich  kreuzenden  Strömungen,  welche  die  concrete  Gestaltung  der 
Besteuerung  beeinflussen.  Das  Ideal,  das  in  der  allgemeinen 
Steuerlehre  zu  ermitteln  gesucht  wird,  schwebt  bei  Culturvölkern 
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mehr  oder  weniger  klar  und  mit  hoher  steigender  Culturentwick- 
Jung  immer  klarer  dem  Volksgeiste  und  der  Gesetzgebung  vor. 
Aber  nur  in  einem  langwierigen  Kampfe  mit  entgegenstehenden 
Interessen,  Mächten,  Vorurtheilcn,  technischen  Hemmnissen  und 
Schwierigkeiten  aller  Art  kommt  es  in  der  Culturwelt  allmählich, 
bedingt  und  von  allem  Anderen,  practisch  oft  so  Entscheidenden 
abgesehen,  schon  wegen  dieser  technischen  Schwierigkeiten  nur 
unvollkommen,  immer  neuer  Verbesserungen  und  Veränderungen 
bedürftig,  im  positiven  Stcucrrecht  einer  Zeit  zur  Geltung.  Practisch 
ist  das  jeweilige  Steuerrecht  immer  nur  ein  Corapromiss  zwischen 
den  als  Ideal  —  und  ja  selbst  wieder  als  wechselndes  Ideal  — 
vorschwebenden  Anforderungen  an  „richtige"  Besteuerung 
Anforderungen,  wie  sie  die  allgemeine  Stcucrlehre  zur  wissenschaft- 
lichen Klarheit  zu  bringen  sucht  —  und  den  äusseren  Hemm- 
nissen, welche  sich  der  reinen  Verwirklichung  eines  solchen 
Ideals  in  dem  jeweiligen  Steuerrecht  und  dessen  administrativer 
Durchführung  in  den  politischen,  socialen,  ökonomischen,  rechtlichen 
und  technischen  Verhältnissen  entgegenstellen.  Diese  Verhältnisse, 
und  ihr  Inbegriff,  der  jeweilige  ganze  Culturzustand,  sind  dabei 
leider  oft  mächtiger  als  alle  Bestrebungen,  das  „Ideal"  „richtiger" 
Besteuerung  zu  „realisiren":  ein  neuer  Beleg  für  die  alte  Wahr- 
heit bei  allen  menschlichen  Dingen.  Natürlich,  dass  das  hier  so 
wenig  als  sonstwo  von  dem  Ringen  nach  dem  idealen  Ziel  abhalten 
soll  und  darf.  Man  wird  nur  geduldiger  werden,  wenn  man 
die  langsamen  Fortschritte  der  Praxis  sieht  und  einsehen  lernt, 
dass  vollends  tiefer  greifende  Steuerreformen  nicht  bloss  von  der 
Erkcnntniss,  von  richtiger Steuertheoric,  und  vom  technischen 
Können,  von  richtiger  Steuertechnik,  von  richtigem  theoretisch- 
practischem  Verfahren,  sondern  von  stetigen  Fortschritten 
auf  allen  anderen  Culturgebictcn  abhängen,  —  ^tatsäch- 
lich leider  sehr  langsame,  nicht  einmal  ununterbrochene  Fortschritte, 
welche  aber  die  Bedingungen  für  die  Verwirklichung  einer  rich- 
tigen Stcuertheorie  und  für  die  wirksame  Handhabung  eines  rich- 
tigen steuertechnischen  Verfahrens  sind.  Für  die  Steuerlehre  und 
zwar  gerade  auch  für  die  specielle,  ergiebt  sich  daraus,  dass  sie 
von  ihrem  Standpuncte  aus  die  Ansetzung  von  Hebeln  aller  Art 
auf  dem  Gebiete  der  gesammten  Culturentwicklung  im  Iutcresse 
der  Durchführung  ihrer  Bestrebungen  befürworten  muss.  Das  steuer- 
geschichtlicbe  und  steuerrechtliche  Material  stellt  in  technischer 
Hinsicht  auch  für  die  Steuerlehre  die  Experimente  dar,  welche 


Digitized  by  Google 


Einleitung.  13 

bisher  gemacht  wurden,  um  bestimmte  Steuerprobleme  zu  lösen, 
und  ist  daher  auch  für  alle  Erörterungen  über  die  passende  Ge- 
staltung der  Besteuerung  von  grossem  Werth. 

Auf  die  allgemeineren  Momente  und  Bedingungen  der  Steucrcntwicklung  wird 
im  Folgenden  nicht  weiter  eingegangen.  Es  inuss  hier,  wenigstens  für  jetzt,  in  diesem 
Werke  an  dem  genügen,  was  in  dem  schon  genannten  Abschnitt  der  allgemeinen 
Steuerlehre  Uber  die  „Grundzuge"  dieser  Entwicklung  gesagt  worden  ist,  —  namentlich 
in  Bezug  auf  das  Gesetz  der  Speeialisirung  und  Ausbildung  des  Steuer- 
systems unter  dem  Eintluss  des  nationalökonomiseben  Gesetzes  der  fort- 
schreitenden quantitativen  und  qualitativen  Di f ferenzi r un g  des  arbei  ts- 
the  i Ii  g  g e  wonnen en  Nat  ionale i  n koui in ens  und  Vermögens  unter  den  be- 
theiligten Einzelwirtschaften,  mit  Vcrwcrthung  Rod bertus'scher  Gedanken 
und  Untersuchungen  (in  seiner  römischen  Steuergeschichte),  H,  -HS",  —  Ausser- 
dem ist  in  Betreff  solcher  allgemeineren  Momente  auf  die  Abschnitte  im  2.  Bande 
;S.  170  tf.  —  220)  über  die  Beziehung  der  Besteuern  n  g  zur  Organisation 
der  Volkswirtschaft  und  zur  Eigenthumsordnung,  sowie  zur  inneren 
politischen  Verfassung  und  zum  Ständewesen  zu  verweisen. 

Aus  der  —  sehr  kargen  —  Literatur,  welche  mehr  von  einem  höheren,  all- 
gemeineren Standpuncte  aus  die  Steuergeschichte  als  Kcsultat  der  ökonomisch-tech- 
nischen, socialen,  politischen,  culturlichen,  rechtlichen  Gesammtcntwi«  klung  betrachtet, 
ist  ausser  Kodbertus'  genannten  Arbeiten  besonders  L.  Stein's  Finanzwissenschaft, 
namentlich  auch  in  der  neuesten,  im  Erscheinen  begriffenen  5.  Auflage,  und  in 
Bezug  auf  einen  einzelnen  Staat  G.  Schmoller's  Aufsatz  über  die  Epochen  der 
preussischen  Finanzpolitik  (Jahrb.  d.  D.  Reichs,  1H77,  S.  3*1  ff.),  eine  Arbeit,  deren 
Ergebnisse  sich  übrigens  mehrfach  verallgemeinern  lassen,  sowie  in  Betreif  einiger 
Seiten  auch  G.  Sehönberg's  Geschichte  der  Baseler  Steuern  (Tub.  ls'i»)  und  über 
dieses  Werk  Sohm  in  Conrad  s  Jahrb.  I*j7t),  S.  25*»  ff.  hervorzuheben.  Die  sonstigen 
Werke  über  Finanzwissenschaft  wie  über  allgemeine  Geschichte  und  Steiiergeschichte 
einzelner  linder  enthalten  eine  Menge  einzelner  Notizen  uud  die  geschichtlichen  auch 
zusammenhängende  Darstellungen  der  Entwicklung  (darunter  z.  B.  so  vorzügliche  wie 
N  ocke  s  Werk  über  die  britische  Besteuerung),  aber  nicht  diesen  Hinweis  auf  die 
Abhängigkeit  der  Steuerentwicklung  von  den  genannten  Gcsainiutverhältuisscu,  jeden- 
falls keine  genügende  Beweisführung  in  dieser  Richtung.  Dies  gilt  speciell  auch  von 
R  a  u  nicht  minder  als  von  anderen  seiner  Zeitgenossen,  deutschen  und  fremden  Finanz- 
Schriftstellern. 

Stein  sucht  auch  hier  Bahn  brechend  weiter  zu  gehen  und  wagt  bereits  den 
ersten  Wurf  einer  vergleichenden  Steuergeschichte  und  Steuergesetzgebung, 
wenigstens  in  Bezug  auf  die  europäischen  Hauptläader,  im  Sinne  einer  Art  „verglei- 
chender europäischer  Steuerwissenschaft."  An  grossen  und  auch  in  Manchem  rich- 
tigen Conceptionen  und  an  glänzenden,  wenn  auch  mitunter  mehr  blendenden  als 
richtig  beleuchtenden  Schlaglichtern,  welche  auf  die  Steuerentwicklung  uud  auf  die 
diese  bedingenden  Momente  fallen,  fehlt  es  bei  einem  Manne  von  Stein's  Geist  und 
Weite  wie  Tiefe  des  geschiebtsphilosophischen  Blicks  natürlich  nicht.  Dies  Verdienst 
wird  geschmälert,  aber  keineswegs  aufgehoben  durch  die  mitunter  gewagte  Geschichts- 
construetion ,  durch  seino  beliebte  Handhabung  der  Schablonen  von  der  Geschlechter- 
ordnung, Ständeordnung,  dem  absoluten  Staate  u.  s.  w.  auch  auf  diesem  Gebiete, 
durch  den  Maugel  au  Detail  und  die  Mängel  im  gegebenen  Detail,  welche  Fehler 
letzterer  Art  die  selbstzufriedene  mikrologische  Kritik  so  gern  an  Stein  zu  rügen 
pflegt  Es  bleibt  trotzdem  immer  noch  Werthvolles  genug  übrig.  Am  meisten  ver- 
misse ieh  in  Stein's  vergleichenden  Behandlungen  der  Steuergeschichte  und  Gesetz- 
gebung die  m.  E.  wichtigste  Hinweisung  auf  den  Zusammenhang  der  Steucrentwick- 
lung  mit  der  volkswirtschaftlichen  Entwicklung  in  der  Weise,  wie  ich  es  in  B.  II, 
3»>7  ff.  darzulegen  versuchte. 

Eine  vergleichende  Darstellung  der  Steuergeschichte  und  bestehenden 
Steuergesetzgebung,  besonders  nach  der  steuertechnischen  Seite  lieferte  schon 
länger  die  deutsche  finanzwissenschaftliche  Literatur  in  ihren  grösseren  Werken 
(namentlich  Bau);  neuerdings  auch  die  ausländische,  besonders  die  französische 
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Literatur  (Parieu,  Lcr  oy-Beaulicu».  Nicht  sowohl  in  förmlichen  Abrissen  nnd 
Übersichten  der  Gesetzgebung  eines  oder  mehrerer  einzelner  Staaten,  als  in  den 
Erörterungen,  Zusätzen  und  Noten  bei  ihrer  Besprechung  der  einzelnen  Steuerarten 
und  Steuern  in  der  speciellen  Steuerlehrc.  Als  neuestes  deutsches  Werk  dieser  Art 
ist  bes.  Schönberg's  Handb.  d.  polit  Oekon.  (1.  Aufl.  B.  II,  I>s2,  2.  Aufl.  B.  III, 
18S5)  in  seinem  finanzwissenschaftlichen  Theilc  zu  nennen,  wo  meine  Abh.  „dire<  tc 
Steuern"  und  Schalls  und  Kiecke's  Abh.  über  die  anderen  Steuern  auf  diese 
Vergleichung  ihr  besondres  Augenmerk  richten.  Gleiches  geschieht,  wenn  auch  weniger 
ins  Einzelne  gehend,  in  Steins  specieller  Steuerlehrc  und  in  Schaffle's  Steuer- 
politik. Auch  im  vorliegenden  Werke  wird  im  7.  u.  8.  Buche  diese  vergleieheude  Be- 
handlung durchgeführt.  Dabei  bringen  es  jedoch  zwingende  äussere  Bücksi<  hten  auf 
den  Kaum  und  die  grosse  Schwierigkeit,  das  Material  der  Steuergesetzgebung  auch 
nur  der  wichtigeren  und  eharacteristischen  Länder  zu  beschallen  und  vollends  es 
Seitens  eines  einzelnen  Autors  zu  beherrschen,  mit  sich,  dass  man  sich  in  dieser  Hin- 
sicht zumal  in  einem  allgemeinen,  wenn  auch  (und  nur  schon  zu  sehr)  ausgedehnten 
iinanzwisscnschaftlichen  Werke  Beschränkungen  auferlegt  und  trotzdem  —  die  Gefahr 
von  Fehlem  und  Irrihümern  gewiss  nicht  immer  vermeidet.  Der  strenge  Specialist, 
welcher  seine  Lebensaufgabe  in  der  Beschäftigung  mit  Einem  Gegenstand,  Einem 
Lande,  vielleicht  sojrar  Einem  grösseren  oder  kleineren  Zeitabschnitt  sucht  und  findet, 
wird  hier  auf  seinem  Specialgebiet  sieher  stets  besser  orientirt  sein,  aber  darüber 
hinaus  auch  oft  gar  nicht  und  jedenfalls  wird  er  selten  oder  niemals  zu  einer  solchen 
weiteren  Arbeit  gelangen,  wie  sie  der  Steuerlehrc  als  einem  Theil  der  Finanz- 
wissenschaft  obliegt.  Denn:  Ars  longa,  vita  brevis  est.  Das  gilt  u.  A.  leider  fast 
immer  auch  von  den  an  sich  wohl  eompetentesteu  Bearbeitern  der  speciellen  Steuer- 
lehrc und  der  vergleichenden  Darstellung  der  Gesetzgebung,  von  tüchtigen  Ycrwaltuiigs- 
practikern  in  hervorragender  amtlicher  Stellung.  Wenn  solche  Männer  ausnahmsweise 
einmal  Neigung,.  Müsse,  allgeincino  wissenschaftliche  Bildung  und  Fähigkeit  zur  lite- 
rarischen Behandlung  ihres  practischen  Gebiets  haben,  so  werden  sie  sich  begreiflicher 
Weise  wieder  am  liebsteu  zur  Bearbeitung  des  Finanzwesens  eines  einzelnen  Landes 
wenden  (Hock).  So  bleibt  die  schwierige  Aufgabe  eben  doch  gewöhnlich  uns  Finanz- 
theoretikern überlassen,  die  wir  besten  Falles  einmal  etwas  parlamentarische  gesetz- 
geberische Arbeit  auf  dem  Steuergebiet  mitgemacht  haben. 

§.  5.  Zu  einer  vorgleichenden  Finanz-  und  Steuer- 
geschichte umfassenderer  und  mehr  auf  die  Einzelfragen  ein- 
gehender Art  ist  die  Zeit  m.  E.  noch  nicht  gekommen  und  kommt 
sie  wohl  sobald  noch  nicht.  Dafür  bedarf  es  grosser  Vorarbeiten 
für  die  wichtigeren  Länder  und  Zeitalter,  Arbeiten,  mit  denen, 
wenigstens  was  manche  Länder  und  zumal  deutsche  Verhältnisse 
anlangt,  bestenfalls  hie  und  da  begonnen  worden  ist. 

Für  die  alte  Welt  fehlt  wohl  definitiv,  wenn  es  auch  durch 
Inschriften  u.  s.  w.  für  Einzelnes  seine  Ergänzung  findet,  das  Ma- 
terial, um  selbst  nur  für  Hauptländcr  (Rom,  Athen)  eine  wirklich 
zusammenhängende,  die  Entwicklung  wenigstens  etwas  genauer  im 
Einzelnen  darlegende  Steuergeschichte  schreiben  zu  können. 
Man  muss  zufrieden  sein,  wenn  es  gelingt,  gewisse  Hauptpuncte 
leidlich  sicher  festzustellen  und  so  ein  ßild  des  Zustands  in  ge- 
wissen grösseren  Perioden  zu  entwerfen.  Jeder  Blick  in  die  Werke 
über  römische  und  griechische  Staatsalterthümer,  in  die  Literatur 
Uber  das  römische  Stcuerwesen  zeigt,  wie  lückenhaft  das  Material, 
wie  viel  selbst  in  Betreff  solcher  Hauptpuncte  streitig  ist,  welche 
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Menge  Controversen  noch  unter  den  besten  Sachkennern  be- 
stehen. 

Das  Mittelalter  hat  nnr  erst  die  Anfänge  einer  eigentlichen 
Steuerwirthschaft  gehabt.  Die  wichtige  Frage,  ob,  wie  und  wie 
weit  das  altrömische  Steuerwesen  sich  in  der  neuen  germanisch- 
romanischen  Staatenwelt  forterhalten  und  dann  in  neue  Abgaben- 
formen hinüber  gebildet  worden  ist  oder  unter  solchen  fortgelebt 
hat  —  so  besonders  in  der  fränkischen  Monarchie  der  Merovinger  — , 
femer  die  weitere  ähnlich  wichtige  Frage  über  den  Ursprung  eigent- 
licher „Steuern"  wirklich  öffentlich-rechtlichen  Characters, 
welche  von  anderen,  grundherrlichen,  gebührenartigen,  an  die  Aus- 
Übung  der  Hoheitsrechte  u.  s.  w.  sich  anknüpfenden  „Abgaben" 
principiell  verschieden  sind,  —  diese  beiden  Fragen  bieten  selbst 
für  einzelne  Länder,  vollends  für  eine  allgemeinere  Erledigung 
noch  sehr  viel  Unsicheres  und  Streitiges.  Nur  emsigste  Special- 
iorschnng  kann  hier  weiter  helfen. 

l>i<:  verdienstvolle  Arbeit  Schünherj;'s  über  das  städtische.  Steucrweseii  Basel'* 
-tzt  7..  n.  nach  des  Verfassers  eigener  Ansicht  ähnliche  mühsame  Untersuchungen 
tor  eine  l{.-ih<-  andrer  Städte  voraus,  bevor  die  Ergebnisse  für  Hasel  verallgemeinert 
Uiid  namentlich  die  Frage  beantwortet  werden  kann,  wie  weit  das  städtisch.1  Steuer- 
ten der  letzten  Jahrhunderte  des  Mittelalters  die  spätere  (ieschichte  des  Steucr- 
*c-k'D>  in  den  Tcrritorialstaaten  beeinftusst  hat  (s.  Wagner,  Abb.  directe  Steuern 
in  Schflnberg's  Handb.  2.  A.  III,  I!»2).  (Weiches  gilt  von  den  werthvollen  historischen 
Arbeiten  Ilegcl's  u.  A.  m..  besonders  in  den  Händen  der  deutschen  Städte-Chroniken, 
»eiche  vielerlei  weiteres  Material  liefern  und  die  ganze  Mannigfaltigkeit  städtischen 
Stvucrwescns  im  späteren  Mittelalter  zeigen. 

Für  concentrirterc  Staatswesen  mit  bedeutenderem  öffent- 
lichen Rechtsleben,  stärkerer  königlicher  Gewalt,  früherer  Trennung 
des  Öffentlich-rechtlichen  vom  privat- rechtlichen  Moment  wie  Eng- 
land, Frankreich,  ist  ferner  die  Steuergeschichte  noch  leichter 
zu  verfolgen  —  und  dafür  haben  wir  auch  umfassende  z.  Th.  aus- 
gezeichnete Arbeiten,  wie  z.  B.  Ciamag  er  an 's  histoire  des  impots 
en  France,  jetzt  aus  jüngster  Zeit  Do  well 's  history  of  taxation 
»u  England  —  als  in  einem  so  cigenthümlichen  Staatsgebiete,  wie 
es  das  alte  Deutsche  Reich  seit  der  zweiten  Hälfte  des  Mittel- 
alterg, daher  gerade  in  der  Periode  mehr  aufkommender  Steuerwirth- 
schaft, wurde  und  blieb.  Das  Territorialsten  er  wesen,  das 
hier  vielfach  die  Stelle  gewann,  die  dem  Reichssteuerwesen  wenigstens 
*n  einem  grossen  Theile  bei  einem  ähnlichen  Entwicklungsgange 
der  königlichen  Gewalt,  wie  etwa  in  Frankreich  und  England, 
^gekommen  sein  würde,  zeigt  zwar  in  den  Grundzügen  wieder 
grosse  Ueberein8timmung,  aber  in  Einzelheiten  und  in  den  ver- 
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schicdenen  Perioden  doch  auch  zeitweise  und  bleibend  viele  Ver- 
schiedenheiten. 

Hier  hat  schon  manche  mühsame  Spccialforschung  schone  Erfolge  gehabt  um] 
Bausteine  zu  einer  allgemeinen  deutscheu  Territorial  Steuergeschichte  gesammelt  und 
bearbeitet.  Aber  viel  bleibt  auch  hier,  zumal  in  Bczuir  auf  Zurückgehen  zu  den  ersten 
Quellen,  noch  zu  thun  ubriir.  Aufgaben,  wie  sie  in  einer  richtigen  wissenschaftlichen 
Arbeitsteilung  nicht  sowohl  der  Nationalükonom  und  Finan/.lheoretiker,  die  dadurch 
eben  ihrem  ei»entlichen  Fache  entzogen  würden,  als  dem  zwar  nationalükonomisrh 
und  finanzwissenschaftlieh  gebildeten,  vor  Allem  aber  in  solchem  Speeialgebiete  ge- 
schiehtlicher  Untersuchung  gesehulten  Fachhistoriker  zu  stellen  sind. 

Die  länger  dauernde  practische  und  theoretische  Verquickung 
des  öffentlich-rechtlichen  und  privat-rechtlichen  Moments,  die  längere 
Andaner  der  Naturalwirtschaft,  der  Sieg  des  fürstlichen  Absolutis- 
mus mit  seinen  Folgen  für  abermalige  Verquickung  des  steuerrecht 
liehen  Moments  mit  anderen  hohcitsrechtliehen  Momenten  im  Finanz  , 
Regal-,  Abgabewesen,  das  sind  weitere  Erschwerungen  für  eine  über 
den  Kahmeu  des  Einzelterritoriums  hinausgehende  Steuergeschichte 
und  oft  schon  für  eine  solche,  welche  in  diesem  Rahmen  bleibt, 
gross  genug.  Die  Steuergeschichle  wird  hier  immer  mehr  oder 
weniger  zur  allgemeinen  Finanzgeschichte  und  diese  zum  Theil 
wieder  zur  Verwaltungsgeschichte,  ja  zur  allgemeinen  politischen 
Geschichte,  welche  sich  so  vielfach  um  den  Nervus  rerura,  die 
Steuererträge,  als  Mittel  und  Zweck  politischer  Dinge,  dreht. 

In  der  neueren  und  neuesten  Zeit,  hier  früher,  da  später, 
voll  und  ganz  erst  seit  der  Entwicklung  der  neueren  „Verfassungen" 
und  der  damit  beginnenden  Aera  „verfassungsmässiger"  („consti- 
tutioncller")  Finanz-,  Budget-  und  Steuerwirtbschaft  ist  das  Material 
der  Steuergeschichte  wohl  leichter  und  vollständiger  zu  gewinnen, 
als  für  die  frühere  Zeit.  Aber  es  wird  auch  immer  colossaler,  so 
dass  wiederum  eine  grosse  Arbeitsteilung  nothwendig  wird,  um 
seitens  einzelner  Spccialforscher  seiner  Herr  zu  werden.  Selbst 
dies  ist  bisher  meist  nur  bezüglich  einzelner  Länder,  oft  sogar 
darin  nur  einzelner  kleinerer  Zeiträume  und  einzelner  Steucrarten 
erreicht  worden.  Die  staatsrechtlichen  Seiten  der  Steuerfrageu, 
die  entwickelte  feine  Steuertechnik  —  selbst  wieder  nothwendige 
Folge  der  allgemeinen  Entwicklung  der  Betriebstechnik  (agrarische 
Grund-,  Gewerbe-,  Branntwein-,  Zucker-,  Börsen-  und  andere  Ver- 
kehrssteuern) —  erschweren  dann  ihrerseits  wieder  die  Arbeit  des 
Steuerhistorikers.  Und  doch  müssen  hier  erst  umfassende,  quellen- 
mässig  gearbeitete,  allseitig  genügende  Monographien  über  die 
Steuergeschichte  der  wichtigeren  Länder  vorliegen,  wie  eine  jede 
wieder  nur  das  Ergcbniss  Jahre  langer  Specialstudien  sein  kann, 
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weun  eine  brauchbare  Grundlage  für  eine  detaillirterc  ver- 
gleichende Steuergeschichte,  z.  B.  der  modernen  europäisch-nord- 
amerikanischen  Staatenwelt  möglich  werden  soll. 

An  einzelnen  tüchtigen  Vorarbeiten  dazu  fehlt  es  nicht,  ich  rechne  dahin  auch 
die  vergleichende  Steuergtischiehte  einzelner  Steuerarten,  z.  B.  die  schöne  Arbeit  ron 
Julius  Wolf*  über  die  Branntweinsteuer,  dessen  und  R.  v.  Kaufmann 's  Arbeit 
über  die  Zuckersteuer.  Aber  solcher,  sich  in  ihren  Materialien  und  Ergebnissen  selbst 
wieder  controlirender  und  kritisirender  Vorarbeiten  sind  noch  eine  Menge  nothwendig, 
bis  die  Zeit  zu  einer  allgemeinen  vergleichenden  Steuergeschichte,  wie  sie  Steins 
grosser  Wurf  bezielt,  gekommen  sein  wird. 

Der  enge  Zusammenhang  der  Steuergescbichtc  und  Steuer- 
gesetzgebung mit  anderen  Verhältnissen  des  öffentlichen  Lebens, 
namentlich  mit  der  Entwicklung  der  Verfassungen,  den  Kämpfen 
zwischen  fürstlicher  Gewalt  und  Volksvertretung,  den  parlamen- 
tarischen Kämpfen  und  schliesslich  mit  der  allgemeinen  politischen 
inneren  und  äusseren  Staatsgeschichte  hat  aber  nun  neben  dem 
Nachtheil,  eine  Darstellung  der  Steuergescbichtc  schwieriger  zu 
machen,  auch  den  Vortheil,  dass  Historiker,  Publicisten,  Politiker, 
welche  geschichtliche  Periode  und  politische  Frage  sie  auch  be- 
handeln mögen,  fast  stets  genöthigt  sind,  der  Besteuerung  und 
deren  Streitfragen  wenigstens  einige  Aufmerksamkeit  zu  widmen. 
Dadurch  sammelt  sich  in  den  betreffenden  Schritten  ein  grosses 
Material  zur  Steuergeschichte  und  zum  Steuerrecht  an. 

Dasselbe  wird  zwar  hier  unter  anderen  Gcsichtspuncten,  des  allgemeinen  Histo- 
rikers, C'ultur-  und  Wirthschaftshistorikers,  Kechtshistorikers  und  des  Publicisten  auf 
dem  Gebiete  des  Staatsrechts,  gesammelt,  gesichtet,  bcurtheilt.  Aber  es  bleibt  doch 
auch  dem  Steuerhistoriker  und  dem  Finanztheoretiker  zur  Verwerthung.  und  namentlich 
letzterer  wird  sich  für  die  Zwecke  der  linanzwissenschaftlichen  Erörterung  des  Steuer- 
«r<*ens  oft  hier,  wohl  vornehmlich  in  den  sfaatsrechtsgeschiehtlichen  uud  staatsrechtlichen 
Werken,  manches  Material  zusammensuchen  müssen  und  auch  dürfen.  Denu  die  ur- 
sprüngliche Sainuielarbeit  aus  erster  Quelle  kann  er  gemäss  notwendiger  faehwissson- 
haftlichcr  Arbeitsteilung  gewöhnlich  nicht  oder  doch  nur  zu  einem  kleinen  Theil 
selbst  vornehmen.  Der  Hauptmangel  dieses  historischen  und  legislativen  Materials  in 
den  historischen  und  staatsrechtliehen  Schriften  besteht  für  die  Benutzung  zu  linanz- 
wissenschaftlichen Untersuchungen  wohl  darin,  dass  die  Autoren  die  Steuer  tech- 
nischen Punctc,  dein  Zweck  dieser  Schriften  gemäss,  nur  nebenbei  und  kümmerlich, 
öfters  gar  nicht  genauer  behandeln.  Wenn  sie  sich  ausnahmsweise  darauf  mit  ein- 
lassen, begehen  sie  hier  am  Leichtesten  Irrthumer  und  Kehler,  weil  dem  betreffenden 
Sammler  und  Darsteller  diese  steuertechnische  Seite  ferner  liegt  und  ihm  dafür  die 
Fachkenntniss  fehlt. 

Alle  diese  Bedenken  würden  es  mir  als  ein  Wagniss  erscheinen 
lassen,  nach  dem  Stande  der  wissenschaftlichen  Vorarbeiten  eine 
förmliche  vergleichende  Steuergeschichte  schreiben  zu  wollen,  wozu 
meine  eigenen  Studien  auf  diesem  Gebiete  auch  nicht  ausreichen 
wurden.  Allein  darum  handelt  es  sich  in  diesem  Werke  und  auch 
in  diesem  ersten  Buche  nicht.    Für  den  Zweck,  der  hier  verfolgt 

A.  Wagner,  Kiuanzvixscnpcli&ft.  III.  2 
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wird  und  m.  E.  in  der  Finanzwissenschaft  allein  zu  verfolgen  ist, 
genügt  eben  eine  Ucbcrsicht  (Iber  die  Hauptpunkte  des 
geschichtlichen  Entwicklungsgangs  und  des  in  einem 
bestimmten  Zeitalter,  namentlich  in  der  modernen  Zeit  und  in  der 
Gegenwart  geltenden  Rechtszustands  der  Besteuerung: 
einiger  wichtigerer  Staaten. 

Für  eine  solche  Ijebersicht  reichen  die  vorhandenen  literarischen  Hilfsmittel 
cinigerinassen  aus,  besonders  in  Retreif  der  beiden  für  diese  Dinge,  wichtigsten  Länder. 
Frankreich  und  England,  viel  weniger  noch  für  Deutschland.  Es  wird  durch  eine 
solche  Ijebersicht  immerhin  «in  Gesammtbild  vom  Steuerwesen  einzelner  Länder 
und  Zeitalter  gewonnen,  »las  zur  Ergänzung  der  Erörteruniren  über  die  einzelnen 
Steucrarteii  im  7.  und  S.  Buche  und  der  dort  eingestreuten  steuerhistorischen,  steuer- 
rechtlichen und  steuerstatistischen  Daten  auch  vom  Standpnncte  finanzwissenschafili.her 
Behandlung  geboten  erscheint.  Denn  nur  in  einem  solchen  Bilde  zeigt  sich,  was  denn 
nun  in  der  Praxis  in  gegebener  Zeit  und  in  einem  gegebenen  Lande  au  Gesamuit- 
leistungen  zur  Lösung  des  Stcuerproblems  versucht  worden  und  wie  es  gelungen  ist. 
Aeussere  Grunde  nöthigen  dabei  und  innere  Grunde,  bindern  es  nicht,  sieh  im  Folgenden 
auf  Hauptländer  zu  beschränken,  so  in  der  S t c u c rgesch i eh te  des  Alterthums  auf 
Griechenland  und  Horn,  in  derjenigen  des  Mittelalters  und  der  Neuzeit  wesentlich 
auf  Deutschland,  Frankreich  und  Grossbritannien.  Für  die  in  diesem  Werk«' 
verfolgten  Zwecke  genngt  eine  derartig  sich  im  Stoll  beschränkende  Darstellung. 
Wenn  sich  dabei  die  letztere  auf  französische  und  englische  Verhältnisse  genauer 
einlässt,  so  rechtfertigt  sich  dies  durch  die  grössere  Bedeutung  der  dortigen  Vorgänge 
und  wird  nothwemlig  wegen  des  Mangels  der  deutschen  Vorarbeiten. 

Die  betreirenden  literarischen  Angaben  sind  den  einzelnen  Abschnitten  beige- 
fügt, wobei  indessen  eine  vollständige  steuergeschichtlichc  Bibliographie  nicht  bezweckt 
werden  konnte.  Viele  einzelne  Schriften  sind  in  Fin.  1  (ii.  A.),  S.  52  IT.  u.  II,  S.  140  II'., 
sowie  oben  S.  3  u.  I  genannt  worden.  Von  vergleichend-statistischen  Arbeiten, 
hie  und  da  mit  historischen  Rückblicken  (wenigstens  in  die  jüngere  Vergangenheit) 
sind  diejenigen  von  v.  Reden,  v.  Czörnig  (österr.  Budget  v.  1S(!2)  und  für  Deutsch- 
land, in  (dir  fach  in  \  crgleichung  mit  den  anderen  europäischen  Grossstaaten,  die 
fleissigen  Arbeiten  von  Gerstfeld,  bes.  Beiträge  /.  Reichssteuerfrage.  1S71»,  auch 
der  Aufsatz  in  Conrad 's  Jahrb.  lss:t.  B.  2  (II)  zu  nennen.  Die  wichtigsten  neuesten 
Daten  stets,  mitunter  auch  eine  vergleichend -statistische  Finanz-  und  Steuertabelle, 
zuverlässig  im  <Joth.  Jahrb.  (Hofkalender). 

Krstos  Kapitel. 
Steuergeschichte. 

E r st e r  H  a u  p t a b  s c h n  i tt. 
Altert  Imni. 

Griechenland  und  Rom. 

1.  Abschnitt. 
Griechenland. 

Literatur.  Das  Hauptwerk  ist  A.  Böckh's  Staatshaushaltung  der  Athener, 
dem  hier  gefolgt  wird.  S.  1.  Ausg.  I.  bes.  107  II  .  42S--W1.  «IS  II'..  KW— «!>,{. 
Eine  neue  Ausgabe,  besorgt  v.  Frankel,  steht  für  1*^«  in  Aussicht  und  wird  wohl 
diese  und  jene  kleine  Vervollständigung  und  Berichtigung  nach  neuem  Inseliriften- 
material  enthalten.    In  allem  Wesentlichen   bleiben  die  Resultate  der  bahnbrechenden 
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nud  grundlegenden  Itöckh'schon  Forschung  wolil  bestellt'».  E.  Ourtius,  fledächt- 
aissrede  auf  A.  Ib.ckh,  Herl.  l^S"»).  Iletuerkunjrcn  über  die  irobllhrenartigen 
Einnahmen  in  Griechenland  finden  sich  in  d.  Finanzwissensch.  II,  S.  18,  über  den 
Finanzdienst  cb.  I.  8.  A.  §.  SO;  s.  darüber  auch:  Fellncr,  z.  Gesch.  d.  att. 
Kinan/.v.  rwalt.  im  4.  u.  5.  Jahrb..  Wien,  1S79  (Juliheft  lb7!>  d.  Sitz.bcr.  d.  phil.  bist, 
fl.  d.  Wiener  Akad.  d.  Wiss.). 

§.  6.  Die  altgriechischcn,  spcciell  die  noch  am  Besten  bekannten 
athenischen  StcuerverhUltnisse  sind  mit  dem  überlieferten  lite- 
rarischen und  inschriftlichen  Material  auch  von  den  sorgsamsten 
und  bedeutendsten  Forschern,  unter  denen  A.  Böckh  noch  immer 
die  erste  Stelle  gerade  auf  diesem  Specialgcbiet  einnimmt,  nur  in 
gewissen  Grund zügon  mit  leidlicher  Sicherheit  zu  ermitteln  ge- 
wesen. Im  Einzelnen  ist  und  bleibt  vermnthlich  vieles  unklar, 
strittig  und  lückenhaft,  wenn  auch  immer  noch  von  Neuem 
kleine  Bausteine  durch  Inschriftfunde  gewonnen  werden.  Nament- 
lich die  geschichtliche  Entwicklung  lässt  sich  aus  den  be- 
kannten Thatsachen  nicht  mehr  genauer  in  den  Einzelheiten  nach- 
weisen. Indessen  gestatten  einige  solcher  Thatsachen  auch  für 
die  griechischen  Stadtstaaten  den  Schluss,  dass  gewisse  typische 
Veränderungen  in  der  Besteuerung  mit  der  Entwicklung  und  Diflfc- 
renzirung  des  Volkseinkommens  und  Volksvcrmögcns  eingetreten 
sind.  Erheblichere  Verschiedenheiten  von  anderen  Ländern  und 
Zeiten  ergeben  sich  wohl  vornehmlich  aus  zwei  Gründen.  Einmal 
hat  der  eigens  vom  Bürger  zu  leistende  Wehrdienst  den 
.Staatsbedarf  nicht  so  hoch  steigen  lassen.  Nach  der  Einführung 
von  Sold  in  Kriegszeiten  gaben  die  Tribute  der  Bundes- 
genossen in  Athen  die  Deckungsmittel.  Sodann  hat  das  eigen- 
thtlmlichc  System  der  Liturgien,  das  sich  nicht  nur  auf  Athen 
beschränkt  hat,  ein  gewöhnliches  Steuerwesen  weniger  nothwendig 
gemacht.  Die  Liturgien,  welche  Böckh  im  Allgemeinen  noch  am 
Ersten  mit  den  heutigen  Naturallieferungen  und  Naturalleistungen 
vergleichen  möchte,  liefen  zwar  in  der  ökonomischen  Wirkung 
auf  eine  Art  progressiver  Einkommensteuer,  ja  progressiver  reeller 
Vermögenssteuer  auf  die  reichere  Classe  hinaus.  Sic  hatten  aber 
staatsrechtlich  einen  anderen  Character  als  den  der  Steuer.  Ihre 
Uebcrnahme  galt  als  Ehrenpflicht,  ein  Princip,  das  zu  anderen 
Consequenzen  als  bei  reinen  Stenern  führt. 

Ausser  den  Domanial-  und  Bergwerkscinkünftcn,  den  mancher- 
lei gcbOhrenartigen  Abgaben,  den  Tributen  kommen  für  gewöhn- 
lich, zur  Deckung  des  ordentlichen  Bedarfs  vornehmlich  nur 
iudireetc  Verbrauchs-   und  ähnliche  Abgaben,  in  Form  von 
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Zöllen  und  Marktabgaben  vor,  sodann  einige  direetc  Per- 
sonal steuern  auf  gewisse  besondere  Kategorien  von  Per- 
sonen. Also  die  indircetc  Verbrauchssteuer  auch  hier  schon  eine 
normale  und  practisch  wichtige  Einrichtung:  ein  Pnnct  von  typi- 
scher Bedeutung  für  die  allgemeine  Steuergeschichte.  Dagegen 
fehlen,  der  antiken,  wie  der  mittelalterlichen  und  der  noch  später 
andauernden  Auffassung  von  der  persönlichen  Vollfreiheit  gemäss, 
allgemeine  Personal  steuern,  insbesondere  gleiche  Kopf- 
steuern u.  dgl.  m.,  für  die  Bürger:  auch  ein  solcher  typischer 
Punct  der  vergleichenden  Steuergesehichte.  Für  den  ausser 
ordentlichen  Bedarf,  besonders  in  Kriegszeiten,  findet  sich 
dagegen  die  Vermögen  s beste ucrung  der  Bürger  und  der 
sonstigen  Freien  (Schutzverwandten,  Fremden),  auf,  wie  es  scheint, 
verhältnissmässig  rationeller  Basis,  in  angemessener  Vcrtbcilung 
der  Lasten,  wohl  nach  dem  Princip  der  Progressivbesteuerung, 
und  in  bedeutender  Ausdehnung:  bei  fehlender  oder  unzureichen- 
der Ocditbcnutzung  ein  passendes  und  auch  sonst  zu  findendes 
Finanzmittel,  das  im  System  der  Liturgien  seine  eigentümliche 
Ergänzung  findet.  Analogien  mit  dem  Steuerwesen  der  Städte 
und  Stadtstaaten  des  Mittelalters  in  den  Zöllen,  Verbrauchsabgaben 
für  den  ordentlichen,  der  Vermögenssteuer  mehr  für  den  ausser 
ordentlichen  Bedarf  treten  hier  hervor  und  lassen  darauf  schliessen, 
dass  die  Wahl  der  Steuerarten  durch  gegebene  politische  und 
wirtschaftliche  Verhältnisse  iu  höherem  Maassc  bedingt  ist,  als 
die  abstraetc  Theorie  und  Politik  anzunehmen  geneigt  sind. 

§.  7.  Einzelnes. 

1)  Die  griechischen  und  spcci«-U  die  athenischen  Zölle  waren  eigentliche 
Ein-  und  Ausfuhrzölle,  vornehmlich  für  den  Seeverkehr  in  Athen,  aber  auch 
an  den  Landgrenzen  nicht  fehlend,  vielleicht  mit  SchihTahrts-  und  Hafengeldern,  als 
geh  Uhrenart  igen  Absahen,  verbunden.  Der  Satz  in  der  Hauptperiode  1/,A,,  die 
Erhebung  schon  in  (i cid.  Von  wann  an  die*  oder  überhaupt  die  ganze  Einrich- 
tung erst  später  zu  Stande  kam,  ist  nicht  mehr  sicher  zu  bestimmen.  Jedenfalls 
(jestaltiingen ,  die  einen  entwickelten  auswärtigen  (irosshandel  voraussetzen.  —  Statt 
der  Tribute  erheben  die  Athener  mituuter  auch  bei  den  Bundesgenossen  Ein-  und 
Ausfuhrzölle,  von  ,r»7„-  ak«>  schon  damals  ein  Fall,  wo  eine  solche  „indirecte"  Steuer 
als  zweckmässiges  Ersatzmittel  direeter  Steuern  erschien. 

2)  Die  Marktabgaben  betreffen  den  Verkehr  mit  ländlichen  Producten,  welch« 
in  die  Stadt  kamen,  und  den  etwaigen  sonstigen  Kieinverkehr  hier.  Es  waren  dies 
in  einer  Hinsicht  vielleicht,  wie  an  den  mittelalterlichen  Märkten,  ge bah  re  nart  i  g e 
Abgaben,  nämlich  für  das  Hecht  des  Verkaufs  überhaupt,  für  den  Marktstaml. 
uberwiegend  jedoch  wohl  Verbrauchssteuern  (Accisen).  Die  Erhebung  erfolirte 
auf  dem  Markte  selbst,  aber  wohl  auch  in  Körnt  von  Thorsteuern.  Entwickelter 
Verkehr  zwischen  Stadt  und  Land  also  die  Voraussetzung.  Wiederum  ergeben  sieb 
beinerkensweithe  Analogien  mit  den  Verhältnissen  ähnlicher  Abgaben  mittelalterlicher 
Städte,  auch  was  den  gemischten  Character  der  Marktabgaben  betrifft. 

*t)  Personalsten.:™  und  Verwandtes.  Eine  sobhe  »ehüh  renartigen  < ''haracter* 
ist  das  S<  hutzgel«!  der  Fremden  ijtn nixiov).    Eine  reg«- 1  massige  Besteuerung 
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•Irr  Sclaveu  ist  in  Athen  nicht  gauz  sicher,  jedoch  wahrscheinlich;  keine  eigentliche 
Personal-,  sondern  eine  Art  Vermögenssteuer  (auch  als  Gesiudesteucr  b»'i 
Sclaveu  so  aufzufassen).  Einzelne  Gattungen  von  Personen  werden,  wie  es  scheint, 
mit  aus  einem  sittenpolizeilichen  Gesichtspunct  u.dgl.  besteuert.  Diese  Stenern 
stellen  aber  zugleich  eine  Art  dillerenzirter  Gewerbesteuern  dar,  so  in  Athen  und 
auch  sonst  mitunter  auf  Wahrsager,  Quacksalber,  Gaukler,  Wundcrktiustlor,  namentlich 
llurm  (beiderlei  Geschlechts). 

4)  Die  vorkommenden  Grundabgaben  scheinen  nicht  <lrundsteuern ,  sondern 
grundherrlicher  Art.  für  Landul)erlassung,  eventuell  auch  für  die  Leberlassung 
der  Nutzung  öffentlicher  Ländereieu  (pachtgeldartig  oder  zur  Anerkennung  des 
Eigeuthums)  geweseu  zu  sein.  Dagegen  werden  Besit  zw  echsc  lab  gaben  von 
Grundeigenthuiu  beim  Verkauf  (1  "/«)  erwähnt,  also  Verkehrssteuern:  ob  alt? 

5)  Die  Vermögenssteuern  gehörten,  in  Athen  wenigstens,  zu  den  ausser- 
ordentlichen Steuern,  wesentlich  nur  für  Kriegs-  und  verwandt--  Zwecke,  scheinen 
jedoch  in  anderen  demokratischen  Staaten  mitunter  auch  in  I-riedenszeiten  regelmässig 
vorgekommen  zu  sein.  Nach  Böckh  sind  sie  in  Athen  vor  «lern  pcloponnesischen 
Kriege  nicht  häufig  und  auch  nicht  bedeutend  gewesen.  Die  Schätzungen  nach 
der  so  Ionischen  CI  asse  nei  n  th  eil  u  ug  hält  Böckh  nur  selten  und  nur  nebenbei 
für  die  Steuererhebung  bestimmt  (a.  a.  ().  S.  652).  Die  älteren  Vermögenssteuern 
haben  aber  wohl,  wie  die  solonische  Verfassung,  nur  das  fruchttragende  Land, 
also  nur  den  drundeigenthüiner  berücksichtigt«.  Dafür  bestanden  K  ataster  einrieb  - 
tu  aten.  Später,  besonders  mit  der  Vermehrung  der  Vermögenssteuern  im  pelopon- 
tiesischcii  Kriege,  und  sicherlich  doch  auch,  weil  sich  eben  jetzt  das  bewegliche 
Vermögen  vermehrt  und  verselbständigt  hatte,  wurden  die  Vermögenssteuern 
dagegen  allgemeine,  welche  auch  das  bewegliche  Vermögen  mit  uinfassteu: 
nebeu  Ländereien,  Häusern  werden  daher  jetzt  zinsbare  Kapitale,  Geldvorräthc,  Sclaveu, 
rohe  und  verarbeitete  Erzeugnisse,  Vieh,  Hausgeräth  u.  s.  w.  mit  besteuert.  Dafür 
»ind  dann  auch  allgemeine  Vormögenskataster  gebihlet  worden.  Soweit  sich 
die  Vertheilung  der  Steuer  und  der  Steuer fuss  noch  feststellen  lassen,  ent- 
wickelt sich  diese  Vermögenssteuer  nach  ihrem  Ell'oet  auf  die  Steuerpflichtigen  zu 
einer  Art  progressiver  Einkommensteuer.  Auch  die  Metökcn  unterlagen 
den  Vermögenssteuern. 

ti)  Unter  den  Liturgien  war  dio  Triorarchie,  d.h.  die  Ausrüstung  u.  s.  w. 
der  Kriegsschitie.  die  wichtigste:  in  der  ökonomischen  Wirkung,  wie  gesagt  eine,  Art 
progressiver  Vermögens-  und  Einkommensteuer,  auch  noch  in  der  Keform,  welche 
beworbenes  durchführte,  wo  die  Leistung  der  Trierarchie  nach  der  Schätzung  nor- 
uiirt  wurde. 

Allgemein  war  in  Athen  und  sonst  in  Griechenland  die  Verpachtung  der 
Steuern. 

2.  Abschnitt. 
Rom. 

Literatur.  Aelteres  Hauptwerk  über  das  römische  Steuerwesen  ist  Burmann, 
rectigalia  populi  rouiani,  Leid.  17".  1.  Die  neueren  Kechtshistoriker  und  politischen 
Historiker  haben  sich  mit  dem  röinischeu  Steuerwesen,  besonders  dem  Burger-Tributum 
und  dem  Provincial-Tributum,  vielfach  beschäftigt,  ohne  bei  dem  Mangel  ausreichender 
und  der  l'ndeutlichkeit  der  vorhandenen  Quellen  auch  nur  in  allen  Hauptpuucteu  zur 
l'cbereiustiinmung  zu  kommen.  In  den  Nebenfragen  wimmelt  es  vollends  von  Contro- 
versen.  Darauf  auch  nur  andeutungsweise  näher  einzugehen,  als  es  im  Texte  ge- 
schieht, liegt  ausserhalb  der  Aufgabe  dieses  Werks  und  auch  ausserhalb  meiuer  per- 
sönlichen Competenz.  Eine  jüngst  gefundene  neue  Uechts.|uelle  ist  auch  für  die 
Steuerfragen,  besonders  für  diejenigen,  welche  das  I'rovincialtributum  betreMen,  wichtig 
geworden,  aber  hat  doch  auch  wieder  neue  Controversen  erweckt  (vgl.  Matthias' 
u»t»r  gen.  Schrift):  Bruns-Sachau,  syrisch-römisches  Kcchtsbuch  aus  d.  5.  Jahrb.. 
Leipzig  lSSO. 

Die  fachwissenschaftliche  nati.Mialökonom  ische  Hauptarbeit  über  die  rö- 
mischen Tributa  sind  Kodbeitus'  vorzeitliche  Aufsatze  darüber  in  Hildebr.  Jahrb. 
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IV.  V,  VIII;  Theile  zu  einer  Kortsetzung  hat  er  iui  Manun-ript  hinterlassen.  Iu  der 
Grundauschauung  scheint  uiir  Kodbertus  im  Hechte  zu  sein;  ich  liabe  sie  meiner 
geschichtlichen  Darstellung  der  Kutwicklungsprincipicii  bchon  in  H.  11  zu  Grunde  ge- 
legt, s.  lies.  II,  S.  102,  Note  11,  wu  die  Hauptpuiicte  von  Jtudbertus' Ansichten  hervor- 
gehoheii  werden.  Einzelne  seiner  Ergebnisse,  so  seine  Meinung  über  die  Korterhebun«; 
des  Hüixertribnts  (worin  h'odbertns  übrigens  von  dein  neuesten  Schriftsteller  auf  diesem  Ge- 
biete, M  atth  iass ,  wieder  zugestimmt  wird),  scheinen  aber  doch,  nach  dem  L  rtheil  anderer 
Ka<  hmänncr.  irrig  oder  nur  tlieilweise  haltbar  zu  sein:  ein  Sachverhalt,  wie  er  ja  in  Re/.ug 
auf  Kodbertus  auch  sonst  sich  findet,  was  desseu  Bedeutung  trotzdem  nicht  eigentlich 
schmälert.  Ich  habe  mich  hier,  wo  es  auf  das  „wahrscheinlich"'  Nichtigste,  in 
der  Darstellung  ankommt,  daher  «loch  weniger  an  Kodbertus  als  an  Marquardt  ge- 
halten, dessen  neue,  alle  bisherigen  Korse  Illingen  zusammenfassend«;  Arbeit,  „die 
röm.  Staatsverwaltung",  II,  145  fl.,  der  folgenden  Darstellung  wesentlich  zu  Grunde, 
liegt.  S.  jetzt  auch  «lie  neue  Ausgabe  dieses  Werkes  von  Dessau,  1SS4.  Hei 
Marquardt  auch  «lie  weitere  allgemeine  und  monogra|diische  Literatur.  Ausser 
den  historischen  Werken  (Niebuhr,  Mo  Winsen,  in  dessen  röm.  Gesch.  /..  H. 
(2.  A  )  I,  772  11*.,  II,  Kap.  XI,  S.  .171»  f.,  III,  S.  -1S5  II.),  den  Werken  Uber  röm.  Hecht  s - 
gesell  ich  te,  wo  Walther  hervorzuheben  ist,  über  römisches  Staatsrecht 
( Moni  mscii,  passim)  sind  die  Werke  über  römische  Staatsalterthüuier  zu 
nennen,  so  Lange  (s.  bei  ihm  bes.  über  die  ältere  Zeit.  Servianische  Censusverfa&s. 
u.  Steuern  I,  3.  A.,  Berl.  l»7o,  S.  ls^ll.,  5,1  S  11.,  ^00  II.).  Kur  die  spät  i  ömise  he 
Zeit  s.  L.  Houchard,  etiules  sur  1'administr.  d.  lin.  de  rem|»ire  rom.  p.  200  11'.  Sehr 
klar  stellt  in  systematischer  Hehandlung  das  röm.  Steuerwesen,  auch  bezuglich  der  Ge- 
staltung in  der  Provinz  Gallien,  dar:  Cla  mager  au,  bist,  «le  l'impöt  en  Krance  I, 
livre  I.  Die  älteren  Schritten  v.  Hojrewisch,  Hosse,  Dureau  de  la  Malle 
is.  Kin.  1,  51)  genügen  nicht  mehr.  Die  wichtigsten  Monographien  «les  Gegenstandes, 
bes.  über  Tributa,  Census,  >ind :  lluschke  (Verfass.  d.  Serv.  Tull.,  ders.  ulier  d. 
Ccnsus  t.  Zeit  Christi),  v.  Savigny  (über  «lie  röm.  Steue rverfass.  unter  den  Kaiser», 
zuerst  1^2111..  verbess.  iu  «1.  „Vermischten  Schriften"  II,  (57  II'.,  womit  bes.  Kod- 
bertus  zu  vergleichen).  Mommseii  (röm.  Tribus).  Weitere  Li»,  u.  a.  bei  Mar- 
quardt, bes.  S.  70,  157.  200,  21b  u.  a.  a.  St.  iu  den  Noten.  Neueste,  revidirende 
Arbeit  eines  Juristen,  der  sich  vielfach  den  Ergebnissen  von  Kodbertus  auschliesst, 
ist  IL  Matth  iass,  röm.  tuumLteuer  u.  Vectigalreeht,  Erlang.  1SV2.  —  Zur  Heber- 
sieht:   Vocke,  directe  Steuern  d.  Körner.  Tub.  Ztschr.  f.  Staatswiss.  1 S51»  (LV), 

s.  <;♦>«;. 

Leber  die  römischen  pri  va  t  -  w  i  rt  hschaft  1  ic h  en  Einnahmen  s.  Kin.  I,  I.A. 
§.  224,  über  Gebühren  II,  S.  Li,  über  den  Kinanzdienst  I,  3   A.  §.  M». 

§.  8.  Die  altrümiscben  Steuerverhältnissc  lassen  sich  in  ihrer  Ent- 
wicklung und  Gestaltung,  besonders  seit  der  Kaiscrzcit,  immerhin 
genauer  im  Einzelnen  und  sicherer  im  Ganzen  verfolgen,  als  die 
griechischen,  soviel  Ungewisses  und  Strittiges  auch  mich  nach  den 
neuesten  Forschern,  so  z.  B.  auch  zwischen  Ilodbertus,  Mat- 
thiass,  einer-,  v.  Savigny,  Huschke,  Mommscn,  Lange, 
Marquardt  u.  A.  m.  andererseits  und  dieser  selbst  wieder  unter 
einander  übrig  bleibt.  Eine  zusammenfassende  Darstellung  des 
Finanzwesens  ist  erst  für  die  Kaiserzeit  erlaubt.  Aber  gewisse 
Entwicklungen  lassen  sich  in  die  republikanische  Zeit  zurück  ver- 
folgen. Der  neueste  deutsche  Bearbeiter  des  römischen  Finanz- 
wesens, Marquardt,  unterscheidet  im  Ganzen  ftinf  Perioden: 
die  erste  bis  auf  den  Beginn  ausseritalischer  Eroberungen,  mit 
dem  Ergcbniss  des  langdaucrndcn  thatsächlichcn  Aufhörcus  der 
Erhebung  des  Bürgertributums  (107  v.  Chr.),  die  zweite  bis  zum 
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Ende  der  Republik,  die  dritte  bis  Caracalla,  die  vierte  bis  Dio- 
cletiau,  die  fünfte  die  nachconstantinischc  Zeit.  Iiis  auf  Diocletian 
ist  für  die  directe  Besteuerung,  besonders  für  die  Grundsteuer, 
zwischen  Italien  und  den  Provinzen  zu  unterscheiden.  Die 
wichtigsten  Steuern,  bez.  Steuergruppen  sind  die  folgenden: 

1)  In  directe  Verbrauchsabgaben,  besonders  Zölle. 
Sic  bilden  auch  in  Horn  die  ältesten  ordentlichen  Steuern 
für  den  regelmässigen  Bedarf,  indem  auch  hier  regelmässige 
directe  Steuern  von  der  Person  und  dem  eigenen  Grundbesitz 
als  mit  der  persönlichen  VolltVcihcit  nicht  vereinbar  galten.  Neben 
den  Einuahmen  privatwirthschaftlicher  Art  aus  dem  Gemeindeland 
und  aus  dessen  Eigcnbcwirthschaftung  oder  Verpachtung  in  der 
älteren,  neben  den  Abgaben  der  Proviuzcn  auch  in  der  späteren 
Zeit  der  Erobeningen  bilden  die  Zölle  die  Hauptquellc  der  ordent- 
lichen Eiunahmeu. 

Die  Erhebung  von  Zolim  geht  bis  in  die  Zeit  der  Könige  zunick.  Die  Zölle 
wurden  an  einzelnen  IMatzeii.  beautidurs  an  Hafen  erhoben.  In  der  Kaiser/oit  entw  ickelt 
sieh  ein  um  faxendes  Kciehs-tirenzzol  Uy  stein  ,  uiit  Killfuhrzöllen  und  mit  ein- 
zelnen Ausfuhrverboten.  Innerhalb  desselben  bestehen  aber  noch  provinzielle 
St  eu  er  be  zirke  mit  besonderen  Zöllen.  Die  Zölle  sind,  in  srewi»en  Provinzen, 
Werthzöllc  (Quoten  vom  Werth',  theils  spe«  i Iis«  he .  für  ein/ein«:  Artikel.  Com- 
muitale  Zölle,  Thoracciscn  scheinen  ausserdem  verbreitet  gewesen  zu  sein,  in 
der  Stadt  Korn  selbst  aber  wohl  nur  zeitweilig. 

2)  Nächst  verwandte,  steuertheoretisch  indessen  zu  den  Ver 
kehrssteuem  gehörige  Abgaben  rechts-  und  socialpolitisch  eha- 
racteristischer  Art  waren  eine  5u/(,  Abgabe  vom  Werth  freige- 
lassener Scla  v cn  (schon  seit  357  v.  Chr.),  welche  in  der  Kaiser- 
zeit im  ganzen  Reiche  bestand,  dann  eine  4  °/„  Abgabe  vom  Preise 
gekaufter  Sclavcn.  In  der  von  Augustus  eingeführten,  wohl 
meist  1  ü/u  betragenden  allgemeinen  Kauf  abgäbe  („Kauf- 
aecise")  (centesima  rerum  veualitim,  vectigal  rcrum  venalium)  tritt 
wohl  ein  Symptom  der  entwickelteren  Verkehrs-  und  Geldwirth- 
schaft  der  Kaiserzeit  hervor. 

'S)  Das  Bürgertribut  (tributum  eivium).  Es  war  eine  ausser- 
ordentliche Vermögenssteuer  für  ausserordentliche 
Ausgaben,  wie  Kriegslasten  und  Truppcusold. 

Wahrscheinlich  rührt  diese  Steuer  schon  au.s  der  Zeit  der  Könige  her.  In  der 
Servianischen  Verfassung  wird  sie  nach  dem  Ceti  »us  re»-ulirt  und  i.  J.  Int;  y.  t'hr., 
vi>u  wo  an  der  Staat  die  Zahlung  des  Triippen.^olds  übernimmt,  delinitiv  eiuireriehtet. 
Ursprünglich  war  dies  Tributum  wesentlich  aul'  '  inen  \N  ertliaiiM  blag  d> •»  dniiid- 
ver  möge  Iis  besehränkt,  was  der  filteren  iiaturalwirthsi  h.U'tli-  li<n  Kiitwickluug  ent- 
spricht. Später  -  also  wieder  mit  stärkerer  qualitativer  und  quantitativer  Dilleron- 
zirunir  des  Nationaleinkommens  -  erstreckt  sich,  im  l'rincip  wenigstens,  der  Ansclilau 
auch  auf  die  Ubrigeu  Yciinögeusobjecte,  speciell  neben  ländlichen  (iruiHbtucken  auf 
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städtische  Häuser.  Geschäftsloeale,  Wirthschaftsinventar  (anfänglich  im  engeren,  später, 
ganz  begreiflich,  in»  »-eiteren  Umfange),  (ield  (Mar  <j  uartlt  II,  lbl,  lG.'J,  Matthias», 
S.  <»).  Die  Berücksichtigung  des  beweglichen  Kapitals  (in  Industrie,  Waaren- 
haudel,  Geldgeschäft,  in  den  Gesellschaften  der  publicani)  machte  hier  steuert echnisch 
characteristische  Veränderungen  im  Einschätzungsverfahren  uothwendig,  so  namentlich 
bei  den  gewerblichen  Unternehmungen  eine  Berücksichtigung  der  Zahl  und  Art 
der  Sclaven  (s.  neben  Marquardt.  II,  165  auch  Kodbcrtus  Hildebr.  Jahrb.  VIII, 
398  IT).  Klagen  über  deu  Nicht- Abzug  der  Schulden  vom  Grundvermögen  bei  dem 
alten  Tributum  erinnern  au  bekannte  moderne  Klagen  wie  an  stellertechnische  Schwie- 
rigkeiten in  Bezug  auf  die  Berücksichtigung  der  Schulden  bei  unseren  Ertragssteuern. 
Selbütschätzung  des  Werthes  des  steuerpflichtigen  Vermögens  unter  Eid  fand  statt. 
(Matthiass,  7^.  Der  normale  Satz  des  Tributum  war  1  Promille  (trib.  siuiple.v), 
der  aber  nach  Bedarf  auch  doppelt  und  dreifach  (trib.  duplex,  triple.v),  früher  wohl 
auch  noch  höher,  ganz  nach  dem  Staatsbedarf  wechselnd  erhoben  wurde.  Häufig 
sind  die  als  Tribute  eingezogenen  Steuern  hinterher  aus  Krictrsbeute  und  aus  Con- 
tributioneu  der  Feinde  und  unterworfenen  Völker  zurückgezahlt  worden.  Ob  man 
sie  deswegen  mit  Moinmscn  förmlich  als  „Zwangsaulcihe"  aufzufassen  hat,  ist 
streitig  und  kaum  zu  bejahen,  da  die  Wiedererstattung  weder  auf  rechtlicher  Ver- 
pflichtung beruht,  noch  auch  immer  erfolgt  ist  (so  Marquardt  II,  159).  Die  spa- 
teren Eroberungen  und  die  Tribute  der  Provinzen  ermöglichten  dann  vorn  J.  107 
v.  Chr.  an,  seit  dem  macedunischen  Kriege,  und  andauernd  während  der  ganze u  Kaiser- 
zeit, bis  zur  Einfuhrung  des  Pro vincial-Tributum  in  Italien  am  Ende  des  A.  Jahr- 
hunderts nach  Christus,  die  Nicht- Erhebung  des  Burgertributs,  aber  ohne  dass 
eine  förmliche  rechtliche  Aufhebung  dieser  Steuer  erfolgte.  (Leber  diesen  Punct 
bestehen  noch  uuausgetragene  Controversen.  S.  Marquardt  II,  171  II'.,  anderseits 
bes.  Kodbertus,  Hildebr.  Jahrb.  II,  4ÜS  11'.  Er  nimmt  an,  dass  das  Burgertrihut, 
nach  längerer  gänzlicher  Steuerfreiheit  der  Römer,  i.  J.  4.5  v.  Chr.  wieder  eingeführt 
worden  sei.    S.  schon  in  Ein.  II,  S.  1  SB  Note  24,  ebenso  Matthiass  a.  a.  O.  S.  2  Ii.). 

4)  Neben  diesem  Tributum  ex  censu  kamen  andere  Tribute 
vor,  deren  Verhältnisse  nur  unsicher  festgestellt  werden  können. 

So  das  tributum  in  <  apita,  das  die  „aerarii"  wie  ein  kopfstcuerariiges 
Schutzgeld  zahlten,  im  Unterschied  von  deu  steuerfreien  Proletariern  (Lange, 
I,  4 1">9,  5 4 Ii,  Marquardt  II,  107);  das  tributum  der  orbi  et  viduae,  das  ab 
hordearium  („Gcrstengeld",  —  „Hafergeld"  wäre  die  moderne  Analogie)  zur  Unter- 
haltung der  vom  Staate  beschallten  Kitterpferde  diente  (Lauge  1,  519).  Ferner  gab 
es  tributa  temeraria,  welche  in  abnormen  Lagen,  nicht  auf  Grund  eines  Census 
erhoben  wurden. 

5)  Kine  5  0  „  Erbschafts-  und  Vermächtnisssteuer  für 
alle  römischen  Bürger  (lex  vicesima  hereditatum):  eine  „social- 
politischc"  Besteuerung  der  reicheren  Klassen. 

Vielleicht  als  eine  Art  Ersatz  des  fehlenden  Burgertributs  führte  Augustus 
diese  Steuer  i.  J.  0  n.  Chr.  ein.  Die  nächsten  Blutsverwandten  (bis  auf  die  Ii  ersten 
Grade  — V— )  und  Erbschaften  unter  100,900  Sesterzen  ('21,752  deutsche  Mark  nach 
dem  Geldwerth)  waren  frei.    (Marquardt  II,  25s  11.). 

9.  —  GJ  Die  dircetc  Besteuerung  der  unterworfenen  Pro 
viuzen.  Sic  war  von  Anfang  an,  nach  den  maassgebeuden  Rcchts- 
anschauungeu  der  Zeit,  viel  ausgedehnter  als  die  römische  directe 
Besteuerung  und  lieferte  Jahrhunderte  lang  die  Ilauptcinnahmc  zur 
Deckung  des  römischen  Kciehsbedarfs:  wohl  das  wichtigste  ge- 
schichtliche Beispiel  dauernder  Abschiebung  von  Staatskosten  auf 
Unterworfene,  als  ein  Mittel,  heimische  Besteuerung  vermeiden  oder 
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verringern  zu  können  (Fin.  II,  S.  180).  Das  Princip  der  Provin- 
cialbesteuerung  war  nach  der  ganz  audereu  rechtlichen  Stellung 
des  I'roviueialcn  als  des  römischen  Bürgers  zum  Staat  ein  anderes 
als  beim  BUrgertribut.  »Specicll  „das  tributum  suli  beruht  nicht 
auf  der  Stellung  des  Bürgers  zum  Staat,  sondern  auf  der  Stellung 
des  besiegten  Feindes  zum  Sieger  und  Eroberer"  (Matthiass). 
Die  Verhältnisse  waren  in  den  einzelnen  Provinzen  lauge  Zeit  ver- 
schieden, da  die  älteren  einheimischen  Steuerverfassungen  von  den 
Körnern  theilweisc  beibehalten  wurden.  Die  Haiiptstcucrn  sind 
gruudstcucrartigc  und  personal-,  namentlich  kopfsteucr- 
artige. 

S.  Marquardt  II,  175  II.  Matthias*  S.  7  If.  Der  gii'datc  Thcil  des  Bodens 
in  den  Provinzen  blich  seilten  bisherigen  Eigenthuniem  als  possessio  und  mit  drin 
usus  fnn  tu~,  aber  er  galt  als  Eigenthum  des  römischen  Volks,  des  Eroberers  und 
Siegers,  und  ward  deshalb  abgabepflichtig.  Entweder  halt«',  der  Boden  »  ine  (irund- 
abgabe  und  /.war  eine  Koh c  rt ragsij uot  e,  gewöhnlich  den  Zehnten  zu  zahlen, 
oder  es  wird  eine  feste  Natural-  oder  (ieldabgabe.  unabhängig  vom  Boden- 
ertrag, entrichtet.  Dies  war  das  wegen  der  Verwendung  zum  Truppensold  sogenannte 
Stipendium  oder  Frovincial-Tributum.  Die  (irundabgabe  haftete  auf  dem 
Pruvincialbo<ien  reallastartig ,  blieb  daher  auch  rechtlich  beim  Ucbergaiig  von  Grund- 
Bücken  an  römische  Bürger  bestehen.  Den  Zehnten  zahlte  namentlich  Sicilicii,  in  der 
republikanischen  Zeit  auch  Asien,  das  Stipendium  die  übrigen  l'iovinzen.  Die  Er- 
h'-banir  des  letzteren  erfolgte  (zum  Theil  im  Ansehluss  au  die  älteren  Steuereinrich- 
tungen, uutcr  denen  in  deu  früheren  monarchisehen  Staaten  der  Zehnte  ganz  allge- 
mein die  üblichste  alte  Steuer  ist)  wohl  in  der  doppelten  Torrn  der  (i  ru  uda  hgabo 
und  der  Personalsteuer  (Marquardt  II,  D>5—  IHR  Die  1'ersonaUtcuer  war 
t lieüs  eine  gleiche  Kopfsteuer,  wie  sie  in  I'ersien,  Aegypten,  Judaa  beit  Alter» 
befand,  theils,  -  wenn  mau  gegenüber  den  vielen  hier  vorliegenden  kontroversen  der 
< iiiigermaassen  abschliessenden  und  zusammenfassenden,  freilich  in  ihren  Ergebnissen 
nicht  unbestrittenen  Arbeit  M ari[ uar<l t 's  folgen  darf  eine  directe  Steuer, 
»"eiche  als  Vermögen-  und  Einkommensteuer  zu  charakterisireu  ist  und  wohl 
auch  mit  Elementen  einer  tiewerbe  besteuerung  verbunden  war  (a.  a.  <  >.  S.  UM  bis 
I''").  Ergcbnis>e,  welche,  wie  gesagt,  auch  jetzt  noeh  jii<  ht  unbestritten  sind,  aber 
in  wirthsc  halt  lieh  entwickelten  Landern,  wo  das  bewegliche  Vermögen 
größer  geworden  ist  und  sich  durch  vermehrte  A  r  be  itsth  eil  u  n  g  verschieden- 
ütig-r  Erwerb  ausbildet,  viel  Wahrscheinlichkeit  für  sich  haben.  Sie  entsprechen 
auch  im  (ianzen  wenigstens  der  prineipiellcn  Auffassung  von  Kodbertus,  so- 
*ie  unserem  allgemeinen  Steuereutwieklungsprincip  (I  in.  II,  3s'.»).  —  l'ur  den  To- 
talbetrag des  Stipendiums  haften  die  Steuerbezirke.  iS.  auch  Mommsen,  röm. 
b-ch.  II.  2.  Aufl.,  351.) 

Gleich  im  Beginn  der  Kaiser  zeit  wird  unter  Augustus 
eine  allgemeine  Steuerreform  der  directen  Besteuerung  der 
Provinzen  unternommen:  der  berühmte  „Census"  zur  Zeit  von 
Christi  Geburt  (Ev.  Lucä  2,  1).  Der  Zweck  der  augustischen 
Maassregeln  scheint  ein  doppelter  gewesen  zu  sein:  die  Ge- 
winnung einer  festeren  finanziellen  Grundlage  für  die 
Ausgaben  des  römischen  Weltreichs  durch  die  Ermittlung  und 
Regelung  der  ordentlichen,  aus  den  Provinzen  Messenden  Tribute, 
'lemgemäss  die  Feststellung  der  Grundlagen  eines  Etats;  sodann 


Digitized  by  Google 


2i\  fi.  B.   1.  K    Steuergesehichte.    1.  II.-A.  Alterthuin.    i;.  y,  10. 

zweitens  die  gleichmässigere  Vertbcilung  der  Lasten  inner 
halb  jeder  Provinz  unter  den  Steuerpflichtigen:  die  dem  Absolutis- 
mus eigene  Tendenz,  den  Interessen  der  verthcilendcn  Gerechtig- 
keit in  Bezug  auf  die  Einzelnen  Rechnung  zu  tragen.  (Fin.  II,  198. ) 

Bei  iJt:r  Sp.ulichkeit  und  Vieldeutigkeit  der  (Quellen  sind  die  Aus» :ht«-n  über 
Wc-cu  und  Hid.utiiui:  dieser  Keform  uut-  r  den  Autoren  (lluschke,  v.  Savigny. 
Hudln- rtus.  Marquardt,  Moni  iiimmi,  Matthiass  u.  A.m.i  auch  jetzt  noch  gc- 
theilt.  Absolut  sicher  wird  der  Sachverhalt  schwerlich  mehr  zu  ermitteln  .sein.  Auch 
hier  ist  es  wohl  am  nichtigsten,  der  neuesten.  Alles  cuncis  zusammenfassenden  Arbeit 
Mar<|uardt's  II,  l'.lv  II.  im  (ianzen  zu  folgen. 

Es  erfolgte  eine  Vermessung  des  Landes,  eine  Feststellung  der  recht- 
lichen Qualität  der  (irundstucke,  wovon  wieder  die  Steucrpllichtlgkeit  ahhiug.  end- 
lich eine  Operation,  welche  als  Classification  und  lioni  tir uug  der  tirundstucke 
nach  ihrer  tiu  Uu  n  g  und  unbefahren  (inte,  daher  nach  ihrer  freilich  nur  ganz 
roh  veranschlagten  K  i  t  r  a  gs  fä  Ii  i g  ke  i  t.  bezeichnet  w  eiden  kann,  (ierade  die  letztere 
Operation  ist  am  Wenigsten  sicher  und  genau  bekannt,  daher  hieruber  viel  (.'outm- 
verse.  auch  /wischen  Wodhertlis  (be-..  in  Hildebr.  Jahrb.  V)  und  den  Uechts- 
historikern ,  besonders  v.  Savigny.  fntersehi.  den  wird  Ackerland,  Wiesen,  beide 
n;t<  h  (irossc  und  langerein  ( 1  (»j ährige» Krtrag  oder  bei  Aeckern  auch  bloss  iu  ruberer 
Weise,  nämlich  nur  als  Huden  erster  und  zweiter  (.'lasse.  W'einlaud ,  Oelptianzungen. 
beide  nach  Zahl  der  Stucke  und  l'.anme.  forsten,  Fischereien.  Salzwerke;  jedenfalls 
eine  bcnicrkeusvvcrilie  Analogie  zu  den  modernen  ..rationellen"  (iriindsteuei katastcr» 
Zugleich  erfolgt  eine  Aufnahme  des  (i  u  t  s  - 1  n  v  c  n  t  a  i  »  und  des  |i  e  r  s  o  u  1  i  r  h  eii 
Vermögens,  der  Sclaven,  nach  Zahl,  Alter,  Nationalität .  Ik-schäftiguiig ,  Kunst- 
fertigkeit, endlich  anderer  abhängiger  Ucvolkcriingselemcntc .  besonders  der  coloiii. 
Die  ganze  ( Iperutio»  des  L'eiisus  ist  erat  unter  August  Iis'  Nachfolgern  zu  Knde  ge- 
führt worden,  Hilter  Tiajan  war  sie  fellig.  Sie  scheint  au  .'WO  Jahre,  bis  auf 
Diocletian,  die  (irundhige  d.r  Verfassung  der  directe»  liesteiierung  in  den  Pro- 
vinze» gewesen  zu  sein. 

§.10.  Unter  Dioeletian  wurde  nun,  nach  der  Üblichen  Aus- 
legung der  Quellen,  einmal  das  Pro  vi  u  eial-Tiibutum  für  den 
Huden  auch  in  Italien  eingeführt,  sodann  eine  neue  Ver- 
messung und  Hinrichtung  der  G r und besteuerung  vorge- 
nommen. 

Dies.-  Hinrichtung  bestand,  wie  es  scheint,  iu  genaueren  Ermittlungen  des 
Werths  oder  der  Ertragfähigkeit  des  Hodens  und  in  der  Bildung  von  .. Steuer- 
huf eu"  ijugiiui.  caput).  d.  h.  gleicher  Steuereinheiten  aus  je  einer  gewissen  Anzahl 
von  (irundstucke»  verschiedener  dattung  und  (iute  |s.  d.  darüber  aufgefundene  Quelle 
bei  Marquardt  II.  22«»).  Diese  Steuerhufen  von  demgemäß  un-leicher  l'l.ohen- 
gpe,5o  wurden  dann  mit  einem  eh-ichen  Steuersätze  belegt  (jugatio}.  Auf  Grund 
die>er  Aufnahmen  scheinen  (i  esa  m  m  t  s  t  e  u  e  rsc  h  » 1  d  i  g  k  e  1 1  e  n  der  S  t  e  u  e  r  b  ezi  rke 
festgestellt  Word*-»  zu  sein,  welche  d«  r  Vorort  des  lezitks  vorschieben  musste.  Als- 
dann wurden  dieselben  nach  dem  Kataster  auf  die  einzelnen  Besitzer  reoartirt. 
N  diere  Darstellung  der  Entwicklung  und  des  Verfahrens,  wesentlich  IJodbertus 
beistimmend ,  von  Marquardt  iu  Manchem  abweichend,  bei  MatthiassS.  10  11 
bis  27.  Unsicher  bleibt  iiumeihiu  Vieles,  auch  über  das  \ 'erhallniss  der  jugatio  zur 
capitatiu.  Matthiass  S.  11  sieht  mit  Kodbertus.  Jahrb.  11,  2D>,  iu  der  juuatio 
die  selbständige  Besteuerung  des  (i  r  u  n  d  bes  i  t  z  e  s  nach  dem  Kapitalwetth ,  iu  der 
capitatio  diejenige  dea  bedeutendste»  Theils  des  antiken  Kapitals,  der  Sclaven 
und  des  Viehes.  Die  capifatio  traf  ab.  r  auch  nach  dieser  Auffassung  dann  weiter 
das  besondere  II  a  nd  e  I  s  k  a  p  i  t  a  I  und  die  freie  pe  iso  n  1  i  c  h  e  A  r  b  e  i  t  in  einzelnen 
selbständigen  Industriezweigen.  Streitig  ist  u.  A.  auch,  ob  das  jugum  eine  bloss 
ideale  Einheit  oder  eine  reale  war.  Savigny  nahm  letzteres  au.  S.  Matthiass 
S.  17— K 
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Neben  diesem  nunmehr  allgemeinen  Tribntum,  das  somit 
hauptsächlich  eine  Art  Grundsteuer  war,  entwickelten  sich  zur 
Ergänzung  andere  directe  Steuern,  besonders  für  die  Be- 
sitzer beweglichen  Kapitals,  die  negotiatorcs  (neben  den  in 
den  Städten  wohnenden  possessorcs  agrorum),  welche  selbständig 
Handel,  Geldgeschäft,  Industrie  betrieben,  auch  für  einzelne  Kate- 
gorien Handwerker  und  qualificirtcr  specitischcr  Arbeiter.  Hier 
treten  wohl  Analogien  zur  modernen  Gewerbesteuer  hervor. 

Die  spcciellcn  Vennr^eiisbestandtheile  werden  zur  Steuer  eingeschätzt.  Ks 
Verden  nach  und  mich  in  der  kaiserzeit  solchen  Handwerkern  und  Arbeitern  Kt'- 
»erbe-  und  rnvei bst.u.iliebe  Abtraben  aufsreleul,  seit  Dioelctian  Korporativ,  indem 
die  betn-lb  nde  t .'orporation  die  (iesanimtstcuer  aui 'bringen  mu>s  und  die  Summe  auf 
dir   Mitglieder  rej>artirt  (Marquardt  II.  21MI).  Itesteuerunir  scheint  immer 

mehr  nach  unten  zu  erweitert  und  speeialisirt  wurden  zu  »ein. 

Ob  und  in  welcher  Weise  auch  in  den  Städten  noch  eigent- 
liche Kopfs teu cm  vorkomineu,  bleibt  unsicher.  Marquardt 
bestreitet  es  ganz.  Dagegen  sind  nach  ihm  die  coloni  auf  den 
Landgütern  die  eigentlich  köpf  steuerpflichtige  Landbe- 
völkerung gewesen  oder  in  der  späteren  Kaiserzeit  geworden. 
Der  Gutsherr  hatte  jedoch  die  Kopfsteuer  seiner  Colonen  mit  der 
Grundsteuer  abzuliefern  uud  trieb  sie  dann  von  den  einzelnen 
Colonen  wieder  ein. 

Der  Gesainintbctrng  der  Steuer,  die  danach  zu  repartirenden 
Stcuerscbuldigkciten  der  Steuerbezirke  und  der  einzelnen  Steuer- 
pflichtigen scheinen  zu  verschiedener  Zeit  uud  in  verschiedenen 
Provinzen  für  verschieden  lange  Perioden  festgesetzt  worden  zu 
sein,  von  einjährigen  an  (Aegypten).  Später,  seit  dem  t.  Jahr- 
hundert tritt  grttsstcutheils  eine  fünfzehnjährige  Periode  dafür  ein 
(indictio).  Innerhalb  des  Jahres  bestanden  wohl  regelmässig 
drei  Zahltenuiuc  des  Tributuni. 

Ueb.rdie  ludictionen  wie  am  h  nber  alles,  was  sich  auf  die  Unionen  be/jeht,  herr>cht 
•tber  bei  «lein  Mangel  sicherer  (Quellen  und  der  schwierigen  Ausleiruntr  der  vorhan- 
denen Na«  hin  hten,  oft  nur  Notizen,  vielfach  Unsicherheit  und  Unklarheit  in  i-bv.ujr 
auf  die  re<  htlii  hen  und  thatsaehliehen  Verhältnisse.  Mb  vielleicht  aus  der  Analogie 
mit  der  russischen  Leibeigenschaft  und  Steucrverfa^uiijr.  in  diese  i'.ini  .hcu  Ver- 
hältnisse etwas  Aufklarung  mit  zu  bringen  wäre?  Aehulichkeiteii  der  Kntwn  klung 
Rheinen  vorhanden. 

Die  Erbschaftssteuer  zahlten  auch  die  Provinzen  neben 
dem  Tribut,  seitdem  Caracalla  das  Bürgerrecht  an  alle  Provin 
cialeu  verliehen  hatte. 

Im  grossen  Umfang  und  mit  bis  auf  unsere  Zeit  sprichwört- 
lich gebliebenen  Missbräuchen  fand  in  Koni,  besonders  in  den  Pro 
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vinzcn,  Steuer  Verpachtung,  auch  an  Pachtgcscllschaften  der 
sogenannten  publicum,  statt.  »Seit  Cäsar  wurden  aber  nur  noch, 
wie  seit  Alters,  die  indirecteu  Abgaben  verpachtet,  die  directen 
durch  eigene  Beamte  und  durch  Uebertragung  der  Einziehung  an 
die  Stcucrdistrictc  selbst  erhoben.  Aber  auch  hierbei  ging  es  ohne 
Missbrii uche  nicht  ab.  Der  ökonomische  Druck  aui*  die  Provinzen 
ist  dadurch  noch  ausserordentlich  gesteigert  worden. 

§.  11.  Da  man  über  die  Höhe  der  Einnahmen  aus  den 
verschiedenen  Stcuerartcn  aus  keiner  Zeit  der  römischen  Geschichte 
etwas  Genügendes  mehr  weiss,  so  sind  Vergleiche  zwischen  dem 
Stcuerwescn  des  römischen  Weltreichs  mit  den  modernen  Staats- 
besteucrungen  noch  mehr  erschwert.  Im  Ganzen  möchte  die  finan- 
zielle Bedeutung  der  indirecten  Verbrauchsbe steuern  n  g, 
auch  in  Form  von  Zöllen,  relativ  geringer  als  diejenige  der 
directen  Besteuerung,  im  Vergleich  mit  den  Beichen  des  Ii). 
Jahrhunderts  gewesen  sein.  Die  dircetc  Erwerbs-  und  die 
Besitz  beste  ucrung  (Grund-,  Gewerbe-,  Personal  ,  Kopf-,  Ver- 
mögens-, Erbschaftssteuer)  steht  wohl  im  Vordergründe.  Die  Gruud- 
und  Kopfsteuern  tiberwiegen  in  Altcrthum  (auch  in  den  asiatischen 
Despotien)  vornehmlich  mit  nach  dem  Character  dir  Volkswirt- 
schaft: der  vorherrschenden  Naturalwirtschaft  und  der  überwiegen- 
den Bedeutung  des  Ackerbaues.  In  Born  sind  ausserdem  für  das 
Uebcrgewicht  der  directen  Besteuerung  iu  den  Provinzen  die  po- 
litischen Verhältnisse  mit  entscheidend,  welche  eben  eine  solche 
„Ausbeutung"  ohne  Rücksicht  auf  den  besonderen  Druck  dieser 
Stcuerform  (selbst  abgesehen  von  der  Steuerhöhe)  ermöglichten. 
Die  allmähliche  Specialisirung  der  directen  Steuern  und  die  Re- 
formen, welche  sich  iu  der  Richtung  grösserer  Gleichmässigkeit 
der  Vcrthcilung  der  Steuerlast  bewegten,  erinnern  übrigens  an  die 
Entwicklung  der  europäischen  Besteuerung  seit  dem  17.  Jahrhundert. 
Der  Absolutismus  in  der  Kaiacrzcit  wirkte  hier  ähnlieh  wie  der 
moderne  Absolutismus.  Die  „gleich massige  Unfreiheit" 
führte,  psychologisch  und  politisch  wohl  verständlich,  in  der  directen 
Besteuerung  zu  ähnlichen  Consequcnzen  in  Bezug  auf  das  Postulat 
der  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung  wie  die  „gl  eich  massige 
Freiheit  und  Gleichheit"  iu  unserer  „staatsbürgerlichen" 
Periode.  Die  „Ausbeutungswirthschaft"  gegenüber  den  Unter- 
worfenen durch  Publicauen  und  Beamte,  die  Sclavcnwirthscbaft 
und  —  auch  damals  die  allmähliche  Einbürgerung  der  „freien 
Concurrenz"   hatten  ähnliche,  nur  weit  schlimmere  Zustände  iu 
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Bezug  auf  Vermögensvertheilung  geschaffen  wie  unsere  moderne 
private  „Kapitalwirtbscbaft"  im  System  der  freien  Concurrenz  — 
„im  sich  selbst  tiberlassenen  Verkehr"  (Rodbertus).  Daraus 
sind  einzelne  ebaracteristisebe  Bcsteucrungstendcnzcn ,  so  in  Be- 
treff der  Erbschaftssteuer  der  Reichen,  hervorgegangen,  welche 
ein  Analogon  in  den  neuesten  Bestrebungen  der  „soeialpolitischen" 
Steuertheorie  (Fin.  I,  3.  A.,  §  27)  finden.  Das  relative  Zurück- 
bleiben der  indirecten  Verbrauchsbesteuerung  erklärt  sich  im  Uebrigen 
wohl  auch  wieder  mit  aus  der  geringeren  Ausbildung  der  Arbeits- 
teilung, der  Gcldwirthschaft,  der  Productionstechnik  und  dem 
Mangel  so  zahlreicher  zum  Steuerobject  geeigneter  Massen -Con- 
somartikcl,  wie  sie  sich  in  der  modernen  Zeit  in  Bier,  Branntwein, 
Tabak,  Colonialwaaren  bieten.  Bemerkenswerth  ist,  dass  das  Salz, 
obwohl  regalisirt,  in  Korn  nicht  als  Einnahmequelle  gedient  zu 
haben  scheint,  sondern  der  Staatssalzvertrieb  hatte  den  Zweck, 
den  Bürgern  dies  Object  zum  Kostenpreise  zuzuführen.  Wein  ist 
nur  beim  Absatz  an  Dritte,  nicht  beim  Eigcnconsum  des  Wein- 
bauers ein  technisch  gutes  Steuerobject. 

Das  römische  Stcuerwesen  zur  Zeit  der  Zerstörung  des  römi- 
schen Weltreichs  war  eine  grossartige  Verwaltungs- Einrichtung, 
welche,  wie  wir  sehen  werden,  in  die  neuen  Staatsbildungcn  mit 
übergegangen  ist,  freilich  dann  allmählich  zerfiel. 

Zweiter  Hauptabschnitt. 

littelalter  nnd  Ilebergangsperiode  bis  zum  Zeitalter  der  fron- 
zöslsohcn  Revolution  (Anfang  des  1<).  Jahrhunderts). 

Deutschland,  Frankreich,  Enulaiul. 

§.12.  Einleitung.  Innerhalb  dieser  langen  Zeit  vom  Unter- 
gang des  römischen  Reiches  bis  zu  unserem  Jahrhundert,  genauer 
gesagt  bis  zum  Zeitalter  der  französischen  Revolution  und  bis  zum 
„Dampfzeitalter",  der  Periode  der  grossen  modernen  technischen  Er- 
findungen, sind  natürlich  wieder  verschiedene  kleinere  Perioden  zu 
unterscheiden,  namentlich,  wenn  auch  für  die  einzelnen  Länder 
etwas  verschieden,  doch  im  Grossen  und  Ganzen  übereinstimmend, 
etwa  folgende  fünf:  das  früheste  Mittelalter  (5.  bis  etwa  9. 
Jahrhundert),  das  mittlere  Mittelalter  (9. — 12.-13.  Jahrhun- 
dert), das  spätere  Mittelalter  (13. — 15. — 10.  Jahrhundert),  die 
„Uebergangsperiode"  im  engeren  Sinne  (15.,  IG. — 17.,  18. 
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Jahrhundert),  die  Periode  der  Vorbereitung  des  modernen 
Staates  durch  den  Absolutismus  (17.,  18.  Jahrhundert). 

Aber  wenn  diese  kleineren  Perioden  auch  in  der  Finanz-  und 
Stcuergcscbichtc  der  germanisch-romanischen  Staaten  „Abschnitte" 
bilden,  soweit  in  geschichtlichen  Entwicklungen  Überhaupt  von 
solchen  geredet  werden  kann,  so  erscheinen  die  erfolgten  Ver- 
änderungen doch  geringer,  weniger  tiefgreifend  und  nicht 
so  principiell  als  die  seit  und  mit  dem  Revolutions-  und 
dem  Dam pfzcitaltcr.  eingetretenen.  Nur  Kngland  bildet  in 
dieser  Hinsicht  in  einigen  Punctcn  eine  Ausnahme,  indem  hier 
die  Wende  des  18.  und  P>.  Jahrhunderts  zwar  ebenfalls  in  Um- 
fang und  Höhe,  aber  nicht  in  der  Art  und  Form  der  Besteuerung 
einen  so  tiefen  Einschnitt  wie  auf  dem  (kontinente  macht. 

Aus  dem  Standpunet  dos  P>.  Jahrhunderts  betrachtet,  schiebt 
sich  so  doch  die  ganze  vorherige  Zeit  der  Finan/geschiehtc  mehr 
in  Eine  grosse  Periode  zusammen.  Selbst  die  Periode  der 
allmählichen  Einbürgerung  regelmässiger  Steuern  vom  späteren 
Mittelalter  an  und  die  noch  am  meisten  charactcristisch  sich  ab- 
hebende Periode  der  stehenden  Soldhcere  seit  der  zweiten  Hälfte  des 
17.  Jahrhunderts,  bilden  doch  entfernt  nicht  in  dem  Maasse  „Epoche" 
als  die  Wende  des  18.  zum  PK  Jahrhundert. 

In  dieser  entstand  das  grosse  moderne  Schuldenwcscn  als 
allgemeine  bleibende  Institution,  daher  mit  seiner  dauernden 
Belastung  des  Etats,  nahm  die  Einrichtung  der  stehenden  Heere 
einen  neuen  Charactcr  an  und  gewann  sie  eine  vermehrte  Bedeu- 
tung gerade  auch  in  finanzieller  Beziehung  und  —  was  principiell 
noch  charactcristischcr  als  beide  eben  genannte  Momente  —  dehnte 
sich  auf  allen  Gebieten  des  Volkslebens  die  Thätigkcit  d ei- 
st aats Verwaltung,  unterstützt  durch  diejenige  der  Sclbstver- 
waltungskbrpcr,  in  ungemeinem  Grade  ans:  Die  staatliche  und 
communalc  „Gemein wirthschaft"  übernahm  eine  Menge 
Aufgaben  in  der  Volkswirtschaft,  zum  Thcil  trat  sie 
an  die  Stelle  der  Privatwirtschaften  (Fin.  I,  §  32—37). 
Zugleich  rang  sich  auch  die  Finanzwirthschaft  jetzt  erst  völlig  ans 
der  Naturalwirtschaft  zur  Geldwirthschaft  heraus.  Ferner  ver- 
breitete sich  der  Consum  geeigneter  Objecto  der  indi- 
recten  Vcrbrauchsbestcucrun  g  in  unerhörtem  Maasse,  wiih- 
rend  gleichzeitig  die  Technik  der  Herstellung  wichtiger 
solcher  Artikel  (Bier,  Branntwein,  Zucker)  an  dem  allgemeinen 
Umschwung  der  Productionstechnik  theilnahm.    Nicht  minder  hat 
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die  Technik  in  dieser  neuesten  Zeit  umgestaltend  auf  die  Er- 
werbsverhältnissc  der  wirtschaftlichen  Gesellschaft 
eingewirkt  und  haben  die  modernen  politischen  Principien 
der  „Freiheit  und  Gleichheit"  ihren  Siegeslauf  durch  die 
Cnlturvölker  gemacht,  wovon  alle  Finanz-  und  Stcuerproblcme  tief 
berührt  und  wodurch  die  Lösungsversncbc  dafür  sehr  erschwert 
werden.  Dem  gegenüber  möchte  in  der  Finanz-  und  Stcuergc- 
schichte  die  übliche  historische  Scheidung  von  „Mittelalter"  und 
„Neuzeit"  um  die  Wende  des  15.  und  lf>.  Jahrhunderts  doch  nur 
die  Bedeutung  eines  „Abschnitts"  haben,  dessen  Markirung  auf 
diesem  Gebiete  auch  wieder  mit  technischen  Fortschritten 
(Schicsspulver,  Buchdruckerkunst)  zusammenhängt. 

Dies  zur  Begründung  der  vielleicht  auffallig  erscheinenden  Zu- 
sammenfassung der  ganzen  Periode  vom  5.  bis  Ende  des  IS.  Jahr 
hunderts,  dieses  also  eingeschlossen,  des  „Mittelalters"  und  der  „Neu- 
zeit" in  diesen  zweiten  Hauptabschnitt,  dem  dann  im  folgenden 
zweiten  Kapitel  die  „neueste  Zeit"  in  zusammenfassender  L'cbcr.sicht 
der  Stcncrgcschichte  des  V.K  Jahrhunderts  mit  der  Darstellung  des 
Stcnerrechts  der  Gegenwart  folgt.    (Vgl.  §.  0  fi— 100.) 

Für  das  früheste  Mittelalter,  die  Periode  der  Auflösung 
des  römischen  Weltreichs  bis  zur  endlichen  Befestigung  der  neuen 
germanisch- romanischen  Staatcnwelt,  bis  zur  definitiven  Thcilnng 
der  fränkischen  Monarchie  und  bis  zur  Entstehung  eines  eigenen 
Deutschen  Reiches  sind  die  ehemaligen  römischen  Reichsgebiete 
hier  nicht  weiter  zu  unterscheiden.  Es  genügt  an  der  Betrachtung 
der  Verbältnisse  des  merovingi sehen  und  earolingischen 
Reiches.  Auch  später  bleiben  die  Finanzverhältnisse  in  Deutsch- 
land und  Frankreich  noch  längere  Zeit  sehr  ähnlich.  Mit  der 
Versclbständignng  des  Staatslebcns  in  den  neuen  Staaten  erhält 
natürlich  auch  das  Finanz-  und  Steuerwesen  gewisse  Verschieden 
heiten.  Aber  ohne  dass  man  irgend  den  Dingen  Zwang  antbut 
and  zn  sehr  verallgemeinert,  begegnet  man  doch  in  der  Hauptsache 
einer  grossen  Ucbereinstimmung  der  Entwicklung,  wenn  auch  die  ein- 
zelnen Phasen  derselben,  besonders  unter  dem  Einlluss  des  in  der  Fi- 
nanz- und  Steuergeschichte  mitspielenden  politischen  Moments, 
nicht  genau  gleichzeitig  eintreten.  So  erfolgt  im  Deutschen  Reich 
ans  bekannten  geschichtlichen  Gründen  die  Entwicklung  der  Be- 
steuerung später  und  schwächer  als  im  Ausland,  in  Frankreich 
und  England,  und  überwiegend,  bald  ausschliesslich  in  Form  von 
Territorialstenern,  nicht  von  Reichsstenern.    Im  späteren 
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Mittelalter  und  im  Beginn  der  Neuzeit  tritt  die  Stcuergeschichte 
mit  der  Geschichte  der  Eandständc  im  ständischen  Patrimonial- 
staat  in  nächste  Beziehung  und  wird  so  ein  wichtiger  Theil  der 
Geschichte  des  öffentlichen  Hechts.  —  -  Die  Entstehung  eines  eigenen 
und  eigentümlichen  städtischen  Steuerwesens  fällt  ebenfalls 
meist  in  die  3—4  letzten  Jahrhunderte  des  Mittelalters. 

Die  folgende  Darstellung  beschränkt  sich  wesentlich  auf  die 
Länder  des  ehemaligen  Deutschen  Reichs,  auf  Prank- 
reich und  England.  Es  liegt  nn  der  verschiedenen  politischen 
Entwicklung,  dass  die  französische  und  britische  Finanz-  und 
Steuergeschichte  früher  bedeutsam  und  interessant,  die  Finanz- 
wirtbschaft viel  früher  Slcuerwiithschaft  wird  als  die  deutsche. 
Der  deutsche  Staat  zerfällt  in  einem  Jahrhunderte  dauernden  Auf- 
lösungsproccss,  seine  Eiben,  die  Territorien,  entwickeln  sich  erst 
in  einem  ebenso  langen  neuen  Bildungsproccss  zu  wirklichen 
Staaten.  Aber  auch  die  grössten  davon  sind  im  18.  Jahrhundert  noch 
nicht  in  dem  Maassc  zu  einheitlichen  Staaten  herausgewachsen 
wie  Frankreich  und  England  seit  Jahrhunderten.  Die  ausser- 
ordentliche Zersplitterung  der  Staatsgewalt  im  deutschen  Terri- 
torialwescn  hat  natürlich  eine  ähnliche  der  Finanz-  und  Steuer- 
einrichtungen zur  Folge  gehabt.  Das  betreffende  Material  ist  daher 
auch  schwerer  als  das  französische  und  englische  zu  übersehen, 
zu  sammeln,  zu  verarbeiten  und  bietet  nicht  das  gleiche  Interesse, 
hat  auch  für  die  allgemeine  vergleichende  Geschichte  wirk- 
licher Staatsfinanzen  nicht  den  gleichen  Werth  als  das  Material  aus 
Frankreich  und  England.  Die  wissenschaftliche  Verarbeitung  des 
deutschen  Stoffs  ist  bisher  ferner  viel  weniger  ausgedehnt  betrieben 
und  weniger  erfolgreich  gewesen.  Tüchtige  Kräfte  der  historischeu 
Nationalökonomie  sind  jetzt  bemüht,  diesen  Mangel  zu  beheben. 
Aber  es  liegt  eben  in  unserer  deutschen  Geschichte  selbst ,  dass 
erst  mit  den  grösseren  Einzelstaatsbildungcn  nach  der  französischen 
Kriegszeit  und  vor  Allem  mit  der  Entwicklung  des  preussischen 
Staats  zum  politischen  Kern  des  neuen  Deutschen  Reichs  auch  das 
Finanz-  und  Steuerwesen  den  grösseren  Zug  gewinnen,  welcher 
dem  französischen  und  britischen  schon  länger  eigen  ist. 

Für  die  Aufgabe  dieses  Werks  in  Bezug  auf  Steuergeschichtc 
und  Darstellung  des  Zu  Stands  der  Besteuerung  im  IS.  Jahrhundert 
ergiebt  sich  aus  diesen  Verhältnissen,  dass  hier  das  Ausland 
mehr  als  das  Inland  berücksichtigt  werden  muss,  um  ein  typi- 
sches Bild  der  Entwicklung  und  Gestaltung  des  Staatssteuer- 
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Uesens  zu  erhalten.  Namentlich  das  französ ise he  Steuerwesen, 
last  noch  mehr  als  das  britische,  verdient  hier  wohl  besondere 
Heachtung,  welche  ihm  in  Folgenden  auch  zu  Theil  geworden  ist. 
L>ie  vortrefflichen  Vorarbeiten  Uber  französische  Steuergeschichte, 
denen  wir  in  Deutschland  bisher  für  keinen  Staat  etwas  Gleiches 
zur  Seite  zu  setzen  haben,  kommen  dabei  besonders  zu  Statten. 
In  einer  umfassenderen  Stcucrgcschichtc  wtlrde  namentlich  auf 
Italien,  Vorbild  für  Manches  im  Stcucrwcsen,  und  auf  Spanien 
und  Holland  einzugehen  sein,  was  ich  mir,  für  jetzt  wenigstens, 
versagen  muss. 

Sj.  13.  Literatur.  S  im  Allgeim-inen  dir  Antraten  in  diesem  Werke  1.  .H.A., 
v  54.  II,  149  u.  oben  S.  3,  4.  Die  neueren  all«?  «•  mei  n  .u  liose  Iii .  htswerke 
n-hmen  /.war  auf  Finanz-  wie  auf  W  irths«  haftsir«  s«  lii«  hte  etwas  mehr  Kurksieht  als 
•lio  früheren,  alter  selbst  so  umfassend  ainreletMe  wie  (i  i  ese  b  re  c  Ii  t  's  <ies«hicht«: 
J«t  deutschten  Kaiserzeit  sind  doch  sehr  dürftig  in  di«-en  Dingen.  Mit  am  Em- 
-Hieiidateii  ist  die  interessant«;  Periode  des  sicil  ian  i  sehen  Finanzwesens  unter 
i  ri.  drich  II.  in  solchen  Werken  behandelt,  so  b»;s.  in  v.  K'auincr's  Hohenstaufen. 
4.  A.,  B.  III  (1*72),  S.  2:J>  lt.,  2<»7  II'.,  eb.  in  H.  V.  S.  412  lt.  aueh  eine  vergleichende 
Darstellung  des  Finanzwesens,  der  Abgaben  u.  s.  w.  im  12.  und  I'!.  Jahrhundert.  Im 
Einzelnen  ist  dies  freilich  jetzt  nieht  mehr  alles  als  eonvet  /u  be/eie4inen.  S.  zur 
15 -ni  htigung  und  Ergänzung  E.  W  i  n keim  an n  .  (iesehichte  Fried r.  II..  Herl.  I>«3.  I. 
•54ti  Ii".  Für  «lic  Periode  des  lo.  Jahrb.  (Ilussiten-,  Tnrken-teucr  u.  >.  w.)  s.  v.  Ile- 
/.old.  K.  Sigismund  u.  d.  Kei-hskriege  ge»en  d.  Ilussiten,  Münch.  1^72.  S.  12«  Ii'., 
l'roysen  .  (iesch.  d.  preuss.  Politik  I.  4'.»'.»  Ii. 

Die  eigentlich  fachwissenschaftliehe  und  S  pe  ci;»  1 1  i  t  erat  u  r  behambdl 
r-gelmiissig  mehr  nur  einzelne  Länder  und  Theile  davon  (Territorien.  Städte  in 
Deutschland),  aueh  öfters  nur  einzelne  Perioden.  Von  Sehriften  über  grossere  Zeif- 
riume  sind  aus  der  älteren  Literatur  immer  noch  diejenigen  II  n  1 1 m  a n  n 's .  be>oinlers 
vme  deutsche  Finanzgeschichtc  des  Mittelalters  (Weich)  u.  Lang 's  bist.  Entwickl.  d. 
■J-ut-ehen  SteuerveifasMing  hervorzuheben.  Von  den  Werken  nber  d.Mits.  he  Staats-  u 
Ke<*hLsgescbi«;hte  ist  auch  über  Finanzen  immer  no«h  Eichhorn  das  eingehendste 
ninl  beste,  in  Kurze  auch  Walther.  Das  jetzige  Hauptwerk  für  die  Periode  bis  ins  12. 
Jahrb..  ist  Waifz'  deutsch«;  Verfass. -(iesch.  in  den  betreffenden  Kapiteln  nber  Finanzen, 
manches  Verwandte  auch  in  d«m«-n  über  <ierii  ht>wcscn .  Heerwesen  u.  in  andren,  s. 

für  die  meroving.  Zeit  H.  II  12.  A.,  S.  ä.VI  II'.,  jetzt  in  H.  A  vorbanden),  für  d. 
:.irüling.  Zeit  Ii.  IV  [2.  A.,  S.  Ii  II.),  fnr  d.  spätere  Zeit  H  VIII.  21«  II.  Leber  «lie 
tt-iehsateuerii  der  Städte,  Entstehung  der  lied«!ii  u.  Steuern  u.  städt  Stein-rwesen  im 
12.  u.  13.  Jahrb.  Überhaupt  vorzüglich  Zeutner.  deutsche  Städt- steuern  (Schmoller's 
Forsch.  I).  Für  «las  spätere  Mittelalter  u.  die  Neuzeit  fehlen  leider  neuere,  deutsehe 
*'«rke  uher  «las  gesauunt«;  Finanz-  und  Steuerwesen,  wie  das  Waitz  Vhe  für  die  frühere 
Zeit.  Von  grundlegender  H«d<:utung  möchte  für  das  «leutsche  T<  iritorial.st.'ii.  rwes.'n  das 
'taianächst  zd  erwartende  Werk  von  Lau» p recht  über  die  Wirthschaftsiivschiehte  von 
Trier  werden.  Mehr  populär,  aber  brauchbar  zur  L'ebersicht :  II  Müller.  kVi<-hs- 
Meuern  u.  Keiehsrefurmb»*strebungeu  im  15.  u.  lti.  Jahrb.  (Ilussiten-,  Türkensteuer, 
--enieiner  Pfennig  u.  s.  w.).  S.  im  Allg«'tn.  auch  Hauke  s  Deutsche  (iesch.  im  Zeit- 
alter d.  Reformation  (u.  A.  über  das  (irenzzollprojeet  unter  Carl  V.  in  II.  II,  .'5.  Iluch, 
1  ap.  2  u.  Actenst.  in  Ii  VI).  —  Ueber  da«  Zollwesen:  Falk«:,  (iesch.  d.  deutschen 
Zöllwesen»  (v.  Anf.  an  bis  )\.i4),  Leipz.  1b«!>.  H  i  e«le  r  ma  n  n .  d.  D  Zollwes.  im 
Mittelalter.  \  ierteljahrsschr.  f.  Volkswirthsch.  XX,  2.  IL;  ders.  el>.,  II.  I.  Plan  einer 
I*.  Zolleinheit  im  I«.  Jahrb. 

Aus  «ler  werthvollen  französischen  Literatur  (n.  00  II.)  s.  auch  für  «Ii«: 
Z"it  bis  /.um  !».  Jahrb.  bes.  Llnmageran,  histoire  de  1'  impöt  L  livre  2  (imp.  bar- 
ere), auch  livr«;  ü  (imp.  iVodali  (mehrfach  weichen  er  und  Waitz  von  einander  ab); 
«uch  Vaitry,  «tudes  sur  le  regime  lin.  en  France  vol.  I.  Par.  1       'über  d.  röm. 

A.  Wagner,  Finanz« isv>nschaft  Kl.  II 
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Steuern  in  Uallien  v.  5. — 10.  .Tain Ii.  mal  Uber  das  Finanzwesen  in  der  Feudalzeif).  —  lieber 
Ennland  passim  tineist  in  d.  < i <-<<'h.  d.  engl.  Yenvaltungstvchts,  bes.  in  B.  I  d. 
2.  A.;  Voeke.  (iesch.  d.  Steuern  d.  Iirit.  Reichs,  bes.  in  den  Abschnitten  über  die 
einzelnen  Stenern;  jetzt  Do  well,  history  of  taxation  a.  tax  es  in  Engl.,  4  vol.,  Lund. 
I*»s4,  naun-ntl.  iit  vol.  I,  book  1  n.  2  11'.;  Zeit  vor  u.  eiste  Zeit  nach  d.  normann. 
Eroberung.  Weiteies  Uber  die  französische  und  englische  Stenerliteratur  unten  im 
Anfang  der  Aiischnitte  5  und  (i. 

lui  1«»..  bes.  im  17.  Jahrhundert  entsteht  dann  auch  eine  zeitgenössische  Fach- 
literatur. S.  Uber  diese  in  Ii.  1.  3.  Aufl.,  23,  Näheres  bes.  in  Koscher 's  (iesch. 
d.  D.  Nat.-Uek.  i  bei  den  einzelnen  Autoren  •,  au«  Ii  dess.  Regalien,  Leipz.  Issl. 
Speciell  über  die  deutsche  Finanzwisseiischaft  im  17.  Jahrb.,  bes.  über  K.  Klock 
(wohl  mit  «-rheblicher  Uebi>rtrcil»unir  seiner  Bedeutung).  I,.  Stein  in  Schanz'  Finanz- 
arch  1.  1  Ii'.  Manches  über  die  staatsrechtliche  Seite  u.  über  einzelnes  Administra- 
tive der  ständischen  u  der  späteren  Periode  des  Steuerwesens  in  den  rechtsgeschicht- 
lichen  u.  staatsrechtlichen  Weilen  von  Walther.  Zöpfl.  Eichhorn,  bes.  K.  A. 
Zaehariii,  v.  Könne  u.  n.  m.    S.  muh  in  Fin.  II  d.  Absehn.  S.  I'.»5 — 220. 

Aus  der  Special-  u.  monographischen  Literatur  sind  auch  im  diese  Periode 
die-  meisten  wichtigeren  Arbeiten  schon  in  Im.  I,  3.  A.,  S.  öl  u.  II,  150  angegeben. 
Zur  t'i-bersichL  über  die  ganze  Periode  vom  späteren  Mittelalter  bis  ins  10.  Jahrb. 
vor/ilülieh:  Seh  moller 's  Aufsatz  ..die  Epochen  der  preuss.  Finanzpolitik"  (Jahrb. 
f.  (iesetzgeh.   1^77);  eine   Arbeit,  deren   Hauptergebnisse  sich  indessen    wohl  mehr 
verallgemeinern  lassen,  als  Schindler  an<  h  nur  andeutet  und  vielleicht  nicht  einmal 
zugeben  wird.   Ein  gutes  Bild  de>  cigcnthüinlichcn  Finanzwesens  des  preuss.  (»rilens- 
landes  -riebt   Töppen  in  d.  Aufs.   „Die  Zinsverfass.    Pnussens  unter  d.  Herr- 
schaft des  Deutschen  tirdeiis",  in  d.  Ztschr.  f.  preuss.  (iesch.  u.  s.  w.  1M'»7,  S.  207  II.. 
345  II.,  Oll  II..  712  II.,  B.  4;  ferner  ders.  in  Sybel's  histor.  Ztschr..  R  40  (ISM). 
S.  430  II.,  eb.  auch  Sattler,  uber  d.  preuss.  Or.husstaat ,  Ii.  4'.)  •  I  »3) ,  S.  24>  lt'. 
I  eher  das  ältere  branden  b.  preuss.  Finanz-  u.  Steuerwesen  Manches  in  Droy- 
sen's  (iesch.  d.  preuss.  Politik  und  Isaaksoh  n's  (iesch.  d.  preuss.  Reamtenthuuis. 
bes.  in  Betreff  der  Bchördenorganisatioii.    Eingehend  Uber  die  Zeit  Albreclit  Acliill's 
(2.  Hälfte  d.  15.  Jahrb.)  Kotelmann,  Fin.  A.  A.'s,  Ztschr.  f.  preuss  Landesiresch.. 
B.  4,   1*00  (Iränk   Fände.  S.  1  II.,  05(1'..  märkische  S.  2s3  II..   117  II  );    W  inter, 
inärk.  Stände  /.  Z.  ihrer  höchsten  Rinthe,  1540—50,  in  ders.  Ztschr.,  B.  15».  ly*2: 
f.  d.  17.  u.  1s.  Jahrb.  bes.  Riedels   braml.  preuss.  Staatshaushit.;  (iliemann, 
Einfuhr,  d.  Accise  in  Preussen,  Tub.  Ztschr.  1^7.1,  S.  177  (womit  zu  vergleichen: 
v.  Inama-Stemcgg,  Accisesireit  d.  Fin.-Theor.  im  17.  u.  ls.  Jahrb..  eb.  IM»5. 
S.  515).    Manches  passim.  im  Zusammenhang  mit  der  sonstigen  Verwalfungsgeschichte. 
in  <i.  Schmoller's  Aufsätzen  Uber  d.  preuss.  Stäfltewesen  unter  Friedr.  Willi.  I., 
in  d.  Ztschr.  f.  preuss.  (ieseh.,  B.  s,  ls'1,  B.  jo.  11.  12,  1S73— 75,  ders.  Yerwalt. 
I'reuss.-n's  unter  Friedr.  Willi.  I.  (Vortrag),  Histor.  Ztschr.,  B.  30,  1S73;  der?, 
preuss.  lieamtcnstand  mit.  Friedr.  Willi.  I.  in  Preuss.  Jahrb..  B.  20;  ders.  in  den 
Studien   über  preuss.  Wirtschaftspolitik  10S0—  1  TS«» ,  in  s.  Jahrb.  1SS5  ff.;  Born- 
haek's  preuss.  Verwaltungsiresch,  in  d.  betreff.  Abschnitten ;  Zakrezewski,  uber  den 
(ieiK-ralhufenseboss  (Diss.).  B«  rl.   1*>S5.    Ueber  Schlesien  speciell:  Kries.  histor. 
Entwickl.  d.  Steilen eriass.  Schlesiens,  Bresl.  1  s  12.    Ueber  Alt-Hessen  (Br.  Hilde- 
brand),  Vermögenst.  u.  Steuerverfass.  im    10.   u.   IT.  Jahrb.,   Hild.  Jahrb.  B.  25. 
S.  2117    —  Ueber  Sachsen:  Falke,  Stetierbewill.  der  Landstande  in  Cur-Saehsen, 
Tub.  Ztschr.  1*74,  B.  3V  S.  3S5,  1S75,  S.  114;  ders.  passim  (iesch.  d.  Curfürsteii 
August  v.  Sachsen,  Leipz.  IViN;  Uber  die  ernestin.  Lande  (Thüringen)  Kius,  Finanz- 
wes.  d.  ernest.  Hauses  im  1 1».  Jahrb..  W'eim.  Is05.  —  Ueber  Haieru  jetzt  bes.  L.  Ho  l'- 
in a n n .  (iesch.  d.  directen  Steuern  in  B.  v.  13. — 10.  Jahrb.,  Leipzig  l*Vl  (Schmol- 
ler's f  orsch.,  B.  l\  ):  uber  einzelne  baier.  Steuern  (icsehichtliches  in  Vocke's  Aufs.. 
Beitr.  z  (iesch.  d.  Einkommenst.  in  Baiern.  Tiib.  Ztschr..  B.  20  (IS04).  S.  225.  auch 
über  d.  baier.  bewerbest,  eb.  B.  17  (1S«I)  passim.  —  Ueber  W  ürtemberg:  Hoff- 
maiiii,  Finauzwes.  W'.'s  zu  Auf.  d.  10.  Jahrb.,  Tiib.  1>40.  Riecke  in  d.  Würtemb. 
.labil).  1^70.  —  Ueber  Hessen.  Baiir,  Handb.  d.  dir.  Steuerwesens  I.  Heiilelb.  IM»S. 
1.  Abth.  S.  I  II.  —  Ueber  Mecklenburg  Finaiizverh.  in  M  -Schwer.  IL  Schwer.  1  >7*». 
S.  2  11.  (alleres  Steuerwesen).  —  Auch  für  (teste rreic  h  fehlt  eine  zusammenhängende 
eingehendere  Darstellung  der  älteren  Finanz-  u.  Sleuergeschichte.    Bruchstücke  einer 
solchen:  v.  Hauer.  Beitr  z.  (iesch.  d.  österr.  Fin..  Wien,  hh.    Einiges  in  d.  Ein- 
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bitting  /.Statist,  d.  Steuerwes.  im  östcrr.  Kaiserstaat.  Wien,  1S5\  Bruder,  Finanz- 
polit.  Rudolf  IV.  v.  Dcsterr.,  Innshr.  1SS5.  S.  5,  «I  If.  n.  passim  (handelt  irr<<Hs.*iitlir-tIs 
von  der  Benten-Ablosung).  Si«jm.  A « 1 1 •  •  r ,  Organisation  d.  ( Vmtralverwalt.  unter  K. 
Maximilian  I.,  Leipz.  I^st».  passim.  Übt«  r  leitn  er.  Oest.'s  Fin.  unter  Ferdin.  I., 
Wien,  IWt  'Tnrk.  risn'iHTii  bes.);  d  e  rs.  Finanzlage  in  den  Krhiandcn  um  1701.  Wien. 

<iindely,  (ieseb.  der  holun.  Fin.  iSteiienvoeiO ,  Wiener  Ak.id.sclir.  H.  1s. 
d'KIvcrt.  fisterr.  Finanzgcscb.  (bes.  Böhmen,  Mahren),  It.  25  d.  Sehr,  d.  mahr. 
sdiles.  <ies.  (bist,  stat.  S.-t  tioin.  Einzelnes  in  d.  Aufs,  von  v.  Myrbae.h.  österr. 
Ü>  büudesteuer.  Tub.  '/Lschr.  iss-l,  Iss5  (auch  selbständig  erschienen). 

Das  mittelalterliche  Finanz-  und  Stetierwoen  il<r  Städte  ist  neuerdings  nach 
der  prim  ipiell.  n  und  geschichtlichen  Seife  mehrfach  näher  untersucht  worden.  So 
von  «iierke.  passim  im  tienossenschal'tsr«  cht ,  von  Arnold,  von  Maurer  u.  a.  m. 
Besonders  haben  die  VeriWIentlic.hungen  der  hi-torischen  ('ommission  in  Mulichen  in 
dem  irrossi  ii  Werke  „Chronik«  n  d.  deutschen  Städte"  \i<  l  Material  hervürgcfnrdert, 
durch  das  erst  ein  »enam-rer  Einblick  in  das  entwickelte,  städtische  I  itianz-  und 
Steuerwesen  gewonnen  worden  ist.  Mehrfach  ist  das  Material  in  jener  l'ublication 
selbst  schon  verarbeitet,  so  Ins  von  Hegel  uber  Nürnberg  in  lt.  1,  Wl-  >'M't  u. 
Uber  Mainz  in  It.  IT.  los  II.  Das  deutsche  fach\vi=seiischaftliche  Hauptwerk  Uber 
das  ältere  städtische  Steuerwesen  ist  Sehonberg's  bis  in  alle  Details  der  Technik 
eingehende  Schrift,  „Uasel's  Finanzverhältni«^e  im  II.  u.  15.  Jahrb.4'.  Tub.  IsTIl. 
Darüber  z.  Ti.  Soli  in  in  l'onrad's  Jahrb.  |s"«)(  S.  25s  II.  leber  Hamburg  s.  Kopp- 
ln an  n.  Käuiinereiroehiiun.iren  v.  II.  1.  B  1.S50  - 1  |0U.  Hamb.  Isijf»  mit  Forts.;  so  It.  ."> 
1 1  ->01  —  1510)  |sv.*t.  Darüber  Fsinger.  Haush.  H.'s  im  14.  Jahrb.  in  Syln-Is  Histor. 
Ztsrhr.  B  24,  1S70,  S.  22  11.  Ein/eines  Bezügliche  auch  in  I! u che  r 's  Aufs,  ubei 
mittelalt.  Bevolk.statist. .  bes.  in  Frank  f.  a.  M.,  Tob.  Ztschr.  B.  :;7.  :iv  II.  desgl. 
P aas  ehe  Uber  Kostok  in  Conrads  Jahrb.  B.  ,"V.b 

Vgl.  ain  h  ineine,  Abb.  directe  Stenern  in  Sehonberg's  llandb.  d.  polit.  < »ekon.. 
2.  A.  1SS5.  III,  §.  l.'l.  14,  l'eber  älteres  Do  in  a  n  i  a  1  w  ese  ii  l'in.  I.  ."t.  A..  j?.  214. 
215,  über  Regalien  eh.  207,  uber  Gebühren  u.  d»4.  I  in  II.  15.  Uber  den 
Fi  nanzdienst  Fin.  I.  Jj.  A.  §.  St,  ST— !H. 

1.  Abschnitt. 
Das  frühere  Mittelalter  (5.  bis  9.  Jahrhundort). 

§.  14.  Gleich  manchen  anderen  öffentlichen  Einrichtungen 
des  römischen  Staats  ist  auch  dns  römische  Stcuerwcscn  in 
den  auf  bisher  römischem  Bcichsgcbict  sich  bildenden  neuen  ger- 
manisch-romanischen Staaten ,  namentlich  in  Italien  und 
Gallien,  im  fränkischen  Reiche  der  Mcro vinger  zunächst 
noch  erhalten  und  jedenfalls  anfangs  zu  erhalten  gesucht  worden. 
So  insbesondere  die  Zölle  und  andere  ähnliche  Verkehrsab- 
gaben. Jene  haben  sich  nur  nicht  als  allgemeine  Ein-  und  Aus- 
fuhrzölle an  einer  geschlossenen  Landes  Grcnzzolllinie,  sondern  an 
einzelnen  Häfen,  Hätzcn,  Märkten,  an  Strassen  und  Elussstellcn 
als  „  Passir  Zölle"  —  so  wird  man  sie  am  Besten  nennen, 
besser  als  „Transitzölle"  (Waitz),  worunter  nach  modernem 
Sprachbrauch  etwas  Anderes  zu  verstehen  ist  —  erhalten  und 
sind  so  in  mittelalterliche  Wege-  und  Zollabgaben  hinüber  gebil- 
det worden.  Aber  auch  die  Verfassung  der  hauptsächlichen  di- 
recten  Steuern  ist  eine  Zeit  lang  in  Wirksamkeit  geblieben,  so 
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namentlich  die  Grund-  und  Kopfsteuern  des  Ccnsus  oder  Tri- 
buts. Allein  dies  System  scheint  bald  zu  viel  technische  Schwierig- 
keiten nach  seiner  Einrichtung,  Fortführung,  Ausschreibung,  Er- 
hebung geboten  zu  haben  und  kam  'ausserdem  mit  politischen 
IVmeipicn  und  Anschauungen  der  Germanen,  soweit  es  diese  selbst 
hätte  treffen  müssen,  in  Widersprach.  So  sind  diese  Steuern  all- 
mählich verfallen,  die  Aenderungen  und  Erneuerungen  in  Indictions- 
perioden  hörten  auf  und  wo  die  Steuern  reell  verblieben,  da  ver- 
loren sie  mehr  oder  weniger,  nach  und  nach  selbst  völlig  ihren 
reinen  öffentlich-rechtlichen  Character.  Das  Hezngsrecht 
ging  dem  Staate  und  dessen  Vertreter,  dem  Könige,  als  solchem 
bei  den  Grundstücken  verloren  und  an  den  Grundherrn  Über.  An 
Stelle  der  klaren  vcrwaltungsrechtlichen  Stcuer-Normirung  trat  das 
Herkommen  im  Abgabewesen. 

Di»;  ahn  römische  (iniit«lst««ucr  hat  sich  da,  wo  sie  überhaupt  bli.b  —  und 
das  war  wohl  /.uniiehst  bei  (irundstuektMi  der  Komanen  und  allüvmcin  in  überwiegend 
romanischem  tiebiet  «Ii»-  Kegel  ■ —  auf  den  betreffenden  (irundstm  ken  wie  eine  Keal- 
last  uie<lerg«;.s«'hlagen  und  ist  mit  diesen  (iruinlstwken  dann  au<  h  in  «las  Kü;entlmin 
des  Zinse,  und  Abgaben  von  de»  Nut/.nie  ssern  /iehendeu  Grundherrn  übergegangen. 
Aus  der  «diemaligon.  bedingt  veränderlichen  Kepartioii.-st<!U«'r  wurde,  so  eine  feste 
Q  Ii  o  f  i  tii  ts  abgab«',  di«  den  walin  n  Steuer«  baracter.  de-»  Beitrags  fut  öllentliche  Zwe«  ke 
v.-rlor.  Letzteres  w.'iiigst.-ns.  sow«>it  die  Grundherrn  nicht  selbst  wieder  solche  «»der 
ähnliche  Zwecke  au-v.iifuhivn  hatten,  wie  <:s  /.uinal  in  «ler  sj»iit«jr«-n  Fendalperiod«  der 
l  all  war.  Die  Aebnlic  hkeit  niif  Abgaben  anderen  re<  htlieh«;n  ( 'hara<  U\rs  vom  Grund 
und  Hullen,  .-.  i  geii  tl  ic  h  «<  r  G  i* u  ti d / i u  s e .  wi«;  sie  di«;  von  den  Grundherrn  mit  Lan«l 
VLrs«diencii  llebauer  und  we.nigst<.>iis  äusserlich  ahnli«her.  Öfters  nur  nicilrigcrer  Ab- 
gaben, wie  sie  allgemein  di«'  auf  erobert«'in  Hoden  belassenen  oder  n«'U  auf  demselben 
:»n»esieilelteii  Hid)aucr,  in  diesem  f  all  au«  h  an  d<  n  König  als  solchen,  den  ober-ten 
Herren  des  eroberten  Landes,  /n  entrichten  hatten,  begünstigte  je«l«'iifalls  das  Ver- 
schwinden des  Sti  llen  haiacters  «ler  K«-.ste  der  alten  römischen  Grundsteuern  un«l  die 
pra<  tische  Vermengung  der  verschiedenartigen  (irundabgaben.  Die  alte  römische 
Personalsteuer  konnte  den  vollfreien  Germanen  nicht  aufg.legt  werden,  traf  ab.  r 
nunmehr  gerad«!  «lie  Komanen  als  solche  und  spater  unterlagen  andere  unl.'rworfeiie 
Landesbewohner  wohl  hie  und  da  ahnlichen  Abgaben. 

An  die  Stelle  der  allmählich  verschwindenden  oder  in  der  dem 
Mittelalter  eigentümlichen  Weise  den  öffentlichen  Kcchtscharactcr 
verlierenden  römischen  directen  Steuern  traten  in  den  neuen  Staaten 
aber  auch  lange  Zeit  hindurch  keine  eigentlichen  neuen  all- 
gemeinen directen  Steuern.  Die  in  directen  Steuern, 
welche  als  Passirzöllc,  Wege-,  Brückengelder  u.  dgl.  m., 
verblieben  oder  neu  hinzukamen,  Abgaben  oft  mehr  gebühren- 
artiger Natur,  traten  ebenfalls  vielfach  aus  den  Einkünften  des 
Staats  (Königs)  heraus  und  gelangten  an  Grundherrn,  Kirche, 
Würdenträger,  Grosse.  Das  Königthum  bestritt  den  öffentlichen 
Finanzbedarf,  welcher  hier  wie  noch  lange  Jahrhunderte  später 
mit  seinem  Privatbedarf  für  Hof  und  Haushaltung  untrennbar  ver- 


Digitized  by  Google 


A%<  mdnor  Charact.  r. 


37 


blinden  war,  aus  sciuem  eigenen  Einkommen  ganz  tiberwiegend, 
d.  h.  aus  seinem  Grundbesitz,  aus  dem  Ertrag  der  damit  ver- 
bundenen Gerechtsame,  der  Grundzinsen  u.  dgl.  m.,  aus 
den  Einnahmen,  welche  die  Gerichtsbarkeit  uml  die  Ausübung 
der  II ohei tsrechtc  (Strafgelder,  Conliscationcu,  Ertheilung  und 
Bestätigung  von  Rechten  u.  s.  w.)  brachten.  Hei  der  Geringfügig- 
keit der  regelmässigen  „öffentlichen*4  Verwaltungsthätigkeitcn  war 
auch  der  quasi-öffentlichc  Finanzbedarf  dafür  klein.  Die  Alles  be- 
herrschende Naturalwirthschaft,  das  System  der  Naturalleistungen 
uud  persönlichen  Dienste,  auch  im  Wehrwesen,  die  Wach, 
Burg-,  Wegebau -Dienstpflichten,  die  Spann  ,  Beherbcrgtings-  und 
Beköstigungspflichten  der  Bevölkerung,  auch  der  Stifter,  später 
der  Städte  gegenüber  dem  König,  seinem  Gefolge,  seinen  Boten 
und  Beamten,  diese  und  andere  verwandte  Einrichtungen  erklären 
es,  dass  es  des  eigentümlichen  Vermitilungsglieds  zur  „Kosteu- 
deckung des  staatlichen  Productionsprocesses''  (Ein.  II,  170),  der 
eigentlichen  Besteuerung,  kaum  bedurfte,  insbesondere  nicht 
in  Friedenszeit.  Alle  jene  mannigfachen  Lieferungen  und  persön- 
lichen Leistungen  stellen  indessen  für  diese  Periode  und  noch  lange 
später  eine  Belastung  des  Volks  für  Staatszwecke  dar,  welche 
freilich  ganz  anders  vertheilt  war  und  in  anderen  Formen  erfolgt 
ist,  als  die  spätere  Besteuerung.  Sie  sind  aber  ökonomisch  bc 
trachtet  durchaus  das  Analogon  der  letzteren  und  im  Ganzen 
schwerlich  immer  eine  viel  geringere  Last  gewesen.- 

Nur  einzelne  Ansätze  zu  Stenern  finden  sich  im  fränki- 
schen Hei  che  in  dieser  frühen  Periode,  so  die  Vorläufer 
eigentlicher  sogenannter  „Heersteuern"  (hcristuora),  die  ca- 
rolingischen  adjutoria,  welche  zunächst  eine  Art  „Militär- 
Ersatzsteuer"  der  Zurückbleibenden  zu  Gunsten  der  den  Heerzng 
Leistenden  waren.  Auch  kamen  wohl  in  Nothzeitcn  ausser- 
ordentliche Steuern  vor.  Nicht  minder  stellen  die  bereits  regel- 
mässig werdenden  in  bestimmten  Jahreszeiten  oder  bei  bestimmten 
Gelegenheiten  erfolgenden  Ehrengeschenke  des  Volks,  beson- 
ders der  Grossen,  die  Beiträge  der  Stifter  an  den  König  theils 
etwas  den  öffentlichen  Steuern  Analoges,  theils  vielleicht  auch  die 
Anfänge  von  solchen  dar. 

Nicht  allein,  aber  doch  in  erheblichem  Maassc  erklärt  sich 
da«  Fehlen  der  Besteuerung,  wie  später  deren  Einbürgerung  aus 
der  Weh rverfass ung,  nämlich  aus  der  allgemeinen  Wehr- 
und Heerzug- Pflicht  der  freien  Grundbesitzer,  mit  der  weiteren 
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Pflicht  zu  eigener  Ausrüstung  und  Verpflegung,  ohne  Anspruch 
auf  Sold. 

S.  über  die  all^oiitt'iiit  ii  rimliiiirtiii^«Mi  fur  das  Entstehen  von  Steuern  die  Aus- 
führungen Im.  II,  H»U  II.  Für  das  dort  (ir  saute  liefert  die  erste  Ildlte  des  Mittel- 
alters besonders  gute  Belege.  —  I.ang(S.  I  u.  I  in.  II,  IT,"»,  Note  11)  ubertreibt  nur 
einen  ri< hligen  <ied:tukeu  iu  der  The.se,  dass  „jede  Veränderung  im  System  der  Auf- 
lagen oder  dem  Steuei  wes.n  zuerst  in  einer  vorausgegangenen  Veränderung;  des  Kriegs  - 
wesens ganz  sicher  zu  suchen  sei". 

§.  15.  Die  Ansichten  der  Historiker  Uber  das  Schiksal  der 
römischen  8 1  e  u  e  r  v  c  r  f  a  s  s  u  n  g  nach  dem  Untergang  des  rö- 
mischen Keichs  und  Uber  den  Uharacter  des  Abgabewesens 
in  der  fränkischen  Monareh ic  gehen  zwar  in  Einzelheiten 
noch  vielfach  auseinander,  aber  in  gewissen  Hauptpunetcu  ist  doch 
ziemliche  Uebcreinstimmung  gewonnen. 

S.  Eichhorn  I,  VM,  «73,  jetzt  bes.  Waitz,  Yerfassun^geseh  II  r_\  A\  Kap.  i\ 
nain.  S.  5«  !  11'.,  womit  t )  1  a  m  a  ge  ra  n  ,  bist.  de  l'impöt  I,  I  lt»  II.  zu  vergleichen  ist. 
Er  giebt  eine  sehr  klare.  vi»n  Waitz  übrigens  in  manchen  l'uncten  angefochtene 
Darstellung.  Die  Hauptergebnisse  der  neueren  französischen  Forschungen  '.bes.  (iurard  . 
über  das  Pohpfichon  des  Abts  Ii  minon,  die  zur  Zeit  Karl'  des  drossen  redi»iiten 
Keiiister  der  Abtei  St.  tiertnain,  Oha  in])ion  nit  re  u  a.  m.)  lasst  (Jlamageran  iu 
dem  Satze  zusammen:  ,,a  mesiirc  que  fimpot  romain  disparait  du  domaine  public, 
notis  le  voyotis  pemtrer  dan>  Ie  domaine  indniduel1.  Ein  historischer  Proeess  der 
Ilinüberführung  öffentlicher,  besonders  der  an  drund  und  Boden  geknüpften  Steuern, 
iu  das  Piivatvermogen  Privater,  welchem  dann  iu  den  letzten  Jahrhunderten,  im  mo- 
dernen Staate,  wieder  ein  umgekehrter  Proecss  der  Beseitigung  des  privaten  Hezugs- 
roehts  hinsichtlich  solcher  Abgaben,  bez.  der  Knckverwandlung  derselben  in  ftllent- 
liche  Steuern  entspricht. 

Clauiageran  sy>tematisirt  die  Ergebnisse  seiner  Untersuchungen,  ähnlich  wie 
es  auch  Eichhorn  und  die  Ueehtshistoriker  thun,  was  W  aitz  gar  zu  sehr  scheut. 
Naturlich  ist  dabei  Vorsicht  nothwetelig  und  zu  weite  (ieiietalisitung  zu  vermeiden. 
Aber  ohne,  eine  gewisse  Systematisirung  und  tiencralinriiug  bleibt  alles  chaotisch; 
bloss  „historischer  Stoll'*  kein  „historischer  Aufbau". 

Für  die  mero vingische  und  z.  Th.  noch  die  Carolin- 
gische  Zeit  unterscheidet  Clamageran  Stenern  römischen 
und  „barbarischen0  Ursprungs  (I,  117).  Zu  jenen  gehören 
der  alte  (Jen  s Iis,  die  Transport-,  He herbergu n gs-,  Ver- 
pflcgungsleisttingcn  der  Uiiterthancn  in  Bezug  auf  königliche 
Beamte  u.  s.  w.  (paratac,  paraveredi,  hospitatura,  mansioncs, 
traetatoria),  die  Leistungen  bei  Wege-  und  anderen  öffentlichen 
Bauten  (opera,  eorvadae),  die  Zölle  und  Wege  ab  gaben  (te- 
lonca)  und  andere  kleinere.  Zu  den  Abgaben  „barbarischen"  Ur- 
sprungs gehören  die  mit  der  Gerichtsbarkeit  in  Verbindung 
stehenden,  wie  der  königliche  Antheil  am  Wchrgcld,  die 
Strafgelder  beim  Ausbleiben  vom  Wehrdienst,  die  Unter- 
s  t  ü  tz u  n  g s  1  e  i  s  t  u  n  ge n  (adjutoria)  der  Zurückbleibenden  zur 
Ausrüstung  der  ausrückenden  Krieger  (Caroling.  Capitularien  v. 
80.">,  807,  S12,  edictum  pistensc  v.  8ö4),  die  aus  den  alten  Fhren- 
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geschenken,  welche  bei  feierlichen  Gelegenheiten  gemacht  waren, 
hervorgegangenen  regelmässigen  „Gaben"  (dona)  bei  den  Ver- 
sammlungen auf  dem  Märzfeldc. 

Vgl.  übrigens  Waitz  IV,  '2.  A.  551»,  über  zweifelhafte  Jahi<>>z;dileu  des  cap. 
d<-  exercitu  promovendo.  —  Wie  politische  Umstände  Veränderungen,  b.  /.  Erhöhungen 
der  überkommenen  Steuern  verhinderten,  dafür  liefert  der  vergeblich»;  Vorsuch  König 
Chilpcrich's  i.  J.  57S  den  Beb  g  Waitz  II,  5»»7,  Clamagera»  I,  im 

Der  Character  von  eigentlichen  öffentlichen  Steuern  bleibt 
indessen  den  Grund-  uud  Kopfsteuern  in  der  merovingischen  Zeit 
noch  gewahrt.  Wie  lange  hier  und  ob  noch  im  7.  und  vollends 
im  8.  Jahrhundert,  oder  gar  darüber  hinaus,  ist  streitig. 

So  meint  Waitz  II,  5Tb,  „im  Lauf  der  Zeit  ist  das  ursprünglich  auf  römischen 
Einrichtungen  beruhend»  fränkische)  Steuerwesen  mehr  und  mehr  in  Zerrüttung  **>•- 
rathen,  uud  zuletzt  ist  nicht  viel  inchr  davon  übrig  sieblieben  als  eine  Abtrabe,  die 
den  Character  von  Zins  oder  Ifente  angekommen  hatte".  Von  Einfluss  darauf 
?ei  gewesen,  das»  man  auch  vorher  nicht  streng  zwischen  öffentlichen  Leistungen 
und  anderen  Zahlungen  unterschied,  sondern  beides  in  der  Auffassung  der  Zeit  oft 
ganz  zusammengeflossen  sei.  Ciamagerun  h.ilt  dageueu  auch  für  da»  7.  u.  S.,  ja 
selbst  fur  das  1*.  Jahrhundert  den  freilich  nicht  mehr  verändertet,  nicht  mehr  beson- 
ders ausgeschriebenen ,  sondern  gewohnheitsmäßig  geregelten  fränkischen  Onsus  rö- 
mischen Ursprungs  noch  fur  eine  wirklich  stcuerartige,  als  solche  dem  K'Wiig 
zu  leistende  und  von  »liesem  immer  wieder  reclamirte  Abtrabe,  und  sucht  dies 
(I,  135  fr.)  mit  mehreren  bcachtenswerthen  (iründen,  auch  nach  Auslegung  der  Capitu- 
larien.  zu  stutzen,  Gründe,  welche  jedoch  Wa  it/  II,  570,  Note  3)  „nicht  genütrend"  nennt. 

Die  Durchlöcherung  des  alten  Steuersystems,  seine 
theilweise  Beseitigung,  theilweise  Hinliberbildung  in  und 
Verschmelzung  mit  anderen  vertragsm ässigen  Privat- 
abgaben und  mit  Abgaben  aus  dem  Titel  persönlicher  Un- 
freiheit und  unfreien  Besitzes  wurden  durch  verschiedene 
Umstände  herbeigeführt.  So  durch  die  Auflehnung  der  Freien 
gegen  die  die  Freiheit  mindernden  Kopfsteuern  und  gegen  das 
Eingetragensein  in  die  Steuerlisten,  durch  die  Gewährung  von  all- 
gemeinen oder  von  Steuerfreiheiten  für  bisher  steuerpflichtigen 
Boden  zum  Zweck  der  Belohnung  beim  Uebcrgang  vou  Boden  an 
die  Kirche  (Immunitäten),  durch  die  Uebcrtragung  der  Berechtigung 
auf  die  Abgabe  an  Kirche  und  Grosse. 

Waitz  IL  577.  l>ie  Krage,  wie  weit  römischer  gm  ndstcu»- rpf  Ii  cht  i  ge  r 
Bodcn  durch  den  blossen  l«bcrgang  an  fränkische  Besitzer  —  der  germanischen  Auf- 
fassung gemäss,  die  keine  Grundsteuer  auf  eigenem,  sondern  nur  einen  Grund/ins  auf 
fremdem  Boden  kannte,  —  auch  grundsteuerfrei  geworden,  ist  nicht  endgiltig  ent- 
schieden und  wohl  sicher  und  allgemein  überhaupt  nicht  mehr  zu  eutvhei.len.  Doch 
möchte  der  Eintritt  einer  allgemeinen  und  principiellen  Grundsteuerfreiheit  in  dbsen 
lallen,  wenn  auch  erstrebt,  nicht  erreicht  sein  (W  aitz.  II,  Ö7!>  ii.). 

Die  Zölle  römischen  Ursprungs  sind  im  fränkischen  Ucich 
nicht  allgemeine  Grenz-  oder  Grenzlinienzölle  bei  Ein  und 


Digitized  by  Google 


40     6.  B.  I.  K.  Stcii.Mg.-.  Iii,  h!c   2.  H.  A.   1.  A.  Krüh.  Mittelalter.  §.15,16. 

Ausfuhr,  sondern  Abgaben  bei  der  Passir  ung  bestimmter  Loca- 
litätcn  lebhafteren  Verkehrs,  wo  dann  zu  diesem  Behuf  eine  Zoll- 
stätte angelegt  wird,  in  Häfen,  an  einzelnen  Grenzstellen,  wo  sich 
wichtige  Wege  befinden,  in  den  bedeutenderen  Städten,  in  den 
Märkten.  Waitz  nennt  sie  „Transitzölle",  besser  wie  gesagt 
etwa:  Passirzölle. 

Sie  ti'  H'cn  wciii'_r>t<  its  in  dies.r  lVriodc  an  und  für  sirli  jeden  Eitrenthüiiier 
(nicht  nur  d<:u  Kauftnaiin.  wie  Kalke  annimmt,  Waitz  ahwebo.  Zollfreihcit  für  ihr«? 
(iuter  un<I  Waaivn  wird  alter  wi<d<T  als  Privileg  »ewalut.  l<«'sonder>  für  U''iMli<h<; 
Stifter.  Oer  Zollsatz  i>f  wohl  thfil-  »in  Werthzell,  iheils  ein  .specifix  her 
nach  Ladungen  (Wai'f-n.  S.  Iiillc,  rferdelaMeti),  die  Zol  I  za Ii  I  u  n  <r  erfolirt  resr-lmas-direi 
in  «Quoten  d«r  i>as>in  iii|<-u  Waarcn  ><ll»>t  als  in  <■•-!«!  r  al>o  N  » t  u  ra  1  -  Zollcrhebiui:: . 
Hafen-  luid  mancherlei  and'iv  Strahn-  uii'l  Yorkehrsahiraheii  seldiessen  sich  an. 
Sic  scheinen  mir  doch  in<  hr  »vbuhrenarti<reh.  als.  wie  Waitz  inciut.  irewerbeMeii.-r- 
arti^en  und  ae,  Ue-,  also  vo!l»rauch^steuorartii:cit  Oharacter  zu  hahen  (Waitz  II.  60:2 1. 
v«l.  \\  aiiz  II.  601—  606,  «  latnaic-  ran  I,  160  16s.  Kalke,  <ö hiclite  d.  deutschen 
Zoll  Weyens  S.  1  —  H\. 

Bei  den  Abgaben  germanischen  Ursprungs  tritt,  abgesehen 
von  den  Tributen  fremder  Völker,  der  Character  eigentlicher 
Steuern  durchaus  zurück  hinter  denjenigen  von  Abgaben  grund- 
herr  lieber,  g  u  t  s  h  e  r  rlic  her  Natur  und  von  Leistungen 
an  den  König  als  den  G  crichtsherrn,  Wehrherrn, 
Frieden  s  he  wahrer,  an  welchen  daher  namentlich  Bussen 
oder  Anthcilc  daran,  nicht  sowohl  oder  wenigstens  nicht  bloss 
straf-,  sondern  ersatzartige  Abgaben  für  unterbliebene 
ptlichtmässige  Leistungen  (bereits  quasi  „Geldabtindungen"  für 
persönlichen  Dienst,  so  aus  dem  Titel  der  Wehrpflicht)  u.  dgl.  m. 
zu  entrichten  sind.  Auch  hier  aber  wird  das  ganze  System  durch 
1'rivilcgicn  der  Befreiung  und  durch  L'ebertragnng  von 
Berechtigungen  des  A  b  g  a  b  c  -  B  e  z  u  g  s ,  besonders  zu  G mi- 
sten von  geistlichen  Stift  ern  und  G  rossen  durchlöchert. 
Andererseits  sind  jedoch  gerade  auch  Stiftern  besondere, 
abgaben  artige  Leistungen,  in  Geld  oder  in  Naturalien, 
z.  B.  Bossen,  Wallen,  schon  in  merovingischcr  Zeit  öfters  aufge- 
legt worden,  als  Gegenleistungen  für  Schutz,  für  andere  über- 
wiesene Einkünfte,  auch  zum  Zeichen  der  Anerkennung  des  könig- 
lichen Hoheitsrecht. 

Waitz  II.  .">.*»6.    I  "h'-r  die  Entwicklung  der  Immunitäten  v»-l.  Waitz  IV. 

l">7  (f.,  :j,ni  ir.,  mi  i  ir. 

Die  schon  älteren  allgemeineren  periodischen  „Geschenke" 
bei  bestimmten  Festen,  Versammlungen  werden  zu  regelmässigen 
Abgaben,  halb  freiwillig,  halb  schon  ein  wenig  steuerartig.  Tri- 
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bute  abhängiger  Völker  in  Geld  oder  in  Sachen  kommen 
oft  vor. 

"Eine  bezugliche  Abgabe  (am  Main)  fuhrt  schon  in  carolingis»  h«-r  Zeit  den  Xameti 
steora  (auch  ostctstiiuphai  (Waitz,  *il»0).    Auch  finden  sich  mitunter  (so  unter  Ale 
tiianinn)  seilet  «ii undab gaben  unter  l'r.  i.  n  B<  ->itzei n,  welche  heim  Besitzwechsel 
;tu  den  (irundstucken  liaf't<-it  und  au  den  König  zu  /alileii  sind,  ohne  eigentliche  Grund- 
zins«; zu  sein,  mit  denen  sie  jedoch  gewöhnlich  vermischt  werden  (eh.  S.  ötil). 

§.  HJ.  Die  carolingische  Zeit,  insbesondere  die  Gesetz- 
gebung Carl  des  Grossen  selbst  in  den  Capitularien  ändert  auf 
finanziellem  Gebtete  nicht  so  wohl,  als  dass  sie  das  Altherkömm- 
liche zu  erhalten  und  zu  fixiren,  sowie  Missbräuche  zu  beseitigen 
sucht.  Das  Finanzwesen  bekommt  daher  keinen  neuen 
C  haraetcr.  Die  Hauptsache  bleibt  das  System  directer  Lei- 
stungen ( sc  r  vitium,  ob  sequi  um),  von  Arbeit,  Natura- 
lien, für  die  Bedürfnisse  des  Königs  und  der  Staatsverwaltung, 
soweit  von  letzterer  Uberhaupt  zu  reden  ist. 

S.  bes.  Waitz  IV.  Kap.  (I.  in  d.  2.  A.  S.  II  II'.  So  wird  die  Verpflegung 
des  Königs  und  seiner  Reamten .  der  Wege-  und  Brückenbau  und  das  sonstige 
haiiw.srn.  der  Wach-  und  Burgdie  nst  geregelt.  Die  geistlichen  Stifter  hleiheu 
besonders  zu  Leistungen  verpflichtet.  Die  römische  S  t  e  u  c  r  ve  r  f  a  ssu  n  g  des  t'ensus 
i.-t  wold  vollends  als  Beitandthoil  des  öffentlichen  Hechts  verschwunden,  aher  in  den 
mancherlei  nach  Herkommen  zu  zahlenden  Grundabgaben  ist  materiell  doch  Hin iges 
dnvon  iu  Kesten,  wenu  auch  in  anderer  l'orm,  geblichen.  Das  FI  e  rk  o  m  m  cn"  ist 
hierfür  das  alles  beherrschende  Moment.  Die  „(iahen"  auf  den  Beichsvcrsammlnngen 
und  hei  anderen  Gelegenheiten  verlieren  indessen  den  ursprünglichen  ('haraetcr  der 
Ii.;iwilligkcit  und  werden  dadurch  steuorartig.  so  besonders  hei  Kirchen  und  Kloben» 
gegenüber  dein  König.  In  einzelnen  Landcsthcileu  kommen  theils  in  Sachen,  theils 
in  Geld  ehenfalls  besondere  s  t  e  u  e  r  ar  t  i  g  e  Abgaben  an  den  König  vnr.  in 
Sudgallicn.  W  cstphahlen ,  hei  den  Kh'  in  - 1  lank-  n .  den  Alem;iiincn.  l.:eberwici'.eiid 
werden  unter  steora,  censiis.  trihutum  aber  doch  privatrechtliche  Abgaben 
am  h  an  den  Koniir  verstanden.  Die  Durchbrechung  des  Gnuid/inssy»tems  durch  l'eber- 
gang  von  abgabepflichtigen  Grundstüi  ken  au  die  Kirche  wird  durch  verschiedene  Be- 
stimmungen, u.  A.  schon  damals  durch  diejenige,  d;iss  auch  in  solchen  lallen  da^ 
Grundstück  zinspflichtig  bleiben  soll,  wenigstens  im  l'rincip  zu  verhindern  gesucht. 
Eigentliche  Tribute  zahlen  unterworfene  oder  abhängige  Nachbarvölker,  s.t  ilie  sla- 
vischeu.  Die  Zolle  behalten  im  Wesentlichen  zwar  den  bisherigen  (,1iara«ter,  aber 
das  gebühr  cnartige  Klement  tritt  mitunter  noch  mehr  hervor,  so  z.  B  wenn  der 
Brückenzoll  nur  vom  Benutzer  zu  zahlen  ist.  aber  kein  Zwang  zur  Benutzung  der  Brücke 
besteht.  Der  Zoll  soll  ferner  jetzt  deutlicher  spcciell  nur  den  fj  gentlicheii  II  ande  1 
treiren,  und  nimmt  so  etwas  (ie  w  erbe  .s  t  e  u  e  rart  i  ge  s  an,  er  richtet  sich  in  der 
H<die  nach  Stand,  Nationalitüt.  nach  Gesc.häftsart,  fremde  werden  höher  als  Einhei- 
mische belastet.  Persönliche,  locale  und  tcioporaire  Zoll  pri  v  i I  egien  und  auch 
Zo  II  frei  hei  ten  für  einzelne  W  ;»ar<  n  durchlöchern  aber  das  Zollsystem  und  die 
Vergebung  von  Zollrechten  an  Stifter  und  Grosse  vermindert  bereite  das  königliche 
Zolleinkommen.  Von  einzelnen  Abgaben,  theils  als  Zoll,  theils  als  Productionssteuer 
bei  den  Salzwerken  tritt  die  Salzabgabe  (muta,  ..Mauth"  beim  Transport,  hier 
zuerst  so  genannt)  mehr  hervor.  Die  Marktgelder,  welche  alle  Verkäufer  des 
Marktes  zu  entrichten  haben,  vereinigen  die  Gebühr  und  die  Steuer,  wobei  das  erste 
Element  aber  wohl  vorwaltet. 

Der  Kr icgsd ienst  schon  damals  und  später  noch  mehr,  be 
sonders  bei  weiteren  Kriegsztigen  in  die  Ferne,  Uberwiegend  kost- 
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spieliger  schwerer  Uossdienst,  ruht  wie  iVlihcr  vornehmlich  auf  den 
freien  Grundbesitzern.  Der  Finzclnc  muss  sich  dabei  selbst  aus- 
rüsten, bewaffnen ;  verpflegen;  gewohnheitsmässig  sollen  Kleidung 
und  Waffen  für  V*  Jalir,  Nahrungsmittel  für  3  Monate  jenseits  der 
Grenze  oder  von  der  lleercsversammlnng  aus  mitgefühlt  werden. 
Carl  M.  regelt  aber  hier  Einiges  neu.  Zweierlei  verschiedene 
Abgaben  knüpfen  sich  an  den  Kriegsdienst.  Einmal  die  Strafe 
des  Heerbanns,  welche  die  ausbleibenden  Verpflichteten  zu  ent- 
richten haben,  sodann  Leistungen  der  Zurückbleibenden 
für  die  ärmeren  Ausziehenden  (adjutoria).  Jene  Strafe, 
die  an  den  König  fällt,  war  im  Interesse  des  Dienstes  hoch  be- 
messen, aber  „wer  sie  zahlen  wollte,  konnte  zu  Hause  bleiben"; 
in  der  Th;it  quasi  eine  Verwandlung  der  Dienstpflicht  in  eine  Ab- 
gabe. Sic  wurde  nach  dem  Besitz,  unter  Berücksichtigung 
des  beweglichen  Vermögens,  ab  gestuft.  Dann  wurde  auch  das 
Maass  der  Dienstpflicht  selbst  nach  dem  Besitz  geregelt, 
ebenfalls  unter  Mit- Heranziehung  des  beweglichen  Vermögens. 
Regel  wird,  dass  auf  je  drei  Hufen  ein  Mann  zu  stellen  ist.  Und 
jetzt  erhalten  auch  die  Ausziehenden  von  den  Anderen  Beihilfen, 
die  eiuige  Analogie,  nicht  bloss,  ja  nicht  einmal  so  sehr  zum  Sold, 
wie  Waitz  meint,  als  zu  solchen  modernen  Militärdienst  ErsaU- 
taxen  (Oesterreich)  bieten,  welche  den  Dienenden  in  irgend  einer 
Form  zu  Gute  kommen.  Manches  Einzelne,  auch  localcr  Umfang 
und  Zeitdauer  dieser  Einrichtungen  sind  unsicher. 

8.  Eichhorn  I.  §.  lfiG.    Waitz  IV.  2.  A.  Kap.  9,  S  531  —  633,   bes.  532, 
540,  551,  550— 5li!>.  575.    (' lamageran  I,  III  IT. 

2.  Abschnitt. 

Deutschem  Finanz-  und  Steuerwesen  vom  9.  bis  Ende  des 

18.  Jahrhunderts. 

1.  Das  Deutsche  Reich. 

§.  17.  Die  staatsrechtlichen  und  politischen  Verhältnisse 
haben  es  nach  der  Thcilung  der  fränkischen  Monarchie  niemals 
im  Deutschen  Reiche  zu  einer  ordentlichen  Stcucrverfassung 
kommen  lassen.  Frühzeitig  und  nachhaltiger  als  in  anderen  Feu- 
dalstaaten gebt  der  Schwcrpunct  eigentlich  staatlicher  Tbätigkcit 
vom  Reiche  auf  die  Territorialgewalten  über,  damit  dann 
auch  die  Ausbildung  eines  selbständigen  Finanz-  und  Stcucrwesens. 
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Die  alten  Einnahmequellen  des  Reiches  gelangen  an  die  Terri- 
torien und  Städte.  Die  Versuche,  ein  förmliches  System  directer 
und  iudirecter  Kciehss  teuer  n  (Gemeiner  Pfennig,  Hussiten-, 
'ttirkenstcuern ,  Reiclis-firenzzöllc)  noch  im  15.  und  1*>.  Jahrhun- 
dert, zu  einer  Zeit  einzuführen,  wo  die  Entwicklung  und  Umge- 
staltung des  Wehrwesens  und  der  wirthschaftlichen  Verhältnisse 
den  Uebergang  zur  Steucrwirthschalt  im  Finanzwesen  geboten 
hätten  und  er  z.  B.  in  Frankreich  erfolgt  ist,  scheitern  an  der 
erreichten  Selbständigkeit  und  Stärke  der  Fürsten,  Ritter,  Städte, 
gegenüber  der  geschwächten  Rcichsgcwalt.  Und  der  Mangel 
selbständiger  Reichs s teu cm  sowie  eines  in  der  Periode  der 
Soulbeere  nur  dadurch  zu  ermöglichenden  Rcichshecrcs  be 
^iinstigt  dann  wieder  die  politische  Entwicklung  in  der  einmal 
eingetretenen  Richtung  weiter.  Das  Reich  sieht  sich,  wie  ein 
Mosscr  „Staatenbund"  (Fin.  I,  §.  31)),  ftir  seine  Finanzbedürfnisse 
in  Frieden  und  Krieg  auf  die  „M  atricularum lagen"  der 
Ueiehsständc,  auf  das  System  der  „Römerin onate"  in  den  drei 
letzten  Jahrhunderten  seines  Bestehens  angewiesen,  bis  es,  nicht 
»liiic  Mitschuld  dieser  kläglichen  Finauzwirthschaft,  zu  (iiundcging. 

§.  18.  Jn  den  ersten  Jahrhunderten  des  selbständigen  Deutschen 
Reiches  (!>.— 12  Jahrhundert),  wo  sieh  allmählich  die  Echcnsver- 
fassung,  das  Beneficial  wesen  un<l  Vasallitätsvcrhält- 
niss  entwickeln  und  einbürgern,  rinden  sich  auch  in  Verbindung 
niit  dem  llccrdicnst  des  Lebenstaats  noch  ähnliche  finanzielle 
und  steuerartige  Einrichtungen  wie  in  der  carolingischen  Webrvcr- 
tassiuig.  Einiges  davon  erklärt  sich,  wie  öfters  in  der  für  die 
Gestaltung  des  Finanzwesens  so  cinllussreichen  Gestaltung  des 
U'ehrwesens,  mit  aus  der  Technik  des  Militärdienstes,  besonders 
aus  dem  vorwiegenden,  schweren  und  kostspieligen,  auch  Uebnng 
verlangenden  Rossdienst.  Dieser,  in  weiter  Entfernung  von  der 
Heiuiath  und  für  längere  Zeit  zu  leisten,  bedang  einen  Aufwand, 
welchem  die  weniger  Vermögenden  schwer  gewachsen  waren.  Da- 
uer die  allmähliche  Ausbildung  eines  eigenen  Diens tstan ds 
dafür  und  der  Beihilfen  der  übrigen,  nicht  dienenden  Bevölke- 
rung zur  Ausrüstung  und  Erhaltung  der  Krieger. 

So  hatten  auch  in  dieser  I1«  -rinde  wie  -chon  fnilier  ..abhänge  I.eiite,  die  nicht 
in  den  Krit  i;  /oiren,  Wajfen,  lMVrdc,  Kindt  r  und  Anderes  (1er  Art  zu  liefern" 
j*'ait/.  IV.  2.  A.,  i\l>.  VIII.  i:>7).  Kloster  und  Kin  Inn  hatte»  ihren  Herren  ltei- 
livlfcti  zur  kriegerischen  Wustim«?.  Kosar,  Wallen,  theils  bei  jeder  Heerfahrt,  theils 
»iiücnilich  bei  der  nach  Italien  zu  leisten,  was  auch  in  tield  ablösbar  war.  Die 
lahahcr  von  Zinsliufon  mussten  zu  solchen  Zwecken  wohl  einen  besonderen  .!ahreszins 
fjJ-r  einen  Theil  davon  entrichten  (eh.  VIII,  130;. 
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Ja,  an»  den  carolingischen  Adjutorien  bildet  sich  jetzt  doch 
eine  allgemeinere  Heer  Steuer  (  herist uora)  der  vom  Dienst 
Zurückbleibenden  aus.  Ihr  Krtrag  kam  aber  nicht  mehr  wie  bei 
den  Adjutorien  dem  dienenden  Manu  unmittelbar,  sondern  dem 
Dieus  therm  zum  Zweck  der  kriegerischen  Hüstung  oder  der 
Kostendeckung  dafür  zu  (Jute.  Ks  scheint  sich  so  ein  System 
von  Dienst- Krs  atzabgaben  und  von  Dienst- Be  i  h  ili'en  entwickelt 
zu  haben.  Der  nicht  selbst  dienende  Dienstpflichtige  musste  einen 
festen  Beitrag,  iu  Geld,  die  be'rettcnde  Volksschicht  auch  wohl 
Abgaben,  welche  sich  nach  dem  Besitz  abstuften,  entrichten.  Aus 
dem  Kitrag  dieser  „Heei steuern"  und  ähnlicher  Abgaben  wurden 
vom  Herrn  bestimmte  feste  Beihilfen  an  die  Krieger,  in  Geld 
und  iu  Naturalien,  gezahlt,  „in  gewissem  Maasse  an  Stelle  des 
Soldes"  und  so  auch  bezeichnet  (stipcndiuiu). 

Waitz  VIII.  1.*)^  Hi.'J,  und  überhaupt  daselbst  das  Kap.  II  über  da^  Hcci- 
wesen.  Noch  im  späteren  Mittelalter  kommt  etwas  Aehnliches  in  doli  Städten  vor, 
so  z.  II.  wenn  dir  zum  Kriegszug  (rayse)  au<geh>MVu  Hurtrcr  ausbleiben  und  dafür 
sii  Ii  durch  dcld  l«.»kaufcn.  sn  in  Nürnberg  l.'iss,  s.  Chroniken  frank.  Städte,  Nurril». 
I,  2vV.  Die  A  r  bei  tsj>  fli  «-.hteii  heim  Hau  der  Hutten,  hei  «1er  in  diese  Periutle. 
lallenden  Lminamiung  der  Städte,  di<-  I)i'iist]»lln  ht-n  hei  der  HcwaeJmng 
i  Waitz,  VIII,  IM»  2121  sind  dircete  l'ersonalleistu  ng«'ii,  welche  eine  ei.ireht- 
liche  Steuer,  wie  >i<>  bei  yer.tndeiler  Arbeitsteilung  auf  dem  oehiete  des  Wehr- 
we>eus  und  Kec.hts-ehnt/.es  >p.iter  n<»tbiu"  wird,  entbehrlich  machen,  manch«*  Analoga 
no<  h  heute  in  ländlich«  u  Verhältnissen  ( \Veg»;bau-I.ei«tungeii'i  linden,  aber  «hieb  an 
si«h  die  gh:i<-h«'  Rilastu nu;  und  aus  dems«-lheii  Titel  darstellen.  Die  Umwandlung 
soh-her  Dienstpflichten  in  <i«  ld  lässt  sich  <lie  ganze  (ieselmhte  hindurch  öfters  nach- 
weisen. („<iral»  n'.:cM"k  in  Nürnberg  als  Ersatz,  für  niclit  geleistete  Arbeit  bei  d«*r 
Herstellung  «les  Stadtgrabens.    Nurnh.  Chron.  eh.». 

§.  Iii.  Das  eigentliche  Finanzwesen  verändert 
sonst  seinen  Oes ainmtc ha ract er  nur  wenig.  Die  Haupt- 
ein n  ahmeq  u  cl  1  en  sind  die  alten,  domaniale  und  an  Ho- 
heitsrechte sich  anknüpfende.  »Der  natural  wirtschaft- 
liche Character  bleibt  in  den  Verpflichtungen  zu  Lieferungen  von 
Sachen  und  zu  persönlichen  Diensten  durchaus  vorwaltend.  Die  vor- 
kommenden Abgaben  an  den  König  und  an  seine  Beamten  stellen 
ein  der  Zeit  entsprechendes  Gemisch  von  Leistungen  auf  Grund 
hoheitlicher,  herrschaftlicher  und  privat  rechtlicher 
Ansprüche  dar.  Die  moderne  Auflassung  kann  das  wohl  begriff- 
lich, nach  seinen  rechtlichen  und  ökonomischen  ßestandtheileu 
zergliedern,  aber  die  damalige  Zeit  selbst  schied  nicht  so.  Und 
wie  weit  solche  „Abgaben"  als  öffentliche  „Steuern"  im  eigent- 
lichen Sinne  aufzufassen  sind,  steht  dahin.    Vielleicht  gar  nicht. 

Waitz  i  VIII,  IL,  .H02-  wenigstens  meint  be/iiglich  der  vielen  zinsartigou  A b- 
gnb.Mi:  „in  alle  dem  ist  nichts,  was  den  Chara«tei  e  i  uer  öl'lY  n  t  Ii  c  h  en 
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St.'u«?r  an  sich  tiäfft.  Nicht  <l.r  Köiiisr,  nicht  sein  Beamter  hauen  ein«*  Abgabe 
■  rtiobcn  .  welche  so  angesehen  werden  kann.  Was  in  carolin^ischcn  Zeiten  «1er  Art 
rorgckowinuii ,  i>t  ganz  in  «Jen  Hintcrtrruml  ^.  treten  oder  hat  sein.  n  staatlichen  Cha- 
Hi.-tor  vrlorcn."  Vield« nti^e,  ungenaue,  fur  rechtlich  und  technisch  verschiedenartige 
Ah«*.-ih..-n  im  Wesentlichen  ununterschiedlieh  gebrauchte  Ausdrucke,  wie  besonders 
...vnstis'-  (auch  vectigal).  sj».iter  „Zins"  gehen  keinen  sicheren  Anhaltspun«  t.  S.  im 
Alhrem«:in«n  Kin.  I  (.'».  A.),  §.  S7.  Wait/,  VIII,  Kap.  1.'». 

Zur  Durchführung  einer  w  i  r  k  1  i  c  h  e  n  r c  g  e  1  in  ä  s  s  i  g  c  n  Ke  i  c  h  s  - 
Steuer,  des  Königs  in  Bezug  auf  die  Grossen  oder  vollends  direct 
id  Bezug  auf  das  Volk  als  die  Reichsunterthanen,  reichte  die 
königliche  Macht  schon  unter  den  salischen  Kaisern  nicht  mehr 
aus  (Heinrich  V.  soll  Bezügliches  geplant  haben.)  Ausseror- 
dentliche Steuer  artige  Beihilfen  leisteten  indessen  auch 
jetzt  noch  die  Stifter  und  nunmehr  auch  die  Städte  dein  Könige 
mitunter.  Letztere  gaben  noch  am  Schlnss  des  Mittelalters  hei  der 
ihnen  Uberhaupt  obliegenden  Beherbergung  und  Bewirthung  des 
Königs  und  seines  Gefolges  in  ihren  Mauern  Ehrengeschenke,  z.  B. 
Becher  und  Trinkhftrncr,  welche  mit  Geld  gefüllt  waren. 

Heisede  aus  Nürnberg.  Dhron.  I,  2Si),  aus  Hasel  h.-i  Sehfinherg,  Finan/- 
t-rh.  S.  117 

Die  Reichsstädte  und  die  Bischofs  Städte  Übernahmen 
ferner  -  allerdings  vornehmlich  erst  später,  besonders  seit  dem 
13.  Jahrhundert,  einzelne  aber  auch  schon  früher  —  auch  regel- 
mässige „Städtcsteuern'*  an  den  König  (mitunter  „Bete", 
precaria  genannt),  wie  auch  die  sonstigen  Städte,  die  späteren 
„Landstädte"  an  ihren  Herrn  21).  Die  eigentlichen  sogenann 
t  n  Beten  (§.  32)  sind  sonst  vornehmlich  Landes-,  nicht  Rcichs- 
steuern,  wenn  auch  im  Lande  für  Rcichszweckc,  wie  Romfahrtcn, 
erhoben.  Sie  liclcn  daher  dem  König  nicht  allgemein  und  un- 
mittelbar im  ganzen  Reiche,  sondern  nur  eventuell  auf  seinen 
Gütern  und  auf  den  Reichsglitcrn  zu. 

Die  gemischt  geblihrcnartigen  und  steucraitigcn  Marktab- 
gaben und  Zölle  sind  zwar  nach  wie  vor  im  Princip  könig- 
liche Gerechtsame.  Aber  durch  die  zahlreichen  Verleihungen 
an  die  Territorialherren,  Bischöfe,  auch  an  die  Städte  selbst  wie 
anderseits  durch  Befreiungen  von  der  Zollpflichtigst  verlieren 
sie  ihre  Bedeutung  für  das  königliche  Einkommen  mehr  und  mehr. 
Die  mancherlei  Marktabgaben  tragen  einen  verschiedenen  Cha- 
racter:  es  sind  Baunbussen  für  Fricdensverlctzung,  Abgaben  aus 
der  Gerichtsbarkeit,  Abgaben  für  das  Recht  zum  Handelsbetrieb 
überhaupt,  gebühreuartige  Abgaben  als  Platz-  und  Budengeld,  auch 
als  Mcssgeld  (Utr  das  Messen  des  Getreides  u.  dgl.  m.).    Zölle  als 
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(Quoten)  Abgaben  von  Kauf  und  Verkauf  treten  hinzu.  Die  Knt- 
rieh  tu  ng  der  Marktabgaben  wie  der  sonstigen  Zölle  erfolgt  in 
(Jehl  (»der  in  Waarcnq  untcu  seihst.  Die  Zölle,  besonders 
auch  als  Flusszölle,  sind  noch  jetzt  und  bleiben  noeh  .Jahr- 
hunderte lang  Passirzölle,  nicht  <J  renz zöllc,  wenn  auch 
oft  an  wichtigen  flrenzstellen  (z.  U.  an  den  Strassen  südlich  der 
Alpcnpässe)  eine  Zollerhebung  erfolgt,  Der  Zollsatz  richtet  sieh 
ausser  nach  Wnarcn  und  Ladungen  noch  nach  der  Herkunft  des 
zahlungspflichtigen  Kaufmanns  ( llegünstigung  der  Einheimischen). 
Zollfreilieilen  für  gewisse  Zölle  genossen  besonders  die  geistlichen 
Stifter,  aber  auch  die  Kaul  leute  ganzer  Städte  nach  spcciellen  Pri- 
vilegien. 

Zum   Voraus-.  1km).|.  i.  s    l,<*.  Waitz  VIII.  :tll9,  2s2— 2JI2.    \  i.  I.-i Notiz. •» 
r   Marktabgaben  u.  /.»Iii;  <•!>.  \  III.  2^2 --.'i  15      Ein*;  ebeiithiimlichc   Noijz  über 
Zi»II/.:iIi1ii)iö:  in  Ii-'  s  ti  in  in  (  genannten  Waar.n  hei  Kaum  er.  Uoli<Mislau  I-m  V,  l.'.'T. 
I.  A..  <>b  richtig?        .\llr|,  (|.,s  (i,  |rif so  ,-|,|.  15,  ■fu-miss  von  i;<ris(>ri«)<  n.  fin- 

den Schul/,  «li'-siti  sie  •.•«'Hussen.  <in>-  A  Iura  Ii»'  zu  i"«  •  r*  I  •  •  t  n  *  * .  geht  in  «lies,»  fro  li«-r«*  Zeit 
zurück  (Waitz.  \  III.  .'II.'»).  rr.-|>rniii:li.  h  tn.lu  ircbuhivuaitiger  N;itu  r,  als  Krsatz  Im 
die.  (ii.-|.-ihl.Msf,.||,  wird  »  s  .später  in*- h r  zur  Steuer  un«l  aus  dem  I Ioh«>ir> r«-t  lit  des  üe- 
leitshcrru  abgeleit.  t :  es  i»t  dann  zwangsweise  zu  entrichten  und  gehört  zu  d<  n  I'inanz- 
reg.dien. 

§.  20.  In  der  hohen  staufischen  Zeit  und  vollends  in  den 
darauffolgenden  Jahrhunderten  bis  zum  Ausgang  des  Mittel- 
alters sind  die  älteren  Retchseinnahinc-Quellcn  immer  mehr  an  die 
Territorialgewalten  und  an  die  Iiciclisstädte  Ubergegangen.  Im 
Prineip,  je  nach  l'mständen,  besonders  im  12.  and  lo.  Jahrhundert 
auch  in  der  Praxis,  blieben  die  lleersteuern  indessen  noch  als  Kciehs 
steuern  bestehen.  Versuche  zu  allgemeinen  Keichssteuern,  aussei 
ordentlichen  oder  gar  dauernden  (IJeichssteucr  für  den  Krcuzzug 
i.  J.  1207  unter  K.  Philipp,  Pläne  v.  K.  Otto  IV.)  führen  zu  keinem 
Erfolg.  Auch  die  Kciehsausgahen,  besonders  diejenigen  für  Kriegs- 
führung,  werden  mit  aus  dem  K.  Hausgut,  unter  Hohenstaufen,  wie 
Friedrich  II.,  aus  den  reichen  sicilischen  Einkünften  bestritten. 

In  St«  ilii  ii  war  es  friedrich  II.  gelungen,  im  Anschlu>s  an  altere  iinrmanuixli.- 
und  vielleicht  auch  saraceniselie  Kinrn  litung.  n ,  eine  für  ilirn  Zeit  relativ  fuchti;-' 
Finan/winlisi  halt  zu  m iraui>i reo  ,  deren  Werth  und  Ib-deutung  fivilii  Ii  öfters  über- 
schätzt \v..rdi'u  ist.  Neb.-n  •  1  •  •  1 1  besser  irei.'gelt.-n  älteren  Kinnalmn  ii.  den  doinanialen. 
* i i - r i e  1 1 1> ir<- f ä 1 1 « : o  u.  dgl.  war  hier  schon  mehr  S  l  u  e  r  w irt  Ii  seh  ;ift  «*t r«  i«  ht  worden. 
Zolle,  \  e  rk  <;  h  r  >  a  Iura  b  e  n  .  städtis.  Ii » ■  \ 'e  rz  e  h  rtl  n  gss  t  e  u  e  r  n  (auch  dies»' 
schon  alter,  vielleicht  sarazenischen  l  r-prnmis ,  s.  W  i  n  k  <■  1  m  a  n  n  ,  a.  a.  H.  I.  .'»jl 
.T>V|-,  t>l)  eine  förmliche  (i  r  u  n  »I  s  t  »•  n  e r .  bleibt  mir  auch  nach  \\  i  u  k e  1  m  a n  n  's  I utei- 
suchuugen  (S.  .V>!t)  doch  zweifelhaft  Mine  b. 'sondere  Eigentlnnnlichkeit  waren  die 
ausgebildeten  Monopole  (au>ser  .tltereii  jetzt  auf  Salz.  Kisen.  Kupfer,  Knhseidei. 
dann  der  ge\v  iimn-idie  S  t  a  a  t  s  h a  u d  e  I .  namentlich  der  <ic  t  r e  i d  c  h  a n  d  <•  | .  mit  den 
l '•■berscluissj'ii  der  N  »turaleiukiiiift»'  und  Naturalabgaben  am  h  ins  Anstand  (AlViea) 
geführt,  zwar  nicht  als  Monopol,  aber  unter  einer  gewissen  Zuriickdrängung  der  {'ou~ 
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cnrrenz  dos  Privathandels.    Aehnliches  kam  im  preußischen  Ordemdandc  (£•  31)  vor. 
Bemerkens  werth  war  in  Sicilen  auch  die -.ranze  Organisation  des  Kinanzdieustes,  speciell 
Kecbnuiigs-  und  Controlweseiis.    S.  Kau  in  er  und  Wiiik.lui;i  im  a.  a.  u. 

§.  21.  In  etwas  stärkerem  Maasse  konnte  sich  das  deutsche 
Knnigthum  auf  die  g  e  1  d  w  i  r  t  h  s  c  Ii  a  f  M  i  e  h  c  S  t  c  u  c  r  v  c  r  f  a  s  s  u  n  g 
der  Städte  in  dem  nunmehr  (13.  Jahrh.)  wichtiger  werdenden 
System  der  Städtcstcuern  stutzen.  Wenn  auch  hier  die  He- 
strehungen  nur  theilwei.se  von  Erfolg  begleitet  waren,  so  lag  die 
Schuld  wesentlich  an  der  bekannten  Entwicklung  der  politischen 
Verhältnisse  seit  dem  13.  .Jahrhundert.  „Die  ( Finanz  )  Wirthsehalt 
des  Reichs  ging  (Anfang  des  13.  Jahrh.)  einer  Umwälzung  ent 
g^gen,  welche  Oeldstcuern  und  Oeldwirthsehaft  an  die  Stelle  der 
Naturalleistungen  und  der  Domänenwirthschaft  setzen  und  die 
grossen  Städte,  die  bedeutendsten  Sammelpunctc  des  Oeldes  und 
daher  auch  die  ergiebigsten  Geldquellen,  der  unmittelbaren  Herr 
schalt  der  Bischöfe  entziehen  und  sie  neben  diesen  zu  wichtigen, 
seihständigen  Gliedern  des  Reichs  machen  zu  wollen  schien." 
iZeuincr).  Unter  Rudolf  v.  Habs  bürg  gelingt  es  wenigstens, 
die  Reichsstcucrpflicht  der  eigentlichen  Reichsstädte  zur 
Geltung  zu  bringen,  aber  seine  weiteren  Versuche  einer  di recten 
Besteuerung  des  Einzel  bürge rs  (.,dreissigster  Pfennig",  als 
Quoten  -Vermögenssteuer  von  allem  Vermögen)  unter  Durchbrechung 
der  Stadteinlicit  scheitern.  Nur  bestimmte  Summen  Übernehmen 
die  Städte  einzclweise  als  eine  „Rede"  („precaria")  und  unter 
deren  formellen  Bedingungen,  worauf  sie  diese  Summen  dann 
aus  ihren  Gesarnmteinklinften  oder  nach  ihrer  eigenen  Stcuervcr- 
lassung  aufbringen.  Auf  einem  Städtetag  zu  Nürnberg  waren 
König  Rudolf  i.  .1.  12!K)  solche  Summen  von  einer  Anzahl  Städte 
bewilligt  worden.  Es  war  so  unter  Rudolf  ein  gewisses  System 
in  die  Städtestcuern  für  Reicliszwcckc  gekommen. 

Zeu  Dior  S.  10(1.  137,  PtS  stallt  dies  System  wie  folgt  dar:  1?  Fortdauer  der 
n  1 1 e n  jährlichen  Pncaria  in  den  köniirlichun  und  in  einzelnen  Hischofsstädteii. 
wo  dorn  Konig  ein  solrhes  Kecht  Idaher  schon  zustand  ;  die  von  dieser  PHieht  bo- 
hviteu  (Rischofs-)  Städte  sind  die  späteren  ..Freistädte"  (im  Unterschied  von  den 
Pflichtigen  Keichsstädteii):  2)  V«-i i»IIi«litmiy  aller  Reichsstädte  zu  äusser- 
nden tlichen  Leistungen  (besonders  Hei->tciiern  für  die  grossen  Iloft.ige  und  zur 
H-ersteuer  für  den  Köinerzug);  -0  Ati>dehnun-;  der  zu  Zwecken  des  Landfrieden* 
-rhobcneii  Steuern  als  königliche  Absahen  auch  auf  Stielte  weltlicher  Fürsten.  Die 
leiden  eisten  P/lichten  blieben  meistens  Jahrhunderte  lang  bestellen,  die  ganze  Ein- 
richtung bis  zur  Kefonnationszeit,  z.  Tli.  bis  ans  Finde  des  h'eichs.  Audi  die  S  teil  er - 
s  U  Hl  in  e  Ii  d  e  r  J  ;»  hress  t  eil  e  r  der  ei  Ii  /.e  I  n  e  n  St  äd  t  e  blieben  grossentheils  tu  f  inuiier 
>tabil  (Zetaner  S.  LC»,  läO.  152).  Nur  wurden  die  Suuiiuen  mitunter  gemäss  der 
'iuiretretencii  Veränderung  (d.  h.  regelmässig:  Verschlechterung)  des  Munzfnsses  ent- 
^reehend  umgeändert  (z.  II.  in  N  um  he r  g  ,'  Chroniken  I.  Js'.Il  Natürlich,  das*  »>L  h< 
stabile  Stcuersnmmen  später  bei  geringerem  (jeldwerth  {auch  abgesehen  von  Munz- 
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vor?«  lil-  «  ltt<TUii^)  und  hnh'-rein  I  manzh.darf  praetis.  Ii  immer  iin/uläii£li«her  wurden. 
Kmer  Erhöhung  st-  mint  sich  nh.-r  HerUmm-n  und  rrivili'»-  enitr.ne,,. 

Da  dem  Deutschen  Kciehe  jede  geordnete  Finanz  wirthsehaft, 
jede  Centralisirung  (ehlte,  die  eingehenden  Städtesteuern  gewöhnlich 
sofort  für  das  nächste  locale  Kcichsbedürfniss  und  hesonders  zur 
Rückzahlung  der  Anleihen,  Vorschüsse,  Versatzgelder,  mit  deren 
Hilfe  die  Keif  Iisausgaben  gedeckt  worden,  dienten,  half  unter  Knd«df 
und  spater  auch  dieses  Mittel  nicht  viel  und  nicht  dauernd. 

S.  Nähens  l>.-i  Z.-uiner.  u.  A  S.  147,  und  in  «Irr  i?aii/«»n  Schrift,  auch  ul».  r 
ili<-  verschieden«  n  Verhältnisse  in  lli-M  hefs-  und  kr.ni'-rlHien  Ni  idt<  n  und  die  mancherlei 
l>ulitiM'h<-n  Mn-iiigk.-it.ui  zwischen  Künigthuin,  liischülVn  und  Städten. 

22.  Der  letzte  grössere  Versuch  d  i  r  c  c  t c  r  K  e  i  e h  s  s  t  e  u  c.  r  n 
erfolgte  im  15.  Jahrhundert  in  der  Steuer  des  sog.  ,,gc meinen 
Pfennig"  während  der  Xothzeiten  der  Iluxsitcn-  und  später  der 
Türkenkriege.  Die  veränderte  militärische  Technik  (SchiesswarVen !), 
der  grössere  Bedarf  an  Fusstruppen,  machte  die  Lehens- Wehn er- 
lassung und  die  ältere  Kcichs  Wehrverfassung  immer  unzureichender 
und  Söldnerheere  notwendiger.  Dazu  bedurfte  es  Geld  und 
Gelds teue rn,  mit  deren  Erträge  nach  dem  Plane  im  Hussiten- 
kriege ein  Heer  direet  für  das  Kcich  geworben  werden  sollte. 
Ks  war  dies  zugleich  noch  einmal  ein  Versuch,  unmittelbar 
die  einzelnen  Kei  chsu  ntert  hauen  mit  einer  directen 
Kcichssteuer  zu  belegen,  nicht  erst  unter  Vermittlung  der  Landes 
steuern  der  Territorien  und  Städte.  Darin  lag  die  allgemeine  po- 
litische Bedeutung  des  „gemeinen  Pfennig".  Stcuertechnise  Ii 
war  derselbe,  übrigens  verschieden  geregelt  in  den  verschiedenen 
Fällen  seiner  Bewilligung  und  Ausschreibung,  ein  ziemlich  wirres 
und  willkilhrliches  Gemisch  directer  Kopf-,  Personal-  und 
Standessteuern  mit  Einkommen-  und  Vermögenssteuern, 
nichts  weniger  als  ein  auch  nur  für  seine  Zeit  (15.  Jahrhundert) 
leidlich  richtiges  directes  Steuersystem,  von  den  fehlenden  Garan- 
tien der  glcichmässigen  Durchführung  im  ganzen  Kciche  abge- 
sehen. Die  ungefähr  gleichzeitigen  französischen  und  englischen 
Steuern  dieser  Art  waren  indessen  ähnlich  eingerichtet.  Der  will 
kilhrliche  Widerstand  einzelner  Reichsstände,  bald  dieses  oder  jenes 
Fürsten,  bald  der  Städte,  bald  der  Killer  liess  sich  aber  durch  die 
schwache  Keichsgewalt  hei  der  ungenügenden  Organisation  des 
llmlegungs-  und  Kinhebungsverfahrcn  nicht  mehr  brechen,  /wi- 
schen M27  und  1551  elfmal  bewilligt  und  ausgeschrieben  ist  der 
„gemeine  Pfennig"  nicht  ein  einzigesmnl  auch  nur  cinigei  ntassen 
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Tollständig  eingegangen.  Mit  ungestraftem  Hohn  wiesen  Stände 
and  Einzelne  oft  die  Zuniuthang  zu  einer  solchen  Steuer  ah. 

S.  bea.  v.  Bezold.  K.  Sigismund,  S.  12*»  ff.,  Müller,  lieirhssteuern  S.  12  ff.. 
U  -izsüoker,  Rede  über  d  geschieht!.  Entwiekl.  u.  Idee  einer  alltrem.  Ueielissteiier, 
Bert.  1SS2,  Zentner  S.  157,  Eichhorn  III,  .Iii»,  Walther.  D.  Keehtsgesch.  S.  125  ff. 
Ab  Beispiele  der  geplanten  Einrichtung  mag  ang(  führt  werden :  1 427  (Krank f.  Keichs- 
'^z):  Kopf-  nnd  Standessteuer,  wonach  alle  weltliehe  Personen  beiderlei  (Je- 
v  Liechts  über  15  Jahre  Alters,  auch  in  Diensten  stehende,  aus  dem  Stande  des  »v- 
meihKU  Mannes  je  1  Groschen,  jeder  Kleriker  ohne  HenehVien  und  Erbgut  1  (iroschtm, 
j-j-r  Jude  1  fl..  jeder  gewöhnliche  Edle  .H  fl.,  jeder  Hitler  5  fl..  jeder  ..Herr"  15  Ii., 
i-Jcr  »iraf  25  fl.  zu  zahlen  hatte;  dazu  kam  eine  Einkommen-  und  Vermögens- 
steuer von  den  Vermöglicheu  (also  eventuell  vun  denselben  Personen,  die  eine 
Maridessteuer  schon  zu  zahlen  hatten):  von  allem  Einkommen  der  <i e  istliehe  n 
.">%  (aus  Pfründen  und  kirehlicheni  <iut).  von  allem  Vermögen  der  Laien  über  200  11. 

fl.  von  der  Summe  von  200 — 1000  fl.  Werths,  je  1  II.  von  der  höheren  Summ«-, 
i  -  br-r  die  Einrichtung  der  Auflegung  u.  Erhebung  s.  v.  Hczold  S.  l.tO.  Müller 
\  12.  Meistens  zahlten  nur  (ieistliche  u.  arme  Leute,  nicht  Adel,  Pursten,  Stxdte. 
Manches  eingegangene  Geld  wurde  nicht  abgeliefert  (Nürnberg  war  der  t'entral- 
-ju-.  u.  «las  abgelieferte  nicht  vollständig  fur  seinen  Zweck  verwendet.  Ganz  ähnlich 
^iig  es  später,  1471.  1495  u.  s.  w.  1471  /..  K.  wurde  von  allen  Vermögenden  lo"/u 
'.''•tr»  Ei  n  k  oin  wen  .  von  der  Arbeiter-,  Taglöhner-,  Haiidwerkerclasse  statt  dessen  eine 
.iiigestufte  Kopfsteuer  verlangt.  Im  Jahre  1405  wurde  ebenfalls  eine  Kopf- 
steuer 0L'^t;r  Ju^'  1  jeder  andere,  über  15jährige,  wenn  er  weniger  als  500  11. 
Vrinögen.  '/44  11.)  verbunden  mit  einer  Vermögenssteuer  beschlossen;  durch 
'  tztere  waren  auch  (ieistliehe  und  Weltliche,  Männer  u.  Krauen,  Herren  und  L'n  tei- 
lhatten, die  über  15  Jahr  alt  und  über  500  H.  Vermögen  haben,  mit  '  .,  11.  von  500 
Us  1000  fl.,  mit  1  fl.  von  1000  H.  und  mit  einem  dem  eigenen  Ermessen  uberlasseiien 
höheren  Betrage  von  Vermögen  über  1000  fl.  zu  besteuern. 

Dem  Reiche  als  solchem  fehlte  vor  Allem  auch  die  Verwaltungs- 
organisation und  der  Controlapparat  zu  einer  solchen  directen  He- 
feteuerimg.  Das  macht  neben  allem  Anderen,  besonders  der  Schwäche 
der  Keichsgewalt  gegenüber  den  Reichsständen ,  Territorialhenen 
und  Städten,  deu  geringfügigen  practischen  Erfolg  dieser  Anläufe 
zu  einem  System  directer  Reichssteuern  erklärlich. 

Die  Bewilligung  auf  1  oder  wenige  Jahre  (1495  auf  4.  mit  der  ausdrücklichen 
Zusage  des  Kaisers,  die  Steuern  nach  Ablauf  dieser  Zeit  nicht  wieder  fordern  zu 
▼ollen),  hinderte  dann  vollends  eine  ordentliche  Einbürgerung  dieses  Steuersystems, 
da  man  nicht  wie  bei  ähnlichen  Vorgängen  in  anderen  Ländern  auf  eine  Wieder- 
holung der  Bewilligung  nach  Ablauf  der  ersten  Krist  zahlen  konnte. 

Nicht  einmal  so  erfolgreich  als  diese  Versuche  mit  der  di- 
recten Reichssteuer  des  „gemeinen  Pfennig"  war  ein  unter 
Carl  V.  im  Jahre  1522  gehegter  grossartigerer  Plan  zur  lOiuführung 
eines  allgemeinen  Reichs-Grenzzolls,  also  einer  grossen 
indirecten  Rcichssteucr.  Im  Princip  galt  zwar  das  Zollrccht 
als  königliches  Recht  noch  zu  einer  Zeit  (Sachsen-  nnd 
Schwabenspiegcl),  wo  durch  Uebcrlragung,  Verleihung  und  Be- 
stätigung von  Zollrcchten  an  Territorialhenen  und  Städte  sowie 
durch  Gewährung  von  Zollfreiheiten  thatsächlich  die  Zölle  fast 

A.  Wagner,  Pinanzwi<H*>usc-haft.  III.  4 
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schon  ganz  dem  Reiche  und  dem  königlichen  Einkommen  ent- 
fremdet waren.  In  den  Wahlcapitulationen  des  14.  und  15.  Jahr- 
hunderts mussten  die  Könige  insbesondere  den  Curfürstcn  Zu- 
sicherungen gehen,  es  hierbei  zu  belassen.  Die  Finanznoth  des 
Reichs  führte  indessen  auf  dem  Reichstage  zu  Nürnberg  1522, 
auch  mit  Rücksicht  auf  die  Schwierigkeiten  einer  directen  Reichs 
Steuer,  zu  dem  umfassenden  Plan,  für  die  Deckung  der  Rcichs- 
bedürfnissc  einen  Reichsgrcnzzoll  einzuführen.  Das  Reich  sollte 
hierzu  an  allen  Grenzen  mit  Zollstiitten  versehen,  der  Zoll  als 
•I  ()  Werthzoll  erhoben ,  nothwendjge  Lebensmittel  (Getreide, 
Wein,  Pferde,  Schlachtvieh,  Käse,  Salz,  Bier  und  alle  für  deu 
Gebrauch  des  gemeinen  Mannes  unentbehrliche  Nahrungsmittel) 
frei  bleiben.  Die  leitende  Idee  war,  so  den  Handel  als  sol- 
chen, aber  auch  die  ausländische  Production  zu  treffen. 
Dabei  war  aber  freilich  an  eine  Beseitigung  der  zahllosen  inlän- 
dischen Zölle  und  ähnlichen  Abgaben  nicht  gedacht.  Der  Plan 
seihst  scheiterte  vornehmlich  an  dem  Widerspruch  der  Reichs- 
städte, die  das  Handelsinteresse  einseitig  vertraten  und  es  ge- 
fährdet sahen,  während  die  Fürsten  eher  geneigt  waren.  Die  Ar- 
gumente für  und  wider  erinnern  an  ganz  moderne  Beweisführungen 
auf  diesem  Gebiete.  Erst  mehr  als  300  Jahr  später  gelangte  der 
Plan  im  Zollverein  zur  Durchführung.  Freilich  ist  ja  selbst  noch 
in  der  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  ein  ähnlicher  Plan  auch  in 
Frankreich  sogar  durch  Colbert  nur  erst  theilweise  durchzu- 
setzen gewesen  (§.  04). 

S.  Kanko.  d.'utsHn:  (i.'.scli.  im  'ZVihillor  «lor  K<  f.»rin.  II,  41  II'.,  Falko.  <i«^<  h 
cl.  «loul^:h<  n  Zolhv«:sciia  S.  .">9— ii'2. 

§.  23.  Solches  Scheitern  eines  selbständigen  Reichssteuer 
Systems  zu  einer  Zeit,  wo  schon  in  den  Territorien,  vollends  in 
einem  grösseren  Staalskörpcr  nicht  mehr  ohne  Steuern  auszu- 
kommen war,  erklärt  es,  dass  man,  dem  staatsrechtlichen  Character 
des  „Staatenbundes"  gemäss,  den  das  Reich  mehr  und  mehr  an- 
nahm, seit  dem  15.  Jahrhundert  (K.  Sigismund)  nothgcdruugen  zu 
einem  System  von  Matricular  um  lagen  im  Deutschen  Reich 
gelangte.  Die  einzelnen  Reichsständc  übernahmen  dabei  nach 
einem  Anschlage  bestimmte  Summen,  welche  sie  ihrer- 
seits als  Beitrag  zu  den  Reichskosten  auf  ihre  Unterthanen  ver- 
teilten oder  von  ihren  Landständen  sich  bewilligen  liessen  (z.  B. 
148i;,  1487,  1500).  Im  1<>.  Jahrhundert  bildete  sich  daraus  als 
eudgiltige  Einrichtung  bis  zur  Auflösung  des  Reichs  das  System 
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der  sogenannten  Römermonate,  so  genannt  nach  den  nicht 
mehr  stattfindenden  Roinfahrten,  anfangs,  1521  und  später  als 
Beihilfe  zu  den  Türkenkriegen,  allmählich  zur  Aufbringung  der 
meisten,  anders  nicht  gedeckten  Rcichsbcdiirfnissc  gebraucht. 

Die  Mannschaften,  welche  jeder  Keiohsstand  zu  stellen  hatte,  wurden  nach  dem 
Monatssold  (Keiter  zu  10,  seit  1541  zu  12  tl.,  Kussknecht  zu  4  fl.)  in  (ield  veran- 
schlagt und  so  „Monatssch  uldigkeiteu"  —  die  sog.  Kömermonate  —  in 
'ield  festgesetzt,  die.  dann  als  Maass  der  Beihilfe  <so  und  so  viel  „Kömermonate", 
wie  sie  vom  licichstag  bewilligt  wurden)  dienten  (zuerst  nach  der  Matrikel  v.  1~>2I). 
Auch  später  wurden  Kric^sausgabcn  (so  im  30jülirigeu  Kriege)  nach  diesem  Maass  - 
stahe  ausgeschrieben,  wurden  dabei  dann  aber  begreiflich  vollends  nur  von  den  zum 
Kaiser  haltenden  Ständen  (so  im  SOjähr.  Krieg  von  Haiein)  entrichtet.  Der  Betrag 
des  Küinermouats  war  anfangs  12S.000  fl. ,  ging  auch  in  gewrihnlichen  Zeiten  nicht 
immer  voll  ein  und  wurde  spater  herabgesetzt.  1 7 ** 7  war  die  Usualmatrikcl  5N,2so  fl. 
Auch  dies  war  keine  feste,  ein  für  allemal,  sondern  von  besonderer  Bewilligung  ab- 
hängige Kcichscinnahtnc.  Die  Umlegung  auf  die  Unterthaiien  sollte  glciehmässig, 
ohne  Exi-tntionen,  auch  unter  Mitbelastuug  der  landesherrlichen  Kammergüter  erfolgen, 
im  Uebrigen  war  sie  den  Laudesherren  Uberlassen,  die  sich  aber  au  die  zu  repartirende 
Summe  halten  mussteti,  bis  zu  diesem  Betrag  die  Quoten  jedoch  execulivisch  beilrei- 
l>en  durften.  —  Nur  für  die  l ntcrhaltung  des  Ke  i  chs  V  am  me  i  gc  r  i  c  Ii  ts  bestand 
fit  154^  eine  regelnlässige  Keichssteuer  auf  die  Keichsstamle  nach  einem  besonderen 
Kepartitionsmaassstab.    (S.  Kichhom  IV.  Walther,  S.  42s  u.  schon  Fin.  I. 

3.  A..  §.  M.) 

3.  Abschnitt. 
Deutsches  Steuerwesen. 

2.  Die  deutschen  Städte. 

§.  24.  Die  politische  Entwicklungsgeschichte  Deutschlands  hnt 
es  mit  sich  gebracht,  dass  hier  der  Uebergang  alter  Staatsfunctio- 
nen  vom  Reiche  an  die  Territorialgewalten  und  Städte  sowie  der 
spätere  Minzutritt  neuer  Staatsfnnctioneri  zum  Wirkungskreise  dieser 
Gewalten  eine  definitive,  nicht  wie  ziemlich  allgemein  anderswo, 
namentlich  auch  in  Frankreich  nur  eine  vorübergehende  Gestaltung 
der  öffentlichen  Dinge  wurde.  Dies  erklärt  es,  dass  in  Deutsch- 
land das  Finanz-  und  Stcuerwescn  aus  einer  selbständigen 
Reichsangelegenheit  Landes-  und  Städtcan  gelegen  hei  ten 
wurden.  Je  früher  und  je  stärker  sich  die  öffentlichen  Thätig- 
keiten  entwickelten  und  damit  die  Finanzbedürfnisse  wuchsen,  je 
unzureichender  absolut  und  relativ  die  alten,  viellach  vom  Reiche 
abgerissenen  Kinnahmequellen  wurden,  desto  früher  und  umfassen- 
der mussten  sich  eigentliche  Landes- (Territorial  )  und  städ- 
tische Steuern  ausbilden. 

Am  Frühesten  und  Redcutendsten  musste  diese  Entwicklung 
begreiflich  erfolgen  in  den  Städten,  zumal  den  Reichs-,  den 
älteren  Bischofs  Städten,  welche  sich  von  ihren  Herren  eman- 
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cipirten  und  selbst  wieder  Mittelpuncte  kleinerer  Territorialherr- 
schaften wurden,  und  hier  namentlich  in  solchen  Städten,  welche 
geschichtlich  nicht  aus  Dorfgemeinden  hervorgegangen  waren  und 
denen  daher  grösseres  Grundeigenthum  (besonders  Gemeineigen- 
thum, Forsten,  Weiden,  Allmenden,  Grundzinse  u  dgl.)  fehlten 
(Basel).  Der  städtische  Finanzhaushalt  wird  hier  na- 
mentlich seit  dem  13.  Jahrhundert  schon  tiberwiegend  geld wirt- 
schaftlich und  Steuer wirthseh aftlich  gestaltet:  hier  ent- 
wickelt sich  zuerst  die  Idee  der  öffentlich-rechtlichen  Steuer- 
pflicht des  Bürgers  als  solchen  gegenüber  dem  städtischen 
Gemeinwesen  als  solchem.  Die  Steuereinrichtung  besteht  regel- 
mässig in  einer  Combination  indirecter  Verbrauchs-  und 
geh  U h  ren  artiger  Abgaben  (zum  Theil  im  Anschluss  an  die 
älteren  Zölle  und  Marktabgaben,  welche  die  Stadt  vom  König, 
Bischof,  Landesherrn  erhalten,  öfters  kauf-  uud  pfandweise  er- 
worben hatte)  mit  ordentlichen  und  ausserordentlichen 
directen  Schätzungen,  Grund-,  Vermögens-,  Einkom- 
men-, Personal-  und  Kopfsteuern,  mitunter  auch  Gewerbe- 
steuern. Auch  die  cred it w ir thschaftliche  Entwicklung 
gerade  des  städtischen  Finanzwesens  ist  bedeutender  als  es 
früher  wohl  angenommen  wurde,  und  hat  schon  hie  und  da  in  zu 
starkem  Umfange,  mit  misslichen  finanziellen  Folgen,  stattgefunden. 
Wie  das  Reich  durch  das  System  der  „  S  t  ä  d  t  c  s  t  e  u  e  r  n  " 
(§.21),  so  bestreben  sich  auch  die  Territorien  durch  möglichste 
Herbeiziehung  der  Landstädte  zur  Aufbringung  der  „Landbeden" 
die  entwickelte  städtische  Steuerkraft  für  Landeszwecke  nutzbar 
zu  machen. 

Di«*.  Arbeiten  von  Hegel,  Schön berg,  Zeumer.  die  Materialien.  welche  in 
•lein  W  erke  der  deutschen  Städte  Chroniken  enthalten  sind,  geben  jetzt  einen  genaueren 
Einblick  in  die  (iestaltung  des  Finanzwesens  der  mittelalterlichen  Städte  und  beson- 
ders auch  in  die  hier  in  Betracht  kommende  technische  Seile  des  städtischen 
Steuerwesens.  Die  Darstellungen  von  A r n  ol d  (Freistädte),  v.  Ma  u  rer  (Städteverfass.) 
linden  dadurch  ihre  Ergänzung  und  hie  und  da  Berichtigungen.  Die  Ueberein- 
Stimmung  in  den  wesentlichen  Puncten ,  welche  die  Steuerarten,  die  Kombina- 
tion verschiedener  Steuern  im  städtischen  Haushalt,  namentlich  die  Verbindung 
directer  und  indirecter  Steuern  betreffen,  war  von  vorneherein  nach  Lage  der 
Verhältnisse  wahrscheinlich  und  wird  durch  Vergleiche,  /..  B.  zwischen  Nürnberg. 
Hamburg.  Mainz,  Basel  bestätigt,  (ierade  das  ist  für  die  vergleichende  Pinanz- 
gesehichte  und  für  die  Kinanzwissenschaft  hervorzuheben  und  wichtiger  als  die  Beachtung 
der  Verschiedenheiten,  die  sieh  aus  den  speciellen  geschichtlichen  Ereignissen,  zum 
Theil  schon  aus  der  ersten  Entstehung  und  aus  der  Entwicklung  der  einzelnen  Städte 
aus  Bischofsit^en.  Hofgemeinden,  auf  grandherrlichem  Boden  ergeben. 

§.  25.  Von  allgemeinster  Bedeutung  für  die  Erkenn tniss 
des  wahren  Wesens  der  Besteuerung  ist  der  namentlich 
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von  Gicrke  vortrefflich  und  mit  reichstem  Belegmaterial  geführte 
Nachweis,  wie  in  den  Städten  zuerst  von  eigentlichen  „Steuern" 
an  ein  Abstr actum,  an  die  selbständige  städtische  Rechts- 
persönlichkeit als  solche,  daher  zuerst  mit  Bewusstsein  von 
einer  wahren  öffentlich-rechtlichen  Steuerpflicht  des 
Bürgers  als  solchen  die  Rede  ist. 

Vgl.  auch  Schönberg,  Bascl's  Kin.  S.  10,  Schmoller,  Epochen  d.  preuss. 
Finau/pol.,  Jahrb.  1877,  S.  112,  auch  meine  Fi«.  II,  S.  2U4  II".,  bes.  aber  Gierke. 
Geuossenschafbrecht  II,  li'.JS  ff.,  712.  751  -  7W>.  Er  sagt  hier  u.  A  :  „Die  neuen 
öffentlich-rechtlich«;!»  Abgaben  (die  sich  auf  das  Schärfste  von  den  aus  manichfachen 
Titeln  stammenden  Abgaben  und  Zinsen  alter  Art  unterschieden)  hatten  /um  «raten 
Mal  in  Deutschland  die  Natur  wirklicher  Steuern.  Die  stadtischen  Steuern  Uie 
heissen :  steureii,  beten,  geweift;,  Schätzungen,  Iosung.  schosz,  si  ot,  oder  colleetae, 
petitiones.  preeariae,  contributioncs  u.  a.  N.  in.)  waren  die  ersten  Beitrage,  welche  ein 
Gemeinwesen  allein  um  des  ö  f  f  e  n  tl  i  c  hen  Wohles  willen  von  seinen  Glic- 
dern  ab  solchen  forderte.    Einziger  und  zureichender  Grund  für  die  Erhebung 

war  das  städtische  Bedürfnis*  Verpflichtet  zur  Tragung  der  Steuer 

waren  alle  Burger  und  nur  die  Bürger  allein  um  deshalb,  weil  sie  Burger  waren. 
.  ...  An  sich  war  die  Steuerpflicht  jedes  Bürgers  gleich.  Aber  sio  bestand  darin, 
nach  Verhältniss  und  Vermögen  beizutragen."  ((iierke  II,  G'.»S,  lilP.J).  „Die 
St.idt  als  solche  war  das  Subject  staatlicher  Fi  nanzhoheit  und  unterschied 
sich  durch  die.  Einrichtung  eines  öffentlichen  Haushalts  von  allen  herrschaft- 
lichen und  genossenschaftlichen  Verbänden  alter  Art  Sie  trat  den  Einzelnen 

als  Gemein  wesen ,  als  höhere  Person  des  öffentlichen  Hechts  gegenüber  

Sie  besass  (uber  ihren  Privaterwerb  u.  s.  w.  hinaus)  zur  Deckung  ihrer  finanziellen 
Bedürfnisse  geuioiuhei  tlieho.  mit  ihrer  staatlichen  Natur  zusammenhängende  Hechte, 
vor  Allem  das  städtische  Besteuern  ngsrecht.  Dasselbe  war  ein  Hecht  der 
Stadt  als  einheitlicher  Person  das  staatliche  Hohcitsrecht  eines  Ge- 
meinwesens, seine  Glieder  als  solche  um  des  öffentlichen  Bedürfnisses  willen  zu  be- 
lasten'" M.b.  742.  74. T).  „Die  von  der  Stadt  erworbenen  nutzbaren  Regale,  Zolle,  Münze. 
Sal/mortopol  wurden  Hechte  der  Stadt  als  solcher,  ....  integrirende  Bestand* 
theile  ihrer  Fiuanzhoheit  durch  verantwortliche  Beamte  zum  Nutzen  des  ge- 
meinen Wesens  verwaltet."  Auch  „der  Gedanke  der  öffentlichen  Schuld"  kam 
in  der  Stadt  zuerst  zum  Durchbruch.  Die  Bestimmung  des  Stadtvermögens  ledig- 
lich für  die  öffentlichen  Zwecke  des  Gemeinwesens  bedingte  dann  auch 
Einrichtungen  einer  geordneten  Finan/v  er  w  al  tu  n  g  und  Controle  (eb  Iii). 
..Meist  wurde  die  Verwaltung  (der  der  städtischen  Kechtseinheit  entsprechenden 
,.Stad  t  casse"  für  die  „Ausgaben"  und  die  „Einnahmen"  der  Stadt  als  solcher, 
eb.  754  ff.)  unter  Oberaufsicht  des  Raths  einer  besonderen  Behörde,  oft  unter  Ver- 
keilung mehrerer  nur  zusammen  öffnender  Schlüssel  au  deren  verschiedene  Mitglieder, 
anvertraut,  die  eigentliche  Verfügung  dem  Rath  überlassen,  allen  betheiligteu  Beamten 
Rechnungslegung  zur  Pflicht  gemacht  und  Verantwortlichkeit  auferlegt,  für  die  Con- 
trole aber  eine  besondere,  vielfach  aus  Raths-  und  Burge.rausschüssen  gemeinsame 
CoininUsion  geschaffen"  (eb.  76ö\  auch  Schön  b er g,  Bas.  Fin.  S.  23  11... 

So  entwickelte  sich  die  Stadt  also  auch  zu  einer  eigenen 
selbständigen  einheitlichen  Finanzpersönlichkeit,  in  Bezug 
auf  welche  erst  von  wahrhaft  „offen tlichen",  d.  h.  anerkann- 
ten Gcsaru nitzwecken  dienenden  Ausgaben  und  Einnahmen, 
und  auch  Steuern  zu  reden  ist.  Unter  den  Ausgaben  tritt  dies 
besonders  deutlich  bei  deneu  für  „der  Sladt  Hau"  (Befestigungs- 
werke, öffentliche  Gebäude),  dann  allmählich  bei  allen  Ausgaben 


Digitized  by  Google 


54       B.  1.  K.  Steucrgescbichte.  2.  II.-A.  3.  A.  Die  deutschen  Städte.  §.  25—27. 

für  städtische  Zwecke  im  Ganzen,  im  Unterschied  von 
Privat-  und  Einzel  zwecken  der  Bürger,  hervor. 

Gierke  75S  IT  Einzelnes  über  die  verschiedenen  Ausgaben  der  Städte  im 
Allgcm.  S.  7t»2  II  .  einzelner  Städte  wie  Basel's  passitn  bei  Sehönberg,  Nürn- 
bergs Chron.  I.  285-2<»2.  Mainz'  Cliron.  XVII,  10S  ff'.,  XVlll,  2.  Abtli..  U4  H'., 
](>:}  II.,  Hamburgs  bei  Usinger.  nach  Koppniann,  IIi<tor.  Ztsclir.  B.  24  Us70), 
32  fr.  Besonders  eharacteristischc  Ausgaben  der  älteren  Zeit  sind  die  öfteren  ein- 
maligen, aber  grösseren  für  die  Erwerbung  von  Gerechtsamen  und 
Hechten,  insbesondere  der  Qn*asi- Abkauf  solcher  Hechte  (Gericht,  A'ogtei,  Zoll, 
Münze,  einzelne  Abgaben  u.  dgl.  m.)  vom  König,  Stadtbcrrn,  Bischof,  wodurch  die 
mit  diesen  Hechten  verbundenen  Kinnahmen  städtische  wurden.  Zur  Aufbringung 
der  Abkaul>nmnie  dann  wolil  Schuldaufnahinen  oder  ausserordentliche,  •/.  B.  Ycrmögen»- 
steuern  (Basel). 

§.26.  Das  allgemeine  Entwicklungsprineip  für  das 
städtische  Stcuerwescn  formulirt  Hegel  im  Auschluss  an 
scino  Darstellung  des  NU rnberger  Haushalts  also:  „Das  Steucr- 
wesen  hat  sich  in  den  Städten  des  Mittelalters  gleichsam  vorbild- 
lich auf  dieselbe  Weise  entwickelt,  wie  nachher  in  den  grosseren 
Gemeinwesen  der  Staaten.  Man  ist  ausgegangen  von  Grund- 
zinsen und  persönlichen  Leistungen;  man  hat  sich  erst  als  diese 
für  die  Bestreitung  der  vennehrten  Communalbcdürfnissc  nicht  aus- 
reichten hauptsächlich  der  indirecten  Bcstcucrungswcise  durch 
Zölle  und  Ac eisen  zugewandt  und  ist  endlich,  als  auch  diese 
eine  weitere  Steigerung  in  Rücksicht  auf  die  unteren  Classcn  (?) 
nicht  zulicssen,  bei  der  Vermögens-  und  Einkommensteuer 
angelangt". 

(Cliron.  I,  2S-1).  Ob  dies  ausnahmslos  zutrilH,  mag  dahin  gestellt  bleiben.  Aber 
die  Hegel  wird  es  gewesen  sein.  Wie  Schönberg  für  Basel  zeigt  (S.  1411.)  kam 
es  hier  und  kam  es  gewiss  auch  sonst  für  Zeit  und  Umfang  der  Ausbildung  stadti- 
schcr  Steiicrwirthschaft  im  einzelnen  Kall  auf  die  Entstellung  der  betreffenden  Stadt 
und  auf  die  davon  mit  abhängige  Verfügung  über  anderweite,  namentlich  domaniale 
Einkünfte  (aus  Grundbesitz  u.  s.  w.)  an.  Basel  z.  B.  hatte  kein  erhebliches  sonstiges 
Gemeindeverim'uren ,  weil  es  nicht  aus  einer  Dorf-  oder  Markgemeinde  zur  Stadt 
geworden  war  (Seh ön  borg  S.  16). 

Unter  den  städtischen  Einkünften  nicht  oder  nicht  rein 
steu  crrcchtlic  her  Natur  finden  sich  die  gewöhnlichen  der 
mittelalterlichen  Finanz  wirthschaft  und  einige  speci- 
fiseh  städtische  und  dem  Markt-  und  Handelsplatz  ent- 
sprechende: Zinsen,  Renten  von  Grundstücken,  gewerblichen 
Anlagen,  Pacht-,  Micthcrträgc,  Zinsen  städtischer  Kapitalien,  Ein- 
nahmen aus  eigenem  Landwhthschafts-,  Gewerbe-  und  Handelsbetrieb; 
Bussen,  Gcrichtsgcfälle  u.  dgl.,  die  durch  Verleihung,  Abkauf,  Land- 
schaft erworbenen,  ökonomisch  und  finanzwissenschaftlich  immer 
steuerrcchtlichcn,  nach  damaliger  Auffassung  und  geltendem  Kecht 
gemäss  aber  nicht  zu  den  Steuern  gerechneten  Zölle  und  Markt- 


Digitized  by  Google 


Eiunahuiearteu.    Indirecte  Steuern. 


55 


abgaben,  ferner  Geleitsgcld ,  Regale  (Salz),  Münze,  Jndcusteucrn 
(»Schutzgelder  u.  a.  ni.);  gebührenartigc,  mit  Elementen  förmlicher 
Stenern  vermischte  Niederlaggclder  (z.  B.  vom  Waidhaus,  Tuch- 
baus in  Nürnberg),  Marktstandgelder,  Wagegelder  (Stadtwagc), 
gewerbliche  Concessionsgeldcr,  endlich  Bürgerrechtsgcldcr  (für  Auf- 
nahme in's  Bürgerrecht),  Antheile  an  Zunftgebühreu  und  mancherlei 
einzelnes  Derartiges  mehr. 

Gierkc  11,  754;  Beispiele  aus  Numborn,  l.M8\  bei  Iicgel,  Chron.  I,  277  fl'., 
aus  Mainz  eb.  XVII,  108,  aus  Hamburg,  Hist.  Ztsclir.  fl.  24,  S.  28. 

§.  27.  Die  regelmässig  auf  besonderer  Ermächtigung  (des 
Königs  bei  Reichsstädten,  des  Bischofs  bei  Bischofsstädten,  des 
Landesherrn,  Grundherrn  bei  den  betreffenden  anderen  Städten) 
beruhende  Erhebung  indirecter  Steuern  hat  sich  wohl  Öfters 
an  die  alten  Zoll-  und  Marktabgaben  angeschlossen  und  stellt  dann 
eine  Art  Erweiterung  und  Ausdehnung  derselben  dar.  Zum  Theil 
bestehen  diese  indirecten  Abgaben  in  besonderen  Abgaben  auf 
einzelne  marktgängige  Waarcn  und  namentlich  auf  wichtige  Vcr- 
zehrungs-  und  Genussmittel  (besonders  Getränke,  Wein, 
Bier,  aber  auch  Korn,  Salz  u.  a.  m.)  und  werden  au  den 
Thoren  (Thorstener,  Octroi)  oder  auf  dem  Markte,  in  den 
Lagerhäusern  bei  dem  Wägen  und  Messen,  beim  Verkäufer 
und  Wirth  oder  beim  Consumcntcn  erhoben.  Sic  führen  den  Namen 
Uugcld  (Ltngclt),  Cisc,  Accisc  (ascisia)  und  sind  als  eigent- 
liche Steuer  anzusehen,  auch  als  solche  schon  damals  aner- 
kannt und  empfunden  worden.  Ob  und  wieweit  sie  indirectc, 
vom  Ausleger  auf  den  Consumcntcn  überwälzte  (Ein.  II,  164,  2(i8) 
waren  und  sein  sollten,  lässt  sich  nicht  allgemein  sagen.  Einzelnes 
Charactcristischc,  wie  z.  B.  die  gelegentlich  vorgekommene  Erhebung 
des  Wein  Ungclds  mittelst  Einführung  eines  kleineren  Maasscs  als 
des  Üblichen,  wobei  die  Differenz  den  Steuerbetrag  darstellte,  deutet 
auf  die  Absicht,  gerade  den  Consumcntcn  als  solchen  zu  treffen, 
deutlich  hin.  Sonst  wirkten  solche  Abgaben,  wie  die  älteren  Zölle, 
aber  auch  wohl  als  Handels-,  Gewerbe-,  Schankwirths-  und  Produ- 
centensteuern,  sei  es  bloss  thatsächlich,  sei  es  auch  beabsiehtigter- 
maassen,  mit.  Die  Erhebung  des  Ungelds  erfolgte  wie  diejenige 
der  meisten  speciell  städtischen  Steuern  gewöhnlich  von  Anfang 
an  in  Geld;  doch  zeitweilig  auch  hie  und  da  wohl  in  Katural- 
quoten. 

Sobhc  Arcbvu  kamen  auch  im  Ausland  (Sizilien  s.  o.  S.  Iii.  son>U>!d  Italien, 
l.  R,  in  Venedig;,  in  Frankreich)  vur.    Für  die  einzelne  Stadt  ist  ihre  Einfuhrun^/.eit 
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nicht  immer  bekannt  (z.  B.  nicht  für  Nürnberg*.  Im  12.  und  13.  Jahrb.  finden  sie 
sich  schon,  bind  aber  wohl  noch  selten,  im  14.  werden  sie  häufiger,  im  15.  und 
späterhin  werden  sie  allgemein  und  haben  sich  dann,  spater  mit  als  Staatssteuein, 
bis  ins  IM.  Jahrhundert,  ausserhalb  Deutschlands  (Italien,  Krankreich,  Oesterreich) 
al*  förmliches  ausgebildetes  Octroisystem  und  auch  in  einzelnen  deutschen  Ländern, 
wenigstens  in  einigem  Umfang  bis  in  die  Gegenwart  erhalten.  S.  u.  über  Frankreich 
§.  56,  61,  62. 

Beispiele  von  Ungeld  und  ähnlichen  Verbrauchs-  und  Verkehrsabgaben  im 
14.  und  15.  Jahrhundert  sind:  Hamburg  zuuächst  nur  Accise  auf  fremdes  Hier 
(accisa  cerevisiae  alienae).  —   Nürnberg,  jedenfalls  schon  vor  1377;  i.  J.  l.tM'i 
mehr  entwickelt  (nach  dem  Vorschlage  des  deshalb  lange  Zeit  sehr  verhassteii  Vierers 
Pcuntingcr),  bes.  für  Getränke  (Wein,  Bier,  Meth),  bei  Weiu  mit  (  nterschchluri'jr  der 
Herkunft  (und  Qualität?),  Frankenwein  per  Fuder  mit  2.  Khcinwein  mit  3.  Wal>eh- 
wein  mit  6 Jl.,  wobei  das  Ungeld  bei  Wiederausfuhr  des  Weins  aus  der  Stadt  auf  das 
Land  zurückgezahlt,  also  wohl  eine  Verbrauchsteuer  des  Consumenten  beabsichtigt 
wurde.    Mehr  als  d.r  dritte  Theil  der  städtischen  Einkünfte  kam  damals  aus  dieser 
Steuer.    ].H90  wurde  auch  für  Salz  eine  Steuer  eingeführt  (Chron.  I,  281 ). —  Mainz. 
Hier  in  der  1.  Hälfte  des  1 5.  Jahrhunderts  (  1 43S  1D  ausgedehnte  Angelder  und  andere 
verwandte  Abgaben,  die  Hegel  a.  a.  O.  systematisch  zusammengestellt  und  erörtert 
hat  lim  Ansohluss  an   Finanzreehnungen).     Das  Ungeld,    früher  dem  Erzbischof 
gehörend,  später  die  Haupteiuiiahtnc  der  Stadt  uniiasste  ein  Mehl- Ungeld  (incJ.  für 
auswärts  gebackenes,  in  die  Stadt  gebrachtes  Brot;  Geistliche  und  ihr  (iesiude  frei); 
ein  Wei n- Ungeld  vom  Zapfwcin  (Pfaden,  Geistliche  für  eigenes  Gewächs  frei>; 
ein  M  utte-  Ungeld ,  beim  Verkauf  von  Getreide   und  anderen  trockenen  Früchten 
(nach  dem  Maass,  Mutte,  modius,  genannt),  ein  Salz-Ungeld.    Ausserdem  erhebt 
die  Stadt  Krahugcld  und  verschiedene  Arten  Zolle  (die  so»;.  ,.  Bude",  vom  Wein, 
wohl  als  Thorsteuer,  bei  Aus-,  Ein-  und  Durchfuhr,  in  verschiedenem  Satz,  je 
nachdem   eigenes  Gewächs  und  fremdes,  Bürger  und  Andere  die  Pflichtigen);  ein 
Wege- Ungeld,  nach  dem  Bad  des  hdadenen  Wagens  und  Karrens;  ein«  n  IC  h  ein - 
zoll  („Zoll" kurzweg),  in  Quoten  vom  König  erlaugt,  besonders  vom  Wein,  lerner 
hat  die  Stadt  eine  gebühren-  und  steuerartige  Abgabe  nach  einem  Waareutarif  für 
die  in  das  Kaufhaus  eingelegten  Waaren  beim  Verkauf  und  einen  allgemeinen 
„Pf  uudzoll"  vom  Werth  der  zum  Verkauf  gebrachten  Waaren  (l'/4  %)  (m>t  Re" 
wissen  Exemtionen)  erhohen,  der  ebenfalls  früher  dem  Erzbischof  gehörte.    Das  Un- 
geld und  die  meisten  anderen  Gefiille  waren  noch  Anfang  d.  15.  Jahrh.  verpachtet, 
jahrlich  au  Burgeiconsurticn ;  später  trat  aus  finanziellen  Gründen  und  um  Missbräuche 
des  Kaths  zu  beseitigen  mit  gutem  Erfolg  allgemein  E  i  ge  n  e  r  he  b  u  ng  ein.    -  Auch 
in  Basel  linden  sich  im  15.  Jahrh.  Ungelder  und  ähnliche  Abgaben,  über  die  Schön- 
berg  einige   Einzelheiten  mittheilt.     Ein   Wein- Ungeld  und  ein   Mehl- Ungeld 
liefern  einen  Haupttheil  der  städtischen  Einnahmen,  woiiehen  kleinere  Posten  mancherlei 
zollartigcr  Abgaben  iSch.  S.  155,  UM  (D.    Auch  indirecte  Fleischsleuern  dos  Metzgers 
(eb.  269).    Namentlich  während  des  grossen  Menscheuvcrkehrs  in  der  Zeit  des  Baseler 
Concils  war  d-r  Ertrag  des  Ungelds  bedeutend  und  durch  ein  neues  Wein -Ungeld 
in   Wirthshäusern  erheblich  gesteigert  (eh.  S.  192  Note).     Zeitweilig  kamen  auch 
dircete  Aufwandsteiicrn ,  so  eine  Wein  Steuer  vom  privaten  häuslichen  Weinver- 
brauch des  t'niisumcntcn ,  unter  Forderung  eidlicher  Angabe  des  Verbrauchs  vor 
(»•b.  S.  262  ID.    Ausserdem  Pfundzölle,  auch  V  e  r  ke  h  rsste  u  e  m  ,  so  bei  Waaren- 
käufen  zum  Zweck  de;.  W  iederverkaufs  ein  Pfundzoll  von  l2/a  °/0  des  Kaufpreises,  sogar 
eine  gleiche  Steuer  bei  Geldanlagen  in  Korn-  und  Weingultenkäufen,  in  Zinsrenten- 
käufen oder  verzinzliehcn  Darlehen  (eb.  267).    Diese  Steuern  /.  Th.  als  vorübergehende, 
äusseren dentli«  he.    Weitere  Beispiele  von  Wein-,  Fleischsteuern  („böser  Pfennig"  vom 
Zapfwein  in  Wirthshäusern)  ob.  S.  33"  II.,  428,  452,  456. 

Bei  der  localen  Abgeschlossenheit  (Uniniaucrung,  Tb<»r- 
controle),  der  corporativen  Gestaltung  des  Gewerbes,  der 
Kleinheit  der  Bevölkerung1),  endlich  bei  der  leichteren 

')  Auch  in  sogen,  „grossen11  Städten,  das  Hauptergebnis*  der  neueren  histori-ch- 
siatbt.  Untersuchungen  Hegels,  Schönberg's,  Bucher's,  Jastrow's  u.  A.  i«. 
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Controle  unter  solchen  Bcvölkeruugsverhältnisscu  begreift  sich, 
dass  die  Ungclder  und  ähnliche  Abgaben  auch  stcuertcchnisch 
sich  empfohlen  haben  mögen.  In  allen  diesen  Beziehungen, 
ausserdem  nach  den  Acndcruugen  der  Productionstecbuik  und  der 
Consumtioussittcn,  sind  die  modernen  städtischen  Verhältnisse 
andere,  welche  Steuer  technisch  diese  Steuern  erschweren, 
wenn  auch  die  grosse  Bevölkerung  gewöhnlich  eine  günstigere 
(kleinere)  Quote  von  Erhebungskosten  ergiebt  Auf  dem  platten 
Laude  lagen  ehemals  und  liegen  noch  heute  von  Grcnzzöllen 
und  iudirecten  .Stenern  im  Anschlug»  an  die  Productionsstätten, 
wie  schon  im  Mittelalter  bei  den  8  alz  werken,  abgesehen  —  die 
steuertechuischen  Verhältnisse  für  indirecte  Steuern  schwieriger 
als  in  den  Städten:  begreiflich,  dass  sie  sich  dort  später  und 
weniger  entwickelten,  wie  sich  auch  im  deutscheu  Territorial 
Finanzwesen  und  in  der  französischen  Staatsbesteuerung  zeigt. 

§.  28.  Neben  diesen  indirecten  Verbrauchs-  und  Verkehr- 
steuern finden  sich  in  den  mittelalterlichen  Städten  eigentliche 
directe  Steuern  auch  früh.  In  ziemlicher  technischer  Durchbildung 
uud  in  verschiedenen  Formen  wollen  sie,  der  quantitativen  und 
qualitativen  Diflcrcnzirung  des  städtischen  Vermögens  und  Erwerbs 
gemäss,  in  der  Kegel  die  wirtschaftliche  Leistungsfähig- 
keit (Fiu.  II,  334,  318)  berücksichtigen,  und  zwar  gewöhnlich 
nach  dem  Princip  der  Proporti onal beslcuerung,  gemäss  der 
Üblichen  Auffassung  der  Gerechtigkeit  vom  rein  finanziellen  Staud- 
punete  aus  (Fin.  II,  283  ff.).  Daher  finden  sich  in  der  Kegel  keine 
allgemeinen  gleichen  Kopfsteuern,  sondern  nur  etwa  solche  für 
die  unterste  Bevölkeruugsschicht  (Arbeitcrclasse  uud  ähnliche),  und 
diese  Kopfsteuern  dann  als  Theil  eines  allgemeineren  Steuersystems, 
in  welchem  die  Wohlhabenderen  nach  dem  Vermögen  oder 
auch  nach  dem  Fin  kommen  besteuert  werden.  Hierbei  erfolgt 
also  eine  für  die  städtischen  Verhältnisse  characteristische  Hinweg- 
setzung über  die  Standes  Verhältnisse  (welche  z.  B  beim  „ge- 
meinen Pfennig"  so  deutlich  hervortreten)  und  eine  Anerkennung 
bloss  wirtschaftlicher  Differenzmornentc  in  „moderner"  be- 
kannter Weise.  Diese  Vermögens-  und  Einkommensteuern  suchen 
schon  die  verschiedenen  Bestandteile  und  Arten  von  Vermögen 
und  Einkommen  auf,  nennen  specicll  was  sie  treffen  wollen,  was 

ub^r  NüniJxjrp,  Main/,  Basel,  l'rankf.  a.  M.,  Dresden,  Strasburg,  obwohl  vielleicht  die 
gerade  relativ  hohen  Erträgnisse  der  Un^elder  und  Zölle,  l.  Ii.  in  Betreff  Ma in/ ',  doch 
wieder  Zweifel  erwecken,  ol)  eine  so  kleine  Bevölkerung  solche  Betrage  indirecter 
Steuern,  nach  dem  reellen  Kaufwerth  des  Geldes  gemessen,  aufbringen  konnte. 


Digitized  by  Google 


6.  B.  1  K.  Sleuergrschichte.    2.  H.  A.  3.  A.  Deutsche  Städte.  §.  2S. 


nicht  (z.  B.  bleibt  mitunter,  aber  nicht  immer,  gewisses  Nutzver- 
mögen frei).  Das  wichtigste  und  weitverbreitete  Hilfsmittel  ist  die 
eidliche  Selbsteinschätzung  vor  Stcuercommissioncn  —  da- 
her „Eidstcucrn"  — ,  gewöhnlich  ohne  genügende  Controlen, 
doch  mit,  gelegentlich  recht  scharfen,  Strafen  für  falsche  Angaben, 
auch  für  unterbliebene  Angaben  und  verzögerte  Zahlung;  ander- 
seits —  characterislisch  —  mit  strenger,  ja  strengster  Geheim- 
haltungspflicht der  Organe,  vor  denen  —  wohl  regelmässig  münd- 
lich, nach  entsprechender  Ladung  und  unter  Pflicht  des  persön- 
lichen Erscheinens  —  fatirt  wird. 

Solche  Vermögens-  und  Einkommensteuern  sind  sonst  gewöhn- 
lich bezüglich  der  Steuer subjeetc  allgemeine,  zwar  zunächst 
der  Bürger,  dann  aber  auf  die  „Einwohner"  Uberhaupt  ausgedehnt, 
mitunter  auch  auf  Adlige  vom  Lande,  die  in  der  Stadt  wohnen, 
nur  die  Geistlichkeit  etwa  befreit  (bei  ausserordentlichen  Steuern 
auch  sie  nicht  immer);  und  die  „kleinen  Leute"  (Acrmercn)  nur 
etwa  von  dieser  Steuer  frei,  als  vermögenslos,  dafür  aber  öfters 
von  der  Personal-  oder  Kopfsteuer  getroffen.  Auch  in  Bezug  auf 
die  Steuer  ob  j  cete  sind  diese  Steuern  gewöhnlich  allgemeine 
abgesehen  von  etwaiger  Freiheit  von  Theilen  des  Nutzvermögens 
(z.  B.  Kleidung,  Rüstung,  Waffen),  sonst  aber  alle  Arten  Ver- 
mögensobjeete,  insbesondere  die  ertraggebenden,  treffend.  Schwie- 
rigkeiten und  Streitfragen  über  die  objective  Grenze  der  Steuer- 
pflicht entstehen  auch  hier  schon  zwischen  Stadt  und  Land  und 
zwischen  verschiedenen  Städten,  wenn  der  Sitz  des  Stcuersubjects 
(vermögenbesitzender  Bürger)  und  seiner  Vcrniögcnsobjcctc  (Häuser, 
Grundstücke,  Zinsen  und  Gülten)  local  nicht  derselbe  ist  (Fin.  II, 
320  ff.,  Verhältnisse  der  „Forcnscn").  Die  Stadt  sucht  alles 
Vermögen  ihrer  Bürger,  wo  es  auch  liegt,  zu  besteuern,  aber 
gerät h  dadurch  eben  in  Collision  mit  anderen  Steuerrechten  und 
Pflichten.  Achnlichc  Schwierigkeiten  erheben  sich  auch  bei  Ver- 
mögenssteuern, mehr  noch  bei  eigentlichen  Real-,  Grund-  und  Ge- 
bäudesteuern ,  wenn  zu  besteuernde  und  etwa  bisher  besteuerte 
Objccte  von  Bürgern  an  steuerfreie  Personen,  besonders  Geistlich- 
keit, Stifter,  Adel  übergehen  und  nun  von  diesen  Steuerfreiheit  be- 
ansprucht wird.  Hier  sucht  man  sich  durch  den  Rechtssatz:  res 
transit  cum  onere  suo,  also  durch  Radicirung  der  Stcuerpflicbt 
reallastartig  auf  das  Objcct  zu  helfen:  wohl  einer  der  Gründe,  dass 
eigentliche  Grund-  und  Häusersteuern  entstanden  oder  aus  ursprüng- 
lichen Vermögenssteuern  hervorgegangen  sind. 
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Vermögens-  und  Einkommensteuern  sind  endlich  wobl  anfangs 
mehr  "als  ausserordentliche  aufgekommen,  bei  besonderem 
Bedarf  oder  Ausfall  anderer  Mittel,  dann  aber  doch  vielfach  regel- 
mässige Steuern  geworden,  neben  denen  gelegentlich  aber  wieder 
noch  ausserordentliche  erscheinen.  Die  mittelalterliche  Stadtvcr- 
fassung  bot  auch  für  diese  directen  Stenern  die  Mittel,  sie  passend 
einzurichten  und  die  ehemaligen  städtischen  wirtschaftlichen  und 
socialen  Verhältnisse  erleichterten  immerhin  die  Veranlagung  mehr 
als  die  modernen  es  thun.  Die  zwar  keineswegs  fehlende,  aber 
doch  damals  viel  geringere  Ausbildung  der  Crcditwirthschaft  im 
Privatverkehr  ist  ein  hierbei  zu  berücksichtigender  Umstand. 

Ausser  solchen  allgemeineren  directen  Steuern  finden  sich  in 
den  Städten  eigene  Rcalstcucrn,  besonders  Grund-  und  Gc- 
bäudestcuern.  Ihre  Ausbildung  als  auf  dem  Objcct,  dem 
städtischen  Grundstück  als  solchem  haftende  Steuern  in  festem 
Satz  (Hauszins)  wurde  indireet  durch  die  Exemtionsrcchtc  der 
privilegirten  Stände,  besonders  der  Kirche  und  Geistlichkeit  be- 
günstigt. Namentlich  Hess  sich  durch  Anknüpfung  der  Steuer 
pflicht  au  das  Objcct  selbst  wenigstens  die  immer  weitere  Aus- 
dehnung der  Steuerfreiheiten  städtischer  Grundstücke  beim  Ucbcr- 
gang  von  Bürgern  an  Privilcgirtc  und  somit  die  Mehrbelastung 
des  übrig  bleibenden  bürgerlichen  Realitätenbesitzes  verhindern. 

Endlich  sind  auch  hie  und  da  schon  Gewerbesteuern  in 
Städten  zu  finden,  welche  specicll  von  den  Gewerbetreibenden  als 
solchen  als  besondere  directe  Steuern  oder  als  ein  eigener  Theil 
eines  allgemeineren  directen  Steuersystems  zu  entrichten  waren. 

Beispiele.  S.  die  oben  S.  35,  53,  54  angeführten  Schriften,  auch  Ze inner, 
Städteatcucrn  S.  5!»  II.  In  grösster  Ausführlichkeit  unter  Darlegung  alles  festzustellenden 
Details  schildert  bes.  Schönberg  die  Baseler  directen,  nämlich  Vermögens-  und 
Personalsteuern  des  15.  Jahrhundert  nach  der  technischen  Seite.  Ks  handelt  sich  dabei 
um  ausserordentliche  Steuern,  welche,  mehrfach  in  Verbindung;  mit  gleichzeitig 
eingeführten  indirecten  Steuern,  zur  Deckung  ausserordentlicher  Bedürfnis*-  (Kriegs- 
kosten, Ankauf  von  Hechten  und  Landgebiet,  Abzahlung  von  Schulden,  Kcgeluug 
schwierig  gewordener  oder  so  zu  werden  drohender  Finanzlage  im  Allgemeinen)  dienen. 
Die  einzelnen  aufgelegten  Steuern  weichen  in  einzelnen  I'uncten  von  einander  ab. 
tjewöbnlich  sind  die  Steuern  Classenstcuern ,  welche  für  gewisse  Vermögens- 
claaseu,  z.  B.  von  1000  -1500,  von  1500—2000  fl.,  feste  Steuersätze  haben  (demnach 
die  Übergrenzc  etwas  leichter  als  die  Untergrenze  t retten,  ebenso  wie  in  der  heutigen 
preussuchen  Classcn-  und  Einkommensteuer),  in  der  Hegel  mit  umgekehrt  progressivem 
£>teuerfus.s.  Steuersubjecte  sind  alle  weltlichen  Personen,  die  geistlichen  gewöhnlich 
nicht.  Stcucrobject  war  das  Nutz  vermögen  seinem  Werthe  nach  mit.  ganz  kleines 
Vermögen  ward  einmal  in  den  von  Schfiriberg  angeführten  Beispielen  freigelassen. 
Vermögenslose  Personen  zahlten  meist  eine  Personalsteuer  im  Betrage  des  niedrigsten 
Vermögenssteuersatzes.  Einmal  wurde  auch  eine  allgemeinere  gleiche  Personalsteuer 
neben  der  Vermögenssteuer  von  allen  über  14  jähr.  Personen  erhoben.  Zur  Besorgung 
des  Steuergeschäfts  wurden  eigene  Steuerherren  ernannt,  vor  denen,  unter  strenger 
Pflicht  zur  Geheimhaltung  filr  sie,  die  Vermögen  nach  dem  (jeldwerth  eidlich  zu 
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fatircn  waren.  Sie  hatten  dabei  als  Oontroluiittel.  um  richtige  Angaben  zu  erzielen, 
das  Recht,  ein  Vermögen  zu  dum  fatirten  (ieldpreis  zu  Ubernehmen,  wenn  ihnen 
letzterer  zu  niedrig  erschien.  Aehnliche  Bestimmungen  auch  an  anderen  Ortet»,  /..  Ii. 
in  Augsburg.  S.  Zeu  nie r  S.  b5  11'.,  tili.  Schönbeig  a.  a.  0.  S.  132  -137  (auch 
dasellot  Daten  für  andere  Städte). 

In  Nürnberg  heisst  diu  hier  seit  dem  II.  Jahrb.,  zuerst  als  ausserordentliche, 
später  als  ordentliche  vorkommende  directe  Steuer  die  „Losung  ",  eine  kleine  Kopf- 
steuer von  jedem  Bürger,  dann  eine  3'/3  %  Vermögenssteuer.  Auch  hier,  wie  damals 
in  vielen  anderen  Städten,  eidliche  Selhstschälzung  und  (ichcimhaltung,  anfangs  sogar 
der  Summe  der  Steuer.  Im  15.  Jahrb.  (1427)  wird  der  Steuerfuss  nach  den  Vcr- 
inögensobjecten  um!  E rt  rags<j  u  e 1 1 e  n  unterschieden  (von  fahrender  Habe.  Kapital- 
zinsen, Leibgeding,  ewigen  (iiilten  aus  ( im nd besitz  u.  s.  w.).  Der  Ertrag  damals  das 
Doppelte  des  Fngeldes  (Chron.  I,  2S2  II'.).  —  In  Mainz  bestand  um  dieselbe  Zeit  Ul'tS) 
eine  allgemeine  Vermögenssteuer  u.  d.  N.  „Schätzung",  von  allem  liegenden  und 
fahrenden  <iut.  (irundstneken,  llausgcrath,  Kleinod,  Waden.  Kleidung,  jährlich  zu  1 , 
zeitweise  zu  °/,>  vom  Werth,  in  Zeiten  des  Zunftregiments  vermindert ;  daneben 
ausserdem  eine  gleichhohe  andere  directe  Steuer,  „Heerdschill  ing'\  fl.  p.  Hau>- 
halt,  für  die  Aermeren,  die  nur  bis  5t)  fl.  zur  Schätzung  steuerten,  1  fl  ,  auch  dies 
später  ermäßigt.  Auch  die  Judensteuer  gehörte  der  Stadt;  die  Judctisc-haft  zahlte 
ein  Pausehaie,  neu  aufgenominetie  Juden  eine  besonders  festgekeilte  Summe,  Chron. 
XVIll  a.  a.  O  —  Auch  Hamburg  hatte  schon  im  14.  Jahrb.  im  Schoss  beino 
directe  Vermögenssteuer  der  Burger,  Hik  Ztschr.  B.  24,  S.  25).  —  Aehnliche  Ver- 
mögenssteuern in  Strassburg,  Augsburg,  Frankfurt  a.  M„  B  ra  u  n  seh  w  eig-, 
schles.  Städten  u.  v.  a.  m. 

lieber  die  Ansprüche  der  Kirche  und  (iei>t  lichkeit  auf  Steuerfreih  e  i  t 
und  über  die  \'orbchalte  der  Besteuerung  beim  Ucbergang  von  bürgerlichen  Grund- 
stücken an  die  Geistlichen  s.  z.  B.  für  das  1 4.  Jahrhundert  <Wi en):  Bruder.  Finanz- 
pol.  Rudolfs  II.  S.  47  II'.,  107  II.  Im  Allgemeinen  über  die  Entstehung  städtischer 
(iebaudesteuern  und  deren  Entwicklung  s.  v.  Myrbae  h,  Bote u er.  der  (iebäude  in 
(Wen\,  Tub.  Ztschr.  1SS4,  XL,  54tl  II.,  wo  die  selbständige  Entwicklung  der  Hau^- 
steueni  als  reiner  Ertragsteui  tn ,  nicht  aus  der  Grundsteuer  heraus,  für  Deutschland 
nachzuweisen  gesucht  wird,  doch  wohl  in  zu  weiter  (ieneralisirung  pattiell  richtiger 
That>a<  hi  u.  x\uf  den  Zusammenhang  mit  der  Vermögenssteuer  weist  auch  Myrbach 
hin.  eb  55b,  55!t  tl.  Wie  die  ExemtionsaiisprUche  von  Adel  und  Clerus  dazu  führten. 
da?s  der  „auf  den  Hainbesitz  fallenden  (Juote  der  Stadtstcuer  der  t'haraeter  einer 
Real  last  beigelegt  wurde",  wird  von  ihm  gut  ausgeluhrt  (eb.  S.  5b  I  lt.). 

4.  Abschuitt. 
Deutsches  Steuerwesen. 

3.  Die  deutschen  Territorien  und  Einzel  Staaten. 

a)  Entstehung  und  Entwicklung  der  Steuerwi  rthschaft. 

Ueber  den  allgemeinen  Entwicklungsgang  vgl.  Ein.  II,  l'.»5  Ii'.,  bes.  2<H  tl.  (Be- 
ziehung der  Besteuerung  zur  inneren  politischen  Verfassung),  auch  S.  Ibi)  fl.  (Be- 
ziehung zur  Organisation  der  Volkswirtschaft^. 

§.  21).  In  den  geistlichen  und  weltlichen  Territorien 
bleibt  dem  Finanzwesen  sein  älterer  Charactcr  nicht  nur  das 
ganze  Mittelalter  hindurch,  sondern  bis  in  das  17.  Jahrhundert  in 
der  Hauptsache,  selbst  Uber  diese  Zeit  hinaus  noch  in  einem  ge- 
wissen Maassc  gewahrt,  wenn  auch  hier  ziemlich  allgemein  die 
Periode  nach  dem  30 jährigen  Kriege  in  der  zweiten  Hälfte  des 
17.  Jahrhunderts  in  der  Geschichte  der  Besteuerung  Epoche  macht. 
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Entspreebend  der  allgemein  vorherrschenden  Naturalwirtschaft 
nnd  der  Verwaltungsorgauisation  liegt  der  Schwerpunct  Jahrhunderte 
lang  auch  hierin  persönlichen  Dienstpflichten  und  Natu- 
rallicferungen,  ahnlich  wie  früher  im  Reiche  selbst.  Die  wich- 
tigsten Einkünfte  fliessen  aus  dem  Grundbesitz  des  Fürsten  (Reichs- 
gut, Allod,  Lehen),  aus  Gefällen  in  Verbindung  mit  diesem  Besitz, 
aus  gerichtlichen  nnd  Verwaltungsgebühren,  Strafgeldern  u.  dgl., 
aus  Regalien,  Zöllen  n.  s.  w.  Der  vom  persönlichen  und  Hofbedarf 
nicht  getrennte  öffentliche  Finanzbedarf  ist  rechtlich  zunächst  auch 
aus  diesem  Einkommen  zu  bestreiten  und  wird  daraas  in  normaler 
Zeit  auch  regelmässig  thatsächlich  bestritten.    (Fin.  I,  3.  A.  §.  213.) 

Nur  in  wenigen  besonderen  Füllen  wirdeine  Rechtsp flicht 
der  Landesbewohner  (der  „Unterthancn"  im  bloss  politischen 
Sinue,  im  Unterschied  von  den  grundherrlichen  Unterthanen)  zu 
besonderer  Hilfeleistung  aus  ihren  Mitteln  —  insofern 
zur  Steuerzahlung  —  anerkannt:  gewöhnlich  in  den  „drei 
Fällen"  des  Feudalrec'.ts,  beim  Ritterschlag  des  Sohns,  bei  der  Aus- 
stattung sich  verheirathender  Töchter  des  Landesherrn,  bei  etwaiger 
feindlicher  Gefangenschaft  des  letzteren,  wo  es  ihn  auszulösen  gilt. 
Dazu  kommt  aber  wohl  der  dem  Gebiete  eigentlich  und  unmittel- 
bar öffentlichen  Interesses  ungehörige  Fall  der  „allgemeinen 
Landesnoth",  besonders  des  Finanzbedarfs  (an  Geld  und  Sack- 
gütern) für  Kriegs züge  und  Kriegsführung,  namentlich  im 
Reichsdienste,  zum  Schutz  der  eigenen  Landesgrenzen,  zur  Ver- 
treibung des  eingedrungenen*  Feindes.  Zunächst  zu  Zwecken  der 
Repression  und  überwiegend  der  Defensive,  dann  aber  doch 
auch  schon  zu  Zweckender  Prävention,  daher  zur  Hereitstellung 
eines  Heeres,  und  zu  politisch  und  militärisch  gebotener  Offen- 
sive. Diese  Verhältnisse  fallen  practisch  bereits  mehr  ins  Gewicht, 
machen  sich  in  den  Begründungen  der  Steuerforderuugcn  deutlicher 
geltend  und  gehen  auch  wohl  schon  als  Momente,  welche  eine 
Steuerforderung  des  Landesherrn  rechtlich  begründeu,  in  das  Lan- 
desrecht Uber. 

Je  unzulänglicher  die  Lehens- Wehrverfassung  wird,  desto  stärker 
tritt,  anfangs  mehr  zu  ihrer  Ergänzung,  später  zu  ihrem  Ersatz,  so 
das  Finanzbedürfniss  für  Kriegszwecke,  wenn  auch  zu- 
nächst als  ausserordentliches  und  vorübergehendes  nur 
in  gewissen  Zeiten,  hervor.  Die  Berufung  auf  die  Thatsacheu, 
dass  das  gewöhnliche  dorn  u.  s.  w.  Einkommen  des  Landcs- 

herrn  für  diesen  wahrhaft  öffentlichen  Landesbedarf 
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nicht  ausreiche  und  hei  den  vorgekommenen  Ereignissen  bereits 
nicht  ausgereicht  habe,  dass  daher  hätten  Schulden  aufgenommen, 
Güter  und  Renten  und  sonstige  Einnahmequellen  (z.  B.  Zölle,  Ge- 
richtsgcfälle,  ganze  Städte  mit  ihren  Abgabepflichten)  hätten  ver- 
pfändet werden  müssen,  oder  dass  das  ohne  anderweite  Hilfe  sofort 
unvermeidlich  werden  würde,  —  die  Berufung  auf  solche  Tbat- 
sachen  ist  es  denn  auch,  die  vom  13.,  mehr  noch  vom  14.  und 
ziemlich  allgemein  vom  15.,  mitunter  aber  auch  erst  vom  1(5.  Jahr- 
hundert an  ein  eigentliches  S  teuer  wesen  öffentl  ich -recht- 
lich er  Art  in  den  Territorien  aufkommen  lässt:  neue,  ausser- 
ordentliche, fUr  bestimmte  kurze  Zeiträume  und  für  be- 
stimmte einzelne  benannte  Zwecke  von  den  verfassungs- 
mässigen Land8tändeu  bewilligte  Steuern,  das  „Bedcwcscn" 
des  ständischen  Patrimonialstaats  (Fin.  II,  S.  201  IV.  u. 
u.  §.  32). 

Vorwaltend  sind  dies  direetc  Steuern,  verschiedenen  perso- 
nalen und  sachlichen  Umfangs,  im  Ganzen  ziemlich  gleichartiger, 
aber  in  Einzelheiten  doch  verschiedener  Einrichtung  nicht  nur  von 
Land  zu  Land,  sondern  auch  zu  verschiedenen  Zeiten  in  demselben 
Lande.  Gewöhnlich  werden  sie  quoten weise  von  einem  bewil- 
ligten Gesammtbetrag  oder  auch  gleich  in  festen  Summen  von  den 
einzelnen  drei  Ständen  wie  eine  Matricularuinlage  übernommen; 
nach  deren  speciellerSteuerverfassnng  (so  besonders  in  den  Städten) 
oder  nach  ihrem  Belieben  unter  den  einzelnen  Gliedern  eines  Standes 
aufgebracht,  oft  auf  die  „Untcrthaneu",  Hintersassen  ganz  oder 
grosscntheils  gelegt.  Thatsächlich  wird  überwiegend  ländlicher 
Grundbesitz  und  Grundertrag  belastet  nach  verschiedenen 
Maassstäben  und  unter  Berücksichtigung  der  rechtlichen  Qualität 
(nach  Hufenzahl,  ungefährer  Flächengrösse,  Pflügen,  Hacken,  Vieh- 
stand u.  dgl.  m.  uud  mit  Freilassung  oder  geringerer  Belastung 
des  kirchlichen  und  adligen  Grundbesitzes).  In  den  Städten  wer- 
den ähnlich  besonders  Häuser  besteuert.  Aber  geplant  sind  öfters 
allgemeine  „Vermögen S8teuernu  und  zum  Theil  werden  diese 
auch  wirklich  durch  Berücksichtigung  des  gewerblichen  und  des  ver- 
zinslichen Kapitals,  der  Bezüge  von  Landrenten  (Zehnten,  andere  Ge- 
rechtsame u.  s.w.),  des  allgemeinen  Nutzvcrinögcns  cinigermassen  ver- 
wirklicht. Auch  ertrag»-,  cinkommen-  und  pcrsonalstcucrarligc  Ab- 
gaben finden  sich  dabei,  mit  festen  und  Stufen  Steuersätzen  für  einzelne 
Gewerbetreibende  und  für  die  Augehörigen  der  verschiedenen  Stände, 
bis  zu  gleichen  Kopfsteuern,  wenigstens  für  die  unteren  Stände  herab. 
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Indessen  kommen  auch  bald  indireetc  Verbrauchssteuern, 
besonders  Tranksteuern  (vom  Wein,  ßier,  Meth),  Verkehrs- 
abgaben von  Kauf  und  Verkauf  auf.  Anfangs  (15.  Jahrhundort, 
hie  und  da  14.  Jahrhundert)  einzeln  und  seltener,  später,  im  16. 
und  mehr  noch  im  17.  Jahrhundert  ausgedehnter  und  allgemeiner 
im  territorialen  Bede-  oder  Steuerwesen  werden  sie  u.  A.  durch 
die  Kriegsnöthen  begünstigt,  wo  die  directen  Steuern  oft  versagen. 
(Höhere  Bier-,  neue  Fleisch-,  Getreidesteuern.)  Alsdann  entwickeln 
sie  sich  mitunter  (besonders  in  Prenssen,  Sachsen)  als„Accise- 
sy  stem"  von  der  zweiten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  an  schon 
zu  einem  Haupttheil  der  Landcsbesteucrung,  namentlich  der  Staats 
besteuerung  in  den  Städten  (Preussen).  Das  Zollwesen 
bleibt  Uberwiegend  seinem  alten  Character  des  Passagcz ol ls,  der 
Wegmauth  und  des  intcrprovinzialcn  Zolls  treu,  doch  entwickelt 
es  sich  theilweise  auch  zu  Grenzzöllen  gegen  das  „Ausland", 
bei  denen  jedoch  der  Ausfuhrzoll  lange  Zeit  Uberwiegt,  auch 
der  Durchfuhrzoll  wichtig  bleibt,  bis  der  Einfuhrzoll  thcils 
als  volkswirtschaftliche,  theils  als  fiscalische  Maassregel  erst  zu- 
letzt zur  Ergänzung  des  Verbrauchssteuersystems  wichtiger  wird. 

§.30.  Ans  zeitweiligen,  vorübergehenden  Finanzmaassregcln 
wurden  die  Beden  der  Territorien  bleibende  Stenern,  als  die 
Aenderungen  in  der  Weh rver fassu ng  zu  Soldhccren 
führten  und  diese  letzteren  zu  stehenden  Heeren  wurden  — 
entsprechend  dem  Uebergang  vom  vorwaltenden  Repressiv-  zum 
Präventivprincip  auf  diesem  Gebiete  der  Staatsthätigkeit  (Fin.  I, 
3.  A.,  §.  37).  Auch  die  grössere  Verschuldung  und  der  Verlust 
domanialer  Einnahmen  in  länger  (lauernden  Kriegsperioden  (3ojäh- 
riger  Krieg!)  hat  dazu  beigetragen,  ferner  das  Sinken  des  Werths 
alter  gleichbleibender  Gcldgefälle  in  der  Periode  siukendcn  Geld- 
werths seit  dem  ll>.  Jahrhundert.  Nunmehr  war  auch  in  Frie- 
denszeit fllr  Verzinsung  und  Tilgung  der  Schulden  und  fUr  Er- 
gänzung des  älteren  fürstlichen  und  Staatseinkommens  zu  sorgen. 

Nicht  in  derselben  Stärke  und  langsamer,  aber  doch  stetig 
hat  in  der  Richtung  auf  feste  Einbürgerung  bleibender  Steuern, 
besonders  seit  dem  IG.  und  mehr  noch  seit  dem  17.  Jahrhundert 
aber  auch  die  Entwicklung  der  Verhältnisse  auf  dem  Gebiete  der 
gesammten  staatlichen  Civil  Verwaltung  eingewirkt:  die 
Uebertragung  von  Functionen  der  allgemeinen,  der  Polizei-,  der  wiith- 
schaftlichen, der  Justiz-,  Finanz-,  auch  Steuerverwaltung  von  autonomen 
Körpern  (Städten,  Landgemeinden,  Grundherrschaflen)  auf  das  deu 
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„Staat"  mehr  und  mehr  darstellende  Territorium  und  die  Ueber- 
nahme  vieler  neuer  Vcrwaltungsfunctioncn  auf  diesen  Staat,  u.  A. 
auch  eines  eingreifenderen  Aufsichtsrechts  Uber  Städte,  Dörfer  und 
Herrschaften.  Freilich  ist  dies  eine  Entwicklung,  welche  erst  im 
11>.  Jahrhundert,  zu  ihrer  vollen  principiellcn  und  practischen  Be- 
deutung gelangt  (§.  i>6  ft'.). 

Auch  speeiell  volkswi  rthsc  haftliche  Bestrebungen,  be- 
sonders seit  der  zweiten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  solche  der 
Landcsculturpolitik  und  der  m e r c a n t i  1  i s t i s c h e n  Ge- 
werbe- und  Handelspolitik,  der  Bevölkerungspolitik 
(Einwanderung  und  innere  Colonisation),  Uberhaupt  das  staatlich 
begünstigte  Hinaus-  und  HinUbcrdrängen  aus  der  stadtwirthschaft- 
lichen,  grundherrschaftlichen  und  klein-territorialen  Organisations- 
form in  die  Staats-,  d.  h.  hier  in  Deutschland  zunächst  in  die 
gross  territorialwirthschaftliche  Form  volkswirtschaftlicher  Organisa- 
tion (Schmoll er)  spielen  hier  mit.  Sie  steigern  den  Finanzbedarf, 
namentlich  mit  dem  durch  diese  ganze  Entwicklung  begünstigten 
Ucbergang  von  der  Natural-  zur  Gcldwirthschaft  den  Geldbedarf. 
Ein  solcher  aber  ist  .immer  mehr  nur  durch  Steuern  zu  decken 
und  wird  dadurch  jetzt  regelmässig  und  iu  stärkerer  Proportion 
gedeckt,  wenn  auch  Kegal-  und  Monopolformen  dies  äusserlich 
nicht  in  dem  vollen  Maasse,  wie  die  Entwicklung  sich  vollzieht, 
zum  Vorschein  kommen  lassen.  Auch  diese  Entwicklung  tritt 
dann  im  19.  Jahrhundert  nur  noch  zielbewusster  und  folgenreicher 
hervor. 

Indem  sich  als  notwendiges  technisches  Hilfsmittel  dieser  Ent- 
wicklung der  Staatsverwaltung  das  Beamten th  um  immer  selbst- 
ständiger  und  bedeutsamer  als  fester  Berufsstand  mit  festen 
Gel dbesoldungcn  entwickelt,  wächst  auch  aus  dieser  Quelle 
wieder  ein  regelmässiger,  bleibender,  im  Ganzen  steigender  Finanz- 
bedarf, welcher  abermals  jetzt  immer  mehr  Geld  bedarf  wird,  hinzu. 
Auch  dies  bedingt  bleibende  Steuern. 

Diese  bürgern  sich  so  trotz  alles  Widerstrebens  der  Stände 
und  bei  nur  zögerndem  Vorgehen  wohl  selbst  der  Begierungen  ein, 
werden  regelmässig  und  steigen  höher,  weil  doch  der  Character 
des  Finanzbedarfs  als  eines  wahrhaft  öffentlichen  nicht  mehr 
verkannt  werden  kann. 

Der  Absolutismus  des  17.  und  18.  Jahrhunderts  baut  nach 
dieser  Anschauung  das  in  der  ständischen  Periode  entstandene 
Stenerwcsen,  ohne  es  principiell  und  technisch  erheblich  oder  gar 
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ron  Grund  aus  zu  verändern,  weiter  aus,  indem  er  die  Mitwirkung 
der  Stände  bei  der  Steuerbewilligung  zu  einer  Formalität  herab- 
drückt  oder  sie  zurückdrängt  oder  sie  selbst  ganz  verdrängt. 

Die  zweite  Hälfte  des  17.  und  das  18.  Jahrhundert  sind  unter 
dem  gemeinsamen  Einfluss  aller  der  genannten  Factoren  die  Epoch  e 
des  definitiven  Uebergangs  zur  Steuerwirthsch  aft  im 
deutschen  territorialen  Finanzwesen  geworden. 

Gleichwohl  entwickelt  sich  in  der  öffentlichen  Meinung  der 
Gedanke  der  öffentlichen  Steuerpflicht  noch  nicht  allgemein 
zu  einem  selbstverständlichen  Axiom.  Auch  verbleiben  im  öffent- 
lichen Recht  in  Formen  und  Verwaltungseinrichtungen  Nachklänge 
der  älteren  Auffassung  der  Steuern  als  einer  nur  „bittweise"  (als 
„Bede"),  nicht  pflichtmässig  zu  gewährenden  „Hilfe"  der  Bevölke- 
rung an  den  Landesherrn.  Selbst  die  Finan/.theorie  hört  noch  nicht 
ganz  auf,  in  den  Steuern  finanzwirthschaftlich  etwas  anomale  Ein- 
nahmen zu  sehen  (von  Seckendorf,  von  Justi). 

Es  erklärt  sich  diese  Deutschland  wenigstens  in  den  letzten  Jahrhunderten  allein 
eitcnthümliche  Erscheinung  wohl  utit  aus  der  Unfertigkeit  der  politischen  Verhältnisse 
de*  Territoriums,  das  doch  im  alten  Reiche  immer  noch  kein  wahrer  „Staat"  war. 
In  der  ganzen  Periody  des  aneien  regime,  ja  gerade  in  der  absolutistischen  Zeit  des 
J7.  und  IS.  Jahrhunderts  in  einer  Hinsicht  so^ar  wieder  mehr  als  zur  Zeit  der  Macht 
der  wirklich  Beden  „bewilligenden"  Stände  klebte  der  deutschen  Territorial- 
herrschaft  zu  einem  guten  T heil  der  Cbaracter  einer  patriuionialen  Grossgrundherrschaft 
noch  an,  ein  Cbaracter,  mit  dem  die  Idee,  von  Steuern  freier  Bürger  freilich 
nicht  recht  vereinbar  ist. 

Uebrigens  ist  auch  in  Deutschland  und  hierin  ähnlich  im  sonstigen 
Europa  der  Feudalzeit  und  noch  bis  zum  Ende  des  18.  und  zum 
Beginn  des  19.  Jahrhunderts  eiues  Umstandes  zur  Erklärung  der 
Thatsache  zu  gedenken,  dass  die  ältere  Finanzwirthschaft  noch 
nicht  in  dem  Grade  wie  die  moderne  des  19.  Jahrhunderts  Meuer- 
wirthschaft  wurde.    In  den  katholisch  gewesenen  und  gebliebeneu 
Gebieten  hat  die  Kirche  und  ihre  Organe  (Stifter,  Klöster),  all- 
gemein haben  die  Grundher r Schäften  auf  ihrem  Gebiete  und 
mit  ihren  Einkünften  —  unter  letzteren  freilich  vielerlei  Abgaben 
und  Leistungen  der  Guts  Unterthanen  inbegriffen  —  manche  solche 
Verwaltungsaufgaben  (Patrimonialjustiz,  -Polizei,  Schul-,  Armen-, 
Wegewesen,  wirtschaftliche  Angelegenheiten)  auszuführen  gehabt, 
welche  später  als  „rein-öffentliche"  an  den  Staat  oder  an  öffent- 
liche Selbstverwaltungskörper,  besonders  die  Ortsgemeinden 
oder  an  Verbände  ad  hoc  (Wege- ,  Deich- ,  Armen-,  Schulver- 
bände) Ubergegangen  sind.   So  war  früher  hierfür  ein  eigentliches 
Steuerwesen  entbehrlich,  während  es  jetzt,  zumal  wegen  der 

A.  Wagner,  FinanzwissenBcliaft.  III^  ,j 
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extensiv  und  intensiv  gesteigerten  Venvaltungsthätigkeit  auf  diesen 
Gebieten  nothwendig  wurde. 

Nicht  sowohl  im  ökonomischen  E  f  f c  c  t  als  in  der  F  o  r  ni 
liegt  daher  insoweit  in  der  neueren  Besteuerung  etwas  Neues 
vor.  Es  ergiebt  sich  auch  hieraus  wieder  der  im  zweiten  Bande 
(bes.  8.  170  ff.)  mehrfach  hervorgehobene  Character  der  Besteuerung 
als  einer  historischen  Kategorie  des  Wirtschaftslebens:  ob 
gewisse  Leistungen  der  Volkswirtschaft  (und  ihrer  einzelnen  Glieder, 
der  Einzelwirtschaften)  zur  Dockung  der  Kosten  öffentlicher  Körper, 
d.  h.  der  Kosten  gewisser  gcmeinwirthschaftlichcr  Bedürfnisse,  die 
Rechtsform  von  „Steuern"  annehmen,  das  entscheidet  sich  nicht 
ein  für  allemal  gleichmässig  nach  logisch-ökonomischer  Notwendig- 
keit, sondern  nach  der  gegebenen  historisch-rechtlichen  Organisation 
der  Volkswirtschaft. 

§.  31.  Für  die  Richtigkeit  dieses  Satzes  liefert  die  ältere 
Finanzgeschichte  der  mittelalterlichen  Staaten  und  Territorien  überall 
reiche  Belege,  wofür  auch  schon  die  Darstellung  im  2.  Bande  (Ein. 
S.  169  ff  ,  195  ff.)  zu  vergleichen  ist.  Ein  besonders  gutes  Beispiel 
für  die  Möglichkeit  sogar  einer  grossartigeren  territorialen  Finanz 
Wirtschaft  ohne  eigentliche  Steuern  bietet  auch  die  Zinsvcr 
fassung  des  p reu ssi sehen  Orden sstaat es.  Dieselbe  stellt 
zwar  im  Grunde  doch  nur  eine  erweiterte  domaniale  Finanz- 
wirthschaft  dar,  aber  sie  zeigt  manches  Eigentümliche,  das  auf 
die  politische  Entstehungsgeschichte  des  Ordensstaates  und  auf  die 
Occupationsgescbichte  des  Landes  zurückzuführen  ist. 

S.  die  oben  S.  '54  gen.  Arbeiten  von  Toppen  und  Sattler.    Die  Finanzver- 
fassung war  in  den  einzelnen  Theilen  des  Ordenslandes  nicht  tanz  die  gleiche 
Abweichungen  im  Culinerland  und  in  l'omcrellen,  Ztsc.hr.  f.  preibs.  (jeseb.  IV.  «>  1 1  - 
742).     In  den  Comtureien  de:>  eigentlichen   Pretissens   findet  sich   in   Betreff  «Irr 
jinanziellen  und  sonstigen  Leistungen  i  Kriegsdienst  und  andere  Dienste)  namenüicli 
eine  Unterscheidung  der  Hauptmasse  der  unterworfenen  alten  Landesbewohner,  dann 
der  preussischen  Freien,  weiter  der  Deutschen,   bei  denen  wieder.  Bauern.  Freie. 
Stadter  unterschieden  werden.    Die  erste  Classe  (Masse  der  Landesbewohner)  hatten 
ungeuussene  Kriegsdienste,  Dienste  beim  Burgbau.   bäuerliche  Arbeit  und  von  dem 
ihnen  uberlasscncn ,  nach  polnischen  ..Ilaken"  (Flächeninaass)  angeschlagenen  bäuer- 
lichen Boilen  den  Zehnten  <in  bestimmten  Maa*sen  vom  Hanptgetreide)  sowie  das 
„Dienstgut"  (slusim),  d.  h.  eine  Abgabe  in  Geld  zum  Zeichen  der  Anerkennung 
der  Oberherrschaft  des  Ordens  und  zum  Zweck  der  (iewährnng  einer  Vergütung  des 
Warf-  und  Wachdienstpersonals  zu  entrichten.    Die  preussischen  „Freien"  waren 
vom  Zehnten  und  von  bäuerlicher  Arbeit  frei.    Sic  lebten  nach  culmisehem  oder  nach 
Magdeburger  Hecht  und  standen  letzteren  Falles  den  deutschen  Freien  gleich.  Di«' 
Freien  hatten  unuemessenen  Kriegsdienst  und  den  Burgbaudienst.  sodann  an  Natural- 
uiid  (icldaligabcn  eine  ebenfalls  nach  dem  Flächcnmaass  (nach  ..Pflügen"  zu  4  Hufen, 
diese  zu  I  %  Haken)  festgestellte,  dem  Zehnten  gegenüber  sehr  viel  leichtere  Abgabe 
(",.2  desselben  ungefähr)  u.  d.  N.  „Pflugkoni",  sowie  das  unten  genannte  „Wartegeld" 
zu  leisten. 
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Eine  Eigenthümlichkcit  des  Ordensstaates  war  nun,  dass  auch  der  eingewanderte 
deutsche  Bauernstand  allgemein  für  sein  Land  eine  Abgabe,  den  „Zins",  nicht  den 
Zehnten,  an  den  Orden  zu  zahlen  hatte.  Der  Zins  wurde  nach  Hufen  berechnet. 
Das  Dorfland  und  das  Land  der  jüngeren  Städte  bestand  vornehmlich  aus  „Zinshufen". 
Der  Inhaber  tHufner)  hatte  in  verschiedener  Hohe,  mit  Abstufung  nach  Fruchtbarkeit 
des  Bodens,  nach  örtlicher  Sicherheit,  eine  Geldabgabe  und  eine  Abgabe  von  einigen 
Hühnern  oder  1  Gans,  hie  und  da  auch  von  Pfeiler,  Safran  zu  entrichten.  Statt  der 
Huhner  konnte  Geld  oder  Hafer  geleistet  werden.  Bei  besonders  ungünstigen  Ver- 
hältnissen bestanden  ..Freidörfer4'  ohne  Zinspflicht.  Die  Zinshufner  hatten  ausserdem 
das  „Pflugkoru"  zu  geben.  Neben  dem  gewöhnlichen  Hufenzins  kommt  ein  „Garten- 
zins*' (von  Gärtnern  bei  Städten  und  Dörfern),  Wiesen-  und  Waldzins  vor.  Mitunter 
werden  von  ganzen  Dörfern  Wiesen  und  Wälder  gemeinschaftlich  gegen  Zins  Über- 
nommen. In  Dörfern  des  grossen  Werder  sind  einzelne  Hufen  gegeu  „Zinsgerste*4 
ausgegeben.  Aber  auch  eigentliche  Verpachtung  von  Grundstücken  findet  sieb.  Für 
Fährrecht  und  Fischerei  muss  ein  Wasserzins,  für  Forstnutzungen  (Jagd)  auch  ein 
Zins  erlegt  werden.  Die  Mühlen  zahlen  einen  Mühlenzins  (in  Getreide,  Mehl.  Malz, 
auch  Geld),  die  Kruger  und  Krezmcr  in  Dörfern  und  besonders  bei  den  Ordensburgen 
einen  Zins  für  das  Schank-  und  Wirthsrecht.  Hie  und  da  in  Dörfern,  allgemein  in 
den  Städten  kommen  in  Geld  Zinsen  verschiedener  Art:  Hufen-,  Hof-,  Buden-, 
Fleisch-.  Brodbank-.  BadcjStubenzins  vor.  Auch  „erkaufte  Zinsen",  laufende  Leistungen 
fir  Capitalien,  welche  der  Orden  ausgeliehen,  finden  sich.  Die  Zinshufner  sind  im 
Uebrigcn  schaarwerkpilichtig.  Im  Kriegsfall  haben  sie  Gefährte  und  Lebensmittel  zu 
liefern. 

Die  deutschen  „Freien"'  sind  von  Zehnten,  Zinsen,  bäuerlicher  Arbeit  regel- 
mässig frei,  aber  zum  Kriegsdienst  verpflichtet.  An  Abgaben  haben  sie  „in  recognitio- 
nem  domini"  mässige  Beträge  in  Geld  (auch  Wachs),  dann  „Pflugkorn"  il  Scheffel 
Waizen  oder  Koggen  von  jedem  in  Gebrauch  stehenden  deutschen  Pflug)  und  das 
sog.  „Wartegeld"  zu  leisten:  letzteres  eine  von  allen  Deutschen  („Freien"  und 
Zinsbauern)  und  von  den  preussischen  „Freien"  zu  entrichtende  Abgabe  für  einen 
bestimmten  Zweck  (Unterhaltung  der  Warten,  woher  der  Name):  steuerartig,  in- 
sofern sie  nicht  ursprünglich  vom  Orden  ausbedungen,  sondern  von  den  Ständen  „von 
bethe  der  herrn"  (ex  petitionc  dominorum)  bewilligt  war  (alt,  schon  vor  1280).  Die 
Entrichtung  erfolgte  in  Geld.  (Töppen,  Ztschr.  f.  preuss.  Gesch.  IV.  210 — 231, 
345—355»). 

Die  grossen  Naturaleinkünfte  des  Ordens  geben  Gelegenheit  (wie  in  Sicilien, 
s.  o.  S.  4f>)  zu  einem  umfangreichen  „staatlichen"  Getreidehandel  und  zu  sonstigem 
gewinnroiehen  Handel  (so  mit  Bernstein  und  mit  Importen  aus  dem  Auslände1),  der  von 
den  (irossschätiem  zu  Marienburg  und  Königsberg  betrieben  wurde  (Töppen.  Hist. 
Ztschr.  B.  4ü,  S.  43G,  Sattler,  eb.  B.  49,  S.  250).  Auch  einige  Mühlen  hat  der 
Union  auf  eigene  Kechnung  bewirtschaftet. 

Sieht  man  nun  von  dem  Kechtsgrund  des  Zinssystems  ab,  so  gleicht  das  Abgabe- 
system  doch  auch  ökonomisch  wieder  einem  gewöhnlichen  Steuersystem,  namentlich 
die  Leistungen  der  Zinshufner  einem  Grundsteuersystem.  Aber  erst  nach  den  schweren 
Kriegszeiten  des  Ordens  kommt  es  formell  zu  einer  eigentlichen  Besteuerung 
im  rechtlichen  Sinne,  da  die  alten  Einkünfte  jetzt  nicht  mehr  ausreichen.  So  wird 
zuerst  1411  ein  Vermögensschoss  (l'/3  %)  von  Bevollmächtigten  der  Kitterschaft, 
der  grossen  und  der  kleinen  Städte  bewilligt,  der  später  in  höhcrem  Betrage  (3V8  %) 
wiederholt  werden  muss.  Auch  eine  Tisch-  und  Familiensteuer,  auf  dem 
platten  Laude  eine  neue  Hufenstcuer,  sowie  eine  Steuer  von  Dienstlöhnen, 
sodann  ein  Pfundzoll  tretcu  hinzu.  Ein  anderes  Finanzmittel  ist  die  Gewährung 
der  Erlaubnis  gegen  Geld,  Korn  bei  bestehendem  Ausfuhrverbot  auszuführen.  S.  Töp- 
pen, Hist.  Ztschr.  B.  46,  S.  43Ü  if. 

§.  32.  Ueber  Wesen,  Ursprung  und  Entwicklung  der  sogen. 
Beden  (Beten)  in  Deutschland  gehen  die  Ansichten  der  Rechts- 
und  Wirthscbal'tsbistoriker  noch  immer  auseinander. 

S.  in  Betreff  früherer  Ansichten  u.  A.  Hüllmann,  Finanzgesch.  S.  115  IT.,  133, 
der  in  der  Bede  „eine  wegen  des  Besitzes  von  Grundstücken  geforderte  Leistung,  eine 

5* 


Digitized  by  Google 


f)8     C.B.  I.K.  Steuergescbichte.  2.  H.A.  4  A.  Deutsche  Territorien.  §.  32. 


Grundabgabe"  sieht,  was  theils  ein  zu  weiter,  die  Grundzinse  des  Bencticialweseii» 
mit  umfassender,  jedenfalls  diese  nicht  gehörig  ausschließender,  theils  ein  zu  enger, 
auf  manche  vorkommende  Abgaben  iu.  A.  auf  die  von  Hullmanu  selbst  mit  als  Beden 
aufgeführten  Judenschutzgeldcr)  dann  nicht  anwendbarer  Begriff  wäre.  Ebensowenig 
haltbar  ist  aber  die  Auffassung  von  Lang,  gegen  die  Hüll  mann  a.  a.  Ü.  polcinisirt: 
danach  gebührt.'  die  Bede  nur  dem  Lehensherrn ,  sie  hafte  nicht  auf  den  Köpfen 
nach  dein  Vermögen,  sondern  auf  den  Hausern  und  liegenden  Gründen;  der  Unter- 
schied zwischen  Bede  und  Steuer  sei:  jene  sei  eine  in  gleichem  Verhältnis»  auf  Heerde 
und  Bauchfänge  gelegte,  gleichbleibende  „Grundsteuer",  die  Steuer  dagegen  eine  nicht 
sich  gleichbleibende  Vermögenssteuer,  die  dann  auf  Stände  und  Einzelne  repartirt  sei 
(Lang,  Hist.  Entwickl  S.  54  lf.  .".7.  <i(),  107—111) 

Später  hat  Eichhorn  (Rechtsgesch.  II,  §.  MO«)  die  Beden  iu  nächste  Verbin- 
dung mit  dein  Beichsd  ienst  und  der  Landesvertheidign  ng  gebracht:  der 
Landesherr  erhob  nach  ihm  kraft  Landeshoheit  eine  Abgabe  u.  d.  N.  ..Bete" 
(precaria)  als  Beihilfe  dazu  und  Entschädigung  dafür,  dass  er  mit  seinen  Leuten  den 
Dienst  leistete  und  ihn  den  Laudesbewohnern  so  ganz  oder  theilweise  abnahm.  Hier- 
nach wurden  sich  doch  die  Beden  vornehmlich  als  eine  Art  ..Heersteuern",  wie  die 
Iruheren  ähnlichen  Altgaben  is.  S.  87,  14)  cluracterisiren.  Dem  Keichsdienst  steht  der 
Besuch  des  kais.  Hoflagers  und  des  Reichstages  gleich.  Diese  Beden  hatten  nach 
Eichhorn  die  Vasallen  und  Ritter,  weil  ne  den  Heerdienst  selbst  leisteten,  uicht 
getragen ,  sondern  nur  die  übrigen  Einsassen.  In  den  „drei  hergebrachten  Fällen" 
der  Auslosung  des  Landesherrn,  der  Ausstattung  der  heirathenden  Tochter,  des  Bitter- 
werdens des  Sohnes  hätten  aber  auch  Vasallen  und  Kitterschaft  Bete  geleistet  (Eich- 
horn II,  S.  457 1.  Diese  auch  sonst  angenommene  Ansicht  vom  Ursprung  der  Beden 
specialisirt  den  Forderungsgrund  wohl  etwas  zu  sehr  und  erklärt  notorisch  andere 
Beden,  des  Voigts,  Grafen,  sowie  auch  andere  Fälle  von  Beden  des  Territorial-  und 
Ühcjherrn  (Bischofs,  Fürsten)  nicht  genügend.  Aber  sie  möchte  doch  insofern  richtig 
sein,  als  sie  wenigstens  den  häufigsten  Entsfehuiigsirrund  der  Beden  richtig  an- 
giebt.  Es  lässt  sich  mit  ihr  sowohl  die  Entstehung  ausserordentlicher  („Noth- 
beden"),  als  ordentlicher  Beden  daher  doch  in  den  Hauptfällen  gut  erklären. 
Sie  steht  auch  mit  der  Ansicht  Zeumer's.  der  eine  vorzügliche,  zugleich  die  um- 
fassendste neueste  Untersuchung  des  Gegenstandes  geliefert  hat  tStädtesteuern  S.  36  lf., 
41  lf.,  49,  auch  0  ff.),  nicht  indem  Maasso,  scheint  mir,  iu  Widerspruch,  wieZcumer 
annimmt,  sobald  man  Eichhorn's  Ansicht  in  der  angegebenen  Weise  modincirt. 
Dass  die  Vogtbeden  nicht  als  Steuern  für  den  Keichsdienst  anzusehen  sind,  mag 
zuzugeben  sein.  Dass  regelmässige  Beden  neben  wirklichem  Kriegsdienst  und  neben 
Extrasteuern  vorkommen  (Z.  S.  45),  stösst  Eichhorn's  Meinung  nicht  um,  sondern 
veranlasst  nur,  sie  einzuschränken. 

Zentner  betrachtet  die  Begriffe  von  Bede  und  Steuer  im  Wesentlichen  als 
identisch,  die  gebrauchten  Namen  (bes.  precaria,  precatura,  petitio,  collecta,  exaetio, 
deinauda,  anderseits  stiura)  wechseln  mohrfach  nur  local.  Der  Name  „Bede"  selbst 
ist  früher  wühl  mit  „bieten",  „gebieten",  „Gebot"  (Lang,  v.  Maurer,  anfangs  auch 
Eichhorn),  auch  mit  „bäten"  oder  „beten"  gleich  „helfen"  (Moser)  in  Verbindung 
gebracht  worden,  aber  wohL  sicher  mit  Unrecht,  er  hängt  mit  „bitten",  „anfordern"' 
zusammen.  Insofern  ist  ursprünglich  auch  eine  gewisse  „Freiwilligkeit"  zur  Zahlung 
von  Beden  an  den  Vogt,  (irafen,  Landesherrn  vorhanden,  die  in  den  Verhandlungen 
der  Stände,  in  den  Cautelcii  bei  der  Bewilligung  der  Heden  noch  lange  nachklingt 
und  sich  in  der  „vertragsmässigen"  Regelung  der  Beden  als  Steuern  im  ständischen 
Patrimonialstaat  kundgiebt  ^Fin.  II,  Ii)'.)  II'.).  Aber  doch  erscheint  es  fraglich,  ob 
man  mit  Zeutner  kurzweg  in  den  Beden  ursprunglich  private  Unterstützungen  des 
Vogts  und  Grafen  sehen  soll,  die  dann  —  hier  „einmal  umgekehrt"  wie  sonst  im 
Mittelalter  -  in  öffentliche  Befugnisse  umgewandelt  worden  seien.  Und  uoch 
weniger  sicher  begründet  ist  wohl  das  Endergebnis»  von  Zeumer's  Untersuchung, 
die  Verbindung,  in  welche  er  das  Bederecht,  weil  es  ursprünglich  vorzugsweise  mit  der 
Vugtci  und  Grafengewalt,  die  nie  ganz  ihren  öffentlichen  Character  eingebüsst  hätten, 
verbunden  gewesen  sei,  mit  der  Gerichtsbarkeit,  als  dem  vorzüglichsten  geuiein- 
sam.-u  Recht  des  Vogts  und  Grafen,  bringt:  „an  dieses  (Recht  der  Gerichtsbarkeit) 
knüpfte  dus  politische  Dewusstscin  der  Zeit  das  Besteuerungsrecht  an"  (Zeil in  er 
S.  47  ff.).  Die  Beweisführung  ist  nicht  ganz  überzeugend.  Waitz  (Verf.geseh.  VIII. 
394  lf.),  der  für  die  Periode  bis  zum  12.  Jahrb.  in  den  Beden  nicht  eben  begrifflich 
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klar  etwas  ,,uuter  dem  Begri/f  der  Steuer,  wenn  auch  zunächst  nicht  der  öffentlichen 
Steuer  Fallendes"  findet,  meint  {S.  31*S  u.  Note  4),  im  ersten  Puncte  abweichend,  im 
rweiten  mehr  zustimmend  zu  Zeumer:  „Wird  das  Recht  (auf  Forderung  von  Beten) 
später  wohl  mit  der  Gerichtsbarkeit  zusammengebracht,  so  kann  das  wenigstens  nicht 
Gemein  der  Grund  gewesen  sein:  nicht  sowohl  ein  öffentliches  Recht,  das  spater 
herrschaftlich  geworden,  als  vielmehr  ein  herrschaftliches,  das  sich  nur  au  ältere 
'■evühnbeiten  anlehnt  und  erst  im  Lauf  der  Zeit  wieder  mit  hoheitlichen  Befugnissen 
sich  verbunden  hat,  scheint  zu  Grunde  zu  liegen." 

So  ist  auch  bis  zur  Gegenwart  eine  Uebereinstimtnung  der  Forscher  nicht  erzielt 
»onlen.  Die  etwas  modificirte  Eichhorn'sche  Ansicht  möchte  doch  die  richtigste 
bleiben.  Sie  ist  aus  den  obwaltenden  Verhältnissen  auch  deduetiv  zu  begründen: 
and  ohne  m.  E.  mehrfach  gewagte  Dcductionen  geht  es  auch  bei  Zeumer  gerade  in 
diesem  Puncte  nicht  ab. 

Demnach  sind  die  Beden  doch  wohl  insofern  schon  ursprüng- 
lich als  öffentlich-rechtlich e  Abgaben  der  Bevölkerung  (even- 
tuell unter  Freilassung  einzelner  Classen,  wie  der  Ritterschaft)  an- 
zusehen, als  sie  rechtmässig  nur,  aber  anderseits  auch  gerade  in 
denjenigen  Fälleu  von  öffentlichen  Antoritäten,  dem  Vogt  und 
Grafen,  wie  dem  Bischof,  Fürsten,  Landesherrn,  König  gefordert 
werden  durften,  wo  es  sich  um  Beihilfe  zur  Kostendeckung  von 
solchen  „öffentlichen"  Leistungen  handelte^  welche  jene  Autoritäten 
von  Amtswegen  auszuführen  hatten.  In  solchen  Fällen  sind  sie 
auch  thatsäeblich  vornehmlich  gefordert  worden.  Wenn  nicht 
immer  ausschliesslich  und  mitunter  nur  überhaupt  für  den  Vogt, 
Grafen,  Herren,  ohne  specielle  Nennung  eines  einzelnen  Zwecks, 
so  lag  dies  eben  an  der  gewöhnlichen  Vermischung  des  privaten 
and  öffentlichen  Moments  bei  den  obrigkeitlichen  Autoritäten  des 
Mittelalters.  Die  Missbräuche  von  Bede- Forderungen  werden  ge- 
rade dann  gerügt,  wenn  es  sich  um  ganz  oder  Uberwiegend  pri- 
vate Zwecke  des  Fordernden  handelt.  Diese  Rügung  solcher 
Fälle  als  Missbräuchc  und  die  Versuche,  sie  abzustellen,  sich  auch 
bezügliche  Versprechungen  des  Herren  gebeu  zu  lassen,  weisen 
implicite  darauf  hin,  dass  es  sich  doch  schon  ursprünglich  der 
freilich  nicht  klar  erfassten  Idee  gemäss  bei  den  Beden  um  Ab- 
gaben öffentlich  rechtlicher  Natur  handelte. 

In  mancherlei  verschiedenen  Fällen  wurde  dann  herkömm- 
lich das  Recht  zur  Forderung  einer  Bede  für  die  betreffende  Auto- 
toritat anerkannt,  Der  Heer  dienst  und  Verwandtes  war  aber 
der  Hauptfall.  Da  er  dem  Landesherrn  zu  leisten  war,  so  ist 
auch  die  ßede  vornehmlich  ein  landeshoheitliches  Recht. 
Gegenüber  dem  Recbtssatzc,  dass  die  Kosten  der  landesherrlichen 
and  anderen  öffentlichen  Pflichten  aus  den  gewöhnlichen  doma- 
«ialen  und  anderen  älteren  Einkünften  zu  bestreiten  waren,  war 
die  Form  der  Beden  als  einer  nur  auf  „Bitte"  und  „Anfordern" 
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zu  leistenden  Abgabe  bei  der  noch  fehlenden  oder  nur  dunkel  em- 
pfundenen Idee  einer  allgemeiueu  Steuerpflicht  (Fin.  II,  205)  und 
bei  der  Vermischung  privater  und  öffentlicher  Thätigkeiten  und 
Ausgaben  begreiflich  genug.  Indessen  hat  sich  frühzeitig  aus  den 
Verhältnissen  selbst  ein  gewisser  Zwang  zur  Gewährung  der 
„Bitte"  ergeben,  weil  das  öffentliche  Interessen -Moment  in  der 
Forderung  nicht  verkannt  werden  konnte,  auch  nicht  in  den  „drei 
Fällen"  (Auslösung  aus  Gefangenschaft  u.  s.  w.),  nach  mittelalter- 
licher Auffassung  des  Verhältnisses  der  Bevölkerung  zum  Landes- 
herrn. 

Auf  der  Grundlage  des  Herkommens  entwickelte  sich  dann 
das  „Bede recht"  weiter.  Es  ward  als  ein  später  nur  dem 
Landesherru  zustehendes  Recht  Gegenstand  der  Vertrags  massi- 
gen Regelung  mit  den  Ständen.  Waren  feste  bleibende  Beden 
eingebürgert,  so  verzichtete  wohl  der  Landesherr  einmal  auf  sie, 
um  sich  andere  Beihilfen,  z.  B.  Gewährung  von  Nothbeden,  geben 
zu  lassen.  Oder  er  ubcUrug  die  Beden,  wie  andere  grundherrliche 
und  hoheitsrechtliche  Einkünfte  an  Dritte,  z.  B.  an  die  betreffende 
Stadt,  als  die  Finanzeinheit  in  Bezug  auf  ihre  Bürger,  oder  an 
Andere  im  Wege  der  Verleihung,  Verpfändung  —  also  als  Mittel 
des  Realcredits  — ,  auch  der  Verschenkung.  Daher  ist  auch  durch 
die  Beden  nicht  immer  eine  dauernd  fliessende  Quelle  ordentlicher 
öffentlicher  Einkünfte  eröffnet  worden. 

Der  Name  „Bede"  wurde  dann,  wie  in  solchen  Fällen 
öfters,  populärer  und  technischer  Ausdruck  für  „Steuer  über- 
haupt". Er  findet  sich  daher  für  letztere  auch  häufig  gebraucht, 
wo  er  streng  genommen  niemals  genau  gepasst  hatte  oder  wenig- 
stens später  nicht  mehr  passte. 

Im  Uebrigcn  ist  aus  dem  blossen  Namen  und  aus  anderen  deutschen  und  vollends 
aus  den  vieldeutigen ,  für  mancherlei  Verschiedenes  gebrauchten  lateinischen  Aus- 
drücken der  rechtliche  und  ökonomische  Character  einer  Abgabe  auch  in  der  späteren 
Zeit  des  Mittelalters  ebensowenig  sicher  zu  bestimmen,  als  aus  den  Worten  „Zins". 
,.ceusui>''  der  Cliaracter  dieser  betreflenden  Abgabe.  Vgl  die  Noten  bei  Waitz  und 
Zeunier.  Dass  jedenfalls  im  ständischen  Territorialstaat  Bede  und  Steuer  gleich- 
bedeutend, erstcres  nur  der  ältere,  früher  häufigere  Ausdruck  ist.  darf  bestimmt 
angenommen  werden.  Der  Zusammenhang  der  Entwicklung  dieser  Beden  mit  der 
allmählichen  Entwicklung  des  Begri(is  ..öffentlicher  Bedürfnisse",  namentlich  solcher 
des  Landes  selbst  und  des  Landesherrn  als  des  Repräsentanten  des  Landes, 
daher  das  besondere  Hervortreten  von  Forderungen  zur  Gewährung  von  Beden  in 
„Landosnoth"  ist  z.B.  unverkennbar  in  der  Mark  Brandenburg,  1 28 1 ,  indem 
•  von  Eichhorn  zum  Beleg  seiner  Ansicht  angefahrten  Falle,  II,  4<»2,  wo  eine  be- 
sondere Bedclcistung  „si  t-  rrae  nostre  guerrarum  periculum  ingruerir  in  Aussicht 
genommen  und  geregelt  wird. 

Beachtenswert!),  aber  ohne  nähere  Erläuterung  auch  nicht  sicher  zur  Erkenntnis 
des  Wesens  der  Sache  führend,  sind  die  sonstigen  Bezeichnungen  einer  Bede 
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oder  Steuer.    So  die  von  der  Verne  Innings  weise  hergenommenen  und  die- 
'enigen  .  welche  auf  das  Moment  der  Hilfe.  Unterstützung-  hinweisen.  Unter 
iJ-n  eigentümlichen  technischen  Ausdrucken  »roterer  Art  kommt  „tallia"  italia)  im 
allgemeinen  Sinne  von  Hede,  petitio  vor  (schon  im  12  Jahrb.).    Dies  Wort,  dus  fran- 
/jjisclie  .,  taille",  englische     tallage'",  die  hauptsächliche  directe  Staatsstcuer  des 
.tncien  regime  in  Frankreich  seit  d.  15.  Jahrh.  (§.  55,  5S'i,  und  die  verwandten  mittelalter- 
lich-lateinischen  Worte  incisio,  (inseisio) ,  incisura,  spater  cisa,  adeisjo,  accisa, 
Cisc.   Zie*e,  Accise,  deutsch   ., Kerbe"'  sind  von  der  V  er rec h n u ngs w e i se 
■in  ..Kerbhölzern",  an  aneinandergelegten ,  mit  sich  entsprechenden  Einschnitten 
versehenen  Kerbstöcken  horgeuoinmen.    Sic  bieten  ein  gutes  Beispiel,  wie  sich  an 
solche  äussere  Einrichtungen  der  technische  Sprachgebrauch  und  die  Begritlsbildung 
anknüpfen.    Später  scheiden  sich  dann  Namen  und  Begride  oder  letztere  verengern 
=ich  gegenüber  dem  ursprünglichen  allgemeinen  BegrÜl.    So  wird  incisio  und  tallia 
anfangs  wesentlich  mit    Bede    gleichbedeutend  gebraucht,  spater  ersteres 
und  die  Synonyme  ausschliesslich  (bei  uns  und  ausserhalb  Deutschlands)  üblich 
fir  indirecte  Verbrauchssteuern,  besonders  Trank-,  Stadt.  Thorsteilern 
a.  dgl..  Tallia.  Taille  wird  in  Deutschland  ungebräuchlich,  verengert  sich  in  Frank- 
reich auf  die  Bedeutung  der  directen  (irund-  und  Haussteuer  (taille  reelle)  und  der 
•lirecten  Vermögens-,  Erwerb-  und  Persoualsteuer  i;t.  personelle).  —  Nach  einer  frühe- 
ren anderen  aber  unrichtigen  Ableitung  wird  Accise  auch  mit  assisa  (assisia),  den 
iieiicbtstageii  in  Verbindung  gebracht,  so  in  Frankreich,  hier  sei  eine  Steuerauf- 
I'irung  erfolgt  und  der  Name  dann  auf  die  Abgabe  selbst  übertragen  worden  (z.  B. 
Hcguelin.  preuss.  Acciseverfass.,  Bcrl.  1707  S.  21  11'.).    S.  auch  u.  $?•  55,  58.  59  und 
r Um  .ige  ran  aber  die  Etymologie  von  „taille'  I.  200,  Name  seit  11.  Jahrhundert. 

Von  Hilfe.  Un  terstützug  hergenommen  sind  die  Worte  ad j u to ri  u m ,  s u bsi- 
•lium.  adju  mentu  in.  aides,  aid  (englisch),  das  deutsche  „Steuer"  selbst.  „Steuer", 
frühzeitig  als  steora,  stiura  vorkommend  (s.  o  S.  37,  41),  local  früh  statt  dem  anderswo 
gebrauchten  ..Bede"  üblich  (so  in  Oesterreich  für  Voglbede,  im  sudlichsten  Deutsch- 
land überhaupt  für  Beden  an  (irafen,  Fürsten  .und  Herren.  Zeumer,  S.  3S>,  bedeutet 
etymologisch  so  viel  wie  Stärkung,  Unterstützung,  Hilfe.  Im  Sinn  von  öffentlich- 
rechtlicher  aus  dem  Privatvermögen  oder  Privateinkommen  entrichteten  Abgabe  bürgert 
es  sich  bei  uns  definitiv  unter  Verdrängung  fast  aller  anderen  gleichbedeutenden  Aus- 
drücke ein.  („Abgaben".  „Auflagen"  sind  keine  festen  technischen  Bezeichnungen 
geworden.  „Schätzung"  in  der  Praxis,  fast  auch  schon  in  der  Theorie  veraltet, 
zudem  auf  gewisse  directe  Steuern  beschränkt).  In  Frankreich  verengt  sich  die 
Bedeutung  von  aides,  droits  d'aidcs  dahin,  dass  darunter  gewisse  innere  Verbrauchs- 
abgaben, namentlich  die  Steuern  auf  (ietränke  verstanden  werden.  Ursprünglich  be- 
deutete aides  eine  Art  allgemeiner  directer,  namentlich  Einkommensteuer,  im  11.  Jahr- 
linndert  spcciell  indirecte  Steuern  überhaupt,  einschliesslich  Verkaufssteuern.  Der 
allgemeine  Ausdruck  für  Steuer  wird  der  unserem  „Auflage"  wörtlich  genau  ent- 
sprechende Ausdruck  „itnpöt".  S.  Uber  diese  Terminologie  bes.  eingehend  Hu  11- 
mann.  Finanzgesch.  S.  115  11'.,  134  —  151  (auch  über  Zins.  Tribut  eb ).  Waitz,  Verf- 
gesch.  VIII,  304  ff..  Zeumer,  Siadtestetier  S.  3  11'.,  3t>  II'.,  Vignes  I,  114,  Clama- 
geran  I.  p.  XV  Note  und  mehrfach,  z.  ß.  II,  0.  Ueber  das  englische  tallage  u. 
g.  71  ff.  u.  Dowell  III,  14. 

§.  33.  Beispiele. 

Die  Steuergeschichto  der  deutschen  Territorien  selbst  nur  abrissartig  hier  dar- 
zustellen, ebenso  in  das  vielfach  erst  noch  durch  speeicllo  Untersuchungen  genauer 
m  ermittelnde  technische  practische  Detail  der  Steuerveranlagung,  -Erhebung  und 
-Verwaltung  hier  naher  einzugehen,  ist  nicht  die  Aufgabe  dieses  Werkes,  auch  nicht 
in  diesem  sechsten  Buche.  Nur  an  einigen  Beispielen  mag  gezeigt  und  ersehen 
»erden,  wie  man  practisch  vorging  und  was  man  erreichte. 

Die  Technik  der  Veranlagung  und  Verwaltung  war  allgemein 
ziemlich  und  oft  recht  unvollkommen,  was  indessen  in  der  gegebe- 
nen wirtschaftlichen  Lage  begreiflich  war  und  auch  nicht  immer 
so  lästig  empfunden  wurde.    Zumal  bei  der  anfänglich  nur  kurzen 
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Zeitdauer  der  ausserordentlichcii,  für  wenige  Jahre  bewilligten 
Steuern  und  bei  den  häufigen  Aendcrungen  konnte  sich  eine 
ordentliche  »Steuertechnik  uud  Stcuerverwaltung  nicht  ausbilden. 
Erst  mit  der  bleibenden  Einbürgerung  der  neuen  Steuern  wurden 
die  vorübergehend  erträglichen  Mängel  schwerer  empfunden.  Allein 
die  Macht  des  Herkommens  und  das  Stände-,  Classen-  und  Privi- 
legienwesen erschwerten  auch  jetzt  noch  erheblichere  Reformen. 
Erfolgte  Ueberwälzungen,  thatsächlich  massige,  wenn  auch  öfters 
nominell  hohe  Steuersätze  machten  dieselben  auch  wieder  practisch 
nicht  in  dem  Maasse  nothwendig,  als  es  nach  der  rohen  Veran- 
lagungsart erscheinen  mtisste. 

Ein  grösserer  Uebelstand  wurde  die  Stabilität  der  Ka- 
taster von  directen  Steuern  (besonders  Grund-  uud  ähnlichen 
Steuern,  eventuell  als  Theilen  von  Vermögenssteuern)  während 
langer  Perioden.  Die  viel  langsameren  Veränderungen  der  Ver- 
kehrs-Technik und  -Oekonomik,  die  Stabilität  der  wirtschaftlichen 
Rechtsordnung  und  die  „Gebundenheit"  der  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse überhaupt  bewirkten  indessen,  im  Unterschied  zur  heuti- 
gen Zeit,  auch  eine  viel  grössere  Stabilität  des  einmal  gegebenen 
Zustands  der  volkswirtschaftlichen  Production  und  Verteilung: 
jener  „Proccss  der  qualitativen  und  quantitativen  Differenzirung 
des  Volkseinkommens  und  Vermögens  in  den  Einzeleinkommcn 
und  Vermögen",  welcher  gegenwärtig  eine  Stabilität  der  Steuer- 
kataster in  manchen  Punctcn  öfters  bald  unerträglich  und  vor 
Allem  im  Interesse  der  gerechten  Steuervertheilung  stets  Er- 
neuerungen der  Kataster  und  selbst  neue  Reformen  der  Gesammt- 
be8tcuerung  und  jeder  einzelnen  Steuer  nothwendig  macht  (Ein.  II. 
202  ff.)  —  er  vollzog  sich  eben  ehedem  viel  langsamer  und  über- 
haupt in  viel  geringerem  Maasse.  Die  landwirtschaftliche, 
die  gewerbliche  Technik  (auch  in  den  Zweigen,  deren  Artikel 
einer  indirecten  Steuer  unterlagen,  Bier,  Wein),  das  Communica- 
tions- und  Transportwesen  waren  ebenfalls  so  stabil,  dass  einmal 
die  Veranlagung  von  directen  (Vermögens-,  Grund-,  Haus-,  Per- 
sonal- und  Einkommenssteuern  und  von  indirecten  Abgaben  (Zölle, 
Accisen,  Tranksteuern)  technisch  viel  leichter  als  in  der  Gegenwart 
war,  anderseits  auch  eine  rohere  Veranlagung  einigermaassen  aus- 
reichte. Die  socialen  und  politischen  Verhältnisse  der  vornehmlich 
steuerzahlenden  unteren  Bevölkerungsschicht  waren  endlich  auch 
nicht  dazu  angetan,  den  Landesherren  und  die  steuerbewi lügenden, 
aber  gar  nicht  oder  nur  teilweise  selbst  steuerzahlenden,  gewöhn- 
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lieb  nur  ihre  Untertbanen  und  Hintersassen  belastenden  privilegirten 
Stände  auf  besonders  gute,  wirtschaftlich  und  technisch  zweck- 
mässige und  gerechte  Steuerveranlagung  und  Verwaltung  hinzu- 
drängen. Vornehmlich  erst  der  „aufgeklärte  Despotismus", 
der  im  Volksiuteresse  sein  und  seines  Staats  eigenes  wirtschaft- 
liches Interesse  mit  erkannte,  hat  daher  bedeutendere  Steuer- 
reformen in  Aussicht  genommen  und  theilweise  verwirklicht,  wenn 
auch  gewöhnlich  noch  unter  grosser  Schonung  der  privilegirten 
Stände. 

Natürlich  hat  die  Steuergeschichte  jedes  Staats  und  Territoriums 
unter  dem  massgebenden  Einfluss  des  Finanzbedarfs,  daher  der 
diesen  bestimmenden  Lebensgescbichte  des  Staats  und  unter  dem 
Einfluss  der  gegebenen  Bevölkerungs-,  Social-  und  Wirthschafts- 
verbältnisse  ihr  individuelles  Gepräge.  Deshalb  kann  auch 
erst  eine  umfassendere  Vergleichung,  wie  sie  indessen  hier 
nach  dem  Stande  der  Vorarbeiten  und  aus  Rücksichten  auf  den 
Raum  ausgeschlossen  ist,  das  Typische  in  der  Entwicklung  und 
rechtlichen  wie  technischen  Gestaltung  des  älteren  deutschen  Terri- 
torial-Steucrwesens  sicherer  und  genauer  ersehen  lassen.  Gerade 
dieses  Typische  und  streng  genommen  dies  allein  kommt  aus 
der  concreten  Steuergeschichte  der  Länder  für  die  Finanzwisscn- 
schaft  in  Betracht.  Einigermassen  liisst  sich  dasselbe  indessen 
auch  durch  eine  beschränktere  Vergleichung  und  durch  Aus- 
wahl solcher  Beispiele,  welche  sich  dem  Typus  nähern, 
ermitteln. 

In  letzterer  Beziehung  sind  begreiflicher  Weise  Länder  mit 
verhältnissmässig  weniger  bewegter  innerer  und  äusserer  politischer 
Geschichte  und  mit  grösserer  Stabilität  ihres  Gcbictsumfangs  in 
längeren  Zeiträumen  geeignetere  Beispiele  als  andere  mit  entgegen- 
gesetzten Erscheinungen.  Nur  muss  das  betreffende  Land  an  und 
fUr  sich  gross  genug  und  seine  Geschichte  noch  bedeutsam  genug 
sein,  um  von  einer  der  Lage  der  gesammten  Verhältnisse  ent- 
sprechenden Entwicklung  des  Finanz-  und  Steuerwesens  sprechen 
zu  können.  Unter  dieser  Voraussetzung  wird  das  Steuerwesen 
eines  solchen  Landes  aber  mehr  den  Character  des  Typischen, 
das  aus  normalen  Entwicklungsverhältnissen  eines  fortschreiten- 
den Gemein wesens  hervorgeht,  besitzen  als  das  Steuerwcsen  eines 
im  Stillleben  dahin  vegetirenden  Kleinstaats  oder  als  dasjenige 
eines  hervorragenderen  Staatswesens  mit  bewegterer  Geschichte. 
Unter  den  deutschen  grösseren  Territorien,  welche  Vorgänger 
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heutiger  Einzelstaatcn  sind,  entspriebt  Haiern  wohl  den  Voraus- 
setzungen eines  solchen  typischen  Beispiels  besonders  gut,  wes- 
halb dessen  Steuerentwicklung  und  Gestaltung  hier  etwas  eingehen- 
der behandelt  werden  soll.  Daran  schliessen  sich  neben  einigen 
Daten  aus  auderen  Territorien  etwas  spceiellerc  Darstellungen 
wichtiger  Steuerverhältnisse  in  österreichischen  Ländern  und, 
in  einiger  systematischen  Vollständigkeit,  eine  Uebei sieht  des 
Steuerwesens  im  brandenburg-preussi sehen  Staate,  beson 
ders  im  18.  Jahrhundert.  Der  Vergleich  der  Besteuerung  in  diesen 
politisch  bewegteren  Staaten  mit  derjenigen  Baierns  ist  lehrreich. 

In  Baiern  sind,  von  den  zeit  weiligen  Landestheilungeu  abgesehen ,  Iiis  zum 
Beginn  des  19.  Jahrhundert»  die  Gebi.tsvcränderungen  nicht  erheblieh,  auch  die 
Gebietserweiterungen  nicht  beträchtlich  gewesen.  Pas  Land  hat  uber  600  Jahr  tinter 
derselben  Dynastie  ununterbrochen  gestanden.  An  den  Wclthändeln  halien  sich  seine 
Fürsten  nur  im  17.  und  IS  Jahrhundert  in  etwas  grösserem  Maasse  betheiligt.  Die 
innere  Verfassung  und  Verwaltung  hat  sich  nicht  besonders  verändert,  die  wirtschaft- 
liche und  die  Oulturentwickltinn  blieb  langsam,  normal,  ohne  bedeutendere  Umgestal- 
tungen. Da  sich  Fürsten  und  Volk  gegen  die  Information  ablehnend  verhielten, 
fehlen  hier  auch  die  wirtschaftlichen  und  die  finanziellen  Folgen  der  Reformation, 
die  frühzeitige  Säcularisirung  des  geistlichen  Guts  u.  s.  w.  Die  genannte  Schrift  von 
L.  Hoffmann  giebt  eine  gute  Febei sieht  der  wesentlichen  Puncto  der  baierischeii 
Stcuergeschichte.  auch  mit  Berücksichtigung  des  hier  besonders  hergehörigen  Steuer- 
technischen.  Sie  behandelt  genauer  nur  die  direeten  Steuern,  erwähnt  jedoch 
auch  die  indirecten.  Jene  sind  hier,  wie  sonst  meist  in  den  Territorien,  lange  Zeit 
die  wichtigeren  und  diejenigen,  welche  fnr  die  politischen,  die  technischen  und  die 
allgemeinen  Piiucipicnfragcii  in  der  Periode  des  selbständigen  territorialen  Steuer- 
wesens vornehmlich  in  Betracht  kommen. 

Die  folgende  Darstellung,  bei  •welcher  im  Einzelneu  Manches  nach  den  gerade 
vorhandenen  Vorarbeiten  ausgewählt  werden  musste,  betrilft  demnach  so  verschiedene 
Theile  Deutschlands,  dass  sie  hinreichen  wird,  sich  ein  Bild  von  dem  alteren  deutschen 
Territorial-Steuerwesen  zu  machen.  Mehrfach  muss  dabei  jedoch  statt  der  Schilderung 
der  Entwicklung  diejenige  des  Zustande*  in  einer  bestimmten  Periode  gelingen.  Die 
allgemeine  Darstellung  der  Verhältnisse  in  den  §§.  29  und  30  findet  auch  dabei  ihre 
Bestätigung  durch  thatsächliche  Belege. 

b)  Einzelne  grössere  Territorien,  besonders  Baiern. 

§.34.    Bai  ei  n. 

S.  lloffmann  a.  a.  ().,  dessen  Darstellung  dieser  Uebersicht  zu  Grunde  liegt. 
Seydel,  baier.  Staatsrecht,  I,  93  —  111,  bes.  uber  die  indirecten  Steuern  S.  90  ff. 

Die  hier  seit  dem  12.  und  13.  Jahrhundert  nachweisbaren,  im 
14.  Jahrhundert  sich  öfters  wiederholenden  Steuern  (unter  diesem 
Namen)  sind  dircete  von  verschiedener  Vcranlagungsart  und  Aus- 
dehnung. 

So  mehrfach  Vieh-  und  Klauen  steuern  (1302,  1322,  13*3)  mit  bestimmten 
verschiedenen  Geldbeträgen  nach  dem  Haupte  der  Vichart;  ferner  Steuern  nach  dem 
(i  et  re  ideer  trag  in  (ieldsätzen,  die  nach  der  Kornart  abgestuft  sind,  eine  Art 
roher  Grundsteuer  (1311),  verbunden  mit  Besteuerung  der  llcrrmzinse  und  Na- 
turallieferungcn ,  der  Widuins-  und  Pfarreigüter ,  der  Habe  der  abhängigen  Bauleute 
(VM\  Aber  auch  allgemeine  Vermöge ns steuern  des  ganzen  Landes  in  verschie- 
dener Veranlagung  und  Ausführung  linden  sich.    So  1390  der  „20.  Pfennig",  »>'* 


Digitized  by  Google 


Baiera. 


75 


Beteiligung  der  Städte  und  Märkte,  des  Adels,  der  Klöster  und  Stifter;  1396  nach 
r::iur  noch  vorhandenen  genaueren  Stcucrorduung,  welche  das  Vcranlagungsgeschiift 
Tin-lt  (llollinann.  S.  11  11):  Angaben,  wer  und  was  steuerpflichtig  und  frei  (letzteres 
Datier.  Knechte  ohne  Vermögen :  vom  Vermögen  auch  Kos»,  Wallen,  Kleidung.  Betten 
frei*:  eidliche  Declaration;  Adel,  Städte,  (iebtlichke.it  je  für  sich  steuernd;  die  Grund- 
ik-Meu  des  Herzogs  apart;  Leitung  durch  eine  ständische  Centralbeln"»rdc.  Auch  im 
l.i.  Jahrh  kommen  Vermögenssteuern  („20.  Pfennig1")  vor  (Ingolstädtisches  Gebiet). 
Sonst  ..Landsteuern-,  „Hussit  ensteuern"  verschiedener  Art,  auch  Kopf-  und 
Personalsteuern  dabei.  Adel  und  Geistlichkeit  steuern  öfters  mit,  aber  das  Be- 
streben nach  Steuerfreiheit  tritt  in  der  Auffassung  hervor,  dass  die  Besteuerung  ihrer 
•irandholden  nicht  direet  durch  andere  Organe,  sondern  durch  sie  selbst  erfolge,  ;>ie 
persönlich  aber  dann  frei  seien. 

Am  Bemerkenswerthesten  sind  aus  der  früheren  Zeit  (bis  An- 
fang des  JG.  Jahrhunderts)  für  die  allgemeineren  Principienfragen 
der  Steuergeschichte  wohl  zwei  Punctc:  Der  beginnende  Kampf 
zwischen  iudirecten  und  directen  Steuern  und  die  Verbreitung 
der  „Landsteuer"  als  einer  wesentlich  auf  den  „armen  Leuten", 
den  grundherrlichen  L'nterthanen  lastenden  directen  Steuer,  an 
der  die  StUdte  und  Märkte  a"hcr  mit  festen  Beitragssummen  bc- 
theiligt  blieben.  Die  indirecte  Steuer  als  Territorialsteuer  ist 
für  einzelne  baierische  Theile  bis  in  das  14.  Jahrhundert  zurück 
zu  verfolgen,  als  „Getränkc-Ungeld". 

14SS  wird  es  iu  einem  Landestheil  einmal  für  einige  Jahre  bewilligt  (vom 
Eimer  4  Maass  in  Geld,  mit  gewissen  persönlichen  Befreiungen  für  den  Eigengebrauch 
und  Zuweisung  einer  Ertrags»juote  an  die  Gemeinden'),  aber  hartnäckigem  Wider- 
streben gegenüber  bald  eine  „Landsteuer'1  an  seine  Stelle  gesetzt. 

Die  „Landsteuer  '  (speciell  im  Münchener  Gebietsteil)  unter- 
scheidet sich  von  der  „Stands teuer"  dadurch,  dass  wenigstens 
in  der  späteren  Ausbildung  sie  Adel  und  Geistlichkeit  nicht  mehr 
trifft,  sondern  nur  deren  Untcrthanen,  Hintersassen,  dann  die  fürst- 
lichen directen  L'nterthanen  (Kasten-,  Urbarsieute),  die  Lohnarbeiter, 
Tagelöhner,  ferner  aber  auch  die  Städte  und  Märkte.  Die  Stand- 
steuer wird  dagegen  auf  die  Stände  als  solche  gelegt.  Die 
unterthänigen  Bauern  werden  nach  dem  Hoffuss,  d.  h.  nach  Rang 
und  Grösse  ihres  Hofs  mit  entsprechend  abgestuften  Geldsteuer- 
sätzen, die  Arbeiter  u.  dgl.  nach  dem  Einkommen,  die  Städte  und 
Märkte  mit  bestimmten  Summen,  die  sie  nach  ihrer  Willkür  bei 
sich  umlegen  oder  aufbringen,  besteuert.  Bewilligte  oder  ge- 
brauchte Gesammtsummen  werden  auf  die  einzelnen  Vcrwaltungs- 
gebiete  des  Territoriums  in  bestimmten  Quoten  repartirt.  Diese 
Landsteuer  wird  die  wichtigste  und  häufigste. 

Streitigkeiten  zwischen  dem  Herzog  und  dem  Adel  über  die  Ausdehnung  des 
Fksteucrungsrechts  und  zwischen  den  Ständen  selbst  über  die  Stcucrvertheilung  sind 
ür  die  Zeit  (Ib.,  1(>.  Jahrh.1  characteristisch.  Veranlagung,  Erhebung.  Verrechnung, 
Vorschriften  Uber  Art  und  Umfang  der  Vermögens-Fassionen  (bei  den  „armen  Leuten") 
i?i?en.  dass  man  in  der  Steuertechnik  doch  Fortschritte  machte  und  dass  die  Vcr- 
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waltungsorganisation  sich  vervollkommnete.  Der  Adel  wünschte  die  individuelle  Ver- 
anlagung der  städtischen  Bürgerschaft  zur  Aufbringung  bewilligter  Summen  (von  Ver- 
mögenssteuern u.  dgl.),  statt  der  fixen  .Stadtsteuer-Beiträge ,  drang  aber  damit  nichi 
durch. 

Erschwerte  Finanzlage  (Schulden,  Kriegskosten)  führte  im  16. 
Jahrhundert  zur  weiteren  Einbürgerung  der  immer  auf  Zeit  be- 
willigten Steuern,  wobei  der  Ausschuss  der  Stände  ein  einftuss- 
reiches  Organ  wird.  Die  Quotitäts-Landsteuer,  als  Combi 
nation  von  Vermögens-,  Einkommen-,  Personalsteuern  (nach  Per- 
sonen Classen),  gelegentlich  mit  Ausdehnung  auf  weitere  als  die 
oben  genannten  Personenkreise  (Adlige,  Beamte,  Ausländer),  mit- 
unter pauschalirte  Standessteuern,  wobei  die  drei  steuer- 
bewilligenden Stände  bestimmte  Quoten  der  Summe  übernehmen, 
bleiben  die  Hanptformen  der  directen  Steuern.  Von  indirecten 
werden  die  Getränkesteuern  (in-  und  ausländischer  Wein, 
Branntwein,  Bier,  auch  Ausfuhrabgabe  von  Wein)  wichtiger 
(1542),  aber  auch  sie  sind  nur  für  bestimmte  Zwecke  und  Zeiten 
bewilligt,  wiederholen  sich  indessen  bald  regelmässig  und  werdeu 
später  durch  höhere  Sätze  oder  Zuschläge  ergiebiger  gemacht. 
(Bier  autsch  lag.)  Schuldentilgung  ist  ein  Hauptzweck  der  Be- 
willigungen; aber,  characteristisch  für  die  Entwicklung  der  öffent- 
lichen Finanzwirthschaft,  wird  auch  Ansammeln  von  Vorräthen 
(Reservefonds)  mitunter  schon  ein  solcher  Zweck. 

Wie  weit  man  Mitte  des  Ib.  Jahrh.  bereits  in  der  Technik  der  Veranla- 
gung und  auch  einigermaassen  in  der  Durchführung  des  Princips  der  Allgemein- 
heit gelangt  war,  zeigt  besonders  ciue  lehrreiche  eingehende  Steucrinstructi  o  n 
v.  1554  (S.  fv.  Seyfricd],  Urkunden  z.  Gesch.  baier.  Landsch.,  S.  42U  ff.,  danach 
Hoffmann  S.  59  u.  Heil.  I  daselbst  S.  170  IT.,  wo  die  erneute  Instr.  v.  1GJ2  «Ja- 
neben gestellt).  Hier  findet  sich  eine  Aufzählung  der  einzelnen  besteuerten  Porsonen- 
classen  und  Ertrags-  und  Besitzarten ,  welche  nach  einer  ständischen  Bewilligung  v. 
1553  mit  einer  combinirten  Vermögens-,  Einkommen-  und  Personal- 
Steuer  belegt  werden.  Der  Schwerpunct  dieses  directen  ^uasi-Slcuersyst-eins  lag 
immer  noch  in  der  Vermogen?-Besteuerung  der  Bauern  und  Bewohner  des  plat- 
ten Landes,  wobei  genaue  Personal-  und  snocialisirto  Vermögensaufnahmen  vorge- 
schrieben werden;  Steuerfuss  5  °/„.  Auch  Pachter,  danu  allgemein  ländliches  Ge- 
sindc  (..Ehehalten' ),  sowie  andere  (lassen  der  ländlichen  Bevölkerung  (Wirthc,  Tage- 
lohner  u.  s.  w.)  werden  nach  Falirnissansclilag,  Einkommen,  Gutdünken  mit  besteuert. 
Ausser  dieser  Hauptmasse  des  altbestcuertcn  Volks  werden  jetzt  jedoch  auch  die 
Beamten  (auch  adlige)  besteuert,  und  zwar  die  höheren  ftlr  das  Einkommen  ohiif, 
die  niederen  fnr  dasjenige  mit  dem  Gehalt  dabei  (10  °/0i;  ferner  andre  Diener  ti. 
Dienerinneu  für  ihren  Lohn  (mit  45  Pfenn  von  Pfunde  zu  240  Pf.)  und  sonstige 
Personal- Kategorien ,  u.  A.  auch  die  Geistlichen,  besonders  die  niederen.  Die  Be- 
steuerung greift  aber  schon  Ober  die  Personen  hinaus  und  sucht  gewisse  Erträge 
des  Inlands  als  solche  zu  treffen,  z.  B.  wenn  Zinse  an  weltliche  ..Ausländer" 
(Steuerfuss  '/., !)  hinausgehen.  Mancherlei  Spectalbestimmungen  und  Modificationen 
des  Princips  finden  sich  bei  der  Besteuerung  des  Besitzes  „ausländischer"  geistlicher 
Fürsten.  Ucbcrhaupt  «ine  Fülle  von  Detail  best  immun  gen  über  die  subjek- 
tive und  objective  Stctierpflicht,  Fo  ren  sc  n -Besteuerung,  an  Fremde 
hinausgehendes  und  an  Einheimische  von  auswärtigem  Besitz  hinein  - 
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gehendes  Eiukouitnen,  üW  Adel,  Geistliche,  ü)»er  «  inzelne  andere  Classeii, 
buppelb  estcnerung  u.  dgl.  ui. 

Solche  Bestimmungen  zeigen,  dass  man  es  schon  mit  einein 
schwierigen  Steuerproblem  zu  thun  und  dies  erkannt  hatte  und 
nach  Möglichkeit,  soweit  die  Privilegien,  das  Stande-  und  Classcn- 
wesen  und  die  Anschauungen  der  Zeit  es  erlaubten,  nach  „Allge- 
meinheit", freilich  noch  durchaus  nicht  nach  gerechter  „Gleich- 
mässigkeit"  der  Sätze  strebte.  Der  Hauptdruck  lag  stets  auf 
der  bäuerlichen  ländlichen  Bevölkerung.  Auch  die  da- 
neben noch  apart  bewilligte,  auf  die  drei  Stände  repartirte  Standes- 
steuer wird  doch  iheilweise  wieder  ähnlich  aufgebracht,  indem 
die  zunächst  besteuerten  Glieder  (landsässiger  standsehaftlicher 
Adel,  Prälaten,  auch  wohl  die  Städte,  die  Landbesitz  haben)  ihre 
Quote  mit  auf  ihre  Unterthanen  legen. 

Diese  Steuereinrichtung  erhält  sich  mit  kleineren  Abweichungen 
geraume  Zeit.  Die  „Landsteuern"  werden  jedoch  gegen  Ende  des 
16.  und  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  schon  regelmässiger,  z.  B. 
auf  grössere  Jahresperioden  bewilligt,  in  denen  sie  (z.  H.  in  einer 
tf,  9jährigen)  dann  so  und  so  viel  mal,  etwa  in  3  Jahren  2  mal 
oder  in  bestimmten ,  im  Voraus  festgesetzten  Jahren  zu  erheben 
sind.  Die  Veranlagung  erfolgt  nicht  jedesmal  von  Neuem,  sondern 
nach  den  alten  Katastern.  Von  Einzelheiten  sind  Festsetzungen 
von  Taxwerthen  von  Vermögensobjecten  in  den  Instructionen  (z.  B. 
llir  Vieh),  danu  besonders  die  genauere  Unterscheidung  der  Hechts- 
qualität des  bäuerlichen  Besitzes,  wonach  sich  wieder  der  Steucr- 
t'uss  mit  richtet,  bemerkenswerth.  Von  den  indirecten  Steuern 
bürgert  sich  der  Bier  aufschlug  ebenfalls  als  bleibende,  bez. 
regelmässig  von  Neuem  bewilligte  Einnahme  ein  und  wird  schon 
besonders  wichtig.  Bereits  erreichte  der  Ertrag  der  Aufschläge 
die  Höhe  der  directen  Landsteuer  (um  KJ12). 

Während  des  30jährigen  Krieges  vermehrt  sich  die  Steuerlast 
natürlich  ungemein,  n.  A.  auch  durch  die  „Kömermonate"  für  das 
Keich,  die  Baiern  genau  entrichtete. 

Z.  B.  1635— 1M44  S15,  mit  1,1S9,00()  fl.,  Hoffmann,  S.  85. 

Statt  von  den  Ständen  selbst  wurden  aber  von  deren 
Ausschnss  (den  „Verordneten")  die  Steuern  bewilligt,  öfters 
anch  eigenmächtig  vom  Fürsten  ausgeschrieben,  und  die  land- 
schaftliche Steuerverwaltnng  mehr  und  mehr  von  ihm  Übernommen. 
Auch  für  die  Kriegssteuern  blieb  die  Hauptform  die  Ver- 
mögens-,  Einkommen-  und  Personn  Isteue r,  aber  mit 
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Mitbclastung  der  weltlichen  und  geistlichen  fJrundhcrrcn,  der  Zin- 
sen und  (Jilten,  der  städtischen  Häuser,  Bürger,  Kinwolmcr  u.  s.  w. 
(nacli  Classcnsätzcn);  so  1638:  d.  h.  eine  erhebliche  Ausdehnung 
der  „Allgemeinheit"  und  cinigermaassen  seihst  der  „Gleichmassig- 
keit"  unter  starker  monarchischer  Gewalt  (Curfürst  Max)  auch  hier, 
wobei  schon  die  politische  Maxime  des  öffentlichen  Wohls  und 
des  Landesbedarfs  zur  Motivirung  dient  und  n.  A.  die  Landschaft  zu 
den  Kosten  der  Landesverteidigung  (mit  *  3)  und  der  fürstlichen 
Schulden  Beiträge  übernimmt.  Das  Aufschlagsy stem  wird  aus- 
gedehnt (1(>34  auf  Schlachtvieh  und  Fleisch)  uud  durch  Er- 
höhung der  Sätze  ergiebiger  gemacht  (Wein, '  besonders  aber 
Bier). 

Hier  kommt  zu  dum  alten  „rr-ten  Pfennig"  per  Mnass  lti-54  ein  zweiter,  1(112. 
K>7(»  ein  «Irittvr ,  1T0(»  ein  vierter,  der  vorübergehend  wieder  aufgehoben  wird. 
..Allenthalben  getroffene  (Kompositionen  verringerten  dies«-  Sätze.'4    ( II  o  ff  man  n). 

Wie  immer  nach  grossen  Kriegen,  blieb  auch  hier  im  Frieden 
ein  grosser  Theil  der  Steuerlast  bestehen  und  zeitweilig  mussten 
harte  Vermögens-,  Einkommen-,  Kopfsteuern  den  ausserordentlichen 
Bedarf  für  Kriege  (Türkenkrieg,  spanischer  Erbfolgekrieg,  bez. 
österreichischer  Krieg)  decken.  Schuldenwesen,  Militär,  Landes- 
cultur,  Verbesserung  der  Kammergllter  u.  s.  w.  bedingten  aber 
auch  mehr  bleibende  ordentliche  Steuern.  Unter  diesen  treteu 
die  Aufschläge,  besonders  auf  Bier,  auch  bereits  auf  Tabak 
(mehr  aus  sitten-  und  luxuspolizeilicher  Tendenz,  Kib'9),  vorüber- 
gehend auf  Getreide  (1702)  mehr  hervor.  Aber  die  wenig  ver- 
besserten Landsteuern  nach  altem  Aulagefuss  (von  lt>12,  z. 
Th.  v.  1594)  bleiben  die  Hauptsache.  Der  Landtag  kommt  nach 
langer  Pause  noch  einmal  1609  zusammen,  aber  ohne  entsprechen- 
den Erfolg  für  die  Steuerreform.  Von  da  an  ist  der  etwas  ver- 
änderte Verordnetenausschu88  wieder  die  dem  Landesherrn 
gegenüberstehende,  wenig  mächtige  Instanz  in  Finanz-  und  Steuer- 
sachen. Auch  die  steigenden  Militär-  und  Kriegsausgaben  (Ende 
des  17.,  Anfang  des  18.  Jahrhunderts)  wurden  ausser  durch  ver- 
schiedene ausserordentliche  Steuern  und  Schulden  durch  Multipla 
(mehrfache  Sinipla)  der  alten  Steuern  (Standessteuern, 
Landsteuern  der  Untcrthanen,  nach  der  AnInge  von  1594  und  1012, 
also  jetzt  sehr  ungleichmässig,  dazu  Steuern  der  übrigen  „Unbe- 
freiten")  bestritten.  Diese  reelle  Steigerung  des  Stcuerfusses  musste 
die  Unglcichmässigkeiten  alter  Steuern  natürlich  noch  viel  empfind- 
licher machen,  vollends,  da  das  Multiplum  für  die  einzelnen  Steuern 
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ungleich  war,  z.  Ii.  mehrfach  das  nur  Zweifache  bei  der  Standes-, 
das  Dreieinhalbfache  bei  der  Unterthanensteuer.  Die  Mängel  sta- 
biler Kataster  (hier  bei  der  alten  vermögenssteuerartigen  Land- 
steuer der  Unterthanen  doch  wesentlich  rohe  Grundsteuerkataster) 
traten  auch  hier  immer  schärfer  hervor,  je  länger  die  Zeit  der  Ver- 
anlagung und  die  Katastrirnng  zurücklag  und  je  verschiedener  die 
Verhältnisse  der  einzelnen  Landesthcile,  Ortschaften  und  Höfe  in 
dieser  langen  Periode  geworden  waren. 

Zu  durchgreifenden  Reformen  kam  es  aber  auch  noch  im  18. 
Jahrhundert  nicht.  Auch  in  neuen  Kriegsläuften  (1740  ff.)  werden 
doch  in  der  Hauptsache  die  alten  directen  Steuern  mit  ihrer  ver- 
alteten Veranlagung  beibehalten,  nur  auf  einige  andere  Personal- 
uud  Einkommenkategorien  ausgedehnt  und  in  ein  wesentlich  bloss 
formales  System  von  9  „Classen"  directer  Steuern  ge- 
bracht. Die  Steuerausschreibung  bestimmte  dann  verschiedene 
und  in  den  einzelnen  Jahren  wieder  wechselnde  Multipla  des 
Simplums  jeder  Classe,  wobei  wie  gewöhnlich  die  für  die  Maasse 
der  Landbevölkerung  bestimmten  „Landsteuern"  am  Höchsten, 
meist  iu  2 — .Stach  so  hohen  Multiplis  als  bei  den  anderen  Stcuer- 
classen  angesetzt  wurden. 

I.  Cl.  Staudsteuern,  meist  2  fach,  aber  auch  1  —  1  '/„fach ,  selten  höher.  II.  Cl. 
Landstcuern .  3,  .M1/,,  4iach,  selten  niedriger,  später,  Ende  des  IS.  Jahrh.  5,  selbst 
Ofach,  1II.C1.  „Composmonen  •  meist  wie  Cl.  I,  IV.  Cl.  Herrcngiltstcuern  dsgl.,  V.  Cl. 
Siaatsgliiu  biger  in  ziemlich  ähnlichem  Satze,  später  l'/^fach.  VI.  Cl.  gewisse  l'rivat- 
kapitalisten  meist  2 fach ,  VII.  Cl  Inwohnersteuern  dsgl.,  VIII.  Cl.  WiJumsteuem  2, 
spriter  meist  1  fach,  IX.  Cl.  „Kourageanlage"  dsgl. 

Das  Hinzielen  auf  „allgemeine"  und  nach  dem  einmal  angenom- 
menen Verhältniss  fiir  „glcichmüssig"  geltende  directe  Itesteuciung 
aller  Classen,  Personen,  Erträge,  von  den  unbedingt  befreiten  ab- 
gesehen, ist  wohl  erkennbar  und  für  das  18.  Jahrhundert  mit 
seiner  deutlicheren  Tendenz  zur  gerechteren  und  wirtschaftlich 
richtigeren  Vertucilung  der  Steuerlast  characteristisch.  Aber  wie 
grob  mechanisch  diese  Combination  so  ungleichartiger  Elemente! 
Wie  nothwendig  ein  Bruch  mit  solchem  „System"  und  ein  Neubau, 
wie  unvermeidlich  die  tiefere  Umgestaltung  des  Steuerwesens  im 
19.  Jahrhundert,  der  Uebcrgang  in  allgemeine  rationelle  Ertrag- 
steuern oder  zur  Einkommensteuer  war,  das  ergiebt  sich  aus  solchen 
Verhältnissen  mit  Notwendigkeit. 

Ein  174«  einmal  gemachter  Versuch  einer  aligemeineren  classificirten  Personal- 
nnd  Erwerbsstaatsstcuer,  welche  mit  ihren  Stufensät/.en  nach  Berufen,  Gewerben, 
Betriebsumfang,  Hofgrösse  auf  eine  ganz  rohe  Einkommensteuer  hinauskam  (Holl- 
inann  S.  15">),  war  verfrüht,  und  wurde  zu  Gunsten  des  alten  Systems  wieder  ver- 
lassen    An  einzelnen,  beachtenswertheu,  nur,  wie  es  scheint,  ziemlich  erfolglosen 
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Bestimmungen  des  Stcuerrechts  hat  es  nicht  gefehlt.  So  wird  die  bis  auf  20  0/o  der 
Zinsen  gehende,  übrigens  viele  Exemtionen  enthaltende  „Kapitalsteuer1*  u.  A.  durch 
Versagung  des  Rechtswegs  bei  gerichtlichen  Klagen ,  bis  die  Stcucriuittungcu  vorge- 
bracht seien,  zu  sichern  gesucht  (1765);  trotzdem  war  der  Ertrag  minimal  (.1790, 
357  fl.  I).  {  Hol  tmann  S.  156,  162.)  Als  ferner  die  Laudsteuer  Endo  d.  Jahrhunderts 
bis  auf  das  6fache  hatte  erhöht  werden  müssen,  sollte  die  Grnndhcrrschaft  selbst  da- 
von Simpla  tragen,  eventuell  sich  die  Anrechnung  dieses  Betrags  vom  Grund- 
holden  "bei  dessen  Zahlungen  gefallen  lassen  müssen,  aber  auch  das  wird  schwerlich 
erreicht  sein.    (Eb.  S.  166). 

Aus  den  von  Ho  ff  mann  (S.  159  ff.,  200  ff.»  mitgetheilten  FinanzQbersichtcn 
für  1777  und  1800  (nach  v.  Krenneri  ergeben  sich  einige  Thatsaehen  von  allge- 
meinerer Bedeutung  für  die  Beurtheilung  des  deutschen  Territorialfinanzwesens  am 
Schluss  der  ..alten  Zeit."  Die  „Staatsauflagen'-  aller  Art  überwiegen  in  «1er 
ganzen  Netto-Einnahme  bereits  weit  (1777  3.21  M.  fl.  von  4.38  M.  fl.),  obwohl  unter 
den  uhrigen  Einnahmen  aus  Ertragen  der  Staatsgüter  und  aus  Kenten  nutzbarer 
Rechte  auch  steucrartige  wie  Salzgefällc,  sowie  aus  Salzhandcl.  Geriehtsge fälle  waren. 
Unter  den  Auflagen  befanden  sich  1777:  allgemeine  Grund-  u.  Vermögens- 
steuern 1.80S  M.  11.  (davon  Landsteuer  1  209,  Anlagen  mich  dem  lloffuss  O.M7, 
Weggelderaatz  als  Zugviehsteuer  -  seit  1765  —  0.110.  Staabbeitrag  der  Ge  ist- 
lichkeit  0.119  M.  fl.),  „Gewerbesteuern"  (specielle,  f.  Mühlen,  Tan/.,  Musik. 
0  019  M  fl.),  „Personalsteuern4  0.230  M  fl.  (darunter  besonders  eine  Familien- 
u.  Heerds teuer  in  Stadt  u.  Land  mit  0.09  M.  fl.,  Stempeltaxe  0.069,  der  Re^t 
Pferdcgclder  u.  Oonditionsstcuer,  Qoartierservis,  Thorsperrgeld,  Straftaxen,  Juden- 
toleranzgeldi.  Als  directe  Steuern  kommen  von  dem  Allen  vornehmlich  die  allge- 
meinen Vermögens-  u.  die  Familiensteuern  in  Betracht,  zusammen  1,898,000  fl., 
denen  dann  ein  Nettoertrag  der  i nd  i  re c  t  e  n  Steuern  von  nicht  sranz  2/3  dieser  Summe 
gegenübersteht:  1,155,000  fl..  wovon  74,000  fl.  Getränk-  u.  Viehungeid,  625,00011. 
Aufschläge,  grosscntheils  —  wohl  c.  85  °/()  -  auf  Bier,  der  Rest  auf  Wein  u. 
auf  Schlachtvieh  u.  Fleisch,  endlich  456,000  fl.  aus  Mauthen,  Accisen. 
Brücken-  u.  WetrztHlen.  Die  Mauth-  und  Acciseordnung  v.  1764  beruhte  mit  auf 
protectionistischen  Gesichtspuncten  (Seydel,  Staatsrecht  I,  104).  S.  weiteres 
mancherlei  Detail  bei  Hoffmann  a.  a.  o. ,  auch  f.  H00,  bis  wohin  sich  dio  Ein- 
nahmen aus  den  einzelnen  Steuern  absolut  u.  relativ  nur  wenig  verändert  haben. 

Das  Ergebni88  ist  demnach:  vorwaltende  Steuer-  und 
zwar  directe  Stcucrwirthschaft,  welche  in  der  rohen  Form  von 
Multiplis  alter  Steuern  sich  dem  unvermeidlich  wachsenden  Bedarf 
cinigermassen  angepasst  hat,  aber  ein  wirres  Conglomerat  vielfäl- 
tiger, ungleichartiger  und  ungleichmässiger,  vornehmlich  die  länd- 
lichen und  unteren  Classen  belastender  Steuern  darstellte.  Daneben 
indireetc  Steuern,  von  denen  die  wichtigste,  der  Bieraufschlag, 
soweit  er  Preis  und  Qualität  beeiuflusste,  doch  auch  überwiegend 
die  Massen  des  unteren  Volks  traf:  Steuerverhältnisse,  welche  den 
französischen  des  ancien  regime  in  diesen  Puncteu  der  Ungleich- 
mässigkeit  und  der  Mehrbelastung  der  ärmeren  Classen  doch  viel- 
fach gleichen. 

§.  35.  Von  anderen  Ländern  zeigt  Alt-WUrtemberg 
im  IG.  Jahrhundert  folgende  Steuern. 

Hoff  mann,  Fiu.  W.s  zu  Anf.  d.  16.  Jahrb.  S.  4S  II'.,  60  ff.  Ausser  manchen 
steuerartigen  Einnahmen  unter  den  Regalien  und  Gebühren:  d ireetc  Steuern  am 
Verinogenshesitz  und  Erwerb,  nämlich  1)  die  alte  Bede,  eine  feste  örtlich" 
Jahressteuer,  nach  Lagerhüchern  uorinirt,  für  ganze  Bezirke,  Gemeinden  und  Mar- 
kungen, mit  manchen  Ungleichheiten,  nach  verschiedenen  Rechbtiteln,  theils  in  Geld, 
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theils  in  Nataralien,  ursprünglich  wohl  ans  schütz-  und  schirmrechtlichen  Verhält- 
nissen hervorgegangen;  2)  der  „Landschaden1*,  »'ine  jährlich  auf  diu  Landschaft 
inr  Deckung  der  in  ungleichem  Maasse  zu  leistenden  Öffentlichen  Ausgaben  unigelegte 
Repartionssteuer ;  S)  Schätzungen  für  ausserordentliche  Bedürfnisse.  Vermögens- 
steuern, in  der  Hegel  nur  auf  besondere  ständische  Bewilligung,  bei  und  nach 
Kriegen,  dann  aber  schon  regelmässiger  werdend.  Da  sich  der  Adel  immer,  die 
Stifter  meistens  entzogen,  wurde  gewöhnlich  nur  die  Landschaft  getrolfen.  Abge- 
ordnete der  letzteren  theilten  die  Summe  auf  Städte  und  Acmter  aus,  die  unterste 
Grundlage  wurde  durch  individuelle  Selbstschätzung  gewonnen.  An  die  Stelle  von 
Nr.  2  und  3  traten  nach  1514  die  mit  den  Ständen  verabschiedeten  Landsteuern.  — 
Indirecte  Steuern:  1)  Zölle,  seit  1473  im  Lande  gleichmässiger  geordnet,  wobei 
Wein  eine  besondere  Hauptkategorie;  2)  Ungeld:  Abgabe  von  den  in  den  Wirth- 
schaften  verschenkten  Getränken,  besonders  Wein;  vornehmlich  eine  städtische  Abgabe, 
die  nur  örtlich  ganz  oder  theil weise  in  landesherrlichein  Besitz  stand.  —  In  den  steuer- 
technischen Principien  wurde  auch  später  nicht  sehr  viel  geändert,  die  directe 
Vermögenssteuer  wurde  im  17.  und  noch  im  18.  Jahrb.  auf  neue  Kataster  ge- 
gründet (1713  ff.),  Kopfsteuern  damit  verbunden,  die  Sätze  des  Ungeldes  und 
anderer  Accisen  gesteigert,  Stempelpapier  eingeführt  (1714)  (Schmoll  er, 
Epoch.  cL  preuss.  Finanzpol.  S.  63). 

Fränkische  Lande  der  Hohenzollern. 

S.  Kotelmann,  Fin.  Albr.  Achill's,  Ztschr.  f.  preuss.  Gesch.  III,  1  IT.,  auch 
Vocke,  Steuerwes.  im  16.  u.  17.  Jahrh.,  in  Anspach,  Arch.  d.  bist.  Vor.  f.  Mittel- 
franken, 1S70.  Hier  bestand  im  15.  Jahrhundert  unter  Albrecht  Achill  eine  tüchtige, 
wohl  geordnete,  gut  controlirte  FinaDzverwaltung,  deren  Grundsätze  und  Einrichtungen 
dann  z.  Tb.  für  die  Mark  Brandenburg  Muster  wurden.  Die  Bede  oder  Stouer 
war  auch  hier  ursprünglich  freiwillig  im  jedesmaligen  einzelnen  Bedarfsfall  gewährt, 
dann  kraft  fürstlicher  Machtvollkommenheit  ausgeschrieben  und  repartirt  worden,' 
ziemlich  regelmässig,  nur  mit  selteucn  Ausnahmen,  wenn  man  sie  einmal  entbehren 
konnte.  Mit  solcher  Bede  werden  z.  B.  1472  die  Soldaten  zur  Türkenhilfe  gestellt. 
Durch  Vertrag  mit  der  Landschaft  wurde  daun  diese  unregel massige  Steuer  in  eine 
feste  jährliche  „Gülte"  verwandelt.  In  Ortschaften  wie  Culmbach  finden  sich  Ab- 
gaben von  den  Handwerkern,  Badstubeu.  Sonst  mancherlei  Naturalabgaben  und 
Arbeitsleistungen,  die  mitunter  in  Geld  ablösbar  sind.  Die  wichtigsten  iudi  reden 
Abgaben  sind  Zölle  u.  dgl.  und  Ungeld  (von  jedem  verkauften  Fuder  Weins  oder 
Biers),  sowie  Zapfenzius  als  feste  Jahresabgaben  von  Wein-  und  Bierschenken  (Art 
Licenzabgabc). 

Alt-Hessen. 

Uebcr  alt-hessische  Steuern,  bes.  Vermögenssteuern,  s.  Hildebrand  in 
s.  Jahrb.  1S75,  B.  25,  S.  297  ff.  Bis  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  keine  Steuern, 
dann  für  Kömermonate,  für  Türkenstcuern  allgemeine  Vermögens-  und  Ein- 
kommensteuern. Im  17.  Jahrhundert  Erhebung  der  Steuern  nach  den  alten  Katastern, 
mit  ungenügenden  Kectificationen .  Ende  d.  17.  Jahrb.  ist  die  alte  Vermögens-  und 
Einkommensteuer  auch  hier  mehr  eine  Gombination  von  Grund-,  Gefall-. 
Gewerbe-,  Viehsteuern  geworden.  1741,  1764  wird  ein  freilich  noch  ziemlich 
rohes  Grundsteuersystem,  doch  mit  der  reinen  Kente  als  Grundlage,  eingerichtet. 
Die  Ritterschaft  bleibt  frei  von  den  älteren  Steuern,  niedriger  besteuert  auch  später. 
Nach  1S14  werden  die  alten  Steuern  an  Stelle  der  westfälischen  wieder  eingesetzt! 

§.  36.  Kur-Sachsen.  Ein  gutes  Beispiel  der  Steuerent- 
wicklung unter  dem  Anwachsen  des  öffentlichen  Bedarfs,  nach  der 
politischen  Seite  —  Steuerbewilligung  im  Zusammenbang  mit 
den  Landstanden  —  und  nach  der  technischen  Seite  — Art  der 
gewilhlten  Steuern,  Einbürgerung  indirecter  neben  diiecten,  Um- 
gestaltung der  letzteren  —  bietet  auch  die  Steuergeschichtc  Kur- 
Sachsens  vom  15.— 17.  Jahrhundert. 

A.  Wagner,  Finanxwiwonschaft  III.  6 
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S.  Falke,  Tüb.  Ztachr.  B.  30,  S.  395  ff".,  B.  31,  S.  114  ff.,  gute  Uebersicht  der 
Ilaaptpuncte  in  dem  Kesume  S.  180— 1S2. 

Die  Beden  lassen  sieb  hier  als  ausserordentliche  Beihilfen  an 
den  Landesherrn  bis  in  die  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  zurüek- 
verfolgen.  Einzelne  Städte  Übernahmen  schon  seit  Ende  des  13. 
Jahrhunderts  feste  jährliche  Abgaben  („ Jahrrenten").  Aehnlich 
wurde  die  „Landbede"  oder  „ordentliche  Bede"  vom  länd- 
lichen Grundbesitz  (Adel,  Klöster)  im  14.  Jahrhundert  in  eine  teste 
jährliche  Abgabe  umgewandelt.  Neben  diesen  ordentlichen  Stadt- 
und  Landbeden  kamen  aber  im  14.  Jahrhundert  für  neue  ausser- 
ordentliche Bedürfnisse  neue  ausserordentiche  Beden  auf, 
welche  von  den  Ständen  der  einzelnen  Laudestheile  speciell  bewilligt 
wurden,  regelmässig  als  Abgaben  vom  und  nach  dem  Grund- 
besitz (unbeweglichen  Vermögen)  in  Quoten  des  Jahresgrund- 
zinses. Ein  wichtiger  weiterer  Schritt  erfolgte  1438,  indem  vou 
da  an  regelmässig  allgemeine  Landes versam ml un gen  (zu 
Leipzig)  Steuern  bewilligten,  so  damals  zur  Bezahlung  der  zu  über- 
nehmenden landesherrlichen  Schulden,  nachdem  man  eine  vor- 
geschlagene allgemeine  Vermögenssteuer  verworfen,  in  Form  einer 
„Zise",  d.  h.  hier  einer  Verkaufsabgabe. 

Die  Verkäufer  hatten  sie  bei  jedem  Kaufgeschäft  von  gewissen  benannten  Waaren 
im  Retrag  von  '/M,  wenn  sie  Inländer,  von  7J(>  wenn  sie  fremde  Kaufleute  waren 
(,.30.ste"  und  ,.20.stok  Pfennig)  zu  entrichten.  Steuerpflichtige  Objecto  waren  die 
(Jetränke  (in  Fässern  oder  verzapft).  Getreide  (ausser  Brot  und  Kleie),  Feld-  und 
Gart.-nfrüchte,  alles  Marktvieh,  alle  Erzeugnisse  und  Arbeitsstelle  der  Handwerke, 
Gcldumschläge,  Wechsel.  Manche  Befreiungen,  u.  A.  die  Producte  von  Adel,  Geistlich- 
keit, das  von  Bürgern  im  Weichbild  gewonnene  Getreide  (s.  Falke  a.  a.  0.  B.  30,  S.  401). 

Aus  dieser  auf  kurze  Termine  verwilligten,  aber  wiederholten 
Besteuerung,  in  welcher  wohl  die  Tranksteuer  schon  am  Wichtigsten 
war,  entwickelte  sich  später  eine  eigentliche  indirecte  Ver- 
brauchssteuer, besonders  auf  Getränke.  („Ungeld",  „Trank- 
steuer"). 

So  1470  eine  Tranksteuer  von  5  Groschen  für  das  Fass  Bier,  Wein,  Meth  auf 
0  Jahre.  Beim  Bier  wurde  dio  Steuer  bald  auf  das  Gebräu  selbst  gelegt,  in  d«n 
Städten  und  beim  Adel,  woneben  in  W  irt  hshäusern  die  Zapf  gebühr  wohl  fort- 
dauerte. Vorübergehend  wurde  das  Ungeld  auf  Getreide,  Brot,  Fleisch  in  den  Städten 
ausgedehnt  (1481).  Seit  1502  wird  die  Tranksteucr,  besonders  auf  städtisches 
Brau-Bier  immer  regelmässiger,  wofür  die  Städte  aber  nach  einem  möglichst  ge- 
sicherten Brau-,  bez.  Absatzmonopol  streben.  Diese  Tranksteuer  wurde  in  verschie- 
denem Betrage  und  für  verschiedene  Zeiträume  bewilligt,  aber  schliesslich  als  Haupt- 
mittel zur  Bezahlung  der  fürstlichen  und  Landesschulden  bleibend  und  somit  zu  einer 
„ordentlichen"  Steuer.  Wo  sie  von  Bier,  Wein  dem  Zapfwirth  aufgelegt  war,  wnnl«' 
sie  von  diesem  durch  Maassverklcincrung  oder  Preiserhöhung  fortgewälzt.  (Pctail> 
aus  d.  10.  Jahrb.  bei  Falke  B.  30,  S.  415,  439).  Zeitweilig  kamen  auch  ausser- 
ordentliche Tranksteuern  (auch  speciell  für  Wein)  ausserdem  hinzu. 
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So  bürgerte  sich  die  indirecte  Steuer  form  in  Sachsen 
definitiv  ein,  besonders  zur  Besteuerung  der  Städte  und  mittelst 
deren  theils  rechtlichen,  theils  factischen  Absatzmouopols  zur  Be 
Steuerung  des  Getränkeconsums  überhaupt.  In  der  Acciseverfassuug 
des  17.  und  18.  Jahrhunderts  ging  man  in  Sachsen  wie  im  preussischen 
•Staate  in  dieser  Richtung  dann  consequent  und  erheblich  weiter 
and  gelangte  zu  einem  allgemeinen  Accisesystem  (endgiltig 
?eordnet  1707). 

S.  speciell  Uber  die  Floischsteucr,  bes.  in  Leipzig.  Gerlach,  Fleischconsum 
Uipzigs,  Diss.,  198«,  S.  3S  H. ;  auch  in  Conrad 's  Jahrb.  1>8Ü. 

Die  directe  Besteuerung  blieb  aber  daneben  in  ihrer  Ent- 
wicklung nicht  zurück,  wenn  sie  auch  im  16.  Jahrhundert  zunächst 
vornehmlich  die  ausserordentlichen  Deckungsraittel  für  die 
Türkenkriege,  Befestigungswesen  und  sonstige  Kriegsausgaben  zu 
liefern  hatte.  Lieber  den  Umfang  der  Beteiligung  an  diesen  Lasten 
lagen  die  einzelnen  Stände  und  Classen  stets  im  Streit,  Adel, 
speciell  wieder  die  Grafen  und  Herren,  Prälaten,  Städte  und  Bürger. 

Die  Hanptform  war  die  allgemeine  Vermögenssteuer  von  allem  nutz- 
''W-  gelegentlich  auch  von  allem  Vermögen  (mit  bestimmt  benannten  Ausnahmen, 
*w  Silbergeschirr ,  Geschmeide  und  bei  armen  Leuten  Zugvieh),  z.  B.  mit  1  %  von 
der  Ritterschaft,  17s°/o  TOn  Städten,  Prälaten,  bäuerlichen  Unterthancn  (so  1502); 
daneben  cinkommensteuerartige  Abgaben  von  den  Besitzlosen.  Eine  ähnliche, 
iafanga  ausserordentliche  directe  Steuer  i)546  und  später)  war  die  sog.  Schock- 
•teaer,  e Unfalls  eine  allgemeine  Vermögen-  und  Einkommensteuer. 
'Üe  in  allmählich  erhöheten  Pfennigquoten  vom  Schock  (iroschen  sich  später  als 
wribende  hauptsächliche  directe  Steuer  („  Lands  teuer")  neben  der  Trankstcuer  für 
die  Deckung  der  Regierungsausgaben  einbürgerte. 

f)  Oesterreichische  Monarchie,  besonders  die  dcutsch-slavischen 

Erblande. 

§.  37.  In  den  österreichischen  Landen,  speciell  auch  in 
Lieder-Oesterreich  (Wien)  sind  indirecte  Abgaben,  sog. 
L nge  1 1 ,  besonders  'Tran k steuern  auf  Wein,  Bier,  Meth  schon 
verhältnissmä8sig  früh  als  landesfürstliche  Steuern  aufgekom- 
men (14.  Jahrhundert)  und  haben  sich  dauernd  eingebürgert. 

S.  Bruder,  Finanzpol.  Kudolf  IV,  S.  4  ff-,  K.  Schalck,  OcsLs  Finanzverwalt. 
U12 — 143G,  Wien  IbSl,  Obcrleitncr,  Gests  Fin.  u.  s.  w.  unter  Ferdinand  I.,  S.  10. 
Jer'.,  Finanzlage  Nied.-Oesterr.  i.  IG.  Jahrh.  S.  14,  23  fl".,  daselbst  u.  A.  manche 
Vielheiten  aus  den  Tarifen. 

Der  grössere  Bedarf  für  die  Türken  kriege  u.  s.  w.  steigerte 
^e  Steuersätze ,  vermehrte  die  Steuern ,  drängte  zur  Ausdehnung 
^Einbürgerung  der  indirecten  Steuern  (Bier,  Zölle,  Ver- 
brauchssteuern) und  führte  zu  ausserordentlichen  directen 
«Türkensteuern"    in  der   Form  von  Vermögens-,  Ein- 
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kommen-,  Personal-  und  Standessteuern,  wie  im  Deutschen 
Reich,  nur  dass  diese  Steueru  in  Oesterreich  wirksamer  durch- 
geführt wurden.  Die  Entwicklung  ist  im  16.  Jahrhundert  in  den 
einzelnen  staatsrechtlichen  Gebieten  selbständig,  aber  unter  dem 
Druck  gleicher  Verhältnisse  und  wohl  auch  unter  der  Einwirkung 
des  Beispiels  ähnlich.  In  Nieder-Oesterreich  dienten  im 
10.  Jahrhundert  zur  Ergänzung  des  landesflirstlichen  Einkommens 
zunächst  die  von  den  Ständen  zu  bewilligenden  Contributionen, 
deren  Normalsatz  seit  1542  der  1  °/0  Gültanscblag  von  dem  Er- 
trägniss  des  landschaftlichen,  der  1* ,  s  °/0  Auschlag  von  demjenigen 
des  unterthänigen  Grundbesitzes  (incl.  Vieh)  war. 

Hiernach  waren  auch  die  oberen  Stände,  einheimische  Prälaten  und  fremde 
geistliche  Fürsten,  Herrenstand,  Adel  und  Ritterschaft,  ebenso  Pfarreien  und  Stiftungen 
contributionspfliebtig ,  wenn  auch  in  geringerem  Maassc  als  die  Dnterthanen.  Diese 
Gült,  anfangs  zur  Hälfte  erhoben,  stieg  im  16.  Jahrhundert  auf  das  l1/a,  2,  27* fache, 
woneben  die  Stände  auch  wohl  noch  Soldaten  auf  eigene  Rechnung  stellen  und  unter- 
halten inussten.    Im  Wesentlichen  war  diese  Contribution  eine  Grundertragssteuer. 
Anfang  des  16.  Jahrhunderts  meist  im  Jahresbctrage  von  16  —  20,000,  später  und 
Ende  desselben  meist  von  150,000  fl.  und  mehr,  Summen,  welche  in  Fliedenszeit 
namentlich  zur  Berichtigung  der  von  den  Ständen  zu  übernehmen  gewesenen  Hof- 
schulden  dienten.    Zur  Ergänzung  des  Steuerbedarfs  kamen   um  so  mehr  weitere 
directe  und  indirecte  Steuern  in  Betracht:  von  jener  die  Urbars teuer  (der 
„Hausguldon").  mit  bestimmten  festen,  nach  und  nach  gesteigerten  Sätzen  von  jedem 
Haus,  bez.  behausten  Gute  in  den  Städten,  Märkten    und  (wohl  wie  in  Böhmen 
von  der  „Ansässigkeit")  auf  dem  Lande;  ferner  eine  Kopfsteuer,  die  Leibsteuer, 
wöchentlich  1,  auch  2  Pfennig  (Ende  des  16.  Jahrhunderts  aufgehoben);  dann  die 
ausserordentlichen  Türkensteuern,  /..  B.  1523  in  folgender  Weise  normirt: 
von  Waaren,  Gütern,  Kenten,  Zehuten,  Bergrechten,  von  liegendein  Gelde,  von  Besol- 
dungen von  100  fl.  7a       von  50  fl.  2  Schill.,  von  25  fl.  1  Schill.;  für  die  höhereu 
Stände  (Geistliche,  Adel,  Doctoren)  eine  abgestufte  Standes-Kopfsteucr  von  5,  4,  3,  2, 
1  fl.    Weiter  steuerten  ein  Edelmann,  Pfarrer,  Vicar,  Bürger  von  seinem  Besitz  im 
Werth  von  1000  fl.  1  fl.,  von  unter  1000—500  */8  fl.,  von  500—100  fl.  2  Schill.,  von 
100—50  fl.  1  Sch..  von  50—25  fl.  7a  Sch.    Bei"  den  Bauern  ermässigten  sich  diese 
Sätze  in  denselben  Werl  belassen  des  Besitzes  etwa  auf  die  Hälfte,  bei  Bäuerinnen 
noch  mehr.    Besoldete  Priester  zahlten  vom  11.  Einkommen  1  Kr.;  Handwerker  und 
nicht  angesessene  Knechte  12  d.  p.  Kopf,  alle,  die  weniger  als  25  fl.  besitzen,  auch 
Mönche  und  Nonnen  10  d.  ;  alle  Personen,  die  das  Sacrament  empfangen  4  d.:  von 
Kleinodion  war  von  100  fl.  2  Sch.  zu  zahlen.  Also  eine  classifieirte  Vermögens-, 
Einkommen-,  Personal-,  Standes-  und  Kopfsteuer  (s.  Oberleitner,  Fin.- 
lage  Nied.-Oesterr.,  S.  27,  woselbst  auch  die  Sätze  von  späteren  ähnlichen  Steuern 
im  16.  Jahrhundert). 

Daneben  werden  die  indirecten  Steuern  ergiebiger  gemacht, 
besonders  Ungeld  (Zapfenmaass,  Tranksteuer),  das  z.  B.  1568 
verdoppelt  wurde. 

Die  Einrichtung  war  die  einer  „Schankste uer"  nach  der  Höhe  des  Absatzes, 
nehmlich  von  jedem  Eimer  gegen  Geld  ausgeschenkten  („verzapften")  Getränkes  mussten 
6  „Aehterin"  von  den  Consumenten  gezahlt  werden,  indem  der  Wirth  entsprechend 
<las  Mass  verkleinerte  und  statt  35  jetzt  41  Achterin  aus  dem  Eimer  machte.  Er 
hatte  in  Geld  p.  Maass  die  Steuer  abzuführen.  Ferner  wurden  Aufschläge,  (bei. 
Zölle)  von  verschiedenen  Waaren  theils  beim  Verkauf  im  Inlande  und  bei  der 
Ausfuhr  (von  Wein,  Bier,  Meth,  Branntwein,  Getreide,  Vieh  uud  anderen  ländlichen 
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PnxJacten,  Fische»,  Fleisch,  in  Werthquoten  und  in  spcrihVheu  Sätzen\  theils  bei 
der  Einfuhr  und  bei  der  inländischen  Production  von  gewissen  feinen 
Lumswaaren  (Gold-  und  Silberwaaren,  kostbaren  Klcidungsstoflcn  u.  dpi.,  Hauch- 
werk, Ulassachen)  nach  dem  Werth  erhoben.  Auch  die  Mauthen  mit  ihren  Zöllen 
haben  zum  Theil  den  Character  indirecter  Steuern.  Unter  den  landesfilrstlichcn  Ein- 
nahmen gehören  die  erheblichen  aus  den  Salzämtorn  (besonders  dem  Wiener) 
ebenfalls  theilweise  hierher.  Im  Ganzen  haben  sich  so  schon  im  16.  Jahrhundert  die 
iudirecten  Steuer- Erträgnisse  stark  gesteigert,  so  dass  sie  nicht  immer  so  gar  viel 
hinter  den  directen  Steuern  (incl.  Contributionen)  zurückblieben. 

§.  38.  Von  anderen  österreichischen  Ländern  ist  Böhmens 
Steuergescbichte  vom  16.  ins  17.  Jahrhundert  durch  Gindely, 
Schlesiens  für  dieselbe  Periode  durch  Kries  eingehend  nach  der 
technischen,  administrativen  und  politischen  Seite  behandelt  worden. 

S.  Gindely,  Wiener  Akad.schr.  B.  18,  18(59,  S.  80— 165;  Kries'  o.  S.  34 
gen.  eigene  Schrift  Diese  ausgezeichneten  Arbeiten  liegen  der  folgenden  Darstellung 
zu  (irundc.  Sie  ist  absichtlich  etwas  eingehender  gehalten,  um  mit  diesen  guten 
Beispielen  einen  genaueren  Einblick  in  deutsches  schon  entwickelteres  territoriales 
Steuerwescu  im  16.  Jahrhundert  zu  geben.  B<-i  den  oftmaligen  Veränderungen  der 
Massregeln,  welche  zunächst  immer  noch  bloss  fUr  einige  Jahre  getroffen,  weun  auch 
Ende  des  16.  Jahrhunderts  schon  gewöhnlich  wiederholt  werden,  und  bei  der  Vcr- 
wickokheit  der  einzelnen,  sich  den  Standesverhältnissen  anschliessenden  Bestimmungen 
ist  es  schwer,  das  Wesentliche  in  Kürze  zusammenzufassen.  Nur  das  Detail  giebt  ein 
volles  Bild  des  bunten  Steuergemenges,  das  zunächst  wie  ein  Chaos  erscheint  und 
d.naoch  gewisse  principielle  Tendenzen  in  sich  birgt. 

Man  erkennt,  wie  der  wachsende  Finanzbedarf  doch  in  den 
einmal  gegebenen  wirthsebaftlichen  und  rechtlichen  Verhältnissen 
auf  die  ausgedehntere  Anwendung  des  Grundsatzes  der  Allge- 
meinheit hinwirkt  und  bestimmte  Hauptsteuern,  directe 
Vermögens-,  aber  auch  schon  Immobiliar-Ertragssteuern, 
freilich  in  roher  Form,  indirecte  Steuern,  Trank-,  besonders 
Biersteuern,  Zölle,  nach  vergeblichen  Versuchen  mit  allgemei- 
neren Verkaufs  steuern,  aus  manchen  anderen  zur  Ergänzung 
dieser  Hauptsteuern  dienenden  kleineren  Steuern  in  den  Vorder- 
grund treten:  die  typische  Entwic klung  in  der  Folgezeit. 
Zugleich  ist  Böhmens  Finanz-  und  Steuergeschichte  ein  gutes  Bei- 
spiel für  die  Finanzen  eines  bedeutenderen,  von  den  Weltereig- 
nissen (Türkenkriege)  näher  berührten  Territorialstaats  des  16. 
Jahrhunderts,  der  schon  Hauptglied  eines  grösseren  Staatswesens 
geworden. 

Das  auch  in  Böhmen  zunächst  noch  immer  für  den  fürst- 
lichen und  den  öffentlichen  Landesbedarf  dienende  ordentliche 
königliche  Einkommen  überwiegend  privatwirthschaftlichen,  aber 
mit  manchen  Elementen  steuerartiger  Natur  versetzten  Oharacters, 
aus  Landgütern,  Bergwerken,  städtischen  Kammerzinsen,  Salzregal, 
Grenzzöllen,  Ungelt,  Bierabgaben,  reichte  bei  dem  Kriegsbedarf 
lange  nicht  mehr  aus,  auch  wenn  es,  wie  in  Böhmen  einmal  durch 
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den  den  königlichen  Städten  zur  Strafe  aufgelegten  Biergroschen, 
einseitig  durch  die  königliche  Gewalt  zu  vermehren  gesucht  wurde. 
Zur  immer  stärkeren  Ergänzung  traten  seit  Ferdinand  I.  die  stän- 
dischen Steuerbewilligungen  hinzu,  welche  allmählich  regelmässig 
und  höher  werden  mussten.  Der  Widerstreit  zwischen  den  Interessen 
des  Adels  und  der  Städte  untereinander  und  mit  der  königlichen 
Gewalt,  mit  wechselndem  Erfolge  für  die  Betheiligten  ausgefoebten, 
führte  zur  Wahl  technisch  verschiedener  Steuerformen  und  zur  mehr 
oder  weniger  hohen  Mitbelastung  des  Adels  und  der  Geistlichkeit. 
Von  den  Ereignissen,  welche  die  mancherlei  theils  geplanten,  theils 
kürzer  oder  länger  durchgeführten  Maassregeln  betreffen,  sind  wohl 
die  bemerkenswertesten  der  Kampf  der  höheren  Stände  wider  die 
allgemeine  Vermögenssteuer  zu  Gunsten  einer  ausgedehnten 
Verkauf s Steuer,  dann,  als  sich  letztere  practisch  nicht  bewährte, 
der  Ersatz  der  Vermögenssteuer  durch  eine  wesentlich  nur  die 
Städte  und  die  Guts-Unterthan en  treffende  Haus-  und  An- 
sässigkeitssteuer, endlich  die  grössere  Entwicklung  der  Zölle 
und  der  indirecten  inneren  Verbrauchssteuern,  beson- 
ders der  Biersteuer,  Steuern,  aus  deren  Verbindung  unter  ein- 
ander und  mit  einigen  anderen  Steuern  doch  im  ersten  Viertel  des 
17.  Jahrhunderts  eine  Art  rohes  Steuersystem  geworden  war. 

Die  Verkauf s Steuer  wurde  1534  an  Stelle  der  sonstigen 
Vermögenssteuer  einmal  versucht,  nach  italienischen  und  spanischen 
Analogieen  sie  kam  auch  in  Frankreich  vor,  §.  53  ff.  — ,  misslang 
aber  in  ihrer  ausserordentlichen  Unvollkommenheit  völlig. 

Sie  sollte  alle  möglichen  landwirtschaftlichen,  aber  auch  manche  industrielle 
und  alle  sog.  Kaufinannswaaren  treffen,  mit  */<»  des  Erlöses,  den  der  Verkaufer  (Kauf- 
mann' wöchentlich  auf  Treu  und  Glauben  anzugeben  hatte.  Auf  dem  Lande  traf 
sie  die  Unterthanen.  Schon  im  2.  Jahre  ihres  Bestehens  entzog  man  sich  dieser 
uber  lästigen  Abgabe  grossen  theils,  im  8.  völlig.  Es  fehlte  also  ganz  an  genügendem 
l'ontrolapparat.  Auch  ein  späterer  neuer  Versuch  (,,30.stc  Groschen"  vom  Verkauf 
jeglicher  Sachen)  verlief  nicht  viel  besser  (1570).  Erst  als  man  die  stets  nur  kurze 
Aoit  bestehende  Steuer  auf  einige  wenige  geeignete  Artikel  beschrankte  (1575,  1596, 
1505),  zuletzt  besonders  auf  Getränke,  Vieh,  Fische,  war  der  Erfolg  besser. 

Die  Hauptsteuer  war  längere  Zeit  eine  directe  allge- 
meine Vermögenssteuer  (1527—34,  1537—66). 

Die  Steuersub jeetc  derselben  waren  anfangs  die  Mitglieder  der  drei  Stände, 
die  Geistlichkeit,  die  freien  Besitzer,  die  Lehcnsleute,  welche  sich  wohl  an  ihren  Unter- 
thanen  oftmals  dafür  schadlos  hielten,  bis  diese  letzteren  seit  1542  auch  direet  als 
solche  mit  zur  Vermögenssteuer  veranlagt  wurden.  Das  Steuerobject  war  das 
unbewegliche  uud  bewegliche  Vermögen,  einschliesslich  Erb-  und  Kammerzinse  und 
Interessen  tragende  Kapitalien,  ausschliesslich  Kleider,  Kleinodien,  baares  unverzinstes 
Geld,  nach  Schätzungsanschlägen  auf  Grund  von  Fassionen  des  Adels  u.  s.  w.  Diese 
Steuer,  gewöhnlich  */«  %  vom  Vermögen,  also  bei  Annahme  5  %  Ertrags  fast  V*  von 
diesem,  war  jedenfalls  drückend  und  besonders  dem  Adel  lästig,  trotz  der  sicher  meist 
viel  zu  niedrigen  Einschätzungen. 
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An  Stelle  dieser  Steuer  trat  indessen  1567  eine  sogenannte 
Haa8stcner. 

Dieselbe  traf  nach  4  Classen,  am  Höchsten  in  den  kön.  Städten,  am  Niedrigsten 
auf  dem  Lande  die  Häuser,  bez.  die  „Ansässigkeiten"  der  Untcrthanen  auf  dem  Lande, 
d.  h.  die  einzelnen  bäuerlichen  Anwesen,  liess  aber  den  Adel,  auch  die  höhere  Geist- 
lichki'it  frei,  ausser  deren  städtische  Hänser  und  Kapitalbesitz,  für  welch'  letzteren 
diese  Stände  jetzt  eine  besondere  Steuer  zu  zahlen  hatten.  Diese  Steuerfreiheit  dauerte 
im  Wesentlichen  bis  1595,  wo  der  gesteigerte  Finanzbedarf  sie  zu  beschränken  nöthigte. 

Der  Adel  wurde  nun  nach  der  Zahl  der  bäuerlichen  Ansässig- 
keiten auf  seinen  Gütern  selbst  besteuert,  nur  für  den  eigens  be- 
wirtschafteten Besitz  blieb  er  frei.  Die  Hauptlast  trug  der  Bauer 
in  seiner  eigenen  „Haussteuer". 

Der  Gutsherr  hatte  die  Zahl  seiner  unterthänigen  bäuerlichen  Ansässigkeiten  an- 
zugeben, davon  seit  1595  seine  eigene  Steuerquote  zu  entrichten  und  seit  1567  die- 
jenige der  Unterthanen  zu  erheben  und  abzuführen.  Die  Steuersätze  wurden  gelegentlich 
erhöht,  aber  waren  wohl  für  die  einzelne  „volle  Ansässigkeit"  (deren  im  17.  Jahr- 
hundert auch  Quoten  unterschieden  werden)  gleich,  also  reell  ungleich  je  nach  der 
verschiedenen  Leistungsfähigkeit  der  einzelnen  Bauerhöfe.  Von  ihren  etwaigen  Miethern 
und  ihrem  Gesinde  konnten  die  besteuerten  Unterthanen  bestimmte  Beiträge,  so  vom 
Gesinde  V»  Lohns,  zur  Mittragung  der  Steuern  erheben.  Die  Pfarrgeistlichkeit 
war  schon  anfangs  auch  mit  einer  Haussteuer,  etwas  höher  als  die  Bauern,  belegt, 
der  gutsbesitzend c  höhere  Clerus  wie  der  Adel  behandelt. 

In  der  schwierigen  Finanzlage  1595  ff.  trat  zur  Hanssteucr  eine  zweite  directe. 
ähnlich  geordnete  Steuer  hinzu  (die  „Sammlung",  zbirka).  Auch  einzelne  specielle 
Klassen  werden  wohl  direct  mit  festen  Steuersätzen  belegt,  so  die  Schafmeister  und 
Schafknechtc.  —  Zur  Krgänzung  kam  1596  eine  allgemeine  Kaminsteuer  in  den 
ummauerten  Städten  und  auf  den  Adelshöfen  hinzu,  auch  zeitweilig  eine  gewerbliche 
Ladensteuer,  eine  Mühlstouer  nach  den  Mahlgängen,  selbst  einmal  eine  directe 
üetreidesteuer  vom,  bez.  nach  dem  Ernteertrag.  Zu  dem  System  der  directeu 
Steuern  gohörte  auch  eine  hohe  Judensteuer:  seit  1567  eine  Kopfsteuer  für  mann- 
licho  Juden,  in  verschiedenen  Sätzcu,  niedriger  für  Kinder  bis  10  Jahre,  höher  für 
die  älteren  iu  den  kön.  Städten  ansässigen;  auf  dem  Lande  zahlte  der  Jude  die  übliche 
Hausstcuer.  Später  höhere  Sätze,  andere  Altersclassen  (10 — 20  J.  u.  älter),  Steuor 
auf  weibliche  Personen  ausgedehnt,  Kopf-  und  Haussteuer,  letztere  2 — 3  mal  so  hoch 
als  für  Christenhäuser. 

Unter  den  in  direct en  Steuern  nehmen  auch  in  Böhmen  die 
Tranksteuern,  besonders  die  Biersteuer  im  16.  Jahrhundert 
bereits  eine  bedeutende  Entwicklung  und  werden  bald  ein  festes 
Hauptglied  des  territorialen  Steuersystems,  indem  die  ständischen 
Bewilligungen  regelmässig  werden. 

1584  eingeführt  besteht  die  Steuer  hier  zuerst  als  Malzsteuer  und  als  Bier- 
steuer auf  Schankbier.  1546  bleibt  nur  letztere  bestehen  und  wird  seit  1552 
permanent,  mit  2  Groschen  per  Kopf  beginnend  steigt  sie  allmählich  auf  6  Gr.  Zu 
dieser  ständischen  Steuer  kommt  in  den  kön.  Städten  ein  weiterer  Groschen  als  kön. 
Strafauflage.  Der  Adel  war  für  seinen  Bedarf  frei.  Die  Einrichtung  bestand  darin, 
dass  in  jedem  Bezirk  Biersteucreinnehmer  fungirten,  bei  denen  die  Brauenden  ihre 
Absicht  zu  brauen  und  die  Grösse  ihres  Suds  anmelden  mussten;  dafür  bekamen  sie 
ein  dem  Braumeister  abzulieferndes  Zeichen,  nach  dessen  Empfang  dieser  erst  brauen 
durfte.  Wöchentlich  wurden  diese  Zeichen  mit  den  Registern  der  Einnehmer  ver- 
glichen: vierteljährig  die  Steuer  abgeführt.  Sie  war  also  oinc  Brau  Steuer  vom 
Gebräu.  Wahrscheinlich  bestand  auch  dio  Bicraccise  für  fremdes,  in  einen  Ort 
eingeführtes  Bier.  —  Auch  eine  Weinsteucr,  vom  Schankwein  beim  Wirth, 
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mit  Qualitätsfuss  nach  Herkunft  und  z.  Th.  nach  Sorte  des  Weins,  wird  als  ständische 
1575  eingeführt;  ebenso  1593  eine  Branntweinsteuer  beim  Ausschank. 

Die  älteren  Zölle  waren  aueb  in  Böhmen  alte  königliebe  Ge- 
fälle, vielfach  aber  an  Adel  und  Klöster  vergeben,  daher  wenig 
ergiebig  für  den  König.  Es  gelang  jedoch  dem  König  die  Ein- 
führung neuer  Zölle,  neben  den  alten  privatisirten ,  und  zwar  in 
Form  von  Grenzzöllen. 

An  bestimmten,  übrigens  vielfach  nicht  unmittelbar  an  der  Grenze  liegenden 
Hebestellcn  (1550  c.  50,  1612  79  Stellen).  Der  Zoll  war  vornehmlich  Ausfuhr- 
zoll, mit  verschiedenen  Sätzen  für  die  Waarenarten,  deren  allmählich  immer  mehr 
bezollt  wurden,  eine  Menge  agrarischer,  industrieller  und  diverser  Kaufmannswaaren. 
Die  Hcbestellen  durften  nicht  durch  Benutzung  anderer  Wege  vermieden  werden, 
eventuell  schwere  Strafen ,  Confiscation.  Die  technische  Einrichtung  und  das  Zoll- 
verfahren schon  leidlich  gut  geordnet  ifi  i  n  d  e  1  y .  S.  181).  Ausser  diesen  königlichen 
kamen  mehrfach  zeitweise  noch  ständische  Ausfuhrzölle  auf  einzelne  Waarcii- 
gattungen  hinzu.  Die  Einfuhrzölle  auf  ausländische  Waaren  licssen  sich  gegenüber 
den  Adelsprivilegien  nicht  an  die  Grenze  legen,  bestanden  daher,  wie  früher,  vor- 
nehmlich in  Ungelten  bei  Einfuhr  in  die  grösseren  kön.  Städte.  Diese  Ungelte  um- 
faßten zugleich  heimische  agrarische  Artikel  bei  der  städtischen  Einfuhr  und  direetc 
Abgaben  für  heimische  Industrieartikel. 

Gindely  veranschlagt  die  Vermehrung  der  Steuereinnahmen  seit  Ferdinand  I. 
bis  zur  Zeit  des  30  jähr.  Kriegs  auf  das  Vierfache.  Von  420,407  Schock  böhin. 
Groschen  (zu  2  Thl.  oder  2V9  fl.  rh.)  kamen  um  1015  60,000  auf  die  Biersteuer, 
80,000  auf  andere  Trank-  und  die  Verkaufssteuern,  also  i/h—1/4  auf  indirecte  Steuern, 
163,356  auf  die  Untcrthanensteuern,  40,625  auf  die  Städte,  14,000  auf  die  Kapita- 
listen. 94.203  auf  die  eigene  Steuer  der  oheren  Stände  nach  Massgabe  ihrer  Unter- 
thaueri,  9000  auf  die  Judensteuer.  4245  auf  die  Milhlsteuer,  der  Rest  auf  Steuern 
verschiedener  Persononkategorieen  (a.  a.  O.  S.  104). 

§.39.  Auch  in  Schlesien  war  das  16.  Jahrhundert  der  Zeit- 
raum, in  welchem  sich  die  Einbürgerung  bleibender  Steuern  ent- 
schied, unter  fortwährenden  Kämpfen  der  fürstlichen  Gewalt  mit 
den  Ständen.  Schulden,  deren  Uebernahme  die  Stünde  nicht 
weigern  konnten,  Beihilfen  zu  den  Türkenkriegen  sind  auch  hier 
das  treibende  Element.  Eigene  Landesbehörden  (das  General- 
stcueramt)  und  die  neu  gebildete  Königliche  Kammer  fungiren  fllr 
das  Finanz-  und  Steuerwesen.  An  dem  rechtlichen  Character  der 
Freiwilligkeit  und  des  Ausserordentlichen  suchen  die 
Stände  zwar  auch  bei  den  regelmässig  werdenden  und  immer  von 
Neuem  bewilligten  Steuern  festzuhalten,,  die  Erhebung  und  Ver- 
waltung der  Steuern  bleibt  zum  Theil  in  ihren  Händen,  die  Con- 
trole  über  die  Verwendung  der  bewilligten  Gelder  wird  als  Recht 
beansprucht.  Aber  das  „öffentliche  Bedürfniss",  das  vom 
König  geltend  gemacht  wird,  erlangt  ungeachtet  alles  Sträubens 
der  Stände  doch  schon  als  der  tiefere  Grund  der  Steuerbewilligungen 
allgemeinere  Anerkennung,  der  Uebergang  der  Finanzwirthschaft 
zur  Steuerwirthschaft  wird  definitiv  vollzogen.  Die  ständische  Mit- 
wirkung wird  in  einzelnen  Fällen  (Grenzzoll)  schon  im  16.  Jahr- 
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hundert,  allgemeiner  im  17.  Jahrhundert  in  und  nach  dem  30jähr. 
Kriege  zurückgedrängt  zu  Gunsten  der  landesherrlichen  Verwal- 
tung. Manches  in  der  Entwicklung  und  in  der  Wahl  der  Stcucr- 
arten  ist  der  böhmischen  Besteuerung  analog.  Die  ständischen 
Bewilligungen  in  Böhmen  (und  Mähren)  gehen  regelmässig  den 
schlesischen  voran  und  dienen  ihnen  dann  zum  Muster.  Auch  all- 
gemeine Landtage  aller  böhmischen  Länder  kommen  wohl,  meist 
in  Prag,  zusammen.  Schlesien  und  die  anderen  Gebiete  suchen 
bei  gemeinsamen  Lasten  ein  festes  Quoten  Verhältnis»  zur 
Aufbringung  von  Gesammtsummen  testzuhalten  (nach  altem  Brauch 
Böhmen  1,  Mähren  V«»  Schlesien  \3,  Lausitz  1/4),  doch  nicht  immer 
mit  Erfolg,  indem  besonders  Schlesien  zur  Uebernahme  grösserer 
Beiträge  genöthigt  wird. 

Die  drei  regelmässig  werdenden  Hauptsteuern  sind  die  dircete 
Schätzung,  die  Biersteuer,  der  neue  Grenzzoll,  wozu  ge- 
legentlich auch  in  Schlesien  Verkaufssteuern  (von  Bier,  Ge- 
treide, Wolle,  Wein,  Salz,  Fischen)  treten. 

Die  Schätzung,  indictio  (Kries,  S.  14,  37  fT.)  war  die  älteste  und  wichtigste. 
Seit  1527  wird  sie  in  verschiedener  Weise  und  Höhe  mehrfach  bewilligt,  seit  1570 
wird  sie  eine  jährliche,  in  verschiedenem,  allmählich  stark  steinenden  Botrage.  Sie 
var  eine  allgemeine  Vermögens-  uud  Einkommensteuer,  indem  die  Stände 
für  sich  selbst  und  für  ihre  Unterthancn  nach  Pflicht  und  Gewissen  die  betreffenden 
Augaben  zu  machen  hatten.  Adel  und  Geistlichkeit  wurden  mit  belegt,  Uberhaupt 
gab  es  wenig  subjective  und  objective  Ausnahmen.  Die  Steuer  wurde  in  Promille 
des  Stcuerkapitals  („Generalschatzung")  bewilligt,  anfangs  Ii — 12,  später  50 — 80,  zulet/t 
selbst  150  und  mehr.  Die  Durchführung  im  Einzelnen  blieb  jedem  Stande  überlassen, 
erfolgte  aber  auch  nach  Angabe  der  Steuerpflichtigen  (auch  der  Unterthancn).  Die 
Erhebung  der  Steuer  und  die  Abführung  der  Summe  au  die  ständische  Casso  war 
ebenfalls  Sache  jedes  Standes.  Das  Bedenkliche  war  nur,  dass  die  Steuer  nicht  mehr 
aen  veranlagt  wurde,  sondern  nach  der  Einschätzung  von  1527  sich  stabilisirte,  während 
'ler  Steuerfuss  veränderlich  blieb.  Auf  diese  Weise  wurde  die  Schätzung  in  der 
Hauptsache  eine  in  der  Veranlagung  feste  Ertragssteuer  vom  Grundeigenthum, 
nach  stabilem,  bis  1740  nicht  wesentlich  veränderton  Kataster,  natürlich  mit  wachsender 
Ungleichheit  der  Belastung  im  Laufe  der  Zeit.  An  Reform  bestrebungen  hat  es  nicht 
gefehlt,  auch  der  König  drängt  darauf  hin,  aber  Alles  ohne  Erfolg. 

Die  Biersteuer  (seit  1546)  wird  ebenfalls  eine  regelmässige  und  kommt  als- 
bald unmittelbar  in  königliche  Verwaltung  (Kries,  S.  63  ff.).  Frei  sind  Adel,  Geist- 
lichkeit für  den  Hausverbrauch,  Bürger  für  den  Festverbrauch.  Man  inotivirt  schon: 
..vann  der  gemeine  Mann  zahlt  solichen  (Bier-)  Groschen,  der  es  nicht  innen  wird'1 
(Kncs,  S.  64).  Die  Steuer,  Anfangs  beim  Vorkauf,  auch  vom  Malz  erhoben,  wird 
dann  (wie  in  Böhmen)  eine  eigentliche  Brausteuer  vom  Gebräu,  nach  Anmeldung 
und  Entnahme  von  Brauzetteln  beim  Steuereinnehmer.  Sic  wird  bald  erhöht  (1546 
1  Groschen  vom  Fass,  dann  2,  8,  4,  5,  seit  1585  6  Gr.,  so  wesentlich  bis  1624,  von 
da  12  Gr.).  Die  sich  vermehrenden  Unterschleif«!  zum  Nachtheil  des  königlichen  Ein- 
kommens (der  Ertrag  diente  zum  Hofhalt  uud  zur  Schuldendeckuug)  zu  beseitigen, 
zeigen  die  Stände  weder  guten  Willen  noch  Fähigkeit  genug.  Reformen  gelingen  erst 
der  selbständiger  gewordenen  kön.  Gewalt  im  17.  Jahrhundert. 

Der  neue  Grenz  zoll  wird  vom  König  selbständig  i.  J.  1556,  unter  Hinweg- 
Mitzung  Uber  Privilegien,  eingeführt  und  gegen  die  Remonstrationen  von  Städten  und 
Standen  festgehalten  (Kries,  S.  73  if.).  Er  gilt  mit  als  Mittel  zur  Besteuerung 
des  beweglichen  Vermögens.  Er  ist  vornehmlich  Ausfuhrzoll  für  die  wichtigsten 
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agrarische»  und  industriellen  Producte,  traf  als  solcher  auch  die  nur  durch- 
geführten auswärtigen  Producte;  sodann  ist  or  Einfuhrzoll  für  wenige  Gattungen 
fremder  Luxuswaarcn.  Später  (1(500)  wird  er  ausgedehnt  und  erhöht,  mehr  noch 
nach  1  #524 :  fremd«  Kauflcute  und  Juden  werden  höher  bczollt.  Die  Erhebung  er- 
folgte zum  Theil  an  der  Ureuzc,  z.  Th.  unter  Versiegelung  der  Packen  am  Bestim- 
mungsorte; die  Verzollung  z.  Th.  nach  Gewicht,  /..  Th.  nach  dem  Werth,  Uber  welchcu 
Modus  mehrfach  debattirt  wird  und  in  Betreff  dessen  Aenderungen  stattfinden. 

Statistisches  s.  in  den  Tabellen  bei  Kries.  Z.  B.  1620  bewilligte  Schätzung 
02  %„)  c.  666,000  Tbl.  schles..  Biersteuer  c  80.200  Tbl.,  Grenzzoll  160S  (nach  Verb, 
v.  einem  Quartal  und  incl.  Lausitz)  c.  50,000  Thl.  Die  Ende  des  10.  u.  Anf.  des  17.  Jahr- 
hunderts üblichen  40—50  Promille  der  Schätzung  ergaben  3—400,000  Thl.  Diese 
directen  Steuern  Uberwogen  also  noch  bedeutend. 

§.40.  Die  österreichischen  Steuerreformen  des  ltf. 
Jahrhunderts.  Es  hat  im  17.  Jahrhundert  nach  dem  30jähr. 
Kriege  in  Oesterreich  wie  anderswo  nicht  an  Reformversuchen  ge- 
fehlt, so  unter  Ferdinand  III.  und  Leopold  I.  Unter  letzterem 
wurde  z.  B.  in  Böhmen  bei  der  Haus-  oder  Ansässigkeitssteuer 
der  Unterthanen  die  Aenderung  getroffen,  nicht  mehr  bloss  auf 
die  Grösse  der  Robotschuldigkeit,  sondern  auf  Umfang  und  Er 
tragsfähigkeit  des  unterthänigen  Besitzes  Rücksicht  zu  nehmen. 
Die  indirecte  Verbrauchsbesteucrung  erlangte  damals  auch 
in  Oesterreich  eine  erhebliche  weitere  Ausdehnung  (höhere  Getränke- 
steuern, Getreide-,  Fleischaufschläge  u.  a.  m.  s.  §.  44),  die  in  Stempel- 
form erhobenen  Steuern  begannen.  Bedeutendere  Reformen 
der  alten  Steuern  erfolgten  aber  erst  im  18.  Jahrhundert,  beson- 
ders auf  dem  Gebiete  der  directen  Besteuerung,  der  sogenannten 
Contribution.  Die  Grundsteuerreform  unter  Karl  VI.  im 
Mailändischen  (censimento  milanese),  die  „Steuerrecti- 
ficationen"  unter  Maria  Theresia,  die  Josefinische 
Steuerreform  in  den  deutschen  Ländern  stellen  wohl  das 
Wichtigste  dar,  was  zur  Herbeiführung  einer  allgemeineren  und 
gleichmässigeren  directen  Besteuerung,  zumal  in  einem  Grossstaate, 
vor  dem  19.  Jahrhundert  in  Europa  geschehen  ist.  Das  bleibt 
richtig,  obwohl  die  theresianischen  Rectificationen  nur  theilweise 
durchgeführt  wurden  und  noch  unvollkommen  genug  waren  und 
die  josefinische  Reform  grosscntheils  wieder  rückgängig  gemacht 
wurde.  Die  Verhältnisse  der  einzelnen  Kronländer  bieten  manche 
Verschiedenheit  und  können  hier  nicht  alle  dargestellt  werden.  Im 
Folgenden  daher  nur  Beispiele. 

S.  die  auch  nur  kurzo  Darstellung  in  dem  Werke:  „Tafeln  z.  Statistik  d.  Steuer- 
wesens  d.  österr.  Kaiserstaats"  Wien  Einl.  üImt  d.  directen  Steuern,  S.  XI  ff. 

Linden,  Gruodsteuervcrfass.  in  d.  deutschen  u.  ital.  Provinzen  d.  österr.  Monarchie, 
Wien  1S40,  I.  Einleitung,  v.  Hauer,  Beitr.  z.  Gesch.  d.  öst.  Fin.,  Wien  l£4S,  S.  30. 
35  fT.,  243  ff.  A.  Beer,  Staatshaush.  Oest.-Ung.s  seit  IHiS.  Prag  18S1,  Kap.  1,  S.  1  fl*. 
Passim  auch  besonders  über  die  fiebaudesteucr  und  damit  Zusammenhängendes:  t.  My  r- 
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l»ach.  Oesterr.  Gebäudest.,  Tüb.  Ztschr.  JS85,  In  Kürze  Wagner,  in  Schömbergs 
Handb.  2.  A.  III,  193  ff.,  welcher  Darstellung  ich  hier,  mit  einigen  Ergänzungen,  folge. 

Im  Ma  iländischcn  hatten  schon  früher  Grund  Vermessungen 
und  Kapitalschätzungen  stattgefunden.  Durch  Patent  vom  V.K 
April  1719  wurde  eine  umfassende  Grundkatastrirung  angeordnet, 
die  mit  längeren  Unterbrechungen  (durch  Krieg  u.  s.  w.)  durchge- 
führt und  erst  gegen  1760  beendet  wurde,  von  welchem  Jahre  an 
der  „censimento  milanese"  in  Wirksamkeit  trat. 

(„Tafeln"  S.  XII,  XXIII  ff.).  Das  Wesentliche  war:  „man  wählte  für  die  Ver- 
messung nur  technisch  gebildete  Geometer,  erhob  den  Bruttoertrag  der  landwirt- 
schaftlichen Producte,  veranschlagte  ihn  zu  Geld,  ermittelte  die  Culturkosten.  brachte 
diese  wie  die  (Kosten  der)  Elementarschäden  von  dem  Roherträge  in  Abzug  und 
unterzog  schliesslich  die  bekannt  gemachten  Schätzungsoperate  auf  vorgekommene 
Reclamationcn  einer  Revision  und  Correction".  Im  Ganzen  wie  in  vielen  Einzelheiten 
das  Verfahren,  das  dann  später  bei  der  französischen  und  anderen  modernen  Grund- 
steuer -  Katastrirungen  zum  Vorbild  gedient  hat.  Die  Grund-  und  Hausbesitzer  hatten 
die  erforderlichen  Angaben  Uber  Umfang,  Grenzen,  Culturbeschaffenheit  ihres  Grundes, 
Bestimmung  der  Gebäude,  über  alle  damit  verbundenen  Einkünfte  und  darauf  haftenden 
Lasten  zu  machen,  in  besonderen  Fassionen  für  jeden  in  verschiedenen  Gcrichtsbezirkeu 
oder  Pfarreien  liegenden  Besitz.  Dann  erfolgte  die  geometrische  Aufnahme  (ohne 
vorangegangene  trigonometrische  Vermessung) .  die  Entwerfung  topographischer  Flur- 
karten für  jede  Gemeinde,  eine  sorgfältige  Einschätzung  der  nach  Culturart  und 
Bonität  unterschiedenen  Grundstücke  durch  Schätzleute  nach  dem  Roherträge  und  nach 
den  Gewinnungskosten  und  Abzügen,  unter  Reduction  der  Ergebnisse  auf  die  zu  Grunde 
gelegte  Flächeneinheft  (pertica).  Die  allgemeinen  Localmomente  (Ebene,  Berge) 
wurden  u.  A.  in  der  Abstufung  der  Abzugsquoten  für  Elcinentarschäden  berücksichtigt. 
Die  ermittelten  Nettoerträge  wurden  alsdann  theils  nach  vorgeschriebenen,  theils  nach 
bestimmten  Localpreisen  in  Geld  berechnet.  Zur  Controle  der  gewonnenen  Schätzungs- 
ergebnisse dienten  Vergleichungen  mit  Verkehrsthatsachen  (Kauf-,  Pachtpreisen.  Theil- 
pachtverhältnisscn).  Der  festgestellte  Reinertrag  wurde  darauf  für  die  Flächeneinheit 
jeder  Culturart  und  Bonitätsciasse  zu  4  °/0  capitalisirt  und  von  diesem  Capitalwerth 
eine  Quote  als  Steuer  bestimmt  Abweichend  von  den  ländlichen  Grundstücken  wurden 
die  Gebäude  in  den  Städten  sowie  dio  Micthhäuser  auf  dem  Lande  nach  dem 
wirklichen  oder  geschätzten  Miethertrage  (unter  Abschlag  einer  Quote,  7a  zor  Aus- 
reichung mit  der  Grundsteuer,  eine  weitere  Quote  für  Unterhaltungskosten)  eingesteuert 
(vgl.  v.  Myrbach,  Tüb.  Ztschr.  1S95,  S.  89\  die  übrigen  ländlichen  Wohngebäude 
nach  der  Grundfläche  (Areal)  nach  Maassgabe  der  anstossenden  (Garten-)  Grundstücke 
veranlagt.  —  Mit  diesem  sorgfältig  und  rationell  durchgeführten  System  hielt  die 
„moderne  rationelle  Gru nndsteuer"  (Fin.  II,  423)  in  technischer  wie  poli- 
tischer Hinsicht  (Allgemeinheit,  Gleichmäßigkeit,  keine  Privilegien)  ihren  Einzug  in 
das  Steuerwesen  unserer  heutigen  Zeit. 

Zwar  in  ähnlicher  Tendenz  nach  der  technischen  und  poli- 
tischen Seite,  aber  bei  Weitem  nicht  mit  gleicher  Consequenz  und 
Sorgfalt  erfolgten  die  Reformen  der  directen,  besonders  der  Grund- 
Besteuerang  in  den  deutsch-österreichischen  Erblanden 
unter  M  aria  Theresia.  Was  erreicht  wurde,  war  immerhin  eine 
erhebliche  Verbesserung,  aber  nicht  entfernt  etwas  so  relativ  Voll- 
kommenes wie  der  berühmte  censimento  milanese.  Die  wirtschaft- 
liche und  die  politische  Entwicklung  des  18.  Jahrhunderts  Hess 
das  hier  noch  nicht  zu.  Die  weiter  gehenden  und  tiefer  greifen- 
den Umgestaltungen  Josef  II.  erwiesen  sich  auch  auf  diesem  Ge- 
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biete  noch  als  verfrüht.  Die  theresianische  „Steuerrectif i- 
cation"  hat  daher  zwar  auch  schon  etwas  vom  Gepräge  einer 
neuen  Zeit,  aber  noch  nicht  den  scharf  modernen  Character  des 
mailUnder  Systems. 

„Tafeln"  S.  XII  ff.  ..Der  bis  dahin  ganz  steuerfreie  oder  nur  durch  freiwillige 
oder  zeitweise  Umlagen  besteuerte  grundherrliche  (Dominical-)  Besitz  in  den 
deutsch-slavischen  Ländern  wurde  von  Maria  Theresia  bleibend  mit  einer  Steuerquote 
belegt  —  dem  sogenannten  militare  extraordinarium  für  die  Unterhaltung  des 
Heeres,  während  der  Ku sti  calbesi tz  zu  seinen  früheren  Lasten  noch  ausserordent- 
liche Steuern  u.  d.  N.  „militare  ordinarium"  für  den  gleichen  Zweck  zu  tragen 
hatte  — .  Aber  man  konnte  noch  nicht  alle  Begünstigungen  dieses  bisher  so  privi- 
legirten  Besitzes  aufhören  lassen  und  die  1748—56  vorgenommenen  Steuer-Rcctifica- 
tionen  mussten  sich  daher  auf  die  Behebung  der  auffälligsten  Mängel  beschränken. 
Man  musstc  sich  in  einigen  Provinzen  mit  (unvollständigen)  Fassionen ,  in  anderen 
mit  oberflächlichen  Schätzungen  begnügen,  ohne  in  eine  speciclle  Bemessung  oder 
Ertragserhebung  einzugehen  und  da  hierbei  nicht  Uberall  dieselben  Grundsätze  be- 
folgt wurden,  so  konnte  auch  das  Ergebnis»  der  Uectitication  nicht  gleichförmig  und 
gleich  gut  sein/4  Dennoch  blieb  die  theresianische  Kectification  vielfach  bis  weit 
in  das  19.  Jahrhundert  hinein  die  Grundlage,  obgleich  sie  nur  provisorisch  hatte 
gelten  sollen. 

In  den  einzelnen  betroffenen  Ländern  wurde  verschieden  verfahren,  in  Nied  er- 
Oesterreich folgendermassen :  ermittelt  sollte  werden  der  Ertrag  des  gcsainmtcn, 
obrigkeitlichen  und  unterthänigen  Grund  und  Bodens,  der  Nutzungen  und  obrigkeitl. 
Gefälle  davon  (Zehnten,  Dienste,  Gaben,  Gerechtsame),  der  Nutzungen  der  Gebäude 
und  der  mit  denselben  untrennbar  verbundenen  Gewerbe  u.  Industriezweige  (wie 
Mühlen  u.  dgl.).  Für  Grundstücke  und  Gebäude  in  Städten  und  Märkten  suchte  man 
nach  Fassiouen,  Schätzungen  und  Superrevisionen  den  Werth,  für  Gewerbe  u.  s.  w. 
den  Gewinn,  für  die  Häuser  in  Wien  den  (jährlich  zu  fahrenden)  Miethzins  zu  er- 
mitteln. Nutzungen,  Gefalle,  der  Ertrag  von  Wald  und  Auen  wurden  nach  lOjährigem 
Durchschnitt  th.  nach  Localpreisen  th.  (Feldfrüchte,  Wein,  Frohnden)  nach  gleich- 
förmig vorgeschriebenen  Preisen  veranschlagt,  dann  */4  für  Verwaltungskosten  abge- 
rechnet. Die  Häuser  auf  dem  Lande  wurden  in  6  Classen,  mit  Steuersätzen  von 
l'/a — 20  fl.  belegt.  Die  Wiener  Häuser  zahlten  in  der  Stadt  77<  in  den  Vorstädten  Vio 
des  Zinsertrags  fauch  die  ständischen),  die  übrigen  städtischen  Häuser  6—50  11. 
jährlich,  der  ländliche  Kustical besitz  Vw  der  Dominicalbesitz  1il00  des  Steucrcapitak 
bis  1791  fast  Gleichstellung  zwischen  beiden  eintrat.  Die  Berechnungsart  der  Steuern 
blieb  die  alt  herkömmliche  (Dominicalsteuer  in  Herrenpfunden  zu  4  fl.,  Kusticalsteuer 
in  Kusticalpfunden  zu  8  fl.  u.  s.  w.). 

In  Böhmen  war  schon  1713  mit  einer  neuen  Veranlagung  des  Grundbesitzes, 
der  Gewerbe  und  der  Dominicalnutzungcn  begonnen  worden,  mit  Hilfe  von  abgefor- 
derten Fassionen.  Nach  mehrfachen  Erneuerungen  und  Ergänzungen  des  Materials 
wurde  1768  die  Kectification  beendigt.  Der  herrschaftliche  und  unterthänige  Besitz 
blieb  auch  in  der  Veranlagung  geschieden.  Der  erstere  wurde  nach  controlirten  Fas- 
sionen nach  seinem  Reinertrag  in  Geld  veranschlagt  und  sammt  dem  Betrage  der 
obrigkeitlichen  Nutzungen  mit  29  °/„  belegt.  Der  Ertrag  des  unterthänigen  Besitzes 
(incl.  der  damit  näher  verbundenen  Gewerbe,  Mühlenbetrieb  u.  s.  w.)  wurde  eben- 
falls nach  Fassiouen  und  Schätzungen  ermittelt,  dann,  im  Anschluss  an  das  ältere 
System  (s.  o.  S.  86,  S7)  „Ansässigkeiten"  zu  je  18Ü  fl.  dieses  festgestellten  Ertrags 
gebildet  u.  mit  \/s  (.60  fl.)  Steuer  belegt.  Die  städtischen  Häuser  wurden  in  5  Städte- 
U lassen  mit  Sätzen  zu  3—15  fl.,  in  den  Vorstädten  mit  dem  halben  Satze,  andere 
Häuser  in  nicht  classificirten  Städten  und  in  Dörfern  (hier,  wenn  sie  ohne  wesent- 
lichen Grundbesitz)  mit  l'/s  A-  belegt;  die  Prager  Häuser  in  eine  der  5  Stadtc- 
Classen  gesetzt  und  hier  mit  dem  doppelten  Normalsatz  belastet.  In  besondrer  ^  eis" 
wurden  noch  die  Dominicalhäuser  (auf  dem  Lande)  besteuert.  Auch  die  Personal- 
gewerbe wurden  getroffen.  In  Böhmen  allein  blieb  1792  von  der  späteren  josefi- 
nischen Beform  Einiges  erhalten,  namentlich  die  Vcrthcilong  der  ganzen  Steuersumine 
zwischen  Dominien  und  Untcrthanen  nach  dem  Grundertrage,  wie  ihn  dio  neue  Ka- 
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tastrirung  ermittelt  hatte;  die  üntervertheilung  auf  beide  Stände  erfolgte  tb.  nach 
dem  alten  tbcresianischen,  tb.  nach  dem  neuen  josefinischen  Anschlage. 

Weit  grossartiger  nach  der  politischen  Seite,  in  der  Gleich- 
stellung von  Dominical-  und  Rustiealbesitz  durchgreifender,  nach 
der  technischen  Seite  (wenigstens  dem  Plane,  viel  weniger  freilich 
der  Ausfuhrung  nach)  immerhin  vollkommener  war  die  josefi- 
nische Grundsteuer-Reform.  Die  gleichförmige  Regelung 
der  Grundsteuer  in  einem  so  verschiedenartigen  und  so  grossen 
Gebiete  wie  dem  österreichischen  Staate  (deutsch-slavische  Lande) 
war  ein  Air  die  damalige  Zeit  Uberaus  kuhner  Gedanke,  und  die 
rasche  Durchführung  in  nur  4  Jahren,  freilich  um  den  Preis 
mancher  Flüchtigkeit  und  UeberstUrzung  war  nicht  minder  ausser- 
ordentlich. Oesterreich  führte  hier  etwas  aus,  was  um  dieselbe 
Zeit  Frankreich  wohl  erwog,  aber  noch  für  zu  schwierig  hielt. 

Der  ganze  Grundbesitz  (Pateut  v.  20.  April  17S5),  einerlei  ob  herrschaftlich 
oder  untert  hinig,  sollte  nach  Verhältnis  seines  Ertrags  (Nutzens)  gleich  massig  zu 
(iuusteii  der  Staatscasse  im  ganzen  Staategebiete  besteuert  werden.  Zu  diesem  Zwecke 
eine  allgemeine  Vermessung  (ausser  in  Waldungen  und  Gebirgen  meist  nur 
durch  Bauern  mit  der  Messkettc)  alles  Ertrag  gebenden  Bodens,  eine  Ermittlung  der 
lioherträge  durch  coutrolirte  Fassionen  der  einzelnen  Besitzer,  Veranschlagung  der 
Erträge  zu  Geld  nach  dem  10jährigen  Durchschnitts-Marktpreise  v.  1772 — $2.  Als- 
dann zwar  Besteuerung  dieses  Geld  -  Rohertrags  gleichmassig  im  ganzen  Gebiete  mit 
derselben  Quote,  jedoch  mit  verschieden  hohen  Quoten  nach  den  Culturarteu,  worin 
immerhin  eine  freilich  unzureichende  Rücksicht  auf  die  ungleichen  Productionskosten 
lasr,  die  eigentlich  zuvor  zur  Gewinnung  einer  richtigen  Keinertrags-Grundlage  für  die 
Besteuerung  hätten  abgezogen  werden  müssen:  100  D.  Rohertrag  sollten  bei  den 
Aeckeru  10  fl.  37*/a  Kr.,  bei  Wiesen  17  Ä.  55  Kr.,  bei  Hutweiden,  Gestrüppen, 
Wildem  21  fl.  15  Kr.  Steuer  tragen  (Galicien  1/3  weuiger).  Der  Steuersatz  (12  bis 
13  70)  sol'te  mit  den  Leistungen  der  ünterthanen  au  die  Gutsherrschaft  30  */«  nicht 
ubersteigen ,  eine  wohlgemeinte,  freilich  iu  „Privatrechte"  eingreifende  Bestimmung, 
an  der  später  das  Werk  scheiterte  (§.  43). 

Auch  die  Häuser -Besteuerung  wurde  neu  und  gleichförmig  regulirt  (Pat.  v. 
1.  Sept.  17>S).  Frei  blieben  ausser  üllcntlichcn  Gebäudon  die  Häuser  der  bloss  von 
Landwirtschaft  lebenden  Landleuto  u.  einiger  auduren  „kleinen  Leute'4,  auch  die 
Fabriken.  Die  übrigen  Wohnhäuser  waren  iu  Stadt  und  Land  nach  dem  Miethzinse 
nnter  Abzug  von  10  °/«  dav"011  far  Unterhaltungskosten  mit  gleicher  Steuenjuote  zu 
belegen. 

Das  ganze  neue  Steuersystem  trat  schon  am  1.  Nov.  1789  in 
Wirksamkeit,  aber  —  nur  für  V*  Jahr,  da  es  der  heftigen  Oppo- 
sition, vor  Allem  der  in  ihren  Interessen  verletzten  Grundherren 
(§.  43),  zu  Liebe  von  Leopold  II.  sogleich  wieder  aufgehoben 
wurde,  bis  auf  die  erwähnte  spätere  theilweise  Mitbenutzung  in 
Böhmen.  Erst  nach  der  französischen  Kriegszeit  kam  Oesterreich 
auf  den  Plan  einer  allgemeinen,  gleichmässigen  Grundsteuer- Ka- 
tastrirung  in  seinem  ganzen  Gebiete  (ausserhalb  Ungarns)  zurück 
(Patent  vom  23.  Dec.  1817). 

Wegen  seiner  altertümlichen  Form  (der  Kepartition  nach  „Steuerknechten",  die 
ans  den  früher  zu  stellenden  Kriegsknechten  hervorgegangen  waren)  und  der  Beibe- 
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haltung  der  \V  e  r  t  h  katastrirung  vordient  das  „Perä<juations-Systcm"  in  Tirol  v.  J.  1774 
T)ez.  1784,  das  bis  zu  dein  neuesten  Kataster  in  Kraft  war,  noch  hervorgehoben  zu  werden. 
Von  den  Grundstücken,  Häusern,  Realgewerben,  Doininical  -  Natzungen  wurde  der 
Capi talwcrth  nach  Fassionen  und  Schätzungen,  unter  Berücksichtigung  der  wirk- 
lichen Kaufpreise  ermittelt,  davon  a/M  als  Stcuercapital  Runter  einer  weiteren  Aus- 
gleichung zwischen  grösseren  und  kleineren  Grundstücken  zu  Gunsten  der  letzteren 
angeschlagen  u.  auf  die  5000  „Steuert nccltte"  aufgerechnet,  indem  eiu  jeder  solcher 
gleich  9000  Ü.  Stcuercapital  angesetzt  wurde.  Er  hatte  anfangs  normal  54  fl.  jahrlich 
Steuer  zu  tragen  (O.G  °/0  vom  Capitalwerth). 

§.  41.  Oesterreichs  Finanz-  und  Steuerwesen  in 
der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts.  Die  langwie- 
rigen uud  kostspieligen  Kriege,  in  welche  Oesterreich  im  18.  Jahr- 
hundert wiederholt  verwickelt  wurde,  haben  natürlich  auf  seine 
Finanzen  einen  grossen  Einfluss  ausgeübt.  Die  steigenden  Be- 
dürfnisse für  Heer,  Schulden  u.  a.  m.,  welche  dann  auch  in  die 
Friedenszeit  mit  übergingen,  besonders  der  Aufwand  für  ein 
grosses  stehendes  Heer,  waren  wie  überall  das  treibende  Element, 
in  der  Entwicklung  auch  der  Besteuerung.  Steuerreformen  wie 
die  vorhin  besprochenen  wurden  dadurch  nothwendig,  zumal  die 
alten  Grundlagen  der  directen  Steuern  sich  bei  erhöhtem  Steuer- 
bedarf erst  recht  unzulänglich  erwiesen.  Aber  auch  die  Entwick- 
lung der  übrigen  älteren  Steuern  und  die  Hinzufügung  neuer  konnte 
nicht  ausbleiben.  Auf  dem  Gebiete  der  directen  Besteuerung 
blieb  die  um-  und  ausgebildete  und  erhöhete  „Contrib ution", 
wesentlich  eine  Grundsteuer,  das  wichtigste  Stück,  aber  mehr- 
fach wurde,  besonders  in  den  Kriegszeiten  des  18.  Jahrhunderts 
und  der  Revolutionszeit  mit  Vermögens-,  allgemeinen  Ein- 
kommen-, Kopf-,  Personal-  und  Classen steuern  u.  dgl.  m. 
als  ausserordentlichen  Steuern  experimentirt,  auch  die  Geist- 
lichkeit zu  Steuerleistungen  veranlasst.  Neben  der  Contribution 
als  der  directen  Hauptsteuer  erlangte  die  indirecte  Besteuerung 
in  ihren  verschiedenen  Arten  und  Formen,  welche  in  der  öster- 
reichischen Verwaltungspraxis  dazu  gerechnet  wurden,  eine  be- 
deutendere Ausbildung  und  eine  einigermassen  feste  Ausgestaltung 
zu  einem  zweiten  Hauptlheil  der  ordentlichen  Steuern  des  Gesammt- 
staates.  Es  gehören  dahin  namentlich  die  Zölle,  Mau  tuen, 
die  inneren  „Aufschläge"  (Verz  ehrungssteueru,  besonders 
die  Getränkesteuern),  die  Einnahmen  aus  dem  Salz-,  Tabak-, 
Lottoregal,  ferner  von  verkehrssteuerartigen  und  anderen  ver 
wandten  Steuern  die  Stempel  und  Taxen,  endlich  die  Erb- 
steuer. Mit  diesen  Steuern  hat  sich  die  österreichische  Monarchie 
seit  Maria  Theresia  doch  schon  ein  einigermassen  einheitliches, 
wenn  auch  mit  vielen  provinziellen  Verschiedenheiten  versehenes 
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Steuersystem  im  18.  Jahrhundert  geschaffen:  eine  bei  den  schwie- 
rigen Verhältnissen  dieses  Staats  um  so  beachtenswerthere  Leistung. 
Leider,  dass  man  nur  nicht  Energie  genug  besass,  die  Besteuerung 
noch  mehr  an  Stelle  der  Schuldvermehrung  und  Papiergeldausgabe 
treten  zu  lassen.  Selbst  in  Friedenszeiten  verblieb  gewöhnlich  ein 
mehr  oder  weniger  hohes  Deficit  im  Staatshaushalt.  Zu  rühmen 
sind  die  Verbesserungen,  welche  im  Etats-,  Cassen-,  Rechnungs- 
and Controlwesen  eintraten. 

Eine  vollständige,  quellenmässig  gearbeitete  Finanz-  und  Steuergeschichte  Oester- 
reichs im  IS.  Jahrhundert  und  für  die  frühere  Zeit  fehlt  noch:  eine  lohricnswerthe 
und  interessante  Aufgabe,  deren  Lösung  auch  zu  mancher  Berichtigung  in  der  Über- 
schätzung anderer,  z.  B.  preussischer,  und  in  der  Untersehätzung  österreichischer 
Leistungen  auf  diesem  Gebiete  fuhren  möchte.  Eine  an  Material  reiche  Vorarbeit 
dazu,  bes.  für  die  böhmischen  Lande,  ist  d'Elvert's  österr.  Finanzgesch.  (1882, 
s.  o  S.  35),  die  mir  leider  für  meine  Arbeit  zu  spät  zukam  und  nicht  speciellcr  mehr 
benutzt  werden  konnte.  Oberleitner,  Finanzlage  in  den  deutseh-österr.  Erbländern 
im  J.  1761  (Wien  1865)  giebt  vornehmlich  nur  statistische  Daten,  besonders  über  das 
Detail  der  Ausgaben,  aber  ohne  systematische  Verarbeitung  und  Vollständigkeit.  In 
beiderlei  letzteren  Hinsichten  bieten  H.  v.  II  au  er 's  „Beiträge  z.  Geschichte  d.  österr. 
Finanzen",  Wien  1S43,  mehr,  aber  manche  Lücken  sind  auch  hier  geblieben  und  die 
Zuverlässigkeit  von  Einzelheiten  ist  wohl  mitunter  nicht  ganz  sicher,  v.  Czörn  ig 's 
staüst.  Handbüchlcin  (Wien  1861)  enthält  Uebersichten  der  Staatsnettoeinnahmen  u. 
Ausgaben  von  1781  an  nach  Hauptrubriken  (S.  122),  welche  auf  den  Abschlüssen 
des  Central -Rechnungsdepartements  beruhen  u.  den  Beweis  für  die  bereits  erreichte 
Centralisining  des  Cassen-  und  Rechnungswesens  liefern.  A.  Beer,  Finanzen  Oester- 
reichs im  19.  Jahrhundert,  nach  archiv.  Quellen,  Prag  1877,  S.  389  nennt  die 
Czörn  ig 'sehen  Daten  indessen  „nicht  ganz  correet",  besonders  für  die  spätere  Kriegs- 
zeit, als  die  Noten  (das  Papiergeld)  ein  beträchtliches  Disasrio  besassen.  da  Czörn  ig 
aueh  für  diese  Zeit  die  Posten  im  Nennwertb  des  allerdings  seit  1800  stark  ent- 
wertheten  Papiergelds  angiebt.  in  welchem  Werthe  sie  doch  auch  wohl  allein  den 
amtlichen  Rechnungen  entnommen  sein  können.  Beer  giebt  nach  einer  amtlichen 
Umrechnung  von  1799  an  die  Summen  nach  dem  jährlichen  Durchschnittscurs  in 
Convcnt-Münze,  ein  Verfahren,  das  noch  weniger  zulässig  erscheint,  weil  die  Zahlungs- 
verpflichtungen an  den  Staat  und  vom  Staate  meist  nur  indirect  in  ihrer  Höhe  vom 
Ourswerth  abhängen  und  der  Curswcrth  des  Papiergelds  und  die  Kaufkraft  desselben 
sich  durchaus  nicht  glcichmässig  bewegen  (S.  391).  In  dem  „Anhang"  a.  a.  ü. 
S.  3S9— 392  liefert  Beer  übrigens  eine  Reihe  statistischer  Daten  für  die  Zeit  von 
1780 — 1810,  welche  einen  guten  Anhaltspunct  geben.  Sie  beziehen  sieh  wohl  auf 
Nettozahlen,  was  indessen  nicht  gesagt  ist.  Ucber  die  Entwicklung  der  Besteuerung 
*.  Beer  's  spätere  Schrift  „d.  Staatshaushalt  Oestorroich-Ungarns"  seit  1868  (Prag  1881), 
1.  Kap.  z.  Gesch.  d.  directen  Steuern,  bes.  im  Anfang  über  d.  Josefin.  Steuerreform, 
S.  48  über  Besteuerung  des  beweglichen  Vermögens  u.  passim  im  Kap.  3  Einzelnes 
auch  zur  Geschichte  der  indirecten  Steuern,  incl.  Monopole,  Stempel  u.  s.  w.,  auch 
im  18.  Jahrhundert.  In  Kürze  Einzelnes  zur  neueren  Stcucrgcschichte  in  Dessary's 
(irundzügen  der  österr.  Finanzgesetzkunde,  Wien  1855,  bes.  §.  39  ff.  Sporadische 
historische  Daten  u.  Rückblicke  auch  inKonopasek-Mor-Blonski,  Fin.-Gesetzkunde 
d.  öst.  Kaiserstaats,  2.  Aufl.  Wien,  1880. 

§.  42.  Finanzbedarf  und  Steuerentwicklung  in  Oester- 
reich im  18.  Jahrhundert. 

Die  österreichische  Staatsschuld  im  Ganzen,  mit  allen  ihren  mannigfachen 
Kategorien  betrug  schon  1755,  als  Erbschaft  aus  dem  17.  Jahrhundert,  grossentheils 
aber  aus  den  Kriegen  der  ersten  Hälfto  des  18.  Jahrhunderts  118  Mill.  II.  Capital 
in  Nennwerth  u.  stieg  durch  den  siebenjährigen  Krieg  1768  auf  271.S7  Mill.  fl., 
1781  war  sie  286.86  mit  11.474  M.  fl.  Zinsen  (nach  Czörn  ig  283.3  M.  fl.  Capital), 
1792  377.60  mit  17.20  M.  fl.  Zinsen  (nach  Czörnig  399.9  M.  II.),  1810  0^.22  M.  fl. 
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Capital  mit  39.76  M.  fl.  Zinsen  (nach  Czörnig  727.2.  1S11  806.7  M.  fl.),  ohne  das  seit 
1762  ff.  hinzugekommene  Papiergeld,  (v.  Hauer  S.  163,  Obcrleitner  a.  a.  o.  S.O. 
('zOrnig,  Haudbüchlein  S.  132:  vgl.  auch  ?nr  Geschichte  d.  Staatsschuld  im  IS, 
Jahrhundert  Beer.  Fin.  Oest.'s  S.  39S  ff.)  So  wurde  diese  Post,  das  jährliche 
Schulderforderniss,  insbesondere  für  Zinsen,  bereits  im  18.  Jahrhmidert  wie 
in  Frankreich  u.  England  ein  wichtiges  Glied  des  ordentlichen  Bedarfs  und  ein  Ele- 
ment, das  stark  auf  Steuervermchrung  hindrängen  inusste. 

Dazu  kam  der  Militäraufwand,  auch  in  Friedenszeit.  Das  174S  neu  be- 
gründete Militärsystem  erforderte  für  ein  stehendes  Heer  von  108,000  Mann  von  den 
Ständen  der  deutschen  u.  ungarischen  Erbländer  jährlich  14.67  M.  fl.  (Ob erleitncr 
S.  3,  Hauer  S.  38).  In  den  Kriegen  stieg  natürlich  dieser  Aufwand  ausserordent- 
lich, z.  B.  in  dem  einen  Jahre  1761  auf  40.71  M.  fl.  (Obcrleitner  S.  13,  wosell»t 
Spcrialisirung  dieser  Ziffer).  Später  in  den  1780er  Jahren  betrug  er  auch  in  Friedens- 
zeit schon  immer  einige  30  M.  fl.,  um  in  den  neuen  Türken-  und  Frauzoscnkriegen 
auf  das  3— 4fache  dieser  Summe  anzuwachsen  und  in  den  kurzen  Friedenszeiten  kaum 
rin mal  unter  50  Mill.  im  Jahre  zu  sinken. 

Die  dritte  Hauptgattung  der  Ausgaben  für  Hof  und  Civilvcrwaltung  war 
doch  auch  bereits  in  ansehnlicher  Steigerung  begriffen  und  konnte  demnach  von  Jahr 
zu  Jahr  immer  weniger  aus  den  alten  Einnahmequellen  der  „Cameralvt-rwaltung",  aus 
Domäneneinkünfteii,  älteren  Zöllen  u.  Gefallen  u.  dgl.  m.  gedeckt  werden.  Auch  hier- 
für musste  daher  immer  mehr  Steuerwirthsehaft  eintreten. 

Die  Entwicklung  des  Bedarfs  (in  Nettozahlen,  also  namentlich  ohne  die  Er- 
hebungs-  und  ßcwirtbschaftungskosten  der  Einnahmezweige)  ergiebt  sich  aus  folgen- 
den Daten  (nach  den  oben  »enanuten  Schriften,  die  aber  in  den  Zahlen  nicht  immer 
genau  übereinstimmen). 

Ganze  Jahresausgabe  1719  34.10       M.  fl.  (Oberleitner  a.  a.  O.  S.  8). 

„  1754       c.  86.0 — 40  „    „  (gleich  Einnahme?  cb.  S.  9). 

1781         65.0         „   „  (Czörnig  S.  123). 
«  1786  81,4         .,    „  „ 

„  1 i92         ^9  0 .8         „    „  „ 

\\  ,]   Durchscbn.  1780—90    83.2*       "       (Beer,  Fin'  S.  390). 

In  letzter  Ziller  iucl.  Kriegsjahre.  Die  einzelnen  Kriegsjahre  haben  natürlich 
viel  höhere  Ziffern,  für  die  Deckung  dient  dann  aber  der  Staatscredit  (im  1.  Bankuzeltel- 
ausgabe)  wesentlich  mit. 

Die  Hauptrubriken  der  Ausgabe  sind  in  Mill.  fl. 

Schuldetat.              MilUär.           Civilverwalt.  Summe. 
(Zinsen,  incl. 
Tilgu ug  u.  Einlös.) 

17M         (C/Öroig)       13.59                  33.11                  18.30  65.00 

1786             „            18.75                  33.27                 29.37  81.40 

1792                          21.05                  44.34                 25.36  90.7« 

1804             „            39.01                  46.10                 28.95  114.06 

1781—90  (Beer)           12.5    (Zinsen)       44.93                 14.49  71.92 

(Summe  stimmt  nicht  mit  der  von  Beer  angegebenen  obigen  Summe  Ton  83.23. 
s.  a.  a.  O.  S.  390.  389.    Daten  f.  1793—98  u.  1799—1810  eb.) 

Einigermassen  entsprach  dieser  Steigerung  der  Ausgaben  diejenige  der  Ncfto- 
Stcuererträge. 

1754  wird  die  Staatseinnahme  also  berechnet  in  Mill.  fl.  (Obcrleitner  S.  9). 
(Jedenfalls  netto.) 

Domänen  1.0               Taxen   0.4 

Bergwerke  2.0               Lotto   0.187 

Contribution  14.671             Post   0j  

Mauthen  (u.  Zölle?)  .    .     8.1                                              "  29.80s 
Tranksteuer  u.  Salz  .    .  5.0 

Tabak  1.5                Lombardei   3.0 

Landgrafenamt  (Vieh-  u.                        Niederlande   _  7.0 

Getrcideaufsehlag)  .    .      1.5  39^303 
Linien-  u.  Sp»  rrgelder  .  0.25 


Digitized  by  Google 


Oesterreich.  Finanzen  Endo  des  IS.  Jahrhundorts.  97 

Von  den  7  Mill.  ans  den  toterr.  Niederlanden  kamen  aber  nur  1.7  M.  in  die 
Wiener  Centralcasse.  Oberleitner  giebt  36  Mill.  als  Summe  an,  was  mit  seinen 
einzelnen  Posten  nicht  stimmt. 

Nach  grossen  Rubriken,  wobei  zu  den  indirecten  Steuern  manche  ge- 
bühreaartige,  Stempel,  Erbsteuer,  wohl  auch  Lotto,  Post  gerechnet  sein  werden,  waren 
die  Nettoeinahmen  (Czörnig  S.  122,  womit  zu  ?ergleichen  B ee r,  Fin.  S.  389  ff.) 
in  Mill.  fl. 


Vom  Staats- 

Directe 

In directe 

Andere 

Summe. 

eigenthum. 

Steuern. 

Zuflüsse. 

1  TS  1  

5.05 

24.01 

28.00 

8.12 

65.78 

24.49 

32.62 

11.58 

74.31 

22.70 

37.32 

20.27 

86.67 

35.GS 

39.98 

17.13 

107.57 

Kegalien  (?) 

Ausserord. 

17S0  —  90  (nach  Bc< 

sr)  5.3S5 

24.702 

31.147 

11.816 

73.11 

Beer  giebt  als  Summe,  abweichend  von  seinen  einzelnen  Zahlen,  73.62  M.  fl.  an. 
Die  einzelnen  Hauptetcuern  hätten  in  1780 — 90  durchschnittlich  ergeben: 


Mill.  fl.  Mill.  fl.  Mill.  fl. 

«irundsteucr   .    .  24.76  Zoll   6.058  Stempel    ....  0.96 

<irenzprorente     .    1.09  Passagegebühren  0.482  Taxen  0.836 

Schuldensteuer   .    0.452  Consumtsteuer  .    2.413  Erbsteuer ....  0.329 

Jadensteuer    .   .   0.265  Getränkesteuer  .   4.649  Lotto  1.1 

Subsid.  ecclesiast.   0.124  Salz    .    .    .    .10.7  Post  1.2 


Directe  Steuern  .  26.691       Tabak  ....    3.1  Verkehrst,  u.  a.  m.  4.42:/ 

Indir.  Steuern  .  27.397 

Je  nach  der  Kubricirung  einzelner  Steuern  und  Gefälle  zu  den  indirecten  oder 
anders  ergiebt  sich  ein  etwas  verschiedenes  Verhaltniss  im  Ganzen.  Beer  rubricirt 
Salz,  Tabak  u.  a.  Regalien  nicht  gleichmässig,  ohne  es  anzugeben,  wodurch  Irrungen 
entstehen.  Die  indirecten  Verbrauchssteuern  incl.  Zölle,  Monopole,  mit  den  Ver- 
lelirssteuern  (Stempeln  u.  s.  w.)  haben  Ende  des  18.  Jahrhunderts  im  Ertrage  die 
ordentlichen  directen  Steuern  etwas  Überwogen.  Aber  zu  letzteren  sind  wiederholt 
in  den  früheren  Kriegen  des  18.  Jahrhunderts  Zuschläge  (so  im  7  jähr,  zur  Contri- 
bation^  und,  wie  auch  in  den.  französ.  Kriegen,  ausserordentliche  neue  directe 
Steuern  hinzugekommen.  Im  J.  1761  z.  B.  war  eino  Contribution  der  deutschen  und 
Ungar.  Erbländer  von  14.25  Mill.  fl.  und  eine  zweite  Contribution  in  demselben  Jahre 
von  den  deutschen  Ländorn  mit  10.20  Mill.  fl.  veranschlagt  (Oberlei tner  S.  13). 
Unter  Berücksichtigung  dieser  Verhältnisse  kamen  in  einzelnen  Kricgsjahren.  so  1807, 
die  directen  den  indirecten  Steuern  fast  gleich,  mitunter  übertreffen  sie  sie  ^1  SOS,  1812). 

§.  43.  Uebersicht  der  einzelnen  Hauptsteuern  Oester- 
reichs im  18.  und  Anfang  des  19.  Jahrhunderts. 

I.  Directe  Steuern,  nebmlich  als  bleibende  ordentliche 
Steuern  die  Contribution,  subsidium  ecclesiastic um,  die 
Judensteuern,  als  ausserordentliche,  welche  durch  Wiederholung 
und  längeres  Verbleiben  bisweilen  zu  ordentlichen  werden:  Ver- 
mögenssteuern, Kopf-,  Personal-,  Standes-,  Classen- 
nnd  Einkommensteuern. 

1.  Contribution  oder  (im  Wesentlichen)  Grundsteuer, 
bez.  Real  Steuer,  mit  anderen  Elementen  verbunden. 

Es  ist  dies  die  im  §.40  besprochene  directe  Hauptsteuer, 
deren  Reform  unter  Maria  Theresia  1748  ff.  und  uuter  Josef  II. 
1785  ff.  vorgenommen  wird. 

A.  Wagner,  Finanzwifetenschalt.  Iii.  7 
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Den  Anstoss  za  Maria  Theresias  „Steuerrectification"  gab  der  Militärbedarf. 
Die  Steuer  war  wohl  in  der  Hauptsache  Grund-  und  Gebäude-Ertragssteuer,  aber  uxn- 
fasste  in  älterer  Weise  andere  Erträge,  bez.  Einkommen  noch  mehrfach  mit.  Die 
Vcrselbständigung  der  Geb&udesteuer  und  ihre  völlige  Loslösung  von  der  Grundsteuer 
erfolgte  in  Oesterreich,  nachdem  die  Josefinische  Keform  gescheitert,  definitiv  erst 
1820;  die  ordentliche  directe  Besteuerung  der  Erträge  beweglichen  Vermögens,  der 
Gewerbe  und  des  Einkommens  liberaler  Berufe  und  der  rein  persönlichen  Arbeit  in 
selbständigen  Steuern  erst  seit  1813  (Erwerbsteuer,  Pat.  v.  81.  Dcc.  1812),  bez.  seit 
1849  (Einkommensteuer).  Die  Contribution  war  als  Repartitionssteuer  eingerichtet, 
woran  jede  Provinz  mit  einem  bestimmten  Quotienten  zur  Aufbringung  der  Summe 
betheiligt  ward  (z.  B.  1748  war  die  Zahl  aller  Quotienten  zur  Aufbringung  von 
12,734,000  fl.  ordinärer  Steuer  für  10  Jahre  1357,  wovon  Böhmen  545,  Mähren  und 
Schlesien  212,  Jüedcröstcrreich  200,  Oberösterreich  100.  Steiermark  150,  Kärnthcn 
100,  Krain  nebst  Gradisra  und  Görz  50  zu  Ubernehmen  hatte.  Hauer  S.  33).  Zur 
Erleichterung  der  Steuerleistungcn  in  schlechten  Jahren  wurden  1748  ein  Geld-  und 
ein  Körnerfouds  begründet,  dio  in  besseren  Jahren  durch  eine  etwas  stärkere  als  die 
der  Steuerquote  entsprechende  Erhebung  und  durch  Getreidevorschüsse  der  Herrschaften 
an  diu  Gemeinden  dotirt  wurden  (Hauer  S.  34).  —  Zur  Zurücknahme  der  Josefin. 
Grundsteuerreform  unter  Leopold  H.  hat  wesentlich  die  Verbindung  beigetragen,  in 
welche  die  Steuerregeluug  mit  derjenigen  der  Urbarialforderungen  der  Dominien  gebracht 
worden  war.  Hierbei  war  für  alle  StAatssteucrleistungen  und  Leistungen  aus  dein 
Unterthanenverband  ein  Maximum  (30  Ä/J  festgestellt  worden,  das  dieselben  vom 
ermittelten  Bruttoertrag  nicht  überschreiten  sollten.  Da  auf  die  Steuer  rund  12 — 13  % 
(12  fl.  13 Vg)  Kr.  fielen,  mussten  die  gutsherrlichen  Einkünfte  entsprechend  vermindert 
werden,  wenn  sie  17 — 18  °/„  überstiegen  (PaL  v.  10.  Febr.  1780).  Dies  erregte  starke 
Misszufriedenheit  unter  den  Berechtigten  schon  zu  Josef  IL'  Lebzeiten,  die  dann 
unter  seinem  Nachfolger  durchdrang  (Hauer  S.  38,  bes.  Beer,  Staatshaushit.  Oest.- 
Ung.s  S.  2—11). 

2.  Subsidium  ecclesiasticum:  eine  directe  Steuer  vom 
Ertrag  der  geistlichen  Güter,  Beneficien  und  sonstiger  Genüsse 
geistlicher  Corporationen  und  Personen. 

In  den  deutschen  Ländern  ursprünglich  mit  päpstlichem  Brevc  auf  Zeit  für 
Türkenkrieg  bewilligt  (1736),  dann,  wie  auch  in  Ungarn  (seit  1716,  seit  1760  ohne 
päpstliche  Ermächtigung)  forterhoben;  nominell  in  Ungarn  anfangs  5,  dann  10%. 
aber  nach  dem  Ertrag  der  Steuer  zu  schliessen  nach  sehr  massigen  Anschlägen. 
(Hauer  S.  59  ft.). 

3.  Judensteuern.  Neben  den  etwaigen  sonstigen  allge- 
meinen, von  denen  die  Juden  wie  die  übrige  Bevölkerung  ge- 
troffen werden,  haben  sie  in  Oesterreich  im  18.  und  bis  Mitte  des 
Ii).  Jahrhunderts  noch  Extrasteuern  als  „Juden",  „tolerirte 
Juden"  zu  zahlen  gehabt,  verschiedene  in  einzelnen  Provinzen. 

Besonders  wichtig  waren  diejenigen  in  den  Ländern  starker  jüdischer  Bevölkerung-, 
namentlich  in  Galicien.  Die  betreffenden  Abgaben  sind  technisch  nicht  immer 
eigentliche  directe  Steuern,  sondern  indirecte  Verbrauchssteuern,  wie  der 
Aufschlag  auf  Koscherfleisch  und  Koscher-Ess-  und  Trinkartikel  and  der 
Lichterzündungsaufschlag-.  Abor  auch  diese  nehmen  durch  die  Eigentümlich- 
keit des  Consums,  den  sie  treffen,  durch  die  Form  der  Erhebung  und  gewisse  Haftungs- 
vcrbindlicbkcitcn  der  Gemeinden  etwas  von  einer  directen  Steuer  an.  Speciell  eine 
solche  war  die  Familiensteuer  oder  Taxo,  die  Toleran ztaxe,  die  Ver- 
mögenssteuer. ^ 

In  der  Bukowina  bestand  z.  B.  eine  besondere  Familiensteuer  von  5  fl-  ™T 
die  Familie  (exel.  jüdische  Ackerbauer);  hierund  in  Galicien  ein  Koschcrfleiscli- 
aufschlag,  statt  tiner  Vermögenssteuer  seit  17h4,  von  damals  J*/4  Kr.  per  ^'unJi 
vou  allem  Schlachtvieh.,  dann  ein  Lichterzilndnngsaufschlag  (regulirt  darch 
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Pat  v.  IS.  Sept.  1810)  von  jedem  Docht  eines  Unschlitt-  oder  Lampenlichts,  das  an 
einem  Sabbath  oder  Feiertag  in  der  Wohnung  einer  jüdischen  Familie  angezündet  wurde, 
5  Kr.,  von  jedem  der  2  gesetzlichen  Lichter  das  Doppelte:  fUr  Wachslichter  und 
Lichter  an  besonderen  Feiertagen  höhere  Sätze;  bestimmte  Zahl  armer  Familien  befreit 
oder  halb  besteuert.  (Ertrag  dieses  Aufschlags  1831  in  Gaiicien  247,118  fl.).  S. 
Hauer  S.  26—29,  auch  über  die  Abweichungen  in  anderen  Provinzen. 

Die  vorausgehenden  waren  die  eigentlichen  ordentlichen 
directen  Steuern.  Erst  1812  trat  dazu  dann  in  der  Erwerb- 
steuer (Patent  vom  31.  Dec.  1812)  eine  bleibende  selbständige 
directe  Steuer,  welche  im  Wesentlichen  eine  Gewerbesteuer  • 
darstellt,  noch  gegenwärtig  besteht  und  uns  als  Theil  des  mo- 
dernen österreichischen  Steuersystems  erst  im  folgenden  Kapitel 
näher  zu  beschäftigen  hat. 

Die  übrigen  directen  Steuern  werden  bestimmungsmässig  als 
ausserordentliche  eingeführt,  meist  in  Kriegszeiten,  für  Kriegs- 
kosten, auch  für  Schuldentilgung,  wiederholen  sich  aber  öfters, 
wechseln  zwar  in  einzelnen  Vorschriften  mehrfach,  werden  jedoch 
in  länger  dauernden  Kriegsperioden,  wie  der  französischen,  auch 
jährlich  wiederholt,  so  die  damaligen  Personal-  und  Classensteuern, 
die  auch  nach  dem  Frieden  verblieben,  und  leiten  so  eine  regel- 
massigere Besteuerung  des  beweglichen  Vermögens  und  seiner 
Erträge  sowie  des  persönlichen  Einkommens  durch  eigene  directe 
Steuern  mit  ein. 

4.  Vermögenssteuern,  nominelle,  aber  reine,  d.h.  wirk- 
lich nach  dem  Vermögen  veranlagte,  wenn  auch  in  einigen 
Fnncten  mit  Rücksicht  auf  Einkommen  Verhältnisse,  denen  kein 
bestimmt  zu  ermittelndes  Capital  zu  Grunde  liegt,  geregelte,  sind 
im  18.  Jahrhundert  und  in  der  Kriegszeit  Anfang  des  19.  Jahr- 
hunderts vorgekommen,  zeigen  aber  schon  durch  die  geringen  Er- 
träge, dass  sie  nicht  genügend  durchgeführt  worden  sind. 

So  1702  Vermögenssteuer  in  Böhmen  und  Niederösterreich,  als  wirklich  all- 
gemeine, für  Kriegskosten,  ohne  Zulassung  von  Pauschalirungen :  alle  Landesbewohner, 
aoeh  Corporationen,  ferner  im  Inland  Realitäten  besitzende  Auslander,  ausschliesslich 
bloss  des  armen  Bauersmanns  und  der  Leute  mit  noch  nicht  5  fl.  Vermögen,  mit  1  °/u 
von  allem  beweglichen  und  unbeweglichen  Vermögen  nach  Fassionen  besteuert.  (Kapi- 
talien in  inländischen  Staatsfonds  froi;  ebenso  Geld  für  den  vierteljährigen  Haus- 
bedarf und  Wirthschaftavorräthe  für  1  Jahr;  Gehalte,  Löhne  und  Industrialeinkünfte 
nach  Einkommenbetrag  veranlagt,  mit  6  Kr.  (10%)  vom  Gulden.  —  Diese  Steuer 
wird  öfters  ebenso  oder  ähnlich,  mitunter  mit  anderen  Steuerfüsseu,  und  sonstigen 
kleineren  Abweichungen  (z.  B.  1734  Einkünfte  unter  500  fl.  und  überhaupt  arme 
Bürger  und  Bauern  frei)  wiederholt,  so  1704,  1700,  1713,  1734,  1737,  1747,  IbOG, 
—  hier  V*  %•  *Der  nur  Vermögen  über  1000  fl.;  Ertrag  in  den  deutschen  Erb- 
lindern 1807  4.98  M.  fl.,  wovon  in  Böhmen  1.00,  Niederösterreich  1.9:t  M.  fl.  — , 
IMO,  hier  mit  10  7u  vom  beweglichen  und  unbeweglichen  Staininvermögen,  abzüglich 
aller  Lasten,  zur  Schuldentilgung,  bei  unbeweglichem  Vermögen  in  15,  bei  beweg- 
lichem in  5,  bei  Großhändlern .  Kanfleuten  in  2  Jahresraten  zu  erlegen.  (S.  Hauer 
S.  50—53). 

7* 
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5.  Kopf-,  Personal-,  Standes-,  Classen-  und  Ein- 
kommensteuern. Diese  begegnen  auch  in  Oesterreich  in  dieser 
Periode  in  der  Form  von  Kopf-,  Rang-,  Standes-  und  Be- 
rufssteuern, wie  in  Preussen  (§.  48),  Frankreich  (§.  60) 
und  England  (§.  81)  ungefähr  in  dieser  Zeit:  ein  characteristischcr 
Punct  (§.  93).  Der  Uebergang  zur  stärkeren  Berücksichtigung  der 
wirthschaftlichen  vor  den  Standesverhältnissen  wird  jedoch  in  ge- 
wissen Classensteuern  bereits  gemacht,  auch  an  Versuchen  zu 
förmlichen  Einkommensteuern  fehlt  es  nicht. 

Kopf-  und  Stand  essteuer  n  kommen  z.  B.  1 690, 1  T4ü,  1 758, 1 759  vor  und  noch 
spätere,  so  die  Classeusteuer  von  1799,  halten  sich  in  einzelnen  Classen  einfach  an 
den  Berufsstand.  iS.  Hauer,  S.  54  ff.).  Die  Kopfsteuer  von  1740  trifft  alle  Land  es - 
hewohncr,  auch  Geistliche,  Militärs,  den  Hofstaat  und  legt  dann  jeder  Standeskategorie 
einen  bestimmten  Steuersatz  auf,  so  beim  Hofstaat  dem  Obersthofmeistcr  450  fl.  bis 
herab  zum  Kapelldiencrjungen  7*  fl.,  bei  der  Geistlichkeit  dem  Erzbischof  600  fl.  bis 
zum  einfachen  Geistlichen  mit  2  fl.,  beim  Adel  600  fl.  (Fürst)  —  20  fl.,  bei  den 
Beamten  450  fl.  (Minister)  —  1  fl.,  beim  Militär  400  fl.  ijeldmarschall)  —  4  fl.,  bei 
den  Stadtbewohnern  75  fl.  (grosse  Wechsler)  —  12  Kr.  (Taglöhner),  bei  der  Land- 
bevölkerung 15  fl.  (.Überbeamte)  —  4  Kr.  iBauerknecht).  Juden  jeder  2  fl.,  mit  Ge- 
sammthaft  der  Ortsjudenschaft.  175$  dieselbe  Steuer  mit  bedeutend  höheren  Sätzen 
(bis  4000  fl.).  Fraueu,  Kinder,  Wittwcn,  Dienstboten  nach  besonderer  Norm.  Die 
Steuer  von  1 759  bildete  eine  nach  Standes-  und  Berufsverhältnissen  geordnete  Classen- 
steuer;  4  Classen,  I.  mit  6  fl.  (Prälaten,  Herren-,  Ritterstand,  kais.  Käthe  u.  s.  w.\ 
11.  4  fl.  (Nobilitirte,  Universitätsglieder,  Magistratspersonen,  Wechsler,  Handelsleute 
u.  s.  w.),  III.  2  fl.  (übrige  Hof-,  Civil-,  Militärpersonen,  Herrschaftsbeamte),  IV.  1  fl. 
(Bürgerstand  und  alle  Personen  über  dem  Bauerstand).  Das  Familienhaupt  hatte  für 
jedes  Familienglied,  auch  für  jeden  seiner  Beamten  und  Dienstleute  den  Ciassensatz. 
dem  es,  das  Haupt,  angehörte,  zu  entrichten. 

Classensteuern  mehr  als  rohe  Einkommensteuern  wurden  1763,  1764 
(„Schuldensteuer-  zur  Tilgung  der  Staatsschuld),  1799,  1801,  1804  fr.,  jetzt  in 
Verbindung  mit  einer  Persoualsteu er  und  von  da  an  so  jährlich  bis  1830  erhoben. 
Die  Steuer  von  1763  theilte  die  Bevölkerung  nach  dem  Einkommen  in  12  Gassen 
mit  Steuersätzen  von  V4— 100  fl.,  Ehefrauen  wie  Männer,  Kinder  mit  "/*  des  väter- 
lichen  Steuersatzes,  Juden  mit  dem  Doppelsatz  ihrer  Classc;  in  der  Steuer  von  1761 
wurde  die  Zahl  der  Classen  auf  24,  mit  Sätzen  bis  900  fl.  vermehrt,  Frauen  und  zu 
versorgende  Kinder  frei  gelassen.    (Hauer  a.  a.  Ü.).    In  der  Classensteuer  von  1799 
(Pat.  v.  1.  Nov.)  trat  eine  nach  Procenten  des  durch  Fassionen  zu  ermittelnden  Ein- 
kommens erhobene  Einkommensteuer  (von  2f/j»  hei  100 — 300  fl.  Einkommen,  bis 
zu  20  %  für  über  150,000  fl.)  in  Verbindung  mit  einer  Classensteuer  für  Gewerbs- 
leute, Dienstboten,  Taglöhner  u.dgl.  (Hauer  S.  56,  Beer,  Staatshaush.  S.  4S  IT.). 
Der  Adel  hatte  sub  fide  nobili.  Geistlichkeit  sub  fidc  sacerdotali,  die  Anderen  sub 
clausula  juratoria  zu  fatiren.    Auch  Militärs  versteuerten  ihr  Einkommen  ausser  d<  r 
(tage.    Die  Kustical- Contribuenten  hatten  ohne  Fassionen  bloss  einen  Zuschlag  von 
15°/0  zur  (Kontribution  als  Classensteuer,  die  Gewerbsleutc  u.  s.  w.  nach  Berufs-,  Be- 
triebsumfangs-  und  Ortsclasson  feste  Sätze  zu  zahlen  (10—30  fl.  in  Wien,  sonst  von 
1  fl.  am,  ähnlich  Dienstbotou,  Knechte,  Taglöhner  kleinere  Classensätze  von  '/* — l1/*  fl. 
Die  Steuer  von  1804  (Pat.  v.  12.  Sept.)  behielt  die  Einkommensteuer  in  denselben 
stark  progressiven  Sätzen  bei,  aber  mit  Wegfall  specieller  Fassionen  (!),  sie  stellte 
ferner  noch  mehr  Classen  (36)  auf;  auch  ward  eine  Pcrsonalsteuer  von  %  fl.  von 
jedem  Uber  15  Jahr  alten  Landeseinsassen  erhoben,  also  eine  reine  Kopfs  euer, 
frei  nur  Militärs  und  wirklich  Arme.    Ein  60  °/0  Zuschlag  als  „Kealitätensteuer"  zur 
Dominical-  und  Kusticalcontribution  wurde  damit  verbunden,  um  die  Gleichmäßigkeit 
der  höheren  Belastung  in  den  Nöthen  der  Kriegszeit  herbeizuführen. 

Mit  einer  förmlichen  Einkommensteuer  zu  10  a/o  war  schon  1743  einmal 
ein  Versuch  gemacht  worden  (Kcalitätenertrag  nach  6 jährigem  Durchschnitt.  Gehalt 
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and  Pensionen  unter  200  fl.  frei).  In  einer  Extra-Kriegsstcuer,  die  177S,  1789  und 
1 7!)ö  erhoben  wurde ,  war  neben  einem  20,  bez.  30  %  Zuschlag  zur  Rustieal-  und 
50.  bez.  60  %  Zuschlag  zur  Dominicalcontribution ,  sowie  einer  Pauschsteuer  der 
Judenschaft  das  sog.  „quartum  genus  hoininum"  (Capitalisten ,  Kaufleote,  liberale 
Berufe  u.  dgl.)  ebenfalls  mit  einer  10,  bez.  12  %  Einkommensteuer  belegt  worden 
(Hauer  S.  60). 

Gewiss  Alles  Versuche  in  richtiger  Richtung  zur 
stärkeren  Belastung  der  Einkünfte  des  beweglichen 
Vermögens  und  Capitals,  der  persönlichen  Einkünfte 
und  der  wohlhabenderen  Classen  überhaupt;  characte- 
ristische  Anzeichen  dafür,  dass  die  sich  vollziehende  Umgestaltung 
im  Erwerbsleben  —  der  sich  fortsetzende  Process  der  qualitativen 
und  quantitativen  Differenzirung  des  Nationaleinkommens  und  Ver- 
mögens im  Einzeleinkommen  und  Vermögen  (Fin.  II)  —  in  der 
Bedeutung  für  die  nothwendige  Fortbildung  und  Umgestaltung  der 
Besteuerung  bei  immer  steigendem  Finanzbedarf  erkannt  wurde; 
aber  auch  Belege,  dass  man,  zumal  unter  den  unruhigen  Zeitläuften, 
steuertechnisch  noch  nicht  fähig  und  politisch  noch  nicht  vorurteils- 
los und  energisch  genug  war,  ein  ordentliches  System  einer  zweck- 
mässigen neuen  directen  Besteuerung  zu  begründen:  ein  Problem, 
mit  dem  man  in  der  folgenden  Friedensperiode  nach  1815  in 
Oesterreich  sich  von  Neuem  befasste,  ohne  bis  heute  über  ein  zwar 
leidlich  rationelles,  aber  auch  hvperfiscalisches  Ertragssteuersystem 
hinausgekommen  zu  sein. 

§.  44.  —  II.  Indirecte  und  sonstige,  theils  diesen 
verwandte,  theils  anderweite  Steuern,  nämlich  Zölle, 
Mauthen,  innere  Aufschläge  (Verzehrungssteuern), 
Salz-,  Pulver-,  Salpeter-  und  Tabakmonopol,  Lottoge- 
fäll,  Stempel,  Taxen,  Erbsteuer. 

1.  Die  Zölle  kamen  seit  der  zweiten  Hälfte  des  17.  und  vol- 
lends im  18.  Jahrhundert  auch  in  Oesterreich  immer  mehr  unter 
handelspolitische,  bez.  protectionistische  Gesicbtspuncte, 
daher  Einfuhrverbote  auf  feinere  Fabrikate,  hohe  Zölle  überhaupt, 
auch  luxuspolizeiliche  Tendenzen  dabei,  was  Alles  dem  fiscalischen 
Interesse  Abbruch  thun  musste,  hier  aber  nicht  näher  zu  verfol- 
gen ist. 

S.  u.  A.  Hauer  S.  4  fl'.  Ein  einheitliches  Zollgebiet  wurde  aber  noch  nicht 
erreicht.  Wenn  auch  dem  Ausland  gegenüber  die  „österreichischen  Linder"  eine 
Art  Einheit  bildeten,  blieben  doch  Zwischenzölle  zwischen  den  deutscheu  Provinzen 
bis  zu  Josef  II.  Zeit  bestehen  und  auch  in  dem  neuen  Zolltarifsystem  von  1788  ver- 
blieben die  Zollgruppen  der  deutscheu  und  galicischen,  der  ungarisch -siebenburgischen, 
der  italienischen  Provinzen,  und  Tirols.  Die  Zwischenzölle  zwischen  diesen  Gruppen 
waren  aber  massiger  als  gegen  das  Ausland.  Zwischen  den  deutschen  Erblanden  und 
den  ungarischen  war  dann  auf  beiden  Soiten  die  Ein-  wie  die  Ausfuhr  allgemein 
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zollpflichtig.  Auch  die  wichtigsten  Kinanzzölle,  diejenigen  auf  Colonialwaaren,  unter- 
lagen doch  noch  der  mcrcantilistischen  Bcargwohnung,  baarcs  Geld  ins  Ausland  zu 
ziehen.  Die  Einfuhrzölle  im  Ganzen  wurden  aber  auch  in  Oesterreich  in  dieser  Zeit 
vor  den  verbliebenen  Ausfuhr-  und  vollends  den  Durchfuhrzöllen  in  immer  stärkerem 
Maasse  das  finanzielle  Hauptobjcct  des  Zollwcsens.  Blonski,  österr.  Finanzges.- 
kunde  I,  32«  II". 

2.  DieMauthen,  Strassen-,  Brücken-,  Wassermauthen,  hatten 
im  18.  Jahrhundert  wohl  überwiegend  Gebtlhrencharacter,  Zahlung 
für  Bau,  Erhaltung,  Einrichtungen  des  Wege-,  Strom-,  Hafenwesens, 
aber  doch  immer  etwas  mit  stcuerartigen  Elementen  verbunden. 
So  speciell  die  Passagemauth  von  1760. 

Sie  war  von  jedem  Pferd  eines  Personenwagens  mit  6  Kr.  neben  der  Wego- 
mauth  bei  jedem  Wegsehranken  and  den  Linien  Wiens  zu  zahlen,  Dauernfuhren  und 
Lastwagen  frei.  Möglichste  Aufhebung  und  Beschränkung  der  älteren  zahlreichen 
grundhcrrechaftlichen  und  communalen  Mauthcn,  so  1 7S4  der  Privatmautheu  an  der 
Donau;  zur  Erhaltung  der  Ptadc  am  Strom  ärar.  Abgabe  von  12  Kr.  vom  Schill- 
Pferde. 

3.  Innere  Aufschläge  (Verzehrungssteuern).  Diese 
alten,  theils  landesitirstlichen ,  theils  ständischen,  theils  auch  com- 
munalen (städtischen)  Steuern  sind  auch  in  Oesterreich  im  17.  und 
18.  Jahrhundert  erhalten,  vermehrt,  erhöht  und  weiter  ausgebildet 
worden.  Aber  zu  einer  einheitlicheren  Regelung  oder  auch  nur 
Codification  der  gesetzlichen  Bestimmungen  kam  es  in  dieser  Pe- 
riode noch  nicht,  sondern  erst  im  19.  Jahrhundert  (1829),  wenn 
auch  Josef  II.  (1784,  1788)  einige  Reformen  in  der  Zahl  der  Ob- 
jecte  und  im  lfarifwcsen  herbeiführte  und  weitere  plante.  Es  blieb 
im  Ganzen  bei  der  historischen,  provinciellcn  und  localen  Mannig- 
faltigkeit dieser  Steuern,  bei  ihren  verschiedenen  Verwendungs- 
zwecken und  verschiedenen  Namen  der  einzelnen  Abgaben  selbst 
und  ihrer  Zuschläge.  Auch  eine  so  principielle  Gestaltung,  wie  in 
der  preussischen  Accisc Verfassung  für  die  Städte  (§.  47,  49),  wurde 
nicht  herbeigeführt,  wenngleich,  wie  überall,  nach  den  Consumtions- 
verhältnissen  und  nach  den  Erhebungsmodalitäten  (auf  den  Märkten, 
an  den  Thoren)  diese  Steuern  überwiegend  die  städtische  Bevölke- 
rung trafen.  Zu  einer  „Universalaccisc"  von  allen  verkauften 
Feilschaften  kam  es  1708  in  Böhmen,  aber  sie  hatte  keinen  Be- 
stand. 

Die  Hauptsache  blieben  die  Getränkestcuern,  besonders  auf  W e i n  und  B i e r, 
wo  zu  den  älteren  Aufschlägen  wiederholt  neue  hinzutraten  oder  höhorc  Sätze  auf- 
gelegt wurden,  mit  manchen  provincielleu  Verschiedenheiten  (u.  A.  neben  dem  a^eu 
Ungcld  der  sog.  Taz,  eine  Zapfabgabe  des  Ausschänken»  von  Getränken  nach  der 
Menge,  Eimer,  berechnet,  woneben  Bier  auch  einer  Productionssteuer  unterlag:  Ein- 
zelnes bei  Dcssary,  Kinanzgesetzkunde,  §.  41,  ders.  Handb.  der  Gesetze  u.  &• 
über  d.  österr.  Verzehr.steuer,  2.  Aufl.  l$4b\  §.  3,  v.  Hauer  S.  20;  über  die  Brannt- 
wein bosteuerung  und  böhin.  Universalaccise  J.  Wolf,  Branntweinst,  Tüb.  1*^*» 
S.  429  —  436).    Neben  den  Getränken  bestand  aber  von  wichtigeren  Steuern  der 
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Getreideaufschlag,  der  seit  1646  bei  jedem  Verkauf  der  meisten  Getreidearteu  auf 
dem  Markte  mit  1  Kr.  pro  Metze,  und  der  Fleischaufschlag-,  der  in  verschiedenen 
alteren  Formen  für  die  wichtigsten  Fleischarten  (1631,  1634)  beim  Auftrieb,  Marktverkauf, 
von  Schlacht-  und  Stechvieh,  seit  1698  nuter  Hinzufügung  eines  „neuen  Fleischkreuzers'* 
vom  Pfund  (später  als  Stücksatz)  bei  der  Abführung  des  Vielis  zum  Schlachten  er- 
hoben wurde.   Beide  Aufschläge  haben  mehrfach  Veränderungen  erfahren  (besonders 
1714).   Die  Getreide-  und  Viehaufschläge  bildeten  den  Haupttheil  der  vom  Hand- 
grafenamte  verwalteten  sogen,  „handgräflichen  Gefälle  oder  Aufschläge". 
Von  anderen  Aufschlägen,  welche  öfters  nur  vorübergehend  bestanden,  sind  ans 
dem  17.  und  18.  Jahrhundert  noch  zu  nennen  der  auf  Pferde  (1659,  1714,  boim 
Verkauf  nach  dem  Werth,  bei  der  Ausfuhr  nach  dem  Stück,  auch  zu  den  handgräf- 
licheu  Aufschlägen  gehörig),  die  auf  diverse  agrarische  und  andere  Roh- 
stoffe und  Victualien  (Häute,  Felle,  Wachs,  Honig,  Uuschlitt,  Federn,  Flachs, 
Hanf,  Zwetschken,  Käse,  Schmalz,  Holz,  türkische  Wolle,  Baumöl  u.  a.  m.),  auf  Manu- 
faetc  u.  dgl.  (Stiefel,  Schuhe,  Tücher,  Seidenwaaren.  Kleinodien  16421    In  Städten 
kam  noch  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  ein  Haarpuder-  und  Schminkeaufschlag  vor; 
Ende  des  IT.  Jahrhunderts  einer  auf  Billards  n.  dgl.  Spieltische,  Kegelbahnen  (1692 
für  das  Wiener  Zuchthaus).   Wie  in  anderen  Ländern  dienten  Ausfuhrzölle  auf  einige 
dieser  Artikel,  so  bei  Pferden,  zur  Ergänzung  dieser  Aufschläge,  wie  anderseits  Ein- 
fuhrzölle (bei  Wein  u.  a.  m.).   Die  Erhebung  der  Aufschläge  erfolgte  öfters  durch 
Steuerpachter.   Die  Stände  waren  in  verschiedener  Weise  an  der  Erhobung  mit  bc- 
theiligt   S.  weiteres,  aber  nicht  vollständiges  und  nicht  immer  correctes  Detail  bei 
Hauer  und  Dessary  a.  a.  0.,  bei  letzterem  auch  das  Datum  der  wichtigeren  Patente. 
Wolf  S.  433  citirt  eine  mir  nicht  zugänglich  gewesene  Arbeit  von  Plenkcr  über 
die  Entwicklung  der  indirecten  Abgaben  in  Oesterreich  in  der  Oesterr.  Kevuc  1863, 
II-IV. 

4.  Das  Salzregal  im  Anschluss  an  den  bedeutenden  uralten 
Salzbergbau,  besonders  im  oberösterreiebischen  Salzkammergut, 
wurde  in  den  einzelnen  Provinzen  in  verschiedener  Weise  für  fis- 
caliscbe  Zwecke  ausgenutzt,  wobei,  wie  in  Frankreich  verschiedene 
provinzielle  Salzpreise  bestanden.  Die  Privateinfuhr  von  Salz  aus 
dem  Ausland  war  streng  verboten,  der  Verkehr  zwischen  den  Pro- 
vinzen controlirt,  und  eventuell  auch  wie  die  private  Salzgewin- 
nung untersagt.  Mehrfach  bestand  auch  hier  der  sogenannte 
„Salz zwang"  (Salzconscription),  wie  in  Frankreich  (§.  63)  und 
Preussen  (§.  49),  durch  den  die  Salzsteuer  vollends  den  Character 
einer  hohen  Kopfsteuer  gewann. 

Die  Stände  und  die  Dominien  hatten  hierbei  eine  Vermittlerstellung;  sie  nahmen 
ein  bestimmtes  Salzquantum  pflichtmässig  zu  einem  gewissen  Preise  ab  und  von  ihnen 
allein  war  dann  das  Salz,  zum  Consum  zu  einem  entsprechend  höheren  Preise  zu  be- 
ziehen oder  musste  eventuell  beim  Salzzwang  nach  gewissen  Einheitsmengen  per  Familie, 
Kopf  und  Vieh  abgenommen  werden.  Für  Dominien  und  Stände  fiel  dabei  ein  Gewinn 
ab,  der  letzteren  Falles  als  Landessteuer  neben  der  Staatssteuer  erscheint.  In  anderen 
Provinzen  hatte  der  Staat  ärarische  Magazine,  aus  denen  licenzirte  Kleinverschleisser 
das  Salz  zum  Debit  zu  beziehen  hatten.  Josef  IL  führte  Erleichterungen  herbei,  gab 
sogar  in  dem  neu  erworbenen  salzreichen  Galicien  den  Handel  mit  Stein-  und  Sud- 
salz, auch  die  Ausfuhr,  ausser  nach  den  deutschen  und  ungarschen  Landen  frei  (1 783), 
so  da&s  nur  eine  Salzsteuer  an  der  Productionsstätte  im  Absatzpreis  bei  den  ärarischen 
Werken  bestand.  Ertrag  des  Regals  1779  6.9,  1780—90  10.7  MilL  fl.  (Hauer, 
S.  62  ff.,  Beer,  Staatshaushall,  S.  114.) 

5.  Schiesspulver-  und  Salpeterregal;  schon  seit  1772 
in  Militärregie. 
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6.  Das  Tabakmonopol  begann,  nach  einer  Periode  blossen 
Einfuhrzolls  auf  fremden  Tabak,  in  den  deutsch-böhmischen  Erb- 
landen bereits  1670  ff.  Anfang  des  18.  Jahrhunderts  verliess  man 
indessen  eine  Zeit  lang  das  Monopol  zu  Gunsten  eines  Aufschlags 
auf  den  Verkauf  inländischen  und  ausländischen  Tabaks,  mit  höheren 
Sätzen  für  letzteren  (1706),  später  (1714)  eines  Aufschlags  auf  die 
Erzeugung  und  Einfuhr.  Im  J.  1723  (Patent  v.  11.  März)  wurde 
jedoch  das  Monopol  wieder  eingeführt  und  ist  seitdem  bestehen 
geblieben,  aber  im  18.  Jahrhundert  nicht  im  ganzen  Staate,  sondern 
nur  in  den  deutsch-böhmischen  Erblanden,  ausser  Tirol,  und  in  Gali- 
cien  in  Geltung  gewesen.  Anfangs  war  der  Verschleiss  meistens  pro- 
vinzenweise verpachtet.  Seit  1783,  bez.  1784  ist  allgemein  die 
eigene  Regie  eingetreten  und  festgehalten  worden.  Der  bemerkens- 
werthe  Punct  war,  dass,  im  Unterschied  zu  Frankreich,  wo  noch 
Neck  er  das  für  undurchführbar  hielt  (§.  63),  der  private  Tabak- 
bau in  bestimmten  Gegenden  gegen  jährliche  Licenz  und  Pflicht 
der  Ablieferung  des  Products  zu  angemessenem,  von  der  Verwaltung 
bestimmten  Preise  an  die  Monopolverwaltung,  gestattet  war.  Das 
Monopol  war  also  Gross-  und  Kleinhandels-  und  Fabrikations- 
monopol. 

Der  Ertrag  stieg  im  18.  Jahrhundert  von  V3  auf  über  3  Mill.  fl.  Strenge  Con- 
trolen  und  schwere  Strafbestimmungen  überwältigten  den  Schmuggel  gleichwohl  nicht. 
(S.  Hauer  S.  67—69,  Beer,  Staatshausb.  S.  118—120,  v.  Plenker,  d.  österr. 
Tabakmon.,  Wien  1857.) 

7.  Das  Lottogefäll  hat  sich,  verhängnissvoll  genug,  noch 
dazu  als  genuesisches  oder  Zahlenlotto,  seit  1751  in  Oesterreich 
als  fiscalische  Einrichtung  eingebürgert,  anfangs  in  Pacht,  seit  1787 
in  eigener  Regie. 

Ertrag  anfangs  260,000  fl.  Pachtsummc,  zuletzt  unter  Maria  Theresia  800,000. 
Hauer  S.  95  ff.,  Beer,  Staatshaush.  121.  Definitive  Regelung  durch  Patent  v. 
13.  März  1813. 

8.  Das  Stern  pe  Ige  fäll  trat,  wie  Uberall  nach  holländischem 
Muster,  bereits  1686  in  den  deutsch-böhmischen  Ländern  als  Ein- 
richtung eines  Urkundenstempels  ein,  wurde  besonders  durch  Gesetze 
von  1762,  1784  und  1802  revidirt  und  weiter  entwickelt. 

Wie  in  Frankreich  wurde  in  Folge  der  Misszufriedenheit  mit  dem  Stempel  der- 
selbe 1693  und  1695  vorübergehend  aufgehoben  und  durch  eine  Verbrauchssteuer 
(Aufschlag)  auf  Papier  und  Bücher  ersetzt  (Hauer  S.  19).  Nach  dem  Ges.  v.  1686 
(Pat.  v.  1.  NovJ  bestanden  drei  Werthstempclclaasen  von  1  fl.,  15  Kr.  und  6  Kr., 
nach  dem  v.  1762  (Pat.  v.  3.  Febr.)  4,  nämlich  noch  eine  höhere  von  2  fl.  Stcinpcl- 
pflichtig  waren  Urkunden  Uber  Rechtsgeschäfte,  Verträge,  Quittungen,  Vollmachten, 
Decrcte  über  Amts-  und  Dienstverleihungen,  Gesuche  u.  dgl.  m.  Eine  Eigonthamlich- 
keit  war,  wie  noch  consi.<|Ucnter  in  dem  josefin.  Gesetz  vom  5.  Juni  1784,  dass  sich 
die  Benutzung  der  Stempel  nicht  uur  nach  der  Gattung  der  Urkunde  uud  dem  Werth 
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de«  Geldbetrags,  auf  den  sie  sich  bezog,  sondern  auch  nachdem  Rang,  Stand  und 
Beruf  der  Aussteller  der  Urkunde  richtete,  wobei  diese  Stände  in  die  vier  Clauen 
des  Stempels  eingetheilt  waren,  die  vornehmsten  in  die  höchste,  die  nicht  speciell  er- 
wähnten, die  unteren  Stände,  in  die  niedrigste  (Hauer  S.  95,  die  Einzelheiten  bei 
Beer  a.  a.  0.  S.  178 —  ISO).  Das  Gesetz  v.  1802  (5.  %c\.)  thcilte  die  üeldwertln; 
der  Urkunden  in  14  Classen.  —  Auch  Spielkarten,  Kalonder  (s«;it  1711)  waren 
in  mehreren  Stufensätzen,  seit  1 789  auch  Zeitungen  dem  Stempel  unterworfen.  Die 
spätere  österreichische  Gesetzgebung,  besonders  das  Gesetz,  vom  27.  Jan.  1S40  war 
eine  Fortbildung  der  früheren,  wobei  dann  die  Abstufung  nach  dem  Stand  und  Rang 
fortfiel.  Erhebung  des  Stempelgefälls  anfangs  aoeh  durch  Pächter.  Ertrag  1761 
(Oberleitner  S.  15,  19,  20)  234,000  fl.  brutto,  152,000  fl.  netto,  1780-90  960,000  11. 

9.  Die  älteren  Taxen  betrafen  besonders  als  Gehaltsabzüge 
die  Beamten  („Karenztaxe")- 

So  nach  Taxordnung  von  1751  und  1757  Quoten  von  Gehalten  der  Staats- 
beamten bei  der  ersten  Anstellung  und  Verbesserung  ('/,,  später  \);  seit  1703  auch 
auf  ständische  und  städtische  Beamte  ausgedehnt.  1775  eine  Jahressteui  r  von  Gehalten, 
Pensionen  und  allen  Bezügen  aus  Staatscasseu  von  5 — 10  °/0  („Arrha"),  also  eine 
Bcsoldungssteuer.  Hauer  S.  100  ff.  —  Der  Name  „Taxen"  wird  mitunter  auch  für 
andere  Abgaben  gebraucht,  so  für  Gebühren  von  Rechtsgeschäften,  die  die  neuere 
österr.  Gesetzgebung  neben  dem  Stempel  unterscheidet. 

10.  Eine  eigene  Erbschaftssteuer  ist  unter  dem  Namen 
Erbsteuer  im  siebenjährigen  Kriege  (Pat.  v.  7.  Juni  1759)  zur 
Capitaltilgung  ständischer  Anleihen  eingeführt,  später  aber  beibe- 
halten worden. 

Sie  betrug  10  %  ™n  dem  lastenfreien,  also  reinen  Erbschaftsvermögen  und  Legat; 
frei  Erbschaften  zwischen  Eltern  und  Kindern,  pia  legata  und  Stiftungen,  dann  Be- 
träge bis  500,  bei  Legaten  bis  100  fl.    Neue  Regelung  durch  Pat  v.  15.  Uct.  1810 
Hauer  S.  53— 54\    Ertrag  1761  257,000,  1780—90  829,000  11.  (Oberleitner 
S.  15,  19,  Beer,  Fin.  S.  389). 

Die  indirecte  und  verwandte  Besteuerung  war  hiernach  im 
Oesterreichischen  Staate  des  ancien  regime  doch  schon  ziemlich 
entwickelt,  in  Hinsicht  ihres  Umfangs  und  ihrer  Specialisirang  oder 
Differenzirung.  Bei  der  Fortbildung  und  Um-  und  Neugestaltung 
im  19.  Jahrhundert  nach  den  Finanzwirren  der  französischen  Kriegs- 
zeit werden  dann  besonders  die  Verzehrungssteuern,  namentlich  auf 
Getränke  (später  Zucker),  die  Zölle  und  die  Stempel  und  Gebühren 
von  Rechtsgeschäften  ausgebildet. 

Das  österreichische  Steuerwesen  war  allerdings  den  unerhörten 
finanziellen  Anforderungen  in  der  langen  französischen  Kriegszeit 
nicht  gewachsen.  Es  in  derselben  neben  der  Vermehrung  des 
Papiergelds  und  der  übrigen  Staatsschuld  wenigstens  verhältniss- 
mässig  eben  so  bedeutend  zu  entwickeln  wie  in  dem  Staate  des 
andereu  grossen  Bekäropfers  Napoleons,  Englands,  dazu  fehlte  die 
Energie  und  reichten  auch  die  viel  weniger  entwickelten  wirt- 
schaftlichen Hilfsmittel  der  Länder  und  Völker  der  österreichischen 
Monarchie  nicht  aus.   Mit  daher  eine  noch  viel  schlimmere  Papier- 
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geld-  und  Schuldenwirthschaft.  Anderes  wird  anf  die  politischen 
Verhältnisse,  Verfassungs-  und  Ständewesen  zurückzuführen  sein. 
Aber  im  Uebrigen  darf  doch  billig  behauptet  werden,  dass  von 
Karl  VI.  bis  Josef  ^1.  das  österreichische  Steuerwesen  in  einer 
für  rasch  steigende  Friedensbedürfnisse  annähernd  genügenden  und 
in  politisch  wie  technisch  ziemlich  befriedigender  Weise,  verglichen 
mit  anderen  Staaten,  entwickelt  worden  ist.  Auch  den  oft  zu 
seinen  Ungunsten  in  diesen  Dingen  gemachten  Vergleich  mit  dem 
friedericianischen  Preussen  (§.  49)  braucht  das  Oesterreich  Maria 
Theresia^  und  Josef  II.  nicht  zu  scheuen.  Die  österreichische  „Con- 
tribution"  war  immerhin  bereits  mehr  nach  den  richtigen  Forde- 
rungen der  „Altgemeinheit  und  Gleichmässigkeit"  eingerichtet 
worden,  als  die  preussische  noch  bis  zuletzt.  Wie  in  Frankreich 
und  England  war  auch  der  staatliche  Character  des  Finanz- 
wesens in  der  vorherrschenden  Steuerwirthschaft  vor  der  älteren 
Domanialwirthschaft  bereits  weit  mehr  als  in  Preussen  zur  Gel- 
tung gelangt. 

d)  Braudcnburg-preussischer  Staat. 

§.  45.  In  diesem  Territorialstaate  treten  auch  noch  in  den 
ersten  200—250  Jahren  der  Herrschaft  der  Hohenzollcrn ,  bis  zur 
Zeit  des  Grossen  Kurfürsten  im  Finanz-  und  Steuerwesen  wie  in 
anderen  politischen  Verhältnissen  nur  etwa  solche  speeifisch  eigen- 
tbümliche  Abweichungen  von  anderen  grösseren  deutschen  Terri- 
torien hervor,  welche  sich  aus  der  Verfassung  und  aus  der 
Besiedlungsgeschichte  der  auf  slawischem  Boden  errichteten 
Grenzmarken  ergeben. 

S.  bes.  Schmoller,  Epochen  der  preuss.  Fiuanzpolit.  a.  a.  0.,  wo  nur  vielleicht 
das  Abweichende  von  dem  allem  deutschen  Territorialfinanzwesen  Gemeinsamen  etwas 
zu  sehr  hervortritt;  in  der  Hauptsache  sind  die  „3 — 4  Epochen  der  preuss.  Finanz- 
politik" doch  diejenigen  der  deutschen  territorialen,  in  mancher  Hinsicht  diejenigen 
der  wost-  und  mitteleuropäischen  überhaupt ;  s.  ausserdem  die  o.  S.  34  gen.  Schriften 
und  Aufsätze  von  Töppcn,  Kotelmann,  Riedel,  Gliemaun,  Schmoller;  im 
Allgemeinen:  Isaacsohn's  Gesch.  d.  preuss.  Beamtenthums,  Droysen's  Gesch.  der 
preuss.  Politik,  Born  hack 's  preuss.  Verwaltungsrecbt  passim. 

Hier  im  Nordosten,  östlich  der  Elbe,  wie  auch  im  Südosten, 
östlich  des  Inn  und  der  baierisch-böhmischen  Grenze,  entwickeln 
sich  nicht  oder  in  viel  bescheidenerem  Maasse  geistliche  und  welt- 
liche Immunitäten,  reichsunmittelbare  Gebiete  von  Fürsten,  Grafen, 
Rittern,  Reichsstädte.  Die  landesfürstliche  Gewalt  nimmt  daher, 
trotz  aller  Beschränkungen  durch  die  Lehensverfassung  und  das 
Ständewesen,  doch  dauernd  eine  andere  Stellung  ein,  als  im  eigent- 
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liehen  Alt  Deutschland.  Das  Erobcrungsprincip,  die  daraas  hervor- 
gehende Behandlung  des  Grund  und  Bodens,  der  verbleibenden 
Reste  der  slawischen  Bevölkerung,  die  Ansiedlungsart  der  einwan- 
dernden deutschen  Bauern,  die  allgemeine  und  die  besondere  Kriegs- 
dienstpflicht der  Ritter,  die  Anlegung  von  Burgen  und  befestigten 
Städten  bedingen  von  vornherein  manche  Abweichungen  von  der 
Organisation  des  öffentlichen  Diensts  und  der  Verwaltung,  daher 
auch  imFirianzbedarf,  verglichen  mit  dem  westlichen  Deutsch- 
land. Aber  sie  gestatten  auch  von  vornherein  eine  andere  Ein- 
richtung der  öffentlichen  Einkünfte,  namentlich  aus  dem 
Rechtstitel  der  Landvergebung  kraft  Obereigenthums  die  Auflegung 
spezieller  Kriegs-  und  anderer  Dienstpflichten  und  die  Belegung 
mit  Zinsen,  eventuell  auch  die  Belastung  mit  Zehnten. 

„In  der  Zins v orfassu ng  liegt  der  Schwerpunct  der  Finanzen.  Zu  dem  Census 
von  dein  vergebenen  Lande  kommt  der  Zins,  den  ursprünglich  alle  (iewerb-  and 
Handeltreibenden  in  den  Städten  von  ihren  Buden  und  Verkaufsstellen,  den  jeder  mit 
dem  Mahlrecht  Bcliehcne  von  seiner  Muhle  an  den  Markgrafen  hier,  au  den  Orden 
dort  zu  zahlen  hat."   (Schmoller  a.  a.  0.  S.  54). 

Zu  diesen  Zinsen  u.  dgl.  m.  treten  in  grösserem  Umfang  als 
im  Westen  Einkünfte  aus  den  Wäldern  und  sonstiger  privat- 
wirtschaftlicher  Art,  sowie  aus  Regalien. 

Eigentliche  Steuern,  Beden  konnten  so  länger  fehlen 
oder  unbedeutender  bleiben  als  im  Westen  (§.  29  ff.).  Die  im  13. 
Jahrhundert  in  Brandenburg  in  Form  einer  Vermögenssteuer 
bestehende  Bede  wurde  sogar  abgelöst,  bez.  durch  eine  regel- 
mässig zu  zahlende  kleine  ersetzt,  woneben  nur  in  gewissen  ausser- 
ordentlichen Fällen  noch  eine  besondere  Bede  verlangt  werden 
durfte  (s.  o.  S.  70).  Indessen  kam  es  im  14.  Jahrhundert  zu  einer 
fast  allgemeinen  Veräusserung  oder  Verpfändung  der  meisten  landes- 
herrlichen Einkünfte  (Zins,  Zobnte,  Bede,  Zölle,  Münze,  Gerichts- 
gcfälle  u.  s.  w.),  so  dass  die  Hobenzollern  im  15.  Jahrhundert  die 
Mark  fast  ohne  Einkünfte  und  verschuldet  übernahmen.  Diese  po- 
litische und  Finanzlage  war  es,  in  welcher  es  alles  Widerstrebens 
der  »Stände,  des  Adels,  der  Prälaten  und  Klöster,  der  Städte  unge- 
achtet im  15.  Jahrhundert  auch  in  der  Mark,  wie  unter  dem  Ein- 
fluss  der  Niederlagen  im  preussischen  Ordenslande  (§.  31)  zur 
Einführung  neuer  bleibender,  wenn  auch  nur  für  kurze 
Termine,  eventuell  für  bestimmte  Zwecke,  in  Veranlagungsgrund- 
sätzen und  Höhe  noch  öfters  veränderter  Steuern,  directer 
wie  in  directer,  kommen  musste. 
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In  der  Periode  vom  15. — 17.  Jahrhundert  zeigt  dann  die 
brandenburg'sche  Finanz-  und  Steuergeschichte  nach  der  politi- 
schen wie  nach  der  technischen  Seite  des  Steuerwesens  die  allge- 
meinen Züge  der  damaligen  deutschen  Territorialfinanzen.  Die 
Domänen Regalien-  und  Gebühren  wirthschaft  überwiegt  noch 
ganz,  aber  die  Steuerwirthschaft,  wenn  auch  bezüglich  der  Formen 
und  des  Umfangs  noch  in  tastenden  Versuchen,  bürgert  sich  doch 
fest  ein.  Die  Zeit  nach  dem  30jährigen  Kriege  bis  zum  Anfang 
des  19.  Jahrhunderts  (bis  zum  Zusammenbruch  des  preussischen 
Staats,  von  1640—1806,  Schmoller's  „dritte  Epoche"),  ist  mehr 
oder  weniger  tiberall  in  Deutschland,  besonders  in  den  grösseren 
weltlichen  Territorien,  wie  im  westlichen  Europa  eine  neue  Pe- 
riode des  Finanz-  und  namentlich  des  Steuerwesens,  mit  weit  mehr 
gemeinsamen,  als  verschiedenen  Zügen  in  den  öffentlichen  Ausgaben 
nnd  Einnahmen,  im  Hervordrängen  und  Ueberwiegendwerden  der 
Steuerwirthschaft,  in  der  Verbindung  volkswirtschaftlicher  und 
fiscalischer  Gesichtspuncte ,  in  den  Versuchen  zu  Steuerreformen, 
in  der  Combination  verschiedener,  besonders  indirecter  mit  directen 
Steuern. 

Was  der  brandenburg-preussische  Staat  hier  etwa  vor  anderen 
(auch  vor  Oesterreich)  in  finanzieller  Beziehung  voraus  hat,  das 
sind  doch  weniger  die  leitenden,  überall  ziemlich  gleichartig  her- 
vortretenden Principien  der  Finanz-  und  Steuerpolitik  oder  die 
Organisationen  und  administrativen  und  technischen  Einrichtungen 
des  Steuerwesens ,  als  die  grösseren  practischen  Erfolge  der  ein- 
geschlagenen Politik.  Diese  waren  wieder  den  Vorzügen  der 
allgemeinen  Organisation  und  Verwaltung  des  rasch  emporsteigen- 
den preussischen  Staatswesens,  den  Erfolgen  glücklicher  Politik, 
und  den  ungewöhnlich  tüchtigen  Regenten  und  deren  Staatsdienern 
zu  verdanken,  die  „ein  fest  gefügtes  staatliches,  vor  Allem  dureb 
die  Accise  und  die  mercantilistische  Färbung  gekennzeichnetes 
Finanzwesen  geschaffen"  haben  (Schmoller). 

Wohl  in  einigen  Puncten,  aber  nicht  im  ganzen  Character 
zeichnete  sich  dies  Finanzwesen  in  dieser  Epoche,  im  17.  und  18. 
Jahrhundert  vor  demjenigen  anderer  Territorien,  auch  Oesterreichs 
und  Frankreichs  aus.  Die  directe  Besteuerung  blieb  sogar  in 
ihrer  Einrichtung  und  in  ihren  nur  partiellen  (provinciellen)  Re- 
formen zurück,  besonders  hinter  der  österreichischen.  Die  Allge- 
meinheit und  Gleichmässigkeit  wurde  gegenüber  den  Vorrechten 
des  ritterschaftlichen  Besitzes  immer  noch  wenig  gewahrt,  die 
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Grandsteuern  und  verwandten  Abgaben  behielten  ibre  bunte,  system- 
lose historische  Mannigfaltigkeit.  Die  stärkere  und  verhiiltniss- 
mässige  Belastung  der  wohlhabenderen  Classen  durch  angemessene 
directe  Steuern,  Erbschaftssteuern  u.  dgl.,  gerade  zum  Ausgleich 
der  die  unteren  Classen  und  zum  Theil  die  Mittelstände  mehr  be- 
lastenden directen  und  indirecten  Steuern  fehlte  und  wurde  nicht 
ernst  genug  versucht:  das  Problem,  dessen  genügende  Lösung  bis 
beute  die  prenssische  Steuerpolitik  verabsäumt  hat,  wenn  auch 
allmählich  Einiges  in  dieser  Richtung  geschehen  ist.  Frankreich 
bot  in  diesem  Puncte  durch  seine  neuen  directen  Steuern  (Capi- 
tatiou,  Zwanzigsten)  schon  im  18.  Jahrhundert  ein  günstigeres 
Bild,  trotz  seiner  Taille. 

§.  46.  Die  Steuern  des  15.  Jahrhunderts  waren  zunächst,  wie 
im  14.  Jahrhundert  directe  Beden,  dann  auch  in  Brandenburg 
indirecte,  Trank-,  besonders  Bierstenern  und  Zölle. 
Ausserordentliche  Landbeden  waren  auch  hier  bisher  nur  in  den 
drei  Fällen  einer  Hauptniederlage,  eines  Landkriegs  und  der  Aus- 
steuer von  Prinzessinen  zu  verlangen.  Es  gelingt  den  Hohen- 
zollern  (Albrecht  Achill  1470  ff.)  durch  langwierige  Verhandlungen 
mit  den  widerstrebenden  Ständen,  Adel  und  Städten,  doch,  ziem- 
lich regelmässig  sich  wiederholende,  wenn  auch  immer  nur  ftir 
kurze  Zeit  bewilligte  Beden,  besonders  zur  Deckung  zu  Uber- 
nehmender Schulden,  zu  erlangen  und  das  Biergeid  durchzu- 
setzen, dessen  Einführung  wie  diejenige  anderer  neuer  Ziesen  und 
Zölle  auf  Wein  und  sonstige  Verbrauchsgegenstände  zugleich  mit 
dem  Recht,  bestehende  derartige  Abgaben  zu  erhöhen,  dem  Mark- 
grafen durch  kaiserliches  Privileg  1456  gestattet  worden  war. 

Kotelinann  a.  a.  0.  S.  287.  Die  ältere  Landbede  des  IM.  Jahrh.  (precaria 
.•xaetoria,  „Steuer",  „Landschoss",  „Grossenschatz")  war  auch  in  der  Mark  der 
Idee  nach  eine  allgemeine  Vermögenssteuer  aller  Volksclassen  (Unterthanen. 
Geistliche,  Adel,  Städte,  arme  Leute)  von  unbeweglichem  und  beweglichem  Vermögen. 
Die  Bauern  steuerten  allgemein,  lütter,  Knappen,  Pfarrgeistlichc  haUen  aber  eine 
Anzahl  Hufen  frei.  Sonst  wurde  auf  dem  Lande  der  Character  der  Bede  als  Ver- 
mögenssteuer indessen  schon  erheblich  modifleirt,  indem  dio  Bede  nach  dem  Zins 
geregelt  wurde,  der  von  der  Bauerhufe  an  den  Grundherrn  zu  zahlen  war.  Man 
bildete  Steuereinheiten  zur  Grundlage  der  Berechnung  ( „Stuckgeld",  „frustum4,,>  und 
belegte  diese  mit  Quoten  zur  Steuer.  (Kotclroann  S.  42.'i  ff).  Diese  Steuereinheiten 
blieben  im  Ganzen  stabil.  Die  Bede  war  in  Geld  zu  zahlen.  Die  übrigen  kleinen 
Leute  auf  dem  Laude  wurden  anfangs  wohl  nach  der  fahrenden  Habe  zur  Bede  ver- 
anlagt, später  (Ende  des  14.  Jahrhunderts)  steuerten  auch  sie  anders,  im  Verhältnis* 
zu  ihrem  grundherrlichen  Zinse,  in  Geld,  aber  auch  in  Hühnern,  Wachs,  Pfeffer.  In 
den  Städten  würde  nach  Kotelinann  ursprünglich  wohl  nach  Ilufenzius  von  der 
städtischen  Feldmark  (Orbede),  nach  Kuthen/.ins  (einer  Art  Gebüudesteuer  nach  Länge 
der  Strassenfront)  und  nach  anderen  Zinsen  zu  schössen  gewesen  sein.  Doch  wird  die 
Uegel  dann  auch  hier  die  eidliche  allgemeine  Vermögenssteuer.  Meistens 
wurde   den  Städten  aber  die   Abfindung  mit   gewissen    festen  Jahrcs- 
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summen,  die  sie  übernehmen  mussten,  uberlassen,  welche  sie  dann  nach  ihrem 
Steuersystem,  gewöhnlich  wohl  als  Vermögenssteuer,  bei  sich  aufbrachten  (Kotel- 
uiaim  S.  430,  483,  Beispiele,  Schmollcr  a.a.O.  S.  42).  Werden  von  den  Standen 
Gesammtsummen  übernommen  und  bewilligt,  z.  Ii.  für  landesherrliche  Schulden, 
so  wird  Uber  die  Coutiugento  öfters  zwischen  Kittersehaft  und  Städten  gestritten. 
Bestimmte  Quoten  (z.  B.  50  v/u)  sucht  man  dabei  herkömmlich  festzuhalten,  aber  die 
Städte  müssen  gewöhnlich  mehr  Ubernehmen  (Ende  des  15.  Jahrhunderts  meist  "/a- Vi- 
auch  im  10.  Jahrhundert  ähnlich). 

Im  16.  Jahrhundert  gingen  in  den  Grundlagen  der  directen 
Besteuerung  Veränderungen  vor,  in  der  Mark  wie  in  anderen, 
später  zum  preussischen  Staate  gehörenden  Gebieten.  So  wird 
zur  „Zeit  der  höchsten  Macht  der  Stände"  in  dieser  Periode  (in 
der  Mark  seit  1521,  dann  mehrfach  von  Neuem  bewilligt,  schliess- 
lich regelmässig  geworden)  zur  Aufbringung  der  bewilligten  Gelder 
auf  dem  Lande  ein  Hufenschoss  benutzt. 

S.  Winter,  mark.  Stände  v.  1540—1550,  Ztschr.  f.  preuss.  Gesch.  B.  19,  bes. 
S.  540  IL  Durch  Verordnete  des  Kurfürsten  für  jeden  Bezirk  sollte  z.  B.  1540  eine 
Taxirung  der  BaucrgUter  erfolgen,  nach  Werth  von  Hof,  Haus,  Hufe,  Pferden,  nach 
bestimmten  Taxen  für  das  übrige  Vieh,  die  Grundstücke  waren  nicht  nach  der  Fläche, 
sondern  nach  dem  Erntc'iuantuin ,  unter  Anlegung  fester  Taxpreiso  für  die  Früchte 
zu  veranlagen.  Der  Uebclstand  war,  dass  diese  Taxirungen  nur  ganz  roh,  ohne  genügende 
Beachtung  der  Werth-  und  Ertragsunterschiede  durchgeführt  wurden  und  die  spätereu 
Hufenschossc  meist  auf  den  alten  ungenügenden  Grundlagen  verblieben,  daher  sehr 
ungleicbmässig  waren  und  dies  immer  mehr  wurden.  Bis  in  das  18.,  ja  19.  Jahr- 
hundert blieben  sie  in  bestimmten  Sätzen  in  der  Mark,  nebst  einem  1550  hinzuge- 
kommenen Giebelschoss  bestehen.  Achulich  wurden  andere  Classen  der  Land- 
bevölkerung mit  festen  Schosssätzen  belegt,  nach  Katastern,  in  denen  im  17. 
Jahrhundert  wohl  einige  Veränderungen,  aber  keine  genügenden  Verbesserungen  ein- 
traten (so  in  Brandenburg  1024,  1043,  zuletzt  1080).  Die  wesentliche  Steuerfreiheit 
des  ritterschaftlichen  Besitzes,  die  fast  alleinige  Belastung  der  Bauern  und  die  völlige 
Unglcichmässigkoit  der  Belastung  derselben  blieb  bestehen,  bis  in  die  Neuzeit.  — 
Indessen  waren  es  später  nicht  diese  alten  niedrigen  Schösse,  sondern  die  neue  „Con- 
tribution",  welche  seit  dem  17.  Jahrhundert  vornehmlich  auf  die  Landbevölkerung 
druckte.  Noch  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  waren  z.  B.  die  meistublichen  Sätze  der 
alten  Schösse  nur:  Bauer,  auch  Kossat  von  seinem  Hause  8 — 12  Gr.  Giebelschoss,  von 
jeder  Hufe  8  Gr.  Hufenschoss,  Dorfschmied  vom  Laufschmiede  10  Gr.,  vom  Erb- 
schmiede 1  Tbl.  8  Gr.  bis  2  Tbl.,  Paar  Hausleute  S  Gr.,  einzelner  Einlieger  4  Gr. 
(Borowski,  preuss.  Kamerai-  und  Finanzwcs.,  3.  A ,  Berl.  1805,1,247).  Die  Kitter- 
schaft ubernahm  im  10.  Jahrhundert  mitunter  die  Zahlung  von  „Lehcnpf e rde- 
geldern",  z.  B.  1550  20  fl.  für  das  Pferd. 

Als  allgemeines  Entwicklungsprincip  ergiebt  sich 
die  Di  ff  erenzirung  der  alten  Vermögenssteuern  in  ein- 
zelne Objectsteuern  auf  bestimmte,  leichter  zu  ermittelnde 
Gegenstände  des  Besitzes,  bez.  Ertrags. 

S.  darüber  bes.  Schmollcr  a.  a.  0.  S.  49,  (wobei  ich  dahin  gestellt  sein  lasso, 
ob  hier  nicht  etwas  zu  sehr  gcneralisirt  wird):  ..die  Tendenz  ist  Uberall  dieselbe: 
statt  des  Vermögens  wird  der  Kopf,  der  Viehbesitz,  der  Hausbesitz,  der  Schornstein, 
die  Hufe  als  solche  besteuert;  der  reiche  wie  der  arme  Mann,  das  gute  und  das 
schlechte  Vieh,  das  grosse  und  das  kleine  Haus,  die  schlechteste  Hufe  im  Sand,  wie 
die  beste  im  Weizenacker  zahlt  dabei  gleichviel;  oder  wenn  noch  einige  Altftufungen 
gemacht  werden,  so  sind  sie  unbedeutend  genug."  Steuertechnische  und  standes- 
egoistische politische  Interessen,  besonders  des  Adels  haben  hier  wohl  zusammen  auf 
solche  Entwicklung  hingewirkt,  worin  Schmoller  beizustimmen  sein  wird. 
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Wie  in  anderen  deutschen  Territorien  ist  das  15.  Jahrhundert 
auch  in  der  Mark  die  Zeit,  wo  die  Bier  Steuer  als  Territorial- 
steuer eingeführt  wird,  anfangs  immer  nur  nach  Bewilligungen  für 
eiue  Reihe  von  Jahren  und  etwa  für  bestimmte  Finanzzwecke 
(Schulden),  dann  wiederholt,  im  16.  Jahrhundert  regelmässiger 
werdend  und  sich  fest  einbürgernd,  und  zwar  vornehmlich  als 
territoriale  Hauptsteuer  der  Städte. 

Die  „Bierziose"  beginnt  14S8  auf  7  Jahre  mit  12  Pfennigen  von  der  Tonne, 
wovon  7a  den  Städten  verbleiben  sollte.  Die  Oberstände  sind  für  ihr  zaui  eigenen 
Bedarf  gebrautes  Bier  frei.  Im  16.  Jahrhundert  wird  die  „alte1"  Hierziese  beständig 
(1513)  u.  tritt  zu  ihr  eine  „neue"  Ziese,  bez.  die  Erhöhung  der  Sätze  (1540er  Jahre, 
bes.  1549).  Die  Städte  erstreben  dafür  die  ausschliessliche  Braugerechtigkeit,  der 
Adel  soll  streng  nur  für  seinen  Eigenbedarf,  der  Bauer  nur  fiir  bestimmte  Fest«  für 
sich  un besteuert  braue u  dürfen.  Die  ursprünglich  wohl  vornehmlich  als  Schanksteucr 
geplante  und  durchgeführte,  daher  auf  die  Tonne  gelegte  Biersteuer  wird  später  auch 
hier  auf  das  Gebräu  selbst  nach  dem  Malzverbrauch  gelegt.  Die  Erhöhung  der  Satze, 
besonders  bei  der  „neuen  Ziese"  E.  d.  Iß.  Jahrhunderts  und  im  .HOjähr.  Kriege  macht 
die  Steuer  ergiebiger  (Winter  a.  a.  0.  S.  256,  v.  Beguelin,  histor.  krit  Darstell, 
d.  Accisc-  u.  Zollverfass.  in  d.  preuss.  Staaten,  Bcrl.  1797,  S.  77,  83,  SS,  90.  Bo- 
ro wski  S.  276,  Schmolier  S.  43).  Das  spätere  preussische  Finanzprincip ,  die 
Städte  vornehmlich  in  der  Form  indirecter  Verbrauchssteuern  zu  den  Landes- 
bedürfnissen heran  zu  ziehen,  liegt  hier  schon  im  Keim  vor.  Ueber  eine  ähnliche 
Tendenz  in  Frankreich  schon  im  15.  Jahrhundert  s.  u.  §.61. 

Daneben  werden  die  Zölle  erhöht  und  vermehrt,  am  Wich- 
tigsten war  der  Ausfuhrzoll  in  Lehnzen,  namentlich  für  Korn.  Sie 
verändern  aber  ihren  wirthschaftlichen  und  fiscalischen  Character 
noch  nicht. 

§.  47.  Erst  nach  dem  30jährigen  Kriege  wickelt  sich  die 
preussische  Finanzwirthschaft  aus  der  älteren  Natural-  und  vor- 
herrschenden Domanialwirthschaft  mehr  heraus  und  kommt  es  zu 
einer  umfassenderen  Steuerwirthschaft,  zugleich  zur  Verdrängung 
des  ständischen  Einflusses  durch  die  sich  emaneipirende  monar- 
chische Staatsgewalt.  Die  aus  dem  grossen  Kriege  herüberge- 
kommene Finanznoth,  die  neuen  Bedürfnisse,  besonders  für  Militär, 
allgemeine  Landesverwaltung  und  Landesculturzwecke  sind  auch 
hier  das  treibende  Element,  aber  zu  auch  nur  halbwegs  genügen- 
den Reformen  und  Einrichtungen  der  älteren  und  der  neu  aufge- 
legten directen  Steuern  („Contribution"),  besonders  der  länd- 
lichen Grund-  und  ähnlichen  Steuern  kam  es  im  17.  und  selbst 
im  18.  Jahrhundert  nur  ausnahmsweise  (so  zum  Theil  im  Magde- 
burgschen,  besonders  in  Ostpreussen,  nicht  ausreichend  in  der  Mark, 
in  Pommern,  in  Cleve).  Gegenüber  den  Adelsprivilegien,  der  steten 
Neigung,  alte  Repartitionsmaassstäbe  wie  wohlerworbene  Rechte 
fest  zn  halten,  bei  der  Eifersucht  der  Stände  untereinander,  von 
•Stadt  und  Land  gegeneinander,  von  Landestheil  gegen  Landes- 
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tbeil,  welche,  zufällig  und  vielfach  noch  nicht  lange  unter  Einem 
Landesberrn  vereinigt,  sich  doch  noch  in  fast  nichts  als  Glieder 
Eines  Staatswesens  fühlten,  —  aber  auch  bei  den  wohl  empfun- 
denen Schwierigkeiten  der  technischen  Seite  von  Reformen 
der  directen  Steuern  gelangte  man  zu  keiner  einigermaassen  be- 
friedigenden Gesammt-Verfassung  dieser  Steuern.  Diese  Aufgabe 
hat  der  Staat  Friedrich  Wilhelm'  I.  und  Friedrich'  des  Grossen 
noch  fast  ganz  der  Folgezeit,  dem  19.  Jahrhundert  zu  lösen  über- 
lassen. Die  grosse  Mannigfaltigkeit  der  directen  Abgaben  ver- 
schiedensten Ursprungs,  Namens,  Art,  Höhe  in  derselben  und  vol- 
lends in  allen  Provinzen  zusammen  genommen,  hinderte  die  Uebcr- 
sichtlichkeit ,  die  Vergleichung,  die  Reform.  Und  doch  hätte  die 
grosse  Steigerung  der  Steuerlast  im  17.  Jahrhundert  erst  recht 
eine  solche  Reform  noth wendig  gemacht,  weil  dabei  die  Ungleich- 
mässigkeiten  in  der  Vertheilung  immer  empfindlicher  werden 
mu8sten. 

S.  die  Uebersicht  der  Vorgänge  und  des  wenigen  durch  einzelne  Reformen 
Erreichten  bei  Sc  hm  oller,  Epochen,  S.  52 — 64.  Ders.  passim  in  s.  Studien  Uber 
pr«'U5s.  wirthsch.  Politik  (KiSO— 17SG)  in  s.  Jahrb.  1SS5, 

Gleichwohl  hat  sich  in  der  zweiten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts 
jene  Gestaltung  des  preussischen  Steuerwesens  eingebürgert,  welche 
bis  zur  Zeit  von  1806  das  eigentlich  Characteristische  bleibt 
und  trotz  ihrer  Mängel,  Schädigung  des  Verkehrs,  mehr  noch: 
ungleichmäßige  Lastenvertheilung  —  auch  ihre  unverkennbaren 
Vorzüge  hatte:  die  directe  Besteuerung  in  verschiedenen 
Formen,  wohl  unter  dem  Namen  „Contribution"  zusammen- 
gefasst  (der  aber  als  technischer  Ausdruck  eine  engere  Bedeutung 
bat)  wird  die  eigentliche  und  wesentlich  allei nige  Staats- 
besteuerung des  platten  Landes,  die  indirecte  Besteuerung, 
vornehmlich  die  Accise,  wird  die  staatliche  Hauptsteuer  der 
Städte,  von  diesen  aber  durch  deren  Productions-  und  Absatz- 
vorrechte auf  das  platte  Land  wohl  mit  überwälzt.  Das  Zoll- 
wesen tritt  in  nahe  Verbindung  mit  der  Accise,  bildet  aber 
ausserdem  noch  eine  allgemeinere  Form  der  Staatsbesteuerung. 
Gleiches  gilt  von  den  Stempeln  (seit  1083)  und  von  den  Mono- 
polien  und  Regalien. 

Die  einzelnen  „Provinzen",  d.  h.  die  alten,  ehemals 
selbständig  gewesenen  Gebietsteile  wurden  zwar  in  einigen 
Puucten  der  Besteuerung,  besonders  in  der  Accise  Verfassung  im 
18.  Jahrhundert  ein  weuig  assimilirt,  aber  im  Wesentlichen  blieb 
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doch  einer  jeden  ihre  eigene  Steuerverfassung,  zumal  in  Bezug 
auf  die  directe  Cotitribution.  Darauf  kann  liier  nicht  genauer  ein- 
gegangen werden.  An  dieser  Stelle  kommt  wieder  wesentlich  nur 
das  Gemeinsame  in  deu  verschiedeneu  principiellen  Steuerver- 
fassungen in  Betracht. 

In  die  volle  Wirklichkeit  dieser  Verhältnisse  sieht  man  aber  nur  durch  das  De- 
tailstudium einer  einzelnen  Stcuervcrfassung  hinein,  wie  z.  B.  derjenigen  des  Her- 
zogtums Magdeburg  in  der  Darstellung  von  W.  A.  Klewiz  (Steuerverf.  im  Herz. 
M..  2  Bde.  Berl.  u.  Leipz.  179",  mit  reichem  (Jjicllcnmaterial  u.  Statist.  Daten). 
S.  darüber  auch  die  (wahrend  dies  geschrieben  wird  noch  ausstehende)  weitere  be- 
zügliche Studie  Schmollers.  Erst  hierbei  eigiebt  sich  deutlich  die  ('nglcichniiissig- 
keit  der  Belastung,  das  Bedenkliche  und  Willkuhrliohe  der  unter  mancherlei  Namen 
vorkommenden,  zunächst  für  einzelne,  oft  nur  vorübergehende  Zwecke  erfolgten,  dann 
alier  bleibend  gewordenen  Steuer/uschläge  zu  den  alteren  Hauptsummen  unter  ein- 
facher Benutzung  der  alten  unvollkommenen  Grundlagen  dafür,  die  ungemeine  Privi- 
i':?irung  des  Adels  und  anderer  Theile  der  höheren  Stande,  der  liberalen  Berufe,  die 
Überlastung  der  Bauern  (s.  z.  B.  die  Berechnungen  von  Klewiz  a.  a.  <).  S.  7*>  ff.) 
und  (durch  die  Accisej  der  stadtischen  eigentlichen  Erwerbsstände,  besonders  der 
unteren  Classen.  deren  Hauptbedurfnisse  alle  besteuert  sind  Erst  hierbei  ergiebt 
-ich  endlich  auch  die  für  die  frühere  Zeit,  im  Gegensatz  zur  heutigen  Gleichartigkeit 
—  der  Folge  der  Rechtsgleichheit  —  so  charactcristische  ausserordentliche 
Mannigfaltigkeit  der  Detailausführnng  der  Besteuerung,  mitunter  beinahe  von 
Dorf  zu  Dorf  Verschiedenheiten,  weil  einmal  getroffene  Einrichtungen,  gewährt)?  Frei- 
heiten und  Ausnahmen  sich  als  wohl  erworbene  Rechte  möglichst  fortzuerben  suchten 
I«.  Klewiz).  Die  Besteuerung  ei  niger  Lu  xusbed  Urfnisse  der  Wohlhaben- 
deren bildet  gegen  die  Ueberlastung  der  Kleinen  nicht  entfernt  eine  genügende  Aus- 
gleichung. Und  doch  galt  nicht  nur  die  preussischc  Finanz-  und  Steuer  Verwaltung 
fegen  ihrer  guten  formellen  Ordnung  und  Rechtlichkeit,  welche  unter  den  grossen 
und  strengen  Königen  erreicht  worden  war,  sondern  auch  die  preussischc  Steucrver- 
fassuug  in  ihren  Grundlagen  als  eine  vorzügliche  und  mustergiltigc.  Klewiz 
spriebt  von  der  „Beglückung"  des  Herz.  Magdeburg  durch  dessen  Steuerverfassung 
iVorw.  S.  V)l  Der  ungemeine  Fortschritt,  den  das  11».  Jahrhundert  dagegen  gemacht 
hat,  bleibt  bei  allen  verbliebenen  und  neuen  Mängeln  der  bestehenden  Steuerverfassung 
trostlich. 

Auch  die  Einzelheiten  der  historischen  Entwicklung  des  preußischen  Steuer- 
Uesens  seit  dem  Grossen  Kurfürsten  können  hier  nicht  verfolgt  werden.  Sie  bieten 
in  dieser  Zeit  noch  kein  so  allgemeines  Interesse  für  die  vergleichende  Steuer- 
geschichte als  die  französischen  und  englischen  Steucrentwicklungen.  Es  ist  dafür 
besonders  auf  Schmoller's  einschlägige,  thcils  schon  vcröfientli>  hte.  thcils  noch  zu 
•rwartende  Arbeiten  über  preussische  Verwaltungsgeschichte  neben  seinem  Aufs. 
..Epochen"  u.  s.  w.  zu  verweisen.  S.  u.  A.  Uber  Magdeburg  d.  Aufs,  im  Jahrb.  f. 
ftes.geb.  1SSH,  über  Ostpreusscn  in  d.  histor.  Ztschr.  B.  30,  speciell  über  die  Re- 
form des  ostpreuss  Generalhufenschosscs  Zakrzewski,  Steuerreform  in  Ostpreusscn, 
1715—19,  Berl.  lS^b.  Diss. ,  als  Thoil  einer  von  Z.  zu  erwartenden  Sehr.  ,.Preuss. 
Keformcn  directer  Steuern  i  IS.  Jahrhundert."'  Im  Allgemeinen :  Born  hack,  Gesch. 
d.  preuss.  Verw.  rechts  I,  218  ff,  404  ff. ,  II,  102  II. ,  110  ff.,  2iS  ff,  342  ff.  Die 
wichtigsten  Daten  über  legislative  u.  Verwaltungsmaassregcln  bei  Borowski  a.a.O., 
die  Verordnungen  selbst  z.  Tb.  in  Mylius  corp.  constit.  march.  (in  d.  3  Ausg.  von 
Borowski  regelmässig  citirt).     Eine  Uebersicht  der  zeitgenöss.  Fachliteratur  eb. 

L1V  ff.  Borowski  hat  das  Verdienst,  eine  klare,  knappe,  systematische  Ueber- 
sicht über  die  Hauptpunkte  de*  preussischen  Steuerwesens,  wie  es  im  IS.  Jahrhundert 
sich  eingebürgert  hatte,  zu  geben,  welche,  wie  es  nur  eine  systematische,  nicht  eine 
historische  Darstellung  vermag,  die  leitenden  Grundzuge,  das*  Typische  im  Chaos 
!es  zufalligen  Details  gut  heiaus  treten  lässt.  Gerade  auf  dieses  Typische  kommt  es 
bei  der  Behandlung  dieses  Gegenstands  auch  in  diesem  Werke  allein  an.  Dein  Fol- 
?enden  liegt  vornehmlich  Borowski's  Buch  (I,  227  — 2US.  II,  314  ff.,  317,  352 
357}  zu  Grunde. 

A.  Wagner,  Finanzwisssnschaft.    III.  & 
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§.  48.  Ucbcrsicht  des  preussischen  »Steuersystems 
um  1KOO. 

I.  Dirccte  Besteuerung,  nämlich  Lehenritterpferde- 
geld,  Coutribution,  Ca  val  Ieriegel  d,  Hufen- und  Giebcl- 
s  c  Ii  (» s  s ,  K  r  i  c  g  s  in  e  t  z  c ,  F  o  u  r  a  g e  1  i  c  f e r  u  n  g ,  verschiedene 
andere  kleinere  Abgaben,  Judensteuern. 

1.  Leben  r  itter -Pferdegeld,  die  wesentlichste,  oft  die  ein- 
zige Abgabe  an  den  »Staat,  welche  der  sonst  steuerfreie  adelige 
Grundbesitz  ftir  seine  Leben  als  Ersatz  des  einstigen  Natural-Koss- 
diensts  zu  leisten  hatte. 

Wie  schon  fruln-r  in  der  Mark  uiul  in  anderen  deutschen  Territorien  statt  der 
p  flieht  massigen  Leistung  dieses  Dienstes  Geldzahlungen  vorgekommen  waren  —  auch 
in  Korm  ständischer  Steiierbcwilliguiigeri  naeh  diesem  Kusse  -  ,  so  wurde  auch  im 
17.  Jahrhundert  fur  das  Pferd  10  ThI.  Abgabe  als  freiwillig  zu  übernehmender  Krsatz 
benimmt  (Mark.  Mi»-.;»).  Später  erfolgte  allgemein  die  Festsetzung  eines  jährlichen 
(irlil-Kanons  für  die  ermittelten  l.ehenpferde -StellungsphVhtcn .  meist  unter  gleich- 
zeitiirer  Aufhebung  des  l.ehensbandes  und  Ailodification  der  Leheu  (1717  -IS),  so 
in  der  Mark  (10  ThI.  |..  I'ferd).  Pommern  (20  ThI.).  Magdeburg  MO  ThI..  s. 
auch  Klewiz  a.  a.  {).  8.  ti.H ;  hier  /..  Ii.  215,/.,0  Pferd«  "».  Ustpreu  ssen  (grössere 
(iüter  10  Thl.K 

2.  Contribution  (Generalhufenschoss,  Hufensteuer,  Land- 
steucr),  die  hauptsächliche  dirccte  Steuer  von  den  steuerbaren 
A  eck  er  n  des  platten  Landes  (auch  wohl  der  Mediatstädte). 
Sic  hat  sich,  wesentlich  für  die  Militärbedürfnisse,  im  17.  Jahr- 
hundert, verschieden  in  den  einzelnen  Provinzen,  ausgebildet  und 
fest  eingebürgert.  Ueberwiegend  war  sie  eine  rohe  Grund- 
steuer, nach  alten  Katastern,  welche  hie  und  da  Verbesserungen, 
jedoch  keine  durchgreifenden  erfuhren,  ausser  iu  Ost-,  später  West 
preussen  und  Schlesien,  wo  iudessen  die  Reformen  auch  noch  viel 
zu  wünschen  übrig  Hessen.  Die  Contribution  traf  aber  auch  noch 
andere  als  die  grund besitzenden  Classen  auf  dem  Lande  mit  di- 
recten  Abgaben  und  hat  hiernach,  wie  nach  einzelnen  sonstigen 
Momenten  noch  etwas  von  dem  Wesen  der  älteren  Vermögens-,  Per- 
sonal- und  Einkommensteuern  an  sich. 

Die  Hufenzahl  und  eine  Classification  der  Hufen  nach  der   Aussaat,  dieser 
letzteren  nach  der  Uodengute  (/.  B.  mit  Abstufung  der  Steuersätze:  p.  Schcfbd  Aus- 
saat nach  der  Aekcrgute.  höchster  .Satz  für  den  besten,  niedrigster  Satz  für  den 
schlechtsten  Acker),  unter  Berücksichtigung  von  anderen  Umstanden,  wie  Wieswachs. 
Viehzucht.  Holzung,  Lage  u.  dgl.,  sollten  die  Grundlage  für  die  Verkeilung  der  Haupt- 
suinmen  und  fur  die  Quotensatze  der  Hufen  bilden.    Allein  eben  dies  wurde  in  den 
mehrfach  begonnenen  Revisionen  doch  nur  ungenügend  ausgeführt.    (Vgl.  Borowski 
I.  -m.  Sch moller,  Epochen.  S.  54  Ha    Iii  der  Mark  hören  die  Revisionen  seit 
1733  auf.    Die  Contribution  wird  hier  im  Durchschnitt  nach  den  verschiedenen  Arten 
der  Güter  auf  17—20,  1^—33,  2s— 42,  35— 70  %  vom  Reinertrag  berechnet.  (Leber 
Magdeburg  s.  Klewiz  I.  13  ÜVh    Hie  und  da  findet  sich  auch  eine  Vichsteuer  von 
Rind  und  Schaf  (eine  Zeitlang  auch  im  Herz.  Magdeburg,  hier  auch  vom  Fjew. 
Ländliche  Handwerker,  Fischer,  Hirten,  Kruger,  Schmiede,  Müller  u.  dgl.  unterliegen 
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festen  Ciassensätzen  nach  ungefährer  Leistungsfähigkeit.  Achnlich  im  Magdebur- 
gischen (sogen.  „Nahrungssteuer",  z.  B.  Mühlen  1,  2,  3,  4  Thl.,  Krüge  1,  l'/4,  2 
Thl..  Schmieden  \L,  %,  1,  2  Thl..  Taglöhner  ineist  «/*—  1  Thl.  jahrlich.  Klewiz  I, 
21—24).  Adel,  Geistlichkeit,  Universitäten,  Schulen,  wohlthätige  Stiftungen  u.  s.  w, 
siud  in  der  Mark  für  ihren  eigenen  Grundbesitz,  nicht  jedoch  die  Kitterguter  für  die 
erst  erworbenen  steuerpflichtigen  Bauerhufen,  frei. 

In  Ost  pro  us.se  u  erfolgte  durch  die  unter  heftigem  Widerstand  des  Adels  durch- 
geführte eindringendere  Kegelung  des  Gcucralhufcnschosscs  (1715  iL)  eine  gerechtere 
und  wirthschaftlich  bessere  Verkeilung  der  Steuerlast  Namentlich  wurde  die  Grund- 
steuer  auf  verschwiegenen  Hufcnhesitz  ausgedehnt,  Grösse  (doch  nur  theilweisc  durch 
Vermessung).  Culturart,  Bonität,  Ertragslähigkeit  der  ländlichen  (irundstücke  behufs 
Vertheiluug  der  Steuer  genauer  ermittelt,  der  adlige  Grundbesitz  neben  dem  köll- 
mischen  und  bäuerlichen,  allerdings  mit  geringcrem  Steuersätze,  regelmässig  mit  be- 
steuert (Zakrzewski,  Diss.  S.  10— IS.  Borowski  I.  235,  Schmoller.  Epochen, 
5^1).  Für  die  nicht  grundbesit/ende  Bevölkerung  auf  dem  Lande  waren  Personal- 
steuern (Kopf-,  Klauen-,  Hornsrhftsse)  nach  bestimmten  Sätzen  zur  Contribiitiou  zu 
zahlen.  —  In  Schlesien  wurde  1743  II"  die  Contribution  neu  geregelt,  nach  gleich- 
falls verbessertem  Grundkataster,  wobei  auch  der  adlige,  der  l'farr-  und  Kchulboitz, 
die  kön.  Domänen  u.  s.  w.  mit  besteuert  wurden,  zum  Sreuerfuss  von  2*>' '3  %  vom 
Keiiiertrag,  während  die  Bauerguter  34.  die  geistlichen  Ordensgiiter  40,/n,  die  bischöf- 
lich breslau 'sehen  Domkapitel-  u.  Klosterguter  50  "/„  zahlten.  Handwerker,  Krämer 
a.  dgl.  m.  auf  dem  platten  Lande  trugen  auch  hier  eine  „Nahrungsstouer"  in  ver- 
schiedenen Sätzen.  Auch  in  Westpreussen  (ähnlieh  später  in  dem  neuen  Süd- 
preuasen)  wurde  1772  alsbahl  nach  dem  Landeserwerb  eine  Stcuerrcgelung  vorge- 
nommen u.  ebenfalls  der  adlige  Besitz  <incl.  Unterthancn-Zin.s)  mit  25.  die.  geistlichen 
Guter  mit  50,  die  froien  und  köllmischcn  mit  25— 2S,  die  adligen  u.  königl.  bäuer- 
lichen mit  331/,  %  des  Ertrags  besteuert. 

Meistens  war  die  Contribution  in  Monatsraten  lauf  den  Dörfern  etwa  zunächst 
an  den  Schulzen)  zu  entrichten. 

3.  Cavalleric-Geld. 

Fouragc-,  Scrvis-,  Speiscgelder,  eine  in  einigen  Provinzen,  meist  in  Form  einer  Zu- 
schlagquote zur  Contribution  zu  zahlende  Abgabe  der  Dörfer  au  Stelle  der  Ein(|uar- 
tirungs-  u.  NaturalverpÜegungs-Last  in  Betrell  der  Cavallerie. 

4.  Hufen    und  Giebclschoss. 

Die  alte  aus  dem  10.  Jahrhundert  herrührende  ländliche,  bez.  dörfliche  Steuer 
in  festen  Sätzen  nach  der  Hufe,  dem  Giebel  (Hause),  auch  nach  fixen  Personalsätzen 
für  ciuzelne  Classen  (s.  o.  S.  110). 

5.  Kriegsmetze. 

Eine  seit  1630  von  den  „contribuablen  Unterthanen"  zu  leistende  Abgabe  von 
Mehl  und  Malz,  anfangs  in  natura,  später  z.  Th.  in  Geld  zu  entrichten. 

Die  eigentliche  Contribution  (N.  2)  war  von  allen  diesen  Ab- 
gaben die  erheblichste. 

Z.  B.  im  Kreise  Beeskow-Storkow  nach  einer  Tabelle  bei  Borowski:  0015  Thl. 
Contrib.  jährlich,  1604  Thl.  Cavalleriegcld,  734  Thl.  Hufen-  und  Giebelschoss,  2y  Wisp. 
IS  Schelf.  Kriegsmetze. 

6.  Natur al-Fou rage- Lief erung. 

„Die  von  einer  Provinz  für  die  dort  liegend»;  Cavallcrie  aufzubringende  und  in 
natura  abzuliefernde  Quantität  Hart-  und  Kauchfutter,  auch  Unterbringung  einer 
gewissen  Anzahl  Pferde  auf  Grasung  zur  Sommerzeit,  gegen  gewisse  Vergütung" 
(Borowski,  249—257).  Wegen  dieser  Vergütung  fehlt  der  reine  Steuercharacter. 
Der  adelige  Grundbesitz  war  aber  wieder  frei. 

7.  Verschiedene  andere  klein ere  Abgaben  des  platten 
Landes. 
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Boiowski  S.  25S  ff  So  die  „Potsdamer  Bettgelder4'  in  Kur-  und  Neumatk 
für  die  Unterhaltung  der  Betten  eines  Bataillons;  die  Brauziese  von  (Gutsbesitzern  mit 
Braugerechtigkeit  (Brauen  für  Eigenbedarf  auf  adeligen  (intern  frei);  „Schäferschatten - 
hufcngeld",  Geldbeiträge  von  4,  5,  0  Thl.  der  Herrschaften  in  jedem  Dorf,  als  Bei- 
hilfe zur  bäuerlichen  (  ontribution ;  in  ü»t-  und  Westpreussen  auch  Kopf-,  Horn-, 
Klauenschus.se,  Schutz-  und  Xahrungsgclder ,  Bienenzinse  von  gewissen  Personen  auf 
Uli.  Domänen. 

8.  Allgemeine  Landespflicbten  des  platten  Landes  und 
der  Mediatstädtc  noch  neben  den  Steuern:  Vorspann,  Einqnar- 
tirungslast. 

9.  Abgaben  der  Juden. 

Meist  als  eine  Specialalt  der  direkten  Besteuerung,  mit  gebührenartigen  Ele- 
inenten  verset/t,  aufzufassen.  So  die  allgemeinen  Schutzgelder  (z.B.  Kanons-  und 
Toleranzgebühren  der  in  Schlesien  etablirten  Juden),  uebst  Beiträgen  für  bestimmte 
Zwecke  und  einzelnen  Abgaben  verschiedener  Art  bei  specielleu  Gelegenheiten  (Bo- 
rowski  II,  547  ID.  Für  die  pflichtmässigen  Leistungen  haften  die  jüdischen  Colo- 
nien  solidarisch. 

An  Versuchen  zu  allgemeineren  directen  Steuern  bat 
es  übrigens  auch  im  preussischen  Staate  nicht  gefehlt.  Zur  Deckung 
von  Kriegs-  u.  dgl.  Ausgaben  griff  schon  der  Gr.  Kurfürst  zwei- 
mal (1677  und  1679),  sein  Nachfolger  achtmal  (zwischen  1690 
und  1710)  zu  einer  ausserordentlichen  allgemeinen  Kopf- 
steuer (Kopfschoss),  die,  wie  die  etwa  gleichzeitigen  österreichi- 
schen (§.  43),  englischen  und  französischen  „Kopfsteuern"  (§.  60 
und  81)  abgestufte  oder  Classen-Kopf-  und  Landessteuern  waren. 

•Sie  trafen  in  bestimmten  Sätzen  vom  Fürsten  und  König  an  (1000,  später  2000 
und  1000  Thl.)  jeden  Einwohner  bis  zum  Tagelöhner  (4  (ir.)  und  ergaben  bei  jeder 
Anlage  etwas  über  200,000  Tbl.  (Riedel  S.  32,  4H).  Leider  hat  sich  daran  auch 
in  Preussen  keine  bleibende  Institution  angeknüpft. 

§.49.  —  II.  Indirecte  Besteuerung,  nämlich  städtische 
Accise,  Ergänzungssteuern,  Zölle,  Stempelwesen,  Ke- 
galien, besonders  Salzregal,  Tabakmonopol. 

1.  Städtische  Accise. 

(jliemann's  und  v.  Inama-Sternegg's  oben  S.  34  gen.  Aufsatze,  Kiedel, 
Staabhaush.  S.  31,  50,  04,  102  ff.,  15b  ff,  212  ff).  Schmoller,  Epochen  S.  CO  ff, 
über  das  , .Gemeinsame  in  der  Accisebewegung1  in  Deutschland  und  anderen  Ländern, 
el).  S.  Ol  ff,  Born  hack  II,  112,  251,  343.  Beguelin,  Acciseverfass.  S.  04,  07  ff, 
eingehend  über  die  französ.  ßegie  S.  10S  ff,  über  die  Verwaltung  der  Accise  S.  200, 
235  ff.  Borowski  S.  265-275. 

Die  Accise  im  preussischen  Staate  war  „ein  System  von 
(Staats-)Steuern,  das,  ausschliesslich  auf  die  Städte  beschränkt, 
neben  einer  massigen  Kopf-,  Gewerbe-  und  Grundsteuer,  wesent- 
lich indirecte  Steuern  und  zwar  solche  auf  Getränke,  Getreide, 
Fleisch,  Victualien  und  Kaufmannswaaren  umfasste;  die  Erhebung 
fand  in  verschiedener  Weise,  tbeils  beim  Einbringen  in  die  Stadt, 
theils  bei  der  Production,  tbeils  beim  Verkaufe  statt.  Die  einzelneu 
Steuersätze  waren  relativ  sehr  niedrig,  aber  dafür  um  so  zahl- 
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reicher  auf  möglichst  viele  Artikel  und  Waareu  ausgedehnt" 
(Sch  moller). 

Die  neue  Accise  (im  Unterschied  von  der  alten  des  15.  Jahrhunderts  und  von 
den  alten  Tranksteuern)  begann  in  ein/einen  Städten  der  Mark  1641,  blich  1067  noch 
facultativ,  wurde  dann  aber  16!>0  (Ed.  v.  27.  Mai)  allgemein  eingeführt,  auch  im 
Herz.  Magdeburg  und  auf  einer  revidirten  Ordnung  von  16S4  ^2.  Jan.)  fest  begründet. 
1701  erfolgten  Erhöhungen,  auch  die  Einfühlung  in  Pommern,  unter  Friedrich  Wil- 
helm I.  diejenige  in  anderen  Provinzen,  unter  Friedrich  d  Gr.  in  Schlesien,  erst  spät 
in  den  westfäl.  Provinzen  (1777),  uuter  mannigfachem  Widerspruch  (s.  Beguelin 
S.  172  ff.),  noch  zuletzt  1804  in  den  Erwerbungen  aus  dem  Reichsdeputations -Haupt- 
schlus«,  dagegen  nicht  in  Süd-  und  Neuostpreussen.  17.'*6  (  29.  Dcc.)  wurde  ein  umfassendes 
Accise -Keglement  erlassen,  1766  die  Verwaltung  der  Accise  und  Zölle  einer  eigenen 
Administration  unter  französischen  Beamten  („Regie")  aus  steiiertechriischen  Gründen 
ubertragen  (s.  Beguelin  S  10S ff.,  Riedel  S.  103  ff> .  diese  verhasste  Einrichtung 
aber  17S6  von  Friedr.  Willi.  II.  wieder  beseitigt.  S  Instruct.  v.  15.  Nor.  17S6, 
Accisetarif  v.  25.  Jan.  1787  und  Reglement  v  'S,  Mai  1 7S7.  (Ueber  die  strittigen 
finanziellen  Ergebnisse  der  französ.  Regie  s.  Riedel  S.  160).  Die  Tarife,  anfangs 
prorinciell  verschieden,  wurden  1787  mehr  unilkirt  (s.  Borowski  S.  270). 

Die  accisepflichtigen  Hauptartikcl  waren  1)  Getreide.  Eiugangsaccise  von  allem 
in  Städten  eingehenden  Getreide,  z.  B.  4  Pfenn.  v.  Sehellei,  Accise  auf  Scharreu- 
und  Hausbacken.  WeizcumehLstcucr,  Mahlaccise,  der  auch  Mehl  und  Brot  vom  Lande 
unterworfen  war.  Nach  der  Verwendung  des  Getreides,  zu  Brot,  Bier.  Branntwein 
verschiedene  Sätze,  z.  B.  Mahlaccise  für  Weizen  zu  Brot  6  oder  8  Gr.,  Roggen  2  Gr. 
per  Sch.,  Getreide  zum  Brauen  und  Brenuen  IS,  21  Gr.  —  2)  Getrankeacc  i  se.  bes. 
von  Bier,  bez.  vom  Malz,  ehe  es  zur  Mühle  geht  (ausser  den  älteren  „Bier- 
ziesen",  in  verschiedenen  Landestheilen ,  deren  Ertrag  meist  nicht  in  die  Staats- 
kasse ging);  von  Branntwein  nach  dem  Schrot;  von  Wein,  Land-  und  fremden 
Weinen  nach  Sorte  und  Güte.  —  3)  Fleischac  eise  (Schlachtaccise  von  Scharren- 
SchlachtFieh .  Accise  vom  Hausschlachten,  Handluugsaccise  von  dem  zum  Verkauf  in 
Städten  eingehenden  Vieh;  von  dem  vom  platten  Lande  eingehenden  Fleisch  aller 
Art,  auch  Speck,  von  Federvieh,  Wildprett,  aller  Art  Fischen;  Accise  vom  Viehhandel 
auf  Jahrmärkten.  —  4)  Accise  von  anderen  Lebens-  und  Geuussmitteln ,  Vic- 
tualien,  Material-,  Colonial-,  Specerei-,  Apothekerwaaren,  so  von  Kaffee.  Chocolade, 
Zucker,  Thee,  Tabak,  Gewürzen,  Specereien,  Delicatessen.  Salz.  Essig,  Obst.  Garten- 
früchten, Eiern,  Butter,  Honig,  Käse,  Gelen.  Medicamenten,  Mineralwasser.  —  5)  Accise 
auf  Roh-  und  Hilfsstoffe  der  Production,  Fabrikation,  auch  auf  gewisse  Manu- 
factur-  und  Fabrikwaaren  selbst,  z.  B.  Talg.  Haare,  Bürsten,  Federn,  Leder,  Stärke, 
Nutzholz,  Flachs,  Hanf,  Baumwolle,  Steine,  Metalle,  Farbwaaren,  Seideuwaaren. 

Frei  von  Accisezahlung  (excl.  Delicatessensteuer)  waren  aber  auch  hier  wieder 
die  adelige  Grundherrscbaft  u.  dgl.,  die  in  und  bei  accisebaren  Städten  auf  ihren 
Sutern  wohnt,  auch  deren  Pächter  und  Wirthschaftsdiener;  ferner  Geistliche,  Uni- 
versitäten, Stiftungen  u.  dgl.,  Postmeister  und  Posthalter,  Domänenbeamte.  Forst- 
bediente.  Rittergutsbesitzer  und  deren  Beamte,  Waareu  für  Militär  und  Fürsten;  auf 
gewisse  Freijahre  auch  Künstler,  Fabrikanten,  Handwerker  mitunter.  Endlich  an  sieh 
die  Bewohner  des  platten  Landes.  Doch  müssen  sich  diese  einmal  factisch 
gewöhnlich  mit  den  gebrauchten  accisepflichtigen  Waaren  aus  den  Städten  versehen 
und  sodann  müssen  die  Land-Krämer,  Krüger.  Wirthe  ihre  Waaren  auch  speciell  aus 
den  Städten ,  unter  besonderer  vom  Acciseamt  controlirter  Buchführung  entnehmen. 
Insofern  trägt  das  platte  Land  (auch  der  Adef)  die  Accise  doch  theil- 
weise  mit.  Ausländische  höher  belegte  Waareu  müssen  ferner  auch  von  Land- 
kräinern  und  Landbewohnern  bei  directem  Bezug  veraccist  werden. 

Die.  Verwaltung  der  Accise  besorgten  in  oberster  Stelle  eine  General-Aceisc- 
und  Zolladministration,  in  jeder  Provinz  dann  eine  Provinci al- Accise-  und  Zoll- 
direction,  in  den  Städten  endlieh  die  Accise-  und  Zollämter.  Die  Erhebung  und 
Controle  erfolgte  zunächst  an  den  Thoren,  durch  die  Thorschrei  bercien 
boün  Eingang  der  Waareu  in  die  Städte,  doch  durften  hier  nur  kleine  Beträge  bis 
4  Gr.  in  mittleren,  bis  10  Gr.  in  grossen  Städten  erhoben  werden.  Grössere  Beträge 
wurden  durch  die  Accise häuser  in  den  Städten  eingezogen,  wohin  die  Waaren 
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demgemäss  unter  Controle  zu  leiten  waren.  Vornehmlich  für  den  grosseren  und 
Grossverkehr  des  Handels  dienten  die  Packhöfo,  mit  Lagerräumen,  meist  an  Strömen, 
zuerst  Um  auf  dem  Werder  zu  Herlin  eingerichtet.    (S.  Beguelin  S.  2t Mi  ff.). 

2.  Ergänz  ungssteuern  dieser  ordentlichen  oder 
Haupt-Accise  waren:  gewisse  Z  u  seh  läge  in  besonderen  Fällen, 
sodann  die  sogen.  Fixaccisen,  endlich  gewisse  directe  städtische 
Steuern. 

a)  Zu  den  ^rsteren  gehören  die  ..Ergänzung*- Accise",  zur  Ausgleichung  hei 
Waaren,  welche  aus  Provinzen  und  Orten  mit  niedrigeren  in  solche  mit  höheren  Aocise- 
sätzen  gehen;  die  N  achsch  ussaccise,  von  acciscpflichtigcn  Waaren,  welche  von 
einer  Stadt  oder  Provinz  in  die  andere  versandt  werden,  4  Pfenn.  v.  1  Thl.;  die 
Uebertragungs  accise,  ein  Zuschlag  zur  Aceise  für  Waaren,  d*  ren  Accise  min- 
destens 12  (ir.,  im  Betrage  von  t  Gr.  1  Pf.  p.  Thl.,  mit  Ausnahmen;  der  Inipost, 
höherer  Aufsehlag  hei  gewissen  Luxussachen,  besonders  Weinen;  die  Losu  ngsaeeise 
für  Waaren  des  platten  Landes  zum  Verkauf  auf  Jahrmärkten  (meist  2%);  Wage- 
gelder, Zettelgelder  u.  dgl. 

}>)  Die  Kix  accise  traf  in  offenen  Städten  einige  Gegenstände,  wie  Holz, 
Gartengewächse,  Wirthschaftsvieh ;  auch  waren  mitunter  einzelne  vorstädtische  Gewerbe 
nach  fixen  Sätzen  belastet,  ferner  auf  dem  platten  Lande  diejenigen  Landhandwerker, 
welche  über  die  bestimmte  beschränkte  Zahl  hinaus  zugelassen  wurden  (Beguelin 
S.  2  I  L. 

c)  Städtische  Aecker,  Wiesen,  Gärten  waren  insbesondere  in  offenen 
Städten  an  Stelle  der  Accise  von  den  Erzeugnissen  einer  directen 
Realste.uer,  das  städtische  Milchvieh,  in  einzelnen  Landcstheilcn  auch  das  Zug- 
vieh, Ochsen,  Pferde,  einer  besonderen  Viehsteuer,  für  welche  Register  des 
Bestandes,  des  Ab-  und  Zugangs  geführt  wurden,  unterworfen.  —  Eine  Steuer  für  die 
Stadtcassc  war  daneben  der  alte,  zuletzt  1707  und  1713  regulirte  Schoss,  eine 
Realstcuer  von  Häusern,  Gärten  und  ländlichen  Grundstücken  der  Städte. 

3.  Zöl  le,  Landzölle  zwischeu  den  Provinzen  an  bestimmten 
Strasscnstcllcn  und  Orten  im  Binnenlande,  noch  mit  Zwang,  die 
Zollstrassen  innc  zu  halten  und  Controle  darüber;  Grenzzölle 
als  Durch-,  Aus- und  Eingangszeile;  Fluss-  und  VVasser- 
zölle;  Schi  H'fahrtsabgaben;  Hafengelder  u.  dgl.  m. 

Sie  hatten  zum  Theil  noch  den  älteren,  gemischt  gebühren-  und  steuerartigen 
Character  eines  Entgelts  für  die  Benutzung  der  Strasse.  Brücke,  einer  Schutzabgabe, 
einer  Erlaubnissgebuhr,  zum  Theil  schon  einen  reineren  fisealischen  oder  Steuer- 
character,  so  in  der  höheren  Belastung  fremder  feinerer  und  Luxus  waaren.  endlich 
auch  volkswirtschaftliche,  schutzzöllnerische  Nebentendenzen,  bei  fremden  Fabrikwaaren 
(Ed.  v.  1772);  auch  wollte  man  nach  Möglichkeit  das  „Ausland'*  mit  belasten,  so  in 
den  Durchfuhrzöllen.  Der  Zoll  wurde  entweder  nach  Transporteinheiten,  so  in  alterer 
Weise  nach  Pferdelasten,  oder  nach  der  Gewichtsmenge  tCentuer)  oder  specilicirt  in 
verschiedenen  Sätzen  nach  Waarengattungen  erhoben.  Die  finanzielle  Bedeutung  des 
gesammten  Zollwesens  blieb  indessen  neben  derjenigen  der  Accise,  mit  dem  es  in 
engster  Verbindung  stand,  noch  untergeordnet.  Die  Schaffung  eines  einheitlichen 
binnenzoll-freien  inneren  Markts  durch  ein  eigentliches  Landesgreuzzoll-Systein  wurde 
noch  nicht  erreicht,  wenn  auch  1803  die  die  Provinzen  von  einander  scheidenden 
Laudzöllc  endlich  aufgehoben  wurden.  Die  Acciseverfassung  hätte  dann  auch  erst 
grundlieh  umgeändert  werden  müssen.  Der  Colonialwaaren -Consum  war  auch  noch 
nicht  ausgedehut  genug,  um  die  Einfuhrzölle  als  Finanzzölle  recht  ergiebig  zu  machen. 
Er  wurde  aus  mercantili^tischen  Rücksichten  wohl  selbst  zurückgedrängt  (Kaffee  unter 
Friedrich  II.). 

4.  Stempel w esc n. 

Eingeführt  unier  dem  Gr.  Kurfürsten  16S2,  seit  16S3  in  den  Rechnungen  er- 
scheinend, schon  HH*5  und  1 701  erweitert,  wurde  es  1765  (Ed.  v.  16.  Mai)  u.  1766 
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(Haoptrcgl.  v.  13.  Mai),  noch  weiter  auf  andere  Verträge  und  Urkunden  ausgedehnt, 
auch  in  bisher  stempclfroicn  Provinzen  eingeführt.  Object  war.  »  verschiedene  Papiere 
tvi  gerichtlichen  und  Verwaltungsacten  (kön.  Patente.  Diplome,  Bestallungen,  Consense, 
Begnadigungen,  Ooncessiouen ,  Privilegien,  Standeserholiiingen  u.  s.w.),  Ducumente, 
Urkunden,  Contractc  bei  Werth  von  über  50  Tbl..  Wechsel,  Obligationen,  Erb- 
theilungen,  Vollmachten;  auch  kaufmännische  Handelshiieher  (..Paraphenstetnpel", 
1—10  Tbl);  dann  Spielkarten,  Kalender  u.  a.  in.  Iliorowski  S.  352— -357). 

5.  Regalien.  Ausser  den  nicht  speeiell  hierher  gehörenden, 
l'eberschüsse  gebenden  Münz-  und  Postregalien,  den  vorüber- 
gehend für  die  Finanzen  tiingirenden  Lotterie-,  Tabak-  und 
KaH'eebrennerei- Regalien  bez.  Mouopolicn,  dem  Berg-,  Bern- 
stein-, dem  M tihlstein-Regal  ist  hier  besonders  nur  das  Salz- 
regal zu  erwähnen. 

Dasselbe  hat  in  seiner  administrativen  Einrichtung  seit  dem  Gr.  Kurfürsten,  der 
<s  1656  in  umfassendem  Maasse,  doch  unter  Freilassung  der  Prälaten ,  Herren  und 
Kitter  eingeführt  hatte,  Terschiedene  Veränderungen  erfahren  (Riedel,  S.  20,  41. 
79,  98,  217,  Borowskiü,  ,04  H.l  In  den  mit  Thoren  geschlossenen  Städten  durfte 
das  Salz  nur  mit  den  amtlichen  Attesten  der  Kön.  Salvinspeetoren  u.  Factorcn  ver- 
schen eingehen;  ausserhalb  derselben  gab  es  Sal/.niedci lagen  und  Salzfactoreien  (Seile- 
reien). Hier  bestand  (.seit  1"K5  im  ganzeu  Staate),  wie  in  grossen  Theilcn  l'rank- 
reichs  (§.  63)  die  Einrichtung  der  sog.  Salzconscription,  wonach  jedem  Hauswirth 
jährlich  eine  bestimmte  Menge  Salz  zum  Ankauf  nach  dem  Kegalpreise  verschrieben 
wurde  (zuletzt  4  Metz.  p.  Kopf  jeder  über  9  Jahr  alten  Person,  dazu  ein  Zuschlag 
für  Einschiachten  u.  für  Milchvieh,  sowie  eventuell  zum  Krauen).  In  darüber  zu 
führenden  Büchern  wurde  der  Ankauf  controlirt.  Etwaiger  Mindereonsuin,  bez.  An- 
kauf war  mit  höherem  Satze  nachträglich  zu  berichtigen.  So  kam  die  Salz  steiler  in 
dieser  Form  einer  directen  Kopfsteuer  vollends  gleich.  Der  grundbesitzende 
Adel  war  von  dieser  Conscription  frei.  Erst  l>0o — 6  ward  die  Aufhebung  dieser 
Einrichtung  beschlossen,  zugleich  mit  anderen  Verwaltungsreformcn  auf  dem  Gebiete 
des  Salzregals.    Der  Ertrag  war  um  lM)5  c.  9  ,  Mill.  Thl. 

Das  Tabakmon  opol  wurde  1705  eingeführt,  zunächst  an  eine  Gesellschaft  ver- 
pachtet, nach  deren  Misslingen  kurze  Zeit  an  die  französisch«*  Kegie  übertragen,  dann 
aber  durch  eine  selbständige  Staatsbehörde  verwaltet.  Der  Ertrag  stieg  bis  17S5— SO 
auf  c.  1.2S6.000  Thl.  Unter  Friedr.  Wilhelm  II.  wurde  es  indessen  gleich  nach  dessen 
Regierungsantritt  aufgehoben,  179"  von  Neuem  eingeführt,  von  Friedrich  Wilhelm  III. 
jedoch  noch  in  demselben  Jahre  wieder  beseitigt  und  nur  der  in-  und  ausländische 
Tabak  höher  besteuert  (Riedel,  S.  103.  139.  190,  213).  —  Das  seltsame  Experi- 
ment des  Kaf feebrennerei-Monopols  i17Sl),  wonach  eine  Staatsbehörde  das 
ausschliessliche  Recht  erhielt,  Städte  u.  plattes  Land  mit  gebranntem  u.  gemahlenem 
Katrec  zu  versehen,  war  auch  nach  einer  aus  fiscalischen  Rücksichten  und  um  des 
Schmuggels  Willen  erfolgten  Herabsetzung  der  übertriebeneu  Preise  wenig  ergiebig 
(Reinertrag  zuletzt  96.000  Thl.)  u.  wurde  nach  Friedrich  des  Gr.  Tode  auch  sofort 
aufgehoben  «Riedel,  100—  JOS.  134).  Ceber  die  Lotterie  (1703,  Zahlenlotteric, 
später  mit  Classen  lotterte  verbunden)  s.  Odebrecht.  Gesch.  d.  preuss.  Lotteriewesens, 
Ztschr.  f.  preuss.  Gesch.  B.  I,  und  jetzt  bes.  Warschauer.  Zahlenlotterie  in  Preussen, 
Lcipz.  1SS5,  (Liter,  daselbst  S.  3,  9). 

In  der  Schlusspcriode  des  alten  preussischen  Staats  um  JS06  werden  die  ge- 
säumten Steuern  auf  10 — 20  Mill.  Thl.,  neben  c.  S  Mill.  Thl.  Domauial-Kein- 
ertrag  geschätzt  (Schmoller,  Epochen  S.  74'''.  Die  Contribution  des  platten  Landes 
wird  auf  5.8,  die  Accise  der  Städte  auf  9.5  Mill.  Thl.  veranschlagt  (eb.  S.  60). 
Kiedel  giebt  für  1790—97  als  Bruttoertrag  der  Accise  7.S3,  der  Zölle  2.9S,  zu- 
sammen nebst  Strafgeldern  10.94,  netto  S.SO  M.  Thl..  nach  dem  Etat  für  1S06— 7 
1132  M.  Thl.  br.  an  (S.  164,  2I6-. 

Die  Besteuerung  hat  hiernach  schon  über  2/3  der  Staatsein- 
künfte und  in  ihr  die  indirecte  Besteuerung  (einschliesslich  Salz- 
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regal,  Lotterie)  nach  der  Bruttoeinnahme  wieder  über  */3  betragen. 
Nach  der  Einrichtung  der  directeu  und  indirecten  Besteuerung 
lastete  der  Steuerdruck  aber  ganz  überwiegend  auf  den  unteren 
und  den  Mittclclassen.  Die  Städte  erscheinen  wohl  auch  dem 
platten  Lande  gegenüber  stärker  belastet,  wenn  man  auch  ihre 
grössere  Steuerfähigkeit  und  die  Mittragung  der  Accise,  der  Zölle 
und  der  Salzsteuer  im  Regal  durch  die  Landbevölkerung  mit  be- 
rücksichtigt. Das  sind  Mängel,  welche  gleichwohl  den  hohen 
Werth  der  Gestaltung  eines  leistungsfähigen  Steuersystems  in  dem 
unter  so  manchen  Schwierigkeiten  sich  entwickelnden  brandenburg- 
preussischeu  Staate,  in  Ländern  von  den  knappen  Bevölkerungs-, 
Wirtschafte-  und  Culturverhältnissen,  wie  sie  einmal  damals  hier 
bestanden,  doch  nur  wenig  schmälern  können. 

Schweiler  a.  a.  0.  S.  73  fasst  sein  ürtheil  Uber  das  altere  nreussische  Finanz- 
wesen abo  zusammen:  ,,Es  ist  natürlich  zuzugeben,  dass  es  niemals ,  selbst  in  seiner 
besten  Zeit  nicht,  absolut  vollendet  war:  es  trug  nach  allen  Seiten  den  Stempel  seine» 
l'rsftrungs  an  sich.  Vieles  hatte  die  Noth  u.  nicht  die  Einsicht  dictirt.  Die  Accise 
hatte  manche  Mangel,  die  ländlichen  Kataster  waren  theilweise  noch  entsetzlich,  die 
Steuerfreiheiten  des  Adels  dauerten  in  mehreren  Provinzen  noch  fort.  Das  Cassen- 
weseu  war  noch  nicht  einheitlich  geregelt.  Es  existirte  uoch  keine  Ceutralcasse ,  in 
der  sich  sämmtliche  Ausgaben  u.  Einnahmen  einheitlich  uberblickeu  liessen.  Aber 
im  Grossen  u.  Ganzen  ist  dieses  Finanzwesen  doch  eine  der  grössten  Leistungen  hohen- 
zollemscher  Staatskunst."  Dies  Unheil  des  in  dieser  Materie  besonders  cempeteuteu 
Autors  möchte  wohl  zu  billigen  sein,  aber  allerdings  nur  mit  wesentlichen  Einschrän- 
kungen, soweit  es  den  Vergleich  mit  England,  Frankreich,  Oesterreich  an- 
langt, welchen  Schmoller  zu  sehr  zu  Gunsten  Preussens  ausfallen  lasst. 

5.  Abschnitt. 

Französisches  Finanz-  und  Steuerwesen  vom  9.  bis  Ende 

des  18.  Jahrhunderts. 

1.  Einleitung. 

§.  50.  Frankreich  erfreut  sich  einer  umfassenden,  eingehen- 
den und  vielfach  ausgezeichneten  wissenschaftlichen  Bearbeitung 
seiner  Finanz-  und  Steuergeschichte.  Diese  Literatur  Ubertrifft  die- 
jenige Deutschlands  entschieden,  was  sich  aber  freilich  aus  der 
leichteren  Aufgabe  mit  erklärt.  Die  französische  Finanzgeschichte 
ist,  wie  alle  Finanzgeschichte,  das  Spiegelbild  der  politischen  Ge- 
schichte. Die  Entwicklung  und  jeweilige  Gestaltung  der  Finanzen 
wurde  durch  die  politischen  Verhältnisse  maassgebend  bestimmt 
und  hat  dann  wieder  der  Staatsentwicklung  Vorschub  geleistet,  so 
u.  A.  besonders  die  frllhe  Einbürgerung  eines  festen  Steuersystems, 
der  directen  taille  und  einiger  wichtiger  indirecter  Steuern 
(auf  Getränke,  besonders  Wein,  Salz  u.  a.  m.)  schon  im  15 
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Jahrhundert.  Dem  Königthum  glückte  es  früher  und  in  stärkerem 
Grade,  zur  Obmacht  zu  gelangen,  deu  Staatsgedauken  zur  Ent- 
wickluug  zu  bringen  und  ein  förmliches  staatliches  Finanz- 
und  Steuersystem  zu  bilden.  Wie  die  politische,  so  ist  daher  auch 
die  französische  Finanz-  und  Steuergeschichte,  trotz  zahlreicher  bis 
zur  Revolution  verbleibender  provinzieller  Verschiedenheiten,  schon 
in  den  letzten  Jahrhunderten  des  Mittelalters  und  vollends  vom 
16. — 18.  Jahrhundert  eine  viel  einheitlichere,  als  die  deutsche. 
Das  erleichtert  natürlich  auch  die  wissenschaftliche  Ansammlung 
und  Verarbeitung  des  Stoffs  ausserordentlich. 

Am  Schluss  des  ancien  regime  waren  zwar  im  Finanz-  und 
Steuerwesen  schwere  politische  Mängel  geblieben,  welche 
vornehmlich  auf  das  absolute  Regiment  und  das  Privilegienwesen 
zurückzuführen  sind.  Aber  selbst  auf  diesem  Gebiete  waren  unter 
Ludwig  XVI.  durch  Türgot,  Necker,  durch  einzelne  Intendan- 
ten der  Provinzen,  durch  die  neuen  Provincialversammlungen  und 
die  Notabelnvcrsammlung  von  1787  wichtige  und  entscheidende 
Reformen  in  Bezug  auf  Beschränkung  willkührlicher  Ausgaben, 
auf  den  königlichen  Hofhält,  auf  Verbesserung  und  gerechtere 
Vertbeilung  der  directen  Steuern,  namentlich  der  taille,  tbeils  schon 
ausgeführt,  tbeils  angebahnt  worden.  In  finanztechniseber 
Hinsicht  war  aber  sogar  die  indirecte  Besteuerung  (Getränke- 
steuern, Tabakmonopol)  unter  der  Verwaltung  der  fermes  und  die 
Verkehrsbesteuerung  (Vorläufer  des  En  regi  strem  eut; 
droits  de  contröle,  d'  insinuation,  de  centieme  denier),  dann  das 
Etat-,  Rechnungs-,  Zahlungswesen  (eomptabilite)  schon 
ziemlich  vollendet  eingerichtet.  Es  handelte  sich  auch  hier  mehr 
um  allgemeine  volkswirtschaftliche  und  politische  Reformen  (im 
Zollwesen,  bei  der  Salzsteuer,  der  drückenden  gabeile),  als  um 
technische  und  rein  administrative.  Das  französische  Steuerwesen 
steht  in  letzterer  Hinsicht  im  18.  Jahrhundert  doch  schon  recht 
hoch  und  konnte  für  andere  Grossstaaten  in  manchen  Einrichtungen 
als  Muster  dienen.  Die  genaueren  Darstellungen  neuerer  franzö- 
sischer Facbschriftsteller  werden  hier  dem  ancien  rCgime  wieder 
gerecht.  Man  begreift  danach,  dass  es  bei  einem  Friedrich  d.  Gr. 
doch  nicht  nur  seine  bekannte  allgemeine  Vorliebe  für  französische 
Einrichtungen,  sondern  gute  sachliche  Gründe  waren,  die  ihn  zur 
Herbeiziebung  französischer  Finanzbeamten  veranlassten.  Auch  ist 
gerade  jüngst  wieder  der  genauere  Nachweis  geliefert  worden, 
durch  Ren  6  Stourm,  dass  sich  die  willkührliche  Zerbrechung 
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des  überkommenen  Steuersystems  in  den  ersten  Jahren  der  Revo- 
lution bitter  rächte  und  dass  bei  dem  Aufbau  des  Steuersystems 
des  modernen  Frankreich  unter  der  ersten  Republik  und  unter 
Napoleon  I.  last  (iberall  an  die  besten  Traditionen  des  älteren 
Systems  angeknüpft  wurde  und  werden  musstc.  Vieles  was  als 
„neu"  gilt,  bat  sich  bei  genauerer  Betrachtung  nur  als  Wieder- 
herstellung und  freilich  auch  nach  der  politischen  Seite  als  Ver- 
besserung des  „Alten"  erwiesen.  Nur  die  Sucht,  möglichst  überall 
die  „grosse  Revolution"  als  Schöpferin  von  durchaus  Neuem  er- 
scheinen zu  lassen,  hat  darüber  Täuschungen  bewirkt. 

Für  die  allgemeine  Steuergeschichte  und  für  die  Finanz- 
wissenschaft  ist  diese  Wiederherstellung,  Fortführung  und  Ver- 
besserung des  Finanz-  und  Steuerwesens  der  alten  französischen 
Monarchie  in  demjenigen  des  „modernen  Frankreichs"  des  19. 
Jahrhunderts  besonders  zu  beachten.    Wiederum  zeigt  sich,  dass 
die  Dinge  hier  viel  mehr  „geschichtlich  gebunden"  sind,  als 
die  individualistische  Auffassung  annimmt.    Die  gegebene  volks- 
wirtschaftliche Entwicklung  und  Rechtsordnung,  die  gegebenen 
Anforderungen  an  den  Staat  und  die  übrigen  öffentlichen  Körper, 
die  gegebene  politische  Organisation,  für  welche  die  mehr  for- 
malen Fragen  der  Verfassungsform  hier  nur  von  relativ  unter- 
geordneter Bedeutung  sind,  entscheiden  über  die  öffentlichen  Finanz- 
bedürfnisse und  über  die  Art  ihrer  Deckung,  daher  über  das  Steuer- 
system, über  die  Gattuugen  der  Steuern,  in  der  Hauptsache. 
Nur  bei  dem  Ausbau  im  F,inzelncn  kann  sich  der  politische 
Standpunct,  der  Wunsch  und  Wille,  die  technische  Fähigkeit  der 
Gesetzgeber  specieller  von  Einfluss  zeigen.    Wenn  selbst  ein  Sturm, 
wie  er  in  den  17(JÜer  Jahren  über  Frankreich  dahin  fegte,  es  nicht 
dahin  gebracht  hat,  dass  ein  wesentlich  auderes  Steuersystem,  son- 
dern nur  das  entwickelte  und  verbesserte  des  ancien  regime  nach 
wiederhergestellter  Ordnung  das  Steuersystem  des  nach-revolutio- 
nären  Frankreich  geworden  ist,  so  muss  doch  wohl  ein  solches 
System  wenigstens  in  seinen  Hauptpuncten  ein  noth wendig  ge- 
gebenes sein.    Hat  es,  wie  gar  nicht  zu  leugnen  ist,  immer  noch 
grosse  politische,  wirtschaftliche  und  technische  Mängel,  so  folgt 
daraus  natürlich  die  Pflicht  des  Theoretikers  und  Practikers,  diese 
Mängel  festzustellen  und  möglichst  zu  beseitigen.    Aber  nur  der 
Doctrinär  und  der  politische  Dilettant  können  aus  solchen  Mängeln 
und  aus  der  sich  immer  wieder  bald  offenbarenden  Unmöglichkeit, 
diese  Mängel  alle  genügend  zu  beseitigen,  ein  Verdict  gegen  das 
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ganze  System  ableiten,  in  dem  Wahne,  es  durch  ein  von  Grund 
ans  anderes  und  „vollkommenes"  ersetzen  zu  können.  Die  „Voll- 
kommenheit" ist  auch  hier  nur  das  Ideal,  dem  zuzustreben,  das 
aber  ewig  unerreichbar  ist.  Die  „Unvollkonmienheit"  ist  und  bleibt, 
wie  leider  in  allen  Realitäten  dieser  Welt,  auch  hier  das  Gesetz, 
das  uns  und  unsere  Einrichtungen  beherrscht.  Das  lehrt  auf  dem 
finanziellen  Gebiete  ein  Vergleich  der  Hesteuerung  Frankreichs  im 
18.  und  19.  Jahrhundert  in  besonders  deutlicher  Weise. 

S.  über  die  französische  finanzielle  Literatur  die  in  B.  I  (3.  A)  S.  55  u. 
56 — 57  genannten  Werke.  Aus  den  alteren  Lit.  sind  Bailly.  bist,  fin.  u.  die  Ein- 
leitungen inPastoret's  ordonn.  des  rois  de  France .  liervorzuhelHin.  Eine  kurze  Ueber- 
sicht, besonders  nach  den  persönlichen  Momenten  (Generalconfroleure),  aber  ohne  ge- 
nügende Darstellung  des  Sachlichen  u.  meist  aus  Monthion's  in  B.  I,  S.  58  gen. 
Schrift  giebt  Bresson  bist,  fiuanc.  (bis  um  1S28;  2.  Autl.  1 840).  Unter  der  neuesten 
finanz-geschichtlichen  Literatur  rasen  hervor:  Vuitry,  etudes  sur  le  regime  fin.  d. 
1.  Fr.  avant  la  revolution,  H  vol.  Par.  1S7S  ff.  u.  Clainagcrau,  bist,  de  1»  impöt 
en  France,  bisher  3  vol.,  Par.  18l>7,  1808,  1876,  bis  zum  Schluss  der  Re- 
gierung Ludwig'  XV.  Ein  weiterer  Band  Uber  Ludwig  XVI.  ist  zu  erwarten.  Ein 
forzuglichos  Werk,  das  der  folgenden  Uebcrsicht  zumeist  zu  (irunde  liest.  Den  Zu- 
stand am  Schluss  des  ancieii  regime  ersieht  mau  gut  aus  Necke r's  Schriften,  be- 
sonders aus  den  —  allerdings  sehr  weitschweifigen,  in  einzelnen  Abschnitten  neben 
viel  Gutem  unerträgliches  Selbstbewusstseiu  zeigenden  —  drei  Bänden  de  l  admini- 
stratiou  des  hnances  de  France.  1784,  auch  mit  Rcformvorachlagen  ^z  B.  Uniticatioii 
der  Gabelle,  der  Salzsteoern).  Ueber  die  einzelnen  Steuern  u.  deren  Einrichtung  im 
damaligen  Frankreich  die  Encyclop.  methodi<|Uc,  finances,  1781.  Kurze  Uebersicht 
dieser  Besteuerung  bei  Vignes,  traite  des  impöts,  Par.  1880,  4.  ed.  I.  10  IL,  113  IL 
Die  allgemeinen  politischen  Missstandc  in  der  damaligen  Besteuerung,  den  Steuerdruck, 
die  Einwirkung  dieser  Verhaltnisse  auf  die  Revolutionsbewegung  schildert  Tain  e  gut, 
Entstehung  des  modernen  Frankreich,  (D.  l'ebeisotz.  v.  Katscher.  Leipz.  1877,  bes.  I, 
B.  5.  K.  2,  S.  359  11.).  Jungst  hat  dann  Rene  Stourm  in  dem  2bfindigen  Werke: 
les  finances  de  1'  ancien  regime  et  de  la  revolution,  origines  du  sj^teuie  (in.  actuel, 
Par.  1885  durch  einen  historischen  Rückblick,  besonders  auf  die  Periode  des  18. 
Jahrhunderts  und  durch  eine  eingebende  Darstellung  der  „Neugestaltung"  des  Steuer- 
systems in  der  Revolutions-  und  Kaiserzeit  unter  genauer  Verglcichung  des  alteren 
Steuerrechts  und  der  unter  Ludwig  XVI.  noch  vor  17  89  geplanten  Reformen  mit  der 
bestehenden  Gesetzgebung  nachgewiesen.  das?.  wie  gesagt,  die  Verbindung  des  neuen 
mit  dem  alten  Steuersystem  doch  eine  viel  iunigere  ist,  als  man  meistens  ohne  ge- 
nauere Untersuchung  angenommen  hat.  Stourm  zeigt  das  im  Einzelnen  bei  den 
verschiedenen  Steuergattungen  und  ermässiet  den  oft  verkündeten  Ruhm  der  ersten 
Kovolutionsjahre  erheblich.  Es  crgiobt#sich  besonders,  wie  thöricht  die  Niederreissung 
fast  der  ganzen  indircctcii  Besteuerung  war.  ohne  dass  man  dafür  einen  Ersatz  hatte 
oder  eineu  solchen  in  der  Reform  der  direefen  Besteuerung  linden  konnte.  Erst 
Napoleon  I.  schaffte  durch  die  Rückkehr  zu  passenden  indirecten  Steuern  (auf  Ge- 
tränke, Tabakmonopol)  hier  Wandel.  S.  auch  Sudre.  les  fin.  de  la  Fr.  au  XIX.  si«ele, 
2  vol.  Par.  1883,  Li,  1.  1.  ch.  1  ff.  (handelt  besonders  über  die  Zeit  v.  1800  bis  1818). 

§.  51.  Für  die  Zeit  von  der  endgiltigen  Autlösung  der  caro- 
lingischen  Monarchie,  also  bis  in  die  Mitte  des  9.  Jahrhunderts, 
ist  hier  auf  die  frühere  Uebersicht  in  §.  14—16  zu  verweisen,  in 
welcher  auf  Gallien  und  Westfranken  besonders  Bezug  genommen 
wurde.  Die  Nachwirkung  römischer  Einrichtungen  und  die  An- 
knüpfung daran  ist  natürlich  hier  bedeutender  als  im  östlichen 
oder  deutschen  Theile  des  fränkischen  Reiches.  . 
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Die  Firanzverhältnisse  haben  sich  in  den  ersten  Jahrhunder- 
ten des  selbständig  gewordenen  westfränkischen  Reiches,  in  der 
Periode  der  Einbürgerung  des  Feudalsystems,  nur  wenig  verändert 
Und  bieten  wieder  im  Ganzen  wie  in  vielen  Einzelheiten  ungefähr 
dasselbe  Bild  wie  im  Deutschen  Reiche.    Anders  wird  dies  unter 
dem   Eintluss  der  politischen  und  Kriegsverhältnisse  (englische 
Kriege)  mit  dem  Emporsteigen  der  königlichen  Macht  uud  mit 
deu  wachsenden  eigentlichen  Staatsbedürfuissen  in  den  letzten 
Jahrhunderten  des  Mittelalters.    Die  Einbürgerung  stehender  Heere 
und  fester  bleibender,  auch  directer  Steuern  (der  tadle)  im  15. 
Jahrhundert  (Ordonnanz  von  1439)  bildet  hier  einen  Abschnitt, 
mit  dem  die  Periode  des  älteren  Finanz-  und  Steuersystems 
mehr  noch  vorwaltend  feudalen  Characters  abschliesst,  wie  man 
es  mtt  Clamageran  auffassen  darf  (seine  Periode  des  „impot  feo- 
dal").    Dann  entwickelt  sich,  wenn  auch  unter  manchen  Wecbsel- 
fallcn,  allmählich  das  monarchische  Frankreich  des  ancien  regime. 
In  diesem  baut  sich  das  Königthum  seiu  eigenes  Finanz-  und 
Steuersystem  in  Gemässheit  der  Bedürfnisse  eines  monarchischen, 
aus  dem  Feudalismus  zum  modernen  eigentlichen  Staate  sich  ent- 
wickelnden grossen  Gemeinwesens  aus.    Oefters,  aber  auch  vom 
15  bis  zum  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  (1614)  immer  nur  vor- 
übergehend, unter  Verhandlungen  und  Kämpfen  mit  den  Stän- 
den, überhaupt  unter  Mitwirkung  der  letztercu,  auch  der  Reicbs- 
stände.     Diese  zweite  oder  neuere  Periode  —  Olamageran's 
„monarchische  Besteuerung"  —  reicht  bis  1789.    In  ihr  lassen 
sich  wieder  mehrere  kleinere  Perioden  unterscheiden.    Einen  wich- 
tigeren Wendepunct  bildet  das  letztmalige  Zusammenkommen  von 
Reichsständen  im  Jahre  1014.    Die  etwa  von  hier  an  zu  rechnende 
absolutistische  Zeit  der  vier  letzten  Ludwige  (Ludwig  XIII — XVI) 
bildet  für  sich   wieder  die  Abschlussperiodc  der  Steuerge- 
schichte des  französischen  Königthums. 

Im  Vergleich  mit  dem  deutschen  Finanz-  und  Steuerwesen 
macht  das  französische  seit  Jahrhunderten  einen  modernen  und 
zugleich  den  Eindruck  eines  wahrhaft  staatlichen.  Dieser 
Doppel -Character  tritt  dagegen  in  Deutschland  selbst  in  den 
grössten  Territorialstaaten,  die  österreichische  und  preussische 
Monarchie  nicht  ausgenommen,  überhaupt  erst  im  18.  Jahrhundert 
hervor,  aber  auch  da,  selbst  in  den  Staaten  Friedrichs  d.  Gr.  und 
Maria  Theresia's,  noch  nicht  in  demselben  Grade  als  in  Frank- 
reich. 
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Auch  hier  zeigt  sich  wieder  im  Finanzwesen,  was  Frankreich  Dank  seiner  frü- 
heren Entwicklung:  zu  einem  eigentlichen  Staate,  daher  vor  Allem  Dank  seinem  König- 
ihuni,  vor  Deutschland  voraus  hat.  Fragen,  welche  bei  uns  heute  noch  erst  zu  losen 
-ind.  wie  diejenigen  einer  für  den  Staatsbedarf  genügenden  ordentlichen  indirecten 
Besteuerung,  hat  Frankreich  schon  im  Zeitalter  des  ancien  regime  erledigt.  Und 
Kragen,  welche  hei  uns  noch  nicht  einmal  ins  Auge  gefasst  werden,  sind  in  Frank- 
reich ebenfalls  in  diesem  Zeitalter  schon  errtrtert  und  einer,  wenn  auch  noch  sehr 
unvollkommenen  Lösung  entgegen  geführt  worden:  die  gleichmässigere  Gestaltung 
auch  der  directen  Besteuerung  (capitation.  Zwanzigste  des  Jahrhunderts,  freilich 
erst  Gedanken  an  grössere  Reformen  der  taille)  — -  eine  Forderung,  welche  volkswirt- 
schaftlich schliesslich  kaum  weniger  wichtig  als  diejenige  der  gleichmäßigen  Ver- 
branchsbesteuerung  und  des  Grenzzollwcsens  in  einem  .iuheitlichen  Verkehr^e- 
biete  ist. 

2.  Aeltere  Periode  (9.— 15.  Jahrhundert). 

§.  52.  Auch  im  weslfränkischen  Reiche  ist  der  König  für 
seinen  Hof  bedarf  und  für  den  damit  verbundenen,  öffentlichen 
Zwecken  dienenden  Bedarf,  soweit  letzterer  Uberhaupt  in  dieser 
frühen  Zeit  (9.— 12.  Jahrhundert)  vorkommt,  auf  seine  Domanial- 
einkünfte,  auf  die  damit  verbundenen  Gerechtsame  und  auf  Ein- 
künfte, welche  mit  der  Ausübung  von  Hobeitsrcchten  verbunden 
sind,  angewiesen.  Dies  bleibt  noch  spät  ein  Grundsatz  des  öffent- 
lichen Rechts.  Eigentliche. allgemein e  Steuern  finden  sich  für 
gewöhnliche  Bedarfszwecke  nicht,  wohl  aber  kommen  sie  für 
ausserordentliche  öffentliche  Zwecke,  so  im  9.  und  im  An- 
fang des  10.  Jahrhunderts  für  die  Tribute  an  die  Normannen, 
später  fUr  Kreuzzüge  (1147)  vor  und  zwar  als  directe  Perso- 
nal-, Kopf-,  Vermögens-  und  Einkommensteuern. 

Die  sonstigen  steuerartigen  Abgabeu,  welche  auch  der  König 
als  Lehens-  und  grosser  Grundherr  von  seinen  directen  Unter- 
tanen und  Vasallen  bezog,  bilden  zunächst  nur  eiu  Glied  des 
allgemeinen  Systems  der  Feudalabgaben  an  den  Herren 
(Seigneur).  Zu  diesen  Abgaben  gehörten  auch  „Aid es"  (auxilia) 
und  „Exactions"  (exaetiones),  rechtlich,  aber  nicht  immer  that- 
sächlich  sich  unterscheidende  steuerartige  Zahlungen  der  Unter- 
tanen und  Vasallen.  Sie  werden  mit  der  Erweiterung  des  könig- 
lichen Domaniums  und  der  königlichen  Macht  vom  11. — 13.  Jahr- 
hundert vom  Königthum  als  dem  Suzerain  auf  das  Gebiet  der 
grossen  Vasallen  ausgedehnt  und,  zum  Theil  unter  Mitwirkung 
der  Reichsstände  (etats  generaux),  weiter  ausgebildet.  Die  Ver- 
wendung der  auf  diese  Weise  erlangten  Einkünfte  erfolgt  vor- 
nehmlich für  öffentliche  Zwecke  (Kreuzzlige,  Landesverteidigung, 
•Soldheere),  während  die  Domanialeinkünfte  i.  e.  S.  für  den  Hof 
halt  vorbehalten  bleiben.    Schliesslich  bilden  sich  aus  diescu  Aides 
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ordentliche  bleibende  Steuern.  Dieser  Abschluss  der  Ent- 
wicklung erfolgt  zu  einer  Zeit,  wo  gleichzeitig  das  stehende  Heer, 
wenn  auch  zunächst  im  kleinen  Umfang,  als  feste  Institution 
sich  einbürgert  und  einen  bleibenden  öffentlichen  Finanzbedarf  im 
Landesinterresse  hervorruft,  welcher  sich  aus  den  übrigen  ordent- 
lichen Einkünften  des  Königs  nicht  bestreiten  liess  (14'M)  bez. 
144")).  Für  dieses  Heer  wurde  ein  fester  Jahresbetrag  der  taille 
von  1.2  Mill.  Livrcs  bestimmt  (1445).  Die  Erhebung  besonderer 
grundherrlicher  Taillen  (tailles  scignemiales)  neben  der  könig- 
lichen Taille  wurde  zugleich  an  die  königliche  Erlanbniss  ge- 
bunden und  so  wenigstens  rechtlich,  freilich  noch  lange  nicht  fac- 
tisch,  diesen  Steuern  der  Feudalherren  zu  Gunsten  der  alleinigen 
Königssteuer  eiu  Ende  gemacht:  principiell  wohl  der  bedeutsamste 
Schritt  in  der  politischen  Seite  der  französischen  Steuerge- 
schichte dieser  Periode. 

In  technischer  Hinsicht  sind  die  Steuern  (aides,  exaetiones, 
taliae)  besonders  früher,  wesentlich  dircete  Steuern  rnanebfach 
verschiedener  Art,  thatsüchlich  überwiegend  vom  ländlichen 
nnterthänigen  Grundbesitz,  wenn  auch  als  Vermögens- 
und Einkommensteuern,  als  Heerdsteuem,  Kopfsteuern 
aufgelegt.  Aber  bald  kommen  auch,  neben  den  alten,  jetzt  meist 
dem  Grundherrn  zugefallenen  Passagezöllen,  neue  indirecte 
Steuern  auf,  besonders  von  Getränken,  von  Salz,  als  Abgaben 
vom  Kauf  und  Verkauf  speciell  benannter  Waaren  (namentlich 
Wein)  oder  der  Waaren  überhaupt,  als  Ausfuhrzölle,  als  städ- 
tische Octrois  (für  die  Stadtcasse,  aber  auch  mit  Antheilen  des 
Königs  und  als  Mittel  zur  Zahlung  der  königlichen  Steuern,  welche 
•  die  Stadt  zu  tragen  hat).  Der  Name  „aides",  ursprünglich  allge- 
mein für  steuerartige  Abgaben  und  selbst  wohl  besonders,  wie  talia 
für  directe  Steuern  gebraucht,  wird  mehr  und  mehr  auf  derartige 
indirecte  Abgaben  beschränkt  (§.  32,  S.  71). 

Schon  im  15.  Jahrhundert  hat  Frankreich  so  ein 
umfassen  des  Staatssteuersystem  erreicht,  das  zwar  noch 
eine  sehr  kunterbunte  und  politisch  wie  technisch  unvollkommene 
Gestalt  hat,  aber  doch  einen  geeigneten  Ausgangspunct  für  die 
Weiterentwicklung  einer  Besteuerung  bildete,  wie  sie  ein  vom  Fcu- 
dalstaat  zum  modernen  Staat  sich  herausbildender  öffentlicher 
Körper  für  seinen  unvermeidlich  rasch  wachsenden  Finanzbedarf 
brauchte.  Es  war  dieselbe  Zeit,  wo  das  Deutsche  Reich  vergeb- 
liche Anläufe  nach  einem  gleichen  Ziel,  festen  ergiebigen  Keichs- 
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steuern,  machte  (§.  22)  und  wo  auch  unser  Territorialsteuerwesen 
eben  erst  in  Bahnen  einlenkte,  welche  Frankreich  bereits  länger 
mit  einem  gewissen  Erfolge  beschritten  hatte:  die  Bahnen  der  iu- 
d i  r  ec  t e n  Verbrauchsbesteuernng. 

Es  liegt  im  Character  alles  älteren  Steuerwesens,  der  sich  wieder  aus  der  Ent- 
stehung*- und  Entwicklungsgeschichte  der  Besteuerung  lediglich  unter  dein  Eiuiluss 
practischer  Bedürfnisse  und  Gesichtspuneto  erklärt,  dass  es  so  ungemein  schwierig, 
eigentlich  unmöglich  ist,  in  kurzen  Zügen  ein  genügend  vollständiges  Bild  solcher 
älteren  Besteuerung  zu  gehen.  Der  stete  enge  Zusammenhang  mit  den  übrigeu  Finanz- 
ond  mit  politischen,  rechtlichen,  wirtschaftlichen  Verhältnissen  sowie  mit  der  allge- 
meinen Verwaltung,  worauf  hier  doch  nicht  weiter  eingegangen  werden  kann,  erhöht 
diese  Schwierigkeiten  noch.  Selbst  für  das  französische  Steuerwesen  gilt  dies,  ob- 
gleich dies  früher  nach  einer  gewissen  Einheitlichkeit  und  Uebersichtliehkeit  strebt 
und  sie  auch  erreicht  und  trotz  der  vortrelllichcn  Vorarbeiten,  welche  über  die  fran- 
zösische Finanz-  und  Steuergeschichte  vorhanden  sind.  An  mancherlei  unsicher  auf- 
geklärten Puncten  und  literarischen  Streitfrage«  fehlt  es  natürlich  auch  hier,  zumal 
für  die  ältere  Zeit,  nicht.  Ich  muss  für  das  Einzelne  und  für  den  neuesten  Stand 
der  Untersuchungen  auf  die  umfassende«  Werke  von  Clamageran  und  Vuitry  ver- 
weisen. Hier  sollen  nur  einige  typische  und  für  den  ganzen  Entwicklungs- 
gang oharacteristische  und  maassg ebendc  Verhältnisse  etwas  genauer  her- 
vorgehoben werden,  besonders  nach  Clamageran 's  Darlegungen. 

§.  53.  Unter  den  mancherlei  verschiedenartigen  Abgaben 
des  Feudalsystems  an  den  Lehensherrn  haben  die  aides  und 
exaetions  in  der  That  wohl  am  meisten  die  Natur  steucr- 
a rt ige r  Abgaben,  wenn  auch  sie  nicht  allein  und  wenn  sie  selbst 
auch  nicht  immer  schon  als  reine  Steuern  erscheinen. 

Die  aides  (auxilia)  sind  „ausserordentliche  Subsidien  aller 
Untcrthanen  und  Vasallen  an  den  Herren,  im  Verhältniss  zu  den 
Einkünften  geliefert." 

Clamageran,  I,  199.  Es  gehöre«  dahin  die  auch  in  nmlercn  Ländern  des 
Feudalsystems  so  verbreiteten  „drei  Fälle"  der  „aides  legitimes",  herkömm- 
liche Zahlungen  bei  Gelegenheit  des  Kitterschlags  des  Sohns  des  Herren,  der  V.  r- 
heirathung  seiner  (ältesten)  Tochter,  des  Loskaufs  des  Herrn  aus  der  Gefangenschaft. 
l)etu  König  als  Suzerain  und  obersten  Lehensherrn  steht  dieser  Anspruch  ebenfalls 
zu.  Der  uns  fremdartigste  Fall,  der  Loskauf  des  gefangenen  Königs,  spielt  in  der 
französischen  Geschichte,  wo  solche  Gefangenschaft  des  Monarchen,  charaeteristisch 
jrenug,  nicht  ganz  selten  war  i.K.  Johann.  Franz  I.,  —  Napoleon  I.  und  III.!»  mehr- 
fach eine  besondere  Kollo.  Er  wiegt  auch  finanziell  schwer.  So  betrug  das  Löse- 
geld K.  Johanu's  1360  3  Mill.  Goldthaler,  was  nach  Clamageran  3(1.27  Mill.  fr.  beu- 
lten Geldes  u.  nach  dem  relativen  Geldwerth  gar  2(J1  Mill.  fr.  (?)  wäre  (Cl.  I,  379). 
Für  Franz  I.  waren  nach  Pavia  2  Mill.  Goldthaler  oder  4  Mill.  Livres  zu  zahlen, 
gleich  23.5S  M.  fr.  oder  101  M.  fr.  nach  jetzigem  Geldwerth  (Claui.  IL  102).  Die 
Adligen  hatten  nach  alter  Lehensverpflichtung  dafür  7*  ihrer  Lehenseinkünfte  beizu- 
tragen (eb.  II,  115). 

Von  den  genannten  aides  unterschieden  sich  die  aides  grazieuses  dadurch, 
«lass  sie  die  Zustimmung  der  Leistenden  bedangen.  Doch  bildeten  sich  auch  hier 
Fälle  legitimer  Hilfe  aus,  so  beim  Kreuzzug,  bei  der  Landesverteidigung  und  beim 
Erwerb  von  Herrenland  teinmal  bei  Lebzeiten  des  einzelnen  Herren). 

Im  Unterschied  von  allen  diesen  aides  werden  dieexaetioncs 
aU  Abgaben  characterisirt,  die  nicht  auf  Herkommen,  auch  nicht 
auf  Zustimmung  der  Untcrthanen  beruhen,  sondern  willktihrlich 
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vom  Herren  nach  Bedarf  aufgelegt  werden,  derentwegen  dann  auch 
Zusagen  gemacht,  Missbräuche  und  (Tebertrcihtingeii  in  Privilegien 
abgestellt  werden.  Zu  diesen  exaetioncs  rechnet  das  französische 
Feudalrecht  besonders  die  unter  dem  Namen  taille  (talia,  tolta) 
nachweisbar  seit  dem  11.  Jahrhundert,  sachlich  vermuthlich  schon 
früher  vorkommende  directe  steuerartige  Abgabe. 

leber  dit-  Nameuserklärung  gehen  die  Ansichten  auch  hier  auseinander  (s.  o. 
S.  71,  Clamageran,  I.  200).  Mitunter  wurde,  mit  einer  unliebsamen  Nebenbedeu- 
tung eine  solche  ohne  Bewilligung  der  Besteuerten  vom  Herreu  (Seigneur)  und 
speciell  vom  Konig  aufgelegte  i. directe  wie  iudirecte)  Steuer  maltotc  genannt  ^der 
einen  Bedeutung  unseres  ..Ungelts"  vielleicht  entsprechend  Vi.  Speciell  wird  dieser 
Ausdruck  seit  Ende  des  !.'{.  Jahrhunderts  der  übliche  für  directe  Taillen,  welche 
missbri'uichlieh,  ve.vatorisch .  anders  als  in  herkömmlicher  Weise  und  ohne  Schonung 
der  Kximirtcn  aufgelegt  werden  Clam.  I.  BIO).  Die  gewöhnliche  taille,  unter  ver- 
schiedenen loealen  Namen,  oder  auch  andere,  aber  ähnliche  Steuern  werden  früh- 
zeitig gern  nach  „feux"  als  Rauch-  oder  Fe  Herstellen -Steuern  (fouages,  fo- 
cagia)  aufgelegt.  Sie  sind  somit  wohl  wesentlich  directe  Familiensteuern,  in- 
dessen fallen  sie  damit  nicht  durchaus  zusammen,  sondern  treffen  wirklich  Haus- 
bewohner -  G  r  u  p  p  e  n .  die  dieselbe  Feuerstelle  benutzen  (Clam.  I,  201).  Man 
bildete  auch  wohl  eine  Art  fictiver  Steuereinheiten,  indem  man  das  Land  in 
eine  Anzahl  Stücke  ungleicher  Crosse,  aber  nach  Zahl  der  Bewohner.  Bodenbeschalfen- 
heit.  l'roductions-  und  Yerkehrsverhältnissen  irleichen  W  erths  eintheilte  und  diese  Ein- 
heiten  dann  als  „feux"  ansah  und  besteuerte  (so  in  Languedoc  u.  Theilen  der  Dau- 
phin6,  1376 ,  Clam.  I,  403).  Die  Staats-Taillc  wurde  noch  im  1h.  Jahrhundert  in 
vielen  Thcileri  Frankreichs  nach  ..feux"  aufgelegt  und  noch  damals  kam  es  vor,  dass 
sich  auf  dem  Lande  viele  Leute  in  Eine  Behausung  zusammendrängten,  um  einer  be- 
sonderen Taille  zu  entgehen. 

Neben  diesen  wesentlich  directen  steuerartigen  Abgaben 
finden  sich  im  Feudalsystem  /ahlreiche  und  mannigfaltige  andere, 
welche  als  indirecte  Verbrauchs-,  als  ve  rke  hrssteucr- 
artige  Abgaben,  oft,  wie  bei  Zöllen,  Wegeabgaben,  ver- 
bunden mit  gebtihrenartigen  aufzufassen  sind.  Auch  sie  fallen 
dein  Lehcnshenn,  dem  Grundherrn,  eventuell  dem  König  als  solchem 
zu  und  ihr  Bezug  wird  vollends  zu  einem  libertragbaren  verkäuf- 
lichen Privatrecht. 

Einzeln  gehören  z.  B.  hierhin  die  Wege-  und  Passagezölle,  meist  nach  der 
Menge,  der  Last  u.  s.  w. ,  mitunter  in  natura  erhöhen  (wichtig  darunter  der  Salz- 
zoll'i;  die  V e rka  u  fs a bgaben  ,  besonders  auf  Märkten,  frühzeitig  namentlich  auch 
eine  Abgabe  vom  Weinverkauf  im  Kleinen  (foragiuin,  forage);  die  in  der  Form  der 
Bannredite  (banalites'i.  besonders  bei  Bannmühlen,  -Backöfen.  -Keltern  unterlaufen- 
den  Abgaben,  auch  der  Extragewinu  bei  dem  Yorverkaufsreeht  des  gutsherrliche» 
Weins  gehört  hierher  (banvin,  Clam.  I,  21-ti      Auch  Besitzwechselabgahcn 
(droits  de  Imitation)  rinden  sich  nicht  nur  gegenüber  Ln freien,  sondern  auch  gegen- 
über Freien,  Vasallen  und  anderen  l'nterthanen,  sowohl  beim  Erbgang  als  bei  Eigen- 
thumsübertragungeii  unter  Lebenden   mit  oder  ohne  Entgelt  und  gehen  spater  aus 
dem  Feudalsystem  unmittelbar  oder  in  Form  von  Abgaben,  welche  nach  Analogie 
dieser  reudalabgaben  gebildet  werden,  in  das  Staatssteiier-ystein  über  (..droits  de 
relief  et  de  radial",  ..lods  —  laudes,  „l.audemialabgaben"   —  et  ventes". 
Clam.  I.  20m.    Auch  die  G e r i  c h  t sh e rr  1  i c  Ii k ei t  giebt  bei  Straf-  und  (Zivilsachen 
Gelegenheit  zu  mancherlei  Abgaben,  die  in  Princip  und  selbst  in  Form  (..fixe'  und 
,. proportionale"  Gebühren,  letztere  in  Werthquoten  vom  StreitobjecO  deu  späteren 
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•»erichtsgebühren  und  mit  ihnen  verbundenen  Verkehrssteuern  von  gewissen  Rechts- 
geschäften in  einiger  Hinsicht  gleichen. 

Uebersieht  man  diese  und  manche  andere  Abgaben,  Verpflich- 
tungen zn  personlichen  Leistungen  u.  dgl  m.,  so  ergiebt  sich  auch 
hier  wiederum,  wie  schon  früher  hervorgehoben  (S.  b'G),  dass  in 
der  Feudalzcit  die  Summe  dieser  Abgaben  und  Leistungen  in  ihrem 
Haupttheil  politisch  und  als  ökonomisches  Bclastungsmoment  der 
abhängigen  Bevölkerung  dasjenige  darstellte,  was  später  die  eigent- 
liehe  Besteuerung  an  Staat,  Gemeinden  u.  s.  w.  für  die  Bevölke- 
ruug  bedeutet;  dass  eigentlich  nur  die  Vertheilungsform  dieser 
Lasten,  dann  das  Bezugsrec ht  dieser  Einkünfte  gewechselt  hat; 
dass  aber  auch  früher  der  belasteten  Bevölkerung  in  gewissen 
Leistungen  der  „Herren"  (Schutz  u.  s.  w),  ebenso  wie  in  den 
heutigen  Leistungen  der  öffentlichen  Körper,  Gegenleistungen  für 
die  Abgaben  aller  Art  geworden  sind:  immerhin  also  auch  eine 
gewisse  „Reproductivitiit"  dieser  Abgaben.  Das  Bedenk 
liehe  war  die,  freilich  durch  das  „Herkommen"  vielfach  be- 
schränkte Wi  11k (ihr  der  Feudalherren  (auch  des  Königs)  in  der 
Auflegung  der  Lasten  und  in  der  Verwendung  der  Er- 
träge, welche  letzteren  natürlich  auch  wie  anderes,  privatwirth- 
schaftliches  Einkommen,  rein  persönlichen  Zwecken  mit  dienten, 
wie  ja  vor  der  Aera  der  Civiliisten  schliesslich  auch  die  Steuer- 
erträge als  Theil  des  „königlichen  Einkommens",  namentlich  auch 
im  alten  Frankreich.  Das  weitere  Bedenken  war  die  Exemtion 
der  privilegirten  C lassen,  besonders  des  Adels  und  der 
Geistlichkeit,  von  den  meisten  dieser  Abgaben  und  Lasten: 
der  grosse  Uebelstand,  der  dann  auch,  in  der  Hauptsache  bis  zum 
Schluss  des  ancieu  regime,  im  Staatssteucrsystem  Frankreichs  ge- 
blieben ist. 

Fassen  wir  schliesslich  die  von  den  Feudalherren  und  vom 
König  als  Domanialherren  und  feudalem  Suzerain  bezogenen 
steuerartigen  Einkünfte  in  dieser  Periode  des  Mittelalters  als  „die 
Steuern  des  Fcudalstaats"  zusammen.  Sie  sind  zu  den  ge- 
mischt privaten  und  Öffentlichen  Zwecken  des  Staats  in 
der  feudalen  Gcsellschaftsorganisation ,  für  welche  das  damalige 
Frankreich  ein  so  besonders  characteristisches  und  typisches  Bild 
giebt,  bestimmt.  In  wesentlicher  Uebcreinstimmung  mit  Clama- 
geran  kann  man  dann  wohl  folgende  drei  Momente  als  die  be- 
sonders bezeichnenden  in  dieser  Besteuerung  hervorheben:  ein- 
mal die  ausserordentliche  locale  Zersplitterung,  zweitens  die 

A.  >V»gner,  Finanzwi^nschaft.   III.  9 
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p riva t recht]  ich c  Auflassung,  daher  besonders  die  Ver- 
käuflich keit,  drittens  die  Regelung  der  Besteuerung  vornehm- 
lich durch  das  feste  Herkommen. 

Dies  in  dem  Maassc,  dass  ..Herkommen',  „cou  turne"  nnd  .,S teu er'1,  ,.iin- 
f»M t"* förmlich  Synonyma  werden.  Nur  in  dem  Erfordernis»  der  Zustimmung 
der  Privilegirtcn  (des  Adels)  zu  den  aides  gracieuses  und  in  den  willk Uhrlichen 
herrschaftlichen  Taillen  auf  die  Unt.  rthancn ,  auch  die  personlich  freien,  im  (iehiete 
des  Herren  wohnenden  (talia  ad  voluntatem,  maltote)  erleidet  die  entscheidende  Macht 
des  Herkommens  Beschränkungen.    (Clam.  I,  220  ff). 

§.  54.  Gegen  das  Feudalsystem,  speciell  gegen  die  Feudal- 
rechte  und  Anmaassungen  der  grossen  Herren,  namentlich  auch 
auf  dem  Gebiete  der  steuerartigen  Gefalle,  erhob  sich  vom  11. 
Jahrhundert  an  in  Frankreich  eine  zweifache  Reaction:  ein- 
mal diejenige  der  Communen  (communes),  der  Städte,  dann 
diejenige  des  Königthums. 

Die  erstere,  die  hier  nicht  näher  zu  verfolgen  ist,  hatte  gerade  auch  filr  das 
herrschaftliche  Besteuerunirsrecht  einige  beinerkenswcrthe  Folgen,  gewisse  Feudallasten 
in  den  Städten  und  deren  Bannmeile  verschwinden  oder  werden  geregelt;  so  wird 
mehrfach  die  willkuhrliche  taille  zur  bewilligten,  stadtische  Verbrauchs-  und  Ver- 
kehrsabsraben, auf  Wein,  Salz,  als  Thorsteuern  erhobene,  wie  sie  sich  in  französischen 
Städten  im  11.,  12.  Jahrhundert  oft  finden,  werden  beseitigt  oder  ermässigt  oder  ihr 
Ertrag  wird  ganz  oder  theilweisc  den  Städten  gelassen,  wie  es  auch  mit  Taillen  vor- 
kommt. Durch  schriftliche  Feststellung  der  .coutumes  wird  vielen  Missbräueben  und 
Weiterungen  der  Herren  der  Boden  entzogen.  (Näheres  bei  Clamageran  l,  227 
bis  256.) 

Das  Kbnigthnm  hob  sich  empor  mittelst  Ausdehnung 
seines  eigenen  Dorna niu ms  und  der  Pflege  der  damit  ver- 
bundenen Gerechtsame  sowie  durch  die  schärfere  Geltendmachung 
seiner  Suzeränetä tsrechte  im  ganzen  Reiche,  auch  in  den 
Gebieten  der  grossen  Kronvasallen,  und  hier  besonders  dnreh  die 
erfolgreiche  Ableitung  eines  allgemeinen  Besteuerungsrechts 
aus  dem  Rechte  des  Suzeräns. 

Clam.  I.  256  IT.,  274  ff. 

Indem  es  dem  Königthum  in  Frankreich,  im  Unterschied  von 
Deutschland,  gelang,  die  grossen  Lehen  wieder  mit  der  Krone  zu 
vereinigen,  wurde  bereits  im  13.  Jahrhundert  (Ludwig  IX.)  die 
Grundlage  für  eine  wirkliche  Staatseinheit  gelegt.  Damit  wird 
auch  der  Boden  für  eine  einheitlichere,  schon  mehr  centralisirte 
wahre  Staatsverwaltung  und  für  manche  Verbesserungen  auf 
finanziellem  und  Bestcuerungsgebiet  gewonnen.  U.  A.  wurde  in 
«lern  nunmehr  direct  vom  König  abhängigen  Gebiete  die  wichtigste 
dircete  Steuer,  die  taille,  durch  gewählte  Vertheilungscom- 
missionen  gleichmässiger  repartirt,  im  Princip  nach  Maassgabe  des 
Vermögens,  mobiles  halb  so  hoch  als  immobiles  gerechnet,  also 
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Proportionalbesteuerung  (Mitte  des  13.  Jahrhunderts)  und  bei  der 
Aufbringung  von  Steuersummen  durch  Landestheile  und  Gemein- 
den (Pfiirreien)  nach  der  im  französischen  Taille-Recht  immer  gel- 
tenden, wenn  auch  missbräiuhlieh  nicht  immer  befolgtet!  und  daher 
oft  von  Neuem  eingeschärften  Regel  für  die  unterste  Reparation 
der  aufzubringenden  Steuersummen  auf  die  einzelnen  Pflichtigen 
(eventuell  auf  die  „feux"):  „le  fort  portant  le  faible". 

L  B.  i.  J.  1404.  Glau».  I,  44 J,  264. 

Als  Suzerän  erhebt  der  König  den  Anspruch  auf  allgemeine 
Aides  von  allen  Personen  und  Gütern  im  Staate  und  erreicht  es  schon 
im  12.  Jahrhundert,  dass  zu  den  drei  alten  Fällen  legitimer  Hilfeu 
(aides)  noch  der  eines  Kreuzzugs  hinzugefügt  wird,  wofür  allge- 
meine Vermögenssteuern,  nach  eidlicher  Selbstangabe,  erhoben 
werden  (1147,  1188),  principiell  auch  mit  von  Adel,  Geistlichen 
und  von  beweglichem  wie  unbeweglichem  Vermögen. 

Ciain.  I,  279.  Auch  später  kommen  mehrfach  ausserordentliche  allgemeine  Ver- 
mögens- und  Personalsteucrn  vor.  so  z.  B.  1294  ein  Hundertster.  1245  ein  tum  feigster, 
als  Vermögenssteuer  hei  Uber  100  L.  Vermögen  und  mit  DegivssivM-ala  und  Maximum, 
bei  denen,  die  weniger  als  100  L.  besitzen  als  tVrsonalsteuer  mit  bestimmten  Sätzen. 
Das  Prineip  der  Allgemeinheit  wird  mit  gewissen  Einschränkungen  dabei  bewahrt, 
z.  B.  gewisse  Vermugenstheilc,  das  Mobiliarvermögen  des  Adels  bleiben  frei.  Einzelne 
Städte  lösen  sieh  mit  fixen  Summen  von  der  speciellen  Einsteuerung.  (('lau».  1,  313  ff.) 
In  Kriegszeiten  kommen  solche  Steuern  Öfters  vor.  auch  unter  mehr  oder  weniger  voll- 
ständiger Miterfassung  von  Adel  und  Geistlichkeit.  (Heispiel  einer  wirklich  all- 
gemeinen Einkommensteuer  vom  immobilen  und  mobilen  Vermögen  i.  .1.  1.150,  mit 
umgekehrt  progressivem  Steuerfuss  und  Steuertnaximum ,  Erhebung  durch  ständische 
Beamte,  Selbstdeelaration,  event.  unter  Eid,  Bewilligung  durch  die  Keichsst.mdc,  Clam. 
I.  301).  Auch  werden  wohl  für  unterbleibenden  Kriegsdienst  besondere  Steuern  als 
Ewatz  erhoben. 

Die  Kirche  und  derClerus  werden  sonst  öfters  zu  beson- 
deren Beisteuern  veranlasst,  regelmässig  unter  dem  Namen 
„don  gratuit"  in  Form  sog.  deeimes  von  ihren  Einkünften. 
Diese  Beisteuern  zahlen  sie  dann  in  kritischen  Zeiten  auch  in 
mehrfachen  Beträgen,  aber  die  Vertheilung  derselben  nehmen  sie, 
im  Allgemeinen  auch  noch  in  den  letzten  Jahrhunderten,  nach 
ihrem  eigenen  Gutdünken  nach  bestimmten  Maassstäben  unter  sich 
selbständig  allein  vor. 

Herkömmlich  werden  solche  Zahlungen  auch  hier  bei  gewissen  ausserordent- 
lichen Fallen,  früher  beim  Kreuzzug,  später  beim  Ketzerkrieg  (noch  im  10.  Jahr- 
hundert ist  ein  practisch  sehr  bedeutsamer  Fall  die  starke  Beisteuer  des  Clerus  in 
Jen  Hugenottenkriegen\  dann  überhaupt  bei  Kriegen,  die  der  Fabst  billigte. 

§.  55.  —  I.  Directe  Steuern.  Die  d irecte  Hauptsteucr 
der  Masse  der  ländlichen  Bevölkerung  und  der  Städte  wird  für  Kriegs- 
and ähnliche  Zwecke,  für  Landesverteidigung  immer  mehr  im  14. 
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und  15.  Jahrhundert  die  taille.  Sie  wird  jedoch  noch  nicht  regel- 
mässig erhohen,  von  den  Reichsständen  vielmehr  auf  bestimmte 
Jahre  und,  nach  einem  allgemeinen  Princip  der  damaligen  Finanz- 
politik, wie  andere  Steuern  für  bestimmte  Ausgaben  bewilligt, 
also  wie  im  älteren  deutschen  ständischen  Patrimonialstaat  und  wie 
auch  in  England.  Adel,  Clerus,  eiuzelne  Privilegirte,  Beamte  sind 
regelmässig  von  den  Taillen  und  ähnlichen  Steuern  frei,  doch  ge 
legentlich  mit  weiteren  persönlichen  und  sachlichen  Beschränkungen 
dieser  Steuerfreiheit,  z.  B.  bei  Taillen  für  Kriegszwecke  auf  wirk- 
lich Waffen  tragende  oder  dazu  unfähige  Adlige.  Bei  Steuerbe- 
willigungen der  Provincial-  und  der  Reichsstände  werden  vom 
Clerus  dann  wohl  gleichzeitig  Decimen  als  „dou  gratint"  über- 
nommen. Bei  ständischen  Bewilligungen  werden  oft  Summen  im 
Ganzen  bewilligt  und  diese  dann  von  den  betheiligten  Provinzen 
und  den  drei  Ständen  unter  sich  repartirt,  auch  wohl  von  einzelnen 
Provinzen  und  Städten  die  Übernommenen  Summen  dabei  auf  andere 
Art,  7.  B.  durch  iudirecte  Verbrauchssteuern  (besonders  auf  Ge- 
tränke) oder  durch  Zusehläge  zu  solchen  aufgebracht. 

Aus  der  Periode  der  schweren  englischen  Kriege  in  der  ersten 
Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  geht  aber  alsdann  schliesslich  die 
wichtige  Einrichtung  einer  bleibenden  Taille  hervor. 

Sic  wurde  zunächst  von  den  Reichsständen  (den  Etats  gemraux)  im  Jalires- 
betrag  von  1.2  Mill.  L.  (jrleich  U.5G4  M.  fr.  heutigen  Oeldes  und  OS. SO  Mill.  i'r. 
lu-utisren  (icldwerths  narh  ClamagcraiO  bewilligt.  Ohne  erneute  Mitwirkung  dieser 
Stände  Mi  eh  darauf  dieser  Betrag  definitiv  als  ein  festes  Steuereinküiumen 
dem  Könige  zur  Haltung  eines  Soldheers  zur  Verfügung  gestellt. 

Seitdem  bildet  diese  wichtige  Steuer  einen  Hauptpfeiler 
der  Staatsbesteueru ng  bis  zur  Revolution.  Sie  wurde  nur 
allmählich  stark  erhöht,  theils,  besonders  im  15.  und  16.  Jahr- 
hundert durch  neue  ständische  Bewilligungen,  theils,  besonders 
später,  einseitig  durch  die  königliche  Gewalt. 

Clam.  i,  4s;nr. 

§.  56.  —  II.  Indirecte  Steuern.  Schon  in  der  hier  behan- 
delten Periode  bis  zur  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  hatte  aber  auch 
die  indirecte  Verbrauchs-  und  die  Verkehrsbesteuerung 
in  mancherlei  verschiedenen  Formen  eine  grössere  Ausdehnung 
gewonnen  und  sich  fest  eingebürgert.  Auch  hier  bildet  das  König- 
thum, Öfters  unter  Mitwirkung  der  Proviuzial-  und  Reichsstände, 
welche  für  bestimmte  Zwecke  Bewilligungen  gerade  solcher  Stenern 
nicht  selten  denjenigen  von  diiecten  Steuern  vorziehen,  die  älteren 
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Abgaben  des  Feudalsystems,  wie  sie  dem  König  aus  seinem  directen 
Gebiete  zuflössen,  weiter  aus,  gestaltet  sie  um  und  fügt  neue  hinzu. 

1)  Zuerst  sind  liier  die  Zölle  zu  nennen. 

Unter  diesen  werden  die  Ausfuhrzölle  an  den  Grenzen  gegen  das  Ausland 
spatere  „traite  foraine")  und  auch  gegen  andere  Provinzen  entwickelt  (besonders 
der  Wollzoll  früh  wichtig,  im  14.  Jahrhundert  aber  auch  die  Ausfuhrzölle  auf  (ietreide, 
Wein.  Vieh,  Salz.  Fische  u.  a.  m.,  mitunter  ganz  allgemeine,  meist  niedrige  speeihsche, 
aber  auch  massige  '  Werthzölle,  z  B  1  /,,<,).  Da  das  Zollrecht  zur  Domaine  gehörte 
und  so  nicht  dem  ständischen  EinHuss  unterlag,  war  die  Krone  auch  in  den  Zeiten 
stärkerer  standischer  Macht  hier  unabhängiger.  Der  eigentümliche  Umstand.  dass 
die  Steuern  nicht  in  allen  Provinzen  dieselben  waren  und  einzelne  Provincialstände 
sich  weigerten,  bestimmte  Steuern  mit  zu  übernehmen,  führte  dazu ,  gegen  diese 
Provinzen  wieder  ein  Urcnzzolls ystew  von  inneren  Zöllen  yaioh  vornehmlich 
Ausfuhrzölle  für  die  Ausfuhren  dahin)  einzurichten  U379,  Clam.  1.400t. 
Der  Ausfuhrzoll,  nicht  der  Einfuhrzoll,  wie  in  der  heutigen  Zeit,  war  um!  wurde 
damals  immer  mehr  für  Jahrhunderte  der  finanziell  bedeutsamste  Theil  des  Zollwesens, 
wie  auch  ähnlich  anderswo,  besonders  in  England:  überhaupt  ein  charakteristischer 
geschichtlicher  Dilfcrcnzpunct  des  älteren  und  des  neueren  <  Finanz-)  Zollwe.sens 
<s.  Wagner,  Zölle,  Staatswörterb.  XI,  3411) 

2)  Wiederholt  kommen  iu  dieser  Periode  auch  in  Frankreich 
Versuche  mehr  oder  weniger  allgemeinerVerkaufs  abgaben, 
denen  man  wohl  den  Mischcharacter  von  Verbrauchs-,  Verkehrs-  und 
gewerbesteuerartigen  Auflagen  zusprechen  kam,  vor. 

Sie  sollen  z.  B.  jeden  Verkauf  und  Kauf  mit  einer  Werthquote  (1314  z.  B.  6  d. 
p.  I...  d  h.  1/40.  143H  sogar  nach  ständischer  Bewilligung  in  Langue  d'oil  12  d.. 
doch  hier  mit  Freilassung  von  Käufen  unter  5  L..  Clam.  I,  309,  47S)  treffen  und 
von  beiden  Parteien  gezahlt  werden  (wohl  meist  zur  Hälfte).  Aber  sie  finden  grossen 
Widerstand  und  werden  keine  bleibende  Institution. 

3 — 5)  Umsomehr  entwickeln  sich  besonders  drei  wichtige 
.mdere  indirecte  Steuern  zu  einer  solchen:  städtische  Thor- 
steuern („Octrois")  für  alle  mögliche,  namentlich  ländliche 
Producte,  Wein,  dann  in  verschiedenen  Formen  aparte  Getränke-, 
besonders  Weinsteuern  („aides"  im  engsten  Sinne,  dem  später 
allein  bleibenden),  und  endlich  die  allmählich  zur  schwersten  und 
bedenklichsten  französischen  Staatssteuer  werdenden  Salz  steuern, 
die  berüchtigte  „gabellea. 

3)  Die  städtische  Thorsteuern,  welche  beim  Eingang  in  die  Städte  erhoben 
werden,  dienen,  wie  schon  bemerkt,  besonders  für  die  städtischen  Zwecke  selbst,  wie 
in  Deutschland.  Sie  beruhen  regelmässig  auf  der  iu  den  städtischen  Privilegien  und 
Commuualkarten  oder  durch  specielle  Automation  des  Königs  —  d.  h.  nach  dem 
technischen  Ausdruck  durch  ,.<ictroi  ",  von  wo  der  Name  auf  die  Steuer  selbst  uber- 
Cing  —  ertheilteu  Erlaubniss  zur  Erhebung.  Theils  Autheile  daran,  theils  Einkünfte 
daraus,  mit  welchen  die  sonstigeu  städtischen  Steucrverpfliehiungen  gegen  den  Köuig 
beglichen  wurden,  fielen  dem  Stadtherrn,  bez.  dem  König  zu.  In  den  grösseren 
Städten,  zumal  in  Paris,  bürgert  sich  diese  Bcsteuerungsart  besonders  ein,  was  später 
zu  einer  eigenthumlich'U  Gestaltung  des  Steuerwesens  fuhrt  (s.  u.      Ol,  62). 

4)  Die  Getränke-,  namentlich  die  Wein  steuern,  da  es  si«h  in  jener  Zeit 
vornehmlich  nur  bei  Wein  um  Rezug  eines  Vetz-hrungsgegeustandes  aus  anderen 
'»egenden  handelte,  werden  schon  damals  (Anfang  des  15.  Jahrhunderts  und  wohl 
auch  früher)  zum  Theil  in  Form  von  T  ran  sportab  gaben  und  Passage  Zöllen 
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und  namentlich  in  Fun«  von  solchen  städtischen  Eingangsabgaben  erhoben  (z.  B.  iti 
Paris.  Clam.  I.  460).  Dies.?  Form  als  Glied  des  allgemeinen  Systems  der  Getränke  - 
steuern  hat  sich  durch  die  ganze  Zeit  des  ancien  regime  erhalten  und  besteht  noch 
gegenwärtig,  ist  also  ein  halbes  Jahrtausend  alt,  was  doch  auch  wieder  auf  die  steller- 
technische Zweckmässigkeit  schliefen  lässt. 

Abgesehen  hiervon  werden  die  Getränke,  speciell  der  Wein  noch  iu  zwei 
anderen  Formen  besteuert,  welche  dafür  üblich  werde»,  einmal  in  Form  einer  Ver- 
kaufsabgabe beim  Grossverkauf  (z.  B.  \u.  so  13(50  und  öfters),  wo  der  Käufer, 
dann  namentlich  in  Form  einer  Co n sumsteuer  (z.  B.  7«  UU1  1374,  7»  13*3)  im 
Kleinabsatz,  wo  der  Consument  durch  Preiserhöhung  oder  Maassverminderung  vom 
Wirihc  oder  Weinverschleisser  belastet  wird  und  der  Steuerbetrag  dann  von  diesem 
letzteren  abzuführen  ist.  —  die  spätere  und  noch  heutige  „Detailabgabe",  ein 
Hauptglicd  des  französischen  Weinsteuersystems.  Das  letztere  lässt  sich  daher  in 
seinen  verschiedenen  Hauptbestiminungen  schon  in  diese  frühe  Periode  zuruckver- 
folgeu.  Die  der  Zeit  entsprechenden  Exemtionen  von  solchen  Abgaben,  so  für  den 
Adel  für  seine  eigenen  Erzeugnisse  beim  Grossverkauf  und  zum  Theil  auch  beim 
Absatz  des  Bannweins  im  Kleinverkauf,  fehlten  nicht  (s.  z.  B.  Ürdonn.  v.  1436,  wo 
der  Wein  7H,  30  d.  v.  1  L.,  zahlt.  Clam.  I.  478  ff.).  Als  Erhebungssystein 
wird  die  Steuerpacht,  bereits  mit  Versteigerung,  bevorzugt.  Zahlreiche  Ver- 
änderungen, da  die  Bestimmungen  regelmässig  nur  für  gewisse  Jahre  und  Ausgabe- 
zwecke getroffen  werden,  und  die  mannigfaltigsten  localen  und  provinciclleu  Verschieden- 
heiten, zum  Theil  auf  Grund  von  Privilegien  einzelner  Landestheile  nach  der  ver- 
schiedenen Stellung  des  Königthums  in  denselben  und  nach  der  verschiedenen  Auf- 
fassung der  Stände,  sind  auch  hier  für  die  Zeit  cbaracteristisch.  Aber  in  der  Mitte 
des  15.  Jahrhunderts  ist  doch  in  den  Wein  steuern  ein  weiteres  wichtiges 
Stück  eines  allgemeineren  Steuersystems  des  Staats  im  Wesentlichen  fest 
begründet.  Schon  seit  1413  erscheinen  die  aides  eigentlich  als  bleibende,  keiner 
speciellen  neuen  ständischen  Bewilligung  bedürftige  Steuern. 

5)  Salzsteuern  linden  sich  in  Frankreich  unter  den  Abgaben  an  die  Feudal- 
herren und  auch  unter  denen  an  den  König  in  verschiedenen  Provinzen  schon  vor 
dem  14.  Jahrhundert  mehrfach,  in  verschiedenen  Formen,  mitunter  gleich  bei  den 
Salinen,  beim  Absatz  von  da  aus  (Art  Productionssteuern),  auch  unter  den  Passage-. 
Aus-  und  Einfuhrzöllen  (Clamageran  I,  352  ff.).    Sie  bildeten  so  ein  Glied  einer  all- 
gemeineren Steuergattung,  namentlich  der  sog.  gab  eile,  worunter  früher  thcils 
jede  Art  Steuer,  theils  besonders  Auflagen  auf  Waareu  verstanden  wurden.  Dann 
wird  dieser  Name  speciell  für  die  Salzsteuer  (gabeile  du  sei)  üblich  und  seit 
dem  16.  Jahrhundert  dafür  wesentlich  allein  noch  gebraucht,  so  dass  nun  „gabelle" 
und  Salzsteuer  dasselbe  bedeuten  (Clam.  I,  351).    In  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts 
tritt  in  dieser  Besteuerung  eino  wichtige  technische  Entwicklung  ein.    Es  werden 
nämlich  zur  grösseren  Sicherung  der  Salzsteucr  königliche  Salzmagazine  an- 
gelegt, in  welche  alles  Salz  aus  den  Salinen  u.  s.  w.  gebracht  und  aus  welchen  es 
allein  durch  k.  Agenten  verkauft  werden  darf,  wobei  der  Käufer  den  Steuerzuschlag 
zum  Preise  zahlen  musste  und  jeder  Salzverkanf  ausserhalb  der  Magazine  verboten 
wurde  (Clam.  I,  353)     Diese  Einrichtung  war  der  Ausgangspunct  für  die  spätere 
Gestaltung  der  drückenden  Gabelle;  an  und  für  sich,  die  Salzsteuer  als  eine  berech- 
tigte überhaupt  zugegeben,  ein  steuertechnisch  zweckmässiges  System,  solange  die 
Steuersätze  massig  blieben  und  der  Zwangsabkauf  gewisser  Mengen  nicht  dazu 
kam.    Allein  zu  letzterer  eigenthümlichen  und  vielfach  sehr  druckenden  Massregel, 
der  auch  in  Deutschland  (Prcusseti  §.  40,  Oesterreich  §.  44)  spater  vorgekommenen 
sogen.  „Salzconsc ription",  gelangte  man  in  einigen  Provinzen  (denen  der  Langue 
d'oil)  schon  im  14.  Jahrhundert,  1373,  um  den  Salzschinujrgel  zu  bekämpfen.  Die 
salzsteuerpflichtige  Bevölkerung,  zu  welcher  die  privilegirten  Classen  im  Allgemeinen 
aber  wieder  nicht  gehören,  muss  gewisse  Mengen  Salz,  wie  sie  für  den  Consum  als 
nothwendig  gelten,  familien-  oder  haushaltungsweise  aus  den  Sülzmagazinen  ent- 
nehmen und  wird  in  dieser  Beziehung  streng  controlirt.    Mit  schweren,  zum  Theil 
grausamen  Strafen  wird  jede  Contravention  bedroht  (Clam.  I.  342  11.).    Damit  begann 
das  verhasste  Salzsteucrsystem  Frankreichs,  das  übrigens  ebenfalls  die  mannigfachsten 
Veränderungen  im  Laufe  der  Zeit,  namentlich  eine  ausserordentliche  Erhöhung  der 
Preise,  bez.  Steuersätze  erfuhr,  iu  den  verschiedenen  Landestheilen  die  grössten  l'n- 
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gleichheiten,  besonders  im  Preise  oder  Steuersatz  bewahrte  (§.  03)  und  l»iö  zum  Sehluss 
d&»  aucien  regime  in  seiner  Entartung  zu  einer  ^chwe^en  Kopfsteuer  einen  besonderen 
Stein  des  Analoges  bildete.  (S.  Clamageran  I,  420.  425,  462  u.  a.  St.  in.).  Die 
Aufnahme  der  Gabelle  (wie  auch  der  sog.  traite  foraine)  unter  die  Domanialein- 
kuufte  schon  Anfang  des  15.  Jahrhunderts  hat  dies..-  Entwicklung  begünstigt. 

§.  57.  —  IIL  Sonstige  Steuern.  Es  fehlt  schon  in  dieser 
Periode  nicht  an  mancherlei  weiteren  steuerartigen  Einkünften 
des  Königthums,  von  denen  einige  mit  den  Gerechtsamen  des 
Feudalherren  und  Suzerän's  zusammen  hängen,  daher  zuerst  und 
besonders  im  Gebiete  des  Domaniums  sich  ausbilden  und  auch 
später  zu  den  Einkünften  des  domaine  gerechnet  werden. 

U.  A.  gehören  dahin  die  „droits  de  secau",  Siegelnder  und  Kan/Iei- 
taxen  nach  einem  umfassenden  Tarif  für  mancherlei  Verwaltung»-,  gerichtliche  und 
Civilacte,  Abgaben,  welche  als  Vorlaufer  späterer  Verkehrsteuern  und  Verwaltungs- 
gebühren, wie  im  französischen  System  des  Emvirisfreinent,  erscheinen  (Ürd.  v.  1420 
Clam.  I,  493). 

Wichtig  war  auch  und  blieb  in  den  nächsten  Jahrhunderten  die  unter  dem 
Namen  droit  d'amortissement  vorkommende,  schon  im  13.  Jahrhundert  (1275)  ?om 
Königthum  genauer  geregelte  Abgabe  von  solchen  weltlichen  Gütern,  welche  an  die 
Kirche  und  an  andere  Corporationen  der  „todten  Hand"  übergingen,  sowohl  als  Ge- 
schenk ,  testamentarisch  wie  unter  onerosem  Erwerbstitel.  Dafür  hatte  der  Erwerber 
dann  einige  Jahreseiukunfte  (damals  meist  2 — 3)  als  Abgabe  an  den  König  zu  ent- 
richten. Die  oftmalige  neue  Regelung  und  Einschärt'ung  dieser  Abgabe  zeigt,  dass 
ihre  Durchführung  schwierig  war.  (Clam.  I,  270,  297,  425\  Ebensolche  Abgaben 
hatten  die  bürgerlichen  Erwerber  von  adligen,  kriegsdienstfreien  Lehen 
zu  entrichten  (Clam.  eb.),  „droits  de  fran  c-fief." 

Auch  manche  andere  Abgaben  des  Feudalsystems 
gelang  es  dem  französischen  Königthum  den  grossen  Lehensherren 
zu  entziehen  und  zu  Kroneinkttnften  zu  machen.  Nimmt  man  hinzu, 
dass  das  Rechnungs-  und  Controlwcsen  durch  eine  gewisse 
Centralisirung  der  Finanzverwaltung  und  durch  Einrichtung  von 
Rechnungskammern  (cour  des  comptes)  schon  seit  Anfang 
des  14.  Jabrhuuderts  (1309  oder  1306?)  bereits  eine  gewisse 
Garantie  für  die  Ordnung  im  Finanzwesen  bietet,  so  ergiebt  sich 
wiederum  die  relativ  bedeutende  Höhe  der  Entwicklung,  welche 
die  französische  Finanz-  und  Steuerverwaltung  bereits  im  15.  Jahr- 
hundert erreicht  hat.    Welcher  Abstand  gegen  Deutschland! 

Clamageran  I,  295,  357. 

3.  Neuere  Periode  (Mitte  des  15.  bis  Ende  des 

18.  Jahrhunderts). 

§.  58.  Auf  der  geschilderten  Grundlage  hat  sieh  die  franzö- 
sische Staatsbesteuerung  weiter  entwickelt,  ohne  in  der  langen  400 
bis  500jährigen  Periode  bis  zum  Zusammensturz  des  „alten  Regi- 
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ments"  eine  durchgreifende  Umgestaltung,  nicht  im  Ganzen,  kaum 
auch  nur  auf  dem  Gebiete  einer  einzelnen  Steuergattung  zu  er- 
fahren. WedVr  einer  der  tüchtigeren  Könige  noch  einer  der  vielen 
hervorragenden  Staatsmänner  und  ausgezeichneten  Finanzminister 
(Gencralcoutrolcure),  deren  sich  Frankreich  wiederholt  erfreut  hat, 
selbst  nicht  Sully  und  Colbert,  noch  Turgot  und  Necker 
haben  eine  grundsätzliche  Um-  und  Neugestaltung  des  Steuer- 
systems auch  nur  versucht.  Alle  Reformversuche  und  wirklichen 
Reformen  beschränken  sich  auf  Abstellung  von  politischen,  ad- 
ministrativen und  technischen  Mängeln  der  einmal  überkommenen 
Besteuerung,  auf  den  folgerichtigen  Ausbau  uud  die  Vervollständi- 
gung der  letztereu  und  auf  Verbesserungen  einzelner  »Steuern. 
Aber  erst  im  18.  Jahrhundert  —  zum  Theil  erst  als  es  zu  spät 
war,  unter  Ludwig  XVI.  —  wurde  ernstlich  daran  gedacht,  den 
Haupttibelstand,  die  Steuerfreiheit  der  privilegi rten 
Stände,  und  die  unverhältnissmässig  schwere,  dabei 
auch  noch  sehr  ungleich  massige  Belastung  der  unteren 
und  Mittelstände,  besonders  der  Landbevölkerung,  zu  be- 
heben. 

I.  Die  directe  Besteuerung. 

1.  So  blieb  denn  die  allmählich  sehr  erhöhete  taille  die 
directe  Hauptsteuer.  Sie  traf  vornehmlich  die  ländliche 
bäuerliche  und  abhängige  Bevölkerung,  dann  zum  Theil 
auch  die  städtische  Bevölkerung,  anfangs  die  ganze,  später  mehr 
nur  diejeuige  der  kleineren  Städte,  mit  manchen  Ausnahmen  auch 
unter  den  Städtern.  In  den  einzelnen  Provinzen  vielfach  ver- 
schieden geordnet  und  im  Lauf  der  Zeit  manchen  kleinen  Ver- 
änderungen in  der  Auflegung  und  Vertheilung  unterzogen  zerfiel 
sie  im  Wesentlichen  in  die  beiden  Arten  der  taille  personelle 
im  grössten  Theile  Frankreichs  und  der  taille  reelle  in  einigen 
Provinzen. 

Entsprechend  wenigstens  den  älteren  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnissen, aber  gegen  die  ursprüngliche  Absicht  und  gegen  den 
eigentlich  rechtlichen  Character  traf  die  taille  doch  thatsächlich 
vornehmlich  das  Einkommen  aus  dem  Grundbesitz  der  nicht 
privilegirten  Classen.  Deshalb  hätte  sie  sich  allmählich  zu  einer 
förmlichen  Grundsteuer  entwickeln  sollen,  für  welche  eine 
Bodcnkatastrirung  noth wendig  gewesen  wäre.  Im  17.  und 
besonders  im  18.  Jahrhundert  wurde  ein  solches  Bedürfniss  auch 
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wohl  Seitens  der  Verwaltung  und  einzelner  Provinzialstände  em- 
pfunden.   Aber  zu  einer  Verwirklichung  kam  es  nicht. 

Am  Uebelsten  fuhren  dabei  die  Landcstheile  der  taille  per- 
sonelle, wo  die  taille  dem  Ziele  nach  citie  allgemeinere 
Vermögens-,  Erwerbs-  und  Pcrsonalsteuer,  technisch 
wesentlich  eine  directe  Familien-  und  Haushaltungssteuer, 
meist  nach  Fcuerstellen  aulgelegt,  —  eine  „Hetirds teuer"  — 
war  und  für  die  richtige  Veranlagung  die  genügenden  Auhalts- 
punete  fehlten  oder  von  den  localen  Besteuerungsorgancn  niiss- 
bräuchlich  nicht  ordentlich  aufgesucht  wurden.  Daher  hier  vollends 
ein  immer  weniger  erträglicher  Zustand  mit  der  allmählichen  starken 
Steigerung  der  zu  repartirenden  Summen.  Das  Princip  der  com- 
munalcn  Solidarhaft  für  die  Repartitionsquote  bei  den  unter- 
sten localen  Einheiten,  den  Kirchspielen,  erwies  sich  dabei  beson- 
ders drückend  Die  taille  reelle  war  mehr  eine  wirkliche 
directe  Kealsteuer  für  den  Grund-  und  Hausbesitz,  auf  unvollkom- 
menen und  nach  und  nach  wegen  unterbleibender  Verbesserungen 
immer  ungenügender  werdenden  Grundlagen.  Indessen  bot  diese 
Form  einer  wenn  auch  sehr  mangelhaften  Grundsteuer  doch  gegen 
Willktihr  und  V  exationen  der  Steuerorgane  mehr  Schutz.  Erst  im 
18.  Jahrhundert  sind  in  einigen  Provinzen  einige  wichtigere  Ver- 
besserungen der  taille  durchgeführt  und  erheblichere  allgemeine 
Reformen,  welche  unter  Ludwig  XVI.  geplant  waren,  hinderte  nur 
der  Ausbruch  der  Revolution.  Schon  vor  demselben  war  emstlich 
an  die  Beseitigung  der  Steuerprivilegien  und  der  grossen  Un- 
gleichheiten der  taille  gedacht  worden  (Notabelnversammluug  von 
1787). 

2.  Ausser  der  taille  sind  mehrfach  vorübergehend  ausser- 
ordentliche directe  Steuern  vorgekommen.  Die  „dons 
gratuits"  des  Clerus  (ein-  und  mehrfache  „Decinien"  von 
den  kirchlichen  Einkünften)  bleiben  eine  ausserordentliche,  einer 
directen  Standessteucr  vergleichbare  Leistung  an  die  Statts- 
casse.  Aber  ihre  periodenweise  doch  recht  häufige  Wiederholung 
lässt  sie  auch  einigermaassen  als  eine  ordentliche  Steuer  mit  an- 
sehen. 

Erst  im  18.  Jahrhundert  kam  es  jedoch  zu  zwei  neuen  blei- 
benden ordentlichen  directen  Steuern,  mit  denen  recht- 
lich ein  fast  allgemeiner,  factisch  wenigstens  doch  auch  ein 
wirklicher  bedeutender  Bruch  mit  dem  Princip  der  Steuerfreiheit 
der  privilegirten  Stände  (Adel,  Hof-  und  andere  Beamte,  Geistlich- 
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keit,  Städter)  vollzogen  wurde.  Es  war  dies  die  capitation, 
eine  Art  allgemeiner  elassificirter  Standes-,  Berufs-,  Personal-  und 
Einkommensteuer,  zuerst  1605,  dann  wieder  1701  als  Kriegssteuer 
eingeführt,  spater  permanent  geworden;  sodann  eine  allgemeine 
Quoten-Einkommensteuer  (zuerst  1710—1717),  von  wechseln- 
der Quote  (Vbq,  V»«  V,o),  die  längste  Zeit  hindurch,  seit  1749  »/«, 
daher  meist  unter  dem  Namen  des  „Zwanzigsten"  bekannt, 
welcher  Retrag  dann  aber  wieder  zeitweilig  verzwei-  und  verdrei- 
facht wurde.  Diese  Steuern  waren  richtig  gedacht,  sie  entsprachen 
dem  Streben,  die  Steuerlast  gerechter,  gleichmässiger,  unter  ange- 
messener Mithereiuziehung  der  privilegirten  Classen  zu  vertheilen 
und  so  den  Steuerdruck  in  und  nach  schweren  Kriegen  und  bei 
bleibender  allgemeiner  Erhöhung  des  Finanzbedarfs  und  der  Gc- 
sammtbesteuerung  erträglicher  zu  machen.  Leider,  dass  nur  auch 
hier  wieder  die  Ausführung  hinter  der  leitenden  Idee  weit  zurllck 
blieb,  neue  Exemtionen  stattfanden,  die  Wohlhabenderen  nicht  ent- 
sprechend belastet  wurden,  der  Clerus  sich  zum  Theil  durch  Ca- 
pitalzablungen  und  Erhöhung  seiner  dons  gratuits  frei  kaufte  und 
die  Masse  auch  dieser  Steuern  wiederum  auf  den  „penple  tail- 
lable"  fiel,  welcher  vielfach  diese  neuen  Abgaben  nach  Maass- 
gabe der  unvollkommenen  Veranlagung  der  Taille  aufgelegt  bekam. 

Die  Ge8ammthcit  dieser  directen  Staatsbesteuerung  in 
ihrer  ungenügenden  Veranlagung  bildete  beim  Ausbruch  der  Re- 
volution eine  schwer  drückende  und  viel  angegriffene  Last.  Gleich- 
wohl wandte  sich  aus  practischen  und  doctrinären  Gründen,  näm- 
lich unter  dem  Einfluss  der  physiokratischen  Lehre,  die  Opposi- 
tion in  den  Reichsständen  und  den  späteren  parlamentarischen 
Körpern  sowie  im  Volke  weniger  gegen  diese  directe,  als  gegen 
die  indircete  innere  Verbrauchsbesteuerung,  besonders  gegen  die 
freilich  mittlerweile  auch  sehr  vermehrten  und  erhöhten  Octrois, 
Aides  (Getränkesteuern)  und  die  Gabelle.  In  angemessener  Um- 
gestaltung zu  einem  viergliedrigen  Ertragssteuersystem ,  besonders 
anter  Umbildung  des  den  Bodenertrag  treffenden  Haupttheils  der 
Taille,  der  Capitation  und  der  Zwanzigsten  zu  einer  auf  dem 
Princip  des  Parcellarkatasters  beruhenden  Grundsteuer,  ist  die 
directe  Besteuerung  des  ancien  regime  im  modernen  französischen 
System  der  directen  Steuern  des  1(J.  Jahrhunderts  wieder  aufgelebt. 

§.  5t).  Wiederum  vornehmlich  mit  Benutzung  von  Gl amagcra n 's  Werk  hebe 
ich  hier  nur  einige  steucrgcschichtlich  und  principicll  linarizwHsenscliaftlich  wichtige 
Puncte  aus  der  Entwicklungsgeschichte  der  taille  und  der  übrigen  directen  Stenern 
h'Tvor. 
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1.  Die  Taille.  ' 

Die  Einführung  einer  bleibenden  directen  Steuer  in  der  taüle  erfolgt  in  der 
Ilaren  und  ausgesprochenen  Absicht,  Mittel  für  Schutz  und  Schirm  des 
Landes  zu  gewinnen.  Daher  soll  die  Steuer  auch  mögliehst  gleich  massig 
sein,  was  aber  die  der  Zeit  entsprechenden  Exemtionen  nicht  hindert  (Urd.  v.  1445, 
so  Schüler  der  Universitäten,  Edelleute.  Clerikcr  u.  a.  in.  frei.  Clam.  Ii,  10).  Schon 
ein  Menschenalter  später  entsteht  ein  principiell  wichtiger  Steuerplan,  wohl  auf  Grund 
der  gemachten  steuertechuischen  Erfahrungen  und  der  bereits  eingetretenen  Entwick- 
lung, nämlich  die  taille  als  directe  Steuer  zur  Hauptsteuer  des  platten 
Landes,  unter  theilweiser  Aufhebung  indirecter  Steuern,  und  umgekehrt  die  in  directe 
Besteuerung,  besonders  aides,  octrois,  zur  Hauptsteuer  des  Staats  in  den 
Städten,  unter  Befreiung  der  letzteren  von  der  taille.  zu  machen  (Ludwig  XI,  1482, 
Clam.  II,  35  IL).  Dieser  steuertechnisch  begreifliche  und  plausible  Plan,  der  ein 
allgemeineres  Entwicklungsprincip  der  Besteuerung  zur  Richtschnur  nimmt  (Preiisaen 
47,  S.  112),  ist  nur  theilweise  ausgeführt  worden,  aber  auch  in  diesem  verwirklichten 
Umfang,  besonders  iu  Betreff  der  Städte  und  der  Beschränkung  der  W'eiusteuern  und 
anderen  Verzehrungssteuern  auf  dem  Lande,  practisch  und  principiell  wichtig.  Die 
Erhöhung  der  Taillen,  die  Erhebung  mit  dem  Princip  der  Solidarhaft  der  Kirchspiele 
traben  den  Keichsständen  i.  J.  1404  bereits  reichen  Anlass  zu  lebhaften  Klagen. 
Aber  auch  danach  blieb  die  taille  die  feste  directe  Staatssteuer.  Man  einigte  sich 
bereits  über  einen  bestimmten  Gesaramtbetrag  und  dessen  Verth  eilung  auf 
die  vertretenen  Provinzen  und  deren  Bezirke,  so  den  Gedanken  des 
gemeinsamen  Staatsintcresses  anerkennend.  Der  Betrag  der  taille,  die  nun  definitiv 
eine  Repartitionsstcuer  war,  wuchs  dabei  trotz  alles  Sträubens  der  Provinzial- 
stande  und  der  Reichsstände,  zumal  freilich  in  den  Zeiten,  wo  das  Königthum  den 
ständischen  Einfluss  zurückdrängte  und  die  Rcichsständc  nicht  berief,  besonders  unter 
den  politischen  Ereignissen  und  dem  steigenden  Finanzbedarf  des  10.  Jahrhunderts 
immer  mehr.  Die  taillo  zerfiel  schon  in  ein  „principal"  und  einige  „crues", 
für  Specialzwecke  (besonders  militärische),  neben  der  taille  entstand  ein  „taillon", 
ein  Geldersatz  für  Naturallieferungcn.  In  den  1570er  Jahren  hatte  sich  die  Gesammt- 
Taille  schon  auf  c.  14  Mill.  L  (freilich  leichteren  Gelds  als  im  15.  Jahrhundert) 
erhöht.  Die  Steuer  war  so  allgemein  und  fest  eingebürgert,  dass  auf  der  Stände- 
versammlung zu  Blois  I ö T ♦» — 77  schon  ein  Plan,  alle,  auch  die  indirecten  Staats- 
steuern, in  eine  einzige  ausgeglichene  Taille  (..taille  eiralee")  zu  verwandeln 
auftauchte,  —  in  Form  einer  abgestuften  Heerdsteuer,  von  1  sol.  —  50  L.  nach 
der  Leistungsfähigkeit,  unter  Beschränkung  der  Steuerfreiheit  ausschliesslich  auf  Edel- 
leute und  Geistliche.  —  Der  dritte  Stand  lehnte  das  Project  ab.    iClam.  II,  217  H.) 

Bei  der  starken  Steigerung  der  Summe  der  Taille  wurde  die  bessere  Unter- 
v»  rtheilung  der  letzteren  auf  die  Kirchspiele  iu  den  Steuerbezirken  —  im  Haupttheil 
des  Staatsgebiets,  d.  h.  ausserhalb  der  sogen,  pays  detats.  beissen  sie  „electious". 
wonach  dieses  Gebiet  dann  das  der  „pays  d'elcctioif  genannt  wird  —  und  auf  die 
einzelnen  Steuerpflichtigen  immer  wichtiger.  Denn  wie  gewöhnlich,  auch  heute,  bei 
den  directen  Staitssteuern,  gingen  die  Beschwerden  mehr  noch  gegen  die  Verth  ei- 
lung als  gegen  die  Höhe  der  Taille.  Die  Willkühr  der  Veranlagungsorgane  („elus") 
ward  nun  vollends  unerträglich.  Die  zahlreichen  persönlichen  Befreiungen  durch 
Privileg.  Amt,  wobei  das  verhangnissvolle  Geschäft  des  Aemterverkaufs,  wesentlich  eine 
Creditoperation,  immer  zahlreichere  Personen  ausser  Adel  und  Klerus  von  der  taille 
befreite,  —  in  den  1780er  Jahren  gaben  4000  Aemter  den  Adel  u.  damit  die  ganze, 
40,000  Aemter  die  ganze  oder  theilweise  Freiheit  von  der  taille  (Sturm  I,  53);  — 
auch  durch  Abkauf  der  Steuerpflicht  verengerten  den  Kreis  der  Steuerpflichtigen,  viel- 
fach gerade  um  die  Steuerfähigfren,  während  der  liest  des  peuple  tailliablc  höhere  und 
um  den  Steuerbetrag  der  Befreiten  sich  erhöhende  Summen  aufbringen  musste.  Die 
Haftbarkeit  der  Steuererheber  für  ausbleibende  vorgeschriebene  Schuldigkeiten  und 
die  Solidarhaft  des  Kirchspiels  für  Steuerreste  wurden  um  so  drückender.  Mit  Re- 
formplänen und  Reforraversuchen  beschäftigen  sich  daher  Stände  und  Verwaltung 
seit  dem  Ende  des  10.  und  in  den  beiden  folgenden  Jahrhunderten  vielfach  und 
immerhin  wird  doch  auch  manches  Einzelne  verbessert.  S.  z.  B.  Clam age ran 
II,  257,  357  ff.  —  Edict  von  1600.  von  Sully.  bessere  Garantieen  für  Ver- 
keilung der  Taille  unter  den  u.  in  einem  jeden  Kirchspiel,  Solidarhaft  wesentlich 
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aufgehoben  — ;  immer  wieder,  freilich  nicht  genügend  durchgeführte  Versuche,  die 
hei  der  taille  personelle  besonders  bedenklichen  persönlichen  Steuerfreiheiten  zu  be- 
schränken, z.  B.  1634,  176*,  Clam.  11,  4%  ff.,  III,  31)3;  ähnliche  Bestrebungen 
Cölbe  rt's  1070,  II.  S.  tili)  H".,  auch  Milderung  der  z.  Th.  entsetzlich  harten  Exe- 
cutionsmaassregeln,  ah<r  wieder  Festhalten  an  der  Solidarhaft,  eb.  627,  III,  262.  In 
den  sogen,  pays'  d'  etats  (mit  provinzialständischer  Steuerverwaltung)  wichen  die  Ein- 
richtungen von  denen  in  den  ..pays  d'  election",  mit  kön.  Verwaltung,  etwas  ab.  In 
jenen  kam  es  wohl  einmal,  so  1665  in  der  Provence,  zu  neuer  Katastrirung,  die  auch 
bei  der  einzigen  Provinz  der  pays  d'  election  mit  taille  reelle,  Montaubau,  1666  uuter 
Mitberücksichtigung  des  beweglichen  Vermögens,  der  industriellen  Einkünfte  stattfand, 
aber  allgemeine  Katastrirungspläne  scheiterten  damals  wie  später,  z.  B.  noch  1763  ff. 
(Clam.  II,  628,  III.  371.  3s7),  theils  wegen  der  Abneigung  der  Priviiegirten .  deren 
Interessen  die  „Parlamente"  vornehmlich  vertreten,  theils  wegen  der  technischen 
Schwierigkeiten,  welche  in  einem  so  grossen  Lande  wie  Frankreich  für  unüberwind- 
lich galten.  In  einzelnen  Landestheilen  wird  durch  tüchtige  Intendanten  die  Veran- 
lagung aber  wohl  nach  neuen  u.  rationelleren  Katastern  verbessert,  so  durch  Turgot 
im  Limousin  (oeuvres  de  T.,  ed.  Guillaumin  I.  512,  De  Lavergne.  econ.  fin.  au  X VIII. 
siecle,  Par.  1*71,  Clam  III,  441.  Sturm  I,  72  H.).  auch  1772  im  Pariser  luten- 
danturbezirk ,  wo  specielle  Declarationen  der  Steuerpflichtigen  verlangt  u.  durch  die 
Kirchspieleinwohner  selbst  controlirt  werden,  Clam.  III,  440,  Sturm  I,  75. 

Umfassendere  Reformen  wurden  im  letzten  Jahrzehnt  des  aucien  regime  geplant, 
z.  Th.  für  die  capitation  und  die  Zwanzigsten  zugleich  mit.  da  diese  drei  hauptsäch- 
lichen directen  Steuern  wenigstens  beim  peuple  taillable  doch  auf  Eine  Hauptsteuer 
in  nicht  einmal  erheblich  verschiedeneu  Formeu  hinauskamen  und  auch  die  beiden 
anderen  iu  der  Hauptsache  nach  Maassgabe  der  taille  aufgelegt  wurden.  Auch  trafen 
alle  drei  überwiegend  das  Einkommen  aus  Grundbesitz.  Necker  veranschlagte,  dass 
im  Beginn  der  17S0er  Jahre  von  den  91  Mill.  L.  der  Taille  wohl  81,  von  den  76.5 
Mill.  der  Zwanzigsten  (mit  Zuschlägen)  wohl  74.  von  den  41 — 42  Mill.  der  capitatiuu 
wohl  22,  also  zusammen  von  219  Mill.  wohl  177  Mill.  L.  auf  den  Grundbesitz  fielen 
(administr.  d.  fin.  I,  159  11.).  Man  fixirte  1768  den  Gesainnitbetrag  des  principal 
der  taille.  aber  die  Zuschlage  für  besondere  Zwecke  dazu  blieben  bestehou  und  ver- 
änderten sich.  1780  wurde  jedoch  auch  der  Betrag  der  Zuschläge  (accessoire)  für 
Staatszwecke  fixirt  und  sollte  von  nun  nur  durch  förmliches  einregistrirtes  Gesetz 
verändert  werden  können  (Sturm  1,  57  fl'.i.  Die  von  Neck  er  begründeten,  daun 
verallgemeinerten  Provinzialversammlungen  haben  in  einigen  Proviuzeu  in  den  17*0er 
Jahren  auch  in  der  Verth  eilung  der  Taillen  erhebliche  Verbesserungen  eingeführt 
und  überhaupt  den  Priviiegirten  gegenüber  bereits  die  Grundsatze  der  „staatsbürger- 
lichen Periode"  vertreten.  Einzelnes  davon  ging  in  die  spätere  Grundsteuergesetz- 
gebung  über  (s.  Sturm  I.  71  —  110).  Die  Notabclnversammlung  von  1787  ging  iu 
dieser  Richtung  noch  weiter,  gab  alle  Privilegien  bei  den  directen  Steuern  preis  und 
sprach  sich  für  einen  ..impöt  territorial-  in  einem  festen  Betrage  von  80  Mill.  L. 
aus.  der  dann  nach  verbesserten  Katastern  repartirt  werden  sollte.  Ein  demgemäss 
erlassenes  Edict  (1787)  wird  jedoch  gleich  darauf  wegen  de:,  Widerspruchs  der  Par- 
lamente wieder  zurückgenommen  (Sturm  I,  111  —  123). 

§.  60.    2.  Die  Capitation 

Sie  war  1695  im  Kriege  als  allgemeine  proportionale  Einkommensteuer  geplant, 
wurde  aber  als  Kopfsteuer  nach  Standes-  und  Berufsclassen  durchgeführt,  ähnlich  wie  die 
ungefähr  gleichzeitigen  preussiscb.cn  (§.  48).  Österreich.  (§.  4  englischen  >>0  ff.)  sogen. 
Kopfsteuern.  Frei  sollten  ursprünglich  wirklich  nur  Arme  u.  dgl.,  und  Taillezahler  unter 
40  sols  sein.  Aber  der  Clerus  wusstc  sich  wieder  durch  Erhöhung  seines  don  gratuit, 
bez  durch  Zahlung  eines  Pauschale  frei  zu  machen.  Die  gesammte  übrige  Bevölke- 
rung.  einschliesslich  selbst  die  kön.  Familie,  der  Hof,  Adel,  Beamte  und  jedwede 
Privilegitte ,  war  nach  Hang.  Stand  und  Beruf  in  22  Steuerclassen  mit  Sätzen  von 
2000  L.  bis  herab  auf  20  sols  eingetheilt  tOrd.  v.  18.  Jan.  1695  u.  spätere,  Einzelnes 
bei  Ciamag  III,  34  11.).  Es  mögen  mit  steuertechnische  Rücksichten  gewesen 
sein,  welche  dieses  an  sich  einfache  System  wählen  lies>en.  Aber  der  Mangel  war. 
dass  die  Classeu  wohl  zu  wenig  den  Wohlstandsdifferenzeu  entsprachen  und  die  Ver- 
mögens- und  Eiiikommensungleichheiten  in  derselben  Steuerclasse  nicht  berücksichtigt 
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wurden,  '/s  des  Ertrags  von  fast  24  Mill.  roh,  incl.  Clerusgabe,  soll  etwa  von  den 
Steuern  der  Privilegirten  hergerührt  haben.  Nach  Kriegsschluss  fiel  die  Steuer  1698 
wieder  fort  1701  wird  sie  aber  von  Neuem  eingeführt,  nicht  verbessert,  in  etwas 
höheren  Steuersätzen.  Nicht  nur  der  Clonts,  sondern  auch  andere  Körperschaften 
dürfen  sich  durch  „abonnemonts"  mit  Pa u sc h summen  abfinden.  Seit  1708 
werden  —  eine  Creditoperation  —  Ablösungen  zugelassen,  und  vom  Clerus  (bloss 
mit  dem  Darlehen  des  öfachen  seines  Jahrespauschalcs),  von  Provinzen.  Städten, 
Innungen  und  selbst  einzelnen  Privaten  geleistet.  Auf  den  peuple  taillable  wurde 
dagegen  seit  1705  die  Kopfsteuer  in  der  für  ihn  veranschlagten  Summe  einfach  nach 
Verhältniss  der  taillo  repartirt.  Als  1715  die  gewährten  Befreiungen  (gegen  Ab- 
lösung) zurückgenommen  wurden,  blieb  der  Clerus  dennoch  definitiv  befreit  unter  Ver- 
zicht auf  die  Rente  aus  seiner  Ablösungssumme.  Die  Steuer  blieb  aber  jetzt  auch  nach 
dem  Kriege  bestehen  (Clam.  III,  S9  lf.,  Sturm  I,  9).  Verschiedenheiten  bestanden  theils 
»ach  Provinzen  (nach  dem  rechtlichen  und  administrativen  Unterschied  der  pays  d'  election, 
p.  d'  etats,  p.  conquis),  th.  nach  Personalgruppen  (Pariser  communautes  d'  arts  et  metiers, 
mit  Solidarhaft,  1721,  dann  Hoflcute.  besoldete  Beamten,  wo  der  Abzug  der  Steuer  am 
(»ehalt  erfolgte,  der  speciell  besteuerte  Clerus  der  neuen  (irenzlande,  Clam.  III.  227). 
Spater.  1747,  erfolgte  eine  weitere  Erhöhung  der  Sätze,  1700  eine  solche  für  die 
nicht  taillezahlenden  Kopfsteuerpflichtigen.  Mit  einigen  40  Mill  L.  in  den  letzten 
Jahren  des  ancien  regime  erreichte  die  capitation  nicht  viel  weniger  als  die  Hälfte 
der  taille.  An  Klagen  über  Missbräuche  mancher  Art  fehlte  es  nicht.  Für  die  tail- 
lables  war  die  Steuer  nur  ein  hoher  Zuschlag  zur  taille,  wodurch  die  Un- 
gleichheit und  der  Druck  der  letzteren  natürlich  noch  stieg. 

3.  Die  Einkommensteuer. 

Sie  wurde  als  „Zehnter'1  und  „Zwanzigster"  ebenfalls  zuerst  in  der  schweren 
Zeit  des  spanischen  Erbfolgekricgs  1710  eingeführt,  zum  Schrecken  der  Privilegirten. 
Der  damalige  „Zehnte  4  war  eine  allgemeine  Einkommensteuer  von  aller  Art  Einkommen, 
insbesondere  aber  von  demjenigen  der  Privilegirten,  mit  Declarationszwang  und  Strafen 
bei  unterbleibenden  oder  falschen  Angaben.  Bei  einigen  Einkommenarten  (Gehalte, 
Pachtrenteu  u.  dgl.)  erfolgte  die  Erhebung  mittelst  Abzugs  bei  der  Zahlung  au  den 
Berechtigten.  Auch  von  dieser  neuen  directen  Steuer  wusste  sich  der  Clerus  Freiheit 
zu  verschaffen,  gegen  Gewährung  eines  ausserordentlichen  don  gratuit.  Einzelne  Cor- 
porationen,  Provinzen  u.  Städte  lösten  durch  einmalige  grössere  Zahlungen  die  Steuer- 
ptiieht  wieder  ab  oder  erlangten  das  Recht,  Pauschsummen  zu  zahlen  (Ciain.  III,  92 
bis  100,  Sturm  I,  10,  55).  1717  aufgehoben  wurde,  der  „Kriegszchnto"  noch  einige 
Male  später  zeitweilig  wiederholt  u.  als  Abzug  an  Pensionen  u.  Gehalten  („dixieme 
de  retenue")  beibehalten.  Abweichend  von  dieser  Steuer  wurde  1725—27  ein  Ver- 
such mit  einem  Nat  ural- Fu  n  fzigsten  gemacht,  der  wenig  befriedigte  (Clam.  III, 
228  tr.,  240)  Dagegen  bürgerte  sich  später  als  ordontliche  Steuer  von  der  Art  des 
Zehnten  der  Zwanzigste  ein.  Er  wurde,  zunächst  zur  Dotation  einer  neuen  Schulden-  • 
tilgungscasse,  1749  wieder  als  ganz  allgemeine  Einkommensteuer  (nur  Staatsgläu- 
biger frei"),  mit  ähnlichen  Bestimmungen  wie  beim  Zehnten  eingeführt  In  einzelnen 
widerstrebenden  Provinzen  gewährte  man  auch  für  diese  Abgabe  Abonnemeuts.  Der 
sogar  mit  amtlicher  Aufnahme  seiner  Güter  u.  Einkünfte  bedrohte  Clerus  remon- 
strirte  indessen  lebhaft  u.  setzte  auch  hier,  gegen  Gewährung  eines  ausserordentlichen 
don  gratuit,  seine  Freilassung  wieder  durch.  Nach  der  Einführung  eines  zweiten 
Zwanzigsten  1756  regt  sich  allgemeinerer  Widerstand  der  Parlamente,  der  cour  des 
aides  u  auch  der  Geschäftsleute.  1760—04  wird  aber  sogar  ein  dritter  Zwanzigster 
erhoben,  der  in  den  1780er  Jahren  wiederkehrte. 

Der  Erhebungsdienst  der  directen  Steuern,  in  eigener  Regie,  war  im  Uebrigen 
zu  Ende  des  ancien  regime  doch  schon  ganz  leidlich  geordnet  und  auch  nicht  gerade 
mehr  sehr  kostspielig.  Seltsamkeiten  und  Weitläufigkeiten,  die  Necker  abzustellen 
suchte,  so  in  dem  jahresweisen  Aiterniren  der  Generaleinnehiner  und  der  zu  grossen 
Zahl  der  Verwaltungsbezirke  i Generalitäten)  fallen  freilich  auf.  Berechnung  von  Er- 
hebungskosten u.  Krsparungsvorschläge  in  Necker's  gen.  Werk,  I,  Kap.  3—5. 

4.  Steuern  des  Clerus. 

Die  Freiheit  des  Clerus  auch  noch  von  diesen  neuen  directen  Steuern  ist 
ein  hervorspringender  Punct.    Uebrigens  war  der  Beitrag  des  Clerus  in  den  Decimen 
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und  den  dons  gratuits,  wenn  auch  nicht  ganz  regelmässig  und  nicht  hoch  genug 
doch  nicht  tanz  unbeträchtlich.  Necker  hat  eine  umfangreiche  Untersuchung  zum 
Vergleich  zwischen  der  wirklichen  Belastung  des  Clerus  durch  seine  Beisteuern  und 
derjenigen  Belastung  angestellt,  die  den  Clerus  getroffen  hätte,  wenn  er  wie  der  Adel 
an  den  Zwanzigsten  u.  der  Kopfsteuer  betheiliift  worden  wäre.  Danach  würde  der 
Minderbeitrag  des  „französischen"  Clerus  doch  nur  7- M  "/„  betragen  haben  (10.05 
gegen  10.7 — 10. b  Mill.  Lj.  abgesehen  von  dem  zeitweiligen  dritten  Zwanzigsten. 
Dem  „franzftsisehen"  steht  der  „fremde"  Clerus  in  den  neu  eroberten  Provinzen 
gegenüber,  der  relativ  noch  etwas  weniger  beitrug  (Necker,  admin.  d.  hu.  11.30b  11'., 
325  lt.).  Die  von  ihm  übernommenen  Beiträge  repartirte  der  Clerus  unter  sich  nach 
einem  System  von  S  Classen,  in  Sätzen  von  —  "4  des  Einkommens  der  einzelnen 
Pflichtigen,  unter  Berücksichtigung  der  für  die  Leistungsfähigkeit  neben  dem  Ein- 
kommen mitsprechenden  Momente  (Neck  er  eb  p.  313  t.  Erheblich  getroHen  wurde 
gerade  das  geistliche  Gut  ausserdem  durch  die  wiederholt  neu  geregelte  und  einge- 
schärfte an  sich  alte  (s.  o.  S.  135)  „Amortisationsabgabe"  tdroit  d'  amortissemetit), 
die  zuletzt  wieder  1751  auf  '/.,,  des  W.rths  der  adligen  und  V«  desjenigen  der  bürger- 
lichen Güter  u.  beweglichen  Guts  gesetzt  ward,  welche  irgend  eine  beständige  welt- 
liche oder  geistliche  Corporation  (coinmunaute)  erwarb  (Clam.  III,  315). 

5.  Andere  directe  Steuern. 

Au«  h  solche  sind  vorübergehend  in  früheren  und  noch  im  IS.  Jahrhundert  ver- 
sucht worden,  z.  B.  directe  Luxussteuern  (auf  Dicnstboten-haiten,  Luxus- 
pferde 1739). 

<>.  W  eg  bau  froh  nde. 

Wichtiger  und  zu  grossen  Beschwerden  Anlass  gebend  war  die  Einführung  einer 
NaturaJIeistuiig.  der  persönlichen  Arbeit  für  den  Wegebau,  der  sog.  corvec  royale 
(173S),  um  deren  Umgestaltung  in  eine  Gehlsteuer,  als  Zuschlag  zur  taille  Tur- 
got  u.  a.  m.  sich  bemühten.  I7S7  erfolgte  auch  noch  die  allgemeine  Umwandlung 
der  Wegfrohndeii  in  eine  Geldabgahc.  Im  19.  Jahrhundert  ist  man  auf  die  aller- 
dings facultative  Natural-  statt  der  Geldleistung  zurückbekommen.  (S.  Clatn.  III.  249, 
396  fi\,  Necker,  admin.  I.  28,  Stourin  I,  Kap.  7,  S.  221  237). 

IL  Die  indirecte  Besteuerung. 

§.  61.  Nicht  minder  bedeutend  als  diese  directe  Besteuerung 
hat  sich  seit  dem  15.  Jahrhundert  die  indirecte  Verbrauchs- 
besteuerung,  namentlich  in  Form  von  inneren  Steuern  auf  Salz, 
Getränke  und  andere  Artikel  (Talg,  Oele,  Leder,  Eisen u. a. m.), 
auf  Tabak  (in  Monopolform)  entwickelt,  im  Ganzen  aber  wiederum 
nur  durch  Ausbau  und  Vervollständigung  des  schon  Mitte  des  15. 
Jahrhunderts  begründeten  Steuersystems.  Das  Grenzzoll  systeni 
ist  dagegen  in  seiner  Entwicklung  und  seinem  Ertrage  zurückge- 
blieben. Bei  den  Einfuhren  wurde  der  finanzielle  durch  den  pro- 
tectionistischen  Gesichtspunct  zu  sehr  gekreuzt,  und  noch  fehlte, 
selbst  bis  zuletzt,  der  Massenconsum  von  Colonialproducten  u.  dgl.m., 
welche  im  10.  Jahrhundert  finanziell  die  wichtigsten  Zollartikel 
geworden  sind.  Ausfuhrzölle  und  innere  Trovinzialzölle  waren 
nicht  so  ergiebig.  Die  Gesammtheit  der  indirecten  Verbrauchs- 
steuern nnd  einiger  verwandten  warf  aber  am  Schluss  des  alten 
Staats  schon  mehr  ab  als  die  directen  Steuern  trotz  deren  Verviel- 
fältigung und  Erhöhung. 
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Der  Haupttheil  der  indirecten  Stenern  wurde  meist  von  An- 
fang an  durch  Pächter,  im  17.  und  besonders  im  18.  Jahr- 
hundert regelmässig  durch  einige  grosse  Pachtgesellschaften 
erhoben,  so  besonders  diejenige  der  fermes  gen  orales  für  die 
wichtigsten  indirecten  und  für  gewisse  Verkehrsstenern. 

Zuletzt  umfasstcn  sie  gewöhnlich  die  grossen  und  kleinen  Gabelten,  d.  h.  die 
wichtigsten  Salzsteuurn.  wesentlich  iu  Form  des  Regals,  im  Haupttheil  des  Staats- 
gebiets, die  aides,  auf  Getränke,  Tal*?,  Öele  u.  a.  m.,  die  inneren  und  auswärtigen 
Zölle  und  verwandten  Abgabeu,  das  Tabaktnonopol,  die  „Controlabgabe"  für  gewisse 
Rechtsgeschäfte,  und  verschiedene  zum  Domanium  gehörige  Abgaben. 

Für  einzelne  meist  neuere  Steuern  bestanden  besondere 
Pachten.  Ein  Theil  der  indirecten  Abgaben  war  aber,  besonders 
in  der  letzten  Zeit,  auch  in  eigene  Re*gie  genommen.  Die  fran- 
zösischen Verhältnisse  sind  durch  die  Möglichkeit,  diese  beiden 
Systeme  zu  vergleichen,  lehrreich.  Durch  Geltendmachung  der  Con- 
currenz  stand  sich  der  Staat  zuletzt  beim  Pachtsystem  kaum 
schlechter  als  bei  der  Regie,  welche  Uberhaupt  nicht  so  sehr  in 
ihrer  Einrichtung  von  der  ferme  abwich  (Necker,  8.  u.),  wenn 
auch  bei  der  Vergebung  der  Pachten  alle  Missbräuche  niemals 
völlig  überwunden  worden  sind.  Die  Technik  der  Verwaltung  der 
Pachten  war  bereits  sehr  vervollkommnet. 

Der  schlimmste  Punct  der  indirecten  Besteuerung  war  und 
blieb  die  hohe,  zum  Theil  in  drückendster  Form  —  im  Haupttheil 
des  Staats  nach  dem  Princip  des  Zwangsabkaufs  oder  der  Con- 
scription  —  aufgelegte  und  zudem  in  verschiedenen  Landestheilen 
höchst  ungleichmässige  Salzsteuer.  Der  letztere  Umstand,  die 
provinzielle  Verschiedenheit  der  Steuerverfassung, 
zeigte  sich  in  steuertechnischer,  volkswirtschaftlicher  und  ver- 
kehrspolitischer Hinsicht  auch  bei  anderen  Steuern,  den  Getränke- 
steuern, den  Zöllen  nachtheilig.  Er  erklärt  sich  vornehmlich  dar- 
aus, dass  Privilegien,  Interessen,  Vorurtheile  uud  die  althistorische 
aparte  politische  Stellung  vieler  Provinzen  noch  immer  und  bis 
zur  Revolution  die  Einheitlichkeit  und  Gleichheit  der  indirecten 
Stenern,  damit  aber  auch  die  Einheit  des  volkswirtschaftlichen 
Markts  nicht  herbeizuführen  gestatteten.  Diesen  Fortschritt  ver- 
dankt Frankreich  voll  und  ganz  erst  der  Revolution.  Im  Zoll- 
system werden  daher  noch  bis  zuletzt,  wie  schon  nach  Colbert  s 
in  dem  Puncte  der  Beseitigung  der  inneren  Zölle  und  der  Bildung 
eines  Grenzzollsystems  nur  theilweise  geglückten  Maassregeln  und 
Verwaltungseinrichtungen  verschiedene  Provinzialgruppen 
unterschieden,  welche  gegeneinander  durch  Zolllinien  geschieden 
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sind.  Die  neu  eroberten  Grenzprovinzen,  aueb  die  ehemals  deutschen, 
haben  so  zwischen  sieb  und  dem  altfranzösischen  Gebiet  noch  Zölle, 
nach  dem  „Ausland"  dagegen  noch  nicht.  Auch  bei  der  Taille 
waren  noch  manche  provinzielle  Verschiedenheiten  geblieben,  aber 
dies  störte,  wie  Verschiedenheiten  bei  directeu  Steuern  Uberhaupt, 
nicht  in  dem  Maasse  als  die  Differenzen  der  indirecten  Besteuerung. 
Die  Ein-  und  Ausfuhrzolltarife  wurden  seit  Colbert  bc- 
wusst  mit  nach  deu  volkswirtschaftlichen  Gesichtspuneten  des 
Schutzsystems  geregelt,  öfters  daher,  wie  bemerkt  zum  Nachtheil 
des  fiscalisclien  Interesses.  Das  Tabak  mon  opol  hat  sich  durch 
steigende  Erträge  wahrend  des  ganzen  18.  Jahrhunderts  schon 
finanziell  gut  bewährt.  Es  war  vornehmlich  ein  Monopol  der 
Einfuhr  fremder  Tabake,  woneben  der  inländische  Tabak- 
bau verboten  war.  Letzteres  hielt  man  damals  für  unbedingt  not- 
wendig im  fiscalisclien  Interesse  des  Monopols.  Erst  bei  der  Er- 
neuerung des  Tabakmonopols  unter  Napoleon  I.  wusste  man  den 
eontrolirten  uud  unter  Abliefcrungszwang  gestellten  heimischen 
Tabaksbau  mit  dem  Monopol  zu  vereinigen.  Einzelne  neue  Landes- 
tbeile, so  Elsass,  Flandern  und  selbst  mitten  im  Lande  einzelne 
Städte  ( Bayonne,  lothring.  Orte)  waren  Übrigens  frllher  dem  Tabak- 
monopol nicht  unterworfen,  gewöhnlich  nach  Specialprivilegien. 

Neben  den  dirceten  Steuern  und  der  indirecten  Verbrauchsbe- 
steuerung hat  sich  auch  die  dritte  grosse  Gruppe  der  Steuern, 
die  Verkehrsteuer,  die  Steuer  auf  Kechtsges  chäfte 
(„Acic")  in  den  letzten  Jahrhunderten  ziemlich  erheblich  entwickelt 
und  seit  1G55  war  auch  die  Erhebung  solcher  und  verwandter 
Steuern  und  Gebühren  für  Verwaltungsthätigkeiten  in  Stemper- 
form (timbre)  hinzugekommen. 

Das  ancien  regime  hatte  sonach  ein  Steuersystem  erreicht, 
welches  zwar  grosse  Mängel  im  Einzelnen  zeigte,  jedoch  bereits 
ein  principiell  ziemlich  vollständiges  genannt  werden 
muss.  Denn  abgesehen  von  den  Steuerfreiheiten,  welche  wesent- 
lich aus  dem  politischen  Standpunct  zu  beurtheilen  sind,  hatte 
sich  die  Besteuerung  doch  schon  der  veränderten  und  wachsenden 
quantitativen  und  qualitativen  Differenzirung  des  Nationalvermögens 
uud  Einkommens  cinigermaassen  anzupassen  gewusst.  (Fiu.  II, 
3*5  ff.) 

§.  i)2.  Die  zeitlichen  und  loealcn  Verschiedenheiten,  die  zahl- 
reichen Veränderungen  in  der  indirecten  Besteuerung  im  Einzelnen 
siud  begreiflich  noch  viel  grösser  als  in  der  directen  Besteuerung. 
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Das  steuertechnische  Detail  ist  vollends  ein  massenhaftes.  .Von 
einer  genaueren  Darstellung  der  geschichtlichen  Entwicklung  niuss 
daher  hier  ganz  abgesehen  werden.  Auch  die  blosse  Heraushebung 
des  Wichtigeren  ist  aber  bei  der  hier  gebotenen  Beschränkung  noch 
schwieriger  als  bei  der  directeu  Besteuerung.  Im  Folgenden  wird 
nur  Einiges  zur  Characteristik  der  Hauptglieder  der  indirecten  und 
Verkehrssteuern  gegeben,  nämlich  dei  Getränkesteueru  (aides),  ' 
anderer  innerer  Verbrauchssteuern  („Accisen"),  der 
städtischen  Octrois,  der  Salzsteuer,  der  Tabakbe- 
steuerung, der  Zölle  und  ähnlicher  Abgaben,  der  Steuern  auf 
Acte,  Rechtsgeschäfte  u.  s.  w.,  des  Stempels. 

Clainageran 's  Werk  ist  auch  hier  wieder  das  reichhaltigste  und  sorgfältigste 
und  für  diese  Uehersicht  v  ornehmlich  benutzt  worden.  Stourin  zeigt  lehrreich  dir  An- 
knüpfungen der  jrlzigen  an  die  alte  Besteuerung. 

1.  Die  Getränke-,  besonders  die  Weinsteuern. 

Sie,  die  sogen,  droit  d'aides  werden  ein  Hauptglied  der  indirecten 
Besteuerung;  sie  sind  aber  auch  jetzt  zum  Theil  wieder  eine  Art  der  all  ge- 
meinen Passagezöllc,  der  Grcnzzöll e  und  zwar  früher  iu  den  Weinbauprovinzen 
auch  wohl  gerade  der  inländischen  und  ausländischen  Ausfuhrzölle,  sodann  städt- 
ischer Eiogaugsabgabeu  (Octrois)  und  eines  allgemeineren,  auch  manche 
andere  Artikel,  wenigstens  in  einigen  Landestheileu ,  zumal  in  Städten  (Paris)  utn- 
tasseuden  Accisesysteins.  So  war  namentlich  die  Getränkesteuer  mit  der  städtischen 
Eingangssteuer  auf  die  Artikel  Holz,  frische  Seelische,  Vieh  mit  gespaltener  Klaue, 
in  althistorischcr  näherer  Verbindung,  Abgaben,  die  man  wohl  auch  zusammen  unter 
dem  Namen  „aides1"  speciell  verstand. 

Neben  solchen  Weinabgaben  beim  Transport  kommen  die  alten  Formen  der 
Verkaufsabgabe  beim  Grossverkauf  uud  beim  Ausschank  vor.  Im  ersteren 
Kall  ist  die  Weinsteuer  auch  öfters  nur  der  praktisch  wichtigste  Specialfall  einer  all- 
gemeinen oder  doch  einer  manche  andere  Artikel  mit  umfassenden  Verkaufsabgabe 
vom  Waarenverkehr  (so  z.  B.  1397  bei  der  Abgabe  u.  d.  N.  „pancarte"  oder  ,.sou  pour 
livre",  die  ausser  Weinen  eine  Menge  anderer  Artikel,  Nahrungsmittel,  Kuhstolle 
auch  Kunstwaaren  traf,  beim  Eingang  in  die  Städte  u.  s.  w.  vom  Grossverkehr  und 
speciell  vom  Verkäufer  erhüben  wurde,  Ciamag.  II,  363  lf).  Die  Bestimmung  der 
Abgabe  als  speci fische  Steuer,  nach  der  Menge  alten  Flüssigkeitsmaas»» 

p.  „muid"),  also  ohne  Rucksicht  auf  Qualität  und  Werth  bildet  bei  den  Abgaben,  welche 
sich  an  den  Transport  anknüpfen,  die  Kegel.  Hei  den  Verkaufs-  und  Schankabgabeu 
wird  dagegen  eine  Wurthquote  als  Steuer  gefordert,  doch  daneben  kommt  auch  hier 
eine  speci  fische  Abgabe  vor.  Nach  d.  Urd.  v.  10S0.  der  Grundlage  der  Getränke- 
steuern bis  17S9,  war  der  „droit  de  gros"  5  %  V0U1  declarirten  Preise  (seit  1013) 
nebst  einem  specitischen  Zuschlag  von  10'/«  sols  p.  inuid  (0.31  fr.  p.  Hectol.),  beim 
Weinverkauf  bz.  5  L.  S  s.  p.  muid  und  «  L.  15.  s.  i/2.0l  u.  2.51  fr.  p.  Heetul.). 
ersterer  Satz  in  Häusern,  wo  der  Wein  mit  fortgeuommen,  letzterer  in  solchen,  wo  er 
getrunken  wurde.  Ein  „droit  de  qua  tri  eine"  war  dabei  wieder  oine  Wertli- 
quoten- Abgabe  nach  dem  Verkaufspreis.  (Stourin  I,  320.  Glau.  IL  040). 
Als  speci  fische  Abgaben  kommen  auch  Eich-,  Mcss-  und  Maklergebühren 
vor  (dr.  de  jauge  et  de  Courtage),  die  eine  beim  ersten  Verkauf,  bz.  beim  ersten 
Standwechsel,  die  andere  bei  jedem  Verkauf,  in  3  verschiedenen  und  steigenden  Sätzen 
für  Bier,  Wein.  Branntwei»  (so  1074,  1080,  170",  Clam.  II,  040,  III.  30!)).  Zur 
Ergänzung  dienten  Jahrestaxen  („annuels")  der  Getränkeverkäufer,  Wirthe,  in  ver- 
schiedener Höhe  in  Stadt  und  Land  lür  jede  Getriinkeart  je  einmal  der  einfache  Betrag 
(I0*>0,  172S,  Clam.  III,  25*),  ähnlich  den  englischen  Linccnzabgabcn.  Naturlich  hat 
das  ganze  System,  wie  auch  noch  das  gegenwärtige  französische,  das  in  den  Grundzügeii 
dem  alten  gleicht  (s.  o.  S.  121  W.  eine  L'nnieuge  von  Controlen  und  Strafbostimmungcu 
A.  Wann  er.  Finanz«  i^n^-lutt  III.  10 
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enthalten  müssen,  bei  denen  WilMhr  nicht  immer  211  vermeiden  war  nnd  durch  die  doch 
die  Contravcntionen  nicht  völlig  unterdrückt  wurden,  —  Weinberg- und  Weinbau- 
controlcn,  Transport-,  Absatz-,  Kellercontrolen  u.  s.  w.  Dieselbe  Menge 
Wein  wurde  so  vom  ersten  Weinbauer  an  bis  zum  Schankwirth  und  Consumenten  von 
zahlreichen  verschiedenartigen  Abgaben  getroffen,  die  vielfach  von  Provinz  zu  Provinz 
und  Stadt  zu  Stadt  wechselten  und  selbst  von  der  Verwaltung  nicht  mehr  ordentlich  zu 
Ubersehen  waren.  Mehr  hierin  als  in  der  Höhe  der  Abgaben  lag  das  Uebel.  S.  das  Beispiel 
von  dem  Fass  Wein,  das  von  Roanne  nach  Paris  geht,  aus  d.  physiokr.  Ztschr.  Ephc- 
incridcn  (1775)  bei  Stourin,  I,  473.  Gerade  gegen  diese  Verkehrsplackereien  und  Con- 
trolen  bei  den  (ietränkesteuero  und  den  Octrois  wandte  sich  die  Opposition  und  die 
Animosität  beim  Ausbruch  der  Revolution  zumeist  (Stourm,  I,  245  ff..  Taine- 
Kat scher.  I)  und  aus  diesem  Grunde  hat  die  Revolutionsgesetzgebung  sie  beseitigt. 
Vieles  lag  an  der  noch  fehlenden  Unification  der  Getränkesteuer  im  ganzen  Staate. 
Aber  einige  Hauptpunkte  der  Einrichtung,  der  Controlen  und  Strafbestimmungen  sind 
die  nothwendige  Consequcnz  des  ganzen  System s  solcher  Steuern ,  daher 
auch  in  der  jetzigen  französischen  Gesetzgebung  im  Wesentlichen  ebenso  zu  finden. 
Stcuertechnisch  b< achtens werth  ist,  dass  der  Weinbau  als  solcher  schon  in  der 
alten  Gesetzgebung  regelmässig  nicht  getroffen  wurde,  sondern  erst  der  Verkehr  mit 
und  der  Absatz  und  Consum  von  Wein. 

2.  Andere  innere  Verbrauchsteuern. 

Ausser  den  bei  den  Aides  unter  der  vorigen  No.  schon  genannten  und  der  in 
den  städtischen  Octrois-Tarifen  und  in  den  inneren  Passagczöllen  enthaltenen  kommen 
in  verschiedenen  Zeiten  mancherlei  sonstige  derartige  Steuern  auf  bestimmte  Artikel 
vor.  Im  16.,  besonders  17.  und  IS.  Jahrhundert  haben  die  dringenden  Finanzbedürf- 
nisse, in  einzelnen  Fällen  auch  Luxus-  und  sittcnpolizcilicho  Ansichten  darauf 
hingewirkt  und  so  eine  dem  englischen  Accisesystem  ähnliche  Gestaltung  hervor- 
gerufen. Den  allgemeinen  deutschen  Acciscn  des  17.  und  18.  Jahrhunderts  lassen 
sich  diese  Abgaben  nicht  gleichstellen,  nur  die  stadtischen  Octrois  bieten  etwa» 
Achnliches. 

Wichtigere  oder  characteristische  Beispiele  sind  die  Steuern  auf  Tuch  und  an- 
dere Wollwaaren  (1582),  Leinwand  (16.  Jahrb.),  auf  Zinngesohirr  (1674). 
auf  Eisen  (in-  und  ausländisches,  1H2H,  special isirter  Tarif  nach  Verarbeitungsstufe 
\6b0),  auf  Papier  (165S),  auf  Talg  (1690  erhöht),  Lichter  (1693,  1748),  Stärke 
und  Puder  (1715),  Hüte  (1690),  Lcder  (schon  im  16.  Jahrh.),  Kupfergerüth 
(1745),  Oele,  (17.  18.  Jahrh.),  ausländische  Bücher  (1772),  unverarbeitetes 
Gold  und  Silber  (geregelt  16S0),  Gipssachen  (1701)  u.a.m.  Hie  und  da  spielten 
wohl  auch  gewerbc-  politische  und  Oontrolabsichten  mit,  so  bei  den  mar- 
kirten  Waaren  (Tuch,  Eisen,  Zinn  u.  a.  m.).  Auch  Mehlaccison  sind  vorgekommen. 
Seitdem,  besonders  im  16.  Jahrhundert  und  später,  der  Consum  von  Colonial waaren. 
Gewürzen,  Specereien,  Zucker,  Kaffee,  Tabak  aufkam,  wurden  diese  Artikel  durch 
Einfuhrzölle  und  wohl  auch  durch  innere  Steuern  mit  getroffen;  ähnlich  Luxus- 
kleidungsstoffe und  Verwandtes  aus  dem  Auslände,  wo  protectiouistische  Absichten 
mit  zu  hohen  Abgaben  führten,  wenn  sie  nicht  etwa  ganz  zu  einem  Verbot  der 
Waarcneinfuhr  den  Anlass  gaben.  Seltsame  Beispiele  sind  noch  PerrUckensteuem 
(1708),  Eis-  und  Schncemonopole  (1701).  Weiter  ist  auch  hier  der  Spielkarten- 
stempel zu  nennen.  Viele  dieser  Abgaben  bestanden  nur  kurze  Zeit,  einige  davon 
kehrten  mehrfach  wieder,  einzelne  finanziell  wichtigere  haben  sich  im  18.  Jahrhundert 
eingebürgert    Sie  wurden  in  die  Steuerpachten  mit  aufgenommen. 

Endlich  muss  das  System  des  Verkaufs  von  ,.Acmtcrn"  für  den  wirt- 
schaftlichen Verkehr,  zum  (lontroliren,  Messen,  Wägen,  Geschäftsvcrmitteln  u. 
dgl.  m.,  das  im  17.  und  18.  Jahrhundert  ein  beliebtes  Finanz-  bz.  Creditmittel  war. 
auch  unter  dem  Gesichtspunkt  dir  indirecten  Besteuerung  mit  aufgefasst  werden,  denn 
mit  diesen  regelmässig  unbesoldeten  Acmtcrn  war  das  Recht  zur  Gebührenerhebung 
verbunden  und  diese  Gebühren  wirkten  wie  entsprechende  Steuern  auf  die  Objecte. 
deren  Verkehr  sie  betrafen. 

3.  Die  städtischen  Octrois  oder  Eingangsabgaben. 

Sie  dienten  mehrfach  mit  zur  Erhebung  einiger  der  unter  den  aides  genannten 
Abgaben,  besonders  von  Wein.  Vieh,  Holz.    Sie  trafen  ausserdem  laudwirth- 
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schaftliche  und  manche  andorc  Artikel.  Als  alte  städtische  Abgaben  kommen  sie 
vornehmlich  den  Stadtcassen  zu  gute,  doch  Antheile  daran,  wie  besonders  bei  den 
»Jetränkcoctrois.  und  indirect  städtische  Steucrleistungen  daraus  flössen  auch  jetzt  noch 
dem  Staate  zu.  In  der  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  worden  die  Tarifsätze  stark  erhöht 
oder  zu  erhöhen  erlaubt,  dafür  aber  dem  Staate  die  Hälfte  des  Ertrags  zugesprochen, 
so  nach  ähnlichen  vorausgegangenen  Massregeln  1663  durch  Cölbe rt.  also  zur  Zeit 
einer  ähnlichen  Finanzpolitik  in  Deutschland  (Preussen).  Weitere  Erhöhungen  in 
Kriegszeiten  erfolgten  nun  um  so  eher,  so  1710.  Auch  dieses  Octroisystcm  ist  be- 
kanntlich, nachdem  es  in  der  Revolutionszeit  zertrümmert  und  verlassen  worden,  im 
19.  Jahrhundert  wieder  ein  Uaupttheil  der  Communalbesteuerung  geworden  und  dient 
auch  jetzt  wieder  mit  zur  Erhebung  der  Getränkesteuern  (Fin.  I,  3.  A.  §  59). 

§  63.  —  4.  Die  Salzsteuern. 

Sie  sind  vom  15.  bis  IS.  Jahrhundert  immer  schwerer  und  druckender  geworden 
durch  die  im  Haopttheil  des  Staatsgebiets  eintretende  starke,  mitunter  übermässige 
Erhöhung  der  Steuersätze,  bz.  Kegalpreise,  fast  mehr  aber  noch  durch  die  drückenden 
Verwaltungsfonncn  (Salzconscription) ,  Controlen  und  grausamen  Straf bestimmnngeu 
zu  Galeere  und  Todesstrafe)  wider  den  immer  wieder  auflebenden  Salzschmuggel. 
Letzterer  war  nicht  nur  von  der  See  und  von  den  Salinen  aus  und  an  den  Grenzen 
flogen  das  Ausland  im  Schwünge,  sondern  auch  im  Innern  des  Staates  zwischen  den 
Provinzen  mit  verschiedenen  Steuersystemen,  namentlich  von  den  Landestheilen  mit 
niedrigeren  Steuern  und  Salzpreiscn  in  die  anderen.  Wiederholt  werden  schon  seit 
dem  15.  Jahrhundert  Reformen  geplant,  besonders  im  Sinne  einer  Ausgleichung  der 
provinziell  höchst  verschiedeneu  Abgaben  und  etwa  der  Erhebung  der  Salzsteuer  als 
Productionssteuer  bei  den  Salinen  (Richelieu).  In  einzelnen  Provinzen  wird  auch 
Einiges  gelegentlich  gebessert,  aber  die  Hauptübelstände  blieben  und  angesichts  der 
finanziellen  Schwierigkeiten,  einen  Ersatz  für  den  Ausfall  zu  finden  und  den  Wider- 
>tand  der  privilegirten  und  niedrig  besteuerten  Provinzen  zu  Uberwinden,  wagte  selbst 
noch  zuletzt  Necker  in  den  lTSÖer  Jahren  nur  an  eine  Uni  fication  der  Salzsteueru 
im  ganzen  Staate  und  an  eine  Herabsetzung  des  Salzpreises  auf  einen  mittleren  Betrag 
zu  denken  (admin.  d.  fin.  II,  23  ff).  Characteristisch  ist  dabei,  dass  bei  ihm  wie  bei 
anderen  Politikern  und  wie  es  scheint  auch  in  der  öffentlichen  Meinung  die  Salzsteuer 
oder  das  Salzmonopol  vornehmlich  wegen  ihrer  vexatorischen  Einrichtung  als  bedenk- 
lich erscheinen,  nicht  aber  eigentlich,  weil  sie  ein  so  nothwendiges  Consumptibil  trafen 
und  unmässig  verteuerten  und  so  als  Kopfsteuer  den  Druck  der  taille  noch  vermehrten. 
Die  Salzsteuer  wird  als  Verbrauchssteuer  viel  weniger  bedenklich  als  eine  Mehl-  oder 
Brotsteuer  gefunden  (Necker).  Die  Veränderungen  im  Einzelnen  und  in  den  ver- 
schiedenen Provinzen  können  hier  nicht  näher  verfolgt  werden.  Immer  neue  Erhöhungen 
der  Sätze  und  Preise,  besonders  bei  den  grandes  und  den  petites  gabelies,  und  ver- 
mehrte Controlen  sind  die  Regel.  Hie  und  da  sind  blutige  Aufstände  erfolgt,  z.  B. 
als  die  Verpachtung  der  Salzmagazine  an  Gesellschaften  von  Speculan ten  1548  statt- 
fand in  den  Provinzen  zwischen  Ocean,  Loire  und  Gironde  (Clam.  II,  141).  Aber 
auch  im  18.  Jahrhundert  noch  hat  keine  Steuer  zu  so  zahlreichen  Verfolgungen  wegen 
Contraventionen  Anlass  gegeben  (Neck er). 

Die  Grundlage  der  Gesetzgebung  bis  1789  war  eine  revidirende  Ordonnanz  von 
Colbert  von  1680  (Clam.  II.  636  ff).  Am  Schluss  des  ancien  regime  bestanden  fol- 
gende 6  verschiedene  provinzielle  Systeme  der  Behandlung  des  Salzos.  bez.  der  Salz- 
steuer (Necker,  admin.  d.  fin.  II,  C.  1,  bes.  p.  12  ff.  Stourm  I,  303  ff.):  Das 
Gebiet  der  sog.  grandes  gabellcs,  c.  */a  der  französischen  Bevölkerung  umfassend, 
mit  Salzpreis  r.  c.  62  L.  p.  Quintal;  das  Gebiet  der  petites  gabelies,  c.  7a  der 
Bevölkerung,  Preis  337»  L.;  das  Gebiet  der  Salinenprovinzen,  c.  7i«  der  Bevöl- 
kerung, Preis  217»  L.;  das  Gebiet  der  von  der  Salzsteuer  durch  Los  kauf  befreiten 
Provinzen,  über  7a  der  Bevölkerung,  Preis  6 — 10—12  fr.;  das  Gebiet  der  freien 
Provinzen,  über  7«  der  Bevölkerung,  Preis  2—8 — 9  L. ;  das  Gebiet  des  „quart- 
bouillon"  (Name  von  der  ursprünglichen  Verpflichtung  der  privaten  Salzwerke,  den 
vierten  Theil  ihrer  Fabrikation  an  die  kön.  Salzmagazine  abzuliefern),  nur  in  einem 
Theil  der  Normandie,  Preis  16  L.,  also  Preisdifferenzen  von  1  :  10 — 30  und 
mehr!  Daher  eine  ouorme  Ueberlastung  besonders  der  Provinzen  der  beiden  Gabelles, 
wo  in  Folge  dessen  auch  der  Consum  kaum  halb  so  hoch  als  in  den  anderen  Pro- 
vinzen war.    (Die  Statistik  des  Salzconsums.  die  freilich  des  Schmuggels  weg.n  Fehler 
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enthalt,  diente  früher  nnd  auch  heute,  z.  B.  für  Chunageran,  um  die  Lage  der  Be- 
völkerung zu  beurtheilen  und  deren  Gesammtbcwegung  und  Zahl  zu  schätzen.)  Na- 
mentlich in  den  Provinzen  der  grossen  Gabcllen  bestand  die  ..Salzeonscription"  in 
aller  Strenge.  Man  unterschied  hier  mehrere  Arten  des  Salzvcrkaufs  aus  den  Maga- 
zinen, besonders  die  vente  par  impöt  und  die  vente  volontaire.  Beide  Ver- 
kaufsformen bildeten  die  „Salzp f  Ii  cht"  (devoir  du  sei)  und  beide,  trotz  des 
Namens  auch  die  zweite,  enthielten  einen  Zwang  zum  Salzkauf.  Bei  der  ersten 
im  Gebiet  der  Salzmagazinc  an  den  Grenzen  wurde  nur  auch  im  Voraus  der  Ge- 
satn  in  tbetrag  Salz  festgesetzt,  der  mindestens  verkauft  werden  musste  und  der  dem- 
»emiiss  zum  Abkauf  auf  die  Kinwohncr  repartirt  wurde,  der  grösseren  Schrauggel- 
gefahr  wegen.  Bei  der  zweiten  Form,  im  Gebiet  der  im  Innern  liegenden  Maga- 
zine, wurde  das  Min  imalquan  tum  jeder  Person,  das  sie  an  Salz  kaufen  musste, 
festgestellt.    Nur  darüber  hinaus  war  der  Kauf  „freiwillig"  (Ciain.  III,  222). 

Mancherlei  Missbräuche  bestanden  noch  ausserdem  bei  den  amtlichen  Verkäufen, 
/..  B  die  Lieferung  feuchten  Salzes,  wogegen  sich  die  Verordnungen  öfters  wenden. 
Der  Ertrag  der  grossen  und  kleinen  Gabellen  überstieg  in  den  1770er  Jahren  40  Mill. 
I,.  und  war  höher  als  die  Taille  dieser  Provinzen.  Die  Gabcllen  und  sonstigen  Sal/.- 
stem  rn  wurden  durch  Pächter  verwaltet  und  bildeten  im  lS.Jahrhund.  it  einen  Titeil 
der  fermes  generale«, 

5.  Die  Tabakbesteuerung. 

Sic  kam  zuerst  im  J.  1025  auf,  und  zwar  in  Form  eines  Einfuhrzolls  für 
fremde  Tabake,  ausschliesslich  solcher  von  einigen  französischen  Colonien  (SO  sols 
p.  Pfund).  1004  wurde  dieser  Zoll  stark  ermässigt,  aber  zugleich  ein  niedrigerer 
Differentialzoll  für  französischen  Colonialtabak  aufgelegt.  Schon  1074  ging  man  je- 
doch zum  vollen  Monopol  über  (cndgiltig  geregelt  in  Ord.  v.  IßSl  ,  t'lam.  II. 
054),  wonach  Einfuhr,  Cultur.  Fabrication .  Transport,  Verkauf  den  Privaten  unter 
schweren  Strafen  verboten  wurde.  Doch  wurde  nach  der  Ordonnanz  noch  an  einigen 
Orten  der  heimische  Tabaksbau  unter  fiscalischer  Coutrole  zugelassen,  was  aber  nicht 
ausgeführt  worden  zu  sein  scheint.  Nur  die  nicht  im  allgemeinen  Steuergebiet  einge- 
schlossenen Provinzen  (namentlich  Elsass-Lothringen)  entwickelten  daher  den  Tabak- 
bau  und  versorgten  damit  das  Monopolgebiet  mit  Das  Monopol  wurde  anfangs  für 
500.000  L.  verpachtet.  Dieser  Ertrag  stieg  bis  1719  trotz  der  dazwischen  liegenden 
schweren  Kriegszeit  in  den  Pachten  auf  4 — ß  Mill.  L.  Danach  erfolgte  1710  dir 
Aufhebung  des  Monopols  u.  sein  Ersatz  durch  einen  stark  differenzirten  Einfuhrzoll, 
der  am  Niedrigsten  für  die  Tabake  aus  den  nicht  zum  französ.  Steuer-  und  Zollgebiet 
gehörigen  Provinzen  (Elsass,  Lothringen,  Flandern,  Artois.  Franche-Comte)  war 
(Clam.  III,  190).  Indessen  kehrte  man  schon  1721  zum  Monopol  zurück,  nachdem 
man  wahrgenommen,  dass  der  Schmuggel  sich  vermehrt,  aber  die  Detailpreise  sich 
nicht  ermässigt  hatten  (Ciain.  III,  210.  335).  Von  Neuem  erfolgte  Verpachtung  des 
Monopols,  seit  1738  mit  an  die  fermes  geiieralcs  und  mit  rasch  steigenden  Erträg- 
nissen, welche  grösstenteils  der  Vermehrung  des  Consums  und  der  besseren  Bekäm- 
pfung des  Schmuggels,  etwas  auch  Preiserhöhungen  zuzuschreiben  waren.  Schon  in 
den  17ß0er  Jahren  stand  der  Tabak  mit  22  Mill.  L.  im  Gencralpachtanschlag.  Bis 
17M0  erhöhte  sich  diese  Summe  auf  30—31  Mill.  L.  In  der  öffentlichen  Meinung 
fand  das  Monopol  keinen  ernstlichen  Gegner,  obwohl  auch  bei  dieser  Einrichtung 
schwere,  ja  grausame  Strafen  zur  Bekämpfung  dos  Schmuggels  bestanden.  Necker 
dachte  besonders  an  die  Beseitigung  der  Monopolfreiheit  und  des  Tabakbaues  in  den 
ausgeschlossenen  Provinzen,  von  denen  aus  auch  der  Schmuggel  am  meisten  betrieben 
wurde,  eventuell  mittelst  Ablösung  und  Entschädigung.  Auch  ihm  erschien  der  ein- 
heimische Tabaksbau  mit  dem  Monopol  unvereinbar.  Selbst  die  constituirendc  Ver- 
sammlung und  die  radicalen  Stcuerpolitiker  der  Revolutionszeit  zögerten  anfangs  etwas 
mit  der  Beseitigung  des  Monopols,  das  indessen  1790  aufgehoben  wurde,  um  nach 
verschiedenen  Steuerexperimonten .  mit  Zöllen,  Fabrikationssteoer  im  .1.  1S10  wieder 
hergestellt  zu  werden,  nunmehr  unter  Zulassung  des  inländischen  Tabakbaues,  aber 
natürlich  mit  Ausdehnung  des  Monopols  auf  das  ganze  Staatsgebiet.  S.  bei  Cla ina- 
geran  III.  passin»  manche  statistische  Daten,  sonst  Necker.  nrimin.  d.  lin.  II.  Ch.  2. 
be>.  Stourui  I,  ch.  14. 
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§.  G4.  —  6.  Zölle  und  ähnliche  Abgaben. 

Diese  Verhältnisse  bieten  wiederum  für  eine  knappe  Darstellung  grosse  Schwierig- 
keiten, wegen  der  provinziellen  und  loealcn  Mannigfaltigkeit  dieser  Abgabeu  und  der 
Oonflicte  der  verschiedenen  politischen  und  wirtschaftlichen  Tcudenzen,  welche  sich 
hier  mit  den  rein  fiscauschen  kreuzen.  Bestrebungen,  die  inneren  Zölle  zu  beseitigen 
oder  doch  zu  vermindern  und  zu  ermässigen,  Grenzzöllc  ganz  an  ihre  Stelle  treten  zu 
lassen ,  die  Tarife  nach  wirthsebaftspolitisehen ,  protectionistischen  Kucksichten  zu 
regeln,  die  vornehmlich  als  Finanzzölle  fnngirenden  Ausfuhrzölle  aufzuheben,  bei  den 
Einfohrzöllen  (von  Colon ialwaaren,  Luxusfabrikaten)  das  tiscalische  Interesse  mehr 
zu  verfolgen  treten  schon  seit  dem  16.  Jahrhundert,  dann  noch  deutlicher  seit  der 
Mitte  des  17.  Jahrhunderts  hervor.  Hier,  wo  es  sich  nur  um  die  tinanzwissen- 
schaftliche  Behandlung  des  Zollwesens  handelt,  ist  auf  diese  complicirteu  Verhält- 
nisse nicht  einzugehen.  Aber  die  wirthsebaftspolitische  Seite  derselben  ist  wichtiger 
als  die  finanzpolitische,  da  sich  alle  die  mannigfaltigen  zollartigen  Abtraben  selbst  bis 
zum  Schluss  des  ancieu  regime  nicht  zu  einem  so  bedeutenden  Einnahmeposten  er- 
hoben hatten,  absolut  und  in  Vergleich  mit  den  anderen  indirecteti  Steuern,  wie  es 
erst  im  19.  Jahrhundert  der  wesentlich  u.  selbst  allein  aus  Einfuhrzöllen  herrührende 
Zollertrag  geworden  ist.  (.Ertrag  der  „traites"  in  «Jen  1760er  Jahren  15  Mill.  L..  von 
132  Mill.  in  den  fermes  gener.,  von  welcher  übrigen  Summe  allerdings  Einiges  noch 
zu  den  Zöllen  gehört.  Gesammtertrag  aller  Zölle  nach  Necker  II.  175  c.  22  Mill.  L. 
roh).  Die  Consumverhältnisse  der  Bevölkerung,  die  unentwickelten  Communications- 
inittel,  das  bis  zu  Prohibitionen  schreitende  Schutzzollsystem ,  der  viel  geringere  aus- 
wärtige Handel  erklären  diese  geringere  Bedeutung  der  Zolleinnahmcu  ehemals,  ob- 
gleich darunter  noch  so  manche,  im  lü.  Jahrhundert  weggefallene  Erträge  „innerer" 
Zölle  u.  dgl.  mit  enthalten  sind.  Der  alterthümlicheu  Einrichtung  des  Zollwe>ens 
entsprach  eine  alterthuinlichc  Terminologie  für  manche  Einnahmen,  welche  schon  im 
vorigen  Jahrhundert  kaum  mehr  verständlich  war.  Der  Naine  „douaues"  kommt  erst 
spät  auf.  Das  Ganze  erscheint  so  uns  Modernen  noch  chaotischer,  als  es  wirk- 
lich war. 

Man  kann  wohl  (ähnlich  wie  Necker)  dreierlei  Hauptarten  von  Zöllen 
unterscheiden:  Zölle  im  Verkehr  mit  dem  Ausland .  Zölle  im  Verkehr  zwischen 
mehreren  Provinzen,  Zölle  („Localzölle")  auch  in  derselben  Provinz  an 
verschiedenen  Loyalitäten  (Städten,  Weg-,  Flussstellen,  Häfen  u.  dgl.  m.).  Die 
letzteren  sind  z.  Th.  weggeldartige  Abgaben.  Eine  vierte  besondere  Kategorie  bilden 
die  Schifffahrtsabgaben  (Tonnengelder "i  in  den  Seehäfen.  S.  Clamageran, 
passitn,  im  Index  v.  vol.  III  s.  v.  douanes,  nw[  grosses  fermes  u.  a.  m. ,  Neck  er 
admiri.  d.  flu.  II.  eh.  4  (droits  de  tra<te),  Stourui  II,  eh.  IS.).  Necker  (II,  175  bis 
179)  rechnet  für  seine  Zeit  von  22  Mill.  L.  roh  c.  12  Mill.  vom  ausländischen 
Handel,  wovon  Uber  von  Einfuhrzöllen,  5  Mill.  von  inneren  u.  Local- 
zöllen.  5  Mill.  von  Abgaben,  welche  mit  Salzsteuer.  aides  in  Verbindung  stehen, 
iucl.  gewisse  innere  Abgaben  von  Colonialwaaren  u.  Schi f f fahrtsgelder. 

a.  Die  Zölle  im  Verkehr  mit  dem  Auslande  werden  seit  dem  16.  Jahr- 
hundert aus  finanz-  und  aus  schutzzollpolitischen  Rücksichten  besonders  entwickelt, 
als  Aus-  und  Einfuhrzölle,  anfangs  mehr  als  erstere.  dann  mehr  als  letztere. 
Sie  sind  aber  ebenfalls  alten  Ursprungs  („Transitzölle"  an  bestimmten  Ortend  und 
werden  jetzt  nur  schärfer  zu  Grenzzöllen  im  auswärtigen  Verkehr  ausgebildet  (alte 
Namen:  traite  foraine.  reve,  hautpassage.  i m pos i tion  forain e).  Anfangs 
waren  es  gewöhnlich  allgemeine  mässige  (z.  B.  5  °/u)  Werthzölle  von  allen 
ein-  und  ausgeführten  Waareu,  mit  einzelnen  Freilassungen  u.  einzelnen  höheren 
Sätzen,  z.  B.  für  Wein.  Später  wird  in  den  Tarifen  mehr  specialisirt.  Neben  zeit- 
weiligen oder  bleibenden  Prohibitionen  für  Ein-  oder  Ausfuhr  (letzteres  z.  B.  bei  Ge- 
treide aus  theuerungspolizeilicheB,  militärpolitischen  Gründen  —  16.,  17.  Jahrhundert 
—  erstcres  besonders  seit  Ende  des  17.  u.  im  IS.  Jahrhundert  aus  gewerbepolitischen) 
linden  sich  besonders  Ausfuhrzölle  für  Stapelproducte  (z.  B.  Wein,  feine 
Leinwand)  u.  für  gewerbliche  inländische  Rohstoffe  sowie  höhere  Ein- 
fuhrzölle für  Luxusconsumti  bilien  (z.  B.  1539  11.  levantin.  Specereien)  u. 
feinere  Fabrikate.  Die  allgemeinen  Werthzölle  werden  z.  Th.  in  speeifische 
bei  der  Ausfuhr  verwandelt  („traite  doinaniale",  z.  B.  1577).  in  einigen  Fällen 
auch  bei  der  Einfuhr.    Wo  Werthzölle  bleiben,  werden  amtliche  Waarenpreise 
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zu  Grunde  gelegt,  die  gewöhnlich,  mitunter  stark,  unter  den  wirklichen  stehen  (be- 
sonders in  Zeit  der  Goldentwerthung  im  16.  Jahrhundert  .  Die  Erhöhung  dieser 
Preise  ist  dann  ein  Mittel,  um  selbst  bei  dem  gleichen  Zollsatz  die  Zölle  zu  steigern 
(Beispiel  bei  Clam.  II,  233,  Tarife  von  1542  u.  1581).  Colbcrt  hat  durch  seine 
berühmten  Tarife  von  1661  u.  1667  in  diese  Dinge  mehr  System  gebracht  u.  de» 
Schutzzollgesichtspunct  dabei  schärfer  entwickelt.  Die  auswärtigen  Zölle  waren  eben- 
falls meist  verpachtet,  in  Verbindung  mit  den  inneren. 

b.  Die  Zölle  im  intcrprovinzialcn  Verkehr.  Um  sie  zu  verstehen,  muss 
man  an  die  Zollverwaltungseintheilung  des  Staatsgebiets  anknüpfen,  eine  Eintheilung, 
welche  auch  für  die  Zölle  im  auswärtigen  Verkehr  wichtig  war.  Sie  erklärt  sich 
historisch  mit  aus  der  Entwicklung  des  Staatsgebiets.  Für  eiuen  Uaupttheil  des 
letzteren  bestand  lange  Zeit  die  u.  d.  N.  „cinq  grosses  fermes"  bekannte  Pacht. 
Sie  führte  davon  den  Namen,  dass  sie  5  grössere  Pachten  umfasste  (1582,  Näheres 
bei  Clam.  II,  257).  Im  18.  Jahrhundert  gehörte  diese  Pacht,  zu  den  fermes  g6- 
nerales,  wurde  aber  unter  dem  alten  Namen  bis  zuletzt  als  ein  besonderer  Theil 
unterschieden.  Dies  Gebiet  hiess  hiernach  das  der  „provinces  des  5  grosses 
fermes"  und  umfasste  Mittel-  und  Nordfrankreich.  (Die  einzelnen  dazugehörigen 
Provinzen  bei  Nocker,  II,  169,  Stourm  I,  471).  Dafür  galt  der  Colbert'sche  Tarif 
von  1664.  Eine  zweite  ungefähr  ebenso  grosse  Provinzialgruppe  (provinces  re- 
p ute os  etrangercs)  umfasste  vornehmlich  den  Süden  (südlich  von  Lyon  —  Mou- 
lins  —  Kochefort,  doch  incl.  Bretagne  u.  Franche-Comte),  mit  abweichendem  Zollsystem 
u.  besondrer  Verwaltung,  mit  vielen  Verschiedenheiten  aber  auch  innerhalb  ihres  Ge- 
biets, in  den  einzelnen  Provinzen.  Eine  dritte  Gruppe  endlich  bildeten  die  neu  er- 
oberten Grenzprovinzen  (die  drei  Bisthümer,  Lothringen,  Elsass),  die  „provinces 
d'  et  l  anger  effectif4,  die  ganz  ausserhalb  des  französischen  Zollsystems  standen 
u.  durch  eine  Zolllinie  gegen  die  altfranzösischen  Lande  getrennt  waren,  aber  mit 
dem  nichtfranzösischen  (deutschen,  schweizerischen,  österr.-nicderländischen)  Gebiet  im 
Allgemeinen  frei  verkehrten.  Die  interprovinzialen  Zölle  trafen  nun  diesen  Verkehr 
zwischen  den  Landesgruppen.  Aber  die  provinziellen  Zwischenzolllinien  hingen  auch 
mit  der  sonstigen  Steuerverfassung  zusammen.  So  hatten  seit  Alters  die  mit  aides 
belegten  Provinzen  gegen  diejenigen  Provinzen,  welche  diese  aides  nicht  mit  trugen. 
Ausfuhrzölle  für  gewisse  Producte  (Clam.  II,  372). 

Frankreich  hat  wiederholt  Anläufe  gemacht,  alle  solche  provinzielle  Zwischen- 
zölle  und  was  an  sonstigen  verwandten  Abgaben  bestand,  zu  beseitigen  (Vorschlag 
des  tiers  etat  in  den  Reichsständen  1614,  Clam.  II,  441,  Vorschlag  der  Regierung 
1622,  diese  Linien  an  die  Auslandsgrenzen  des  Staats  zu  verlegen,  von  den  Provin- 
zialstäudcn,  mit  Ausnahme  von  Burgund,  abgelehnt,  eb.  456).  Selbst  Colbcrt  aber 
gelang  nicht  mehr  als  die  Zusammenfassung  der  Provinzen  der  cinq  grosses  fermes 
in  Ein  Aussengrenz-Zollgebiet  (1664),  da  die  andercu  den  Anschluss  weigerten. 
Kür  die  genannte  zweite  Gruppe  wurde  dann  der  gemeinsame  Tarif  von  1667  ge- 
geben. So  blieb  Frankreich  bis  zur  Revolution,  seiner  historischen  Entwicklung  ge- 
mäss ähnlich  wie  Deutschland  bis  zur  Gründung  des  Zollvereins  (1834),  wenn  auch 
freilich  bereits  in  viel  geringcrem  Maasse,  zollpolitisch  und  damit  volkswirt- 
schaftlich getheilt.  Die  Einheit  des  Zoll-  und  Wirtschaftsgebiets 
durch  Aufhebung  der  interprovinzialen  und  der  Localzölle ,  freilich  mit  Ausnahme 
der  städtischen  Üctrois,  hat  Frankreich  erst  endgiltig  durch  die  Revolution  erreicht. 
(Aufhebung  aller  inneren  traites  u.  s.  w.,  45  verschiedener  „droits  locaux"  durch  Ges. 
x.  5.  Nov.  1790  im  damal.  Anschlag  21.7  Mill.  L.) 

c.  Eigentliche  Localzölle.    Die  unter  der  vorausgehenden  Rubrik  ge- 
nannten lassen  sich  von  diesen  Localzöllen  i.  o.  S.  nicht  immer  unterscheiden.  Vou 
letzteren ,  den  Ueberresten  des  älteren  Zollwesens  bestanden  die  zahlreichsten  und 
mannigfaltigsten  im  Besitz  des  Königs,  der  Corporationen ,  der  Grundherren,  Stifter 
Stourm  I,  473  sagt  fast  1600).    Auch  sie  sind  erst  in  der  Revolutionszeit  gefallen. 

d.  Schi  fffahrts-  oder  Touncngelder  trafen  endlich,  wesentlich  zum  Schutz 
der  nationalen  Rhederei,  seit  1659  die  fremden  Schiffe  in  französischen  Häfen.  Ein 
bekannter  Anlas»  zu  den  Streitigkeiten  mit  Holland,  England  im  17.  Jahrhundert  (droits 
de  fret,  50  sols  p.  Tonne,  später  stark  erhöht). 
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§.  65.  —  7.  Verkehrssteuern  und  Gebühren  auf  Rechts- 
geschäfte, Urkunden  u.  dgl.  a.   Hierher  gehören: 

a)  als  Vorläufer  des  modernen  EnregistremeDt  und  Stempels 
die  alten  Siegel-  und  Kanzleigelder,  droits  de  sceau. 

Sie  sind  seit  dem  15.  Jahrhundert  wiederholt  auf  neue  Fälle  ausgedehnt,  im 
Tarifsatz  erhöht  worden  (so  1594,  1619)  und  haben  Öfters  zu  Missbräuchen  der  Be- 
amten Gelegenheit  und  zu  Beschwerden  Anlass  gegeben. 

b)  Die  droits  de  contröle. 

15S1  für  ausssergerichtliche,  notarielle  u.  dgl.  Acte  eingeführt,  allmählich  weiter 
ausgedehnt  (1705  zeitweise  auf  Tauf-,  Heiraths-,  Begräbnissactcn,  1 70ft 
definitiv  auf  Privaturkunden),  erhöht  und  aus  einer  anfangs  bloss  fixen  Gebuhr  (p. 
Papierblatt,  höher  p.  Pergamentblatt)  zu  einer  gleichzeitig  proportionalen  Abgabe 
(172278%  Tür  Acte  bis  10,000,  "/,„  %  Uber  10,000  L.)  entwickelt.  Zu  diesem  Be- 
huf mussten  die  betreffenden  Acte  auszugsweise  in  ein  öffentliches  Register 
eingetragen  werden  u.  darüber  auf  der  Urkunde  eine  Eintragung  erfolgen  (s.  u. 
a.  Clam.  II,  238,  217,  Stourm  I,  395).  Diese  Einrichtung  und  Abgabe  findet  sich 
wesentlich  ebenso  im  heutigen  Enregistrement. 

c)  Eine  dritte  Abgabe  waren  die  droits  d' insinuation. 

Eine  Formalität  bei  Acten,  deren  Bestimmungen  zu  kennen  das  Publicum  in- 
tercssirt  ist,  daher  Eintragungszwang  in  ölfcntl.  Register  beeideter  Beamten  u.  Mit- 
theilung an  die  Interessenten;  besonders  für  Schenkungen  unter  Lebenden  1539  ein- 
geführt, allmählich  erweitert.  1553,  1703,  so  dass  eine  Reihe  wichtigor  sonstiger 
Rechtsgeschäfte  davon  betroffen  wurden  (Clam.  II,  110,  III,  72i,  auch  Legate,  mit 
Ausnahme  (170$)  von  Schenkungen  u.  Legaten  von  Ascendenten  an  Desccndcntcn; 
der  Steuersatz  war  1/4V.  In  der  -  ausgedehnteren  —  „transcription"  ist  im 
modernen  französischen  Recht  die  insinuation  ersetzt  (Stourm  I,  395). 

d)  Die  vierte  Abgabe  endlich  war  der  centieme  denier. 

Für  Eigen thumswechsel  von  Immobilien  unter  Lebenden  und  von  Todes- 
wegen, 1705  eingeführt  für  solchen  Wechsel  in  Folge  Heirathsvertrags  und  Erbgangs, 
ausser  in  directer  Linie,  später  erweitert,  zeitweise  auch  auf  „immeubles  fictifs" 
(Renten,  Acmter).  Die  Abgabe  ist  der  Vorläufer  der  ungemein  hohen  gegenwärtigen 
französischen  Mutationsabgaben.  Stourm  hat  nachgewiesen,  dass  die  älteren  tech- 
nischen Einrichtungen  dieser  Abgaben  schon  recht  vollkommen  u.  den  gegenwärtigen 
ähnlich  sind. 

8.  Der  Stempel  (timbre),  wesentlich  zur  Gattung  der  unter 
Nr.  7  genannten  Abgaben  gehörend,  aber  legislativ  apart  ausgebildet 
und  technisch  etwas  verschieden. 

Die  Einfuhrung  als  „droit  de  forin ule"  erfolgte  für  Papier  und  Pergament 
iut  Herstellung  von  Urkunden  1655.  Die  Stempelung  wurde  aber  erst  seit  einem 
neuen  Edict  v.  1671  allgemeiner  durchgesetzt.  Nur  gewisse  leichter  zu  erfassende 
Urkunden  waren  stempelpflichtig.  Tarif  von  1690  u.  1748,  nach  Grösse  des  Blatts 
(Clam.  II,  643,  III,  300).  Ertrag  zuletzt  an  6  Mill.  (Näheres  Stourm  I,  444  ff.). 
Auch  hier  waren  die  neuen  Grenzprovinzen  von  der  Stempclabgabe  frei.  Ausser- 
dem bestand  im  18.  Jahrhundert  die  oben  genannte  Papier- Verbrauchssteuer,  die 
Colbert  grossem  Widerstand  gegenüber  bald  wieder  hatte  fallen  lassen. 

Auch  bei  diesen  acht  Gattungen  indirecter  Verbrauchs- 
und Verkehrssteuern  gab  es  im  ancien  regime  nicht  nur, 
wie  bemerkt,  mancherlei  povinzielle,  locale  Verschiedenheiten  und 
Exemtionen.  Auch  Standes-  und  Personalprivilegien  (z.  B.  bei 
der  Salzsteuer)  durchlöcherten  ausserdem  das  Princip  der  „All- 
gemeinheit und  Gleichmässigkeit"  noch  bis  zuletzt  mehrfach. 
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§.  66.  Die  Regel  bei  den  meisten  dieser  Abgaben  war  die 
Verpachtung,  bei  welcher  im  18.  Jahrhundert  immer  mehr  die 
Neigung  hervortrat,  die  nächsten  Abgaben  in  Einer  Pacht  zu- 
sammenzufassen, den  fermes  g£nerales;  wohl  auch  mit  Rück- 
sicht auf  die  administrative  Zusammengehörigkeit  einiger  Gattungen 
nach  dem  Veranlagungs-,  Control-  und  Erhebungsdienst. 

In  den  schwierige»  Zeiten  des  spanischen  Erbfolgekriegs  mussten  indessen  die 
Zölle  der  5  »rosses  fermes  und  selbst  die  aides  und  gabelles  und  die  sonst  mit  ver- 
pachteten Dotnanialeinkünftc  in  eigene  Regie  genommen  werden,  da  man  keine  Pachter 
dafür  fand.  Nach  allgemeinerer  Kegie  kehrte  man  172b'  zur  Pacht  zurück.  Auch 
später  traten  noch  Wechsel  zwischen  Regie  u.  Pacht  ein ;  einzelne  Steuern,  z.  B.  auf 
Leder,  wurden  in  Kegie,  andere,  z.  B.  auf  Stärke  u.  Papier  in  Pacht  erhoben.  Die 
Unterschiede  zwischen  beiden  Systemen  waren  überhaupt  aber  inehr  nominell  als 
reell  ts.  u.).  Die  Pachtcontracte  wurden  regelmässig  auf  eine  Reihe  von  Jahren 
meist  0,  abgeschlossen,  auf  den  Kamen  eines  Mitglieds  der  Pachtgesellschaft,  in 
festen,  vom  Pächter  zu  versprechenden  Summen,  mit  Veranschlagung  der  einzelnen 
Hauptarten  von  Abgaben  bei  den  fermes  generale*,  mitunter  mit  Festsetzung  etwa» 
höherer  Jahressummen  für  Kriedensjahre,  etwas  niedrigerer  für  Kriegsjahre.  Die 
Zahlungsbedingungen  enthalten  manche  Nebenpuncte,  so  dass  aus  den  blossen  Summen 
des  Pachtschillings  die  Last  der  Pächter  nicht  genau  zu  ersehen  ist.  Krhebliche, 
übrigens  verzinsliche  Vorschüsse  sind  zu  machen,  der  König  behält  sich  Autheilc 
am  Gewinn  der  Pachter  vor,  wobei  sogar  einmal  das  Publicum  in  Porin  einer  Acticn- 
gesellschaft  partieipirt,  die  Zahlungstermine  werden  verschieden  geordnet,  ein  Fixum 
von  einigen  100,000  L.  fällt  bei  Äbschluss  des  Vertrags  au  den  (ieneralcontroleur, 
andere  Leistungen  zu  Gunsten  der  Beamten,  der  Pensionscassen  werden  den  Pächtern 
aufgelegt.  Durch  dergleichen  u.  durch  die  steigende  Goncurrenz  sind  im  Laufe  des 
is.  Jahrhunderts  die  ehemals  grossen  Gewinne  der  Pachter  (so  noch  bei  der  Ruck- 
kehr zur  Pacht  J72G)  jedenfalls  erheblich  verringert  worden.  (Viel  Details  bei  Clam.. 
z.  B.  III,  442,  Gewinn  der  Pächter  1774  ff.  bei  152  Mill.  Pachtsumme  der  fermes 
gener.  auf  6  Mill.  veranschlagt,  wovon  noch  1.651.000  L.  an  Pensionen  u.  an  gewisse 
betheiligte  Personen  abgingen). 

Am  Schlnss  des  ancien  regime  war  aber  das  Bedürfniss,  aus 
administrativ-technischen  Gründen  zu  verpachten,  kaum  mehr 
da,  mehr  nus  ereditpolitischen.  Uebrigens  bestand  zwischen 
der  damaligen  Regie  und  der  Pacht  für  das  fiscalische  Interesse 
kein  sehr  erheblicher  Unterschied  mehr. 

Vgl.  die  Ausfuhrungen  Neck  er 's,  adm.  d.  fin.  I.  134  II.  Die  damalige  Regie 
war  eigentlich  der  forme  im  Wesentlichen  gleich;  dort  hatten  die  „regisseurs"  einen 
Antheil  au  dem  eine  gewisse  Summe  ubersteigenden  Ertrage,  hier  der  König  an  dem 
die  Pachtsuminc  übersteigenden  Erfrage.  Regisseurs  und  Fermicrs  hatten  das  Be- 
triebscapital  zu  liefern  und  das  galt  noch  als  Gruud,  jiicht  zu  reiner  Regie  durch 
Staatsbeamte  mit  festen  Gehalten  überzugehen  (Necker  I,  180  II.).  Im  Uebrigcii 
trugen  die  Pachter  das  Risico  eines  hinter  der  Vertragssumme  zurückbleibenden  Er- 
trags, während  dies  bei  der  Regie  der  Staat  trug.  Necker  hat  einige  kleinere  Regie- 
verwaltungen  in  Eine  Generalregie  vereint 

§.  67.  Die  französischen  Finanzen  am  Scbluss  des 
ancien  regime.  Trotz  der  Fülle  historischer  und  legislativer 
Details  und  statistischen  Stoffs,  welcher  ftlr  das  französische  Finanz 
wesen  vorhanden,  veröffentlicht  und  zum  Theil  von  Necker  an  bis 
in  die  neueste  Zeit  ausgezeichnet  verarbeitet  worden  ist,  bekommt 
man  doch  nicht  leicht  ein  zusammenfassendes  Bild  mit  genauen 
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Daten  zum  Zweck  der  Vergleichung  mit  anderen  Staaten  und  mit 
der  heutigen  Zeit.  Dies  liegt  nicht  an  Mängeln  der  Bearbeitung 
des  Materials,  sondern  an  der  ganzen  Organisation  der  früheren 
Finanzverwaltung,  welche  prinzipiell  tinanzwissenschaftlich  ver- 
schiedene Einnahmen  —  so  die  steucrartigeu  und  privatrecht- 
lichen —  und  Ausgaben  nicht  gehörig  auseinanderscheiden  lässt. 

Die  Etats  und  Rechnungsabschlüsse  enthalten  auch  wesentlich  die  Nettozahlen, 
indem  von  den  Einnahmen  die  Erhebung>Kostcn.  aber,  zumal  früher,  aueh  eine  Menge 
Ausgaben  abgezogen  sind,  welche  gleich  zur  Zahlung  auf  die  *peciellen  Einnahmen 
angewiesen  waren.  Diese  Betrage  kamen  daher  nicht  an  die  Centralstclle  und  nur 
der  um  sie  schon  verkürzte  Einnahinebetrag  galt  hier  als  disponibel.  Hei  den  fermes 
kommen  überhaupt  nur  die  Reinerträge  in  die  Rechnungen.  (Vgl.  die  Etats  für  177311'. 
u.  deren  Berichtigung  bei  Ciamag.  III,  44'.»  H.) 

Man  kann  nur  ersehen,  dass  die  Einnahmen  in  den  1770er 
und  1780er  Jahren  schon  weittiberwiegend  steuerartige  und 
diese  etwa  zur  kleineren  Hälfte  directe,  zur  grösseren 
indirekte  Verbrauchs-  und  Verkehrssteuern  waren,  wobei 
nicht  zu  vergessen  ist,  dass  die  verpachteten  indirecten  hier  mit 
zu  kleinen,  weil  mit  Nettozahlen  erscheinen.  Bei  den  Ausgaben 
fallt  auf  den  ersten  Anblick  das  Vorwalten  der  Heeres-  und 
Marineausgaben  vor  den  Civilausgaben,  unter  letzteren  das 
weite  Zurückstehen  eigentlich  politisch,  kulturlich  und  volkswirt- 
schaftlich produetiver  neben  einem  allerdings  relativ  und  absolut 
sehr  bedeutenden  Aufwand  des  königlichen  Hofs  und  der 
königl.  Familie  auf.  Bei  näherer  Betrachtung  und  einer  wenn 
auch  nur  summarischen  Vergleichung  mit  den  jetzigen  Etats  zeigt 
sich  indessen ,  dass  die  grossen  drei  Hauptposten  der  Ausgaben, 
Schuld,  Heer  und  Flotte  und  Civil-  und  Finanzverwaltung  in  den 
letzten  Jahren  den  ancien  regime  nicht  wesentlich  in  ihren 
Quoten  von  der  gegenwärtigen  Vertheilung  dieser  Posten 
abweichen. 

Das  ist  das  RcMiltat  folgender  Uebersichten,  der  ersten  nach  Clamageran 
(III,  4M— 453)  für  1773,  der  zweiten  nach  Necker  für  den  Anfang  der  1780er 
Jahre,  wobei  fUr  da>  Verständnis*  der  einzeln,  u  Tosten  auf  die  Erläuterungen  Necker's 
verwiesen  werden  muss  (Einnahmen  I.  eh.  1,  l'cbers.  S.  3Ö  — 30,  Ausgaben  II,  eh.  12. 
IVbers.  S.  510 — 517).  Von  Necker  sind  soweit  als  möglich  Bruttoetats  gebildet 
worden,  die  aber  um  errncidli«  h  viele  Schätzungszahlen  enthalten.  Die  ClauiageranVhen 
Daten  stellen  nur  partiell  einen  Bruttoetat  auf.  In  Necker's  Zahlen  beziehen  sich 
einzelne  Posten  (so  die  <>ctrois.  Necker  I.  24).  auf  eigentlich  communale  Ein- 
nahmen mit,  wofür  aber  auch  unter  den  Ausgaben  die  Gegenposten  stehen.  W  o  es  sich 
um  technische  Benennungen  handelt,  die  deutsch  nicht  unzweideutig  wiederge- 
geben werden  können,  sind  die  französischen  Bezeichnungen  geblieben.  Die  Reihen- 
folge der  Posten  weicht  zum  Zweck  der  besseren  Kategerisirung  und  Systematisirung 
\on  Clamageran  und  Necker  ab.  Der  Werth  des  Livre  war  um  1773  fast  nicht  grösser 
mehr  als  der  des  Frank  (1.02  fr.,!. 
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I.  Etats  für  1773  in  MM.  L. 

A.  Einnahmen. 

1.  Meist  directe  u.  dgl.  .Steuern. 
Recettes  gener  


(Taillo  [1773]  66.17) 
(Capitation  [1768]  41.7U 
(Zwanziger  [1768]  34.0) 
Aus  d.  pays  d'  etat  .... 
(directe  u.indirecte) 
Zwanzigster  d.  Provinzen  .  . 

„  von  Paris  .  .  . 
Capit.  v.  Par.  und  des  arts 

et  mctiers  

Capit.  des  Hofs  

Steuer  des  „fremden44  Clerus  . 

Maltos.  Orden  

lOOstor  d.  Aemter  .... 
Zehnter  „de  rotenuc44,  Auiortis.- 
abgaben  u.  s.  w  


3.  Domänen  und  Forsten  (priv.- 

wirtbseb.  Einkünfte"}  .    .  . 

4.  Fenne  der  Posten  .... 
Summe  1 — 4 


136.00 


23.08 

0.13 

3.88 

2.05 
0.45 
0.5 1 
0.10 
2.00 

5J5 
173.95 

0.10 

7.71 
37L96 


28.36 
9.05 
14.91 
35.79 
23.10 


2.05 
15.58 
3.14 


davon   wesentl.  Steuern 

(1  u.  2)   360.85 

davon  andere  (3  u.  4)    .    .  14.11 
von  diesen  Einnahmen  „rein", 
d.  h.  für  andere  Ausgaben 

verfügbar  (s.  o.)    .    .    .    .  214.96 


2.  Meist  i  n d i re c t e  Steuern  (Ver- 
brauchs- u.  Verkehrest.) 

Formen  gener.  (netto)     .    .    .  132.00 
davon  grand.  gabeil.  . 
petit.  „ 
traites     .    .  . 
aides  .... 
Tfibak .... 
dorn,  d'  Occid. 
(Abgab,  von 
amerik.  Pro- 
dueten)    .  . 
dorn,  et  contrök 
Lothringen  .  . 
Zuschläge  dazu  (neue  sols  pour 

livre)   22.00 

Pacht  v.  Papier,  Stärke  u.  s.  w.  1.43 
Pacht  v.  Sccaux  und  Poissy 

(ConsumUbg.)   0.60 

Besondere  Pachten    ....  0.37 

Municip.-Octrois   1.08 

Flandr.  Consumt.abg.    .    .    .  0.3Ü 

Regie  des  dr.  rcunies    .    .    .  S.92 

„      „       rcserves  .    .    .  6.83 

„    „  sur  hypoth.  .    .  4.79 

Grundherrsch.  Rechte  (peages)  2.50 
Marc  d'or  (Gunst-  u.  Privil.- 

taxe>   0.40 

Zufäll.Einkünftc  (meist indirect)  5.68 


186.90 


B.  Ausgaben  1773  (Details,  abweichend  nach  Ergebnis*,  z.  B.  für  kön.  Haus 
hier  37.23  M.  L.,  bei  Ciamag.  Hl,  508). 


1.  Nicht-militärische. 
Köngl.  Haus  u.  Farn. 

Auswärtiges  

Gehaitc  des  Conseil  .  . 

Pensionen  

Geheime  Ausgaben  .  . 
Indische  Comp.  .  .  . 
Caisse  des  arrerages  .  . 
Zinsen,  Erlässe  u.  Kosten 

Finanzen   

Rückzahlungen  .... 
Bettler  u.  Vagabonden  . 


der 


32.00 
S.00 
4.50 
8.00 
8.00 
5.00 

20.00 

19.70 
3.00 
0.96 

109.16 


Militärische. 

Militär.  Ausgaben  (iucl.  Marc- 

■  hausse)  97.29 

Marine  u.  Coloniecn  ....  30.00 

"127.29 

236.45 

160.00 


Summa  1  u.  2 


3.  Abzüge  von  den  Einnahmen  . 
nämlich  Ziuscn  der  Schuld  u. 
Verwaltungsausgaben,  welche 
auf  Special-Einnabmecasseii 
angewiesen  waren ,  Erho- 
bungskosten,  von  den  Steuer- 
pachten abgesehen  u.  s.  w. 
Summa  aller  Ausgaben  .    .    .  396.45 

II.  Neck  er 's  Anschlag  für  den  Beginn  der  1780er  Jahre  in  Mill.  L. 
A.  Einnahmen. 


1.  Wesentlich  direet»;  Steuern. 

Zwanzigste   55.0 

3ler  Zwanzigstel   21.5 

Taille   91  0 

Latus:  167.5 


2.  Wesentlich  in  directe  Steuern. 

Fennes  gener  166.0 

Regie  gener  M.5 

Fermes  de  Sceaux  etc.  .    .    •  L_l_ 

Latus:  218.6 
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Transport : 

Capitation  

Localauflagen  

Steuern  des  Glems  .... 
Dir.  Steuern  Corsicas  c.  .  . 
Par.  Häuseret.  f.  Garde« nippt- n 
Wegefrohnden  oder  Steuern 
dafür   


Andere  Einnahmen 
Posten  .... 
Messagerie-Pacht  . 
Münze  .... 
Lotterie  .... 
Sa.  X.  :} 

Totalsumine  .    .  . 


B.  Ausgaben 

l.Hof  

König).  Haus  .  . 
Hauswache     .  . 
Gebäude  (meist  f.  Hof  i 
Ausgaben  f.  k.  Häuser 
Haus  d.  Königin 
Kön.  Familie  .  . 
Kön.  Prinzen  .  . 

2. Schuld    .    .  . 
Schuldzinsen  .  . 
Rückzahlungen 
Pensionen  .    .  . 

3.  Kriegsdepartcment 
Militär  .... 
Marine  .... 

4.  Auswärtiges  .  . 

5.  Staats  -  Civilverwal 

tung  .... 
a.  Innere  Verwaltung 
Justiz .    .  . 
Staatssecret.  und 
Vcrwalt.beamte 
Intendanten  d.  Pro- 
vinzen    .  . 
Polizei  .    .  . 
Justiz.    .    .  . 
Marechausse  (Art 

Gensdarm.)  . 
Bettlerdepots  . 
Gefängnisse .  . 
Provinzialausgabn 
Dgl.  in  Corsica 
Bes.  Ausg.  in  pays 

d'  etats  .  . 
Wohlthätigkeit. 
Bau  u.  Erhalt.  d.Ju 

stizgebäude  . 
Drucksachen 
Postintend.  u.  ge 
heime  Ausgab. 
Pariser  Pflaster 


■.  i 


Aufaug 

13.o 
0.2 
3.2 
1.5 
4.0 
.H.5 
8.3 

207.0 
27.5 
28.0 

105.0 
45.2 


2S.45 

4.0 

1.4 
2.1 
2.4 

4.0 
1.2 
0.4 

0.5 
0.8 

1.5 
l.S 

0.8 
0.2 

0.45 
00 


167.5 
41.5 
2.0 
11.0 
0.20 
0.3 

20.0 
212.50 

l  o.  :t 
1.1 

0.5 
JI1.5 

23.4 
585.0 

der  1780 

33.7 


Transport: 
Kcgie  des  poudre*  .... 
Dr.  de  marc  d'or  ..... 
Droits  in  deu  pays  d"  etat 
Aides  v.  Versailles  .... 
Indir.  Steuern  Corsicas  c.  .  . 
Gelegeutl.  Einkünfte  (meist  iu- 

•lirecte  Abg.)  

Verschied,  kl.  indir.  Abg.  .  . 
Gewisse  Abg.  an  Prinzen  u.  s.  w. 
Stcuerstrafen,  Pfändungen 

(meist  v.  indir.  Abg.)  .  . 
Domaniale   steuerartigo  Einn. 

(meist  Verkehrsteuern)  .  . 
Uetrois  


218.6 

0.8 
1.7 
10.5 
0.0 
0.34 

5.7 
2.5 
2.5 

7.5 

41.0 
27.0 


319.04 


er  Jahre  naeh  Necker. 

b.  Cultus  u.Untcrricht 
Kirchl.  Ausgaben  . 
Bes.  Ausg.  d.  franz. 

Glems .... 

Dsgl.  des  . .frem- 
den" .... 

Universit.,  Collegs 

Akademie  .  .  . 
202.5  Bibliothek   .    .  . 

Pflanzengarten  etc. 

c.  Volkswirthsch.  Ver- 

waltung .    .  . 
150.8  Brücken  und 

Chausseen    .  . 
Strassenbau     .  . 
8.5  Gestüt  .... 

Ennuntcr.  d.  Han- 
02.122  dels    .    .    .  . 

Postau  sgaben  .  . 
0.  Finanzverwaltung  . 
Erhobungskostcu  d. 

Steuern  .... 
Kosten    des  königl. 

Schatzes  u.  s.  w. 
Verschied.  Gehalte  . 
Gew.  Vergütungen  f. 
Steuerfreiheiten  u. 
dergleichen     .  . 
Orden  des  hl.  Geists 
(Ehrensold) .    .  . 
Verschied.  Ausgaben 
Unvorhcrgeseh.  Aus- 
gaben .... 
Zur  Abrundung  .  . 
7.  Ausgaben  der 

Städte  u.  s.  w.  . 
Summe   aller  Aus- 
gaben    .    .    .  . 


3.472 
1.0 

0.75 

0.05 
0.0 
0.3 
0.1 

0.072 

30.2 

$.0 
20.0 
0.8 

0.8 
0.0 

60.378 

58.0 

2.0 
0.4 


OS 

0.0 
1.5 

3.0 
0.07s 


26.0 
010.0 
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Diese  Kubricirung  entspricht  so  viel  als  möglich  einem  modernen  Staatshaus- 
haltetat. Einige  Posten  lassen  sieb  freilich  auch  anders  vertheilen,  z.  B.  die  Pen- 
sionen unter  die  Finanzvcrwalfnng  stellen.  Die  damaligen  Pensionen  sind  doch  bereits 
überwiegend  reell  erworbene,  nicht  mehr  bloss  (iilnstlingspensionen.  Im  heutigen 
fntiiiösischci!  Budget  werden  sie  indessen  auch  zur  Schuld  gerechuet.  Bei  den  ein- 
zelnen Posten,  die  hier  unter  innere  Verwaltung,  Justiz  u.  Finanzverwaltung  gestellt 
sind,  lüsst  sich  die  Einreihung  nicht  ganz  sicher  richtig  machen. 

Vergleicht  man  einen  solchen  Etat  der  letzten  Jahre  des  ancien 
regime  mit  einem  gegenwärtigen  französischen,  z.  B.  dem  für  1886, 
so  ergiebt  sich  wie  bemerkt,  in  den  Quoten  der  einzelnen 
Hauptrubriken  der  Ausgaben  kaum  eine  Veränderung! 
Das  Kriegsdepartement  beanspruchte  schon  damals  wie  jetzt 
etwa  1  4  der  Gcsammtausgabe,  allerdings  etwas  mehr  damals  unter 
Ausscheidung  nicht  staatlicher  Ausgaben  (für  die  Städte,  die 
Strassen).  Auch  der  Schuld  etat  ist  in  beiden  Fällen  annähernd 
der  gleiche  (c.  44%).  „Das  Jahrhundert  der  Revolutionen"  hat 
also  hier  nicht  viel  geändert.  Nur  die  Hofausgabe  ist  zeitweilig 
fortgefallen.  Die  gesammte  Civil-  und  Finanz  Verwaltung 
verlangt  wiederum  eben  dieselbe  Quote.  Aber  die  Gesammtausgabe 
hat  sich  absolut  von  1780  bis  1886  verfünffacht.  (1886  Gc- 
sammtausgabe 3171»  Mill.  Fr.)  In  der  Nothwendigkeit,  dafür 
Einnahmen  zu  beschaffen,  lag  das  Problem  für  die  französische 
Besteuerung,  die  •  sich  doch  annähernd  etwa  ebenso  entwickeln 
mnsste  und  das  auch  gethan  hat.  Die  übertriebene  Creditwirth- 
schaft  im  ancien  regime  des  18.  Jahrhunderts  findet  ihr  Analogon 
nur  wieder  in  derjenigen  des  modernen  französischen  Staats  im 
lih  Jahrhundert.  Alles  wohl  wiederum  Belege,  dass  die  politischen 
„Verfassungsformen"  auch  auf  dem  finanziellen  Gebiete,  wie  auf 
so  manchem  anderen,  wenigstens  in  Frankreich,  nicht  die  ihnen 
gerade  hier  so  gern  beigelegte  Bedeutung  besitzen. 

6.  Abschnitt. 

Britisches  Finanz-  und  Steuerwesen  bis  Anfeng  des  19.  Jahr- 
hunderts (1815). 

1.  Einleitung  und  Uebersicht. 

§.  68.  Wie  Frankreich  so  besitzt  auch  England  eine  tüchtige 
finanzgcscliiclitliche  Literatur.  Es  erklärt  sich  dies  ebenfalls  aus 
der  frühzeitigeren  Ausbildung  eines  einheitlichen  Staatswesens,  für 
welches  das  bezügliche  legislative  und  statistische  Material  über 
Finanzsachen  zudem  durch  die  parlamentarische  Verfassung  leichter 
zugänglich  gemacht  worden  ist.    Der  enge  Zusammenhang  der 
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Finanz-  und  besonders  der  Steuerverhältnisse  mit  der  Gestaltung 
und  Weiterentwicklung  des  Staatsrechts,  namentlich  mit  den  Be- 
ziehungen zwischen  Königthum  und  Parlament  von  den  Zeiten  des 
normannischen  Lehensstaats  an  hat  es  dabei  freilich  bewirkt,  dass 
in  den  meisten  Bearbeitungen  der  Finanz-  und  Steuergeschichte, 
selbst  in  den  betreffenden  Spezialschiffen,  das  staatsrechtliche 
Moment  —  das  „finanzhoheitliche"  Gneist's  —  vor  dem  uns  hier 
allein  näher  angehenden  technisch -administrativen  voran  steht, 
in  den  rechtsgeschichtlichen  und  staatsrechtlichen  Schriften  natürlich 
vollends.  Demnach  wird  diese  Seite  und  mit  ihr  die  eigentlich 
tinanz wissenschaftliche  auch  in  den  Werken  der  letztgenannten  Art 
nicht  in  dem  Maasse  wie  in  der  Kegel  in  continentalen  Schriften 
Uber  die  Verhältnisse  continentaler  Staaten  nebensächlich  behandelt 
oder  nur  flüchtig  oder  gar  nicht  berührt.  Die  Einsicht,  dass  die 
wirkliche  Bedeutung  einer  Finanzmaas^regel ,  einer  Steuer  erst  in 
der  Art  ihrer  praktischen  Durchführung  ordentlich  hervor- 
tritt, m.  a.  W. ,  dass  auch  hier  die  Steuerverwaltung  ebenso 
wichtig  und  mitunter  selbst  wichtiger  als  die  Steuer  Verfassung 
ist ,  hat  in  der  englischen  Gesetzgebung  und  in  den  sich  an- 
schliessenden Verordnungen  und  Maassregeln  der  Verwaltung  zur 
Ausführung  frühzeitig  zu  einer  besonderen  Berücksichtigung  der 
technisch -administrativen  Seiten  gefuhrt,  z.  B.  in  Betreff  des  Ver- 
anlagungsverfahrens und  der  Erhebung  der  älteren  directen  Heuern, 
der  Communal-,  Armensteuern,  auch  der  neueren  Einkommensteuern. 
Dadurch  ist  auch  die  Aufmerksamkeit  der  Rechtshistoriker  und 
selbst  der  allgemeinen  Historiker  auf  diese  Seiten  der  Finanz-  und 
Steuerverhältnisse  Englands  mehr  hingelenkt  worden,  so  dass  die 
Darstellungen  dieser  Schriftsteller  dem  Finanztheoretiker  und  Prak- 
tiker in  diesem  Punkte  mehr  zu  bieten  pflegen  als  etwa  die  deutschen 
geschichtlichen  und  staatsrechtlichen  Werke  über  die  analogen 
deutschen  Verhältnisse. 

Wie  die  allgemeine  und  die  Geschichte  des  öffentlichen  Rechts, 
so  hat  auch  die  englische  Finanzgeschtchte  durch  die  nor- 
mannische Eroberung  eineu  scharfen  Einschnitt  erhalten,  der 
auf  Jahrhunderte  hinaus  bemerkbar  bleibt.  Im  normannischen 
Lehensstaat  entwickelt  sich  frühzeitiger  und  grossartiger  ein  selb- 
ständiges staatliches  Finanz-  und  Steuerwesen  und  ein  geordneter 
staatlicher  Finanzdienst,  welcher  sich  im  Schatzamt  (Exchequer) 
als  oberster  Cassen-,  Rechnungs-  und  Controlinstanz  concentrirt. 
Seit  der  Magna  Charta,  genauer  seit  der  sich  an  diese  anknüpfenden 
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Entwicklung  der  reicbsständischen  Verhältnisse ,  speciell  seit  1297, 
entsteht  dann  ein  förmliches  parlamentarisches  Steuer- 
bewilligungsrc cht  gegenüber  dem  Königthum,  das  anfangs 
mehr  nur  für  directe  Steuern,  sputer  auch  für  die  im  Uebrigen 
zum  alten  Kronrecht  gehörenden  (alten)  Zölle  (besonders  an  den 
Häfen,  für  den  auswärtigen  Verkehr)  und  für  neue  indirecte 
Abgaben  (in  Form  von  Zöllen,  inneren  Accisen,  Verkehrs- 
steuern) eine  durchschlagende  praktische  Bedeutung  gewinnt.  Um 
so  bemerkenswerther,  da  gerade  die  auf  Bewilligung  der  scutagia 
und  auxilia  bezüglichen  Artikel  12  und  14  der  Magna  charta  in 
die  späteren  Erneuerungen  oder  Bestätigungen  dieser  Acte  nicht 
mit  übergegangen  sind.  Durch  die  Ausbildung  des  Parlaments, 
wobei  das  —  nicht  in  continentaler  Art  curienweise  Tagen,  sondern 
frühzeitig  erreichte  —  vereinte  Tagen  und  Lastentragen  der  im 
Parlament,  im  Oberhaus  und  in  dem  in  Finanz-  und  Steuersachen 
früh  entscheidend  werdenden  Unterhaus  vereinigten  verschiedenen 
Stände  und  Classen  wichtig  wird,  wird  in  England  weit  früher  als 
auf  dem  Continente  der  Gedanke  der  Steuerpflicht  im  öffent- 
lichen Interesse  eine  reale  Macht.  Er  führt,  auch  wenn  die 
Steuern  nur  auf  bestimmte  kurze  Zeiten  und  nur  für  bestimmte 
Verwendungszwecke  bewilligt  werden,  eben  doch  zur  Uebernahmc 
von  Steuern  um  des  Staates,  des  „Gemeinwesens"  willen. 
Als  dann  die  langen  französischen  Kriege  und  die  inneren  dynas- 
tischen Kämpfe  in  den  letzten  Jahrhunderten  des  Mittelalters  das 
alte  ohnehin  verminderte  königliche  Einkommen  aus  dem  Do- 
manium  und  aus  den  früher  ungemein  bedeutenden  Lehens - 
gefällen  und  Hoheitsrechten  (Gerichts-,  Polizeihoheit)  un- 
zureichend machen,  wird  dieses  Einkoramen  im  königlichen  wie 
im  Staatsinteresse  durch  Steuerbewilligungen,  besonders  von  ge- 
wissen Zöllen,  auf  die  Lebenszeit  jedes  Monarchen  ergänzt  und  so 
die  Steuer  eigentlich  schon  permanent  gemacht.  Beachtenswerth 
ist  dabei,  dass  bis  zum  17.  Jahrhundert  von  indirecten  Steuern 
wesentlich  nur  Zölle,  besonders  die  Ausfuhrzölle  auf  die  eng- 
lischen Stapelartikel  Wolle,  W  oll  feile,  Leder  und  die  Ein- 
fuhrzölle auf  Wein  bestehen,  innere  indirecte  Verbrauchssteuern, 
die  den  Briten  so  anstössigen  continentalen  „Accisen"  (excises), 
sogar  Bier-  und  Salzsteuern,  die  so  früh  auf  dem  Continent  be- 
liebten, dagegen  fehlen:  also  keine  Besteuerung  noth wen- 
diger Lebensmittel.  Auch  die  directen  Steuern  sind,  von 
einem  Thcil  der  älteren   tallagia  und  der  nur  vorübergehend 
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vorgekommenen,  übrigens  bisweilen  classificirten  Kopfsteuern 
abgesehen,  in  der  früheren  Zeit  so  aufgelegt,  dass  sie  die  unteren 
C lassen  frei  lassen  oder  nur  massig  treffen  (allgemeine  Ver- 
mögen-, Einkommensteuern,  Zehnter  und  Fünfzehnter, 
Grundstenern).  Finanz-  und  steuergeschichtlich,  mit  Rücksicht 
auf  Höhe  und  Arten  der  Besteuerung,  kann  man  wohl  die  Zeit  bis 
zur  ersten  Revolution  oder  etwa  bis  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  als 
die  „ältere  Periode"  zusammenfassen,  wenn  auch  seit  dem  15. 
und  mehr  noch  im  16.  Jahrhundert  schon  erheblichere  Entwicklungen 
und  Umgestaltungen  gegen  die  frühere  Zeit  eingetreten  sind. 

§.  69.  Mit  der  ersten  Revolution,  der  Republik  und  der  Stuart'- 
schen  Restauration  beginnt  eine  zweite  „neuere  Periode",  welche 
bis  zum  Scbluss  des  ersten  französischen  Krieges  (1815)  gerechnet 
werden  mag.  Bei  immer  grösserem  Mangel  älterer  Einnahmen  aus 
Domanium,  Hoheitsrechten,  Lehensverhältnissen,  mehr  freilich  noch 
wegen  der  allgemeinen  und  wegen  der  durch  Revolution  und  Kriege 
veranlassten  Steigerung  der  Ausgaben  und  bald  auch  wegen  des 
Anwachsens  einer  grossen  verzinslichen  Staatsschuld  erlangt  die 
Besteuerung  mit  und  seit  der  ersten  Revolution  eine  immer  grössere 
Ausdehnung.  Auch  die  neuen  Steuern  werden  bei  dem  Verbleiben 
der  Staatslasten  thatsächlich  bleibende,  ganz  neue  Steuerarten 
kommen  auf,  die  älteren  werden  ergiebiger  gemacht,  vielfache  Ver- 
änderungen, oft  nur  Experimente,  im  17.  und  mehr  noch  im  18.  Jahr- 
hundert deutlich  mit  unter  dem  Einfluss  der  parlamentarischen 
Verfassung  und  des  Wechsels  der  Parteien  in  der  Regierung,  er- 
folgen. Die  älteren  Formen  der  directen  Besteuerung  werden 
mehr  verlassen,  nachdem  die  Republik  mit  schwereren  directen 
Steuern  („Monats  an  lagen"),  neben  ihren  indirecten,  operirt 
hat.  Im  18.  Jahrhundert  bleibt  die  directe  Besteuerung  von  Ver- 
mögen und  Einkommen  ganz  zurück.  Die  1692  neu  regulirtc 
Landsteuer  (landtax)  wird  thatsächlich  immer  mehr  eine  länd- 
liche Grundsteuer,  übrigens  noch  mit  wechselndem  (Friedens-  und 
Kriegs-)  Fusse  im  18.  Jahrhundert.  Neben  ihr  besteht  nur  noch 
zeitweilig  eine  Haussteuer.  Nur  in  der  Ausbildung  ziemlich 
hoher  directer  Luxussteuern  findet  im  18.  Jahrhundert  die 
indirecte  Verbrauchsbesteuerung  einigermassen  eine  Ergänzung  zu 
Lasten  der  oberen  Classen.  Im  Uebrigen  ist  seit  der  Republik 
und  immer  mehr  in  den  folgenden  Kriegsperioden  der  Schwerpunkt 
der  Besteuerung  in  hohe  und  drückende  indirecte  Ver- 
brauchssteuern,   Zölle,   innere  Acciscn,   auf  Getränke, 
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Colonialwaaren,  jetzt  auch  Salz  und  sogar  auf  Manufactur-  und 
Rohstoffe  gelegt  worden:  im  Ganzen  doch  eine  zu  einseitige,  von 
Classeninteressen  der  höheren  Stände  nicht  freie  Steuerpolitik. 
Daneben  beginnen  auch  die  Verkehrsteuern  in  Stcmpelforni 
und  die  Erbschaftssteuern  sich  zu  entwickeln.  Jede  der  zahl- 
reichen Kriegsperioden  des  18.  Jahrhunderts,  besonders  der  spanische 
Erbfolgekrieg,  der  siebenjährige,  der  amerikanische  Unabhängig- 
keitskrieg führt  zu  einer  grossen  bleibenden  Schuld-  und  Steuer- 
vermehl ung.  In  den  Kriegen  der  französischen  Revolutionszeit 
geht  diese  Entwicklung  nur  noch  schneller  und  stärker  vor  sich. 
Die  enorme  indireetc  Besteuerung  wird  hier  aber  wenigstens 
durch  Ausdehnung  und  Steigerung  der  directen  Luxus  steuern , 
der  Erbschaftssteuern  und  besonders  durch  eine  sehr  hohe 
Einkommensteuer  ergänzt.  Eine  übrigens  schon  ältere  englische 
Eigentümlichkeit  ist  die  Besteuerung  gewisser  Gewerbe  in  Form 
von  Licenzen,  wesentlich  zur  Ergänzung  der  Verbrauchssteuern 
( Wirtschaften ,  Schankhäuser  und  andere  derlei  Geschäfte,  be- 
sonders für  accisepfliehtige  Artikel). 

Ergiebiger,  beweglicher,  mehr  dem  Finanzbedarf  und  seinem 
riesigen  Wachsthum  sich  anschmiegend,  als  die  continentalen ,  be- 
sonders die  deutschen  und  französischen  Steuersysteme,  war  das 
britische  im  18.  und  bis  zum  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  gewiss 
geworden.  Manches  Einzelne  war  seit  dem  17.  Jahrhundert  hol- 
ländischen Mustern  nachgeahmt.  Ende  des  18.  Jahrhunderts 
scheint  Ad.  Smith  auf  die  Steuerplänc  der  FiuanzmHnner  einen 
gewissen  Einfluss  erlangt  zu  haben.  Die  ganze  Besteuerung  mit 
ihren  Zöllen,  Acciscn,  Verkehrssteuern,  hohen  Luxussteuern,  Erb- 
schafts- und  Einkommensteuern  entsprach  den  Verhältnissen  eines 
Landes,  dessen  Volkswirtschaft  aus  der  „Agriculturperiodc"  in  die 
„Manufactur-  und  Handelsperiode"  hinüber  gelangt  war,  einiger- 
ma8sen,  wenn  auch  das  Zollsystem  nicht  nur  nach  seiner  protec- 
tionistischen ,  sondern  auch  nach  seiner  fiscalischen  Seite  dem 
Handel  schwere  Lasten  und  Belästigungen  auflegte.  Da  wenigstens 
ausser  Salz  die  nothweudigsten  Lebensmittel  von  inneren  Acciseu 
frei  waren,  bei  den  damaligen  Productions-,  Bezugs-  und  Absatz- 
verhältnissen die  Zölle  dafür  (Kornzölle)  auch  nicht  erheblich  als 
Belastungs-  und  Vertheuerungsmomente  in  Betracht  kamen,  und 
die  „kleinen  Leute"  sonst  kaum  directe  Staatssteuern  zahlten ,  so 
war  eine  solche  Ueberblirdung  der  unteren  Gassen  wie  in  Frank- 
reich durch  Taille,  (tetriinke-,  Salzstcuern,  Octrois  oder  auch  wie 
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in  Preussen  durch  Contribution,  Salzregal  und  Accise  zwar  in  Eng- 
land nicht  vorhanden.  Die  Korn-  und  Viehzölle  wirkten  erst  nach 
dieser  Zeit  in  unserem  Jahrhundert  stärker  nach  unten  zu  belastend 
ein,  wenn  auch  die  alteren  Korn  -  Exportprämien  wohl  etwas  preis- 
steigernden Einfluss  hatten.  Aber  von  einer  nur  leidlich  gleich- 
mässigen  Besteuerung  der  einzelnen  Volksclassen  und  von  einer 
Vertheilung  der  Steuerlast  nach  richtigen  volkswirtschaftlichen 
Gründen  konnte  auch  in  Grossbritannien  nicht  die  Rede  sein.  Die 
eigentümliche  Communal-,  auch  Armenbesteuerung,  mit  ihrem 
leitenden,  partiell,  aber  eben  doch  nur  partiell  richtigen  Grund- 
satz, wesentlich  bloss  den  Benutzer  von  Realitäten  zu  belasten, 
beruhte  wenigstens  auf  einem  klaren  Princip.  Die  Staatsbesteuernng 
erscheint  dagegen  schon  vor  den  französischen  Kriegen  und  vollends 
am  Schluss  derselben  doch  ebenso  systemlos  als  masslos. 

i 

S.  über  die  britische  Kinanzlite  ratur  Tin.  I,  3  A.  S.  55  u.  57.  Aeltere* 
Hauptwerk  für  die  ältere  Zeit  ist  Th.  Madox,  history  and  anti^uides  of  th«  exche- 
}uer  of  the  Kings  of  England«  2.  e<l.  Lond.  1709,  2  vol.,  noc  h  heute  nicht  ganz  er- 
setzt, auch  Gneist's  Darstellung  der  bezüglichen  Particen  mehrfach  mit  zu  Grunde 
liegend.  Ferner  Sinclair,  bist,  of  the  public  revenue  of  the  brit.  empire  2.  vol.  3.  od. 
Lond.  1*»03.  Cunningham.  bist  of  customs.  aids.  subsidies  etc.  fr.  Will,  the  eonqueror 
to  the  year  1 77S.  3.  ed.  Lond.  1778.  Doubleday.  tinanrial  etc.  history  of  Engl.. 
Lond.  1>47.  W.Taylor,  hist.  of  taxation  of  Engl.,  Lond.  1853.  Jetzt  vornehmlich 
«las  vichtigste  und  umfassendste  neue  Kachwerk:  St.  Do  well,  history  of  taxation  and 
laxes  in  England,  from  the  earliest  tiiues  to  the  present  day  (18S3),  4  vol.  Lond. 
1S£4,  welchem  Werke  eine  sketch  of  the  history  of  tases  (Lond.  ls'ti)  voranging. 
Recht  zweckmässig  ist  hier  in  den  beiden  ersten  Bänden  die  Entwicklungsgeschichte 
d^r  Gesammtbesteuerung  und  der  damit  zusammenhängenden  Kilian  zrcrhältnisse  (andere 
Kinnahmen,  Ausgaben,  Staatsschuld)  in  fortlaufender  Darstellung  gegeben,  mit  Rück- 
sicht auf  die  politischen  und*  allgemeinen  geschichtlichen  Verhältnisse ,  ohne  diesen 
jedoch  (vielleicht  von  dem  etwas  breiten  Eingehen  auf  die  parlamentarischen  Regierungs- 
wechsel im  IS.  und  10.  Jahrhundert  abgesehen)  zuviel  Kaum  zu  widmen.  In  den 
beiden  folgenden  Bänden  werden  dann  in  systematischer  Reihenfolge  die  einzelneu 
Stenern  in  ihrer  Entwicklung  und  ihrer  administrativ-technischen  Einrichtung  genauer 
'»«handelt  Dowell's  Werk  liegt  der  folgenden  Skizze  vornehmlich  zu  Grunde.  Aus 
der  deutschen  Kachliteratur  ist  das  Hauptwerk  W.  Yocke's  vortreffliche  „Geschichte 
der  Steuern  des  britischen  Reiches",  Leipz.  1  .  von  dem  eine  neue  Auflage  und 
Fortsetzung  bis  zur  Gegenwart  erwünscht  wäre.  V  ecke  's  Werk  behandelt  manche 
technisch -administrative  Puncte  vorzüglich  und  eingehender  als  (incist  und  selbst 
als  Dow  eil,  wie  es  überhaupt  auch  durch  des  letzteren  Werk  nicht  ersetzt,  wenn 
auch,  wie  gleichfalls  durch  Gueist,  da  und  dort  berichtigt  wird.  Es  hat  den  Vorzug 
•iner  streng  systematisiretiden  und  dadurch  manche  Puncto  besser  als  die  rein 
historische  Darstellung  klärenden  Behandlung  des  Stoffs  vor  anderen  Werken  voraus. 
Kur  das  15.  und  16.  Jahrhundert  bietet  G.  Sc  ha  uz'  ,  .englische  Handelspolitik  gegen 
Ende  des  Mittelalters  4  2.  B.  Leipz.  lsSl,  passim  Einzelnes,  besonders  gehört  der  Ab- 
schnitt über  die  Zölle,  B.  LS.  1  ff.,  hierher.  Sou>t  auch  Porter's  progr.  of  the 
nations.  Tooke's  hist.  of  priecs  (deutseh  v.  Asher\  L.  Levi.  hist.  of  brit.  commerce, 
Lond.  I8T1. 

Die  reiche  verfassungsgeschichtliche  und  verwandte  Literatur  behandelt,  wie  be- 
merkt, die  Finanz»  und  Steuerverhältnisse  mehr  oder  weniger  eingehend  mit.  Ueber- 
sicht  der  wichtigeren  neueren  Werke  in  Mühlbrecht's  Wegweiser  S.  280  und  in 
Noten  der  Gneist's»  hen  Schriften.    Unter  den  neueren  ist  als  eines  der  besten 
und  umfassendsten  W.  Stubbs'  con&titutiounl  history  zu  nennen.    Hier  muss  es  ge- 
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nUgen,  auf  Gneist's  bezugliche  Werke  hinzuweisen,  in  denen,  meistens  in  den  Ab- 
schnitten von  der  „Finanzhoheit",  die  wichtigsten  Pnncte  der  geschichtlichen  Ent- 
wicklung, der  Verfassung  und.  besonders  bei  den  directen  Steuern,  auch  der  Aus- 
führung und  Verwaltung  der  Besteuerung  klar  dargestellt  werden.  S.  R.  Gneist, 
englische  Verfassungsgeschichte,  Bert.  18S2,  ders.  das  englische  Verwaltungsrecht, 
2.  Aufl.  Berl.  1367,  2  B..  3.  Aufl.,  „nach  deutscher  Systematik  umgestaltet",  2.  B. 
Berl.  1883  —  84,  ferner  Selfgorcmment ,  Communakerfassung  u.  s.  w.  in  England. 
Berl.  1871;  dazu  die  jüngst  erschienene  kleinere  Schrift:  das  englische  Parlament  in 
tausendjährigen  Wandlungen,  Berl.  1886.  Register  und  genauere  Inhaltsübersichten 
erleichtem  die  Auffindung  der  Darstellungen  der  finanziellen  Verhältnisse  in  Gneist's 
grossen  Werken.  Aber  auch  in  den  anderen  Abschnitten  findet  sich  manche  beachtens- 
werte Thatsache  und  Aeusscrung  über  englische  Finanz-  und  Steuersachen,  wenn 
man  auch  die  englischen  Vorgängen  sich  anschliessende  principiellc  steuerpolitische 
Ansicht  Gneist's  über  directe  und  indirecte,  Personal-,  Real-,  Verbrauchssteuern  und 
deren  specielle  Verwendung  für  Staats-,  Commnnal-  und  Reichszwecke,  als  zu  sehr 
zugespitzt  und  complicirte  Fragen  nach  einer  zu  einfachen  Formel  lösend,  nicht  ganz 
theile»  wird. 

2.  Aeltere  Periode  (bis  Mitte  des  17.  Jahrhunderts,  oder 

bis  zur  ersten  Revolution). 

§.  70.  —  I.  Angelsächsische  Zeit.  Es  ist  nicht  über- 
raschend und  nur  ein  neuer  Beleg  für  die  abgesonderte  Ent- 
wicklung der  britischen  Inseln,  dass  von  der  auf  diesen  einst 
ebenfalls  eingeführten  römischen  Steuerverfassung  nach  der  Ver- 
treibung der  römischen  Herrschaft  nicht  einmal  Spuren  zurück- 
geblieben zu  sein  scheinen. 

In  der  angelsächsischen  Staatsbildung  ist  der  König,  wie 
in  der  fränkischen  Monarchie,  für  seinen  Hof-  und  Hausbedarf  und 
für  die  zum  Königthum  gehörenden  öffentlichen  Thätigkeiten  gleich- 
falls vor  Allem  auf  sein  grosses  Do mani um,  das  er,  wie  andere 
Grossgrundbesitzer  als  Privateigenthum  (böcland)  besass,  angewiesen. 
Dazu  traten  Einkünfte  aus  nutzbaren  Rechten  an  öffentlichem ,  Ein- 
zelnen zur  Nutzung  Uberlassenen  Land  (folkland),  besonders 
wohl  Naturallieferungen.  Aus  dem  obersten  Verfügungsrecbt  des 
Königs  über  das  Folkland  und  über  die  darauf  angelegten  Häfen 
und  Strassen  wird  bereits  in  dieser  Periode  ein  bis  in  die  spätere 
Zeit  (selbst  noch  bis  in  das  17.  und  18.  Jahrhundert)  anerkanntes 
Recht  des  Königs  zur  Regelung  des  Verkehrs  der  Märkte,  des 
Handels  u.  s.  w.  und  hieraus  wieder  das  Recht  zur  Bezollung 
des  Verkehres  abgeleitet.  Zölle,  Steuer-  und  gebührenartiger 
Natur,  sind  also  auch  in  England  uralt.  Die  Verp  flieh  tun  g  zur 
Stellung  und  Ausrüstung  von  Schiffen  seitens  der  Shires 
und  Hundertschaften  in  Kriegsgefahr  führte  wohl  bereite  zu  steuer- 
artigen Zahlungen  („Zwecksteuern"),  um  die  betreffenden  Kosten 
aufzubringen  („Schiffgeld").    Rauch-  oder  Heerdsteuern 
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sind  nicht  ganz  unbekannt.  Zur  Einführung  einer  eigentlichen 
directen,  zunächst  ausserordentlichen  Steuer  führen  sodann  die 
Kämpfe  mit  Dänen  und  Normannen.  Zur  Zahlung  von  Tributen 
wird  eine  Hufensteuer  von  allem  Grundbesitz  erhoben, 
von  der  hida  zu  100,  bez.  120  Acres,  das  sog.  Dänengeld. 
Diese  später  im  Betrag  für  die  Hufe  tixirte  Steuer  bleibt  dann 
eine  unperiodische  königliche  Abgabe,  welche  besonders  bei 
drohender  Kriegsgefahr  gefordert  zu  sein  scheint.  Förmlich  auf- 
gehoben wird  sie  am  Schluss  der  angelsächsischen  Periode  unter 
Eduard  dem  Bekenner,  doch  kommt  der  Name  noch  in  der  nor- 
mannischen Zeit  vor,  vielleicht  nur  als  Belastungs-  und  Vertheilungs- 
fuss  anderer  Abgaben.  Weitere  mannigfaltige  und  im  Gesamrat- 
betrag  erhebliche  Einkünfte  von  schwer  genau  zu  bestimmendein, 
Uberwiegend  jedoch  wohl  geh  Ii  hrenar  tigern  finanzwirthschaft- 
lichen  Charakter  knüpfen  sich  an  die  Ausübung  der  Hoheits-. 
rechte,  besonders  der  Kriegs-,  Gerichts-,  Polizeihoheit  und 
au  einzelne  besondere  Gerechtsame  (an  Forsten,  an  gewissen 
Bergwerken,  Strandgut,  herrenlosem  Gut  u.  s.  w.). 

Dowell  I,  8—12,  Gneist,  englische  Vcrfass.-Geschichte  S.S.  24—29,  S.  174. 
Note,  wo  die  plausible  Meinung  geäussert  wird,  das  in  der  normannischen  Zeit  er- 
vihnte  „Dänengeld''  einzelner  Grundstücke  sei  hier  die  feststehende  alte  Taxe  des 
(irundertrags,  nach  der  die  späteren  tallagia,  doua,  auxilia  aufgelegt  worden  seien. 
Bei  der  vorherrschenden  Naturalwirtschaft  und  den  mancherlei  Verpflichtungen  der 
Besitzer  und  Bebaucr  des  Folklaud  zu  Leistungen  und  Lieferungen,  ferner  bei  deu 
aus  der  Kriegshoheit,  Polizeihoheit,  Gerichtshoheit  fliessenden  Dienstpflichten  (Burg- 
bau), Schutzabgaben,  Bussen,  welche  letzteren  auch  in  der  angelsächsischen  Zeit  be- 
reits wichtig  sind,  lässt  sich  auch  in  England  wie  auf  dem  Continent  der  ökonomische 
nnd  rechtliche  Character  einer  Abgabe  u.  s.  w.  in  dieser  Periode  nicht  sicher  fest- 
stellen. Namentlich  bleibt  die  Entscheidung,  ob  eine  solche  Abgabe  als  wirkliche 
Steuer  aufzufassen,  öfters  streitig.  Die  englischen  Autoren  nehmen  es  häufiger  an, 
als  Gneist  und  andere  Deutsche. 

II.  Zeit  des  englisch-normannischen  Lehensstaats 
und  seiner  Fortbildung  bis  zur  ersten  Revolution. 

§.  72.  Die  normannischen  Herrscher  haben  das  bestehende  angel- 
sächsische Finanzrecht  und  die  daraus  für  den  König  folgenden 
Gerechtsame  und  Einkünfte  im  Wesentlichen  erhalten.  Durch  die 
ungemein  ausgedehnten  Confiscationen  wurde  aber  das  Domanium 
ausserordentlich  vergrössert.  Die  Vergebung  des  Landes  nach 
Feudalrecht,  an  Kronvasallen  und  von  diesen  an  Aftervasallen, 
die  vollständige  Einbürgerung  des  Feudalsystems  und  die  im 
höchsten  Maasse  Iis cali sehe  Ausnutzung  der  Hoheitsrechte 
hat  dann  zu  einem  umfassenden  System  von  Dienstpflichten, 
Leistungen,  Abgaben,  Gebühren,  Bussen  geführt,  welche 
Einkünfte  dem  Finanzwesen  des  normannischen  Lehensstaats  sein 
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besonders  characteristisches  Gepräge  geben.  Characteristisch  im 
Unterschied  zu  den  conti nentaleu,  den  französischen  und  deutschen 
Verhältnissen  Übrigens  doch  weniger  nach  den  Principien,  welche 
der  Entwicklung  zu  Grunde  liegen,  als  nach  dem  Grade  dieser 
Entwicklung.  Man  kann  die  betreffenden  Leistungen  und  Abgaben 
fgrundherrliche,  lehensherrliche,  königliche  gebühren-  und  steuer- 
artige) wohl  in  drei  Classen  bringen:  solche,  welche  die  Doma- 
nialbevölkerung  auf  Doman iall and,  solche,  welche  die 
im  Lehensverhältnisse  stehen  de  Classe  und  solche,  welche 
die  gesummte  Bevölkerung  als  königliche  llnter- 
thanen  betrafen. 

1.  Besondere  Leistungen  der  Domanialbevölkerung. 

Das  Domanialland  zerfiel  in  die  Forsten,  in  das  an  Uind- 
liche  Pächter  (tenants)  vergebene  und  in  das  Land,  auf  dem 
Städte  und  Flecken  mit  Grundzins  angelegt  waren.  Die 
ländliche  Bevölkerung  hatte  für  den  Hof  Naturalien  zu  liefern,  die 
aber  frühzeitig  in  feste  Geldabgaben  verwandelt  wurden  (unter 
Heinrieb  I.,  Anfang  des  12.  Jahrhunderts).  Die  Veranlagung  er- 
folgte grafschaftsweise ,  der  Sheriff  erhob  die  Renten  und  führte 
sie  an  die  Schatzkammer  ab.  Das  ursprünglich  ähnliche  Verhält- 
nis8  in  den  Städten,  wobei  die  städtischen  Renten  durch  den  SherifT 
gesammelt  und  zu  den  Grafschaftsrenten  geschlagen  wurden,  er- 
fuhr allmählich  die  Veränderung,  dass  die  meisten  Städte  durch 
königliche  Freibriefe  (charters)  das  Recht  erlangten,  den  städtischen 
Zins  selbst  einzusammeln  und  ihn  direct  abzuführen.  Wagen  und 
Pferde  waren  für  den  königlichen  Tran  sp  ort  dien  st  zu 
liefern.  Für  den  königlichen  Haushalt  bestand  ein  Vor- 
kaufsrecht zu  bestimmtem  Preise  in  Bezug  auf  Provisionen  u.  dgl. 
Von  den  im  Hafen  ankommenden  Weinladungen  durften  1  —  2 
Fässer  genommen  werden,  das  Recht  der  prisage,  woraus  sich 
später  der  Einfuhrzoll  für  Wein  entwickelte. 

Dowt-ll,  I.  Jö—  VX  (i  n  eist,  eugl.  Verfa^uiigögesthicht«'  165— 1<J(5.  Vock.-, 
S.  12*  ff.  (am  eingehendsten,  in  einzelnen  f'nncteit  abweichen«!,  ind.  m  ub.  rhaiipt  nicht 
alle  Einzelheiten  ganz  geklärt  siml). 

Die  domanialen  tenauts  mussten  eigentliche  Kriegsdienste  mit 
leisten.  Sie  hatten  aber  auch  bei  ausserordentlichen  Bedürfnissen 
des  Königs,  besonders  bei  Kriegszügen,  Unterstützungen  zu 
geben,  welche  sich  in  den  tallagia  (tallages)  zu  einem  förmlichen 
System  ausserordentlicher  Abgaben  steuerartigen  Characters  ent- 
wickelten.    Der  reine  Character  einer  allgemeinen  öffentlichen 
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Steuer  fehlte  diesen  Abgaben  insofern  noch,  als  die  Verpflichtung 
aus  der  Ansiedlung  auf  Domanialland  abgeleitet  ward,  ausserdem 
aber,  wie  das  Schildgeld  der  Vasallen,  wohl  vornehmlich  als  Er- 
satz nicht  geleisteten  Kriegsdienste  erhoben  wurde.  Die  Abgabe 
war  im  Princip  eine  Quoten-Steuer  vom  beweglichen  Ver- 
aiiigen, bis  zu  Vio>  selbst  einmal  1  „  (1294).  Doch  erfolgten  z.  B. 
mit  London,  das  ihr  unterlag,  auch  Vereinbarungen  Uber  bestimmte 
Summen  statt  der  directen  Einzel- Veranlagung,  die  dann  in  dem- 
selben Grössenverhältniss  von  den  Richtern  auf  dem  Lande  durch- 
geführt wurden  (12.  Jahrhundert).  Später  sind  selbst  Verhand- 
lungen der  Finanzbeamten  mit  einzelnen  Bürgern  über  deren  Bei- 
steuer vorgekommen.  Das  Recht  des  Königs  als  Domanialherren, 
Tallagien  zu  fordern,  bez.  aufzulegen  war  indessen  anerkannt  und 
wurde  auch  in  der  Magna  Charta  nicht  durchgreifend  beschränkt. 
Ende  des  13.  Jahrhunderts  erfolgen  wohl  Vereinbarungen  mit  Re- 
präsentanten der  der  Taille  unterworfenen  Städte  und  Grafschaften 
über  die  Quote.  Im  14.  Jahrhundert  verliert  jedoch  die  Abgabe  ihre 
Selbständigkeit  und  geht  in  dem  System  von  allgemeinen  Landes- 
steuern vom  beweglichen  Vermögen  mit  auf.  Nur  in  der  höhere  u 
Quote,  dem  Zehntel,  welches  Städte  und  Domanialbauern  statt 
des  Ftinfzehntel  der  übrigen  Bevölkerung  zahlten,  wirkt  die 
alte  Taille  nach.  Die  Bewilligung  erfolgt  nunmehr  mit  durch  das 
Parlament. 

Dowell,  I.  lb,  41  —  4,!t,  «0—67,  III,  74.    (iueist,  Yerfassungsgeschichte  S. 

172.  Yockc.  S.  130.  139.  Er  nennt  das  tallagium  vielfach  „Steuer"  der 
Oonianial-Tenants.  In  der  Literatur  werden  die  tallagia  nicht  immer  von  den  eigent- 
lich lehen rechtlichen  Abgaben  (auxilia,  aids.  donai  unterschieden  und  eine  nahe 
Beziehung  besteht  ja  /wischen  diesen  Abnähen,  auch  zu  den  Schildgeldern  (scu- 
tairia).  Aber  der  rechtliche  Character  ist  doch  verschieden,  indem  sich  die  tallajria 
auf  eine  andere  Volksclasse  beziehen  und  der  Zusammenhang  mit  dem  Domaniutu 
deutlich  ist.  —  Der  Name  entspricht  dem  französischen  taille  (s.  o.  S.  128),  auch 
cutting  kommt  vur.  Die  ursprungliehe  Bedeutung  des  Ausdrucks  ist  auch  hier  nicht 
unzweifelhaft.  Dowell  denkt  nicht  an  die  \  errechnon^>weise,  obwohl  in  Englaud  das 
Einkerben  ebenfalls  übli<  h  war  und  selbst  im  Sehatzdieiist  erst  im  ls  Jahrhundert  ganz 
beseitigt  wurde  (17S3!  s.  Gneist  über  die  tally.  den  court  tally  und  den  eigentüm- 
lichen Dienst  darin,  Verfassungsgeschichte  S.  17!»).  Dowcll  sagt  einfach  III,  74): 
.,the  King  tallaged  \  from  talliare,  to  cut  oh"  a  pari)  Iiis  tenants". 

§.  72.  —  2.  Leistungen  nach  dem  Lehenrecht. 

Im  eigentlichen  Lehensverhältniss  war  auch  im  englisch-nor- 
mannischen Staate  wie  in  den  continentalen  Feudalstaaten  ansscr 
dem  wirklichen  Waffendienst  seitens  der  Kronvasallen  dem  König 
nur  die  „Hilfe"  (aid,  auxilium)  in  den  „drei  Fullen"  zu 
leisten :  beim  Ritterschlag  des  ältesten  Sohns,  bei  der  Verhcirathung 
der  ältesten  Tochter,  bei  seiner  eigenen  Gefangenschaft  das  Löse- 
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geld.  Hierzu  kamen  aber  von  Anfang  an,  wiederum  nicht  prin- 
cipiell  abweichend  vom  continentalen ,  speciell  vom  französischen 
Lehern-echt,  aber  rechtlich  mehr  entwickelt  und  practisch  längere 
Zeit  hindurch  schärfer  durchgeführt,  sehr  beträchtliche  „Lehens- 
accidenzien",  besonders  beim  Tode  des  Vasallen  und  bei  dem 
hierbei  möglichen  Rückfall  des  Lehens,  wo  eine  erhebliche  Ab- 
gabe, anfangs  willkübrlichen  Betrags,  später  in  festen  Summen 
nach  Art  und  Grösse  der  Lehensherrscbaft  zu  entrichten  war  (re- 
levium,  relief),  um  als  Erbe  des  Verstorbenen  das  Lehen  zu 
erhalten.  Ferner  wurden  die  dem  König  zustehenden  Vormund- 
schaf tsrechte  über  minderjährige  Lehensnacbfolger  in  starkem 
Maasse,  selbst  durch  das  Mittel  des  Meistgebots  für  Uebertragung 
der  Vormundschaft,  finanziell  ergiebig  gemacht.  Endlich  wurde 
das  oberlehensherrliche  Recht,  für  Mündel  beiderlei  Geschlechts 
die  Verheirathung  zu  bestimmen,  fiscalisch  ausgenutzt,  sei  es 
in  Zahlungen  für  die  Verheirathung  mit  einem  Mündel  oder  für 
die  Ertheilung  der  Erlaubniss  an  die  Mündel,  sich  nach  eigenem 
Willen  zu  verheirathen  oder  auch  nicht  zu  verheirathen.  Die 
zwischenzeitliche  Ausnutzung  rückfälliger  Lehen,  bei 
Aussterben  oder  Verwirk ung,  vor  der  neuen  Vergebung  bildete 
eine  weitere  lebenrechtliche  Einnahme. 

Do  well  I,  20—25.  GneLst.  Verfassungsgesclikhte  S.  166,  167.  Vocke 
S.  106  fl'.,  besonders  177—190.  Die  imssbräuchlkhe  Ausnutzung  der  Kechto  des 
königlichen  Übcreigenthumcrs  der  Lehen  und  die  ungebührlichen  Auxilien  -  Forderungen 
bildeten  Ueschwerdepuncte,  denen  Bestimmungen  der  Magna  cbarta  abzuhelfen  suchten, 
freilich  ohne  sonderlichen  Erfolg. 

Zu  diesen  Leistungen  und  Abgaben  trat  schon  seit  der  Mitte 
des  12.  Jahrhunderts  (allgemeiner  zuerst  1159)  eine  Ersatz-Ab- 
gabe der  Vasallen  für  den  sonst  zu  leistenden  Lebens-Kriegsdienst 
in  der  Form  einer  Geldzahlung  von  jedem  Leben  des  Kronvasallen, 
das  sogenannte  scutagium  oder  Schild  geld,  als  Leistung  an 
den  König  wohl  auch  donum  genannt.  Es  ging  wohl  vornehm- 
lich mit  aus  militärtechnischen  Bedürfnissen  nach  geschulten  Sold- 
truppen statt  der  Lehenstruppen  und  aus  den  Schwierigkeiten  des 
Uicnsts  weit  von  der  Heimath  (in  Frankreich,  Irland)  hervor,  ähn- 
lich wie  schon  die  alte  deutsche  Heersteuer  (S.  44).  Dieses 
Schildgeld  bürgert  sich  immer  mehr  ein,  führt  freilich  zu  manchen 
Missbräuchen ,  seine  Erhebung  wird  in  der  Magna  charta  an  die 
Bewilligung  des  hier  vorgesehenen  commune  consilium  geknüpft, 
eine  jedoch  später  wieder  aus  den  neuen  Redaotionen  dieser  Charte 
weggefallene  Clausel.    Im  13.  und  bis  ins  14.  Jahrhundert  ist  das 
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Schildgeld  die  eigentliche  Lehenssteuer.  Dann  geht  auch  dieses 
mit  in  die  allgemeinen  Vermögenssteuern  auf,  der  Name  kommt 
aber  wohl  noch  später  vor.  Die  Untervasallen  hatten  wieder  ähn- 
liche Schildgelder  an  den  Kronvasallen  zu  zahlen.  Bei  der  wirth- 
schaftlichen  Natur  des  Vermögens  und  Einkommens  der  Vasallen 
kann  das  Schildgeld  wohl  vornehmlich  eine  freilich  roh  veranlagte, 
nach  der  Zahl  der  Lehen  sich  richtende,  im  Satze  später  feste 
Grundsteuer  vom  Lehensbesitz  genannt  werden. 

Do  well  I,  37—40,  49—56,  III,  74.  Gneist.  Verfassungsgeschichte  S.  134. 
J 72- 173,  246,  253,  25S,  309,  343,  367,  Vocke  S.  171  ff.  Veranlagung  und  Er- 
hebung erfolgte  durch  den  Sheriff,  Streitigkeiten  und  Zweifel  Uber  den  Dmfang  der 
Verpflichtung  wurden  durch  Jurys  aus  Rittern  und  Freisasson  entschieden,  lieber  die 
staatsrechtlichen  Puncte,  Bewilligungsrecht,  Magna  charta,  Wiedorauf hebung ,  bez. 
Fortlassung  der  betreffenden  Artikel  s.  Gneist,  bes.  S.  253,  258,  843. 

§.  73.  —  3.  Abgaben  der  Unterthanen  überhaupt  an 
den  König. 

Hierher  gehören  vornehmlich  zweierlei:  Abgaben  in  An- 
knüpfung an  die  Ausübung  weiterer  Hoheitsrechte,  besonders 
der  Gerichts-  und  Polizeihoheit  und  wirkliche  allge- 
meinere Steuern. 

a.  Die  ersteren  sind  im  englisch-normannischen  Staate  beson- 
ders eigenthümlich  zu  einem  förmlichen  fi scalischen  System 
von  Bussen,  Strafgeldern  und  „Abfindungs  -  Strafgeldern"  in  den 
sogenannten  amerciaments  und  von  gebührenartigen  Zahlungen 
fttr  königliche  Leistungen  in  Privatsachen  in  den  sogenannten  f  i  n  e  s 
ausgebildet  worden.  Beide  Abgaben  können  nicht  als  eigentliche 
Steuern  bezeichnet  werden,  ebenso  wenig  aber  als  reine  Gebühren. 
Sie  laufen  nur  in  ihrer  Wirkung  auf  etwas  der  Besteuerung  Aebn- 
liches  hinaus,  die  amerciaments  haben  sich  sogar  zu  einer  Art 
Steuer  vom  beweglichen  Vermögen  nach  Anlage  und  Fuss  ent- 
wickelt, nur  dass  sie  bloss  in  besonderen  Fällen  einer  persönlichen 
strafrechtlichen  oder  polizeirechtlichen  Schuld  vom  Schuldigen  zu 
entrichten  waren.  Das  Ganze  hängt  mit  dem  Straf-  und  Polizei- 
recht, dem  Gerichtsverfahren  und  der  obersten  Stellung  des  König- 
thums zusammen  und  wird  nur  in  Verbindung  hiermit  Uberhaupt 
verständlich.  Das  Characteristische  ist  nur  die  Ausnutzung  der 
Hoheitsrechte  zu  streng  fiscalischen  Zwecken  in  offenkundiger 
Weise.  Zu  solchen  fiscalischen  Tendenzen  finden  sich  in  andern 
Ländern  nur  Ansätze,  während  England  diese  Tendenzen  in  den 
ersten  Jahrhunderten  der  normannischen  Herrschaft  völlig  ent- 
wickelt zeigt. 
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S.  schon  t'iu.  II.  S.  16.  Dowoll  I,  2h,  25  H.  Yoeke  S.  li>7  11,  bes.  aber 
liier  und  für  die  Puncto,  welche  mit  Strafrecht,  Gerichtswesen.  Polizei  -  Verordnungs- 
recht,  Polizciverwaltung  u  s.  w.  zusammenhängen.  Gneist.  so  ühcr  amerciaments 
Verfassungsgesebichte  S.  157 — 1S4,  über  fines  16S — 171.  Die  amerciaments  werden 
*u  einer  Abfindung  mit  einer  Geldstrafe  an  Stelle  der  Contiscation  oder  ?<taU  der  in 
einem  Gerichtsverfahren  zu  erwartenden  Strafe.  Statt  der  ursprünglichen  festen 
Ordnungsstrafe  bei  Vergehen  wider  Gesetz  und  könitrl.  Befehl  wird  eine  „nach  dem 
mutmasslichen  Betrag  des  beweglichen  Vermögens  abgestufte'*  Abgabe-  erhoben,  in 
immer  mehr,  immer  willkuhrlichercn  Fällen  und  Beträgen  (Straf-  und  Polizeif&lle), 
ans  „königlicher  Gnade"  (Gneist  S.  160,  161).  Ueber  die  F  in  es  äussert  sich  Gneist 
S.  16b:  „Sie  sind  königliche  Gebühren  im  weitesten  Sinne  des  Worts,  ebenso  charaetc- 
ristisch  für  das  System  dieser  Verwaltung  wie  die  amerciauicuts ,  mit  denen  sie  oft 
zusammenfliessen.  Die  Stellung  des  Königs  ergab  eine  lange  Keihc  arbiträrer  Ge- 
walten, Verhältnisse,  in  denen  er  bewilligen  oder  versagen  konnte.  Dabei  erscheint 
es  als  unabänderliche  Maxime,  dass  nichts,  was  versagt  werden  kann,  ohne  Geldgebuhr 
gewährt  wird,  eine  Maxime,  deren  Kcminisccnzen  in  das  heutige  Verwaltungsrecht 
hineinragen.  Die  Zeitgenossen  scheinen  dies  System  mehr  als  Druck  wie  als  Ungebühr 
empfunden  zu  haben,  denn  der  König  hatte  das  formelle  Recht  dazu."  Gneist  bringt 
die  Fines  in  3  Classen:  für  Gewährung  von  liberties  und  franchise*.  in  Processsachen. 
für  Gnadenbewilligungen,  wozu  dann  viertens  noch  die  Fiues  für  Lchenserneueruugen 
und  Veräusscrungen  treten.  Die  amerciaments  gaben  besonders  hinsichtlich  ihrer 
Höhe  und  ünverhältnissmässigkeit  Anlass  zu  Beschwerden,  denen  die  Magna 
Charta  Rechnung  trug.    (Gneist,  S.  248.) 

§.  74.  b.  Eigentliche  allgemeinere,  wenn  auch  noch 
ausserordentliche  Steuern  kommen  für  die  ganze  Bevölke- 
rung in  der  Form  directer  Steuern,  neben  und  statt  der  bestimmte 
Classen  treffenden  tallagia,  auxilia,  scutagia  schon  im  12.  Jahr- 
hundert auf  und  lösen  diese  letzteren  Abgaben  ab  oder  nehmen 
sie  mit  in  sich  auf.  Ferner  bilden  die  zunächst  aus  dem  Recht 
des  Königs  an  der  Domäne  und  aus  dem  Recht  der  Regelung  des 
Handels  und  Verkehrs  abgeleiteten  Zölle  allmählich  eine  mehr 
generell  wirkende  eigentliche  ordentliche  BesteueruDg  des 
Handels  und  besonders  der  am  Export  betheiligten  Productions- 
zweige,  sowie  —  namentlich  wohl  bei  Wein  -  der  Consumenten 
überhaupt. 

Dem  normannischen  Köuigthum  gelang  die  Einbürgerung  all- 
gemeinerer directer  Vermögenssteuern  als  eines  ausseror- 
dentlichen Finanzmittels  bei  besonderem  Bedarf  ebenso  wie  die 
Besteuerung  des  Adels  und  der  Vasallen  in  den  Schildgeldern  sehr 
früh  und  viel  wirksamer  als  in  Deutschland  und  selbst  als  in 
Frankreich.  Die  Besteuerung  umfasste  den  sämmtlichen  Grund- 
besitz und  bald  auch  das  bewegliche  Vermögen,  zu  welchem  beim 
ländlichen  Grundeigentümer  Vieh,  Betriebscapital  und  die  Erzeug- 
nisse selbst  gerechnet  wurden.  Das  Land  wird  dabei  bald  auch 
beim  Lehensbesitz  nicht  mehr  nach  Lehenseinheiten,  sondern,  aller- 
dings durch  eigene  aparte  Kommissionen,  wie  beim  sonstigen  Grund- 
besitz nach  der  Grösse  mit  festen  Sätzen  für  die  Hufe  Landes 
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(carucagium,  carucatc),  daher  immerhin  wirksanier  und  gleich.- 
raässiger,  wenn  auch  anfangs  noch  ohne  genügende  Rücksicht  auf 
die  Gute,  eingeschätzt.  Letzterer  Mangel  wurde  bald  beseitigt,  in- 
dem auch  der  Ertrag  durch  die  Einschätzungscommissionen  der 
Grafschaft  für  die  Steuerveranlagung  ermittelt  wurde.  Das  beweg- 
liche Vermögen,  unter  Freilassung  bestimmter  einzelner  Gegen- 
stände, verschiedener  bei  verschiedenen  Classen,  wird  auch  hier 
auf  Grund  eidlicher  Declarationen ,  mit  entsprechenden  Controlen 
und  Straf bestimmungen ,  unter  genauer  Specificirung  der  Objecto 
von  Localcommissionen  aus  dem  Ortsschulzen  und  Freisassen  ver- 
anlagt, —  für  diese  frühe  Zeit  (12.-14.  Jahrhundert),  wie  es 
scheint,  steuertechnisch  ganz  gut.  Eine  bestimmte  Quote,  welche 
nach  den  ZeitverhältniKsen  und  dem  Bedarf  wechselte,  Vio»  V  ia» 
Vi»,  Vso>  V40  and  andere,  hie  und  da  auch  höhere  Sätze  wurden 
erhoben.  Die  Norm  wird  „der  Fünfzehnte  und  Zehnte", 
welche  immer  gemeinsam  erhoben,  bez.  bewilligt  werden,  die  zweite 
Quote  itir  die  städtische  und  Domanialbevölkerung,  die  erste  für 
die  übrige.  Das  Ganze  stellt  schon  ein  durchgeführtes  Geldsteuer-, 
und,  wenn  auch  nicht  nominell,  so  doch  reell  ein  Einkommen- 
steuersystem, neben  den  speciellen  Grundsteuern,  wie  den 
Scutagien  und  Tallagien,  und  den  allgemeinen,  wie  dem  Hufen- 
schoss  (carucagium)  dar.  Letzterer  kam  jedoch  im  13.  Jahrhundert 
als  besondere  Steuer  ab,  wie  allmählich  auch  die  Schildgelder  und 
Tallagien  (13.,  14.  Jahrhundert). 

Unter  mancherlei  Experimenten  gelangt  man  nunmehr  in  der 
Zeit  des  festen  parlamentarischen  Steuerbewilligungsrecbts  (seit 
1297)  zu  einem  festen  System  der  directen  Besteuerung, 
für  welches  das  Ziel  vorschwebte,  „alleGrundabgabenineine 
allgemeine  Grundsteuer,  alle  persönlichen  Abgaben  in 
eine  gleichmässige  Einkommensteuer"  (Gneist)  hinüber- 
zufahren. Ein  Ziel,  das  freilich  nur  mangelhaft  erreicht  wurde, 
indessen  doch  auch  nach  der  politischen  Seite  zeigt,  wie  weit  Eng- 
land schon  in  den  letzten  Jahrhunderten  des  Mittelalters  dem  (kon- 
tinent in  der  annähernden  Verwirklichung  der  Grundsätze  der  „All- 
gemeinheit und  Gleichmässigkeit"  der  Besteuerung  und  in  der  Ueber- 
windung  von  Steuerprivilegien  eximirter  Stände  voraus  war. 

Zu  einer  eigenthümlichen  Gestaltung  kommt  man  hierbei  mit 
den  „Fünfzehnten  und  Zehnten"  schon  im  14.  Jahrhundert 
(1334),  indem  die  Steuerpflichtigen  es  durchzusetzen  wissen,  dass 
auf  Grund  der  damaligen,  ftlr  die  Folgezeit  festgehaltenen  Veran- 
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lagung  diese  Steuer  nunmehr  einen  festen  Gesammtbetrag 
erreicht,  welcher  auf  die  Grafschaften  und  Städte  wie  bei 
einer  Repartitionssteuer  nach  dieser  Veranlagung  re- 
partirt  wird. 

Obgleich  der  Name  „Fünfzehnte  und  Zehnte1'  bleibt  und  rechtlich  die  Steuer 
den  Character  der  Quotitätssteuer  nicht  verliert,  wird  sie  so  doch  thatsächlich  etwas 
Anderes,  natürlich  aber  auch  im  Laufe  der  Zeit  ungleichmässigcr  uud  mit  steigendem 
Bedarf  und  sinkendem  Geldwerth  unzulänglicher.  Daher  wird  diese  feste  Summe,  da 
durchgreifende  Ycranlagungsreformen  sich  gegenüber  dem  zähen  Widerstand  und  der 
Eifersucht  der  Grafschaften  und  Städte  unter  einander  nicht  durchfuhren  lassen ,  wie 
eine  Art  „Simplum"  angesehen  und  werden  später  (16.  Jahrhundert^  bei  grösserem 
Bedarf  und  geriogerer  Last  der  alten  Repartitionssuinme  —  einer  Mitfolgc  des  ge- 
sunkenen Geldwerths  —  mehrere  solche  „Simpla"  bewilligt. 

Anderseits  erhält  die  genannte  Steuer  in  der  (directen)  „Sub- 
sidie", die  sich  vornehmlich  unter  den  Tudors  entwickelt,  eine  Er- 
gänzung und  zum  Theil  eine  reelle  Erhöhung  für  das  schon 
durch  den  „Fünfzehnten  und  Zehnten"  getroffene  Einkommen. 

Die  „Subsidie"  (in  diesem  Sinne  —  auch  bei  Zöllen  und  Verbrauchssteuern 
und  mitunter  ganz  allgemein  für  bewilligte  Steuern  kommt  der  Ausdruck  vor  —  theilt 
sich  in  zwei  Theile,  eine  directe  Steuer  der  Personen  mit  Grundbesitz  („in  terris") 
und  eine  directe  Steuer  der  bewegliches  Vermögen  besitzenden  Personen  („in 
bonis").  Der  volle  Normalsatz  für  die  erste  ist  4  Sh.  (20%)  vom  Pfund  Sterling 
des  jährlichen  Werths  des  Bodenertrags,  für  die  zweite  2  Sh.  8  d.  (13Vi%)  »on 
ermittelten  Werth  der  beweglichen  Steuerobjecte  (Geld,  Waaren,  Vorräthe,  Haushalt- 
sachen, mit  gewissen  Ausnahmen).  Auch  bei  dieser  Subsidie  als  Quotitätssteuer  kam  cü 
aber  bei  mangelhaften  neuen  Veranlagungen  und  bei  dem  Streben  der  besteuerten 
Landesthcile,  Städte  und  Einzelnen,  ältere  EinSchätzungssummen  möglichst  festzuhalten, 
zu  derselben  thatsäeblichen  Gestaltung  wie  bei  dem  „Fünfzehnten  und  Zehnten":  der 
Betrag  Einer  Subsidie  fixirte  sich  mehr  und  mehr  auf  eine  annähernd 
gleich  bleibende  Geldsumme,  wieder  eine  Art  „Simplum",  von  welchen  daun 
ebenfalls  im  16.  Jahrhundert,  besonders  gegen  dessen  Schloss,  mehrere  auf  einmal 
bewilligt  wurden.  Es  ward  dabei  üblich,  „Fünfzehnte  und  Zehnte"  und  „Subsidien" 
gleichzeitig  und  zwar  von  creteren  doppelt  so  viel  als  von  letzteren  zu  bewilligen. 

Das  „System",  welches  diese  directe  Besteuerung  sonach  dar- 
stellt, war  daher  immer  noch  mangelhaft  genug.  Die  Zusammen- 
schweissung  von  beiden  geoannten  Steuern  und  die  Bewilligung 
mehrfacher  Simplen  mochte  einigermaassen  dem  Finanzbedttrfniss 
entsprechen,  volkswirtschaftlich  richtig  und  gleichmässig  war 
diese  Besteuerung  nicht  und  wurde  es  natürlich  im  Lauf  der  Zeit, 
bei  ungleichmässiger  Entwicklung  der  verschiedenen  Orte  und 
Gegenden,  immer  weniger. 

Die  allmähliche  Verminderung  der  ursprünglichen  Eiuheitssummon  („Vi»  und 
7I0"  sank  von  38—89,000  auf  30,000  Pf.  von  1354  bis  zu  Elisabeth)  erklärt  sich  theil- 
weise  aus  der  Noth wendigkeit,  die  Quoten  „verfallener  Orte"  zu  vermindern. 

Die  Subrepartition  der  einmal  feststehenden  Quoten  unter 
die  kleineren  Verwaltungseinheiten  und  schliesslich  unter  die  ein- 
zelnen Steuerpflichtigen  machte  auf  die  Dauer  begreiflich  mehr 
Schwierigkeiten  bei  dem  beweglichen  Vermögen,  wo  die  persön- 
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lieben  und  ökonomischen  Verhältnisse  sich  rasch  ändern,  als  bei 
dem  Grundbesitz.  Letzterer  konnte  nach  alten  Katastern  besteuert 
werden,  für  das  bewegliche  Vermögen  waren  öftere  Erneuerungen 
der  Einschätzung  unvermeidlich ,  aber  die  gesammte  Steuerquote 
dafür  wurde  eben  nicht  wesentlich  verändert.  Thatsächlich  ent- 
wickelte sich  so  die  Besteuerung  des  Grundbesitzes  zur 
Object-  und  Ertragssteuer,  die  andere  behielt  mehr  von 
der  Personalsteuer. 

S.  über  „tax  on  moveables"  Dowell  I.  44— 40  („Saladins-Zehnt"  von  11>>S. 
Kreuzfahrer  selbst  frei,  wie  io  Frankreich.  6S—  M)  (13.  Jahrhundert);  daselbst  Details 
über  Einschätzungsrerfahren ,  auch  alte  shedules,  welche  die  grosse  Spccialisiru  ug 
zeigen,  S.  SO),  S.  95— 101,  115—130  (14.  15.  Jahrb.).  147—155  (15.  Jahrh.),  16*  bis 
1S2  (16.  Jahrb.),  183  ff.  passim,  224  11".  17.  Jahrb.),  auch  Dowell  II,  75  —  82. 
Gneist,  Verfassungsgeschichte  bes.  S.  361—368,  S.  391—3%  über  die  Entwicklung 
des  parlamentarischen  Steuersystems,  auch  S.  175—176,  362.  Vocke  S.  482  ff.  bis 
4*9.  —  Ceber  die  alteren  Grundsteuern  (carucagium,  hydagiuin)  Gneist  a.  a.  0., 
Dowell  I,  57—59,  Vocke,  S.  478—482. 

Entscheidend  für  das  förmliche  Steuerbewilligungsrecht  der  Reichs- 
stände ist  ein  Statut  Eduards  I.  v.  1297  (de  tallagio  non  coneedendo),  wodurch  diu 
directen  Steuern  und  auch  die  Erhöhungen  der  alten  Zölle  u.  s.  w.  an  die  Zustimmung 
der  Stände  gebunden  werden.  Steuerpolitisch  wie  politisch  wichtig  war,  dass  der 
Clerus  (für  seinen  Lehensbesitz)  und  der  Adel,  wenn  auch  in  besonderer  Form  und 
nach  aparter  Einschätzung,  der  allgemeinen  Steuer  mit  unterworfen  wird. 
Einkommensteuer  zahlte  der  Clerus  für  scino  sonstigen  Einkünfte  noch  bis  nach 
der  Reformation  auf  Grund  von  Bewilligungen  seiner  Repräsentanten  (Con?ocation), 
regelmässig  in  einer  festen  Summe,  wozu  das  Parlament  seine  Bestätigung  giebt.  Die 
Steucrbewilligungen  werden  in  der  älteren  Zeit  zwar  schon  oft  wiederholt,  aber  sie 
erfolgen  doch  regelmässig  für  ein  betreffendes  Jahr  und  für  bestimmte  Be- 
dürfnisse, wie  besonders  Kriegszüge  u.  dgl.  Factiscb,  nicht  rechtlich  werden 
die  genannten  directen  Steuern  so  zu  bleibenden  ordentlichen. 

Die  oben  S.  169  angeführten  zusammenfassenden  Worte  One  ist's  (Verfassungsge- 
schichte S.  368)  bezeichnen  den  Grundzug  der  Entwicklung  wohl  richtig.  Von 
einem  „festen  Grundsystem  der  Besteuerung11  kann  man  freilich  nur  mit  einer  gewissen 
Einschränkung  sprechen,  da  doch  auch  in  England  manche  locale,  temporäre  und 
ständische  Verschiedenheiten  verblieben  und  wiederholte  Versuche  mit  anderen  Formen 
'ler  directen  Besteuerung  gemacht  wurden. 

Die  Bewilligung  der  „Fünfzehnten  und  Zehnten"  in  Multiplis  (am 
Ende  der  Regierung  Elisabeths  z.B.  4,  6,  8),  die  Hinzufügung  der  „Subsidie" 
und  auch  wieder  deren  Bewilligung  im  Mehrfachen  der  einfachen  Sub- 
sidie (zu  derselben  Zeit  2,3.  4 fach)  erklären  sich  zu  einem  guten  Theil  aus  dem 
Zurückbleiben  des  eingeschätzten  hinter  dem  wirklichen  Werth  und  aus  der  herkömm- 
lich gewordenen  Stabilität  der  Summe  des  „Sitnplums",  Der  höchste  vorgekommene 
Betrag  einer  einfachen  Subsidie  soll  120.000  Pf.  St.,  der  durchschnittliche  70—80,000, 
unter  Elisabeth  etwa  80,000.  wie  damals  der  einfache  „7J5  und  30,000  Pf.  St. 
gewesen  sein  (Dowell  I,  147,  III,  81).  Die  Veranlagung  reicherer  Leute  blieb  zu- 
dem wesentlich  hinter  der  Wirklichkeit  zurück,  was  den  geringen  Steuerertrag  z.  B.  ein- 
zelner auch  reicherer  Städte  mit  erklären  soll  (Dowell  I,  199,  Beispiel  aus  Bristol». 
Auch  die  Experimente  mit  anderen  Formen  directer  Besteuerung  wurden  wohl  mit 
durch  solche  Mängel  veranlasst. 

Einzelne  Puncte,  so  in  Betreff  des  Verhältnisses  der  „Fünfzehnten  und  Zehnten" 
zur  Subsidie  und  Einzelnes  iu  dieser,  so  die  Laudbesteuorung  und  diejenige  des  be- 
weglichen Guts,  verlangen  übrigens  noch  eine  erneute  genauere  Prüfung.  Diu  Dar- 
Stellungen  der  Autoren,  auch  der  wichtigsten  noueren  (Gneist,  Stubbs,  Dowell),  stimmen 
nicht  ganz  überein.  Die  „Subsidie"  ist  allerdings  wohl  überwiegend  Grundsteuer 
(Gneist  meint,  es  sei  dies  Wort  unter  K.  Marie  das  feste  technische  für  Grundsteuer 
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geworden,  Verfassuugsgeschidtte  S.  390),  die  und  VI0"  sind  Einkommensteuern,  aber 
die  Su)>sidie  ist  dies  eben  theilvci^c  auch.  S.  auch  Vocke  S.  400  ff.  Die  uns 
Modernen  fremdartige  Besteuerung  des  beweglichen  Vermögens  in  Fünfzehnten, 
Zehnten  und  Subsidie  nominell  nach  dem  K  apital  w.erth  vonObjecten,  während 
bei  Land  schon  länger  nach  Ertrags werth  gerechnet  wurdo,  erhielt  sich  noch 
später  auch  bei  anderen  Steuern,  so  bei  der  Vermögenssteuer  von  1692  ff.  S.  über 
diese  Puncto  Vocke  S.  492  ff.,  bes.  Note. 

§.  75.  Sonstige  directe  Steuern  siud  in  den  letzten  Jahr- 
hunderten des  Mittelalters  nur  eine  vorübergehende,  hie  und  da 
jedoch  wiederholte  Einrichtung  gewesen.  Es  gehören  dahin  Kopf- 
steuern, abgestufte  oder  classificirte  Kopf-  und  Standes- 
steuern,  Haus-  und  Familiensteuern,  auch  Versuche  mit 
allgemeinen  Einkommensteuern  selbst  nach  progressivem 
Steuerfuss;  früher  auch  die  im  Mittelalter  üblichen,  freilich  mehr 
einer  Erpressung  und  Vermogenscontiscation  als  einer  normalen 
Besteuerung  gleichkommenden  Belastungen  der  Juden,  bis  letztere 
1290  vertrieben  und  für  Jahrhunderte  des  Landes  verwiesen  wurden 
(bis  1644).  Auf  eine  Art  abnormer  directer  Steuern  uder 
Zwangsanlehen  lief  die  eigentümliche,  fast  zu  einem  „System", 
wenn  auch  nur  missbräuchlieb ,  ausgebildete  Practik  der  „bene- 
volences"  hinaus,  durch  welche  einzelne  reichere  Leute  zu  be- 
sonderer Beisteuer  an  den  König  unter  Anwendung  von  Gnaden- 
bezeugungen, Ueberredung,  aber  auch  von  mehr  oder  weniger 
Zwang  und  Bedrohung  mit  Gewaltthat  veranlasst  oder  genothigt 
wurden:  zugleich  ein  Mittel,  die  parlamentarische  Zustimmung  zu 
umgehen  (15.  bis  17.  Jahrhundert). 

Manche  Notizen  bei  Oneist.  bes.  Vcrfassungsgeschichte  S.  891  h". ,  Vocke. 
S.  4*6— 489,  505— MO,  bes.  Dowell  passim  I,  105  — 10S,  113,  119  u.a.m.,  III, 
5—12,  13. 

Eine  reine  Kopfsteuer  wurde  1377  zum  ersten  Male  aufgelegt.  4  d.  („groaf. 
daher  ,.tallage  of  groats"  genannt)  von  jeder  über  1  I jährigen  Person  beiderlei 
Geschlechts,  wirkliche  Bettler  ausgenommen,  dazu  12  d.  von  jeder  geistlichen  Person 
mit  Beneficien,  4  d.  von  jeder  anderen  zum  Clerus  gehörigen.  Eine  Wiederholung 
einer  solchen  Steuer  1 3S0  gab  Anlass  zu  einem  Bauernaufstand  und  wurde  nicht 
wieder  versucht — :  3  groats  von  jeder  über  15 jährigen  Person,  wobei  aber  Gcsainint- 
schuldigkeitcn  für  jede  Township  u.  s.  w.  gebildet  wurden  und  nach  französischer  Praxis 
(Je  fort  portant  1c  faible"  s.  o.  S.  131)  gewisse  Uebcrt  ragungen  unter  den  Einzelneu 
stattfinden  sollten,  doch  unter  Festhaltmtg  eines  Minimums  von  2  d.  für  den  niedrigst 
Veranlagten  und  sein  Weib  und  eines  Maximums  dssrl.  von  00  groats.  —  Im  1 5.  Jahr- 
hundert (1439,  1442,  1452  ff.)  wurden  Fremde,  die  von  deu  anderen  directen  Ein- 
kommensteuern frei  waren,  einer  mit  nach  Beruf  und  Beschäftigung  abgestuften  Kopf- 
steuer unterzogen.  Sie  hatten  damals  wie  noch  lange  später  auch  höhere  Zölle  als 
Einheimische  zu  zahlen. 

Eine  classificirte  Kopf-  und  Standes-  (Hang-)  Steuer,  der  etwas 
späteren  deutschen  ähnlich  (S.  4b).  wurde  nach  einem  umfassenderen  Tarif  mehr- 
fach versucht,  so  1379,  1513  und  noch  öfters  im  17.  Jahrhundert,  besonders  unter 
William  III,  zuletzt  169b,  jedoch  in  dieser  Zeit  schon  mehr  entwickelt  zu  einer  er- 
giebigeren, die  Wohlstandsverhaltnisse  mehr  mit  licrücksichtigenden  Steuer,  die  so  zu 
einer  rohen  Einkommensteuer  wurde  (Tarif  der  älteren  und  späteren  bei  Vocke, 
S.  506  ff.). 
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Eine  eigentümliche  Haus-  und  Familien  steiler,  aufgelegt  auf  die  grösseren 
Haushaltungen  und  nach  ländlichen  und  städtischen  Kirchspielen  und  weiter  noch 
abgestuft,  wurde  1427  versucht  (Do well  I,  110  ff.    Vocke  S.  50<J\. 

Eine  Art  allgemeinerer  Kinkommen9teucr  wurde  1435  in  besonderen 
Nöthen  neben,  1450  anstatt  der  J'v,  und  probirt.  unter  Freilassung  der  Personen 
das  erste  Mal  mit  5,  das  zweite  Mal  mit  1,  bez.  2  Pf.  St.  Jahreseinkommen ,  mit 
Anwendung  eines  progressiven  Steuerfusses,  1450  6  d.  ?.  Pfunde  oder  2',,°/,,  von  1  bis 
20  Pf..  1  sh.  oder  5%  von  Uber  20—200  Pf.,  2  sh.  oder  10°/n  von  über  200  Pf. 
iDowcll  I,  124,  12$.    Vocke  S.  5011). 

Auf  eine  besondere  Form  der  Grundsteuer  liefen  Woll-  und  Schaf- 
steuern hinaus,  so  die  von  Eduard  III,  1332  Ii'.,  wo  eine  eigentümliche  Ver- 
mischung von  directer  und  indirocter  Steuer  in  Bezuir  auf  Wolle  vorliegt  (Do well  I. 
132  ff,  Vocke  S.  487)  und  abermals  unter  Eduard  VI.  1550,  wo  die  Schafsteuer  und 
die  Steuer  auf  Wollmanufacte  für  den  englischen  Markt  vielleicht  agrar-  und  social- 
politischc  Tendenzen  gegen  die  damalige  iibermässige  Ausdehnung  der  Schafzucht 
mit  verfolgt  haben  (Yocke  S.  438,  Do  well  I,  184). 

Ueber  die  „Besteuerung*4  und  die  ganze  Behandlung  der  Juden  s.  Dow  eil  I, 
— Ol,   Vocke   S.  101  If.    (ineist.    Verfassungsgeschichte   S.  ISO   Note.  Die 
.Judenschaft"  war,  continentaler  gleichzeitiger  Auffassung  entsprechend,  als  durchaus 
nur  geduldet  ein  Bestand theil  des  königlichen  Domaniums.   In  der  älteren  Zeit  fungirte 
fur  sie  ein  eigenes  „  Jude  n sc  h a tza  in  t4k  icxchcijuer  of  the  Jcws). 

Die  „benevolenees"  wurden  unter  Eduard  IV  1403  und  später  trotz  parla- 
mentarischer Kecriminatiou  wiederholt,  so  unter  Heinrich  VIII.  und  zuletzt  noch  unter 
Jacob  I.  und  Karl  I.  mit  verschiedenem  Erfolge  durchzuführen  gesucht,  schliesslich 
aber  in  der  vom  König  acccptirtcn  ..petition  of  rights"  1627  verboten.  S.  Do  well 
I,  155  ff.,  201  ff.,  242  ff.,  (in  eist.  Verfassungsgeschichte  S.  423,  550. 

§.  76.  Communalbesteuerung.  Unter  den  aus  der  angel- 
sächsischen Zeit  herrührenden  allgemeinen  Lasten  der  grund- 
besitzenden  Bevölkerung,  insbesondere  der  ländlichen  unterthänigen, 
aber  auch  z.  B.  der  Klöster  hat  sich  die  ganze  Zeit  hindurch  die 
sog.  t riii oda  necessitas,  Burg-,  Weg-  und  Brückenbau,  er- 
halten. Dieses  wie  Anderes  in  der  Gemeinde  wurde  lange  grossen- 
theils  durch  Naturalleistungen  ausgeführt.  Soweit  man  aber  im 
15.  Jahrhundert  schon  in  den  Communen  zur  Geldwirthscbaft  ge- 
langt ist,  wie  im  Armenwesen,  setzt  sich  herkömmlich  bereits 
der  Hauptgrundsatz  der  späteren  und  noch  der  gegenwärtigen 
englischen  Communalbesteuerung  fest:  die  Communalsteuer 
wird  wesentlich  als  directe  Real  Steuer  vom  „sichtbaren  nutz- 
baren Realbesitz  in  der  Gemeinde"  eingerichtet,  nach  Haushaltungen 
veranlagt,  so  dass  ausser  dem  selbst  bewohnenden  Hauseigentümer 
und  selbstwirthschaftenden  Grund-  und  Hausbesitzer  auch  Pächter 
und  Miether  communalsteuerpflichtig  sind.  Die  Armen  Steuer 
(poor  rate)  wird  für  die  Armenlast  nach  diesem  Grundsatz  ein- 
gerichtet und  wird  wieder  das  Modell  für  die  übrigen,  verschiedenen 
Zwecken  dienenden  Communalsteuern.  Innere  Verbrauchssteuern 
(Thorsteuern,  Accisen),  eigentliche  Einkommensteuern  und  Zölle 
verbleiben  für  den  Staat.  Aber  mancherlei  gebührenartige  Abgaben 
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kommen  neben  jener  Hauptsteuer  in  den  Gemeinden,  Kirchspielen, 
Städten,  Communalverbänden  vor. 

S.  darüber  schon  Fin.  I,  bes.  in  d.  3.  Ausg.  §.  53  nud  die  dort  angegebene 
Literatur.  Im  Allgemeinen  namentlich  (in eist  an  vielen  Stellen  seiner  Werke,  so 
u.  A.  in  d.  Verfassungsgeschichte  S.  307.  öJJl .  64<»,  v.  R ei tzen stein  in  S ch Bö- 
berg' s  Handb.  d.  polit.  Oekon.  2.  Aufl.  III, 

§.  77.  Die  Zölle  im  auswärtigen  Verkehr  unterstehen  in 
England  seit  Alters  dem  König  in  dessen  Doppeleigenschaft  des 
Schutz-  und  Schirmherrn,  welcher  insbesondere  Fremden  erst  Schutz 
und  Recht  zum  Handelsbetrieb  zu  geben,  und  des  obersten  Polizei- 
herrn, welcher  den  Handelsverkehr  zu  regeln  Recht  und  Pflicht 
hat.  Die  Zölle  für  die  in  den  Häfen  ein-  und  ausgeführten  Waaren 
und  etwaige  specielle  Abgaben  der  Kaufleute  als  solcher,  besonders 
der  Fremden,  haben  insofern  etwas  Gebührenartiges:  sie  sind  eine 
Gegenleistung  für  Schutzgewähr  und  für  die  Gestattung 
des  Handelsbetriebes.  In  Häfen  kommt  vielleicht  auch  noch 
ein  anderes  Gebührenmoment  hinzu:  die  Vergütung  für  die 
Benutzung  der  Anlagen  u.  s.  w.,  so  u.  A.  wohl  in  den 
mancherlei  schon  alten  Nebenabgaben  im  Zollwesen. 

Der  König  beansprucht  demnach  auch  das  Recht,  unabhängig 
von  Parlament  Zölle  aufzulegen  und  zu  erhöhen  und  übt  es  bis 
Ende  des  13.  Jahrhunderts  auch  ziemlich  unbehindert  aus.  Selbst 
bis  zu  Confiscationen  der  Waaren,  wofür  die  Kaufleute  dann  Los- 
kaufsummen geben  müssen,  ist  es  gelegentlich  und  zu  Verhand- 
lungen mit  den  Kaufleuten  über  Einrichtung  und  Höhe  der  Zölle 
ist  es  öfters  gekommen. 

Die  Magna  Charta  sucht  das  Hecht  der  Zollerhebung  auf  die  alten  ZöUe  zu  be- 
schränken, unter  Verbot  der  neuereu  Vermehrungen  und  Erhöhungen  („male  tolte"). 
1275  wird  auch  der  lange  Zeit  besonders  wichtige  Ausfuhrzoll  auf  Wolle,  Wollfelle 
und  Leder  ?om  Parlament  bewilligt.  Aber  erst  in  Eduard 's  I.  confirmatio  chartaruni 
wird  endgiltig  das  Recht  des  Parlaments,  neue  Zölle  und  Erhöhungen  zu  bewilligen, 
anerkannt.  Nur  die  alton  gewohnten  Zölle  (antiqua  customa)  verbleibendem 
König  unmittelbar  zur  Verfügung  als  erbliches  Kroneinkommen.  Noch  spät,  bei  den 
staatsrechtlichen  Streitigkeiten  im  17.  Jahrhundert,  und  sogar  in  der  Frage  des  Rechts 
der  Besteuerung  der  americanischen  Coloniecn  im  1 6.  Jahrhundert  werden  indessen 
wohl  einzelne  Massregeln  der  Zollpolitik  mit  dem  alten  königlichen  Recht  der  „Regu- 
lirung  des  Handels"  in  Verbindung  gebracht. 

Im  14.  Jahrhundert  dringt  der  Einfiuss  des  Parlaments  in 
Betreif  der  Zollerhebung  sonst  auch  factisch  im  Wesentlichen  durch. 
Die  Zölle  werden  bleibende  ojdentliche  Steuern  (Abgaben 
auf  Wolle,  Felle,  Leder,  allgemeine  „Tonnen-  und  Pfundsteuernu), 
bei  denen  die  alten  Zollsätze  erbliches  Kroneinkommen,  die  neuen 
und  die  Erhöhungen  (nova  oder  parva  customa,  darunter  später 
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besonders  die  för  fremde  Kaufleute)  parlamentarisch  zu  bewilligendes 
Einkommen  bilden. 

Der  Character  ordentlicher  Einnahmen  auch  bei  letzteren  tritt  indessen  darin 
hervor,  dass  dieselben  dem  König  als  Subsidie  anf  Lebenszeit  bewilligt  werden, 
mehrfach  seit  Ende  des  14.  Jahrhundert  (Richard  IL),  regelmässig  an  die  Tudors,  auch 
an  Jacob  I.  In  charakteristischer  Weise  wird  solche  Zollbewilligung  dnreh  die  dem 
Königthum  obliegende  Fürsorge  für  die  Sicherheit  des  Staats  begründet,  also  durch 
das  für  alle  Besteuerung  entscheidende  politische  Moment. 

So  wird  die  „indirecte  Besteuerung"  schon  damals,  wie 
in  der  modernen  Zeit,  der  Grundstein  des  englischen  Steuer- 
systems, allerdings  mit  der  wesentlichen  Beschränkung  auf  diese 
Zolle  im  auswärtigen  Verkehr,  während  andere  innere  indirecte 
oder  Verbrauchssteuern,  von  einzelnen  Maassregeln  der  Woll- 
besteuerung und  der  etwaigen  steuerartigen  Wirkungen  der  Stapel- 
rechte und  Handelsmonopole  abgesehen,  bis  in  die  Mitte  des 
17.  Jahrhunderts  fehlen.  Die  directen  Steuern  in  ihren  wechselnden 
Bewilligungen,  stellen  gegenüber  den  Zöllen  dagegen  auch  damals, 
wie  jetzt  die  Einkommensteuer,  das  mehr  variable  Element  des 
Steuerwesens  dar. 

üeber  die  staatsrechtliche  Seite  des  Zoll  Wesens  s.  Gneist,  Verfassungsgeschichtc 
S.  25.  27,  165.  171,  364.  393,  Dowell  I,  82  ff.,  146,  163.  211,  Vocke  S.  285  ff. 
Letzterer  stellt  eine  zwar  nicht  sichere,  aber  plausible  Vermuthung  auf,  dass  der  be- 
sonders wichtige  alte  Weinzoll  vom  eingeführten  fremden  Wein,  die  sog.  prisa  (pri- 
sage).  wonach  für  den  König  1 — 2  Tonnen  Wein  vom  Schiffe  in  natura  für  den  Hof- 
bedarf genommen  werden  durften,  seinen  rechtlichen  Ursprung  in  der  hintersassischen 
Lieferungspflicht  (purveyance) ,  der  analog  auch  dio  fremden  Kaufleutc  unterzogen 
seien,  habe,  a.  a.  Ö.  S.  283. 

Technisch  waren  die  alten  Zölle  allgemeine  Ein-  und 
Ausfuhrzölle  ftlr  Handelswaaren  in  Form  von  Werth- 
zöllen neben  einzelnen  höheren  speeifischen  Zöllen, 
unter  denen  der  Weinzoll  bei  der  Einfuhr,  die  Zölle  auf  Wolle, 
Wo  11  feile,  Leder  und  auf  einzelne  andere  StapeJproducte  bei 
der  Ausfuhr  von  Anfang  an  voranstehen. 

Die  Werthzöllü  wurden  früher  nach  den  Facturen,  bez.  nach  eidlicher 
Declaration  aufgelegt,  später  legte  man  amtliche  Werthe  in  „Taxbüch er n" 
(books  of  rat  es,  Preislisten)  zu  Grunde,  um  Missbrauche  zu  überwinden.  Diese 
Werthe  wichen  aber  wohl  von  vornherein  und  vollends  im  Lauf  der  Zeit  wieder  von 
den  wirklichen  ab,  blieben  z.  B.  bei  dem  sinkenden  Gcldwerth  im  16.  Jahrhundert 
hinter  ihm  zurück,  worauf  man  neue  Taxbücher  ausgab.  Dies  war  aber  zugleich  ein 
Mittel,  um  ohne  Aenderuog  der  Zollsätze  die  Erträge  zu  erhöhen.  Besonders  soit  dein 
15.  Jahrhundert,  einzeln  schon  früher  machen  sich  dann  auch  protectionistische 
Tendenzen  in  der  Zollpolitik  und  Begünstigungen  der  einheimischen  vor  den  frem- 
den Kaufleuten,  unter  denen  wieder  einzelne  Kategorieen  verschieden  behandelt 
werden,  auch  in  den  Zollsätzen  geltend,  indem  letztere  für  die  Einheimischen  niedriger 
gehalten  werden.  Hierdurch  werden  die  Verhältnisse  noch  verwickelter,  als  sie  schon 
durch  die  Unterscheidung  der  „alten  oder  grossen"  und  der  theils  in  Zuschlagfonu, 
theils  als  neue  Abgabe  für  denselben  Artikel  auftretenden  „neuen  oder  kleinen"  Zölle 
sowie  der  späteren  „Auflagen"  (imposts)  werden.    Wo  diese  verschiedenen  Abgaben 
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nach  dem  Werth  erhoben  wurden ,  sind  wohl  selbst  verschieden.-  amtliche  Preise  den 
verschiedenen  Zollsätzen  dersellien  Waare  zu  (irunde  gelegt  worden. 

S.  auch  über  die  technischen  Puncte  bes.  Voeke  a.a.O.  u.  Dowell,  natnentl. 
I,  S2— ss,  i:t! — 14«.  103-167,  2U  Ii'.;  für  «I.  15.  u.  10.  Jahrhundert,  bes.  für  die 
handelspolitis«  he  Seite  Schanz  a.  a  u.,  mit  der  Statistik  der  Zollerträge  im  2.  Bande 
S.  37  II.  Manches  hängt  eng  mit  der  gesammten  Handelspolitik  der  Zeit,  den  Stapel- 
rechten,  der  Stellung  der  fremden  Kaufleute,  namentlich  auch  der  hansischen,  zu- 
sammen  und  hetrifU  daher  die  uns  hier  wesentlich  allein  angehende  finanzielle  Seite 
des  Zollwesens  nur  indirect.  Eine  veraltete  Terminologie,  die  sich,  wie  so  oft  in 
England.  lange  erhielt,  erschwert  das  \  erständniss  noch.  Die  alten  Werthzöllc  waren 
wohl  eine  bestimmte  Quote  vom  Werth,  '/10,  Viv  Dazu  traten  dann  in  Verhandlungen 
mit  den  kaufmännischen  Korporationen  oder  in  Paria mentsbewilligungen  Zuschläge, 
z.  IL  1302  3d.  p.  Pf.  St.  (lV40/0).  Die  „alten  oder  grossen  Zölle"  (antiu.ua 
seu  magna  customa)  umiassten  nach  der  Amtsterminologie  die  alten,  vor  der  Magna 
eharta  bestandenen  nebst  den  parlamentarischen  Zuschlagsbewilligungen  von  1275,  di.- 
..neuen  oder  kleinen  Zolle"  die  aus  Vereinbarungen  mit  den  fremden  Kaufleuten 
1302  hervorgegangenen  Zuschlagzolle  bei  der  Ausfuhr  von  Wolle,  Wollfellen,  Häuten, 
gewissen  Tüchern.  Wachs,  daher  speciell  vom  fremden  Kaufmann  zu  bezahlende 
Zolle.  Aehnlich  tritt  zur  alten  prisage  von  Wein,  die  aus  einer  —  auch  bei  an- 
deren älteren  Zöllen  anfangs  vorgekommenen  —  Naturahjuote  (das  so  und  so  viehe 
Fass,  z.  B.  das  lOte)  zu  einem  speeifischen  (ieldzoll  geworden,  eine  neue  Zollabgabe 
der  Fremden  {..bu tierage",  später  „Tonne  ngeld",  tonnagc  genannt'.  Finanziell 
um  Wichtigsten  war  lange  Zeit  der  Ausfuhrzoll  auf  Wolle.  Das  KOnigthum 
sucht  den  (irundsatz  als  seine  Prärogative  festzuhalten .  ohne  Mitwirkung  des  Parla- 
ments mit  den  Kaufleuten,  namentlich  den  fremden.  >elbst  Zölle,  besonders  auch  neue 
Zuschläge  zu  vereinbaren,  so  wiederholt  vom  14.-16.  Jahrhundert.  Das  Parlament 
reagirt  dagegen,  auch  wohl  auf  Anlass  von  Klagen,  z.  B.  Seiteiis  der  (iiundbcsitzer, 
die  darauf  hinweisen,  dass  die  Kaufleute  wegen  der  höheren  Wollzfllle  eben  niedrigere 
Wollpreise  zahlten,  also  doch  der  Landwirth  den  Zoll  trage  (ia48,  Dowell  I,  I35\ 
Fm  solche  Separatverhandlungen  des  Königs  mit  Kaufleuten  und  Städten  zu  verhin- 
dern, bleibt  aber  dann  dem  Parlament  mitunter  nur  übrig,  selbst  Z  ollsubsidieti 
zu  gewähren. 

Aehnlich  fügte  die  Kcgierung  von  sich  aus  zu  den  „Subsidien",  „Zöllen" 
(cnstomsi  noch  „imposts"  für  andere  Waaren  oder  als  Zuschläge  zu  sonstigen  Zoll- 
abgaben, so  unter  Maria.  Elisabeth  und  besonders  unter  Jacob  l.  1 Tabak.  Corinthen), 
was  zu  Streitigkeiten  und  Processen  über  die  Kechtsbcständigkeit  dieser  „Auflagen" 
und  schliesslich  mit  zu  den  politischen  Kämpfen  unter  Karl  I.  führte. 

Ueber  das  Verhältnis«  der  F^rträgc  der  verschiedenen  Zollkategorieen 
geben  die  Daten  u.  Tabellen  bei  Schanz  (II.  37.  4s  Aufschluss.  Danach  ergaben 
z.  B.  während  der  liegicrungszeit  Heinrich'  VII.  in  London  in  23—24  Jahren  die 
„Subsidie"  rund  126.000,  di<-  parva  customa  07.000,  die  magna  customa  0400.  der 
Wollzoll  der  Stapelkauf  leutc  210,000,  zus.  447,000  Pf.  St. ebenso  während  der 
Kegierungszcit  Heinrich'  VIII.  in  London  in  c.  3S  Jahren  die  Subsidie  3SS.000. 
die  parva  customa  227,000  (wovon  Ausfuhrzoll  IV5.M00.  Einfuhrzoll  42.or,0).  die 
magna  customa  32.000,  der  Wollzoll  der  Stapelkauf leute  217,000,  zus.  die  Londoner 
Zolle  überhaupt  S95.000  Pf.  St.  Ertrag.  Bemerkenswert)!  ist  der  kleine  Ertrag  der 
älteren  oder  magna  und  der  grosse  der  neuen  oder  parva  customa,  dann  ganz  allge- 
mein characteristisch  das  Ueberwiegcn  der  Erträge  des  Ausfuhrzolls. 

Zollproben  aus  dem  15.  Jahrhundert,  zugleich  Proben  des  Dillcreutialzollsysteins, 
sind  z.  B.  unter  Eduard  IV.  (1460-  S.T.  für  Wolle  Sacki  und  Wullfelle  (240  Stück, 
früher  300):  Ausfuhrzoll  für  Inländer  33'/.,  sh.,  für  Ausländer  062/.,8b.,  für  die  Last 
Leder  66*.',,  u.  T3'/8  sh.,  Tonuengeld  fnr  Wein  p.  Tonne  3  sh..  für  süsseu  Wein, 
von  Fremden  eingeführt  6  sh.,  Pfundgeld  von  anderen  Waaren  bei  Aus-  und  Einfuhr 
1  sh.  oder  5  "  ((  vom  Werthe  p.  Pf.  St..  2  sh.  bei  einzelnen  Waaren,  von  Fremden 
exportirt.  so  Zinn  (Dowell  I,  145,  Vocke  S.  Ol,  mit  wehren  Proben). 

Zum  System  der  amtlichen  Werthe  als  Grundlage  der  Werthzölle  ging  man 
jed.-nlalls  unter  Maria  um  155s  »her,  vielleicht  schon  etwas  früher.  —  Die  Zölle,  he/, 
bestimmte  Arten  derselben,  waren  früher  mitunter  verpachtet  gewesen,  öfters  an 
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fremde  Kaufleute.  Doch  fand  schon  im  13.  Jahrhundert  Selbstverwaltung-  der  Woll- 
u.  Lederzölle  statt  und  später  ist  diese  die  Regel. 

3.  Neuere  Periode  (von  der  ersten  Revolution  bis  1815). 

§.  78.  —  I.  Veränderung  und  Ausbildung  der  Be- 
steuerung in  der  Zeit  der  Revolution  und  Republik.  Es 
waren  bekanntlich  besonders  Steuer  politische  Streitfragen, 
welche  zn  den  Zerwürfnissen  zwischen  dem  Stuart'schen  Königthum 
und  dem  Parlament  geführt  haben.  Unter  den  Rechten,  welche 
sich  Karl  I.  zusprach  und  practisch  ausübte,  erregte  die  eigen- 
mächtige Ausschreibung  von  „Schiffsgeldern"  am  meisten 
Aergerniss. 

Auf  Grund  des  alten  königlichen  Hechten,  Mittel  zum  Schutz  des  Landes  in 
Gefahr  zu  erheben,  und  der  Pflicht  des  Landes,  diese  Mittel  dann  zu  gewähren, 
wurden  auch  früher  schon  mitunter  ron  den  Kttstengegenden  die  Stellung  und  Aus- 
rüstung ron  Schiffen  oder  statt  dessen  die  Bezahlung  von  Mitteln  dafür  gefordert. 
An  solche  Präcedenzfälle  anknüpfend  wurden  1684  solche  „Schiffgcldor"  mittelst 
königlicher  Verordnungen  („ship  writs")  ohne  parlamentarische  Zustimmung  auf 
die  Städte  und  Grafschaften  an  der  Küste  ausgeschrieben,  in  festen  Summen,  bez. 
nach  Maass^abe  der  für  die  einzelnen  Orte  festgestellten  Schiffsstellung^pflicht,  aber 
gegen  die  Voraussetzung:  in  Friedenszeit.  Gleichwohl  drang  die  Regierung  damit 
ohne  besondere  Schwierigkeit  durch.  Dies  änderte  sich,  als  1635  eine  neue  Aus- 
schreibung von  Schiffgeldern,  nunmehr  zugleich  für  die  Binnengebiete,  erfolgte,  wo- 
bei der  Plan,  auf  diese  Art  im  Grunde  nur  eine  nicht  bewilligte  Steuer  in  Form  einer 
directen  Vermögenssteuer  zu  erheben,  unverkennbar  war.  Denn  nicht  auf  die  Schiffe, 
sondern  auf  das  Geld  war  es  abgesehen.  Die  Steuer  wiederholte  sich  noch  mehrfach, 
führte  zu  Beanstandungen  der  Besteuerten  und  wurde  schliesslich  1640  vom  „langen 
Parlament"  für  ungesetzlich  erklärt.  Eine  gerichtliche  Entscheidung  durch  einen 
parteiischen  Gerichtshof  hatte  dem  König  ßecht  gegeben.  Die  Veranlagung  des 
..Schiffgelds"  war  übrigens  besser  als  diejenige  der  älteren  directen  Steuern  gewesen. 
(Dowell  I,  228—241,  eine  Uebersicht  der  Schiffsstellungspflichten  für  die  einzelnen 
Grafschaften  u.  Städte  eb.  S.  265.  Auf  5  Tonnen  des  Schiffs  wurden  2  Mann  ge- 
rechnet, bei  der  Ablösung  in  Geld  für  die  Tonne  10  Pf.  St.) 

In  dem  nunmehrigen  Kampf  zwischen  Königthum  und  Paria 
ment  haben  auf  beiden  Seiten  freiwillige  Beisteuern,  besonders 
Ablieferungen  von  Juwelen  und  Silbergeschirr  u.  s.  w.,  eine 
ungewöhnlich  erhebliche  Rolle  gespielt.  Dann  ist  aber  seitens  der 
siegreichen  Partei  in  der  Republik  auch  mit  neuen  starken 
eigentlichen  Steuern  vorgegangen  worden.  Die  directe  Be- 
steuerung von  Einkommen  und  Vermögen  erfolgte  in  der  wirk- 
sameren und  gleichmässigeren  Form  der  „Monateanlagen"  au 
»Stelle  der  älteren  directen  Steuern.  Vornehmlich  aber  wurde  jetzt 
eine  umfassendere  innere  indirecte  Verbrauchsbesteue- 
rung, —  Accisen  —  begründet.  Diese  wurde  von  jetzt  an  neben 
den  Zöllen,  in  deren  Tarifen  die  Einfuhrzölle  nun  allmählich 
die  finanziell  wichtigere  Seite  werden,  die  Grundlage  der  britischen 
Staatsbesteuerung  bis  ins  19.  Jahrhundert  hinein  und  besteht  in 
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Haupttheilen  (Steuern  auf  Bier  und  Branntwein)  heute  noch.  Das 
energische  CromwclPscbe  Regiment  hat  insofern  in  England  dauernd 
nachgewirkt,  wie  das  Napoleonische  in  Frankreich.  Darüber 
kmincn  die  spateren  Aenderungen  in  beiden  Ländern,  in  der  Re- 
staurationszeit und  in  den  folgenden  Perioden,  nicht  täuschen. 

Die  alten  directen  Steuern  (Subsidien  und  „Fünfzehntel  und 
Zehntel")  genügten  nach  Veranlagung,  Höbe  und  Zahlungstermin 
(jährlich  oder  halbjährlich)  den  Bedürfnissen  nicht  mehr.  An  ihre 
Stelle  traten  die  „Monatsanlagen  (monthly  assessments) ,  eine 
directc  Vermögen-  und  Einkommensteuer  nach  neuer 
Veranlagung  unter  umfassenderer  Einbeziehung  von  Besoldungen 
(ausser  in  Heer  und  Flotte)  und  anderem  persönlichen  Erwerb, 
monatlich  zahlbar. 

Sic  wurden  nach  Bedarf  in  Monatssummen  festgestellt  (35,000—120.000  Pf.  St. 
in  England,  Jahresdurchschnitt,  ind.  Schottland  u.  Irland.  1  Mill.  Pf.  St)  und  dies^ 
Summen  dann  auf  die  Grafschaften  und  Städte  nach  dem  höchsten  früheren  Subsidien- 
betrajr  einer  jeden  repartirt.  Diese  loealen  Einheiten  hafteten  dann  für  ihre  Quote. 
Die  Subrepartition  auf  die  Einzelnen  wurde  gegen  die  Subsidie  verbessert,  indem  di<> 
Localgewalten  statt  der  CommissÄre.  welche  bei  der  Subsidie  vom  Lordkanzler  und 
anderen  obersten  Beamten  ernannt  waren,  die  Veranlagung  besorgten.  Hei  (irund  und 
Boden  war  der  Inhaber  zahlungspflichtig,  mit  dem  Keeht,  wenn  er  Pächter,  doli 
Pachtzins  um  den  Steuerbetrag  zu  kürzen.  (Dowell  II,  4—0,  Vocke  S.  495  ff.)  — 
Eine  andere  directe  Steuer  war  eine  Zeitlang  eine  „Mahl zei t  st  euer4'  (tnual  tax), 
im  Betrage  des  Preises  einer  Mahlzeit  in  der  Woche  von  jeder  Person. 

Das  alte  Zollwesen  blieb  bestehen,  handelspolitische  und 
politische  Gesichtspunkte  führten  aber  zu  einzelnen  besonderen 
Maassregeln. 

Wollansfuhrverbot ,  höhere  dillcrcntielle  Belastung  spanischer  Weine ,  zeitweises 
Verbot  der  Einfuhr  französischer  Weine.  Seide.  Wolle  aU  Repressalie.  (Do- 
well II,  0,  7.) 

Am  wichtigsten  war  die  Einführung  innerer  Verbrauchs- 
steuern auf  eine  Anzahl  Artikel  (1643),  eine  Accise  (excise) 
mit  noch  holländischem  Muster,  zahlbar  beim  Verkauf  der  Artikel. 
Eine  in  England  früher  nur  in  einzelnen  Fällen  versuchte,  niemals 
eingebürgerte  Steuerform,  welche  das  Königthum,  selbst  die  Stuarts, 
nicht  einzuführen  gewagt  hatte  und  welche  jetzt,  wie  ähnlich 
gleichzeitig  auf  dem  Contincnt,  trotz  anfänglicher  Abneigung  und 
Widerstand  des  Volkes  angenommen,  auch  im  Parlament  ähnlich 
günstig  wie  damals  vielfach  auf  dem  Festlande  beurtheilt  wurde. 

..The  most  e«jual  and  indifferent  levy  that  could  be  laid  ou  tho  people".  1020 
Dowell  II,  11).  Zuerst  wurden  1043  besonders  «ietränkesteu  ern  auf  inlän- 
dische Artikel  (Ale.  Bier,  Aepfel-  und  Birnwein ,  Rrauntweinh  eingeführt,  1044 
aber  auch  Fleisch,  Victualien,  Salz.  Alaun,  Vitriol,  Hopfen,  Saffran,  Starke,  Meth, 
gewisse  Mützen,  all«  Arten  Hüte.  Seiden-  und  Wollwaaivn,  Zinn,  Eisen  u.  verschie- 
dene Eisenwaarcn.  Kupfer.  Blei,  Geschütze,  tilas  u.  (ilaswaaren.  <>ele,  Seife  u.  a.  ui. 
einer  ..excisc"  (..«cw  iinpost")  unterworfen.     Die  auf  Zeit  aufgelegten  Steuern 
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wurden  später  verlängert,  nur  Fleisch  u.  heimisches  Salz  wieder  frei  gegeben. 
Die  vom  Parlament  eingesetzte  Verwaltung  hatte  eingreifende  Befugnisse  zur 
Controle  und  Confiscation,  mit  entsprechenden  Straf  bestiinmungen ,  auch  das  Recht 
zur  Verpachtung  der  Einhebung.  Steuerpflichtiges  Subject  war  meistens  der  Produ- 
zent (bei  Hopfen  der  Pflauzeri«  mitunter  der  erste  Käufer,  auch  wohl  der  Exporteur 
(so  bei  Zinu).  In  .Verbindung  mit  der  Accise  u.  deren  Tarif  wurde  der  Einfuhr- 
Zolltarif  entsprechend  Qui gestaltet  und  erweitert,  einzelne  Sätze  erhöht,  nach  tinanz-. 
luxus-,  schutzzollpolitischen  (Jesichtspuncten.  Speci fische  kommen  neben  Werth- 
zollsätzen vor.  Für  letztere  wird  ein  neues  amtliches  Werthbuch  eingeführt;  dir 
darin  nicht  besonders  genannten  Artikel  zahlten  ö  "/„  vom  geschätzten  Werth.  (Do- 
well  II,  8— ll>,  daselbst  Auszüge  aus  den  Tarifen.    Vockc.  S.  360  IL) 

Unter  den  Colonialwaarcn  beginnen  Zucker  u.  besonders  Tabak  wichtigere 
l  inanzarükel  zu  werden,  wobei  nur  die  dillerentielle  Behandlung  der  eigenen  Colonial- 
l»roducte  nach'  dem  zur  Herrschaft  gelangenden  handelspolitischen  System  das  h'scalische 
Interesse  beeinträchtigt.  Die  Besteuerung  des  Tabaks  hatte  schon  unter  Jacob  I.  be- 
gonnen, wo  lb04  in  luxus-  u.  sittenpolizeilicher  Tendenz  der  virginischc  Tabak  einer 
Zuschlagsteuer  als  ,,iuipost"  auf  Grund  königl.  Verordnung  von  tt*/a  sh.  p.  Pfund  Ge- 
wicht, neben  der  allgemeinen  Abirabe  von  2  d.  nach  dem  Zollbuch,  unterworfen 
wordeu  war.  Der  aufkommende  inländische  Tabakbau  wurde  dann  mit  aus  fiscalischun 
Gründen  verboten,  die  Einfuhr  von  Tabak  an  Speciallicenzen  gebunden.  Die  Republik 
bezolltc  den  Tabak  stark  ditfercntiell  (1  d.  p.  Pfund  Gewicht  von  englischen  Colonien. 
1  sh.  von  anderen  Ländern).  W  ie  uberall  debntc  sich  trotz  Steuer  und  anfänglicher 
Verfolgung  oder  missliebiger  Beurtheilung  des  „Tabaktrinkens"  das  Hauchen  aus  und 
wuchsen  die  Erträge  der  Steuer  an.  Durch  das  festgehalteue  Verbot  des  inländischen 
Tabakbaus  hat  sich  England  die  Möglichkeit  gesichert,  in  der  noch  heute  bestehenden 
Form  hohen  Einfuhrzolls  den  Tabak  zu  besteuern,  ohne  für  fisealische  Zwecke 
zum  Monopol  greifen  zu  müssen  (Do  well  IV,  2(15  IF.,  I,  21H  IL  Vocke  S.  301,  340, 
wo  aber  die  scharfe,  auch  sachlich  kaum  begründete  Bemerkung  gegen  das  Verbot 
des  inländischen  Tabakbaus  —  „der  Ausbund  aller  gewaltsamen  Eingriffe  in  die  Rechte 
des  Eigenthums"  (!)  —  und  die  daran  geknüpfte  Invective  gegeu  das  republikanische 
Regiment  sich  schon  dadurch  erledigen,  dass  das  Verbot  damals  nicht  erst  eingeführt, 
sondern  nur  bestätigt  worden  ist). 

Die  Einführung  der  Accisen  in  das  Steuersystem  in  der  da- 
maligen Zeit  in  England,  wie  unter  ähnlichen  schwierigen  Ver- 
hältnissen auf  dem  Continent  (auch  in  Deutschland),  auch  wie  noch 
im  19.  Jahrhundert,  während  des  Bürgerkrieges  in  Nordamerika, 
bildet  ein  wichtiges  Moment  der  vergleichenden  Finanzgeschichte: 
die  innere  indirecte  Verbrauchshesteueruug  s teilt  sich 
hier  regelmässig  als  ein  brauchbares  und  wenigstens 
relativ  nothwendiges  Hilfsmittel  ein,  Finanzschwierig- 
keiten, welche  aus  politischen  Verhältnissen  hervorgehen, 
Uberwinden  zu  helfen.  Die  erste  französische  Republik  konnte 
von  diesem  Mittel  nur  absehen,  nachdem  sie  es  aus  tiberwiegend 
doctrinären  Gründen  aufgegeben,  weil  sie  rücksichtslos  zur  Papier- 
geldpresse griff,  was  bei  ordentlichen  Steuereinnahmen ,  besonders 
Verbrauchssteuern,  wenigstens  nicht  in  diesem  Maasse  nothwendig 
geworden  wäre. 

Die  englische  Republik  aber  hat  bei  allen  Mängeln  ihres 
Steuersystems  doch  immerhin  eine  Besteuerung  geschaffen,  welche 
das  erste  und  wesentlichste  Problem  alles  Steuerwesens  gelöst,  den 
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ersten  der  „leitenden  obersten  Steuergrundsätze"  erfüllt  hat:  die 
Mittel  fllr  grosse  und  rasch  gestiegene  Bedürfnisse  •  eines  Staats- 
haushalts organisch  im  Wege  der  Besteuerung,  statt  bloss 
oder  überwiegend  im  Wege  der  Schulden,  zu  liefern  und  damit 
eine  durch  die  Verhältnisse  einmal  gebotene  Thätigkeit  des  Staats 
finanziell  zu  ermöglichen. 

Bei  der  Beurtheilung  solcher  freschichtlicher  and  practischer  Verhältnisse  sind  die 
Sätze  der  „allgemeinen  Steuerlohre"  mit  Recht  die  Kichtschnur  S.  Fin.  II,  S.  231  Ii",  über 
di.-  „finanzpolitischen  Grundsätze"  der  Besteuerung  und  deren  berechtigtes  Voranstehen. 

§.  79.  —  II.  Die  Periode  der  Restaurationszeit  und 
der  letzten  Stuarts  (1660—1688).  Die  Restauration  ver- 
sucht zwar  in  der  directen  und  indirecten  Besteuerung  auf  das 
ältere  System  zurückzugreifen,  aber  ohne  entsprechenden  Erfolg. 
Die  noch  einigemale  angewandten  alten  Formen  der  directen  Steuern 
(Subsidie)  erweisen  sich  zu  mangelhaft.  Es  müssen  fUr  ausser- 
ordentlichen Bedarf  die  „Monatsanlagen"  der  Republik  und 
besondere  neue  Kopfsteuern  dienen,  und  eine  Heerdstcucr 
wird  sogar  eine  ordentliche  directe  Steuer,  auch  eine  „Banquier- 
besteuerung"  und  eine  Steuer  auf  gewisse  andere  Ein- 
kommen wird  eingeführt.  Die  älteren  Zölle  (Tonnen-  und 
Pfund  gel  d)  werden  mittelst  eines  neuen  Zolltarifs  und  Hinzu- 
fügung  von  neuen  Abgaben  auf  Weine,  Zucker,  Tabak,  französische 
und  indische  Leinen-  und  Seidenwaaren  und  Branntwein  weiter 
entwickelt  und  dem  König  Karl  II.  auf  Lebenszeit  bewilligt.  Da 
das  ehemalige  erbliche  Kroneinkommen  zur  Bestreitung  der  ihm 
obliegenden  Ausgaben  für  den  königlichen  Hof  und  Haushalt  und 
für  die  auf  jenes  Einkommen  mit  angewiesenen  Verwaltungs- 
bedürfnisse nach  dem  Zusammenschmelzen  des  älteren  Domaniums 
und  der  Aufhebung  der  alten  Feudalgefälle  nicht  mehr  ausreichten, 
musste  es  anderweit  ergänzt  werden.  Dies  geschieht  u.  A.  durch 
die  Bewilligung  einer  „erblichen  Accise",  besonders  auf  Ge- 
tränke (einschliesslich  K  äffe  c,  Thee,  Chocoladc),  wozu  noch 
eine  „temporäre  Accise"  in  Zuschlägen  auf  dieselben  Artikel 
tritt.  Durch  diese  Einrichtungen  wird  das  System  der  „Civil- 
listc"  in  England  eingeleitet:  der  einzige  Punkt  von  dauernder 
Bedeutung  aus  den  Neuerungen  der  Restaurationszeit.  Auch  A  b  - 
gaben  im  Gerichtsverfahren  werden  neu  eingeführt. 

S.  Uber  das  Einzelne,  das  hier  nicht  specieller  interessirt.  Dowell  II.  17— 3T. 
Voeke  S.  497.  511,  299  ff'.,  362  u.  sonst  passim.  Die  1070  versuchte  directe  Be- 
steuerung gewisser  Einkommen  sollte  namentlich  Lei  Ii-  u.  (ieldcapital  treffen 
(15  ab.  v.  Vf.  St.  oder  8  4  7„  von  100  Pf.  St.  Ran<iuieicapital  und  von  an  deu  Koni? 
geliehenem.  «Wer  0  u  u  verzinslichen  Capital  —  also  eine  Zinsreduction  — ,  ti  sh.  oder 
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7„  vom  sonstigen  beweglichen  Vermögen,  1  sh.  [5  •/„]  von  Grund-  u.  Herg- 
werksertrag.  2  sh.  vom  Ff.  St.  oder  10  w/„  von  Besoldungen  u.  dgl.j.  Leber  die 
..Civil liste",  die  erst  alimählich  ron  anderen,  als  den  den  eigentlichen  königlichen 
Hof-  and  Hausbedarf  betreffenden  Ausgaben,  völlig  erst  im  19.  Jahrhundert,  befreit 
wurde,  früher  den  Hau ptt heil  der  Kosten  der  Civilverwaltung  u.  A.  m.  mit  umfasste, 
s.  bereits  Fin.  I,  3.  A.  §.  175.  S.  405. 

III.  Die  Periode  von  Wilhelm  III.  bis  zur  franzö- 
sischen Revolution  (1688—1793). 

§.  80.  Allgemeiner  Character  dieser  Zeit.  Die  bestim- 
menden allgemeinen  Factoren  fUr  die  Entwicklung  des  britischen 
Finanz-  und  Steuerwesens  sind  hier  die  wiederholten  grossen 
und  kostspieligen  Kriege,  welche  stets  mit  einer  starken  Ver- 
mehrung der  Staatsschuld  und  einer  mit  daraus  hervorgehenden 
dauernden  Erhöhung  des  Finanzbedarfs  verbunden  waren,  ferner 
die  definitive  Einbürgerung  des  parlamentarischen 
Parteiregiments,  in  Händen  einer  Aristocratie ,  welche  in  der 
Steuerpolitik  doch  ähnlich  wie  der  Absolutismus  auf  dem  Continente 
die  indirecte  Verbrauchsbesteuerung  als  die  weniger  unmittelbar 
drückende  zu  einseitig  begünstigte,  ohne  an  der  Gefahr  einer 
Ueberlastung  nach  Unten  zu  Anstoss  zu  nehmen.  Der  Gang  der 
Entwicklung  im  Grossen  tritt  in  den  für  Grossbritannien  vollständiger 
als  für  andere  Staaten  in  dieser  Zeit  vorliegenden  und  einigermassen 
vergleichbaren  Zahlen  am  deutlichsten  hervor. 

Nach  d.  Keturns  Uber  public  incoine  a.  expenditure  giebt  Dow  eil  einige  Haupt- 
dateu  für  die  einzelnen  Perioden,  woraus  hier  folgende  Zusammenstellung  gebildet 
wird  (in  MiU.  Pf.  SL). 

Höhe  der  Ausgabe  für  Einnahme 

Staatsschuld      Schuld  Heer  und   Civüverwalt.  aus 

(CapitaD  Flott.;       (incl.  Hof>  Steuern 

Um    168>                ?                   V  1.1               1.2  c  1.83 

1702           c.  20.0               1.17  1.»              0.7  4.25 

..     1738               40.0               2.0  1.S5             0.95  5.75 

„     1755              72.5              2.6  2.0              1.0  6.75 

„     1775             126.0               4.6  3.81              1.2  10.0 

1792              237.4               9.3  6£5              2.0  17.3 

..     1S10             S60.0             32.0                     c7"36  68.0 

Die  Zahlen  der  Ausgaben  beziehen  sich  (ausser  um  IS  10)  auf  die  FricdunsetaU 
um  die  betrettende  Zeit;  bei  der  Schuld  umfassen  sie  den  Dienst  der  Leib-  und  Zeit- 
renten mit.    Irland  ausgeschlossen. 

Speciell  war  (Dowell  II,  402)  in  MiU.  Pf.  St  der 

ßetrag  der  die  Schuld?  er- 

Kriegskosten  mehrung  dadurch 

Krieg  in  Irl.  u.  gegen  Frankr.  1688—97     ,    .    .          32.6  14.5 

Span.  Erbf.krieg  1702— 13                                         50.7  21.5 

Krieg  mit  Spanien  1718—21                                      4.5  — 

Dsgl.  u.  Öst.  Erbf.krieg  173«)— 4S                              43.7  29.2 

Siebenjahr.  Krieg  1756-63  (Ausgaben  bis  1766)          82.6  59.6 
Americ.  Uüabhängigk.kriog  1776—85  (Ausgaben 

bis  1786)                                                          97.6  117.3 

Kränzte.  Krieg  1793—1815  (Ausgaben  bis  1817)        831.5  504.9 

(ftlr  Irland  ausserdem  117.3). 
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§.  81.  —  1.  Die  d irecte  Besteuerung  wird  das  Gebiet  maneh- 
fachcr  Versuche,  nachdem  einmal  die  alten  Formen  aufgegeben 
und  auch  die  ,, Monatsanlagen"  der  republikanischen  Zeit  nicht 
mehr  für  genügeud  befunden  waren.  Nach  bald  wieder  beseitigten 
abgestuften  Kopf-,  Classen-  und  Standessteuern,  Ge- 
burt»-, Heiraths-  und  Begrabnisssteuern,  welche  auf  eine 
rohe  Art  Einkommensteuer  hinauskamen,  auch  Junggesellcn- 
stcuer,  blieb  die  Hauptsteuer  doch  die  als  Quotita ts-,  Vcrniögens- 
und  Einkommensteuer  gedachte,  sehr  bald  zur  Repartitionssteucr 
werdende  Landsteuer  (landtax  1692).  Sie  umfasste  principiell 
den  Ertrag  beweglichen  Vermögens  und  gewisser  persönlicher  Ein- 
künfte (Besoldungen)  mit,  anfangs  auch  factisch,  aber  sie  wurde 
im  Laufe  der  Zeit  fast  gänzlich  zu  einer  Grundsteuer  von  real- 
lastartigem  Character,  deren  lange  Zeit  veränderlicher  Steuerfuss 
sich  Ende  des  18.  Jahrhunderts  auf  den  ursprünglichen  Normalsatz 
von  20"  0  festsetzte.  Da  die  Veranlagung  nach  dem  ursprünglichen 
Kataster  verblieb,  bildete  sich  dieser  Charakter  nur  um  so  schärfer 
ans ,  wobei  die  Steuer  den  Character  als  „Steuer"  immer  mehr 
verlor,  auch  nach  der  Entwicklung  der  einzelneu  Gegenden  natürlich 
immer  ungleichmässiger  wurde.  In  dieser  Versteinerung  bot  sie 
die  Gelegenheit,  in  der  schweren  Zeit  der  französischen  Revolutions- 
kriege Gegenstand  einer  grösseren  Finanzoperation  zu  werden, 
indem  ihre  Ablösung  seitens  der  Verpflichteten  wie  auch  ihrer  Er- 
werbung als  feste  Rente  seitens  Dritter  durch  entsprechende  Capital- 
zahlung  unter  ziemlich  günstigen  Bedingungen  gestattet  wurde:  eine 
Maassregel,  welche  bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  fortgesetzt  worden 
ist  und  die  verhältnissmässige  Unbedeutendheit  des  Rests  dieser 
„Landtaxe"  im  heutigen  britischen  Finanzwesen  erklärt. 

Zu  dieser,  soweit  sie  noch  als  Steuer  anzusehen  war,  eine 
Ert  rags- Grundsteuer  darstellenden  Landtaxe  kam  nach  Beseitigung 
des  unpopulären  früheren  Heerdgelds  eine  Haussteuer  in  Form 
einer  Fensterstener  (1696),  später  (1778)  trat  dazu  noch  eine 
besondere  Ert  rags  Steuer  von  Wohnhäusern. 

Eine  Reihe  von  anderen  Steuern  haben  etwas  vom  Character 
einer  Gewerbesteuer  au  sich  und  stellen  eine  Art  Special- 
Gewerbesteuern  dar.  Sie  lassen  sich  aber  auch  und  zum  Theil 
noch  mehr  (mit  Vocke)  als  „Anhängsel  i ndirecter  Consuni- 
tionssteuern"  ansehen.  So  schon  aus  dieser  Periode  die  Steuern 
auf  „Verkehrs-Gewerbe"  (Halten  von  Stadtdroschken,  hackney 
coaches,  seit  1691,  bez.  1694,  Landkutschen,  stage  coaches,  1694 
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bez.  177ö,  Miethpi'erdc  und  Miethwagcn,  177!));  ferner  Steuern  auf 
Gewerbe,  welche  sich  mit  accisepflichtigcn  Gegenständen 
beschäftigen,  wo  der  Licenzzwang  zu  einer  Besteuerung  (Licenz- 
abgabe)  benutzt  wurde,  (s.  §.  86,  besonders  auf  die  mit  Bereitung, 
Verkauf,  Ausschank  von  Branntwein,  Bier,  Wein  u.  dgl.  sich  be- 
fassenden Gewerbe);  weiter  meist  schon  aus  dieser  Zeit  Steuern 
auf  Gewerbe  und  Beschäftigungen  der  Rechtsanwälte,  Notare, 
Bankhäuser,  A ueti onatoren  u.  a.  m.  Auch  eine  Besteuerung 
der  Hausirer  und  ähnlicher  Personen  (1697),  ferner  einmal  eine 
allgemeinere  Ladensteuer  (1785—89)  ist  vorgekommen  und 
einzelne  andere  directe  Steuern  (auf  Aetiencapital  gewisser  Art, 
1692,  auf  Besoldungen,  1758)  sind  versucht  worden. 

Das  Ganze  dieser  directen  Steuern  stellt  etwas  selbst  für  eng- 
lische Verhältnisse  auffallend  Systemloses,  Wirres  und  Willktlhr- 
liches  dar.  Gleichwohl  erhielt  sich  Manches  davon  bis  in  die 
neueste  Zeit. 

§.  N2.  Die  schon  unter  der  Restauration  versuchten  Kopfsteuern  dienten 
unter  Wilhelm  III.  seit  1059  einige  Male  zur  Deckung  des  ausserordentlichen  Bedarfs 
für  Kriegszwecke,  zuletzt,  da  sie  unpopulär  und  unzweckmäßig  waren,  109S.  Diese 
Stenern  waren,  wie  die fruheren  ähnlichen,  keine  reinen  Kopfsteuern,  sondern  nach 
Uang,  Beruf,  Lebensstellung,  ungefährer  Ein  kotn  mense h  ät  zun  g  u.  dgl.  m. 
abgestuft.  Sic  gingen  aber  auf  die  ,.kleincn  Leute",  Händler,  Handwerker,  Arbeiter, 
Dienstboten,  ausschliesslich  wirklich  Arme  und  Allmosenempfängcr.  herab,  in  festen 
Sätzen ,  wohl  einmal  mit  einem  Minimum  von  1  d.  p.  Woche,  in  einmaligen  oder  mehr- 
maligen Rateu  im  Jahre,  mit  Jahrcscrträgen  bis  »'»00,000  Pf.  St.  und  darüber,  also  doch 
erheblich.    (Dowell  III,  0  ir.,  48  ff.,  Vocke  S.  511  Ii'.,  daselbst  Tarifproben  u.  dgl.) 

Wie  diese  Kopfsteuern  waren  auch  die  seltsamen  Geburts-,  Heiraths-, 
Heerd  igun  gs- ,  Junggescllcnstcuern  eine  unvollkommene  Art  Einkommen- 
steuer, bei  der  man  wie  bei  indirecten  Steuern  (noch  Verkehrssteuern *i  an  ein  be- 
stimmtes Ereignis*  oder  einen  Zustand  die  subjective  Stencrpflicht  anknüpfte  und  durch 
Berücksichtigung  von  Rang,  Beruf  und  I>ebensstellnng  die  verschiedene  Leistungs- 
fähigkeit und  die  stärkere  Steuerkraft  der  Vornehmen  und  Reichen  zu  berücksichtigen 
suchte.  Sie  trafen  aber  schliesslich  Jedermann,  mindestens  mit  dem  niedrigsten  Satze 
(l  d.  bei  Geburts-  u.  Todesfällen.  2".,  sh.  hei  Verheirathung,  1  sh.  den  Junggesellen). 
iDowdl  II,  49.  Tarif  II,  409,  Vocke  S.  514  .  Die  Steuer  bestand  1005—1700, 
Jahresertrag  anfangs  c.  52.000  Pf.  St.,  später  weniger. 

Der  ,. Landsteuer"  (Land  taxe)  von  1092  waren  10SS  noch  Vermögenssteuern 
in  Form  der  Monatsanlagen,  dann  1059  eine  Steuer  vorangegangen,  bei  welcher  Grund- 
besitz und  Verwandtes  nach  dem  Ertrag,  persönliches  Vermögen  nach  dem  Werth, 
aber  unter  Annahme  einer  0  %  Rente  davon  als  Einkommen,  Einkommen  von 
Aeiutera  u.  dgl.  (oxel.  Kriegsdienst)  nach  den  Gehalte  veranlagt  war.  Diese  Grund- 
lage blieb  auch  bei  der  1092  als  Kriegshilfe  gewährten  „Pfundrate"  von  4  sh.  oder 
20°/0;  Haushaltinventar  und  ländliches  Betriebseapital  war  frei.  Die  Einschätzung 
war  ungenügend,  sie  ergab  zunächst  1.92  Mill.  Pf.  St.  Ertrag,  in  den  3  folgenden 
Jahren  bei  dem  Streben  nach  Ermässigung  der  Einschätzung  seitens  der  Besteuerten 
weniger.  Eben  diese  Wahrnehmung  führte  dazu,  1097  eine  feste  Summe  als  Re- 
partitions«) uote  auszuschreiben  und  diese  nach  der  bisherigen  Veranlagung 
vou  1692  auf  die  Grafschaften  und  Kirchspiele  zu  vertheilen.  Jene 
Summe  wurde,  ziemlich  genau  nach  Maassgabe  der  früheren  Einschätzung  einer 
..Dreischillingrate  ',  auf  1.484,015  Pf.  St.  oder  auf  494,071  Pf.  St.  p.  Schilling  vom 
Pf.  St.  festgesetzt,  der  Schilling  nahezu  also  VÄ  Mill.  Pf.    In  dieser  Weise  wurden 
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von  da  an  bald  2,  bald  3  oder  4  »b.  ausgeschrieben,  in  Kriegszeitcu  mehr,  in  Friedous- 
zeiten  weniger.  Die  Staatscasse  bekam  so  freilich  einen  fast  gar  nicht  schwankenden 
Ertrag  verbürgt,  da  die  Grafschaften,  Städte,  Kirchspiele  für  ihre  Quote  aufkommen 
mussten.  Aber  die  locale  Vertheilung  und  reelle  Belastung,  schon  ursprünglich 
mangelhaft  genug,  wurde  natürlich  immer  ungleichmassiger.  Die  Subrepartition  der 
Quoten  auf  die  einzelnen  Steuerpflichtigen  erfolgte  nach  dem  Gesetz  und  thatsächlich 
mit  Unterscheidung  von  3  Kategorioen  von  Personen  durch  specielle  Einschätzung: 
1)  auf  die  Besitzer  beweglichen  Vermögens  (Geld,  Forderungen,  Waaren  u.  s.  w.,  also 
an  sich  Rentiers,  Kaufleute,  Gewerbetreibende  u.  dgl.  m.)  nach  dem  früheren  Satz 
von  6  %  rom  Werth  als  muthmaasslichem  Einkommen;  2)  auf  gewisse  Öffentliche 
Beamte  (excl.  Kriegsdienst)  und  im  Princip  auch  auf  Personen  mit  sonstiger  gewinn- 
bringender Thätigkeit:  3)  auf  die  Eigenthumer  von  Grundstücken  u.  dgl.  unbeweg- 
lichem oder  diesem  gleichgestelltem  Vermögen  (z.  B.  Zehnten).  Die  beiden  ersten 
Kategorieen  wurden  nun  nach  dem  ausgeschriebenen  Schillingfusse  besteuert;  was 
dann  von  der  aufzubringenden  Quote  noch  übrig  blieb,  hatte  der  Grundbesitz  nach 
dem  veranschlagten  Ertrage  zu  übernehmen.  Da  nun  im  Verlauf  der  Zeit  die  erste 
Kategorie  von  Personen  ohne  Ersatz  durch  neue  allmählich  fast  ganz  aus  der  Ein- 
schätzung herausfiel,  auch  bei  der  zweiten  Kategorie,  den  Beamten  u.  s.  w.,  eine 
ähnliche  Entwicklung  eintrat,  musstc  später  die  ausgeschriebene  Kirchspiel- 
quote fast  ganz  vom  Grundbesitz  aufgebracht  worden.  So  ward,  nicht 
nach  Absicht  des  Gesetzes,  sondern  nach  mangelhafter  Durchführung  eines  an  sich 
nicht  falschen  Princips,  desjenigen  der  Repartitionssteuer,  die  „Landtaxe4*  thatsäch- 
lich fast  vollständig  eine  Art  roher  Grundsteuer.  Nur  geringfügige  Reste  der 
Landtaxe  blieben  gewohnheitsmässig  an  einzelnen  Aomtern  und  einzelnem  beweg- 
lichem Besitz  hängen.  Auch  diese  Reste  wurden  bei  den  Besoldungen  1876  (zuletzt 
noch  823  Pf.  St.  Ertrag!)  und  beim  beweglichen  Besitz  schon  1833  aufgehoben. 
Wie  in  anderen  Fällen  hatte  der  Pächter  die  Steuer  zu  zahlen,  mit  dem  Recht  dafür 
den  Pachtpreis  zu  kürzen.  Ein  ähnliches  Recht  des  Grundbesitzers  seinem  Gläubiger 
gegenüber,  welcher  letztere  anfangs  in  der  ersten  Kategorie  von  Personen  mit  steuer- 
pflichtig war,  hatte  wohl  schon  von  vorne  herein  keine  wesentliche  practische  Be- 
deutung und  verlor  sie  natürlich  später  ganz.  Nach  der  Union  wurde  Schottland  mit 
einem  festen  Betrage  von  rund  48,000  Pf.  St.  als  voller  (4  sh.-)  Rate  in  die  Land- 
taxe einbezogen.  —  Der  den  Grundbesitz  l>etreffende  Theil  der  Landtaxe  war  zu  dem 
zuletzt  eingebürgerten  Fuss  von  4  sh.  p.  Pf.  St.  unter  Pitt's  Verwaltung  für  bleibend 
erklärt  und  1798  zur  Ablösung,  bez.  zum  Ankauf  freigestellt  worden  (zuerst  zum 
40fachen  in  den  damals  niedrig  stehenden  3  %  Staatsschuldscheinen  oder  zum 
30fachen  baar,  später  günstiger).  Von  dem  Betrag  von  etwas  über  2  Mill.  Pf.  St. 
(2,037.627)  incl.  Schottland  nach  der  vollen  4  sh.-Rate  war  so  1810  noch  1,438,000, 
1920  1,204,000,  1860  1,149,000,  gegenwärtig  noch  1,064,000  Pf.  St.  Jahresertrag  der 
alten  Landtaxe  übrig  geblieben.  S.  Do  well  II,  50—53,  73,  82,  87,  99,  125,  215, 
III,  93—102.  Vocke  S.  499—504,  Gneist,  engl.  Verwaltungsrecht,  2.  Aufl.  II, 
781  ff.,  790—793  (eingehend,  bes.  über  die  Veranlagungs-  u.  Einschätzungsbehörden), 
kürzer  3.  Aufl.  II,  626,  62S  —  629.  Auch  Gneist,  d.  engl.  Grundsteuersystem, 
Berl.  1859. 

Die  neue  Haussteuer  begann  1696  als  classificirte  Fenstersteuer 
(z.  B.  2  sh.  für  jedes  Wohnhaus,  —  excl.  Hütten  (cottages),  d.  h.  Häuser,  die  kein« 
Kirch-  u.  Armenraten  zahlten  —  mit  weniger  als  10  Fenster,  10—20  Fenster  6,  20  u. 
mehr  10  sh).  1709  wurden  diese  Sätze  für  grössere  Häuser  erhöht.  1747  wurde, 
z.  Th.  um  die  Umgehung  der  Steuer  durch  Fensterschluss  zu  verhindern,  eine  feste 
Haussteuer  von  2  sh.  für  jedes  bewohnte  Wohnhaus,  mit  einer  Fenstersteuer 
für  Häuser  von  10  und  mehr  Fenstern  nach  einem  progressiven  Tarif  bei  steigender 
Fensterzahl  verbunden.  Später  wurden  die  Steuersätze  weiter  gesteigert.  Im  J.  1778 
wurde  dazu  noch  eine  neue  Haus-Ertrag  Steuer  gefügt  (kleine  Häuser,  Geschäfts-  u.  dgl. 
Häuser  frei,  Fuss  von  21/«  und  bei  grösseren  Häusern  von  5  %  1 779  bez.  2Va.  3»/4, 
5  °/0).  Die  Fenster-  wie  die  Haussteuer  waren  übrigens  vom  Inhaber,  nicht  vom 
Eigenthumer  als  solchem  zu  zahlen ,  —  mit  Ausnahmen  bei  der  Fenstersteuer  — ,  also 
keine  dircete  Ertrags-,  sondern  Wohnungs-  oder  Miethsteuer.  iDowell  II, 
54,  118,  169.  III,  193—197,  204—207,  Vocke  S.  463  ff.,  Gneist,  Verwaltungsrecht, 
Aufl.  II.  799,  3.  A.  II,  637.) 
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Leber  die  mancherlei  gewurbesteuerurtigeu  Steuern,  die  üu  Texte  erwähnt, 
wurden,  s.  besonders  die  ausführliche  klare  Darstellung;  Vocke's,  S.  420— 45S,  welche 
im  Vorgleich  auch  mit  Do  well  (bes.  vol.  III)  doch  den  Werth  der  systematisirenden 
deutschen  Behandlungswcisc  solcher  Dingo  deutlich  zeigt.  S.  sonst  auch  Do  well  II. 
13 — 72  u.  passim  vol.  II.  Auf  das  Li cenzs y stein  in  Verbindung  mit  inneren 
Verbrauchssteuern  wird  unten  zurück  zu  kommen  sein  (§.  SB). 

§.  83.  —  2.  Die  sogen,  directen  Luxus-,  Nutz ungs-  und 
ähnliche  Stenern  sind  eine  England  nicht  ausschliesslich  ungehörige, 
aber  dort  gerade  seit  dieser  Periode  (18.  Jahrhundert)  besonders 
ausgebildete  und  in  einigen  wichtigen  Fällen  noch  heute  bestehende 
Besteuerungsform.  Sie  stellen  sich  als  ein  etwas  roher  Versuch 
einer  directen  Sonderbesteuerung  der  wohlhabenderen 
und  vornehmeren  Stände  dar  und  wirken  für  die  Steuer- 
pflichtigen wie  eine  besondere  Einkommensteuer,  freilich  wie  eine 
nach  zufälligen  Verbraucbsarten  und  Gesellschaftssitten  aufgelegte, 
daher  doch  recht  ungleichmässige.  Sie  sind  zugleich  Vorläufer 
mancher  anderer  ähnlichen,  welche  in  der  Kriegszeit  aufgelegt 
wurden,  aber  auch  Vorläufer  und  Ergänzung  allgemeiner  Einkommen- 
steuern der  „besseren  Stände",  wie  während  der  französischen 
Kriegsperiode  einmal  besonders  frappant  hervortritt  (im  „triple  assess- 
ment",  §.89).  An  einzelne  Obj ecte,  N utzungen,  Genüsse, 
Dienste  sich  haftend  haben  diese  Steuern  freilich  auch  durch 
mögliche  Ueberwälzung  und  hie  und  da  nach  den  Veranlagungs- 
modalitäten  wohl  die  Wirkung  von  indirecten  Verbrauchsteuern 
etwas  mit. 

Es  gehören  schon  aus  der  Zeit  vor  dem  französischen  Kriege 
hierher  die  Steuern  auf  das  Halten  von  Carossen,  auf  den  Besitz 
von  Silbergeschirr,  auf  das  Halten  männlicher,  kurze  Zeit 
auch  weiblicher  Dienstboten,  auf  das  Halten  von  Luxus- 
Pferden,  auch  Rennpferden,  auf  Jagdlicenzen.  Diese 
Steuern  werden  in  der  Kriegszeit  erhöht  und,  um  diesen  Gegenstand 
hier  gleich  zu  erledigen,  um  einige  weitere  vermehrt,  so  auf  den 
Gebrauch  von  Haarpuder,  auf  Hunde,  auf  Schlag-  und 
Taschenuhren,  auf  Wappenf tthrung.  Alle  diese  Steuern 
schliessen  sich  somit  an  Hausstandsverhältnisse  und  Gegen- 
stände des  persönlichen  Gebrauchs  und  der  Lebensweise 
der  höheren  Stände  an.  Sie  werden  unter  dem  technischen 
Namen  „assessed  tax  es",  zu  denen  auch  wohl  die  Steuer  auf 
bewohnte  Gebäude  gerechnet  wird,  zusammen  gefasst  und  unter- 
stehen einer  gemeinsamen  obersten  Verwaltungsbehörde. 

Die  genannten  Steuern  begannen  mit  der  Carossensteuer  (1 747).  der  Steuer 
von  Privatfuhrwerk  für  Zwecke  des  persönÜchen  Genusses,  in  der  bewussten  Absicht. 
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auf  dies'.1  Weise  die  wohlhabenden  »  und  vornehmeren  (.'lassen  ergänzunnsweise  zu 
besteuern,  neben  den  allgemeineren  Verbrauchssteuern  und  bei  (ier  Stabiiitat  der 
Landtaxe.  Abo  ein  >teuerpolitisch  bedeutsamer  (iedanko,  der  sich  aber  damals  wie 
spater  selbst  in  einem  ftlr  diese  Steuern  so  ungewöhnlich  geeigneten  Lande  wie  Eng- 
land weder  nach  der  fiscalischen  Seite,  dem  Ertrage,  noch  nach  der  Seite  der  gerechten 
Yertheilung  der  Steuerlast  besonders  bewährte.  Mit  den  einzelnen  Stenern  wurde 
mehrfach  in  den  Einzelheiten  der  Einrichtung,  der  Veranlagung  und  der  Steuersätze 
experimentirt,  nm  sie  ergiebiger,  schwerer  zu  umgehen  zu  machen  und  sie  gerechter 
zu  vertheilen.  Die  Tendenz  zur  (Kasuistik  in  der  englischen  Gesetzgebung  fand  hier 
ein  oll'enes  Feld  zur  Bethätigung.  Verwandter  Art  wie  die  Uhrensteuern  waren  die 
in  Stcmpelform  erhobenen  auf  Hute  und  Handschuhe.  Es  genügt  für  uns. 
später  im  näehsteu  Kapitel  auf  die  noch  bestehenden  britischen  directen  Luxus-  und 
ähnlichen  Steuern  einzugehen.  Ueber  die  damaligen  Anfänge,  die  Entwicklung  und  die 
Einzelheiten  der  Gesetzgebung,  der  Tarife  und  der  Statistik  ziemlich  eingehend  Do  well 
passim  II,  Iii»,  131,  1  tiSJ.  1  TO,  205,  210,  214,  bes.  III,  169—321  (bis  zur  Gegenwart', 
Vocke,  S.  459,  460,  409—475,  Gncist,  engl.  Verwaltuugsrecht ,  2.  A.  II,  259. 
"59  II'.,  3.  A.  II,  037  II.  Der  Ertrag  war  bei  der  Carossensteucr  1747  in  Eng- 
land 00,000.  Schottland  1000,  1793  219,000.  1816  bez.  44S,000  u.  13,000  Pf.  St. 

—  Die  Pferdesteuer  von  17*4  gab  17%  117,000  Pf.,  als  sie  zunächst  für  Luxus- 
pferdc  (zum  Keiten  u.  Fahren)  eingeführt  war.  Später  als  sie  auf  andere  Pferde .  in 
der  Landwirtschaft  und  den  Gewerben,  zu  verschiedenen,  massigeren  Sätzen,  ausge- 
dehnt und  in  der  Kriegszeit  erhöht  worden,  trug  sie  in  England  allein  1810  1,226,000  Pf. 

—  Die  1777  eingeführte  Steuer  auf  männliche  Dienstboten  (später  mit  progres- 
sivem Stcucrfuss  bei  steigender  Zahl  Bedienten  in  Einem  Haushalt  und  mit  Zuschlägen 
bei  Junggesellen-Herren)  gab  1790  ^9,000,  1810  471,000  Pf.  St.  —  Die  kurzlebige 
Steuer  auf  weibliche  Dienstboten  (1755—92),  bei  der  aber  die  Kücksicht  auf 
kleine  Kinder  in  der  Familie  Ermässigungen  bedang,  Junggesellen  wieder  doppelt  be- 
steuert waren,  trug  31,000  Pf.  —  Die  Jagdlicenzs  teuer  von  1754>5  gab  1791 
09,000  Pf.  in  England,  4500  in  Schottland.  —  Die  Silbergeschirrsteuer,  der  die 
Besteuerung  des  Fabrikats  beim  Producenten  vorangegangen  war  (1720),  bestand  von 
1756 — 77  für  den  Besitz  von  Silbergeschirr,  war  5  sh.  für  je  100  Unzen  (weniger 
war  frei),  bis  zu  einem  Maximum  von  100  Pf.  St.:  Ertrag  18,000  Pf.  (Powell  III. 
242).  —  Die  Haarpudersteuer  vou  1795  war  in  der  Art  angelegt,  dass  jeder 
Puder  Benutzende  jährlich  sich  beim  Stempelamt  melden,  eine  Licenz  nehmen  und 
dafür  1  Guince  (21  sh..  1805  237a  sh..  der  später  gebliebene  Satz)  entrichten  musste, 
mit  gewissen  Befreiungen.  Ertrag  1796  210,000  Pf.  St.!  1800  104,000,  1812,  55,000, 
1520  34,000.  1840  0000.  1808  1000,  1809  aufgehoben  (Dowcll  III.  288—292, 
Voeke  S.  471).  —  Die  noch  bestehende  Wap  penstcu  er  von  1798  fitr  jede  Person, 
welch«!  ein  Wappen  braucht  oder  führt  oder  Wagen,  Siegel,  Geschirr  u.  andere  Artikel 
mit  Wappen  darauf  besitzt ,  mit  höheren  Sätzen  für  Wappen  am  Wagen ,  ergab  1 70s 
45,000.  1810  42,000  (England  und  Schottland),  jetzt  noch  77.000  Pf.  St.  •  Do  well  III, 
310-320,  Vocke  S.  472).  —  Die  l  hrensteucr  von  1797—98  betraf  ebenfalls  den 
Besitz,  nicht  die  Fabrikation  von  Uhren  (Schlag-,  Wanduhren  5  sh.,  goldene  Taschen- 
uhren 10,  silberne  2'/3  sh.),  mit  Angabepflicht  des  Besitzers,  wurde  aber  bald  als 
nachtheilig  für  die  Uhrmacher,  die  ausserdem  eine  Licenz  zu  zahlen  hatten,  aufge- 
geben (Dow eil  III.  308).  —  Die  noch  jetzt  als  Staatssteucr  bestehende  Hunde- 
steuer, die,  wie  gewöhnlich  auch  polizeiliche  Zwecke  mit  hatte,  wurde  1790  ein- 
geführt, hatte  einen  nach  Art  der  Hunde  und  mit  nach  persönlichen  Verhält- 
nissen der  Besitzer  abgestuften  Tarif  und  gab  1790  70.000.  1516  in  England 
145.000,  in  Schottland  15.000,  1584  342,000  Pf.  St.,  Do  well  HL  293  —  304. 
Vocke  S.  474. 

§.  84.  —  3.  Indirecte  Verbranchssteuern  und  ver- 
wandte, Zölle  und  Accisen. 

a.  Die  Zölle  knüpfen  sich  auch  in  dieser  Periode  zunächst 
noch  an  das  alte  System  (Pfund-  und  Tonnengeld)  an, 
neue  Zuschläge  bei  alten  Artikeln  und  neue  Zölle  treten 
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biuzu  und  werden  tarifmässig  apart  erhoben  und  verrechnet  wie 
ähnlich  auch  bei  den  Accisen. 

Es  hängt  dies  mit  dem  rechtlichen  (.'haracter  dieser  Abgaben  als  „Zwecksteuern", 
zur  Verwendung  für  eine  bestimmte  einzelne  Ausgabe  odt-r  (wie  bei  den  Aus- 
sahen der  sog.  CivilUste^  einer  bestimmten  Kat.-orie  von  Ausgaben  zu- 
sammen. Dadurch  wird  das  Zollwesen  ausserordentlich  complicirt  und  unübersichtlich. 
Erst  die  Pitt 'sehe  Maassregel  der  Schaffung  «.ines  so#.  „co  n  solid  irteu  Fonds" 
aus  verschiedenen  Zöllen  und  Accisen  (17S7).  die  nunmehr  für  dir  Aussahen  dieses 
londs  permanent  werden,  bewirkt  hierin  eine  freilich  noch  nicht  ausreichende  Ver- 
besserung. Differentialzölle,  hei  Colonialproducten  zum  Schutz  der  eigenen  Colonieu, 
dann  gegen  die  Producte  bestimmter  Länder  (Frankreich)  machen  das  Tarifwesen 
wiederum  verwickelter. 

Die  Einfuhrzölle  treten  für  fiscalische  wie  ftir  protectio- 
uistische  Zwecke  immer  mehr  in  den  Vordergrund,  die  Ausfuhr- 
zölle zurück,  sie  werden  für  britische  Erzengnisse  (Korn,  Woll- 
stoffe 1700,  die  meisten  übrigen,  ausgenommen  gewisse  Rohstoffe 
1721)  grossentheils  beseitigt,  aus  handelspolitischen  Rücksichten. 
Bei  den  Einfuhrzöllen  werden  neben  dem  alten,  erhöhten,  auch 
Gegenstand  handelspolitischer  Experimente  bildenden  W ein  zoll 
(Methuen- Vertrag  mit  Portugal  1703,  Zullkampfpolitik  gegen  Frank- 
reich) die  Colonial waaren-Zölle  nach  den  Consumtionsverhält- 
nissen  immer  wichtiger.  Einzelne  Maassregeln  im  Gebiete  des  Zoll- 
wesens und  der  Zolltarife  erklären  sich  aus  den  notwendigen 
Beziehungen  der  Zölle  zur  Accisc,  auch  aus  der  Be- 
kämpfung des  Schmuggels  (Tarifreductionen,  Waaren- 
haussystem,  auch  mit  Lagerungszwang).  Im  Ganzen 
waltet,  wie  vollends  in  der  französischen  Kriegsperiode  1793  ff., 
im  Zolltarif  noch  die  ältere  Praxis  ob:  ein  sehr  umfassender 
Tarif  mit  zahlreichen  Positionen  und  hohen  Zollsätzen. 
Diese  Praxis  entspricht  aber  auch  den  fiscalischen  Interessen,  so 
lange  der  Consum  von  Luxus-Massenartikeln  doch  immer  noch  be- 
schränkt ist,  und  ist  so  lange  auch  wobl  der  gleichmässigercn  Ver- 
keilung der  Steuerlast  günstiger.  Die  Zölle  konnten  auch  das 
einfachste  Mittel  bieten,  die  Finanzlasten  des  Mutterlands  mit  auf 
die  Colonieen  zu  wälzen.  Aus  dem  betreffenden  Versuch  ging  be- 
kanntlich der  americani8che  Unabhängigkeitskrieg  hervor  (1773). 

b.  Die  Accise  der  vorigen  Periode  wird  erhalten  und  auf 
immer  mehr  Artikel  verschiedenster  Art,  Verzehrungsgegenstände, 
Rohstoffe,  Fabrikate  ausgedehnt  und  in  den  Sätzen  zur  Deckung 
des  steigenden  Bedarfs  erhöht.  Namentlich  werden  die  Getränk e - 
steuern  schwerer,  auch  fangen  die  Probleme  der  Steuertechnik, 
in  Zusammenhang  mit  den  Zöllen  (bei  Branntwein)  und  mit  den 
technischen  Productionsverhältnissen  (Aenderungen  darin,  gewerb- 
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liebe  Production  für  den  Absatz  und  häusliche  für  den  eigenen 
Bedarf,  so  bei  Bier)  an,  mehr  Schwierigkeiten  zu  bieten.  Das 
Licenzsystem  wird  auch  zum  Zweck  der  Steuercontrole  weiter 
entwickelt.  Von  Artikeln  unentbehrlichen  Nahrangs  -  Bedarfs  wird 
indessen  doch  nur  Salz  besteuert,  auch  diese  Steuer  zeitweilig 
aufgehoben.  Die  Sympathie  leitender  Staatsmänner  (besonders 
Wal  pole 's)  für  die  Accise,  bei  practischen  Politikern  immer  be- 
greiflich, führte  auch  zu  weitergehenden  Plänen  einer  allge- 
meinen Accise,  auch  einer  fiscalisch  noch  wirksameren  Be- 
steuerung von  Wein  und  Tabak,  mit  in  der  Tendenz,  die  in- 
directe  Verbrauchsbesteuerung  noch  in  umfassenderer  Weise  au 
Stelle  der  directen  Besteuerung  (auch  der  Landtaxe)  treten  zu 
lassen.  Allein  diese  Pläne  scheiterten  am  Widerstand  der  freilich 
zum  Theil  irre  geleiteten  und  vorurtheilungsvollen  „öffentlichen 
Meinung"  und  der  Parlamentsopposition  (17.32). 

Die  englische  Accise  wurde  daher  nicht  eine  so 
allgemeine,  wie  z.  B.  die  preussische,  sondern  sie  erstreckte 
sich  damals  wie  später  immer  nur  auf  eine  freilich  ziemlich  grosse 
Zahl  —  in  der  Hauptzeit  28  —  einzelner  wichtiger  Artikel, 
welche  im  Productions-  und  ersten  Absatzstadium  ge- 
troffen werden.  Dies  hatte  die  wichtige  Folge,  so  generelle  Ver- 
kehrscontrolen  wie  bei  dem  continentalen  städtischen  Accisesystem 
entbehrlich  zu  machen,  Stadt  und  Land  nicht  steuerpolitisch  zu 
trennen  und  nicht  verschieden  zu  besteuern,  die  Privat-Bevölkerung 
nicht  durch  Controlen  in  ihrem  Verkehr  zu  belästigen.  Die  Con- 
trolen  konnten  vielmehr  auf  die  betreffenden  Gewerbetreibenden 
und  Händler,  auf  Producenten  und  Localitäten  der  Production  und 
auf  den  Absatz  und  Verschleiss  der  accisepflichtigen  Artikel,  mehr- 
fach mit  Zuhilfenahme  des  Licenzsystems ,  beschränkt  werden, 
waren  hier  freilich  um  so  schwerer.  Aber  diese  Belästigungen 
hat  England  immer  leichter  als  die  allgemeinen  Verkehrscontrolen 
ertragen;  umgekehrt  war  und  ist  es  zum  Theil  noch  heute  in 
Deutschland:  ein  characteristischer  Unterschied,  der  fHr  Besteuerungs- 
maassregeln  zu  beachten  ist. 

§.  85.  Nach  dem  Zwecke  diese*  Werks  kann  auch  hier  auf  das  Zoll  Wesen, 
welches  immor  und  vollends  in  dieser  Zeit  nicht  bloss  nach  fiscalisch en ,  sondern  mit 
nach  handelspolitischen  Momenten  geregelt  wird,  nicht  genauer  eingegangen  werden. 
Nach  den  englischen  Productions-  und  Handelsverhältnissen  hat  hier  die  Bezollung 
auch  noch  mehr  als  in  den  meisten  anderen  Ländern  eine  speciell  volkswirt- 
schaftliche, nicht  bloss  tiscalische  Bedeutung.  Bei  der  Gestaltung  des  britischen 
Zwischenhandels  in  Colonialproducten  bietet  u.  a.  das  Lagerhaussystem  ein 
Mittel  zur  Besteuerung  des  Auslands.     Zwischen  Zöllen  und  Accisen  kamen  auch 
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Verschiebungen  vor ,  einzelne  Artikel  unterlagen  (wie  auf  dem  Gontincntc ,  so  in 
Preussen),  sowohl  dem  allgemeinen  Zoll  (Pfandgeld)  als  einer  Accise.  Thee, 
Kaffee,  Chocolade  worden  z.  B.  1689  aus  der  hier  unzweckmässigen  Accise  heraus- 
genommen, wo  sie,  wie  andere  Getränke,  beim  Detaildebit  als  Getränk  besteuert  ge- 
wesen waren,  und  speciellen  Zöllen  unterworfen. 

Die  „erbliche  Accise"  gehörte  auch  unter  der  neuen  Dynastie  zum  erb- 
lichen Kroucinkommen,  die  „temporäre  Accise"  and  die  Zölle  (Tonnen-  und 
Pfundgeld)  wurden  wieder  auf  Lebenszeit  jedes  neuen  Königs,  die  Zölle  Wil- 
helm III.  zuerst  allerdings  nur  auf  4  Jahre  bewilligt.  Später  wurden  die  alten  Zölle 
aber  permanente  Steuer.  Das  alte  Tonnen-  und  Pfundgeh!  erfuhr  in  seinen 
Sätzen  dann  wiederholte  Zuschläge,  so  1692,  1703,  1747,  im  vollen  Betrage  oder 
dem  mehrfachen  seines  alten  Satzes,  auch  wold  in  einer  <Juote  davon,  unter  Namen 
wie  „iinpost",  .,new  subsidy"  von  1698,  „one-third  subsidy"  v.  1703,  „two-third  sub- 
sidy" v.  1704.  u.  a.  m.  (s.  z.  B.  Dowell  II,  83,  95,  120\  mit  neuen  speciellen  Ver- 
wendungszwecken, z.  B.  für  die  Zinsen  der  verschiedenen  neuen  Anleihen.  Die  fremden 
Kaufleute  zahlten  dabei  noch  etwas  höhere  Sätze.  Durch  Erneuerung  der  amtlichen 
Preislisten  wurden  gelegentlich  die  tarifmäßigen  Waarenpreise ,  nach  denen  sich  das 
Pfundgeld  als  Werthzoll  richtete,  mit  den  wirklichen  in  grössere  Uebereinstiminung 
gebracht.  So  trat  1724  ein  neues  „Ratonbuch"  zu  dem  veralteten  von  1660  hinzu.  Zu 
dem  allgemeinen  Pfandgeld  kamen  dann  noch  die  Differentialzoll  zuschlüge 
für  gewisse  Waarcn  gewissen  Ursprungs,  z.  B.  französische,  und  wieder- 
holt andere  Zuschläge  fisealise  he  r  Tendenz  zu  einzelnen  Colonialwaaren. 
Solche  allgemeine  und  besondere  Zuschläge  wurden  aber  finanzrechtlich  anders  als 
die  alten  ursprünglichen  Sätze  des  Pfundgelds,  z.  B.  nur  auf  gewisse  Zeit,  bewilligt, 
wenn  danu  auch  später  erneuert.  Mitunter  erfolgten  schon  im  Anfang  des  18.  Jahr- 
hunderts „Zollconsolidation en",  wobei  dann  auch  die  verschiedenen  Zuschläge 
nebst  dem  alten  Satz  in  feste  speeifische  (Gewichtssätze  für  einzelne  Artikel  ver- 
wandelt wurden,  so  anter  der  Verwaltung  Walpol  es  (1721  ff.),  welche  überhaupt 
mancherlei  Verbesserungen  im  Zollwesen  herbeiführte  (s.  Dowell  II,  92 — 96).  Als 
Beispiel  einer  Herabsetzung  der  Zölle  im  fiscalischen  Interesse,  um  des  Schmuggels 
leichter  Herr  zu  werden,  ist  die  starke  Rcduction  des  Theczolls  durch  Pitt  1784  zu 
nennen  (sogar  von  119  auf  12l/3  %  des  Werths,  Dowell  II,  188,  IV,  245). 

Zu  den  eigentümlichen  Mitteinder  Controle  gehört  das  Lagerhaussystem 
(warehouse  system)  und  auch  bei  den  Zöllen  mitunter  das  Liconzsyste m.  Das 
erstcre  diente  handelspolitischen  und  fiscalischen  Zwecken  zugleich.  Es  kommt  in 
zwei  Formen,  als  „freies"  und  als  „obligatorisch  es"  vor,  in  letzterer  Eigen- 
schaft besonders  im  fiscalischen  Interesse.  So  wurde  1700  das  System  für  asiatische 
Seidenwaaren  eingeführt,  die,  in  England  verboten,  vom  Handel  unter  genügender 
Sicherheit  für  die  Verwaltung  bequem  sollten  exportirt  werden  können.  1709  wurde 
das  System  auf  Pfeffer  ausgedehnt,  der  bei  der  Einlagerung  im  Entrepot  die 
Hälfte  des  Zolls,  bei  der  Herausnahme  zum  inländischen  Consoni  die  andere  Hälfte, 
zum  Export  nichts  mehr  zahlen  musste,  wobei  der  Kückbchalt  der  ersten  Zollhälfte 
auf  eine  Besteuerung  des  ausländischen  Consums  hinauslief,  wenn  nicht  volle  Rück- 
vergütung eintrat.  1711  wurde  das  Lagerhaus  für  Thee  u.  Kaffee  eröffnet,  zunächst 
ohne  Einlagerungszwang,  1723  aber  mit  diesem,  wobei  eine  kleine  Abgabe  bei  der 
Einlagerung,  der  Rest  des  Zolls  nur  bei  der  Herausnahme  zum  heimischen  Consum 
zu  entrichten  war,  bei  derjenigen  zum  Export  nicht.  Leber  eine  andere  bemerkens- 
werthe  Einrichtung  des  Theezolls,  1  sh.  p.  Pfund  bei  Herausnahme  des  Thees  zum 
heimischen  Consum  aus  dem  Lagerhaus.  25  °/0  vom  Grosspreise  bei  den  öffentlichen 
Verkäufen  der  ostind.  Kompagnie,  ohne  Gewährung  eines  Rückzolls  beim  Export,  in 
1745,  s.  Dowell  IV,  244.  Der  weitere  Plan  Walpolc's,  auch  Weiu  und  Tabak 
diesem  Lagerhauszwang  zu  unterwerfen,  staud  mit  anderen  Finanzpläuen  \ Ausdehnung 
der  Accise,  bleibende  Ermässigung  der  Landsteuer)  zusammen  und  scheiterte  an  dieser 
Verbindung  (1732).  Später  drang  Pitt  bei  Tabak  damit  durch  (17S9).  Es  war  dabei 
die  Absicht,  am  den  Schmuggel  besser  bekämpfen  zu  können,  den  Artikel  wirksam 
dem  Zoll  und  zugleich  der  Accise  zu  unterwerfen  und  die  Vorschriften  der  Con- 
trole bei  der  Accise  so  leichter  auf  ihn  anwenden  zu  könneu  'Dowell  II,  76.  97, 
1U0,  192).  Das  Lizenzsystem  lies»  sich  dann  auch  mit  verwenden.  Es  wurde 
auch  suiist  bei  zollpflichtigen  fremden  —  im  Unterschied  von  arcisepflichtigeii  hei- 
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mischen  —  Artikeln  zu  Steuer-  und  Controlzwecken  mit  benutzt.  So  wurden  die 
Verkäufer  von  Theo,  Kalle.-,  Chocolade  an  Liconzen  und  Abgaben  dafür  gebunden 
(17S0).    Leber  das  Lagerhaussystem  Dow  «11  II.  70,  07,  100,  192. 

Die  -Trosse  Putsche  Co n  so  1  id  a  1 1  on  s  ma  ssre  ge  1  von  1  TS"  bezog  sieb  auf 
die  /><)lle  und  einigt:  Accisen  zugleich  und  hatte  neben  der  steuertechnischeu  und 
steucradministrativen  eine  wichtige  ünanzrcchtlichc  Seite.  Das  altere  System,  gewisse 
Einnahmen  für  eine  bestimmte  Ausgabe  zu  verwenden  und  dafür  festzulegen,  war 
schon  früher  inodihVirt  worden,  indem  man  drei  grossen:  stehende  Fonds  hierfür  ge- 
bildet hatte.  Jetzt  wurden  diese  in  den  einen  „consolidirtoii  Fonds'-  vereinigt.  Dieser 
Fonds  wurde  u.  A.  mit  den  nunmehr  zusammengezogenen  Zöllen  u.  gewissen  Aeciseu 
gespeist,  wobei  die  alten  ursprünglichen  Zollsätze  und  die  zahlreichen  späteren  Zu- 
schläge in  einen  einzigen  Satz  für  die  Waarenkategorieen  und  einzelnen  Waaren  zu- 
sammengezogen wurden.  Dadurch  hörte  auch  die  verwickelte  aparte  Verrechnung 
jeder  der  alten  Zoll>|iioten  auf;  es  waren  zuletzt  21  der  letzteren  zu  unterscheiden  ge- 
wesen. Eine  weitere  Förderung  bestand  in  der  Anlegung  eines  alphabetischen 
Zolltarifs  mit  c.  1200  Einfuhr-,  50  Ausfuhrposten,  unter  jenen  noch  .100  W'ertbzölle. 
die  übrigen  speeilische  (Vocke  S.  311).  Lieber  die  Zollconsolidatiou  u.  Consolidirten 
Fonds  s.  Do  well  II,  100,  Gneist,  Vorwalt.recht  2.  A.  II,  h07 ,  *83,  S40.  Leber 
das  Zollwesen  dieser  Periode  überhaupt  Dowell  II,  passim,  40.  59,  Sit,  Ol  ff.,  120  IL 
137,  Vocke  S.  303—311.  Leber  die  Besteuerung,  bez.  das  Zollwesen  in  den  nord- 
amorieanischen  (Joloniecn  Dowell  II,  144  —  104. 

Die  Ausdehnung  der  Accise  inländischer  Erzeugnisse  auf  immer  mehr  Artikel 
und  die  Erhöhung  der  Sätze  ging  in  noch  rascherem  Tempo  vor  sich  als  die  Ent- 
wicklung der  Zölle,  mit  denen  im  Lebriuen  die  Accise  mehrfach  eng  zusammenhing. 
So  wurde  die  Accise  schon  in  dieser  Periode  und  vollends  in  der  folgenden  Kriegs- 
zeit die  ertragreichste  Gattung  der  britischen  Besteuerung.    Die  Einzelheiten  hier 
genauer  zu  verfolgen,  hat  keinen  Zweck,  wenn  auch  bei  der  Veranlagung  der  ein- 
zelnen Steuern,  besonders  der  (ictränkcsteuerii   Bier,  Branntwein)  manche  steuertech- 
nische und  administrative  Puncto  von  allgemeinerer  Bedeutung  hervortreten.    Es  ge- 
nügt hier,  die  Liste  der  einzelnen  wichtigeren  Artikel  zu  »eben.    Schon  109b  wurde 
die  Salz  accise  wiedereingeführt;  1730  aufgehoben  wurde  sie  schon   1732  abermals 
eingeführt  und  blieb  mit  Oedeutender  späterer  Steigerung .  der  Sätze  bis  nach  der 
französischen  Kriegszeit  (1>25)  bestehen.    Bier  wurde  beim  gewerbsmässigen  Brauen, 
in  eigenen,  öfters  erhöhten  Malz-  (1007)  und,  wie  schon  früher  einmal,  Hopfen- 
steuern  J710,  beim  Bauer,  welche  auch  die  Privatbrauerei  trafen,  und  mittelst  Li- 
cenz  der  Verkäufer  besteuert,  Branntwein  bei  der  Herstellung  (Destillation),  1690, 
als  Materialsteuer,  mit  verschiedenen  Steuersätzen  nach  der  Art  des  Materials  und 
ebenfalls  in  Licenzform.    Daneben  kommen  hier  die  Zölle  für  fremde  (französische) 
und  coloniale  Spirituosen,  besonders  Hum  in  Betracht,  wobei  die  Tarifsätze  mit  unter 
handels-  und  sanitätspolitischen  Kücksiehten  normirt  werden.    Weitere  accisepflichtige 
Getränke  waren  Obstwein,  Meth.    Unter  den  anderen  inländischen  Aceise-Artikel» 
befindet  sich  ein  Kuhstoff  des  allgemeinen  Verbrauchs,  die  Steiukohle,  eine  alte 
Steuer  in  London,  jetzt  (1005    auf  alle  seewärts  angebrachte  (heimische)  Kohle 
gelegt,  auf  der  exportirten  als  Ausfuhr/oll  lastend;  femer  Stärke  (1712),  Ziegel 
vI7S4),  (wozu   1794  Steuern  auf  Baustein  u.  Schiefer  traten).    Die  Hauptartikel 
aber  waren  Mauufa etc  oder  Fabrikate  für  den  beimischen  Gebrauch,  die  im 
Laufe  des  1*.  Jahrhunderts,  mit  manchen  Aenderungen  im  Einzelnen,  der  Accise. 
unterworfen  wurden,  meistens  für  den  Bedarf  der  Kriegszeiten,  der  Anleihen.  So 
Glas  (1095—90,   1745  II.) ,  Stein-  u.  irdene  Flaschen  (1695— 9*,  1812  U.>, 
Lichter  (Kerzen.   1709),  Leder  (1697—1700,  1710  11),  Seife  (1712),  Papier 
(1712,  —  bis  1S61!).  auch  Pergament.  Pappdeckel,  bedruckte  Seiden-, 
Leinen-,  Baumwoll-,  heimische  Stoffe  (1742,  1 7»>7 >,  gewisse  Arzneimittel 
(Quacksalbereien,  17S3),  Parfumericen  ^17t>6),  Gold-  U.Silbergeschirr  (1720. 
17*4,  in  Verbindung  mit  Liconzen  ,  auch  (iold-  u.  Silberdrabt  (1711).    Dazu  die 
schon  früher  S.  1  so >  erwähnten  Artikel:  Hüte  u.  Handschuhe.    Endlich  sind  Ab- 
gaben verwandter  Art  die  Steuern  auf  Spielkarten  und  Würfel  (schon  unter 
Karl  I..  dann  1711),  auch  verbunden  mit  Lieenzen  fur  Fabrikanten  und  Verkäufer; 
ferner  die  Steuern   auf  Zeitungen.   Kalender   und   auf  Zeitungsannoncen 
'17m    Die  Steuern  v«n  Auetioneu  (1777)  und  von  Feuer-  und  S  ee  versiehe- 
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ronpen  (1782,  bez.  1795)  haben  doch  einen  anderen,  mehr  verkehrssteuerartigen 
Character. 

Die  Belästigung  durch  die  Accise  wuchs  noch  durch  das  System  der  Steu»r- 
pacht,  das  eret  allmählich  zu  Gunsten  der  Eigenerhebung  aufgegeben  wurde.  Der 
Ertrag  der  Accise  stieg  ron  1  —  1.4  Mill.  Pf.  St.  zu  Anfang  des  18.  Jahrhunderts 
auf  10  Mill.  ain  Schluss  der  Periode  (um  1792),  derjenige  der  Zölle  doch  nur  in  der- 
selben Zeit  von  c.  1.1  —  1.5  rein  auf  c.  4.5  Mill.  Pf.  rein  (brutto,  excl.  Ruckzölle  u. 
Prämien,  c.  5  Mill.).  üeber  die  Accise  s.  Vocke  S.  36.'*  fl,  Dowell  passim  II.  44, 
55  IT.,  IT.,  73  ir,  171  u.  bes.  in  vol.  IV,  wo  die  Geschichte  jedes  einzelnen  Haupt- 
artikels  der  Zölle  u.  Accisen  eingehend  im  Zusammenhang  behandelt  wird.  Gneist, 
Verwalt.recht  2.  A.,  II,  MO.  üeber  Walpole's  Pläne  v.  1733  Dowell  II,  100  11.. 
Vocke  S.  365  ff",  u.  Leser,  ♦•in  Acciscstreit  in  England,  Heidelb.  1S79  (bes.  über 
die  damalige  Streitschriftliteratur). 

§.  86.  —  4.  Ein  besonderes  Moment  iu  der  Aeciseverfassung 
bildet  das  mehrfach  bereits  berührte  Licenz System  für  Prodn- 
centen,  Händler,  Wirthe  u.  dgl.  m. ,  welche  mit  accisepflichtigen 
Artikeln  zu  thun  haben,  das  dann  auch  noch  eine  etwas  ausge- 
dehntere Anwendung  auf  andere  Gewerbe  und  Gewerbsthätigkeiten 
(so  Rechtsanwälte,  Bankhäuser)  gefunden  hat.  Das  Licenzsystem 
besteht  in  der  Verpflichtung,  den  ihm  unterworfenen  Gewerbebetrieb 
behördlich  anzumelden,  mitunter  früher  auch  dafür  eine  Concession 
zu  erlangen,  dann  aber  insbesondere  für  die  Licenz  eine  bestimmte 
jährliche  Abgabe  zu  entrichten.  Die  betreffenden  Geschäfte 
mit  accisepflichtigen  Artikeln  unterliegen  darauf  dem  Visitations- 
recht der  Acciseverwaltung.  Die  Abgabe  hat  einen  gemischt  gewerbe- 
steuerartigen (s.  o.  S.  182)  und  verbrauchssteuerartigen  Character. 
Finanziell  im  Ganzen  nicht  unbeträchtlich  ist  ihr  Ertrag  doch  nicht 
der  einzige,  nicht  einmal  der  Hauptzweck  des  Systems.  Dieser  liegt 
vielmehr  darin,  dass  sich  die  Verwaltung  so  ein  wirksames  Mittel 
der  Controle  und  der  Beschränkung  vou  Schmuggel  und  Unter- 
schleif in  gewissen  accise-  und  zollpflichtigen  Waaren  verschafft 
hat.  Dies  Mittel  hatte  bei  den  hohen  Abgabesätzen  und  deu 
Schwierigkeiten  einer  sonstigen  ausreichenden  Controle  doppelten 
Werth,  bildete  in  seiner  ausgedehnten  Anwendung  aber  freilich 
einen  ausserordentlich  eingreifenden  und  demgemäss  empfind- 
lichen Oontrolapparat.  In  gewissem  Umfang  besteht  die  Einrich- 
tung noch  gegenwärtig. 

Das  englische  Licenzsysteiu  hatte  seinen  Ursprung  in  polizeihoheitlichen  (sichcr- 
heits-,  sanitäts-,  gewerbepolizeilichen  >  Bcfu«nis>en  der  Staatsgewalt.  Es  wurde  zuerst 
im  Interesse  der  öffentlichen  Urdnung  und  Sitte  int  Wirthshäuser  (besonders  Ale- 
houses).  die  an  sich  nach  gemeinem  Recht  keiner  Concession  bedurften,  angewandt 
16.  Jahrhundert)  und  hat  sich  dann  brauchbar  erwiesen,  steuerpolitischcn  Zwecken 
zu  dienen.  Die  betreffenden  anfänglich  mehr  gebuhrenartigen  Allgaben  wurden  zu 
»teuerartigen  entwickelt,  wobei  mitunter  aber  auch  noch  polizeiliche  Rücksichten  auf 
höhere  Abgabesätz»-  hinwirkten,  so  bei  Branntwein.  Die  ursprünglich  in  der  Weise 
'•ioer  (iebuhr  deichen  oder  höchstens  ein  paar  Stut'eu  umfassenden  Sätze  wurden 
später  mehrfach  in  ein  ganzes  System,  z.  H.  mit  Abstufungen  der  Satze  nach  dem 
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Miethwerth  der  Loyalitäten  (Branntweinschenken)  oder  nach  dem  Umfang  der  Pro- 
duetion  (Bierbrauer)  gebracht  und  so  in  der  That  Gewerbesteuer-  und  selbst  ver- 
brauchssteuerartige Abgaben.  Nach  und  nach,  grossentheils  schon  im  18.  Jahrhundert 
und  in  der  Kriegsperiode  sind  so  zahlreiche  Gewerbe  acctscpflichtiger  Artikel  dem 
Licenzsystem  unterworfen  worden,  namentlich  Branntweinbrenner,  -Händler  und  -Aus- 
schänker, Bierbrauer.  Mälzer,  Malzröster,  Rostmalzhändlcr,  Bierhändler,  Bierwirthc, 
Obstweinschenken,  Speiscwirthe.  Weinschenken,  Meth-  und  Sussweinverkäufer,  Händler 
mit  Thee,  Kaffee,  Chocolade,  Cacao,  Pfeffer,  Tabakfabrikanten  und  Tabakhändler, 
Essigfabrikanten,  Papierfabrikanteu ,  Seifensieder.  Kartenfabrikanten  u.  Würfelmacher, 
Gold-  u.  Silberarbeiter  u.  Händler,  Wildprethändlcr,  Arzneiverkäufer  u.  a.  m.  Noch 
1884,  nachdem  die  ehemaligen  2>  Acciseartikel  auf  12  reducirt  worden,  sollen  „im 
ganzen  Königreich  (incl.  Schottland  und  Irland)  58^,000  Gewerbetreibende  in  ihrem 
Geschäftsbetrieb  einer  periodischen  Visitation  der  Accisebeamten  unterworfen  gewesen 
sein"  lüneist.  Verw.recht  2.  A. ,  II,  810).  S.  bes.  Vocke,  S.  433— 44«,  448  tf. : 
er  unterscheidet  gewerbe-,  bez.  liceuzsteuerpflichtige  Geschifte,  welche  sich  mit 
aeeisepflichtigen  und  mit  stempelpflichtigen  Gegenständen  befassen;  in 
der  vorigen  Aufzählung  sind  einige  der  letzteren  bereits  mit  enthalten,  ausserdem  ge- 
hören noch  Notare,  Rechtsanwälte,  Bankhäuser,  Taxatoren,  Auctionatoren  zur  zweiten 
Art;  Do we  11  II  passim,  so  p.  82,  IV,  145  ff.  (Ursprung  der  Wirthshauslicenzen)  u. 
bei  den  einzelnen  Artikeln.  Gneist  a.  a.  0.  S.  810  —  812.  Tarifproben  und  stati- 
stische Daten  über  die  Ertragnisse  in  einzelnen  Perioden  bei  Vocke.  Do  well. 

§.  87.  5.  Verkehrssteuern,  namentlich  mittelst  Stem- 
pels erhobene,  Erbschaftssteuern.  Auch  diese,  geschichtlich 
und  technisch  gewöhnlich  in  näherem  Zusammenhang  stehenden 
Steuern  haben  sich  vornehmlich  in  dieser  Periode  des  18.  Jahr- 
hunderts in  England  eingebürgert  und  entwickelt.  Sie  kommen 
jedoch  als  Finanzobject  erst  in  der  folgenden  Kriegsperiode  und 
im  19.  .Jahrhundert  zu  voller  Ausbildung  und  Bedeutung.  Immer- 
hin haben  diese  Abgaben  schon  im  18.  Jahrhundert  den  Handel 
und  Geldgeschäft  treibenden  und  den  reicheren  Ciassen  im  Allge- 
meinen ähnlich  wie  die  directen  Luxussteuern  einige  Belastungen 
zugeschoben,  von  denen  diese  Ciassen  bei  der  sonstigen  Gestaltung 
des  Steuersystems  frei  geblieben  wären. 

Der  Stempel  hat  in  England  auch  als  Erhebungsform  einiger  anderen,  so 
mehrerer  der  früher  genannten  Abgaben  (auf  Zeitungen  u.  a.  m.)  gedient.  Für 
Rech  tsgeschäfte,  bez.  die  Urkunden  darüber  und  für  Aehuliches  ist  er,  wie  überall 
damals  nach  holländischem  Muster,  1694  eingeführt  worden.  Urkunden  Uber  kön. 
Verleihungen  von  Land,  Aemtern,  Würden,  über  Verträge,  Testamente,  andere  Rechts- 
geschäfte wurden  nach  einem  sechsstufigen  Tarif  (40,  5,  21/*,  1  sh.,  6  d.,  1  d.)  für 
stempelpflichtig  erklärt  (5  u.  C  Will,  et  Mar.  c.  21,  9  u.  10  Will.  III  c.  25).  An- 
fangs auf  kurze  Termine  bewilligt,  wurden  diese  Stempelabgaben  1710  gleich  auf 
96  Jahr  gewährt.  Vermehrungen,  Erhöhungen,  Aenderungeu  traten  im  18.  Jahr- 
hundert mehrfach  ein  (1710 ,  171  1,  1714.  1757.  1770,  1777,  1782,  1783,  1784). 
U.  A.  wurden  die  anfänglichen  festen,  bez.  nach  dem  Umfang  des  verwendeten 
Papiers  sich  richtenden  Abgaben  in  gewissen  Fällen  als  Proportion alabgahe n ,  nach 
der  Hohe  des  Werths,  auf  den  sich  das  Rechtsgeschäft  bezog  (1714),  eingerichtet. 
Auch  wurde  die  Uebertragung  von  Actien  u.  dgl.  abgabepflichtig  gemacht.  1782/83 
wurden  Wechsel  und  Noten  ^proinissory  notes)  stempelpflichtig,  Versicherungspolicen 
zahlten  ebenfalls  Stempel.  17S2  wurden  die  Abgaben  für  Feuerversicherung,  1795 
für  Seeversicherung  als  förmliche  Quotensteucru  eingerichtet.  Eine  Auctionssteuer 
trat  1777  Immobilien  mit  3  d..  Mobilien  mit  Od.  p.  Pf.  St.  S.  Dow  eil  II,  passim, 
su  02,  SO.  bes.  III,  321  Ii..  150  fT.,  lineist  Verw.recht,  2.  A.  II.  sl2,  bes.  Vocke 
S.  210  II.,  wo  die  verwickelte  Materie  wieder  in  ein  klares  System  gebracht  wird: 
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.Gebühren"  in  Stempelfonn ,  „Verkehrsteuern'  iu  Stetnpelforin  (uiol.  Erb- 
schaftssteuer, Versicherungsabgaben)  „Gebrauchssteuern"  dsgl.  Unter  den  „(ie- 
büoren"  befinden  sich  indessen  manche  Posten,  welche  wohl  ebenso  sehr  oder  besser 
zu  den  Verkehrssteuern  zu  rechnen  sind  (Urkundenstempcl ,  Vollmachtstempel).  Unter 
den  Gebrauchssteuern  in  Stempelform  sind  die  oben  schon  bei  d«*r  Accise  mit  ge- 
nannten (auf  Zeitungen,  Karten,  Würfel  u.  a.  nO  mit  enthalten.  Der  Rohertrag  des 
jfesaiuinten  Stempels,  incl.  Erbschaftssteuer  nach  1779,  war  1713  lOb.OOÜ,  1765 
3 11,000,  1790  1,415,000  Pf.  (Vocke  S.  216). 

Principiell  und  bald  auch  practisch  am  wichtigsten  war  die 
Einführung  förmlicher  Erbschaftssteuern. 

Sie  beginnen  in  der  Form  eines  fixen  Urkundenstempels  1694  als  Theil  des  all- 
gemeinen Stempelsystems,  mit  welchem  die  Urkunden  über  „Bestätigung  des  Testa- 
ineuts"  und  Uber  „die  Ermächtigung  zur  Verwaltung  eiues  Intestatnachlasse*",  iu 
beiden  Fällen  für  Heträge  erst  von  20  Pf.  an  und  mit  Beschränkung  auf  beweg- 
liches uud  diesem  rechtlich  gleichgestelltes  Vermögen,  belegt  wurden.  1779  trat 
datin  eine  dreistufige  Scala  foster  Sätze  nach  dem  Werthbetrag  der  Erbschaft  an 
Stelle  der  älteren  Abgabe,  eine  Scala,  welche  in  der  französischen  Kriegszeit  weiter 
zu  einer  otwas  genaueren  Proportionalscala,  aber  immer  mit  Stufensätzen,  ausgestaltet 
wurde,  mit  Freilassung  der  Beträge  unter  100  Pf.  und  mit  etwas  verschiedenem  Tarif 
für  Intestat-  und  testamentarische  Erbfolge,  für  erstre  höher  (um  eine  verschiedene 
Quote,  s.  Leser,  Tab.  Ztschr.  1881,  S.  347  gegen  Vocke  S.  224).  Auch  sonst 
fehlte  es  nicht  an  Absonderlichkeiten  und  WillkuhrJichkeiten,  so  bestand  ein  Maximum, 
über  das  die  Steuer  nicht  wuchs,  freilich  erst  bei  1  Mill.  Pf.  St.  Der  technische 
Namo  dieses  Glieds  der  Erbschaftssteuer  ist  probate  and  admiuislration  duty, 
meist  kurzweg  probate  duty.  Auf  die  Personen  der  Beerbten  uud  Erbenden  und 
auf  deren  Beziehungen  zu  einander  nimmt  sie  nicht  Rücksicht.  Di«*s  that  dagegen 
die  z w e i t e  Erbschaftssteuer,  die  legaey  duty,  von  17S0,  die  das  nach  gesetzlicher 
Erbfolge  oder  testamentarisch  geerbte  Vermögen,  jedoch  wiederum  nur  das  bewegliche, 
nach  einem  Tarif  traf,  welcher  die  Verwandtschaftsverhältnisse  in  der  Üblichen  Weise 
berücksichtigte ,  die  directe  Linie,  auch  Ehegatten  frei  Hess,  die  Seitenlinie  nach  der 
Nähe  der  Verwandtschaft  mit  2—6  %,  mit  letzterem  Satz  auch  nicht  verwandte  Erben 
und  Legatare  traf.  In  der  Kriegszeit  wurden  die  Sätze  später  erhöht,  auch  die  Ües- 
cendenten  (1804)  uud  die  Ascendenten  (1815)  mit  1  %  zur  Steuer  herangezogen.  Die 
Unterwerfung  des  unbeweglichen  Vermögens  unter  die  Erbschaftssteuer  hat  Pitt 
1796  vergebens  geplant,  sie  erfolgte  erst  1S53  durch  Glads  t  o  ti  »•  (.,su  cc  es s  i o n 
duty*').  Manche  Einzelheiten  dieser  Steuern  wie  der  oben  genannten  Verkehrsteuern 
hängen  mit  Eigenthumlichkeiten  des  englicheu  Privatrechts  zusammen  und  sind  nicht 
leicht  zu  verstehen,  auch  nicht  in  Kurze  darzustellen.  S.  Dowell  II,  173  u.  passim, 
bes.  III,  138 — 155,  Gneist,  engl.  Verw.recht,  2.  A.  II,  805,  813.  am  Klarsten  Vocke 
ü.  223 — 230,  eingehend  Leser,  brit.  Erbsch.bestcuerung  ^probate  u.  legaey  duty)  in 
ü.  Tüb.  Ztschr.  1881.  S.  323  ff. ,  496  Ii.  mit  einzelnen  Berichtigungen  Vocke's  und 
genauerer  Auseinandersetzung  der  Rechtsverhältnisse. 

§.  88.  —  IV.  Periode  der  grossen  französischen 
Kriege  (1793—1815).  Auf  dem  Continent  sieht  das  Zeitalter  der 
französischen  Revolution  das  Überkommene  Steuerwesen  absichtlich 
zertrümmert  werden,  wie  in  Frankreich  oder  unter  den  Kriegs- 
ereignissen den  Dienst  versagen,  mit  seinen  Staaten  zusammen- 
brechen und  schliesslich  einem  umfassenderen  Um-  und  beinahe 
Neubau  weichen,  wie  in  den  anderen,  vom  Kriege  näher  berührten 
Staaten,  auch  in  Oesterreich,  wenn  hier  auch  die  Anknüpfung  an 
die  Vergangenheit  gewahrt  bleibt,  in  Preussen  und  den  neuen 
deutschen  Mittelstaateu,  den  Rechtsnachfolgern  des  alten  Territorial- 
getrümmers,  wo  schon  die  Veränderung  des  Staatsgebiets  grössere 
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Umgestaltungen  bedingte.  Eben  deswegen  ward  oben  das  deutsehe 
und  das  französische  Steuerwesen  nur  bis  zu  dieser  Periode,  nur 
das  österreichische  etwas  mit  in  sie  hinein  verfolgt.  Der  Um-  und 
Neubau,  soweit  die  spätere  Entwicklung  nach  1815  daran  anknüpft, 
während,  wie  besonders  in  Frankreich,  sonst  nach  der  Kriegs- 
zeit, wie  vornehmlich  in  Prcusscn,  Oesterreich,  den  deutschen  Staaten 
soll  erst  im  folgenden  Kapitel  dargestellt  werden.  Der  Bruch 
mit  der  Vergangenheit,  der  im  und  nach  dem  Kriege  eintrat,  ist 
so  vollständig,  dass  dieses  Vorgehen  zulässig  und  zweckmässig  ist. 

Anders  ging,  wie  in  so  manchen  Dingen,  so  auch  im  Steuer 
wesen  die  geschichtliche  Entwicklung  in  England  vor  sich. 
Etwas  wie  ein  „Bruch"  mit  der  Vergangenheit,  wenn  auch  nicht 
so  tiefgreifend  wie  um  die  Schwelle  des  19.  Jahrhunderts  in  den 
Continentalstaaten,  zumal  in  Frankreich,  war  hier  schon  im  17.  Jahr- 
hundert erfolgt.  Die  französische  Kriegszeit  stellte  die  unerhörtesten 
Anforderungen  an  den  britischen  Staatshaushalt  und  die  Besteue- 
rung. Aber  die  Fortentwicklung  konnte  sich  doch  Dank  der  in- 
sularen Lage  des  Landes  wiederum  einmal  ruhiger  und  gleich- 
mässiger  auf  der  gegebenen  geschichtlichen  Grundlage 
des  Steuerwesens  vollziehen.  Ein  Bruch  mit  der  Vergangenheit 
trat  jetzt  nicht  mehr  ein.  Im  Wesentlichen  wurden  die  bestehen- 
den Steuern,  die  Zölle,  Ac eisen,  dirc et en  Luxussteuern , 
Stempel-,  Verkehrs-,  Erbschaftssteuern  wegen  des  unge- 
heuren steigenden  Finanzbedarfs  nur  schärfer  ausgebildet, 
im  Einzelnen  vermehrt  und  in  den  Sätzen  erhöht,  wie 
dies  schon  im  Vorausgehenden  mehrfach  mit  angedeutet  worden 
ist.  An  dies  zuletzt  freilich  vollends  extravagant  gewordene  Steuer- 
system knüpfte  dann  die  Weiterentwicklung  nach  dem  Frieden  an. 
Es  wurde  allmählich,  soweit  der  Finanzbedarf  es  gestattete,  wieder, 
wie  ein  aus  seinem  Bett  getretener  Strom,  eingedämmt  und  ab- 
gelassen. So  erklärt  sich  auch  auf  diesem  Gebiete  dieselbe  Er- 
scheinung, wie  in  anderen  Verhältnissen  des  britischen  Staatslebens: 
auch  die  britische  Besteuerung  des  1U.  Jahrhunderts 
ist  weit  mehr  als  fast  tiberall  auf  dem  Coutinent  ein  Product 
einer  langen,  Jcaum  unter-,  niemals  völlig  abgebroche- 
nen historischen  Entwicklung.  Daraus  erklären  sich  zu- 
gleich wie  bei  anderen  britischen  Institutionen  ihre  Vorzüge  und 
ihre  Mängel.  Eben  deswegen  wurde  bereits  und  wird  im  Folgenden 
noch  in  unserer  Darstellung  auf  die  Veränderungen  in  dieser  Kriegs- 
periode etwas  mit  eingegangen. 
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Nnr  EineSteuerart  tritt  in  dieser  Zeit  in  mächtiger,  wenn 
auch  technisch  unvollkommener  Entwicklung  neu  hervor,  die 
directe  Einkommensteuer,  leider,  um  sofort  nach  dem  defi- 
nitiven Frieden  wieder  für  längere  Zeit  zu  verschwinden:  ein  un- 
erfreuliches Zeichen  des  Egoismus  der  besitzenden  Classen  und 
der  Schwäche  der  das  Parlament  beherrschenden  Parteien. 

Die  ausserordentliche  Vermehrung  der  Gcsammtbesteuerung  in 
allen  möglichen  Formen  in  der  Kriegszeit,  als  „Noth  an  Mann  und 
Staat"  ging,  ist  aber  anderseits  ein  grossartiges  beweisendes  Bei- 
spiel für  die  politische  Tüchtigkeit  und  wirtschaftliche  Leistungs- 
und Opferfäbigkeit  des  britischen  Volks  in  solchen  Nothzeiten.  Sic 
weicht  von  der  gleichzeitigen  leidigen  Praxis  der  Continentalstaaten 
sehr  erfreulich  ab.  Sie  findet  ein  bemerkenswerthes  Analogon  nur 
in  den  Vorgängen  bei  den  stammverwandten  Nordamerikanern 
während  des  Bürgerkriegs.  Abweichend  von  manchem  anderen 
Staate  versteht  man  es,  in  solchen  Zeiten  nicht  bloss  zur  Papier- 
geldpresse und  zur  Vermehrung  der  verzinslichen  Staatsschuld,  die 
ja  auch  damals  in  Eugland,  wie  1861  ff.  in  den  Vereinigten  Staaten 
im  colossalsten  Maassstabe  erfolgte,  sondern  zugleich  zur  Ver- 
mehrungderSteuern,  auch  schon  für  die  Deckung  wenigstens 
eines  Theils  der  Kriegs-  und  Anleihekosten  im  Kriege  selbst  zu 
greifen.  In  der  britischen  wie  in  der  nordamerikanischen  Steuer- 
geschichte liegt  daher  hier  doch  ein  Beispiel  vor,  von  dem  die 
Wissenschaft  Act  zu  nehmen  bat:  dass  es  nämlich  immerhin  mög- 
lich und  auch  wohl  richtig  ist,  schon  unm i ttel bar  die  Kriegs- 
kosten mit  aus  Steuern  zu  decken. 

Eine  Bestätiguni?  der  Theorie  der  Deckung  des  Finanzbedarfs  im  1.  Bande, 
Fin.  I,  3.  A.,  §.  73. 

Die  früher  schon  erwähnten  Erhöhungen  der  Acci>e-  und  Zollsätze  waren 
mehrfach  ganz  exorbitant.  Besonders  gesteigert  wurde  die  Salzs  teuer,  von  5  sh., 
dem  hohen  Satze  aus  dem  amerikanischen  Kriege,  auf  10  sh.  (1 7!IS')  u.  auf  15  sh.  j>. 
Bushel  (1805),  dem  30fachen  des  Preises  von  steuerfreiem  Salz.  Der  Ertrag  stieg 
auf  e.  1.5  Mill.  Pf.  (Vocke  S.  3%,  Do  well  IV,  5,  in  den  Zahlen  abweichende 
Die  Zuckerzölle  wurden  7mal  im  Kriege  erhöht,  der  Ertrag  stieg  von  1.32  in  1792 
auf  fast  3  Mill.  Pf.  in  1815.  (Dowell  IV,  27).  Die  gleichfalls  mehrfach  erhoheten 
Tabakzölle  stiegen  von  V*  auf  über  2  Mill.  Ertrag  (Dowell  IV.  270),  die  wieder- 
holt stark  erhöhten  Theezölle  von  050,000  auf  3.0  Mill.  Pf.  (eb.  S.  217).  Die 
Steuern  auf  Bier,  Malz,  Hopfen  wurden  nicht  minder  stark  erhöht,  sie  warten 
zosammeu  1815  9.6  Mill.  Pf.,  die  Malzsteuer  allein  6  Mill.  gegen  bez.  3.0  und  1.2 
Mill.  in  1793  ab,  (eb.  S.  126,  127).  Diese  Beispiele  genügen.  Im  (irade  verschieden, 
im  Princip  ühulich  ging  os  mit  den  meisten  anderen  Acciscn  und  Zöllen,  auch  mit 
Stempeln ,  Erbschaftssteuern .  directen  Luxussteuern  (assessed  ta.ves).  Der  (iesammt- 
ertrag  der  Zölle  stieg  roh  (aber  nach  Abzug  der  Kückzölle,  Prämien  u.  dgl.i  von  c. 
3.7  Mill.  in  1789,  5.9  Mill.  in  1790  auf  8.0  in  1800,  14.3  Mill.  Pf.  St.  in  1S1Ö. 
derjenige  der  Accisc  von  10  Mill.  in  1792  auf  14  in  1800,  25  in  1810.  an  30  am 
Schluss  der  Kriegszeit  (Vocke  S.  359,  308 der  Ertrag  der  Stempel    incl.  Erb- 
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sehaftssteuer  u.  Stempel  auf  Gebrauehsdinge)  von  1.4  Mill.  roh  in  1790  auf  :t  Mill. 
in  1S0O,  5.0  in  1S10,  ti.S  in  1S20  (eb.  S.  210).  Von  den  Erbschaftsstenern  gaben 
die  probate  duty  1M)5  0.31,  1810  0.44,  1820  0.70,  die  legaey  duty  1800  0.14,  1810 
0.44,  1820  0.01  Mill.  Pf.  i.eb.  225,  220).  Consolidationen  der  Zoll-  und  Stempel- 
tarifi:  erfolgten  1S03,  bez.  t*04  u.  1808.  Dagegen  blieb  die  alte  Landsteuer  stabil 
und  verminderte  sieh  in  dieser  Periode  durch  die  schon  besprochene  Maassregel 
(S.  184)  der  Ablösung. 

Die  stärkere  Belastung  der  besitzenden  und  reicheren  Classen  er- 
folgte immerhin  durch  manche  der  Steuersteigerungen  im  Verbrauchssteuersystem  der 
Zölle  und  Accisen,  speciell  durch  die  Erbsehaftssteuer-  und  Stempelerhöhungen  et- 
was mit.  wenn  auch  schwerlich  ebenmässig.  In  bedeutenderem  Grade  wurden  diese 
Gassen  durch  die  Erhöhungen  der  directen  Luxussteuern  (asessed  taxes)  zur 
Traguug  der  Kriegskosten  mit  herangezogen.  Die  Kutschensteuer  ist  um  17— 45  °/0, 
die  Pferdesteuer  um  über  100  %'  die  Bedientensteuer  um  50—100  °/o  gesteigert 
worden,  auch  die  Haus-  und  Fenstersteuer  wurde  erhöht  (der  complicirte  Tarif  bei 
Vocke  S.  477,  Do  well  III,  108.  208 1.  Der  Ertrag  der  Häusersteuer  war  1792 
0.17,  1M0  0.07.  1S20  1.25,  derjenige  der  Feustersteucr  bez.  0.90,  2.47,  2.50  Mill. 
Pf.  (Vocke  S.  407). 

§.  89.  Die  Einkommensteuern  der  Kriegszeit.  In  der 
speciellen  Absicht,  die  reicheren  Classen  einmal  er- 
heblich mit  zu  belasten  und  in  der  Idee,  die  assessed  taxes 
und  die  Haussteuern  hierfür  wie  eine  Art  Einkommensteuer 
zu  benutzen,  wurde  im  Jahre  1798  durch  Pitt  das  sogenannte 
triple  assessment  durchgeführt. 

Auf  Grund  der  Steuerveranlagungen  des  vorausgehenden  Jahres  wurden  die 
Steuerzahler  nach  der  Höhe  ihrer  Steuerschuldigkeit  in  5  Classen  gebracht  und  hatten 
dann  bei  einer  Schuldigkeit  von  unter  25  Pf.  St.  das  8 fache,  bei  25—  unter  30  Pf. 
das  374fac  he,  bei  :J0—  unter  40  Pf.  das  4fache,  bei  40—  unter  50  Pf.  das  4'/afaclie. 
bei  50  Pf.  u.  darüber  das  5fache  zu  entrichten  (mit  einigen  weiteren  Modifikationen). 
So  wurde  diese  Veranlagung  von  Steuern  nach  gewissen  Ausgaben  die 
Basis  einer  directen  Vermögens-  u.  Einkommensteuer.  In  den  Neben- 
bestimmungen trat  dieser  Character  noch  mehr  hervor.  So  war  Einkommen  bis  00 
Pf.  von  dieser  Steuer  frei,  solches  vou  00—200  genoss  Ermässigungen  in  der  Art, 
dass  die  Steucrschuldigkeit  im  Ganzen  eine  progressiv  steigende  Quote  des  Einkommens 
(r,/0 — 10%)  nicht  übersteigen  sollte  Auch  der  Bezieher  eines  höheren  Einkommens 
konnte  eine  Herabsetzung  seiner  Gcsammtsteuer  auf  10  %  seines  Einkommens  ver- 
langen, wenn  er  nachweislich  in  der  erwähnten  Form  mehr  zahlte.  Eltern  von  4 
und  mehr  Kindern  hatten  ebenso  Anspruch  auf  mit  der  Zahl  der  Kinder  steigende 
Ermässigungen.  Auch  einige  andere  Erleichterungen  für  verschiedene  Berufsclassen 
wurden  gewährt.  Zur  Durchführung  des  Reclamationsverfahreus,  um  Ceberburdung 
nachzuweisen,  wurden  Vorschriften  übor  Ausweise  und  Berechnungen  des  jährlichen 
Einkommens  gegeben,  wobei  die  Kcclamauten  in  0  verschiedene  Classen  nach  den 
Quellen  ihres  Einkommens,  ganz  wie  bei  einer  wirklichen  Einkommensteuer,  einge- 
teilt wurden.  Der  Ertrag  war  c.  5  Mill.  Pf.,  doch  hatte  Pitt  auf  das  Doppelte  ge- 
rechnet. Man  ging  dann  von  dieser  rohen  Form  einer  nach  A  usgabeverhült- 
nissen  veranlagten  zur  förmlichen  Einkommensteuer  über,  indem  das  System 
der  Beclamations-Einkommennaebweise  des  triple  assessment  obligatorisch  gemacht 
wurde  (Dowell  II,  214,  bes.  III,  174—177.  Vocke  S.  521-523.  Beider  Dar- 
stellungen, besonders  die  Ertragsangaben,  weichen  etwas  von  einander  ab). 

Die  neue  Einkommensteuer  von  1798 — 99  (39  Georg  HI,  c.  13, 
verbessert  durch  39  Oe.  111,  c.  22)  war  im  Princip  und  im  Wesent- 
lichen in  der  Ausführung  eine  wirkliche  Personal-Gesammt- 
ein  kommen  st  euer,  welche  im  Inland  wohnende  In-  und  Aus- 
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tänder  nach  Maassgabe  ihres  Einkommens,  abwesende  Inländer 
(absentees)  nach  Maassgabe  ihres  Einkommens  aus  Eigenthum  im 
Inland  traf. 

Die  Steuerpflichtigen  hatten  nach  bestimmten  Schematcn  für  die  einzelnen  Ein- 
kommenarten Declarationen  zu  machen.  Die  zulässigen  Abzüge  vom  Rohertrag  zur 
Bildung  de8  Reinertrags  oder  „Einkommens"  im  eigentlichen  Sinne  (s.  Grundlegung  I, 
2.  A.,  §.  82—84)  und  die  weiteren  zulässigen  Abzüge  zur  Bildung  des  steuer- 
pflichtigen Einkommens  waren  genau  angegeben.  Die  Steuercouimissäie  wurden 
aus  denen  für  die  Landtaxe  gewählt,  in  London  und  den  grösseren  Städten  fungirten 
jedoch  besondere  „Handelscoininissäre"  für  die  Veranlagung  der  Handelseinkommen. 
Die  Veranlagung  und  Erhebung  erfolgte  durch  Localbeamte ,  wobei  das  fiscalische 
Interesse  durch  einen  Steuerinspector  mit  dem  Rechte,  die  Einschätzung  zu  erhöben, 
wahrgenommen  wurde.  Einkommen  bis  00  Pf.  war  wieder  steuerfrei,  von  da  bis  zu 
200  Pf.  und  mehr  stieg  der  Steuersatz,  wie  bei  der  vorhin  besprochenen  Steuer,  von 
5/a  auf  10  °/„;  in  Familien  traten  Ermässigungen  für  die  Kinder  ein  und  zwar  für 
jedes  Kind  ein  mit  der  Höhe  des  Einkorn  mens  sich  vermindernder  Abzugssatz  (5  0/o 
bis  400  Pf.  Einkommen,  4  %  von  400—1000.  3  %  von  1000—5000,  2  °/0  von  über 
5000  Pf).  Die  Steuer  bestaud  bis  1 502  (Frieden  von  Amiens),  ergab  statt  der  erhofften 
10  Mill.  oder  wenigstens  7.5  MU1.  nur  zwischen  5.6  u.  0.25  Mill.  und  fiel  ebenso 
wie  die  vorausgegangene  unter  der  Abneigung  des  Parlaments,  der  besitzenden,  be- 
sonders auch  der  handeltreibenden  Classcn  (Dowell  II.  215  ff,  III,  103—110,  mit 
einem  Muster  der  shedules  der  Veranlagung,  im  Anhang  Pitt's  Rede  v.  3.  Dec.  1798 
darüber,  p.  351—372.  Vocke  S.  521—527.) 

Der  Wiederbeginn  des  Kriegs  nöthigte  bald,  zur  Einkommen- 
steuer zurückzukehren.  Doch  wurde  in  dem  neuen  Gesetz  des 
Min.  Ad  ding  ton  von  1803  (43  Georg  III,  c.  122)  die  Grundlage 
und  insofern  auch  der  Grundcharacter  der  Steuer  erheblich  ver- 
ändert, besonders  in  der  Tendenz,  die  Offenlegung  der  Einkommen- 
verhältnisse, der  unpopulärste  Punct  der  vorigen  Steuer,  nur  in  ge- 
ringerem Maasse  erforderlich  zu  machen.  Die  Steuer  wurde  so, 
gleich  der  jetzigen  britischen  Einkommensteuer  von  1842,  „ein 
Ertragssteuersystem  mit  Einkommensteuermomenten" 
(Vocke). 

In  5  Abtbeilungen  wurden  die  Einkommen  aus  Immobiliarbesitz,  aus  Landwirt- 
schaftsbetrieb i  Pacht  und  Selbstbetrieb),  aus  Öffentlichen  Fonds  Runter  Freilassung  von 
im  Ausland  wohnenden  Ausländern),  aus  anderen  gewerblichen  und  Erwcrbsthätig- 
keiten,  endlich  aus  Besoldungen  veranlagt:  das  .,Schedul-System"  auch  der  heutigen 
Gesetzgebung.  Declarationen  waren  nur  für  das  gewerbliche  u.  dgl.  Einkommen  er- 
forderlich; hier  blieb  die  Steuer  unmittelbar  Einkommensteuer.  Bei  den  anderen 
'/»'eigen,  besonders  dem  Grundbesitz,  Pachtungen  (bei  Fonds  seit  1*00)  erfolgte  die 
Besteuerung  wie  bei  den  Ertragssteuern  an  der  Quelle,  daher  z.  B.  beim  Pächter. 
Miether  für  den  Eigenthümer,  beim  Schuldner  für  den  Gläubiger,  mit  dein  Recht, 
die  entsprechenden  Abzüge  der  Steuer  bei  der  Rentenzahlung  u.  s.  w.  zu  machen. 
Familien  mit  Kindern  behielten  ähnliche  Ermässigungsansprüche  wie  früher;  00  Pf. 
blieben  steuerfrei,  dann  war  der  Fuss  progressiv,  von  r'/o  °*s  5  %  TOn  läO  Pf.  an, 
mit  etwas  massigeren  Sätzen  für  Pächter.  In  diesen  Summirungen  der  Erträge  zu 
Einem  Einkommen,  der  Besteuerung  nach  progressivem  Fuss,  der  Freiheit  kloinen 
Einkommens  u.  s.  w.  war  wieder  der  Charaeter  der  Einkommensteuer  festge- 
halten. Der  Ertrag  war  zwischen  4.1  und  5.35  Mill.  Pf.  1805  erfolgte  eine  kleine, 
1806  eine  Erhöhung  bis  za  10%.  (Dowell  II,  220.  III,  110-113,  Vocke  S.  527 
bis  532,  beide  mehrfach  abweichend  von  einander). 

Im  J.  1800  wnrde  ein  neues  Gesetz  gegeben  (40  Georg  III,  c.  43),  mit  mancher- 
lei Abänderungen  des  vorigen,  aber  doch  im  Ganzen  auf  derselben  Grundlage.  Es 
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bildet  den  gesetzlichen  Boden  bis  1S15,  bez.  1 S 1 6.  Die  Steuerfreiheit  hörte  bei  50  Pf. 
auf,  bis  150  Pf.  trat  ein  massigerer  Fu^s  ein,  der  nach  einem  eigcnthumlichen 
Prinei))  der  Berechnung  festgesetzt  war  und  schliesslich  l«  i  150  Pf.  und  mehr  auf 
10  ",."„  stieg.  Die  Ermässigungen  für  Familie»  mit  Kindern  höneu  auf.  weil  sie  zu 
viel  Muhe  gemacht  und  /u  Mißbrauchen  geführt  hatten.  P-  r  »trag  stieg  von  12.S 
Mill.  in  isuo,  11.9  in  1S07  auf  15.5  in  1812 .  15.G  in  1S15.  Schon  1815  bestand 
die  Absicht  die  von  vorneherein  nur  für  die  K riegsd aue r,  also  als  :»u?-serordent- 
liche  Steuer  in  der  früheren  Weise  bestimmte  Einkommensteuer  aufzuheben.  Na- 
poleons Kuekkehr  nöthigte  noeh  einmal,  sie  zu  verlängern,  aber  im  J.  181«  fiel  die 
Steuer  im  Parlament  unter  dem  Dru<  k  der  ..ölle.ntlichen  Meinung",  d.  h.  der  Wüusehe 
der  reicheren  ("lassen,  während  die  Kegieruug  vergebens  sie  wenigstens  zum  halben 
Sat/.e.  noch  behalten  wollte.  wa*  gewiss  das  Kichtigerc  gewesen  wäre.  (Powell  11. 
221.  III,  11'»  Ids  110.  Vocke  S.  532— 58S.'t 

Erst  nach  20  Jahren,  bei  Sir  Koben  Peel 's  Steuerreformen  der  4<»cr  Jahre 
kehrte  sie  wieder  (ls42),  um  seitdem  nicht  wieder  zu  verschwinden,  trotz  der  öfter» 
gehegten  Absicht,  sondern  das  notwendige  und  zweckmässige  „mobile  Element" 
im  grossen  britischen  Staatahaushalt  zu  bilden.  (Wagner,  Abb.  directe  Steuern  in 
Schön  berg's  Haiidb.  d.  polit.  Oekon.  2.  A.  III.  «18). 

7.  Abschnitt. 

Steuer  geschichtliche  Ergebnisse. 

§.  «JO.  Das  Ergebniss  der  vorausgehenden  stcuergesebicht- 
lichen  Darstellungen  in  diesem  Kapitel  ist  bereits  in  jenem  Ab- 
schnitt der  allgemeinen  Steuerlebre,  zu  welchem  dieses  Kapitel  die 
genauere  Ausführung  bilden  und  die  Beweisführung  liefern  sollte, 
im  zweiten  Hände  dieses  Werks  zusammengefasst  und  vorweg  ge- 
nommen worden.  Mit  der  dort  gegebenen  „Uebef sieht  über  die 
Grundzüge  der  geschichtlichen  Entwicklung  des  Steuersystems  und 
der  Steuerarten"  (II,  387—408)  stimmt  das  Ergebniss  dieses  Ka- 
pitels vollkommen  tiberein.  Was  dort  in  grossen  GrundzUgen  und 
zum  Theil  mit  Benutzung  der  deduetiven  Methode  entwickelt  wor- 
den ist,  hat  hier  jetzt  seine  Bestätigung  im  Einzeluen  und  unter 
Anwendung  der  historisch-induetiven  Methode  gefunden.  Dadurch 
ist  ein  volleres,  farbenreicheres,  belebteres  Bild  gewonnen,  das  Ab- 
stracte  und  Allgemeine  durch  concretes  Detail  ausgefüllt,  dem  Ver- 
ständniss  näher  gebracht,  sind  die  Umrisslinien  sozusagen  mit 
Farben,  mit  Licht  und  Schatten,  das  Gerippe  mit  Fleisch  und  Blut 
versehen  worden.  Aber  alles  Wesentliche,  worauf  es  in  der  Fi- 
nanzwissenschaft und  in  der  vergleichenden  Steuerge- 
schichte, im  Unterschied  von  der  Einzelgcschichte  eines  be- 
stimmten Staats  und  Zeitalters,  ankommt,  ist  bereits  in  jener 
„Uebersicht  über  die  Grnndzüge  der  Steuerentwicklung"  im  zwei- 
ten Bande  enthalten.  Das  vorstehende  Kapitel  hat  Ergänzungen, 
aber  nicht  Berichtigungen  gebracht  und  im  Ganzen  überhaupt 
nichts  Neues  im  Vergleich  mit  jener  Uebersicht  bringen  sollen 
und  könueu. 
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Ueberciustiiuinung  d<;r  Ergebnisse  uiit  der  alldem.  Steuerlebre. 

Es  ist  mit  ein  uicthod ologischcr  Gesichtspunct,  dessentwegen  ich  dies  hier 
blonder»  hervorhebe,  gegenüber  dem  etwas  zu  anspruchsvollen  Auftreten  und  den 
etwas  zu  grossen  Worten  des  „ökonomischen  Historismus",  auch  auf  die  Gefahr  hin, 
dem  Einwand  zu  begegnen,  warum  ich  denn  dann  selbst  ein  so  umfangreiches  con- 
cret-steuergeschichtliches  Kapitel,  wie  das  vorausgehende,  in  dieses  W  erk  aufgenommen 
habe.  Den  Werth  und  das  Bedürfniss  solchen  concreten  Details  gerade  für  die  spe- 
ciale Steuerlehre,  diese  an  sich  und  wieder  als  Theil  der  ganzen  Steuerlebre  und 
der  Finauzwissenschaft  genommen,  bestreite  ich  natürlich  nicht.  Aber  für  einen  an- 
deren und  zwar  für  den  zunächst  in  Betracht  kommenden  Hauptzweck,  für  die  Ge- 
winnung des  Einblicks  in  die  causalen  und  cond i tioucllen  Verhält- 
nisse der  Steuerentwicklung  überhaupt,  deu  Punct  des  eigentlich  wissen- 
schaftlichen Interesses  in  der  Sache,  kann  jene  „üebersicht"  in  der  allgemeinen 
Steuerlebre  alles  das  bieten  und  bietet  sie  in  der  That  alles  das,  was  für  die  Lösung 
der  oinen  Aufgabe  der  Finanzwissenschaft,  der  theoretischen,  erforderlich  ist 
>Fin.  I,  3.  A.,  §.  12,  s.  auch  in  diesem  B.  III,  §.  1  u.  2).  Die  Uebereinstimmung 
der  Ergebnisse  joner  früheren  „Üebersicht"  mit  denen  dieses  jetzigen  steuergeschicht- 
licheu  Kapitels  und  die  relative  Untergeordnetheit  der  Bedeutung  dieses  Details,  dieses 
„Concreten",  selbst  in  der  hier  befolgten  vergleichenden  Behandlung,  gegeuüber  dem 
„Allgemeinen",  dem  „Abstracten"  in  der  früheren  Behandlung  des  Gegenstands  liefert 
in.  E.  den  Beweis  für  die  Richtigkeit  der  Erörterungen  im  1.  Bande  Uber  Aufgabe 
und  Methoden  der  Finanzwissenschaft,  specioll  über  den  Werth  der  Geschichte  als 
Methode,  der  sog.  „historischen  Methode"  in  letzterer  Disciplin  (Fin.  3.  A.  I,  §.  12, 
IS).  Zugleich  wird  hier  wohl  ein  Beitrag  zu  dem  neuerdings  so  heftig  gewordenen 
Methodenstreit  in  der  Nationalökonomie  überhaupt  gegeben.  Meine  Stellung  dazu, 
eine  Mittelstellung  zwischen  den  beiden  Extremen  Sc  hin  olle  r's  und  M  enger  's,  i&t 
ein«  ähnliche  wie  diejenige  Gust.  Cohn 's.  Meine  bezüglichen  Ausführungen  in  dem 
Aufsatz  „systematische  Nationalökonomie"  (Conrads  Jahrb.  1886  I,  S.  1117.  bes.  S. 
221*  U )  finden,  scheint  mir,  in  dem  im  Vorausgehenden  Gesagten  und  in  meiner  Be- 
weisführung mit  dem  Versuch  selbst  in  der  steuergescbichtlichen  Skizze  in  der  all- 
gemeinen Steuerlebre  ihre  Bestätigung. 

Wie  man  aber  auch  hierüber  urtheile  und  wie  sehr  man  im  methodologischen 
Standptinct  abweiche:  das  ist  doch  wohl  vollends  unbestreitbar,  dass  nur  eine  ver- 
gleichende Steuergesehichte  überhaupt  die  in  der  mehr  theoretischen  wie  in  der 
mehr  practischeu  Aufgabe  der  Finanzwisscnscbaft  (Fin.  I,  3.  A.,  §.  1*2)  vorliegenden 
Probleme  zu  lösen  ermöglicht.  Die  concrete,  noch  so  „exaet"  festgestellte  Steuerge- 
schichte eines  einzelnen  Landes  ist  die  nothwendige,  nach  dem  Grade  ihrer  Zuver- 
lässigkeit und  Übjectivität  mehr  oder  woniger  werthvolle  Vorarbeit  für  einen  solchen 
tüianzwissenschaftlichen  Zweck,  nicht  weniger,  aber  auch  nicht  mehr,  und  immer  nur 
••ine  historische,  nicht  an  sich  schon  eine  nationalökonomische  oder  staatswissen- 
schaftliche Arbeit.  Dass  aber  sogar  zum  richtigen  Verständniss  und  zur  objectiven 
Kritik  der  concreten  Finanz-  und  Steuergeschichte  auch  eines  einzelnen  Landes 
erst  durch  die  Vergleich ung  der  richtige  Slandpunct  gewonnen  wird,  möchte  ich 
alu  ein  besonderes  methodologisches  Ergebnis*  aus  diesem  steuorgeschivhtlich.cn  Ka- 
pitel hervorheben.  Erst  durch  Vergloichung  tritt  das  Gute  und  Schlechte  in  die 
richtige  Beleuchtung  und  erst  bei  ihr  wird  man  weder  Lob  noch  Tadel  übertreiben. 

§.  91.  Das  „Gesetz  der  fortschreitenden  Üifferen- 
zirung  des  Steuersystems"  oder  der  Entwicklnngsprocess, 
welcher  sich  mit  der  Besteuerung  in  Folge  der  fortschreitenden 
qualitativen  und  quantitativen  Differenzirung  des  Volkseinkommens 
und  Volksvermögens  im  Einkommen  und  Vermögen  der  Einzelnen 
vollzieht  (Fin.  II,  387—389),  war  die  Formel,  in  welche  an  der 
angeführten  Stelle  im  zweiten  Bande  dieses  Werks  die  entwick- 
lungsgesetzmässigen  Beziehungen  zwischen  Volks- 
wirtschaft und  Besteuerung  auf  ihren  abstracten.  Ausdruck 
gebracht  worden  sind.   Dies  Gesetz  hat  in  diesem  Kapitel  überall 
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seine  Bestätigung  gefunden.  Durch  die  Ausführungen  ttber  die 
Stcucrgeschichte  der  einzelnen,  in  diese  Untersuchung  gezogenen 
Länder  ist  zugleich  dargelegt  worden,  in  welcher  Weise  dieses 
Gesetz  sich  überall  in  die  Einzelheiten  der  Besteuerung  hinein 
durchsetzt. 

Die  politischen,  rechtlichen,  socialen,  technischen 
Verhältnisse  bilden  dabei  bald  Momente  der  Hemmung,  bald 
solche  der  Beförderung  des  Processes,  in  der  diesem  immanenten 
Tendenz  sich  zu  entwickeln,  d.  h.  die  Besteuerung  zu  gestalten. 
Aber  hier  frliher,  dort  später,  hier  in  diesen,  dort  in  jenen,  äusser- 
lich  mehrfach  verschiedenen,  indessen  demselben  Specialzweck 
einer  bestimmten  Art  der  Besteuerung  dienenden  Formen  kommt 
schliesslich  doch  ein  in  den  entscheidenden  Puncten  an- 
nähernd gleiches  Steuersystem  in  den  Staaten  unserer 
Culturperiode  zu  Stande,  wie  es  den  im  Ganzen  so  gleichartigen 
wirtschaftlichen  Gesammtverhältnissen  der  Arbeits-  und  Eigen- 
thumstheilung,  der  Production  und  der  Vertheilung  des  Productions- 
ertrags  entspricht. 

Der  treibende  Factor  dabei  ist  öfters  das  politische 
Bcwusstsein  der  Zeit  und  das  mit  diesem  verbundene  Streben 
nach  „gerechter"  Steuerve rtheil un g.  Die  veränderten 
wirthschaftlichen  Verhältnisse  machen  die  bisherige  Besteuerung 
unzulänglich,  Berichtigungen,  Ergänzungen,  „Reformen"  mit  einem 
Worte  werden  Postulate  des  politischen  Bewusstseins  und  des  Ge- 
rechtigkeitsgefühls. Diese  Postulate  gelangen  dann  aber  um  so 
mehr  zu  ihrer  Verwirklichung  in  der  Ausgestaltung  des  Steuer- 
systems, je  grösser  der  Finanz-  und  Steuerbedarf  wird  und  je  mehr 
daher  auch  unmittelbar  das  Finanzinteresse  eine  solche  Ausgestal- 
tung verlangt,  weil  es  nur  durch  dieselbe  befriedigt  werden  kann. 

Auch  für  den  in  der  allgemeinen  Steuerlohre  (II,  §.  400,  S.  292  ff.)  hervorge- 
hobenen Kinfluss.  welchen  die  Entwicklung  der  privatwirthschaftlicheu  Arbeitsteilung 
und  der  Technik  auf  dir  practische  Durchführung  der  l'rincipien  der  Allgemeinheit 
und  (ileichmiissigkcit  in  der  Besteuerung  ausübt,  linden  sich  in  diesem  steuergeschicht- 
licheri  Kapitel  viele  einzelne  Belege. 

§.  02.  Schon  am  Ende  der  Periode,  bis  zu  welcher  die  Stencr- 
geschichte  vergleichend  verfolgt  worden  ist,  am  Schluss  des  „ancien 
regime"  —  wie  man  die  „alte  Zeit"  bei  der  universalen  Bedeutung 
der  französischen  Kevolutionsepoche  nunmehr  wohl  zusammenfassend 
fUr  ganz  Mittel-  und  Westeuropa  nennen  kann  —  zeigt  sich  in  der 
Ausbildung  der  Besteuerung  zu  einem  drei  bis  vierglicdrigen 
.  Steuersystem"  eine  grosse  Uebereinstimmung,  jede  der 
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drei  oder  vier  grossen  Steuergruppen  zunächst  als  ein  solches  Glied 
und  als  ein  Ganzes  betrachtet:  Überall  eine  Combination  von 
directer  „berufsmässiger  Erwerbsbesteuerung"  (II,  413, 
Ertrags-,  Personal-,  Einkommensteuern  u.  s.  w.),  mit  „indi- 
recter  Verbrauchsbesteuerung"  (II,  496  ff.),  beide  ergänzt 
durch  „Verkehrsbesteuerung"  einzelner  Erwerbsactc 
und  Rechtsgeschäfte  (Stempel  u.  s.  w.,  II,  439  ff.),  und,  wenn 
auch  noch  nicht  so  allgemein,  durch  Besteuerung  des  „An- 
fall-Erwerbs" (Erbschaftsbesteuerung,  11,455,  476).  In 
dieser  Uebereinstimmung  liegt  doch  wohl  ein  guter  historischer  In- 
duetionsbeweis,  wie  für  die  relativ  grosse  Gleichartigkeit  der  wirt- 
schaftlichen,  socialen,  rechtlichen,  technischen  Verhältnisse,  auf 
welchen  dies  Steuersystem  sich  aufbaut,  so  für  die  wenigstens 
relative  Nothwendigkeit  und  Zweckmässigkeit  eines 
solchen  Steuersystems  um  die  Scheide  des  18.  und  19.  Jahr- 
hunderts. Im  Laufe  des  letzteren,  bei  dem  Um-  und  Neubau  nach 
der  grossen  Epoche  der  französischen  Kriege,  wird  dann  das  Steuer- 
system der  verschiedenen  Länder  noch  gleichartiger,  aus  nahe- 
liegenden, in  der  Gleichmässigkeit  der  Entwicklung  der  gesamniteu 
einwirkenden  Verhältnisse  liegenden  Gründen. 

Innerhalb  jeder  der  genannten  grossen  Steuergruppen  finden 
sich  Steuern  verbunden,  in  welchen  die  einzelnen  Länder 
noch  mehr  Verschiedenheiten  zeigen.  Die  Ausbildung 
und  Fortentwicklung  der  Einzelsteuern  jeder  Gruppe  ist  bis  zum 
Beginn  des  19.  Jahrhunderts  nicht  Uberall  die  gleiche  gewesen. 
Am  meisten  Verschiedenheiten  sind  wohl  gerade  bei  den  an  sich 
ältesten,  bei  den  directen  Steuern  und  zum  Theil  auch  bei 
den  Zöllen  geblieben.  Die  junge  Verkehrsbesteuerung  (be- 
sonders Stempel),  die  Erbschaftsbesteuerung,  wo  sie  be- 
steht, die  Verbrauchssteuern  in  Monopol  form  zeigen  schon 
mehr  Uebereinstimmung.  Die  sonstige  innere  indireetc  Ver- 
brauchsbesteuerung  (Accisen)  bürgert  sich  Uberall  ein  und 
dehnt  sich  seit  dem  17.  Jahrhundert  mächtig  aus,  hat  auch  viel 
Gleichartiges,  bewahrt  aber  anderseits,  theils  zwischen  England 
und  dem  Continent,  theils  auch  sonst  zwischen  einzelnen  Ländern 
gewisse  tiefere  technische  Verschiedenheiten  (allgemeine  Accisen, 
wie  in  Preussen  und  anderen  deutschen  Staaten;  Form  der  städti- 
schen Thorsteuer,  wie  hier,  aber  auch  in  Frankreich;  Accisen  be- 
stimmter einzelner,  doch  wenigerer  wichtiger  Artikel,  wie  in  Eng- 
land, theilweise  auch  in  Frankreich). 
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Die  directen  Steuern  hängen  regelmässig  in  ihrer  specicllen 
Ausgestaltung  mehr  und  unmittelbarer  als  andere  Steuergattungen 
von  den  gegebenen  concreten  politischen,  rechtlichen,  socialen 
Verhältnissen  eines  Landes  ab.  Der  Process  der  Umbildung  der 
älteren  directen  Steuern  und  der  Ausbildung  der  gesammten  directen 
Besteuerung  zu  einem  „System"  erfährt  durch  diese  Verhältnisse 
öfters  besondere  Hemmungen  (Kampf  um  persönliche,  Standes-  und 
reale  Steuerfreiheiten  bei  der  Umbildung  des  Stände wesens,  Inte- 
ressen der  besitzenden  Classen,  österreichische,  preussische  Contri- 
butionen,  französische  Taille,  englische  Landtax).  Die  directe  Be- 
steuerung hat  so  naturgemäss  mehr  einen  „erdigen  Beigeschmack" 
nach  den  gegebenen  Verhältnissen  von  Land  und  Leuten.  Aber 
in  dem  Ersatz  des  älteren  directen  Vermögenssteuersystems  durch 
specielle  directe  Ertrags-,  Personal-,  Classen  steuern,  in  dem  Hin- 
streben auf  das  „moderne  rationelle  Ertragssteuersystem"  und  dessen 
beginnende  Entfaltung  (Fin.  11,  423  ff.,  Continent,  englische  Ein- 
kommensteuer), in  den  freilich  mehr  oder  weniger  geschickten, 
energischen,  erfolgreichen  Reformversuchen  der  directen  Besteuerung 
im  18.  Jahrhundert,  besondere  in  den  Bemühungen  nach  einer 
politischen  und  technischen  Reform  des  wichtigsten  Theils  dieser 
Besteuerung,  desjenigen,  welcher  davon  das  Grundvermögen  und 
seine  Erträge  trifft  (Oesterreich,  preussische  Provinzen,  Frankreich), 
in  den  vorübergehend  oder  bleibend  neu  hinzutretenden  Personal- 
steuern verschiedener  Art,  durch  welche  auch  die  privilegirten 
steuerfreien  Stände  und  die  wohlhabenden  Classen  stärker  für  die 
steigende  Steuerlast  mit  herangezogen  werden  sollen  (Kopf-,  Rang-, 
Standes-,  Berufs-,  Vermögenssteuern,  England,  Frankreich,  Oester- 
reich, Preussen)  —  in  dem  Allen  offenbart  sich  in  dieser  Periode 
doch  ein  gleichartiges  Bedürfniss:  die  Folge  der  gleichartigen  Fort- 
bildung der  wirtschaftlichen  und  socialen  Verhältnisse  und  des 
stärker  werdenden  politischen  Hindrängens  nach  Steuerreformen 
sowie  des  regeren  Gerechtigkeitsgefühls  der  regierenden  und  der 
höheren  Classen  überhaupt.  Die  Abweichungen,  welche  England 
zeigt,  besonders  in  der  Stabilität  der  Landtax  (übrigens  mit  höherem 
Steuerfuss),  finden  wenigstens  in  directen  Luxus-  und  Erbschafts- 
steuern, in  der  französischen  Kriegszeit  auch  in  der  schweren  Ein- 
kommenbesteuerung eine  gewisse  Ausgleichung  (§.  82,  83,  88,  89). 

Die  Zölle  behalten  auf  dem  Continent  den  alten,  vielfach 
übrigens  Ubereinstimmenden  Character  und  weichen  von  dem  eng- 
lischen Zollsystem,  in  welchem  die  Finanzzölle  als  Einfuhrzölle 
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schon  mehr  das  Hauptobject  werden,  insofern  noch  ab.  Wehn  auch 
der  Grenzzoll  vor  dem  inneren  Zoll,  der  Einfuhr-  vor  dem  Aus- 
nnd  Durchfuhrzoll  immer  mehr  hervortreten,  so  bleibt  doch  noch 
das  System  der  Provincialzolle,  seihst  in  Frankreich  theilweisc, 
bestehen,  fehlt  also  die  Einheitlichkeit  des  Zoll-  und  Wirtbschafts 
gebiets  und  sind  die  Zölle  noch  nicht  in  dem  Masse  wie  im  UK 
Jahrhundert  wesentlich  nur  „Verbrauchssteuern  in  Zollform".  Ge- 
meinsam aber  ist  dem  Zollwesen  der  europäischen  Länder,  hier 
England  eingeschlossen,  die  Kreuzung  des  h'scalischen  durch  den 
handels-  und  Uberhaupt  volkswirthschaftspolitischcn,  den  Protections- 
gesichtspunet,  das  öftere  Zurücktreten  des  ersteren  vor  dem  letz- 
teren, Verhältnisse,  welche  zwar  in  den  früheren  Jahrhunderten  auch 
nicht  immer  ganz  gefehlt  haben,  im  17.  und  18.  Jahrhundert  aber 
viel  schärfer  und  allgemeiner  hervortreten. 

g.  93.  Geht  man  von  den  grossen  Steuergruppen  und  den  in 
ihnen  enthaltenen  Steuergattungen  auf  die  einzelnen  Steuern 
selbst  zurück,  so  treten  die  auch  noch  am  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts verbliebenen  Verschiedenheiten  zwischen  den  einzelnen 
Ländern  bestimmter  hervor.  Das  ist  auch  begreiflieh,  weil  die 
eoncrete  Ausgestaltung  einer  Steuer  immer  von  den  concreten 
socialen,  rechtlichen,  wirtschaftlichen,  technischen  Verhältnissen 
abhängen  niuss  und  in  gewissen  Grenzen  auch  Spielraum  für  sub- 
jective  Willkühr  bleibt.  Diese  Verhältnisse  sind  eben  doch  nur 
i m  Grossen  und  Ganzen  die  etwa  gleichen,  im  Einzel- 
nen bleibt  manche  Verschiedenheit,  welcher  sich  das  Steuer- 
recht anpassen  muss.  Die  einzelneu  Länder  stehen  auch  nicht  ganz 
in  demselben  Entwicklungsstadium  dieser  Verhältnisse,  was  wiede- 
rum ein  etwas  verschiedenes  Entwicklungsstadium  der 
Besteuerung  bedingt. 

Das  deutsche  Steuerwerken  z.  B.  hat  unverkeuubar  noch  am  Sehluss  unserer 
Periode  einen  weniger  modernen  Character,  als  bereits  das  französische  und  englische, 
ganz  in  Einklang  mit  der  im  Vergleich  zu  letzteren  Ländern  zurückgebliebenen  Ge- 
^mmtcntwicklung.  Vom  Osterreichischen  und  preussischen  Steuerwesen  gilt  dies  aber 
weuiger  als  von  demjenigen  der  anderen  deutsehen  Tcrritorialstaaten ,  ebenfalls  aus 
l'-icht  begreiflichen  Gründen.  Erst  im  Laufe  des  Jahrhunderts  wird  der  Vor- 
sprang des  westeuropäischen  tror  dem  deutschen  Steuerwoseu  immer  kleiner,  wie  es 
wiederum  von  der  Gesammtentwicklung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  gilt,  aber 
k'anz  verschwunden  (z.  B.  im  Gebiete  der  Verkehrs- ,  der  Verbrauchsbesteuerung)  ist 
er  immer  noch  nicht. 

Steuern  wie  die  Zölle  im  auswärtigen  Verkehr  und  wie 
die  grossen  inneren  Verbrauchssteuern  setzen  zu  ihrer  genügenden 
finanziellen  Ausgestaltung  auch  ein  grösseres,  arrondirtes  Wirthschafts- 
uwi  Staatsgebiet  voraus.    Dieser  Mangel  in  Deutschland  erklärt 
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wiederum  die  geringere'  und  spätere  Entwicklung  dieser  Abgaben 
bei  uns.  Mehrfach  ist  ja  selbst  gegenwärtig  bier  noch  Manches 
nachzuholen,  was  das  Ausland  längst  erreicht  hat  (genügende 
Tabak-,  Getränkebesteuerung). 

§.  1)4.  Doch  nicht  mir  am  Schluss  des  „ancien  regime"  besteht 
so  eine  gewisse  Gleichmässigkeit  in  der  Einrichtung  der  Gesammt- 
besteuerung,  worüber  die  vorhandenen  Verschiedenheiten  nicht 
täuschen  dürfen,  —  auch  früher  zeigt  sich  doeb  wiederholt  in 
manchen  characteristischen  Beispielen  eine  gleichartige  Ent- 
wicklung. 

Dahin  gehört  in  der  directen  Besteuerung  das  ältere  Ver- 
mögenssteuersystem in  den  Städten,  Territorien  und  Staaten, 
mit  ähnlichen  oder  gleichen  Bestimmungen  Uber  Steuersubjecte, 
Steuerobjecte,  Veranlagung,  Fassionen,  Steuereid  u.  v.  a.  ra.;  ferner 
das  System  ausserordentlicher  Vermögens-,  Personal-, 
Einkommensteuern  mit  ähnlicher  Durchführung  im  Einzelnen 
am  Schluss  des  Mittelalters  und  darüber  hinaus  (14. — 16.  Jahr- 
hundert, „gemeiner  Pfennig"  in  Deutschland,  Türkensteuern  der 
Territorien,  ähnliche  Steuern  aber  auch  in  Frankreich,  England). 
Diese  Steuern  gestalten  sich  nach  unten  zu  Kopf-  und  Clas sen- 
steuer n;  für  die  Mittel-  und  höheren  Stände,  einschliesslich  die 
sonst  privilegirten  steuerfreien,  werden  sie  zu  Standes-,  Rang- 
und  Berufssteuern  mit  bestimmten  höheren  Steuersätzen,  also 
mit  Bemessung  der  Steuerfähigkeit  überwiegend  nach  Standesver- 
hältnissen. Solche  Steuern  kehren  aber  ziemlich  gleichmässig  noch 
einmal  Ende  des  17.  und  im  18.  Jahrhundert  wieder  in  den  neuen 
sog.  „Kopfsteuern",  als  ausserordentlichen  Kriegssteuern  (Eng- 
land: poll  taxes,  Frankreich:  capitation,  Preussen,  Oesterreich), 
also  mit  so  später  Beibehaltung  der  Standes-  und  Ranggrundlagc 
solcher  Steuern,  was  besondere  Beachtung  verdienen  möchte  (s.  §.  43, 
48,  60,  81);  doch  wieder  ein  Hinweis  darauf,  dass  solche  Steuern 
den  damaligen  Verhältnissen  und  Anschauungen,  sogar  in  Eng- 
land, noch  entsprachen,  wie  2—3  Jahrhunderte  früher  zur  Zeit  des 
„gemeinen  Pfennig"  und  der  ähnlichen  Steuern  in  anderen  Ländern. 
Die  Zersetzung  des  alten  Rang-  und  Ständewesens  durch  die  Ent- 
stehung einer  „freieren  wirtschaftlichen  Gesellschaft"  (oder,  wenn 
man  so  will,  des  „Capitalismus")  hatte  zwar,  vollends  in  England, 
in  Frankreich,  aber  auch,  wennschon  noch  weniger  erfolgreich  in 
Deutschland,  begonnen;  das  zu  weit  gehende  Absehen  von  Ver- 
r -ögens-  und  Einkommendifferenzen  in  demselben  Stand,  Rang  und 
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Beruf  zeigte  sich  auch  bereits  misslich.  Aber  es  konnte  eben  doch 
noch  stattfinden,  wie  die  Möglichkeit  solcher  Steuern  in  diesen 
verschiedenen  Ländern  beweist.  —  Auch  die  Weiterentwicklung 
der  älteren  directen  Besteuerung,  die  Reformen  im  18.  Jahrhundert 
darin  und  das  Hinstreben  auf  eigene  Grund-,  Haus-,  Gewerbesteuern 
bieten  in  den  einzelnen  Ländern  manche  Analogie. 

Noch  mehr  üebereinstimmung  in  der  Fortentwicklung  wie  in 
einzelnen  Steuerexperimenten  und  in  bleibend  werdenden  Neu- 
gestaltungen zeigt  sieb  aber  schon  in  früheren  Perioden  in  der 
indirecten  und  der  verwandten  Besteueiung  (Verkehrssteuern 
u.  8.  w.),  besonders  in  den  Accisen,  den  allgemeinen  Ver- 
kaufsteuern, den  Stempeln  und  Gebühren  von  Rechts- 
geschäften. 

So  ist  die  Einbürgerung  der  Accise  als  städtische  und 
städtische  Staats  Steuer  in  den  letzten  2 — 4  Jahrhunderten  des 
Mittelalters  auf  dem  Continent  sehr  allgemein  wahrzunehmen.  Be_ 
sondere  Getränkesteuern  (Wein,  Bier,  Mcth,  etwas  später 
Branntwein)  kommen  als  communale  und  Staatssteuern  hier  wie 
in  England  nicht  viel  später  (besonders  im  15.  Jahrhundert)  auf, 
werden  bleibend,  dann  ausgedehnt  und  erhöht.  Versuche  all- 
gemeiner Verkaufssteuern  sieht  das  IG.  Jahrhundert  in  Böh- 
men (§.  38)  wie  in  Frankreich  und  Südeuropa  schon  früher  (14., 
15.  Jahrhundert  in  Frankreich,  §.  56).  Das  17.  Jahrhundert  mit 
seinem  überall  rasch  steigenden  Finanzbedarf  ist  das  Zeitalter,  wo 
sich  die  Staatsaccise,  entweder  als  allgemeine  und  wieder 
speciell  für  Städte  oder  als  eine  gewisse  wichtigere  Artikel 
herausgreifende,  im  europäischen  Steuersystem,  selbst  im 
englischen  (§.  78,  84),  festsetzt.  Sie  zur  hauptsächlichen  Staats- 
besteuerung der  Städte  zu  machen  gelingt  dem  grossen  Kurfürsten 
und  seinen  Nachfolgern  in  Preussen,  ist  aber  schon  ein  Gedanke  der 
französischen  Steuerpolitik  im  15.  Jahrhundert  (§.  59,  S.  139)  und  ent- 
spricht, wenn  auch  nicht  so  streng  folgerichtig  im  Steuerrecht  durch- 
geführt wie  in  Preussen,  doch  den  factischen  Verhältnissen  auch 
sonst  einigermassen  in  andren  Ländern.  Die  Colonialwaarcn- 
bezollung  wird  seit  dem  17.  Jahrhundert  begreiflich  nach  und  nach 
Uberall  ein  wichtigerer  finanzieller  Punct  uud  führt  zur  steigenden 
finanziellen  Bedeutung  der  Einfuhrzölle.  Finanz regalien  werden 
im  16.  und  17.  Jahrhundert  vielfach  begünstigt,  nur  in  England 
gelingt  das  nicht.  Das  Salz  als  Monopol  wird  wichtiger.  Der 
„Sal  z  z  wa n g  "  („Salzconscription")  wird  Verwaltungsmassregel 
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in  mehr  als  einem  Lande,  freilich  nicht  Uberall  zur  nämlichen  Zeit 
(Frankreich  £.  63,  Preussen  §.  49,  einzelne  österreichische  Provinzen, 
§.  44).  Der  Tabak  wird  im  17.  Jahrhundert  schon  beliebtes 
Steuerobject  und  bald  in  Monopolform  (Oesterreich,  §.  44,  Frank- 
reich, §.  63,  später  auch  Preussen,  §.  49).  Die  Einrichtung  des 
Stempels  hat  sich,  von  Holland  ausgehend  (1624),  schon  vor 
Ablauf  des  17.  Jahrhunderts  als  ein  besonders  verführerisches 
Steuermittel  in  den  verschiedensten  Ländern  eingebürgert,  speciell 
in  den  oben  näher  behandelten  (§.  34,  44,  49,  65,  87)  und  wird  im 
18.  Jahrhundert  mit  verwandten  Abgaben  schon  in  ein  System 
gebracht,  das  sich  freilich  im  19.  Jahrhundert,  mit  der  steigenden 
Bedeutung  der  Geldwirthschaft  und  des  Creditverkehrs,  noch  einer 
besonderen  Entwicklung  und  Ausdehnung  fähig  zeigen  sollte. 

§.  95.  Wie  ist  diese  Uebereinstimmung  in  verschiedenen  Län- 
dern in  diesen  einzelnen  Perioden  der  früheren  und  späteren  Zeit 
zu  erklären?  Zum  Theil  sicherlich  durch  Uebertragung  und 
Nachahmung  fremder  Muster.  In  den  Motivirungen  neuer 
Steuern  oder  von  Reformen  bestehender  Steuern  wird  das  mitunter 
ausdrücklich  hervorgehoben. 

So  erging  es  wohl  z.  B.  mit  den  städtischen  Accisen  der  älteren 
Zeit,  den  Getränkestcucrn  (Bier)  der  deutschen  Territorien  seit  dem 
15.  Jahrhundert,  mit  den  allgemeinen  Verkanfssteuera,  den  Accisen 
und  Stempeln  des  17.  Jahrhunderts,  den  Regalisirungen  und  Mono- 
polen, auch  selbst  mit  den  allgemeinen  directen  Kopf-,  Rang-, 
Standes-,  Berufssteuern  des  14.^16.  und  wieder  des  17.  und  18. 
Jahrhunderts.  Italien ,  Spanien ,  später  notorisch  besonders  die 
Niederlande  liefern  solche  Muster.  Die  politischen  und  dynastischen 
Beziehungen,  so  innerhalb  der  grossen  habsburgisehen  Monarchie, 
früher  Englands  mit  der  Normandie  und  Frankreich,  später  mit 
Hollaud,  Frankreichs  durch  die  letzten  Valois  mit  Italien  (Medici) 
haben  hier  mehrfach  solche  Uebertragungen  begünstigt. 

Hier  ist  noch  ein  weites  wenig:  bebautes  Gebiet  der  historischen  Forschung, 
wobei  wohl  besonders  dem  Einfluss  Italiens,  seiner  Städte  und  Territorien,  und  Hol- 
lands, in  geringerem  Maasse  auch  Spaniens  nachzugehen  wäre.  Am  deutlichsten  tritt 
im  17.  und  IS.  Jahrhundert,  wie  iti  allen  wirtschaftlichen  Verhältnissen,  die  Bedeu- 
tung des  vorbildlichen  Beispiels  der  Niederlande  hervor.  Eine  detaillirte  österreichische 
Finanz-  und  Stenergeschichte ,  welche  von  der  Zeit  Maximilian  I.  an  diese  Verhält- 
nisse genauer  verfolgte,  würde  muthmaasslich  für  diese  Frage  der  ..Uebertraguug  von 
Steuereinrichtungen"  besondres  Interesse  bieten.  Im  städtischen  Steuerten  des 
späteren  Mittelalters  und  der  Folgezeit  hat  wohl  innerhalb  -ranz  West-  und  Mittel- 
europas, im  deutschen  territorialen  Steuerwesen  innerhalb  Deutschlands,  hier  wiederum 
zugleich  durch  dm  Einfluss  der  politischen  Verbindung  und  di  r  Dynasticeu ,  eine 
solche  Uebertragung  stattgefunden. 
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Gewiss  aber  sind  die  Steuermaassregeln  auch  oftmals  in  ver- 
schiedenen Ländern  ganz  selbständig  von  einander 
auf  ähnliche  oder  fast  gleiche  Weise  getroffen  worden.  Der  stei- 
gende Finanzbedarf  als  treibender  Factor,  politische  und  Gerechtig- 
keitsanschauungen mitwirkend,  gegebene  wirtschaftliche,  sociale, 
rechtliche,  technische  Verhältnisse  ähnlicher  Art  —  das  hat  von 
selbst  zu  gewissen  Einrichtungen  des  Steuerwesens  in  wesentlich 
übereinstimmender  Art  in  verschiedenen  Ländern  und  Städten 
führen  müssen.  Z.  B.  lagen  die  Acciseeinrichtung  in  den  Städten, 
die  Thorsteuern,  die  Fortbildung  der  älteren  Zölle,  die  Besteuerung 
der  Getränke,  die  Aenderungen  darin,  z.  B.  der  Uebergang  von 
der  Bierbesteuerung  beim  Schankwirth  mit  zu  der  oder  nur  zu  der 
Besteuerung  beim  Brauer,  doch  für  jede  Verwaltung,  an  die  ein- 
mal solche  Aufgaben  herantraten,  sehr  nahe.  Nicht  minder  gilt 
das  von  der  so  vielfach  Ubereinstimmenden  Einrichtung  von  Ver- 
mögens- und  ähnlichen  Steuern.  Von  gegebenen  Ausgangspuncten 
aus  musste  so  die  „Natur  der  Diugc",  d.  h.  die  innere  Logik  der 
Dinge  gewiss  oft  zu  gleichen  Maassnahmen  führen.  Tüchtige  Ver- 
waltungsmänner finden  sich  dann  bei  solchen  Aufgaben  immer 
einmal  und  operiren  eben  nach  dieser  „inneren  Logik  der  Dinge". 
So  bei  der  ganzen  Steuereinrichtung,  so  bei  Einzelheiten,  z.  B.  der 
Veranlagung,  der  Controle,  der  Erhebung  u.  s.  w.  bei  mancherlei 
Steuern,  namentlich  auch  bei  der  Acciseeinrichtung  und  den  Ge- 
tränkesteuern, wo  mitunter  überraschende  Uebereinstimmung  be- 
gegnet, welche  trotzdem  recht  wohl  durch  Vorgehen  verschiedener 
Personen  ganz  unabhängig  von  einander  herbeigeführt  sein  kann. 

Die  Historiker  neigen  hier  wohl  wieder  öfters  zu  der  Ueberschätzung  der  Be- 
deutung des  „Vorgehens  nach  fremden  Mustern"  und  daher  der  „Uebertragung",  als 
ob  in  häufig  höchst  einfachen  Sachen  —  blossen  Consequenzen  gewisser  Verhälinissc 
—  schier  nirgends  eine  Originalität  anzunehmen  wäre.  Man  wird  versucht  zu  fragen, 
wie  sich  denn  dann  das  erstmalige  Vorgehen  dessen,  dem  alle  Anderen  gefolgt  sein 
sollen,  erklären  licsscV  Der  im  Text  behandelte  Punct  ist  auch  für  die  früher  be- 
rührte Methodenfrage  (§.  *J0)  beachtenswert)!.  Das  „aus  der  Natur  der  Dinge  Dedu- 
oiren"  behält  auch  hier  eine  gewisse  Berechtigung,  nicht  minder  dann  die  Annahnte, 
dass  Andere,  Practiker,  auch  öfters  so  verfahren  sein  werden. 

§.  96.  Es  ist  auch  hier,  wie  in  anderen  geschichtlichen  Ent- 
wicklungen, ein  zwar  anziehendes,  dennoch  müssiges  Beginnen,  die 
Frage  zu  erörtern,  welche  Fortbildung  der  europäischen  Besteuerung, 
insbesondere  in  den  im  vorausgehenden  behandelten  Staaten,  ein- 
getreten wäre,  ohne  die  Ereignisse  im  Zeitalter  der  französischen 
Revolution.  Nur  das  sei  in  dieser  Hinsicht  hervorgehoben,  dass 
die  im  18.  Jahrhundert,  auf  dem  Continente  also  in  der  Periode 
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des  ,, aufgeklärten  Despotismus",  bereits  erreichte  Ausdehnung  der 
Besteuerung  und  die  damals  hervortretenden  Tendenzen  zur  Reform 
doch  die  Aussichten  für  die  Zukunft  nicht  ungünstig  erscheinen 
Hessen. 

Im  Sinne  grösserer  Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeit,  nament- 
lich in  der  Richtung  auf  eine  Beschrankung  der  Steuerfreiheit  der 
privilegirten  Stände,  auf  wirtschaftlich  und  technisch  bessere  Ge- 
staltung der  Steuern,  besonders  der  directen^  arbeitete  man  doch 
bereits  mehrfach,  in  Prcussen  und  den  deutschen  Territorien,  wie 
in  Oesterreich,  Prankreich,  am  Wenigsten  freilich  in  England. 
Gewiss  wären  ohne  den  Ansporn  des  Revolutionszeitalters,  den 
Druck  rasch  steigenden  Finanzbedarfs  und  ohne  die  schnell  und 
mächtig  sich  verbreitenden  neuen  politischen  Anschaungeu  wie  in 
allen  Verhältnissen  des  öffentlichen  Lebens,  so  auch  in  denen  der 
Besteuerung  die  Entwicklungen  langsamer,  die  Umgestaltungen 
geringer  geblieben,  das  Alte,  das  geschichtlich  Ueberkommene  hätte 
sich  auf  dem  Steuergebiete  länger  und  umfassender  behauptet. 
Aber  ein  Stillstand  wäre  nicht  zu  erwarten  gewesen.  Dafür  war 
der  Finanzbedarf  auch  schon  zu  gross,  die  ihm  bereits  innewoh 
nende  Wachsthumstendenz  schon  zu  mächtig  geworden.  Und  auch 
neue  politische  und  Gerechtigkeitsideen  und  daraus  gerade  auch 
hier  abgeleitete  Forderungen  im  Steuerweseu  machten  sich  bereits 
vor  1789  hinlänglich  deutlich  geltend. 

Allein,  die  Erschütterungen,  welche  die  europäische  Staaten- 
welt durch  die  Ereignisse  im  Zeitalter  der  französischen  Revolution 
erlebte,  wirkten  nun  auf  das  Finanzwesen  so  gewaltig  ein,  dass 
wohl  mit  Recht  die  Wende  des  18.  zum  19.  Jahrhundert  als  eine 
Zeit  aufgelasst  wird ,  welche  wie  kaum  eine  andere  in  der  Steuer- 
geschichte wahrhaft  Epoche  gemacht  hat  (§.  12).  Um  so  mehr 
freilich,  als  andere  Factoren,  neue  politische  Ideen,  neue 
technische  Erfindungen,  eine  neue  wirtschaftliche 
Rechtsordnung  ebenfalls  jetzt  auf  tiefgreifende  Umgestaltungen 
im  Steuerwesen  hindrängten.  So  hebt  sich  die  „Besteuerung  des 
19.  Jahrhunderts4',  das  Thema  des  folgenden  Kapitels,  von  der 
früheren  Besteuerung  doch  in  jeder  Hinsicht  bedeutsam  ab. 
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Zweites  Kapitel. 

Die  Besteuerung  des  19.  Jahrhunderts  (seit  1815). 
Steuerrecht  (Gesetzgebung)  und  Steuerst«  tistik. 

Einleitung  und  Uebersicht. 

§.97.  Die  beeinflussenden  Factoren.  Die  ungeheuren 
politischen  Ereignisse,  besonders  die  furchtbaren  Kriege  im  Gefolge 
der  französischen  Revolution,  haben  auf  das  Finanzwesen  Europa's 
zunächst  den  mächtigsten  Einfluss  gehabt.  Aber  einen  schliesslich 
doch  noch  nachhaltigeren  und  bedeutenderen  haben  im  Laufe  des 
19.  Jahrhunderts  andere  Factoren  erlangt,  die  am  Scbluss  des 
vorigen  Kapitels  schon  erwähnten:  die  neuen  politischen 
Ideen,  die  neuen  technischen  Erfindungen  mit  ihren 
unsere  Volkswirthschaften  und  socialen  Verbältnisse  umgestaltenden 
Wirkungen,  die  n  eue  wirtbschaftliche  Rechtsordnung,  als 
das  Product  der  wirtschaftlichen  und  technischen  Veränderungen 
und  der  politischen  Ideen.  Das  Alles  zusammen  drängte  auf  eine 
tiefgreifende  Umgestaltung  des  geschichtlich  über- 
kommenen Steuer wesens  hin.  Die  grossen  Gebietsverände- 
rungen, besonders  in  Mitteleuropa,  vor  Allem  in  Deutschland,  machten 
eine  solche  ausserdem  nothwendig.  Bei  dieser  Umgestaltung  er- 
langte dann  aber  auch  die  neue  Steuertheoric,  das  Ergcbniss 
der  jungen  Wissenschaft  der  Politischen  Oekonomie,  in  der  Gesetz- 
gebung das  Stimmrecht. 

Die  nächste  und  allgemeinste  Folge  der  langen 
Kriegs  zeit  war  für  alle  davon  berührten  Staaten  —  also  im 
Wesentlichen  für  ganz  Europa  —  eine  bleibende  starke  Er- 
höhung des  Finanzbedarfs,  besonders  für  Staatsschulden 
und  für  das  Wehrwesen,  das  nunmehr  vollends  die  feste  Prä- 
ventivinstitution wird,  auch  nach  definitiv  wiederhergestelltem  Frie- 
den. Fundirungs-  und  Tilgungsoperationen  in  Bezug  auf  Staats- 
schulden, Papiergeld,  Massiegeln  zur  Herstellung  des  immer  noch 
£cst;>rten  Gleichgewichts  im  Staatshaushalte  traten  nothwendig  hinzu. 
Dies  erheischte  die  Beibehaltung  oder  selbst  die  Vermehrung  der 
bisherigen,  mit  durch  Kriegssteuern  erzielten  Einkünfte.  Um  diese 
Lasten  erträglicher  zu  im  eben ,  namentlich  sie  volkswirtschaftlich 
und  nach  den  Anforderungen  der  neuen  Politik  gerechter  zu  ver- 
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theilen,  waren  Reformen  der  Gesamintbesteuerung  unver- 
meidlich. 

Beachtenswerth  ist  dabei  für  die  damaligen  Auffassungen  in 
allen  Staaten  nach  der  Kriegszeit,  dass  man  zwar  so  die  dauernde 
Beibehaltung  der  Einkünfte  aus  der  Besteuerung  für  nothwendig 
ansah,  aber  auch  auf  eine  an  näh  er nde  Stabilität  des  Finanz  - 
bedarfs  in  Fried enszeiten,  selbst  mit  der  ziemlich  allgemein 
beabsichtigten  und  auch  in  Gang  gebrachten  Schuldentilgung  auf 
eine  wenn  auch  nur  allmähliche  Wied  er  ab  nähme  dieses  Bedarfs 
rechnete.  M.  a.  W.  der  Gedanke  an  einen  wachsenden  öffent- 
lichen, namentlich  staatlichen  Fi  n anz bedarf ,  als  die 
finanzielle  Consequcnz  des  Gesetzes  der  steigenden  Zunahme  der 
öffentlichen,  besonders  der  Staatsthätigkciten"  (Fin.  I,  3.  A.  §.  3«) 
lag  der  Praxis  wie  der  Theorie  noch  fern.  Daher  denn  auch  der 
Plan  von  Steuereinrichtungen ,  durch  welche  günstigsten  Falles 
wesentlich  nur  für  die  Deckung  des  zunächst  gegebenen  Be- 
darfs gesorgt  wurde,  und  von  „stabilen"  Steuern  (wie  den  Er- 
trags-, besonders  der  Grundsteuer),  welche  mit  ihren  gleich  bleiben- 
den Ertrügen  nur  hierfür  die  Mittel  sichern  sollten. 

Allein  auch  bei  einer  solchen  Beschränkung  des  Steuerproblems 
blieben  der  Schwierigkeiten  der  Lösung  desselben  noch  genug. 
Denn  die  allen  Einnahmequellen  aus  der  Zeit  vor  der  Kriegsperiode 
reichten  nicht  mehr.  Ucberall,  auch  da,  wo  wie  in  den  deutschen 
Staaten  immerhin  noch  ein  erhebliches  altes  Domanium  geblieben 
war,  musste  die  Stcuerwirthschaft  doch  in  den  Vordergrund  treten. 
Die  Schuldcnwirthschaft  der  Kriegszeit  sollte  und  konnte  nicht 
fortdauern.  Die  älteren  wie  die  neueren  in  der  Kriegszeit  ver- 
suchten Steuern  bedurften  einer  Umbildung  vom  Standpunct  aller 
in  Betracht  kommenden  Interessen  aus  —  der  Finanzen  selbst,  der 
Volkswirtschaft,  der  Gerechtigkeit,  der  Politik,  der  Steuertechnik  — 
dringend.  Erwägt  man  alle  diese  Schwierigkeiten,  so  wird  es 
vollends  begreiflich,  wenn  die  europäische  Steuerpolitik  der  ersten 
Jahrzehnte  nach  1815  mit  der  Herstellung  eines  „definitiven" 
Steuersystems,  d.  h.  eines  den  für  bleibend  gehaltenen 
Verhältnissen  des  damaligen  Finanzbedarfs  genügen- 
den, das  Ihrige  vollauf  gethan  zu  haben  glaubte  und  sich  weitere 
Sorgen  um  eine  hinreichend  entwicklungsfähige  Besteuerung 
nicht  machte. 

§.  i>8.  Die  en t w ic k  1  un g s geset zulässige  Bedarfs- 
steigerung iu  ihrem  Einfluss  auf  die  Besteuerung.  Bei 


d  by  Google 


Bedarfsstcigcrung  und  Besteuerung. 


211 


aller  Sparsamkeit,  bei  allem  Streben,  den  Bedarf  nicht  weiter  an- 
wachsen zu  lassen,  ein  Streben,  dem  die  Zeitverhältnisse,  das  all- 
gemeine Kuhebedllrfniss  nach  der  langen  Kriegszeit,  günstig  waren, 
blieb  jedoch  eine  Weiterentwicklung  des  Finanzbedarfs  später  nicht 
aus,  weil  sie  von  mächtigen  Factoren  der  Entwicklung  des  Volks- 
lehens bedingt  wurde.  Schon  anfanglich  die  notwendige  Heilung 
so  vieler  Schäden  ans  der  Kriegszeit,  dann  allmählich  so  manche 
neue  Bedürfnisse  des  wirtschaftlichen  und  geistigen  Lebens  der 
Völker  erheischten  doch  neue  Finanzmittel.  Neue  politische  Stö- 
rungen fehlten  auch  in  der  Zeit  von  181.')— 1848  ebenfalls  nicht 
ganz.  Und  als  dann  die  Umgestaltung  der  Productions- 
technik  (Dampf!)  die  wirthschaftlichen ,  socialen  und  Cultur- 
verhältnisse  immer  mehr  veränderte,  als  die  Bevölkerung  überall 
rasch  stieg,  ab  die  neuen  politischen  und  socialen  Ideen  Gemeingut 
wurden  und  das  Alles  das  Staatsleben  wie  die  Finanzen,  letztere 
nach  ihren  Ausgabe-  wie  Einnahmeverhältnissen ,  mächtig  beein- 
flusste,  da  konnte  auch  das  Phantom  eines  „stabilen  Finanz- 
bedarfs"  und  demgemäss  einer  nach  Einrichtung  und  Ertrag 
„stabilen  Besteuerung"  nicht  mehr  bestehen  bleiben.  Die 
Besteuerung  musste  in  Fluss  kommen,  zur  wahrhaft  „modernen" 
werden,  indem  sie  sich  den  „modernen"  technischen,  wirthschaft- 
lichen, socialen,  politischen  Verhältnissen  anzupassen  suchte.  Eine 
Bewegung,  welche  auf  dem  Continent  mehrfach,  besonders  in 
Deutschland,  Oesterreich,  Italien  länger  künstlich  zurückgedäinmt 
worden  ist,  durch  die  Ereignisse  von  1848  und  wieder  von  1851), 
1866,  1870  aber  hier  dann  nur  einen  um  so  stärkeren  Impuls  er- 
halten hat. 

Ziemlich  alle  Jlauptgcbiete  des  Finanzbedarfs  haben  sich,  bedingt  durch  die 
Entwicklung  der  Thätigkeit  des  Staats  und  der  übrigen  öffentlichen  Körper,  ausgedehnt 
(»der  m.  a.  W.,  die  Ausgaben  sind  gestiegen  und  steigen  fortwährend.  Kriege  und 
Deficite  haben  von  Neuem  den  Schuldenetat  vielfach  gesteigert.  Aber  auch  für  pro- 
duetive  und  rentable  Verwendungen,  besonders  fur  Eisenbahnen,  ist  das  geschehen. 
Die  ersten  beiden  Ursachen  wirkten  unmittelbar  auf  einen  erhöhten  Finan.-.bedarf  wegen 
grösseren  Zins-  und  ercntucll  Tilgeerfordernisses,  die  letzte  wenigstens  da,  wo,  in 
allerdings  selteneren,  aber  zeitweilig  doch  mehrfach  vorgekommenen  Fällen,  die  Eisen- 
bahn- und  dgl.  Schulden  in  den  Uebcrschusscn  der  betreHenden  Verwaltungen  keine 
ausreichende  Deckung  fanden.  Der  Militär-  und  Flottenaufwand  hat  in  Europa  ziem- 
lich allgemein  auch  in  Friedenszeit  stark  zugenommen  und  verlangte  als  durch  bleibende 
Einrichtungen  veranlasst  auch  durch  ordentliche  Einnahmen,  also  besonders  durch 
Steuern  seine  Deckung. 

Absolut  und  relativ  ebenso  stark,  ja,  zumal  unter  Einbeziehung 
der  Finanzen  der  Gemeinden  und  sonstiger  Selbstverwaltungskörper, 
noch  stärker  ist  indessen  besonders  in  den  letzten  Jahrzehnten, 
und  hier  nahezu  in  progressivem  Maasse,  der  „Civil aufwand" 

14* 
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gewachsen.  Der  Erklärungsgrnnd  liegt  in  der  Entwicklung  der 
socialen ,  wirtbscbaftlichcn  und  Culturverhältnisse  und  Bedürfnisse, 
in  letzter  Linie  in  der  „Ausdehnung  der  Gemeinwirthscbaft", 
in  vermehrten  „Gcmeinbedürfnissen",  in  der  Ueber- 
nahme  der  verschiedensten  Thätigkeiten  auf  die  Verwaltung  des 
Staates,  der  Gemeinden  und  der  Communalvcrbände,  sodann  auch 
in  der  vermehrten  „Intervention  der  öffentlichen  Gewalt  in  die 
Angelegenheiten  der  Privatwirtschaften"  (oben  §.  12).  Eben  des- 
wegen ist  die  Erscheinung  so  allgemein,  wenn  auch  in  den  ver- 
schiedenen Ländern  zeitlich  und  auf  den  einzelnen  Gebieten  nicht 
ganz  glekhmässig  und  sonst  etwas  verschieden,  je  nachdem  es 
sich  um  den  Staat  oder  um  sämmtliche  oder  bestimmte  einzelne 
Selbstverwaltungskorpcr  handelt.  Fasst  man  alle  diese  „öffent- 
lichen Körper"  zusammen,  so  tritt  jene  Erscheinung  nur  um  so 
frappanter  hervor. 

Bcobachtnngsmässig  und  nach  der  Einsicht  in  die  causalen 
und  conditionellen  Zusammenhänge  ergiebt  sich  alsdann  aber  auch, 
dass  man  es  hier  mit  entwicklungsgesetzmässigen  Ver- 
hältnissen zu  thnn  hat,  welche  sich  nicht  willkürlich  hemmen 
und  beseitigen  lassen,  noch  willkürlich  gemacht  werden.  Den 
richtigen  Standpunct  auch  für  das  practische  Handeln,  hier  speciell 
fUr  das  Beschaffen  der  finanziellen  Mittel,  insbesondere  der  Steuern 
zur  Durchführung  eines  solchen  entwicklungsgesetzmässigen  Gangs 
.  der  Dinge,  gewährt  freilich  erst  die  Einsicht  in  diese  Causal- 
verhältnisse. 

Ich  kann  mich  für  Weiteres  hier  auf  die  eingehenden  Erörterungen  in  meiner 
„Grundlegung"  (bes.  §.  171  —  178,  s.  auch  Fin.  3.  A.  §.  36.  37)  beziehen.  Die  Richtig- 
keit der  dortigen  Auffassung  wird  m.  E.  durch  die  Erfahrungen  gerade  auf  finanziellem 
Gebiete  bestätigt.  Ich  halte  sie  auch  einer  skeptischen  Bemerkung  Schindler' 9 
(Epochen  d.  pretiss.  Finanzpolit,  Jahrb.  1877,  S.  110).  die  höchstens  eine  frühere  For- 
mulirung,  nicht  den  wesentlichen  Kern  meiner  Meinung  trilft  (s.  Grundleg.  S.  3(>S\ 
voll  und  ganz  aufrecht.  Anderseits  liefert  wohl  die  Möglichkeit,  mich  auf  diese  Auf- 
fassung zur  Erklärung  der  Steuergeschichte  beziehen  zu  können,  den  Beweis,  dass 
die  ..principielle"  Behandlung  der  Probleme  auch  für  solche  practische  Puncte  erst 
auf  den  richtigen  Standpunct  des  Verständnisses  des  „Werdens  und  Gewordenseins" 
der  Dinge  wie  des  „Geschehensollens"  in  Betreff  ihrer  hinfuhrt.  Auch  Stein  und 
Roscher  gelangen  hier  zu  keiner  mich  befriedigenden  Auffassung.  So  ersterer  nicht 
in  seiner  zu  weit  gehenden  Reaction  gegen  den  „Staatssocialismus"  (5.  Aull.  Fin.  I, 
14$  ff."!,  letzterer  nicht  in  den  Ausführungen  über  die  Staatsausgaben  in  seinem  „System 
der  Finanzwis-enschaft",  Stuttg.  lS^Ö,  §.  110,  wo  übrigens  die  absolute,  oft  auch  die 
relative  Zunahme  der  Staatsausgaben  als  eine  „zu  den  /weifellosesten  und  auffälligsten 
Erscheinungen  der  neueren  Finanzgeschichte  gehörende  Thatsaehe"  gerechnet,  auch 
in  dieser  Tendenz  ein  ..unzweifelhaft  communistiseher  Zug"  anerkannt  wird.  Aber 
die  weitere  Ausführung  Roschers  bleibt  bei  den  Aeusserlichkeiten  der  Erscheinung 
hängen,  zu  den  tieferen  Ursachen  dringt  sie  nicht  hindurch.  S.  jetzt  über  wogegen 
Stein's  und  Roschers  Polemik  wider  den  ..StaatsMM-ialisuius"  meine  Aufsätze  „Finanz- 
wissenschaft  und  Staatssociaiismus'*  in  d  Tub.  Ztschr.  f  Staatswiss.  ISST. 
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In  der  neueren  und  neuesten  Geschichte  der  Besteuerung  spiegelt 
sich  daher  überall  die  wachsende  Schwierigkeit  wieder,  die  Ertrags- 
fahigkeit  der  bestehenden  Steuern  mit  den  zuuebmenden  Finauz- 
bedllrfnissen  in  Einklang  zu  bringen  und  Steuerreformen  berbeizu 
führen,  welche  diesen  Bedürfnissen  entsprechen  und  doch  zugleich 
dem  „Gesetz  der  Differenzirung  des  Volkseinkommens  in  den  Einzel- 
einkommen" (Ein.  II,  S.  387  ff.,  oben  §.  90  ff.)  und  den  politischen, 
socialen,  wirthschaftliehen,  technischen  und  Gerechtigkcitspostnlaten 
genügend  Kechnung  tragen. 

Diejenigen  Theoretiker,  Finanzpractiker  und  politischen  Parteien,  welche  für  die 
angedeuteten  Causalzusainmenbängo  kein  Verständnis*  haben  oder  sich  da^e-ren  ver- 
schliessen,  sind  dabei  naturlich  am  Wenigsten  fähijc,  der  Steuerpolitik  den  richtigen 
Weg  zu  weisen.  Ihnen  ist  alle  erfolgte  Steigerung  des  Finanzbedarfs  und  Ausdehnung 
der  Steuern  und  alle  weitere  Entwicklungstendenz  in  dieser  Richtung  besten  Falles 
etwas  Grundverkehrtes  und  Höchstwillkürliches ,  wenn  nicht  gar  der  Beweis  fUr  die 
Machtgelüste,  den  Egoismus  und  die  Bosheit  der  Regierenden  und  für  den  Unverstand 
der  misera  contribuens  plobs.  Mit  solcher  Auffassung,  wie  sie  bei  uns  besonders  dio 
.,Fortschrittspartei"  und  deren  Wortführer  vertreten .  ist  an  diesem  Orte  nicht  abzu- 
rechnen. Die  Oberflächlichkeit  dieser  Ansicht  ergiebt  sich  für  Jeden,  der  nur  ein 
wenig  objectiv  den  Steuerfragen  gegenüber  tritt  und  sie  in  dem  hier  dargelegten 
wissenschaftlichen  Zusammenhange  erfasst.  Wohl  aber  kann  man  doch  sagen:  wir 
wären  auch  in  der  Praxis  weiter,  wenn  das  Verständnis  diesor  bedingenden  und 
ursächlichen  Verhältnisse  bei  den  „Practikern",  den  „Politikern"  aller  Parteien, 
sowie  in  den  Regierungen  selbst  etwas  weiter  wäre.  Die  Geringschätzung  der 
..Theorie"  rächt  sich  hüben  und  drüben  im  politischen  Leben,  Royer-Collard's  Wort 
gemäss  (s.  Vorwort  zu  Fin.  II,  S.  VII).  Exempla  sunt  odiosa,  aber  sie  liegen  nahe  genug. 

§.  J>y.  Weitere  Factoren.  Neben  den  angedeuteten  Fac- 
tmen,  welche  die  Entwicklung  der  europäischen  Besteuerung  in 
diesem  Jahrhundert  beherrscht  haben  und  fortwährend  mächtiger 
beherrschen,  haben  freilich  auch  andere,  thcils  verwandte,  theils 
sonstige  Umstände,  begreiflicher  Weise  verschieden  in  den  einzelnen 
Ländern,  auf  die  Fortbildung  und  Um-  und  Neugestaltung  der  Be- 
steuerung mit  hingewirkt  und  thun  dies  noch,  so  insbesondere 
gewisse  Gerechtigkeitspostulate  und  volkswirtschaft- 
liche Interessen. 

Am  Allgemeinsten  ist  noch  das  den  politischen  und  socialen 
Ideen  der  Neuzeit,  freilich  dabei  auch  einseitigen»  „Individualismus'' 
entsprechende  Bestreben,  den  „Gerechtigkeitspostulate na 
der  Allgemeinheit  und  G 1  e  i c h  m  ä s  s  i  g  k  e  i  t  der  Besteuerung 
mehr  als  früher  nachzukommen. 

Dabei  wird  allerdings  in  der  Theorie  noch  Uberwiegend,  in  der  Praxis  in  noch 
höherem  Maasse  die  „Allgemeinheit  und  Gleichmassigkeit"  bloss  in  dem  in  der  all- 
(remeinen  Steuerlehre  (II,  S.  285  II.)  besprochenen  Sinne  der  „rein  finanziellen",  nicht 
der  „socialpolitischen"  Auffassung  verstanden:  Proportionalbesteuerunfr.  unter  mög- 
lichster Aufrechterhaltung  der  auf  dein  Boden  der  bestehenden  wirthschaftliehen  Rechts- 
ordnung einmal  erreichten  Einkommen-  und  Vcrinögonsverthcilung  ist  das  Ziel.  Aber 
durch  einzelne,  freilich  an  sich  von  diesem  „rein  finanziellen"  Standpuncte  aus  folge- 
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widrige  und  incorrecto  Abweichungen  (Degressivscala ,  Gewährung  des  steuerfreien 
Existenzminimums  bei  Einkommensteuern,  Ertrags-  neben  Einkommensteuern ,  Erb- 
schafts-, manche  Verkehrssteuern)  erfolgen  mehr  und  mehr  Abweichungen,  in  der 
Kichiung  nach  der  „socialpolitbehen"  Besteuerung  hin  (Fin.  II.  2S7  ff.).  Grössere 
Reformeu  der  Verbrauchssteuern  (Zölle,  innere  Steuern)  im  Siuno  der  Beseitigung  oder 
Verminderung  der  vorausgesetzten  Ueberlastungen  der  unteren  Clausen  durch  manche 
dieser  Steuern  werden  durch  das  zwingende  Bedürfniss  der  Deckung  der  Ausgaben 
gehemmt,  aber  ein/eine  erfolgen  gleichwohl  (Aufhebung  der  Salzsteuer,  England, 
Rußland;  Ersetzung  des  Salzmonopols  durch  eine  andere  Sal/steuer,  Deutschland; 
Aufhebung  der  Getreide-  und  sonstiger  Nabrungsmutelzölle,  England;  Ermässigung 
mancher  anderer  Zölle,  England  und  Contiuent)  und  zwar  motivirt  mit  durch  Er- 
wägungen der  Gerechtigkeit.  Und  wo  sie  nicht  stattfinden  oder  neue  indirecte 
Steuern  auf  wichtige  Consitmtibilicn  hinzu  kommen  oder  die  alten  erhöht  werden 
(z.  B.  auf  Tabak.  Getränke),  da  hat  doch  auch  die  Praxis  das  Bedurfniss,  sich  mit 
den  Einwänden  vom  Standpuucte  der  Gerechtigkeit  einigermaßen  abzufinden:  was, 
selbst  wenn  der  Erfolg  solchen  Strebens  problematisch  ist,  doch  beweist,  dass  mau 
auch  hier  die  Bedeutung  eines  solchen  Einwands  an  und  für  sich  würdigt,  ein  deut- 
licher Fortschritt  g<gen  früher.  So  motivirt  man  mit  dem  Zwange  der  Finanznoth, 
mit  der  Wirkung  einzelner  solcher  Steuern  als  Schutzzölle,  mit  der  Annahme  —  frei- 
lich mehr  Behauptung  als  Beweisführung  —  da<s  die  betrdlende  Steuer  auf  Preis 
und  Güte  des  Artikels  nicht  uder  nicht  dem  Steuersatz  entsprechend  einwirke  u.  dgi.  m. 

Ausser  aus  GrUndeu  der  vertheilenden  Gerechtigkeit  werden 
Steuerreformen  überhaupt  und  speciell  auch  wieder  in  der  Richtung 
grösserer  Gleichmütigkeit  der  Steuerbelastuug,  aber  auch  immer 
mehr  aus  volkswirtschaftlichen  Gründen  verlangt,  ver- 
sucht und  theil weise  erzielt. 

So  die  vielfachen  grossen  Ertrags-,  besonders  die  Grundsteuerreformen,  ferner 
diejenigen  des  Zolltarifs,  der  Accise  (Thorsteuer),  der  Stempel-  und  Verkehrssteuern, 
endlich  besonders  wegen  der  grossen  privatwirthschafrlichen  und  dadurch  auch  volks- 
wirtschaftlichen Bedeutung  der  nächst  betroffenen  Productionszweige.  die  Reformen 
in  den  inneren  Getränkesteuern,  in  der  Zuckcrstcuer,  in  der  Salzsteuer  (Beseitigung 
des  Monopols),  in  der  Tabaksteuer,  bei  welch'  letzterer  die  fiscalischen  Interessen  aber 
mehr  im  Vordergrund  bleiben.  Auch  sanitäts-  und  sittenpolizeiliche  Momente 
finden  hierbei,  was  das  Ob,  das  Wie  und  Wie  viel  der  Steuer  anlangt,  mitunter  be- 
absichtigter Maassen  ihre  Berücksichtigung  sowohl  nach  der  Richtung  der  Freilassung 
oder  Ermässigung,  als  nach  derjenigen  der  Erhöhung  des  Steuersatzes  (Salz,  Brannt- 
wein, Bier;  in  England  auch  Zucker,  Thee). 

§.  100.  Einfluss  der  Besteuerungstheorie.  Bei  solcher 
Berücksichtigung  der  volkswirtschaftlichen  Interessen  lag  die  Ge- 
fahr nahe  und  ist  auch  nicht  immer  vermieden  worden,  Steuer- 
fragen einseitig  als  Fragen  des  Classeninteresses  gewisser  Erwerbs- 
stände und  Productionszweige  aufzufassen  und  in  der  Gesetzgebung 
sie  so  zu  behandeln.  So  konnte  ein  neues  störendes  Element  in 
die  Steuervertheilung  eindringen.  Der  „Parlamentarismus4' 
erhöhte  eine  solche  Gefahr  wohl  öfters  mehr,  als  dass  er  sie  ver- 
minderte. Um  so  notwendiger  wurde  die  Ausbildung  der  volks- 
wirtschaftlichen Steuertheoric,  welche  die  gesammten 
Verhältnisse  der  volkswirtschaftlichen  Production  und  der  Ver- 
teilung des  Productionsertrags  und  die  Beziehungen  der  Besteue- 
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rung  und  der  einzelnen  Steucrarten  dazu  ins  Auge  fasste.  Eine 
solche  Theorie  war  nun  das  Ergebniss  der  neueren  nationalökono- 
mischen Wissenschaft.  Und  wie  man  diese  Theorie  auch  immer 
beurtheile,  wie  sehr  sie  die  Mängel  ihrer  Grundwissenschaft,  der 
individualistischen  Nationalökonomie,  an  sich  tragen  mag,  es  war 
doch  immerhin  viel  mit  ihr  gewonnen  und  ihre  Fingerzeige  für  die 
Praxis  konnten  auf  die  Dauer  nicht  unbeachtet  bleiben.  An  »Stelle 
blosser  Regeln  der  Routine  und  der  finanziellen  riusmacherei  traten 
wissenschaftliche  Grundsätze.  Ihnen  zu  folgen,  mindestens 
sich  mit  ihnen  und  den  auf  sie  gestutzten  Einwänden  auseinander 
zu  setzen,  wurde  das  Streben  der  Praxis,  die  eben  damit  und  seit- 
dem immer  mehr  zur  „ration  el  len"  Praxis  zu  werden  suchte. 

Für  alles  Bezügliche  ist  hier  besonders  auf  die  ..allgemeine  Stcuerlehrc"  <  B.  II 
dieses  Werks)  zu  verweisen.  Nur  einige  Beispiele.  A.  Sinith's  berühmte  Steuer- 
regeln (Fin.  II,  S.  220  IT.),  so  wenig  sie  original  waren  und  so  sehr  in  der  Haupt- 
regel das  ganze  Steuerproblern  noch  ungelöst  steckte,  waren  doch  von  nachhaltigem, 
segensreichem  Einfluss  auch  auf  die  Praxis.  Die  Kritik  der  indireeten  Steuern 
schon  Seitens  der  Physiokraten,  wie  der  Späteren  wies  bei  aller  ihrer  Einseitigkeit 
und  Ungeschicklichkeit  doch  auf  die  besonderen  Gefahren  dieser  Steuergattung  für 
die  Steuerübcrlastüng  der  Consuraenten  besteuerter  Artikel,  daher  auf  die  Möglichkeit 
und  selbst  Wahrscheinlichkeit  einer  „ungerechten'*  Besteuerung  der  unteren  Classen 
durch  gewisse  indireetc  Steuern  (Kin.  II,  506  ff.»,  hin.  Die  üebcrwälzungslehrc, 
namentlich  Ricardo'*,  trotz  der  Fehler,  gerade  dieser,  Hess  erkennen,  dass  für  die 
Frage  der  endgiltigen  Verkeilung  der  Steuerlast  nicht  die  erste  Auflegung  das  Be- 
stimmende sei  und  zeigte,  welche  Tendenzen  der  l'eberwälzung  im  ..freien  Verkehr" 
sich  geltend  machten,  daher  von  der  Praxis  zu  beachten  seien  (Fin.  II.  259  ff.).  Diu 
„Wahl  richtiger  Steuerarten",  sowie  die  Einrichtung  mancher  einzelner  Puncto  bei 
eiDcr  Steuer  mussten  durch  solche  Lehren  beeinflusst  werden  (Fin.  II,  239  ff.).  Die 
Lehre  von  der  „Production  d  eT  Steuern  in  der  Volkswirtschaft1-  gab 
Kegeln  der  notwendigen  Schonung,  besonders  bezüglich  des  Nationalkapitals  [Fin.  II, 
<•}.  370 — 372),  daher  auch  für  ein  richtiges  Maass  der  Besteuerung,  und  wiederum 
auch  Regeln  für  die  Wahl  der  Steuerarten  und  für  die  Einrichtung  der  Steuern 
U.  B.  „keine  Besteuerung  der  Kohstoffe  der  Production",  wie  im  Zoll-  und  Aecisc- 
wesen.  „Verlegung  der  Steuerzahlung  möglichst  an  den  Schluss,  nicht  an  den  Anfaug 
der  Production",  daher  z.  B.  „möglichst  nahe  an  den  Constimenten  bei  indirecteu 
Verbrauchssteuern"').  Die  Lehre  vom  öffentlichen  Credit  wirkte  reformirend  auf 
die  Theorie  und  Praxis  der  Deckung  des  Finauzbedarfs  und  auf  das  Staatsschulden- 
Wesen,  dessen  Umfang  und  dessen  Formen  (Fin.  I,  Ii.  A.  §.  05  11'.).  Erst  die  volks- 
wirtschaftliche Steuertheorie  endlich  machte  die  hohe  socialpolitische 
Bedeutung  aller  Besteuerungsfragen  klar.  So  leitete  sie  die  Auffassung  ein,  dass  die 
Steuerpolitik  stets  zugleich  ein  Theil  der  Social  pol  itik  sei.  woraus  dann  freilich 
erst  später,  wesentlich  erst  im  letzten  Menschenalter,  die  weiteren  theoretischen  und 
practischen  Folgerungen  gezogen  wurden.  Es  giebt  kaum  irgend  eine  einzelne  Steuer- 
reform und  neue  Steuer  seit  1815  in  unseren  „Oulturstaaten".  bei  welcher  sich  nicht 
im  Ganzen  wie  in  zahlreichen  Einzelheiten  der  Einrichtung  die  Berücksichtigung  der 
volkswirtschaftlichen  Steuerlehren  von,  öfters  massgebendem,  Eintluss  zeigte.  Wo  aber 
gleichwohl  anerkannte  volkswirtschaftliche  Lehrsätze  und  Steuerregeln  unberücksichtigt 
bleiben  oder  zurückstehen,  geschieht  es  nicht  aus  Unkenutniss  oder  aus  Missachtung 
Seitens  der  Praxis,  sondern  notgedrungen,  wegen  der  Schwierigkeiten  bei  der  Durch- 
fuhrung solcher  Sätze  und  Regeln  und  —  weil  eben  einmal  das  „oberste  tiebot" 
..Deckung  des  Finanzbed&rfs"  ist.  Aber  auch  dies  (iebot  erhält  seine  volkswirtschaft- 
liche Begründung  (Fin.  II,  §.  366— MOS;  anders,  aber  unzutreffend  im  Einwand,  Roscher, 
•'»n.  §.  44  am  Schluss). 


216 


6.  B.    2.  K.    Steuerrecht.    Einleitung.    §.  101. 


§.  101.  Unification  des  Staatssteuersystems.  End- 
lich kommt  in  zwei  eminent  practischen  Pnncten  eine  besondere 
Richtung  der  Steuerpolitik  in  diesem  Jahrhundert  in  der  Staals- 
und  in  der  Communalbesteuerung  immer  mehr,  selbst  vollständig 
zur  Gcltuug,  wodurch  das  Steuerwesen  namentlich  in  einzelnen 
Ländern  gegen  früher  eine  andere  Gestalt  gewinnt:  einmal  wird 
die  Staatsbesteuerung  im  ganzen  Gebiete  möglichst  zu  einem 
einheitlichen,  gleich  massigen  System  zusammenge- 
fasst,  unificirt;  ferner  wird  die  Communalbesteuerung 
der  Autonomie  der  Gemeinden  und  sonstiger  Körper  entzogen, 
soweit  das  nicht  schon  vorher  geschehen  war,  und  ebenfalls  unter 
einheitliche,  gleich  massige  staatsgesetzliche  Normen, 
in  Communalsteuergesetzen  oder  Gemeinde-  (Kreis-,  Provinzial- 
und  dgl.)  Ordnungen  gestellt. 

Die  Unification  des  Staatssteuersystenis  entsprach 
nicht  nur  einer  schon  in  den  letzten  Jahrhunderten  des  ancien 
regime,  besonders  im  18ten,  begonnenen  und  in  Staaten  mit  starker 
Staatsgewalt  (Frankreich,  Preussen)  oder  starkem  Staatsbcwusstscin 
des  Parlaments  (Englaud)  bereits  ziemlich  weit  gediehenen  Ent- 
wicklung nach  grösserer  Einheitlichkeit  und  Centralisation ,  nach 
Beseitigung  oder  doch  Beschränkung  der  historischen  Verschieden- 
heiten der  provinziellen  Steuerverfassungen  auch  auf  diesem  Gebiete. 
Sie  entsprach  vollends  der  Richtung,  welche  im  und  seit  dem 
Revolutionszeitalter  in  wie  ausserhalb  Frankreichs  mächtig  ge- 
worden und  bei  mancher  Uebertreibuug  und  Einseitigkeit  doch 
auch  von  den  Bedürfnissen  des  Verkehrs  wie  der  Verwaltung  ver- 
langt wurde.  Selbst  in  Frankreich,  wie  sich  aus  der  früheren 
Darstellung  ergiebt  (§.  58,  59,  63,  64),  war  bis  zur  Revolution  noch 
manche  tiefgreifende  provinzielle  Verschiedenheit  der  Steuerver- 
fassung, z.  B.  bei  der  Taille,  den  Salzsteuern,  den  Zöllen,  geblieben. 
Auch  Grossbritannien  zeigte  noch  im  19.  Jahrhundert  Verschieden- 
heiten in  England,  Schottland  und  Irland. 

In  manchen  Staaten,  besonders  denjenigen  deutschen,  welche 
sich  durch  Annexionen  definitiv  vergrösserten  und  abrundeten, 
machten  ausserdem  die  Gebiets  Veränderungen,  bez.  Er- 
weiterungen, zum  Theil  schon  während  der  französischen  Kriegs- 
zeit (Rhei n  b  un ds  taaten),  vollends  nach  dem  Fricdensschluss, 
eine  solche  Unification  der  vielfach  so  verschiedenen  Steuersysteme 
der  bisher  selbständigen  oder  zu  anderen  Staaten  gehörenden  Landes- 
theile  nothwendig. 
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So  geschah  es  auch,  freilich  nicht  sofort  und  nicht  in  Betreff  aller  Steuern,  in 
Preussen  und  den  deutschen  Mittclstaaten,  in  Oesterreich,  zumal  inner- 
halb der  Gruppe  der  ..deutsch-slavi  sehen  Erblande',  während  Unsraru  mit 
Nebenländern,  Lombardo-Yeuetic  n  noch  mehr  Besonderes  behielten.  Erst 
durch  ein  gleiches  Verbrauchssteuer-  und  (ircnzzollsystem  konnte  mit  den 
Provinzialzöllen  gebrochen  und  ein  einheitliches  \V i rth schafts tre  bi e t 
wenigstens  innerhalb  der  Einzelstaatsgrenzen  geschaffen  werden.  Schwie- 
riger war  die  Ausgleichung  der  Kealsteu  em.  besonders  der  Grundsteuer,  sie 
ist  in  einzelnen  Staaten  auch  erst  spater  gelungen,  mit  zuletzt  in  Preussen  IL. 
<irnnd>teuerregulirung).  Je  grösser  und  verschiedenartiger  das  Staatsgebiet  nach  den 
natürlichen  geographischen  und  nach  d»n  historischen  Verhältnissen  der  einzelnen 
Landotbeile  und  je  ängstlicher  die  Scheu,  rücksichtslos  vorzugehen,  desto  grösser  die 
Schwierigkeiten  solcher  Unitication.  was  es  begreiflich  macht,  dass  Preussen  und 
Oesterreich  hierin  hinter  Krankreich  und  den  deutschen  Bheinbuod-  und  späteren 
Mittektaaten  etwas  zurück  blieben.  Aehnliche  Aufgaben  der  Steuerpolitik  tauchten 
dann  für  Preussen  von  Neuem  nach  1S06  und  für  Italien  nach  1S50  auf. 

Soweit  es  sich  um  Steucrlcistungen  der  einzelneu  Landcs- 
t heile  für  den  .,Hauptl  i  n  an  z  bedarf",  zumal  den  ccntrali- 
sirten  Theil  davon  (Fin.  I,  3.  A.  §.  43)  handelt,  war  eine  Uni- 
fication  mindestens  der  Hauptstcuern  um  so  nothweudiger,  je  relativ 
nod  absolut  höher  dieser  Bedarf  war,  je  mehr  er  mit  aus  Steuern 
gedeckt  werden  musstc  und  je  grössere  Verschiedenheiten  die  pro- 
vinziellen Steuerverfassuu^eu  noch  zeigten. 

Denn  einen  sonstigen  Schlüssel  zur  Vertheilung  dieser  Staatsla-sten  auf  die  Landes- 
theilc,  wie  man  es  versucht  hat,  zu  finden,  in  der  Grösse  der  Fläche,  der  Bevölke- 
rung und  dgl.  unsicheren  Kennzeichen  der  „Steuerfahigkeir  mehr,  und  dann  etwa 
diesen  Schlüssel  durch  Zuschläge  oder  Quoten  von  ganz  verschiedenen  Steuern  der 
Landestheilo  in  der  Praxis  zu  handhaben,  das  war  ein  höchst  unvollkommenes  Hilfs- 
mittel. Jeder  solche  halbwegs  brauchbare  Lastenvertheilungsschlüssel  setzte  eben  das- 
jenige voraus,  was  er  hier  ersetzen  soll:  eine  einheitliche,  auch  gleichmässig  durch- 
geführte Steuerverfassung,  mindestens  in  Bezug  auf  eine  Hauptsteuer,  z.  B.  eine  ein- 
tommensteuerartige,  mittelst  deren  man  allenfalls  die  verschiedene  locale  und  provinziell« 
wirthschaftliche  Leistungs-  und  Steucrfahigkeit  ermitteln  könnte. 

Gerade  die  Rücksicht  auf  die  Forderungen  der  Allgemeinheit 
und  Gleichmässigkeit  und  auf  die  volkswirtschaftlichen  Interessen 
mrj8ste  daher  in  den  neuen  Staatsgebilden  des  19.  Jahrhunderts 
auf  eine  solche  Unification  der  Stenervcrfassungcn  hindrängen.  Ihre 
Herbeiführung  war  die  Voraussetzung  ffir  ein  Steuerwesen,  welches 
sich  den  Staatszwecken  und  den  aus  ihnen  hervorgehenden  Hedu'rf- 
nissen  anschmiegt.  Es  war  insofern  auch  nicht  durch  die  Sucht 
mechanischer  Gleichmacherei  und  übermässiger  Centralisation ,  wie 
wobl  eingewandt  worden  ist,  z.  B.  Seitens  des  Pnrticularismus, 
sondern  durch  die  Entwicklung  der  modernen  Volkswirtbschaft,  der 
modernen  Gesellschaft,  des  modernen  Staats  und  durch  jenes  oben 
schon  berührte  Hindrängen  aus  der  privatwirthschaftlichen  in  die 
gemeinwirthschaftliche  Organisationsform  und  die  wahre  „Staats- 
*irthschaft"  begründet. 

S.  über  diese  Unification  der  Stcuerverfassungen  Kau,  Finanzwiss.  I,  §.  279,  2S0. 
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§.  102.  Die  Beschränkung  der  eommunalen  Auto- 
nomie in  der  Besteuerung  und  die  Staats  gesetzliche 
Normirung  der  Coniraunalhesteuerung  hatte  schon  in  der 
vorausgehenden  Periode,  besonders  im  17.  und  18.  Jahrhundert 
auf  dem  Continente  wohl  ziemlich  überall  bedeutende  Fortschritte 
gemacht. 

Das  Oberaufsicht*-  und  Genehtnigungsrecht  des  Staats,  bc/..  des  Königs  oder 
Fürsten  über  die  Coinmunalbesteuernng,  auch  der  Städte,  der  Reichs-,  Bischofs-,  Land- 
städte, war  überhaupt  altes  Recht,  in  verschiedenen  Landern  wiederholt  anerkannt  und 
ausgeübt,  wie  die  Privilegien  n.  djfl.  in  Zoll-,  Accise-  und  sonstigen  Steuersachen 
ergeben.  Mit  dem  Emporkommen  der  städtischen  Macht  in  den  letzten  Jahrhunderten 
des  Mittelalters  waren  diese  Gerechtsame  der  Staatsgewalt  nur  thatsächlich  vielfach 
zurückgedrängt  und  mitunter  war  von  den  Städten  auch  vertragsmäßig  oder  im  Wege 
der  besonderen  Verleihung  oder  nach  Heikommen  das  eigene  selbständige  Steuerrecht 
erlangt  worden.  Die  Missbräuche  im  städtischen  Finanz-  und  Steuerwesen,  das  wirt- 
schaftliche und  politische  Ilerabkommen  der  Städte,  die  \\ 'iedererstarkung  des  fürst- 
lichen Regiments,  die  Zurückdräugung  der  »tändischen  Macht  und  die  ganze  Zeit- 
richtung  überhaupt  brachten  darin  besonders  seit  dem  17.  Jahrhundert  eineu  Wandel 
hervor  iPreussenli.  Auch  in  England  waren  übrigens  gerade  in  Steuersachen, 
speciell  in  RetreH  der  Wahl  der  Steuern  die  Städte,  Grafschaften ,  Verbände,  Kirch- 
spiele u  s.  w.  ifur  Armenzwecke  u.  a.  m.<  seit  Alters  durchaus  nicht  frei,  sondern 
an  Staatsaufsicht  und  Staatsgenehmigung  gebunden  und  danach  rechtlich  wie  that- 
sächlich von  wichtigen  Steuern  ausgeschlossen  (Einkommensteuern,  Zölle,  meist  Acciscn) 
und  auf  ganz  be>tiininte  Steuern  (besonders  vom  Ertrage,  bez.  der  Benutzung  des 
sichtbaren  Realeigenthums)  seit  Jahrhunderten  uud  bis  in  die  Gegenwart  hinein  an- 
gewiesen (oben  §.  70,  Fin.  I,  3.  A.  §.  53». 

Nach  der  Kriegszeit,  im  10.  Jahrhundert,  war  die  weitere  Be- 
schränkung der  Steuer-Autonomie  der  Communen  eine  nothwendige 
Folge  der  polit  ischen  Auffassung,  wie  sie  im  neuen  Staats- 
recht zur  Geltung  gelangte,  und  des  prac tischen  Bedürf- 
nisses. 

Nur  der  Staat  erschien  als  Ursprung  des  Besteueruugs- 
rechts,  d.  h.  der  rechtlichen  Befugniss,  zwangsweise  Beiträge  der 
Uuterthanen  oder  sonstiger  Personen  (auch  fremder)  und  von  ihrem 
Besitz  oder  Einkommen  zu  erheben  (Fin.  II,  IGÜ).  Bcstcucrungs- 
rechte  der  Gemeinden,  Städte,  Verbände  konnten  nur  als  aus  diesem 
Staatsbesteuerungsreeht  abgeleitete,  vom  Staat  auf  diese  Körper 
übertragene  gelten.  Das  bedingte  denn  auch  eine  eigene 
staatsgesetzliche  Normirung  und  Regelung  der  Com- 
munalbesteuerung,  wenigstens  in  Hauptpuneten,  besonders  in 
Bezug  auf  die  Wahl  der  Steuerarten  und  auf  die  Höhe, 
namentlich  die  ohne  besondere  Genehmigung  nicht  zu  überschrei- 
tende Höhe  der  Steuersätze.  Nur  in  gewissen  gesetzlichen 
Grenzen  blieb  daher  den  Communen  (und  den  später  wieder  körper- 
schaftlich organisirten  Verbänden,  Kreisen,  Bezirken, Provinzen  u.  s.w., 
den  sog.  „Communalverbänden  höherer  Ordnung")  ein  Spielraum 
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für  die  Selbstbestimmung  in  Steuersachen.  Mag  man  im  Einzelnen 
hier  und  da  in  dieser  Beschränkung  der  Autonomie  und  iu  der 
Xormirung  der  staatlichen  Aufsichts-  und  Gcnehmigungsreehte  zu 
weit  gegangen  sein,  schon  in  der  Gestaltung  des  Rechts,  vollends 
in  der  Handhabung  desselben :  im  Princip  kann  eine  solche  Stellung 
des  Communalsteuerrechts  im  modernen  Steuerrechtssystem  Uber- 
haupt nur  für  politisch  richtig  und  staatsrechtlich  folgerichtig  und 
correct  gelten. 

Aber  auch  dringende  prac tische  Bedürfnisse  nöthigten 
zu  einem  solchen  Vorgeben.  Mit  der  inneren  personlichen  und 
wirtschaftlichen  Verkehrsfreiheit  im  modernen  Staate  war  eine 
grössere  Autonomie  der  Communen  in  der  Besteuerung  unvereinbar. 
Bei  dem  Drang  nach  Entwicklung  der  ComnmnalthUtigkeit  drohte 
eine  zu  willfährige  Ausbildung  der  Steuern  nach  Art  und  Höhe 
mit  manchen  Gefahren  für  die  Communalfiuanzen  selbst.  Und  nicht 
gleichgiltig  war  endlich  für  den  Staat  die  Gefahr,  bei  seinem 
eigenen  unvermeidlich  starken  und  wachsenden  Stcuerbedürfniss 
in  Conflict  mit  der  Communalbesteucrung  zu  gcrathen,  wiederum 
bezüglich  der  Art  und  Höhe  dieser  Steuern  gegenüber  der  einmal 
vorhandenen  wirthschaftlicheu  Leistungsfähigkeit  und  Stcuerfähig- 
keit  der  Bevölkerung. 

Der  Unification  der  Staatsbesteuerung  musste  also  einheitliche 
staatsgesetzliche  Normirung  der  Communalbesteuerung  im  heutigen 
Staate  zur  Seite  gehen. 

S.  bereits  iu  B.  I,  3.  A.  §.  14 — <VJ  die  nähere  Behandlung  der  dort  vorweg- 
genommenen Fragen  Uber  Comuiunalbesteuerung  in  dem  Ab>chnitl  vom  Finanzwesen 
der  Selbstverwaltunsrskörper.  nebst  den  Daten  und  Ausfuhrungen  Uber  England,  Preusscn 
und  andere  deutsche  Staaten,  Oesterreich  und  Frankreich.  Ferner  v.  Reitze n stein, 
Abb. 

communales  Finanzwesen,  in  Schön  barg's  Handb.  d.  polit.  Oekon.  2.  Aufl.  III,  5")9. 

§.  103.  Den  Gegenstand  der  Darstellung  in  diesem 
Kapitel  bildet  die  Besteuerung  der  im  vorigen  Kapitel  in  ihrer 
steuergeschichtlichen  Entwicklung  vorgeführten  Staaten,  jedoch  jetzt 
mit  Ausdehnung  auf  andere  wichtigere  fremde  Staaten  und  auf 
weitere  deutsche  Einzelstaateu.  Die  steuergeschichtliche  Entwick- 
lung im  Laufe  dieses  Jahrhunderts,  namentlich  seit  1815,  aber 
soweit  nöthig  auch  in  die  vorausgehenden  Kriegs-  und  Revolutions- 
jahre hinein,  wird  hier  bis  in  die  unmittelbare  Gegenwart  herab 
verfolgt.  Ueberblicke  Uber  den  jetzigen  Stand  des  Steuerrechts, 
sowie  statistische  Uebersichteu  oder  Daten,  werden  eingefügt. 

Aeussere  und  innere  Grunde,  Kucksichten  auf  den  Kaum,  auf  die  vorhandenen 
Vorarbeiten,  auf  das  allgemeine  Interesse  und  auf  dasjenige  specitll  für  uns  Deutsche 
»Mingen  aber  auch  hier  keine  ganz  gleichmässige  Behandlung  des  Stolls.    Von  den 
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fremden  Staaten  werden  wiederum  nur  England  oder  Gross  hrit  an  nien  and  Frank 
reich  vorhaltnissmässig  eingehender,  daneben  kürzer  von  den  Grossstaaten  Italien, 
Russland  und  Nordamerika,  noch  kür/er  andere  europäische  Staaten,  also  nament- 
lich die  sotren.  ausserdeutschen  Mitte  1  Staaten  behandelt  werden.  Die  Ein- 
beziehung Nordamerikas  (Union),  dessen  Stcucrgesehichte  während  des  Bürger- 
kriegs und  in  einigen  Puncten  seitdem  bleibend  von  besonderem  Interesse  ist,  bedarf 
keiner  weiteren  Begründung. 

Das  Stenerwesen  der  deutschen  Staaten,  zu  welchen  hier  Oesterreich 
noch  mitgerechnet  wird,  kann  hier  ebenfalls  nicht  in  ganz  gleichmassiger  Weise  zur 
Darstellung  gebracht  werden.  Vornehmlich  handelt  es  sich  für  uns  hier  um  Preusse  n 
und  Oesterreich,  seit  1$>G6,  bez.  1S71  um  den  Norddeutschen  Bund  und  das 
Deutsch^  Reich,  bei  Oesterreich  seit  1S6S  um  „West-Oesterreich"  („Cislei- 
thanien"  oder  die  „im  Reichsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder"),  wobei  ein 
Seitenblick  auf  Ungarn  geworfen  werden  kann.  Sodann  wird  aber,  wenngleich  kürzer, 
die  Besteuerung  der  deutschen  M  ittclst aaten .  Sachsens,  Baierns .  Wilrtt e  m  - 
bergs,  Badens,  Hessens,  mit  einem  Rückblick  auf  das  ehemalige  Königreich 
Hannover,  zur  Darstellung  gelangen.  Von  der  Besteuerung  der  übrigen  Klein- 
staaten kann  dagegen  nur  Einzelnes  hier  einbezogen  und  nur  mit  einigen  S'richen 
darüber  orientirt  werden,  was  indessen  nicht  hindern  wird,  in  diesem  Kapitel,  wie,  in 
den  folgenden  beiden  Büchern  der  speciellen  Steuerlehre  einzelnes  besonders  Beachteiis- 
werthe  auch  aus  diesen  Ländern  etwas  näher  mit  zu  berücksichtigen.  Die  literariseben 
Nachweisungen  u.  dgl.  m.  werden  bei  den  einzelnen  besprochenen  Staaten  mit  an- 
gegeben. 

Der  ganze,  in  diesem  Kapitel  zu  behandelnde  Stoff  wird  in  zwei  Haupt- 
abschnitte: „Ausland"'  nnd  „Deutschland  und  Oesterreich"  zusaminengcfasst. 
Abweichend  vc«in  vorigen  Kapitel  wird  die  ausländische  Besteuerung  in  diesem  vor 
der  deutschen  behandelt.  Sic  hat  in  dieser  Periode  mehrfach  anregend  und  als  Muster 
auf  die  deutsche  Besteuerung  eingewirkt.  Auch  ist  sie.  mit  Aufnahme  der  italienischen, 
schon  aus  politischen  Gründen  früher  als  die  deutsehe  zu  einem  gewissen  Abschluss 
gelangt. 

Die  innige  Beziehung  der  Beteuerung  zur  Volkswirtschaft  ist  im  Ii».  Jahr- 
hundert wissenschaftlich  immer  mehr  erkannt  worden  und  practisch  im  Steuerrecht 
immer  mehr  zur  Geltung  gelangt,  indem  die  einzelnen  Steuern  mit  nach  volkswirt- 
schaftlichen Gesichtspuncten  geregelt  werden  00,  100).  Vor  allem  gilt  dies, 
noch  mehr  wie  frülnr  von  der  Zollgesetzgebung  und  der  Gesetzgebung  über 
solche  indirecte  Verbrauchssteuern,  welche  mit  den  Zöllen  in  näherer  Ver- 
bindung stehen  (Zucker-,  Branntwein-,  Tabaksteuer  u.  a.  m  ).  Dem  Zwecke  dieses 
Werkes  gemäss  kann  hier,  wie  schon  im  vorigen  steuergesebichtlicheu  Kapitel,  nur 
die  finanzielle  Seite  dieser  Steuern  eingehender  behandelt  werden,  also  im  Zoll- 
wesen der  Finanz  zoll,  nicht  der  Schutz/oll.  sonst  müsste  sich  dies  Buch  zu  eiuer 
Geschichte  der  Handelspolitik  erweitern.  Völlig  trennen  lässt  sich  aber  freilich  das 
finanzielle  oder  hscalisehe  und  volkswirtschaftliche  oder  handelspolitische  Moment  in 
diesen  Dingen  einmal  nicht.  Das  letztere  soweit  als  irgend  thunlich  zunicktreten  zu 
lassen  wird  jedoch  das  Bestreben  sein. 

§.  104.  Uebcrblick.  Im  ersten  Hauptabschnitt  wird 
hier  mit  England  begonnen,  dessen  Steuergeschichte  und  heutige» 
Steuerrecht  mehr  wie  bei  den  contincntalen  Staaten  die  ununter- 
brochene Fortsetzung  der  vorausgehenden,  zuletzt  durch  die  fran- 
zösischen Kriege  so  gewaltig  becinflussten  Hestcnerung  ist  88). 
England  ist  ein  gutes  Beispiel  dafür,  wie  auch  ein  Grossstaat, 
welcher  sieh  in  seinen  politischen  Aufgaben ,  namentlich  anderen 
Grossmächten  gegenüber,  beschränkt  und  neue  Weltkriege  fast  um 
jeden  Preis  vermeidet,  durch  enorme  volkswirtschaftliche  Ent- 
wicklung eine  grosse  alte  Staatsschuld,  selbst  ohne  bedeutende 
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Kapitaltilgung  derselben,  relativ  erträglicher  machen  nnd  sein 
Steuersystem  nach  volkswirtschaftlichen  Interessen  oder  nach  dem, 
was  einmal  gerade  dafür  gilt,  reformiren  kann  (Zoll-,  Accise-, 
Luxussteuerreformen).  Zugleich  zeigt  England  in  der  Ausbildung 
der  Einkommen-  und  der  Erbschaftssteuern  richtige  Erkenntniss 
der  heutigen  Aufgaben. 

Das  Gegenstück  bildet  Frankreich  mit  seinem  völligen 
„Neubau"  der  Besteuerung  in  und  nach  der  Revolutions-  und 
Kriegszeit,  wenn  dieser  Neubau  diesen  Namen  auch  nicht  ganz 
im  eigentlichen  Sinne  verdient,  sondern  zum  Theile  doch  nur  ein 
nach  einer  Periode  der  Lücke  und  der  Experimente  wieder  auf- 
genommener Um-  und  Fortbau  der  Besteuerung  des  ancien  re- 
gime ist  (§.  50).  Zugleich  beweist  Frankreich  die  —  in  unserer 
Zeit  wenigstens  —  relative  Untergeordnetheit  der  Staats-  oder  Ver- 
fassungsform für  das  Finanz-,  Steuer-,  Staatsschulden wesen  und 
offenbart  die  Folgen  ruhelosen  Ehrgeizes  und  ewiger  Neuerungs- 
sucht eines  Volks  für  die  masslose  Steigerung  seiner  Staatsschulden 
und  Steuern. 

Rnssland  zeigt  auch  auf  dem  Steuergebiet  manche  aus  den 
besonderen  wirtschaftlichen,  socialen,  rechtlichen  und  politischen 
Verbältnissen  des  Landes  hervorgehende  Eigeuthümlichkeitcu,  durch 
welche  es  sich  von  Mittel-  und  Westeuropa  unterscheidet;  so  sein 
bisheriges  Kopfsteuersystem,  zum  Theil  auch  seine  Branntwein- 
besteucrung.  Aber  auch  die  grossen  finanziellen  Schwierigkeiten 
treten  bei  Russland  hervor,  unter  welchen  ein  so  gewaltiger  und 
so  ehrgeiziger  Staat  trotz  —  und  wegen!  —  seiner  CJebietsgrösse 
und  Volksmenge  bei  der  weit  geringeren  wirthschaftlichen  und 
ciilturlichen  Entwicklung  seiner  Bevölkerung  in  Concnrrenz  mit  den 
vorgeschritteneren  europäischen  Staaten  kämpfen  muss.  Diese 
Schwierigkeiten  äussern  auf  Russlands  Stcuerwesen  wie  freilich 
noch  mehr  auf  sein  Staatsschulden-  und  Papiergeld wesen  ihren 
sichtbaren  Einfluss. 

Italien  zeigt  dagegen,  was  unter  den  schwierigsten  politischen 
und  heutzutage  nicht  eben  besonders  günstigen  wirthschaftlichen 
^  eihälinissen  die  Finanz  und  Steuerpolitik  eines  energisch  und 
patriotisch  geleiteten  neuen,  auf  alten  Particularstaaten  sich  anf- 
'»auenden  Einheitsstaats  in  der  Consolidation  und  Unification 
der  Besteuerung  zu  leisten  vermag.  Es  zeigt  sich  auch,  welche 
Ockononiic  an  politischer  Arbeit  auf  diesem  Gebiete  iu  einem 
Einheitsstaate,  verglichen  mit  den  Verhältnissen  eines  zwar 
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glücklich  vom  Staatenbund  zum  Bundesstaat  fortgeschrittenen,  aber 
eben  doch  —  Bundesstaat  gebliebenen  politischen  Körpers  wie 
des  Deutschen  Reichs,  möglich,  welche  zweckmässige  Vereinfachung 
und  Gleichartigkeit  der  Besteuerung  erreichbar  ist. 

Nordamerika  ist  dann  wieder  ein  Beispiel  eines  jugend- 
kräftigen, energischen,  patriotischen  und  wirtschaftlich  mächtigen 
Staates,  welcher  wie  aus  dem  Nichts  ein  ungeheures  Stcuersvstem 
in  der  Nothzeit  rasch  ins  Leben  ruft  und  von  demselben  auch 
später  soviel  bestehen  lässt,  um  aus  den  Erträgen  desselben  eine 
riesige  Staatsschuld  rasch  reell  in  bedeutendstem  Maasse  zu  tilgen. 
Nur  in  dem  ersten  Puncte,  in  der  Schaffung  und  Entwicklung  des 
Steuersystems  findet  Nordamerica  in  seinem  britischen  Stararaland 
in  der  französischen  Kriegszeit  eine  Art  Vorbild,  in  dem  zweiten 
steht  es  einzig  da,  freilich  unter  den  auch  einzig  günstigen,  in 
Europa  geschichtlich  unmöglichen,  auch  in  England  fehlenden  Ver- 
hältnissen, seinen  Militär-  und  Flottenaufwand  in  der  Friedenszeit 
ausserordentlich  vermindern  und  gewissermassen  das  so  Ersparte 
für  die  Tilgung  der  Staatsschuld  flüssig  machen  zu  können,  weil 
es  eben  in  seiner  Nachbarschaft  keine  halbwegs  ebenbürtige  poli- 
tische Gegner  hat. 

Die  übrigen  europäischen  Staaken,  von  denjenigen  im 
Gebiete  des  ehemaligen  türkischen  Reichs  und  von  demunter 
revolutionären  Zuckungen  und  Bürgerkriegen  nicht  zur  Ruhe  kom- 
menden und  deswegen  sich  nur  wenig  wieder  emporhebenden 
Spanien  abgesehen,  genossen  in  diesem  Jahrhundert  seit  1813 
eine  selten  oder  nie  unterbrochene  Ruhe.    Auch  diejenigen  von 
ihnen,  welche  noch  einmal  in  eigene  Kriege  verwickelt  wurden, 
wie  die  Niederlande,  Belgien,  Dänemark,  befanden  sich 
nach  definitiver  Erledigung  der  betrettenden  Streitfragen  in  der- 
selben Enge.    Sic  konnten  in  diesem  Stillleben  auch  ihre  Besteue- 
rung am  Leichtesten  nach  modernen  Bedürfnissen  und  Anschauungen 
reformiren,  wenn  auch  einige  von  ihnen  in  alten  und  neuen  Kriegs- 
schulden noch  manche  Bürde  hatten  und  haben.  Bedeutendere 
Leistungen  der  Steuerreform  als  andere  Staaten,  die  eben  doch 
mit  für  sie  die  „europäische  Rüstung"  zu  tragen  haben  —  WiJs 
Holland,  Belgien,  die  Schweiz  so  leicht  übersehen  — -  haben  sie 
gleichwohl  kaum  zu  Wege  gebracht:  vielleicht  ein  Beleg,  dass  em 
gewisser  Druck  der  Notwendigkeit  auch  hier  wie  in  so  vielen 
Dingen  als  Ansporn  zu  Verbesserungen  sein  Gutes  hat.  Anderseits 
beweist  die  Bedarfsvermehrung  auch  in  solchen  von  Militaristen 
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weniger  bedrückten  Staaten,  dass  eben  in  der  That  jenes  Gesetz 
der  Zunahme  der  StaatsthUtigkeiten  ein  allgemeines  ist  (§.  98). 

§.  105.  Deutschland,  Preussen  und  Oesterreich  (zweiter 
Hauptabschnitt)  sind  mehr  als  irgend  welche  andere  europäische 
Staaten  aus  der  französischen  Kriegsperiode  mit  wesentlich  ver- 
änderten und  verbesserten  Gebictsvcrhältnissen  hervor- 
gegangen. Diese  Verbesserung  war  doch  auch  für  das  Finanz- 
und  Steuerwesen  von  grossem  Werth. 

So  traurig  die  vorausgegangene  Kriegszeit  bis  1913  für  Deutschland  vorlaufen 
ist,  so  unbefriedigend  die  Bildung  des  Deutschen  Bundes  in  politischer  Beziehung,  so 
wenig  Preußen  auch  in  territorialer  Hinsicht,  in  seiuem  und  Deutschlands  Interesse, 
darch  die  definitive  Gebietsregelung  des  Wiener  Congrcsses  gelingend  gestärkt  und 
abgerundet,  so  bedenklich  in  vieler  Hinsicht  die  relativ  besonders  bedeutende  Gebiets- 
vergrösserung  und  damit  Stärkung  der  Mittclstaatcn,  namentlich  der  vier  suddeut.->chen 
und  Hannovers  war  und  so  viele  unbedeutende,  aber  zum  Theil  ebenfalls  noch  etwas 
vergrösserte.  Kleinstaaten  mit  kleineu  Gcbictsfetzen  leider  noch  aus  der  grossen  Kata- 
strophe uhrig  geblieben  waren:  ein  ungeheurer  Fortschritt  war  es  doch  von 
den  324  ..Staaten"  und  570  ..Ländern"  des  alten  Reichs  zu  den  39  nunmehrigen 
..souveränen  Einzclstaatcn'",  wie  in  politischer,  so  in  volkswirtschaftlicher,  administra- 
tiver und  nicht  zuletzt  auch  in  finanz-  und  stcuerpoli  tischer  und  -tech- 
nischer Hinsicht. 

Das  alte  Deutsche  Reich  (ausschliesslich  der  Provinz  Preussen,  aber  mit  dem 
damals  nominell  nicht  zum  Reiche  gehörigen  Preussisch -Schlesien)  uinfusste  1791 
11.073  Qu. Meilen  mit  570  reichsunmittelbaren  „Landen"  ^Territorien  und  Verbänden), 
die  zu  324  ,, Staaten"  gehörten.  Die  Durchschiiittsgrösse  eines  „Landes"  im  schwäbi- 
schen Kreise  war  z.  11.  3.7  Qu.M.  (163  auf  600  Qu.M.,  nämlich  49  kur-  und  reichs- 
ftirstliche.  48  Reiehsstifter  und  Klöster.  24  Lande  von  Rcichsgrafen,  33  Reichsstädte 
und  lieichsdörfer,  0  reichsritrerschaftlichc  Verbände  und  Herrlichkeiten),  die  Grösse 
eines  oberrheinischen  Kreislandes  war  0.6,  eine«  fränkischen  7.3  Qu.M.  3ü4  Klein- 
staaten umfassten  1*30  Qu.M..  oder  durchschnittlich  6.02 !  Vom  Reichs-,  bez.  späteren 
Bondesgebiet  hatte 


1792 

1SI6 

35SS  Qu.M. 

33S1 

1390 

!• 

W'nrtemberg     .    .  . 

.  166 

354 

62 

278 

Hcssen-Darmstadt  .  . 

68 

153 

09!  I 

•• 

.  «96 

272 

L'nd  dabei  waren  alle  diese  Staatsgebiete  immerhin  gegen  früher  ausserordent- 
lich viel  besser  arrondirt.  Vornehmlich  doch  nur  in  Thüringen  bestand  noch  als 
Itast  aus  der  alten  Zeit  die  schlimmste,  für  die  Verwaltung  so  störende  En-  und  Ev- 
clavenwirthscliaft.  Die  hier  nicht  speeiell  genannten  Kleinstaaten  (incl.  Kurhessens. 
Holstein-Lauenburgs .  Mecklenb.-Srhwerins),  31  an  der  Zahl,  hatten  doch  um  1816 
bor  noch  1350  Qu.M.  Gebiet,  oder  jetzt  im  Durchschnitt  ca.  44  Qu.M.,  selbst  die  28 
Meinen  ohne  die  zuletzt  genannten  drei  grösseren,  bez.  70!»  und  ca.  27  Qu.M.:  doch 
immer  ein  bedeutender  Furtschritt  gegen  1792!  S.  v.  Vicbahn,  Statistik  u.  s.  w. 
u««tschland3.  Berl.  19ö*>,  I.  29,  32,  103  u.  A.  Warner,  Entwickl.  d.  etirop.  u. 
deutschen  Staatsgebiets,  Pivuss.  Jahrb.  lsr,7,  1968,  XIX,  5  44,  547,  XXI,  20!),  39«. 

Auch  diese  Veränderung  der  Gebictsvcrliiiltnisse  war  eine  und 
keine  der  unwichtigsten  Voraussetzungen  wenigstens  für  eine  Art 
Staats  leben  in  moderner  Weise  und  damit  für  eine  angemessenere 
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Entwicklung  und  Gestaltung  des  Steuerwesens.  Unter  der  ihnen 
vergönnten  äusseren  politischen  Ruhe  und  unter  dem  vielfach  gün- 
stigen Einfluss  des  neu  beginnenden  Verfassungslebens  konnten 
gerade  die  Mittelstaaten  und  vollends  die  tüchtigeren  unter  den 
Kleinstaaten  auch  innerhalb  ihres  Gebiets  leichter  als  Preussen 
oder  gar  Oesterreich  ihr  Finanz-  und  Steuerwesen  umgestalten.  In 
manc  her  Hinsicht,  besonders  in  der  directen,  namentlich  der  Ertrags- 
besteuerung, und  in  einigen  indirecten  innern  Verbrauchssteuern, 
auch,  seitdem  sie  auf  ein  selbständiges  Zollwesen  ebenso  in  ihrem 
finanziellen  als  in  ihrem  wirtschaftlichen  Interesse  verzichtet  hatten, 
als  Glieder  des  Zollvereins  haben  diese  Staaten  ganz  Tüchtiges  im 
Steuerwesen  geleistet. 

Das  Zurückbleiben  grosser  innerer  Verbrauchssteuern,  mit  Ausnahme  der  süd- 
deutschen, besonders  der  bairisehen  Bierbesteuerung,  und  die  noch  ungenügende  Ent- 
wicklung des  deutschen  Zollwesens,  auch  nach  der  Seite  der  Finanzzölle,  war,  wie  in 
Preussen  selbst,  mehr  die  Folge  der  unfertigen  politischen  Verhältnisse  und  der  da- 
von mit  bedingten  unvollkommenen  Zollvereinsverfassung.  Das  in  den  süddeutschen 
Staaten  schon  von  der  Kheinbund/eit  her  besonders  rücksichtslose  Nivelliren,  wie  in 
Allem,  so  auch  im  Finanz-  und  Steuerwesen,  war  doch,  wenn  man  billig  sein  will, 
durch  die  geradezu  unerhörte  bisherige  Territorialzersiditterung  und  die  unbedingte 
Notwendigkeit,  diese  annectirteu  Gebiete  in  dem  neuen  Staatskörper  zusammenzu- 
schwcis>cn  —  was  freilich  oft  mit  etwas  rauher  Hand  geschah,  geboten.  Man 
denke  an  den  schwäbischen,  fränkischen,  die  rheinischen  Kreise! 

Für  Preussen  und  Oesterreich  waren  die  Aufgaben  viel 
schwerer,  für  ersteres  wegen  der  grossen  Verschiedenartigkeit  und 
geographischen  Ausdehnung  seiner  neuen  Bestandteile,  für  Oester- 
reich wegen  der  Heterogenität  seines  alten  wie  neuen  Länderbe- 
stands:  Lombardo-Veneticn,  Galizien,  Ungarn  neben  der  althistori- 
schen Mannigfaltigkeit  der  nationalen,  geographischen,  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  der  „deutseh -slavischen"  Lande!  Für  beide 
deutsche  Grossstaaten  waren  die  Schwierigkeiten  der  Finanz  und 
Steuerreformen  auch  grösser,  weil  es  sich  eben  um  Grossstaaten 
mit  andauernden  bedeutenderen  politischen  Aufgaben,  d.  h.  finan- 
ziell: mit  grösseren  Finanzbedlirfnissen,  auch  mit  dem  Erbe  grösse- 
rer Finnnzlastcn  aus  der  Kriegszeit  handelte.  Auch  die  Zeitver- 
hältnissc  für  Reformen  im  Steuerwesen  waren  in  einer  Hinsicht 
doch  ungünstiger  als  sie  es  früher  für  die  Staaten  des  liheinbundes 
gewesen. 

So  stramm  absolutistisch  liess  sich  jetzt  nicht  mehr  verfahren,  auch  im  absolu- 
tistischen Preussen  und  Oesterreich  nicht.  Freilich  muss  man  andrerseits  zugestehen: 
gerade  im  absolutistischen  Preussen  und  Oesterreich  nicht.  Die  Versäum««? 
der  (irundstenerregelung  war  eine  bedenkliche  Unterlassungssünde  des  absolutistischen 
Prcussens,  die  Übermässige  Schonung  der  besitzenden  und  wohlhabenderen  Clas>en. 
welche  durch  die  neue  Classensteuer  und  die  Mahl-  und  Schlachtsteucr  auch  nicht 
entfernt  genügend  mit  belastet  wurden,  nicht  minder.    Die  dem  Finanzbedarf  und  dem 
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Staatsschuldcnwcscn  gegenüber  unzureichende ,  wenn  auch  auf  einigen  Steuergebieten 
(Grund-,  Häusersteuer,  Monopole,  Verzehrungssteuer,  Zolle)  nicht  unbedeutende  und 
politisch  wie  technisch  zum  Theil  tüchtige  Stcuerentwicklung  Oesterreichs  beliess  es 
*ben  doch  bei  einem  schleichenden  Deficit  und  bei  unzulänglicher  Consolidirung  der 
Finanzen,  namentlich  der  Staatsschuld,  des  Papiergeldos,  in  der  lansren  Friedenszeit : 
die  Unterlassungssundo  des  absolutistischen  Oesterreich.  Indessen ,  wie  ausserordent- 
lich viel  schwieriger  war  eben  auch  der  ücbergang  vom  Absolutismus  zur  constitutio- 
nellen  Monarchie  in  den  beiden  deutschen  Grossstaaten,  verglichen  mit  den  anderen 
deutschen  Staaten! 

In  letzter  Linie  ist  für  manches  Geschehene  wie  Unterbliebene 
auch  im  Stcuerwesen  die  Un fertigkeit  der  politischen  Ver- 
fassung Deutschlands  von  1815- -1871  verantwortlich  zu 
machen.  Seitdem  ist  in  Deutschland  am  Um-  und  Weiterban  der 
Besteuerung  in  der  nach  der  Erfahrung  aller  Länder  unvermeid- 
lichen Richtung  einer  Ausdehnung  der  Zölle,  der  übrigen  indirecten 
Verbrauchs-  und  der  Verkehrsbesteuerung  mit  Eifer  und  nicht  ohne 
Erfolg  gearbeitet  worden.  Aber  freilich  noch  immer  nicht  mit  aus- 
reichendem Erfolg. 

Die  Unterlassungssünden  der  früheren  Zeit,  wenngleich  durch  die  deutsche  poli- 
tisch-geschichtliche Entwicklung  begreiflich,  sind  eben  nicht  so  leicht  gut  zu  machen. 
Der  föderative  Character  des  neuen  deutschen  Staats  macht  auch  die  Aufgaben  noch 
complicirter  als  im  Einheitsstaate,  indem  die  Heichsbesteuerung  und  diejenige  der 
Einzelstaatcn  ineinandergreifen  und  auf  den  Steuergebicten ,  wo  sie  geschieden  sind, 
eine  doppelto  gesetzgeberische  Arbeit  nflthig  wird.  Das  hat  u.  A.  leicht  den  Nach- 
theil, dass  eine  Steuergattung  unentwickelt  bleibt,  wie  denn  7.  B.  gerade  in  Preussen 
eine  bedauerliche  Stagnation  auf  dem  Gebiete  der  Gesetzgebung  Uber  die  directe  Be- 
steuerung eingetreten  ist. 

Oesterreich  hat  durch  die  Herbeiführung  des  bereits  besei- 
tigt gewesenen  Dualismus  eine  umgekehrte  Entwicklung  wie  Deutsch- 
land seit  1866  erfahren,  worunter  die  Ausbildung  der  Besteuerung 
ebenfalls  gelitten  hat.  Und  je  unabhängiger  das  Vcrhältniss  von 
Ungarn  und  Nebenlanden  zur  Gesammtmonarchic  wird,  je  mehr 
auch  in  der  Westhälfte  ähnliche  Tendenzen  zur  Geltung  kommen 
sollten,  deslo  mehr  Gefahren  drohen  doch  für  die  einheitliche  und 
einem  modernen  Grossstaat  nothwendige  Gestaltung  des  Steuer- 
wesens. 

In  ganz  Europa  ist  die  Besteuerung  durch  ihre  Entwicklung 
im  19.  Jahrhundert  immer  gleichartiger  geworden.  Abcrauch 
die  „neue  Welt"  hat  nichts  eigentlich  Neues  auf  diesem 
Gebiete  zu  schaffen  vermocht,  am  Wenigsten  in  den  Steuergatttingen, 
eher  Einiges  in  den  technischen  Momenten  der  Veranlagung  und 
Erhebung  einzelner  Steuern.  Besonders  interessant  ist  in  dieser 
Hinsicht  für  die  vergleichende  Stcucrgeschichte  und  Gesetzgebung 
der  Vorgang  in  Nordamerica,  demjenigen  ameriennischen  Staats- 
wesen, welchem  im  Wesentlichen  doch  allein  der  Character  voller 
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europäischer  Gesittung,  daher  Vergleichbarkeit  mit  europäischen 
Staaten,  zugestanden  werden  kann.  Der  grosse  Anlauf  zu  den 
mannigfaltigsten  Steuern  während  des  Bürgerkriegs  endet  mit  dem 
Verbleiben  bei  Einfuhrzöllen  und  denselben  inneren 
Verbrauchssteuern,  wie  in  „old  Europe",  wenn  auch  mit 
manchen  bemerkenswerthen  abweichenden  Einrichtungen  im  Ein- 
zelnen. Doch  ein  neuer  Fingerzeig  für  Praxis  und  Theorie,  dass 
gewisse  Hauptsteuern  trotz  aller  Mängel,  welche  sie 
haben  mögen,  die  —  wenigstens  für  jetzt  noch  — 
schlechtweg  nothwendigen  Glieder  eines  grossen 
Staats-Steuersystems  sind. 

Erster  Hauptabschnitt. 
Die  ausländische  Besteuerung  im  19.  Jahrhundert. 

1.  Abschnitt. 
Grossbritannien  (England). 

Literatur.  Zum  Theil  dieselbe  wie  in  dem  früheren  steucrgeschichtlichen 
Abschnitte,  besonders  die  Werke  von  Vocke  (bis  1865).  Dowell  (bis  1884),  Gncist. 
0.  Hubner,  Berichte  d.  Statist.  Centralarchivs  Nr.  1 — 3,  Leipzig  1858—59,  bes. 
Nr.  2  (Abgaben).  Für  die  Zölle  und  damit  zusammenhängendes  Finanzielles  und 
Handelspolitisches  passim  auch  Tooke  und  Tooke-Newmarch,  history  of  priecs. 
deutsche  Bearbeitung  von  Asher,  2  B.  Dresden  1858 — 59;  desgl.  passim  L.  Levi. 
history  of  british  commerce,  1763 — 1H70,  London  1871.  Von  Fachaufsätzen  all- 
gemeineren Inhalts  s.  Schutz,  engl.  Steuer-  und  Zollwesen,  Tüb.  Ztsrhr  IV,  1847; 
Nasse,  Reformen  im  brit.  Steuerwesen  seit  Peels  Einkommensteuer,  ebd.  X,  1854. 
Weitere  Literaturangaben  unten  bei  den  einzelnen  Steuern. 

Statistisches,  öfters  mit  langjährigen  Uebersichten,  in  Porte r's  progress  of 
the  nation,  in  dem  Abschnitt  vom  public  revenue  and  expenditure;  jährlich  die  neuesten 
Daten,  mit  Rückblicken,  im  Statesman's  yearbook  (seit  1864),  jetzt  hcrausgeg.  von 
Keltie;  dann  in  den  amtlichen  Statistical  abstracts,  jährlich ,  mit  15jährigen 
Ruckblicken. 

Die  englischen  Gesetze  über  Steuern  sind  auch  nach  den  Consolidationcn 
von  Steuern  (Zöllen  u.  s.  w.)  und  nach  den  neueren  Vereinfachungen,  welche  mit 
Zöllen  und  Accisen  erfolgt  sind,  immer  noch  ausserordentlich  schwerfällig  gefasst,  die 
Ausführungsverordnungen  nicht  minder.  An  Werken  zur  Uebersicht  und  für  das 
practische  BedUrfniss  zum  Nachschlagen  u.  dgl.  fehlt  es  nicht.  Einige  der  hierher- 
gehörigen Werke,  specicll  die  von  mir  gebrauchten,  werden  unten  bei  den  einzelnen 
Steuern  genannt.  Werthvoll,  besonders  für  alle  practischen  Punctc,  für  Verwal- 
tung, Geschichte,  Statistik,  sind  die  inhaltsreichen  jährlichen  Verwaltungs- 
berichte einzelner  Finanzdepartements,  so  besonders  die  returns  and  reports  of  the 
commissioners  of  inland  revenue,  namentlich  die  umfassenden,  mit  grösseren  Rück- 
blicken, so  für  1856—69  und  für  1870 — 81.  Daraus  und  aus  anderen  amtlichen 
Materialien  giebt  die  vom  französ.  Finanzministerium  seit  1877  in  monatlichen  Heften 
herausgegebene  Zeitschrift  „Bulletin  de  statistique  et  de  le.gislation  compareo  (Paris, 
imprim.  nation.)  viele  und  grössere  Auszüge.  Auch  für  die  britische  Steuer- 
gesetzgebung ist  diese  Zeitschrift  eine  vorzügliche  Quelle.  —  Ueber  die  britische 
Communalbesteuerung,  s.  schon  Fin.  I,  3.  A  §.  53,  nebst  der  dort  genannten 
Literatur;  dann  v.  Rci tzenstein,  Communalfinanzen  in  Schönberg's  Handb.  2.  A. 
III,  563,  619. 
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1.  Die  Hauptpuncte  der  Entwicklung  der  britischen 

Besteuerung  seit  1815. 

§.  106.  Das  „Vereinigte  Königreich"  war  aus  der  Zeit  der 
französischen  Kriege  mit  einer  ungeheueren  Steuerlast,  einer  riesigen 
Staatsschuld  und  einer  entwertheten  Papierwährung,  aber,  was 
auch  für  die  Finanzen  in  Betracht  kam,  endgiltig  politisch  sieg- 
reich Uber  seinen  Gegner  hervorgegangen.  Die  Verzinsung  der 
Schuld,  die  Herstellung  der  Valuta  und  des  Gleichgewichts  im 
Staatshaushalte,  welcher  zunächst  nur  von  den  eigentlichen  Kriegs- 
ausgaben entlastet  wurde,  erlaubten  keine  erhebliche  Steuervermin- 
derung. Wenn  man  ernstlich  an  die  Tilgung  der  Kriegsschulden 
gegangen  wäre,  hätte  die  Besteuerung  der  Kriegszeit  in  ihrem 
Gesaramtbetrage,  wenn  auch  nicht  nothwendig  in  ihrer  Einrichtung, 
sogar  im  Wesentlichen  erhalten  werden  müssen.  Allein  dieser 
Aufgabe  der  Tilgung  hat  sich  Grossbritannien  nicht  unterzogen. 
Der  Druck  einzelner  Steuern,  besonders  der  hohen  Einkommen- 
steuer, ward  zu  stark  empfunden,  gerade  diese  Steuer  war  zu  un- 
populär, als  dass  der  „Parlamentarismus"  es  Uber  sich  vermocht 
hätte/  aus  Grllnden  höherer  Staatspolitik  an  solchen  Steuern  behufs 
Schuldentilgung  festzuhalten  und  so  um  der  Zukunft  der  Finanzen 
willen  die  Gegenwart  zu  belasten.  Mit  dem  Fortfall  der  Einkommen- 
steuer, welcher  gleich  nach  dem  Kriege  stattfand  (1816),  war  für 
lange  auf  eine  reelle  Tilgung  des  Capitals  der  Kriegsschuld  ver- 
zichtet. Die  Hebung  des  Credits  ermöglichte  wenigstens,  durch 
Conversioncn  und  Zinsreductionen  die  Zinsenlast  zu  vermindern. 

S.  schon  oben  S.  198.  Dio  übereilte  Aufhebung  der  Einkommensteuer  zeigte 
sich  später  wiederholt  bei  jeder  Finanireform  als  ein  Fehler.  Auch  Do  well  betont 
das  häufig.  Debcr  die  Maassregeln  auf  dem  Gebiete  des  britischen  Staatsschuldenwesens, 
Beschränkung  und  Einstellung  des  Tilgungsfonds,  Zinsreductionen,  Umwandlung  in 
Annuitäten  u.  s.  w.  ist  in  diesem  Werke  erst  später  im  Buche  vom  öffentlichen  Credit 
zu  handeln. 

Nach  Steuergattungen  gestaltete  sich  die  britische  Besteue- 
rung, welche  in  der  französischen  Kriegszeit  von  17  auf  67 lj4  Mill. 
Pf.  St.  (ohne  Irland)  gewachsen  war,  so,  dass  am  Ende  des 
Kriegs,  um  1815,  die  indirecten  Verbrauchssteuern  (Ac- 
cisen  und  Einfuhrzölle)  allein  für  sich  und  vollends  mit 
den  Stempelabgaben  Uber  die  directen  Steuern,  selbst 
vor  der  Aufhebung  der  Einkommensteuer,  bei  Weitem  Uber- 
wogen, nach  dem  Fortfall  der  Einkommensteuer  natürlich  nur 
um  so  mehr.  Sie  fielen  zudem  in  starkem  Maasse  auf  wichtige 
Verzehruugs-  und  Genussraittei  auch  der  unteren  Classen 
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und  auf  Rohstoffe  der  Fabrikation.  Im  Zolltarif  herrschte 
einerseits  der  streng  fiscalische.  anderseits  der  protectionistische 
und  prohibitorische  Cbaracter,  in  der  Acciseverfassung  der 
fiscalische  mit  störenden  Wirkungen  für  die  Industrie. 

Do we II  II.  239  ff.,  247  ff.  giebt  folgende  lehrreiche  Uebcrsicbt  der  Stenern 
um  1815,  wobei  er  einige  Posten  freilich  anders  als  üblich  ist  unter  die  „directen" 
und  die  „Verbrauchssteuern"  rubricirt.  Die  letzteren  sind  dabei,  an  sich  passender, 
nach  Gegenständen,  statt  nach  den  Verwaltungszweigen  (Zöllen  und  Accisen),  zu 
denen  sie  gehören,  rubricirt.  Die  Snuimirung  der  einzelnen  Ziffern  ergiebt  6774  Mi  II. 
Pf.  St.,  S.  239  giebt  Dowell  für  alle  Steuern  68'/4  Mill.  an.  Es  scheinen  aber  in 
der  Liste  keine  Steuern  zn  fehlen,  so  dass  die  kleinere  Ziffer  wohl  die  richtige  ist. 
Die  Zahlen  in  1000  Pf.  St. 


I.  Directe  Steuern. 

Landtaxo   1.1% 

Haus-  und  Luxusstcuern  u.  dgl.  6.500 

Einkommensteuer   14.600 

Erbschaftssteuern   1.297 

Vcreichcrungssteuer   ....  918 

Auctionssteuer   284 

Wagen-,  Poststeuer  u.  dgl.  .    .  472 

Schifffahrtsgelder  (Tonnengeld)  172 

25.438 

II.  Verbrauchssteuern. 

Salz   1.617 

Zucker     ....           .    .  2  957 

Corinthcn,  Rosinen,  Pfeffer     .  494 

A.  Zus.  „E ss bares'1 

Bier  3.330 

Malz  6.044 

Hopfen   222 

Wein   . 

Spirituosen   6.700 

Thee   3.591 

Kaffee   277 

B.  Zus.  Getränke     .    .    ."  22.065 

C.  Tabak   2.026 

Kohlen  und  Schiefer  ....  916 

Bauholz   1.802 

Baumwolle   760 

Seide   450 


I! 


5.068 
9.596 
1.901 


Soda,  Indigo,  Potasche,  Eisen, 

Pelzwerk   297 

Hanf   285 

Andere  Einfuhrzölle  .    .    .    .  1.1  SS 

Ausfuhrzölle   364 

D.  Zus.  Rohstoffe  u.  s.  w.  ol>62 

Leder   698 

Seife   748 

Mauer-,  Ziegelsteine  ....  269 

Glas   425 

Lichter   354 

Papier   476 

Bedruckte  Webwaaren    .    .    .  3SS 

Zeitungen   383 

Ankündigungen     ....  125 

E.  Zus.  Manufacte  u.  s.  w.  3.866 

II.  Summe  Verbrauchssteuern  39.087 

III.  Stempel  aller  Art  .    .  2.743 
Summe  I— III    ....  67.268 

Dazu  aus  Irland: 

Zölle   2.357 

Accise  (eigentliche  und  andere 
unter  Verwaltung  des  Accise- 
departements  stehende  Ein- 
künfte)   3.298 

Specielle  Abgaben     ....  43 

Stempel   561 


6.25«i 

Summe  von  Grossbritannien 

und  Irland   73.527 

§.  107.  Die  Entwicklung  der  Besteuerung  bestand  nun  darin, 
dass  gleich  anfangs  die  besonders  unpopuläre  Einkommen- 
steuer fiel,  später  (1819,  1823)  aueb  Erleichterungen  in  den  di- 
recten  Luxus-  und  verwandten  uud  in  der  Fenstersteuer 
eintraten,  1833  die  Haussteuer  aufgegeben  wurde. 

Bei  den  indirecten  Steuern,  Zöllen  und  Accisen,  kam 
der  Gesichtspnnct  der  Entlastung  der  Volksmasse  besonders  in  der 
Aufhebung  der  bereits  früher  ermässigten  Salzsteuer  (1825)  und 
in  einigen  Erleichterungen  der  Accisen  zur  Geltung.  Seit  den  1820er 
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Jahren,  besonders  1824,  dann,  unter  der  Einvvirkuug  von  Par- 
neli's  Ideen  der  Steuerreform  1830  ff.,  voll  und  ganz  aber  erst 
seit  Sir  Robert  PccTs  grossartiger  handelspolitischer  Reform  in 
ireihändlerischer  Richtaug,  trat  die  Zoll-  und  Accisepolitik 
auter  volkswirtschaftliche  und  rationell-fiscalische 
Gesichtspunctc  im  Sinne  einer  möglichsten  Befreiung  des 
Verkehrs  von  den  Fesseln  des  Zoll-  und  Accisesystems  und  einer 
Förderung  der  Vol kswirthschaft,  besonders  der  Industrie 
nnd  des  Handels,  durch  solche  Befreiung  und  durch  die  damit 
verbundene  Erleichterung  der  Concurrenz  gegen  das  Ausland:  Ver- 
einfachung des  Zoll-  und  Accisetarifs  durch  Beschränkung 
der  Zahl  der  steuerpflichtigen  Artikel  auf  einige  von  wirklich 
bedeutendem  und  möglichst  von  rein  fisealischem  Inter- 
esse, ohne  protectionistische  Nebenwirkungen,  daher  auf  die  drei 
Getränke:  Branntwein,  Bier,  Wein,  auf  Tabak,  Thec, 
Zucker  (bis  zu  dessen  Freigabe)  und  auf  wenige  andere  Gegen- 
stände des  Einfuhrzolls.  Fortfall  vor  Allem  der  Rohstoffzölle 
und  Steuern,  der  störenden  Fabrikat-Accisen,  der  Korn- 
und  sonstigen  agrarischen  Schutzzölle,  der  Differential- 
zölle zu  Gunsten  der  eigenen  Colonialproducte ,  demnach  mit 
Preisgebung  des  Schutzzollmoments  in  der  Colonial-,  Agrar-  und 
Industriepolitik.  Regelung  der  wenigen  verbleibenden  Zölle  und 
Accisen  im  Tarif  mit  nach  Rücksichten  auf  die  Schmuggelgefahr, 
daher  insofern  Steuerermässigungen,  doch,  mit  der  Verbesserung  der 
Steuerverwaltung,  auch  wieder  mehr  im  fiscalischen  (Tabak,  Brannt- 
wein) und  im  aänitäts-  und  sittenpolizeilichen  Interesse  (Branntwein) 
höhere  Steuersätze.  Auch  in  den  Stempelabgaben  erfolgen 
Reformen  im  Verkehrsinteresse,  daher  Vereinfachungen  und  Be- 
schränkungen. Verbrauchssteuern  und  Stempel  passen  sich  so  der 
„freien  Verkebrsgesellschaft"  immer  mehr  an.  Ob  in  gleichem 
Maasse  den  Forderungen  grundsätzlich  richtiger  Steuerpolitik,  be- 
sonders auch  denjenigen  der  vertbeilenden  Gerechtigkeit  ist  zwar 
nicht  ebenso  sicher,  aber  doch  in  Bezug  auf  die  Richtung  der  Reform 
zuzugeben.  Ein  characteristischer  Punct  bleibt  das  Licenzsystem 
für  gewisse  Gewerbe,  besonders  für  solche,  deren  Artikel  accise- 
nnd  zollpflichtig  sind,  demnach  zur  Ergänzung  der  indirecten 
Verbrauchsbesteuerung. 

Anfangs  vornehmlich  zur  Durchführung  der  Zoll-  und  Accise- 
reformen,  um  die  möglichen  Einnahmeausfälle,  welche  das  Gleich- 
gewicht im  Staatshaushalt  stören  könnten,  zu  decken,  erfolgt,  1842, 
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die  bedeutsame  Wiedereinführung  der  Einkommensteuer 
durch  Sir  Robert  Peel.  Immer  nur  periodisch  bewilligt,  zunächst 
auch  wohl  als  nur  vorübergehende  Massregel  gedacht,  bleibt  diese 
Steuer  doch  trotz  ihrer  technischen  Unvollkommenheit,  ihrer  geringen 
Popularität  und  der  öfteren  Angriffe  auf  sie,  bestehen.  So  gewinnt 
sie  mit  der  Zeit  den  Character  eines  festen  Ergänzungsglieds 
im  britischen  Staatssteuersystem,  mittelst  dessen  Dank 
dem  Grundsatz  der  Beweglichkeit  des  Steuerfusses  die  kleineren  ■ 
Schwankungen  des  Gleichgewichts  im  Staatshaushalte  ohne  das 
stete  unliebsame  Zurückgreifen  auf  den  Staatscredit  ausgeglichen 
werden.  Ein  finanzpolitisch  und  tinanztechnisch  wichtiger  Fort- 
schritt, in  welchem  bis  jetzt  Grossbritannien  allen  Grossstaaten 
voraus  ist.  Nur  die  deutschen  Mittelstaaten  haben  ähnliche,  aber 
nicht  so  wirksame  Einrichtungen.  Zum  Hebel  einer  erfolgreichen 
Staatsschuldentilgung  hat  aber  auch  England  diese  Einrichtung  der 
beweglichen  Einkommensteuer  noch  nicht  ausgebildet.  Zu  diesem 
Zwecke  müsste  es  darauf  verzichten,  bei  jeder  Verbesserung  der 
Finanzlage  sofort  den  Fuss  der  Einkommensteuer  stark  zu  er- 
mässigen,  und  gerade  den  Ertrag  „einiger  Pence  vom  Pfund  Stcr 
ling"  mehr,  der  disponibel  wird,  zur  Tilgung  verwenden.  Zugleich 
wird  übrigens  in  der  dauernd  beibehaltenen  Einkommensteuer  doch 
auch  wohl  ein  Mittel  gesehen,  um  im  Sinne  gerechterer  Steucr- 
vertheilung  die  wohlhabenderen  Classen  angemessener  mit  zu  be- 
lasten. Einzelne  Puncte  der  Einrichtung  (Steuerfreiheit,  Steuer- 
ermässigung) sind  mit  in  solchem  Sinne  zu  verstehen. 

Die  leitenden  Ideen  der  grossen  Steuerreformen  Peel 's,  namentlich  auf  dem 
Gebiete  der  Zölle  und  Accisen  und  in  Betreff  der  Benutzung  der  Einkommensteuer  zu 
diesen  Reformen,  al>o  finauztechnisch  ausgedrückt,  die  Ideen  eines  theilweisen 
Ersatzes  der  indirecten  durch  diroetc  Steuorn.  sind  mit  auf  Sir  Henry 
Parnell  zurückzuführen.  Derselbe  verlangte  in  seiner  Schrift  ,.on  financial  reforui' 
(1S30):  1)  Aufhebung  der  störenden  Steiieru  auf  Rohstoffe  der  Fabrikation,  des  Haus- 
und Schiffbaues;  2)  der  den  Fabrikbetrieb  und  seine  Entwicklung  störenden  Accisen 
auf  gewisse  Fabrikate,  besonders  Glas,  Papier,  bedruckte  Webwaaren;  3)  Herabsetzung 
der  Steuern  auf  Spirituosen  und  Tabak,  um  den  Schmuggel  zu  bewältigen;  4)  zur 
Durchfahrung  dieser  Reformen  eine  Steuer  auf  Vermögen  und  Eiukommen.  (S.  Aus- 
züge bei  Do  well,  II.  276.)  Practiscbe  englische  Politiker  verlangen  nicht  wie  un- 
practische  deutscho  Steuererlasse  ohne  gleichzeitigen  Ersatz. 

Die  früher  für  solche  Zwecke  mit  benutzten  directen  Luxus- 
steuern werden  dagegen  dieser  Aufgabe  zwar  nicht  ganz,  aber 
doch  zum  Theil  entzogen,  indem  sie  vereinfacht,  einige  davon 
aufgehoben,  andere  ermässigt  werden.  Sie  bilden  indessen  noch 
jetzt  einen  charactcristischen,  von  den  continentalen,  besonders  den 
deutschen  Staatssteuersystemen  abweichenden  Punct  der  britischen 
Besteuerung. 
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Dagegen  hat  eine  Ausbildung  der  Erbschaftssteuern,  be- 
sonders durch  Ausdehnung  derselben  auf  das  Immobiliarvermögen 
(G lad s tone,  1853)  und  durch  weitere  Reformen  stattgefunden, 
wodurch  diese  Steuern  in  ihrer  Ergiebigkeit  stark  gesteigert  worden 
sind.  Sie  bilden  so  eine  vermögenssteuerartige  Ergänzung 
der  Einkommensteuer,  einigermassen  eine  höhere  Besteuerung 
des  fundirten  Einkommens,  dessen  Quelle  eben  den  Erbschafts- 
steuern unterliegt,  und  eine  principiell  beachtens werthe, 
auch  practisch  ins  Gewicht  fallende  Besteuerung  def 
Mittel classen  und  der  reicheren  Bevölkerung.  Für  diese 
Schiebten  wesentlich  als  directe  Steuer  wirkend,  dienen  sie  so 
mit  der  Einkommensteuer  zur  Ausgleichung  der  auf 
Massenconsumptibilien  gelegten  Zölle  und  Accisen  und 
zur  höheren,  daher  gerechteren  Belastung  der  Wohl- 
habenderen. 

Nur  die  Bedeutung  einer  kleinen  Ergänzungssteuer 
der  directen  Besteuerung  hat  die  wiedereingeführte,  an  Stelle  der 
aufgehobenen  Fenstersteuer  getretene  Haussteuer  (1851).  Die 
alte  Landtaxe  ist  unverändert  geblieben  und  bat  sich  durch 
weitere  Ablösungen  noch  etwas  vermindert.  Unmittelbar  wird 
daher  im  britischen  Staatssteuersystem  der  Real  besitz  (ländliches 
und  städtisches  Grundeigenthum)  an  sich  und  verglichen  mit  dem 
Continent  nicht  erheblich  belastet,  zumal  die  Haussteuer  den  Cha- 
racter  einer  den  Benutzer  (Bewohner,  Miether,  selbstbewohuenden 
Eigenthtimer)  treffenden,  also  insofern  einer  directen  Gebrauchs- 
steuer hat.  Wer  sie  reell  trägt,  hängt  natürlich  von  den  Ueber- 
wälzungsverhältnissen  ab.  Der  hiernach  in  der  Besteuerung  sehr 
begünstigt  erscheinende  Realbesitz  wird  indessen  in  seinen  Er- 
trägen durch  die  Einkommensteuer  (Abth.  A,  bez.  auch,  mittelst 
Ueberwälzung  von  Seiten  des  Pachters,  Abth.  B)  belastet.  Ausser- 
dem aber  trägt  er  direct  oder  indirect,  freilich  letzteren  Falles 
nur  eventuell  und  vielfach,  gerade  unter  englischen  Verhältnissen, 
wohl  nur  partiell,  wiederum  in  Folge  von  Ueberwälzuugsverhält- 
nissen,  den  Haupttbeil  der  hohen  Comraunal-  oder  Local- 
steuerlast. 

Die  letztere,  welche  wie  tiberall  so  auch  in  Grossbritannien 
stark  gestiegen  ist,  ruht  nach  dem  noch  geltenden  alten  Recbts- 
prineip  der  Localbesteuerung  (§.  76)  vornehmlich  auf  dem  „sicht- 
baren Realbesitz"  in  der  betreffenden  Steuergemeinschaft,  d.  b. 
der  Benutzer  (Miether,  Pachter,  Selbstbewohner,  Eigenwirthschafter) 
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der  Realitäten  wird  besteuert,  daher  direct  oder  eventuell  durch 
Ueberwälzung  indirect  der  Grund-  und  Hauseigentümer. 

Theoretische  Angriffe  auf  dieses  Grundprincip  der  britischen  Comtnuualbcsteue- 
rung  sind  neuerdings  öfters  erfolgt,  practischc  Bestrebungen  einer  Modification  dieses 
Grundsatzes  auch  hervorgetreten.  S.  darüber  die  pariain.  Verhandlungen  v.  23.  Marz 
und  11.  Mai  1  S*»ü,  im  Auszug  im  Bulletin  de  Statist,  etc  des  französischen  Finanzmiu. 
1886,  I.  667  11.  Die  principiell  bedeutsame  Motion  Kogcr's  zu  Ungunsten  der  Grund- 
cigenthiliner  wurde  angenommen,  s.  weiter  unten.  Aber  in  der  Gesetzgebung  ist  noch 
nichts  weiter  t:rrcicht,  als  die  Beschränkung  einiger  älteren  Steuerfreiheiten  für  gewiss* 
Realitäten.  Sonst  kommen  wesentlich  nur  gebühren  artige  Abgaben,  die  freilich 
mitunter  wohl  die  Natur  von  Steuern  mit  annehmen,  in  der  Communalbesteuerung  vor. 

§.  108.  Die  britische  Besteuerung  bat  so  im  Laufe  des  liK  Jahr- 
hunderts eine  viel  einfachere,  technisch  bedeutend  verbesserte,  auch 
mehr  den  finanzpolitischen,  volkswirtschaftlichen  und  Gerechtig- 
keitsgrundsätzeu  (Fin.  II,  220-  362)  entsprechende  Gestaltung  ge- 
wonnen.   Sie  wäre  wohl  auch  der  Aufgabe  gewachsen  gewesen, 
erheblichere  Beiträge,  als  es  geschehen,  zur  Tilgung  des  Capitals 
der  Staatsschuld  zu  liefern,  zumal  Grossbritaunien  sich  vor  neuen, 
sehr  langdauernden  und  kostspieligen  Kriegen  im  Ganzen  zu  hüten 
gewusst  hat.    Selbst  der  Krimmkrieg  bildet  hiervon  nur  eine  kleine 
Ausnahme.    Aber  dem  Drang  nach  Steuererleichterungen, 
der  Neigung  der  parlamentarischen  Parteien,  sich  darin 
zu  überbieten,  der  etwas  zu  starken,  übrigens  durch  einseitige 
theoretische- volks wirtschaftliche  Ansichten  Uber  den  Werth  freier 
wirtschaftlicher  Bewegung  unterstützten  Sucht,  Handel  und  Industrie 
von  Steuern  zu  entlasten,  ist  es  zuzuschreiben,  dass  man  mit  Auf- 
hebung und  Verminderung  alter  Steuern  öfters  etwas  zu  rasch  vor- 
gegangen ist  und  sich  dadurch  der  Verfügung  über  flüssige  Tilgc- 
mittcl  beraubt  hat. 

Der  Eiufluss  der  Beseitigung  und  Ermässigung  von  Zöllen  und  Acciseu  auf  den 
Preis  und  dadurch  auf  den  Cousuin  betreffender  Artikel  wird  zwar  gerade  durch 
britische  Beispiele  mehrfach  besonders  deutlich  gezeigt,  und  ist  von  da  aus  zur  frei- 
bandlorischen  Parole  auch  einer  fiscalisch  richtigen  Steuerpolitik  geworden 
Aber  an  Uebertreibungen  der  fiscalisch  günstigen  Wirkung  solcher  Massiegeln  hat  es 
auch  hier  nicht  gefehlt.  Und  die  besonderen  mitwirkenden  Umstände,  /..  B.  Preisfall 
von  Colonialwaaren  wegen  Beseitigung  des  Quasi- Absatzmonopols,  welches  das  Diffe- 
rentialzollsy  stein  den  Produeten  britischer  Colonien  eewahrt  hatte  (§.  13S\  sind  ebenfalls 
nicht  immer  gebührend  gewürdigt  worden. 

Das  britische  Steuersystem  hat  auch  noch  gegenwärtig  einen 
stark  ausgeprägten  ,,n  ationalen"  Typus,  wenn  auch  etwas  weniger 
als  früher.  Es  passt  sich  den  Interessen  der  heutigen  volkswirt- 
schaftlichen Hnuptproduetionszweigc  Grossbritaunicus,  des  Handel« 
und  der  Industrie,  unter  Preisgebnng  des  landwirtschaftlichen 
Interesses  seit  Aufhebung  der  Schutzzölle,  an;  nicht  minder  den 
Consumtionsverhältnissen  des  britischen  Volkes  in  den  Hauptposten 
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der  Zölle  nnd  Aceiscn  (Spirituosen,  Bier,  Tabak,  Theo),  freilich 
bei  fehlenden  oder  unzureichenden  Qualitätssteuerfilssen  (Tabak ! 
Tbee!)  unter  mannigfacher  Verletzung  der  Interessen  der  unteren 
('lassen.  Es  ist  für  Friedenszeiten  und  selbst  für  die  Anforderungen 
der  kleineren  Kriege,  welche  das  Weltreich  ahnlich  wie  einst  Horn 
irgendwo  in  seinen  Colonien  »der  mit  Mächten  zweiten  und  dritten 
Ranges  im  politischen,  will  sagen  im  Handclsinteressc  so  oft 
fuhren  muss,  hinlänglich  elastisch  und  entwicklungsfähig.  Ks  ent- 
wicht iii  seiner  Einkommensteuer,  seinen  Erbschafsstcuern,  seinen 
Loxussteuern ,  seineu  Weinzölleu  massigen  Ansprüchen  „socialer 
Steuergerechtigkeit"  (Ein.  II,  287  ff.),  ohne  sich  indessen  bereits 
eutschieden  auch  nur  priucipiell,  geschweige  practisch  auf  einen 
solchen  Standpuuct  zu  stellen.  80  trägt  das  britische  Steuersystem 
im  Ganzen  ein  Gepräge,  das  mit  der  volkswirtschaftlichen  und 
socialen  Entwicklung  seines  Landes  und  Volkes  im  1°.  Jahrhundert 
in  Uebereinstirnniung  ist.  Gegen  den  Continent  möchte  es  zurück- 
stehen in  der  Technik  der  directen  Steuern,  voranstehen  in  deren 
Beweglichkeit  (Einkommensteuer,  Luxussteuern,  Erbschaftssteuern, 
Communalbesteuerung),  besonders  verglichen  mit  den  continentalen 
Ertragssteuern,  voranstehen  auch  im  Zoll-  und  Accisewesen  und 
im  Licenzsystem.  Ein  „System"  im  umfassenden  wissenschaft- 
lichen und  rationell -practischen  Sinne,  wie  es  zur  relativ  möglichst 
vollkommenen  Durchführung  aller  vier  Reihen  von  Steuergrund- 
fcätzcn  nnd  zur  vollständigen  verhältuissmässigeu  Belastung  aller 
Steuerkräfte  nach  deren  Leistungsfähigkeit  gefordert  werden  ni (taste 
(Fin.  II,  365—566),  ist  das  britische  bestehende  Steuersystem  frei- 
lich noch  lange  nicht,  wenn  auch  mehr  als  das  ältere  und  nicht 
weniger,  eher  mehr  als  eines  der  Steuersysteme  eines  grösseren 
Contiuental8taates. 

§.  103.  Zum  Vergleich  mit  diu  oben  S.  22*  angegebenen  Daten  für  1S!"> 
Lienen  folgende  für  1S84 — S5.  nach  dem  Kcchnungsabschluss,  möglichst  in  gleicher 
Weise  gnippirt  wio  die  obicen ,  in  Mill.  Pf.  St.  (roh).  Diese  Zahlen  beziehen  sich 
i-tzt  aber  auf  Irland  mit. 

I.  Directo  Steuern. 

lauduxe   l.ofil  Transport:  4.2i»7 

Haussteucr   1.S50     Verschied,  gewerbliche  Licenzen 

Wageusteut  r  54S                    (ausser  bei  Verbrauchssteuer- 
Männliche  Dienstboteustcucr    130  artikeln)   20« 

^appensteuer  77  Einkommensteuer  12.192 

Hundesteuer  342  Erbschaftssteuern  7.819 

■agdächeinsteuer  .  ...  187  Versicherungsstcutrn  (Stempel)  .  153 
^'affenschcii^tcuer    .    .         S4  Eisenbahnreiscsteuern    .    .    .    .  392 

Summe:  Luxus  u.  dgl.  St.    ~~  1.377  Summe:  I.  Directe  Steuern  25.089 

Latus:  4.297 
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II.  Verbrauchssteuern. 


Corinthen  (Zoll)   :i41 

Rosinen    1  50 

Fruchte   .   50 

A.  Zus.  „Essbar üs"     .    .  517 

Bier  '  Accise)   8.707 

Wein  (Zoll)   1.235 

Spirituosen- Accise    .    .    14.018\  )S.( ... 

Spirituosen -Zoll    .    .    .     4.313/  11 

Thcc  (Zoll)    4.795 

Kafl'ee   210 

Cichorien- Acciso  .    .    .    .    2.3\  .... 


Cichorien -Zoll     ....  6G.3f      _ f,J 
B.  Zur-,  (i  et  ranke  .    .    .    .  33.947 


C  Tabak  (Zoll)  9.376 

I).  Verschied,  andere  Zollein- 

nahinen   III 

E  Gowerbl.  Licen/.en  f. 
Bereit.,  bez.  Debit  v. 
Bier.  Wein.  Spirit., 
Tabak  u.  s.  w.     .    .    .  2.00S 

Summe:  II.  Verbrauchssteuern 

(Zölle,  Accisen,  Licenzen)  45.9S9 

III  Stempel  und  Verwandtes 
(ohne  Erbschaftssteuer 
u.  Versicherun^ssteuer^_  4.0 IS 

Summe  I-Ilt:  75.096 


Die  Vergleichung  der  jetzigen  und  der  früheren  Daten  ist  nicht  für  jeden  ein- 
zelnen Posten  zulässig.  Die  gewerblichen  Licenzen  bei  Vcrbrauchssteuerartikclri  sind 
von  Do  well  vielleicht  zu  den  directen  Steuern  gerechnet.  Ueber  die  Errechnung 
einiger  Posten  in  diese  Tabelle  für  1S84 — S5  bei  den  directen  Steuern  kann  mau 
Bedenken  hegen.  Es  ist  auch  dabei  zum  Zweck  des  Vergleichs  Dow  eil  gefolgt 
worden.  Bei  der  grossen  Schwankung  der  Ertrage  der  jetzigen  Einkommensteuer 
nach  dem  wechselnden  Steucrfuss  ergeben  sich  natürlich  auch  für  die  Summe  der 
directen  Steuern  und  für  das  Verhältuiss  zu  den  übrigen  in  einzelnen  Jahren  grosse 
Verschiedenheiten.  Der  Ertrag,  bez.  der  Steuerfuss  (0  d.  p.  Pf.  St.)  war  18S4— S5 
etwas  höher  als  meist  in  der  neuesten  Zeit.  Keine  andere  Gattung  und  kaum  ein 
Posten  einer  Gattung  der  britischen  Steuern  schwankt  so  stark  im  Enrag  wie  die 
Einkommensteuer.  Die  Vergleichung  zwischen  beiden  Perioden  wird  dadurch  gestört, 
dass  Irland  1815  bei  den  einzelnen  Posten  (Accise-  und  Zollposten)  nicht,  wohl  aber 
1881—85  inbegriffen  ist.  So  viel  als  möglich  ist  darauf  im  Folgenden  Rücksicht 
genommen. 

Die  Summe  der  directen  Steuern  ist  mit  25.0S9,000  Pf.  St.  18S4  — 85  fast 
genau  dieselbe  wie  1815  (25,438,000  Pf.  St.),  die  Quote  von  der  gesammten  Be- 
steuerung aber  von  37.8%  ohne,  34.0  %  mit  Irland  auf  33.4  70  (incl.  Irland)  ge- 
sunken. Der  Vergleich  wird  indessen  richtiger,  wenn  man  für  1815  die  schon  1816 
(bis  1842)  fortgefallene  Einkommensteuer  wrglasst.  Dann  bleiben  doch  nur  10,838,000 
Pf.  St.  dire.  te  Steuern  damals.  od-T  20.6  %  von  52,668.000  Pf.  St.  im  Gauzen  ohne 
Irland  oder  1S.4  %  von  58,927.000  Pf.  St.  mit  Irland.  Die  direetc  Besteuerung 
hat  sich  hiernach  erheblich  vermehrt,  um  132%'  un^  relativ  viel 
starker,  auch  absolut  noch  stärker  als  die  Ver brauchsbesteaerun g. 
Dank  der  Rückkehr  zur  Einkommensteuer  und  der  Entwicklung  der  Erbschaftsbe- 
steucrung.  Socialpolitisch  und  nach  dem  Gesichtspunct  der  Gerechtigkeit  ist  das  ein 
Fortschritt:  wesentlich  dem  Umstände  zu  verdanken,  dass  die  Einkommensteuer  aus 
einer  ausserordentlichen  Krieirsstcuer  in  der  früheren  Periode  eine  ordentliche 
Friedenssteuer  in  der  gegenwärtigen  geworden  ist,  wobei  allerdings  die  abso- 
luten und  die  Relativzahlen  in  Jahren  mit  niedrigerem  Einkommensteuerfuss  sich 
cutsprechend  anders  und  zwar  nach  der  genannten  Richtung  ungünstiger  stellen. 

Die  Verbrauchsbeateu  eru  ng  war  anfangs  44.742.000  und  ist  jetzt  45,989.000 
Pf. St.  (beide  Male  hier  einschliesslich  Irlands1»,  ist  abo  fast  gleich  geblieben  und  von 
der  Quote  von  OS. 5  %  um  1S15  auf  diejenige  von  61.2  %  von  der  Gesammtbesteuerung 
um  1^85,  unter  Weglassunjr  der  Einkommensteuer  um  ls  15  von  allen  Steuern  indessen 
von  der  Quote  von  75.9%  damals  auf  die  von  fil.2  °/0  jetzt  gesunken.  Auch 
das  ist  nach  der  angedeuteten  Richtung  erfreulich.  Um  so  mehr,  da 
die  Zusammensetzung  der  Verbrauchsbesteuerung  viel  günstiger, 
namentlich  auch  nach  dieser  Richtung,  geworden  ist.  Die  Salz-  und  die  Zucker- 
steuer (und  Zoll),  all«'  Rohstoff-  und  Fabrikatzölle  und  Accisen  sind  fort- 
gefallen, die  Biersteuer,  die  Weinzölle,  Theczölle  sind  ermässigt,  die 
Erträge  der  beiden  ersten  gesunken.  Der  Hauptertrag  der  Verbrauchssteuern  in 
Zoll-  und  Acciseform  rührt  jetzt  aus  Branntwein  und  Tabak  her,  zusammen,  ein- 
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schliesslich  der  nicht  allein,  aber  zum  bei  Weitem  grössten  Theil  auf  Branntwein- 
und  Tabakfabrikation  nnd  Handel  fallenden  gewerblichen  Licenzen,  30.3  Hill.  Pf.  St. 
oder  66.0%  a^or  Verbrauchssteuern  des  ganzen  Königreichs,  gegen  bez.  c.  0  Mill. 
Pf.  St.  oder  c.  23%  um  J S 15  in  Grossbritannien  allein,  also  ohne  Irland.  D.  b.  die 
Verbrauchssteuern  liegen  allerdings  auf  M assenconsumptibilion, 
aber  auf  viel  weniger  bedenklichen  als  ehemals,  vornehmlich  auf  solchen, 
bei  welchen  auch  aus  anderen  als  fiscalischen  Gründen  eine  hohe  Besteuerung  erträg- 
lich oder  selbst  zu  fordern  ist  (Branntwein!).  Ein  socialpolitischer  und  mit 
Rücksicht  auf  die  Verkchrserleichterungen  ein  volkswirtschaftlicher  Fort- 
schritt. Dabei  Formen  der  indirecten  Besteuerung,  welche,  zum  Theil 
Dank  der  insularen  Lage  des  Landes,  weniger  verkehrstörend  und  weuiger  kostspielig, 
als  vielfach  die  cootinentalen  analogen  Steuerformen  sind.  So  z.  B.  keine  Mono- 
pole, wenn  auch  Aufrechthaltung  des  Verbots  des  in  ländischen  Tab ak- 
baues.  Aber  allerdings  Formen,  welche  den  Grossbetrieb  mehr  oder  weniger 
voraussetzen  und  jedenfalls  ihn  begünstigen,  so  besonders  bei  der  Brannt- 
weinbrennerei, Tabakfabrikation  und  einigermaßen  auch  bei  der  Bier- 
brauerei. Ein  Unterschied  besonders  von  deutschen  Productions-  und  Steuerver- 
haltnissen, welcher  zwar  nach  einer  Seite  technisch  vort heilhaft,  nach  anderer 
Seite  selbst  technisch  nachtheilig  ist  (Branntweinbrennerei  in  England  als 
städtische  Grossindustrie,  ohne  specielle  Beziehung  zur  Landwirtschaft)  und  vollends 
socialpolitische  Bedenken  hat. 

Die  Stempelcrträge  sind  nur  miissig.  um  21.6  %  gewachsen,  da  die  Reformen 
im  Sinne  der  Verkehrscrleichterung  auf  diesem  Gebiete  bedeutend  waren.  Die  bri- 
tische Stempelgesetzgebung  ist  einfacher  und  nicht  entfernt  so  chieanös  und  so  volks- 
wirtschaftlich bedenklich  und  superhscalisch  als  einzelne  contincntale,  besonders  die 
französische.  Der  Stempel  für  Versichcrungsgeschäftc  (in  den  beiden  Tabellen 
bei  den  directen  Stoucrn  eiugescUt)  ist  in  seinem  bei  Weiten  einträglichsten  Theile 
(Feuerversicherung)  aufgehoben,  für  S e e Versicherungen  sehr  ermäss igt  worden. 


2.  Die  einzelnen  Steuern. 

Dieselben  werden  hier  jetzt  in  der  diesem  Werke  zu  Grunde  liegenden  syste- 
matischen Ordnung  und  Classification  besprochen,  in  Uebereinstimmung  mit  dem 
System  der  allgemeinen  Steuerlehro  (Fin.  II,  362  ff.),  daher  in  der  oben  in  §.  3 
(S.  9)  für  die  specielle  Stoucrlehre  angegebenen  Reihenfolge  Das  bedingt  Ab- 
weichungen vom  Gange  der  historischen  Entwicklung  und  von  den  obigen  statistischen 
Uebersichten  der  britischen  Bestenerung  (S.  228  und  S.  233).  Es  wird  aber  so  der 
wichtige  Vortheil  erreicht,  durch  die  Festbaltuug  eiuer  bestimmten  wissenschaftlichen 
Classification  der  Steuern  die  Vergleichung  der  verschiedenen  practischen  Steuer- 
systeme der  einzelnen  Länder  unter  einander  auch  in  diesen  Abschnitten,  dem  Zwecke 
dieses  Werks  gemäss  zu  erleichtern  und  die  Darstellung  so  schon  hier  mehr  der 
systematischen  im  7.  und  8.  Buche  anzupassen. 

Die  Steuern  der  verschiedenen  Länder  fügen  sich  allerdings  in  eine  solche 
Classification  nicht  ganz  gleichmässig  hinein.  Mitunter  sind  daher  auch  kleine  Ab- 
weichungen nothwendig.  Es  kann  die  Einreihung  einer  Steuergattung  und  einer  ein- 
zelnen Steuer  in  die  Katcgorieen  unseres  allgemeinen  Systems  im  concreten  Falle 
Schwierigkeiten  machen  und  es  können  Zweifel  entstehen,  ob  man  so  oder  so  rubri- 
«iren  soll.  z.  B.  was  England  betrifft  hinsichtlich  der  eigentümlichen  Gattung  der 
gewerblichen  Licenzsteuern ,  der  sog.  LuxussN.nern  (älteren  assessed  taxos,  jetzigen 
Ucences  for  establishmeut) ,  einzelner  in  Stempelform  oder  durch  die  Stempelverwal- 
tong  erhobener  Steuern,  der  Steuer  von  Eisenbahnreisen.  Im  Folgenden  wird  an- 
gegeben, in  welche  Kategorie  jedesmal  eine  solcho  Steuergattung  oder  Steuer  einge- 
reiht ist.  Auch  hierbei  hat  der  Gesichtspunct  obgewaltet,  bei  der  Darstellung  der 
practischen  Steuersysteme  der  einzelnen  Länder  möglichst  gleichmässig  vorzu- 
gehen, um  die  Vergleichung  zu  erleichtern,  daher  mit  Rücksicht  hierauf  mitunter 
etwas  anders,  als  wenn  es  sich  um  die  selbständige  Darstellung  eines  einzelnen  prac- 
tischen Steuersystems  handelte.  Wo  bei  der  Rubriciruug  Zweifel  entstehen  können, 
wird  das  im  Folgenden  bemerkt.    Mehrfach  haben  Steuern  auch  einen  gemischten 
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Character.  /..  B.  diejenigen  des  englischen  Licenzsysteins  für  Gewerbe,  welche  mit 
Herstellung  und  Handel  von  Getränken,  Tabak  zu  thun  haben,  den  Doppelcharacter 
einer  speziellen  (iewerbesteuer  und  einer  Verbrauchssteuer.  Gleichwohl  sind  sie,  um 
Wiederholungen  zu  vermeiden  und  Zusammengehöriges  nicht  zu  zerreissen,  nur  bei 
Einer  Klasse  abzuhandeln,  in  Betreff'  deren  man  freilich  wiedor  zweifelhaft  sein  kann. 
Mit  der  dann  getroffeneu  Wahl  der  Eiureihung,  z.  B.  in  Folgendem  in  Betreff  solcher 
Licenzsteuern,  soll  die  Möglichkeit  und  Zulässigkcit  einer  anderen  Wahl  nicht  be- 
stritten werden.  Erwägungen  der  Zweckmässigkeit  werden  hier  aber  entscheiden,  un- 
vermeidlich etwas  mit  nach  subjectivem  Ermessen. 

Eine  völlig  gleich  massige  Behandlung  der  einzelneu  Steuern  wird  in  diesem 
Werke  nicht  beabsichtigt.  Vornehmlich  nur  solche  Steuern  des  einzelnen  Landes, 
welche  finanzwissenschaftlich,  -technisch  und  -politisch  von  grösserem 
allgemeinem  Interesse  sind  und  in  dem  einzelnen  Lande  eine  besonders 
e igen thum  liehe  Gestaltung  erhalten  haben,  sollen  hier  eingehender  behandelt 
werden,  wobei  aber  äussere,  besonders  räumliche  Rucksichten  auch  noch  eine  Aus- 
wahl bedingen  und  zu  Beschränkungen  nöthigen.  Die  übrigen  Steuern  können  nur 
kurzer  besprochen,  mitunter  selbst  nur  eben  angeführt  werden.  Zu  einer  solchen 
Behandlungsweise  nöthigt  der  verfügbare  Kaum  unbedingt,  nicht,  nach  Stein 's  Auf- 
fassung, eine  prinzipielle  Erwägung  in  Betreff  einer,  m.  E.  unhaltbaren  Unterschei- 
dung von  Finanzwissenschaft  und  Finanzgesetzkunde.  Letztere  ist  ein  Fundament  der 
ersteren.  Bei  England  wird  hier  nach  dem  angegebenen  Gesichtspunct  die  Ein- 
kommensteuer am  Ausfuhrlichsten  behandelt. 

Die  vorangeschickten  Bemerkungen  gelten  für  alle  folgenden  Abschnitte,  in  denen 
die  „einzelnen  Steuern"  eines  Landes  dargestellt  werden. 

§.110.  Uebersicbt.  Die  britische  Besteuerung  seit  181o 
und  in  ihrem  gegenwärtigen  gesetzlichen  Zustande  wird  hier  iu 
folgender  Ordnung  dargestellt: 

I.  Die  Staatsbestcuernng. 

A.  Die  dircetc  Besteuerung  (im  Sinne  der  Besteuerung 
des  berufsmässigen  Erwerbes  u.  s.  w.,  Fin.  H,  418  ff.  u.  oben  8.  9). 

1.  Die  Einkommensteuer. 

2.  Ertrags  steuern.  Die  britische  Einkommensteuer  hat  zum 
Theil  den  Character  eines  „Systems  der  Ertragsbestenerung,<.  Von 
ertragssteuerartigen  Steuern  werden  hierher  gestellt: 

a.  Die  alte  Landtaxe. 

b.  Die  Hanssteuer  (nebst  der  ehemaligen  Fensterstcuer). 

c.  Gewerbliche  u.  s.w.  Licenzabgaben,  ausserhalb  des 
Gebiets  der  eigentlichen  Verbrauchssteuern,  aber  einschliesslich  der 
Licenzen  und  Certificate  in  der  Verwaltung  des  Stempelamts. 

Eigentliche  Personal-  und  Classensteuein,  sowie  Vermögens- 
steuern hat  Grossbritannien  in  dieser  Periode  nicht. 

B.  Die  Verkehrsbesteuerung  (im  Sinne  von  Fin.  II,  439  lf. 
und  oben  S.  9),  nebst  verwandten,  aus  der  britischen  Besteuerung 
hier  eingereihten  Steuern,  aber  unter  Ausschluss  einiger  Abgaben, 
welche  in  England  zum  Stempelnmt  ressortiren,  jedoch  anderen 
Steuercharacters  sind  und  hier  in  andere  Rubriken  eingereiht 
werden  (besonders  die  Erbschaftssteuern,  auch  gewisse  Licenzen, 
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Medicament-,  Spielkarten-,  Gold-  und  Silberwaaren  - ,  Zeituugs- 
steuern). 

1.  Steuern  in  Stempelform  u.  dgl.  m. 

a.  Urkundenstempel  (incl.  Wechsel-,  Banknoteu-,  Quit- 
tungs-  und  sonstige  Pennystempel ,  auch  Versieherungs- 
Stempel). 

b.  Patentabgaben. 

c.  Andere  „verschiedene". 

2.  (Ehemalige)  A uetionss teuer. 

3.  Transportsteuern  (ältere,  aufgehobene,  Tonnengelder, 
Steuer  von  Eisenbahnreisen). 

C.  Anfallerwerbs-Steuern. 

Hierher  gehört  die  umfassende  Erbschaft sbe Steuerung. 

D.  Gebrauchs-,  bez.  Verbrauchssteuern,  nebst  tech- 
nisch verwandten  (so  bei  den  Zöllen). 

1.  Accisen  oder  innere  (inländische)  Verbrauchs- 
steuern (incl.  in  Stempelform  erhobene). 

a.  Aeltere,  aufgehobene. 

b.  Bestehende  (auch  reformirte),  besonders  auf  Bier  (Malz), 
Spirituosen,  Cichorie,  verschiedene  in  Stempelform. 

2.  Zölle. 

a.  Aeltere,  aufgehobene. 

b.  Bestehende,  besonders  auf  Wein,  Spirituosen,  Thee, 
Kaffee,  Tabak  —  Zoll,  als  britisches  System  der  Tabakbesteue- 
rung — ,  und  auf  verschiedene  andere  Artikel  (s.  o.  S.  228,  234 
die  Tabellen). 

3.  Gewerbliche  Licenzstcucrn  in  Verbindung  mit  Ver- 
brauchssteuerartikeln. 

4.  Directe  „Geb rauch ssteuern".    Steuern  auf  Objeetc 
des  Nutzvermögens  oder  auf  Nutzungen  dieser  Objecte  und  auf 
gewisse  persönliche  Genüsse,  einschliesslich  der  sog.  direc 
ten  Luxussteuern  (Fin.  II,  486,  503). 

a.  Aeltere,  aufgehobene. 

b.  Bestehende,  eventuell  reformirte,  und  zwar  die  3  noch  be- 
stehenden „Luxusstcuern",  auf  Wagen,  Wappenführung, 
Halten  männlicher  Dienstboten  und  die  Steuern  auf  H  u  n  de , 
auf  Jagd-  und  Waffenscheine. 

II.  Die  Communal-  oder  Localbesteuerung. 
Sie  zerfällt  für  unsere  Darstellung  in  zwei  Hauptarteu: 
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A.  Zuschläge  zu  Staatssteuern,  welche  Grossbritannien 
nicht  kennt. 

B.  Selbständige  oder  eigene  Steuern.  Dies  sind  die 
britischen.  Bei  ihnen  kann  sich  das  System  der  Staatsbesteuerung 
wiederholen,  was  allerdings  gewöhnlich  nur  mit  einigen  Gliedern 
desselben  der  Fall  ist.  In  Grossbritannien  handelt  es  sich  vor- 
nehmlich um  directe  Localsteuern. 

Dio  genauere  Darstellung  der  Entwicklungsgeschichte  der  einzelnen  Steuern  seit 
1815  wird  hier  ebenfalls  nicht  beabsichtigt.  Dafür  wie  für  alles  weitere  Detail  in 
Betreff  jeder  einzelnen  Steuer  ist  auf  die  Gesetze  selbst  und  auf  die  grössoren  finan- 
ziellen und  staatsrechtlichen  Werke,  besonders  auf  Vocke.  Dowcll  und  für  Ver- 
waltungsrechtliches auf  (.ineist  zu  verweisen.  Dowell's  Werk  Ut  durch  dio  er- 
wähnte formelle  Doppclbehandlung  dos  Gegenstands ,  in  fortlaufender  zusammenhän- 
gender historischer  Darstellung  und  nach  den  einzelnen  Steuern,  jede  für  sich, 
besonders  instruetiv  (o.  S.  HU).  Es  handelt  sich  eben  für  uns  in  diesem  Finanzwerke 
auch  in  diesem  Kapitel  nicht  um  die  Darstellung  der  Geschichte  und  des  positiven 
Kechts  der  Besteuerung  eines  einzelnen  Staats,  hier  Englands,  als  solche,  als 
Selbstzweck,  sondern  um  die  Gewinnung  des  Thatsachenmaterials  für 
die  Aufgaben. der  Kinanzwissenschaft  insbesondere  hinsichtlich  der  spcciellen 
Steuerlehro,  nach  den  in  Rand  I  (8.  A )  §.  12  dargelegten  und  oben  §.  1  ff.  wieder- 
holten Gesichtspunkten:  ein  methodologisches  Moment  betreffs  des  Unterschieds  zwischen 
concreter  Finanzgeschichte  und  Fiuanzwissenschaft  (s.  auch  o.  S.  199). 

Die  Stcucrcntwicklung  Grossbritannicns  stellt  in  diesem  Jalu hundert  vollends 
unter  dem  Einfluss  der  Strömungen  des  Parlamentarismus,  Zusammenhänge, 
welche  hier  im  Einzelnen  in  »1er  Kegel  auch  nicht  einmal  nur  angedeutet  werden 
können. 

Die  Geschichte  der  britischen  Zoll-  und  Acciseroform  ist  endlich  besonders 
in  den  20er  und  seit  den  40er  Jahren  weit  weniger  von  rein  finanziellen,  als  von 
volkswirtschaftlichen,  namentlich  handelspolitischen  Anwehten  und 
Interessen  bestimmt  worden,  jetzt  in  freihändlcrischer  wie  ehedem  neben  streng  fis- 
calischer  zum  Theil  in  protectionistischer  Richtung.  Das  gilt  von  Grossbritannien  in 
noch  höherem  Maasse  als  von  den  meisten  anderen  modernen  Staaten,  so  sehr  auch 
hier  überall  der  Zolltarif  und  in  geringerem  Grade  die  innere  Verbrauchsbestcuerung 
(Zucker,  Tabak,  Branntwein!  Exportbonifikationen !)  solchen  sog.  „volkswirtschaft- 
lichen" neben  oder  selbst  statt  rein  finanziellen  Rücksichten  unterlagen  und  noch 
unterliegen.  Auch  hier  wird  jedoch  diese  Seite  der  Sache  soweit  als  irgend  möglich 
zurückgestellt,  um  die  Behandlung  im  Kähmen  finanzgeschichtlicher,  finanz recht- 
licher und  finanz  wissenschaftlicher  Darstellung,  unserer  Aufgabe  gemäss,  zu  halten. 

I.  Staatssteuern.   A.  Directe  Steuern. 

1.  Einkommensteuer. 

Noch  giltiges  Hauptgesetz  5  und  0  Vict  c.  35  (1842);  verschiedene  gesetzliche 
Veränderungen,  bes.  über  die  Höhe  des  steuerfreien  und  steuerermässigten  Einkom- 
mens, über  viele  einzelne  Puncte;  1853  erfolgt  die  Ausdehnung  auf  Irland,  das  anfangs 
dieser  Steuer  nicht  unterworfen  war,  16  und  17  Vict.  c.  34;  der  Stcuerfuss  jetzt  in 
den  Inland  revenuc  acts  jährlich  festgestellt.  S.  von  neueren  Gesetzen  bes.  43  und 
44  Vict  c.  19.  —  Ward,  income  tax,  4.  ed.  1885;  Ellis,  guide  to  the  incoine  tax 
acts,  Lond.  1SS6,  2.  ed. 

Kries,  engl.  Einkommensteuer.  Tüb.  Ztschr.  1854,  X,  199  ff,  479  ff.,  auch 
Nasse  daselbst  S  74  II.;  Vocke,  S.  538— 5<0  und  Uber  das  Steuerrcgulirungsver- 
fabren  S.  597—626,  eine  ganz  vorzügliche  Darstellung  bis  1866;  von  Vocke  auch 
der  Aufsatz  in  der  Tüb.  Ztschr.  B.  ls,  1862,  Besteuerung  der  Gewerbe  in  England; 
Dowell,  II,  305,  307,  321,  325,  327,  333,  353  u.a.  m.,  bes.  III,  119  —  137.  bei  ihm 
Angabc  der  kleineren  Veränderungen,  die  wir  hier  nicht  verfolgen  können;  Gneist, 
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engl  Verwaltungsrccht,  3.  Aufl.  II,  §.  S5  (S.  629 — 630):  die  inhaltsreichen  Reports  of 
the  commission ers  of  Inland  revenuo,  mit  reichem  statistischem  Material.  Zum  Theil 
danach  Statist  Daten  und  Oebersichten  Ober  die  Einrichtung  im  Bulletin  des  französ. 
Finanzministeriums,  so  1877,  I,  bes.  1886,  I,  158 — 171.  Zweimalige  parlamentarische 
l'ntersuchungscommissionen  mit  Keports  über  die  Einkommensteuer,  1S52  (Vorsitz  von 
Hume)  und  1861  (Vorsitz  von  Hubbard).  S.  darüber  Vocke,  S.  560  IT.,  57s  ff. 
-  Kau,  Fin.  II,  §i  400,  Note  a;  Roscher,  Fin.  §.  74,  Note  2;  Stein,  Fin.  5.  Aufl. 
II,  2.  Abth.  S.  418.  425  (sehr  incorreet). 

Benutzung  der  Statist.  Daten  der  engl.  Einkommensteuer  zur  Schätzung  des  bri- 
tischen Volkseinkommens  mehrfach,  aber  nicht  mit  ganz  sicherem  Erfolge,  was,  ausser 
mit  den  Schwierigkeiten,  Steuerdaten  für  solche  Zwecke  zu  benutzen,  noch  speciell 
mit  der  Einrichtung  dieser  Steuer  und  mit  dem  Einschätzungsverfahren  zusammen- 
hingt. S.  die  Schriften  von  Baxter,  nation.  income  of  the  United  Kingdom,  London 
1S6v.  Giffen,  in  Journ.  of  the  Statist,  society  1878  und  jetzt  in  seinen  essays  on 
fiDtnce.  London  1880,  p.  161  — 196,  auch  passim  in  dem  Aufs,  progr.  of  the  working 
classes,  2.  ser.  der  essays,  London  1886,  p.  365  ff;  vgl.  auch  Rodbortus,  litcr. 
Nachlass  B.  III,  Berlin  1885,  S.  46  ff.  und  anderseits  mein  Vorwort  hierzu,  eb.  S.  IX; 
Sö tbcer,  Volkseinkommen  in  Preussen,  Leipzig  1879  und  der 9.  im  Arbeitcrfrvund 
XIII,  1875.  S.  281  ff.  Darüber  die  Kritik  der  Benutzung  der  Einkommensteuer-Daten 
fQr  solche  Zwecke  von  v.  Heykin^r,  Tüb.  Ztschr.  1S80,  S.  164  ff.  Speciell  eine  Stati- 
stik der  „gcwcrbl.  Einkommen"  der  Abth.  D  von  1 S45 — 1SM  in  den  Kcp.  of  inl.  rev. 
und  demnach  in  Bull.  1886  II,  520  ff.  (mit  graph.  Darstellung). 

§.  111.  —  a.  Character.  Die  neue  britische  „Eigcnthunis- 
(oder  Vermögens-)  uud  Einkommensteuer"  (property  and  income 
tax),  wie  sie  amtlich  ans  historischen  Gründen,  aber  nicht  correct 
beisst,  ist  eine  Wiederholung  der  letzten  gleichen  Kriegssteuer  von» 
1806,  mit  einigen  Veränderungen  und  Verbesserungen  (s.  o.  S.  197). 
Ihre  Einrichtung  ist  seitdem  in  den  Grundlagen  und  Hauptpuncten 
nicht  verändert  worden,  wohl  aber  in  manchen  Einzelheiten.  Sic 
ist  hiernach  im  Princip  eine  subjectiv,  in  Betreff*  der  Steuer- 
pflichtigen, und  objectiv,  in  Betreff  der  ihr  als  Object  unter- 
liegenden „Einkommen"  oder  Ertrüge,  allgemeine  directe 
einkommensteuer artige,  nicht  wirklich  streng  als  Einkommen- 
steuer aufzufassende  Besteuerung,  von  welcher  jedoch  wegen  der 
Höhe  des  Einkommens  gewisse  Personen  und  wegen  des  Ver- 
wendungszweckes gewisse  Einkommen  frei  gelassen  werden. 
Indessen  spricht  die  gesetzliche  Vermuthung  für  die  Steuerpflicht, 
bis  der  Gegenbeweis  geführt  ist. 

Ihrem  technischen  Character  nach  unterscheidet  sich  diese 
Steuer  von  den  contineutalen,  namentlich  den  deutschen  Einkommen- 
steuern dadurch,  dass  sie  nur  eine  einkommenstcuerartige 
Zusammenfassung  eines  Systems  von  Ertragssteuern 
ist.  Der  strenge  Subjectsteuercharacter  bleibt  dabei  hinter  dem 
der  Objectsteuer,  daher  die  Besteuerung  des  in  einer  Person  zu- 
sammenfliessenden  Einkommens  hinter  der  Besteuerung  der  Eiu- 
kommentbeile  oder  Erträge,  welche  der  Steuerpflichtige  aus  ver- 
schiedenen Quellen  bezieht,  zurück.    Aber  in  wichtigen  Special- 
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bestimmungen  wird  doch  auch  wieder  der  Character  der  Subjeet-, 
Personal-  und  Gesammteinkommen-Steuer  gewahrt. 

Dahin  gehören  namentlich  die  Normen  bezüglich  der  Freiheit  eines  kleinen 
Gesammteinkomm<n9  (unter  150,  dann  unter  100,  jetzt  wieder  unter  150  Pf.  St.. 
s.  §.  ll.H);  der  niedrigeren  Besteuerung  eines  massigen  mittleren  Ein- 
kommens (jetzt  bis  400  Pf.  St.  durch  Zulassung  eines  steuerfreien  Abzugs  von 
120  Pf.  St.  Ins  dahin  (s.  §.  IIS);  des  Hechts  einer  Com pe nsation  von  Ge- 
winn und  Verlust  in  verschiedenen  Unternehmungen  und  Anlagen  desselben  Steuer- 
subjekts; des  durch  Cauteleti  —  Ungiltigkcit  entgegengesetzter  Verträge,  Strafbestim- 
mungen —  geschützten  Hechts  des  Schuldners  seinem  Gläubiger,  des  Pach- 
ters seinem  Grundherrn  den  betreffenden  Quotenabzug  der  Steuer  für  die  Zinsen  zu 
machen,  wenn  der  Pflichtige  die  Einkommensteuer  für  das  Zins-  und  Pachteinkommcn 
des  Berechtigten  mitgezählt  hat:  des  Rechts  auf  Steuercrlass  oder  Ermässi- 
gung wegen  Lebens versichcrungs-Prämienzahlungen  (bis  zum  Maximum 
von  */«  des  steuerpflichtigen  Einkommens)  und  ähnliche  Bestimmungen  mehr. 

Die  Folge  ist,  dass  namentlich  soweit  es  im  Interesse  des 
Steuerpflichtigen  liegt,  um  Steuererlass  oder  Ermässigung  zn  er- 
langen, aneh  hei  Personen  mit  Einkommen  ans  den  verschieden- 
artigen Ertragsquellen  des  Gesetzes  und  aus  ein  und  der 
selben,  aber  an  verschiedenen  Orten  gelegenen  und 
besteuerten  Ertragsquelle  eine  Sumnürung  der  Einkünfte  zu 
einem  Gesammtcinkommen  erfolgt.  Damit  finden  eventuell 
»Steuerermässigungen  der  Stenerquotc  des  Einzelnen  oder 
Steuerrückzahlungen  der  bereits  zu  viel  erhobenen  Steuer- 
beträge statt.  Freilich  ein  sehr  umständliches,  lästiges  Verfahren 
für  die  Verwaltung  und  zugleich  „eine  unversiegliche  Quelle  rou 
Unterschlcifcn"  (Vocke). 

Eine  rationelle  Ertragsbesteuerung  will  die  Reinerträge 
treffen.  Die  britische  Einkommensteuer  entspricht  auch  als  „System 
der  Ertragsbestcuerting"  dieser  Sonderung  nicht  genügend. 

Denn  die  steuerpflichtigen  „Erträge"  oder  Eiukouunenpartiale  des  Gesetzes  sind 
theils  überhaupt  nicht,  theils  nicht  in  übereinstimmender  Weise  (privatwirthschaftliche) 
Reinerträge,  sondern  in  wichtigen  Fällen  nur  Roherträge  nach  Abzug  gewisser, 
aber  nicht  aller  davon  zur  Berechnung  des  eigentlichen  Beinertrages  abgehenden 
„Kosten",  -  wirklich  volkswirtschaftlicher  oder  „natürlicher"  wie  einzelwirth- 
schaftlicher,  d.  h.  Dritten  als  Einkommen  zu  Gute  kommender  Kosten  (Grundlegung 
§.  83).  Daher  sind  auch  die  in  den  verschiedenen  Abteilungen  des  britischen  Gesetzes 
ermittelten  „Einkommen"  nicht  immer  voll  und  ganz  Einkommen  (oder  wie  ge- 
wöhnlich, aber  logisch  nicht  correct  gesagt  wird,  nicht  „Bein-Einkommen,  Grund- 
legung §.  S4)  im  wirthschafts-  und  steuerwisseuschaftlkhen  Sinne.  Bei  der  recht- 
lichen und  factischen  Ungleichheit  der  Abzüge  vom  Rohertrag  sind  die  Beste,  welche 
als  steuerpflichtiges  ..Einkommen"  gelten,  demnach  auch  nicht  einmal  immer  unter 
einander  streng  vergleichbar,  weil  nicht  ganz  nach  denselben  Grundsätzen  berechnet. 
Darunter  leidet  wieder  der  Character  der  britischen  Steuer  als  „Einkommen"- 
steuer.  Ein  Punct,  der  die  Bezeichnung  dieser  Steuer  mit  diesem  Namen  und  ihre 
Vergleichbarkeit  mit  den  continentalen  Einkommensteuern  indessen  deswegen  weniger 
misslich  erscheinen  lässt,  weil  auch  bei  den  letzteren  in  dieser  Hinsicht  viele  Mängel 
bestehen. 

Das  Moment  der  „Allgemeinheit"  ist  der  britischen  Ein 
kommenst'  ucr  deutlich  aufgeprägt  (S.  folg  tj).    Dies  rechtfertigt, 
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sie  eine  „allgemeine"  Einkommensteuer  zu  nennen,  trotz  der 
Exemtionen,  die  sie  hat. 

S.  meine  Abb.  „dirocte  Steuern"  im  Schöu  berg'scbeu  Handbuch,  2.  Aufl. 
III,  296.  —  Schon  in  Fin.  II,  420  (§.  457)  habe  ich  die  britische  Einkommensteuer 
so  wie  hier  ebaraetcrisirt  und  sie  als  eine  der  drei  typischen  Hauptformen 
der  „Subjectbesteuerung  des  berufsmässigen  Erwerbs'-  bezeichnet  (eb. 

455,  S.  417).  Schon  früher  und  besonders  scharf  hat  Vocko  (namentlich 
S.  552)  eine  ähuliche  Charactcrisirung  gegeben ,  was  filr  die  Auffassung  in  der 
deutschen  Wissenschaft  massgebend  geworden  ist.  Er  sagt:  „sie  ist  nicht  eine  Ein- 
kommensteuer, sondern  ein  System  der  Besteuerung  theils  nach  dem  rohen,  theils  nach 
dem  reinen  Ertrage,  theils  nach  einem  vorausgesetzten  oder  durchschnittlichen  Mittel- 
ding zwischen  beiden".  Er  rühmt  ihr  aber  doch  vor  den  verwandten  Steuersystemen 
grösserer  anderer  (auch  deutscher)  Staaten  mehr  „Vollständigkeit,  Gleichtnässigkeit 
und  Merkmale,  welche  sie  der  Gesammteiukommeusteuer  näher  stellen,"  nach.  Ein 
richtigeres  Urthcil,  als  Stein  auf  Grund  einer  sehr  oberflächlichen  und  iueorrecten 
Darstellung  fällt,  obgleich  er  sich  dabei  auf  die  ihm  gewordene  „gründliche  Aufklä- 
rung" durch  Vocke  und  Gneist  beruft  (5.  A.  II,  2,  S.  426).  Jene  Vocke'schc  Auf- 
fassung findet  sich  übrigens  auch  in  England.  Do  well  III,  126  nennt  diu  Steuer 
..A  comprehensive  system  of  direct  tnxation,  rather  thau  a  Single  tax".  S.  auch 
Ellib,  income  tax  acts  p.  43. 

§.  112.  — b.  Einrichtung.  Das  Ziel  der  allgemeinen  directen 
Kinkommensteuer  sucht  das  britische  Gesetz  dadurch  zu  erreichen, 
(l;iss  es  alle  Personen,  welche  Einkommen  beziehen,  und  alle  „Ein- 
kommen" —  dies  Wort  in  dem  Sinne  des  Gesetzes  genommen  — 
welche  bezogen  werden,  für  steuerpflichtig  erklärt,  vorbehaltlich 
der  bestimmt  bezeichneten  Ausnahmen. 

Von  letzteren  abgesehen,  wird  daher  der  „Gruudsatz  der  Allgemeinheit" 
mit  möglichster  Folgerichtigkeit  subjectiv  auf  britische  Dntorthanen,  welche 
im  Inland  wohnen  oder  nur  zeitweilig  abwesend  sind  und  auf  Ausländer,  welche 
über  eine  gewisse  Zeit  (6  Monat)  im  luland  anwesend  sind,  objoctiv  auf  alle  aus 
dem  Inland  stammenden  —  einerlei  ob  hier  bleibenden  oder  au  In-  und  Ausländer 
hinausgehenden  —  und  aus  dem  Ausland  kommenden  Erträge  oder  Einkommen  an- 
gewandt. £  Iiis  p.  43:  „overything  in  the  nature  of  property,  with  produces,  or  is 
capablc  of  producing,  or  itself  consists  in,  au  annual  income  or  reveuuo,  is  the 
subject  of  the  taxation,  if  eitlier  the  property  is  situato  or  tho  income  enjoyed  in 
the  United  Kingdom."  (Vgl.  Fin.  II,  §.  -103  ff.  und  das  spätere  Buch  8,  im  Abschnitt 
von  der  Einkommensteuer).  Doppelbesteuerung  in  In-  und  Auslaud,  für  In-  uud  Aus- 
länder wird  so  allerdings  nicht  immer  vermieden. 

Zur  Durchführung  der  Steuer  ist  alles  überhaupt  vorkommende 
steuerpflichtige  Einkommen  in  fünf  grosse  Abtheilungen  — 
amtlich  „Schedules",  mit  A  bis  E  bezeichnet — ,  wesentlich  nacb 
den  grossen  Kategorien  der  Etnkommenvcrtheilung  in  der  Volks- 
wirthschat't  eingetheilt. 

Um  Vollständigkeit  zu  erreichen  und  Zweifel  Uber  die  Einreihung  zu  beheben, 
sind  die  einzeluen  Arten  „Einkommen",  bez.  Ertrag,  welche  in  jede  Abtheilung  ge- 
hören sollen,  genauer  bezeichnet,  mehrfach,  freilich  kaum  vermeidlich,  etwas  will- 
kürlich. Indem  alles  nicht  speciell  gennannte  Einkommen,  wie  in  süddeutschen  Er- 
tragssteuersystemen (Raiern.  Würtemberg)  in  eiue  bestimmte  Abtheilung  (Sched.  D) 
mit  hincin«eset/t  wird,  wird  objective  Allgemeinheit  formell  verbürgt. 
Ell  is  p.  43  ff. 

Die  fünf  Abtheilungen  entsprechen  so  fünf  besonderen  directen 
Steuern  oder   eigentlich  wieder  Steuersystemen,    und  zwar  die  vier  ersten 
A-  W  aguer,  Fiiuiuwiwiisdiaft.  III.  16 
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einigermassen  den  betreffenden  contiuentalen  Ertragssteuern  (Grand-,  Gebäude-  — 
Shed.  A  — ,  Capilalrenten-  —  Shed.  C  — ,  Gewerbesteuer  incl.  landwirtschaftliche 
Pachtersteuer  —  Shed.  D  und  B— ),  die  füufte  der  contincntalcn  Besoldungs-  und 
^höheren)  Gagen-  und  Lohnsteuer.  Bei  dieser  Abtheilung  und  bei  einigen  Unter- 
abteilungen der  vierten  (D)  tritt  das  Moment  der  Subject-,  Personal-  und  Einkommen- 
steuer schärfer  hervor,  während  bei  den  anderen  die  britische  Einkommensteuer  den 
Character  eines  Systems  von  Ertragssteuern  deutlicher  zeigt.  Auch  sonst  sind  die 
fünf  Abtheilungen  und  die  Unterabtheilungen  darin  mannigfach  verschieden.  Daher 
geht  aus  der  formellen  Gleichheit  der  Behandlung  diesor  „Einkommen"  als 
gleichartiger  Grössen  eigentlich  eine  reell  ungleiche  Behandlung  hervor. 

Von  Interesse  für  mancherlei  volkswirtschaftliche  und  socialpolitische  wie 
finanzielle  Fragen  sind  dio  statistischen  Daten  der  einzelnen  Abtheilungen. 
Zwischen  den  Abtheilungen  haben  einzolne  Verschiebungen  stattgefunden.  So  standen 
die  Einkünfte  der  Eisenhahnen,  (Janälc,  Bergwerke,  Eisenwerke  und  verschiedener 
anderer  ähnlicher  Geschäfte  früher  in  Shed.  A,  jetzt  seit  1867,  in  D,  was  bei  Ver- 
gleichangen  verschiedener  Jahre  zu  beachten  ist.  Näheres  in  den  Gesetzen  und  syste- 
matisch verarbeitet  bei  Ellis  p.  44  — 115.  S.  sonst  Vocko  S.  545  ff.,  Gneist, 
Vcrwaltungsrocht  3.  Aufl.  S.  631(1.,  Dowell  II,  127  ff..  Bullet,  de  Statist,  (französ. 
Finanzmin.)  1886  I,  163  (f.,  Statistik,  168  ir.  (aus  d.  grossen  28sten  amtl.  ReporO. 

Abth.  A  umfasst  den  jährlichen  Ertrag  der  Ländereien  (incl. 
Zehnten),  der  Häuser  und  verschiedene  kleinere  Posten  Erträge, 
welche  mit  dem  Grund  und  Boden  in  Verbindung  stehen.  Die 
Steuer  trifft  hier  also  im  Princip  den  Eigenthümer,  als  den  Er- 
tragsbezieher. 

Ellis  p.  44  ff.  Der  zu  ermittelnde  Ertrag  ist  bei  verpachtetem  und  ver- 
inicthetem  Eigenthum  der  wirkliche,  sonst  der,  zo  welchem  verpachtet  oder  ver- 
miethet  werden  könnte  ;  bei  wechselnden  Erträgen  (z.  B.  ans  Zehnten.  Obereigenthum, 
aus  den  anfangs  hierher  gestellten  Bergwerken)  der  3 — "jähr.  Durchschnittscrtra? 
Von  diesem  Rohertrag  sind  spcciell  genannte  Abzüge  zu  machen,  bei  Häusern  gehören 
dazu  aber  z.  B.  Reparatnrkosten  nicht.  Daher  umfasst  der  steuerpflichtige  Ertrag 
mehr  als  den  eigentlichen  Reinertrag,  aber  eine  ungleiche  Quote  des  Rohertrag 
schon  rechtlich  nach  Öbjectcn  und  wohl  auch  factisch  in  verschiedenen  Landesthctlen 
nach  der  Praxis  des  Einschätznngsvcrfahrons.  An  die  continentalc  Grundsteuer  rr- 
innert  es,  wenn  Landgüter  ausser  Betrieb  und  unbebaute  Grundstücke  doch  steuer- 
pflichtig sind.  Aber  in  der  neuesten  landwirthschaftlirhen  Krise  hat  man  in  solchen 
Fällen  die  Steuer  erlassen. 

Steuerfrei  sind  unbewohnte  Häuser  —  hier  also  Einkommcnsteuorprincip  — . 
dann  nach  Öbjectcn  das  Staatseigenthum,  auch  gewisses  Eigenthum  von  Wohlthäti«- 
keits-  und  Unterrichbanstalten ,  sowie  das  Grund-  und  Gebäudeeigenthum  öffentlicher 
Gärten,  Eisenbahnen,  Canäle,  Bergwerke,  Steinbrüche,  wenn  es  in  diesen  Fällen  nicht 
einen  von  demjenigen  der  Unternehmung  getrennten  Ertrag  hat.  Der  gesammte  Dnter- 
nehmungsertrag  fällt  dann  unter  Shed.  D. 

Steuerpflichtiges  Subject  ist  zwar  der  Eigenthümer  oder  Ertragsbezicher,  d<r 
dann  den  ratenweisen  Stcuerantheil  bei  der  Zahlung  von  Erbzinsen,  Schuldzinsen 
u.  s.  w.  seiuem  Gläubiger  abrechnet.  Aber  oft,  so  in  England,  zahlt  Pachter  und 
Miether  die  Steuer,  mit  Abzugsrecht  bei  Pacht-  und  Miethzins. 

Ucbor  die  Einschätzung  s.  u.  §  114.  Von  den  Steuerpflichtigen  in  Abth.  A  werden 
zunächst  Declarationcn  über  den  Ertrag  gefordert,  welche  mit  den  Einschätzungen 
zur  Armentaxe  verglichen  werden.  Die  Einschätzung  findet  alle  3  Jahre  statt,  wobei 
Veränderungen  im  2.  u.  3.  Jahre  zulässig  sind.  Der  grösste  Theil  des  steuerpflichtigen 
Einkommens  der  Shed.  A  fällt  auf  Häuser,  1883/84  127.05  Mill.  Pf.,  65.44  Mill 
auf  Ländereien  und  umgewandelte  Zehnten,  der  kleine  Rest  v.  0.S5  auf  kleine  Posten, 
von  im  Ganzen  193.34  Mill.  Pf.,  wovon  175.56  Mill.  Pf.,  nach  Abzug  der  verschie- 
denen Befreiungen  und  Ermässigungen  (so  wegen  Einkommenhöhe  unter  150  Pf. 
11.80  Mill.  Pf.),  steuerpflichtig. 


ed  by  Google 


Einkommensteuer.   Die  Abteilungen.  243 

Abth.  B.  umfasst  das  Einkommen  der  ländlichen  Pächter 
als  solcher. 

Dasselbe  wird  aber  ohne  Weiteres  in  der  Höhe  einer  Quote  des  wirklichen  oder 
geschätzten  Pachtzinses  angenommen,  und  zwar  zu  7a  *n  England  und  zu  */,  in  Schott- 
land und  Irland  ;  an  sich  und  auch  in  dieser  provinziellen  Dillerenz  willkühl  lieh,  aber 
ähnlich  (8/*  und  V*1  schon  im  alten  Einkommensteuergesetz.  Nachweis  geringeren 
Einkommens  als  diese  Qaotc  zum  Zweck  der  Steuerermässigung  ist  dem  Pächter  ge- 
stattet. Auch  hier  dreijährigo  Revisionen  und  Forderung  von  Declarationen. 
Ellis  p.  69  ff.  Ertragsansehlair  von  B  in  1883/84  65.51  MM.  Pf.  St.,  wovon  33.46 
Mill.  Pf.  besteuert. 

Abth.  C  umfa88t  die  Erträge,  welche  als  Zinsen  und  Renten, 
aus  der  britischen  und  indischen  Staatscasse  (Staatsschuld),  auch 
durch  Vermittlung  britischer  Geschäfte  (Banken  u.  s.  w.)  aus  Colo- 
nial-  und  fremden  Staats-  und  Gesellschaftscassen  für  Staatsfonds, 
Eisenbahnwerthe  u.  a.  m.,  sodann  auch  fltr  inländische  städtische 
Anleihen  durch  die  Stadtcasseu  an  physische  oder  moralische  Per- 
sonen und  Gesellschaften  gezahlt  werden.  Also  im  Wesentlichen 
eine  „Capitalrentensteuer"  auf  Zinsen  u.  s.  w.  von  öffent- 
lichen Werthpapieren,  d.  h.  von  solchen,  welche  in  Gross- 
britannien und  Irland  zur  Auszahlung  gelangen.  (Andere  Zinsen, 
Dividenden  u.  8.  w.  aus  „Börsen-Werthpapieren"  stehen  in  Abth.  D.) 

Hier  erfolgt  der  Steuerabzug  gleich  bei  der  Auszahlung  der  Zinsen,  also  als 
«icen.  „Couponsteuer",  ohne  besondere  Declaration  des  Pflichtigen,  Seitens  der 
zahlenden  Casse.  Die  Banken  u.  s.  w.,  welche  die  Auszahlungen  der  Zinsen  für  fremde 
und  Colonial -  Werthpapiero  vermitteln,  haben  entsprechende  Verpflichtungen,  den 
Stcuercommissären  die  erforderlichen  Angaben  zu  machen.  Misslich  ist,  dass  so  die 
Zinseinkünfto  aus  fremden  Werthpapieren  nur  bei  Vorhandensein  und  Benutzung 
inländischer  Zahlstellen  getroffen  werden.  Dadurch  bleibt  jedenfalls  ein  erheblicher 
Theil  solcher  Einkünfte,  zumal  aus  Papieren  des  „internationalen"  Verkehrs  unbe- 
steoert.  Denn  weun  er  dann  auch  unter  dio  Declarationspflicht  von  Abth.  D  fallt, 
kann  diese  Pflicht  hier  nicht  genügend  zur  Erfüllung  gebracht  werden.  Besondere 
Weitläufigkeiten  ergeben  sich  ferner  aus  den  Steuerrestitutionen  wegen  kleinen  steuer- 
freien oder  steuererinässigteu  Einkommens,  für  das  der  volle  Steuersatz  in  der  „Coupon- 
stener"  abgezogen  worden  war.  Steuerfrei  ist  in  Abth.  C  das  Einkommen  von  Wohl- 
tli&tigkcitsanstaltcn ,  friendly  socicties  und  ähnlichen,  von  Sparcassen:  auch  das  Ein- 
kommen aus  Capital,  das  der  Königin  oder  fremden  Gesandten  gehört.  Ellis  p.  75  If.  — 
Versteuerter  Betrag  1883/84  40.58  Mill.  Pf,  wovon  18.93  auf  die  fund.  Schuld, 
D.1SJ6  auf  die  schwebende,  1.07  auf  Londoner  und  andere  städtische  Anleihen.  7.15 
auf  indische  Werthe,  13.23  auf  ausländische  und  Colonialfonds.  Statistik  der  be- 
steuerten fremden  Fonds  im  gen.  Bulletin  1886  I,  541. 

Abth.  E  umfasst  die  Gehalte  und  Pensionen  u.  dgl.  m. 
der  Staats-  und  sonstigen  öffentlichen  Beamten,  sowie  der 
steuerpflichtigen  Privatbeamten  und  ähnlicher  Angestellter  (bei 
Gesellschaften,  Eisenbahnen,  Kaufleuten  u.  s.  w.). 

Die  Erhebung  erfolgt  wie  bei  Shed.  C  gleich  Seitens  der  auszahlenden  Casse 
mittelst  Abzugs  vom  Gehalte  u.  s.  w.  Corporationen  u.  dgl.  haben  den  Gesammtbetrag 
abzuführen  und  ihre  Beamten  entsprechend  zu  kürzen.  Hier  also  im  Wesentlichen 
«ine  Einkommensteuer  der  Beamten  wie  auf  dem  Continent.  Bes.  wichtig  aber 
hier  die  Steuerfreiheit  bis  150  und  Ermässigung  bis  400  Pf.  St.   Das  steuerpflichtige 
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Einkommen  berechnet  sich  aus  dem  ganzen  nach  Abzug  der  amtlicheu  Ausgaben, 
welche  auf  dem  Gehalt  u.  s.  w.  etwa  lasten.  Betrag  lS^3/84  37.73,  wirklich  besteuert 
29.51  Mill.  Pf.  St.    Ellis  p.  112  lf. 

Abth.  D  umfasst  speciell  das  gewerbliche,  mercantile, 
liberale  Professionseinkommen  und  ähnliches,  prineipieli 
aber  weiter  überhaupt  alles,  unter  keiner  der  4  anderen 
Shedulcn  bereits  versteuerte  Einkommen,  daher  sehr 
verschiedenartige  Einkünfte.  Ausser  den  gewöhnlichen 
(Privat  )  Gewerben  gehören  somit  namentlich  die  Erwerbs 
n.  dgl.  Gesell  seh  alten  und  die  grösseren  E  rwerbs  Unter- 
nehmungen,  einschliesslich  der  Eisenbahnen,  ferner  Einkünfte 
aus  fremden  und  Colonialanlagen,  aus  gewissen  Ziuser 
trägen  u.  a.  m.  hierher. 

Daü  allgemeine  Einschutzungsprincip   ist  hier  Deelarationspflicht  unter 
Strafandrohung  bei  Unterlassung  (50  Pf.  St.)  und  unter  Gewährung  weiterer  Control- 
mittcl  für  die  Steuerbehörde.    Bei  dennoch  unterbleibender  Declaration  bedient  sich 
die  Verwaltung,  wie  auch  iu  Shed.  A  und  B,  des  der  rontinetitalen  (preussischenj 
Praxis  ebenfalls  nicht  unbekannten  Mittel«,  den  letzteu  Steuerbetrag  stark  zu  erhöhen, 
um  eventuell  Reclatnationen  hervorzurufen  und  dann  genauere  Belege  verlangen  m 
können.    Die  Einschätzung  erfulgt  jahrlich,  meist  nach  dem  Durchschnitt  des  Er- 
trags in  den  3  letzten  Jahren,  bei  Bergwerken  in  den  5  letzten,  bei  Eisenbahnen,  Canälen. 
Docks  und  verschiedenen  industriellen  Unternehmungen  nach  dem  vorjährigen  Ertrage. 
Ob  und  was  zur  Berechnung  des  steuerpflichtigen  Ertrags  mit  zu  den  abzusetzenden 
Gewinnungskosten  gerechnet  werden  darf,  richtet  sich  nach  den  Verhältnissen  der 
einzelnen  Ertrags-  oder  Einkommenkategorien   in  Abth.  D.    Z.  B.  bei  Gewerben 
(Fabriken  u.  s.  w.)  die  durchschnittlichen  Reparaturkosten  der  Gebäude,  bei  gemietheteu 
Gebäuden  der  Miethzins  dafür  (bis  zu  einer  Maximalquote  von  8/i  des  Geschäftsertrags . 
die  Auslagen  für  Werkzeuge,  VerarbeitungsstoH'e,  der  Abnutzungsbetrag  der  Maschinen, 
definitive  Geschäftsverluste,  Versicherungsprämien,  nicht  aber  Schuldzinsen,  für  die 
jedoch  der  Steuerbetrag  dem  Gläubiger  abgezogen  werden  darf.  Verluste  und  Gewinno 
verschiedener  Unternehmungen  desselben  Unternehmers,  auch  an  verschiedenen 
Orten,  dürfen  hier  compensirt  werden.    Es  kommt  hier,  wie  immer  in  derartigen 
Fällen,  Alles  auf  die  practische  Handhabung  der  Vorschriften  an.  Ob  iu  dieser  Hin- 
sicht namentlich  ein  gleichmässigcs  Verfahren  im  ganzen  Lande  innc  gehalten 
wird,  ist  zweifelhaft.    Dass  die  Declarationcn  besonders  der  privaten  Kandel-  und 
Gewerbetreibenden  oft  hinter  dem  wirklichen  Einkommen  zurückblcibeu  und  es  a» 
genügenden  Controltnitteln  fehlt,  ist  sicher  und  hie  und  da  durch  eclatante  Fälle, 
wie  bei  Entschädigungsansprüchen  für  Expropriationen,  constatirt  worden.    Die  Ein- 
schätzung der  Handel-  und  Gewerbetreibenden  bildet  daher  auch  die 
schwierigste  Aufgabe  bei  der  britischen  Einkommensteuer.  Rücksichten 
auf  Geheimhaltung  der  Einkommenverhältnisse  haben  hier  auch  zu  Abweichungen  vom 
sonstigen  Einschätzungsverfahren  geführt,  indem  die  Censiten  auf  ihren  Wunsch  nicht 
von  den  sonstigen  Localorgauen ,  welche  sich  aus  Mitbürgern  und  eventuell  Concur- 
renten  zusammensetzen,  sondern  von  Specialcommiss ären  des  Generalsteueramts 
eingeschätzt  werden  (s.  u.  §.  II  I).    Mit  diesen  werden  dann  von  grossen  Geschäfts- 
häusern auch  wohl  bestimmte  Summen  als  „Stcuerabfindungcn"  für  mehrere  Jahre 
vorabredet.    Die  Wahrnehmung  des  fiscalischen  Interessos  ist  bei  Shed.  P 
die  besonders  wichtige  Aufgabe  der  „Steueraufseher''  und  „Steueri  nspec- 
toren",  die  hierfür  vermehrt  worden  sind  (s.  u.  §.  114).    Das  Einschätzungsverfahren 
ist  in  Ab'.h.  D  sonst  bei  den  verschiedenen  Unterabtheilungen  wieder  verschieden. 
Die  Steuerbefreiungen  sind  dieselben  wie  in  Shed.  C.    S.  Näheres  bei  Vocke 
und  specieller,  bes.  mit  Rücksicht  auf  die  Streitfälle  und  deren  gerichtliche  Ent- 
scheidungen bei  Ellis  p.  7S — 112.    Im  Jahre  lSS:i/S4  betrug  das  eingeschätzte  Ein- 
kommen in  Shed.  D  201. .'U  Mill.  Pf.,  das  wirklieh  besteuerte  252.02;  von  ersterer 
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Summe  fielen  auf  Handel.  Gewerbe  und  (liberale)  Berufe  im  Allgemeinen  W.02. 
auf  7  rerschiedene  Specialgruppcn  von  Ertrügen  110.32  (davon  u.  A.  auf  die  frühere 
Xr.  3  der  Shed.  A  23.56,  nämlich  u.  A.  Bergwerke  7.06,  metallurg.  Werke  3.01. 
tiasfabriken  4.88.  Wasserwerke  3.01,  Canäle  3.37,  Steinbrache  0.9t,  der  Rest  auf 
Salinen,  Alaunwerke.  Fischerei  und  Jagdon.  Markt-.  Wcgzölle;  ferner  auf  andere 
nicht  zu  dieser  Nr.  3  gehörende  Unternehmungen  33.94,  auf  brit.  Eisenbahnen  33.05 
anf  fremde  Bahnen  3.7 8.  auf  sonstige  fremde  Anlagen  9  67,  auf  verschiedene  Zinsen 
5.02,  auf  Anderes  1.31  Mill.  Pf.  St.  Die  neuesten  mir  vorliegenden  Daten  des 
Rep.  of  iul.  rev.  f  1884/^5  weichen  von  diesen  Zahlen  nur  wenig  ab.  Danach 
war  der  geschätzte  Rohertrag  v.  „trades  and  professions"  180.48,  die  Abzüge  38. IS,  der 
reine  Betrag  142.30  ;  bei  allen  übrigen  Zweigen  der  Shed.  D  („öti'enü.  Gesellsch."  u  s.  w  ) 
»•ez.  112.04  —  2.65  —  109.40,  zus.  bez.  292.52  -  4Ü.S3  —  251.69  Mill  Pf.  St. 

§.  113.  —  c.  Unter  den  principiellen  Streitfragen  aller 
Einkommenbesteuerung  ist  («)  diejenige  wegen  Steuerfreiheit 
und  (ß)  Steuerermässigung  des  kleineren  Einkommens  durch 
die  britische  Gesetzgebung  mehrfach  etwas  verschieden  entschieden, 
aber  von  Anfang  an  eine  solche  Steuerfreiheit  gewahrt  worden. 
Dem  besteuerten  kleineren  Einkommen  wurde  später  eine  Er- 
mässigung des  Steuerlusses  („Degressivfuss")  zu  Theil.  Zum 
Progressivfuss  für  höheres  Einkommen  ist  die  britische  Be- 
steuerung nicht  gelangt. 

üeber  diese  Streitfragen  s.  Wagner,  Abh.  directe"  Steuern  im  Sehönberg'schen 
llandb.  2.  Aufl.  III,  §.  98  ff.,  S.  298. 

«)  Steuerfreiheit  des  kleinen  Einkommens.  Zuerst  (1842)  war  Ein- 
kommen bis  150  Pf.  St.,  seit  1854  nur  bis  100  Pf.,  seit  1877  wieder  bis  150  Pf.  St. 
steuerfrei;  also  eine  Grenze  von  2000  und  3000  M.,  ein  Fingerzeig,  dass  für 
Deutschland  (Prcussen,  Fürst  Bismarcks  Ideen)  eine  Einkommen -Steuerpllicht  von 
»»iiOO  M.  au  erst  mit  einem  viel  zu  hohen  Betrage  beginnen  würde.  (Das  Vorhanden- 
sein der  —  eben  nicht  allgemeinen  —  Ertragssteuern  daneben  liefert  keinen  durch- 
fblagenden  Einwand  gegen  diese  Ansicht). 

ß)  Fast  mehr  wie  über  diesen  Punct  schwankte  man  hinsichtlich  der  Gewährung 
'■iner  Steucrermässigun;;;  für  kleineres  besteuertes  Einkommen,  wobei  man 
auch  die  Versuchung  zur  Defraudation  bei  einem  sofort  nach  der  steuerfreien  Grenze 
eintretenden  vollen  Steuersätze  berücksichtigte.  Bei  der  Einführung  der  Steuergrenze 
von  100  Pf.  an  und  bei  den  bald  eintretenden  höheren  Steuersätzen  während  des 
Krimmkricgs  setzte  man  den  Steuerfuss  für  Einkommen  von  100 — 150  Pf.  St.  massiger 
als  für  höheres  an,  ein  bis  1863  beibehaltener  Modus  (1854  bez.  5  und  7  d.  p.  Pf, 
1S55  10  u.  14.  1856  11%  und  16,  1^58  5  und  7.  1859  5  und  5.  1860  aber  wieder 
i>\'2  und  9,  1861  7  und  io,  1862  6  und  9,  1863  ebenso).  Von  1S64  an  wurde  der 
Steuersatz  gleich  gesetzt,  aber  für  Einkommen  von  100 — 201)  Pf.  St.  der  Betrag  von 
'>0  Pf.  für  steuerfrei,  von  187. '5  an  von  Einkommen  von  100—300  Pf.  ebenso  der 
Betrag  von  80  Pf.,  von  1877  an  bis  jetzt  von  Einkommen  von  150—400  Pf.  der  Be- 
trag von  120  Pf.  für  steuerfrei  erklärt  (amtl.  Uebers.  d.  Inland  revenue  office  im 
franz.  fiuanzmin.  Bulletin  1877  I,  161,  lss4  II,  672).  Dadurch  wird  die  Weitläufig- 
keit des  britischen  Verrechnungs-  und  eventuell  Restitutionsverfahrcus  bei  dieser 
Steuer  natürlich  sehr  gesteigert.  1884/^5  beanspruchten  438  595  Personen  die  gesetz- 
liche Steuerermässigung  für  49.93  Mill.  Pf.  St.  Einkommen  ('29.  Kep  Iul.  rev.  p.  45, 
frühere  Daten  Do  well  III,  13;*).  Aber  der  „Einkommeu"steuor-Character  dieses  brit. 
Ertragssteuersystems  wird  dadurch  eben  gewahrt:  ein  wichtiger  Vortheil.  Urber  die  Art 
4>t  Geltendmachung  der  Freiheit  und  Ermässigung  s.  El  Iis  p.  203  ff. 

y)  Die  Frage,  ob  und  wieweit  Steuerfreiheit  oder  Ermässigung 
sonst  nach  der  Art  der  Steucrsubjeete,  daher  auch  nach  dem 
Verwendungszwecke  des  betreffenden  Einkommens  oder  des 
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Eigenthums,  aus  dem  es  hervorgeht,  zu  gewühren  sei,  ist  öfters 
erwogen,  bestritten  und  befürwortet  worden.  Das  Gesetz  gewahrt 
einige  Exemtionen,  aber  nur  in  beschränktem  Umfange. 

Besonders  für  Staatscigenthu  in ,  für  Wohlthätigkeits-,  Armen-, 
Öffentliche  Unterrichtsanstalten,  gewisse  Arbeitervereine  u.  dgL  m., 
übrigens  mitunter  in  verschiedenem  Umfange  in  den  einzelnen  Shedulen  (s.  vor.  §}. 
Glads tone's  Bestreben,  die  Steuerfreiheit  für  solche  „charitics"  aufzuheben,  scheiterte 
an  dem  allgemeinen  Widerstand  (1563).  (Dowell  III,  124).  Die  umfassendere 
Bewegung  für  „Ersparu  ngenu  Steuerfreiheit  zu  erlanget),  führte  wenigstens  zur 
Freiheit  der  Lebensvesicherungs-Prämienzahlungon,  bis  zu  7a  des  Ein- 
koinmcns,  für  die  Censiten  der  Abth.  D  u.  E.  woraufhin  in  1SS4/S5  50,026  Personen 
in  D  mit  1.27  Mill.  Pf..  26,793  Personen  in  E  mit  0.49  Mill.  Pf.  St.  1884 '85  zus. 
76,619  Pers.  mit  1.76  Mill.  Pf.  in  der  Veranlagung  ermässigt  wurden  (29.  Rep.  inl. 
rev  p.  46).  Bei  den  anderen  Abtheilungen  erfolgen  unter  dem  gleichen  Titel  An- 
sprüche nuf  Rückzahlungen  der  erhobenen  Steuer  (Verfahren  u.  A.  bei  Ellis  p.  212 
Die  Freiheit  der  Sparcassen  und  friendly  societics  liegt  doch  anders,  da  es  sich  hier 
so  wie  so  um  Einkommenverhältnisse  der  „kleineu  Leute'4  handelt,  denen  ohnehin 
nach  Höhe  des  Einkommens  Steuerfreiheit  zusteht.  Der  Fall  der  Lebensversicherung 
ist  nicht  unbedenklich,  da  somit  andere  Einsparungen  besteuert  bleiben,  z.  B.  von 
Kränklichen,  die  nicht  zur  Versicherung  zugelasseu  werden.  Es  tritt  also  ungleich- 
mäßige Behandlung:  ein.  Das  Princip  solcher  Steuerfreiheit  der  Ersparungeu  ist  aber 
auch  allgemein  anfechtbar  und  wäre  practisch  ein  Privileg  der  Keichereu.  S.  Uber 
diese  und  ähnliche  Puncte  die  pariain.  Reports  v.  1S52  und  1862,  Vocko,  S.  5fi* 
570.578  fT. 

6)  Lebhaft  ist  wiederholt  die  Frage  über  eine  höhere  Besteue- 
rung des  sog.  fundirten  gegenüber  dem  rein  persönlichen  Ein- 
kommen erörtert  werden.  Principiell  hat  diese  höhere  Besteuerung 
wohl  Billigung  gefunden,  doch  nicht  allgemein.  Practisch,  bez.  in 
der  Gesetzgebung  ist  sie  bisher  nicht  durchgedrungen,  vornehmlich 
weil  man  zweifelte,  ausreichend  sichere  und  anwendbare  Kriterien 
der  Unterscheidung  linden  zu  können. 

Bei  dem  Fehlen  sonstiger  grösserer  Ertragssteuern,  ausser  dea  Resten  der  alten 
Landtaxe  und  der  Hausstcuer,  wird  das  fundirte  Einkommen  in  Grossbritannicn  nicht, 
wie  z.  B.  in  Preussen  (hier  ausser  bei  Leihcapitalien)  noch  neben  der  Einkommen- 
steuer getroffen.  Dagegen  geschieht  dies  allerdings  indirect  durch  die  bedeutende 
Erbschaftssteuern ng.  S.  Uber  die  Streitfrage  die  gen.  Reports  und  die  Auszüge 
bei  Vockc  S.  567  Ü'.,  woselbst  auch  weitere  Schriften. 

Auch  andere  Puncto,  so  aus  dem  Gebiete  der  Fragen,  ob  und  wie  weit  noch 
andere,  die  Leistungsfähigkeit  beeinflussende  Umstände  zu  berücksichtigen  seien. 
(Wajrner,  dir.  Steuern,  im  Schönb.  Handb.  2.  A.  III,  304,  §.  101),  sind  erörtert 
worden;  so  z.  B.  der  Gedanke  einer  Capitalisirung  der  einzelnen  Einkommen  nach 
versicherungstechnischcn  Grundsätzen  (Vockc,  S.  564).  Aber  all  dergleichen  erwies 
sich  als  falsch  oder  doch  als  zu  gekünstelt  und  undurchführbar.  Auf  den  mir  wich- 
tigst erscheinenden  Punct,  die  Berücksichtigung  der  Familicngrösse,  namentlich 
der  Kiuderzahl,  wie  in  der  ersten  Einkommensteuer  von  1798—1803  (s.  o.  S.  197 
ist  man  aus  gleichen  Gründen  in  der  Gesetzgebung  nicht  zurückgekommen  iS.  meine 
Abh.  „direetc  Steuern"  in  Schönb.  Ilandb.  §.  101). 

f )  Die  theoretisch  controverse  und  ebenfalls  practisch  schwierige 
Frage  der  continentalen  Einkommenbesteucrung  hinsichtlich  der 
Besteuerung  der  Erwerbs-,  besonders  der  Actiengesell- 
s  ehalten  u.  dgl.  m.  und  die  coimexe  Frage  der  Doppelbesteuerung 
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des  bezüglichen  Einkommens  bei  der  Gesellschaft  und  beim  Actionär 
u.  s.  w.  haben  in  der  britischen  Einkoraraenbesteuerung  geringere 
Schwierigkeiten  gemacht.  Indem  hier  die  Erträge  der  Actien- 
gesellschaften ,  meist  in  Shed.  D,  eventuell  auch  in  A  an  der 
Quelle  besteuert  werden,  sind  die  betreffenden  Zinsen  und  Divi- 
denden bei  dem  einzelnen  Actionär  ohne  Weiteres  steuerfrei. 

Aber  allerdings  wird  so  der  Grundsatz  der  Steuerfreiheit  für  kleines  und  der 
Ermässigung  für  kleinere«  Einkommen  indirect  durchbrochen,  da  für  die  durch  Be- 
steuerung dos  Gesellschaftsertrags  sich  ergebende  Zins-  und  Dividendenverkürzung 
keine  Steuerrückvergütung  au  die  Actionärc  mit  kleinem  Einkommen  erfolgen  kann. 
S.  über  die  Frage  Wagner  im  Schönbcrg'schcn  Handbuch  a.  a.  0.  §.  103. 

£)  Die  Besteuerung  des  aus  Grossbri tannien  und  Irland 
stammenden  Einkommens,  mag  es  von  im  Inland  oder  im 
Ausland  wohnenden  Briten  oder  Fremden  bezogen  werden,  wird 
durch  das  System  der  britischen  Einkommensteuer  im  Princip  voll- 
ständig, in  der  Praxis  wenigstens  wohl  besser  als  durch  unsere 
continentalen  Einkommensteuern  erreicht,  Dank  dem  Grundsatze 
der  Besteuerung  der  Einkommen  an  der  Quelle,  namentlich  auch 
für  Zins-  und  Dividendenerträge  in  der  Couponsteuerform  der  Shed. 
C  und  in  der  Form  der  Besteuerung  der  Unternehmungen  selbst 
(Gesellschaften  u.  s.  w.)  in  Shed.  D. 

Die  im  Ausland  wohnenden  Briten  und  Fremden  unterliegen  hierbei  aber  freilich 
einer  Doppelbesteuerung,  wenn  sie  die  fremden  directen  Staatssteuern  zahlen  müssen. 
Das  ist  jedoch  eben  nicht  immer  zu  vermeiden  und  kein  Grund  für  eine  Aenderung 
des  brit.  Steuerrechts.  S.  Fin.  II,  §.  406—408.  Die  Ausländer,  welche  im  Aus- 
land wohnen,  tragen  so  u.  A.  jetzt  auch  die  Einkommensteuer  von  ihrem  Besitz  in 
brit.  Staatspapieren,  Consols  u.  s.  w.  In  diesem  Functe  gleicht  die  engl.  Einkommen- 
steuer der  Shed.  C  anderen  „Couponstcuern",  der  österreichischen,  italienischen. 
S.  auch  Wagner  a,  a.  0.  in  Schönb.  Handb.  III,  267. 

fj)  Die  Besteuerung  des  aus  dem  Auslände  kommenden 
Einkommens  ist  im  Princip  steuerpflichtig  bei  allen  im  Inland 
w obnenden  In-  und  Ausländern,  wird  aber  thatsächlich  sicher 
auch  hier  nur  unvollständig  und  uugleicbmässig  erreicht,  am 
Wenigsten  vermuthlich  für  nicht  in  England  zahlbares  Zinsein- 
kommen aus  fremden  Werthpapieren. 

Erlass  der  „Couponsteuer"  bez.  Hückersatz  des  Steuerabzugs  wird  denjenigen 
im  Ausland  wohnenden  Fremden  bei  Werthpapieren  gewährt,  deren  Zinsen  und 
Dividenden  in  Grossbritaunien  (London)  zahlbar  sind,  wenn  diese  Personen  ein  sog. 
Affidavit  einreichen,  d.  h.  eidesstattlich  versichern,  dass  die  Coupons  u.  s.  w. 
ihnen  gehören.  S.  Uber  die  Formalitäten  dafür  Saling's  Börsenpapiere,  1.  B.  v.  Sieg- 
fried, 4.  Aufl.   BerL  1884  S.  85.   Ellis  p.  228. 

Eine  Besteuerung  der  im  Ausland  wohnenden  Briten 
für  ihr  im  Ausland  erworbenes,  bez.  aus  dem  Aus  lande 
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kommendes  Einkommen  findet  im  Allgemeinen  nicht  statt,  wohl 
aher  ausnahmsweise. 

So  haben  im  Ausland  lebende  Briten  nicht  das  Keclit,  das  eben  genannte 
Affidavit  betreffs  Stcucrerlas9  in  dem  angegebenen  Falle  einzureichen.  —  S.  übor  diese 
für  alle  Besteuerung  principicll  wichtige,  für  die  Einkommensteuer  besonders  practiscli 
wichtige  und  schwierige  Casuistik  der  Einkommenarten  nach  Herkunft,  Bezug.  Staats- 
angehörigkeit des  Beziehers  u.  s.  w.  Fin.  II,  §.  403  ff. 

§.  114.  —  d.  Das  Einschätzungsverfahren  (die  „Ein- 
steucrung")  bildet  bei  jeder  directen,  besonders  wieder  bei  jeder 
Einkommensteuer  den  schliesslich  practisch  wichtigsten,  aber  auch 
den  schwierigsten  Punct,  das  eigentliche  Kreuz  dieser  Steuern.  In 
der  Gestaltung  dieses  Verfahrens  liegt  zugleich  das  für  die  ad- 
ministrative Seite  jeder  concreten  solchen  Steuer  Cbaracte- 
ristische.    Für  die  britische  Einkommensteuer  gilt  dies  vollends. 
Diese  administrative  Seite  hängt  aber  zugleich  mit  allgemeineren 
Puucten  der  Verwaltungsorganisation  und  des  Vcrwaltungsrechts 
zusammen,  und  wiederum  in  eigentümlicher  und  ausgeprägtester 
Weise  in  England.  Dadurch  wird  vollends  eine  einfache  Darstellung 
der  massgebenden  Verhältnisse  erschwert,  eine  kurze,  wenn  über- 
haupt, so  jedenfalls  nur  bedingt  möglich  gemacht.  Gleichwohl 
kann  nur  eine  solche  hier,  bei  der  notwendigen  Beschränkung  auf 
das  finan/wissensehaftlich  Wichtige,  in  Frage  kommen.     Um  so 
mehr  ist  zu  betonen,  dass  das  britische  Einschätzuugsverfahren  der 
Einkommensteuer  in  engem  Zusammenhang  mit  der  britischen  Ver- 
waltungsorganisation, mit  gewissen  Grundsätzen  und  Einrichtungen 
der  Selbstverwaltung  und  einzelne  Theile  jenes  Verfahrens  mit 
britischen  Grundsätzen  der  Verwaltungsjustiz  stehen  und  nur  in 
diesem,  hier  bloss  anzudeutendem  Znsammenhang  genügend  ver- 
ständlich werden ,  an  sich  und  zum  Zweck  der  Vcrgleichung  mit 
dem  Einschützungsverfahren  anderer  Länder,  z.  ß.  Prcussens. 

Daher  der,  freilich  nach  dem  Gesagten  begreifliche  Mangel  der  meisten  Dar- 
stellungen solcher  Steuern  in  den  linanzwisscnschaftlirhen  Werken,  selbst  in  grösseren 
und  in  Monographien,  z.  B.  bei  Roscher.  Fin.  §.74,  Note  2.    Auch  Dowell  giebt 
nur  wenige  Andeutungen.    Um  so  werthvoller  die  umfassende  und  klare,  im  Folgenden 
vielfach  benutzte  Darstellung  Vocke's,  S.  597 — 020,  die  knappe,  ihre  Ergänzung  in 
anderen  Abschnitten  seiner  grossen  bezüglichen  Werke  findende  Gn  eist  's,  engl.  Ver- 
waltunirsrecbt,  3.  Aufl.  II.  632  tf  ,  worauf  gerade  hier  zur  Ergänzung  besonders  hin- 
zuweisen ist.    Gneist  berücksichtigt  nur  auch  in  seiner  neuesten  Darstellunsr  noch  zu 
wenig.  da>s  die  Einsteuerungen  doch  thatsäcblich  tiberwiegend  in  der  Hand  von 
Steuerbeamten  liegen  und  der  Comm  issionsapparat  des  SelfKOverninents 
vielfach  nur  noch  äusserlicho  Zuthat  ist,  wenn  derselbe  auch  die  formell  entscheidende 
Instanz  bihlet    S.  sonst  z.  B.  El  Iis  eh.  III,  p.  110—202  über  nssessment  und  cof- 
lection.    Einzelnes  wurde  auch  o.  in  §.  112  bei  den  einzelnen  Abteilungen  schon 
erwähnt. 

Als  leitender  Grundsatz  des  britischen  Einschätzungsverfahrens 
ist  wohl  das  Zusammenwirken  von  Steuerbehörden  bez. 
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Steuerbeamten  des  Staats,  als  Vertretern  des  fiscalischen 
Interesses,  mit  Commi ssionen  und  Wablbeamten  der 
Selbstregierung  zu  bezeiohnen. 

Meistens  wird  nur  letzterer  Punct  als  characteristi<«ch  hervorgehoben  und  darin 
eine  Stutze  der  Individualinteressen  der  Censiten  gefunden.  Aber  der  erste  Punct 
ist  ebenso  wesentlich  und  mindestens  ebenso  nothwendig,  wie  das  britische  Gesetz  in 
den  den  Behörden  und  Beamten  des  Staats  gegebenen  weitgehenden  Mitwirkung»-, 
Oontrol-,  Revisions-,  Remonstrationsbefugnissen  auch  auerkennt.  Die  thatsächliche 
Entwicklung,  vor  Allem  bedingt  dnreh  das  Bedürfniss  nach  fachmännischer 
Erledigung  der  Dingo,  hat  aber  sogar,  hier  wie  in  anderen  Fällen,  die  wirk- 
lichen Entscheidungen  mehr  dem  Selfgoverumcnt  und  seinen  Commissionen  und  Beamten 
entzogen.  Ja.  aus  einem  speciellen  Grunde  wird  von  vielen  privaten  Censiten  die  Ein- 
steaerung  durch  oder  von  Staatsbeamten  derjenigen  durch  und  von  Localcommissionen 
der  Mitbürger  vorgezogen:  um  die  Einkommenvcrhältnisse  mehr  den  Nachbarn  geheim 
zu  halten.  Dieser  Gcsicbtspunct  hat  selbst  zu  einer  bezüglichen  Befugnis«  der  Cen- 
siteu  der  Shed.  D  (Handel-  und  Gewerbetreibende  u.  s.  w.)  geführt,  sich  durch  Spe- 
cialcommissare des  obersten  Steucramts  einschätzen  zu  lassen  (s.  u.). 

Die  staatlichen  Behörden  und  Beamten  der  Einkommen- 
steuern sind:  das  „Steueramt  für  inländische  Einkünfte" 
(board  of  the  commissioners  of  inland  revenue),  die  Steuer- 
inspectoren  und  die  Steueraufseher  (surveyors). 

Jenes  Amt  ist  die  oberste  Ccntralbehörde,  zu  welcher  ausser  der  Ein- 
kommensteuer noch  dio  Land-,  Haussteuer,  die  directen  Aufwandssteuern,  Liceuzen, 
Accise,  Stempel  (incl.  Erbschaftssteuer)  russortiren.  Eine  Abtheilung  dieser  Behörde 
fungirt  als  Specialcommission  für  die  Einkommensteuer  („special  commissioners'*). 
An  diese  geht  auch  das  Geschäft  der  Einschätzung  derjenigen  Censiten  der  Shed.  1) 
Uber,  welche  von  dem  Rechte  Gebrauch  machen,  sich  lieber  so  als  durch  ihre  Kreis- 
steuerbehördc  einsteuern  zu  hissen.  Auf  jährlichen  Rundreisen  wird  dann  dieso  Ein- 
schätzung besorgt. 

Die  aus  erfahrenen  „Aufsehern"  gewählten  Steuerinspcctoren  (Anfangs  für 
Grossbritanuicn  10,  später  m.  W.  vermehrt,  so  für  London)  Irabcn  für  grössere  Distrlcte, 
ihrem  Namen  entsprechend  die  obere  Aufsicht  Uber  den  Vollzug  der  gesetzlichen  Ein- 
steuerung,  sowohl  gegenüber  den  „Aufsehern1'  als  den  Einstcuerungsbehörden  der 
Selbstverwaltung  und  hierbei  das  fiscalische  Interesse  wahrzunehmen,  zu  welchem 
Behuf  sie  den  Sitzungen  jener  Behörden  beiwohnen,  Revisionen  verlangen  dürfen  u.  s.  w. 

Die  Steuerau fscher  (anfangs  140  ohne  Irlaud)  haben  in  kleinereu  Local- 
districten  die  Vertretung  des  fiscalischen  Interesses  und  sind  auch  „das  instruirende 
Mittelglied  zwischen  den  Steuerpflichtigen  und  den  Specialcommissären  in  Fällen  der 
Berufung,  Einsteuerung  und  Befreiung"  (Vocke  S.  59  S,  Dow  eil  III,  134).  Inspec- 
toren  und  Aufseher  fnngiren  Übrigens  auch  mit  für  andere  Steuern  des  Inlanddepar- 
tements. 

Die  Steuerbehörden  und  Beamten  des  Selbstverwaltungs- 
Systems  sind  die  Generalcommissäre  der  Local  -  Steuer- 
districte  (je  # — 10  Kirchspiele,  einzelne  Städte),  die  zusätzlichen 
Commissäre,  die  Secretäre  für  beiderlei  Commissäre,  die 
localen  Steuereinschätzer  (assessors)  und  die  localen  Steuer- 
er h  e  b  e  r. 

Näheres  (bes.  über  Anstellung-,  Vergutungsverhaltnisse  der  Beamten,  letzteres 
ein  auch  principiell  nicht  unwichtiger  Punct)  Vocke  S.  599—603,  Gneis t.  Ver- 
waltungsrecht 3.  A.  III,  «33,  Ell is  p.  117  IT.  (s.  bes.  im  Index  v.  Ellis  sub  v. 
assessment,  assessors,  mit  der  Darstellung  der  Verhältnisse  bei  den  einzelnen  Shcdulnl. 
Die  amtlichen  englischen  Namen  werden  von  deutschen  Autoren  verschieden  ver- 
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deutscht.  Gneist  uennt  den  „assessor"  Gemeindeeinschätzer,  Vocke  Einsteuerer 
oder  Steaerreranlager.  „Clerk4'  ist  der  allgemeine  Namo  des  höheren  Unterpersonals, 
wie  der  Secretäre  u.  s.  w.,  aber  auch  der  „Schreiber",  wie  Vocke  hier  sagt. 

Die  Gcneralcomm issäre  sind  anfangs  für  jeden  District  (Kreis,  Stadt)  ?on 
den  Commissären  der  Landsteuer  ernannt,  dann  durch  Cooptation  aus  Censiten  des 
Districts,  die  einem  Ceusus  von  mindestens  200  Pf.  St.  Eiukommen  oder  5000  Pf.  St. 
beweglichem  Vermögen  entsprechen  müssen,  ergänzt,  3 — 7  für  den  District,  nebst 
Ersatzmännern.  Iii  grossen  Städten  treten  Vertreter  der  Commune  und  auch  mitunter 
grosser  Geschäfte  (in  London  der  Bank  r.  England  u.  a.  m.)  hinzu.  Die  zusätz- 
lichen Commissäro  („Beigeordnete",  Vocke),  mit  dem  halben  Census,  fuugiren 
für  Tboile  des  Districts.  Der  Secretär  ist  der  „geschäfts-  und  gesetzeskundige"  Hilfs- 
beamte der  Commissäro  (Vocke,  S.  602).  Der  Steuereinschätzer  ist  der  von 
den  Commissären  jährlich,  meist  für  ein  Kirchspiel  nach  Anhörung  der  Kirchspiel- 
versammlung ernannte  Localbeamte  für  das  eigentliche  Einschätzungsgeschäft.  Er 
ist  meist  zugleich  Steuererheber. 

Die  Commissäro  stehen  im  reinen  Ehrenamtsdionst,  sind  daher  ohne  Vergütung, 
die  Beamten  beziehen  bestimmte  kleine  Quoten  der  Steuersummen  als  Tantieme,  sind 
demnach  au  höheren  Einschätzungen  intoressirt.  Die  staatlichen  Steueraufseher  hatten 
früher  neben  kleinen  Gehalten  auch  Tantiemen,  sind  aber  jetzt  ausschliesslich  auf 
erhöhte  Gehalto  gesetzt. 

Die  Ausführung  der  Einschätzung  liegt  nun  zunächst 
in  den  Händen  des  localen  Steuereinschät  zers,  der  das  ganze 
Geschäft  für  die  Commissäre  vorbereitet  und  diesen  seine  Vor- 
schläge für  jeden  Censiten  macht.  Es  besteht  dabei  der  Grundsatz 
der  Melde-  und  der  Declarations-  oder  Fassionspflicht, 
jener  speciell  für  die  Hausbesitzer,  dieser  für  die  Censiten  nament- 
lich der  Abth.  A,  B,  D.  Unterbleibt  die  Fassion,  so  schlägt  der 
Einschätzer  selbständig  vor.  Schon  bei  der  Feststellung  des  Vor- 
schlags des  Einschätzers  kommt  eventuell  die  Mitwirkung  der 
„Aufseher"  vor.  Von  den  Commissären  gehen  die  Vorschläge  des 
Einschätzers  an  die  Aufseher  oder  Inspectoren,  denen  alle 
Materialien  der  Einschätzer  und  Commissäre  offen  stehen,  und 
versehen  mit  ihren  Bemerkungen  und  eventuell  abweichenden 
Schätzungsvorschlägen  an  die  Commissäre  zurück.  Diese  stellen 
nun  die  Schätzungen  eigenmächtig,  aber  natürlich  gewöhnlich  nach 
den  Vorschlägen  der  Einschätzer  und  Aufseber  fest,  wobei  nament- 
lich letzterer  (oder  der  Inspector)  wieder  Gelegenheit  hat,  seinen 
Standpunct  zu  vertreten.  Alsdann  erfolgt  die  Mittbeilung  der 
Schätzungen  an  die  Censiten,  unter  Gewährung  einer  Berufungs- 
frist. Die  Berufung  geht  an  die  Generalcoramissäre ,  also  an 
dieselbe  Instanz,  welche  die  Festsetzung  vornahm,  doch  an  andere 
Mitglieder,  ausserdem,  insbesondere  bei  Abth.  D  auch  an  die  staat- 
lichen Specialcommi8säre. 

Einzelnes  ist  in  dem  Fcstsctzungs  -  wie  in  dem  Berufungsstadium  auch  nach 
den  Abtheilungen  des  Gesetzes  etwas  verschieden  nonnirt.  Auch  der  Stcueraufseher 
hat  das  Berufungsrecht  und  ist  als  Vertreter  des  hscalischen  Interesses  in  der  Be- 
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rofungsinstanz  zu  hören,  wodurch  unnöthige  Schätzungsherabsetzungen  erspart  werden. 
Genügende  Controlmittcl  sind  besonders  in  dieser  Instanz  gegeben ,  auch  bei  Shcd.  D. 

Wird  bei  dieser  die  Einschätzung  gleich  durch  die  staatlichen  Spc- 
cialcommissäre statt  durch  die  Kreis  -  Gencralcommissäre  verlangt,  so  fallen  die 
sonstigen  Functionen  des  localen  Einschätzen  hier  dem  staatlichen  Aufseher  zu.  Der 
erstere  pflegt  aber  diesem  ihm  wegen  der  dabei  ihm  entgehenden  Tantiemen  unlieb- 
samen Verfahren,  dessen  Einzelheiten  ihm  wio  der  localen  Cominission  allerdings  (rc- 
heim  bleiben,  durch  Eingabe  von  Gutachten  Uber  die  Einschätzung  des  betreffenden 
Censitcn  an  die  Spccialcommissäre  ein  Paroli  zu  bieten  (Vockc  S.  013,  Ellis 
p.  186  ff.).  Berufung  auch  hier  an  dieselbe  Instanz,  also  an  die  Spccialcommissäre, 
oder  darnach  und  auch  statt  dessen  an  das  oberste  Stuucramt  (Vockc  eh.). 

Die  Einzelheiten  bei  den  Abtheilungen  bei  Vocke  S.  Ü05— 615,  genauer  bei 
Ellis.  Ein  allgemeines  Controltnittel  (Übrigens  zum  Thcil  auch  vice  versa)  für  die 
Fassionen  der  Censiten,  bes.  in  A  und  B,  liefern  die  Einschätzungen  zu  den  Local- 
steuern  nach  dem  Princip  der  Armen  Steuer  (poor  rate)  Ueber  das  weitläufige 
Verfahren  der  Befreiung,  Ermässigung.  Institution  bereits  erhobener  Steuern  Vocke 
S.  616  ff,  Ellis  ch.  4;  Gncist  a.  a.  0.  nicht  detaillirt  genug  uud  in  Einzelheiten 
nicht  ganz  correct  Ueber  das  Strafsystem,  im  Allgemeinen  hohe  Geldstrafen, 
Vocke  S.  612  ff.,  Ellis,  Index  s.  v.  penalties. 

In  dem  ganzen  Steuereinschätzungsverfahren  haben  so  der 
locale  Stcuereinscbätzer  und  der  staatlicbe  Steueraufseber  doch 
rechtlich  und  mehr  noch  thatsäeblich  eine  sehr  massgebende 
Stellung  und  factisch  wohl  meistens  die  Entscheidung,  wenn  diese 
anch  den  Generalcommissären  formell  zusteht.  Namentlich  das 
fiscalische  Interesse  erscheint  so  besser  gewahrt,  als  z.  B.  in 
Preussen,  das  Interesse  gleichmässigcr  Veranlagung  der  Censiten 
vermuthlich  aber  ebenfalls. 

Vocke  S.  624  hebt  die  Stellung  jener  Beamten  auch  hervor,  sieht  jedoch  darin 
etwas,  was  vom  theoretischen  Standpuncte  bedenklich  gefunden  werden  könnte,  was 
er  aber  nach  britischer  Praxis  rechtfertigt  Man  kann  es,  gerade  gegenüber  preussi- 
schen  Erfahrungen ,  wohl  allgemeiner  rechtfertigen.  Die  „Selbstverwaltung"  verdient 
gerado  auf  diesem  Gebiete  nur  bedingt  die  ihr  oft  gewordene  Anerkennung.  Das 
richtige  fiscalische  Interesse  geht  auch  dem  Individualinteresse  vor 
und  ist  zugleich  das  Interesse  gleichmässiger  Steuervertheilung.  Unabhängige 
Staatsbeamte  bieten  öfters  in  beiderlei  Hinsicht  für  die  Einschutzungen  mehr  Garantie 
als  „bürgerliche  Localcommissioncn"  und  möchten  für  unsere  Länder  den  Vorzug  vor 
diesen  verdienen,  da  die  Garautieen  für  die  gesetzliche  Wahruug  der  Individualinter- 
essen gegenüber  solchen  Staatsbeamten  sich  jetzt  bei  uns  genügend  einrichten  lassen. 

Die  Erhebung  der  Steuer  wird  durch  den  britischen  Grund- 
satz, die  Einkommensteuer  als  eine  an  die  Einkommenquellen  ge- 
legte Ertragssteuer  einzurichten,  beeinflusst,  indem  Pächter, 
BJiether,  Schuldner  u.  s.  w.  zahlungspflichtig  für  ihre  Gläubiger  u.  s.  w. 
sind,  diesen  aber  die  Steuerquote  an  Rente  und  Zins  abziehen 
können.  Entgegengesetzte  Verträge  sind  ungiltig,  der  den  Abzug 
weigernde  Grundherr  und  Gläubiger  ist  straffällig. 

Der  Steuertermin  war  früher  vierteljährig,  mit  4%  Rabatt 
bei  Vorausbezahlung  mehrerer  Termine,  seit  1870  aber  ein- 
jährig (im  Januar).    Die  Erhebungsart  ist  Abholung  und  Zu- 
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s e nein ng.  Steuerrückstände  sind  durch  gerichtliche  Klage  bei- 
zutreiben. 

§.  115.  —  c.  Steuerfuss.  Der  im  Priucip  bewegliche, 
daher  gesetzlich  immer  nur  auf  bestimmte  Zeiträume,  neuerdings 
regelmässig  nur  auf  ein  Jahr  festgestellte  Steuerfuss  der  britischen 
Einkommensteuer  —  üblicher  Weise  in  der  Form  von  so  und  so 
viel  Fence  Sterling  vom  Pfund  Sterling  (1  p.  =  0.4166...%)  — 
ist  einer  der  bezeichnendsten  Puncte  dieser  Steuer  und  auch  einer 
der  finanzpolitisch  zweckmässigsten  (§.  107  S.  230).  Die  practische 
Anwendung  dieses  Grundsatzes  der  Beweglichkeit  des  Steuerfusses, 
namentlich  in  der  Richtung  der  Erhöhung  bei  steigendem  Staats- 
bedarf, wird  allerdings,  wenn  nicht  bedingt,  so  erleichtert  durch 
den  Umstand,  dass  der  Staat  allein  diese  Steuer  erhebt.  Dieselbe 
wird  nicht,  wie  meist  in  Deutschland  (Preussen!)  durch  Zuschläge 
oder  analoge  Steuern  der  Gemeinde  und  Verbände  belastet,  was 
bei  uns  auch  selbst  vorübergehende  stärkere  Erhöhungen  für  die 
Staatssteuer  eehr  erschwert. 

Nor  auf  diese  Weise  sind  die  kleineren  Schwankungen  des  Gleichgewichts  im 
Staatshaushalte  ohne  Störung  für  die  Staatsverwaltung  und  für  den  Finanzbedarf,  da- 
her ohne  die  Notwendigkeit,  gebotene  Ausgaben  einzuschränken,  wie  anderseits  ohne 
stetes  Schuldenmachen  auszugleichen.  Wenn  auch  in  England  mit  dorn  politischen 
System  des  Parlamentarismus  zusammenhängend,  ist  eine  solche  Beweglichkeit  des 
Steuerfusses  doch  durchaus  nicht  die  Folge  eines  bestimmten  politischen  Systems  oder 
gar  einer  bestimmten  Verfassungsform,  sondern  politisch  Ulibedenklich  und  finanzpoli- 
tisch nur  passend  auch  mit  den  Finanzeinrichtungen  anderer  als  der  britischen  Ver- 
fassung recht  wohl  zu  ?erbinden.  Hier  liegt  ein  wirklich  nachahmenswerter 
Punct  vor. 

In  der  systematischen  Behandlung  der  Einkommensteuer  im  späteren  8.  Buche 
dieses  Werks  und  schon  vorher  im  Abschnitt  Uber  Preussen.  wo  diese  Beweg- 
lichkeit des  Steuerfusses  fehlt,  und  vielfach,  aber  mit  Unrecht  als  mit  au  ßich  rich- 
tigen politischen  Maximen  im  Widerspruch  stehond  gilt,  wird  darauf  zurückzukommen 
sein.  S.  auch  Wagner,  Abb.  dircete  Steuern  im  Schönberg'schcn  Handb.  2.  A.  III, 
S.  313,  §.  10S. 

Zuerst  wurde  die  Einkommensteuer  von  1842  durch  Peel  auf  3  Jahr  verlangt 
und  erreicht,  IS  15  und  1848  wieder  auf  3  Jahr,  1S31  auf  1  Jahr,  seitdem  überhaupt 
jährlich  bewilligt,  mit  der  Rechtsfolge,  dass  ohne  solche  Bewilligung  die  ganze  Ei»- 
kommensteuergesetzgebung  ausser  Kraft  tritt  (Ellis  p.  2V,  was  aber  keine  not- 
wendige Folge  der  Beweglichkeit  des  Steuerfusses  ist.  Erst  seitdem  ist  dieso  Be- 
weglichkeit immer  in  ehr  practisch  geworden,  ohne  dass  indessen,  wenn  es  nicht 
passend  erschien,  der  Fuss  jährlich  ein  anderer  wurde.  Das  parlamentarische  System 
hat  nur  etwa  den  Nachtheil  gehabt,  dass  in  günstiger  Finanzlage  der  Wetteifer  der 
Parteien  und  ihrer  am  Kuder  befindlichen  Staatsmänner  stärkere  Verminderungen  des 
Steuerfusses  veranlassen,  als  namentlich  mit  Rücksicht  auf  Schuldentilgung  gerade  in 
solchen  Perioden  erwünscht  gewesen  wäre  Selbst  die  wiederholten  Anläufe  in  früherer 
Zeit  zur  Aufhebung  der  naturlich  immer  noch  vielfach  unpopulären  Steuer  (Glad- 
stone)  sind  dem  parlamentarischen  System  zur  Last  zu  legen. 

Der  normale  Steuerfuss  für  das  voll  besteuerte  Einkommen,  abgesehen  also  ron 
den  oben  S.  245  schon  erwähnten  Ermässigungen  für  kleines  Einkommen,  war  seit 
Ihil  in  den  mit  5.  April  endenden  Jahren: 
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Die  Höhe  des  jedesmaligen  Steucrfusses  spiegelt  die  Finanzlage  und  weiter  die 
wirthachaftlicbe  und  politische  Lage  einigermaassen  ab.  Bemerkenswerth  ist,  dass  nur 
im  Krimmkrieg  und  1860—63  und  jungst  wieder  der  Satz  von  6—7  oder  2.5—2.917% 
Uberatiegen  worden  ist:  also  normale  Quote  niedriger  als  bei  der  preussischen  clas:>i- 
ficirten  Einkommensteuer. 


Die  britische  Einkommensteuer  nimmt  so  die  Ergänz ungs- 
funetion  im  Einnahme-  und  namentlich  im  Steuersystem  ein, 
welche  der  Staatshaushalt  bedarf  und  welche  sie  —  oder  eine  mit 
ihr  verbundene,  eventuell  auch  eine  an  ihre  Stelle  tretende  Ver- 
mögenssteuer —  allein  ordentlich  ausfüllen  kann.  Denn  nur  sie 
lässt  sich  so  im  Fuss  verändern  ohne  durchschlagende  Bedenken, 
wie  sie  bei  blossen  Ertragssteuern  in  solchem  Fall  vorliegen,  und 
mit  unmittelbar  sicherem,  bezwecktem  Erfolg,  wie  er  bei  indirecteu 
Verbrauchs-  und  Verkehrssteuern  im  Falle  von  Steuererhöhungen 
nicht  verbürgt  werden  kann. 

§.  1  IG.  —  f.  Das  wirkliche  finanzielle  Ergeh niss  der 
Einkommensteuer  hängt  ausser  von  der  Höhe  des  Steuerfusses  von 
der  Grösse  der  britischen  Einkommen  und  von  dem  Erfolg  des 
Einschätzungsverfahrens  ab.  Die  ungeheuere  Steigerung  des  Ein 
kommens,  verbunden  mit  der,  freilich  doch  in  dieser  Hinsicht  nur 
in  zweiter  Linie  mitwirkenden  Verbesserung  der  Einschätzung,  hat 
es  zu  Wege  gebracht,  dass  die  Ergiebigkeit  der  Steuer  seit  1842 
und  seit  1j>54  (Ausdehnung  auf  Irland),  trotz  der  grösseren  Steuer- 
befreiungen und  Ermässigungen,  ungemein  gewachsen  ist  Der 
„Pence  vom  Pfund"  (d  p.  L.),  ein  beliebter  statistischer  Maassstab 
der  Wohlstandsentwicklung,  ist  von  1842—1885  in  Grossbritannien 
(ohne  Irland)  von  c.  801.000  auf  c.  1.1)00.000  Pf.  St.  Stcuerertrag, 
also  auf  weit  mehr  als  das  Doppelte  gewachsen. 

Letztere  Zahlen  nach  dem  Stcuerertrag  berechnet.  Eine  Berechnung  nach  den 
noch  nicht  durch  die  Abzüge  verminderten,  statt  nach  den  wirklich  besteuerten  Ein- 
i»chätzungcn  ergiebt  auf  den  d  1843  1.046.000,  18*5  2  477.000  Pf.  St.  Der  Stcuer- 
ertrag war  in  den  ersten  10  Jahren  zwischen  5.5  und  5.9  Mill  Pf.  St  Im  Krimm- 
krieg stieg  er  auf  10.5 — 16  9,  seitdem  war  or  in  minimo  bei  2  d  Fuss  c.  4  Mill.,  bei 
den  höheren  Stufen  der  letzten  Jahre  roh  18-1—86:  10  65,  9  95,  11  9,  10,72,  12.0, 
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15.16  MU1.  Pf.  ^Stat.  abstr.  1871— So  p.  9),  d.h.  bei  den  niedrigsten  Sätzen  6—7%, 
bei  den  höheren  neuesten  16—20%  des  Stouereinkommens  Grossbritanniens  und 
Irlands. 

Die  Ergebnisse  der  Einschätzung  bieten  im  Ganzen  und  in  den  einzelnen  Sheduln 
und  deren  weiteren  ünterabthoilungen  sehr  intoressanto  Einblicke  in  die  Entwicklung 
des  Volkseinkommens  und  in  dessen  Vertheilung  auf  die  grossen  Erwcrbsclassen ,  so- 
wio  in  die  Veränderungen  dieser  Vertheilung.  Aber  das  x  bleibt  eben,  wie  weit  dio 
Veränderungen  wirkliche,  wie  weit  sie  nur  Ergebnisse  anderer  Einschätzung 
waren.  Einen  nicht  unerheblichen  Theil  der  Zunahme  wird  man  wohl  sicher  auf 
letzteren  Umstand  rechnen  müssen.  Die  Sache  liegt  ähnlich,  nur  dem  Grade  nach 
noch  schärfer  wie  bei  den  Zunahmezahlen  der  Bevölkerung  nach  unseren  Zählungen, 
wo  auch  ein  Theil  wohl  —  besonders  in  den  ersten  Jahrzehnten  des  19.  Jahrhun- 
derts —  auf  das  verbesserte  Zählrerfahren  zu  setzen  ist.  Einzelne  frappante  Zahlen, 
z.  B.  bei  den  Häusern,  könnton  besonders  auf  rerbesserte  Einschätzung  deuten,  wenn 
auch  dio  stetige  ziemlich  gleichmässigc  Zunahme  das  wieder  zweifelhaft  macht. 

Bei  der  Vergleichung  ist  zu  berücksichtigen,  dass  die  wichtige  ünterabtheilung 
„Eisenbahnen,  Canäle.  Steinbrüche,  Berg-,  Eisenwerke,  Gaswerke,  Fischerei,  und  ver- 
schiedene andere  Gewinne"  seit  1S67  aus  Shed.  A  in  Shed.  D  gesetzt  ist.  Iu  den 
folgenden  Summenzahlen  der  Sheduln  sind  diese  Posten  auch  später  noch  bei 
Sh.  A  eingesetzt.  (Die  Zahlen  für  1843  und  1854  aus  Vocke  S.  590,  Do  well  III, 
375,  die  späteren  aus  den  Stat.  abstr.  Nr.  23  und  33,  grösseres  Detail  in  den  Rcp. 
of  inl.  revenue,  so  im  29sten,  18S6,  p.  34  ff.)  Die  Zahlen  in  Mill.  Pf.  St.  mit 
2  Decimalcn. 

A.  B.  C.  D.  E.  Summa 

tfirunde.ig.}       (Pacht)         (Zinsen        (Gewerbe>  (Gehalte) 

U.S.  w.l 

Gr.Brit.       Irl.    Gr.Brit.  Irl.  Gr.Brit.  Irl.    Gr.Brit.     Irl.  Gr.Brit.  Irl.  Gr.Brit.  Irl. 
1943        95.2S        —    46.77    —    27.91   —        71.33       —     9.72  —     251.01  — 
1854       111.22       11.77  47.S4  2.70  26.S7  1.45      78.40      4.62  13.58  O.Mi   2S6.92  21.40 

1866  151.71  13.8s  53  28  2.9<i  33.07  128  50  5.93  23.75  3S7.S9  25.25 
1872  ca.  179.0  ca.  14.5  56.21  2.90  38.65  ca.  156.8  ca.  6  5  27.77  139.12  26.06 
1885  ,.  210.4        15.9    55.25  (9.9s)     41.01      „  222  s*    „  *.9       3S.32       594  55  (36.91) 

Um  die  Ausscheidung  der  oben  genannten  Daten  für  Eisenbahnen  u.  s.  w.  aus 
Shed.  D  und  deren  Uebertragung  auf  Shed.  A  für  1872  und  lv85  vornehmen  zu 
können ,  mussten  bei  einer  Ausscheidung  Irlands  aus  den  nur  für  den  ganzen  Staat 
für  einige  Posten  vorliegenden  Daten  Schätzungen  erfolgen ,  weshalb  die  Zahlen  hier 
mit  „circa"  bezeichnet  sind.  Bei  Irland  sind  früher  in  Shed.  B  dio  besteuerten 
Pachtgewinnc,  seit  1S74  die  vollen,  von  denen  aber  nur  7a  steuerpflichtig,  angegeben. 
Die  Ziffer  von  9.98  für  1885  reducirt  sich  also  auf  ca.  3.33  Mill.  Pf.  im  Vergleich 
mit  früher. 

Das  verschiedene  Wachsthuin  der  Zahlen  der  oinzelncn  Sheduln  weist  gewiss 
auf  Verschiedenheiten  in  der  wirklichen  Zunahme,  aber  doch  auch  wieder 
auf  ungleichmässigo  Veränderungen  des  Einschätzungsverfahrens  hin.  Für  manche 
Schlüsse  muss  man  aber  die  Zahlen  noch  weiter  zerlegen.  So  war  der  eingeschätzte 
Einkommenbetrag 

Bei  A. 

Land  England  , 

Schottland  ..... 

Häuser  England  

Schottland  

Bei  D  (hier  auch  vor  1807). 
Bergwerke  England  .... 

Schottland  .... 
Eisenwerke  England  .... 

Schottland     .    .  . 


1860 

1866 

1872 

18*5 

(bez.  1862) 

.  42.94 

46.42 

48.96 

47.59 

.  6.2H 

6.85 

7.33 

7.46 

.  48.7* 

00.81 

76.48 

11279 

.  4.9s 

5.95 

7.53 

12.2S 

4.51 

5.71 

6.61 

0.49 

0.60 

0  9!» 

.  1.13 

1.34 

2.65 

1.92 

.     0.3  S 

0.50 

0.49 

0.34 
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1866 

1S72 

1S85 

15.62 

19.79 

31.87 

1.95 

2.37 

3.90 

6.55 

7.05 

14.85 

1*60 
tbez.  1862) 

Eisenbahn.  England  10.73 

Schottland    ....  1.30 
Diverse  andere  Geschäft«  im  ganzen  (in  1862) 

Königreich     ....  5.14 
Handel,  Gewerbe,  persönliche  Be- 
rufe (in  1860) 

Sonstiges,  England  bl.92     115.60        —  — 

Schottland   13.97       12.90        —  — 

Vereinigtes  Königreich  .    95.44      134.44      163.25  230.72 

Die  jeweilige  wirtschaftliche  Lage  ist  an  mehreren  dieser  Zahlen  gut  zu  ver- 
folgen, namentlich  wenn  dabei  noch  weiter  nach  einzelnen  Jahren  unterschieden  wird. 
Die  Land  ertrage  (und  die  damit  genau  Übereinstimmenden  Pachtgewinne  in  Shed.  B) 
sind  seit  lange  wenig  gestiegen,  neuerdings  gesunken:  in  England  1877 — Sl  51.8 — 51.6, 
seitdem  stetig  herab  auf  47.59  in  1885,  d.  h.  auf  die  Höhe  von  1867,  ahnlich  in 
Schottland  (Max.  1880  7.77\  während  die  irländischen  Daten  merkwürdiger  Wciso 
auch  jetzt  noch  stabil  sind  (1SS0  9.981,  fast  ebenso  in  den  folgenden,  1885  9.983), 
was  doch  wohl  wiederum  die  llugleichmässigkcit  und  Unzuverlässigkcit  des  Ein- 
schätznngsverfahrens  zeigt.  Ucber  die  Einschätzung  der  Landerträge  seit  1845 
s.  auch  Bullet.  18S6  II,  524,  mit  graph.  Darstellung.  Die  ungeheure  Vermehrung 
dea  Hauseigenthums  erklärt  sich  aus  der  wachsenden  städtischen  Volkäanhäufung 
und  den  Neubauten,  doch,  wie  bemerkt,  auch  nicht  wohl  allein*,  aber  sie  erfolgt 
immerhin  nicht  sprungweise.  Shed.  C  ist  weniger  gewachsen,  als  man  erwarten 
möchte.  In  der  sonst  an  sich  und  für  die  Steuerfragen  interessantesten  Shed.  D 
zeigen  einige  Berg-  und  Eisenwerke  begreiflich  starke  Schwankungen,  die  bei  der 
Vergleichung  der  einzelnen  Jahre  noch  mehr  hervortreten,  obwohl  hier  mehrjährige 
Durohschnitte  der  Einschätzung  zu  Grunde  liegen  (z.B.  in  England  stieg  der  Er- 
trag der  Bergwerke  von  5.71  in  1872  auf  6.48,  9.25,  12.58,  13.22  (Max.  1876),  12.72, 
11.62  Mill.  Pf.  in  1873—78;  seitdem  sank  er  mit  Schwankungen  meist,  ähnlich  in 
Schottland,  desgl.  in  beiden  Ländern  bei  Eisenwerken).  Das  Princip  der  Ein- 
schätzung nach  Durchschnitten  fuhrt  so  in  den  mageren  Jahren  zu 
schweren  Belastungen,  freilich  in  fetten  Jahren  eventuell  zu  niedrigerer  Be- 
steuerung. Die  meisten  anderen  Rubriken  der  Shed.  D  entwickeln  sich  gleichmäßiger 
und  stetig  steigend.  Doch  haben  hier  Veränderungen  der  Bubricirung  stattgefunden, 
die  die  Vergleichung  stören.  Die  „diversen  anderen  Geschäfte"  umfassen  Canälc 
(seit  1S76  incl.  inländ.  SchihTahrt,  Docks  und  anderes  dergleichen),  Gaswerke,  Stein- 
brüche, Fischereien.  Salz-  und  Alaunwerke,  Wasserwerke,  Markt-,  Wegezölle  ver- 
schiedener Art.  Die  grossartige  Zunahme  des  Haupteinkommens  der  Abth.  D,  aus 
Gewerben,  Handel,  den  sonstigen  Berufen  im  Allgemeinen  und  den  übrigen  in 
Shed.  D  stehenden  Erträgen  selbst  in  der  längere  Zeit  recht  ungünstigen  Periode 
1871 — 85  (wo  übrigens  von  1875 — 82  ein  Stillstand  und  gelegentlich  ein  Rückgang 
eintrat)  ist  wohl  auch  in  erheblichem  Maasse  mit  auf  Verbesserung  der  Ein- 
schätzungen zurückzuführen. 

Die  Vcranlagungs-  und  Erhebungskosten  der  Ein- 
kommensteuer lassen  sich  bei  der  Function  der  Staatsbehörden 
und  Beamten  mit  für  die  anderen  Einkünfte  des  „inländ.  Departe- 
ments" nicht  ganz  genau  bestimmen,  sind  aber  mässig,  wohl  nur 
wenig  Uber  3  %. 

Die  gesammten  Kosten  dieser  Einkünfte  (ausser  der  Einkommensteuer,  die  Ac- 
cise,  Stempel,  Erbschaftssteuer,  Taxen)  betrugen  im  Durchschnitt  von  1882—86  3.4%< 
was  annähernd  auch  für  die  Einkommensteuer  zutreffen  möchte.  Eine  specielle  Be- 
rechnung für  sio  (bei  Vocke  S.  602)  ergiebt  3.08%.  Die  Kosten  in  Form  von  Be- 
amten-Tantiemen schwanken  mit  dem  Steuerfuss,  die  Besoldungen  und  fixen  Kosten 
stellen  sich  natürlich  bei  höherem  Fuss  günstiger.  Berücksichtigt  man  das  complicirte 
und  kostspielige  Rechnung*-  und  Restitutionsverfnhrcn  bei  den  Steuerfreiheiten  und 
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Steuerermäßigungen,  so  erscheinen  jene  Kosten  nicht  eben  hoch.  Gegenuber  Deutsch- 
land fallen  freilich  die  höhereu  Einzelsteuer-Summen  und  der  jetzt  nur  einmalige  Er- 
hebungstermin gunstig  ins  Gewicht. 

2.  Die  Landstcuer. 

§.  117.  Diese  (ausschliesslich  grosbritannische)  Steuer 
(land  tax)  ist  durch  die  Beseitigung  der  kleinen  Beträge,  welche 
davon  noch  auf  bewegliches  Vermögen  und  auf  Aemter  fielen 
(1833,  bez.  1876),  für  den  nicht  abgelösten  Rest  eine  ganz  einer 
Reallast  gleichende  dauernde  unveränderliche  oder  „stabile"  Grund- 
steuer geworden. 

Das  Erforderliche  hierüber  ist  schon  oben  in  §.  S2  dargelegt  worden.  Ertrag: 
in  ISS4/55  1,»i63>».n  Pf.  St.  (Rechnungsabschluss,  was  etwas  mehr  als  der  für  1  -</S4 
auf  1,0M),524  Pf.  augegebene  Restbetrag  wäre).  Wo  sie  noch  besteht,  wird  ihr  Betrag 
bei  der  Einschätzung  des  Einkommens  in  Abth.  A  der  Einkommensteuer  für  die  be- 
treffenden Grundstücke  abgezogen.  Die  Ablösung  ist  noch  ferner  gestattet,  erfolgt 
aber  nur  in  sehr  kleinem  Maasse,  ca.  3 — 401)0  Pf.  St.  jährlich  (nicht,  wie  (in eist, 
Verw.r.  3.  Aufl.  II,  624  sagt,  nur  500—1000  PD,  was  mit  an  dem  hohen  Preise 
der  Ablösung  liegen  mag,  der  sich  nach  neuen  Bestimmungen  von  1*53  mit  Back- 
sicht auf  den  Curs  der  Consols  auf  das  29  fache  stellt.  Abgelöst  wurde  l'-OS  und 
1799  435,885  Pf.  St.  Steuer,  l^OO— 1**63  348.509  Pf.  St.,  18G4-S5  72.0S5  Pf.  St, 
fast  nur  in  Eugland,  nur  wenige  Pf.  in  Schottland.  Nach  d.  2i>.  Rep.  an  inl.  revenue, 
in  Bull,  de  Stat.  1886,  I,  6<,  08.  Natürlich,  dass  die  alten  Einschätzungen  äusserst 
ungleich  geworden  sind.  Literatur  auch  für  die  jetzige  Landsteuer  schon  oben  S.  184. 
Details  in  den  Rep.  on  inl.  rev. 

3.  Die  Haussteuer. 

§.  117*.  Die  Haussteuer  in  ihren  beiden  älteren  Formen,  als 
classificirte  Fenstersteuer  und  als  Ertrags-  oder  richtiger 
Wohnungs-  und  Miethsteuer  hat  unter  dem  Wechsel  der  An- 
sichten Uber  den  stellerpolitischen  Werth  dieser  beiden  Steuerformen 
seit  1815  eigentümliche  Wandlungen  durchgemacht,  aus  denen 
schliesslich  seit  1851  eine  einzige  rcforuiirte  Wohn ungssteuer 
hervorgegangen  ist  (14  u.  15  Vict.  c.  36),  welche,  wie  die  früheren, 
aber  nur  für  Grossbritannieu,  nicht  fUr  Irland  gilt. 

Die  hohen  Sätze  der  Kriegszeit  wurden  durch  Herabsetzung  und  durch  Gewähr- 
ung von  Steuerfreiheiten  für  bestimmte  Arten  von  (iebäuden  weniger  drückend  ge- 
macht. Bei  den  Reformen  der  ls30er  Jahre  erfolgte  die  Aufhebung  der  Wohnungs- 
steucr  unter  Verbleiben  der  Fenstersteuer,  in  der  Meinung,  dass  letztere  mehr  die 
wohlhabenderen  Gassen,  auch  des  ländlichen  Grundbesitzes  treffe  (1  S.t4.  4.  Will.  c.  19). 
Dabei  wurde  die  Fenstersteuer  zugleich  für  Landhäuser  auf  kleineren  Landgütern  mit 
einer  Rente  von  unter  200  Pf.  St.  aufgehoben.  Gerade  diese  Steuerform  blieb  jedoch 
schon  wegen  der  mit  ihr  verbundenen  Visitationen  unpopulär,  hatte  nachweisbar  auch 
in  Eugland  Nachtheile  sanitärer  und  sonstiger  Art  wegen  ihres  Einflusses  auf  die 
Bauart  im  Gefolge,  fahrte  zu  mancherlei  Streitfragen  in  Betreff  des  Begriffs  „Fenster" 
bei  der  Veranlagung  und  wurde  schliesslich  IsM  aufgehoben,  dafür  aber  an  ihrer 
Stelle  die  verbesserte  Wohnungssteuer  wieder  eingeführt.  Die  Fenstersteticr  ergab 
1M5  ca.  2  Mill.,  zuletzt  1850  1.71  Mill.  Pf.  St.,  die  Wohnungssteuer  1S34  ca. 
1.2  Mill.  Pf.  St.  S.  oben  §.  12,  S.  184  über  die  frühere  Häuserbesteuerung.  Dowell 
III,  1«.»9  ff,  201  (hier  über  den  Streit  über  den  Begriff  „Fenster  "),  210  ff„  213  ff.. 
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bes.  über  die  einzelnen  Phasen,  gewahrten  Exemtionen  u.  dgL  Vocke,  S.  464  ff., 
Gneis t,  Verwaltungsrecht  3.  A.  II,  637.  Näheres,  auch  Statistik  in  den  Bcp.  of  inl. 
rer.  Auszüge  aas  dem  2?sten  im  französ.  fin.  min.  Bulletin,  1886  I,  59,  64  ff.  £11  is, 
guide  to  the  honse  tax  acts,  1SS5. 

Die  jetzige  „Steuer  von  bewohnten  Häusern"  (inbabited 
houses  tax)  ist,  wie  die  beiden  früheren  Häusersteuern,  regelmässig 
vom  Bewohner,  bez.  Miether  zu  zahlen,  also  eine  directe  Nutzungs- 
oder Anfwandsteuer,  doch  bei  getheilt  vermietheten  Häusern  zu- 
nächst vom  Eigenthümer  zu  entrichten.  Sie  hat  daher  und  wegen 
der  etwaigen  Ueberwälzungsverhältnisse  doch  den  gemischten  Cba- 
racter  einer  Ertrags-Gebändesteuer  und  einer  Wohnungssteuer.  Die 
sonstigen  wichtigsten  Grundsätze  sind :  Steuerfreiheit  für  alle  Wohn- 
häuser unter  20  Pf.  St.  Jahresertrag,  für  leerstehende  Häuser  wäh- 
rend des  Unbewobntseins,  Steuerfuss  der  eigentlichen  Wohnhäuser 
d  d.  vom  Pf.  St  (3.75  °/0) ,  von  Wohnhäusern ,  welche  zugleich  mit 
für  gewerbliche  Zwecke  verschiedener  Art  (Handel,  Läden,  Gewerbe-, 
Gastwirthschafts ,  Schank-,  Pachtbetrieb  u.  s.  w.)  dienen,  6  d.  vom 
Pf.  St.  (2.50°/ft)  vom  geschätzten  Ertrag. 

Frei  sind  ausserdem  Hospitäler,  Armenschulen  und  verschiedene  ahnliche  Arten, 
dann  die  Häuser  der  kön.  Familie,  auch  grössere  Arbeiterhäuser,  mit  darin  getrennt 
gchaltoncn  Wohnungen,  wenn  wirklich  von  der  arbeitenden  Classe  bewohnt  und  falls 
die  einzelne  Wohnung  unter  20  Pf.  St.  Jahresmicthwerth.  Zubehör  zu  den  Häusern 
(Gärten  bis  zu  1  Acre,  Ställe  u.  dgl.),  wird  mit  im  Ertragswerth  veranschlagt.  Die 
Kategoriecn  dnr  niedriger  besteuerten  gewerblichen  Wohngebäude  sind  genau  be- 
zeichnet. An  Streitfragen  z.  B.  über  die  Steuerfreiheit  nach  dem  Merkmal  des 
„nicht  bewohnten'*  Hauses  und  über  die  Frage  der  steuerermässigten  Häuser  fehlt 
es  nicht,  l.  B.  oh  die  Anstellung  eines  Wächters  in  einem  Hause  es  zu  einem  „be- 
wohnten11 und  dann  steuerbaren  macht,  in  welchem  Falle  jetzt  im  Allgemeinen  das 
Haus  steuerfrei  bleibt 

Die  Steuer  untersteht  mit  dem  Amt  für  die  inländischen  Einkünfte  (o.  §.  114). 
Die  Veranlagung  erfolgt  wio  bei  den  „assessed  taxes"  (directen  Gebrauchs-,  Luxus- 
steuern) durch  locale  Stcuercinschätzer.  welche  von  den  Commissären  der 
Landsteuer  aus  den  Einwohnern  kirchspielweise  ernannt  werden,  mit  Berufung  an 
Districtscommissionen,  die  Erhebung  durch  ebenso  ernannte  Erheber.  Gewöhnlich 
fungiren  in  England  in  beiderlei  Hinsicht  wohl  die  Localbeamten  der  Einkommen- 
steuer, in  Schottland  dagegen  die  staatlichen  Steueraufseher  und  ebensolche  Erheber. 
Die  Einschätzer  sind  für  die  Auslassung  eines  steuerpflichtigen  Hauses  verantwort- 
lich, unter  Busse  ron  20  Pf.  St.  Der  einzuschätzende  und  dann  steuerpflichtige  Er- 
tragswerth ist  der  volle  Mieth-  oder  Wohnwerth,  also  eigentlich  (wio  in  Preussen)  der 
Rohertrag  des  Hauses,  falls  der  Eigenthümer  zahlt.  Wo  dieser,  wie  bei  getheilt  ver- 
mietheten Häusern,  der  Steuerpflichtige  ist.  aber  nicht  im  Erhebungsbezirk  wohnt 
oder  in  bestimmter  Frist  nicht  zahlt,  müssen  die  Miether  die  Steuer  entrichten,  haben 
aber  das  Recht,  wie  in  analogen  Fällen  der  Einkommensteuer,  den  Steuerbetrag  an 
der  Miethe  zu  kürzen.  —  Für  London  hat  ein  besonderes  Gesetz  von  1869  (32  u.  83 
Vict.  c.  67  s.  45)  einiges  Nähere  geregelt.  Es  wird  eine  Abschätzungsliste  für  den 
Rohertrag  aufgestellt  und  alle  5  Jahre  revidirt. 


Steuerertrag  (netto  Zahl  der  be-  Ertrag  in 

in  1000  Pf.)  besteuert  Häuser  1000  Pf.  St 

1861/62                 82?  556.437  26,436 

1871/72               1,250  805,912  41,417 

1882/83               1,792  1,153,808  59,8G1 

A.  Wagner,  Fiuiinxwiasoiuchafl  III.  17 
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Der  Einschätzungsbetrag  der  Steuer  (incl.  weeen  Leerstehens  befreite  Häuser  u.  s.  w.) 
1  S^3/S  1  2.U41.3M  Pf.,  wovon  auf  London  S00/-33,  auf  übriges  England  1.109.325. 
auf  Schottland  1 23,423  PL  St. 

In  ISS2/S3  waren  zu  6  Pence  beisteuert  212,22s  Hauser  mit  Lüden  u.  dsrl., 
mit  12.10  Mill.  Pf.  St.  Miethwerth,  M.75S  Bierhäuser  n.  dgl.  mit  5.62  Mill.,  33,067 
Farmhäuser  mit  »»05  Mill..  zus.  :ti!0.04  <  Häuser  mit  1*.5!>  Mill.  Pf.  Miethwerth  zum 
niedrigen.  793,755  Häuser  mit  41.27  Mill.  Pf.  Miethwerth  zum  vollen  Steuerfuss  von 
!ld.  Daher  im  Ganzen  besteuert  l.l.VJ.sns  Häuser  mit  5i».S6  Mill.  Pf.  St.  Ertrags- 
werth. 

Steuerfrei  waren  in  1S>2  >3  wege.n  Ertrags  -  oder  Miethwerth  unter  20  Pf.  St. 
4.457,61  S  Häuser  mit  3  t.75  Mill.  Pf.  Miethwerth,  426  der  kön.  Familie  mit  216.000  Pf. 
Miethwerth,  D»>00  Hospitäler  u.  dgl.  mit  1  21  Mill.  Miethwerth.  362,740  nicht  zum 
Bewohnen  bestimmte  Gebäude  mit  25.21  Mill.  Pf.  Miethwerth,  zus.  4. S40.590  Häuser 
mit  62.3b  Mill.  Pf.  Miethwerth.  Demnach  ist  noch  nicht  der  fünfte  Thcil 
aller  Häuser  besteuert,  freilich  die  durchschnittlich  etwa  fünfmal 
werthvolleren.  Selbst  in  London  sind  steuerfrei  wegen  Kleinheit  des  Ertrags 
an  bewohnten  Häusern:  21,745  mit  unter  ]t)  Pf.,  53.252  mit  10 — 15  Pf.,  71,35$ 
mit  15  bis  unter  20  Pf.  Ertragswerth. 

Die  britische  Hau  s  erst  euer  stellt  so  im  Ganzen  wohl 
eine  Ergänzung  der  directeu  Besteuerung  der  wohl- 
habenderen C lassen  neben  der  Einkommensteuer  und  eine 
Ergänzung  der  Gewerbesteuer  der  Abth.  D  der  Einkommensteuer, 
sowie  der  gewerblichen  Licenzahgnben  dar.  Zum  Theil  ist  sie 
auch,  bei  Belastung  des  Hauseigenthümers  direet  oder  durch  Ueber- 
wälzung,  eine  dircete  reale  Ertragssteuer,  die  neben  den  Communal- 
steuern  ins  Gewicht  fällt.  Ihre  Hübe  stellt  sich  etwa  auf  diejenige 
der  preussischen  Staats- Gebäudesteuer  von  vermietheten  Häusern. 
Unmittelbar  unterliegt  auch  sie  nicht  Communalzuschlägcn ,  aber 
die  Armen-  und  sonstigen  Coinmunalsteucrn  haben  doch  wesentlich 
dieselbe  Grundlage  bei  Hausbesitz. 

4.  Gewerbliche  und  ähnliche  Licenza bgabe n 
(ausserhalb  des  Gebiets  der  Gegenstände  des  Yerbrauehssteuersystems ,  s.  u.  §.  J53). 

S.  o.  §.  Sl  (S.  1S3,  1S5>,  §.  SO.  Do  well  passim  II,  bes.  III,  20  ir.  (als 
taxes  on  partieular  professions  and  businesses\  IV,  ;525,  370,  379,  frauzös.  Bullet, 
de  Statist.  1^5  II,  405  ff.,  II,  5'.i2,  504.  Vocke  420  ff.  (unter  „Gewerbesteuer-), 
bes.  447  fl'.  (Geschäfte,  die  sich  mit  stcwpclpflichtigcn  Gegenständen  beschäftigen). 
Gneist,  engl.  Verwaltungsrecht  II,  640  (bei  , .Stempelsteuer").  Jetziges  Hauptgesetz 
für  die  dem  Stempelamt  unterstehenden  Lic  nzen  die  allgemeine  Connolidationsacte 
Uber  Stempel  von  1ST0  C$8  et  34  Vict.  c,  U7). 

§.  118.  Die  betreffenden  Steuern  hängen  zum  Thcil  mit  dem 
Stempetwesen,  zum  Thcil  mit  dem  Accisewescn  zusammen  und 
werden  von  den  bezüglichen  beiden  Abthcilungen  des  Stcueramts  für 
inländische  Einkünfte  verwaltet,  die  meisten  jetzt  vom  Acciseamt. 
Sie  haben  einen  gewerbestcuerartigen  Character  für  gewisse 
einzelne  Berufe,  Gewerbe  und  Erwerbsarten.  Wären  die 
Steuersätze  nicht  meistens  so  niedrig,  so  würde  man  sie  auch  mit 
als  indireetc,  zu  überwälzende  Steuern  ansehen  können. 
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Sic  sind  jedenfalls  den  nach  unserer  Classification  (§.  110)  zu  den  Vcrkehrs- 
stenern  gestellten  gewerblichen  Licenzabgabcn,  welche  mit  Ve  rbrauchs- 
steuergegenständen  (Getränken,  Tabak)  in  Verbindung  stehen,  und  den  bei 
den  Verkehrssteuern  mit  zu  erwähnenden  (von  Auctionen,  von  Transport- 
lcistungen)  verwandt.  Schriftsteller  und  Practiker  rubriciren  verschieden,  öfters 
bringen  sie  die  hier  herausgehobenen  mit  den  eben  genannten  in  Eiue  Uubrik  oder 
sie  thcilen  nach  den  Verwaltungszweigen  (Accise,  Stempel)  ein.  Vocke  classificirt 
dreifach:  Steuern  von  Gewerben  mit  accisepflichtigen ,  mit  steuipelpflichtigen  Gegen- 
ständen und  von  sonstigen  Gewerben  (S.  45  ')-  Doch  wird  auch  dadurch  Verwandtes 
aaseinandergerissen.  Ich  habe  die  mir  zweckmassig  scheineudo  Eintheilung  vorge- 
nommen „  ohne  das  auch  dabei  hervortretende  Missliche  einer  Trennuug  verwandter 
Dinge  zu  verkennen.  Es  liegt  eben  ein  nur  historisch  zu  verstehendes  Gebiet  briti- 
scher Besteuerung  vor,  das  principiell  eino  Mischung  verschiedenartiger  Elemente 
enthält.  Auch  speeifisch  polizeiliche  Momente  (sicherheits-,  sitten-,  gewerbepoli- 
zeiliche) spielen  bei  den  folgenden  Fallen  ähnlich  wie  im  Licenzsystcm  der  Schank- 
n.  dgl.  Gewerbe  (§.  153)  mit,  bei  denen  dies  System  nur  noch  mehr  der  Sicherung 
der  liscalischen  Interessen  dient. 

Die  hierher  gehörigen  „Specialgewerbesteuern"  reffen  in  der 
Form  fester  jährlicher  Licenzabgaben  des  Stempel- 
amts: den  Beruf  der  Rechtsanwälte,  Notare  und  der  ähn- 
lichen, im  britischen  Rechts-  und  Geruhtswesen  vorkommenden 
Personen;  das  Notenbankgeschäft  (ausser  der  „Noteusteuei", 
bez.  des  Notenstempels);  gewisse,  behufs  Controle  zu  registrirende 
gesundheitsschädliche  Fabriken.  Zur  Accise  ressortiren  mit  im 
Uebrigen  ganz  ähnlichen  jährliehen  Abgaben:  die  Auctionatoren 
und  Taxatoren  (appraiscr) ;  gewisse  Verm iether  von  möblir- 
ten  Wohnungen;  die  Pfandleiher;  die  Hausirer  u.  dgl.; 
die  \y il d p reth än d ler;  die  Gold-  und  Silberarbeiter 
(Fabrikanten)  und  Händler;  die  Patentheilmittel- Verkäu- 
fer; die  Karten-  und  W Ur fei m acher  und  Händler. 

S.  das  Einzelne  hierüber  bei  Vocke  und  Dowcll  an  den  oben  S.  258  an- 
gegebenen Stellen.  Hier  nur  als  Beispiel:  Rechtsanwaltschaft  u.  s.  w.  (Dowell 
Hl,  20 — 23,  Vocke  447,  Gneist,  Verwaltungsr.  II,  Gin).  Mehrfache  Aenderuugen 
der  Sätze,  neuerdings  Ermässigungen.  So  1S15  für  sollicitors,  attorneys,  notaries, 
proctors,  agents,  procurators  Jahr escertificat  für  12  Pf.  in  London  und  Ediuburg, 
S  Pf.  sonst,  halbe  Ii ate  in  den  ersten  3  Jahren,  einmalige  Stempeltaxe  für  Zulassung 
zur  Praxis  25  Pf,  zur  Vorbereitung  dazu  120  Pf.  in  London,  60  sonst,  für  con- 
v.-yancers,  special  pleaders.  equity  draughtsmen  desgl.  12  und  8  Pf  1853  Er- 
mässigung: J  ah  rescertificate  zur  advocator.  und  Notariatspraxis  von  0  (in  den 
.*5  Hauptstädten,  ind.  Dublin)  und  G  Pf.  sonst,  die  Hälfte  in  den  ersten  3  Jahren,  SO  (in 
Schottland  60)  Pf.  Taxe  für  die  Vorbereitungszeit:  für  die  Zulassung  zur  Advo- 
catur  jetzt  50  und  25  Pf.  St.  i  Tarif  des  Gesetzes  v  on  1870  sub  v.  admission,  articlcs  of  clerk- 
ship.  certiheates).  Ertrag 1<)\000  Pf.,  1SS5  16-1,000  Pf.  —  Notenbank  liccn/.  jähr- 
lich 8'i  Pf.  für  jede  einzelne  Notenbank  (private  and  joint  stock  b.)  und  für  jedes  Zweig- 
geschäft bis  auf  4;  für  4  und  mehr  genügt  1  Licenz.  Daher  zahlreiche  Liccnzeu  besouders 
in  Schottland  (in  1885  579  neben  602  in  England,  2«.».  Rop.  inl.  rev.  p.  18);  Ertrag 
1883  36.000  Pf.  —  Hausirsteuer  Dowell  III,  :<0— 39.  Vocke  S.  450.  Taxe 
abgestuft ,  je  nachdem  zu  Fuss  oder  mit  Pferden  das  Geschäft  getrieben  und  dann 
nach  Pferdezahl  (2  Pf.  für  den  Manu,  4  für  das  Fferd):  seit  1^72  Fusahausirer, 
ohne  Haus  und  Laden,  frei.  —  Licenz  für  Kartenverkäufer  1870  aufgehoben, 
nicht  für  Fabrikanten;  für  diese  1  Pf.  jährlich.  Würfelsteuer  uud  Licenz  der 
Würfelmacher  1862  aufgehoben. 

17* 
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Zahl  der  Licenzen  und  Ertrag  von  18M >5  nach  den  Kcp.  of  iul.  rev.  / 


unter  Acciseamt 

Zahl  Steuer- 


unter  Stempelamt 
Zahl 


ertr.  Pf.  St. 

Auctionatoren,  Taxa- 

Licenzen u.  Certi- 

toren, Vcrinicther 

1 1,>>*.1 

M).  <34 

ficate  der  Anwälte, 

Ffandleiher  .    .  . 

4,712 

35,840 

Jsotcnbanken,gow. 

Hausirer  .... 

«,»82 

27.38S 

gesundheitsschäd- 

\>  im prcui.uiuici  , 
Gold-  q.  Silberarb. 

KV  1 

neuer  i  a unken  u. 

andres  mehr  .  . 

f.  ordin.  Waareu 

11,095 

20,435 

dgl.  für  feinere 

Waareu     .    .  . 

3,75« 

21,873 

Arzneivorkäufer 

20,012 

5,003 

Kartenniacher    .  . 

1» 

l» 

Summe 

«1,751 

203,47« 

Von  im  Ganzen  im 

Gebiet  der  Accisc- 

verwaltuug     .  . 

2.572,7«s 

3,5*0,413 

Steuer- 
ertr.Pf.St. 


1»,430  153,2^0 


Die  übrigen 
Getränken  und  Tabak  in 
Hunde-  und  Jagdsieuern. 


Licenzen  der  Acciscverwaltung  fallen  grösstenthciU 
Verbindung  stehenden  Geschäfte,  dann  auf 
S.  u.  §.  158  II". 


auf  die  mit 
die  Luxus-, 


B.  Die  Verkehrsbesteuerung. 

1.  Die  zum  Stempelamt  r essortire nden ,  insbesondere 
die  Steuern  in  Stempel  form. 

Ausser  den  Erbschaftssteuern  und  den  im  vor.  §.  und  unten  in  §.  155 
bei  den  directen  Gebranchssteuern  mit  behandelten  (s.  auch  o.  §.  110).  Uebcr  das 
ältere  Stempelwesen  oben  §.  87.  Vocke  S.  214  ff.  Er  unterscheidet:  Gebühren  in 
Stempelform.  Verkehrssteuern  desgl.  (nämlich  Erbsehaftssteuern  —  \  crtragsstcinpol  - 
übrige,  wohin  er  die  Versieherungsabgabcn,  Wechsel-,  Noten-,  Quittung«-,  Annoncen- 
stempel und  einige  andere  stellt),  Gebraachsstcuern  desgl.  Es  ist  nur  auch  hier  zu 
schwierig,  diese  principiell  richtigen  Unterscheidungen  streng  auf  die  praetischen 
Einzelfälle  anzuwenden,  bei  welchen  öfters  Mischcharacter,  auch  zwischen  Gebühr 
und  Verkehrssteuer,  vorliegt.  Dowoll  II,  24«,  265,  282,  2M,  357  und  passira  über 
die  Voränderungen  seit  1815,  im  Zusammenhang  III,  334—34«,  (ineist.  Verwal- 
tungsrecht 3.  A.  II,  «3»  II'.,  liep.  of  iul.  reven..  Bullet.  1V>5  II,  58«  ff.  Jetziges 
Hauptgesetz  die  Stcmpel-Consolidationsacte  vom  10.  August  1870,  33  u.  34  Vict.  c.  'J" 
und  management  act  c.  OH.  Manches  Einzelne  hängt,  wie  immer  bei  diesen  Steuern, 
mit  dem  Pormalismus  des  Privatrechts,  namentlich  des  Vertragsrechts 
zusammen,  ist  daher  in  England  besonders  verwickelt  gewesen  und  auch  noch  jetzt 
nicht  immer  leicht  und  sicher  verständlich  und  in  Kürze  überhaupt  kaum  genügen«! 
darzustellen.  Die  jetzige  Gesetzgebung  ist  aber  verhältnissmässig  einfach,  weit  mehr 
als  die  französische,  und  auch  viel  weniger  fiscalisch. 

§.  119.  Das  britische  Stempelwesen  war  schon  im  18.  Jahrhundert, 
dann  aber  vollends  in  der  Kriegszeit  immer  ausgedehnter,  ver- 
wickelter, unübersichtlicher,  fiscalischer  geworden.  Es  gab  so  auch 
dem  Ehrlichen  zu  Irrthtimern  und  Straffälligkeit  reichlich  Anlass. 
Einzelne  Aenderuugen  und  Erleichterungen  erfolgten  wohl,  aber 
eine  umfassende  Reform  oder  auch  nur  eine  Consolidation  der  un- 
übersehbar gewordenen  älteren  Gesetzesnormen  scheiterte  lange  au 
den  inneren  technischen  Schwierigkeiten  des  Gegenstands  —  eine 
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oftmalige  Erfahrung  gerade  mit  dieser  Steuergattung  —  und  auch 
an  finanziellen  Bedenken.  Erst  1870  gelang  eine  Consolidations- 
acte  (33  u.  34  Vict.  c.  97—98),  welche  an  die  Stelle  der  vielfach 
veränderten ,  aber  bis  dahin  doch  Hauptgrnndlage  gebliebenen 
Stempelacte  von  1815  (55  Georg  III,  c  184,  185)  trat.  Seitdem 
sind  keine  bedeutenden,  aber  einige  kleinere  Aenderungen  erfolgt. 

Unter  den  princi piellen  steuerpol itiseben  Fortschritten 
sind  besonders  bemerkenswert!! :  die  erfolgten  Beschränkungen 
der  Stempelpfl  ichtigkeit;  die  Ermässigungen  des 
Stempels,  besonders  auch  für  kleinere  Geschäfte;  die  ra- 
tionellere Gestaltung  der  Steu erscalen ,  besonders  bei 
den  eigentlichen  Werthstempeln  (ad  valorem-Abgaben); 
die  Einführung  eines  mehrfach  angewendeten  niedrigen  Fix- 
stempels,  des  Pennystenipels,  besonders  für  Quittungen 
(1853,  16  u.  17  Vict.  c.  59);  unter  den  steuertechnischen 
Fortschritten,  welche  die  Benutzung  des  Stempels  als  Steuer- 
erhebungsform erleichtern :  die  umfangreiche  Zulassung  der  Stempel- 
marke (adhesive  stamps)  neben  dem  oder  statt  des  Drucks tem - 
pcls,  bez.  Stempelpapiers,  —  wobei  jedoch  auch  nach  dem 
Gesetz  von  1870  der  Dmckstempcl  noch  die  Regel  bildet  und  die 
Stempelmarke  nur  in  den  ausdrücklich  im  Gesetz  genannten  Fällen 
zulässig  ist  (sect.  23  d.  Ges.  von  1880  ch.  97)  —  endlich  jUngst 
(1881)  die  Zulassung  der  Benutzung  der  Postmarken  als  Stem- 
pelmarken für  Beträge  von  1  d.  bis  2l/2  sh.,  mit  gewissen  Ausnahmen 
(44  u.  45  Vict.  c.  1<>,  s.  47). 

Die  britische  Gesetzgebung  besteuert  nunmehr  namentlich 
Vertrags-  uud  andere  Urkundeu,  Wechsel,  Anweisungen, 
Banknoten,  Lebens-  und  Seeversicherungspolicen  (bis 
1869  auch  Feuer  vers  icherungspolicen),  und  zwar  diese  alle 
in  der  Regel  nach  einem  Proportional-  oder  Gradations- 
(Stufen-)  Werthstempel  (sog.  duty  ad  valorem),  mitunter 
aber  auch  nach  einem  Fix  Stempel;  ferner  mit  dem  Penny- 
stempel  Quittungen  und  verschiedene  andere  Urkunden 
des  Geschäftsverkehrs  und  persönlicher  Verhältnisse. 
Ausserdem  unterliegen  Stempelabgaben  Arzneim ittcl,  Spiel- 
karten, Gold-  und  Silbe rwaaren  —  also  Abgaben  gc m i seh- 
ten Characters,  mit  Verbrauchssteuer-  und  Gebührenelementen 
(8.  §.  118)  — ,  weiter  ressortirten  Erfindungspateute  und  ge- 
wisse Aratsge bühreu  bis  vor  Kurzem  ebeufalls  zum  Stempel- 
amt, sie  werden  eventuell  statt  baar  in  Stempelform  entrichtet. 
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Endlich  unterstehen  dem  Stempelamt  die  im  vor.  §.  genannten 
Anwalts-  und  ähnliche  Taxen  oder  Certificate  für  Noten- 
banken, auch  Adelsdiplome,  WUrdentaxen,  jedoch  nicht  mehr  die 
im  Gesetz  von  1870  noch  enthaltenen,  jetzt  stempelfreicu  Urkunden 
Uher  Amtsernennungen  und  Uber  Verleihung  kirchlicher  Pfründen. 
Der  wichtigste  Posten  der  ganzen  Stempelverwallung  ist  aber  die 
Erbschaftssteuer  (§.  122). 

Unterschiede  gegenüber  der  continentalen,  besonders  der  fran- 
zösischen, aber  auch  deutschen  Gesetzgebungen  liegen  namentlich 
darin,  d  ass  die  A  bgaben  im  Immobilienverkehr  unter  Lebenden, 
besonders  bei  Kauf  und  Verkauf,  niedriger,  weniger  drückend  und 
störend,  aber  auch  demgemäss  fiscalisch  weniger  ergiebig  sind ;  ferner 
darin,  dass  der  niedrige  Pen ny-Fix Stempel  eine  so  umfassende, 
aber  auch  fiscalisch  durch  seine  relativ  hohen  und  fast  stetig  stei- 
genden Eiträge  befriedigende  Anwendung  findet;  endlich  darin, 
dass  durch  Stempelmarken  und  Postmarkenbenutzung  und  durch 
relative  Einfachheit  des  Tarifs  den  Interessen  des  Geschäftsver- 
kehrs möglichst  Rechnung  getragen  ist. 

Wichtige  Recbtsgrnndsätze  sind,  dass  bei  dem  Vertrags 
Stempel  nicht  das  Rechtsgeschäft  als  solches,  sondern  die  Ur- 
kunde darüber,  bez.  das  Papier,  auf  welchem  die  letztere  ent- 
halten ist,  stempclpflichtig  ist;  ferner,  dass  bei  nicht  gestempelten 
Urkunden  ausser  den  angedrohten  Defraudationsstrafen,  recht- 
liche Ungiltigkeit,  bez.  Unklagbarkeit  eintritt.  Auch  können 
die  Commissäre  des  inländischen  Einkommens  von  der  Person,  die 
es  angeht,  nach  dem  Gesetze  um  ihre  Meinung  gefragt  werden,  ob 
und  in  welcher  Höhe  eine  Urkunde  stempelpflichtig  sei.  Gegen 
ihre  Entscheidung  ist  Appellation  au  oberste  Gerichtshöfe  (in  Eng- 
land court  of  exchequer)  zuläss/g. 

S  bes.  das  Gesetz  von  1670  ch.  07  s.  10—20.  Die  Beamten  der  Civilgerichte 
sind  verpflichtet,  die  ihnen  vorgelegten  Urkunden  auf  ihre  richtige  Stempelung  zu 
prüfen  und  eventuell  die  nachträgliche  Stempelung  und  Erhobung  der  Geldstrafen  zu 
veranlassen. 

§.  120.  Die  Einzelbestiinmungcn  und  besonders  der  Tarif  eines  modernen 
Stcinpclgesctzes  sind  auch  bei  erreichter  Vereinfachung  und  Codification  wie  in  Eng- 
land immer  noch  etwas  so  Umfassendes  und  Detaillirtcs ,  dass  os  nicht  möglich  ist 
und  auch  nicht  viel  nützte,  grössere  Auszüge  daraus  zu  geben.  Es  inuss  hier  an 
einigen  Andeutungen  und  Beispielen  genügen  und  im  Ucbrigen  auf  das  Gesetz  selbst 
und  auf  Commentare  dazu  hingewiesen  werden.  Vortrefflich  und  im  Kähmen  eiues 
solchen  Werks  relativ  sehr  reichhaltig  ist  Vocke's  Darstellung.  Aber  leider  ist  sie 
durch  die  neue  Gesetzgebung  in  manchen  Puncten  antiquirt,  da  sie  nur  bis  1 SG5  geht. 
Do  well  classificirt  zwar  in  seiner  speciellen  Darstellung  in  ß.  III  ganz  gut,  aber  iu 
den  Hauptclassen  der  Verkehrsgeschäfte  und  Vorträge  systemisirt  und  classificirt  er 
nicht  genügend  im  Einzelnen,  und  giebt  nicht  viel  Details,  namentlich  auch  nur  wenige 
Tarifproben.    Näheres  in  Chitty's  stamp  laws. 
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a)  Der  Urkundonatempel,  besonders  fiir  Vertragsurkunden.  Hierher  ge- 
hören noch  jetzt  über  50  Kategorieon  Urkunden,  mit  vielen  Verschiedenheiten  unter 
einander  in  Betreff  der  Steuerpflieht.  die  wichtigsten,  besonders  diejenigen  über  for- 
melle Verträge  unter  Sichel  und  mit  solenner  Uebergabc  der  Urkunde,  mit  Stempeln 
ad  valorem,  andere  mit  Fixstcmpcln;  in  der  Kegel  muss  Steuipelpapier  dafür 
benutzt  werden,  in  gewi>sen,  näher  bezeichneten  Fällen  ist  die  Anwendung  von 
Stempelmarken  zulässig.    Einige  Hauptfälle  sind: 

ff)  Urkunden  übor  U  Übertragungen  (conveyanoes  or  transfers)  im  Wege 
des  Verkaufs  von  jeder  Art  Eigenthum,  ausgenommen  das  unter  jf  genannte, 
eine  ad  valorem -Abgabo,  mit  Stufensätzen,  früher,  bis  1850,  durchschnittlich 
1%,  seitdem  Va%:  im  Gesetz  von  1*70  6  d.  für  Werth  bis  5  Pf.,  1  sh.  für  über 
5—10  Pf.  u.  s.  w.,  I7a  Pf.  St.  fur  275—300  Pf.,  von  da  an  für  je  50  Pf  St.  oder 
einen  Theil  davon  5  sh.  oder  Diese  Abgabe  trifft  also  namentlich  auch  Ver- 

käufe von  Immobilien,  in  erheblich  niedrigerem  Satze  als  meist  auf  dem  Conti- 
nent;  aber  mit  demselben  Satze  auch  beurkundete  Verkaufsverträiro  von  beweglichen 
Gegenständen.  Ausdrücklich  Stempel  frei  sind  nur  Verkäufe  (auch  audere  Uebcr- 
tragungen,  Verpfändungen)  von  Schiffen  und  Schiffsantheilen. 

,?)  Urkunden  über  Uebertragung  im  Wege  des  Vorkaufs  oder  sonstwie, 
von  Wertpapieren  („stock",  nach  der  im  Gesetze  beliudlichen  authentischen 
Interpretation  sect.  2  Nr.  0):  eine  „Bürsenstcuer",  alten  Ursprungs,  früher  als  Fix- 
jtempel.  jetzt  als  solcher  nur  noch  für  Uebcrtragung  von  „Stock"  der  Bank  von  Eng- 
land, 7%  sh. ,  und  von  „Stock"  der  Ostind.  Compagnic.  1 '/_,  Pf.  St.;  von  anderem 
..Stock"  oder  „funded  debt"  jetzt  eine  ad  valorem- Abgabe  von  2J/a  sh.  für  je 
100  Pf.  oder  einen  Theil  davon  nach  dem  Nennwerth  (VK%).  Frei  sind  jedoch 
I  ebertragungen  von  inländischen  Staat spapicren  'government  or  parliamentary 
Stocks  or  funds). 

y)  Urkunden  über  Schuld-  und  Pfandvorträge,  Schuldverschrei- 
bungen ijncl.  Hypotheken  —  mortgagc,  debenttire,  bond.  covenant,  Warrant  of  at- 
torney  to  confess  and  entcr  up  judgment,  foreign  security  jeder  Art).  Ebenfalls  alte 
Stempclpflichtigkeit,  frülier,  wie  wohl  bei  Gebühren,  umgekehrte  Progressivabgabe, 
2%  und  mehr  bei  kleinen,  ein  Minimum  bei  grossen  Summen,  mit  absolutem  Maxi- 
mum von  25  Pf.  St.,  seit  1^50  eine  rationelle  Proportionalscala  mit  Stu fe n Sätzen. 
Im  Ges.  von  1S70,  wenn  es  sich  um  die  einzige  oder  erste  Sicherheit  handelt,  S  d. 
für  Beträge  bis  25  Pf.,  Vf4  sh  für  solche  von  25—50  Pf.  u.  s.  w.,  von  300  Pf.  St. 
Betrag  an  2'  3  sh.  fur  je  100  Pf.  oder  einen  Theil  davon  (VM%);  wenn  es  sich  um 
Collatcral-  oder  Hilfssicherheiten  handelt,  öd.  für  je  100  Pf.  {li4'Mttto).  Für  Ue ber- 
trag un  gen  u.  s.  w.  von  Schuldverschreibungen  ebenfalls  Öd.  für  100  Pf. 

dl  Pacht-  und  Miethverträge,  Casuistik.  Für  Wohnhäuser  oder  Theile 
davon  mit  Jahresrente  bis  10  Ff.  nur  der  Pennystempel,  für  möblirte  Häuser  oder 
Zimmer  bis  25  Pf.  Jahresrente  2'/a  sh.  In  anderen  Fällen  ein  Proportional- 
stempel,  in  Form  eines  dreiclassigen  Stufentarifs  je  nach  einer  Pachtdauer 
bis  35  Jahr  oder  unbestimmter  Dauer,  nach  35 — 100 jähriger  und  nach  längerer 
Dauer:  beginnend  mit  den  drei  Clausen  von  0  d.,  3  sh.  und  6  sh  bei  Jahresrente  bis 
5  Pf.,  dann  1  sh.,  ö  sh.  und  12  sh.  bei  Reute  von  5—10  u.  s.  w.;  von  100  Pf. 
Jahresrente  an  für  je  50  Pf  oder  einen  Theil  davon  5  sh.,  Pf.  und  3  Pf.  oder 
3  und  ö°/0.  aber  eben  immer  nur  von  der  Jahresrente,  nicht  vom  Pacht- 
end Miethzins  der  «ranzen  Pacht-  und  Micthzeit. 

^)  Urkunden  Uber  Kenten- Aussetzungen  (Settlements),  einerlei  ob.  auf 
Land  oder  anderes  vererbbarcs  Vermögen  zu  Gunsten  Dritter,  d.  h.  Anderer  als  des 
Eigenthüiners  des  Vermögens,  fündirt:  eine  in  England  besonders  häufige  Gepflogen- 
heit. Die  Steuer  ist  jetzt  ebenfalls  ein  proportionaler  Stempel,  5  sh.  (74%)  vou 
je  100  Pf.  gestifteter  Kenten. 

C)  Vertragsentwürfe  und  einfache  Verträge,  nicht  unter  Siegel 
igreeineuts)  jetzt  Od.,  wenn  über  Beträge  von  mehr  als  5  Pf.;  frei  u.  A  ,  Arbei'b- 
tüiethverträge,  Verträge  über  Waarem  erkaufe.  Früher  Stufeusatz  nach  Umfang  f  Wort- 
zahl) des  Vertrags. 

tt)  Lehrlingsverträge  (instrumenta  of  apprenticcjdiip).  Fixstempel  von  27*  sh., 
venn  kein  Lehrgeld  verabredet,  sonst  von  je  5  Pf.  5  sh.  Stempel  (5%^  froi  Ver- 
züge über  Kinder  zu  Lasten  vou  Kirchspielen  u.  dgl. 
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&)  Urkunden  über  Taxationen  von  Verniögcnsobjecten :  Stnfentarif  von  3  d. 
bei  Werth  bis  5  Pf.,  6  d.  bei  5—10  PL  Werth  a.  s.  w.,  10  sh.  bei  100—200  Pf., 
15  sh.  bei  200—500  Pf.,  1  Pf.  bei  Uber  500  Pf.  Frei  Taxationen  für  Erbschafts- 
steuer-Zwecke. 

t)  Allgemeiner  Urkunden  Stempel,  für  nicht  speciell  mit  ad  valorem- Ab- 
gaben belegte  und  nicht  sonst  im  Gesetz  besondere  genannte  Urkunden  (auch  Ver- 
träge) 10  sh,  früher  l«/4  Pf.  St. 

x)  Beglaubigte  Copieen  und  Auszüge  (aus  gerichtlichen  und  anderen 
öffentlichen  Registern,  excl.  standesamtlichen  —  vo  die  Gebühr  nur  1  d.  s.  u.  — 
Copieen  von  Testamenten  u  dgl.,  von  stempelpflichtigen  Urkunden)  Nonnalsatz  1  sh. 

b)  Der  Stempel  für  Wechsel  (auch  promissory  notes  und  ähnliche  Papiere, 
ausschliesslich  Banknoten)  war  früher  mit  Gassen  nach  der  Verfallzeit  (bis  7,  S — 60, 
über  60  Tage),  nach  einer  Scala  ungleichmäßig  abgestuft,  ziemlich  hoch  (z.  B.  fUr 
inländische  Wechsel  von  100—150  Pf.  nach  den  8  Verfallzeiten  l1/,.  4,  4'/,  sh.  oder 
für  100  Pf.  2,  2V4  Promille)  und  mit  einem  gleichen  Maximalsatz  für  Wechsel 
über  1 000  Pf.,  bez.  (bei  mehr  als  7  tägiger  Verfallzeit)  über  3000  Pf.  1 854  erfolgte  eine 
Reform  und  Ermässigung,  Wegfall  der  Berücksichtigung  der  Verf allzeit  Jetziger 
Normalsatz  von  1  sh.  p.  100  Pf.  (7a°%oK  beginnend  mit  1  d.  für  Wrechsel  unter  5, 

2  d.  für  5—10  u.  s.  w.,  9  d.  für  50—75,  1  sh.  für  75—100  Pf.  Stcmpelpflichti? 
sind  alle  Wechsel,  welche  im  Inlande  gezogen  oder  zahlbar  gemacht  oder  wirklieb 
gezahlt  oder  indossirt,  oder  in  irgend  einer  Wetso  negotiirt  werden.  Der  früher  mas- 
sigere Stempel  für  fremde  Wechsel,  welche  auf  britische  Häuser  gezogen,  hier  zahl- 
bar gemacht  oder  negotiirt  werden,  ist  seit  1854  der  gleiche  wie  für  inländische. 
Sichtwechscl  zahlen  ohne  Rücksicht  auf  ihren  Betrag  nur  den  Pennystempcl. 
Stempelmarken  sind  nur  bei  diesen  und  bei  fremden  Wechseln  verwendbar,  die  übrigen 
müssen  auf  Stempelpapier  geschrieben  werden.  S.  Vocke,  S.  243  IT.,  Dowell  III, 
339,  Bull.  1885  II,  588,  Stamp  act  von  1870  sect.  48—55,  Tarif  sub  bills  of  cx- 
change.    Ausnahmen  hier  im  Tarif. 

c)  Der  Stempel  für  Banknoten  ist  nach  der  Höhe  der  Stucke  abgestuft  (Tarif 
sub  „banknote4',  und  sect.  45—47:  bis  1  Pf.  5  d.,  1—2  10  d.,  2—5  15  d.  u.  s.  w., 
50—100  Pf.  8Vt  sh.),  wird  aber  fast  gar  nicht  entrichtet  (1884—85  308  Pf.  St.),  weil 
die  Notenbanken  fast  alle  statt  dieses  Stempels  Pauschales  zahlen.  Bei  der  Rani, 
von  England  ist  eine  Abfindungssumme  von  60,000  Pf.  für  Notcnstempel  in  den  Zah- 
lungen enthalten,  welche  diese  Bank  dem  Schatz  zu  leisten  hat.  Die  anderen  Zettel- 
banken zahlen  nach  der  Durcbschnittshöhe  ihrer  Notcncirculation ,  die  englischen 
31/,  sh.  für  100  Pf.  Noten  im  Semester  (S1/«00/©©  jährlich).  Kleine  Verschiedenheiten 
in  den  einzelnen  Thcilen  des  Königreichs  Vocke,  S.  245,  Bull.  1885  II,  5S9. 

d)  Der  Pennystcmpel  von  1855  trat  für  Quittungen  an  die  Stelle  eines 
Gradationsstempels.  Er  trifft  jetzt  Quittungen  von  2  Pf.  St.  au,  mittelst  Marke.  Tarif 
sub  receipt,  mit  den  Ausnahmen  daselbst;  auch  sect  120  (Begriff  des  „receipt")  bU 
123.  Derselbe  Stempel  gilt  für  Sichtwcchsel,  Sicht- Anweisungen  auf  den 
Inhaber,  seit  1858  auch  für  die  bis  dahin  stempelfrcicn  Checke  auf  Banken,  für 
Subscriptionscortificate ,  für  Börsenschlusszcttel ,  Dock-Auslieferungsscheine,  Versiche- 
rungspolicen (ausser  See-  und  Lebensversicherung),  Vollmachten  für  Abstimmung 
in  Versammlungen,  O/opicen  und  Auszüge  aus  Standesamtsregistern  u.  a.  m.  Ver- 
wandte, aber  etwas  höhere  Fixstern pel  für  Frachtbriefo  (6  d.),  für  Warrants  for 
goods  (3  d.),  für  Pässe  (6  d.),  für  Notariatsacte,  Wechselproteste  (1  sh.)  u.  a.  m.  Nur 
für  Quittungen,  Anweisungen,  Wechsel  ist  die  Briefmarke  statt  der  Stempelmarke 
zugelassen.    Vocke,  S.  245—247,  Dowell  III,  338,  Bullet.  18S5  II,  590. 

e)  Der  ehemalige  hohe  Stempel  auf  Feuerversicherungen  (bis  1864  normal 

3  sh.  für  100  Pf.  Versicherungswert!!  oder  l1/,00/^,  seit  1864  bez.  1865  1'/,  8". 
oder  %°700.  seit  1833  landwirtschaftliche  Vorräthe  u.  dgl.  frei)  ist  nach  langer 
Agitation  trotz  seiner  hohen  Einträglichkeit  (Max.  1S64  incl.  Irl.  roh  1.7  Mill.,  186* 
rein  1.02  Mill.  Pf.)  im  Jahre  1869  aufgehoben  worden  Die  Police  zahlt  jetzt  nur 
deu  Pennystcmpel.  (Vocko,  S.  238—240.  Dowell  III,  159—161.)  —  Die  See- 
versicherung mit  verschiedenen  Tarifen  nach  Verschiedenheiten  der  Reisen  und 
Reisedauern,  ist  1867  zuletzt  vereinfacht  und  ermässigt  worden.  Reisepolicen  zahlen 
8  d.  für  100  Pf.  Versicherungssumme  (V,00/,»),  Zeitpolicen  bis  6  Monate  dgl.,  längere 
6  d.  (Vocke.  S.  240-242,  Dowell  III,  162—166,  Bull.  1885  II,  59 J).  —  Die 
Lebensversicherung  unterliegt  einem  gegen  früher  ebenfalls  ennässigten  Stempel 
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mit  einer  Scala  nach  der  Höhe  der  Versicherungssumme:  bis  10  Pf.  1  d. ,  über 
10—25  3  d.,  über  25—500  Pf.  ftlr  je  50  Pf.  oder  einen  Theil  davon  6  d.  (7,°%«), 
Ton  500—1000  Pf.  für  je  100  Pf.  oder  Theil  davon  1  sh.  (7*°%«),  von  Uber  1000 
für  je  1000  Pf.  oder  Theil  davon  10  sh.  (Vocke,  S.  242,  Bull.  1885  II,  591  mit 
Fehler  im  Tarifsatz ;  im  amtl.  Tarif  sub  v.  policc  of  insurance,  Nr.  1 ). 

f)  Abgaben  für  Erfindungspatente  fallen  eigentlich  nicht  unter  den  Begriff 
der  Verkchrsstcucr  und  überhaupt  nur  theilweisc  unter  den  der  Steuer.  Neuestes 
brit.  Gesetz  über  Patente  vom  25.  Aug.  1883.  Tarif  entweder  in  3  Sätzen  25,  50 
und  100  Pf.  St.  bei  Ertheilung,  beim  Ablauf  des  3.  und  des  H.Jahres  oder  jährliche 
Abgaben  im  gleichen  Gcsammtbetrage,  steigend  vom  4. — 13.  Jahr  vou  10 — 20  Pf.  St. 
Die  betreffenden  Einnahmen  (Hessen  jetzt  unmittelbar  in  das  Schatzamt  und  gehören 
zu  den  „verschiedenen  Einkünften".    S.  über  die  früheren  Tarife  Vocke,  S.  220. 

Der  Reinertrag  der  genannten  Verkehrssteuern  in  Stcmpclform  war  in  1000  Pf.  St. 
(Bullet.  18*5  II,  584): 

1S50/60      1S74/75  1884/S5 
Verträge  und  andere  Urkunden    .    .    .    .    1.279  1.0S0  1.812 

Wechsel  u.  s.  w   505  903  6«)9 

Banknoten  I    7-2        i       1,10  0MI 

Abfindungsbetrag  der  Banken     .    .    .    .  ]  \    140  128 

Penny-Stempel   3S8  747  931 

zusammen    2.244  3.771  a.573 

Feuerversicherung   1.432  —  — 

Seeversicherung   324  125  146 

Lebensversicherung  bei  Verträgen      22  37 

Erfindungspatente   102  156  — 

Summe  der  Einnahmen  des  Stcinpclamts     4.688  4.994  4.166 

In  letzteren  Summcnziffcrn  sind  inbegriffen :  die  Stempel  für  Heilmittel,  Gold- 
uud  Sübcrsachcn,  Spielkarten.  Zeitungen  (jetzt  aufgehoben),  Certificate  und  Licenzcn 
(s.  o.  S.  260)  und  „verschiedene  Abgaben"  (letztere  seit  1882/83  hier  ebenfalls  nicht 
mehr  berechnet).  Es  fehlt  aber  in  der  Summe  der  Ertrag  der  Erbschaftssteuer.  Von 
den  1.8  Mill.  Pf.  des  ürkundcustcmpels  kommen  O.ü  auf  EigcnthumsUbertragungcn, 
Hypotheken,  Pachten  n.  dgl.,  0.6  auf  Uebcrtragung  von  Fonds  und  Acticn.  0.3  auf 
alles  Andere  (nach  d.  28.  llep.  of  inl.  rov.  Bull.  1^85  II,  588).  —  Seitdem  die  Post* 
marke  auch  für  gewisse  Stcmpelzahlungen  zugelassen  ist,  erfolgt  eine  Uebertragung 
eines  Betrags  von  jetzt  455.000  Pf.  St.  von  der  cincassirenden  Postvcrwaltung  auf  die 
Stcmpclverwaltung  (Bull.  1885  II,  590,  Dowell  III,  343). 

§.  121.  Zur  Vei  kehr 8 bc Steuerung  kann  man  ausser  deu 

vorgenannten  eigentlichen  Stempelabgaben  noch  stellen: 

2.  Die  ehemalige  Auctionss teuer. 

3.  Die  ehemalige  Steuer  auf  den  Transport,  bez.  auf  Trans- 
portmittel und  Transportgewerbe,  sowie  die  noch  bestehende 
Steuer  auf  den  Personenverkehr  der  Eisenbahnen,  bez. 
auf  den  Ertrag  daraus. 

1.  Die  Auctionsstcuer  (seit  1777)  traf  unbewegliches  und  ihm  gleichgestelltes 
Eigenthum  mit  3  d.  vom  Pf.  St.  \V/4°U\  bewegliches  mit  6  d.  (274°/0),  mit  späteren 
Ermässigungen  für  Auctionen  von  Wolle  und  von  fremden  Producten.  Sie  ertrug  zu- 
letzt 300,000  Pf.  und  wurde  1845  aufgehoben.    Dowell  III,  156—158. 

2.  Die  Stenern  auf  Transport  und  Transportmittel  haben  den  Misch- 
ebaracter  von  speciellen  Gewerbesteuern  für  die  betreffenden  Transportgewerbe 
und  von  indirecton  Verbrauchssteuern  (s.  schon  o.  §.  81  S.  182).  Vocke  betont 
letzteres,  er  behandelt  sie  als  Steuern  auf  „Verkehrsgewerbe"  bei  den  Gewerbesteuern 
(S.  424  ff.).  Dowell  ruiht  sie  unter  den  „Steuern  auf  besondere  Berufe  und  Ge- 
schäfte" ein  und  bezeichnet  sie  insgesammt  als  „Steuern  auf  Personen ,  welche  Fort- 
schaffungsmittel besorgen"  (III.  40  ff.). 

a)  Die  drei  älteren  auf  Stadtdroschken,  auf  Landkutschen  und  auf 
Miethpferdo  und  M i et h wagen  haben  unter  dem  Einfluss  der  Veränderungen  in 
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deu  Cotnmunieations-  und  Transportmitteln  und  in  Gcmassheit  der  Verkebrsbedürfuisso 
des  Publicum*  sowie  der  Coucurrenzverhältnisse  der  Transportmittel  unter  einander 
zuerst  Veränderungen  und  Ermässigungen  erfahren,  bis  sie  schliesslich  ganz  aufge- 
geben wurden,  alle  3  von  1S70  an,  Ertrag  damals  bez.  10Ü.OO0.  49,000  und  141.000 
l'f.,  in  Grossbritannien.  Die  Stadtdroschkeu  unterliegen  jetzt  der  Wagensteuer.  Auch 
an  Besteuerung  d<  r  Caiial fahrt  und  der  Dampf  liootreisonden  ist  gedacht  worden.  Die 
Einzelheiten  der  genannten  Steuern  sind  steuertechnisch  von  Interesse  wegen  der 
Schwierigkeiten,  die  dabei  zu  uberwinden  waren,  und  der  dadurch  bedingten  Experi- 
mente. So  wurde  noch  IS53  die  undurchführbar  gewordene  „Mcilcnsteucr"  der 
Landkutschen  in  eine  höhere  Licenzabgabe  nach  Zahl  der  Pferde  und  Wagen  ver- 
wandelt.   Meiches  Detail  bei  Vocke  und  Dowell. 

bj  Die  Besteuerung  des  Pcrsoucn verkelirs  der  Eisen- 
bahnen  ist  zunächst  nur  historisch  als  Ergänzung  der  genannten 
Transportsteueru  erklärlich.  Sie  kauu  indessen  in  ihrer  Entwick- 
lung als  eine,  wenn  auch  in  der  Form  —  weil  sie  den  rohen 
Ertrag  bloss  des  Personenverkehrs  trifft  —  zu  bemängelnde 
Ertragssteuer  der  E  iseubahn  Unternehmungen  aufgetasst 
werden. 

Sie  wurde  anfangs  auch  nach  den  Grundsätzen  cin<;s  ,.MeiIcngeldcs"  eingeführt 
i'/i  J-  1>.  engl.  Meile  für  je  1  Passagiere,  1S32),  1S42  aber  in  eine  5%  Steuer  vom 
Ertrag  des  Personenverkehrs  verwandelt.    Die  1844  gesetzlich  eingeführten  billigen 
Personenzug    III.  Cl.  wurden  jedoch  von  der  Steuer  befreit.    Dies  bot  den  Gesell- 
schaften Gelegenheit,  durch  Vermehrung  solcher  Züge  die.  Steuerfreiheit  in  grosserem 
Maasse  zu  erreichen,  bis  diese  Freiheit  1  s(>*i  genauer  bestimmt  und  beschränkt  wurde, 
;iber  nicht  mit  ausreichendem  Erfolge.    Jüngst  (1  bS3  40  u.  17  Vict.  c.  34)  sind  die 
Fahrten   unter  und   bis   1  d.  per  Person   und  Meile  steuerfrei   gemacht  und  für 
„städtische  Zuge"  der  Steuersatz  auf  2%  eruiässigt  worden:  ein  bedenklicher,  aber 
eharacteristi-eher  Sieg  des  kapitalistischen   ..railway   interest".    Steuerertrag  JS30 
10.000.  1M0  112.000.  IM  5  315,000,  1SÜ5  415.000,  ISS'5  M  0,000  Tf.  St.,  dagegen 
1^SIS5  und  1^5/sO  nur  noch  392,000  und  347,000  Pf.  St.  Die  Steuer  ist  als  eine 
Art  „Eisenbahusteiier'",  d.  h.  als  eine  Ertragssteuer  von  den  Eisenbahnen, 
welche  cÜ'eetiv  deren  Keinertrag  trifft,  gegenüber  dem  factischen  Monopol  der  Bahnen 
gerechtfertigt.     Ihre  jetzige  Ermässigung  war  ein  Geschenk  an  die  Eisenbahngesell- 
schaften.   Vocke,  S.  431,  Dowell  III.  04—70.    Bes.  über  die  principielle  Seite 
und  den  egoistischen  Kampf  der  Eisenbahngcscllsclnftcu  gegen  die  Steuer  und  fur 
die  Ausdehnung  der  Steuerfreiheit,  die  sie  denn  auch  jetzt  erreicht  haben,  G.  Cohn, 
engl.  Ei^enbahnpolit.  Leipz  1^74  I.  8s.  11.  304-31S.    Er  fasst  die  Steuer  auch  als 
eine  richtige  und  massige  Steuer  auf  den  Gewinn  der  Eiscnbaluiuntcrnehmungen 
auf  (S.  310).    Diese  Besteuerungsfrage  ist  auch  fur  die  principielle  Beurtheilung  dc\s 
Privatbahnsystems  lehrreich.    Die  brit.  Bahnen  haben  Übrigens  auch  Armen-  und 
sonstige  (  o  m  m  u  n  als  teil  er  zu  entrichten,  etwa  im  doppelten  Betrage  der  staat- 
lichen Eisenbahnsteuer,  ohne  dass  darüber  Kla^e  geführt,  wenn  auch  wohl  gewünscht 
worden  ist,  der  Staat  solle  diese  Steuer  beziehen.   Cohn  II,  305.  310.    Leber  die 
neueste  Gesetzgebung  Ders.  im  Arch.  fur  Eisenbahnwesen  1^3,  S.  4SI,  1SS4,  S.  20. 
s.  auch  Bull.  lS>:i  II,  30S. 

C.  Die  Erbschaft  »beste  ucrung. 

S.  o.  jj.  s7.  S.  19.-!.  Vuckü,  S.  224—232.  Dowell  11,  passim.  III,  13>  iL, 
bes.  J4I  IL,  150  I!..  155.  (meist,  Verwaltungsrecht  3.  A.  II,  041  Note  (ohne  Kuck- 
sieht auf  die  neuere  Gesetzgebung).  Bullet.  Iran«;.  1^85  II,  714—723.  nach  dein 
2^.  Kep.  on  inl.  rev. ,  Leser,  brit.  Erbschaftssteuer.  Tub.  Ztschr.  1  SS I ,  S.  ,'123  II'., 
P.Mi  II.,  Trevor's  ta.xes  on  succession,  1.  ed.  by  E.  Kreeth  und  Ii.  J.  Wallacc. 
Lond.  lsM.  niit  Abdruck  der  Hauptgesetze  (von  30  Georg  III,  c  52,  1790  an)  im 
Anhang  p  299—111. 
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Die  principielle  Erörterung  der  Erbschaftssteuer  und  die  princ  ipiello 
Begründung  dieser  Steuergattung  ist  verhältnissinässig  einfach,  trotz  der  da- 
bei in  Betracht  kommenden  tieferen  rechtsphilosophischen  und  nationalökonoinischcu 
Fragen  (s.  Fiu.  II,  476  ID.  Die  prac  tische  Durchführung  d-.-r  au  sieh  auch 
einfachen  Grundsätze,  dieser  Steuern  bit  tet  dagegen  grosse  Schwierigkeiten,  weil  dabei 
verwickelte  erbreehtlicho  Verhältnisse  zu  berücksichtigen  sind,  welche  wieder  mit 
dem  sonstigen  Vermögensrecht,  namentlich  mit  dem  Eigenthums-,  Nutzniessungsreeht 
in  Verbindung  stehen.  Daher  müssen  sich  schon  die  gesetzlichen  Normen  der  Erh- 
schaftsbestcuerting  in  eine  weitgehende  (asuistik  einladen,  bei  welcher  t rot/dem 
immer  leicht  Lücken,  Widersprüche  und  Zweifel  übrig  bleiben  werden,  welche  dann 
bei  dem  Vollzug  des  Gesetzes  hervortreten.  Die  einzelnen  Bestimmungen  der  con- 
croten  Erbschafrsbestcucrting  eines  Landes  erhalten  demgemiiss  nothwendig  ihren  spe- 
einschen  Character  durch  das  geltende  private  Vermögens-  und  insbesondere  Erbrecht 
des  Landes. 

Dies  gilt  vollends  von  der  britischen  Erbschaftsbesteuerung ,  welche  ohne 
Kenntniss  des  bezüglichen  Privatrechts  sogar  in  ihren  Hauptgruudsntzen,  so  schon  in 
ihrer  Gliederung  in  verschiedene  Steuern,  vollends  in  manchen  ihrer  einzelnen  Be- 
stimmungen gar  nicht  zu  verstehen,  in  Einzelheiten  kaum  zu  begreifen  ist,  wahrend 
selbst  auffallende  Seltsamkeiten  mit  Sätzen  des  Privatrechts  in  Verbindung  stehen  und 
dann,  zwar  finanzpolitisch  nicht  richtig,  aber  gesetzgeberisch  doch  begreiflich  werden. 
Es  ist  das  Verdienst  der  schönen  Arbeit  Leser  s  in  der  Tüb.  Ztschr. ,  die  britische 
Erbschaftsbesteuerung  gerade  nach  dieser  privatrechtliche n  Seito  behandelt  und  Vieles 
in  ihr  so  zum  ersten  Male  -—  wenigstens  für  die  contituntale  Finanzwi>senschaft  — 
klar  gestellt  zu  haben.  Er  weist  nach,  wie  die  Ausbildung  dieser  Besteuerung  „gänz- 
lich durch  die  Eigentümlichkeiten  des  englischen  Privatrechts  bestimmt  worden  ist" 
Tüb.  Ztschr.  Bd.  37,  324).  Er  zeigt  auch  mehrfach  richtig,  dass  Bestimmungen  der 
britischen  Erbschaftsbesteuernng  und  selbst  der  Character  der  einzelnen  Steuern  von 
den  Finanzautoren  falsch  aufgefasst  worden  sind,  weil  der  Zusammenhang  dieser  Be- 
stimmungen und  Einrichtungen  mit  Normen  des  englischen  Privatrechts  gar  nicht  ge- 
kannt oder  nicht  richtig  erkannt  worden  ist. 

Manche  Incorrectheiten  dieser  Autoren  'auch  Voeke's)  sind  freilich  auch  die 
fast  unvermeidliche  Folge,  einen  so  durchaus  casuistischen  Gegenstand  in  einer  knappen 
Darstellung  zusammenlassen  zu  nnissen,  wobei  nur  Ilauptpunctc  behandelt,  aber  die 
Caauistik  nicht  berücksichtigt  werden  kann.  Auch  in  diesem  Werke  ist  kein  anderes 
Vorgehen  möglich.  Um  so  mehr  ist  aber  darauf  hinzuweisen,  dass  nur  eine  dctail- 
lirendc  Darstellung  ein  vollständiges  und  in  den  Einzelheiten  genau  rich- 
tiges Bild  der  brit.  Erbschaftsbesteuernng  und  nur  eine  solche  auch  erst  einen 
richtigen  Einblick  in  die  Ingeniosität  dieser  Besteuerung  und  in  die  grossen  Schwie- 
rigkeiten ihrer,  wie  freilich  (wenn  auch  wohl  sonst  in  geringerem  Maassei  jeder  Erb- 
schaftsbesteuerung  geben  kann.  In  dieser  Hinsicht  sei  auf  L> •sor's,  leider  bisher 
nicht  vollendete.  Arbeit  Bezug  genommen.  In  das  Detail  und  in  die  Casuistik  mit 
Rücksicht  auf  die  Gerichtsentscheidungen  fuhrt  das  Werk  von  Tie  vor,  besonders  in 
der  neuesten  Auflage,  gut  ein.  Eine  kürzere  Darstellung,  wie  sie  hier  allein  in  Frage 
steht,  kann  also  nur  ein  Bild  von  der  ungefähren  Gestaltung  dieser  britischen  Be- 
steuerung entwerfen. 

Auch  die  Weiterentwicklung  der  brit.  Erbschaftsbesteuerung  in  diesem  Jahr- 
hundert wird  nur  in  Verbindung  mit  Eigentümlichkeiten  des  brit.  Privatrechts  ganz 
verständlich.  Sie  wurde  von  dem  Gedanken  getragen ,  allmählich  den  Uebcrgang  von 
Eigenthum  und  Nutzungen  bei  Todesfällen  —  der  Ausdruck  „Todessteuern"  ist  wohl 
von  Politikern  zum  öftern  gebraucht  worden,  Dow  eil  nennt  sie  „taxes  ou  property 
ou  its  devolution  in  conse<|uencc  of  a  death"  —  immer  vollständiger,  gleichmässiger 
und  sicherer  zu  besteuern.  Noch  die  neuesten  Veränderungen  der  Gesetzgebung  ver- 
folgen z.  Th.  dieses  Ziel. 

Die  Hauptgesetze.  für  die  Periode  seit  IS  15,  ausser  kleineren  einzelnen  (worüber 
Leser  und  Trevori  sind:  über  die  probate  und  die  legaey  duty  55  Georg  III, 
c.  1S4  vom  11.  Juli  1  s  1  r» ,  über  die  succession  duty  HJ  und  17  Vier.  c.  öl  vom 
4.  Aug.  1853.  Von  älteren  kommt  bes.  noch  36  Georg  III,  c  52,  vom  26.  April  17WJ  in 
Betracht.  Neueste  Reformen  durch  13  u.  11  Vict.  c.  14  part  III,  von»  24.  März  l^SO, 
14  Vict.  s.  12  part  III,  von  1*>S1  (Inl.  rev.  and  customs  act).  S.  darüber  noch  die 
Bemerkungen  im  Anhang  bei  Leser,  Tüb.  Z.  Bd.  37,  S.  370.  531.  Dowell  III,  154; 
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bes.  die  Budgetreden  von  Gladstone  und  Childcrs,  im  Auszug  im  Ballet  1&80  I, 
256,  1SS1  I,  320,  18S2  I,  427,  1885  I,  567.  Die  Gesetze  selbst  im  Aubang  von 
Trcvor.  Einige  Verschiedenheiten  bestehen  oder  bestanden  zwischen  England,  Schott- 
land, Irland.  S.  darüber  die  gen.  Schriften,  bes.  Leser  und  Trevor.  Hier  wird  vor- 
nehmlich nur  die  Gesetzgebung  für  England  berücksichtigt.  Da  sich  die  amtlichen 
Namen  der  Steuern  in  Deutsch  nicht  genau  wiedergeben  lassen,  sind  sie  hier  zunächst 
beibehalten  worden. 

§.  122.  Die  beiden  selbständigen  Glieder  der  Elbschaftsbesteuerung, 
welche  aus  der  vorausgehenden  Periode  überkommen  waren  (§.  89), 
die  probate  duty  und  die  legaey  duty,  sind  1853  durch  ein 
drittes  Glied,  die  succession  duty,  1881  durch  ein  viertes  Glied, 
das  sich  speciell  an  die  probate  duty  anscbliesst,  die  aecount 
duty,  ergänzt  worden.  Im  Wesentlichen,  vorbehaltlich  der  im 
Gesetz  näher  bezeichneten  Bestimmungen,  treffen  die  probate,  die 
aecount  und  die  legaey  duty  das  persönliche  bewegliche 
Vermögen,  die  succession  duty  das  unbewegliche  und  ihm 
gleichgestelltes  Vermögen,  welche  beim  Todesfall  nach  der  gesetz- 
lichen Erbfolge  (ab  intestato)  oder  nach  Testament,  bez.  eventuell 
jetzt  auch  nach  Familienstiftung,  Rentenaussetzungen  u.  dergl. 
(scttlement)  au  andere  Personen  zu  Eigenthum  oder  Genuss  über- 
gehen. 

Der  Begriff  des  „beweglichen"  und  „unbeweglichen"  Vermögens 
und  der  specielleu  Rechte  daran ,  welche  übertragen  werden ,  richtet  sich  aber  nach 
den  eigentümlichen  Normen  des  englischen  Rechts  und  mitunter  auch  nach  Spccialvor- 
sebriften  der  Erbschaftssteuergesetze,  welche,  besonders  für  zweifelhafte  Fälle,  angeben, 
welche  Steuern  in  den  und  den  Fällen  der  Vererbung  und  Ererbung,  dos  Legats  u.  s.  w. 
in  Anwendung  zu  kommen  haben.  Daher  ist  das,  was  die  einzelne  der  genannten 
Steuern  wirklich  treffen  soll  und  trifft  oder  nicht  trifft,  nicht  aus  einem  relativ  ein- 
fachen und  festen  Rechtsbegriff  der  Rechtswissenschaft  oder  des  continentalcn  Rechts, 
wie  „bewegliches"  und  „unbewegliches"  Vermögen,  Uebergang  von  „Eigenthum", 
„Nutzung"  u.  s.  w.,  sondern  nur  aus  den  englischen  Begriffen  und  deren 
authentischer  casuistischer  Interpretation  in  den  Gesetzen,  hie  und  da 
auch  in  den  Entscheidungen  der  Gerichtshöfe  zu  entnehmen.  Demnach  kann  ohne 
solche  Casuistik  nur  ungefähr  das  Wesen  der  einzelnen  Steuern  in  der  Art  bezeich- 
net werden,  dass  angegeben  wird,  was  „im  Wesentlichen"  ihr  Objcct  ist. 

Nicht  nur  die  complicirto  Construction  der  britischen  Erbscbaftsbesteuerung  als 
eines  Steuersystems  von  drei  oder  jetzt  vier  einzelnen  Steuern,  auch  der  objective  In- 
halt und  Umfang  jeder  derselben,  die  Bestimmung  der  Steucrsubjecte,  die  Modalitäten 
der  Veranlagung,  der  Anmeldungen  und  Declarationeu.  der  Festsetzungen  und  Berech- 
nungen, der  Erhebungen,  der  Vorschriften  in  Betreff  der  Verantwortlichkeit,  der 
Steuerhaftung,  der  Strafen  u.  s.  w.  und  die  Casuistik  in  allen  diesen  Dingen  sind 
grossenthcils  Consequenzen  des  eigentümlichen  Formalismus  des  britischen  Erb- 
rechts, Familienrechts,  Eigenthumsrechts  und  der  sonstigen  Rechte  an  Vermögens- 
massen  und  an  einzelnen  Arten  von  Vermögcnsobjcctcn.  Willkürlich,  widerspruchs- 
voll, unklar,  un  zw  eck  massig ,  rein  vom  steuerrechtlichen  Gcsichtspunet  und  mit  conti- 
nentalen  Augen  betrachtet  werden  diese  Einzelheiten  verständlich  und  erscheinen  sie 
notwendig  und  folgerichtig  vom  Gesichtspunkt  des  britischen  Privatrechts  und  seines 
Formalismus  aus. 

Von  jenen  vier  Steuern  des  „Systems"  sind  die  probate  und 
die  aecount  duty  im  Allgemeinen  indifferent  hinsichtlich 
der  Personen,  welche  als  Krben,  Legatare,  in  den  Genuss  von 
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ausgesetzten  Kenten,  von  Familienstiftungen  Eiutretende  u.  s.  w. 
in  Folge  eines  Todesfalls  Eigenthum  oder  andere  Rechte  an  Ver- 
mögen oder  Nutzungen  erlangen.  Diese  beiden  Steuern  treffen 
unter  Freilassung  kleiner  Erbschaften  u.  s.  w.  (früher  bis  20,  jetzt, 
seit  1864  bis  100  Pf.  St.)  nach  einem  zuletzt  1881  gegen  früher 
vereinfachten  und  verbesserten,  nunmehr  bis  1000  Pf.  St.  progres- 
siven (oder,  nach  der  abnehmenden  Summe  betrachtet,  degressiven), 
von  da  an  3°/0  betragenden  Tarif  alle  unter  sie  fallenden  Beträge, 
und  zwar  nunmehr  der  „reinen"  Erbschaft  (abzüglich  Schulden 
und  Beerdigungskosten),  gleichmässig,  einerlei  wer  der  Empfänger  ist. 

Die  finanzpolitische  Anomalie  von  im  Allgemeinen  (nicht  durchaus  gleichmässig) 
um  die  Hälfte  höheren  Steuersätzen  der  Intestat-  gegenüber  den  testamentarischen 
Erbschaften  wurde  durch  Gleichstellung  der  Sätze  (lSSO1),  das  ehemalige  Maximum 
des  Steuerbetrags  für  Erbschaften  von  1  Mill.  Pf.  St  und  darüber  wurde  durch  Ein- 
fuhrung einer  weiteren  Steigerung  der  Steuer  (1859)  beseitigt. 

Die  beiden  andern  Erbschaftssteuern  dagegen,  die  legaey  und 
die  neue  succession  duty  von  1853  belegen  die  Erbschaften  und 
Legate  nach  einem  Tarif,  dessen  Sätze  nach  der  Nähe  der 
Verwandtschaft,  bez.  nach  der  NichtVerwandtschaft 
zwischen  dem  Hechtsvorgänger  und  dem  Rechtsnachfolger,  an 
welchen  Eigenthum  oder  Nutzungen  gelangen,  abgestuft  sind. 

Daher  nach  dem  auch  in  den  continentalen  Gesetzen  üblichen  Gruudsatz,  die 
nächstverwandten  Rechtsnachfolger  (einschliesslich  des  Wittwers  und  der  Wittwe)  gar 
nicht  oder  niedrig,  die  Seitenlinie  und  die  entfernteren  Verwandten  höher,  die  ent- 
ferntesten und  die  Nichtverwandten  am  höchsten  zu  besteuern,  und  zwar  jetzt  mit 
Sätzen  von  l°/0  (Dcsccndentcn  und  Ascendontcn  des  Verstorbenen),  3°/0  ^Geschwister  des- 
selben u.  dereu  Nachkommen),  570  (Onkel,  Tanten  desselben  u.  deren  Nachkommen),  6% 
Grossonkel,  Grosstanten  desselben  und  deren  Nachkommen),  10%  (&üe  anderen  Personen). 
Wittwer  und  Witt  wen  sind  allgemein  steuerfrei  von  diesen  beiden  Steuern.  Seit  der 
neuesten  Gesetzgebung  siud  auch  die  mit  1 0,o  besteuerten  Deszendenten  und  Ascendenten 
frei,  insofern  dieses  Procent  als  durch  die  gezahlto  probate  und  aecount  duty  für  mit  be- 
lichtigt gilt.  In  Fällen,  wo  die  beiden  letzteren  Steuern  nicht  eintreten,  bleibt  die  even- 
tuelle Steuerpflichtigkeit  mit  l°/0  *,ci  der  legaey  und  succession  duty  bestehen. 

Die  Steuerfreiheit  nach  dem  Betrage  ist  für  Erbthcüe  auf  100  und  jüngst  auf 
300  Pf.  St.  bei  diesen  Steuern  ausgedehnt  worden,  diejenige  für  Legate  geht  bis 
20  Pf.,  falls  die  Summe  diesor  Legate  für  dieselbe  Person  nicht  300  Pf.  über- 
schreitet. 

Die  Iegacy  und  succession  duty  ergänzen  sich  in  der  Weise, 
wie  es  das  Gesetz  durch  seine  Vorschriften  Uber  das  Eintreten  einer 
jeden  der  beiden  Steuern  in  bestimmten  Fällen  angiebt.  Was  unter 
die  eine  fällt,  kann  daher  nicht  in  denselben  Fällen  unter  die  an- 
dere fallen.  Auch  kann  man  wieder  nur  im  Allgemeinen, 
nämlich  vorbehaltlich  der  Abweichungen  und  der  casuistischen 
Bestimmungen  des  Gesetzes,  sagen,  dass  die  legaey  duty  das 
„bewegliche",  die  succession  duty  das  „unbewegliche" 
Vermögen  treffe.    Eine  wichtige  Ausdehnung  der  Erbschaftssteuer 


Digitized  by  Google 


270        <»•  B-       K.  Steuerreoht.   I.  Il.-A.   1.  A    England.  §.  122,  12:5. 

hat  die  succession  duty  auf  die  Anfälle  ans  Rentenaussetzungen  und 
Familienstiftungen  (Settlements)  gebracht,  die  von  den  beiden  älteren 
Steuern,  der  probate  und  legacy,  nicht  getroffen  wurden  und  in 
Englnnd  practiseh  wichtig  sind. 

Nicht  Ubersehen  werden  darf,  namentlich  auch  um  die  Erb- 
schaftsbesteuerung der  nlihercn  Verwandten  richtig  zu  würdigen, 
dass  die  legacy  duty  regelmässig  zur  probate  und  ae- 
count  duty  hinzutritt.  Daher  werden  auch  die  nächsten 
Verwandten  in  den  wichtigsten  Fällen  bei  Mobiliar-  und  diesem 
gleichgestellten,  der  probate  duty  unterworfenen  Nachlass  nicht 
unerheblich  besteuert.  Es  besteht  somit  für  das  bewegliche 
u.  dgl.  Vermögen  eine  formelle  und  materielle  Doppelbesteue- 
rung, durch  probate,  aecount  und  legacy  duty;  für  das  unbeweg- 
liche und  das  Übrige  der  succession  duty  unterliegende  tritt  da- 
gegen nur  diese  letztere  Steuer  ein.  Eine  völlig  gleiche  Behand- 
lung jedweden  Vermögens  und  jedweder  Erben  u.  s.  w.  ist  daher 
doch  noch  nicht  erreicht. 

Auch  die  Spocialbestiminuiigen  über  dir  Abhängigkeit  der  Steuerpilichtigkeit 
vom  Domicil  des  Rechtsvorgangers  (Erblassers^  des  Rechtsnachfolgers  (Erben,  Legatars, 
in  Stiftung-sgenuss  Eintretenden  u.  s.  w.)  sowie  vom  Dotnicil  des  einzelnen  Ycrmögens- 
objects  ergeben  immer  noch  Unglcichinässigkeiten  im  rechtlichen  und  thatsäch- 
lichen  Umfang,  in  welchem  je  nachdem  Personen  und  Vermögen  oder  Vermögens- 
bestandtheile  getrolfen  werden. 

Nicht  minder  folgen  solche  Ungleiehmässigkeiten  aus  dem  cigenthümlichen 
Grundsatz,  den  vollen  Capitalwerth  als  Eigenthum  der  von  der  probate  und 
legacy  duty  getroffenen  Objecto  nach  dem  Curs  (z.  B.  bei  Werthpapieren)  oder  nach 
dem  Sehätzuugswerthe  (z.  B.  bei  Kunstsammlungen)  der  Berechnung  der  Stcucrpllichtig- 
keit  und  des  Steuersatzes  zu  Grunde  zu  legen,  bei  der  succession  duty  aber  den  er- 
mittelten Ertrag  von  Laud  als  Jahresrente  anzusehen,  deren  Capitalwerth  nach  ge- 
setzlichen Berechnungstufeiii  in  Gemässheit  des  Lebensalters  des  Erben  berechnet 
wird,  und  dann  auf  diesen  Capitalwerth  den  gesetzlichen  Steuersatz  anzuwenden, 
uud  zwar  auch  beim  Eigen  th  ums  abergang  von  Land  (Hi  und  17  Vict.  c.  51 
sect.  21  und  iL  mit  Angaben  über  die  Berechnungsweise  der  verschiedenen  Arten 
von  real  property  und  Tabellen  für  Berechnung  des  Bentenwerths  in  jedem  Altcrs- 
jahre:  „the  interest  of  every  suecessor  ...  in  real  property  shall  bc  considered  to 
be  of  the  value  of  an  annuity  equal  to  the  annual  value  of  such  property  ...  and 
payable  frum  tiie  dato  of  bis  becoiniug  entitlcd  thereto  in  possessio!)  or  to  the  receipt 
of  the  income  or  prolits  theivof  during  the  residue  of  bis  life  .  .  .  and  every  such 
annuity  slnll  bo  valued  aecording  to  the  tubles  in  the  Shedulc  annexed  to  this  Act." 
Trcvor,  p.  ibVl,  1J!>,  l'J".  363  II.),  Mit  hieraus  sowie  aus  den  mancherlei  bri- 
tischen Belastungen  der  Bodenrente  zu  Gunsten  Anderer  und  aus  dem  zum  Theil  hier- 
mit zusammenhangenden  Umstände,  dass  gewisse  Thcile  des  Grundeinkommens  und 
ihres  Capitalwerths  unter  die  anderon  Glieder  der  britischen  Erbschaftsbesteuerung 
fallen,  erklärt  sich  auch  der  relativ  kleine,  allerdings  auch  hinter  den  gehegten  Er- 
wartungen bei  der  Einführung  dieser  Steuer  zurückgebliebene  Ertrag-  der  suc- 
cession duty. 

Von  den  vier  leitenden  Grundsätzen,  welche  nach  den  Erörte- 
rungen der  „allgemeinen  Steuerlebre"  (Ein.  II,  471*)  für  eine  ratio- 
nelle Erbschaftsbesteuernng  aufzustellen  sind,  —   nämlich  dem 
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Grundsatz  einer  Beseitigung  der  Intestaterbfolge  (Iber  einen  niebt 
zu  entfernten  Verwandtschaftsgrad  hinaus,  dem  weiteren  einer  Mit- 
besteuerung der  näclistverwandten  Erben  (gerader  Linie),  dem  fer- 
neren eines  Progressivsteuertarifs  nach  der  Höhe  der  Erbantheile 
(Erbportionen)  und  Legate,  welche  ein  Einzelner  crbült,  und  dem 
vierten  eines  Progressivstcuertarifs  nach  dem  Verwandtschaftsgrade, 
—  sind  demnach  nur  der  zweite  und  vierte  in  ziemlich  genügender 
Weise,  namentlich  insofern  auch  die  direetc  Linie  mitgetroffen  wird, 
im  britischen  Erbsehaftssteuersystem  anerkannt  und  durchgeführt 
worden.  Der  dritte,  welcher  in  England  mitunter  Befürwortung 
fand  —  ein  Vorschlag  von  J.  St.  Mill  läuft  auf  etwas  Aehnliches, 
nur  hoch  weiter  Gehendes  hinaus  —  ist  nur  in  der  Steuerfreiheit 
kleiner  Beträge  und  der  niedrigeren  Besteuerung  kleinerer  zur 
Geltung  gelangt,  was  noch  nicht  genügt. 

Beachtenswerth  ist,  dass  die  eindringlichen,  die  privaten  Ver- 
mögens- und  Familienverhältnisse  durchforschenden  Proceduren  des 
Einsteuerungsverfahrens  bei  der  Erbschaftsbesteuerung  von  den  in 
solchen  Dingen  sonst  so  empfindlichen  Briten,  wie  es  scheint,  gut- 
willig ertragen  werden.  Von  Einfluss  ist  darauf  wohl,  dass  es  sich 
dabei  um  altgewohnte  gerichtliche  Einmischungen  handelt  und  dass 
die  letzteren  meist  nur  einmalige  und  seltene  sind.  Die  Erbschafts- 
besteuerimg fungirt  so  doch  als  eine  recht  passende  ver- 
mögenssteuerartige Ergänzung  der  directen  Besteue- 
rung, speciell  der  Einkommensteuer  und  schliesslich  des  britischen 
Steuersystems  überhaupt. 

§.  123.  Einige  weitere  Einzelheiten  hinsichtlich  »ler  einzelnen  Erbschaftssteuern 
-zur  Ergänzung  des  Vorausgehenden. 

1.  Die  probate  duty  (Leser,  S.  327—370,  Vocke.  S.  223—225,  Dowcll 
III,  142—147,  Bullet,  franc.  JsS5  II,  715,  716,  Trevor  eh.  I)  hängt  in  ihrer  Be- 
grenzung auf  „hewoglich.es"  Vermögen,  in  ihrer  früheren  Scheidung  nach  der  Art 
der  Vcrerbunjr,  besonders  ab  intestato  und  testamentarisch,  in  ihren  hiernach  früher 
geltenden  verschiedenen  Steuersätzen  speciell  mit  nur  historisch  verständlichen  Prin- 
eipien  des  brit.  Vermögens-  und  Erbrechts  zusammen,  wie  dieses  Leser  Tub.  Ztsch. 
37,  S.  327  ff.  näher,  Do  voll  III,  13'J  in  Kürze  darlegt,  worauf  hier  allein  verwiesen 
werden  kann.  Der  Name  „probate'*  duty  erklärt  sich  aus  der  Anwendung  der  Steuer 
zunächst  auf  die  durch  letztw  illi  gc  Verfügung  (Testament,  will)  vererbt»!»  Nach- 
lässe, wo  eine  amtliche  Bestätigung  des  Testaments  unter  der  Formel  „probatuin  est" 
eintritt.  Hier  knüpft  sich  die  Steuer  an  den  also  „approbirteif  letzten  Willen.  Die 
analoge  Steuer  wurde  dann  auf  Intcstaterbfälle  und  auf  solche  testamentarische 
Erbfolge,  wo  im  Testament  kein  Executor  ernannt  war  (s.  Loser  a.  a.  0.)  ausge- 
dehnt, wo  nach  dem  geltenden  Hechte  eine  amtliche  Ermächtigung  zur  Verwaltung 
dieses  Nachlasses  mittelst  Ernennung  von  „Administratoren"  durch  ,.letters  of  adiniui- 
stration"  erfolgt.  Iiier  knüpfte  sich  die  Steuer  an  diese  letters  und  führte  demgemäss 
zum  Unterschied  der  probate  duty  i.  e.  S.  den  bezuglichen  Namen.  In  weiterem  Sinn 
und  nach  dem  populären,  später  auch  dem  amtlichen  kürzeren  Sprachgebrauch  hicssen 
seit  länger  und  heissen  namentlich  jetzt,  wo  die  Unterschiede  des  Steuertarifs  fort- 
gefallen sind  und  wesentlich  Eine,  nur  in  Ausführungsformalien  nach  den  beiden 
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Hauptarten  der  Erbfolge  Verschiedenheiten  zeigende  Steuer  vorliegt,  beide  genannte 
Stenern  zusammen  „probate  duty". 

Das  Wesen  dieser  Steuer  bezeichnet  Leser  (a.  a.  0.  S.  3S7)  folgendermaassen : 
„sie  ist  eine  mittelst  Stempels  zur  Erhebuug  kommende  Abgabe  von  denjenigen  Ur- 
kunden, deren  Ausstellung  unerläßlich  ist,  so  oft  Jemand  zur  Verwaltung  eines  Mobiliar- 
Nachlasses  berechtigt  werden  soll".  Die  getroffenen  Urkunden  sind  der  probate  of 
will  (Bestätigung  eines  im  Testament  bezeichneten  Exccutors,  in  England  und  Irland), 
die  letters  of  ad  mini  st  ratio  n  (Einsetzung  eines  Administrators  mit  und  ohne 
Testament  ebendaselbst),  das  inventory  (Inventar,  in  Schottland  stets  bei  Verwal- 
tung eines  Mobiliarnachlasses  erforderlich)  (Leser  eb.). 

Die  frühereu,  im  All  gern  ei  nen  um  die  Hälfte  höheren  Steuersätze  (o.  §.  ST, 
Leser  S.  347)  galten  für  die  I ntestat nachlasse,  die  niedrigeren  für  die  testa- 
mentarischen (auch  fUr  die  ohne  letztwillig  bestimmten  Executor,  wo  daher  letters 
of  administration  in  Betracht  kainen^.  Durch  die  neuen  Gesetze  von  1890  und  1982 
ist  in  diesen  und  anderen  Punctcn  Gleichheit  eingetreten,  im  Allgemeinen  so,  dass  im 
fiscalbchcn  Interesse  die  Sätze  der  testamentarischen  Erbfolge  ungefähr  auf  diejenigen 
der  anderen  erhöht  worden  sind ,  nicht  ganz  bei  kleineren ,  etwas  mehr  als  das  bei 
grösseren  Betragen.  Der  jetzige  Tarif  ist:  bis  100  Pf.  rein  (nach  Schuldenabzug)  frei, 
100—500  Pf.  für  je  angefangene  50  Pf.  1  Pf.  (2°/,,),  doch  mit  der  Erleichterung, 
dass  Beträge  bis  300  Pf.,  zugleich  unter  erleichternder  Erhebunjrsform  (indem  nämlich 
probate  und  letters  of  administration  hier  gegen  besonderes  Affidavit  durch  Vermittlung 
des  Steueramts  zu  erlangen  sind,  Trevor  p.  24),  1V4  Pf.  Steuer  und  s/4  Pf-  Amts- 
gebühren zahlen.  500— 1000  Pf.  für  je  angefangene  50  Pf.  1V4  Pf.  Steuer  (2747u\ 
1000  Pf.  und  darüber  für  je  angefangene  100  Pf.  3  Pf.  oder  3%  Steuer.  Früher 
hatte  die  probate  duty  die  Erbschaft  ohne  Schuldabzug  besteuert,  indessen  konnte 
innerhalb  3  Jahren  bei  Nachweis  der  Schulden  der  für  diese  mit  erhobene  Betrag 
zurückgefordert  werden.  Jetzt  erfolgt  die  Steuerbemessung  gleich  unter  Abzug  der 
Schulden  und  der  in  vernünftigen  Grenzen  gehaltenen  Beerdigungskosten. 

Der  nach  dem  Zcitpunct  der  Besitznahme  (nicht  des  Todes  des  Verstorbenen)  zu 
berechnende  Werth  der  Erbschaft  ist  von  den  Executorcn  und  Administratoren  in 
Form  eines  „Affidavit",  einer  schriftlichen  eidlichen  Erklärung,  vor  dem  Gericht  zum 
Behuf  der  Erlangung  ihrer  Bestätigung  anzugeben,  worauf  die  Steuer  durch  Aufdruck 
eines  Stempels  der  Stcmpelbehördc,  jetzt  auf  dieser  Affidavit-Urkunde  selbst,  bemessen 
und  erhoben  wird.  Der  erwähnte  1  %  Stempel  der  legaey  und  succession  duty  gilt 
jetzt  damit  als  berichtigt.  Die  Garantie  der  richtigen  Besteuerung  liegt  mit  in  dem  Cha 
rakter  der  zu  stempelnden  Urkunden  als  gerichtlicher  (Leser  S.  304),  in  der  Ver- 
antwortlichkeit der  Nachlassvcrwalter  und  der  Gerichtsbeamten,  denen  daher  auch 
Straten  angedroht  sind. 

Der  grosse  Umfang  der  probate  duty,  daher  auch  der  hohe  Ertrag,  erklärt 
sich  mit  durch  die  eigentümliche  Ausdehnung  des  Begriüs  „persönliches  und  beweg- 
liches Vermögen".  So  gilt  die  Nutzniessung  von  Grundstucken,  welche  nicht  speciell 
„auf  Lebensdauer"  bestimmter  Personen,  sondern  auf  irgendwelche  Zeittermine  in 
Jahren  läuft,  zum  „Mobiliarvcrmögcn"  gehörig  und  ist  der  probate  unterworfen:  prac  tisch 
wichtig  bei  den  städtischen  bezüglichen  Rechtsverhältnissen  (Leser  S.  353.  Dowcll 
III,  115  :  „itnmovcable  moveablcs",  Ieasehold  statt  freehold).  Auch  sonst  so  manches 
Eigentümliche  (s.  Loser  a.  a.  0.).  Bewegliches  A'ermögcu,  das  im  Ausland  ge- 
legen (fremde,  in  Grossbritannien  nicht  domicilirto  Wertpapiere!),  z.  B.  von  der 
probate  duty  frei  >Trevor  p.  10,  42). 

2.  Die  aecount  duty  ist  1S81  zur  Ergänzuug  der  probate  duty  für  einige 
Fälle  eingeführt,  welche  letztere  Steuer  nicht  triUt:  für  die  donatio  mortis  causa;  für 
den  Erwerb  in  Folge  des  Ueberlebens  der  Person,  welche  mit  einer  anderen  ein,  im 
Falle  des  Todes  der  früher  sterbonden,  der  überlebenden  allein  verbleibendes  Eigen- 
thum besessen  hatte;  für  den  Vermögenserwerb  einer  Person,  der  derselben  durch 
den  Tod  einer  anderen  zugefallen  ist,  welche  ihr,  unter  Vorbehalt  einseitiger  Auf  - 
lösung des  Versprechens  in  einer  anderen  Urkunde  als  in  einem  Testament,  rei  n 
scheukungsweisc  jenes  Vermögen  übertragen  hatte  ^ausschliesslich  solcher  Fälle  n  u 
Gunsten  des  anderen  Theils  der  Ehegatten ,  wenn  dies  vor  der  Ehescbliessung  ah  >- 
gemacht  ward).    Name  von  der  Verpflichtung,  eine  bezügliche  „Rechnung"  bcii.ji 
Steueramt  einzureichen.    Tarif  und  Einrichtung  wie  bei  der  probate  duty.  doch  m\it 
kleinen  Abweichunsren.    (Leser  S.  532.  Bull.  1885.  II,  717,  Trevor  ch.  2/ 
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§.  124.  —  3.  Die  legacy  duty  ist  ebenfalls  eine  Ergänzung  der  probate  duty, 
sie  trifft  die  Erbschaften,  Erbantheilc  und  Legate  bei  der  Ausheilung  an  die  Empfangs- 
berechtigten in  den  nach  dem  Verwandtschaftsvcrhältniss  der  letzteren  zum  Erblasser 
bestimmten  gesetzlichen  Tarifsätzen.  tVocke  S.  226— 22$,  Dow  eil  III,  149—150, 
153,  154.  Leser  a.a.O.  2.  Artikel,  S.  496— 534,  Boll.  1S*>5,  II,  71S — 720,  Tregor  cb.  3.i 
Begrifflich  ist  im  Sinne  des  Stencrgesetzes  „legacy"  (.,Vermächtniss'\  woher  Yocko 
die  Steuer  „Vermächtnisssteuer"  nennt)  jede  testamentarische  Verfugung,  durch 
▼eiche  Eigenthum  oder  Nutzniessung  persönlichen  oder  beweglichen  Vermögens  an 
Jemanden  ubertragen  wird,  einerlei  ob  die  betreffenden  Objecto  selbst  schon  in  der 
Erbschaft  sich  befinden  oder  durch  Verkauf  oder  Verpfändung  eines  Immobils  erst 
zu  realisiren  sind  uud  ob  die  Vermächtnisse  in  Capitalsummeu  oder  in  Kenten  oder 
Annuitäten  bestehen ;  ferner  umfasst  der  Begriff  die  donatio  mortis  causa.  (Genaue 
Oasuistik,  was  nach  den  legacy  duty  acts  unter  „legacy"  gehört,  bei  Trevor  p. 60 — 102). 
Die  Intestaterbfolge  in  Mobiliarnachlass  wird  aber  dann  ebenfalls  und  gleich- 
mässig  der  legacy  duty  unterworfen.  Leser  unterscheidet  in  genauerer  Formulirung  der 
gesetzlichen  Steuerpflichtigkeit  drei  Fälle:  1)  den,  wo  durch  die  legacy  duty  die  Legate 
und  Antheile  an  einer  (Mobiliar-)  Erbschaft,  wenn  sie  vom  Nachlassverwalter  demjenigen, 
dem  sie  bestimmt  sind,  ausgeliefert  oder  vom  Nachlassvenvaltcr  als  ihm  selbst  oder 
einer  von  ihm  vertretenen  Person  zufallend  zurückbehalten  werden,  jo  nach  ihrem 
Betrage  (.und  nach  dem  Verwandtschaftsvcrhältniss  des  Empfängers  zum  Verstorbenen) 
zu  versteuern  sind;  2)  den  Fall,  wenn  aus  einem  Immobiliarnachlas.se  Jemandem  Mobiliar- 
werthe,  sei  es  als  Legat  oder  auch  als  Universalerbschaft,  zufallen  ;  Ii)  den  Fall  der 
donatio  mortis  cansa  bezüglich  persönlichen  und  beweglichen  Vermögens  (Leser  a.  a.  0. 
S.  497.  498). 

Die  übrigens  nicht  ausnahmslose  Regel  ist,  dass  die  Verpflichtung  zur  Ent- 
richtung der  lejracy  duty  durch  das  Domicil  des  Beerbten  bestimmt  wird,  daher 
mit  der  Rechtsfolge,  dass  das  wo  immer  gelegene,  im  Inland  domicilitten  verstoi benen 
Briten  wie  Ausländern  gehört  habende  Vermögen  steuerpflichtig  ist.  Also  z.  B.  im  Aus- 
land befindliches  Mobiliarvcrmögen  eines  in  England  wohnouden  Briten  ist  steuer- 
pflichtig, auch  wenn  die  Erben  und  Legataro  Ausländer  sind  und  im  Ausland  wohnen, 
dassegen  in  England  befindliches,  welches  ein  im  Ausland  domicilirter  A'erstorboncr 
hinterlässt,  ist  nicht  steuerpflichtig,  auch  wenn  es  an  Inländer  fällt  (Leser  S.  506, 
Boll.  1865,  II,  719,  Trevor  p.  54  ff.,  mit  Uechtsfällen). 

Nutzungsrechte  an  Immobilien  für  bestimmte  Jahre  (leascholdsO,  welche 
als  Mobiliarvermögen  der  probate  unterliegen  (S.  272),  sind  seit  1853  der  legacy  duty 
»Mitzogen  und  der  succession  duty  unterstellt. 

Den  vielfältigen  Verschiedenheiten  der  testamentarischen  Bestimmungen  und  den 
Verhältnissen  bei  Vererbung  von  Nutzniessnngen  trägt  das  Stcuergesetz  mittelst  einer 
reichon  Casuistik  Rcchnnng,  wobei  dann  wieder  manche  Eigentümlichkeiten  britischer 
Rechtsverhältnisse  und  Winhschafts-  und  Familiensitten  hervortreten.  Leser  giebt 
manches  bemerkenswerthe  Einzelne  an.  Ueber  die  Complicationen,  so  die  Möglichkeit 
finer  Cnmulation  einer  ganzen  Reihe  legacy  duties  in  Einem  Falle  (z.  B.  wenn 
Leibrenten  auf  mehrere  Leben  von  dem  ersten  Langlebenden  gleich  auf  dio  Nach- 
kommen inzwischen  verstorbener  Empfangsberechtigten  Ubergehen),  s.  auch  Bull.  1585, 
II,  710.    Weiteros  Casuistische  bei  Trevor. 

Der  steuerpflichtige  Betrag  des  Mobilianermögenswertbs  richtet  sich  nach  dem 
Zeitpnncte  der  Verthcilung  an  Erben  und  Legatare  und  ist  im  Allgemeinen 
der  Capitalwerth.  Für  Zeit-  und  Leibrenten  sind  amtliche  Tafeln  für  die 
Berechnung  des  Capitalwerthes  vorgeschrieben  (Leser  S.  517  ff.,  Trevor  p.  363  11'., 
•lic  Tafeln  des  Ges.  v.  1853).  Bei  der  legacy  duty  von  Jahresrenten  erfolgt  zur  Er- 
leichterung der  Steuerpflichtigen  eine  Verschiebung  und  Verthcilung  der  Steuerzahlung 
auf  vier  Jahresraten. 

Die  Nächstverpfliehtetcn  zur  Steuerzahlung  sind  die  Nachlassverwalter  (Tre- 
vor p.  122  II.,  schon  nach  den  Gesetzen  von  1796  u.  1S15).  Diese  haben  die  Erb- 
schaften, Erbantheilc  und  Legate  gegen  (Quittung  des  Empfängers  auszuantworten, 
in  welcher  auch  der  Stcucrbetrag  und  Steuerfuss  anzugeben  ist.  Diese  Quittungen 
sind  dann  binnen  kurzer  Frist  (21  Tage^  an  die  Steuerbehörde  abzuliefern,  wo  sie 
A.  Wagner,  Finnnzwiss<weliaft.  III.  1^ 
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mit  dem  betreffenden  Stempel  gegen  Zahlung  der  Schuldigkeit  versehen  werden  (Leser 
S.  526.  Etwas  abweichendes  Verfahren,  wenn  der  Verwalter  selbst  Erbe  oder  Legatar, 
eb.  527).  In  gewissen  Fällen,  bei  sich  sehr  verzögernder  Abwicklung  und  schwieriger 
Werth fcststcll ung  der  Erbschaft,  kann  auch  Stcu  erab  fi  n  d  u  ng  für  dio  legaey  duty 
stattfinden  (eb.  528). 

Unter  den  Cautclen  zur  Sicherung  des  Fiscns  befindet  sich  die  Bestimmung, 
dass  nur  die  abgestempelte  Quittung  Beweiskraft  für  die  Au slieferung 
der  Erbschaft  u.  s.  w.  hat.  Ferner  sind  empfindliche  Geldstrafen  angedroht,  so 
z.  B.  10°/o  des  Betrags  des  Legats  u.  s.  w.  bei  Auslieferung  ohne  Quittung  oder  bei 
Empfang  ohne  Ausstellung  der  Quittung,  u.  a.  m.  (Leser  S.  529.  Trevor  p.  145). 

4.  Die  sucecssion  duty  hatte  durch  ihre  Tendenz,  vornehmlich  das  noch  nicht 
durch  die  anderen  Steuern  getroffene  Immobiliarvermögen  zu  besteuern,  eine 
besondere  principiellc  Bedeutung  (Vocke  S.  224,  Do  well  III,  150 — 154,  Bull.  1SS5. 
II,  720 — 722,  Trevor  ch.  4).  Dadurch,  dass  sie  ausserdem  den  üebcrjtang  von 
Genüssen  aus  Settlements,  in  Bezug  auf, bewegliches  wie  unbewegliches  Ver- 
mögen, und  die  bis  1S53  der  legaey  duty  mit  unterstellten  leascholds  traf,  war  mau 
Anfangs  der  Ansicht,  dass  der  Ertrag  erheblich  sein  werde,  zuerst  400.000,  spater 
bis  2  Mill.  Pf.  Letztcrc  Erwartung  ist  nicht  erfüllt  worden,  namentlich,  weil  manches 
aus  dem  Gebiet  des  Immobiliarvermögens  schon  mit  unter  die  legaey  duty  fiel,  ferner 
weil  das  britische  Grundeigenthum  so  vielfach  mit  Renten  u.  dgl.  zu  Gunsten  naher 
Verwandten  belastet  ist,  welche  niedrige  Steuersätze  zahlen,  endlich  weil  der  Steuer 
bei  Grundeigenthum  nicht  der  Capitalwerth ,  sondern  der  Genusswerth  während  der 
wahrscheinlichen  Besitzdaucr  (o.  S.  270)  zu  Grunde  gelegt  wird,  z.  B.  zahlt  ein  Grund- 
besitz von  5000  Pf.  Werth  und  von  150  Pf.  Jahresreinertrag  bei  einem  35  jährigen 
Erben  nur  für  2362  Pf.  St.  Annuitätenwerth  Steuer,  weniger  wenn  der  Erbe  älter, 
mehr  wonn  er  jünger,  niemals  aber  für  mehr  als  2890  Pf.  St  (Bull.  p.  721). 

Dio  Stcuerpflicht  richtet  sich  nach  dem  Domicil  des  Objects,  daher  trifft 
sie  nur  Immobilion,  welche  im  Königreich  liegen,  und  Mobilien.  welche  hier  wirklich 
oder  nach  legaler  Fiction  sich  befinden.  Mancherlei  Casuistik  auch  hier  wieder. 
(Trevor  p.  163  ff.,  167  IT.). 

Im  Wesentlichen  sind  die  Bestimmungen  über  die  legaey  duty  analr.g  anwendbar 
auf  die  sucecssion  duty.  Die  Steuer  von  Grundeigenthum  und  von  Pachten  ist  in 
8  halbjährigen  Baten  zu  entrichten,  deren  erste  1  Jahr  nach  Besitzerlangung  fällig  wird. 
Rückständige  Steuerbeträge  sind  (wie  auch  bei  den  andern  Erbschaftssteuern)  mit  4  % 
Verzugszinsen  belastet.  Vorauszahlungen  gemessen  einen  gleichen  Discont. 

§.  125.  Die  finanziellen  Ergebnisse  der  britischen  Erb- 
schaftsstenern zeigen  ein  im  Ganzen  fortschreitendes  Wachsthum, 
das  wohl  wiederum  die  gemeinsame  Folge  des  steigenden  Wohl- 
standes in  den  besteuerten  Classen,  der  Verbesserungen  des  Steuer- 
gesetzes,  besonders  der  erhöhten  Steuersätze,  welche  wirksamer  als 
die  Ausdehnung  der  Steuerfreiheiten  und  Ermässigungen  für  kleine 
Erbschaften  waren,  und  endlich  der  Verbesserungen  der  Steuer- 
veranlagung und  Erhebung  ist.  Wie  weit  letzterer  Umstand  von 
Einfluss  war,  lässt  sich  freilich,  zumal  für  Fernstehende,  nicht  näher 
ermitteln. 

Die  Statistik  der  Erbschaftssteuern  und  der  Vermögensbeträge,  welche  ihnen  zu 
Grunde  liegen,  bieten  wieder  viel  Interesse  für  die  Beurtheilung  der  Vermögens- 
verhältnisse. Da  die  probate,  legaey  und  sucecssion  duty  mehrfach  verwandte  \cr- 
mögensarten  treffen,  kann  man  übrigens  auf  die  relative  Höhe  und  Belastung  des 
Mobil-  und  Immobilvermögens  aus  den  Daten  dieser  Steuern  keinen  Schluss  ziehen. 

Der  Ertrag  dieser  Steuern  für  das  ganze  Königreich  (incl.  Irlands  war  i» 
Mill.  Pf.  St.  (nach  Vocke,  Dowcll,  Stat.  abstr..  Bull.,  Rep.  of  inl.  rev.): 
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Probate 

Lcgacy. 

Succession. 

Summe. 

(seit  1882  incl. 

acrount  duty). 

1810 

441 

441 

— 

881 

1S20 

789 

906 

— 

1696 

1610 

989 

1203 

2192 

1850 

1031 

1384 

2415 

1860 

1395 

1567 

603 

3564 

1870 

1989 

2157 

806 

4953 

18S0 

3218 

2827 

780 

6826 

1884 

4063 

2822 

935 

7819 

1SS5/8G 

4104 

2475 

858 

7436 

Lecacy. 

Succcssion. 

Summe. 

85.70 

37.05 

122.75 

108.85 

38.75 

147.60 

Probate. 

Succcssion. 

Summe. 

124.05 

40.16 

164.21 

134.29 

46.91 

181.20 

138.01 

45.42 

163.43 

Seit  1S82  sind  von  der  lcgacy  und  succession  duty  die  Erträge  des  1  %  der 
directen  Linie  fortgefallen,  bez.  mit  in  der  probate  enthalten.  Der  im  Jahre  der 
Reform  auf  125,000  Pf.  St.  veranschlagte  Verlust  an  legaey  duty  betrug  in  Wirklich- 
keit 51.890  Pf.,  für  spätere  Jahre  wurde  er  auf  720.000  Pf.  veranschlagt.  Der  finan- 
zielle Mchrertrag  der  1881er  und  1882er  Reformen  wurde  auf  700.000  uud  515,000  Pf. 
im  1  Jahre,  auf  700,000  und  720.000  Pf.  für  später  angenommen  und  war  im  ersten 
wirklich  532,000  und  454,9*i0  Pf.  (Stat.  abstr.  no.  33.  p.  24,  25).  Die  jährlichen 
Ertrajrsschwanku ngen  sind  natürlich  mit  die  Folge  der  individuellen  Erbfälle  (Höhe 
der  Erbschaften.  Verwandtschaftsgrade).  So  war  der  Ertrag  der  legaey  1S84/85  und 
1885/86  2.812  und  2.475,  der  succcssion  duty  0.930  und  0.85S  Mill.  Pf.  netto. 

Der  Nettobetrag  des  den  Steuern  unterworfenen  Vermögens  war  im  ganzen 
Staate  in  Mill.  Pf.  (Stat.  abstr.  no.  33,  p.  32): 

1870 
1881 

• 

1882 
1864 
1865 

Wegen  Veränderung  der  Gesetze  1881 — 1882  bezeichnet,  nach  dem  Stat.  abstr., 
Ton  da  an  das  der  probate  duty  unterworfene  Vermögen  am  Besten  den  Vcrmögens- 
wechscl  durch  Todesfall.  Neue  statistische  Zusammenstellung  im  29.  Rep.  of  inland 
rev.  p.  XIV. 

Abgesehen  von  einigen  ganz  kleinen  Beträgen  in  anderen  Sätzen  (alten  Resten) 
waren  bei  dor  lcgacy  und  succession  duty  die  Steuerklassen  folgendermassen  1885/86 
betheiligt  [in  1000  Pf.  St.]  (29.  Rep.  inl.  rev.  p.  XV): 

Lcgacy.  Succession. 

Steuer-  Steuer-  Stbiiorpflicht.  °/0  der  %  des  Steuer-  Steuerpflicht  %  der  °  0  des 

ftass.  ortraff.     Vemiftgeii.  Steuern.  Vonnögen».  ertrag.  Vermögen.  Steuern.  Vermögens. 

1  %  229      22.941  9.2  32.1  335  33.246  37.9  73.3 

3%  1017      33.879  40.8  47.5  267  8,628  30.2  19.5 

5°/,,  189        3,771  7.6  5.3  42  835  4.8  1.8 

6%  27          448  1.0  0.6  11  184  1.2  0.4 

10%  1031       10,304  41.4  14.5  229  2.273  25.9  5.0 

Summe      2493      71.375      100  0      100.0        885      45,416      100.0  100.0 
(incl.  nach  anderen  Sätzen). 

Die  Summen  schwanken  nicht  unerheblich.  Im  Jahre  vorher  (1884/85)  war  z.  B. 
—  theilweise  in  Folge  besonderer  Anstrengungen,  Reste  hereinzubringen  —  die  Ver- 
möge nssu  in  in  c  bei  der  legaey  duty  84.85  Mill.  Pf.,  wovon  31.0  allein  mit  dem  1  u/0- 
Satz  (gerade  Linie).  Bemerkenswerth  sind  auch  die  Verschiedenheiten  der  Classen 
bei  beiden  Steuern,  so  besonders  das  Ueberwicgen  der  1  •/o'Classe  bei  der  succession 
duty,  was  auf  ganz  verschiedenen  Erbgang  hindeuten  könnte:  auf  ein  weit  grösseres 
Zusammenhalten  des  Vermögens,  also  besonders  des  immobilen,  im  Erbgang  der  directen 
Liuie.  Da  indessen  nach  dem  neuen  Gesetz  jetzt  die  1  °/0  legaey  duty  und  succession 
duty  durch  die  Abgabe  bei  der  probate  duty  gleich  mit  gedeckt  wird  (o.  S.  269),  so 
sind  jetzt  viel  kleinere  Summen  in  der  1  %-Classe  beiteuert  als  früher,  so  dass  dieser 
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Sehluss  nicht  ohne  Weiteres  statthaft  ist.  So  war  z.  B.  ls"9— 1SS0  57.4  °/o  des  S{" 
saminten  Vermögens  gegen  nur  32.1  °/0  jetzt  in  der  1.  Classe  der  legaey  duty.  Damals  kam 
vom  Vermögen  über  die  Hälfte  auf  die  gerade  Linie,  auf  die  nächste  Seiten- 
linie (3 %-CI«assc,  Geschwister  und  deren  Descendcnten)  fast  ei n  Drittel  (31.1  %). 
zus.  %  mit  ßO.S  %  des  Steuerertrags ;  jetzt  bei  der  legaey  duty  zus.  nur  79.0  % 
mit  50%  d°s  Steucrertrags.  Auffallend  bleibt  aber  immerhin  die  viel  stärkere  Quote 
des  Vermögens  in  der  1.  Classe  bei  der  sucecssion  verglichen  mit  der  legaey  duty. 
73.3  gegou  32.1%  und  auch  gegen  nur  57.1%  in  1879/80  <S.  ältere  Daten  der 
li-gacy  auch  bei  Leser  a.  a.  0.  S.  534,  nach  d.  22.  u.  23.  Rcp.  of  inl  rcv.  Die 
Vennflgeusquote  der  1  %-Classe  war  1877/7S— 1S79/S0  59.0—50.45—57.41,  der  3  %- 
Classe  29.1—31.6-31.06  %'.  Der  finanzielle  Schwcrpunct  der  Erbschafts- 
steuer liegt  bei  so  niedrigen  Steuersätzen  der  geraden  Linie  doch  in  der  Besteuerung 
der  nächsten  Seitenlinie  <  3  %)  und  der  ganz  entfernt  Verwandten,  bez. 
Nichtver wand ten  (10  %■  Clusse),  die  1885/SG  zusummen  bei  der  legaey  S2.2,  bei 
der  succession  duty  50.1  %  Ertrag  gaben  und  auch  vor  der  Compensation  der  1  °/0 
legaey  und  succession  duty  durch  die  probate  bei  der  legaey  allein  OS — 70  %,  was 
stcucrpolitisch  beachtenswert!!  ist. 

§.  126.    Anhang.    Körper  sc  ba  ftssteu  er. 

Wiederholt  ist  in  England  die  Besteuerung  körperschaftlichen  u.  dgl.  Vermögens 
und  Einkommens  erwogen  worden,  oder  eine  Besteuerung  des  Vennflgens  ..der  todten 
Hand",  zugleich  als  Ersatz,  der  hier  entgehenden  Erbschafts-  und  Besitzwechsclsfeuern. 
Ein  Anfang  mit  dieser  Steuer  wurde  durch  das  Gesetz  4S  und  49  Vict.  c.  51  jüngst 
gemacht.  Es  unterwirft  das  (reine)  Einkommen  der  Körperschaften  u.  s.  w.  einer 
5  %  Jahre>steuer.  Da  aber  der  weitaus  giösstc  Theil  des  Vermögens  und  Einkommens 
solcher  Körperschaften  gesetzlich  steuerfrei  blieb,  weil  und  soweit  er  öffentlichen 
religiösen,  Wohlthatigkcits-,  Erzieltunifszwecken  dient  oder  für  bestimmte  gesetzlich 
vorgeschriebene  Zwecke  verwendet  wird,  fällt  nur  ein  kleiner  Tlioil  der  Corporationcii 
u.  s  w.  und  ihres  Einkommens  unter  die  neue  Steuer,  noch  erheblich  weniger,  als 
man  beim  Erlass  des  Gesetzes  veranschlagte,  nämlich  nach  den  Ergebnissen  des  ersten 
Jahres  1*S5/>11.  worin  die  Steuer  in  Kraft  htand,  noch  nicht  10%  des  bezüglichen 
Einkommens.  Dieselbe  traf  den  Betrag  von  593.000  Pf.  Einkommen  von  city  coui- 
paniea,  city  of  London  Corporation,  inns  of  court,  von  102.000  Pf.  von  anderen  Körpern, 
wie  Clubs,  Provinzialgildcn,  unreformirte  Corporationen ,  schottische  Incorporationeu 
u.  dgl.  in.,  zus.  von  O'.^.OOO  Pf.  St.  Der  Stcucrertrag  im  genannten  Jahre  war  nur 
33.001  Pf.  St.  (29.  Kcp.  of  inl.  rcv.  p.  20). 

Das  Einkommen  der  Erwerbsgesellschaften  aller  Art  füllt  unter  die  Ein- 
kommensteuer mit.  Aber  eine  Ersatzsteuer  für  die  entstehenden  Erbschaftssteuern 
und  Besitzwechselabgaben  dieser  Gesellschaften  fehlt  in  Grossbritannien  noch. 

D.  0  c  b  r  a  n  c  Iis-,  insbesondere  V e  r  b  r  a  u  c  b  s  b  e  s  t  c  n  e  r  u  n  g. 

(S.  o.  §.  S4 — SO,  auch  §.  SS.f 

§.  127.  Im  Allgemeinen.  Auf  diesem  Gebiete  liegt  nach 
dem  Früheren  (§.  106  ff.)  der  Scbwerpunct  auch  der  Initischen 
Staatsbesteuerung,  und  hier  haben  die  bedeutendsten  Veränderungen, 
meist  in  der  Richtung  grösserer  Vereinfachung  und  der  Concentri- 
rnng  der  Besteuerung  auf  wenige  II auptartikel  stattgefunden: 
Bier,  Branntwein,  Wein,  Tabak,  Thee  sind  die  richtig  aus- 
gewählten und  fiscalisch  passend  behandelten  fünf  Artikel,  welche 
fast  den  ganzen  riesigen  Ertrag  der  „Accisen  und  Zölle"  geben, 
45  Mill.  Pf.  St.  oder  <»8°/0  von  den  gegenwärtigen  46  Mill.  Pf.  St. 
(inel.  Licenzcn).  Die  beiden  ersten  Artikel  gehören  der  Aceise,  die 
drei  letzten  dem  Zoll  an,  dem  auch  fremde  Spirituosen  unterliegen. 
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Die  priucipiellen  und  practiscben  Gcsichtspnnctc  Verkehrs-, 
wirthschafts-,  sauitäts-,  sittenpolitischer  Art  bei  dieser  Gestaltung 
der  „indirecten  Besteuerung"  und  der  Auswahl  und  Behandlung 
der  genannten  Steuerobjecte  liegen  auf  der  Hand.  Sie  bedürfen 
auch  keiner  besonderen  Begründung.  Nur  darauf  ist  hier  hinzu- 
weisen, dass  eine  solche  Gestaltung  der  indirecten  Verbrauchs- 
besteuerung an  Voraussetzungen  gebunden  ist,  welche  nicht  tiberall 
vorhanden  sind:  nur  ein  Land  mit  einer  sehr  wohlhabenden  Be- 
völkerung, einschliesslich  der  unteren  Classen,  und  mit  so  eigen- 
tümlichen Consnmtionsverhältnissen,  wie  Grossbritannien,  kann  mit 
finanziellem  Erfolg  und  ohne  gar  zu  starke  —  übrigens  auch  hier 
nicht  fehlende  —  Beeinträchtigung  der  „Gleicbmässigkcit"  der  Be- 
steuerung so  vorgehen.  Beide  Rücksichten  niUhigeu  anderswo  zu 
einer  Ausdehnung  der  indirecten  Verbrauchssteuern  auf  eine  grössere 
Anzahl  Artikel  und  zu  mUssigcren  Steuersätzen  auf  die  einzelnen, 
besonders  auf  diejenigen  der  Massenconsumtion.  Zur  Nachahmung 
ist  die  britische  Reform  der  indirecten  Steuern  daher  nicht  ohne 
Weiteres  geeignet.  Das  wird  sich  im  Folgenden  deutlich  ergeben, 
auch  in  Betreff  der  öfters  behaupteten  „vorbildlichen"  Bedeutung 
der  Zollreform  und  zwar  selbst  der  Finanzz-dlreform  (§.  140). 

Accisc-  und  Zollwesen  hängen  überhaupt,  vollends  in  Grossbritannien  eng  zu- 
sammen  and  mit  dem  orsteren  hier  in  einigen  Theilen  auch  das  Steinpelwesen.  Durch 
Ucbertragung  von  Steuern  auf  einige  Gegenstände  vom  Accisc-  zum  Zolldepartement 
(so  besonders  1825  Caffee,  Cacao,  Pfeiler,  Tabak,  Wein,  fremde  Spirituosen,  auch  Thee), 
durch  Verschiebungen  der  Bessorts  zwischen  Accisc-  und  Stempelvenvaltuu^  tso 
wurden  1864  Liccnzen  für  verschiedene  Geschäfte  von  der  Accise  zu  den  Stempeln 
übertragen),  sowio  durch  Umgestaltung  der  assessed  taxes  in  Licenzabgabcu  anter  der 
Acciserorwaltung  (1867,  1869)  sind  Veränderuagen  im  Linfanjf  der  einzelnen  Ver- 
waltungen eingetreten,  welche  bei  Vcrgleichungen  der  finanziellen  Ergebnisse  ver- 
schiedener Jahre  zu  berücksichtigen  sind. 

§.  128.  Vcrwaltungsorganisation.  Die  Acciseverwal- 
tung  bildet  seit  1849  (12  u.  13  Vict.  c.  1)  mit  der  Stempelverwaltung 
(einschliesslich  Erbschaftssteuern)  und  derjenigen  der  directen 
Steuern  (Land-,  Haus-,  Einkommensteuer)  zusammen  das  inlän- 
dische 6encral8teueramt  (board  of  commissioners  of  inland 
revenue,  s.  o.  §.  114).  Die  Zölle  unterstehen  einer  correspondi- 
renden  obersten  Ccntralbehfirde,  dem  Generalzollamt  (board  of 
commissioners  of  customs). 

Das  inländische  Steueramt  (aas  5  Mitgliedern,  einschliesslich  dem  Vor- 
sitzenden und  dessen  Stellvertreter)  ist  für  die  ihm  unterstehenden  Steuern  zwar  ein 
einheitliches«  aber  für  jode  der  grossen  Steuergruppen  bestehen  Unterabteilungen. 
Der  Dienst  zerfallt  in  den  ..iuneren"  beim  Ccntralamt  und  in  den  „äusseren"  im  Laude. 
Er  umfasst  au  6000  Beamte  aller  Art. 

Zum  Iunen dienst  der  Accise  gehören  unter  1  Oberbeamten  drei  Classen 
von  Inspcctoren  (3,  8,  20  an  der  Zahl),  welche  zum  Theil  Inspectionsreisen  zu  machen 
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haben.  Für  den  Aassendienst  ist  der  Staat  in  grossere  Einnahmehezirke  (collections 
und  diese  wieder  in  Unter-  und  in  Wachbeziike  eingetlieilt.  1885  gab  ca  dafür 
90  Bezirksbeamte  (collectors)  mit  325  Gehilfen,  440  Aufsehern  (Supervisors  —  ausser 
50  Prüfern,  oxaminers,  am  Centralumt),  1400  division  officers,  1070  ride  offieer», 
850  Assistenten,  zusammen  ein  Personal  von  82  Beamten  im  Innen-,  1175  im  Aussen- 
dieust.  (Nach  den  Auszügen  aus  d.  28.  Kep.  d.  commiss.  of  iul.  rev.  in  französ.  Bull. 
1885,  II,  224  ff.,  woselbst  Weiteres  über  die  Organisation  des  Amtes  und  Dienstes. 
Darüber  auch  Gneist,  engl.  VerwaJtungsrecht  3.  A.  II,  §.  03,  S.  070  11.) 

Das  Central- Zollamt  besteht  aus  4  Mitgliedern  (,incl.  1  Vorsitzender  und  dessen 
Stellvertreter).  In  diesem  Amt  fungiren  ferner  1  Generaleinnehmer,  1  Generalcoutroleur, 
1  Generalinspector,  1  Secretar,  l  Solicitor  und  die  entsprechenden  Bureaubeamten  für 
den  Central-  und  Abtheilungsdienst,  im  Ganzen  1  SS  1  104  Beamte  des  Generalzollamts. 

Für  den  Zolldienst  im  Lande  steht  das  Londoner  Zollamt,  bei  dem  etwa 
die  Hälfte  der  Zollgcschäfte  zusammenlauft  (mit  1856  Beamten  in  1881)  und  das 
Liverpooler  (mit  789  Beamten»  apart  neben  der  sonstigen  Provincialzollverwaltung. 
die  noch  2308  Bcamto  zählt,  daher  zusammen  für  diesen  Dienst  5013  Beamte,  ausser 
der  jetzt  unter  der  Admiralität  stehenden ,  für  die  Zollzwecke  mit  dienendcu  Küsten- 
wacht!.   (Nach  Gneist,  a.  a.  0.  II,  §.  92,  S.  666  ff.) 

1.  Accise 

(nebst  den  in  Stempelform  erhobenen  bezüglichen  Abgaben).    (S.  o.  §.  84,  85.) 

§.  129.  Ueb ersieht.  Die  Geschichte  der  britischen  Accise 
seit  1815,  aus  welcher  die  jetzige  Gestaltung  dieses  Besteuerungs- 
zweigs hervorgegangen  ist,  lässt  sich  auf  wenige  GrundzUge  zurück- 
führen: einmal  wurde  allmählich  mit  den  mancherlei,  meist  t 
kleineren  Accisen  aufgeräumt,  welche  besonders  im  18.  Jahr- 
hundert aus  fiscalischen  Rücksichten  für  viele  Artikel  eingeführt 
und  in  der  Kriegszeit  zum  Theil  enorm  im  Steuersatz  erhöht  worden 
waren  (Salz!),  jetzt  aber  aus  principicllen  steuerpolitischen  Rück- 
sichten (Salz!),  aus  Gründen  des  Productions-  und  Verkehrsinteresses 
(Kohle,  Ziegel  und  Bausteine,  andere  Roh-  und  Hilfs- 
stoffe und  Fabrikate,  namentlich  Seife,  Leder,  Glas, 
Papier,  Zeitungen  u.  m.  a.  m.)  bedenklich  erschienen.  Nur  ein 
paar  finanziell  ganz  untergeordnete  Accisen,  zeitweilig  auf  inlän- 
dischen Zucker,  bleibend  auf  Cichoric  und  auf  Kaffce- 
mischnngen  wurden  zum  Schutz  des  betreffenden  Zolls  auf  Zucker 
und  Kaffee  neu  eingeführt  Es  wurde  zweitens  die  Besteuerung  von 
Bier  (bez.  seinen  Bestandteilen)  und  Branntwein  in  prinzipiell  < 
steuerpolitisch,  volkswirtschaftlich  und  steuei  technisch  für  passend 
gehaltener  Weise  rationell  und  dem  fiscalischen  Interesse  gemäss 
ausgebildet,  wobei  in  den  steuertechnischen  Puncten,  besonders  bei 
Bier,  unter  dem  Wechsel  der  Anschauungen  und  der  Productions- 
technik  und  Oekonomik  (Hausbrau,  Absatzbrau)  experimentartig 
Aenderungen  erfolgten,  wie  aus  gleichen  Gründen  auf  dem  Continent. 
Es  wurde  drittens  das  erst  später  (§.  153)  zu  besprechende,  weil  aueb 
mit  Zollartikeln  (Wein,  Tabak)  in  Verbindung  stehende  System 
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der  gewerblichen  Licenzen  ftlr  die  gewerbsmässige  Beschäf- 
tigung mit  Herstellung  und  Absatz  der  Getränke  und  anderer  Ar- 
tikel so  erheblich  ausgebildet,  dass  darin,  auch  nach  der  Seite  des 
finanziellen  Ertrags,  eine  wichtige  Ergänzung  der  Ver- 
brauchsbesteuerung gesehen  werden  muss.  Viertens  hat  die 
jetzt  auch  zur  Acciseverwaltung  gestellte,  von  uus  hier  ebenfalls  apart 
und  erst  später  (§.  155)  zu  behandelnde  directe  Gebrauchs-  und 
Genüssebesteuerung  auch  Vereinfachungen  durch  Wegfall  der 
»Steuer  auf  einige  Objecte  und  Erleichterungen  für  die  bestehen 
gebliebenen  Steuern  erfahren.  Nur  die  Schiess vvaffcn-  (Ge- 
wehr-) Steuer  ist  von  derartigen  neu  hinzugekommen.  Die  oben 
(§.  121)  schon  behandelte  Eisenbahnsteucr  steht  jetzt  auch  mit 
unter  der  Acciseverwaltung. 

§.  130.  —  1)  Aufgehobene  Ac eisen. 

Ueber  die  Menge  dcT  früheren,  in  der  französischen  Kriegszeit  ausgedehnten 
und  erhöhten,  jetzt  aufgehobenen  Accisen,  s.  o.  §.  85,  S.  190,  §.  88,  S.  195. 
Einzelnes  bes.  bei  Do  well  im  stcuergeschichtlichen  Kähmen  passim  in  vol.  II  (so  p.  254. 
256,  258,  266,  279,  2S5.  294,  308,  314,  323,  341)  und  in  vol.  IV,  bei  den  einzelnen 
Artikeln,  293  II*. ;  ferner  bei  Vocke  S.  370  Ii'.,  394—407.  Vorübergehend  waren  un- 
mittelbar nach  dem  Kriege  auch  noch  einzelne  Erhöhungen  von  Accisosfitzon  vor- 
gekommen, so  für  Seife,  Malz.  Die  wichtigsten  dieser  spater  aufgehobenen  Accisen 
waren : 

Ertrag  1815,     Aufhebung   Ertrag  um  die  Zeit 


1000  Pf. 

im  Jahre 

der  Aufhebung, 
1000  Pf. 

1600 

1825 

1780 

894 

1831 

830 

354 

1831 

476 

698 

1830 

360 

5.  Seife  .... 

712 

1853 

1126 

6.  Papier  .... 

•       •       •  • 

466 

1861 

1350 

47 

1834 

90 

424 

1*45 

600 

269 

/  18311 
\bez.  1849( 

456 

10.  Bcdruckto  üewebo 

•       •       ■  » 

388 

1831 

600 

383 

1855 

488 

Summe: 

6235 

8156 

? 

1834 

•    c.  33 

13.  Stein-  u.  ird.  Flaschen    .  . 

c.  -i 

1S34 

3.7 

14.  Würfel  .... 

? 

1862 

5(?) 

125 

1853 

181 

Die  Ausfuhr-Kückvergütungen  sind  hier  möglichst  abgerechnet.  Die  Daten  be- 
ziehen sich  auf  das  jeweilige  Geltungsgebiet  der  Steuer,  das  nicht  immer  Irland  mit 
umfasste. 

Die  Aufhebung  der  Salz  Steuer,  welche  auch  Salz  für  gewerbliche  Zwecke 
(Viehsalz  massiger)  mit  getroffen  hatte,  erfolgte  in  zwei  Schritten,  1822  durch  Er- 
mässigung von  15  auf  2  sh.  p.  Bushol,  1825  durch  Aufbebung  des  Rests.  Das  Interosso 
der  Salz  verbrauchenden  Gewerbe  mit  ein  Beweggrund  (Dow oll  IV,  5,  Vocke  S.  397). 
Die  Stein kohlenstouer  traf  nur  die  zu  Wasser  zugefuhrte  Kohlo,  daher  einzelne 
Orto  auch  hierdurch  ungleich.  Der  Ausfuhrzoll  für  Kohlo  fiel  erst  1845.  (Dowell 
V.  415—418,  Vocke,  S.  370  ff.) 
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Auch  bei  der  Aufhebung  der  anderen  Accisen,  besonders  auf  Lichter,  Leder, 
Seife,  Glas.  Ziegel,  Webwaarcn,  auf  Papier,  Zeitungen,  Annoncen,  war  die  Rücksicht 
auf  die  Interessen  der  betroffenen  Gewerbe,  welche  das  Product  herstellten  oder,  wie 
z.  B.  bei  Seife,  es  als  Hilfsstoff  brauchten,  und  die  Rücksicht  auf  den  freien  Verkehr 
gewöhnlich  ebenso  oder  noch  wehr  maassgebend  als  das  „Consumenteuinteresse". 
Jene  ersteren  Interessen  hatten  sich  auch  iu  Presse  und  Parlament  eine  mitunter 
ziemlich  einseitigo  Vertretung  geschaffen.  Wie  weit  z.  B.  die  Aufhebung  der  Zeitungs-, 
Annoncen-  und  Papiersteuer  wirklich  den  „Consumenten"  zu  Gute  kam.  stehtauch 
für  England  dahin  Vockc  urtheilt  bisweilen  etwas  zu  optimistisch  aus  dem  liberal- 
ökonomischen Gesichtspunctc.  Bei  Lichtern,  Ziegeln  wirkte  übrigens  wohl  auch  der 
Fortschritt  der  Belcuchtungs-  und  Baotcchnik  auf  Aufhebung  der  Steuer  mit  hin. 

2)  Aeltere  kleinere  verbliebene  Verbrauchssteuern  * 
in  Stenipelform  und  neuere  kleinere  Accisen. 

Umfassendes  Werk  über  die  practischen  Seiten  der  britischen  Accisc:  J.  Bell 
a.  J.  H.  Dwelly.  the  laws  of  excises,  Lond.  1875  (1100  p.  in  8°),  auch  viele  ältere 
(iesetze  (Wortlaut),  a)  Hierher  gehören  aus  dem  Stempelamt  von  alteren:  nach 
Aufhebung  der  Wurfelsteucr  nur  noch:  1)  die  Spielkart eu »teuer.  Ermässigung 
der  hohen  Stenern  von  1S04,  27a  sh.,  und  noch  1S2S  1  sh.  per  Spiel,  mit  um  den 
Unterschleif  zu  bekämpfen  auf  3  d.,  1SG2,  durch  25  und  2G  Vict.  c.  22,  Ertrag 
1885  S6  15.S52  Pf.;  Üowell  IV,  327,  Vocko  S.  252;  ausserdem  besteht  noch  eine 
Licenz  der  Kartonfabrikanten  s.  o.  S.  259.  —  2)  Patentirte  Heilmittel 
(patent  medicines),  noch  hoch  nach  alten  Gesetzen  von  1802  und  1604  mit  Clas>eu- 
sätzen  von  8 — 40°/o  von  dem  Kaufpreise  oder  l'/„  d.  bis  1  Pf.  St.  besteuert,  Ertrag 
1SS5/S6  179,000  Pf  St.  (!)  für  21.46S.71S  Stilett;  daneben  Licenzen  der  Vcr- 
Jtäufcr  u.  s.  w.,  seit  1S75  im  gleichförmigen  Satz  von  5  sh.,  1SS5  20,279  Liceuzcn 
mit  5070  Pf  Ertrag  (s.o.  S.  260,  DowelllV,  36S  ff.,  VockeS.  219).  —  3)  Gold- 
und  Silbersachon  unterliegen  seit  1780  dem  Stempclun^szwang  behufs  der  Be- 
steuerung, wobei  jedoch  viele  Artikel  ausgenommen  sind  ^Liste  derselben  beiDowell 
IV.  3S6  fl'i.  Steuersatz  seit  1 S 1 5  17  sh.  per  Unze  Gold,  17|  sh.  per  Unze  Silber. 
Ertrag  1S85/S6  für  Gold  22.310,  für  Silber  45,003  (nach  29.  Kpt  of  inl  rev.  p.  17, 
nach  dem  parlament.  rev.  return  vom  20.  Sept.  1SS0  51,763  Pf.  ?),  vielleicht  hier  incl. 
Zollertrae) ,  zusammen  67,313  Pf.  St.  Ausländische  Waare  unterliegt  derselben 
Abirabe  als  Zoll.  Ausserdem  auch  hier  Licenzen  für  Händler  (s.  o.  S.  260),  mit 
2  Classen,  zu  5  Pf.  15  sh.  für  Vertrieb  von  feineren  und  2  Pf.  6  sh.  für  den  von 
ordinäreren  Artikeln,  1SS5  bez.  3794  und  1 1.062  Licenzen  mit  22.014  und  26,327  Pf., 
zusammen  4S.341  Pf.  Ertrag  (Do well  IV,  379 — 3SS,  Vocke,  253—255).  —  b)  Neue 
Accison.  1)  Die  kleine  Accise  auf  Cichorie  wurde  1800  zum  Schutz  des  Karree- 
zolls eingeführt,  anfangs  mit  3  sh.  per  Gentner,  später  erhöht,  jetzt  12  sh.  1  d.,  neben 
einem  seit  1SS3  bestehenden  Einfuhrzoll  auf  Cichorie  von  jetzt  13  sh.  3  d.:  inländisches 
Product  also  etwas  begünstigt.  Ertrag  1SS5  2537  Pf.  St.  Der  Zollcrtrag  ist  gegen 
70  000  Pf.  St.  —  2)  Früher  unterlagen  der  Accise  auch  andere  Stoffe,  welche  statt 
Kaffeo  oder  Cichorie  (rebraucht  wurden;  seit  18^2  trat  an  Stelle  dieser  Abgabe  eine 
solche  für  Artikel  zur  Nachahmung  von  Kaffee  oder  Cichorie  und  für  Mischungen 
dieser  Artikel  mit  Kafi'e  und  Cichorie,  mit  1ii  d.  für  je  V4  Pfund.  Ertrag  abnehmend. 
1685  3859  Pf  Üt.  (Dowell,  257  —  260,  Vockc  S.  393.  20.  Rep.  Inl.  Rev.  p.  lb\ 
—  3)  Inländischer  (R  üben -)Z ucker  wurde,  besonders  bei  der  Verwendung  der 
Brauereien,  mit  Sätzen  von  der  Höhe  des  Zolls  besteuert.  Der  Ertrag  für  Rüben- 
zucker speciell  war  minima).  Die  Accise  fiel  mit  dem  Zuckerzoll  1S75  und  für  Bier- 
brauer mit  der  Reform  der  Biersteuern  JSS1. 


§.  131.  Ueb ersieht.  Diese  Besteuerung  bildet  nunmehr 
mit  und  nach  der  Branntweinbesteuerung  den  gegenwärtig  finan- 
ziell allein  ins  Gewicht  fallenden  Thcil  der  eigentlichen  britischen 
Accise.    Die  Bierbesteuerung  hat  seit  1815  mancherlei  Verände 


3)  Die  Bierbesteuerung. 
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Hingen  erfahren.  Zu  unterscheiden  ist  die  eigentliche  Besteuerung 
des  Bieres  selbst,  die  Steuer  auf  die  Materialien  der  Bier- 
bereitung, Hopfen  und  Ma|z,  auch  Zucker,  und  die  Steuer 
in  Form  von  Licenzen  für  die  mit  Herstellung  und  Absatz  von 
Bier  beschäftigten  Personen.  Von  den  Licenzen  sind  hier  nur 
diejenigen  auf  Mälzer  und  Brauer  zu  erwähnen.  Die  anderen 
Licenzen,  auf  Händler,  Wirthe  u.  s.  w.  werden  unten  im  Zusammen- 
hang mit  den  anderen  ähnlichen  Licenzen  behandelt  (§.  153). 

Die  Bierbesteuerung  des  vorigen  Jahrhunderts  und  der  Kriegs- 
zeit, in  welcher  die  Sätze  stark  erhöht  worden  waren,  bestand  in 
der  Verbindung  einer  Fabrikat-  mit  zwei  Roh  stoffsteuern, 
nämlich  der  drei  Steuern  auf  Bier  selbst,  auf  Hopfen  und 
auf  Malz,  wodurch  eine  sehr  hohe  Gesammtbesteuerung  erreicht 
wurde.  Zu  deren  Ermässigung  erfolgte  1830  die  Aufhebung  der 
Biersteuer,  welche  letztere  nur  das  für  den  Absatz,  nicht  das  für 
den  Hausverbrauch  gebraute  Bier  getroffen  hatte,  daher  keine  all- 
gemeine gewesen  war.  Von  den  beiden  Materialsteuern  fiel  die- 
jenige auf  Hopfen  18G2,  wofür  indessen  die Brauereilicenzen  erhöht 
wurden.  Die  der  baictischen  ähnliche  Malzbesteucrung,  obwohl 
Rohstoffsteuer,  galt  vielfach  als  technisch  besonders  passende 
Form  der  Bierbesteucrung.  Zu  ihr  trat  seit  18 17  noch  die  Steuer 
auf  den  beim  Brauen  immer  mehr  als  Malzsurrogat  mit  verwendeten 
Zucker  (Stärkezucker).  Im  Jahre  1880  glaubte  man  indessen, 
auch  mit  Rücksicht  auf  die  eingetretenen  Aendcrungcn  im  wirt- 
schaftlichen Charactcr  der  Brauerei,  bei  welcher,  zumal  nach  dem 
Umfang  der  Fabrikation,  die  gewerbliche,  für  den  Verkauf  arbeitende 
die  private  zum  llausvcrbrauch  grosscnthcils  verdrängt  hatte,  im 
Wesentlichen  wieder  zur  Besteuerung  des  Bieres  selbst,  bez. 
der  Bierwürze,  also  zu  einer  Art  (llalb-)Fabrikatsteuer  zurück- 
kehren zu  sollen.  Die  technischen  Fortschritte  auf  dem  Gebiete  der 
Messapparate  (des  Sa  ccharomctcrs)  schienen  auch  die  sichere 
Messung  des  specitischen  Gewichts,  bez.  des  Zuckergehalts  der 
Würze  zu  gestatten  und  demnach  eine  bezügliche  Bcsteuerungs- 
roethode  anwendbar  zu  machen. 

Das  Licenzsystem  bildet  die  Grundlage  der  Besteuerung,  in- 
dem es  dazu  dient,  die  Bierbrauerei  unter  die  Controle  der  Accise- 
verwaltung  zu  stellen  und  dem  Brauer  die  Verbindlichkeit,  gewisse 
Vorschriften  zu  erfüllen  und  gewissen  Controlen  sich  zu  unter- 
ziehen, wirksam  aufzuerlegen.  Die  Steuer  ist  dann  etwas  ver- 
schieden eingerichtet  für  die  gewerbliche  Absatz-Brauerei 
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und  für  die  private  Hausbraucrc i.  Der  Normalsteuersatz  für 
die  Steuereinheit  von  36  Gallonen  Bierwürze  von  1,057°  speeifisehen 
Gewichts,  dem  Durehschnittsergebniss  von  2  Bushel  Malz,  istß'^sh., 
ungefähr  der  Ertrag  der  bisherigen  Steuern  (auf  Malz  und  Zucker), 
an  deren  Stelle,  zugleich  mit  der  Absicht  einer  geringen  Erhöhung 
des  Ertrags,  die  neue  Steuerform  trat.  Das  finanzielle  Ergebnis* 
(inel.  Licenzen)  war  eine  kleiue  Steigerung  der  Ertrage. 

Diese  liesteuerungsmcthode  hat  das  Gute,  sicherer  als  die 
Malzsteuer  auf  Bier  einen  Qualitatssteuerfuss  anzuwenden, 
soweit  diese  Qualität  von  der  Schwere  der  Würze  abhängt  und  das 
Saccharometer  zuverlässig  ist.  Einzelne  Technologen  (so  Rud. 
Wagner)  erklären  diese  Bierwürzsteuer,  die  auch  in  Oesterreich 
besteht,  für  die  beste.  Von  anderen  Seiten  wird  sie  aber  bemängelt, 
namentlich  wegen  auch  ihrer  doch  unvermeidlich  noch  weitgehenden 
Controlcn  und  wegen  der  dem  Saccharometer  doch  immer  noch  an- 
haftenden Fehler.  Der  Uebergang  von  der  Kohstoffbestcuerung 
(Malzsteuer)  zur  Fabrikatstcuer,  auch  zu  einer  derartigen,  ist 
steuerpolitisch  und  steuertechnisch  auch  in  diesem  Falle  sonst  wohl 
als  ein  richtiger  Fortschritt  zu  bezeichnen. 

§.  132.    Eiuzelnos  Uber  die  Bierbesteuerung. 

S.  Dowell  IV,  127—144,  über  Licenzen  etc.  S.  145  ff.  Vocke,  S.  3S4— 392, 
414  11..  Bull,  frauc.  lSsO,  II,  57  ff.;  1SS5,  II,  :<66  ff.,  aueb  1SS0,  I,  427  (Gladstonc's 
Finanzprograuiui  für  die  Bierstcuer).  Holzner  in  dein  Aufsatzo  „Methoden  der 
Bierbesteuerung''  in  der  Zeitschrift  für  Brauwesen,  Festuuinmcr  1SS0,  S.  44—53; 
H.  ist  Gegner  dieser  Form.  Bell  a.  Dwclly,  excisc,  p.  2b5,  569.  Schäffle  in 
der  Tüb.  Zeitschrift  1SS1,  S.  1S5.  Rud.  Wagner.  Chcm.  Technologie,  11.  Auf  1 , 
S.  6S4.    Erträge  um  1S15,  s.  o.  S.  195. 

Die  ältere  Biersteuer  war  von  Anfang  au  (1649)  uach  der  Biersorte,  bez. 
nach  dem  Bierpro ise  abgestuft  geweseu,  so  i.  B.  17S4  nach  3,  1802  nach  2  Sorten 
(„starkes"  Bier  Uber  16  sh.  per  Barrel  zahlte  10  sh.,  „Tafelbier"  16  sh.  und  darunter 
2  sh.  .Steuer),  1S23  wieder  nach  3  Sorten  (bei  der  zweiten  mit  weiteren  Clausein)  und 
etwas  erniässigteu  Sätzen  (9sh.  I0d.,  4  sh.  II1/* d..  1  sh.  HVjd.),  (etwas  andere  Sätze 
in  Schottland  und  Irland),  bis  1>»30  die  Aufhebung  mit  einem  Verlust  von  3.11  Mill. 
Pf.  für  die  Staatscasse  erfolgte,  was  sich  aber  durch  Steigerung  dos  Consums  bei  der 
Malzsteuer  etwas  ausglich  (Dowell  IV.  133).  Die  damals  für  die  Aufhebung  der 
Biersteuer  entscheidenden  Gründe  waren:  Beseitigung  einer  Belastung,  die  bloss  das 
Absatzbier  traf  und  derentwegen  die  Brauerei  für  eigenen  Bedarf  sehr  ausgedehnt 
blieb,  Bruch  des  Monopols  der  grossen  gewerblichen  Brauerei,  die  durch  diese 
Stcucrform  begünstigt  wurde,  Minderung  der  den  Betrieb  verteuernden  Controlcn. 
(Dowell  IV,  12S— 132). 

Die  Malzsteucr  (seit  1697'  war  am  Schlüsse  des  letzten  Krieges  von  9  d.  per 
Bushcl  Malz  vor  17S0  auf  4  sh.  ö3/#  d.  (höher  als  der  Treis  des  Malzes),  die  Hopfeu- 
stcuer  von  1  d. 'per  Pfund  damals  auf  21/2d.  gestiegen.  Nach  Ermässigungen  und 
Erhöhungen  (1S16,  1S19)  crfo-lgto  1S22  eine  Herabsetzung  der  Malzsteuer  auf  2  sh. 
7  d.  Die  hohe  Gesammtbesteuerung  scheint  doch  den  Preis  zu  hoch  getriebou  und 
den  Consum  vermindert  oder  gehemmt,  ihn  vielleicht  auch  anderen  Getränken  Theo?) 
zugetrieben  zu  haben  (Vocke  sucht  das  zu  beweisen  S.  3S6  ff.).  Die  Steuer  auf 
Malz  wurde,  wie  damals  auch  andere  Steuern,  seit  1S40  bleibend  um  5°,0,  im  Krim- 
kriege vorübergehend  1851  —  56  auf  4  sh.  erhöht.  Seitdem  blieb  sie  auf  dem  alten 
Satz«  von  2  >h.  7  d.  plus  570  bis  zur  Aufhebung.  b<"Z.  zur  Einführung  der  neuen 
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Bierstcuer.  Der  Stcuerertrag  war  in  Grossbritannien  1S15  6.04.  1822  —  23  3.86, 
1S30  4.23.  1840  (nach  fortgefallener  Biersteuer)  sogar  5.39,  1 S4 ] - — 13  wieder  nur 
4.M).  1850-53  5.5,  1850  6.70  (Kriogssatz),  1S61  6.21.  1 S71  M8,  1877  (Max)  8.04, 
1  SSO  6.70  Mill.  Pf.  St.  (roh,  aber  abzüglich  Rückzahlungen  und  A^fuhrvergütung). 
\ Daten  nach  Dowell  u.  Stat.  abstr.).  Etwas  gehemmt  ist  die  Zunahme  der  Malzsteuer 
allerdings  seit  Ende  der  40er  Jahre  durch  die  steigende  Mitverwendung  von  Zucker, 
welcher  seit  1847  (mit  späteren  Steuererhebungen,  so  1864.  1870)  daher  mit  besteuert 
wurde,  und  zwar  gleich  hoch  wie  Malz  selbst,  zuletzt  mit  21  !>h.  6a/4  d.  per  210  Pfund, 
die  gleich  8  Bushel  Malz  galten  (Holzner  S.  52).  In  den  letzten  Jahren  vor  der 
Umwandlung  der  Biersteuer  (1878—80)  warf  die  Zuckersteuer  5—640,000  Pf.  St.  ab, 
wodurch  sich  damals  die  ganze  Bierbesteuerung  auf  8V4— SV,  Mill.  Pf.  stellte  lohne 
die  Licenzeu).  Immerhin  ein  erheblich  langsameres  Wachsthum  der  Steuer  als  bei  der 
Branntweinsteuer,  des  Consnms  als  bei  Zucker,  Thee,  Wein,  was  allerdings  doch 
wohl  mit  auf  zu  hohe  Besteueiung  hinweist.  Cunsum  per  Kopf  im  ganzen  Staate 
1852,  1S72.  1882  von  Bier  bez  0.608.  0.885,  0.766  Barrels,  von  Wein  0.231,  0,527, 
0,406  Gallonen,  von  Branntwein  (einheimisch  und  fremd)  1.003,  1.120,  1  045  Gallonen, 
von  Thee  1.000,  4.010.  4.676  Pfund.    (20.  Inl.  rev.  rep.  p.  12). 

Die  Hopfensteuer,  vor  der  Aufhebung  1862  ertnässigt  (1860»,  hatte  nach  be- 
kannten Ernte-  und  Preisschwankungen  des  Products  einen  sehr  veränderlichen  Ertrag, 
wonach  dieso  Biermaterialsteuer  wenig  passend  erscheint  (1^15  222,000,  1852—55 
447.000,  277,000,  86,000,  720.000  Pf.,  Dowell  IV,  134).  Bei  der  Aufhebung 
wurde  der  Verlust  an  Accise  auf  250,000,  an  Zoll  auf  00,000  Pf.  St.  geschätzt 
(Stat.  abstr.  No.  23,  1816,  p.  11).  Die  Accise  hatte  auf  dem  Hopfen  beim  Produ- 
centen  gelegen.    Hopfensnrrogate  waren  steuerfrei  gewesen. 

Die  Gesetzgebung  über  die  Malzsteuer,  —  beginnend  mit  8  u.  0  Will.  IV  (1697), 
c.  22  bis  zu  1  Vict.  c.  49  (1837);  die  einzelneu  Gesetze  bei  Dowell  IV,  137.  Note 
ritirt.  die  vor  1880  noeh  geltenden  übersetzt  in  der  Zeitschrift  für  Brauwesen,  I.  Jahrg., 
No.  12,  13  —  fasst  Hol  zu  er  a.  a.  0.,  S.  50  ff.  in  ihren  Hauptbestimmungen  Uber  die 
technische  Einrichtung  und  Controle  zusammen.  Er  sagt:  „die  englische  Malzsteuer 
führt  diesen  Namen  eigentlich  nicht  mit  Kocht,  sondern  sie  sollte  Gerstenstcuer  nach 
Maass  oder  Gewicht  mit  Berücksichtigung  der  Qualität  heissen".  Sie  traf,  wie  die 
Hopfensteuer,  auch  die  Biauerci  für  Eigenbedarf  (S.  auch  Bull.  1880,  II,  57  über 
den  Character  der  Malzsteuer).  Mälzerei  und  Biauerci  waren  getrennt,  beide  an 
Licenzeu  geknüpft.  Die  Besteuerung  schloss  sich  au  die  Mälzerei  an.  die  geleistete 
Zahlung  der  Malzsteuer  hatte  der  Brauer  dauu  nachzuweisen.  Die  Steuer  richtete 
sich  nach  Wahl  des  Mälzers  entweder  nach  dem  Volumen  der  geweichten  oder 
nach  dem  Gewicht  der  trockenen  Gerste,  aus  dem  letztercnfalls  das  Volumen 
nach  einer  gesetzlichen  Keductionszirl'er  berechnet  wurde.  Das  Einweichen  der  Gerste 
hatte  nach  schriftlicher  Anzeige  beim  Steueramt  unter  Controle  von  Steuerbeamten  in 
bestimmten  Tagesstunden  und  inuerhalb  bestimmter  Zeitfristeii  zu  geschehen.  Dabei 
bestanden  viele  Detailvorschriften  über  das  Verfahren,  die  Apparate  u.  s.  w.  und 
Strafandrohungen  (Mälzen  ohne  Anzeige  mit  100  Pf.  St.  und  Confiscation  der  Gerste 
zu  büssen).  Vom  berechneten  Volumen  der  eingeweichten  Gerste  wurden  nur  81.5°/0 
als  steuerpflichtige  Menge  Bushel  angerechnet.  Das  ganze  Steuerverfahren  hatte  die 
au  sich  berechtigte  Teudenz,  neben  der  Menge  die  Qualität  des  Malzes  zu  be- 
rücksichtigen, was  aber  doch  nur  ungenügend  und  nur  um  den  Preis  lästiger  Cont roten 
erreicht  wurde.  Mit  letzterer  wegen  wurde  beim  Bieiexpoit  ausser  der  vollen,  nach 
dem  angenommenen  Productionseigebniss  durch  Keduction  festgestellten  Malz»teuer 
noch  ein  Zuschlag  von  ca.  3  d.  per  Barrel  Bier  für  anderweite  Auslagen  rückvergütet. 
Malz  zur  Fütterung  und  zur  Branntwtinbereitung  war,  unter  bestimmten  Controlen  vor- 
genommen, steuerfrei,  Exportmalz  erlangte  Rückvergütung  bis  auf  7I/a°/ü. 

§.  183.  Die  Rückkehr  zur  Biersteuer  und  die  Aufhebung 
der  Malzsteuer  im  Jahre  1880  erfolgten  wesentlich  mit  im  Inter- 
esse der  Gerste  bauenden  Landwirtschaft,  besonders  des  leichteren 
Ackerbodens.  Sic  wurden  jetzt  durch  den  eingetretenen  starken 
Rückgang  des  Umfangs  der  Hausbrauerei  und  der  Anzahl  der  im 
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Gewerbsutufang  durchschnittlich  stark  gestiegenen  „Brauereien  auf 
Absatz,  und  Verkauf"  (1853  45,204,  1879  nur  noch  22,278  Brauereien) 
erleichtert.  Die  besonderen  Verhältnisse  der  IJausbrauerei  schienen 
sich  jetzt  unschwer  durch  einige  Specialbcstimmungen  berücksichtigen 
zu  lasscu.  Auch  dns  Fallenlassen  einer  Robstotfsteuer  sprach  mit 
ftir  dies  Vorgehen.  Ob  die  neue  Steueiform  auch  eine  Verminderung 
der  betriebstörenden  Conti olen  zugelassen  hat,  wie  erhofft  wurde, 
ist  dagegen  weniger  zweifellos.  Der  aufgetauchte  Gedanke,  die 
ganze  Bierbesteuerung  aufzuheben,  wurde  verlassen  wegen  der 
finanziellen  Bedeutung  des  Objects,  wegen  der  steuerpolitischen 
Geeignetheit  dieser  Steuer,  auch  weil  die  Bierstcuer  durch  die- 
jenige des  Weins  und  Branntweins,  letzterer  das  „ Nationalgetränk" 
in  Schottland  und  Irland,  wie  Bier  in  England,  gefordert  zu  sein 
schien.  Auch  der  Gedanke  einer  Herabsetzung  der  Malzstcuer 
erschien  unberechtigt,  u.  A.  wegen  der  Zweifel,  wie  viel  davon  dem 
Consumcnten  zu  Gute  kommen  werde  (sie!). 

Do  well  IV,  137  h".    Gl  ad  s  ton  es  Finauzrede  vom   10.  Juni  1880,  übersetzt 
im  frauzös.  Büll.,  1880,  II,  427  fl. 

Das  neue  Gesetz  von  1880,  (4»  u.  44.  Vict.  Inl.  rev.  act  e.  12,  20).  das  auch 
die  Brauereilicenzen  erheblich  herabgesetzt  hat,  unterscheidet  eigentlich  drei  Arten 
der  Bierbrauerei:  1)  einmal  für  den  Hausbedarf  in  ganz  kleinem  Umfang,  d.  h.  in 
Häusern  mit  weniger  als  10  Pf.  St.  Jahrcsmiethwerth:  hier  besteht  nur  die  Ver- 
pflichtung, eine  jährliche  Licenz  für  6  sh.  zu  nehmen,  ohne  cino  weitere  Steuer  für 
das  Bier,  dessen  Absatz,  bez.  Verkauf  nach  Aussen  verboten  ist.  entrichten  zu  müssen; 
2)  sodann  dje  Brauerei  für  den  Hausbedarf  in  etwas  grosserem  Umfang:,  aber  mit  den- 
selben Verkaufst 'erboten,  d.  h.  in  Häusern  von  über  10  Pf.  St.  Miethwerth  betrieben: 
hier  tritt  zu  der  (5  sh.-Licenz  eine  Materialsteuer,  indem  für  je  2  Bushel  Malz, 
dem  angenommenen  Stofl  bedarf  für  30  Gallonen  Bierwürze  von  1,057"  Gewicht,  oder 
für  das  gesetzliche  Aequivalent  von  1  Bushel  Malz  (41  Pfund  Korn  oder  37  Pfund 
Zucker)  je  fish.  3  d.  Steuersatz  zu  zahlen  sind;  endlich  3)  die  gewerbsmässige 
Brauerei  zum  Verkauf  von  Bier  (Absatz^,  wo  die  Licenz  1  Pf.  St.,  und  die 
Steuer  regelmässig  nach  dein  Quantum  und  Quäle  der  Bierwürze  für  den  Ein- 
heitssatz von  30  Gallonen  im  speeifischen  Gewicht  von  1.057°  beträgt.  Die  Malz- 
menge dient  hier  nur  als  weiteres  Controlmittel,  indem  diese  30  Gallonen  zu  1.057° 
als  M  inimal ergebniss  der  Production  gelten.  Die  Steuer  will  aber  die  Bierwürze 
nach  ihrem  Zuckergehalt  selbst  zum  unmittelbaren  Steuerobjcct  machen.  Ausnahms- 
weise wird  davon  abgewichen,  wenn  die  Bierwürze  bereits  in  Gährung  ubergegangen 
und  deshalb  die  ursprünglich«-  Schwere  der  Würze  durch  das  Saccharometcr  nicht 
mehr  bestimmt  werden  kann.  Hier  wird  gemäss  einer  dem  Gesetze  beigefügten  Reduc- 
tionstabelle  aus  dem  AlcoboJgrad  nach  einem  näher  angegebenen  technischen  Ver- 
fahren (Art.  9  des  betr.  Abschnitts  des  Bierstcuergesctzes^  die  Schwere  der  Bierwürze 
berechnet. 

Umfassende  und  einschneidende  Controlvorschriften  und  Strafandrohungen  sind 
auch  bei  der  neuen  Biersteuer  geblieben,  nur  dass  davon  jetzt  die  Bereitung  des 
Malzes  nicht  mehr  unmittelbar  getroffen  wird  und  die  Anwendung  von  Malzsurrogaten 
erleichtert  ist. 

Zunächst  besteht  der  Lic enzzwang,  das  Brauen  ohne  richtige  Licenz  zieht 
eine  Strafe  von  100  Pf.  und  Confiscation  der  Geräthc,  Materialien,  Bierwürze,  des 
Bieres  nach  sich.  Dazu  kommt  der  Anmelde-  und  D e clarationszwaug,  nach 
vorgeschriebenem  Formular,  in  Bezug  auf  die  Menge  der  zu  verarbeitenden  Stoffe, 
auf  die  Zeit  des  Einweichens  des  Korns  oder  Malzes  u.  s.  w.,  wiedorura  mit  Strafen 
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von  1ÜO  Pf.  bei  Verstössen.  Die  Hausbrauer  können  durch  die  ,,Gommissäre  des 
inländischen  Einkommens"  genöthigt  werden,  vor  einem  Friedensrichter  oder  vor 
einer  anderen  competenten  Behörde  die  Richtigkeit  ihrer  Angaben  zu  erhärten.  Die 
Stenerbeainteii  haben  das  Recht,  zu  geeigneten  Stunden  die  Räume  des  Hausbrauers 
zu  betreten  und  dessen  fieräthe  u.  s.  w.  zu  prüfen.  Der  Verkauf  an  Hausbraubier 
nach  Aussen,  auch  der  Versuch  dazu  ist  mit  10")  Pf.  Strafe  bedroht. 

Schärfer  sind  die  Controlen  der  Absatzbrauerei.  Sie  unterliegt  dem  Zwang, 
der  Behörde  eine  genaue  Beschreibung  der  Locali  täten  und  der  Geräthe  zu  über- 
leben ,  auch  bezügliche  Verzeichnisse  im  Localo  anzuheften ,  die  Geräthe  u.  s.  w.  so 
aufzustellen ,  dass  sie'  den  Beamten  zur  Messung  zugänglich  sind ,  wozu  noch  andere 
ähnliche  Bestimmungen  kommen  (Contravcntionsstrafe  100  Pf.).  Ebenso  muss  bei 
jedem  Gebräu  der  Zeitpnnct  für  die  einzelnen  Procedurcn  und  die  Art  und  Nummer 
der  dabei  gebrauchten  Geräthe  angegeben  werden.  Die  Anwesenheit  des  Steuer- 
beamten bei  diesen  Proceduren,  für  deren  Vornahme  zum  Theil  gewisse  Fristen 
vorgcsclrrieben  sind,  ist  geboten.  Buchungszwan  g  besteht  für  jedes  Gebräu,  nament- 
lich muss  Volumen  und  Schwere  genau  in  Register  eingetragen  werden.  Diese 
Register  stehen  dem  Steuerbeamten  jederzeit  zur  Einsicht  ollen.  Zur  Ausgleichung 
von  Abgängen  u.  dergl.  wird  eine  Differenz  bis  zu  4°/0  nachgesehen,  um  welche 
Volumen  und  Gewicht  der  wirklich  gewonnenen  Bierwürze  hinter  denjenigen  der 
rechnungsmässig  (nach  der  Malzmcnge  u.  s.  w.)  angenommenen,  bei  unvollständiger 
Umwandlung  der  Rohstoffe  in  Zucker,  zurückbleiben;  desgleichen  eine  Differenz  bis  6"/0 
der  Menge  in  Folge  von  zufälligen  Verlusten.  Andererseits  aber,  wenn  in  irgend 
einem  Moment  das  speeifisehe  Gewicht  der  Bierwürze  mehr  als  2%  des  vom  Brauer 
erklärten  übersteigt,  gilt  das  Gebräu  für  ein  neues,  voll  der  Steuer  unterliegendes. 
Oontraventioncn  gegen  die  einzelnen  Oontrolvorsehriften  sind  regelmässig  mit  100  Pf.  St. 
bedroht.  Die  Stcucrbcainten  haben  das  Recht,  beständig  Tag  und  Nacht  die  Absatz- 
brauereien behufs  Controle  zu  besuchen. 

Dio  Ausfuhrvergutung  der  Steuer  ist  G  sh.  3  d.  für  je  .HO  Gallonen  Bier  von 
1.057  Grad  und  in  diesem  Verhältniss  für  anderes. 

Eine  wesentliche  Aenderung  und  Ermässigung  haben  die  Brauereiliccnz.cn 
erfahren.  Jetzt  bestehen  mässige  fixe  Sätze  von  1  Pf.  und  6  sh..  ausnahmsweise 
5)  sh. ,  bei  Hausmiethwerth  von  10 — 15  Pf.  und  seit  1 SS5  für  kleine  Hausbruucr  nur 
\  sh.,  seit  18S6  für  solche  bis  S  Pf.  Miethwerth  sogar  Licenzsteucrfreiheit.  Vordem  be- 
standen höhere  Stufensätze  nach  Maassgabe  der  Grösse  der  Bicrproduction. 
So  schon  nach  dem  ersten  Licenzsystem  von  17*54  und  nach  den  verschiedenen  Ver- 
änderungen desselben:  ebenso  für  Mälzereien  nach  dem  Umfang  der  Production. 
1S62  wurden  die  Brauliccnzcn  erhöht,  um  den  Ausfall  in  Folge  der  Aufhebung  der 
Hopfcnstcuer  zu  decken.  Seit  1875  zahlten  die  Brauereien  für' je  50  Barrel  [21/.,  sh. 
Liccnzzuschlag  zu  den  alten  Sätzen  von  vor  1862  Der  Ertrag  dieser  Liecnzen  betrug 
in  den  letzten  Jahren  vor  1880  ca.  400.000  Pf.  jährlich,  1S80  405.310  Pf.  fur 
23.338  Personen.  Der  jetzige  Licenzortrag  ist  viel  niedriger  und  wegen  Abnahme 
der  Zahl  der  Brauereien,  besonders,  aber  nicht  allein,  der  Hausbraucreien  und  in  Folge 
der  neuesten*  Herabsetzung  der  Licenz  für  letztere,  sich  vermindernd:  1881/82  Ab- 
satzbraner  15,774,  andere  110,025.  Steuer  40,8'tO  Pf.  St.,  lSSö'SG  bez.  l3.:iOS  und 
»5,301  Liecnzen  (wovon  64,829  zu  4  sh..  24.0  26  zu  Gsh.,  6,306  zu  0  sh.  Licenz),  36.370  Pf. 
Krtrag.  Die  Lirenzen  der  Mälzer.  Malzröster.  Rostmalzhandler  sind  1880  aufgehoben 
worden. 

Der  Bierconsnm  hat  sich,  wohl  unter  dem  Einfluss  der  wirtschaftlichen  Lage, 
in  den  letzten  Jahren  etwas  vermindert,  auch  seit  der  neuen  Steuer:  1872  per  Kupf 
0.885,  1882  0  766,  )Ss5  0.746  Barrels  im  ganzen  Staate.  Die  Biersteuer  ergab  roh, 
abzüglich  Rückzahlungen  und  Ausfuhrvergütung,  1S81/82  8.53,  ISM'85  s.51.  1SS:>/M> 
8.40  Mill.  Tf.  St.  Verteuert  wurden  1ks5/Sg  durch  Absatzbrauer  27.094  Mill.  Barrels 
(wovon  2  <.709  in  England)  und  nur  100.437  Barrels  ibis  auf  168  ganz  in  England) 
durch  Hausbraucr.  zus.  27.195  Mill.;  exportirt  davon  518.903  Barrels.  Die  Haus- 
braueroi, obwohl  sie  auf  dem  Lande  auch  das  Bier  fur  die  eigenen  Feldarbeiter  mit- 
liefern darf,  wird  hiernach  trotz  der  hohen  Steuer  der  Absatzbranerci  immer  mehr 
durch  diese  verdrängt.  Uebrigens  ist  in  diesen  Daten  die  Production  der  ganz 
kleinen  Hausbrauereien,  die  keine  Biersteucr  zahlen,  nicht  mit  enthalten. 


Digitized  by  Google 


28f>  r'-  n.  2.  K.  Steuerrecht.  1.  H.-A.  1.  A.  England.  §.  131. 


■I)  Die  Branntweinbesteuerung. 

Do  well  IV,  105—237  (u.  A.  S.  195  fF.  über  die  verschiedenen  in  tirossbritannien 
und  Irland  üblichen  Sorten  Trinkbranntweins:  auch  über  die  (iesetzgebung  vor  IS  15. 
die  in  die  Periode  seit  1815  hinüberging,  S.  226  ff.  Uber  die  Licenzcn).  Vocke 
S.  372— 3S2  (etwas  dürftiger  als  in  anderen  Abschnitten).  Jetzt  aus  der  deutschen 
Literatur  besonders  reichhaltig  J.  Wolf,  Branntweinsteuer,  Tub.  1884,  S.  155 — 207 
(<iesch.  d.  Gesetzgeb.,  des  Consuins,  Statistisches,  bes.  Steuertechnisches,  S.  192  ff.'. 
Er  folgt  z.  Th.  dem  franzüs.  Bericht  v.  Jacqut>me,  legislat.  fisc.  d.  roy.  uni,  Par. 
187»i,  über  d.  brit.  Branntweinsteuer.  Im  Bull,  franc.  Auszuge  aus  dem  grossen  28.  Rep. 
of  inl  rev.  1S85,  II,  302  ff,  II.  492  (Licenzcn).  Aus  dem  Werke  von  Ken 6  Stourin, 
l'impot  sur  l'alcoul  dans  les  prineipaux  pays,  Par.  iS^fi,  Auszuge  in  ders.  Zcitschr. 
1880,  II,  533  —  510.  Statistisches  in  den  Reports  of  inland  revenuo  jährlich,  mit 
manchem  Detail  über  diese  Steuer.  Die  einzelnen  Gesetze  hei  Dowell  und  Wolf, 
spccicll  in  Bell  a.  Dwelly.  laws  of  excisc.  Die  wichtigsten  neueren  waren:  6  Georg 
IV.  c.  80  von  1825,  23  und  24  Vict.  c.  III  von  1860,  43  und  44  Vict.  c.  24  von 
18S0.  Die  letzte  Gesetzgebung  war  rin  T heil  des  damaligen,  u.  A.  auch  auf  die  Biersteuer 
(oben  S.  284)  sich  erstreckenden  Finanzreform -Dianes  von  Gladstone.  S.  dessen 
bezugliche  Rede  in  Bull.  1880,  I,  424  ff.,  430  (Vorschläge  wegen  Aenderung  und 
Erhöhung  der  Licenzcn).  Vgl.  auch  Bo u rnc,  national  e.vpcnditure  upon  alcohol,  Journ. 
ofStat.  Society,  1882,  p.  297  ff,  R  Wagner,  ehem.  Technologie,  11.  Aull.  714  ff.  — 
Die  Branntweinbesteuerung  hangt  mit  so  vielen  und  so  verschiedenartigen  Fragen  und 
Puncten  zusammen,  hat  im  Vereinigten  Königreich  so  manche  Veränderungen,  auch 
im  vorigen  Jahrhundert,  erfahren,  bes.  im  Steuerfuss,  enthält  so  viel  technische  Special- 
fragen, dass  eine  kurze  Darstellung  besondere  Schwierigkeiten  macht  und  sich  auf 
wichtigere  Puncto  beschränken  muss.  Die  genauere  geschichtliche  Entwicklung  s.  bei 
Dowell  und  bes.  in  der  vorzüglichen  Darstellung  J.  Wolfs. 

§.  134.  Ucberhlick.  Characterisirung  der  britischen 
Branntweinbcsteucrung.  Diese  Besteuerung  liefert  dem  bri- 
tischen Schatz  bedeuteud  grössere  Erträge  als  diejenige  irgend 
eines  anderen  Verbrauchssteuer  tikels  und  sogar  die  Accise  von 
inländischem  Spiritus  allein  mehr  als  eine  ganze  einzelne  Gattung 
der  übrigen  Steuern.  Mit  dem  Zoll  auf  fremde  Spirituosen  zu- 
sammen giebt  sie  jetzt  10  Mill.  Pf.  St.  (mit  den  bezüglichen  Licenzcn 
sogar  c.  20.5  Mill.)  Ertrag  oder  etwas  mehr  als  ein  Viertel  aller 
Steuern.  Unter  der  Annahme,  dass  die  Branntweinsteuer  ganz 
oder  weit  überwiegend  auf  den  Preis  im  Kleinvcrkehr  geschlagen 
wird,  würde  durch  diese  Steuer  allerdings  die  Deckung  einer  un- 
gewöhnlich grossen  Quote  der  Staatslasten  auf  die  Branntwein 
consumirende  Bevölkerung  allein  geschoben  und  letztere  so  relativ 
überlastet:  eine  bedenkliche  Folge  so  hoher  Besteuerung  Eines 
Consums  vom  Standpunct  der  Steuergerechtigkeit  aus,  um  so  mehr 
da  genügende  Conipensationssteuern  im  britischen  Haushalt  fehlen, 
denn  die  Thee-,  Bier-  und  Weinstenern  reichen  für  diese  Function 
nicht  aus. 

Dies  Bedenken  wird  zwar  durch  die  Natur  des  Branntweinconsum^  vermindert, 
da  eine  Einschränkung  des  letzteren  in  vielen  Fällen  sanit  its-  und  sittenpolitisch,  auch 
wirthschafts-  und  selb-t  allgemein  politisch  erwünscht  i>t,  und  die  Steuern  auf  die 
genannten  drei  anderen  Artikel  wenigstens  einige  Coinpensation  bewirken.  Aber  auch 
durch  diese  Erwägungen  wird  jenes  Bedenken  nicht  beseitigt,  weil  es  bei  der 
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Benrtbeilung  des  Branntweinconsums  durchaus  auf  dessen  Art,  namentlich  auf  dessen 
zeitliche  Vertheilung  und  auf  die  Umstände,  unter  denen  der  Branntwein  verzehrt 
wird,  ankommt.  Je  nachdem  kann  dann  auch  eine  stark»»  Branntweinconsumtion,  z.  B. 
per  Kopf  der  Bevölkerung  im  Jahre,  ungefährlich  sein.  Vocke  (S.  391)  hat  insofern 
doch  uicht  Unrecht,  principicllc  Bedenken  Uber  die  Uberaus  höhn  britische  Branntwein- 
steuer zu  äussern. 

Es  ist  characteristiseh,  dass  gleichwohl  das  genannte  Bedenken 
niemals  die  Tendenz  zu  möglichst  hoher  Besteuerung 
des  Branntweins  in  Grossbritannien  und  Irland  gehemmt  zu  haben 
scheint.  Im  Gcgentheil  scheute  man  sich  um  so  weniger  vor  mög- 
lichster Verfolgung  des  fiscalischen  Interesses  an  hohen  Steuersätzen, 
wenn  dadurch  der  Preis  auch  sehr  vertheuert  wurde,  weil  gerade 
diese  Wirkung  dem  sanitäts-  und  sittenpolizeilichen  Interesse  für 
entsprechend  galt.  Mitunter,  so  mehrmals  im  18.  Jahrhundert,  ist 
letzteres  Interesse  auch  wohl  dem  fiscalischen  voran  gestellt  worden, 
selbst  wenn  die  hohe  Steuer  Production  und  Consumtion  verminderte. 
Bisweilen,  besonders  in  den  finanziellen  Schwierigkeiten  von  Kriegs- 
zeiten, ist  freilich  auch  das  fisealische  Interesse  vorangegangen, 
vollends  wenn  die  Abnahme  der  Production  mehr  nur  die  legale 
trat"  und  Einfnhrschmuggcl  und  heimliche  inländische  Brennerei 
das  fisealische  Interesse  an  hohen  Steuersätzen  beeinträchtigte, 
wobei  die  entsprechende  Förderung  des  sanitäts-  und  sittenpoli- 
tiseben  doch  ausgeschlossen  war.  Die  Geschichte  der  britischen 
Branntweinsteuern  ist  lehrreich  wegen  der  Experimente,  zu  welchen 
die  Berücksichtigung  dieser  verschiedenen,  bis  zu  einer  gewissen 
Höhe  der  Steuer  übereinstimmenden,  darüber  hinaus  sich  kreuzenden 
Interessen  führte.  Gerade  wegen  der  Schmuggel  und  Defraudations- 
gefahr  konnte  das  sanitäts-  und  sittenpolitischc  Interesse  an  höchsten 
Steuersätzen  nach  britisch -irischen  Erfahrungen  nicht  ausschliesslich 
massgebend  werden,  auch  wenn  man  das  fisealische  hätte  durchaus 
hinter  dasselbe  treten  lassen  wollen.  Es  ist  schon  viel  erreicht, 
dass  »jetzt  von  allen  Seiten  zugegeben  wird,  die  Branntweinsteuer 
sei  auf  dem  höchstmöglichen,  mit  der  Bewältigung  des 
U nterschlcifs  noch  vereinbaren  Satze  zu  halten"  (Dowell). 

Das  ist  nicht  nothwendijr  und  practisch  in  der  That  kaum  der  rein  fis- 
calisch  vortheilhafteste  Satz,  aber  wohl  derjenige,  bei  welchem  das  sanitäts-  und 
sittenpolitische  Interesse  und  das  fisealische  am  Besten  vereinigt  und  ersteres  principiell 
und  practisch  sogar  in  stärkerem  Grade  wahrgenommen  wird.  Dagegen  wird  dabei 
das  Interesse  gleiebmässiger  Steucrbelastnng  aller  Volkskreise  allerdings  nicht  un- 
wesentlich und  wie  gesagt  nicht  ganz  unbedenklich  preisgegeben.  —  Ueber  den  Zu- 
sammenhang zwischen  Steuerhohe,  Consuin,  heimlicher  Brennerei,  Einfuhrschmnggel, 
tisealischem  und  sittenpolitischem  Interesse  verbreiten  sich  alle  Darstellungen  der 
britischen  Branntwciiibesteucrung,  so  auch  Dowell,  Vocke,  J.  Wolf.  Bcachtcns- 
werth  bes.  die  Experimente  mit  sehr  hohen  Steuern  (z.  Th.  Licenzsteuern  für  Klein- 
terkauf)  1728,  173«  und  1810.  womit  man  jedesmal  zu  weit  gegangen  war  und  im 
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fiscalischen  wie  sonstigen  Interesse  umkehren  musste.  (Vocke  S.  373,  Dow  eil  IV, 
202.  206.  Wolf.  S.  1öS  H.)  Man  hat  lange  Jahn  zurück  eine  noch  jetzt  jährlich 
aufgemachte  amtliche  Statistik  der  Entdeckung  heimlicher  Defraudation  s  - 
Brennereien,  deren  Daten  wohl  den  Zusammenhang  mit  den  Steuersätzen,  aber, 
wie  die  neuerliche  starke  Abnahme  beweist,  auch  mit  der  fortschreitenden  Concen- 
tration  des  Grossbetriebs,  mit  Fortschritten  der  Productions-  und  Steuertechnik  und 
im  Controlwescn  zeigen.    Viele  Daten  hei  Wolf,  jährlich  im  Kep.  of  inl.  rev. 

Mehrfache  Vorgänge  in  der  Geschichte  der  britischen  Brannt- 
weinsteuern, besonders  Ende  der  lKJÜer  und  im  Beginn  der  1840er 
Jahre  in  Irland  (Paler  Matthew!)  und  in  geringerem,  aber  all- 
gemeinerem Grade  in  den  letzten  Jahrzehnten  im  ganzen  Staate 
liefern  den  Beweis,  dass  eine  euergische,  auf  ,. Voluntarismus" 
beruhende  Consumcnthaltung,  wie  diejenige  in  Folge  der 
Massig keitsbc wegung,  auch  fiscalisch  spürbare  Wirkungen 
mit  sich  bringen  kann.  Freilieh,  wie  all  dergleichen,  mehr,  vorüber- 
gehend als  dauernd,  aber  immerhin  doch  auch  steuerpolitisch 
beachtenswert!). 

Vocke  S.  370.  Dowell  IV,  210,  Wolf  S.  17S.  Der  versteuerte  Consum  war 
in  Irland  bei  wenig  veränderter  Steuer  (1810  von  2'/3  auf  2*/t.  1812  auf  3%  sh. 
per  Gallone,  1S44  wieder  2%)  in  1838  12.30,  1839  10.82,  1840  7.40.  1S41  6.85. 
1842  5.29,  1843  5.55,  1844  0.45  MM.  Gallonen,  der  Steucrertrag  fiel  von  1.43  Mill. 
auf  c.  $50.000  Pf.  St.,  erst  1852  stieg  der  Consum  wieder  Uber  S  Mill.  Gallonen, 
allerdings  jetzt  sogar  bei  einer  seit  1840  um  73  verminderten  Bevölkerung.  Tabellen 
bei  Vocke  S.  413,  Wolf  S.  175. 

§.  13").  Bei  Branntwein  sind  im  Vereinigten  Königreich  auch 
Volkswirtschaft 8-,  speeiell  handelspolitische  Intercsseu 
in  der  Besteuerung  von  Bedeutung  geworden:  gegenüber  der  Ein- 
fuhr von  fremden  und  Colonialspiritnoscn  (§.  150)  und  der  Ausfuhr 
von  heimischem  Spiritus.  Der  frcihändlerische  Gesichtspunct  der 
Gleichstellung  vonAccise  und  Zoll  hat  zwar  im  Ganzen  seit 
dem  Handelsverträge  mit  Frankreich  von  18G0  gesiegt.  Aber  in  dem 
kleinen  Plus  des  Einfuhrzolls,  als  einem  Ersatz  der  indirecten 
Spesen,  welche  die  inländische  Branntweinsteuer  durch  ihre  Con- 
trolen  u.  s.  w.  dent  Brenner  auferlegt,  ist  ein  Element  geblieben, 
das  wenigstens  dem  Schutzzoll  principicll  und  practisch  nicht  gauz 
fern  steht. 

Näheres  Uber  die  Bczollung  der  fremden  und  Colonialspirituosen,  bes.  Rum. 
bei  Do  well  IV,  214  »f.,  221  IT.  und  unten  in  &  150.  Ueber  die  Berechnungen  des 
„Schaden.-»"  der  Stcuerbelästigungen  u.  s.  w.,  um  das  Tins  des  Zolls  zu  rechtfertigen, 
s>.  Wolf  S.  182—184.  Die  ßrenner  verlangten  ein  Plus  von  9'/?  d.  per  Gallone  im 
Zoll  gegen  die  heimische  Steuer.  Man  gewährte  18»10  5  d.,  verminderte  aber  gleich- 
zeitig ilic  Belästigungen  und  Beschränkungen  der  Brennerei.  1881  wurde  dieser  Satz, 
nach  erfolgter  Verbessi;rnng  der  Messungen  der  Ah-oholstärke  des  irnportirten  Brannt- 
weins, auf  4  d.  gesetzt.    Bull.  |8M>,  II,  512. 

Im  Unterschied  von  der  continentalcn,  besonders  der  nord- 
deutschen Branntwein besteuerung  tritt  dagegen  die  Berücksichtigung 
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der  landwirtschaftlichen  Interessen  zum  Vortheil  des  Fiscus 
nnd  einer  an  sich  rationellen  Besteuerungsmethode  weder  nach  der 
Art  noch  nach  der  Höhe  der  Besteuerung  so  entscheidend  hervor. 
Sie  fehlt  indessen  in  der  lange  Zeit  erheblich  niedrigerer  schottischen 
und  besonders  irischen  Besteuerung  nicht  ganz,  für  welche  Er- 
mässigung freilich  auch  Rücksichten  auf  das  Fabrikanten-  und 
mehr  noch  auf  das  Consumenteninteresse  Schottlands  und  Irlands 
mitsprachen. 

In  den  Materialien,  die  zur  Brennerei  bcnut/.t  werden,  haben  gesetzliche 
Beschränkungen  stattgefunden,  und  früher  ist  auch  der  Steuersatz  nach  den  Materialien 
«rohl  verschieden  gewesen  (1 7.  Jahrhundert'.  Ueberwiegend  wird  Korn  gebrannt, 
ausserdem  Zocker  und  Melasse;  Kuben  und  Kartolldn  nur  wenig.  Deutscher  Kartullel- 
>I'rit  wird  neuerdings  stark  eingeführt. 

Erst  allmählich  und  schrittweise  ist  die  Gleichstellung  der 
Steuersätze  im  ganzen  Vereinigten  Königreich,  welche  von  der 
Einheit  des  Staats-  und  Marktgebiets  wie  vom  liscalisclien  Interesse 
an  höheren  Steuern  und  an  der  Beseitigung  des  Schmuggels  nach 
Kngland  gefordert  war,  im  Laufe  dieses  Jahrhunderts,  vollständig 
erst  seit  1858  erreicht  worden.  Damit  tiel  die  an  deutsche  Ver- 
hältnisse erinnernde  Anomalie  von  pro  vincicllen  Zwischen - 
zoll  linien  und  siegte  die  Un if ication  der  Besteuerung  auch  hier. 

Indem  diese  Gleit hstellung  auf  den  selbst  wieder  etwas  erhöhten  englischen 
Satz  in  Schottland  und  Irland  erfolgte.  10  sh.  per  Gallone  (proof»,  hat  man  iu  gleicher 
Weise  das  hscalischo  und  das  sanitäts-  und  sittenpolitische  Interesse  an  hoher  Be- 
steuerung wahrgenommen.  Allerdings  aber  ist  wiederum  durch  diese  formell  gleiche 
Behandlung  mittelst  eines  so  hohen  Steuersatzes  die  Vertheilung  der  durch  die  Brannt- 
weinsteuer dargestellten  Steuerbelastung  für  die  einzelnen  Theile  des  Vereinigten 
Königreichs,  nach  den  Wohlstands-  und  Consumvcrhältnissen  der  Bevölkerung,  reell 
'i  n  g  l  e i c h  m  ä s s i ge  r  geworden. 

Siehe  die  Steuersätze  iu  den  genannten  Werken,  übersichtlich  in  den  Tabellen 
bei  Vocke  S.  413,  Wolf  S.  IGT.  175.  auch  Bull.  18S0.  II.  533,  534.  Der  Steuer- 
satz bezieht  sich  auf  die  Galloue  „proof  spirits"  nach  Sykes'  Hydrometer  (eingeführt 
durch  Ges.  v.  1818,  5S  Georg  III .  c.  28).  Bis  1824  brauchte  man  die  alte  „Wein- 
gallone" (zu  3.785  Liter),  seitdem  die  imperial  gallone  (4.543  Liter).  In  neueren 
amtlichen  Statistiken  und  bei  den  Autoren  sind  die  Steuersätze  auch  für  die  frühere 
Zeit  auf  die  neue  grössere  Gallone  umgerechnet.  ,. Proof  spirit"  ist  solcher,  welcher 
bei  51"  Fahrenbeit  genau  ,4/,a  Theile  des  gleichen  Volumens  destillirten  Wassers 
wiegt  Er  entspricht  57  "/(,  des  Centesimal-Alcoholometers  i'Gay-Lussac.  Tralles), 
genauer  (nach  Jac^ueme)  57.6«  Grad  (Do well  IV,  206,  Note,  Bull.  1885,  II.  363. 
1880,  II,  536).  Dieser  „proof  spirit"  ist  der  legale  Typus  für  den  Steuersatz. 
Nach  amtlichen  Tabellen  werden  Spirituosen  anderer  Starke,  soweit  sie  zur  Besteuerung 
zugelassen  sind  —  sie  müssen  bestimmten  weiteren  S türk e typen  entsprechen  — ,  in 
Procenten  „über  und  unter  proof"  umgerechnet  und  demgeuiüss  besteuert.  Steuer- 
proben  der  früheren  Zeit  sind:  1820  England  per  Gallone  11  sh.  S'/4  d.,  Schottland 
ii  sh.  2Va  d„  Irland  5  sh.  7*/4  d,  1S2«  England  7  sh.,  Schottland  und  Irland  2  sh.  10  dM 
ls40  England  7  sh.  10  d.,  Schottland  3  sh.  S  d.,  Irland  2  sh.  8  d.  Zwischen  185:' — 56 
England  auf  8,  Schottland  desgl.,  Irland  0  sh.  2  d.,  1858  auch  letzteres  auf  8  d. ,  so 
Gleichstellung,  seit  1861  alle  Satze  auf  10  sh.  — 


Der  Steuersatz  ist  jetzt  mit  10  sh.  per  Gallone  „proof 
spirit***  wieder  auf  eine  Höhe  gekommen,  welche  hinter  derjenigen 
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am  Schluss  der  französischen  Kriegszeit  und  selbst  hinter  der  noch 
grösseren  von  181D— 25  in  England  nicht  mehr  weit  zurücksteht 
(Maximum  damals  11  sli.  S1/*  d.  per  Gallone).  Damals  hatte  dieser 
hohe  Steuersatz  seinen  fiscalischen  Zweck  so  wenig  als  seinen 
sanitäts-  und  sittenpolitischen  erreicht,  indem  legale  Production  und 
Steuerertrag  ab-,  und  heimliche  Brennerei  und  Schmuggel  stark 
zunahmen,  llei  den  hohen  Steuersätzen  der  Gegenwart  haben 
sich  ähnliche  Missstäude  nicht  mehr  gezeigt.  Namentlich  die  heim- 
liche Brennerei  ist  sehr  viel  unbedeutender  geworden  und  versorgt 
meist  nur  den  kleinen  Eigenbedarf  der  Brenner. 

Der  jetzige  Steuersatz  ist  ein  enorm  hoher  auch  im  Vergleich  mit  demjenigen 
anderer  Länder.  Er  beträgt  per  Hectolitor  reinen  Alcohols  (nach  Jac<)  uAine)  477  Fr. 
Ii»  c.  oder  386.52  Mark,  Genaue  Verglcichungen  sind  nur  bei  demselben  Steuer- 
system möglich.  Annähernd  trägt  der  Branntwein  für  1  Hectolitcr  reinen  Alcohol  in 
Kussland  1*42.1,  Irland  193.8,  Frankreich  124.8,  Norddeutschland  —  20.2  Mark! 
(Schall  in  Schönberg's  Handb.,  1.  A.,  III,  353,  nach  bad.  amtl.  Berechnungen. 
England  hier  auf  394.45  Mark  berechnet). 

In  dein  ucucrlii-hcn  Stillstand,  ja  selbst  Rückgang  der  heimischen  legalen  be- 
steuerten Production,  der  Einfuhr  fremder  Spirituosen  seit  Mitte  der  1870er  Jahre 
zeigt  sich  freilich  wohl,  dass  der  gegenwärtige  Steuersatz  für  das  rein  fiscal isch«; 
Interesse  doch  zu  hoch,  aber  dem  sanitäts-  und  sittenpolitischen  wirksam  dienlich  ist. 
Indem  man  ihn  trotz  des  ersteren  Umstands  festhält,  stellt  man  eben  erfreulicher 
Weise  das  liscalische  Interesse  nicht  mehr  voran.  Der  Kuckgang  der  Consumtion  per 
Kopf  —  nach  Stourm  a.  a.  0.  —  vom  Maximum  von  3.34  Liter  in  1S75  fast  stetig 
herab  auf  2.40  in  1385,  heimische  und  fremde  Spirituosen,  auf  reinen  Alkohol 
reducirt,  nachdem  der  Consum  Aufangs  der  1350  er  Jahre  schon  2.83  Liter  gewesen 
und  vorübergehend  zurückgegangen  war,  1862  auf  2.15  —  ist  auf  die  wirtschaftliche 
Lage  der  Yolksmassen,  auf  Verbreitung  anderer  Genüsse  und  auf  die  Ausdehnung  der 
Mässigkeitsbcwegung  zurückzufahren. 

Nach  Stourm  warder  versteuerte  in-  und  ausländische  Branntwein  1870  1 09.05  Mill. 
Liter  (in  Bull.  a.  a  0.,  p.  537,  Zahlen-  und  Maassirrthum)  reinen  Alkohols,  der  seit- 
dem fast  stetig  bis  auf  90.01  Mill.  in  1385  fiel,  Steuer-  und  Zollertrag  in  JST5/70 
544.4  Mill.  Frcs..  per  Kopf  16.40  Frcs.,  l>*5/*6  439.0  Mill.  Frcs.  und  11.98  Frcs. 

♦ 

Steuerpolitisch  bemerkenswerth  bleibt,  dass  nach  britisch- 
irischen Erfahrungen  sehr  starke  Steigerungen  der  Steuer 
sätze  auf  einmal  den  tiscalischen  und  die  sonstigen  Zwecke  nicht 
sicher  erreichen,  wohl  aber  allmählich,  wenn  sie  den  Wohlstands- 
verhältnissen und  den  steuertechnischen  Fortschritten,  besonders 
des  Controlwesens,  sich  mehr  anpassen. 

In  dieser  Hinsicht  ist  der  Vergleich  der  ungünstigen  Ergebnisse  der  übermässigen 
Steuersätze  der  1320er  Jahre  (wie  auch  der  1730er  Jahre)  mit  den  günstigeren  der 
1860er  Jahre  lehrreich.  In  England  sank  der  Consum  von  5.20  Mill.  Gallonen 
in  1818  bei  der  hohen  Steuer  auf  3.08  in  1825,  IMiO  bei  der  Steuererhebung  ron 
8  auf  10  sh.  von  11.36  Mill.  Gallonen  in  1859  auf  10,48  in  1863.  erst  1871  erreichte 
er  wieder  die  frühere  Höhe  und  überstieg  sie  von  da  an  steigend  bis  um  18i<>. 
ähnlich  ging  es  in  Schottland  und  Irland.  Die  Zahl  der  entdeckten  heimliche" 
Brennereien  war  in  den  1^30er  Jahren  in  England  2  -300,  Schottland  4—  <W. 
Irland  3—8000  jährlich,  seitdem  immer  weniger,  jetzt  nur  noch  in  England  5—10. 
Schottland  3—20,  Irland  s— 900  jährlich. 
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Dem  gewerblichen  Interesse  der  Brennerei  dient  das  gut  ent- 
wickelte Lagerhaussystem  für  steuerfreien  heimischen  Brannt- 
wein bis  zu  dessen  Hinausgabc  zum  Consnm;  dem  Interesse  der 
Spiritus  für  technische  Zwecke  brauchenden  Gewerbe  die  steuer- 
freie Abgabe  von  denaturirtem  Spiritus  (seit  1855). 

Uebcr  da*  Lagerhaussy stein  Dowell  IV,  213,  Wolf  S.  188,  Bull.  fran«;. 
1^85.  II,  304.  Jahrl.  Statistik  in  dorn  Rep.  of  inl.  rev.  Starkn  Vermehrung'  der 
Vorräthe  in  den  letzton  Jahren,  mit  weil  gewisse  Sorten  (irischer  Whisky)  durch 
längere  Lagerung  an  Qualität  gewinnen  (Wolf).  1S72  lagerten  22.6,  1SV2  51.4. 
1885  G4.4  Mill.  Gallonen.  Alle  möglichen  Manipulationen  kflnncn  mit  dem  Spiritus 
in  diesen  Lagerhausern  vor  der  Steuerzahlung  vorgenommen  werden. 

Die  Denaturirung  des  gewerblich  gebrauchten  Spiritus  erfolgt  mit  10%  Holz- 
geist, für  Polirer  mit  Schellack,  unter  Controle  und  der  Debit  ebenfalls  in  Verbindung 
mit  Licenzen,  (technisch  sog.  methylated  spirits)  Vocke  S.  382,  Wolf  S.  180,  199, 
Boll.  1885,  II,  :<l>5.    Oes.  18  u.  19  Vict.  c.  38.    Statistik  in  IxVp.  of.  inl.  rev. 

§.  13f>.  Mit  unter  dem  Einfluss  der  colossalcn  Steuer- 
höhe, der  Steuer  form  und  besonders  der  mit  durch  diese  ge- 
botenen C  o  nt to  1  m  ass  rege  In  und  der  für  die  Brennerei 
aufgestellten  St  euer  vor  Schriften  hat  die  britische,  zumal  die 
englische,  mehr  und  mehr  aber  auch  die  schottische  und  die 
irische  Branntweinbrennerei  und  selbst  die  Raffinerie  des  Brannt- 
weins, im  tiefgreifenden  Unterschied  von  dercontinentalen,  besonders 
der  norddeutschen  Brauntweinproduction ,  den  C  bar  acter  eines 
landwirtschaftlichen  Nebengewerbes  ganz  verloren 
und  denjenigen  einer  städtischen  Industrie  und  eines  ausser- 
ordentlich conccntrirtcn  capitalkräftigen  Gross- 
betriebs gewonnen,  in  einem  anderswo  unbekannten  Grade. 
Wesentlich  ein  Product  der  eigentümlichen  Besteuerungsweise 
ist  dann,  wechselwirkend,  dieser  einmal  erreichte  wirtschaftliche 
und  technische  Cuaractcr  der  britischen  Brennerei  auch  theils  eine 
Voraussetzung,  theils  ein  begünstigender  Umstand  für  die  bestehende 
Bestenerungsweise  geworden,  namentlich  dafür,  dass  die  aus 
letzterer  folgenden  steuertechnischen  Conseq Uenzen,  in 
Betreff  der  Controlen  u.  s.  w.  überhaupt  mit  Erfolg  gezogen 
werden  konnten  uud  gezogen  wurden.  Für  die  Vcrgleichung 
der  britischen  Branntweinsteuer  und  ihrer  finanziellen  Ergebnisse 
mit  den  betreffenden  Steuerverhältnissen  anderer  Länder  und  für 
die  Erwägung  von  Branntweinsteuern  nach  britischem  Muster  ist 
diese  Sachlage  vor  Allem  zu  beachten. 

Die  Zahl  der  Brennereien  war  in  England  schon  Anfang  des  Jahrhunderts 
sehr  klein.  Zahl  der  Licenzen  für  Brenner  in  1S04  19,  für  Raffiiicure  125,  ISrtO  11 
und  98,  1860  IG  und  104,  1869  8  und  108.  1885  zusammen  138;  in  Schottland 
IMG  7Ü  Brenner  und  1  Baffinour,  1830  249  und  9,  1800  125  und  9.  1SG9  110  und 
IG,  1885  zusammen  149;  in  Irland  1824  8G  Brenner,  8  Raflineure.  1830  79  und  17, 
1860  35  und  45.  18G9  24  und  39,  1>85  zusammen  Gl.    Die  Brennerei  ist  daher  in 
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England  ungleich  uiebr  im  Grossbetrieb  conceutrirt,  jetzt  auch  in  Irland  als  in  Schott- 
land. (Daten  nach  Wolf  and  Reports  .  Im  Durchschnitt  producirte  eine  Brennerei 
1882/S.H  in  England  7 72.000  Gallonen  (20,150  Hectoliter  reinen  Alcohol)  und  zahlte 
580,000  Pf.  St.  Steuer,  in  Schottland  155,000  Gallonen  (4050  Hectoliter  rein)  mit 
77,500  Pf.  St.  Steuer,  in  Irland  275,000  Gallonen  0,150  Hectoliter  rein)  mit 
137,500  Pf.  St.!  Die  trrössten  Fabriken  (gerade  in  Schottland)  geben  bis  V/9  Mill. 
Pf.  St.  Steuer!   (Wolf  S.  203  Ü'X 

„Die  englische  Branntweinsteuer  hat  seit  den  ersten  Tagen 
ihres  Bestands  keine  sie  der  Fabrikatsteuer  vollkommen  ent- 
fremdende Aenderimg  der  Erhebungsform  erfahren.  Schwankte  sie 
auch  manchmal  vom  Wege  ab,  so  liefen  die  Bestimmungen  der 
betreffenden  Gesetze  doch  immer  auf  Fabrikat  st  euer  hinaus" 
(J.Wolf).  Die  folgerichtige  Durchbildung  einer  Fabrikatsteuer, 
mit  möglichst  genauer  Messung  der  Menge  und  Alcoholstärke 
des  Products,  daher  mit  angemessener  steuerpolitisch  so  wichtiger 
und  richtiger  Berücksichtigung  der  Qualität:  das  ist  das  ziemlich 
erreichte  Ziel  der  britischen  Branntweinbesteuerung  auch  in  den 
neueren  Gesetzen  (von  1860  und  von  1880)  gewesen.  Alle  Einzel- 
heiten der  Vorschriften  und  Controlen  dienen  dem  Zweck  der  Er- 
reichung dieses  Ziels.  Hie  sind  die  Voraussetzung  des  Princips 
der  Fabrikatsteuer  unter  britischen  Branntweinproductionsver- 
hältnisscn  und  wieder  die  Folge  der  practischen  Durchführung  dieses 
Princips. 

Durch  ein  Gesetz  von  17S4  wurde  in  England  an  Stolle  der  Fabri katstouer 
vom  Branntwein  eine  Steuer  vou  der  gegohrenon  Würze  (fermented  wort  oder  „wash") 
-.stellt,  wobei  im  Allgemeinen  100  Gallonen  ,.wash"  aus  Getreide  fur  20  Gallonen 
Spiritus  von  1 — 10  Grad  über  „proof  gerechnet  und  danach  besteuert  wurde:  eine 
H  al  b-Fab  rikatsteuer,  an  deren  Stelle  1S"i5  wieder  die  eigentliche  Fabrikatsteuer 
trat.    Do  well  IV,  2lU.    J.  Wolf,  Iiranntweinsteuer  S.  202. 

Nur  in  Schottland  war  einmal  ein  anderes  Braniitweinsteueqmncip,  nach  dorn 
sog.  Blasen/ins  in  Kraft  <1787 — 1"03).  Mit  diesem  hat  inau,  wie  in  diesem  und 
ähnlichen  lallen,  bei  Steuern  ..nach  Betriebseinrichtungen",  nach  „Kühstolfmengcn" 
auch  sonst,  die  Erfahrung- gemacht,  dass  die  t cchn  isc  h cn  Prod  uc t io nsfort schritte, 
hier  die  bald  erreichte  und  sich  immer  mehr  steigernde  Beschleunigung  der 
Destillation  mittelst  entsprechend  veränderter  ('(Instruction  der  Blase,  die  Be- 
steuerung immer  wieder  unverhnltnissmässif»  und  gegen  die  Absicht  des  Gesetzgebers 
verminderten.  Freilich  eine  „Prämiirung  des  technischen  Fortschritts"  durch  die 
Steuerform,  aber  doch  eine  in  mehr  als  einer  Hinsicht  missliche  Consequenz,  der 
sich  die  Gesetzgebung  schwer  anpassen  kann.  In  dieser  Einsicht  wurde  diese  Be- 
steuerungsart auch  in  Schottland  schon  l!>02 — 3  zu  Gunsten  der  Fabrikatsteuer,  die 
man  ohnehin  schon  zuvor  in  massigem  Satze  mit  jener  verbunden  hatte,  wieder  ver- 
lassen. In  10  Jahren  war  man  dahin  gelangt,  eine  Blase,  deren  Leerung  anfangs 
21  Stunden  oder  gar  ü  Tage  gedauert,  alle  3  Minuten  füllen  und  leeren  zu  können. 
(Do well  IV,  207  nach  amtl.  Mittheilung,  Vocke  S.  377,  Wolf,  S.  lßß).  —  Auch 
in  Irland  bestand  ein  ähnliches  System  mit  ähnlichen  Erfolgen  zeitweilig  Ende  des 
vorigen  Jahrhunderts  iDowell  IV.  201»,  Wolf  S.  167>. 

Ein  weiteres  Charakteristikon  der  britischen  Branntwein- 
bestenerung  ist  wiederum,  wie  bei  den  Bier-  und  anderen  Ver- 
brauchssteuern, eine  bei  Branntwein  nur  noch  in  besonderer  Ai«- 
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dehnung  stattfindende  Benutzurg  des  Li cen  zsv stein  s  für  die 
mit  Erzeugung,  Raftiuirung,  Handel,  Kleinabsatz  u.  s.  w.  des  Brannt- 
weins beschäftigten  Personen,  bez.  Gewerbebetriebe.  Auch  hier 
dieut  dieses  Licenzsystcm  vornehmlich  Controlz wecken,  hat 
aber  auch,  besonders  nach  Umfang,  Einrichtung  uud  Höhe  seiner 
Steuersätze  für  den  Kleinhandel,  eine  nicht  unerhebliche  f in  an- 
ziellc  Bedeutung  durch  seiueu  Ertrag.  Den  grössten  Theil  des 
Ertrags  der  Wirtbschafts-  und  Handelslicenzen  der  accisepllichtigen 
Getränke,  etwa  3  t  von  den  nahezu  2  Millionen  Pf.  St.,  rührt  vom 
Branntweindebit  her  (§.  153  ff.). 

§.  137.  Einzelucs  über  die  steuertechnische  Seite  der  britischen 
Brauutweinbesteuerung.  S.  bes.  Wolf  S.  10211'..  Heine,  Branntwcinsteuersystcmo, 
Tub.  Zeitschr.  1S7I),  S.  5S3  II*,  und  passim,  Ii.  Wagner,  ehem.  Tcchnol..  11.  Aufl. 
S.  715.  Dowcll  nnd  Vocke  Rehen  auf  diese  Dinge  nicht  näher  ein.  Die  Gesetze 
von  lsßO  und  1SM)  (Codification\  Bell.  Manual  I.  excise  ofiieers.  Bell  a.  D wclly , 
laws  of  excise,  p.  343—156,  über  methyl.  spirit  p  457  II.,  Bull.  franc.  lSSli,  U,  540 
(S tourin1,  1HS5,  II,  302.   Das  grosse  Detail  kann  hier  natürlich  nicht  gegeben  werden. 

Das  britische  Branntweinsteuersystein  beruht  auf  einer  grossen  Menge  einzelner, 
höchst  eingehender,  aber  auch  lastiger  Controlen  und  Reglements:  wahrhaft 
..tyrannische**  Vorsichtsmaassregeln  des  Fiscus.  wie  sie  eine  französische  Emjuete- 
(Joinmission  nennt.  Von  der  Anlage  der  Brennerei  und  den  Arbeiten  in  derselben 
au  bis  /um  eigentlichen  Consum  unterliegt  der  Branntwein  fortgesetzt  den  Controlen 
der  Steuerverwaltung. 

Sie  beginnen  mit  den  Licenzen  der  Brenner  (und  den  verwandten  der  Kaf  Ii  neuro 
und  der  Fabrikanten  denalurirten  gewerblichen  Spiritus),  die  nur  unter  gewissen  Be- 
dingungen, besonders  betrell's  der  Erfüllung  der  gestellten  Anforderungen  an  die 
Lage  und  die  Einrichtung  der  Fabrik  gegeben  werden.  Die  Liccnz  der  Breuner, 
Kaflincure  und  der  Hersteller  von  deiiaturirtem  Branntwein  kostet  lO'/o  Pf.  St.  jährlich. 
Brennen  ohne  Licenz  ist  mii  einer  Strafe  von  500  Pf.  bedroht.  Du;  Brennerei  soll 
in  oder  höchstens  '/4  engl.  Meile  entfernt  von  einer  Marktstadt  liegen  oder  es  müssen 
Wohnungen  für  die  Steiicibcamten  an  Ort  und  Stelle  hergegeben  werden.  Auch 
uiuss  sie  wenigstens  V4  Meile  getrennt  von  anderen  Brennereien,  Kaflinerieen,  Li<iueur- 
fabriken  liegen,  Gross-  und  Kleinbandeisbetricb  des  Brenners  selbst  ist  wiederum  nur 
in  entfernt  gelegenen  Localen,  gegen  besondere  Licenzen  gestattet.  Die  Vorschriften 
über  die  Einrichtung  betreiten  alle  für  den  Umfang  und  die  Art  des  Betriebes 
wichtigen  technischen  Puncte,  deren  Controle  durch  das  fiscalische  Interesse  bedingt 
wird.  So  die  Min imalgrösse  der  Brennblasen  (in  England  100  (iallonen,  in  Schott- 
land und  Irland  40  Gallonen),  Zahl  der  Blasen,  die  „Zahl,  Coustruction .  Leistungs- 
fähigkeit, Aufstellung,  gegenseitige  Verbindung  wie  Benutzung  der  verschiedenen 
Gelasse  und  Apparate"  (Wolfi,  ebenso  die  Zahl  und  Art  der  Oell'nungen  der  Auf- 
nahmegefasse.  Ein  besonderes,  jetzt  sehr  ingeniös  ausgebildetes,  aber  höchst  com- 
plicirtes  Controlmittel  bilden  die  zahlreichen  amtlichen  Verschlusse  und  Schlüssel 
der  Apparate  (bis  120  in  einer  Fabrik!),  namentlich  bei  dem  Saminclgcfäss  für  den 
Alcohol,  wo  die  Verschlüsse  dann  besonders  complicirt  sind  und  ihre  Nummern  oft 
gewechselt  werden  (Bull.  1SS6.  II,  540.  Wolf  S.  104). 

Nicht  minder  wird  der  Betrieb  der  Brennerei  selbst  beständig  steueramtlich 
überwacht,  und  der  Dienst  der  Beamten  unterliegt  wieder  einer  regelmässigen  Ober- 
aufsicht. Die  Betriebsthatigkcitcn  sind  selbst  wieder  steueramtlich  goregelt  und  dürfen 
nur  in  der  festgesetzten  Weise  nach  erfolgter  Anzeige  unter  Anwesenheit  und  Aufsieht 
der  Beamten  in  den  vorgeschriebenen  Zeitpunctcn  und  FrMen  stattlinden.  Die  Brennerei 
wird  in  allen  ihren  Hauptstadien  beobachtet  und  controlirt.  z.  Th.  auf  (Jruud  von  Auf- 
zeichnungen, welche  der  Brenner  selbst  zu  machen  und  die  der  Beamte  zu  veriticiren 
hat.  So  wird  besonders  Art  und  Menge  der  Kohstolfe,  Menge  und  Dichte  Zucker- 
gehalt der  Würze  (wort)  vor  der  Gähnin-r.  dann  der  gcicohrenen  Würze  iwash),  Menge 
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und  Stärkegrad  des  Aleohols  aufgezeichnet  und  controlirt.    Giobt  die  Stcuercontrole 
mehr  als  die  gesetzlich  zulässigen  Differenzen  in  Menge,  Dichte.  Stärke  des  betreffen- 
den Products  gegen  die  Aufzeichnungen  des  Brenners,  so  unterliegt  dieser  Strafen 
(200  Pf.).    Aus  den  Messungen  in  den  früheren  Prod  u  c  tionsstad  ien  wird 
nach  bestimmten  gesetzlichen  Kcductionsverhältnissen  auf  die  Gewinnung  einer  be- 
stimmten Menge  und  Stärke  Alcohol  geschlossen.    So  wird  insbesondere,  aus  dem 
Quantum  und  aus  dem  mittelst  des  Saccharometers  constatiiteu  Zuckergehalt  und  «1er 
Gewichtsdifferenz  der  Würze  vor  und  nach  der  Gährung  die  inuthinasslichc  Alcohol- 
menge  ermittelt.    Alsdann  wird  der  zunächst  zubereitete  Lutter  amtlich  geinessen  und 
nach  dem  Stärkegrad  bestimmt,  und  zum  Sehluss  geschieht  dies  mit  dem  fertigen 
Branntwein,  mittelst  des  Alcoholometers.    Entsprechend  dem  Prineip  der  Fabrikat- 
steuer wird  die  Steuer  nach  diesem  letzten  Mcssungscrgebniss  berechnet,  doch  vor- 
behaltlich einer  Erhöhung  der  Steuerschuldigkeit  gemäss  den  Berechnungen  in  den 
vorausgegangenen  Halbfabrikatsstadien.     Der  Spiritus  uiuss  bestimmte  Stärkegrenzen 
innehalten,  bez.  nicht  unter-  noch  Überschreiten.  Er  wird  unter  steueramtlicher  Gon- 
trole  in  Fassern  nicht  unter  9  Gallonen  in  die  Branntwein  tnagazine  gebracht.  Die 
Einbringung  in  Lagerhäuser  oder  die  Hinaus  gäbe  in  den  Verkehr,  direct 
aus  der  Brennerei  oder  aus  dem  Lagerhaus,  erfolgt  wieder  unter  steucramtlicher  Con- 
trole.  nach  bestimmten  für  dio  Versendung  gegebenen  Vorschriften,  und  gegen  speciellcn 
Erlaubnissschein  so  wie  bei  Versendung  von  Mengen  von  über  1  Gallone  an  einen 
Empfanger  mit  Begleitschein.  Formalitäten,  die  besonders  den  Verkehr  mit  Raftineurc», 
Grosshändlern  und  Schcnkwirthen  betreffen,  deren  Unterlassung  oder  Missbrauch  mit 
schwercu  Geldstrafen  (100—500  Pf.)  und  Oontiscation  bedroht  ist  und  zur  iudirecten 
('outrolc  der  Brenuereicn,  sowie  zur  Erschwerung  des  Absatzes  der  heimlichen  Brenne- 
reien dient.  (Eingehende  klare  Darstellung  dieser  Verhältnisse,  der  Controle  der  Kaffi- 
nerieen,  der  Händler,  der  Fabriken  für  denaturirten  Spiritus  u.a.  m.  bei  Wolf,  dem 
im  Obigen  mehrfach  gefolgt  wurde.)  —  Das  Licenzsystem  für  die  Kaffincricen, 
Händler,  Wirthc  liefert  die  Handhaben  mit  zu  dieser  „Absatz-  und  Verkehrs- 
controle"  des  Branntweins.  Von  diesem  System  wird  unten  in  §.  1 5*t  im  Zusammen- 
hang mit  den  anderen  verwandten  Liccuzcn  gehandelt  werden,  ßuehungszwang 
der  Händler  u.  s.  w.  nach  amtlichen  Formularen  im  Controlinteressc. 

Alle  diese  Controlmassregeln  erreichen  gegenwärtig  ihren  Zweck,  die  Sicherung 
des  fisealischeu  Interesses,  wohl  ziemlich  ausreichend,  wenngleich  die  absolute  Zu- 
verlässigkeit der  Messinstrumente,  Saccharometer,  Alcoholometer,  auch  in  England 
nicht  unbedingt  verbürgt  werden  kann.  Die  Controlmassregeln  tragen  zu  der  starken 
Grossbetriebstcndeuz  der  britischen  Brennerei  aber  auch  bei.  Den  Fortschritten  der 
Technik  in  der  Anlage  und  dem  Betrieb  werden  durch  die  gesetzlichen  Vorschriften 
und  Oontrolen  wohl  Hemmungen  bereitet,  wenn  auch  „die  Erzeugung  der  destillatious- 
fähigeu  Flüssigkeit  selbst  keinen  Vorschriften  unterworfen  ist"  (Wolf).  Die  Höhe  der 
Steuer  und  das  Moment  des  Grossbetriebs  begünstigen  aber  auch  wieder  alle  Be- 
strebungen, durch  technische  Verbesserungen  an  den  Productiouskosteu  zu  sparen. 
Bei  der  heutigen  britischen  Gestaltung  der  Brennerei  und  Raffinerie  läge  der  Ücber- 
gang  zum  Monopol  iu  mancher  Hinsicht  nahe.  Er  wäre  auch  weniger  schwierig, 
als  auf  dem  Contineut  mit  seiner  zersplitterten  Brennerei  und  mit  den  hier  bestehenden 
mannigfachen  lureressenbcziohungen  zwischen  Brennerei  und  Landwirtschaft.  P;c» 
Monopol  des  Staats  träte  eben  nur  an  die  Stelle  der  factischeu  Monopole  der  grossen 
Privatbrennereien,  gewiss  eher  im  Consumenteninteresse  als  gegen  dasselbe.  Der 
unmittelbaren  lebertragung  des  britischen  Steuersystems  auf  Länder  wie  Deutschland 
steheu  wohl  vornehmlich  der  ganz  andere  volks-  und  privatw irthschaftlichc 
Character  unseres  Breunereigewerbes  und  der  damit  verknüpften,  besonders  land- 
wirtschaftlichen Iutcressen,  ferner  aber  auch  der  Kostenpunct  des  britischen 
Controlsystcms  gegenüber,  das  danach  nur  auf  relativ  wenige  Grossbrenncreien 
anwendbar  erscheint. 

Anhang.  Zu  den  britischen  Getränkosteuem  gehörten  früher  auch  die  inlän- 
dischen Accisen  auf  süsse  fabricirte  und  andere  Kunstweine  tauch  aus  importiiten 
Trauben),  aufMcth,  auf  Obstweine.  Finanziell  wenig  ergiebig,  für  die  Fabrikation 
besouders  lästig,  schwer  zu  controliren,  die  Obstweinsteuer  nach  der  Obsternte  iu» 
Ertrage  sehr  schwankend  (Ertrag  dieser  einen  Steuer  z.  B.  1S10  52.009,  lbl"  3.363, 
1S20  wieder  5S.004  Pf.  St.),  sind  diese  Steuern  bereits  1S30  (Obstwein)  und  1834 
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(die  anderen)  aufgehobeu  worden  (Dowell  IV,  184— 190,  238—240,  Vockc  S.  304, 
407).  Dein  Liccuzsystoin  der  Händler,  besonders  für  den  Kleinabsatz  ist  aber 
Meth  und  Kunstwoin  und  Obstwein  seit  1860  unterworfen  (s.  u.  §.  153),  für  süsse 
fahricirtc  Weine  besteht  auch  die  Fabrikatiouslicenz  (Dowell  IV,  103.  240,  Rcp.  of 
inl.  rev.  jriebt  die  Statistik).  Die  Weinhandels-  und  Klciiiabsatzliccuzcn  umfassen  seit  1875 
ohne  weitere  Erhöhung  dor  Steuersatz*'  die  Geschäfte  in  diesen  genanuten  Getränken 
mit    Doch  giebt  es  auch  Special  Ii  cenzen  für  das  Geschäft  in  letzteren  allein. 

lieber  die  Er  lieb  uugskosten  der  Accisen  liegen  mir  keine  speciellen  Be- 
rechnungen, sondern  nur  die  Daten  für  die  gemeinsamen  Kostet)  der  .Julaudsteuom" 
vor  (jetzt  3.37  »/„,  s.  o.  S.  255\ 

2.  Diu  Zolle. 

Siehe  oben  §.  S4,  85.  Vocke  S.  314  ff.,  die  einzelnen  wichtigeren  Finanz- 
zölle eb.  S.  327  ff.  Ucbersicht  der  Zolleinkunfte  in  d.  Beil.  III,  S.  358  (bis  1866), 
Tarifproben  eb.  S.  355  (Weizcnzölle)  und  die  Beilage  am  Schluss  S.  642.  Dowell 
II,  passim,  bes.  p.  264,  26.7  ff.,  296,  306  ff.  (Pcel'schc  Reform  1842),  317,  323  (tief, 
v.  1853),  335  (französ.  Handelsvertrag),  33«,  349,  354.  357  {Zuckerzoll  1869),  373  (dsgl. 
1872/73),  3S1  {dsgl.  1874/75);  die  einzelnen  Hauptartikol  genauer  behandelt  in  vol.  IV, 
jeder  apart  für  sich.  Wichtig,  auch  für  die  Reform  der  Finanzzölle,  Colon ialwaaren 
lies,  die  Untersuchung  der  Zollfragen  durch  die  ('oiniuission  von  1840.  Kcport  derselben, 
Verdict  Uber  das  complicirte,  auch  fiscalisch  nachteilige  Tarifsystcm  und  über  die 
Schutzzollpolitik  (Report  of  the  commissiou  appointed  to  imiuire  into  the  several  duties 
levied  on  imports  into  the  United  Kingdom,  1840).  Siehe  darüber  den  Artikel  Custom's 
duties,  effects  of  the  protectire  System,  in  der  Edinburgh  Review  1841.  Jan.,  No.  146, 
p.  418  ff.,  aueh  Kichelot  in  dem  unten  genannten  Werke  I,  175  11.  Neben  uud 
oft  vor  den  parlamentarischen  Verhandlungen,  den  Finanzexposes  der  Schatzkanzler 
{fiuancial  Statements,  worunter  die  gesammelt  herausgegebenen  von  Gladstone  hervor- 
zuheben) u.  s.  w.  sind  die  Enqueten  und  die  Berichte  darüber  auch  für  diesen 
(iegenstand  die  erste  Quelle,  wie  vor  allen  der  genannte  von  1840.  Gute  Bearbeitungen 
der  bezüglichen  Materialien  in  den  grossen  Reviews.  Freilich  nicht  durchaus  objectiv, 
sondern  aus  dem  leitenden  wirthschaftspolitischen  Standpunct  einer  jeden ,  was  aber 
bei  der  häufigen  gleichzeitigen  Behandlung  derselben  Dinge  und  Fragen  durch  ver- 
schiedene Revuen  eine  oft  besonders  lehrreiche  Vergleichung  der  Auffassungen  er- 
möglicht. Die  grossen  handels-  uud  zollpolitischen  Massregcln  und  Beformen ,  aueh 
nach  der  finanziellen  Seite,  sind  so  besonders  aus  den  Essays  der  Edinburgh  Review 
i^whigistisch ,  liberal)  und  Quarterly  Review  (toryistisch ,  conservativ)  vortrefflich  zu 
verfolgen.  Schon  die  ersten  Bände  der  Edinb.  Rev.  (seit  1802)  sind  reich  an  der- 
artigen Abhandlungen  (z.  B.  vol.  5.  1804,  obser?.  an  bounty  upon  exported  com, 
No.  20,  1807  über  indischen  Handel  und  Fortdauer  des  Monopols  der  ost- 
iudischen  Compagnie,  No.  21,  1807.  westindische  Angelegenheiten).  Ueber 
den  Beginn  der  freihändlerischcn  Bewegung  und  der  ersten  Zollreform- 
periode (Huskisson)  s.  Quart.  Rev.  1821,  No.  48,  freedom  of  commerce  (an- 
knüpfend an  die  Berichte  einer  Unterhauscommission,  betr.  die  Untersuchung  der  Mittel 
zur  Ausdehnung  und  Sicherung  des  auswärtigen  Handels;  durchaus  schutzzöllnerisch), 
Quart.  Rev.  No. 52,  1822  über  Colonialpolitik  {ebenfalls  anknüpfend  an  pari.  Reports). 
Andererseits  Edinb.  Rev.  No.  *>5,  1825,  über  die  Lage  der  Seideni  nd  ustrie;  el>. 
No.  M>,  1826  über  Holzhandel  und  Holzzölle;  eb.  No.  8\  1826.  über  Abschaffung 
der  Kornzölle  (anknüpfend  an  Jacob's  amtlichen  Bericht,  darüber  auch  Quart.  Rev. 
ls26,  No.  69V,  über  die  Branntweiuabgaben.  Edinb.  Rev.  No.  89,  1826;  cb.  No.  90. 
1827,  über  die  Klagen  der  Schiffscigenthümcr  und  das  Re eiproe i tätssystem; 
eb.  über  indischen  Handel;  eb.  No.  91,  1827,  über  britische  Baum  wo  Uindustric 
(auch  eb.  No.  92.  Uber  Schuldreduction,  u.  A.  über  Vertheuerungen  durch  die 
Monopole;  Quart.  Rev.  No.  79,  1826,  über  Besteuerung  und  Ausgaben).  — 
Ueber  die  Re  form  periode  1841  ff.  bes.  der  oben  genannte  Artikel  in  der  Edinb. 
Rev.  über  Zölle;  eb.  No.  146,  1841.  Uber  indischen  Handel  (anknüpfend  an 
Report  des  Oberhauses);  eb.  No.  148,  1841,  über  Budgetfragen;  eb.  No.  150,  1842, 
Uber  die  schwebenden  Fina  nzmassroge  In;  eb.  No.  151,  1842,  Uber  das  Budget; 
eb.  No.  152,  1842,  über  Fr.  List's  System  und  die  Gefahren  für  den  britischen 
Handel;  eb.  No.  153,  1842,  über  die  letzte  Parlamentssession  (Finanzinass- 
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regeln);  eb.  No.  155,  1S4-L  über  die  ungünstige  Lage  in  den  Industriebezirken ; 
eb.  No.  157  Uber  „free  trade  and  retaliation  (von  Senior);  cb.  No.  15\  184a, 
über  das  Ministerium  und  die  letzte  Session;  eb.  Uber  die  Tarife  des 
Deutschen  Zollvereins.  Und  zahlreiche  weitere  über  die  wichtigeren  Handeds- 
und  zollpolitischen  Ereignisse  und  Massregelu  in  den  folgenden  Jahren. 

Von  zusammenfassenden  Arbeiten  über  die  neuere  Handels-  und 
Zollgeschichte  Englands  s.  Pauli,  Geschichte  Englands  seit  IM 4,  Leipz.  1*64  ff., 
passim,  bes.  I,  IL;  A  Beer,  Gesch.  d.  Welthandels,  Wien  lbt)4,  III,  Kap.  1 ;  Porter, 
progr.  of  the  nation,  passim ;  Tooke  and  Newmarch,  history  of  prices,  passim.  bes. 
aber  in  vol.  V\  pait  IV,  über  die  fortschreitende  Anwendung  der  Freihandelsgruudsätzt;, 
p.  391  ft.  (die  wichtige,  den  Anstoss  zu  den  freihändlerischen  Zollreformen  gebende 
„Petition  von  Londoner  Kaufleutcn  in  1S20",  cb.  vol.  VI,  331*;  in  Ashcr's  Bearbeitung 
von  Tooke  iDrosd.  1S5W  IL  1SS;  L.  Levi,  history  of  british  commerce  J76.'t — 1 S70 
iLond.  1 872"'»,  passim,  reichhaltig,  bes.  part  III,  Kap.  1,  2,  7,  U,  10.  part  IV,  Kap.  1.  3,  1 
part  V.  Kap.  1,  b',  7.  Die.  verhältnissmässig  eingehendste  Darstellung  der  britischen 
Handels-  und  Zollreform  i?t  wohl  Riehe  lots  histoire  de  la  reforme  douaniere  .-n 
Angletcrre.  Par.  1S53.  bes.  I,  Kap.  2  (Periode  v.  1S22  fl.\  Kap.  5  (Per.  v.  1841  II'  ). 
Um  das  Zollsystem  voll  und  allseitig  zu  beurtheilen ,  muss  auch  der  hinzukommende 
Eintluss  der  Navigationsaete  beachtet  werden.  Siehe  darüber  die  bezügliche  En- 
quete mit  Bericht  von  1  s47 ;  Ricardo  i.juiü,  anatomy  of  the  navigations  laws,  Lond. 
1S47,  und  „die  englische  Navigationsacte",  Protokolle  des  Zcngcnverhrtrs  der  Special- 
commission  von  1 S47  'im  Auszuge),  Hamb.  1 w 4 S . 

Bei  dem  engen  Zusammenhang  zwischen  Handels-  und  Zollpolitik,  zwischen 
Handelsfrageu  und  lrinauzfra»en  würde  in  einer  eingehenderen,  monographischen  Dar- 
stellung des  britischen  Zollwesens,  als  sie  in  dieses  Finanzwerk  gehört,  die  finanzied  le 
Seite  der  Streitfrage  „Freihandel  und  Schutzzoll"  näher  mit  zu  behandeln  sein.  Hier 
muss  es  uns  genügen,  auf  diesen  Zusammenhang  hinzuweisen,  weshalb  auch  obige 
genauere  Literaturubersicht  gegeben  wurde.  Im  Folgenden  haben  wir  es  an  sich  nur 
mit  dem  Finanzzoll  zu  thun ;  mit  dem  Schu tzzol l  nur.  soweit  er  auch  etwas  ein- 
bringt oder  andererseits  durch  seine  Verbindung  mit  dem  Finanzzoll  das  Finanzintoresse 
schädigt.  Von  den  wichtigeren  einzelnen  Finanzzollartikeln  (Theo,  Kaffee.  Zucker, 
Tabak,  Wein,  Spirituosen)  hat  aber  jeder  si  ine  cisrene,  auch  für  allgemeine  Zollfragen 
wieder  viel  Lehrreiches  bietende  Geschichte,  weshalb  darauf  etwas  näher  einzugehen 
ist  (§.  140- 150  h 

§.  138.  Leber  blick.  Die  Geschichte  des  britischen  Zoll- 
wesens seit  1815  bildet  einen  wichtigen  Theil  der  allgemeinen 
wirtschafte-  und  besonders  handelspolitischen  Geschichte  des  Ver- 
einigten Königreichs.  Die  Streitfrage  zwischen  Schutzzoll  und  Frei- 
handel in  Bezug  auf  Agrar-,  Montan-  und  Industricproductc,  sowie 
auf  SchiftTahrtsgesctzgcbung  wird  in  dieser  Periode,  besonders  in 
den  Jahren  1824-25  und  1841-  53  zu  Gunsten  des  Freihandels 
ausgefochten.  Doch  gehören  diese  Frage  und  die  mit  ihr  in  Ver- 
bindung stehenden  Tarifuiassregeln  nur  in  soweit  hierher,  als  auch 
die  Finanzen  davon  berührt  werden.  »So  lange  Schutzzölle  ge- 
setzlich bestanden,  zum  Theil  an  Stelle  früherer  Einfuhrverbote, 
und  durch  ihre  Höhe  nieht  prohibitoriseh  wirkten,  war  die  Summe 
der  Einnahmen  aus  diesen  Zöllen  doch  nicht  unbedeutend,  wenn 
auch  schwankend.  Die  freihändlcrischen  Tarifreformen  berührten 
daher  auch  das  fisealische  Interesse.  Die  Zollermässigungen, 
welche  der  Aufhebung  der  Schutzzölle  mehrfach  vorangingen,  be- 
einträchtigten dies  Interesse  aber  nicht  immer,  mitunter  förderten 
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sie  es,  oder  der  erwartete  Eiunahnieausfall  wurde  wenigstens  mehr 
oder  weniger  ausgeglichen,  weil  die  Einfuhr  und  der  Consum  zu-, 
die  Preise  der  bezollten  Waarcn  und  der  Schmuggel  abnahmen. 
Auch  der  vollständige  Bruch  mit  den  Schutzzöllen  hat  das  tisealische 
Interesse  nicht  in  dem  rein  rechnungsmässig,  gemäss  des  Wegfalls 
der  bisherigen  ZolleinkUnfte,  möglichen  Betrage  geschädigt.  Denn 
der  allgemeine  Aufschwung  von  Handel,  Verkehr,  Production  und 
Consumtion  und  besonders  die  Zunahme  des  Cousums  und  der 
Einfuhr  der  verbleibenden  Finanzzollartikel  brachten  eine 
Vermehrung  der  Zollerträge,  durch  welche  die  Ausfälle  in  Folge 
weggefallener  oder  ermäßigter  Zölle  mehr  als  ausgeglichen  wurden. 

Mitunter  wirkte  günstig  mit,  dass  bei  einzelnen  Artikeln,  wie  Zucker,  kaüee, 
das  in  Diffcrentialzollsätzen  z«  Gunsten  der  Colonien  zur  Geltung  gelangte, 
auch  dem  Finanzintercssc  schädliche  Schutzzollmoinent  wegfiel.  Dieses 
letztere  hatte  einzelnen  Producten  eine  Art  Monopol  auf  dem  britischen  Markte 
gegeben  und  ihre  Preise  übermässig  gesteigert.  Nunmehr  trat  ein  Sinken  der  Preise 
und  eine  Ausgleichung  derselben  mit  den  Weltmarktpreisen  ein :  nicht  bloss  die  Folge 
der  Ermässigung  des  Zollsatzes  an  sich,  sondern  auch  der  Gleichstellung  des- 
selben mit  dem  Zollsatz  für  alles  betreffende  Product.  Eiu  Punet, 
welcher  namentlich  bei  der  Würdigung  der  Folgen  der  Zucker-  und  Kafl'cezoll  reformen 
1842  If.  zu  berücksichtigen  ist,  —  Folgen,  welche  man  also  nicht  ohne  Weiteres  bloss 
aus  ZolleruiiL-Mgungei»  erwarten  konnte. 

So  wurde  in  der  Zolltarifenquctc  von  IS  10  von  Zeugen  betont,  wie  sohr  das 
Fiuanziutcresse  unter  den  Differentialzöllen  leide.  Z.  B.  werde  beim  Zoll  von  24  sh. 
für  Culonial-,  von  63  sh.  für  fremden  Zucker  der  Preis  des  ersteren  um  50";,, 
und  mehr  künstlich  erhöht;  ähnlich  bei  Kaffe  gegen  contincntale  Preise  um  S0°/o  (Zoll 
6  d.  für  westind.  Coloitial-,  *J  d.  für  Importe  aus  dem  Gebiete  der  ostind.  Comp.,  incl. 
Cap,  15  d.  für  fremden  Kall'ee  per  Pfund,  weshalb  grosse  Massen  brasil.  und  anderen 
fremden  Kaffees  zuvor  nach  dem  Cap  gingen,  um  von  da  zum  niedrigeren  Satz  ein- 
geführt zu  werden);  ähnliche  Wirkung  auf  die  Preise  bei  Holz  (Differentialzoll  zu 
Gunsten  Canadas).  Anschlag  des  Verlusts  für  die  Staatscasse  wegen  dioser  Vor- 
hältnisse an  Zucker,  Kattee,  Holz,  um  1S40  auf  41/*  Mill.  Pf.  (Siehe  den  genannten 
Artikel  im  Edinb.  Kev.  Ib41,  No.  146  und  die  daselbst  mitgetheilten  Zeugenaussagen 
vor  der  Commission,  bes.  Porter,  M'Gregor,  II  u  nie,  Bowring  U.A.,  auch 
Hichelot  I,  18\  lh'.l). 

Achnlich  wirkto  die  Beseitigung  des  (rechtlichen)  Monopols  der  ostindischen 
Compagnie  in  Bezug  auf  die  chinesische  Thcceinl'uhr  nach  Grossbritannien  ein. 
Das  Monopol  hatte  wie  ein  hoher  Extrazoll  auf  den  Preis  gewirkt.  Seine  Aufhebung 
inusste  daher  dieselben  Folgen  wie  eine  starke  Zollermässiguug  für  Preise  und  Consum 
haben.  Schon  in  den  ls20er  Jahren  berechnete  man  aus  dem  Vergleich  der  britischen 
und  der  Hamburger  Theepreise,  dass  Grossbritanniens  Consumenten  das  Monopol  den 
Thee  um  jährlich  l.S  Mill.  Pf.  St.  vertheure  (Lovi,  p.  24»»,  Edinb.  Kev.  1S27.  Xo.  92, 
in  dem  Artikel  über  Rcduction  der  Schuld,  wo  der  gleiche  Verlust  am  „Monopol"  der 
westindischen  Pflanzen  auf  1.5N,  am  canadischen  Holzhandel  auf  1.5  Mill.  Pf.  be- 
rechnet wird.  Leber  die  Ustiudische  Compaq  nie  und  die  Gesetzgebung  von 
1*33,  ßichelot  I,  150  ff.). 

Günstig  für  einige  der  grossen  Fiuauzzolla  rtikcl  (Zucker, 
Wein,  Tabak,  Branntwein)  war  es,  im  Unterschied  zu  eon- 
tinentalen,  auch  deutschen  Verhältnissen,  dass  der  betreffende 
Finanzzoll  sonst,  von  den  Differentialzöllen  für  die  Colonien  ab- 
gesehen, voll  als  solcher  wirken  konnte  und  nicht  in  einen 
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halben  Schutzzoll  verwandelt  wurde,  weil  der  eingeführte  fremde 
Artikel  mit  einem  heimischen,  nicht  oder  niedriger  besteuerten  con- 
cuinrcn  musste. 

Denn  eine  inländische  Wein-,  Tabak-  und  im  Wesentlichen  auch  Kubenzucker- 
produetion  fehlt  in  Grossbritaiinien ,  der  gewonnene  Kubenzucker  wurde  gleich  hoch 
wie  fremder  Zucker  besteuert  Die  Einfuhr  von  Branntwein  betraf  und  betrillt  iu  beson- 
derem Mausse  feine  üualitätsbranntweinc  (französische,  Rum  u.  dgl),  die  trotz  des  etwas 
höheren  Zolls  die  Concurrenz  mit  dem  inländischen  Kornbratintwcin  aushalten.  Neuer- 
dings sind  Zoll  und  Accisc  bei  Branntwein  auch  gleichgestellt  und  nach  der  Alcohol- 
stärke  bemessen,  wenn  auch  der  heimische  Branntwein  in  dem  „Spcsenersatz-Zuschlag" 
eine  kleine  schutzzollartigc  Begünstigung  geniesst  (§.  135,  S.  2S8).  Ganz  ohne  Schutz - 
zollwirkung  ist  dieser  Zuschlag  nicht,  insofern  liegt  hier  und  bei  deu  früheren  höheren 
Branntweinzöllen  eine  gewisse  Benachtheiligung  des  Finanzinteresses  vor.  S.  Dow  eil 
IV,  214  ß'.  über  die  Bezoliung  fremder  Spirituosen,  u.  u.  §.  150. 

§.  131).  Die  Zollcinkünftc  Grossbritanniens  und  Irlands 
sind  im  Gesammtertragc  seit  den  französischen  Kriegen  von  ii  bis 
2.1.5  Mill.  Pf.  St.  auf  ca.  20  Mill.  in  der  Gegenwart  gesunkeu. 
Sie  bilden  demgemäss  eine  kleinere  Quote  der  gesammten  Staats- 
einkünfte und  speciell  der  Steuererträge  als  ehedem  (jetzt  von 
letzteren  ca.  damals  Über  Va).  Dies  ist  die  Wirkung  der  frei- 
lütndlerischen ,  die  Schutzzölle  beseitigenden  und  die  Finanzzöllc 
cimässigenden  und  auf  wenige  Hauptartikel  beschränkenden  Han- 
dels- und  Zollpolitik,  aber,  bei  den  eingetretenen  grossen  Zoll- 
reduetionen,  auch  ein  Zeichen  enorm  gesteigerter  Einfuhr  und  Con- 
snms  der  wenigen  noch  bezollten  Artikel. 

Es  ist  in  (irossbritannien  üblich,  bei  Veränderungen  der  Zolle,  wie  auch  anderer 
Steuern,  bes.  der  Accise,  den  Entgang  aus  aufgehobenen  und  ermässigten  Zöllen, 
auf  Grund  der  bisherigen  rochnuugstn&ssigen  Ergebnisse  der  Einnahmen,  eventuell 
unter  Absetzung  eiues  Anschlags  für  vermehrte  Einnahme  aus  dem  bestehen  bleiben- 
den Zoll  wegen  mutmasslich  sich  steigernder  Einfuhr  und  Consums  (oder,  hes.  früher. 
weir<  u  Abnahme  des  Schmuggels)  zu  veranschlagen  und  ebenso  den  mutmasslichen 
Erirag  von  neuen  oder  erhöhten  Zöllen  (eventuell  ebenfalls  unter  Schätzung  der 
Abnahme  von  Einfuhr  und  Consum  und  der  etwaigen  Zunahme  von  Schmuggels 
Natürlich,  dass  mau  hier  mit  unsicheren  Grössen  rechnet  und.  die  wirklichen  Ergeb- 
nisse oft  andere  sind.  Neuerdings  werden  die  „budgetmässige  Schätzung",  einmal  für 
das  Jahr  der  Aenderung,  dann  für  ein  ganzes,  mitunter  noch  für  ein  späteres  Jahr 
unterschieden  und  damit  das  „wirkliche  Ergebniss"  verglichen  (so  im  Statist,  abstr.i. 
Aus  diesen  „verminderten"  und  „vermehrten"  Zöllen,  Accise n  u.  s.  w.  kann  mau  so 
annäherungsweise  die  finanzielle  Bedeutung  der  getroffenen  Maassregclu 
ersehen. 

Die  betreffende!!  amtlichen  Daten  sind  in  die  Statistical  ahstracts  und  regel- 
mässig iu  die  Werke  Uber  Handels-  und  Zollpolitik  übergegangen.  Sie  haben  letzteren 
Talles  dann  auch  wohl  für  die  Richtigkeit  einer  bestimmten  einzelnen  Maassregel  oder 
einer  ganzen  Politik  als  Material  dienen  sollen.  Aber  zu  derjenigen  strengeren  Beweis- 
führung, welche  hierfür  nothwendig  wäre,  reichen  sie  doch  nicht  aus.  Besonders 
sind  die  Freihändler  zu  geneigt  gewesen,  aus  gewissen  Ziffern  der  Zollstatistik  günstige 
Schlüsse  zu  ziehen,  ohne  genügend  zu  untersuchen,  oh  und  wie  weit  eine  eingetretene 
günstige  Erscheinung,  z.  B.  eine  Vermehrung  der  Zolleinktlnfte  trotz  aufgehobener 
oder  verminderter  Zölle  gerade  die  Wirkung  dieser  Maassregel,  was  zu  gern  ohne 
Weiteres  angenommen  wurde,  und  nicht  ganz  oder  doch  theilweise  die  Wirkung 
anderer  Umstände  sei.  die  vielleicht  von  der  Zollveränderung  ganz  unabhängig  sind, 
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odor  uur  —  wie  z.  B.  bei  Aufhebung  von  Differentialzöllen,  welche  die  Preise  oigon- 
thürulich  beeinflussten  (s.  S.  297)  —  in  einem  concreten  Fall  begleitende  Erscheinungen 
dieser  Veränderung:  waren.  Meist  wird  hier  auch  die  directe  Ucbortragung  c;uer 
Zolländerung  auf  den  Preis  und  vollends  auf  den  Detailpreis,  der  für  den  L'onsuui 
mit  entscheidend  ist,  als  unbedingt  sicher  angenommen:  der  bekannte  deduetive  Schlug 
der  Preistheorie,  dessen  Wichtigkeit  eben  erst  zu  prüfen  ist.  Britische  Zoll-  und 
Stcucrmaassregeln  und  die  bezüglichen  statistischen  Daten  sind  wohl  auch  deshalb 
besouders  gern  für  solche  Schlüsse  benutzt  worden,  weil  die  Verhältnisse  hier  für  das 
Experiment  einfacher  zu  liegen  schienen  und  bequem  brauchbare  Daten  leicht  zur 
Hand  waren.  Andauernd  finanziell  ungünstige  Ergebnisse  vou  Zollverminderungeu 
(Kaffee,  §.  140,  auch  Wein.  §.  140)  werden  dabei  von  den  Freihändlern,  weil  ihrer 
Theorie  widersprechend,  nicht  immer  genügend  hervorgehoben.  Nach  amtlichen  Auf- 
stellungen ergeben  sich  folgende  Zahlen  in  1000  Pf.  St.: 

Zoll»;  Zollertrag 

erlassen  neu  aufgelegt.    Anfang  d.  Periode. 

IM5    20                  740  1.7S6  23.48* 

1821-2."»               4.570  40  22.572 

1820 — .MO                1.512  207  22.^55 

1831-35                2.000  000  21.012 

1836-40                  14S  1.001  23.04« 

1S41— 45               5.58«  101  23.515 

1846—50                2.380  2  22.27S 

1851-53  2.307         _         10  22  107 

Zus.  (bis  Krimkricg):       10.351  4.0.55 

1853—54                  0^3  2.000  22.152 

1851—55                      3  —  22.017 

1850—00                  082  587  23.012 

1861—65  0.234  2«  24.301 

1800—70  4.105  2  21.302 

1871—75  4.1  13  0.2  20.230 

1876— 8U                   —  750  20.107 

1881—85  nichts  nichts  10.210 

1885                         „  10.722 

Zus.  1854-8.V.  16.510  4.02* 

1815—85:  35.801  "  8.063 

Der  Zollcrtrag  betrifft  die  Roheinnahinc,  abzüglich  Kuckzahlungen  und  Prämien, 
aber  noch  incl.  Erhebungskosten.  (Die  Daten  bis  1854  bei  Tookc,  history  of  prices 
V,  303,  394  Tooke-Ashcr  II,  180.  Die  spätereu  Daten  berechnet  nach  deu 
Zahlen  für  die  einzelnen  Jahre  in  den  Stat.  abstr.  Dio  Zollertragsdaten  bei  Tooke 
stimmen  mit  denen  bei  Vockc,  S.  350,  nicht  überein,  bes.  für  die  frühere  Zeit  sind 
bic  bei  Vockc  erheblich  kleiner,  vielleicht  weil  er  nur  die  beim  Zolldcpartemcnt 
berechneten  Zölle,  nicht  die  damals  unter  der  Accise  stehenden  (s.  o.  S.  277)  hier 
eingerechnet  hat,  was  für  die  Vergleichung  mit  den  späteren  Jahren  nothwendig  ist). 

Aus  der  im  Ganzen  nicht  bedeutenden  Abnahme  der  Zollein- 
kttnfte  (10  %  seit  Mitte  der  20er  Jahre),  trotz  mehr  aufgehobener 
27.8  Mill.  Pf.  St  seit  1815  oder  23.8  Mill.  seit  1825,  haben  die 
Freihändler  gern  günstige  Schlüsse  auf 'die  selbst  fiscal  i  sc  he 
unbedingte  Zweckmässigkeit  der  liberalen  Handels-  und  Zollpolitik 
gezogen.  Allein  ob  man  in  dieser  Richtung  nicht  doch  gerade  im 
berechtigten  Fiuanzinteresse  etwas  zu  weit  gegangen  ist  und 
nicht  besser  daran  gethan  hätte,  wenigstens  die  Finanzzöllc  etwas 
ergiebiger  zu  erhalten,  so  u.  A.  durch  Beibehaltung  wenigstens 
eines  massigen  Zuckerzolls,  ist  eine  andere  Frage  (§.  147). 
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Grossbritannien  hätte  sich  damit  eine  Einnahme  zu  stärkerer  Re- 
duetion  der  Staatsschuld,  nach  gutem  nordarucricanischen  Muster, 
und  wohl  auch  für  manche  sonst  erwünschte  Zwecke  der  gesammten 
Staatsverwaltung  ohne  erhebliche  Bedenken  erhalten  können.  Die 
Ucbcrtrcibungcn  des  „comraercial  interest"  in  der  freihändlerisehen 
Auffassung,  speciell  Gladstone's  Einseitigkeiten  und    —  das 
leidige  parlamentarische  Rennen  um  Volksgunst  durch 
den  Köder  der  Steuerermässigungen  kommen  in  den  grossen  Zoll- 
erlassen wohl  etwas  zu  sehr  zur  Geltung.    Wie  weit  dabei  die 
Zollerlässe  wirklich  voll  und  ganz  den  „Consumeuten"  zu  Gute 
gekommen  sind,  wie  weit,  mindestens  eine  Zeitlang,  bis  die  Con- 
euirenz  die  Ausgleichung  bewirkt  hat,  Beträge  der  erlassenen  Zölle 
bei  Interessenten  anderer  Stadien  des  Absatzprocesses  hängen  ge- 
blieben sind  und  deren  Gewinne  vergrößert  haben,  bliebe  ausserdem 
noch  festzustellen. 

Tooke,  Asher,  L.  Levi  und  wer  sonst  die  freihäudlerischc  Richtung  der 
Handelspolitik  vertritt,  haben  für  diese  Seiten  der  verwickelten  Frage  kaum  je  auch 
nur  ein  wenig-  Verständnis-!.    „Sic  stehen  eben  auf  dem  rein  deduetiven  Standpunct 
in  der  Preis-  und  Ucberwäkungslehre",  bemerken  dann  die  „historisch -induetiven" 
Nationalökononieti.    Aber  auch  vom  „rein  deduetiven"  Standpunct  aus  ist  solche  Ein- 
seitigkeit ein  recht  Wold  vermeidlicher  Fehler.   Denn  sehr  wohl  sind  auch  von  diesem 
die  ..Hemmungsmomente"  in  der  Preisausgleichung  mit  zu  berücksichtigen.    Und  die 
Bedeutung  der  allgemeinen  finanzpolitischen  Seite,  sich  Einkünfte  ..in  lfc- 
serve"  für  Schuldentilgung  u.a.m.  zu  erhalten,  brauchte  auch  vom  freihändlerischen 
Standpum  t  nicht  verkannt  zu  werden.    In  der  Ueberschätzung  der  Segnungen  des 
..entfesselten  Verkehrs"  liegt  der  Fehler.    Do  well  hat  z.  B.  für  die  Bedenken  der 
zu  weit  gehenden  Beseitigungen  und  Ermässigungen  der  Zölle  (Zucker)  wohl  ein  Auge. 
Voike  beurtheilt  die  Zollreformeu  m.  K.  für  die  britischen  Fiuanzintercssen  etwas 
zu  guustig  und  trägt  auch  den  erwähnten  Bedenken  nicht  genügend  Rechnung  (S.  350  Ii  ). 
Die  beliebten  freihändlerischeu  Nutzanwendungen  des  britischen  Beispiels  für  andere 
Länder  weist  aber  auch  er  in  die  richtigen  Schranken. 

§.  MO.   Systematischer  Charactcr  der  britischen  Zoll- 
reform.    Die  einzelnen  Maassregeln  der  britischen  Zollrefnrm  im 
Ii).  Jahrhundert  lassen  sieh  auf  bestimmte  einfache  Grund- 
sätze zurückfuhren.   Ja,  sie  sind,  abweichend  von  der  Üblichen 
sonstigen  britischen  Gesetzgebungspolitik,  in  der  That  eigentlich 
die  Ausführung  bestimmter  Prineipien  der  Frcibandels- 
doctrin,  die  zuvor  für  die  Richtung  und  Durchführung  der 
Heform  aufgestellt  worden  sind  (Sir  H.  Parnell,  Zolluntcrsuebungs- 
commission  von  1840).  Daher  bildet  die  britische  Zollreform,  wenn 
auch  nur  allmählich  schrittweise  und  mit  der  in  Kngland  üblichen 
Vorsicht  durchgeführt,  mehr  ein  einheitliches  durchdachtes 
System  handeU-  und  wirihschaftspolitischer  Massregcln,  als  mau 
es  sonst  jenseits  des  Canals  auf  legislativem  Gebiete  zu  finden 
pflegt.    Mit  daraus  erklärt  sich,  dass  diese  Zollreform  viel  Aich  nk 
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Codex  freihändlerischer  Handels-  und  Zollpolitik,  auch 
Finanzzollpolitik  angesehen  worden  ist  und  eine  vorbildliche 
Bedeutung,  wenigstens  nach  freihandlerischerAuffassung,  erlangt  hat. 

Ihr  Werth,  auch  flir  die  vergleichende  Betrachtung  des  Zoll- 
wesens  und  für  dessen  finanzwissenschaftliche  Beurtheilung,  soll  ihr 
auch  nicht  bestritten  werden.  Die  britische  Zollreform  eignet  sich, 
wie  keine  andere  Entwicklung  einer  Zollverfassung,  vortrefflich,  um 
an  ihr  die  Grundsatze  frcihändlerischer  Tarifpolitik  zu  entwickeln 
und  mit  ihr  und  ihren  volkswirtschaftlichen  und  finanziellen  Er- 
gebnissen diese  Grundsätze  auch  nach  manchen  Seiten  hin  zu  be- 
gründen. Aber  die  „vorbildliche"  Bedeutung  dieser  britischen 
Zollreform  für  andere  Staaten  kann  ihr  doch  nur  in  beschränktem 
Maasse  zugestanden  werden.  Denn  ihre  Voraussetzungen  wie 
ihre  Folgen  sind  zum  grossen  Thcile  doch  speeifisch  britische 
und  zwar  speeifisch  britische  aus  der  Zeit  einer  noch  genügen- 
den Sicherung  des  heimischen  Bodens  gegen  auswärtige 
Feinde  Dank  der  insularen  Lage  und  aus  der  Periode  der 
industriellen  und  comm  erciellen  Suprematie  Gross- 
britanniens im  H>.  Jahrhundert.  Ob  auch  nur  in  diesem 
Inselstaats  selbst  diese  Folgen  noch  auf  lange  Dauer  segens- 
reiche zu  nennen  sein  und  die  Voraussetzungen  einer  solchen 
Handels-  und  Zollpolitik  demgemäss  dauernd  vorhaudeu  bleiben 
werden,  —  das  muss  die  Zukunft  lehren.  Durchaus  unzweifelhaft, 
sogar  wahrscheinlich  ist  es  nicht. 

Nur  die  insulare  Lage  des  Staatsgebiete  gestattet  es  —  einstweilen  — ,  dje  ein- 
heimische Wehrverfassung  so  völlig  zu  vernachlässigen  und  volkswirtschaftlich 
das  Hauptmaterial  tüchtigen  Heerwesens,  eine  zahlreiche  ländliche  Bevölkerung, 
nahezu  auf  den  Aussterbeetat  kommen  zu  lassen.  Nur  eine  Politik,  welche  das  nicht 
glaubt  scheuen  zu  müssen,  kann  das  „landwirtschaftliche  Interesse"  so  preis- 
geben, wie  es  durch  die  Frcihandelspolitik  in  Agrarproducten  geschehen  ist  und  wie 
es,  gegenüber  der  neuesten  überseeischen  Concurrenz.  bis  jetzt  geschieht.  Nur  eine 
solche  Politik  freilich  kann  auch  den  „Enteignungs-  und  Enterbungsprocessk  der 
kleineren  ländlichen  Grundbesitzer  und  die  Anhäufung  dieses  Besitzes  in  immer 
wenigeren  Hunden  und  im  Majoratsverband  so  ruhig  vor  sich  gehen  lassen.  Dabei 
ist  nicht  zu  übersehen,  dass  die  moderne  volkswitthseliaftliche  Entwickelung,  vollends 
in  Grossbritannien  und  Irland,  diese  Ooncentrationstcndenz  des  Grundbesitzes  noch 
steigert  und  die  Frcihandelspolitik  in  Agrarproducten  den  landwirtschaftlichen  Gross- 
betrieb noch  notwendiger  macht. 

Man  glaubt  sodann  für  sicher  annahmen  zu  dürfen,  dass  die  britische  Kriegs- 
marine den  Inselstaat  genügeud  schützen  und  das  Weltmeer  für  den  britischen 
Ein-  und  Ausfuhrhandel  mit  Bestimmtheit  ollen  halten  könne.  Das  mag  einst- 
weilen noch  zu  holfen  sein.  Viel  ungewisser  als  ehedem  ist  es  durch  die  Entwicklung 
der  fremden  Kriegsflotten  schon  geworden,  und  mit  der  Ausdehnung  des  britischen 
Welthandels  steigern  sich  die  Gefahren,  Zufuhren  von  Brotstoflen  und  Rohmaterialien 
der  Industrie  gehemmt  zu  sehen,  immer  mehr.  Besonders  günstig  erscheinen  die  Aus- 
sichten für  die  Zukuuft  daher  nicht  gerade. 

Nur  die  erreichte  Stellung  der  britischen  Industrie  und  des  Handels 
im  Weltverkehr  macht  ferner  ein  Zoll-  und  Accisesystem  wie  das  heutige  britische 
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möglich,  weil  finanziell  ergiebig  genug.  Denn  nur  bei  dieser  Stellung  ist  es  durch- 
führbar, auf  venige  Hauptartikel  des  Zolls  und  der  Accise  so  enorm«- 
Steuern  zn  häufen.  Diese  Artikel  können,  obwohl  so  durch  Steuern  Fertheuert,  bei 
einer  zahlreichen  und  wohlhabenden  Mittclclasse  und  Arbeitorbevölkerung,  denen  die 
gewaltige  Industrie  direct  und  indireet  ein  reichliches  Einkommen  gewährt,  immer 
noch  den  enormen  Absatz  finden,  welcher  dem  Staatsschatz  durch  Zoll  und  Accise 
noch  die  Deckung  des  Staatsbedarfs  verbürgt.  Die  Fortdauer  dieser  Verhältnisse 
ist  naturlich  von  der  Fortdauer  der  Suprematie,  des  reichlichen,  gewinn- 
bringenden, mindestens  in  gleichem  Maassc  wie  die  Volks2unahmc  steigenden  Absatzes 
der  britischen  Industrie  im  Wehverkehr  abhängig.  Bietet  sich  hierfür  eine  genugende 
Bürgschaft  in  Zukunft?  Kaum,  schon  nach  der  Entwicklung  der  Dinge  in  den  letzten 
Jahrzehnten  zu  seblicssen.  Denn  der  europäische  Continent  nnd  Nordamerica  eman- 
eipiren  sich  immer  mehr  von  der  Botmässigkeit  der  britischen  Industrie  uud  machen 
dieser  in  den  übrigen  fremden  Absatzgebieten,  ja  sogar  in  England  selbst,  steigende 
('oneurrenz.  Was  dann,  wenn  die  britische  industrielle  und  commerciellc  Suprematie 
einmal  definitiv  gestürzt  ist? 

Die  wirklich  vorbildliche  Bedeutung  der  britischen  Zollreform  ist  uach  dem 
Allen  eine  recht  bestreitbare.  Die  politischen  und  wirtschaftlichen  Voraussetzungen 
dieser  Keform  mögen  für  (irossbritannion  in  den  letzten  Jahrzehnten  zugetroffen  sein 
und  dort  noch  für  langer  bestehen.  Anderswo  fehlen  sie.  Die  speciellen  Con- 
sMmtionsverhältnisse  tThee,  Bier,  Branntwein^  bieten  weitere  Verschiedenheiten, 
welche  eine  Ucbertragung  der  britischen  Keform  auf  andere  Länder  erschweren 
müssten. 

§.  141.  System  und  einzelne  Hauptgrundsätze  der 
britischen  Zollreform. 

Ich  benutze  hier  meinen  Artikel  „Zölle",  im  Bluntschli  -  Brater'schen  Staats- 
wörterbuch,  XI,  340—397,  bes.  349  (Ausfuhrzoll),  359  ff.  (Einfuhrzoll)  mit,  (geschrieben 
Siehe  ausser  den  übrigen  genannten  Workcn  0.  Hübner 's  Berichte,  bes.  S.  2. 
Der  jetzige  Zolltarif  u.  A.  im  Supplementband  des  (amtlichen)  Deutschen  Handels- 
archivs; „Die  Zolltarife  des  In-  und  Auslandes",  Berlin  1S84,  No.  0  (nur  !'/<  Seiten), 
Uebcrsicht  mit  allen  etwa  neuen  Veränderungen  in  StaL  abstr.,  so  in  No.  33,  1S8B. 
p.  26,  mit  (iruppirung  der  Tarifsätze  als  eigentlicher  Einfuhrzölle  und  als  Ersatzzölle 
für  fremde  Waarcn  gegenüber  der  Accise  und  anderen  Steuern  (Stempel)  auf  heimische 
Artikel. 

Die  einzelnen  Maassregeln  der  britischen  Zollreform  lassen 
sich  im  Wesentlichen  auf  fünf  Hauptgrundsätze  zurückführen, 
welche  freilich  eng  mit  einander  zusammenhängen  und  von  welchen 
der  zweite  bis  fünfte  die  Ausführung  des  ersten,  der  zweite,  dritte 
und  vierte  die  Ausführung  spcciell  der  Freihandelspolitik  sind. 
Nämlich:  1)  die  Vereinfachung  des  Tarifs,  2)  die  Aufhebung 
der  llohstoffzölle,  3)  diejenige  der  Lebensmittelzölle  und 
landwirtschaftlichen  Schu  tzzölle,  4)  diejenige  der  Fabrikat- 
schutzzölle, 5)  die  Vereinfachung  der  eigentlichen  Finanz- 
zölle mittelst  Beschränkung  derselben  auf  wenige  Haupt- 
artikel grosser  Einträglichkeit,  unter  Wegfall  fast  aller 
übrigen. 

1.  Vereinfachung  des  ganzen  Zolltarifs  durch  Be- 
seitigung der  Ausfuhrzölle,  Verminderung  der  Positionen 
der  Einfuhrzölle,  auch  betreffender  Finanzzölle,  und  Be- 
schränkung  der  letzteren  auf  wenige  passende  Hauptartikel, 
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ohne  oder  nur  ausnahmsweise  mit  Qualitätsunterscheidung  im  Zoll- 
satz: auf  diese  besonders  seit  der  Reform  von  1842  deutliche 
Entwicklung  führte  ausser  der  freihändlerischen  mit  den  Schutz- 
zöllen aufräumenden  Politik  zweierlei  hin:  einmal  der  Wunsch,  die 
verkehrsbelustigenden  Controlen  ftlr  den  Handel  möglichst  zu  ver- 
mindern, die  Erhebnngskosten  zu  ermässigen;  sodann  aber  nament- 
lich die  schon  ältere,  aber  immer  mehr  sich  zeigende  Wahrnehmung, 
dass  Überhaupt  nur  eine  verhältniss massig  kleine  Zahl 
von  Zollartikeln  ein  bedeutenderes  Finanzintercssc 
nach  den  Zollerträgcn ,  die  sie  gäben,  böten,  und  es  sogar  nur 
ganz  wenige  Hauptartikel  wären,  welche  den  bei  Weitem 
grössten  Theil  derZolleinktlnfte  (einige  90°/,,  derselben) 
abwürfen.  Daher  schloss  die  Streichung  der  meisten  übrigen 
Artikel  aus  dem  Tarif  keine  sehr  erheblichen  V  erluste  der  Staats- 
casse  in  sich,  so  dass  das  betreffende  Opfer  um  so  eher  zu  Gunsten 
des  „freien  Verkehrs"  und  der  Consumenten ,  auch  wo  es  sich  nm 
Finanzzollartikel  handelte,  gebracht  wurde.  Eine  ähnliche  Wahr- 
nehmung hat  man  zwar  auch  in  anderen  Ländern  gemacht.  Allein 
im  Vereinigten  Königreich  tritt  diese  Gestaltung  der  Zolleinkünfte 
dorn  Grade  nach  viel  prägnanter  hervor.  Dies  hängt  mit 
specifi8chen  britischen  Consumtionsvcrhältnissen  und 
mit  der  seit  lange  ungemein  ausgedehnten  und  meist  immer  noch 
zunehmenden  Consumtion  einiger  wichtiger  „Lu xus- Masse n- 
consumtibilien  (Tabak,  fremde  Spirituosen,  Thce, 
Wein)  zusammen,  welche  nach  britischen  Wohlstands-  und  Ein- 
kommensverhältnissen einen  hohen  Zoll  ertragen  können.  Auch 
in  dieser  Hinsicht  ist  die  britische  Zollreform  daher  für  andere 
Länder,  fiscalisch  betrachtet,  nicht  ohne  Weiteres  nachahmbar. 
Auch  ist  es  klar,  dass  die  Aufhebung  mancher  Zölle,  die  Herab- 
setzung anderer  und  die  Beibehaltung  einiger  weniger  in  hohen 
Sätzen,  den  Principien  der  „Allgemeinheit"  und  der„Glcich- 
mässigkeit",  daher  der  „gerechten  Steuervertheilung", 
einem  Zielpuncte  auch  für  die  Gestaltung  der  indirecten  Verbrauchs- 
besteuerung, nicht  durchaus  entsprechen.  Das  „Gerechtigkeits- 
postulat '  ist  hier  dem  volkswirtschaftlichen  Verkehrsinteresse  und 
dem  steiicrtechnischen  mehr,  als  richtig  erscheint,  geopfert  worden. 

Die  freihämllcrische  und  die  auch  die  Finanzzolle  ennässigende  und  kleinere 
beseitigende  britische  Zollreform  hat  sich  im  Wesentlichen  in  fünf  grossen  Schritten 
vollzogen,  von  denen  der  zweite  und  dritte  und  zum  Theil  noch  der  vierte  wieder 
näher  zusammenhängen.  Den  vorsichtigen  Beginn  machte  1S24— 2(3  Huskisson  [bes. 
(icsetz  5  (icorg  IV,  r.  74  nnd  «  Georg  IV,  c.  13,  e.  103  ff  ,  c  111.  g rosse  Acte  der  Zoll- 
coiHolidation  und  Tarifacte,  Aufhebung  zahlreicher  alter,  die  Fassung  war  die  Arbeit  von 
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J.  D.  Huinc,  Dowcll  II,  262  IL.  Levi,  p.  157  Ii.,  Riehelot  I,  60  ff.).  Dann  kam 
eine  längere  Pause,  nur  mit  kleineren  Veränderungen.  Darauf  folgten  die  grossen 
Zollrcformen  Pecl's  n.  a.  in.,  bes.  1842,  1845/46:  zweiter  und  dritter  Schritt, 
namentlich  5  und  Ii  Vict.  c.  47,  Tarifacte  von  1842  (Dowoll  II,  304  ff.,  Levi, 
p.  261  ff..  Kichclot  I.  212  ff),  und  9  und  10  Vict.  c  22,  23  von  1840.  cb.  1S53 
machte  alsdann  (iladstone  den  vierten  grossen  Schritt:  16  und  17  Vict.  c.  106, 
Tarifacte  (Dow eil  II.  323,  Levi,  p.  363)  und  mit  dem  französischen  Handels- 
vertrag von  1860  folgte  der  fünfte  (23  und  21  Vict.  c.  HO,  Tarifacte)  und  damit 
der  Abschluss.  (Dowcll  II.  334  ff,  Levi,  p.  403  ff,  412).  In  der  Kegel  werden 
nur  die  PecMiladstone'schen  Tarifreformen  als  erste  bis  vierte  Revision  des  Tarifs 
bezeichnet.  In  anderen  Jahren  geschah  nur  Einzelnes  mehr  zur  Ergänzung.  Die 
Modifikation  und  später  die  Aufhebung  der  alten  Navigationsacte  (12  und  13  Vict. 
c.  29,  1849)  sowie  die  Accisercformen  übten  direct  und  indirect  auch  Eiufluss 
auf  die  Zülle  aus. 

Folgende  Uebersicht  i  bis  1855)  giebt  0.  Kühner  a.  a.  0..  Heft  2.  S.  4 ,  ohne 
Quellenangabe,  doch  ohne  dass  wesentliche  Fehler  zu  vermuthen  sind.  Für  die  ältere 
lYnode  bestanden  ausser  solchen  Artikelzöllen  noch  meist  allgemeine  Einfuhr-  und 
ehemals  zum  Theil  auch  Ausfuhrzölle  in  kleinen  Werthquoten  von  den  nicht  auf- 
gezählten Artikeln.        Einfuhrzölle:  Ausfuhrzölle: 

Haupt-        Unterab-  Zu-  Haupt-       Unterab-  Zu- 

artikcl.      theilungen.       sainmen.        artikel.      theilungen.  sammelt. 
1660  400  1140  1630  212  111  323 

1789  200  1135  1425  50  35  85 

1826  432  Vis  1280  5  19  24 

1841  564  48*  1052  5  19  24 

1819  233  282  515  — 

1*55  153  261  414  —  — 

1*62  49  64  113  —  —  — 
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Im  Tarif  für  1S86  betreffen  die  Zahlen  der  ersten  Reihe  die  selbständigen  Ein- 
fuhrzölle, die  der  zweiten  Reihe  die  Zollsätze  für  Artikel,  welche  der  Acciso  und  dem 
Stempel  unterliegen.  Wie  Hühner  die  Hauptartikel  und  Unterabtheilungen  gezählt 
hat,  ist  nicht  genau  ersichtlich.  In  den  Tarifen  von  1862  und  1886  sind  als  „Unter- 
abteilungen" apart  nur  die  neben  dem  Haupt/ollsat/.  der  Waarengattung  des  betreffenden 
Artikels  spccicll  aufgeführten  Unterrubriken  gezählt.  Sollte  Hübner  anders  verfahren 
sein,  so  wären  die  Summenzahlen  zu  gross:  doch  ist  das  nicht  anzunehmen.  Mit  den 
zollstatistischen  Daten  stimmt  diese  Statistik  der  Tarifsätze  nicht  völlig  überein,  z.  H. 
ist  in  letzterer  hier  der  Posten  „trockene  Früchte"  mit  dem  Einheitssatz  von  7  sh.  per 
engl.  Centner  als  Ein  Ifauptartikel  gezählt,  während  in  der  Zollcrtragsstatistik  daraus 
drei  Rubriken  (Corinthen.  Rosinen,  andere  Früchte)  gemacht  werden.  In  dieser  Weise 
aufgestellt ,  würde  die  Zahl  der  Zollposten  im  Tarif  auch  gegenwärtig  noch  etwas 
grösser  sein  als  nach  obiger  Uebersicht. 

Die  Erfahrung,  dass  eine  grosse  Meuse  der  Zolltarifposten  wenig  oder  selbst 
niehts  eintrugen,  hatte  man  schon  im  vorigen  Jahrhundert  gemacht.  179s  gaben 
von  über  1200  Zollposten  nur  160  ein  jeder  mindestens  1000  Pf.  St.  Ertrag,  1040 
zus.  nur  s.yooo  bis  111.000  Pf.,  durchschnittlich  von  diesen  also  1  nur  80  bis  100  Pf. 
Die  CominisMon  von  1840  eonstalirtc  einen  ähnlichen  Sachverhalt,  nur  noch  Schürfer 
auf  firuud  einer  amtlichen  Berechnung  des  Zollinspectors.  Hiernach  ergaben  1888/39: 

147  Posten  nichts 

:'.49  Post.  n  jeder  unter  10(1  Pf..  zusammen         8.000  Pf. 

132      ,.        „     100—500  Pf..  «2.000 
45      „        „     500  -1000  Pf.,  „  32.000 

107      „        „     1000-5000  Pf..  ..  245.000 

"SO  „  „  von  0—5000  Pf.,  ,.  317.000  Pf. 

03  „  „  5000—100.000  Pf..  .,  1.397.000  „ 

10  „  „  100.000-500.000  Pf,  1 .838.000  „ 

0  .  ..  „  V.,  Million  und  mehr  ..  18.575.000  „_ 

802  22.1 21 .000  Pf. 
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Di«  0  legten  Hauptartikcl  gaben  also  $3.9%  der  Summe,  die  19  letzten  92.3%. 
Im  Jahre  1S39  gaben  17  Hauptartikcl  (Zucker,  Thec,  Tabak,  Spirituosen,  Wein,  Holz, 
Korn,  Kaffee,  Butter.  Oorinthcii.  Talg,  Saaten,  Kosinen,  Käse,  Haumwolle.  Schafwolle, 
Seidenfabrikate)  94,  29  andere  4%.  zusammen  40  Artikel  9S%  der  Zollcinkunftc  (Tooko 
V,  424,  Ashcr  II.  20*.  Kichclot  I.  1S2,  Kdinb.  Kev.  So.  140,  a.  a.  0.).  In  der 
f  ."»ininission  und  in  deren  Bericht  von  1S40  fand  darauf  hin  die  Beseitigung  der  kleinen 
Zollposten  nach  vom  finanziellen  Standpnncte  und  zur  Erleichterung  des  Verkehrs 
ihre  Befürwortung  und  erfolgte  in  den  Reformen  von  1M2  und  1**-S5  auch  grossen- 
theils. 

Das  Uebergcwicht  der  grossen  Hauptartikel  in  den  Zollreformen  trat  dann  immer 
mehr  hervor.  1*50  gaben  schon  die  0  Artikel  Zucker,  Theo.  Tabak,  Spirituosen, 
Wein,  Katree  Ss>.9,  0  weitere  (Hol/.  Korn,  Seidenfabrikate,  Coriuthcn.  Kosinen,  Butter) 
7.3,  zusammen  12  Artikel  96.2%  der  Zolleinkünfte.  Dem  freihandlerisehen  Drängen 
auf  Beseitigung  immer  weiterer  Zolle  setzte  sich  daher  auch  das  Finanzinteresse  immer 
weniger  stark  entgegen.  So  erfolgte  die  „Vereinfachung"  des  Zolltarifs  noch 
weiter.  Auch  nach  Aufhebung  der  Znckerzolle  sind  es  die  4  Hauptartikel  Tabak. 
Thec,  Spirituosen,  Wein,  die  18S5/S0  von  der  Zolleinnahme  von  19.92  Mill.  Pf. 
95.2%,.  die  3  ferneren,  Oorinthen,  Kaffee,  Kosinen,  die  3.3%,.  zns  also  7  Artikel,  die 
!)S.5%  ergaben. 

Wie  sehr  die  Zunahme  des  Co n sums  daher  der  Einfuhr  der  Hauptartikel, 
schon  früher  bei  den  hohen  Zollsätzen,  später  bei  den  er mäs< igten  eine  grosso 
absolute  Einnahme  gewährte  und  so  eben  diese  Entwicklung  des  Zolltarifs 
finanziell  möglieh  machte,  crgi<bt  sich  u.  A.  aus  folgenden  Zahlen:  der  Zollertrag 
der  0  Hauptartikel  Zucker,  Tabak,  Thee,  Spirituosen,  Wein.  Kaffee,  in  1*85  ohne 
Zucker,  also  nur  5  Artikel)  war: 

1790     4.04  Mill.  Pf.  iü>50  !>>sl  Mill.  Pf. 

1S10  I5.0S     .,  ..  1802  22.12  „ 

1S20  15.77     ..  „  1N71  19.59  ., 

1S40  16.75     ..  ..  l»bö  19.10  „ 

Ans  solchen  Zahlen  folgt,  dass  finanziell  nach  britischen  Erfahrungen  eine 
Beschränkung  der  Zolle  auf  wonige  Hauptartikel  nur  erst  dann  als 
richtige  Finanzpolitik  erscheint,  wenn  der  Consum  dieser  Artikel  hin- 
länglich allgemein  und  stark  verbreitet  ist,  und  auch  unter  dieser  Voraus- 
setzung nur,  wenn  man  auf  ciniiro  Artikel  sehr  hohe  Zolle  setzt  und  dabei  noch 
eine  genügend  grosse  Einfuhr  und  Consuintion  und  eine  Bewältigung 
des  Schmuggels  erwarten  kann  (Tabak,  Spirituosen,  auch  Theo,  der  immer  noch 
dem  für  ein  so  verbreitetes  Constimptibil  hohen  Zoll  von  0  d.  per  Pfund  (iewicht  oder 
c.  50  Mark  per  50  Kilo  unterließt,  c.  6  Mark  mehr  als  im  erhöhten  deutschen  Tarifsritz 
seit  1&7»  für  den  bei  uns  so  wenig  consumirten  Artikel). 

§.  142.  —  2.  Aufhebung  der  Rohstoffzölle.  Ein  weiteres 
Princip  der  lnitiscben  Zollreform,  das  auf  die  besprochene  Ver- 
einfachung und  Beschränkung  des  Zolltarifs  mit  einwirkte,  war  die 
möglichste  Beseitigung  der  Einfuhrzölle  auf  die  für  die 
heimische  Industrie  erforderlichen  oder  wUnscbenswerthcn  fremden 
Rohstoffe  und  zum  Thcil  auch  Halbfabrikate,  namentlich 
solche,  welche  wie  z.  B.  Baumwolle,  Seide  überhaupt  nur  aus  dem 
Auslande  bezogen  wurden,  aber  auch  solche,  welche,  wie  z.  B. 
Schafwolle,  zwar  im  Inland  ebenfalls  erzeugt  wurden,  aber  nicht 
in  der  fllr  die  Industrie  erforderlichen  Menge  oder  Beschaffenheit. 
Etwaige  Conflicte  des  industriellen  und  des  Fabrikatexportintcresses 
mit  dem  agrarischen  oder  auch  montanistischen  wurden  schliesslich 
stets  zu  Gunsten  des  erstcren  und  damit  des  der  Industrie  und  dem 

A.  Wagnnr,  Finanzwiwnsrliaft  HI.  20 
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auswärtigen  Handel  voitheilbatten  Freihan  delsprincips  ent- 
schieden. Das  früher  nicht  unerhebliche  Finanzinteresse  stemmte 
sich  dieser  Reformrichtung  doch  auch  nicht  gar  zu  stark  entgegen 
oder  wurde  eventuell  schliesslich  geopfert.  Anderseits  siegte  das 
Freibandelsprincip  auch  im  Ausfuhrhandel,  indem  die  etwa  noch 
verbliebenen  Ausfuhrverbote  (Maschinen)  und  Ausfuhrzölle  (so  auf 
Kohlen)  beseitigt  wurden.  Bei  diesem  ganzen  Theil  der  Tarif- 
politik war  das  Finanzinteresse  immer  besten  Falles  ein  kleines 
Verzögerungsmoment  in  dem  Siegeslauf  des  Freihandels  gegenüber 
dem  Schutzzoll. 

Das  Einzelne  und  Genauere  gehört  desLaib  nicht  hierher,  sondern  in  eine 
Geschichte  der  britischen  Zollrcforin  aus  dem  handelspolitischen  Gcsicbtspunct.  Bei 
mehreren  der  Einfuhrartikel  kamen  früher  auch  Differentialzölle  zwischen  fremden 
und  britisch -colonialen  Producta»  in  Betracht  und  complicirtcn  dio  Sache  nach  der 
handelspolitischen  wie  nach  der  finanziellen  Seite.  Die  wichtigsten  Fülle  des  Koh- 
stoffzweigs  betrafen  die  Spinn-  und  Webstoffc  und  Holz.  Die  Einfuhrzölle 
auf  fremde  Froducte  zum  Ersatz  der  Accise  auf  heimische  betrafen  mohr  Fabri- 
kate (s.  u.).  Systematisch  erfolgten  die  Ermässigungen  und  Beseitigungen  dieser 
Zölle  besonders  bei  den  viermaligen  Tarifrevisionen  Peel's  und  Gladstone's  1S42 
bis  1860.  Die  einzelnen  wichtigeren  Artikel  verfolgt  Do  well  im  4.  Baude  jeden 
besonders  in  ihrer  ganzen  Zollgeschichto.  Meist  daraus  die  folgenden  Notizen.  Der 
innere  Zusammenhang  der  Massrcgcln  tritt  dabei  freilich  zurück.  Vgl.  darüber  bes. 
Kichelot,  so  über  die  Reform  von  1S42  und  1S46,  I,  237  ff.,  246  11.,  auch  Lcvi, 
Vocke.  Do  well  verfolgt  gleichfalls  mehr  nur  die  finanzielle  Seite  der  Zollpolitik. 
Knrzcr  Kückbliek  bei  ihm.  II,  330—  339.    Hier  mögen  kurz  angeführt  werden: 

Baumwolle  (Dowell  IV,  44* — 453).  Vor  der  französischa»  Kricgszeit  im 
Wesentlichen  zollfrei  ( nein  lieh  wenu  aus  britischon  Colonien  und,  wenn  in  britischen 
Schilfen  eingeführt,  auch  aus  andren  Ländern)  wurde  dieser  Artikel  in  Kriege  mit 
ziemlich  hohen  Zollsätzen  belegt,  mit  Unterscheidung  eines  niedrigeren  Satzes  vom 
britischen  Colonialproduct  (dem  die  Baumwolle  der  Vereinigten  Staaten  aber  gleich- 
gestellt ward)  und  eines  höheren  von  sonstigem  Product  und  ausserdem  mit  be- 
günstigendem Satz  für  Importen  auf  britischen  Schiffen,  auch  mit  Kriegszuschlägen 
zu  den  Normalzollsätzeu.  Ertrag  1S15  760,000  Pf.  St.  Fortfall  der  Kriegszuschlägo 
nach  1815,  Ertrag  dann  309.000  Pf.  In  den  Tarifen  von  1819  und  lb25  Wcrthzoll, 
für  fremde  Wolle  (,6°/0 ,  1M9  für  Importe  in  fremden  Schilfen  12%,  was  1825  be- 
seitigt). Wolle  der  eigenen  Colonien  frei.  Später,  1S31,  wieder  höherer  spccifischcr 
Zoll,  zum  Ersatz  der  aufgehobenen  Accise  für  bedruckte  Waare,  1833  ermässigt  (2  sh. 
11  d.  per  engl.  Ceutner).  In  der  Zollreform  von  1845  fiel  der  Baumwollzoll  als  itoh- 
stollzoll,  mit  eiuem  Verlust  von  ca.  6b0,000  Pf.  für  die  Staatscassc.  Auch  Baumwoll- 
gar n  wurde  zollfrei. 

Schafwolle  (Dowell  IV,  429  —  4*6).  Der  ehemalige  Ausfuhrzoll  auf 
Wolle  {3.  o.  S.  174  fr.)  hatte  längst  seine  Bedeutung  verloren.  Seit  1647  war  im 
industriellen  Interesse  ein  Ausfuhrverbot  eingetreten,  das,  lange  praclisch  ziemlich 
bedeutungslos,  1*25  wieder  durch  eiuen  Ausfuhrzoll  ersetzt  wurde.  Während  der 
französischen  Kriege  war  aber  auch  ein  Einfuhrzoll  auf  fremde  und  Colonialwolle 
gelegt,  der  mit  mehrfachen  Veränderungen  und  Ermässigungen,  in  niedrigerem  Satz 
für  britisch  coloniale  W  olle,  bis  diese  l!>25  frei  wurde,  in  höherem  für  fremde  Wolle, 
bis  1845  bestand.  In  diesem  Jahre  fiel  er  nebst  dem  Zoll  auf  alle  Übrigen  Wollen 
(Alpacca  u.  s.  w.)  gleichfalls  fort. 

Flachs  (Dowell  IV,  444—447).  Hoher  war  bis  zu  den  französischen  Krieger» 
zollfrei,  zubereiteter  (dressed)  und  rohes  Leinengarn  schon  vorher  bezollt.  In  der 
Kriegszeit  wurde  auch  roher  Flachs  dem  Einfuhrzoll  unterworfen,  aber  bedeutend 
niedriger  als  dressed  flax.  In  der  Keform  von  1825  ff.  erfolgte  Gleichstellung  und 
bedeutende  Ermässigung  der  Zollsätze.  1845  ebenfalls  Aufhebung,  auch  für  Garn. 
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Hanf  (roher),  wesentlich  nur  Einfuhrproduct,  war  seit  1800  bezollt,  auch  noch 
nach  den  Kriegen  und  ziemlich  hoch.  Zollfrei  wiederum  seit  1845.  (Do well  IV, 
427—428). 

Seide  (Dowcll  IV,  437-44:1),  rohe  und  gezwirnto  sowie  gefärbte  gezwirnte, 
war,  mit  höheren  Sätzen  für  Zwirn,  schon  vor  dem  grossen  Kriege  bezollt  gewesen. 
Bei  der  Reform  von  1825/20  durch  Huskisson,  die  auch  Scidenwaaren  Uberhaupt  betraf, 
wurden  die  Zölle  für  Kohscide  und  Zwirn  ennässigt  und  mehr  abgestuft.  1845  und 
1S46  wurden  auch  diese  Zölle  beseitigt. 

Saaten  (Oelsaaten  u.  s.  w.).  (Dowcll  IV,  455  —  45").  Die  Zölle  darauf, 
mannigfach  nach  Sorten  abgestuft,  berührten  in  verschiedener  Wciso  landwirtschaft- 
liche Interessen,  die  theils  den  freien  Import  verlangten  (Säsaat),  theils  ihm  entgegen 
waren.  1842,  1846  erfolgten  Ermässigungen,  die  allgemeine  Aufhebung  erat  bei  der 
„dritten  Tarifrevision"  von  1853  durch  (iladstone. 

Talg,  mit  niedrigerem  Differentialzoll  für  britisches  Colonialproduct,  höherem 
Zoll  für  fremdes,  wurde  1846  im  Zoll  ermiissigt,  aber  erst  1860  frei.  (Dowcll  IV,  454). 

Soda,  mit  aus  protectionistischem  Zweck  bezollt,  ron  der  Entwicklung  der 
Technik  beeinflusst,  wurde  1842  im  Zoll  ermässigt,  184(5  freigegeben.  (Dowcll  IV, 
425,  426). 

Indigo,  im  vorigen  Jahrhundert  zeitweise  als  britisches  (Colonialproduct  direct 
itaportirt  sogar  mit  Ein!" uh rprämic  verseben,  sonst  zollfrei,  wurde  in  der  Kriegszeit 
auch  bezollt,  1825  im  Zoll  ermässigt  (mit  Differentialprincip),  1M5  befreit.  Ebenso 
Cochenille  (Dowell  IV,  464—466^. 

Holz,  (Bauholz,  für  Häuser,  Schilfe,  Bretter  u.  s.  w.)  hat  eine  vcrwickcltere 
Zollgeschichte,  in  der  es  sich  seit  1809  besonders  um  die  differcntiello  Zollbcgünstigung 
des  canadischen  gegenüber  dem  baltischen  Holze  handelt.  Kriegspolitische 
(iesichtspunete  spielen  anfangs  dabei  mit.  Auch  finanziell  war  der  Zoll  nicht  uner- 
heblich, aber  stark  schwankend  im  Ertrage.  Der  Streit  über  diesen  Zoll  wurde  in  den 
20er,  30er  und  40er  Jahren  lebhaft  discutirt.  Auch  in  den  Reformen  von  1842, 
1845,  dann  in  1847,  184S,  1S51  erfolgten  nur  Ermässigungen  des  höheren  Zolls 
für  baltisches  Holz,  der  Dillercntialzoll  blieb.  Er  wurde  erst  1860  zu  (lUnstcu  des 
einheitlichen  massigen  Zollsatzes  beseitigt  und  dieser  dann  1860  aufgehoben.  Ertrag 
1850  «15,000,  1865  820,000  Pf.  St.  (Dowell  IV,  410—424,  auch  die  oben  S.  205 
gen.  Aufsätze  im  Edinb.  Uev.). 

Kohle  (Steinkohle)  kommt  für  (irossbritannien  nicht  als  Einfuhrartikel  in 
Betracht.  Sio  war  aber  Gegenstand  der  inländischen  Besteuerung,  bei  Seetransport, 
eine  erst  1831  aufgehobene  Abgabe  (s.  o.  S.  270).  Im  auswärtigen  Verkehr 
bestand  ein  nicht  unerheblicher  Ausfuhrzoll,  mit  massigerem  Satz  für  britische 
Schilfe.  Nach  verschiedenen  Wandlungen,  auch  nach  einer  Aufhebung  für  britische 
Schiffe  von  1834—1842,  wurde  der  Zoll  1845  für  Export  in  allen  Schiffen  aufgehoben, 
womit  der  letzte  britische  Ausfuhrzoll  fiel  (Dowell  IV,  411 — 418). 

Eisen,  vor  dem  technischen  Aufschwung  der  britischen  Eisengewinnung  in 
Cokes-Hohöfen,  vornehmlich  Einfuhrartikel,  war  besonders  in  der  französischen  Kriegs- 
zeit  erheblichen  und  steigenden  Zöllen  unterworfen,  mit  starker  dillcrentieller  Be- 
günstigung des  Colonialproducts.  Zollcrmässigungen  erfolgten  1825  und  1842,  die 
Aufhebung  1845.  (Dowell  IV,  458—463).  —  Auch  die  anderen  rohen  Metalle 
und  andere  Höh-  und  Hilfsstoffe  der  Industrie,  z.  B.  Farbstoffe  sind,  so- 
weit sie  früher  bezollt  waren,  von  Zöllen  befreit  worden. 

§.  143.  —  3.  Beseitigung  der  Lebensmittelzöllc  und 
der  darin  enthaltenen  landwirtschaftlichen  Schutzzölle 
war  ein  dritter  leitender  Grundsatz  der  britischen  Zollrelorin.  In 
handelspolitischer,  volks-  und  landwirtschaftlicher  Beziehung  wobl 
der  principiell  wichtigste  und  practisch  tiefstgreitende  Theil  dieser 
Reform  ist  diese  Maassregel  doch  für  die  finanz-  und  steuerpolitischc 
Seite  der  letzteren  nicht  von  so  grosser  praktischer  Bedeutung 
gewesen,  als  andere.  Denn  das  Finanzinteresse  an  den  betreffenden 
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Zolleinkünften,  wenn  die  Höhe  und  Einrichtung  der  Zölle  über- 
haupt die  Einfuhr  zuliess,  war  doch  verbältnissmässig  untergeordnet, 
wenn  auch  in  einzelnen  Jahren,  je  nach  den  Ernten  und  Preisen, 
von  denen  bei  dem  System  der  „gleitenden  Scala"  die  Höhe 
des  Zolls  mit  abhing,  die  Zollerträge  nicht  ganz  unbedeutend 
waren. 

Principiell  wichtig  waren  aber  auch  in  steuerpolitischer  Hin- 
sicht bei  dieser  Maassregel  die  mit  entscheidenden  Gründe:  Ver- 
branchssteuern überhaupt  nicht  mehr  anf  eigentliche  Lebens- 
und Nahrungsmittel  (Getreide,  Fleisch,  Fettwaaren  u.  s.  w.)  zu 
legen. 

Damit  wurde  ein  gerade  in  der  britischen  Doctrin  lange  verbreiteter,  wenn  auch 
nach  seiner  practischen  Tragweite  überschätzter  theoretischer  Grundsatz  der  Besteuerung 
in  der  Praxis  anerkannt,  dass  solche  Steuern  verwerflich  seien,  weil  sie,  den  Preis 
mindestens  um  den  Zollbctrag  erhöhend,  den  Consamenten  schwer  und  gerade  die 
unteren  Gassen  zum  Tlicil  umgekehrt  progressiv  belasteten. 

In  England  traten  dazu  noch  besondero  Bedenken  gegen  1  and  wirt lisch  äl  t- 
liche Schutzzölle,  welche  in  der  That  ein  richtiges  und  wichtiges  Moment  enthielten, 
wenn  man  auch  bei  der  Annahme  der  vollen  Verwirklichung  dieses  Moments  nach 
der  theoretischen  Möglichkeit  und  Tendenz  in  der  Praxis,  wie  gewöhnlich  in  der 
abstract-deduetiven  Nationalökonomie  der  Briten,  vielfach  zu  weit  ging  und  die 
practischen  Gegenströmungen  und  Hemmungen  nicht  genügend  in  Rechnung  zog.  Bei 
der  steigenden  Bedeutung  der  Einfuhr  der  wichtigsten  agrarischen  Nahrungsmittel, 
besonders  Korn  (Weizen)  und  Vieh,  gegenüber  der  heimischen  Production.  Konsumtion 
und  Productionsfähigkcit  wurde  nämlich  angenommen ,  dass  die  heimischen  Durch- 
schnittspreise überhaupt,  also  von  der  gesamtnten  Consummengc ,  durch  die  Zölle  und 
gar  durch  die  nach  ihrer  Höhe  prohibitorisch  wirkenden  Zölle  künstlich  stark  erhöht 
würden.  Ebenso  sc bloss  man,  dass  die  Absperrung  der  fremden  Zufuhr  die  ein- 
heimische Production  nflthige,  für  die  Deckung  des  Bedarfs  unter  ungünstigeren  Be- 
dingungen, mit  höheren  localon  Kosten  zu  produciren,  —  nach  der  Kicardo'schen 
Lehre  „auf  noch  schlechteren  und  noch  entlegeneren  Grundstücken"  und  „mit  neuen, 
noch  vermehrten  Kapital-  und  Arbeitsserien  auf  den  bisher  schon  bebauten  Feldern". 
Dadurch  stiege  abermals  der  ,.den  Preis  bestimmende  Productionskostcnsatz  des  unter 
den  ungünstigsten  Bedingungen  gewonnenen,  aber  zur  Deckung  des  Gesammtbedarfs 
noch  erforderlichen  letzten  Theils  des  Angebots".  Die  Consumcnten  litten  demnach 
von  Neuem  durch  die  agrarischen  Schutzzölle,  auch  das  Minimum  der  Arbeitslöhne 
müsse  daher  steigen  und  „die  Industriellen  höhere  Löhne  zahlen,  welche  die  Con- 
currenz  mit  dem  Ausland  erschwerten".  Diese  in  England  vollends  damals  verbreitete 
Ricard.vsche  Lehre  zieht  sich  wie  der  rothe  Faden  durch  alle  freihändlcrischen  Beweis- 
führungen hindurch.  Diese  Argumentation  gegen  die  „Koruzöllc"  wurde  aber  wiederum 
unter  britischen  Verhältnissen  besonders  zwingend:  weil  nach  der  Agrarvcrfassung  und 
den  bestehenden  Grundboitzvcrhältnisscn  von  all  diesen,  aus  der  ..mehrfachen  Be- 
steuerung des  Volks"  hervorgehenden  Vorthcilen  wesentlich  nur  die  kleine  Gasse  der 
Landlords  profitire.  Schwerlich  würde  mau  bei  verbreitetem  bäuerlichen  Grundeigen- 
tum so  leicht  sich  über  die  ländlichen  Interessen  zu  Gunsten  der  industriellen,  coin- 
merciellcn,  städtischen  und  Consumeutenintercssen  hinweggesetzt  haben. 

Es  giebt  keinen  interessanteren  und  lehrreicheren  Theil  der  britischen  handels- 
politischen und  Zollgeschichte  als  die  ..Kornzoll frage"  seit  der  Restauration  der  Stuarts. 
Aber  die  genauere  Verfolgung  dieser  Frage  in  ihren  wechselnden  Phasen  gehört  wieder 
nicht  in  dies  Finanzwcik.  Die  vielerlei  trefflichen  und  reichhaltigen  Bearbeitungen 
dieses  Themas  geben  das  Material  nahezu  erschöpfend,  aber  die  Beweisführung  ist 
gewöhnlich  gar  zu  einseitig  aus  dem  „verführerisch  einfachen"  freihandlenschcD 
Gesichtspuncte.  Von  diesem  aus  worden  eben  die  weiteren  Zusammenhänge 
solcher  Fragen  und  der  Entscheidungen  derselben  mit  der  Richtung  der  volks-  . 
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wirtschaftlichen  Gesainintentwicklung  ond  insofern  mit  dem  Schicksal 
dos  ganzen  Volks  und  Staats,  in  der  Tendenz,  ausschliesslich  das  „rein  ökono- 
mische Moment"  zu  würdigen,  unberücksichtigt  gelassen.  En»t  eiue  freilich  wohl 
noch  nicht  ganz  nahe  Zukunft  wird  endgiltig  ihr  Unheil  über  diese  Politik  fallen 
können.  Manche  Anzeichen  haben  sich  aber  schon  eingestellt,  die  das  optimbtisebe 
Unheil  der  Freihändler  mindestens  einzuschränken  nöthigen.  S.  Uber  die  Kornzoll- 
politik  und  Verwandtes  bos.  Tooke,  in  den  Abschnitten  von  den  Korupreisen.  auch 
passitu  in  part  IV,  vol.  V  (Frcihandclspolitik),  pag.  39t  ff..  4"J3  (bei  As  her  II.  ISS, 
214);  Lcvi  p.  218  ff..  292  Jf.:  Riehclot  I,  104* — 134.  27S— 417;  Bastiat,  Cobden 
et  la  li^ne.  oeuvres  vol.  III.  Ueber  die  finanzielle  Seite  Dowell  IV,  7— 19  (Korn, 
Vieh.  Fleisch,  Butter,  Käse).  Uebersicht  der  \\  cizcnzölJo  (welche  auch  die  Norm 
für  die  im  Vcrhältniss  dazu  bezollten  anderen  Kornarten  bilden)  bei  Vockc  S.  335 
(1660— 1S61). 

England  war  in  der  zweiten  Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts  aus  einem  korn- 
ausführenden,  freilich  dafür  bereits  Ausfuhrprämien  mit  anwendenden  Lande  ein 
mehrfach  schon  Kornzufuhr  bedürfendes  geworden.  Während  der  französischen  Kriegs- 
zeit wechselten  unter  dein  Einfluss  der  Ernten  und  der  politischen  Ereignisse  die 
Maassregcln.  Zeitweilig  (1804)  bestand  eine  grossstufige  ..gleitende  Scala"  (d.  h.  die  Ein- 
richtung, dass  der  Zoll  in  umgekehrter  Richtung  wie  der  Preis  sich  bewegt),  mit 
massigen  Sätzen  bei  (hohen)  als  wünschenswert)!  geltenden  Preisen  (63 — 66  sh.  p.  Qu. 
Weizen,  2V2  sh.  bis  6  d.  Zoll)  und  einem  sehr  hohen  Einfuhrzollsatz  ^V^h.),  wenn  der 
Preis  unter  diese  (irenzo  fiel.  1815  trat  dann  Zollfreihcit  beim  Preise  von  80  sh., 
dem  angenommenen  „notwendigen  Renuinerationspreis"  (Colonialproduct  etwas  nie- 
driger), darunter  aber  Ein  fu h rve  r bot  ein.  Da  die  Marktpreise  viel  niedriger  waren, 
konnte  eiue  Einfuhr  nicht  stattfinden.  1S22  kehrte  man  zu  einer,  wenige  Stufen  ent- 
haltenden gleitenden  Scala  zurück,  mit  verschiedenen  Sätzen  für  Colonial-  und  fremdes 
Korn  (letzteres  höher";,  auch  meist  prohibitorisch  nach  den  Preisstellungen. 

Dies  System  wurde,  nach  kleineren  Veränderungen,  1828  wieder  für  länger 
festgesetzt.  Die  Scala  wurde  dabei  für  den  Weizen  „feiner  ",  d.  h.  in  kleineren  Stufen 
gebildot:  bei  66 — 67  sh.  p.  Qu.  Preis  war  der  Zoll  218/3sh.,  stieg  dann  um  1  sh. 
mit  jedem  1  sh.  des  Preissinkens  und  fiel  in  etwas  stärkerer  Progression 
mit  dein  Proissteigen:  bei  67— 6S  sh.  Preis  \b%  sh.  Zoll,  bei  66—69  16%.  bei 
69—70  V6%,  bei  70—71  10*/s,  bei  71—72  6'2/8,  bei  72—73  2*/a,  bei  über  73  sh. 
1  sh.  Zoll.  Diese  „sinnreiche"  Zollscala  muss  man  doch  mit  Tooke  u.  a.  m.  als  eine 
bedenkliche  „Prämie  für  den  Specu lauten"  bezeichnen,  eine  Einrichtung,  die 
ihren  Hauptzweck,  Erhaltung  leidlicher  Preisstabilität,  nicht  erreicht  und  zu  grossen 
Schwankungen  der  Einfuhr  und  der  Zolleinkunftc  führt:  denn  sie  veranlasst  den  Korn- 
handcl  zu  möglichstem  Abwartet!  hoher  Preise  und  bestimmt  ihn  vollends,  selbst  darauf 
hinzuwirken,  weil  er  dann  am  Preise  und  Zoll  zugleich  gewinnt,  worauf  sofort  rasch 
Massen  einclarirt  werdet!,  welche  den  Preis  alsbald  wieder  drücken.  Einfuhr  von 
Weizen  1S29— 31  1663-1661—2304.  1834-36  170—66—241  Tausend  Qu.  (Tooke- 
Asher  II,  520).  In  dem  ziemlich  starken  Einfuhrjahre  1840  (2432  Tausend  Qu.)  war 
der  Zollertrag  1.157  Mill.  Pf.  St. 

Unter  dem  Einfluss  der  freihäudlcrischen  Bewegung  und  speciell  der  „Anti- 
korngesetz-Liga"  von  Cobden,  Bright  und  Genossen  kam  dann  die  Kornzollfrage 
1S42  ff.  wieder  in  Flu:>s  und  wurde  durch  die  irische  KartoH'clkraukheit  noch  rascher 
zu  einem  Abschluss  fast  gauz  im  freihändlerischen  Sinn  gebracht.  Peel  setzte  1S42 
noch  einmal  eine  neue  gleitende  Scala  mit  niedrigeren,  also  der  Einfuhr  günstigeren 
Preissätzen  fest  (bei  51  sh.  uud  darunter  20  sh.  Zoll,  bei  66 — f>9  sh.  6  sh.,  bei  75  sh. 
und  mehr  1  sh.  Zoll).  1846  wurde  diese  Scala  wieder  etwas  günstiger  gestaltet, 
zugleich  aber  bestimmt,  dass  vom  1.  Februar  1849  an  Korn  zu  dem  festen  Zollsatz 
von  1  sh.  p.  Qu.  eingeführt  werden  könne,  bei  normalen  Preisen  ca.  2  %  u»d  etwas 
mehr  oder  weniger  (Gesetz  9  und  10  Vict.  c.  22  von  1846).  Ertrag  z.  B.  1864/65 
(Minitn.)  563.000  Pf.,  1868/69  M»S.00O  Pf.  (Stat.  abstr  ).  Auch  diese  „Rcgistrirunes- 
ab-'abe"  fiel  vom  1.  Juni  1669  an  fort,  nachdem  sie  vorher  (1864 >  noch  in  einen  Gewichts- 
zoll von  3  d.  p.  engl.  Centnor  jeder  Art  Getreide  umgewandelt  worden  war.  Die  bei 
dieser  Politik  mitspielende  Erwägung,  Englaud  zum  grossen  Zwischenhandelsplatz  in 
Getreide,  werden  zu  sehen,  ist  eigentlich  nicht  in  Erfüllung  gegangen.  Denn  der 
Export  ist  ziemlich  unbedeutend,  das  fremde  Getroide  bleibt  fast  ganz  für  den 
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heimischen  Consurn  im  Inlando.  Die  Preise  sind,  vollends  in  nouoster  Zeit,  erheblich 
gewichen,  (irossbritannien  bezieht  auch  bei  normalen,  ja  bei  guten  Ernten  mehr  als 
die  Hälft«:  des  Bedarfs  an  seinem  Hauptbrotstolf  Weizen  aus  dem  Auslände ,  bei 
schlechten  Ernten  schon  drei  Viortel.  Die  günstigen  wie  die  auch  recht  ernsten 
Folgen  hiervon  sind  an  dieser  Stelle  nicht  weiter  zu  erörtern.  (Ucber  den  britischen 
(ictrcidehandel  u.  s.  w.  Statistisches,  mit  Cointncntar  in  frcihändlcrischcr  Be- 
leuchtung, in  v.  Neu  man  n  -  Spall  art ,  Uebersichtcn  der  Weltwirtschaft,  Jahrg. 
1881—82,  Stuttg.  1884,  S.  121—127.) 

Wie  mit  Getreide  ging  es  mit  Vieh,  Fleisch  u.  s.  w.  Die  Verbote  oder 
verbotartier  wirkenden  Einfuhrzölle  machten  1842  massigeren  Zöllen  Platz,  die  meist 
schon  1816,  der  Beat  1853  aufgehoben  worden  sind.  Nicht  in  dem  Maassc,  wie  bei 
Korn,  auch  vornehmlich  erst  in  neuester  Zeit,  aber  gleichfalls  doch  bedeutend  hat  die 
Einfuhr  zugenommen,  wozu  die  Verbesserung  der  Coinmunicationsmittcl  besonders 
beitrug  i Neu  mann,  Ucborsichtcn  a.  a.  0.  S.  165).  —  Der  1846  reducirte  (früher 
für  britisches  Colonialproduct  massigere,  auch  für  Einfuhr  in  britischen  Schilfen  cr- 
uiässigtc)  Butterzoll  wurdo  1853  weiter  ermässigt  (halber  Satz  für  britisches  Colonial- 
product), 1860  aufgehoben.  Die  Einfuhr  hat  sich  colossal  gesteigert.  Ebenso  ging 
es  mit  dem  Kasczoll  ^ermässigt  1842,  1845,  1853,  aufgehoben  1860)  und  mit 
anderen  verwandten  (so  für  Obst,  frische  Südfrüchte),  auch  mit  dem  Bciszoll  (frei 
seit  1853),  Olivenölzoll  (frei  seit  1845). 

§.  144.  —  4.  Ein  vierter  Grundsatz  der  Zollreform  war  "der 
Bruch  mit  dem  Schutzsystem  für  Fabrikate,  indem  seit 
den  1820er  Jahren  die  etwaigen  Einfuhrverbote  (so  auf  Sei  de  n- 
waaren)  aufgehoben,  die  Zölle  ermässigt  und  schliesslich  (18H0) 
im  Wesentlichen  vollständig  beseitigt  wurden,  nur  mit  denjenigen 
Ausnahmen,  welche  das  Accisesystcm  fUr  einheimische  Fabrikate 
bedang.  Da  aber  in  diesem  auch  die  meisten  ehemals  belasteten 
Artikel  freigegeben  wurden  (o.  S.  279),  so  konnte  auch  der  Zoll- 
tarif von  den  entsprechenden  Corapensationszöllcn  entlastet  werden. 
Die  verbliebenen  Fabrikatzöllc  betreffen  daher  nur  noch  Spirituosen 
und  Gegenstände,  bei  denen  Spiritus  zugesetzt  ist,  demnach  wesent- 
lich Finanzzbllc  auf  diese  Artikel.  Die  Zölle  auf  Tabak- 
fabrikate sind  vornehmlich  ebenfalls  nur  Finanz  zolle  und 
unten  beim  Tabak  mit  zu  erwähnen  (§.  148).  Die  finanzielle 
Einbussc  an  Zolleinktinftcn  in  Folge  der  Aufhebung  der 
Schutzzölle  auf  Fabrikate  war  bei  der  erreichten  Entwicklung  der 
heimischen  Industrie  nicht  erheblich,  denn  Grossbritannien  ging  ja 
erst  zum  Freihandel  auf  diesem  Gebiete  über,  als  es  in  den  meisten 
und  wichtigsten  Industrien  der  Ueberlegcnhcit  Über  das  Auslaud 
in  Qualität  und  Treis  sicher  war. 

Weiteres  Eingehen  auf  diesen  Punct  inuss  bei  der  durchaus  vorwiegenden  han- 
delspolitischen, nicht  finanzpolitischen  Bedcutuug  desselben  hier  unterbleiben. 
(S.  u.  A.  Vocke  S.  320 — 326.)  Die  praetneh  wichtigste  Einzelfragc  betraf  Seiden- 
fabrikate, deren  Einfuhr  im  Interesse  der  heimischen,  aus  Frankreich  und  meist 
durch  Hugenotten  übertrageneu  Seidenindustrio  1765  verboten  worden  war.  Eine 
Maassregel,  die  auch  indische  Waaro  traf.  Bei  dem  Artikel  war  indessen  auf  den 
relativ  leichten  Schmugircl  Bücksicht  zu  nehmen.  Huskisson's  Tarif  vou  1825 
setzte  an  Stelle  des  Verbots  der  Einfuhr  Zölle  von  25—30—50%  des  Werths.  Auch 
in  der  Peel  schcn  Beform  erfolgten  zunächst  bei  diesem  Artikel  uur  Zollroductionen, 
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die  Aufhebung  dieses  wie  anderer  als  kleiner  Rest  noch  verbliebener  Fabrikatenzöllo 
geschah  nach  dem  französischen  Handelsvertrag  von  1S60.  An  Einkünften  von  Scidcn- 
waaren- Zollen  entfiel  dadurch  damals  307,000  Pf-  St.  (Stat.  abstr.).  Auch  die  Übrigen 
Fabrikatzölle  (Spinn-  und  Wcbwaarcn,  verarbeitete  Metalle,  Porcellan-,  Glaswaaren, 
Lederwaaren  u.  s.  w.)  sind  meistens  in  der  Huskisson'scben  Periode  von  der  verbot- 
artigen Höhe  herabgesetzt  worden.  Durch  die  an  den  französischen  Handels- 
vertrag sich  anschliessenden  Reformen  wurde  mit  dem  kleinen  Rest  auch  dieser  Zölle 
aufgeräumt  (Zolleinbussc  dadurch  z.  11.  an  Lcdcrwaarcn  73.000  Pf.  St.).  Noch  sei 
erwähnt,  dass  u.  A.  für  Soidcnwaarcn  ehemals  Ausfuhrprämien  bestanden 
hatten,  andererseits  im  Interesse  der  Erhaltung  der  Ucberlcgenheit  gewisser  Industrien 
die  Ausfuhr  gewisser  Werkzeuge  und  Maschinen  verboten  gewesen  war  (wio  auch 
die  Auswanderung  gewisser  Aroeiter).  1S24— 25  war  die  Aufhebung  jener  Maschincn- 
ausfubrverbotc  nach  commissionellcr  Untersuchung  angeregt  worden,  aber  noch  nicht 
durchzusetzen  gewesen.    Sie  erfolgte  nach  erneuter  Prüfung  erst  1843. 

§.  145.  —  5.  Kin  fünfter  Grundsatz  der  britischen  Zollreforni, 
zum  Thcil  nur  eine  Consequenz  der  anderen  genannten  Grundsätze, 
war  die  Beschränkung  des  Zolltarifs  auf  wenige  ergiebige 
Finanzzollartikel  aus  der  Colonial-  und  Mater  ialwaarcn- 
b  ran  che  (Thee,  Kaffee,  Cacao,  Corintheu,  Rosinen, 
sonstige  trockene  Südfrüchte,  Tabak,  früher  Zucker),  dann 
Wein  und  fremde  Spirituosen.  Der  finanziell  zweckmässigen 
Gestaltung,  namentlich  der  genügenden  Ergiebigmachung  dieser 
Zölle  kam  es  zu  gute,  dass  es  sich  zumeist  um  Artikel  fremder 
Natur-  und  Productionsmonopolc  handelt,  welche  im  Vereinigten 
Königreich  entweder  nicht  erzeugt  werden  können  (Thec,  Kaffee, 
Cacao,  Südfrüchte,  Wein,  feine  Branntweine  aus  Wein  und  tro- 
pischen Producten),  oder  sich  wenigstens  in  der  inländischen  Pro- 
tection nicht  wie  auf  dem  Continent  eingebürgert  haben  (Rüben- 
zucker), oder  durch  gesetzliches  Anbanverbot  ausgeschlossen  sind  : 
der  wichtige,  für  die  ganze  Besteuerungsart  und  Höhe  entscheidende 
I'unct  bei  Tabak.  So  kam  die  F i n a n z zollfrage  nirgends  in 
Conflict  mit  der  Schutzzollfrage,  und  konnte  die  Bezollung  ledig- 
lich nach  den  für  richtig  gehaltenen  sten erpolitischen  Grund- 
sätzen eingerichtet  werden. 

Bei  einzelnen  Colonial waaren,  besonders  bei  Zucker, 
Kaffee,  kamen  früher  allerdings  auch  in  den  Zöllen  colonial- 
schutz-politische  Rücksichten  und  zeitweilig  einmal  selbst 
bestimmte  „ethische",  wie  in  der  Begünstigung  des  Products 
„freier"  gegenüber  dem  Product  der  Sclavcnarbeit,  zur  Geltung, 
wodurch  das  reiue  F  i  n  a  n  z  interessc  geschädigt  wurde.  Aber  mit 
dem  Fallenlassen  dieser  Nebcnrücksichten  ändert  sich  das. 

Die  speeifisch  eigentümlichen  Consumtionsver- 
hältnisae  (Zucker,  Thee,  Spirituosen)  und  die  insulare  Lage 
des  Landes,  welche  letztere  zwar  nicht  eine  Ueberwältigung  aber 


Digitized  by  Google 


312  r» ■  fl-       K.  Stcuorrecbt   1  H.-A    1.  A    England    §.  115. 


allmählich  doch  eiue  hinlänglich  erfolgreiche  Bekämpfung  des 
Schmuggels  ermöglichte,  gestatteten  es  dann  auch,  das  an- 
genommene Finanzzolls)  stein  finanziell  so  ergiebig  durchzuführen, 
wie  es  geschehen  ist. 

In  der  Regelung  der  Zollsätze  und  hinsichtlich  der  defini- 
tiven Beibehaltung  oder  Aufhebung  der  aus  den  älteren 
Tarifen  überkommenen  Finanzzollposten  kamen  verschiedenerlei 
Principien  in  diesem  Jahrhundert  zur  Geltung.  Nach  freihändle- 
rischem Grundsatz  und  mit  Rücksicht  auf  das  Consumentcn- 
interesse,  nebenbei,  aber  ausser  bei  Spirituosen,  Tabak  kaum 
irgend  bemerkenswert!!,  auch  des  Schmuggeis  wegen  wurden  für 
wichtige  Artikel  die  Zollsätze  ermässigt,  so  bei  Thee,  Kaffee, 
Cacao,  Corinthen,  Rosinen,  Zucker,  Wein,  auch,  und  zwar  schon 
früh,  bei  fremden  Spirituosen,  Rum.  Bei  Zucker  führte  diese 
Richtung  der  Politik,  nach  vorausgegangenen  starken  Zollreduc- 
tionen,  sogar  zur  Aufhebung  des  Zolls  (1874):  eine  auch  unter 
britischen  Verhältnissen  finanzpolitisch  kaum  zu  billigende 
Maassregel.  Die  Zollreductionen  waren  häutig  von  Zunahmen  der 
Einfuhr  und  des  Consums  begleitet,  welche  wenigstens  mit  auf 
diese  Reduction  zurückzuführen  sein  werden,  so  dass  die  Zoll- 
casse  den  Ausfall  allmählich  wieder  ersetzt  erhielt.  Aber  gleich- 
massig  und  entsprechend  haben  sie  diese  Wirkung  nicht  immer 
gehabt.  Mitunter  ist  dieselbe  auch  ausgeblieben,  wie  bemerkens- 
werther  Weise  bei  Kaffee,  dessen. Einfuhr  zum  Consum  nach  der 
erheblichen  Zollermässigung  von  1872  (von  28  auf  14  sh.  per  eng- 
lischen Centner)  sogar  fast  beständig  weiter  abgenommen  hat, 
sodass  die  Staatscasse  einen  bleibenden  Ausfall  erleidet  (§.  146). 
Ein  Beispiel,  dass  die  freihändlerische  Lehre  von  der  steten  finan- 
ziellen Vortheilhaftigkeit  der  Zoll-  und  Steuerred uetionen  auch 
schon  unter  britischen  Verhältnissen  auf  einer  zu  weit  gehenden 
Generalisation  beruht.  Es  kommt  eben  auch  noch  auf  andere  Fac- 
toren,  besonders  auf  die  Consumtionssitten,  an.  Der  Weinzoll 
zeigt  nicht  ganz  Dasselbe,  aber  Aehnlichcs  (§.  149). 

Wesentlich  fiscalische  Rücksichten  haben  die  Zollgesetz- 
gebung bei  Tabak  und  Spirituosen  geleitet.  Daher  hier  nur 
Zollreductionen  des  Schmuggels  wegen  und  zur  Gleich- 
stellung der  Spirituosenzölle  mit  der  inländischen  Accise, 
sonst  aber,  wie  bei  letzterer  und  hier  auch  bei  dem  Mitsprechen 
sanitäts-  und  sittenpolitischer  Erwägungen  (o.  S.  287),  möglichste 
Hochhaltung  und  eventuell  noch  Erhöhung  der  Zölle,  ohne 
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weitere  Rücksicht  auf  das  mercantile  und  auf  das  Consumenteu- 
interesse.  Bedenken,  auf  diese  Art  die  Consumenten  von  Spirituosen 
und  Tabak  in  unverbältnissmässig  starker  Weise  fllr  die  Deckuug 
des  Staatsbedarfs  zu  belasten,  haben  »ich  nicht  besonders  geltend 
gemacht,  sind  jedenfalls  nicht  practisch  wirksam  geworden,  so 
wenig  wie  bei  der  inländischen  Branntweinaccise  (S.  287).  Im 
fiscalischen  Interesse  hat  man  sich  auch  nicht  gescheut,  das  Licenz- 
systeni  der  Gewerbetreibenden,  Händler  und  Debitantcn  auf  Tabak 
mit  auszudehnen.  Die  Besteuerung  der  fremden  Spirituosen  ist 
sonst  ohne  schutzzöllneriscbc  Nebenabsichten  mit  der  inländischen 
Branntweinaccise  in  Uebereinstimmung  betreffs  der  Höhe  der  Steuer- 
sätze gebracht  worden.  Der  leitende  Grundsatz  ist  auch  hier  die 
Bemessung  der  Steuerhöbe  nach  der  Ale  oh  ol  stärke. 

Auch  die  Weine  werden  jetzt  mit  nach  diesem  Princip  be- 
steuert. Daher  ist  jetzt  bei  allen  drei  steuerpflichtigen  Getränken, 
Bier,  Branntwein,  Wein,  dieses  wichtige  Moment  in  der  Besteuerung 
berücksichtigt  und  in  die  letztere  so  eine  Art  Q ualitäts- Steuerfuss 
Bowie  eine  gewisse  principielle  Uebereinstimmung  gebracht  worden. 
Dem  Licenzsystcm  unterliegt  der  inländische  Weinverkauf  und 
Ausschank  ebenfalls  (§.  153). 

Abgesehen  hiervon  bleibt  es  aber  ein  wesentlicher  Mangel, 
dass  bei  den  Zöllen  fast  kein  Qualitätssteuerfuss  besteht, 
bei  Thee,  Wein,  Branntwein,  Kaffee  und  den  kleineren  Artikeln 
gar  nicht,  bei  Tabak  und  Tabakfabrikaten  in  der  Hauptsache  auch 
nicht.  Die  z.  B.  bei  Thee  öfters  erörterte  Frage,  einen  solchen 
Steuerfuss  einzuführen,  ist  bisher  wegen  der  zolltechnischen  Schwie- 
rigkeiten und  wegen  der  Gefahren  des  Unterschieds  verneiuend 
entschieden  worden.  Bei  Artikeln  von  so  grossen  Qualitätsver- 
schiedenheiten  wie  den  genaunten  und  bei  Consumtiousverhältnissen 
wie  sie  in  Grossbritannien  bei  Thee,  Tabak,  Wein  vorliegen,  ist 
dies  ein  entschiedener  Mangel:  die  Consumenten  der 
ordinäreren  Sorten  werden  relativ  stärker  belastet. 

Die  grosse  Vereinfachung  des  Zolltarifs  hat  auch  die  Folge, 
dass  das  steuerpolitisch  nicht  unberechtigte  „Luxusstcuer- 
elemcnt",  welches  gerade  im  Zollwesen  durch  angemessen  hohe 
Bezollung  von  feinereu  Consumptibilien  der  wohlhabenderen  Classen 
ohne  grosse  Schwierigkeiten  in  das  Steuersystem  aufgenommen 
werden  kann,  ganz  entfällt.  Die  sogenannten  directen  Luxus- 
steuern bilden  dafür  einigen,  aber  keinen  ausreichenden  Ersatz, 
vollends  seitdem  sie  im  Vereinigten  Königreich  ebenfalls  beschränkt 
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worden  sind  (§.  155).  Doch  ist  einzuräumen,  dass  die  directen 
Steuern  (Gin  kommensteuer)  und  die  Erbschaftssteuern 
das  Ziel,  das  eine  „Luxusbesteucrung"  verfolgt,  besser  erreichen, 
wenngleich  in  der  heutigen  britischen  Besteuerung  auch  noch  nicht 
soweit,  wie  es  möglich  und  richtig  wäre. 

§.  1-16.  Die  einzelnen  Hauptartikel  der  Zölle.  S.  ausser  den  anderen 
genannten  Werken,  den  Keports  der  com  missioners  of  customs,  den  statistischen  Daten 
in  den  Statist,  abstracts  lies.  Vocke  S.  327— 349  (bis  1866)  und  namentlich  Dowoll. 
vol.  IV,  der  auch  hier  jedem  einzelnen  Hauptartikcl  eine  eingehendere  Darstellung 
seiner  Zollgcschichtc  und  seiner  Bedeutung  in  Handel  und  Gonsumtion  widmet.  Die 
folgende  Uebersicht  ist  wegen  des  oben  schon  erwähnten  Sachverhalts  (S.  296),  dass 
die  einzelnen  wichtigeren  britischen  Finanzzollartikel  eine  allgemein  lehrreiche  Zoll- 
gcschkhtc  gehabt  haben,  etwas  eingehender  gehalten,  als  das  sonst  für  unsere  Zwocke 
bei  anderen  Landern  geboten  wäre.  Gerado  der  britische  „Zoll"'  ist  eben  ein  „System" 
im  Kleinen  für  sich  und  ein  Haupttheil  des  britischen  Salier-  und  besonders  des 
Verbrauchsstcucrsystcms.  AU  Grundlage  hat  dieser  Darstellung  vornehmlich  DowcU*s 
Werk  gedient,  wonebon  aber  andere  Darstellungen  (Vocke,  Porter,  Tooke,  Lcvi. 
Kichelot)  und  die  amtlichen  Statistiken  und  Documcnte  mit  benatzt  wurden,  wonach 
Manches  ergänzt  und  Einiges  berichtigt  wurde.    Bei  Vocke  einzelne  Irrthtimer. 

1.  Theo  (Vocke  S.  330 -335,  Dowcll  IV,  241— 250).  Der  Artikel  hatte  sich 
schon  im  18.  Jahrhundert  immer  weiter  in  der  Gonsumtion  verbreitet  und  begonnen, 
Kationalgetränk  zu  werden.  Er  hatte  auch  damals  schon  wechselnden  Besteuerungs- 
grundsätzen unterlegen  und  eine  17S4  erfolgte  starke  Red uetion  des  Steuersatzes  durch 
rasche  ausserordentliche  Steigerung  der  legitimen  Einfuhr  für  die  Finanzo»  sich  so 
cinigertnaassen  bezahlt  gemacht  (s.  schon  o.  S.  189).  Aber  in  der  französischen 
Kriegszeit  hatte  die  Finanznoth  doch  zu  allmählichen  neuen  und  bedeutenden  Er- 
höhungen der  Steuer  gezwungen,  wobei  dann  die  legitime  Einfuhr  zum  Gonsum 
wenigstens  nicht  stieg,  aber  die  Einnahme  doch  von  ö'-O.OOO  in  1790  auf  4.06  Mill.  Pf. 
in  1815  wuchs.  Der  Thee  unterstand  der  Accisc,  die  Besteuerung  erfolgto  bei  den 
Thecauctioncn  der  ostindischen  Gowpagnie,  welche  das  Monopol  der  Einfuhr  bis  1*34 
hatte.  Dieso  Verhältnisse  Hessen  die  Wcrthbcsteuernng  zu,  die  bis  zur  Aufhebung 
jenes  Monopols  und  bis  zur  gleichzeitigen  Hinübcrstellung  des  Theos  von  der  Accisc- 
zur  Zollverwaltung,  d.h.  bis  1834.  bestand.  Bis  1805  zwei  Qualitätsfusse,  zuletzt  von 
65  und  95  %  vom  Werth  für  Theo  bis  27a  sn-  Per  Pfund  und  für  theurcren  Thcc. 
1806  trat  aber  der  Einheitssatz  von  96%  ein,  bis  1819,  wo  wieder  eine  kleine  Diffe- 
renz gemacht  wurde:  96%  für  Thee  bis  2  sh.  per  Pfund,  100%  für  theureren.  Mit 
den  erwähnten  Veränderungen  im  Jahro  1534  trat,  wohl  mit  Notwendigkeit,  ein 
anderos  Zollprincip  ein:  speeifischer  Zoll,  aber  mit  Qualitätsfuss  nach 
3  Sorten  (P/t»  2%.  3  sh.  per  Pfund),  wobei  sich  indessen  die  sichere  Sortenunter- 
scheidung zolltechnisch  zu  schwierig  erwies.  Daher  seit  1836  Einheitsfuss  von 
2  sh.  1  d.  für  das  Pfund  Thcc,  seit  1840  mit  dem  allgemeinen  5  %- Zuschlag,  der 
damals  eintrat  (daher  2  sh.  27«  d.)  Einfuhr,  Gonsum,  Zollcrtrag  nahmen  beständig 
zu ,  obgleich  der  Zollsatz  für  Durchschnittssorten  immer  noch  200  %  des  Preises 
betrug.  Eine  schrittweise  Ermässigung  des  Zolls  erfolgte  aber  erst  von  1853  an,  in 
Gonsefjucnz  der  Grundsätze,  welche  die  Zollreform  beherrschten,  nur  noch  einmal 
etwas  verzögert  durch  den  Krimmkricg.  Der  Zollsatz  kam  so  von  1S52 — 1857  von 
2  sh.  27«  d.  auf  1  sh.  5  d.  per  Pfnnd,  eine  Verminderung  um  35  %,  währeud  dio 
Zolleinnahme  nur  um  15%.  definitiv  nur  um  7%  sank  Diese  Erfahrung,  verbunden 
mit  der  Finanzlage  und  principiellen  stcucrpolitischcu  Erwägungen  führte  1863  zur 
Herabsetzung  des  Zolls  auf  1  sh.,  1*65  sogar  auf6d.,  dem  noch  jetzt  geltenden  Satze. 
Bei  demselben  hat  sich  allerdings  die  Einnahme  einige  Jahre  lang  auf  etwas  weniger 
als  die  Hälfte  der  Einnahme  beim  Zoll  von  17  d.  vermindert.  Aber  mittlerweile  ist 
in  den  letzten  Jahren,  allerdings  also  erst  nach  ca.  15 — 20  Jahren,  bei  dem  immer 
mehr  steigenden  Tbccconsum  der  Zollertrag  wieder  auf  80%  und  mehr  desjenigen 
beim  Zollsatz  von  17d.  gewachsen.    Es  war 
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Einfahr  zum  Consum  Zollertrag 
(1000  Pfand).         (1000  Pf.  St.). 


1SI5                      25.018  4.058 

1840                      32.252  3.473 

1852                      54.713  5.984 

1858                       73.217  5.186 

1862                      78.794  5.485 

1866  102.265  2.600 

1871  123.401  3.079 

1878  157.397  4.162 

1884  182.408  4  796 

1885  —  4.187 


Pcr  Kopf  der  Bevölkerung  war  der  Thceconsum  1861  2.69,  1871  3.92,  1V41 
1.58,  1885  5.02  Pfund  ^Stat.  abstr.V 

2.  Kaffee  (Vockc  S.  345— 347,  Dowcll  IV,  251—256,  Ciehorienstcucr 
eb.  S.  257  ff.,  Vocke  S.  346,  und  oben  bei  der  Accise  S.  2S0).  Der  Artikel  hat  bei 
allem  Wechsel  der  Zollprincipicn  und  Zollsätze  und  trotz  der  neueren  starken  Vcr- 
lninderuoe  der  letzteren  im  britischen  Consum  nicht  die  leitende  Stellung  wie  bei 
anderen  Völkern,  z.  B.  den  Deutschen  erlangt  Wie  schon  bemerkt:  ein  nicht  un- 
wichtiger Beleg  dafür,  dass  die  „Zollpolitik"  nicht  der  so  allgemein  entscheidende 
Factor  für  Handel  und  Consum  ist,  wie  die  Freihändler  annehmen.  Im  vorigen  Jahr- 
hundert hat  allerdings  eine  vernunftige  Ermässigung  der  Uberhohen  Zölle  (1784)  gute 
Folgen  für  Consum  und  Finanzen  gehabt.  In  den  französischen  Kriegen  erfolgten 
neue  starke  Zollcrhöhungeu ,  doch  schon  IS 08  wieder  Ermässigungen.  Störend  und 
nachtheilig  auch  für  die  Finanzen  war  aber  das  Difforcntialzollsystcin,  zu 
Gunsten  des  ^westindischen)  britischen  Colonial-  und  in  geringerem  Maasso  des  ost- 
indischen  Kaffees.  Dadurch  traten  einerseits  monopolistische  Preisstcllungen  ein,  so 
dass  der  niedrigere  Zollsatz  für  Colonialkaffee  nicht  entsprechend  zur  Geltung  kam, 
andererseits  krcu/.endo  Einflüsse  indem  „fremder"  Kaffee  behufs  Erlangung  des 
massigeren  Zolls  zuerst  nach  dem  Cap  verschifft  wurde  (llichelot  I,  189,  Edinb.  Kev. 
1541,  No.  146,  Artikel  über  customs  duties,  Kep.  v.  1840,  s.  o.  S.  297).  Die  Zollsätze, 
auch  der  niedrigste  Satz,  waren  z.  B.  18t  »  per  Pfund  britisches  Colonialproduct  12  d., 
ostindisches  (incl.  Cap-Gcbiet)  18  d.,  fremder  30  d„  seit  1825  die  Hälfte  hiervon,  seit 
1834  aller  Kaffee  aus  britischen  Besitzungen  gleich  hoch  bezahlt.  In  den  30er  Jahren 
trat  der  Zoll  mit  unter  die  Rücksichten  auf  die  Unterscheidung  von  „Sc'avcnproduct" 
und  Product  „freier  Arbeit"  (wie  mehr  noch  Zucken.  Nach  verschiedenen  Ver- 
änderungen und  Ermässigungen  (1842,  1844)  erfolgte  dann  erst  1851  die  Beseitigung 
der  Differentialzölle  und  die  Ermässigung  des  Einheitszolls  auf  3  d.  per  Pfund,  1872 
auf  17*d.,  eine  Massrcgel,  welche,  wie  bemerkt,  gleichwohl  den  Consum  nicht 
steigerte,  obschon  seit  Ende  der  70er  Jahre  die  Weltmarktpreise  des  Kaffees  auch 
noch  enorm  gesunken  sind.  Der  genannte  Zoll  betrifft  rohen  Kaffee,  gebrannter  zahlt 
2  d.  per  Pfund.  Cichorie  und  andere  Kaffeesurrogate  zahlen  letzteren  Zollsatz  auch 
und  roh  fast  den  gleichen  wie  Kaffee.  13l/3sh.  gegen  14  sb.  per  Centner. 

Einfuhr  zum  Consum  Zollcrtrag 
(1000  Pfund).  (1000  Pf.  St.). 


1615  6.117  277 

1840  28.664  922 

1854  37.471  468 

1872  30.576  361 

1865  32.704  205 


Per  Kopf  ist  der  Centner  von  1861—85  von  1.21  auf  0.90  Pfuud  gesuuken. 

3.  Cacao  (auch  Chocolade)  (Dowell  IV,  261,  262)  unterlag  früher  gleich- 
falls höheren  uud  Differentialzöllen  mit  Begünstigung  dos  britischen  Colonialproducts, 
die  seit  1842  ermäßigt,  seit  1853  gleichgestellt  und  weiter  ermassigt  sind.  Zoll  jetzt 
1  d.  per  Pfand,  für  Hülsen  und  Schalen  2  sh.  per  Centner,  für  Chocolado  2  d.  per 
Pfund.  Steuerertrag  1885  70,500  Pf.,  Consum  per  Kopf  1661  0.12,  1885  0.40  Pf., 
also  starke  Zunahme,  ganz  anders  als  bei  Kaffee. 

4.  Rosinen,  Corinthen  und  andere  trockene  Südfrüchte  (Dowoll  IV, 
37—  41V  sind  in  ihren  ehedem  ausserordentlich  hohen  Zollsätzen  (20—40  sh.  und  mehr 
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per  Cent  nur)  wiederholt  crinässigt  worden  und  unterstehen  jetzt  seit  1S60  dein  gleichen 
Steuersat/,  von  7  sh.  per  Ceutner.    Der  Consum  per  Kopf  ist  seitdem  etwas,  aber  seit 
ISfiS  kaum  mehr  gestiegen  und  schwankt  nur  nach  den  Ernten  (per  Kopf  1861  8.50. 
1868  1.24.   1*85  1.12  Pfund  Rosinen  und  Coriuthcn).    Ertrag  1870  463.000,   1S85  • 
Vis, »00  pf.  St.  —  Frische  Südfrüchte  (Orangen,  Citronen)  sind  seit  1S0O  zollfrei. 

5.  Pfeffer,  früher  übermässig  hoch  besteuert  {bi±  2'/*  sh.  per  Pfund i ,  wurde 
schon  1 S25  und  ]s-i7  ermassigt  im  Zoll  (6  d  ,  immer  noch  150—200  %  vom  Preise*. 
1 S05  mit  einem  Vorlust  von  124.000  Pf.  St.  freigegeben.  —  auch  um  die  starke 
Ni'iguug  zu  Fälschungen  abzuschwächen  (Dowell  IV.  35— 30). 

0.  Die  verschiedenen  kleineren  Artikel,  welche  im  britischen  Zolltarif 
jetzt  noch  stehen,  sind  nur  zum  Ersatz  der  Accise  (Spiritus,  Bier)  und  des  Stempels 
'.Oold-  und  Silbersachen,  Spielkarten)  bezollt  und  tragen  zusammen  nur  etwa  150,000  Pf.  St. 
jährlich. 

117.  —  7.  Zucker  hat  eine  sein. -r  wirthschaftlicheu  Bedeutung  entsprechende 
iuhaltreiche  und  wechselnde  handelspolitische  und  Zollgcschichlc,  weh  he  vorläufig  mit 
der  radicalen  Massregel  der  Aufhebung  des  Zuckerzolls  ihren  Abschlug  ge- 
funden hat.  Diese  (icschiclite  schliefst  wichtige  colonial  politische,  in  der  zeit- 
weiligen höheren  Bezolluug  des  „Selavcnproducts"  auch  ethische  Momente  und  schwie- 
rige und  verwickelte  steuertechnische  Fragen  ein,  hinsichtlich  des  Verhältnisses  ron 
Rnh/.ueker/oll  zum  Raffiii  adezoll  und  in  Betreff  der  Normirung  der  Rnckzölle. 
Hier  haben  «ich  protectionistisc  he  Rücksichten  zu  Gunsten  der  britischen  Raffi- 
nerie lange  Zeil  erhalten.  Die  steuci  technischen  Fragen  und  die  verwandte  Frage  der 
Stellungnahme  zu  den  Aus  f  u  hrpra  m  ien  fremder  Länder,  wie  gegenwärtig  besonders 
continentalei  der  Rubcnzuekerpr.uluction ,  sind  ein  schwieriger  Punct  der  all- 
gemeinen Frage  rationoller  Zuckerbesteuerung,  worauf  aber  erst  im  spä- 
teren systematischen  Theil  unserer  „specielleii  Stcuerlehre"  näher  einzugehen  ist. 
Wegen  der  schwierigen  Lage  der  britischen  Zuckerraftinerie  gegenüber  den  continen- 
talen  Ausfuhrprämien  hat  die  „Zuckerzollfrage"  auch  nach  Aufhebung  des  Zolls  ihre 
actuelle  Bedeutung  noch  nicht  ganz  verloren. 

Die  folgende  Uebersicht  der  Zollgeschichte  beschränkt  sich  möglichst  auf  die 
allgemeineren  steuerpolitischen  Momente.  Die  Werke  über  die  Geschichte 
der  britischen  Handelspolitik  widmen  dem  Zucker  natürlich  ihre  besondere  Aufmerk- 
samkeit ivtfl.  z.  B.  Richclot  I,  135,  255,  260,  424).  Ueber  die  steuerpolitische  Seite 
Vocke  S.  336 — 341,  Dowell  IV,  20—35.  Vgl.  auch  v.  Kaufmann,  Zuekerindusirie. 
Herl.  1878.  S.  150— 163  lohne  Berücksichtigung  der  ehemaligen  Differentialzölle»,  S.  172  !f. 
über  die  Zuckercouvention;  J.  Wolf  pas>iin  in  den  3  Abb.  über  die  Zuckersteuer  in 
d.  Tüb.  Ztschr.  1S82,  u.  A.  S.  644,  ders.  in  Schanz'  Finanzarchiv  1SM»,  III,  B.  1, 
S.  70  ff.). 

Zucker  war  schon  im  18.  Jahrhundert  ein  verbreitetes  und  immer  mehr  sich  ver- 
breitendes Genussmitti'l  in  Großbritannien  geworden,  das  vornehmlich  aus  Jatnaiea  kam. 
Die  C'olouial-  und  Schifl'fahrtspolitik  verschaffte  dieser  Colonie  ein  factisches  Monopol 
und  hohe  Preise  ihres  Products  auf  dem  britischen  Markte.  Die  inländische  Raffinerie 
genoss  in  hohen  Ruck/ölleu  für  deu  importinen  Rohzucker  Ausfuhrpiamien.  Während 
des  nordamericanischen  Krieges  und  in  höherem  Maaase  während  des  französischen 
wurde  Zucker  dann  immer  mehr  ein  llauptobjcct  starker,  steigender,  übrigens  das 
Colonialproduct  und  vou  diesem  wieder  in  höherem  Grade  das  westindische,  erheblich 
durch  Differentialzölle  begünstigender  Finauzbezollung.  aus  welcher  aber  wieder  der 
höhere  Raffinadezoll  einen  starken  Schutzzoll  mit  enthielt.  Die  Zunahme  des  Verbrauchs 
wurde  unter  diesen  Verhältnissen  langsamer,  aber  stockte  doch  kaum.  Der  Zollertrag 
stieg  am  Schlüsse  der  Kriegszeit  auf  V/»,  nach  Abzug  der  Rück/Olle  und  Prämien 
auf  3  Mill.  Pf.  Unterschieden  wurde  Im  Tarif  Rohzucker  und  Raffinade,  dauu. 
praettsch  nur  bei  unterem,  britisch-westindischer  mit  niedrigstem,  britisch-ostindischtr 
mit  höherem  Differentialzoll  und  „fremder"  Zucker  zu  einem  faclisch  prohibitorisch 
wirkenden  Zoll,  wobei  zu  bemerken,  dass  bei  diesem  Artikel  ScLmugtrel  kaum  ins 
Gewicht  fiel.  Der  höhere  Zoll  auf  Raffinade  sicherte  der  britischen  Raffinerie  damals 
und  »päter  den  heimischen  Markt  und  die  zu  hohen  Ruckzolle  ein  lohnendes  Ausfuhr- 
Geschäft. 

Nach  1M5  wurde  Zucker  zunächst  nur  wenig  von  den  hoheu  Kricgszöllen  ent- 
lastet, erst  1826  stärker.    Der  Zoll  betrug  für  braune  Muscovadc  der  britischen  An- 
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tillen  und  .Mauritius*  27.  britisch  Ostindiens  37.  der  „Fremde"  03  sli.,  so  dass  dein 
ersten  sein  factisches  Monopol  und  hohe  Preise  verblieben.  Weitere  Ermässigungen 
erfolgten,  Consum  und  Zollertrag  stiegen.  Mit  der  Aufhebung  der  Selaverci  im  britischen 
Westindien  verminderte  sich  dessen  Productionsfähigkcit.  das  factischc  Monopol  dieser 
Colonicn  auf  dem  britischen  Markt  ward  durch  Gleichstellung  der  Zölle  für  brit.  best- 
und ostindisrhen  Zucker  1^30  etwas  beschränkt  (21  sh.  Zoll).  Um  so  mehr  wurde 
aber  jetzt  festgehalten  an  der  höheren  Bezollung  des  fremden  Zuckers  Uberhaupt 
und  zumal  dessen,  welcher  ..Sclav en prod u et"  war.  Diese  Politik  wurde  auch  in 
der  Periode  der  Peel'schen  Zollreform  nicht  sofort  verlassen.  Poch  erfolgte  wenigstens 
1844  eine  bedeutende  Reduction  des  Zolls  auf  fremden,  ..nicht  von  Sclaven  producirten 
Zucker"  (von  03  auf  34  sh..  beide  Mal  mit  5  °/„  Zuschlag,  gegen  21  sh.  und  5  0  „  für 
britischen  Colon ialzueker) .  1 84 5  eine  weitere  Reduction  der  Zolle  für  beide  Zucker, 
aber  mit  verbleibendem  Differentialzoll  (16 — 14  und  26 — 2373  sh.).  Erst  1M0  wurde 
der  Unterschied  im  Zoll  zwischen  fremdem  Zucker  nach  „Sclavenproduct"  oder  „freiem" 
beseitigt,  unter  mitwirkender  Erwägung,  dass  andere  „Sclavenproducte"  (Baumwolle 
Tabak  u.  s.  w  )  doch  nicht  ausgeschlossen  werden  könnten  und  der  „Sdavenzucker" 
auswärts  sowieso  seinen  Absatz  fände.  Zngleich  wurde  1840  fremder  direct  iinpor- 
tirter  Zucker  weiter  im  Zoll  ermässigt  und  die  Gleichstellung  dieses  —  zunächst 
no«h  nicht  des  nicht  direct  importiften  —  mit  dem  britischen  Colonialzucker  bis 
1S51,  bez.  1SÖ4  mittelst  allmählich  fallender  Sätze  angebahnt.  Dieser  Bruch  des 
Colonialinonopols  war  neben  der  Verminderung  der  Zolle  ein  wichtiger  Factor 
für  die  Preisstellung  und  < 'onsumvermehrnng,  daher  auch  für  den  Zollertrag  des 
Zuckers  in  Grossbritannien. 

Seitdem  hat,  mit  vorübergehender  Unterbrechung  während  des  Krimmkriegs,  der 
IntercsM-nstandpurict  des  Freihandels  und  der  Consumenten  nach  und  nach  vollständig 
eesiect,  indem  in  mehreren  grossen  Schritten  (1SC4,  1S70,  1S78)  der  Zuckeizoll  weiter 
bedeutend  ermässigt  und  schliesslich  1  ST  1  ganz  aufgehoben  wurde  (Zoll  für  raffiuirtcti 
Zucker  1S04,  Is70,  1S73  per  Centner  12.  0,  3  sh.,  für  nicht  raflinirten  in  I  Classen.  nach 
einem  mit  der  Entwicklung  der  Zuckcrinduslrie  angenommenen  System,  z.  B.  1.  Classe 
11%.  5*/3,  2"'  ,.  sh.).  Zugleich  fielen  die  kleinen  Nehenzöllc  auf  Gegenstände,  welche 
mit  Zucker  hergestellt  sind  Fruchte  u.  s  w.\  Eine  Zolleinuahme  von  fast  O1^  Mill.  Pf. 
im  Beginn  der  00er  Jahre  ist  so  aufgegeben  worden.  Auch  Do  well  (IV,  32)  meint, 
man  hätte  mit  Rücksicht  auf  die  Zukunft  es  bei  den  Zöllen  von  1S73  lieber  be- 
lassen sollen. 

Der  Zuekerconsuin  ist  allerdings  stark  gestiegen.  Vornehmlich  continentale. 
auch  deutsche  Rübenzucker  beherrschen  jetzt  den  britischen  Markt  mit.  Kraft  der 
ihnen  zu  gute  kommenden  zu  hohen  Steuerrückvergütungen,  d.  h.  thatsächliclten  Aus- 
fuhrprämien haben  sie  jetzt  auch  in  Raffinade  und  in  den  besseren  Rohzuckcrsorten 
mehr  und  mehr  der  britischen  Raffinerie  auf  deren  Gebiet  Concurrenz  gemacht.  Diese 
Concurrenz  hatte  allerdings  schon  in  der  Zeit  der  Bezollung  des  Zuckers  stärker  zu 
werden  begonnen.  Das  Verhältniss  zwischen  Raffinadczoll  und  Rolizuekcr/.oll  und 
zwischen  diesem  und  dem  Rückzoll  beim  Export,  welches  früher  auch  in  Gross- 
britannien,  wie  in  vielen  anderen  Ländern,  auf  eine  Zollbcgüustigung  der  inländischen 
Raffinerie  hinauslief,  hatte  sich  gegenüber  den  Bezügen  von  westindischem  Rohzucker 
\in  weniger  zuckerreicher  Qualität)  unter  dem  Einflnss  der  continentalen  Besteuerungs- 
vcrhältnissc  und  des  Imports  eontincntaler  Rohzucker  von  grösserem  Zuckergehalt  schon 
für  die  britische  Raffinerie  schwieriger  gestaltet.  Seitdem  ist  die  Lage  der  letzteren 
aber  noch  viel  missiieher  geworden.  Während  1S01  neben  34.5.*»  Pfund  Rohzucker 
per  Kopf  nur  Ü.94  importirter  rafnnirter,  1872  bez.  41. IS  und  0.1!)  consuinirt  wurde, 
waren  diese  Zahlen  lbS5  bez.  äs. 53  und  15.75  Pfund,  d.  h.  der  Consum  fremden 
raffinirten  Zuckers  war  relativ  viel  mehr  gestiegen  als  der  des  Rohzuckers.  Diese 
Verhältnisse,  welche  mit  dein  continentalen  Prämiensystem  mit  Recht  in  Verbindung, 
gebracht  werden,  haben  bei  den  Interessenten  der  britischen  Raffinerie  und  den 
britischen  Zuckercolonien  und  in  weiteren  Kreisen  der  britischen  Bevölkerung,  auch 
unter  den  Arbeitern,  Unruhe  und  Agitation  auf  Abänderung  erzengt,  entweder  mittelst 
Convcntioncn  mit  den  Continentalstaaten  rtir  Veränderung  ihrer  Besteuerung  oder  selbst 
zur  Einfuhrung  einer  „Ausgleiehungsabgabe"  gegen  die  continentalen  Export- 
prämien, also  insofern  zur  Ruckkehr  zu  einem  eigenartigen  Zucker  zoll.  Die  leb- 
hafte Bewegung  hat  indessen  zu  practischen  Ergebnissen  bisher  nicht  geführt  (vgl. 
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v.  Kaufmann  S.  163,  Wolf,  Tüb.  Ztschr.  1882,  S.647  und  Finanzarchiv  1866,  S.  70ff.}. 
Ihre  Ziele  stehen  auch  mit  der  streng  froihändlerischen  Lehre  in  Widerspruch.  Denn 
nach  dieser  ist  das  „Geschenk",  welches  die  fremden  Länder  durch  ihre  Ausfuhr- 
prämien den  britischen  Consumcnten  machen,  ein  unbedingter  Vortheil  für  die 
britische  Volkswirtschaft,  ein  Nachtheil  nur  für  das  Ausland. 

Zuckcrzollcon  ventionen  hat  England  1865,  1875  und  1877  mit  Frankreich, 
Holland,  Belgien  abgeschlossen.  Sic,  bes.  die  erste  und  principicll  wichtige,  gingen 
darauf  hinaus,  auf  Grund  technischer  Versuche  das  Rcndemcnt  verschiedener  Zucker- 
sorten festzustellen,  „den  Zuckergehalt  jeder  Zuckersortc  zu  bestimmen  und  allen  Roh- 
zucker eines  Landes  nur  mit  einer  solchen  Abgabe  zu  belegen,  welcho  im  genauen 
Vcrhältniss  zu  dessen  Zuckergehalt  stehe,  auch  beim  Exportc  des  Zuckers  genau  die 
und  nicht  mehr  als  die  ausgelegte  Stcuersumme  rlickzuvergUten1*  (Kaufmann  S.  177). 
An  den  Mängeln  der  Conrcntioncn  uud  an  der  schlechten  Durchführung  derselben 
scheiterten  diese  Bestrebungen,  die  auf  eino  vertragsinässigo  Ausschliessung  der  wirth- 
scbaftspolitiscbcn  Begünstigung  gewisser  Zweige  der  Zuckerindustrie  und  des  Zucker- 
handels hinausliefen  (Kaufmann  S.  177  ff„  Wolf,  Tub.  Ztschr.  1882,  S.  644). 

Bei  der  Statistik  der  Einfuhr  und  des  Consums  muss  man  allen  Zucker  und  die 
Melasse  auf  eine  Einhcitsqualität,  z.  B.  Raffinade  oder  Roh/ucker  einer  bestimmten 
C lasse  reduciren,  bei  den  Zollcrträgcn  die  Ausfuhr-HUck/ölle  und  Prämien  abrechnen. 
Dies  geschieht  in  den  amtlichen  und  Privatwerken  nicht  immer  Ubereinstimmend,  wes- 
halb die  Daten  in  verschiedenen  Schriften  (z.  B.  bei  Porter,  Vockc  —  wo  auch  die 
Angabe,  S.336,  welcher  „Zucker4-  und  „Zollertrag-k  gemeint  sei,  fehlt — ,  Do  well  u.a.m.) 
nicht  harmoniren.  Porter,  progress  (ed.  3,  1847,  S.  553)  berechnet  die  Zucker- 
consumtion  (Melasse  reducirt)  1830  auf  4.27,  1S45  auf  5.01»  Mill.  Centner,  per  Kopf 
bez.  19.9  und  20.3  Pfund,  also  immerhin  schon  in  der  Periode  des  früheren  pro- 
tectionistischen  Dilferentialzollsysteins  und  der  hohen  Zölle  eine  zwar  nicht  steigende, 
aber  doch  eine  Consuintion,  welche  noch  die  heutige  deutsche  (ca.  7  Kilo)  bei  Weitem 
übersteigt.  Porter  zeigt  die  Abhängigkeit  der  Consumschwankungcn  vom  Preise  des 
Artikels;  bei  hohen  Preisen  fällt  der  Consum  alsbald.  Der  Zoll  hat  daher  gewiss 
einen  Einfluss.  Aber  die  ehemalige  schon  so  hohe  britische  Consuintion  von  Zucker 
zeigt  doch  andererseits,  dass  ausser  Preis  und  Zoll  und  allgemeiner,  vom  Wohlstand 
bedingter  Zahlungsfähigkeit  doch  die  einmal  bestehende  Consumtionss itte,  in 
diesem  Fall  wohl  namentlich  der  Zuckergebrauch  hei  den  Getränken  (Theo)  und  bei 
gewissen  beliebten  Nahrungsmitteln,  ein  vom  Preise  und  zumal  vom  Zoll  doch  nicht 
so  direet,  wie  meist  angenommen  wird,  becinflusster,  selbst  aber  wesentlich  mit  ent- 
scheidender Factor  ist.  Bis  1  SOI  hatte  sich  nach  den  obigen  Daten  der  Consum  fast 
verdoppelt.  Er  ist  seitdem,  mit  nur  kleineu  Schwankungen,  jährlich  regelmässig  ge- 
stiegen. Die  späteren  Zollcrmässigungcn  machen  sich  in  dem  betreffenden  und  dem 
nachfolgenden  Jahre  wohl  etwas,  aber  doch  nicht  so  besonders  stark  bemerklich 
(1864—06:  per  Kopf  Rohzucker  35.01—  <3.S0— 37.05,  raff.  Zucker  0.95-3.03—2.73; 
1809—71:  Rohzucker  38.83  -41.40— 4 1  51,  ralf.  Zucker  3.73— 5.83— 5.29 ;  1873—75: 
Aufhebung  des  Zoll*.  43.96—47.48—53.97  Rohzucker,  7.(i3— 8.89— 8.8S  ra!f.  Zucker). 
Natürlich,  dass  die  Verminderung  oder  Beseitigung  schon  an  sich  niedriger  Zollsätze 
nicht  einen  gleichen  Einfluss  auf  den  Consum,  weil  nicht  auf  den  Preis,  erwarten 
lässt,  als  die  absolut  bedeutendere  Verminderung  absolut  höherer  Zölle.  Aber  die 
freihändlcrische  Ucberschätzung  des  Nachtheils  der  Zölle  und  des  Vortheils  ihrer  Ver- 
minderung oder  Aufhebung  möchte  sich  aus  obigen  Daten  doch  auch  wieder  ergeben. 
Nur  die  Raflinadeneinfuhr  wird  unmittelbar  durch  die  Zollreformcn  bcgUustigt. 

Der  Zollertrag,  abzuglich  Uückzöllen  u.  s.  w.  war  1815  2.96,  1841  5.2,  1863 
(Max.)  6.43  Mill.  Pf.  St.  Die  Zollreduction  1864  brachte  ihn  1864  herab  auf  5.25  Mill.. 
er  stieg  wieder  bis  5.65  (1866);  die  Rcduction  von  1870  verminderte  den  Ertrag  von 
1869  auf  1870  von  5.40  auf  3.22,  die  von  1873  von  1872—73  von  3.28  auf  1.84  Mill.  Pf.  St. 
Wäro  z.  H.  eine  Ermässigung  der  Biersteuer  nicht  richtiger  gewesen  als  die  völlige 
Beseitigung  des  Zuckerzolls,  wenn  man  einmal  glaubte,  eine  solche  Einnahme  von 
3—6  Mill.  Pf.  St.  wirklich  aufgeben  zu  sollen? 

§.  148.  —  8.  Tabak.  Die  Bezollung  von  Tabak  und  Tabak- 
i'abrikaten  hat  in  Grossbritannien  eine  besondere  und  höüere  Be- 
deutung als  in  anderen  Ländern  ohne  Tabakmonopol.    In  diesen 


Digitized  by  Google 


Zolle.    Zuckerzoll.  Tabakzoll. 

- 


319 


ist  sie  eiu  Glied  der  Tabakbesteuerung,  nebeu  der  inländischen 
Besteuerung,  in  Grossbritannien  ist  die  Tabakbezollung  das  System 
der  Tabakbesteuerung.  Das  hier  ausserdem  bestehende  Liccnz- 
system  für  Tabakfabrikanten  und  Tabakhändler  (§.  153)  dient 
wesentlich  nur  dazu,  dies  System  der  Tabakbesteuerung  ausschliess- 
lich vermittelst  des  Einfuhrzolls  auf  fremden  Tabak  unter  schärfere 
und  sicherere  Controlen  zu  stellen  und  es  so  praetisch  durchführ- 
barer zu  machen.  Die  Einnahmen  aus  den  Tabaklicenzen  sind 
unbedeutend,  vollends  gegenüber  dem  Zollcrtrag. 

Die  Voraussetzung  für  diese  eigenartige  britische  Tabakbc 
Steuerung  liegt  in  dem  seit  dem  17.  Jahrhundert  ununterbrochen 
bestehenden,  auf  Schottland  (unbedingt  seit  1782)  und  (1832)  auf 
Irland  ausgedehnten  und  wohl  wirksam  durchgeführten  Verbot 
des  inländischen  Tabakbaues.  In  Irland  war  seit  1779 
Tabakbau  erlaubt  gewesen,  auch  unbesteuert,  aber  trot/.dem  wenig 
entwickelt  geblieben.  Was  bei  gewissen  Colonialwaaren  durch  die 
Natur  der  Dinge,  Klima  u.  s.  w.,  das  wird  also  hier  durch  eine 
Massregel  der  Rechtsordnung  herbeigeführt:  die  Besch rän- 
kung  der  Constitution  au  f  ausländisches  Pro  du  ct.  Für 
die  Volkswirtschaft*-  und  steuerpolitische  Beurtheilung  liegt  die 
Sache  bei  Tabak  in  Folge  dieses  wirthschaftsrcchtlichcn 
Ausschlusses  natürlich  doch  anders  als  bei  jenen  Colonialwaaren. 
Günstig  für  Grossbritanuien  ist  es,  dass  niemals  eine  freie  Tabak- 
cultur  aufgekommen  war,  deren  Unterdrückung  ein  wirthschafts- 
politischer  Grund  gegen  das  britische  Tabaksteuersystem  hätte  sein 
können.  Ausserdem  kommt  Grossbritannien  bei  diesem  System 
wieder  sciue  insulare  Lage  zu  statten,  welche  die  Bekämpfung 
des  Schmuggels  erleichtert,  freilich  ihn  nicht  ganz  zu  unterdrücken 
vermocht  hat.  Auch  mit  deswegen  das  Liccnzsystem  und  die 
mancherlei  inländischen  Controlen  bei  Transport,  Bezug,  Absatz 
von  Tabak  und  Tabakfabrikaten. 

Der  leitende  Gedanke  für  die  Normirung  der  Zoll  höhe  war 
schou  seit  dem  vorigen  Jahrhundert,  ähnlich  wie  bei  der  Branntwein- 
steuer (S.  287)  der  lediglich  fisealische:  eine  so  bedeutende 
Höhe  der  Zölle,  als  sie  irgend  mit  der  Bewältigung 
des  Schmuggels  vereinbar  wäre  und  —  abweichend  von 
den  Grundsätzen  der  Branntweinsteuer  —  als  sie  im  fisca- 
li8chen  Interesse  selbst,  iu  it  Rücksicht  auf  die  fisca- 
lisch  vorteilhafte  Zunahme  der  Consumtion  sich  richtig 
erwiese.    Daher  Zollermässigungen  der  in  diesem  Jahr- 
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hundert  immer  sehr  hohen,  aber  gelegentlich  überhöhen  Zölle,  wenn 
letztere  nach  diesen  beiden  Rücksichten  nachtheilig  erschienen; 
Wieder  er  höhungen,  wenn  es  danach  fflr  zulässig  galt.  Die 
sonst  üblichen  freihändlerischen  Rücksichten  bei  den  Zöllen  und 
Accisen  auf  das  Handels-  und  das  Consumenteninteresse  sind  bei 
Tabak  so  wenig  als  bei  Branntwein  practisch  wirksam  geworden. 
Das  ist  zwar  im  Ganzen  steuerpolitisch  nicht  zu  beklagen.  Aber 
die  sehr  hohen  Zölle  rufen  doch  drei  nicht  unwichtige  Bedenken 
hervor:  einmal,  dass  so  die  Tabakconsumcnten  einen  sehr  hohen, 
wohl  einen  unverhältnissmässig  hohen  Antheil  an  der  gesammten 
Steuerlast  tragen,  gegenwärtig  den  achten  Theil;  sodann,  dass 
der  Schmuggel  eben  dieser  hohen  Zölle  wegen  trotz  aller  Ver- 
folgtingen und  Controlcn  lebensfähig  bleibt  und  wohl  bleiben  wird ; 
endlich,  dass  die  hohen  Zölle  die  Verfälschung  der  Tabakfabrikate 
und  die  Benutzung  von  Surrogaten  zu  nahe  legen.  Auch  das  Fehlen 
von  Qualitätsftlssen,  bez.  Werthzöllen  ist  ein  Uebclstand,  da 
in  Folge  dessen  die  ordinären  Tabake  zu  hoch  und  deren  Con- 
sumenteu  unverhältnissmässig  hoch  besteuert  werden.  Durch  die 
höheren  Zölle  der  Tabakfabrikate,  besonders  der  Cigarren,  mag 
dies  in  etwas  gut  gemacht  werden,  da  die  letzteren  meist  aus 
feineren  Sorten  bestehen  werden,  übrigens  auch  wieder  nur  einem 
Einheits- Gewichtszoll,  ohne  Rücksicht  auf  Qualität,  unterliegen. 
Etwas  ist  und  war  besonders  früher  bei  den  sehr  hohen  Cigarren- 
zollen  die  betreffende  Zolldifterenz  übrigens  auch  wohl  mit  von 
proctectioni8tischcm  Character  für  die  britische  Tabakfabrikation. 
Consumirt  wird  auch  in  Grossbritannien  weit  überwiegend  inlän- 
disches Tabakfabrikat  (ca.  91»%),  allerdings  etwas  weniger  als 
z.  B.  in  Deutschland  (ca.  98.5  %),  aber  die  Einfuhr  ausländischen 
Fabrikats  ist  neuerdings  in  stärkerer  Zunahme  begriffen  als  die- 
jenige von  Rohtabak.  Die  Ausfuhr  von  Tabakfabrikaten  beträgt 
etwa  l/;t  der  Einfuhr. 

tober  die  Tabak/.ölle  Vocke  S.  311—313  und  415— 110  (Liccnzcn  ,  Dowcll 
IV,  2fi5— 283.  Deutsch«  Tabaksstcuerenqin'te  187;),  B.  III.  Anlage  XII,  S.  1  —  04, 
Statistik'  V,  27—39.  Bearbeitung  dieses  Materials  durch  Schaf flc  in  d.  Aufs.  ..Er- 
gebnisse der  deutschen  Tabaksteucren«|uete",  Tilb.  Zt.schr.  B.  35  ^lS79i.  S.  547,  (MI, 
B.  30,  S.  73;  Uber  d.  engl  System  das.  B.  35,  S.  554.  055,  B.  30.  S.  7J).  S.  auch 
oben  S.  1^9.  —  Gesetz  1  und  2  (ieorg  IV,  c.  1U9,  vom  10.  Juli  1S21  (zur  besseren 
Sicherung  der  Aceise  auf  Tabak i,  3  und  1  Vict.  c.  1*.  vom  3.  Juli  1  S4«>  (neue  Vor- 
schriften über  TabakaufsielitK  5  und  0  Vict.  c.  93,  vom  10  Antust  1S42  (desgl.), 
20  Vict.  i\  7,  vom  27.  Miuv.  1S03  (Zulassung  von  Tabakfabrikution  unter  Caution). 
Verschiedene  weitere  kleinere  gesetzlich.'  Yeninderuiigen  seitdem  Tabakeii<iUrte  III, 
37  II.,  nebst  Vcrfti-riin-ien  des  obersten  Zollamts.  Die  Gesetze  übersetzt  in  B.  HI  der 
Enquete.  Bell  a.  Dwclly.  laws  of  excise.  p.  9*5.  Statistik  auch  im  Journ.  of  tbo 
Stat.  Soc.  1S>2  (Artikel  v«>»  A  von  Uber  britischen  Tabakconsnnv. 
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Schon  im  vorigen  Jahrhundert  hohen  Zöllen  unterworfen  gab  der  Tabak  doch 
wegen  des  Schmuggels  und  der  Defraudationen  aller  Art  (u.  A.  mittelst  betrügerischer 
Gewinne  bei  Erlangung  der  Rückzöllc  für  ausgeführten  Tabak)  nur  massige  Reinerträge 
Mit  deswegen  hatte  Walpole  den  Plan,  den  Tabak  dem  Lagerhauszwang  und  dem 
Accisesystem  zu  unterwerfen  (1733),  was  aber  erst  Pitt  1789  auszufahren  gelang 
(o.  S.  ISO).  Danach  wurde  nur  der  kleinere  Theil  der  Abgabe  (damals  */s)  als  Zoll 
bei  der  Einfuhr,  der  grössere  Rest  als  inländische  Accise  bei  dem  Uebergang  aus 
dem  Lagerhaus  in  den  Consuin  erhoben.  Die  Zölle  waren  hoch  und  differentiell 
nach  der  Herkunft,  so  1787  15  d.  per  Pfund  filr  Tabak  aus  Irland,  den  britischen 
Kolonien  und  aus  den  Vereinigten  Staaten,  .'{'/,  sh.  filr  anderen  (spanischen  und  por- 
tugiesischen). In  der  französischen  Kriegszeit  erfolgten  verschiedene  ansehnliche  Er- 
höhungen der  Zoll-  und  der  Accisesätze,  bei  denen  die  legitime  Einfuhr  zum  Consum 
wenig,  der  Ertrag  immerhin  auf  das  Vierfache  wuchs,  von  ca.  '/•»  »uf  ca.  2  Mill.  Pf. 
(Großbritannien  excl.  Irland).  Abgabe  im  Ganzen  1815  3  sh.  2  d.  (colonialer)  und 
5  sh.  5'/..  d.  (fremder)  per  Pfund.  Dennoch  wurden  diese  Sätze  von  4 — 601)  %  vom 
Werth  noch  gesteigert.  1S19  auf  bez.  4  und  fish.  Im  fisealischen  Interesse  zur 
Bewältigung  des  Schmuggels  und  zur  Steigerung  des  Consums  erfolgten  dann  182ü 
and  1827  Ermässigungen  und  zugleich  eine  bedeutende  Verminderung  der  ditferenticllen 
Zollbegünstigung  des  britischen  Colonialtabaks.  Aber  auch  die  neuen  Sätze  von  1S27 
blieben  sehr  hoch  (2'/4  sh.  für  britisch  -  colonialen ,  3  sh.  für  fremden  Rohtabak. 
9  sh.  (!)  für  Cigarren  p«>r  Pfund).  Der  Artikel  war  jetzt  wieder  nur  dem  Zoll  unter- 
worfen und  aus  der  Accise  herausgenommen.  Consum  und  Ertrag  stiegen  auch  nur 
langsam,  aber  doch  fortgesetzt.  Zu  einer  weiteren  Ermässigung  der  Zölle,  welche 
mehrfach  aus  den  angeführten  Gründen  im  fiscalischcn  Interesse  befürwortet  wurde, 
kam  «s  indessen  nicht,  auch  nicht  in  der  Pecl'schcn  Zollreform,  wo  nur  die  diffe- 
rentielle  Begünstigung  des  britischen  Colonialtabaks  fortfiel  und  der  Zoll  dafür  auf 
den  höheren  allgemeinen  Satz  gestellt  wurde.  1863  erfolgte  sogar  eine  kleine  Er- 
höhung des  Rohtabakzolls,  1878  eine  abermalige,  so  das*  der  Zoll  jetzt  3'/^  sh.  für 
Tabak  mit  mehr  als  10  Pfund  Feuchtigkeit  in  100  Pfund  und  3  sh.  10  d.  für  solchen  mit 
weniger  als  10  Pf.  darin  per  Pfund  ist.  wohl  durchschnittlich  400— 600  °/0  vom  Werth, 
hei  ordinären  Tabaken  mehr,  bei  feineren  weniger.  Nur  die  Zölle  für  Tabak- 
fabrikate,  besonders  für  Cigarren  wurden  1SG3  stark  ermässigt,  filr  Cigarren  von 
9  auf  473  sh.  per  Pfund.  Doch  haben  auch  hier  später,  gerade  in  den  letzten  Jahren 
wieder  Erhöhungen  stattgefunden,  so  dass  die  Zölle  gegenwärtig  für  Cigarren  5'/»  sh.. 
für  Tabakfabrikate  4  sh  4  d.  und  4  sh.  10  d.,  für  Schnupftabak  4  sh.  1  d.  und  4  sh.  10  d. 
per  Pfund  sind.  Gewisser  in  controlirten  Häusern  unter  Sicherstellung  des  Zolls 
fhhririrtor  Tabak  (Cavendish  und  Negrohead)  zahlt  4  sh.  4  d.  (Stat.  abstr.  No.  33,  p.  26). 

Bei  dieser  streng  fiscalisch  gebliebenen  Zollpolitik  ist  der  legitime  Consum  auch 
in  den  letzten  25  Jahren  nur  wenig,  verglichen  mit  anderen  Artikeln,  gestiegen,  in 
den  letzten  Jahren  fast  gleich  geblieben  (1S61  per  Kopf  1.20  Pfund,  allmählich  bis 
auf  1.49  in  1877,  dann  herab  auf  1.41  in  1SS1,  wieder  auf  1.45  in  1885).  Ein  so  all- 
gemein, aber  auch  so  übermässig  verbreitetes  Genussmittel,  wie  in  Deutschland  und 
selbst  in  Monopolländem  wie  Oesterreich,  ist  Tabak  demnach  in  Grossbritannien  nicht. 
Die  hohen  Preise  vertheuern  ihn  für  die  unteren  Classen  zu  sehr.  Das  fiscalisch«; 
und  das  Consumenteninteresse  sowie  dasjenige  gerechter  Steuervertheilung  wurden 
beim  Monopol  besser  fahren.  Aber  die  steigenden  Zollerträge  zeigen  doch 
immerhin,  dass  bei  dem  britischen  System  und  bei  so  colossal  hohen 
Zollsätzen,  welche  der  freihändlcrischen  Auffassung  auch  bei  Finanzzöllen  wider- 
sprechen, das  fiscalischo  Interosse  prosperiren  kann.  Die  Zollerträge  sind 
bei  im  Wesentlichen  gleich  bleibenden,  nur  seit  1863  bei  Fabrikaten  verminderten, 
sonst  im  Ganzen  noch  etwas  gesteigerten  Zöllen  von  2.85  Mill.  Pf.  St.  um  1830  (jetzt 
incl.  Irland  gerechnet)  auf  3.71  in  1843,  5.61  in  1860,  6.61  in  1S70,  8.65  in  1880, 
9.30  in  1885  gestiegen  (immer  excl.  Rückzölle  u.  dgl.  gerechnet),  per  Kopf  1830 
ca.  2.4  sh.,  1885  5.1  sh.  (5.2  Mark),  was  doch  kein  übles  finanzielles  Resultat  ist. 

Zur  Sicherung  des  Fiscus  unterliegt  Einfuhr.  Handel.  Fabrikation,  Transport, 
Absatz  von  Tabak  und  Tabakfabrikaten  allerdings  mancherlei  Beschränkungen  und 
Controlen  und  auch  im  inländischen  Verkehr  dein  Licenzsystem.  So  ist  die  Ein- 
fuhr auf  gewisse  Häfen  (37),  in  gewissen  Mengen  (Min.  SO  Pf.),  in  gewissen  Schiffen 
(Min.  120  Tonnen)  beschränkt.  Tabakfabrikanten  und  Tabakhändler  bedürfen  der 
I.  icenz  fseit  17S9,  s.u.  §.  153  V  Diese  kostet  für  die  ersteren  je  nach  dem  Umfang 
A.  Wagner,  Finaiuwi«en»chaft.  III.  21 
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des  Betriebs,  welclvcr  nach  der  Menge  des  im  Vorjahr  verarbeiteten  Tabaks  jährlich 
bemessen  wird,  für  je  angefangene  2U,ü0ü  Pfund  Tabak  je  5'/4  Pf.  St..  für  mehr  als 
100.000  Pfund  Tabak  31 7a  Pf.  Sr.  (irrthümlich  Yockc  S.  445).  Im  Jahre  1*85/50 
zahlten  501  Fabriken  7156  Pf.  St.  Tnbakhändler  zahlen  573sh.  Licenz  (18S5/8G  200,032, 
Ertrag  77,8:32  Pf.  St.).  Daneben  giebt  es  „gelegentliche  Liccnzon",  für  höchstens 
3  Tage  auf  einmal,  mit  4  d.  Steuer  per  Tag  (1885/86  12,536,  Ertrag  331  Pf.  St.). 
Hausirhandel  mit  Tabak  und  Verkauf  ausser  in  den  licen/.irten  Läden  ist  verboten. 

In  Verbindung  mit  dem  Liccnzsystcui .  das  der  Steuervcrwaltung  umfassende 
Control rechte  giebt,  lässt  sich  nun  cinigermassen  sicher  darauf  hinwirken,  dass  möglichst 
mir  legitim  eingeführter  und  verzollter  Tabak  verarbeitet  und  consuniirt  wird.  Zu  dcui 
End»;  besteht  „der  strenge  Bezcttelungszwang  für  Kohtabaktransportc;  der  Anmelde-, 
Buchungs-,  Localtrcnntingszwang  für  Fabrikanten;  der  Verpackung-  und  Etiquettirungs- 
zwang  für  die  unter  Zollvcrschluss  gefertigten  Cavendish-  und  Negrohcad-Tabake;  das 
Verbot  der  Einfubr  von  Tabakstengeln;  minutiöse  Verbote  (bez.  Vorschriften)  über 
den  Wassergehalt  der  Import-  und  der  (ausgeführten)  Rückvorgütungstabakc  und  Ober 
die  Zumischung  fremder  Ingredientien,  geliandliabt  mit  Hilfe  von  Probeanalysen  durch 
das  Zolllaboratorium;  das  genannte  Ilausirhandelsrcrbot;  Vorschriften  über  das  Probe- 
ziehen aus  den  Zolllagcrn  zur  Versendung"  (Schaf  Mo  n.  a.  O.  Tüb.  Ztschr.  Ii. 35,  S.656). 
Ausser  über  Schmuggel  und  Ober  enorme  Preise  des  Fabrikats  ist  doch  auch,  wie  die 
deutsche  Enquete  feststellte,  über  stark  verbreitete  Beimischungen  und  Verfälschungen 
zu  klagen.  1 S44  schlugen  vernommene  Zeugen  den  geschmuggelten  Tabak  auf  8  (80  V)  bis 
100  %  des  legitim  eingeführten  an.  Untersuchungen  des  Kcgicrungslaboratoriuins 
ergaben  1807  von  den  eingesandten  Proben  74.5,  bez.  47  7«,  1870  von  432  Proben 
312  oder  72.2%  Fälschungen  (Deutsche  Enquete  V,  30). 

§.  149.  —  0.  Wein  hat  auch  im  modernen  britischen  Zollwcscn  fortgesetzt  seine 
alte  Kolle  als  wichtiger  Finanzzollartikel  srespielt.  (Vocke  S.  328 — 330,  Dowcll  IV, 
102—184,  Cust.  Hep.).  Das  britische  Wcinstcuersystcm  ist  ebenfalls  die  Du  zol- 
lung allein,  nur  mit  Liccnzen  für  Handel  und  Absatz  von  Wein  verbunden. 
Es  kam  auch  hier,  wie  bei  Tabak,  Grossbritannien  zu  gute,  dass  inländischer  Weinbau 
fehlte,  Wein  auch,  mit  Ausnahme  des  Capwcins,  kein  britisches  Oolonial-Einfuhrproduct 
war,  weshalb,  mit  letzterer  Ausnahme,  protectionistische  Küeksichtcn  und  darauf  be- 
ruhende Differentialzölle  fortfielen.  Der  Weineonsum  beschränkte  sich  nach  Sitte  und 
wirtschaftlichen  Verhältnissen  auf  die  wohlhabenderen  Classen,  was  höhere  Zölle 
erlaubte,  wobei  aber  freilich  andererseits,  solange  diese  Zölle  sehr  hoch  gehalten 
wurden,  auch  der  KIcinconsum  auf  diese  Classen  beschränkt  blieb.  Statt  der  eigent- 
lich protectionistischen  Küeksichtcn  kamen  bei  Wein  jedoch  seit  dem  17.  Jahrhundert 
und  bis  in  das  19.  hinein  handelspolitische  und  selbst  allgemein  politische 
in  den  Weinzöllen  mit  zur  Geltung:  besonders  begü  n  stigend  e  Differentialzölle  fur 
die  Portwein«:  (Mcthucn-Vcrtrag  1703,  bis  1831)  und  benachteiligende  für  die 
französischen  (auch  die  deutschen  und  andere  fremde).  Ein  System,  das  im 
vorigen  Jahrhundert  zu  starkem  Schmuggel,  besonders  in  französischen  Weinen,  führte, 
aber  erst  1831  einer  Gleichstellung  der  Wein  Zölle  Platz  machte.  Es  hat  wohl 
dazu  beigetragen,  dass  sich  portugiesische  und  spanische  Weine  im  britischen  Oonsum 
so  überwiegend  eingebürgert  haben  und  trotz  der  gleichen  Zölle  noch  gegenwärtig  im 
Vordergrund  stehen. 

Während  der  französischen  Kriege  sind  die  Woinzölle  aus  finanziellen  Gründen 
sehr  gesteigeit  worden,  was  freilich,  neben  anderen  Umständen,  zur  Verminderung  der 
Einfuhr  führte.  Die  Zölle  und  Accisen  betrugen  schliesslich  für  die  Weingallone 
7  sh  7  d.  für  Portweine,  II1/*  *h-  für  französische  oder  0  sh.  1  d.  und  13  sh.  0  d.  für 
die  spätere  Gallone  (von  «1er  alten  oder  Weingallonc  rund  0  gleich  5  der  späteren 
imperial  gallon  gerechnet).  Der  Schmuggel  ward  auch  bei  Wein ,  nach  dem  vergeb- 
lichen Versuche  Walpole's  von  1733,  durch  die  PittVho  Einrichtung,  den  Wein 
mit  unter  das  Accisesystein  zu  stellen  (l'^O),  zu  bekämpfen  gesucht.  Seitdem 
(bis  1825)  wurde  die  Weinsteuer  theils  als  Zoll,  theils  als  Accise  erhoben.  Erst  1835, 
als  nach  verschiedenen  Kefonnen  «1er  Schmuggel  weniger  mehr  zu  befürchten  schien, 
hörte  diese  Unterstellung  unter  «lie  Accise  ganz  auf.  Doch  verblieb  das  Licenz- 
systcm für  «len  Weinhandc).  Der  Ertrag  der  Weinsteuern  hatte  sich  während 
der  fraimlsischen  Kriege  etwa  venloppelt  und  betrug  um  1 S 1 5  1.0  Mill.  Pf.  St.  (Gross- 
britannien). 
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Erst  bei  der  Tarifreform  von  1 825  worden  die  überhöhen  Weinsteuern  erheblich 
vermindert,  noch  unter  Bclassung  der  Differentialzölle  (4  sh.  10  d.  Portwein,  7  sh.  3  d. 
französische,  2  sh.  5  d.  Capwcin  für  die  neue  Gallone),  1831  erfüllte  die  Gleichstellung 
auf  5sh.  6d.  (Capwcin  jedoch  2  sh.  9  d.).  Hierbei  blieb  es  (seit  1840  5  sh.  9  d.) 
bis  zum  französischen  Handelsvertrag  von  1800.  Der  Weinconsum  war  bis  dabin 
absolut  wenig  gestiegen,  per  Kopf  gesunken,  doch  hatte  der  Zollcrtrag,  nach  dem 
Herabgehen  auf  1.3 — l.G  Mill.  bei  der  früheren  Zollrcduetion,  wieder  seine  Höhe  um 
1815  erreicht,  1.8—1.9  Mill.  Pf. 

In  dem  genannten  Vertrag  war  die  starke  Ermässigung  der  britischen  Weinzölle 
eines  der  oder  selbst  das  wesentlichste  Zugeständniss,  das  Grossbritannien  zunächst 
an  Frankreich  machte.  Zugleich  wurde  durch  die  Annahme  eines  neuen  Weinzoll- 
prineips,  nämlich  der  Zollbemessung  nach  dem  Spiritusgchalt,  eine  allgemein 
wichtige  und  wohl  im  Ganzen  richtige  Einrichtung  des  Weinzolls  herbeigeführt,  welche 
besonders  den  leichteren  Weinen  zu  gute  kam.  Die  Zölle  waren  hiernach:  für 
Wein  in  Kässein  von  weniger  als  15  Grad  Alcohol  nach  Sykes  Hydrometer  höchstens 

1  sh.  per  Gallone,  von  15 — 20  Grad  höchstens  1  sh.  0  d.,  von  20 — 40  Grad  höchstens 

2  sh.,  Flaschenwein  per  Gallone  2  sh.  (Französ.  Handelsvertrag  v.  23.  Jan.  1SG0,  Art.  0, 
No.  1,  u.  A.  im  Prenss.  Handelsarchiv  1800,  I.  149).  Haid  darauf  wurden  die  Weinzölle 
von  1801  an  allgemein  gesetzt  auf:  Wein  von  weniger  als  18  Grad  (im  französ.  Vertrag  15) 
1  sh.  per  Gallone,  von  18—20  1  sh.  9  d.,  von  20—40  2  sh.  5  d..  von  40—45  2  sh.  11  d., 
Flaschenwein,  unter  40  Grad  2  sh.  5  d.  (Prcuss.  Haudelsarchiv  lJ>f>0.  II.  2.*>1).  Dies 
waren  Ermässigungen  auf  die  Hälfte  und  ein  Fünftel  bis  Sechstel  der  bisherigen  Zölle. 
Fremde  und  britische  Colonialweinc  waren  durchaus  gleich  gestellt.  Es  sind  aber 
dann  noch  weitere  Ermässigungen  und  Vereinfachungen  gefolgt,  so  dass  der  Zoll  seit 
1870  für  Wein  von  weniger  als  20  Grad  1  sh.,  vuii  20  bis  weniger  als  42  Grad  2'/4  sb., 
für  jeden  weitem  Grad  Stärke  3  d.  ist.    Flaschen-  und  Fasswein  steht  gleich. 

Allerdings  hat  sich  bei  dieser  starken  Zollermässigung  unmittelbar  die  Wein- 
cinfuhr  zum  Consum,  besonders  von  französischen  Weinen,  bedeutend  gehoben  und 
ist  dann  langsam  weiter  gewachsen  (vor  1S01  03j4 — 7'/i  Mill.  Gallonen,  18<»1  10.09, 
1802  9.70,  1803  10.42,  1804  11.40.  1807  13.67,  1808  15.00,  1870  ls.54  Mill.  «all., 
Maximum,  seitdem,  freilich  unter  dem  Einfluss  der  Weinernten,  ein  nur  1880—81 
unterbrochenes  Sinken,  1885  13.77  Mill.  Gall ,  oder  per  Kopf  vor  IbOl  ca.  0.24  Gall., 
0.37  in  lsGl,  0.50  in  18G8,  0.50  in  1873  und  1870,  0.3^  in  1*85,  bei  nur  massiger 
Steigerung  der  Weinpreise  in  den  letzten  Jahren).  Das  zeigt  doch  im  Ganzen,  dass 
die  Weinzollrcduction  nicht  in  dem  erwarteten  Maassc  auf  die  (Jonsumcrhöhung  hin- 
gewirkt hat  und  daher  fiscalisch,  ähnlich  wie  bei  Kaffee,  nicht  ohne  Weiteres 
richtig  war.  Der  Zollcrtrag  sank  nach  1800  auf  1.10  Mill.  Pf.  St.  (1802),  hob  sich 
bis  auf  1.79  Mill.  in  1870  und  i*t  seitdem  fast  stetig  jährlich  gesunken,  18^5  bis  auf 
1.19  Mill.  Tf.  St.,  was,  gegenüber  den  Einfuhrziffern .  übrigens  auf  Zunahme  des 
Konsums  leichterer  Weine  hinweist. 

Die  Liccnzcn  für  Händler  und  Wirthe  sind  ein  Theil  des  allgemeinen  Licenz- 
systems  für  den  Geträn kcabsatz  und  werden  unten  mit  diesen  zusammen  behandelt 
werden  (§.  153). 

§.  150.  —  10.  Die  fremden  Spirituosen  (Vocke  S.  343—345.  Dowcll 
IV.  214—225,  Statistisches  im  Stat.  abstr.,  im  Cust.  Rep..  auch  im  französ.  Bulletin 
1^80.  II,  537).  Die  Bczollung  unterschied  früher  besonders  „fremden"  Bruiintwein 
und  unter  diesem  wieder  „brandy",  d.  i.  (meist  französischer)  Wein-Branntwein 
(„Franzbranntwein"),  Gcncver,  d.  i.  (meist  holländischer)  Branntwein  aus  Roggen 
und  Gerste  und  anderen  Artikeln  mit  Zusatz  von  Wachholdcr-Esscnz,  und  „sonstigen 
nicht  besonders  genannten  fremden  Branntwein",  wohin  später  und  noch  gegenwärtig 
(meist  contincntaler,  bes.  deutscher)  Kartoffel-  und  Rübenbranntwein  gehört  Allem 
diesem  „fremden"  Branntwein  stand  der  „coloniale",  bes.  der  Rum  aus  den  britisch 
westindischen  Zackorcolonien,  hergestellt  aus  Melasse  und  Rückständen  bei  der  Rohr- 
zu  ckerge  w  i  n  u  u  ng,  gegen  über. 

Die  britische  Zollpolitik  ging  seit  dem  17.  Jahrhundert  und  immer  conseijuenter 
und  schärfer  im  vorigen  Jahrhundert  und  in  der  französischen  Kriegs/eit  darauf  aus, 
durch  höhere  Abgaben  verglichen  mit  denjenigen  für  den  einheimischen  Branulwein 
den  letzteren  zu  schlitzen  und  auch  wohl  die  grösseres  Steiierfähigkeit  mancher  fremder 
Branntweine  (.bes.  des  französischen)  sowie  des  Rums  zugleich  iiscalisch  auszunutzen; 
ferner  den  letzteren  wieder  na<  Ii  colonialpolitischem  Grundsatz  im  Zoll  dill'creiitiell 
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gegen  den  „fremden"  Branntwein  zu  begünstigen.  Rücksichten  auf  die  Einschränkung 
des  Branntweingenusses  und  Frankreich  und  Holland  gegenüber  auch  speciell  handels- 
politische und  politische  gegnerische  Tendenzen  führten  im  vorigen  Jahrhundert  und 
in  der  französischen  Kriegszeit  zu  sehr  hohen  Abgaben  vom  fremden  Branntwein. 
Dadurch  wurde  aber  nur  ein  colossaler  Schmuggel,  welcher  bei  diesem  Artikel  be- 
sondere leicht  ist,  begünstigt,  was  dann  wieder  aus  fiscalischen  Gründen  zu  Steuer- 
red actionen  (so  schon  1787  vorübergehend)  führte.  Zur  besseren  Conlrole  wurde  der 
eingeführte  Branntwein,  wie  einige  andere  der  schon  besprochenen  Artikel,  unter  den 
Lagerhauszwang  und  «Ii«;  Accise  gestellt  und  die  Abgalten  zum  kleineren  Theil  als 
Zoll,  zum  grösseren  als  Accise  erhoben  (bis  1823*.  Aber  bei  der  hohen  Besteuerung 
und  der  Differenz  der  Gesammtabgabe  gegen  diejenige  für  Rum  und  fiir  heimischen 
Branntwein  wurde  man  des  Schmuggels  doch  nicht  Herr.  Als  man  die  hohen  Kriegs- 
sätze auch  nach  IM 3  nicht  wesentlich  verminderte  und  1823  sogar  wieder  erhöhte 
und  bis  1810  so  beibehielt,  blähte  der  Schmuggel  mehr  als  je.  Die  Steuer  für  Franz- 
branntwein und  Genever  war  IHM  22  sh.  0  d.  für  die  neue  (imperial1)  Gallone,  seit 
1840  22  sh.  10  d.,  britisch  westindischer  Rum  zahlte,  in  ebenfalls  in  der  Kriegszeit 
erhöhton,  aber  lange  nicht  so  stark  gesteigerten  Sätzen,  zuletzt  13  sh.  1lV'4d.,  wurde 
aber  schon  1824  etwas  und  1823  auf  8  sh.  G  d.  ermüssigt  (1830  0  sh.).  als  britischer 
Branntwein  in  England  7sh..  in  Schottland  und  Irland  nur  2  sh.  10  d.  entrichtete 
(o.  S.  289).  Diese  dillerentielle  Begünstigung  des  Kums  gegenüber  anderem  fremden 
Branntwein  hat  demselben  eine  bevorzugte  Stelle  in  der  britischen  Konsumtion  ver- 
schafft und  bis  in  die  Gegenwart  erhalten. 

Erst  1840  wurde  der  Zoll  für  „fremden"  Branntwein  ermässigt,  auf  13sh  per 
Gallone,  immer  noch  fast  der  doppelte  damalige  Satz  für  englischen  (7  sh.  10  d.).  der 
mehr  als  vierfache  (3  sh.  8  d.^  für  schottischen  Branntwein.  Nur  die  weiteren  Steuer- 
erhöhungen des  inländischen  Branntweins,  die  Erhöhungen  der  Sätze  in  Schottland 
und  Irland,  die  schliessliche  Gleichstellung  aller  Sätze  im  Vereinigten  Königreich  ver- 
besserten das  Verhältnis»  für  fremden  Branntwein  etwas.  Aber  erst  1 800  (französischer 
Handelsvertrag)  fiel  der  Schutzzoll  und  der  Differentialzoll  zu  Gunsten  des  Rums  im 
Princip  ganz  und  in  der  Praxis  fast  ganz,  indein  der  Zoll  nur  um  jene  ..Ersatz- 
abgabe" für  die  Kosten  des  britischen  Accisesystems  höher  angesetzt  werden  durfte  als 
die  Accise.  (britisch -französischer  Handelsvertrag  von  1800,  Art.  7.  8).  Seitdem  hat 
der  Zoll  nur  die  gleichen  Veränderungen,  bez.  Erhöhungen  (um  2  sh.)  erfahren  wie 
die  Accise.  Gegenwärtig  ist  der  Zoll  für  alle  gewöhnlichen  Arten  des  Branntweins 
10  sh.  4  d.  per  Gallone  proof  gegen  eine  Accise  von  10  sh.  für  einheimischen  Brannt- 
wein. Importirte  Liquenrc  u.  dgl..  Flaschenbranntweine  ohne  Stärkeangabe  zahlen  14  sh.. 
parfümirte,  Kölnisch  Wasser  u.  dgl.  10  sh.  0  d.  Ausserdem  unterliegen  einige  andere 
Spiritus  enthaltende  Artikel  einem  die  Accise  ausgleichenden  Zoll. 

Seit  dieser  Gleichstellung  hat  Rum  zwar  sein  absolutes  Ucborgcwicht  über  anderen 
ausländischen  Branntwein  behauptet,  aber  relativ  ist  er  erheblich  zurückgewichen. 
Franzbranntwein  wird  jetzt  weit  mehr  im  legitimen  Handel  eingeführt,  als  ehedem, 
auch  anderer  „fremder"  Branntwein  hat  sich  sehr  vermehrt.  Die  Einfuhren  schwanken 
nach  den  Ernteverhältnissen  der  bei  der  Aus-  und  Einfuhr  bctheiligfen  Länder  erheblich. 
Bis  1807  stiegen  sie  von  3.19  Mill.  Gall.  in  1801  (wovon  3.43  Rum.  1.00  Brandy, 
0.14  andere  Branntweine)  auf  8.34  ,  blieben  bis  1870  auf  die:vcr  Höhe  und  stiegen 
danu  weiter  bis  auf  11.83  Mill.  Gall.  in  1873  (3.30  Rum,  1.47  Brandy,  2.00  andere). 
Seitdem  haben  sie  nicht  unerheblich  und  fast  regelmässig  Jahr  für  .lahr  abgenommen, 
was  ausser  auf  Ernteverhältnisse  (Wein)  auf  Verminderung  der  Konsumtion 
schliessen  lässt,  da  eine  Zunahme  des  Schmuggels  unwahrscheinlich  ist.  Die  heimische 
Erzeugung  für  den  Bedarf  des  Inlands  ist  ebenfalls  in  dieser  Periode  gesunken  (S.  290k 
Iii  1883  war  die  Einfuhr  nur  8.01  Mill.  Gall.  (Rum  3.80,  Brandy  2.09.  andere  1.47). 

Aehnlich  hat  sich  natürlich  auch  der  Zollertrag  bewegt.  Er  stieg  von  2.03  Mill. 
Pf.  St.  in  1801  (31.  März  1801/02)  auf  0.14  in  1873,  und  sank  seitdem  auf  4.15  in 
188."»:  ein  Sinken  um  2  Mill.  Pf.,  dem  ein  genau  ebenso  starkes  hei  der  Accise  (von 
13.13  auf  13.14  in  denselben  Jahren  gegenübersteht,  zusammen  also  von  21.29  auf 
17.29  Mill.  Pf.  Bei  der  stetigen  gleichmässigen  Abwärtsbewegung  dieser  Zahlen  ist 
das  bemerkenswert!»..  Es  könnte  den  Gedanken  nahe  legen,  rein  aus  fisca  I  isrhein 
Grunde  die  Steuern  zu  ermässigen,  wenn  nicht  die  anderen  öfters  erwähnten  Rück- 
sichten dagegen  sprachen  und  das  Sinken  des  Consums  erfreulich  erscheinen  Messen. 
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Auf  das  umfassende  Liceuzsystem  im  Spirituosenhaudel,  welches  natürlich 
den  Absatz  fremden  Branntweins  iu  sich  schlichst,  kommen  wir  unten  in  §.  153  im 
Zusammenhang  zu  sprechen. 

§.  151.  Zollverfahren.  Die  grosseu  Vereinfachungen  des 
Einfuhrzolltarifs  und  des  inländischen  Aceiscwcsens,  die  Beseitigung 
aller  Aus-  und  Durchfuhrzölle,  die  durch  die  Reform  der  Einfuhr- 
zölle uud  der  Aceisc  bedingte  Beschränkung  der  ItUckzüIle,  der 
Forlfall  von  Ausfuhrprämien,  die  völlige  Umgestaltung  der  Schiff- 
fahrtsgcsctzgcbnng  (Navigationsactcn),  deren  mancherlei  Privilegien 
für  die  britische  Flagge  und  deren  Differential  Schiffiahrtsabgabcn 
und  Differentialzölle  dem  Princip  der  Gleichstellung  der  fremden 
mit  der  heimischen  Flagge  in  allen  Abgaben  wichen,  der  Wegfall 
der  älteren  colonialpolitischcn  Massregeln,  die  volle  Aufnahme  auch 
Irlands  in  das  britische  Zollsystem,  die  Gleichstellung  der  Zoll- 
und  Accisesätzc  (Branntwein)  im  ganzen  Vereinigten  Königreiche, 
welche  die  Voraussetzung  der  Beseitigung  von  Zwischenzolllinicn 
behufs  de.r  Erhebung  von  Ausgleichungsabgabcn  war  —  dies  Alles 
uud  was  sonst  an  einzcluen  Massregeln  verwandter  Art  im  Laufe 
dieses  Jahrhunderts,  besonders  in  und  seit  der  Zeit  der  Huskisson'- 
schen  und  mehr  noch  der  Peel  schcn  und  Gladstone'schcn  Reformen 
geschah,  ermöglichte  es  auch,  Vereinfachungen  und  Erleich- 
terungen im  Zoll  verfahren,  daher  in  Bezug  auf  Veranlagung, 
Erhebung,  Controle  der  Zölle,  wie  in  Bezug  auf  das  Lagerhaus- 
system und  das  RUckzollwesen  eintreten  zu  lassen. 

Wiederholt  sind  zu  diesem  Behuf,  in  Fortführung  der  grossen 
Pitt'sohcn  Zollconsolidation  von  1787  (o.  S.  1U0)  und  zur  Ver- 
besserung des  Tarifwirrwarrs,  welchen  die  Zollmassregeln  in  der 
französischen  Kriegszeit  mit  sich  gebracht  hatten,  neue  „Zoll con - 
solidationen"  erfolgt,  d.  h.  Gesetze  erlassen  worden,  welche  unter 
Aufhebung  zahlreicher  älterer  die  Normen  für  die  gesammte  Ein- 
richtung und  Verwaltung  des  Zoltwescns,  ihr  die  Rechte  und  Pflichten 
der  Zollbehörden  und  des  Publicums,  für  die  Veranlagung,  Er- 
hebung und  Controle  der  Zölle,  für  Lagerhaussystem  und  Rückzöllc, 
für  das  Zollstrafrecht  u.  s.  w.  neu  zusammenfassten.  Freilich  im 
Ganzen  mehr  eine  Art  Codih'cation  des  noch  geltend  bleibenden, 
als  eine  Schaffung  neuen  Zollrechts. 

Besonders  wichtige  dorartige  Gesetze  sind  die  Coiisolidationsacteii  von  1825 
(«  Georg  IV.  c.  105—  1  IG),  von  1845  (8  u.  II  Vict.  c.  85),  von  IS53  (16  u.  17  Vict. 
c-  107)  und  die  neueste,  noch  geltende  von  1876  (24.  Juli.  31*  u.  40  Vict.  c.  36>,  an 
die  sich  je  iu  der  Zwischenzeit  und  wieder  seit  1876  kleinere  Ergänzungen  ange- 
schlossen haben.  —  Vgl.  Vocke  S.  312  1t.,  Uowell  II.  268,  (ineist,  enpl.  Ver- 
*altangsrecht,  3.  A.  II,  g.  83  (S.  619),  auch  §.  1*2  (S.  606),  bes.  Uainol.  the  laws 
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of  customs  etc.,  Lond.  1876.  Abdruck  der  „Customs  consolidation  art,  1876",  mit 
Beilagen.  Wichtie:  für  Tabak  die  „Mauufactared  tobaeco  act"  (26  Vict.  c.  7),  bei 
Hamel  S.  221. 

Alle  diese  sich  folgenden  Gesetzgebungen  haben  Verein- 
fachungen des  Zollverfahrens,  Erleichterungen  des 
Verkehrs,  Ermässigungen  der  Controlcn,  Milderungen 
der  Strafen,  nach  dem  Geist  und  den  Grundsätzen  der  neueren 
Zeit  und  speciell  in  Folge  der  freihändlcrischcn  Zollrcformpolitik, 
gebracht.  Namentlich  die  grosse  Verminderung  der  Zollpositioncn 
und  die  Beseitigung  aller  Differentialzölle  und  der  Wcrthzöllc  haben 
in  dieser  Richtung  zweckmässige  Veränderungen  ermöglicht. 

Trotzdem  ist  ^das  britische  „Zollrccht"  noch  jetzt  complieirt 
genug  und  das  darauf  beruhende  Zollverfahren  nichts  weniger  als 
wirklich  bequem  und  einfach  fllr  das  Publicum  und  speciell  für 
den  Kaufmann  und  Schiffsführer.  Schon  der  grosse  Umfang  auch 
noch  der  Consolidationsacte  von  1876  (2(J0  Artikel!  ohne  die  geltend 
gebliebenen  älteren  Bestimmungen)  zeigt  das  äusserlich  und  jeder 
Blick  in  das  Gesetz,  namentlich  in  die  Abschnitte  von  den  Control- 
rechten  der  Verwaltung  und  den  Pflichten  des  Publicums,  bestätigt 
das.  Manches  hängt  hier  allerdings  mit  den  eigentümlichen  geo- 
graphischen Bedingungen  des  britischen  Zollwesens,  mit  der 
insularen  Lage  des  Zollgebiets  und  der  Aufgabe,  SeekUsten 
als  Zollgrenzen  zu  bewachen  und  demgemäss  Schiffsverkehr 
zu  überwachen,  zusammen.  Und  mauchc  eingreifende  noch  ver- 
bliebene Controlvorschrift  (und  Strafbestimmung)  ist  auch  speciell 
auf  den  Charactcr  des  britischen  Zolltarifs  und  Accisctarifs  zurück- 
zuführen, namentlich  auf  die  ausserordentliche  Höhe  der 
Spiritusaccisc  und  Zölle  und  der  Tabakzöllc  und  auf  die 
mit  daraus  hervorgehende  immer  noch  vorhandene  Gefahr  eines 
starken  Schmuggels,  besonders  in  diesen  zwei  Artikeln. 

Aber  auch  unter  Berücksichtigung  dieser  Verhältnisse  bleibt 
es  auch  für  die  allgemeinen  Principienfragen  der  Zollpolitik  be- 
merkenswert, dass  das  britische  Zollverfahren  nach  allen  Tarif- 
reformen u.  s.  w.  immer  noch  so  viel  „Belästigendes",  „Chicanöscs" 
für  den  Verkehr  behalten  musste.  Der  freihändlcrischc  Optimismus 
und  die  ficihändlerischc  Beweisführung  in  Betreff  der  günstigen 
Wirkungen  „liberaler"  Tarifpolitik  auf  das  Zollverfahren  haben 
gerade  nach  britischen  Erfahrungen  wieder  einmal  das  Ziel  Über- 
schossen. Man  übersah  hier  zu  leicht,  dass,  solange  überhaupt 
nur  noch  Ein  Zollposten  im  Tarif  steht,  ein  grosser  Zollcontrol- 
apparat  in  Wirksamkeit  bleiben  muss;  auch  dass  ein  einziger 
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wichtigerer  inländischer  Acciscposten,  wenn  der  betreffende  Artikel 
auch  aus  dem  Auslände  bezogen  werden  kann,  dieselbe  Noth 
wendigkeit  mit  sich  bringt.  Vollends  Ktlckzüllc,  Lagerhaussystem, 
Rückvergütungen  von  Accisen  für  exportirte,  im  Inland  aeeise- 
pflichtigc  Waarcn  bedingen  auch  bei  einem  so  einfachen  Zoll-  und 
Accisctarif  wie  dem  heutigen  britischen,  noch  einen  ziemlich  com- 
plicirtcn  Zollverwaltungs-  und  Controlapparat.  Mit  dem  an  sich 
richtigen  Einwand,  dass  man  bei  niedrigeren,  deu  »Schmuggcl^nicht 
so  lohnenden  Zoll-  und  Accisesätzen  diesen  Apparat  noch  verein- 
fachen könnte,  wird  in  der  Frage  des  „einfachen"  Tarifsystems 
deshalb  nichts  Entscheidendes  bewiesen,  weil  eben  einige  Zölle 
und  Accisen,  wie  die  in  Grossbritannien  verbliebenen,  relativ 
beste  Steuern  sind,  wiederum  aber  nur  bei  hohen  Hätzcn  so 
viel  einbringen,  als  der  Fiscus  bedarf  und  als  es  gerade  vollends 
durch  den  Wegfall  anderer  Zölle  und  Accisen  geboten  ist. 
Nur  die  durch  überwiegende  steue r pol itisc he  Rücksichten  aber 
eben  ausgeschlossene  gänzliche  Beseitigung  aller  Zölle 
und  Accisen  ermöglichte  eine  Aufhebung  des  Zollcontrolappai als, 
wenn  nicht  selbst  dann  noch  um  der  Handels  Statistik  willen 
Manches  davon  verbleiben  müsste. 

Verschiedene  Declarationspflichten  des  I'ublicn ms ,  bei  Ein-  und  Aasfuhr,  (Jon- 
trulrcchto  der  Verwaltung  und  Strafbestimmungen  beziehen  sich  in  England  auch 
jetzt  schon,  einzelne  völlig,  andere  wenigstens  grösstenthcils  factisch,  auf  Interessen 
nicht  der  Zollverwaltung  als  eines  Theils  des  Einnahinedcpartcmeuts,  sondern  als  eines 
Controlorgans  für  statistische  Aufnahmen  (z.B.  Art.  4!)  des  (Gesetzes  von  1S70,  wonach 
die  Einfuhrer  und  Empfanger  von  Barren  und  Münze  innerhalb  10  Tagen  dem  Zoll- 
amt einen  wahren  und  vollständigen  Bericht  uhcr  solche  Einfuhr,  deren  Gewicht  und 
Werth,  übergeben  müssen,  bei  20  Pf.  St.  Strafe). 

§.  152.  lieber  Einzelnes  s.  die  Acte  von  1870  selbst.  Der  Hauptinhalt 
(kurzer,  aber  ohne  Hervorhebung  der  gerade  für  die  finanzwissenschaftliche  Seite 
wichtigen  Puncto,  bei  (in eist,  engl.  Verwaltung^.  3.  A.  II,  023)  ist  der  folgende. 
Die  Acte  selbst  zerfällt  in  12  Abschnitte: 

I.  Allgemeine  Zollverwaltung,  Behörden-  und  Beamtenwesen,  Art.  1  —  10, 
Bestimmungen  Uber  die  Häfen,  Lagerhäuser,  wo  das  Nähere  dem  Schatzamt,  bez.  dem 
<icneralzollamt  anzuordnen  gestattet  wird,  Art.  11  —  10,  Vorschriften  über  die  Zoll- 
erhebung, das  Zahlungs-,  Gassen-,  Rechnungswesen,  Art.  17—2!),  über  Streitigkeiten 
zwischen  den  Zollbeamten  uud  den  Pflichtigen,  Art.  30,  31  ,  Uber  das  Verfahren  da- 
bei. Art.  32— 38. 

II.  Einfuhr  uud  Lagerhauswesen.  Art.  3!» —OD.  Darin  u.  A.  über  Ein- 
fuhrverbote, Art.  42:  brit.  Nachdrucke,  falsche  und  gefälschte  brit.  Münzen,  obscone 
Bilder,  Bücher  u.  s.  w. ,  auch  fremde  Artikel  und  Verpackungen,  welche  sich  durch 
entsprechende  Bezeichnungen  u.  dgl.  m.  als  britische  «ausgeben,  brit.  Stempel  u.  dgl. 
tragen  oder  nachahmen;  auf  spec.  Verordnung  krankes  Vieh,  inlicirte  Häuto,  Horner 
und  dgl.,  auch  Waffen  und  Munition  u.  s.  w. ;  ferner  allgemein  einige  Artikel, 
deren  Einfuhr  im  Interesse  der  Zoll-  und  Acciscei n n ah me n  aus  an- 
deren Artikoln  verboten  ist,  so:  gewisse  Extracte  und  Essenzen  aus  Malz  (mit  Aus- 
nahmen nach  dem  Tarife),  aus  Kaffee,  Cicborie,  Theo,  Tabak,  pulverisirfer  für  Schnupf- 
tabak vorbereiteter  Tabak,  Tabakstengel,  Mehl  ans  diesen,  gesüsster  Tabak,  Spirituosen 
(ausser  gewisse  Liköre,  parfuin.  uud  medicin.).  Tabak,  Cigarren  dürfen  ferner  nur  in 
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Schiften  gewisser  Grösse,  iu  gewissen  Meugcn  und  Verpackungen,  Tabak  und  Wein 
auch  nur  iu  den  speciell  dafür  zugelassenen  Häfen  eingeführt  werden.  Weiter  linden 
sich  hier  die  Bestimmungen  über  das  Visitatiousrecht  der  Zollbeamten,  speciell  auf 
Schiffen,  über  die  Pflichten  der  Schillsfuhrer,  so  in  Betreff  ihres  nach  gcsct/1.  Formular 
zu  erstattenden  Ladungsberichts  (mit  verschiedenen  Strafandrohungen  vou  100  Pf.  St.); 
Uber  die  Dcclarationen  der  verschiedenartigen  Einfuhren  (für  heim.  Gebrauch,  für 
Lagerhaus,  wieder  nach  gesetzlichen  Formularen),  mit  Strafandrohungen  u.  dgl.  in. 

Besonders  eingehende  Bestimmungen  Uber  die  Einbringung  vou  Waaren  ins 
Lagerhaus,  über  die  Verpflichtungen  der  Lagcrhausverwaltungcn,  die  Manipulationen 
iu  dem  Lagerhaus  (mit  Specialvorscbriftcu  für  Spirituosen  und  Wein,  sowie,  aus  der 
manufactured  tobaeco  act,  über  Tabak  und  dessen  Verarbeitung  gegen  Caution),  über 
die  Bedingungen  für  die  l'ebcrführung  von  Lagerhausgutern  von  einem  Lagerhaus 
zum  anderen  (Art  76 — 06).  Das  gauzo  System  hat  bei  der  jetzigen  Beschränkung 
der  Zölle  und  Accison  auf  wenige  Hauptposten  die  alte  allgemeine  Bedeutung  zwar 
nicht  mehr,  aber  gerade  bei  diesen  verbliebenen  Posten  und  deren  hohen  Zollsätzen 
ist  es  hier  wieder  um  so  wichtiger.  Iu  der  Kegel  richtet  sich  die  Verzollung  nach 
dem  Landungs-  und  Einbringregister  der  Lagerhausguter,  doch  mit  Ausnahmen,  so 
hei  Wein,  Spiritus,  Tabak,  Feigen,  Corinthen,  Rosinen  nach  dem  schliesslichen  Aus- 
gang aus  dem  Waarenhaus,  wenn  kein  betrügerischer  Abgang  vorliegt  (Art.  7S,  OS). 
Waaren,  die  binnen  5  Jahren  nicht  ausdeclarirt  werden  für  heim.  Gebrauch  oder  Aus- 
fuhr, müssen  von  Neuem  „gelagerhaust''  werden  (Art  02).  Ausser  den  Zöllen  und 
den  eigentlichen  Lagerhausgebühron  haben  Lagerhaus  waaren,  welche  zum  heimischen 
Consum  —  also  nicht  zum  Export  —  ausgehen,  l/4°/9,  Tabak  '/,•/<»  ?om  Werth  als 
Abgabczuschlag  zu  entrichten  (Tarifacto  1&76,  Hamcl  p.  220). 

III.  Ausfuhr,  Art.  100 — 130.  Controlen,  Meldcpflichteu.  Dcclarationen  (Ver- 
klarungen) sind  trotz  der  Beseitigung  aller  Ausfuhrzölle  auch  hier  nothwendig  ge- 
blieben, ausser  für  statistische  Zwecke  behufs  Sicherung  des  Accisewesens  und 
des  Lagerhaussystems  und  behufs  Verhütuug  von  betrügerischer  Erlangung  von 
Kuck  Zöllen  auf  zoll-,  accise-  uud  stcinpclpflichtigo  Waaren.  Lagerhausgüter  dürfen 
z.  B.  nicht  in  Schiffen  vou  weniger  als  40  Tonnen,  britische  und  irische  Spirituosen, 
bei  Strafe  der  Confiscation,  nicht  in  Gcfässen  vou  weniger  als  0  Gall.  ausgeführt 
werden  (Art  100,  103).  Die  Ausfuhr  vou  Lagerhausgütern  und  vou  Waaren  mit 
Kuckzollauspruch  unterliegt  speciellen  Controleu,  auf  deren  Inuchaltuug  empfindliche 
Strafen  angedroht  sind  (z.  B.  Art.  114,  115).  Bei  Waaren,  denen  bei  der  Ausfuhr 
Rückvergütungen  gewährt  werden,  muss  ausser  der  Controlc  der  richtigen  Feststellung 
bezüglicher  Ansprüche  naturlich  besonders  eine  Controle  der  wirklichen  Verschiffung 
ins  Ausland  und  des  nicht  wieder  Landens,  daher  hierfür  auch  eine  bezugliche  Con- 
trole der  gesammten  Einfuhr  stattfinden.  Durch  genaue  Vorschriften  über  die  Decla- 
rationen,  z.  Tb.  wieder  nach  amtlichen  Formularen,  über  die  SchiH'smanifcste,  die 
Visitationsrechte  der  Zollbeamten  u.  m.  a.  m.  wird  das  Bezügliche  festzustellen  gesucht. 

IV.  Küsten  schiff  fahrt,  Art.  140— 14S.  Auch  sie  uuterliegt  gewissen  Con- 
troleu, Melde-  und  Declarationspflichten,  mit  im  Interesse  der  Sicheruug  der  Einfuhr- 
zoll- und  Accisceinkünftc. 

V.  Britische  Besitzungen,  Art.  140— 104.  Einige  Spccialbestimmungcn 
über  den  Verkehr  mit  diesen,  bes.  auch  mit  den  Canalinscln. 

VI.  Cautionen  (bonds)  und  andere  Sicherheiten  iu  Zollsachcu,  Art.  105 — 107. 

VII.  Falsche  Declarationen,  Art.  166.  Für  jeden  Einzelfall  verschiedener 
näher  bezeichneter  Vergehen  100  Pf.  St.  Strafe. 

VIII.  Schmuggel,  Art.  169 — 217.  Die  insulare  Lage  des  Vereinigten  König- 
reichs bedingt  hier  die  Concentration  der  Controleu  auf  den  Schiffsverkehr. 
Heber  diesen,  besondere  über  die  Control-,  Visitation*-,  Verfolgungsrechte  der  Zoll- 
beamten und  über  die  Strafen  (öfters  Confiscation  von  Schiff  und  Gut)  daher  eingebende 
Vorschriften,  auch  Rechte  der  Zollverwaltung  zum  Erlass  von  Verordnungen  (so  über 
Schiffe  und  Boote  unter  100  Tonnen1».  Den  im  Dienst  verwundeten  Beamten  sind 
Entschädigungen,  deuen,  welche  Schmuggler  festnehmen  und  Contrebando  confisciren 
(bes.  Spirituosen  und  Tabak)  Belohnungen  iu  Aussicht  gestellt  [Art.  210—216'). 

IX.  Strafverfahren  (Art  21*— 274).  Eingehende  Vorschriften  (u.  A.  in 
Art.  233  mit  eigeiithumlicben  Specialisirungeu  nach  den  defraudirten  Mengeu  Spiri- 
tuosen und  Tabak  . 

X.  Land -Claus ein,  Art.  275,  276  (Geld  aus  Landverkäufeu). 
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XI.  Insel  Man,  Art.  277— 283.  Sic  nimmt  in  einigen  Puncten  des  Zollwescns, 
auch  des  Tarifs,  noch  eine  aparte  Stellung  ein,  wenn  sie  auch  in  Zollsachon  als  Tbeil 
•les  Verein.  Königreichs  gilt.  Eigeuer  Zollertrag  der  Insel  1S85/80  50,228  Pf.  St.. 
in  die  brit  Staatscasse  Messend.  Zolltarif  für  Mau  37  u.  38  Vitt.  e.  40,  bei  llauiel 
p.  228. 

XII.  Vermischtes,  Art.  2S4— 2!M). 

Die  Kos  ton  der  Zollverwaltung  (Erhobungskostcu)  betrugen  vor  den  großen 
freibäudloriscbcn  Keformen  der  1840er  Jahre  ca.  1.3  Mill.  Pf.  St.  oder  ca.  5..VV,,  des 
Kohcrtrags  der  Zolle.  Erheblicher  sanken  sie  erst  nach  den  Keformen  der  l>50er 
Jahre.  Aber  seitdem  (jetzt  iucl.  Zollpcusioncn)  haben  sie  im  absoluten  Be- 
trage kaum  mehr  abgenommen,  trotz  der  weiteren  Vereinfachung  de» 
Tarifs.  Sie  bewegen  sich  seit  18G0  zwischen  1  Mill.  und  ca  1)60,000  Pf.  St.  I  Istin 
1,025,848.  1870  007,184,  lb80  002.41)1,  1SS5,  min..  055.452  Pf.  St ,  durchschnittlich 
IbOO— «4  004,030,  1*81—85  UM ,500  Pf.  St.).  Kelativ  sind  sie  sogar  bei  .Ion 
etwas  verminderten  Zolleiuknnitcn  etwas  gestiegen,  von  4  25%  i"  1800  —  «I 
auf  4.01%  in  1881 — 85.  Auch  dies  zeigt,  dass  die  freihändlerische  Begründung  von 
Zollreforiueu  im  fiscalischen  Interesse  mit  dem  Hinweis  auf  die  Verminderung  der 
Erhebungskosten  selbst  in  Bezug  auf  Grossbritannien  an  Ucbortrcibungcn  leidet.  (Wei- 
tere statist.  Datei»,  etwas  anders  berechnet,  bei  Vockc  S.  350  ;  s.  übrigeus  auch  oben 
S.  301.1 


3.  Gewerbliche  Licenzsteuern  in  Verbindung  mit  Vcrbrauchssteucr- 

artikclu. 

lieber  das  Geschichtliche  s.  o.  §.  SI»  und  Duwell  IV.  145  II.  Die  hier  zu 
betrachtenden  bilden  die  Hauptgruppe  der  gewerblichen  Licenzabgaben,  die  übrigen 
sind  schon  oben  §.  IIS  S.  25S  auch  §.  130  S.  280  behandelt  worden.  Die  Licenz- 
steuern, welche  sich  an  die  Fabrikation  selbst  a  tisch  Ii  essen,  sind  ebenfalls  oben 
an  betreffender  Stelle  schon  erwähnt  worden,  so  bei  der  Biersteucr,  §.  130  S.  280, 
§.  133  S.  2S5,  bei  der  Branntweinsteuer  137  S.  203,  beim  Tabakzoll 
148  S.  321.  Leber  die  Gesetzgebung  im  10.  Jahrhundert  und  über  die  gegen- 
wärtig geltenden  Bestimmungen  s.  Vockc  S.  433  II.  („Gewerbe,  die  sieh  mit  accise- 
l'flichtigen  Gegenständen  beschäftigen" ,  V  o  c  k  e  iässt  die  betreifenden  Abgaben  als 
„Gewerbesteuern"  auf,  eb.  Kuck  blicke  auf  die  frühere  Gesetzgebung);  Gncist.  engl. 
Verwaltungsr.  3.  A.  U,  044  (mit  zu  einseitiger  Auffassung  des  Zwecks  des  Systems, 
übrigens  nur  wenige  Worte  darüber:  eingehender  eb.  704  II.  über  Schaukconcessionen 
u.s.  w.);  Dowell  IV,  145  II'.,  bes.  110— Dil  (Bierlicenzon),  170  IT.,  IM  —  1 S I 
iWcinliceuzeii),  100—104  süsse  Kunstwein-  u.  dgl.  Liccnzeu),  220  II..  232-  237 
(Branutweiulicenzen),  240  (Ubstweinlicenzen),  S.  407 — 400  (Anh.,  Ucbersicht  diesrr 
Licenzenu  S.  282—283  t/rabaklicenzon);  mit  alleu  Einzelheiten:  Bell  a.  Dwelly, 
laws  of  excise,  b.  III,  p.  502—1012  (Brauer  p.  500,  Tabakmanufact.  p.  0S5).  leber  die 
Branntweinlicenzen  auch  Wolf,  Branntweinsteuer  S.  173  lf.  —  Franz.  Bull.  1880, 1.  43111., 
1885  II,  400  ff.  nach  28.  Kep.  inl.  rev.i,  mit  Statistik,  auch  18s0  II,  545;  desgl. 
20.  Kep.  p.  4.  und  Anh.  p.  IX,  X,  XI.  Mit  noch  weiteren  Details  und  Angabe  der 
Steuersätze,  im  Kevetiue  return  1885/80,  Pari.  pap.  25.  Sept.  1880.  Zu  den  Accise- 
licenzen  gehören  jetzt  ausser  den  hier  behandelten  und  den  im  §.  118  besprochenen 
auch  die  unten  in  §.  155  darzustellenden  „directen  Gcbraw-hsstcuoru"  (Luxus-,  Hunde- 
steuern u.  s.  w.).  Die  statistischen  Daten  gestatten  die  erforderliche  Trenuung.  Die 
Licenzcu  „on  dcalcrs  in  and  relailers  of  c.tciseable  litjuors  nsed  as  beverage"  bilden 
in  Gesetzgebung  un<l  Statistik  eiue  näher  zusammenhängende  und  zugleich  die  bei 
Weitem  einträglichste  Gruppe. 

In  der  gewerbepolizeilichen  Seite  des  Gast- und  Schankwirthschaftsgewerbcs 
ist  seit  1800  (Liccnsing  act,  32  und  33  Vict.  c.  27)  das  strengere  Concessions- 
system  wieder  angenommen  und  durch  weitere  Gesetze  durchgeführt  wordeu  (bes. 
Lic.  act  1872.  35  und  30  Vict.  c.  04).  S.  das  Näher-,  das  nicht  hierher  gehört,  bei 
Gncist,  engl.  Verwaltungsr.  3.  A.  II.  705—70«.  An  diese  polizeilichen  Liccnzou 
schlicssen  sich  dan.n  die  Steuerlicenzen  an. 

Eine  Consolidation  der  (ieset/.c  über  letztere  i^t  bisher  nicht  erfolgt.  Für  die 
einzelnen  verschiedenen  Licenzeu  gelten  daher  noch  mancherlei  verschiedene  ältere 
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Gesetze,  mit  vielen  Dcfailbestinimungen,  so  dass  eine  knappe  Üebersicht  Schwierigkeiten 
macht.  Nur  Einiges  ist  in  dem  Gesetz  von  1880,  43  und  44  Vict.  c.  20  jetzt  etwas 
mehr  einheitlich  geregelt.  Auch  zwischen  den  einzelnen  Thcilen  des  Staatsgebiets 
(England,  Schottland,  Irland^  bestehen  in  Vorschriften  und  Steuersätzen  noch  einige 
Verschiedenheiten.    Die  Üebersicht  am  Schluss  des  §.154,8.335  ergiebt  das  Nähere. 

§.  153.  Die  gewerblichen  Liccnzsteucrn,  welche  mit  Fabri- 
kation, Handel,  und  besonders  Klcinabsatz  von  Ver- 
brauehsstcucrartikeln,  namentlich  von  Getränken  in  Ver- 
bindung sieben ,  haben ,  wie  die  übrigen  britischen  gewerblichen 
Licenzabgahen  des  Aceise-  und  des  Stempcldcpartcnicnts  (§.  118, 
130)  den  Charactcr  von  Specialgcwcrbcs  teuer n  für  gewisse 
einzelne  Geschälte.  Hei  einzelnen  dieser  Licenzsteucrn ,  besonders 
bei  denjenigen,  welche  sich  mit  nach  dem  Geschäfts  um  fang 
richten,  tritt  dieser  Charactcr  wegen  der  Höhe  der  betreffenden 
Stcuerschuldigkcitcn  auch  schärfer  hervor.  Vollends  in  diesem 
Falle  erlangen  diese  Liccnzsteucrn  aber  auch  in  höherem  Maassc 
als  die  anderen  kleineren  den  Charactcr  indirecter  Verbrauchs- 
steuern, bei  welchen  auf  eine  gewisse  Uebcrwälzung  auf  die 
Consumcntcn  der  Getränke  u.  8.  w.  mit  gerechnet  wird  und  ciue 
solche  auch,  wenigstens  in  gewissem  Umfange,  wahrscheinlich 
erfolgt. 

Darauf  lässt  auch  der  bedeutende  Gcsammtertrag  dieser  Steuern  schliessen ,  von 
denen  diu  mit  Handel  und  Kleinvcrschleiss  von  Getränken  in  Verbindung  stehenden 
fast  2  Mill.  Pf.  St.  (  I.SO  in  1 SS5/S0),  diejenigen  vom  Branntwcinaiisschank  allein  fast 
172  Mill.  Pf.  St.  (1SS5/S0  I  IS)  abwerfen.  Insofern  sind  diese  Liccnzsteuern  daher 
ein  nicht  unerheblicher,  z.  B.  für  Branntwein  (einschliesslich  des  fremden  eingeführ- 
ten) etwa  S%  betragender  Zuschlag  zu  den  eigentlichen  Verbrauchssteuern  (Accise 
und  Zoll)  auf  diese  Artikel.  Dieser  Zuschlag  wird  aber  nach  einem  ganz  anderen 
Priucip  als  die  Hauptsteuer  aufgelegt  und  detngemä-s  allerdings  auch  in  seinen  Wir- 
kungen von  dieser  Hauptsteuer  mehrfach  abweichen,  namentlich  wehr  oder  weniger 
als  Gewerbesteuer  auf  den  Reinertrag  der  betreffenden  Geschalte,  besonders  des  Wirths- 
haus-  und  Schankgcwerbes  wirken. 

Den  Beweis  liefern  diese  Liccnzsteucrn,  selbst  —  oder  gerade 
auch  —  die  hohen  Abgaben  vom  Branntwcinschank  aber  allerdings 
in  der  allgemeinen  Frage  der  Gctränkcbcstcuerung  wohl  auch, 
dass  man  mit  einer  „ 8c hanks teuer"  allein  die  vorhandene 
und  aus  allgemeinen  finanziellen  Gründen  nothwendig  auszubeu- 
tende Steuerfähigkcit  der  Getränke  nicht  genügend  ausnutzen 
kann,  sondern  eine  solche  Schanksteucr  richtiger  Weise  nur  er- 
gänzend zu  anderen  Steuern  hinzutritt.  Ftir  letztere  Function 
empfiehlt  sie  sich  allerdings  finanzpolitisch  und  noch  aus  anderen 
Grllnden.  Das  britische  Liccnzsteuersystem  dient  hier  zugleich  als 
p assend es  Control mittel  ftir  die  Hauptstcuern  (Accisen,  Zölle) 
der  betreffenden  Artikel  und  eignet  sich  ausserdem  dazu,  andere 
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gewerbepolizeiliche  und  sittenpolitische  Zwecke  mit 
erfüllen  zu  hellen.  Wo  eine  Fiuanzliccnz  mit  Stcuerpflicht  an  die 
Voraussetzung  einer  zuvor  erlangten  obrigkeitlichen  Liccnz,  d.  h. 
einer  (friedensrichterlichen)  Gewerbcconcession  geknüpft  wird,  wie 
mehrfach,  bietet  die  Liccnzstencr  auch  ein  passendes  Mittel  der 
Besteuerung  solcher  Gcwcrbcconcessionen,  bez.  des 
denselben  zu  verdankenden  Creschäftsgcwinns.  Ausserdem 
mag  gerade  in  solchen  Fällen  die  Licenzstcner  auch  direet  oder 
indirekt  mit  zu  einer  Besteuerung  des  „Conj uneturen ge- 
win ns"  werden,  weither  den  betreffenden  geschäftlichen  Gebäuden 
und  Localitätcn  speciell  durch  das  Sehankgcwcrbc  u  s.  w.  zu- 
wächst und  so  auf  deren  Mieth-  und  Capitalwcrth  etwas  ermässi- 
gend  einwirken,  was  eine  günstige  Folge  wäre:  ausdrücklich  eine 
der  Absichten  des  neuen  erhöheten  Licenzstcnertarifs  von  1880, 
besonders  für  Branntweinausschank. 

Als  Ganzes  betrachtet  hat  dieses  System  von  Liccnzstcuern 
somit  wohl  als  Glied  der  Gewerbe-  und  der  Vcrbrauchsbcsteucrung 
einige,  auf  andere  Weise  nicht  oder  nicht  so  leicht  zu  erzielende 
Vorzüge,  wenn  auch  bei  seiner  Durchführung  manche  Hedenken 
auftauchen  und  sich  schwerlich  ganz  beseitigen  lassen  und  in  den 
Einzelheiten  Vieles  etwas  willkürlich  und  fragwürdig  erscheint. 

In  letzterer  Hinsicht  erklärt  sich  manches  Einzelne,  wie  so  oft 
in  britischen  Verhältnissen  und  speciell  auch  auf  dem  Gebiete  der 
Besteuerung,  aus  einer  längeren  historischen  Entwicklung  der 
ganzen  Gesetzgebung,  deren  Einzclbcstimmungcn ,  wenn  auch  auf 
gewissen  gemeinsamen  Grundgedanken  beruhend ,  nicht  in  ein 
streng  einheitliches,  „rationelles"  System,  wie  nach  dem  Muster 
contincntaler  Steuergesetze,  gebracht  worden  sind.  Einiges  ist  in- 
dessen in  dieser  Richtung  neuerdings,  besonders  durch  das  Gesetz 
von  1880,  geschehen.  Alte  Gewohnheiten  der  steuerpflichtigen 
Gcwerbetieibendcn  will  man  auch  wohl  nicht  durch  grössere  Neue- 
rungen stören.  Dass  die  „Bücksicht  auf  den  Schcnkwirlh"  eine 
ordentliche  Wirthschaftsbcsteucrung  in  Grossbritannien  und  Irland 
nicht  gehindert  hat,  ist  Übrigens  ein  günstiges  Zeichen  der  poli- 
tischen Beifc  der  Nation  und  der  Unabhängigkeit  von  Parlament, 
Parteien  und  Regierung,  wenigstens  in  einem  solchen  Puncte. 

Würde  es  sich  in  dieser  Liccnzgcsctzgebung  übrigens  bloss 
um  fisealische  Inten ssen  handeln,  so  läge  eine  grössere  Ver- 
einfachung der  betreffenden  Besteuerung  wohl  nahe.  Aber  es 
werden  zugleich  bestimmte  gcwcrbcpolizciliclieTendcnzcn 
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mit  verfolgt,  wclcbc  sieh  mit  dem  blossen  Steuerintercsse  mitunter 
kreuzen  und  ihrerseits  zu  einer  Reihe  von  Spccialbestimmuugcn 
den  Anlass  gegeben  babeu.  Die  Polizei  des  Schankgewerbes  be- 
ruhte seit  lange,  besonders  in  Bezug  auf  Branntwein,  und  beruht 
noch  jetzt  mit  auf  gewissen  sitten-,  sanitäts-  und  bisweilen  auc  h 
sicherhcitspolizeilichen  Gesiehtspuucten,  welche  mit  Hecht  deu  rein 
tisealisehen  und  den  „Interessen  der  Gewerbefreiheit"  öfters  voran- 
gestellt werden.  Ks  ist  ein  ähnliches  Vcrhältniss  wie  bei  der 
Brauulweinbcstcuerung  überhaupt  (§.  134).  Deswegen  bestehen 
diese  und  jene  besondere  Vorschriften.  Auch  auf  die  Steuer- 
sätze selbst  haben  solche  Gcsichtspunctc  ihren  Einfluss  geübt, 
so  in  der  Ermässigung  der  Steuern  bei  Schankgeschäften,  welche 
früher  als  zur  üblichen  Stuudc  oder  Sonntags  schliessen,  auch  iu 
der  Begünstigung  des  Ausschanks  verschiedener  GcträBkc  in  dem- 
selben Geschäft,  besonders  von  Bier  und  Wein  neben  Branntwein, 
auf  Grund  ein  und  derselbeu  Licenz,  ohne  weitere  Stcucrerhöhung, 
so  im  Gesetz  von  Auch  hier  ist  zwar  das  Einzelne  öfters 

etwas  willkürlich  und  von  fragwürdigem  Werth,  aber  der  leitende 
Gedanke  doch  klar  und  im  Ganzen  berechtigt. 

Das  ganze  britische  Licenz  System  ist  so  von  fiscal  i- 
schen  Bcstcucrungs-  u ud  Cou troltcndeuzcn  und  solchen 
anderen  Rücksichten  gemeinsam  beherrscht.  Es  tlicilt 
die  zu  controlirenden  und  zu  besteuernden  Gewerbetreibenden  regel- 
mässig nach  den  llauptartikcln,  in  denen  sie  Geschäfte 
machen  (Wein,  Bier,  Branntwein,  süsser  Kuustwcin  iucl.  Metb, 
Obstwein,  Tabak)  und  dann  wieder  bei  jedem  Artikel  in  drei 
C las sen  ein,  eigentliche  Fabrikanten  nebst  Hilfsgeschäften 
(Bierbrauer,  Branntweinbrenner  und  Ralnneurc,  Süsswcinmacher, 
Essigfabrikanten,  Tabakfabrikanten),  ferner  Händler,  insbesondere 
Grosshändler,  endlich  Kleinhändler  (Wirthe,  Ausscbänker, 
Spciscbauswirthc  u.  s.  w.,  Tabakhändler).  Gewisse  Liccnzcn  um- 
fassen das  Recht  mit,  andere  Getränke,  als  das  Hauptgetränk, 
auf  das  sie  sich  beziehen,  zugleich  zu  debitiren,  so  die  neueren 
Brannlwein-Dctailgeschäft-Liccnzcn  das  Recht  zum  Bier  und  Wein- 
verkauf.  In  anderen  Fällen  muss  zur  Hauptliccnz  eine  ZusaU- 
liccuz  genommen  und  bezahlt  werden,  so  zur  (Gross-)IIaudelblicciiz 
für  Branntwein  die  Licenz,  auch  im  Kleinen,  in  gewissen  Minimal- 
mengen,  Branntwein  oder  überhaupt  fremde  Liköre  zum  Consam 
ausser  Haus  zu  verkaufen.  Mancherlei  minutiöse  Dctailbcstim- 
muugcn  gelten  hier  noch  gegenwärtig,  auch  mitunter  von  den 
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englischen  verchiedcnc  noch  in  Schottland  und  Irland.  Bei  den 
Detailgeschäften  dir  Getränkeabsatz ^  speeiell  von  Bier  und  Wein, 
bestehen  z.  B.  niedrigere  Steuersätze  fllr  den  Verkauf  zum 
Conan m  auswärts  und  höhere  fllr  denjenigen  zum  Consum 
an  Ort  und  Stelle,  d.  h.  im  Wirtbshaus  u.  s.  w.  selbst.  Die 
Fabrikanten  ,  Händler-  und  Bier-  und  Wein  Klcinhändlerlicenzen 
sind  in  einem  oder  wenigen  festen  Steuersätzen  zu  bezahlen, 
nur  ausnahmsweise  in  etwas  abgestuften  Sätzen  nach  dem  Micth 
werth  der  Localität  (bei  Hausbrauern,  Speisehäusern);  bloss 
bei  Tabakfabrikantcn  genauer  nach  dem  Geschäfts  um  fang 
(Verarbcitnngsmcnge).  Der  Branntweinsehan  k  wird  dagegen 
nach  einer  Stencrscala,  welche  sich  genau  nach  dem  Mieth- 
werth  der  Gcschäftslocalc  richtet,  besteuert  und  gerade  diese  Li 
cenzen  geben  den  bei  Weitem  grüsaten  Thcil  des  Gcsammtertrags 
der  Getränke-  und  verwandten  (Speisehänser,  Tabakläden)  Liecnzcn. 
Der  ganze  Licenzstcuertarif  hat  so  noch  heute  einen  grossen  Um- 
fang, er  zählt  fllr  Getränke  und  Tabak  74  Sätze,  theils  für  die  ver- 
schiedenen steuerpflichtigen  Gewerbegattungen,  theils  und  nament- 
lich für  den  verschiedenen  Betrichsumfang  und  die  verschiedene 
Betriebsweise  desselben  Gewerbes.  So  ähnelt  er  auch  hiernach 
etwas  den  Tarifen  der  continentalen  allgemeinen  „Classeugewerbe- 
stcuern"  —  mit  ihren  „Gewerbegnttungsclassen"  und  „Bctriebs- 
umfangsclasscn". 

§.  1*»4.  Einzelnes,  besonders  über  «Ii«-  K  I «ki a Ii a n tl •:  1  m -  und  Wirthshaus- 
lieenzen.  (S.  bes.  Dow  eil  a.  .1.  <). ,  <l«-ii)  liier  mehrfach  «refolgt  wurde,  au<  Ii 
V(h  I,»*  und  Bulletin  a.  a.  0.  Der  jetzige  Stand  der  Steuersätze  im  Iuvenile  return 
vom  2.j.  Sept.  1SS0.  mit  genauerer  Detaillirung  :*ls  im  Kep.  of  inl.  revenu.-,  aiieh 
in  BetrefT  der  Zahl  der  Lioenzen  und  der  Erträge  der  einzelnen.) 

1.  Die  Weinlicenzen  stehen  e;esehi<  htlirh  mit  filteren  polizeilichen  Kegnlirungen 
der  Weinhäuser  aus  dem  sitten-  und  sirherheitspolitischen  (iesiehtspunet  in  Zusammen- 
hang. Der  Kleinverkauf,  insbesondere  der  Srhenkwirthe  für  Ausschank  von  Wein,  der 
im  tiesehäftslncnl  verzehrt  wird,  unterlng  polizeilicher  Concession  und  in  Verbindung 
damit  I.icenzsteuern .  die  im  vorigen  Jahrhundert  ( 1 7 7 >  in  ein  System  jährli<  her 
Abgaben  gebracht  wurden,  mit  dreierlei  S.itzcn  für  Weinverkauf  allein  am  Höch- 
sten), für  Verkauf  von  Wein  und  Bier  (Mittelsat/)  und  von  beiden  nebst  Branntwein 
niedrigster  Satz),  wozu  in  beiden  letzteren  Füllen  noeh  die  speeiell.  n  liier-  und 
Rraiintweinlicenzabgaheu  traten.  Mit  starken  Erhöhungen  (noeh  in  1  Sl 5)  gingen  diese 
Uoenzen  in  die  l  ried<  nsperiode  über  (damaliger  Satz  für  die  ;t  Kategorieen  10  Pf. 
>  sh.  —  s  Pf.  S  sh.  —  4  Pf.  s  sh.).  Im  Jahre  ivi.'i  wurde  die  Einriehtuug  in  der 
Art  abgeändert.  dass  die  beiden  letzteren  Sätze  für  lieenzirte  Bier-  und  für  Bier-  und 
Rranntwein  -  Wirtshäuser  auf  die  Halft»  herabgesetzt  und  fnr  Wein  speeiell,  der  in 
beliebiger  Menge,  aber  nieht  zum  Consum  im  Loeal ,  verkauft  würde,  eine  eisrene 
Handelslirenz  von  10  Pf.  St.  eingeführt  wurde.  Um  den  Consum  leiehterer  fran- 
zösischer Weine,  nach  dem  Handelsvertrag  von  ISb'O,  zu  begünstigen ,  wurden  1*»00 
besondere  Wein- Detail  Ii  eenzen  gestattet,  einmal  /.um  Consum  im  I.oeal  für 
lieenzirte  Speisehäuser  'refreshtnent  honses\  welehe  letzteren  in  Städten  über 
10.000  Einwohner  mindestens  20  Pf.,  in  anderen  Orten  mindestens  10  Pf.  Jahre*- 
iniethwerth  haben  mussten  und  dann  eine   Weinlicenzabgabe  von  iJ  PI.  3  sh.  bei 
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einem  Micthwerth  tinter  und  von  5  Pf.  5  sh.  bei  einem  solchen  über  50  Pf.  zahlten; 
sodann  zum  Verkauf  in  Flaschen  ausser  Haus  seitens  irgend  welcher  Krämer, 
mit  Licctizabgabe  von  2  PL  2  sh.  und  3  Pf.  3  sh  ,  je  nachdem  der  Micthwerth  des 
Indens  unter  oder  über  50  Pf.  St.  Seit  1809  dürfen  Weinliccnzcn  der  Acciscverwal- 
tung  wieder  nur  bei  Vorweis  einer  obrigkeitlichen  Liccnz  (magisterial 
licence)  crthcilt  werden  (s.  sub  2)  Die  Handels-  und  Detaillicenz  von  Wein  umf&sst 
künstlichen  Süsswein,  brit.  fabricirte  Weine,  Meth  u.  dgl.  Der  in  neuerer  Zeit  sonst 
wenig  veränderte  gegenwärtige  Stand  der  Weinliccnzcn  und  der  mit  anderen  Getränke- 
licenzen  combinirten,  d.  h.  Wcin-Klcinabsatz  und  Schank  mit  umfassenden  Licenzen 
ergiebt  sich  aus  der  unten  folgenden  Uebersicht. 

2.  Die  Bicrlicenzen  stehen  gleichfalls  geschichtlich  in  Verbindung  mit  der 
alten  WirthschaDspolizei  und  der  obrigkeitlichen  (friedensrichtorlichcn)  Concession  und 
Oberaufsicht  der  Bierhäuser  (seit  1552),  ein  erst  1830  aufgegebenes  gewerbepolizei- 
liches System.  An  diese  polizeilichen  Conccssioncn  (magisterial  licences)  wurden  im 
18.  Jahrhundert  (1710)  anfangs  kleine,  dann  höhere  Jah rcsnbgabcn  in  Stempel- 
form  (auf  dem  Gewerbeschein)  angeknüpft,  welche  mit  anderen  verwandten  Abgaben 
später  (1808)  vom  Stempelamt  auf  die  Acciseverwaltung  Ubergingen.  Der  Abgaben- 
satz war  2  Pf.  2  sh.,  wurde  1815  verdoppelt  und  zahlten  denselben  damals  in  Gross- 
britannien  (ohne  Irland)  jährlieh  59 — 60.000  obrigkeitlich  licenzirte  Häuser.  Später 
erfolgte  eine  Abstufung:  dieser  Sätze  mit  nach  dem  (aus  der  Haussteuer  entnommenen 1 
Micthwerth  des  Locals,  indem  die  kleineren  Geschäfte  etwas  ermässigt,  dann  auch 
alle  Sätze  etwas  herabgesetzt  wurden  (1824:  bis  20  Pf.  St.  Micthe  1  Pf.  1  sh.,  darüber 
3  Pf.  3  sh.).  Zur  Erleichterung  des  Bierabsatz.es,  nach  der  Aufhebung  der  Biersteuer 
in  1830,  wurde  eine  neue,  bloss  stcueramt  liehe  Lirenz  für  gewisse  kleinere  Bicr- 
geschäfte  eingeführt,  von  2  Pf.  2  sh.,  mit  Cautionsstcllung.  Bald  darauf  (1834)  wurde 
•las  jetzt  noch  bestehende  System  einer  Unterscheidung  zwischen  Geschäften,  welche 
das  Bier  zum  Consum  im  Local,  und  solchen,  welche  es  ausser  Haus  verkaufen, 
schärfer  durchgeführt.  Die  Inhaber  der  ersteren  bedurften  zur  Erlangung  der  Liccnz 
eines  Zeugnisses  „guten  Characlers"  bez.  in  gewissen  Städten  des  Nachweises  einer  ge- 
wissen Miethhohc.  Sic  hatten  die  dreifache  Abgabe  (3  Pf.  3  sh.)  der  anderen  (1  Pf.  1  sh.) 
zu  entrichten.  (Technische  Bezeichnung:  houses  „on"  und  ,. oll"  sc.  the  p  reinige«.') 
In  den  Bedingungen,  diese  Liccnz  zu  erlangen,  traten  aber  noch  Erschwerungen  ein, 
auch  wurden  dieselben  auf  die  zweite  Classc  Hänser  mit  ausgedehnt.  Daneben  ver- 
blieben die  Liccnzinhabcr  der  eigentlichen  obrigkeitlich  concessionirten  Wirthshäuser 
(lieenscd  victuallers  or  publicau-)  bestehen.  Unter  den  verschiedenen  weiteren  Ver- 
änderungen war  die  wichtigste  die  durch  die  „Wein-  und  Bierhausactc  von  1 8(J9" 
(32  und  33  Vict.  c.  27),  wonach  stcncramtlichc  Licenzen  für  eigentliche  Bierliäuser 
und  für  Kleingeschäftc  zum  Bierabsatz  ausser  Haus  nur  an  Personen,  welche 
friedensrichterliche  Erlaubniss  vorweisen,  crthcilt  werden  dürfen.  —  Auch 
der  Bierhandel  in  grösseren  Mengen  ist  für  andere  Personen  als  die  Hrauer 
selbst  an  eine  Licenzstcuer  geknüpft.  Weitere  Einzelheiten  ergeben  sich  aus  der 
unten  folgenden  Uebersicht  der  jetzigen  Tarifsätze  und  den  Bemerkungen  dazu. 

3.  Die  Branntwein  licenzen  für  alle  Geschäfte ,  welche  mit  Fabrikation,  Rafti- 
ninmg  (früher  auch  Destillirkolbenfabrikation,  jetzt  nur  für  Geschäfte,  welche  Destillir- 
apparatc  benutzen),  Handel  und  besonders  mit  Klciuabsatz  und  Ausschank  von  Brannt- 
wein zu  thun  haben,  sind  seit  Alters  die  gewerbepolizeilich  und  linanzicll  wichtigsten, 
am  meisten  systematisch  ausgebildeten  und  einträglichsten  aller  britischen  Licenzen 
überhaupt.  Das  obrigkeitliche  (friedensrichtcrlichc)  Liccnz-  oder  Gonccssionsprincip 
ist  auf  die  Branntweinschcnken  von  den  Bierhäusern  allerdings  erst  später  (1701)  über- 
tragen worden,  als  der  Branntwein  mehr  und  mehr  Volksgetränk  geworden  war.  Jähr- 
liche Liccnzsteuern  für  den  Kleinabsatz  kamen  erst  seit  1720  auf.  Dann  wurde  aber 
gerade  das  obrigkeitliche  und  steucramtlichc  Liccnzsystem ,  nach  den  Grundsätzen  der 
Berücksichtigung  des  Ürtsbed  ürfnisses  und  des  Charactcrs  der  Con- 
ccssionsbewerber,  und  gelegentlich  in  Verbindung  mit  sehr  hohen  Steuersätzen 
(173C»  50  Pf.  St.)  für  den  Kleinhandel  in  Branntwein  besonders  ausgebildet.  Doch 
musste  von  solchen  Steuersätzen  bald  wieder  abgegangen  werden.  Mancherlei  expeti- 
mentartige  Aenderungen  folgten  sich.  Die  steuerpolitisch  wichtigste  war  die  Ein- 
fuhrnng  von  Zuschlagsteiieru  nach  Massgabe  des  Miethswerths  de»  Locals 
zu  einem  festen  allgemeinen  Licenzsteiiersaize  in  1787  (letzterer  2  Pf.  0  sh.,  dazu 
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für  Häuser  unter  15  Pf.  St.  Miethwerth  2  Pf.  8  sh.,  dann  nach  einer  Scala  steigende 
Zuschlage,  für  15—20  Pf.  Miethwerth  2  Pf.  1«  sh.  Steuer  u.  s.  w.,  für  50  und  mehr  Pf.  St. 
Miethwerth  4  Pf.  10  sh.,  also  hier  ein  Maximum).  Dies  System  ist  seitdem  geblieben 
und  hat  nur  in  den  Steuersätzen  und  jn  einem  Puncte  der  Scala  wiederholt  Verände- 
rungen erfahren  (älteres  Hauptgesetz  der  Excisc  Liccnses  Cousolidation  act  von  1825, 
0  Georg  IV.  c.  81).  Die  wichtigste  neuere  Massregcl  erfolgte  18S0  in  der  Richtung 
einer  Erhöhung  der  Liccnzstcucrn  für  den  Kleinhandel  in  Spirituosen 
(43  u.  44  Vict.  c.  20).  Es  wurde  ein  neues,  im  ganzen  Staate  gleichmäßiges  Liccnz- 
steuorsystem,  mit  genauer  abgestufter  und  steigende  Sätze  bis  zu  Uber  700  Pf.  St.  Mieth- 
werth enthaltender,  also  das  Maximum  erheblich  weiter  hinausschiebender,  übrigens 
ein  solches  belassender  Scala  eingeführt,  wobei  die  Liccnz  aber  auch  zum  Verkauf 
aller  anderen  Geträukc,  Wein,  Bier,  Obstwein  u.  s.  w.,  neben  Branntwein  berechtigt. 
Die  Specialliccnzcn  für  die  anderen  Getränke  blieben  indessen  bestehen,  damit  auch 
gewisse  Abweichungen  in  einzelnen  Fällen  in  Irland  und  Schottland  vou  der  englischen 
Gesetzgebung.  Das  Gesetz  von  1880  hatte  ausdrücklich  den  Zweck,  den  aus  den  Oon- 
ecssionen  zum  Schankgewcrbc  nach  der  Liccnzacte  von  1809  und  1872  entspringenden 
factischen  Monopolen  eine  höhere  Steuer  aufzulegen  (Do well  IV,  235).  Der  Mehr- 
ertrag dieser  Schanklirenzen  wurde  für  ein  Jahr  auf  295,000  Pf.  St.  veranschlagt, 
ergab  sogar  432,700  Pf.  St.,  was  den  damals,  188t,  gleichzeitig  eintretenden  Verlust 
aus  der  Ermässigung  der  Brauer-  und  Mülzcrliconzcn  (384.000  Pf.  St.)  mehr  als  deckte. 
Diese  Reform  war  wohl  gewerbepolitisch  und  finanziell  richtig.  Die  mancherlei  Einzel- 
heiten des  Tarifs  ergeben  sich  aus  der  folgenden  Uebcrsicht. 

Auch  der  Handel  mit  Spirituosen  in  grösseren  Mengen  (2  Gallonen  oder 
mehr  auf  einmal  verkaufen)  unterliegt  einer  Liccnz  Kleinhändler  können  eine  Zusatz- 
licenz  für  den  Absatz  ausser  Haus  in  grösseren  Mengen  (über  1  Quartflasche)  erwerben. 

Ausser  diesen  drei  wichtigsten,  auf  Wein,  Bier,  Branntwein  bezüglichen  Licenzen 
gab  und  giebt  es  noch  verschiedene  andere,  wie  sie  die  folgende  Ueberiicht  nach 
dorn  gegenwärtigen  Stand  der  Gesetzgebung  zeigt.  Einzelne  weitere  sind  beseitigt 
worden. 

Uebcrsicht  über  die  Steuersätze.  Anzahl  und  Ertrag  der  Licenzen 
im  Jahre  1.  April  1885/86. 

Nacli  dem  genannten  Revenue  retnrn,  womit  zu  vergleichen  Rep.  of  inl.  rev. 
No.  20,  p.  IX  lfM  Dowell  IV  a.  a.  0.  passim.  bes  Anhang  p.  167,  Bull.  1885,  II. 
400  ir.,  Statistik  für  1884/S5  ob.  p.  400.  Die  Fabrik-  und  Handclslicenzen  sind 
hei  den  betreffenden  Artikeln  mit  in  diese  Uebcrsicht  aufgenommen  worden.  Wo 
nichts  Besonderes  bemerkt,  gelten  die  Daten  für  den  ganzen  Staat.  Da  diese  Dinge 
manches  Eigentümliche  bieten,  das  nur  aus  den  Einzelheiten  des  Tarifs  genügend 
«rsehen  werden  kann,  wird  hier  eine  vollständige  Uebcrsicht  gegeben. 

I.  Woinliccnzen  (ohne  die  mit  anderen  com-  Steuersatz.      Anzahl.  Ertrag, 
hinirten).  Pf.  sh.  d.  Pf.  St. 

A.  Wcirihändler  (in  fremdem  Weine,  nicht 

licenzirt  für  Klcinverkauf  von  Bier  u  Spiritus)    10  10—        4,.'J51  40,049 

B.  Wei  n- K  lein  händler. 

1.  In  England  und  Irland: 

a.  für  Wein,  im  Local  zu  verzehren  3  10  —  139  1.400 

b.  für  Wein,  nicht  im  Local  zu  verzehren     2  10  —        3.373  \0.'15 

c.  gelegentliche  Licenzen,  nicht  über 

A  Tago  auf  einmal,  per  Tag  —  r,o:>  33 

2.  In  Schottland  allein: 

Materialisten  f.  Verkauf  von  Wein,  nicht 

zum  Verzehr  im  Local  2    4    1         3,;!M  7.4SO 

II.  Bierlicenzen. 
A.  Brauer. 

1.  Brauer  für  zu  verkaufendes  Hier  ...      1  —  —       l.'S,308         13, 30^ 

2.  Andre  Brauer  (nicht  BicrsteuerpHichtigo). 
a.  Mit  Lochien  im  Miethwerth  vou  nicht 

Uber  10  Pf.  St.  jährlich     ....    —    0  8\905  20,184 

(seit  1.  (Jet  1S85  4  sh.) 
(seit  1SS0  bis  8  Pf.  Miethwerth  frei.) 


Digitized  by  Google 


330 


0.  B    2  K    Stenerrechf.  1.  H.-A.  1.  A.  England.  §.  151. 


Steuersatz.  Anzahl.  Ertrag. 
Pf.  sh.  d.  Pf.  St. 


b  Mit  Localcn  von  Uber  10.  aber  nicht 
Uber  15  Pf.  St.  Miethwerth    .    .  . 
(Biersteuer-Pflichtigkeit  in  gewissen 
Fallen,  s.  o.  S.  2S4.1 
B.  Bierhändler. 

1 .  Verkäufer  von  starkein  Bier,  in  Mengen 
nicht  unter  474  CJall.  oder  2  Putzend 
(Juartflaschen  

2.  Dsgl.,  mit  Zusatzlicenz  fiir  Kleinverkauf, 
zum  Consuin  ausserhalb  des  Locils  .  . 

('..  Bier- Kleinhändler. 

1.  Kür  Bier,  im  Local  zu  verzehren,  im 
ganzen  Staate  

2.  Kür  Bier,  nicht  im  Loe.nl  zu  verzehren, 
in  England  und  Wales  

3.  Bierverkauf  in  Schottland  durch  Kräiner 
(groeers). 

a.  In  Localcn  unter  10  Pf.  St.  Miethwerth 

b.  In  Localcn  über  10  Pf.  St.  ... 
1.  Verkauf  von  Tafclbier  allein  .... 
5.  (ielegentl.  Lieenzen.  nicht  über  3  Tage 

auf  einmal,  per  Tag  

III.  Combinirte  Wein- und  Bierli.  eiizen  für 
Kleinhändler. 

A.  Verkauf  zum  Verzehren  im  Local    .    .  . 

B.  Dsgl.  ausserhalb  

IV.  Branntwcinlicenzcn. 

A.  Fabrikanten. 

1.  Brennereien  (distillers)  

2.  Rafhnerieen  

3.  Fabriken  für  denatur.  Spiritus  .... 

B.  Spirituoscnhändler. 

1.  Zum  Verkauf,  nicht  unter  2  Ballonen  . 

2.  Mit  Zusatzlicenz,  zum  Klein -Verkauf 
von  fremden  Li  qu euren  u.dgl.,  ausscr- 
halli  des  Locals  zu  verzehren  .... 

.H.  Mit  Zusatzlicenz.  zum  Klein-Verkauf 
von  Spirituosen  od.  Liqueuren,  in  Mengen 
nicht  unter  1  Qnartflasche  in  den  Original- 
flaschen, zum  Consum  ausserhalb     .  . 
('.  Kleinhändler.  Schenkwirt  he  u.  s.  w„ 
jetzt  mit  Lizenzen,  die  meistens  zum  gleichen 
Verkauf  von  Bier  und  Wein  mit  ermäch- 
tigen, also  insofern:  coinbin i rte  Klein- 
handclsli cenzen  für  tie tränke. 
1.  Im  ganzen  Staate,  mit  Berechtigung 
auch  Bier  und  Wein  zu  verkaufen  .  . 
Oer  Tarif  richtet  sich  nach  dem  Mieth- 
werth der  Local ität'V. 

bei  unter  10  Pf.  St.  Mi-  th Werth  .  . 
bei  10  bis  unter  15  Pf.  Miethwerth 
1  .">  *>0 
20   .,      ,,      2<t   ,,  ,, 
u.  s.  w. 


—  g 

0.390 

2.  $7* 

3  o 

S>,l  10 

27.431 

1  5 

4.320 

ri.177 

3:5.010 

1 15  31 1; 

1  5 

■ 

12.515 

15.701 

2  Ii) 

— 

70 

17.=! 

4  4 

— 

218 

91S 

—  5 



IST 

17 

-  1 

— 

1.173 

M» 

4  — 

4.40S 

17,013 

1.253 

3.791 

10  10 

los 

1.7G7 

10  10 

183 

1.909 

10  10 

10 

21« 

10  10 

9,019 

90.20« 

2  2 


3  3 


5.995 


1  10 

00  - 


I  10 

0  — 

s  — 

II  — 


10,07S 
S,250 
14.17S 

9.002 


in 


19.1S9 


siit;  i.13s,i:^ 


15.3.')  I 
19.50« 
113,121 
99.0S2 


')  Di--  gritssten  (ies<  hafte  ganz  überwiegend  in  England,  so  von  denen  über 
500  Pf.  Mirthe,  bez.  Uber  50  Pf.  Steuer  140,  in  Schottland  32.  in  Irland  1.  —  Er- 
ui:i>siuungen  der  Steuersummen  um  */-  erlangen  diejenigen  Geschäfte,  welche  f<ir 
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bei  50  bis  unter  tüO  Pf.  Miethwerth 

„100   „      „     200  „ 
11.  s.  w. 

bei  *60O  bis  unter  700.  r  f.  Miethwerth 
)>ei  700  Tf.  und  darüber  Miethwerth 
Hotels  von  20  Pf.  Miethwerth  u.  mehr 

Theater,,  50  ,  „ 

Rcstaur. 400  „        „  .. 

2.  In  Schottland  speciell. 

Ebenfalls  Steuersatz  nach  dem  Mieth- 
werth (unter  10  Pf.  St.  4  Pf.  4  sh., 
10—20  Pf.  Miethw.  5  Pf.  5  sh.  «.s.w., 
Uber  50  Pf.  Miethw.  13  Pf.  13  sh.).  — 
Bier  daTf  unter  dieser  Liccnz  mit  ver- 
kauft werden,  wenn  dazu  ein  friedcns- 
richtorliches  Certifirat  erlangt  ist     .  . 

3.  In  Irland  speciell. 

Kar  Geschäfte,  welche  für  Thcc,  Kaffee 
u.s.  w.  licenzirt  sind,  ebenfalls  nach  dem 
Miethwerth ;  bei  unter  25  Pf.  St.  Miethw. 
!)Pf.  I8sh  5'/4d.,  bei  25-30 Pf.  Miethw. 
1 1  Pf. (id.,  bei  aber  5t»  Pf.  Miethw.  1 4  Pf. 
0  sh.  73/4  d.1)   

4.  Gelegentliche  Licenzen. 

Per  Tag  2  sh.  6  d.;  für  mindestens  4 
und  höchstens  G  Tage,  nach  den  ersten 
0  Tagen:  10  sh  

5.  W'cinhändler    in  denaturirtem 
Spiritus  

V.  0 bst wein licen zen. 

Spcc  icl  le:  dio  Wein-  und  Bierliccnzen  u.  s.  w. 
umfassen  Obstwein  mit. 

K 1  e  i  n  ab s a  t  z  von  Obstwein  (Apfel-  n.  Birnwein'i 

VI.  Süss  wein-  (sweets)  Licenzen  (incl.  Meth. 
britischer  oder  Kunstwein). 

A.  Fabrikanten  und  Händler  im  Grossen  (nicht 
unter  2  Gallonen  verkaufen)  

B.  Detailgeschäfte (speci eile  Licenzen  daftlr) 

VII.  Speise häuserlicenzen (refreshment houses). 

A.  Unter  30  Pf.  Jahresmiethwerth  .... 

B.  Mit  80  Pf.  und  darüber  


Steuersatz.  Anzahl.  Ertrag. 
Pf.sh.  d.  Pf.  St. 


Ii)  — 

1  4  4lkQ 

30  — 

— 

7,042 

238,200 

55  — 

78 

4,290 

00  — 

— 

280 

10,800 

20  — 

2,063 

53,260 

20  - 

— 

108 

2,016 

30  — 

4 

120 

4  4 

 \ 

•bis 

4. 021 

36,323 

13  13 

-1 

9  IS 

'»V  i 

bis 

498 

5.700 

14  t> 

-  2 

bis 

-! 

33,884 

5,360 

—  10 

-  10 

— 

8,087 

4.143 

l  :> 

70 

175 

5  5 

71 

402 

1  5 

2,000 

3.350 

-  10 

0 

3,035 

2,208 

1  1 

4.114 

4,588 

den  Verkauf  von  berauschenden  Getränken  im  Local  ihr  Local  am  Sonntag  geschlossen 
halten  oder  täglich  Abends  eine  Stunde  früher  als  gewöhnlich  schlicssen,  um  10  Uhr; 
wer  sich  zu  bei  dem  verpflichtet,  erhält  eine  Ermässigung  um  *J-,  Bestimmungen, 
welche  übrigens  auch  fUr  die  Speciallicenzen  für  Bier  nebst  Obstwein,  für  Bier  und 
Wein,  für  Wein-  und  Speisehänser  und  für  Detailistcn  in  „sweets"  gelten:  ein  cha- 
racteristisches  Mittel,  durch  Steuervortheile  den  „Voluntarismus"  der  Wirthe  anzu- 
spornen, statt  eine  zwingende  Vorschrift  zu  erlassen.  Aber  nur  ein  kleiner  Theil  der 
Geschäfte  macht  sich  diese  Vortheile  zu  nutzen:  1885/80  hatten  im  ganzen  Staate  für 
Branntwein  allein  11,228  Geschäfte  „6-Tage-Licenzen"  (am  Meisten  in  Schottland, 
dann  in  Irland),  128  „Fruh-Sehlnss -Licenzen",  1507  beiderlei  Licenzen  (2!».  Ren.  of 
inl.  rcv.  p.  XI). 

*)  Die  meisten  Kleingeschäfte  werden  jetzt  nach  dem  Gesetz  von  1880  und  dem 
unter  1  genannton  allgemeinen  Staatstarif  belegt,  sein  Irland  10.712  neben  diesen  498, 
in  SchotÜand  7429  neben  diesen  4021. 

A.  Wagnar,  FinaniimMnwhaft.  III.  22 
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Steuersatz.  Anzahl.  Ertrag. 
Pf.  sh.  d.  Pf.  St. 

VHr.  Passagio rschiff licen zon. 

A.  Für  Verkauf  von  Getränken  und  Tabak  im 

ganzen  Jahre  5   38i>  1.940 

R  Dsgl.  für  1  Ta»   1    35  35 

IX.  Essigfabrikantenliccnzen  5    5  —  05  34* 

X.  Licenzen  für  Gebrauchor  von  Dcstillir- 

appa raten  (Chemiker  u.  a.  nO  —  10  —  SOO  442 

XI.  Tabaklirenzen. 

A.  Tabak fabrikan ten. 

Nach  der  verarbeiteten  Menge:  bis 20.000 Pf. 

5  Pf.  5  sh..  bis  40.000  Pf.  1 0  Pf.  1 0 sh.  u. s.  w„     5    5  — ] 

über  100.000  Pf.  31  Pf.  10  sh.;  Anfänger  bis  >  501  7.15«! 
mit  Zusehlag  von  5  Pf.  5  sh  31  10  -  J 

B.  Tabakhändler. 

1.  Im  Allgemeinen  —    5    3     200,0:12  77.S3.« 

2.  Gelegentliche  Licenzen,  nicht  Uber  3  Tage 

auf  einmal,  per  Tag   4       12,530  381 

Die  Gesammtzahl  aller  in  dieser  Uohorsicht  genannten  Licenzen  war  in  ISS5M» 
(Hep.  of  inl.  revj  055,074  mit  1,095,431  Pf.  St.  Ertrag,  von  einem  Totalbetrag  aller 
jetzigen  „Acciseliecnzcn"  id.  h.  incl.  „cstablishrnent  liecnecs",  Hundelicenzen  u.  a.  m , 
s.  o.  S.  259)  von  2,582,704  mit  3,503,104  Pf.  St.  Ertrag.  1809/70,  von  wo  an  die*- 
Licenzen  meist  unter  die  Acrisevcrwaltung  gestellt  wurden,  war  der  Ertrag  3.7?.. 
lS7.'{/74  im  Maximum  3.94  Mill.  Pf.  St. 

Eine  durchgehende  allgemeine  Unterscheidung  in  obigen  Licenzen  ist  die  in 
„Händler"  (dealers)  und  „Nicht  hän  dl  er".  Zu  erstcren  gehören  wieder  zweierlei 
Personen,  einmal  solche  („dealers"  im  engern  Sinn),  welche  nur  eine  gewisse 
Minimalquantität  oder  mehr  auf  einmal  verkaufen  dürfen  ^Spiritus  2  Gallonen, 
Weine  und  sweets  jede  Monge,  sweets  allein  2  Gallonen  oder  1  Dutzend  Quaitflaschen. 
Bier  4'/$  Gallonen  in  Fässern,  2  Dutzend  Quartflaschen);  sodann  solche  Personen, 
welche  als  Kleinhändler  (rctailers)  in  geringeren  Mengen,  als  in  den  durch 
die  Handclslicenz  gestatteten,  absetzen:  speciell  Spirituosen  aber  nicht  weniger  als 
1  Quartflasche,  fremde  Spirituosen  in  Flaschen,  bez.  1  Flasche,  Bier  beliebig.  Die 
„Nicht- Händler- Licenzen"  betreffen  wiederum  zweierlei,  zunächst  die  „licen- 
zirten  Wirthshäuscr"  (licensed  victuallers  or  publicans\  welche  eine  obrigkeit- 
liche Concession  (Liccnz)  besitzen  und  die  erforderlichen  Steuerliccnzen  dazu 
erwerben;  dann  die  übrigen  Wirthshäusor  (Wein-,  Bier-,  Obstweinhäuser).  Beid«' 
dürfen  Getränke  zum  Consum  im  Local  und  nach  ausserhalb  verkaufen.  Dazu 
kommen  dann  die  Dctailgceehäftc  mit  dem  Rechte,  bloss  nach  ausserh •  Ib  (den 
Lorais)  Getränke  zu  verkaufen  (wine-  and  beershops).    (Nach  Dow  eil  IV,  407.) 

Man  sieht,  dass  die  britische  Neigung  zur  Casuistik  und  Individualisimnsr  d<r 
Verhältnisse  auf  diesem  Gebiete  merkwürdig'  stark  entwickelt  geblieben  ist. 

4.  Directe  Gebrauchssteuern  (Lu xusstrucr n  u.  dgl.). 

S.  o.  §.  S3  Uber  die  frühere  Zeit.  Vocke  S.  252,  409  („Aufwandstcuern",i. 
Do  well  II,  240,  202,  260,  355.  III,  179  fr.,  die  einzelnen  Steuern,  jede  besonders 
in  ihrer  geschichtlichen  Entwicklung  von  Anfang  an.  mit  vielen,  zu  den  steuergesehicht- 
lichen  und  steuertechnischen  Curiositäten  gehörenden  Details,  in  III,  221 — 321;  Bull. 
1885,  II,  497  II'.;  s.  auch  Gncist,  engl.  Vorwaltungsrecht  3.  A.  II,  037;  Statistik  bes. 
im  Rep.  of  inl.  revennc.  Die  hier  behandelten  Steuern,  die  früher  sogen,  assessed 
taxes,  stehen  jetzt  unter  der  Acciscverwaltung  und  gehören  formell  zu  den  „Licenz- 
steuern"  der  letzteren,  wo  sie  auch  in  der  Statistik  der  Reports  mit  aufgeführt 
werden  (s.  29.  Bep.  p.  13,  X).  Sie  bilden  nach  dem  britischen  Finanzverwaltunpsrecht 
eine  Abtheilun?  der  gesammten  „Acciselieenzen*4,  deren  Hauptabthcilnng:  die  in 
i$.  153—154  behandelten  „gewerblichen  Licenzsteuern  in  Verbindung  mit  Verbrauchs- 
steuerartikeln" und  deren  weitere  Abtheilung  die  in  §.  118  behandelten  „gewerb- 
lichen und  ähnlichen  Licenzabgaben"  sind. 
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§.  155.  Im  Allgemeinen.  Diese  in  Grossbritannien  be- 
sonders stark  und  mehrfach  eigentümlich  ausgebildete  Steucr- 
grnppe  war  aus  der  französischen  Kriegszeit  in  hohen  Steuersätzen 
und  in  einem  sehr  verwickelten,  schwer  übersehbaren,  auf  zahl- 
reichen einzelnen  Gesetzen  beruhenden  Zustande  in  die  Friedens- 
periode nach  1815  hinüber  gegangen.  Gleichwohl  erfolgte  im 
Wesentlichen  mir  die  Aufhebung  der  schwer  belastenden  Steuer 
auf  landwirtschaftlich  benutzte  Pferde,  worauf  die  Pferde- 
steuer in  der  Kriegszeit  (1795)  ausgedehnt  worden  war,  im  Jahre 
1821,  sowie  eine  Herabsetzung  der  Steuersätze  auf  die  meisten 
übrigen  betreffenden  Steuern  auf  die  Hälfte  in  1823,  zugleich  in 
diesem  Jahr  die  Aufhebung  dieser  Steuern  in  Irland,  soweit  sie 
da  überhaupt  bestanden  hatten  (Wagen-,  Pferde-,  Bedienten-,  Hunde- 
steuer). In  dieser  Höhe  und  Ausdehnung  und  in  der  alten  Vcr- 
anlagungsart  blieben  diese  Steuern  bis  1853  kaum  verändert  be- 
stehen. Auch  hier  erfolgten  zunächst  nur  einige  Vereinfachungen 
und  Ermässigungen,  aber  noch  keine  Veränderung  der  Ver- 
anlagungsart. 

Diese  bestand,  in  derselben  Weise  wie  bei  anderen  „directen"  Steuern  und  dem 
rechtlichen  Cbaractcr  dieser  directen  „Gcbrauchssteucrn"  allerdings  gemäss,  in  einer 
jährlichen  Einschätzung  durch  Steuercommissionen.  Vor  diesen  hatte 
der  Steuerpflichtige  seine  Dcclaration  Uber  die  steuerpflichtigen  Momente  zu  machen, 
und  zwar  in  Gcmässheit  desjenigen  grössten  Besitzes  steuerpflichtiger  Objectc  (Pferde, 
Wagen,  Hunde,  wappentragender  Gegenstände  u.  s.  w.)  oder  desjenigen  grössten 
Umfang»  steuerpflichtiger  „Genüsse"  u.  dgl.  (Haarpuderverwendung,  nach  der  Pcrsonen- 
zabl,  Halten  männlicher  Dienstboten),  welche  im  vorausgehenden  Jahre  stattgefunden 
hatten,  wonach  dann  die  Steuer  für  das  laufende  Jahr  bemessen  wurde.  Das  mag 
hie  und  da  Härten,  z.  B.  für  Personen,  deren  Vcrmögensvcrhältnissc  sich  verschlechtert 
hatten,  mit  sich  gebracht  haben.  Doch  ist  dieser,  in  England  besonders  hervor- 
gehobene Mangel  wohl  der  unwichtigere  und  klebt  ohnedem  jeder  Einkommensteuer 
und  ähnlichen  ebenso  an.  Nachtheiliger  waren  die  Weitläufigkeit  des  Veranlagungs- 
verfahrens, die  Schwierigkeit  der  Controle,  die  Leichtigkeit  von  Hintergehungen,  die 
Streitigkeiten  in  BetrefT  derjenigen  Steuern,  welche  in  Progressivsätzen  nach  Zahl  der 
besessenen  Pferde,  Wagen,  gehaltenen  Diener  bemessen  wurden.  Daher  z.  B.  zahllose 
gerichtliche  Entscheidungen,  die  selbst  wieder  schwer  zu  übersehen  waren.  Die  1 S53 
erfolgte  Beseitigung  von  Progressivsätzen  nach  Zahl  der  Pferde,  Wagen,  Lakaien  und 
deren  Ersetzung  ■  wenigstens  im  Wesentlichen )  durch  einen  Einheitssatz,  sowie  die 
Beseitigung  des  Zuschlags  zur  Bedientenstcuor  für  ledige  Herrschaften  bezweckten 
vornehmlich  die  steuertechnische  bequemere  und  weniger  zu  Streitfällen  Anlass  bietende 
Veranlagunir  und  Erhebung  der  Steuer.  S.  das  Gesetz  4?l  Georg  III.  c.  99,  Dowell 
III,  179-182. 

Zu  der  Verzögerung  einer  eingreifenderen  Reform  und  Er- 
mässigung der  genannten  Steuern  trug  lange  Zeit  wobl  die  nicht 
unberechtigte  Erwägung  bei,  dass  diese  Steuern  bei  allen  ihren 
Mängeln  doch  im  Ganzen  den  Character  zweckmässiger 
Luxnssteuern  an  sich  trügen.  Selbst  von  der  Hundesteuer, 
die  sonst  wegen  ihrer  sanitätspolizeilichen  Seite  anders  zu  be- 
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urtbcilcu  ist,  galt  das  einigcrmassen ,  gerade  bei  dem  britischen 
Hunde-  und  Jagdsport.  Eine  Extra bclastnug  der  reicheren 
Classen,  wenn  auch  ohne  genaue  Beschränkung  auf  diese,  erfolgte 
so  durch  ein  drittes  Glied  bezüglicher  Stenern,  neben  der  neuen 
Einkommensteuer  von  1842  und  den  Erbschaftssteuern,  was  bei 
den  schweren  indirecten  Verbrauchssteuern  auf  Masscnconsmntibilicn 
(Accise  und  Zölle)  vollends  in  Betracht  kam. 

Erst  1807  erfolgte  für  die  Hundesteuer,  18G9  flir  die  übrigen 
bezüglichen  Steuern  die  Ilinliberfiihruug  aus  den  Einschätzungs- 
steuern  zu  den  Liccnzstencrn  der  Acciseverwal tu ng.  Die 
Erhebung  ging  damit  von  Localbcamten  auf  Beamte  der  staatlichen 
Finnnzverwaltung  über.  Jetzt  ist  vom  StenerpHichtigcn  im  Januar 
nach  Massgabe  seines  Hausstandes  die  erforderliche  Jahreslicenz 
zu  nehmen,  mit  Znsatzliccnzcn  für  etwaige  Vermehrung,  z.  B.  in 
der  Zahl  der  Bedienten,  Hunde  im  Laufe  des  Jahres,  vom  Zeit- 
punete  des  Haltens  und  Besitzes  an.  Durch  weitere  Vereinfachungen, 
Streichung  einzelner  Steuern  (Pferdesteuer,  auch  für  Rennpferde, 
1874,  Haarpuder  186*9),  Ermässigung  der  Sätze,  andererseits  Er- 
höhung derselben  für  Hunde  in  1878,  aber  nicht  auf  den  als  zu 
hoch  erwiesenen  früheren  Satz,  von  dem  die  Steuer  18G9  herab- 
gesetzt worden,  endlich  durch  Hinzufügung  einer  Schiesswaffen- 
stener  (1870),  eine  Art  Ergänzung  der  Jagdliccnzsteuer,  ist  das 
gegenwärtige  Licenzstenersystem  für  diese  Steuergruppe  entstanden. 
Es  umfasst  jetzt  nur  noch  (bez.  mit  der  Wildhandelsteuer  7) 
Glieder,  die  drei  sogen,  „directen  Luxussteuern"  oder  amtlich 
sogen,  establishment  licences,  für  Halten  von  Wagen,  Bedienten 
und  Führen  von  Wappen,  dann  die  Hundesteuer,  die  Jagd- 
licenzcn  (nebst  der  als  siebentes  Glied  zu  rechnenden  Licenz  für 
Wildhandel)  und  die  Gewehr  st  euer.  Das  Geltungsgebiet  der 
vier  ersten  Steuern  ist  übrigens  auf  Gross britannien  beschränkt. 
Nur  die  drei  letzten  gelten  auch  in  Irland. 

Steuerpolitisch  und  steuertechnisch  beachtenswert h  ist,  dass 
die  Licenzsteuerform  bei  diesen  Steuern,  so  insbesondere  bei 
der  Hundesteuer,  gegenüber  der  früheren  Ein  schätz  nngs- 
s  teuer  form  sich  fiscalisch  bewährt  hat;  ferner,  dass  von  den 
neueren  massigeren  Steuersätzen,  so  wieder  namentlich  bei 
Hunden,  dasselbe  gilt,  wenn  auch  in  einigen  Fällen  der  Lux us- 
steucr-Character  der  Abgabe  einen  höheren  Satz  rechtfertigen 
oder  selbst  fordern  würde;  sodann,  dass  die  nach  diesem  Charaeter 
der  Abgabe  und  zum  Theil  auch  nach  sonstigen,  in  Betracht  kom- 
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ru  enden  Erwägungen  berechtigte  Abs  tu  tu  ug  der  Steuersätze,  uach 
der  Zahl  und  Art  der  steuerpflichtigen  Objccte,  nach  den  persön- 
lichen Verhältnissen  des  Stcucrsubjeets,  —  also  die  Anwendung 
einer  Art  eines  an  sich  rationellen  „Qualitätsstcucrfusscs"  —  bei 
der  Veranlagung  und  Erhebung  der  Steuer  zu  viel  Schwierigkeiten 
machte,  dabei  zu  leicht  Umgehungen  eintraten,  so  dass  die  Ver- 
einfachung des  Steuersatzes,  möglichst  zu  einem  Einheitssatz  —  so 
jetzt  allgemein,  mit  Ausnahme  der,  übrigens  in  der  Classification 
der  Steuersätze  gleichfalls  vereinfachten  Wagen  Steuer  und  der 
Wappcnstcucr,  ferner  der  nach  der  Zeitdauer  abgestuften  Jagd- 
licenzen  —  auch  im  administrativen  und  fiscalischen  Interesse  lag. 

Endlich  ist  die  massige  Einträglichkeit  dieser  Steuern, 
zumal  ihres  Lnxusstcucrthcüs,  selbst  unter  britischen  Verhältnissen, 
bemerkenswert!).  Die  eigentlichen,  allerdings  auf  England  und 
Schottland  beschränkten,  3  „Luxusstcucrn"  tragen  kaum  :V,  Mill. 
Pf.  St.,  1  ü/0  der  gesamniten  Staatsstcucru,  eine  Summe,  welche 
durch  Hinzutritt  der  Übrigen  4  noch  bestehenden  Steuern  auch  nur 
auf  1.3—1.4  Mill.  Pf.  St.  steigt.  Doch  werden  von  diesen  vier 
anderen  Steuern  eine  Menge  Steucrsubjectc  getroffen,  bei  denen 
die  Abgabe  den  Luxussteucrcharacter  ganz  verliert,  wenn  auch  der 
wirkliche  britische  „Hunde-  und  Jagdluxus"  durch  sie  ciniger- 
inasscu  mit  belastet  wird.  Abgesehen  von  den  spceicllcn  nicht- 
fiscalischcn  Rücksichten,  welche  bei  der  Hunde ,  Jagd  uud  Gewehr- 
steucr  mitsprechen ,  wird  mau  so  immer  wieder,  selbst,  ja  gerade 
auch  unter  britischen  Verhältnissen,  zu  der  Ansicht  geführt,  dass 
das  berechtigte  Ziel  solcher  „directer  Luxusstcucrn4' 
einfacher  und  gl  cichmässiger  durch  eine  selbst  nur 
massige  Progression  des  Steuersatzes  für  höheres  (und 
allenfalls  auch,  oder  noch  besonders,  ftir  fuudirtcs)  Einkommen 
zu  erreichen  wäre,  wobei  man  die  specicllen  Schwierigkeiten 
und  Belästigungen  dieser  „Gebrauchsstenern"  vermiede. 

4j.  15t».  Einzelnes.  Das  Ilauptgesctz  der  Keform  ist  von  1S00,  H2  u  33  Viel, 
c.  14.  Das  t'olgeudc  vornehmlich  nach  Do  well,  ein  Auszug  mit  einigen  Ergänzungen 
und  Hervorhebung  der  steucrtechuischcu  Hauptpuncto,  etwas  umfassender,  als  der 
practischen  Wichtigkeit  dieser  Steuergattung  entspricht,  aber  hier  aufgenommen,  weil 
diese  Steuern,  die  einzigen  eiuigermasseu  i>opulareu,  oft  zur  Nachahmung  empfohlen 
werden,  die  sie  nur  sehr  bedingt  verdienen  möchten.  Die  mancherlei  steucrtechuischcu 
Schwierigkeiten,  die  mau  meist  unterschätzt,  ergeben  das  auch. 

1.  Wageusteuer  (Vocke  S.  IM— 471,  Dowcll  III,  221— MI).  Sie  war 
fur  Privatwagen  zum  persönlichen  Ueuuss  („Luxaswagcu")  in  erhöhten  hohen  Sätzen 
und  mit  einem  complicirten  Tarif  aus  der  Kriegszeit  überkommen,  1810  mit  einem 
Ertrag  vou  401,000  PI.  St.  in  Großbritannien,  wo  sie  allein  bestand.  Miethwageu 
waren  jetzt  mit  besteuert.  Der  Tarif  unterschied  Wagen  (carriages)  von  vier  und  vou 
weniger  Kadern,  traf  erstcre  mit  höheren  und  nach  der  Zahl  der  besessenen  Wagen 
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bis  zu  II  Stück  progressiven  Sätzen,  letztere  mit  nach  der  Bespannung  (1  oder  2  und 
mehr  Pferde*!  abgestuften  Sätzen;  auch  andere  Wagen  (carts)  zahlton  2  ortnässigte 
Satze,  je  nachdem  sie  mit  nicht  metallischen  oder  ohne  Federn  waren.  Veränderungen 
in  Bauart  und  Modo  der  W  agen  veranlassten  später  auch  solche  in  der  Besteuerung. 
Mancherlei  Casuistik  grill  Platz.  Auch  nach  der  Werthhöho  der  Wagen  wurde  ge- 
legentlich im  Steuersatz  unterschieden.  1823  wurden  die  Sätze  auf  die  Hälfte  cr- 
mässigt.  In  der  Ueform  von  1853  wurden  immer  noch  drei  Tarifdassen  (.für  Privat-, 
für  Miethwagcn  und  für  nur  gelegentlich  zur  Beförderung  von  Passagieren  benutzte 
Wagen)  mit  weiteren  Unterabteilungen  (mit  4  und  mit  weniger  als  4  Kadern,  bei  den 
ersteren  nach  Kndhöhe,  bei  beiden  nach  Bespannung,  Zahl.  1  oder  mehr  als  1,  und 
Art,  Pferde  und  Ponics)  und  im  Ganzen  Uberhaupt  noch  10  Steuersätze  unterschieden  ; 
die  Micthwagen  zahlten  im  Allgemeinen  den  halben  Satz  der  Privatwagen.  Die  Sätze 
waren  aber  Uberhaupt  crinässigt  worden  (lß  und  17  Vict.  c.  00).  Der  Ertrag  sauk 
durch  diese  Keform  von  400.000  auf  2SL000  Pf.,  erhob  sich  aber  allmählich  wieder 
auf  die  frühere  Höhe.  Die  Keform  von  1860  bestand  für  den  Tarif  in  der  Besei- 
tigung der  Steuerabstuf ung  nach  Bespannung  und  Kaddurchmcsscr. 
Ein  Verlust  an  Einnahme  war  nicht  beabsichtigt,  sondern  eine  kleine  Erhöhung,  die 
in  Wirklichkeit  bald  bedeutender  wurde.  Der  jetzige  Tarif,  in  dem  1884  noch  die 
nach  Aufhebung  der  besonderen  Droschkensteuern  (s.  o.  S.  2661  seit  1660  hier  ein- 
bezogenen hackney  carriages  weiter  crinässigt  wurden,  ist  aus  der  unten  folgenden 
Ucbersicht  zu  ersehen.  Der  Ertrag,  welcher  1804  ungefähr  wieder  soviel  als  1853 
betrug,  ist  jetzt  ca.  550,000  Pf.  St. 

2.  Pferd  estcuer  (Vocke  S.  471—472,  Dowell  IV,  255—201).  Die  im 
französischen  Kriege  erhöhte  und  auf  landwirtschaftlich  und  im  Gewerbe  benutzte 
Pferde  ausgedehnte,  also  nicht  mehr  bloss,  wie  ursprunglich  (17S4).  private  (Luxus-), 
Wagen-  und  Keitpferde  tretfende  Steuer  hatte  einen  höheren  Tarif  für  letztere,  einen 
niedrigeren  für  die  übrigen  Pferde.  Diese  unterlagen  einem  festen  Stücksatz  (14  sh. 
in  1808,  IT1/*  ^ur  Wirtschafte-,  21  sh.  für  gcwcrbl.  Pferde  in  1812,  mit  gewissen 
Ermässigungen  für  Ponics  und  für  Pferde  kleiner  Farmen).  Die  privaten  Keit-  und 
Wagenpferde  zahlten  nach  einem  nach  der  Anzahl  der  Pferde  im  Besitze  Eines 
Herrn  (bis  zu  20  Stück'  nicht  unwesentlich  steigenden  Progressivsatz  (excl. 
Ponics),  also  dem  Character  einer  spoeihschen  Luxussteuer  aBgemosscn.  Der  Ertrag 
war  in  England  allein  1S16  1,220,000  Pf.  St.  (ohne  Schottland,  wo  die  Steuer  aber 
auch,  ebenso  wie  bis  1823  in  Irland,  bestand).  Nach  dem  Kriege  erfolgten  Erleich- 
terungen in  gewissen  Fällen  für  landwirtschaftliche  und  einzelne  andere  gewerbliche 
Pferde,  1821  die  Aufhebung  für  erstcre,  mit  in  Kü<  ksicht  auf  die  Notlage  der  Land- 
wirtschaft, auch  auf  die  principielle  Bedenklichkeit  solcher  „Wcrkzeugbostcuorung" 
und  auf  die  ungleiche  Belastung  der  einzelnen  Wirtschaften  nach  Maassgabe  ihrer 
Culturarten  (Dowell  III,  25S).  1823  wurde  die  Steuer  im  Allgemeinen  (nicht  ganz 
genau  und  gleichmiissig)  auf  die  Hälfte  ermässigt.  unter  Beibehaltung  der  Tarifprin- 
eipicu.  Die  Gladstonc 'sehe  Keform  von  1853  erstreckte  sich  auch  auf  diese  Steuer, 
vereinfachte  und  ermässigte  den  Tarif,  verlicss  die  Progressivstcuer  uud  stellte  im 
Wesentlichen  für  vier  Gattungen  Pferde  (excl.  Kennpferde  s.  u.)  vier  feste 
Stück sätze  auf  (21  sh.  jedes  Reit-  und  Wagenpferd  von  über  13  Faust  Höhe, 
107a  sh.  für  kleinere  (Ponies),  denselben  Satz  für  Pferde  zum  Gewerbebetrieb,  57<  sh. 
für  jeden  Pony  in  diesem),  mit  bestimmten  Befreiungen  in  gewissem  Umfang  für  ein- 
zelne Berufsstände  (.Geistliche,  Aerzte,  Farmer,  Hirten  u.  a.  in.)  und  allgemein  fur  die 
Pferdo  von  (damals  eigenen  Transportstcuern  unterworfenen,  s.  o.  121)  Stadt- 
droschkeu,  Landkutschen,  fur  im  Besitz  der  Pferdevcrleiher  u.  s.  w.  befindliche  Pferde. 
Der  Ertrag  wurde  von  diesen  Aeuderungen  nicht  wesentlich  berührt.  Im  Jahre  1860 
wurde  bei  der  Umwandlung  der  Steuer  in  Acciseliccuz  der  Tarif  im  Wesentlichen 
auf  den  Einheitsstücksatz  von  107a  bn«  l1-  P^rd  vereinfacht,  was  eino  auf  50  bis 
«0,000  Pf.  geschätzte  Eiubosse  bedang.  1874  erfolgte  dann  aber  im  Interesse 
dor  Pferdezucht  die  Aufhebung  der  Steuer,  mit  oinein  Verlust  (incl.  c.  0000  Pf. 
für  Kennpforde)  von  c.  480,000  Pf.  St.  —  Die  Steuer  auf  Kennpferde  (Vocke 
S.  471,  Dowell  HI,  262—267)  bestand  eine  Zeitlaug  (bis  1^5)  in  der  doppelten 
Form  als  Thoil  der  Pferdesteuer,  zu  deren  Satz  und  (seit  1784)  als  Steuer  am 
Kennplatze  für  jedos  am  Kennen  betheil  igte  Pferd,  entzog  sich  aber  in  letz- 
terer Form  vielfach  der  Erhebung.  1835  trat  au  Stelle  beider  eine  einzige  Steuer 
zu  dem  (das  Maximum  des  progressiven  Pfordcstcucrsatzcs  noch  übertreffenden)  Satze 
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ron  3'/9  Ff.  Nach  neuen  Experimenten  mit  der  ErhebuDgsart  t,lS50  kurze  Zeit  wieder 
am  Kcnnplatze  selbst)  fiel  die  Steuer  mit  der  Pl'erdesteuer  aus  den  nämlichen  Gründen 
wie  diese.  1ST4. 

3.  Bedientensteuer  (Vocke  S.  473—474,  Dowell  III.  213—251).  Dies« 
ebenfalls  nach  progressiven  Sätzen  gemäss  der  Anzahl  der  Bedienten  Einer  Herr- 
schaft (bis  11  steigender  Satz)  erhobene,  in  höheren  Sätzen  unverheirathetc  Herren 
treffende,  im  Kriege  erhöhte  und  auf  mancherlei,  nicht  zu  den  häuslichen  „Bedienten** 
im  eigentlichen  Sinne  gehörendes  gewerbliches  Hilfspersonal  ausgedehnte  Steuer  sing 
mit  einem  Ertrage  von  5—600,000  Pf.  St.  in  die  Friedensperiode  hinüber.  1823 
wurden  auch  hier  die  Sätze  auf  die  Hälfte  herabgesetzt.  l^'A'S — 31  viele  Kategorieeu 
„Bediente4*  u.  s.  w.  befreit  1853  erfolgte  die  Vereinfachung  durch  Ersetzung  der  Pro- 
Kressivsätzc  und  der  Zuschläge  für  unverheirathete  Herren  mittelst  eines  zweistufigen 
Stucksatzes  Um  Wesentlichen  uach  dem  Alter  unterschiedene  Diener,  lSjähr.  und 
ältere  21  sh..  jüngere  und  einige  ihnen  gleichgestellte  10'/*  sh  i.  Der  Ertrag,  damals  etwas 
über  200.000  Pf.,  wurde  nicht  erheblieh  verändert.  Die  Keform  von  1860  fahrte 
danu  den  Einheitssatz  von  15  sh.  für  jeden  „männlichen  Dienstboten'1  :inale  servant) 
herbei.  Einige  Schwierigkeiten  macht  die  gesetzliche  Definition  dieses  „steuerpflich- 
tigen Ubjectv*  J)owell  III,  250),  in  dessen  Mannichfaltigkeiten  sich  britischer  Luxus 
abspiegelt.  1873  sind,  Zwoifcln  gegenüber,  alle  ausschliesslich  im  Hotel  oder  in  (Jast-, 
Speise-,  Schankwirthschaft  beschäftigten  Personen  .-.teuerfrei  geworden. 

4  und  5.  Von  zwei  anderen,  die  erste  neuerdings  besonders  mit  altvaterischem 
Bedientenluxus,  die  zweit«  zum  Theil  mit  dem  E<iuipag«nluxus  zusammenhängenden 
seltsamen  „Luxu»steuern"  ist  die  mit  dem  Modewcchsel  fast  ganz  uneinträglich  ge- 
wordene Haarpudersteuer  bei  der  Keform  von  1800  endlich  aufgehoben  worden 
is.  o.  S.  ISO.  Vocke  S.  474,  Dowell  III,  288—202,  Einbusae  ca.  005  Pf.,  Steuer- 
!»atz  1  Pf.  3'  t  sh.);  die  andere,  die  Steuer  auf  Wappe  nfuhrung  ist  dagegeu  ge- 
blieben (Vocko  S.  472.  Dowell  HI,  310—317).  Die  Steuer  war  in  erhöhten  Sätzen 
nach  den  eigeuthumlicheu  alteren  Veranlagungsprincipicn  mit  einem  Ertrag  von 
42.000  Pf.  St.  in  die  Friedensperiode  hinübergegangen.  Die  Steuer  stufte  sich  nach 
3  Sätzen  ab,  am  höchsten  war  sie  für  die  Wageusteuerpflichtigen,  2  Pf.  S  sh.,  wobei 
es  seit  I SOI  einerlei  war,  ob  der  Wagen  selbst  mit  dem  Wappen  versehen  war  oder 
nicht;  früher  war  Ersteres  das  Merkmal  der  Steuerpflicht;  den  mittleren  Satz  zahlten 
die  Thür-  und  Fenstersteuerpflichtigen ,  21  sh. ,  den  niedrigsten  (12  sh/)  die  übrigen 
steuerpflichtigen  Wappen  führor  (spec.  die  an  ihren  Gegenständen,  auch  an  ihren  Be- 
dienten Wappen  anbringenden  Personen).  Die  Steuer  war  so  eine  Ergänzung  der 
genannten  anderen  directen  Steuern  und  eine  Art  Adels-,  aber  auch  Eitelkeits- 
steuer, da  nicht  beim  Heroldsamt  registrirt«  (Adels-) Wappen  auch  steuerpflichtig 
waren.  1853  erfolgte  die  Vereinfachung  auf  2  Sätze  (für  Personen,  welche  für  vier- 
rädrige, zwei-  und  inehrspäuuigc  Wagen  zahlten  und  für  andere  Personen),  1 SG9  die 
Umänderung  in  eine  zweistufige  Steuer  für  Wappen  am  Wageti  und  fur  auf  andere 
Weise  Kefübrte  W  appen,  was  eine  kleiue  Ertragserhöhung  vou  ca.  60,000  auf  76  bia 
78.000  Pf.  herbeigeführt  hat.  Zu  Zweifeln  gab  der  Begritf  „Wappen"  (armorial 
eusigu),  namentlich  bei  dem  zweiteu  steuerpflichtigen  Fall  Anlass.  Die  ganze  Steuer 
erscheint  überlebt  und  höchstens  in  der  Verbindung  mit  Wagensteueru  und  allenfalls 
mit  „Adelstitelsteuern-'  haltbar. 

«.  Hundesteuer  (Vocke  S.  474.  Dowell  III,  203— 304).  Sic  ist  in  (Jross- 
brilaunien,  im  Unterschied  vom  Continent,  Wo  sie  häufig  (übrigens  auch  nicht  immer) 
Coiuinuualstcuer  ist,  Staats  Steuer.  Ihre  Entstehung  wie  Entwicklung  ist  wesentlich 
von  ..hundepolizeilichen*4,  sanitären  u.  dgl.  Kucksichten  beeinflusst  worden.  1700  ein- 
geführt hat  dio  Steuer  im  Satze  Unterschiede  nach  Art  der  Hunde  (greyhound.s, 
Jagd-  und  andere  Hunde),  nach  der  Zahl  der  Hunde  Eines  Besitzers  gehabt  und 
mehrfach  Veränderungen  erfahren.  Thcilweise,  so  in  dem  Satzo  für  dio  Koppel 
Hunde  (36  Pf.  St.)  und  in  dem  höheren  Satze  für  greyhounds  (1  Pf.  St.)  und  Jagd- 
hunde und  für  „mehr  als  l44  Hund  (14  sh.  p.  Stuck,  gegen  8  sh.  für  Einen  Nicht- 
Jagdhund  eines  Besitzers)  hatte  die  Steuer  einen  Luxussteuercharacter.  Wegen 
„Armoth*4  konnte  Steuerfreiheit  beansprucht  werden.  Junge  Hunde  (unter  6  Monat) 
warou  frei.  Mit  einem  Ertrag  von  160,000  Pf.  St.  in  (irossbritaunieu  ging  sio  in  die 
Friedensperiode  über.  Kleine  Farmer  wurden  1S24,  alle  Farmer  1834  für  Hirtcn- 
hundc  von  der  Hundesteuer  befreit.   Im  Jahre  1853  wurden,  wie  bei  den  anderen 
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..assessed  faxet?1  die  Unterscheidungssätze  l>eseitigt,  ein  gegen  den  bisherigen  niedrig- 
sten Satz  (92/s  sh.)  erhöhter  Einheitssatz  (12  sh.)  eingeführt,  die  Befreiung  wegen 
„Armuth"  aber  aufgehoben  und  Hunde  zur  Aufsicht  und  zum  Treiben  von  Vieh  all- 
gemein befreit.  Der  Ertrag  stieg,  aber  irgend  gelingend  durchgeführt  wurde  dk 
Steuer  in  der  alten  Erhebungsforni  nicht.  Erst  der  Ueb ergang  zum  Liccui- 
s y stem,  wonach  mit  dem  Erwerb  des  Hundes  dessen  Besitzer  steuerpflichtig  wird,  und 
die  Ermässigung  des  Steuersatzes  auf  5  sh.,  sowie  die  Aufhebung  aller  Be- 
freiungen, mit  Ausnahme  der  für  junge  Hunde,  hat  zur  möglichst  umfassenden  wirk- 
lichen Besteuerung  der  Hunde  geführt:  1800  auf  1807  ist  die  Zahl  der  besteuertcu 
Hunde  von  394,837  aaf  828,341  ,  der  Ertrag,  trotz  der  Ermässigung  der  Steuer  auf 
unter  die  Hälfte,  so  auch  bald  wieder  auf  seine  Höhe  vor  der  lieform  gestiegen. 
Das  neue  System  der  Erhebung  gestattete  daun  auch  187S  ohne  Bedenken  eiuo  Wieder- 
erhöhung des  Steuersatzes  auf  7'/j  sh. ,  wobei  aber  Schäferhunde,  in  gewisser  Be- 
schränkung (im  Verhältuiss  zur  Zahl  der  Schafe,  Maximum  S)  wioder  befreit  wurden. 
Die  Zahl  der  besteuerten  Hunde  ist  übrigens  seitdem  nicht  unerheblich  gcsuukeii 
(1&70  1.374,  1885  0.915  Mill.  Hunde,  in  beiden  Jahren  mit  genau  dem  gleichen 
Steuerertrag ,  313,000  Pf.  SO.  —  In  Irland  ist  die  Staatssteuer  soit  1823  aufge- 
hoben, aber  aus  „hundepolizcUichen"  Gründen  eine  Local abgäbe  vou  2  sh.  p.  Hund 
1S65  wieder  eingeführt  wordeu. 

7.  Jagdlirenzen  (Vocko  S.  252,  Dowell  III,  208— 2S0).  Die  Abgabe, 
17S4  von  Pitt  eingeführt,  steht  mit  dem  eigentümlichen  englischen  Jagdrecht  in 
geschichtlichem  Zusammenhang,  speciell  mit  den  Anforderungen,  welche  in  letzterem 
an  die  das  Hecht,  „Wild  zu  tödten"  beanspruchenden  Personen  gestellt  wurden.  Die 
Zahl  dieser  Personen  war  hiernach  eine  beschränkte  (im  Allgemeinen  Laudeigentbümcr 
von  über  100  Pf.  St.  Jahresrente),  so  dass  das  Jagdrecht  als  eine  Art  Privileg  er- 
schien. So  wurde  es  mit  einer  luxussteuerartigeu  Jahressteuer  bolegt  iu  der  Form, 
dass  der  betreffende  Jäger  seinen  Namen  und  Jagdplatz  beim  Friedensrichter  einregi- 
striren  und  darüber  ein  Certifieat  (Jagdschein)  erlangen  musste.  Dies  unterlag  einem 
Stempel  (zuerst  von  42  sh.,  später  höher).  Ebenso  mussten  Wildheger  besonders 
einregistrirt  werden  und  Steuer  zahlen  (anfangs  lO^  sh.).  Zur  besseren  Sicherung 
der  Abgabe  wurde  schon  17S5  die  Pflicht  zur  Kegistriruug  und  Entnahme  von  Jagd- 
scheinen allgemein  für  alle  Personen,  welche  mit  Hunden  oder  Wallen  Wild  fangen 
oder  tödten  wollen,  ausgedehnt.  Im  Kriege  erfolgte  eine  Erhöhung  der  Sätze,  auch 
mit  der  Uebcrtragung  der  Abgabe  vom  Stempel weseu  zu  den  „assessed  taxes"  eine 
Aenderung  des  Verfahrens  bei  der  Ausstellung  der  Jagdscheine  und  bei  der  Steuer- 
erhebung (1808).  Am  Ende  des  Kriegs  war  die  Steuer  3  Pf.  13'/s  sh.  und  für  Wild- 
heger, wenn  für  sie  gleichzeitig  die  Bedientensteuer  zu  zahlen  war,  25  sh.  Ertrag  in 
Großbritannien  1815  132,000  Pf.  Seit  1840  war  der  Steuersatz  4  Pf.  0  sh.  10  d„ 
für  Heger  1  Pf.  7V2  sh.  Schon  1800  erfolgte  hier  die  Uebertragung  der  Steuer  zu 
den  Acciseliccnzen.  Zugleich  wurden  Jagdscheine  zu  ermässigten  Sätzeu  für  T  Ii  eile 
eines  Jahres  gestattet,  mit  um  Umgehungen  zu  verhüten,  eine  später  noch  weiter 
durchgeführte  Einrichtung  (1883),  die  den  Steuerertrag  herabdrückte.  Eine  Eigcu- 
thümlichkcit  besteht  darin,  dass  die  Jagdscheine  für  das  (iebict  de's  ganzen 
Staats  (seit  1827  incl.  Irland)  gelten.  Iu  Irland  bestehen  jetzt  dieselben  Steuersätze, 
nur  dass  Wildheger,  weil  die  Bedientensteuer  hier  fehlt,  einen  höheren  Satz  tragen. 

8.  Zum  Verkauf  von  Wild  (mit  gewissen  Ausnahmen)  ist  ebenfalls  eine 
Acciselicenz  zu  entnehmen,  welche  nur  an  Pereoneu  mit  friedensrichterlicher  Licenz 
zum  Wildverkauf  ertheilt  wird  (Dowell  in,  280). 

9.  Schusswaffensteuer  (Dowell  III,  281 — 287):  die  einzige  neue  derartige 
Steuer.  Sie  verdankt  ihre  Entstehung  im  Jahre  1870  mancherlei  Missständon  in  Bezug 
auf  den  Gebrauch  von  Schiesswafl'en ,  übermässiger  Verfolgung  der  Vögel  u.  dgl.  iß- 
Sic  umfasst  Schusswallen  jeder  Art  (auch  Pistolen),  die  ausserhalb  des  eigenen  Wohn- 
hauses und  Hofes  gebraucht  werden,  mit  gewissen  Ausnahmen.  Jede  betreffende  Per- 
son muss  eine  Jahrcsliccnz  zu  10  sh.  nehmen.  Steuer-  und  Polizeibeamte  haben  für 
britische  Verhältnisse  ziemlich  weitgehende  Controlbefugnisse  (Gun  License  Act,  1870. 
33  und  31  Viel.  c.  57). 

Uebcrsicht  über  den  Steuersatz,  die  Anzahl  und  deu  Ertrag  der  gegen- 
wärtig bestehenden  Liccnzeu  dieses  Steuergebiots.  für  1885/S6,  nach  dem  Revcnuc- 
lleturu  für  1885/80  und  29.  Kep.  of  inl.  rev.  p.  10. 


Digitized  by  Google 


Ucbecsicht  der  directen  Gebrauchsstcuern. 


345 


1.  Wage  11  Steuer. 


Steuersatz. 
Pf.  sh.  d. 


Anzahl. 


Ertrag. 
Pf.  St. 


b. 


2. 
3. 


Ii. 


Ganzjährig. 

«.  Droschken  (Mict)i-)  

,-{.  Alle  andern  Wagen. 

4rädrig,  im  Gew.  von  mindestens  4  Centn, 
mit  weniger  als  4  Kadern,  oder  4 r ädrig, 
aber  weniger  als  4  Centn,  wiegend  . 
Für  die  Zeit  vom  1.  Ott.  bis  31.  Der. 

a.  Droochken  (Mieth-)  

t-i.  Alle  andern  Wagen. 

4rädrig,  wie  oben  

andere,  wie  oben  

zusammen:  Wageusteuer  

:  dien  teil  Steuer  

Wappen  steiler,  nämlich 

a.  KUr  Wappen  am  Wagen  

b.  Anderweit  gebraucht  

Summe  1—3:  sogen,  directe  Luxussteuern 

(establishmont  liceubcv  

4.  Hundesteuer  

5.  Jagdscheinsteuer  (liconsts  „to  kill  ganie"'). 

a.  Kur  das  ganze  Jahr   

b.  Tür  ti  Monate  

c.  Gelegentlich,  für  14  Tage  im  Zusammen- 
hang  *  . 

(I.  Wildheger  (Grossbritaunicn),  ganzjährig  . 
(Irland  3,  halbjährlich  2  Pf.) 

\\  ild ha ndc  1  Steuer  

Seh  usswa  Ifen  Steuer,  für  jede  Per  sou  . 

Summa  1 — 7  

Pur  1815  wird  der  Ertrag  dieser  Steuern,  v 
Irland  galten,  auf  2.7— 2. 8  Mill.  Pf.,  also  auf  etwa  doppelt  ho  hoch  als  jetzt,  zu  ver- 
anschlagen sein,  wovon  fast  die  Hälfte  auf  die  aufgehobene  Pferdesteuer  kam.  Der 
Ertrag  der  anderen  wäre  demnach  annähernd  gleichgeblieben .  hat  sieh  aber  unter 
den  einzelnen  Gliedern  verschoben.  Einige  Posten  der  lebersicht  haben  immerhin 
etwas  Gcwcrbesteuerartigcs,  ähnlich  wie  die  übrigen  Licenzen. 

Die  Erhebungskosten  dieser  wie  der  übrigen  iu  §.  IIb  und  in  §.  153.  151 
behandelten  Licenzen  der  Acciscvcrwaltuug  möchten  nach  der  sehr  grossen  Zahl  der 
einzelnen  Licenzen  und  der  kleinen  Durchschtiiitsciunahinc  für  jede  (JSS5/80  2,582.704 
Licenzen  mit  3,583,104  Pf.  Eilrag,  also  ca.  1.4  Pf.  St.  p.  Stück)  nicht  ganz  unbe- 
trächtlich sein.  Denn  viel  Verwaltungs-,  Control-,  Venvchuungs-,  Cassenarbcit  läuft 
unter.  Aber  eine  spociclle  Ausscheidung  dieser  Kosten  von  denen  der  Inlands- 
Bestcuerung  überhaupt  scheint  nicht  zu  erfolgen  und  ist  genau  auch  wohl  kaum  nniglich. 


7. 
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542,380 
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41,05S 
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015,401 

343,310 
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00,571 

178,403 

2 

3,452 

0.004 

10 

1 73,552 

80.770 

1,800,307 

1.37I.S13 

denen  Nr. 

1 — 4  damals  auch  in 

II.  Localstcuern. 


S.  oben  §.  70,  auch  §.  107  S.  232.  Ueber  das  „Finanzwesen  der  britischen 
Selbstverwaltung"  ist  schon  in  B.  I  (3.  Aufl.»  §.  53  zusammenhängend  gehandelt 
worden,  wobei  das  Commuiialstcuersystein  boreits  kurz  characterisirt  wurde.  S.  bes. 
I,  III  (f.  Eb.  auch  die  bezugliche  Literatur.  Zu  den  dort  genannten  Schriften  ist 
noch  hiuzuzufügcu:  v.  Keitzcn stein ,  communalcs  Finanzwesen  in  der  2.  Aufl.  des 
Schönbergschen  Haudb.  der  polit.  Oekon.  III,  508  II".,  010  11'.  (in eist,  engl.  Vcr- 
waltungsrceht,  3.  Aufl.  II,  §.  88.    Aschrott,  das  engl.  Armcuwesen,  Leipzig  1886. 

Das  britische  Localsteucrsystetu  (local  taxation)  ist  auch  in  seiner  heutigen  Ge- 
staltung nur  historisch  und  nur  im  Zusammenhang  mit  der  ganzen  geschichtlichen 
Entwicklung  und  heutigeu  Verfassung  dor  Localverwaltung ,  des  local on  „Sclf- 
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gov eminent"  völlig  verständlich.  Darauf  it>t  aber  in  der  Hauptsache  nicht  in  der 
Finanzwissenschaft  und,  soweit  es  hier  hinein  gehört,  nicht  an  dieser  Stelle  einzugehen. 
Ks  inuss  genügen,  auf  die  kurze  Uebersicht  des  Gegenstands  im  1.  Baude  (3.  A.)  §•  53 
zu  verweisen.  Die  Einrichtung  der  Locaivcrwaltiuig  ist  im  Cebrigen  hier  als  bekannt 
vorauszusetzen.  Die  grossen  Werke  (in  eist 's  bieten  alle  erforderliche  Belehrung,  die 
Skiz/en  vou  Emst  Meier  in  v.  Holtzeudorü's  Kechtsencyelopädie  und  von  Georg 
Meyer  im  Schöuberg'schen  Ilaudbuche  geben  gute  knappe  Darstellungen  dieser  Local- 
verwaltung. 

Hier  ist  bloss  die  Localbesteucrung  für  sich  vom  Staudpunct  der  Steuer- 
technik und  Steuerverwaltung  aus  darzustellen  und  zu  beurtheileu,  im  Kähmen 
der  Aufgaben,  welche  für  die  „specielle  Steuerlohre"  zu  stellen  siud  (o.  §.  1  11.)  und 
in  diesen  Abschnitten  über  das  concreto  Steuerrecht  einzelner  Staaten  zu  lösou  gesucht 
werden. 

Die  Special literatur  auch  für  diese  Seite  der  Localbcstouoruug  s.  bot»,  bei 
(in eist,  namentlich  im  Werke  über  das  brit.  „Sclfgovcrnmont" ;  dann  bei  A Sch- 
rott,  dessen  umfassendes  Werk  Uber  englisches  Armonwescu  zugleich  die  neueste 
gründliche  Bearbeitung  dieses  immer  noch  besonders  wichtigen  Thcils  der  Localvor- 
waltuug  ist.  Haup(«|uelle  für  die  Materialien  sind  die  älteren  und  neueren  Reports 
über  Localstcucrn,  Annensteuer  u.  s.  w.  Bes.  der  grosse  vom  Armenamt  (poor  law 
commissioners)  erstattete  Kep.  ou  local  taxation,  3  vol.  1843 — 44,  Auszug  daraus  184G 
unter  d.  T.  „the  local  taxes".  Ferner  der  Kep.  of  Lord's  Coiuinittec  on  the  laws 
relating  parochial  assossmeuts,  1850.  Dann  Kcp.  on  local  taxation  von  1870. 
(löschen 's,  damals  Präsident  des  Armeuamts,  Bericht  an  das  Schatzamt  vou  1870 
[bau.  über  das  Anwachsen  dor  Localbesteucrung,  mit  dem  —  in  den  Ergebnissen 
nicht  ganz  sicheren  —  Versuch  einer  statistischen  Vergleichung  der  GcsainmtbclastunB 
des  Kcal-  und  des  beweglichen  Vermögens,  bez.  Einkommens  durch  die  Staats-  und 
Localbesteucrung;  in  den  Beilagen  auch  mit  —  noch  weniger  zweifellosen  —  Ver- 
gleichen der  Staats-  und  Local  beste  u  er  uug  verschiedener  contineutalcr  Lander),  Meiches 
.statistisches  Material,  mit  allem  Detail,  in  den  Annual  local  taxation  relurns  (benutzt 
für  das  Folgeudo  wurde  besonders  der  für  1>83/M):  Hauptdaten  auch  im  Statist, 
abstract  (N.  33  für  1871  — s5  p.  34,  mit  KückbUckonU  Specicll  über  die  Local- 
besteuorung:  Gncist,  Selfgovernment,  3.  A.  von  1871  §.  17—25  (Coininunal- 
steuersystem,  S.  ll(i-  KiO),  §.  US,  9'J  (Steuereinschätzung  und  Erhebung  der  Armen- 
ateuer  u.  s.  w.);  ders. ,  engl.  Verwaltuugsr.  3.  A.  II,  §.88  (nur  Ueberblick).  (incist 
ist  wohl  zu  unbedingt  Anhänger  des  brit.  Localsteucrprincips  (ausschliessliche  Bu- 
steuerung des  sichtbaren,  Ertrag  gebenden  Kealbesitzcs) ,  berücksichtigt  die  ernsten 
Bedenken,  welche  dies  Priucip  selbst  in  Grossbritannien  hat,  wo  ihm  dio  geschicht- 
liche Entwicklung  zur  Seite  steht,  und  die  mancherlei  neueren  practischen  und  theo- 
retischen Angriffe  auf  das  Priucip  auch  jenseit  des  Canals  nicht  ausreichend,  und  geht 
wohl  vollends  viel  zu  weit,  dies  in  dortigen  Verhältnissen  selbst  jetzt  noch  relativ  be- 
rechtigte, jedenfalls  erklärliche  Priucip  zu  einem  „allgemeinen"  Priucip  der  Coin- 
munalbesteuerung  zu  erheben,  worin  sich  Gncist  mit  gewissen  frcihäudlerischen 
Doctrinären  berührt.  S.  darüber  und  dagegen  schon  Fin.  I,  3.  A.  S.  113  und  unten 
§.  Dil;  ferner  im  Unterschied  zu  dieser  Auffassung  Gneist's  u.  A.  schon  Bödiker, 
Communalbestcucrung  in  England  und  Wales,  Berlin  1873,  und  auch  Aschrott, 
a.  a.  0.,  in  Abschn.  2,  Cap.  3.  mit  klarer,  übersichtlicher  und  doch  ziemlich  ins  Ein- 
zelne gehender  Darstellung  der  Hauptpuncto  der  Gesetzgebung,  des  Verwaltungsrechts 
und  der  Technik  der  Armensteuer,  S.  209—232;  dasolbst  §.  3  S.  221  die  Kritik  des 
Steuerprincips  der  poor  rate,  die  ich  im  Ergobniss  für  richtig  halte,  mit  der  ich 
aber  im  Einzelnen  nicht  ganz  übereinstimme,  namentlich  bleibt  ein  Haupteinwand  von 
Aschrott  ganz  unberührt:  die  ungleiche  Quote  der  Ausgabe  für  Wohnung  nach  der  Ein- 
kommenhöhe (s.  u.). —  Ueber  das  Veranlagungsverfahren  (Einschätzung)  s.  auch 
«incist  und  Aschrott  (a.  a.  0.  S.  227  11'.),  woselbst  weitere  Spcciallitcratur.  Die 
Nachscblagcbucher  über  die  Functionen  der  Friedensrichter  (so  bes.  das  verbreitetstc 
von  Burn,  justice  of  the  peace,  in  zahlreichen  Aullagen)  geben  das  Genauere;  desgl. 
dio  Commentare  zu  einzelnen  der  wichtigeren  neueren  Gesetze  (».  Note  in  Aschrott 
S.  227).  —  Do  well  behandelt  die  Localbesteucrung  nicht  mit,  Vockc  nur  in  aller 
Kürze  'S.  (»37— G42).  Wcrthvoll  von  etwas  alteren  deutschen  Arbeiten  noch:  Krics, 
Gemeindesteuern  in  England,  Tüb.  Ztschr.  1855.  —  S.  auch  Bulletin  1878,  I.  370 
(Erfolg  des  Gesetzes  von  187-1),  1881,  I,  425,  18S2  II,  152,  1SS5  I,  351  (Statistik. 
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1882  II,  364  ff.  (Hafonabgaben) ,  1886  I,  667  (neueste  Keforintendeiizcn ,  auch  im 
Parlament,  mit  Statistik  S.  672). 

Dio  britische  Communalsteucrgosotzgobung  ist  nicht  eodificirt.  Eine  Motive 
ältere  und  neuere  Gesetze  gelten  noch  neben  einander,  bisweilen  so,  dass  nur  einzelne 
Bestimmungen  der  altereu  durch  ein  neueres  Gesetz  abgeändert  wordou  sind.  Es  ist 
weder  möglich  noch  nothwendig.  auf  diese  einzelnen  Gesetze  hier  einzugehen  oder 
sie  auch  nur  hier  spccicll  anzuführen.  S.  das  Wichtigere  davon  bei  (iueist,  auch, 
noch  detaillirter,  bei  Aschrott.  Altes  Hauptgesetz  für  die  Armensteuer  (poor 
rate),  dem  geschichtlichen  Ausgangspuuct  der  gesammteu  ulirocten)  Localbesteucrung, 
aus  deren  Ertragen  auch  andere  Ausgäbet!  mit  bestritten  oder  nach  deren  Grundsätzen 
—  wenigstens  im  Wesentlichen  —  die  übrigen  Localsteuern  veraulagt  werden,  ist  das 
lierühmte  Gesetz  der  Elisabeth,  43  Eliz.  c.  2,  bes.  sect.  1  <100l).  Auf  der  durch  dies 
Gesetz  gegebenen  Grundlage  beruht  die  Localbcstcucrung  in  der  Hauptsache  noch 
gegenwärtig.  Durch  authentische  Interpretation,  durch  die  Judicatur  der  compclcuten 
Gerichtshöfe  und  durch  spätere  Gesetze  ist  nur  die  rechtliche  Bedeutung  des  leitenden 
Hauptgrundsatzes  der  Besteuerung  in  jenem  Gosetzo  gegen  Zweifel  genauer  festgestellt 
worden.  Ebenso  haben  dann  spätere  Gesetze  noch  andere  Ausgaben  auf  den  Ertrag 
der  Armenstcuer  angewiesen  und  für  andere  Localsteuern  dasselbe  Steuerprincip  wie 
in  der  Armensteuer,  eventuell  mit  kleinen  Abweichungen,  festgesetzt.  Von  neueren 
Gesetzen  sind  etwa  hervorzuheben:  3  und  4  Vict.  c.  SU  von  1840  (Zweifel  behebende 
gesetzliche  Begrenzung  des  Stcuerobjects  der  Armensteuer,  Ausschluss  der  Besteuerung 
von  Haudels-  und  Gewcrbckapital ,  Aschrott  S.  218);  Union  assessment  committee 
Act  von  1862,  25  und  26  Vict.  c.  103  (Gucist,  Selfgovernin.  S.  568,  574,  Asch- 
rott S.  93)  nebst  Union  assessment  Act  von  1S80,  43  und  44  Vict.  c.  7  (Aschrott 
S.  117);  Kating  act  von  1874,  37  und  38  Vict.  c.  581  (Aschrott  S.  218,  eb.  116, 
Bulletin  1878  I,  370);  Regelung  des  Systems  des  Compounding  the  rates  (Besteuerung 
des  EigcuthUmers  an  Stelle  kleiner  oecupiers)  durch  Ges.  von  1  .  32  u.  33  Vict. 
c.  41  nebst  mehreren  Nachträgen  (Gnoist,  Selfgovem.  S.  146,  577  H. ,  Aschrott 
S.  116,  220 >.  Dio  Anzahl  aller  bezüglichen  Gesetze  ist  gross,  die  Einzelbestimniungen 
sind  kaum  übersehbar  und  können  nur  iu  ausführlichen  monographischen  Bearbeitungen 
des  Gegenstands  behandelt  wurden.  Selbst  Gneis t's  umfassende  Darstellung  im 
„Selfgovernment"  a.  a.  0.  erschöpft  das  Detail  noch  bei  Weitem  uicht.  Asch  rot  t's 
fleissige  und  sorgfältigo  Arbeit  (450  S.)  zeigt,  welche  Aufgaben  hier  fur  den  Specia- 
listen  vorliegen.  Allerdings  behandelt  er  den  Gegenstand  als  Thcil  des  Yerwaltuugs- 
rechts  uud  beschränkt  sich  nicht  auf  die  Armensteuer,  sondern  erörtert  das  ge- 
sammte  Armenrecht.  Aber  die  Fragen,  welche  sich  auf  diese  Steuer  beziehen,  hängen 
mit  dem  ganzen  Armen  -  Verwaltungsrecht  eben  doch  euge  zusammen,  gerade  bei 
«lern  „Zwecksteu ersystem"  Englands.  Bei  den  Übrigen  Verwendungszwecken  der 
Armensteucr  und  bei  den  sonstigen  britischen  Localsteuern  wurde  es  sich  gleichfalls 
um  umfassende  Aufgaben  für  die  wissenschaftliche  monographische  Behandlung  des 
Gegenstands  handeln. 

Möglichste  Beschränkung  der  Darstellung  uud  Beurtheilung  ist  dagegen  hier 
unsere  Aufgabe. 

§.  157.  —  1.  System  und  Grundsätze  der  Localbe- 
steucrung. Das  altgcscbichtlichc  und  bisher  festgehaltene  System 
der  britisch -irischen  Local-  oder  (i.  w.  S.)  Communalbestcucrting 
und  das  Verhältniss  zwischen  Staats-  und  Communalbcstcucrung 
beruht  auf  folgenden  drei  einfachen  Grundsätzen ,  welche  auf  dem 
Contincnt  (in  West-  und  Mitteleuropa)  theils  fehlen,  theils  wenig- 
stens nicht  so  streng  folgerichtig,  zumal  in  früherer  Zeit,  entwickelt 
worden  sind. 

a)  Zunächst  ist  die  Grundlage  der  Localbcsteucrung  (in  Kirch- 
spiel, Stadt,  Grafschaft,  Verband)  von  Alters  her  das  Staats- 
gesetz, und  zwar  in  Bezug  auf  die  vorgeschriebenen  oder 
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zulässigen  Aufgaben  des  betreffenden  Communalkörpers,  für 
deren  Ausführung,  bez.  Kostendeckung  allein  Localsteuern  gesetz- 
lich erhoben  werden  dürfen,  also  dein  zu  Besteuernden  gegenüber 
allein  rechtmässig  sind  (Fin.  1,  3.  A.  §.  51). 

b)  Sod au n  werden  als  Localsteuern  nur  bestimmte  gc setz- 
liehe Steuern  für  bestimmte  vorgeschriebene  oder  zulässige 
Zwecke  gestattet  oder  m.  a.  W.  die  Localsteuern  sind  nicht, 
wie  meistens  auf  dem  Contincnt,  wie  ferner  die  Staats  steuern  jetzt 
wenigstens  fast  allgemein  —  und  zwar  im  Wesentlichen  auch  in  Gross 
britanuien  —  allgemeine  Steuern  für  allgemeine  („etatmässige") 
Localausgabcu  Uberhaupt,  sondern  für  concret  bestimmte  Spe- 
c  i  a  I  z  w  c c  k  c ,  daher  „  Z  w  c  e  k  s  t  c  u  c  rn  "  im  Charactcr  des  älteren 
Stcucrwescns  des  Feudal-  und  ständischen  Patrimonialstaats  und  zum 
Theil  noch  des  absolutistischen  Staats  des  vorigen  Jahrhunderts,  sowie 
im  Character  des  älteren  (spätmittclalterlichcn)  städtischen  Steucr- 
wesens  (Fin.  1, 3.  A.  S.  111).  Dieser  Grundsatz  bedingt  auch  noch  jetzt 
einige  Eigentümlichkeiten  der  Steucrverwaltung  und  Technik  iu 
Bezug  auf  Veranlagung,  Erhebung,  Verrechnung  der  Localsteuern. 
Uebcrtragungen  zwischen  verschiedenen  Steuern,  ihren  Erträgen 
und  Verwendungszwecken  sind  im  Allgemeinen  unzulässig.  Das 
Gleiche  gilt  von  den  Jahrcscrträgcn  und  Jahrcslasten :  jeder  Jahrcs- 
bedarf  ist,  von  der  auch  gesetzlich  geregelten  Zulässigkcit  von 
Anleihen  abgesehen,  durch  Steuern  (bez.  sonstige  ordentliche 
Einnahmen)  desselben  Jahres  zu  decken. 

c)  Ein  dritter  besonders  wichtiger  und  folgenreicher  Grund- 
satz, der  vornehmlich  den  Unterschied  zwischen  der  britischen  und 
der  contincntalen  Besteuerung  bildet,  ist  der,  im  Wesentlichen 
ausschliessliche,  Vorbehalt  bestimmter  Stcucrgat- 
tungen  und  der  dazu  gehörigen  Einzclsteucm  einerseits 
für  die  Staats-,  anderseits  für  die  Local  besteucrung.  Jener 
sind  die  Zölle  (jetzt  Einfuhrzölle)  und  Ac eisen  nebst  den  Licenz- 
stcuern,  die  persönlichen  Su  bjectstcuern  (jetzt  die  Ein- 
kommensteuer), etwaige  allgemeine  Vermögens-  und 
Grundsteuern  (jetzt  die  alte  Landtaxe  und  die  Jläuscrstcucr),  auch 
die  Vcr kehrsstcuern  in  Stcmpclforni  und  die  Erbschafts- 
steuern vorbehalten.  Daher  fehlen  sowohl  Communalsteucrn  in 
Form  von  Zuschlägen  zu  diesen  Staatssteueru  als  auch  in  Form 
selbständiger  Localsteuern  derselben  Steuerart  wie  die  Staats- 
stcuern  (Fin.  1,  3.  A.  §.  51).  Die  eigentliche  Localbcstcucrung 
besteht  dagegen  ebenso  ausschliesslich  und  ohne  irgend  eine  Wahl 


Digitized  by  Google 


Loealbesleticrung.    System  und  Cirnndsätfe. 


349 


der  Local Verwaltungen  in  einer  e  i  g  e  n  t  Ii  Ii  m  1  i  c  Ii  c  n  Gattung 
directer  Steuern,  welche  die  Natur  der  E r trag 8 Steuer  von 
Eigentbum  und  Nutzungen  und  der  V  erbrauchssteuer  (Aufwand- 
stener)  von  Genüssen  vereinigt  und  je  nach  den  Steuerohjecten 
(ländliche  Grundstücke  u.  dgl.  —  II  Unser,  besonders  Wohnhäuser), 
sowie  je  nach  den  eintretenden,  bez.  eingetretenen  Uebcrwalznngs- 
verhaltnissen  mehr  oder  weniger  oder  selbst  ausschliesslich  die 
Wirkung  der  einen  oder  anderen  dieser  beiden  »Steuern  hat.  Das 
Frincip  dieser  Local besteuerung  ist  von  der  Armeusteuer  (poor  rate) 
auf  die  wichtigsten  übrigen  Localsteucrn  übergegangen,  es  besteht 
in  der  gleichmässigcn  Besteuerung  des  sichtbaren,  Er- 
trag gebenden  (Real  )  Besitzes  im  Kirchspiel  beim 
nutzenden  Inhaber  (occupier)  (Gncist).  Die  Höhe  dieser 
Besteuerung  richtet  sich  nach  dem  durch  jede  Steuer  zu 
deckenden  Jahresbedari,  daher  nimmt  die  Localstencr  den 
Character  der  Itcpartitionsstcuer,  der  durch  eine  jede  zu 
deckende  Bedarf  den  eines  Steucrcontingents  an,  und  der 
Steuerfuss  wechselt  nach  der  Höhe  der  eingeschätzten 
steuerpflichtigen  Ertrage  der  Stcuerobj eetc  und  nach 
der  Höhe  des  zu  rc pa rtiren d  en  Steuercontingents. 

Diese  Localsteucrn  haben,  wie  alle  Steuern,  insofern  die  Natur 
eines  subsidiären  Dcckungsmittels,  als  sie  erst  eintreten,  wenn 
für  bestimmte  Zwecke,  für  welche  gesetzlich  solche  Steuern  er- 
hoben werden  dürfen  oder  müssen,  Staatszuschüssc  und  auch 
eigene  Anleihen  der  betreffenden  Selbstverwaltungsvcrbändc  aus- 
geschlossen sind,  ferner  etwaige  sonstige  ordentliche  Ein- 
nahmen derselben  nicht  zur  Verfügung  stehen. 

§.  15S.  Solcbc  andere  ordentliche  Einnahmen  fehlen  auch  der  britisch- 
irischen  Localvcrwaltung  nicht,  manche  Ausgabezweige  derselben  werden  dadurch 
ganz  oder  grossen  theils  gedeckt.  (Vgl.  auch  (in eist,  Sclfifovcrnm.  §.  2a.)  Aber 
eigentliche  Stenern  finden  sich  unter  denselben  fast  gar  nicht.  Dar- 
über darf  man  sich  durch  den  Namen  nicht  tauschen  lassen,  welcher  selbst  amtlich, 
/..  B.  in  den  statistischen  Ausweisen,  mitunter  einem  Thcil  dieser  Kinnahmen  gegeben 
wird,  indem  eine  (iruppc  als  „indirecte  Localsteucrn1'  zusammensrefasst  und  den 
directen,  den  ta.tes  oder  rates  gegenüber  gestellt  wird  |z.  Ii.  in  (löschen 's  Ke- 
port  von  1S70  p.  3  u.  •'.).  Diese  Einnahmen  sind  grosscntheils  Gebühren,  bez.  ge- 
bühre »artige  Gefälle,  freilich  mit  stcuerartigen  Elementen,  welche  stciierartige 
Wirkungen  haben  können,  darunter.  Dir  specicller  Name  ist  „tolls,  dues  or  dutics", 
auch  „fees".  Eine  andere  (iruppc..  hat  tiborwiegend  den  Cbaractcr  privatwirth- 
schaft  lieber  Erwcrbscinkünfte,  aber  wiederum  steckt  in  einzelnen  Tlicilen 
davon  manches  <  i  e  h  n  h  ren  artige.  Die  eigentlichen  directen  Local  steuern  (ratest 
betragen  in  England  und  Wales  jetzt  etwa  die  Hälfte,  in  Schottland  und  Irland,  da- 
her auch  im  ganzen  Staate  etwas  über  die  Hallte  dor  sämmtlicheti  Zuflüsse  an  Ein- 
nahmen oder  Eingängen  (einschliesslich  derjenigen  an  Staatszn Schüssen  und  Anleihen:. 
Die  erstgenannten  gebührenartigen  Abgaben  machen  in  England  und  Wales  Uber  ein 
Fünftel,  in  Schottland  etwa  ein  Drittel,  in  Irland  ein  Siebenlel  bis  Sechstel,  im 
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ganzen  Staate  ungefähr  ein  Fünftel  der  directen  Localstcuern  aas.  Daneben  sind  die 
ebenfalls  gebührenartigen,  tiberwiegend  jedoch  vermuthlich  privatwirthschaftlichen 
Einnahmen  aus  Gas-  und  Wasserwerken,  die  Kenten,  Zinsen,  vermischten  Einnahmen 
nicht  unerheblich.  Aber  der  Schwcrpunct.  zumal  der  ordentlir hen  Ein- 
nahmen liegt  doch  in  den  directen  Localsteuern. 

Statistisches  über  die  Localfinanzcn  schon  in  Band  I,  3.  A.  S.  113.  Die  amt- 
lichen statistischen  Daten  sind  indessen  weder  ganz  vollständig,  noch  panz  correct. 
wie  dies  amtlicherscits  selbst  zugestanden  wird.  So  ist  erst  kurzlich  ein  erheblicher 
Fehler  in  den  älteren  Daten  über  die  Einnahmen  aus  „rates",  d.  h.  aus  directen 
Localstcnern  entdeckt  worden,  indem  sich  fand,  dass  vor  1882/83  grosse  Einnahmen 
aus  dem  Verkauf  von  Gas  und  Wasser  Seitens  der  städtischen  Sanitätsbehörden  zu 
den  rates  gerechnet  worden  waren.  Dieser  Fehler  ist  jetzt  soweit  als  möglich  auch 
für  frühere  Jahre  zurück  wenigstens  ftir  England  und  Wales  berichtigt  worden;  für 
Schottland  und  Irland  scheint  es  nicht  gegangen  zu  sein.  (Stat.  abstr.  Xo.  33,  p.  »."i, 
»s  Noti-.i    Die  Hauptposten  der  Einnahmen  sind  in  1000  Pf.  St.  (cb.>. 

England  und  Wales  Schottland 
1567/68    1879/80    1883/84  1867/68  1879/sO  1883/54 
Directe  Stenern  'rates)  .    .    .1    <aA»,.    122.498     25.6301    1  .na  „ 
Aus  Gas-  und  Wasserwerken  ./    ,6-4M0    \  3.20t       5.383/    ,-°00     2  022     S  UU 
..Indircete  Abgaben"     .    .    .       4.350       4.574   4.05s        500  K060  1.032 

Znsammen   20^780  '"»0.268  35.97  F  ~  2.000  3.682  4.314 

Renten  und  Zinsen    ...    .1  ,  «- ,     f     764  1.495)  ....  J  253  215 

Verkauf  von  Eigenthum    .    ./  1  iUl    \     536         6S6f  4''°  \     41  - 

Vermischtes   1.833       4.986  2.343  100  J17  377 

Zns.  eigene  u.  meist  ord.Einn.  23.967  36.554     40.495  £550  4.393  4.936 

Staatszuschüsse   957  2.734       3.507  200  556  617 

Anbihon   5.517      13.718  7.157  250  1.122  1.71s 

Summa   30.441  "  53.007     51.160  '  3.000  6.07 1  7.271 

Die  schottischen  Daten  z.  Tb.  Schätzungen.  In  Irland  waren  1S83/84  die 
Localstcuern  i rates)  2,937.000,  die  indirecten  Abgaben  434,000,  die  ganzen  Eingänge 
1,290,000  Pf.  St. 

Einen  völlig  genügenden  Aufscbluss  über  alle  einzelnen  Einnahmezweige  um! 
Tosten,  aus  denen  sich  die  gebührenartigen  „indirecten  Abgaben"  und  die  anderen 
Gruppen  der  ordentlichen  Einnahmen  zusammensetzen,  geben  auch  die  Reports  und 
Rcturns  nicht.  Aber  dass  es  sich  bei  den  „indirecten  Abgaben"  fast  durchaus  um 
Gebühren  u.  dgl.  handelt,  wo  die  Abgab»;  wesentlich  den  Character  eines  En tgelts 
fur  eine  Leistung,  bez.  eines  Beitrags  zur  Kostendeckung  der  letzteren  hat,  er- 
giebt  sich  mit  Sicherheit  ans  den  einzelnen  Zweigen.  Nor  kann  dabei  nach  der  Höhe 
des  Abgabesatzes  und  nach  den  Umstanden,  unter  denen  die  Abgabe  erhoben  wird, 
die  ..Gebühr"  allerdings  leicht  in  eine  .,indirecte  Verbranchssteuer"  übergehen ,  wie 
z.  B.  auch  bei  den  Einnahmen  von  Gas-  und  Wasserwerken,  städtischen  Pferdebahnen 
(tramways)  u.  dgl.  in. 

Wichtigere  Zweige  der  „indirecten  Abgaben"  sind  z.  B.  nach  dem  Ausweis  fiir 
1S68  (Göschen 's  Bericht  S.  3)  in  England,  in  1000  Pf.  Sf. 

Marktgelder   30 

Brücken  und  Fähren     ....  110 

Häfen  1 .260 

Chaasseegelder   970 

Lootscn-  und  Lenchtfeuergeldcr  .  610 

City-Kohlen-  und  Weinabgabe    .  235 

Zusammen  3.215 

neben  „rates  16.600 

Summa   19.815" 

Nur  die  kleine  alte  Londoner  Kohlen-  und  Weinabgabe,  die  allein  zu  stehen 
scheint,  hat  voll  den  Character  einer  Verbrauchssteuer.  Neuere  vollständigere  Daten 
geben  übrigens  erheblich  höhere  Zahlen,  z.  R.  für  die  Marktgclder  (so  allein  in  den 
Rorough  nrban  sanitnry  aecounts  für  1883/8 4  318,000  Pf.  St.,  rcturns  part  III,  p.  XIII). 
Ein  Hauptposten  sind  die  Hafengelder  und  die  übrigen,  mit  der  Schi  f  f  fah  rt 
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zusammenhängenden,  die  in  eine  grosse  Menge  Specialabgaben  zerfallen,  im  Ganzen 
recht  erklecklich  sind  und  schon  dadurch  wohl  etwas  mit  den  Charactcr  von  Steuern  , 
nicht  nur  ton  Gebühren  haben.  In  einer  französ.  Arbeit  werden  diese  Localahgaben 
der  englischen  Hafen  allein  um  1877  auf  ca.  150  Mill.  Fr.  oder  Ö  Mill.  Pf.  St., 
für  die  10  Hauptbafenorte  incl.  Leuchtthurmabgaben  auf  120.79  Mill.  Fr.  oder  ca. 
5  Mill.  Pf.  St.  veranschlagt  (Boll.  1SS2  II,  368).  Unter  den  ausserdem  in  den  tacal- 
finanz-Tabellen  sich  lindenden  zahlreichen  Poeten  fallen  die  Einnahmen  aus  (ias- 
und- Wasserwerken  durch  ihre  Höhe  auf.  Diese  und  andere  Posten  (Pferdebahnen. 
Schlachthäuser,  Bäder,  Waschhäuser  u.  v.  a.  m.)  zeigen,  dass  auch  in  England,  wie 
auf  dem  Continent,  immer  mehr  Einnahmen  der  Comrauncn  und  Communalverbände 
aus  modernen  „gcmcinwirthschaftlichcn  Anstalten  und  Unternehmungen4'  der 
fttfentliehen  Körper  herrühren,  was  natürlich  entsprechend  Steuern  unnöthig  macht. 
Denn  ganz  oder  grossenthoils  werden  so  die  Kosten  dieser  „gemeinnützigen"  Einrich- 
tungen gedeckt  oder  selbst  Ucberschusse  darüber  hinaus  erzielt:  ein  Beleg  für  die 
Richtigkeit  der  Grundauffassung  dieses  Werks  (s.  Fin.  I,  .14,  §.  27).  Auch  Schul- 
gelder bilden  eine  localo  Einnahme  in  den  Ausweisen. 

§.  159.  —  2.  Die  Ausführung  des  Localsteuerpr  in- 
eips  in  Gesetzgebung  und  Verwaltung  hat  sich  in  allem  Wesent- 
lichen an  diejenige  des  Armcnstcuerrechts  angeknüpft:  in  Bezug 
auf  die  Steuersubjecte,  die  Steuerobjecte,  das  Steucr- 
v ertheilungsprineip  oder  den  Steuerfuss,  das  Vcran- 
lagungs-  oder  Einschätzu ngs-  und  Erhebungsverfahren. 

a)  Steuersubjcct  ist  der  „oeenpier"  des  Stencrobjects, 
d.  h.  der  letzteres  nutzende  Inhaber,  daher  derjenige  Eigcn- 
thllnier  von  Steuerobjecten,  welcher  dieselben  selbst  nutzt  (der 
selbstwirthschaftendc  GrundcigcnthUincr,  eigenbewohnende  Haus- 
cigenthllmer  u.  8.  w.),  sowie  der  Pachter,  Miether,  Nicssbranoher 
u.  s.  w. 

Gneist,  Verwaltungsrccht  11.053,  Selfgovcrn.  §.  24.  S.  14t;.  Asehrott  S.  21«». 
Eine  alte  Ausnahme  von  dieser  Beschränkung  der  Steuersubjcct«'  bei  der  eigentlichen 
Armenstcuer  bildet  die  persönliche  Besteuerung  des  Pfarrers  und  Virars,  welche 
nach  einer  seltsamen  Auslegung  des  Armengesetzes  von  HiOI  von  der  (offenbar  ur- 
sprünglich beabsichtigten)  Besteuerung  aller  „Einwohner",  auch  der  Nicht-oecupicrs 
von  Realitäten,  allein  dauernd  practisch  geworden  ist.  Eine  neuere  allgemeine  Aus- 
nahme ist  aus  steuertechnischen  Gründen  eingetreten,  indem  bei  gewissen  kleineren, 
auf  kürzere  Zeit  vermietheten  oder  verpachteten  Grundstücken  (8—20  Pf.  St.  Rente, 
verschieden  nach  Orten)  der  Eigcnthümer,  nicht  der  Inhaber  der  Steuerpflichtige 
ist.  Zahlt  der  subsidiär  verpflichtete  Inhaber  in  gewissen  Fällen,  so  hat  er  das  Recht, 
die  Steuer  dem  Eigcnthümer  bei  der  Zinszahlung  abzuziehen:  so  dass  also  hier  die 
Steuer  als  Ertragsstcuer  des  Eigentümers  gedacht  ist.  Practisch  ist  dies 
sogen.  System  des  „Com pound ing  the  rates"  jetzt  sehr  ausgedehnt.  Gneist, 
Selfgovcrn.  S.  14t»  ff.,  578,  Asciirott  S.  llf»,  220. 

b)  Steuerobjcct  ist  nach  der  eigentümlichen  Ansleguog, 
welche  die  mehrdeutigen  Bestimmungen  hierüber  im  Gesetz  von 
1C>01  für  die  Armensteuer  durch  die  Praxis,  Judicatur  und  schliess- 
lich auch  endgiltig  durch  die  Gesetzgebung  gefunden  haben,  nur 
der  „sichtbare  nutzbare  Realbesitz  in  der  Gemeinde" 
(visible  profitable  propertv  situated  locally  within  the  parish): 
d.  h.  der  (Rein  )  Ertrag  von  Ländercien,  Häusern,  Zehnten, 
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Kohlenbergwerken  und  verkäuflichem  (nutzbarem)  Niederwald 
(salcnblc  underwoods),  nach  dem  Wortlaut  das  Gesetzes  von  1001 
und  nunmehr  auch  von  anderen  Bergwerken,  Waldungen  (Hoch- 
wald) und  .Jagdrechten  (Rating  act  von  1874).  Bewegliches 
Vermögen,  bez.  sein  Ertrag  und  sonstige  Einkünfte,  mit 
Ausnahme  der  Pfründe  des  Pfarrers  und  Vicars  bei  der  Armen- 
steucr,  sind  dagegen  nicht  Steuerobject  der  Localbesteuerung,  wie 
in  Entscheidung  alter  Streitfragen  ein  (provisorisches,  aber  wieder- 
holt erneuertes)  Oesetz  von  1840  endgiltig  festgesetzt  hat. 

(incist,  Verwaltungsrecht  II,  (J.V2,  Sclfgovomm.  S.  1  43  If.    Asciirott  S.  10. 
1 1 0,  210  II.    Die  folgenreich.»  Beschränkung  der  objectiven  Steuerpflicht  auf  das  „un- 
bewegliche Vermögen"  in  dem  genannten  Umfang  ist  in  der  That  wohl.  „auf  die 
Tendenz  der  englischen  Judicatur,  die  gesetzliche  Verpflichtung  zur  Steuerzahlung  in 
möglichst  engem  Sinne   zu  interpretiren"  i  Aschrott,  S.  2 1 7)  zurückzuführen. 
Zweitein  Uber  den  Sinn  des  gesetzlichen  Wortlauts  gegenüber.    Gewiss  ein  Princip, 
durch  das  eine  starke  Sicherung  der  Individualinteressen  des  Steuerpflichtigen  ver- 
bürgt, aber  wobei'  die  Gosetze  auch  ungemein  formalistisch  und  hier,  wie  Öfter, 
schwerlich  nach  der  eigentlichen  Absicht  des  Gesetzgebers,  ausgelegt  werden.  Das 
Gesetz  v.  1 S40  trat  ein,  als  die  Judicatur  sich  der  Ausdehnung  der  Loenlsteuerprlicht 
auf  ,. stock  in  trade",  sichtbares,  in  der  parish  angelegtes  Handels-  und  Gewerbe- 
kapital,  geneigt  zu  zeigen  schien  (Gneist,  Seifgor.  S.  145  Note  1).    Eine  andere 
Frage  ist  die  von  (in eist  angenommene  unbedingte  Zweckmässigkeit  einer  solchen 
Beschränkung  der  objectiven  Communalätcucrpflicht.    S.  u.  §.  1 61.    Auch  die  frühere 
Beschränkung  der  Steuerpflicht  auf  Kohlenbergwerke  und  Niederwald  war  schwer- 
lich in  der  Absicht  des  Gesetzgebers  gelegen,  der  wohl  nur  exemplificirte.  lieber 
die  practische  Bedeutung  der  durch   Ges.  v.  1S74   eingetretenen  Ausdehnung  der 
Steuerpflicht  s.  Bull.  187S,  I,  370  fl.    Tn  England  und  Wales  wurde  ein  Ertrag  von 
1,433,000  Pf.  St.  (Wald  293,000,  Bergwerke  055.000,  Jagdrechtc  485.000)  in  Folge 
dieses  Gesetzes  steuerpflichtig,  etwa  V/4  °/«  der  bisher  schon  versteuerten  Hesammt- 
erträge.    Frei  von  der  Steuer  sind  nach  dem  Vcrwend  ungs zwecke  gewisse  Gebäude, 
wie  gottesdienstliche,  öffentlichen  Verwaltungszwecken  dienende  und  einige  ander«', 
an  deren  Befreiung,  bez.   neuerliche  Besteuerung  sich  wieder  eine  formalistische 
spitzfindige  Judicatur  und  casnistische  Gesetzgebung  angeknüpft  hat  ((in eist,  Self- 
governm.  S.  145,  Aschrott  S.  219). 

c)  Der  ohne  specielle  Bestimmung  des  Gesetzes  durch  die  Praxis 
von  Jahrhunderten  eingebürgerte  und  auch  kaum  bestrittene  Grund- 
satz der  Verth  ei  hing  der  Steuerlast  auf  die  steuerpflichtigen 
Suhjecte  ist,  dass  die  erforderlichen  Steuerbeträge  (der  Armensteuer 
wie  der  übrigen  nach  ihrem  Muster  veranlagten  Localsteucrn) 
gleichmässig  nach  der  Höhe  der  ermittelten  Reinerträge 
aufgebracht  werden,  oder  in.  a.  W.,  dass  der  Steuerfuss  ein  pro- 
portionaler ist ,  also  die  gleiche  Quote  vom  Ertrag,  ohne 
Rücksicht  auf  dessen  Quelle  oder  dessen  Höhe,  bei  dem  einzelnen 
Steuerobject  und  Subject:  „a  fair  and  eqnal  ponnd  rate".  Der 
Stcucrfnss  wird  daher  in  der  Üblichen  Weise,  z.  B.  ganz  wie  bei 
der  Einkommensteuer,  in  „sb.  und  d.  vom  Pf.  St."  jährlich  fest- 
gestellt. . 
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Gncist.  Selfgovernm.  S.  135,  507,  Aschrott  S.  22s.  Ein  Ges.  v.  IMi* 
("><♦  Georg  III.  c.  12  s.  1!>)  braucht  den  »  mahnten  englischen  Ausdruck.  Im  Ge*. 
v.  K»ül  seef.  1  ist  schon  von  der  Aufbringung  der  Mittel  für  die  Annen  Versorgung 
„aecording  to  thc  ability  of  thc  pnrish"  die  Kode,  worin  man  allenfalls,  aber  doch 
nicht  sicher,  den  Grundsatz,  der  Steucrvertheilung  nach  der  Leistungsfähigkeit"  der  Ein- 
zelnen annrkannt  finden  könnte,  was  dann,  in  der  üblichen  Auslegung  dieses  Princips 
'vFin.  II,  §.  417  H..  S.  auf  den  proportionalen  Steuerfuss  hinauskäme.  —  Eine 

Progression  des  Steuerfusses  nach  der  Höhe  des  Ertrags,  bez.  Einkommens  könnte 
eigentlich  gerade  bei  einer  Armensteuer  nahe  liegen.  Aber  es  setzte  freilich  eine 
Verwandlung  dieser  und  der  übrigen  Localstcuern  aus  einer  Steuer,  die  wesentlich 
den  Character  einer  objeetsteucr  hat,  in  eine,  die.  Erträge  beim  Bezieher  sum- 
inircndc  Subj  cetsteuer  voraus.  Soweit  die  brit.  Localbesteuerung  als  Ertragssteuer 
wirkt,  ist  sie  Besteuerung  des  fundirten  Einkommens,  aber  eben  mit  Beschränkung 
auf  das  u  n  b  e  w  e  g  1  i  c  h  e  Vermögen. 

§.  1  ISO.  —  d)  Die  Veranlagung  der  Localstcuern,  insbe- 
sondere der  Armcnstcucr  erfolgt  kirchspiclweisc  durch  die  bet rei- 
fenden Beamten,  namentlich  die  Armenaufsehcr,  wobei  jetzt,  nach 
dem  Gesetz  von  18G2,  eine  Einsehützungscommission  im  Armen- 
verband  (Union),  welche  sich  aus  den  nach  bestimmten  Normen 
vom  Collegium  der  Krcisarmenräthe  (boards  of  guardian)  Erwühlten 
zusammengesetzt,  die  Oberaufsicht  hat,  Directiven  giebt  und  unter 
Umständen  auch  andere  Personen  für  die  Einschätzung  an  Stelle 
der  Armenanfseher  ernennen  kann. 

Die  Arincnaufsehcr  und  die  ihnen  jetzt  immer  mehr  bei  der  Veranlagung  zur 
Seite  stellenden,  vom  Gesetze  gestatteten,  Aufseber-  und  Einnehmer- Assistenten,  weh-he 
besoldete  feste  Berufsbeamte  sind,  haben  Listen  der  Stcucrsubjecte  und  der  Steuer- 
objecte  zu  «Mitwerfen,  den  durch  die  Steuer  zu  deckenden  Bedarf,  regelmässig  im 
Voratis  für  das  kommende  Jahr,  daher  jährlich  festzustellen,  den  steuerpflichtigen 
Ertrag  in  vorgeschriebener  Weise  zu  ermitteln,  indem  sie  zunächst  den  Kohertra», 
dann  die  Abzugsbctrügc,  darauf  den  Beinertrag  für  jedes  Objcet  berechnen,  bez. 
schätzen ,  aus  dem  Verhältniss  des  zu  deckenden  Bedarfs  und  der  zu  besteuernden 
ßoinertragssumme  den  Verteilungsschlüssel  oder  Stcucrfuss  zu  gewinnen  und  hier- 
nach den  Beitrag  jede-,  einzelnem  Steucrsubjects  der  Localsteuer  zu  crudtteln.  Gegen- 
fiber der  demgemäss  entworfenen  Einschätzungsliste  hat  jetzt  in  einem  HaupUhcil 
Englands  die  Cnlon- Einschätzungscommission  gewisse  Control-,  Abänderungs-,  Er- 
gänzungsrechte. Auch  kann  ein  Aufscher  oder  ein  Steuerpflichtiger  Kcclainatiouen 
gegen  die  Einsehätzung  Anderer  oder  eines  anderen  Kirchspiels  derselben  Armen- 
union bei  dieser  Commission  erheben,  was  wegen  der  neuerlichen  Tragung  der  Armen- 
Iasten  durch  die  Union  als  (ianzes,  -»tatt  durch  das  Kirchspiel  wichtig  sein  kann. 
I»ann  wird  die  Liste  festgestellt  und  mit  verbindlicher  Kraft  für  alle  Beteiligten, 
auch  die  Aufseher  veröllentlicht.  Ucclamationcn  der  Steuerpflichtigen  in  eigener 
Sache  erfolgen  an  friedensrichterliche  Bezirk ssessionen  und  auch,  wie  ferner  Berufung 
gegen  die  Entscheidungen  dieser  Friedensrichter,  an  die  Quartalsitzuugen  der  Friedens- 
richter. Rechtliche  Principienfragen  gehen  eventuell  von  hier  zur  Entscheidung  an 
den  -höchsten  Gerichtshof.  Die  Erhebung  der  Steuer  steht  auch  deu  Aufsehern  zu. 
erfolgt  aber  jetzt  ebenfalls  meistens  durch  eigene  Berufsbeamte,  gewöhnlich  in  Quartal- 
raten.  S.  Näheres  über  alle  diese  Puncte  und  andere;  verwandte  fz.  B.  Exemtion) 
bei  (ineist,  Selfgovernm.  §.  !>S  S.  505  lt.,  auch      09,  und  Asciirott  S.  227—282. 

Der  finanziell  wichtigste  Punct  betrifft  die  Reiucrtrags- 
crmittlung.  Es  ist  sehr  bemerkenswert!!,  dass  diese  im  Priucip 
jährlich  und  ohne  umfassende  Grundkatastcr,  wenn  auch  jetzt 
meist  mit  Hilfe  vou  festen  Flurbüchern  fiir  ländliche  Grundstücke, 

A.  Wagner,  Finaiuwi^cii-..l,aft  III.  t.\ 


Digitized  by  Google 


354  «.  tl.  2.  K.  Steuerrecht.   1.  H.-A.  1.  A.  England.  §.  \M. 


und  natürlich  im  Wesentlichen  nach  den  Daten  der  bisherigen  Ver- 
anlagung erfolgt.  Das  hat,  besonders  früher,  leicht  dazu  geführt, 
ähnlich  wie  bei  älteren  coutinentalen  Grundsteuern  und  Vermögens- 
steuern, öfters  alte  Einschätzungen  lange  Zeit  last  unverändert  zu 
lassen,  wodurch  natürlich,  selbst  wenn  diese  ursprünglich  richtig 
gewesen,  allmählich  grosse  Ungleichmässigkcitcn  zwischen  einzelnen 
Steuerpflichtigen  und  von  Kirchspiel  zu  Kirchspiel  entstanden,  häufig 
in  der  Absicht,  da  man  es  für  Union,  Grafschaft  und  ähnliche  Ver 
bände  mit  der  Aufbringung  von  Steuercontingenten  in  einer  Gemein- 
schaft zu  thun  hat,  die  Kirchspielsquotc  niedrig  zu  halten.  Dabei- 
hat auch  hier  die  Gesetzgebung  Erneuerungen  und  richtigere  Aus- 
führungen (so  durch  besoldete  Taxatoren)  ermöglichen  müssen 
(1830,  18G2).  Immerhin  erfolgen,  wenn  auch  die  Einschätzung 
jährlich  stattfindet,  die  Erneuerungen  der  Grundlagen  dieser  Ein- 
schätzung doch  tbatsächlich  nicht  allgemein  so  häufig,  nur  dass  das 
Hecht  dazu  vorhanden  ist.  Und  das  bleibt  ein  Vorzug  vor  den 
continentalen  Grundsteuern.  Eine  grosse  Erleichterung  des 
Veranlagungsverfahrens  liegt  sonst  in  Grossbritannien  natürlich  bei 
ländlichen  Grundstücken  in  der  weiten  Verbreitung  der 
Zeitpacht,  welche  die  Gewinnung  der  Ertragsdaten  fast  ebenso 
einfach  macht  wie  bei  städtischen  vermietheten  Gebäuden.  Hei 
vorherrschende  m  Sclbstbctricb  und  vollends  bei  b  ä  u  c  r  I  i  c  h  e  r 
Wirtschaft  würde  das  britische  Localsteuersystcm  wenigstens  auf 
dem  Lande  schon  wegen  der  steuertechnischen  Schwierigkeiten  der 
Veranlagung  kaum  haltbar  sein.  Jedenfalls  würde  die  Veranlagung 
auf  dem  Lande  bei  ländlichen  Grundstücken  die  Einrichtung  eines 
umfassenden  Grundertragskatasters  unter  solchen  Verhältnissen  auch 
auf  den  britischen  Inseln  bedingen. 

An  steu ertechni sehen  und  principicllcn  Schwierig 
keiten  der  Veranlagung  der  Localstcuern  und  bezüglichen  Streit- 
fragen fehlt  es  auch  jetzt  schon  nicht.  Sie  betreffen  besonders  den 
Hegriff  und  die  diesen»  Begriff  folgerichtig  entsprechende  und 
gleichmässigc  practische  Ermittlung  des  steuerpflichtigen 
Ertrags,  sodann  die  Anwendung  des  Princips  der  Ertragsbe- 
steuerung auf  speeifisch e  Realitätenarten,  wie  Bergwerke, 
Eisenbahnen,  Canäle,  Wasserwerke  u.  a.  dgl.  m. 

(S.  ilarill»«  r  «ineist,  Selfirovernm.  S.  147  IT..  A Schrott  S.  22* ff.)  In  der 
Praxis  und  in  der  Judirntur  hat  sich  die  Ansicht  ausgebildet  und  ist  dann  von  neueren 
(icsetzen  «ebilligt  worden,  dass  der  „steuerpflichtige  Kein e  r  t  rag"  (ratcable  value) 
des  zur  Arm.  nstcuer.  bez.  zu  den  l.ocalstcu.  rn  zu  veranlagenden  Steuerobjects  in  der- 
jenigen durchschnittlichen  l'acht-  oder  Miethrente  bestehe,  zu  welcher  mau  das  Ubject 
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(Grundstück,  Hans)  üblicher  Weise  wirklich  verpachte  oder  vermiethe  oder  verpachten 
oder  venniethen  könne,  abzüglich  der  Abgaben  und  .Steuern,  welche  auf  dieser  Er- 
tragsrente  zu  Lasten  des  Pächters  und  Miethers,  bez.  selbstnutzeuden  Eigenthütners, 
als  der  steuerpflichtigen  Personen ,  etwa  ruhen  (z.  B.  Landtaxe,  Ilaussteuer).  sowie 
abzüglich  der  uuithuiasslichen  Keparatur-,  Versicherungs  -  und  sonstigen  Kosten, 
welche  zur  Erhaltung  des  Ohjcets  in  seinem,  die  bisherige  Kente  gebenden  Zustand 
durchschnittlich  aufzuwenden  sind.  So  wird  das  Princip  auch  gesetzlich  ausgedrückt 
iu  6  und  7  Will.  IV,  c.  %  s.  1  ((ineist,  Selfgovernm.  S.  14s,  Aschrott  S.  220). 
Für  die  Ermittlung  der  „rohen  Kente"  'gross  estimated  rental)  wird  es  hiernach 
bei  dem  gewöhnlirhen  (Wohn-)  Hausbesitz  und  ländlichen,  d.  h.  landwirtschaft- 
lich benutzten  Grundstücken  gerade  in  britischen  Verhältnissen  nicht  leicht  an  genü- 
genden Anhaltspuncteu  in  unschwer  festzustellenden  wirklich  gezahlten  Mieth-  und 
Pachtrenten  oder  in  danach  stattfindenden  ziemlich  sicheren  Anschlägen  fehlen.  Die 
staatliche  Hausstouer,  die  Einkommensteuer,  Abth.  A.  und  B.  geben  vielfach  gebrauchte 
weitere  Anhaltspunete ,  übrigens  auch  wechselweise,  zur  Ertnittluug  der  rohen  und 
freilich  mehr  noch  der  reinen  Kente.  Mehr  Schwierigkeiten  macht  auch  bei 
diesen  ge wohnlichen  Steucrobjccteu  die  Festsetzung  der  Abzugsposton, 
zumal  der  auf  Schätzungen  beruhenden,  wie  der  Keparatur-  und  In-Stand-Haltungs- 
k Osten.  Hierbei  erfolgen  wohl  meist,  ähnlich  wie  bei  contineiitalen  Grundsteuern  für 
die  „Productiouskosten"  und  bei  höheren  Haussteuern,  schematich  in  bestimmten 
Quoten,  classonwcise  nach  Gattungen  von  Objecten,  Abzüge  (so  mit  gesetzlichem  Maxi- 
mum in  London).  Natürlich  kommt  hier  Alles  auf  die  Art  der  Ausführung  an. 
Locale  Verschiedenheiten  der  Praxis  werden  aber  durch  das  gegenseitige  Interesse 
der  Kirchspiele,  sich  wegen  Kepartition  eines  Steuercontingents  richtig  besteuert  zu 
sehen,  wohl  einigermassen  in  Schranken  gehalten  und  durch  die  wechselseitigen 
Kcclamationsrechte  der  Kirchspiel-Aufseher  ausgeglichen. 

Erheblich  schwieriger  ist  die  Ermittlung  des  steuerpflichtigen  Keiifertrags  bei 
Objecteu,  die  selbst  bewirtschaftet  werden  und  einen  Analogieschluß  von  anderen 
Pacht-  und  Miethrentcn  nicht  wohl  zulassen.  So  besonders  bei  den  grossen  mo- 
derneu (Privat-)  Unternehmungen  des  Verkehrswesens  und  ähnlichen  (Eisenbahnen, 
Kanälen ,  Gas  n.  Wasserwerken  u.  a.  in.),  die  überhaupt  selten  oder  nie  verpachtet 
*iiid  und  bei  Unternehmungen,  —  zu  denen  die  vorgenannten  übrigens  mit  gehören  — , 
bei  welchen  der  Keinertrag  der  Kealität  (Grundstück,  Gebäude)  nur  nach  willkuhr- 
lichcu  Fictionen  von  demjenigen  des  sonstigen  Kapitals  getrennt  werden  kann,  z.  B. 
bei  Fabriken,  Bergwerken.  Vollends  bei  solchen  (Unternehmungen,  welche  sich,  wie 
Kiscnbahnen.  Cauälc,  über  viele  Kirchspiele,  Armen-  und  andere  Verbände  und  Graf- 
schaften ausdehnen  und  doch  wirthschaftlich  und  rechtlich  eiu  einheitliches  Er- 
tragsobject  bilden,  werden  diese  Schwierigkeiten  bei  der  Einschätzung  eines  Theil- 
Krtrags  in  den  einzelnen  (Jommuncn  u.  s.  w.  ohne  Willkühr  kaum  lösbar.  Etwas 
Aehulichcs  zeigt  sich  in  der  continentalen  Communalbesteucrung  der  Eisenbahnen 
(die  eigentlich  prineipwidrig .  nur  eine  Cousequcuz  des  falschen  Privat  bahnsystems 
und  der  diesem  gemässen  Behandlung  der  Bahnen  als  Erwerbsunternehmungen,  statt 
wie  beim  Staatsbahnsystem  als  öffentlicher  Anstalten,  ist  und  mit  dem  Siege  dieses 
Systems  so  gut  wird  fallen  müssen,  wie  eine  Coinmunalbcsteucrung  der  Post  fehlt). 
Die  britische  Praxis  hat  sich  hier  wieder  durch  ihre  Casuistik  zu  helfen  gesucht, 
aber  au  Streitfällen  für  die  Judicatur  fehlt  es  dabei  nicht.  Iu  manchen  Fällen  ist 
schlechterdings  auf  dem  Wege  des  gesetzlichen  Einschätzungsverfahrens  nicht  zum 
Ziel  zu  kommen.  Charactcristisch  dafür  ist,  dass  zwischen  Eisenbahnen  und  Kirch- 
spielen die  Localsteucr  öfters  Vertrags  massig  geregelt  wird.  (Vgl.  (in  eist, 
Sclfgov.  S.  141  Note,  Aschrott,  S.  220  Note,  Genaueres  iu  den  von  beiden  citiiten 
Stellen  von  Buin's  just,  of  peaee). 

Der  steuerpflichtige  Keinertrag  des  Stcuerol»jccts  (rateable  reiital),  welcher 
dann  schliesslich  den  Vcrtheilungsmassstab  für  das  Steucrcontingcnt  bildet,  ist  so  doch- 
ähnlich  wie  bei  unseren  continentalen  Ertrags-  und  Kcal-  (Grund-.  Haus-)  Steuern 
der  „Katastralreiucrtrag"  —  nur  ein  dem  wirklichen  (auch  Durchschnitts-) 
Reinertrag  sich  annähe ru der,  und  zwar  regelmässig  nicht  unerheblich  hinter 
demselben,  wie  auch  hinter  dem  für  die  Einkommensteuer  eingeschätzten  noch  zurück- 
bleibender. In  welchem  Maasse,  das  lässt  sich  natürlich  nicht  allgemein  sicher 
sagen.    Bei  der  Berechnung  des  Stcucrfusscs  aus  dem  Verhältniss  zwischen  dem 
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steuerpflichtigen  Ertrage  und  dem  Befrage  der  Armoiistcuer  oder  aller  Localsteuern 
ist  nur  nicht  zu  übersehen,  dass  dieser  Fuss,  ähnlich,  wenn  auch  nicht  in  gleichem 
tirade  wie  bei  den  meisten,  zumal  schon  etwas  alteren  coutinentalcn  (irundstcuern, 
n o in i  ii 1 1  zu  hoch  erscheint,  dass  also  die  wirkliche  Stouorbolastung  be- 
deutend massiger  ist.  Gegenüber  unseren  rechtlich  oder  thatsächlich  mehr  oder 
weniger  stabilen  continentalen  Rcalsteuern,  besonders  der  Grundsteuer,  haben  die  bri- 
tischen Localsteuern  in  der  wenigstens  prineipicll  jährlichen  neuen  Einschätzung 
indcssirn  einen  Vorzug,  weil  eine  Garantie  dafür,  dass  die  Einschätzungen  einiger- 
massen  den  wirklichen  Bewegungen  des  Reinertrags  sich  anpassen.  Ein  weiterer 
Vorzug  liegt  in  »1cm  Repartitionscharactcr  der  britischen  Localsteuern,  namentlich 
bei  Stcuercontingenten,  welche  sich  nach  dem  Bedarf  ändern  und  von  verschiedenen 
Einschätzungsbezirken  derselben  Steuergemeinschaft  [so  von  den  Kirchspielen  für  die 
Union)  aufzubringen  sind,  was  eben  ein  gegenseitiges  Cootroliuterosso  bedingt. 

Für  die  allgemeine  principielle  Beurtheilung  des  britischen  Localsteuersysteuis 
tg.  10t)  kommen  diese  Mängel  und  Vorzüge  der  Veranlagung  natürlich  auch  mit  in 
Betracht. 

Das  Verhältniss  des  rohen  zum  steuerpflichtigen  Ertrag  des  der 
Armensteuer  (für  Armen-  wie  für  sonstige  Zwecke)  unterworfenen  Realbesitzes  sowie 
die  Hohe  dieser  Steuer  und  danach  des  Stcuerfusses  ist  aus  der  amtlichen  Statistik 
der  Loeal  taxation  retnrus  und  des  Stat.  abstract  zu  ersehen.  Für  England  und  Wales 
allein  war  es  (Stat.  abstr.  No.  33.  p.  80,  Loc.  tax.  ret.  für  1SS3/S4,  part  I,  0,  II)  in 
Mill.  Pf.  St. 

(ieschät/ter     Kein-   Reinertrag  Armen-  Danach  Gesammt-  Davon 
Nohertrag.     ertrag.    p/„  vom    Steuer     Steuer-  ausgäbe,     für    f.  andere 

Rohertrag,    etc.      fuss  %  Arme.  Zwecke. 

1  ST  I  120.47  107.40  S4.0  12.12  11.8  12.00  7.*»0  4.21 
1SK5      172.Ü5       J  45.53       M.3       15.55       10.7       15.05       V41  7.24 

Wurde  man  die  sämmtliclien  übrigen  directen  Localsteuern  (rates)  auf  diesen 
nämlichen  steuerpflichtigen  Reinertrag,  übrigens  nicht  ganz  correet,  mit  vertheilen, 
d.  h.  ausser  der  Armcii>teuer  weitere  ca.  lü  Mill.  Fl*.  St.  in  l*»S5,  so  stiege  der 
Steuerfuss  auf  ca.  17.0  %  nominell,  Guschen  (Rep.  p.  17)  berechnet  unter  Mit- 
benutzung der  älteren,  freilich  unzuverlässigeren  Schätzungen  den  Steuerfuss  (d.  h.  die 
Belastung  des  steuerpflichtigen  Ertrags")  per  Pf.  St.  auf: 


für  Anneu- 

für  alle 

versorgung  allein 

Raten 

sh.  d. 

sh.  d. 

■'  4% 

4  57, 

1M3— 15 

2  47, 

8  17« 
3  10«/« 

1^17 

1S27 

2  5»/< 

3  S 

1  St  I 

1  o»/4 

2  7 

1  <t»K 

1  0 

8  4 

Also  eine  trotz  der  absoluten  Steuenvnnehrung  relative  Verminderung  der  Last, 
zumal  für  die  eigentliche  Armenversorgung.  Die  beiden  Betrag«*  für  1  S-Jis  bj|,d  bez. 
7.5  und  10.07%,  welche  letztere  Zifler  seitdem  bis  1 SS5  doch  auch  nach  obigem 
ungefähren  Ansc  hlag  nur  um  ca.  1%  gestiegen  wäre.  Bemerkensworth  ist  das 
relative  Sinken  der  eigentlichen  Armenlast  und  das  enorme  Steig«:n  der  sonstigen, 
durch  Steuern  zu  deckenden  Locallasten ;  letzteres  dieselbe  Erscheinung  wie  auf  dem 
(kontinente.  Das  Verhältniss  des  localstcuerpflichtigen  Reinertrags  zu  dem  fur  die 
Einkommensteuer  veranlagten  Reinertrag  des  Grundbesitzes  wurde  um  1SH0  auf  "0  :  100 
veranschlagt,  wonach  sich  jener  nominelle  Steuerfuss  von  1(J—  l4»  %  schon  auf 
ca.  11  —  13%  verminderte,  in  Wirklichkeit  wohl  noch  erheblich  mehr  (Göschen 's 
Rep.  p.  15).  —  Fur  eine  Menge  weitere  Puncto  interessantes  statistisches  Material  in 
dem  g<;nanutcii  Report  und  in  den  Returns;  auch  in  Gncist's  Selfgoverum.  (aus  dem 
Journ.  of  the  stat.  soe.  B.  32)  weitere  statistische  Daten  (S.  154  fl'.,  über  d.  eom- 
pounding  System  S.  570). 
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§.  161.  —  3.  Die  Bcurtheilung  des  britischen  Local  - 
Steuersystem s  wird  verschiedene  Puncte  zu  unterscheiden  haben, 
die  hier  aber  nicht  alle  berücksichtigt  werden  sollen  und  überhaupt 
nicht  alle  einer  Erörterung  in  einem  Fiuanzwerk  unterzogen  werden 
können,  so  z.  B.  die  wichtige  Beziehung  des  Steuersystems  zum 
britischeu  Scllgovernmcut  nicht.  In  Betracht  kämen  hier  etwa 
folgende  Puncte:  a)  das  Vcrhältniss  der  Local-  zurSlaats- 
bestcuerung  und  die  Stellung  der  enteren  als  Glied  der  Gc- 
sammtbesteucrung  des  Vereinigten  Königreichs;  b)  das  Vcr- 
hältniss der  Localbcstcncrung  zu  den  Vcrwaltungs  zw  ecken 
ihrer  Erträge;  c)  die  principicllc  stcucrpolitischc  Beur- 
teilung der  Localhcsteucrnng,  namentlich  ihres  Hauptgrundsatzes, 
als  Stcucrgattung,  und  zwar  überhaupt  an  und  für  sich,  als 
Commnnal8teuer,  und  nach  beiden  Puncten  als  britische 
Steuer;  d)  die  st  euer  technische  Bcurtheilung  desgleichen  nach 
diesen  Richtungen. 

Auch  diese  Seiten  der  Loealsteuerfragc  würde»  in  einer  grösseren  monogra- 
phischen, wenn  auch  auf  das  tinanzwissenschaftliche  Moment  sich  beschränkenden 
Behandlung  des  Gegenstands  zu  eingehenden  umfangreichen  Erörterungen  Anlass  geben 
und  nur  in  solchen  erschöpfend  behandelt  werden  können.  Die  meistens  mehr  ver- 
waltungsrcchtlichc  Literatur  des  Gegenstands  hat  diese  Seiten  wohl  berührt 
i<iuciht,  jüngst  Asch r ott),  aber  dem  Standpunct  und  den  Zielen  der  Autoren  gemäss 
bie  weder  eingehend  genug,  noch  gerade  fUr  deu  hnan/,  Wissenschaft  liehen  Staudpunct 
völlig  befriedigend  erörtert,  geschweige  erledigt.  Nicht  einmal  für  England,  noch 
weniger  für  die  allgemeine  Cominunalstcucrfrago,  in  welcher  das  eigentümliche  bri- 
tische System  eine  besondere  Rolle  in  Discussiouen  und  Vorschlägen  de  lege  ferenda 
p'Spielt  hat,  —  in  Deutschland  namentlich  auf  Gn eist's  Autorität  hin  und  auch 
nach  den  Anregungen  der  „Deutschen  Kreihandelsschule"  als  der  Vertreterin  des 
Princips  der  Besteuerung  „nach  dem  Interesse"  oder  „uach  Leistung  und  Gegen- 
leistung" (Ein.  II,  §.  421  was  mau  im  britischen  Localstcucrsystctn  passend  durch- 
geführt fand.  Soweit  auch  dieses  Stuck  britischer  Besteuerung  als  „Vorbild"  hat 
herhalten  sollen,  wird  es  indessen  nach  der  Systematik  dieses  Werks  erst  im  spätoren 
systematischen  Thcil  der  „speciollen  Stcuerlchro"  zu  prüfeu  sein.  Die  folgende  Kritik 
beschrankt  sich  auf  einige  Bemerkungen  zur  Bcurtheilung  des  Systems  als  Glied  der 
britischen  Besteuerung,  wobei  es  sich  nur  um  die  Anwendung  dieser  Stcucrart  auf 
speci fisch  britische  Verhältnisse  haudclt.  Nur  nebenbei  kann  ciu  Blick  auf  die 
..vorbildliche"  Bedeutung  dor  britischen  Local bestcuerung  für  andere  Länder,  ähnlich 
wie  bei  der  Zollrefurm  (§.  Ml),  geworfen  werden.  Die  hervorgehobenen  einzelnen 
Puncto  einer  linanzwisscuschaftlichon  Betrachtung  stehen  unter  sich  natürlich  wieder 
im  engen  Zusammenbang.  Einiges  zu  einer  bezüglichen  Kritik,  besonders  des  vierten 
Puucts,  der  stcuertechnischeri  Seite  der  Krage  ist  auch  schon  im  vorigen  Paragraphen 
bei  der  „Veranlagung"  bemerkt  worden. 

Der  Historiker,  Politiker  und  Vcrwaltuugsrcchtsvcrtreter  wird 
die  britische  Localbcstcucrung  zunächst  als  Product  der  ge- 
schichtlichen Entwicklung  und  specicll  der  Selbstver- 
waltung auflassen,  sie  so  zu  verstehen  suchen  und  nach  den 
gegebenen  Verhaltnissen  wenigstens  bedingt  rechtfertigen.  Allein 
damit  ist  die  Aufgabe  der  finanz  Wissenschaft  lieben  Kritik 
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nicht  erledigt.  Es  gilt  für  diese,  nun  auch  das  entwickelte  Local- 
steuersystem  nach  den  vorhin  genannten  Seiten  auf  seine  Prin- 
eipien,  seine  technische  Beschaffenheit,  seiue  Function  und  Wir- 
kungen zu  prüfen.  Hier  werden  sich  Vorzüge  und  Mängel  linden, 
aus  deren  Verglcichung  schliesslich  der  Werth  des  Systems  für 
Grossbritannien,  die  Richtung  der  etwa  erforderlichen  Reform  und 
auch  die  Bedeutung  des  Systems  als  Vorbild  für  andere  Länder 
sich  ergeben  wird.  Wenn  irgend  wo,  so  sind  freilich  auch  bei 
der  tinanzwissenschaftlichen  Kritik  eines  solchen  practischen,  eben 
als  geschichtliches  Product  aufzufassenden  Gebiets  absolute  Urthcilo 
zu  vermeiden. 

a)  In  ihrem  Verhältniss  zur  Staatsbesteucrung  be- 
trachtet hat  die  britische  Localbcstcuciung  eiuigc  stcuertech- 
ni8chc  Vorzüge,  auch  verglichen  mit  den  analogen  Verhält- 
nissen auf  dem  Contincnt.  Auch  bildet  sie  principiell  stcuer- 
po  Ii  tisch  aufgefasst,  im  Ganzen  eine  passende  Ergänzung  der 
erstcren,  indem  sie,  soweit  sie  als  Ertrags  Steuer  auf  den  Grund- 
eigenthtimer  oder  auf  den  langjährigen  Bodeumicthcr  (wie  in  städti- 
schen Verhältnissen)  —  auf  beide  direct  oder  durch  U Über- 
wälzung —  fällt,  der  ungenügend  entwickelten  staatlichen 
Realbesteuerung  gegenüber  eine  Ausgleichung  bewirkt.  Nicht 
minder  ergänzt  sie  als  dircetc  Besteuerung  das  wesentlich  aus 
indirecten  Verbrauchssteuern  bestehende Staatsstcucrsy stein, 
freilich  mit  der  Einschränkung,  dass  sie  in  städtischen  Ver- 
hältnissen, soweit  nicht  endgiltige  Traguog  durch  den  oder  Ucbcr- 
wälzung  auf  den  Grund-  und  HauseigcnthUmer  eintritt,  als  Woh- 
nungsstcuer  ähnliche  Wirkungen  wie  eine  Verbrauchssteuer  sogar 
auf  nothwendige  Lebensbedürfnisse  hat. 

•  Collisioncn ,  wie  sie  bei  dem  Zuschlagsystem  für  Couimunalsteucrn  oder  auxb 
bei  gleichartigen  Staats-  und  Coinmunalsteucrn  nebeneinander  unvermeidlich  sind, 
Kommen  unmittelbar  bei  dem  verschiedenen  technischen  Charactcr  der  betrellendeu 
Besteuerungen  in  Grossbritannieu  nicht  vor:  ein  Vortheil  i'ur  beide,  wie  sich  u.  A. 
ergiebt,  wenn  man  unsere  continentalen  staatlichen  Einkommen-,  Personal-  und  Ertrags- 
stcuern  mit  ihrer  Belastung  durch  Zuschläge  für  Gemeinden  und  Verbände  oder  das 
Nebeueinanderstehcn  besonderer,  aber  gleicher  Oominunal-  und  Staatssteuern  dieser 
Art  mit  den  britischen  Verhältnissen  vergleicht. 

Mittelbar  haben  freilich  beide  Besteuerungen  doch  auch  in  Großbritannien 
gemeinsame  Beziehungen,  was  bei  der  Entwicklung  gegenseitige  Rücksichtnahmen  be- 
dingt, weil  beide,  —  die  Localstoucr  wenigstens,  soweit  sie  als  Ertragsteucr  wirkt,  daher 
namentlich  für  ländliche  Grundstücke  —  wenn  auch  iu  verschiedener  Form,  doch 
dasselbe  Stcucrobjoct  belasten:  das  Kcalvcrinögeu,  welches  in  der  Staats-Gruml- 
steuer  ( Landtaxe),  Hansstcucr,  in  Ablh.  A  und  B  der  Einkommensteuer  (theilweisc 
auch  in  D),  dann  weiter  in  gewissen  Stempeln  und  mittelst  der  Erbschaftssteuern 
besteuert  wird.  Indessen  sind  gerade  die  als  llealvcrinögcnssteucr  wirkenden  Thcilo 
der  britischen  Staatsbesteucrung  verkümmert,  wie  die  Landtaxe,  weniger  ausgebildet, 
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wie  die  Haussteuer,  die  Erbschaftssteuer  für  Immobiliarvermögen,  auch  die  Stempel 
für  Kechtsgeschäfle  in  Bezug  darauf.  Üahor  wirkt  die  Loealbcstcuerung  hier  steuer- 
politisch  und  steuortechnisc-h  nicht  ungeeignet  ab>  Ergänzung  der  Gcsammtbesteucrung 
nach  dieser  Kichtung. 

Die  neuerliche  starke  Ertragsvennehrung  der  Localsteuern,  welche  weiiiger  der 
Aruienversorgung,  als  den  Übrigen,  auf  die  Annonstcuer  und  auf  die  nach  gleichem  Princip 
und  Modus  eingerichteten  Localsteuern  angewiesenen  Localausgabcn  zuzuschreiben  ist, 
«Iroht  allerdings  nach  dem  einseitigen  Princip  der  Localbestcuerung  zu  einer  l  ebe r- 
biirdung  wenigstens  des  ländlichen  Kealbesitzes  zu  fuhren,  da  aul'dicsen 
die  Locabteuer  leichter  uberwälzt  werden  wird.  Gefahren  dieser  Art  weiden  in 
England  nicht  mehr  verkannt,  wie  auch  die  beliebten  vergleichenden  Berechnungen 
der  ganzen  Stcucrbelastung  der  beiden  grossen  Vermögens-  und  Ertragsgattungcn, 
des  immobilen  und  mobilen,  ergeben  (vgl.  (löschen 's  Keport,  freilich  mit  in.  E.  «cht 
zweifelhaften  Ergebnissen). 

Kasst  man  die  Localsteuern  kurzweg  als  directe  auf  und  nimmt  mau  an,  was 
allcrdiugs  nur  bediugt  zulässig  ist,  dass  dieselben  als  eine  nur  nach  einem  besonderen 
Grundsatz  veranlagte  Ertrags-  und  Einkommensteuer  fungiren  —  jenes  mehr  in 
ländlichen,  dieses  mehr  in  städtischen  Verhältnissen  — ,  so  wurde  das  Verhältnis* 
zwischen  di  reuten  und  indirecten  Steuern  in  der  Gcsamtntbcstcucruiig  des  Ver- 
einigten Königreichs  stark  zu  Gunsten  der  erslercn  verschoben  werden:  zu  den  ca. 
25  Mill.  Pf.  St.  directer  Staats  steuern  um  1SS5  (h.  u.  S.  2'JL  wurden  dauu 
ca.  i>l  (oder  31.4  ?»  Mill.  Pf.  St.  directer  Localsteuern  treten  (eine  Schätzungs- 
zifler,  weil  für  Schottland  und  Irland  die  irrthumlich  bei  den  ,.rates"  mit  eingesetzten 
Einnahmen  aus  (ias-  und  Wasserwerken  nicht  genau  ausgeschieden  werden  können, 
s.  o.  S.  350\  So  stiege  die  (iesammtbesteiierung  des  Staats  und  der  Localverwaltuiigeu 
von  ca.  75  auf  ca.  106  Mill.  Pf.  St.  (ohne  einen  Zuschlag  für  ..in directe  Lncal- 
!>teuem",  da  diese  nach  den  früheren  —  S.  .'U9  —  fast  durchaus  (iebuhreu  sind \  die 
directe  Besteuerung  von  25  auf  56  Mill.  Pf.  St.  und  die  ^uolc  der  di  reuten  Steuern 
von  u3.1%  beim  Staate  allein  auf  ca.  51.9  °/0  fn  der  (icsamuitbestcucruug:  also  mehr 
„directe"  als  indirecte  Verbrauchs-',  Verkehrs-  und  Erbschaftssteuern 
zusammen!  Bei  der  schwierig  zu  beurteilenden  und  jedenfalls  mannigfach  ungleichen, 
besonders  nach  städtischen  und  landlichen  Verhältnissen  verschiedenen  Wirkung  der 
Localsteuern  (wie  anderseits  auch  bei  der  ebenfalls  schwierig  festzustellenden  Wirkung 
der  staatlichen  Haussteuern  und  Licenzcu)  kann  man  freilich  auf  ein  solches  blosses 
Uechnungsergebniss  nicht  allein  Gewicht  legen.  Aber  so  viel  bleibt  doch  immer 
von  demselben  für  die  allgemeine  Characteristik  der  britischen  Besteuerung  richtig, 
dass  mit  Inbegriff  der  Localsteuern  die  directe  Besteuerung  einen 
sehr  erheblichen  Theil  der  Gesauuntbesteuerung  ausmacht  und  zwar 
gegenwärtig  einen  grösscreu  als  im  IS.  Jahrhundert  und  in  der  französischen 
Kriegszeit,  da  seit  dieser  die  indirecte  Vcrbrauchsbestuuerung  absolut  sehr 
wenig,  die  directe  Staats-  und  Localbesteuoru  ug  sammt  deu  Erbschafts- 
steuern absolut  sehr  erheblich  zugenommen,  haben  i,s.  o.  S.  281).  Das  bei 
uns  oft  gerühmte  starke  „Vorwiegen  der  Verbrauchsbesteuerung"  iu  Grossbritannien 
beruht  daher  auf  unrichtigen  Annahmen.  Nach  der  Verthcilung  der  Verwaltuugs- 
thätigkeiten  zwischen  Staat  uud  Localkörpcni  gerade  in  Grossbritannien  im  Unterschied 
vom  Contiucnt  verdienen  diese  Tbatsaehcn  noch  besondere  Beachtung:  der  Civil- 
v  er  wall  ungsau  f  wand  wird  eben  wesentlich  durch  directe  Besteuerung  gedeckt. 
Es  fragt  sich  nur,  ob  durch  passende  directe  Steuern,  gerade  was  diese  Verwendungs- 
zwecke anlangt.    Das  fuhrt  auf  den  zweiten  hier  zu  betrachtenden  Punct  mit  hin. 

§.  1(52.  —  b)  Das  Verhältnis»  der  Loealbcstcuerung  zu  den 
Verwendungszwecken  ihrer  Erträge  ergiebt  sieb  uns  dem 
„übertragenen"  und  „eigenen"  Wirkungskreise  der  britischen 
Selbstverwaltnngskürpcr. 

(Flu.  1,  9.  A.  40,  o.'t  )  Danach  wird  auch  jetzt  noch  in  grösserem  Maassc 
Vieles  von  dem,  was  auf  dem  Continente  unmittelbar  vom  Staate  uud  mit  Staats- 
mitteln, also  auch  mit  Staatssteuern  auf  dem  Gebiete  der  „Cultur-  und  Wohl- 
fahrUförderung",  daher  der  Oivilvcrwaltu  ng  ausgeführt  wird,  durch  die 
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Selbstverwaltungfkörpcr  und  auf  «leren  Kosten  besorgt.  Die  Ausgaben  der  bri- 
tische n  Local V  erwaltung  betreffen  daher  auch  gegenwärtig  in  grösserem  Maassc 
als  auf  dem  Conünent  Zwecke,  welche  wir  dein  Staate  zu  vindiciren  pflegen,  neben 
roin  localen  Zwecken.  Durch  vermehrte  unmittelbare  Thätigkcit  und  Aufwand  des 
britischen  Staats  auf  dem  Gebiet  der  Civilverwaltung  und  durch  das  System  der  Staats- 
/uschüssc  für  Localausgabeu ,  besonders  solche,  welche  mehr  im  staatlichen  als  im 
communalen  Interesse  oder  doch  mit  im  eistcrcu  zu  liegen  scheinen,  hat  sich  zwar  in 
diesem  Jahrhundert,  zumal  in  den  letzten  Jahrzehnten  eine  grössere  Annäherung  bri- 
tisher an  contiuciitale  Verhältnisse  vollzogen,  aber  bedeutende  Unterschiede  bestehen 
immer  noch. 


Vgl.  schon  die  Daten  in  Tin.  I,  3.  A.  §.  53.  S.  III,  für  1*73/74.    Neuere  sind 
die  folgenden  iStat.  abstr.  No.  33,  p.  34,  37),  in  1000  Pf.  St.  fur  1S67/(»S  u.  1SS3/S4. 


England 

u.  Wales 

(ianzer  Staat 

1S07/0S 

lss3/s4 

1S07/0S 

1SS3/S4 

Durch  Verbände  u.  Kirchspiele  für  Ar  inen  - 

7, 10S 

S,350| 

(10,410 

Kur   andere    Parochialausgabcn  aus 

\ 

o,ssi 

050 

!,»»••  l| 

1  1,107 

«»20 

50S 

Ols 

546 

— 

1,530 

— 

o,7  »6 

Durch  städtisch  o  und  Municipalautori- 

• 

faten  für  Polizei,  Sauitätswesen 
und  andere  öffentliche  Werke  . 

• 

f  .i,02b 

27.76a 

ff  1   1  n  1 

14,424 

1  ff     O  "T 

31,37t» 

Vfc                  1             1**—          II'           1                    ^1                       Z    A    *  '    A                                — -  A  * "  A  — 

Durch  ländliche  San itatsautoritaten 

r  ff  i 

ol  1 

■ 

Vi  ■* 

Durch  (irafschaftsautoritäten  f.  Polizei. 

2,310 

2,s55| 

Durch   Landstrasse  n-  und  Strassen- 

0,320 

6,973 

2.0*0  ( 

1,050 

102j 

Kur  Brucken  und  Fähren  

13(1 

s 

13rt 

h 

l  ur  Entwässerung.  Deichbau  u.  s.  w. 

205 

400 

251 

511 

2,072 

3,350 

2.5*2 

4.011 

332 

417 

301 

4H't 

Aus  Leuchtfeuergeldcrn  (Ilandelsmarine- 

270 

3  a  2 

42S 

520 

200 

405 

210 

500 

Aus  Kirchen-  und  geistlichen  Steuern    .  . 

30« 

II 

35* 

7* 

Durch  andere  Autoritäten  

11 2 

K\ 

211 

IHi 

Summe: 

30,455 

52,05S 

30.133 

«4  .MS" 

Einnahmen  (».  o.  S.  350)  zusammen  .  . 

.10,441 

51,100 

30,400 

62.721 

5  517 

7.157 

0,004 

0,224 

Staatszu  schussc  

057 

3,507 

1,235 

4,2;w 

Eigene  meist  ord.)  Ein  nahmen 

23,007 

40,400 

20,257 

40,25S 

wovon  directe  Localsteueru  c.  14,400 

25,03t» 

c.  17.000 

c  31,400 

Hier  sind  offenbar  mehrfach  auch  Veränderungen  in  den  statistischen  Aufnahmen 
und  (iruppirungen ,  daun  wohl  namentlich  Vervollständigungen  der  Daten  eingetreten, 
so  dass  die  Erhöhungen  und  Verschiebungen  der  einzelnen  Posten  und  die  Zunahme 
der  Summen  der  Wirklichkeit  nicht  genau  entsprechen.  Die  Kirchensteuer  ist 
aufgehoben  worden. 


Es  ist  hiernach  besonders  der  Lucalaufwand  für  Armen-, 
Schul-,  Sanitäts wesen,  Sicherheitspolizei,  Verkehrs- 
wesen (Strassen,  Brücken,  Häfen,  Wasserbau  n.  s.  w.)> 
welcher  neben  dem  allgemeinen  Vcrwaltungsaufwand  iu  den  Ans- 
gaheetats  der  Localvcrwaltungcn  steht.  Ob  nud  was  man  von  dem 
Aufwand  für  die  aufgezählten  Thätigkciten  dem  Staate  alg 
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solchem  oder  den  loealcn  Verbänden  uud  Gemeinden 
richtiger  Weise  zuwälzt,  lässt  sich  nicht  cndgillig  principicll  ent- 
scheiden (Fin.  1,  ;>.  A.  §.  13,  Iii  ff.).  Genug,  dass  im  Vereinigten 
Königreich  auch  jetzt  noch  mehr  davon  als  auf  dem  Contiucntc 
den  »Sclbstvcrwaltungskörpcrn  zugeschoben  ist,  wenn  es  sich  dabei 
auch  sicher  oft  um  mehr  oder  ebenso  sehr  staatliche  als  localc 
Angelegenheiten  und  Interessen  handelt. 

Um  so  bedenklicher  erscheint  es  dann  allerdings,  auch 
nach  dieser  Seite  betrachtet,  diesen  grossen  uud  steigeuden  Gc- 
samiutanfwand  für  ein  solches  staatlich -localcs  Mischgebiet  von 
Vcrwaltungsaufgabcn,  soweit  er  überhaupt  durch  »Steuern  bestritten 
wird,  ganz  durch  Ei  nc  Stcucrart  und  zumal  durch  die  geschicht- 
lich überkommene  Arm  enstcuer  form ,  wesentlich  die  Bcitrags- 
gruudlage  flir  alle  Localstcucrn,  aufzubringen.  Denn  wie  auch 
immer  diese  Stcucrform  wirken  mag:  eine  einseitige,  daher 
ungleich  massige  Belastung  gewissen  Besitzes,  bez.  Ertrags 
und  Einkommens  findet  sicherlich  dabei  statt.  Das  widerspricht 
aber  den  gesammten  und  noch  spcciell  einigen  der  hauptsächlichen 
Verwendungszwecke  der  Localstcucrn,  wie  besonders  denen  für 
Armen-,  Sanitäts-,  »Schul-,  theilweise  auch  selbst  für  Verkehrswesen. 
Man  kann  und  darf  solche  im  Wesentlichen  allgemeine,  in 
ihrem  Nntzcffcct  ununtcrschicdlich  allen  Personen  und  allem 
Besitz  zu  gute  kommende  Ausgaben  nicht  so  ausschliesslich  durch 
Eine  und  gar  eine  solche  Steuer  decken  (Fin.  II,  §.  424,  S.  347). 
Es  lässt  sich  aunehmcu,  wofür  auch  immer  mehr  Symptome  und 
Unznfriedenheitstendenzen  sprechen,  dass  vollends  mit  der  Weiter- 
entwicklung der  Loealvcrwaltungsthätigkeitcn  und  des  Aufwands 
dafür,  wie  etwa  in  den  letzten  20  Jahren,  dies  einseitige  Local- 
stcuer System  unhaltbar,  weil  unerträglich  unglcichmässig 
belastend  werden  wird.  Diese  Annahme  findet  ihre  Bestätigung 
und  weitere  Begründung  in  der  Erörterung  des  folgenden  Puncts. 

§.  163.  —  c)  Die  britische  Localbcstcucrung  ist  nach  ihrem, 
der  Arnienstcucr  entnommenen  Hanptgmndsatz  eine  Stcucrgat- 
tung,  welche  gewiss  gerade  in  der  Local-  oder  Communal- 
besteucrung  principicll  berechtigt  und  zweckmässig  er- 
scheint, aber  nur  in  bestimmter  Beschränkung,  daher  nur 
in  ihrer  Anwcuduug  auf  bestimmte  Verwendungszwecke 
oder  Ausgaben,  bez.  auf  Quoten  der  letzteren  und  nur  in 
Verbindung  mit  anderen  geeigneten  Localstcucrn.  Das  folgt 
sowohl  aus  den  mutmasslichen  Wirkungen  der  Ausgaben, 
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welche  mit  den  Localstcucrn  bestritten  werden,  als  auch  ans  den 
muthmassliehcn ,  unter  verschiedenen  Verhältnissen  selbst  wieder 
verschiedenen  Wirkungen  der  britischen  Loealstcucrn  nach 
dem  Muster  der  Armcnstcucr  selbst. 

Soweit  diese  Steuern  direet  oder  durch  Ucbcrwälzung 
als  Ertrags  Steuer  vom  Grund-  und  Hauscigcnthümcr  —  hierhin 
unter  den  eigentümlichen  britischen  Grundcigcnthumsvcrhältnissen 
auch  Derjenige  gerechnet,  welcher  unter  langjähriger  Bodenpacht 
auf  fremdem  Hoden  Häuser  baut,  sowie  der  langjährige  lläuscr- 
miether  -  wirklich  getragen  werden,  sind  sie  nur  zur  Hc- 
streitung  solcher  öffentlicher  loealcr  „Sonderausgaben"  gerecht- 
fertigt, deren  Verwendung  wirklich  schliesslich  als  Kenten erhöhung 
dem  Grundbesitz  zu  gute  kommt.  «Hei  anderen  „Sonderausgaben" 
und  bei  al  1  gemeinen  Ausgaben  —  des  Staats  wie  der  Gemeinde 
—  trifft  dies  nicht  zu.  Werden  diese,  wie  in  Grossbritannien, 
gleichwohl  damit,  und  sogar  damit  ausschliesslich,  gedeckt,  so  tritt 
eine  unbillige  Verletzung  der  Glcic  hmässigkeit  ein.  Das 
ist  aber  hier,  d.  h.  bei  einer  Wirkung  der  Localstcucr  als  Ertrags- 
Steuer,  um  so  bedenklicher,  da  eine  Ausgleichung  dieser  Ucbcr- 
lastung  durch  Fort-  oder  Rückwälzung  der  Steuer  in  diesem  Falle 
wenig  wahrscheinlich  ist  und  jedenfalls  keine  Bürgschaft  für  ge- 
nügend glcichmässigc  cndgiltigc  Vertueilung  der  Stcuerkraft  bietet. 

Ich  w.nde  hier  die  Terminologie  und  Beweisführung  aus  der  „Allgemeinen 
!Si»Mierlehiv'\  bes.  Fin.  II,  §.  42.1,  421.  S.  'ir>  II.  an.  S.  auch  meine  ,.Conimunal- 
stcu«  rfragc".    Leber  Überwälzung  s.  fin.  ü,  §.  3*2— 3t»5.  S.  250  II. 

Nun  kam  aber  die  britische  Localstcucr  nach  ihrem  cigcnthüni- 
lichcn  Bcslcuciungsprincip  und  nach  dessen  eigentümlicher  teeb 
nisclicr  Durchführung  gar  nicht  allgemein  als  Ertrags  Steuer  von 
Ucalcigcuthum  aufgefasst  und  deren  Wirkungen  ihr  zugeschrieben 
werden.  Eine  solche  Steuer  ist  sie  wesentlich  nur  in  ländlichen 
Verhältnissen ,  bei  1  a  n  d  w i  r t h  s  c  h  a  f 1 1  i  c  h  c  in  S  c  1  b s t  b  c t  r  i  c  b 
des  Eigcnthtimcrs  und  bei  Zeitpacht,  und  letzteren  Falls 
auch  nur  bei  nicht  allzu  langen  Pachtperioden. 

iK'im  hier  wird  allerdings  anzunehmen  sein,  dass  regelmässig  der  (i ru n d eige.u- 
i  hu  in  er  die  Localstcucr  cndgiltig  trägt,  indem  sie  z.  15.  vom  besteuerten  Pachter  bei 
>h'r  Regelung  des  Pachtzinses  als  Ab/.tig>iiost<;n  in  Betracht  gezogen  und  so  dorn 
Eigcuthumer  gewöhnlich  überwälzt  werden  wird.  Nur  nicht  in  Kcchuung  gezogene 
l.ocalstcuercrhohuiigcn  nährend  des  Pachttermiiis  oder  höhere  als  durchschnittlich 
veranschlagte  Localstcucrn  wird  der  Pachter  zeitweise  tragen,  wo  dann  wiederum  die 
erwähnte  bedingte  Berechtigung  der  Steuer  hinfällig  wurde. 

In  dem  anderen,  practisch  vornehmlich  wichtigen  Falle,  wo 
die  Localstcucr  vom  H a u suiietb er  bezahlt  wird,  wie  in  städti- 
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sehen  Verhältnissen,  und  zwar  nach  der  Micthc,  wird  zwar 
auch  wohl  der  Micthpreis,  wie  im  vorigen  Falle  der  Pachtpreis, 
vom  rechnenden  Miether  mit  Rücksicht  auf  die  Localstcucr  bc- 
rechnet  und  im  niedrigeren  Mieth preise  eventuell  dem  Ver- 
miether, dem  Grund-  oder  Ilauscigenthilmer,  zugewälzt  werden. 
Allein  einmal  wird  hier  nicht  immer  so  genau  gerechnet,  sodann 
steht  es  dahin,  ob  die  WeberwUlzung  gelingt. 

Wenn  ja,  so  ist  die  Steuer  eine  llauscrtragsstener,  und  es 
treten  dieselben  Bedenken  ein,  wie  in  dem  besprochenen  Falle. 

Seihst  noch  grössere  dann,  wen»  (iriuid-  und  Hauscigenthum  gel  reimt  und  Inj 
langjährigem  Contract  ein«*  Ucbcrwälzung  vom  Hausbesitzer  auf  <len  (irundeigenthümer 
ausgeschlossen  ist.  Dabei  ist  es  frcilieh  möglich  und  nicht  einmal  unwahrschcinlieh, 
dass  auch  hei  Abschluss  solcher  Verträge  die  Localstotier  und  seihst  «lern»  Ungewisse, 
aber  mögliche  und  muthmassluhe  Steigerung  im  Lauf  der  Pachtperiode  bei  der 
Pacht/inscalciilation  mit  veranschlagt  und  ilaraufhin  dieser  Zins  ermässigt  wird,  wonaeh 
wieder  der  (»rundcigenthüiner  mit  besteuert  würde  (was  Asehrott  in  «1er  Note  S.  222 
und  ebenso  die  hier  citirtc  Stelle  im  Keport  von  1S,*»0  ubersieht).  —  Beim  Compoun- 
ding-Systcin  (o.  S.  ;{."»!)  kommen  die  mögliehen  l'eberwälzungcn  der  Stenern  im  höheren 
Mietpreise  vom  steuerpflichtigen  Eigentümer  auf  den  Miether  in  Betracht. 

Wenn  nein,  wenn  die  Ueberwälzung  auf  den  Vermiether  und 
Ilauseigenthllmer  nicht  gelingt,  sondern  der  Miether,  bez.  bei  Eigen- 
wohneu  der  HauscigenthUmcr  als  Bewohner  die  Lnealstcuer  end- 
giltig  trägt,  so  nimmt  die  Steuer  Überhaupt  wieder  einen  anderen 
Character  an  und  zwar  eventuell  einen  doppelten:  entweder 
denjenigen  einer  Wohnungs-,  d.  h.  einer  Verbrauchs-  oder 
Aufwand  Steuer,  oder  denjenigen  einer  nach  einem  Verbrauchs- 
ni  o  m  c  n  t  veranlagten  Einkorn  m  e  n  Steuer. 

Im  ersten  Falle  hat  sie  dann  voll  und  ganz  die  Hedenken 
einer  Wohnungs  Steuer  und  damit  einer  Verbrauchssteuer  auf 
eine  noth wendigste  Bed iirfnissbefriedigung.  Sic  wird  daher 
im  hohen  Maassc  ungleich  massig  wirken. 

Zumal  da  hier  auf  sonstige  Weiterwälzung  (z.  Ii.  auf  die  Oonsnnienten  der 
Arbeitsleistungen  des  besteuerten  Mielhcrs)  vollends  unsicher,  öfters  gar  nicht  zu 
reehnen  sein  wird.  Auch  kommen  noch  die  speci eilen  Bedenken  hinzu,  welche 
aus  dem  ungleich  hohen  Micthaufwand  nach  Hausstands-  und  Familien  «flösse, 
nach  (iesiindheitsverhältnisseu ,  nach  loealcn  Verhältnissen  hervorgehen  —  letztere« 
wichtig,  wie  bei  einer  Staats- Wohnungsstciicr.  auch  bei  einer  Localstcucr  wegen  der 
ungleichen  Preise  der  Wohnungen  in  verschiedenen  Stadttheilen  und.  wenn 
e.s  sich,  wie  in  England,  um  Aufbringung  von  Kreis-,  Armenverbandskosten  u.  dgl.  m. 
handelt,  in  verschiedenen  Wohnorten  desselben  Steuerbezirks. 

Im  zweiten  Falle,  wenn  die  Steuer  als  eine  Einkommen- 
steuer angesehen  wird,  bei  welcher  aus  der  Micthc  oder  dem 
Wohnungsaufwand  auf  die  Ein  kommen  höhe  geschlossen 
wird,  kommt  ein  durchschlagender  anderer  Einwand  zur  Geltung. 
Wäre  dieser  Schluss  berechtigt  und  allgemein  zuheilend,  so  ent- 
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fielen  allerdings  die  Hanptbedenken,  welche  aus  den  Vcrwcndnngs 
zwecken  der  Localsteucrn  gegen  das  Princip  der  letzteren  erhöhen 
wurden.  Ks  blieben  umgekehrt  nur  Bedenken  in  solchen  Füllen, 
wo  der  dein  Grund-  und  Ilanscigenthilmcr  zu  gute  kommende  Ver- 
wendungszweck eine  höhere  Sondcrbcsteucrung  des  Grund-  und 
Hauseigenthums  wirklich  einmal  rechtfertigt.  Aber  jener  Schluss 
ist  unberechtigt,  denn  die  Micthhöbc  oder  die  Ausgabe  für  das 
WohnungsbedUrfniss  steht  mit  der  Einkommenhöhe  nicht  in  einem 
festen  und  gleichmässigen  Verhältnis«,  sondern  nach  bekannten 
statistischen  Erforschungen  ist  die  VV  o  h  n  u  n  g  s  a  u  s  g  a  h  c  relativ 
um  so  grösser,  als  Quote  bemessen,  je  kleiner  das  Ein- 
kommen ist  und  umgekehrt.  Die  Localsteuer  als  solche  Ein- 
kommensteuer verstösst  demnach  besonders  stark  gegen  die 
proportionale  Einkommenbesteuerung.  Sie  ist  eine  umgekehrt 
progressive,  während  gerade  ftir  manche  der  britischen  Vcr 
wendungszwecke,  namentlich  fllr  Armenversorgung,  eher  eine  direct 
progressive  zu  verlangen,  jedenfalls  eher  zu  rechtfertigen  wäre. 

Im  Ergcbniss  ist  daher  die  britische  Localbcsfcuerung  wegen 
ihres  einseitigen  Ilauptgrundsatzes  prineipieil  steuerpo  1  itiscb 
Überhaupt,  vollends  aber  als  einzige  Form  der  Localbcsteucrung 
überwiegend  bedenklich,  an  sich  und  auch  unter  den  spe 
eifischen  britischen  Verhältnissen. 

Bei  (ine ist  fehlen  eben  hier  die  principicllen  nationalökonoinischcn  und  finanz- 
wissenschaftlichen  (icsichtopunctc,  wodurch  die  politisch«*,  historisch«'-  und  verwaltungs- 
rcehtlichc  Auffassung  docli  zu  berichtigen  ist.  Daher  seine,  zu  günstig»?  Ileiirthcüiuig 
des  britischen  Systems.  Aschrott,  S.  222  ff.  kommt  spccicll  für  die  Arincnsteticr 
zu  demselben  Unheil  wie  ich  hier  (S.  221).  Kr  unterscheidet  auch  richtig  die  poor 
rate  je  nach  Umständen  als  Ertrags-  und  als  A u  f  wa n  d Steuer.  Aber  er  verfolgt 
nicht  genügend  die  Fälle,  wo  sie  Ertragssteuer  ist  und  unterscheidet  bei  der  „Auf- 
wandsteuer"  nicht  richtig  die  Wirkung  als  Verbrauchssteuer  und  als  Einkommensteuer, 
die  nach  dem  \\ »hnungsaufwand  bemessen  wird.  Mi  11.  den  er  citirt.  macht  gerade 
den  Fehlsehluss,  ans  den  Wohnungsausgaben  auf  die  gleichen  Relationen  L  der  Ver- 
mügensverhältuisse  schliessen  zu  wollen  Nicht  der  Fall  des  „(ieizhalscs"  und  der 
„grossen  Familie",  sondern  der  ungleichen  Quote  der  Wob  nungsausgabe  von 
ungleich  hohem  >:  in  kommen  bildet  den  entscheidenden  Punct  in  den  Argument«* 
gegen  die  Steu«T. 

Es  kann  nicht  Wunder  nehmen,  dass  demnach,  vollends  mit  der  Vermehrung 
der  Lo«3alausgaben  und  der  Zuschiebung  von  Aufgaben  auf  die  Cominuncii  durch  den 
Staat  ganz  wie  bei  uns  — ,  auch  in  England  zwei  Strömungen  mächtiger 
werden:  einmal,  lieber  die  betreffenden  Aufgaben  und  Lasten  unmittelbar  beim 
Staate  zu  belassen  oder  neue  ihm,  nicht  den  Sclbstvcrwaltungskörpern  zuzuschieben. 
min«lest<'iis  Staatszusch üsse  für  die  letzteren  in  solchen  Füllen  zu  verlangen  (.siehe 
darüber  den  eharacteristischen  Vorfall  im  Unterhaus  den  Aschrott  in  d«a 

Note  S.  22o'   mittheiltV,   sotlann   die   einseitige  ausschliessliche  Local 
besteu.irung  eiii««T  bestimmten  Nesitzart  zu  modificiren.    S.  darüber  dürselbe 
Stelle  und  ans  einer  Debatte  in  di.«  oben  S.  2.V2  angeführte  Moüon  Rotier*. 

Itull.  t^s»'»,  I,  (W.T  II.  Sie  ging  «I  tnuif  hinaus,  gerade  d«m  (im  nd -  und  Haus- 
ei ge  n  t  h  ü  in  et  als  den  zu  be/ei«  hn«  n.  «1er  weni^iens  di«>  Hälfte  der  Localsteuer 
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tragen  solle,  während  er  jetzt  bei  der  Besteuerung  des  Renutz ers  nicht  genügend 
getroffen  werde  und  vollends  die  Ei  gcnthüuicr  der  städtischen  Grundstücke 
keiner  Localsteuer  unterworfen  seien,  obwohl  der  Werth  ihrer  Grundstücke  wesentlich 
von  den  Localvcrwcndungen  abhänge.  Die  Resolution  wurde  angenommen,  auch  be- 
fürwortet vom  Präsidenten  des  Local  governtnent  board,  Chamberlain.  Die  damalig«* 
Debatte  hat  die  ganze  Frage  berührt,  ein  anderer  Vorschlag  verlangte  Revision  der 
Verhältnisse,  in  denen  unbewegliches  und  bewegliches  Vermögen  den  Localsteuern  zu 
unterwerfen  sei,  wurde  aber  abgelehnt. 

§.  104.  —  d)  In  Rtencrtcch nischer  Hinsicht  möchte  die 
britische  Localbesteuerung  dagegen  gerade  wegen  ihrer  verbal  t- 
nissmässigen  Einfachheit  und  —  in  den  meisten  Fällen 
wenigstens  —  leichten  Durchführbarkeit,  ferner  wegen 
ihrer  Beweglichkeit  günstig  zu  benrthcilen  sein. 

In  den  Hauptfüllen,  bei  gewöhnlichen  Wohnhäusern  und  ländlichen,  landwirt- 
schaftlich benutzten  Grundstücken,  treten  diese  günstigen  Seiten  besonders  deutlich 
hervor.  Freilich  würden  sie  bei  vorwaltendem  landwirtschaftlichen  Selbstbetrieb  und 
bäuerlicher  Wirlhschaft,  wie  schon  bemerkt,  sich  kaum  zeigen  können.  Die  für  unsere 
continentale  Communal-Einkommenbesteucning  so  schwierigen  Fragen  der  Besteuerung 
der  Foreiisen,  der  Actien-  und  ähnlicher  Gesellschaften  fallen  in  England  fort.  In 
dieser  Hinsicht  gleicht  die  britische  l-ocalbestcuerung  unseren  coininunalen  Object- 
oder  Ertrags  steuern  (Grund-,  Häusersteuer),  durch  die  in  diesem  I'unete  auch 
keine  Schwierigkeiten  bereitet  werden  ^Fin.  II,  g.  4 Hl,  4M  S.  320  11.). 

Die  Unabhängigkeit  der  Local  best  euer ung  vo  n  der 
Staatsbesteuerung  erleichtert  sodann  die  richtige  Lösung  der 
stenerteebniseben  Aufgaben  der  eistcren  ebenfalls  nicht  unwesent- 
lich: ein  Vorzug  vollends  vor  dem  eontincntalen  System  der  Com - 
munalz  tisch  läge  zu  directen  Staatsstenern.  Denn  letztere 
können  unmöglich  den  localen  Verhältnissen  so  gut  Rechnung  tragen, 
Zuschlüge  zu  ihnen  daher  auch  nicht,  als  selbständige  Localsteuern. 

W  enn  die  britischen  in  dieser  Hinsicht  nicht  alles  Wnnsc.hcnswerthc  leisten,  so 
liegt  dies  in  Mängeln  der  Gesetzgebung  und  Durchführung,  die  sich  immerhin  leichter 
als  bei  einer  allgemeinen  Staatsstcuer  beseitigen  lassen  möchten.  Die  su  wichtige 
Besteuerung  localer  C'onjuncturcngewinne  besonders  des  s  täd  tischen  Grund- 
eigentums, überhaupt  der  eigentlichen  Grundrente,  können  lucale  Grund- 
und  Ilaussteuern,  verbunden  mit  bezüglichen  llcsil/wechselabgaheii,  wohl  annähernd 
genügend  bewerkstelligen  (Fin.  II,  §.  470— IM,  S.  4IJ3  II'.).  Die  Uogers'sche  KVso- 
lutiun  bezweckt  doch  imjdi«<ile  Derartiges. 

■ 

Endlich  sind  gewiss  erhebliche  Gründe  auch  flir  locale  Ver- 
brauchssteuern, Accisen  u.  dgl.  in.  zumal  in  städtischen, 
vollends  in  gross  städtischen  Gemeinden  noch  in  unserer  Zeit 
geltend  zu  machen.  Aber  die  prineipiel len  Hedenken  gegen 
alle  solche  Steuern  vom  Standpunctc  der  Allgemeinheit  und  Gleich 
mässigkeit  der  Besteuerung  aus  und  die  verkehrspolitischen 
und  stcucrtcch  n  ischeu  Bedenken  wegen  der  Verkehrsstörungen, 
der  ungleichen  Bestenernng  von  Stadt  und  Land,  der  Abtrennung 
der  Städte  vom  Lande,  wegen  der  Anregungen  zum  Schmuggel, 
wegen  der  fcrbebungskosten  u.  a.  m.  dürfen  doch  nicht  übersehen 
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werden,  so  z.  B.  anch  bei  dem  in  vielen  Contincutalländern  noch 
so  verbreiteten  städtischen  Thorsteuersystem  (Frankreich,  Italien, 
Oesterreich  u.  a.  L.  m.).  Grossbritanuien  hat  Dank  seinem  Local- 
steuerprineip  das  Alles  im  Wesentlichen  schon  seit  Alters  und 
ebenso  in  der  Neuzeit  vermieden  und  gezeigt,  dass  es  doch  mög- 
lich ist,  einen  hohen  und  steigenden  Localbcdarf  durch  directe 
Besteuerung  allein  zu  bestreiten. 

Auffällig  und  kaum  richtiir  ist  es  nur,  dass  man  das  System  ge  werblicher 
Lice  nzsteuern,  besonders  für  das  Srhan kgc werbe  allein  für  den  Staat  aus- 
ir-  staltet  bat.  Der  Bezug  dieser  Abgaben  durch  diesen  statt  durch  die  Gemeinden 
hat  seilet  aii9  dem  Gesiehtspunet  der  Correspondenz  von  Lxst  und  Vortheil  ein  prin- 
i  ipi.lles  Bedenken.  Jedenfalls  Messen  sich  eine  B  e t  h e i  ligu  n  g  der  Gemeinden  an 
diesen  Licenzstcuern  oder  amh  Zuschläge  zu  den  betreuenden  Staatssteiiern  für 
die  Gemeinden,  etwa  bei  der  Sehankstcuer  namentlich  amli  für  die  Armenverbänd. 
( l' iiimis),  reeht  gut  stcuerpulitisch  prineipb-ll  rechtfertig»-!»  und  reeht  einfach  an  das 
staatliehe  Licenzstenersystcni  anknüpfen.  Das  letztere  ist  wie  zu  diesem  Behufe  ge- 
maeht.  Dann  nähme  weidgst.-ns  in  dieser  Form  die  Gemeinde,  das  Kirchspiel,  der 
I.im  überhand  an  <l<-n  Y.«rl>raiiehssteuern ,  namentlich  an  denen  für  Getränke,  passend 
Antheil  (§.  I.V.,  1.V1>. 

Die  Ausschliesslichkeit  des  britischen  Localsteuerprincips 
erscheint  nach  dem  Allen  f  i  n  anz  vvissensch  aftli  c  h  als  der 
Hauptmangel. 

Die  „vorbildliche"  Bedeutung  vollends,  welche  man  dem 
Princip  der  britischen  Localbestcuerung  wohl  zugeschrieben  hat 
(S.  ;i">7),  möchte  der  letzteren,  wenigstens  nach  finanzwissensebaft- 
licher  Betrachtung,  kaum  beizulegen  sein.  Namentlich  au  eine 
Uebertragung  auf  unsere  Coutincntalländer,  zumal  an  eine  mehr 
oder  weniger  ausschliessliche  Begründung  unserer  Communalsteucm 
auf  jenes  Princip,  kann  der  Finanz  mann  nicht  ernstlich  denkeu. 
Selbst  wenn  die  britische  Localbestcuerung  noch  mehr  steuertecu 
nischc  Vortheile  hätte,  als  ihr  eigen  sind,  und  selbst  wenn  ihr 
Princip  allgemeiner  berechtigt  wäre,  als  es  ist,  mllsstc  die  neue 
Einführung  dieser  Steuerart  in  anderen  Verhältnissen  Uberwie- 
gende Bedenken  bieten.  Nur  ihr  historischer  Charactcr, 
ihre  alte  Einbürgerung  macht  diese  Steuern rt  auf  den  britischen 
Inseln  erträglich.  Aber  die  Nachtheile  des  leitenden  Steucrprincip» 
möchten  auch  hier  mit  der  Steigerung  der  aufzubringenden  Stcuer- 
sumnien  immer  empfindlicher  werden  und  mehr  als  die  Vortheile 
ins  Gewicht  fallen. 

Die  „Localsteucr refo rm",  mehr  als  die  Beform  der  Staats- 
stenern, wird  daher  wohl  bald  auch  jenseits  des  Canals  in  den 
Vordergrund  treten  und  ist  auch  die  dringendere. 
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2.  Abschnitt. 
Frankreich. 

Literatur.  Leber  sie  ist  auch  für  das  19.  Jahrhundert  das  günstige  Unheil 
zu  fällen,  welches  oben  schon  über  die  französische  Finanzliteratur  ausgesprochen 
wurde  (§.  50).  Nur  leidet  dieselbe,  und  jemehr  sie  die  Zeiten  der  jeweiligen  Gegen- 
wart behandelt,  desto  mehr,  mit  seltenen  Ausnahmen  an  zwei  Fehlern:  einmal  sind 
die  meisten,  auch  die  bloss  historischen,  selbst  die  rein  administrativen  Schriften  nicht 
immer  in  politischer  Hinsicht  objectiv  genug;,  sondern  leicht  in  ihren  ürtheilen 
etwas  nach  dem  persönlichen  politischen  Standpunct  ihrer  Verfasser  gefärbt,  namentlich 
nach  den  drei  Hauptrichtuniren  :  royalistisch,  napoleonisch-imperialistisch,  republikanisch, 
was  in  dem  Partei^etriebe  eines  ,. Jahrhunderts  der  Revolution"  seine  Erklärung,  damit 
aber  nicht  seine  Entschuldigung,  noch  weniger  seine  Rechtfertigung  lindet.  Sodann 
kommt  selbst  in  reinen  Fachwerken  leider  das  überspannte  französische 
Na tio nalgcf ühl  zum  Ausdruck,  namentlich  bei  der  Darstellung  der  Finanzcalami- 
täten  in  Folge  ungünstiger  Kriege  wie  1813  ff.  und  wieder  1870—71. 

Die  französische  Nationaleitelkeit  und  der  Mangel  an  Selbsterkenntniss  bewirken 
liier  eine  öfters  völlig  falsche  Beurtheilung  der  Ereignisse  und  Massrcgeln.  Statt  die 
wirtschaftlichen  und  finanziellen  Folgen  von  politischen  Ereignissen,  wie  denen  von 
1S14  und  1815,  1870 — 71  einfach  hinzunehmen,  als  selbstverschuldet,  auch  als 
gerechte  Sühne,  verdiente  Strafe  oder  statt  sich  wenigstens,  wenn  man  glaubt, 
das  nicht  offen  eingestehen  zu  dürfen,  mit  objectiver  Darstellung  des  Thatsächlichen 
zu  begnügen,  werden  die  Schriftsteller  einerseits  sentimental  in  Bezug  auf  das, 
was  ihr  Vaterland  verdientermaassen  erleidet,  —  das  sind  nur  „malheurs"  „desastres" 
der  belle  France,  der  „gründe  nation"  —  anderseits  werden  sie  hämisch,  bitter  und 
ungerecht,  wenn  die  misshandelten  oder  provocirten  Feinde  siegen  and  nun  auch  ein- 
mal Contributionen  erheben  und  Erhaltung  der  Besatzungstruppen  verlangen,  woboi 
Frankreich  bisher  ja,  mutmasslich  zu  seinem  eigenen  Schaden,  weil  es  sonst  vielleicht 
den  erhaltenen  Denkzettel  etwas  länger  empfunden  hätte,  unverhältnissmässig 
geschont  worden  ist  (1811!  1S151  1871!).  Solche  „Stimmung"  beherrscht  z.  B. 
ganz  das  unten  genannte  Buch  von  Sudre.  Aber  selbst  ein  Werk  wie  der  neue 
Dictionnaire  de  finances  scheut  sich  nicht,  Mitarbeiter  wie  Boiteau  schämen  sich 
nicht,  z.  B.  einen  ebenso  sachlich  unrichtigen,  wie  albernen  und  hämischen  Ausfall 
auf  Preussen  zu  machen ,  bei  Erwähnung  der  Contributionen  desselben  an  Frankreich 
1S07  ff.  (dict.  p.  547.  Note  1\  Eines  der  mancherlei  Anzeichen  sittlichen  und  geistigen 
Verfalls  der  franzöichcn  Nation  selbst  in  Kreisen  ihrer  geistigen  Elite. 

Aus  der  reichen  Literatur  sind  einige  Schriften  schon  oben  S.  123  genannt 
und  charactorisirt  worden.  S.  ferner  die  Literaturangaben  in  Fin.  I,  3.  A.,  S.  57, 
II,  33.  III,  4.  Viele  dieser  Schriften  behandeln  die  Besteuerung  nur  nebenbei. 
Reiche  Bibliographie  im  dict.  de  fin.,  bes.  in  Boiteau's  Artikel  budget  gt-n.-ral  de 
l'etat  p.  719  ff.  und  in  den  Specialartikeln;  auch  in  Block's  dict.  de  l'admin.  franc. 
Weitere  Literatur  über  die  einzelnen  Steuern  folgt  unten  bei  der  Darstellung  der 
letzteren.  Aus  der  grossen  Literatur  Uber  die  gesammte  Besteuerung,  deren  Ent- 
wicklung und  den  Zusammenhang  mit  den  übrigen  Finanzangelegenheiten  werden  hier 
nur  einige  Bücher  herausgehoben,  welche  meistens  für  das  Folgende,  besonders  für  die 
U cbersicht  über  die  Steuerentwicklung  von  1789- -1887  genauer  benutzt  worden  sind. 
Damit  ist  die  betreffende  Literatur  aber  lange  nicht  erschöpft. 

Boiteau's  genannte  schöne,  reichhaltige  und  doch  übersichtliche  grosse  Ab- 
handlung in  dem  genannten  Artikel  budget  general  de  l'etat,  im  dict.  de  lin.,  eine 
umfassende  Finanzgeschichtc  Frankreichs  {\>.  501—721.  enge  und  grosso  Seiten);  eb. 
de  Criscnay's  Art.  budg.  döpartem.  und  communal.  Die  Artikel  über  einzelne 
Steuern  und  Steuergruppen  („contributiotis  directes'',  „eontr.  indirectes"  u.  s,  w.">  in 
Blofk's  dict.  de  l'admin.  franc.,  mit  den  Fortsetzungen  und  Jahressupplementen,  und 
im  dict.  de  fin.  (noch  unvollendet).  Für  die  neuere  und  neuste  Zeit,  besonders  seit 
1 877,  aber  mit  zahlreichen  historischen  und  statistischen  Abhandlungen  Uber  die  Ent- 
wieklungen im  19.  Jahrhundert  das  Bulletin  de  Statist,  et  de  legislation  comparee  des 
Finanzministeriums  (seit  1877).  In  den  genannten  Werken  auch  die  Angabe  der 
A.  Wagner,  FinaiKwiwwiLwhaft.   III.  24 
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einzelnen  Gesetze,  im  Bull,  besonders  reiche  Statistik  S.  sonst  die  französischen 
Fachzeitschriften  (Jotirn.  des  Kcon.  u.  s.  w.\  auch  allgemeinen: ,  wie  Kevue  de>s  deux 
uiondes  für  einzelne  Perioden  und  für  die  Massregeln  der  neuesten  Zeit.  Von  Sammel- 
werken über  die  Gesetzgebung  z.  B.  A.  Hoger  et  A.  Sorel,  codes  et  lois  usuelles; 
Dejean  code  aunote  des  nouv.  imp<*>ts,  in  verschiedenen  Auflagen;  Dalloz,  repertoire 
Ueber  die  d i  recten  Steuern  Perroux,  Legislat.  d.  contr.  dir.,  Par.  1S60,  3.  ed.  187G. 
Deutsch  von  Joppen,  Strassburg  1S74.  Ueber  die  indirecten  Steuern  der  grosse 
3  bändige  Code  des  contribut.  indir.  et  des  octrois  von  M.  Olibo.  viele  Aufl.,  5. 
1S7S.  u.  a.  m. 

Ueber  die  Periode  der  Revolution  und  des  ersten  Kaiserreichs  bes. 
A.  Stourm,  les  Hnances  de  Fanden  regime  et  de  la  n  volution ,  2  vol.  Par.  1SS5. 
mit  Blicken  auf  die  Weiterentwicklung  bis  heute,  ein  vorzügliches,  für  die  folgende 
Ucbersicht  der  Stcuerontwiekelung  von  mir  besouders  benutztes  Werk,  über  das  schon 
oben  S.  123  geurtheilt  wurde,  (iaudin.  duc  de  Gaete.  Finanzminister  Napoleon 's  I, 
notice  historique  sur  les  fin.  d.  1.  France  ^  1 S00  —  1 S 1 4> ,  Par.  ISIS,  vermehrt  in 
memoire*  et  Souvenirs,  2  vol  1823.  —  Ueber  die  Peiiode  der  Rest  au  rat  lon  und 
Julimonarchic  Ch.  Sudre.  les  tin.d.l  Fr.au  XIX.  siede.  2  vol.  Par.  1883.  Calman, 
bist,  parlement.  des  im.  de  la  restauration,  Par.  186v.  de  Chabrol,  rapport  au  roi 
sur  la  Situation  des  fin.  I>30  in  d'Auditt'ret's  syst,  lin  (s.  u  )  vol.  I,  (über  die 
Steuern  p.  36  II.'.  L'eberblick  über  die  ganze  Periode  bis  1>70:  Gomte  de  Casa- 
bianca,  fin.  franc.  Par.  1SM).  —  Ueber  die  neueste  Zeit  nach  1870:  Mathieu- 
Bodct.  Fin.  min.  1874 — 75,  (in.  franc.  de  1*»70— 7*\  2  vol.  Par.  lbSl,  von  Hirsch- 
feld, Finanzen  Frankreichs  nach  dem  Kriege  von  1870 — 71,  Berl.  1875  (besonders 
S.  78   fl'..    114  üeber  die   Ideen   und   Plane   zur  Einführung    der  Ein- 

kommensteuer oder  Vermögens -(Capital-) Steuer  nach  dem  Kriege,  Yves  Guyot. 
impüt  sur  le  revenu.  Par.  1887,  materialreicber  Bericht  im  Namen  der  Budget- 
eommission.  1880.  .1.  Chailley  l'impüt  sur  le  revenu,  legislat.  comparee  etc. 
Par.  1884.  L.  Wolowski,  Finipüt  sur  le  revenu  (Hede  in  der  Nationalversammlung'1. 
Monier,  theoric  et  application  de  l'impot  sur  io  capital.  Par.  1874  \m\t 
Kritik  der  bestehenden  Besteuerung).  L.  Say,  solut.  demoerat.  de  la  question 
de  l'impot.  Par.  l^Sl».  Neuestes  Project  des  Finanzministers  Dauphin  (Art. 
Einkommensieuer  auf  der  Grundlage  der  reformirien  l'ersonal-  und  Mobiliarsteucr. 
Februar  18^7),  darüber  G.  König,  uu  nouvel  impöt  sur  le  revenu.  2.  ed.,  Par.  1887. 
(S.  meine  Anzeige  dieses  Buchs,  Tüb.  Ztschr.  188S,  I).  Passim  auch  Tresor  dt 
la  Kocque,  les  lin.  de  la  republique,  les  chambres  prodigues,  Par.  1 SS4. 

Zur  Statistik  siehe  besonders  den  Artikel  budg.  gener.  von  Boiteau  im  dict. 
de  fin.;  das  Bull,  de  Statist,  des  Finanzministeriums;  Nicolas,  budgets  de  la  France; 
F.  Faure.  budgets  de  la  France  depuis  20  ans,  1868— >7,  Par.  l!>87. 

Aus  der  systematischen  Darstellung  der  bestehenden  Besteuerung,  mit  Blicken 
in  die  geschichtliche  Entwicklung,  besonders  in  diesem  Jahrhundert,  sind  auch  neben 
und  zum  Theil  selbst  vor  den  französischen  Werken  die  beiden  deutschen  hervor- 
zuheben: von  Hock,  Finanzverwaltung  Frankreichs,  Stuttgart  1S57,  in  manchen 
Partien  auch  heute  noch  unübertroffen ,  durch  Klarheit  und  Präcision  besonders  aus- 
gezeichnet, wenn  auch  öfters  etwas  zu  weuig  Stoff  gebend;  und  von  Kaufmanu, 
Fin  Frankreichs,  Leipzig  1882  (über  die  Steuern  S.  152—500.1,  besonders  über  die 
neuesten  Gestaltungen,  mit  kritischen  Bemerkungen,  denen  ich  mich  übrigens  nicht 
immer  anschliesscn  kann.  Ein  stofl reiches ,  aber  den  Namen  eines  „Systems"  mit 
Unrecht  führendes  Werk  ist  das  grosse  Systeme  linancier  de  la  France  von  Marquis 
d'Audiffret,  3.  ed.  Par.  1863 — 70,  6  vol.,  eine  reichhaltige  aber  breitspurige  Sammlung 
von  Berichten,  Studien  u.  s.  w.  über  die  verschiedenen  Theilc  des  Finanzwesens, 
namentlich  aus  der  Zeit  der  Kestauration  bis  zu  derjenigen  des  zweiten  Kaiserreichs 
(darüber  urtheilt  schon  von  Hock  ähnlich,  Vorw.  S.  VI).  Daraus  hervorzuheben 
für  die  Besteuerung:  in  vol.  I  der  de  Chabrol  sehe  Berieht  an  den  König  über  die 
Finanzvcrwaltung,  1830,  mit  Darstellung  des  Steuersystems;  in  vol.  II,  1.  Buch  die 
referirende  Kritik  der  Besteuerung:  in  vol.  IV  die  Betrachtung  der  Finanzlage  in  ver- 
schiedenen Zeitpuncten,  so  1816  und  besonders  über  die  Finanzkrise  von  1848  und 
die  damaligen  Steuermassregeln  (p.  136  ff.),  auch  über  einzelne  Steuern  (p.  216  fl"  . 
Sonst  besonders  E.  Vignes,  traite  des  impots  de  France,  4.  ed.  par  Vergniaud. 
Par.  1880,  2  vol.  Ueber  die  Organisation  der  Steuerverwnltung  im  Finanzministerium 
ausser  den  Werken  v.  Hock's  und  v.  Kauf  man  n's  s.  J.  Josat,  le  ministerc  de 
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liuances,  Par.  1^S2,  besonders  Uber  die  fünf  grossen  hierhcrgehürigen  Generaldirectioncn 
(directe  Steuern;  Enrcgistreinent ,  Domänen  und  Stempel:  iudirecte  Steuern;  Zolle; 
Staatswanufacturen ,  Tabakmonopol)  p.  435 — 59$.  Zur  Kritik  der  französischen  Be- 
steuerung im  Ganzen  und  Einzelnen  s.  besondere  P.  Leroy-Beaulieu's  trait6  de 
la  science  de  finances,  jetzt  in  3.  Aufl.,  eine  Kritik,  welcher  ich  aber  weder  in  dem 
Anerkennenden  noch  in  dem  Ablehnenden  immer  beistimmen  kann :  ferner  Es<ju.  de 
Parieu  traite  des  itnpots,  auch  mit  vielem  und  wcrthvollcm  historischen,  admini- 
strativen und  stcuertcchnischen  Detail. 

Die  französische  Besteuerung  der  Gegenwart  ist  in  der  Zeit  der  ersten  Revolution 
und  Napoleon  s  I.  begründet  worden.  Daher  muss  hier  in  die  Periodo  vor  1815 
zurückgegangen  werden.  Die  Steuerexperiuiente  der  Revolutionszeit  sind  auch  von  so 
grossem  allgemeinem  Interesse  für  die  vergleichende  Finanzgeschichte  und  für  die 
Steuertheorie,  dass  es  zweckmässig  erschien,  sie  in  unsere  Darstellung  mit  einzu- 
ziehen. Die  französische  Besteuerung  hat  aber  trotz  der  Festhaltung  der  ihr  damals 
gegebenen  Grundlagen  doch  durch  die  äusseren  und  inneren  politischen  Verhältnisse, 
Staatsumwälzungen  u.  s.  w.  die  Impulse  ihrer  Weiterentwicklung  erhalten.  Deshalb 
bedarf  es  hier,  im  Unterschied  zu  unserer  Darstellung  der  britischen  Besteuerung, 
einer  genaueren,  mehr  ins  Einzelne  gehenden  Darstellung  auch  der  Gcsammtcntwicklung 
der  französischen  Besteuerung  im  folgenden  ersten  Unterabschnitt,  „über  die  Haupt- 
punete  der  Entwicklung".  Diese  Besteuerung  ist  ferner  eine  complicirtere  gewesen 
und  mehr  noch  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  geworden,  als  die  britische,  weshalb 
wiederum  die  Darstellung  allgemein  und  auch  schon  im  1.  Unterabschnitt  erheblich 
umfangreicher  werden  musste.  Die  Darstellung  schliesst  sich  im  übrigen  hier  und  im 
2.  Unterabschnitt  von  den  „einzelnen  Steuern"  formell  möglichst  der  vorausgehenden 
der  britischen  Besteuerung  an,  um  die  Vcrgleichbarkcit,  dem  Zwecke  dieser  Abschnitte 
in  diesem  Welke  gemäss,  zu  erleichtern. 

I.  Die  Hauptpnncte  der  Entwicklung  der  französischen 
Besteuerung  seit  der  ersten  Revolution. 

I.  Ucbcrblick  der  Gesammtent wie klung  der  Besteuerung  und  ihrer 

Erträge  im  19.  Jahrhundert. 

§.  165.  Die  ungeheueren  inneren  und  äusseren  Umwälzungen, 
welche  Frankreich  seit  178D  bis  zur  Gegenwart,  im  „Jahrhundert 
seiner  Revolutionen"  durchgemacht  hat,  spiegeln  sich  natürlich  in 
seiner  Finanzgeschichte  und  auch  in  der  Umgestaltung  und  Ent- 
wicklung seiner  Besteuerung  während  dieses  Zeitraums  besonders 
frappant  ab.  Die  ruhmsüchtige  kriegerische  auswärtige  Politik  und 
die  ruhelose,  immer  wieder  von  Grund  aus  die  innere  politische 
Verfassung  und  Regierungsform  umgestaltende  innere  Politik  hat 
das  französische  Volk  endgiltig  —  solange  nicht  etwa  ein  neuer 
Staatsbankerott,  wenigstens  eine  Zeit  lang,  Erleichterungen  ver- 
schafft —  mit  einer  Belastung  durch  Staatsschulden,  Militäretat 
und  in  Folge  deren  schliesslich  mit  einer  Steuerbelastung  zu  zahlen, 
welche  sonst  nirgends  in  der  Welt  ihres  Gleichen  findet. 

Wenn  andere  Staaten  vorübergehend  einmal  Perioden  ihres  Lebens  haben, 
wo  die  graste  Anspannung  der  Finanzkräfte,  der  Besteuerung  und  des  StAatscredits 
wohl  oder  übel  Platz  greifen  inuss,  worauf  aber  mit  dauernder  Ruhe  der  inneren  und 
äusseren  politischen  Verhältnisse  auch  für  die  Finanzen  wieder  eine  lange  Zeit  der 
relativen  Stabilität  eintritt.  —  so  ausgeprägt  in  Grossbritannicn  vor  und  nach  1S13 
und  in  Nordamerika  vor  und  nach   1MJ5;  aber  doch  auch  in  Italien  vor  und  nach 
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1  *>7 1 ,  in  Oesterreich  vor  und  nach  1815  und  wieder  vor  und  nach  18KG.  in  Treussen 
und  Deutschland  vor  und  nach  1S15  und  1871  — .  so  zeigt  Frankreich  auch  nach 
seiner  ersten  grossen  Itcvolutions-  und  Kriegsperiode  ein  ganz  anderes  Bild.  Die 
neuen  Revolutionen,  der  wiederholte  Wechsel  der  Verfassungen,  der  Regierungen  uud 
der  Dynastien,  die  neuen  Kriege  und  die  andauernde  Vorbereitung  auf  einen 
abermaligen  Krieg  „der  Revanche'4  haben  immer  wieder  bald  geführt  und  fuhren 
jetzt  bestündig  zu  erneuter  ungemeiner  Anspannung  der  Finanzkraft,  periodisch, 
wie  auch  in  ähnlicher  Lage  in  anderen  Staaten,  in  besonderem  tirade.  aber,  im 
Unterschied  von  anderen  Staaten,  nunmehr  auch  bleibend,  indem  eben  ein  wirk- 
licher Ruhezustand  niemals  lange  währt.  Ausgaben,  Einnahmen,  Staatsschulden, 
Steuern  unterliegen  daher  in  Frankreich  im  19.  Jahrhundert,  auch  seit  1S15,  nicht 
nur  dem  allgemeinen  (iesetz  der  Zunahme,  welches  auf  finanziellem  Gebiete  der  Reflex 
der  beiden  grossen  Entwicklungsgesetze  des  öffentlichen  Lebens  fortschreitender 
(Kulturvölker  ist,  des  Gesetzes  der  wachsenden  Ausdehnung  und  inneren  Entwicklung 
der  öffentlichen,  specicll  der  Staatsthätigkeiten  und  des  Gesetzes  der  immer  mehr  vor- 
waltenden Präventivthätigkeit  (Fin.  I,  3.  A.,  §.  86.  37).  Sie  zeigen  vielmehr  noch  eine 
besondere,  dem  Grade  nach,  verglichen  mit  anderen  Culturstaaten,  stärkere, 
dem  Tempo  nach,  auch  in  längcrem  Durchschnitt,  raschere  Zunahmetendenz. 

Insbesondere  für  die  Besteuerung  lagen  daher  in  Frank- 
reich seit  der  ersten  Revolution  immer  wieder  neue  grosse  und 
schwierige  Autgaben  vor,  um  erhöhte  ordentliche  Einnahmen  neben 
und  statt  der  doch  nicht  allein  möglichen  Benutzung  des  Staats- 
credits  zu  beschaffen.  Steuergeschichtlich  und  steuerpolitiach  ist 
es  dann  in  hohem  Maasse  bemerkenswert!),  wie  man  auch  Uber 
die  innere  und  äussere  politische  Ursache  dieses  Entwicklungs- 
bedürfnisses •  denken  mag:  die  französische  Besteuerung 
hat  sich  auf  der  Grundlage,  welche  ihr  in  der  Zeit  der 
ersten  Revolution  und  endgiltig  namentlich  durch 
Napoleon  I.  gegeben  war,  im  Wesentlichen  unverändert 
durch  alle  neuen  Wechselfälle  des  französischen  Staats- 
lebens hindurch  seitdem  erhalten  und  sich  dergestalt  der 
Lösung  jener  schwierigen  Aufgaben  gewachsen  gezeigt, 
sogar  in  der  schwersten  politischen  und  finanziellen  Krisis,  welche 
Frankreich  durch  seine  Schuld  durchleben  sollte,  derjenigen  von 
1870—71  u.  ff.  Nur  Eine  wichtige  Ausnahme  bildet  in  dieser  Hin- 
sicht die  französische  directe  Besteuerung.  Dieselbe  ist  in  ihrer 
Ausdehnung  und  Entwicklung  mit  theil  weiser  Ausnahme  der 
Patentsteuer  unverhältnissmässig  hinter  derjenigen  ziem, 
lieh  aller  Übrigen  Steuern,  namentlich  der  beiden  grossen 
Gruppen  der  indirecten  Verbrauchs-  und  der  Verkehrs- 
besteuerung (Enregistrement  und  Stempel)  zurückgeblieben, 
was  auf  den  Mangel  innerer  Entwicklungsfähigkeit  schliessen 
lässt.  Dieser  Mangel  ist  wohl  auf  den  Ertragssteuercharactcr 
der  französischen  directeu  Besteuerung  mit  zurückzuführen,  hangt 
aber  auch  damit  zusammen,  dass  diese  Besteuerung  die  Grundlage 
der  Localbestcuerung  ist. 
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Abgesehen  hiervon  liegt  eine  prac  tische  He  Währung  des 
modernen  französischen  Steuersystems  vor,  welche  kein  wissen- 
schaftlicher und  finanzpractiseher  Kritiker  des  letzteren  unbeachtet 
lassen  darf,  so  Vieles  er  mit  Hecht  an  diesem  System  zu  tadeln 
haben  mag.  Auch  in  rein  politischer  Beziehung  verdient  es 
Beachtung,  dass  Frankreich  bei  allen  seinen  neueren  Verfassungs- 
und Regierungswechseln,  wohl  unter  der  Nachwirkung  der  traurigen 
Erinnerungen  an  die  leichtsinnige  Zertrümmerung  des  Steuersystems 
der  alten  Monarchie  in*  den  ersten  Jahren  der  ersten  Revolution, 
in  der  »Steuerpolitik  merkwürdig  conservativ  geblieben  ist  und 
—  damit  gute  practischc  Erfolge  erzielt  hat.  Auch  wer  mit  Recht 
an  der  nach  dem  letzten  Kriege  eingeschlagenen  Politik,  den  grossen 
Mehrbedarf  an  Steuern  fast  nur  durch  Erhöhung  der  Steuersätze 
der  indirecten  Verbrauchs-  und  der  Verkehrssteuern  zu  decken, 
Manches  auszusetzen  hat,  muss  nach  den  Erfahrungen  eines  neuen 
halben  Menschenalters  zugestehen,  dass  diese  Politik,  rein  finanz- 
politisch, nach  ihrer  Leistung  für  die  Bedarfsdeckung  beurthcilt, 
sich  auf  den  Erfolg  berufen  kann. 

Es  erklärt  sich  so  eine  an  sich  auffällige  Erscheinung.  Trotz 
der  ungemeinen  Steigerung  des  Finanz-  und  Steuerbedarfs,  welche 
in  Frankreich  seit  1815  eingetreten  ist,  wie  immer  der  Folge 
der  aus  der  eingeschlagenen  inneren  und  äusseren  Politik  hervor- 
gehenden neuen  Verwaltungsausgaben,  und  trotz  des  gewaltigen 
Unterschieds,  welcher  in  dieser  Hinsicht  zwischen  England  und 
Frankreich  in  dieser  Periode  (1815—1885)  besteht,  ergiebt  sich  in 
Einer  Beziehung  eine  Aehnlichkeit  zwischen  der  britischen 
und  französischen  Besteuerung  am  Anfang  und  am  Schluss 
des  19.  Jahrhunderts:  die  Grundlagen  und  dieHanpttheilc 
des  Steuersystems  haben  sich  bei  beiden  nicht 
wesentlich  verändert. 

Von  der  Besteuerung  anderer  Continentalstaateu.  auch  der  deutschen,  gilt  das 
nicht  im  gleichen  Maassc.  In  Frankreich  ist  es,  bei  «lern  auf  allen  anderen  Lehens- 
gebieten  sonst  so  deutlich  hervortretenden  sanguinisch -nervösen,  neuerungsswehtigeu 
keltisch- gallischen  Character  des  französischen  Volks  —  reruin  uovaruui  Semper 
studiosi!  —  und  bei  dem  Anreiz  zu  grösseren  Veränderungen  des  Steuersystems, 
welchen  die  ungeheure  Vermehrung  des  Steuerbedarfs  gerade  in  den  beständigen 
Staatsumwälzungen  leicht  geben  konnte,  nur  viel  auffälliger  als  in  (irossbritanni^n  bei 
dem  britischen  Volkb-  und  Staatscharacter  und  bei  nicht  erheblich  gewachsenem 
Stcuerbedarf  fS.  231) 

Die  bekannte  Thatsache  der  langsamen  französischen  Volksvermehrung  köunte  in 
einer  Hinsicht  die  Festhaltung  des  am  Schluss  der  ersten  Rcvolutionsperiode  neu 
begründeten  Steuersystems  selbst  noch  auffälliger  erscheinen  lassen.  Denn  die  grosse 
Vermehrung  der  Steuereinnahmen  musste  so  für  den  Einzelnen  durchschnittlich  noch 
mehr  als  Last  ius  Gewicht  fallen,  zumal  diese  Last  nach  den  gleichbleibenden  Steuer- 
vertheilungsprincipieu  zu  tragen  war.    In  anderer  Hinsicht  erklärt  aber  diese  lang- 
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sanio  Volksvennehrung  die  Stabilität  des  Steuersystems  und  die  Steigerung  der  durch- 
schnittlichen Stcuerfäliigkeit  der  Bevölkerung  vielleicht  etwas  mit:  der  lklastungs- 
coefficient,  welcher  anderswo,  besonders  bei  den  germanischen  Völkern,  zumal  bei 
dem  deutschen,  ftir  den  jeweils  erwerbenden  Theil  des  Volks  die  Aufzichung  einer 
der  Zahl  nach  stärkeren  neuen  Generation  bildet ,  ist  bei  den  Franzosen  schwächer, 
so  dass  eine  bedeutendere  Steuerbelastung,  zur  Durchführung  der  Politik  der  „gloire" 
und  zur  Tragung  ihrer  wirtschaftlichen  und  finanziellen  Folgen,  ermöglicht  wird. 
Ob  aber  die  Grenze  der  Steuerfahigkeit  nunmehr  nicht  mehr  und  mehr  auch  trotz 
dieser  geringeren  Belastung  des  französischen  Volks  mit  „nationalen  Auferziehungs- 
kosten" erreicht  Ut?  vgl.  u.  §.  177. 

§.  166.  Die  französische  Fin  anzstatistik  gestattet 
vergleichende  Rückblicke  auf  den  Gang  der  Einnahmen  und  Aus- 
gaben und  der  Hauptrubriken  beider  bis  in  die  erste  Zeit  des 
(Konsulats  zurück.  In  der  vorausgehenden  eigentlichen  Revolutions- 
zeit bis  zum  Directorium  sind  zum  Theil  gar  keine  Budgets  und 
Etats  zu  Stande  gekommen  und  war  das  Rechnungswesen  unter 
den  Wirren  der  Revolution  und  unter  den  Excessen  der  Papier- 
gcldwirthschaft  ganz  zerrüttet,  so  dass  brauchbare  Daten  für  die 
Vergleichung  aus  dieser  Periode  fehlen ').  Die  grossen  Regierungs- 
wechsel haben  dann  Anlass  gegeben,  summarische  und  Durch- 
schnittsdaten ftir  die  Perioden  der  verschiedenen  Regierungen  zu 
bilden.  Die  genauen,  bis  auf  die  Einser  gehenden  Zahlen  sind 
aber  allerdings  nicht  durchaus  streng  vergleichbar,  weil  nicht 
immer  sich  auf  ganz  dieselben  Thatsachen  beziehend,  auch  ent- 
halten die  Zahlen  für  die  frühere  Zeit  (Consulat)  Lücken  und 
sind  Veränderungen  in  der  Ruchungs-  und  Berechnungsweise  und 
Classification  störend.  Doch  bleiben  die  Daten  für  die  ausreichende 
annäherungsweise  Vergleichbarkeit  hinlänglich  branchbar. 

Siehe  Nicolas,  budgets  de  la  France  und  z.  Th  danach,  z.  Th.  berichtigend 
den  genannten  Artikel  von  tioiteau,  budget  gener.  im  dict.  de  tiu.  mit  zahlreichen 
vergleichenden  Berechnungen.  Die  folgenden  Zahlen  sind  diesem  Werke  entnommen 
oder  nach  den  dort  gegebenen  berechnet,  unter  Ergänzung  ans  anderen  Quellen  (u.  A. 
aus  den  älteren  Budgets  selbst). 

Durch  die  Gobietsverüuderungen  unter  Napoleon  I.,  nach  I S 1 4  und  wieder 
nach  1S70  (von  dem  Zuwachs  von  Nizza  und  Savoien  abgesehen)  werden  die  Ver- 
gleichungen  abermals  gestört,  was  sich  hier  nicht  ändern  libst.  aber  bei  der  Ver- 
gleichung nicht  vergessen  werden  darf.  In  den  letzten  Jahren  des  ersten  Kaiserreichs 
zur  Zeit  seines  gröbsten  Umfangs  (.1813)  zählte  Frankreich  ca.  -1*2.5  Mill.  Einwohner, 
gegenwartig  auf  seinem  verkleinerten  Gebiete  ca.  3S  Mill.  Im  Gebiotsumfang  von 
1815  hatte  Frankreich  ISOti  20.11,  1821  30.40,  185«  36.04  Mill.  Einwohner.  Durch 
Nizza  (Departement  Seealpen)  und  Savoien  sind  1M.0  737.000  Einwohner  (Zählung 
von  1801)  dazugekommen,  durch  den  Verlud  von  Elsass-Lothringcn  1871  1 .507.000  Ein- 
wohner ausgeschieden.  Daher  Einwohnerzahl  1801  37.30,  1800  38.07,  1S72  36.10, 
issl  37.67  Mill.  (Ann.  Statist.  18S2,  p.  7V 

Die  Steigerung  der  mittleren  Budgets  des  Gcsam  in  tetats  der  Aus- 
gaben nach  dem  genannten  Artikel  im  dict.  de  tin.  p.  713  war  folgende  in  Mill  Frcs.: 

■)  Siehe  dict.  de  lin.,  Boiteau's  Art.  budget  gen.'ral  de  lVtat,  p.  540  IT.  mit 
einzelnen  Daten  üher  die  Wirren,  Stourm,  II.  ch.  21—30  und  Schluss. 


Digitized  by  Google 


* 


Uebcrblick  über  die  Steuorenf  Wicklung.  373 

Oonsulat  und  l.  Kaiserreich  <1S01  —  14*t    .    .    .  '.185.8 

Restauration  (IS  15— 30»   1031  9 

Julimonarchie  (1830—47)   1287.5 

Zweite  Republik  (1S4S— 51)   1587.8 

Zweites  Kaiserreich  (1852—1870)   2150  3 

Dritte  Republik  (1871—84)   3492.«) 


Oder  jährliche  "Vermehrung  4.99  70  im  Mittel!  Minimal-  gegen  Maximal- 
budget  verglichen  (1819  mit  81)6,  1882  mit  4235  Mill.  Frcs.)  sogar  jährlich  7.4  %! 
Rund  also  selbst  bei  erstercr  Berechnung  5  %  £c£en  e*ne  Bevölkerungsvermehrung 
(auf  das  heutige  Gebiet  berechnet)  von  jährlich  nur  0.5  %(?)  zwischen  1801  —1881 
und  bloss  0.38  °/0  seit  1821. 

Einigermaassen  musste  der  Ertrag  der  Steuern  sich  dieser  Bewegung  nach 
Umfang  und  Tempo  anpassen  und  hat  das  auch  so  ziemlich  gethan,  wenn  sich 
auch  die  Quote  der  ausserordentlichen  Deckungsmittel  etwas  erhöht  hat  (von  10.5  % 
der  Gesammtausgabcn  unter  Napoleon  I,  9.1  und  6.8%  unter  den  beiden  folgenden 
königlichen  Dynastien,  auf  16.0%  von  1848—70  und  14.2%  seitdem,  neben  einem 
kleinen  unbedeckt  bleibenden  Rest  von  1—5  %  meistens). 

Die  ordentlichen  (N o r mal-) einnahmen  allein  und  unter  ihnen  die  Steuern 
und  steuerartigen  haben  sich  nämlich  folgendermaassen  entwickelt,  nach  Jahres- 
durchschnitten, berechnet  aus  den  Summen-Daten  und  Perioden  im  dict.  de  hn., 
p.  714,  wobei  für  die  erste  Periode  vielleicht  eine  Zeitdauer  von  14  Jahren  100  Tagen, 
statt  blos  von  14  Jahren  —  wegen  der  Rückkehr  von  der  republikanischen  zur  christ- 
lichen Zeitrechnung  in  1807  —  anzunehmen  gewesen,  die  Durchschnittsziner  also 
ca.  2%  kleiner  ausgefallen  wäre:  doch  ergiebt  sich  aus  dem  Material  des  dict.  nicht 
sicher,  ob  hier  nicht  schon  corrigirt  ist,  und  zudem  können  aus  den  angedeuteten 
Gründen  die  Daten  dieser  ersten  Periode  doch  nur  Annäherungswerth  haben. 


1801    14  1815-30  1831-47   1848—51  1852—70  1871—83 

In  Mill.  Frcs  jährlich: 


Domänen  und  Forsten 

105.2 

35.1 

37.6 

36.5 

49.2 

52.4 

Dirccte  Steuern  .   .  . 

375.0 

355.0 

389.4 

428.8 

494.4 

710.3 

Iudirccte  Steuern  .  . 

370.5 

514.3 

680.3 

720.8 

1119.7 

2047.2 

33.2 

24.7 

41.1 

72.1 

126.4 

262.3 

Summa 

884.0 

1)29.1 

1148.4 

1258.2 

1789.7 

3072.3 

Oder  in  H/0 

Domänen  und  Forsten 

12.0 

3.8 

3.2 

3.0 

2.8 

1.7 

Directe  Steuern  .    .  . 

12.1 

3S.1 

33.9 

34.0 

27.7 

23.1 

Indirecte  Steuern    .  . 

41.8 

55.4 

59.3 

57.2 

62.5 

66.7 

Anderes  

3.8 

2.7 

3.6 

5.8 

7.0 

8.5 

Summa 

1 00.0 

100.0 

100.0 

100.0 

100.0 

100.0 

Progression  (im  Vergleich  mit 

der  Periode 

1815—30): 

Domänen  und  Forsten 

300.0 

100.0 

107.1 

104.0 

140.2 

149.6 

Directe  Steuern  .    .  . 

105.6 

100.0 

109.7 

120.8 

139.3 

200.1 

Indirecto  Steuern    .  . 

72.0 

100.0 

132  2 

140.1 

217.7 

398.0 

Dir.  und  indir.  St.  zus. 

85.8 

100.0 

123.1 

132.2 

185.7 

317.4 

134.4 

100.0 

166.4 

291.9 

511.8 

1062.6 

Summa 

"  95.1 

100.0 

123.6 

135.4 

192.6 

330.2 

Die  Erträge  der  Domänen  und  Forsten  umfassen  hier  besonders  in  der  ersten 
Periodo  die  aus  der  Revolutionszeit  fortdauernden  Veräusserungcn  mit.  Daher 
die  damalige  höhere  Ziffer.  Bei  den  directen  Steuern  sind  die  allgemeinen  (für  den 
Staat)  und  die  Specialfonds  (für  die  Departements  und  Gemeinden),  bei  den  indirecten 
Steuern  auch  die  Monopole,  dann  namentlich  die  Verkehrssteuern,  (Enrcgistre- 
ment  und  Stempel)  und  die  Einnahmen  aus  der  Post  und  Tolegraphie,  unter  „Anderes" 
die  sonstigen  als  regelmässige  anzusehenden  mancherlei  verschiedenen  Einkünfte, 
(darunter  auch  der  Ertrag  der  neuen  3%  Steuer  von  Werthpapieren  mit  jetzt  ca. 
•48  Mill,  Frcs.,  die  eigentlich  zu  den  directen  Steuern  gehört),  hier  in  Eino  Rubrik 
zusammengefasst.  Auch  dies  Verfahren  bedingt,  dass  die  Daten  nur  annäherungs- 
weise vergleichbar  sind  und  die  aus  den  Zahlenreihen  und  aus  ihren  Ver- 
«fleichungen,  daher  besonders  aus  den  Relativzahlen  zu  ziehenden  Schlüsse  nicht  ganz 
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ho  streng  ausfallen  könnm,  als  wenn  man  es  mit  völlig  homogenen  Grössen  zu  thun 
hatte.  Aber  auch  so  bleiben  die  Daten  nach  den  verschiedensten  Seiten  belehrend 
genug.  Bei  der  Abnormität  der  Verhältnisse  in  der  ersten  Periode  (C'onsulat  und 
Kaiserreich)  empfiehlt  es  sich,  der  Progressionsherechnung,  wie  oben  geschehen,  erst 
die  Daten  der  zweiten,  der  Ucstaurationsperiode,  zu  Grunde  zu  legen. 

Die  ungeheure  Vermehrung  de r  G esa nimteinnahmen 
und  der  Steuern  und  unter  letzteren  wieder  der  indireeten 
(einschliesslich  der  Verkehrssteuern)  tritt  schlagend  hervor. 
Ebenso  die  Thatsache,  dass  mit  der  kleinen,  auf  gewisse  steuer- 
politische Maassregeln  der  zweiten  Republik  zurückzuführenden 
Unterbrechung  in  der  Periode  von  1848  —  51  (s.  §.  171),  der 
Schwerpunct  der  ordentlichen  Kinnahmen  immer  mehr 
in  die  indireeten  Stenern  fällt  und  diese  ganz  das  Ueber- 
gewicht  über  die  directen  erlangen:  in  Betreff  der  Ge- 
sammtzunahme  und  der  Vertheilung  auf  dircete  und  indirecte 
Steuern  eine  wesentlich  verschiedene,  zum  Theil  geradezu  ent- 
gegengesetzte Entwicklung  als  in  Grossbritannien  (S.  234). 

Durch  die  Ausscheidung  der  Post-  und  Telegrapheneinnahwcn  aus  den  Daten 
für  die  französischen  indireeten  Steuern  wurden  sich  die  absoluten  und  besonders  die 
relativen  Zahlen  doch  nicht  erheblich  ändern.  Auch  die  Weglassung  der  „Zinsrenten- 
steuer"  von  Wertpapieren  bei  den  directen  Steuern  wird  mehr  als  aufgewogen  durch 
folgeuden  Umstand.  Es  sind  nämlich  dafür  unter  den  directen  Steuern  hier  die 
Zuschlage  für  Departement  al-  und  Com  renn  alz  wecke  zu  deu  Staatssteuern 
mit  eingesetzt.  Dieselben  betrugm  in  der  letzten  Periode  schon  über  a/4  der  dein 
Staate  verbleibenden  directen  Steuern  und  haben  sich  besonders  in  dieser  neuesten 
Zeit  gegen  früher  sehr  gesteigert.  Die  bedeutende  Vermehrung  des  Jahresdurch- 
schnitts der  dirocten  Steuern  in  der  Periode  d<  r  dritten  Kcpublik  fällt  grösstenteils 
auf  diese  Specialfonds. 

Die  obigeu  Durchschnittsdaten  lassen  aber  die  Entwicklung  noch  nicht  so 
scharf  hervortreten ,  wie  sie  wirklich  war.  Diejenigen  aus  der  letzten  Periode  sind 
gegenwärtig  schon  wieder  erheblich  überschritten,  ohne  Aussicht  auf  Wieder- 
abnahme.   Vergleicht  man  einige  Jlauptzahlen  eines  einzrlnen  Jahicsetats.  nämlich 

ets  Napoleons  I.  (1813),  der  Restauration  (1530),  Lotib 


k'S  letzten  vollen  Budget 
Philipp's  (1847),  Napoleons  III.  (1870)  und  von  1885,  so  zeigt  sich  folgende  Ent- 
wicklung (in  Mill.  Frcs.): 

1813      1830       1S47       1870  lSS51H|unjJ^ 

Dircete  Steuern  (nur  f.  d.  Staat)  318.3  :t27.0  331.7  :i32.8  474.4  144  8 
Enregistrement,Stempel,Domäncn  170.0  185.'t  200.2  400.6  699.4  383.0 
Eigeiitl.  indir.  St.  (Zölle  u.  innere)   379.5     375.9     5P2.S     755.0    1483.0  394.5 

Zusammen  Steuern    807.8     888.8    1 101.7    1 549.0    2050.S  "299.0 
(Posten   13.0       30.5       49.7       vj.3      13-V7  444.9) 

Die  Domäncneinkünfte  bei  Enregistremcnt  und  Stempel  betragen  bis  1870  mir 
einige  Millionen;  in  der  Zahl  für  1885  fehlen  sie  (hier  19.9  Mill.  Frcs.).  Die  Steuer 
von  Wertpapieren  ist  in  1^85  hier  mit  50.10  Mill.  Frcs.  bei  den  directen  Steuern 
eingesetzt:  ebenso  die  kleineren,  diesen  Steuern  assimilirten  Specialtaxen.  Man  sieht, 
dass  die  Zahlen  für  1S30  gegen  IM 3  wenig  v. -rändert  sind,  freilieh  sich  auf  ein 
Gebiet  mit  bloss  3/4  der  früheren  Bevölkerung  V1813  42.5,  Js3i  31.8  Mill.)  beziehen. 
Erst  seitdem  und  in  inirn-  r  stärkerem  Maasse  seit  1 8 1*>  Laben  die  indireeten  Ver- 
brauchs- und  die  Verkehrsteuern  die  colossale  Steigerung  erfahren.  Die  dircete» 
Staatssteuern  sind  bis  1870  so  gut  wie  ganz  stabil  geblieben  und  auch  seitdem  **e>1 
weniger  gewachsen,  selbst  wenn  die  genannte  Zinssteuer  von  Wertpapieren  mit  zu 
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ihnen  gerechnet  wird.  Die  directen  Stenern  betrugen  i 8  tü  36.9,  1870  21.5.  ISN") 
nur  17.S°/0  aller  Steuern. 

Aus  einem  Vergleich  mit  (irossbritannien  ersieht  sich,  dass  Frankreich 
aus  der  langen  Periode  der  Revolution«-  und  uapoleonischen  Kriege 
ungleich  weniger  finanziell  belastet  und  Steuer  bebürdet  hervor- 
gegangen ist,  als  sein  grosser  Kival.  Das  erklärt  sich  aus  dem  Staatshankerott 
und  der  einfachen  AbschUttelung  der  Papiergeldschuld  in  der  Revolutionszeit,  ferner 
daraus,  dass  Napoleon  seine  Kriege  weder  in  erheblichem  Maasse  mit  Steuern  noch 
mit  Staatsschulden  des  eigenen  Landes,  sondern  auf  Kosten  seiner  besiegten  Gegner 
führte,  endlich  a ach  daraus,  dass  Krankreich  selbst  1S14  und  1M5  in  linanziellcr  Hin- 
sicht, in  Bezug  auf  Kriegsentschädigung  u.  s.  w.  ausserordentlich  —  man  darf  wohl 
sagen  übermässig  und  ungebührlich  —  geschont  worden  ist.  Nur  so  konnte  die 
Finauzperiode  von  1813 — 1SI6  ohne  ein  besonders  grosses  Wachsen  der  verzinslichen 
Staatsschuld  und  der  Steuern  abgewickelt  und  auch  die  ganze  Restaurationspcriodc 
hindurch,  selbst  nach  Bezahlung  der  massigen  Kriegsenntribution  au  die  Alliirteu 
700  Mill.  Pres. .  ausser  der  Erhaltung  der  fremden  Occupationsannec  auf  5  .Jahre, 
was  auf  150  Mill.  jährlich  veranschlagt  wurde)  und  der  Entschädigung  der  Emigrirten 
(nominell  1  Milliarde,  aber  in  Form  tf%  Rente,  wovon  schliesslich  nur  ca.  2»>  Mill. 
Frcs.  Rente,  in  Folge  späterer  Maassregclu  der  Juli -Regierung,  zur  Zahlung  kamen. 
Gesetz  vom  27.  April  1825.  s.  Sudro  I,  440  Ii.,  460)  und  nach  Reparirung  der 
Kriegsschäden ,  ohne  eine  besonders  starke  Steigerung  der  Besteuerung  gewirthschaftet 
werden.  Finanzielle  Vortheile,  welche  natürlich  auch  den  folgenden  Perioden  bis  in 
die  Gegenwart  hinein  zu  (Jute  gekommen  sind,  während  Grossbritannien  und  manche 
andere  Staaten  bis  heute  an  den  Finanzlasten  aus  der  französischen  Kriegszeit  tragen. 
In  linanzstatistischer  Hinsicht  sind  die  grossen  Proccntzahlcn  der  Steuerprogression 
natürlich  auch  durch  die  kleinen  absoluten  Zahlen  der  Steuerertriige  der  früheren 
Zeit  mit  bedingt. 

IL  Die  Besteuerung  während  der  ersten  Periode  der  ersten  Revolution 

(bis  zum  Directorium  . 

§.  167.  Im  früheren  steuergesebichtlichen  Kapitel  ist  der  Zu- 
stand des  französischen  Steuerwesens  am  Schluss  des  ancien  regime 
dargestellt  worden  (§.  58—67).  An  manchen  schweren  Mängeln 
hat  dies  Steuerwesen  gewiss  gelitten,  besonders  die  hauptsächliche 
directe  Steuer,  die  taille  und  die  grossentbeils  in  Form  eines  Zu- 
schlags zu  ihr  erhobenen  Kopfsteuern  und  Zwanzigsten  (§.  5i>,  60), 
von  den  indirecten  Steuern  namentlich  die  Salzsteuer  (gabelle  §.  63). 
Die  Steuerprivilegien  der  höheren  Stände,  die  Uebelstände  bei  der 
Einschätzung,  Auflegung,  Erhebung,  Verwaltung  der  directen  und 
der  raeist  verpachteten  indirecten  Steuern,  die  Buntscheckigkeit 
und  Ungleichmässigkeit  der  Gesammtbcsteuerung  im  ganzen  Staats- 
gebiete erheischten  gewiss  ebenso  dringend  Abstellung,  als  die 
vielen  Missbräuchc  in  Bezug  auf  die  Verwendung  der  Staatsgelder. 

Eine  kritische  Ucbcrsicht  der  Mängel  der  Besteuerung  des  ancien  regime,  aller- 
dings otwas  gefärbt  durch  die  Tendenz,  das  neue  Besteuerungssystem  in  möglichst 
glänzendes  Licht  treteu  zu  lassen,  giebt  die  interessante  und  cbaracteristischc  .,Adre?se 
der  Nationalversammlung  an  die  Franzosen  über  die  Zahlung  der  Steuern"  („contri- 
butions4*  s.  u.)  vom  Juni  1791.  Wieder  abgedruckt  in  Yves  Guyot,  l'impöt  sur  1«; 
revenu,  Par.  1SS7.  p.  284—^09. 

Die  unbefangene  Betrachtung  und  die  echt  historische  Auf- 
fassung, welche  die  Dinge  aus  dem  Gesichtspunct  und  dem 
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Können  der  Zeit  selbst  und  auch  vergleichsweise  nach  deu 
Verhältnissen  anderer  Länder  in  derselben  Zeit  beurtheilt,  niHssen 
indessen  der  neueren  Forschung  darin  Recht  geben,  dass  das 
französische  Stcuerwcscn  unter  Ludwig  XVI.  und  in  wichtigen 
Theilen  selbst  von  den  Zeiten  Ludwigs  XIV.  her,  namentlich  in 
steuertechnischer  und  administrativer  Hinsicht,  doch  bereits 
manches  Brauchbare  und  Gute  enthalten  hat.  Daher  sind  denn 
auch  manche  Grundsätze  und  selbst  vieles  Einzelne  in  Betreff  der 
Ausführung  aus  dem  ältereu  Steuerrecht  wenig  verändert  in  das 
neue  der  Revolution  und  Napoleon's  I.  übergegangen.  Ausserdem 
hat  man  aber  namentlich  in  den  letzten  Jahren  vor  1789,  be- 
sonders auf  dem  Gebiete  der  directen  Besteuerung,  ernstlich  an 
Reformen  gedacht  und  Einzelnes  davon  zur  Ausführung  gebracht 
(§.  50).  liierfür  ist  namentlich  auf  das  Werk  von  Rene  Stour'ni 
zu  verweisen. 

An  diese  Reformarbeiten  aus  den  Jahren  1787  und  1788  hat 
man  zwar  in  der  ersten  Zeit  der  Revolution  angeknüpft.  Aber 
von  vornherein  entwarf  man  doch  dabei  fälschlich  für  die  gesammte 
Besteuerung  einen  Neubau-Plan,  welcher  auf  einseitigen  poli- 
tischen und  volkswirthschaftlichen  Theorien  und  unhaltbaren 
practi8chcn  Gesichtspuncten,  u.  A.  auch  in  Betreff  der  patriotischen 
Willigkeit  zur  Zahlung  von  Steuern  unter  den  freien  „Bürgern", 
beruhte.  Es  wäre  viel  richtiger  gewesen,  sich  auf  einen  lang- 
samen und  vorsichtigen  Umbau  des  geschichtlich  überkommenen 
Steuersystems  zu  beschränken.  Bevor  aber  jener  Neubau  auch  nur 
in  der  Gesetzgebung  fertig  geworden  und  als  nur  erst  einzelne 
Thcile  dieser  Gesetzgebung  in  den  ersten  Stadien  der  administrativen 
Durchführung  begriffen  waren,  hatte  die  Bevölkerung  schon  vielfach 
mit  Einstellung  der  alten  Steuerzahlungen  begonnen,  ohne  den 
patriotischen  Mahnrufen  der  Nationalversammlung  Gehör  zu  schenken 
und  ebenso  wenig  geneigt,  die  neuen  Steuern  ordentlich  einzu- 
richten und  zu  zahlen.  Die  schwache  Staatsregierung  war  diesen 
Wirren  gegenüber  machtlos.  So  sank  das  alte  Steuersystem  in 
Trümmer  oder  versagte  den  Dienst.  Das  neue  blieb  zuuächst  auf 
dem  Papiere  stehen  und  ergab  keine  irgend  genügenden  Erträge: 
die  eigentliche  finanzielle  Erklärung  für  die  erste  Einführung 
und  baldige  Vermehrung  des  Papiergeldes,  der  Assignaten,  zur 
Deckung  des  Finanzbedarfs,  da  auch  auf  deu  normalen  Staats- 
credit  unter  den  damaligen  politischen  und  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnissen nicht  mehr  zu  rechnen  war.  Man  beging  so  den  grossen 
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stcuerpolitischen  Fehler,  alte  Steuern  aufzugeben ,  bevor  man  in 
neuen  einen  sicheren  und  genügenden  Ersatz  hatte.  Diesen  Fehler 
haben  die  Briten  immer  vermieden.  Auch  die  Franzosen  haben 
aber  wenigstens  in  der  Folgezeit,  bei  ihren  neuen  politischen  Um- 
wälzungen, ihn  im  Wesentlichen  zum  Heile  ihrer  Finanzen  zu 
vermeiden  gelernt,  wie  hier  hervorgehoben  werden  mag.  Zwar 
machte  die  provisorische  Regierung  von  1848  einen  thörichten 
Anlauf  mit  einer  solchen  umstürzenden  Steuerpolitik ,  doch  wurden 
ihre  Maassregeln  bald  wieder  rückgängig  gemacht  (§.  171). 

Ueber  die  Volksbewegungen  gegen  die  alten  Steuern,  besonders  die  (ietränke- 
steuern  (aides\  Salzsteuern.  Octrois,  und  über  die  Unbilligkeit  und  mehr  noch  Lässig- 
keit der  mit  der  Veranlagung  der  neuen  direeten  Steuern  betrauten  Localorgane  s. 
bes.  Taino,  Entstehung  des  modernen  Frankreich,  nuin.  I,  Bd.  V,  Kap.  2,  und  . 
Stourm.  Fin.,  der  zugleich  vortrefflich  vom  steuerteehuischeu  Standpuncte  aus  Uber 
das  neue  Steuersystem  und  dessen,  mitunter  üusseilich  verhüllte,  Anknüpfung  an  die 
Einrichtungen  des  alten  handelt.    Im  Ganzen  glaubte  ich  ihm  hier  folgen  zu  dürfen. 

Die  genannte  „Adresse"  Über  die  Steuerzahlung  ist  eines  jener 
freilich  allen  Fremden  vielfach  phrasenhaft  erscheinenden  fran- 
zösischen Actenstllcke ,  das  aber  an  sieh  nach  seiner  schonen  und 
hohen,  nur  eben  viel  zu  idealistischen  Auffassung  doch  Interesse  bietet: 
eine  patriotische,  an  Gefühl  und  Vernunft  appellircude  Apostrophe 
hinsichtlich  der  Nothwendigkeit  und  Heilsamkeit  des  Steucrzahlens, 
sobald  eine  gute  „Verfassung"  richtige  Verwendung  der  Erträge 
und  gute  Einrichtung  des  Steuerwesens  verbürgt.  Ein  Actenstüek, 
wie  wenige  characteristisch  für  den  edlen,  aber  unpractischen 
Idealismus  der  Politiker  der  ersten  Jahre  der  Revolution  selbst  auf 
einem  so  nüchtern  realistischen  Gebiete  wie  dem  der  Besteuerung. 

Warum  waren  die  alten  Steuern  so  verhasst?  Weil  es  „Auf- 
lagen" („impositions"),  von  einer  willkührlichcn  Gewalt  auf- 
gelegt, waren,  nicht  „Beiträge"  („contributions"),  welche 
vom  „allgemeinen  Willen"  der  Nation  bestimmt  werden.  Diese 
Terminologie  wird  dann  in  der  ganzen  Periode  festgehalten  und 
mit  dem  Worte  „contributions"  dem  erleuchteten  Volke  das  Stcucr- 
zahlen  mundgerecht  zu  machen  gesucht.  „Nnl  de  vous  ne  sc 
refuse,  ni  ne  sc  refusera  jamais  ä  payer  sa  justc  part  des  depenses 
publiques  faites  ii  son  profit  (sie!),  sans  depredation,  avec  une  sage 
economie  que  vos  representants  ont  severeruent  jugee,  dont  ils  vous 
rendent  et  vous  faut  rendre  compte,  et  qui  ne  sont  trop  ä  eharge 
ä  personne,  lorsque  tout  lc  mondo  y  concourt  a  raison  de  ses 
facultas,  dans  une  equitable  proportiou."  Keiner  wird 
sich  weigern  zu  steuern!  So  rufen  die  Volksvertreter  im  Augen- 
blick, wo  bald  keiner  mehr  Steuern  zahlt!!  — 
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In  der  „Adresse"  wurden  die  bisherigen  Stenern  in  fünf  Hauptclasse  n 
gebracht:  1)  die  d i  re et  e n.  taille  r<-«dle  und  personelle.  Zwanzigsten,  Kopfsteuer,  auch 
Zehnten;  2)  Monopole  und  au  ssrlil iesslich e  Privilegien,  wie  die  Salzsteucr, 
Tabak,  provinzenweise  auch  Getränkesteuern,  ferner  die  gewerblichen  Abgaben  bei 
d<Mi  Meisterrechten  u.  s.  w. ;  X)  inner«-  Verbrauchssteuern,  wie  besonders  die 
auf  Getränke  und  andere  Artikel;  4)  inner«;  und  Grenzzollc  beim  Transport  von 
Waaren;  5)  Steuern  auf  Rechtsgeschäfte  (actes),  Contrule,  insinuation,  centieme 
denier  u.  s.  w.  Fast  nur  diese  fünfte  (.'lasse  findet  Gnade  in  der  Nationalvcrsammlunntr. 
wird  beibehalten  und  geht  reformirt  als  Abgaben  der  Registrirung,  des  Stempels  und 
Hypothckcnweseiis  in  das  m-ne  Steu«rsystein  Uber.  Sonst  wird  bloss  der  Grenzzoll 
erhalten,  die  filteren  directen  Steuern  werden  in  die  neuen  dire.ten  umgewandelt. 

Der  Plan  für  das  neue  Steuersystem  der  Revolutionsära  be- 
ruhte, unter  dem  unverkennbaren  und  auch  nachweisbaren  Ein- 
fluss  physiokratischer  Ideen,  besonders  auch  über  indirecte 
Besteuerung1),  auf  einer  einseitigen  Vorliebe  für  directe 
statt  indirecter  Steuern  und  zugleich  auf  einer  unzuläng- 
lichen Doctrin  der  directen  Besteuerung.  Die  Weiter- 
entwicklung war  in  Frankreich  später,  nach  wiederhergestellter 
Staatsordnung,  und  andauernd  die  dieser  Richtung  gerade  ent- 
gegengesetzte: immer  mehr  indirecte  neben  fast  stabil  bleibenden 
directen  Steuern.  Die  Geschichte  hat  also  dem  System  der 
Revolution  eine  entschiedene  Ablehnung  zu  Theil  werden  lassen. 

Diese  Auffassungen  der  Revolutionspolitiker  führten  dazu,  dass 
die  in dire cten  Steuern  grossentheils  a ufgehoben  wurden,  wozu 
freilich  die  thatsächliche  Suspension  dieser  Steuern  von  den  ersten 
Tagen  der  Revolution  an  durch  die  wilden  Volksbewegungen, 
welche  namentlich  gewissen  Steuern  dieser  Gattung  (Salz-,  Ge- 
trän ke steuern ,  städtische  Octrois)  besonders  feindlich  waren, 
beigetragen  hat.  Auch  das  Tabakmonopol,  obgleich  weniger 
missliebig  und  nicht  einmal  von  den  politischen  und  national- 
ökonomischen Doctrinären  der  Nationalversammlung  so  scharf  als 
andere  Steuern  angefochten,  fiel  schliesslich,  und  zwar  mit  aus 
einem  ganz  doctrinären  Grunde,  weil  man  in  dem  damals  noch 
für  nothwendig  geltenden  Verbot  des  einheimischen  Tabakbaues 
eine  inconstitutionelle  Eigenthumsbeschränkung  sah.  Dagegen 
wurde  aus  polizeilichen  und  politischen  Gründen  das  Pulvcr- 
m onopol  beibehalten  (Jahr  V)  und  verblieb  ununterbrochen  bis 
heute.  Von  den  Zöllen  wurden  aus  zutreffenden  Gründen  die  so 
überaus  lästigen  zahlreichen  inneren  beseitigt.    Die  weniger  he- 

M  v.  Kaufmann,  Vin.  Krankreichs  S.  161,  1!I5  bezweifelt  das  wohl  mit  Un- 
recht. Nicht  bloss  die  „einzige  Grundsteuer'',  sondern  die  Polemik  gegen  die 
indirecte  Besteuerung  und  der  Eifer  für  ein  ,, einfaches"  directes  Steuer- 
system sind  physiokratischc  Momente.  Dupont,  de  Nemours,  war  auf  die  Steuer- 
gesetzgebung von  besonderem  Einfluss. 


Digitized  by  Google 


Erste  Periode  der  erste»  Revolution.  37i> 

fehdeten  Aussen-Grenzzölle,  besonders  die  Einfuhrzölle, 
wurden  dagegen  erhalten.  Alle  bisher  durch  Zölle  von  einander 
getrennten  Gebietstheile  Frankreichs  und  die  noch  ganz  ausserhalb 
des  älteren  Grenzzollsystems  stehenden  Provinzen  (§.  64)  wurden 
jetzt  in  das  Eine  neue  grosse  Zollgebiet  aufgenommen  und  so  das 
von  Colbert  vergeblich  erstrebte  Ziel  erreicht:  ganz  Frank- 
reich zu  einem  grossen  einheitlichen,  im  Inneren  möglichst 
von  Zöllen  freien  \V i r t h s c h a f 1 8 -  und  Marktgebiet,  das  gegen 
das  Ausland  durch  den  Grenzzoll  abgeschlossen  war  und  einem 
Einheitstarif  fttr  den  Verkehr  mit  dem  Ausland  unterstand,  zu- 
sammenzufassen. Eine  der  bedeutendsten  wirthschaltspolitischeu 
Maassregeln  der  Periode,  welche  auch  wichtige  rein  politische 
Folgen  für  das  innere  Zusammenwachsen  der  Provinzen  und  ihrer 
Bevölkerung  und  für  die  Amalgamirung  der  Grenzprovinzen  hatte. 
Diese  „Einheit  des  Markts"  und  des  Zollsystems  ist  Frankreich 
seitdem  erhalten  geblieben.  In  der  Revolutions-  und  Kaiserzeit 
wurde  die  Einrichtung  des  Zolltarifs  und  die  thatsächliche  Function 
des  ganzen  Zollsystems  freilich  wesentlich  durch  den  Gaug  der 
auswärtigen  Politik  mit  bestimmt.  Die  rein  fiscalische  Seite 
des  Zollwesens  kam  daher  hier  auch  nur  wenig  zur  Gellung,  wie 
die  massigen  Zollerträge  zeigen.  Erst  nach  1815  ward  der  Grenz- 
zoll das  systematische  Mittel  zur  Durchführung  einer  bestimmten 
Handelspolitik,  namentlich  der  schutzzöllnerischcn ,  wobei  die 
Finanzinteressen  aber  ebenfalls  noch  zurücktreten  raussten. 

Siehe  Stourm,  I,  291  tf.  Die  revolutionären  Volksbewegungen  wandten  sich 
•»esünders  gegen  die  Verkehrs  hemmenden  inneren  Steuern.  Aber  die  öffentliche 
Meinung  und  die  Gesetzgeber  wurden  auch  durch  die  ph ysiokratischc  Kritik  der 
indirecten  Steuern  mit  bestimmt.  Währcud  der  revolutionären  Hochfluth  blieb  diese 
Stimmung  herrschend,  wenn  es  auch  an  einzelnen  gegnerischen  Ansichten  nicht  fehlte 
und  einzelne  Politiker  allmählich,  durch  die  Missständc  belehrt,  den  indirecten  Steuern 
wieder  günstiger  gesinnt  wurden.  Solche  Meinungen  waren  in  der  Schreckenszeit 
aber  verfehint  und  wagten  sich  daher  nur  schüchtern  hervor.  Erst  mit  dem  Consulat 
und  Kaiserreich  gewannen  sie  wieder  die  Oberhand.  Nach  kurzem  Zögern  liel  so  die 
Salzsteuer  (Gesetz  vom  21.—  30.  März  1 790),  ein  Jahr  später  auch  die  Getränke- 
Steuer  (2.— IT.  März  1791)  und  die  städtischen  Octrois  (19.— 25.  Februar  179 1), 
womit  auch  das  städtische  Finanzwesen  zerrüttet  wurde.  An  Ersauplänen  und 
wirklichen  legislativen  Ersatzversuchcu  mit  Hilfe  von  directen  Steuern  fehlte  es 
nicht  (z.  B.  in  Form  von  Zuschlägen,  so  für  die  Salzsteuer,  1790K  aber  solche 
Versuche  misslangen  bei  der  Ausführung  und  wurden  dann  auch  wieder  rückgängig 
gemacht.  Das  Tabakmonopol  liel  durch  Gesetz  vom  20.— 27.  März  1791,  die 
inneren  Zölle  durch  Gesetz  vom  30.  October  —  3.  November  1790,  ebenso  die 
verschiedenen  älteren  kleineren  inneren  Verbrauchssteuern.  Auch  die  IJcforrnen  im 
Zollwesen  und  Zolltarif  knüpften  an  umfassende  Vorarbeiten  aus  den  letzten 
Jahren  des  ancien  regime  an  (liberaler  Tarifeutwurf  vor  der  Notabelnvcrsammlung 
von  17S7).  Elsass  -  Lothringen  sperrte  sich  damals  sehr  gegeu  die  Einverleibung  in 
das  allgemeine  französische  Zollgebiet.  Die  neueu  Einrichtungen  wurden  durch  die 
Decrete,  bez.  Gesetze  vom  5.  November  1790,  15.  März  1791  (Tarifgesctz\  23.  April 
-  1.  Mai  1791  {Organisation  des  Zolldienstes),  23.  Juli— ü\  u.  22.  August  1791  (Zoll- 
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verfahren i  begründet,  toclifiisch  zum  Theil  in  vorzüglicher  Webe  und  etidgiltig,  aber, 
wie  Stourm  wieder  im  Einzelnen  nachweist,  doch  vielfach  ziemlich  genau  nach  den 
alten  Reglements,  so  das  letzte  (iesetz  über  das  Zollverfahren  nach  einer  Ordonnanz  von 
IGST  i.s.  Stourm.  I,  (il— Krst  nach  wiederhergestellter  Staatsordnung,  d.  h. 
von  den  Zeiten  d<-s  Consulats  an  kamen  auch  ;«llc  diese  (iesetze  zur  ordentlichen  Aus- 
führung. 

Weniger  allgemeine  und  heftige  principiellc  Opposition  scheinen 
in  der  Revolutionszeit  eigentümlicher  Weise  die  Stempel-  und 
die  Itegistrirungs-  und  Besitz  wechselabgaben  gefunden 
zu  haben,  welche  das  ancien  regime  bereits  in  seinen  droits  de 
contrOlc,  d'insinuation  und  dem  centieme  denier  besessen  hatte 
(§.  05).  Hier  gelaug  eine  aus-  und  fortbauende  Gesetzgebung, 
Uber  Knregistrement  1790  und  Uber  Stempel  1791,  welche  aller- 
dings auch  erst  später  unter  dem  Directorium,  1798,  zum  Abscbluss 
kam  und  damit  erst  ordentlich  practisch  brauchbar  wurde  (§.  1G9). 

Die  Hauptgrundsätze  und  die  verwaltungstechnischcn  Normen  und  Einrichtungen 
sind  übrigens  auch  hier  aus  den  früheren  Gesetzen  und  Institutionen  herüber  genommeu 
worden.  In  der  Zeit  der  schlimmsten  politischen  Excossc  und  der  Papiergeldwirrcn 
versagte  der  Erhebungsinechanisuiu>  dieser  schwierigen  Steuern  begreiflich  fast  völlig 
seinen  Dienst,  die  Stempeleiniiahme  verschwand  zeitweilig  beinahe  iranz,  so  dass  nicht 
•  inmal  die  Kosten  dieses  Yerwaltungszwoigs  jredeckt  wurden. 

Schon  in  normalen  Zeiten  der  inneren  und  äusseren  Politik 
wtlrde  es  schwer  gewesen  sein,  den  Ausfall  der  gesetzlich  auf- 
gehobenen indirecten  Steuern  und  sonstigen  beseitigten  Abgaben 
und  Einnahmen  in  der  gebotenen  Weise  durch  Eröffnung  neuer 
ordentlicher  Einnahmen  zu  decken.  Letzteres  konnten  bei  der  ein- 
geschlagenen Steuerpolitik  wesentlich  nur  directe  Steuern  sein. 
Die  Gesetzgeber  der  Revolution  bewegten  sich  schon  in  der  ersten 
ruhigeren  Periode  in  einer  doppelten  Illusion,  einmal  über  die 
mögliche  Verminderung  der  Staatsausgaben,  welche  durch  Ver- 
fassungs-  und  Verwaltungsreformen  erzielt  werden  könnte,  sodanu 
Uber  die  hinlängliche  Ergiebigkeit  der  directen  Besteuerung  zur 
Bestreitung  des  verbleibenden  und  durch  andere  ordentliche  Ein- 
nahmen nicht  gedeckten  Theils  des  Finanzbedarfs.  Haid  zeigte 
es  sich,  wie  wenig  reelle  Ersparnisse  an  den  Ausgaben  eines 
grossen  Staats  mit  bedeutendem  Schulden-  und  Militäretat  und 
grossen  und  sich  vermehrenden  sonstigen  Verwaltungsausgaben 
auch  beim  besten  Willen  zu  erreichen  waren  und  wie  schwer,  ja 
unmöglich  es  sei,  den  grössten  Theil  des  nicht  weiter  verminderungs- 
fähigen Ausgabeetats  auch  durch  noch  so  zweckmässig  eingerichtete 
directe  Besteuerung  zu  decken.  Aber  in  doctrinärer  Verblendung 
und  in  schwächlicher  Nachgiebigkeit  gegen  die  Agitationen  leiden- 
schaftlich erregter  Volksmasscn  hielt  man  an  jenen  Illusionen  lest, 
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zertrümmerte  das  System  der  indirecten  Steuern  und  schuf  ein 
neues  directes  Steuersystem,  dessen  Ertrüge  für  alle  auf- 
gegebenen Einnahmen  genügenden  Ersatz  bieten  sollten,  jedoch 
dies  nicht  vermochten,  auch  wenn  es  gelungen  wäre,  es  rnsclier 
und  besser  durchzuführen,  als  es  Jahre  hindurch  geschah. 

§.  168.  Die  neue  directe  Besteuerung  sollte  an  die 
Stelle  der  beseitigten  Taille,  Zwanzigsten,  Kopfsteuer,  auch  der 
Zehnten  treten  und  Ersatz  für  diese  und  eventuell  für  weitere  auf- 
gehobene indirecte  Steuern  (so  die  Salzsteuer)  liefern.  Sie  stellte 
zugleich  tien  Kern  des  neuen  „v er f as sungsmä ssigen"  Steuer- 
systems dar. 

Für  sie  insbesondere  nämlich,  wenn  auch  für  alle  etwaigen 
sonstigen  Steuern  gleichfalls,  werden  die  „politischen"  Maximen 
der  „staatsbürgerlichen  Gesellschaft"  anerkannt  und  verfassungs- 
mässig und  gesetzlich  festgestellt:  dass  jede  Steuer,  um  rechts- 
gültig zu  sein,  auf  dem  Gesetze  beruhen,  alle  Steuern  und 
sonstigen  öffentlichen  Lasten  von  den  Bürgern  und  Eigentümern 
im  Verhältniss  zu  deren  Vermögen  und  Fähigkeiten 
getragen  werden  müssteu,  und  jede  Steuer  nur  zum  Vortheil 
der  Gesammtheit  eingeführt  werden  dürfe.  Die  Steuern  sollten 
jährlich  bewilligt  werden  und  in  der  Regel  nicht  über  das  be- 
treffende Jahr  hinaus  gelten,  was  insbesondere  für  die  directen 
Steuern  staatsrechtlicher  Grundsatz  geblieben  ist.  Politische  Maximen 
und  staatsrechtliche  Grundsätze,  welche  einen  bedeutenden  politischen 
Fortschritt  gegen  das  ancien  regime  ergeben. 

Siehe  Acte  coiistitut.  du  5  fructitl.  an  III,  d.  clar.  »los  droits,  art.  H>,  '102,  dörr. 
<1<?  l'assembl.  coostit.  du  7  Üct. 

Aber  mit  solchen  blossen  „Principien"  war  keine  reale  Steuer- 
politik zu  betreiben.  Die  neu  geplante  directe  Besteuerung  zumal 
reichte  für  den  Bedarf  nicht  aus  und  konnte  schon  ihrer  steuer- 
technischen Natur  nach  nicht  ausreichen,  obwohl  sie  gewiss 
im  Vergleich  mit  den  früheren  directen  Steuern  manche  und  erheb- 
"che  politische,  Ökonomische  und  technische  Vorzüge  besass.  Auch 
nach  ihrer  vollen  Entwicklung  war  sie  eben  bloss  ein  Ertrags- 
st euer system.  Einem  solchen  fehlt  einmal  die  Fähigkeit,  über 
einen  massigen  Betrag  hinaus  sich  ergiebig  machen  zu  lassen, 
vollends  in  der  Ergiebigkeit  einigermaassen  mit  dem  steigenden 
Finanzbedarf  und  gar  mit  dem  Wachsthum  französischer  Etats 
selbst  wachsen  zu  können.  Dabei  verfolgte  man  in  der  neuen 
directen  Besteuerung  die  Tendenz,  möglichst  nur  nach  realen,  nicht 
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nach  personalen  Momenten  die  Stcuerfähigkcit  zu  bemessen  und 
letztere  daher  aus  objectiven  äusseren  Merkmalen  abzuleiten. 
Das  macht  eine  solche  Besteuerung  wiederum  nur  besehrankt 
ertragsfähig  und  in  den  Erträgen  wenig  entwicklungsfähig.  Nicht 
ein  Ertragsstenersystem  und  nicht  einzelne  Ertragssteuern,  sondern 
nur  eine  Subjectsteuer,  wie  eine  Einkommensteuer  oder 
eine  Vermögenssteuer,  lässt  sich  —  wenn  freilich  auch  nur 
in  gewissen  Grenzen  —  nach  dem  Finanzbedarf  ergiebiger  machen. 
In  der  Revolutionszeit,  allerdings  im  Hinblick  auf  gewisse  Uebel- 
stände  und  Missbräuche  bei  dem  alten  Steuersystem,  und  bis  in 
die  Gegenwart  hinein  hat  man  in  Frankreich  eine  solche  Subject- 
steuer vermieden,  in  übertriebener  Befürchtung  wegen  des  Moments 
der  „W  Ulk  Uhr"  (des  „arbitraire")  bei  der  Veranlagung  von  und 
der  Einschätzung  zu  solchen  Steuern  und  in  zu  weit  gehender 
Scheu  vor  dem  für  eine  ordentliche  und  brauchbare  directe  Be 
Steuerung  eben  einmal  unvermeidlichen,  wenn  auch  etwas 
lästigen  Eindringen  in  die  persönlichen  wirthschaftlichen  Verhält- 
nisse der  Steuerpflichtigen.  Auch  selbst  bei  der  Personal-  und 
Mobiliarsteuer,  welche  eigentlich  als  Einkommensteuer  vom 
beweglichen  Vermögen  und  von  p er sö n liehen  Einkünften  — 
im  Gegensatz  zu  solchen  aus  dem  Grund  und  Boden  —  gedacht 
war,  hielt  man  sich  daher  nicht  an  das  Einkommen,  sondern  an 
das  „objective  äussere"  Merkmal  der  Wohnung  (s.  u.). 

Dieser  tiefe  innere  Mangel  der  damals  geschaffenen  directen 
Besteuerung  war  ein  verhängnissvoller  Verstoss  gegen  die  beiden 
„finanzpolitischen  Steuerprineipien"  der  Ausreichendheit"  und  „Be- 
weglichkeit" (Fin.  II,  §.  3Gb'  ff.).  Selbst  wenn  die  directe  Be- 
steuerung bloss  ein  Glied  eines  umfassenderen  Steuersystems 
hätte  werden  sollen,  mussten  sich  aus  solcher  Einrichtung  der- 
selben grosse  Missständc  ergeben.  Diese  mussten  aber  um  so 
grösser  werden  —  und  sind  es  geworden  —  je  mehr  diese  Be- 
steuerung, nach  ihrer  ursprünglichen  Idee,  wesentlich  „das  Steuer- 
system", sogar  nicht  nur  des  Staats,  sondern  auch  der  Departements 
und  Gemeinden,  durch  das  „Zuschlagsystem",  werden  sollte. 
Alle  sonstigen  Vorzüge  dieser  Besteuerung  heben  diese  Mängel 
nicht  auf. 

Anfänglich  hatte  man  aber  nicht  einmal  ein  umfassendes  und 
ausgebildetes  Ertragssteuersystem  im  Sinne.  Man  dachte  viel- 
mehr nur  an  Eine  directe  Ilanptsteuer  uud  Eine  directe 
Neb en Steuer,  die  nunmehr,  nach  der  allgemein  hervortretenden 
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Idee  der  völligen  Unification  der  Staatsbesteuerung  (§.  101), 
gleichmässig  im  ganzen  Staatsgebiete  und  ohne  irgendwelche 
persönliche  Privilegien  eingerichtet  werden  sollten.  Beide  sollten 
zusammen  den  Ersatz  und  die  Umbildung  der  bisherigen  directen 
Steuern  darstellen  und,  wie  gesagt,  womöglich  auch  Etwas  zur 
Deckung  des  Ausfalls  der  aufzugebenden  sonstigen  Steuern  liefern. 
Entsprechend  jenen  älteren  directen  Steuern  und  auch  den  ge- 
gebenen wirtschaftlichen  Verhältnissen,  ferner  ebenfalls  unter 
Nachwirkung  pbysiokratischer  Ideen,  sollte  der  Schwerpunct  der 
directen  Besteuerung  nach  wie  vor  in  der  Grundbesteuerung  oder 
derjenigen  des  Immobiliarvermögens  in  Land  und  Stadt  (daher 
einschliesslich  der  mit  Häusern  bebauten  Grundstücke)  und  des 
daraus  fliessenden  Einkommens  liegen,  wobei  nur  alle  bisherigen 
Exemtionen  und  Privilegien  des  bevorrechteten  Grundbesitzes  weg- 
zufallen hatten  und  auf  „gleichmässige"  Steuerveranlagung,  „ein 
Jeder  nach  seinem  Vermögen  und  seinen  Fähigkeiten",  abzuzielen 
war.  Hierfür  war  die  Grundsteuer  (contribution  fonciere,  Gesetz 
v.  1.  Decembcr  1790;  bestimmt.  Durch  die  hohe  Ansetzung  ihres 
Contingents,  ursprünglich  für  das  Principal-Contingent  allein  (ohne 
Zuschläge)  auf  240  Mill.  L.,  war  sie  auch  finanziell  als  der  Haupt- 
pfeiler  des  neuen  Steuersystems  geplant.  Dieser  Betrag  erwies  sich 
freilich  als  viel  zu  hoch  gegriffen  und  musste  wiederholt  und  noch 
bis  weit  in  das  neue  Jahrhundert  hinein  ermässigt  werden  (§.  184). 
Die  zweite,  die  Neben  Steuer,  sollte  das  persönliche  und  das 
aus  beweglichem  Vermögen  herrührende  Einkommen  treffen: 
die  Personal-  und  Mobiliarsteuer  (contribution  personelle  et 
mobiliere,  Gesetz  vom  13.  Januar  —  18.  Februar  1791),  wesent- 
lich an  Stelle  derjenigen  Theile  der  bisherigen  directen  Steuern, 
welche  dieses  Einkommen  hatten  belegen  sollen  (§.  59,  60).  Um 
die  Schwierigkeiten  und  die  früher  vielfach  beklagte  Willkühr  bei 
der  Ermittlung  dieses  Einkoramens  behufs  der  Steuerveranlagung 
zu  vermeiden,  sollte  aber,  wie  bemerkt,  auch  hier  sich  wesentlich 
an  äussere  objective  Merkmale,  namentlich  den  Woh- 
nungsaufwand oder  die  Miethe,  gehalten  und  daraus  auf  die 
Einkommenhöhe  geschlossen  werden.  Anfänglich  war  von  dem 
dergestalt  ermittelten  Steuersoll  einer  Person,  welche  gleichzeitig 
Grundbesitz  hatte  und  daher  zur  Grundsteuer  veranlagt  war,  das 
Grundsteuersoll  des  Steuerpflichtigen  abzuziehen,  um  Doppel- 
besteuerung zu  vermeiden  und  wirklich  nur  das  nicht  aus  Grund- 
besitz herrührende  Einkommen  zu  treffen.  Eine  später  weggefallene 
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Bestimmung,  aber  eine  richtige  Consequenz  der  Idee,  durch  die 
beiden  genannten  Steuern  eine  wirkliche  Einkonimenbestcuerung 
zu  realisiren.  Für  andere  directe  Steuern  war  daher  auch  eigent- 
lich kein  Raum  in  diesem  System.  Nur  die  Unzulänglichkeit  der 
Einnahmen  und  die  ungenügende  Erreichung  des  Zieles  mit  der 
Grund-  und  Personalsteuer  veranlassten  später  die  Einfügung  zweier 
weiterer  directer  Steuern,  der  gleich  zu  nennenden.  Zeitweise  sind 
ausserdem  einige  Luxus  steuern  mit  der  Personalsteuer  verbunden 
gewesen.  Das  Contingent  der  letzteren  war  zuerst  auf  60  Mill.  L. 
gesetzt,  eine  Summe,  die  sich  ebenfalls  als  zu  hoch  erwies  und 
vermindert  werden  musste. 

Weiteres  aber  diese  Steuern  unten  bei  der  Darstellung  der  einzelnen  Steuern, 
§.  1S3  ff.,  s.  Stourm  I  ch.  5  u.  6  u.  ch.  6.  Definitive  Ordnung  der Personalstcuer. 
die  vom  Convent  zeitweise  beseitigt  worden,  durch  Gesetz  vom  23.  Dcecinber  1798 
(3  nivosc  VII)  unter  dem  Directorium.  Auch  die  Grundsteuer  kam  erst  durch  Gesetz 
vom  24.  November  1799  ordentlich  in  Gang.  Die  Luxus  steuern  beruhten  ebenfalls 
auf  dem  Gedanken,  wie  bei  der  Personal-  und  Mobiliarsteuer  aus  gewissen  äusseren 
Merkmalen  auf  das  Einkommen  zu  sc h Hessen  und  sollten  eine  Zeitlang  statt  der 
Wohnung  zur  Veranlagung  der  Pcrsonalsteuer  dienen.  Sie  trafen  Kamine  u.  dergl., 
männliche  Dienstboten,  Luxus  -  Pferde ,  Maulesel,  Wagen  (Gesetz  vom  25.  Juli  1795), 
ergaben  wie  gewöhnlich  weit  weniger  als  man  erwartet  hatte,  verblieben  gleichwohl 
auch  nach  der  Wiederherstellung  und  Reform  der  Personal-  und  Mobiliarsteuer  (179S) 
und  wurden  erst  1306  aufgehoben  (Stourm  I.  254,  261).  Sie  hatten  auch  wohl  zur 
Zeit  ihrer  Einführung  etwas  mit  die  Tendenz  einer  höheren  Besteuerung  der  Reicheren, 
ähnlich,  nur  gemässigter,  wie  die  unten  zu  erwähnenden  Progressivsteuern. 

Die  beiden  anderen  Steuern  des  neuen  Systems  directer  Be- 
steuerung, die  Patent-  (Gewerbe-)  Steuer  (Gesetz  vom  2.  — 
17.  März  1791)  und  die  Thür-  und  Fenstersteuer  (Gesetz  vom 
24.  November  1798)  lagen  anfangs  nicht  im  Steuerplane  und 
passten  auch  in  diesen  nicht,  wenn  eben  das  Ziel  der  directen  Be- 
steuerung durch  die  Grund-  und  Personalsteuer  allein  richtig  erreicht 
worden  wäre.  Sie  verdanken  beide  lediglich  fiscalischen  Er- 
wägungen ihre  Einführung,  wobei  die  erste  nur  ausserdem  noch 
in  dem  Wegfall  der  alten  gewerblichen  Abgaben  bei  dem  früheren 
Gewerberecht  im  jetzt  eingeführten  System  der  Gewerbefreiheit  ihre 
Begründung  fand.  Erst  durch  spätere  Gesetze  ist  die  Patentsteuer 
zu  einem  umfassenden  System  der  directen  Gewerbebesteuerung 
ausgebildet  worden.  Die  Thür-  und  Fenstersteuer  wurde  ohne 
älteres  französisches  Vdrbild  nach  englischem  Muster  eingeführt. 
Nur  die  Patentsteuer  wurde  als  Quotitätssteuer,  die  drei 
anderen  als  He partitions steuern  eingerichtet. 

Der  Convent  hat  die  Patentstcuer  aufgehoben  (1798),  sie  aber  noch  selbst  wieder 
erneuert  (1795).  Eine  bedeutende  Entwicklung  erlangte  die  Gesetzgebung  Ober  sie 
unter  dem  Directorium  (Gesetz  vom  23.  August  1796  oder  6  Fruct.  IV  u.  a.  m.,  bes. 
22.  October  179S  oder  1.  Brum.  VII),  weitere  Verbesserungen  1S17,  1*1S.  der  Ab- 
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schluss  erst  1S44  (Gesetz  vom  25.  April>.  S.  Stourm  I,  eh.  10  u.  9  (Thür-  und 
Fenstersteuer)  und  Weiteres  unten  §.  19S.  L  eber  die  Patentsteuer  s.  auch  oben  ge- 
nannte „Adresse"  an  die  Steuerzahler. 

So  ist  in  der  Zeit  der  ersten  Revolution  und  ersten  Republik 
das  moderne  System  der  directen  Besteuerung  in  Frankreich  be- 
gründet worden,  wobei  das  Einzelne,  besonders  bei  der  Grundsteuer, 
Übrigens  unter  mannigfacher  Anlehnung  an  die  Arbeiten  der 
Provinzial-  und  Notablenversammlungen  der  letzten  Jahre  des  alten 
Regiments  geordnet  wurde.  Zur  genügenden  gesetzlichen  Ausbildung 
und  ordentlichen  practischen  Durchführung  gelangte  aber  auch 
diese  directe  Besteuerung  erst  unter  dem  Consulat  und  Kaiserthum 
Napoleon's  I.  Ihren  Abschluss  faud  die  legislative  und  administrative 
Arbeit  auf  diesem  Gebiete  erst  unter  den  späteren  Regierungen  im 
Laufe  des  19.  Jahrhunderts. 

Auf  die  wichtigeren  Entwicklungsphasen  dieser  Steuergesetzgebung  wird  unten 
l§.  1S3  tr.)  bei  der  Darstellung  jeder  einzelnen  Steuer  mit  eingegangen  werden.  — 
Nicht,  wie  sieh  die  neue  Besteuerung  verwirklichte,  denn  sie  blieb  längere  Zeit,  bis 
zur  Wiederherstellung  geordneter  politischer  Zustände,  grosseniheils  unausgeführt,  wohl 
aber,  wie  man  sich  in  den  ersten  Jahren  der  Revolution  etwa  das  Steuersystem 
linaiuiell  fungiren  dachte,  ergiebt  sich  aus  Aufstellungen  und  Budgetentwürfen  in 
der  legislativen  Versammlung  (1791 — 1*2 1  und  im  Convent  1 792-- 95.  Danach  wurde 
z.B.  für  1792  eine  Einnahme  von  530  Mill.  Livres  veranschlagt,  worunter  die  Grund- 
steuer mit  240.  Mobiliarsteuer  mit  60,  Patentatener  mit  24,  Eiiircgistrirung ,  Sfeuipel 
u.  s.  w.  mit  70,  Zölle  nur  mit  15  Mill.,  „patriotische  Steuer"  mit  35.  Alle  älteren 
indirecte»  Steuern  fehlten,  die  übrigen  Einnahmen  sollten  aus  Posten,  Messagericen, 
Salinen,  Pulver,  Forsten,  Lotterie  und  ans  den  Einkünften  der  NationalglUer  -4S  Mill.) 
kommen.  Aber  der  Anschlag  der  ordentlichen  Ausgaben  war  5MI,  der  ganzen  775  Mill. 
Nach  dict.  de  (in.  p.  529,  woselbst  weitere  Daten,  p.  535,  541. 

Eine  dem  Besitz  als  solchem  und  etwa  dem  fundirten 
und  dem  höheren  Einkommen  Uberhaupt  feindliehe  Tendenz 
hat  die  Gesetzgebung  über  die  genannten  Steuern  auch  in  der 
Revolutionszeit  nicht  besessen.  Ueberhaupt  walteten  bei  der  da- 
maligen Reform  der  directen  Steuern  wesentlich  politische,  volks- 
wirtschaftliche und  steuertechnische  sowie  administrative  Tendenzen, 
nicht  eigentlich  socialpolitische  ob.  Die  „staatsbürgerlichen" 
Grundsätze  der  Gesetzmässigkeit,  Allgemeinheit  und 
Gleichmässigkeit  —  keine  Exemtionen,  keine  Privilegien  — , 
das  Streben,  alle  „WillkUhr"  bei  Veranlagung  und  Erhebung 
möglichst  auszuschliessen,  die  Besteuerung  also  gerecht,  bequem, 
einfach,  klar,  Ubersichtlich,  verständlich,  gleic  hm  äs  sig  im  ganzen 
Staate  (L'nification),  auch  wohlfeil  nach  der  Seite  der  Kosten  zu 
machen,  die  Veranlagung  und  Erhebung  dem  Volke  selbst  mit  zu 
übertragen,  waren  Leitstern  und  Zielpuncte.  In  Betreff'  der  „All- 
gemeinheit" und  „Gleichmässigkeit"  stand  diese  Gesetzgebung 
wesentlich  auf  dem  Boden  der  Proportionalbesteuerung,  nicht 
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der  Progrcssivbesteuerung.  Auch  die  Beseitigung  der  indirecten 
Steuern  ging  jedenfalls  mehr  aus  Rücksichten  und  Tendenzen  der 
genannten  Art,  ferner  aus  physiok ratischen  Auffassungen  und  all- 
gemeinen „Freiheitsbestrebungen",  als  aus  sozialpolitischen  Rück- 
sichten auf  die  wirklich  oder  vermeintlich  von  diesen  Steuern 
(Salz,  Getränke,  Lebensmittel)  besonders  belasteten  unteren  Classen 
hervor,  mit  anderen  Worten:  sie  war  mehr  eine  Zweckmässigkeits- 
als  eine  Gerechtigkeitsfrage.  Doch  haben  Rücksichten  auf  die 
unteren  Classen  wohl  etwas  mit  gesprochen.  Nur  zur  Zeit  der  < 
Hochfluth  der  revolutionären  Bewegung  hat  man  gesetzgeberische 
Versuche  mit  starken  Extrasteuern,  bez.  Zwangsanleihen 
der  „Reichen"  als  solcher  unter  Zugrundelegung  eines  unge- 
heuerlichen progressiven  Steuerfusses  gemacht.  Diese  Ver- 
suche haben  ganz  ungenügende  finanzielle  Erfolge  gehabt.  Ihr 
fast  völliges  Misslingen  ist  allerdings  nicht  bloss  auf  ihre  Maass- 
losigkeit,  sondern  auch  auf  die  ganzen  Zeitverhaltnisse  mit  zu 
schieben. 

S.  Stourm  II,  ch.  27,  p.  30S —  3S7.  Progressive  Zwangsanleihe  von  1 793. 
Unterscheidung  von  notwendigem  and  reichlichem  Einkommen.  Kleine  Einkommen 
bis  1000  bez.  1500  L.  (mit  Unterscheidung,  ob  der  Bezieher  ledig  oder  verheirathet, 
auch  weiter,  ob  und  wer  ihm  zu  Lasten)  sind  als  „nothwendige"  frei.  Alsdann 
zahlen  die  höheren  für  das  Das  den  Progressivsatz  von  10°/o  für  1000  u.  s.  w.,  steigend 
bis  5070  für  9000  L.;  alles  Einkommeu  Uber  9000  zahlt  für  das  Plus  100%,  wird 
also  vollständig  fortgenommen !  Nivellirungstendenzcn  gegenüber  den  Privatvermögen 
werden  ausdrücklich  mit  verfolgt.  Die  Zwangsanleihe  war  unverzinslich.  Wieder- 
holung 1795  und  selbst  noch  zuletzt  unter  dem  Directorium  1799  ahnlich.  Bestimmte 
politisch  verdächtige  Classen  und  gewisse  Erwerbe  werden  dabei  specicll  aufs  Korn 
genommen.  Erfolg  in  allen  Fällen  trotz  der  Drohungen  gering,  meist  gingen  nur 
werthlose  Assignaten  ein.  Die  Maassregel  von  1799  wurde  unter  dem  Consulat  als- 
bald aufgehoben.  In  der  ersten  Zeit  der  Revolution  hat  man  auch  mit  freiwilligen 
„patriotischen"  Steuern  wenig  erfolgreiche  Versuche  gemacht.  So  17S9  eine  patriotische 
Steuer  von  '/<  des  Einkommens  nach  Necker's  Vorschlag  Stourm  II,  259);  Ertrag 
höchstens  80—50  Mill.  statt  der  mindestens  zu  erwartenden  500  Mill.  L.  Auch  ..patriotische 
Gaben"  in  der  ersten  enthusiastischen  Bewegung  blieben  ganz  geringfügig  (ebenda 
S.  2GU  Ii'.). 

III.  Die  Besteuerung  während  des  Directori ums,  Consulats  und 

Kaiserthums  Napoleon's  I. 

§.  109.  Schon  zur  Zeit  des  Directoriums  hatte  man  auch  auf 
finanziellem  Gebiete  wieder  ein  wenig  in  geordnetere  Bahnen  ein- 
zulenken gesucht.  Gedanken  zur  Wiederherstellung  selbst  indirecter 
Steuern  wagten  sich  wenigstens  hie  und  da  wieder  hervor.  Auf 
dem  Gebiete  der  directen  Besteuerung  machte  man  in  der  Gesetz- 
gebung erhebliche,  in  der  Verwaltung  freilich  nur  erst  geringe 
Fortschritte.    Die  in  den  ersten  Jahren  der  Revolution  begonnene, 
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aber  ins  Stocken  gerathene  legislative  Arbeit  wird  wieder  aufge- 
nommen. 

So  wird  die  Gesetzgebung  über  die  Personal-  und  Mobiliar  Steuer  (Gesotz 
vom  23.  Üeccmber  1798),  über  die  Paten tsteucr  (verschiedene  Gesetze  von  1795 
bis  9S)  in  dieser  Periode  zum  Abschlnss  gebracht,  die  Thür-  und  Kenstersteuer 
eingeführt  (Gesetz  vorn  24.  November  179b).  Auch  die  Grundsteuer  erhalt  in  dem 
Gesetz  vom  23.  November  1798  (8.  frim.  VII)  wenigstens  nach  einer  Seite  ihre 
legislative  Vollendung.  Die  theils  in  Folge  falscher  Verwaltungsgrundsätze  —  wie 
besonders  bei  der  Grundsteuer  —  theils  in  Folge  der  politischen  und  finanziellen 
Wirreu,  besonders  der  Papicrgeldmisswirthschaft,  inisslungcne  oder  ganz  unterbliebene 
administrative  Durchführung  der  neuen  directen  Steuern  wird  wieder  in  Gang  zu 
bringen  gesucht.  Aber  namentlich  bei  der  Grundsteuer  noch  fast  ohne  Erfolg,  indem 
man  u.  a.  hier  noch  vergebens  die  Herstellung  der  Steuer -Stammrollen  den  Händeu 
unfähiger  odor  widerwilligcr  Localorgane,  denen  man  sie  unrichtiger  Weise  anver- 
traut hatte,  zu  entziehen  und  sie  Staatsbehörden  zu  übertragen  sucht. 

Erhebliche  legislative  Fortschritte  erfolgen  dagegen  wieder 
auf  dem  Gebiete  der  Verkehrsbesteuerung. 

Hier  wird  durch  das  Stempelgesetz  vom  3.  November  1798  U3.  brum.  VII) 
und  durch  das  Gesetz  Uber  Einregistrir ung  und  Rogistcrabgabcn  vom 
12.  Dccember  1798  (22.  frim.  VID  die  Gesetzgebung  von  1790 — 91  erst  ordentlich 
practisch  brauchbar  gemacht  und  die  endgiltige  Grundlage  für  diese  juristisch  und 
technisch  so  besonders  schwierige  Besteuerung  bis  auf  die  Gegenwart  geschaffen. 
Obwohl  man  sich,  wie  schon  bemerkt,  auch  hier,  wesentlich  wieder  an  die  Grund- 
sätze und  Bestimmungen  der  älteren  Gesetzgebung  anlehnte,  zeigen  die  Gesetze  von 
179S  doch  auch,  über  welche  ausgezeichnete  fachmännische  Kräfte  das  revolutionäre 
Frankreich  in  seinen  gesetzgebenden  Körpern  auch  in  dieser  Zeit  noch  verfügte.  Zu 
beachten  ist,  dass  die  Erbschaftsbesteuerung  in  der  französischen  Gesetzgebung  ein 
integrirender  Bestandteil  des  Euregistrcments  ist.  (S.  u.  §.211  ff.). 

Nur  auf  dem  Gebiete  der  in  directen  Steuern  blieb  es  auch 
unter  dem  Directorium  im  Wesentlichen  noch  bei  bloss  akademischen 
Erörterungen  und  Anregungen.  Die  Gesetzgebung  wagte  noch 
nicht,  zu  diesen  Steuern  zurückzukehren. 

Nur  eine  kleine  Ausnahme  hiervon  macht  eine  neue  innere  Tabak sbesteuerung 
und  eine  Besteuerung  des  öffentlichen  Porsonenf Uhrwerks,  bez.  Trans- 
ports (1797),  ferner  der  Spielkarten,  die  dem  Stempel  unterlagen.  Sonst  wurden 
bloss  die  städtischen  Octrois,  spcciell  für  Getränke,  der  dringenden  Finanz- 
bedürfnisse halber  in  einigen  Städten  wiederhergestellt,  so  in  Paris  (Gesetz  vom 
18.  October  1798». 

Also  im  Ganzen  unter  dem  Directorium  doch  unverkennbare 
Fortschritte  zur  finanziellen  Ordnung,  nur  dass  eben  die  Staats- 
verwaltung noch  viel  zu  schwach  war,  die  erlassenen  tüchtigen 
Gesetze  ordentlich  durchzuführen  und  politische  Wirren  immer 
wieder  störend  einwirkten.  Dass  auch  die  Gesetzgebung  selbst 
gelegentlich  wieder  in  wildrevolutionäre  Bahnen  auch  auf  diesem 
Gebiet  einlenkte,  bewies  der  Versuch  mit  progressiven  Zwangs- 
anlehen von  den  „Reichen"  (der  „classe  aiseV'),  den  das  Directorium 
nicht  nur  1795,  sondern  selbst  1709  noch  einmal  machte. 

Erst  mit  dem  Consnlat  und  mit  der  Consolidation  der  neuen 
monarchischen  Staatsgewalt,  welche  anfangs  unter  dieser  ver 
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hüllten,  bald  unter  der  offenen  Form  des  Kaiserthums  der  revo- 
lutionären Anarchie  ein  Ende  machte,  kam  auch  in  alle  Maass- 
regeln zur  Wiederherstellung  der  finanziellen  Ordnung  ein  neuer 
energischer  Zug,  bei  welchem  der  Erfolg  nicht  ausbleiben  konnte. 
Die  Ordnung  der  Besteuerung  war  hierbei  eine  Hauptsache. 
Sie  erfolgte  durch  Napoleon  1.  und  seine  tüchtigen  Minister,  be- 
sonders Gaudin  (den  späteren  Herzog  von  Gaeta)  in  zwei- 
facher Weise. 

Einmal,  schon  alsbald,  durch  Ergreifung  richtiger  Ver-  < 
waltungsmaassregeln,  um  die  brauchbaren  Steuergesetze  der 
vorausgegangenen  Periode  der  Revolution  nun  auch  zur  ordentlichen 
ernstlichen  Ausführung  zu  bringen,  woran  es  bisher  zumeist 
gefehlt  hatte.  So  kommt  besonders  die  Veranlagung  und  Erhebung 
der  directen  Steuern,  dann  der  Registerabgaben  und  Stempel 
jetzt  erst  gehörig  in  Gang.  Soweit  nothig,  wird  auch  die  be- 
zugliche Gesetzgebung  zu  diesem  Behüte  fortgebildet,  so  nament- 
lich diejenige  über  die  Grundsteuer. 

So  wird  schon  durch  ein  Gesetz  von  1 790  (24.  November)  die  Horstollung  der 
Steuerstamuirollen  wieder  Staatsbehörden  übertragen,  die  ganze  Arbeit  mehr  cen- 
tralisirt  and,  soweit  eine  Mitwirkung  von  Localorganen  verbleibt,  eine  staatliche  Theil- 
nahinc  an,  und  Oberaufsicht  über  die  Arbeiten  dieser  Orgaue  eingerichtet.  Nur  so 
erwies  es  sich  möglich,  die  Verzögerung  dieser  Arbeiten  und  die  daraus  hervor- 
gehenden Rückstände  aus  directen  Steuern  zu  beseitigen  (Stourm  I,  167  ff.).  Auch 
das  Stcu orexecutionswesen  wurde  im  Verordnungswege  (4.  August  1SO0) 
practisch  wirksam  geregelt.  In  den  rasch  steigenden  Stcuererträgen  und  der  Ver- 
minderung der  Rückstände  zeigt  sich  bald  der  Erfolg  dieser  Maassregeln.  Das  Budget 
des  Jahres  IX  (22.  September  1800 — 1801)  konnte  schon  mit  einiger  Sicherheit  auf 
den  wirklichen  Eingang  von  263  Mill.  Krcs.  directer  Steuern,  123  Mill.  Enregistremcnt 
uud  Stempel  rechnen,  neben  freilich  nur  12  Mill.  indirecter  Steuern  (Zölle).  Etwas 
später  kommt  es  dann  auch  für  die  Grundsteuer  zur  Lösung  einer  noch  ganz  uner- 
ledigt gebliebeneu  Aufgabe,  zur  Herstellung  eines  Katasters.  Nach  verschiedenen 
Experimenten,  welche  nicht  genügen,  entschließt  man  sich  zu  der  schwierigen 
Operation,  eine  Parcellarkatastrirung  durchzuführen  iGesetz  vom  15.,  25.  Septbr. 
1807),  womit  man  freilich  erst  nach  Jahrzehnten  fertig  wurde  (1845^  (Stourm  I, 
102  ff,  s.  u.  §.  1S5). 

Die  zweite  grosse  steuerpolitische  Maassregel  Napoleon's  war 
dann  etwas  später  die  Wiedereinführung  ergiebiger 
innerer  indirecter  Steuern,  d.  h.  auch  hier  in  allem  Wesent- 
lichen die  Rückkehr  zu  dem  alten,  jetzt  nur  angemessen  ver- 
besserten Steuersystem. 

So  wurde  zuerst  diu  Gotränke-,  besonders  die  Wein-,  Branntwein-. 
Ciderbcsteuerung  wieder  eingeführt,  anfangs  in  ungenügender  Form,  als  Steuer  beim 
Producenten  (Gesetz  vom  25.  Februar  1804),  bald  in  den  alten  und  dann  seitdem  im 
Wesentlichen  bestehen  gebliebenen  Formen  der  Circulations -  und  Klein-  (Detail-1 
abgaben  (Gesetz  vom  24.  April  ISOfi)  und  der  Eingangsabgabc  in  Städten  (Gesetz  vom 
25.  November  1808).  In  den  Jahren  1812,  1813  und  1814  erfolgten  in  einigeu 
Puncten  Abänderungen  und  Weiterbildungen  dieser  Steuerformeu  („einzige  Steuer" 
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als  vierte  Form  in  gewissen  Fallen).  Auch  das  Bier  wurde  durch  das  Gesetz  von 
1808  einer  Steuer  beim  Brauer  unterworfen. 

Selbst  die  Salzsteuer,  an  die  man  übrigens  schon  unter  dem  Directorium  wieder 
gedacht  hatte  (Stou rm  I,  318),  kehrte  wieder,  aber  in  geringerer  Höhe  und  ohne  die 
lästigen  Erhebuogs-  und  Controlmaassregeln  der  alten  Gabelle,  welche  diese  Steuer 
im  ancien  regime  mehr  als  die  Besteuerung  an  und  für  sich  so  verhasst  gemacht 
hatten  (Gesetz  vom  24.  April  —  4.  Mai  1800  und  verschiedene  Dccrete  aus  dieser 
Zeit).  Sie  wurde  jetzt  als  Productionssteuer  an  den  Salzwerken  und  Salinen  und  als 
Grenzzoll  vom  auswärtigen  Salze  erhoben.  So  ist  sie  Bestandteil  der  modernen 
französischen  Besteuerung  geblieben,  nur  1848  vorübergehend  aufgehoben,  aber  noch 
in  demselben  Jahre  in  geringerer  Höhe  wieder  hergestellt  worden. 

Der  Tabak  war  nach  Aufhebung  dos  Monopols  nur  dem  Einfuhrzoll  unter- 
worfen gewesen,  nur  Rohtabak  durfte  eingeführt  werden,  nicht  fremdes  Fabrikat.  Der 
inländische  Tabakbau  war  frei,  der  Zollertrag  minimal.  Schon  das  Directorium  er- 
höhte den  Zoll  erheblich  (1796)  und  führte  eine  technisch  ganz  unvollkommene, 
massige,  wenig  ertragsfähige  inländische  Fabrikationsstcucr  ein  (Gesetz  vom 
12.  November  1708).  Das  Consulat  und  Kaiserthum  verbessern  diese  Bestcuerungs- 
form  zunächst  mittelst  einiger  neuer  Gesetze,  verschärfen  die  Controlen  und  erhöhen 
den  Steuersatz,  wobei  man  zu  einer  Zwangsmarkirung  schreitet  (Gesetze  von  1802, 
1S04,  1806)  und  erzielen  rasch  steigende  Erträge  US02— 10  von  1.1  auf  25.5  Mill.  Frcs. 
ohne  den  Zoll).  Dennoch  wird  1S10  das  Monopol  durch  einfaches  Decrct  wieder 
eingeführt  (29.  Deccmber  1810).  jetzt  aber  mit  Zulassung  inländischen  Tabak- 
baues nach  dem  Licenzsystem  und  mit  Ablieferungszwang  (vergl.  oben  S.  148^. 
Bald  sich  finanziell  gut  bewährend  ist  das  Monopol  dann  definitiv  verblieben  und  eine 
immer  wichtigere  Einnahmequelle  geworden  (Stourm  I,  379  ff.). 

Getränke  und  Tabak  unterstanden  mit  einigen  anderen  Abgaben  unter  dem 
ersten  Kaiserreich  der  gemeinsamen  Regie  des  droits  renuics,  und  die  Erträge 
erschienen  unter  diesem  Namen  in  den  Etats.  Die  älteren  kleineren  inneren  indirecten 
Steuern  hat  Napoleon  nicht  wiederhergestellt,  jedoch  die  Steuer  von  öffentlichem  Fuhr- 
werk, bez.  Transport,  auf  den  regelmässigen  Waarcntransport  (1S04)  ausgedehnt. 
Erst  in  der  neuesten  Finanzperiode  nach  1870  sind  einige  der  übrigen  älteren  inneren 
Steuern  wieder  erschienen.  Ausser  den  inneren  kamen  aber  vermehrte  indireetc 
Steuern  im  Tarif  der  Einfuhrzölle  vor,  wobei  der  Ertrag  freilich  von  der  jeweiligen 
Politik  i^Contincntalspcrre)  stark  becinflusst  wurde.  Im  Jahre  1810  haben  (nach  dem 
Ergcbniss,  dict.  de  fin.,  p.  554»  die  indirecten  Steuern  bereits  wieder  217.1  Mill.  Frcs. 
geliefert  (gewöhnl.  Zölle  und  Salz  92.3,  ausserordentliche  Zollabgaben  81,  droits 
reunies  109,  Salz  und  Tabak  jenseits  der  Alpen  7.8),  neben  191.4  Mill.  aus  Enre- 
gistrement,  Stempel  (und  Domänen)  und  302.6  aus  den  directen  Steuern.  Werden 
die  Verkehresteuern  in  französischer  Weise  zu  den  indirecten  gerechnet,  so  hätten 
diese  damals  also  schon  wieder  das  Uebergewicht  über  die  directen  gehabt  (*/:  :3;7). 

Diese  Rückkehr  zur  indirecten  Besteuerung  ist  der 
napoleonischen  Regierung  von  principiellen  und  politischen  Gegnern 
dieser  Steuern  wohl  zum  Vorwurf  gemacht  worden.  Gewiss  mit 
Unrecht.  Als  Glied  des  modernen  Steuersystems  konnten  diese 
Steuern  in  einem  grossen  Staatsbaushalte,  wie  dem  französischen, 
auf  die  Dauer  unmöglich  fehlen.  Ihre  nothwendige  Wiederein- 
führung hat  gerade  als  Beleg  für  ihre  allgemeine  Unentbehrlichkeit 
und  als  Berichtigung  des  einseitig  auf  direete  Steuern  begründeten 
Steuersystems  in  der  ersten  Periode  der  Revolution  eine  allgemeine 
steuergesehichtliche  Bedeutung  für  die  Steuerlehre,  wovon  auch  der 
Finanztheoretiker  Act  zu  nehmen  hat. 


Digitized  by  Google 


390         r,.       2.  K.  Stcucrrcrht.  1.  H.-A.  2.  A.  Frankreich.  §.  170. 


IV.  Die  Besteuerung  unter  der  Restauration  und  Julimonarchie 

(1*414  —  184S\ 

§.  170.  Die  wiederhergestellte  bourbonischc  Monarchie  hatte 
die  finanzielle  Erbschaft  der  vorausgegangenen  Perioden  zn  über- 
nehmen. Handelte  es  sich  hier  auch  einschliesslich  der  Contri- 
bution  an  die  Alliirten  und  der  Entschädigung  der  Emigranten  um 
geringere  Lasten,  als  sie  andere  Staaten  aus  der  langen  Kriegszeit 
übernommen  hatten  (§.  165),  so  doch  immerhin,  in  Verbindung  mit  ^ 
allen  anderen  Finanzerfordernissen,  welche  die  Herstellung  und 
Befestigung  der  neuen  Staatsordnung  und  die  Erholung  der 
französischen  Volkswirtschaft  von  den  Kriegsläuften  mit  sich 
brachte,  um  recht  schwierige  finanzielle  Aufgaben.  Frankreich 
hat  dieselben,  ebenso  wie  die  späteren  nach  den  neuen  grossen 
politischen  Katastrophen,  verh'ältnissmässig  leicht  gelöst.  Seine 
wirtschaftliche  und  finanzielle  Elasticität,  die  Schwungkraft  seines 
Staatscredits  erwies  sich  schon  damals  bedeutend. 

Siehe  besonders  Sudre.  fin.  de  la  France,  l,  livre  2,  ein  Werk,  von  dein  die 
frühere  Bemerkung'  in  der  Vornote  S.  367  Uber  den  Ton  selbst  französischer  Fach- 
werke in  Bezug  auf  solche  Nothzeiten  Frankreichs  in  besonderem  Maasso  gilt.  Ferner 
im  dict.  de  fin.  Boitcau's  Artikel  budg.  gener.,  p.  560  fl. 

Die  ernste  Probe,  welche  in  solchen  Zeiten  auch  an  die  Be- 
steuerung herantritt,  hat  die  letztere  damals  im  Ganzen  gut 
bestanden.  Selbst  von  den  directen  Steuern,  den  am  Wenigsten 
entwicklungsfähigen,  ist  das  für  diese  Periode  anzuerkennen.  Sie 
sind  in  ihrer  Grundlage  unverändert  geblieben  und  haben,  mit 
Ausnahme  der  Patentsteuer,  auch  nur  wenige  Veränderungen  von 
Einzelheiten  erfahren. 

Bedeutende  Zuschläge,  wie  schon  in  den  letzten  Jahren  Napoleon's  I.,  konnte  mau 
wenigstens  vorübergehend  in  den  ersten  Jahren  dor  Restauration  selbst  auf  die  directen 
Steuern  zur  Erhöhung  der  erforderlichen  Einnahmen  des  Staats  selbst  legen  —  was 
übrigens  in  verschiedener  Höhe  für  die  einzelnen  Steuern  geschah  —  sowenig  gerade 
ein  Ertragssteuersystem  wie  das  französische  hierfür  sonst  geeignet  ist.  Mau  ging 
dann  auch  (1S1'1.  1S21),  wie  schon  wiederholt  in  der  früheren  Periode,  zu  Er- 
mässigungen des  Principal -Ontingcnts  der  Grundsteuer  über,  namentlich  zu 
Gunsten  der  besonders  überlasteten  Departements  (§.  1S4).  Aber  auch  später  kamen 
noch  Zuschläge  für  allgemeine  Staatszwecke  zu  den  directen  Steuern  vor;  so  suchte 
die  Julimonarchie  mit  auf  diese  Weise  ihre  Finanzverlegenheiten  zu  überwinden.  Da 
es  in  Frankreich  sonst  fast  keine  selbständigen  directen  Steuern  der  Departements  uDd 
Gemeinden  giebt,  muss  der  betreffende  Stcuerbcdarf,  soweit  er  nicht  durch  die  wieder 
immer  allgemeiner  gewordenen  stadtischen  Octrois  in  den  meisten  grössercu 
Städten  gedeckt  wird,  durch  Zuschläge  zu  den  directen  St aatsstcueru 
(Centimes  addition.  depart.  et  commun.)  bestritten  werden.  In  der  Periode,  von 
welcher  hier  die  Rede  ist,  haben  sich  daraus  noch  keine  Missstände  ergeben.  Pr'u" 
cipielle  Veränderungen  oder  auch  nur  Erweiterungen  des  Systems  der  directen  Be- 
steuerung hat  man  nicht  für  geboten  erachtet.  Der  Gedanke  der  eigenüichen  EiR" 
kommensteuer  gewann  in  der  Praxis  keinen  Boden.  Selbst  der  kurze  Zeit  zu  Gesetzes- 
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kraft  gekommene  Versuch,  die  Personal-  von  der  Mobiliarsteuer  za  trennen  und 
wenigstens  die  erstere.  ferner  die  Thür-  und  Fensterstouer  als  Quotitätssteuer  ein 
zurichten  (Gesetz  vom  26.  März  1831),  um  sie  besser  mit  Vermehrung  der  Bevölkerung 
und  des  Wohlstands  im  Ertrag  wachsen  zu  lassen,  scheiterte  an  der  Opposition  des 
Publicums,  welches  in  dieser  Steuerform  eine  Art  Kopfsteuer  sah,  und  wurde  schon 
im  folgenden  Jahre  rückgängig  gemacht  (Gesetz  vom  21.  April  1832.  vgl.  Sudre  II, 
176  ff.  Die  Umänderung  hatte  z.  Th.  einigen  Ersatz  für  die  Ermässigung  der  Ge- 
tränkesteuorn  im  Jahre  1SS0  schalfeu  sollen,  s.  u.  §.  190  fF.).  Nur  die  Patentstcner 
erfuhr  eine  umfassendere  Aus-  und  Fortbildung,  aber  doch  im  Kähmen  der  bisherigen 
Normen,  wesentlich  abschliessend  durch  das  wichtige  Gesetz  vom  25.  April  1844 
(u.  §.  190  fT.). 

Die  beiden  anderen  grossen  Steuergruppen,  die  indirecten 
Verbrauchssteuern  und  die  Verkehrssteuern,  erwiesen  sich 
schon  in  dieser  Periode  elastisch  genug,  um  höhere  Erträge  für 
den  stetig,  aber  doch  im  Vergleich  mit  der  späteren  Zeit  nur 
mässig  steigenden  Bedarf  zu  liefern,  ebenso  die  städtischen 
Octrois.  Auch  an  den  Grundlagen  und  Hauptnorraen  dieser 
Steuern  ist  wenig  verändert  worden,  am  Meisten  noch  bei  den 
Getränke  steuern,  bei  welchen  auch  mehrfach  bestimmte  politische 
und  wirthschaftspolitische  Rücksichten  auf  die  Producenten  (Wein- 
bauern) und  auf  die  Consumenten  Einfluss  erlangten.  Der  Zoll- 
tarif trat  mehr  und  mehr  unter  handelspolitische,  boch- 
schutz  zöllnerische  Gesichtspuncte,  auch  in  Betreff  der  Agrar- 
produete.  Aus  gleichen  Gründen  wie  in  anderen  Ländern  wurde 
bei  der  immer  grösseren  Bedeutung  der  Rübenzuckerindustrie 
dieser  Zucker  einer  besonderen,  bald  wiederholt  erhöhten  Steuer 
unterworfen,  welche  seitdem  ein  Glied  der  französischen  inneren 
indirecten  Besteuerung  geblieben  ist.  Die  Transportsteuern 
wurden  mit  der  Entwicklung  der  Eisenbahnen  und  Dampfschiffe 
ergiebiger,  da  die  Besteuerung  des  öffentlichen  Fuhrwerks  auf  sie 
ausgedehnt  wurde,  zunächst  freilich  (1838)  mit  einer  eigentüm- 
lichen, erst  später  beseitigten  Beschränkung.  Das  Tabak monopol 
theoretisch  einmal  angefochten,  bürgerte  sich  fest  ein.  Die  Be- 
anstandungen, welche  die  Getränkesteuern,  besonders  die 
Weinsteuern  und  das  Tabakmonopol  gelegentlich  gefunden 
haben,  veranlassten  Enqueten,  aus  denen  diese  Steuern  aber  sieg- 
reich hervorgegangen  sind,  nur  dass  bei  den  Getränkesteifcrn 
einzelne  Modifikationen  vorgeschlagen  und  dann  auch  von  der 
Gesetzgebung  vorgenommen  wurden.  Die  Register  abgaben 
und  Stempel  wurden  nur  in  Einzelheiten  fortgebildet. 

Das  System  der  Steuern  für  die  drei  französischen  Ilauptgetränke,  Wein,  Obst- 
wein, besonders  Apfelwein  (cidre),  Brauntwoin,  ist  durch  seine  ganze  Einrichtung, 
namentlich  durch  seine  Controlen.  für  die  Nachstbethoiligten,  die  Producenten,  Häudler, 
Wjrthe  sehr  lästig.  Beim  Wein  kommt  ausserdem  das  Interesse  der  unteren  Classen 
als  der  Consumenten  stark  mit  in  Betracht.    Diese  Verhältnisse  erklären  es,  dass 
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gerade  diese  Steuern  in  politisch  erregton  Zeiten  immer  besondere  Opposition  ge- 
funden habe»,  so  in  der  ersten  Revolution  die  „aides",  dann  wieder  die  erneuten 
Getränkesteuern  1814,  1829 — 30,  1S48.  Mehrero  Rcfonnmaassregeln  sind  daher  von 
den  Regierungen  um  der  politischen  Popularität  willen  in  solchen  Zeiten  vorgenommen 
worden.  So  1814  (Gesotz  der  Restauration  vom  8.  December),  1815  von  Napoleon  I. 
(Decret  vom  8.  April),  1SM  '.Gesetz  vom  17.  Oktober  und  vom  12.  December,  nach 
den  Vorschlägen  der  damaligen  Euquete,  nebst  weiterem  tiesetz  vom  21.  April  1832); 
dann  wieder  1848  (s.  u.">.  Die  Grundlage  für  die  Getränkebesteucrung  in  einer  Art 
Coditication  und  Fortbildung  der  Gesetzgebung:  aus  der  Kaiserzeit  wurde  durch  die 
Gesetze  vom  8.  December  1814,  2s.  April  1816,  und  für  Branntwein  specicll  durch 
Gesetz  vom  24.  Juni  1824  gelegt  (Fcsthaltung  der  Werthbesteuerung  von  1812  und 
genauere  Durchführung  der  Besteuerung  nach  dem  Alcoholgchalt).  Weiteres  unten 
bei  den  einzelnen  Steuern.  Siehe  besonders  Stourm  I,  356  ff.  und  derselbe  in 
dem  Artikel  boissons  im  dict.  de  tin.  Uebor  die  Steucrennässigung  von  1830,  Sudrc 
II,  105.  —  Einfuhrung  der  R übenzuckerstcuer  durch  Gesetz  vom  18.  Juli  1837, 
Erhöhungen  1839,  1840,  1843:  hier  Gleichstellung  des  Steuersatzes  mit  dem  Zollsatz 
für  französischen  Colonialzucker.  —  Bei  den  Eisenbahnen  wurde  im  Fahrpreis  der 
eigentliche  Transportpreis  und  der  Preis  für  die  Benutzung  der  Fahrstrasse 
unterschieden  und  nur  ersterer  Theil  besteuert  (Gesetz  vom  2.  Juli  1838).  —  Das  Tabak- 
monopol ist  auch  damals  noch  gelegentlich  vom  Standpuncte  der  „Eigenthums- 
freiheit" (wegen  der  Culturbeschränkungcn)  angegrillun  worden.  Die  Enquete  von 
1*35  fand  auf  Wunsch  des  Parlaments  statt,  von  ihrem  Ergebniss  sollte  die  Fortdauer 
des  Monopols  abhängig  sein.  Das  Ergebniss  war  den  letzteren  durchaus  günstig: 
(Gesetz  vom  12.  Februar  1835,  23.  April  1840). 


V.  Die  Besteuerung  unter  der  zweiten  Republik  und  dorn  zweiten 

Kaiserreich  (1848—70). 

§.  171.  Die  Regierung  der  Februarrevolution  versuchte  zuerst 
auf  die  verhängnissvollc  Bahn  der  »Steuerpolitik  der  ersten  Revo- 
lution einzulenken.  Die  gewöhnlichen  Illusionen  solcher  Zeiten, 
dass  man  den  Finanzbedarf  nach  und  durch  eine  »Staatsumwälzung 
leicht  erheblich  herabsetzen  könne ,  die  doctrinäre  Abneigung  gegen 
die  indirecten  Steuern  Uberhaupt  und  die  besonderen  Bedenken 
gegen  einzelne,  nach  unten  zu  drückende  und  verkehrstörendc 
Steuern,  wie  die  Salz-  und  die  Getränkesteuern,  die  Vorliebe  fllr 
die  directen  Steuern,  endlich  auch  Popularitätshascherei  gegenüber 
der  stadtischen  Bevölkerung,  das  Alles  vereint  führte  zu  sehr 
unüberlegten  Experimenten  mit  sofortiger  Beseitigung  und  Ver- 
minderung indirecter  und  Erhöhung  der  directen  Steuern. 

S.  besonders  Marquis  d'Audiffret,  syst,  tin.,  über  die  Finanzkrise  von  1848,  IV, 
09  ff.  Namentlich  wurde  die  Salzsteuer  von  1810  an  ganz  aufgehoben  (Decret  der 
provisorischen  Regierung  vom  18.  April  1848),  bald  zwar  wiederhergestellt,  aber  nur 
im  Betrage  eines  Drittels  des  alten  Steuersatzes  (Gesetz  vom  28.  December  1848*. 
S.  d'Audiffret,  syst.  fin.  IV.  136  11".,  140,  mit  zu  einseitiger,  aber  doch  den  Um- 
ständen nach  nicht  unrichtiger  Polemik  gegen  diese  Maassregel.  —  Aus  den  unpopu- 
lären Gctränkesteucin  strich  die  provisorische  Regierung  gleichfalls  alsbald  die 
wichtigste  Abgabe,  die  „Detailgebühr",  und  suchte  sie  durch  eine  allgemeine  Con- 
sumtionssteuer  zu  ersetzen,  was  einen  bedeutenden  Ausfall  (51  Mill.  Frcs.)  ergeben 
hatte  (Decret  vom  30.  Marz  1848\  Doch  wurde  auch  hier  die  alte  Gesetzgebung 
bald  wieder  hergestellt  (Gesetz  vom  22.  Juni  1*48).  Nach  einem  Gesetz  vom  19.  Mai  1849 
sollte  aber  sogar  die  völlige  Aufhebung  der  Getränkesteuern  von  Anfang  1850  an 
eintreten,  welche  Maassregol  indessen  ebenfalls  noch  vorher  wieder  rückgängig  gemacht 
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vorder»  ist,  unter  provisorischer  Beibehaltung  der  bisherigen  Gesetzgebung  (Gesetz  vom 
20.  Deceuiber  1MUV  Es  wurde  aber  eine  neue  Enqurte  über  die  Geträukebestcuerung 
eingerichtet  (1849 — 51h  deren  Vorschläge  unbedingt  für  Beibehaltung  dieser  Steuern 
ausfielen,  im  Uebrigen  auf  Ermässigung  der  Eingangsabgaben  (in  den  Städten)  und  auf 
verschiedene  kleinere  Veränderungen  und  Erleichterungen  der  bestehenden  Gesetz- 
gebung hinausgingen,  was  dann  ein  neues  Gesetz  vom  17.  März  1S52  genehmigte. 
(Siehe  Stourm's  gen.  Artikel  im  dict.  de  fin .,  p.  423  IT.). 

Umgekehrt  schritt  man  sofort  (IC.  März  184S)  zu  einem  Steuerzuschlag  von 
45°/tt  zum  Principalcontingent  der  directen  Steuern,  welche  Maassregcl  „a  fait  vi  vre 
l'etat,  mais  tua  la  republiquc  et  jeta  les  paysans  dans  lc  partidc  l'Empiro"  (Boiteau 
im  dict.  de  fin.  p.  577).    Sic  wurde  1S50  wieder  beseitigt. 

Die  „allgem  eine  Einkorn  inenstcuer"  blieb  Projcct.  Ernstlich  wurde  Uber- 
haupt nur  einmal  an  eine  Einkommensteuer  vom  beweglichen  Vermögen  gedacht,  die 
aber  nach  dem  vorgelegten  Gesetzentwurf  nur  eine  Verdoppelung  der  Personal-  und 
Mobiliar-  und  der  Thür-  und  Fensterstcuer  gewesen  wäre  (Proj.  Goudchaux\  Siehe 
d'Audiffret  IV.  144.  Guyot,  imp.  sur  le  revenu,  Paris  J SS7 ,  p.  19.  Auch 
progressive  Erbsehaftsstenern  wurden  projectirt.  Beachtenswert!»  aus  dieser  Periode 
ist  sonst  die  Einfahrung  der  directen  Besteuerung  des  unbeweglichen  Be- 
sitzes der  „todten  Hand",  in  Form  eines  Zuschlags  von  62'/4°/o  zu  der  Grund- 
steuer, zum  Zweck  eines  Ersatzes  der  bei  diesem  Vermögen  wegfallenden  Besitz- 
wechselabgaben (Gesetz  vom  20.  Februar  1S49),  forner  einige  Veränderungen  der 
Stempel-  und  E  0  re  gistre  in  ents -Gesetzgebung,  besonders  durch  Gesetz  vom 
5.  Juni  1S50  in  Betreff  der  Besteuerung  der  Actiengescllschaften  und  gewisser 
Werthpapiere. 

Seitdem  ist  man  in  Frankreich  mit  der  Erhöhung  der  directen 
Steuern  auch  aus  politischen  Gründen  sehr  vorsichtig  geworden, 
wenigstens  soweit  es  sich  um  Staats  zuschlage  handelt.  Denn  die 
Zuschläge  zu  diesen  Steuern  fUrDepartemcntal-  undCommunal- 
z  wecke  Hessen  sich  hei  dem  französischen  Steuersystem  nicht 
vermeiden.  So  charakteristisch  diese  Steuerpolitik  des  Staats  in 
speciell  politischer  Hinsicht  ist,  so  darf  doch  anderseits  nicht  Uber- 
sehen werden,  dass  Ertragssteuern,  wie  die  französischen,  die 
einfache  gleichmässige  procentweise  Erhöhung  im  ganzen  Staats- 
gebiete am  Wenigsten  vertragen.  Damals,  1848,  wie  1871  ff.  zeigte 
sich  der  Mangel  einer  allgemeinen  directen  Subjectsteuer,  wie  der 
Einkommensteuer  in  Frankreich  doch  in  der  That  nachteilig. 
Eine  allgemeine  Einkommensteuer  neu  einzuführen,  war  freilich 
auch  und  wurde  immer  mehr  eine  schwere  Sache,  weil  jede 
politische  Partei,  die  sich  damit  befasste,  Nachtheile  für  ihre 
Stellung  davon  befürchtete. 

Da  die  Maassregeln  auf  dem  Gebiete  der  indirecten  Besteuerung 
nur  theil weise  oder  nur  eine  kurze  Zeit  lang  wirklich  ausgeführt 
wurden ,  konnten  sie  auch  in  den  Etats  und  Finanzergebnissen 
keine  erheblichen  Spuren  hinterlassen.  Doch  erklären  sie,  in  Ver- 
bindung mit  der  Erhöhung  der  directen  Stenern,  die  kleine  Ver- 
schiebung der  Quoten  der  Erträge  von  directen  und  indirecten 
Steuern  mit,  welche,  abweichend  von  dem  früheren  und  späteren  Ent- 
wicklungsgang, während  der  kurzen  Lebensspanne  der  zweiten 
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Republik  stattgefunden  hat  (s.  o.  S.  373  die  Tabelle).  So  endet 
die  „zweite  Republik"  wenigstens  ohne  erhebliche  Schädigung  des 
französischen  Steuersystems  zu  hinterlassen. 

Das  „zweite  Kaiserreich"  war  immer,  auch  zur  Zeit  seines 
festesten  Bestands,  darauf  erpicht  und  auch  darauf  angewiesen, 
die  Bevölkerung  nicht  durch  unpopuläre  Steuerpolitik  zu  erregen. 
Es  hat  daher  die  in  dieser  Hinsicht  besonders  misslichen  directen 
Steuern  im  Wesentlichen  unberührt  gelassen,  nachdem  die  1848er 
Steuerzuschläge  wieder  aufgehoben  waren.  Die  übrigen  Steuern 
erwiesen  sich  durch  ihr  natürliches  Wachsthum  ergiebig  genug,  um, 
hie  und  da  unterstützt  durch  Veränderungen  und  durch  Erhöhungen 
der  Steuersätze  (so  bei  Tabak),  den  steigenden  Finanzbedarf,  soweit 
er  nicht  durch  Anleihen  definitiv  gedeckt  wurde,  mit  ihren  Erträg- 
nissen bestreiten  zu  können.  Üa  das  bestehende  Steuersystem 
ohnebin  mit  mehr  oder  weniger  Fug  und  Recht  als  das  „napo- 
leonische" galt,  blieb  die  neue  kaiserliche  Regierung  auch  mit 
dieser  „conservativen"  Steuerpolitik  ihren  sonstigen  Traditionen 
und  Tendenzen  getreu.  Die  einzige  Maassregel  von  grösserer  Be- 
deutung ist  die  Reform  des  Zolltarifs  in  Verbindung  mit  dem 
„napoleonischen  System  der  liberalen  Handelsverträge",  das  durch 
den  berühmten  britisch-französischen  Verlrag  vom  23.  Januar  1860 
eingeleitet  wurde.  Auch  diese  Maassregel  hat  aber  für  die  Be 
Steuerung  doch  nur  secundäre,  reflectorische  Bedeutung,  ihre  eigent- 
liche liegt  auf  handelspolitischem  Gebiete.  Finanziell  war  sie  nach- 
theilig, da  sie  andauernde  erhebliche  Ertragsverminderungen  mit 
sich  brachte. 

Da  es  sich  nur  um  Einzelheiten  handelt,  welche  die  Gesetzgebung  dos 
zweiten  Kaiserreichs  au  der  überkommenen  Besteuerung  geändert  hat,  genügt  es,  auf 
«lie  spätere  Darstellung  der  einzelnen  Steuern  zu  verweisen  (§.  183  ff.).  Beachteus- 
werth  ist  u.  a.  die  Weiterentwicklung  der  Besteuerung  der  Werthpapiere  durch 
Hinzufügung  einer  Umsatzsteuer  (Gesetz  vom  2;i.  Juni  1857),  die  schärfere  Be- 
steuerung des  Eisenbahntransports  (Gesetz  vom  H.Juli  1*55,  übrigens  nach  den 
alten  Grundsätzen  der  Besteuerung  „öffentlicher  Fuhrwerke"),  die  differentielle  Zoll- 
begilnstigung  des  f  rauzüsischon  Colonialzuckers  gegen  die  Steuer  des  ein- 
heimischen Kübeuzuckcrs,  mehrfache  Veränderungen  in  der  Pate ntsteuer  (besonders 
durch  Gesetz  vom  4.  Juni  1858).  Die  principiell  und  practisch  wichtigste  Maassregel, 
die  Zolltarifre form  hat.  wie  gesagt,  von  1860  au  erhebliche  A usfälle  an  den 
früheren  Einnahmen  zu  Wego  gebracht,  wobei  es  bis  1870  definitiv  verblieben  ist. 
Die  Zuck  erbe  Steuerung  erfuhr  einige  Aenderungen,  aber  nicht  in  der  Grundlage. 

Die  Entwicklung  der  Erträge  der  französischen  Besteuerung 
unter  dem  zweiten  Kaiserthum  lässt  sich  kurz  dahin  charakterisiren : 
der  Schwerpunct  fiel  immer  mehr  in  die  Verkehrssteuern  und 
in  die  indirecten  Verbrauchssteuern,  wie  schon  die  früheren 
Uebersichten  (S.  373  und  S.  374),  speciell  in  Enregistrement, 
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Stempel,  Getränkesteuer,  Zuckersteuer,  Tabakmonopol, 
wie  die  folgende  Uebersicht  ergiebt.  Nur  die  Salzsteuer  zeigt  in 
Folge  der  1848  er  Maassregel,  die  Z  oll  ein  na  Ii  me  in  Folge  der 
neuen  Handelspolitik  eine  rückläufige  Bewegung.  Die  Einnahmen 
aus  der  directen  Besteuerung  bleiben  stabil,  wenigstens  was  den 
Staat  betrifft.  Denn  diejenigen  aus  Zuschlägen  zu  diesen 
Steuern  für  die  Departements  u.  s.  w.  haben  sich  auch  in  dieser 
Periode  schon  stark  vermehrt,  nicht  minder  übrigens  dieOctrois- 
Einnahmen  der  Gemeinden. 

In  der  folgenden  Tabelle  sind  für  die  Darstellung  der  Steuerentwicklunj;  in  der 
Periode  der  „dritten  Republik"  (§.  172)  gleich-  dio  statistischen  Daten  mit  beigefügt. 
Die  Zahlen  sind  Bruttozahlen  der  Budgets  in  Mijl.  Frcs. 


1847         1*70         1S85  Progression  in  %. 

Einnahme.  Hinnahme.  Einnahme.  (Abnahme ro.  —  bezeichnet) 


187«; 

1SS5 

1865 

i  mi  rar, 

gegen 

K^tf  '» 

IS47 

1S70 

Staatsbesteuerong. 

A.  Diroctc. 

1.  Grundsteuer  .    .  . 

172.5 

1  1  l.ü 

2.  Pers.-  u.  Mobiliarst. 

117  4 

3.  Thür-  u.  Fensterst. 

39.4 

46.0 

17.0 

4.  Patentsteuer .    .  . 

66.8 

104.9 

57.0 

5.  Nebentaxe    .    .  . 

0.6 

0.6 

Summe  1-3 

331.7 

332.8 

396.4 

0.3 

19.5 

19.1 

Einkommensteuer  v. 

bewegl.  Vermögen 

50.1 

Summe  A. 

331.7 

332.8 

446.5 

0.3 

34.6 

34.2 

B.  Verkehrssteucrn. 

1.  Enregistrcment  .  . 

214.5 

362.8 

553.5 

69  2 

158.4 

52.6 

2.  Stempel  .... 

39.3 

83.7 

154.5 

113.0 

293.1 

82.2 

Summe  B. 

253.8 

446.5 

708.0 

75.9 

179.0 

58.5 

C.  Indirecte  Verbrauchssteuern. 

1.  Zölle  u.  Nebenabg. 

160.3 

75.1 

290.9 

(-50.1) 

M.5 

274.0 

2.  Salzst.  (inländ.  Salz) 

70.7 

31.8 

33.4 

(-55.0) 

(-52.7) 

5.0 

3.  Getrünkesteuer  .  . 

102.0 

243.4 

455.1 

138.6 

336.2 

sT.o 

4.  Inland.  Zucker  .  . 

19.3 

111.8 

151.1 

479.3 

683.0 

35.2 

5.  Tabakmonopol  .  . 

112.5 

246.8 

379.1 

119.4 

237.0 

53.6 

Summe  C. 

464.8 

708.9  ~ 

~13Ötür 

52.5 

181.7 

84.7 

D.  Uebrige  klein. St. 

48.0 

54.8 

228.3 

14.2 

375.6 

316.6 

Summe  I  (A — D)  Staatsst. 

109S.3 

1543.0 

2692.4 

40.5 

145.2 

"4.5 

Depart.  u.  Cominunalbesteueruug. 

A.  ZuschL  z.  den  dir.  St. 

80.2 

233.8 

34S.7 

171.2 

304.5 

49.1 

B.  Octrois  d.  Gemeinden 

88.0 

201.3 

277.1 

12S.7 

215.0 

37.7 

Summe  II. 

174.2 

435.1 

625.8 

150:4" 

259.2 

43.8 

Die  „übrigen  kleineren  Steuern"  (Rubrik  D)  umfassen  hier  mancherlei  „Ver- 
schiedenes", was  in  den  französischen  Etats  zu  den  „indirecten  Steuern"  gerechnet 
wird  (1885  z.  B.  in  obigem  Posten  von  228.3  MiU.  39.6  Mill);  ferner  das  Pulver  - 
inonopol  (1847  6.0,  1870  13.2,  1885  14.9  Mill.  Frcs.);  in  1885  sodann  die  „den 
directen  Steuern  assimilirten  Spccialta ocen"  (zus.  27.  Mill.,  wovon  6.1 
Steuer  von  Gütern  der  todten  Hand,  2.8  Bergwerksabgaben,  4  5  Gebühren  für  Veri- 
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fication  der  Maassc,  Gewichte  ii.  s.  w„  0.3  für  Apothekenvisitation,  10.6  Pferde-  und 
Wagensteuer,  1.1  für  Hillanis ,  1.5  für  geschlossene  Gesellschaften .  also  nicht  bloss 
„Steuern",  sondern  auch  „gebührenartige"  Einkünfte,  sonst  meist  directe  SteuernV, 
weiter  die  ebenfalls  bei  den  directen  Steuern  mit  eingesetzten  Transportsteuern 
von  den  Eisenbahnen  (1*85  92.3  Mill )  und  vom  sonstigen  öffentlichen  (regel- 
mässigen) Fuhrw  e  rkstran  sport  (1885  4.5  Mill.);  endlich  in  1885  auch  die  seit 
dem  Kriege  eingeführten  neuen  kleineren  inneren  indirecten  Steuern  von 
einzelnen  Ubjccten  und  Fabrikationen  (18S5  50.1  Mill,  nämlich  vom  Zündholzmonopol 
17.1,  Papier  15.9,  Mineralöl  0.008,  anderen  Oclen  3.1,  Stearin,  Kerzen  9.0,  Essig  etc. 
2.8,  Dynamit-  und  Nitroglyccriufabrikation  2.3.  S.  darüber  u.  die  Darstellung  der 
neusten  Zeit).  Obige  Dnten  verstehen  sich  hier  immer  ohne  Algier,  das  in  den 
jetzigen  französischen  Budgets  bei  den  einzelnen  Einnahmezweigen  mit  seinen  Ein- 
künften erscheint.  Kleine  Verschiebungen  in  der  Etatisirung,  bes.  in  Rubrik  D, 
sind  wohl  eingetreten,  aber  zu  unbedeutend,  um  die  Vergleichbarkeit  der  Daten  in 
den  3  angeführten  Jahren  weiter  zu  stören.  Die  kleinen  Abweichungen  der  Zahlen 
in  obiger  Tabelle  von  den  früheren  auf  S.  373/374  erklären  sich  aus  kleinen  Verschieden- 
heiten der  Kubricirung  der  einzelnen  Steuer-  und  gebührenartigen  Einnahmen  unter 
die  angeführten  Gruppen. 

Bei  der  Departements-  und  Communalbcsteuerung  sind  die  Zuschläge  zu  den 
directen  Steuern  aus  den  Etats  (sog.  „Specialfonds",  nebeu  den  „Gencralfonds"' 
für  den  Staat),  die  ( Ictruieinnahmen  aus  der  Statistik  der  Üctrois  im  Bull,  de  stat.  XI, 
53  entnommen.  Die  Zahl  in  der  Gol.  für  1S70  ist  hier  die  brauchbarere  für  1809 
(1870  sank  die  CK  troieinnahtne  auf  107.2  Mill.).  die  Zahl  in  der  Col.  für  1885  die- 
jenige für  1880.  Für  1882  war  die  Einnahme  ca.  290  Mill.  Frcs.  'Block  s  Annuaire 
1880,  p.  113).  Die  Zahl  der  Gemeinden  mit  Octroi  war  1831  14G7,  1847  1459,  1809 
1543,  1882  1535.  Im  Jahre  1847  kam  vom  angegebenen  Bruttoertrag  30.1  Mill.  auf 
Paris.  51.9  auf  alle  anderen  Orte,  1809  bez.  107.6  und  93.8,  18S0  141.9  und  135.2, 
1882  150.9  und  139  Mill.  In  Paris  sind  die  Erträge  des  Octroi  also  bis  1870  stärker, 
seitdem  schwächer  als  in  den  Provinzialorten  gestiegen. 


VI.  Die  Besteuerung  unter  der  dritten  Republik 
(1870  bis  zur  Gegenwart,  bez.  1885). 

§.  172.  Eine  Vermehrung  dcrStcuererträge  um  weit 
mehr  als  eine  Milliarde  Francs,  um  11 — 1200  Mill.  Frcs., 
von  1870  bis  zur  Gegenwart,  ohne  Aussicht  auf  die  Möglichkeit 
einer  Wiederverminderung,  ja  mit  der  sicheren  Aussicht  einer  neuen 
Vermehrung  —  unter  den  allgemeinen  und  unter  den  in  Frank- 
reich noch  speciell  auf  die  immer  weitere  Vermehrung  des  Finanz- 
bedarfs hinwirkenden  Ursachen  — :  das  ist  das  Ergebniss  der 
neuesten  republikanischen  Finanzperiode,  wie  es  aus  den  Zahlen 
der  letzten  Uebersicht  deutlich  hervortritt. 

Ke ichlieh  die  Hälfte  dieser  definitiven  Steuervermehrung  wird  direct  auf 
den  deutsch -französischen  Krieg,  namentlich  auf  die  Zinsen  der  Staatsschulden  zu 
rechnen  sein,  welche  Frankreich  für  die  Deckung  seiner  Kriegskoston  und  sonstigen 
mit  dem  Kriege  unmittelbar  zusammenhangenden  Ausgaben  und  zur  Bezahlung  der 
deutschen  Kric£scoutributio»  und  der  übrigen  Leistungen  des  französischen  Staats  an 
Deutschland  aufzunehmen  hatte.  Hierbei  ist  ein  entsprechender  Betrag  schon  für  das 
..Retablissemcnt"  des  französischen  Heeres  eingerechnet ,  etwa  1  Milliarde.  Dann 
kommt  man  auf  rund  10  Milliarden  „Kriegskosten",  welche  nach  dem  Zinsfuss 
der  damaligen  Anleihen  5 — 000  Mill.  Frcs.  jährlich  verlangen,  jetzt  allerdings,  nach 
erfolgter  und  weiter  möglicher  Zinsreduction ,  etwas  weniger.  Vergl.  die  amtlichen 
Daten  aber  die  französischen  Kriegskosten  in  Fin.  I,  3.  Aufl..  S.  451.  Von  der  auderen. 
wohl  etwas  kleineren  Hälfte  der  Stcucrvermchrung  wird  ein  nicht  unerheblicher  Betrag 


Digitized  by  Google 


Steuerentwicklung  unter  der  3.  Republik.  3y7 

auf  die  Steigerung  des  Militair-  und  Marinebudgets  und  auf  die  Zinsen  der- 
jenigen Anleihen,  welche  für  die  Stärkung  der  französischen  Kriegsmacht,  noch  ausser 
für  das  ßetablissemcnt.  aufgenommen  worden  sind,  beansprucht  werden:  wohl  eine 
iudirecte  finanzielle  Folge  des  letzten  Kriegs.  Der  ordentliche  Militäretat  allein 
ist  von  1870— JS85  von  378  auf  596,  der  ordentliche  Marine-  und  Colonialetat  von 
163  auf  234  Mill.  gestiegen.  Man  kann  250—300  Mill.  Frcs.  vermehrten  Stcuerbedarf 
bloss  auf  diese,  zunächst  verbleibende  Erhöhung  der  genannten  beiden  ordentlichen 
Etats  ansetzen.  Nimmt  man  hierzu  die  Zinsen  der  weiteren  Anleihen  für  militärische 
und  maritime  Zwecke,  so  erlangt  man  wohl  die  Summe  von  800  —  900  Mill. 
Frcs.,  d.  h.  von  */3 — */4  der  Steuervermehrung,  welche  direct  und 
indirect  jenem  Kriege  zuzuschreiben  sind.  Der  Etat  der  Schuld  im  ordent- 
lichen ^allgemeinen  i  Budget  war  1S70  (mit  Pensionen^  490,  16*5  1277  Mill.  Frcs. 
So  viel  haben  sich  die  Franzosen  schon  jetzt  ihren  ungerechten  und  kleinlich  neidischen 
Widerspruch  gegen  die  politische  Consolidation  des  deutschen  Volks  kosten  lassen ! 
Nur  der  Rest  von  V* — V»  der  Steuervermehrung  fällt  auf  die  sonstige  Steigerung  des 
ordentlichen  Finanzbedarfs,  vornehmlich  auf  diejenige  des  öffentlichen  Unterrichts-  und 
Rautenbedarfs.  Um  mehr  als  100  MilL  (von  238  auf  330  Mill.)  haben  sich  auch 
die  Regie-,  Betriebs-  und  Erhebungskosten  vermehrt.  Ueber  die  bedenkliche  Ver- 
schwendungssucht im  französischen  Finanzwesen  und  Ober  die  politischen  Einflüsse  darauf, 
besonders  seit  1875,  verbreitet  sich  mit  Schilderungen  der  furchtbaren  Corniption 
grau  in  grau,  aber  mit  Anfuhrung  zahlloser  Thatsachen,  deren  Richtigkeit  im  Einzelnen 
freilich  der  Fremde  nicht  prüfen  kann,  die  Schrift  von  Tresor  de  la  Ro<jue,  les 
iinances  de  la  republu|uc,  les  chambres  prodigoes.    Par.  1884. 

In  der  Beschaffung  dieser  ungeheuren  Steuereinnahmen  hat 
die  „dritte  Republik4',  wie  gleichfalls  die  Zahlen  in  der  obigen 
Uebersicht  genauer  zeigen,  wesentlich  die  Wege  der  kaiser- 
lichen Steuerpolitik  weiter  verfolgt.  Auch  jetzt,  wie  in  der 
vorausgehenden  Periode,  rühren  die  vermehrten  Einnahmen  vor- 
nehmlich aus  dem  Enregistreraent,  Stempel,  den  Getränke- 
steuern, dem  Tabakmonopol,  der  Zuckersteuer  her.  Ab- 
weichend von  der  letzten  Periode  ist  nur  der  Zoll  wieder  in  sehr 
starkem  Maasse  ergiebiger  gemacht  worden.  Ferner  ist  von  den 
alten  directen  Hauptsteuern  wenigstens  die  Patentsteuer  in 
ihren  Erträgen  namhaft  gesteigert  worden,  die  anderen  haben  von 
selbst  allmählich  ein  wenig  höhere  Erträge  ergeben.  Endlich  hat 
sich  die  Gruppe  der  „kleineren  Steuereinnahmen"  durch 
Einführung  einer  Anzahl  neuer  directer  (Luxus-  u.  dgl.)  und 
indirecter  Steuern  und  durch  die  Erhöhung,  bez.  Ertragsent- 
wicklung anderer,  besonders  der  Eisenbahntransportsteuern 
im  Ertrage  erheblich  vermehrt  und  ist  in  der  „Einkommen- 
steuer von  beweglichen  Werthen"  (Werthpapieren)  eine 
neue  Steuerquelle  erschlossen  worden. 

Auf  die  Verkch rsstcuern  (Enrcgistremcnt  und  Stempel)  und  die  vier 
grossen  indirecten  Verbrauchssteuern  (Zölle,  doch  meist  Einfuhrzölle,  aber 
mit  allen  Nebeneinnahmen,  Getränkesteuern.  Zuckerstcuer,  Tabakmonopol' 
kommen  von  der  Steucrvcmiehrnng  von  ca.  1150  Mill.  Frcs.  (seit  1870)  ca.  860  Mill., 
d.  h.  diese  genannten  Steuern  zeigen  eine  Ertragszunahme  von  76.6  ü/0  und  lieferten 
allein  fast  75%  (74.8)  zu  der  genannten  Oesauimtvermehrung.  Die  directen  Steuern 
•  die  4  alten  nebst  der  Steuer  von  Werthpapieren)  haben  zur  Vennehrung  des  ganzen 
Steuerertrags  nur  ca.  114  Mill.  Frcs.  oder  noch  nicht  ganz  10°/0  v0.0>%  beigetragen, 
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d.  h.  nur  um  34.2 °;„  ihres  früheren  Ertrags  mehr  abgeworfen;  die  alten  directen 
Steucm  allein  gaben  zum  neuen  St^uerbedarf  (in  1885)  sogar  nur  ca.  64  Mill.  oder 
ca.  5.5%  her.  Einen  grösseren  Beitrag  hat  die  Gruppe  der  „kleineren  Steuern"  ge- 
liefert, ca.  174  Mill  Pres,  oder  etwa  15w/0  der  Gesammtzunahmc  Da  diese  Gruppe 
früher  noch  wenig  entwickelt  war,  ist  die  Ertragssteigerung  bei  ihr  die  relativ  stärkste 
l376ö/0).  Verschiedene  zwischen  1871  und  1**5  eingeführte  und  wieder  beseitigte 
Steuererhöhungen  und  neue  Steuern  sind  hier  zunächst  unberücksichtigt  geblieben  (s.  u.\ 

Man  ersieht  hieraus,  dass  in  der  That,  wie  schon  im  Allge- 
meinen oben  (§.  165)  bemerkt  und  jetzt  durch  die  angegebenen 
Daten  genauer  erwiesen  wird,  rein  fiscalisch  betrachtet,  die 
französische  indirecte  Verbrauchs-  und  die  Verkehrs- 
besteuerung auf  ihrer  alten  Grundlage  sich  fähig 
zur  Erfüllung  der  colossalsten  Anforderungen  in 
Bezug  auf  höhere  Ergiebigkeit,  auch  binnen  kurzer 
Zeit,  gezeigt  haben;  dass  die  directe  Besteuerung  des 
alten  Systems  dagegen  in  dieser  Hinsicht  viel  weniger  geleistet  hat; 
dass  endlich  auch  Steuern  in  neuen  Formen  (Einkommensteuer 
von  beweglichen  Werthen)  und  neue  Steuern  in  alten  Formen 
(kleinere  indirecte,  sowie  directe  Luxus-  und  ähnliche  Steuern) 
doch  nur  massige  Beihilfe  bei  vermehrtem  Bedarf  gewahrt  haben, 
sei  es,  dass  man  diese  Art  der  Besteuerung  nicht  weiter  entwickeln 
wollte,  oder  es  nicht  konnte. 

§.  173.  Die  Steuerpolitik  der  dritten  Republik  war 
hiernach,  abweichend  von  derjenigen  der  ersten  und  auch  noch 
der  zweiten  eine  wesentlich  conservative,  d.  h.  eine  solche, 
welche  möglichst  an  dem  überkommenen  u nd  bestehenden 
Steuersystem  festhielt  und  dasselbe  durch  Erhöhung 
der  Steuersätze,  Auflegung  von  Zuschlägen  zu  den 
alten  Steuern  und  durch  Ausbau  im  Einzelnen  (Stempel, 
Enregistrement,  Zölle)  für  den  neuen  grossen  Finanzbedarf 
ergiebiger  zu  machen  suchte  und  auch  mit  bedeutendem 
Erfolge  dies  zu  Wege  brachte.  Das  ist  eine  wichtige 
Thatsache  der  Steuerges chichte,  welche  auch  für  die  allge- 
meine vergleichende  Steuerpolitik  und  für  die  Be- 
steuerungstheo ric  besondere  Beachtung  verdient.  Für  die  Be- 
urtbeiluog  des  Werths  dieser  französischen  Steuerpolitik  ist  dieser 
tiscalische  Erfolg  nicht  gering  anzuschlagen,  aber  allein  durch  ihn 
wird  dieser  Werth  natürlich  auch  nicht  bestimmt. 

Das  ungemein  starke  und  steigende  Ueberge wicht, 
welches  die  Verkehrssteuern  und  die  indirecten  Ver- 
brauchssteuern vor  den  directen  Steuern,  zumal  in  der 
Staatsbesteuerung,  in  dieser  neuesten  Periode  durch  die  nach  dem 
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Kriege  eingeschlagene  und  bisher  im  Wesentlichen  aufrecht  er- 
haltene Steuerpolitik  erlangt  haben,  hat  sicherlich  auch  seine  be- 
denklichen Seiten  in  allen  in  Betracht  kommenden  Beziehungen, 
volkswirtschaftlich,  ßocialpolitisch,  auch  finanzpolitisch. 

Die  Uber  massigen  Belastungen  der  Rechtsgeschäfte  verschiedenster 
Art.  besonders  des  Besi t/.wee Ii sels  von  Immobilien  zumal  unter  Lebenden, 
im  Gebiete,  des  Stempels  und  der  Ke  g ist riru  n gsabg  abeu  möchten  dabei  das 
Bedenklichste  sein.  Aber  auch  die  theils  bisher,  und  meistens,  verbliebenen«  theite 
wenigstens  zeitweilig  durchgeführten  Erhöhungen  der  Eisenbahntransport- 
Steuern .  vieler  Zölle,  des  Zuckers,  und  bei  den  Getränken  der  Weinsteuern 
haben  doch  auch  volkswirthschaftlich  und  mit  Rücksicht  auf  die  Vertheilung  der  Steuer- 
last Seitens  der  endgiltigen  Steuerträger,  unbestreitbar  gewichtige  Xachtheile  im  Ge- 
folge. Nicht  unbedingt  tadelfrei,  weil  auch  hier  die  „Gleichmäßigkeit"'  der  Steuer- 
rerthcilung  wohl  in  erhöhtem  Maasse  verletzt  worden  ist,  aber  doch  in  geringerem 
Grade  bedenklich  sind  von  den  wichtigeren  Steuermaassregeln  nur  diejenigen,  durch 
welche  dem  Tabak  im  Monopol  und  dem  Branntwein  unter  den  Getränko- 
ste u  cm  höhere  Erträge  abgewonnen  worden  sind.  Die  starke  Ertragszunahine  bei 
den  Getränkesteuern  fallt  nämlich  ganz  Überwiegend  auf  Branntwein,  in  erheblich 
geringerem  Maasse  auf  Wein,  noch  weniger  auf  Bier  und  Cider.  Auch  unter  den 
Zollerhöhungen  sind  manche  in  volkswirtschaftlicher  und  socialpolitischer —  d.  h. 
die  Steucrvertheilung  auf  die  Steuerträger  betretender  —  Hinsicht  fragwürdige.  Das- 
selbe gilt  von  den  neu  eingeführten  inneren  indirecten  Steuern,  besonders 
denjenigen  auf  Zündhölzchen.  Papier,  Stearin  und  Lichter.  Üele,  Essig 
von  den  wieder  aufgehobene»  auf  Seife  Cichorien,  von  der  allerdings  ganz  kurz 
dauernden  'vls"ä)  Erhöhung  der  Salzstcuer.  Steuern  und  Steuererhebungen,  welche 
einzeln,  vollends  vorübergehend,  als  Finanzmittel  während  einer  schweren  Krisis  sich 
immerhin  mögen  rechtfertigen  lassen,  aber  welche  insiresammt  zu  der  ganzen  schon 
so  grossen  Bürde-  an  indirecten  Verbrauchssteuern  in  Krankreich  hinzutretend  doch 
vollends'  eine  ungleichmässigere.  vielfach  mehr  nach  Unten  zu  belastende  Steuer- 
vertheilung  herbeigeführt  haben.  Durch  die  Entwicklung  der  Erträge  der  städtischen 
Octrois,  an  der  die  Getränke  und  Esswaarcn  in  besonderein  Maasse  betheiligt 
sind,  wird  diese  Einwirkung  der  Besteuerung  noch  gesteigert. 

Allen  diesen  Maassregeln  auf  dem  Gebiete  der  Verkehrs-  und 
der  indirecten  Verbrauchsbesteucrung  stehen  auf  demjenigen  der 
directen  Besteuerung  im  Wesentlichen  nur  drei,  an  sich  und  ^ 
im  Vergleich  mit  dem,  was  bei  jenen  anderen  Steuern  geschah, 
kleine  Maassregeln  der  Steuervermehrung  gegenüber:  Einmal  die 
Zuschläge  zur  Patentsteuer,  welche  diese  directe  Steuer  airein 
in  starkem,  auch  wohl,  besonders  anfangs,  in  zu  starkem  Maasse 
(60%  neben  Erhöhungen  einzelner  Sätze  fllr  1873,  43%  Wr 
1874—79)  trafen  und  seitdem,  verringert  von  1880  an  auf  20%, 
geblieben  sind,  während  die  drei  übrigen  der  grossen  directen 
Steuern  auch  jetzt  von  Erhöhungen  verschont  gelassen  wurden, 
so  speciell  auch  die  hierfür  am  Meisten  in  Frage  gekommene,  weil 
früher  wiederholt  im  Principalcontingent  herabgesetzte  und  von  ehe- 
maligen Staatsznscblägen  (1850)  befreite  Grundsteuer.  Sodann 
die  drei  directen  Gebrauchs-  und  Luxussteuern,  auf  Wagen 
und  Pferde,  auf  geschlossene  Gesellschaften,  Clubs  u.  dgl. 

A.  Wagnor,  Finanz* i^-ii* Inf».    III.  2(5 
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und  auf  Billards,  welche  alle  drei  unter  den  ersten  Steuermaass- 
regeln nach  dem  Kriege  (September  1*71)  gestanden  haben  und 
bisher  bestehen  geblieben  sind.  Endlich,  als  einziger  in  der 
Gesetzgebung  durchgedrungener  Theil  einer  Art  Capitalrenten- 
Steuer  eine  3%  Steuer  auf  die  Zinsen  von  Wertpapieren, 
mit  Ausnahme  derer  der  französischen  Staatsschuld  (1872),  während 
eine  Besteuerung  der  Hvpothekeuzinsen  zwar  durch  ein  bezügliches 
Gesetz  eingeführt,  aber  noc  h  vor  dessen  Durchführung  wieder  auf- 
gehoben wurde. 

§.  174.  Diese  gleich  in  den  ersten  Jahren  nach  dem  Kriege, 
namentlich  1871  und  1872  begründete  und  mit  zwar  zahlreichen, 
aber  sachlich  nur  geringen  Veränderungen  seitdem  festgehaltene 
Steuerpolitik  drang  nur  unter  lebhaften  publicistischen  und 
parlamentarischen  Kämpfen  in  der  Gesetzgebung  durch. 
Einigermaassen  Uebereinstimmung  bestand  unter  den  Urtheils- 
fähigen  in  Betreff  einer  Erhöhung  der  Steuersätze  bei  den  Hegi- 
strirungs-  und  Stempelabgahen ,  dem  Tabakmonopol,  den  Getrünke- 
und  Zuckerstcucrn,  deu  Finanz- Einfuhrzöllen.  Aber  (Iber  das 
Maass  der  Erhöhung  dieser  Steuern  gingeu  die  Ansichten  aus- 
einander, wonach  dann  auch  wieder  die  Meinungen  über  die 
weitere,  zur  Deckung  des  Stcucrbedarfs  einzuschlagende  Steuer- 
politik abwichen.  Bei  den  Zöllen,  besonders  den  Einfuhrzöllen  auf 
Kohstotlc,  Halbfabrikate  und  Fabrikate,  ferner  bei  den  von  einer 
Seite  wieder  mehr  mit  verlangten  Ausfuhrzöllen  führten  die  gegen- 
sätzlichen handelspolitischen  Standpuncte,  der  freihäudlcrischc  und 
schutzzöllnerische,  zu  verschiedenen  Ansichten  auch  über  das 
Maass,  in  welchem  selbst  in  einer  solchen  Finanzkrisis  diese  Zölle 
mit  als  Mittel,  Erträge  für  die  Finanzen  zu  beschaffen,  benutzt 
werden  sollten,  dürften  und  könnten.  Die  Hochschutzzollpolitik 
von  Thiers  wollte  aus  den  Zöllen,  namentlich  der  Kohstotte,  auch 
der  Gewebe  und  anderer  Artikel  mehr  noch  weit  grössere  Summen 
herausschlagen,  so  dass  auf  diese  Weise  der  Haupttheil  des  Bedarfs 
gedeckt  werden  sollte.  Doch  drang  diese  Politik  nur  einen  Augen- 
blick durch  und  wurde  alsbald  wieder  aufgegeben  und  nur  in  be- 
schränkter Weise  wirklich  durchgeführt.  Etwas,  aber  nicht  mit 
besonderem  Erfolg  wurde  die  starke  Erhöhung  der  indireeten 
Steuern  und  der  Finanzzölle  auch  aus  dem  social  politischen 
Gesiehtspunctc,  im  Interesse  der  weniger  wohlhabenden  Consu- 
lnentcn,  angefochten.  Diese  Tendenz  führte  dazu,  die  kaum  er- 
folgte Erhöhung  der  Salzstcucr  sehr  bald  wieder  rückgängig  zu 
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machen  und  später,  als  die  Verbesserung  der  Finanzlage  wieder 
Steuerermässigungen  erlaubte,  die  Wein-  und  Obstweinsteuern  (in 
allen  ihren  Formen,  besonders  auch  die  wichtigste  Abgabe, 
die  sogenannte  Detailabgabe),  ebenso  die  Zuckersteuern  wieder  er- 
heblich zu  ermässigen  (1881). 

In  stärkerer  Opposition  gegen  die  nach  dem  Kriege  einge- 
schlagene Steuerpolitik  standen  zwei,  auch  im  Parlament  ver- 
tretene Ansichten,  einmal  diejenige,  welche  die  vorhandenen 
directen  Steuern,  namentlich  auch  die  Grundsteuer,  dann  be- 
sonders die  Personal-  und  Mobiliarsteuer  neben  der  Patent- 
steuer in  der  damaligen  Finanzkrisis  erheblich  mit  erhöhen  wollte, 
sodann  diejenige  welche  es  für  die  Bedarfsdeckung  vorncmlich 
auf  eine  neue  directe  Steuer  absah.  Unter  dieser  nieinten  die 
Meisten  eine  eigentliche  Einkommensteuer,  im  Hinblick  auf 
das  britische  Muster,  freilich  ohne  dass  der  Chai acter  dieser  so- 
genannten „Einkommensteuer"  dabei  immer  richtig  verstanden 
worden  wäre  (s.  o.  §.  111).  Andere  hatten  eine  „Capitalstcucr", 
d.  h.  im  Wesentlichen  eine  allgemeine  Vermögenssteuer, 
auch  vom  Gebrauchs-  und  Nutzvermögen,  nicht  nur  vom  Hentc- 
gebenden,  im  Sinne.  Ueber  die  Einrichtung  solcher  Steuern  und 
Über  ihre  Höhe,  daher  ihre  Ertragsfähigkeit  gingen  die  Meinungen 
wieder  vielfach  auseinander.  Dass  eine  solche,  an  sich  und 
vollends  in  der  damaligen  Finanzlage  dem  französischen  Steuer- 
system fehlende  Steuer  doch  immer  und  auch  damals  nur  die 
Kolle  einer  mehr  oder  weniger  ergiebigen  Ergänz ungs Steuer,  auch 
für  die  Deckung  des  neuen  Finanzbedarfs,  spielen  könne,  wurde 
von  den  Anhängern  dieser  Steuern  wohl  nicht  immer  genügend 
hevorgehoben,  was  die  Abneigung  Anderer  gegen  diese  Steuern 
noch  steigerte.  Radicalere  Politiker  dachten  an  höhere  Steuer- 
sätze, um  einen  möglichst  grossen  Theil  des  neuen  Bedarfs  mit 
dem  Ertrage  solcher  Steuer  zu  decken,  auch  wohl  an  Progrcssivität 
oder  doch  an  einen  höheren  Normalsatz,  mit  Degressivität 
für  kleinere  Einkommen  und  Vermögen,  und  Steuerfreiheit  unter 
einem  gewissen  Minimum.  Auch  darin  gingen  die  Vertreter  solcher 
Steuern  aus  einander,  ob  und  wie  weit  die  letzteren  zugleich 
an  Stelle  der  bisherigen  directen  treten,  ferner  ob  sie  definitiv 
oder  nur  für  die  Zeit  der  durch  den  Krieg  hervorgerufenen  Finanz- 
schwierigkeiten, also  als  ausserordentliche  Steuern  eingeführt 
werden  sollten.    Manche  dachten  nur  an  Letzteres. 

Beide  oppositionelle  Richtungen  verschanzen  sich  keine  Geltung. 

20* 
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.Steuertechnische,  volkswirtschaftliche,  am  Meisten  wohl  eigentlich 
politische  Gründe  setzten  sich  dagegen  und  bestimmten  die 
parlamentarischen  Majoritäten  und  die  wechselnden  Regierungen 
zur  Annahme  der  geschilderten  Steuerpolitik. 

Die  Auflegung  starker  und  gleichm ässiger  Zuschläge 
für  den  Staatsbedarf  zu  den  directen  Steuern  fand  ihre 
berechtigten  Bedenken,  welche  freilich  in  solcher  Lage  nicht  allein 
hätten  entscheiden  sollen,  in  der  höchst  unvollkommenen, 
ungleichmässigen  Steuervertheilling  dieser  Stenern  auf 
den  bestehenden  Grundlagen,  besonders  bei  der  Grund- 
steuer zwischen  ganzen  Landestheilcn,  Departements,  Gemeinden 
und  einzelnen  Steuerpflichtigen  (§.  183  ff.).  Eine  Herstellung 
besserer  Grundlagen,  daher  wieder  namentlich  bei  der  Grundsteuer 
eine  umfassende  Revision  des  Katasters  oder  vollends  eine  Neu- 
katastrirung  war  viel  zu  zeitraubend,  um  damit  sofort  vorgehen 
und  dann  höhere  Steuern  erheben  zu  können.  Auch  war  Rück- 
sicht darauf  zu  nehmen,  dass  die  ebenfalls  rasch  steigenden 
Dcpartemental-  und  Communalzuschläge  ohnehin  die  bestehenden 
directen  Steuern  stark  erhöhten  und  die  Unglcichmässigkeitcn  der 
Belastungen  durch  diese  Steuern  schon  sehr  viel  bedenklicher 
machten.  Bei  der  Patentsteuer  galten  die  Grundlagen ,  mit  Recht 
oder  Unrecht,  für  nicht  so  incorrect,  als  bei  der  Grundsteuer  und 
bei  den  anderen  directen  Steuern.  Daher  glaubte  man  hier  eher 
starke  Staatszuschläge  zeitweilig  auflegen  zu  können.  Aber  ein 
grosser  Theil  der  steuertechnischen  Bedenken  gegen  solche  Maass- 
regeln blieb  auch  hier  bestehen,  und  mit  der  vorgenommenen  Er- 
höhung that  man  wohl  das  Aeusserste,  was  zulässig  war.  Neben 
diesen  steuertechnischen  Rücksichten  sprachen  gegen  eine  stärkere 
Erhöhung  der  directen  Steuern  nach  Ansicht  der  eutscheidenden 
legislativen  Factoren  auch  volkswirtschaftliche  Gründe, 
Befürchtungen  einer  weiteren  Schädigung  der  Production,  des 
wirtschaftlichen  Fortschritts.  Allein  mehr  als  das  Alles  haben 
politische  Erwägungen  eine  solche  Steuererhöhung  widerrathen, 
besonders  Rücksichten  auf  die  Stimmung  der  Land- 
bevölkerung, welche  man  nicht  abermals,  wie  1848,  durch 
Steigerung  der  Grundsteuer  in  ihren  Interessen  verletzen  und  so 
der  jungen  Republik  abspenstig  machen  wollte.  Republikanische 
Finanzautoren  wie  Boitcau,  sind  naiv  genug  gewesen,  das  offen 
auszusprechen.  Einer  der  mancherlei  Fälle,  wo  im  modernen 
Frankreich  die  Steuerpolitik  von  solchen  Rücksichten  nicht  eben 


Digitized  by  Google 


Kampf  um  die  Steuerpolitik  1871  ff. 


403 


zum  Vortheil  der  finanziellen  Seite  und  der  objectiven  Entscheidung 
der  Sache  bestimmt  worden  ist. 

Es  verhält  sich  ähnlich  mit  der  damaligen  und  der  späteren 
Ablehnung  der  Pläne  einer  allgemeinen  directen 
Personalsteuer,  Einkommen- wie  Vermögenssteuer.  Pläne, 
welche  niemals  ganz  von  der  Tagesordnung  verschwanden,  auch 
in  der  neuesten  Zeit  (1886—87)  wieder  mehr  hervorgetreten,  aber 
bisher  immer  noch  unausgeführt  geblieben  sind.  Die  in  Frankreich 
meistens  überschätzten  technischen  Schwierigkeiten  und  Mängel 
einer  solchen  Steuer,  die  Abneigung  gegen  „arbiträre"  Einschätzungen 
oder  widerwärtige  Declaratiouspflicbten,  nationale  Vorurtheile,  volks- 
wirtschaftliche —  am  Wenigsten  begründete  und  zu  begründende  — 
Befürchtungen  wegen  Schädigung  der  Productionsinteressen  und 
des  Fortschritts  der  Productivität  stemmten  sich  zugleich  mit 
wiederum  wohl  noch  mehr  entscheidenden  politischen  Rück- 
sichten immer  wieder  gegen  diese  Steuern.  In  letzterer  Hinsicht 
kamen  Befürchtungen  bezüglich  des  schlimmen  Eindrucks  einer 
solchen  Besteuerung  auf  die  Bevölkerung  —  auf  die  Wähler, 
speciell  auf  die  wohlhabende  Bourgeoisie  in  Betracht,  auch 
wohl  noch  Befürchtungen  in  Betreff  radical  demokratischer, 
namentlich  socialistischer  Steuerpolitik,  zu  welcher  diese  allge- 
meinen Einkoramen-  oder  Vermögenssteuern,  z.  B.  durch  An- 
wendung des  progressiven  Stcuerfusses,  gerade  in  Frankreich  be- 
sonders leicht  Anlass  und  Anreiz  geben  könnten.  Die  Vorgänge 
Englands,  Italiens,  der  Schweiz,  deutscher  Staaten  galten  nicht 
als  für  Frankreich  hinlänglich  beweisend.  Von  da,  woher  man 
am  Meisten  die  Muster  für  eine  vernünftige  und  brauchbare  Ein- 
kommensteuer hätte  nehmen  können,  von  Deutschland,  wo  wie  in 
Frankreich  die  Einkommensteuer  neben  und  über  einem  Ertrags- 
steuersystem besteht  oder  aus  diesem  hervorgegangen  ist,  wollte 
oder  konnte  man  in  diesen  Dingen  nichts  lernen,  theils  wegen  der 
gewöhnlichen  geringen  Kcnntniss  der  deutschen  Verhältnisse  in 
Frankreich,  theils  wegen  der  nationalen  Eitelkeit  und  Animosität, 
welche  Steuern  nach  deutschen  Mustern  nicht  angebracht  erscheinen 
Hessen  und  lassen. 

Das  bisherige  Endergebniss  aller  dieser  Bestrebungen  und 
Kämpfe  um  die  Entwicklung  der  französischen  Besteuerung  seit 
dem  Kriege  von  1870— 71  ist  das  geschilderte :  die  Aufbringung 
des  enormen  neuen  Stc u er bedar fs  ganz  überwiegend 
durch  Zuschläge  zu  den  Verkehrs-  und  indirecten  Ver- 


Digitized  by  Google 


404      ß-  B.  2   K.  Steuerreiht.   1.  H.  A.   2.  A    Frankreich.  §.  174.  1T5. 

b  r  a  u  c  h  s  s  t  c  u  e  r  n  ,  unter  Beibehaltung  der  bestehenden 
Steuerformen  und  Arten,  nur  mit  Ausbau  des  Einzelnen 
und  Einfügung  einzelner  neuer,  aber  untergeordneter 
T heile  in  das  Steuersystem.  Der  bald  wieder  erreichte  volks- 
wirtschaftliche Aufschwung  Frankreichs  trug  das  .Seine  dazu  bei, 
diese  Steuerpolitik  durch  die  ohnehin  steigenden  Erträge  der  Ver- 
kehrs- und  indirecten  Verbrauchssteuern  erfolgreich  zu  machen. 
Es  ist  auch  nicht  wahrscheinlich,  dass  mit  diesem  Steuersystem 
in  naher  Zukunft  erhebliche  Veränderungen  vorgenommen  werden, 
wenn  auch  unter  den  neueren  schlechter  gewordenen  wirthschaft- 
lichen  Verhältnissen  der  Steuerdruck  Uberhaupt  und  die  Stcuer- 
bclastung  durch  einzelne  Steuern,  wie  die  Registriruugsabgaben, 
die  Getränkesteuern,  Oktrois,  Zölle  und  anderseits  durch  die  directen 
Steuern,  besonders  die  Grund-  und  Patcntstcuer,  immer  härter 
empfunden  werden.  Aber  die  daraus  hervorgehenden  Keform- 
bestrebungeu  finden  an  den  politischen  und  steuertechnischen 
Schwierigkeiten  ihrer  Durchführung  und  an  der  tisealischen  Not- 
wendigkeit, den  riesig  angewachsenen  und  weiter  wachsenden 
Steuerbedarf  zu  decken,  kaum  zu  Überwindende  Hindernisse. 

VII.   Die  Erp  l  ubii  u;:  d e  r  verschiedenen  Steuerarten  in  den  politischen 
kat;\»tiu|'hen  und  Fi  n  an  /.  n  o  t  h  eil  Frankreichs. 

175.  Die  ungewöhnlichen  äusseren  und  inneren  politischen 
Katastrophen,  welche  Frankreich  in  den  letzten  hundert  Jahren 
durchlebt  hat,  machen  das  Finanz-  und  Steuerwesen  desselben  in 
besonderem  Maassc  geeignet,  um  daran  gewissermnassen  experi- 
mentell den  Eintluss  solcher  Zeitumstände  auf  die  Ergiebigkeit 
der  einzelnen  Einnahmequellen,  namentlich  der  einzelnen  Steuci- 
arten  zu  prüfen.  Auch  die  während  und  nach  solchen  Katastrophen 
vorgenommenen,  auf  Ertragserhöhung  abzielenden  Besteller ungs- 
maassregeln  lassen  sich  an  den  Daten  der  französischen 
Steuerertrags  -  Statistik  hinsichtlich  ihres  finanziellen  Erfolgs  be- 
sonders gut  experimentell  erproben.  Öder,  in  der  Terminologie 
unserer  „allgemeinen  Steuerlehre"  gesprochen  (Fin.  II,  220  fT.): 
Die  eigentümlichen  geschichtlichen  Verhältnisse  des  französischen 
Staats  ermöglichen  in  vorzüglichem  Grade  eine  Prüfung  des  fran- 
zösischen Steuersystems  und  seiner  einzelnen  Bestandteile,  der 
verschiedenen  Steucrarten  und  Steuern,  an  dem  Maassstabe  der 
ersten   aller  theoretischen   und   praktischen  Grundsätze  der  Bc 
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steueruug,  der  „finanzpolitischen"  Principien  der  „Aus- 
reichendheit" und  „Beweglichkeit"  (Fin.  II,  §.  365-368), 
mit  anderen  Worten  man  kann  die  einzelnen  Steuern  in  Frank- 
reich gut  auf  ihre  finanzielle  Elasticität  prüfen. 

Die  Ergebnisse  lassen  sich  freilich  nur  mit  Vorsicht  vcrallgc 
gemeinem.  Ohne  Weiteres  darf  selbst  in  zukünftigen  ähnlichen  Zeit- 
verhältnisyen Frankreichs  nicht  immer  das  Gleiche  erwartet  werden, 
da  die  bestimmenden  und  bedingenden  Grundverhältnisse  sich  ver- 
ändern können.  Noch  vorsichtiger  wird  die  Uebertragung  solcher 
Ergebnisse  auf  andere  Länder  geschehen  müssen,  und  vollends  die 
Ableitung  allgemeiner  fester  „Kegeln"  aus  den  ein-  und  selbst 
mehrmaligen  französischen  Erfahrungen  nur  ganz  bedingt  statthaft 
sein.  Allein  einigen  allgemeineren  Werth  für  die  Be- 
urtheilung  der  einzelnen  Stcuerarten  nach  dieser  Seite  der  finan- 
ziellen Elasticität  und  insofern  für  die  allgemeine  Theorie  und 
Praxis  der  Besteuerung  haben  die  Thatsachen  der  französischen 
Steuerertrags-Statistik  immerhin. 

Sie  zeigen,  dass  in  rein  tiscalischer  Hinsicht,  welche  eben 
doch,  nach  unseren  „finanzpolitischen"  Principien,  in  erster  Linie 
steht  und  stehen  muss,  die  iudirecten  Verbrauchssteuern 
(innere,  Monopole,  Zölle)  und  die  Verkehrsteuern  (Stempel, 
Enregistrement)  in  politischen  Katastrophen  und  in  den  diese 
begleitenden  Verkehrsstockungen  und  wirtschaftlichen 
N othständcu  erhebliche  Ausfälle  erleiden,  aber  doch  nicht 
immer  ganz  so  bedeutende  uud  namentlich  nicht  so  an- 
dauernde als  man  öfters  von  vornherein  erwartet  hat.  Solche 
Ausfälle  treten  bei  den  directen  Steuern,  ausser  in  Fällen  feind- 
licher Gcbietsoccupation,  wie  1870  —  71,  und  völliger  Desorganisation 
der  Verwaltung,  wie  in  der  ersten  Revolution,  nicht  ein.  Sie  lassen 
sich  hier  eventuell  auch  als  „Rückstände"  später  wieder  einbringen, 
zumal  beim  Kepartitionsprincip,  was  natürlich  bei  jenen  anderen 
beiden  Gruppen,  abgesehen  von  einigen  Fällen  beim  Enregistrement, 
ausgeschlossen  ist. 

Die  französische  Steuerstatistik  lässt  ferner  den  finanziellen 
Erfolg  einer  Erhöhung  der  Steuersätze  bei  den  iudirecten 
Verbrauchs-  und  den  Verkehrssteuern  mehrfach  günstiger, 
sicherer  und  rascher  hervortreten,  als  man  ebenfalls  Öfters 
vermuthet  hat.  In  der  Bewegung  der  betreffenden  Einnahmen  ist 
allerdings  schwer  und  mehrfach  gar  uicht  der  EinHuss  der  Stcuer- 


Digitized  by  Google 


40(5 


ß.  B.  2.  K.  Steuerrecht.  1.  H.-A.  2.  A.  Frankreich.  §.  17ß. 


erhöhung  von  den»  etwa  parallel  gebenden  der  wirtschaftlichen 
Entwicklung  abzusondern.  Aber  das  Eigcbniss  lässt  sieb  doch 
mit  Sicherheit  constatiren,  dass  die  freibäudleriscbe  Ansicht,  höhere 
Steuersätze  seien  nicht  immer,  öfters  gar  nicht  vorteilhaft,  selbst 
mitunter  schädlich  für  den  Ertrag,  eine  zu  weit  gehende  Genc- 
ralisation  einzelner  Thatsachen  und  ein  zu  einseitiger  Schluss  der 
apriorischen  Deduetion  ist.  Die  gemachten  Erfahrungen  sind  daher 
auch  für  das  Gesanimturtheil  Uber  die  französische  Steuer- 
politik im  Ii).  Jahrhundert  wichtig.  Sie  erklären  und  recht- 
fertigen diese  Politik,  wenigstens  rein  nach  der  fisealischen  Seite, 
ihrerseits  wieder  mit. 

•5;.  176.  Die  Daten  aus  der  Periode  der  «Meli  Kcvolution  und  Napoleons  I., 
ohnehin  zum  Theil  nur  lückenhaft  und  unsicher,  liefern  wegen  der  völlig  abnormen 
inneren  und  äusseren  politischen  Verhältnisse  und  wegen  der  (iebietsveränderungen 
weniger  brauchbares  Material  zur  Vornahme  einer  solchen  Prüfung  der  Steuern  auf 
ihre  finanzielle  Elasticität.  Dagegen  bietet  die  Zeit  um  1830.  um  184*>  und  nament- 
lich um  1870  —  71  die  geeigneten  statistischen  Daten,  wenu  auch  in  der  letzten 
Periode  während  des  Kriegs  selbst  die  Anspielung  desselben  ganz  auf  französischem 
Boden  und  hinterher  die  Auschcidung  Elsass- Lothringens  störende  Faeforen  für  die 
statistische  Beobachtung  und  Vergleiehung  sind.  In  Betrell  der  eigentlichen  Kriegs- 
zeit kann  man  aber  anderseits  aus  den  Daten  der  Jahre  1870—71  auch  wieder  speciell 
den  Einlluss  solcher  Zeitumstände  auf  den  Steuerertrag  gut  verfolgen. 

S.  über  solche  „Proben**  der  Steuern  schon  Fin.  II,  bes.  §.  368  u.  Note  14 
S.  236;  auch  Leroy-Beaulieu.  fin.  (1.  Ausgi  I,  220  II*.  Hier  folgen  Daten  über 
einige  Hauptarten  der  in  Betrell'  der  Frage  besonders  bomerkenswerthen  Steuern. 

Einregistriruugsabgabcn  und  Stempel  zeigen  eine  besonders  starke 
Alfection  durch  solche  politische  Ereignisse,  welche  den  wirthschaftlichen  Verkehr 
stark  beeinflussen.  Von  1816—  1830  mit  wenigen  Unterbrechungen  im  Ertrage  be- 
ständig gestiegen,  erfahren  sie  um  die  kritischen  Perioden  folgende  Ertragsschwankungeu 
(Bull.  1SS2,  XII,  12).    (Mill.  Frcs). 


Enregistr.    Proportion.    Stempel.  Proportion. 


1816 

118.1 

24.9 

1829 

1 55.5 

100.0 

28.S 

100.0 

1830 

153.5 

9*?.7 

2^.0 

97.2 

1831 

146.2 

94.0 

28.2 

97.9 

1S32 

168.7 

109.2 

28.U 

100.3 

1646 

219  0 

100.0 

40.4 

100.0 

1847 

228.7 

104.0 

41.7 

103.1 

1848 

173.4 

7S.9 

30.9 

76.4 

1840 

189.4 

86.1 

32.7 

S0.9 

1850 

208.3 

94.7 

39.8 

98.5 

1851 

199.2 

90.6 

41.3 

102.1 

\s:yi 

223.2 

101.5 

44.3 

109.5 

1853 

211.9 

109.9 

46.5 

114.9 

Also:  1830  —  32  starke,  al>er  nur  kurze  Alfection  des  Enrcgistretnent  -  Ertrags, 
kaum  eine  wahrnehmbare  beim  Stempel.  Von  da  an  wieder  wenig  unterbrochene 
Steigerung  beider  Erträge,  Maximum  1S47.  Dagegen  um  1848  erheblich  stärkere 
und  länger  andauernde  Alfection  beider  Erträge,  frühere  definitive  Erholung  des 
Stempels.  Nach  1853  weitere  Ertragssteigerung,  bei  Stempel  kaum  einmal  und  nur 
unbedeutend  unterbrochen  bis  Ib69,  bei  Enregistrement  nur  Markirung  des  Krim- 
kriegs bloss  in  1^54  und  des  italienischen  Kriegs  in  l!>59  durch  kleine  Verminderung 
der  Erträge.  Maximum  1864.  Bei  Enregistrement  immer  mehr  Einlluss  des  (ie- 
s.  häftsgangs  iu,  Verkehr  (Speculation  U.  s.  w.). 
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Enregistr. 

Proportion. 

Stempel. 

Proportion. 

1S6S 

869.8 

100.0 

85.0 

100.0 

1 861» 

372.0 

100.0 

89.3 

105.1 

1*70 

290.7 

78.6 

74.9 

8S.1 

1871 

841.1 

92.2 

82.2 

96.7 

1872 

439.2 

118.7 

137.7 

162.0 

1873 

429.7 

110.2 

140.1 

165  0 

1881 

57  l.N 

154.6 

155.4 

182.8 

Hier  zeigen  die  Einnahmen  aus  Enregistreinent  und  Stempel  eino  ungefähr 
ebenso  starke  Afleetion  in  1S70  wie  in  1848,  wenn  auch  die  Ausfälle  in  beiden 
Jahren  durch  wesentlich  verschiedene  Umstände  bedingt  sind.  Sic  erholen  sich  aber 
sehr  viel  rascher,  eigentlich  schon  1871  vollständig,  wenn  mau  bedenkt,  dass  der 
Krieg  noch  die  ersten  Monate  umfasste,  dann  der  Communeaufstand  kam  und  Elsass- 
L<*thringen  (mit  4%  dur  bisherigen  französischen  Bevölkerung,  aber  wohl  einem  etwas 
stärkeren  Antheil  an  den  Staatseinnahmen)  abgetreten  war.  Im  Jahre  1871  kann  die 
hohe  Einnahme  selbst  auffallen,  da  die  Steuererhebungen  hier  noch  nicht  viel  ein- 
wirken konnten.  Sie  erklärt  sich  in  bemerkenswerter  Weise  aber  iridirect  gerade 
mit  ans  den  Kriegsverhältnissen,  nämlich  aus  den  zahlreichen  Todesfällen.  wehte 
einen  ungewöhnlich  starken  steuerpflichtigen  Besitzwechsel  von  Todes- 
wegen mit  ««ich  brachten  (Werthbetrag  dieses  Wechsels  1809  8637,  1870  3372, 
1871  5011.  1*72  3951.  Bull.  18*4,  XV,  543).  Dadurch  wurden  anderweite  Aus- 
fälle aufgewogen ,  so  bei  dem  wichtigen  Poston  des  Enregistrements  „Uebertragungen 
von  Immobilien  mit  onorosem  Titel  unter  Lebenden",  wo  z.  B.  1*69  2477.  1870  nur 
1721,  1  s7 1  mir  1511,  1*72  wieder  24-2  Mill.  Eres,  steuerpflichtigen  Besitzwechscls 
stattfanden  iBull.  1879.  V,  370  .  Wie  viel  nachhaltiger  der  Verkehr  und  damit 
eine  A'erkehrsstcuer  wie  das  Enregistremeiit  durch  politisch-revolutionäre  Wirren,  wie 
die  1848er,  gestört  wird,  als  durch  einen  Krieg,  wie  den  1870  —  71  er,  wenn  dabei 
die  ..öffentliche  Ordnung"  nicht  dauernd  leidet,  ergiebt  der  Vergleich  der  obigen 
Daten  um  1*48  und  um  1871. 

Die  Stcucrerhöhungcn  bei  Enregistremeiit  und  Stempel  hatten  nach  dem 
Kriege  fast  sofort  ihren  erwartungsuiässigen  Erfolg  und  ubertrafen  ihn  bei  dem  raschen 
Verkehrsaufschwung  bald.  Bei  beiden  Steuern,  vielleicht  beim  Enregistremeiit, 
wenigstens  bei  Hauptbestandteilen  desselben ,  noch  etwas  mehr,  ist  «ler  Einfluss  der 
wirtschaftlichen  Verkehrslage  auf  Zahl,  Art  und  Höhe  der  Umsätze,  daher  auf  den 
Steuerertrag  zu  durchschlagend,  als  dass  selbst  so  hohe  Steuersätze,  wie  die  fran- 
zösischen eine  starke  Verminderung  der  Umsätze  und  damit  der  Erträge  herbeiführten. 
Erst  mit  dem  Rückgang  der  Geschäfte  von  1882  an  erlitten  die  Einnahmen  des 
Enregistrements  auch  Verminderungen  und  blieben  hinter  den  Voranschlägen  ziemlieh 
•  zurück:  Ertrag  1883  545.5  Mill.  gegen  Anschlag  von  593.3  Mill.,  Ertrag  1SS5 
521.4  Mill.  Eine  Ueberspannung  einer  solchen  Steuer,  wenigstens  unter  gewissen 
Zeitverhältuisscn,  wird  hier  zuzugeben  sein. 

Das  Taba  km  onopol,  als  die  alleinige  Form  der  französischen  Tabakbesteuerung, 
hat  durch  die  Ereignisse  von  188U  und  selbst  von  1848  so  s*ut  wie  gar  nicht  in 
seinem  Absatz  (der  Menge  des  verkauften  Tabaks  nach)  und  in  seinem  Roherträge 
und  Reinerträge  gelitten.  Anders  war  es  begreiflich  bei  den  Kriegsereignissen  von 
1870  —  71.  Nach  denselben  steigt  die  Einnahme  zwar  baM  wieder  auf  die  frühere 
Höhe  und  uberragt  sie,  aber  unter  «lern  Einfluss  der  starken  Erhöhung  des  Preises, 
also  der  Steuer  (für  den  Hauptartikel,  ordinären  Rauchtabak  z.  B.  von  9  Eres,  auf 
11  Frcs.  50  C.  das  Kilogramm,  nach  Gesetz  vom  29.  Februar  1872)  braucht  die  Ab- 
satzmenge  immerhin  einige  Jahre.  8 — 1.  um  auf  die  frühere  Höhe  zu  steigen  Dann 
nimmt  sie  langsam  weiter  zu.  Aehnliche  Erfahrung  wie  1800  If.  mit  der  Ende  1800 
erfolgten  Preiserhöhung  'von  7  Frcs.  25  C.  auf  '.t  Frcs.  f.  ord.  Tabak)  Das  Tabak- 
mouopol  hat  daher  eine  bedeutende  und  dauernde  finanzielle  Elasticität 
bei  Steuererhöhungen  für  die  Deckung  des  Finanzbedarfs  gezeigt.  Das  bestätigen 
folgende  Daten  (in  Mill.  Kilogr. ,  bez.  Mill.  Eres.)  (Bull.  I,  97  If.,  X,  804,  XVII, 
026.  XXI,  141. 
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Verkaufte  Menge 

Koheinnahuie 

Reinertrag 

Mill.  Kilogr. 

Mill.  Frcs. 

Mill.  Frcs. 

1S16 

10.30 

55.30 

33.30 

IM»!» 

11.07 

(»0.01 

45.63 

IS30 

1 1.17 

07.27 

40  7s 

is3i 

II. HS 

00.10 

15.02 

1SI7 

1  *.03 

1 17.70 

S0.3O 

lS-ls 

l*.30 

1  10.20 

*5.27 

ls  Ii» 

is.34 

117  13 

*5.14 

1*50 

10.22 

122.12 

ss.02 

I  s.yj 

2S.0O 

170.75 

1  20  00 

i  *oo 

20.5s 

195.32 

1  13.70 

1  sOl 

2-.21 

210.10 

103.35 

lS03 

2Ü.II 

227.1  1 

170. S7 

1  -00 

32.57 

255.71 

107.21 

1  S7I1 

31.35 

211.20 

100.20 

Js71 

20.07 

21s  22 

los.  11 

1 S7  2 

27.03 

2(50.03 

21s.  7  2 

ls:3 

2S.34 

201.0* 

23S.I7 

1-75 

30.:*  7 

313.55 

254.55 

1--0 

•*:*  r»  ♦ ; 

340.15 

2-2.54 

1**3 

3-1.77 

c.  372.50 

c.  303.55 

1  ss«; 

c.  30S.03 

In  den  letzten  Juli  reu  selbst  hier  Stagnation  und  kleiner  Rückgang. 
Die  (ietran  kesteuern  um  tasten  die  1  Hauptartikel  Wein.  Obstwein  (besonders 
Apfelwein.  Ciden,  Bier,  Branntwein.  Das  eouipliciite.  System  der  Weinbestcucrung. 
namentlich  der  Umstand,  dass  dieselbe  sieh  au  den  Transport  und  Cunsuui,  nicht 
an  die  erste  Erzeugung  des  Weins  auschliesst,  bedingt,  dass  der  Ertrag  der  Wein- 
steuer viel  weniger,  als  es  sonst  der  Fall  sein  würde,  von  dem  Etnteausl'all  abhauet, 
also  relativ  stabiler  ist.  Daher  können  sieh  auch  bei  diesem  Artikel  die  Zcitverhält- 
nisse,  Erwctbslage  u.  s.  w.  und  die  Steucrmaassregeln  unmittelbarer  von  Einlluss 
/eigen.  Dasselbe  gilt  vom  Obstwein.  In  den  Materialien  der  <ietränkesteueivmpi'',t.- 
von  JS70  11'.  sind  viele  interessante  statistische  Daten  enthalten  is.  bes.  B.  IX  u.  X 
o  X,  300;  XIII,  352  ;  XL  403;  XIX,  202).  Danach  war  der  Ertrag 
ohne  verschiedene  allgemeine  Xebenabgaben,  Lieen/.en  U.  s.  w.). 

Wein.  Branntw.      Alle  Getränke 

(incl.Biei.Cider). 

1530  00  51  20.21  Hs.25 

1531  35.20  14.52  02.00 
Starke  Ermässigung  durch  damalige  b'eduction  des  Steuers.it/es. 


des  Bulletin . 
i ii  Mill.  Frcs 


Wein.  Branntw. 
]s|7              50.72  25.21 
1-1-              51. so  23.27 
1  Sil»              55.02  23.14 
1*50              5S.77  2  1  42 

Maximum  des  Ertrags  in  1S40,  nur 
Steuererlasse  der  4s  er  Revolution  blieben  grossentheils  unausgeführt  oder  wurden  als- 
bald wieder  rückgängig  gemacht  (s.  o.  §.  171 1.  Von  1S51  au  dann  rasche  Ertrags- 
steigerung. 


Alle  (Jetranke. 
1 0l  .Ort 
00.S5 
03.03 
100.15 


wenig  hoher  als 


47  ('102.50' 


Die 


Wein. 

Branntw. 

Alle  (ieträi 

IsOO 

122.54 

00.00 

24-  ls 

1*70 

10S.0S 

N  1.0  1 

210.02 

1-71 

10S.15 

110.51 

21. T..-7 

1-72 

1  30.20 

110.00 

2-S.07 

1-73 

140.51 

1  IS.02 

320.31 

1  *70 

1*0.20 

10S.34 

305.23 

1  sso 

177.03 

220.0  1 

135  51 

1**1 

130.72 

237.50 

100.07 

1 S*5 

135.10 

23S.3:; 

410.30 
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Der  Ausfall  also  nur  in  1S70:  schon  1  s7 1 ,  ohne  Elsass-Lothringen.  wieder  ein- 
geholt; die  Steuererhöhungen  von  Endo  1S71  an  von  raschem,  bedeutendem  und 
bleibendem  finanziellen  Erfolge,  zumal  bei  Branntwein,  aber  doch  auch  bei  Wein  und 
('»der.  Ende  1SS0  Ermässigung  der  Weinsteuer,  dalier  von  hier  an  geringerer  Ertrag. 
Der  Branntwein  zeigt  am  Meisten  seine  Steucrfähigkeit  und  die  ziemliche  Indillorenz 
seines  Absatzes  gegen  hohe  Steuern,  da  bei  ihm  die  Detailpreise  von  anderen  Factoren 
weit  mehr  abhängen. 

Die  Zuckersteiier  ist  unter  den  heutigen  Pruductions-,  Bezugs-  und  Absntz- 
veihaltnissen  zu  sehr  von  IIa  n  d  eis conjun c t u  re  »  beeinilusst,  so  dass  wir  sie  für 
diese  Cnterauchung  übergehen.  Dasselbe  gilt  von  den  Einfuhrzöllen.  Auch  hier 
haben  sich  aber  die  Erhöhungen  nach  dem  Kriege  doch  bald  finanziell  bewahrt. 
Weiteres  unten  in  der  Darstellung  der  einzelnen  Steuern. 

Dagegen  liefern  die  städtischen  Uctrois  noch  beachtenswertes  Material 
hinsichtlich  der  finanziellen  Klastieität  solcher  indirecter  Verbrauchsabgaben.  Natürlich, 
dass  bei  ihnen  politische  und  wirtschaftliche  Localverhältn  isse,  wie  etwa  in  Paris 
1  >Tl) — 71.  besondere  Bedeutung  newinnen.  S.  bes.  d.  Abh.  im  Bull.  XI,  43  (I..  50. 
Die  Statistik  gestattet  mit  ihrer  Untere  hei  hing  der  Artikel -Gruppen  und  einzelnen 
Artikel  tbes.  bei  den  (ietränkeii)  auch  einen  Einblick  in  Einzelvcrhältuisse.  welche 
Beachtung  verdienen.  Die  Artikel  des  Uctrois  zerfallen  in  die  6  (iruppen  Getränke, 
Verzehrungsgeirenstände,  Brennstulle.  Futter.  Materialien  (zum  Bau  u.  s.  w.),  und  ver- 
schiedene Objecto.  Auch  der  Anthcil  der  eiuzelnen  Getränke,  besonders  des 
Branntweins,  in  kritischen  Perioden  ist  beachtenswert!».  Das  Verhältnis^  zwischen 
Kuh-  und  Reinertrag  stellt  sich  natürlich  in  solchen  Zeiten  ungunstiger,  da  der  Haupt- 
theil  der  Erhebungskosten  sich  nicht  mit  den  Einnahmcausfällen  vermindert.  Es 
war  in  Mi  II.  Frcs.: 


Kohertr.  d.    Kein.-rtrag.       Vom  Kuhertrag  fielen  auf         Von  d. Getränken  auf 
Uctrois.  Getränke  Xahrungsm.  Material.      Wein.  Branntw. 


1*31 

54.24 

4s.::r» 

22.08 

10  05 

2.60 

14.00 

2.2  l 

IVJ7 

S7.0S 

?SS.-13 

20.50 

7>0 

22.03 

4.05 

1s»> 

76.0« 

07.7  s 

33>2 

23.00 

4  25 

20.5s 

3.00 

1S40 

S6.41 

77.41 

3s.}s 

20.01 

4.S5 

24  7  t 

1.00 

1  s50 

04.34 

s|.S0 

42.01 

20.30 

5.71 

20.03 

4.20 

ls:>:i 

••6.4» 

Mi. 70 

3^.31 

30.00 

0  01 

22.05 

4  20 

is<;o 

201.35 

1S5.01 

S0.03 

4VS0 

23.05 

00  00 

7.40 

JS70 

167.17 

I50.S7 

N0.11 

45.SN 

13.0s 

55.40 

0.74 

1  sT  1 

156.5'.» 

140.02 

75. s2 

41>5 

7>0 

IV  13 

0.00 

ls72 

l  ti«j.4:i 

lSl.02 

05.55 

4S.S7 

10. SO 

01.74 

S.03 

ls73 

21  1.0« 

P'2>s 

102.25 

51 .10 

10  43 

00.00 

12.12 

Also  ISls  und  wieder  1S70  —  71  starke  Ausfalle,  IV1S  aber  nur  in  diesem 
Jahre,  von  Baumaterialien  abgesehen,  wo  der  Ertrag  länger  niedrig  bleibt;  in  beiden 
Perioden  nur  kurz  dauernde  Abnahme  bei  den  Getränken,  Branntweinertrag  alsbald 
wieder  stark  steigend.  Bei  Materialien  Erholung  des  besonders  stark  gesunkenen 
Ertrags  zwar  schon  1S72,  aber  eist  1S77  werden  die  Zahlen  von  1S00  wieder  erreicht. 

Paris  speciell  Übst  die  Einflüsse  noch  schärfer  hervortreten: 


Koherttag. 

Davon 

Von  den 

tietränken 

(ietränke. 

Verzchrungs- 

Materi- 

Wein. 

Branntw. 

U'enenstäiide. 

alien. 

1  SIT 

3<>  .00 

17.10 

7.17 

1.12 

12.21 

1.07 

ls4S 

2S.20 

15.45 

1.70 

1.02 

10.10 

l.so 

1*10 

31.01 

ls,|s 

7.05 

2.03 

13.00 

2.01 

1*50 

30.32 

20>0 

s  60 

2.45 

14.02 

2.15 

ISO!» 

107.50 

51.40 

10  77 

11. os 

41.20 

3.7  1 

1S70 

so.OO 

17>0 

13.20 

7.ol 

37.75 

3.47 

Is7l 

OS.ÖO 

llx» 

10.23 

1 .03 

30.01 

1.S2 

1S72 

100.41 

5S.02 

15.31 

s.07 

I3.0S 

4  71 

ls  73 

107.07 

03.1s 

15.1  »4 

7.5s 

45.21 

7.10 

Auch  hier  verdient  ausser  der  allgemeine!]  Bewegung  besonders  diejenige  der 
Branntwein-  und  der  Materiaheusteuer- Erträge  Beachtung  (das  Belagerung*  -  und 
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Communejahr  187!!).  Wie  weit  in  1870—71,  auch  nach  der  Aufhebung  der  Be- 
lagerung, die  Octroierhebung  etwa  siütirt  war,  ist  mir  unbekannt.  Der  Ertrag  von 
Materialien  erreichte  in  Paris  erst  1853  wieder  denjenigen  von  1S40  —  47,  erst  18S0 
denjenigen  v«>n  1869,  während  der  Branntweinertrag  schon  1875  sicli  gegen  1860 
mehr  als  verdoppelt  hatte  und  auch  hinterher  noch  erheblich  stieg  (1880  10.35  MilL). 

Vergleicht  man  mit  diesen  Bewegungen  der  Ertrage  der  Verkehrs-  und  indirecten 
Verbrauchssteuern  diejenigen  der  directen  Steuern,  so  zeigen  diese  allerdings  fast 
durchaus,  wie  es  scheint,  nur  Schwankungen,  welche  auf  einer  Veränderung  des  Steuer- 
fusses  beruhen.  Ich  intiss  aber  «labin  gestellt  sein  lassen,  wie  hier,  /.  B.  in  der 
Periode  1870 — 71,  gerechnet  worden  ist.  Denn  wenn  in  1870  —  71  die  directen 
Staatssteucni  wenig  oder  keine  Ausfülle  zeigen,  obwohl  sie  in  grossen  Theilen  Frank- 
reichs wenigstens  nicht  in  die  französische,  sondern  in  die  deutsche  Casse  flössen,  so 
ist  das  nicht  recht  verstandlich.  Ob  hier  unter  dem  „produit  annuel"  etwa  do<  h 
nur  die  Vorschreibungeu  oder  zwar  die  legalen  Abzahlungen  der  Stcuerverbindlich- 
keiten,  auch  wenn  sie  wie  damals,  an  die  Deutschen  erfolgten,  zu  verstehen  sind.' 
Auch  die  Berechnung  der  Extrazuschläge  von  1848  fehlt  in  den  Ausweisen  im  Bull.  VII. 
240  und  XX,  220  II.  Das  Principalcontingent  nebst  allgemeinen  Zuschlägen  für 
die  Staatscasse  hätte  sich  hiernach  in  den  beiden  neuesten  kritischen  Perioden 
folgendermaassen  bewegt  (in  Mill.  Frcs.). 


(irnnd- 

Personal-  u. 

Thür-  u. 

Patent- 

Zusammen. 

steuer. 

Mubiliarst. 

Fenstersf. 

steuer. 

1847 

190.78 

41.81 

29.1s 

37.45 

299.25 

ls4s 

191. is 

12.27 

29.70 

37.60 

30Ü.S4 

1840 

P.lO.Os 

12.31 

20.02 

36.00 

208.31 

1850 

190.76 

42.90 

30.01 

36.07 

300.70 

1800 

174.!Hi 

54.38 

30.40 

72.15 

310.0s 

1870 

175.81 

55.51 

40.12 

73.14 

344.57 

1871 

171.05 

54.69 

38>6 

68.45 

333.04 

Is72 

172.43 

56.07 

39.42 

76.70 

341.63 

Hier  zeigt  sich  vornehmlich  nur  bei  der  Paten  (Steuer  und  auch  bei  dieser  erst 
im  zweiten  Jahre  der  Katastrophen  eine  merkliche  Abnahme.  Bei  den  drei  anderen 
Steuern  kann  übrigens  der  ("haracter  derselben  als  Kepartitionssteuern,  wonach  die 
Jahreseontingente  unabhängig  von  Ausfällen  bei  einzelnen  Steuerpflichtigen  von  der 
<iesammtheit  aufgebracht  werden  müssen,  die  Stabilität  der  Steuererträge  mit  erklären. 
Sollte  das  richtig  sein,  so  läge  hier  ein  Fall  der  guten  finanziellen  Bewährung 
dieser  Steuereinrichtung  vor.  Aber  freilich  träte  dabei  die  Kucksicht  auf  die  zahlungs- 
fähigen Steuerpflichtigen  in  den  Hintergrund. 

Die  1872  eingeführte  30/o  Steuer  vom  Einkommen  aus  Mobiliarwerthen  i  Werth- 
papieren)  ist  rasch  von  0.08  (Semesterertrag  ls"2)  auf  31.75  und  34.18  Mill.  Frcs.  von 
1872 — 74  gestiegen,  dann  5  Jahre  lang,  bis  1878,  im  Ertrage  fast  stabil  geblichen, 
darauf  mit  Schwankungen  weiter,  bis  18  Mill.  Frcs  in  1883  gestiegen,  seitdem  aber 
wieder  etwas  gesunken  (1885  45.87  Mill.):  sie  zeigt  also  jedenfalls  entfernt  keim 
solche  Elasticität  wie  die  Verkehrs-  und  Verbrauchssteuern. 


VIII.  Kückblick  auf  die  französische  Steuercnt  wi  ckluug 

seit  1789,  bezw.  1815. 

§.  177.  Die  französische  Besteuerung  hat  so  zwar  die  ihr  in 
der  Zeit  der  ersten  Revolution  und  Napoleon's  I.  gegebene  Grund- 
lage im  Wesentlichen  beibehalten.  Aber  auf  dieser  Grundlage  bat 
sie  sich  unter  dem  Drang  der  regelmässigen  und  der  in  den  immer 
neuen  politischen  Katastrophen  förmlich  ruckweise  erfolgenden 
Steigerung  des  Finauzbcdarfs  ungemein  entwickelt  und  im  Ertrage 
vermehrt. 
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In  dieser  Hinsieht  bietet  sie  ein  völlig  anderes  Bild  als  die 
britische  Besteuerung  (§.  107,  10«):  diese  hat  sich  vereinfacht,  die 
französische  sieh  complicirt,  jene  ist  im  Ertrage  fllr  den  Staat  von 
1815  bis  zur  Gegenwart  (1885)  kaum  gewachsen,  diese  hat  sich 
verdreifacht  und  auch  die  Localbestenerung  für  Departements 
und  Gemeinden  ist  rascher  und  stUrker  als  in  Grossbritannien  ge- 
stiegen. Die  britische  Besteuerung  warf  bei  ihrer  Ertragsstabilitilt 
zwar  kaum  für  die  Tilgung  der  Schulden  der  früheren  Kriegszeit 
etwas  Erhebliches  ab,  aber  auch  von  der  französischen  ist  trotz 
ihrer  enormen  Zunahme  in  dieser  Hinsicht  kaum  mehr  zu  rühmen 
und  bei  den  immer  neuen  Schnldanfnahmen  in  Revolutions-,  Kriegs- 
und Friedenszeiten  wiire  eine  massige  Tilgung  ans  Staatsüber- 
8chUssen  auch  eine  Danaidenarbeit  geblieben. 

In  der  britischen  Besteuerung  sind  die  directen  Steuern  ge- 
steigert, die  indirecten  Verbrauchs-  und  ein  Theil  der  Verkehrs 
steuern  im  Ertrage  fast  gleich  geblieben,  aber  die  erstereu  auf 
geeignetere  Objecte  concentrirt  worden.  In  Frankreich  haben  um- 
gekehrt die  directen  Steuern  nur  eine  massige  Zunahme,  die  anderen 
eine  absolut  und  im  Vergleich  mit  jenen  wahrhaft  colossale  Er- 
tragsvermehrung erfahren.  Allerdings  sind  dabei  auch  hier,  wie 
in  Grossbritannien,  ans  der  Branntwein-  und  Tabakbesteuernng  be- 
sonders grosse  Ertragssteigerungen  erzielt  worden.  Aber  während 
das  britische  gesunde  Nationalgctrilnk  der  Massen,  das  Bier,  in 
der  Besteuerung  erleichtert,  ist  in  Frankreich  der  im  Consum  analog 
stehende  Wein  immer  mehr  tiscalisch  ausgebeutet  worden.  Die 
Salz-  und  Zuckersteuer  sind  jenseits  des  Canals  gefallen,  mit  allen 
Schutzzöllen  die  meisten  kleineren  Finanzzölle  beseitigt  oder  er- 
mässigt,  in  Frankreich  die  Zölle  wieder  stark  gesteigert,  die  Zucker- 
steuer ergiebiger  gemacht  und  auch  die  Salzstener,  wennschon  er- 
miissigt,  beibehalten  worden,  und  kleinere  innere  Verbrauchssteuern, 
die  in  England  alle  verschwunden  sind,  sind  in  Frankreich  wieder 
neu  aufgekommen. 

So  ist  die  gesammte  Steuerlast  hier  mehr  nach  Unten  zu 
gelegt,  umgekehrt  wie  in  Grossbritannien:  eine  sozialpolitisch 
ungünstigere  Gestaltung  in  Frankreich.  Die  angemessenere 
Mitbelastung  der  besitzenden  und  wohlhabenderen  Classen  ist  dort 
durch  die  erneute  Entwicklung  der  Einkommensteuer  und  durch 
die  Ausbildung  der  Erbschaftssteuern  erfolgt.  In  Frankreich  hat 
man  trotz  der  enormen  Zunahme  der  gesammten  Steuerlast  eine 
allgemeine  Einkommensteuer  immer  noch  vermieden.    Durch  die 
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Registrirungs-  und  Stempelabgaben  und  teilweise  durch  die  vier 
grossen  Ertrngssteuern  und  die  neuen  kleinen  Luxusstcuern  werden 
zwar  die  besitzenden-  und  wohlhabenderen  (Massen  höheren  Ein- 
kommens auch  hier  mehr  mit  belastet,  immerbin  cinigermaassen 
zum  Ersatz  der  fehlenden  Einkommensteuer,  was  bei  dem  Ver- 
gleich des  französischen  mit  den  Steuersystemen  anderer  Lander 
nicht  übersehen  werden  darf  (§.215).  Im  Enregistrement  ist  ferner 
eine  hohe  Erbschaftsbe>tcucrung  enthalten.  Aber  alle  diese  Steuern 
treffen  auch  den  kleinen  Besitz  und  das  kleine  Einkommen  und 
auch  bei  ihrem  Proportionalitätsprincip  oft  schwerer  als  den  grösseren 
Besitz  und  das  höhere  Einkommen.  Ausserdem  belästigen  diese 
Registrirungs-  und  Stempelabgabcn  auch  den  legitimsten  wirt- 
schaftlichen Verkehr  in  empfindlichster  Weise,  stören  ihn  und  unter- 
binden ihn  zum  Theil,  und  natürlich  desto  mehr,  je  höher  die 
Steuersätze  gesteigert  und,  auch  deswegen,  die  Controlmaassregelu 
verschärft  worden  sind.  Frankreich  band  daher  in  gesteigertem 
Maassc  durch  seine  Verbrauchs-  und  Verkehrssteuern  den  Verkehr, 
verteuerte,  durch  seine  Transportsteuern,  seine  Frachten,  während 
(»rossbritannien ,  wie  in  der  Zollpolitik,  so  in  der  Politik  seiner 
inneren  Besteuerung  die  ehemaligen  Fesseln  des  Verkehrs  immer 
mehr  löste.  Während  so  Grossbritannien  sein  Volk  und  seine 
Volkswirtschaft  auch  durch  seine  Steuerpolitik  coneurrenzfühiger 
machte,  freilich  nicht  ohne  einige  bedenkliche  Folgen,  wie  die 
Preisgebung  seiner  Landwirtschaft,  hat  Frankreich,  um  die  Mittel 
für  die  Politik  ruhelosen  Ehrgeizes  nach  Aussen  und  ewiger 
Neuerungssucht  im  Inneren  zu  beschaffen,  sein  Land  und  Volk 
mit  einem  Stcuerbetrage  nicht  nur,  sondern  auch  in  Steuer- 
formen belastet,  die  mehrfach  kaum  erträglich  erscheinen  und 
anderswo  schwerlich  ertragen  würden.  Sie  könnten  immerhin  auch 
ein  Factor  sein,  welcher  an  dem  verhältnissmässigen  Zurückbleiben 
des  französischen  Volkstums  und  damit  der  Bedeutung  Frank- 
reichs im  Conccrt  der  raschen  und  rüstiger  vorwärts  schreitenden 
übrigen  leitenden  Oulturnationen ,  der  Briten,  Deutscheu,  Nord- 
amerikaner, Italiener  eine  gewisse  Mitschuld  mit  hat.  Das  ist  das 
„Facit"  aus  der  Finanzrechnung  ciues  „Jahrhunderts  der  Revo- 
lutionen". 

Rein  in  steuertechnischer  und  damit  auch  in  politischer 
Hinsicht  zeigt  die  heutige  französische  Besteuerung  gewiss  manche 
Vorzüge  im  Vergleich  mit  der  Besteuerung  des  ancien  regime  und 
in  einigen  Puncten  auch  im  Vergleich  mit  anderen  Ländern.  Die 
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Gleichmässigkeit  im  ganzen  Staatsgebiete,  die  streng  durchgeführte 
Unificalion,  die  testen  gesetzlichen  und  administrativen  Normen, 
welche  alle  „Willkühr"  der  Verwaltungsbehörden,  eine  der  Haupt- 
klagen in  der  Zeit  vor  1789,  möglichst  ausschliesscn,  die  Beseitigung 
fast  aller  rechtlichen  provinziellen,  realen  und  personalen  Steuer- 
exemtionen  und  Privilegien  die  in  der  Getränkebesteuerung  für 
Eigenbrau  und  Eigeubrennerei  noch  verbliebenen  finden  gerade  im 
Augenblick  besondere  Opposition,  so  dass  sie  vielleicht  bald  fallen 
werden  --  dies  und  Anderes  mehr  sind  sieher  erhebliche  Fort- 
schritte, welche  bei  der  grossen  Anspannung  der  Steuerschraube 
noch  ihren  besonderen  Werth  haben.  Der  Grundsatz  der  „Be- 
stimmtheit" der  Besteuerung  (Fin.  II,  §.  534)  ist  so  immer  besser 
zur  Durchführung  gebracht  worden. 

Freilich  ist  dies  nur  durch  einen  grossen  Formalismus 
und  Schematismus,  in  der  directen  wie  in  wichtigen  Zweigen 
der  indirecten  Verbrauchsbesteuerung  (Getränkestouern!)  und  in  der 
Verkehrsbcsteucrung  (Enregistreinent!)  erreicht  worden,  woran  fman 
in  Frankreich,  um  Klarheit  und  Präcision  in  die  Steuergesetz- 
gebung und  Verwaltung  zu  bringen  und  um  die  Willkilhr  der 
Behörden  möglichst  zu  beseitigen,  vorzugsweise  Gewicht  gelegt  hat. 

Die  Folge  hiervon  ist,  dass  in  der  gesammten  Besteuerung 
mechanische  Rechnungsoperationen  eine  grosse  Anwendung 
finden,  das  dem  französischen  Geist  auch  sonst  entsprechende 
„mathematische  Moment"  in  solchen  Dingen ,  wie  es  nament- 
lich in  der  directen  Besteuerung,  den  Getränkesteuern  und  dem 
Enrcgistrement  hervortritt.  Dieser  Vortheil  „mathematischer  Be- 
stimmtheit" wird  indessen  um  einen  ziemlich  hohen  Preis  ge- 
wonnen :  viel  und  theurc  Controlen ;  trotz  der  grossen  Steuererträgc, 
hei  denen  sich  diese  Verhältnisse  an  und  für  sich  günstiger  stellen 
müssen,  hohe  Erhebungskosten;  sehr  scharfe  Verstösse  gegen  den 
Grundsatz  der  „Bequemlichkeit"  (Fin.  II,  §.  535);  vor  Allem  aber 
eine  eben  nur  ganz  mechanische  Durchführung  des  auch  der 
französischen  politischen  Auffassung  seit  der  Revolution  wichtigsten 
Grundsatzes  der  „Gleichmüssigkeit"  der  Besteuerung,  der  all- 
gemein verlangten,  viel  gerühmten,  seit  der  ersten  Revolution  in 
allen  Verfassungen  hochgehaltenen  und  vermeintlich  erreichten 
„Proportionalität  der  Steuern  nach  den  Kräften  eines  Jeden". 

Abgesehen  davon,  dass  diese  Proportionalität  bei  den  fran- 
zösischen indirecten  Verbrauchs-  und  den  Verkehrsteuern  eine 
blosse  Illusion  ist,  kann  sie  doch  auch  da,  wo  man  sie  am  Meisten 
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erstrebte  und  das  ganze  System  zu  diesem  Zweck  einrichtete, 
bei  der  directen  Besteuerung,  nicht  flir  auch  nur  halbwegs  erreicht 
gelten.  Gerade  das  M  e  c  h  a  n  i  s  c  h  -  R  e  eh  n  u  n  g  s  m  ä  s  s  i  g  e ,  „Mathe- 
matische", das  Anknüpfen  der  Steuer  an  reale  Momente  kann  bei 
so  veränderlichen  und  individuellen  Verhältnissen,  wie  den  Rein- 
erträgen des  Grundbesitzes,  der  Häuser,  der  Gewerbe,  bei  Steuern 
nach  der  Miethc  (Personal-  und  Mobiliarsteuer,  Patentsteuer)  un- 
möglich zu  einer  wirklieh  proportionalen  Steuer  führen.  Der 
stärkeren  Berücksichtigung  des  personalen  Elements,  der 
S  ubj  eetbesteucrung  statt  der  Objectbesteuerung  gelingt  das 
immer  noch  besser,  wenn  dabei  auch  oder  gerade  weil  dabei  nicht 
bloss  mechanisch  gerechnet,  sondern  nach  dem  arbitrium  boni  viri 
abgewogen  und  ermessen  wird.  Das  will  man  aber  in  Frankreich, 
nach  dem  Gesagten,  viel  zu  sehr  und  aus  nicht  unrichtigen,  aber 
auch  nicht  allein  berechtigten  Gründen  ausschliessen. 

Der  mechanifjcb-recbnungsmässige ,  „mathematische"  Character 
der  französischen  Besteuerung  hat  derselben  manche  Anerkennung 
unter  Theoretikern  und  Practikern  verschafft,  auch  der  Uebertragung 
einzelner  Theile  davon,  so  der  Grundsteuer,  Patentstener,  des 
Enregi8trements  auf  andere  Länder  Vorschub  geleistet.  Er  könnte 
auch  wohl  dazu  beitragen,  es  berechtigt  erscheinen  zu  lassen,  der 
modernen  französischen  Besteuerung  den  Namen  eines  wirklichen 
„Steuersystems"  mit  besonderem  Fug  zu  ertbeilen.  Allein  bei 
näherer  Betrachtung  verdient  diese  Besteuerung  diesen  Namen  doch 
höchstens  im  formalen  Sinne,  wegen  ihrer  angedeuteten  Eigen- 
schaften, nicht  im  materiellen  Sinne.  Denn  dazu  fehlt  ihr  eben 
doch  zu  sehr  die  nothweudige  Uebereinstimmung  mit  den  obersten 
Steuerprineipien  und  die  wirkliche  verhältnissmässige  Erfassung 
aller  Steuerkräftc  nach  deren  Leistungsfähigkeit  und  nach  den  An- 
forderungen eines  wahren  Steuersystems,  wie  es  in  unserer  „allge- 
meinen Steuerlehre"  aufgestellt  worden  ist.  Darüber  dürfen  die 
eleganten  Formseiten,  die  wie  in  allem  Französischen  auch  in  der 
dortigen  Besteuerung  hervortreteu ,  nicht  hinwegtäuschen,  wie  sie 
es  nach  der  Neigung  des  französischen  Volksgeists  so  leicht  thun. 
Man  fasst  hier,  ähnlich  wie  in  der  Staatsverfassung,  ein  Problem, 
das  seiner  ganzen  Natur  nach  eine  solche  einseitige  Lösung  nicht 
zulässt,  zu  ausschliesslich  mechanisch  auf  und  will  es  mit 
zu  ausschliesslich  mechanischen  Hilfsmitteln  lösen. 

Wenn  wir  sagen,  die  britische  Besteuerung  verdiene  den  Vor- 
zug vor  der  französischen,  so  meinen  wir  damit  natürlich  nicht, 
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dass  man  zwischen  beiden  beliebig  wechseln,  die  britische  etwa  in 
Frankreich  annehmen  sollte  oder  könnte.  Die  practisehen  Steuer- 
systeme sind  dafür  viel  zu  sehr  „geschichtlich  gebunden",  haben 
zu  viel  „Erdgeschmack"  des  Landes,  in  dem  sie  entstanden  sind. 
Mit  dem  einfacheren  britischen  System  würde  man  die  in  Frank- 
reich erforderlichen  Summen  hier  auch  schwerlich  aufbringen. 
Aber  richtig  möchte  eben  doch  bleiben,  dass  die  britische  Besteuerung 
an  sich  den  Vorzug  verdient,  sie  ist  eben  auch  das  Product  einer 
glucklicheren  Geschichte  nnd  einer  glücklicheren  Volksanlage,  als 
die  französische  Besteuerung. 

Weiteres  zum  Beleg  und  zur  Begründung  des  Gesagten  im 
Folgenden. 

2.  Die  einzelnen  Steuern. 

In  Retreü  der  Nehandlungsweise  gelten  auch  fax  das  Folgende  die  Beincrkungcn 
oben  S.  2*15  bei  den  britischen  Steuern.  Eine  völlig  gleichmässigc  Behandlung  der 
einzelnen  Steuern  wird  auch  hier  nicht  beabsichtigt.  Vielmehr  werden  die  letzteren 
je  nach  ihrer  characteri>t  ischen  Kigcnthüinlichkcit  und  mithin  finanz- 
wissenschaftlichen Wichtigkeit  mehr  oder  weniger  eingehend  besprochen,  kleinere 
und  unwichtigere  blo>s  erwähnt  werden. 

§.  178.  Ueb ersieht.  Die  moderne  französische  Besteuerung 
des  V.K  Jahrhunderts  wird  hier  in  folgender,  in  diesem  Werke 
allgemein  festgehaltenen  Ordnung  zur  Darstellung  gelangen.  Diese 
Ordnung  weicht  mehrfach  von  der  Classification  der  französischen 
Verwaltungspraxis  und  des  Etats  etwas  ab. 

I.  Die  Staatsbesteuerung. 

A.  Die  dircete  Besteuerung. 

1.  Die  vier  grossen  directen  (Ertrags-)Steuern. 

a.  Die  Grundsteuer  (contribution  fouciere).  Neuerdings 
zerlegt  in: 

«.  Grundsteuer  von  unbebautem  Boden  oder  eigentliche 
Grundsteuer  (contribution  fonciere  des  proprietes  non  bAties). 

ß.  Grundsteuer  von  bebautem  Boden  (proprietes  baties) 
oder  Gebäude-Grund  Steuer. 

b.  Die  Personal-  und  Mobiliar  Steuer  (contribution  personelle 
et  mobilicre). 

c.  Die  Thflr-  und  Fenstersteuer  (contrib.  desportes  et  fenetres). 

d.  Die  Patent-  oder  Gewerbesteuer  (contribution  des 
patentes). 

Dazu  als  kleine  Nebenabgabe: 

e.  Die  Taxe  der  ersten  Ankündigung  (taxe  de  premier 
avertissement). 

A.  Wagner,  Finannviv^nsohift  III.  27 
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2.  Die  Steuer  von  den  Gütern  dertodten  Hand  (taxe  sur 
les  biens  de  main  morte). 

3.  Die  Berg  werk  sab  gaben. 

4.  Die  3f70  Steuer  vom  Einkommen  aus  beweglichen 
Werthen  (Werth papieren,  sur  le  revenu  des  valcurs  mobileres). 

Die  unter  1  genannten  vior  Hauptsteuern  bilden  den  alten  Grundstock  der 
modernen  franzosischen  dirocten  Besteuerung.  An  dieselben  schliesscn  sich  administrativ, 
indem  sie  unter  der  „Gcneraldircction  der  directen  Steuern'1  mit  stehen  und  etat- 
mässig  die  sogen,  „den  directen  Steuern  gleichgestellten  (assimilirten) 
Specialtaxen"  an.  jetzt  S  an  der  Zahl.  Davon  siud  nur  die  obigen  Nummern 
2  und  3  hier  eingestellt:  3  andere  werden  in  der  Rubrik  D,  4  unten  aufgeführt, 
nämlich  auf  Wagen  und  Pferde,  Billards,  Ge Seilschaften.  Die  3  Übrigen 
gehören  mehr  zu  den  Gebühren  als  zu  den  Steuern,  nämlich  die  Abgaben  fur 
Verification  der  Maasse  und  Gewichte,  desgl.  der  Alkoholo  meter  und 
die  Abgaben  für  die  Aufsicht  U her A potheken  und  Droguc  r  icha  n  diu  n  gen  ; 
sie  konnten  allenfalls  auch  mit  als  kleine  Speeialgewerbesteucrn  aufgefasst  werden. 
Die  diesen  „Gebühren"  verwandten,  aber  mehr  steucrartigen  Abgaben  fur  Con- 
trolc  der  Gold-  und  Silberwaaren  und  des  denaturirten  Alkohols, 
ferner  fur  verschiedene  andere  Beaufsichtigungen  in  der  Stcuerverwaltung 
werden  in  Frankreich  zu  den  „indireeten"  Steuern  gerechnet  und  bilden  bei  diesen 
im  Etat  einen  Theil  der  „verschiedenen  Abgaben  und  Einkünfte  aus  verschiedenen 
Titeln"  (s.  Bulletin  XX,  2*»2.  von  Kaufmann,  Fin.  Frankreichs,  S.  45l>).  Wiederum 
ähnliche  Abgaben  stehen  noch  unter  einer  anderen  Abtheilung  des  Etats,  den  „ver- 
schiedenen Ertrügen  des  Budgets"  so  die  Abgaben  für  die  I  ntersuchung  des  in 
Frankreich  eingeführten  Viehs,  die  l'eberschüsse  der  M  ü u zverwaltun g,  der 
Ersatz  für  die  Beaufsiehtigungskosten  der  Eisenbahnen,  sowie  der  gleiche 
Ersatz  bei  verschiedenen  anderen  Gesellschaften  und  Anstalten. 

Die  unter  No.  1  ircnannte  Steuer  wird  mit  Recht  hier  eingereiht.  Sie  wird  aber 
iu  der  französischen  Praxis  und  im  Etat  nicht  zu  den  directen  Steuern  gestellt,  sie 
untersteht  mit  der  Generaldirection  des  Enregistreinents,  ihr  Ertrag  wird  jedoch  im 
Etat  nicht  bei  diesem,  sondern  unter  der  Rubrik  „verschiedene  Einkünfte"  eingestellt. 

Die  Ficenzabgaben  im  Gebicto  der  Ver brauch sbosteuerung.  besonders 
der  Getränkesteuern,  ferner  bei  öffentlichen  Fuhrwerksun t ernehmungen, 
einschliesslich  Eisenbahnen,  und  in  einigen  anderen  Fällen  (Gold-  und  Silber- 
waaren, Spielkarten,  Debit  von  Tabak  und  Pulvert  haben  zwar  einerseits 
auch  in  Frankreich  die  Natur  einer  directen  Steuer,  einer  kleinen  Special- 
irc  werbesteuer,  stehen  aber  anderseits  mit  den  betreffenden  indireeten  Verbrauchs- 
und Transport  steuern  u.  s.  w.  in  der  nächsten  Verbindung,  m>  dass  sie,  wie  in  der 
Darstellung  der  britischen  Besteuerung,  passend  im  Zusammenhang  mit  den  genannten 
Steuern  behandelt  werden  (s.  Bull.  XX.  59S).  Das  Liccnzwescn  untersteht  der  Ver- 
waltung der  indireeten  Steuern,  seine  Erträge  erscheinen  im  Etat  bei  den  „ver- 
schiedenen Abgaben  und  Einkünften  aus  verschiedenen  Titeln"  iu  dieser  Verwaltung. 

K.  Die  Verkehrsbesteuerung  nebst  verwandten  Abgaben. 

1.  Das  System  der  Registrirungsabgaben  (droits  d'eure- 
gistrement,  de  greftc  et  d'hypothequc),  welches  in  Frankreich  auch 
die  Erbschafts-  und  Schenkungssteuern  umfasst. 

2.  Die  Besteuerung  mittelst  Stempels,  bez.  im  Gebiet  der 
Stempel  Verwaltung. 

Beide  sehr  entwickelte  und  verwickelte  Abgabealten  stehen  mehrfach  im  Zu- 
sammenhang, aber  der  Stempel  ist  keine  Erhebungsform  der  Registrirungsabgaben 
und  letztere  sind  nicht  eine  Form  der  Erhebung  von  sonst  etwa  auch  durch  Stempel  zu 
berichtigenden  Abgaben.  Beide  umfassen  eigen  tliche  Verkehrssteuern,  eigent- 
liche Gebühren  und  vermischte  Abgaben  dieses  zweifachen  Characters  und.  wie 
gesagt, auch  die  Metierpolitisch  wieder  besonders  aufzufassenden  Erbschafts-  und 
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Seil  enkungssteuern.  In  Betreff  der  Gebühren  ist  zum  Thcil  schon  auf  die  An- 
gaben in  Fin.  II,  3H  ff.  zu  verweisen.  Enregistremcnt  und  Stempelwesen  bilden  bisher 
mit  den  Domänen  zusammen  Kinen  grossen  Verwaltungszweig,  eine  Gcneraldirection 
im  Finanzministerium.  Die  Erträge  der  beiden  ersten  werden  zu  den  „indirecten 
Steuern  und  Einkünften"  im  Etat  gerechnet.  Ein  kleiner  Betrag  Stempelcinnahinen, 
fast  ganz  aus  Qnittungsstcmpcln  der  Verbrauchssteuerzahlungen,  steht  unter  deu  „ver- 
schiedenen Abgaben  und  Einkünften  aus  verschiedenen  Titeln"  bei  den  indirecten 
Steuern  (Bull.  XX,  262.  v.  Kaufmann,  S.  457).  Unter  dieser  Rubrik  erscheint  auch 
der  Ertrag  der  Spiel  karten  Steuer.  Zu  anderen  eigentlichen  Verbraucbsstcuer- 
erbebungeu  wird  der  Stempel  in  Frankreich  noch  nicht  benutzt.  Die  französischen 
Erbschafts-  und  Schcnkuugssteucrn  hängen  steuertechnisch  mit  dem  Enre- 
gistrement  zu  enge  zusammen,  um  nicht  auch  in  der  Darstellung  damit  verbunden 
werden  zu  müssen.  Daher  bleiben  für  die  besondere  Behandlung  dieser  Steuern  unter 
C  nur  einige  Puncte  übrii^. 

3.  Abgabe  von  den  Er  find  an  gspaten  ten. 

Der  Ertrag  steht  bei  den  „verschiedenen  Erträgen  des  Budgets". 

4.  Trans portstenern 

a.  von  den  Eisenbahnen; 

b.  von  anderen  öffentlichen  Fuhr-  und  Transportuntcr- 
nehmungen  mit  regelmässigem  Dienst  (auch  zu  Wasser). 

Stehen  unter  der  Verwaltung  der  „indirecten  Steuern"  und  die  Erträge  im  Etat 
ebenfalls  bei  diesen. 

C.  Anfall  er  werbsbestenerung. 

Hierher  gehört  die  umfassende  Erbschafts-  und  Schenkungs- 
besteuerung, welche  im  Enregistrement  enthalten  ist  und  in  der 
Hauptsache  unten  bei  dieser  Abgabekategorie  mit  behandelt  werden 
wird.  Auch  die  Erträge  jener  Besteuerung  sind  aus  denjenigen 
des  Enregistrements  nur  nach  den  speciellen  statistischen  Ausweisen 
auszuscheiden.  Eine  Besteuerung  von  Loosen  u.  dgl.  ist  mit  der 
uuter  A,  4  genannten  Steuer  auf  Werthpapiere  verbuudeu  worden. 

D.  Gebrauchs-,  namentlich  Vc rbrauebsbesteuerung, 
nebst  technisch  verwandten  oder  sonst  damit  in  näherem  Zusammen- 
hang stehenden  Steuern  (so  bei  den  Zöllen). 

1.  Die  inneren  Verbrauchssteuern. 

a.  Bei  privatwirthschaftlicher  Productionsweise: 

a.  Die  Salz  Steuer,  im  Inneren  und  im  Bezirk  der  Zollverwaltung. 

Dieser  Unterschied  wird  in  Frankreich  seit  lange  festgehalten.  Der  erste  Theil 
der  Salzsteucr  untersteht  daher  der  „Verwaltung  der  indirecten  Steuern"  und  seiu 
Ertrag  erscheint  im  Etat  bei  diesen  Steuern;  der  zweite  Theil  untersteht  als  Zoll  und 
als  Verbrauchssteuer  der  Zollverwaltung  und  sein  Ertrag  wird  bei,  bez.  neben  den 
Zollen  aufgeführt. 

ß.  Die  Geträn k e besteuerung.  Auf: 
aa)  Wein, 

bb)  Obstwein  (Cider)  u.  dgl., 
ccj  Branntwein  (Alkohol), 
dd)  Bier. 

27* 
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;.  Die  inländische  Rttbenz  uckcrsteuer. 
<J.  Die  neueren  noch  bestehenden  kleiuereu  derartigen 
Steuern;  auf: 

aa)  Papier, 

bb)  Mineralöl, 

ce)  andere  Oele, 

ddj  Stearin  und  Kerzen, 

ee)  Essig  und  Essigsäure, 

ff )  Fabrikation  von  Dynamit  und  Nitroglycerin. 

t.  Andere  verwandte  Stenern. 

aa)  Prtifungsabgabe  von  Gold-  und  Silbervvaaren. 

bb)  Denaturalisirungsabgabc  von  Alkohol. 

cc)  Spielkarteusteuern. 

Dies-:  »1  roi  Abgaben  »Thoren  zu  den  ..indire*  ten  Steuern"  des  französischen 
Rechts,  ihre  Erträge,  wie  schon  bemerkt,  zu  den  ..verschiedenen  Abgaben  un<l  Eiii- 
nabmcii  aus  verschiedenen  Titeln1"  hei  dieser  Steuergröße  im  Etat. 

C.  Aufgehobene  derartige  Steuern  (Seife,  Cichorien), 
b.  Verbrauchssteuern  in  Mono  pol  form. 

*r.  Das  Tab  akmonopol. 

ß.  Das  Schiesspulvermonopol. 

y.  Das  ZU  ndhölzchenmonopol. 

2.  Die  Zölle,  als  Verbrauchssteuern  (Finanzzölle)  und  als 
S  c  h  u  t  z  zölle,  insbesondere  die  Einfuhr  Zölle. 

a.  Eigentliche  Zölle  (seit  1S82  nur  noch  Einfuhrzölle). 

b.  Statistische  Abgabe. 

c.  Schi  lTf a  h  r  t  s a b g a  b  c  n. 

Diese  letzteren  Unnt.n  auch  zu  den  Transport  steuern  oben  (B.  I)  gestellt 
werden,  stehen  indessen  mit  dem  ZdIIwom-ii  in  nächster  Verbindung.  Sic  sind  finanziell 
zugleich  mehr  <ie  bahren  als  Steuern. 

d.  Neben  abgaben  der  Zollverwaltung. 

3.  Gewerbliche  Licenz steuern,  namentlich  auf  dem 
Gebiete  der  Verbrauchsbesteuerung  (s.  o.,  S.  416). 

4.  Directe  Gebrauchs-  und  Genuss steuern. 

a.  Wagen-  und  P  f  erde  Steuer. 

b.  Hillardsteuer. 

c.  Steuer  auf  gesellige  Vereine,  geschlossene  Gesellschalten 
u.  dgl.  (cereles,  societes  et  lieux  de  reunion). 

Wie  oben  bemerkt,  administrativ  und  etatmäßig  zu  den  „den  directen  Steuern  nssi- 
milirten  Specialfaxen'"  gehörig. 

II.  Departem  ental-  und  ('omni  unalbesteu  eru  ng. 
A.  Die  directe n  Steuern. 
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Fast  ausschliesslich  in  Form  von  Zuschlägen  zu  den 
directen  Staats  steuern,  namentlich  den  vier  Hauptsteuern,  mit- 
unter zu  einzelnen  der  assimilirten  Specialtaxen:  sogen.  Zus ch Jag- 
te nt  im  en  i'tir  „Special ton ds"  zu  Departemental-  und  Communal- 
zwecken.  Also  im  Allgemeinen:  keine  selbständigen  directen 
Local  steuern.  Sonst  findet  sich  nur  eine  directe  Gebrauchs- 
steuer,  die  Hundesteuer,  als  obligatorische  Gemeindesteuer. 
Eine  besondere  Stellung  nimmt  die  nach  Wunsch  in  Geld  abzu- 
lösende Verpflichtung  zu  Naturalleistungen  für  die 
Vicinalwegc  bei  den  Communcn  ein. 

Ii.  Die  indirecten  Steuern. 

Dahin  gehören  die  sehr  verbreiteten,  in  den  meisten  grösseren 
Gemeinden,  namentlich  den  Städten,  für  Co  mm  im  alz  wecke 
erhobenen,  bisweilen  auch  mit  zur  Aufbringung  eines  Theils  des 
directen  Staatssteuercontingents  (Personal-  und  Wohnungssteuer, 
Thür-  und  Fenstersteuer)  der  Gemeinde  und  zur  jWiterhcbung  der 
staatlichen  Getränkesteuern  (Eingangsabgabe,  einzige  Steuer) 
dienenden  Octrois. 

Zu  den  „directen  Steuern"  .stellt  das  französische  Finanzrecht  auch  noch  einige 
Sneciulabgaben,  welche  nicht  den  vollen  Character  eigentlicher  Steuern  haben,  sondern 
mehr  zu  den  Gebühren  und  Kosteneisät/.en  gehören.  So  die  Abirabe  für  die  Unter- 
haltung der  Börsen  uud  Handelskammern  von  gewissen  Patentsteuerpflichtigen. 
die  Abgaben  für  Krhaltung  der  l>eiche  und  Dämme,  filr  Flussreinigung, 
Bewässerung.  Kntsumnf  ung.  M  ineneut  Wasserung,  für  Abwehr  von  Ueber- 
x.hwemm  uugen,  für  st  ad  ti  sehe  Pflasterung  u.  dgl.  m.  S.  Vigues.  I,      tl.,  ss. 

Schon  diese  Uebersicht  zeigt,  dass  namentlich  die  französische 
Staatsbesteuerung  eine  ausserordentlich  complicirte  Ein- 
richtung ist,  weit  mehr  als  die  gegenwärtige  britische,  auch 
mehr  als  diejenige  Deutschlands,  Preussens  und  anderer  Einzel- 
staaten. Von  den  wichtigeren  einzelnen  Steuern,  so  den  directen, 
den  Getränkesteuern,  dem  Zollwesen  gilt  das  wieder  in  besonderem 
und  noch  höherem  Maasse  und  vollends  Enregistremcnt  und  Stempel 
stellen  ein  eigenes  complicirtes  förmliches  Verkehrssteuersystem 
dar.  In  der  folgerichtigen  Durchführung  des  leitenden  Princips 
einer  Steuer  zeichnet  sich  die  französische  Besteuerung  aus. 
Manches  Einzelne  in  der  feineren  Durchführung  erklärt  sich  mit 
aus  dem  Streben  nach  einer  solchen  logischen  Consequenz.  Aber 
auch  die  Höhe  der  Summen,  welche  durch  die  Steuern  zur  Deckung 
des  Bedarfs  aufgebracht  werden  müssen,  erklärt  eiue  derartige  Ein- 
richtung der  Steuern  mit,  um  auf  diese  Weise  die  Tragung  der 
Lasten  besser  zu  ermöglichen  und  leichter  zu  machen. 
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Für  die  Darstellung  bietet  diese  Beschaffenheit  der  französischen  Besteuerung 
ihre  eigenen  Schwierigkeiten.  So  verwickelte  Dinge  lassen  sich  namentlich  nicht 
leicht  zugleich  kurz  und  klar  darstellen,  wie  es  doch  nach  dem  Character  dieses 
Werks  geboten  ist.  Eine  umfassende,  im  Kaum  weniger  beschränkte  monographische 
Behandlung  der  französischen  Besteuerung,  wo  auch  der  für  dies  Werk  leitende  Ge- 
sichtspunet,  nämlich  die  Vergleichung  mit  anderen  Ländern  vorzunehmen  oder  vor- 
zubereiten und  das  Steuerwesen  eines  Landes  zum  Zweck  der  (iewinnung  finanz- 
wissenschaftli  eher  Ergebnisse  darzustellen,  zurücktritt,  hat  es  in  einer  Hinsicht 
leichter.  Im  Folgenden  gilt  es,  möglichst  nur  das  Wesentliche  der  Einrichtungen 
hervorzuheben.  Für  vielerlei  Einzelnes,  so  für  die  kleineren,  weniger  wichtigen  Steuern, 
und  für  die  hier  gar  nicht  oder  nur  ganz  kurz  behandelten  Seiten,  so  die,  welche  die 
verfassungsmässigen  politischen,  die  administrativen  Verhältnisse,  das 
Steuer  behördenwesen,  die  V  c  r  w  a  1 1  u  n  gs  r  e  c  h  t  s  \\  f  1  e  g  e  in  Steuersachen  betreffen . 
ist  auf  die.  Specialliteratur,  besonders  auf  diejenige  des  französischen  Verwaltungsrechts, 
u.  A.  namentlich  auf  Block's  dictionnaire  und  auf  die  grösseren  Monographien  des  fran- 
zösischen Finanzwesens,  aus  der  deutscheu  Literatur  auf  die  Werke  von  v.  Hock  und 
v.  Kaufmann  zu  verweisen.  Wenn  trotzdem  unsere  ganze  Darstellung  der  fran- 
zösischen Besteuerung  und  auch  diejenige  einiger  der  wichtigeren  einzelnen  Steuern 
und  Steuerarten  erheblich  mehr  Kaum  als  die  Darstellung  der  britischen  Besteuerung 
umfasst,  so  liegt  das  in  der  grösseren  Verwickeltheit  dieser  Dinge  in  Frankreich,  ver- 
glichen mit  England,  dessen  jetzt  viel  einfachere  Besteuerung  auch  einfacher,  kurzer 
und  leichter  dargestellt  worden  kann.  Im  Uebrigen  gelten  auch  für  das  Folgende 
die  Bemerkungen  auf  S.  239. 


1.  Die  Staatsbcstcueruug. 

A.  Die  di reden  Steuern, 

Wie  sich  aus  dem  Folgenden  ergiebt,  hängt  (iesetzgebn  n  g  und  Verwaltung 
der  einzelnen  französischen  direetcu  Steuern  näher  zusammen.  Die  wichtigeren  Ge- 
setze werden  jedoch  erst  unten  bei  den  einzelnen  Steuern  genannt.  S.  Perroux- 
Joppcn.  die  französischen  directen  Steuern.  Block,  Art.  eontributions  directes  und 
patentes  im  dictionu.  und  in  den  suppl6m.  dazu. 

Auch  die  Literatur  behandelt  diese  Steuern  regelmässig  gemeinsam.  Biblio- 
graphie bei  Block,  dictionn.  p.  073  II.  Stourm  I,  ch.  5 — 10.  Vignes  I.  9  flM 
19—110.  v.  Hock,  Cap.  4  (S.  139— 17ti\  v.  Kaufmann,  S  152—263,  Bulletin 
(bes.  auch  f.  Statistik)  s.  Gcueralregister  zu  Band  XX  (199H)  unter  dem  Worte  „con- 
tributions  directes".    Faure,  budgets  de  la  France  p.  70  11'.  — 

l'eber  die  directe  Besteuerung  im  Ganzen  beziehe  ich  mich  vorläufig  auf 
meine  betreitende  Abhandlung  in  Schön berg's  Handb.  d.  polit.  Oekonomie,  2.  Aufl., 
III,  176-329. 


1.  Die  directen  Steuern  im  Allgemeinen. 

§.  179.  Die  französischen  directen  Steuern,  namentlich  die 
vier  grossen  Hauptsteuern,  bilden  nicht  nur  technisch,  sondern  auch 
finanz-  und  verwaltungsrechtlich  eine  eigene  Gruppe  eng  zusammen- 
gehörender Steuern,  für  welche  eine  Reihe  gemeinsamer  Grund- 
sätze und  Normen  gilt.  Sie  haben  zwar  ihre  Rechtsgrundlage  iu 
den  für  sie  bestehenden  einzelnen  Steucrgesetzcn.  Aber  erst  durch 
das  jährliche  Finanzgesetz,  welches  den  von  einer  jeden  Steuer 
nach  Hauptsummc  (principal)  und  Zuschlägen  zu  erhebenden 
Betrag   feststellt,   erlangt  die  Verwaltung  das  Recht  zur  Aus- 
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Schreibung  und  Erhebung  den  Steuerpflichtigen  gegenüber.  Wie 
auch  in  anderen  Ländern  stehen  die  directen  Steuern  näher  als  die 
anderen  Steuerarten  mit  der  gesammten  allgemeinen  Landes- 
verwaltung, der  Staats-,  wie  der  Selbstverwaltung  in  Beziehung, 
namentlich  in  Betreff  ihrer  Veranlagung,  Vertheiluug  und  Aus- 
schreibung. Sie  bilden  ferner  die  Grundlage  für  das  directe 
Departemental-  und  Comniunalsteuersystem ,  welches  in  der  Form 
von  >  Zuschlägen  zum  Principalcontingcnt  der  drei  grossen 
Repartitionssteuern,  derGrundsteucr,  Personal- undMobiliar- 
steuer  und  Thür-  und  Fenstersteuer,  und  zu  den  Normal- 
sätzen der  Patentsteuer  und  einzelner  der  k leineren  directeu 
Steuern  eingerichtet  ist.  So  stellen  die  directen  Steuern  Frank- 
reichs in  ihrer  Gesammtheit  in  jeder  Hinsicht  einen  wahren  Eck- 
pfeiler des  ganzen  französischen  Steuersystems  dar  und  nehmen 
eine  besondere,  hervorragende  Stellung  auch  im  Organismus  der 
Staatsverwaltung,  wie  in  demjenigen  der  Selbstverwaltung  der 
Gemeinden  und  Departements  ein. 

Nach  ihrem  Character  als  Repartitionssteuern  bilden  die 
drei  vorgenannten  Steuern  dann  wieder  in  finanz-  und  verwaltungs- 
rechtlicher Hinsicht  eine  eigene  Gruppe  für  sich,  welche  der 
als  Quotität8steuer  eingerichteten  Patentsteuer  gegenüber 
steht.  Die  kleineren  directen  Steuern  oder  die  sogen,  „den 
directen  Steuern  gleichgcstelltenSpecialtaxen",  welche 
aber  nur  theilweise  als  eigentliche  directe  Steuern  aufzufassen  und 
hier  zu  behandeln  sind  (S.  416),  bilden  wieder  eine  andere  engere 
Gruppe  für  sich.  Völlig  administrativ  getrennt  steht  bisher  von 
den  übrigen  directen  Steuern,  zu  denen  sie  finanzwissenschaftlich 
gehört,  die  Einkommensteuer  von  beweglichen  Werthen. 
Die  Licenzabgaben  endlich,  welche  ebenfalls  finanzwissen- 
schaftlich und  auch  nach  den  sonstigen  Kriterien  des  französischen 
Finanzrechts  zu  den  directen  Steuern  gehören,  werden  als  eine 
Art  Anhängsel  in  Form  directer  Steuer  zu  den  inneren  indirecten 
Verbrauchssteuern  gereiht. 

Im  französischen  Finanzrecht  ist  eine  Art  „Le galdcfinitioa"  des  Begriff* 
..directer"  und  „indirecter*  Steuern  reeipirt  wordeu,  welche  zuerst  im  Gesetz  vom 
S.  Januar  17*Ji>  von  der  constituireuden  Versammlung  aufgestellt  worden  ist.  Sie  hat 
auch  in  der  gegenwärtigen  tinanz-  uud  verwaltungsrechtlichen  Eintheilung  un- 
administrativen Behandlung  der  Steuern  ihre  practische  Bestätigung  gefundens 
„Directe"  Steuern  sind  danach  diejenigen,  welche  direct  auf  Personen  und  Eigend 
thuin  (bez.  Grundeigenthum)  gelegt  mittelst  Katasters  und  Steuer  rollen  (i-'-le. 
iiominatifs)  erhoben  und  unmittelbar  vom  Steuerpflichtig  in  die  Cass«  des  mit  der 
Erhebung  betrauten  Steuereinnehmers  eingezahlt  werden.  „Indireote"  Steuern  sind 
dagegen  diejenigen,  welche  auf  Fabrikation,  Verkauf,  Transport,  Einfuhr  von  fiotisum- 
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tibilien  und  Handelsobjeeton  haften  und  von  den  Ouiisumenten  ..indirect"  gezahlt 
werden  (vgl.  Fin.  II.  §.  ?t^S .  3sS).  Das  Merkmal  der  rülos  noininatifs  wird  bei 
der  Classification  und  bei  der  Einreibung  der  cin/.elnen  Steuern  unter  die  directen 
des  Finanz-  und  Vcrwaltungsivehts  in  Frankreich  gern  besonders  betont.  Man  hat 
selbst  die  Namen  ..nominative'-  und  „nicht  noininativc"  an  Stelle  von  „directen"*  und 
..indirecten."  Steuern  vorgeschlafen  (Cabantous).  Hiernach  sind  auch  die  „den 
directen  Steuern  assituilirten  Spcdaltaxen".  ferner  die  «•ommuuale  Hundesteuer,  die 
Naturalleistung  für  Vicinalwegebau  im  fiau/.rtsis<  In  n  Kerbt  ..directe"  Steuern. 
Vgl.  Pe rronx- Joppen .  S.  2,  Noten,  Art.  cuntiib.  dir.  in  Block'»  dict.  N«>.  1  fl., 
Josat,  minist,  de  tili.,  p.  14.  435;  auch  v.  Kaufmann,  S.  150. 

Die  directen  Steuern,  mit  den  erwähnten  Ausnahmen  (Steuer 
von  beweglichen  Wcrthcn,  Liren/abgaben)  unterstehen  einer  der 
grossen  Generaldireetioneu ,  in  welche  das  französische  Finanz- 
ministerium eingetheilt  ist  (Tin.  1,  3.  A.,  §.  1)9),  der  „General- 
direction  der  directen  Steuern".  Letztere  zerfällt  in  eine 
Centralverwaltung  zu  Paris  und  in  die  Local-  oder  Departemental- 
verwaltung.  Für  jedes  der  86  Departements  steht  ein  Steuer- 
Director  an  der  Spitze  und  verfügt  Uber  ciu  Personal  von  Controleuren 
und  Inspectoren  für  den  Dienst.  Zu  diesem  gehört  in  dem  Ressort 
der  genannten  Generaldirection  ausschliesslich  die  Veranlagung 
und  die  Repartition,  nicht  auch  die  Erhebung  der  directen 
Steuern  ,  welche  zur  Generaldirection  des  ö  ff e  n  1 1  i  c  h  e  n 
Rechnungswesens  ressortirt  und  von  eigenen  Beamten  dafür 
erfolgt.  An  die  Thätigkeit  dieser  Behörden  und  Beamten  der 
eigentlichen  staatlichen  Steuerverwaltung  der  directen  Steuern, 
schliesst  sich  diejenige  von  Behörden  und  Beamten  der  allge- 
meinen staatlichen  Landcsverwaltung,  sowie  der  localen 
„Selbstverwaltung"  —  soweit  diese  Bezeichnung  für  die  be- 
treffenden französischen  Einrichtungen  zulässig  ist  —  an,  nämlich 
des  Maire,  des  Unterpräf'ecten  und  des  Präfectcn,  dann  des  Muni- 
cipalraths,  des  Arrondissementsraths  und  des  das  Departement  ver- 
tretenden Generalraths,  sowie,  besonders  für  das  Rcclamationswescn, 
des  Präfectuiraths  und  des  Staatsraths,  endlich  der  bürgerschaft- 
lichen  Rcpartitions-  und  Classiticationscommissionen. 

§.  180.  1.  Die  S  teuerrepartition.  Eine  speciHsch  eigen- 
thümliche  Function  mehrerer  dieser  Behörden,  namentlich  der 
General-  und  Arrondissementsräthe  und  der  localen  Repartitions- 
commissionen  wird  durch  den  Charactcr  dreier  der  grossen  directen 
Steuern  als  Repartitionssteuern  und  durch  die  Verände- 
rungen in  den  steuerpflichtigen  Objeeten,  welche  ge- 
setzlich auch  hier  zu  berücksichtigen  sind,  bedingt. 

Das  jährliche  Finauzgesetz  bestimmt  die  Höhe  des  Jahrcs- 
Principalcontingents  jeder  Steuer  und  der  allgemeinen  Steuer- 
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zuschlüge  (Centimes  additioneis  genöraux)  für  die  Staatscasse, 
sowie  der  Steuerzuschläge  für  die  Departements-  und  Couimunal- 
ausgabcn  und  für  verschiedene  Specialzweeke  (budget  sur  ressources 
speciales,  fonds  dcparteinentaux,  fonds  communaux,  und  Specialfonds 
für  Ausfälle  u.  dgl.  in.).  Das  hiernach  deu  Departements  zu- 
fallende und  von  jedem  einzelnen  aufzubringende  Contingent  wird 
alsdann  in  einem  jeden  von  seinem  Gcneralrath  auf  die  Arrou- 
dissements  der  Departements,  vom  Arrondissementsrath  die  be- 
treffende Quo'c  weiter  auf  die  Gemeinden  vertlieilt.  Darauf  werden 
die  Gemeindecontingentc  unter  Benutzung  der  vorbereitenden  Arbeiten 
der  staatlichen  Steuerbeaniteu  (Controleurc  und  Erheber),  welche 
die  Mutterrollen  zu  entwerfen  und  die  Besitzveränderungen  auf  dem 
Laufenden  zu  halten  haben,  durch  die  localen  Repartitions- 
commissionen  auf  die  einzelnen  »Steuerpflichtigen  vertheilt. 

Diese  Commissione»  setzen  sich  aus  dein  Mairc,  seinem  Adjuncten  und  fünf 
grundsteuerpilichtigein  Geinciudcbürgcrn  zusammen.  Die  letzte  Fntervcrtheilung  oder 
die  Individualrepartithm  dos  Gemeindciontingeuts  erfolgt  »ach  dem  Kataster  bei  der 
Grundsteuer ,  nach  dein  Steuertarif  hei  der  Thür-  und  Fenstersteticr ,  und  /war  hier 
vorbehaltlich  der  Abänderungen  des  Tarifsatzes,  welche  die  Aufbringung  des  Con- 
tingents  etwa  bedingt,  sowie  für  den  nach  der  Wohnungsmiethe  aufzubringenden  Theil 
der  Personal-  und  M»)biliaistcUer,  welcher  nach  Abzug  des  durch  die  Peraonalsteuer 
aufgebrachten  Tlieils  von  dem  betreffenden  Contingent  noch  übrig  bleibt,  nach  deu 
ermittelten  Micthw>-rthcn.  Auch  die  Steiiercoiitingeute  der  (irund-  und  der  Thür-  und 
Fenstersteuer  seihst  erleiden  übrigens  noch  kleine  Veränderungen  durch  die  Ver- 
änderungen im  Umfang  der  steuerpflichtige»  Objecto  beim  landwirtschaftlich  benutzte» 
Boden  (Zerstörungen,  Abschwcmmungon  u.  dgl.l.  Zutritt  von  bisher  steuerfreiem  Staats- 
und Krongut.  in  Folge  Uebergangs  in  Privatbesitz,  z  B.  vou  Wald,  zum  steuerpflichtigen 
Luden  und  besonders  bei  den  Gebäuden  (Neubauten.  Brand,  Einreissen  u.  s.  w.). 
Hierdurch  sind  dann  wieder  Veränderungen  in  der  Vertheilung  der  Departemental- 
CoiJtingente  auf  die  Ariondisscinents,  die  (iemeinden  und  die  einzelnen  Steuerpflichtigen 
bedingt,  um  das  erster»*.  Contingent  aufzubringen.  Arbeiten,  welche  die  Steuerbeamten 
i^Controleure!  und  KepartitionscommisMonen  auszuführen  haben.  Während  sich  so  inner- 
halb der  Departements  und  weiter  hinab  nach  deu  \  eranderunge»  im  Bestand  «ler 
steuerpflichtigen  Obicctc  die  Hepartitioiiscontingeiite  der  Airondis-ements  und  (iemeinden 
und  die  Steuer«: -unten  der  Einzelnen  beständig  etwas  verändern ,  steigt  das  Priucipal- 
contingent  der  drei  Kepartitionasteuern  zu  Gunsten  der  Staatscasse  nur  um  den  Betrag, 
um  welchen  sich  die  steuerpflichtig»?!!  < »bjecte.  bei  der  Mobdiarstetn  r  auch  die  steuer- 
pflichtigen Miethertiäge  mehr  vermehren  als  vermindern.  P:«»lurch  können  dann  auch 
noch  Verschiebungen  »ler  Peparteuiental-Contingento  im  Kähmen  des  hxirten  und  nur 
der  oben  erwähnten  Veränderung  «  bez.  Erhöhung«  unterliegenden  Staats- Principal- 
contingents  erfolge».  Bei  der  Personal-  und  Mobiliar-  und  der  Thür-  und  Fenster- 
steticr war  einmal  eine  periodische  Keusio»  »ler  Kepartitio»  auf  die  Departements  be- 
absichtigt gewesen  ((ieset/.  von  IS.'i2.  1V!>).  aber  wegen  der  Opposition  dagegen  wunh* 
sie  wieder  aufgegeben  MI  .    Daruber  unten  bei  den  einzelne»  Steuern. 

S.  Uber  tlie  Organisation  der  oben  genannten  Behörden  und  über  die  Function 
d'T  letzteren  und  der  beth»*iligten  einzelnen  Beamten  die  vielen  Einzelbestimmungeii, 
namentlich  bei  der  Ke pa  rt i t  i  <>n .  bes.  in  Perron. \-  Joppe».  Abschn.  2.  Art.  coutril>. 
dircetc-s  in  Block's  dict.  No.  11—  <«2.  Josat.  p.  4?M  —  4-43,  -Bit)  lt..  460—471. 
<>.  Mayer,  Französische.»  Verwaltungsrecht,  1.  Abschnitt.  Einze'nes  davon  unten  bei 
den  einzelne»  Steuern. 

Die  drei  französischen  directeu  Repartitionssteuem  bilden  eines 
der  wichtigsten  praetischen  Hcispielc  des  Repartitionssteucr-Prinrips 
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in  der  modernen  Steuergesetzgebung,  lieber  dieses  Princip  wurde 
schon  in  der  „allgemeinen  Steuerlehre"  in  diesem  Werke  gehandelt 
(Fin.  II,  §.  543  ff.).  Die  dort  hervorgehobenen,  diesem  Princip 
eigenthtlmlichen  Vorzüge  werden  auch  in  Frankreich  anerkannt 
und  von  Autoren  wie  von  Hock  gerühmt.  Durch  die  den  Ein- 
zelnen und  den  Gemeinden  hinsichtlich  ihrer  Steuerquote  gestatteten 
Kcclamationen  kann  auf  die  relativ  gleichmässigerc  Steuerver- 
theilung  mit  hingewirkt  werden,  ohne  Beeinträchtigung  des  fiscaliachen 
I  uteresses. 

Der  wesentliche  Mangel  der  genannten  drei  Steuern  liegt 
darin,  dass  die  Grundsteuer-Contingente  der  Departements, 
Arrondisscin en  ts  und  Gemeinden  nach  alten,  von  vornherein 
unrichtig  gewesenen  und  mittlerweile  immer  unrichtiger  und  ungleich- 
massiger  gewordenen  Maassstäben  geregelt  sind;  ferner,  dass  die 
I n di vidualrepartition  der  Grundsteuer  nach  dem  im  Ganzen 
stabilen  und  notorisch  höchst  ungleichmässigc  und  immer  ungleicb- 
mässiger  werdende  Einschätzungen  enthaltenden  Kataster,  die 
Individualrepartition  der  Mobiliarsteuer  nach  der  miss 
liehen  Grundlage  der  Miethe  und  diejenige  der  Thür-  und 
Fenstersteuer  nach  einem  unvermeidlich  mangelhaften  Tarif 
erfolgt.  Alle  diese  Mängel  haften  aber  dem  Repartitionsprincip 
als  solchem  nicht  an,  sondern  sind  vielmehr  die  Folge  einer  Ab- 
weichung von  demselben  und  einer  verhüllten  Zugrundelegung  des 
Quotitätsprincips. 

Ein  weiterer  Mangel  ist  die  das  berechtigte  tisealische 
Interesse  verletzende  zu  grosse  Stabilität  der  staatlichen 
Principalco ntingente.  Diese  letzteren  erhöhen  sich,  bei  dem 
Unterbleiben  der  allerdings  ursprünglich  im  Plan  gewesenen  allge- 
meinen Erneuerung  oder  wenigstens  Revision  des  Grundsteuer- 
katasters, bei  dieser  Steuer  und  ebenso  bei  den  zwei  anderen  im 
Wesentlichen  nur  durch  die  kleinen  allmählichen  Mehrzunahmen 
als  Verminderungen  der  Steuerobjecte ,  sowie  der  Miethcrhöhungeu 
bei  der  Mobiliarsteuer  und  der  communalen  Volkszunahme,  wo- 
durch eventuell  eine  höhere  Tarifclasse  der  Thür-  und  Feuster- 
steuer  zur  Anwendung  in  einer  Gemeinde  kommt.  Auf  diese 
Weise  gerathen  die  drei  Repartitionssteuern  immer  mehr 
in  ein  Miss verhältniss  zu  den  übrigen,  stark  im  Er 
trage  wac hsenden  Steu ern  und  speciell  auch  zu  der 
directen  Quo titätssteuer,  der  Patentsteuer.  Aber  auch 
dieser  Mangel  ist  wenigstens  keine  nothwendige,  wenngleich  aller- 


Digitized  by  Google 


Die  Steuerrepartition. 


dings  eine  aus  anderen  mitspielenden  Gründen  sich  hier  leichter 
einstellende  Folge  des  Repartitionspriucips ,  und  anderseits  vom 
Htandpunct  der  Steuerpflichtigen  und  auch  von  demjenigen  einer 
sparsamen  Finanzpolitik  aus  überhaupt  nicht  unbedingt  ein 
„Mangel",  sondern  wenigstens  öfters  ein  relativer  Vorzug. 

Das  richtige  und  berechtigte  fiscalische  Interesse  würde  freilich 
gerade  in  Frankreich  bei  seinem  stark  gestiegenen  und  fortwährend 
steigenden  Steuerbedarf  eine  grössere  Beweglichkeit  und 
Steigerung  auch  des  Principalcontingents  der  drei 
Repartitionss teuer n  fordern.  Damit  steht  das  Repartitions- 
prineip  nicht  in  Widerspruch.  Im  Gegentheil  ist  einer  der  leitenden 
Gedanken  bei  der  Anwendung  dieses  Princips  der,  dass  mit  dem 
Bedarf  die  Ertragssu mnie  einer  Steuer  und  der  Steuer- 
fuss wechseln  (Fin.  II,  §.  545  u.  a.).  Das  ist  iu  Frankreich 
versäumt  worden,  weil  die  Steuerpflichtigen  zu  stark  opponirten 
und  eben  die  letzte  Vertheilungsgrundlage  (Kataster  bei  der  Grund- 
steuer, Besteuerungsmaassstab  bei  den  beiden  anderen)  eine  zu 
wenig  verlässliche  und  zum  Theil  geradezu  unrichtige  und  unge- 
rechte ist.  Bei  der  Quasi-Gcsammthaftung  der  Steuerpflichtigen, 
welche  das  Repartitiousprincip  bedingt,  war  dann  auch  eine  Ver- 
änderung der  Grundlagen  der  Vertheilung  besonders  missliebig, 
weil  jeder  einzelne  Pflichtige  und  jede  Contingentsgemeinschaft 
(Departement,  Arrondissement,  Gemeinde)  sich  vor  Mehrbelastungen 
in  Folge  anderweiter  Minderbelastungen  fürchtete. 

Indessen  folgt  doch  aus  dem  Allen  kein  durchschlagender 
Einwand  gegen  die  Repartitionssteuer  als  solche,  sondern  nur 
soviel,  dass  auch  hier  eigentümliche  Schwierigkeiten  vorliegeu  und 
dass  die  genügende  finanzielle  Ergiebigmach  ung 
solcher  Steuern  an  die  Voraussetzung  richtiger  Be- 
steuerungsgrundlagcu  (Kataster)  und  Maassstäbe  ge- 
bunden ist,  weil  man  beim  Vorhandensein  solcher  die  richtige  durch 
die  Gesammtentwicklung  des  Steucrbcdarls  gebotene  Erhöhung  der 
Principalcontingcnte  nicht  wird  zu  scheuen  brauchen  und  den 
Widerstand  der  Interessenten  dagegen  leichter  Überwinden  kann. 

Ich  halte  daher  doch  mein  günstiges  Urthoil  über  das  Kepartitionsprineip  ans 
der  „allgemeinen  Steuerlehre"  (Fin.  II,  §.  513—545.  S.  591  ff.)  aufrecht.  S.  sonst 
auch  von  Hock.  Fin.  Frankreich«,.  S.  140.  eine  schon  im  B.  II  von  mir  citirtc  Stelle 
>S.  5«)5  Note). 

Dir  Verletzung  des  fiscalisrhen  Interesses  ergiebt  sich  aus  der  geringen  Steigerung 
der  Ertragsziffern  der  drei  Kepartitionssfeuern.  Z.  B.  wuchs  das  Priucipalcontingent 
des  Staats  (ind.  Zuschläge  zu  den  kleinen  Sp.uiali'onds)  bei  der  Grundsteuer  1851  bis 
1HT0  <jmt  Elsas* -Lothringen^  nur  von  Ui3.V.»  auf  175.S1,  von  1S71-  S5  [ohne  die 
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abgetretenen  Provinzen)  nur  von  171.05  auf  tsl.lo  Mill.  Fivs,.  bei  der  Personal  - 
und  Mohiliaisteuer  in  denselben  Perioden  von  43.17  auf  55.5t  und  von  5l.(i!>  auf  7u.2ß, 
bei  der  Thür-  und  Fensterstcuer  von  3(1.1  s  auf  10.12  und  von  :tvs»>  auf  17.20  Mill.  l  ies., 
wobei  noch  bei  allen  drei  Steuern  die  Ertragsverinehning  bei  sotist  stabilem  Contingent 
und  Fuss  vornehmlich  von  sogen  „bebauten"  :d.  h.  als  Area  der  Gebäude  dienenden 
Grundstücken .  sowie  von  den  Gebäuden  und  Wohuungen  selbst  herrührt.  Bulletin 
vol.  XX,  p.  220  tIA 

Die  wirkliche  Einbringung  der  ausgeschriebenen  Staats  , 
Departements-,  Arrondisscments-  und  Gemeindecontingente  der 
Kepartitionssteuern  wird  durch  Einrichtungen,  welche  diese  Steuern 
speciell,  theil  weise  aber  auch  die  directen  Stenern  Überhaupt  be- 
treffen, zweckmässig  im  tiscalischen  Interesse  verbürgt.  Diese  Ein- 
richtungen bestellen  in  den  fonds  de  non  valeurs  et  de  secours, 
die  durch  Zuscbliigcenthnen  gespeist  werden ,  und  ausserdem  gerade 
bei  den  Kepartitionssteuern  in  der  Wiederauflegung  der  in  einem 
Jahre  gewählten  Erlasse  und  Keduetiom  n  von  Steuerquoten  auf  die 
Contingentsgcmeinschaft  im  nächsten  Jahre. 

Der  fonds  de  non  valeurs  od.T  der  Steile  raus  falle,  welche  durch  l'neiu- 
briuglichkeit  der  Individualisten  der  Kepartitionssteuern  und  der  ausgeschriebenen 
Steuerschuldigkeiten  der  L'atentsteuer,  sowie  bei  dieser  Steuer  auch  durch  Erlass  oder 
Ermässigung  der  Steuern  entstehen,  wird  jährlich  im  Et.it  mit  bestimmten  Centimen 
iseit  lange  regelmassig  !  für  die  (irund-  und  Personal-  und  Mobiliarsteuer,  3  fur  die 
Thur-  und  Feustersteuei ,  5  fur  die  Patentsteuer)  dotirt.  Um  diese  Centimen  erhöhen 
sich  daher  die  Contiu^ente  und  schliesslich  die  Individualbetr  i;;e.  Die  Ausf  nie  und 
bei  der  Patentsteuer  die  Erlasse  und  Ermässigungen  werden  aber  so  zu  dunsten  des 
Fiscus  gleich  gedeckt.  Ein  Haupt,  rklarung-grtmd  für  das  sichere  Eingehen  der 
Summen  der  Ilaupteontingente  der  Kepartitionssteuern  und  auch  der  Budgetsiimmen  d<  r 
Patentsteucr.  Ausserdem  steht  im  Staatshaushaltsetat  ein  Hilfsfonds  fur  Hagel- 
schlag, Brand,  l'ebcrschwemmung  u.  dgl.  ui..  der  durch  Zuschlagcentimen  der  Grund- 
und  der  Personal-  und  Mobiliarsteuer  fuewfdinlieh  1)  dotirt  wird  und  Steile rausfälle 
aus  solchen  Titeln  deckt. 

Die  Ausfälle  in  Folge  von  Eilass  oder  Ermässigung  rechtmässig  ge- 
schuldeter Beträge  h<  i  den  Kepartitionssteuern  (nach  Keclainationen  auf  Ent- 
lastung und  Keductionen  ,  welche  fur  begründet  erachtet  wurden,  s.  folg.  £.)  werden 
dagegen,  dem  Princip  dieser  Steuern  gemäss,  im  nächsten  Jahre  auf  die  betreffende 
Contingeutsgcmeinschalt  wieder  mit  repartirt.  eine  Möglichkeit,  worin  sich  eben- 
falls ein  Voitheil  dieses  Kcpartitionsprincips  fur  den  Fiscus  /eint.  Siehe  u.  A.  Block, 
diet.  An.  contr.  dir.  N  >.  Iii.  .'520—  :r>2,  bes.  P e  r  r  ou  x- J  o p  pen ,  «j.  44s  II.  über 
Entbindungen  und  Ausfallfoiids.  Die  erste  Einrichtung  eines  solchen  schon  nach 
Gesetz  vom  11.  Üctober  17!H.  Auch  für  die  directen  Zuschlagsteuern  der  Departements; 
und  Gemeinden  bestehen  wieder  eigene  Zusehlagcentimen  zur  Deckung  von  Ausfällen. 
Das  jähiliche  Gesetz,  welches  die  directen  Steuern  und  Zuschläge  dazu  feststellt,  ent- 
hält in  seinen  Annexen  die  Ziffern  der  einzelnen  Arten  von  Zuschlägen.  S.  z  B.  F. 
ISsl  die  Uebersicht  in  v.  Kaufmann,  Fin.  Frankreichs.  S.  V.v>\  fur  l^.s  — sf,  in 
den  Tabellen  bei  Faure. 

181.  2.  Das  Keclauiationswcsen  hei  den  directen 
Steuern  gestaltet  sich  in  Frankreich  zunächst  wieder  für  die 
Kepartitionssteuern  eigenthlimlich.  Hier  kommen  nämlich  ausser  den 
Keclamationcn  einzelner  Steuerpflichtigen  auch  solche  der 
localcn   Contingentsgemeinschatten,   der  Gemeinden, 
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Arroudisseinents  und  eventuell  auch  der  Departements  gegen 
das  ihnen  zur  Aufbringung  zugctheilte  Conlingcnt  vor. 

Verl.  Fin.  II.  *»S2  W. ,  S  671  (f.  Da  die  Departetnentscontiu^nte  durch  das 
Finauzgesetz  Jcst^c-tellt  worden,  «reht  diu  etwaige  Keehmation  des  Departements 
in  Form  des  Gesuchs  an  die  Legislative  selbst.  Kei  lain.iiionen  der  Gemeinden 
gellen  seitens  des  Gemeinde-  oder  Munieipalraths  zur  Hetruraehuinu  an  den  Arron- 
uisseuientsrath  und,  wie  gleichfalls  solche  der  ArrondissemcntMitrho  uhe.r  die  Hepartition 
der  Arrondissement>-Oontiii<rerite,  zur  endsriltigen  Kntx  heidun;:  an  den  Generalrath  des 
Departements.  Hier  ist  also  nur  Gesuch,  nicht  verwahnn<;srechtliche  Beschwerde 
.»der  Klage  zul:i?>i^r .  mit  <  Uu-v  Ausnahme  hei  Gcmeindercclamationen  in  einem  Falle 
betr.  leerstehende  Häuser,  wo  auch  der  Prat'eeturrath  entseheidet\  S.  Pcrroux- 
J  Oppen,  No.  M52— 358. 

Anders  liegen  die  Verhältnisse  in  Bezug  auf  Rcelamationen 
einzelner  .Steuerpflichtigen  sowohl  gegen  die  Veranlagung 
als  auch  gegen  die  Erhebung  directer  Steuern.  Hier  wird  mit 
der  scharfen  Consequenz  des  französischen  Verwaltungsrechts  im 
Gebiete  der  directen  Besteuerung  zwischen  den  Begründungen 
und  den  zulässigen  Hechtsmitteln  bei  Rcelamationen  unter- 
schieden. 

Das  französische  Recht  unterscheidet  ferner  auch  in  Betreff  der 
('ompetenzen  für  die  Entscheidung  von  Fragen  der  Veranlagung 
(einschliesslich  der  Hepartition)  und  der  Erhebung  (einschliesslich 
des  Zwangsverfahrens)  scharf  zwischen  den  directen  Steuern 
einer-  und  den  beiden  anderen  grossen  Steuergruppen,  den 
in  directen  Verbrauchssteuern  und  den  Register-  und 
S  tcni  pelabga  ben  anderseits.  Bei  den  directen  Steuern  speciell 
wird  in  Reelainationssaebcn  der  Weg  des  Gesuchs,  aus  Billig- 
keit s  g  r  ü  n  d  e  n ,  und  der  Weg  des  Rechtsstreits,  der  v  e  r 
w  a  1 1  u  u  g s  r  c  c  h  1 1  i  c  h  e  n  B  c  s  c  h  w  erde  bez.  Klage,  aus  Rechts- 
gründen  streng  unterschieden. 

Competcnt  in  Betreu'  der  Veranlagung  uud  im  Wesent- 
lichen auch  der  Erhebung  der  directen  Steuern,  daher  in  den 
hierher  gehöligen  Reelamationssachen ,  ist  die  Verwaltung  und, 
soweit  es  .sich  um  st  reitiges  Recht  handelt,  die  zu  ihr  gehörige 
Verwaltungsjustiz,  und  zwar  letzteren  Falles  auch  in  Betreff 
der  Erhebung  und  des  Zwangsverfahrens  mit  Ausschluss 
der  Civiljustiz  Überall  da,  wo  die  Entscheidung  nach  den 
durch  die  Steuergesetzgebung  für  die  Steuererhebung  festgestellten 
Regeln  zu  erfolgen  hat.  t'nterschicden  wird  alsdann  mit  scharfer 
Logik  bei  Reclamationen,  ob  dieselben  eine  gesetzlich  unrichtige, 
also  unrechtmässige  Besteuerung,  an  und  flir  sich  oder  der 
Höhe  nach  behaupten  und  demuach  eine  E  n  1 1  as  t  u  n  g  (decharge) 
oder  eine  Herabsetzung  (reduetion)  als  rechtlich  begründet, 
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verlangen,  oder  ob  sie  um  Erlass  (remise)  oder  Ermässigung 
(niodcration)  unter  Vorbringung  von  B  illigkeitsgrlinden  nach- 
suchen. Im  ersten  Fall  handelt  es  sich  um  eine  rechtliche 
Streitfrage,  welche  in  Frankreich  aber  nur  im  verwaltungs- 
rcchtlichen  Streitverfahren,  in  erster  Instanz  von  dein 
Präfecturrath,  in  zweiter  vom  Staatsrath,  als  den  Verwaltungs- 
gerichtshöfen, entschieden  wird.  Im  zweiten  Falle  handelt  es  sich 
um  eine  reine  Vcrwaltungssachc,  in  welcher  die  Ver- 
waltungsbehörden allein,  der  Unterpräfect  und  PrUfect  in 
erster,  der  Minister  in  zweiter  Instanz  competent  sind  und  nach 
Billigkeitsgründcn  entscheiden.  Hier  enthält  die  Reclamation 
(i.  w.  S.)  daher  nur  ein  Gesuch,  eine  Bitte,  dort,  bei  Rechts- 
fragen, eine  Beschwerde,  bez.  verwaltungsrechtliche  Klage. 

Die  Keclamationen  letzterer  Art,  auf  Entlastung  oder  Herabsetzung  nach  Hechts- 
nründcn,  wird  zunächst  an  den  Unterprä fecten  oder  Präfectcn  gerichtet  und  kann 
natürlich  auch  von  diesen,  also  als  Beschwerde,  im  Verwaltungswege,  im 
Sinne  des  Reklamanten  erledigt  werden.  Andernfalls  geht  sie  vom  Prätectcn  an  den 
Präfecturrath  zur  Entscheidung  im  Rechtswege,  als  Verwaltu ngsklage.  Dieser 
Rath  entscheidet  nach  Einholung  des  Berichts  des  Steuerdirectors  und.  wenn  dieser 
Bericht  ablehnend  ist,  nach  erfolgter  Untersuchung  durch  Experte,  worauf  der  Reclamant 
dringen  kann.  Zur  ersten  Anbringung  der  Reclamation  besteht  eine  Frist  vou  3  Monaten 
nach  Publication  der  Stcuci  rollen.  Die  Zahlungspflicht  in  Betrelf  der  einmal  vorge- 
schriebenen Steuer  läuft  indessen  auch  nach  und  während  angebrachter  Reclamation 
*{  Monate  lang,  innerhalb  welcher  Frist  jede  Reclamation  regelmässig  erledigt  sein 
soll.  Die  Ausfälle  durch  Entlastungen  iu  Folge  für  rechtlich  begründet  anerkannter 
Rcclamatioiieu  werden  bei  den  Repartitionssteuern  —  ganz  folgerichtig  —  auf  die 
üontingeiitsgeineinschaften  wieder  mit  aufgelegt,  bei  der  Patentsteuer  aus  dem  Aus- 
fallfonds mit  gedeckt. 

Die  Keclamationen .  welche  Gesuche  um  Erlass  oder  Ermässigung  enthalten, 
stützen  sicli  dagegen,  wie  gesagt,  nicht  auf  Rechtsgrund»!,  sondern  auf  Billigkeit  s- 
gründe,  z.  B.  auf  verschwundene  oder  verminderte  Zahlungsfähigkeit  des  Censiten. 
Sie  werden  von  den  genannten  Verwaltungsinstan7en  entschieden  ebenfalls  nach  voraus- 
gegangener Untersuchung  und  Berichterstauung  desSteuercontroleurs  und  Steuerdirectors. 
Die  so  entstehenden  Ausfälle  werden  auch  bei  den  Repartitionssteuern.  —  wiederum 
folgerichtig  —  auf  den  Ausfallfonds  übernommen. 

Die  Competenz  des  Präfccturrachs  in  Streitfragen  der  Veranlagung  und 
Reclamation  beruht  auf  unzweideutiger  positiver  gesetzlicher  Norm  (Gesetz  v. 
2b.  pluv.  VIII,  Art.  t,  v.  21.  April  1SJ2,  Art.  2!))-  Die  gleiche  Kompetenz  in 
Streitsachen  der  Erhebung  (und  des  Zwangsverfahrens)  bei  den  directen  Steuern  ist 
nur  durch  die  Judicatur  des  Staatsraths  begründet  worden.  Doch  wird  hier  unter- 
schieden: wo  es  sich  um  Entscheidung  nach  speci eilen  Regeln  der  Steuer- 
erhebung handelt,  ist  der  Präfecturrath  (und  Staatsrath),  wo  es  sich  um  An- 
wendung der  Regeln  des  gemeinen  Rechts  handelt,  sind  auch  hier  die  Civil- 
gerichte  competent  (Vi gn es  I,  107,  nach  Durieu,  traite  sur  les  poursuite*  en  mat. 
de  contr.  dir.  I,  8U4). 

Bei  den  genannten  beiden  anderen  grossen  Steuergruppen 
besteht  dagegen  in  Betreff  der  Competenz  und  des  Rechtswegs 
bei  Reclamationen  ein  wesentlicher  Unterschied  von  den  directen 
Steuern.  In  Betreff  der  Veranlagung,  der  Erhebung  und  des 
Zwangsverfahrens    ist    hier   durchaus   die  Civilgerichts- 
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barkeit  competent,  nicht  die  Verwaltungsgerichtsbarkeit.  Hier 
handelt  es  sich  in  Reclamationen  daher  auch  um  Klagen  in 
Betreff  behauptetermaassen  von  der  Verwaltung  unrichtig  angewandten 
Rechts.  Der  Anbringung  solcher  Klagen  kann  nur  natürlich  auch 
hier  der  Beschwerdeweg  bei  den  Verwaltungsbehörden  selbst 
vorangehen,  welche  letzteren  ausserdem  selbstverständlich  auch  hier 
bei  Gesuchen  um  Erlass  oder  Ermässigung  aus  Billigkeitsgründcn 
competent  sind. 

S.  die  besonders  klare  Darstellung  dieser  Dinge  und  des  Unterschieds  hui  den 
genannten  Sfeuergruppcn  in  Vigncs  I,  91  fC,  100  ff..  2S't  H'.,  465  ff.  Ferner 
Pradicr-Foderr,  droit  administratif  7.  6d.,  p.  380.  Ü.  Mayer,  Französ.  Vcrw. 
recht  S.  84 ,  1 26 .  392  (mit  den  Citaten  der  ausfuhrlichen  Erörterung  dieser  Punct«* 
in  der  französ.  verwaltungsrcchtlichcn  Fachliteratur,  bes.  in  Dufour,  trait«'-  g«'-ner.). 
Klock,  dict.  Art.  contrib.  dir.  No.  219 — 253.  Pcrrou x-J oppen  No.  359— 47b. 
mit  Berücksichtigung  der  Verhältnisse  bei  den  einzelnen  directen  Steuern. 

§.  182.  3.  Erhebung  und  Zwangsverfahren.  Ein  fein 
durchgebildetes  verwaltungsrechtliches  Gebiet,  mit  zahlreichen  Einzel- 
bestimniungen ,  kleineren  Verschiedenheiten  bei  den  einzelnen 
Steuern,  aber  im  Wesentlichen  mit  gleichen  Grundsätzen  und  Normen 
bei  allen  directen  Steuern. 

a)  Erhebung. 

Die  Jah rcsschuldigkeit  an  directen  Steuern  wird  jedem 
Steuerpflichtigen  auf  Grund  der  Steuerrolle  besonders  angezeigt 
(„preraier  avertissement"),  wofür  zur  Kostendeckung  5  Cent, 
erhoben  werden. 

Die  oben  in  der  Uebersicht  S.  415  genannte  taxe  de  premier  av<T- 
tissement.  Im  Etat  wird  der  Ertrag  dieser  Steuer  besonders  aufgeführt  ;  er  war  z.  B. 
für  1SS7  auf  616,500  Frcs.  nebst  429,500  Frcs.  für  Specialfonds,  zusammen  auf 
1.046,000  Frcs.  veranschlagt,  entsprechend  einer  Zahl  von  20.92  Mill.  „Ankündigungen" 
und  zwar  allein  bei  den  4  Hauptsteuern.  Bei  den  kleineren  dir^  U-n  Steuern  kommt 
die  Taxe  auch  vor. 

Die  Steuerzettel  enthalten  die  Beträge  der  einzelnen  Steuern, 
in  Hauptsumme  (principal)  und  Zuschlägen  und  nach  den  Be- 
stimmungszwecken der  letzteren  (fUr  Staat,  Departement,  Gemeinde, 
Specialfonds)  getrennt  ausgewiesen.  Die  Erhebung  erfolgt  gemeinsam 
durch  die  staatlichen  Einnehmer  (pereepteurs),  welche  zu  diesem 
Behuf  sich  in  jeder  Gemeinde  ohne  ständiges  Steueramt  zu  be- 
stimmten Terminen  einfinden.  Dies  wird  öffentlich  bekannt  gemacht, 
worauf  die  Pflichtigen  die  fällige  Steuer  zum  Einnehmer  zu  bringen 
haben.  Die  Zahlungspflichtigen  sind  die  in  den  Steuerrollen  auf- 
geführten Personen,  bez.  deren  Erben.  Die  Grundsteuer  darf  auch 
statt  vom  Eigentbttmer  vom  Pächter  oder  Miether  gefordert  und 
umgekehrt  dürfen  für  ihre  Zahlung  der  oder  die  Pächter  vom 
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Eigentümer,  mit  gewissen  Beschränkungen,  delegirt  werden,  wobei 
aber  der  Eigeotlilimer  eventuell  verhaftet  bleil)t.  Die  eigentlich 
von  jedem  „Bewohner"  gesetzlich  schuldige  Thür-  und  Feustcr- 
steucr  wird  vom  Eigenthtimer,  IJsufructuar,  llauptpächter  und 
llauptmiether  gefordert,  vorbehaltlich  des  in  der  Kegel  nicht 
formell  ausgeübten  —  Rechts,  die  Steuer  pro  rata  anderen  Pächtern 
und  Miethern  seitens  des  EigenthUmers  u.  s.  w.  anzurechnen.  Die 
sämmtlichen  directeu  Steuern  werden  regelmässig  in  Monatsraten 
fällig  und  werden  so  erhohen ,  gesetzlich  und  factisch  jetzt  am 
ersten  des  folgenden  Monats  für  den  verflossenen  Monat,  wobei 
Vorauszahlung  mehrerer  Monatsraten  oder  der  ganzen  Jahres- 
schnldigkeit  zulässig  ist,  doch  ohne  Anspruch  auf  Discont. 

Udingens  kann  in  Ausnahmefällen  zur  Sicherung  des  Fiscus,  z.  B.  bei  Hausirern. 
Failliten,  Ortsdomieil  Wechselnden  bei  der  Personal-  und  Wohnungrssteuer'i ,  div 
Zahlung  der  ganzen  Jrthr.'^rhuldigkeit .  Wz.  des  Rests  davon  auf  einmal  verlangt 
werden.  Die  „Jahreszwölfter*  oder  Monatsraten  der  directeu  Steuern  sind  auch  staats- 
rechtlich, z.  R.  für  die  Budgetbewilliguiur,  und  statistisch,  für  Y  erjdeiehunjren  hin- 
sichtlich des  Stouereimrangs  unter  dem  Einfluss  der  wirthsehaftlielien  und  politischen 
Lage,  wichtig  (Monatsubersichtcn  im  Bull.  Statist.).  S.  über  dir-  Steuererhebung  da;, 
weitere  reiche  Detail  der  Vorschriften  in  Perrou x-J oppe n  .  No.  17'.»  ft*.  500—  537 
und  Block,  dict.  contr.  dir.  No.  254 — 265.    Vi  an  es,  I.  '»5  ff. 

b)  Zwangsverfahren. 

Die  Vorschriften  darüber  tragen  in  ihrer  Schärfe  das  Gepräge 
der  Zeit,  in  der  sie  entstanden  sind,  der  späteren  Jahre  der  ersten 
Revolution,  wo  man  nach  den  üblen  Erfahrungen  der  voraus- 
gegangenen Zeit  die  Notwendigkeit  strengerer  Maassregeln  im 
fiscalischcn  Interesse  nicht  mehr  verkennen  konnte  und  wieder 
wagte,  damit  Ernst  zu  machen,  freilich  besonders  erst  seit  dem 
Consulat  (Gesetz  vom  17.  brum.  V,  Art.  3,  besonders  Consular- Ver- 
ordnung v.  IG.  thermid.  VIII  oder  4.  August  1*00  u.  a.  m.).  Sie 
sind  dann  in  der  Folgezeit  im  Einzelnen  weiter  ausgebildet  (Gesetz 
vom  25.  März  1817,  Keglern,  vom  26.  Aug.  1824,  Keglern,  vom 
21.  Dec.  1839),  aber  vornehmlich  erst  jüngst  durch  das  Gesetz  vom 
!■).  Februar  1877,  welches  die  übrigens  im  Wesentlichen  in  der 
Praxis  schon  obsolet  gewordene  Einrichtung  der  „Stcuereinlicgcr' 
(garnisairesj  auch  formell  beseitigte,  wenigstens  in  diesem  Puncte 
gemildert  worden.  Der  wichtige  Fortschritt  in  der  nachrevolutionären 
Periode  gegenüber  dem  harten  Zwangsverfahren  des  ancien  regime 
lag  daher  auch  hier  nicht  sowohl  in  milderen  Grundsätzen,  als 
in  der  Herstellung  einer  strengen  rechtlichen  und  administrativen 
Ordnung  des  Zwangsverfahrens ,  auch  seiuer  Kosten ,  sowie  in  der 
Gewährung  genügender  Cautelen  für  die  Steuerpflichtigen  gegen 
Willkührund  Amtsmissbrauch  der  Erhebungs  und  Executionsorgaue. 
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In  dieser  Hinsicht  sind  die  Bestimmungen  des  französischen  Ver- 
waltungsrcchts  musterhaft.  Die  nicht  zu  leugnende  Schärfe  mancher 
einzelnen  Bestimmungen  dieses  Rechtsgebiets  ist  aber  bei  Steuern, 
zumal  bei  directen  Steuern,  nicht  wohl  zu  vermeiden,  wenn  das 
Ziel,  der  richtige,  vollständige  und  möglichst  rechtzeitige  Steuer- 
eingang erreicht  werden  soll. 

Ueber  die  Verordnung  von  1S00  und  die  Weiterbildung  der  bezüglichen  Gesetz- 
gebuug  (Uber  „poursuite*")  s.  Stourm,  I.  182  fi'.  Für  alles  Einzelne  Pcrronx- 
J  oppen,  No.  538— 5S1,  auch  passim  No.  582  —  615,  Block  dict.  art.  contr.  dir.  §.  266 
bis  M19;  auch  Supplemente,  so  suppl.  gen  er.  (.1878 — 84).  s.  garnisaire,  p.  216.  Vignes, 
1 .  97  ff.  Für  das  Be*chlagnahmeverfahren  komineu  auch  die  Bestimmungen  dos 
Code  de  prored.  civ.  in  Betracht.    Im  Folgenden  nur  die  Grundzuge  des  Systems. 

Steuerpflichtige,  welche  nach  Ablauf  des  Steuertermins,  bez. 
der  Stcuerfrist,  d.  h.  10  Tage  nach  ersterem  noch  in  Rückstand 
mit  Raten  directer  Steuern  sind,  sollen  zuerst  noch  einmal  durch 
den  Steuererheber  kostenfrei  gemahnt  werden,  und  zwar 
mindestens  8  Tage  vor  dem  ersten  Acte  des  Verfahrens,  welcher 
Kosten  machen  kann.  Blieb  diese  Mahnung  ohne  Erfolg,  so  treten 
Zwangsmaassregeln  in  gesetzlich  bestimmter  Reihenfolge  ein, 
welche  durch  Steuerexecutorcn  (porteurs  de  contrainte)  ausgeführt 
werden.  Die  erste  Zwangsmaassregel  bestand  früher  in  der  Ein- 
quartierung von  Steucreinliegern  (garnisaires)  in  der  Behausung  des 
rückständigen  Steuerpflichtigen,  wobei  Kost  und  nach  einem  Tarif 
Gebühren  zu  entrichten  waren. 

Es  wurde  dabei  C  olle  dir- Einquartierung  tgarnison  collective),  durch  Einen 
Einlieger  bei  mehreren  rückständigen  Steuerpflichtigen,  unter  Vertheilung  der  Kosten 
auf  diese,  für  höchstens  10  Tage  in  ein-  und  derselben  Gemeinde,  und  Individ  ual-Ein- 
iltiartierung  garnison  individuelle)  durch  einen  Einlieger  bei  Einem  liiickstandigon, 
der  mindestens  40  Frcs.  schuldete,  und  für  höchstens  2  Tage  unterschieden.  Das 
genannte  Gesetz  von  1877  hat  diese  letztere  Einrichtung  furinell  und  sachlich  beseitigt 
und  aus  der  ersteren  eine  „Mahnung  mit  Kosten"  gemacht,  sie  sachlich  aber  belassen. 

Die  zweite,  jetzt  dem  einzelnen  Rückständigen  gegenüber 
die  erste  Zwangsmaassregcl  ist  der  Zahlungsbefehl  mit  An- 
drohung von  und  Berechtigung  zur  Beschlagnahme.  Zwischen 
dieser  und  dem  Befehl  muss  mindestens  eine  Frist  von  3  Tagen 
liegen. 

Die  Beschlagnahme  selbst  darf  nur  die  Mobiliarobjeete  und  die  noch  im 
Felde  stehenden  Fruchte  des  Steuerrestautcn  umfassen,  mit  gewissen  Ausnahmen  in 
Betreff  einiger  notwendiger  Gebrauchsgegenstände  und  Arbeitsgeräte.  Das  I  in  - 
mobil iarvennögen  ,  im  Einzelnen  das,  was  nach  französischem  Civilrecht  darunter 
fällt,  ist  von  der  Beschlagnahme  ausgeschlossen.  Die  in  Beschlag  genommenen  Objecto 
dürfen  nicht  früher,  als  mindestens  H  Tage  nach  der  Beschlagnahme  und  nur  auf 
Grund  einer  besonderen  Ermächtigung  des  l'nterpräfecten  unter  genau  im  Einzelnen 
weiter  vorgeschriebenen  Formen  und  Cautelen  verkauft  worden.  Haftbarkeit  der 
Steuererheber,  im  Falle  die  letzteren  in  den  Executionsmaassregeln  Nachlässigkeiten 
oder  Versäumnisse  begehen,  und  gewisse  Fiscalpiivilegieu  siehern  ausserdem  das  hs- 
calisohe  Interesse  bei  der  Erhebung  der  directen  Steuern. 

A.  Wagnor,  Finanzwlssoimcbaft.  III.  28 
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Zu  einzelnen  weiteren  Bemerkungen  über  die  in  den  §§.  1 70  —  1 S2  behandelten 
Puncte  wird  sich  im  Folgenden  bei  der  Darstellung  der  einzelnen  Steuern  noch  Ge- 
legenheit linden. 

183.  4.  Erhebungskosten  (i.  w.  S.).  Dieselben  zerfallen 
in  die  Veranlagungskosten  und  die  eigentlichen  Er- 
hebungskosten (i.  e.  S.). 

Zu  den  ersteren  werden  in  Frankreich  wie  in  anderen  Ländern  gewöhnlich  nur 
die  laufenden,  jahrlich  ungefähr  in  demselben  Betrage  »ich  wiederholenden,  ein- 
schliesslich derjenigen  Kosten,  welche  die  Evidenzhaltung  der  Kataster  betreffen,  * 
gerechnet.  Genauer  genommen  müssen  aber  die  eigentlichen  Kataster-  oder 
Katastriruugskosten  auch  dazu  gesetzt  werden,  daher  besonders  die  ersten  Kosten 
der  Anlage  eines  dauernden  Katasters,  also  namentlich  des  Grundsteuer- 
katasters. Kin  entsprechender  Zinsbetrag  und  streng  genommeu  ein  Amorti- 
sation«- und  Erneu eru ngs  betrag  von  den  Kosten  der  ersten  Katasteranlage  gehört 
daher  eigentlich  auch  zu  den  ..Veranlagungskosten"  der  directen  Steuern,  was  u.  A. 
bei  der  Vergloie.hu ng  der  gcsaminton  Erhebungskosten  der  verschiedenen  Stcuerarten 
in  demselben  und  in  verschiedenen  Ländern  zu  beachten  ist. 

Die  laufenden  Veranlagungskosten  lassen  sich  von  den 
Verwaltungskosten  der  sämmtlichen  Steuern  und  zum  Theil  der 
Finanzen  überhaupt,  besonders  für  den  Centraidienst,  nicht  ganz 
genau  ausscheiden.  Sie  und  die  einzelnen  Erhebungskosten  sind 
ferner  bei  dem  engen  Zusammenhang,  in  welchem  gerade  in  Frank- 
reich die  directen  Steuern,  besonders  die  vier  grossen,  stehen,  in  der  ^ 
Hauptsache  nur  im  Ganzen  für  die  unter  der  Verwaltung  der 
„Direction  der  directen  Steuern"  stehenden  Steuern  (daher  für  die 
vier  Ilauptsteuern  und  die  denselben  assimilirten  Specialtaxen)  an- 
zugeben, nicht  für  jede  einzelne  Steuer.  Da  ausserdem  auf  diesem 
Gebiete  Veränderungen  in  Einzelheiten  der  Verwaltung,  in  der 
Etatisirnng  und  Verrechnung  vorzugehen  pflegen,  wie  das  auch  in 
Frankreich  geschehen  ist,  auch  die  betreffenden  Beamten,  z.  B.  die 
Steuereinnehmer  (pereepteurs)  mitunter  noch  andere  Functionen 
ausüben,  so  sind  ganz  genaue  Kostenberechnungen  fUr  längere 
Perioden  auch  aus  den  Daten  der  Budgets  und  Etats  schwierig  und 
selbst  von  den  amtlichen  Organen  nur  mit  gewissen  Schätzu nge n 
für  einzelne  Posten  ausführbar.  Man  hat  es  daher  doch  nur  mit 
Näher uugswerthen  zu  thun.  Soweit  die  Kosten  für  sachliche 
und  persönliche  Ausgaben  feste  sind  (fixirte  Gehalte  u.  s.  w.)  im 
Unterschied  zu  procent  weisen  (wieden  im  Erhebungsdienst  der  fran- 
zösischen directen  Steuern  vorkommenden,  übrigens  nach  degressivem 
Procentsatz  normirten  Tantiemen),  stellen  sie  sich  natürlich  mit 
der  Steigerung  der  Steuererträge  relativ  günstiger,  was  man 
auch  iu  Frankreich  wahrnimmt.  Da  die  Erhebung  der  Zuschläge 
für  Departemental-  und  Communalzwccke  durch  die  Staatsverwaltung 
mit  erfolgt,  so  müssen  zur  Berechnung  der  relativen  Kosten  die 
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Gesammteinnahmcn  an  directen  Steuern  znm  Vergleich  gezogen 
werden. 

S.  v.  Kaufmann.  S.  260— 263,  mit  Daten  aus  dem  Budg.  f.  18»  1  und  anderen 
Statist.  Daten,  ßlock's  dictionn.  Art.  perccpteurs.  p.  1491,  suppl.  gcn.'T  ,  p.  356. 
(ieneralinstruction  d.  Finan/.min.  vom  20.  Juni  1859.  Gesetz  vom  25.  Juli  1879, 
dazu  Ministerial- Verordnung  vom  6.  August  1879  und  10.  Februar  18S0  (Ermässigung 
der  Tantietnetarife  für  die  Steuereinnehmer  vom  20.  Decembcr  1S71  und  20.  November 
1874).  Die  folgenden  Daten  alle  aus  dem  Bull.  Manche  verlangen  aber  zum  Ver- 
ständniss  und  zur  Erklärung  der  Berechnungsweisc  eine  genauere  Erläuterung,  wofür 
auf  die  angeführten  Stellen  im  Bull,  zu  verweisen  ist.  S.  ferner  die  ziemlich  detail- 
lirte  Kostenstatistik  f.  1S6S— 1887  in  der  Tabelle  bei  Faurc,  p.  192  n". 

Die  eigentlichen  Voran lagungsk osten  der  directen  Steuern  (frais  d'assiette) 
wurden  jüngst  durch  eine  eigene  umfassende  statistische  Arbeit  der  Generaldirection  der 
directen  Steuern  von  1823  an  zusammengestellt  (Bull.  1887,  XXI,  577  fr.).  Sie  beziehen 
sich  auf  die  festen  (iehalte  und  gewisse  Indemnitäten  im  Central-  und  im  äusseren 
Dienst,  auf  die  Bureaukosten  der  Dircctoren,  die  Reisekosten  der  Inspectoren .  die 
beiderlei  Kosten  der  Confrolcure,  auf  Hilfsleistungen  und  unvorhergesehene  Kosten, 
auf  Kosten  der  Katasterumschreibungen  (mutations),  endlich  auf  Druck-  und  Kollen- 
aufertigungs-  und  Ankündigungskosten.  Hierbei  fehlen  also  nicht  bloss  die  eigent- 
lichen Katasterkosten,  sondern  auch  alle  Kosten  für  die  an  der  Veranlagung  der 
directen  Steuern  mit  ^teilnehmenden  Communal-,  Arrondissements-  und  Departements- 
organe, die  sich  nicht  feststellen  lassen.  Auch  beschränkt  sich  jene  Arbeit  auf  Be- 
rechnung der  Kosten  für  die  4  directen  Hauptsteuern  (nebst  Zuschlägen),  einschliesslich 
der  Börsen-  und  Handelskammcrabgabe,  aber  ausschliesslich  aller  übrigen  assimilirten 
Specialtaxen.  Die  Kosten  haben  relativ  etwas  abgenommen,  absolut  sind  sie  um 
70— 80%  seit  1823  gestiegen.  In  Proccntcn  der  Einnahme  waren  sie  1823  1.13, 
1827  und  1828  (Max/i  1.23,  1869  1.01.  1871  1.00,  1886  0.92%;  absolut  1823  3.90, 
1809  5.80,  1880  7.09  Mill.  Frcs.,  die  Einnahmen  bez.  343.6,  526.2,  768  0  Mill.  Frcs. 
Würde  man  auch  nur  die  4%  Zinsen  der  Kosten  des  Grundsteuerkatasters,  ohne 
einen  Ansatz  für  Amortisationskosten  des  letzteren,  hinzuschlagen,  mit  ca.  6  Mill.  Frcs., 
so  stiege  der  Procentsatz  um  ca.  %  oder  auf  gegenwärtig  ca.  1.71%. 

Die  eigentlichen  Erhebungskosten  (i.  c.  S.)  bestehen  bei  den  directen 
Steuern  vornehmlich  aus  den  Bezügen  der  Einnehmer  (perccpteurs).  Diese  Bezüge 
setzen  sich  zusammen  aus  kleineren  festen  Provisionen  für  jeden  Artikel  der 
Steuerrollen  und  aus  proportionalen  Provisionen  nach  dein  Betrag  der  Köllen 
gemäss  eines  mit  dem  Betrage  abnehmenden  Tarifs,  wozu  dann  noch  3%  Tantieme  vom 
Betrage  der  Communalauflagen,  Börsen-  und  Handelskamincrauflage,  von  den  assimilirten 
Taxen  und  den  Geldstrafen  kommen.  Die  Zahl  der  Einnehmer  ist  jetzt  5265.  Die  neuer- 
lichen Ermässigungen  der  Proportionalprovisionen  ergeben  sich  aus  der  Abnahme  des 
Procentsatzes  dieser  Tantiemen  von  den  zu  erhebenden  Beträgen.  Ausserdem  gehören 
hierher  die  Beiträge  des  Staats  zu  den  Kosten  für  die  Zwangsbeitreibung  (indem- 
nites  et  secours  aux  portenrs  de  coniraintc),  (in  den  letzten  Jahren  ca.  469,000  Frcs.). 
dann  die  Kosten  für  die  Einziehung  von  Geldstrafen  u.  dgl.  (ca.  400,000  Frcs.) 
und  Unterstützungsbciträgc  für  die  Einnehmer  und  deren  Angehörige 
(ca.  200,000  Frcs.).  Die  Bezüge  der  Einnehmer  (excl.  derjenigen  für  Com- 
munalauflagen) waren  nach  den  definitiven  Creditcn  1872  11.87,  1874  (Max.)  12.40. 
1875  11.83,  1879  12,  18M  11.70  Mill.  Frcs.  oder  in  Procenten  der  Summen  in  den 
Bollen  in  denselben  Jahren  bez.  2.3S8.  2.202,  1.902,  2.008,  1,918%.  wozu  dann  noch 
ca.  4  5  Mill.  Frcs.  Bezüge  von  Communalauflagen  kommen,  so  dass  sich  der  Procent- 
satz auf  ca.  2.65  erhöht  (Bull.  XIX,  272).  Einschliesslich  der  drei  anderen  vor- 
genannten kleinen  Posteu  (nach  Faure.  p.  194)  sind  demnach  die  eigentlichen  Er- 
hebungskosten ca.  12.77  Mill.  oder  ca.  2.08,  mit  den  CommunalbezUgen  ca.  2.81%. 

Die  Erhebu ngskoste n  im  weiteren  Sinne  (Veranlagung«-  und  eigentliche 
Erhebungskosten),  aber  ohne  erstmalige  Katasterkosten,  betragen  nach  diesen  Berech- 
nungen ca.  3,  bez.  3.73%. 

Hiermit  stimmen  andere  amtliche  Berechnungen,  wie  sie  die  Gcneraldireetion 
der  comptabilite  publique  von  Zeit  zu  Zeit  angestellt  hat,  ziemlich  genau  übercin 
(Bull.  XVI,  15,  und  I,  125).    Wie  daselbst  näher  im  Einzelnen  ziffermässig  begründet 
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wird,  waren  die  Erhebungskosten  im  weiteren  Sinne. für  die  directen  Steuern  und 
die  anderen  grossen  Stein ■rgruppen  folgende  in  n/0  des  Ertrags. 

1S2S  1M0 

Directe  Steuern  5.1         3.5  8.7 

Enregistreinent,  Stempel,  Domänen      5.2         2.5  2.2 

Zölle  «ad  Salz  10.2        10.2        7  7 

lndirerte  Stenern  15.0         8.7  1.0 

Bei  den  directen  Steuern  sind  hier  die  Specialtaxen  einbegriffen,  olme  dieselben 
stellen  sieh  die  Konten  etwas  günstiger.  So  in  1  ss-1  für  die  directen  Hauptsteuern 
allein  (mcl.  alle  Zuschläge)  auf  3.40  Eigentliche  Veraiilagimgskosten  7.M  .  Er- 
hehtmgskosteii  i.  e.  S  11.10.  desgleichen  filr  die  tommunalauf  latren  4.52,  Indemnität 
«ler  porteurs  de  contrainte  0  41  Mill.,  zusammen  ".'1.17  Mill.  I  res.  hei  710.44  Mill.  Frc*. 
Ertrag.  Fnr  die  assimilirten  Spccialtaven  itodte  Hand.  Bergwerke.  Wagen  und  Pferde. 
Billards,  (Gesellschaften)  werden  die  Kosten  auf  1.202  Mill.  Eres.  (504.000  für  Ver- 
waltung, liOs.Ooo  l'ur  Erhebung)  oder  auf  5.75%,  berechnet  (Ertrag  21.0s  Mill.  Eres.  . 

Die  vortrelfliche  formelle  Ordnung  des  Erhebungsdienstes  der  directeu 
Steuern  ergiebt  sieh  aus  dem  prompten  Eingang  der  fälligen  Steuern,  aus  den 
üewiduilieh  erln:hlieli..'n  \  o  r  au  sza  h I  u  n  g e  u  auf  noch  nicht  fällige  Monatsraten  oder 
Zwölftel  und  aus  den  massigen  Kosten  für  die  Beitreibung  der  Rückstände. 
Auch  darüber  Ii. -gen  lehrreiche  statistische  Zusammenstellungen  vor  (so  für  1M5 — S4 
im  Bull.  XVII.  142  ID.  aus  denen  hervorgeht,  dass  bis  1S50  die  IMckstände,  seitdem 
die  Vorauszahlungen  am  .lahresschlnss  überwiegen,  und  in  politisch  unruhigen  Jahren 
sich  das  Verhältnis«  wieder  umdreht.  So  war  in  l'roeenten  einer  Monatsrate 
am  .lahresschlnss  rückständig  1M5  S7.  sich  vermindernd  bis  1821.  hier  nur  noch  »i. 
!  s  i>  wieder  51,  1V11  112,  t  S47  31.  Isis  124,  1S40  GS,  1S50  0.5.  1S70  71. 
IM]  33"'(>,  dagegen  anticipativ  gezahlt  1S.M  5.  spater  meist  einige  00.  ISO',»  62. 
1s72  Ml,  1SS4  02"  „.  Di-'  Küsten  der  Eintreibung  waren  auf  I0u0  Fres.  1M7 
1.1)7.  IMS  3.35,  IM!»  4.20,  ls50  3.3S,  allmählich  herab  auf  1.2s  — 1.30  vor  dem 
letzten  Kriege,  auch  ls70  71  nicht  höher,  1s72  dagegen  1.01,  1  SM  (Min.  1.71. 
l^S  I  1.^2  "J:'IM,  also  durchweg  etwas  höher  als  vor  dem  Kriege,  was  doch  steigenden 
Druck  andeutet. 

2.  Die  vier  directen  Hauptsteuern. 
a.  Die  tirnnilsteuer. 

desetzge  bung  Hauptgeset^e  .  Decret  vom  23.  November.  1.  December  1  700: 
alle  Haiiptbesiimmuiigeii  zusammenfassendes,  dadurch  formell  rechtlich  zur  detinitiven 
(irnndlage  gewordenes  (iesetz  v.  3.  frimaire  VII  2'!  November  170*) .  zugleich  ein. 
(  odification  der  Reglements  u.  dgl.  Katastergesetz  vom  15.,  25.  September  IS07. 
Ke.ueil  methodi.|Ue  der  (iesetze,  Reglements,  Instructionen  u.  s.  w.  über  Kataster 
lamtlieh  von  1M1.  «iesetz  vom  31.  Juli  ls21  (Beschränkung  des  Katasters  auf  die 
Benutzung  beider  Reparation  innerhalb  der  (iemeinde).  (iesetz  vom  20.  Juli  JSS1 
(Theilung  der  drundsteiier  in  die  von  propri<'-tcs  nun  bäties  und  bäties).  —  Perroux- 
Joppen,  No.  13—10.  Hin  204.  350—100.  Block,  dict.  Art.  .  adastre  u.  contril». 
dire<  tes. 

Literatur.  Bibliographie  eh.  p.  300,  »»TM.  Stourm.  I.  eh.  5  u.  0  (p.  124 
bis  220):  Vi g nes,  I.  25  — MO:  v.  Hock,  S.  13s-  144;  v.  Kaufmann,  S.  105  bis 
101.  Statistik  u.  dgl.  bes.  im  Bull.,  so  Uber  den  „livre  terrier  du  cadastre"  XVII, 
013;  En.|tiete  von  ls51  über  (irundeinkünfte,  VI,  Iii),  Is."»,  >\^\  neuste  Empiöte  von 
isso  Ii..  VI,  70.  317.  XIII.  120.  2S3,  110,  570,  Iis;,.  NIV,  35.  XVI,  273.  Ferner 
XIII.  110  Theilung  der  (irundsteiier  u.  n.  in. 

leber  die  moderne  drundsteuer  wh.-rhaupr.  s.  meinen  Aufsatz  in  Sc  h  ön  he  rg 's 
Handbuch.  2.  Aull..  III,  230-  250. 

184.  1.  Charactcr,  Kep artitiou  und  loeale  Contin- 
gente.  Die  französische  Grundsteuer  ist  eine  allgemeine  Er- 
trags Steuer  des  gesammten  Grund  und  Bodens,  ein- 
schliesslich desjenigen ,  auf  welchem  Gebäude  errichtet  sind ,  und 
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zwar  nach  dem  Princip  .  der  Repartitionssteuer  und  des 
Parcellar-Rcinertragskatasters.  Sie  trifft  ausserdem  die 
Gebäude  auch  nach  ihre m  Ertrage,  euthält  also  in  doppelter 
Hinsicht  eine  Gebäudesteuer  in  sich  (§.  187). 

Nach  der  ursprünglichen  Idee  der  Gesetzgebung  in  der 
Revolutionszeit  sollte  sie,  wie  bemerkt  (§.  168;,  die  hauptsächliche 
direetc  Steuer  sein  und  au  die  Stelle  der  aufgehobenen  Steuern  des 
aucien  regime,  besonders  der  Taille,  Zwanzigsten,  Kopfsteuer,  auch 
der  Zehnten  treten.  Im  Unterschied  von  diesen  älteren  directen 
Steuern  sollte  sie  nach  dem  ersten  Hauptgesetz  vom  1.  Dcccmber 
1790  nur  keinerlei  reale  und  personale  Exemtionen  gestatten, 
möglichst  genau  und  gleichmässig  den  Reinertrag  des  Bodens, 
d.  h.  denjenigen  Thcil  des  Rohertrags,  welcher  „nach  Abzug  von 
Cultur-,  Saat-,  Ernte-  und  Unterhaltungskosten  übrig  bleibe", 
treffen,  im  Steuersoll  jährlich  nach  dem  Bedarf  festgestellt,  zunächst 
auf  210  Miil.  L.,  und  diese  Summe  dann  nach  dem  Reinertrag  auf 
die  einzelnen  Verwaltungsabtheilungen  des  Staatsgebiets  bis  herab 
auf  die  Geraeiuden  und  schliesslich  auf  die  einzelnen  Grand- 
besitzungen}  daher  als  Kepartitionssteuer,  aufgetheilt  werden.  Die 
Principieu  der  „Allgemeinheit"  und  „Gleichmässigkeit",  die  „staats- 
bürgerlichen Gerecbtigkeitsprincipien",  diejenigen  der  „Wahl  der 
richtigen  Steuerquelle",  nämlich  des  als  einzelwirthschaftlicher  Rein- 
ertrag vom  Gesetz  bestimmten  Theils  des  Rohertrags,  uud  der 
„Wahl  der  richtigen  Steuerart",  der  Steuer  vom  Bodenreinertrag, 
auch  der  Grundsatz  der  „festen  Bestimmtheit"  waren  so  der  Leit- 
stern, während  in  der  Festsetzung  des  erforderlichen  Steucrsolls 
das  finanzielle  oder  Staatsinteresse,  dem  „finanzpolitischen"  Princip 
der  Besteuerung  gemäss,  wahrgenommen  wurde  (Fin.  II,  S.  220 
bis  300).  Die  Feststellung  eines  individuellen  Steuermaximums 
(75  vom  Reinertrag,  später  V«;)>  iu  dem  Sinne,  dass  ein  Grund- 
besitzer, welcher  durch  die  aufgelegte  Repartitionsquote  mehr  als 
diesen  Satz  hätte  zahlen  müssen,  eine  entsprechende  Ermässigung 
verlangen  konnte,  sollte  vor  übermässigem  Steuerdruck  schützen. 
Diese  Bestimmung  ist  jedoch,  ohne  formell  aufgehoben  worden  zu 
sein,  ein  todter  Buchstabe  geblieben. 

Die  allgemeine  Bcurtheilung  dieser  so  geplanten  Grundsteuer 
unterbleibt  hier,  da  es  sieh  dabei  um  das  allgemeiue  Grundsteuer- 
problem, nicht  um  eine  speeifisch  französische  steuerpolitische  und 
-technische  Frage  handeln  würde.  Giebt  man  einmal  die  Berechtigung 
der  Ertragssteuern  überhaupt  und  der  Grundsteuer  insbesondere  im 
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modernen  Steuersystem,  ferner  auch  die  Berechtigung  zu,  die  Grund 
Steuer  durch  die  Höhe  ihres  Fusses  in  dem  Maasse,  wie  in  Frank- 
reich, ergiebig  zu  machen,  so  entsprach  der  französische  Reform- 
plan mit  der  Grundsteuer  den  Forderungen  richtiger  Steuerpolitik. 

Aber  man  unterschätzte  von  vornherein  die  enormen  tech- 
nischen Schwierigkeiten  der  erforderlichen  ordentlichen 
Bodenkatastrirung,  nach  der  eine  solche  Grundsteuer  allein  < 
richtig  durchzuführen  ist.  Die  Geschichte  dieser  französischen 
Steuer  hat  den  Beweis  geliefert,  dass  auch  das  richtig  gestellte 
Grundsteuerproblem  schlechterdings  nur  sehr  mangelhaft  gelöst 
werden  kann.  Namentlich  das  Hauptziel,  die  gleichmässige 
Besteuerung  des  Bodenreinertrags,  ist  trotz  aller  Bemühungen  und 
Kosten  nicht  entfernt  genügend  erreicht  worden. 

Hierzu  kam  dann  noch  eine  besondere  Schwierigkeit  in  den 
damaligen  Verhältnissen  Frankreichs,  welche  man  gleichfalls  von 
vornherein  nicht  gebührend  gewürdigt  hat.  Die  Erhebung  einer 
solchen  neuen  Grundsteuer  hätte  die  vorausgehende  gelungene 
Bodenkatastrirung  bedingt,  um  alsdann  erst  die  Repartition  der  ^ 
aufzubringenden  Steuersumme  richtig  durchführen  zu  können. 
Allein  eine  solche  Katastrirung  war  in  einem  grossen  Staate  ein 
langwieriges  und  kostspieliges  Werk.  Man  fasste  sie  zwar  gleich 
Anfangs  ins  Auge,  gelangte  aber  in  der  Revolutionszeit  lange  nicht 
einmal  zur  endgiltigen  Wahl  des  Katasterprincips,  und  als  dies  dann 
im  Princip  des  Parccllarkatasters  angenommen  war  (1807), 
dauerte  die  Ausführung  des  Katasterwerks  noch  manche  Jahrzehnte. 
Natürlich  konnte  die  Staatscasse  nicht  auf  den  Ertrag  der  neuen 
Steuer  warten,  nachdem  mau  einmal  übereilt  die  alten  Steuern  der 
früheren  Periode  aufgehoben  hatte.  So  half  man  sich  mit  dem  in 
solcher  Lage  unvermeidlichen,  aber  an  sich  unrichtigen  Auskuufts- 
mittcl,  im  Wesentlichen  doch  nach  den  alten  Katastern 
und  nach  den  Erträgen  der  zu  ersetzenden  Steuern 
mit  gewissen  angemessen  erscheinenden  Umänderungen 
die  Steuers u m nie  zu  vertheilcu  und  so  die  Stenercontin- 
gente  der  neuen  Verwaltungsabtheilungen,  der  Departements, 
Arrond issements  und  Gemeinden  zu  bilden. 

Als  sich  diese  Kepartition  dann  vielfach  uu/.ulänglich ,  namentlich  ungleich- 
massig  erwies  und  auch  die  allmählich  fertig  werdenden  Katastcrergebjii>:>e  solche 
Ungleichinassigkciten  in  der  Steuerbelastung  der  verschiedenen  Landestheile  zeigten, 
erschienen  Veränderungen  der  liepartition  geboten,  wurden  von  d<  n  überlasteten  oder 
sich  für  überlastet  haltenden  Landestheilen  eifrig  verlangt,  auch  von  Hegierung  und 
Parlament  öfters  erwogen  und  mehrmals  vorgenommen.  Allein  ein  siehe  rcr  Maass- 
stab dafür  fehlte.    Nach  mehr  oder  weniger  zuverlässigen  Anhaltsnunctcn  erwog; 
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oder  traf  man  Aenderungcn ,  wohl  in  der  jjcl»otctien  Richtung,  aber  ohne  genügende 
Gewißheit  des  richtigen  Maasses. 

Nach  Vollendung  des  Katasters  hätte  es  dann  nahe  gelegen, 
wie  die  Individualrepartition  in  den  Gemeinden,  welche  so 
geschieht,  so  auch  die  Feststellung  der  Gemeinde-,  Arrondissements- 
und  Departementscontingente  nach  dem  Kataster  vorzunehmen. 
Allein  die  Ergebnisse  der  Ertrags-Katastrirung  konnten  dafür  wieder 
nicht  als  zuverlässig  genug  gelten  und  die  Veränderungen  der 
Contingente,  welche  bei  diesem  Vorgehen  hätten  stattfinden  müssen, 
erschienen  gegenüber  der  bereits  wieder  eingebürgerten  bisherigen 
Reparation  —  ein  Analogon  zu  den  ehemaligen  Steuercontingenten 
des  ständischen  Staats  (s.  z.  Ii.  §.  47  oben),  wo  jede  einmal  ein- 
gebürgerte Repartition  auch  immer  bald  als  „wohlerworbenes 
Kecht"  der  Interessenten  und  jede  Veränderung  daran  als  Ver- 
letzung dieses  „Rechts"  galt  —  zu  einschneidend,  um  sie  zumal 
bei  der  zweifelhaften  Brauchbarkeit  der  Katastrirungen  für  eine 
gleicbniässige  Einschätzung,  vornehmen  zu  dürfen.  80  ist  es  denn 
im  Wesentlichen  beim  Alten  geblieben  und  das  vollendete 
Kataster  wird  für  die  Feststellung  der  localen  Contin- 
gente, der  Gemeinden,  Arrondissements  und  Departe- 
ments nicht  benutzt. 

Ohne  umfassende  und  eingreifende,  auch  in  nicht  zu  langen 
Perioden  erfolgende  Revisionen,  wie  sie  das  französische  Gesetz 
zwar  in  Aussicht  nimmt,  aber  nicht  durchgeführt  hat,  muss  ohne- 
dem selbst  eine  anfänglich  gelungene  und  gleichmässige  Katastrirung, 
zumal  der  Erträge  (aber  auch  der  Grundwerthe)  im  Laufe  der  Zeit 
und  vollends  unter  den  gegenwärtigen  so  rasch  wechselnden 
ökonomischen,  technischen  und  Communicationsvcrhältnissen  immer 
wieder  bald  unrichtig  und  gegenüber  den  Thatsachen  der  Wirklich- 
keit local  in  ganz  verschiedenem  Grade  ungleichmässig  werden. 

Fehlt  es  zu  der  genauen  Bemessung  dieser  Veränderungen  auch  wieder  au 
völlig  zuverlässigen  Anhaltspuncten ,  so  kann  man  doch  die  ungefähre  Ungleich- 
mässigkeit  der  Entwicklung  feststellen.  In  Frankreich  sind  reichliche  Erfahrungen 
in  dieser  Hinsicht  gemacht  worden,  welche  die  Grnndsteuerkatastrirung  im  Ganzen 
ungünstig  beurtheilen  lassen,  und  zwar  nicht,  wegen  eines  falschen  Princips  oder 
mangelhafter  Durchführung  der  Arhciten,  sondern  wegen  solcher  Verhältnisse,  die  im 
Wesen  der  Sache,  im  Problem  selbst,  liege».  Auch  die  geraume  Zeit, 
welche  die  Katastrirung  eines  grossen  Landes  erheischt,  und  die  unvermeidliche, 
schon  anfängliche  (Jngleicbmässigkeit  in  der  Ausführung  der  Arbeiten,  bei 
den  Bonitirungeu,  Ertragsschätzungen  u.  s.  w.,  bedingen  neue  grosse  Mängel,  derent- 
wegen auch  gleich  nach  Vollendung  eines  solchen  Katasters  die  Ergebnisse  desselben 
ungleichmässig  sind,  wie  sich  in  Frankreich  ebenfalls  gezeigt  hat. 

Einige  speeifische  Mängel  der  französischen  Grundsteuer  er- 
klären sich  allerdings  aus  dem  Princip  des  Parcel larkatasters  und 
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des  Ertrags  katasters.  Aber  zur  Wahl  dieser  beiden  Katastcr- 
prineipien  statt  eines  Guts-  und  eines  Werlhkatastcrs  war  man,  in 
einem  grösseren  Lande  zumal,  doch  wohl  mit  Recht  gelangt,  in 
Betreff  des  ersteren  Princips  auch  nach  vergeblichen  anderweiten 
Versuchen  (§.  186).  Bei  den  genannten  beiden  anderen  Kataster- 
prineipien  wären  die  Fehlerquellen  wohl  noch  reichlicher  geflossen, 
und  für  genügende  Werthkatastrirung  würde  es  auch  vermuthlich 
an  brauchbarem  Material  in  Kaufpreisen  u.  dgl.  mehr  gefehlt 
haben  (§.  190). 

Prüfungen  der  Ergebnisse  des  Parcellar- Ertragskatasters  an  Kauf-  und 
Pachtpreisen  und  an  Daten  aus  (irundcrcditgcschiiften  u.  s.  w.  sind  wiederholt 
erfolgt;  und  danach  sind  Ree tificatio neu  der  Kontingente  vorgeschlagen  und  /um 
Theil  ausgeführt  worden.  Aber  die  Frage  blieb  und  bleibt  auch  hier  immer  wieder: 
ob,  wie  weit,  wann,  wo  man  mit  Zuverlässigkeit  nach  solchen  Daten  aus  dem 
Verkehrslebcn  selbst  die  Gleichinässigkeit  der  Grundsteuer  verbürgen  kann. 
Eben  dieser  berechtigte  Zweifel  stellt  sich  auch  immer  grosseren  und  allgemeineren 
Verandeningen  einer  einmal  bestehenden  Grundsteuer-  Reparation  entgegen:  es  ist 
eben  fraglich,  wie  weit  diese  Veränderungen  wirklich  wahre  „Ree  tili cationen" 
sein  würden.  Noch  jüngst  hat  eine  französische  Enquete  für  die  Frage  der  Reparti- 
tions-Veränderung  viel  interessantes  Material  hervorgefordert.  (Einige  Daten  daraus 
im  folgenden  Paragraphen).  Aber  der  Benutzung  desselben  für  den  praktischen  Zweck 
selbst  steht  man  doch  mit  Recht  sehr  zaghaft  gegenüber.  Das  Beden keu,  duss  eine  < 
grössere  Veränderung  der  Kontingente  zudem  leicht  mehr  oder  weniger  auf  den  Boden- 
werth selbst  einwirken  könne,  verlaugt  dabei  ausserdem  seine  Beachtung  und  recht- 
fertigt neues  Zögern  mit  oder  selbst  Abstehen  von  einer  Rectincation  der  alten 
Kontingente. 

§.  185.  Alle  diese  Verhältnisse  erklären  ciuige  zunächst  auf- 
fällige Thatsachen  der  Geschichte  der  modernen  französischen 
Grundsteuer,  Thatsachen,  von  welchen  die  Fiuanzwissenschaft  für 
ihre  Stellung  zur  Grundsteuer  überhaupt  Act  zu  nehmen  hat. 

So  hat  die  ursprüngliche  Hauptsumme  (principal)  des 
Grundsteuereontingents  des  ganzen  Staats  erhebliche  Herab- 
setzungen erfahren,  weil  mau  auf  diese  Weise  noch  am  Besten 
die  geboten  erscheinenden  Erleichterungen  einiger  Landestheile 
glaubte  herbeiführen  zu  können  und  eben  nicht  wagte,  dem  Wesen 
der  Repartitiousstcucr  gemäss,  die  so  abgenommenen  Summen 
auf  die  anderen  Landestheile  aufzulegen.  Auf  diese  Weise  ist  das 
Principalcontingent  seit  geraumer  Zeit  (1821)  aber  im  Wesent- 
lichen thatsächlich  stabil  geworden,  gegen  die  Natur  jeder  Steuer, 
auch  gegen  die  ursprüngliche  Absicht  des  Gesetzgebers  und  im 
vollen  Gegensatz  zur  Entwicklung  des  französischen  Steuerbedarfs 
und  der  meisten  übrigen,  besonders  der  indirecten  Verbrauchs-  uud 
der  Verkehrsteuern,  aber  auch  der  Patentsteuer,  zu  welchen  allen 
die  Grundsteuer  daher  immer  mehr  in  ein  Missverhältniss  ge 
kommen  ist. 
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Mehrfach  haben  zwar  Zuschläge  zur  Grundsteuer  in  verschiedener  Höhe  und 
Zeitdauer  auch  für  allgemeine  Staatszwecke  stattgefunden.  Aber  die  wenigstens 
hierdurch  bedingte  Veränderlichkeit  der  Grundsteuer  ist  mit  dem  nunmehr  seit  lauge 
definitiven  Wegfall  dieser  Zuschläge,  seit  1S51,  verschwunden.  Allerdings  mit  unter 
Einwirkung  politischer  Interessen,  aber  doch  auch  in  der  Einsicht,  dass  eine  so 
ungleichmäßig  vertheilte  Steuer,  wie  die  französische  (irundsteuer ,  durch  solche 
Zuschläge  für  allgemeine  Staatszwecke  vollends  ungleichmässig  wird.  Mit  der 
fac tischen  Stabilität  verliert  sich  aber  bei  einer  solchen  Steuer  der  eigentliche 
S te uercharacttT  allmählich  und  tritt  derjenige  einer  Keallast  hervor,  selbst  bei  dem 
französischen  Rcpartitionspriucip.  Nur  der  L' instand,  dass  die  französische  Grund- 
steuer auch  mit  Zuschlägen  für  Departemental-  und  Coinniunalzwecke 
belegt  wird  und  dass  diese  wechseln  und  im  Allgemeinen  steigen,  verhindert 
die  volle  Uinubcrbildung  der  < irundsteuer  zu  einer  Keallast 

Das  ursprünglich  nach  einer  freilich  sehr  unsicheren  statistischen  Schätzung  des 
Boden -Reinertrags  von  12o0,  dann  \on  MIO  Mill.  Li v res  auf  '/.,.  bez.  auf  l  ö  hiervon, 
daher  auf  210  Mill.  Livres  festgesetzte  Principalcontingent  wurde  wegen  der 
Kepartition,  die  mau  doch  nicht  vom  Grund  aus  umzuändern  wagte,  zunächst  um 
21.1*41,000  Frcs.  im  Jahre  1707  herabgesetzt,  wobei  die  für  überlastet  geltenden 
Departements  Ermässigungen  von  25— 12"'„,  die  für  richtig  belegt  geltenden  solche 
von  10°/,,,  die  für  bisher  begünstigt  geltenden  solche  von  0—1  0/o  erhielten  (Gesetz 
v.  IS.  Prärial  V.  oder  (5.  Juni  1  707)  Eine  neue,  aber  für  alle  Departements  gleiche 
Ermässigung  um  10,002,045  Pres  erfolute  sehen  durch  Gesetz  v.  0.  Vendem  VI. 
Bald  darauf  wurden  die  bisher  mit  besteuerten  und  übermässig  belasteten  National- 
guter,  welche  keinen  Ertrag  gaben,  steuerfrei,  wodurch  17,1150,550  Frcs.  von  dem 
Contingente  fortfielen.  Der  Haupttheil  davon,  )(i  Mill.,  wurde  wieder  zu  Entlastungen 
nach  einer  für  die  als  überlastet  geltenden  Departements  proitrc^siv  günstiger  werdenden 
Scala  benutzt  ((iesetz  v.  7.  Brum.  VII.  oder  2*».  October  l'ov.  Kine  ähnliche  Maass- 
regel war  die  Befreiung  der  Staatswälder  von  der  (irundsteuer  (Gesetz  v.  10.  Vent.  IX. 
oder  10.  März  ISOI)  und  die  Entlastung  einer  Anzahl  überbürdeter  Departements  um 
einen  hierdurch  frei  werdenden  Betrag  von  0.102.300  Frcs.  Weitere  Verminderungen 
erfolgten  1*01  um  S.  134.000.  1*05  um  3.002.000.  1*10  um  3,07s000,  1*21  (Gesetz 
v.  31.  Juli)  um  13,110.121  Frcs  .  welche  in  verschiedener  Weise  den  Departements 
gut  gebracht  wurden,  theils  in  höherem  Maasse  den  überlasteten,  theils  gleichmässig 
allen.  So  stellte  sich  das  Principalcotitingent  seit  ly>l  auf  151.0*1.351  Frcs.  und 
ist  seitdem  im  Wesentlichen  so  geblieben,  indem  es  nämlich  nur  durch  den  gesetz- 
lichen Zutritt  zur  und  Austritt  von  Grundstücken  aus  der  Steuerpflichtigkeit  kleinere 
Acnderungen.  etwas  erheblichere  nur  in  Betreif  der  Steuer  von  ..bebauten  Grund- 
stücken" erleidet.  »Alle  Daten  auf  den  Umfang  Frankreichs  von  1^15  bezogen,  die 
obigen  meist  nach  Stourin,  I.  201-210.  S.  auch  Sudre.  I.  30t*.  350,  Vigne.s, 
I,  31>.  Nach  endgiliiger  Aufhebung  der  17"',,  Zuschläge  für  allgemeine  Staatszwecke 
zur  (irundsteuer  von  1*51  an  durch  (iesetz  vom  I  I.  August  1*50  ist  das  Grund- 
stcuer-Principalcontingent  dos  Staats  nur  noch  mit  Tdcincn  Zuschlägen  für  Ausfälle 
und  Aushilfen  belegt.  Einschliesslich  dieser  Zuschläge  betrug  es  1*51  103.*0. 
1870  175.M,  1*71  nachdem  Verlust  von  Klsass-Lothringen  171  1)5.  |s*5  1*1 .40  Mill.  Frcs. 
(Bull.  XX,  220'.  also  für  das  heutige  Frankreich  nur  etwa  3/4  der  ursprünglichen 
Summe  von  240  Mill.  Dazu  traten  aber  allerdings  Departemental-  und  Oommunal- 
Zuschläge  1*3*  mit  70.*7.  1*51  mit  00  20,  lS7ti  mit  110.52.  1**5  mit  102.0S  Mill.  Frcs. 
(Bull,  eb.t,  so  dass  die  Entlastungen  seitens  des  Staats  durch  diese  Zuschläge  drei- 
fach übertroffen  werden. 

Abgesehen  von  den  erwähnten  Veränderungen  der  Kepartition, 
welche  auch  doch  wieder  unvermeidlich  etwas  willkührlich  erfolgten, 
ist  demnach  die  ursprüngliche  Kepartition  von  1791  bis 
heute  verblieben.  Damit  hat  man  aber  eigentlich  nur  die 
Unglcichmässigkeiten  der  Besteuerung  des  ancien  regime 
bis  in  die  Gegenwart  hinein  erhalten. 

Man  kann  u.  A.  in  den  überlasteten  und  unterlaüteten  Departemental- Gruppen 
noch  jetzt  die  alte  Eintheilung  Frankreichs  in  pays  d'election  und  pay&  d'etats  wieder 


Digitized  by  Google 


440         6.  B.  2.  K.  Steuerrecht.  1.  H.-A.  2.  A.  Frankreich.  §.  185. 

finden,  so  dass  auch  hier  das  „Alte"  unter  dünner  Tünche  des  „Neuen"  liegt. 
(Stourui,  I,  2J2,  nach  den  parlamentarischen  Berichtun  und  Debatten  von  1821;. 

Dreimal,  1818—1821,  1851—54  und  1879—83,  sind  grosse 
Enqueten  über  das  Grundeigenthum  (insbesondere  das  „nicht  be- 
baute", d.  b.  int  Wesentlichen  das  landwirtschaftliche),  seine  Er- 
träge und  seine  Steuerbelastung  angestellt  worden,  um  das  Ver- 
hältniss  der  bestehenden  Besteuerung  zu  den  „wirklichen"  Er- 
trägen, bez.  den  dafür  geltenden,  aus  Kauf-  und  Pachtpreisen 
u.  dgl.  m.  ermittelten,  zu  bestimmen  und  eventuell  eine  sichere 
Grundlage  für  eine  neue  Repartition  oder  Feststellung  der  localcu 
Conttngente  zu  gewinnen.  Aber  trotzdem  diese  Untersuchungen 
kaum  denkbare  Unglcichmässigkeiten  der  Belastung  ergeben  haben, 
bat  man  doch  nur  in  ganz  beschränktem  Maasse  die  Ergebnisse 
der  ersten  Enquete  von  1818  ff.  zu  einer  Veränderung  der  Repartition 
benutzt  (1821).  Tn  dem  Dilemma,  dort  ermässigen  und  hier  erhöhen 
zu  sollen,  wagte  man  nur  Ersteres  zu  thun,  und  in  geringerem 
Grade,  als  es  den  Untcrsucbungsergebnissen  entsprochen  hätte. 
Das  wird  nach  dem  oben  Gesagten  auch  immer  wieder  begreiflich. 
Nach  der  Natur  der  Sache  konnte  den  „Ergebnissen"  eben  doch 
auch  keine  volle  Richtigkeit  beigemessen  werden.  Der  Vergleich 
der  Ertragssehätzungen  des  Katasters  mit  den  Kauf-  und  Pacht- 
preisen und  den  Daten  anderer  Rechtsgeschäfte  ist  gewiss  inter- 
essant und  giebt  gute  Fingerzeige  für  Acndcrungen.  Aber  eine 
sichere  Grundlage  für  Repartition  und  Katasterrectification  geben 
eben  auch  die  Kauf-  und  Pachtpreisc  u.  8.  w.  nicht. 

S.  bes.  8 ton r in,  I,  211  ff.,  von  Hock.  S.  112,  v.  Kaufmann,  S.  177  ff. 
(mit  vielen  Üaten  aus  den  Enqueten).  Bull.  VI,  110,  1^5,  24$  über  die  Unter- 
suchung von  IHM  ff.  (der  resuinircndc  Bericht  von  Vandal.  auf  den  schon  Hock 
Be/.ug  nimmt;  der  einzige  von  86  Handschrift- Bänden  der  Enquete,  welcher  dcu> 
Brande  des  Finanzministeriums'  1871  entgangen  ist),  lieber  die  neueste  Unter- 
suchung von  1*80  ff  s.  Bull,  an  den  oben  S.  434  genannten  Stellen,  höchst  reich- 
haltige und  interessante  Materialien.    Nur  hieraus  einige  Daten. 

Die  neue  Abschätzung  des  Ertrags  der  „nicht  bebauten'4  Grundstücke,  nach  den 
Gesetzen  vom  3.  August  1^75  und  9.  August  1879,  erfolgte  nach  einer  umfassenden 
Instruction  (s.  dieselbe  im  Bull.  VI,  317).  Der  Katastralreinertrag  von  805  04  Mill.  Frcs. 
und  der  eingeschätzte  Ertrag  um  IHM  von  1S24.I9  Mill.  Kres.  wurde  nach  der  neuen 
Abschätzung  von  1880  ff.  auf  2045.51  Mill.  Frcs..  der  Verkaufswerth  dafür  auf 
91.58  Milliarden  Frcs.  (Bull.  XIII,  130)  veranschlagt,  also  der  Ertrag  auf  mehr  als 
das  Dreifache  des  ersteren  und  um  45%  mehr  als  der  zweite,  wobei  allerdings 
1579  die  von  Italien  abgetreteneu  Gebiete  eingerechnet  sind,  die  1851  fehlen,  was 
aber  das  Ergebniss  wenig  verändert.  {Im  Katasterertrag  sind  diese  Gebiete  einge- 
schlossen). Zu  der  Ertragssteigerung  hat  die  Ertragserhöhung  der  einzelnen  Cultur- 
arten,  auch  der  Uebergang  von  Grundstücken  in  höhere  Culturarten,  bes.  die  Ver- 
wandlung von  Haide  und  Weiden  in  Ackerland,  Wiesen  und  andere  Culturclasscn  bei- 
ge! tagen  (Bull.  XIII.  130,  nach  Depart.  eb.  282  ff).  Diose  Ertragssteigerung  läuft 
auf  eine  Verminderung  der  Steuer  hinaus,  in  Betreff  des  Principals  auf  weniger 
als  '/.,,  die  Fortbewegung  in  der  seit  1791  beständig  zu  verfolgenden  Richtung.  Der 
ursprungliche  <  geplante  i  Steuersatz  des  Principals  von  20,  bez.  16.67%  für  die  ganz c 
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Grundsteuer  (iuc).  „bebaute"  Grundstücke^,  der  durch  die  bis  1 1  erfolgten  Steuer- 
ermässigungen  schon  auf  ca.  13  U,  bez.  1Ü.7  gefallen  war,  ist  durch  eine  solche  Er- 
tragsentwicklung auf  jetzt  etwa  4%  (iwmer  nur  für  das  Principal)  gesunken.  (Siehe 
auch  v.  Kaufmann,  S.  188  u.  11.).  Bei  den  „nicht  bebauten"  Grundstücken  allein 
war  der  Steuersatz  nach  dem  Kataster  1  1.76.  nach  der  Einschätzung  in  der  Empuete 
von  1851  15.44,  nach  der  von  1870  4.411%  iBulI.  XIV,  43,  wiederum  1*7!)  incl. 
italienische  Departements,  was  aber  auch  hier  auf  die  Durchschnittszahl  ohne  sonder- 
lichen Einfluss  ist.  Die  ehemaligen  elsass-lothringischen  Departemente  sind  in  diesen 
und  den  obigen  Zahlen  abgerechnet).  Ein  gutes  Beispiel  der  allmählichen  Erleichterung 
und  Quasi- Abwälzung  einer  stabilen  Grundsteuer  durch  die  Ertragssteigerung,  welche 
letztere  freilich  wieder  die  inanuigfachsten  Ursachen  hat,  eine  davon  auch  in  der 
Preissteigerung  der  Producte.   (Fin.  II.  S.  273). 

Allein  diese  Entwicklung  ist  eben,  wie  vorauszusehen  war  und  durch  die  Er- 
gebnisse der  Untersuchungen  von  1S51  und  1879  überall  bestätigt  worden  ist,  ganz 
ungleic  huiässig  nach  Culturartcn  und  Landestheil<  n  erfolgt,  so  gegen  die 
Kaiastralschätzungen  bis  1851  und  wieder  gegen  die  Einschätzungen  von  1851  bis 
1*79.  Gerade  dadurch  ist  die  Grundsteuer  selbst  ciue  immer  ungleichmassigere  Last 
geworden.  Das  Maass  dieser  Ungleichinässigkeit  ist  in  der  Enquete  von  1  SSO  auf 
mancherlei  verschiedene  Weise  berechnet  wordeu  (s.  die  angeführten  Stellen  im  Bull.). 
Bei  den  C  u Iturgruppen  für  den  ganzen  Staat  ergab  sich  Folgendes  (Bull.  XUl, 
583;  XIV,  36). 

I*M  JsfW         -fuil.  — "(,.  "0  d.  l'rincipals 

Ertrag  p.  Hort,  in  I'rc-8.  d.  Grundst.  nncli 

Schätzung  v.  1*7'» 

Grundstücke  höherer  Art  (Gärten  etc.1!    119.61         106.06         +38.0  4.30 
Ackerland  u.  ihm  gleichgestelltes  (auch 

Boden  der  Häuser    /   42.49  56.74         +33.5  4.64 

Wiesen  u.  dgl   72.60  96.67         +33.1  4.6!* 

Weinland  69.3s         129.95         +  87.3  2.95 

Waldungen  20.1  S  22.50         +11.5  5.26 

Weiden,  Haide  u.  s.  w   1.64  6.12        +31.S  5.12 

Verschiedene  Culturcu   49.10  42.61         —13.2  4.73 

Allgem.  Durchschnitt  38.04  52.S7        +38.9  4.49 

Etwas  abweichende  Ergebnisse  nach  dem  Vergleich  der  Verkaufs  wert  he. 
Per  Hectar  waren  diese  von  1851—53  bis  1879—83  um  43.45%  gestiegen,  im  ganzen 
Staate  und  bei  allen  Culturen  im  Durchschnitt,  mit  Differenzen  nach  Departements 
von  +-  140.70%  im  Maximum  im  Departement  Allier  (abgesehen  vom  Seinedepartement, 
wo  die  Steigerung  auf  1373.12%  berechnet  winD  und  +0.96%  in  Vauclnsc  im 
Minimum,  bez.  sogar  neben  einer  Abnahme  in  5  Departements  von  im  Maximum 
15.38%  (Ober-Alpen).    (Bull.  XIII.  584  iL). 

Eine  „Ausgleichung"  des  Principals  der  Depart einen tal-Coutingentc  nach 
der  Einschätzung  von  1879  würde  für  die  „nicht  bebauten"  Grundstücke  gegenüber 
der  jetzigen  Repartition  zur  Aufbringung  des  bestehenden  Gesammtcontingeuts  von 
H8,S53,5ss  Frcs.  eine  Mehrbelastung  von  41  Departements  um  1  1.157,464  Frcs.  und 
eine  Minderbelastung  von  47  Departemente  um  den  gleichen  Betrag  bedingt  haben. 
Die  Mehrbelastung  betrüge  im  Maximum  374.0s %  (Corsiea.)  und  79.72%  (Aude-, 
im  Minimum  0  397«  (Loire),  die  Minderbelastuug  im  Maximum  37.71  (Oberalpen), 
im  Minimum  0.61%  (Loire  et  Ober)  und  die  verschiedensten  Sätze  in  den  dazwischen 
liegenden  Fällen  (Bull.  XIII.  585  iL,  XVI,  37  ff.). 

Berücksichtigt  man  vollends  nur  die  Extreme,  so  fand  man  schon  185!  die 
Minimalbelastung  eines  ganzen  Departements  durch  die  Grundsteuer  (priueipab  mit 
3.80,  die  Maximalbelastung  mit  9.18%,  also  wie  1  :  2.42  (Bull.  XIV.  40).  Nach  der 
En(|u<*te  von  1874  stellten  sich  die  Extreme  noch  stärker  heraus,  nämlich  folgender- 
maassen  (Tabelle  XXXI,  Bull.  XIV,  4o)  nach  (iebiefsabtheilungcn ,  in  l'rocenten  der 
Grundsteuer  vom  „wirklichen"  Ertrag. 

Gemeinden.       Danton  c.      Arrondissem.  Depirtem. 
0.19  1.00  O.T  l  0.95 

*  M"-a"-i-.u„s.;„  .  .  ■         !;•;•      \ft  ■ 

0.58  1.54  1.91  2.80 
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Gemeinden. 
|  20.70 

1  Mitxiiiialbelastinig-ii    .    .    .    •!  ^J*?^ 

I  80.03 

Verb,  v.  Min.  zu  Ma.v.  wie    1  :  J5S.I 
Vcrh.  des  höchsten  Minimum 
zum  niedersten  Maximum    1  :  :i5.S 


Cautouc.       Arrondissctu  Departem 

10.32  7 .07  0.47 

10.32  7.S2  0.67 

1 1 .25  S.Of»  O.*0 

15.57  0.47  7.21 

15.0  12.N  7.0 

0.7  4.0  2.5 


Man  sieht:  Hock's  Wort  vor  30  Jahren  (Fiu.  Frankreichs,  S.  112),  man  sei 
überzeugt,  „os  gäbe  Departements,  die  2'/d  Mal.  und  Gemeinden,  die  10  Mal  so  hoch 
nl>  andere  besteuert  sind",  bezeichnet  jetzt  schon  bei  Weitem  nicht  mehr  die  Ex- 
treme! Freilich  muss  man  immer  wieder  daran  erinnern,  dass  hier  die  Unrichtig- 
keit der  bestehenden  (jiundsteuervertheilung  au  dem  gewiss  wieder  recht  unvoll- 
kommenen Maassstabe  der  neuen  cursorischen  Abschätzung  nach  Kauf-  und 
Fachfpreisen  u.  dgl.  m.  bemessen  wird.  In  Wirklichkeit  können  die  Extrem« 
kleiner,  freilicli  aber  in  manchen  Füllen  auch  noch  grösser  sein. 

Durch  den  Hinzutritt  der  Zuschlage  für  Departemontal-  und  Oominunalzwecke 
wird  die  Differenz  der  Stcuerbehistung  wiederum  bald  verkleinert,  bald  vergrößert 
werden. 

Jedenfalls  ersieht  sieh  aus  allen  diesen  und  zahlreichen 
weiteren  Thatsachen,  welche  die  letzte  EnquOte  hervorgefördert 
hat,  dass  man  doch  mit  Uecht  Hedenken  trogen  musste,  eine  so 
völlig  ttngleichmässig  vertheilte  und  in  dieser  Hinsicht  be- 
ständig ungleichmässiger  weidende  Steuer,  wie  die  Grund- 
steuer, mit  allgemeinen  und  gleichen  Zuschlägen  für  die 
Staatscassc  zu  belegen,  selbst  in  den  Finanznöthen  und  beiden 
allgemeinen  Steuererhöhungen  nach  dem  letzten  Kriege.  Mindestens 
hätte  einer  solchen  Maassregel  erst  eine  Steuerausgleichuug 
vorangehen  müssen.  Allein  eine  solche  setzte  wieder  eine  zeit- 
raubende und  kostspielige  neue  Katastrirung  oder  doch  wenigstens 
eine  Untersuchung,  wie  die  1879  IV.  vorgenommene  voraus.  Jedoch 
auch  die  Ergebnisse  einer  solchen  Operation  waren  sicher  von 
vornherein  wieder  sehr  mangelhaft  und  mussten  es  vollends  immer 
bald  wieder  mehr  und  mehr  werden.  Aus  den  französischen  Er- 
fahrungen darf  man  daher  wohl  den  Schluss  ableiten,  dass  auch 
die  moderne,  sogen,  „rationelle"  Grundsteuer,  wegen 
ihrer  unvermeidlichen  grossen  und  in  Folge  der  ver- 
schiedenen Entwicklung  der  einzelnen  Landesthcilc 
immer  grösser  werdenden  Ungleichmässigkeit  und 
schon  dadurch  bedingten  Stabilität,  wenigstens  in 
einem  grösseren  Staate,  keine  passende  Staatssteuer 
für  allgemeine  Staatsbedürfnisse  und  vollends  unge- 
eignet ist,  mit  —  ohne  Willkühr  wieder  kaum  anders  als  gleich 
hoch  zu  stellenden  —  Stcucrzuschlägen  für  den  wachsen- 
den Staatsbedarf  belegt  zu  werden. 
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Nur  durch  beständige,  in  kurzen  Zeitraum en  erfolgende 
und  eingreifende  Revisionen  Hesse  sich  diese  Steuer  für 
die  Deckung  des  Staatsbedarfs  geeigneter  machen.  Aber  solche 
Revisionen  sind  steuertechnisch,  dann  wegen  des  Kostenpuncts 
schwer  ausführbar  und  wegen  schwerer  anderweiter  Bedenken, 
welche  aus  der  ökonomischen  Natur  des  Grundeigenthums,  be- 
sonders des  ländlichen,  und  aus  dessen  Bewirtschaftung  folgen, 
zu  beanstanden.  Ist  die  Grundsteuervcranlagung  und  die  Steuer- 
repartition,  wie  in  Frankreich,  aber  einmal  thatsächlich  längere 
Zeit  unverändert  geblieben,  so  wird  nicht  nur  jede  Revision 
technisch  immer  schwieriger,  kostspieliger  und  in  ihren  Ergeb- 
nissen unsicherer,  müsste  sie  nicht  nur  zu  einer  fast  völligen  Er- 
neuerung der  Katastrirung  führen:  sie  schneidet  ausserdem 
in  die  Reinerträge,  die  nach  Abzug  der  neuen  Steuer 
bleiben,  und  dadurch  in  die  Werthe  des  Grundeigen- 
tums so  bedeutend  ein,  dass  man  wieder  kaum  wagen  wird, 
die  Neuvertheilung  der  Steuer  danach  zu  bewerkstelligen.  Die 
französischen  Enqueten  von  1851  und  1879  sind  eben  deshalb  auch 
ohne  practischen  Erfolg  geblieben. 

Im  Jahre  l^l  hat  eine  eigene  (Kommission  im  Finanzministerium  die  Ergebnisse 
•ler  Enquete  von  ts7'.>,  welche  zuvor  in  <len  Departements  den  (ienornlräthen  vorgelegt 
wurden  waren,  zu  prüfen  gehabt.  Die  (ieneralräthc  hatten  sieh  im  Allgemeinen 
günstig  Uber  die  (ienauigkeit  der  Ergebnisse  geäussert.  He  im  Beginn  der  Arbeit 
UVTH)  hatte  man  übrigens  zur  Beruhigung  der  Bevölkerung  amtlich  versichert,  dass 
die  etwaige  Ausgleichung  der  Ingleichniässigkeiten  einzig  durch  Entlastungen, 
nicht  durch  Erhöhungen  erfolgen  könne:  wiederum  im  Widerspruch  mit  den  not- 
wendigen fisealischeu  Anforderungen,  aber  nach  Lage  der  Dinge  und  Interessen  ebenso 
charaeteristisch  als  begreiflieh.  Im  Ministerium  herrschte  die  Ansieht,  dass  ohne  eine 
gleichzeitige  Revision  der  Individualrepartition,  daher  des  Farcellarkatasters  eine  Aus- 
gleichung auch  nicht  wohl  statthaft  sei.  Ebenso  galt  die  letztere  für  störend  für  die 
Departenicntal  -  und  CommunaKinanzeu  wegen  des  Zuschlagsystems.  Die  genannte 
iientralcommission  erklärte  die  Ergebnisse  der  En.jU.'tc,  von  INTIMI,  fur  h i u  lä n gl i  c Ii 
zu rer lässig.  Der  Antrag  auf  eine  allgemeine  Ausgleichung  wurde  indessen 
abgelehnt,  ähnlich,  aus  tiscalischen  <ji  unden.  der  eines  Erlasses  von  ll.^Mill.  Frcs. 
'les  Prineipals  in  den  übt  r  den  Durchschnitt  überlasteten  Departements.  Die  Com- 
inission  entschied  sich  schliesslich  dahin,  der  Regierung  zu  rathen.  einen  Theil  des 
'"ontingents  der  „unbebauten'*  (irundstucke  auf  dasjenige  der  fur  weniger  hoch  be- 
steuert geltenden  ..bebauten"  zu  Ubertragen,  zuvor  aber  eine  Revision  der  Einschätzung 
des  .gebauten  Eigenthums'1  vorzunehmen.  Die  Kosten  dafür  wurden,  je  nach  der 
Mithervlcksiehliguiig  oder  nicht  der  Personal-  und  Mobiliarsteuer  und  der  Thür-  und 
l  enstersteuer  dabei,  auf  1-2  Mill.  l  ies.,  die  Zeitdauer  auf  2-1  Jahr  veraux  hlagt. 
Kur  die  En<jU'  te  von  IST1»  II.  war  ein  Credit  von  1  Mill.  eröllnet  gewesen.  Bis  jetzt 
ist  es  zu  einer  weiteren  Reform  und  Veränderung  der  Reparation  und  der  Contin- 
gente  nicht  gekommen.  Durch  das  Finanzgesetz  vom  >.  August  1s*»ä.  Art  ..Tl.  wurde  auch 
eine  Aufnahme  allen  „bebauten  Eigentums"  und  Schätzung  seines  wirklichen  Mieth- 
werths  angeordnet  und  dafür  später  ein  Credit  eröllnet  tiesctz  vom  v  Juni  1^7  . 
Diese  Aufnahme  ist  jetzt  im  (iang  und  schreitet  rasch  vor. 

§.  18H.  2.  Katastrirung.  Die  Notwendigkeit  einer  allge- 
meinen Bodenkatastrirung  zur  besseren  Vertheilung  der  alteren 
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directen,  nieist  den  Grundbesitz  treffenden  Steuern  (Taille  u.  s.  w.) 
hatte  man  in  Frankreich  schon  in  den  letzten  Jahrzehnten  des 
ancien  regime  empfunden  und  wiederholt  ernstlicher  an  eine  solche 
Operation  gedacht  (§.  59).  Die  politischen,  vornemlich  in  den 
ständischen  Verhältnissen  liegenden  und  die  technischen  Schwierig- 
keiten der  Sache  hinderten  aber  ein  Vorgehen  damit.  Durch  die 
Revolution  waren  die  ersteren  beseitigt,  nur  die  letzteren  geblieben. 
Die  unruhigen  Zeitverhältnisse,  die  dringenden  Finanzbedürfnisse 
liessen  es  aber  auch  jetzt  nicht  sobald  zu  einer  so  langwierigen 
und  kostspieligen,  geordnete  rnhige  Verhältnisse  fast  unbedingt 
voraussetzenden  Operation  kommen ,  wenn  man  deren  Uncntbebr- 
lichkeit  für  die  zweckmässige  und  gerechte  Durchführung  des  neuen 
Steuersystems  auch  von  vornherein  nicht  verkannte,  lieber  parla- 
mentarische und  legislative  Monologe  in  Betreff  der  Notwendigkeit 
einer  Katastrirung  kam  man  bis  zur  Zeit  des  Consulats  nicht 
hinaus.  Erst  hier  begann  die  Ausführung,  anfangs  indessen  nach 
Plänen,  welche  dem  Gedanken  einer  Verkleinerung  und  Verein- 
fachung der  riesigen  Arbeit  entsprungen  waren,  sich  aber  bald  als 
unzureichend  für  den  Zweck,  namentlich  für  die  Grundsteuer- 
veranlagung der  einzelnen  Besitzer  erwiesen  (Katastrirung  nach 
„Cnltnrmasscn",  Versuch  einer  Beschränkung  der  Katastrirung 
auf  eine  grössere  Anzahl,  1900,  Mustergemeinden  und  Anwendung 
der  dabei  erhaltenen  Ergebnisse  auf  die  übrigen  48,000).  Man 
schritt  daher  nach  diesen  vergeblichen,  zeitraubenden  und  immer- 
hin schon  kostspieligen  Vorarbeiten  (20  Mill.  Frcs.)  zur  letzten 
Consequenz,  zur  Katastrirung  der  einzelnen  Pa reellen  (Gesetz 
vom  15. — 25.  September  1807).  Eine  Arbeit,  welche  nur  langsam 
fortschreiten  konnte,  so  dass  beim  Sturz  Napoleon's  I.  erst  V*  von 
Frankreich  vermessen,  \8  katastrirt  war  und  die  ganze  von  den 
späteren  Regierungen  fortgesetzte  Arbeit  im  Wesentlichen  erst  1845, 
vollständig  im  contincntalen  Frankreich  erst  1850,  in  Corsica  (bis 
auf  kleine  noch  heute  verbliebene  Reste)  erst  1858  und  in  den 
neuen  ehemals  italienischen  Departements  noch  gegenwärtig  nicht 
ganz  vollendet  ist.  Die  Kosten  sind  bis  um  1850  schon  auf 
150  Mill.  Frcs.  berechnet  worden,  also  etwa  auf  den  einjährigen 
Betrag  des  Principalcontingents  (nach  dessen  Reductionen  nach 
1821).  Dieselben  sind  bis  1821  vom  Staate,  seitdem  überwiegend 
von  den  Departements  getragen  worden.  Die  ursprünglich  be- 
absichtigte Benutzung  des  Katasters  zur  Vertheilung  der  Grund- 
steuer  auch  unter  den  Gemeinden  und  Arrondisscments  eines 


Digitized  by  Google 


Grundsteuer.    Kataster.  44a 

Departements  ist  nach  verschiedenen,  ungenügend  ausgefallenen 
Versuchen  und  nach  bereits  früher  erfolgter  Beschränkung  der  Be- 
nutzung des  Katasters  zur  Vertbeilung  des  Departementalcontingents 
auf  die  Arrondissements  desselben  Departements  (1813),  dann  des 
Arrondissementscontingents  auf  die  Cantone  desselben  Arrondisse- 
ments (1818)  seit  1821  definitiv  aufgegeben  worden.  Seitdem  dient 
das  Kataster  ausschliesslich  zur  Individualrepartition 
unter  den  Grundstücken,  bez.  Grundbesitzern  jeder 
Gemeinde  (Gesetz  vom  21.  Juli  1821).  Im  Jahre  1850  ward 
den  Gemeinden  das  Recht  crthcilt,  auf  Verlangen  des  Municipal- 
raths  und  nnter  Beistimmung  des  departementalcn  Gcneralraths 
auf  Gemeindekosten  eine  Revision  oder  Erneuerung  des 
Katasters  vorzunehmen,  wenn  mindestens  30  Jahre  seit  der 
Katastrirung  verflossen  sind.  (Gesetz  vom  7.  August  1850,  Art.  7). 
Von  diesem  Rechte  ist  nicht  besonders  oft  Gebrauch  gemacht 
worden.  Gegen  seine  Anwendung  stemmen  sich  in  den  Gemeinden 
ähnliche  Interessen,  wie  gegen  die  Veränderung  der  localen  Con- 
tingente  selbst. 

S.  bes.  Stonrin,  I.  102—200.  Vignes,  I,  32  ff.,  von  Hock,  S.  Iis  ff.,  von 
Kaufmann,  S.  176,  Block 's  dict.  Art.  cadastro.  liei  «lein  Versuch  eines  blossen 
J -ulturmassen  -  Katastern"  vermied  man  die  mühsame,  zeitraubende  und  kostspielige 
Abmessung  und  Einschätzung-  der  ein  reinen  Parc  eilen  und  beschränkte  sich  auf 
diejenige  der  im  Zusammenhang  liegenden  analogen  Culturen.  Eine  Xetikatastrirung 
ist  im  Ganzen  zwischen  1 S2S  —  S3  in  220.'»  Gemeinden  von  ca  30.100  erfolgt,  meist 
solchen  mit  stark  zersplittertem  Grundbesitz  JJull  XIV.  000.  XVI,  182),  speciell  nach 
dem  Gesetz  von  1S50  sogar  nur  in  32s  Gemeinden,  wovon  bei  Weitem  die  meisten 
im  Departement  Nord,  wo  die  fortgeschrittene  Pareellirung  nach  dem  ersten  Kataster 
».SS,  nach  dem  zweit.n  bloss  0.29  Hectare  pro  Parcelle  und  bez.  2.23  und  1.S5  pro 
EigenthUiner  ergab. 

§.  187.  Die  Katastrirung  selbst  erfolgte  in  Frankreich,  wie 
in  den  meisten  neueren  Grundsteucrkatastrirungcn  nach  dem  System 
des  Parcel lar- Reinertrags-  und  C lassen katasters  mit  der 
Einschätzung  der  einzelnen  Parccllen  in  die  Bonitätsclassen  jeder 
Cnlturart  nach  Typen-Grundstücken.  Sie  bietet  nur  einzelnes 
Eigentümliche,  wovon  Einiges  in  den  nächsten  §§.  mit  erwähnt 
wird,  während  eine  allgemeine  Darstellung  hier,  unter  Verweisung 
auf  die  allgemeine  Lehre  von  der  modernen  Grundsteuer,  unterbleiben 
kann.  Auch  auf  eine  specielle  Kritik  braucht  hier  nicht  eingegangen 
zu  werden.  Das  System  hat  auch  in  Frankreich  dieselben  allgemeinen 
Vorzüge  und  Nachtheile  gezeigt  wie  in  anderen  Landen. 

Vgl.  vorläufig  Uber  die  Grundsteuer  im  Allgemeinen  und  über  die  „Kataster- 
systeme" meine  Abb.  dircete  Steuern  im  Schön berg'schen  Handbuch  der  politischen 
Ockonomie,  2.  Aufl.,  III.  230  IT..  241  h"..  auch  S.  210. 

Erschwerend  für  die  Lösung  der  Hauptaufgabe,  die  richtige,  wenigstens  ver- 
hältnissmussige  Ertragseinschätzung,  wirkten  wohl  gerade  in  Frankreich 
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manche  Umstände.  So  clor,  dass  es  sieh  um  ein  so  grosses  Gebiet  mit  sehr 
verschiedenon  Boden-  und  Besitzverhältnissen,  auch  Culturen  handelte; 
dass  der  französische  Giundbesit/.  nach  den  Eigeiithumsverhältnissen  zum  Tlieil  sehr 
zersplittert  und  die  einzelnen  Besitzungen  gewöhnlich  stark  parcellirt  sind, 
daher  die  Zahl  der  Parcellen  eine  riesige  und  deren  Grösse  oft  sehr  klein  ist:  dass 
die  Katastrirung  Jahrzehnte  dauerte,  in  den  verschiedenen  Landestheilen  zu 
verschiedener  Zt.it  und  von  einem  verschiedenen  technischen  Personal  durchgeführt 
wurde,  was  von  vornherein  Unglciehmässigkeiton  auch  schon  der  ersten  Ertrags- 
einschätzung hewirken  uiusste.  Die  specilischen  Mängel,  welche  dein  Parcellar- 
kataster  aus  solchen) ,  verglichen  mit  einem  freilich  direct  nicht  wohl  herzustellenden 
„Gu  tskataster".  pri n c  i  p  i el  1  ankleben,  weil  die  Zusammenfassung  der  Parcellen  Eines 
Besitzers  zu  einer  He  sitz-  und  Wirtschaftseinheit  unbeachtet  bleibt,  müssen 
bei  der  französischen  Bodenpareellirnng  nothwoudig  in  besonderem  Maasse  hervor- 
treten, zumal  bei  der  landwirthschaftlichen  ilauptcultur,  dem  eigentlichen  Feldbau. 
Das  (deiche  wird  von  den  spezifischen  Mangeln  des  stets  unvermeidlich  auf  unsicheren 
Uechnungs-  und  Sehätz.ungsoporationon  beruhenden  Kein  ort  rag  skatasters  als 
solchen,  verglichen  mit  »lein  Werth-  oder  Verkehrskataster  gelten,  da  die 
Fehlerquellen  bei  ersten*!»  mit  grösserer  Parcelliruiig  wohl  progressiv  starker  werden. 
Die  ungemein  viel  höheren  Einschätzungszahlen  in  den  Enqueten  von  1S51  und  1S7WI1. 
gegenüber  den  Katastraleinschätzungen  legen  die  Vermuthting  nahe,  dass  die  letzteren 
schon  von  vornherein  viel  zu  niedrig  waren;  die  Ertrags-  und  Werthsteigerung  also 
thcilweisc  wohl  nur  eine  reehnungsmässige,  keine  wirkliche  ist.  Aber  wie 
sich  die  wirklichen  Erträge  zu  den  katastralen  in  den  verschiedenen  liegenden  und 
Einzelfällen  schon  anfangs  vei halten  haben  mögen,  das  bleibt  unbekannt.  Nur  aus 
der  ganzen  Art  der  Ertragskatastrirung  lässt  sich  schliessen,  dass  hier  grosse  Diffe- 
renzen vorhanden  gewesen  sein  werden.  Man  wird  daher  in  der  Annahm« 
kaum  irren,  dass  die  G  r  u  nds  te  u  erv  e  r  the  il  u  n  g  unter  den  Grundbesitzern 
innerhalb  der  Gemeinden  nach  dem  Kataster  auch  sehr  grosse  Ungloiehmassig- 
keiten  und  mit  der  verschiedenen  Entwicklung  der  Vorhaltnisse  der  einzelnen  Besitzer 
und  Wirthe  ebenfalls  immer  mehr  Ungloichmässigkeiten  an  sich  haben  wird,  ahnlich 
wie  bei  den  localcu  Contingontcn  (S.  Iii).  Die  Benutzung  des  Katasters  gerade  zur 
Vcrtheilung  dos  cuinmunalen  Contingents  auf  die  ein/einen  Besitzungen  ist  daher  auch 
von  zweifelhafter  Berechtigung,  wenn  man  die  Erzielung  wenigstens  verhältniss- 
massig gleichmassitrer  Steuerbeiastimg  der  einzelnen  Grundbesitzer  damit  erreichen 
will.  Bei  der  irrusseii  Abhängigkeit  des  wirklichen  Reinertrags  eines  landwirth- 
schaftlichen Anwes.-ns  von  dem  Grade  der  Parcelliruiig,  Arrondirung,  von  der  Lage 
der  Parcellen  zum  Gutshof  und  zu  einander,  der  Zugehörigkeit  derselben  zu  Gütern 
verschit -lener  Grösse  die  französische  Annahme  „mittlerer"  Gut-grössen  thut  eben 
wieder  den  realen  Verhältnissen  Zwang  an  — ,  endlich  von  der  Persönlichkeit  des 
Wirths  einer  Besitz-  und  Wirtschaftseinheit  kann  man  selb>t  zweifeln,  ob  »lic  fran- 
zösische Praxis,  unmittelbar  nach  dem  Kataster  grade  die  I  n tl  i v i d  ual r epar t i tion 
der  Grundsteuer  vorzunehmen,  nicht  noch  anfechtbarer  ist,  als  die  Benutzung  des 
Katasters  für  die  Feststellung  der  localen  C'oiitingonfe  sein  würde,  welche  man  in 
Frankreich  vermieden  hat-  Denn  hier  wurden  wohl  eher  Ausgleichungen  zwischen 
uiigleichmassigeu  Einschatzungen  vor  sich  gehen,  als  innerhalb  ein  und  derselben 
Gemeinde  bei  dem  Besitzer  verschiedener  Parcellen. 

Durch  die  Katastrirung  und  die  partiellen  Erneuerungen  derselben,  sowie  durch 
die  früher  genannten  mehrlachen  Enqu-'-ton  und  versuchsweisen  Netieinseh  itzungen  ist 
sehr  viel  interessantes  statistisches  Material,  besonders  auch  über  die  Besitz-  und 
Parcellirungsverhaltnisse.  hervorgefördert  worden,  das  allerdings  agrarstatistisch 
noch  wichtiger  als  steuerstatistisch  M  Aber  die  Schwierigkeit  der  Lösung  des  1»  ro  b  1  e  ms 
einer  allgemeinen  französischen  Grundsteuer  ist  nach  solchen  statistischen  Daten  dcrBcsitz- 
uud  Parcellirungsverhaltnisse  erst  recht  zu  würdigen  und  die  notorische  Mangelhaftigkeit 
der  Ergebnisse  der  grossen  mühevollen  und  kostspieligen  Katastrirungsarbeit  wird  dann 
auch  leicht  begreiflich.  Nur  einige  wenige  Daten  zum  Beleg.  (Vielerlei  aus  der  neuesten 
und  der  1*51  er  Enquete  im  Bull.,  so  VI,  11t),  1S5.  24>  über  1>"j|.  aus  dem  Kataster 
u.  a.  XVII,  613  II  ).  Nach  dem  Kataster  war  der  französische  Boden  ."»2.153.150  ha. 
davon  steuerpflichtiger  ..nicht  behauter"  -Ii», 1 44.677  ha,  desgleichen  „bebauter" 
244, $03  ha,  nicht  steuerpflichtiger  2,703,5S0;  die  Zahl  der  Eigenthümer  11.036.601. 
der  Parcellen   126,079,5)02,  also  pro  Eigenthümer  4.7  ha,  pro  Parcellc  0.41  ha. 
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(Bull.  XVII,  625).  Ferner  «rar  die  Zahl  der  Grundsteuerquoten  (sog.  cotes) 
^Bull.  XVI,  156,  XIX,  624  und  mehrfach.    S.  auch  Kaufinanu,  S.  184  ff.): 

1S35  10,893,528 

1858  13,118,723 

"»  { !Ä  ÄTU..«. } 

Die  Zahl  der  kleineu  Quoten  bis  5  Frcs.  Steuer  (Principal  und  Zuschläge)  war 
hiervon  1835  47.79,  1858  50.97,  jetzt  51.33%.  ist  also  in  stetiger  Zunahme  begriffen. 
In  den  2265  neukata.strirten  Gemeinden  war  (Bull.  XVI,  182): 

bei  der  ersten    bei  der  neuen 
Katastrirung. 

Umfang  des  steuerpflichtigen  Bodens,  ha  2.645,765  2,6S1,942 

Zahl  der  Parcellen   7,628,528  8,068,469 

Zahl  der  Eigentümer   730,524  813.180 

Mittlere  Grösse  der  Parcelle,  ha  .    .    .  0,35  0.33 

Desgl.  des  Besitzthums,  ha   3.62  3.30 

Einen  besonders  guten  Einblick  in  die  grosse  Besitzzersplitterung  giebt  eine 
neuerdings  erfolgte  amtliche  Zusammenstellung  der  Grössen  der  Besitzungen,  im 
Bull.  XVI,  180  (für  die  einzelnen  Departements,  S.  158 — 179).  Hiernach  war  in 
ganz  Frankreich,  mit  Ausnahme  von  Pari»  und  364  noch  nicht  katastnrten  Gemeinden 
in  Corsica,  Savoicn  und  Obersavoien,  das  üeberwiegen  der  ganz  kleinen  Besitzungen 
doch  sehr  bedeutend,  wie  folgende  Uebersicht  zeigt  (weitere  Einzelheiten  in  Betreff 
der  hier  fehlenden,  mittleren  Kategorien  von  2 — 10U  ha.    Bull.  XVI,  180). 

Kategorie.            Zahl  der  Flächeninhalt  Procent      Procent  des 

Steuerquoten.  ha.  der  Zahl.  Flächeninhalts. 

0—10  a     ....     2,670.512  108,231  18.98  0.22 

10—20  a     ....      1,444,951  213,789  10.28  0.43 

20—50  a     .    .    .    .     2,482,380  825,784  17.64  1.66 

50-100  a    ....      1.987,480  1.426,785  14.12    2.88_ 

Zusammen  8,585.323  2,574,589  "61.02 '  5.19 

1—2  ha   1,840,045  2.636,867  13  07  5.34 

Total   14.074,801  49,388,304  100.00  100.00 

Davon  nur  grössere  Be- 
sitzungen 100- 200  ha  31,567  4,338,240  0.22  S.79 
üeber  200  ha  .    .    .  17,676  8,017,542  0.12  16.23 

Welche  Aufgaben  der  Katastrirung! 

Ueber  die  leitenden  Grundsätze  der  Katastrirung.  besonders  des  Ver- 
messungs-  und  des  Einschätzungsverfahrens,  s.  ausser  den  Gesetzen  (3.  frimaire 
VII.  oder  28.  November  1798,  15.— 25.  September  1S07,  31.  Juli  1821)  besonders  den 
amtlichen  recueil  roethodhjue  des  lois,  decrets,  rcgleincnts,  Instructions  etc.  sur  le  cadastre 
de  la  France  von  1811 ;  ferner  spätere  Reglements  vom  3.  October  1821,  15.  Marz  1S27. 
Bibliographie  der  Literatur  des  französischen  Katasters  bei  Block,  Art.  cadastre.  p.  309 
und  Art.  contrib.  dir.,  No.  64  ff.  Kurze  systematische  Darstellung  des  französischen 
Katasterwcscns  in  dem  ersten  Artikel,  eingehender  in  Perroux-Joppen ,  No.  160  fl". 

§.  188.    3.  Unter  den  cinzeluen  Eigentümlichkeiten  der 
französischen  Grundsteuer   und   ihrer  Katastrirung  mögen  hier* 
folgende  als  beachtenswerth  hervorgehoben  werden. 

a)  Der  Umfang  der  Grundsteuer  ist  in  Bezug  auf  die  ihr 
unterliegenden  Grundstücke  weit  gezogen  und  mehrfach  eigen- 
tümlich bestimmt.  Namentlich  ist  ausser  dem  gewöhnlich  überall 
der  modernen  Grundsteuer  unterworfenen  land-  und  forstwirt- 
schaftlich oder  in  einer  diesen  verwandten  Weise  benutzten 
Boden  auch  der  mit  Gebäuden  bebaute  und  der  verschiedenen 
anderen  Verwendungszwecken  dienende  Boden  zur  Grund- 

A.  Wagnor,  FinaiuwLwenschafl.  III.  29 
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Steuer  herangezogen.  Ausserdem  unterliegt  aber  bei  Gebäudcu 
auch  das  Gebäude  selbst,  bez.  dessen  Ertrag  der  Grundsteuer, 
welche  also  insofern  in  Frankreich  in  doppelter  Weise  auch  zugleich 
eine  Gebäudesteuer  mit  umtasst.  Erst  jüngst  ist,  nach  länger 
gehegtem  Plane,  eine  förmliche  Theilung  dieser  Grundsteuer 
in  eine  solche  vom  „nicht  bebauten"  Grundeigenthum  (agra- 
rischem u.  8.  w.)  und  vom  „bebauten"  (den  Häusern  u.  s.  w.) 
erfolgt  und  so  eine  eigentliche  Gebäudesteuer,  ausser  der 
bestehen  gebliebenen  Thür-  und  Fenstersteuer  und  der  Mobiliar- 
steuer, geschaffen  worden  (Gesetz  vom  29.  Juli  1881).  Doch  ist 
diese  Theilung  der  Grundsteuer  mehr  von  formeller,  als  von  prin- 
cipicller  und  practiseber  Bedeutung,  indem  insbesondere  kein 
anderes  als  das  bisher  geltende  Veranlagungs-  und  Einschätzungs- 
verfahren damit  eingeführt  worden  ist.  Es  ist  daher  auch  gauz 
richtig  die  alte  Bezeichnung  „Grundsteuer"  die  gemeinsame,  lllr 
beide  nunmehr  geschiedene  Theile  dieser  Steuer  geblieben. 

a)  Gebäude  Grundsteuer.  Die  Bodenfläche  (area),  auf 
der  das  Haus  steht,  wird  nach  dem  Satze  des  besten  Acker- 
landes (1.  Bouitätsclasse)  der  Gemeinde,  das  Gebäude  selbst 
nach  seinem  Miethwerth,  unter  cutsprechendem  Abzug  für  die 
Bodenfläche,  zur  Steuer  veranlagt. 

Hei  Wohnhäusern  und  Fabriken,  wie  Ähnlichen  gewerblichen  Gebäuden 
soll  der  10 jahrige  Durchschnitt  des  Micthwerths  zu  Grunde  gelegt  und  behufs  Be- 
rechnung des  steuerpflichtigen  Reinertrags  bei  deu  Wohnhäusern  von  diesem  Werth 
V4,  bei  den  gewerblichen  Gebäuden  J/a  für  Abnutzung.  Unterhaltungs-  und  Reparatur- 
kosten abgesetzt  werden.  Das  Minimum  des  so  verbleibenden  Ertrags  inuss  aber,  ji 
nach  der  Zahl  der  Stockwerke  des  Hauses  (1-,  2  und  mehrstöckig^  das  2-,  3-  und 
4  fache  des  Sat/cs  der  besten  Bouitätsclasse  in  der  Gemeinde  für  die  dem  Ackerbau 
durch  das  Haus  entzogene  Bodenfläche  erreichen.  Für  die  Veranlagung  der 
Gebäude  wird  auch  in  Frankreich  zwischen  dem  platten  Lande  und  den  kleineren 
Orten  einer-,  den  grosseren  Orten  (Städten)  anderseits  unterschieden,  wie  in  Oesterreich. 
Preussen  u.  a.  L.  m.  Dort  werden  die  Häuser  in  der  Hegel  in  Classen  (bis  U» 
gebracht,  hier  einzeln  veranlagt.  Letzteres  pflegt  auch  allgemein  bei  industriellen 
Gebäuden  zu  geschehen.  Die  zum  landwirtschaftlichen  Betrieb  dienenden  Gebäude 
entrichten  nur  die  H  ode  n  fläc  h  en  Steuer  nach  dem  Satz  des  besten  Ackerlands  der 
Gemeinde.  Durch  manche  casu  istische  Bestimmungen  werden  ausserdem  bei  den 
Gebäuden  die  verschiedenen  Verhältnisse  berücksichtigt.  Neubauten  u.  dgl.  unter- 
liegen in  den  ersten  2  Jahren  nur  der  bisherigen  Steuer  der  Bodenfläche,  erst  vom 
dritten  Jahre  an  der  durch  die  Normen  für  Gebäude  festgestellten  Grundsteuer.  Di'* 
erneuerte  Einschätzung  der  Gebäude  erfolgt  alle  10  Jahre.  S.  Perroux- 
J  Oppen,  No.  219  tl.,  mit  den  Stellen  aus  dem  Gesetz  v.  II.  frim.  VII.  und  aus  dem 
recueil  im-thod. 

Ueber  die  Trennung  der  Grundsteuer  in  die  genannten 
beiden  Abtheilungen  bestimmte  das  Finanzgesetz  vom  29.  Juli  18tfl 
Art.  2,  Alinea  3  bloss:  „Le  revenn  cadastral  afferent  pour  1882 
aux  proprietcK  baties,  abstraction  l'ait  de  celui  du  sol,  sera 
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separe"  des  autres  revenus  figurant  aux  matrices  cadastrales  et 
generale«,  et  sera  inscrit  k  pari  dans  les  dites  matrices". 

Mit  Hilfe  eines  besonderen  Credits  wurde  diese  Operation  dann  durchgeführt. 
(Bull.  X,  82,  Block,  supplein.  gen.'-r.  1S7S/S4,  p.  132,  woselbst  das  betreffende 
Circular  dos  General- Di rectors  der  directen  Steuern  vom  20.  Deceniber  1SS1).  Das 
Ergebnis«  war  in  1SS4  für  das  Priucipal  (nicht,  wie  Kaufmann  S.  174  sagt, 
inclusive  Zuschlagcentiw.n  11^,650,252  Frcs.  für  die  Grundsteuer  der  nicht- 
bebauten,  57,070.621  Frcs.  für  die  der  bebauten  Grundstücke,  richtiger  gesagt, 
der  Gebäude,  da  die  Bodenfläche  der  letzteren  bei  der  Grundsteuer  der  „nicht  be- 
bauten Grundstücke"  angesetzt  geblieben  ist.  zusammen  175,720.873  Frcs  (Bull.  XIII, 
119,  woselbst  auch  die  Verthcilung  nach  Departements).  Seitdem  wird  in  den  Ktats 
und  Finanzgesetzen  diese  Theilung  festgehalten.  Durch  die  letztere  hat  sich  die  Zahl 
der  individuellen  Steuerquoten  bei  der  Gesamintgrundsteucr  natürlich  sehr  vermehrt. 
S.  die  Zahl  o.  S  417.  Statistik  der  Gebäudearten  nach  dem  Kataster  im  Bull.  XVII, 
617  ff.  (aus  dem  1S71  allein  unverbrannt  gebliebenen  Bande,  s.  o.  S.  447). 

Eine  endgiltige  Reform  der  GebHudesteuer  ist  durch  diese 
Maassregel  nicht  erreicht  worden.  Es  ergiebt  sich  nur  eher  die 
Möglichkeit,  wie  schon  öfters  geplant  war,  die  Grundsteuer  des 
„bebauten  Eigenthums"  allein  zu  erhöhen.  Eine  allgemeine  Maass- 
regel dieser  Art  bleibt  jedoch  misslicb,  da  in  den  einzelnen  Städten 
und  auf  dem  platten  Lande  die  Verhältnisse  zu  verschieden  sind, 
die  agrarische  Grundsteuer  ohnedem  fast  stabil,  die  Gebäudegrund- 
steuer durch  Neubauten  u.  s.  w.  in  Zunahme  begriffen  ist  -  sie 
hat  sich  seit  1835  im  Principal  immerhin  um  ca.  84°/u  vermehrt  — 
und  die  Gebäude  ausserdem  noch  direct  oder  indirect  durch  die 
zwei  anderen  directen  Steuern,  die  Thür-  und  Fenster-  und  die 
Mobiliarsteuer,  getroffen  worden.  Eine  tiefere  Reform  mtlsstc  wohl 
zu  einer  völligen  Abtrennung  der  Gebäudesteuer  von  der  Grund- 
steuer, zur  Beseitigung  der  getrennten  Besteuerung  der  Boden- 
fläche des  Hauses  und  des  letzteren  selbst  und  zur  Verschmelzung 
der  Gebäudestener  mit  der  Thür-  und  Fenstersteuer  führen,  wobei 
die  Unterscheidung  der  Gebäude  das  sensteuer  und  der  Gebäude- 
zinssteuer, nach  österreichischem  Muster,  dann  strenger  durchzu- 
führen sein  möchte. 

§.  189.  ß)  In  der  Grundsteuer  für  den  „nicht  bebauten" 
Grundbesitz  werden  Hauptkategorien  von  Culturarten  und 
in  denselben  weitere  l'nterabtheilungcn  unterschieden. 

In  den  statistischen  Verarbeitungen  des  Materials  nicht  ganz  in  gleicher  W  eise, 
namentlich  etwas  verschieden  in  der  Statistik  des  Katasters  (.livre  terrier  du  cadastre. 
Bull.  XVII.  013  ü.)  und  in  der  Statistik  der  neuen  Einschätzung  bei  der  Enqu«"t« 
ton  1S70  tf.  (z.  B.  Bull.  XIII.  130).  Die  Haupt kategorien  sind  im  Kataster 
Ackerland,  Wiesen,  Weinberge,  Waldungen  und  verschiedene  Grund- 
stücke, letztere  weiter  unterschieden  in  Gärten  (auch  Obstgarten,  Baumschulen), 
Weidengcbusehc  u.  dgl.  (oseraies,  saussaies,  aulnaies),  Steinbrüche  und  Berg- 
werke, Wasserpfuhlc  u.  dgl.  (auch  Bcwiisserungseanide ,  Schwemmen),  Schiff- 
fahrtsranäle  (und  die  ihnen  gleichgestellten  Eisenbahnen,  bez.  Bahndämme 
u.  dgl.),  Haide-  und  Weideland  (auch  Torfland,  Sümpf»-.  Felsland,  uncultivirtes 
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Gebirgsland,  sonstiger  uncultivirter  Boden),  Teiche.  Oliven-,  Mandel-,  Maul- 
beerpllanztingen  u.dgl.,  Kastanien  wäldcr.    In  der  Statistik,  zu  welcher  die 
letzte  gro^e  Enquete  führte,  hat  man  7  Hauptkategorien  gebildet  und  die  ein- 
zelnen l'ntcrabtheilungen   in  diese  etwas  anders  eingereiht:  Grundstücke  höherer 
Güte  'Gärten.  ( »hstgärten,  Hanffelder  u.  dgl.),  Ackerland  und  demselben  gleich- 
gestelltes Land  (darunter  der  Boden  des  „bebauten"  Eigenthuins,  Wasserstücke.  Pfuhle. 
Baumschulen.  Canäle ,  Eisenbahnen  u.  s.  w.i.  Wiesen  (Grasplätze  u.  dgl.),  Wein- 
land, Waldungen  auch  W'cidengebüsch).  Haide-  und  Weidclan d  (und  anderes 
uncultivirtcs),  endlich  Culturen,  die  in  keiner  der  genannten  0  Gattungen  schon 
enthalten  sind.    Es   ergiebt  sich  aus  dieser  Uebersieht  die  weite  Ausdehnung 
und  ..Allgemeinheit"  der  französischen  Grundsteuer ,  was  die  steuerpflichtigen 
Grundstücke  anlangt.    Die  E  i  n  sch  ät zu  ngs gm  ndsätze  für  diese  verschiedenen 
„Culturen"  weichen  in  Einzelheiten  von  einander  ab.  Siehe  besonders  das  Gesetz  vom 
3.  friui.  VII.  und  recueil  method. ;  danach  Perroux-Joppen.  No.  172  fT.  Block, 
diet.  Art.  contrib.  dir.  No.  00  ff.,  auch  Art.  cadastre.    Kür  Ocdland  u.  dgl.  muss 
mindestens  ein  Ertrags-  und  Steuerminimum  von  50,  bez.  10  Cent,  per  Hoctar  an- 
gesetzt werden.    Boden,  web  her  bloss  zu  Vcrgnti gun gs zwecken  dient,  Lustgärten 
n.  dpi.,  wird  der  höchsten  Bonitätsciasse  des  Ackerlandes  in  der  Gemeinde 
gleichgestellt.   Bergwerke  zahlen  Grundsteuer  nach  der  Grosse  der  benutzten  Ü  b  e  r- 
fläche.  in  der  Höhe  das  Sit/es  der  angrenzenden  Grundstücke.  Schifffahrts- 
canale und  nach  deren  Analogie  Eisenbahnen  fur  den  benutzten  Boden  (abgesehen 
von  dem.  der  Gebäude  trägt)  im  Yerhältniss  des  besten  Ackerbodens  der  Ge- 
markung.   Ueber  die  immer  besonders  schwierige  Veranlagung  von  Wr ein] and  und 
W  aldungen  s.  die  gesetzlichen  Bestimmungen  an  den  genannten  Stellen.    Die  Ver- 
heerung des  W'eiulauds  durch  die  Reblaus  hat  auch  für  die  Aufrechthaltung  der 
Grundsteuer    Schwierigkeiten    bereitet   und   sind   Steuererlasse   und  Ermässigungen 
mittelst  des  Aushilfsfonds  (S.  420)  gewahrt  worden.   Das  neue  Gesetz  v.  1.  Dec.  lsS7 
gewährt  z.  B.  in  deu  von  der  Heblaus  aflicirteu  Departements  zeitweilige  Befreiungen 
von  der  (irundsteuer  für  jüngere  als  1jährige  Kebenpllanzuugen .  ä  Conto  des  fonds 
de  non-valeurs.    Die  letzte  Enquete  erwie-s  u.  A.,  dnss  von  S23.509  ha  Weinland 
231,768   mit  einem  Katas  tralcrtrag  von  4.3Ü$,372  Frcs.)  keinen,  33S.HJ8  ha  bereits 
von  der  Kcblaus  angegrillenen  Bodens  einen  erheblich  verminderten  Ertrag  ergaben. 
23.14*  ha  neu  bc|)tlanzt ,  nur  230,001  ha  noch  unversehrt  waren  (Rull.  XIII,  31V. 
Kur  uncultivirtes  Land,  sowie  für  cultivirtes ,  das  mit  Weinstöcken ,  Maulbeerbäumen, 
Obstbäumen  bepflanzt  wird,  bleibt  die  alte  Besteuerung  15—30  Jahr  lang  unerhöhf. 
Ebenso  wird  die  Anlage  von  Wäldern  durch  niedrigeren  Steuersatz  begünstigt.  (Her. 
ineth.  Art.  III  11*.,  Perroux-Joppen,  No.  217  II). 

In  betreff  der  Befreiungen  von  der  Grundsteuer  (auch  der 
in  ibr  enthaltenen  Gebäudesteuer)  hat  die  Gesetzgebung  geschwankt, 
wenn  auch  die  Hauptbestinimungen  schon  im  Gesetz  v.  3.  frimairc 
VII.  getroffen  sind.  An  Casuistik  fehlt  es  nicht.  Es  werden 
bleibende  und  zeitweilige  Befreiungen  unterschieden. 

Bleibend  frei  ist  zunächst  veräusscrlichcs  und  nichtveräusscrlichcsertragloses 
Staats-,  Departcuieutal-  und  Coimnunaleigeiithum ,  auch  Gebäude,  von  letzteren  auch 
noch  bestimmt  genannte  Kategorien  öffentlicher,  kirchlicher  u.  dgl.  Gebäude.  Das 
ertrags fähige,  fur  vcräusserlich  erklärte  Staatseigentum  ist  staatssteuerpflichtig 
wie  Privatbesitz,  also  die  Domänen  u.  dgl.;  durch  ein  besonderes  Gesetz  sind  aber 
die  Staatsf o rsten  bleibend  befreit  worden  (10.  ventöse  IX.).  Zu  den  Kosten  der 
Vicinalwege  tragen  diese  jedoch  bei,  seit  lf>70  auch  für  eine  feste  Summe  zu  den 
ordentlichen  und  ausserordentlichen  Zuschlagcentimcn  für  Departemental-  und 
Co  m  mu  n  alau  sga  ben.  S.  die  Zusammenstellung  der  durch  verschiedene  Gesetze, 
Verordnungen.  Staatsrathentscheidungen  gegebenen  Bestimmungen  in»  Art.  contrib.  dir. 
in  Blocks  dict..  No.  101  (f.  und  in  Perroux-Joppen,  No.  230—240,  mit  weiteren 
Einzelheiten,  über  Krongut  mur  staatssteuerfrei),  Privatgut  des  Staatsoberhaupt* 
i besteuert),  Geineindceigcnthum  (im  Allgemeinen  staatssteuerpflichtig),  Stiftungscigen- 
thum  (desgleichen,  in  beiden  letzteren  Fällen  mit  Ausnahme  der  dem  Dienst  be- 
stimmten Häuser).  Beim  l  ebergang  von  Staats-  und  sonstigem  Öffentlichen  Grund-  und 
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Gebiiudeeigenthum  in  Privatbesitz  tritt  regelmässig  Steuerpflichtigkeit  nach  den  allge- 
meinen Normen  ein.  Zu  den  zeitweiligen  Befreiungen  gehören  die  oben  genannten 
im  Interesse  der  land-  und  forstwirtschaftlichen  Cultur,  ferner  diejenigen 
für  neue  Gebäude  (S.  448). 

§.  190.  b)  In  den  Grandsätzen  und  in  der  Praxis  des 
Einschätzungsverfahrens  bietet  die  französische  Grundsteuer 
im  Ucbrigen,  wie  bemerkt,  kaum  etwas  Eigentümliches.  Es  werden 
eben  die  Folgerungen  gezogen,  welche  aus  der  Natur  des  einmal 
gewählten  Katastersystems,  des  Parcellar-,  Reinertrags-  und 
Classenkatastcrs,  mit  Noth wendigkeit  abzuleiten  sind. 

Eine  individuelle  Abschätzung  der  einzelnen  Parccllen 
oder  auch  nur  der  einzelnen  Besitzeinheiten  wäre  bei  einer 
Zahl  von  weit  über  100  Millionen  der  ersteren  und  weit  über 
10  Millionen  der  letzteren  allerdings  nicht  wohl  möglich  gewesen. 
Die  etwaigen  Ergebnisse  hätten  sicher  noch  viel  mehr  Fehler  ent- 
halten, als  bei  dem  gewählten  Eiuschätzungs-  oder  Classenkataster. 

Fraglicher  ist  es,  ob  man  nicht  allgemeiner  als  erste  Grund- 
lage der  Abschätzung  Verkehrswerthe,  Kauf-  und  Pacht- 
preise, statt  der  doch  nur  durch  eine  rohe  Veranschlagung 
erlangten  und  in  der  That  auch  nur  so  erlangbaren  Ertrags- 
wert  he  hätte  bestimmen  können  und  sollen.  Aber  der  Einfluss 
localer  und  temporärer  Verhältnisse  auf  die  Verkehrswerthe, 
zumal  in  den  unruhigen  Jahrzehnten,  welche  dem  französischen 
Katasterwerk  vorangegangen  sind  und  in  welche  dessen  Aus- 
führung theilweise  noch  hineinfiel,  war  bei  diesen  Wertben  wohl 
in  einem  so  grossen  Staatsgebiete  noch  weniger  betreffs  seiner 
Bedeutung  für  die  Abweichungen  von  normalen  Werthen  fest- 
zustellen und  die  Reduction  der  gefundenen  '  Werthe  auf  Mittel- 
werthe  wohl  noch  schwieriger  und  unsicherer  als  bei  den  Ertrags- 
werthen. 

Indem  man  bei  letzteren  Uberall  durchschnittliche  Verhält- 
nisse, in  den  landwirtschaftlichen  und  ähnlichen  Culturen  ge- 
wöhnliche, geineindeübliche  Wirthschaftsmethoden  zum  Aus- 
gangspunet  für  die  Bestimmung  der  Katastralertragswerthe  nahm, 
mussten  die  letzteren  freilich  von  vornherein  vielfach  von  den 
wirklichen  Erträgen  mehr  oder  weniger  abweichen,  Uberwiegend 
wohl,  aber  wieder  in  ungleichem  Grade  in  den  einzelnen  Fällen, 
zu  niedrig  ausfallen,  so  dass  der  reelle  Steuersatz  gleich 
Anfangs  hinter  dem  nominellen,  gewiss  oft  erheblich,  zurück- 
geblieben ist. 
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Man  legte  im  Allgemeinen  15 jährige  Durchschnitte  für  die  Berechnung  der 
Roherträge  zu  Grunde,  mit  Ausschluss  der  2  besten  und  schlechtesten  Jahre,  so  bei 
den  Ackerfeldern.  Kleinere  Werthdiflcrenzen  wurden  absichtlich  übersehen,  so  in  der 
Bestimmung,  dass  bei  einer  Culturart  ia  der  Gemeinde  höchstens  5  Bonitätsclasscn  zu 
unterscheiden  seien,  wobei  dann  in  jeder  zwei  Parcellen  als  Typen,  eine  höhere  und 
eine  niedrigere,  ausgesucht  und  durch  Vergleichung  mit  diesen  die  Einschätzung  der 
übrigen  Parcellen  der  Culturart  in  die  Bonitätsclasscn  bewerkstelligt  wurden. 

Man  kann  dieses  Verfahren,  ferner  die  gesetzlich  vorgeschriebene 
nnd  in  der  Katastrinuig  befolgte  Methode  der  Rohertrags-  und  der 
Proriuctionskostenveranschlagung  leicht  kritisiren  und  als  „roh" 
bemängeln,  die  Ergebnisse  davon,  die  Keinertragsschätzungen  daher 
auch  mit  Recht  in  Betreff  ihrer  Zuverlässigkeit  und  selbst  nur 
ihrer  Glcichmässigkeit  beanstanden.  Damit  wird  hier  jedoch  deshalb 
nicht  viel  bewiesen,  weil  einmal  zur  Lösung  der  gestellten 
Aufgabe  nicht  wohl  anders  vorgegangen  werden  konnte.  Die 
Kritik  trifft  die  Aufgabe  selbst,  das  „Grundsteuer-  und  das 
Katastrirungs prob  lern"  als  solches.  Das  wäre  wohl 
schon  von  Anfang  an  einzusehen  gewesen.  Ks  ist  jetzt,  nach  so 
vielen  misslungenen  Erfahrungen,  zu  denen  die  französischen  als 
ein  besonders  lehrreiches  Beispiel  gehören,  nur  leichter  zu  ver 
stehen. 

Daher  halte  ich  z.  B.  die,  auch  hie  und  da  im  Einzelnen  zu  berichtigende  Dar- 
stellung und  Kritik  von  v.  Kaufmann  (Tin.  Frankreichs,  S.  175  fT.),  u.  A.  dessen 
m.  E.  unrichtige  Auffassung  des  Berichts  von  Vandal,  in  mehreren  Pnncten  für 
unzutreffend. 

Besondere  Aufmerksamkeit  wird  den  Besitz  Veränderungen 
gewidmet,  die  bei  so  zersplittertem  Grundbesitz  auch  für  die  Er- 
hebung der  Grundsteuer  manche  Mühe  mit  sich  fuhren. 

Der  Steuerpflichtige  i>t  regelmässig  der  EigcnthUmcr  (auch  der  Usufructuar\ 
der  jedoch  seine  Pachter  mit  der  Zahlung  betrauen  kaun,  was  dem  Steuereinnehmer 
anzuzeigen  ist  und ,  wenn  der  Pächter  mehr  als  3  sind ,  überhaupt  nur  unter  Mit- 
wirkung des  Steucrdirectors  erfolgen  darf.  Kür  jeden  Besitzer  wird  eine  Grundsteuer- 
rolle angelegt,  in  welcher  die  (juoteu  seiner  einzelnen  Parcellen  vereinigt  sind,  üeber 
die  Besitzverändcruniren  (inutations)  werden  besondere  Bücher,  jetzt  Blätter  geführt. 
Hier  sind  die  Besitzveränderungen  seitens  der  Parteien  anzuzeigen  und  dann  cinza- 
tragen.  Bis  dies  geschehen,  bleibt  der  bisher  eingetragene  Eigcnthuiner  für  die  Steuer 
verpflichtet.    (Perroux-.T  oppeu ,  No.  170  fl.,  260  il). 


b.  Personal-  und  Mobiliarsteucr. 

Gesetzgeh  an  g.  (Haiiptgesctz'i  Dccret  vom  13.  Januar,  IS.  Februar  1701, 
Gesetz  vom  3.  Nivöse  VII.  (23.  December  1708).  Gesetz  vom  2t».  März  1831  (vor- 
übergehende Trennung  der  Personal-  und  Mobiliarsteuer  und  Gestaltung  der  orsteren 
als  Quotitätssteuer).  Gesetz  vom  21.  August  1832,  Grundlage  des  bestehenden  Rechts 
Wiedervereinigung  der  beiden  Steuern)-  Gesetz  vom  I.  Auerust  1844  (Vermehrung 
und  Verminderung  der  Departements  -  Contingente  tun  5%  des  zu-  und  abgehenden 
Micthwerthbetrags  von  Neubauten  und  zerstörten  Wohnhäusern-.  Perroux-Joppen. 
No.  17—24,  286—306,  410  II'.,    Block,  diction.  Art.  contrib.  dir.,  No.  125-179. 
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Literatur.  Die  französische,  meist  die  allgemeine  über  directe  Steuern, 
Bibliographie  bei  Block,  dict,  S.  673.  Stourin,  I.  ch.  8,  p.  238—264  (Historisches). 
Vignes,  p.  39 — 47:  v.  Hock,  S  145 — 147;  v.  Kaufmann,  S.  195 — 208  (auch 
Statistisches).  Statistik,  meist  nur  der  Erträge,  im  Bull.,  IV,  11*7,  VII,  240, 
XX,  219,  XIX,  «21.  F.  Faure,  budgets,  p.  74— 7<i  (1868—87).  Ueber  die  mit 
der  Gestaltung  dur  Personal-  und  .Mobiliarsteuer  mehrfach  in  Verbindung  stehenden 
französischen  Plünc  zur  Ausbildung  einer  Einkommensteuer  s.  Yves  Guyot,  l'itnpöt 
sur  lc  revenu,  Par.  1880,  und  König,  nouv.  imp.  sur  lo  revenu,  2.  6d. ,  Par.  1887. 
Gesetzentwurf  des  Ministers  Dauphin  im  Bull.  XXI  (.1987),  p.  276.  mit  Motiven 
(nicht  zu  Stande  gekommen). 

§.  191.  1.  Die  Mobiii  arsteuer  als  Grundlage  einer 
Art  Einkommensteuer.  Der  ersten  Einführung  dieser  eigen- 
tbümlichen  «teuer  lag  der  Gedanke  zu  Grunde,  die  nicht  aus 
Grundbesitz  herrührenden  Einkünfte  einer  regelmässigen  directen, 
der  neuen  Grundsteuer  conespondirendeu  Steuer  zu  unterwerfen, 
daher  die  Einkünfte  aus  beweglichem  Vermögen  und  aus 
rein  persönlichem  Erwerb.  Diese  Einküufte  waren  im  Princip 
auch  den  älteren  directen  Steuern,  namentlich  den  Zwanzigsten, 
der  Kopfsteuer,  der  taille  personelle  mit  unterlegen  gewesen,  tbat- 
sächlich  aber  von  diesen  Steuern,  theils  gar  nicht,  theils  nicht 
genügend  und,  worüber  am  Meisten  geklagt  worden,  fast  immer 
nur  ziemlich  willkührlich  getroffen  worden  (s.  §.  59,  60). 
Um  diesen  Fehler,  besonders  den  letzteren,  zu  vermeiden,  hatte  man 
hie  und  da,  so  in  Paris,  schon  früher  die  Kopfsteuer  nach  der 
Wohnungsniiethe  aufgelegt.  Eine  Idee  dieser  Art  hegte  auch 
bereits  die  Notabclnversammlung  von  1787  bei  ihren  Plänen  zur 
Reform  der  directen  Steuern.  Die  Gesetzgebung  der  Revolutions- 
zeit entnahm  diesem  Idceukreise  den  Gedanken,  nach  objectiven 
äusseren  Merkmalen  auf  die  Steuerfähigkeit  der  Bezieher  von 
Einkünften  aus  beweglichem  Vermögen  und  aus  persönlichem  Er 
werbe  zu  schliessen,  um  die  befürchtete  ,,Willkühr"  bei  der 
Veranlagung  und  ein  lästiges  Eindringen  in  die  persön- 
lichen Verhältnisse  möglichst  zu  vermeiden,  und  fand  das 
geeignetste  Merkmal  hierfür  in  dem  Wohnungsaufwand  oder 
Woh nun gs werth  (Valeur  locative),  bez.  dem  Micthwerth  der 
(Privat-)  Wohnung. 

Hierbei  dachte  man  aber  zuerst  an  eine  auf  der  Basis  dieses 
„äusseren  Merkmals"  aufzubauende  ein  kommen  Steuer  artige 
Abgabe  für  die  gesammten  Einkünfte  und  Personen,  indem  aus 
dem  Wohnungsaufwand  auf  die  Höhe  des  Einkommens  geschlossen 
und  das  also  berechnete  „Einkommen"  besteuert  werden  sollte. 

Man  beachtete  dabei,  was  neuere  statistische  Untersuchungen  im  (tanzen  als 
richtig  erwiesen  haben,  dass  der  Wohmingsaufwand  der  Leute  mit  kleinerem  Ein- 
kommen ein   verhaltnissinässi  ?         zu  diesem   Einkommen,  als  Quote  davon 
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berechnet  —  grösserer  sei  und  umgekehrt.  Daher  benutzte  man  eine  progressive 
Cocff  icic utenreihe  zur  Bildung  der  steuerpflichtigen  Einkommen  aus  dem  Wohnungs- 
werth verschiedener  Höhe,  um  auf  diese  Weise  annähernd  proportional,  dem 
Piano  nach  mit  einem  Steuerfnss  von  5°/0«  die  dergestalt  berechneten  „Einkommen" 
zu  besteuern.  An  sich  und  der  Richtung  nach  ganz  richtig,  nur  dass  die  Coefficientcn 
ohne  genügende  Anhaltspuncte  der  Erfahrung  und  der  vorausgehenden  statistischen 
Erforschung  der  Thatsachen,  ziemlich  willkuhr  lieh  bestimmt  waren,  man  nament- 
lich auch  ausser  der  Uöhc  des  Wohnungswerths  nicht  andere,  für  das  Verhältnis* 
zwischen  diesem  Worth  und  dem  Einkommen  mit  in  Betracht  kommende  Momente,  so 
besonders  die  Grösse  und  Art  der  Wohnorte  noch  irgend  welche  sonstige  ein- 
flussreichc  individuelle  Momente  mit  berücksichtigte.  Der  Coefficientcn  waren  im 
Ganzen  18,  beginnend  mit  2  bei  einer  Micthc  von  100  Pres,  und  weniger,  3  bei 
100—500  Frcs.,  4  bei  500—1000  u.  s.  w.  und  endend  mit  12'/a  bei  12000  Frcs.  und 
darüber.  Um  der  Steuer  den  Charactcr  der  Steuer  vom  beweglichen  Vermögt.» 
und  von  persönlichen  Einkünften  zu  bewahren,  sollte  der  getroffene  Steuerpflichtige 
das  Hecht  haben,  seine  Grundsteuerquote  von  der  Mobiliarsteuerquote  abzuziehen. 
Ergänzt  wurdo  diese  Steuer  einmal  durch  eine  allgemeine  Personalstcuer 
im  Betrag  von  dreitägigem  Arbeitslohn,  eine  Steuer,  welche  von  den  Arbeitern 
aber  nur  die  einen  höheren  als  den  gemeinen,  amtlich  ermittelten  Lohn  in  der 
Gemeinde  beziehenden  zu  entrichten  hatten,  also  meist  nicht  die  gewöhnlichen  Tage- 
löhner, zweitens  durch  „Luxussteuern4'  auf  das  Halten  von  Dienstboten  und  auf  den 
Besitz  von  Pferden  und  Mauleseln  zum  persönlichen  Gebrauch.  (S.  bes.  Stourm. 
I,  347  IT..  v.  Kaufmann,  S.  l!»ß  ff..  König,  p.  3  ff..  Bull.  XXI,  277,  Motive  de» 
Entwurfs  von  1887). 

Doch  ist  diese  ganze  Gesetzgebung  nicht  ordentlich  zur  Durch- 
führung und  praetischen  Anwendung  gelangt.  Nach  verschiedenen 
Veränderungen ,  auch  nach  einem  Versuch  mit  einer  abgestuften 
(C  lassen-)  Personalsteuer  kehrte  das  Gesetz  von  1798 
(3.  Nivose  VII)  zu  der  allgemeinen  Personaltaxe  und  zu  der 
unmittelbaren  Mobiliar-  oder  Wohnungs-  (Mieth  ) Steuer, 
unter  Verzicht  auf  den  Versuch,  aus  der  Miethe  das  „Einkommen" 
zu  berechnen,  zurück  und  legte  so  den  Grund  zu  der  noch  heute 
geltenden  Gesetzgebung.  Die  anfangs  noch  verbliebenen  Luxus- 
steuern, zu  denen  auch  noch  solche  auf  Kamine  und  Oefeu  ge 
kommen  waren,  fielen  1806  fort,  ebenso  die  Abzüge  der  Grund 
Steuer  von  der  Mobiliarsteuerquote  folgerichtig  mit  der  Aufgabe  des 
Versuchs,  die  Mobiliarsteuer  zu  einer  Art  Einkommensteuer  zu  ge- 
stalten. 

Der  Gedanke,  das  stcuertechnisch  schwierige  Problem  einer  Einkommensteuer 
von  den  persönlichen  Arbeits-  und  den  Einkünften  aus  beweglichem  Vermögen  auf 
einem  Wege,  wie  dem  des  Gesetzes  von  1791  zu  lösen,  liegt  nahe.  Die  Ermittlung 
des  Wohnungsaufwands,  bezw.  Miethwerths  bietet  zwar  ausserhalb  der  grösseren  Städte 
und  zumal  in  ländlichen  Verhältnissen  auch  manche  nicht  unerhebliche  Schwierigkeit, 
aber  nicht  so  bedeutende,  wie  die  Ermittlung  des  Einkommens  selbst.  Schwerer  wiegt 
das  Bedenken,  dass  eben  der  Ruckschluss  vom  Wohnungs-  oder  Mieth verth  auf  die 
Einkommenhöhe  immer  ein  unsicherer  bleibt  und  für  jene  Coefficientenreihe  wohl 
die  Richtung,  aber  nicht  genügend  sicher  die  ziffermftssige  Grösse  und  Ab- 
stufung der  einzelnen  Coefficientcn  angegeben  worden  kann,  auch  die  individuellen 
Verhältnisse  gerade  auf  diesem  Gebiete,  selbst  im  nämlichen  Orte,  zu  grosse  Ver- 
schiedenheiten zeigen.  Indem  man  ferner  die  Coeffictenten  Uber  eine  gewisse  Höbe 
der  Miethe,  daher  des  Einkommens  nicht  wachsen  lässt,  werden  wieder  die  ganz 
grossen  Einkommen  besonders  begünstigt,  d.  h.  nicht  nur  nicht  progressiv,  sondern 
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nicht  einmal  proportional,  vielmehr  untcrpi-oportion.il  besteuert.  Der  unbestreitbare 
Vortheil  allein,  durch  Zugrundelegung  solcher  „äusseren  Merkmale"  das  Moment 
der  ..Willkiihr"  auszuschließen  —  das  zudem  bei  cigeiisbewohuten  Hausern  und  auf 
dem  Lande,  sowie  in  der  Wahl  der  Cocflicieiiten  gross  genug  bleibt  — ,  kann  doch 
hier  nicht  den  Ausschlag  geben.  Wäre  das  Einkommensteuerprobletn  so  leicht  zu 
lösen,  wie  auf  solchem  Wege,  so  wurde  man  sicherlich  auch  in  anderen  Landern, 
welche  Einkommensteuern  haben,  auf  diesen  naheliegenden  Ausweg  gefallen  sein. 
Bei  einer  Besteuerung  der  ImmobiliarcinkUnfte  durch  die  Grundsteuer  und 
der  Mobiliareiukünftc  durch  diese  cinkommcosteucrartigc  Mobiliarsteucr  würde 
ausserdem  diese  tief  greifende  Verschiedenheit  der  Steuerprincipien  sehr  störend  ge- 
worden sein. 

Es  berührt  daher  eigentümlich.  da=>s  man  jüngst  von  Neuem  auf  den  leitenden 
Gedanken  des  Gosetzes  von  1791  in  dem  Dauphiu  sehen  Plan  der  Umgestaltung 
der  Mobiliarsteuer  zu  einer  Art  Einkommensteuer  der  persönlichen  und  der  Einkünfte 
aus  beweglichem  Vermögen  zurückgekehrt  ist,  ..um  die  Mobiliarsteuer  besser  mit  den 
individuellen  Fähigkeiten  in  ein  richtiges  Verhältniss  zu  bringen"*,  ohne  doch  der 
„Willkühr'  oder  der  lastigen  „Inquisition"  wieder  Thür  und  Thor  zu  öffnen.  (Gesetz- 
entwurf vom  27.  Februar  1887^.  Danach  sollten  die  Personal-  und  die  Mobiliarsteuer 
wieder,  wie  1831,  getrennt  und  in  Quotitätsstcucrn  verwandelt,  auch  die  erstero  nach 
9  Ortsclasscn  abgestuft  (l'/« — 47*  Frcs.i  und  die  zweite  „einkommenstencrartig"  aus- 
gestaltet werden,  nach  den  Grundsätzen  des  Gesetzes  von  1791,  aber  mit  Moditicationcn  : 
weniger  Coefficicnten  nach  der  Hohe  der  valeurs  locatives,  7  statt  1*>,  um  absichtlich 
grössere  Spielräume  zu  gewähren,  und  Combination  derselben  mit  9  Orts- 
classen  nach  der  Bevölkertingsgrössc,  wie  bei  der  Patentsteuer  (Min.  Orte 
unter  2000  Einw.,  Max.  Paris),  um  den  localen  Verschiedenheiten  der  Proportion 
von  Miethwerth  zu  Einkommen  möglichst  Rechnung  zu  tragen,  und  mit  Gewährung 
von  Mobiliars  teuer  freiheit  unter  einem  nach  Orrsclassen  abgestuften  Miethwcrth- 
minimum  (25  Frcs.  in  den  kleinsten  Orten.  500  Frcs  in  Paris\  um  die  „kleinen  Leute" 
ausser  durch  die  Personalstcuer  nicht  noch  durch  die  Mobiliarsteucr  zu  belasten. 
Gewiss  alles  richtige  Grundsätze,  —  wenn  einmal  der  Hauptgrundsatz,  die  Auffindung 
einer  Steuergrundiage  in  der  geschilderten  Weise,  zugegeben  wird.  Aber  in  diesem 
Puncte  treffen  das  neue  Project  dieselben  Einwürfe  wie  das  Gesetz  von  1791.  Die 
grossen  Einkünfte  würden  bei  dem  Maximalcocfhcicnten  von  10  fur  Miethen  von 
15,000  Frcs.  und  darüber  in  Paris  und  von  3000  Frcs.  und  darüber  in  den  kleinsten 
Orten  auch  wieder  unverhältuissmiissig  geschont  worden  sein.  S.  den  Gesetzentwurf 
im  Bull.  a.  a.  0..  die,  wenn  auch  mit  Moditicationcn  doch  zu  einseitig  den  Plan 
empfehlende  (auch  die  Priorität  desselben  beanspruchende)  Schrift  von  König  und 
darüber  meine  Ree.  in  d.  Tüb.  Ztschr.  1885s,  S.  171  ff.,  und  die  Schanz'sche  im  Finanz- 
archiv, V  (1888),  1,  S.  522  ff. 

§.  192.  2.  Character.  Die  französische  Personal-  und 
Mobiliarsteuer  ist  eine  aus  zwei  verschiedenen  Gliedern  bestehende 
Reparation s Steuer,  welche  indessen  in  der  untersten  Stufe 
ihres  Personalsteuerglieds,  bei  der  Indi  vidualbesteuerung,  zu 
einer  QuotitUtssteuer  wird.  Das  Gesammtcontingent  des  Staats 
und  die  Contingente  der  Departements  werden  alljährlich  durch 
das  Finanzgesetz  festgestellt,  die  letzteren  Contingente  dann  durch 
die  Repartitionsbehörden  (§.  180,  GeneralrHtbe  u.  s.  w.)  auf  die 
Arrondissements  und  Gemeinden,  schliesslich  die  Gemeinde- 
contingente  auf  die  einzelnen  Steuerpflichtigen  vertheilt.  Flir  die 
letzteren  hat  die  Personalsteuer  den  Charcater  einer  gleichen 
Kopf-  bez.  Familiensteuer  in  derselben  Gemeinde,  einer  im 
Fusse  etwas  verschiedenen  von  Gemeinde  zu  Gemeinde  etc., 
insoweit  in  der  That  den  Character  einer  Quotitätssteuer  mit 
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einem  nach  dem  etwa  verschiedenen  Anschlag  des  Arbeitslohns 
jährlich  möglicherweise  etwas  wechselnden  Fusse.  Die  Mobiliar- 
stener  hat  den  Character  einer  Hepar tition 8-,  Wohnungs-  oder 
Mieth Steuer  mit  einem  Fusse,  welcher  sich  aus  dem  Verhältnis*» 
zwischen  dem  Communalcontingent,  genauer:  der  durch  die  Mobiliar- 
steuer zu  deckenden  Quote  des  Communalcontingents  der  ver- 
einigten Steuer  einer-  und  den  ermittelten  Mieth-  oder  Wohnungs- 
werthen  anderseits  ergiebt. 

Die  Personalsteuer  wird  in  der  Weise  aufgelegt,  dass  der 
Generalrath  für  jede  Gemeinde  den  Werth  des  Arbeitstages  inner- 
halb der  gesetzlichen  Grenzen  von  Vs— I1/*  Frcs.  festsetzt,  worauf 
alsdann  der  dreifache  Betrag  dieser  Summe  als  Personaltaxe 
bestimmt  und  von  jedem  in  -  oder  ausländischen  Einwohner  der 
Gemeinde,  beiderlei  Geschlechts,  der  „im  Genuss  seiner  Hechte" 
und  nicht  notorisch  arm  ist,  erhoben  wird.  Der  sich  so  ergebende 
Gesammtbetrag  der  Personalsteuer  wird  darauf  von  den  betreffenden 
localen  Contingentcn  (der  Gemeinde,  des  Arrondissements,  Departe- 
ments) der  vereinten  Steuer  abgezogen  und  der  Kest  als  Mob iliar- 
steuer  nach  Verhältniss  der  Miethwerthe  repartirt.  Bei 
letzteren  handelt  es  sich  aber  nur  um  die  dem  persönlichen  Be- 
dürfnis s  dienende,  daher  raöblirte  („Privat"-)Wohnung,  demnach 
mit  Inbegriff  entsprechender  Nebenlocalitäten,  aber  mit  Ausschluss 
der  gewerblichen,  geschäftlichen  Räume,  bei  möblirt  vermietheten 
Wohnungen  oder  Zimmern  (chambres  garnies)  unter  Veranschlagung 
des  Mietuwerths  ohne  Möbel. 

Die  Casuistik  in  Bezug  auf  ilie  Stetierpttichtigkeit  bei  der  Personal-  und  Mobiliar- 
stcuer  und  auf  die  Ausnahmen  davon  ist  gross,  liegt  aber  in  der  Natur  der  Verhält- 
nisse und  auch  darin,  dass  eben  doch  unvermeidlich  gesetzlich  nicht  scharf  bestimmbare 
Kriterien  für  die  „äusseren  Merkmale",  nach  denen  die  Steuer,  um  „Willkühr  zu  ver- 
meiden'', aufgelegt  werden  soll,  gebraucht  werden  müssen.  So  z.  B.  in  BetrefT  des 
Moments  ..sich  im  Genuss  seiner  Hechte  befindend"  (jouissant  de  ses  droits).  Im 
Allgemeinen  sind  danach  doch  der  Personalsteuer  in  don  Familien  gewöhnlich  nur 
die  Farn  ilie  nhaupter  allein  unterworfen,  nicht  die  Angehörigen,  wenu  auch  mit 
mancherlei  Ausnahmen  (z.  B.  für  minorenne  wie  majorenne  Kinder,  die  bei  ihren 
Eltern  leben,  aber  eigene  Mittel  haben1.  Insofern  waltot  eben  mehr  der  Farn ili en- 
stener- als  der  reine  K  opfsteuercharacter  bei  der  Persoualsteucr  ob.  Das  ergiebt 
sich  auch  aus  den  Zahlen  derCcnsiten  im  Vergleich  mit  der  Volkszahl:  Personal- 
steuerquoten allein  l,?f>6,260,  Personal-  und  Mobiliarsteuerquotcn  0,462,935,  zusammen 
S,220,l(.»5,  Mobiliarsteuerquotcn  aliein  235,0153  (in  Iss5,  Bull.  XIX,  02 1).  Für  die 
sogen,  arbeitenden  (/lassen  stellt  die  Personalsteuer  fur  sich  und  auch  in  Verbindung 
mit  der  Mobiliarsteucr  ciue  directe  Arbeitsloh  usteucr  dar.  Gewöhnliche  Dienst- 
boten sind  persoualsteuerfrei.  Auch  in  BetrefTder  mobiliarsteuerpflichtigen  Wohnungen 
ist  die  Casuistik  genau.  S.  aus  der  Gesetzgebung  das  Gesetz  vom  21.  April  1S32. 
aber  auch  andere  ültere,  ferner  Ministerialcrlasse.  Staatsraths -Entscheidungen  über 
einzelne  Fäll*-.  Detail  bei  IVrroux-J  oppen,  No.  2  Mi  ff,  Block,  dictioun.  contrib. 
dir.,  No.  12b  II.,  137  IT.,  DU»  (I*.  Besondere  Bestimmungen  über  Officiero.  dio 
♦heilweise  von  der  Steuer  frei  sind,  so  die  Öfficiure  der  Land-  und  Seemacht  ohne 
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festen  Sitz  und  mit  W  ohnung  in  der  Garnison ;  dagegen  bind  die.  welche  für  sieh  und 
ihre  Familien  besondere  Wohnungen  haben,  steuerpflichtig,  die  öffentlichen  Be- 
amten im  Allgemeinen  ebeu falls. 

Die  Personal-  und  Mobiliarsteuer  ist  für  das  ganze  Jahr  da  zu  zahlen,  wo 
der  Steuerpflichtige  im  Heginn  des  Jahres  domicilirte,  auch  wenn  er  im  Laufe  dos 
Jahres  stirbt,  Wohnung  und  Gemeinde  verlässt  u.  s.  w.  Eigentümliche  Verpflichtungen 
der  Controle,  der  Anmeldung  bei  der  Steuerbehörde,  bez.  Polizei,  und  creutuell  der 
Haftung  haben  die  Haus  eigen  thtimer  und  Hauptmiether  für  ihre  steuer- 
pflichtigen Miether,  so  wenn  diese  aus-  oder  fortziehen,  oder  heimlich  die  Wohnung 
verlassen. 

Die  Personalsteuer  knüpft  sich  ausschliesslich  an  das  Domicil  des  Steuer- 
pflichtigen, die  Mobiliarstcuer  ist  eventuell  auch  ausserhalb  des  Domicils  in  jeder 
Gemeinde,  wo  der  Pflichtige  eine  Wohnung  inne  hat,  zu  entrichten. 

Zuschlagcentimen  aller  Art  sind  nur  bei  der  Mobiliar-,  nicht  bei  der  Personal- 
steuer gestattet. 

Als  eine  Art  Kopf-  oder  Familien  Steuer  treffen  die  Personal- 
steuer die  Bedenken  einer  solchen,  die  Einkommen-,  Besitz-,  Standes- 
verhältnisse nicht  beachtouden  directen  Steuer.  Bedenken,  welche 
indessen  durch  die  Niedrigkeit  des  Steuersatzes  (im  Maximum 
41  2  Frcs.  oder  vom  Arbeitseinkommen  durchschnittlich  wohl  nur 
wenig  Uber  7-— 8/.i0  o>  gewöhnlich  bei  niedrigerem  Satze  weniger) 
und  durch  den  Hinzutritt  der  nach  anderen  Elementen  aufgelegten 
Mobiliarsteuer  gemindert  werden,  wodurch  die  Personalsteuer  bloss 
eines  der  Elemente  eines  directen  Steuersystems  wird.  Immerhin 
würde  die  HinUberführung  der  Personalsteuer  in  eine  mehr  ein- 
koramensteuerartige,  mindestens  in  eine  personale  Classensteuer  und 
die  1831  vollzogene,  aber  schon  1832  wieder  rückgängig  gemachte, 
1887  neu  geplante  Trennung  der  Personalsteuer  von  der  Mobiliar- 
steuer berechtigt  erscheinen. 

Gesetz  vom  26.  März  IS'JI,  das  wegen  der  lebhaften  Opposition  gegen  die  Ver- 
wandlung der  Personalsteuer  in  eine  auch  dein  fiscalischen  Interesse  mehr  dienende, 
von  der  Mobiliarsteuer  getrennte  Quotitätsstcuer  schon  durch  Gesetz  vom  21.  April  \*'YI 
wieder  beseitigt  wurde.  Dauphin's  Gesetzentwurf  von  1>>7  «*.  o.  S.  455.  Die 
Personalsteuer  sollte  hiernach  in  4  festen  Sätzen  nach  Orts-,  bez  Bevolkcrungsgrösscn- 
elassen  >  unter  2000  Kinw.,  1—5000  u.  s.  w.,  über  100.000,  am  Höchsten  Paris)  mit 
P/v  2,  27a  u-  s-  l'rcs-  erhoben  werden,  auch  fernerhin  ohne  die  sonstigen 

Zuschlagcentimen  bleiben,  doch  einem  50/o  Zuschlag  für  Entlastungen  und  Ausfälle 
unterliegen.    Ball.  XXI,  281. 

Die  Mobiliarsteuer  characterisirt  sich  stcuertechuisch  und 
steuerpolitisch  als  eine  allgemeine  Wohnungs-  oder  Mieth- 
steuer  mit  proportionalem,  nur  nach  der  Natur  der  Kepartitions- 
steuer  etwas  wechselndem  Steuerfussc.  Danach  unterliegt  sie  den 
nicht  unwesentlichen  allgemeinen  principiellen  Bedenken,  welche 
eine  solche  Steuer  in  Bezug  auf  den  stcuei  technischen  Doppel- 
character,  den  man  ihr  beilegen  kann,  treffen.  Ob  man  sie  nämlich 
als  Verbrauchssteuer  für  einen  der  wichtigsten  und  stärksten 
Consume,  die  Befriedigung  des  Wohnuugsbedürfnisses,  oder  als 
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eine  Art  „Einkommensteuer",  bei  der  man  auf  die  Höhe  des 
Kinkommens  aus  dem  Wohnungsaufwand  schliesst,  auffasst:  in 
beiden  Fällen  ist  sie  bedenklich  wegen  ihrer  Belastung  eines  not- 
wendigen Consums  und  wregen  ihrer  Ungleiehmüssigkeit.  Ohne 
Steuerfreiheit  für  kleine  Wohnungen  der  Aerraeren  und  mit  pro- 
portionalem Steuerfuss  wirkt  sie,  vollends  neben  der  Personalsteuer, 
umgekehrt  progressiv  auf  die  „kleinen  Leute",  die  Masse  der  Be- 
völkerung. Bedenken,  die  sich  in  Frankreich  bei  dessen  sonstiger 
hoher  Verbrauchsbesteuerung  noch  steigern.    Durch  die  mangel- 
hafte Festsetzung  der  oberen  Contingente  (§.  193)  steigern  sich 
diese  Bedenken  in  Bezug  auf  die  Gleichmässigkeit  abermals.  Die 
Steuer  erscheint  danach  in  ihrer  gesetzlichen  Gestalt  namentlich 
als  allgemeine  Staatsstcuer  und  mit  ihren  Zuschlägen  für  Dcpartc- 
mental zwecke  misslich,  weniger  als  Co mmunal Steuer.  Nicht 
unbedenklich  ist  aber  endlich,  dass  sie  als  dritte  directe  Steuer, 
neben  der  Grundsteuer  und  der  Thür-  und  Fenstersteuer,  an  das 
Wohnhaus  sich  anschliesst  und  wenigstens  durch  mögliche  Ueber- 
wälzung  auch  wieder  den  Hausertrag  treffen  kann,  wobei  dann 
noch  an  die  hohe  Verkehrsbesteuerung  der  Immobilien  (Enregistrement) 
zu  denken  ist.    Eine  Ersetzung  der  Mobiliarsteuer  durch  eine 
wirkliche  Einkommensteuer,  in  welchem  Falle  dann  auch  die 
Verbindung  mit  der  zu  einer  Classensteuer  umgebildeten  Personal- 
steuer beibehalten  werden  könnte,  wäre  daher  gewiss  ein  richtiger 
Schritt  und  eine  passende  Keformmaassregel.    Die  mechanische 
Benutzung  der  Mobiliarstcuer  zur  Construction  einer  Einkommen- 
steuer, wie  im  Gesetz  von  1791  und  im  ministeriellen  Project  von 
1887,  reichte  freilich  hierzu  nicht  aus  und  unterliegt  besonderen 
anderweiten  Bedenken  (S.  455). 

§.  193.  3.  Die  Festsetzung  der  Contingente  des 
Staats  und  der  Departements.  Die  Art  und  Weise  dieser 
Festsetzung  ist,  ähnlich  wie  bei  der  Grundsteuer  (§.  184),  eine 
besonders  schwache  Seite  der  Personal-  und  mehr  noch  der 
Mobiliarsteuer.  Weder  das  berechtigte  fi scalische  Interesse  an 
steigenden  Erträgen,  parallel  der  wachsenden  Leistungsfähigkeit 
der  steuerpflichtigen  Bevölkerung,  noch  das  Interesse  der  Ver- 
th eilenden  Gerechtigkeit  in  Bezug  auf  die  Belastung  der  ver- 
schiedenen Landestheile,  der  Departements,  ist  genügend  wahr- 
genommen. 

Die  anfängliche  Feststellung  des  Staatecontingents,  ruit  60  Mill.  Frcs..  erfolgte 
gerade  so  willkubrlicli .  wie  bei  der  <J  rund  steiler.  Die  Summe  erwies  sich  zu  hoch 
und  musste  stark  herabgesetzt  werden.    Aber  da  man  auch  hier,  wie  bei  der  <irun«l 
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bleuer,  wegen  des  dringenden  Fi uanz bedarf»  und  der  Zeitdauer  einer  ordentlichen 
Katas inning,  niebt  zuvor  die  letztere  vorgenommen  hatte,  so  fehlte  für  die  Bestimmung 
der  Höhe  des  Staatscontingents  und  der  Verthcilung  desselben  auf  die  Departements, 
daher  auch  für  den  Betrag  der  Ermässigungen  ein  sicherer  Maassstab.  Die  ursprüng- 
liche Yertheilung  war  wiederum  ebenso  wie  bei  der  Grundsteuer,  wesentlich  nach  dem 
Verhältnis  der  Steuern  des  ancien  regime  erfolgt,  enthielt  also  deren  Ungleichmässig- 
keiten  noch  in  sich.  In  mechanischer  Weise  verminderte  man  dann  das  Staats- 
contingent und  nahm  man  an  der  Departementalrepartition  Verminderungen  vor.  d.  h. 
man  entlastete  einige  Departements,  die  für  überbürdet  galten,  ohne  zu  wagen,  dem 
Wesen  der  Itepartitionsstcucr  gemäss,  dafür  andere  wieder  entsprechend  höher  zu  be- 
lasten. Schon  das  Gesetz  von  179b  setzte  das  Conti n gen t  des  damaligen  Staats  nur 
auf  30  Millt  Frcs. ,  wovon  20  auf  die  eigentliche  Pcrsonalsteuer,  V/.,  Mül.  auf  die 
inbegriffenen  Luxussteuern,  3  auf  Abgaben  von  Besoldungen  (der  Beamten  u.  a.  in.), 
nur  57$  auf  die  eigentliche  Mobiliarstcuer  fielen  (Stourm,  I,  2f»0\  1800  wurden 
die  Luxusstcucrn  aufgehoben,  die  (5%  Besoldungssteuern  wurden  vermindert  In 
dem  Frankreich  nach  1815  betrug  das  Staatscontingent  der  Personal-  und  Mobiliar- 
Steuer  ca.  27  Mill.  Frcs.  Von  1820  an  wurden  dann  Pläne  für  eine  neue  Reparation 
der  Mobiliarstcuer  auf  Grund  einer  Aufnahme  der  Miethwerthe  im  ganzen  Staate  ver- 
folgt, aber  ein  befriedigendes  Resultat  wurde  nicht  erreicht  »Gesetz  vom  23.  Juli  1S20. 
Einige  statisiisehe  Daten  bei  v.  Kaufmann.  S.  202).  Es  erfolgten  kleine  Entlastungen 
einiger  Departements.  Die  Abzüge  an  den  Besoldungen  fieleu  fort  (1*21).  Der 
zweckmässige  Plan,  die  Personalstcuer  von  der  Mobiliarsteller  ganz  zu  trennen  und  sie 
in  eine  Quotitätssteuer  mit  festen  Steuersätzen  zu  verwaudelu,  wurde  zwar  Gesetz 
(26.  März  1*31\  aber  musstc.  als  ..zu  fiscaüsclr  bald  wieder  rückgängig  gemacht 
werden. 

Das  neue  Gesetz  vom  21.  April  1*32  führte  nicht  nur  die  Vereinigung  beider 
Steuern  wieder  herbei,  es  setzte  auch  das  Staatscontingent  wieder  ziemlich  willkührlich 
fest  (34  Mill.  im  Principal)  unter  gleichzeitiger  Entburdnng  der  für  überlastet  geltenden 
Departements  um  3  Mill.  Frcs.  Für  die  Verthcilung  dieser  Summe  auf  die  Departe- 
ments wurde  zwar  eine  etwas  veränderte,  jedoch  abermals  ziemlich  willkührliche  Grund- 
lage bestimmt.  Es  wurde  nämlich  7a  Continjjents  nach  Vcrhaltniss  der  Personal- 
>teuer  im  Jahre  1831,  '/8  nach  Vcrhaltniss  der  Mobiliarstcuer  im  Jahre  1*30,  '/3  nach 
Vcrhaltniss  der  amtlichen  Aufnahme  der  Miethwerthe  repartirt.  I  in  dann  wenigstens 
die  Reparation  einigermaassen  in  Einklang  mit  der  Entwicklung  der  wirklichen  Mieth- 
werthe zu  halten,  wie  os  liscalisches  und  Gcrechtigkeitsintercsse  forderten,  wurde 
bestimmt,  dass  in  1*34  und  dann  von  5  zu  5  Jahren  eine  neue  Reparation  unter  den 
Departements  nach  den  Miethwerthen  erfolgen  solle.  Allein  dies  unterblieb,  die  Be- 
stimmung wurde  1 S3S  auch  gesetzlich  beseitigt  und  ein  neuer  Repartitionsplan  im 
Jahre  1842,  mit  10 jährigen  Enieuerungsperioden .  kam  ebenfalls  nicht  zu  Stande.  So 
verblieb  es  bei  de  r  Reparation  von  1*32  eudgiltig  bis  heute,  nur  mit 
einer  Ausnahme,  dass  von  1810  an  die  betreffenden  Departcmentalcontingcnte 
jährlich  um  die  Steuerquoten,  welche  auf  zerstörten  Häusern  lagen,  vermindert,  um 
die  öprocentigeii  Miethwerthe  hinzu  gekommener  neuer  oder  umgebauter,  zur  Grund- 
steuer veranlagter  Häuser  vermehrt  wurden  (Gesetz  vom  4.  August  1844).  Hiernach 
steigt  allmählich  das  Staatscontingent  selbst  etwas,  aber  doch  nur  langsam.  Die 
Steigerung  der  Personalsteuer  allein,  die  Folge  der  Volkszunahmc  und  eventuell 
steigender  Lohnhöhe,  kommt  der  Staatscassc  nicht  zu  gute,  sondern  bewirkt  nur  eine 
Verminderung  der  Mobiliarstcuer.  Die  Verquickung  beider  Steuern  führt  daher  leicht 
zu  einer  Verschiebung  zu  Ungunsten  der  Personalsteuerpflichtigen.  Das  Staatscontingent 
war  1832  (mit  allgemeinen  Zuschlagcentimen  für  Staatszwecke,  Ausfälle  u.  s.  w.) 
39.41,  1838  42.50,  lv|6  41.o«,  1*18  42.27.  1870  55.51,1*71  (ohne  Elsass -Lothringen) 
54.60.  1>*5  70.20  Mill.  Frcs.,  eine  stetige,  aber  langsame  Zunahme. 

Natürlich,  dass  bei  solcher  Stabilität  der  Departemental- Repartition  die  Steuer 
auch  immer  unfähiger  für  die  Belastung  mit  allgemeinen  Staatszusihlägcn  wurde 
und  selbst  1871  ff.  ebenso  wie  die  Grundsteuer  davon  befreit  blieb.  Innerhalb  des 
einzelnen  Departements  besteht  dieser  Mangel  bei  der  Repartition  des  Dcpartemental- 
Contingents  auf  Arrondissements  und  Gemeinden  und  schliesslich  auf  die  Einzelnen 
wenigstens  nicht,  weil  hier  jährlich  die  Veränderungen  der  Personenzahl,  Lohnhöhe 
und  Miethwerthe  bei  der  Repartition  berücksichtigt  werden.  Die  starke  Steigerung 
der  Dcpartemental-Zuschläge  (1*3*  9.31,  1*85  32.80  Mill.  Frcs.)  und  der  Communal- 
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Zuschlage  bez.  4.04  und  2S.9"  Mill.  Fies)  unterliegt  daher  nicht  dem  Bedenken, 
dem  eine  solche  Vermehrung:  des  Staatsoontingents  hei  dessen  Repartitionsstabilität 
ausgesetzt  wäre.  Die  übrigen  Bedenken,  welche  die  Steuer  als  solche  treffen,  treten 
aber  bei  dieser  Steigerung  der  Zuschlüge  auch  hier  hervor.  Nebenbei  bemerkt, 
uiarkirt  sich  die  Periode  1ST1  II',  auch  b»-i  diesen  Zuschlägen  nicht  besonders  ab. 
(Bull.  XX,  221). 

Das»  bei  dieser  Sachlage  die  Reform  der  Personal-  und 
Mobiliarsteucr  noch  immer  nicht  zu  Stande  gekommen  und  au 
Stelle  dieser  Steuer  noch  keine  ordentliche  Einkommensteuer  ge- 
treten ist,  erweckt  billig  Erstaunen.  Aber  es  zeigt  sich  wiederum, 
welche  besondere  Schwierigkeiten  Reformen  der  directen  Steuern  in 
unserem  „Zeitalter  des  Individualismus"  linden  und  auch  —  dass 
diese  Schwierigkeiten  wohl  durch  das  Repartitionssystem  mit  seinen 
localen  Contingenten  in  einem  grösseren  Staate  noch  gesteigert 
werden.  Auch  hier  sehen  die  unterlasteten  Landestbeile  (Departe- 
ments) den  „Besitz"  eines  bestimmten,  ihnen  günstigen  Contingents 
einer  Staatssteuer,  wie  im  Mittelalter  und  später  im  ständischen 
Staate  die  Stände  und  Landestheile  ein  einmal  Übernommenes  Con- 
tingent,  gleichsam  wie  ein  „wohlerworbenes  Recht"  an  und  sträuben 
sich  gegen  die  Consequenzen  des  Repartitionssystems,  dass  Ver- 
änderungen der  localen  Contingente  eintreten,  mit  Minder 
belastungen  da  und  Mehrbelastungen  dort.  Immerhin  möchte 
auch  diese  Wahrnehmung  indessen  nicht  gegen  das  Repartitions 
System  überhaupt  sprechen,  sondern  nur  gegen  das  unpassende 
Verfahren  bei  der  ersten  Einführung  desselben  in  Frankreich  und 
gegen  die  schon  anfängliche  Festhaltung  stabiler  Departemental- 
Contingcnte.  Aber  bei  der  allgemeinen  Würdigung  des  Repartitions- 
und  des  Quotitätssystems  kommen  freilich  diese  Schwierigkeiten 
einer  Erhöhung  des  Gesammtcoutingents  und  einer  Veränderung 
der  Localcontingente  in  Betracht.  Nur  wenn  man,  was  recht  wohl 
möglich  ist,  principiell  und  practisch  die  Reparation  nach  diesen 
beiden  Seiten  genügend  iu  Entwicklung  und  Bewegung  hält,  treten 
in  fiscalischcr,  administrativer  und  in  Hinsicht  der  distributiven  Ge- 
rechtigkeit die  Vortheile  des  Repartitionssystems  ordentlich  hervor. 
Sonst  wird  man  in  allen  diesen  Beziehungen  dem  Quotitätssystcui 
den  Vorrang  einräumen  müssen. 

194.  4.  Zahlung  des  Communalcontingents  der 
Steuer  aus  dem  Octroi-Ertrag.  In  eigentümlicher  Weise  kann 
die  Personal-  und  Mobiliarsteuerbelastung  der  Gemeinden  und  ihrer 
Bewohner  durch  die  Bestimmung  der  französischen  Gesetzgebung 
vermindert  werden,  dass  das  Communalcontingent  dieser 
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»Steuer  ganz  oder  theilweise  aus  der  Octroieinnahme 
gedeckt  werden  dürfe. 

Es  setzt  dies  einen  Bcschluss  des  Municipalraths,  Antrag  beim  Präfecton  und 
Genehmigung  durch  Verordnung  des  Staatsoberhaupts  voraus.  Der  verbleibende  liest 
der  Steuer  wird  nur  auf  die  M  obiliarquote»  gelegt,  eventuell  unter  Freilassung 
der  kleineren  Miethen  und  mit  einem  P rogressi  vtari f  für  die  höheren,  welche 
einzelne  Municipalrathsbeschlüsse  wieder  von  der  Staatsbehörde,  bei.  dem  Staatsober- 
haupt zu  genehmigen  sind.  Dabei  soll  darauf  gehalten  werden,  dass  die  grösseren 
Steuerpflichtigen  mit  höheren  Miethon  aber  auch  so  nicht  mehr  zahlen,  als  sie  bei 
der  Kepartition  des  vollen  Contingents  der  Personal-  und  Mobiliarsleucr  zahlen 
imissten.  (Gesetz  vom  21.  April  1S32.  Art.  20,  3.  Juli  JS40,  Art.  5;  die  Einrichtung 
beruht  aber  schon  auf  Bestimmungen  eines  Gesetzes  von  1800).  Nur  wenige,  meist 
grössere  Städte  haben  diese  Einrichtung  angenommen  (  Paris,  Lyon,  Marseille,  Bordeaux, 
drei  andere*).  In  Paris  besteht  zur  Deckung  des  Kests  der  Personal-  und  Mobiliar- 
steuer ein  M  iethstc uerta r if,  der  Wohnungen  unter  250  Frcs.  freilässt,  solche  von 
250—499  Frcs.  mit  3,  von  500—999  Fres.  mit  5,  von  1000-  1499  Frcs.  mit  7,  von 
1500  und  darüber  mit  9°/0  trifft.  Also  ein  im  Princip  richtiger,  der  Abnahme 
der  Wohnuogs<|uotc  vom  steigenden  Einkommen  eini<rcrmaassen  Rechnung  tragender, 
insoweit  wirklich  proportionaler  Tarif,  dessen  Progression  nur  zu  früh  endet. 
(S.  Perroux-Juppen,  No.  302—304,  Vignes,  I,  46,  v.  Hock,  S.  140,  v.  Kauf- 
mann, S.  745,  mit  etwas  abweichenden  Angaben). 

Die  ganze  Einrichtung  int  immerhin  ein  characteristisches 
Beispiel  der  Combination  directer  und  indirecter  (Ver- 
brauchs-) Besteuerung  und  des  Ersatzes  jener  durch  diese, 
wobei  Übrigens  der  partielle  Verbrauchssteuercharacter  auch  der 
Miethsteuer,  nicht  nur  des  Octrois  zu  beachten  ist.  Ein  Beispiel 
einer  Tendenz,  die  sich  in  der  älteren  und  neueren  Steuergeschichte 
mehrfach  zeigt. 

c.  Thür-  und  Fenstersteuer. 

Gesetzgebung.  (Hauptgesetzc).  Erstes,  die  Steuer  neu  als  Ergänzung  der 
Mobiliarstcuer  einführendes,  aber  Grundlage  gebliebenes  Gesetz  v.  4.  Frimaire  VII. 
oder  24.  November  179s  Später  nur  kleine  Modifikationen  von  Einzelheiten.  Tarif- 
erhöhungen, Umgestaltung  der  ursprünglichen  Quotitätssteucr  in  eine  Kepartitions- 
steuer  mittelst  Feststellung  von  Contingenten  ,  unter  Beibehaltung  der  nur  nach  der 
Kepartition  zu  modilicireiden  Quotitätss.itze  eines  Tarifs,  nach  Gesetz  v.  13.  Flor.  X. 
oder  3.  Mai  1802.  Vorübergehende  Umwandlung,  —  wie  bei  der  Persoualsteuer 
S.  455  —  in  eine  Quotitiitssteucr  durch  Gesetz  vom  20.  März  1S31,  Kuckverwandlung 
in  Kcpartitionssteuer  durch  Gesetz  vom  21.  April  1832,  das  seitdem  formell  die  Grund- 
lage der  Steuer  bildet.  Bestimmungen  über  die  Berücksichtigung  der  Neubauten  und 
Gebuudezcrstörungcu  bei  der  Feststellung  der  Contiugentc  im  Gesetz  vom  17.  Aug.  1  S'55. 
über  die  Berücksichtigung  der  eominunalon  Vnlkszahlen  nach  einer  amtlichen  Zahlung 
für  die  Tarifclasscn  und  weiter  für  die  Dopartemental- Oontingentc  durch  Gesetz  vom 

4.  August  1M4.  Gesetz  vom  30.  Juli  1»»83.  Art.  3 — 5  (Modilieation  der  Besteuerung 
in  Orlen  über  5000  Einwohner,  s.  auch  Bull.  XIII,  50(1).  Perroux-Joppen,  No.  25 
bis  30,  265—2^5,  410  II..  Blocks  dict.  Art.  contrib.  dir.,  pass.,  bes.  No.  Im)— 218; 
suppl.  g6»er.  (187**- -84),  p.  137,  suppl.  annuel  I8s6,  p.  25. 

Literatur.  Bibliographie  bei  Block  diel.,  p.  073,  direote  Steuer».  Stourm, 
I,  ch.  9,  p  265—274;  Vignes   I,  47—52;  v.  Hock,  S.  147—149;  v.  Kaufmann, 

5.  209 — 215  übrigens  mit  einigen  Irrthümern  in  der  Darstellung).  Statistik  bei 
Kaufmann  cb.,  Faure,  budg.,  p.  77,  7S,  Bull.  u.  a.  XX,  219,  VII,  199,  XIX.  621, 
bes.  II.  225  Ii.  und  über  die  Steuer  in  de»  Orten  über  5000  Einwohner,  XIII,  566. 

Ueber  diese  Steuer  als  Form  einer  Gebäudesteuer  s.  meinen  Aufsatz  in 
Schön  berg's  Handbuch  der  politischen  Oekonomie.  2.  A.  III.  257 
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§.  11)5.  1.  Char  acter.  Die  Thür-  und  Fenstersteuer  ver- 
dankt rein  fiscalischen  Bedürfnissen  im  Jahre  ihre  erste  Ein- 
führung in  die  französische  Gesetzgebung,  mit  nach  englischem 
Muster.  Sie  erweist  sich  so  von  vornherein  als  ein  anorganisches 
Element  des  neuen  directen  Steuersystems,  ist  aber  gleichwohl, 
wenn  diesem  auch  erst  etwas  später  nur  mechanisch  angefügt, 
dauernd  und  im  Wesentlichen  auf  ihrer  ersten  Grundlage  ein  Glied 
dieses  Systems  geblieben.  Dazu  hat  ausser  dem  finanziellen  Be- 
dürfniss  der  unzureichende  und  doch  auf  der  gegebenen  Grund- 
lage nicht  hinlänglich  steigerungsfähige  Ertrag  der  drei  anderen 
directen  Steuern,  besonders  der  Grund-  und  der  Personal-  und 
Mobiliarsteuer,  dann  aber  wohl  auch  der  steuertechnische 
Character  der  Thür-  und  Fenstersteuer  selbst  beigetragen.  Denn 
so  denkbar  äusserlich  mechanisch  und  insofern  Steuer- 
politisch  bedenklich  diese  Steuer  ist,  so  lässt  sie  sich  doch  ver- 
hältnissmässig  leicht  nach  den  äusseren  einfach  zu  constatirenden, 
kein  ,, lästiges  Eindringen"  in  die  persönlichen  und  ökonomischen 
Verhältnisse  erfordernden  Merkmalen,  nach  denen  sie  aufgelegt 
wird,  veranlagen.  Sie  entsprach  so  in  besonderem  Maasse  Auf- 
fassungen und  Bedürfnissen,  welche  man  in  Frankreich  gern  als 
„dem  französischen  Volksgeist  eigentümlich"  bezeichnet  und 
namentlich  in  der  Periode  der  Steuerreform  der  ersten  Revolution 
grundsätzlich  zu  berücksichtigen  gesucht  hat,  wie  auch  schon  bei 
der  Mobiliarsteuer. 

Obgleich  als  Ergänzung  der  Mobiliarsteuer  gedacht  und  bestimmt, 
nicht  den  Hauseigenthümer  als  solchen,  sondern  den  Benutzer, 
daher  bei  vermietheten  Wohngebäuden  und  Gebäudetheilen  den 
Miether  als  solchen  nach  seiner  steuerpflichtigen  Thür-  und 
Fensterzahl  zu  besteuern,  wird  die  Steuer  doch  vom  Eigenthümer 
(auch  Usufructuar  und  allerdings  auch  vom  Miether  eines  ganzen 
Gebäudes)  gefordert  und  bezahlt,  dem  indessen  das,  formell  wie 
es  scheint  meist  nicht  besonders  geübte  Recht,  verbleibt,  den  raten- 
mässigen  Antheil  von  seinen  Miethern  sich  vergüten  zu  lassen. 
Practisch  vollzieht  sich  die  endgiltige  Tragung  der  Steuer  also 
gewöhnlich  in  der  Regelung  des  Miethpreiscs  und  erscheint 
die  Thür-  und  Fenstersteucr  im  Uebrigen  steuerpolitisch  wohl  über- 
wiegend, mitunter  ganz,  immer  mehr  oder  weniger  als  eine  Ha us- 
Ertragssteuer.  Ihre  Auflegung  nach  dem  äusseren  Merkmal  der 
Thllren  und  Fenster  und  die  Belegung  des  Hausertrags  schon  durch 
die  „Grundsteuer  für  bebaute  Grundstücke"  und  durch  die  Grund- 
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Steuer  für  das  Hausgrundstück  (§.  188)  machen  die  Steuer  als  eine 
Hausertragssteuer  dann  nur  noch  besonders  bedenklich.  Bedenken, 
welche  sich  noch  dadurch  steigern,  dass  die  Mobiliarsteuer  sich 
auch  an  Wohnung  und  Haus  anschliesst,  also  sogar  eine  drei- 
fache Combination  directer  Steuern  beim  Hause  vorliegt.  Wie  es 
sich  da  mit  dem  leitenden  Grundsatz  der  modernen  französischen 
Besteuerung  verhält,  „Jeden  nach  seinen  Fähigkeiten  zu  besteuern", 
bleibt  fraglich  genug.  Unberechenbare  Ueberwälzungsverhältnisse 
bei  allen  drei  Steuern  mindern  die  Bedenken  in  diesem  Puncte 
nicht. 

Selbst  wenn  man  aber  die  Thür-  und  Fenstersteuer  nicht  als 
Ertragssteucr,  sondern  als  Wohnungssteuer  auffasst  und  in  dieser 
wieder  den  Doppelcharacter  der  Verbrauchs-  und  der  Ein- 
kommensteuer, wie  bei  der  Mobiliarsteuer  (§.  191),  anerkennt, 
unterliegt  die  Steuer  nicht  nur  den  principiellcn  und  practischen 
Bedenken  jeder  Wohnungssteuer  dieses  regelmässig  vorhandenen 
Doppelcharacters ,  sondern  auch  noch  den  speciellen  Bedenken, 
welche  aus  der  Veranlagung  der  Steuer  nach  einem  so  ilus ser- 
lichen und  für  die  wirkliche  Werthbestimmung  des  Hauses  oder 
der  Wohnung  wenig  zuverlässigen  Merkmal  hervorgehen. 

§.  106.  2.  Die  Besteuerung  der  einzelnen  steuer- 
pflichtigen Subjecte  und  Objecte.  Die  Steuer  characterisirt 
sich  weiter  im  Wesentlichen  für  die  einzelnen  Steuer- 
pflichtigen als  eine  Quotitäts-Hausclassensteuer  von 
Wohnungen,  bezw.  Wohngebäuden.  Denn  der  Character 
der  Repartitionssteuer,  den  sie  wegen  der  Festsetzung  des 
Staats-  und  der  Localcontingeute  (der  Departements,  Arrondissements 
und  Gemeinden)  so  zu  sagen  „nach  oben  zu"  trägt,  kommt  „nach 
unten  zu"  nur  in  den  kleinen  Modifikationen  zur  Geltung,  welche 
die  individuellen  Steuerschuldigkeiten  nach  den  Abweichungen 
zwischen  dem  aufzubringenden  Contingent  und  dem  aus  der  An- 
wendung des  Tarifs  auf  die  Steuerobjecte  gebildeten  „Steuersoll" 
der  Gemeinde  u.  s.  w.  etwa  erfahren.  In  der  Hauptsache  bleibt 
die  Steuer  so  eine  Q uoti tätssteuer  und  zwar  eine  nach  einem 
Classen-  und  Stufentarif  erhobene  Hausclassensteuer  für 
die  unmittelbar  Betroffenen,  die  Hauseigentümer  (und  Haupt- 
miether). 

Jede,  auch  die  beste  Hausclassensteuer  ist  steuertechnisch 
und  steuerpolitisch  nur  von  problematischem  Werth.  Principiell 
allgemein,  practisch  wenigstens  in  den  Städten,  vollends  in  den 
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grösseren,  steht  sie  in  dieser  Hinsieht  hinter  einer  freilich  nicht 
überall  anwendbaren,  mit  Recht  meist  auf  die  Städte  beschränkten 
„Hauszinssteuer"  zurück,  der  relativ  besten  „Gebäudesteuer"  und 
Ertragssteuer  Uberhaupt. 

S.  meine  Abhandlung;  iui  Sc  hönberg 'sehen  Handbuch,  III.  25'J  ff.  Das 
hat  man  auch  in  Frankreich  nicht  ganz  verkannt  und  wohl  mit  deswegen  Paris  und 
einzelnen  anderen  Städten  iLyon,  Bordeaux)  gestattet,  nach  einem  besonderen  Tarif, 
der  eine  Combination  der  Besteuerung  nach  „Hausötfnungen"  mit  einer  solchen  nach 
dem  Miethertrag,  bezw.  Reinertrag  der  Häuser  enthält,  ihr  Contingent  aufzubringen. 
(Decret  für  Paris  vom  17.  März  1S52,  Art.  10,  Pe r  rou x- J o  ppe n ,  No.  270  ff.,  wo- 
selbst der  Tarif  für  Paris;  für  Bordeaux  Gesetz  vom  5.  Mai  lb55,  Art.  14).  Die 
specielle  l'ngccignetheit  einer  blossen  Thür-  und  Fenstersteuer  für  Grossstädte 
hat  zu  solchen  Exemtionen  ausserdem  noch  beigetragern. 

Unter  den  möglichen  Formen  einer  Hausclassensteuer  ist  dann 
aber  wieder  diejenige  einer  immer  so  mechanisch  äusserlichen  und 
zugleich  unvermeidlich  an  casuistischen  Bestimmungen  so  reichen 
Steuer,  wie  eine  Thür-  und  Fenstersteuer,  noch  besonders  zu  be- 
mängeln. Nicht  sowohl  deswegen,  weil  diese  Steuerreform  wie 
eine  „Besteuerung  von  Licht  und  Luft"  wirkt,  gesundheitlich  und 
sicherheitlich  unzweckmässiges  Bauen  veranlasst  —  obgleich  auch 
in  dieser  Hinsicht  die  Bedenken  nicht  so  völlig  fehlen,  wie  z.  B. 
v.  Kaufmann  meint  — .  Wichtiger  ist  das  Bedenken,  dass  auch 
der  noch  so  zweckmässig  abgestufte  Tarif  einer  „Thür-  und 
Fenster"- Steuer  weder  den  Ertrags-  noch  den  Wohnungswerth- 
verschiedenheiten von  Ort  zu  Ort  und  von  Gebäude  zu  Gebäude  in 
demselben  Ort  sich  richtig  anzupassen  vermag,  sowie  dass  auch 
die  feinste  gesetzliche  Casuistik  und  deren  weitere  Entwicklung 
durch  Verordnungen  der  Verwaltungsbehörden  und  Entscheidungen 
der  Verwaltungsgerichtshöfe  ein  grosses  Maass  von  „Willkühr" 
nicht  zu  beseitigen  vermag.  Der  Werth  einer  Steuer,  welche  nach 
einem  „einfachen",  „sichtbaren"  äusseren  Merkmal  aufgelegt  wird, 
wird  aber  gerade  in  dieser  Vermeidung  der  Willkühr  gefunden. 

Die  französische  Gesetzgebung  hat  einen  principiell  richtigen 
und  ziemlich  feinen  Classen-Tarif  für  die  Veranlagung  der 
Thür-  und  Fenstersteuer  aufgestellt. 

Es  werden  darin  bei  kleineren  Häusern  bis  5  „Oeffnungen'-  3,  bei  grösseren 
sogar  4  richtig  ausgewählte,  den  Wohnung^  bez.  Hauswerth  wesentlich  mitbestimmende 
Elemente  zur  Bildung  eines  Chv-scnschematisinus  combinirt,  nämlich  die  Grösse 
der  Ortsbevölkerung  nach  6  „Ortsclassen44,  die  Zahl  der  „Oeffnungen'1  (bei 
den  Häusern  bis  incl.  5  Oelfuungen),  die  Zahl,  Art(Thore,  Hausthüren,  Keusterzahl) 
und  Lage  der  Fenster  (bis  incl.  2  und  im  3.  und  höheren  Stockwerken)  in  den 
Häusern  mit  6  und  mehr  „Oetlnungen".  So  entsteht  schon  für  die  kleineren  Häuser 
die  Zahl  von  30  Steuerclassen,  für  die  grösseren  eine  sich  der  Zahl,  Art  und  Lage 
dt-r  Oell'nungen  fein  anschmiegende  Steuerclassenzahl,  wie  der  folgende  Tarif  des 
Gesetze*  von  lb52   für  das  Principal)  zeigt: 
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Häuser  mit  6  a.  mehr  Oeffüuugon 

für  jede  der  letzteren : 
Thorweire,     GewöhnL  Fenster  des 
Ortsrl&s^n.  HAuser  mit  Oeffnnngen  Magizinthore     Tho  ro,     3.  o.  höh. 

Einwohner-  1  2  3  4  5  u.  dgl.      Fenster  d.     Stock - 

cahL  unt.Stockw.  werke 

bis  incl.  2. 


Frca. 

Frca. 

Frca. 

Frcs. 

Frca. 

Pres. 

Frcs. 

Frei. 

Unter  5000  .  . 

0.30 

0.45 

0.90 

1.60 

2.50 

1.60 

0.60 

0.60 

5—10,000    .  . 

0.40 

0.00 

1.35 

2.20 

3.25 

3.50 

0.75 

0.75 

10,000—25,000 

0.50 

O.SO 

1.80 

2.S0 

4.00 

7.40 

0.90 

0.75 

25,000—50,000 

o.oo 

1  00 

2.70 

4.00 

5.50 

11.20 

1.20 

0.75 

50,000—100,000 
Uber  100,000  . 

0.-50 

1.20 

3.60 

5.20 

7.00 

15.00 

1.50 

0.75 

1.00 

1.5Ü 

4.50 

6.40 

8.50 

18.80 

1.80 

0.75 

Weitere  casuistische  Bestimmungen  des  Gesetzes  und  Ausleihungen  hinsichtlich 
dessen,  was  als  „Ortsbevölkerung"  der  Ortstarifclasse  gerechnet  wird  (im  Allgemeinen 
die  Zahl  der  Ortsanwesenden,  ausschliesslich  des  Militärs  und  der  Insassen  der  sogen. 
„Anstalten",  s.  Verordnung  vom  4  Mai  1846,  bei  Perroux-Joppen,  No.  269,  auch 
bisher  nur  die  Bevölkerung  innerhalb  der  Octroigrenze  bei  Orten  über  5000  Einw., 
jetzt  diese  Bevölkerung  in  dem  „agglomcrirten  Theil"  der  Gemeinde,  die  übrigen 
Hauser  der  letzteren  unterliegen  dem  Tarif  der  Landgemeinden,  Gesetz  vom  30.  Juli 
1885);  ferner  die  Casuistik  in  Betreff  der  steuerpflichtigen  „Wohnung",  bezw.  des 
„Wohnhauses"  und  der  übrigen  steuerpflichtigen  Häuser,  sowie  in  Betreff  des  Begriffs 
„Thorweg",  „Thür",  „Fenster"  u.  s.  w.  dienen  dazu,  den  Tarif  bei  der  practischen 
Anwendung  noch  mehr  sich  den  Verhältnissen  des  Wohnungswerths  anpassen  zu  lassen. 

Und  dennoch  bleiben  auch  bei  diesem  entwickelten  Stufen- 
tarif und  dieser  Casuistik,  zumal  in  den  Städten,  vollends  in 
den  grossen,  sicherlich  von  Ort  zu  Ort  und  in  demselben  Orte 
bei  verschiedenen  Gebäuden  sehr  erhebliche  Ungleichmässig- 
keiten  bestehen,  welche  bei  einer  eigentlichen  Ertrags  Steuer  des 
Eigentümers  oder  Miethsteuer  des  Miethers  viel  mehr  vermieden 
würden. 

Dieselben  werden  durch  die  starken  Departemental-  und  Communalzaschläge 
(s.  a.  S.  468),  wie  durch  die  bei  dieser  Steuer  bestehenden  allgemeinen  Staatszuschläge 
und  die  kleinen  Nebenzuschläge,  —  durch  deren  Gesamuitheit  das  Principal  jetzt  fast 
verdoppelt  wird,  1887  betragen  sie  95.1  °/0  des  Principals  —  noch  wesentlich  gesteigert, 
also  drückender. 

Die  weitgehende  Casui st ik  bei  dieser  Steuer  —  hinsichtlich  der 
Steuerpflichtigkeit  und  Steuerfreiheit  der  ganzen  Gebäude  und 
Wohnungen,  dann  hinsichtlich  der  Begriffe  „Oeffnung",  Thorweg, 
Thür,  Fenster  und  der  Steuerpflichtigkeit,  Steuerfreiheit  und 
Steuerhohe  dieser  „Oeftnungen"  —  erklärt  sich  znm  Theil  aus 
ungenauen  und  willktthrlichen  Bestimmungen  des  Gesetzes,  zum 
Theil,  wie  auch  die  britische  Erfahrung  zeigt  (§.  117*),  aus  dem 
Wesen  dieser  Steuer  und  aus  der  Öfters  nur  scheinbar  so  ein- 
fachen Bemessungsbasis  „handgreiflicher"  und  gleichwohl  viel- 
deutiger „äusserer  Merkmale". 

Der  leitende  Grundsatz  des  Gesetzes  erscheint  einfach  genug: 
nämlich,  dass  „Thüren  und  Fenster,  welche  nach  den  Strassen, 
Hofen  und  Gärten  der  Gebäude  und  Fabriken  (usines)  hinaus- 
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gehen,  steuerpflichtig  sind"  (Gesetz  v.  4.  Frim.  VII.,  Art.  2).  In 
der  Anwendung  und  Auslegung  dieses  Grundsatzes  engeben  sich 
jedoch  eine  Menge  Schwierigkeiten,  welche  die  angedeutete 
Casuistik  nöthig  machen. 

So  in  Betreff  des  steuertechnischen  Begriffs  „Fenster",  „Thür",  ..Thorweg", 
„usines".  Beim  besten  Willen  bleibt  in  den  Entscheidungen  manche  Willkühr  übrig. 
S.  das  Einzelne  bei  P er roux- Joppen,  No.  265  ff,  273  ff,  und  Block,  dict.  Art. 
contrib.  dir..  No.  ISO  ff.  195  ff.  Vornehmlich  hat  man  die  Wohnräume  besteuern 
wollen.  Bei  der  Veranlagung  entstehen  Zweifel,  wenn  geschäftliche  (gewerbliche) 
und  Wohnräume  nicht  getrennt  sind  u.  i.  a.  F.  m.  Das  Gesetz  ron  1798  will  ferner 
die  "Steuer  auf  „u  sin  es"  legen,  ein  späteres  [4.  (Jennin.  XL,  Art.  19)  beschränkt  die 
Steuer  bei  „ Manu  facturen"  auf  die  „Fenster  der  persönlichen  Wohnung  und  der- 
jenigen der  Aufseher  und  Commis".  Aus  diesen  Vorschriften  entwickelte  sich  wieder 
die  Streitfrage,  was  eine  „usine"  und  was  eine  „Manufactur"  sei  und  eine  weit- 
gehende Casuistik  (Pc rroux-J oppen.  No.  281,  Block  a.  a.  0.,  No.  200.  Unrichtig 
Kaufmann,  S.  214,  „usine"  heisst  hier  auch  nicht  „Hüttenwerk").  Man  legte  den 
Unterschied  in  folgende,  bei  der  practischen  Anwendung  vielfach  wieder  unzulängliche 
Momente:  steuerfreie  „Manufacturen"  seien  „grosse  industrielle  Anstalten,  welche  in 
Werkstätten  eingethcilt  seien  und  zahlreiche  Arbeiter  beschäftigten",  „Fabriken" 
(usines)  seien  dagegen  „industrielle  Anstalten,  wo  die  natürlichen  und  künstlichen 
Motoren  das  hauptsächliche  oder  wirksamste  Agens  der  Fabrikation  seien".  Die  eigen- 
thumlichen  Entscheidungen  hiernach  a.  a.  0.  (Perro u x-Joppen ,  S.  82)  Steuerfrei 
sind  ferner  ausdrücklich  die  Thüren  und  Fenster  zur  Beleuchtung  und  Lüftung  der 
wichtigsten,  speciell  genannten  landwirtschaftlichen,  nicht  zur  Wohnung 
bestimmten  Gebäude,  sowie  der  für  einen  öffentlichen  Dienst  bestimmten  Locali- 
täten,  was  wiederum  zu  easuistischen  Unterscheidungen  Anlass  giebt.  Dienst- 
wohnungen der  Beamten  sind  steuerpflichtig.  Oeffnungen,  welche  aus  gesund- 
heitspolizeilichen  Rücksichten  in  Häusern  angebracht  werden,  sind  drei  Jahre  lang 
steuerfrei. 

Aus  der  Statistik  i^BulI.  II,  226,  s.  auch  v.  Kaufmann,  abweichend)  sei  Folgendes 
angeführt.  Allgemeine  Aufnahme  der  Gebäude  und  Fabriken  fand  1S22  und  1841  statt. 

1822  1871  1876 

1.  Zahl  der  Häuser  und  Fabriken  mit 

weniger  als  6  Oeffnungen  ...  —  5,672,692  5,698,575 

2.  Desgl.  mit  mehr  als  0    —  2,776,264  2.931,607 

3.  Zusammen   6,432,000  8,448,956  8,630,182 

4.  Zahl  der  Oeffnungen  bei  1    .    .    .  —  17,273,978  17,447,438 

5.  Desd.  bei  2    38,678.224  41,048,295 

6.  Zusammen   33,949,46*  55,952,202  58,495,733 

7.  Durchschnittszahl  d.  Oeffnungen  heil  —  3.04  3.06 

8.  „           „        „         „  2  —  13.93  14.00 

9.  ,,  ,.       ,,  im 

Ganzen   5.28  6.62  6.77 

Die  Zahl  der  Häuser  nach  der  Zahl  der  Oeffnungen  war  1885  (Bull.  XIX,  621): 

Mit  1  Oeffnung    ....  248,352  Mit  5  Oeffnungen    .    .    .  849,961 

Mit  2  Oeffnungen     .    .    .  1,827,104  Mit  6  u.  mehr  Oeffnungen  3,259,331 

Mit  3  Oeffnungen     .    .    .  1,624,516       Zusammen   8,975,166 

Mit  I  Oeffnungen     .    .    .  1,165,902  Einzelne  Stouerquoten  .    .  6,715,208 

Nur  die  Häuser  mit  1  Oeffnung  nehmen  beständig  etwas  abt,1837  waren  es 346,40 1\ 
mit  2  neuerdings  ebenfalls.  Am  Stärksten  nehmen  die  grösseren  Häuser  mit  6  und  mehr 
Oeffnungen  zu.  Auf  1  Steuerquote  kommen  1.33  Häuser,  was  auch  darauf  hindeutet, 
dass  meistens  die  Eigcnthümer  zahlen  werden,  freilich  mit  bedeutenderen  Ausnahmen 
in  den  grösseren  Städten,  wo  die  Zahlen  der  Statistik  für  die  Steuerpflichtigen  2  bis 
3  Mal  so  gross  als  für  die  Häuser  sind,  was  auf  entsprechende  directe  Besteuerung 
der  Miothcr  schlicssen  lässt.  Der  Steuerbetrag  für  1  Haus  war  1885  im  Principal 
4.42,  mit  allen  Zuschlägen  8.64  Frcs.,  für  1  Steuerquote  5.91  und  11.52.    Nach  einer 
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Tabelle  bei  r.  Kaufmann  (S.  212)  würde  die  Steuer  für  1  Haus  18HS  3.25  Vrcs. 
'princ)  gewesen  sein,  und  /.war  in  Ortschaften  bis  5000  Kuiw.  2.17,  in  solchen  von 
50 — 100.000  Einw.  21.55,  in  grösseren  55,71.  Hiernach  erscheint  die  Steuer  auch 
gegenwärtig  noch  massig,  aber  relativ  besonders  niedrig  in  grösseren  Städten,  was 
wieder  auf  die  mangelhafte  Vcranlagungsbasis  hinweist,  bei  der  man  eben  keinen  an- 
gemessen hohen  Tarif  für  die  Städte  anzuwenden  wapt. 

§.  197.  3.  Die  Repartition  und  die  Feststellung  der 
Co n  ti n geute.  Ungünstige  finanzielle  Erfolge  mit  der  ursprüng- 
lichen Quotitätssteuer  führten  1802  zur  Verwandlung  der  Steuer  in 
eine  Repartitionssteuer.  Für  die  angemessene  Bestimmung  der 
Höhe  des  Staatscontingents  und  der  Repartition  desselben  auf  die 
Landestheile  (Departements)  bis  herab  zu  den  Gemeinden  fehlten 
aber  wieder,  wie  bei  der  Grund-  und  Personal-  und  Mobiliarsteuer, 
die  genügenden  Daten.  Daher  setzte  man  das  Staatseontingcnt 
auf  Grund  der  bisherigen  Erträge  in  1802  niedrig  und  wohl  zu 
niedrig  an  (16  Mill.  Frcs.)  und  die  Vertheilung  auf  die  Departe- 
ments blieb  ungleichmässig.  Die  richtige  Verwandlung  der  Steuer 
in  eine  Quotitätssteuer  im  Jahre  1831  (Gesetz  vom  26.  März  1831) 
bot  das  Mittel  zur  angemessenen  Steigerung  der  Erträge  und  zu 
einer  richtigeren,  freilich  die  bisher  begünstigten  Landestbeile 
empfindlich  mehr  belastenden  localen  Steuervertheilung.  Aber  beide 
Wirkungen  dieses  Gesetzes  fanden  auch  bei  dieser  Maassregel,  wie 
bei  der  gleichzeitigen  ähnlichen  in  Betreff  der  Personalsteuer 
(S.  459)  heftige  Opposition,  der  man  durch  Rückkehr  zu  der 
Repartitionssteuer  schon  in  1832  (Gesetz  vom  21.  April  1832) 
Rechnung  trug.  Indessen  wurde  gleichzeitig  auf  Grund  der  nach 
dem  vorigen  Gesetze  erfolgten  Veranlagung  das  Staatscontingent 
jetzt  wesentlich  erhöht,  auf  22  Mill.  im  Principal,  und  die  locale 
Vertheilung  berichtigt.  Da  man  ferner  bald  darauf  dafür  sorgte, 
dass  alle  Contingente  durch  die  Berücksichtigung  der  Neu-  und 
Umbauten  —  unter  Abrechnung  der  zerstörten  Gebäude  —  sich 
entsprechend  erhöhten  und  veränderten  (unter  den  Departements, 
Arrondissements  und  Gemeinden)  nach  Gesetz  vom  17.  August  1835 
und  die  Departementalcontingente  sich  nach  Gesetz  vom  4.  August 
1844  in  Gemässheit  der  von  der  wechselnden  Grösse  der  Orts- 
bevölkerung abhängigen  Sätze  des  Steuertarifs  veränderten,  d.  h. 
gewöhnlich  erhöhten,  so  blieb  die  Entwicklung  des  Ertrags  und 
die  locale  Vertheilung  dieser  Steuer,  abweichend  von  der  Grund- 
und  Personal-  und  Mobiliarsteuer,  mehr  in  Einklang  mit  dem  fis- 
calischen  Interesse  und  mit  einer  der  Tendenz  des  Gesetzes  wirk- 
lich entsprechenden  localen  Vertheilung,  sowohl  von  vornherein, 
als  mehr  und  mehr  im  Laufe  der  Zeit.   Als  Glied  des  directen 
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Steuersystems  ist  die  Thür-  und  Fenstersteuer  freilich  auf  diese 
Art  zu  den  beiden  anderen  Repartitionssteuern ,  besonders  zu  der 
wesentlich  stabilen  Grundsteuer,  hierin  ähnlich  wie  die  Patent- 
steuer, immer  mehr  in  ein  Missvcrhältniss  gekommen. 

Zum  Principal  der  Thür-  und  Feustersteucr  werden  auch  soit  der  Gesetzgebung 
von  1832  beständig  Zuschläge  für  die  allgemeine  Staatscassc  erhoben  (15.8%).  Ein- 
schliesslich der  Zuschläge  für  die  Nebenfonds  (Ausfallfonds  u.  s.  w.)  des  Principal* 
und  der  oben  genannten  Zuschläge  betrug  der  Ertrag  für  den  Staat  183S  26.56. 
1870  40.12.  1S71  ^ohne  Elsass-Lothringon)  3N.93 ,  1S85  47.20  Mill.  Frcs.,  stieg  also 
von  1838 — 1885  (wo  im  letzten  Jahre  Elsass- Lothringen  fehlt,  Nizza  und  Savoicn  in- 
begriffen ist)  um  77.7  °/0.  In  derselben  Zeit  wuchs  der  ebenso  berechnete  Ertrag 
der  Personal-  und  Mobiliarsteucr  nur  um  64.9 °/0<  der  Ertrag  der  Staatsgrundsteuer 
sank  sogar  unter  dem  Einfluss  des  durch  die  anderweitc  Ertragssteigerung  noch  nicht 
wieder  eingebrachten  Erlasses  der  Staatszuschläge  seit  1851,  von  1838 — 85  um  6°/0- 
Bull.  XX,  220  lf.  Ungemein  sind  bei  der  Thür-  und  Fensterstcuer  die  Zuschläge  für 
Dupartcmental  -  (von  1  S.'IS  —  85  von  1.95  auf  12.73)  und  für  Communalzwecko  (dgl. 
von  1.17  auf  18.09  Mill.  Frcs.)  gestiegen,  was  bei  der  ungleichmässigen  Belastung  der 
Gebäude  in  ein  und  demselben  Orte  doch  auch  grosse  Bedenken  hat.  (Bull,  cb.,  s. 
auch  Faure,  S.  77j. 

Die  Zusammenziehung  der  Thür-  und  Fenstersteuer  mit  der 
Grundsteuer  von  „bebauten  Grundstücken"  und  der  Grundsteuer 
von  den  Grundstücken,  auf  denen  die  Häuser  stehen,  in  eine 
einzige  eigentliche  Gebäudesteucr  erschiene  das  Zweck- 
massigste.  Diese  Steuer  wäre  dann  wohl  wesentlich  auf  die  Wohn- 
geb äu de  zu  beschränken  und  in  allen  grösseren  Ortschaften 
nach  dem  Ertrage  (Wohnungswerth,  valeur  locative,  Miethwerth) 
aufzulegen,  die  Thür-  und  Fenstersteuer  wie  die  Grundsteuer  von 
gewerblichen  Gebäuden,  namentlich  von  Fabriken  u.  dgl.  m. 
in  die  Patentsteucr  völlig  mit  einzugliedern.  Aber  Frankreich 
hat  sich  seit  der  ersten  Revolution  wenig  zu  tieferen  Reformen 
der  directen  Steuern  befähigt  gezeigt.  Sonst  würde  man  wohl 
schon  längst  in  der  angedeuteten  oder  einer  ähnlichen  Weise  vor- 
gegangen sein. 

d.  Die  Patentstcuer. 

Gesetzgebung  (Hauptgesetze).  Erstes  Gesetz  vom  2.— 17.  März  1701;  nach 
Aufhebung  1703  neti  begründet  durch  Gesetz  vom  4  Thcrmid.  III.  (22.  Juli  1795), 
erweitert  durch  Gesetz  vom  6.  Fructid.  IV.  (23.  August  1796),  modificirt  durch  andere 
im  Jahre  V,  cndgiltig  festgestellt  durch  Gesetz  vom  7.  Brum.  VI.  (28.  October  1797J 
und  bes.  vom  1.  Brum.  VII.  (22.  October  1798\  Veränderungen  durch  Gesetz  vom 
25.  März  1817,  15.  Mai  1818,  19.  Juli  1819.  Umfassende  Codification,  nach  ver- 
geblichen früheren  Versuchen,  und  Ausbildung  durch  das  Gesetz  vom  25.  April  1844, 
(lic  Hauptgrundlagc  bis  zum  Gesetz  von  1880.  Abänderungen  durch  Gesetz  vom 
18.  Mai  1850  (Ausdehnung  der  Steuer  auf  liberale  Berufe  u.  dgl.  in.,  Tabelle  „G"), 
10.  Juni  1S53,  4.  Juni  1858,  26.  Juli  1860,  2.  Juli  1S62,  13.  Mai  1S63,  18.  Juli  1866, 
2.  August  1868.  10.  Mai  1869.  27.  Juli  1870,  29.  März,  16.,  23.  Juli  1873  (Stcuer- 
erhöhu ngeii).  Nach  längeren  Vorbereitungen  neue  Codification  durch  das  Gesetz  vom 
15.  Juli  1880,  welches  jetzt  die  Grundlage  bildet.  S.  Perroux-Joppcn,  No.  307 
bis  351,  427-430,  Block,  dict.  Art.  patentes,  p.  1447,  im  Suppl.  gencr.  (1878—84), 
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p.  346  'das  neue  Gesotz  ron  1980,  hier  falsch  vom  14.  Juli  datirn.    Bull.  VIII,  1 
das  Ge*ct2  von  1  SSO Dejoan,  code  d.  nouv.  iinp^ts,  Par.  1  ST 5.  2.  ed.,  p.  1G*>  H., 
212,  213,  313,  407.    Amtliche  Ausgaben  de»  Gesetzes  von  lsst»,  ein  Octavband  von 
2S7  Seiten ,  nur  das  Gesetz,  die  Tarife  und  die  Notnendatur  der  (jewerbe  enthaltend: 
Literatur.    In  Frankreich  meist  die  allgemeine  über  direete  Steuern.  Biblio- 
graphie bei  Rlock,  dict .  p.  r>"3.    Daselbst  Art.  patentes.  Stourm,  I,  eh.  10,  p.  275 
bis  2<>4,  Vignes.  I,  52— 63,  v.  Hock,  S.  153—157,  aus  den  Tarifen  cb.  in  den 
Anlagen,  S.  017  H..  v.  Kaufmann,  S  215 — 251   (auch  grössere  Auszuge  aus  den 
Tarifen).     Statistik  besonders  bei  v.  Kaufmann.    Kaure,  p.  70  II'.,  llull.  VIII, 
SS  ff.  (1S5D-70).    Jahrliche  Statistik,  so  XXI,  401  f.  1SS0;  Ertrag  cb.  XX,  210 
seit  1S3S'.    Umfassende  Statistik  der  einzelnen  eingesteuerten  (iewerbe  jeder  ('lasse, 
mit  Ansrabo  der  besteuerten  Miethwerthc,  nach  den  Kellen  von  l^S"».  im  Bull.  XXII. 
355—413. 

Uebcr  die  Gewerbesteuer  im  Allgemeinen  und  besonders  über  das  Grund- 
prinzip der  franzosischen  s.  meine  Abhandlung  direete  Steuern,  in  Schönberg's  Hand- 
buch der  politischen  Üekonomio,  2.  A.  III,  27s  H'.,  2SI. 

§.198.  1.  Charactcr.  Die  französische  Gewerbesteuer, 
welche  den  Namen  Patentsteuer  trägt,  ist  von  den  directen  Steuern 
Frankreichs  die  eigentümlichste  und  tinanzwissenschaftlich  inter- 
essanteste, daher  wird  sie  hier  auch  am  Eingehendsten  erörtert. 
Sie  ist  nicht,  wie  die  drei  bisher  besprocheneu  directen,  eine 
Repartitions-,  sondern  eine  Quotitätssteucr.  Seit  ihrer  end- 
giltigen  Begründung  durch  das  Gesetz  von  1798  (22.  October, 
1.  Brum.  VII.)  hat  sie  keine  Veränderung  ihres  eigentlichen  Grund- 
prineips,  der  Besteuerung  nach  äusseren  Merkmalen  der 
Ertragsfähigkeit,  erfahren.  Wohl  aber  ist  sie  in  immer  erneuter 
legislativer  Arbeit  auf  dieser  Grundlage  folgerichtig  ausgebildet 
und  dadurch  erheblich  vervollkommnet  worden.  Sie  konnte  sich 
so  einigermaassen  den  grossen  technischen  und  ökonomischen 
Veränderungen  des  Gewerbewesens  im  19.  Jahrhundert  anpassen 
und  hat  sich  in  Folge  dessen  auch  von  den  französischen  directen 
Steuern  allein  zu  starken  Erhöhungen  behufs  Deckung  des  ge- 
wachsenen staatlichen  Finanzbedarfs  geeignet  erwiesen  (1872  ft'j. 
Das  Entwicklungsprineip  der  Steuer  war:  immer  feinere 
Casnistik  in  Betreff  der  „äusseren  Merkmale"  der 
Veranlagung.  Dadurch  hat  sie  sich  zu  einer  nach  solchen 
Merkmalen  immer  sorgfältiger  specialisirenden  Classen- 
Gewerbesteuer  entwickelt.  Was  eine  Gewerbesteuer  dieser 
Art  —  und  eine  Ertrags-  oder  auch  eine  direete  Steuer  dieser  Art 
Uberhaupt  —  zu  leisten  vermag,  das  leistet  die  französische  Patent- 
steuer.  Ihre  Vorzüge  wie  ihre  Schwächen  liegen  in  diesem  ihrem 
stcuertecbni8chen  Character  begründet. 

Die  erste  Einführung  der  Patentsteuer  erfolgte  lediglich  aus 
fiscalischen  Rücksichten  (§.  168),  da  die  anfängliche  Idee,  dass  die 
gewerblichen  Einkünfte  durch  die  Mobiliarsteuer  ausreichend  für  den 
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Finanzbedarf  mit  zu  besteuern  seien,  sich  als  eine  Täuschung  erwies. 
Man  verband  dann,  eigentümlich  genug,  die  Einführung  der 
Steuer  mit  derjenigen  des  Systems  der  Ge Werbefreiheit,  indem 
man  Anmeldungen  der  gewerblichen  Unternehmer  und 
Entnahme  eines  „Patents"  für  das  zu  betreibende  Gewerbe 
vorschrieb  und  für  dieses  Patent  die  Zahlung  einer  Abgabe 
verlangte.  So  erklärt  sich  auch  der  Name  der  neuen  Gewerbe- 
steuer. 

4 

Hiermit  war  zugleich  und  auf  die  Dauer  ein  erster  Grund- 
satz dieser  Steuer,  die  Vorschrift  der  Anmeldung  des  Gewerbe- 
betriebs und  damit  zur  Gewerbesteuerveranlagung,  ange- 
nommen. Aus  der  -anfänglich  geplanten  Besteuerung  der  gewerb- 
lichen Einkünfte  durch  die  Mobiliarsteucr  entnahm  man  dann  einen 
zweiten  Grundsatz  der  Patentsteuer:  die  Besteuerung  nach  einem 
Proportionalsatz  vom  Miethwerth  der  Räume  für  den  Gewerbe- 
betrieb, in  drei  progressiven  Sätzen  von  10,  121  *  und  15°/0  des 
Miethbetrags,  zunächst  noch  ohne  „festen  Satz11  (droit  fixe). 
Nach  vorübergehender  Aufhebung  der  Patentsteuer  (21.,  22.  März 
17D3)  und  einfacher  Mit -Unterstellung  der  gewerblichen  Einkünfte 
unter  die  Mobiliarsteuer,  kehrte  man  aus  speeifisch- politischen 
Motiven  der  Epoche1)  1795  (Gesetz  vom  22.  Juli,  4.  Thermid.  HI.) 
zu  der  Patentsteuer  zurück,  gestaltete  sie  aber  jetzt  anders,  nämlich 
auf  der  Grundlage  von  festen  Steuersätzen  nach  (6)  Classen 
von  Gewerben  und  nach  der  Ortsbevölkerung  (4  Classen), 
doch  ohne  Proportionalsätze  nach  der  Miethe  oder  dgl.  mehr, 
womit  zwei  weitere  leitende  Grundsätze  der  Patentsteuer 
—  Besteuerung  nach  Gcwerbegattungsclasseu  und  nach  Orts- 
Bevölkerungsclassen  —  eingeführt  wurden,  freilich  noch  in 
roher,  viel  zu  wenig  specialisirender  Form. 

Die  baldige  Fortbildung  der  Steuer  erfolgte  dann  so,  dass  die 
verschiedenen  Grundsätze  der  erwähnten  Gesetze, 
namentlich  der  Anmelde-  und  Patentnahmezwang,  die  Ab- 
stufung der  „festen "  Sätze  nach  Gewerbegattungen  und  bei 
den  wesentlich  für  den  Ortsbedarf  arbeitenden  Gewerben  nach 
Ortsclassen,  mit  dem  Princip  der  „Proportionalsätze" 
nach  dem  Miethwerth  —  bald  der  Wohnräume,  bald  der 
gewerblichen  Localitätcn  je  nach  Verschiedenheit  der  Gewerbe  — 
combinirt  wurden,  wobei  indessen  die  Casuistik  der  Classi- 


')  S.  Stourm,  I,  2S2  ff.,  auch  für  weitere  Einzelheiten  der  Entwicklung. 


Digitized  by  Google 


l'atentsteuer.    Character.    Entwicklung.  471 


fication  immer  noch  eiuc  wenig  entwickelte  blieb,  u.  A.  die  „Pro- 
portionalabgabe'1 gleiehmässig  10°  0  war.  (Gesetz  vom  6.  Fruct.  IV. 
—  23.  August  171)6  — ,  9.  Krim.  V.  —  29.  November  1708  , 
1.  Brom.  VII.  —  22.  October  1798  — ). 

So  war  die  Gewerbesteuer  als  Patentsteuer  nach  einem 
Classenschematismus  und  mit  zwei  grundsätzlich  verschiedenen 
Steuersätzen,  dem  „festen  Satze"  (droit  fixe),  welcher  sich  aber 
nach  Gewerbegattungen  und  eventuell  weiter  nach  Ortsclassen  ab- 
stufte, und  dem  „Proportionalsatze"  nach  dem  Miethwerth 
endgiltig  begründet  worden. 

Die  Fortentwicklung  in  der  Gesetzgebung  des  ID.  Jahrhunderts 
bestand  folgerichtig  und  leicht  begreiflich  in  der  weiteren  und 
feineren  Ausbildung  des  Classcns ystems.  Hierbei  gelangte 
man  auch,  besonders  bei  der  (grossen)  Industrie  und  Handels-, 
Bank-  und  dgl.  Gewerben,  für  ein  und  dasselbe  Gewerbe  zur  Ein- 
fügung von  „veränderlichen  Steuersätzen"  nach  Merk- 
malen des  Bctriebsum fangs  einer  einzelnen  gewerblichen 
Unternehmung,  damit  znr  Aufstellung  von  Betriebsumfangs- 
C lassen,  sowohl  bei  Gewerben,  welche  ohne  Rücksicht  auf  die 
Grösse  der  Ortsbevölkerung  besteuert  werden,  als  auch  bei  einer 
Anzahl  von  Gewerben,  wo  ausserdem  die  „festen  Sätze"  nach  Orts- 
classen verschieden  sind.  Nach  früheren  Gesetzen  und  Bestimmungen 
in  dieser  Richtung  (1817,  1818)  kam  das  ganze  System,  erheblich 
verfeinert,  in  dem  Hauptgesetz  vom  25.  April  1844  zu  einem  ge- 
wissen Abschluss. 

ludessen  bat  man  in  der  eingeschlagenen  Richtung  immer 
feinerer  Kasuistik,  daher  immer  grösserer  Specialisirung 
der  Classification  und  der  Steuersätze  auch  seitdem  fort- 
zuarbeiten nicht  geruht,  so  in  den  oben  S.  468  genannten  Gesetzen. 
Dabei  sind  dann  auch,  wie  übrigens  schon  in  Gesetzen  der  Revo- 
lutionszeit, theils  Erleichterungen,  Beschränkungen  und 
Ausnahmen,  theils  Ausdehnungen  der  Patentsteuerpflichtigkeit 
erfolgt.  Ersteres  namentlich  in  Bezug  auf  gewisse  Kleingewerbe, 
Letzteres  besonders  hinsichtlich  der  „liberalen  Professionen"  (Gesetz 
vom  18.  Mai  1850).  Das  neue  Gesetz  vom  15.  Juli  1880  hat  dann 
wieder  einen  Abschluss  gebracht.  Die  nimmer  ruhende  ökonomisch- 
technische Entwicklung  bedingt  aber,  dass  jeder  solche  „Abschluss" 
doch  wieder  nur  die  Bedeutung  eines  Provisoriums  hat.  Die 
Steuerverwaltupg  arbeitet  selbst  beständig  weiter  und  bereitet  immer 
neue  gesetzliche  Veränderungen  vor.   Eben  dadurch  passt  sich  die 
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französische  Patentsteuer  den  Verhältnissen  des  gewerblichen 
Lebens  immer  sorgfältiger  an,  steigt  sie  in  den  Erträgen  und 
erweist  sie  sich  auch  in  den  Steuersätzen  selbst  steigerungsfähig, 
im  grossen  Unterschied  namentlich  von  der  Grundsteuer,  ihrem 
hauptsächlichen  Scitensttick. 

§.199.  2.  Einrichtung  der  Patentsteuer  im  Einzelnen. 

a)  Umfang.  Die  Steuer  trifft  im  Wesentlichen  die  „Gc  wer  Ii  c 
im  engeren  Sinne",  und  zwar  die  gewerblichen  Unter- 
nehmer als  solche  für  ihr  „Gewerbe"  mit  besti mm ten  i m  Gesetz 
genannten  Ausnahmen,  aber  inbegriffen  auch  einige  in  den 
Tarifen  spcciell  genannte  Erwerbsarten  (wie  die  einzeln  aufge- 
zählten „liberalen  Berufe"),  welche  gewöhnlich  nicht  zu  den  „Gc- 
werben'f  gerechnet  werden. 

„Tout  indiridu,  Fraii'.ais  au  etranger,  <jui  exeree  en  France  un  commerce ,  une 
industrie,  une  profession,  non  coinpris  dans  les  exceptions  determin-es  par  la  pres«nte 
loi,  est  assujetti  ä  la  contribution  des  patentes"  (Art.  1  des  Gesetzes  von  IS^O.  auch 
von  1M4). 

Nicht  patentsteuerpflichtig-  sind  danach  namentlich  (Art.  13  des  Gesetzes  von 
l>4i,  Art.  17  des  Gesetzes  von  1SSÜ)  folgende  wichtigere  ('lassen:  die  Lohnarbeiter 
aller  Art,  auch  kaufmännische  (Comcnis),  Beamte  der  gewerblichen  Unternehmungen ; 
Kunstler,  Lehrer,  Zeitungsherausgeber;  die  öffentlichen  Beamten; 
die  Landwirthc.  als  solche,  also  ausser  den  selbstwirthschaftendcn  Eigentümern 
auch  Pachter,  soweit  sie  nur  eigene  Eruteproducte  verkaufen ;  die  Bergwerks- 
besitzer  für  den  Bergbau  und  für  den  Verkauf  der  Bergwerksproductc  (nicht  auch 
für  die  Umformung  der  letzteren,  also  z.  B.  für  Hüttenwerker,  dann  einige  speci eil c 
Kategorien  (z.  B.  Hebammen,  Fischer,  Marketender,  Ölfentliche  Schreiber,  Handels- 
schilfkapitänc,  die  nicht  auf  eigene  Hechnung  fahren,  unentceltlich  verwaltete  Spar- 
und  Versorgungscasseu ,  autorisirte  Gegcnseitigkcits -Versicherungsanstalten ,  Salzteich- 
Besitzer  und  Pächter  o.  a.  m.i :  endlich  die  im  Folgenden  noch  genannten,  gemeinhin  zu 
den  „Gewerben"   i.  e.  S.  gerechneten  gewerblichen  Klein  Unternehmungen. 

Hiernach  umfasst  die  Patentstcuer,  im  Ganzen  ebenso  wie  die 
meisten  Gewerbesteuern  anderer  Länder,  die  regelmässigen  grossen 
Kategorien  „gewerblicher"  Unternehmung:  Handwerk,  Mann- 
factur,  Fabrikwesen,  Hüttenwesen,  Handel,  Agentur- 
Commissions-,  Geld-,  Bank-,  Vcrsichernngsgeschäft, 
Transportgewerbe  (auch  Eisenbahnen),  Gast-  und  Schank- 
gewerbe,  Dienstleistungs-Gewerbe  (Theater  u.  s.  w.,  regel- 
mässige [gewerbsmässige]  Zimmervermiethung,  chambres  garnies), 
endlich,  abweichend  von  manchen  anderen  Gesetzgebungen,  einige 
wichtigere  Arten  liberaler  Professionen,  die  selbständig,  nicht 
im  (öffentlichen  oder  privaten)  Dienstvcrhältniss  ausgeübt  werden. 

Unter  den  gewerblichen  Unternehmungen  sind  aber  einige 
wegen  ihrer  ökonomischen  Unbedeutendheit  oder  wegen  der 
gewöhnlichen  Dürftigkeit  ihrer  Betreiber,  ausdrücklich  für 
steuerfrei  erklärt,  einige  andere  werden  wenigstens  niedriger 
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als  zu  den  allgemeinen  Steuersätzen  besteuert:  Kleingewerbe, 
Handelsgewerbe,  Hausirgc werbe,  Handwerk,  Haus- 
industrie gewissen  geringen  Umfangs  und  gewisser  A rt. 
Befreiungen,  welcbe  neben  der  socialpoli tischen,  zunächst  dafür 
maas8gcbcnden  auch  eine  Steuer  technische  Bedeutung  haben,  indem 
dadurch  dieZahl  der  Patentsteuerpflichtigen  erwünscht  vermindert  wird. 

Die  Kechtsl'orm  der  Unternehmung  ist  an  sich  für  die 
Steuerpflicht  gleichgiltig,  doch  bestehen  für  die  Veranlagung  der 
Erwerbsgesellschaften  einige  Specialbestimmungen. 

Alle  steuerpflichtigen  Gewerbe  werden  in  den  den  Gesetzen 
beigefügten  Tarifen  und  in  den  zu  letzteren  gehörigen 
Namensverzeichnissen  einzeln  in  der  bestimmten  Tarif  classe, 
unter  die  sie  fallen  sollen,  aufgeführt.  Hier  nicht  speciell  ge- 
nannte Gewerbe  werden  durch  die  Verwaltungsbehörden  einst- 
weilen nach  Analogie  der  nächstverwandten  des  Tarifs  veranlagt 
und  betreffende  Listen  solcher  Gewerbe  alle  5  Jahre  der  Legislatur 
zur  Genehmigung  vorgelegt  (Gesetz  von  1880,  Art.  4).  So  bleibt 
die  Besteuerung  in  Uebereinstiminung  mit  der  Entwicklung  des 
Gewerbewesens. 

Die  als  ein  Thcil  der  Tabelle  „D"  der  neueren  Gesetze,  worin  die  Proportional- 
ste zusammengestellt  sind,  aufgeführten,  seit  dem  Gesetz  vom  IS.  Mai  1S50  patent- 
steuerpflichtig  gewordenen  „liberalen  Berufe"  sind  immerhin  etwas  willkührlich 
aus  der  üesamintheit  solcher  Berufe  herausgehoben.  Ks  gehören  dahin  jetzt  folgende 
z.  Th.  hier  besser  mit  den  französischen  technischen  Namen  bezeichnete  Kategorien, 
(amtliche  Ausgabe  S.  68,  auch  Perroux-Joppen,  S.  25!),  Statistik  im  Bull.  XXII, 
413):  Aerzte  und  Personen  des  Heilberul's  (Dr.  med..  Dr.  chir.,  zahnärztliche 
Chirurgen,  officio«  de  sante.  Thierärzte),  Anwälte.  Notare  und  andere  mit 
Rechts-  und  Gerichtswesen  in  Verbindung  stehende  Personen  (Advocaten  bei 
den  Gerichten,  bei  dem  Staatsrath  und  Cassationshof .  Sachwalter  —  avoms  — .  Be- 
vollmächtigte bei  den  Handelsgerichten,  greffiers,  huissiers,  r»fcrendaiivs  au  sceau. 
commissaircs-priseurs),  Arcbitecten,  Civilingcnieure,  Vorsteher  von  Schul- 
und  Erziehungsanstalten  (Pensionen).  Warum  andere  verwandte  Fälle  aus- 
drücklich steuerfrei  sind,  z.  B.  (Gesetz  von  1880  Art.  17).  „Künstler"  (Maler, 
Bildhauer,  Stecher,  Zeichner,  „die  als  Künstler  gelten"  —  allerdings  diese  alle  nur, 
wenn  sie  sich  auf  den  Verkauf  ihror  eigenen  Kunsterzcugnis.se  beschränken ,  ferner 
dramatische  Kunstler),  dann  auch  „Professoren  der  schönen  Literatur,  der  Wissen- 
schaften, der  Unterhaltungskünste",  sogar  Zeitungsherausgeber,  ist  nicht  genügend  zu 
begründen.  Die  Patentsteuerfreiheit  der  Beamten  und  angestellten  Angehörigen 
liberaler  Berufe  (in  einem  „Dicustverhältniss")  liegt  anders.  Allerdings  werden  aber 
diese  letzteren  Patentsteuerfreien  unzureichend,  weil  allein  dureh  die  Personal-  und 
Mubiliarsteucr  und  die  Thür-  und  Fenstersteuer  und  auch  hier  nicht  einmal  immer 
direct,  sondern  nur  eventuell  indirect.  durch  Uebcrwälzung.  getroden.  Alles  ein 
Beweis,  dass  der  Grundsatz  der  „Allgemeinheit"  und  der  „Gleichmässigkeit"  auch  im 
modernen  Frankreich  nur  mangelhaft  durchgeführt  ist;  ebenso  der  der  Gleichmässig- 
keit auch  bei  den  patentsteuerpflichtigen  liberalen  Berufen  wegen  der  Besteuerung 
bloss  nach  dem  Miethwerth  der  benutzten  Räume  (s.  u.i. 

Die  Steuerfreiheiten  und  Erleichterungen  von  Kleingewerben  be- 
treffen namentlich  folgende  Fälle  nach  den  genannten  Gesetzen  von  1S14,  1853.  1858. 
1862,  1868,  welche  fortschreitend  Erweiterungen  der  Befreiungen  brachten,  und  jetzt 
nach  Gesetz  von  1880  (Art.  17):  Albeiter  und  Handwerker,  welche  zu  Hause  oder 
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bei  anderen  Gewerben  ohn e  Ge hilf  en  (Gescllon)  oder  Lehrlinge  arbeiten,  einerlei 
ob  im  Auftrage  eines  Unternehmers  oder  auf  eigene  Rechnung  und  mit  eigenen 
Materialien  und  ob  mit  oder  ohne  Schild  oder  Laden,  wobei  aber  die  mit  dem  Manne 
zusammen  arbeitende  Ehefrau,  die  mit  Eltern  zusammen  arbeitenden  unverheiratbeten 
Kinder,  auch  ein  einfacher  Handlanger  nicht  als  Gehilfen  oder  Lehrlinge  gelten; 
forner  sind  befreit  Handwerker,  die  zu  Hause  mit  einem  unter  16jährigen  Lehrlinge 
arbeiten,  auch  die  Witwe,  die  mit  Hilfe  eines  einzigen  Arbeiters  oder  Lehrlings  das 
Gewerbe  ihres  Mannes  fortsetzt;  weiter  Personen,  die  im  Um  hergeben  auf  den 
Strassen  u.  s.  w.  Blumen.  Zunder,  Besen,  Gipsfiguren  oder  Früchte,  Gemüse.  Butter, 
Eier.  Käse  und  andere  geringo  Esswaaren  verkaufen;  eudlich  sind  noch  frei:  Schub- 
flicker,  kleine  Lumpensammler  (mit  Hacken),  Wasserträger  (mit  Tragband  oder  Hand- 
wagen^, herumziehende  Scheorcnschleifer,  Krankenträger.  Besonders  durch  das  Haupt- 
gesetz von  1844  uud  das  spätere  vou  1858  sind  so  V*  Million  Kleingewerbetreibender 
gegen  früher  aus  der  Patentsteuer  ausgeschieden.  Das  letzto  Gesetz  von  1880  hat 
in  dieser  Hinsicht  keine  erheblichen  Aendorungen  mehr  gebracht. 

Steucrerleich  terungen  gemessen  alle  Personen,  welche  andere  als  die 
vorerwähnten  kleinen  Artikel,  im  Umherziehen  oder  in  Buden  und  Ständen 
(«'•choppes  und  etalagesi  als  Händler  verkaufen:  sie  zahlen  nur  die  Hälfte  des 
Steuersatzes,  welchen  die  Kaufleute  für  dieselben  Gegenstände  mit  Läden  entrichten 
(Gesetz  von  1844,  Art.  14,  von  1880,  Art.  IS,  mit  Ausnahme  der  Fleischer  und 
anderer  Kaufleute,  die  festen  Stand  in  Hallen  und  Märkten  haben). 

Die  Assocics  en  commanditc  sind  nicht  patentsteuerpflichtig.  Die  Patente 
sind  persönlich.  Bei  „societes  cn  nom  collectif"  zahlt  nur  der  Haupt- 
tbeilriebmcr  die  ganze  „feste"  Abgabe  des  Gewerbes,  die  anderen  Theilnebmer  zahlen 
diese  Abgabe  in  gleichen  Raten  noch  einmal  (mit  einer  Maximalgrenze  für  den 
Einzelnen,  '/so*  bei  Mitgliedern  einer  Arbeiterassociatiou).  Die  „Proportionalabgabe" 
wird  nur  fur  das  Wohnhaus  des  Haupt theilnehmers  und  für  die  Localitäten.  welche 
den  allgemeinen  Geschäftszwecken  dienen,  berechnet.  (Gesetz  von  1&S0, 
Art.  20,  Abweichungen  vou  diesen  Grundsätzen  uach  Art.  21  für  Gewerbe  in  Tarif- 
tabelle C  u.  B).  —  Gewerbe  und  Handel  treibende  anonyme  Gesellschaften  zahlen 
fur  jedes  ihrer  Etablissements  unter  Bezeichnung  dt«  Objecto  der  Unternehmung  eine 
einzige  feste  Abgabe  (Gesetz  von  1880.  Art.  22). 

Wer  Waarcn  von  Gemeinde  zu  Gemeinde  bringt,  wenn  auch  zum  Verkauf 
auf  fremde  Rechnung,  bedarf  eines  Hausirpatents  der  betreffenden  Art  (mit  Packen, 
Saumthier,  Wagen  ;  Gesetz  von  18S0,  Art.  23). 

Auswärtige  Handelsreisende  werden  auf  demselben  Fussc  wie  französische 
in  dem  betreffenden  Hcimatblandc  des  Reisenden  behandelt  (eb.  Art.  24). 

Besondere  Bestimmungen  gelton  für  Fälle,  wo  ein  Patentsteuerpflichtiger 
(paten table)  in  demselben  Etablissement  verschiedene  Gewerbe  ausübt,  oder  wenn 
ein  solcher  mehrere  Geschäfte  hat  (eb.  Art.  T,  8,  9). 

§.  200.  b)  Das  Classensy stem  und  die  Steuersätze 
darin.  In  Form,  Namen  und  Einzelheiten  der  Einrichtung  ab- 
weichend kommen  die  Steuerclasscn  der  französischen  Patentsteuer 
doch  auf  die  allgemeinen  Unterscheidungen  und  Classen- 
typen  der  neueren  Classen  -  Gewerbesteuern  hinaus.  Es  werden 
nämlich  unterschieden: 

I.  Gewerbe,  welche  wesentlich  für  den  Ortsbedarf  arbeiten, 
und  andere. 

II.  Bei  der  erstgenannten  stufen  sich  die  „festen"  Steuersätze 
nach  einem  System  von  Ortsclassen,  gemäss  derBevölkerungs- 
grösse  der  Gemeinde,  ab,  bei  den  letztgenannten  nicht.  Das  Orts- 
classen-Princip  beruht  mit,  nicht  allein,  auf  dem  Gedanken,  nach 
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der  Ortsgrösse  den  Betriebs  um  fang,  bezw.  die  Ertrags-  und 
Steuerfäbigkeit  eines  Gewerbes  zu  bemessen. 

III.  Sämmtliche  Gewerbe  sind  in  Gattung  gelassen  nach 
ihrem  ganzen  ökonomischen  Character,  namentlich  nach  ihrer 
ungefähren  einzelwirthschaftlichen  Bedeutung  und  tbeil- 
weise  zugleich  in  Betriebsumfangs-  und  Ertragsfähigkeits- 
Classen  (bei  ein  und  derselben  Gewerbegattung)  gebracht,  und  zwar 
zunächst  in  vier  Haupte  lassen,  wovon  die  beiden  ersten 
(A  und  B)  in  Corabination  mit,  in  beiden  Fällen  Übrigens  ver- 
schiedenen, Ortsciassen,  die  beiden  letzten  (C  und  die  Ab- 
theilung liberale  Berufe  in  D)  ohne  diese  Combination.  Die 
weitere  Classification  innerhalb  jeder  dieser  Hauptclassen  ist  ver- 
schieden eingerichtet,  wie  in  §.  201  und  202  gezeigt  wird. 

IV.  Bei  den  Gewerben  aller  Classen,  mit  Ausnahme  von  Klein- 
gewerben in  Orten  unter  20.000  Einwohner  in  der  ersten  Haupt- 
ciasse (A),  wird  der  Betriebsumfang  für  die  Steuerbemessung 
der  einzelnen  zu  einer  Gewerbegattung  gehörigen  Unternehmung 
berücksichtigt  und  zwar  mittelst  der,  selbst  wieder  abgestuften, 
Proportionalabgabe  nach  dem  Miethwerth  der  Localitäteo.  Bei 
gewissen  Gewerben,  namentlich  der  dritten  Hauptclasse  (C),  aber 
auch  einzelnen  anderen  in  der  zweiten  (B),  wird  ausserdem  der 
Betriebsumfang  nach  gewissen  äusseren  Merkmalen  desselben 
bestimmt  und  die  Steuer  mit  danach  bemessen. 

V.  Die  Steuersätze  sind  sonach  dreierlei  Art: 

1.  Ein  „fester"  Satz  (droit  fixe),  vornehmlich  nach  der 
Gattung  des  Gewerbes,  theilweise  auch  nach  dem  Betriebs- 
umfang, bei  den  Gewerben  der  ersten  und  zweiten  Haupt- 
classe (A  und  B)  classen  weise  abgestuft  nach  der  Grösse  der 
Ortsbevölkerung,  bei  der  dritten  (C)  nicht;  bei  der  vierten, 
den  liberalen  Berufen,  fehlt  der  „feste"  Satz. 

2.  Ein  proportionaler  Satz  verschiedener  Höhe,  nach  dem 
Miethwerth,  und  zwar  regelmässig  (mit  seltenen  Ausnahmen) 
demjenigen  der  Wohnung  und  der  etwaigen  besonderen 
gewerblichen  Anstalt  (des  industriellen  Etablissements),  all- 
gemein bei  allen  patentsteuerpflichtigen  Gewerben.  Er  dient  dem 

Doppelzweck,  der  Steuerabstnfung  nach  Gewerbegattungen 
und 

nach  den  Betr iebsumfa n g  des  ei nzelnen  Gewerbes  der- 
selben Gattung:  dem  ersteren  Zweck,  indem  der  Proportionalsatz 
»ei  verschiedenen  Gewerbegruppen  und  mitunter  auch  bei 
der  Wohnung  und  der  gewerblichen  Anstalt  (auch  wohl  den  ge- 
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trennten  Verkaufsmagazinen)  eine  verschiedene  Höhe  hat;  dem 
zweiten  Zweck,  indem  ein  bestimmter  Prop ortion aisatz  nach 
dem  genannten  Miethwerth  ein  und  dieselbe  Gewerbeart  in  ver- 
schiedenem Maasse  trifft.  Bei  den  Gewerben,  wo  der  „feste" 
Satz  nach  Or tsclassen  verschieden  ist  (A  und  B),  wird  der 
Betriebsuinfang  daher  in  zweifacher  Weise  bei  der  Bemessung 
berücksichtigt;  bei  anderen,  besonders  der  Hauptclasse  C,  wird  dies 
durch  den  folgenden  Punct  unter  No.  3  erreicht.  Die  beachtens- 
werte und  für  das  System  characteristische  Entwicklung  war  die 
allmähliche  Differenzirung  der  ursprünglich  gleich  hohen 
( 10  °/0 )  Proportionalabgabe. 

3.  Ein  veränderlicher  Satz  nach  äusseren  Merkmalen 
des  Betriebs  um  fangs  bei  gewissen  Gewerben,  namentlich 
denjenigen!  der  dritten  Hauptclasse  (C),  auch  bei  einzelnen  der 
zweiten  Hauptclasse  (B).  Durch  die  verschiedene  Normirung 
der  Einbeitsbeträge  dieses  „veränderlichen"  Satzes  wird  ausser- 
dem auch  die  Gewerbegattung  berücksichtigt,  also  die  Classi- 
fication nach  Gattung  und  Betriebsumfang  combinirt. 

§.  201.  Das  Classification  ssystem  der  französischen  Patent- 
steuer gestaltet  sich  nach  den  im  Vorausgehenden  angegebenen 
Elementen  und  nach  den  weitereu  Bestimmungen  der  Gesetzgebung 
über  die  Classification  dann  schliesslich  im  Wesentlichen  folgender 
maassen. 

Erste  Hauptclasse  (Tabelle  A  des  Tarifs),  die  grosse 
Masse  der  gewöhnlichen  Geschäftsleute,  Kaufleute,  Gewerbe- 
treibenden, besonders  der  Arbeiter  beschäftigenden  Handwerker 
—  „commercants  ordinales  et  artisans  occupants  des  ouvriers", 
wie  sie  in  der  Patentstatistik  kurz  heissen  —  daher  auch  der 
Zahl  nach  an  6 ,ß  aller  Patentsteuerpflichtigen  (gegenwärtig  nahezu 
1,400,000  oder  84%  aller  in  1885)  umfassend.  Die  „festen"  Sätze 
wechseln  hier  nach  einem  „Generaltarif"  von  8  Gattungs- 
und, wie  bemerkt,  (auch  zum  Thcil  Betrie.bsu m fangs-)  und 
9  Ortsciassen  (die  erste  davon  Paris).  Die  Proportional- 
abgabc ist  im  Gesetz  von  1880  wieder  etwas  ermässigt,  im  Prin- 
cipal regelmässig  —  „vorbehaltlich  die  Ausnahmen"  —  '/20  hei 
Gattungsciasse  1—3,  1 30  bei  Gattungsclassc  4 — 6  und  l/M  bei 
Gattungsciasse  7  und  8  des  Miethwerths  der  Wohnung  und  der  ge- 
werblichen Anstalt.  Sie  entfällt  jedoch  in  beiden  letzteren  Classen 
(7  und  8)  in  den  4  untersten  Ortsciassen  (d.  h.  in  denen  mit  Be- 
völkerung unter  20,000  Einwohnern). 


Digitized  by  Google 


Patentsteuer.    Classificationssystcui.    Erste  Classe. 


477 


Die  Classification  nach  Gewerbegattungen  kann  mau  genau  nur  aus  ücn  umfang- 
reichen Tarifen  und  Nomcnclatur- Tabellen  selbst  entnehmen.  Die  jungst  veröffent- 
lichte Statistik  (Hüll.  XXII,  360  ff.)  giebt  dabei  noch  einen  besseren  Einblick  in  das 
characteristische  Einzelne.  Bei  einer  blossen  Zusammenfassung  und  Hervorhebung 
des  Hauptsächlichen  ergiebt  sich  zur  Charactcrisirung  der  Gattungseiassen  etwa 
Folgendes  nach  der  Einleitung  zu  der  genannten  Statistik,  Bull.  XXII,  354,  etwas 
eingehender  Kaufmann,  S.  233 — 235):  1.  Classe  die  meisten  Grosshändler  (d.  h. 
welche  an  andere  Händler,  Halbgrossbändler  und  Kleinhändler  verkaufen);  2.  ('lasse 
die  meisten  Halbgrossbändler  (d.  h.  welche  an  Kleinhändler  und  an  das  Consumontcn- 
publicum  verkaufen);  3.  Ciasso  gewisse  Gross-  une  Halbgrossbändler,  welche  kleinere 
Reinerträge  als  die  in  Classe  1  und  2  zu  erzielen  scheinen,  auch  einige  Kleinhändler 
u.  dgl.,  die  von  grösserer  Bedeutung  als  die  (icschäftc  der  folgenden  Classcn  (z.  B. 
Conditorcien ,  Juwelen-  und  Bijouteriehandel,  Verlagsbuchhandel,  grössere  Schneider, 
Läden  für  Klcidungsstoffe);  4.,  5..  und  6.  Classe  Kleinhandel  und  Gewerbe  (Handwerk) 
mit  Handelscharacter;  7.  und  S.  Classe  kleine  Handwerker  u.  dgl.,  besonders  zu 
Hause  für  fremde  Unternehmer  (Meister)  arbeitende,  geringer  Kleinhandel  u.  dgl. 
Die  Verthcilung  der  verschiedenen  Gewerbe  und  auch  desselben  Gewerbes  verschiedenen 
Characters,  Cmfangs  und  muthmaasslichen  Ertrags  in  die  Classen  i>t  sicher  mit  grossem 
Saehrerständniss,  feinem  Tact  und  nach  vielfachen  „ungefähren"  Erfahrungstatsachen 
in  Betrefl  der  Bedeutung  und  Einträglichkeit  der  Geschäfte  gemacht  (z.  B.  bei  den 
Gast-  und  Schankgcwerben  unter  Berücksichtigung  der  Art  des  Betriebs,  des  Besitzes 
von  Billards  oder  nicht  u.  dgl.  in.,  so  u.  A.  Weiiihändler  en  gros,  in  Classe  1.  Wein- 
händler en  detail,  die  gewöhnlich  ausser  Haus  nach  Körben  oder  Flaschen  verkaufen, 
in  Classe  4,  Weinhändler  en  detail,  die  bei  sich  verschenken  und  Billard  halten,  in 
Classe  5,  ebensolche,  aber  ohne  Billard,  in  Classe  6,  Verkäufer  von  Wein,  Cider, 
Bier  „au  petit  detail'*  in  Classe  7).  Das  Fragliche  bleibt  nur  immer,  ob  diese  in  der 
Richtung  gewiss  richtigen  Abstufungen  auch  dem  Maasse  nach  allgemein,  in 
Betreff  der  Gattungen  und  vollends  einzeln,  in  Betreff  der  einzelnen  Geschäfte  jeder 
Gattung,  zu  einer  richtigen  Verhältn issmässigkeit  der  Steuer  fuhren?  Der 
kritische  Punct  in  dieser  ganzen  Besteuerungsmethode  „nach  äusseren  Merkmalen"! 
(S.  u.  §.  205). 

Der  jetzige  Classen-  und  Ortstarif  (für  das  Principal)  ist  der  folgende: 

Ort-sclatsou .  Einwohnerzahl 


Paris 

lieber 

50,00 1 

30,1»  1 

20,001 

10,001 

5001 

2001 

unter 

Gattungs- 

100,  wo 

bis  100.000 

Iii»  60,000 

bis  30,000 

biu20,ooo  bis  10,000 

bis  .'»tJiiO 

2001 

clswaen 

1. 

•> 

3. 

4 

(>. 

7. 

v_ 

«.). 

Frcs. 

Fres. 

Fres. 

Fn;i. 

Fit». 

Krrs. 

Frcs. 

Frcs. 

Frcs. 

1. 

400 

300 

240 

ISO 

120 

SO 

60 

45 

35 

2. 

200 

150 

120 

00 

00 

45 

40 

30 

25 

3. 

140 

100 

80 

60 

40 

30 

25 

22 

IS 

4. 

~75 

60 

45 

30 

25 

20 

15 

12 

5. 

50 

40 

30 

20 

15 

12 

0 

7 

6. 

40 

32 

24 

16 

10 

S 

Ii 

1 

7. 

20 

16 

12 

S 

S 

') 

4 

•> 

'i 

S. 

12 

10 

S 

6 

5 

4 

3 

2 

In  Classe  7  und  S  entfällt,  wie  bemerkt,  von  Ortsclasse  6  incl.  an  abwärts  die 
Proportionalabgabe. 

Die  Bevölkerung  der  Gemeinde  wird  nach  der  letzten  Volkszählung  und  nach  dem 
Decret  darüber  berechnet,  wie  bei  der  Thür-  und  Fenstersteuer,  daher  im  Allgemeinen 
unter  Abzug  der  Militär-  und  der  Anstaltenbevölkerung  (Pc rroux- Joppen,  No.  33, 
s.  o,  S.  465).  Unterschieden  wird  dabei  in  Gemeinden  mit  einer  Gesammtbevölkcrung 
von  über  5000  Einwohnern,  ob  der  Gewerbetreibende  in  dem  zusammenhängend 
gebauten  Theile  der  Gemeinde  (partio  aggloinerßel  oder  ausserhalb  dieses  Theils 
in  der  Gemeinde  sein  Gewerbe  betreibt.  Im  ersten  Falle  richtet  sich  die  Steuerstule 
nach  der  Orisclasse,  in  welche  die  Gemeinde  nach  ihrer  Gesa  mint  bevölkerung  gehört, 
im  zweiten  Falle  nach  der  Classe,  in  welche  sie  nach  der  Zahl  der  nicht  zusammen- 
hängend wohnenden  Bevölkerung  gehören  würde  (Gesetz  von  lsSO  und  von  IS  14, 
Art.  6).  Bei  dem  Uebergang  einer  Gemeinde  nach  einer  neuen  Zählung  in  eine 
höhere  Ortsbevölkerungsciasse  ist  der  höhere  feste  Ortsclassensatz  in  den  ersten 
5  Jahren  nur  zur  Hälfte  zu  zahlen  (eb.  Art.  5). 
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Zweite  Hauptclasse  (Tab.  B):  die  „haute  commeryants" 
der  PateDtsteuerstatistik ,  eine  verbältnissmässig  kleine  Anzahl 
solcher  Gewerbe  (ca.  16 — 17,000  gegenwärtig,  oder  ca.  1  °/0  aller), 
welche  im  Allgem einen  für  wichtiger  und  durchschnittlich 
steuerfähiger  als  diejenigen  der  ersten  Classe  gelten,  z.  B.  Wechael- 
agenten,  Banquiers,  Wechselstuben  (für  Geschäfte  in  Werthpapieren), 
gewisse  Commi8sionäre,  grössere  Kaufleute  (negociants) ,  Makler, 
Seeversicherer,  grössere  Verkaufsmagazine,  Droschken-,  Omnibus- 
Unternehmungen  u.  dgl.  m.  Diese  Geschäfte  unterliegen  deshalb 
einem  Specialtarif  mit  höheren  Sätzen,  welche  wieder  nach 
Ortsc  lassen,  aber  nach  solchen  grösseren  Bevölkerungs  -  Spiel- 
raums, als  in  Classe  A,  und  ausserdem  mehrfach  nach  Merkmalen, 
welche  für  das  Domicil  wichtig  sind  —  so  Vorhandensein  oder 
Fehlen  eines  Entrepots  —  und  nach  Merkmalen  des  Betriebs- 
umfangs  abgestuft  sind.  In  letzterer  Hinsicht  besteht  daher  das 
Princip  „veränderlicher"  Sätze,  wie  in  der  dritten  Hauptclasse 
(C)  auch  hier.  Die  „festen"  Sätze  sind  regelmässig  erheblich 
höher  als  auch  für  die  ersten  Unterlassen  in  Hauptclasse  A,  die 
Proportionalabgabe  auch,  regelmässig  früher  Vis,  jetzt  1/l0. 

Dor  Tarif  auch  bei  Kaufmann,  S.  236  ff.  Die  Statistik  von  1885  fuhrt 
31  Kategorien  von  Gewerben  auf,  innerhalb  deren  die  Ortsclasscnsätze  und  z.  Th.  die 
veränderlichen  Sätze  wieder  vielfach  verschieden  sind.  Die  Ortsclassen  weichen  nicht 
nur  von  d^nen  der  Classe  A  ab,  sondern  sind  auch  hie  und  da  unter  den  verschiedenen 
Kategorien  der  Classe  B  wieder  etwas  verschieden.  In  der  Regel  bestehen  höchste 
Sätze  für  Paris,  dann  Ortsclassen  von  über  100,000,  50,001  —  100,000,  30,001—50,000. 
15,001 — 30,000  und  15.000  Kinwohnern  und  darunter,  mehrfach  in  Combination  mit 
dem  Umstand,  ob  der  Ort  des  Doinicils  mit  oder  ohne  Entrepot  und  mit  höherer 
Steuerstufe  im  ersteren  Falle.  Die  kleineren  Landstädte  sind  also  meistens  mit  den 
Landgemeinden  in  Eine  unterste  Classe  vereinigt.  Beispiele  von  festen  Sätzen, 
Ortsstufen  und  veränderlichen  Sätzen  nach  Merkmalen  des  Betriebsumfangs  sind: 
Bankiers  in  Paris  2000  Frcs.,  in  den  5  genannten  Ortsclassen  1000.  500,  400, 
300,  200  Frcs.  (mit  Modiücationen  der  zweit-  und  drittletzten  Classe  nach  dem 
Moment  des  Entrepots),  dann  für  jeden  angestellten  Commis  u.  dgl.  über  5  hinaus,  ebenfalls 
abgestuft  nach  denselben  Ortsclassen,  je  50,  40,  25,  20,  15,  10  Frcs. :  bei  Banquiers.  welche 
Emissionsgeschäfte  für  fremde  Länder  betreiben,  Zinszahlstcllen  dafür  haben,  erhöhen 
sich  die  „festen  Sätze"  um  die  Hälfte;  bei  G rosskau fleuten  feste  Ortssätze  von 
500  (Paris  ,  400.  300.  200.  150,  100  Frcs  und  Commissätze  (wie  o.)  von  25,  20,  15, 
10,  8.  5  Frcs.;  bei  Droschken-  und  dtrl.  Lohnf u h runternehmungen  Orts-  und 
Betriebsumfangssätze  nach  Zahl  und  Wagen,  bei  Omnibusunternehmungeu  desgleichen 
nach  Zahl  der  Plätze  in  den  Wagen.  Die  neuere  Gesetzgebung  hat  im  Allgemeinen 
die  Sätze  der  Classe  B,  um  sie  der  durchschnittlich  grösseren  Leistungsfähigkeit  dieser 
Classe  anzupassen,  nicht  unwesentlich  erhöht,  was  sich  am  Deutlichsten  im  Durch- 
schmttssteuersatz  eines  Patentsteuerpflichtigen  ausdrückt:  1880  304.78,  1882  402.85  Frcs., 
während  dieser  Satz  in  Classe  A  etwas  gesunken  (bez.  von  37.49  auf  34.93  Frcs.) 
und  bei  den  zwei  anderen  Classeti  auch  nur  wenig  gestiegen  ist  (Classe  C  75.43  und 
S3.25,  Classe  D,  liberale  Berufe,  40.55  und  40.75).  Die  Steuerlast  ist  also  hier  immer- 
hin etwas  mehr  auf  die  stärkeren  Unternehmungen  des  Privatcapitalismus  geschoben 
worden.  Ob  genügend?  Die  ob  auch  nur  wenigstens  gleich  hohe  proportionale 
Besteuerung  lim  Verhältnis*  zum  Reinertrag)  der  wichtigeren  tirossgeschfifte  im  Ver- 
gleich mit  den  kleineren  ist  ein  besonders  misslicher  Punct  der  modernen  „ratio- 
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iiellen"  Gewerbedassensteuern  nacli  der  Methode  der  Veranlagung  nadi  äusseren 
Merkmalen. 

§.  202.  Dritte  Hauptclasse  (Tab.  C).  Hierhin  gehören 
namentlich  industrielle  Unternehmungen  (Fabriken,  Manu, 
facturen  und  dgl.,  Hüttenwerke),  doch  auch  eine  Anzahl  anderer, 
so  grössere  Transportunternehmungen  (Eisenbahnen,  Dampfschiffe), 
Versicherungsgesellschaften  (auf  Erwerb),  die  grössten  Banken 
(u.  a.  die  Französische),  Bankactiengesellscbaften  überhaupt,  Militär- 
lieferanten,  Theater,  Concertunternehmuugeu  u.  dgl.  ni.,  einzelne 
mehr  commercielle  Geschäfte,  endlich  namentlich  der  Hausir- 
handel,  also  doch  manche  Kategorien  und  Fälle,  deren  Ein- 
stellung in  diese  Abtheilung  statt  in  A  oder  B  auf  einer  gewissen 
Willkühr  beruht.  Die  Zahl  der  Patentpflichtigen  dieser  Haupt- 
classe hat  nach  dem  letzten  Gesetz  von  1880  etwas  abgenommen, 
sie  beträgt  gegenwärtig  nicht  ganz  200,000  oder  etwa  1  ;  der 
Classe  A  und  nahezu  12%  der  Gcsammtzahl.  Die  Bevölkerungs- 
grösse  der  Gemeinde  wird  hier  nicht  berücksichtigt.  Die  be- 
treffenden Unternehmungen  sind  wieder  in  5  Speciale  1  assen 
eingereiht.  Für  jede  derselben  ist  namentlich  die  Proportional- 
abgabe verschieden,  theils  nach  der  Höhe  ihres  Satzes,  theils 
nach  dem  Umfang  der  Localitäten,  auf  die  sie  sich  bezieht 
(Wohnung,  industrielles  Etablissement,  getrennte  Verkaufsmagazine, 
mit  mehrfach  nach  diesen  Kategorien  wiederum  verschiedenen 
Proportionalsätzen).  Die  einzelnen  Unternehmnngsarten  jeder 
Spccialclassc  unterliegen  meistens  wieder  bestimmten  „festen" 
(Einheits)  Sätzen,  zu  denen  dann  „veränderliche"  Sätze  nach 
Merkmalen  des  Betriebsumfangs  treten.  Bisweilen  fehlen  die 
festen  Einheitssätze  ganz  und  werden  nur  solche  „veränderliche" 
Sätze  erhoben.  Beachtens werth  und  characteristisch  gerade  für 
das  französische  Gewerbesteuersystem,  im  Unterschied  auch  von 
verwandten  Systemen  anderer  Länder  (so  der  deutschen  Staaten) 
ist  es,  dass  man  sich  bei  der  Wahl  solcher  „äusseren  Merkmale" 
fast  ausschliesslich  auf  solche  beschränkt  hat,  welche  den 
Arbcitsfactor  oder  den  Factor  der  Maschine,  des  Apparats 
u.  dgl.  m.  darstellen,  daher  nicht  den  Ertrag,  sondern  nur  die 
Ertrags fähigkeit  eines  Gewerbes  erkennen  lassen  und  ohne 
besonderes  Eindringen  in  die  privaten  Vermögens- 
und Erwerbs  Verhältnisse  zu  constatiren  sind:  Arbeiterzahl, 
Maschinenart  und  Grösse,  Ofenraum,  Gefässgrösse  u.  dgl.,  unter 
Ausschluss  von  Menge  der  verbrauchten  Roh-  und  Hilfsstoffe,  der 
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erzeugten  Fabrikate,  des  benutzten  Kapitalbetrags,  der  wirklich 
erzielten  Erträge.  Nur  in  wenigen  Fällen  wird  nach  dein 
„Kapital"  (so  bei  Bankactiengesellschalten)  oder  nach  dem 
Ertrag  (bei  Theatern  u.  dgl.)  die  Steuer  bemessen. 

Auch  für  diese  Classe  Tarif  proben  bei  Kauf  man»  S.  241  II".  Nur  die  Tarif- 
tabellc  selbst  giebt  natürlich  vollen  Einblick.  Die  Normirung  der  „festen" 
Sätze  und.  was  praktisch  hier  wichtiger  ist,  die  Abstufung  der  Proportionssätze 
und  die  Einreibung  der  Gewerbe  in  die  fünf  Special  classen.  sowie  die  Be- 
stimmung der  Betriebsum fangs-Merkmalc  für  die  „veränderlichen4" 
Satze  und  die  Bemessung  der  letzteren  ist  sicher  wieder  mit  grossem  Geschick 
vorgenommen  worden.  In  den  allmählich  hier  eingetretenen  Aenderungen  offenbart 
sieh  «las  Streben,  die  Gcsainuitpatentsteuer  einer  Unternehmung  mit  der  Entwicklung 
der  technischen  und  ökonomischen  Verhältnisse  und  mit  derjenigen  der  „Leistungs- 
fähigkeif möglichst  in  Einklang  zu  halten.  Aber  das  unvermeidlich  W  illk  u h rli  c  h  e 
des  ganzen  Systems  tritt  doch  überall  entgegen  und  die  grosse  Frage  bleibt  immer  , 
wio  weit  eben  die  verschiedenen  Gewer begattuugen  dieser  Clause  C  unter 
sich  und  verglichen  mit  denjenigen  der  Abtheiltingen  A  und  B,  ferner  wie  weit  die 
verschiedenen  einzelnen  Unternehmungen  derselben  Gewerbcgattuug  bei  diesem 
Verfahren  in  ric  htiger  V e r  h äl t n iss mäs s i gk e i  t  besteuert  werden.  Die  Modi- 
ticationen  bei  der  Anwendung  eines  der  Besteuerungsprincipien  in  solchen  Fallen,  wo 
die  Anwendung  zu  Härten  fuhren  könnte,  enthalten  wiederum  ein  an  sich  richtiges 
Individualisirungsmoincnt.  aber  zugleich  doch  abermals  etwas  Wilikuhrliches. 

Unter  den  ..veränderlichen"  Sätzen  nach  Betriebsumfangs  -  Merkmalen  ist  der- 
jenige, welcher  sieb  nach  der  Arbeiterzahl  richtet,  der  häufigste,  im  Allgemeinen 
bei  denjenigen  Manulacturen  und  Fabriken  in  Anwendung,  bei  welchen  der 
„Arbeits  factor"  vor  oder  statt  des  „  Maschinen  faetors"  u.  dgl.  noch  den  Vor- 
rang für  die  Ertragsfähigkeit  behauptet.  Die  Steuer  eines  Gewerbes  steigt  dann  mit 
jedem  Arbeiter  um  einen  bestimmten  Satz  (froher  in  der  Kegel  3  Frcs.,  nach  Gesetz 
von  1SS0  meist  höher,  am  Häufigsten  4  Frcs.,  aber  auch  2,  21  ä.  3.  3V-«,  5.  0,  7, 
selbst  10  Frc».).  Dabei  werden  Arbeiter  unter  16  und  über  05  Jahre  nur  zur  Hälfte 
gerechnet  (Gesetz  vom  4.  Juni  1*5S,  Art.  10,  Gesetz  von  ls>>0,  Art.  10L  Die  Tarif- 
tabelle bestimmt  genau  in  allen  einzelnen  Fällen,  wo  der  „veränderliche"  Satz  sich 
nach  der  Arbeiterzahl,  wo  nach  anderen,  sachlichen  Betriebselementon,  Maschinen- 
zahl. Apparaten  u.  s.  w.  richtet.  Und  zwar  wird  regelmässig  entweder  nach 
der  Arbeiterzahl  oder  nach  solchen  sachlichen  Faetoren  die  Steuer  bemessen, 
bei  der  Üblichen  Betriebstechnik,  nicht  nach  beiden  zugleich.  Die  früher  hier  und 
auch  bei  einigen  anderen  Betriebsmerkmalen  geltenden  Ma.vima  (der  nach  dem 
Merkmal  sich  richtenden  Gesammtabgabc)  sind  seit  1  *»72  (Gesetz  vom  24.  März  1S72. 
Art.  2)  beseitigt,  womit  eine  Begünstigung  des  Grossbetriebes  fortgefallen  ist. 

Beispiele  vou  „sachlichen*'  Merkmalen  für  die  Bestimmung  der  „veränderlichen" 
Sätze  sind:  Lastengehalt  bei  Schilfen,  Geschäftsumfang  der  Militärlieferanten,  Olen- 
inhalt  bei  gewissen  Fabrikationen  (Gips.  Kalkl,  Ofenzahl,  Feueressen,  Braupfannen- 
jjrösse  I  bei  Brauereien),  zurückgelegte  Wegelänge  und  \\  agengrösse  (Diligeueen  beides. 
Eisenbahnen  ersteres >;  bei  verschiedenen  Industrien,  Hüttenwerken,  Spinnereien, 
Zwirnereien,  Webereien,  Zeugdruckereien,  Drahtziehereien.  Mühlen,  Papierfabriken. 
Poreellanfabrikcn ,  Brennereien  u.  s.  w.  dient  gewöhnlich  das  für  die  Technik  des 
Betriebes  charactcristische  und  wichtigste  Betriebsmerkmal  als  Grundlage  für  den  ver- 
ändei liehen  Satz  (z.  B.  die  Zahl  der  Spindeln,  der  Web>tUhle,  der  Drucktische,  der 
Walzenpaare,  der  Inhalt  der  Gährbottiche  n.  dgl.  in.). 

Hausircr  werden  nach  Transportart  (Packen,  Lastthiere,  Wagenart,  1,  2- 
und  mehrspännig'.i.  dann  nach  Wagenzahl  besteuert;  Hausirer  bloss  mit  gewissen 
gemeinen  Waaren  (Besen,  Korbwaaren,  irden  Geschirr  u.  dgl.)  nur  zur  Hälfte  der 
sonstigen  Sätze,  ebenso  bei  Eselgespann  und  bei  Hausiren  im  Umkreise  vou  20  Kilo- 
meter. Die  bloss  ausnahmsweise  Berücksichtigung  des  Kapitalbetrags  selbst 
«bei  Bankactiengesellschalten)  hat  bei  dem  Princip  der  „0 e f  f  e n tl ic  h  k e i t4'  für 
solche  Unternehmungen,  ähnlich  die  Besteuerung  nach  gewissen  Erträgen  Theater. 
»Ämeerte"!  nach  der  Notorietät  der  Ertragsverhältnisse  keine  Schwierigkeit  und  nichts 
Lästiges.     Eine  allgemeine  Pflicht,  der  Steuerverwaltung  Einsicht  in  die  Waaren- 
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Empfangs-  und  Expeditionsrcgister  zu  -«währen,  bestellt  für  Eisenbahnen,  Fluss-, 
See-  und  Landtransportunternehmungeti.  Entrepots-  und  Magazinverwaltungen  Gesetz 
•.od  I>MJ,  Art.  .H7\ 

Die  P  ropoi  tionalabgabe  fugt  sich  in  dieser  ('lasse  den  Verhältnissen  des 
Betriebs  und  der  Leistungsfähigkeit  besonders  fein  an,  in  Sätzen  seit  lb*>0  von  1  J(J 
früher  von  V,.  bis  */nu,  mit  sachgeinässen  Unterscheidungen  von  Wohnung,  indu- 
striellem Etablissement,  davon  getrennten  Yerkaufsinaga/.inen  ,  wobei  die  Satze  theils 
nach  diesen  Verschiedenheiten  der  Localitäten  verschieden  hoch  sind,  tbeils  nur  die 
eine  oder  andere  Art  der  Localitäten  trelfen .  z.  B.  in  der  5.  SpecialclasM-  nur  die 
Wohnung  ('  tu). 

Vierte  Hauptclasse  (eiue  Abtheilung  der  den  Proportional- 
tarif  enthaltenden  Tab.  D):  nur  die  oben  (S.  473)  genannten  „libe- 
ralen Bernte",  die  keinen  „testen"  Steuersatz  haben,  sondern 
bloss  der  Proportionalabgabe  für  ihre  Pri vatwohnung  zu  1  l[t 
unterliegen.  Hier  nimmt  die  Patentsteuer  daher  ganz  den  Cha 
racter  der  Mi  et  h  Steuer  an  und  erscheint  je  nachdem  als  eine 
Verbrauchs-  oder  als  eine  Einkommensteuer  dieser  Berufsclasse,  wobei 
die  richtige  Verhältnissmässigkeit  der  Besteuerung  unter  den  einzelnen 
Steuerpflichtigen  gerade  dieser  Classe  und  im  Vergleich  mit  den 
jenigen  der  anderen  Classen  freilich  zweifelhaft  genug  bleibt. 

Die  P  ropo  rtional abgäbe  aller  Patentsteuerpflichtigen  ist  durch  die  Tab.  D 
im  Anhang  zu  dem  Gesetze  fur  die  einzelnen  Classen  und  Unterclassen  noruiirt.  Sie 
enthält  jetzt  Sätze  von  '/,„,  Vi;,-  1  ;t0,  »/4ft,  V  .u,  1  au.  also  eine  grosse  DifFeren/.iiiing 
»nd  im  Allgemeinen  eine  Ermässigung  gegen  den  ursprünglichen  Einheitssatz  von 
10°  o  Die  kapitalkräftigeren  und  ertragsfähigeren  Unternehmungen,  hezw  Gewerbe- 
gattungen  uiit  höherem  Proportionalsatz,  die  anderen  mit  niedrigerem,  die  schwächsten 
am  Niedrigsten  zu  belegen  oder  auch  ganz  zu  befreien,  ist  das  leitende  Prineip  dieser 
Differenzirung  der  Sätze.  Üb  das  auf  diese  Weise  richtig  erreicht  wird,  steht  wieder 
dahin. 

Die  Grundlage  der  Proportionalabgabe  ist  der  Miethwcrth  (valeur  locativei 
des  Wohnhauses  wie  der  v  e rschi  cd  enen  und  verse h  i ed  ena  rtige n ,  zur  Aus- 
übung des  steuerpflichtigen  Gewerbes  dienenden  Localitäten  (Gesetz  von 
1^44,  Art.  9,  Gesetz  von  l^SO,  Art.  12).  Er  wird  nach  authentischen  Mietverträgen 
oder  nach  geborig  registrirten  wörtlichen  Erklärungen  oder  durch  Vergleich  mit 
anderen  Localitäten,  deren  Miethwerth  bekannt  ist,  festgestellt,  hei  Fabriken  u.  dgl. 
fur  diese  als  Ganzes  genommen  und  mit  ihren  materiellen  Produetionsinitteln  (also 
B.  Maschinen)  ausgestattet.  Hierdurch  wird  die  Proportionalabgabe  in  Einklang 
init  der  Bewegung  der  Miethwerthe  gehalten,  also  in  der  Kegel  ertragsreicher  werden. 
Nähere  Bestimmung  über  das,  was  als  steuerpflichtiges  „Wohnhaus"  gilt,  Uber  die 
örtliche  Lage  der  steuerpflichtigen  Localitäten  in  Art.  14  des  Gesetzes  von  1  SSO. 

§.  203.  c)  W e i te r e  E i  n z e  1  h e i  t e n  der  Einrichtungen. 
Von  solchen  sind  als  bemerkenswerth  etwa  noch  folgende  hervor- 
zuheben. 

«)  Die  Steuer  wird  jährlich  veranlagt.  Dieser  Umstand,  in  Yeibindung  mit 
dem  Quotitätssteuereharacter  der  Patentsteuer  und  mit  dem  System  der  Proportional- 
und  der  veränderlichen  Sätze,  bedingt,  gegenüber  den  drei  anderen  grossen  directen 
Steuern,  als  Hepartitionssteucrn ,  besonders  gegenüber  der  Grundsteuer,  die  grossere 
Beweglichkeit  und  Steigerungsfähigkeit  der  Erträge.  Kiscaliseh  ein  Vonheil,  vom  Stand- 
punet  der  richtigen  Yertheilung  der  directen  Besteuerung  etwas  nicht  Unbedenkliches. 

{i)  Der  Steuerpflichtige  muss  stets  auf  Anforderung  der  Behörde  sein  Patent 
vorweisen  können.  Gewerbebetrieb  ohne  Patent  ist  straffällig  und  zieht  unmittelbar 
Verfolgung  nach  sieh.    (S.  G-setz  von  ISbO,  Art.  32,  X\).  frühere  schärfere  Be- 
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Stimmungen,  u.  A.  über  Denunciantenantheile  der  Patentinhaber  gegen  steuerpflichtige, 
patentiere  Gewerbetreibende  in  de»  Gesetzen  der  Revolutionszeit,  dann  über  die  Pflicht 
steter  Erwähnung  des  Patents  bei  gerichtlichen  Schritten  und  bei  öffentlichen  gewerb- 
lichen Anzeigen  >i ml  beseitigt  worden. 

Die  Steuer  wird  für  das  ganze  Jahr  von  allen  geschuldet,  die  im  Januar 
das  steuerpflichtige  Gewerbe  betreiben.  Doch  erfolgt  auf  Antrag  Uebertragung  des 
Patents  an  denjenigen,  welchem  ein  steuerpflichtiges  (iewerbe  cedirt  wurde.  Nur  bei 
Schluss  des  Gewerbes  in  Folge  von  Tod  oder  Fallissement  wird  auf  Keclatnation  vom 
folgenden  Monat  an  die  Steuer  erlassen  Im  Tarif  des  Jahres  begonnene  Gewerbe 
werden  vom  Monat  der  Eröllnung  au  steuerpflichtig.  Ebenso  treten  die  Erhöhungen 
der  festen  und  der  Proportionalsatze  ein.  wenn  ein  Steuerpflichtiger  ein  mit  höhereut 
festen  Satz  belastetes  (iewerbe  übernimmt  oder  sein  Gewerbe  in  eine  Gemeinde  mit 
höherem  Ortssatz  überträgt  oder  Locol e  mit  höherem  als  dem  Miethwerth  der  früher 
benutzten  gebraucht.  (Gesetz  von  ls*»0,  Art.  2*>  .  Dagegen  werden  Veränderungen 
des  Miethwerths  desselben  Ideals  oder  der  Merkmale,  nach  denen  sich  die  ver- 
änderlichen Sätze  richten,  erst  bei  der  neuen  Veranlagung,  also  vom  folgenden  Jahre 
an,  regelmässig,  wie  es  scheint,  nach  dem  Stande  zur  Zeit  der  Veranlagung,  berück- 
sichtigt Die  Patentsteuer  ist  wie  die  anderen  directen  Steuern  in  Zwölfteln,  also  in 
Monatsraten  fällig.  Doch  müssen  Dan  sirer  und  überhaupt  Gewerbetreibende,  deren 
Gewerbe,  nicht  an  einem  festen  Orte  ausgeübt  wird,  die  ganze  Steuer  auf  einmal  bei 
Auslieferung  des  Patents  zahlen.  Kiesetz  von  1SS0,  Art.  29;  ebenso  bei  Wohnungs- 
wechsel ausserhalb  des  Erhebungsbezirks,  eb.  Art.  30>. 

A)  Die  Patentformulare  sind  jetzt  stempelfrei  (Gesetz  vom  4  Juni  1*>5S. 
früher  l1  4  Frcs.  Stempel  p.  Patent  nach  Gesetz  von  1S44).  Dafür  werden  aber  all- 
gemeine Zuschlagcentimcn  zum  Principale  erhoben,  deren  Betrag  jährlich  das 
Finanzgesetz  feststellt.  Ferner  werden  5"0  Zuschläge  zum  Principale  und  zu  den 
ordentlichen  und  ausserordentlichen  Dcpartemental-  und  Couimunalzuscbl  igen  erhoben 
zur  Deckung  der  Entlastungen.  Herabsetzungen,  Erlasse,  Ermässigungen, 
und  zur  Bestreitung  der  Druck-  und  Expeditionskosten  der  Patent-  1 
formularc  (Gesetz  von  l S^O,  Art.  31,  36).  Von  dein  Principalsatz  der  Patentsteuer 
tliessen  aber  nur  92 %  in  die  Staatskasse.  S ü:0  in  die  Gasse  der  (iemeinde. 
wo  das  (iewerbe  steuerpflichtig  ist,  eine  Bestimmung,  durch  welche  man  gerade,  bei 
einer  »eichen  (Juotitätssteuer  glaubte  da>  Interesse  der  Communalverwaltung  an  richtiger 
Veranlagung  der  Censiten  anregen  zu  sollen  und  zu  können.  Ob  das  mit  Erfolg  hier- 
durch geschieht,  vermag  ich  nicht  anzugeben. 

t)  Die  Patentsteuer  hat  uach  dem  letzten  Kriege  allein  von  dun  directen  Steuern 
Steigerungen,  namentlich  erhebliche  Erhöhungen  einiger  ihrer  Sätze  und 
allgemeine  ausserordentliche  Zuschläge  zu  Gunsten  der  Staatscasse  erfahren. 
So  wurde  durch  Gesetz  vom  29.  März  1S72  Art.  1  jetzt  als  Art.  8  im  Gesetz  von 
l^SO'  die  frühere  massigere  Besteuerung  eines  ..patentablo",  welcher  mehrere 
Etablissements,  Laden,  Magazine  derselben  Art  oder  verschiedener  Arten  besitzt 
und  betreibt  und  im  Gesetz  von  1  *?44  bloss  einen  einzigen  Steuersatz,  nach 
den  Gesetzen  vom  IS.  Mai  1S50  und  4.  Juni  1S5>  ausserdem  für  die  Zweiggeschäft' 
je  einen  halben  Steuersatz  zu  entrichten  gehabt  hatte,  jetzt  in  die  volle  Besteuerung 
nach  Maassgabe  aller  seiner  Geschäfte  verwandelt.  Dasselbe  Gesetz  v.  1 S72  beseitigte  die 
Maxima,  welche  die  Summe  der  ..veränderlichen"  Sätze  nach  Betriebsmerkinaleii 
erreichen  durften  (Art.  T.  Ferner  wurde  der  Proportionalsatz  nach  dem  Miethwerth 
fur  die  erste  Fnterdasse  der  Hauptdasse  A  und  für  die  ganze  Hauptdasse  B  von 

auf  *',„,  für  die  2.  und  3.  Unterclasse  von  A  von  '/..„  auf  schon  vom 
I.* April  ls72  an  erhöht  (Gesetz  vom  29.  März  ls72,  Art.  4)  "  Dann  folgte  bald  die 
Auflegung  eines  allgemeinen  ausserordentlichen  Zuschlags  von  60°/o  zum  Principal 
für  das  Jahr  Js".*'  (Gesetz  vom  Di.  Juli  1*>72\  wovon  bloss  die  7.  und  S.  Unterclasse 
der  Hauptdasse  A  in  Orten  unter  20.990  Einwohnern  und  diejenigen  übrigeu  Patentablen. 
welche  nicht  mehr  als  S  Frcs.  Principal  zahlten,  befreit  blieben.  Von  1  ST i  an 
wurden  diese  <10ü/o  auf  I  i  herabgesetzt ,  Kiesetz  vom  24.  Juli  IS  73'!,  erst  von  1 
an  (Fiiianzgesetz  für  1  sso  vom  30.  Juli  1S79.  Art.  I  i  auf  20°  0.  Das  Patentgesetz 
von  1  SSO  brachte  dann  auch  wieder  Ermässigungen  der  Proportionalabgabe,  so  fw 
die  ersten  3  Classcn  von  A  von  V10,  bez.  1  ,«,  auf  lf.,i,  <wic  vor  1S72.  wo  Classc  1 
aber  schon  gezahlt  hatte).  So  betrugen  die  Zuschlagcentimen  fur  allgemeine  Zwecke 
bis  1S72  15.*».  dann  1S73  79.6,  1S71— 1SS0  62.6,  1*^0  II.  39.6%,  neben  solchen 
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für  Departements,  1872  27.5,  allmählich  bis  1SS4  auf  32.1  "  „  Zeigend,  und  solchen 
für  Gemeinden,  die  von  29.5  auf  38. 6  stiegen  (s.  Faure,  Tab.  S.  81).  Zur  ver- 
gleichswcisen  Beurtheilung  der  Patcntsteuer  und  der  anderen  directen  Steuern  ist  diese 
grossere  ^Tragfähigkeit"  der  ersteren  immerhin  beachtenswert!!. 

'O  Die  Veranlagung  der  Steuerpflichtigen  und  die  Aufstellung  der 
Steuerrollen  erfolgt  jährlich  durch  die  Contruleiire  der  directen  Steuern  gemeinde- 
weise, unter  Assistenz  des  Maire  oder  eines  Üelegirten  desselben,  die  bei  ab- 
weichender Meinung  dies  in  der  Rolle  vermerken.  Die  Rolle  wird  dann  10  Tage- 
lang im  Secretariat  des  Maire  zur  Kenntnissnahme  der  Interessenten  aufgelegt,  von 
letzteren  dem  Maire  etwaige  Einwendungen  kundgegeben ,  dann  wird  nach  neuen 
1U  Tagen  die  Holle  vom  Maire,  mit  dessen  Bemerkungen,  dem  Director  der  directen 
Steuern  (früher  zunächst  dem  Unterpräfecten  und  mit  dessen  Bemerkungen  jenem 
Director  uberreicht.  Letzterer  stellt  die  unbestrittenen  Sätze  fest,  hinsichtlich  der 
bestrittenen  berichtet  er  dem  Präfecten.  Wenn  dieser  dem  Director  nicht  beistimmt 
wird  au  den  Finanzminister  berichtet.  Der  Präfect  setzt  dann  die  Rolle  fest  und 
macht  sie  vollstreckbar  ^Gesetz  von  1844,  Art.  20,  von  l^sO,  Art  25.  etwas  ab- 
weichende Bestimmungen  für  Paris). 

tj)  Reelamanten  gegen  die  ihnen  aufgelegten  Steuersätze  können  durch  Vor- 
legung von  Gesellschaftsactcn,  ordnungsmässig  geführten  Journalen  und  Handelsbüchern 
und  anderen  Documenten  ihre  Rcclamationen  zu  begründen  suchen  ^Gesetz  von  1880, 
Art.  26).  Rcclamationen  um  Entlastung  oder  Herabsetzung  und  Bitten  um  Erlass 
oder  Ermässigung  (s.  o. .  §.  181)  gehen  an  den  Maire  und  werden  im  Uebrigen  wie 
bei  den  anderen  directen  Steuern  behandelt  (eb.  Art.  27  t. 


§.  204.  3.  Zur  Statistik.  Der  Ertrag  der  Patentsteuer 
hat  sich  seit  1838  Iblgendermaassen  entwickelt  in  Mill.  Frcs. 
(Bull.  XX,  211»). 


Principal  f.Staat. 

Für  Departements 

Für  Geineinden 

(ohne  die  8°  0  für 

nebst  Zuschlägen 

nebst  Zuschlägen, 

Gemeinden)  nebst 

f.  Ausfälle  etc. 

incl.  die  8°/0  v. 

Summe. 

allgein.  Zuschlägen. 

Principal. 

31.00 

2.44 

3.68 

37.12 

1H44                      3  T.Mi 

4.1S 

5.64 

47.67 

1845  (neues  Ges  36.90 

4.21 

5.40 

46.51 

1S4S  37.69 

5.01 

6.25 

4S.94 

1849  36.00 

5.50 

6.65 

48.14 

1870  73.14 

17.76 

21.45 

112.35 

1871  ohne  Elsas:»  »18.45 

I7.SS 

21.75 

108.07 

1*72  76.70 

1V20 

25.25 

120.14 

1873                    130  88 

21.1s 

29.19 

181.24 

1874                    1  19.26 

21.32 

30.76 

171.33 

1879                     128  40 

24.34 

38.22 

190.96 

1880  103.78 

23.56 

37.26 

164.61 

1^85  106.91 

26.32 

38.68 

171.92 

Von  1M9—1870,  von  1874—1879,  von  lsso— ls85  ist  die  Steigerung  dos 
Principals  u.  s.  w.  ununterbrochen,  ein  Beleg  für  die  Entwicklung  der  Steuererträge 
in  Verbindung  mit  dem  gewerblichen  Leben  (genaueres  Detail  nach  Zwecken  der 
Ertrage  bei  Faure,  S.  79  tf.  Der  „Kriegszuschlag*1  brachte  1S73  45.41,  1874  32.88, 
1879  35.41,  18S0  15  61,  1885  16.62,  1887  16.43  Mill.  Frcs.1. 

In  die  Zahl  der  Steuerpflichtigen,  deren  Vertheilnng  auf  die  4  Hauptclassen. 
die  Steucrerträge  der  letzteren  und  die  Zusammensetzung  derselben  aus  den  „festen" 
und  den  „proportionalen"  Abgaben,  die  Durch  sc  hnittsbelastung  eines  Patents 
jeder  Classe  und  die  Bewegung  der  zur  Bemessung  der  Proportionalabgabe  dienenden 
Miethwerthe  giebt  folgende  (Jebersieht  einen  Einblick.  Sie  ist  nach  den  Materialien 
im  Bull.  VIII,  S8— III  und  den  .Jährlichen  Statistiken"  im  Bull.  (spec.  IX,  313,  XI, 
323,  XXI,  491)  zusammengestellt  und  enthält  nur  die  Daten  für  charactei  istische 
Jahre,  nach  den  politischen  Verhältnissen  (1870—71)  oder  nach  Aenderungen  der 
Gesetzgebung  ^  1  SSO  —  S 1).    Besonders  der  Einfluss  des  Gesetzes  von  18s0  ist  be- 
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achteuswerth.  Die  Ertrngszahlen  und  H.lastungsziliern  lictrtiHei»  nur  das  Principalc. 
|Vgl.  auch  die  Daten  bot  v.  Kaufmann,  S.  248— 251 ,  diu  zum  Tlieil  etwas  aus- 
führlicher sind). 


1859 

1870 

ls71 

1SS0 

1881 

1SS0 

G.  A  ... 

Zahl  der  Steuerpflichtigen  (s. 
J  .222,591     1,140.421  1.353,08" 

u.i. 

I,|ss,91s 

1,353.370 

1.402,4»i* 

11,01  i 

14,070 

13.00s 

10,23!» 

10.207 

16,57') 

1S5.471» 

107,041 

184,099 

221,560 

204.107 

1 94,69!» 

32.012 

51,005 

4S.S10 

40,754 

49,907 

50,871 

Summa    .    .  . 

1.437,922 

1.487,167 

1 .3s0,30s 

1,041.540 

1 ,623.657 

1,664,548 

Mittlerer 

Betrag  für 

1  Patent,  in  Frcs. 

Cl.  A  .        .  . 

2s. 50 

3S.17 

3s.is 

37.48 

34.4s 

36.3S 

I» 

205.45 

322.S5 

318.00 

304.78 

453.2s 

434.70 

57.01 

04.37 

03.23 

75.43 

79.71 

87.33 

27.42 

34.77 

34.55 

16.55 

4S.8« 

54.54 

*/  na«  tn  «n  .i i  ■ 

AUSAUlulCU 

34.34 

44.35 

44.01 

16.11 

44.S0 

46.80 

Ertrag  des  Principal»  in  den  Gassen, 

in  Mül.  Frcs. 

%     r  4ii 

A.  feste  Abgälte 

17.72 

21.77 

20.15 

21.02 

23.19 

24.39 

1 0.24 

24.00 

23.30 

29.12 

23.47 

26.63 

zusammen 

.-53.00 

40.07 

43.51 

50.74 

46.60 

51.02 

H.   lesie  AugtiDe 

2.10 

2.63 

2.21 

2.47 

3.71 

3.30 

1.31 

2.11 

1.03 

3.40 

3.07 

3.84 

,.  /iisammeii 

3.47 

4.74 

4.15 

5.92 

7.37 

7.20 

(' .  feste  Abgabe 

5.  IS 

5.00 

5.03 

8.14 

8.85 

8.7!» 

.,  proport  A»»g. 

5.30 

7.08 

0.01 

S.57 

7.42 

8.21 

,,  zusammen 

10.58 

12.74 

11.04 

10.71 

16.27 

1  7.00 

D.  proport.  Abg. 

1.43 

1.81 

1.60 

2.32 

2.44 

2.77 

Sa.  feste  Abg.  . 

25.01 

30.06 

27.39 

32.24 

35.75 

30.53 

,,   proport  Abg. 

24  4  7 

35.00 

33.03 

43.46 

37.00 

41.4« 

,.   im  Ganzen  . 

40.3S 

05.05 

01.02 

75.69 

72.74 

78  00 

Miethwerthe  für  die  proport.  Abgabe.  Müll.  Frcs. 

Cl.  A  .        .  . 

354.85 

552.89 

510.57 

«80.41 

087.74 

785.88 

.,  ij  .        .  . 

21.47 

32.S2 

2S.S3 

41.43 

41.80 

44  84 

1S2.0U 

228.32 

211.59 

286.84 

301.50 

340.10 

„  I)  .  .  .  . 

21.40 

27.10 

25.31 

34.74 

36.58 

41.62 

Summa    .    .  . 

579.81 

s 1 1.1 4 

7  Sä. 30 

1043.43 

1067.72 

1212.55 

Die  „Zahl  der  Steuerpflichtigen"  begreift  in  all  diesen  Statistiken  geuauer  gesagt 
die  „Zahl  der  festen  Steuersätze  oder  der  Theile  davon,  nebst  der  Zahl  der  Patentablen 
in  Abth.  D" 

Durch  den  Verlust  von  Elsass-Lothringen  schieden  49,679  Patente  mit  2.14  Mill. 
Frcs.  Ertrag  aus,  die  Gesammtabnahme  1871  gegen  1S70  war  aber  100,799  Patent- 
mit  4  94  Mill.  Frcs.  Ertrag,  wovon  eine  Kleinigkeit  auf  gesetzliche  Abänderung 
(140  P.  und  13,638  Frcs.  Ertrag),  fast  Alles  auf  den  Einfluss  der  damaligen  politische» 
Ereignisse  zu  setzen  ist  (Rull.  VIII,  101). 

Der  Einfluss  des  Gesetzes  von  1880  zeigt  sich  besonders  in  der  Abnahme  der 
Zahl  der  Patente  in  Gasse  C,  der  Erträge  der  Proportionalabgabe ,  namentlich  in  A. 
Folge  der  Herabsetzung  des  Satzes,  und  der  Ertragssteigerung,  bes.  der  festen  Abgabe, 
in  Gasse  Ii,  Folge  der  Erhöhung  der  Satze. 

Die  ungemein  starke  Steigerung  der  Miethwerthe,  au  und  für  sich  beachtens- 
wert!., zeigt,  dass  in  der  Proporti oualabgabc  vom  Miethwerth  wenigstens 
einistermaassen  ein  geeignetes  Mittel  anzuerkennen  ist,  die  Steuer,  gemäss  dem  fiscalischen 
und  dem  Gerechtigkeitsinteresse,  der  Entwicklung  der  Leistungsfähigkeit  anzupassen. 
Das  Verhältniss  zwischen  den  Erträgen  beider  Theile  der  Steuer  hat  sich  immer  mehr 
zu  Gunsten  der  Proportionalabgabe  verschöbe!.,  eine  Bewegung,  in  die  nur  gesetzliche 
Aenderungeu.  wie  im  Gesetz  von  1880.  hemmend  eingreifen.  Die  Entwicklung  oVr 
rnternehuiungoti  zum  Grussbetrieb  i^so  in  Iii  trägt  zu  dieser  Rewegung  auch  ct*"J= 
mit  bei  und  spiegelt  sich  in  den  Zahlen  ab.  In  der  Hauptclasse  C  (.grosse  Industri'- 
Meiü't  der  Ertrag  der  „veränderlichen"  Abgabe  >voben  bei  dem  „festen"  Satze  inbe- 
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trriHcu  in  Zeiten  gunstiger  Conjuiictur  mit  der  vermehrten  Arbeitcrhesehäftigung, 
lebhafterem  Geschäftsbetrieb  u.  s.  w.,  was  sich  bei  dorn  Vergleich  der  ein/.elnen  Jahre 
auch  etwas  ersichtlich  macht. 

Innerhalb  der  Hauptclassen  sind  natürlich  die  Verhältnisse,  namentlich  auch  die 
Mittclbctragc  eines  Patents  nach  den  Specialelassen  und  weiter  nach  den  einzelnen 
Gattungen  in  jeder  der  letzteren  sehr  verschieden  l'ür  die  S  ('lassen  der  Hauptclassu 
A  s.  eine  Statistik  bei  v.  Kaufmann  (S.  231,  ohne  Quellenangabe *'.  wonach  1873 
die  Purchschnittssteuer  eines  Patents  im  Principal  war  ('lasse  1  —  8:  bez.  Pres.  177. 
235,  104.  55,  36.  24,  15,  8.  Grosses  interessantes  Detail  jetzt  in  der  Statistik  fnt 
1*S5  im  Rull.  XXII.  351)11'.,  doch  nicht  für  die  Ertrage  und  die  Mittelbclastungen 
der  Specialelassen  und  Geschäfte.  Immerhin  bekommt  man  einen  Einblick  in  die 
Gliederung  im  Einzelnen  und  in  die  verschiedene  Höhe  der  Miethwerthe  bei  ver- 
schiedenartigen Gewerben.  Verhältnisse,  welche  für  die  Renrtheilung  der  Patentstcuer 
mit  in  Rctracht  kommen,  hier  aber  nicht  weiter  verfolgt  werden  können. 

Die  Redcutung  der  Specialelassen  ergiebt  sich  aus  folgenden  Zahlen  der 
..Patentpflichtigen"  (im  oben  S   181  genannten  Sinuc  für  18S5   Hüll.  XXII,  351»): 


Zahl. 

Miethwerth 

Miethwerth 

MM.  Pres. 

p.  Patent,  i  res. 

Gasse  A. 

1 .  ( 'lasse 

46,7-1» 

67.21 

1 438 

31.0» 

2110 

•t 

•  * .      . .       .  • 

58.S04 

»2.37 

1568 

4 .      . . 

1*5,557 

154.45 

83! 

,,       .    .  . 

2S2.5S7 

160.44 

566 

6 .      - ,       .    ■  » 

501,226 

1»8.43 

3»fi 

i  •             «    «  . 

226,722 

62.30 

275 

77,458 

0.77 

126 

Summa  .  . 

.  1304,640 

777.01 

557 

45.42 

2733 

Classe  0. 

J.  Classe    .    .  . 

26,263 

11.06 

421 

2.      ,,       .    .  . 

1Ü.706 

18.4» 

1722 

3  

117,360 

225.34 

1020 

*!•  • 

10,646 

77.53 

7282 

ij  •     *  *      *  . 

31.706 

4.65 

140 

237.01 

1204 

Classe  D   

50.841» 

41.11 

SOS 

.  165S,S82 

1200.55 

724 

In  den  ("lassen  2  bis  4  von  C  wird  noch  zwischen  Werth  der  Wohnung  und 
de.s  industriellen  Etablissements  unterschieden;  er  ist  in  Classe  3  bez.  1>.0U  um!  206.74, 
in  Classe  4  bez.  6.35  und  71. IS  Mill.  Eres.  Die  Redcutung  der  Gewerbegattung,  des 
Retriebsumfangs  und  der  Ertrags-  und  Stcuerfahigkeit  der  Gewerbe  jeder  Classe  spiegelt 
sich  in  den  Durchschnittsmiethwerthen  bezeichnend  ab. 

§.  205.  1.  Zur  Kritik  der  französischen  Patentsteuer. 
Nach  „äusseren  Merkmalen",  welche  sich  zugleich  möglichst 
ohne  lustiges  Eindringen  in  die  persönlichen  Verhältnisse  eines 
gewerblichen  Unternehmers  und  in  die  inneren  Geschäftsverhältnisse 
ermitteln  lassen,  will  die  französische  Patentstcuer  das  schwierige 
Problem  der  modernen  Gewerbesteuer  lösen.  Dadurch  soll  das 
allgemeine  Ziel,  welches  der  französischen  Gesetzgebung  bei  allen 
directen  Steuern  seit  der  Revolution  vorschwebt,  nämlich  unter 
Ausschluss  jeglicher  subjectiven  Willktihr  von  Ver- 
anlagungsbehörden, Commissionen  u.  s.  w.  die  Be- 
steuerung durchzuführen,  hier  auf  dem  Gebiete  de.s  Gewerbewesens 
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erreicht  werden.  Die  berücksichtigten  „äusseren  Merkmale"  sollen 
dabei  so  ausgewählt  werden,  dass  sie  mit  Sicherheit  auf  die 
wenigstens  ungefähre  —  Einträglichkeit  der  besteuerten  Gewerbe 
und  Berufe  einen  Schluss  gestatten,  damit  der  leitende  Haupt- 
grundsatz der  modernen  französischen  Steuerpolitik,  „Jeden 
nach  seinen  Fähigkeiten"  zu  den  öffentlichen  Lasten  herbei- 
zuziehen, verwirklicht  werde.  Alle  die  dargestellten  Einrichtungen 
der  Patentsteuer,  namentlich  der  Classenschematismus,  dienen  den 
genannten  zwei  Gesichts-  und  Ziclpuucten,  die  immer  weitergehende 
Individualisirung  und  Specialisirung  in  der  Classification  besonders 
dem  zweiten  davon. 

Die  Kritik  wird  zugeben  müssen,  dass  die  französische  Gesetz- 
gebung sich  im  Ganzen  auf  dieser  einmal  gewählten  Grundlage 
folgerichtig  und  dem  practischen  Bcdürfniss  nach  gleichmässiger 
Veranlagung  der  Gewerbe  gemäss  entwickelt  hat.  Zwar  erheben 
sich  auch  hier,  diese  Grundlage  selbst  als  richtig  zugegeben, 
manche  Bedenken  gegen  Einzelheiten  des  französischen 
Classification 88}' Steina.  Aber  es  ist  einzuräumen,  dass  diese 
Einzelheiten  für  die  Bcurtheilung  nicht  entscheidend  und  auch  noch 
der  Verbesserung  und  Veränderung  fähig  sind. 

So  machen  sich  Bedenken  geltend  gegen  das  doch  recht  mechanische 
Princip  von  „Ortsdassen1'  bloss  nach  der  Bevölkerungszahl,  ohne  Kucksicht  auf  so 
mauche  andere  Umstände,  welche  daneben  die  wirtschaftliche  Bedeutung  eines  Ortes 
und  der  darin  betriebenen  Gewerbe  bestimmen;  so  gegen  die  Verthcilung  mancher 
Gewerbearten  in  die  verschiedenen  Classen  und  unter  die  verschiedeneu 
Steuersätze,  wenn  auch  im  Ganzen  gerade  hierbei  mit  grossem  Tact  und  Verständniss 
vorgegangen  ist;  so  gegen  das  zwar  steuertechnisch  bequeme,  aber  doch  nicht  ge- 
nügend zuverlässige  Princip  der  Proportionalabgabe  gerade  nach  dem  Mieth- 
werth,  welcher  doch  auf  die  Proportionalität  der  Reinerträge  der  Gewerbe  nur  einen 
sehr  unsicheren  Schluss  gestattet  und  bei  gewissen  gewerblichen  Localitäten,  so  bei 
Fabriken  u.  dgl.,  auch  ohne  die  sonst  so  verfehmte  ..subjectivo  Willkuhr*  nicht  zu 
ermittetn  ist;  so  endlich  auch  gegen  das  Princip  der  „veränderlichen"  Sätze 
vornehmlich  nach  der  Arbeitcrzuhl  und  der  Zahl  und  Art  der  sachlichen  Betriebs- 
factoren. Die  Veranlagung  der  Steuer  nach  Kapitalbctruge n,  wenigstens  bei 
Grossgewerben ,  besonder»  bei  Handels-,  Bank-,  Fabrikgeschäften ,  böte  wohl  mehr 
Garantie  für  richtige  Verhältnissmässigkeit  der  Besteuerung  unter  verschiedenen  Ge- 
werbeallen und  ein/einen  Gewerbebetrieben  derselben  Art.  Aber  —  sie  verstiege 
freilich  mehr  gegen  den  Grundsatz  sich  nur  an  leicht  erkennbare  äussere 
Merkmale  zu  halten  ,  und  bedingte  ein  „lästiges  Eindringen'"  in  persönliche  und  Be- 
triebsverhaltnisse  in  höherem  Grade,  als  die  Ermittlung  der  Zahl  der  Arbeiter,  Cominis. 
Maschinen.  Miethwerthc  u  s.  w.  Die  an  sich  richtige  Abstufung  der  Proportional- 
abgabe verstösst  anderseits  freilich  wieder  gegen  die  Tendenz,  „Willkuhr  auszu- 
schließen" —  und  auch  eine  ..gesetzliche"  Bestimmung  dieser  Art  ist  doch  „Will- 
kuhr", wennschon  keine  subjective  -  -  stark.  In  dieser  Hinsicht  wird  sie  von  dem 
gleich  zu  erörternden  Haupteinwurf  gegen  die  ganze  Grundlage  der  französischen 
Patentsteuer  mit  getrollen. 

Auch  unter  wesentlicher  Festhaltung  dieser  Grundlage  lässt  sich  indessen  darch 
immer  weitere  Specialisirung,  auch  doch  wohl  mitunter  durch  Zurückgehen  auf  das 
Anlage-  und  Betriebskapital  selbst,  statt  bloss  auf  einzelne  herausgegritTenc  Bestand- 
teile beider  letzteren,  das  ganze  System  noch  verbessern  und  so  den  Mannigfaltig- 
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Leiten  der  concreten  Verhältnisse  noch  feiner  anpassen.  Durch  Bildung  von  „Steuer- 
te Seilschaften"  von  (iewerbsgenossen.  welche  die  tarifinässigen  Contiugcntc  der 
Patentsteucr  von  (iewerbegruppen  auf  die  einzelnen  Steuerpflichtigen  zu  vertheilen 
hätten  und  dabei  individuelle  Verhältnisse  mit  berücksichtigen  mussten  und  kannten, 
einigcrinaasscn  nach  preussischem  Muster,  liesse  sich  endlich  wohl  auch  in  Frankreich 
die  alleinige  Entscheidung  nach  mechanischen  Elementen  etwas  zurückdrängen,  auch 
Momente  der  Quotitäts-  und  Kepartitionssteucr  passend  vereinigen,  aber  freilich  — 
nicht  ohne  dass  „subjectiver  Wiilkuhr"  dabei  ein  Spielraum  eröffnet  wird.  Es  fragt 
sich  nur,  ob  das  nicht  mehr  ein  Vortheil,  als  ein  Nachtheil  ist,  verglb-hen  mit  dem 
gegenwärtigen  Zulande,  womit  wir  zu  dem  Haupteinwurfe  kommen. 

Die  eigentlichen  prinzipiellen  Bedenken  betreffen  eben 
die  ganze  Grundlage  der  Patentsteuer  und  damit  gerade  den 
leitenden  Gedanken,  nach  noch  so  passend  und  fein  speeialisirten 
., äusseren  Merkmalen"  eine  Gewerbebesteuerung  richtig  durch- 
fuhren zu  wollen,  zumal  in  unserer  Zeit  beständig  wechselnder 
Technik,  Communicationswcsens  und  unter  moderner  Gewerbefreiheit. 

Es  ist  mit  anderen  Worten  in  erster  Linie  die  Methode, 
gegen  welche  sich  die  Kritik  wenden  muss,  nicht  die  Ausführung 
der  Methode,  die  in  Frankreich  vielfach  vorzuglich  ist.  Nach  der 
einmal  angenommenen  Methode  kann  man  weder  die  wirklichen 
noch  die  verhältnissmässigen  Reinerträge,  nach  denen  sich  doch  die 
Besteuerung  richten  müsste,  genügend  zuverlässig  ermitteln.  Denn 
einmal  werden  dabei  ebenso  wichtige  oder  selbst  wichtigere 
Factoren  für  die  Bestimmung  dieser  Reinerträge,  als  die  berück 
sichtigten  „äusseren  Merkmale"  unbeachtet  gelassen  vor  Allem 
die  Persönlichkeit  des  Unternehmers,  auch  als  »Subject  von 
Vermögensrechten  — ,  sodann  fehlt  ein  Maassstab  zur  Messung 
der  wirklichen  Bedeutung  der  einzelnen,  im  Classenschemntismns 
aufgenommenen  „äusseren  Merkmale"  für  die  Gestaltung  des  Rein- 
ertrags, endlich  kann  man  überhaupt  aus  solchen  äusseren  Merk- 
malen höchstens,  und  auch  das  nur  bedingt,  auf  die  absolute  und 
relative  Ertragsfähigkeit  und  allenfalls  auf  den  Rohertrag,  nicht 
aber,  wie  es  doch  erforderlich  wäre,  auf  den  Reinertrag  einer 
Gewerhegattung  und  eines  einzelnen  Gewerbes  schliessen.  Mit 
Hilfe  der  französischen  Patentsteuermethode  gelingt  es,  bestenfalls 
die  Richtung,  in  welcher  sich  die  Erträge  muthmaasslich  bewegen, 
und  ganz  ins  Ungefähre  gewisse  Grössenmaasse  dieser 
Erträge,  innerhalb  weiter  Grenzen,  festzustellen.  Aber  das 
genügt  eben  für  die  Lösung  der  wirklich  vorliegenden  Aufgabe 
noch  lange  nicht. 

Ja  gerade  die  an  sich  richtige  Specialisirung  und  Individuali- 
sirnng  im  Classificationssystem  steigert  in  einer  Hinsicht  die  Be- 
denken, denn  dabei  werden  wiederum  nach  mehr  oder  weniger 
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zufälligen  Ncbcnumständen,  nur  weil  dieselben  sich  leicht  ermitteln 
lassen,  Ertragsverschiedcnheitcn  vermuthet,  welche  in  vielen 
Fällen  der  Wirklichkeit  nicht  entsprechen  werden,  weil  andere, 
nicht  beachtete  Factorcn  wichtiger  sind.  Dies  gilt  z.  B.  vou  deru 
mechanischen  Ortsclassensystcm,  der  Proportionalabgabe  nach  dem 
Miethwerthe,  der  „veränderlichen"  Abgabe  nach  der  Arbeiter- 
zahl u.  a.  m. 

Vielleicht,  dass  das  Classificationssy stein  der  Patentsteuer  bei 
festem,  dem  Individualismus  Schranken  auflegenden  Gewerberecht, 
wie  im  Zunftwesen,  bei  relativ  stabiler  Gewerbetechnik,  wie  vor 
dem  Dampf-   und  Maschincnzeitalter ,   bei  unvollkommenem  und 
lange  Zeit  unverändert  bleibendem  Communications-  und  Transport- 
wesen, wie  ehedem,  zur  Lösung  des  Problems  einer  „glcicbmässigen" 
Gewerbesteuer  leidlich  ausreichen  wllrdc.  In  unserem  Zeitalter  des 
„ökonomischen   Individualismus",   beständiger   Umgestaltung  der 
Technik,  der  Hetriebsformen ,  der  Hctriebsgrösseu,  des  Communi- 
cations- und  Transportwesens  reicht  das  System  entschieden  zur 
Lösung  dieser  Aufgabe  nicht  aus.    Es  läuft  auf  ein  System  von 
doch  mehr  oder  weniger  willktihrlichcn  Gewcrbetaxcn  für  die 
verschiedenen  Gewerbegattuugcn   und  einzelnen  Gewerbe  hinaus, 
das  zwar  recht  rationell  erscheint  und  zweifellos  sehr  scharf- 
sinnig ausgebildet  ist,  aber  im  Grunde  doch  auf  einer  Reihe  mehr 
oder  weniger  willkürlicher  Vermut Illingen  über  die  absolute 
und  relative  Ertragsfähigkeit  der  Gewerbe  beruht. 

Von  einem  weiteren  Haupteinwurf,  nämlich  der  fehle uden 
richtigen  Verb ältnissmässigkeit  der  Patcntstciier  zu  den 
anderen  Ertragssteuern,  soll  hier  nicht  einmal  gesprochen 
werden.  Er  trifft  alle  einzelnen  Glieder  eines  jeden  neueren 
Ertragssteuersystems.  Auch  in  Frankreich  hat  man  sich  mit  diesem 
Problem  des  richtigen  Verhältnisses  der  Ertragssteuern  unter  ein- 
ander nicht  weiter  beschäftigt,  obgleich  dessen  Stellung  und  Lösung 
der  Frage  nach  der  richtigen  Gestaltung  jeder  einzelnen  Ertrag 
Steuer  vorangehen  mtisste. 

Mit  dieser  Kritik  in  §.  205  ist  eigentlich  der  systematischen  „speaeik 
St.-nerlehre"  schon  vorgegriffen  worden.    Da  indessen  gerade  die  französische  Patrr: 
>(rucr  ak  ein  besonders  gelungenes  Beispiel  de*  auf  Ok^tticationsuierkinalen  beruhend 
Krtragsstctiersystems  gilt,  in  Frankreich  wie  vielfach  ausserhalb,  und  da  diese  Suu r 
öfter  als  Mustor  gedient  hat,  darf  sich  auch  schon  an  sie  wohl  eine  mehr  die  pu;' 
Methode  betreffende  Kritik  anknüpfen.  Für  das  W  eitere  hinsichtlich  der  Kritik  bi'zi  t. 
ich  mich  vorlaulig  auf  meine.  Abh.  „direetc  Steuern"  im  Schön  berg'scheu  Hi:i> 
buch  der  politischen  Oekurmmie,  2.  Aufl.,  bes.  §.       ff..  S.  275  Jl.    Was  ich  Iii."  I 
allgemein  ausgeführt  habe,  Imdct  meines  Erachtens  in  der  Kritik  des  glänzende:  | 
H<-i>l'iek  der  (icwcrbcbcsteuenuig  „nach  der  Methode  der  äusseren  Merkmale".  <■  j 
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französischen  Fatentsteuer,  sein.-  volle  Bestätigung.  Das  halte  ich  u.  A.  auch  Vocke 
fsesrenuber  aufrecht,  auch  iregentlber  seiner  Abwehr  meiner  Kritik  Schanz  Tin.  Aich  , 
1SSS,  I.  472  Note). 

Imjdicite  folgt,  nebenbei  bemerkt,  aus  einer  Kritik,  wie  der  vorausgehenden  der 
französischen  Fatentsteuer  auch  die  relative  Rechtfertigung  anderer  mangelhafter 
Steuern,  wie  der  Verkehrs-  und  Verbrauchssteuern,  was  ebenfalls  N  ocke  s  Ueber- 
schatzung  der  Ertragssteuern  gegenüber  hier  gesagt  werden  mag. 


."l.  Die  Übrigen  (kleineren'  directen  Steuern. 

Als  solche  werden,  abweichend  von  der  französischen  Terminologie  und  Ver- 
waltungspraxis, nur  drei  hier  an  dieser  Stelle  behandelt,  die  Steuer  von  den 
Gütern  der  todten  Hand,  die  Bergwerksabgaben  und  die  3%  Steuer  vom 
Einkommen  ans  beweglichem  Vermögen  <s.  o.  S  110). 

a.   Die  Steuer  von  den  Gutem  der  todten  Hand  (taxe  sur  les  hiens  de  mainmorte). 

(j  esetzgebung.  Einführung  der  Steuer  dun  h  Gesetz  vom  20.  Februar  1S40. 
Erhöhung  des  Steuersatzes  durch  Gesetz  vom  HO.  Marz  1872,  auch '10.  December  1S7.H, 
Gesetz  vom  14.  December  IS75  (  Befreiung  der  Actienuesellschaften .  welche  aus- 
schliesslich An-  und  Verkauf  von  Immobilien  betreiben).  Ferro  ux-.loppen,  No.  *>5r» 
bis  657.  Block,  dief.  Art.-mainmorto,  p.  1210,  suppl.  geuer.,  p.  273,  Dejean,  code 
d.  noav.  imp.,  p.  1S5. 

Literatur.  Vignes,  I,  70,  v.  Hock.  S.  15S,  v.  Kaufmauu,  S.  252 — 254, 
Block,  a.  a.  0.  Statistik  Bull.  I,  213  lf.  \<-b.  VIII.  210,  Besitz  von  Congregationen. 
s.  auch  Kaufmann,  a.  a.  O.).    l'aure,  p.  s2. 

§.  206.  Character  und  Einrichtung.  Diese  direetc  Steuer 
ist  in  Folge  der  politischen  Strömungen  von  1848  eingeführt  worden, 
verdankt  aber  doch  auch  principiellen  und  schon  älteren  Er 
wägungen  ihre  Entstehung.  Sic  hat  einen  verschiedenen  steuer- 
politischen und  sten ertechnischen  Character.  In  erstcrer 
Hinsicht  ist  sie  eine  Ersatzsteuer  der  im  Gesetz  genannten 
juristischen  und  dgl.  Personen  für  die  im  französischen  Register- 
abgabenwesen (Enrcgistrcment)  enthaltenen  Steuern  vom  Besitz- 
wechsel von  Immobilien  uutcr  Lebenden  und  von  Todeswegen, 
da  diese  Personen,  „weil  sie  selten  veräussern  und  nicht  sterben'4 
thatsächlich  von  diesen  Kegistrirungsabgabcn  nicht  getroffen  werden: 
eine  principiell  steuerpolitisch  gerechtfertigte,  ja  folgerichtig 
zu  fordernde  Abgabe,  wenn  einmal  solche  Besitzwechselstcuern 
bestehen.  In  ste uertechnis eher  Hinsicht  ist  sie  eine  direetc 
Steuer  und  zwar  in  Form  eines  bestimmten  Zuschlags  zur 
Grundsteuer,  welche  die  betreffenden  juristischen  Personen  von 
ihrem  Immobiliarbesitz  zu  entrichten  haben:  eine  aus  Zweck- 
mässigkeitsgründen gewählte  Furm,  einen  Ertrag  direct  zu  be- 
steuern, den  man  nach  Lage  der  Verhältnisse  hier  nicht  durch  die 
„Verkehrssteuern"  treffen  kann. 
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Principiell  ist  die  Steuer  steuerpolitisch  uud  -technisch  kaum 
anzufechten.  Misslich  bleibt  indessen  zweierlei,  einmal  ob  die 
Ersatzabgabe,  welche  sie  darstellt,  ihrer  Höhe  nach  in  richtigem 
Verhältniss  zu  denjenigen  Steuern  steht,  welche  sie  ersetzen  soll; 
sodann  dass  ein  gleichmässiger  Zuschlag  zur  Grundsteuer  die 
Unglcichmässigkeit  der  Veranlagung  der  letzteren  unter  den  in 
Frankreich  bestehenden  Verhältnissen  noch  steigert  und  für  die 
Belasteten  so  wieder  sehr  ungleichmässig  wirkt.  Für  das  richtige 
Verhältniss  zwischen  der  zu  ersetzenden  Summe  der  Besitzwechscl- 
abgaben  und  dem  als  Ersatz  dafür  dieuenden  Grundsteuerzuschlage 
siud  ganz  sichere  Anhaltspuncte  schwer  zu  finden.  J)ie  flir  die 
Normirung  der  Steuer  vom  französischen  Gesetzgeber  benutzten 
bieten  aber  wohl  die  Garantie  dafür,  dass  die  Ersatzsteucr  ungefähr 
in  ihrer  Höhe  richtig  bestimmt  worden  ist.  Die  ungleichmässige 
Wirkung  des  gleich  hohen  Zuschlags  zur  Grundsteuer  ist  ein  inte- 
grireuder  Fehler. 

Das  Gesetz  von  1 stellte  die  Höhe  auf  02.5%  Zuschlag  zur  Grundsteuer. 
Auf  diesen  Satz,  kam  man  in  der  Annahme,  dass  Immobilien  einmal  in  20  Jahren 
im  Besitz  wechseln,  dann  ca.  5*/<»  Besitzwechselabgabcn  vom  Kapitalwerth  oder  einen 
einjährigen  Ertrag  (diesen  also  hoch.  d.  h.  zu  5°0  gerechnet)  als  Steuer  zu  tragen 
hatten,  daher  jährlich  5%-  Daraus  ging  beim  damaligen  Anschlag  des  jährlichen  * 
Ertrags  des  betreffenden  Besitzes  auf  tili  Mill.  Frcs.  ein  Steuerbetrag  von  3.3  Mill.  Frcs. 
oder  ein  Zuschlag  von  ti2.5°/0  zum  Grundsteucrprineipal  dieses  Besitzes  hervor  tsiohe 
Vignes,  I.  70  Note,  auch  Kaufmann.  S.  252).  Nach  dein  Kriege  wurde  der 
Zuschlag  mit  Kucksicht  auf  die  mittlerweile  erfolgte  allgemeine  Ertragssteigerung  auf 
707,,  erhöht  iGesctz  vom  30.  März  ls72.  Art.  H  im  Widerspruch  mit  der  Ablehnung 
der  allgemeinen  Erhöhung  der  Grundsteuer  und  mit  characteristischcr  Ilinwegsetzung 
über  die  doch  auch  bei  diesem  Besitze  der  todten  Hand  aus  der  ungleichartigen  Ver- 
anlagung der  Grundsteuer  folgenden  tiedenken  gegen  eine  gleichuuissige  Erhöhung. 
Dagegen  war  es  allerdings  folgerichtig,  weil  dem  Character  der  Ersatzsteuer  für  die 
Immobiliarinutationsahgaben  entsprechend,  die  Steuer  denselben  „Kriegszusehlägen"  wie 
diese  letzteren  Abgaben  zu  unterziehen  (dass.  Gesetz,  auch  Gesetz  vom  30.  Üecember  1873. 
seitdem  25%  .  Die  Steuer  betragt  daher  *7.5*"„  des  Grundstcuerprincipals.  Natürlich 
aber,  dass  die  aus  der  Ungleichmassigkeit  der  Grundsteuer  hervorgehenden  Bedenken 
gegen  diesen  Modus  der  Besteuerung  durch  diese  Zuschläge  noch  verstärkt  werden. 

.Steu er su  bjeetc  sind  die  im  Gesetz  speciell  genauuten: 
Departements,  Gemeinden,  Hospitäler,  »Seminare,  Kirchen  (fabriques), 
religiöse  Congregationen,  Consistorien,  Wohlthätigkeitsanstalten  und 
„-Bureaux"  (technischer  Name),  anonyme  Gesellschaften  (Actien-), 
öffentliche  gesetzlich  autorisirte  Anstalten.  Steuerobjecte  sind 
die  diesen  Subjecten  „gehörenden",  der  Grundsteuer  unterworfenen 
Immobilien. 

Gesetz  von  l^4'.t.  Art.  1.  Die  nicht  unzweideutige  Worttassung  hat  zu  Zweifeln 
und  zu  casuisf i*chen  Entscheidungen  der  Judicatur,  des  Staatsraths  Anlass  gegeben« 
wodurch  der  subjective  und  objective  Umfang  der  Steuer,  daher  auch  die  Be- 
freiungen in  der  Yerwaltungspraxis  sich  in  einigen  Punetcn  eigetithümlich  und 
w  enn  nicht  gegen  die  ursprüngliche  Absicht  des  Gesetzgebers.  &o  doch  bisweilen  wohl 
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gegen  die  rationelle  und  folgerichtige  steiierpolitische  Ausbildung  einer  solclien 
„Steuer  der  todten  Hand"  gestaltet  haben.  So  u.  a  in  Folge  d.  s  Ausdrucks .  dass 
die  steuerpflichtigen  Iinmol»ilien  den  Steiierobjccten  „gehören"  müssen  („ap  pa  rt  e  - 
nant"  aux  .  .  .', ,  was  zur  Steuerfreiheit  der  Grundstöcke  der  Eisenbahn-,  Canal- 
geaellschaften  ireführt  hat;  das»  nur  „etablissements  public»  legalem  eni  autorises" 
Steuersobjecte  sind,  ebenfalls  mit  eigentümlichen  praetis' hen  Conse«|uenzen,  u.  a.  F. 
in.  (s.  Block,  dirt.  u.  suppl.  a.  a.  <>.,  auch  Vigne»).  Die  im  Gesetz  vom  14.  Dccbr. 
1 $75  ausdrücklich  gewahrte  Steuerfreiheit  für  anonyme  Gesellschaften ,  welche  sieh 
ausschließlich  dem  An-  und  Veikauf  von  Immobilien  widmen,  ist  dagegen  folgerichtig, 
da  hier  ja  die  Voraussetzung  der  Ersat/stcuer  fehlt,  vielmehr  die  durch  diese  zu  er- 
setzenden Bositzwechselabgaben  selbst  eintreten. 

Eine  richtige  Conse^uenz  des  dem  Gesetz  von  1>I0  zu  Grunde  liegenden 
Gedankens  wurde  es  dagegen  sein,  auch  d;is  in  W  e  rt  Ii  papieren  u.  dgl.  bestehende' 
be  w  egliche  Vermögen  der  genannten  Steuersubjecte.  welches  doch  auch  seltener  als 
unter  physischen  Personen  im  Besitz  wechseln  wird,  einer  besonderen  Ersatzabgabe 
für  diejenigen  zum  Stempel-  und  Ketristerabgabewcsen  gehörenden  Besitzwechscl- 
steuern  zu  unterwerfen,  welche,  den  Verkehr  in  Werthpapieren  trellen.  Befreiungen 
für  Banken  u.  dgl..  nach  Analogie  des  genannten  Gesetzes  von  IM."»,  waren  dabei 
freilich,  wenigstens  in  gewissem  Umfang,  zu  gewähren. 

Für  gewisse  rihnliche  Falle  hat  die  neueste  französische  Gesetzgebung  auch 
einen  wenigstens  verwandten  tiedanken  verwirklicht:  durch  das  Kinanzgesetz  vom 
2**.  December  1SS0.  Art.  4,  ist  für  alle  <resellsehaften  und  Associationen  des  Civil- 
rechts,  welche  den  Zutritt  neuer  Mitglieder  gestatten,  bestimmt,  dass  hier  Vermögens- 
zuwächsc,  weiche  auf  (irund  von  Anlällclauseln  von  Seiten  ausscheidender  Mitglieder 
/u  Gunsten  der  verbleibemlen  eintreten,  der  Besitzwechselabgabe  von  Todes- 
wegen unterliegen,  wenn  der  Zuwachs  sich  bei  Todesfällen  zuträgt  und  der 
Schenku  n  gssteuer  in  allen  anderen  Fallen,  ohne  Rücksicht  auf  etwaige  frühere 
Ossionen  unter  Lebenden.  Diese  vornehmlich  auf  religiöse  t'ongregationen 
abzielende  Bestimmung  wird  durch  Finanzgesetz  vom  20.  December  1>M  sogar  aus- 
drücklich gerade  für  diese  wirksam  gemacht.  Eine  solche  specielle  Tendenz 
der  Besteuerung  hat  aber  doch  ihre  Bedenken.    tS.  auch  unten  unter  {$.  20$\ 

Der  Ertrag  der  Steuer  hat  anfangs  die  erstrebte  Summe  von  3.3  Mill.  Frcs. 
nicht  ganz  erreicht,  noch  ISOS  war  er  nur  3.60,  1 S70  3.72,  1S71  (ohne  ElsÄss-Loth- 
ringen)  3.r»ii.  Is73  und  71  nach  der  Erhöhung  1.07,  bez.  1  02.  1^77  '».14,  1SS4  5.03. 

-;  Anseht.)  0.41  Mill.  Frcs.  1S77  unterlagen  der  Steuer  (Bull.  I,  214)  4>07.000  ha 
Wald,  2.012.000  ha  uncultivirtes  Land,  Weiden  und  dgl..  nur  '•24.000  ha  landwirt- 
schaftliches und  dgl.  Culturland.  15.067  ha  industrielle  Grundstücke,  0101  ha  „bebaute" 
Grundstücke.  01.9%  dieser  »ämintliehen  Grundstücke  gehörten  Gemeinden,  die  vor- 
nehmlich den  Wald  und  die  uncultivirten  (irundstücke  besassen,  von  geringem  Ertrag, 
weshalb  sie  auch  nur  mit  50.2  %,  an  der  Steuerlast  betheiligt  sind.  Den  grössten 
Besitz  hatten  sodann  die  Hospitäler,  3. 7!»°/,,  de»  Landes,  schon  von  höherem  Werth 
(meist  Landgut  mit  13  S5%.  der  Steuer:  darauf  die  anonymen  Gesellschaften  (bes. 
mit  industriellen  Grundstücken)  mit  2.02%  des  Landes  und  17.2S%  der  Steuer:  die 
bureau.x  de  bienfaisan .  e  mit  bezw.  0.02  und  2.43,  die  religiösen  t'ongregationen  mit 
bezw.  0.3S  und  1.70%,  also  auch  mit  Werth  vollerem  Besitz  u.  s.  w.  Die  letztere 
Kategorie  bezieht  sich  dabei  nur  auf  die  „autorisirten"  Conuregationen :  die  von  der 
Taxe  der  todten  Hand  freien  ..nicht  autorisirten"  haben  ausserdem  noch  einen  nicht 
unerheblichen  Immobiliarbesitz.  Und  derjenige  beider  Arten  ist  in  starker  Zunahme 
begriffen  (vgl.  die  Statistik  im  Bull.  VIII,  240).  Oh  das  so  gefährlich  ist  und  ob  es 
durch  Umgestaltung  der  Steuer  zu  beschränken  gesucht  werden  sollte,  wie  v.  Kauf- 
mann S.  253  andeutet,  bleibe  dahin  gestellt.  Noch  weiter  als  durch  die  genannten 
schon  nicht  unbedenklichen  Gesetze  von  1^0  und  lSvl  zu  gehen,  möchte  kaum 
ruthlich  sein.  Die  Zunahme  des  Besitzes  in  solchen  Händen  ist  doch  ungleich 
weniger  bedenklich,  als  der  Uebergang  von  Hoden  an  städtische  Capitalisten ,  Börsen- 
männer und  selbst  an  alte  Grundaristokratie,  da  der  Besitz  der  t'ongregationen  direct 
und  indirect  im  Wesentlichen  gemeinnützigen  und  verwandten  Zwecken  dient. 
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Ii.  Di»;  H<rgwerk$abgnben  (redcvances  des  miue*  . 

<i  c b et  i  ü  <•  Ini  n«-.  Kin  fuhrung  der  Steuer  durch  das  allgemeine  Bergwerks- 
geset/  vom  21.  April  IMd,  Art.  33  H'..  dazu  Deerct  Uber  die  Durchführung  der  Steuer 
voui  11.  Mai  1MI,  spiiter  uiodilioiri.  aber  in  der  Hauptsache  ireltcnd.  N<  uere  Decreti- 
vom  ol).  Juni  iNU»,  27  Juni  ISliti.  bes..  11.  l'ebniar  1S74.  (iesetz  vom  17.  Juni  1S40. 
Art.  4  (WVgfall  der  rruportionalahi>abe  au  den  Staat  ftlr  Salzwerkc  und  Salinen). 
S.  besonders  die  eingehende  Darstellung  der  Gesetzgebung  in  Pcrroux-Joppen , 
No.  l>«S — 725.  kürzer  im  Art.  mine-,  in  Block  s  dict.  Art.  mines,  No.  44—48. 

Literatur.  Block,  a.  a.  U.  und  suppl.  gener..  p.  2S3  (Gesetz  vom  27.  Juli 
l^SO),  aucli  für  die  ganze  Bergwerksgesetzgebung ,  die  bei  dieser  Steuer  immer  von 
Wichtigkeit  ist;  Bibliogr.  din..  S.  12«\  Vignes,  I.  74  ff.,  v.  Hock.  S.  15V 
v  Kaufmann.  S.  255,  Arndt  in  Conrad's  Jahrb.,  B.  36,  S.  631.  Statistik  im 
Bull.  XV.  533  tf. 

t'eber  Ber»  w  i-rksbe^teueru  ug  Uberhaupt  s.  meine  Abb.  direete  Steuern 
im  Schönberg'schen  Handbuch  der  politischen  Ockonomie,  2.  Aufl..  III.  2S5  und 
Arndt,  a.  a.  (.).,  S.  174.  «'.30. 

§.  207.  Bergwerke  unterliegen  in  Frankreich,  wie  alles  Grund- 
eigenthum, zunächst  der  Grundsteuer  und  zwar  für  die  in  An- 
spruch genommene  Oberfläche  nach  dem  Steuersätze  der  angrenzenden 
Grundstücke  (S.  450).  Dagegen  sind  die  Bergwerksconcessionäre 
als  solche,  nämlich  soweit  sie  nur  ihre  Producte  fördern  und 
verkaufen  —  also  nicht  für  etwaige  Verarbeitung,  Verhüttung  etc.— 
pateu  tsteuerfrei,  so  früher  und  noch  nach  der  neuesten  Gesetz- 
gebung (Gesetz  von  1880  Art.  17).  Es  war  daher  folgerichtig, 
nicht  auf  Grund  der  rechtlichen  Natur  des  Bergwerksbesitzes, 
sondern  nach  der  ökonomischen  Bedeutung  desselben,  die  Berg- 
werke —  allerdings  streng  genommen  nur  die  concessionirten , 
weil  allein  gesetzlich  patentsteuerfreien  —  einer  der  Patentsteuer 
einigermaassen  analogen  directen  Ertragssteuer,  einer  Art 
,,Spccialgewerbesteuer"  zu  unterziehen,  der  dann  aber  auch  die 
ohne  oder  ohne  ordnungsmässige  Concession  betriebenen  Berg- 
werke unterstellt  worden  siud.  Eine  derartige  Steuer  wurde  durch 
das  Gesetz  vom  21.  April  1810  mit  eingeführt  und  durch  das 
Deeret  vom  11.  Mai  1811  geregelt.  Diese  Steuer  enthält,  wie  die 
Patentsteuer,  „feste"  Sätze  und  „proporti on ale"  Sälze.  Jene 
richten  sich  nach  dem  Umfang  des  concessionirten  Grubenfeldes, 
bezw.  bei  Bergwerken,  welche  ohne  Concession  betrieben  werden, 
nach  der  Ausdehnung  des  Betriebes  uud  betragen  10  Eres,  für  das 
Quadratkilometer  des  Feldes.  Die  proportionalen  Sätze  richten 
sich  nach  dem  festgestellten  Reinertrag  eines  Bergwerks,  sollen 
im  Maximum  des  Principals  5°/0  des  Reinertrags  nicht  überschreiten, 
der  spccielle  Steuersatz  soll  durch  das  jedesmalige  Finanzgesetz 
festgestellt  werden ,  er  betrügt  regelmässig  unverändert  Jahr  aus 
Jahr  ein  "»"/„.    Im  Unterschied  von  der  Patentsteuer  wird  hier 
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also  der  Reinertrag  selbst  die  Basis  der  Proportionalabgabe  und 
wird  nicht  nur  aus  „iiussereu  Merkmalen"  auf  diesen  geschlossen. 

Zur  Ermittelung  des  Heinertrags  besteht  ein«  allerdings  nicht  unbedingte  Ver- 
pflichtung  der  Bergwerksbetreiber,   erforderliche  Anfallen   zu   machen,  in  deren 
Ermangelung  von  Amts  wegen  eine  Abschätzung  durch  eine  zu  diesem  Zweck  aus  dem 
Präfecten,  zwei  von  diesem  ernannten  Mitgliedern  des  (Jenoralraths,  dem  Steuerdirector, 
dem  Bergwerksingenieor   und   zwei   hervorragendsten  Bergwerksbesitzern  zusammen- 
gesetzte Coinmission   erfolgt.    Diese  Comrnission  prüft  auch  die  eingereichten  An- 
gaben der  Besitzer  oder  Betreiber  und  stellt  den  steuerpflichtigen  Beinertrag  fest. 
Sic  hat  Hecht  und  Pflicht.  Uber  die  den  Beinertrag  bedingenden  und  bestimmenden 
Productions-  und  Absatzverliälfnisse  die  erforderlichen  Nachforschungen  anzustellen. 
Genaue  Normen  über  die  Berechnung  des  Beinertrags  aus  dem  Rohertrag  und  den 
Productionskosten ,  unter  näherer  Antrabe,  was  als  letzter'  abgezogen  werden  darf. 
Circ.  v.  1560,  Pe rroux - J o p p e n ,  No.  665.  Note,  auch  Decret  v.  II.  Februar  1  *>7-l 
über  den  „Beinertrag".    Seit  1577  werden  für  die  Berechnung  die  geförderten, 
nicht  mehr  wie  bis  dahin  die  verkauften  Mengen  zu  (iruiuie  gelegt.    Jedes  ein- 
zelne Bergwerk  wird  als  selbständiges  Steuerobject  behandelt,  auch  wenn  Ein  Besitzer 
mehrere  hat,  daher  erfolgt  auch  keine  Compensatio!!  der  Heinerträge  und  Verhüte  für 
mehrere  Bergwerke  desselben  Besitzers,  ebenso  nicht  für  mehrere  Jahre.    In  jeder 
Beziehung  also  hier  ein  „Ei nd ringen  "  in  die  persönlichen  und  ökonomischen  Ver- 
hältnisse, was  die  französische  Gesetzgebung  sonst,  so  bei  der  Patent-Steuer,  so  ausser- 
ordentlich und  so  bedenklich  übertreibend  scheut.    (S.  besonders  Decret  von  1511, 
Art.  16  11'.,  bei  Perroux- Joppen ,  No.  65 1  II.).  Bios  die  rechtliche  und  ökonomisch- 
technische  Natur  des  Bergbaus   rechtfertigt  doch  ein  so  völlig  abweichendes  Ver- 
halten der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  kaum.    Ja.  gerade  bei  Bergwerken  und 
wesentlich  nur  bei  diesen  den  wirklichen  Heinertrag  der  Steuer  zu  Grunde  zu  legen, 
welcher  bei  Bergwerken  doch  stets  nur  unsicher  zu  berechnen  ist  -  -  da  Alles  von 
'  der  unlösbaren  Frage  abhängt,  wie  lange  ein  bestimmtes  Bergwerk  dauern  wird,  wie 
weit  der  „Reinertrag"  daher  wirklicher  Reinertrag  oder  Amortisation  ist  — ,  muss 
sogar  noch  Bedenken  gegen  diese  Anomalie  im  französischen  Steuerrecht  erregen. 
Andere  Gesetzgebungen   haben  dieser  Bedenken  wegen  auf  H  ein  citragsbesteuerung 
der  Bergwerke  verzichtet. 

Befreit  von  der  Proportionalabuabe  sind  Salz  werke  u.  s.  w.  (min  es  de  sei, 
sources  et  puits  d'eau  sähe),  die  feste  Abgabe  zahlen  sie  iGesctz  vom  17.  Juni  1510, 
Art.  4, 

Ausser  der  unmittelbaren  Feststellung  der  Steuer  nach  dem  Heinertrag  sind 
Abonnements  für  die  Proportionalabgabe  zwischen  dem  Fiscus  und  den  Bergwerks- 
betreibern, regelmässig  auf  Grund  fünfjähriger  Durchschnitte  des  Reinertrags,  statthaft 
t  Decret  von  1511,  Art.  31  II.,  Decret  von  1560,  1560.  1  s7  4). 

Auch  bei  dieser  Steuer  besteht  ein  „Ausfallfonds",  welcher  mit  einem  Zu- 
schlag von  10°/o  zum  Principale  dotirt  wird  und  aus  dem  Entlastungen,  Befreiungen. 
Minderungen  zu  Gunsten  der  mit  Verlust  arbeitenden  Bergwerke,  der  von  besonderen 
Unfällen  betroifeuen  erfolgen,  sowie  gewisse  Kosten  der  Steuerveranlagung  und  Er- 
hebung bestritten  werden  (Näheres  schon  im  Decret  von  151  P.  Anfangs  sollte  über- 
haupt der  Ertrag  der  Steuer  nicht  in  die  Staatscasse  zu  allgemeinen  Staatsausgaben 
fliessen,  sondern  einen  Specialfonds  für  Zwecke  der  Bergwerksvcrwaltung  bilden,  was 
aber  schon  seit  1515  aufgehört  hat. 

Der  Ertrag  der  Bergwerksabgaben  incl.  Zuschlag  für  Ausfallfouds,  auch  mit- 
unter gewisse  Gebühren)  war  lv26  222,000  Frcs.,  stieg  erst  etwas  mehr  seit  den 
1540er  Jahren  (Max.  für  1M5  nach  der  Veranlagung  auf  Grund  des  Eitra gs  in  1547 
707,000),  1560  1,461,000.  1571  lohne  Elsa=s)  1,426.00»,  1574  (Max..  Speeulationsjahn 
3.300,000  Frcs.,  1S53  2.703.000  Frcs,,  1555  und  15>6  i Anschlag)  2.50  Mill.  Frcs. 
(Bull.  XV,  ">35,  Faure,  p.  52). 

c.  Die  Steuer  vom  Ertrag  ^Einkommen'  aus  beweglichen  Werthen  oder  die  Eitrags- 
steuer  von  Werthpapieren.    [Taxe  *nr  le  revenu  des  valeurs  mobile  res  . 

Gesetzgebung.    Einfuhrung  durch  das  Grundlage  gebliebene  Gesetz  vom 
20.  Juni  1572,  Decret  mit  Ausführungsreglement  vom  6.  December  1572.  Ausdehnung 


Digitized  by  Google 


494         0.  R.  2  K.  Steucrreeht.  1.  H.-A.  2.  A.  I'raiikrcirli.  §.  20*. 

der  Steuer  auf  Loose  und  Kückiahlungsprätnien  durch  Gesetz,  vom  21.  Juni  1S75. 
Reglement  dazu  vom  15.  Dccemher  IST.*».  Gewisse  Beschränkungen  in  Bezug  auf 
Steuerobjectc  durch  Gesetz  vom  I.  December  1s7*»;  umgekehrt  bezügliche  Ausdehnuniren 
durch  Gesetz  vom  2h.  December  1*M).  Art.  und  2\>.  December  1S*4.  Art.  9. 
(Uesteu-Timg  der  Einkünfte  religiöser  Kongregationen).  Block,  dict.  Art.  valeurs 
uiobili''-res.  No.  13—17,  p.  I7VI,  siippl.  »vih'-r. ,  p.  434,  suppl.  annuel  1SS5,  p.  1*. 
Bull.  VIU,  Süll.  XVI,  t',17,  XXII,  234.  Dejean  cod.«.  p.  207  If. .  27S  ff.  (Gesotz 
und  Decrot  vou  1*72). 

Literatur  s.  Block  gm  Artikel.  Yignes,  I,  40*.— 411.  Kaufmann,  S.  2üo 
(nur  Erwähnung').  Statistik  jährlich  in  derjenigen  der  Enregistrementsverwaltuug 
Kur  1*72  — Mi  Bull.  XXII.  234  (Erträge  und  belegte  Werthe  nach  Hauptarten,  auch 
graph.  Darstellung,  l'eber  die  Projecte  einer  umfassenderen  Einkommensteuer  nach 
dem  Kriege  von  ls'l.  woraus  dann  die  hierzu  besprechende  Steuer  allein  verwirklicht 
worden  i*t.  Yves  Guyot.  imp.  sur  le  revenu  (Par.  ISsfi  ,  ch.  IV. 

§.  208.  Char acter,  Umfang.  Diese  Steuer  ist  die  einzige, 
welche  die  Franzosen  zur  notwendigen  Ergänzung  ihres  directen 
Ertragsstcucrsystcms  nach  dem  letzten  Kriege  eingeführt  haben, 
zugleich  die  einzige,  womit  man  ein  wenig  in  die  Hahnen  der 
directen  Hinkommenbcstcucrung  eingelenkt  hat.  So,  wie  sie  aus 
umfassenderen  Plänen  zur  Besteuerung  von  Erträgen  oder  Ein- 
künften aus  beweglichem  Vermögen  oder  „Kapital"  allein  übrig 
geblieben  ist,  stellt  sie  eine  partielle  Kapitalrentensteuer 
dar,  welche  sich  ziemlich  willklihrlich  auf  die  Zinsen,  Kenten. 
Dividenden  u.  s.  w.  von  gewissen  im  Gesetz  genannten  Capital-  i 
anlagen,  namentlich  gewisser  Werthpapiere,  beschränkt. 
Wichtige  analoge  Zinserträge,  besonders  aus  (in-  und  ans 
ländischen)  Staatsfonds,  dann  aus  hypothekarischen 
Darlehen  u.  a.  in.  sind  dieser  Steuer  nicht  unterworfen.  Ein 
gleichzeitiges  Gesetz  (28.  Juni  1872)  Uber  die  Besteuerung  der 
Zinsen  aus  letzteren  mit  2" /„  war  noch  vor  seiner  Ausfuhrung  am 
20.  Decemher  1872  aus  Rücksicht  auf  Grundcredit  und  Immobiliar- 
besitz wieder  aufgehoben  worden.  Dem  Umfang  oder  den  Steuer 
objecten  nach  ist  diese  Steuer,  als  Kapitalrentensteuer,  daher 
viel  zu  eng  bemessen  und  damit  eben  kein  genügendes  Glied 
des  Erlragssteuersystems  geworden.  Die  Ausdehnung  des 
ursprünglichen  Umfangs  durch  das  Gesetz  vom  21.  Juni  1875  ist 
zwar  richtig  gewesen,  diejenige  durch  die  Gesetze  vou  1880  nnd 
1881  aber  nicht  ohne  Bedenken. 

Der  Umfang  der  Steuer  ist  der  folgende: 

Nach  dem  Gesetz  von  IST  2  sind  Ste  Uerobjec  t:  die  Zinsen,  Dividenden.  Eiu- 
k imft e  und  andere  Erträge  von  Actien  jeder  Art,  von  irgendwelchen  lin-  und  aus- 
ländischen: Gesellschaften,  Kompagnien,  Unternehmungen,  finanziellen,  industriellen. 
<  ommerciellen  oder  des  Kivilreohts;  die  jahrlichen  Renten  und  Zinsen  von  Anleihen 
und  Obligationen  von  i.in-  und  ausländischen)  Provinzen,  Departements.  Ge- 
meinden, Korporationen,  öffentlichen  Anstalten,  Gesellschaften.  Compagnien.  Unter- 
nehmungen u.  s.  w. :  endlich  die  Zinsen,  Ertrage,  llenchcien  von  In teressenanthcilen 
und  Couimand  itkapitalie  n  in  Gesellschaften,  Unternehmungen  u.  dgl .  deren  Kapital 
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nicht  in  Actien  eingeteilt  ist  (Gesetz  von  1^72,  Art.  J,  4).  Die  mehrfach  angeregte 
Ausdehnung  der  Steuer  auf  französische.  Staatsfonds  ist  aus  prineipiellen  Be- 
denken uber  die  rechtliche  Zulässigkeit  einer  solchen  Besteuerung  und  aus  Buck- 
sichten  auf  den  Staatscredit  and  auf  wünschenswert  erseheinende  B^^anstii; nag-  der 
Kapitalanlagen  in  der  einheimischen  Staatsrente  unterblieben,  Bücksichten,  welche  bei 
dem  Creditbedurfnis»  des  Staats  um  1S72  und  bei  näherer  Aussicht  auf  die  Möglich- 
keit von  Zinsherahsetzungeu  der  steuerfreien  Heute  allerdings  zu  nehmen  waren.  Die 
Einbeziehung  ausländischer  Staatsfond»  wurde  noch  unmittelbar  bei  der  letzten 
Berothung  d.  s  Gesetzes  von  ls72  beantragt,  aber  doch  aus  ÜpportunitätsrUcksicliten, 
u.  A.  damals  wohl  auch  aus  Rücksieht  auf  die  Betheiligung  fremden  Kapitals  an 
französischen  Staatsanleihen  unterlassen ,  wo  man  dann  auch  Seitens  fremder  Staaten 
*-irie  Besteuerung  der  letzteren  unter  Umstanden  hatte  erwarten  können  (ItalienV  Auch 
hätte  die  Veranlagung  und  Erhebung  der  Steuer  in  der  angenommenen  form  auf 
fremde  Staatspapiere  sieh  weniger  leicht  anwenden  lassen,  da  mau  sich  wühl  scheute, 
fremden  S  t  aat  s  r  e  ir  i  e  r  u  n  g  e  u  gegenüber  die  Cautelett  zu  verlangen,  welche  das 
Gesetz  sonst  für  die  Zulassung  eines  Papiers  zur  französischen  Börsennotiruug  stellt  is.  u.). 

Durch  das  tiesetz  vom  21.  Juni  1>7.">  sind  dann  folgerichtig  auch  Loose  (.nach 
dein  ganzen  Betrage)  und  die  aus  der  Dilferenz  zwischen  dem  Emissionscurs  und  dem 
Buckzahlungsbetrage  von  Anleihen  sich  ergebenden,  im  Grunde  Zinsen  vertretenden 
l'räinien  der  Steuer  von  1S72  unterworfen  worden,  mit  einigen  besonderen  Bestim- 
mungen uber  die  Durchführung,  wie  sie  die  eigentümlichen  Auiortisationsplänc  bei 
solchen  Anleihen  bedingen  (Reglement  vom  15.  Deeeinber  l >T 5 1. 

Nach  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  von  1N72  waren  die  Actien  und  Interessenteu- 
antheile  von  (iesellschaften  jeder  Art  Stciierobjeet,  daher  auch  selbst  von  gewöhn- 
lichen offenen  Handelsgesellschaften  oder  Collectivgesellschaften  isoci.  t-  s  en  nom  <ol- 
leetif).  Das  wurde  als  zu  weitgehend  durch  (iesetz  vom  1.  December  1*>75  beschränkt, 
indem  letztere  Gesellschaften,  dann  Arbeiter- (Joopcrativgenossensehaften  für  ganz  frei 
und  bei  einfachen  ('»»mmanditgesellschaften  nur  die  an  die  (Jominanditisten  für  die 
eingelegten  Commanditkapitnlien  gezahlten  Erträge  für  steuerpllichtig  erklärt  wurden. 
Auch  hier  ergiebt  sieh  dann  aber  immer  die  unglcichuiässige.  Behandlung  ganz  ähn- 
licher Kapitalanlagen  durch  die  dem  l  in  fang  nach  zu  enge  französische  Kapitalrenten- 
steuer.   Die  Zinserträge  von  gewöhnlichen  Darlehen  bleiben  eben  frei. 

Die  Ausdehnung  der  Steuer  durch  die  Gesetze  von  1^0  und  ISSl  auf  eigen- 
timmlich  liegende  andere  Fälle  von  Gesellschaften  und  Associationen  ist  zwar  in  einer 
Hinsicht  auch  folgerichtig,  in  anderer  doch  nicht  ohne  principielle  Bedenken,  zumal 
hier  durch  die  Besteuerung  z.  Th.  nicht  bloss  finanzielle,  sondern  andere,  namentlich 
den  religiösen  Genossenschaften  u.  dgl.  gegenüber  ki  rchenpolitischc  Sondcr- 
z wecke-  verfolgt  werden.    Nach  dem  (iesetz  vom  2S.  December  1  SSO ,  Art.  3  sollen 
nämlich  der  Steuer  des  Gesetzes  von  1S72  auch  die  jährlichen  Erträge  und  Benelicien 
solcher  (iesellschaften  und  anerkannter  und  nicht  anerkannter  Associationen  unterliegen, 
bei  welchen  die  Erträge  nicht  ganz  oder  nur  theilweise  unter  ihre  Mitglieder  ver- 
teilt werden  müssen     Soweit  dabei  die  Höhe  dieser  Erträge  nicht  nach  den  Be- 
stimmungen  des  deset/es  von  ]s72  zur  Veranlagung  der  Steuer  bemessen  werden 
kann   und  keine,  entsprechenden  zuverlässigen  Angaben  der  Gescllscbaftsvertreter  vor- 
liegen, soll  als  Ertrag  der  Satz  von  5%  des  detaillirt  abzuschätzenden  Werths  der  das 
Gescllschaftskapiial  bildenden  beweglichen  und  unbeweglichen  Vermögensbestandtheile 
angesetzt  werden,    lieber  den  mit  Art.  "J  des  genannten  Gesetzes  zusammenhängenden 
Art.   4  s.  o.  «$.  20«;,  S.  1<JU    Das  (iesetz  vom  21».  Decetnber  1  SM .  Art.  1*  wendet 
dann  die  genannten  Bestimmungen  des  Gesetzes  von  ls**0  und  damit  die  Steuer  des 
Gesetzes  von  1^72  speciell  auf  alle  „religiösen  Congregatiotien.  Verbindungen  commu- 
nautes)  und  Associationen,  autorisirte  wie  nicht  autorisirte".  an  und  bestimmt  für  diese, 
wie  für  alle  anderen,  im  Gesetz  von  1SMI  bezeichneten  Gesellschaften  oder  Associationen, 
die  ihre  Erträge  nicht  ganz  oder  theilweise  unter  ihre  Mitglieder  vertheileu,  dass 
allgemein  als  steuerpflichtiges  Einkommen  der  Satz  von  5"  0  des  Bruttowerths  der 
besessenen   oder   occupirlen  beweglichen  und  unbeweglichen  Guter  der  betreffenden 
(iesellschaften  angenommen  werden  soll,  wenn  nicht  ein  noch  höheres  Einkommen 
«onstafirt  ist.    Detaillirte  Dcclarationcn    des  Vermögens  bilden  die  Basis  der  Ver- 
anlagung.    Wie  man  auch  uber  den  speeicllen  Zweck  dieser  vornehmlich  auf  die 
religiösen  Congregationen  abzielenden  Besteuerung  denke  und  wenn  man  auch  an- 
nimmt, dass  unter  den  so  besteuerten  Einkünften  manche  Zinserträge  sind,  welche 
A   Wagner,  riiuiizwi-.s.-ris.-liift.  III.  :r2 
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durch  dir  Steuer  von  1ST2  sonst  nicht  getroU'cn  wurden  und  eigentlich  dadurch  go- 
troHen  werden  sollten,  zwei  erhebliche  rein  stcuerpoliti  sc  he  Bedenken  bleiben 
doch  bestehen.  Einmal  trifft  die  also  ausgedehnte  Steuer  eben  nun  Zinsen,  welche 
bei  anderen  Heziehero  rechtlich  und  faktisch  frei  bleiben:  ein  Verstoss  gegen 
die  (il  ei  e  h  massig  keit  einer  Kapitalrenteristeuer,  und  zweitens  nimmt  die  Steuer 
/.um  Theil  so  einen  ganz  anderen  (,'haractcr  als  den  gerade  einer  Kapital  reu  tensteuer 
an  :  sie  wird  hier  wirklich  eine  rohe  (i  usa  in  in  t  e  in  ko  m  m  enstcu  e  r  in  Form  einer 
Vermögenssteuer,  wodurch  natürlich  die  „«ileichheit  vor  dem  Gesetz"  anderen  Per- 
sonen gegenüber  Verletzt  wird. 

$.  209.  Für  die  Veranlagung  und  Erhebung  der  Steuer 
ist  ein  steuertechnisch  zweckmässiges  Verfahren  angenommen 
.  worden.  Durch  dasselbe  erleichtert  und  sichert  man  i'Ur  die 
practisch  wohl  wichtigsten  Fälle  die  Durchführung  der  Kapital- 
rentenstcuer  wesentlich,  aber  freilich  trifft  man  andere,  jedenfalls 
indessen  weniger  zahlreiche  und  wichtige  Falle,  welche  unter  die 
Steuer  gehören  würden ,  eben  wegen  des  gewählten  Verfahrens 
nicht. 

Das  Verfahren  besteht  darin,  dass  man  zu  Steucrsubj ecten 
nicht  dio  Zins-  und  Dividendenempfänger  u.  s.  w.,dicGläubiger 
gemacht  hat,  welche  man  doch  eigentlich  besteuern  will,  sondern 
die  die  Zahlung  der  Zinsen  u.  s.  w.  Leistenden,  die  Schul  du  er, 
die  Gesellschaften  selbst.    Diesen   letzteren   sind   daher  bc- 
tretfeude  Verpflichtungen  der  Declaration,   Gestattung  der 
Controle  durch  die  Steuerbehörde,  dann  der  directen  Steuer- 
zahlung auferlegt,  mit  dem  Hechte,  sich  an  den  Empfangsberechtigten 
(also  namentlich  den  Gläubigern)  durch  entsprechenden  Abzug 
der  Steuer  bei  der  Zinszahlung  u.  s.  w.  schadlos  zu  halten.  »So 
nimmt  die  Steuer  den  Charactcr  einer  Dividenden  Verkürzung 
gegenüber  Actionären  und  ähnlichen  Personen  und  einer  als  Zins- 
reduetion  erscheinenden  Couponsteuer  gegenüber  Obligationären 
u.  s.  w.  an,  soweit  nicht  letzteren  Falls  der  Schuldner,  die  Ge- 
sellschaft, die  Corporation  etwa  die  Steuer  cndgiltig  auf  sich  Uber 
nimmt,  was  nicht  unzulässig  ist.    Natürlich,  dass  aber  so  sich  der 
Chnracter  der  Steuer  theilweise  verändert.    Trotzdem  bleibt  dieser 
Modus  der  Veranlagung  und  Erhebung  tiscalisch,  steuertechnisch 
betrachtet,  überwiegend  vorteilhaft.  Denn  er  verbürgt  eine  möglichst 
sichere  Einsteuerung  der  »Steuerobjecte ,  auch  des  Haupttheils  der 
in   ausländischen  Effecten   bestehenden,   eine  wohlfeile  Ver 
anlagung  und  Erhebung,  auch  weil  man  es  mit  weniger  und  mit 
den  zahlungsfähigsten  Steucrsubjccten  zu  thun  hat.  Misslich  bleibt 
nur,  dass  die  Kapitalanlagen  in  solchen  ausländischen  Effecten, 
welche  nicht  in  Frankreich  notirt  werden,  sich  der  Steuer  ent- 
ziehen, was  aber  gerade  unter  französischen  Verhältnissen  practisch 
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nicht  so  sehr  ins'  Gewicht  fallen  mag.  In  allen  diesen  Puncten 
zeigt  die  Veranlagung  dieser  Steuern  viel  weniger  Scheu  vor 
scharfen  Anforderungen  an  die  Steucrsubjecte  in  Betreff  der  An- 
gaben und  Controlcn,  vor  „Eindringen  in  die  persönlichen  und 
ökonomischen  Verhältnisse",  als  bei  den  älteren  grossen  direeten 
Steuern. 

Kür  die  französischen  Zahlung- Leistenden  und  Steuerpflichtigen  lässt  sich 
die  Zahlung>i>tlicht  unschwer  durchfuhren.  I»  Bctrell  fremder  Effecten  heste.ht  die 
Vorschrift,  dass  sie  in  Frankreich  nur  notirt.  nejrociirt,  zum  Verkauf  gebracht  und 
'•mittirt  werden  durfen .  wenn  sich  die  Zahlungspflichtigen ,  bez.  deren  gesetzlich  zu 
bestellende  verantwortlich«  Vertreter  in  Frankreic  h  der  Zahlung  der  Steuer  (ebenso 
wie  derjenigen  der  Steinpelab^.dxn  und  Transmissionssteuet  umerziehen  (Gesetz  von 
1>72,  Art  t,  Deer-t  von  1ST2.  Art.  3  und  i\  Eben  diese  Vorschriften  mochte  man 
wold  nicht  auf  fremde  Staaten  anwenden  und  liess  mit  deshalb  die  Fonds  derselben 
steuerfrei  is.  o.V  Effecten  von  fremden  Gesellschaften  und  Unternehmungen,  welche 
nicht  in  Frankreich  notirt  werden,  unterließen  der  Steuer  in  dem  Falk-,  da<s  die  be- 
treffenden Gesellschaften  u.  s.  w.  in  Frankreich  liegendes  bewegliches  oder  unbeweg- 
liches Vermögen  besitzen,  im  Verhältniss  der  daraus  sich  ergebenden  Einkünfte 
(beeret  von  ls"2  eb..  s.  u.  die  statistischen  Daten).  Alle  übrigen  fremden  Effecten, 
die  eigentlich  nach  dem  Sinn  und  wohl  selbst  nach  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  stcuer- 
nflichtiir  waren,  bleiben  bei  diesem  Verfahren  also  frei.  Die  Stt-uer  ist  in  vier  Quartal - 
nrminen  zu  zahlen,  bei  Actien  und  anderen  wechselnden  Ertragen  auch  und  zwar 
zu  4/ß  des  letzijähriRen  Steiierbetrags,  mit  definitiver  Abrechnung  über  die  Steuer 
nach  Beendiirang  des  .lahres-Wechnungsabschlusses  der  (iesellschaften  {Decret  von  ls72. 
Art.  1.  2i. 

Strafen  von  100  *>0O0  Frcs.  (nach  Art.  10  des  Gesetzes  vom  23.  Juni  l>57i  und 
eventuell  weitere  nach  Art.  3M  des  Gesetzes  vom  22.  (ierm.  VII.  treten  bei  Vergehen 
der  Steucrsubjecte,  auch  in  Betreff  von  Unterlassungen  von  oder  Mangeln  in  den 
Declarationen  ein   Gesetz  von  1>72,  Art.  '>). 

Die  Steuer  ist  im  t'ebrigen  eine  «juotitätssteuer  zu  dem 
festen  Stc uersatze  von  3 "/„  jährlich.  Mit  diesem  Satze,  dessen 
Stellung  auf  5  "/„  angeregt  worden  war,  bleibt  die  Steuer  unzweifel- 
haft hinter  dem  Satze,  welchen  selbst  gegenwärtig  noch  die  fran- 
zösische Grundsteuer  erreicht  (S.  441),  zurück.  Ob  auch  hinter 
dem  Mittelsatzc  der  Patentsteuer,  lässt  sich  nicht  sagen.  Zuschläge 
zu  der  Steuer  werden  nicht  erhoben.  Einen  höheren  Satz  als  3"  „ 
glaubte  man  aus  mancherlei  Rücksichten  der  (Kreditpolitik,  bei  der 
möglichen  Ueberwälzung,  bezw.  bei  der  cndgiltigen  Tragung  durch 
die  gesetzlichen  Steucrsubjecte  vermeiden  zu  sollen. 

Die  Steuer  steht  in  gewisser  Verbindung  mit  den  beiden 
anderen  Stenern,  durch  welche  die  französische  Gesetzgebung  die 
Wertpapiere  trifft,  dem  Stempel  und  der  Transmissions- 
steuer (§.  220).  Da  diese  Steuern  unter  der  Directum  für  Stempel 
und  Enregistrement  stehen  und  einige  steuertechnische  Einzelheiten 
in  der  Veranlagung  bei  der  3°/(l  „Einkommensteuer"  den  Ein- 
richtungen des  Enregistrements  angepasst  sind,  lag  es  nahe,  die 
neue  Steuer  selbst  unter  diese  Directum,  nicht  unter  diejenige  der 
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directen  Steuern  zu  stellen.  Eine  „ directe"  Steuer  ist  sie  Steuer- 
politisch  und  technisch  gleichwohl,  wenn  auch  die  „vorschuss- 
weise" Zahlung  durch  die  Schuldner  und  Gesellschaften  u.  s.  w. 
an  Stelle  der  Gläubiger,  Actionäre,  welche  eigentlich  besteuert 
werden  sollen,  ihr  immerhin  einen  eigentümlichen  Character  giebt. 
Verhältnisse  dieser  Art  kommen  aber  auch  sonst  bei  „directen" 
Steuern  vor,  so  im  französischen  Hecht  bei  der  Thür-  und  Fenster 
Steuer  (§.  195,  196). 

Die  Steuer  trat  mit  I.  Juli  1S72  ein.  Ihr  Ertrag  war  im  ersten  vollen  Jahre 
lr»73  37.55,  1S74  31  .IS,  bis  1S7S  34-35.  1SS0  39.10,  1  SS I  4-1.4«,  1SS3  iMax.i 
47.0S,  iss4  —  S«  40.S.J,  45  s7,  47,2s  Mill.  I res. ;  <oit  lsS5  incl.  Steuer  von  deu 
religiöse»  C-ougregatioucii.  Einige  t»Ü w/0  kamen  reircliufesig  auf  französische 
Werth.-,  auf  fremde  lS7;t  2.0«,  lss2iMax.,  1.10,  I SS«  a.4s  Xlill.  1-m».  Dir  Summe 


•ler  he  steuerten  Ertrage  war  in  Mill.  Frcs. 

1S73  ISN« 

Französische  Actien   137.00  5S1.57 

Französische  Obligationen  und  Anleihen  ....  5U4.47  710.S0 

Fra»zös.  Inteiessentcnanth.  u.  Coininanditkai»itaIien  47. S7  110.33 

Summa  französische  Werthe   9so.ii»  145S.7« 

Fremde  Actien   22. S5  42.54 

Fremde  Obligationen   14.25  «2.79 

Fremde.  Gesellschaften  mit  <iut  in  Frankreich  .    .  1.6«  10.4« 

Summa  fremde  Werthe   «S.7«  11 5.7s 

(iesammtbetiag   1  OOS.  10  1 574 .54 


Die  Anlagen  besonders  in  fremden  Actien  haben  lSSO  erheblich  abgenommen. 
Die  einzelnen  Jahre  dazwischen  zeigen  auch  sonst  manches  lieaehtenswerthe  Bull.  XXII. 
235i.  Zur  Würdigung  der  ökonomischen  Hedeutung  der  Anlagen  ist  nicht  zu  uber- 
sehen, dass  alle  Staatsfonds,  als  steuerfrei ,  hier  fehle». 

4.  Kuckblick  auf  die  französische  directe  Besteuerung  im  Ganzen. 

§.  210.  Ein  Kückblick  auf  die  im  Vorausgehenden  abge- 
handelten einzelnen  directen  Steuern  des  modernen  Frankreichs 
kann  in  Betreff  dieser  ganzen  Steuergruppe  nur  bestätigen,  was 
schon  in  dem  Kückblick  auf  die  gesammte  französische  Steuer- 
entwieklung  im  19.  Jahrhundert  hervorgehoben  wurde  (§.  177). 
In  der  politischen  Seite  des  Steuerwesens,  in  der  formellen 
Ordnung  dieser  directen  Steuern,  in  der  technischen  Durch- 
arbeitung einmal  angenommener  Grundsätze  für  die 
selben  haben  Gesetzgebung  uud  Verwaltung  Bedeutendes  geleistet 
und  Erhebliches  erreicht.  Ein  grosser  Fortschritt  ist  hier  gegen 
das  Stcucrwescn  des  ancien  regime  nicht  zu  verkennen.  Wirkliche 
Stcucrprivilegien  und  Exemtionen  im  rechtlichen  Sinne  sind  gefallen. 
Die  „staatsbürgerlichen"  Besteuerungsposttilate  als  politische 
Anforderungen  sind  erfüllt. 

Allein  mit  dem  Allen  sind  doch  im  directen  Steuerwesen  mehr 
nur  forme  11c  als  materielle  Fortschritte  constatirt.    In  letzterer 
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Hinsicht  kann  man  gerade  auf  Grund  einer  speciellcn  Darstellung 
und  Prüfung  wie  der  vorausgehenden  nicht  verhehlen,  dass  viel 
weniger  erreicht  worden  ist,  als  zu  verlangen  wäre.  Kin  Steuer- 
system, das  diesen  Namen  verdient,  stellt  die  moderne  fran- 
zösische directe  Besteuerung  —  weder  für  sich  als  Ganzes,  noch 
in  ihren  einzelnen  Gliedern,  noch  als  Theil  der  gesammten  Be- 
steuerung betrachtet  entfernt  nicht  dar.  Den  notwendigen 
finanzpolitischen  Grundsätzen  und  Anforderungen  hinlänglicher 
„  A  us  reichend  he  it.*'  und  „Beweglichkeit",  um  sich  dem 
durch  sie  zu  deckenden  Theil  des  wachsenden  Finanzbedarfs, 
namentlich  des  staatlichen,  anzupassen,  entspricht  sie  ganz  unge- 
nügend.  Die  Gerechtigkeitsgrundsätze  und  Anforderungen  der 
„Allgemeinheit"  und  „  Gleichmässigkeit"  und  damit  die 
nicht  nur  formelle  „Gleichheit  vor  dem  Gesetz",  sondern  die 
materielle  Nichtigkeit  des  Gesetzes  selbst,  daher  die 
(wenigstens  proportionale)  Gleichheit  der  Steuerbelastung 
aller  Derer,  welche  Steuerträger  sein  sollten,  erfüllt  sie 
ebenso  wenig.  Der  so  oft  als  Leitstern  in  und  seit  der  ersten 
Revolution  hingestellte  Grundsatz,  „Jedermann  nach  seinen 
Fähigkeiten  zu  besteuern",  der  grosse  Grundsatz  der  „Be- 
steuerung nach  der  Leistungsfähigkeit",  auch  wenn  er, 
gegen  seinen  wahren  Sinn,  nur  auf  allgemeine  proportionale 
Gleichmässigkeit  der  Stcuerbelastung  gedeutet  wird,  ist  von  seiner 
Verwirklichung  weit  entfernt. 

Dies  ergiebt  sich  unzweifelhaft  aus  dem  Verhältniss  der 
directen  Steuern  zu  einander,  wenn  sie  als  Glieder  einer  Gruppe 
aufgefasst  werden,  wie  aus  den  inneren  Verhältnissen  jeder  ein- 
zelnen Steuer,  von  dem  Verhältniss  der  directen  Steuern  überhaupt 
zu  allen  übrigen  Steuern  gar  nicht  zu  reden. 

Die  französischen  directen  Steuern  stellen  im  Wesentlichen 
eine  sogen.  „Ertragsbestcuerung"  dar.  Als  solche  erfassen 
sie  aber  weder  alle  Erträge,  Einkommen,  Vermögen  derjenigen 
Einzelnen,  welche  in  einem  wirklichen  Steuersystem  dieser  Art 
Steuerträger  sein  müssten,  sind  also  nicht  wahrhaft  allgemein, 
noch  erfassen  sie  die  Erträge  u.  s.  w.,  welche  sie  treffen,  gleich  - 
m  ä  s  s  i  g. 

In  erste rcr  Hinsicht  fehlt  jrcrade  die  systematische  Ausbildung  der  Ertrags- 
besteuerung.  <ianze  Berufsclasseii  und  Erlragsarten  werden  nicht  diivet  besteuert, 
höchstens  indireet  mitunter  durch  nicht,  genau  zu  verfolgende  Uebenvälzung  getrotieu. 
So  aus  der  Bevölkerung  Theile  der  arbeitenden  Gasse,  der  liberalen  Uerute,  vielfach 
die  Neamteu,  die  landwirthschaftlicheii  Pachter,  so  au>>  den  Erträgen  die  von  den 
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eben  genannten  Personenkreisen  bezogenen,  ferner  grosse  Tlieile  der  Zinsrenten,  ohnedass 
in  beiden  Fallen  von  einer  angemessenen  Kompensation  durch  die  übrigen  Steuern 
oder  allgemein  von  steiierpolitiseh  berechtigter  Steuerfreiheit  zu  sprechen  wäre. 
Die  Ertragsstcucrsysteme  anderer  Lander,  so  der  suddeutschen  Staaten,  leisten  in 
dieser  Hinsicht  in  systematischer  Durchführung  des  einmal  angenommenen  Ertrags- 
steuerprineips  entschieden  mehr.  Die  Erfassung  und  Nichterfasssung  der  Stcuerkrafte 
durch  die  directen  Steuern  beruht  ja  in  Frankreich  freilich  auf  dem  Gesetz ,  nicht 
auf  Willkühr  der  Verwaltung  mehr.  Allein  die  betreffende  Gesetzgebung  selbst  ist 
<  ben  vielfach  ganz  willknhrlich  verfahren. 

In  Bezug  auf  die  G leichmäss igkeit  der  directen  Steuern  gegenüber  den  durch 
sie  getroffenen  Steuersubjekten  und  Steuerobjecten  sind  aber  auch  in  Frankreich  nicht 
einmal  ernstliehe  Versuche  gemacht.  Wenn  man  nur  die  beiden  wichtigsten  Steuern,  die 
Grundsteuer  und  die  I* at e n  tste u e r  vergleicht  und  etwa  noch  die  Berg  wc rk  s - 
stcuer  und  die  Werthpapiersteuer  mit  herbeizieht,  wo  ist  da  irgendwie  eine 
„gleichniässige"  Besteuerung  der  durch  diese  Steuern  getroffenen  Objecte  und  persön- 
lichen Träger  zu  finden?  Schon  diese  Steuern,  vollends  die  zwei  anderen  großen 
directen  hinzugenoinmen,  stellen  doch  nur  eine  willkuhrliehe  ganz  an  organisch  e 
Aneinanderreihung  directer  Steuern  von  völlig  verschiedener  Einrichtung,  schon  des- 
halb von  l'nvergleichbarkeit  unter  einander  und  von  verschiedener  Höhe  dar. 

So  erfüllen  diese  Steuern  in  der  That  materiell  das  politische, 
„staatsbürgerliche"  und  das  Gerechtigkeitspostulat  all- 
gemeiner und  gleichmässigcr  Besteuerung  durchaus  nnge- 
u  Ilgen  d. 

Ebenso  wenig  befriedigend  gestaltet  sich  jede  einzelne 
►Steuer,  wenn  man  sie  für  sich  nach  ihrer  Einrichtung  und  ihren 
inneren  Verhältnissen  betrachtet. 

Die  colossalen  Ungleichmassigkeiten  der  Grundsteuer  haben  sich  cinigemiaassen 
auf  Zahlenausdrucke  zurückfuhren  lassen  (§.  Is5).  Diejenigen  der  Patentsteuer  sind 
vielleicht  nicht  geringer,  trotz  des  ingeniösen  specialisirenden  ClasscnsehewatiMJius. 
Wenn  man  dies  auch  ziffennässig  nicht  so  leicht  genau  nachweisen  kann,  die  Kritik 
der  einzelnen  maassgebendeii  l'a-  toren  gestattet  einen  solchen  Schluss  mit  Sicherheit, 
ja  nüthigt  dazu  (5?  20."»).  Und  uiit  den  einzelnen  übrigen  Steuern  steht  es  schwerlich 
sehr  viel  besser.  Das  Problem  hat  mau  hier  zwar  in  der  Gesetzgebung  und  Ver- 
waltung jeder  dieser  Steuern  richtig  erfasst,  aber  theils  nicht  den  richtigen  Weg  zur 
Lösung  beschritten  ,  theils  auf  richtigem  Wege  die  Schwierigkeiten  nicht  tiberwinden 
können.  So  ist  man  daher  auch  hier  weit  entfernt  von  „gleichmässigcr"  Be- 
steuerung aller  Grundbesitzer  und  Grundbcsitzungen ,  aller  Gewerbetreibenden  und  Ge- 
werbebetriebe, aller  Hausbesitzer  und  Häuser,  aller  Hausbewohner  und  Wohnungen 
u.  s  w.  u.  s.  w  geblieben. 

Nicht  allein  aus  diesen  misslichen  Verhältnissen,  aber  wesent- 
lich mit  aus  ihnen  erklärt  sich  die  geringe  Fähigkeit  der  fran- 
zösischen directen  Besteuerung,  sich  in  den  Steuersätzen  und  ab- 
gesehen hiervon  durch  eigene  Entwicklung  der  Steuersubjcctc 
und  Stcucrobjecte  im  Ertrage,  namentlich  für  die  Staatsbedürf- 
nissc,  steigern  zu  lassen.  Unter  den  allgemeinen  Entwicklungs 
bedingnugen  modernen  öffentlichen,  besonders  Staatsbedarfs  und 
unter  den  spcciellcn  Bedingungen  dafür  in  Frankreich  musste  diese 
relative  Ertragsstabilitäf  der  directen  Steuern  daun  auch  wieder  um 
so  mehr  zu  der  zum  Theil  Übermässigen  Steigerung  der  Erträge 
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der  beideu  anderen  grossen  Steuergruppen,  der  Verkehrs  und 
der  direkten  Verbrauchssteuern,  hindrängen. 

Alles  in  Allem  kann  so  das  Lrthcil  über  die  moderne  Iran 
zösischc    directe    Besteuerung    in    steuerpolitischer    und  steuer- 
technischer Hinsicht  doch  kein  besonders  glinstiges  sein. 

Die  Ursache  davon  liegt  sicherlich  mit  und  selbst  wohl  Uber- 
wiegend iu  den  Überaus  grossen  Schwierigkeiten  einer  finanziell, 
volkswirtschaftlich,  technisch  und  nach  den  Gcrechtigkeitspostulaten 
befriedigenden  directen  Besteuerung,  theihveise  aber  doch  auch 
in  inneren  Mängeln  der  Gesetzgebung,  welche  sich  hätten 
vernieiden  lassen.  Diese  Mängel  sind  wieder  grundsätzlicher 
und  p  r a et i scher  Art. 

(»ewiss  war  es  richtig,  der  direclen  Besteuerung  eine  be- 
deutsame Stellung  im  Steuersystem  zu  erhalten,  auch  nach  der 
Abkehr  von  der  einseitigen  Tendenz  in  den  ersten  Zeiten  der 
ersten  Revolution,  als  diese  Besteuerung  zu  der  ganz  vorwaltenden 
oder  nahezu  zur  alleinigen  hatte  gemacht  werden  sollen;  und 
gleichfalls  war  es  richtig,  das  Streben  zu  verfolgen,  „Jeden  nach 
seineu  Fähigkeiten  zu  besteuern".  Allein  dann  musste  man  auch 
grundsätzlich  für  den  rechten  Zweck  die  rechten  Mittel  wählen, 
d.  h.  hier  sich  nicht  darauf  beschränken,  nach  mehr  oder  weniger 
zuverlässigen,  oft  recht  unzuverlässigen,  wenn  auch  verhältniss- 
mässig  leicht  zu  constatiienden  „äusseren  Merkmalen"  Object-  oder 
Ertragsstenern  allein  einzurichten,  sondern  man  musste  den  moralischen 
und  politischen  Math  haben,  unter  Gewährung  aller  erforderlichen 
Bürgschaften  für  den  Ausschluss  von  „Willktlhr"  von  Verwaltungs- 
organen, Subjcctstcuern  zu  bilden  und  in. die  persönlichen  und 
ökonomischeu  Verhältnisse  der  Wirthschaftssubjcctc  und  ihrer 
Wirtbschaften  bei  diesen  Steuern  wie  bei  den  daneben  bestehenden 
Objectsteuern  so  weit  einzudringen,  als  es  eben  für  die  Durchführung 
wirklicher  allgemeiner  Steuern  und  für  gleichmäßige  Veranlagung 
derselben  geboten*  ist.  liier  siegte  aber  in  Frankreich  ganz  der 
,, Individualismus4',  d.  h.  hier  die  Rücksicht  auf  wirkliche  oder 
vermeintliche  Interessen,  auf  Vorurtlieile ,  Empfindungen  der  Bc 
völkerung.  Mit  den  viel  zu  weit  gehenden  Rücksichten,  welche 
man  doit  iu  dieser  Beziehung  nahm,  ist  weder  eine  „gerechte' 
noch  eine  finanziell  hinlänglich  ergiebige  Besteuerung,  vollends 
keine  directe,  welche  solchen  beiderlei  Anforderungen  entspricht, 
vereinbar.  Das  scheint  man  aber  in  Frankreich  immer  noch  nicht 
ciugcseheu  zu  haben.    Sonst  wäre  es  in  der  Periode  von  1871  ff. 
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zu  einer  gründlicheren  Kcform  der  directen  Steuern  und  endlich 
zur  Einführung  einer  Einkommensteuer  gekommen. 

Pr actis cli  aber  war  es  ein  verbäugnissvoller  Fehler,  dass 
man  in  der  ersten  Revolution  viel  zu  rasch  die  alten  Steuern  be- 
seitigte und  ohne  genügende  Vorbereitung  die  neue  direetc  Be- 
steuerung legislativ  teststellte  und  dann  administrativ  durchführte; 
dass  man  ferner  aber  auch  später  an  der  einmal  im  ersten  Jahr- 
zehnt der  ersten  Revolution  gelegten  (Jiundlage  dieser  Besteuerung 
mit  geringen  Veränderungen  festhielt.  Thatsät  blich  sind  iu  Folge 
dessen  bei  der  Grundsteuer  und  bei  der  1'eisonal-  und  Wohnungs- 
steuer (S.  4">0)  in  grossem  Umfang  die  Unglcichmässigkeitcn  der 
directen  Steuern  aus  der  früheren  Königszeit,  über  die  man  doch  so 
klagte,  mit  viel  zu  geringen  Abänderungen  in  die  neuere  Zeit  hinüber- 
gegangen und  selbst  bis  heute  erhalten  worden.  Die  Unfähigkeit 
der  französischen  directen  Steuern,  sich  den  gesteigerten  An- 
forderungen des  Staatsbedarfs  anzupassen,  hängt  mit  diesen  Ver- 
hältnissen ebenfalls  zusammen. 

Was  danach  zu  geschehen  hätte,  möchte  auf  Grund  der  ge- 
gebenen Darstellung  und  Untersuchung  doch  auch  der  fremde 
Theoretiker  sagen  dürfen:  Beschränkung  der  zu  aus- 
schliesslichen Beachtung  der  mechanischen  „äusseren" 
Merkmale  und  Einfügung  subjectiver  Momente  in  die 
Ert  rags  b  este  u  er  ung,  ferner  Da  neben  Stellung  einer 
Ein  kommenbes  teuer  ung  und  t  heil  weise  Hinüber  führ  ung 
der  E rtragsstcu cru  in  eine  solche. 

H.  Die  Vorkehrsbesteuerung. 

1.  Die  K  egistrirungsahgaben,  das  Stomp.  l\v  eson  und  audore 

verwandt«  A  h gab  eil. 

a.  Im  Allgemeinen. 

Geset/.gc Illing.  S.  scho:i  die  Uebersicht  in  l-'in.  II. *  Mi  {im  Folgenden  Be- 
richtigungen dazu\  Di«"  hierher  gehörigen  Gesetze  zerfallen  in  vier  Kategorien,  ent- 
»preebend  den  viererlei  ..Abgaben"  dieses  Gebiets,  sie  stehen  aber,  wie  diese  Ab- 
gaben selbst,  in  Zusammenhang  unter  einander:  Gesetze  über  die  Kegistrir  u  ngs- 
ahgaben.  über  den  Stempel,  Uber  die  Go  rieht s s c. Ii  reiberei ge b ü  h r  en  ,  über 
die  11  y  pot  heke  nge  bu  h  r  en.  Das  Gebtl  hreneleinent  und  das  Steuerelement  in 
den  betrellenden  Abgaben,  besonders  in  den  ersteu,  wird  in  der  Gesetzgebung  selbst 
nicht  scharf,  meistens  gar  nicht  getrennt.  In  die  steuerpolitiseh  und  steuerte,  hnisch 
besonders  zu  beachtende  V  e r  vv i ck el thei t  und  beständige  Veränderung*- 
bed  ü  r  l'tigkei  t  dieser  Gesetzgebung  giebt  schon  die  folgende  l'ebersicht  der  Gesetze 
einen  Hinblick.  Sie  i>t  absichtlich  eingehender  gehalten  worden,  auch  um  diesen  eigen- 
tümlichen Gharacter  einer  solchen  Steuergesetzgebung  zugleich  mit  hervortreten 
zu  lassen. 
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1.  Die  K  egistrirungsabgaben  (droits  d'cnregistrement) ,  welche  «Ii»1,  Erb- 
schaftsbesteuerung mit  in  sich  enthalte»,  wurden  in  der  Revolutionszeit  durch 
das  Gesetz  vom  5. —  19.  December  1790  neu  begründet.    Nach  verschiedenen  weiteren 
Gesetzen  wurde  jedoch  erst  durch  das  an  Stelle  aller  bisherigen  tretende  Hau ptgesetz 
vom    22.  Frimaire  VII.    12.  December  1798)  die  end  gilt  ige  Grundlage  des 
Systems  gelegt.    Zahlreiche  weitere  Gesetze  haben  das  letztere  in  Einzelheiten  ver- 
ändert, ausgebildet,  die  Sätze  mitunter  ormässigt,  häutiger  erhöht,  aber  das  System 
selbst  ist  in  seinen  Hauptpuncten  so  wie  es  das  Gesetz  vom  22.  Frimaire  YIL 
eingerichtet  hatte,  bestehen  geblieben.    S.  das  Gesetz  vom  Frimaire  u.  A. 
bei  Jacob,  Gesetze  Uber  Enregistremcnt  u.  s.w..  S.  21  —  96  (deutscher  Text ).  Manche 
einzelne  kleinere  Veränderungen  sind,  wie  auch  auf  anderen  Gebieten  des  französischen 
Stcuerwesciis.,  in  den  Jahrestinanzgesetzen.  Einnahmegesetzen  u.  s.  w.  getroffen  worden. 
S.  die  Daten  der  Gesetze  beiVigncs,  I,  '(29,  Blo«  k,  dietionn.,  Art.  enregistrement, 
p.  87v  Hervorgehoben  mögen  hier  in  chronologischer  Reihe  folgende  (iesetze  werden, 
die  wichtigeren  davon  sind  durch  gesperrte  Schrift  („Gesetz")  bezeichnet  i>.  den 
Text,  soweit  er  hergehört  und  in  Kraft  bis  1870  blieb,  bei  Jacob,  nach  1870  /.  B. 
bei  Dejean.  a.  a.  U-):  22.  Pluvioso  VII.  00.  Februar  1799,  Förmlichkeiten  bei  Ver- 
steigerungen); Gesetz  vom  27.  Veut.ise  IX.  (18.  März  1S01  ,  regelt  verschiedene 
Puncto  bei  der  Erhebung  der  Registrirungsabgaben);  Gesetz  vom  2S.  April  1 S U» 
i Fiuanzgcsetz,  Tit.  VII,  Art.  37—  59,  einige.  Veränderungen,  dann  verschiedene  Steuer- 
erhebungen gegen  das  Gesetz  vom  Frim.  VII,  auch  Tarif  der  Sieftelgebühren  und 
2ü°/„  Registerabgaben  dabei,  für  Adels-,  Wappenverleihungcn  u.  a.  in.,  Jacob, 
S.  102 — 183;  dazu  K.  Ordonn.  vom  22.  Mai  IMG,  eb.  S.  189  ff.);  Finanzgeseiz  vom 
25.  Marz  IM 7,  Art.  74,  75,  dsgl.  vom  15.  Mai  IM 8,  Art.  73  II',  (kleine  Veränderungen); 
ticsetz  vom  10.  Juni  1821  (Ermässigungen  von  Sätzen  der  Registrirungsabgaben 
und  Stempel';  18.  April  1831  Uiber  Enregistrementsgebuhreu  von  Erwerbungen  der 
Gemeinden,  öffentlichen  Corporationen  u.  dgl.j;  21.  April  1832  (über  ovent.  Erlass 
gewisser  Siegelgebühren  des  Gesetzes  von  ISiOi;  Gesetz  vom  21.  April  1832  (Art.  33 
uVs    betrefl'enden   Einnahmebudgetgesetzes,    Tarif   der  Schenkung*-   und  Erb- 
schaftsabgaben  in   der  Seitenlinie*:   24.  Mai    1VJ4   (dsgl.  Einnahmegesetz, 
Art.  11  IT. ,  verschiedene  Tarifänderungen);  3.  Mai  1841.  Art.  58  iGebührenfreiheit 
bei  Expropriationen);   25.  Juni  1841  (Besteuerung  der  lebertragung  verkäuflicher 
Aufstellen):  19.  Juli  1815  ^Einnahmegesetz ,  kleine  Tarifänderungen  >;  3.  Juli  IMG; 
25.  März   1818   iDeeret,   Ermässigungen   des  Wechselprotesttarifs);   Gosetz  vom 
18.  Mai  ls50  (Regelung  einiger  Puncto  und  Sätze  der  E  r  bschaf  ts-  und  Schenkungs- 
abgaben   u.  a.  m.);   Gesetz  vom  5.  Juni  1850  > .vornehmlich  über  Stempel  von 
Hände  lseffccten.  Werthpapieren,  aber  auch  mit  einzelnen  Bestimmungen  über 
Kogistrirung);  7.  August  1850   Finanzgesetz,  Art.  7.  Ermässigungen  einiger  Sätze); 
10.  December  1850    gewisse  Gebührenfreiheiten  bei  Eheschliessung  Armer  u.  s.  w.); 
22.  Januar  1851  (Stundungsgewähr  für  Registrirungsabgaben  bei  „Armen");  8.  Juli 
1852;  5.  Mai  1855  i Finanzgeseiz,  Art.  15  (Wiederaufhebung  der  Ermässigung  des 
Gesetzes  vom  7.  August  1850);  Gesetz  vom  23.  Juni  1*57  (Einführung  einer  eigenen 
Feher traguugsa  bgabe  —  „Transuiissionsstcuer"  —  von  Werthpapieren, 
dazu  Ausführungsilerret  vom  17.  Juli  1857;  11.  Juni  1859  (Tarifändcrungen);  27.  Juli 
1870  i  Ermässigung  der  Abgabe  bei  gewissen  Tauschen  ländlicher  Grundstücke).  — 
Dann  kommen  nach  dem  Kriege  von  ls"0 — 71  grade  bei  dieson  Abgaben  die  Er- 
höhungen der  Steuersätze  und  die  Auflegung  neuer  Züsch!  äge  für  die 
Staats casse  zum  Principale ,  neben  den  alten   s.  u.  ,  meist  fur  das  ganze;  tiebiet 
der  betreffenden  Verwaltung  (also  incl.  Stempel  u.  s.  w.).  So  II auptges c tz  über 
Kegisterabgaben  und  Stempel  vom  23.  August  1871;  10.  September  1  s~  1  (auch  andre 
Steuern  betr.);  Gesetz  vom  28.  Februar  1872  (Einfuhrung  abgestufter  ..fesler 
Satze"  für  den  „droit  fixe"  bei  gewissen  Urkunden  ;  30.  März  1872;  30.  December 
1*73;  Gesetz  vom  19.  Februar  1871  (Tariferhöhung);  21.  Juni  1875;  30.  December 
1*70;  20.  März.  1878;  ls.  December  1878  [gewisse  Urkunden  bei  inilit.  Requisitionen 
gratis  zu  registriren) ;  2't.  Oetober  1*81  fspcdoll  über  gerichtliche  \  erkaufe  von  Im- 
mobilien) und  3.  November  1884   einige  Tarifermässigungen). 

Decrete  des  Staatsoberhaupts.  Verordnungen  der  Ceutralbchörden.  Entscheidungen 
»nd  Gutachten  des  Staatsraths,  Urthcile  der  Judicatur  sind  bei  dem  Registerwesen 
besonders  zahlreich  und  wichtig  und  steigern  die  Casuistik  und  das  Detail  ins 
Unendliche.  Gerade  das  ist  auch  wieder  fur  dies  Gebiet  steuerte chniseh  besonders 
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zu  beachten.  Theoretisch  und  practisch  aber  ein  sehwacher  Punct  dieser  Steuerart! 
Aehnlichcs  gilt  von  der  folgenden  Gattung. 

2.  Stempel  (droits  de  timhro\  Die  neue  I^eelung  dieses  Steuergebiets  erfolgi- 
zunächst  durch  das  Gesetz  vom  12.  December  1700 — Jv  Februar  1701.  das  hal  l 
Veränderungen  erfuhr  und  durch  das  II  a  uptgesetz.  vom  IM.  liminaire  VII.  (IM.  Novhr. 
1 70>  ersetzt  wurde  (bei  Jacob,  S  1 — 20  Letzteres  ist  die  Grundlage,  de» 
Stempel wesens  geworden  und  Ins  heilt«  geblieben.  Alle  weiteren  Gesetze. 
Deerete  haben  es  nur  in  Einzelheiten  abgeändert  und  ausgebildet.  Mehrere  der  beim 
Enrciristrement  genannten  (i,-s.  tze  bctrcllen  gleichzeitig  d-  n  Stempel  mit.  Hervor- 
zuheben sind:  Gesetz  vom  <i.  Vembin.  VI  i.MO.  September  17!»7,  Stempel  von  Ein- 
gaben an  Behörden,  von  Zeitungen  und  periodischen  Blättern);  Gesetz  v.  I».  Prairial  VII. 
•25.  Mai  1 7***1 ,  u.  A.  Stempel  für  ge.lruckte  Anzeigen  ;  (iesetz  vom  2*»  April  I^M 
■.Art.  t<2,  UM.  71.  75.  Tt».  dann  in  Art.  2  IM  besonderer  Stempel  von  10  Cent,  für  die 
Bc/.ettclungeu  und  Quittungen  bei  indin  eten  Steuern):  (iesetz  vom  Di.  Juni  1>24 
(Einzelnes»;  (i>*>otz  vom  21  Mai  1S*U  (Einzelnes);  Gesetz  vom  20.  Juli  1SM7  tari 
Stelle  der  Stempel  von  HaiideMiüelu-rn  tritt  ein  M°((  /.Uschlag  zur  I'atcntsteuer .  s  o 
desetz  vom  5.  Juni  lv*>o  (Stempel  von  Handelseffecten,  Sc  hl uss n ot e u . 
Actien,  Öffentlichen  ( »  b  Ii  ga  t  i  o  n  e  n  ,  Versicherungspolicen,  bei  Jacob, 
S.  2MM — 247):  Gesetz  vom  22  Januar  1  vM  (Freiheit  für  mit  „Aimenrccht 4  Begünstigte  . 
«iesetz  vom  2.  Juli  1m;2  verschiedene  Aeiideruiigen .  Erhöhungen',  dazu  Decri -tu 
vom  MO.  Juli.  20.  Octnber,  V  December  |M.-_>;  Gesetz  vom  IM.  Mai  JstiM  (Etatsgeset/. 
Stempel  t il r  ausländische  Staatspapi.  re) ,  Decret  (der  neuen  Regierung,  unmittelbar 
nach  Napoleon's  III.  Stur/.'  vom  5.  September  1^70.  Aufhellung  des  Stempels  Ve.ii 
Zeitungen  u.  dgl.'.  Nach  dem  Kriege  auch  hier  die  Erhöhungen  und  Aus- 
dehnungen des  Stempels  durch  (iesetz  vom  2M.  August  1^71  (u.  A.  Einfuhruni' 
eines  allgemeinen  Quittung*-  und  Ghecksteinpels  ;  (iesetz  vom  MO.  März  l>72  (Stempel 
von  Eisenbahnrecepissen  und  Sehillsconnossauo  nten) ;  Ge><  tz  vom  25.  Mai  1S72 
(Aenderuug  des  Stempels  von  fremden  Staatspapieren);  kleine  Aenderungen  in  den 
Etats«: esetzen  der  Periode :  Decret  vom  MO.  Decetnber  1^7M  (Fonnalien);  Gesetz  vom 
D.I.  Februar  1^7  1  >  Krh< "billigen  < ;  Decret  vom  10.  Februar  1  s7 1  (Stempelmarken  für 
Hand .dseti'ecten  und  Warrants i;  Finanzges.-tz  vom  22.  December  1^7*»  ■  Ermässigung 
des  Stempels  für  Handelseltceten  :  (iesetz  vom  MO.  Marz  1  s^O  Stempel  von  Africheni; 
Decret  vom  20.  April  ls>1  (Stempelmarken). 

M.  (i  e  rieht»  s  e  h  re  i  b  e  re  i  g  e  b  n  h  r  e  u  (droits  de  grelle  .  theüs  zu  Gunsten  d-> 
(ierichtsschreibers  (grefliersi.  theils  als  Abgabe  für  die  Staatsrate.  Hau  ptgeseu 
fiir  Ci  v  1 1  u  e  ric  h  tc  und  Handelsgerichte  vom  21.  Ventöse  VII.  II.  Marz  17'»'.'. 
bei  Jacob,  S.  104  —  110  und  Decret  vom  12.  Juli  l SOS  (Jacob,  S  1M7  ;  Unlouti. 
vom  0.  tietol.er  lsj.V.  lur  andere  Gerichte  und  Behörden  verschiedene  Bestimmungen, 
s.  V  ig  ii  es.  I.  45>;  lie.setz  vom  Id.  No-, einher  1^75  über  Friedensrichter. 

4.  II  y  p o t  h  e  k e  n  gebühr  e  n  droits  d'h\ pothe*[Ues).  Bestimmungen  auch  hierüber 
*  in  dem  Hauptgesetz  u  b  e  r  H  y  p  o  t  Ii  e  k  c  n  w  e  s  e  n  vom  21.  Ventöse  VII.  (11.  März 
1701,  Art.  D.»  II.,  bei  Jacob.  S.  100  II..  Aenderungen  der  Sätze  im  Gesetz  vom 
2S   April  is|(i.  Art.  00.  (il  ;  (iesetz  vom  2M.  August  1*71,  Art.  5  (Dejean,  j..  10). 

Alle  diese  verschiedenen  Abgaben  (mit  einzelnen  Ausnahmen)  unterliegen  Staats- 
zuschlägen zum  Drincipal .  so  einem  10  procentigeii  als  kriegs/.ux  hlag  schon  1  700 
eingeführten  (Gesetz  vom  H.  Drairial  VII.  oder  25.  Mai  17001,  aber,  mit  Ausnahm 
beim  Stempel,  wo  er  durch  das  Gesetz  vom  2S.  April  I^Di.  Art.  67  zeitweilig  be^-iti^* 
wurde,  beständig  gewordenen.  Zu  diesem  Zehntel  trat  zeitweise  ein  weiteres  (1*55  bis 
1^57.  1S02— (»I  ,  auch  anderthalb  Zehntel  (" I  ^(14 — 71).  n  ich  dem  letzten  Riege  wieder 
zu  dem  alten  von  1700  ein  zweites  Zehntel  ((iesetz  vom  2M.  August  1>7I.  Art.  1.  2. 
woselbst  auch  die  Ausnahmen),  seit  1>74  für  Register-  und  Hypotheken- 
abjraben  'auch  Geldstrafen  Miesetz  vom  MO.  December  1S7M.  Art.  2  .  noch  ein 
halbes  Zehntel  Daher  ist  der  Zuschlag  seitdem  im  Ganzen  25°/,,  für  die  eben  ge- 
nannten. 20"  u  für  die  Stempel-  und  Gei  ichtsse  hreibera  bgaben.  Einzelne 
Tarifposten  sind  von  allen  Zuschlägen  frei  <so  die  Quittung!»-  und  Checkstcmpcl .  die 
Elfecten - Traiisiubsioiissteuer).  Die  grosse  Ertragssteigerung  seit  dem  Kriege  ist  zu 
einem  erhebliehen  Titeile  auf  diese  starken  Zuschläge  von  20—25%  zurückzuführen. 
Im  Vergleich  mit  den  directen  Steuern  ist  zu  beachten,  dass  bei  den  hier  be- 
sprochenen Verkehrssteueru  Dcpartemental-  und  Comuiuualziisehläge  fehlen. 
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Ausser  den  1  genannten  Abgaben  stehen  mit  dein  Gebiete  dieses  ganzen  Ver- 
waltuiigszwcigs  noch  in  Zusammenhang:  «Ii  -  als  Ersatz  der  Registerabgaben  u.  s.  w. 
eingeführte  dircetc  Steuer  von  den  (j  u  t  *•  r  n  der  todten  Hand  (o.  S.  4VHI.\  die 
aber  niebt  unter  der  Verwaltung  des  Eure«:  ist  rem  ents  mit  stellt;  die  dire.to  Steuer 
vom  Ertrag  beweglicher  Werth e  einschliesslich  der  Steuer  auf  Lose  und 
Traunen),  (o.  S.  11  »4  ti'.l.  welche  zu  dieser  Verwaltung  ressortirt:  die  besondere  Steuer 
von  See-  und  Landversi  eherungen  im  Gesetz  vom  2.H.  August  1^71,  welche  von 
V'ignes  u.  A.  ebenso  wie  die  beiden  vorher  genannten  und  wie  die  Effoctcn- 
Transinissionssteucr  vom  2.'!.  Juni  1  sö"  als  ..Anhang"  zu  den  Kegistcrabgahen 
angesehen  wird.  Wir  ziehen  beide  l.-tztere  zu  diesen  Abgaben  hinzu,  während  die 
beiden  anderen  oben  ($}.  201».  20S  lt.)  abgehandelt  worden  sind. 

Literatur.  Stourm,  I.  eh.  XV  und  XVI.  p.  8H-1-4«'.).  Vignos.  I,  ch.  .H. 
y.  H20— 47.H  (vorzügliche,  reichhaltige  und  doch  gedrängte  systematische  Behandlung', 
Tarife  daselbst  I.  114  II..  II.  M7-410.  v.  Hock.  Kap.  Nu.  1.  2.  1.  S.  177— 2oi». 
21S— 22'A.  v.  Kaufmann.  S.  277  — :»0f «.  Hlock.  dietionn.  und  Supplemente.  Art. 
enregistrement,  timbre,  grcfliers,  hypoth«  <|Ues  (verwahtingsrechtlicher  Slandpuuct;  in 
den  Daten  der  Gesetze  hier  und  da  Fehler  .  Bibliographie  der  Specialwelke  des 
Finanz-  und  Vcrwaltuugsrechts  im  Blot  k'sehen  dictionn.  am  Schluss  des  Art.  enre^istr. 
■  dict.,  p  sss.  Mippl.  g.'-ner.  p.  18^ .  umfassende  Commentaie  u.  dgl.  So  l>;i  1 1  o  z  et 
\  erge,  rode  de  l'curegistrcinent.  de  timbre  etc..  Tar.  lSTs.  Garnier,  repert.  gvncr. 
et  raUoniic  de  fenregisttement,  <i.  ed..  Par.  IsTs.  ö  vol.  Na<juet,  traue  theor.  «-t 
j>rat.  des  droits  d'onretMstremont,  .H  vol..  I'ar.  1^*»2.  Die  neuesten  Gesetze  bei  Dejean, 
code  de  notiv.  imp.  (von  mir  specicll  benutzt),  Roger  et  Sorel.  code»  et  lois 
usuelles.  —  Bei  der  Schwierigkeit  der  Materie,  den  vielen  juristischen,  technischen 
Ausdrucken  ist  es  erwünscht,  daas  für  Elsass-Lothringen,  wo  diese  wie  die 
übrige  französische  Steuergesetzgebung  verblieben  ist,  mittlerweile  übrigens  einige 
Aenderungen  erfahren  hat.  deutsche  Bearbeitungen  des  legislativen  Stoffs,  der 
Gesetze  selbst.  d.«r  Decretc,  Staal.srathcntschcidungeu  u.  s.  w.  vorhanden  sind.  Ich 
habe  besonders  <lie  genannte  Schrift  von  Jacob,  „die  Gesetze  über  Enregistrements-, 
Stempel-,  Hyjwthekengebuhren  und  ähnliebe  Abgaben  in  Elsass- Lothringen",  Strass- 
l)tirg  1S7S,  benutzt.  S  ausserdem:  Leydhecker,  die  indirecten  Steuern  in  Elsass- 
Lothringcn,  2  B.,  StrassbUrg  1S77.  und  die  (halbamtlichen)  Sammlungen  der  in  Elsass- 
Lothringen  geltenden  Gesetze,  'i  B..  Strasburg  1SS0— Sl,  daraus  B.  2,  französische 
Einzclgesetze. 

Es  liegt  im  Wesen  dieses  Steuergebiets,  dass  die  Steuernormen  sich  an  das 
Privatrecht,  namentlich  an  die  Rechtsnormen  fnr  Eigeuthum.  Nurzung.  Pfandrecht, 
Obligationentecht  und  an  das  ganze  Vertragsrecht,  dann  an  das  Erbrecht,  au  da*  ganze 
Handels-,  au  das  Processreehl  u.  s.  w.  naher  anschliessen.  Manches  Eigenthumliche 
der  französischen  betrellenden  Besteuerung  ist  die  l'olgc  der  Anpassung  der  Steuer- 
nonnen an  diese  Rechtsnormen.  Die  Vorwickeltheit  der  erstereii.  die  Casuistik  wird 
wieder  durch  die  letzteren  bedingt.  Daher  ist  im  Allgemeinen  auch  hier  im  Steuer- 
werk-u  auf  die  französischen  „Codes",  den  Code  civil,  code  de  commerce,  code  de 
proc-'-dure  civile  und  auf  die  Coinmentare  da/u  sowie  auf  die  Literatur  über  fran- 
zösisches Privatrecht  hinzuweisen.  Vielerlei  Streitfragen  des  Steuerrechts,  welch.;  die 
Gerichtshöfe,  der  Staatsrath  zu  entscheiden  haben,  entstehen,  weil  >■>  sich  nicht  nur 
um  steuerrechtliche,  sondern  um  privatrechtliche  Streitfragen  dabei  handelt.  Daher 
denn  auch  die  bezeichnende'  Auffassung  der  französischen  Juristen,  dass  „Enre- 
gistrement  und  Stempel  die  einzigen  eines  Juristen  würdigen  Stcuer- 
inaterien"  seien.  Vom  Standpunct  der  Steuerpolitik  und  Steuertechnik  gerade  kein 
Lob.  für  die  f  i n  anz  w  i  ss  e  usc  ha f  1 1  iche  Dar.-tellung  ein  sehr  erschwerendes  Moment, 
aber  eine  Auffassung,  welche  doch  bei  der  finanziellen  theoretischen  und  practischeu 
Beiirtheiluiig  dieses  Vei  kehrssteuersystems"  recht  beachtet  werden  muss.  Wenn  in 
Lrankreich  der  „feine  juristische  Character"  de»  Gegenstands  besonders  scharf  hervor- 
tritt, wenn  die  Zahl  der  Decretc ,  Verordnungen,  Erlasse  u  s.  w.,  welche  die  Durch- 
führung der  Gesetze  erfordert,  schon  vor  Jahren  auf  uber  dritthalbtausend  be- 
rechnet worden  i,t  und  jetzt  danach  yo DO  ubersteigen  mag,  wenn  alles  dies  die 
P  r  i  ii  c  i  p  i  eilen  Bedenken  gegen  diese  Besteuerung  steigert,  so  ist  doch  auch  nicht 
"i  übersehen,  dass  gerade  die  ungemeine  Ausdehnung,  welche  man  in  Krank- 
reich  dem  Eurcgistrcmeot  und  Stempelwesen  gegeben  hat, "und  die  enorme  Hohe 
vielor  Steuersatze  (Besiuwcchsel  von  Immobilien   unter  Lebenden!  Ei  l^chafts- 
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Steuer!)  unvermeidlich  eben  die  t'ci  n  c  Wer  h tst eehn i k,  die  u  ne nd  1  i ch e  Ca su  i  =>t  i k . 
die  zahl  reich  en  S  t  r  e  i  t  f  ra g  e n ,  weil  es  sich  um  schwere  Belastungen  handelt, 
bedingen.  Kine  ausserordentliche  Belustigung  des  Verkehrs,  eine  übermässige  Be- 
lastung zahlloser  Kechtsgesc  hafte  und  Kechtsihatsaehen  (wie  bei  Todesfidlen  und 
Erbgang)  sind  diu  Koke  von  dein  Allen.  Aber  der  Staat  hat  sich  so  auch  eino 
ungeheure  Krtrajis(juelle  für  seine  grossen  Bedurfnisse  crölfnet,  die  ihm  jetzt  an 
7(10  Mill.  Tics.,  mehr  als  ein  Viertel  seiner  heutigen  enormen  Stcucrcinnahuie  abwirf'. 

Höchst  wurthvoll,  reichhaltig  und  detaillirt  ist  die  Statistik  dieser  französischen 
Besteuerung,  die  in  den  l'inanzwerken  nicht  gelingend  verwerthet  wird.  Siehe  die 
Tabellen  Faurc's,  p.  SS  ff.,  besonders  aber  die  Jahresberichte  der  Direction  dc> 
Enreiristreineiit  im  Bull,  für  1W>  in  vol.  XXII.  139).  und  die  langjährigen  Rück- 
blicke in  einzelnen  Arbeiten  daselbst,  su  1 ,  300.  XII,  ">S  XV,  540  iSueccssionen  und 
Donationen  seit  1S26,  auch  XVII,  404,  XXI,  137);  V,  370.  XVI.  152  (LeWr- 
traguugeu  von  Immobilien  unter  lustigem  Titel  seit  l&27>.  I,  24,  III.  343  u.  a  in. 
Knie  Statistik,  welche  fur  manche  finanzielle,  ökonomische  und  seihst  für  die  eigen- 
thuinliehe  französische  populationistischc  Frage  (Erbfolsestatistikl  von  hohem  liiteres-- 
ist  und  monographische  Bearbeitungen  verdiente. 

Die  Darstellung  dieser  Besteuerung  bietet  erhebliche,  in  der  Sache  liegende 
formelle  und  materielle  Schwierigkeiten,  wenn  sie  sich  nicht  auf  blosse  Tarifprubeu 
und  statistische  Daten  beschranken  will.  Eine  erschöpfende  Behandlung  erfordert 
grossen  Raum,  eine  knappe  muss  Vieles  und  darunter  doch  auch  wichtiges  Einzelne 
Ubergehen.  Die  privatrechtliche  und  vcrwaltungsrcchtlichc  Seite  hangen  eben  zu  enge 
mit  der  bilanziellen  zusammen.  Musterhaft  und  noch  knapp  ist  die  Darstellung  von 
Vigncs.  aber  immerhin  150  Seiten  umfassend.  Auch  die  Block'schen  Artikel  ver- 
dienen Anerkennung.  Im  Folgenden  ist  natürlich  nur  eine  Hervorhebung  der  Haupt- 
punete  möglich. 

§.  211.  1.  Gcschäftsk reis  und  Dienstorganisation. 
Die  Verwaltung  der  Register-  un  d  Stempel  abgaben  unter- 
steht einer  der  grossen  G  c  n  c  r  a  1  d  i  r  c  c  t  i  o  n  e  n  des  Finanz- 
ministeriums, zu  welcher  zugleich  der  „domaine",  d.  h.  das  Staats- 
eigenthuni  (mit  Ausschluss  der  Staatsforsten  und  der  einem  öffent- 
lichen Dienst  gewidmeten  Objectc)  ressortirt,  weshalb  die  Direction 
die  Benennung  „Kegistrirung,  Domänen  und  Stempel"  fuhrt, 
eine  eigenthtlmlichc  Verbindung  von  Steuer-  und  anderen  Geschäften. 
Ausser  den  genannten  Verkehrssteuern  ist  dieser  Direction  auch 
die  Verwaltung  der  Steuer  vom  Ertrag  beweglicher  Wcrthe 
(S.  494  ff.)  und  der  Versicherung  Ubertragen,  auch  führt  sie  noch 
einige  andere  Geschäfte,  u.  A.  vereinnahmt  sie  einen  Thcil  der 
Forsterträge,  ferner  die  übrigens  zum  „domaine"  gehörigen  herren- 
losen Hinterlassenschaften  u.  a.  in.  Hiernach  erscheinen  unter 
ihren  Gcsammteinnahmcn  verschiedenartige  Posten.  Ihre  weitaus 
bedeutendste  Thätigkeit  hat  sie  indessen  speciell  auf  dem  Gebiete 
der  Registrinuig,  des  Stempels  und  der  anderen  dazu  gehörigen 
Abgaben  (S.  502)  und  der  grösste  Thcil  der  Einnahmen  ihrer  Ver- 
waltung rührt  daraus  licr. 

Leber  den  (icscb aftskreis  der  Direction  s.  Bull.  1.  310.  Block,  dietionn..  An. 
enregistrem.  No.  25.  .losat,  minist,  de  lin.,  p.  471*  I!  Die  Verwaltung  des  „domaine" 
uufassfdas  gesammte  Staatscigenthum,  mit  Ausschluss  der  Staatsforstcu,  welche 
l>is  1*>20  unter  dieser  Direction  standen,  jetzt  zum  Ackerbauministcrium  gehören,  dann 
auch   ausgenommen  die  nicht  zu  einem  öffentlichen  Dienst  bestimmten  Objecte. 
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speciell  Immobilien,  die  deu  betreffenden  Fachministerien  unterstehen  «Josat,  p.  50'.»  ff., 
513''.  Uewis.se  Ertrüge  der  Staa tsf o rsten ,  so  diejenigen  für  Hul/schläge,  weicht-, 
nicht  von  den  Gencraleinnehmern  vereinnahmt  weiden,  und  verschiedene  andere  Forst- 
erträge Hiessen  aber  auch  bei  der  Kegistrirungsdirection  ein.  Zur  Würdigung  der 
Organisation  und  der  Küsten  dieser  Direction  ist  dieser  weite  auf  vielerlei  Anderes, 
als  auf  die  Verkehrsteuern  sich  beziehende  Geschäftskrois  zu  beachten.  Von  den 
Einnahmen  kamen  1  S^ti  (Bull.  XXII,  1311  ff.)  auf  die  llauptgruppen  folgende  Summen 


in  Mill.  Fros. 

Eigentliche  Kcgistrirungsabgabeu  (i.  e.  S.'>     .    .  405.34 

Droits  de  grelle   8.0f> 

Hypothekengebuhren   5.08 

Geldstrafen  im  Gebiet  der  Direction   1.27 

Seeversicherungspolicen   0.23 

KH'ectcntransmissionssteuor   30.90 

Verschiedene  Einnahmen  d.  Kfgist.-Abthc-iluug  .  1.51) 

Zusammen  Kegist.  im  weiteren  Sinne  51*. ».11 

Stengel   150.14 

Summa  075.25 

3%  Mobiliarwerthsteuer   47.2-1 

Summa  „Steuern"  722.4!) 

Doinänenerträge   17.00 

Forsterträg«   7.68 

Verschiedene  Einnahmen  _j_  .    .  1.83 

Summa  Summarum  74S.95 


Unter  den  „verschiedenen  Einnahmen  der  Kegist.  -  Abtheilung"  Siegelgelder 
201,000  Fns.,  Justizkosten  1.2S  Mill.  Unter  den  „Domänenerträgen"  regelmassig  dir 
lliiuptäumme  aus  Veräusserungan  beweglicher  und  unbeweglicher  Objccte  (11.74  Mill  ), 
l.'ü  Mill.  ati->  herrenlosen  Verlassen?-ehaften  u.  s.  w.  S.  weitere  Statist.  Daten  u.  §.  224. 

Ein«  Zusammenstellung  der  Erträge  und  Verwaltungskosten  der  Direction  von 
1799— 1S78  im  Bull.  [,  300  11".  Die  „persönlichen  Kosten"  sind  von  0%  in  ls20 
auf  4  04  in  1*30,  3.V,  in  IS'jO,  2.S3  iu  1800,  2.12%  in  1875  gefallen,  vornehmlich 
wegen  der  Ertragssteigerung,  auch  weil  die  Ertragsanteile  (remises)  der  Beamten 
nur  vom  Principal,  nicht  von  den  Zuschlägen  berechnet  werden  Die  persönlichen  Köster» 
waren  1875  14.18,  die  sachlichen  u.  s.  w.  1.S0,  zusammen  15.08  Mill.  Frcs.,  bei  070.3  Mill. 
Einnahme,  also  ca.  2.37%  Kosten  im  Ganzen,  jetzt  wohl  nur  2\4%,  allerdings  sehr 
niedrig,  auch  niedriger  als  die  der  directen  Steuern  (s.  o.  S.  434).  —  wobei  freilich  immer 
fraglich  bleibt,  ob  alles  Erforderliche  richtig  angesetzt  worden  ist  und  werden  kann. 

Ihrer  Organisation  nach  zerfallt  auch  diese  Direction  in 
einen  Central-  und  einen  Local-  oder  Departementaldienst. 

An  der  Spitze  des  ersten  steht  der  Generald i rec tor,  unterstutzt  durch  einen 
Verwaltungsrath  (4  Mitglieder!  und  das  erforderliche  Bureau-,  Kechnunizspcrsonal  u.  s.  w., 
:ille  cautionsfrei. 

Der  Localdienst  gliedert  sich  zunächst  nach  Departements  und  uinfasst 
in  jedem  ein  höheres  und  ein  nietlerere»,  bezw.  eigentliches  Localdienst-Persuiial.  das 
im  Allgemeinen  cautionspflichtig  ist.  Zu  ersteretn  gehurt  für  jedes  Departement 
«•in  Diroctor  und  ein  Inspector,  dann  l uterinspectoren  und  Veriticatoren,  in  besonderer 
Stellung  ein  garde- magasin  contn'deur  de  eoinptabilitc.  Der  Inspector  hat  u.  A.  die 
Veriticatoren  und  in  Superrevision  die  Einnehmer  (roceveurs)  selbst  zu  conti oliren, 
die  Unterinspectoren  und  Verilicatoren,  gewöhnlich  je  1  iu  jedem  Arrondisaemetit, 
halten  den  ganzen  Dienst  der  Kechnung  legendeu  Beamten  cumptalili*)  und  Ein- 
nehmer speciell  zu  controliren.  Im  Local-  und  eigentlichen  Einnahmedienst  fungireu 
für  die  Kegi^trirung,  für  die  Veranlagung  und  Erhebung  der  Abgaben  und «für  den 
Debit  des  Stompelpapicrs  die  Einnehmer  („receveurs"  ,  gewöhnlich  in  jedem 
l'anton  je  1.  die  Hy  pothekenbewahrer,  in  den  Hauptoiten  der  Departements 
und  meistens  in  denen  der  Arrondissements  je  1.  In  grosseren  Städten  giebt  es 
ferner  eigene  Beamte  zur  Ooiitrole  der  Elbfolgen,  Mieth-  und  Pachtverträge,  müutl- 
lichen  Erklärungen.    (Vignes,  I.  470  lt..  Josat,  p.  4>3  II'.,  Block,  dictionu  .  No.  13 


Digitized  by  Google 


508         <*»•  B-  2.  K.  Steucrrecht.   1.  1I.-A.  2.  A.  Frankreich.  8-  211. 


bis  21  im  Art.  Enivgistrement ).  Dje  Einnehmer  sind,  wie  andere  derartige  französische 
Finanzhcamte  (die  receveurs  particuliers  der  Arrondisseim-nts  s.  bei  Block  u.  d.  \\ .  auf 
massige  (ichalte  und  auf  Kin  nah  incan  t  hei  le  reuiises  gesetzt.  Hierfür  gilt  ein  mit  der 
Summe  abnehmender  (degressiver)  Tarifsatz,  der  jetzt  z.  Ii.  bei  2 — 3  Mill.  auf  0.1. 
bei  —  fi  Mill.  auf  0.05.  bei  Uber  6  Mill.  Frcs.  auf  0.0lü„  sinkt  i.Suppl.  scikt. 
Hlock's.  p.  ls.*>).  Kin  früher  bestehendes  Maximum  der  remises  eines  Einnehmet 
von  12.000  Fres.  ist  1sS2  beseitigt  worden.  Fliedern  sind  auch  die  übrigen  Beamten 
iles  Eriregistreincnt,  wie  schon  vor  17SO  bei  den  analogen  Abgaben,  auf  solche 
Tantiemen  gesetzt  gewesen,  was  erst  1 S 1 7  beseitigt  wurde,  wo  für  sie  feste  (»ehalte 
eintraten.    (Stourm,  I,  4M0.) 

Dieser  steuerteehnisch  gerade  bei  dieser  Steuergruppe  be- 
sonders wichtige  Local-,  Inspections-  und  Controldienst  ist  der 
Aufgabe,  die  hier  vor  Allem  in  der  vollständigen  und  richtigen 
Veranlagung  besteht,   wohl  gut  angepasst.    Für  diese  Veran- 
lagung ist  die  Voraussetzung  die  sichere  Constatirung  der 
steuerpflichtigen   Rechtsgeschäfte  und  derjenigen  That 
snelicn,  an  welche  sich  Steuerfällc  anknüpfen,  wie  namentlich  der 
Todesfälle  und  der  Erbfolgen,   sowie  in  allen  Fällen,  wo  das 
Maass  der  Stcncrpflicht  sich  nach  der  Werthhöhe  richtet,  wie 
namentlich  bei  allen  Proportional  abgaben,  die  sichere  Fest 
Stellung  dieser  Werth  höhe.    Beides  sucht  die  Organisation 
des  Dienstes  zweckmässig  zu  verbürgen.    Die  Stellung  der  Ein 
nehmer  auf  Tantiemen  trägt  dazu  auch  mit  bei. 

Zur  Mithilfe  in  der  Lösung  dieser  schwierigen  Aufgabe  der 
Registrirungs-  und  Stcmpelverwaltuug  dienen  dann  die  Ver- 
pflichtungen anderer  Behörden  und  Beamten  zu  erforder- 
lichen Anzeigen  (z.  B.  der  Standesämter  in  Betreff  der  Todes 
lalle)  und  zur  E  r  t  h  e  i  1  u  n  g  e  r  b  e  t  e  n  e  r  A  u  f  s  c  h  1  ü  s  s  c ,  die  Be - 
rechtigungen  der  Kegisterbeam  ten  zu  Nachforschungen 
in  den  Acten  anderer  Behörden,  die  Verpflichtungen  anderer 
Behörden  zur  Controlc  (z.  B.  der  (lerichte  in  Betreff  der  vor 
sie  kommenden  Urkunden,  Rechtsgeschäfte,  Vorgänge  bezüglich  der 
erfolgten  richtigen  Rcgistrirung  und  Stempelung),  endlich  und 
namentlich  die  Verpflichtungen  des  Rechtsgeschäfte  al» 
schlicssenden ,  Erbschaften  antretenden  u.  s.  w.  steuerpflichtigen 
Public  ums  selbst  zur  Anmeldung,  Rcgistrirung,  Stempelung 
und  die  Androhung  von  Rechtsnachtueilen  und  Strafen 
bei  Unterlassungen  der  Rcgistrirung  und  Stempelung  und  bei 
Verkürzungen  des  Fiscus  (z.  B.  in  Folge  unvollständiger  oder 
falscher  Angaben). 

Ob  alle  diese  Hilfsmittel  neben  der  guten  Organisation  des 
Verwaltungsdienstes  ausreichen,  die  gesetzliche  Besteuerung  voll- 
ständig und  richtig  durchzuführen,  darüber  stimmen  auch  in  Frank 
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reich  die  Urtheile  nicht  ganz  überein.  Wo  empfindliche  Rechts- 
naehtheile  drohen,  und  die  Betheiligten  selbst  ein  wesentliches 
Interesse  an  der  Erfüllung  aller  rechtlichen  Formalitäten,  an  die 
sich  dann  die  Steuer  gleich  anknüpft,  haben,  wie  wohl  im  Ganzen 
meistens  beim  Verkehr  unter  Lebenden  und  von  Todeswegen  in 
Immobilien,  da  mag  das  Ziel  der  Besteuerung  wohl  ziemlich 
erreicht  werden.  Jedenfalls  werden  hier  weniger  Fälle  der  völligen 
Unterlassung  der  Steuerzahlung,  bei  ganz  unterbleibender  Rcgi- 
strirung  und  Stempelung,  als  der  theilweiseu  Hinterziehung,  be- 
sonders vermittelst  zu  niedriger  Werthangaben,  vorkommen.  Die  zur 
Verhütung  letzteren  Vergehens  eingeführten  Controlen  der  Ver- 
waltung, so  das  eventuell  statthafte  amtliche  Untersuchungsver- 
fahren  („expertise") ,  werden  schwerlich  immer  ausreichen.  Bei 
Verkehrsvorgängen  und  Hechtsgeschäften,  welche  sich  auf  beweg- 
liche Wcrthe,  besonders  auf  Werthpapiere  (Namenspapiere), 
beziehen,  dürfte  auch  die  französische  Verwaltung  mit  allen  ihren 
fiscalischen  Hilfsmitteln  eine  vollständige  Durchführung  der  gesetz- 
lichen Besteuerung  kaum  erreicht  haben:  das  heikle  Problem  einer 
solchen  „Verkehrsbesteuerung",  das  für  die  Beurtheilung  des  steuer- 
politischen und  stellertechnischen  Werths  derselben  von  Wichtig- 
keit ist,  weil  eben  die  gleichmässige  Behandlung  des  Immobiliar- 
und  Mobiliarverkehrs  dabei  wieder  nicht  durchführbar  erscheint. 
Die  ungemeine  Höhe  vieler  Steuersätze,  besonders  des  Immo- 
biliarbcsitzwcehscls  und  der  Erbschaftssteuern,  steigert  natürlich 
die  Hinter/.iehungs-  und  Verktirzungstendenz  sehr.  Die  mitunter 
mögliche  Wahl  zwischen  verschiedenen  Einklcidungsformcn  von 
Rechtsgeschäften  mit  verschiedener  Steuerliöbc  mag  auch  ein  wenig 
in  dieser  Richtung  wirken.  Die  Controlen,  die  bei  diesen  Abgaben 
besonders  wichtigen,  unentbehrlichen  und  auch  im  französischen 
Recht  sehr  ausgedehnt  angewendeten  Androhungen  von  Rechts- 
nachtheilen  und  Strafen  wenden  sich  demgemäß  gegen  alle  solche 
Versuche,  aber  reichen  schwerlich  immer  fiir  den  Zweck  aus.  Alles 
das  bedingt  unvermeidlich  wieder  thatsäebliche  Ungleichmässig 
keiten  der  Besteuerung  und  bildet  so  ein  Bedenken  gegen  die 
letztere. 

§.  212.    2.  Reclamationcn.    Beitreibung.  Zwangsver- 
fahren.   Auch  bei  diesen  Abgaben,  wie  bei  den  directen  Steuern 
(§.  182 )  unterscheidet  das  französische  Recht  einmal  Ree  1  a m a  t  i  o  n  e n , 
welche  aus  B  i  1 1  i  g  k  e  i  t  s  g  r  ü  n  d  e  n   um  ,,  E  r  1  n  s  s  "  oder  „  E  r 
mässigung"    bitten   und   innerhalb   der  Verwaltungsbehördeu- 
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Instanz  allein  erledigt  werden;  sodann  solche  Reklamationen, 
welche  als  Beschwerden  wegen  unberechtigter  oder  unrichtiger 
Veranlagung  oder  ebensolcher  Zahlungsleistung,  also  wegen  ver- 
letzten Rechts  eventuell  zunächst  ebenfalls  an  die  Verwaltung 
gehen,  aber  auch  danach,  bei  unbefriedigendem  Bescheid  für  den 
Reclamanten,  oder  gleich  von  vornherein  als  Steuerklagen  an 
die  Gerichte  gebracht  werden  können  und  hier,  wenn  Zahlung 
schon  geleistet  war,  Restitution  verlangen. 

Das  Recht  der  Verwaltung,  Erlass  oder  Ermässigung 
zu  gewähren,  ist  indessen  bei  diesen  Abgaben  —  dem  Wesen 
derselben  allerdings  wohl  entsprechend,  also  logisch  folgerichtig 
erheblich  beschränkter,  als  bei  anderen  Steuern,  so  den 
directen,  und  war  es  früher  noch  mehr. 

Nach  Art.  59  des  Gesetzes  vom  22.  Friin.  VII.  war  der  Verwaltung,  bei  persön- 
licher Verantwortlichkeit  der  Beamten,  die  Gewährung  von  Erlass  oder  Ermässigung 
der  Abgaben  und  Strafen  untersagt.  Doch  hat  man  dies  spater  beschränkt  auf  di 
einfachen  Abgabesätze  und  die  schon  gezahlten  (Straf-) Aufschlüge  dazu  uiel 
die  Geldstrafen.  Sind  diese  noch  nicht  bezahlt,  so  kann  der  Finanzuiiuistcr  dafür 
Nachlas?  oder  Ermässigung  gewähren.  (Jacob.  Note  zu  Art.  59  des  genannten  Ge- 
setzes, S.  53 ,  V ig ii es,  I,  397.  S.  am  h  Art.  HO  diese*  Gesetzes:  „eine  gesetzlich 
erhobene  Kcgbti irgebuhr  kann  nicht  zurllck  erstattet  werden".  Dennoch  Ausnahmen, 
s.  Jacob,  Note  zu  diesem  Artikel,  S.  54.  Vignes,  S.  397  11). 

Stcuerklageu  wegen  verletzten  Rechts  gehen  bei  diesen 
Abgaben  regelmässig  zur  Entscheidung  an  die  Civilgeri chte, 
welche  auch  alle  Strafen  dabei  verhängen. 

Gesetz  v.  Frim.  VII. ,  Art.  05.  Vignes,  I,  400.  Ein  wesentlicher  Unterschied 
von  der  Sachlage  bei  den  directen  Steuern,  wo  die  Verwaltungsjustiz  hier  competeM 
ist  (§.  IM).  Bei  den  Register-  und  Stempelabuabeu  u.  s.  w..  wo  es  sich  regelmässig 
um  streilige  Privatrechtsfragen  in  solchen  Reclaniationcii  handelt,  —  z.  11.  ob  ein 
Reehtsgeschäft  unter  die  und  die  Tarifposition  fällt  —  ist  es  nur  folgerichtig  uirl 
zweckmässig,  hier  die  Civiljustiz  fiir  competent  zu  erklären,  wie  das  auch  andere 
Gesetzgebungen  in  ähnlichen  Fällen,  z.  B.  im  Stempehvesen,  gethan  haben. 

Die  Beitreibung  veranlagter  fälliger  und  unbezahlt  ge 
bliebener  Abgaben  erfolgt  nach  vorausgegangener  Mahnung,  inner 
halb  «S  Tagen  zu  zahlen,  durch  einen  Zwaugsbefehl  des  com- 
petenten  Steuerbeamteu ,  welcher  von»  Friedensrichter  des  Cantons, 
worin  das  Stcucramt  liegt,  visirt  und  fUr  vollstreckbar  erklärt  ist. 
Die  Vollstreckung  dieses  Befehls  kann  aber  durch  die  Wider- 
spruchsklage des  Steuerschuldners  unterbrochen  werden.  Ueber 
diese  Klage  entscheidet  das  Civilgcricht  des  Steuerbezirks. 

Gesetz  v.  Frim.,  Art.  Ol,  05.  S.  Jacob,  S.  5b.  Vigin  s.  I,  407  Ii".  Keine 
Berufung  gegen  das  Unheil.  Anfechtung  nur  durch  Nichtigkeitsbeschwerde  (.Art.  65  . 
S.  f.  Weiteres  zum  Vergleich  auch  oben  §.  1 S2  über  diese  Puncte  bei  den  directen 
Steuern.  Auch  Block,  dict.,  Art.  Enregistrement,  No.  104-  10s.  Vignes,  I,  H 
uber  die«e  Verhältnisse  bei  den  Verbrauchssteuern,  welche  priucipiell  bei  den  Ver- 
kehrsteuern ebenso  oder  ganz  ähnlich  lie-en  .  während  sie  bei  den  directen  Steuer« 
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ge^en  beide  Steno rgrnppen  abwei<  lien.  —  Hei  den  zum  Thcil  mir  kurzen  Ver- 
jährungsfristen «ler  Kegiste  labgaben  gewinnt  das  Beitreibunirsv  erfahren  besondere 
Wichtigkeit. 

Einzelnes  weitere  Hinhergehörige.  dann  Uber  Steuers  trafen  nnd*Kerhts- 
naeht  heile  im  Folgenden  bei  den  einzelnen  Altgaben. 

b.  Die  Registiirnngsabgabon. 
ti  e  i  o  t  z  g  e  b  n  ii    und  Literatur  s.  o.  S.  503  und  S.  505. 

§.  213.  1.  Ursprung.  Zur  Würdigung  dieses  ganzen  com- 
plicirten  und  den  Vcrmögensverkchr  so  schwer  belastenden  Steuer- 
systems ist  immer  wieder  darauf  hinzuweisen,  dass  es  in  seiner 
Grundlage  und  seinen  leitenden  Grundsätzen  aus  dem  ancien 
regime  heiUbergcnommen  worden  ist,  nur  unter  anderen  Namen 
und  mit  Aenderungcn  und  Verbesserungen,  sowie  mit  feinerer 
systematischer  Durchbildung  im  Einzelnen,  freilich  aber  auch  mit 
weit  höheren  Steuersätzen.  Die  Vorgänger  der  heutigen  Register- 
abgaben sind  die  ehemaligen  Abgaben  unter  dem  Namen  contröle, 
insinuation  und  ccntk'mc  denier  (§.  05),  deren  administrative  und 
steuertechnische  Durchführung  formell  bereits  vor  1789  eine  im 
Ganzen  wohl  gelungene  war,  so  dass  Manches  davon  in  der  Folge- 
zeit für  die  Einrichtung  des  Euregistreinent  als  Muster  dienen 
konnte  und  in  der  That  in  den  neuen  Gesetzen  und  Reglements 
vielfach  nur  eopirt  worden  ist.  Die  Revolutionsgesetzgebung  hob 
diese  älteren  Abgaben  und  Einrichtungen,  mit  Ausnahme  der 
„Insinuation"  auf  (Gesetz  vom  5.—  Ii».  December  1790),  führte  sie 
aber  vereinfacht  unter  anderen  Namen  gleichzeitig  wieder  ein,  als 
Abgaben  von  Urkunden  und  von  Eigenthums  Wechsel,  zu- 
nächst freilich  nach  Normen,  welche  das  hscalische  Interesse  nicht 
genügend  sicherten  und,  nach  den  Ideologieen  der  Zeit,  der  Bereit 
Willigkeit  uud  Ehrlichkeit  der  .„Bürger",  der  gesetzlichen  Steuer- 
zahlung nachzukommen,  zu  viel  zutrauten  (gen.  Gesetz  von  171)0). 
Nachdem  dies  durch  die  Erfahrung  erhärtet  war,  verschiedene 
Experimente  sich  nicht  bewährt,  die  politischen  Zeitverhältnisse 
aber  begonnen  hatten,  sich  wieder  zu  klären,  hat  dann  das  grund- 
legende Hauptgesetz  vom  22.  Frimairc  VII.  (12.  December  > 
1798;  das  System  des  En  registrement  endgilt  ig  festgestellt. 
In  diesem  Gesetze  ist  aber  im  Wesentlichen  das  Gute  und  Brauch- 
bare aus  der  Gesetzgebung  der  früheren  Zeit  nur  in  verbesserter 
Gestalt  beibehalten  worden.  Alles,  was  seitdem  legislativ  auf 
diesem  Gebiete  geschah,  bildet  nur  den  Ausbau  des  Systems  des 
Gesetzes  vom  22.  Frimnire  VII. 

A.  Wagner,  Fin:iiu«i**iiH-liaft.  III. 
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Vortrefflich  weist  Stotirin,  I,  3M4 — 443  überall  die  wonig  verborgenen  Ver 
bindungsfaden  zwischen  der  alten  und  neuen  Gesetzgebung  nach,  da  auch  hier  die 
üblichen  f  ran /«"wischen  Illusionen  Uber  die  „Neuheit"  des  Steuerwesens  der  ersten 
Kevolutiot»  verbreitet  sind.  Doch  sind  diese  Beziehungen  zwischen  dein  „Neuen"  und 
..Alten"  auch  schon  früher  von  den  Kachautoren  bemerkt  worden.  S.  auch  Vignes. 
I,  323  II.  —  Das  erste  Gesetz  von  1  Tl*<>  litt  an  dem  allgemeinen  Kehler  derZ.  it,  d-n 
Steuerpflichtigen  zu  viel  Ehrlichkeit  zuzutrauen  und  der  Verwaltung  die  Mittel  zur 
Controle,  zur  Entdeckung  und  Verfolgung  der  Hinterziehungen  zu  versagen  oder  zu 
beschränken.  Daher  unterblieb  die  Anmeldung  und  Hegistrirung  so  vieler  steuer- 
pflichtiger Rechtsgeschäfte  oder  wurden  namentlich  die  Wert  he  zu  niedrig  angegeben. 
Das  Gesetz  vom  Krimaire  VII.  gab  in  allen  diesen  Beziehungen  «ler  Verwaltung  die 
nöthigen  Hilfsmittel  wieder,  nachdem  schon  ein  Gesetz  vom  9.  Vendemiaire  VI. 
(:<0.  September  17UV  die  Verwaltung  ermächtigt  hatte,  bei  Zweifeln  über  richtig-1 
Werthangaben  in  den  Urkunden  auf  die  ..Expertise"  zurückzukommen.  Blosse  Straf- 
androhungen, für  deren  Anwendung  die  Handhabe  fehlte,  hatten  sich  unzulänglich 
erwiesen.  Freilich  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  die  Zeit  für  die  Bewährung  eines 
milderen  Gesetzes  gleich  demjenigen  von  1 71)0  damals  die  denkbar  ungunstigste  war. 

4$.  214.  2.  Der  finanzpolitische  Character  der  Regi- 
st rirungs  abgaben.  „Die  Einregistrirung  ist  eine  Förmlichkeit, 
welche  darin  besteht,  dass  in  ein  Öffentliches  Register  bürgerliche, 
gerichtliche  und  aussergerichtliche  Urkunden  und  Erklärungen  Uber 
Eigenthumswechsel  wörtlich  oder  auszugsweise  eingetragen  und 
dabei  zu  Gunsten  des  Schatzes  Abgaben  erhoben  werden."  So 
defmiren  Cuo'not  und  Verpy  in  ihrem  Artikel  Uber  die  Ein 
registrirnng  (Enregistremcnt)  im  Block'schcn  Wörterbuch  (No.  1) 
die  Einrichtung  und  tilgen  dann  in  der  auch  bei  anderen  fran- 
zösischen Autoren  (z.  R.  Vigncs)  Üblichen  Weise  hinzu,  diese 
Einregistrirung  habe  einen  doppelten  Character,  den  einer 
öffentlichen  Dienstleistung  im  Interesse  der  Btirger  und  den 
einer  Besteuerung  im  Interesse  des  Staats.  Hiermit  wird  richtig 
der  finanzpolitische  Doppcl-  oder  Mischcharacter  der  fran- 
zösischen Registrirnngsabgabcn  anerkannt:  sie  sind  im  Allge- 
meinen, freilich  nicht  alle  und  nicht  alle  gleichmässig,  „Gebühren'' 
und  „eigentliche  Steuern". 

a)  Jenes,  soweit  wirklich  ans  sachlichen,  rechts  tech- 
nischen und  verkehrspolitischen  GrUnden,  im  Interesse  der 
allgemeinen  Ordnung  und  Sicherheit  des  Verkehrs,  der  Rechts- 
geschäfte, des  Erbgangs  und  daher  im  wirklichen  Interesse  der 
Nächstbethciligten  eine  Einregistrirung  erfolgt,  eventuell  auch  obli- 
gatorisch ist  —  ein  Umstand,  welcher  den  „GebUhrencharacter1 
der  dabei  erhobenen  Abgabe  nicht  aufhebt  —  und  die  Abgabe 
nach  ihrer  Höhe  in  „angemessenem",  d.  h.  zu  der  Vergeltung  des 
„Dienstes",  der  verursachten  Kostenprovocation  und  der  erforder- 
lichen Beitragsleistung  für  die  Deckung  der  Kosten  der  Rcgister- 
cinrichtung  soweit  diese  letztere  eben  im  Ver k chrsinteresse 
liegt  -    in  „richtigem  VcrUUltniss"  steht. 
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Ganz  scharte  Kriterien  zur  Foststcllutig  letzterer  Momente  fehlen  zwar  der  Natur 
der  Sache  nach.  Aber  ungefähre  Anbaltspun«  tu  zur  Abschätzung  bieten  sich  und 
reichen  aus.  Der  Gebührencharacter  der  Abgabe  wird  auch  noch  nicht  durch  die 
Abstufung  der  letzteren  nach  den  Werthgrossen,  auf  welche  sich  die  Rechts- 
geschäfte u.  8.  w.  beziehen,  aufgehoben.  Denn  einmal  bietet  die  Proportion  zwischen 
dieser  Wcrthgrösse  und  der  Hohe  der  Abgabe  immerhin  öfters  ein  Merkmal  zur  Be- 
messung der  ungefähren  Bedeutung  der  durch  die.  Kegistereinrichtung  vertretenen 
..öffentlichen  Dienstleistung"  und  sodann,  was  noch  mehr  zutrifft,  lässt  sich  nach  einer 
solchen  Proportion  die  Vertheilung  der  Gesammtkosten  der  Hinrichtung  am  Besten  auf 
die  einzelnen  Falle  der  Dienstleistung  vornehmen.  Auch  eine  „Proportionalab- 
gabe", wie  im  franzosischen  Registerwesen,  verliert  daher  den  Go  bühre  n character 
noch  nicht  völlig.    S.  auch  Fin.  II,  277  tf..  bes.  §.  293,  Vi  ff  n  es,  I,  »23,  330  ir. 

b)  Eigentliche  Steuern  sind  die  französischen  Registrirungs- 
abgaben  dagegen  in  allen  den  Fällen,  wo  sie  nicht  Gebühren, 
und  in  allen  denjenigen,  wo  sie  nur  theilweise  Gebühren  sind: 
daher,  wo  kein  sachlicher,  rechtstechnischer  und  verkebrspolitischer, 
sondern  nur  ein  fiscalischer  Grund  die  Einregistrirung  einer 
Urkunde,  eines  Rechtsgeschäfts,  eines  Vorgangs  u.  s.  w.  bedingt 
und  wo,  selbst  wenn  Gründe  ersterer  Art  vorliegen  und  daher 
eine  wirkliche  öffentliche  Dienstleistung  stattfindet,  die  Höhe  der 
Abgabe  nach  den  vorhin  angedeuteten  Merkmalen  die  für  eine 
„Gebühr"  zulässige  Höhe  übersteigt. 

Hiernach  sind  die  Registerabgaben  Frankreichs  theils  nach 
dem  ersten  Umstände,  weil  nur  aus  fi scalischem  Grunde  die 
Rcgistrirung  verlangt  wird,  theils  und  im  Ganzen  mehr  noch  ans 
dein  zweiten  Grunde,  weil  die  Höhe  der  Abgabesütze  eine  sehr 
bedeutende  ist,  weit  überwiegend  eigentliche  Steuern,  welche 
daher  nach  steuerpolitischen  und  steuertechnischen  Gesichtspuncten 
zu  beurtheilen  sind.  Bloss  „Gebühren"  sind  unter  den  Register- 
abgaben kaum  vorhanden. 

Ob  und  in  weichein  Maasse  die  einzelnen  Registerabgaben  nur 
Steuer  oder  mehr  oder  weniger  Steuer  oder  Gebühr  sind,  ist 
wesentlich  nach  allgemeinen  sachlichen,  rechtstcchnischcn  und 
verkehrspolitischen  Gründen  zu  entscheiden. 

In  Frankreich  ist  mnn  auch  Seitens  der  Finauzniänncr  (z.  B.  Vignes,  I,  330(1.» 
zu  sehr  geneigt,  die  nach  der  spec ifisehen  Rechtstechnik  des  französischen 
Zivilrechts  und  P roc essrechts  gebotenen  Einiegisiriningen,  obligatorischen  Er- 
klärungen über  Eigenthums-  und  Besitzwechsel  und  schriftlichen  BeuikunduDgen  schon 
immer  als  hinlängliche  sachliche  Begründungen  der  Präsumtion  eines  „öffent- 
lichen Dicnsts"  und  daher  der  Erhebung  einer  „Gebühr"  in  der  Abgabe  anzu- 
erkennen, was  in  dieser  Allgemeinheit  nicht  zugegeben  weiden  kann.  Es  liegt  dieser 
Ansicht  die  andere  zu  Grunde.  da*s  die  französischen  civil-  und  proccssrechtlichen 
Bestimmungen  die  an  sich  juristisch  gebotenen  sind,  was  schon  durch  die  Ab- 
weichungen anderer  Rechtssysteme  widerlegl  wird.  Nach  fi  na  n  z  w  isse  nsc  lia  ft- 
l'>lier  Auflassung  sind  die  französischen  Rcgistcrabgahi-n  daher  in  noch  geringerem 
Maasse.  als  nach  der  oben  angedeuteten  Ansicht,  und  mitunter  überhaupt  nicht  mehr 
»«Gebühren",  wo  sie  es  nach  letzterer  noch  sind. 
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Demgemäss  sind,  wenn  man  einige  Hauptfalle  betrachtet, 
generisch  die  an  den  Eigenthumswechscl  von  Immobilien, 
unter  Lebenden  wie  von  Todeswegen,  unter  lästigem  Titel  oder 
unentgeltlich  sich  knüpfenden  Registerabgaben  ebeuso  wie  die 
Hypothekenabgaben,  entschieden  zum  Theil  Gebühr  und  als  solche 
gerechtfertigt.  Auch  von  Abgaben  für  Eintragungen  in  solche 
Register,  welche  aus  rechtstechnischen  Gründen,  z.  B.  im  Gebiete 
des  Handelsrechts,  Gcscllschaftsrechts ,  geführt  werden,  gilt  dies. 
Die  Registerabgaben  von  Rechtsgeschäften  bezüglich  beweglicher 
Objccte  und  bezüglich  der  blossen  Nu t zu ngs Übertragung  von 
Immobilien  (Pacht-  und  Mietverträge)  fallen  dagegen  im  Allge- 
meinen aus  dem  Gebührengebiet  ganz  heraus.  Auch  von  den 
Erbschaftsabgaben  als  solchen,  soweit  sie  sich  nicht  auf  Immo 
biliarnachlass  bezichen  und  nicht  an  sachlich  allgemein  begründete 
Amtshandlungen  der  Gerichte  u.  s.  w.  sich  anscbliessen,  gilt  das- 
selbe. Ebenso  von  zahlreichen  einzelnen  Verträgen,  Urkunden, 
Geschäften  aller  Art,  welche  die  französische  Gesetzgebung  direct 
oder  indireet  so  namentlich  bei  Producirung  vor  Gericht  — 
der  Rcgistrirung  und  den  Abgaben  dafür  unterwirft,  z.  B.  Heiratbs- 
verträge, Versteigerungen,  Submissionen  von  Arbeiten,  Lieferungs- 
verträge, Schenkungen  u.  v.  a.  m. 

Das  französische  Gesetz  verlangt  nicht  von  allen  Urkunden.  Vertragen,  Rechts- 
geschäften unbedingt  die  Kegistrirung,  sondern  nur  von  speciell  genannten, 
die  innerhalb  gesetzlicher  Fristen  unter  Strafandrohung  registrirt  werden  müssen. 
Aber  auch  für  andere  Urkunden  u.  s.  w.  besteht  ein  bedingter  oder  indirecter 
Kegistrirungszwnng,  indem  von  denselben  „weder  in  öffentlichen  Urkundcu  noch  vor 
<j»  richt  noch  vor  irgend  einer  eingesetzten  Behörde  Gebrauch  gemacht  werden  darf, 
bevor  die  Kegistrirung  stattgefunden  hat",  was  dann  die  Abgabepllichtigkeit  und 
Zahlung  bedingt  Gesetz  vom  22.  Krim  VII..  Art.  2.1,  42—44.  47,  4S.  Gesetz  vom 
2S.  April  1M<5,  Art.  .V7).  Auch  bei  den  unbedingt  zu  registrirenden  Urkunden  u.  s.  w. 
liegt  ausser  in  der  Strafandrohung  und  in  der  unmittelbaren  Gefahr,  in  Betreff  der 
unterlassenen  Kegistrirung  und  Abgabezahlung  cntd«}fkt  und  dann  bestraft  zu  worden, 
ein  mächtiges  Uompclle,  die  Kegistrirung  wirklieh  vornehmen  zu  lassen,  in  dein 
drohenden  Ke.e htsnaehtheil,  die  Urkunde  ni<  ht  vor  Gericht  u.  s.  w.  producire" 
/n  können  und  wenn  letzteres  eventuell  geschehen  muss,  um  so  sicherer  der  Strafe 
für  unterlassene  Kegistrirung  zu  verfallen. 

Man  hat  mit  Rücksicht  auf  diese  Verhältnisse  dann  bisweilen  die  Ansicht  ver- 
treten ,  die  französische  Kegistrirungsabgabe  sei  eben  auch  allgemein  der  Preis 
—  und  insofern  wenigstens  für  einen  Theil  ihres  Betrays  wieder  allgemein  ein«' 
„Gebühr"  —  welcher  für  die  allgemeine  von  der  Hechtsordnung  anerkannte  Verwend- 
barkeit der  Urkunde  als  rechtliches  Beweismittel  bezahlt  werde,  sei  eine  Bezahlung 
für  den  Schutz,  welchen  die  Gesellsehaft  den  Kechtsyeschäften  u.  s.  w.  zu  Theil 
werden  lasv.  Darauf  läuft  z.  B.  eine  diese  Abgaben  mit  begründende  Betnerknng 
von  Vignes.  [.  322  womit  die  Ausführung  cb  S.  .1.10  II  zu  vergleichen  ist! 
wenigsten»  mit  hinaus.  Ganz  unhaltbar  ist  diese  Auffassung  wohl  nicht.  Sie  wüni<* 
indessen  folgerichtig  einen  allgemeinsten  und  unbedigten  Kegistrirungszwang  aller 
denkbaren  Kechts»esehafte  mit  entsprechender  Abgabepllichtigkeit  und  sonstiger 
Nichtigk.it  (Nullität,  voller  I 'ngUtigkeit  bei  unterlassener  Kegistrirung  fordern,  waa 
an  der  Durchführbarkeit,  von  andereu  Bedenken  abgesehen,  scheitert.    Und  das  ist 
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auch  gegen  die  Auffassung  hei  dem  bestehenden  französischen  System  einzuwenden: 
es  ist  und  bleibt  zu  zufällig,  daher  in  der  Praxis  zu  ungleichmäßig,  ob  und 
wdrhe  Urkunden  registrirt  und  belastet  werden  und  wie  mau  den  Tarif  nach  der 
Verschiedenheit  der  Rechtsgeschäfte  u.  s.  w.  gestaltet.  Die  wirkliche  Benutzung  einer 
Irkunde,  z.  B.  als  Beweismittel  vor  Bericht,  rechtfertigt  daher  auch  noch  nicht  diu 
französische  Forderung  der,  wenigstens  nachträglichen  Regiatrirung  und  Abgabezahlunir. 
die  immer  in  einer  Menge  anderer  Falle,  wo  es  nicht  zu  einem  Kcrhtsstrcit  kommt, 
uuterbleibt.  Da*  richtige  «lebuhrenmoinent  in  den  „("ierichtskosten"  bei  Processen 
lieirt  doch  nicht  bei  KegiMcrahgahen  von  gerichtlich  zu  produeireuden  Urkunden  vor. 
Von  der  allgemeinen  Unzulässigkeit  der  Theorie,  die  Besteuerung  auf  den  „Schutz- 
gesichtspunet"  („protection  sociale")  zu  begründen,  soll  hierbei  gar  nicht  einmal  geredet 
werden  (s.  Fin.  II,  §.  340,  Iis). 

Auch  in  denjenigen  Fällen,  wo  die  französische  Rcgistcr- 
abgabe  generisch  nach  der  Art  der  betroffenen  Rechtsgeschäfte, 
Vorgänge  und  Urkunden  eine  „Gebühr"  in  sich  schliesst,  bleibt 
die  Abgabe  aber  nach  ihrer  Höhe  regelmässig  doch  zum  grössten 
Theii  eigentliche  Steuer,  die  nur  als  solche  beurtheilt  und 
eventuell  gerechtfertigt  werden  kann.  Auch  die  Imm  ob  iiiar- 
ge sc  hafte,  Kigenthumswechscl  u.  s.  w.  sind  dieser  Höhe  der 
Abgabesätze  nach  in  Frankreich  weit  mehr  wirklichen  „Steuern", 
als  „Gebühren"  unterworfen. 

Vgl.  daher  die  Tarifsätze  des  Euregistretneiit,  bes.  die  Proportioualabgabeu  unten 
in  §.  218.  Z.  B.  5.5,  mit  den  Decimon  t>>7f>°/0  Abgabe  von  Verkaufen  von  Immo- 
bilien; 1,  3.  «5.5,  7,  s,  <T/0  nebst  2*>"0  Zuschlag  bei  den  Krl.schafrsabgaben.  Leber 
V4  des  Krtrags  des  eigentlichen  Knregistreuient  jSSfi  120.32  Mill.  von  1(1") .3-1)  kommt 
allein  auf  die  gewöhnlichen  Verkäufe  von  Immobilien  unter  hebenden,  mit  Ausschluss 
von  besonderen  Fällen ,  z.  B.  bei  Verkäufen  behufs  Thcilung  unter  Miterben  u.  a.  m. 

Welcher  Theil  der  Rcgistcrabgabe  auch  in  den  Fällen,  wo 
letztere  wirklich  „Gebühr"  mit  ist,  als  „Gebühr",  welcher  als 
„Steuer"  anzusehen  ist,  lässt  sich  natürlich  nicht  ziftcrniässig, 
sondern  nur  begriffsmässig  scheiden,  daher  auch  in  den  Erträgen 
nicht  trennen.  Jedenfalls  ist  aber  die  „Steuerquote"  erheblich 
grösser  als  die  „Gebühreuquote".  Im  Folgenden  kommt  die  Register- 
abgabe nur  als  Steuer  zur  Erörterung. 

Was  im  Vorausgehenden  vom  finanzpolitischen  Character  der  Kegistrirungs- 
abgaben  gesagt  worden  ist,  gilt  mutatis  mutandis  im  Wesentlichen  auch  von  den 
Hypotheken-,  (ierichtsschreiberci-  und  den  in  Steinpelf'orin  erhobenen  Abgaben.  Die 
beiden  erstereii  sind  in  der  Hauptsache  nur  „(lebuhren  ',  die  letzteren  umgekehrt  ganz 
überwiegend  „Steuern",  doch  enthalten  auch  die  französischen  Hypothekongebuhren 
fiir  die  „Ueberschreibung"  von  Immobiliarbcsitzwechsel  ein  starkes  Steuerelement, 
s.  §.  2PJ. 

§.  215.  3.  Der  stcuerpolitische  Character  der  fran- 
zösischen Registerabgaben,  daher  derjenigen,  welche  nur, 
und  der  übrigen,  soweit  als  sie,  „Steuern"  sind.  Die  über- 
mässige Ausdehnung  und  Höhe  dieser  Abgaben,  auch  wenn 
dieselben  als  Steuern  aufgefasst  werden,  daher  die  einseitige  und 
übertriebene  tisealische  Tendenz  in  der  Entwicklung  dieses  ganzen 


Digitized  by  Google 


516         6.  B.  2.  K.  Steuerrecht.  1.  H.-A.  2.  A.  Frankreich.  §.  215. 


Abgabesystems  ist  nicht  wohl  zu  leugnen.  Sie  ergiebt  sich  aus 
jedem  Blick  in  den  Tarif  und  aus  der  Vcrgleichung  mit  den 
gleichen  oder  ähnlichen  Abgaben  anderer  Läudcr.  Damit  wird 
aber  in  steuerpolitischcr  Hinsicht  doch  nur  ein  Uebermaass 
constatirt  und  gerügt,  das  Abgabesystem  im  Ganzen  und  in  seinen 
wichtigeren  Theilcn  ist  unabhängig  von  diesem  Uebermaass  des 
Fiscalismus  vom  Standpunct  der  allgemeinen  und  der  fran- 
zösischen Steuerpolitik  aus  zu  charaetcrisiren. 

a)  In  ersterer,  in  allgemeiner  Hinsicht  entspricht  ein  Ver- 
kehrssteuersystem, wie  dasjenige  der  französischen  Rcgisterabgabeu 
(und  im  Ganzen  auch  der  Stempclabgaben)  den  Anforderungen, 
welche  für  ein  modernes  Steuersystem  aufzustellen  sind:  es  greift 
da  ein,  wo  die  übrigen  Steuern  rechtlich  oder  factisch  Lücken 
lassen  und  daher  einer  Ergänzung  und  eines  Ersatzes  be- 
dürfen. 

Die  principiellc  Rechtfertigung  solcher  Verkehrssteuern  und 
da*  principiellc  Verlangen  danach  für  ein  ordentlich  ausge- 
staltetes Steuersystem  unserer  Periode  bei  hoch  entwickeltem 
Creditvcrkchr,  regem  Besitzweehsel ,  beim  Bezug  von  zufällig  an- 
gefallenen oder  speculativ  erstrebten  „Conjnncturengcwinnen"  aller 
Art  in  Folge  solchen  Besitzweehsel*,  überhaupt  bei  einer  volks- 
wirtschaftlichen Organisation,  wie  der  heutigen  wesentlich  privat- 
wirthschaftlichen  in  dem  Gebiete  unserer  Culturvölker,  ist  in  unserer 
,,allgemeincn  Steuerleute"  (Fin.  II,  S.  439  ft'.,  455  ff.)  näher  be- 
gründet worden;  ebenso  die  Rechtfertigung  des  und  das  Verlangen 
nach  einem  Erbschaftssteuersystem,  welches  ein  Bestandthcil  des 
französischen  Registrirungsabgabensystems  ist  (Fin.  II,  S.  476  ff.). 

Alles  dort  früher  Ausgeführte  nöthigt  uns,  rechtfertigt  es  aber 
u.  E.  auch,  principiell  das  französische  Enrcgistremcut 
mit  seinen  Steuern  (und  ähnlich  das  Stempel we sc n)  gegen 
die  zu  weit  gehenden  allgemeinen  Angriffe,  die  es  als  Bc- 
steuerungscinrichtung  öfters  erfahren  hat,  in  Schutz  zu 
nehmen.  Bestände  es  nicht,  so  müsstc  man  es  —  unbeschadet 
der  Frage  seiner  Ausdehnung,  Einrichtung  im  Einzelnen  und  der 
Höhe  seiner  Steuersätze  —  stcuerpolitisch  verlangen,  wie  es  auch  in 
anderen  Ländern  zu  verlangen  ist.  Denn  auch  durch  die  noch  so 
vollkommene  Einrichtung  der  übrigen  Steuern  ist  die  einmal  zur 
Verwirklichung  der  obersten  Stcuerprincipicn  zu  fordernde  syste- 
matische Ausgestaltung  des  Steuerwesens,  namentlich  die  recht- 
liche und  thatsächliche  Erfassung  und  wenigstens  cinigermaassen 
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gleichruässige  Belastung  aller  Erträge,  Einkommen,  Gewinne  u.  s.  w. 
nicht  zu  erreichen.  Eine  „Verkehrsoesteuerung",  wie  Enregistrenient 
und  Stempelwesen,  ist  freilich  ein  ziemlich  rohes  und  an  sich 
wieder  recht  unvollkommenes  Hilfsmittel  zur  Annäherungen  dieses 
Ziel,  aber  immerhin  ein  Hilfsmittel,  dessen  Fehlen,  bei 
seiner  sonstigen,  wenigstens  partiellen  Unersetzbarkeit  durch 
Ausgestaltungen  der  übrigen  Steuern,  schlimmer  ist,  als  seine 
Fehler  sind. 

Angesichts  der  eigentümlichen  jüngsten  l'roisgcbung  seiner  eigenen  früheren, 
im  Kern  doch  haltbaren  ,,Vorkehrsstcuerthcorie,k  seitens  L.  v.  Stein  s  glaube  ich 
auch  an  dieser  Stell«!  dies  hervorheben  zu  sollen,  gemde  bei  der  Besprechung  des 
wichtigsten  und  für  die  principiellen  Gegner  günstigsten,  weil  so  berechtigten  Ein- 
wänden wegen  tiscalischer  Maasslosigkeit  ausgesetzten  practischen  Beispiels  der  Ver- 
kehrsbesteuerung. Lh  halte  Stein  gegenüber  (1.  Aufl.  '1er  l'inanzwissenschaft  II. 
J52,  5.  Aufl.,  II,  2.  Abth.,  S.  212)  ineine  Ausführungen  im  2.  Bande  meiner  Finanz- 
wissenschaft bes.  S.  43!»  ff.  u.  §.  UWI .  47U)  aulrecht  und  bin  durch  das  genauere 
Studium  des  französischen  Kuregistrement  in  meiner  Auffassung  noch  bestärkt  worden. 
S.  auch  die  Bemerkungen  über  und  gegen  Stein  in  meinem  Aufsatze  „I'inanzwisseii- 
schaft  und  Staatssocialismus"  I,  Tüb.  Zts<hr.  1*>>V  S.  43  Note,  S.  Iti  Note. 

b)  Im  französischen  Steuersystem  speciell  nimmt  aber 
Enregistrement  (und  Stempelwesen)  vollends  eine  an  und  für 
sich  ganz  berechtigte  Stellung  ein.  Es  bildet  hier  eine  nicht 
unpassende  Ergänzung  der  directen  Steuern,  u.  A.  nach  seiner 
Wirkung  als  Besteuerung  von  Besitz,  vou  Kenten  quellen,  also 
auch  des  fundirten  Einkommens,  Uberhaupt  einigermaassen  einen 
Ersatz  der  fehlenden  directen  Einkommen-  und  Vermögens- 
besteuerung und  einen  Ausgleich ungsfactor  neben  den  so 
ausserordentlich  entwickelten  indirecten  Verbrauchssteuern  (inneren 
und  Zöllen).  Dies  gilt  von  dem  Enregistrement  sowohl,  soweit 
es  Rechtsgeschäfte  unter  Lebenden  betrifft,  als  namentlich  auch, 
soweit  es  die  Erbschaftsbesteuerung  in  sich  enthält.  In  seiner 
Wirkung  derjenigen  von  directen  Steuern  wesentlich  gleichkommend 
und  nach  diesem  entscheidenden  Moment  mehr  zu  diesen  als  zu 
den  „indirecten"  gehörig,  mit  denen  es  sonst  wohl  zusammen- 
gezogen wird,  stellt  es  so  auch  das  Gleichgewicht  zwischen  diesen 
beiden  Steuerarten  mehr  her.  Das  ist  auch  bei  Vergleichung  der 
französischen  mit  anderen  Besteuerungen  zu  beachten.  Und  wenn 
Frankreich  mit  Recht  dafür  getadelt  wird,  dass  es  die  eigentlichen 
directen  Staatssteuern  neben  den  indirecten  Verbrauchssteuern  nicht 
genügend  entwickelt,  die  Einführung  einer  eigentlichen  Einkommen- 
steuer unterlassen  hat,  so  muss  dieser  Tadel  im  Hinblick  auf  das 
Enregistrement  (und  den  Stempel)  doch  erheblich  eingeschränkt 
werden.    Dcnu  mindestens  theil weise  wird  durch  letzteres 
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io  Bezug  auf  die  Vertbeilung  der  Steuerlast  etwas  Aenlicbes  erreicht 
als  durch  die  Einkommen-  oder  eine  ihr  verwandte  Steuer  (z.  B. 
eine  allgemeine  Vermögenssteuer). 

Die  Frage  läuft  dann  insofern  auf  eine  steuerte ehnische 
hinaus:  auf  die  Wahl  der  einen,  der  directen  Steuer,  der  Ein- 
kommen- und  Vermögenssteuer,  oder  des  Enregistrements  und 
Stempels  zur  Erreichung  desselbensteu  erpolitischen  Ziels.  Wenn 
man  auch  hierbei  die  erste  Steuerart  meines  Erachtens  mit  Recht  vor- 
zieht, so  sind  doch  gewisse  Vorzligc  auch  der  zweiten  nicht  zu 
verkennen,  —  immer  zunächst  nur  die  principielle  Frage  nach  der 
ganzen  Steuerart  gestellt,  ohne  Rücksicht  auf  die  specielle 
Ausgestaltung,  welche  Enregistrement  und  Stempclwescn  in  Frank- 
reich gefunden  haben.  Denn  diese  Ausgestaltung  ist  nicht  die 
allein  mögliche  und  kann  und  inuss  vielfach,  vollends  in  den  hohen 
Steuersätzen,  preisgegeben  werden,  Sätze,  welche  freilich  die 
nothwendige  Folge  eines  enormen  Fiuanzbedarfs  sind  (§.  225)  — 
ohne  dass  damit  dasPrincip  solcher  Besteuerung  fallen  gelassen 
wird.  Sicherlich  verbleiben  freilich  auch  bei  einem  maassvollcrcn, 
weniger  ausgedehnten,  weniger  tiscalisch  Übertriebenen  Verkehrs- 
steuersystem in  der  Weise  des  französischen  Euregistrcments  (und 
Stempels)  immer  noch  viele  Bedenken  und  Xachtheilc,  stcuer- 
technischcr  wie  prineipicller  steuerpolitischer  Art,  Bedenken,  welche 
in  den  Principien  einer  solchen  Besteuerung  begründet  sind,  also 
sich  nicht  Y°Hig  beseitigen  und  nur  theilweise  durch  passende 
Einrichtungsmodalitäten  vermindern  lassen.  Aber  es  fragt  sich 
eben,  ob  diese  Bedenken  erheblicher  sind,  als  bei  eiuem  Einkommcu- 
(oder  Vermögens  )  Steuersystem  oder  gar  bei  einem  Ertragssteucr* 
systenu  Nur  so  vergleichsweise,  daher  relativ  lässt  sich  der 
grössere  oder  geringere  Werth  oder  Unwerth  einer  Stcuergattung 
in  einem  concreten  Falle  aber  richtig  beurtheilcn. 

Dieser  steuerpolitische  Character  der  Einregistrirung  als  eines 
wichtigen  Ersatz-  und  Ergänzungsglieds  der  französischen 
Besteuerung  ist  im  Uebrigen  genauer  nur  aus  den  grundlegenden 
Bestimmungen  der  bezüglichen  Gesetzgebung,  daher  namentlich  des 
Hauptgesetzes  vom  22.  Frimaire  Vll.  (12.  December  1798)  abzu- 
leiten. Zur  Darstellung  dieser  Bestimmungen  wenden  wir  uns 
jetzt  zunächst,  um  danu  zum  Scbluss  noch  einmal  in  einem  kritischen 
Rückblick  auf  den  steuerpolitischen  Werth  der  Registrirungsabgaben 
zurück  zu  kommen  (§.  225). 

S.  Ii«*.  Vi  g  Ii  es,  l,  3.-KJ  fi-. 


Digitized  by  Google 


Rogisterabgaben.    System.  Principien. 


519 


§.  216.  4.  Das  System  und  die  leitenden  Principien 
der  Einregistrirung  und  des  Abgabewesens  dabei. 

a)  Grundsätze.  Der  allgemeine  Gruudsatz,  welcher  die 
Regel  aufstellt,  ist,  dass  alle  der  Kegistrirung  unter- 
worfenen Urkuuden,  Rechtsgeschäfte  und  Handände- 
rungen (mutations)  auch  abgabepflichtig  sind.  Theils  zu  diesem 
Zwecke,  theils  oder  zugleich  schon  aus  rcchtstcchnischen  Gründen 
ist  die  —  directe  oder  indireetc  —  Registrirungspflicht  weit 
ausgedehnt.  Sie  tritt  präsumtiv  überall  ein,  wo  es  sich  um 
Urkunde,  Rechtsgeschäft,  Handänderung  handelt  und  wo  das  Gesetz 
nicht  ausdrücklich  von  derRegistrirung  absieht  oder  wo  aus  der  Aus- 
lassung bei  denjenigen  specicllen  Fällen,  in  welchen  in  Ermangelung 
von  Urkunden  „Erklärungen"  verlangt  werden  (s.  u.),  das 
Fehlen  der  Registrirungspflicht  —  wenigstens  bis  auf  Bezugnahme 
vor  Gerichten  u.  s.  w.  —  implicite  folgt,  endlich,  wo  aus  gewissen 
concludenten  That Sachen  hervorgeht,  dass  eine  Ucbertragung 
von  Eigenthum  oder  Nutzniessung  von  Grundstücken,  welche  gesetz- 
widrig nicht  registrirt  worden  ist,  stattgefunden  haben  muss. 

S.  für  letzteren  Punet  (iesetz  vom  Krim.  VII..  Art.  12,  13,  i.  B.  Eintragung 
eines  neuen  Eigenthutners  in  die  Grundsteuerrollc ,  Zahlung  von  Steuern  durch  ihn, 
Eingehung  von  Mieth-  und  Pachtverträgen.  Hock,  S.  IM  generalisirt  daher  zu 
sehr,  wenn  er  sagt:  „dem  Princip  nach  wird  das  abgeschlossene  Rechtsgeschäft,  nicht 
die  darüber  aufgenommene  Urkunde  besteuert".    S.  unten. 

Nur  in  beschränktem  Maasse  bestehen  Ausnahmen.  Einmal  von  der 
Registrirungspflicht  selbst,  so  u.  A.,  ausser  für  Urkunden  der  Iterierung,  der 
«'»ilentlichen  Verwaltungen  i,wo  aber  Verkäufe  und  gewisse  Verträge  wieder  zu  regi- 
striren  sindi.  für  Steuerquittungen,  fiir  Eintragungen  und  Ucbcrtragungen  unter 
lästigem  Titel  (also  u.  A.  nicht  im  Erbgang  <  im  grossen  Staatsschuldbuch,  Ferner 
weiden  eine  Anzahl  Urkunden  zwar  registrirt,  aber  unentgeltlich  U.  B.  für  die 
Heirath  „Armer'*).  Endlich  werden  manche  Urkunden  zwar  registrirt,  aber  die  Ab- 
gabe einstweilen  nur  ins  Debet  geschrieben,  wo  es  dann  von  den  Umstanden 
abhängt,  ob  später  eine  Beitreibung  erfolgt.  (S.  Vignes,  I,  3t»ö  —  ,  wo  die  (ie- 
setzcsstellen,  Block,  dict.  Art.  Enregistr.,  No  1 10 — 1 19.) 

Kegistrirungspflichtig  und  abgabepflichtig  sind  danach 
in  der  Kegel  alle  gerichtliche  und  aussergerichtliche, 
notarielle  Urkunden,  ferner  auch  solche  private  (unter 
Privatunterschriit),  welche  unter  Lebenden  wie  im  Stcrbefall  Eigen- 
thum  und  Nutzniessung  an  unbeweglichen  Giltern  Ubertragen, 
Micthe  und  Pacht,  Unterpacht,  Cession  von  Pacht  u.  dgl.  m.  bei 
diesen  Gütern  betreffen;  endlich  auch  solche  andere  Privat- 
urkunden, von  welchen  vor  Gericht  oder  Behörden 
Gebrauch  gemacht  wird  (8.  514).  Hier  wird  also  nicht  das 
Rechtsgeschäft  schon  als  solches,  sondern  nur  das  schriftlich 
beurkundete  zur  Eintragung  und  Abgabeentrichtung  verpflichtet, 
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aber  nicht  die  »Schriftliehkeit  unbedingt  verlangt  und  etwa 
zur  Voraussetzung  der  Rechtsgiltigkeit  gemacht. 

Dazu  treten  jedoch  Fälle,  wo  ein  Rechtsgeschäft  als  solches, 
bezw.  eine  Handänderung  (mutation)  als  solche  der  doppelten 
Verpflichtung  unterliegt  und  daher,  bei  fehlenden  Urkunden  (also 
u.  A.  regelmässig  bei  Intestaterbfolge,  bei  vielen  Schenkungen)  inner- 
halb bestimmter  Fristen  unter  Strafandrohung  abzugebende  Er- 
klärungen zur  Erfüllung  dieser  Verpflichtungen  vorgeschrieben 
sind.  Dahin  gehört  jede  Uebertragung  des  Eigenthums  oder  der 
Nutzmessung  unbeweglichen  Guts  unter  Lebenden,  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Guts  im  Stcrbefall  (beides  schon 
nach  Gesetz  von  1801),  ferner  jetzt  auch  jede  Uebertragung  der 
Nutzung  unbeweglichen  Guts  (also  alle  Pachten  und  Miethen, 
mit  Ausnahme  mündlicher  Vermiethungen  auf  höchstens  3  Jahre 
und  für  höchstens  100  Frcs.  jährlich)  und  jede  Uebertragung  zu 
Eigen th um  unter  lästigem  Titel  von  Handclsfonds  u.  dgl. 
(fonds  de  commerce  ou  de  clienteles). 

Beides  letztere  der  Declarationspflichi  unterworfen  durch  Gesetz  vom 
23.  Marz  1ST1.  Art.  11  (s.  Dejean,  p.  13  tl..  mit  den  Noten),  bezw.  Gesetz  vom 
2V  lebruar  1S71  ,  Alt.  7  u.  (eb.  p.  147);  die  beiden  alteren  Vorschriften  schon 
im  Gesetz,  vom  27.  Veut.  IX.,  Art.  4.  in  Verbindung  mit  22.  Krim.,  Art.  12,  22.  24,  3S. 

Yignes  (l,  337  II.)  leitet  zwei  „allgemeine  Kegeln"  für  die  Abgalu- 
pflichti^keit  ab:  1.  es  bedarf  einer  Urkunde  (acte1,  ausgenommen  in  den  Fallen, 
wo  zum  Ersatz,  jene.,  Erklärungen"  verlangt  werden;  2.  die  Urkunden  müssen  dem 
Kegisteramt  vorgelegt  werden,  ausgenommen,  wenn  nicht  schon  die  Geschälte  ^Uin- 
satze)  als  solche,  auf  Grund  jener  „Erklärungen"  register-  und  steuerpflichtig  sind. 
I>ahcr  sind  Hcsit/vcrändcriingen  beweglicher  Guter  unter  Lebenden  im  Allge- 
meinen nur  bei  Beurkundung  pflichlig  und  diese  Beurkundung  ist  nicht  obligatorisch. 
*o ,  dass  davon  etwa  die  Kcchtsuiltigkeit  des  Geschäfts  abhiuge,  weshalb  sich  dir 
meisten  letzteren  der  Strafe  entziehen  fccgen  d<u  Wortlaut  des  ursprünglichen 
Gesetzes. 

§.  217.  b)  Die  Abgabcartcn.  Die  Registerabgaben  zer- 
fallen nach  der  ursprünglichen  Gesetzgebung  (Jahr  VII)  in  zwei 
Arten;  durch  ein  neueres  Gesetz  (28.  Februar  1872)  ist  noch  eine 
an  die  erste  Classc  der  bestehenden  sich  anlehnende  und  sie  in 
gewissen  Fällen  verändernde  dritte  Art  hinzu  getreten.  Diebeiden 
alten  Arten  sind  die  sogen,  festen  Abgaben  (droits  fixes)  uud 
die  sog.  proportionalen  oder  verhältnissmässigeu  Abgaben 
(droits  proportionnels),  die  neue  Classc  ist  die  der  abgestuften 
festen  Abgaben  (droits  fixes  gradues).  Die  Anwendung  jeder 
der  drei  Arten  richtet  sich  nach  der  Art  der  Urkunden,  Rechts 
gesehäfte,  llandänderungen  (mutations). 

«)  Nach  den  grundlegenden  Normen  des  Art.  3  des  Gesetzes 
vom  22.  Friui.  VII.  und  dem  damit  in  Verbindung  stehenden  Tarif 
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(Art.  68)  unterliegen  der  festen  Abgabe  diejenigen  „bürger- 
lichen, gerichtlichen  und  außergerichtlichen  Urkunden,  welche 
weder  eine  Schuld  Verbindlichkeit  (Obligation),  noch  eine 
S  eh  uld  befrei  un  g  (liberation),  noch  Verth  eilung  unter 
Gläubigern  (collocation)  oder  Liquidation  von  Geld-  und  Werth- 
beträgen, noch  eine  Ucbertragung  von  Eigenthum,  Nutz- 
niessung  odcrGenuss  an  beweglichem  oder  unbeweglichem  Gut 
enthalten".  Hiernach  kann  man  wohl  mit  Vigncs  sagen:  die 
feste  Abgabe  tritt  bei  Urkunden  mit  bloss  darlegendem 
oder  erklärendem  Inhalte  (actes  declaratifs)  ein.  Der  Tarif 
classificirt  diese  Urkunden  dann  und  unterwirft  sie  ver- 
schiedenen festen  Sätzen,  welche  gegenwärtig  im  Principal  von 
3/4  bis  150  Frcs.  gehen.  Das  Missliche  möchte  dabei  nur  sein, 
dass  die  feste  Abgabe  in  zahlreichen  Fällen,  wie  gewisse  Rechts- 
und Verwaltungsgebühren  auch  sonst,  in  ein  ungunstiges  Verhältniss 
zur  Steuerfähigkeit  der  Betroffenen,  zu  deren  Einkommen  und 
Vermögen  tritt,  leicht  nach  Unten  zu  härter,  einigermaassen 
„umgekehrt  progressiv"  wirkt. 

In  der  Uebersetzung  dos  Art.  3  bin  ich  Jacob  gefolgt.  Ganz  unzweideutig  ist 
auch  das  Original  nicht.  Der  Tarif  trifft  gewöhnliche  bürgerliche  und  Verwaltungs- 
Urkuudcn  mit  1 '/a — 221/.,  Frcs..  gerichtliche  mit  l1'.,— 150.  aussrrgeriehtliche  mit 
s/4 — 37 V'..  Frcs.,  Urkunden  des  Civilstands  mit  3— 150*Krcs.  Das  Einzelne  im  Tarif 
§.  0^>,  bei  Jacob,  S.  5S  ff.  (mit  den  Abänderungen  des  Gesetzes  vom  Friin.  VII.). 
Die  „feste  Abgabe"  gleicht  hiernach  doch  sehr  dem  Stempel  und  in  vielen  Fallen 
wurde  es  einfacher  erscheinen,  die  betreffende  Urkunde  nur  für  stempelpflichtig 
zu  erklären  (was  sie  ausserd  em  noch  sein  kann  und  regelmässig  ist\  Die  Kcgistriru  ng 
ist  nur  ein  gutes  Co utrol mittel  der  Steuererhebung. 

Bloss  ein  kleiner  Theil,  ca.  ?>%,  des  Ertrags  des  eigentlichen  Enregistrcmcnt 
fällt  auf  die  feste  Abgabe.    Es  war  in  l*>Sr>  (Bull.  XXII,  130). 

Zahl  Stück.      Ertrag Mill.  Frcs.     Abg.  p.  Stuck, 
(mit  Decimen) 

Bürgerl.  u.  administrative  Urkunden     2.37S.5H4  9,541  ca.    4  Frcs 

Gerichtliche  Urkunden  2,107,S00  9,90*  ,.     4.0  ,. 

Ausscrgerichtliche  Urkunden  .    .    .     0,554,101)  17,474  2.7  „ 

Civilstands -Urkunden   \l»2s  1U«  ..   22.3  „ 

Zusammen  11.109,407  :^,231  „     3.3  „ 

Ertrag  incl.  40,000  Frcs.  nach  alteren  Tarifen.  Gcsammtertrag  des  Enregistrement 
405.34  Mill.  Frcs.  —  Aber  welche  Verwaltungsarbeit  und  welche  Belästigung  des 
Publicum*  durch  diese  Registrirung  von  über  11  Mill.  Urkunden,  ohne  sehr  erheb- 
lichen finanziellen  Effect  und  doch  uur  mit  beschrankterer  Stützung  durch  die  Grunde, 
welche  die  Proportionalabgabc  stmerpolitisch  rechtfertigen.  So  ist  diese  „feste  Ab- 
gabe" auch  stcuertechnisch  mehr  als  die  andere  zu  bemängeln. 

ß)  Die  1872  neu  eingeführte  Gasse  der  abgestuften  festen 
Abgabe  hat  Grundsätze  der  gewöhnlichen  festen  und  der  Proportional- 
abgabe in  Verbindung  gebracht.  Sie  stuft  nämlich,  so  der 
inuthmaasslichen  Steuerfäbigkeit  der  Betroffenen  sich  mehr  an- 
passend, als  die  feste  Abgabe,  für  bestimmte,  im  Gesetz  ge- 
nannte Urkunden  die  Abgabe  nach  grossen  Stufen 
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der  We rth bc träge,  auf  welche  sich  die  Urkunden  —  ohne 
zur  Proportionalabgabc  Anlass  zu  geben  —  beziehen,  selbst 
wieder  ab.  Wohl  ein  an  sich  richtiger  Fortschritt  gegenüber 
der  reinen  festen  Abgabe,  wobei  freilich  Auswahl  der  Urkunden 
und  Hohe  und  Abstufung  der  Abgabesätze  wieder  ziemlich  will- 
ktihrlich  bestimmt  wurden  und  werden  inussten. 

S.  da*  <ie>etz  vom  2S.  Februar  ls~2  bei  Dejean.  j«.  l.'iO  II.  uiit  Notcu.  Die 
dieser  abgestuften  festen  Abhalte  unterworfenen  Urkunden  betreffen:  Bildung-  und 
Verlängerung  von  Geseilte  hatten  tu  r  den  Betrag  der  Zubringtingen.  Apports, 
nach  Abzug  der  Schulden,  wo  ohnehin  die  Unterstellung  unter  die  feste  Abgabe, 
statt  unter  dte  i»ro)'ortionale,  von  zweifelhafter  Berechtigung  und  insofern  ein«  Ver- 
günstigung i^t  ;  Urkunden  uber  Ilandänderung  jeder  Art  <auch  NuUniessung,  (ienuss) 
an  unbeweglichein  <iut  im  Ausland  oder  den  Colon ien  unter  Lebenden,  wenn 
diese  Urkunden  Kechtswirkung  innerhalb  Frankreichs  erlangen:  dgl.  Uber  Verkauf 
havarirter  Schilfe;  He i  ra  t hsv  e  rt rage  (nach  dein  reinen  Betrage  der  persönlichen 
Zabringungen  der  künftigen  (iatt'.n  ;  Theilungcn  unter  Miteigenthumcrn  auch  Mit- 
erben) unter  Sc.  huldab/ug  (in  letzterem  Puncte  richtig  abweichend  von  der  Pro- 
Iiortionalabgabe,  wo  diese  als  Erbschaftssteuer  fungirt);  Auslieferung  von  Legaten; 
Zustimmung  zur  Aufhebung  von  Beschlagnahmen  von  Hypotheken ;  Fristverlangeningen 
von  Schulden:  Zuschlage  für  Mauten,  Lieferungen  u.  9.  w.  seitens  des  Staatsschatzes 
und  Cautionsstellung  dafür;  Ausgabe  neuer  Titel  fdr  Kenten  u.  dgl.  wo  die  Schuld 
begründenden  Urkunden  registrirt  sind;  im  (ianzen  10  Arten  von  Urkunden.  Der 
Tarif  ist:  5  Frcs  für  Summen  von  5000  Frrs.  in  den  Urkunden,  10  Frcs.  für  solche 
von  5  —  10,000  Frcs..  20  Frcs.  für  10—20.000  Frcs.  und  weiter  20  Frcs.  für  jede 
vollen  oder  angefangenen  20.000  Frcs.  Also  1  Promille.  Der  Ertrag  war  1^0  fur 
120.02S  Urkunden  10. ».o  M 1 1 1 .  Kits  ,  p.  StUek  ca.  25  Frcs.  (davon  01  >S4  „Theilungcn" 
mit  4.131»,  105,505  Heiiathscontracte  mit  2.1b«,  p.  Stuck  ca.  20  Frcs.,  Bull.  XXII. 
151).  Im  (ian/eii  noch  nicht  ein  Drittel  des  Ertrags  der  festen  Abgabe  und  nur 
ca.  2'  ;,°'„  des  Ertrags  des  ganzen  Enregistremeut,  von  dem  daher  die  feste  und  die 
abgestufte  feste  Abgabe  nur  etwas  über  10%  einbringen. 

§.  218.  y)  Die  Proportionalabgabcn,  die  dritte  Art  der 
Regi8trirungsabgabcu,  sind  mithin  das  eigentliche  Finanz- 
object  in  der  Einregistriruug.  Sie  liegeu  nach  dem  maassgebenden 
Art.  4  des  Gesetzes  vom  22.  Frim.  VII.,  was  danu  in  dem  Tarif- 
artikel Gl)  specialiöirt  wird,  auf  „Schuldverpflichtungen 
(obligatious),  Schuldbefreiungen  (liberations),  Verurteilungen, 
Vertheilungen  unter  Gläubigern  (collocatious)  und  Festsetzung  von 
Geld-  und  Werthbeträgen  (Liquidation  de  sommes  et  valcurs)  und 
auf  jeder  Uebertragung  von  Kigenthum,  Nutzniessung 
oder  Genuss  beweglichen  oder  unbeweglichen  Guts"  und 
zwar  werden  sie  „nach  den  Werthen  aufgelegt".  Daher,  wiederum 
mit  Vignes:  die  Proportionalabgaben  treffen  Urkunden  und 
Thatsachen,  durch  welche  Rechte  oder  Eigenthum  zu* 
erthcilt  werden  (actes  au  faits  attributifs).  Der  Tarif  classificirt 
dann  die  verschiedenen  steuerpflichtigen  Fälle  und  belegt  sie  mit 
bestimmten  Werthproccnten,  welche  ursprünglich  von  V4  bis 
5°„  gingen,  aber  mancherlei  Veränderungen  erfahren  haben.  Als 
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procentweise  Abgabe  ist  die  Proportionalabgabe  den  oben 
erwähnten  Bedenken  der  „festen"  Abgabe,  sich  nicht  der  Steuer- 
fahigkeit  der  Betroffenen  anzupassen,  nicht  ausgesetzt.  Sie  ent- 
spricht vielmehr  nach  ihrem  Steuerfuss  —  freilich  darum  noch 
nicht  an  und  ftir  sich  und  ihrer  ganzen  Natur  und  Wirkung  nach  — 
dem  leitenden  Gedanken  der  „staatsbürgerlichen  Besteuerung",  der 
„Proportionalbesteuerung"  (Fin.  II,  §.  39ü  ff.).  Da  fast  90%  des 
Ertrags  des  Enregistrement  auf  diese  Abgabe  fallen ,  so  ist  das 
auch  für  die  principielle  stcuerpolitischc  Oesammtbeurtheilung 
dieses  ganzen  „Verkehrssteuersystems"  zu  beachten.  Allein  gerade 
hier  zeigt  sich  freilich  auch  einmal  deutlich,  dass  auch  die  „Pro- 
portionalbesteuerung", welche  kleine  und  grosse  Umsätze  u.  s.  w. 
mit  gleichem  Steuerprocent  belegt,  immer  noch  nach  Unten  zu 
schwerer  drltckt,  wie  ja  die  „gleichquotige"  Einkommensteuer  im 
Grunde  ebenfalls. 

Nach  einer  .sachlichen  Classification  des  Tarifs,  welcher  sich  auch 
die  Ertragsstatistik  der  Kegisterverwaltung  ansehliessf,  werden,  meistens  mit  einer  An- 
zahl Specialrubiiken .  die  wieder  verschiedene  Steuersätze  haben,  folgende  Haupt- 
arten  von  Fällen  gegenwärtig  mit  den  angegebenen  Trincipalsätzcn  getroffen,  zu 
welchen  letzteren  dann  seit  1873  noch  die  2'/*  Decimen  oder  25°  „  Zuschläge 
für  die  Staats,  asse  hinzutreten.  Statistische  Daten  für  1880  (Rull.  XXII,  144  II.) 
werden  hier  beigefügt,  sie  lassen  die  finanzielle  Bedeutung  der  einzelnen  Kategorien 
am  Resten  hervortreten. 

Hest«iu«rter      Kr  trag  I>ar<li- 
Tarift-itz  Anzahl  der        Werth       Mill.l  res.  schnitt*- 

(l'rinnpali.  Kill*.         Mill.rV«.       t  mit  belasüm. 

Deciiincni.  De-.-.,  'V 

I.  Ueber tragungen  unter 
Lebenden,  in.  lästigem 
Titel. 


A.  Von  beweglich,  (iut 


(Verkaufe  u.  dgl.)  . 

2, 'auch  l,u.'/., 

U.  it.  III.  t 

513,92s 

91S.00 

18.52 

2  01 

B.  Von  unbe  wegl.  (Iut 

'Verkäufe  u.  dgl.}  . 

5.5  fttieli4,3.5. 
2.  1,  0.2t 

023.308 

2,104.41 

139.04 

0.01 

Zusammen  I.     .    .  . 

1.437.200 

3,022.40 

157.50 

5.21 

Vcrsch  ied.U  rku  nden. 

Verträge  u.  s.  w.  unter 

L  e  b  e  n  d  e  n . 

A.  Parht,Miethe,antichret. 

0  2 (auch  2,  4) 

2.913,640 

2,015.44 

7.71 

0.20 

B.  Zuschläge  an  Mindest- 

fordernde. Vergebungen 

von  Arbeiten  n.  s.  w. 

1 

77.1  s«; 

292. 50 

3.00 

1.25 

C.  Schuldversch rci bu ngen 

1  (auch'/.,.\u. 
feste  Satze  j 

2.222,010 

2,152.77 

32.08 

1.19 

I).  Schuldbcfrciunircn  .  . 

0.50 

4  Mi. 500 

1,132.11 

7.10 

0.03 

E.  Verurtheil.,  Vcrthcil. 

unter  Gläubigern  etc. 

0.50  (auch  2) 

213.980 

572.87 

4.10 

0.73 

F.  Cautioncn  u.  dgl.  .  . 

0  50  (auch 
0  25.  0.1 

7s,t74 

210.07 

LOS 

0.5  t 

Zusammen  II.    .    .  . 

0.022,  JOS 

7,270.00 

55.82 

0.77 

Summe  I  und  II    .  . 

7,459,764 

10.299.48 

213.38 

2.07 
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III.  Schenkung  e  n  (unent- 
geltliche U  cb  irrt  ragu  n  g.  •  u 
unter  Lebenden). 

A.  In  direrter  Linie  . 

B.  Unter  (ritten  .  .  . 
(\  In  der  Seitenlinie  .  . 


Tai  ifVatz 
i'riori]ial  . 


(1  u.  1.25i2.50)\ 
.5  u.  2.75  4  1 
1.5  u.  3,  3  1 
4  5  ) 
♦5.50,5  u.  I 
.5  u.  s  j 
Ö  u.  9 


Anzahl  «l<>r 
Fi.Ho. 


Hostt*  u<-rt«r 
M.l!  Frr*. 


Eil  ran 
Mill  Fr.-«. 

mit 
P.-.-uie  n  , 


l>ur<  h- 
Mn«t  m. 


I).  Unter  Niehtverwaudten 
Zusammen    III  (incl. 
ältere  Fülle)  .... 
Dieselben  Kalle: 

Bewegliches  (iut  (incl. 

Werthpapiere)    .  . 
Unbewegliches  (iut 
Dieselben  Kalle: 

In  Heirathsverträgen  . 
Ausserdem  .... 

IV.  Erbschaften  (Hand- 
ii ndc rangen  durch  S  t  e  r  b  c  - 
fall). 

A.  In  directer  Linie   .    .  1 

B.  Unter  (iatten     ...  3 
0.  In  Seitenlinie    .    .    .       6.5,  7,  S 
D.  Unter  Niehtverwaudten  9 

Zusammen    IV  ;inrl. 

ältere  Kalle)  .... 
Dieselben  Kalle: 

Bewegliches  (iut  lind. 
Werthpapiere)    .  . 

Unbewegliches  (iut 

III  u  IV  /usamtnen  . 
Sa  der  Prep  ort  ioual- 

abgaben   

Erläuterungen  und  Ausfuhrungen  zn  dieser  Ta  r  i  f  aber  si  c  h  t  un.i 
Tabelle. 

Zu  I.  A.  Der  wichtigste  hierher  gehörige  Kall  betrillt  Urkunden  Uber  Ver- 
käufe beweglicher  Sachen  (wozu  im  Princip  auch  Konds.  Eiferten .  Wertli- 
papiere  gehören),  mit  dem  Prineipalsteuersatz  von  2°/„.  Kast  die  Hälfte  des  Steuer- 
en rags  von  I.  A  kommt  auf  diese  Kalle  (Ism;  S.64  Mill.  Kres  .  bei  345.55  Mill.  Krc«.. 
besteuertem  Werth).  An  sich  naturlich  sehr  wenig,  da  der  bei  Weitem  grftsste 
Theil  dea  betreffenden  Umsatzes  sich  der  Steuer  entzieht,  weil  er  nicht 
beurkundet  werden  muss  und  auch  wohl  im  Kalle  der  Beurkundung  nicht  immer 
versteuert  wird.  Eine  Ergänzung  bildet  in  Betreff  gewisser  Eiferten  die  „Trans- 
mission*"- (U  msatz-  »teuer  von  1S57  s.  u  §.  220  .  Sonst  kommt  hier  das  oben 
(Jesagte  (S.  520)  in  Betracht,  das;>  se.hrifi liehe.  Beurkundung  nicht  erforderlich,  nicht 
das  Rechtsgeschäft  als  solches,  sondern  nur  die  Urkunde  steuerpflichtig  ist  und  nicht, 
wie  in  anderen  Fällen,  wo  Urkunden  fehlen,  Declarationen  verlangt  werden.  Mau 
konnte  das  eine  Lücke  im  desetz  nennen  und  gegenüber  der  allgemeinen  Fassung 
des  Art.  1  des  (iesetzes  vom  Krimaire  i^t  es  auch  eine  solche.  Doch  hat  man  wohl 
von  vornherein  nicht  den  ganzen  Verkehr  und  Umsatz  in  beweglichen  (intern  —  als.» 
die  Masse  der  „Baargesehälte " :  —  register-  und  steuerpflichtig  machen  wollen  u:i'l 
wenn  man  es  gewollt  bitte,  es  nicht  können.  Aber  freilich  wird  so  von  vorn- 
h  er  oin  der  Verkehr  in  Mobilien  viel  weniger  getroffen  als  der  in 
Immobilien,  was  für  die  Beurtheilung  des  ganzen  Systems  zu  beachten  bleibt. 


152,210 

954.0s 

1.90 

4.2.) 

o.osi 

l.'.W 

S.2  0 

35,11 

2.09 

7.00 

5.290 

24.00 

2.54 

10.55 

160.590 

l.OlS.40 

23.44 

2  30 

67.S5U 

öl*  1  .41) 

420.94 

1  i  in 
1  1 .4.» 

11.94 

1  oJ 

2.sü 

97.640 
6S,955 

552.46 
405.94 

10.70 
12.6S 

1.97 
2.72 

539.4  7* 
166.735 
190.1S2 
3S,lti7 

3.5S3.24 
520.71 

1.045.27 
220.02 

44.79 
19.53 
sS.öti 
21.75 

1.25 
3.62 
S.l!» 
11.2* 

934.508 

5,309.24 

170.73 

3.2* 

524. S32 
40IL7.HI» 
1.101,104 

2,010.30 
2,752  SS 
6.3*7. 154 

93.90 
S2.s2 
200.17 

3.59 
H.Ol 

3. 13 

(J.50O.92S 

1  O.OST.  12 

413.55 

2.4  s 
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Oer  Steuersatz  von  2%  gilt  ferner  für  Verkäufe  von  fonds  de  commerce 
et  de  cl  iciit'  l-  s,  worauf  fast  V.,  «les  Ertrags  von  I.  A  kommen  tjss»;  -I  'Kl  Mill.  Frcs. 
hei  173.0H  Mill.  W  erth);  dann  fnr  Versteigerungen,  H erau szah 1 n n gen  von 
Erben  an  Miteiben  (soultes  de  partage)  und  Veitheilungen  von  beweglichem  Gut 
(Code  civil,  Art.  1 07"»  u.  I070i;  weiter  fnr  Errichtung,  Uession,  Delegation 
v..n  Renten  oder  Pensionen  i  Ertrag  .'{93.000  Frcs.  für  15.72  M ill-  Frcs.  Werth 
in  1  J>sm. 

1"„  (früher  1  ..'  im  Principal  zahlen  namentlich  Cossionen  und  Dele- 
gationen von  Sc  h  u  ld  forde  ru  nireti  auf  Zeit  (creaio  es  a  terme).  im  Ertrage  die 
drittwichtigste  Rubrik  von  I.  A  Ov»  2.1»  1  Mill.  Frcs.  für  209.09  Mill.  Frcs.  Werth). 

1  o  öffentliche  Verkaufe  neuer  W'aaren  und  Verkäufe  von  be- 
weglichen (intern  uimI  W'aaren  in  Concursen  (0.5s  Mill.  Frcs  Ertrag  für 
92.2'»  Mill.  Werth  in  JsMi  "•;  desgleichen  von  I  n  t  e  re  ss  e  n  a  n  t  Ii  e  i  len  in  Gesell- 
schaften (andere  als  Acticn.  0.20  Mill.  Ertrag  für  32.39  Mill.  Werth  in 

Auch  andere  Sat/e  kommen  unter  I.  A  noch  vor.  u.  A.  O  l  für  öffentliche 
Kn-gros- Wa  tt  e  nverkäu  fe  (Am  tionen,  fnr  1."»  70  Mill  Frcs.  Werth,  in  ls>t> 
57.000  Fr.  s.  Ertragt 

Zu  I.  H.  Den  Hauptpo>ti-n  bilden  liier  die  gewöhnlichen  Verkäufe  von 

1  rn  in  ohil  ient  Grundstücken.  Häusern  mit  dem  ungemein  hohen  Steuersat/ von  "  „ 
(mit  Zuschlag  ti>75i.  Übrigens  einsch  Hessin  Ii  des  1  '/./'•'« »tf«?n  Transsoriptioiissatzcs 
von  den  Hypothekengebuhren.  der  seit  1s  10  gleich  mit  der  eigentlich  l 0  „  Register- 
abgahe  erhöhen  wird  's.  u.  «j-  2 19).  Also  1-  2  J  a  In  ese r träge!  90 u  „  des  Ertrag?» 
von  I.  H.  an  »i0°  „  des  von  lästigen  Rechtsgeschäften,  tiher  1  ,  des  ganzen  Enregistremcnts- 
ertrags  fallen  auf  diese  Rubrik  1 1  SM»  120.32  Mill.  Frcs.  Ertrag  von  139  (»1  von  I.  H, 
bei  einem  Umsatz  von  lv37.4  Mill.  Frcs  .  Da  hier  eben  Beurkundung  oder  in 
»leren  Ermangelung  Erklärung  und  E  i  n  reg  i  stri  r  u  n  g  obligatorisch  sind,  ferner, 
Eigcnthuuisuhergang  «»ich  hier  nicht  leicht  verbergen  lässt,  sondern  in  ooncludeiitcn 
Thatsachen  hervortritt  —  woraus  ilann  die  Rogistrirungspfliclit  folgt,  s.  o.  S.  519  — 
so  fällt  dieser  tiaiiptvcrkehr  in  Immobili.n  auch  thatsa«  hlieli  Wohl  ganz  unter  die 
Einrcgistrirung  und  Steuer,  noch  nel»en  der  hohen  Grundsteuer,  im  wesentlichen 
Unterschied  \oin  beweglichen  Vermögen.  Die  ( 'ontrolmittel,  um  die  gesetzliche 
Verpflichtung  zur  ordentlichen  Erfüllung  zu  bringen,  und  da>  rechtste,  hinsehe  Inter- 
esse der  Beteiligten  an  »li.-s.-r  Erfüllung  bewirken  In  j  diesen  Geschäften  wcdil 
ziemlich  sicher  und  vollständig  die  Einregistrimng  und  Versteuerung  an  sich.  Nur 
im  Puncto  der  Werthhöhen  mögen  Hinterziehungen  trotz  aller  Häuteten  nicht  ganz 
zu  verhindern  sein.  Demselben  Steuersatz  unterliegt  der  Betrag  des  erlangten 
Mehrwert  Iis  bei  Tau  seh  nicht  an  e  i  na  n  d  e  rs  t  os  so  ml  e  r  Grund-tncke  (Ertrag 
O  13  Mill.  Frcs  ). 

•I  "  „  tragen  V  e  rs  t  e  i  gc  r  n  n  gen  und  H  erauszahl  n  n  gen  unter  Miterben 
und  M  itei»  enthum.'rn  .  jr.,  Art.  1075,  1070),  der  zweite  Ertragsposten  von 
I.  B  dW»  11.02  Mill.  für  220.31  Mill  Werth);  ferner  Auflösung  von  Verkaufs- 
eontract.n  durch  Urteilsspruch. 

3' gewöhnliche  Tausche  (auf  einer  Seite.  lssf!  0S0  Mill.  Ertrag  für 
ls  39  W  erth). 

2"„  Verkäufe  von  Staatsdomänen. 

1%  der  Mehrwerth  bei  Tauscheu  aneinanderstossender  Grundstücke. 

0.2"/,,  der  Tausch  aneinanderstossender  Grundstücke,  insbesondere  in 
Landgemeinden  von  ländlichen  Grundstücken:  ein  so  massiger  Satz  im  agrar- 
politischen  Interesse  solcher  Maassregeln  <  betroffener  Werth  in  1*ssfi  bei  231S  fie- 
wöhnlicher  Tausche  2.99  Mill.  Frcs.,  spe«-iell  in  derselben  oder  in  Nachbargemeinden 
(172s   Falle  uiit  7.ü2  Mill.  Werth,  sonstige  von  ländlichen  Grundstücken  1021  mit 

2  02  Mill  ). 

Auf  die  ganze  Kategorie  l  kommt  ca.  3/4  »h-s  Ertrags  der  Proportionalabgabe 
des  Enregistrement  vom  Verkehr  zu  lästigem  Titel  unt<>r  Fehenden.  wovon  ab«:r 
der  Im  mobiliarverkehr  an  s^"„.  der  Mobiliarverkehr  nur  etwas  über  12"  „ 
trägt.    Zu  letzterem  tritt  jedoch  noch  die  Ef  f  e c  te n  -  U  m s a  t  zst  e  u e  r  (ff.  220  . 

Zu  II.  A.  Der  normale  Hauptsatz  ist  hier  der  massig.;  von  0.2"  „  fnr  die 
gewö  hnli  c  her»  Pacht  -  und  M  ie  t  Ii  v  e  rt  räge  ül.er  I  m  m  o  Ii  i  1  i  e  n  von  begrenzter 
Dauer,  sowohl  wenn  sie  schriftlich  als  auch  wenn  sie  mUndlieh  abgeschlossen 
sind  (Zahl  der  ersteieii  in  JsM»  700.005  für  20>7  Mill.  mit  5  22  Mill.  Stcuereitrag. 
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der  letzteren  2,170,095  für  S03  Mill.  mit  2  Mill.  Ertrag,  wozu  dann  noch  andere 
nicht  speeiiieirte  kommen,  für  14.07  Mill.  Werth). 

Dagegen  zahlen  Urkunden  über  Pacht  und  Mietlie  von  Immobilien  auf 
Lehenszeit  oder  unbegrenzte  Dauer  4  \]s^i>  für  7 .1)2  Mill.  Werth,  an 
400.000  Frcs.  Ertrag!,  von  Mobilien  in  letzterem  Fall  2°/„-  ebenfalls  2°/o  auti- 
chretisehe  (Nutzungspfand-)  Verträge  über  Immobilien  (lbM>  161  für  2.0>  Mill. 
Werth). 

Zu  II.  B.  Dem  Satz  von  1  0  0  unterliegen  die  genannten  Geschäfte  (adjudications 
au  rabais  et  inarches»,  unter  Privaten  uautres  <|ue  ceux  de  fourniturcs".  1  ^^*J 
35,042  mit  So  9S  Mill.  Werth  und  1.07  Mill.  Fitrag)  und  von  Departements,  Ge- 
meinden,  öffentlichen  Anstalten  i.39,755  für  20fi.52  Mill.  Werth,  mit  2.5s  Mill 
Ertrag).  Bei  den  ersteren  möchte  die  niedrige  Zahl  auf  Unverständigkeit  der  Kegi- 
strirung  hinweisen. 

Dem  festen  Satz  von  3  Frcs.  im  Principal  unterliegen  solche  als  II  and  eis - 
Urkunden  geltenden  Verträge  (l^Stl  nur  23  vj). 

Zu  II.  C.  Schuldverschreibungen  (..obligations").  Der  Hauptsatz  von  l 
(früher  1  i>°  0  betritl't  die  gewöhnlichen  Sehnidverträge,  i.auch  Rechnungsabschlüsse. 
Geldhinterlegungen ,  Anweisungen  u.  dgl.  id.).  worauf  auch  die  Hälfte  des  Ertrags 
der  Kategorie  fallt  (lv»G  Hi.22  Mill.  für  133.59«  Falle  mit  1297  Mill.  Werth;  muth- 
maasslich  vornehmlich  nur  Fidle,  wo  die  Einicgistrirung  wegen  gerichtlicher  u.  s.  w. 
Producirung  der  Urkunden  erfolgen  muss). 

'  Billets  ä  Ordre,  Warrants,  Wechsel  ip  rote  stifte),  auch  Frist- 
gewährungen. Prolongationen  u.  dg],  (atermoiemonts).  tlie  dritte  Rubrik  dieser  Kategorie 
dem  Ertrage  nach  lbM>  1.777.175  für  «05  Mill.  mit  3.7S  Mill.  Ertrag):  ferner 
Krediteröffnungen  und  Realisationen  (nur  49s5  für  1*10.2  Mill.  mit  0.!>7  Mill. 
Ertrag). 

sl"0  von  der  Prämie  F  e  u  e  r  v  e  rsi  ch  e  r  u  u  gs  Verträge  und  Policen  (2707  Fälle 
für  111.3  Mill.  mit  11.13  Mill.  Ertrag).  Diese  Abgabe  von  der  Feuerversicherung 
und  eine  ähnliche  von  Vi"  „  von  der  Seeversicherung  (gleichfalls  von  den  Prämien, 
Principal,  wozu  bei  dieser  Versicherung  keine,  bei  der  s%  Feuerversicherung  dagegen 
die  25 0  u  Zuschläge  treten)  nicht  von  anderen  Versicherungen  —  ist  erst  durch 
Gesetz  vom  23.  August  1^71  Art.  0  zu  einer  unbedingten  geworden.  Früher  hing 
ihre  Zahlung  nur  von  der  bedingten  Registrirung  ab.  Die  Veranlagung  und  Er- 
hebung beider  Versic'ierung>stouern  ist  auch  etwas  anders  eingerichtet,  nicht  unmittelbar 
an  die  Registrirung  geknüpft  (s.  Vignes,  I,  411).  Jn  der  Statistik  wird  die 
Feuoiversicherungsahgabe  bei  den  „Obligationen",  die  Seeversicherung  apart  auf- 
geführt (lSsti  t'ur  45.53  Mill.  Ertrag  0.22h). 

Ausserdem  sind  mit  verschiedenen  Sätzen  ändert;  Vertrage  belegt,  und  einige 
tragen  feste  Sätze  (Urkunden  über  Waarendepots  und  Konsignationen,  3  Frcs..  Fehr- 
verträge  I  v,  Frcs.  bloss  194!).  — 

Die  wirklichen  Geschäfte  und  Verträge  dieser  Art  müssen  viel  zahl-  und  umfang- 
reicher sein.  Das  Princip  der  Kegistrirung  behufs  Processen  u.  dgl.  wirkt  eben  nicht 
ausreichend.    Das  Gleiche  gilt  von  den  fulgenden  Kategorien. 

Zu  II.  D.  Schuld  befrei  ungen.  Kegistrirte  Quittungen  über  Geldsummen. 
Werthe  u.  s.  w.  '  ,°  ().  (ls>>«  1M.9S3  über  li:<2.:i  Mill.  Frcs.  mit  7.07  Mill.  Ertrag). 
Ausserdem  20%  der  von  der  betrellenden  Behörde  erhobenen  Si e  g e  I  g e  b ü  h  r e  n  - 
sätze  für  Adelstit.d  u.  a.  m.  (Ertrag  35,000  Frcs,  s.  Jacob.  S.  IMi. 

Zu  II.  E.  V  e  r  u  rth  ei  hinge  n  u.  s.  w.  Richterliche  Urtheile  (bei  allen  in 
Betracht  kommenden  Gerichtshöfen),  welche  Verurteilungen.  Vertheilunge'n  unter 
Gläubigern,  Festsetzung  streitiger  Beträge  von  Geldsummen  und  beweglichen  Werthen 
enthalten,  unterliegen  der  Abgabe  von  1  W,,,  ebenso  gerichtliche  und  freundschaft- 
liche Protokolle  über  Verkeilung  unter  Gläubigern  '  lSsr,  PJU,S5S  Fälle  mit  36S.O«  Mill. 
Werth  und  2.30  Mill.  Frcs.  Ertrag,  bezw.  HS  .01»)  für  187.3  und  1.17  Mill.). 

2°-',,  tragen  dagegen  Urtheile  über  Schadenersatz  (Ibb«  37,079  Fälle  Uber 
27.52  Mill.  Frcs.,  mit  0.»  9  Mill.  Ertrag). 

Zu  II.  F.  Cautionen  (Verhütungen  über  Geldsummen,  bewegliche  Gegen- 
stände, Sicherheitsleistungen  mit  diesen  u.  dgl.  in. >  tragen  ebenfalls  1 /„*'/,  tgewöhnl. 
Bürgschaften  Isx«  5l,«s5  für  103  Mill.  Frcs.  mit  1.02  Mill.  Ertrag);  ~l/t%  gewisse 
Cautionen  staatl.  Kechnungsleger ;  \,„ü„  Pacht-  und  Miethcautionen  (lS^G  23,3titS  für 
46.07  Mill.  Frcs.  . 
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Dir  ungefähre  Purchschnittsbelastung  der  einzelnen  llauptartcn  von  beurkundeten 
und  sonst  registrirungspflichtigen  Rechtsgeschäften  ergicbt  die  letzte  Vertiealspalte 
der  l'ebersieht.  Die  ungemein  viel  höhere  Belastung  des  I  mm  o  biliar  Verkehrs 
springt  in  die  Augen.  Die  für  französische  Verhältnisse  auffallend  massige  Belastung 
der  Pacht-  und  Miethgeschäftc  srcwahrt  nur  eine  kleine  Ooinpensation .  namentlich 
wenn  man  ausserdem  die  direete  Besteuerung  berücksichtigt. 

Zu  III.  Schenkungen  transmissions  entre  vifs,  ä  titre  gratuit).  Die  Register- 
abgaben dafür  i  „Sc  henku  n  g  sstcu  cm  ")  sind  wesentlich  eine  (Übrigens  nicht  unbe- 
denkliche. 242)  Ergänzung  der  Abgaben  für  Erbschaften.  Daher  bestehen  auch 
wie  bei  letzteren  für  die  Steuersätze  Abstufungen  nach 'der  persönlichen  Be- 
ziehung, bezw.  dem  Vcrwandtschaftsg  rad  von  Schenkt r  und  Beschenktem.  Es 
werden  dir  die  Steuersätze  4  Kategorien  von  Personen  unterschieden,  direete  Linie  . 
Ehegatten,  Seitenlinie  und  Nichtverwandte:  in  der  Seitenlinie  drei 
weitere  Rubriken,  die  erste  Brüder  und  Schwestern,  Unkel  und  Tanten,  NeH'en 
und  Nichten,  die  zweite  (irossonkel,  Grosstanten.  Grossnoffon  ,  Grossnichten ,  Ge- 
schwisterkinder, die  dritte  Verwandte  über  den  vierten  Grad  hinaus  und  bis  zum 
zwölften  Grade  umfassend.  Mit  der  Entfernung  der  Verwandtschaft  steigen  in 
üblicher  Weise  die  Steuersätze  für  die  Schenkungen,  wie  für  die  Erbsehaften.  Ausser- 
dem wird  bei  jeder  dieser  Rubriken  und  Kategorien  unterschieden,  ob  die;  Schenkung 
im  Heirathsvertrage  oder  ausserhalb  eines  solchen  erfolgt.  Im  ersteren  Falle  sind 
die  Satze  im  Allgemeinen  erheblich  niedriger.  Bei  der  directen  Linie  wild  noch 
weiter  unterschieden,  ob  die  Schenkung  ausserhalb  des  Heirathsvortrags  ohne  oder 
mit  Bestimmung  über  Vcnnögcnstheilung  (partage'i  erfolgt  'Art.  1075  und  1070  des 
('ode  civil > ,  wo  im  letzteren  Falle  die  Sätze  wieder  niedriger  sind.  Endlich  werden 
bei  allen  Kategorien  und  Rubriken  gewöhnliches  bewegliches  Gut.  französische 
und  ausländische  Staatspapie  re,  desgl.  bewegliehe  Werthe  i,  A«  tien.  Obligationen, 
Gesellschaftsanleihen  u.  s.  w..  kurz  Werthpapiere.  ausser  Staatspapiereiw  und  Immo- 
bilien unterschieden,  wobei  die  drei  ersten  Gattungen  Vermögen  regelmässig  aber 
den  gleichen  und  zwar  niedrigeren,  die  Immobilien  einen  höheren  Steuersatz 
in  jeder  Kategorie  und  Rubrik  der  directen  Linie  und  unter  Gatten  haben,  während 
in  der  Seitenlinie  und  unter  N  i  chtverwan  d  tc  n  Immobilien  und  übriges  Ver- 
mögen d  e  ns  el  be  n  Satz  tragen.  Der  Schenkungssteuertarif  wird  so  ziemlich  mannigfaltig. 

Zu  IV.  Dem  gegenüber  ist  der  Erbschaftssteuertarif  insofern  einfacher,  als 
er  nur,  und  zwar  in  derselben  Weise  wie  bei  den  Schenkungen,  die  Erbfälle  nach 
den  persönlichen,  bezw.  verwandtschaftlichen  Beziehungen  zwischen  Erblasser 
und  Erben  unterscheidet,  allein  danach  die  Steuersätze  abstuft,  dagegen  die  vier  Arten 
Vermögen  für  jede  Personen-  oder  Verwandtschaftsciasse  mit  demselben  Steuer- 
sätze belegt. 

Hiernach  sind  die  Zahlenangaben  in  der  Uehersicht  in  der  Colonne  des  Steuersatzes 
zu  verstehen. 

In  der  directen  Linie  ist  Lei  den  Sc h  e n  k  u  n  gsstenern  der  niederste  Satz 
im  Principal,  also  ohne  die  allgemein  jetzt  25u„  Zuschläge  dazu)  1"0  fur  alle 
Arten  beweglichen  Vermögens  bei  l'ehertragungen  ausserhalb  von  Ilciraths- 
verträg«m  mit  Bestimmungen  über  Vermögensthcilung.  1.5",,  fur  Immobilien ;  1.25  und 
bezw.  2.75  im  Ehecontract;  2.50  und  bezw.  4  ausserhalb  des  Eheeontraets  und  ohne 
Bestimmung  über  Tbeilung.  Bei  (iatteii  gelten  die  beiden  niedrigeren  Sätze  U.5  u. 
H"'„''  für  Mobilien  und  Immobilien  im  Ehecontract.  die  beiden  höheren  <'t  u.  1.50; 
dgl.  ohn.-  diesen.  —  In  der  Seitenlinie  die  dreierlei  Sätze,  je  der  niedrigere 
für  Ehecontracte,  der  höhere  wenn  diese  fehlen,  für  d ie  im  Steuersatz  unterschiedenen 
.'{  Verwandtschaftsgrade  (also  L5  und  0.5.  5  und  7.  5.5  und  s,  o  Ii  u  e  Unterscheidung 
der  Vermögensart).  Ebenso  bei  Nicht  verwandten  (ti  und  0 0  „)  nur  Unterscheidung 
nach  „im  oder  nicht  im  Ehecontract  übertragen".  —  Bei  den  Erbschaftssteuern 
der  Seitenlinie  beziehen  sich  die  .'I  angegebenen  Sätze  (5  5.  7.  s"J  auf  die  drei 
V  e  i  w  a  nd  ts  c  ha  f t  s  grad  e . 

Alles  in  allem  eine  fur  die  direete  Linie  doch  nicht  eben  hohe  Belastung, 
woneben  diejenige  fur  Gatten  hoch  erscheint  randers  als  in  England,  s.  o.  S.  20«»). 
Die  Belastungsziller  für  die  Seitenlinie  ist  in  der  Uebersicht  (letzte  Spalte)  die  durch- 
schnittliche der  drei  Verwandtschaftsgrade,  für  die  weitaus  wichtigsten  lalle  (erste 
Seitenlinie)  ist  sie  natürlich  etwas  niedriger  In  einzelnen  Jahren  selbstverständlich 
verschiedene  Ergebnisse  der  Erträge  und  Durchs*  huittsbelastungen .  je  nachdem  sich 
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die  mit  verschiedenen  Steuersätzen  belegte»  Erbschaftsartcn  verschieden  gestalten  (so 
in  Jer  Seitenlinie).  Die  Erbschaftssteuern  ertragen  7 — h  Mal  so  viel  als  di<- 
Schcukungsstcucrn.  Etwas  könnte  dies  (  ebergewicht  durch  die  gleich  zu  erwähnende 
muthinaassliehe  factis.  he  Lücke  im  Schenkungssteuerwesen  mit  bewirkt  werden.  Und 
beide  Steuern  zusammen  ertrag»  nicht  viel  weniger  als  die  Hälfte  der  ganzen  Pro- 
portionalahgabc  oder  fast  soviel  wie  der  Verkehr  unter  Lebenden  zu  lastigem  Titel. 

Ob  die  Schenkung*-  und  Erbschaftssteuern  bei  allen  Arten  von  Vermögen 
gleichmassig  zur  gesetzlichen  Durchführung  kommen,  ist  wenigstens  in  Betreff  der 
ersteren  bei  den  W  erthpapieren  nach  den  statistischen  Ausweisen  wohl  zweifelhaft, 
denn  die  der  Schenkungsitetier  unterworfenen  Staats-  und  sonstigen  Fonds  und  Effecten 
weisen  doch  auffallend  niedrig.-  Beträge  auf.  sowohl  im  Vergleich  mit  den  übrigen 
besteuerten  W'erthen  als  mit  den  Effecten  selbst  bei  den  Erbschaftssteuern.  Auch 
wenn  man  berücksichtigt,  dass  die  Schenkungen  unter  Lebenden  besonders  ländliche 
Anwesen  betreffen  werden  (Ciutsuherlassungeu  an  die  Kinder),  sind  die  Fälle  bei 
Elfecten  doch  unerwartet  wenig  zahlreich  und  die.  Wertlisutumen  niedrig.  So  unter- 
lagen 1>M»  gewöhnliehcs  bewegliches  (int  in  yfUUtS  Fällen  für  53S.7,  immobiles  in 
07.N5Ü  für  -I20.il.  dagegen  Staatsfonds  nur  in  710  für  15.3  und  andere  Effecten  nur 
in  1.137  für  17.1  Mill.  Werth  der  Schenkungssteucr:  bei  der  Erbschaftssteuer  sind 
dieselben  Zahlen  bezw.  lOifO.2  —  2702.il  351.4  —  034. S  Mill.  Werth,  letztere 
beiden  Ziffern  für  Effecten  u.  s.  w.  auch  noch  niedriger  als  man  erwarten  mochte. 
Ist  dies«;  Muthmaassung  richtig,  so  läge  hier  ein  steuertechnischer  Mangel  des 
Systems  vor,  der  wiederum  auf  eine  luetische  Begünstigung  des  Mobiliarvermögens 
und  zumal  des  auch  sonst  so  s<  hwer  durch  Steuern  fassbaren  der  heutigen  „privat- 
kapitalistischen" Volkswirtschaft,  des  in  Urkunden  d es  C redi  tverke h  rs  bestehen- 
den, hinauskommt. 

Ueber  die  Feststellung  des  steuerpflichtigen  W  erths  für  die  Berechnung 
der  l'ropurtionalabgabc  s.  u.  §.  223. 

Zur  Vervollständigung  der  Einnahmen  des  eigentlichen  Enregistrement  ist  noch 
der  (strafweise  aufgelegten»  höheren  Abgabesatze  is.  u.  §.  221.  222*  zu  erwähnen, 
die  lv>G  3t»5  Mill.  Frcs.  ergaben. 

§.  2111.  ").  Hypothek cn gcbtlhre n.  Au  das  geschilderte 
System  der  Kegisterabgaben  und  specicll  der  Proportionalabgabe 
schliessen  sich  die  Hy p othek e n gebfi hren  und  die  Fmsatz- 
oder  Transmission  ss  teuer  von  Aetien  und  Obligationen  an. 

Die  Hypothekengeb  Uhren  haben  in  stärkerem  Grade  als 
die  bisher  besprochenen  eigentlichen  Enregistrementsabgaben 
„0 cb Uhren "-Charactcr.  Auch  sie  zerfallen  in  „feste"  und  „pro- 
portionale". Die  ersteren  fallen  in  bestimmten  Sätzen,  nach 
einem  ursprünglich  von  1810  herrührenden,  später  z.  Tb.  ver- 
änderten Tarif  den  Hypothekenbeamten  zu,  kommen  aber  in  einigen 
besonderen  Fällen  auch  anstatt  der  Proportionalabgabe,  im  Inter- 
esse der  Erleichterung  des  Verkehrs,  zu  Gunsten  der  Staatscasse 
vor.  Die  I'roportionalabgabe  ist  jedoch  die  eigentliche  Hypotheken- 
gebtihr  fllr  den  Staat.  Sie  zerfällt  in  die  Ei  n schreib  un gs- 
gehfihr  (droit  d'inscription)  und  die  IJebcrsehreibungsgebllhr 
(droit  de  transcription).  Die  erste  ist  allein  eine  wirkliche  Hypo- 
theken abgäbe  und  zwar  wesentlich  „Gebühr".  Sie  wird  fllr  die 
Eintragung  hypothekarischer  Forderungen,  jetzt  (Gesetz  vom 
2>\.  August  1871)  auch  von  Hypotheken  behufs  Sichcrstellung  von 
l.Vediteröflnuugen  erhoben  und  beträgt  1  Promille  im  Principale 
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(jetzt  mit  25%  Zuschlag)  (Gesetz  vom  21.  Vent.  VII.,  Art.  20  und 
Gesetz  vom  28.  April  1X1(5,  Art.  HO).  Die  U eherschrei bungs- 
gebühr  wird  für  die  Uebertragung  der  den  Besitzweehsel  des 
G runde igenthiuns  seihst  betreffenden  Urkunden  in  die  Hypo- 
thekenregister mit  l1  vom  Gesammtbetrage  des  Preises  der 
Uebertragungen ,  wie  dieser  hei  der  Registrirung  berechnet  wird, 
angesetzt  (Gesetz  vom  21.  Vent.  VII.,  Art.  25).  Sic  ist  also  nicht 
eigentlich  Hypot hekenahgabe  und  auch  nur  nebenbei  für  einen 
kleinen  Theil  ihres  Betrags  „Gebühr",  und  insofern  den  Register- 
abgaben ziemlich  gleich  zu  stellen.  Diese  Abgabe  wird  denn  auch 
nach  dem  Gesetz  von  1 81 G  regelmässig  gleich  bei  der  Ein- 
registrir  ung  der  betreffenden  Urkunden  mit  erhoben,  wodurch 
der  ursprüngliche  Abgabesatz  bei  Iiuinobilienverkäufen  von  4°0 
auf  5  1  s°  „  im  Principal  gestiegen  ist  (s.  o.  Tab.  S.  523  u.  S.  525). 
Ist  dies  geschehen,  so  erraässigt  sich  die  Hypothekenabgabe  für 
die  Umschreibung  in  den  Hypothekenregistern  auf  den  festen  Satz 
von  1  Frcs. 

Im  Interesse  der  Begünstigung  elterlicher  Yermogeustheiltingen  unter  den 
Kindern  bei  Lebzeiten  (Art.  1075  und  1070  des  Code  eiv  >  ist  die  Ucbcrschreibungs- 
«jebühr  in  diesen  l  allen  auf  1  /' „  herabgesetzt  worden  (IS75).  S.  Näheres  bei 
Vignes,  1,  402.  Tarif  II.  405"  v.  Kaufmann.  S.  2W.  IUock's  dictionn.  Art. 
hypotheque.  Das  Ilauptgesefz  vom  21.  Vent-'-se  VII.  in  den  hergehnrige.n  Bestim- 
mungen bei  Jarob,  S.  100  II.  —  In  der  Statistik  d-  r  Enrcgistivments- Verwaltung 
bilden  die  Hypothekenabgaben  eine  besondere  Abtheilung,  mit  Unterscheidung  der 
proportionalen  U  ebe rsch  r e i bu  ng s abgaben ,  ob  sie  von  den  Einnehmern  des  Enre- 
gistrement  (reeeveurs)  oder  vuii  den  Hypothekenbewahreru  (eonservateurs)  erhoben 
worden  (z.  B.  I^so  von  ersteren  1.5s  MilL  Eres.,  für  S4.2!»  Mill.  Werth,  von  letzteren 
0.3s?  fiir  20  Ol  Mill  ).  Da/u  treten  die  von  den  Hypothekenbewahrern  für  den  Staat 
erhobenen  festen  Abgaben  tl^O  007,000  Eres.).  Als  Ertrag  der  I  nsc  ri  p  t  i on  s - 
abgäbe  ist  für  224.25  Mill.  2. so  Mill  I  ns.  angegeben  und  zw;»r  nach  «lein  Tarifsat/ 
von  1.25  l'rooent  (nicht  Promille,  auch  in  anderen  Berichten).  Sollte  hierunter 
die  allgemeine  1»  e  ir  i  s  t  c  r  abhalte  von  Obligationen  (s.  o.  S.  521»)  verstanden  sein. 
:-o  fallt  der  niedrige  Retrag  des  Stciierobjeets  auf  und  würde  die  l00  l„1  Hypotheken- 
Inscriptiousgebuhr  fehlen.  Daher  bleiben  mir  hier  die  statistischen  Buchungen  unver- 
ständlich. Die  volle  5,'i,'>„  |!<sit/werhsel;ibgabe  von  Immobilien  unter  Lebenden 
(also  nicht  nur  4°/J  ist,  wie  die  Tab.  o.  S.  523  ergiebt.  bei  diesen  Verkaufen  schon 
angerechnet.    Der  (iesamtntertrag  der  llypothekengobühreii  war  IssO  5.0s  Mill.  I  res. 

220.  0.  Die  sogenannte  Umsatzsteuer  von  Acticn  und 
Obligationen  von  in-  und  ausländischen  Actiengesellschaften 
n.  dgl. ,  Corporationen,  öffentlichen  Körpern  —  nicht  des  fran- 
zösischen noch  fremder  Staaten  -  bildet  nach  dem  grundlegenden 
Gesetz  vom  2<s.  Juni  1*57  (Art.  0'  ff.)  eine  nicht  unwichtige  Er- 
gänzung des  Verkehrssteuersystems  des  Knrcgistrement.  Sic  füllt 
eine  Lücke  desselben  aus,  belastet  im  Wertlipapiemmsatz,  den  sie 
trifft ,  das  bewegliche  Kapital  in  gebührendem  Maasse  mit  und 
bildet   mit  dem  Stempel  von  Wert  Ii  papieren  (Gesetz  vom 
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5.  Juni  1850,  8.  u.)  und  der  „Einkommensteuer  von  beweg- 
lichen Werthen"  (S.  494)  wieder  eine  Art  eigenes  dreigliedriges 
System  zur  Besteuerung  des  in  gewissen  Werthpapieren  angelegten 
oder  durch  dieselben  repräsentirten  beweglichen  Kapitals,  bezw. 
des  Ertrags  des  letzteren.  Eine  cinigermaassen  genügende  Aus- 
gleichung der  Besteuerung  dieser  Art  des  beweglichen  Vermögens 
mit  derjenigen  des  Immobiliaieigcnthnms  ist  freilich  auch  durch 
diese  drei  »Steuern  noch  nicht  erreicht,  vollends  wenn  man  neben 
den  Kegistcrabgaben  die  directe  Besteuerung  Frankreichs  mit  be- 
rücksichtigt. Und  die  Umsatzsteuer  allein  gleicht  wieder  innerhalb 
der  Verkehrsbesteuerung  die  Belastung  der  Immobilien  mit  der 
schweren  Besitzwcchselabgabe  nicht  aus. 

S.  das  genannte  Gesetz  von  1s.j7  Vi  Jacob,  S.  207.  Dazu  das  Deeret  vom 
17.  Juli  ISä"  ob.  S.  270.  Erweiterung  der  Steuerpllicht  auf  solche  Werthpapiere, 
welche  das  Gesetz  von  1s*>7  nicht  getrollen  hatte,  und  Erhöhung  des  Steuersatzes  nach 
dein  Kriege  durch  Ge>etz  vom  10.  September  1^71,  Art.  1!.  weitere  Erhöhung  durch 
(iesetz  vom  .'{0.  Mar/.  1S72.  Art.  1  und  W  iedeivrituisigung  durch  (iesetz  vom  2'.».  Juni 
ls'2.  Art.  '{ ,  als  die  ?J%  Einkommensteuer  von  Werfhpapiercn  eingeführt  wurde. 
S.  mit  den  betrellenden  Koten  Dej.  an.  p.  Im,  171».  20».  Vignes.  I,  402-  -i 05. 
Block,  dict.  Art.  valeurs  inobiliercs.  No.  7 — 12,  v.  Kaufmann,  S.  2*»9.  Statistik, 
speci. :llere  für  ls77— "0.  Bull.  Vlll,  150  (Septembernummer)  ;  kurzer  jährlich  im  Bericht 
der  Hegistcrverwaltung.  filr  1W»  Bull.  XXII,  l.*»2. 

Nach  Wortlaut  und  Tendenz  des  Gesetzes  vom  Frimaire  VII. 
würden  auch  die  ErTectenomsätzc,  wie  alle  Handänderungen 
(mutations),  der  Registriruug  und  somit  der  Besitzwechselabgabe 
fUr  bewegliche  Wert  he  unterliegen,  wenn  diese  Umsätze  beur- 
kundet oder,  wie  gewisse  Immobiliargeschäfte  zum  Zweck  der 
Einregistrirung,  dcclarirt  werden  müssten.  Da  Ersteres  hier 
regelmässig  nicht  der  Fall  ist  und  Beides  aus  technischen  und 
verkehrspolitischen  Gründen  schwer,  wenn  Überhaupt,  erzwungen 
werden  kann,  so  entzieht  sich  der  Effeetenumsatz  der  Besteuerung 
durch  das  Enregistrenient  grosscntheils,  meist  völlig,  nach  der  Aus 
stellungsform  solcher  Wertpapiere  namentlich  als  Inhaber-,  aber 
auch  als  Namenspapicre.  Das  war  auch  die  französische  Erfahrung 
gewesen.  Mit  der  steigenden  Bedeutung  der  Kapitalanlage  in 
Effecten  und  des  Umsatzes  der  letzteren  wurde  das,  zumal  gegen- 
über dem  Immobiliarumsatz  und  auch  dem  controlirbaren  und  daher 
einregistrirbaren  beurkundeten  Umsatz  anderer  beweglicher  Werthe, 
ein  immer  grösserer  Uebelstand,  welcher  die  GIciehmässigkeit  der 
Verkehrsbesteuerung  und  auch  das  fiscalische  Interesse  verletzte. 
Der  erstere  Umstand  mehr  wie  der  letztere  —  was  in  der  fran- 
zösischen Fachliteratur  (so  bei  Block)  und  danach  z.  B.  auch  von 
Kaufmann   unrichtig  ausgeführt  worden  ist,   —  musste  daher 
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folgerichtig  zu  dem  Gedanken  einer  E rsatzstener  der  Regi- 
strirungsabgabc  für  Handänderuugcn  bei  Effecten  fuhren.  In  dem 
einmaligen  Emissionsstempel  (Gesetz  vom  5.  Juni  1850)  konnte 
eine  solche  Ersatzsteuer  theils  gar  nicht,  theils  nicht  genügend 
gefunden  werden.  Gerade  in  einem  Steuersystem  wie  dem  fran- 
zösischen Enregistrement  bildete  daher  die  Einführung  einer  eigenen 
Umsatzsteuer  von  Effecten  eine  folgerichtige  steuerpoütischc  Maass- 
rcgcl.  Es  ist  dos  Verdienst  des  Gesetzes  von  1857,  unter  Napoleon  III., 
diese  Consequcnz  gezogen  zu  haben,  wenn  auch  die  Durchführung 
des  Gedankens  eigentümlich  ausgefallen  ist.  Denn  eine  wirk- 
liche Umsatzsteuer  ist  die  Abgabe  wenigstens  in  den  wichtigsten 
Fällen,  bei  den  Iuhaberpapieren,  nicht  geworden,  sondern  es  wurde 
wieder  nur  ein  Ersatz  einer  solchen  Umsatzsteuer  für  Effecten  in 
den  angenommenen  Normen  geschaffen  Daher  kann  diese  Steuer 
auch  nur  bedingt  als  eine  sogen.  „  Börsen  Steuer"  bezeichnet 
werden.  Man  scheute  die  unleugbaren  Schwierigkeiten  einer  wirk- 
lichen Umsatzsteuer  bei  Inhaberpapieren  und  die  —  wirklich  oder 
vermeintlich  —  verkehrshemmenden  und  deshalb,  vielfacher,  freilich 
zweifelhaft  berechtigter  Annahme  nach,  schädlichen  volkswirt- 
schaftlichen Folgen  einer  solchen  Steuer. 

Die  Steuer  trifft  bestimmte  Kategorien  vcrhandelbarer 
oder  börsengängiger  Werth papierc,  nach  dem  Gesetz  von 
1857  Actien  (auch  Intcrimsscheine)  und  Obligationen  vou 
jeder  Art  (privater)  Gesellschaften  (finanzieller,  industrieller, 
eommercieller,  civilistischer  Actiengesellschaften ,  Vereine,  Unter- 
nehmungen jeder  Art),  und  zwar  inländischer  wie  aus- 
ländischer; nach  dem  Gesetz  vom  16.  September  1871,  Art.  11 
auch  die  Obligationen  von  Departements,  Gemeinden,  öffentlicher 
Anstalten,  der  Gesellschaft  des  Credit  foncier,  die  bis  dahin  frei 
waren,  auch  die  ausländischen  (Gesetz  vom  30.  Mai  1872,  Art.  1). 
Die  ausländischen  Effecten  durften  nach  dem  Gesetz  von  1857 
(Art.  0)  an  der  Börse  im  Inland  weder  amtlieh  notirt  noch  gehandelt 
werden,  ohne  Bezahlung  der  Abgabe;  nach  dem  Gesetz  vom 
30.  März  1872,  Art.  2  ist  auch  Emission  und  Zum -Verkauf- stellen 
ohne  die  Erfüllung  dieser  Bedingung  verboten.  Gleiche  Bestim- 
mungen, wie  sie  auch  für  die  Stempelung  auswärtiger  Effecten 
gelten.  Während  der  letzteren  aber  auch  fremde  Staatspapicrc, 
welche  iu  Frankreich  emittirt,  gehandelt,  notirt  werden,  unterworfen 
sind,  ist  die  hier  besprochene  Abgabe  auf  S ta a  ts papierc  nicht 
ausgedehnt. 
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Sic  führt  nur  den  Namen  U  ni nutzste ucr  (droit  de  trans- 
mission),  aber  sie  ist  formell  eine  solche  nur  bei  denjenigen  in- 
ländischen Eflccten,  welche  als  N ante nspapierc  (titres  norui- 
natifs>  bloss  durch  eine  Umschreibung  in  den  Büchern 
des  Emittenten  (der  Gesellschaft  u.  s.  w.)  rcchtsgiltig  übertragen 
werden  können.  Hier  wird  sie  auf  Rechnung  des  Staats  von  der 
betreffenden  Gesellschaft  u.  s.  w.  bei  jeder  Umschreibung  von 
Actieu  und  Obligationen,  auch  bei  einer  Umwandlung  von  Namens- 
in  Inhaberpapiere  und  umgekehrt,  erhoben,  und  zwar  regelmassig 
nach  dem  mittleren  Börsencurse  des  dem  Geschäft  vorangehen- 
den Tages,  ursprünglich  zu  dem  Satze  von  W'/ui  seit  ltf71  von 
1  /7„  (ohne  Zuschläge). 

(beeret  vuin  17.  Juli  1S"»7,  Art.  2,  3.)  Nur  der  7.— S.  'J'heil  »los  Ertrag;,  der 
gwizen  Steuer  kuinuit  auf  diese  eigentliche  ..Umsatz/- steiler  ( 1  >>0  2.00  Mill.  I  re?, 
von  -117.4S  Mill.  Frcs.  Einsatz,  von  Acticn,  Ö.OS  Mill.  von  Olj  10  Mill.  Emsatz  von 
Obligationen,  zusammen  5.17  Mill.  Ertrag  von  1031  33  Mill.  Emsatz,  während  der 
i:anzc.  Ertrag  l O.Uli  Mill.  lies,  wan. 

Bei  deu  inländischen  Effecten,  welche  auf  Inhaber  lauten, 
sowie  bei  allen  ausländischen  (also  hier  auch  bei  den  Namens- 
papieren, Dccrct  vom  17.  Juli  1857,  Art.  10),  ferner  auch  bei  den- 
jenigen, welche,  nicht  auf  den  Inhaber  gestellt,  doch  auch  ohne 
Umschreibung  in  den  Büchern  des  Emittenten  rcchtsgiltig  Uber- 
tragen werden  können  (Gesetz  vom  2«J.  Juni  18ö7,  Art.  G)  tritt  an 
Stelle  der  Ucbcrtragungsabgabc  in  jedem  einzelnen  Falle  ciue 
jährliche  obligatorische  Abgabe,  ein  sog.  (Zwangs  ) Abonne- 
ment. Diese  Abgabe  wird  nach  dem  Durchschnittscur.se 
der  Acticn  und  Obligationen  im  vorangehenden  Jahre  berechnet 
und  beträgt  davon  jetzt  W/u  (ohne  Dccinien). 

Anfangs  fieset/  von  lb->7l  nur  0.12%  ((Jesetz.  vom  23.  Juni  Kü.  Art.  0.  vom 
2'».  Juni  1S72,  Art.  3,  über  di>-  lierechiiung  des  Curses  beeret  von  I*»ö7,  Art.  7: 
Summirunu  der  Eursc  nach  den  Notizen  und  Dividirung  durch  die  Zahl  der  Notizen  . 
Nähere  \  oia»  hriften  regeln  das  Einzelne  in  lletrell"  der  ZahlungsjiHicht  der  (icscll- 
sehafion  u.  s.  w.  i.s.  das  beeret  von  l*v»7  und  das  Dekret  vom  24.  Mai  1S72.  hei 
Dejean,  j>.  102).  Die  Emittenten  halten  die  Abgabe  nach  vierteljährlichen  Registern 
vierteljährlich  zu  entrichten.  Ausländische  (jeselbc  halten  u.  s.  w.  müssen  einen 
verantwortlichen .  vom  Finanzminister  genehmigten  Vertreter  im  In  lande  stellen 
(beeret  von  lS.j",  Art.  10  .  bie  Abgabe  von  ausländischen  Ellecten  wird  übrigens 
nur  von  einem  T heile  der  betrellenden  Acti«  u  und  t. Ibligatiotie.n  erhoben  (mindestens 
'  ,„  des  Kapitals  der  ersteren,  - :',„  desj<:nigen  der  letzteren):  von  welchem  Thcile,  .las 
bestimmt  der  I  inanzminister  nach  Anhörung  einer  fachmännischen  Commission,  wobei 
alle  3  Jahre  Revision  vorbehalten  bleibt  (s.  beeret  vom  21.  Mai  ls"2). 

Die  letztbesprochene  Steuer,  durchaus  die  Hauptsache  bei  der 
sogen.  Umsatzsteuer,  ist  also  gar  kc  ine  U m satz "steuer,  sondern 
eine  nominelle  Kapitalstcucr,  im  Effect  eine  Ertrags- 
s teuer   von   Actien   und  Obligationen.     Bei  letzteren  dies 
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allerdings  nur  dann,  wenn  sie  von  dem  zunächst  zahlungspflichtigen 
Aussteller  wirklich  den  Obligationären  bei  der  Ziusauszahluug  an- 
gerechnet wird,  was  gesetzlich  zulässig  ist  und  um  der  Steuer 
wenigstens  chiigcrmaasscn  ihren  ursprünglich  beabsichtigten  Cha 
racter  zu  erhalten,  auch  folgerichtig.  Das  thatsächliche  Vorgehen 
scheint  verschieden  zu  sein.  Erfolgt  die  Ueberwälzung  vom 
Schuldner  auf  den  Gläubiger  nicht,  so  wird  die  Steuer  auch  bei 
den  Obligationen,  wie  bei  den  Actien,  zu  einer  Steuer  des 
Schuldners,  also  bei  Gesellschaften  zu  einer  Ertragssteucr  von 
freilich  problematischem  Werthc. 

.. International.;"  tieaeüschaften,  wie  /.  H.  die  grosse  usten  eichische  Sudbahn 
haben  ein  verschiedenes  Verfahren  befolgt,  neuerdings  die  genannte  den  Betrag, 
pause Imlirt  mit  anderen  Couponsteueiabzuiicij .  abgezogen;  anders  die  franzosisch- 
•Vsterreichisiche  Staatsbahngescllschatt.  Vgl.  8 1  e g f  r  i cd ,  Saling':>  Börsenpapiere,  Th.  I, 
I.  Aufl.,  Berlin  l^vl.  S.  57,  75;  Derselbe  in  der  Ztschr.  f.  Kapital  und  Heute, 
XII,  IIS  II.  Uber  die  fran/.o>isehe  E!lcetcube=>teucrung. 

Der  Umstand,  dass  die  zweite  Art  der  „Umsatzsteuer44  nicht, 
wie  der  Ellcctcnstcmpcl  einmal  und  nach  dem  Nennwerth,  sondern 
jährlich  und  nach  dem  Curswerth  erhoben  wird,  unterscheidet 
die  Steuer  immerhin  von  der  gewöhnlichen  Stcmpelabgabe.  Der 
Ertrag  schwankt  daher  uatllrlich  mit  den  Cursen  und  soweit  diese 
nicht  rein  durch  äussere  politische  u.  dgl.  Umstände  und  Spccu- 
lationcn,  sondern  durch  die  Ertragsverhältnisse  bestimmt  werden, 
steigt  und  fallt  er  mit  diesen,  was  im  Ganzen  ein  Vorzug  ist. 
Aber  die  Häufigkeit  und  Seltenheit  der  Eflcctcnumsätzc  selbst  ist 
abgesehen  von  ihrem  Einlluss  auf  den  Ours  indifferent  für  den 
Ertrag  und  da  .Jahresdurebschnittseurse  die  Grundlage  der  Steuer 
herechnung  bilden,  kommen  die  speculativen  Cursschwankungen 
innerhalb  des  Jahres,  soweit  sie  sich  ausgleichen,  auch  fin- 
den Ertrag  nicht  weiter  in  Betracht.  Daher  kann  diese  Steuer  in 
»kciticr  Weise  als  eine  genügende  Lösung  des  Problems,  die 
Börsen  ums  ätze  zu  treffen,  gelten. 

S.  die  statistischen  Daten  im  Bull.  a.  a.  O.  Die  einzelnen  Jahre  /.eigen  in 
den  (iesam intert ragen  geringere,  in  den  Summen  der  belegten  Werthc  irros>e 
Schwankungen,  welche  letzteren  nicht  bloss  auf  t'ursandcrungen  zurü'knef'uhrt  weiden 
können,  mir  aber  :>otist  nicht  recht  erklärlich  bind,  namentlich  was  das  merkwürdig 
selbst  von  Jahr  zu  Jahr  schwankende  Verhältnis  /wischen  Actien  und  Obligationen 
anlangt.  Der  amtliche  Bericht  klait  das  nicht  auf.  So  war  z.  B.  ls>  1—  S«i  (Bull.  XX, 
|S7,  XXII. 

1*>M  l^s;,  issi; 

„Abonnements"     Belegt'-         .  Belegte      v>„,rxr      Belegte  v.,-.,., 

zu  0.2%)        Weriho      Krtra'-'      Werthc      Lrtra*       Werthc  hlttA* 
Mill.l'r.    Mill.lr.    Mill.lr.    Mill.lr.     Mill.lr.  Mill.lr. 
Fraiizös.  Actien     5.r.i5.:;     I <».*»«»      ti.'.U2.<i     i:s>:i      4,»i25.::  M.25 
l-'ranzöb.  Oblig.      7,71*4  :j      15.5!»       f.,<>55.7      1  s.!»57.s  17.112 

Zusammen  .    .    ]  .'f ,2 VJJ»      2G.5S      |:i,öKS.:<      27.1«»      13,5*»3.2  27.17 
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IbM 

ISs-, 

1  v>o 

„Abonnemuih" 
1/.U  0.2  %1 

Helene 

Werthe 

Belegte 

Worthc 

r.rtr.ig 

Belegte 

Werthe 

r-nrag 

Mill.Fr. 

Mill.Fr. 

Mill.Fr. 

Mill.Fr. 

Mill.Fr. 

Mill.Fr. 

Ausland.  Adieu 

1.247.4 

2.4!» 

I,li»ri.3 

2.30 

2,312.04 

4.02 

Ausland.  nhlig. 

1,121.2 

2.24 

1.21v7 

2  Fl 

0.004'! 

0.0001 2>  * 

Zusammen    .  . 

2.30S.0 

4.74 

2.414.0 

4.  Vi 

2.312.1 

4.02 

Summa    .    .  . 

15,05*2 

31.32 

1  5,0*2.3 

31.<io 

15,*05.3 

31.70 

DazuTransmiss- 

Steuer(0.5"o). 

• 

Inland.  Actien  . 

•>«2.2 

3.31 

120.s 

2.13 

417.M 

2.00 

Inland.  Obligat. 

•Vi  2.0 

2.01 

350.0 

2.7s 

013.40 

3.U* 

Zusammen  .  . 

1.1S4.S 

5.02 

OS3.7 

4.02 

1.033.33 

5.17 

(janze  Steucrlm 

Strafzuschl.)  . 

I0,s43.0 

37.24 

10,075.0 

30. IM) 

10,101.3 

.io/.m; 

Während  die  Warthe  und  die  Erträge  jeder  der  drei  Kategorien  (inländische 
Abonnements,  ausländische  desgleichen,  Transmissionssteuer)  und  die  (icsamnitwerthc 
und  Erträge  wenig  verschieden  sind,  zeigen  sieh  ausserordentliche  Verschiebungen 
/.wischen  Actien  und  nbligationeu  jeder  Kategorie,  besonders  bei  den  Abonnements, 
wo  die  ausländischen  Obligationen  1S*0  geradezu  verschwinden.  Speciellerc  Unter- 
scheidung der  einzelnen  Arten  EHecton  für  1S77— 70.  Jlull.  VIII,  130.  Damals  traten 
solche  Schwankungen  zwischen  Actien  und  Obligationen  nicht  hervor.  Belegter  Wert  Ii 
1S77-  70  ll.loi-.l  11,001.4  —  13,000.7  Mill  ,  Ertrai:  bezw.  25.15.  20. SO. 
20.07  Mill.  Pres. 

Auch  bei  der  Zusammenziehung  der  Kegistcrabgabe  für  Lebcrtragungen  be- 
weglichen (iuts  unter  Lebenden  zu  lästigem  Titel  (Verkäufe  u.  s.  w.,  o.  S.  523  und 
S.  524)  mit  dieser  Efleetenabirabe  erhält  man  /.  R  fiir  1SMJ  nur  55. 4S  Mill.  Frcs 
Ertrag  gegen  130.04  Mill.  bei  den  gleichen  (ieschaften  mit  Immobilien.  Das  Miss- 
verhaltniss  bleibt  gros.s  genug. 

Zu  bemerken  ist  übrigens,  dass  die  Ucbertragung  von  Effecten, 
auch  derjenigen,  welche  die  „Umsatzsteuer"  trifl't,  schenkungs 
weise  und  im  Erbgang  der  Kegistrirung  uud  der  betreffenden 
Abgabe  unterworfen   bleibt.    Freilich  mit  zweifelhafter  Wirkung 
wenigstens  bei  Schenkungen  (S.  528). 

§.  221.    7.  Die  Durchführung  der  tarifmässigen  Kegi 
striruugsbe  Steuerung. 

a)  Allgemeines.  Ein  so  umfassendes,  verwickeltes,  öfters 
feine  und  streitige  Rechtsfragen  berührendes  Verkchrssteucrsystcni, 
wie  das  geschilderte,  welches  zugleich  vielfach  so  hohe,  ja  mit- 
unter drückende  Steuersätze  enthält,  macht  für  seine  strenge  Durch- 
führung auf  der  gesetzlichen  Grundlage  natürlich  grosse  Schwierig- 
keiten. Zur  l'eberwindung  derselben  bedarf  es  daher  eines  mächtigen 
Apparates  von  einzelnen  gesetzlichen  und  administrativen 
A usf üb ru n gs norme n,  Vcrwal tun gsein rieh tungen,  Coutrol 
maassregeln  uud  Strafbestimmungen. 

Ein  ausserordentliche?»  Detail,  das  hier  nicht  nur  nicht  erschöpft,  sondern  nicht 
einmal  vollständig  auch  nur  in  Betreff  aller  wichtigeren  I'uik  te  erwähnt  werden  kann. 
Mehr  zur  Characterisirung  des  (tanzen  und  mehr  beispielsweise  werden  hier  nur  einige 
dieser  wichtigeren  Puncte  aus  diesem  grussen  (iebiet  zahlreicher  Einzelheiten  von 
ungleicher,  jedoch  auch  in  den  scheinbar  nebensächlichsten  Bestimmungen  nicht 
fehlender  Bedeutung  herausgehoben.    Unberücksichtigt  dürfen  diese  Dinge  aber  auch 
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für  die  finanzwissenschaftliehe  Betrachtung  eines  Steuersystems  wie  des  fran- 
/.risischeu  Kcgistcrabgabewesens  nicht  bleiben.  l>cnn  sie  gehören  zu  denjenigen 
Momenten,  von  welclien  der  iinanzielle  Erfolg  und  die  gesetzliche  glebhmassi^c  Be- 
handlung der  steuerpflichtigen  l  alle  abhängen,  in  welchen  sich  aber  auch  die  Be- 
lästigungen, Störungen,  immer  verbleibende»  Ungleichmässigkeiteii  der  Belastung  und 
damit  die  steu<  rpolitischen  Bedenken  besonders  stark  /.eigen. 

Die  gesetzmässige  Durchführung  der  Registrirungsabgaben 
bedingt  vor  Allem,  dass  alle  registrirungs-  und  abgabepflichtigen 
Urkunden  und  die  auch  ohne  Beurkundung  hierzu  verpflichteten 
Rechtsgeschäfte  und  Hand  ander  ungen  (mntations),  wie  im 
Erbgang  und  schenkungsweise,  vollst  an  dig,  recht- 
zeitig, am  rechten  Ort,  d.  h.  vor  dem  legalen  Registeramte, 
und,  soweit  das  in  Betracht  kommt,  daher  namentlich  bei  der 
Proportionalabgabe  (und  der  „festen  abgestuften")  im  wirk- 
lichen Werthbetrage  zur  Registrirung  und  A bga be veran - 
lagung  und  alsdann  demgemäss  die  gesetzlichen  Abgabebeträge 
zur  Erhebung  gelangen. 

Um  dies  zu  erreichen,  sind  einmal  gewissen  amtlichen 
Personen,  wie  den  Gerichtsvollziehern  u.  dgl.  m.  und  den  Ge- 
richtsschreibern für  alle  von  ihnen  ausgehenden  oder,  wie  den 
Notaren,  für  alle  von  ihnen  aufgenommenen  Urkunden  Ver- 
pflichtungen zur  Einreichung  der  Urkunden  bei  dem  zuständigen 
Registeramte  auferlegt.  Gleiche  Verpflichtungen  liegen  dem  (Privat  ) 
Publicum  für  Urkunden  unter  Privatunterschrift  ob,  und  zwar 
unbedingt,  wenn  es  sich  um  Testamente  und  um  die  oben 
(S.  519)  genannten  Rechtsgeschäfte  handelt,  durch  welche  unter 
Lebenden  Handänderungen  erfolgen,  sowie  in  gewissen,  ebenfalls 
früher  (»S.  520)  schon  erwähnten  Fällen,  wo  auch  ohne  Beurkundung 
ein  solcher  Besitzwechsel  zu  „deelariren"  ist;  feiner  bedingt, 
wenn  die  Urkunden  vor  Gerichten  oder  Behörden  benutzt  werden 
sollen,  in  welchem  Falle  sie  vorher  einregistrirt  und  die  Abgaben 
dafür  gezahlt  werden  müssen.  Als  Ansporn  der  betreffenden  Per- 
sonen zur  Erfüllung  dieser  Verpflichtungen  dient  theils  einzeln, 
theils  verbunden  einerseits  die  Androhung  von  Ree  hts  nach  - 
t heilen,  von  erhöhten  Gebührensätzen  oder  von  Strafen 
bei  überhaupt  oder  in  der  gesetzlichen  Frist  unterlassener  Ueber- 
reichung  oder  Anmeldung  zur  Eintragung  auf  dem  Registeramte, 
bei  Verheimlichungen,  bei  unrichtigen  Werthangaben,  auch  bei  Aus- 
stellung von  Gegenscheinen  unter  Parteien,  wodurch  zum  Zweck 
der  Steucrdefrandation  ein  Preis  in  einer  registrirten  Urkunde 
erhöht  wird  (Art.  40  des  Gesetzes  vom  22.  Frim.  VII.);  anderseits 
die  Ausstattung  der  registrirten  Urkunden  mit  gewissen 
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Ree  htsvorth  eilen.  Flir  die  verschiedenen  Fälle  von  bethciligtcn 
Personen,  in  Betracht  kommenden  Urkunden,  Rechtsgeschäfte!!, 
Vorgängen  sind  verschieden  lange  Fristen,  innerhalb  deren  die 
Registrirung  regelmässig  zu  erfolgen  hat,  festgesetzt. 

Unter  den  angedrohten  Rcchtsnachthcilcn  findet  sich  die 
Nichtigkeit  der  nicht  oder  nicht  gehörig  oder  nicht  rechtzeitig 
registrirten  Urkunde,  bezw.  des  Rechtsgeschäfts,  die  logisch  richtige 
Consequeuz  in  diesem  wie  in  dem  analogen  Falle  der  unterlassenen 
Stempelung,  in  der  französischen  Gesetzgebung  nur  in  ganz  be- 
schränktem Maasse,  so  für  Gerichtsvollzieher  und  andere  mit  ahn 
liehen  Befugnissen  versehene  Beamte  bei  unterlassener  Registrirung 
von  Zustellungen  und  Protokollen,  wofür  der  Zuwiderhandelnde  der 
Partei  verantwortlich  ist  (Gesetz  vom  22.  Frim.  VII.,  Art.  M).  In 
dem  practisch  bedeutsameren  Falle  von  Unterlassung  der  unbedingt 
obligatorischen  Registrirung  von  Urkunden,  Rechtsgeschäften,  Krb- 
tallcn  oder  bei  Verheimlichungen ,  bei  zu  niedrigen  Werthangaben, 
hat  man  regelmässig  nicht  so  weit  zu  gehen  gewagt.  Hier  tritt  als 
Reehtsnachthcil  nur  die  einstweilige  Unbrauchbarkeit  einer  Urkunde 
für  die  Benutzung  vor  Gerichten  und  Behörden,  also  namentlich 
als  Beweismittel  in  Rechtsstreiten,  dann  die  Verpflichtung  zu  nach- 
träglicher Registrirung  und  dabei  eine  erhöhte  Abgabe  als  Strafe 
ein.  Nur  bei  der  Ausstellung  von  Gegenscheinen  zum  Zweck 
der  Steuerhinterziehung  mittelst  zu  niedriger  Preisangaben  in  den 
Urkunden  bestimmte  das  Gesetz  vom  22.  Frim.  VII ,  Art.  40  auch 
Nichtigkeit,  was  indessen  durch  das  Civilgcsctzbuch  (Art.  1321) 
auf  Nichtigkeit  Dritten  gegenüber,  nicht  unter  den  Parteien  selbst, 
beschränkt  wurde.  Die  Straferhöhung  der  Abgabe  ist  in  diesem 
Falle  aber  besonders  scharf,  das  Dreifache  des  gewöhnlichen 
Satzes. 

B<  sonders  gute.  Uan-  Darstellung  aller  dfrer  Pum  t>"  bei  Yigncs,  a.  a.  M. 
Mehrfach  kommen  auch  hier  filr  »He  Ke-ristrirung  rech  tst e,c  h  u  i  s  ch  c  Begründungen 
in  Betracht,  daher  Bestimmungen  des  französischen  iMvilreHits.  Von  diesen  gilt  j.-doeli 
das  oben  S.  51.'$  (iesajrtc:  sie  können  als  genügende  Begründung  einer  finanziellen 
(iebühr,  geschweige  einer  Steuer  nicht  gelten.  So  die  Ftetion  eines  not  Ii  wendigen 
..>.!lentlie|i..n  Dienstes",  um  durch  die  Eiuteiristrirung  die  Existenz  einer  (rkunde. 
•  ines  Kechtsgeschäfts  u.  s.  w.  zu  sichern  oder  die  (notarielle'  Au  th  e  u  t  i  c  i  ru  u  g 
noch  zu  vervollständigen  oder  (>o  bei  Privaturkunden  u.  s.  w.)  das  Datuni 
Dritten  gegenüber  zu  vergewissern  i,s.  Vigties,  I.  3,'tO  11'.'. 

§.  222.  b)  Einzelne  Punctc.  Iiier  werden  folgende  sechs 
behandelt:  die  Fristen  zur  Eintragung,  die  Zahlungs- 
pflichtcn,  die  St raf b es ti m mnn gc n,  die  zur  Controlc 
dienenden  Obliegenheiten  verschiedener  Organe,  die 
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Verjährungsfristen,  die  Normen  iiir  die  Wer  th  best  im - 
muugen  bei  der  Proportionalabgabe. 

Ucbcr  die  Fristen,  innerhalb  «leren  Urkunden  und  Erklärungen  zur  Kegi- 
strirung zu  bringen  sind,  s.  besonders  Gesetz  vom  22.  Krim  VII.,  Art.  20 — 20.  Block. 
Arl.  Enregistr,  No.  154 — 72,  Vignes,  I.  .'SO*.  Es  worden  öffentliche  Urkunden. 
Gerichtsvollzieher  u.  dgl. ,  Notare.  Behörden  einer-,  Urkunden  unter  P ri  v  a  t  u  n  t o r- 
schrift  anderseits  unterschieden ,  mit  verschiedenen  Fristen  nach  den  Kategorien 
viin  Fallen.  So  müssen  ollentliche  Urkunden  in  kurzen  Fristen  (I.  10.  L>,  20  Tage». 
Urkunden  unter  Privatunterschrift  in  längeren  Fristen,  z.  Ii.  wenn  sie  eine  Uebcr- 
tragung  von  Eigenthum  oder  Nutzniessung  an  Liegenschaften  zum  Gegenstände  haben, 
auch  Pacht-  und  Mietverträge  u.  dgl.  m.  (»innen  .'S  Monaten  von  ihrem  Datum  an 
zur  Kegistrirung  gebracht  werden,  falls  es  sich  um  inländische  Fidle  handelt. 
(Art.  22  des  Gesetzes  vom  Fritn.)  Erb-,  Schenk-,  Veruiächtuissanuahmcn 
i  ui  Inlande  müssen  0  Monate  nach  dem  Tode  des  Erblassers  (in  verschiedenen 
längeren  Fristen  bei  Todesfällen  in  verschiedenen  Auslaudsgebicten)  registrirt  werden. 

.t?  Hinsichtlich  der  Zahlungspflicht  selbst  ist  der  allgemeine  Grundsatz,  dass 
die  Abgaben  vor  der  Kegistrirung  zu  entrichten  sind  (tiesetz  vom  Frim.  Vit..  Art.  2m. 
An  Stelle  der  Parteien,  welche  in  letzter  Linie  von  den  Abgaben  getroffen  werden 
sollen,  sind,  im  Interesse  der  Erleichterung  und  Vereinfachung  der  Erhebung,  mohr- 
lach in  naher  bezeichneten  Fallen  die  Notare,  Gerichtsvollzieher  und  Gerichtsschreiber 
diejenigen,  welche  vorschussweise  die  Zahlung  an  das  Kegisteramt  zu  leisten 
haben  (dasselbe  Gesetz.  Art.  20.  'M)).  Die  Parteien  selbst  haften  in  vielen  Fidlen 
für  die  von  ihnen  direct  zu  zahlenden  oder  an  die.  genannten  Beamten  zurückzuer- 
stattenden Abgaben  solidarisch,  ebenso  bei  Erbfällen  die  Miterben  eb.  Art.  20, 
"10,  ."{2).  Wird  unter  Parteien  die  endgiltige  Tragung  der  Abgabe  nicht  vertrags- 
mäßig geregelt,  so  sollen  bei  bürgerlichen  oder  gerichtlichen  Urkunden,  welche  eine 
Schuldverpflichtung,  Schuldbefreiung,  Uebertragung  von  Eigenthum  oder  Nutztiiessung 
beweglichen  und  unbeweglichen  Guts  enthalten,  die  Schuldner  oder  neuen  Be- 
sitzer, bei  amleien  Urkunden,  die  Betheiligteti ,  welche  daraus  Vortheil  ziehen, 
«lie  Abgabe  tragen  (eb.  Art.  Ii]).    S.  Weiteres  Detail  bei  Vignes.  I.  '170  ."ISO. 

Die  Strafbestimm  ungen  betrell'en  theils  die  Bea  ui  teil ,  Notare,  welche 
Verpflichtungen  zur  Anmeldung  von  Urkunden  für  die  Kegistrirung  haben,  theils  bei 
Uikunden  unter  Privat  untersch  ri  ft  und  beiden  vorgeschriebenen  „Erklärungen" 
das  bet  heiligte  Publicum.  Die  Strafen  bestehen,  abgesehen  von  den  Fällen  der 
Nichtigkeit  (S.  b'MV:,  in  festen  Geldstrafen  und  in  um  die  Hälfte  oder  auf 
das  Doppelte  oder  auf  das  Dreifache  des  einfachen  Satzes  erhöhten  Abgaben. 
Diese  verschiedenen  Strafen  werden  mitunter  verbunden  oder  auch  so  combinirt,  dass 
bei  Fällen,  wo  die  feste  Kcgistorabgabe  besteht,  eine  feste  Geldstrafe,  in  Fällen  der 
Proportionalabgabc  die  Erhöhung  derselben,  unter  Bestimmung  eines  Minimal- 
betrag*  des  Zuschlags,  eintritt  (Gesotz  vom  Frim.  VII.,  Art.  Uli- — 10,  Vignes,  1,  >n 
bis  os.">,  Block,  Art.  Enregistr.,  No.  7ö  II.  .  U.  A.  ist  der  doppelte  Abgabesatz 
bei  Unterlassung  der  Kegistrirung  in  den  oben  S.  öl!)  genannten  Fällen  des  Art.  22 
des  Gesetzes  vom  Frimaire  zu  berechnen  (gen.  Gesetz,  Art.  der  hälftige  Zu- 

schlag bei  Unterlassung  der  Erklärungen,  welche  Erben.  Schenk-  und  Vermächt- 
n  i  ss  n  eh  ine  r  abzugeben  haben;  der  doppelte  Satz  bei  Verheimlichungen  oder 
bei  ungenügender  Schätzung  von  Vermögensstiiekcn  in  den  letztgenannten  Fällen,  und 
zwar  von  dem  verheimlichten  oder  nicht  mit  geschätzten  Betrage  eb.  Art.  10).  -  Bei 
denjenigen  Urkunden  unter  Privatuntersch  rift,  welche  nicht  unbedingt  obligatorisch 
rcgistrirungspllielitig  sind,  aber  nachträglich  registrirt  werden  mussen,  wenn  mau 
von  ihnen  vor  Gericht  u.  s.  w.  Gebrauch  machen  will,  tritt  zunächst  zwar  nur  der 
gesetzliche  einfache;  Gebührensatz  ein,  der  doppelte  jedoch,  wenn  sie  vor  der  Bezug- 
nahme am  Gericht  noch  nicht  registrirt  sind.  S.  fnr  Einzelnes  ausser  dem  Gesetz  vom 
Frimaire  auch  Gesetz  vom  27.  Vent-^e  IX.  und  2S.  April  IS  Di  sowie  einzelne  der 
neuereu  Gesetze,  so  vom  2,'t.  Aug.  1S71,  2M  Februar  ls«72. 

Eine  principiell  wichtige  Neuerung  im  fiscalischen  Interesse  j^t  die  Ein- 
fuhrung einer  bis  dahin  fehlenden  M  it-In  t  c  rcssiru  ug  des  früheren  Besitzers 
eines  der  Besitzwcchselabgabe  unterliegenden  Übjccts,  sowie  des  Vermiethers  und 
Verpächters  an  der  richtigen  Einiegistrirung  der  Urkunde.  Abgabe  der  vorge- 
schriebenen Erklärungen  u.  s.  w.    Bei  unterbliebener  Kegistrirung  oder  Erklärung 
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w«;r Jen  danach  nämlich  auch  diu  Genannten  persönlich  und  ohne  Kecurs.  ungeachtet 
entgegenstehender  Stipulationen,  haftbar  lur  einen  Züsch  lagabgabesatz  mindesten* 
50  Frcs.).  Davon  wie  von  der  unmittelbaren  Zahlung  des  einlachen  Satzes  können  sie 
»ich  nur  befreien,  wenn  sie  innerhalb  bestimmter  Frist  —  <-in  Monat  mehr  als  diu 
allgemeine  Frist  in  diesen  Fällen  —  auf  einem  Kegisturaint  die  die  Haudänderung  be- 
treffende Urkunde  hinterlegen  oder,  bei  deren  Fehlen,  die  nach  Art.  4  des  Gesetze* 
vom  27.  Vent.  IX.  gebotenen  „Erklärungen"  abgeben,  i  Gesetz  vom  23.  August  1871. 
Art.  14.  auch  vom  2b.  Februar  1S72,  Art.  *■>).  Wohl  eine  zweckmässige  und  wie  man 
annehmen  sollte  wirksame  Neuerung. 

Auch  bei  der  Effecten-Umsatzsteuer  Gesetz  vom  23.  Juni  ls57,  An.  Di 
sind  für  Unterlassung  oder  In  Vollständigkeit  der  Erklärungen  die  doppelten  Gebühren- 
sätze nach  Gesetz  vom  Friin.  angedroht,  neben  Strafen  von  100 — 5000  Frcs.  für  jede 
Zuwiderhandlung  gegen  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  oder  der  Ausführungsver- 
ordnungen. 

d)  Ueber  weitere  ,  mit  als  Co u  t ro I  in  i t te  1  dienende  Obliegenheiten  der 
Notare,  Gerichtsvollzieher.  Gerichtsschreiber,  Seeretärc,  Richter,  Verwaltungsbeamtcn 
und  sonstigen  ölfciitlichcn  Beamten,  auch  der  Einnehmer,  s.  bes.  Gesetz  vom  Frim.. 
Art.  II — 50.  Danach,  mit  Rücksicht  auf  ähnliche.  Bestimmungen  anderer  Gesetze. 
Vignes,  I,  355—304,  Block,  Art.  Enregistr.,  No.  —  97.  Zur  CharacteristiL 
solcher  Bestimmungen  auch  nach  der  tiscalisehcu  Seite  vgl.  /..  B.  Art.  47  des  Gesetzes 
vom  Frim.;  auf  Grund  nicht  registrirter  Urkunden  darf  kein  Richter  oder  Schied:»- 
richter  ein  Urtheil,  kein  Verwaltungsbeamtcr  einen  Beschluss  zu  Gunsten  von  Privat- 
personen erlassen,  bei  Strafe  persönlicher  Haftbarkeit  für  die  Gebühren. 

h)  Die  Verjährungsfrist  für  die  Ansprüche  des  Fiscus  ist  für  verschiedene 
Kategorien  von  Fällen  auf  '/.,  .1.2,5,10  Jahre  gestellt,  hie  und  da  aber  auch  die 
allgemeine  des  französischen  Civilrcchts  von  30  Jahren  Gesetz  vom  Frim.,  Art.  tio 
bis  62  und  neuere.    Vignes,  l,  300 — 101,  Block.  Enreg.,  No.  102,  103). 

$'i  Von  besonderer  finanzieller  Wichtigkeit  sind  bei  den  Kegistcrabgaben,  nament- 
lich bei  der  Pr o portio nalabgabe  ymid  der  „festen  abgestuften")  richtige  Wert- 
angaben in  den  Urkunden  und  Erklärungen  Daher  bedarf  es  besonders  neben 
Strafandrohungen  hier  Normen  und  Maassregeln  zur  Verhütung,  bezw.  Aufdeckung 
zu  niedriger  Angaben  bei  Handänderungen  unter  lästigem  und  unentgeltlichem 
Titel  (Schenkungen,  Eibl  allen),  wozu  hier  namentlich  das  gesetzlich  gestattete 
Verfahren  der  Abschätzung  durch  Sachverständige  („e.vpeitise")  dient. 

Strafen  u.  A.  in  Art.  30  des  Gesetzes  vom  Frim  VII.,  so  doppelte  Gebühr 
bei  Auslassungen  und  ungenügenden  Schätzungen  der  Vermögensstücke  für  Erben. 
Schenk-  und  Vermäehtnissnehmer.  Vormünder  u.  dgl.  haben  hier  diese  Strafen  per- 
sönlich zu  tragen.  — 

Ueber  diese  Abschätzung  besonders  Art.  17—  10,  Ol  des  Gesetzes  vom 
Frim  ,  Gesetz  vom  l.">.  November  1  SOS ,  vom  23.  August  1871,  Art.  11,  15.  vom 
2S.  Februar  1872.  Art.  S.  Bei  Urkunden  oder  Deklarationen  über  Haudänderung  von 
Immobilien  (Eigenthum,  Nutzniessung .  Genuss'i,  auch  von  Handelsfonds  zu 
lästigem  Titel  kann  innerhalb  eines  Jahres  von  Seiten  der  Steuerverwaltung  bei 
muthmaasslich  zu  niedriger  Preisangabe  auf  solche  „Expertise"  angetragen  werden: 
bei  jedem  unentgeltlichen  Besitzwechsel  von  Immobilien  binnen  2  Jahren.  Ermittelt 
soll  der  wahre  Verkaufswerth  der  Objecto  zur  Zeit  der  Veräusserung  oder  de: 
Besitzwechsels  werden.    Vignes,  I,  304,  Block,  Enregistr..  No.  52  ff. 

§.  223.  e)  Bestimmungen  Uber  den  steuerpflichtigen 
„Werth"  bei  der  Proportionalabgabe.  Hei  letzterer  kann  es 
ohne  eine  positive  gesetzliche  Bestimmung  mitunter  zweifelhaft  sein, 
welcher  „Werth"  ihrer  Berechnung  überhaupt  zu  Grunde  gelegt 
werden  soll.  In  manchen  Fällen,  wiederum  namentlich  bei  Erb- 
gang und  Schenkung,  sind  auch  gesetzliche  Grundsätze 
t'lir  die  Werthberechnung  selbst  erforderlich.  Die  fran 
zösischc  Gesetzgebung  hat  in  zahlreichen  Bestimmungen  hierüber 
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das  Nothwendige  festgesetzt,  im  Wescntlicben  schon  im  Gesetz  vom 
22.  Krim.  VII.,  Art.  14  und  15,  dessen  Bestimmungen  durch 
spätere  Gesetze  einzelne  Modiricationen  und  Ergänzungen  erfahren 
haben. 

Genaueres  Einzelne  bei  Vigncs,  I.  's 4« — 355,  kürzer  Block,  Art.  Enregistr.. 
So.  50,  51.  S.  aueli  Ja  coli  a.  a.  O.,  Noten  zu  den  Art.  14  u.  15  des  Gesetzes  vom 
f  rimairc. 

Es  wird  in  diesen  Nonnen  l>  e\v  e g  1  i eh es  und  u  n  l>e  w  e  g  1  i  c  lies  ( ■  ut  unter- 
si-liieden  und  in  beiden  Kategorien  für  jede  einzelne  Art  Urkunden.  Kei htsge.se hätte. 
Be-itzwechsel  u.  s.  w.  die  Bestimmung  uber  den  zu  Grunde  liegenden  Werth  getrollen. 
In  vielen  fallen  entsprechen  die  Bestimmungen  dem  auch  sonst  lieblichen  oder  von 
selbst  sich  Ergehenden.  Von  wichtigeren  eigentümlichen  fällen  mögen  folgende 
hervorgehoben  werden. 

c)  Aus  den  Vorschriften  für  bewegliches  Gut:  Bestellung  von  immerwährenden 
—  d.  h.  nach  französischem  Hecht  höchstens  für  '10  Jahre  nicht  ablösbaren  —  oder 
Lebens  reuten  und  von  Pensionen  unter  1  äs t  i  gern  Titel :  hier  ist  das  bestellte 
oder  veränsserte  Kapital  das  Übjcct  der  Proportionalabgabe.  Ebenso  verhält  es 
sich  l>ei  Ucbert  ragung.  Ablösung.  Kuck  kauf  solcher  Kenten  und  Pensionen, 
ohne  Kücksicht  auf  den  hierfür  bezahlten  Preis.  —  Werden  Kenten,  Pensionen  ohne 
Angabe  eines  Kapitals  bestellt  übertragen ,  abgelöst'',  so  wird  das  für  diesen 
Vorgang  steuerpflichtige  Ubject  durch  diejenige  Kapitalsnmme  gebildet,  welrhe  dem 
20  fachen  der  immerwährenden  und  dem  10  fachen  der  lebenslänglichen  Kente.  wobei 
/.wischen  solchen,  die  auf  1  oder  mehrere  Leiten  gestellt  sind,  nicht  unterschieden 
wird  —  entspricht,  ebenfalls  ohne  Kücksicht  auf  den  Preis  der  l'ehertragung  oder 
Ablösung.  —  Die  unentgeltlich  eingeräumte  N  utzni  essung  an  beweglichem  Gut 
wird  gleich  der  Hälfte  des  Werthes  solchen  Guts  veranschlagt. 

Besonder»  wichtig  ist,  dass  bei  fehertragungen  auf  Grund  freigebiger  Ver- 
fügung unter  Lebenden  und  für  den  febergang  durch  Todesfall  der  Werth  des 
beweglichen  Guts  nach  einer  abzugebenden  Erklärung  der  Betheiligten  zu  deren 
<  Joutrole  dann  wieder  das  Verfahren  der  ..Expertise1'  angewandt  werden  kann  —  sich 
Gestimmt,  aber  ohne  Abzug  der  Lasten,  was  u.  A.  die  Erbschaftssteuer  zu 
einer  solchen  vom  Vermögen  ohne  Schuldabzug  macht.  Bei  Werth  papi  eren 
aller  Art  (auch  des  in  diesen  fällen  steuerpflichtigen  Uebergangs  französischer- 
Staatsrente)  berechnet  sich  der  Werth  in  der  Kegel  nach  dein  Börse neurs  vom 
Tage  des  Besitzwechsels. 

{-l  Aus  den  Vorschriften  für  unbewegliches  Gut:  bei  Pacht-  und  Miet- 
verträgen bildet  der  jährliche  Preis  unter  Zurechnung  der  dem  Pachter  oder 
Miether  auferlegten  Lasten,  das  Steuerohjecf.  bei  Pachten  und  Miethen  von  unbe- 
stimmter Dauer  oder  gegen  beständige  Kenten  wird  aus  dem  in  gleicher  Weise  berech- 
neten Pacht-  oder  Mietpreise  ein  Steuerkapital  durch  Multipli'ation  mit  dem  20 fachen 
gebildet.  Bei  Verpachtung  und  Vermietung  auf  Lebensdauer  wird  der 
Preis  mit  «lern  10  fachen  multiplicir».  Neuerdings  ist  für  ländliche  Immobilien  die 
Ermässigung  der  Kapitalisation  bloss  mit  dem  12'/, fachen  erfolgt  (l*»75).  -  Hei 
Tauschen  findet  ein  Kapitalanschlag  zum  20 fachen  des  Jahresertrags  ohne 
Lastenabzug  statt,  bei  ländlichen  Grundstücken  (ausser  bei  Tauschen  anein- 
anderstossender  unbebauter,  d.  h.  nicht  mit  Häusern  besetzter)  sogar  zum  25  fachen. 
Kür  Verkäufe  und  andere  unter  lästigem  Titel  stattfindende  fehertragungen  vun 
Eigenthum  und  Nutzniessung  unter  Lebenden  wird  der  beurkundete,  bezw. 
durch  Expertise  festgestellte  Preis  zuzüglich  eines  Knpitalansehlags  aller  La-ten  zu 
Grunde  gelegt. 

Bei  im  entgeltlicher  Uobertragung von  Immobiliar-Eigenthum  u n  ter  Lebenden 
und  von  Todeswegen,  also  für  die  Proportionalabgabe  als  Schenkungs-  und 
Erbschaftssteuer,  wird,  wiederum  ohne  Abzug  der  Lasten,  der  Jahresertrag 
oder  Pacht-  und  Miethzins  mit  dem  20 fachen,  bei  ländlichen  Grundstücken  jetzt  mit 
dem  25 fachen  zur  Bildung  des  Steuerkapitals  multiplicirt.  Das  10-,  bezw.  12'  2  fache 
tritt  in  diesen  fällen  bei  febertrngung  der  Nutzniessung  allein,  gleichfalls  ohne 
Lastenabzug,  ein.  Die  Erbschafts-  und  Schenkungssteuei  erhalt  durch  diesen  Nicht 
abzug  der  Lasten  —  web  her  in  England  Jetzt  erfolgt.       122.  S.  20«J  oben  einen 
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besonder,  n  Character.  welcher  manche  Bedenken  hervorruft  und  zu  bedeutend  erhöhter, 
auch  unglcichmässigerer  Belastung  fuhren  kann,  unter  den  obwaltenden  Verhältnissen 
auch  wc.lil  wirklich  fuhrt  241). 

224.  *>.  Zur  St  at  is  ti  k  der  Wcgistrirungsabgaben.  S.  die  reichhaltigen 
Materialien  in  den  oben  S.  500  an  sei:  ebenen  Stellen.  Einige  Daten  wurden  schon 
früher  herausgehoben,  so  in  den  Tabellen  auf  S.  .'{74.  395,  bes.  400,  407.  dann  in 
den  211  (S.  fvOT1,  217.  21*,  besonders  in  der  tabellarischen  l  ebersicht  des  Tarifs 
der  Proportionalahgahc  S.  523  Kine  Analyst»  des  reichen  statistischen  Materials  inu>s 
tler  monographischen  Bearbeitung  vorbehalten  bleiben.  Sie  würde  in.  K.  für  manche 
specielh*  Fragen  einer  Verkehrsbesteuerung,  wie  diejenige  des  französischen  Enre- 
gistremenr.  auch  finauzwisscnschaftlich  -  wie  wohl  noch  mehr  volkswirtschaftlich  — 
werthvolle  Beitrage  liefern.  Hier  nur  noch  einige  Daten  zur  Ergänzung  der  früheren, 
bes.  der  auf  S.  400  n.  407  mitgetheilten ,  um  die  Keaction  der  Ereignisse  in  den 
kritischen  Perioden  des  franziVisch.cn  Staats-  und  W'irthschaftslebcns  auf  die  dem 
Enrcgistremciit  unterworfenen  (ieschäfte  und  daher  auf  die  Steuererträge  noch  etwas 
naher  zu  verfolgen. 

Der  Werth  der  Febertragungen  von  Immobilien  zu  Listigem  Titel  unter 
Lebenden  (wesentlich  Verkäufe  war    Bull.  V,  370.  Faure,  p.  •  *9)  in  Mill.  1  res. : 


1*27 

1  12s 

1  S44 

1  71 S 

1  *:>* 

1970 

ISO!» 

2477 

1*29 

1  205 

1*47 

1057 

1  *:»9 

1*40 

1*70 

1721 

l*::o 

1157 

1*1* 

9** 

1*00 

2100 

1*71 

1511 

1*31 

1091 

1*19 

1 2*:: 

1872 

24V2 

ls:i2 

1220 

1  *50 

13!»!» 

1*7.« 

2.14* 

1  *52 

1544 

1*53 

1  Sl  0 

Die  Keaction  ist  in  diesen  vier  kritischen  Perioden  deutlich  zu  erkennen,  dem 
(irade  nach  ungleich  stark,  aber  so.  wie  es  nach  der  allgemeinen  Verkehrsstörung 
durch  die  äusseren  Ereignisse  etwa  zu  erwarten  war.  Der  Ausfall  der  Erträge  ergb-bt 
sieh  aus  den  Bewegungen  der  Werth/ahlen .  da  es  sich  hier  um  die  Proportional- 
abtrabe  handelt.  Was  er  praetisr.h  bedeutet,  zeigen  /..  H.  folgende  Zahlen  des  Ertrau-. 
für  die  hier  behandelten  (ieschäfte  in  1*09-  72.  142.0  —  9S.7  —  *0.5  - 
141.5  Mill.  Frcs.  —  Natürlich  sind  die  (ifsammtzahlcu  der  Fmsätze  und  Erträge  «las 
Product  aller  i>ffeiM  sieh  kreuzenden  Eiullüss. .  W  ährend  des  Krimkriegs  fand  z.  B. 
■eine  grosse  spoculative  Bewegung  statt.  Die  Imsät/e  in  Immobilien  zeigen  daher  fm 
1*53-57  folgende  Zahlen:  1*19  1041  —  1923  -  201«  —  ls*2  Mill.  Frcs.  — 
Neuerdings  erreichten  die  Zillern  in  1**1  das  Maximum.  2S72  Mill.,  sanken  bis  1**4 
auf  2249,  Indien  sich  IS*.",  wieder  auf  2502,  sanken  1**0  auf  2104  Mill.  Frcs.  Der 
tiansr  der  (ieschäfte  und  des  gesammten  wirtschaftlichen  und  politischen  Lebens 
spiegelt  sieh  also  immer  deutlich  ab.  Da  sich  die  Einnahmen  des  Enregistrement 
aber  aus  so  verschiedenen  Posten  zusammensetzen  und  auch  die  Erbschafts-  und 
S.-henkuiigssteuern  darunter  fallen,  zeigen  die  (iesammt- Erträge  nicht  immer  ganz  dir 
gleichen  Bewegungen  und  im  (ianzen  doch  eine,  wenn  auch  nicht  ununterbrochen, 
aufsteigende  Bewegung,  -  wie  die  meisten  indirecteu  Verbrauchssteuern.  Finanz- 
politisch sind  sie  daher  bei  wachsendem  Finanzbedarf  sein  befriedigend. 

Die  Beschränkung  tler  Umsätze,  namentlich  tler  Verkäufe  von  Immobilien 
durch  die  Ivcjiisterabgiibe .  die  bei  letzteren  (iesehälten  so  ausserordentlich  hoch  ist, 
wird  sich  im  Princip  kaum  leugnen  lassen,  was  je  nachdem  als  eine  günstige  oder 
ungunstige  Wirkung  dir^  i  Steuer  angesehen  werden  wird  und  worden  kann.  Immer- 
hin halten  sich  doch  auch  die  eigentlichen  Verkäufe  allein  von  1*27-1500  fast  ver- 
doppelt 99*  und  ls7*  Mill.  Ins).  Seit  dem  letzten  Kriege  sind  sie  dagegen  bei 
den  höheren  Steuersätzen  ■  ob  wegen  derselben?  —  wenig  gewachsen,  zeigen 
aber  jährliche  nicht  unbedeutende.  Schwankungen  <l*73  1*43.  IST"  2040.  1**1  190."». 
1**0  1*37  Mill.  Frcs..  Bull.  V,  371.  XX.  479,  XXII,  145)  Die  Zahl  der  (Je- 
schafte  ist  mitunter  Jahre  lang  fast  stabil,  z.  B.  Uebertragungen  unter  lästigem  Titel 
von  Immobilien  1*7*  *1  :  9**532  -  9*2.005  —  9*1.303  —  9S0.0*0  Fäll.  ( Hüll.  XV  I. 
15  L,  mit]  dies  gilt  nicht  nur  von  «h  r  tiesammtzahl  dir  den  Staat,  sondern  auch  vutt 
tlen  Depat't<:meutszahleii    s.  eh.). 

I  eher  die  zeitliche  Bewegung  der  WYrthe  und  Steuererträgt;  von  Mi<th-  und 
Pachtverträgen  s.  Bull.  IV.  13*  (seit  1*27).  XVI.  150.    Der  Eintluss  der  Zeit- 
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ereignisse  <  IMS -19.  1^70—71  markirt  sich  aueh  hier  deutlich.  Starke  Steigerung 
«l«-r  h.-steuert.  n  W  erth«'  in  Voigt:  des  (ieset/es  vom  T.\.  August  ls7l. 

Statistische  Daten  der  K  f  !'»■<•  t  e  n  -  V  in  s  a  t  /  s  t  u  c  r  s.  o.  S.  .">:$.*{. 

Auf  ilie  statistischen  Daten  der  im  Enreuistiement  enthaltenen  Krhschafts- 
xind  Sehen  k  u  n  ir » s  te  uern  wird  unten  in  dem  davon  handelnden  Abschnitt  s.  >\ 5 

ju><  h  he  sonders  eingegangen. 

Daten  ul»«r  die  Bewegung  d.-r  (iesainmtcrtr.'i.üe  des  Knr.-iribttvm.-nt  werde« 
unten  in  §.  2M4  liehen  solchen,  welche  den  S  t  c  m  j>  <*  I  beirelle«.  mii^ethcilt.  In  mancher 
Beziehung  gehören  diese  Dat.  «  zusammen  und  ist  die  Vergleiehung  ihrer  Bewegung 
von  Interesse. 

§.  225.  9.  Zur  Kritik.  Erst  durch  einen  geuaueren  Einblick 
in  das  ganze  System,  die  leitenden  Grundsätze  und  die  wichtigeren 
Bestimmungen  über  die  Durchfuhrung  wird  man  genügend  in  den 
Stand  gesetzt,  den  steuerpolitischen  Character  einer  so  eigenthllm- 
lichen  und  so  verwickelten  Besteuerungsart,  wie  sie  das  französische 
Registerabgabewesen  ist,  vollständig  zu  verstehen  und  zu  beurtheilen. 
Durch  das  Studium  der  Einzelheiten  des  Tarifs  und  der  Regi- 
strirungs-  und  Ertragsstatistik  erlangt  man  auch  erst  ein  deut- 
licheres Bild  von  der  verkehrspolitischen  und  volkswirtschaft- 
lichen Bedeutung  dieser  Besteuerung,  wovon  das  tlrtheil  über  den 
steuerpolitischen  Character  und  Werth  der  letzteren  wieder  mit 
abhängt.  Wir  sehliessen  daher  mit  einigen  Betrachtungen  wie  den 
oben  in  §^215  schon  vorangeschickten. 

Das  französische  Registerwesen  will,  als  Steuereinrichtung  be- 
trachtet, das  Vermögen,  wo  es  und  wenn  es  in  Urkunden, 
mitunter  auch  wo  und  wenn  es  ohne  Urkunden  in  Rechts- 
geschäften, sowie  in  bestimmten  Thatsachen  oder  Vor- 
gängen, wie  beim  Besitzwechsel  in  Folge  Eibfalls  oder 
Schenkung,  sich  vorhanden  oder  in  Bewegung  (im  „Ver- 
kehr") zeigt,  einer  Steuer  uuterwerfen.  Diese  Steuer  hat  den 
Character  einer  Besitzsteuer,  vornemlich  in  ihrer  „festen 
Abgabe",  einer  Verkehrssteuer,  vornemlich  in  ihrer  Pro- 
portional abgäbe.  Die  erstere  trifft  das  Vermögen  wesentlich 
da,  wo  es  sich  nach  Urkunden  vorhanden  erweist,  die  zweite, 
wo  es  nach  Urkunden,  Rechtsgeschäften,  Thatsachen  in  Bewegung 
zwischen  verschiedenen  Personen  ist  und  durch  diese  Urkunden  etc. 
diese  Bewegung  bekundet  wird.  Man  kann  in  dieser  Weise  mit 
Vignes  den  Unterschied  beider  Hauptabgaben  und  danach  auch 
ihren  steuerpolitischen  Character  richtig  kennzeichnen  217,  218 
o.  S.  521  u.  S.  522):  im  einen  Falle  werden  Vermögensrechte 
„declarirt",  im  andern  „zuc  r  t  h  ei  lt".  Bei  der  weit  über- 
wiegenden practischeu  Wichtigkeit  der  Proportionalabgabe  bleibt 
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das  Verkehrsstcucrmoment  in  dem  Kcgisterabgabewescn  nur  das 
durchaus  vorwaltende. 

Die  principielle  Rechtfertigung  dieses  Abgabezweigs  liegt 
dann  wieder  in  derjenigen  der  Verkehrsteuer  Überhaupt  (§.  215) 
und  in  der  anzuerkennenden  Ergänzungs-  und  Ersatzfunction , 
welche  das  Enregistrement  als  Besteuerung  im  französischen  Steuer- 
system speciell  ausübt,  besonders  gegenüber  dem  System  der 
directen  Steuern  und  gegenüber  der  schweren  indirecten  Verbrauchs- 
besteuerung  Frankreichs.  Was  in  dieser  Hinsicht  bereits  oben  in 
215  gesagt  wurde,  findet  in  der  vorausgehenden  näheren  Dar- 
stellung der  französischen  Einregistiirung  seine  Bestätigung:  nicht 
die  Einrichtung  als  solche,  nicht  die  Haupttheile  der  Register- 
abgaben,  sondern  die  Ubertrieben  hohen  Steuersätze,  besonders 
für  den  Innnobiliarverkehr,  sind  das  Bedenkliche.  Da  eine 
analoge  Besteuerung  des  M obiliarvcrkehrs  schon  in  der  Gesetz- 
gebung, geschweige  in  der  Praxis  nicht  durchgeführt  werden  kann 
und  auch  in  Frankreich  trotz  der  Ausdehnung  des  Enregistrement 
auf  diesen  Verkehr,  trotz  der  Ergänzung  dieser  Besteuerung  durch 
die  Effecten  -  Umsatzsteuer  nicht  besteht,  so  ergiebt  sich  auch  eine 
U  ngleichmässigkeit  der  Belastung  dieser  beiden  Verkehrs- 
gebiete, welche  neue  nedenken  hervorruft.  Und  nur  um  so  grössere, 
weil  das  Immobiliarvermögen,  bezw.  sein  Ertrag  durch  die  directen 
Steuern  schon  viel  sicherer  und  schwerer  getroffen  wird.  Dagegen 
kann  auch  die  indirecte  Vcrbrauehsbesteuerung  keine  Aus- 
gleichung bilden,  auch  nicht  in  ihrer  französischen  Einrichtung. 

Y«>n  der  Erhsehaftshesteueruiijr  sehen  wir  hier  nooli  al»  i>.  §.  211).  Ist  sie  auch  im 
französischen  Enreiristrement  formell  mit  enthalten,  so  kommen  t'tlr  sie  doch  wesentlich 
andere  sieuerpolitische  (icsiehtspuncte  als  filr  die  Steuern  au!  I  rkiiuden  und  Keehts- 
aresehiifte.  llandiinderunifi'ii  unter  lästigem  Titel  unter  Leheiiden  in  IMraeht.  Aueh 
die  Hübe  der  Steuersatz .  dann  die  Allgemeinheit  der  Kil>*iial'fssteuer.  it.unlieh  ihr-' 
Ai^dehnunu-  auf  all-  Vernioiiensaiten  und  alle  Verwandschaftsgrade  sind  hier  and«*r> 
zu  Iteuitlicilen.  —  Die  wenigen  kritiseheii  Bemerkungen  v.  Kaufmann,  S.  X I  1 
tretieu  das  Wesentliche  m.  E.  nicht  und  erscheinen  mir  auch  sonst  unriehtiir.  auch 
in  Betreif  des  folgenden  1'unrfs. 

Man  hat  mitunter  Einwendungen  gegen  die  Registrirungs- 
abgaben  als  sogen.  „Kap  ita  Isteue  in*'  oder  als  Vermögens 
steuern  gemacht.  Diese  sind  indessen  kaum  zutreffend.  Es 
liegt  hier,  wie  auch  hei  den  gleichen  Einwendungen  wider  viele 
Abgaben  in  »Stempel form  und  wider  jede  Erbschafts-  und 
Sch  en  kungss  teuer,  die  übliche  doppelte  Verwechslung,  bezw. 
der  Mangel  der  noth wendigen  Unterscheidung  zwischen  einer 
e  i  n  z  c  I  wirtschaftlichen  und  einer  volkswirtschaftlichen  reellen 
Vermögens-  oder  Kapitalsteuer  und       was  die  Kritik  noch  weniger 
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übersehen  sollte  —  zwischen  einer  reellen  und  einer  nominellen 
solchen  Steuer  war.  Nur  die  hohen  französischen  Steuersätze, 
besonders  bei  dem  Eigenthumswechsel  von  Immobilien  im  Wege 
des  Verkaufs,  bieten  in  beiderlei  Beziehung  allerdings  das  He- 
denken, dass  die  nominelle  eine  reelle,  die  einzelwirthschaftliche 
eine  volkswirtschaftliche  Vermögenssteuer  mehr  oder  weniger 
werde.  Aber  an  sich  ist  dies  nicht  die  Wirkung  dieser  Abgabe- 
form und  auch  in  Frankreich  bei  vielen  anderen  Kegisterabgaben 
nicht  die  factische  Wirkung  derselben.  In  der  Hegel  werden  die- 
selben und  theilweise  gewiss  auch  die  genannte  Immobiliarverkebrs- 
abgabe  nominelle  einzelwirthschaftliche  Vermögens- 
steuern und  damit  reelle  einzelwirthschaftliche  Ertrags- 
oder Gewinn-  oder  Einkommensteuern  bleiben.  Freilich  be- 
lasten die  Registerabgaben  auch  als  Steuern  letzterer  Art  die  Be- 
troffenen zufälliger,  verschiedener,  ungleichmässiger,  als  formelle 
oder  nominelle  Ertrags-,  Conjuncturengewinns-  und  Einkommensteuern 
es  thuu  würden,  aber  in  der  Endwirkung  gleichen  sie  diesen  doch 
einigermaassen.  Und  neben  speeifischen  Nachtheilcn  gegen  letztere 
haben  sie  auch  einige  steuerpolitische  und  steuertechnische  Vor- 
züge vor  denselben  voraus  (§.  215). 

S.  über  die  Terminologie  und  den  Unterschied  —  der  auch  mit  dorn  principalen 
von  National-  und  Privatvermögen  und  Kapital  zusammen  hangt  —  Fin.  II,  §.  330, 
S.  l."»3,  (Grundlegung  23,  2>>.  Ucberhaupt  die  Ausführungen  meiner  allgemeinen 
Steuerlehre  über  Verkehrs-  und  Conjuneturengewinnsstcuern  \  Fu\.  II,  §.  467  ff,  47311'.).— 
Die  Widerlegung  des  Einwauds  gegen  Erbschaftssteuern  als  reelle  Kapitalstcuern, 
was  dieselben  allerdings  in  der  Hegel  sein  werden,  ist  etwas  anders  zu  fuhren.  Siehe 
Fin.  II,  §.  4s2  ff.  v.  Kaufmann 's  polemische  Bemerkungen  gegen  die  Erbschafts- 
steuern iS. 292  fl  >  sind  m.  E.  ganz  schief  und  bleiben  auf  der  Oberfläche.  Auch  seine 
Aeusserung  S.  311,  „der  Nachtheil  der  Einregistrirungsstcuer  wurde  sich  recht  schnell  . 
in  Frankreich  in  seiner  ganzen  (irössc  zeigen,  wenn  nicht  von  allen  Seiten  danach  ge- 
trachtet wurde,  die  Abgabe  theilweise  zu  uingehen'\  übertreibt  sehr. 

Der  unbestreitbare  Uebelstand  der  Registerabgaben  ist  deren 
zu  bedeutende  Höhe  in  den  wichtigeren  Fällen.  Mit  daraus 
folgt  wieder  die  Nothwendigkeit  der  scharfen  Controleu,  Verkehrs- 
hemmungen, .Strafen.  Allein  diese  grosse  Höhe  der  Steuersätze 
ist  eben  die  Folge  des  grossen  Finanzbedarfs  und  der  gleichfalls 
so  bedeutenden  Höhe  anderer  französischer  Steuern  und  dies  ist 
wieder  die  Folge  -der  französischen  Geschichte  und  Politik. 

Wäre  das  Enregistrement  weniger  tiscalisch  ausgenutzt,  so  würde  man  andere 
Steuern  noch  mehr  anspannen  müssen.  Hätte  man  die  cin/elwirtbschaftlichen  Steucr- 
•luelleo,  welche  durch  die  Kegiskrabgabcu  erschlossen  werden,  durch  directe  Ein- 
kommen- und  Vermögenssteuern  zu  treffen  gesucht,  so  würde  man  des  hohen  Finauz- 
bedarfs  wegen  auch  diese  Steuern  sehr  stark  haben  anspannen  müssen.  Dann  würdcu 
die  Schwierigkeiten  der  Einrichtung  und  Durchführung  derselben  so  gewachsen  sein, 
dass  die  Besteuerung  in  dieser  Form  vielleicht  Listiger  als  in  derjenigen  des  Enre- 
gistrement geworden  und  wahrscheinlich  weniger  ergiebig  geblieben  wäre.    Mit  dem 
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an  «ich  sicherlich  begründeten  Vorwurf  des  Siipcrfiscalismus  und  der  zu  hohen  Ab- 
gabesätze des  Enregistroinent  beweist  man  also  unter  den  französischen  Verhältnissen 
nicht  viel  gegen  diese  Steuerform.  Ziemlich  demselben  Vorwurfe  sind  alle  und 
müssen  alle  französischen  Steuern,  auch  etwaige  Einkommen-  und  Vermögenssteuern, 
ausgesetzt  sein. 

Die  speeifischen  Nachtheile  der  Registerabgabe,  ver- 
glichen mit  den  letztgenannten  und  sonstigen  Steuern,  welche  als 
ihr  Ersatz,  ihre  Ergänzung,  ihre  Modification  in  Betracht  kommen 
könnten,  sind  dieselben  wie  diejenigen  aller  ähnlichen  Verkehrs- 
steuern, auch  derer  in  Stempelform. 

An  einzelne  mehr  oder  weniger  zufällige  Vorgänge  dos  Verkehrs  »ich  an- 
schliessend, in  mehr  oder  weniger  willkührlich  gewühlten  Fällen  und  Beträgen  diese 
Vorgänge  oder  die  ihnen  zu  Grunde  liegenden  Rechtsgeschäfte  treffend,  besteuern 
sie  die  Pflichtigen  sehr  ungleichmässig  uud  ohne  Kucksicht  auf  das  Vorhandensein 
und  die  Höhe  eines  Gewinnes  für  denjenigen,  welcher  die  Steuer  trägt,  bei  dem  be- 
steuerten Vorgang  oder  Rechtsgeschäft.  Daher  widersprechen  diese  Abgaben  sicher- 
lich dem  vermeintlich  leitenden ,  d.  h.  oft  genug  emphatisch  hervorgehobenen ,  aber 
stets  ganz  ungenügend  durchgeführten  (irundsatz  der  modernen  französischen  Steuer- 
politik: „Jeden  nach  seinem  Vermögen  und  seinen  Fähigkeiten  zu  besteuern."  Hier 
böten  nur  Modilicationen  der  Einrichtung  der  Verkehrsbesteuerung,  wio  wir  sie  in 
der  „allgemeinen  Steuerlehre"  besonders  auch  in  Betreff  der  ..Conjunctnrengcwinn- 
steuer"  angedeutet  haben,  eine  Abhilfe  iFin.  II,  479). 

Die  speeifischen  Vorzüge  der  Registerabgaben,  besonders 
verglichen  mit  den  Üblichen  Formen  der  directen  Steuern  und  mit 
iudirecten  Verbrauchssteuern,  sind  jedoch  auch  nicht  zu  verkennen. 

Die  Hechtsgeschäfte  lassen  sich  zum  Theil  mit  Rücksicht  auf  die  sich  an  sie 
knüpfenden  Registerabgaben  der  jeweiligen  Steuerfähigkeit  mehr  anpassen,  besser  als 
directe  Steuern  und  ebenso  wie  indirecte  Verbrauchssteuern.  Sic  treffen  doch  wenigstens 
öfters  dann,  weun  ein  Gewinn  gemacht  wird  und  denjenigen,  welcher  ihn  macht  oder 
einen  Vortheil  aus  dem  Verkehrstreschäft  erzielt.  Sie  lösen  das  Problem  freilich  nur 
roh,  Einkommen,  Ertrag.  Vermögen  zu  besteuern,  aber  sie  lösen  es  doch,  indem  sie 
dann  eintreten,  wenn  durch  einen  Verkehrsvorgang,  ein  Rechtsgeschäft  ein  ökonomischer 
„Werth"  als  vorhanden  oder  als  sich  vom  Einen  zum  Anderen  bewegend  nach- 
gewiesen wird.  Wie  schwer  ist  öfters  für  die  directe  Besteuerung  ein  solcher  Nach- 
weis! Wie  viel  reelle  Steuerfähigkeit  treffen  diese  nicht  oder  unzureichend,  welche 
die  Einrichtung  der  Einregistrirung  zu  finden  und  die  damit  verbundene  Abgabe  zu 
treffen  weiss. 

Gewiss  Alles  nur  Rechtfertigungsgründe  von  sehr  relativem 
Werthe.  Aber  muss  man  sich  mit  solchen  nicht  fast  immer  im 
Stenenvesen  aller  Formen  und  Arten,  aller  Zeiten  und  Länder  be- 
gnügen ?! 

Eine  eingreifende  Reform  setzte  zweierlei  voraus,  wovon 
unter  den  gegebenen  Verhältnissen  keine  Rede  sein  kann:  eiue 
sehr  bedeutende  Verminderung  des  Finanzbedarfs  oder  *  —  wo- 
möglich zugleich  —  eine  Ersatzmittel  bietende  Entwicklung  der 
übrigen  Besteuerung.  Dann,  «aber  auch  nur  dann,  wäre  es  möglich 
das  Enregistrement  von  vielen  h'scalischen  Härten  zu  befreien, 
manche  einzelne  Steuersätze  desselben  aufzuheben,  alle,  nament- 
lich die  bedenklichsten,  erheblich  zu  ermässigen. 
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Wie  die  Dinge  in  Frankreich  liegen,  wird  man  sich  mit  einem 
viel  weniger  weit  gehenden  Reformprogramm  begnügen  müssen : 
Ermässigung  besonders  der  Ubertrieben  hohen  Registerabgaben 
vom  Besitzwechsel  des  Grundeigenthums  unter  lästigem  Titel  unter 
Lebenden  und  Revision  der  übrigen  Theile  dieser  Abgaben.  Dies 
wäre  aber  nur  durchführbar,  wenn  genügender  Ersatz  für  die  da- 
durch entstehenden  Auställe  an  Einnahmen  durch  andere  Steuern 
zu  beschaffen  wäre.  Nicht  nur  wegen  der  ohnehin  schon  so  be- 
deutenden Anspannung  aller  übrigen  französischen  Steuern,  sondern 
auch  aus  Gründen  richtiger  practischer  Steuersystematik  und  des- 
jenigen Ersatzes,  welchen  gerade  aufzuhebende  und  zu  ermässigende 
Registerabgaben  erhalten  müssten,  wäre  das  Richtige  wohl  die 
Einführung  einer  supplementären  Einkommensteuer  oder 
Einkommen-  und  Vermögenssteuer.  Käme  es  dazu,  • 
vollends  aber  wenn  es,  wie  bisher,  nicht  dazu  kommt,  so  mttsste 
innerhalb  des  verbleibenden  Systems  der  Registerabgaben  aber 
jedenfalls  mehr  auf  Entlastung  des  Immobiliar-  und  stärkere 
Belastung  des  Mobiliarvcrkehrs  hingestrebt  werden. 

Betrachtet  man  endlich  das  französische  Registrirungsabgabe- 
wesen  vom  steuertechnischen  Standpunctc  aus,  so  verdient  es 
alle  Anerkennung,  —  immer  vorausgesetzt,  dass  einmal  durch  eine 
derartige  Besteuerung  so  enorme  Summen  für  die  Staatsbedürfnisse 
erhoben  werden  sollen.  Der  Ertrag  zeigt  sich  trotz  der  Höhe  der 
Steuersätze  sehr  entwicklungsfähig.  Die  logische  Consequenz  und 
systematische  Durchbildung  ist  bewundernswerth.  Schon  das  grosse 
Hauptgesetz  vom  22.  Frimairc  VII.  ist  eine  steuertechnische 
Leistung  ersten  Ranges  zur  Lösung  des  gestellten  Problems, 
welche  die  höchste  Anerkennung  verdient.  Beweis  dafür,  dass  dies 
Gesetz  trotz  der  grossartigen  Entwicklung  und  vielfachen  Um- 
gestaltung des  Verkehrs  —  Creditwesen!  —  im  19.  Jahrhundert  die 
Grundlage  des  Enregistrement  bleiben  konnte  und  noch  gegen- 
wärtig ist.  Nicht  einmal  das  Bcdürfniss  einer  neuen  Codification 
ist  trotz  der  zahlreichen  einzelneu  Abänderungen  und  Zusätze  durch 
spätere  Gesetze  in  besonderem  Maasse  hervorgetreten.  Das  spricht 
sehr  zu  Gunsten  dieses  Hauptstücks  der  Revolutionsgesetzgebung. 

c.  Die  Abgaben  in  Steini>ellorin. 
Gesetzgebung  und  Literatur  s.  o.  S.  501  und  S.  505. 

§.220.  1.  Ursprung.  Auch  diese  Abgaben  stammen  aus  dem 
ancien  regime,  wo  sie  unter  dem  Namen  des  droit  de  formule  in 
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freilich  geringerer  Ausdehnung,  unvollkommenerer  Systematisirnng 
und  niedrigeren  Sätzen,  Übrigens  mit  Ausnahme  einiger  Provinzen 
(der  neu  annectirten),  schon  bestanden  hatten  (o.  §.  65).  Der 
Notabeinversammlung  von  1787  hatte  der  Entwurf  eines  neuen 
Steiupelgesetzes  vorgelegen,  durch  den  u.  A.  die  Urkunden  unter 
Privatlinterschrift  in  grösserem  Maasse  stenipelpHichtig  gemacht 
werden  sollten.  Dieser  stenertechnisch  vorzüglich  gearbeitete  Ent- 
wurf stand  indessen  nur  einen  Monat  lang  in  Gesetzeskraft  (4.  August 
1787),  da  das  Gesetz  vom  König  der  Opposition  des  Parlaments 
gegenüber  alsbald  wieder  zurückgenommen  wurde.  Kr  enthielt 
alles  Wesentliche  und  Brauchbare  der  Gesetzgebung  der  späteren 
Zeit  von  1797^  98  an. 

Der  erste  gesetzgeberische  Versuch  in  der  Revolutionsperiode 
auf  dem  Gebiete  des  Stempelwesens  im  Gesetze  vom  12.  December 
1790  18.  Februar  1791  misslaug  ähnlich  und  aus  gleichen  Gründen 
wie  auf  dem  Gebiete  der  Registrirung:  man  wagte  das  Stempel 
wesen  nicht  in  der  Weise  des  Entwurfs  von  1787  auszubilden 
noch  die  strengeren  Control Vorschriften,  welche  das  fiscalische 
Interesse  hier  einmal  verlangt,  als  „zu  wenig  liberal",  einzuführen. 
Mit  daher  wTar  der  finanzielle  Erfolg  des  neuen  Gesetzes  unbe- 
friedigend. Erst  nach  und  nach  kam  man  auch  hier  auf  den  Weg 
jenes  Gesetzentwurfs  zurück.  Nach  verschiedenen  Specialgesetzen 
in  dieser  Richtung  schuf  auch  hier  ein  technisch  vorzügliches 
Hauptgesetz  dieser  Periode,  dasjenige  vom  13.  Brumaire  VII. 
(3.  November  1798),  die  endgiltige  Grundlage  für  die  Folge- 
zeit bis  zur  Gegenwart.  Dies  Gesetz,  ein  Seitenstück  desjenigen 
vom  22.  Frim.  VII.  über  die  Registrirung,  knüpft  reell,  wenn  auch 
nicht  formell,  an  den  Entwurf  von  1787  an.  Alle  späteren  Gesetze 
bauen  das  Stempelwesen  auf  der  so  geschaffenen  Grundlage  nur 
weiter  auf  und  aus.  Namentlich  wird  die  Stempelpflichtigkeit  für 
specielle  Fälle  genauer  normirt  und  wirksam  gemacht.  Die  leiten- 
den Grundsätze  der  Gesetzgebung  sind  dabei  aber  nicht  mehr  ver- 
ändert worden,  so  dass  die  neuerliche  Einführung  von  Stempel- 
marken wohl  als  der  bedeutendste  Punct  des  organisatorischen 
Fortschritts  auf  diesem  Abgabegebiet  bezeichnet  worden  ist.  Durch 
die  Entwicklung  der  Geschäfte,  die  Ausdehnung  der  Stempel 
pflichtigkcit,  die  immer  erfolgreicheren  Controlen  und  die  höheren 
Sätze  (namentlich  die  20%  Zuschläge)  ist  der  Ertrag  sehr  ge- 
wachsen, besonders  seit  1871. 
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S.  auch  hier  das  Nähere  iu  der  treulichen  Darstellung  der  Entwicklung  der 
Steuergesetzgebung  der  Revolutionszeit  von  Stourm,  I,  444 — 4G'J.  Unter  den  bei 
Berathung  der  Gesetze  erörterten  Fragen  ist  diejenige  über  die  gerichtliche  üu- 
giltigkeit  von  Urkunden  auf  ungestempeltem  Papiere  —  „Nullität"  in  diesem 
Sinne  —  eine  der  auch  hnanzwisse.nschaftlich  besonders  interessanten.  Schon  in  dem 
der  Notablen  Versammlung  von  17s7  vorgelegten  Entwürfe  war  vorgesehen,  die  Aus- 
steller von  Urkunden  unter  Privatunter^hritt  dadurch  im  eigenen  Interesse  zur  Be- 
nutzung von  Stempelpapier  zu  veratlassen ,  dass  sie  andernfalls  mit  Unwirksamkeit 
dieser  Urkunden  vor  Gericht  bedroht  wurden.  Die  Regierung  begründete  dies  gegen 
die  Einwände  einer  zu  grossen  Strensre  damit,  dass  die  Vorschrift,  Privaturkunden 
etwa  erst  bei  der  Vorweisung  vor  Gericht  zu  stempeln,  nicht  ausreiche,  weil  dann  nur 
der  kleinste  Thcil  davon  zur  Stempelung  verpflichtet  werde  und  dazu  komme.  Aber 
die  Bestimmung  wurde  doch  fallen  gelassen  (Stourm,  I,  4 IM.  Von  Neuem  wurde 
die  Frage  bei  der  Vorbereitung  des  Gesetzes  vom  Brum.  VII.  angeregt,  aber  wiederum 
verneinend  entschieden.  Ebenso  ging  es  jüngst  nach  dem  deutschen  Kriege  1S71  u. 
1S75  (Stourm,  l,  404'.  Auch  die  unterlassene  Einregistrirung  hat  man  in  Frank- 
reich nur  ausnahmsweise  so  scharf  zu  bestrafen  gewagt  (s.  o.  S.  53fi).  In  Eugland 
dagegen  ist  die  strengere  Conse^uenz  der  Unklagbarkeit  eines  Anspruchs  auf  Grund 
ungestempelter  Urkunden  gezogen  worden  (s.  o.  S.  2(>2). 

§.  227.  2.  Finanz-  und  steuerpolitischer  Charactcr 
der  französischen  vStempelabgaben.  Er  ist  in  beiden  Hinsichten 
einigermaassen  dem  jenigen  derRcgisterabgaben  verwandt:  „Gebühr" 
und  „Steuer"  sind  im  Steiupelwesen  ebenfalls  gemischt  (§.214, 
215).  Doch  ist  im  Vergleich  mit  den  Kegisterabgaben  das  Ge- 
bührenelement etwas  häufiger  und,  wo  es  vorhanden,  etwas 
stärker  ausgeprägt. 

Dies  folgt  aus  der  im  Gesetze  bestimmten  umfassenden  Anwendung  von  Stempel- 
papier für  die  verschiedensten  Arten  „öffentlicher"  und  sonstiger  Urkunden,  welche 
von  Gerichten.  Gerichtsvollziehern,  Verwaltungsbehörden,  Notiren,  Advocaten  ausgehen, 
zum  Theil  auch  aus  der  Stcinp'dpflichtigkcit  für  gewisse  Register  der  Gerichte,  der 
Staats-  und  Gemeindeverwaltungen.  Hier  bekommen  die  betreffenden  Privatpersonen, 
auf  deren  Angelegenheiten  sich  diese.  Urkunden  und  Register  beziehen,  dann  den 
Stempel  verrechnet  und  zahlen  in  demselben  mit  die  „öffentliche  Dienstleistung4'. 
Derselbe  Gesichtspunkt  waltet  beim  Stempel  fur  Eingaben ,  Gesuche  u.  dgl.  m.  an 
Behörden  ob.  S.  Gesetz  vom  Brum.  VII.,  Art.  12  mit  seinen  vielen  einzelnen  Kate- 
gorien von  lallen.  Da  hier  nicht,  wie  so  vielfach  beim  Enrcgistremeiit  o.  S.  51. '5) 
die  , .öffentliche  Dienstleistung"  fingirt  oder  bloss  im  liscaftscheu  Interesse  aufge- 
drungen wird,  andern  im  Wesen  der  Sache  liegt,  so  ist  das  Gebührcnolement  hier  an 
sich  als  vorhanden  zuzugeben  und  die  „Gebühr"  in  der  geforderten  Abgabe  prin- 
cipiell  hier  berechtigt.  Nur  die  Art  ihres  Ansatzes  im  Stempel,  besonders  in  der 
höchst  mechanischeu  Form  des  D im cusious Stempels  s.  u.  §  2?!)'i  erregt  wieder 
Bedenken.  Und  die  grosse  Ausdehnung,  in  welcher  solche  „öffentliche"  Urkunden 
und  Register  stempelpflichtig  erklärt  worden  sind,  sowie  die  Höhe  der  A bga be- 
sä tzo  bewirken,  dass  auch  iu  denjenigen  Fällen,  wo  die  Abgabe  berechtigter  Maassen 
als  Gebühr  eintritt,  doch  ein  bedeutender  Thcil  derselben  Steuercharacter  annimmt. 
Damit  fällt  dieser  Theil  dann  auch  unter  einen  anderen  principiellen  Gesichtspunot 
und  wird  von  demselben  aus  beurtheilt  vielleicht  bedenklich,  wenn  der  „Gebuhren- 
theil"  in  der  Abgabe  selbst  gerechtfertigt  erscheint. 

Auch  die  Ableitung  einer  allgemeinen  Berechtigung  oder  susrar  Notwendigkeit 
des  Stempels  als  „Gebühr"  fur  alle  Urkunden  und  Schriftstücke  bloss  aus  der 
„Möglichkeit",  dass  dieselben  einmal  vor  Gericht  vorgelegt  und  zur  Beglaubigung 
oder  Beweisführung  gebracht  werden  köunteu  (Art.  1  des  Gesetzes  vom  Brum.  VII.), 
wird  zwar  mitunter  in  Frankreich  vertreten.  Diese  blosse  „Möglichkeit"  ist  in- 
dessen doch  kaum  s<hun  ein  genügender  Grund  zu  einer  Gebuhrenerhebung,  so 
wenig  wie  der  ähnliche  Gesichtspunct  bei  den  Registrirungsabgaben  (o.  S.  514).  Bloss 
die  wirkliche  Beanspruchung  der  Gerichte  stellt  eine  „öffentliche  Dienstleistung" 
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dar,  welche  mit  „(ie  bahren"  passend  bezahlt  wird,  wie  im  lalle  der  (icrichts- 
kosten.  Nur  im  Stempel  der  für  Processfuhrung  gelieferten  Schriften  der 
Rechtskundigen ,  Advocaten  köunte  man  daher  etwa  das  Gcbührcnclcincnt  ahnlich 
wie  in  den  (ierichtskosten  sehe». 

Die  französischen  Stempelabgaben  enthalten  somit  besonders 
in  den  vorausgehend  angedeuteten' Fällen  gewiss  principiell  „Ge- 
bühren" und  practisch  mehr  oder  weniger  hohe  Gebtihrenquoten. 
Aber  über  letzteren  Betrag  hinaus  sind  sie  auch  hier  nach  ihrer 
Ausdehnung,  Berech nungsart  und  Höhe  wieder  „Steuern", 
und  zwar  Steuern  auf  Rechtsgeschäfte,  Urkunden  u.  s.  w.,  ähnlich 
wie  die  Registerabgaben,  also,  in  der  üblichen  Terminologie  „Ver- 
kehrssteuern". 

Theils  diesen,  thcils,  in  einigen  besonderen  Fällen  des  Dinicnsions- 
stempels,  einen  Verbrauchssteuer-Character  nehmen  die  Stempel- 
abgaben aber  vollends  und  mehr  oder  weniger  ausschliesslich, 
häufig  durchaus  allein  in  den  übrigen  Kategorien  der  Stempel- 
pflichtigkeit  von  Urkunden,  Schriftstücken,  Drucksachen  an,  daher 
besonders  bei  Privaturkunden  (unter  Privatunterschrift). 

Dahin  gehören  die  Falle  des  Proportionalsten^)  eis,  des  sogen.  Special  - 
Stempels  für  verschiedenerlei  Geschäfts-,  Verkehrspapiere  wie  Frachtbriefe,  Eisen  - 
bahn-Einpfangscheiuc.  Connossemente  u.  a.  in.),  des  Check-,  Quittungs-,  Anschlag - 
>. Affichen-)Stempels,  des  Stempels  für  Versicherungspolicen  u  s.  w.  Nur  in  den  ein- 
zelnen Fallen,  welche  die  Ausnahme  von  der  Kegel  bilden,  kommt  auch  hier  in  der 
Abgabe,  welche  im  Stempel  liegt,  das  (jebuhrenelement  mit  vor  oder  uberwiegt  selbst, 
so  in  Etwas  bei  Pässen,  Jagdscheinen. 

Mehrfach,  so  namentlich  beim  Proportionalstempel  der  Handelseficctcu ,  Actien, 
Obligationen,  fremden  Staatspapiere,  beim  Stempel  der  Uhccks,  Quittungen,  der  ver- 
schiedenen Transportpapiere,  wo  überall  in  der  Abgabe  der  Steuercharacter  so  gut 
wie  ausschliesslich  vorliegt,  ist  die  in  Stcmpclform  zur  Veranlagung  und  Erhebung 
kommende  Abgabe  steuerpolitisch  der  Kegisterabgabc  wesentlich  homogen. 
Eigentlich  stellen  hier  beide  Abgabearten  nur  zwei  verschiedene  Formen  eiu 
und  derselben  Steuergattung,  der  Besteuerung  der  Rechtsgeschäfte 
und  Verkehrsvorgänge,  dar.  Am  Deutlichsten  tritt  «lies  in  der  als  Regel  gelteuden 
Bestimmung  hervor,  dass  die  Kegistrirungsauitcr  nur  die  auf  dem  vorgeschriebenen 
Stempclpapier  errichteten  oder  für  Stempelzahlung  ausdrucklich  visirten  Urkunden 
registriren  dürfen  'Gesetz  vom  Brum.  VII.,  Art.  25V 

Die  folgende  Darstellung  des  Systems  und  der  Grundsätze  des 
französischen  Stempels  wird  den  finanz-  und  steuerpolitischen 
Character  desselben  und  seiner  verschiedenen  Arten  wieder  genauer 
im  Einzelnen  nachzuweisen  suchen. 

Bei  den  einzelnen  Tarifposten  und  ihren  Erträgen  kann  man 
nach  dem  Gesagten  mehrfach,  wie  bei  den  Kegisterabgabcn ,  nur 
begriffs-,  nicht  ziffermässig  eine  Scheidung  in  „Gebühren"  und  in 
„Steuern"  vornehmen.  Vom  Gesammtertrag  des  Stempels  möchte 
ich  kaum  ein  Dritttheil  als  Gebühren  ansehen,  wie  sich  aus  den 
im  Folgenden  eingestreuten  statistischen  Daten  mit  ergiebt.  Das 
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ist  aber  immerhin  eine  viel  höhere  Quote  als  die,  welche  bei  den 
Rcgistcrabgaben  einen  solchen  Character  haben  mag. 

In  Bezug  auf  die  allgemeine  Frage  der  Berechtigung,  Not- 
wendigkeit und  Zweckmässigkeit  der  Stempelabgaben,  soweit  die 
letzteren  Steuern  und  speciell  Verkehrsstcuern  auf  Urkunden  über 
Rechtsgeschäfte  sind,  genügt  es  im  Wesentlichen  auf  die  Er- 
örterungen Über  die  gleiche  Frage  bei  den  Registerabgaben  zu  ver- 
weisen (§.  215,  225).  Die  allgemeine  principielle  Berechtigung 
möchte  danach  auch  den  betreffenden  Stempelabgaben  meistens 
zuzugestehen  sein.  Die  steuerpolitischen  Bedenken  liegen  mehr- 
fach in  der  Berechnungsart,  seltener,  aber  auch  bisweilen,  in 
der  Höhe  des  Abgabesatzes  als  Steuer. 

§.  228.  3.  System  und  leitende  Principien  des 
Stempelwesens. 

a)  Grundsatz.  Ausdehnung.  Der  allgemeine  Grund 
satz',  welcher  die  Regel  aufstellt,  steht  gleich  an  der  Spitze  des 
Gesetzes  vom  Brumaire  VII.  und  lautet  hier  im  1.  Artikel:  „Die 
Stempelabgabe  wird  auf  alle  zu  bürgerlichen  und  gerichtlichen 
Urkunden  und  zu  Schriftstücken,  welche  vor  Gericht  vorgelegt  und 
hier  zur  Beweisführung  gebraucht  werden  können,  bestimmten 
Papiere  gelegt.  Ks  giebt  hiervon  keine  anderen  Ausnahmen,  als 
die,  welche  im  gegenwärtigen  Gesetz  ausdrücklich  genannt  sind." 
Also  die  fast  denkbar  weiteste  Ausdehnung  der  Stempel- 
pflichtigkeit,  wenn  man  sich  bloss  an  die  Fassung  dieses 
Artikels  hielte.    Das  ist  indessen  nicht  ganz  zulässig. 

Dieser  legislativen  Fassung  der  gesetzlichen  Stcinpelpflichtigkcit  ist  allerdings 
gerade  ihre  Klarheit  und  Bestimmtheit  und  die  principielle  Allgemeinheit, 
welche  sio  für  die  Stompelpiüchtigkeit  aufstellt,  nachgerühmt  worden,  so  vonStourtn 
U.  4<>4  ft"A  lu  letzterer  Hinsicht  bellte  nur  so  da.s  fiscal i sehe  Interesse  genügend 
gesichert  sein,  weshalb  die  Fassung  des  Art.  1  als  eine  wesentliche  Verbesserung 
analoger  Bestimmungen  im  ersten  Stempelgesctz  vom  IS.  Februar  1 71*1  bezeichnet 
worden  ist.  In  diesem  war  als  allgemeiner  Grundsatz  die  StempclpHichtigkeit  der 
der  Kegistrirung  unterworfenen  Urkunden  hingestellt  und  damit  eine  zu  enge 
Grenze  gezogen  (Stourm.  I,  457).  Indessen  kann  man  umgekehrt  doch  die  Fassung 
des  Art.  1  des  Gesetzes  vom  Brumaire  VII.  als  zu  allgemein  und  als  selbst  nicht 
einmal  so  durchaus  klar  bezeichnen.  Dies  zeigt  sich  u.  A.  schon  bei  der  Schwierig- 
keit einer  correcten,  grammatikalisch  und  dem  Sinne  narh  zutreffenden  Uebersetzung. 
Die  obige  weicht  absichtlich  von  derjenigen  Jacob's  \n.  a.  0.,  S.  21  etwas  ab.  Im 
französischen  Text  heisst  es:  „la  contribution  du  timbre  est  ctablie  sur  tous  Ies 
papiers  destines  aux  actes  civile»  et  ^tidiciaires  et  aux  ecriturcs  qui  penvent  etre 
produits  en  justice  et  y  faire  foi.  U  n  y  a  d'autres  exceptions  <|ue  Celles  nommement 
exprimea  dans  la  preseute."  Die  von  Stourm  gerühmte  „Allgemeinheit"  der 
Fassung  lieirt  in  der  Wahl  des  Ausdrucks  „peuvent",  in  Verbindung  mit  dem  letzten 
Satze.  Aber  das  „peuvent '  würde  so  ziemlich  jedes  denkbare  Schriftstuck  umfassen  ; 
welcher  gewöhnlichste  Privatbrief  könnte  nicht  unter  Umstanden  darunter  fallen V! 
Und  die  im  Schlusssatze  in  Aussicht  gestellte  namenweise  Aufzählung  der  Ausnahmen, 
die  auch  in  Art.  IG  erfolgt,  reicht  dann  doch,  wie  gewöhnlich  eine  derartige  Castiistik 
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in  einem  Gesetze,  nicht  aus.  um  die  Regel  des  Art.  1  genügend  einzuschränken 
Die  Praxis  hat  daher  auch  hier  die  richtige  Einschränkung  mit  geben  innsseii,  indem 
sie  sich  an  den  Sinn,  nicht  an  den  blossen  Wortlaut  des  ganzen  Gesetzes  gehalten 
hat.  Die  auch  practisch  sehr  grosso  Ausdehnung  der  Stempelpflichtigkcit  ist  daher 
doch  kleiner  als  nach  Art.  1  anzunehmen  wäre. 

Der  allgemeine  Grundsatz  des  Art.  1  tindet  dann  seine  näbere 
Ausführung  im  Art.  12.  Derselbe  zählt  unter  nochmaliger  anläng 
licher  Hervorhebung  des  Princips  die  einzelnen  Kategorien  von 
Urkunden  und  Schriftstücken  auf,  welche  der  ersten  Art  des  ' 
Stempels,  dem  Dimensionsstempel  (s.  u.  §.  229),  unterliegen. 
Neben  den  schon  oben  genannten  „öffentlichen"  Urkunden  und 
Registern  sind  hier  nun  auch  Urkunden  von  Privatpersonen  unter 
Privat  Unterschrift  in  sehr  allgemeiner  Weise,  wenn  auch  wiederum 
nicht  so  allgemein,  wie  es  dem  Wortlaut  des  Art.  1  entsprechen 
würde,  für  (dimension8-)stempelptiichtig  erklärt.  Gerade  durch 
diese  Bestimmungen  wird  dem  französischen  Stempelwesen  —  und 
zwar  speciell  demjenigen  Tbeile  davon,  welcher  sich  auf  Rechts- 
geschäfte, auf  Verkehrsvorgänge  rechtlicher  Bedeutung,  so 
betreffend  Schenkung,  auf  Regelung  des  Erbgangs  (Testamente)  etc. 
bezieht  —  so  sehr  der  Character  der  „Verkehrsteuer",  ähnlich  " 
wie  beim  Enregistrement,  nicht  oder  nicht  bloss  derjenige  der 
Gebühr  aufgeprägt.  Das  muss  für  die  steuerpolitische  Bedeutung 
des  französischen  Stempelweseus  beachtet  werden. 

S.  Art.  12  des  Gesetzes  vom  Brum.  VII.,  bei  Jacob,  S.  4  IT.,  mit  den  späteren 
Abänderungen  der  einzelnen  Puncte  in  den  Noten.  Vignes,  I,  416  fl'.,  Block,  Art. 
timbre.  Hervorzuheben  ist,  dass  nicht  nur  die  öffentlichen .  gerichtlichen,  gcrichts- 
vollzieherischen.  gerichtsschreiberischen,  notariellen,  advocatorischen  u.  s.  w.  Urkuuden  , 
diejenigen  von  Verwaltungsbehörden  —  diese  soweit  sie»  der  Registrirung  unter- 
liegen oder  an  Private  ausgehändigt  werden  — ,  auch  gewisse  Protokolle  selbst 
(dimensions-lstempelpfliehtig  sind,  sondern  auch  die  Auszüge,  Abschriften,  Aus- 
fertigungen dieser  Urkunden.  Auch  die  Register  der  (Je  richte,  in  welche  die 
der  Registrirung  auf  der  Urschrift  unterliegenden  Urkunden  eingetragen  werden,  sowie 
die  Rcpertorien  der  Gerichtsschreiber,  die  Register  der  Staats-  und 
Gemeindeverwaltungen  für  Gegenstände,  welche  zu  ihrem  Geschäftskreis  gehören, 
aber  sich  nicht  auf  die  allgemeine  Landesverwaltung  beziehen,  die  Rcpertorien 
der  Secrctäre  dieser  Behörden,  die  Register  der  Notare,  Gerichtsvollzieher, 
anderer  öffentlicher  Beamten  und  ihre  Rcpertorien,  ebenso  die  Register 
der  Rechnu ngsleger  von  Gemeinden  und  öffentlichen  Anstalten,  endlich 
die  Gesa  che  und  Eingaben  an  alle  Behörden  —  wenigstens  in  der  Regel  —  sind 
(dimensions-)stcmpelpflichtig.  Unter  den  in  Art.  lti  (und  der  sich  an  ihn  anschliessen- 
den späteren  Gesetzgebung)  angeführten  Ausnahmen  von  der  Stempclpflichtigkeif 
befinden  sich  u.  A.  die  Urkunden  der  gesetzgebenden  und  vollstreckenden  Gewalt, 
Urschriften  von  Urkunden  u.  s.  w.  der  •■tlcutlichcn  Verwaltung  und  Anstalten  dann, 
wenn  diese  Urkunden  nicht  der  Registrirung  unterliegen;  die  Register  der 
Erbeber  öffentlicher  Abgaben,  ferner  Quittungen  Uber  Gehaltsbezuge  u.  dgl 
der  Staatsbeamten ;  gowissc  Steueri|uittungcn  (so  für  directe  Steuern)  u.  a.  K.  m. 

Die  iDimensions-1! Stempelpflichtigkeit  von  reinen  Privatlirkunden  bezieht 
sich  einmal  auf  Vertrage,  welche  Privatpersonen  unter  Privatunterschrift  abschließe» 
(auch  auf  Rechnungsduplicate  über  Gassen führung  und  Verwaltung  besonderer  Ge- 
schäftszweige j.    Ferner  werden  allgemein  dem  (Dimensions-) Stempel  unterworfen: 
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„alle  öllentlichou  und  Privaturkundeu  und  Schriftstücke.  Auszuge.  Abschriften  und 
Ausfertigungen,  welche  bestimmt  oder  geeignet  sind,  eine  rechtlich  bedeutsame 
That sache  dar/uthun  oder  ium  Zwecke  de r  Ge  1 1 c ud  mac  h u  tig  einer  Ver- 
pflichtung oder  Entlastung,  behufs  Beglaubigung  einer  Behauptung, 
zum  Zwecke  der  Begründung  und  Bekämpfung  eines  Anspruchs  vor- 
gebracht zu  werden"  ((iesetz  vom  Brum  ,  Art.  12,  nach  Jac ob's  Uebersetzuug  und 
Eintheilung  unter  No.  1,  Punct  1,  s.  auch  cb.  No.  2,  Punct  1).  Ausnahmen  hiervon 
kommen  in  Art  JÜ  kaum  vor.  bestehen  aber  gleichwohl,  wie  sich  auch  ans  dem 
alsbald  anzuführenden  Art.  des  Gesetzes  vom  Brum,  ergiebt.  Unterbliebene 
Stempelung  bedingt  daher  bei  den  genannten  Privat-  und  öUentliehen  Urkunden  und 
Schriftstücken  StratTalligkei  t.  Endlich  aber  bestimmt  der  genannte  Art.  30  noch 
ganz  allgemein,  dass  „Piivatschrifbtücke,  welche,  obwohl  sie  nicht  unter  den  Aus- 
nahmen ausdrücklich  aufgeführt  sind,  doch  ohne  Zuwiderhandlung  liegen  die  Stempel- 
iresetze  auf  freies  Papier  geschrieben  werden  können  (sie!  —  in  directem  Widerspruch 
mit  der  Fassung  des  Art.  I,  die  sich  auch  hier  noch  als  zu  generell  erweist  — ). 
vor  Gericht  nicht  vorgelegt  werden  dürfen,  ohne  vorher  der  Extra- 
Stempelung unterzogen  oder  lurStempel  visirt  wordeu  zu  sein  ',  unter  Straf- 
androhung. —  Auch  Handels-  und  Geschäftsbücher  der  Kautieute.  Fabrikanten. 
Bamjuiers,  Actiengesellschafteu  und  verschiedener  anderer,  wesentlich  gewerblicher 
Unternehmungen  (z.  B.  Fremdenbücher  der  Wirthc)  waren  anfänglich  dimensions-) 
stempelpflichtig,  doch  ist  im  Allgemeinen  diese  Stempclptlicht  aufgehoben  wurden 
Gesetz  vom  20.  Juli  iViT,  Art.  1)  und  dafür  ein  Zuschlag  zur  Gewerbesteuer  ein- 
getreten. Geschäftsbücher  der  Makler  (Art.  S4  des  Code  de  cotnm.)  unterliegen 
jedoch  dem  i  Dimensious-)Stempel  ((iesetz  vom  5.  Juni  IS.'jO,  Art.  47'. 

Durch  den  Zutritt  des  (Proportional  ) Stempels  für  Handels 
effecten  (Gesetz  vom  Brum.  VII.,  Art.  14)  und  Werthpapiere 
(Gesetz  vom  f>.  Juni  1850,  s.  u.  §.  231)  und  durch  die  Ausbildung 
einiger  besonderer  Stempel  arten  (§.  2.'i0)  erweitert  sich  die 
Ausdehnung  der  Stempelpilichtigkcit  im  französischen  Abgabe- 
system dann  noch  erheblich. 

Grundsätzlich  bezieht  sich  die  Stempelpflichtigkeit  der  im 
Vorausgehenden  genannten  Urkunden  and  Schriftstücke  nur  auf  im 
Inland  aufgenommene.  Aber  auch  im  Ausland  aufgenommene  sind 
alsdann  stempelpflichtig,  wenn  sie,  bezw.  bevor  sie  im  Inland  irgend- 
wie benutzt  werden,  in  öffentlichen  Urkunden,  in  Erklärungen,  vor 
Gericht,  vor  Verwaltungsbehörden  (Gesetz  vom  Prüm.,  Art.  1.3  t,  im 
Allgemeinen  nach  denselben  Normen  und  Tarifsätzen  wie  inländische 
Urkunden. 

So  übertrifft  Frankreich  in  der  Ausdehnung  des  Stempelwesens 
wohl  jede  andere  altere  und  bestehende  Gesetzgebung. 

Die  Uebereiustinimung  mancher  einzelnen  Normen  mit  den- 
jenigen, welche  für  die  Kegistrirung  gelten,  tritt  öfters  hervor  und 
ist  an  sich  folgerichtig,  auch  practisch  zweckmässig.  Supcrliscalisch 
ist  das  Abgabesystem  in  beiden  Fällen. 

Grundsätzlich  ist  der  französische  Stempel  eiu  U r künden - 
oder  Schriftstück  Stempel,  nicht  eine  Abgabe  vom  Hechtsgeschäft 
oder  Verkehrsvorgang  als  solchem.  Soweit  Schriftlichkeit  von  Ver- 
trägen u.  dgl.  nicht  obligatorisch  noch  allgemein  üblich  ist,  fallen 
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daher  manche  Vorgänge  und  Geschäfte  nicht  unter  den  Stempel.  Bei 
der  Einrcgistrirung  liegt  der  Sachverhalt  anders,  weil  hier  in 
bestimmten  Fällen,  wenn  Urkunden  fehlen,  „Erklärungen"  über 
Geschäfte  und  Vorgänge  gemacht  und  diese  registrirt  werden 
müssen,  womit  es  dann  auch  zur  Abgabepflicht  kommt  (o.  S.  520). 

§.  229.  b)  Arten  des  Stempels.  Ursprünglich,  speciell 
im  Gesetz  vom  Brumaire  VII.,  Art.  2,  und  danach  zum  Theil  noch 
heute  in  der  Verwaltung,  Statistik  und  Literatur,  werden,  wie  schon 
mehrfach  im  Vorherigen  berührt  wurde,  nur  zwei  Hauptarten, 
der  Üimensions-(Umfaug-)Stempel  und  der  Proportion  al- 
(verhältnissmässige)  Stempel  unterschieden.  Richtiger  ist  es 
wohl  neben  diesen  beiden  eine  dritte  Hauptart,  eine  Reihe  von 
Specialstempeln,  und  zwar  meist  Fixstempeln  zu  stellen, 
welche  nach  und  nach  hinzugekommen  sind,  und  sich  mehrfach 
von  den  anderen  unterscheiden. 

So  z.  Ii.  auch  im  Block 'sehen  dictioim.  ia  dem  reichhaltigen  Artikel  vou 
J.  Chardon,  während  Vignes  an  der  älteren  Zweitheilung  festhalt,  die  Special- 
Stempel  fast  alle  heim  Dimensionsstempel  bespricht  (I,  41  i»  ff.',  aber  doch  selbst 
hervorhebt,  dass  letzterer  in  einigen  Fallen,  eben  denen  der  dritten  Art,  nicht  nach 
der  Papierdimension,  sondern  ausschliesslich  nach  der  Natur  der  Urkunde  sich 
richtet  (I,  415),  das  heisst  aber  doch,  d;iss  hier  der  Stempel  nicht  Ditnensions- 
stcmpel  ist. 

«)  Der  Dimcnsion^stempel  richtet  sich  nach  dem  Umfang 
des  für  die  Urkunden,  Register,  Schriftstücke  verbrauchten  Papiers 
(eventuell  Pergaments).  Er  wird  daher  auch  wohl,  doch  kaum 
passend,  Verbrauchsstempel  genannt.  Richtiger  kann  er,  im 
Unterschied  von  den  Spccialstempeln,  der  eigentliche  Dimensions- 
stempel heissen,  während  dann  der  die  Specialstempel  mit  uni- 
fassende der  Dimensionsstempel  „im  weiteren  SUine"  wäre. 

Nach  amtlichen  ForinatgrÖsscn  ist  der  Tarifsatz  im  Principal  für  den 
Bogen  'Blatt)  ein  fünffacher:  1,  l1  ä,  2,  3  Frcs.  Die  ursprüngliche  Hegel  war 
die  Lieferuug  des  Stein  pelpapiers  durch  die  Verwaltung.  Gewisse  Per- 
sonen sind  gesetzlich  geniHhigt,  uur  solches  Papier  zu  verwenden  i  Notare,  Gerichts- 
vollzieher, Gcrichtsschreiber,  Schiedsrichter,  Anwälte,  Advocaten,  alle  öffentlichen  Be- 
amten, ausgenommen  wenn  statt  Papier  Pergament  gebraucht  wird,  Gesetz  vom 
Brunn.  VII.,  Art.  1*>).  Einige  davon,  so  Notare,  Gerichtsschreiber,  sind  auch  noch  in 
der  Wahl  des  Formats  beschränkt,  indem  sie  kein  Papier  unter  einer  bestimmten 
Grösse  benutzen  dürfen,  was  dann  wieder  eine  bestimmte  Höhe  des  Stempclbetrags 
bedingt  (eb.  Art.  Iii).  Andere  Personen,  bez.  Verwaltungen  können  dagegen  auch 
eigenes  Papier  verwenden,  müssen  dasselbe  aber  zuvor,  d,  h.  vor  dem  Gebrauch 
für  Urkunden  u.  s.  w.  nach  dem  Formattarif  amtlich  stempeln  lassen  (sog.  Extra- 
stcmpelung.  timbre  extraordinaire,  eb.  Art.  7),  wobei  von  dem  amtlichen  ab- 
weichende Papierformate  nach  dem  Satze  des  nächst  höheren  Formats  belegt  werden. 
Der  Zweck  verlangt  dann  aber  sogar  Normen  fur  die  Schreibweise,  welche  in 
Bestimmungen  über  die  Maximal -Zeilenzahl  auf  einer  Seite  des  Formats  und  die 
Maximal-Silbenzahl  auf  einer  Zeile  —  durchschnittlich  fur  jedes  Schriftstück  gerechnet  — 
gegeben  sind  (s.  z.  B.  Jacob,  S,  14,  Vignes.  I,  4 IS).  Leberschreitungen  machen 
straffällig.   Seit  1S5'J  querst  im  Gesetz  vom  11.  Juni  d.  J.)  sind  statt  des  amtlichen 
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Stcmpelpapiers  und  der  Extrastempclung  auch  Stempelmarken  aimbrs  mobiles) 
fur  die  Berichtigung  des  Dimcnsionsstctnpels  (wie  auch  der  übrigen)  eingeführt  und 
durch  spätere  Gesetze  nach  und  nacli  immer  allgemeiner  in  bestimmt  genannten 
Fällen  für  anwendbar  erklärt  (Daten  bei  Vignes,  I,  44U).  Mitunter,  so  bei  dem 
Dimensionsstempcl  für  Anschlage  ^Affiches)  und  bei  einigen  Specialstempeln  ist  ausser 
der  Extrastctupelting  nur  die  Stempelmarke  in  Gebrauch.  Von  dem  hier  besprochenen 
eigentlichen  Dimensionsstempcl  für  Urkunden,  Schriftstücke,  Kegister  u.  s.  w.  im 
Allgemeinen  kommt  aber  auch  gegenwärtig  noch  nur  % — 7(  des  Ertrags  auf  die 
Stempelmarke,  das  Uebrigo  auf  Stcmpelpapier  (l>sß  40.43  Mill.  Blätter  Stcmpelpapicr 
mit  43.49  Mill.  Frcs.  Ertrag,  14.11  Mill.  Blatter  mit  Stempelmarken  mit  1 2.0'.)  Mill.  Ertrag'. 
Einzelne  weitere  Vorschriften  suchen  fur  die  gehörige  liscalische  Ausnutzung  des 
Uimensionsstempels  zu  sorgen,  z.  B.  diejenige  des  Art.  23  dos  Gesetzes  vom  Bruui.  VII.. 
wonach  in  der  Kegel  nicht  zwei  Urkunden  nach  eiuander  auf  demselben  Stempelbogen 
stehen  dürfen  (mit  manchen  Austiahmcn,  s.  Jacob.  S.  1">,  in  den  Noten:. 

Die  diesem  Dimensionsstempel  unterliegenden  Schriftstücke  u.  s.  w.  sind  die  scheu 
oben  in  §.  22S  hervorgehobenen ,  welche  für  die  Ausdehnung  der  Stempclpflicht  im 
französischen  Recht  Uberhaupt  vornemlich  in  Betracht  kommen:  öffentliche  Ur- 
kundeo,  Register,  Urkunden  unter  Privatunterschrift,  namentlich  Vertrags- 
urkunden, zu  registrirende  u.  a.  m.  Der  früher  genannte  Artikel  12  des  Gesetzes 
vom  Brum.  VII.,  für  die  Befreiungen  der  Art.  10  bestimmen  das  Einzelne;  spätere 
Gesetze  haben  manche  Aenderungen  und  Ausdehnungen  gebracht  is.  Block,  dict. 
Art.  timbre,  No.  81). 

Die  Principalsätzc  des  Tarifs  des  Dimensionsstempels  waren  von  den  alteren 
Zuschlägen  /dem  „Kricgszchutcl")  früher  trei.  Denjenigen,  welche  uach  dein  letzten 
Kriege  ein-  oder  wiedereingeführt  wurden,  unterliegen  sie  im  Betrage  von  2  Decimen 
oder  20%.  wie,  mit  einzelnen  Ausnahmen,  auch  die  übrigen  Stempelabgaben,  immer- 
hin also  niedriger  als  die  Registerabgaben,  welche  im  Allgemeinen  25%  Zuschlag 
erhalten  haben. 

Der  Ertrag  dieses  eigentlichen  Dimcnsionsstcmpels  ist  gegenwärtig  etwa.*» 
über  ein  Dritttheil  des  gesammteu  Stempelertrags.  Zuschläge  inbegriffen  (thSO 
">5.5S  Mill.  Frcs.  von  150.40  Mill.  Frcs.  im  Ganzen)  und  die  kleinere  Hälfte  des 
Dimensionsstempels  im  weiteren  Sinne  (122.30  Mill.  Frcs.),  so  dass  die  grössere  Hälfte 
auf  dio  verschiedenen  Specialstempcl  kommt  (00.72  Mill.  Frcs.).  Diese  Ziffern  ver- 
schieben sich  etwas  zu  Gunsten  des  Dimensioiisstempels,  wenn  man  den  Affichcn- 
und  den  wenigstens  theilweise  noch  zum  eigentlichen  Dimensionsstempel  gehörigen  Asse- 
i  uranz-Policcnsteinpel  mit  dazu  rechnet  (s.  u.i,  ferner  den  „Dimensionsstempcl 
für  andere  nicht  speciell  genannte  Urkundeii  jeder  Art'*,  der,  in  der  Statistik  in  einer 
Rubrik  mit  dem  (Special -) Stempel  für  Anschläge  und  Schlusszettel  aufgeführt,  1SS0 
1.55  Mill.  Frcs.  ergab.  Dann  kommt  die  volle  Hälft«;  statt  die  kleinere  auf  diesen 
Dimensionsstempcl  vom  Dimensionsstempel  im  weiteren  Sinne.  Der  Proportionalstempcl- 
Ertrag  erreicht  dagegen  immerhin  nur  %  desjenigen  des  eigentlichen  Dimensions- 
stempels (lssß  83.S4'MiIl.  Frcs.i. 

Das  Urtbeil  Uber  diese  Art  des  Stempels  speciell  kann  nicht 
günstig  ausfallen.  Aufgelegt  nach  einem  denkbar  iiusserlichsten 
mechanischen  Moment  in  ziemlich  hohen  Sätzen  bedingt  er  viele 
Mühewaltnng  der  Steuerpflichtigen,  auch  der  Controle  und  belastet 
die  einzelnen  Pflichtigen  jedenfalls  sehr  zufällig  und  ungleiehmässig, 
vielfach  mit  der  Wirkung  eines  gegen  die  Leistungsfähigkeit,  die 
Einkommen-  und  Vermögensverhältnisse,  die  Werthhöhe  der  in  den 
Urkunden,  Schriftstücken  und  Registern  bekundeten  Geschäfte  etc. 
umgekehrt  progressiven  Steuerfusses.  In  Proportion  mit  dem  Um- 
fang des  gebrauchten  Papiers  steht  die  Steuerfähigkeit  ja  in  keiner 
Weise.  Wo  dieser  Stempel  cinzuregistrirende  Urkunden  trifft,  tritt 
er  zu  der  schweren  Registcrabgabe  noch  hinzu,  in  der  Wirkung 
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wie  ein  Zuschlag  zu  letzterer,  aber  wie  ein  solcher,  welcher 
gegen  die  Art,  Wcithhohe  und  die  Umstände  des  registrirtco 
Geschäfts  oder  Vorgangs  ganz  indifferent  ist.  Ein  einlacher  Procent- 
zuschlag zur  betretfeeden  Kegisterahgabc  wäre  steuerpolitisch  und 
am  Ende  auch  steuertechnisch  vorzuziehen. 

§.  230.  fi)  Specialsteiupcl.  Für  verschiedene  Kategorien 
von  »Schriftstücken,  Urkunden,  sind  im  französischen  Stempelrecht 
besondere  Stern pclsätze  zur  Geltung  gebracht  worden.  In 
einigen  Fallen  kommt  der  eigentliche  Dimensionsstcmpel  noch  zur 
Anwendung,  aber  anders  als  in  seinem  normalen  Bereich  oder  neben 
ihm  oder  statt  seiner  auch  eine  andere  Veranlagungs-  und  Er- 
hebungsweise der  Abgabe.  Meistens  ist  aber  das  Moment  der 
Dimension  für  die  Belegung  mit  der  Abgabe  ganz  aufgehoben 
worden  und  es  treten  für  die  verschiedenen  Kategorien  verschiedene 
feste  Stempel  sätze  (fixe  Stempel,  Stücke  Stempel)  ein  (Fin. 
II,  §.  324).  Daher  waltet  auf  dem  Gebiete  dieser  Spceialsteinpel 
doch  im  Wesentlichen  ein  anderer  Abgabemaassstab  als  bei  dem 
eigentlichen  Dinicnsionsstenipel  und  als  bei  dem  Proportional 
Stempel  ob.  Deshalb  ist  es  richtig,  jene  Stempel  von  den  beiden 
anderen  Ilauptnrten  zu  trennen.  Die  einzelnen  zu  ihnen  gehörigen 
Spccialartcn  sind  übrigens  wieder  mannigfaltig  und  in  einzelnen 
Punctcn  verschieden.  Sie  werden  hier  in  der  Reihenfolge  der  anit 
liehen  Statistik  aufgeführt. 

aa)  Versicherungsstempcl. 

Besonders  Gesetz  vom  5.  Juni  1S50.  Art.  33  —  4S .  auch  einzelne  Bestimmungen 
in  spateren  Gesetzen .  nach  1S10.  Vign.s,  I,  42*» —  4.H0 ;  Block,  dict.  Art.  timbre. 
No.  5b — «*»s.  Das  benannte,  für  diesen  Stempel  grundlegende  Gesetz,  von  1S50  unter- 
wirft im  Princip  allgemein  alle  Versicherungsverträge  und  deren  Verlängerungen  und 
Veränderungen  dem  Dimensionssteinpc  1,  und  /.war  ausdrücklich  zu  Lasten  de« 
Versicheiers.  Bei  allen  Versicherungen  —  der  Erwerbsgesellschaften,  einzelner  Ver- 
sicherer, wie  der  Gegeuseitigkeitsgesellschaften  —  mit  Ausnahme  der  See-  und 
sonstigen  Wasser-  (Fluss-  u.  s.  w.)  Versicherung,  ist  es  aber  gestattet. 
Seitens  der  Versicherer  Abkoin m e  n  (A  bon  nein  ents  zu  trefien.  wonach  die  Sach- 
versicherungsgeschäfte  statt  dieses  Dimensionssteinpcls  jährlich  2.  seit  1S62  3  Per- 
millc  vom  Gesammtbetrag  der  versicherten  Summen,  die  Lebensversichcrungsgeschkfte 
2  Pennille  von  demjenigen  der  jahrlich  eingenommenen  Prämien  zu  entrichten  haben. 
Für  Feuerversicherungen  ist  dieser  Abonnementssatz  jetzt  4°%«  bei  Prämien-,  3*.'w 
bei  gegenseitigen  Gesellschaften  •Finanzgesetz  vom  21*.  December  IS84  .  Treten  solch- 
Geschäfte  von  diesen  Abonnements  wieder  zurück,  so  unterliegen  sie  für  jede  Police 
statt  des  Dimensionsstcropels  einem  festen  Satze  von  35,  seit  1 8(52  von  50  Cent.  Einigr 
besondere  Bestimmungen  für  See-  u.  s.  w.  Versicherungen.  Assccurauzmakler  und 
-Notare  zahlen  für  ihre  Geschäftsbücher  den  Dimensionsstetnpel.  —  Die  Statistik 
führt  nur  die  Stempelerträge  von  nicht  maritimen  Versicherungen  auf,  in  3  Posten. 
lSSC»  baar  erhobene  Gebühren  (droits  au  comptant!  1*<»,000,  Abonnements  664.000. 
ExtraStempelung  und  durch  Visirung  erhobener  Stempel  3,527,000  Frcs. ,  zusammen 
4.3%  MM.  Frcs. 
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bb)  Anschläge  (Strassenanschläge,  afn'ches). 

Bes.  Gesetz  vom  1s.  Juli  1S52  und  1s.  Juli  Isoti,  Art.  I  Vignes.  I.  VW 
bis  43.H .  Block,  tinihre,  No.  tiV — SO.  Wahrend  die  sog.  gerichtlichen  (legalen, 
öffentlichen)  Anschläge  dem  gewöhnlichen  Dimcnsionsstcmpel  unterliegen,  besteht  für 
alle  anderen  Strassenanschläge  auf  Papier,  -  seit  dem  treu.  Gesetz  von  1 S52  auch  fur 
aolchi:  auf  Leinwand  u.  dgl.  und  auf  den  Mauern  selbst  (gemalte1)  —  dieser  unter 
dem  besonderen  Namen  des  droit  d'afiiehage  —  ein  speeieller  Dimensions- 
stempel.  Die  normalen  Einheitssätze  sind  nach  3  Grössen  für  die  gewöhnlichen 
Anschläge  auf  Papier  5,  15  und  20  Cent.,  jetzt  mit  20%  Zuschlag  (in  gewissen 
Fällen  Erhöhungen1:;  die  gemalten  u.  dgl.  Maueraffichcu  zahlen  je  nach  der  Fläch'-n- 
irrösse  '/..  und  1  Frcs..  Helot  20  %  Zuschlag.  —  Eine  geweibesteiierartige,  auch  bes. 
Geschaftsreclameu  (redende  Steuer,  welche  sich  wohl  Steuerpolitik  )\  billigen  läs-t. 
Sie  hat  keinen  ganz  unbedeutenden  Ertrag  (l^sG  fur  1 2.305.1(5:1  gewöhnlich^  An- 
schläge 1.097,000  Frcs.  Ertrag  von  Stempelmarken;  dazu  1  ,r».*»r»,00  ►  Frcs  von  Extra- 
stempelung,  zus.  2,034,000  Frcs.  ;  ausserdem  47,000  Frcs.  vom  droit  d'afiiehage ,  zus. 
2,(381,000  Frcs.) 

cc)  Aufgehobene  spezielle  Stempel. 

Dahin  gehört  der  der  Gesetzgebung  der  Revolutionszeit  an  gehörige  Stempel  von 
M  u  si  knote  n- Papier,  aufgehoben  1840;  der  Stempel  für  gedruckte  A  nk  Ii  ndigungen. 
Annoncen,  Prospccte,  aufgehoben  1S57;  und  namentlich  der  Stempel  von  Zeitungen, 
periodischen  Schriften  und  gewissen  nicht  periodischen,  welche  von  politischen,  national- 
ökonomischen,  socialen  Angelegenheiten  handeln.  Dieser  wesentlich  unter  politischen 
Uesichtspuiict  in  der  späteren  Zeit  der  ersten  Revolution  eingeführte  Stempel  (Gesetz 
vom  U.  Vendi-m.  YI.i  hat  begreiflich  Wandlungen  durchgemacht.  Im  Jahre  Isis  auf- 
gehoben, wurde  er  IS,)0  wiedereingeführt.  Ein  Decret  der  Regierung  gleich  nach  dem 
Sturze  Napoleon  s  III.  hat  ihn  wieder  beseitigt  (5.  September  lü*"0).  An  seine  Stelle 
gcwisserniaa^scn  ist  aber  nach  dem  Kriege  die  specielle  Z  e i  t  un g s pa  p ie  rs  te  u  er 
nach  dem  Gewicht  getreten,  20  Frcs.  fur  100  Kilo,  ein  Theil  der  damals  einge- 
führten allgemeinen  Papiers  teuer,  zu  einem  erheblich  höheren  Satze  als  diese 
Gesetz  vom  4.  Septejuaber  1871.  Art.  7,  s.  u.). 

dd)  Verschiedene  besondere  Stempel  auf  Urkunden, 
Schriftstücke  des  Geschäfts-,  besonders  des  Geld  Verkehrs. 
Hier  fassen  wir  die  von  der  Gesetzgebung  unterschiedenen  und 
von  ihr  verschieden  behandelten,  aber  Verkehrs-  und  stellerpolitisch 
doch  unter  sich  näher  verwandten  vier  Fälle  des  Stempels  von 
Schlnssnoten  u.  dgl.  der  Wcchselagenten  und  Makler, 
von  Quittungen  u.  dgl.  im  Allgemeinen,  von  besonderen  Quit- 
tungen bei  öffentlichen  Gassen  und  von  Checks  zusammen. 

au)  Die  Schlussnoten  und  Rechnungsabschlüsse  der 
Wechselagenten  und  Makler  (borderaux,  arretes  de  compte). 

Sio  sollten  nach  Gesetz  vom  5.  Juni  1S50.  Art.  13  auf  Papier  geschrieben 
werden,  welches  dem  Dimension sstempel  oder  der  Extrastcmpclung  daf'nr  unterlag. 
An  Stelle  dieses  Stempels  hat  das  Gesetz  vom  2.  Juni  1 SG2.  Art.  10  einen  doppelten 
Feststempel  nach  der' Höhe  der  Summe,  auf  welche  sich  der  Schlusszettel  oder 
die  Rechnung  bezieht,  gesetzt,  '..  Frcs.  für  Betrüge  bis  10.000  Frcs,  l'a  Fres.  für 
höhere,  mit  20°  0  Zuschlag  nach  dem  Kriege.  Dieser  Stempel  hat  durch  diese  Ver- 
änderung seine  technische  Natur  offenbar  gewechselt  und  sich  dem  Princij)  des  Pro- 
portionalstempels etwas  genähert,  doch  nicht  so  viel,  um  ihn  (wie  im  b  I  oc  k  "sehen 
dictionn  )  zu  diesem  zu  stellen.  Denn  wirklich  proportional  ist  er  eben  nicht  ge- 
worden. Die  eingetretene  Vereinfachung  ist  eine  Begünstigung  der  grosseren  Ope- 
rationen.   Ertrag  1S8Ö  7U6,0OO  Frcs. 
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ßß)  Qui  tt  uugen  u.  s.  w.,  nämlich  auch  Empfangsbescheinigungen, 
Entlastungen  und  andere  befreiende  Acte  (besonders  im  Privat- 
verkehr). 

S.  Vignes,  I,  420  -  422,  Block,  Art.  tiuibre,  No.  132  —  142.  Schon  da> 
Gesetz  vom  Brum.  VII.,  Art.  12  hat  diese  Schriftstücke  dein  (Ditnensions-)Stempcl 
unterworfen,  da  dieselben  unter  einen  der  allgemein  gehaltenen  Satze  dieses  Artikels 
fallen.  Der  Art.  13  des  genannten  Gesetzes  bestätigt  dies,  indem  er  ausdrücklich 
Quittungen  bis  lü  Fres.  befreit.  Die  Gesetzgebung  nach  dem  letzten  Kriege  hat  hier  eine 
wesentliche  Veränderung  getroffen  und  für  die  Quittungen  u.  s.  w.  einen  Feststempel 
von  10  Cent,  für  jedes  Stück  (ohne  Zuschläge)  eingeführt  Kieset/,  vom  23.  August  1871. 
Art.  18i.  Die  Befreiung  fur  Betrage  bis  10  Frcs.  ist  geblieben  (ausser  bei  Ab- 
schlagszahlungen für  höhere  Summen ebenso  bestehen  einige  andere  Ausnahmen 
(eb.  Art.  20).  Wer  seine  Formulare  für  Quittungen  u.  dgl.  vorher  stempeln  lasst. 
geniesst  2%  Discont.  Die  Zahlung  erfolgt  überwiegend  durch  Benutzung  von  Stempel- 
marken  (1SS6  für  12S.307  M  HI.  Stück  13.3*44  Mill.  Frcs.  Ertrag,  was  mildem 
10  Cent  -Stempel  nicht  ganz  stimmt,  aber  in  der  amtlichen  Statistik  nicht  erklärt  wird  ; 
ferner  durch  ExtraStempelung  (1880  38.173  Mill.  Stück  mit  3.817  Mill.  Frcs. 
Ertrag,  was  mit  dem  Tarif  stimmt)  und  ..auf  andere  Weise"  (V)  (für  11.125  Mill. 
Stück  1.112  Mill.  Frcs.  Ertrag,  was  auch  stimmt).  Im  Ganzen  ergiebt  dieser  kleine 
Stempel  also  jetzt  18.31  Mill.  Frcs.  Ertrag,  mehr  als  der  analoge  britische  Penny- 
stempel,  wenn  man  berücksichtigt,  dass  dieser  andere  Urkunden  mit  umfasst  (oben 
S.  204,  205).  (iewiss  eine,  besonders  Anfangs,  etwas  lästige  Abgabe  wegen  der 
Formalitäten,  aber  eine  durchaus  nicht  drückende,  an  die  sich  der  Geschäftsverkehr 
auch  in  Frankreich  bald  gewöhnt  hat.  S.  den  Aufsatz  im  Bull.  XII,  04  ff.  und  die 
Statistik  daselbst,  p.  147.  Der  Ertrag  des  Quittungsstcuipels  stieg  von  1672  mit  13.24. 
1S73  mit  13.43  auf  1S.04  Mill.  Frcs.  in  1  SSI ,  während  die  Zahl  der  Contravcntions- 
protokolle  von  1 1 S!»  in  1873.  3189  in  1ST4,  2819  in  1875  auf  803  in  1SS0  und  970 
in  1  SS  1  sank. 

yy)  Quittungen  von  und  an  öffentliche  Gassen. 

Sie  waren,  abgesehen  von  besonderen  Fidlen  der  meisten  Steuernuittungcn.  schon 
nach  dem  Gesetz  vom  Brum.  VII.  im  Princip  (Dimensions-)stempelpHichtig  und  zwar, 
gegeben  oder  empfangen,  zu  Lasten  der  betreffenden  Privaten  (Gesetz  vom  Brum.  VII.. 
Art.  29,  die  genannten  Befreiungen  eb.  Art.  10  .  Mit  diesem  Stempel  wurde  schon 
früher  eine  ähnliche  Aenderung  getroffen,  wie  1 S7 1  bei  den  allgemeinen  Quittungen. 
Ihre  Entnahme  und  Erthciluug  wurde  fiir  obligatorisch  erklärt,  aber  ein  Fest- 
stem pel  von  20,  seit  1S71  von  25  Cent,  für  jedes  Stück  eingeführt  (Gesetz  vom 
8.  Juli  1805,  Art.  4,  vom  23.  August  1871,  Art.  2,  No.  3.  Vignes,  I,  419.  Block, 
Art.  timbre,  No.  151  —  155.  Jacob.  S.  10».  Die  Statistik  für  1880  giebt  circa 
3.931, 000  Fälle  und  circa  983,000  Frcs.  Ertrag  an. 

ddj  Checks. 

Sie  wurden  eigentlich,  wie  „HandelselTectcn",  Wechsel  u.  dgl.  m.  unter  den 
Proportionalstempel  des  Gesetzes  vom  Brum.  VII.  fallen.  Im  verkehrspolitischen 
Interesse,  um  ihre  Einbürgerung  in  Frankreich  zu  begünstigen,  hat  man  sie  aber 
zuerst  für  10  Jahre  lang  von  jedem  Stempel  befreit  iGcsetz  vom  14.  Juni  1805. 
Jacob,  S.  290).  nach  deui  Kriege  zwar  alsbald  sie  mit  belegt,  aber,  nicht  nach 
dem  Froportionalstempel.  was  wiederholt  angeregt  war,  sondern  nach  einem  Fest- 
stem pel  wie  bei  Quittungen  u.  dgl.  in  2  Sätzen:  10  Cent,  für  gewöhnliche  Checks 
im  Orte.  20  Cent,  für  solche  zwischen  verschiedenen  Plätzen,  auch  zwischen  fran- 
zösischen und  fremden  (Gesetz  vom  23.  August  1871,  Art  18,  No.  2,  Gesetz  vom 
19.  Februar  1874.  Art.  Sl  Stempelmarken  sind  nur  in  gewissen  Fällen  anwendbar, 
die  gewöhnlichen  Stempel  unterliegen  der  Extrastcmpelung.  Der  Gebrauch  von  Checks 
ist  nach  den  statistischen  Daten  auch  gegenwärtig  noch  verhältnissmässig  beschränkt. 
1880  3.210.000  gewöhnl.  Checks  zu  10  Cent,  mit  322,000  Frcs.  Ertrag.  1,522.000 
andere  zu  20  Cent,  mit  301,000  Frcs.  Ertrag,  zus.  020.000  Frcs.  Ertrag.  •  Vignes, 
I,  422,  Block,  timbre.  No.  143-150). 
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Die  hier  unter  „dd"  besprochenen  4  Kategorien  kleiner  Fest- 
stempel, meist  zu  10  Centimes,  haben  sonach  1886  immerhin 
20.G9  Mill.  Frcs.  ergeben,  last  2/5  des  eigentlichen  Dimensions- 
slempels, Vti  des  Dimensionsstempels  im  weiteren  Sinne,  incl. 
der  Specialstempel,  Uber  1 /R  des  gesammten  Stempels.  Der  niedrige 
Feststem  pel  hat  sich  hiernach  und  nach  sonstigen  Beobachtungen 
auch  in  Frankreich  fiscalisch  und  verkehrspolitisch  bewährt. 
Indifferent  gegeu  die  Summen,  auf  die  sich  die  stempelpflichtigen 
Papiere  beziehen,  bleibt  er  freilich  dem  Einwand  der  Ungleich- 
mässigkeit  der  Belastung  ausgesetzt,  aber  —  er  belastet  im 
concreten  Fall  —  und  darauf  kommt  es  hier  an  —  doch  Uberhaupt 
nur  sehr  unbedeutend  und  bringt  der  Staatscasse  etwas  Ncnnens- 
werthes  ein,  das  auf  andere  Weise  kaum  so  wenig  druckend  er- 
hoben würde.  Die  allgemeine  Rechtfertigung  der  „Verkehrssteuer" 
trifft  bei  ihm  wohl  zu. 

ec)  Stempel  von  Scheinen  des  Transportwesens  Uber 
Versendung  von  Waaren,  zu  Lande  und  zu  Wasser  (Fracht- 
briefe, Empfangsbescheinigungen  über  zu  versendende  Waaren, 
Sebiffsconnossemente).  Hier  ist,  für  gewisse  Eisenbahoscheinc  schon 
seit  1863,  für  die  Übrigen  Scheine  seit  1871  eine  ähnliche  steuer- 
technische Entwicklung  vom  allgemeinen  (Dimensious-)  Stempel  zu 
speciellen,  massigen  Feststempeln,  wie  bei  der  vorausgehenden 
Rubrik  eingetreten.  Sie  hat  ähnlichen  Erfolg  gehabt  und  verdient 
ähnliche  Anerkennung.  Für  kleinere  Sendungen  unterliegt  sie 
allerdings  wieder  dem  Bedenken  der  antiproportionalen,  ungleich- 
mässigeren  Belastung  noch  mehr.  Für  die  steuerpolitische  Be- 
urteilung ist  ausserdem  zu  beachten,  dass  die  Trausportanstalten 
mit  regelmässigem  Dienste,  namentlich  die  Eisenbahnen,  auch 
noch  anderen  Transportsteuern  unterliegen  (s.  n.  §.  238). 

Das  Einzelne,  wovon  Einiges  näher  mit  Bestimmungen  des  französischen  Handels- 
rechts zusammenhangt,  so  in  Betreff  der  Connossemente ,  s.  hei  Block,  Art.  tinibre, 
No.  150  —1*50,  Vignes,  I,  423 — 420.  Die  Sätze  des  jetzigen  Stempels  für  die 
Frachtbriefe  u.  s.  w.  sind  nach  den  neueren  Gesetzen  folgende  (bes.  Gesetz  vom 
13.  Mai  1SG3,  Art.  1,  über  Eisenbahnrecepisse,  23.  August  1  ST I ,  Art.  1  's.  modilicirt 
durch  Gesetz  vom  2S.  Februar  1S72,  Ar(.  11  über  Frachtbriefe  und  Kccepissc,  Gesetz 
vom  3U.  März  1*72  Uber  Eisenbahnrecepisse  und  Scbitfsconnossementc,  Gesetz  vom 
19.  Februar  1S74,  Art.  10  über  Sterapclpilichtigkeit  von  —  obligatorischen  —  Ifcce- 
pissen  oder  Frachtbriefen  über  Geld-  und  Werthsendungen  und  über  Geldeinziehungen 
aus  dem  Frachtgeschäft  und  andere  Specialbestimuiungen  in  den  Steuergesetzen  der 
ersten  70er  Jahre).  Gewöhnliche  (nicht  obligatorische)  Frachtbriefe  des  Land- 
transports entrichten  \'i  Frcs.,  nebst  10  Cent.  Zuschlag,  also  00  Cent,  das  Stück  ilbbO 
nur  100,000  mit  04.000  Frcs.  Ertrag;).  Eisenbahnrecepisse  für  Eilgut,  sowie 
über  Einziehung  von  Geld  für  den  Preis  von  beförderten  Gutern  tragen  einen  Stempel 
von  35,  für  Frachtgut  und  alle  eigentlichen  Frachtbriefe  der  Eisenbahnen 
70  Centimes  das  Stück,  beides  ohne  Zuschlag  und  als  Abgabe,  welche  den  10  Cent.- 
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Stempel  für  die  Quittungen  der  Empfänger  dt:r  Waaren  gleich  mit  berichtigt  (Fälle 
/.u  35  Cent,  in  l^sG  2101  Mill.,  mit  s.41  Mill.  Frcs.  Ertrag,  /.u  TO  C  ut.  27.79  Mill. 
mit  10.45  Mill.  Frcs.,  zusammen  27. so  Mill.  Frcs.  Stempelertrag  von  diesen  Baiin- 
scheinen  .  Ausdehnung  und  Ertrag  erklären  sich  aus  dem  Principdes  obligatorischen 
Keccpisscs  der  Eisenbahn,  wenn  kein  Frachtbrief,  was  nicht  gesetzlich  nothwendig 
ist,  genommen  wird  so  schon  nach  Gesetz  von  ISO.Y.  Bei  anderem  Landverkehr  fehlt 
eine  analoge  Bestimmung;  wohl  daher  die  geringe  Zahl  der  Falle.  Auch  Schi  ff s- 
connossemente  (fur  s'ee.  Fluss,  Canal)  sind  obligatorisch  für  jeden  Transport 
zu  Wasser  und  tragen  für  das  in  Händen  des  Kapitäns  befindliche  Original  2  Frcs. 
per  Stück  (mit  'Zuschlag  2  Frcs.  40  Cent.),  womit  bis  zu  4  Originalen  gedeckt  sind  . 
jedes  weitere  kostet  nach  1  ;4  Frcs.  Stempel.  Connossemente  der  K  üstc  n  schi  f  f- 
t'ahrt  unterliegen  dem  halben  Satz.  Der  Ertrag  vom  Connossementcnstcmpel  war 
1SSC»  2  us  Mill.  Frcs..  der  Gesammtcrtrai;  des  Stempels  von  eben  solchen  Versendungs- 
scheineii  HO  Mill.  Frcs.,  fast  '/.,  des  ganzen,  fast  l/t  des  Dimension»-  und  Special- 
Stempelertrags.    Freilich  keine  ganz  unerheblich«'  Belastung  des  Transports. 

ff)  Pass-  und  Jagdseheinstempel. 

Beide  sind  zwar  im  l'riiicip  mehr  gebiihrenartige  als  steuerartige  Abgaben.  aber 
nach  den  ziemlich  hohen  Sätzen  doch  Letzteres  mehr  als  in  anderen  Gesetzgebungen. 
Der  Passslempel  unterscheidet  I  nlandspusse  und  solche  für  die  Fremde  und 
beträgt  s,  hon  seit  1*10  lur  jene  2.  fur  diese  10  Frcs..  welche  Sätze  dem  allgemeinen 
20procentigen  Zuschlag  von  1S71  unterliegen.  Ertrag  ISSü  fUr  3210  der  erstcren 
771s.  lur  3452  <ler  letzteren  41.424,  zus.  ca.  40,000  Frcs.  —  Der  Jagdstempel 
fällt  als  Steuer  betrachtet  nicht  unter  die  Verkehrs-,  sondern  unter  die  directe 
Gebrauchs-  oder  Genuas-  (und  allenfalls  die  tiewerbe -) Steuer.  Er  beträgt  seit  1844 
15  Frcs.  für  den  Staat,  10  Frcs.  filr  die  Gemeinde.  Ersterer  Satz  wurde  1S71  auf 
30  Frcs.  erhöht.  doch  schon  1S72  wieder  auf  den  frilheren  Betrag  ermässigt,  ls75 
aber  dem  20%  Zuschlag  unterworfen,  daher  ist  er  imtianzen  jetzt  18.  bezw.  2S  Frcs. 
mit  dem  Communalsatz  zusammen.  Die  Anzahl  der  ertheilten  Schrine  („permia  de 
chasse")  ist  1SS5  und  lss|,  r,ind  400,000  und  301.000  gewesen,  mit  dem  nicht  uner- 
heblichen »trag  für  den  Staat  allein  von  7  20.  bezw.  7.04  Mill.  Frcs.  vgl.  Gross- 
britannien,  S.  344.  345i. 

gg)  Stent  pelabgabc  von  Fabrikmarken. 

Wohl,  mit  der  amtl.  Statistik,  besser  hier  einzureihen,  als  beim  Proportional- 
Stempel  wie  bei  Vignes  (I,  44«  >.  In  eigentümlicher  Weise  ist  mit  dem  Handels- 
oder Fabrikmarkensystem  (Gesetz  vom  23.  Juni  1*57 1  durch  Gesetz  vom  20.  Novbr. 
1S73  eine  Stempelabgabe  von  1  i  jetzt  2)  Cent,  bis  1  Frcs..  im  Min.  5  Cent.,  im  Max. 
5  Frcs.  verbunden  worden,  die  z.  B.  1SSÜ  20,211  Frcs.  abwarf.  Siehe  auch  zwei 
De.  rete  vom  25.  Juni  1S74  darüber  (Dejean  ,  code.  p.  '107,  405,  das  Gesetz  selbst  eb. 
p.  340). 

Im  Rückblick  auf  die  hier  aufgezählten  7  Hauptarten  von 
Specialstempeln  und  deren  Unterarten  ergiebt  sich,  dass  diese 
zweite  Gattung  des  französischen  Stempels  und  demnach  der  daraus 
herrührende  Ertrag  (von  64.87  Mill.  Frcs.  in  188G)  steuerpolitisch 
ziemlich  verschiedene  Abgaben  umfasst.  Die  Entwicklung  zu  be- 
stimmten, meist  massigen  Feststem)) ein  verschiedenen  Hetrags 
(Geldgeschäfts-,  Transportstcmpel)  möchte  steuertechnisch  das 
besonders  Beachtenswerte  auf  diesem  Stempelgebiete  sein.  Etwas 
Aehnliches  zeigt  England  besonders  im  Pennystempel ,  finanz- 
wissenschaftlich beinerkenswerth.  Der  steuertechnische  Vortheil 
siegt  dabei  über  die  Bedenken  vom  Standpunct  des  Prineips  gleich- 
massiger  Steuerbelastung. 
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§.  231.  y)  Der  Proportion  als  tempel,  die  dritte  Haupt- 
gattung des  französischen  Stempels,  entspricht  wenigstens  von 
vornherein,  hierin  ähnlich  wie  die  Proportionalabgabe  im  Enre- 
gistrement,  der  wichtigen  stellerpolitischen  Anforderung  „gleich- 
massiger"  Hcsteucriing  weit  mehr  als  die  beiden  anderen  Haupt- 
Steuipelgattungcn  —  diese  „Gleichmässigkeit"  in  der  üblichen  Weise 
im  Sinne  der  „Proportionalbesteuerunng"  genommen  (Fin.  II,  §.  ;i97). 
Hierin  liegt  sein  unbestreitbarer  Vorzug  vor  den  bisher  besprochenen 
Stempeln.  Auch  mit  in  Folge  dieses  Umstands  ist  er  mehr  „eine 
Steuer"  und  hat  er  das  GebUhrenelement  fast  völlig  abgestreift.  Er 
schliesst  sich  dadurch  der  Besteuerung  im  Registerwesen  genauer 
an  und  wird,  wie  Theile  dieser  letzteren  (§.  218)  und  die  Umsatz- 
steuer von  Werthpapieren  (§.  219j,  zu  einer  Steuer  auf  das  beweg 
liehe  Kapital,  welches  im  Handels-,  Geld-,  Hankgeschäft  u.  s.  w. 
arbeitet  und  in  „Werthpapieren"  des  Börsenverkehrs  angelegt  ist. 

Die  Urkunden,  welche  diesem  Stempel  unterworfen  sind,  lassen 
sich  in  zwei  Kategorien  theilen:  sogen.  Hand  eise  ffecten  und 
Werthpapiere  oder  Börseneffecten. 

aa)  Die  Handelse  ffecten  sind  diejenigen  stempelpflichtigen 
Urkunden,  welche  schon  nach  der  ursprünglichen  Gesetzgebung 
(13.  ßruni.  VII.)  gerade  dem  hier  im  Unterschied  zum  Dimensions- 
stempel eingeführten  Proportionalstempel,  bezw.  der  Verpflichtung, 
auf  betreffendem  Stempelpapier  stehen  zu  müssen,  unterliegen  sollen, 
(gen.  Gesetz,  Art.  2,  14),  nämlich  „verhandelbare  und  für  den 
Handelsverkehr  bestimmte  Effecten",  zu  denen  namentlich 
Wechsel,  auch  Ordre- Billets  und  auf  den  Ucberbringcr  lautende 
u.  dgl.  m.  gehören.  Bald  darauf  wurden  aber  auch  nicht  ver- 
hau delbare  Schuldscheine,  Schuldanerkenntuisse,  einfache  Billete, 
Zahlungsauweisungen  auf  Frist  und  von  Platz  zu  Platz  u.  dgl.  m. 
demselben  Proportionalstempel  unterstellt  (Gesetz  vom  <>.  Prair.  VII., 
Art.  6,  auch  Gesetz  vom  19.  Februar  1874,  Art.  4,  mit  weiter,  bis- 
herige Zweifel,  ob  gewisse  Papiere  stempelpflichtig  seien,  aus- 
schliessender  Fassung  der  Steuerpflicht).  In  der  Hauptsache  ist 
dieser  Stempel  gleichwohl  der  französische  „Wechsel Stempel". 
Der  Steuersatz  war  anfänglich  50  Cent.  (V/'VoJ  für  jede  ange- 
fangenen 1000  Frcs.  der  Werthsumme  des  Documents.  Dieser 
mehrfach  veränderte  Satz  ist  der  Normalsatz  geblieben  und  gilt 
auch  gegenwärtig  wieder.  x 

Der  Umfang  der  Kategorie  ist  im  Wesentlichen  derselbe  geblieben;  1» 
(<iesetz  vom  2S.  Mai,  Art.  13)  sind  Warrants,  welche  getrennt  vom  Empfangs- 
schein indossirt  werden,  dazu  getreten.    Der  Tarif  ist  früher,  vor  1^71,  nur  gernig- 

A.  VVajfiicr,  !•  iiunzwi**.  Iis  luft.  III.  '{f, 
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fügig  verändert  worden,  so  in  der  Weise,  dass  der  eigentliche  Proportionalsatz  in  einen 
festen  Stufensatz  für  Beträge  innerhalb  gewisser  Grenzzilfern  verwandelt  wurde, 
was  besonders  für  den  Vorkehr  bequemer  und  bei  diesem  Stempel  auch  sonst  Üblich 
ist.    Der  ahn  Nonnalsatz  von  '/o00/^  blieh  jedoch  der  durchschnittliche,  wurde  aber 
zeitweilig  mit  Zuschlägen  versehen  oder  allgemein  erhöht.    (S.  Gesetz  vom  IS.  Mai 
1834.  Art.  IS.  Ermässigung  von  1/la<Miw  wieder  auf  V./*'/^.  Gesetz  vom  5.  Juni  1V>0. 
Art.  1 ,  (u.  A.  Ermässigung  für  kleine  Wechsel  unter  500  Frcs.,  die  vonlem  allgemein 
25  Cent.,  ohne  Rücksicht  auf  ihren  Betra-r,  gezahlt  hatten,  auf  5  Stufensätze  von  5. 
10,  15,  20,  25  Cent,  für  Wechsel  bis  100.  von  100— 200.  2— 800,  3—400.  4  —  500  Frcs. 
Nach  dem  letzten  Kriege  trat  dagegen  für  diesen  Stempel  zeitweise  eine  bedeutende 
Erhöhung  ein,  und  zwar  eine  Verdoppelung  des  bisherigen  Tarifsatzes  Gesetz 
vom  23.  August  1*71,  Art.  2,  Nu.  1),  später  sogar  eine  weitere  Erhöhung  um  die 
Hälfte,  also  auf  das  Dreifache  des  fruheren  Satzes  (Gesetz  vom  19.  Februar  1>7  4. 
Art.  3).    Ein  Experiment,  das  sich  wenigstens  linanziell  insofern  bewährt  hat,  als  der 
Ertrag  im  vollen  Verhält niss  der  Tariferhöhung  und  selbst  darüber  hinaus 
wuchs.  Einnahme  aus  den  beiden  Hauptfällen ,  so^en.  ordinärer  Stempel  (Papier  '  und 
Stempelmarken,  zus.  1868  0.07.  Is69  6.81,  1S72— TS  18.90,  14.49,  21.71  (Miteinilu» 
der  Contributionszahlun-rcn  an  Deutschland?),  23.13.  23.12.  23.85,  25  03  (Maximum) 
Mill.  Eres.    Im  Jahre  1879  fand  aber  eine  Herabsetzung  diese«  Stempels  wesent- 
lich wieder  auf  den  alten  Satz  vor  dem  Kriege  statt,  also  auf  den  dritten  Theil  des 
bisherigen  (Gesetz  vom  22.  Deeeinber  1S7S).   Der  NoruiaUatz  ist  somit  wieder  ,.-'aw  'üü. 
und  zwar  jetzt  allgemein  für  grössere  und  kleinere  Beträge  immer  in  Stufen  von 
5  Cent,  für  je  100  Fres.,  nur  dass  Wechsel  unter  100  Frcs.  stets  5  Cent,  zahlen 
(Gesetz  vom  29.  Juli  lsSl,  Art.  5t.    Die  Einnahme  sank  lsSO  auf  11.02  Mill.  Fres 
und  hat  sich  seitdem,  mit  nur  kleinen  Schwankungen,  auf  dieser  Höhe  gehalten  (1880 
11.10  Mill.'i.    Sic  ist  also  zwar  durch  die  Ermässigung  des  Satzes  nicht  entsprechend 
gesunken,  was  den  verkehrspolitischen  Erfolg  der  Maassregcl  zeigt,  aber  doch  nicht 
in  eine  dauernd  steigende  Kicktang gekommen.  (S.  Tab.  Faure's,  S.  104.  Bull.  XXI,  157.) 

Steuerpflichtig  sind  zunächst  alle  Effecten  (Wechsel),  welche  in  Frankreich  selbst 
ausgestellt  und  zahlbar  sind,  dann  aber  auch  diejenigen,  welche  v»m  Frankreich  aufs 
Ausland  gezotren  werden  und  umgekehrt.  Im  letzteren  Fall  müssen  sie  nachträglich 
gestempelt  werden.  Ellecten,  welche  vom  Ausland  auf  das  Ausland  gezogen  sind. 
Frankreich  also  nur  durch  Indossament  passiren,  wurden  dem  französischen  Stempel 
erst  1871  (Gesetz  vom  23.  August)  uuterworfen  und  zwar  damals  dem  gewöhnlichen, 
also  dem  stark  erhöhten  Tarif.  Das  wurde  1>72  schon  geändert  und  der  Stempel  für 
solche  Efiecten  auf  %°%0,  bezw.  auf  je  '/.,  Frcs.  für  je  2000  Fres.  Betrag  ermässisrt. 
Im  grossen  Maassc  sind  Stempel  marken  bei  den  Weehselu  u.  s.  w.  in  Anwendung. 
Die  Verhältnisse  der  Haftbarkeit  für  den  Stempel  und  für  die  Strafen  bei  unter- 
lassener oder  ungenügender  Stempelung  sind  bes.  durch  das  Gesetz  vom  5.  Juni  1850. 
Art.  2 — 9  genauer  geregelt  worden  (Jacob.  S.  233  (f.).  —  Auch  die  Noten  der 
Bank  von  Frankreich  sind  stempclpflichtijr  und  /.war  zu  50  Cent,  und  20  Cent, 
für  1000  Fres.  Ertrag  davon  Js85  rund  984.000,  1*86  897.000  Frcs.  Fremdes 
Staatspapiergeld  ist  frei,  fremde  Banknoten,  wenn  sie  in  Frankreich  negoeiirt 
(indossirt,  aeeeptirt,  bezahlt)  werden,  nicht.  Vgl.  Vignes,  I.  484—440,  Block, 
dict.  timbre,  No.  88— 95:  supph  m.  gener.,  p.  429. 

Die  ganze  Einnahme  aus  diesem  Proportionalstem]^  I  war  1880  14.12  Mill.  Frcs.. 
davon  für  14  28  Mill.  Stück  mit  gewöhul.  Stornpcl  2.90  Mill.  Frcs.,  für  28.07  Mill. 
Stück  Stempelmarken  8.20  Mill.  Frcs.,  für  13.71  Mill.  lalle  Extrastempelung 
1.91  Mill.  Frcs.,  für  Visirung  für  Stempel  0.21  Mill.  Frcs.;  der  liest  vom  Stempel 
der  französischen  Banknoten. 

bb)  Der  Stempel  für  Wertpapiere  (Börseneffecten),  wesent- 
lich ein  sogen.  Emissionsstempcl,  ist  durch  das  für  ihn  grund- 
legende Gesetz  vom  5.  Juni  1850  als  Proportionalsterapel  bei 
der  ersten  Ausgabe  der  betreffenden  Papiere  an  Stelle  des  bis 
dahin  für  letztere  geltenden  Dimensionsstempels  getreten.  Kr 
bildet  in  Verbindung  mit  der  1857  hinzugekommenen  Effecten-  Um- 
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satzsteuer  (o.  §.  220)  und  der  30.o  Einkommensteuer  von  Werth- 
papieren  von  1871  (o.  §.  206)  die  französische  Besteuerung  speciell 
des  in  solchen  Werthcn  angelegten  beweglichen  Kapitals  und 
ist  insofern  steuerpolitisch  von  principieller  Bedeutung.  Eine  ge- 
nügende Gleichstellung  in  der  Besteuerung  dieser  Vermögensart  mit 
derjenigen  des  unbeweglichen  Vermögens  wird  aber  auch  durch 
alle  diese  drei  Steuern  noch  kaum  erreicht.  Als  Besteuerung  des 
Börsenverkehrs  wirkt  der  Stempel  noch  weniger  als  die  Efiectcn- 

1  Umsatzsteuer. 

Steuerpflichtig  waren  nach  Gesetz  von  ls50  (Art.  14  II.'1  Actien.  Obligationen 
vuii  Gesellschaften  und  zwar  von  französischen  und  (seit  Isö7)  auch  von 
fremden;  Obligationen  von  Departements.  Gemeinden,  öffentlichen 
Anstalten  und  Korporationen,  zunächst  nur  inländische,  nach  Gesetz,  vom 
ISO.  März.  1S72  auch  ausländische;  fremde  Staatspapiere  erst  nach  Gesetz 
vom  13.  Mai  1^63;  eine  besondere  Stellung  nehmen  die  Obligationen  (Pfandbriefe'! 
des  Credit  foncier  ein  <  Gesetz  vom  S.  Mai  1S52.  Art.  29.  Jacob.  S.  259).  Der 
Stempel  erhielt  die  Natur  des  (ersten)  Emissiousstempels  bes.  durch  die  Bestimmung, 
dass  ihm  zunächst  nur  die  nach  1.  Januar  li>51  ausgegebenen  Actien  u.  s.  w.  unter- 
worfen waren  und  /war  mit  \'a%  ro,n  Nennwerth  bei  Unternehmungen  von  weniger, 
mit  l°u  b<;i  solchen  von  mehr  als  JOjähriger  Dauer  seit  1S71  beide  mit  20%  Zu- 
schlag). Neu  an  Stelle  alter  ausgegebene  Actien  sind  frei.  Vor  ls51  ausge- 
gebene Actien  zahlten  bedingungsweise  nur  V^Voo'«  neu  an  ihrer  Stelle  ausgegebene 
tragen  stets  diesen  Sat/.  Kur  Obligationen  jedes  inländischen  Emittenten,  die  nach 
1.  Januar  1S51  ausgegeben  wurden,  ist  der  Steuersat/  allgemein  1  "/«".  für  ältere  zu 
nachträglicher  Stempelung  binnen  bestimmter  kurzer  Frist  eingereichte  der  bis  dahin 
bestandene  Satz  (in  der  Kegel  7o%):  jetzt  auch  mit  2  Decimcu  Zuschlag.  Aus- 
ländische Actien  und  Obligationen  wurden  durch  Gesetz  vom  23.  Juni  1S57 
(und  Decret  vom  17.  Juli  demselben  Jahres)  dem  gleichen  Stempel  wie  die  inländischen 
unterworfen.  Die  inländischen  Emittenten  von  Actien  und  Obligationen  können 
aber  statt  der  Zahlung  des  Einissionsstempels  ein  Abonnement  eingehen,  indem  sie 
jährlic  h  5  (mit  Zuschlag  jetzt  ('»">  Cent,  für  100  Frcs.,  also  "2,  bezw.  O.(»00'w,  vom 
Nennwerth  ihrer  Papiere  in  Uuartalsraten  zahlen  i Gesetz  von  ISiO.  Art.  22  und  31), 
wovon  aber  die  in  den  2  letzten  Jahren  nach  Abschluss  des  Abonnements  nieht 
(iewinn  noch  Zinsen  zahlen  könnenden  Gesellschaften  für  ihre  Actien  befreit  werden: 
ein  Stimulus  zur  Eingehung  solcher  Abonnements  fur  die  Gesellschaften  (eb.  Art  24). 
Hei  ausländischen  Gesellschaften  ist  das  Abonnement  obligatorisch.  Fremde. 
Staatspapiere  wurden  durch  Gesetz  vom  13.  Mai  1S03  'Art.  f>  ff,  Jacob,  S.  292  ff.) 
eiuer  ähnlichen  Stempelabgabe  zuerst  von  '  V'  0,  dann  von  lu  0  Gesetz  vom  s.  Juni  1 SG4. 
Art.  7  unterworfen,  wo/n  1^71  die  2  Deeimen  Zuschlag  traten.  Abweichend  von 
anderen  Steuermaassregeln  der  Periode  wurde  dieser  Stempel  schon  1S72  erheblich 
herabgesetzt,  auf  75  Cent,  für  Stücke  Iiis  500  Frcs.  Nennwerth,  auf  1  1  ^  Frcs.  von 
500—  1000  Frcs..  und  auf  je  1  ".,  Frcs.  oder  Promille  für  jede  weitern  1000  Frcs. 
(Gesetz  vom  25.  Mai  1S72.  's.  Dcjean,  code.  p.  195  II.,  mit  den  Noten),  ohne  Zu- 
schläge. Politisch.'  nnd  volkswirtschaftliche  Erwägungen  waren  hierfür  mit  maa>s- 
irebend.  Ohne  vorausgegangene  Entrichtung  dieser  Abgaben  dürfen  fremde  Staats- 
papiere in  Krankreich  Itei  Strafe  nicht  übertragen  werden  (Gesetz  vom  13.  Mai  1>G3. 
Art.  7%  Obligationen  (lettres  de  gage  des  Credit  foncier  sind  etwas  begünstigt. 
Sic  waren  zuerst  nur  dem  '  V"",,,,  Stempel  für  allgemeine  Handelsellecten  unterworfen, 
später  trat  auch  hier  die  Erlaubniss  des  Abonnements  ein:  anfangs  waren  dabei  nur 

2  Cent  für  je  1000  Frcs.  des  Gcsauiuituunlaufs  (Gesetz  vom  s.  Juli  1*52,  Art.  29). 
seit  1S72  5  Cent,  oder  bloss  0.05"°  u0  zu  zahlen,  also  der  zehnte  Theil  der  Abgabe, 
welche  bei  den  anderen  im  Abonnement  versteuerten  Papieren  als  Stempel  zu  ent- 
richten ist,  woueben  diese  letzteren  noch  dem  20",,  Kricgsziiüchlag  unterliegen.  Fur 
die  Veranlagung.  Zahlung,  die  Verpflichtungen  der  Emittenten,  Gesellsrhaften ,  auch 
der  ausländischen,  deren  Papiere  in  Frankreich  emittiit  und  gehandelt  werden,  be- 
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stehen  aualöge  Bestimmungen  wie  bei  der  Elfecteu  -  Umsatzsteuer  220).  S.  bes. 
das  Gesetz  vom  5.  Juni  l>50.  Art.  11  —  32  und  vom  13.  Mai  1S63.  Art.  6 — 11. 
Weiteres  Einzelne  bei  Vignes.  I,  440—446,  Block,  dict.  timbre.  No.  101  -130. 

Das  Abonnement  wirkt  auch  auf  grössere  <tleichmässigkeit  der  jährlichen  Steuer- 
et rage  hin,  während  der  directe  Emissionsstempelertrag  natürlich  nach  dem  Geschäfts- 
gang mehr  schwankt.  Einzelne  grössere  Veränderungen  der  Zahlen  auch  bei  Abonne- 
ments von  Jahr  zu  Jahr  (so  beim  Credit  foncier)  sind  ohne  nähere  Erläuterungen, 
wel<  he  in  der  amtlichen  Statistik  fehlen,  nicht  verständlich.  Der  Ertrag  des  ganzen 
hier  besprochenen  Werthpapicrstempcls .  incl.  Abonnements,  war  1SS5  20.51.  1*^6 
19.72  Mill.  Frcs.  Davon  kamen  auf  französische  Actie.n  be/w.  wirkl.  Stempel  mir 
24,*>23  und  24,233  Frcs.,  auf  Abonnements  4.07  und  4.70  Mill.  Frcs..  auf  französische 
Obligationen  ebenso  53.705  und  2S.5S0  Frcs.  und  (Abonnemeut)  11.70  und  11. SS  Mill 
I  rcs.,  auf  Obligationen  des  Civd.  func.  354,031  und  132,701  Frcs..  zusammen  auf 
inländische  W'crthe  17.10  und  16.70  Mill.  Frcs.;  ;>uf  fremde  (iesellschafts  - 
u.  Igl.  Papiere  (^wesentlich  Abonnements  1.65  und  1.00  Mill.  Frcs.,  auf  fremde 
Staatspapiere  lEmissionsstempel)  1.751  und  0.06>  Mill.  Frcs.,  zusammen  auf  fremde 
Werthe  3.40  und  2.0»;  Mill.  Frcs. 

Der  ganze  Piöpoitionalstempel  ertrug  lss5  35. OS,  1SS0  33. S4  Mill.  Frcs.,  d  h 
wenig  über  '/.',  l',;S  gesammten  Stempelertrags  von  154  50  und  156.14  Mill.  Frcs. 

Wenn  man  die  drei  „ Börsen effecten steuern1',  den  besprochenen  Emis- 
sionsstempel ,  die  ü Umsatzsteuer  (§.  220)  und  die  Einkommensteuer  von  Werth- 
papieren  zusammenfasst ,  so  war  der  Ertrag  dieser  Steuern  dieses  Thcils  des  ..beweg- 
lichen Kapitals  '  neuerdings  zusammen  etwas  über  100  Mill.  Frcs.  (1S85  103.2s,  lssü 
103  02  Mill.  Frcs.  .  Immerhin  ein  Objeot  im  heutigen  französischen  Steuersystem. 
Aber  ob  eine  genugende  Ausgleichung  auch  bloss  gegen  die  Grundsteuer  und  die 
Immobiliarbesitzwechselabgabe  söhne  S<  henkungs-  und  Erbschaftssteuer^  die  zusammen 
für  den  Staat  allein  das  Dreifache  (lsSO  ca.  306  Mill.)  abwarfen?    Doch  schwerlich.' 

§.  232.  4.  Durchführung  der  Stempelabgabe.  Es  liegt 
im  Wesen  eines  solchen  „formalistischen"  Abgabesystems,  wie  des 
Stempels,  dass  dasselbe  für  die  Beteiligten,  Publicum,  Fiscus, 
Behörden  viele  Schwierigkeiten  macht  und  eine  Menge  von  Normen, 
Vervvaltung8maassregeln  und  Einrichtungen  in  Betreff  der  erforder- 
lichen Förmlichkeiten,  Controlen,  Strafbestimmungen  u.  s.  w. 
bedingt.  Darin  unterscheiden  sich  dann  die  Stempelsysteme  ver- 
schiedener Länder  nach  ihrem  speeifischen  Character  wieder  in 
Einzelheiten,  aber  in  Hauptpuncten  bringt  das  gleiche  Abgabeprincip 
auch  Ubereinstimmende  oder  ähnliche  Normen  und  Verwaltungs- 
einrichtungen mit  sich.  Daher  ist  hier,  mehr  als  auf  dem  ver- 
wandten, aber  doch  Frankreich  eigentümlichen  Gebiete  der  Regi- 
strirungsabgaben,  auf  die  allgemeine  finanztechnische  und  admini- 
strative Lehre  vom  Stempelwesen  zu  verweisen.  Manches  an  sich 
Eigentümliche  in  den  hierher  gehörigen  Bestimmungen  und  Ein- 
richtungen des  französischen  Stempelwesens  stimmt  dann  wieder 
mehr  oder  weniger  mit  den  betreffenden  Verhältnissen  im  Enre- 
gistrement  Uberein,  so  dass  dafür  auf  die  frühere  Darstellung 
Bezug  genommen  werden  kann  (§.  221,  222).  Vielerlei  Einzelnes, 
was  sich  auf  die  Durchführung  des  Stempels  bezieht,  ist  auch 
bereits  des  nahen  Zusammenhangs  wegen  in  den  vorausgehenden 
Paragraphen  an  seinem  Ort  mit  berührt  worden,  besonders  bei  der 
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Darstellung  der  verschiedenen  Haupt-  und  Unterarten  des  Stempels, 
wo  sich  einzelne  dieser  Verhältnisse  wieder  verschieden  gestalten. 
Daher  genügt  es,  im  Folgenden  Einiges  zur  Ergänzung  oder 
zur  besonderen  Char acter istik  der  Normen  und  Einrichtungen, 
welche  die  Durchführung  des  französischen  Stempels  betreffen, 
hervorzuheben. 

Das  Detail  ist  natürlich  auch  hier  erheblich,  wenn  auch  nicht  in  gleichem  Grade 
w  ie  beim  Eniegisfrement.  Auch  nur  das  Wichtigste  daraus  in  Block,  dict^  Chardon 's 
Art.  tiinbrc,  bes.  No.  s — 30,  1S6— 212  und  passiui  bei  den  einzelnen  Stumpelarten ; 
s.  auch  in  den  Supplein.  den  gleichen  Artikel.  Vignes,  bes.  1,447 — 4">S.  4f>S  und  eben- 
falls bei  den  einzelnen  Stempeln,  p.  4 DJ—  440.  v.  Hock,  S.  III*» — 201 ,  v.  Kauf- 
mann, S.  301  II*.:  beide,  besonders  letztere,  in  diesen  wichtigen  Puncten  hier  wie 
sonst  zu  dürftig  für  solche  umfassende  monographische  Werke.  Von  den  Gesetzen 
sind  besonders  wichtig  für  diese  Fragen:  dns  vom  13.  ßruin.  VII.,  namentlich  Art.  IT 
bis  32:  vom  2s.  April  IM 6,  namentlich  Art.  03  II.,  T.'i.  70;  vom  16.  Juni  1S24, 
besonders  Art.  10—14:  vom  5.  Juni  1S50  Wechsel  und  llandelseflecten  Börsen- 
ell'ecten,  Versicherungsverträge  mit  zahlreichen,  gerade  hierher  gehörigen  Bestim- 
mungen"», s.  bi  s.  auch  Art.  49;  Gesetz  vom  2.  Juli  1S02.  Art.  17  11'.,  nebst  Decreten 
vom  30.  Juli  und  29.  October  1M>2;  Gesetz  vom  13.  Mai  1S03.  Art.  S  IR ;  ferner 
einige  der  nach  dem  letzten  Kriege  erlassenen  Gesetze,  wo  die  Veränderung  der 
Principien  in  einigen  Fällen ,  ferner  die  Erhöhungen  der  Sätze  und  das  stärker  ge- 
wordene tisealisch'*  Interesse  in  den  hierher  gehörigen  Bestimmungen  mehrfach 
Neuerungen.  Verbesserungen  und  Verschärfungen  gebracht  haben:  bes.  Hauptgesetz 
.vom  2.'{.  Augnst  1S71,  nebst  Dccret  vom  2.">.  und  vom  27.  November  1871  Dejean, 
p.  07,  74.  s.  auch  die  Noten  zu  dem  Gesetz  selbst,  p.  0  lf.);  Gesetz  vom  30.  März 
1  s72  Eisenbahnrecepisse.  Connossemente; ;  G<setz  vom  19.  Februar  1S74;  Decret  vom 
19.  Februar  1S74  (über  Stempelmarken  für  HandelsefFecten ,  Warrants);  Decret  vom 
29.  April  1*5*1  {Stempelmarken*).  Auch  in  anderen  Stempelgesetzcn  sind  ciuzolne 
hierher  gehörige  Puncte  gelegentlich  mit  geregelt. 

§.  233.  Die  Puncte,  welche  hier  noch  besonders  behandelt 
werden  sollen,  betreffen:  a)  die  Erhebung  der  Stempelabgaben; 
b)  die  Zahlungsverpflichtungen,  Haftbarkeits Verhältnisse 
und  Strafandrohungen;  c)  die  tiscalischen  Hilfsmittel  dazu 
und  Controlen  darüber,  dass  die  gesetz-  und  vorschriftsmässigen 
Stempelungen  u.  s.  w.  Uberhaupt  und  richtig  erfolgt  sind 
und  Zuwiderhandlungen  entdeckt  werden;  d)  die  Verfolgung 
von  Zuwiderhandlungen  und  die  Strafverhängung;  e)  die 
•Verjährungen;  f)  die  Stempel  befrei  ungen  und  Aehnlichcs. 

a)  Die  Erhebung  der  Stempelabgabe  erfolgt  regelmässig 
und  vornemlich  durch  den  Verkauf  von  Stempclpapier  und 
Stempelmarken;  ausserdem  durch  die  sog.  ExtraStempelung 
(timbre  extraordinaire),  die  Visirung  anstatt  des  Stempels, 
und  durch  Abonnement;  endlich  ausnahmsweise  (besonders  für 
die  Generalzahlmeister  der  Finanzverwaltung)  im  Wege  der  laufen- 
den Rechnung  mit  dem  Staatsschatze. 

Vignes,  I,  44*  ft'.,  Block,  timbre,  No.  S  Ii. 

Die  einfache,  allen  Beteiligten  bequemste  Form  der  Stempelmarken  hat 
auch  in  Frankreich  immer  allgemeinere  Anwendung  gefunden  doch  ist  sie  nur  in  den 
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von  den  Gesetzen  näher  bezeichneten  Fällen  statthaft.  Mitunter  (so  mehrfach  beim 
Dimen?ionsstenipell  müssen  die  Marken  von  Finanzor»anen  (Einnehmern)  angebracht 
und  Uberschrieben  werden,  nicht  unmittelbar  von  den  Flüchtigen  selbst.  Die  Art  der 
Ueberschreibung  ist  vorgeschrieben.  Der  Verkauf  von  Papier  und  Marken  steht 
nur  denen  zu.  welchen  er  besonders  gestattet,  bezw.  übertragen  ist;  früher  regel- 
mässig nur  den  Registern  intern,  neuerdings,  zur  Erleichterung  des  Anschaffen» 
für  das  Publicum,  auch  den  Einnehmern  der  directen  Steuern  und  besonders 
den  staatlichon  Tabakverkäufern,  welche  dafür  Provisionen  gemessen.  Octlent- 
liche  Beamte  dürfen  aber  die  Stempel  nur  von  den  Kcgisteräintern  kaufen.  Anderen 
Personen  als  den  von  der  Verwaltung  autorisirten  ist  der  Verkauf  von  Stempelpapier 
und  Marken  bei  Strafe  untersagt. 

(i)  Die  Extrastempclung  (s.  o.  S.  552)  erfolgt  durch  S  tempcla  u  fd  ruck 
auf  Papier,  «las  zu  stempelpflichtigen  Urkunden  bestimmt  ist  und  dessen  sich  Private 
und  Behörden  statt  des  amtlichen  Papiers  bedienen  wollen.  Es  muss  aber  vor  der 
Benutzung  eingereicht  werden.  Notare,  Advocatcu,  Beamte  dürfen  jedoch,  wie  schon 
früher  bemerkt,  nur  amtliches  Stempelpapier  benutzen.  Zur  Vornahme  der  Extra- 
stempelung  sind  nur  gewisse  Hauptbureau.v  berechtigt.  Auch  sind  die  Fälle  speeicll 
genannt,  wo  sie  zulässig  ist.    Die  Zahlung  muss  im  Votaus  erfolgen. 

j'i  Visirung  statt  des  Stempels  findet  ebenfalls  gegen  Vorauszahlung  der 
Abgabe,  in  gewisseu  gesetzlich  bestimmten  Fällen,  statt,  so  wenn  Marken  nicht  ange- 
bracht werden  können,  auch  bei  der  Erhebung  von  Stempelgebuhren  im  Stempelwesen. 

A)  Des  Abonnements  anstatt  der  speciellen  Stempelung,  bezw.  Abgabeerhebung 
ist  oben  mehrfach  gedacht  worden.  Die  Actien  und  Obligationen,  für  die  es  z.  B. 
erfolgt,  unterliegen  dann  einzeln  der  unentgeltlichen  ExtraStempelung. 

b)  Die  Zahlungsverpflichtungen,  Haf tbarkeits Ver- 
hältnisse und  Strafandrohungen.  Die  Zahlungsver- 
pflichtungen ergeben  sich  vielfach  ans  den  Bestimmungen  Uber 
die  Stempelpflichtigkeit  von  selbst.  Wo  sie  zweifelhaft  sein  können, 
wie  bei  Vertrags-  und  anderen  Urkunden,  an  denen  verschiedene 
Parteien  oder  Personen  betheiligt  sind,  sind  sie  in  den  Gesetzen  näher 
bestimmt.  Letzteres  gilt  auch  von  den  Haftbarkeitsverhält- 
nissen verschiedener  Bethciligten,  sowie  derjenigen  Organe,  welche, 
wie  Notare,  gewisse  Beamte,  Urkunden  aufnehmen.  Die  Straf- 
androhungen bei  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Normen  für  die 
Zahlungspflicht  und  für  die  Haftbarkeit  folgen  dann  mit  logischer 
Consequenz  aus  diesen  Normen. 

In  der  Regel  ist  derjenige,  welcher  eine  stempclpflichtige  Ur- 
kunde ausstellt  (unterzeichnet),  der  zunächst  Zahlungspflichtige," 
eventuell  der,  zu  dessen  Gunsten  die  Urkunde  ausgestellt  ist  oder 
der  sich  derselben  für  seine  Zwecke  bedient.  Wer  die  Zahlung 
endgiltig  trägt,  ist  dabei  der  Vereinbarung  unter  den  Betheiligten 
gewöhnlich,  aber  nicht  ausnabmelos,  tiberlassen.  Für  die  Ent- 
richtung der  Stempelabgaben  und  Strafen  haften  im  Uebrigen  die 
Betheiligten  solidarisch. 

So  die  Unterzeichner  bei  zweiseitigen  Verträgen,  Gläubiger  und  Schuldner  bei 
Quittungen,  sowie  bei  Darlehnsverträgen ,  die  öffentlichen  Beamten,  welche  bei  Ent- 
gegennahme oder  Aufnahme  von  Urkunden  nicht  gestempelte  Acten  oder  Bücher  an- 
fuhren (Gesetz  vom  2s.  April  181 G,  Art.  75). 
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Die  Strafen  selbst  gelten  im  Stempelwesen  übrigens,  ab- 
gesehen von  unterlaufender  betrü gerischer  Absicht  bei  einer  Zu- 
widerhandlung, nicht  als  wirkliehe  Strafen,  sondern  als  civilrecht- 
liche  Wiedergutmachungen,  und  gehen  eben  deshalb  auf  die  Erben 
Über.  Sic  sind  gewöhnlich  Geldstrafen,  meistens  feste  Sätze, 
verschieden  in  der  Höhe  nach  den  einzelnen  Fällen  im  Gesetze 
bestimmt,  mitunter  aber  auch  Quoten  vom  Werth,  um  welchen 
es  sich  in  der  betreffenden  Urkunde  handelt,  so  bei  Zuwiderhand- 
lungen gegen  die  Vorschriften  über  den  Wechselstempel  (s.  u.). 

Ordentliche  Beamte,  Notare  u.  dgl.  Personen  unterließen  gewöhnlich  massigen 
festen  Strafen  (allgemeine  Herabsetzung  derselben  durch  Gesetz  vom  lfi.  Juni  1824, 
Art.  10  .  Nohen  den  Geldstrafen  sind  regelmässig  die  gesetzlichen  Stempelabgaben 
ausserdem  noch  zu  zahlen.  Nur  selten  sind  ausdrücklich  Rechtsnachthcilc  mit 
Zuwiderhandlungen  verbunden.  So  beim  W ec  hse  1  s te m  pcl  (Gesetz  vom  5.  Mai  1850, 
Art.  5  und  7.  s.  u.,  auch  Vignes.  I.  451V1. 

Als  Beispiele  für  die  spccielle  gesetzliche  Nonnirung  der  hier  behandelten 
Puncto  mögen  folgende  dienen:  Der  Qu  it tun gs Stempel  ist  zwar  zu  Lasten  des 
Schuldners,  dem  *juittirt  wird  oder  worden  ist.  Aber  haftbar  ftlr  die  Stempelung, 
daher  straffällig  (mit  5U  Pres,  im  Principale  für  jeden  einzelnen  Fall)  ist  der  Glau  biger, 
der  die  Quittung  erthcilt  hat,  und  zwar  persönlich  und  ohne  Ktlckgrift  auf  den 
Schuldner  auch  trotz  etwa  entgegenstehender  Abmachungen  (Gesetz  vom  23.  August 
1871,  Art.  23,  Dejeau,  p.  34'.  —  Der  V  e  rsi  ch  eru  n  gss  tom  p  e  1  ist  immer  zu 
Lasten  des  Versicherers,  der  auch  aliein  straffällig  bei  Zuwiderhandlungen  ist, 
ohne  auf  den  Vorsicherten  zurückgreifen  zu  dürfen  (Gesetz  vom  5.  Juni  t850,  Art.  33).  - 
Gesellschaften  u.  s.  w.,  welche  nicht  gestempelte  oder  nicht  aus  dem  vorgeschriebenen 
Stockregister  (registre  ä  souche)  herausgenommene  Actien  ausliefern,  unterliegen 
einer  Strafe  von  12%  des  betreffenden  Actienbetrags.  Einer  gleichen  Strafo  von 
10%  sind  Wechselagenten  und  Makler  unterworfen,  welche  sich  an  der  üebertragung 
solcher  Actien  betheiligen  (Gesetz  vom  5.  Juni  1850.  Art.  18,  19).  Aehnliche  Be- 
stimmungen bei  dem  Obligationenstempel  und  demjenigen  für  fremde  Staats- 
papier e.  Auch  der  Inhal) er  eines  solchen,  sowie  jeder  öffentliche  Beamte,  der 
bei  der  Veräusserung  eines  ungestempelten  Papiers  mitwirkt,  ist  mit  einer  Strafe  von 
lo%  des  Nennwerths  bedroht  (Gesetz  vom  13.  Mai  1863.  Art.  7). 

Besonders  wichtig  sind  alle  solche  Normen  für  den  Stempel  der  Handcls- 
offeeten,  daher  namentlich  den  Wechselstempel  wegen  der  regelmässigen  Be- 
theiligtbeit  verschiedener  Personen  an  dem  Wechsel.  S.  darüber  Gesetz  vom  5.  Juni 
1850,  Art.  2  ff.  (danach  Vignes,  I,  430  ff,  Block,  timbre,  No.  93  ff.).  Hier  be- 
steht zunächst  die  Stempelpflicht  für  den  Aussteller.  Ist  das  Papier  von  diesem 
nicht  oder  nicht  richtig  gestempelt,  so  hat  es  der  Empf än ger,  wenn  ersieh  eigener 
Straffälligkcit  entziehen  will,  innerhalb  14  Tagen  oder  früher,  wenn  es  vorher  ver- 
fällt, für  Stempel  visiren  zu  lassen,  wofür  die  Abgabe  aber  die  dreifache  der  gewöhn- 
lichen (15  statt  5  Cent,  für  100  Frcs.)  ist,  jedoch  immer  zu  Lasten  des  Ausstellers, 
den  entgegengesetzte  Vertragsbestimmungen  hiervon  auch  nicht  befreien.  Wenn  jedoch 
auch  der  Empfanger  die  Stempelung  nicht  in  der  angegebenen  Weise  nachholt,  so 
sind  Aussteller,  Acceptant,  Berechtigter  oder  erster  Indossant  und  zwar 
ein  Jeder  einer  Strafe  von  0%  des  Wechselbetrags  —  eventuell,  bei  zu  niedrigem 
Stempel,  von  0%  der  durch  letzteren  nicht  gedeckten  Wechselsumme  —  unterworfen. 
Für  diese  hohe  Strafe  haften  die  Genannten  solidarisch,  wobei  der  Inhaber  die 
Abgabe  und  Strafen  auszulegen  hat,  vorbehaltlich  seines  Rückgriffs  auf  die  anderen 
Verhafteten.  Nur  der  erste  Indossant  ist  zwar  straffällig,  aber  auch  ein  weiterer, 
daher  der  Inhaber  hat  bei  nicht  genügend  gestempelten  Effecten  einen  Kechtsnach- 
theil,  nämlich  ein  beschränktes  Klagerecht,  uur  gegen  den  Trassanten  und 
Acccptanten.  Verboten  ist  endlich  Jedermann  die  Eincassirung  oder  das  Eiu- 
cassirenlassen  ungestempelter  oder  ungenügend  gestempelter  Effecten,  unter  einer 
Strafe,  deren  Androhung  eine  wesentliche  Üautel  richtiger  Stempelung  ist,  nämlich  von 


Digitized  by  Google 


586      «•  B.  2.  K.  Steuerrecht.    I.  Il.-A.  2  A.  Frankreich,  g-  233,  2^4. 

wiederum  t>%  des  Betrags  dos  Effects.  Aehiiliche  Normt;!»,  im  F2inzelncn  etwas  ab- 
weichend, gelten  für  fremd»!,  im  Inland  zahlbare  Eilecten.  —  Die  weiteren  Special- 
bestimmungen  in  den  oben  S.  .Vi!»,  503  genannten  Gesetzen.  Noch  andere  Beispiele  bei 
Vigncs  und  Block. 

c)  Die  Hills  mittel  und  Controleo,  um  die  gesetzliche 
Stempelung  herbeizuführen  und  Zuwiderhandlungen 
zu  entdecken. 

S.  Vigncs,  I,  454  H'„  Block,  tiinbrc,  No.  PJ3-  200.  Das  Wesentliche  ist  in 
der  früheren  Darstellung  schon  berührt  worden  oder  ergiebt  sich  daraus,  so  aus  den 
soeben  bei  den  Handelsclfeeten  erwähnten  Puncten. 

In  der  Hauptsache  lassen  sich  zwei  „Controlmethodcn*4 
unterscheiden,  eine  indirecte  und  eine  directe.  Die  erste 
besteht  in  Pflichten  der  Behörden,  Beamten,  Gerichte, 
Notare  u.  s.  w.,  dann  namentlich  der  Registerämter  und 
anderer  Steuerämter  (der  Zollverwaltung,  der  indirecten 
Steuern,  des  Octrois),  bei  Gelegenheit  ihrer  Amtshandlungen 
regelmässig  zugleich  zu  controliren,  ob  die  vorschriftsmässige 
Stempelung  der  ihnen  vorkommenden  Urkunden  erfolgt  ist.  Die 
zweite  Methode  besteht  in  Rechten  (uud  daraus  sich  ergeben- 
den Amtspflichten)  der  Registerämter,  direct  von  Amts- 
wegen nachzuforschen,  ob  die  richtige  Stempelung  stattgefunden  hat. 

Für  die  Handhabung  der  ersten  Controlmethode  ist  die  schon  im  Gesetz  vom 
13.  Bruin.  VII..  Art.  24  enthaltene  Bestimmung  besonders  wichtig,  das*  Behörden,  Beamte. 
Gerichte  u.  s.  w.  keine  Amtshandlungen  vornehmen  noch  Urtheilo  fallen  oder  Be- 
schlüsse fassen  dürfen  auf  Grund  von  Urkunden,  Registern,  Handelseil  ecten,  welch' 
nicht  vorsebriftsmässig  gestempelt  sind.  Spätere  Gesetze  haben  diese  Controlpüichten 
noch  wirksamer  zu  machen  gesucht,  so  das  Gesetz  vom  5.  Juni  1S50.  Art.  40,  wonach 
der  Beamte  bei  Strafe  jedesmal  ausdrücklich  erklären  inuss,  oh  ein  bei  eüicr 
Amtshandlung  ihm  vorgelegtes  Schriftstück  richtig  und  für  welchen  Betrag  es  ge- 
stempelt war.  Aehnliches  in  Art.  2  des  Gesetzes  vom  30.  März  1ST2  in  Betrefi 
fremder  Wertpapiere.  Besonders  wichtig  und  auch  wirksam  ist  weiter  die  Bestim- 
mung, dass  die  Registerämter  nicht  oder  nicht  vorschriftsmässig  gestempelte  Urkunden 
nicht  registriren  dürfen  (Gesetz  vom  Brum.  VII..  Art.  25>.  Immerhin  hängt  es  natürlich 
bei  dieser  Methode  der  indirecten  Controle  rom  Zufall  ab,  ob  und  welche  Schrift- 
stücke u.  s.  w.  überhaupt  zur  Controle  kommen. 

In  diesem  Puncte  tritt  nun  die  Methode  der  diieetcn  Controle  ergänzend  ein. 
Nach  derselben  sind  in  den  Gesetzen  genannte  Anstalten ,  Einrichtungen ,  Personen 
Notare,  Gerichtsschreiber,  Sccretäre  u.  a.  m  ),  ferner  namentlich  Actiengesellschaften. 
Versicherungs-,  Yerkehrsanstalten  verpflichtet,  den  Agenten  dos  zuständigen  Register- 
amts  ihre  Bücher,  Register,  Rechnungen  u.  dgl.  m.  zur  Prüfung  auf  die  Vorschrift^ 
mässige  Stempelung  vorzulegen,  unter  Strafandrohung  für  jeden  Fall  der  Verweigerung 
(Gesetz  vom  23.  August  1S7I,  Art.  22,  aber  auch  schon  nach  Bestimmungen  in 
früheren  Gesetzen.  Gesetz  vom  15.  Deceinber  1S75,  Art.  4).  Für  die  practische  W  irk- 
samkeit solcher  Normen  kommt  es  natürlich  auf  die  Handhabung  an.  Immerhin  kann 
wohl  auf  diese  Weise,  schon  weil  der  Abgabepflichtige  auf  die  Möglichkeit  dieser 
Controle  Rücksicht  nehmen  muss  und  wird,  mancher  Zuwiderhandlung  und  Defraudation 
mit  Erfolg  vorgebeugt  werden. 

d)  Die  Verfolgung  von  Zuwiderhandlungen  und  die 
Strafverhängung. 

Ueber  Zuwiderhandlungen  xegen  die  Stcmpelgesetze  werden  sofort  Protokolle 
von  den  competenten  Beamten,  welche  die  Sache  cutdeckten,  aufgenommen.  Dabei 
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können  die  betreffenden  Urkunden.  Register,  Effecten  mit  Beschlag  belegt  und  den 
Protokollen  beigefügt  werden.  Doch  unterbleibt  dies,  wenn  die  straffälligen  Personen 
das  Protokoll  alsbald  unterzeichnen  und  die  Strafe  nebst  der  gesetzlichen  Stempel- 
abgabc  auf  der  Stelle  entrichten  (Gesetz  vom  Bruin.  VII.,  Ali.  31).  Andernfalls 
erfolgt  die  Beitreibung  mittelst  Zwangsbefehls.  Wird  dem  nicht  nachgekommen,  so 
geht  die  Sache  nach  denselben  Normen  wie  bei  den  Kegistcrabgaben  an  das  coinpe- 
tentc  Civilgericht  zur  Entscheidung,  getreu  welche  letztere  keine  Berufung  statt- 
findet (Gesetz  vom  Brum.  VII..  Art.  32;  22.  Krim.  VII.,  Art.  «5;  28.  April  181«, 
Art.  76  . 

e)  Die  Verjährungsfristen. 

Die  regelmassige  ist  die  30 jahrige  in  Betreff  der  Stempel  und  Strafen  Seitens 
des  Pflichtigen  gegen  die  Verwaltung;  ausnahmsweise  eine  2jährige  (Gesetz  vom 
26.  Juni  1824,  Art.  14).  Das  Recht,  unrichtig  erhobene  Abgaben  und  Strafen  zurück- 
zufordern, verjährt  für  den  Berechtigten  in  5  Jahren. 

f)  Die  Stempelbefreiungen  und  Aehnliches. 

Wie  bei  den  Kegistcrabgaben  giebt  es  ira  französischen  Recht  auch  bei  den  Stempeln 
drei  Kategorien  vou  Fällen,  wo  die  Abgabeerhebung  vorläufig  oder  endgilfig  unterbleibt: 
einmal  wird  sie  mitunter  nur  ins  Debet  gebucht,  bis  der  Pflichtige  festgestellt  ist 
(/..  B.  bei  Polizeiprotokollen,  „a.  tes  tiinhre  eu  d.'-bef):  ferner  erfolgt  in  gewissen  Fidlen 
die  Stempelung  unentgeltlich  („gratis",  so  wo  der  Staat  selbst  belastet  würde  oder 
aus  Huinanifätsgriindcn,  z.  B.  bei  Eheschliessungen  Armer);  endlich  sind  narh  Special- 
bestimmungen der  Gesetze  manche  Fälle  aus  besonderen  Rücksichten  ;auch  aus 
verkeh apolitischen»  ausdrücklich  von  dem  Stempel,  unter  den  sie  an  sich  fallen 
wurden,  ausgenommen  oder  befreit  (nach  Vignes,  I.  447'.  Aber,  wie  die 
frühere  Darstellung  gezoigt  hat,  ist  die  Stempelpllichtigkeit  im  französischen  Rei  ht 
sehr  ausgedehnt  und  allmählich  immer  ausgedehnter  geworden,  namentlich  durch  die 
Gesetzgebung  der  letzten  Jahrzehnte  und  nach  dem  Kriege  von  1*70 — 71.  Mit  daher 
und  wegen  der  Zuschläge  (Decimcn'1  die  bedeutende  Ertragssteigerung. 

§.  234.    5.  Zur  Statistik. 

Durch  die  folgenden  Daten  werden  die  in  die  vorausgehende  Darstellung  einge- 
streuten ergänzt.  Zugleich  werden  hier  auch,  wie  oben  am  Schluss  des  §.  224  vor- 
behalten wurde.  Daten  über  die  Bewegung  der  Gesain  mterträge  auch  des  Enre- 
gistrements  mitgctheilt.  S.  Bull.  XII,  42  (1815—  1 SS2) ;  für  die  folgenden  Jahre  und 
mit  den  Einzelheiten  in  den  Jahresberichten  der  Resristervcnvaltuni?  (im  Bull.;  für 
18*0  Bull.  XXII,  154).  S.  auch  Faurc,  p.  99,  105 '(1SKS— S7).  Die  Zahlen  beim 
Enregistrement  umfassen  hier  das  letztere  im  weiteren  Sinne,  daher  e  in  sc  hliessl  i  c  b 
der  Gerichtsschreiberei-  und  Hypothekenabgaben,  der  Geldstrafen ,  die  auch  für 
Stempel  bei  den  Registerabgaben  mit  verrechnet  sind .  der  Siegclta.ven,  der  Einziehung 
von  Justizkosten. 

Ertrag  in  Mill.  Frcs. 


Registrir. 

Stempel. 
24.94 

Zusammen. 

1810 

118.10 

143.01 

1820 

126.S7 

25.74 

152.61 

1830 

153.40 

27.90 

181.12 

1S40 

104.40 

34.47 

22S.94 

1847 

228.70 

41.70 

270.40 

1*50 

208.33 

39.85 

248.17 

im) 

305.60 

50.39 

362.00 

1860 

371.95 

89.32 

461.27 

1S70 

290.07 

74  85 

365.52 

1871 

341.00 

82.18 

423.24 

1S72 

439.17 

137.75 

576.92 

1873 

429.68 

140.15 

569.82 

1*81 

571.76 

155.36 

727.15 

18*0 

519.11 

150.14 

675.25 

Die  Steigerung  ist  ausserordentlich,  woraus  sich  die  Fähigkeit  dieser  Steuerarten. 
vermehrte  Beträge  bei  Bedarf  zu  liefern,  ergiebt.    Die  allgemeine  Entwicklung  des 
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Verkehrs,  die  Ausdehnung  wohl  namentlich  der  Orcditwirthschaft  in  allen  Formen, 
die  Ausdehnung  der  Ahgabepflichtigkeit  und  die  Erhöhung  der  Steuersätze  thcilen 
si<  h  in  den  Erfolg.  Die  S> hwankungen  in  kritischen  Jahren  sind  oben  S.  40f>  ff. 
schon  naher  verfolgt  wurden.  Audi  Iiier  vermag  ich  nicht  anzugeben,  wie  in 
1  ST 0  7 1  in  dem  von  den  Deutschen  besetzten  Theile  Frankreichs  die  Verrechnung 
für  obige  Daten  stattgefunden  hat.  In  dem  allerletzten  Jahren  zeigt  sieh  Stabilität  im 
Ertrug  des  Stempels.  Küekgang  in  dem  des  Enre»btrement  Maximum  in  1SS1).  Hei 
letzterem  war  die  Steigerung  des  Ertrags  nach  den  l  inanzmaassregelu  des  Krieg» 
langsamer,  aber  anhaltender  als  beim  Stempel,  der  aber  später  wie  b  r  mehr  Stetigkeit 
im  Ertrage  zeigte.  Das  hängt  wohl  damit  zusammen,  dass  die  Steuerobjecte  des 
Stempels  weniger  als  diejenigen  des  Eniegistreineuts  von  den  Schwankungen  im  Vor- 
kehrsleben beeinllusst  werden,  aber  auch  weniger  empfindlich  für  Steuererhebungen 
sind  oder  sich  letzteren  weniger  entziehen  können. 

Die  Zusammensetzung  der  Stempelerträge  aus  den  einzelnen  Stempelkategorien 
ist  oben  schon  mit  gezeigt  worden  (bes.  in  §.  2 2i» — 231).  Im  Unterschied  vom  Eiirc- 
gistrement  ist  es  beaehtcusvirerth ,  dass  beim  Stempel  der  Ertrag  des  Pro- 
port i  on  a  I  stein  [i  e  1s  viel  kleiner  als  derjenige  des  übrigen  ist  (wenig  über 
1  :  1,  1SM!  33.>  gegen  122.3  Mill.  Frcs.),  während  das  Verhältnis*  das  u  in  - 
gekehrte  beim  En  r  egistiemeii  t  ist,  indem  auf  di<-  „feste"  Abgabe,  selbst 
inbegriffen  die,  der  Froportionalabgabe  sich  schon  mehr  nähernde  ..feste  abge- 
stufte", kaum  10,  auf  die  Proportionalubgabe  an  «10%  des  Ertrags  fallen.  Steue.r- 
p o  1  i tisch  ist,  soweit  dieser  Puncf  entscheidet,  das  Kegisterabgabeweseti  hiernach 
erheblich  günstiger  al>  das  Stempelwe-cn  zu  beurthcilen.  weil  sich  die  Proportional- 
abgabc —  freilich  auch  nur  sehr  roh  und  durchaus  nicht  immer  —  doch  im  Ganzen 
den  Anforderungen  gleichmässigerer  Steuerbelastung  der  Pflichtigen  besser  anpasst. 

Die  Einnahme  aus  Geldstrafen  war  in  1>S5  und  ISSfi  beim  Proportional- 
stempel  200,441  und  20n.s30,  beim  Dimensions-  und  Specialstempel  137, 1S9  und 
47S.072.  bei  anderen  Strafen  incl.  Einkommensteuer)  514.101  und  584.321  Frcs.. 
zus.  1.20S  und  1.271  Mill.  Frcs. 

Siejrelgebnhren  kamen  1SM>  2  03. «.-•>>  4  Frcs.  für  den  Schatz  ein  Tarif  der 
Adels-,  Wappentaxen,  Altersdispense  und  einiges  Andere  im  Gesetz  vom  2S.  April 
IM«,  .Art.  55.  bei  Jacob,  S.  IM ). 

§.  235.  <>.  Zur  Kritik  des  Stempels.  Auf  eiue  um- 
fassendere Kritik  des  französischen  Stenipelwesens  als  solchen  soll 
hier  jetzt  nicht  eingegangen  werden.  Es  kann  an  den  in  die  Dar- 
stellung eingestreuten  Bemerkungen  genügen.  Üenu  da«  französische 
Stempelwesen  ist  doch  nicht  so  abweichend  von  demjenigen  anderer 
Länder,  dass  nicht  die  Kritik  des  Stempels  Überhaupt,  in  der  all- 
gemeinen Steuerlchrc  (Fin.  II,  46* 7  ff.,  auch  323  ff.)  und  in  der 
systematischen  speciellen,  im  Wesentlichen  auch  für  den  franzö- 
sischen Stempel  zuträfe.  Daher  hier  nur  noch  wenige  kritische 
Bemerkungen. 

Namentlich  die  grosse  Ausdehnung  des  besonders  roh  mecha- 
nischen Dirnen sion s stempeis  scheint  mir  ein  Lebelstand  des 
französischen  Stempelrechts  zu  sein.  Die  Erhebung  von  Gerichts- 
gebühren mit  in  dieser  Form  (für  Processsehriften  etc.)  ist  ebenfalls 
ein  besonderer  Mangel,  und  zwar  nicht  nur  ein  finanz-  und  stcuer- 
politischer,  sondern  wohl  auch  ein  justizpolitischer,  —  was  noch 
bedenklicher  ist.  Der  Hinzutritt  des  Stempels  zu  den  Register- 
abgaben in  vielen  Fällen  erhöht  die  Steuerbelastung  der  registrirungs- 
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Pflichtigen  Rechtsgeschäfte  und  damit  manche  Bedenken  dieses 
Abgabesystems  gewiss  auch  öfters  nicht  unerheblich,  und  zwar 
nicht  nur  wegen  des  Betrags  der  Steiupclabgabe,  sondern  auch 
wegen  der  Art,  wie  die  letztere  eingerichtet  ist. 

Aber  anderseits  bietet  sich  doch  in  der  Verbindung  von 
Stempel  und  Registerabgabe,  auch  von  ersterem  mit  der 
Umsatzsteuer  (bei  Werthpapieren),  wieder  der  bei  einem  grossen 
Gcsammtsteuerbedarf,  welcher  einmal  aufgebracht  werden  muss, 
doch  nicht  unwichtige  Vortheil,  die  Steuerlast  mehr  auf  ver- 
schiedene Arten,  Fälle,  Zeitpuncte  der  Steuerpflichtig- 
keit zu  vertheilen.  Es  wird  hier  eben  derselbe  stcuerpolitische 
Grundsatz  angewandt,  wie  in  einem  ganzen,  aus  vielen  verschieden- 
artigen Steuern  bestehendeu,  statt  eines  sehr  einfachen  Steuer- 
systems und  gar  statt  einer  „einzigen  Steuer".  Immerhin  freilich 
erhebt  sich  dem  Betrachter  doch  nicht  selten  die  Frage,  ob  es 
nothwendig,  richtig,  zweckmässig  ist,  Registerabgaben  und  Stempel 
neben  einander  zu  erheben,  so  bei  den  registrirungspfliehtigen 
Urkunden  und  ob  man  hier  nicht  besser  bloss  eine  einzige  ent- 
sprechend umgestaltete  Abgabeform  wählen  könnte  und  sollte. 

Bei  den  Specialstempeln,  wo  die  Entwicklung  in  der  Richtung 
niedriger  Fixstempel  als  der  steuertechnisch  allgemein  be- 
achtenswerthe  Punct  dem  Kritiker  entgegentritt  (S.  558)  und  bei 
dem  Proportionalsterapel  in  seinen  beiden  Hauptkategorien, 
H andelseffecten  (Wechsel)  und  Werthpapieren,  zeigt  der 
Stempel  in  seiner  französischen  Ausbildung  im  besonderen  Maassc 
jenen  seinen  eigenthümlichen  und  an  sich  steuerpolitisch  und  steuer- 
technisch gerechtfertigten  Character  der  Ergänz ungs-  und  der 
Ersatz  Steuer  gegenüber  dem  französischen  System  der  directen 
Besteuerung:  so  gegenüber  der  Patentsten  er  und  deren  unzu- 
reichender Belastung  mancher  in  ihren  Erträgen  aus  den  dieser 
Steuer  zu  Grunde  liegenden  „äusseren  Merkmalen"  nicht  genügend 
getroffener  Gewerbe,  besonders  des  Geld-,  Bank-,  Verkehrs-,  Ver- 
sicherungswesens; so  ferner  gegenüber  dem  Fehlen  der  Ein- 
kommensteuer, welches  Letztere  den  Einkünften  aus  beweg- 
lichem Vermögen  namentlich  zu  Gute  kommt,  ein  Privileg,  das 
durch  die  Registrirungspflichtigkeit  von  Rechtsgeschäften  und  Ur- 
kunden einigermaassen  vermindert  wird. 

So  Manches  daher  im  Ganzen  wie  im  Einzelnen  an  dem  fran- 
zösischen Stempelwesen  vom  finanzwissenschaftlichen  und  volks- 
wirtschaftlichen, ja,  wie  bemerkt,  selbst  vom  justizpolitischen 
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Standpunct  auszusetzen  ist:  im  Rahmen  der  gesammten 
französischen  Besteuerung  betrachtet  hat  dieser  Stempel 
in  seiner  erreichten  Ausgestaltung  doch  auch  wohl  seine  tiefere 
stcuerpolitische  und  steuertechnische  Berechtigung. 

(I.  Die  Gerichtsschreibereiabgaben  (droit  de  grelle). 

Gose  tzge  b  u  ng  s.  o.  S.  504,  Grundlage  iui  Hauptgesetz  vom  21.  Vent.  VII 
i  1 1  -  Marz  1799)-    Literatur.    Vignes,  I,  458—401.  461»,  11,  40^—410  Tarif). 
Block,  dict.  Art.  greflicr,  p.  1D4S.  v.  llo.  k,  S.  201—204.  v.  Kaufmann,  S.  2!>s 
Statistik  in  derjenigen  der  Verwaltung  des  En  regist  rement ,  zu  welcher  diese  Ab- 
gaben ressortiren. 

§.  23(3.  Diese  Abgaben  haben  Uberwiegend  Gebühren- 
character,  als  Zahlungen  flir  Amtshandlungen  der  „greffier«," 
(Gerichtssehreiber).  Die  letzteren  beziehen  auch  in  den  Haupt- 
fallen Antheilc  au  diesen  Gebühren,  zur  Ergänzung  ihrer  massigen 
festen  Besoldungen.  Im  engen  Zusammenhang  mit  der  eigentütim- 
lichen  französischen  Organisation  dieses  Dienstzweiges  der  Gerichts- 
schreiberei (der  Geriehtskanzlei),  mit  der  Function  der  Gerichts- 
schreiber und  mit  der  Gattung  der  einzelnen  Amtshandlungen  dieser 
Personen  stehend,  sind  sie  nicht  aus  dem  fiuanzwissenscbaftlichen 
Gesichtspunkte  in  erster  Linie  zu  beurtheilen  und  auch  als  „Ge- 
bühren" nur  iu  Verbindung  mitGerichtsorganisation,  Processrecht  etc. 
ganz  verständlich.  Steuerelemente  enthalten  sie  grossentheils  gar 
nicht,  stets  nur  in  geringem  Grade.  Indem  sie  aber  regelmässig 
in  solchen  Füllen  vorkommen,  wo  für  die  betreffenden  Urkunden 
und  Rechtsgeschäfte  schon  Stempel-  und  Registerabgaben  entrichtet 
sind,  bilden  sie,  wenn  auch  wesentlich  Vergütungen  für  specielle 
Dienstleistungen,  doch  in  der  finanziellen  Wirkung  eine  abermalige 
neue  Belastung  von  Urkunden  und  Rechtsgeschäften,  obschou 
in  weit  geringerer  Höhe  und  nach  einem  anderen  Princip  und 
Maassstab  als  die  beiden  anderen  genannten  Abgabearten,  vertheilt. 
Ihr  Gesammtertrag  ist  gegenwärtig  mit  ca.  8  Mill.  Frcs.  etwas 
über  5%  des  Stern pelertrags  und  etwa  l3//'  ,,  desjenigen  des  En- 
registrements. 

S.  Uber  Organisation  und  Function  des  Dienstes  der  Gnffiers  den  gen.  Artikel  in» 
Block'schcn  dict.  Grefliers  bestehen  an  den  Civil-.  Friedens-,  Handelsgerichten,  beim 
Cassationshof.  Staatsrath,  Rechnungshof,  mit  verschiedenen  Tarifen  (Vignes,  I,  45*'. 
Derjenige  für  die  Civ  ilgerichtu  beruht  auf  dem  Gesetz  vom  21.  Vent.  VII., 
Art.  2  II.  (Jacob.  S.  104  II.)  u.  kaiserl.  Decret  vom  12.  Juli  1*0*  (eb.  S.  137).  Die 
Abgabesatze ,  bei  denen  zum  Principal  der  alte  10%  Zuschlag  vom  Jahre  VII  und 
ein  weiterer  seit  1*71  (Gesotz  vom  23.  August \  also  zusammen  20  7„  treten,  zerfallen 
in  drei  Hauptarten: 

Ii  Für  die  Eintragung  einer  Sache  iu  die  Gerichtsrollc  (droits  de  mise 
en  r-Me)  „feste"  Sätze  von  1,  V/.,.  3.  5  Frcs.  10%  davon  fallen  iu  der  Kegel  (nicht 
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überall';  den  Grefhers  als  (lobührenantheil  zu.  Ertrag  1SS5  und  1 SM»  bei  Civil-  und 
Handelsgerichten  7S«*,000  und  700,000  Frcs.,  bei  Friedensrichtern  353,000  und 
35W.O00  Frc~. 

2i  Kur  die  Abfassung  und  U ebersc hre ib u n g  redaction  et  transcription) 
gewisser  im  Gesetz  genannter  Urkunden;  und  zwar  meistens  feste  Spitze,  je  nach 
»Ion  Gegenständen,  für  jeden  Kalt  von  P  ,.  1",  und  3  Frcs. :  in  zwei  Fällen  aber  aueh 
Proportionalabgaben  von  (bedingt  1  .,"  „  fur  die  ersten  ."»«100  Fr«  s. >  bei  Listen 
ub<:r  Antheilssummen  von  Gläubigern ,  Anweisungen  zu  Heisteuern  derselben,  sowie 
bei  jr'  iielitlielien  Zuschlägen.  Diese  Gestaltung  der  A Italic  nimmt  ihr  nicht  noth- 
wemlig  den  Gebuhreju  hara< ter ,  sondern  dient  nur  zur  angemesseneren  Vertheiluni; 
der  Kosten  unter  den  Interessenten.  Auch  hier  beziehen  die  Givfliers  10"  0  des 
Ertrags.    Letzterer  war  Iss.;,  und  ISsü  I.S  10.000  und  1.070,000  I  ns. 

3';  l*n f  Ausfertigungen  (expeditions)  von  Erkenntnissen.  1  rtheileu  und 
Gerichtsurkunden .  fur  jedes  Stuck  1.  1'  2  Frcs..  je  nach  dem  tiegeiistand.  wie  das 
«i'-set/  es  näher  angicht.  Der  Antheil  des  (ireffiers  ist  hier  30  Cent,  pro  Stuck  (Kolleu 
bei  Ausfertigungen  für  Staatsbeamte  im  Namen  und  für  das  Interesse  des  Staats  20  Cent. 
Der  Haupttlieil  des  Ertrags  lallt  auf  diese  dritte  Gattung,  tsS5  und  1>S«>  4.540.000 
und  4.044,000  Frcs. 

Der  ('i  sammtertrair  dies,  r  Abgaben  war  daher  Ivs5  und  1SM5  7.402.000  und 
s, 077,000  Frcs.,  wobei  (meiner  Annahme  nach)  die  Antheile  der  (irefliers  schon  ab- 
gezogen sind. 

In  allen  Füllen,  namentlich  auch  bei  den  Ausfertigungen,  sind  diese  (iebiihren 
ausser  den  Stempeln  zu  entrichten.  Im  Interesse  des  Ertrags  des  letzteren  be- 
stehen wieder  Vorschriften  über  die  Zahl  der  Zeilen  auf  der  Seite  und  der  Silben  in 
der  Zeile,  welche  die  Ausfertigungsurkunden  im  Durchschnitt  inno  zu  halten,  als», 
namentlich  nicht,  gegen  das  lisealische  Interesse,  zu  überschreiten  haben.  Immer  be- 
aelit.juswerth  fur  die  Consequenz.  mit  der  das  fiscalisch«:  Interesse  auf  diesem  Gebiete 
tiberall  hin  verfolgt  und  der  Zusammenhang  von  Kegister-,  Stempel-,  und  Gerichts- 
schreibereigebuhren  daher  gewahrt  wird. 

Ueber  die  vierte  Kategorie  der  zu  diesem  ganzen  Gebiet  gehörenden  Abgaben, 
die  Hypothckeiigebilhren,  ist  des  Zusammenhangs  wegen  srlmn  oben  in  §.  21!»  im 
Kalunen  der  Darstellung  des  eigentlichen  Emvgistrement   i.  e.  S  )  gehandelt  werden. 

Es  ist  somit  dieses  gros>e.  verwickelte  in  jeder  Hinsicht  besonders  wichtige  Ab- 
gabegebiet nunmehr  vollständig  zur  Darstellung  gebracht  worden.  Wir  können  uns 
daher  jetzt  zu  den  übrigen  Abgaben  wenden,  welche  wir  zur  französischen  „Ver- 
kehrs b  es  teuer  u  n  ir"  i.  w.  S.  gestellt  halten   o.  S.  417\ 

2.  Abgabe  von  den  E r  f i  n  d u u gsp at e n t en  (brevets  d'invention). 

Gesetzgebung,  (iesetz  vom  5.  Juli  lsU,  bes.  Art.  1  Literatur.  Block, 
dict.  Art.  hievet  d'invention,  So.  15.  -IT».  Vgl.  auch  Klostermann.  Patontg«-setz- 
gebung  aller  Länder,  2.  Aufl.,  Kerlin  1^70,  S.  310  ff.,  über  das  französische  Patent- 
recht, S.  331.  v.  Kaufmann,  S.  507.  Statistik  der  Erträge  bei  Faure.  p.  Iis. 
im  Etat  bei  den  „verschiedenen  Erträgen". 

237.  In  Frankreich  besteht  als  Princip  des  Patentrechts  das  reine  An- 
melde verfahren,  ohne  Vorprüfung.  Das  Patent  kann  auf  5.  10  oder  höchstens 
15  Jahre  genommen  werden.  Seine  (iiltigkeit  ist  an  die  Zahlung  einer  gl  eich - 
massigen  Jahresabgabe  von  100  Frcs.  geknüpft,  welche  jährlich  vor  Keginn  des 
Jahres  entrichtet  sein  muss.  sonst  verfallt  das  patent.  Kei  einer  Cession  des  Patents 
uiuss  diese  Abgabe,  für  die  ganze  Dauer  der  Zeit,  für  die  jenes  genommen  ist  und 
noch  läuft,  also  je  bis  zum  5..  10.  oder  15.  Jahre,  an f  einmal  erlegt  werden. 

Die  Abgabe  hat  wie  jede  derartige  Patenttaxe  etwas  vom  Charaeter  der  <i  e  b  U  Ii  r . 
als  Kostenersatz  fur  das  Patentamt,  sonst  den  einer  Steuer,  in  der  man  zwar  etwas 
Gewer  besteuerartiges .  aber  auch  etwas  Verkehrssteiierartiges  sehen  kann,  insoweit  die 
Abgabe  für  den  Erwerb  des  Erlinderschutzreehts  bezahlt  wird.  Der  Zweck,  durch 
die  Abgabeforderung  zugleich  die  übermässige  Entnahme  von  Patenten  zu  b.  schränken, 
wird  auch  in  Frankreich  anerkannt 
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Ihr  Ertrag  ist  jetzt  über  2  Mill.  Frcs. 

1809       1 , 14tl.000  Frcs.  1*572       1,1.17.000  Fps. 

Is70        1,007.000     ,.  IST.'»        1,418,000  „ 

ls71        1,035.000     ,.  1884        2,133,000  ., 

Ansehlag  18S7  2.100,01)0  Frcs.    Also  starkor  Rückgang  in  der  Kriegszeit  und  lang- 

s.uno  Erholunsr. 


3.  Transport  steuern 
oiler  Steuern  von  „öffentlichen"  Fahrzeugen.  hezw.  F  u h  rd i e nste n .  insbe- 
sondere regelmässigen,  einschliesslich  Eisenbahnen,  namentlich  für  den  Per- 
sonentransport ivoitures  publique**. 

Gesetzgebung  (Hau ptgesetze).  Grundlegendes  Gesetz  vom  9.  Vcndem.  VI 
(30.  Septeml)er  1797  for  Personentransport.  Gesetz  vom  5.  Vent.  XII.  (23.  Februar 
Is04),  Ausdehnung  auf  gewisse  Waarentransporte.  Decrete  vom  14.  Fructid.  XII. 
I.  September  lsi)4  .  Im  Finanzgesetz  vom  25.  Marz  1817,  Art.  112  II.  wesentlich 
nur  neue  Kedaction  der  älteren  Vorschriften.  Tarifänderungen,  meist  Erhöhungen 
und  andere  kleinere  Veränderungen  mehrfach,  so  1819,  1833,  1837,  1851.  1S55.  IsTl. 
In  letzterem  Jahre  durch  Gesetz  vom  10.  September  1871  nahezu  Verdoppelung  iler 
Steuer.  Gesetz  vom  11.  Juli  ls79  > Tarifinodification  gegciiüber  dem  Gesetz  vom 
25.  Marz  lsl7.  Art  112.  113  und  genauere  Bestimmungen  über  die  Alt  und  Weiv 
der  Berechnung  der  Steuer).  —  Diese  Gesetze  beziehen  sich  im  Allgemeinen  auf  dio 
Steuer  vom  Eisenbahntransport  mit.  Besondere  Bestimmungen  über  diese  Steuer  im 
(Jeset/  Vinn  2.  Juli  1 83s ;  wesentlich  verändert  durch  Gesetz  vom  14.  Juli  1855.  Di- 
starke  Tariferhöhung  des  Gesetzes  vom  10.  September  1871,  Art.  12,  betrillt  practiscli 
vorueiulich  nach  ihrem  finanziellen  Ellect  die  Eisenbahnen.  Genauere  Bestimmung'» 
über  die  Durchfuhrung  der  Steuer  für  Eisenbahnen  durch  Dccret  vom  21.  Mai  Issl. 
/.u  dessen  Erlaus  die  Verwaltung  durch  Art.  4  des  (iesetzes  vom  11.  Juli  1870  er- 
mächtigt worden  war.  Gesetz  vom  3.  März  und  9.  Septombcr  1881.  Der  Principal- 
satz  der  Steuer  erhobt  sich  durch  die  2  Decimen  Zuschläge  (des  einen  alten  von  10"/» 
von  1799  und  eines  zweiten  von  derselben  Höhe  aus  1855).  —  Ausser  der  eigent- 
lichen Steuer  von  „voitures  publiques"  besteht  auch  noch  eine  Licenzabgabe  von 
den  „Wagen'  (Tarif  nach  Gesetz  vom  25.  Marz  1817,  Erhöhung  um  5°  0  im  tieseu 
vom  30.  December  1873).  —  Vorübergehend  hat  nach  dem  letzten  Kriege  auch  ein<- 
Besteuerung  des  gewöhnlichen  Frachtgüterverkehrs  der  Eisenbahnen 
(„petitc  vitesse")  bestanden  (Gesetz  vom  21.  März  187 Vi.  Doch  ist  dieselbe  bald 
wieder  beseitigt  worden  (Gesetz  vom  20.  März  1S7S).  S.  über  den  wesentlichen 
Inhalt  der  Gesetze  bes*.  Block  und  Vignes. 

Literatur.  Stourin,  II,  10s  — 117  (Entstehung  der  Besteuerung  in  <ler 
Periode  der  ersten  Revolution  und  Verknüpfung  mit  den  Einrichtungen  des  „ölFcnt- 
lirhcir'  Fuhrwesens  der  früheren  Zeit).  Vignes.  I,  191  —  194.  Tarif  daselbst  II.  38" 
Block,  diet.  Art.  voitures  publique* ,  p.  1833  II.,  suppl.  gener.,  p.  438  Gesetz  von 
IS79  :  Art.  Ghemins  de  fer,  dict. ,  p.  412,  No.  02 — Ol,  suppl.  gelier.,  p.  80  (Decnt 
von  ISsh;  Art.  Licence,  dict.,  p.  119s.  v.  Hock.  S.  410—418,  420.  v.  Kauf- 
mann. S.  431—442,  beide  hier  ziemlich  ausführlich.  Bull.  VI,  1  (Gesetz  von  1 S79  . 
IX.  157  (Dccret  von  Issi).  Tarife  XVI.  5  55.  --  Statistik  bei  Vignes,  II.  29 1 . 
v.  Kaufmann,  a.  a.  0.,  l'aurc,  p.  121.  Bull,  in  den  Berichten  der  Verwaltung 
der  „indirecten  Steuern  ',  so  I.  1  10.  XIX,  2GG.  282.  XX.  000  u.  u.  m. 

§.  238.  1.  Entwicklung.  Char acter.  Die  französische 
„Tran sport 8 teu er"  von  „öffentlichen"  Fahrzeugen  (Fuhr- 
werken) oder  Fuhrdiensten  bietet  ein  eigentümliches  Beispiel  des 
Waltcns  systematischen  Sinnes  in  der  französischen  Steuer- 
gesetzgebung. Die  Steuer  wurde  1797  wesentlich  aus  fiscalischeo 
Rücksichten  eingeführt,  um  den  Ausfall  an  Einnahmen  zu  decken, 
welchen  die  damals  gleichzeitig  erfolgte  Aufgabe  der  Personeu- 
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und  Pnckctpost  (forme  nationale  des  Messageries)  endgiltig  mit  sieh 
bringen  musste.  Diese  Verwaltung  hatte  allerdings  tbatsächlich 
mit  Deficiten  gearbeitet,  da  man  sieb  nicht  entschliessen  konnte, 
ihr,  wie  anfangs  beabsichtigt  war,  ein  ausschliessliches  Hecht  auf 
Fahrcurse  mit  festen,  nach  Tagen  und  Stunden  genau  bestimmten 
Abgangszeiten  in  wirksamer  Weise  zu  verbürgen.  Man  half  sich 
schliesslich,  indem  man  die  Messagericn  überall  der  Privatindustric 
Uberliess  und  eine  Steuer,  theils  als  Proportionalabgabe  von 
10  °/„  vom  Ertrag  der  P  e  r  s  o  n  e  n  -  F a  Ii  r z  c u  g  e  mit  r  e g  e  1  m  ä  s s  i  g  e  m 
Fuhrdienst  zwischen  verschiedenen  Orten  zu  fest  bestimmten  Abgangs 
zeiten,  theils  als  feste  Abgabe  von  anderen  „öffentlichen",  auf 
besondere  Bestellung  fahrenden  Personen-Fahrzeugen  einführte. 

Bei  der  ersten  Abgabe  wurde  ein  Viertel,  seit  IS]!»  ein  Drittel  für  leere  Plätze" 
abgereehriet.  Anfangs  auch  irr. wisse  Ausscnj>l.itze  nielit  berücksichtigt,  ferner  das  etwa 
im  Fahrpreis  entlialtene  ..Trinkgeld  '  nicht  mit  besteuert.  Im  Ptineip  betraf  und  be- 
trilft  die  Steuer  auch  den  Verkehr  zu  Wasser  im  lulandc.  1sU-l  wurde  dann  der 
regelmässige  W a  ar e n  v  e rk  eh r  /u  Lande  der  Piojiortionalabgabe  mit  unterzogen. 
Die  Hauptsache  ist  immer  die  Besteuerung  des  Personenverkehrs  geblieben. 
Abonnements  wurden  gestattet  1 1  so.Y).  M»it<  hcrlei  kleinere  Veränderungen  im  Tarif, 
in  der  liereelinungswei-.e  der  Abgaben  »ind  im  Laufe  der  Zeit  erfolgt  (->.  die  oben 
genannten  (ieset/e  u.  s.  w/.  An  L'asuistik  und  au  Zweifeln,  welche  die  .ludicatui 
entschied,  fehlte  es  auch  hier  nicht.  Die  Abgabe  unterstand  zuerst  der  Enregistreiuent- 
verwaltung,  IsO.')  wurde  sie  zum  Zweck  besserer.  Durchführung  und  l'ontrole  unter  die 
Verwaltung  der  indirecten  Steuern  -erteilt,  zu  welcher  sie  noch  gegenwältig  gehört. 

Diese  in  der  französischen  Steuergesetzgebung  beliebte  Com- 
bi nation  von  Proportional-  und  festen  Abgaben  ist 
geblieben  und  systematisch  ausgebildet  worden.  Zu  beiden  trat 
seit  1817  noch  eine  Licenz abgäbe  von  jedem  einzelnen  Fahr- 
zeug bei  der  Einfügung  der  „öffentlichen  Fuhrwerke"  in  das 
wesentlich  Controlzwecken  dienende  Licenzs}  stein  der  indirecten 
Besteuerung. 

Das  steuerpolitisch  entscheidende  Moment  in  der  Entwick- 
lung dieser  „Besteuerung  öffentlicher  Fuhrwerke"  war  dann  die 
systematische  Auwendung  derselben  auf  den  Eisenbahn- 
verkehr. Dadurch  wurde  zugleich  die  steigende  und  eine  all- 
mählich sehr  erhebliche  finanzielle  Bedeutung  dieser  Be- 
steuerung herbeigeführt. 

An  und  für  sich  war  es  nur  folgerichtig,  den  Personentransport 
der  Eisenbahnen  unter  die  einmal  bestehende  Besteuerung  der 
öffentlichen  Fahrzeuge  zu  stellen.  Das  Strauben  der  Bahngesell- 
schaften, welches  1hit  dem  Hinweis  auf  die  Benutzung  der  von  ihnen 
selbst  hergestellten  Bahnen,  als  ihrer  eigenen  Wege,  zu  begründen 
gesucht  wurde,  ist  daher  auch  mit  Hecht  zurückgewiesen  worden. 
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Da  die  Bahnen  aber  in  dem  Tarif  des  Personenverkehrs  nicht  bloss 
tlir  den  eigentlichen  Transportdienst  ihres  Fuhr-  und  Wagenparks, 
sondern  auch  für  die  Benutzung  der  Bahnen  selbst  bezahlt  wurden, 
so  war  es  gleichfalls  folgerichtig,  dass  die  Proportionalsteuer  nur 
von  dein  Tarifbetrag  für  den  ersteren  Dienst  erhoben  wurde. 

Dies  hnt  das  Gesetz  vom  2.  Juli  1>»3S  festgestellt,  wonach  im  Allgemeinen. 
Mangels  anderer  Iiestimmungeii.  1  des  Tarif  bctiags  und  «laber  Verkehrsertrags  al> 
der  der  I'roportionalabgabe  zu  unterwerfende  Theil  anerkannt  wurde.  S.  Näheres  über 
tliex.'ii  l'imct  bei  v.  Kaufmann.  S.  1.1-1  ff.  wo  in  der  sonst  guten  Darstellung  nur  di- 
scharfe  steuerpuliiisehc  Auffassung  mang<dt  und  die  schärfere  Entwicklung;,  wie  öfter» 
bei  ihm,  zu  einseitig  auf  bloss  hValische  Kucksichten  zurückgeführt  wird.  Auel, 
Hoek,  S.  417.  hebt  den  entscheidenden  prinzipiellen  Punct  nicht  hervor.  S.  auch 
Vignes,  1.  H>2,  lUock,  di<  t.  Art.  voitures  publ. .  No.  9.  10.  Art.  chcinins  de  fer. 
No.  <I2.  St  mir  in.  I,  11."».  Hier  wird  überall  das  Wesen  der  alleren  und  ihr  Unter- 
schied von  der  neuen  Eisenbahnsteuer  verkannt.  Eine  .,  Ausnahm e"\  wie  im 
Hluek  sehen  dict.  a.  a.  O.  in  No.  10  gesagt  wird,  also  eine  Art  Steuer  p  ri  v  i  leu . 
war  die  frühere  lieschränkung  der  Eisenbahnabgabe  auf  die  Steuer  vom  eigentlichen 
Transporldienst  nicht,  sondern  etwas  nach  dem  Leiste  der  bestehenden  Transport  - 
steiler  Nichtiges.  Es  ist  auch  nicht  zu  vergessen .  dass  die  damalige  französische 
Eisenbahnge-n-tzgebuiiü  ,  wie  auch  die  anderer  Lander,  so  die  prenssisehc  ,  noch  dir 
Idee  «ler  Möglichkeit  der  Trennung  des  Fährverkehrs  vom  Besitz  der  Rahngelets- 
anhing.  wobei  dann  eine  uns  jetzt  fremdartig  und  sonderbar  vorkommende  Zusammen- 
setzung des  Tarifs  aus  zwei  Elementen,  für  den  eigentlichen  Trans] »ort  und  für  die 
Kalmbenutzung,  wieder  nur  folgerichtig  war. 

Im  Jahre  1855  wurde  dann  aber  die  Besteuerung  des  Eisen- 
bahnverkehrs umgestaltet  und  damit  dieselbe  Uberhaupt  Steuer 
politisch  zu  etwas  Anderem  gemacht,  als  sie  bis  dahin  geweseu 
und  als  die  allgemeine  Steuer  auf  „öffentliche  Fahrzeuge4'  war  und 
blieb.  Wird  die  Eisenbahnsteuer  auch  seitdem  nach  wie  vor  als 
ein  Glied  dieser  allgemeinen  Steuer  aufgefasst,  so  ist  sie  das  doch 
nur  noch  formell,  ihrem  Wesen  nach  hat  sie  sich  so  verändert, 
dass  eigentlich  eine  neue  Steuer  vorliegt.  Das  Gesetz  vom  14.  Juli 
1855  bestimmte  nämlich,  dass  die  Proportionalabgabe  von  10°  ,„ 
nebst  Zuschlägen,  von  dem  ganzen  tari f in äss i gen  Prei  se. 
daher  Erträge  des  Personenverkehrs  der  Eisenbahnen,  ferner  auch 
des  Eilgut  Verkehrs  berechnet  werden,  den  Eisenbahnen  aber  auch 
die  wohl  schon  geübte,  jedenfalls  von  ihnen  beanspruchte  Be- 
rechtigung, diese  Steuer  zum  concessionirten  Tarifsatze  hinzu- 
zuschlagen, gestattet  werden  sollte.  So  ist  diese  Steuer  äusser- 
lich  eine  Ertragssteuer  vom  genannten  Eisenbahnverkehr, 
ihrem  Wesen,  ihrer  vornemlichen  Wirkung  und  schliesslich  auch 
selbst  ihrer  Form  nach  eine  indirecte,  durch  die  Bahnverwaltung 
mit  erhobene,  regelmässig  vom  Benutzer  der  Bahntiansportdienste 
getragene  Verbrauchs-  oder  Genussstcuer  geworden.  Das 
Gewerbesteuerartigc,  auch  das  nicht  ganz  fehlende  Gebilhreuartige 
der  allgemeinen  Fahrzeugsteuer  ist  damit  in  der  Hauptsache  ver 
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schwunden.  Sie  muss  daher  auch  principiell  anders  als  letztere 
beurtheilt  werden. 

Das  ist,  so  viel  ich  sehe,  in  der  Literatur,  so  in  der  oben  genannten,,  übersehen 
oder  nicht  richtig  erkannt  worden,  auch  von  v.  Kauf  mann  niclit.  der  hier  immer 
nur  einseitig  fiscalische  Tendenzen  sieht.  Nebenbei  bemerkt  ist  der  wirkliche 
»teuerpolitische  Charactor  einer  Steuer  wie  der  französischen  Eisenbahnsteuer  von 
1  *>.">5  übrigens  mit  nach  der  Antwort  auf  die  schwer  zu  entscheidende  Trage  /u  be- 
stimmen, welche  Kückwirkung  eine  solche  Steuer  auf  Verkehr.  Tarife,  Keiiicrtrage  hat. 
Ich  möchte  doch  annehmen,  auch  nach  der  Höhe  der  Steuer,  dass  dieselbe  nach  dieser 
uwthmaasslichen  Kückwirkung  immerhin  etwas  wie  eine  Ertragssteuer  der  Eisenbahnen 
mit  wirkt.  Kür  die  Beurtheilung  des  Steuergesetzes  von  1.SS5  kommt  das  mit  in 
Betracht. 

Die  Umgestaltung,  welche  hiernach  gerade  die  Eisenbahn- 
steuer durch  das  Gesetz  von  1855  erlangt  hat,  wird  man  mit  Rück- 
sicht auf  die  Stellung  des  Eisenbahnwesens  unter  den  Communi- 
cations- und  Transportanstalten  der  Gegenwart  und  auf  die  ganze 
Gestaltung  des  französischen  Steuersystems  steil  erpolitisch 
nicht  so  durchaus  missbilligen  können,  wie  es  wohl  geschehen  ist. 
Nach  der  rechtlichen  Natur  der  Privat- Eisenbahnen,  schon  in  Betreff 
ihrer  Entstehung,  ist  eine  Sonderstellung  derselben  im  Steuerwesen 
nicht  ungerechtfertigt.  Nach  der  factisch  mehr  oder  weniger  mono 
polistischen  Stellung  im  Vcrkehrsleben  ebenso  wenig.  Allerdings 
wird  man  nach  beiden  Momenten  zunächst  nur  eine  besondere 
Ertrags  besteuerung  der  Bahnen  billigen  können,  nicht  die  im 
französischen  Recht  gestattete  Tarifsatzerhöhung  um  die  Steuer, 
also  die  Ueberwälzung  auf  das  Publicum.  Und  in  der  That  ist 
dies  der  misslichere  Puuct.  Aber  selbst  daftir  lässt  sich  geltend 
machen,  dass  eine  derartige  Steuer  in  ein  Steuersystem  immerhin 
hinein  passt,  welches  wie  das  französische  so  allgemein  dahin 
strebt,  die  Tragung  der  grossen  Steuerlast  durch  Vertheilung  der 
letzteren  auf  möglichst  viele  Verkehrsacte,  Consume,  Rechtsgeschäfte 
zu  erleichtern.  Verkehrspolitische  Bedenken  bleiben  trotzdem  gewiss, 
aber  sie  müssen  und  dürfen  auch  wohl  beim  Personen-  und 
Eilgut  verkehr  den  in  Frankreich  einmal  gebotenen  finanziellen 
Rücksichten  weichen.  Beim  Frachtverkehr  liegt  die  Sache  anders. 
Hier  ist  die  in  der  Finanznoth  nach  dem  letzten  Kriege  1874  ein- 
geführte Steuer  denn  auch  bald  wieder  beseitigt  worden  (1878). 

Der  finanzielle  Schwerpunct  der  ganzen  „Transportsteuer"  ist 
durch  die  grossartige  Entwicklung  des  Eisenbahnverkehrs  und  die 
starke  Erhöhung  der  Steuer  seit  1871,  aber  auch  wesentlich  mit 
durch  die  Umgestaltungen  des  Gesetzes  von  1855  durchaus  in  die 
Eisenbahnsteuer  verlegt  worden.  Diese  bringt  jetzt  an  95°;,  des 
Gesamratsteuerertrags  von  ca.  90  Mill.  Frcs.  auf.    Erst  durch  die 

A.  Waffiior,  Finanz wisoenvlüift.   III.  37 
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Ausdehnung  der  Steuer  auf  die  Eisenbahnen  und  durch  die  genannte 
Steuererhöhung  ist  die  ganze  Steuer  so  zu  einem  erheblichen  Finanz 
objeet  für  das  französische  Budget  geworden. 

Ob  Frankreichs  Finanzlage  eine  Wiederermässigung  der  Steuer 
so  leicht  und  bjild  zulassen  wird,  wie  es  im  Verkehrsinteresse  er- 
wünscht wäre,  ist  fraglich  und  wäre  gegenüber  so  vielen  anderen 
bedenklicheren  Steuern  nicht  durchaus  rüthlich.  Eber  könnte  man 
daran  denken,  die  wenig  einträgliche  und  durch  die  Einrichtung 
und  die  Controlen  viel  lästigere  Besteuerung  der  übrigen  Fahr- 
zeuge aufzuheben:  gewissermaassen  jetzt  nur  noch  ein  Anhängsel 
der  Eisenbahnsteuer,  wenn  auch  der  Ausgangspunct  dieser  ganzen 
Steuergattung.  Abgesehen  von  auch  hiergegen  noch  etwas  mit- 
sprechenden finanziellen  Bedenken  wird  aber  nicht  nur  der  alte 
Bestand  der  Steuer,  sondern  auch  der  französische  Sinn  für  strenge 
„Steuersystematik",  in  welcher  letzterer  man  in  Frankreich 
wohl  ohne  Weiteres  die  Erfüllung  der  Gerechtigkeitsforderungen 
sieht,  dagegen  sich  auflehnen. 

§.  231».  2.  Einrichtung  und  Tarif  der  Transport- 
besteuerung. Nur  dem  „öffentlichen"  Verkehr  dienende 
Fahrzeuge  sind  steuerpflichtig,  also  frei  die  Privat  fuhrwerke  ftlr 
die  persönlichen  Zwecke  des  Besitzers.  Für  diese  besteht  jetzt 
als  direetc  Gebraucbsstcuer  eine  eigene  Wagensteuer,  mit  welcher 
die  hier  behandelte  nicht  zu  verwechseln  ist.  Bei  letzterer  sind 
dann  nach  der  gegenwärtigen  Gesetzgebung  folgende  Fahrzeug- 
und  Transport  zweige  zu  unterscheiden,  bei  welchen  hier  die 
jetzt  geltenden  Tarifsätze  gleich  beigefügt  werden. 

S.  bes.  (ios-t/  vom  11.  .Juli  WH.  Deeret  vom  21.  Mai  1*3^1;  Tarit'ubersirbt. 
Bull    XVI.  5.M.V 

a)  Oeflentliehe  Fahrzeuge  (Wagen)  für  den  Verkehr  zu  Land 
und  zu  Wasser  und  zwar 

«)  mit  regelmässigem  Fahrdienst,  d.  h.  einem  solchen, 
welcher  zwischen  mehreren  Puncten  zu  bestimmten  Abgangs- 
zeiten erfolgt,  Hier  findet  die  Proportionalabgabe  An- 
wendung. 

Der  Tarifsatz  im  riinrip.il  ist  '  des  IVises  <l.-r  Plätze  der  Fahrgäste  um! 
ili-s  lur  den  Waan-nf räuspert  bezahlten  Preises,  einerlei  ob  für  jeden  Fall  oder  im 
Ali-)iiiiein«.nt  erhoben.  Die  Berechnung  erfüllt  jetzt  in  der  Weise,  dass  bei  Tarif- 
sätzen von  .")(»  Cent,  und  darüber  IV  .."  „  der  Nettoemiiuhmen  oder  1'  4H  der  Brutto- 
einnahmen, bei  Tarifsätzen  unter  50  Cent.  1 2  0  „  der  erste  reu  oder  •  is  der  letzteren 
die  Stt'iie.rH-huldi'j-k«  d  (  mit  allen  Zusehliifjen  /um  Prineipal'  bilden.  Krtrae  nur  norh 
unbedeutend.  für  Keis.  ndc  2H».f.ss.  lur  Waaren  blos>  2  VW  1  res. !  (Bull.  XXlll, 

■ls-y  Dies  erklart  -ieh  aus  den  V.  riiii.l-  run^.  n  des  (leset/es  von  l>7**  (s.  n.V  Früher. 
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z.  B.  IsTti.  war  der  Ertrag  :inc|.  ausserordentlicher  Dienst,  s.  u.)  erheblich  höher 
2.434.000  Frcs.  für  Personen  und  Mi.000  für  Waaren  (Bull.  I,  146). 

ß)  (Micth-) Fahrzeuge  auf  Bestellung.  Hier  besteht  die 
teste  Abgabe,  theils  nach  Fahrzeugen  (AVagen),  theils  nach 
Plätzen. 

Zu  diesem  Verkehr  werden  jetzt  auch  Wagen  mit  bestimmtem  Dienst  zwischen 
zwei  Puncten  gerechnet,  wenn  dieselben  die  Stadt  nicht  oder  nicht  über  40  Kilometer 
weit  verlassen,  vorausgesetzt,  dass  nicht  eine  unmittelbare  Fahrtfortsetzung,  auch  nicht 
mit  Wagenwcchsel ,  nach  entfernteren  Puncten  stattfindet  (daher  voitures  assimiles 
au  äcnrice  d'oecasion.  Gesetz  vom  11.. Juli  1879.  Art.  2,  wodurch  eine  Ausnahme  von 
Art.  112  des  Gesetzes  vom  2*».  Marz  1 S 1 7  begründet  wird).  In  Folge  dessen  fallt 
derOmnibus-  und  P ferd.  bahnverkehr  jetzt  unter  diese  feste  Abgabe,  woraus  sich 
die  Geringfügigkeit  des  Ertrags  unter  v.  mit  erklärt.  Die  Ausnahmebestimmung  bestand 
übrigens  vordem  schon,  aber  nur  innerhalb  15  Kilometer  Entfernung  (Gesetz  vom 
28.  Juni  1S33.  Art.  $\ 

Der  jetzige  Tarif  ist  eine  feste  Jahresabgabe  fur  Wagen  von  1-2  Plätzen  von 
50  Frcs.,  3  Plätzen  75  Frcs.,  4  Plätzen  100  Frcs.,  5  Plätzen  120  Frcs. .  0  Plätzen 
137%  Frcs.-.  fur  grössere  Wagen  (Waggons,  auch  Schiffe)  von  6  —  50  Plätzen  pro 
Platz  121/,.  von  51  —  150  desgl.  fi1/,.  über  150  3\M  Frcs.  pro  Platz.  Der  Ertrag  war 
18S6  4.549.500  Frcs.,  früher,  z.  B.  1S76,  nur  3.017.000  Frcs  Ausserdem  18H6  fiir  in 
diese  Kategorie  gestellte  Eisenbahnen  84,990  Frcs. 

y)  Fahrzeuge  im  ausserordentlichen  Dienst,  d.  h.  zur 
Aushilfe  bei  Bewältigung  des  „regelmässigen"  Dienstes  (unter  u). 
Hier  besteht  dieselbe  Proportionalabgabe  wie  bei  a. 

Und  zwar  mit  dem  gleichen  Tarifsatze.  Ertrair  incl.  des  „vorübergehenden" 
Diensts  (u.  6)  18»6  23.903  Frcs. 

J)  Fahrzeuge  im  vorübergehenden  Dienst,  d.h.  bei  ein- 
zelneu besonderen  Gelegenheiten,  wie  öffentlichen  Festen  u.  dgl. 
(service  accidentel).    Iiier  besteht  eine  massigere  feste  Abgabe. 

Fnr  den  Platz  und  Tag  jetzt  mit  Zuschlägen  18%  Centimes. 

b)  Eisenbahnen.  Sie  unterliegen  der  Proportional  abgäbe 
vom  Ertrag  des  Personenverkehrs  und  des  Eil  gut  Verkehrs 
fgrande  vitesse). 

Die  IbdmgeselUc  haften  können  zwischen  der  Erhebung  der  Steuer  nach  der 
wirklichen  Einnahme  und  im  Abonnement  wählen  (Decret  von  1  SS  1 1.  Im 
letzteren  üblichen  Falle  werden  der  Berechnung  der  Steuer  jetzt  zu  Grunde  gelegt 
die  tarifmässigen  Koheinnahmen  der  Bahngesellschaftcn  für  beide  genannte  Verkehre 
(Postcollis  sind  jedoch  frei).  Davon  sind  20  oder  18.S3I  .  .  .  "  „  von  Tarifeinheiten 
von  50  Cent  und  darüber.  ,,,  oder  10.714  ...  °/„  von  solchen  unter  50  Cent,  zu 
entrichten,  was  den  gesetzlichen  Betrag- n  von  22'  ..  und  12°  0  mit  Zuschlägen1)  der 
,. Nettoeinahmen"  gleich  gilt.  2  Cent,  pro  Einnahuiepost  werden  (Decret  vom  21.  Mai 
l^Sli  dabei  von  den  ersteren  Fällen  abgerechnet,  vorbehaltlich  einer  Kevision  dieses 
Abzugs  alle  5  .lahre.  Früher  war  die  Be.rechnungsweise  streitig,  namentlich  jn  Betreti 
der  Zuseblagsdcc.imen  und  der  10"  0  neuen  Steuer  von  1>71,  oh  beide  nämlich  von 
den»  alten  Steuer-  Principulsatz  oder,  nach  eingetretenem  Zuschlag  dieselben  zum  Tarif 
der  Bahn,  von  dem  ganzen,  die  Steuer  schon  in  sich  enthaltenden  Satze  zu  berechnen 
seien,  was  die  Steuerverwaltung  behauptete.  S.  darüber  Block,  dict.  Art.  voit.  publ. 
No.  11.  12.  v.  Kaufmann,  a.  a.  ().,  S.  437.  Jetzt  ist  die  Sache,  wie  angegeben, 
tieregelt,  abo  der  wirklich  erhobene  Steuersatz  procentweise  doch  niedriger  als  der 
gesetzliche.  Ein  Fortschritt  in  der  Uiehtung  besserer  Steuervertheilung  wäre  es,  wenn 
man  bei  der  Besteuerung  des  Personenverkehrs  die  Wae e n c lasse n  unterschiede 
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und  diese,  statt  proportional,  progressiv,  aui  Modrigsten  die  3..  am  Höchsten  die  1., 
belegte.  —  Der  Ertrag  ist  endgiltig  immer  erst  nach  Abschlug  der  Rechnungen 
der  Hahnen  festzustellen.  Er  war  für  Personen  in  18S0  nach  der  Absclilussrechnung 
72.42  Mill.  Frcs.,  für  Eilgut  15.47.  zus.  S7.S9  Mill.  Eres.,  nach  den  durch  die  Steuer- 
verwaltung während  des  Jahres  selbst  eonstatirten  Summen  b.zw.  02.70 ,  12.83. 
75.53  Mill.  Pres. 

Zu  diesen  Steuern  treten  noch  Licenz gebühren  und  Ge- 
bühren für  die  Fahrzeug-  oder  Wagen  -  Controhnarke.  Dem 
Licenzzwang  mit  seiner  Gebühr  und  dem  Controlmarken- 
zwang  unterliegen  alle  Wagen  und  Schiffe  für  den  regel- 
mUssigen  und  den  ausserordentlichen  Dienst,  einschliesslich 
der  Eisenhahnwagen,  der  Controlmarke  auch  die  auf  Bestellung 
fahrenden  Wagen. 

Die  Liceuzgcbuhr  betraut  jährlich  mit  Zuschlägen  0\'4  Frcs.  pro  Waggon,  Wagen. 
Schiff  nur  für  zweirädrige  Wagen  2%  Frcs.);  für  Wagen  auf  Bestellung  (,*).  daher 
Droschken  u.  dgl.  wird  an  Stelle  di<ser  Licenzgebuhr  nur  ein  Stempel  von  10  Cent, 
erhoben.  Die  Controlmarke  besteht  in  einem  kleinen  amtlichen  Metallsehild .  das  an 
jedem  Fahrzeug  angebracht  werden  muss  und  2  Frcs.  kostet  icstampille).  Der  Controle 
in  Folge  des  Uccnzzwangs  unterlagen  1873  und  1 SS5  Eiscnbahnunternehmungen 
bezw.  US  und  00,  Unternehmer  öffentlichen  Fuhrwerks  mit  regelmässigem  Dienst  4332 
und  515,  mit  Bestellungsdienst  10,301  und  13.700  i^Bull.  XX,  MO  .  In  diesen  Zahlen 
zeigt  sich  der  Einfluss  des  Gesetzes  von  1*79. 

Der  Eisen  bah  n  fra  cht  verkehr  unterlag  nach  dem  Gesetz  vom  21.  März  1*574 
einer  5°0  Abgabe  vom  eigentlichen  Frachtpreis  zuzüglich  der  Lade-  und  Entlade- 
gebühren, der  Bahnhofsspesen  und  Uebergangsgebühren  zwischen  verschiedenen  Netzen 
dir  alle  \\  aaren  und  Gegenstände,  welche  nach  dem  Tarif  für  „petitc  vitesse"  befördert 
werden.  Auch  diese  Steuer.  die  keinen  weiteren  Zuschlägen  unterlag,  durfte  auf  den 
Tarifsatz  geschlagen  werden.  Befreit  blieben  W aaren  im  Transit  von  einer  zur  anderen 
Frenze  und  Waaren  im  direeten  Verkehr  nach  ilem  Ausland.  (Näheres  im  Decret  vom 
22.  Mai  1S74,  Dcjean,  code,  p.  38^  II.).  Die  Steuer  trat  noch  für  einen  Theil  von 
1S7I  in  Kraft  und  hörte  mit  I.  Juli  1s7s  wieder  auf  ! Gesetz  vom  20.  März 
Ertrag  ls70  28.11  Mill.  Frcs. 

Der  Gesammtcrtrag  der  Transportsteuer  (ohne  die  eben  genannte)  war  (Faure. 
p.  121 1  in  Mill.  Frcs. 


von  Eisen- 

von anderen 

Summe. 

bahnen. 

Fahrzeugen. 

1^00  32.98 

5.21 

3*19 

1873  04.30 

5.42 

09.77 

1878  S8.23 

5.89 

89.12 

1879  75.01 

5.05 

80.90 

1>83  00.10 

4.72 

94.88 

1S87  (Ansc-hl..  85.82 

4.82 

00.64 

Man  ersieht  besonders  den  Einfluss  der  starken  Erhöhung  der  Eisenbahnsteuer 
um  ein  weiteres  Zehntel  des  Tarifpreises,  sowie  den  Einfluss  des  Gesetzes  von  187M 
auf  die  Abnahme  der  Erträge  von  anderen  Fahrzeugen.  Vor  dem  Kriege  kam  von 
dem  Steuerertrage  auf  letztere  1  H— ' /,,  jetzt  nur  noch  etwas  über  5°/0. 

Die  Veranlagung  und  Erhebung  der  Steuer  erfolgt  bei  den  gewöhnlichen  Fahr- 
zeugen auf  Grund  von  vorgeschriebenen  Deklarationen  der  Unternehmer  über  alle 
einzelnen  für  die  Besteuerung  wichtigen  Punctc.  Der  Licenzzwang,  die  ihm  ent- 
springenden Controlieehte  der  Verwaltung,  die  Controlmarkirung  der  Wagen  dienen 
zur  Sicherung  der  gesetzlichen  Besteuerung.  Ueber  die  Erfüllung  der  Verpflichtungen 
werden  Scheine  ausgestellt,  welche  die  Wagenführer  stets  bei  sich  tragen  müssen. 
Für  den  Verkehr  im  regelmässigen  Dienst  sind  Bücher  und  Register  mit  bestimmter 
Einrichtung  zu  lühren.  Auch  Abonnements  sind  in  gewissen  Fidlen  statthaft.  Straf- 
androhungen vervollständigen  da*  ziemlich  complicirte  und  lastig.'  BesteuerungssyMcui, 
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dessen  zahlreiche  Einzelheiten  und  Abweichungen  bei  den  oben  unterschiedenen 
Üienstzweigeu  hier  nicht  weiter  verfolgt  werden  sollen.  S.  die  hierauf  näher  ein- 
gehende Darstellung  von  v.  Hock  und  im  Block 'sehen  dictionn.  Da-,  Einzelne-  ist 
mit  der  üblichen  Schärfe  und  Consequenz  des  französischen  Steuerrechts  durch- 
gearbeitet und  stellt  in  seiner  Gesaunintheit  wieder  «  in  merkwürdiges  Beispiel  davon 
dar,  was  sich  der  französische  Verkehr  und  Gewerbebetrieb  im  Gebiet  der  indirecten 
Steuern  und  Verkehrsteuern  (Enrcgbtreinent  und  Stempel)  an  fiscalischen  Plackereien 
und  Controlen  gefallen  lusst,  während  man  in  der  directeu  Üesteueruug  so  spröde  i^t. 
iu  die  persönlichen,  ökonomischen  Gcschäftverhältnisse  dem  Fiscus  Einblick  zu  ge- 
währen. 

Die  Geschäftsführung,  das  Rechnungswesen ,  die  Oellentliebkeit,  die  Hetriebs- 
concentration  im  Eisenbahnwesen  erleichtern  eine  solche  Besteuerung  viel  mehr  als 
diejenige  der  so  zersplitterten  sonstigen  Fuhrwerksunteinchmungen.  Die  neuere  Ent- 
wickclung  im  Verkehrswesen  ist  daher  auch  in  diesem  Puncto  dieser  Transport.steuer 
sehr  zu  Gute  gekommen. 

Seeschiffe  und  Socschifffahrtsverkehr.  auch  der  Personenverkehr  dabei 
unterliegen  der  Steuer  nicht  mit. 

4.  Kuckblick  auf  die  französische  Verkchrsbestouerung  im  Ganzen. 

240.  Stellt  man,  wie  wir  es  hier  gethan  haben,  die  Trans- 
portsteuern zur  Verkebrsbestcuerung,  also  zu  Einer  Hauptgruppe 
der  Besteuerung  mit  dem  Euicgistremcnt  und  Stempel  zusammen, 
so  erhält  man  von  dieser  Gruppe  gegenwärtig  in  Frankreich  einen 
Ertrag  von  ca.  765  Mill.  Eres.  —  auch  noch  nach  der  Abnahme 
des  Enregistremcntertrags  in  den  allerletzten  Jahren,  vordem  von 
rund  800  Mill.  Frcs.  und  mehr.  —  Das  ist  nahezu  das  Doppelte 
des  Ertrags  der  directen  Staatssteuern,  nur  etwa  100—150  Mill. 
weniger  als  der  Ertrag  der  Zölle  und  indirecten  Verbrauchssteuern 
(ohne  Monopole  und  Zuckersteuer)  zusammen,  mehr  als  das  Doppelte 
des  Rohertrags  des  Tabaksmonopols  und  au  30  °  0  des  gesummten 
gegenwärtigen  Staatssteuerertrags.  Die  ungemeine  Wichtig- 
keit dieser  Stcuergrnppe  als  Finanzobject  im  französischen  Staats- 
haushalt ergiebt  sich  hieraus,  aber  auch  die  ausserordentliche 
Belastung  des  „Verkehrs"  in  dem  hier  gemeinten  Sinne. 
Nicht  zu  vergessen  ist  dabei  Übrigens,  dass  die  Erbscbafts- 
und  Schenkungssteuern  im  französischen  Enregistrement  in- 
begriffen sind. 

In  steuertechnischer  Beziehung  giebt  es  kaum  ein  feineres 
und  verwickelteres,  daher  interessanteres,  freilich  aber  auch  lästigeres 
Stenergebiet  als  dasjenige  dieser  französischen  Verkehrsbesteuerung : 
rein  fiscalisch,  steuertechnisch  betrachtet  eine  bewun- 
dernswerthe  Leistung,  der  man  in  der  französischen  und 
sonstigen  Besteuerung  schwer  etwas  Aehnliches  zur  Seite,  geschweige 
ihr  voranstellen  kann.  Steuer  politisch  freilich  kein  unbedenk- 
liches Lob! 
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In  steuerpoli  tisch  er  Hinsicht  kommen  aber  auch  noch 
sonstige  Bedenken,  anderseits  allerdings  auch  günstige  »Seiten  dieser 
„Verkehrsbesteuerung"  in  Betracht, 

Bei  der  Zufälligkeit,  ob  und  in  welchem  Maasse  die  ein 
zelnen  Personen  von  dieser  Besteuerung  getroffen  werden,  kann 
von  einer  Erfüllung  der  „Gerechtigkeitspostulate"  der  Allgemeinheit 
und  Gleichmässigkeit,  von  einer  Ucbereinstimmuug  der  Besteuerung 
durch  Kegistcrabgaben ,  Stempel  und  Transportsteuern  mit  dem 
„leitenden  Grundsatze"  der  modernen  französischen  Steuerpolitik, 
„Jeden  nach  seinen  Fähigkeiten  zu  belasten",  durchaus  nicht  die 
Rede  sein. 

Und  /war  nicht,  wenn  man  diese  grosse  Steuergruppe  allein  fur  sich.  un<l 
c b c n  so w e«  i  tr ,  zum  Theil  selbst  noch  weniger,  wenn  man  sie  mit  der  directeii 
und  mit  der  Vcrbrauchsbestcuerung  zusammen  betrachtet:  noch  weniger,  wenn  man 
bedenkt,  wie  schwer  die  Kcchtsgesohafte  des  Immobiliarverkeh  rs  belegt  sind, 
während  doch  die  Immobilien  schon  durch  die  directe  Besteuerung  —  die  Häuser 
eventuell  durch  drei  directe  Steuern!  —  getroH'en  weiden.  Die  Steuerlast,  welche 
einmal  Dank  der  französischen  Staatsgeschichte  zu  tragen  ist.  wird  durch  die  Verkehrs- 
steuern nach  ganz  anderen  Grundsätzen  auf  die  Bevölkerung  rcrthcilt,  als  durch  die 
beiden  anderen  (iruppen.  Aber  ob  überhaupt  „gerechter"  und  nicht  noch  ungerechter, 
in  welchem  tirade  „gerechter",  wenn  das  erste  „ob"  selbst  bejaht  werden  sollte,  das 
i<t  zweifelhaft  genug. 

Andererseits  bleibt  doch  die  Thatsache  bestehen,  wiegt  steuer- 
politisch  schwer  und  spricht  zu  Gunsten  dieser  Stcuer- 
gruppc,  dass  eben  durch  ihre  drei  Hauptgliedcr^  die  Register 
abgaben,  Stempel  und  die  Eisenbabnsteucr,  die  Tragung  des 
betreffenden  Theils  der  französischen  Steuerlast  er- 
leichtert und  vielleicht  erst  möglich  gemacht  wird, 
weil  das  „Lastenverth eil ungs principe  bei  ihnen  ein  so 
ganz  andere 8  als  bei  den  diicctcn  und  den  Verbrauchssteuern  ist. 

Kein  erfahrener  Steuerpractiker  und  kein  besonnener  Theoretiker  wurde  wohl 
trotz  der  schweren  Mängel  dieser  Verkehrssteiiern  die  Aufhebung  derselben  zu  ver- 
langen und  den  Ausfall  dann  durch  Steuern  der  beiden  anderen  (iruppen  zu  decken 
wagen.  W  urde  man  wirklich  so  vorgehen,  so  wäre  das  Krgebniss  fur  die  Lastenver- 
thcilung,  nach  dem  Maassstabe  „gerechter"  Besteuerung,  schwerlich  ein  besseres,  der 
wirtschaftliche  Druck  der  übrigen,  entsprechend  vermehrten  oder  erhöhten  Steuern 
wohl  noch  grösser,  dem  Einzelnen  empfindlicher,  der  volkswirtschaftliche  und  social« 
Nachtheil  einer  so  ausserordentlich  hohen  Besteuerung,  wie  die  französische  (icsammt- 
besteucrung  einmal  sein  muss.  höchst  wahrscheinlich  noch  bedeutender. 

In  allen  diesen  Hinsichten  erweist  sich  die  französische  Ver 
kehrsbesteuerung  auch  geeignet,  jene  Function  zu  tt hernehmen, 
welche  ihr  nach  der  prineipicllen  steuersystematischen  Aufgabe 
dieser  ganzen  Steuergruppe  obliegt:  die  Function  der  Ergänzung 
und  des  Ersatzes  gegenüber  anderen  Steuern  im  gesammten 
practischen  Steuersystem. 
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Kin.  II,  4b"  II.  (jcwbs  vielfach  nur  in  roher,  an  sich  nicht  eben  befriedigender 
Weise,  aber  doch  so,  dass  man  diese  Besteuerung,  als  Ganzes  betrachtet,  nicht  ent- 
behren möchte,  weil  sonst  das  Steuerwesen  noch  weit  mehr  Mangel  aufweisen  würde. 

Indem  die  zahlreichen  einzelnen  Abgaben  dieser  grossen  Steuer- 
gruppe  einen  Reitrag  zu  Gunsten  der  Staatscasse  dem  Einzelnen  da 
abfordern,  wo  sieh  letzterer  im  Besitz  von  Vermögen,  Einkommen, 
wirtschaftlicher  Leistungsfähigkeit  bei  einem  Rechtsgeschäft,  in 
einer  Beurkundung  u.  s.  w.,  bei  einem  Transportart  zeigt,  Uber- 
nimmt die  betreffende  Besteuerung  denn  auch  die  Aufgabe,  welche 
den  directen  Einkommen-  und  Vermögenssteuern  zukäme 
und  anderswo  diesen  obliegt  Was  in  dieser  Beziehung  oben  (§.  225) 
vom  Enregistrement  speciell  gesagt  wurde,  lässt  sich  cinigermaassen 
ftlr  die  ganze  französische  Verkehrsbesteuerung  verallgemeinern. 

Stouerpolitisrhe  und  steuertechnische  Vorzug*  wie  Nachtheile  sind  mit  dem  einen 
wie  mit  dem  anderen  Wege  nach  dem  gemeinsamen  Ziele:  einer  Besteuerung  nach 
der  „wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit  ',  verbunden.  Wo  die  Besteuerung  einmal  so 
hoch  sein  inuss,  wie  unter  französischen  Verhältnissen,  hat  der  Weg  der  Verkehrs- 
bestcuerung.  ähnlich  wie  derjenige  der  Verbrauchsbesteuerunsr,  verglichen  mit  dem 
der  directen  Besteuerung,  immerhin  den  besonders  schwer  wiegenden  Vorzug,  den 
Druck  der  Steuerlast  durch  Vertheilung  der  letzteren  auf  zahl  iei<  h  e 
einzelne  Kalle  im  w  i  r  th  sc  ha  f  tl  i  c  hen  Leben  —  eben  He«  -.ht^eschafte.  l'rkunden- 
ausstellung  u.  s.  w..  Transportable  -  weniger  empfindlich  zu  machen.  Ich  möchte 
annehmen,  dass  /..  B.  solche  mehr  oder  weniger  klar  bewusste  und  selbst  unbewusstc 
Momente  es  mit  erklären,  dass  man  die  Deckung  des  neuen  plötzlich  ungeheuer  ver- 
mehrten Steuerbedart's  nach  1S70-—71  in  su  besonders  starkem  Maasse  mittelst  der 
Ausdehnung  und  Steigerung  der  V«  rkehrsbesteuerung  bewerkstelligte. 

Bei  dem  jetzt  einmal  für  unabsehbare  Zeit  gegebenen  und 
dem  immer  weiter  sich  steigernden  Steuerbedarf  wird  daher  auch 
wohl  in  Frankreich  an  eine  Umgestaltung  dieser  Besteuerung, 
soweit  damit  eiue  st  urkcErtragsver  Minderung  der  letzteren 
verbunden  sein  würde,  kaum  zu  denken  sein. 

FUr  die  Reform  frage  möchte  sich  daraus  ergeben:  man 
sollte  wenigstens  die  schlimmsten  Puncte,  welche  wohl  im 
Enregistrement  und  hier  in  den  Besitz weehselabgabeu 
von  Immobilien,  ferner  im  Gebiete  des  Stempel s  im  Dimen- 
sion h  Stempel  liegen,  zu  verbessern  suchen.  Auch  Reformen  dieser 
Art,  welche  kleinere  Ausfälle  ergäben,  wären  aber  wohl  an  die 
Voraussetzung  gebunden,  dass  eine  directe  Einkommen-  oder 
Einkommen-  und  Vermögenssteuer  eingeführt  würde,  wie 
wir  oben  (S.  502)  bei  dem  Rückblick  auf  die  directe  Besteuerung 
schon  empfohlen  haben. 

Denn  die  directen  Ertragssteuer n  Frankreichs  allein 
können  solche  Ausfälle  nach  ihrer  technischen  Einrichtung  schwer- 
lich decken,  oder  es  würde  das  andere  überwiegende  Bedenken 
haben.  Die  Verbrauchssteuern  aber  hierfür  noch  immer  weiter 
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anzuspannen  erscheint,  einmal  nicht  hinlänglich  sicher  ausführbar  — 
wenn  man  nicht  in  weiteren  Monopolen,  wie  dem  des  Branntweins, 
das  Hilfsmittel  finden  sollte  und  möchte  — ,  anderseits  sonst  wieder 
zu  bedenklich.  Verbleibt  der  Haupttheil  der  Erträge  aus  den 
drei  grossen  Verkehrssteuern,  so  handelt  es  sich  auch  nur  um  eine 
massig  hohe  supplementäre  direetc  Einkommensteuer,  was 
deren  Einführung  und  Einbürgerung  wesentlich  erleichtern  würde. 

C.  Die  A  nfallcrw<rb>-Bcsteuerung.  insbesondere  d  ie  E  r  bs  r  hat  ts  -  und 

Sehen  ku  ngsb  estcuerung. 

Von  den  beiden  hierher  gehörigen  französischen  Steuern,  den  Erbse  ha  fts- 
tirni  Schenkungssteucrn  und  den  Steuern  auf  Loose  sind  die  erstereu  ganz  im 
System  der  französischen  !( egisterabga  ben  enthalten,  daher  in  der  Hauptsache 
schon  oben  (namentlich  in  §.  21 S  mit  abgehandelt  worden.  Deshalb  im  Folgenden 
nur  norh  weniges  Weitere  speciell  über  diesen  Theil  der  Register:« bgaben.  Die  Steuer 
auf  Loose  gehört  in  Frankreich  zu  der  Besteuerung  der  Werthpapiere  oder  der 
3°  „  Steuer  ..vom  Einkommen  aus  beweglichen  Werthcn"  und  wurde  deshalb  gleich- 
falls schon  früher  an  betreffender  Stelle  mit  besprochen  (§.  20S  II.).  Wir  kommen 
auf  diese  Steuer  jetzt  nicht  besonders  7uiück. 

G  ese  tzg  e  bu  n  g.  S.  oben  diejenige  über  Enregistrement  und  Uegisterabgaben 
S.  503.  Speciellc  Uehersicht  im  Bull.  XV,  540.  Grundlage  schon  Art.  4  des  Ge- 
setzes vom  22.  Frim.  VII.  12.  Decembcr  1700  ,  wonach  ,.alle  febertragungen 
von  Eigenthum,  Nutzniessung  und  Geuuss  bewe glichen  und  unbeweg- 
lichen Guts,  sei  es  unter  Lebenden  oder  durch  Sterbefair'  der  Pro- 
port i o n al abgäbe  des  Enregistremeiits  unterworfen  werden.  Tarif  im  Anschluß» 
an  diesen  Art.  4  in  Art.  00  des  genannten  Gesetzes,  mit  späteren  Abänderungen,  so 
durch  Gesetz  vom  IS.  Mai  1 S50 ,  Art.  10  für  die  srerade  Linie  im  St  er  befall, 
desgl.  hier  und  im  Gesetz  vom  i4».  April  1M0.  Art.  53  bei  Schenkungen,  für  die 
Seitenlinie  besonders  durch  Gesetz  vom  21.  April  1S32.  Art.  33  (im  Gesetz  vorn 
IS.  Mai  1S50.  Art.  10,  Gleichstelluni:  von  beweglichem  und  unbeweglichem  Gut),  für 
Ehegatten  durch  Gesetz  vom  2S.  April  lSlti.  Art.  53  i^iuch  54  und  Gesetz  vom 
ls  Mai  1^50,  Art.  10),  für  N  i  <■  htve  rw and te  durch  Gesetz  vom  21.  April  1S32. 
Art.  33.  S.  die  Zusammenstellung  des  Tarifs  bei  Jacob,  S.  211  11.,  dann  oben  S.  527 
Zu  diesen  Principalsätzeu  treten  die  Zuschläge  mit  25 %.  l'cber  die  Werth- 
her  ec  h  n  u  uircn  gelten  die  alltfemcinen  Grundsätze  bei  den  Kegistcrabiraben ,  bes. 
(iesetz  vom  Frim.  VII.,  Art.  14.  15.  S  auch  Gesetz  vom  1>.  Mai  1850.  Art.  7.  Die 
weiteren  H  a  u  p  t  besti  mm  un gen  im  Gesetz  vom  Frim.  VII. 

Literatur  s.  o.  S.  505;  in  Betreff  der  Entwicklung  der  neuen  Gesetzgebung 
aus  der  alten  s.  auch  hier  Stourm,  l.  eh.  XV,  passim  u.  o.  §.  05.  —  Statistik 
ob.  S.  506.  bes.  Bull.  XV.  540,  XVII,  404.  XXI,  157;  I,  24.  III,  343  u.  a.  m. 

§.  241.  1.  Erbschafts-  und  .Schenkungsbesteuerung 
als  Theil  des  Euregistrement.  Das  Characteristische  der 
französischen  Erbschafts-  und  Sehen kungsbesteuernng  ist  ein  zwei- 
faches, einmal  die  vollständige  Eingliederung  derselben 
in  das  System  des  Enregistrements;  sodann  die  Hinzn 
fügung  einer  förmlichen  Schenkungssteuer,  d.  h.  von 
„Ucbertragungen  unter  Lebenden  zu  unentgeltlichem  Titel",  ein- 
schliesslich derjenigen  unter  nächsten  Verwandten  (gerade  Linie), 
zu  der  Erbschaftssteuer. 
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In  steuertechnischer  uud  administrativer,  daher  auch  in  tisca- 
lischer  Beziehung  ist  jene  Eingliederung  wohl  glinstig,  in  steuer- 
politischer dagegen  überwiegend  bedenklich.  Auch  hier  hat  aber 
wieder  die  Gesetzgebung  der  Revolutionszeit  (das  Gesetz  vom 
Deceniber  1790  und  vom  22.  Frim.  VII.)  weder  diese  Erbschafts- 
und Schenkungsbesteuerung  erst  geschaffen,  noch  diese  Eingliede- 
rung zuerst  herbeigeführt.  Die  Vorläufer  der  neuen  Gesetzgebung 
sind  vielmehr  auch  hier  die  ältern  Gesetze  Uber  den  centieme 
denier  —  vom  Eigenthumswechsel  von  Immobilien  allein  unter 
Lebenden  und  von  Todeswegen  —  und  zum  Theil  Uber  die  droits 
de  controle  und  droits  d'insinuation  (o.  §.  b'5). 

Für  die  steuertechnische  und  die  administrative  Seite  dieser 
Besteuerung  gen  (Igt  es,  auf  die  frühere  Darstellung  im  Abschnitt 
von  den  Registerabgaben  zu  verweisen. 

Nicht  zu  übersehen  ist,  dass  da,  wo  /.u  den  Kcgi&tenibgabcn  Stcrupeiabgaben 
hinzutreten,  namentlich  wegen  vorschrifts massigen  (iebrauebs  des  dem  Dimensions- 
stcmpel  unterworfenen  Papiers  für  die  betreifenden  Urkunden,  au  eh  die  Erbschafts- 
uud  Schenkungssteuern  sieh  um  entspreehende  Stempelbetrage  erhöhen.  Ausser  der 
Hauptabgabe,  der  I'roportioualahgabc  von  Schenkungen ,  Erbsehaften,  Vermächt- 
nissen, kommen  auch  die  kleineren  festen  Kegistcrabaaben  bei  diesen  Angelegen- 
heiten vor,  so  bei  Urkunden,  welche  Abstellung.  Ausschlagung  von,  Yeriichtlcistuug 
auf.  wie  anderseits  Annahme  von  Erbschaften.  Vermächtnissen  enthalten  ^Gesetz  vom 
Krim.  VII.,  Art.  6^  und  spätere,  mit  Abänderungen  der  SiH/.e). 

Ueber  die  steuerpolitische  Bedeutung  dieser  Besteuerung 
und  ihrer  Eingliederung  in  das  System  des  Enregistrement  ist  hier 
noch  Einiges  hinzuzufügen,  auch  zur  Vervollständigung  der  prin- 
cipiellcn  Kritik  des  Euregistrement  in  §.  225,  wo  diese  Besteuerung 
absichtlich  nur  nebenbei  berührt  wurde. 

Die  principielle  steuerpolitische  Berechtigung,  ja 
N oth wend igkeit  von  Erbschaftssteuern  Uberhaupt  in  einem 
Steuersystem  ist  gewiss  nicht  zu  bestreiten.  DafUr  kann  hier  auf 
die  Behandlung  dieser  Frage  in  der  „allgemeinen  Steuerlehre"  ver- 
wiesen werden  (Fin.  II,  §.  482  ff.).  Schenkungen  von  Todes- 
wegen sind  nothwendig  der  Erbschaftssteuer  oder  einer  analogen 
Steuer  zu  unterziehen,  wenn  die  Erbschaftssteuer  nicht  zu  leicht 
soll  umgangen  werden  können.  In  Frankreich  hat  man  es  aber 
mit  einer  eigentlichen  umfassenderen  Schenkungssteuer  zu 
thun,  in  Betreff  deren  die  principielle  und  practische  Frage  doch 
anders  liegt.  Daher  darüber  unten  (§.  242)  noch  ein  AVort.  Nach 
dem  speciellen  Character  des  französischen  Steuersystems  dürfte 
eine  Erbschaftssteuer  vollends  nicht  fehlen. 

Auch  die  hauptsächlichen  Punctc  der  Ausgestaltung 
vou  solchen  Steuern  —  die  allgemeine  Schenkungssteuer  vorläufig 
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einmal  als  berechtigt  zugegeben  — ,  namentlich  ihre  Ausdehnung 
aul'  alle  Arten  Vcrmögensobjecte,  bewegliches,  unbeweg- 
liches Gut,  Werthpapiere,  die  Ausdehnung  auf  alle  Ver- 
wandtschaftsgrade, einschliesslich  der  geraden  Linie, 
die  Tarifabstufung  nach  der  Nähe  der  Verwandtschaft 
zum  Beerbten,  sind  im  Ganzen  in  der  französischen  Gesetz- 
gebung richtig  den  priucipiellen  Anforderungen  der  Finanzwissen- 
schaft  gemäss  geregelt.  Die  Zahlensätze  der  Tarifstufen 
sind  immer  etwas  Willktihrliches,  aber  in  den  Proportionen  zu 
einander  wohl  auch  passend  bestimmt. 

Der  verh  dtuissinä-ssisr  hohe  Satz  für  Ehegatten  (3w/„  gegen  F/„  in  der  dire<  ton 
und  0,/4l>,o  in  der  nächsten  Seitenlinie  im  Principal  hei  der  Erbschaftssteuer)  ist  etwas 
auffällig  und  abweichend  von  anderen  Landern,  so  namentlich  England,  aber  es 
mag  diese  Tarilirung  französischen  Auffassungen  entsprechen,  (deiche*  gilt  von  den 
Tarifstufen  hei  Sehen  k u  n  gen  in  direeter  Linie  und  unter  Ehegatten  im  Ehevertrage, 
wahrend  der  Ehe  od-r  ausserhalb  eines  Ehevertrags  (s.  o.  S.  527  .  wenn  dabei  die 
W  ülkuhr  in  der  Bestimmung  der  Verschiedenheit  der  Sätze  auch  s<  hon  etwas  auf- 
fälliger  ist.  Steuerpolitisch  fragwürdiger,  weil  wesentlich  eine  Conse^uenz 
der  Eingliederung  der  Steuern  in  das  EnregistrcmentsA'stein,  sind  die  vorkommenden 
Unterschiede  der  Steuerhöhe,  zum  Nachtlieil  des  Immobiliarbesitzes,  zwischen 
Immobilien  und  Mobilien.    Dafnr  gelten  die  folgenden  Bedenken  mit. 

Die  absolute  Höhe  der  Abgabeproceute  der  Erbschafts- 
uud  Schenkungsstcuem  —  letztere  wiederum  zunächst  als  berechtigt 
zugegeben  —  erscheint  im  Ganzen  nicht  zu  bedeutend,  auch  nicht 
in  der  directen  Linie  und  in  der  nächsten  Seitenlinie.  Sie  ent- 
spricht den  priucipiellen  Anforderungen  und  ist  ohnehin  durch  die 
Verhältnisse  des  französischen  Steuerbedarfs  geboten. 

• 

Ja  nach  diesen  bemessen  und  V'-rgÜclien  mit  anderen  französischen  Steuersätzen 
in  der  übrigen  Besteuerung,  sowie  mit  den  Erbschaftssteuersatzeu  anderer  Linder, 
z.  B.  (irossbritannietis  und  veis<  hieden.-r  L'ontinentalstaatcji,  selbst  —  wenigstens  in 
Betreff  der  Seitenlinie  und  der  Nu  ht- Verwandten  auch  deutscher  Staaten  erscheinen 
die  französischen  Steuersatze,  sogar  einschliesslich  der  Zuschlage,  nicht  einmal  >o 
anomal  hoch,  etwa  mit  Ausnahme  derjenigen  für  bewegliches  (iut  ausserhalb  d«\> 
Ehevertrags  (2'/.,,'ü)  und  für  unbewegliches  (iut  i  l"v  „sans  partaue"  in  der  geraden 
Linie,  wo  letzteren  falls  wieder  Coiise<|uenzen  der  Eingliederung  der  Steuer  in  das 
Enregistremeiit  vorliegen. 

Der  hohe  G  esamnitertrag  der  französischen  Steuern  möchte 
daher  auch  an  sich  und  vollends  mit  Rücksicht  auf  die  französische 
Finanzlage  nicht  eben  steuerpolitisch  zu  beanstanden  sein.  Kr 
müsste  nur  auf  die  betreffenden  Steuerträger  mit  Kticksicht  auf 
die  folgenden  Bedenken  etwas  anders  vertheilt  sein.  Seine 
Grösse  entspricht  im  Ucbrigen  auch  der  Function,  welche  diese 
Steuern  in  Frankreich  mit  zu  Ubernehmen  haben:  als  Ersatz  einer 
Hinkommen-  und  Vermögenssteuer,  als  Ergänzung  der  ungenUgcn 
den  directen  Besteuerung,  auch  zur  M i t besteuerung  von  Con 
juiKturengewiuncn  an  vererbten  Werthobjecten  zu  dienen. 
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S.  oben  S.  524  und  unten  243  die  statistischen  Daten.  Kin  Ertrag  von  gegen- 
wartig rund  200  Mill.  Frcs. ,  d.  h.  incl.  SchcnkungssUuern  etwa  ebensoviel  wie  in 
tirossbritannieu  die  Erbschaftssteuer  ergiebt  (S.  275),  wclelies  Land  diese  Besteuerung 
so  besonders  stark  entwickelt  hat,  wird  gerade  nach  dies«.- in  Vergleich  von  Anderen 
vielleicht  ungebührlich  hoch  gefunden  werden.  Nach  meiner  piin«  ipielleu  Auffassung 
von  der  Erbschaftssteuer,  auf  welche  von  jenen  200  Mill.  gut  %  fallen,  ist  er  dies 
nicht  und  bei  einein  (icsainmtsteiierbcdarf  des  Staats  von  rund  2700  Mill.  Frcs.,  mit 
7. 1%,  ohne  Schenkungssteuer  mit  6.5%  dieser  Summe  ebenfalls  nicht.  In  Grossbritanuien 
ist  diese  Relation  10—11%. 

Der  Bedenken  sind  nun  namentlich  zweierlei.  Beide  hängen 
mit  derjenigen  Einrichtung  der  Steuern  zusammen,  welche  aus  der 
steuerpolitisch  unrichtigen  und  prineipwidrigen  Eingliederung  der 
letzteren  in  das  Enregistrement  nothwendig  folgt.  Einmal  werden 
nämlich  die  Besitzwechsel  in  Folge  Todesfalls  und  hei 
Schenkungen  den  übrigen  Besitz  wechseln  in  Folge  von 
Rechtsgeschäften  im  Verkehr  zu  weitgehend  gleich- 
gestellt, wenn  auch  mit  Berücksichtigung  der  völlig  ab- 
weichenden Ursache  des  Besitzwechsels,  wie  sich  in  der  Ein- 
richtung eines  besonderen  Tarifsysteins  der  Erbschafts-  und 
Schenkungssteuern  zeigt.  Ferner  werden  —  was  bei  dem  Besitz- 
wechsel unter  lästigem  Titel  im  Verkehr  begreiflich,  auch  hier 
zwar  nicht  unbedingt,  aber  doch  eher  berechtigt  ist  und  sich  auch 
viel  schwieriger  anders  machen  lässt  —  in  völlig  unzulässiger 
Weise  bei  diesen  Steuern  die  Lasten  und  Schulden  bei  der 
Bemessung  des  die  Grundlage  der  Besteuerung  bildenden  Werths 
des  Objects  nicht  abgezogen  (Gesetz  vom  Krim.  VII.,  Art.  14.  15). 
Das  ist  eine  freilich  auch  in  anderen  Gesetzgebungen,  so  früher 
in  der  britischen,  vorkommende  Bestimmung.  Durch  dieselbe  wird 
die  Erbschaftssteuer  aber  zu  einer  öfters  recht  bedenklichen  Be 
lastuug,  welche  sich  auf  die  Steuerträger  sehr  unglcichmässig  ver- 
theilt, namentlich  wohl  wieder  zum  Nachtheil  des  Immobiliar- 
besitzes. 

a)  Die  Gleichsteilung  des  Erbgangs  (und  der  Scheukgebung)  mit 
anderem  Besitzwechsel  ist  formell  in  der  französischen  Gesetz 
gebung  streng  durchgeführt,  so  im  grundlegenden  Gesetz  vom  Fri- 
maire  VII.  Es  entspricht  das  auch  wieder  dem  mechanisch  syste- 
matisirenden  Character  des  französischen  Steuerrechts.  Aber  es  ist 
doch  materiell  eine  Anomalie  und  führt  denn  auch  zu  bedenk- 
lichen Consequeuzen.  Vor  Allem  wird  dabei  der  völlige  ökono- 
mische und  soc  ialpolitische,  daher  auch  steuerpolitische 
Unterschied  zwischen  dem  nothwendigen  Besitzwechsel  bei 
Todesfällen  im  Erbgang  und  doch  auch  ähnlich  bei  Schenkungen 
wenigstens  im  nächsten  Verwaudtenkreise  behufs  Ausstattung 
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Mitgift  u.  dgl.  m.  einerseits  und  dem  in  der  Kegel  freiwilligen 
Besitzwechsel  bei  Rechtsgeschäften  unter  Lebenden  zu  lästigem 
Titel  anderseits  gänzlich  bei  Seite  gesetzt. 

In  doDi  Tarifsysteui  der  Kcgisterabg;ibeu  für  jene  und  für  diese  Fälle  kommt 
dieser  Unterschied  zwar  wieder  zur  Anerkennung,  aber  bedenkliche  Conse<iuenzcn 
jener  formellen  Gleichstellung  bleiben  doch,  so  namentlich  in  den  höheren  Steuer- 
sätzen für  Schenkungen  von  Immobilien  als  für  solclie  von  Mobilien,  in  verschiedenem 
Maassc,  aber  allgemein  für  Schenkungen  in  der  geraden  Linie  und  zwischen  Ehe- 
gatten m.  o.  S.  524.  527  den  Tarif). 

Die  ökonomische  und  socialpolitische  Verschiedenheit 
des  Bcsitzwecbsels  in  Folge  Erbgangs  (oder  von  Schenkungen  der 
angedeuteten  Art)  gegenüber  dem  Besitzwechsel  in  Folge  der  ge- 
wöhnlichen Rechtsgeschäfte  des  Verkehrs  würde  steuerpolitiscb 
und  folgerichtig  auch  Steuer  technisch  eine  andere  Behand- 
lung der  Erbschafts-  und  Schenkungssteuern  als  der  Besitzwechsel- 
abgaben bei  Verkauf  und  Tausch  u.  s.  w.  im  Steuerrecht  bedingen. 
Das  würde  passend  auch  formell  seinen  Ausdruck  in  beson- 
deren Steuergesetzen  für  die  in  beiden  Fällen  steuerpolitisch 
ganz  verschiedenen  Abgaben  finden.  Nicht  der  „Besitz 
wechsel",  als  das  in  beiden  Fällen  Gleiche,  sondern  die  Ursache 
desselben,  als  das  hierbei  völlig  Verschiedene,  müsstc  den 
Anknüpfungspunct  für  zwei  verschiedene  Gesetzgebungen  bilden. 

b)  Practisch  bedenklicher  und  principiell  nicht  minder  unrichtig 
ist  der  Nicht-Abzug  der  Lasten  und  Schulden  bei  den 
Erbschaftsteuern. 

Gerade  die  zunehmende,  im  Einteilten  aber  wieder  so  ungleichmäßige  Ent- 
wicklung von  Credit  Verkettungen  unter  den  Einzel  wirtschaften  führt  hier  uoth- 
wendig  /.u  ganz  ungleichiuässigen  Heiastungen,  ähnlich  wie  bei  den  Grund- 
und  Gebftudesteiicrn.  welche  auf  das  Ob  und  Wie  hoch  der  Verschuldung  auch  nicht 
Kucksicht  nehmen.  Was  sich  aber  bei  diesen  Ertragt>steuern  nicht  gut  durchführen 
lasst,  die  Berücksichtigung  der  Schulden,  das  ist  bei  Erbschaftssteuern  recht  wohl 
durchführbar  und  muss  bei  ihnen  grundsätzlich  verlangt  werden.  Kann  die  Staats- 
ca>sc  den  Ertragsausfall,  welcher  sich  bei  der  Anwendung  der  bestehenden  Tarifsätze 
aus  einer  dergestalt  abgeänderten  Erbschafisbesteuerung  ergeben  würde,  nicht  ertrageu, 
so  ist  es  richtiger,  ihn  durch  entsprechende  Erhöhung  der  Tarifsätze  aus- 
zubleichen. Die  Belastung  durch  die  Steuer  wird  sich  dabei  dann  wesentlich  gerechter 
gestalten. 

So  wie  sie  jetzt  ist,  mnss  daher  die  französische  Erbschafts- 
steuer, zumal  bei  der  an  sich  richtigen  Mitbelastung  der  geraden 
Linie  und  bei  den  geltenden  Steuersätzen,  als  eine  recht  unvoll- 
kommene Form  dieser  Steuern  bezeichnet  werden.  Der  Grund- 
besitz wird  dabei  auch  wieder  Überwiegend  Benachtbeiligungen 
erfahren. 

So  kaun  wohl  über  die  Eingliederung  der  in  Rede  stehen- 
den Steuern  in  das  Enregistrement  vom  Standpuncte  der 
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Steuerpolitik  aus  nicht  günstig  geurtheilt  werden.  In  beson 
deren  Gesetzen  als  besondere  Steuern  wllrden  sie  auch 
sofort  auf  den  ersten  Blick  als  das  erscheinen,  was  sie  sind: 
steuerpolitiscb  etwas  Anderes  als  die  eigentlichen 
Hegisterabgaben.  Steuertechnische  und  administrative  Puncte 
analog  zu  gestalten,  was  vielfach  richtig  ist,  hinderte  ja  auch  dnnu 
nichts.  Jetzt  stellt  das  Enregistrement  eine  anorganische  Ver- 
bindung heterogener  Elemente  dar,  wovon  sich  nüssliche 
practischc  Folgen  leicht  nachweisen  lassen. 

So  ist  es  /.  B.  eine  Cousetjtienz  dieser  mechanischen  formell -gleichen  Behand- 
lung heterogener  Abgaben,  dass  in  der  Regel  jede  einzelne  steuerpolitische  Acnderung, 
auch  in  den  Steuersätzen,  ohne  Weiteres  auf  die  Erbsehafts-  und  Schcnkiingsstouern 
angewendet  wird,  nur  weil  sie  ein  Th eil  des  E n regist reinen t  sind,  z.  B  die 
gleichen  Zuschläge,  wie  geschehen,  aufgelegt  werden,  Gewiss  öfters  ein  schwerer 
Missstand!  Es  kann  ja  im  conereten  Kalle  sein,  dass  ein  gleiches  Vorgehen  bei  allen 
Registerabgaben  richtig  ist.  Aber  das  konnte  ja  auch  stattfinden,  wenn  jene  verschieden- 
artigen Bestandteile  des  Steuerwesens  getrennt  würden.  Man  iniiss  nur  immer  sjjeeidl 
prüfen,  ob  gleiches,  ob  verschiedenes  Vorgehen  das  Passende  ist.  Diese  Prüfung 
alier  wird  nur  zu  leicht  bei  der  Zusammenfassung  zu  Ein  ei  Steuergruppe,  wie  im 
Enregistrement.  unterbleiben. 

§.  242.  2.  Die  Hinzufiigung  der  Schenkungssteuer 
zur  Erbschaftssteuer.  Die  Einbeziehung  von  Sehen k ungen 
von  Todes  wegen  (donationes  mortis  causa)  in  die  Erbschafts- 
besteuerung oder  die  Unterstellung  solcher  Schenkungen  unter  eine 
wesentlich  analog  gestaltete  besondere  Besteuerung  wird,  wie  schon 
bemerkt,  als  eine  folgerichtige  Consequenz  der  Erbschaftsbesteuerung 
gelten  müssen,  schon  um  Umgehungen  der  letzteren  nach  Möglich- 
keit zu  verhüten.  Anders  liegt  die  Frage  bei  gewöhnlichen 
Schenkungen  unter  Lebenden,  auch  Nächst-Verwandten, 
welche  sofort  oder  zwar  erst  in  bestimmter,  jedoch  nicht  vom  Tode 
des  Schenkers  abhängiger  Frist  und  unter  etwaigen  weiteren  Be- 
dingungen den  Uebergaug  von  Werthobjecten  vom  Schenker  auf 
den  Schenknehmer  zur  Folge  haben.  Das  Eigentümliche  der 
französischen  Gesetzgebung  ist,  dass  sie  im  Princip  auch  solche 
Schenkungen  den  Registerabgaben  für  „Uebertragungen  von 
Eigenthum,  Nutzniessung  und  Genuss  beweglichen  und  unbeweg- 
lichen Guts"  unterwirft  (Gesetz  vom  Frim.  VII.,  Art.  4),  wenn  und 
soweit  als  diese  Uebertragungen  regist rirungspf lichtig 
sind,  daher  wenn  sie  that sächlich  beurk un d et  werden  oder, 
wenn  sie  in  Ermangelung  einer  Beurkundung  declarirt  werden 
m  üssen. 

Die  Beurkundung  seihst  ist  nicht  unbedingt  obligatorisch,  die  Regisirirung  des 
Be-.it/wechsels  unter  Lebenden  ebendeshalb  gleichfalls  nicht,  die  DeHaration  nur  bei 
L'ebertragung    von   Eigenthum,    Nutzniessung   und   (ienuss  unbeweglichen  Guts, 
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Deshalb  Fallt  nur  letzteres  unbedingt  rechtlieh  und  einigermaassen  sicher  that- 
-ächlieh.  h  e  w  e  s;  1  i  r  h  es  aber  sosrar  rechtlich  nur.  wenn  «He  Schenkung —  wozu 
kein  unbedingte  -Zwang-  vorliegt,  aiso  nur  farultativ  —  b  e  u rku  nd  e  t  wird,  that 
sächlich  daher  durchaus  nicht  allgemein  unter  die  Kegisterabgaben  für  Schenkungen. 
IS.  o.  S.  r»l«i  tl..  tiesetz  vom  Fritn.  VII.,  Art.  22.  Hs.  tiesetz  vom  27.  Vent.  IX.  Art.  4  . 
Vignes.  1.  3;is.  Einer  der  früher  sc  hon  erwähnten  Talle  (S,  519).  wo  die  allge- 
meine Fassung  des  Art  4  des  Gesetzes  vom  Frim.  \  II.  doch  nicht  die  allgemeine 
Kegistrir-  und  Abgabepflichtigkeit  eines  Kechtse.«  -schafts  oder  Verkehrsvorgangs  in 
Frankreich  herbeigeführt  hat 

Auch  hier  zeigt  sieh  daher  zunächst  die  formelle  Einreibung 
der  Sehen kungeu  oder  der  „unentgeltlichen  Uebcrtragungen  unter 
Lebenden"  unter  die  in  das  System  des  Enregistremcnt  eingeglie 
derten  Fälle  von  Bedeutung  für  die  rechtliche  Begründung  der 
Abgabepflichtigkeit  der  Schenkungen,  in  der  eben  erwähnten  Be- 
schränkung. Eine  Behandlung  der  Frage  und  eine  Consequeuz 
dieser  Eingliederung,  in  Betreff  deren  die  im  vorigen  Paragraphen 
hervorgehobenen  Bedenken  gelten. 

In  prin  ci  piel  ler  Hinsicht  ist  eine  Schenkungssteuer  Uber 
hanpt  und  speciell  als  Glied  des  französischen  Steuersystems  zwar 
ähnlich,  aber  nicht  ganz  ebenso  zu  beurtheilen,  daher  nicht 
in  gleichem  Maassc  zu  rechtfertigen  wie  die  Erbschafts- 
steuer. 

Die  Reuründuntr  einer  solchen  Steuer  als  einer  .,Anfallerwerbs-Steucr"  ist  z»ar 
im  Wesentlichen  ebenso  zu  liefern,  wie  diejenige  der  Erbschaftssteuer,  soweit  es  sieh 
um  die  ökonomisch*;  Art  dieses  Erwerbs  für  den  und  die  ökonomische  Wirkung  des- 
selben auf  den  Schenknehincr  handelt  (Fin.  II.  §  4v2'.  Aber  nach  der  anderen  diu 
in  Hetracht  kommenden  Seite  li.-gt  die  Sache  anders,  nämlich  in  Retreff  einmal  de» 
Erbrechts  und  sodann  des  ..S<  henkungsreehts'-.  Le  tzteres  ist  ein  nothwendiger  B*  - 
sjandtheil  des  ..Eigenthunisrerhts',  eisteres  nicht,  sondern  ein  besonderes  Recht*- 
iustitut  neben  dem  Eigeiithumsjvcht.  Das  bedingt  für  die  ökonomische  und  für  die 
steuerpoliti>elie  Auffassung  Verschiedenheiten.  Ich  beziehe  mich  für  diese  an  dieser 
Stelle  nicht  weiter  zu  verlulirende  Frage  auf  die  Erörterungen  m  meiner  ..(irundlegunir  '. 
2.  A  .  §.  2^.  und  Fin.  II.  §.  Alt  tl.,  Iv2  II 

In  pr  actisch  er  Hinsicht  ist  allerdings  zuzugeben,  dass  eine 
Sehenknngssteuer  namentlich  für  Schenkungen  unter  Ver 
wandten,  zumal  in  tlcr  geraden  Linie  und  besonders  in  dein 
1  batsächlich  wichtigsten  Falle  bei  Schenkungen  von  Eltern  an 
Kinder  (Ausstattungen,  Mitgiften  u.  s.  w.L  als  eine  Consequeuz 
einer  Erbschaftssteuer,  namentlich  wieder  einer  solchen,  welche  die 
gerade  Linie  mit  trifft,  aufgefasst  und  insofern  auch  allgemeiner 
begründet  werden  könnte.  Denn  durch  solche  „Schenkungen"  wird 
eigentlich  der  dercinstige  unter  die  Erbschaftssteuer  fallende  Ver 
mögensbetrag  verkürzt  und  werden  Erbportionen  gewissermaasseu 
vorweg  Musgeantwortet.  Durch  diese  „Schenkungen"  erfolgt  also 
unzweifelhaft  auch  eine  Verkürzung  des  Ertrags  der  Erbschafts- 
steuer. 
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Zu  einer  allgemeinen  prinzipiellen  Begründung  der  Schenk- 
ungssteuer nach  der  vorhin  angedeuteten  Seite  möchte  aher  auch 
dieser  praetische  Gesiclitspunct  noch  nicht  ausreichen,  eben  weil 
das  „Schenkungsrecht"  als  notwendiger  Bestandteil  des  Eigen- 
thumsrechts anzusehen  ist  und  eine  schenkungsweise  Uehertragung 
von  Vermögenswerth  derjenigen  unter  lastigem  Titel  ökonomisch 
und  socialpolitisch  und  deshalb  auch  wieder  steuerpolitiseh  nicht 
ohne  Weiteres  gleichgestellt  werden  kann. 

Oerade  aus  wesentlich  prac  tischen  Erwägungen  ist  aber 
ferner  auch  ein  Haupteinwand  gegen  eine  allgemeinere  Schenkungs- 
steuer wie  die  französische  zu  erheben:  es  ist  schlechterdings 
nicht  möglich,  sie  e in igermaassen  vollständig  dem  Ge- 
setze gemäss  durchzufuhren.  Wiederum  wird  sie  den  Immo- 
biliarbesitz viel  allgemeiner  als  den  Mobiliar  besitz  und  unter 
dem  letzteren  wiederden  grössten  Theil  des  Werthpapierbesitzes 
viel  schwerer  als  vielerlei  anderes  bewegliches  Gut  erfassen.  Auf  dieseu 
Sachverhalt  deutetauch  die  Statistik  der  französischenScheukungssteuer 
hin  (S.  524  u.  591).  Das  ist,  wie  immer  in  solchen  Fällen  und  wie 
die  Ertragsstatistik  zeigt,  nicht  nur  ein  Xachtheil  in  fiscalischer, 
sondern  auch  ein  Bedenken  in  allgemeiner  steuerpolitischer 
Hinsicht.  Denn  die  Steuervertheilung  wird'  dadurch  trotz  richtiger 
gesetzlicher  Normen  thatsächlich  eine  ganz  ungleichmässige. 
Auch  nach  Gesellschafts  ciassen,  Erwerbsständen,  Volks- 
sitten u.  dgl.  Momenten  mehr  möchten  sich  bei  der  Schenkungs- 
steuer weitere  l'ngleichmässigkeiten  ergeben,  indem  der  gesetzlich 
zu  besteuernde  Schenkungsact  nach  diesen  Kategorien  und  Ver- 
hältnissen in  mannigfach  ungleichem  Grade,  bald  leichter,  bald 
schwerer,  bald  vollständiger,  bald  nur  weniger  vollständig  zu  er 
fassen  ist. 

Wenn  man  vor  strengeren  Controlmitteln,  vor  einem  gerade  in 
diesen  Dingen  wohl  besonders  lästig  empfundenen  tiscalischen  Ein- 
dringen in  persönliche  und  Familienverhältnisse  nicht  znrUckseheut, 
mag  es  wohl  gelingen,  diese  Bedenken  zu  vermindern.  Aber  ein 
mal  bieten  solche  Mittel  und  Wege  und  ihre  Anwendung  gerade 
hier  besondere  Schwierigkeiten,  und  sodann  wird  auch  damit  nicht 
entfernt  diejenige  vollständige,  daher  gleichmlissige  Besteuerung 
erreicht,  welche  dem  Gesetze  entspricht  und  principiell,  wenn  die 
Steuer  einmal  bestehen  soll,  zu  verlangen  ist. 

Die  französische  Gesetzgebung  und  die  administrativen  Normen 
und  Einrichtungen  des  Enregistrcment  reichen  jedenfalls  hierzu  nicht 
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aus,  wahrscheinlich  weniger,  als  bei  jedem  anderen  Theile  diese» 
.Steuergebiets ,  auch  als  bei  der  Erbschaftssteuer.  Der  Beurkun- 
dungszwang, der  directe  Registri rungs zwang  für  Ur- 
kunden, der  Uec larations zwang  zum  Ersatz  fehlender  Beur- 
kundung mlisste  viel  schärfer,  viel  umfassender,  daher  aber  freilich 
auch  viel  lästiger,  bis  zum  Unerträglichen,  gesetzlich  gefordert  und 
hinsichtlich  der  Durchfuhrung  controlirt  werden,  als  es  selbst  gegen- 
wärtig, wo  man  in  dem  Allen  in  Frankreich  schon  nicht  eben 
spröde  ist,  auf  dem  Gebiete  des  Enregistrement  geschieht  und  als 
es  wohl  Überhaupt,  beim  besten  Willen  der  Verwaltung,  durchführbar 
sein  möchte,  —  vollends  beweglichem  Gut,  gar  Werthpapieren 
gegenüber. 

Alle  diese  Erwägungen  führen  zu  keinem  besonders  gün- 
stigen II rt heil  über  solche  allgemeine  Sehen  kungs 
steuern  und  speciell  Über  die  französische  aus  dem  Gesichtspunct 
der  steuerpolitischen  und  steuertechnischen  Betrachtung. 

§.  21M.  3.  Zur  Statistik.  Schon  früher  wurden  Paten  mitgetheilt ,  welche 
sich  mit  auf  < lic  beiden  hier  betrachteten  Steuern  beziehen  S.  o.  8.  524  und  passim. 
Hie  Einzelheiten  der  amtlichen  Statistik  (bes.  Bull.  XV.  554  If .,  Daten  seit  1  S2li. 
speei.  llcr  1^77 — **2,  Rull.  XXII.  140.  Daten  für  I bsr>  und  1SS0)  lassen  sich  mit  für 
die  Beweisführung  in  Sueben  der  Schenknngsstcuern  benutzen.  S.  ebenfalls  schon 
oben  S.  52S.  Das  Detail  ist  zu  gross,  uui  es  hier  einfügen  zu  können,  und  mir  bei 
einem  genaueren  Eingehen  auf  dasselbe  ist  ein  sichererer  Beweis  —  wie  bei  aJler 
Statistik  freilich  nur  ein  Wahrscheinlichkeitsbeweis  zu  fuhren.  Ks  muss  genügen, 
liier  auf  einige  Punete  hinzuweisen,  welche  durch  die  Statistik  illustrirt  werden.  Daran 
wird  ein  kleiner  Exc  u  rs  Uber  den  Einl'luss  der  französischen  Bevölkerungs- 
bewegung auf  die  Ergebnisse  der  Erbschaftssteuer  geknüpft,  welcher  aller- 
dings aus  dem  (iebiet  der  Steuerstatistik  etwas  hinausführt,  aber  doch  eine  auch  für 
die  steuerpolitisclie  Würdigung  dieser  Steuer  wichtige  Seite  behandelt. 

Der  Schwerpunet  der  Sc  henk  u  ngssteuer  liegt  durchaus  in  der  directen 
Linie,  weit  mehr  als  bei  der  Erbschaftssteuer  und  unvcrhältnissiuassig  zurück  treten 
dabei  Schenkungen  von  Werth  papieren  u.  dgl.,  ebenfalls  weit  mehr  als  bei  der 
Erbschaftssteuer,  während  da>  sonstige  gewöhnliche  bewegliche  <iut  dort  erheblich 
stärker  vertreten  ist  als  hier.  Das  Alles  wird  zum  Theil  an  der  wirklichen  Ver- 
schiedenheit der  Uebertragungeii,  zum  Theil  aber  vermuthlich  auch  daran  liegen,  das- 
die  Veranlagung  der  Schenkungssteuer,  besonders  in  Betreil  der  Werthpapiere,  vielleicht 
auch  überhaupt  ausserhalb  der  directen  Linie,  mangelhafter  ist.  Die  folgenden  Daten 
scheinen  mir  diese  Auffassung  zu  bekräftigen.  Sie  bilden  zugleich  eine  Ergänzung 
der  summarischen  Daten  für  1>S0  oben  S.  524.    Es  war   Bull.  XXII.  140): 

Zahl  der  fälle  Werthbetrag  Steuerbetrag 


Schenkt!  nge  n. 

ls>5 

IssO 

Mill.  Pres. 

1000  Pres. 

1>V5 

1SS0 

ISS5 

1  SSO 

Directe  Linie      .    .  . 

152.744 

152,240 

970.14 

954.0S 

1S.311 

1S.134 

Seitenlinie  A     .    .  . 

0,057 

20.50 

29.49 

1 ,975 

2.1*0 

B  . 

!»1'< 

905 

3.S7 

3.32 

300 

25s 

i  1      .    .  . 

5.'5  7 

4S5 

2.3  ?5 

2.01 

209 

24  * 

950 

7S5 

;U4 

4.25 

94 

yj 

Nicht -Verwandte     .  . 

5.217 

5.290 

15.30 

24.00 

1.595 

2,53? 

107.01* 

100.595 

1021.54 

101  «5.40 

24,4*5 

2:t.44l 

1 
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Objecte  der 

Zahl  der  Falle 

Werth  betrag 

Steuerbetrag 

S  chenkungen. 

1^5 

1886 

Mill 

Frcs. 

1000 

Frcs 

18*5 

1886 

18*5 

1886 

Bewegliches  (iut     .  . 

«7,466 

96,698 

569.84 

558.75 

10,242 

10,089 

Französische  u.  fremde 

Staatsfonds         .  . 

765 

710 

12.00 

15.29 

235 

683 

Französische  u.  fremde 

Werth  papiere  .    .  . 

l.loo 

1,337 

20.39 

17.42 

344 

719 

Zusammen  „Mobilien"  . 

99,331 

98,745 

602.23 

591.46 

10,821 

11.491 

Immobilion  .... 

67,687 

07,850 

419.31 

426.94 

1 1,664 

1 1 ,949 

1*57,01  ^ 

166,595 

1021.54 

1018.40 

22.485 

23.440 

Davon  i.  Heiratbsvertrag 

97.932 

97,640 

558.16 

552.46 

10,731 

10.761 

ausserhalb     .  . 

69,0*», 

68,955 

163.3* 

465.94 

11,751 

12.6*0 

Erbfälle. 

Directe  Linie     .    .  . 

533,315 

539,47s 

3622.67 

3583.24 

45.28 

44.79 

Seitenlinie  A  ... 

153,968 

157.270 

782.03 

814  26 

65.54 

66.16 

B      .    .  . 

22,246 

23.171 

131.18 

128.2* 

11.48 

11.22 

.,        U  ... 

9,527 

9,73^ 

1 03. 1 8 

102.74 

10.32 

10.27 

166,311 

166,735 

538.85 

520.71 

20.21 

19.53 

Nicht -Verwandte     .  . 

36,904 

38,167 

229.00 

220  02 

25.76 

24.75 

«»22,271 

934,562 

5406.91 

5369.24 

176.59 

176.73 

Objecte  der  Erb  fall 

Bewegliches  Gut     .  . 

'48 1,2 13 

484.775 

1681.65 

1630.16 

57.52 

58.49 

Französische  u.  fremde 

Staatsfonds  ... 

18>69 

21.046 

315.48 

351.13 

11.86 

13.16 

Französische  u.  fremde 

Werthpapioi'*  .    .  . 

16,690 

19,611 

625.70 

631.78 

22.34 

22.25 

Zus  tiuinun  „Mobilien"  . 

516,772 

524.832 

2622.83 

2616.36 

91.72 

93.90 

Immobilien  .... 

405,499 

409,730 

278J.08 

2752.88 

84.87 

82.22 

92?  27 1 

934,562 

5106.91 

5369.24 

1 76.59 

176.73 

Seitenlinie  A:  Geschwister.  Unkel  und  Tanten,  Kellen  und  Nichten.  —  B:  Gross- 
onkel. Grosstaiiten,  Grossueflen.  Gtossnichten.  —  C".  Verwandte  vom  5.-- 12.  Grade. 

Etwa  91%  der  Fälle  und  etwa  94%  der  Werthbetrage  kommen  bei  den 
Schenkungen,  nur  etwa  56—57%  der  Fälle  und  etwa  66-  67%  der  Werthbeträge 
kommen  bei  den  Erbschaften  auf  die  directe  Linie.  Die  Uebertragungen  von 
Werth  papie  reu  inel.  Staatsfonds)  sind  bei  den  Schenkungen  nur  3.2,  bei  den 
Erbschaften  18%  der  Gesammtwcrthe. 

Das  genauere  Detail  der  Statistik  der  Sc  henkun  gsste  uc  r  (Bull.  XV,  556 
'•rgiebt,  dass  in  der  direoten  Linie  über  die  Hälfte  der  Werthbeträge  auf  „Ueber- 
tragungen  im  Ehccontract"  kommen,  davon  wieder  %  auf  bewegliches  Gut 
(/um  Steuersatz  von  1.25%  im  Principal,  wie  ebenso  für  Werthpapiere  ,  nicht  %  auf 
Immobilien  2.75%  Steuer  ,  etwa  3%  auf  Werthpapiere.  Von  der  anderen 
etwas  kleineren  Hälfte  kommen  an  90%  auf  l'cbertragungen  ausserhalb  Eheconlract* 
mit  Theilung"  (Code  civ.,  Art.  1075  und  1076)  und  davon  hier  %  auf  Imm obilien 
(Steuersatz  1.50,  bei  Mobilien  und  Werthpapieren  nur  1%\  Civilrechtliche  Bestim- 
mungen, wie  die  bezeichneten,  erweisen  sich  hier  von  besonderem  Eiufluss. 

Die  Steu.  rerträge  erpeben  nach  den  Kategorien  der  belasteten  Personen  im 
Durchschnitt  dei  beiden  Jahre  1**5  und  18*6  folgende  Quoten  in  %: 

Schenkungen.  Erbschaften. 


Directe  Linie  ....  79.5  L  w  -  25.5 

Seitenlinie  A  .    .    .    .  9.0     ,d  36.7 

B  .    .    .  1 .2L  j  2  0.4 

,.        C  .  1.0J  5.8 


62.2 
48.9 


Ehegatten   0.3  11.3 

Nichtverwandte  .  .  .  9.0  14.3 
Summa   100.0  100.0 

Die  Zufälligkeiten  des  Ertrags,  nach  den  Verwandtschaftsverhältnissen ,  daher 
nach  den  anzuwendenden  Steuersätzen  und  nach  den  Werthbeträgen  in  den  einzelnen 
Jahren  führen  natürlich  Verschiebungen  der  Quoten  mit  sich.    Die  typischen  Ver- 
A.W agiier,  Füuiuwissouscbalt.   III.  38 
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schiedenheiteu  ergeben  sich  aber  schon  gelingend  aus  einem  solchen  Beispiel  Sie 
springen  bei  der  Schenkungssteuer  verglichen  mit  der  Erbschaftssteuer  in  die  Augen 
Bei  jener  liegt  der  Schwerpunct  der  Erträge  trotz  der  niedrigen  Steuersätze  «an/  in 
der  directen  Linie,  bei  den  Erbsehaften  in  der  Seitenlinie  uad  namentlich  iu  der 
ersten  (Geschwister  u.  s.  w.\ 

§.  244.  Statistischer  Excurs  Über  den  Einfluss  der 
Bevölkerungsbewegung  auf  die  Ergebnisse  der  Erb- 
schaftssteuer. Soweit  nicht  testamentarische  Verfügungen  er 
heblichere  Abweichungen  von  der  gesetzlichen  Erbfolge  bedingen 
— -  was  im  Kreise  der  näheren  Verwandten  doch  meistens  nur  in 
geringem  Maasse  und  in  Frankreich  wegen  der  hohen  Pfliehttheile, 
bez.  der  Kleinheit  der  zur  freien  Disposition  des  Erblassers  stehen- 
den Vermögensqnotc  in  noch  geringcrem  Grade  als  in  Ländern 
anderen  Erbrechts  der  Fall  ist  —  wird  der  wirkliche  Erbgang  in 
letzter  Linie  von  der  Bevölkerungsbewegung,  speciell  von 
dem  Absterbe-,  bez.  Aussterbeverhältniss  der  Bluts- 
verwandten bestimmt.  Je  leichter  die  dircete  Linie  ausstirbt, 
desto  mehr  Erbanfälle  in  der  Seitenlinie,  und  weiter  in  der  ent- 
fernteren Seitenlinie,  je  leichter  die  nähere  ausstirbt.  Testamen- 
tarische Bestimmungen  werden  doch  zumeist  die  Verwandtschaft* 
Verhältnisse  berücksichtigen.  Je  weniger  nahe  Verwandte  vor- 
handen sind,  desto  mehr  wird  vermutlich  durch  Testament  regelnd 
und  abweichend  von  der  gesetzlichen  Erbfolge  zu  Gunsten  der 
Gatten,  entfernterer  Verwandten  und  Nichtverwandten  verfügt 
werden. 

Wie  sich  in  dieser  Beziehung  die  fran/ö-ischen  Verhältnisse  gestalten,  lasst  sich 
naturlich  aus  den  Steuerertragen  nicht  sicher  ersehen,  weil  diese  von  den  ver- 
schiedenen Steuersätzen  beeinflusst  werden.  Immerhin  erscheinen  25 — 2f>°,'0  Krtrac 
der  directen  Linie  nicht  hoch.  :tH — *tT 0 '„  der  ersten  Seitenlinie  (d.  h  wohl  meistens 
der  Geschwister)  und  ti— 7°/0  der  zweiten  Seitenlinie  ziemlich  hoch,  —  auch  im  Ver- 
gleich mit  der  britischen  Succession  duty,  soweit  ein  solcher  bei  der  Verschiedenheit 
der  Steuergesetzgebung  zulässig  ist.  was  freilich  nur  beschrankt  der  Fall  (s.  o.  S.  27."» 
und  261»;  die  Legacy  duty  gestattet  noch  weniger  einen  Vergleich;  bei  diesen  beiden 
britischen  Steuern  fehlt  auch  die  Besteuerung  der  Ehegatten). 

Bessere  Anhaltspuncte  crgebeii  die  Ve  r  in  »V  trenswert  h  e  in  ihrer  Vertheilung 
auf  die  verschiedenen  P  e  r s o  n  e  n  k  a  t  e  g  o  r  i  e  u  ,  denen  sie  d  u  r  e  h  E  r"b g  a  u  g 
u.  s.  w.  zufallen,  sowohl  in  einzelnen  Jahren  als  vollends  iu  der  Keihcufulge  der  Jahn 

Allerdings  müssen  dabei  drei  Voraussetzungen  gemacht  werden,  wenn  man 
einen  Schluss  ziehen  will:  dass  die  Steuerveranlagung  unter  den  verschiedenen 
Pcrsonenclassen  gleich  zuverlässig  erfolgt,  ferner,  dass  in  längeren  Zeiträumen  in 
dieser  Hinsicht  keine  erheblichen  Aenderungen  eingetreten  sind,  endlich,  dax> 
weder  in  der  gesetzlichen  Erbfolge  noch  in  den  in  grossen  Volbkreisen 
üblichen  testamentarischen  Bestimmungen  in  einer  solchen  längeren  Periode 
erheblichere  Abweichungen  von  dem  früher  (»eltenden  und  l'cldichen  Platz 
gegriffen  haben.  Voraussetzungen,  welche  wohl  nicht  völlig  genau,  aber  doch  gerade 
in  Frankreich  so  weit  zutreffen  mochten,  dass  man  mit  leidlicher  Sicherheit  schliessen 
kann.  Variable  Factoren.  deren  Grösse,  Bedeutung  und  Veränderung  man  noch 
schwerer  berücksichtigen  und  nicht  zur  Ziller  bringen  kann,  welche  aber  gleichwohl 
auf  das  Ergebuias  einwirken,  giebt  es  auch  ausserdem  noch.  So  wird  die  im  Laufe 
der  Zeit  eingetretene  Vermehrung  des  beweglichen  Vermögens  und  besonders  de* 
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Werthpapiorbesitzes  insofern  inthnron.  als  «Iii-  gesetzliche  Steuerveranlagung  des- 
selben bei  den  verschiedenen  Erbeuka'.gorien  vennuthlich  ni.ht  ganz  gleic  h 
vollständig  i>t  und  auch  in  dieser  Beziehung  wic«ier  in  längeren  Zwischenräumen 
Veränderungen  erleidet.  Es  konnte  z  B.  «Kr  Fall  sein,  dass  sich  Werthpapierbesitz 
in  der  directon  Linie  mehr  als  in  der  Seitenlinie  der  Besteuerung  entzieht.  Eine 
Verminderung  der  Quote  der  dire<  ton  Linie  von  dem  Werth  betrage  in  längerer  Periode, 
wäre  dann  mit  darauf  zurückzuführen. 

Alle  solche  Erw  ägungeu  mahnen  zur  Vorsicht  in  der  Schlussziehung.  Dennoch 
sind  folgende  Berechnungen  von  Interesse  für  die  ökonomische  und  sociale,  für 
die  steUerpoli  tische  und  —  für  die  po  p  11 !  ;t  t  i  o  n  i  s  ti  8c  h  e  Seite  der  französischen 
Erbschaftssteuer-Statistik 

Di<-  übertragenen  Wert  h  betrage  im  Durchschnitt  du-  Jahre  l**s,->  und 
waren  bei  der  Erbschaftssteuer  in",,. 

Directe  Linie  00.91  . 

Seitenlinie  A  I  1>{ 

C    in)1 11 

Ehegatten   9> 

Nichtverwandte  42 

Siiintna  .    .        ,  100.0 

Hiernach  bleiben  nur  -  3  des  im  Erbgang  übertragenen  Vermögen",  in  der 
dir-cton  Linie,  nur  etwas  über  *■.,  in  dieser  und  der  nächsten  Seitenlinie,  Die 
finanziell.-  Bedeutung  eiwr  Erbschaftssteuer  steigt  bei  dem  üblichen  Priucip  pro- 
gressiver Steuersätze  nach  der  größeren  Entfernung  vom  Beerbten  natürlich,  je  mehr 
Erbgang  ausserhalb  der  dircten,  weiter  ausserhalb  der  nächsten  Seitenlinie,  endlieh 
ausserhalb  jeder  Verwandtschaft  erfolgt  Man  vergleiche  auch  hier  die  Daten  über 
(ip'ssbritannien  S.  275.  27»»  .  aus  «leren  Abweichungen  von  «I  n  franzosischen  indessen 
wieder  bei  der  Verschiedenheit  «1er  Einrichtung  beider  Steuern  Schlüsse  auf  den  Erb 
gang  in  beiden  Landern  nicht  ohne  Weiteres  gezogen  werden  können 

Bevor  dann  der  interessanteste  Pumt,  die  etwaige  Veränderung  der  Quoten 
der  Erbenkategoricn  in  längeren  Perioden,  untersucht  wird,  sei  zunächst 
noch  einmal  der  früher  s«  hon  berührte  folgende  Puix  t  etwas  näher  ins  Auge  gefasst: 
nämlich  der  EinHuss  von  bedeutsameren  Vorgängen  in  der  Bevölkerungsbewegung, 
«L  h.  hier  speciell  in  den  Todesfällen  auf  d<  n  Erbeang  und  «lauiit  auf  die  Steuer- 
ertrage in  einzelnen  besonders  <•  ha  t  a  <  t  e  r  i  st  i  sc  Ii  «•  n  Jahren.  Dieser  Einfluss  ist 
*anz  unverkennbar.  In  Betrelf  von  1^70  —  71  ist  darauf  schon  oben  S.  107  auf- 
merksam gemacht  worden.  Das  (j.  uanere  /eigen  folgende  Daten,  die  auch  für  die 
steuerpolitis.  he,  Würdigung  der  Erbschaftssteuer  von  luten  sse  sind.  Es  ist  dabei  daran 
zu  denken,  das»  Elsass  -  Lothringen  nur  noch  für  «-inen  Theil  von  1*70  von  dieser 
Statistik  mit  umfasst  wird  Bull.  XV.  '»12).  Die  Zahlen  Mill.  Fr«s 
Erbfalle    Dire.  te Linie  %        Seitenlinie  "  „  Ehegatten  "  „    Nichtverwandte  % 

W>     2303.2  \     .  fiM.3  l     ,  rns.f  \        '  132.5  (  lm>0 

1M>9     2507.«  |     lUU0       »540.9  |     1  ' '  359.3  }     '      '        1 2S.9  |  1 

l>70     2337.3         97.2       003.1         91.2       3:«3.0         95.7         9S.3         75.  V 
1 S7 1     3407.S        H7.7       910.1        1  1.3. 1        470.0        13I.S        1S7.0  143.1 
1*72     2710.7        1  12.9        727.5        110.1        .{73.1»        100.9        134.0  102.5 
1*73     2507.9        101.2       097.1        105.:.        ."70.0        105.1        130.0  104.1 
Die  Abnahm'-  in  |s70  ist  jedenfalls  mit  auf  die  Kriegsereignissc  zurückzuführen, 
weil  dadurch  vielfach  eine  Steuerveranlagung  unmöglich  gemacht  wurde  oder  ver- 
schoben werden  mu.sste.    Die  starke  Zunahme  in   1S7I   erklärt  sich  ausser  aus  ver- 
mehrten Todesfällen  in  diesem  und  dem  Vorjahr  aus  nachträglicher  Kegeluug  von 
Rückständen  aus   1^70.    In  den  ein/einen  Kategorien  von  Erbf  illen  zeigt  sich  sonst 
aber  kein  grosser  Unterschied  in  der  «Jimtcnbewegung,  mit  Ausnahme  der  Erbschaften, 
ilie  an  Nichtverwandte  kamen,  bei  denen  die  Doclarationen  1^70  besonders  im  Rückstand 
geblieben  sein  müssen. 

Die  Bewegung  nach  Kategorien  von  W  e  rth  o  l> j ec  t  en  (Hüll.  XV,  519  «  rgiebt 
bei  allen  hier  unterschiedenen  I  Arten  is.  o.  S.  591 'i  in  1  sTO  kleine  Abnahmen  gegen 
<lie  Vorjahre,  am  Stärksten  bei  den  luacriptiouen  im  Staatsschuldbuch .  nicht  unbe- 
greiflich, dann  1  >7 1  überall  starke  Zunahmen,  am  Stärksten  bei  öffentlichen  Fonds 
und  Actien  ausser  französischer  Kentcninscription). 

3S* 
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;>9<A         •>.  B.   2.  K.  Steuern-cht.   1.  II.-Ä.  2.  A.  Frankreich.  §.  244. 


Die  Schenkungen  zeigen  bei  allen  4  Personenkategorien  erhebliche  Ab- 
nahmen clor  Werthbeträge  1870  und  noch  1871,  erst  1872  besonders  starke  Zu- 
nahmen, die  in  den  folgenden  Jahren  aber  nur  wenig  und  nicht  allgemein  (so  nicht 
unter  Ehegatten)  sich  wieder  vermindern.  Z.  B.  directe  Linie  1968 — 75  866,  878, 
R40,  676,  1070,  »72.  9.H5,  1005  Mill.  Frcs.  (Bull.  XV,  555). 

Die  allgemeine  Sterblichkeit  war  in  directer  und  indirecter  Folge  des 
Kriegs  vou  1 S70 — 71  enorm.  ISO!»-  72  2.34,  2.83,  3.48,  2. 19%,  bezw.  864,326  — 
1040,009  —  1271,010  --  793,064  Todesfälle.  Dem  Fiscus  kam  das  in  der  Erbschafts- 
steuer sehr  zu  statten,  eine  immerhin  eigenthümliche  Conscjuenz  einer  solchen  Steuer . 
sie  florirt  in  Calamitäten 

Auch  in  früheren  Jahren  lässt  sich  ein  gewisser  Einfluss  politischer  Ereig- 
nisse auf  die,  zur  Erbschaftssteuer  veranlagten  Wcrthe  und  auf  den  Steuerertrag  nach- 
weisen, nur  viel  geringer,  weil  der  Einfluss  auf  die  Sterblichkeit  geringer  war.  oder 
diese,  wo  sie  gestiegen,  gleichzeitig  etwa  von  anderen  Ereignissen,  Theucrung,  ver- 
heerenden Krankheiten  eraporgetrieben  war  (so  1847—49.  1854 — 55  — Krimkrieg — . 
1859  italienischer  Krieg  .  Aber  seit  der  ersten  Revolution  hat  kein  politisches  Er- 
cigniss  entfernt  so  stark  die  Bevölkerungsbewegung  und  namentlich  die  Sterblichkeit 
nachtheilig  beeinflusst  als  der  Krieg  von  1870  -71.  nicht  einmal  die  napoleonischen 
Kriegsjabrc  1S06  II.,  IS12— 14.    (S.  Ann  Stat.  1SS2,  p.  33  fTA 

Sind  nun  in  den  Quoten  der  Eibenkatcgoricn  bestimmte  Aenderungen 
wahrend  der  Beobachtungsreihe  seit  ]<*H),  nachweisbar,  welche  auf  Vorgänge  in  der 
Bevölkerungsbewegung,  namentlich  in  der  Sterblichkeit  als  auf  ihre  Ursache  hin  zeigen'.' 
In  einzelnen  kritischen  Zeitpuncten ,  wie  1870—71,  kaum,  was  auch  keine 
allgemeineren  Gründe  hier  vermutheii  lassen.  In  längeren  Perioden  wäre  es  da- 
gegen a  priori  bei  der  geringen  Gcburtsziller  Frankreichs,  der  niedrigen  ehelichen 
Fruchtbarkeit  und  dem  kleinen  jährlichen  Ueberschuss  der  Geburten  über  die  Todes- 
fälle --  1870—71  hat  sogar  die  Zahl  der  Todesfälle  um  5 18,00«)  uberwogen  —  nicht 
unmöglich,  ja  eigentlich  wahrscheinlich,  da>s  häufiger  ein  Aussterben  der  directeu 
Linie  und  selbst  der  ersten  Seiteulinie  erfolgt,  dass  dann  die  Intettaterbschaften  in 
diese  und  weiter  in  die  entfernteren  Linien  übergehen,  anderseits  auch  mehr  Erb- 
schaften und  Vermächtnisse  durch  testamentarisch-'  Bestimmungen  an  Ehegatten,  ent- 
ferntere Verwandte  und  selbst  Nichtverwandte  fallen,  weil  weniger  oder  eventuell  gar 
keine  Kucksichten  auf  nähere  Verwandte  genommen  werden  müssen. 

Statistisch  lässt  sich  ein  solcher Schluss  nur  wieder  unter  den  oben  augedeuteten 
Voraussetzungen  prülcn.  Man  wird  dabei  auch,  um  die  Zufälligkeiten  des  Erbgang* 
in  den  einzelnen  Jahren  etwas  auszugleichen,  Durchschnitte  mehrerer  Jahre  zu 
Grunde  legen  müssen.  Im  Folgenden  werden  die  Ergebnisse  einer  solchen  statistischen 
Berechnung  mitgetheilt.  Die  absoluten  Zahlen  s.  im  Bull.  XV,  542.  XXI.  137.  XXII. 
147.  Die  Daten  an  ersierer  Stelle  —  1820 — 1<82  —  beschränken  sich  auf  die 
4  Hauptkategorieu  von  Erben.  In  den  Jahresberichten  der  Enregistrement- Verwaltung 
sind  auch  die  3  Arten  der  Seitenverwandten  unterschieden,  bei  denen  eine  Unter- 
suchung des  Erbgangs  für  die  angedeutete  Frage  gleichfalls  von  Interesse  wate  Doch 
muss  sie  hier  als  zu  wcitläulig  unterbleiben.  In  der  directeu  Linie  wäre  noch  eine 
genauere  Verfolgung  des  Erbgangs  —  von  Eltern  auf  Kinder,  Grosskiuder  und  um- 
gekehrt —  auch  von  Werth.  Hier  fehlen  die  Daten  indessen  auch  in  der  amtlichen 
Statistik.  Es  wurde  /.u  weit  führen,  hier  die  Berechnung  in  dem  ganzen  Zeiträume 
für  einzelne  Jahre  und  Perioden  /..  B.  Quinquennien)  vorzunehmen  und  hier  ciuzu- 
N  fugen.  Die  folgende  Cebersicht  beschränkt  sich  auf  eine  Berechnung  im  Anfang, 
der  Mitte  und  am  Schluss  der  Periode  von  1820—1885. 

Die  obige  Annahme  findet  dana.  h  ihre  volle  Bestätigung.  Die  Jahre 
1^71  bis  72  sind  hier  nicht  mit  in  die  Beobachtungsreihe  gezogen,  obgleich  sie  für  die 
Frage  Interesse  brtten.  weil  die  Veranlagung  damals  zu  sehr  gestört  war  und  dieber 
Umstand  sich  nicht  eliminiren  lässt. 


Absolute  Zahlen.  Summe  Mill.Frcs. 

Directe 
Linie. 

Seiten- 
Linie. 

Ehe- 
gattou. 

Nicht- 
verwandte. 

Durchschnitt  1826—30  ISS'M 

970.5 

207.8 

129.S 

35.3 

1*51—55  2001.5 

1410.2 

381.3 

195.0 

54.9 

1876-80  4S31.0 

3247.5 

933.9 

476.4 

173.5 

1SS5  5406.9 

3022.7 

1016.4 

538.8 

229.0 

Digitized  by  Google 


Erbschaftssteuer.  Statistik. 


595 


Relati vzahlen  %. 

Directe 
Linie. 

Seiten- 
Linie. 

Ehe  Nicht- 
gatten.  verwandte 

Durchschnitt  1S26— 30 

100.00 

70.16 

17.91 

9.3>  2.55 

1S51— 55 

100.00 

OS.  11 

15.50 

0.46  3.63 

1  STB— SO 

100.00 

07.22 

19.33 

0.S6  3.59 

1SS5 

100.00 

07  00 

1S.7!» 

9.97  1.24 

Es  wäre  nun  freilich 

möglich. 

dass  andcie 

Umstände  a 

ls  die  Bewegung  der 

Sterblichkeit  in  der  Familie  diese  Bewegung  der  Quoten  bestimmt  oder  doch  mit  be- 
stimmt haben.  So  etwa  eine  stärkere  Vermehrung  der  Sc  hen  k inigeii  in  der  directen 
Linie.  Indessen  sind  von  1S26 — 3(1  bis  1^76— SO  die  Erbfälle  in  der  directen  Linie 
um  335.  die  Schenkungen  nur  um  23*»%  gewachsen,  in  der  Seitenlinie,  wo  die 
Schenkungen  aber  wenig  ins  Gewicht  fallen,  die  Erbfalle  um  377.  die  Sehonkungen 
nur  um  125%.  Wenn  daher  nicht  etwa  anzunehmen  ist,  dass  in  der  directen  Linie 
immer  mehr  Hinterziehungen  bei  der  Erbschaftssteuer  stattfinden,  was  unwahrschein- 
lich ist  und  durch  die  regelmässige  und  constante  Verschiebung  der 
Quoten  der  Erbcnkategorien  mit  widerlegt  wird,  so  bleibt  nur  die  Annahme 
übrig,  dass  die  geringe  Gebu  rtsziffer  und  der  Gang  der  Sterblichkeit 
wirklich  in  Frankreich  den  Erbgang  mehr  in  die  Seitenlinie  und  selbst 
aus  der  Blutsverwandtschaft  herausdrängen.  Diese  eigenth  ninliche  Be- 
völkerungsbewegung Frankreichs  bedingt  dann  eine  steigende  Ergiebig- 
keit der  Erbschaftssteuer  wegen  der  progressiven  Steuersätze  in  der  Seitenlinie, 
bei  Ehegatten  und  Nichtverwandten.  Ein  hsealischer  Vortheil.  welcher  natürlich  in 
mancher  Hinsicht  seine  Bedenken  hat  und  in  Ländern  mit  anderer  Bevölkerungs- 
bewegung, daher  /..  B.  in  den  germanischen,  bei  dieser  Steuer  nicht  hervortreten  würde. 

Die  weitere  Untersuchung  dieser  Verhältnisse  muss  anderen  Arbeiten  überlassen 
bleiben  und  gehörte  auch  mehr  in  das  bevölkertingsstatistische  als  in  da>  steuerstatistisc.be 
Gebiet.  Diese  Zusammenhänge  sind  aber  von  so  eigeuthrnnlichem  Interesse,  dass  dieser 
kleine  Excurs  an  dieser  Stelle  gestattet  bl.\n  nia,r.  |)ass  vermehrte  Vergebungen  au 
religiöse  und  dgl.  Stiftungszwecke  auch  mit  bei  der  Verschiebung  der  Quoten  etwas 
mitspielen  mögen,  ist  moglieh.  Aber  die  Haupterklärung  scheint  uns  doch  im 
Gang  der  Bevölkerungsbewegung  /.u  liegen. 

Für  manche  andere  hier  nicht  weiter  hergehürige  Fragen  i-t  das  interessante 
Material  der  Erbschaftssteucrstatistik  verwerthbar  und  verwerthet  worden,  so  für  die 
Schätzung  des  Volksvermögens  und  der  Vermehrung  des  letzteren.  Wenn  man  an 
dem  Vergleich  der  eingesteuertcu  Erbschaftssteuerwerthc  mit  den  Staatseinnahmen  auch 
das  Steigen  und  Fallen  der  durch  diese  Einnahmen  dargestellten  Belastung  des  Volks- 
vermögens zu  messen  gesucht  hat  (Bull.  I,  24.  HL  314  ff'.),  so  ist  das  freilich  etwas 
gewagt. 

D.  Die  Gesammtg'ruppe  der  directen,  der  Verkehrs-  und  der  Erb- 
se haftsbesteucrun  g. 

§.  245.  Die  drei  grossen  Gruppen  der  modernen  fran- 
zösischen Staatsbesteuerung,  die  directe,  die  Verkehrs-  und  die 
Erbschaftsbesteuerung  oder  die  beiden  grossen  Gruppen  der 
französischen  Vcrwaltungspraxis:  „directe  Steuern"  und  „Enrc- 
gistrement  nebst  Stempelwesen",  lassen  sich  auch  wieder  zu 
Einer  Hauptgruppe  der  französischen  Staatsbesteuerung  zu- 
sammenfassen und  dann  der  zweiten  Ha uptgruppe,  der  in- 
directen  Verbrauchsbesteuerung  (einschliesslich  der  Zölle) 
gegenüberstellen.  Eine  solche  Zusammenfassung  und  Gegenüber- 
stellung ist  für  die  Würdigung  des  französischen  Staatssteuersystenis 
wie  zur  Gewinnung  eines  allgemeinen  finanzwissenschaftlichen  Er- 
gebnisses aus  der  französischen  Steuergeschichte  von  Interesse. 
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590         «.  B.  2.  K    Steuerrecht.  I.  H.-A.  2  A.  Frankreich.  §.  245. 


Der  Doctrinarismns  und  die  Ideologie  der  ersten  Revolution 
glaubten  mit  directen  Steuern  und  allenfalls  mit  etwas  Register- 
und Stempelabgaben  den  Bedürfnissen  des  Staatshaushalts  eines 
Grossstaats  im  Ganzen  genügen  zu  können  (§.  167  ff.).  Obgleich 
man  nun  in  dein  Zeiträume  nahezu  eines  Jahrhunderts  diese  Stenern 
immerhin  viel  unifassender  ausgebildet  hat,  als  es  im  ersten  Plane 
lag,  und  das  Hscalischc  Interesse  in  der  technischen  Ausgestaltung 
derselben  stark  genug  zur  Geltung  gelaugt  ist,  —  statt  der  um  1792 
erstrebten  ca.  400  Mill.  (S.  385)  geben  die  genannten  Steuern  jetzt 
mehr  als  das  Dreifache  —  reicht  doch  nach  wie  vor  17Ö9 
der  Ertrag  dieser  Kineo  grossen  Steuergruppe  bei 
Weitem  nicht  zur  Deckung  des  Steuerbedarfs  aus.  Die 
zweite  grosse  Gruppe,  die  in  der  Zeit  der  ersten  Revolution  so 
verfehmte  i  n  d  i  r  e  c  t  e  V  e  r  b  r  a  u  e  h  s  b  e  s  t  e  u  e  r  u  n g ,  muss  zu  diesem 
Behufenoch  um  ein  paar  hundert  Millionen  mehr  abwerfen  als 
die  bisher  besprochenen  Steuern  zusammen  genommen! 

Dabei  sind  die  dirveten  und  die  Verkehrssteuern  schon  so  supertiscalisch  ausgenutzt, 
dass  aus  ihnen  auf  der  bestehenden  llasis  auf  einmal  nicht  viel  mehr,  als  sie 
schon  ertragen,  herauszupressen  sein  mochte.  Das  hat  unsere  eingehende  Darstellung 
wohl  -rezeigt.  Nur  die  weitere  Entwicklung  der  Volkswirtschaft  mag  sie  noch  er- 
giebiger machen.  Dann  wird  aber  auch  der  Steuerbedarf,  und  wahrscheinlich 
mindestens  in  deichen)  Maasse,  gewachsen  sein.  Und  wenn  man  auch  durch  Aus- 
bildung einer  rationellen  direc  ten  Einkommen-  und  Vermögenssteuer  noch  einige 
hundert  Millionen  niag  erzielen  können,  so  wäre  anderseits  dann  vollends  eine  Ermässigung 
der  Steuersätze,  hie.  und  da  bei  den  bestehenden  directen  Steuern,  in  weiterem  Tm- 
tang  im  Enregistrement .  dringend  ireboten  Au  einen  irgend  umfassenderen  Ersatz 
des  Ertrags  der  indirecten  Veibrauchsbesteuernng  durch  Reformen  im  Gebiete  der 
jetzigen  directen  und  Vcrkchrsbesteuerung  allein  ist  gewiss  nicht  zu  denken. 

Das  „steuergesch ichtl iche  Fach"  von  allgemeinerer  Be- 
deutung, das  wir  hieraus  ziehen,  ist  daher:  ohne  stark  ent- 
wickelte Verbrauchsbesteuerung,  sogar  neben  einer  oft  so 
übermässig  fiscalisch  ausgestalteten  directen  und  Verkehrsbesteuernng, 
wie  der  geschilderten  französischen,  ist  im  „neuen"  wie  im 
„alten  Regiment"  der  Haushalt  eines  Grossstaats,  dessen 
geschichtliche  Stellung,  mit  Recht  oder  Unrecht,  einen  grossen 
Finanzbedarf  bedingt,  vollends  aber  der  Haushalt  des  Staates  eines 
politisch  so  ruhelosen  und  ehrgeizigen  Volkes  wie  des  französischen 
schlechterdings  nicht  zu  führen. 

Von  diesem  „Facit"  ist  für  den  folgenden  Schlussabschnitt  von 
der  Verbrauchsbesteuerung  von  vornherein  Act  zu  nehmen.  Der 
„Snperfiscalismus"  ist  auch  hier  das  nothwendige  Product  der 
französischen  allgemeinen  Geschichte. 
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E.   Die  indirecten  Stenern  oder  die  Verbrauchsbcstenerung 
(im  weiteren  Sinne,  einschliesslich  der  Monopole,  Zölle,  Gebrauch»-  und 

üonusssteuern,  s.  o.  S.  417). 

Die  Gesetzgebung  ist  für  die  eiuzclnen  hierhergehörigen  Stenern  regelmässig 
eine  besondere.  Die  betreUcnden  Gesetze  Verden  daher  bei  jeder  Steuer  oder  kleineren 
Sreuergruppe  speeiell  angegeben.  Die  Verwaltung  dieses  grossen  Gebiets  zerfällt 
in  mehrere  Abtlicilungcii ,  ron  denen  die  wichtigste,  diejenige  der  „indirecten 
Steuern"  i.  c.  S.,  die  meisten  hierhergeliörigen  Steuern  nebst  den  bereits  bei  der 
Verkehrsbcstcucrung  dargestellten  Transportsteuern  unter  sich  vereinigt.  Gewisse 
Einrichtungen  und  leitende  Grundsätze  der  Verwaltung  sind  aber  auch  dem 
ganzen  Gebiet  der  Verbrauchsbestcuerung  gemeinsam.  Sie  kommen  im  Folgenden 
zuerst  zur  Darstellung. 

Literatur.  Stourm.  I,  ch.  11 — 14;  II,  ch.  18,  19.  Vignes  I,  ch.  2, 
p.  111—319;  II,  p.  287—313  (Statistik;  II,  382—396  (Tarife).  Josat,  minist,  d. 
fin.,  bes.  II.  partic,  ch.  3 — 5,  p.  519  IT.  v.  Hock.  Cap.  6 — 8.  ?.  Kaufmann, 
S.  263  ff.,  320 — 550.  Block,  dictionn.  und  supplem.  Art.  contributious  indirectes, 
douaues.  tabac  ^Monopol)  und  die  Artikel  Uber  die  einzelnen  hierhergehörigen  Steuern. 
Say's  dictionn.  de  tinances  Art.  contributious  indirectes  (im  fasc.  10.  p.  1226 — 1245) 
und  einzelne  Artikel,  soweit  sie  in  dem  alphabetischen  Werk  schon  erschienen,  so  bes. 
Art.  boissons  (von  Stourmt.  lu  diesem  Say 'sehen  Werk  auch  Statistik.  Die  wich- 
tigen Massregeln  nach  dem  Kriege  auf  dem  Gebiete  der  indirecten  (einschliesslich  der 
Verkehrs-)  Besteuerung  im  Einzelnen  gut  (mit  vielen  statistischen  Daten)  dargelegt 
und  kritisch  beurtheilt  in  Mathieu-Bodet's  sorgfältigem  und  objectivem  Werke 
„les  finances  francaises  de  1S70— 78",  Par.  1881,  bes.  vol.  I.  ch.  2—4.  8—11,  vol.  II, 
ch.  25  ;  ferner  Amagat,  les  cinprunts  et  les  iinputs  de  la  rancon  de  187 1.  Par.  18b9, 
bes.  p.  161  II'.  Bull.  d.  Minist,  de  fin.,  s.  Generalrcgistcr  in  vol.  XX  (1886)  Uber 
„contribut.  indir",  „douanes",  „mannfacturcs  de  letal";  Einzelnes  auch  unter 
„coinptabilite  publ."  (neueste  Gesetzgebung ,  Enqueten,  so  über  die  Getrankcsteucrn, 
Tarife,  Statistik,  histor.  Statist,  und  legislative  Uebcrsichtsartikel  mehrfach,  z.  B.  über 
die  Monopole).  Jahresberichte  der  Generaldircctionen  etc.  und  in  den  folgenden 
Bänden,  mit  reichem  statistischen  Material.  Faure,  budg.  d.  1.  France,  p.  110  ff. 
(Statistik  186S-18S7.) 

Von  grösseren  wesentlich  administrativen  Werken  und  Commcntarcn  Uber 
die  französischen  indirecten  Steuern  wurde  bes.  benutzt  Olibo,  code  des  coutri- 
butions  indirectes  et  des  octrois,  3  vol.  5.  ed.  Lyon  1878 — 7tf,  ein  für  das  Eindringen 
in  das  administrative  Detail  ganz  unentbehrliches  Werk.  Weitere  Bibliographie  bei 
Block,  dictionn.  p.  685,  Say.  dict.  p.  1244. 


1.  Die  indirecten  oder  Verbrauchssteuern  im  Allgemeinen. 

§.  246.  1.  Dienstorganisation.  Finanzielle  Be- 
deutung. Im  Unterschied  von  der  directen  Besteuerung,  wo  die 
allgemeinen  Verwaltungsbehörden  mehrfach  an  der  Verwaltung  be- 
theiligt sind  (§.  179  ff.),  besteht  auch  in  Frankreich  nach  der 
Technik  der  indirecten  Steuern  eine  besondere  diesem  Zweige 
angepasste  Dienstorganisation  mit  eigenem  Behörden-  und  Be- 
amtenapparat. Nach  mehrfachem  Wechsel  auch  in  der  Zeit  seit 
1815  ist  gegenwärtig  die  Verwaltung  dieser  Stenern  in  Frank- 
reich unter  fünf  finanzministerielle  Generaldirectionen, 
diejenigen  der  „indirecten  Steuern"  (i.  e.  S.),  der  Staats- 

A.  Wagnor,  Finanzwisseiwchaft.   III.  39 
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manui'actnren,  der  directen  Stenern,  der  Compta  bilität, 
der  Zölle,  ausserdem  an  eine  Abtheilnng  des  Kricgsmini- 
steriums  veitheilt. 

Die  Generaldirection  'ler  indirecten  Steuern  erhielt  1814  ihren  Namen,  wo  sie 
an  die  Stelle  der  napoleonischen  „Regie  der  vereinigten  Abgaben4'  (regle  des  droits 
reunis)  trat.  Letztore  war  1 804  für  die  Verwaltung  der  wiedereingeführten  inneren 
Verbrauchssteuern  und  einiger  anderer  Steuern  gebildet  worden.  Zeitweilig  ist  mit 
der  Direction  der  indirecten  Steuern  auch  die  Verwaltung  der  Zolle  vereinigt  ge- 
wesen (1814 — 15.  I S5 1  —  tW).  ferner  die  Verwaltung  des  Tabak-  und  Pulver- 
m onopol. s.  Ueber  die  mehrfachen  Veränderungen  in  dieser  Diensiorganisation 
Josat,  p.  521.  51U).  Die  Grösse  und  Verschiedenartigkeit  der  Dienstgeschäfte  haben 
nach  manchen  Experimenten  zu  der  jetzigen  Organisation  geführt.  Ausser  admini- 
strativen und  technischen  Rücksichten  scheinen  aber  mitunter  politische  Erwäguugen 
tso  bei  der  neuerlichen  Unterstellung  des  Pulvcrmonopols  unter  das  Kricgrsininisterium). 
hie  und  da  vielleicht  auch  persönliche  Einflasse  bei  den  Veränderungen  mit  gespielt 
zu  haben. 

a)  Die  Generaldi rection  der  indirecten  Stenern-" 
hat  es  namentlich  mit  der  Veranlagung*  und  Erhebung  der 
auch  iu  Frankreich  im  engeren  Sinne  sogenannten  inneren 
indirecten  Steuern  zu  thun.  Ausserdem  umlasst  sie  aber  einige 
andere  Abgaben  und  Einziehungsoperationen. 

Es  unterstehen  ihr  speciell  die  innere  Salzsteuer,  die  Getränkesteuem. 
die  inländische  Kubenzuckerstcuer,  die  neueren  kleineren  inneren  in- 
directen Steuern  i Mineralöl,  andere  Oele,  Stearin  und  Kerzen,  Essig  und  Essig- 
säure. Dynamit  u.  s.  w..  früher  auch  die  inzwischen  wieder  beseitigten,  zu  denen  seit 
1880  auch  die  Papiersteuer  gehön\  das  (.übrigens  verpachtete)  Zündhölzchen- 
Monopol,  die  Di  Iiiungsabgabe  von  Gold-  und  Silber w aaren ,  die  Dena- 
turalisation sabgabe  von  Alcohol,  die  Spiclkartcnsteu  er,  die  Licenzen 
im  Gebiet  der  Verbrau  chsbesteiierung.  Ferner  ressortirt  zu  dieser  Di  rection  der 
Verkauf  (nicht  die  Cultur  und  Fabrikation)  des  Tabaks  beim  Tabakmonopol 
und  ebenso  der  Verkauf  i.nicht  die  Herstellung des  Pulvers  beim  Schie.ss- 
pulve rin onopol.  Verschiedene  kleinere  Abgaben  und  Einnahmen,  welche  mit 
diesen  indirecten  Steuern  in  Verbindung  stehen,  gewisse  Stempel.  Control- 
gebühren  überwachter  steuerpflichtiger  Gewerbe,  Plonibirungsgclder ,  Geldstrafe», 
werden  ebenfalls  von  dieser  Direction  mit  verwaltet  und  erhoben.  Ausserdem  gehören 
die  schon  oben  behandelten  Transport  steuern  von  Öllentlichein  Fuhrdienst,  auch 
von  Eisenbahnen  zu  ihrem  Kessort.  Endlich  unterstand  ihr  die  Erhebung  der  18>U 
beseitigten  Abgaben  von  der  Schifffahrt  im  Inneren  und  untersteht  ihr  noch 
gegenwärtig  die  Einziehung  der  Pachtgelder  von  Fähren.  Ccberfuhren,  Fischerei  u.a.m.. 
sowie  diejenige  gewisser  Zahlungen  der  Gemeinden  zum  Eisatz  von  Ausgaben 
im  Interesse  des  städtischen  Octroi  dienst  es,  auch  communaler  Kasernirungsbeitrage. 
Es  findet  sich  hier  also  mit  den  grossen  llauptzweigen  der  ..inneren  indirecten  Yer- 
brauchsbesteucrung"  eine  Kcihc  kleinerer  Einnahmezwcige.  vereinigt,  welche  finanz- 
wis:>eiischaftlich  besser  zu  einer  anderen  Steuergruppe  gestellt  werden  (die  Transport- 
stouern  zu  den  „Verkehrssteuern")  oder  gemacht  Steuer-  und  gebuhrenartiger  oder 
nur  letzterer  Natur  sind.  Sie  fallen  auch  insgesammt  finanziell  nicht  sehr  erheblich 
ins  Gewicht.  Auf  eine  eigene  Darstellung  dieser  Nebenzweige  des  Dienstes  dieser 
Generaldirection  verzichten  wir  hier,  soweit  nicht  der  Zusammenhang  mit  den  wich- 
tigeren Zweigen  'zu  einer  Erwähnung  Anlass  giebt.  Einige  statistische  Daten 
weiter  unten. 

b)  Die  Generaldirection  der  Staatsmanufacturen 
i'ungirt  jetzt  ausschliesslich  noch  für  das  Tabakmonopol  und 
zwar  nur  für  die  Ucberwachung  des  inländischen  Tabakbaus,  den 
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Ankauf  des  Tabaks  im  In-  und  Auslande  und  die  Herstellung  der 
Tabakfabrikate,  während  der  Verkauf  der  letzteren  zur  General- 
direction  der  indirecten  Steuern  gehört. 

Anfänglich  stand  das  Tabakmonopol  bei  der  ,.Rej?ie  der  vereinigten  Abgaben", 
der  späteren  Direction  der  indirecten  Steuern.  Nach  mehrfachen  früheren  Ver- 
änderungen, wobei  sie  bereits  zeitweilig  selbständig  gestellt  gewesen,  wurde  die 
Tabaksverwaltuuff  1S60  von  Neuem  zu  einer  eigenen  (Jeneraldirectioii  erhoben, 
welcher  18r»5  unter  Beilegung  des  Namens  „G.neraldircctiou  der  Staatsina  nu- 
facturen"  auch  die  Hejatellnng  de»  wonopoli>irten  Pulvers  für  den  Privat- 
verkehr (im  Unterschied  vom  Bedarf  der  Militärverwaltung)  übertrafen  wurde  (s.  u.). 
Im  J.  1873  wurde  dieser  Fabiikatioiiszwcig  ihr  aber  wieder  abgenommen  und  dem 
Kriegsmiuisterium  mit  Überträgen.    (Josat,  p.  521,  591.    Vignes  I,  201.) 

c)  Die  Genera Idirection  der  directen  Steuern  und 
diejenige  der  Com  ptabilität  (comptabilite  publique)  verwalten 
von  den  erst  im  Folgenden  mit  behandelten  Steuern  die  von  uns 
hier  mit  eingereihten  „Gebrauchs-  und  Genuss steuern",  nämlich 
die  im  französischen  Finanzrecht  mit  zu  den  „den  directen  Steuern 
assimilirten  Specialtaxen"  gestellten  Steuern  auf  Wagen  und 
Pferde,  Billards,  gesellige  Vereine  u.  dgl.  (geschlossene 
Gesellschaften)  (S.  416,  418).  Die  erstgenannte  Direction  besorgt 
aber  auch  hier  nur  die  Veranlagung  und  was  damit  zu- 
sammenhangt, die  zweitgenannte  die  Erhebung  dieser  Steuern 
(S.  422). 

d)  Das  Kriegsministerium  verwaltet  seit  1873  durch  eine 
seiner  Directionen  (Ingenieurs  des  poudres  et  salpetres)  das  ge- 
sammte  Pulvermonopol,  daher  auch  die  Fabrikation  des  für  Handel, 
Bergwerke,  Jagd  bestimmten  Schiesspulvers.  Den  Verkauf  des 
letzteren  besorgt  aber,  wie  schon  bemerkt,  auch  hier  die  General- 
direction  der  indirecten  Steuern. 

So  war  es  auch  ror  1S05  gewesen,  wo  die  Pulver-  und  Salpcterdirection  im 
Kriegsmiuisterium  aufgehoben  und  letzterer  nur  die  Fabrikation  des  Pulvers  fUr 
Militärzwecke  belassen,  die  des  Handelspulvers  aber  der  Tabak -Direction  mit  Uber- 
tragen wurde.  Alle  Staats- Pulver- Fabriken  und  Salpeter- Raffinerieen  gingen  1873 
wieder  auf  das  K  riegsministerium  Uber. 

Die  folgende  Uebersicht  zeigt  die  heutige  hohefinanzielle 
Bedeutung  der  französischen  indirecten  Steuern  und  die  Ver- 
keilung derselben  auf  die  oben  genannten  Verwaltungs- 
directionen. 

Bull.  XXIII,  265  ff.,  306,  Ergebniss  der  nicht  unter  der  Direction  der 
directen  Steuern  stehenden  Abgaben  für  1886;  Anschlag  der  drei  unter  der 
Direction  der  directen  Steuern  stehenden  (>ebrauch*steuern  für  1887  im  Bull.  XX,  8; 
Zölle,  eb.  XXII,  6<0,  Ergebniss;  auch  Faure  p.  82,  118,  Iii».  Die  Reihen- 
folge ist  die,  in  welcher  sie  hier  besprochen  werden  (s.  S  417). 

3(1* 
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Ertrag 
1000  Frcs. 

I.  Bei  der  Direcüoo  der  indirecten  Steuern 
erhoben : 

A.  Verbrauchssteuern: 

Innere  Samtener   — 

Getränkesteuern: 

Wein   1 33.21«! 

Obstwein   1 5.4  T2 1 

Branntwein   234  5->4l 

AUohuli,.  Weine   2  45 1  ( 

Bier                                            .  21.6^31 

Zuschl. -Centimen   *«3j 

Expeditionsgebühr   — 

Innere  Zuckcrstcucr    .  — 

Neuere  kleinere  innere  Steuern. 

Papier   10,390*' 

Mineralöl   37 

Andere  Oele   2.555 

Stearin.  Kerzen    S.716 

Essig  a.  s  w   2.933 

Dynamit  u.  s.  w                             .  7% 

Andere  rerwandte: 

Göll-  urid  Silberprufunffsabgabe   .    .  4.6241 

Alcohö!  —  deuaturalisirt     ....  2.220  > 

Spielk.mn  2.3051 

Monopole: 

Tab:ik   3riS.^3Sl 

Pulver  .                                   .    .  1 2.971  V 

Zündhölzer   17.0101 

L  i  c  e  n  z  >•.  n  : 

bei  Getrauken  12  2091 

andere   6S4J 

Summe  A.  Verbrauchssteuern.    .  — 

B.  Ausserdem  werden  bei  dieser  Direction 
noch  vereinnahmt: 

Stempel                                        -  $,663 1 

Strafen  und  Contiscationen  ....  4.1 2Si 

Von  Fähren.  Fischerei  u.  dgl.  in.  2,755 1 

Zinsen  von  S'euemediten     ....  516j 

Communale  Ka-eruirunsr*ko>ten  .    .    .  1,53^1 

Verschied  Andere,  Kostenersätze  u. dpi.  2.904J 

C.  Ferner  Transportsteuern: 

Eisenbahnen   75.6141 

Andere  Olfen tl.  Fuhrwerke    ....  4,923/ 
Summe  aller  dieser  Einnahmen 

Bericlitisrt**)   — 

Dazu  Eitrügnisse  des 2.  Theils  desEiercice  —  

Ge>ammtbetrajr.  I  

II.  Bei  der  Direction    der  directen  Steuern 
veranlagt : 

Wapen.  Pferde  u.  s.  w   11,0701 

Billards   1.1S7J 

Vereine,  Gesellschaften   1,490| 


Ertrag 
1000  Frcs. 


S,S65 


407.46^ 


4.TS1 
$6,91  S 


25.627 


9,149 

39S,919 

12.S93 
954.620. 


20.502 


$0.537 

1,055.659 
1.055.KSS 
20.724 


1,076,383. 


13,747 


Seit  1.  December  l$s6  wep-refallen.  also  obiger  Ertrag  nur  für  11  Monate. 

**)  Die  Summiruni;  ergiebt  29.0U0  Francs  weniger,  vielleicht  wegen  eines  nicht 
ermittelten  Druck-  oder  Rechenfehlers  in  einer  Rubrik. 
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III.  Zölle: 


Ertrag  Ertrag 
1000  Frcs.    1000  Frcs. 


Eiugangszölle  (incl.  von  Zucker» 

Statot.  Abgabe  

ScbifTfahrtsabgaben  


324.595 


Nebeueiun.  der  Zollverwaltung  .  .  . 
Salzsteuer  in  dieser  Verwaltung     .  . 

Summe  III  

Summe  I.  bis  III  

Summe  ohne  die  Transportsteuern  uutor  I.  C. 


Üüt>.616 
1,456,-46 
1,376,20U 


Solche  Daten  für  ein  einzelnes  Jahr  geben  bei  den  Schwankungen  der  Ertrage 
gerade  dor  hier  aufgeführten  Steuern  natürlich  nur  ein  Bild  von  der  Bedeutung  der 
verschiedenen  Posten  im  Ganzen  und  von  der  Grösse  des  Gesumratertrags  dieser 
Steuern  im  Verhaltniss  zu  demjenigen  der  Übrigen  grossen  Steuergruppen. 

Mit  13  —  1400  Mill.  Frcs.  bcläuft  sich  der  Ertrag  dieser  „Ver- 
brauchsbesteuernng"  auf  1 — 200  Mill.  hoher  als  derjenige  der 
beiden  früher  dargestellten  Gruppen  der  Staatsbesteuerung  (S.  590). 
Die  grosse  Steuervermehrung  seit  dem  deutsc h- fran- 
zösischen Kriege  fällt  in  besonders  starkem  Maasse  auf 
diese  „Verbrauchsbesteuerung".  Von  661  Mill.  Frcs.  in  1869 
stieg  die  Gesammteinnabme  (incl.  Transportsteuern)  bei  der  Ge- 
neraldirection  der  indirecten  Steuern  schon  1875  auf  Uber  1000  Mill. 
und  hat  sich  seitdem  zwischen  1050  und  1100  Mill.  Fi  es.  bewegt, 
einmal  letztere  Ziffer  selbst  etwas  überschritten.  Ebenso  ist  die 
Einnahme  bei  der  Generaldirection  der  Zölle  von  145  Mill.  in  1869 
von  1874  an  rasch  gewachsen  und  in  den  1880er  Jahren  bis  auf 
360 — 400  Mill.  Frcs.  und  mehr  gestiegen  (incl.  Salzsteuer  und 
Zuckerzoll).  Im  Unterschied  von  den  directeu  Steuern  erfolgen  zu 
den  indirecten  Steuern  in  Frankreich  keine  Zuschlage  zu  De- 
partemental-  und  Communalzwecken.  Das  ermöglichte  mit  die 
grosse  Einnahmesteigerung  für  die  Staat  sc  asse,  die  sonst  wohl 
nicht  in  diesem  Umfange  zu  erreichen  gewesen  wäre.  Das 
„steuerpolitische  Programm"  nach  dem  Kriege  in  der  Periode 
seitlöTl  war  aber  Uberhaupt  gerade  die  „Erhöhung  und  Ver- 
mehrung der  indirecten  Steuern"  (einschliesslich  Enregistre- 
ment  und  Stempel).  Wir  kommen  auf  diese  schon  oben  (§.  172 
bis  174)  characterisirte  Politik  unten  zum  Schluss  noch  einmal  zu 
sprechen. 

Im  rolgendeu  wird  zunächst  nur  die  Einrichtung  und  der  Geschäftskreis  der 
Generaldirecuou  der  iudirecten  Besteuerung  dargo>tellt.  Von  der  Tabak-  und  der 
Zollverwaltung  spcciell  wird  später  im  Eingang  der  Darstellung  dieser  Steuern  ge- 
handelt werden. 

§.  247.  2.  Einrichtung  und  G eschä ftsk reis  der 
Direction  der  indirecten  Steuern.    Nach  der  technischen 
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Natur  dieser  Steuern  —  wie  auch  der  Zölle  und  der  Verkehrs- 
steuern (Enregistrement  und  Stempel)  —  hängt  Veranlagung 
und  Erhebung  hier  sachlich  und  häufig  auch  zeitlich  näher  zu- 
sammen als  bei  den  directen  Steuern.  Die  bei  letzteren  in  der 
französischen  Verwaltung  bestehende  durchgreifende  Trennung  des 
Veranlagungs  -  und  Erhebungsdieostes,  welche  beide  hier  sogar 
unter  zwei  verschiedenen  Generaldircctionen  stellen  (S.  422),  findet 
sich  bei  den  indirecten  wie  bei  den  Zöllen  und  Verkehrssteuern 
auch  nicht.  Auf  die  Einrichtung  des  gesammten  Dienstes  ist  diese 
Verschiedenheit  von  Einfluss. 

Der  Dienst  theilt  sich  auch  bei  der  Generaldirection  der 
indirecten  Steuern  in  einen  Cen tral dienst  zu  Paris  und  einen 
Local-  oder  Departeraen tal dienst. 

Josat.  p.  522  ff.  Blt>ck.  dict.  Art.  contrib.  indir.  IV,  12—57.  Say,  dict., 
p.  1237  ff.,  hier  kürzere  Darstellung  der  neuesten  Gestaltung.  Vignes  I,  309  ff. 
v.  Hock.  S.  441  ff.  v.  Kaufmann.  S.  323  ff.  Das  mancherlei  Detail  soll  hier  nicht 
gegeben  worden;  im  Folgenden  uur  einige  Hauptpuncte. 

Der  Cent  raidienst  unter  dem  Generaldirector  ist  jetzt  unter  3  (bis  1^81  4) 
Abteilungen  („divisions").  jede  unter  einem  „Verwalter"  ladministrateufi  vertheilt. 
(Die  Functionen  derselben  bei  Josat,  p.  523  il.)  Der  Generaldirector  hat  ausserdem 
ein  Centraibureau  und  ein  Bureau  für  die  Personalien  unmittelbar  unter  sich. 

Der  Departeincntaldieust  gliedert  sich  wieder  in  den  mehr  centralisirten 
höheren  und  in  den  mehr  decentralisirten  niederen  oder  eigentlichen  Local-  < 
dienst.  In  der  Regel  bildet  jedes  Departement  einen  Directionsbezirk  UDter 
einem  Diroctor;  nur  das  Seinedepartement  mit  Paris  hat  drei  Directioncn.  Dieser 
Bezirk  ist  je  nach  Bedarf  wieder  unter  U  nterdirectoren  in  Un  tcr bezirke, 
welche  nach  dem  Umfanjr  der  Geschäfte  ein  oder  mehrere  Arrondissements  umfassen, 
eingetheilt.  In  jedem  Directionsbezirk  stehen  unter  dem  Director  ,,ln  specto  ren", 
theils  „sesshafle"  (sedentaires),  welche  au^chlicsslich  in  ihrem  Wohnsitz  thätig 
sind,  theils  Departements} nspectoren ,  welche  Rundreisen  zu  machen  haben. 
Diese  Inspectorcn  haben  die  allgemeine  Ueberwachung  des  Dienstes  und  die  specielle 
Prüfung  der  Kcchnungskgcr  zu  besorgen,  sowie  das  Personal  des  „activen"  Dienstes 
(s.  u.)  in  ordentlicher  Anspannung  zu  halten. 

Für  den  eigentlichen  Localdienst  bestehen  Hauptcinnehmcrcien 
(receveurs  principaux>  für  die  Vereinuahinung  der  Gelder  der  Unter-  und  Neben- 
ämter, für  die  Verrechnung  mit  diesen  u.  s.  w..  sie  fungiren  für  ihren  Ort  oder  für 
kleinere  Bezirke,  aber  auch  mit  als  Unterämter  ;  sodann  bestehen  in  den  grösseren  oder 
wichtigeren  Städten  eigene  Unterämter  (receveurs  particuliers)  für  den  Ver- 
anlagungs- und  Erhebungsdienst  der  einzelnen  Gefälle;  endlich  Nebenämter 
(receveurs  bnraliste^  in  den  kleineren  Gemeinden.  Im  Interesse  leichter  und  be- 
quemer Erledigung  der  Steuergesehäfte  für  das  Publicum  ist  die  gesetzliche  Be- 
stimmung seit  IM6  getroffen,  dass  jede  Gemeinde,  die  eine  Erhebt)  ng>stelle  wünscht 
und  cineu  zahlung>fahigen  Mann  dafür  stellen  kann,  das  Kocht  hat,  ein  solches 
Nebenamt  zu  erhalten.  Manches  speciali>irt  sich  nach  den  einzelnen  Steuern.  Be- 
sonders die  eigentümliche  Einrichtung  der  Getränkestcucrn,  namentlich  der  Wein- 
und  Bran n tweinsteuern,  die  dabei  vorkommende  Versendungs- und  Transport- 
controlc  bedingen  wieder  Eigeiithüinliehkeifen  im  Ueberwachungsdienst  (§.  252  ff.). 
Die  Einnehmer  der  Directiou  der  indirecten  Steuer  fungiren  gewöhnlich  auch  mit  als 
Vcrschlcisscr  von  Tabak  und  eventuell  von  Pulver. 

Im  Localdienst  wird  ferner  zwischen  den  Stiidten  und  dem  platten  Lande 
unterschieden.  Dort  bestehen  regelmässig  Steuerämter  mit  festem  Sitze,  in  denen 
die  Veranlagung  oder  Feststellung  der  Steuern  von  der  Erhebung  derselben 
petrenut  und  jede  einem  besonderen  Beainteupersonal  übertragen  ist.  In  wichtigeren 
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Orten  fungiren  daneben  noch  stäudigc.  Con  troh  u  re.  Auf  dem  Lande  wird  der 
Dieti*t  \on  ambulanten  Beamten,  zu  Fu*s  oder /u  Pf«rd,  immer  zwei  zusammen, 
dem  eigentlichen  Einnelimer  und  dem  Hauptcommis,  besorgt  und  so  Veranlagung;, 
Erhebung  und  daneben  regelmassig  aucli  C ontrole  von  demselben  Personal 
vorgenommen. 

Spetialbeamte  fungiren  statt  der  genannt«:!)  Beamten  od^r  Behörden  mitunter 
noch  für  eiuzelno  Zweiire  der  unter  dieser  Generaldirectiou  stehenden  Abgaben. 

Im  frauz<>sischen  Finanzr«  <  bt  wird  auf  diesem  Gebiete  in  der  Uepartementalen  - 
und  localen  Stetierverwaltunir  m><h  /wischen  dem  sess haften  (sedentaire)  und  dem 
activen  Dienst  unters«  liiedni.  Zu  jenem  rechnet  man  den  Bureaudienst  der 
[)irectur«'ii.  Unterdirectoren  und  iler  ein/ig  mit  der  Eiuca-sirung  von  Steuern  betrauten 
Aemter  (comptahlc*  •.  zum  activ  n  Dienst  die  insbesondere  mit  der  Ueberwachunt 
der  Steuerpflichtigen  und  mit  der  Constatirune  der  steuerpflichtigen  1  alle  betrauteu 
Behörden  und  Beamten  :•  die  Inspectoreti .  Controleurc.  ambulanten  Erheber  und  das 
untere  Ueberwachungspcrsonal  speciell  für  die  hierhorgehörie-en  „indirecten"  Steuern. 
So  Say.  dict.  Art.  eoiitr.  iudir. ,  p.  123^.  Die  Untersclieidung  wird  von  den  ein- 
zelnen Autoreu.  so  Vi^nes,  Josat,  Block's  dict. ,  v.  Ilock  fs.  S.  25,  442], 
v*.  Kaufmann  a.a.O.  nicht  ganz  in  der  gleichen  Weise  gemacht.)  An  dem  Ueber- 
wachungsdienst  hat  auch  das  Personal  anderer  Finanzzweige,  namentlich  die  Zoll- 
wache,  in  gewiss. n  Fallen  Th«:il  zu  nehmen,  hie  und  da,  z.  B.  bei  dem  Getranke- 
transport.  üben  auch  andere  Verwaltungsorgane,  wio  Weg-  und  Brückenwächter, 
(iensdarmerie  u.  a.  m.  die  C'ontrole  mit  aus.  -  Statistisches  und  Angaben  ubor  die 
Bezahlung  der  Beamten  im  Folgenden  bei  den  Erhebung>>kosten. 

Der  grosse  Umfang  und  die  Mannigfaltigkeit  des 
Dienstes  auf  dem  Gebiete  der  Verwaltung  der  indirecten  Steuern 
mit  ihrer  schwierigen,  verwickelten  Ueberwachung,  Veranlagung 
und  Erhebung  sind  durch  die  technische  Natur  dieser  Steuern 
nothwendig  begründet.  In  Frankreich  werden  sie  aber  durch  die 
gebotene  streng  tisealische  Tendenz,  durch  die  Höhe  der 
Steuersätze  und  durch  die  specitisclie  Einrichtung  einiger  Steuern 
(Getrankesteuern,  Tabaknionopol)  noch  gesteigert.  Das  Verwaltungs- 
personal  muss  deshalb  in  Frankreich  besonders  zahlreich  und  kost- 
spielig sein.  Natürlich  stellt  es  auch  eine  Menge  über-,  nebeu-  und 
untergeordneter  Kategorieen  von  Beamten,  m.  a.  \V.  eine  grosse 
bureaukratisc he  Hierarchie  dar.  Die  in  solchen  Einrichtungen 
enthaltenen  Ucbelstände  sind  nicht  zu  verkeuneu,  aber  sie  sind  die 
unvermeidliche  Folge  eines  solchen  Steuersystems.  Manches 
mag  durch  den  Einfluss  politischer  Momente,  persönlicher  Rück- 
sichten unter  den  so  oft  wechselnden  Verfassungen  des  Staats  und 
den  noch  viel  häufiger  wechselnden  Ministerien  verschlimmert 
worden  sein,  auch  gerade  seit  1870.  Aber  in  der  Hauptsache  wird 
man  die  Dienstorganisatiou  mit  ihren  Schwächen  und  Vorzügen 
zugleich  mit  dem  ganzen  superfisealischen  System  französischer 
indirecter  Steuern  hinnehmen  müssen.  Das  System  ist  eben  wieder 
das  IVoduct  französischer  Staatsgeschichte  im  19.  Jahrhundert 
und  musstc  durch  die  nach  dem  Kriege  von  1870  —  71 
eingeschlagene,  freilich  im  Grossen  nnd  Ganzen  kaum  anders 
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mögliche  Steuerpolitik  nothwendig  noch  schärfer  herausgebildet 
werden. 

§.248.  3.  Ucber  wach  ungsdicn  st,  Erhebnng,  Recla- 
mationen,  Eintreibung,  Steuervergehen.  Die  technische 
Natur  der  indirecten  Steuern  überhaupt  und  der  französischen 
insbesondere,  namentlich  einzelner  der  letzteren,  wie  vor  allen  der 
Getränkesteuern ,  bedingt  auch  einen  umfassenden  Dienst  regel- 
mässiger Ueberwachung  (in  strengster  Form  mittelst  des  sogen, 
steueramtlichen  „Exereice",  §.  263).  Darin  liegt  eine  der  besonderen 
Belästigungen  des  wirtschaftlichen  Verkehrs,  welche  wieder  als 
Folge  des  Systems  hingenommen  werden  muss.  Für  die  Ausübung 
dieses  Dienstes,  zur  Feststellung  der  Stcuei  Schuldigkeiten,  zur  Ver- 
hütung von  Defraudationen  und  zur  Ermittlung  derselben  geniesst 
die  Verwaltung,  namentlich  das  hiei  hergehörige  Dienstpersonal, 
wichtige  Rechte  in  Betreff  des  regelmässigen  oder  ausserordentlichen 
Besuchs  in  den  Geschäftsräumen  der  dem  Excrcice  unterworfenen 
Steuerpflichtigen,  auch  des  Eindringens  in  die  Wohnungen  im  Ver- 
dachtsfalle (z.  B.  bei  Hehlerei)  gegenüber  sonstigen  Privaten  u.dgl. m. 
Umfang  und  Art  wie  AusUbungsmodalitäten  dieser  Rechte 
und  der  correlativen  Pflichten  des  Publicurns,  z.  B.  hinsichtlich  der 
Tageszeit  der  Besuche,  der  Vornahme  derselben  bei  gewöhnlichen 
Privaten  nur  unter  Assistenz  von  Friedensrichter,  Maire  oder 
Polizeicommissär,  bestimmen  die  betreffenden  Gesetze,  zum  Theil 
diejenigen  Uber  die  einzelnen  Steuern.  Natürlich  wird  ein  erheb- 
licher Theil  der  Verwaltungskosten  der  indirecten  Steuern  gerade 
durch  diesen  Ueberwachungsdienst  und  das  zahlreiche  Personal 
dafür  veranlasst.  Statistisches  Uber  diesen  Dienst  im  folgenden 
§.  249. 

Die  Erhebung  der  indirecten  Steuern  erfolgt  auf  zweierlei 
Weise.  Entweder  werden  die  schuldigen  Beträge  gleich  unmittelbar 
nach  der  amtlichen  Feststellung  baar  bezahlt  (sogen,  droits  au 
comptant)  oder  vorläufig  festgestellt  und  als  Steuerschuld 
dem  Pflichtigen  zur  Last  geschrieben  (sogen,  droits  constates) 
auf  Grund  der  Ermittlung  der  Beamten  bei  dem  „Exercice"  oder, 
soweit  das  zugelassen  ist,  nach  Schuldigkeits-Anerkenntnissen  der 
Steuerpflichtigen  selbst.  Diese  Beträge  sind  also  nicht  sogleich 
fällig.  Die  Vorschriften  über  die  Behandlung,  Sicherstellung,  Ein- 
ziehung dieser  Schuld  sind  bei  den  einzelnen  Steuern  öfters  etwas 
verschieden.  Der  berechtigte  allgemeine  Gesicbtspunct  ist  aber, 
die  Entrichtung  der  Steuer  dem  zunächst  Verpflichteten  zu  erleichtern 
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und  dieselbe  thunlichst  so  anzusetzen,  dass  der  letztere  nicht  oder 
nicht  lange  die  Steuer  aus  eigenen  Mitteln  vorschiessen  muss,  — 
womit  der  specinVbe  Charaeter  „indirecter"  Steuern  anerkannt 
wird  (Fin.  II,  p.  338,  388).  Daher  werden  hier  auch  meist  eigentliche 
Steuere  red  ite  für  bestimmte  Maximalfristcn  gegeben,  die  aber 
nach  dem  letzten  Kriege  verzinslich  gemacht  worden  sind.  Er- 
folgte dagegen  sofort  Baarzahlung,  so  wurde  früher  dem  Pflichtigen 
ein  Discont  gewährt,  was  neuerdings  aufgebort  hat.  Das  Gleiche 
gilt  von  den  Zöllen  (Gesetz  v.  15.  Febr.  1875). 

Beim  Tabak-  und  Pulvermonopol  müssen  die  amtlichen 
Debitanten  sofort  den  die  Steuer  enthaltenden  Preis  bei  dem  Bezug 
der  Lieferungen  aus  den  Magazinen  baar  entrichten.  Der  feste 
Absatzpreis  enthält  dann  ilire  Provision  gleich  mit.  Credit 
gewährung  an  Käufer  erfolgt  naturlich  nur  auf  ihre  Gefahr. 

Streitfragen,  daher  Reclamationen  Uber  die  Ver- 
anlagung der  Steuern  können  bei  Baarzahlung  wie  bei  „Con- 
statirung"  der  Steuer  entstehen.  Das  Reclamations recht  des 
Steuerpflichtigen  bezieht  sich  im  ersten  Falle,  wenn  er  voraus- 
setzungsweise den  geforderten  Betrag  entrichtet  hat,  auf  ent- 
sprechende Rückzahlung  des  Entrichteten  oder  zu  viel  Entrichteten, 
im  zweiten  auf  entsprechende  Herabsetzung  oder  Löschung  seiner 
Steuerschuld.  Hier  steht  ihm  dann  einmal  die  Beschwerde  im 
Verwaltungswege,  sodann  aber  auch  die  Klage  im  Civil- 
gerichtswege  zu,  wenn  ungeachtet  seines  Widerspruchs  die 
Verwaltung  gegen  ihn  einen  Zahlungsbefehl  erlässt,  wozu  sie 
zunächst  das  Recht  hat,  und  dieser  Befehl  executirbar  ist, 
eventuell  auch  gegen  ihn  executirt  wurde. 

In  dieser  Beziehung  kommt  hier  der  schon  früher  erwähnte  wichtige  Grundsatz 
in  Betracht,  dass  die  Ci  vi  Ige  richte  bei  den  indirecteti  Steuern  wie  bei  den  Kegi^>ter- 
und  Stempclabgabcn  auch  schon  hinsichtlich  der  Veranlagung,  bezw.  bei  der  Frage 
competent  sind,  in  welcher  Art  und  in  welchem  Maasse  Jemand  überhaupt  zu  der 
verlangten  Steuerentrichtung  rechtlich  verpflichtet  sei.  Bei  den  directen 
Steuern  wird  darüber  nur  im  Verwaltungswege  entschieden,  kann  also  auch  nur 
innerhalb  desselben  reclamirt  werden.  (S.  o.  Jj  IM,  S.  42S,  §.  212.  S.  510  und  die 
dort  angegebenen  Stellen,  bes.  Vigncs  I,  2S3  U'.  Block,  dict.  contrib.  indir..  Nr.  St>. 
Say,  dict.  ders.  Alt.,  p.  1241.  (ies.  H.  22.  Krim.  VII.  5.  Vent.  XU.)  Appellation 
ge>ren  die  Entscheidung  des  Civilgerichts  liudet  nicht  statt.  Anfechtung  nur  im 
Oassationswege.  Die  Anbringung  der  Klage  hat  filr  die  Vollziehung  eiues 
Zahlungsbefehls,  zu  der  eventuell  wieder  das  Gericht  mitzuwirken  hat,  nur  dann 
aufschiebende  Wirkung,  wenn  der  Steuerpflichtige  binnen  8  Tagrn  metivirten  Wider- 
spruch eingelegt  und  die  Sache  zur  Entscheidung  vor  das  coinpetentc  Civilgericht  ge- 
bracht hat.  Bekommt  der  Steuerpflichtige  nach  einstweiliger  freiwilliger  Zahlung  oder 
nach  erfolgter  Execution  Ueeht,  so  hat  er  ausser  auf  Kuckersatz  des  Gezahlten  auch 
Anspruch  auf  Entschädigung.  Für  gewöhnlich  sistirt  indesseu  die  Verwaltung 
ZwangSMaa>sregeln  gegen  den  klagenden  Steuerschuldner  überhaupt,  wenn  keino  Gefahr 
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vorliegt,  dass  im  Falle  des  Obsiegen*  der  Verwaltung  das  Interesse  des  Fiscus  inzwbcheu 
gefährdet  wird. 

Gegen  rll ck ständige  Steuerschuldner,  bei  „constatirten " 
Fällen,  erfolgt  die  Beitreibung  nach  Eintritt  des  Zahlungs- 
termins auch  mittelst  Zahlungsbefehls  der  Verwaltung.  Dag 
Weitere  gestaltet  sich  dann  in  der  eben  angegebenen  Weise.  Wo 
Cautionen  der  Steuerpflichtigen  zu  stellen  sind  oder  bei  Stcuer- 
ciediten,  welchen  solche  oder  andere,  z.  B.  wecbselmässige  Ver- 
pflichtungen des  Steuerschuldners  zu  Grunde  liegen ,  geben  diese 
Cautionen  u.  s.  w.  zunächst  die  Mittel  für  den  Fiscus,  sich  im 
Wtigerungs-  oder  Unvermögensfalle  des  Schuldners  bezahlt  zu 
machen.  Im  Uebrigen  hat  die  Verwaltung  das  Privileg,  sich  vor 
anderen  Gläubigern  (mit  gewissen  Ausnahmen)  an  das  bewegliche 
Vermögen  (einschliesslich  Werthpapiere)  des  Schuldners  zu  halten. 
Auch  bei  Fallissement  des  Steuerpflichtigen  geniesst  der  Fiscus 
für  seine  rückständigen  Steuerlorderungen  Vorrechte.  In  allen 
Streitfällen  ist  die  Civiljustiz  competent.  Die  Verjährungs- 
frist ist  gegen  die  Verwaltung  für  nicht  eingezogene  Abgaben 
ein  Jahr  vom  Zeitpunct  der  Fälligkeit  ab,  gegen  den  Steuer- 
pflichtigen für  die  Forderung  von  Rückzahlungen,  Herausgaben 
(z.  B.  von  beschlagnahmten  Waaren)  zwei  Jahre. 

l'eber  Steuervergehen,  Hinterziehungen  (Contra- 
ventionen,  Defraudationen)  werden  zunächst  von  den  competenteu 
Steuerbeamten  —  bisweilen  auch  von  den  anderen,  bei  der  Ueber- 
wachung  mit  betheiligten  öffentlichen  Beamten,  z.  B.  seit  1872 
hinsichtlich  des  Transports  der  Getränke  —  in  genau  vor- 
geschriebenen Formen  und  unter  ebensolchen  Modalitäten  Proto- 
kolle aufgenommen.  Zur  Entscheidung  geht  die  Sache  alsdann 
an  das  Correctionstribunal  erster  Instanz.  Gegen  dessen 
Urtheil  kann  appellirt  und  auf  Cassation  angetrageu  werden. 

Auch  die  französische  Praxis  kennt  aber  im  Gebiet  der 
indirecten  Besteuerung  das  Vergleichs-  oder  Abfind ungs-  . 
verfahren  über  Geldstrafen  bei  Defraudationen.  Prineipiell 
nicht  unbedenklich  (Fin.  II,  §.  5U8)  gilt  dies  Verfahren  eben  doch 
durch  das  practische  Bedürfniss  für  geboten.  Es  kann  sowohl  vor 
Anhängigmachung  der  Sache  vor  Gericht  als  selbst  nach  erfolgtem 
Urtheil  eintreten.  Nach  der  Höhe  der  Summe,  um  die  es  sich  bei 
einem  Straffall  und  einer  Verurtheilung  dreht,  sind  verschiedene 
Instanzen  der  Finanzvcrwaltnng  zur  Bestätigung  der  Vergleiche 
competent  (Departementsdirector,  Generaldirector,  Minister).  Die 
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eingehenden  Strafbeträge  werden  grossentheils  unter  die  bei  der 
Ermittlung  der  Defraudationen  betheiligten  Beamten  —  und  zwar 
im  Allgemeinen  nur  an  die  unteren,  bis  zu  einem  bestimmten  Grade  — 
vertheilt. 

Die  in  Geltung  stehenden  Vorschriften  über  die  in  diesem  §.  berührten  Puncto 
stammen  zum  Thcil  noch  ans  Gesetzen  und  Decreten  der  Periode  der  ersten  Revolution 
her.  So  Ges.  r  5.  Vent.  XII,  Decr.  v.  1.  Gennin  XIII  n.  a  m.  Bes.  wichtig  dann 
mit  einigen  Bestimmungen  das  Ges.  v.  28.  Apr.  1  St 6  (so  235—238  über  die  Kochte 
der  Verwaltung  in  Bez.  auf  viriles,  exercices,  Eindringen  in  Wohnungen  Privater  im 
Vcidachbfall).  Bei  der  Einfuhrung  der  neuen  inuirecten  Srcucrn  1871  ff.  wird  ge- 
wöhnlich in  dem  betreffenden  Gesetze  die  Anwendung  der  älteren  gesetzlichen 
Nonnen  auf  die  Verhältnisse  der  neuen  Steuern  ausdrücklich  ausgesprochen  (z.  B. 
Ges.  v.  4  Sept.  JST1,  Art.  S).  Das  Einzelne  bei  Vigncs  I,  283  ff.,  Art.  288—293. 
Block,  dict..  An.  contr.  indir.,  bes.  Nr.  81—113.  Say,  diet..  ders.  Artikel,  p.  1241 
bis  1244,  wo  für  die  wichtigeren  Puncto  die  gesetzlichen  Bestimmungen  allcgirt 
werden.  Auf  einige  davon  kommen  wir  unten  bei  den  einzelnen  Steuern  zurück,  bes. 
in  der  Darstellung  der  Getränkebesfeuerung.  dem  in  jeder  Hinsicht  eigentümlichsten 
und  finanzwi>scnschaftlich  interessantesten  Theil  der  indirecten  Stenern.  Der  weit- 
läufige Gegenstand  lässt  sich  aber  hier  nicht  erschöpfen.  Für  die  finanzwissenschaft- 
liche Würdigung  der  französischen  indirecten  Steuern  ist  indessen  die  Beachtung  dieser 
Puncto  wichtig. 

§.  249.  4.  Erhebungskosten.  Trotz  des  complicirten 
Verwaltungsapparates ,  des  zahlreichen  Verwaltiingspertsonals, 
namentlich  auch  des  weitläufigen  Ueberwachungsdienstes  sind  die 
Erbebungskosten  (i.  w.  S.)  der  eigentlichen  inneren  indirecten 
Steuern,  der  Monopole  und  der  Zölle  in  Frankreich  verhältniss- 
mässig  niedrig.  Sie  haben  sich  auch  relativ  immer  weiter 
crraässigt,  verglichen  mit  der  früheren  Zeit,  mit  den  Kosten  der 
andren  grossen  Steuergruppen  und  mit  denen  andrer  Länder. 
Das  erklärt  sich  wesentlich  mit  aus  der  enormen  Einnahme, 
welche  diese  Abgaben  in  Frankreich  abwerfen,  und  der  grossen 
Steigerung  derselben  in  den  letzten  Jahrzehnten,  besonders  seit 
1871.  Natürlich  mussten  sich  selbst  absolut  etwas  wachsende 
Kosten  mit  der  grösseren  Vermehrung  der  Einnahmen,  auf  die  sie 
sich  vcrtheilen,  relativ  günstiger  stellen.  Kann  man  den  amtlichen 
Kostenberechnungen  trauen  und  annehmen,  dass  dieselben  in  ver- 
schiedenen Zeiträumen  genau  nach  denselben  Grundsätzen  erfolgt 
sind ,  so  wäre  aber  auch  die  absolute  Steigerung  der  Erhebnngs- 
kosten  nicht  eben  bedeutend.  Hie  und  da  scheint  danach  selbst 
eine  absolute  Abnahme  derselben  eingetreten  zu  sein.  Desto 
besser  musste  sich  das  Verhältniss  der  Kosten  zu  den  Ein- 
nahmen stellen.  Freilich  sind  hier  wie  sonst  bei  den  Kosten  die 
Zinsen  und  etwaige  Amortisationsbeträge  des  grossen  Gebäude- 
capitals  und  anderer  stehender  Capitalien  der  Steuerverwaltung 
nicht  berücksichtigt. 
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Statistik  des  Ueberwachungsdienstcs  im  Gebiet  der  indirecten  Stenern 
(incl.  Monopole)  in  Bull.  VI,  5,  XIII,  736.  XX.  598.  Auch  v.  Kanfmano,  S.  326  tt 
Im  Allgemeinen  sind  alle  Producentcn,  Fabrikanten.  Hindier.  Niederlagen-Inhaber  der 
steuerpflichtigen  Artikel,  bezw.  die  betreffenden  Unternehmungen  der  Uebcrwachune 
uutei  worfen.  Die  Einführung  der  kleineren  neuen  indirecten  Steuern  nach  1871  hat 
daher  die  Zahl  der  Uoberwachtcn  vermehrt.  Doch  wird  dieser  Ueberwachuugsdiensi 
bei  den  (amtlichen)  Debitanten  von  Tabak  und  Pulver,  bei  den  Goldschmieden. 
Juwelieren,  Uhrmachern,  ferner  bei  denjenigen  Got ran kedebitanten,  welche  abonuirt 
sind,  sich  abgefunden  haben  [Uud  letzteren  Falls  uur  Branntwein  verkaufen)  oder  hj 
den  der  „einzigen  Taxe"  unterworfenen  Städten  ihr  Geschäft  haben,  nicht  au>jreubt 
Dadurch  vermindert  sich  die  Zahl  der  thatsächlich  ständig  überwachten  Unternehmer 
auf  fast  die  Hälfte  aller  im  Princip  der  Controle  unterstehenden.  Sur  schätzungs- 
weise fuhrt  die  Statistik  die  Anzahl  der  bloss  ihren  eigenen  Wein  und  Lider  erntenden 
Eitfciuhümcr  und  Brenner  ^bouilleurs  de  cru),  welche  steuerfrei  sind,  auf.  Auch  die 
Eisenbahnunternehmungen  (1869  32.  18b5  60)  und  diejenigen  des  öffent- 
lichen Fuhrwcsons  ^1869  14.647.  1885  14.224)  unterliegen  dieser  Controle  mit 
(s.  o.  S.  57b).  Die  Hauptzahlen  sind  folgende  (auch  1869  ohne  Elsass-Lothriugcn  be- 
rechnet), einschliesslich  der  ebengenannten  Geschäfte.  Weitere  Einzelheiten  bei  <itn 
betretenden  Steuern.  „Exercicc"  ist  die  strengere  Form  dor  periodischen  oder  selb: 
beständigen  Ueberwachung. 


1869 

1873 

1885 

Unternehmer  im  Gebiet  der  Getränke. 

396,71 1 

380,293 

427,437 

Darunter: 

274.472 

260.578 

246.229 

122.239 

11^,715 

181.208 

Schätzung  der  Eigenernter  und  Brenner 

2,232.676 

2,312,689 

3,358,172 

Alle  anderen  Unternehmer  .... 

94,117 

92.536 

104,927 

Darunter: 

30,445 

30,007 

35,232 

Exercice-frei  

03, «»7  2 

62,529 

69.695 

Gesammtzahl  dor  control.  Steuerpflichtigen 

490,S2S 

472,829 

532,364 

Darunter: 

304.917 

200,585 

281.461 

Exercice-frei  

185,911 

182.J44 

250.903 

Die  „andren41  exercicc-freien  Unternehmer  sind  die  Tabak-  und  Pulverdebitantei: 
und  die  Goldschmiede  u.  dgl.  Ausserdem  hatten  noch  einige  Fabrikanten  die  Papier- 
Steuer  durch  Abonnement  berichtigt  und  sich  dadurch  vom  Exercice  befreit  (1885 
10).  was  in  obigen  Zahlen  nicht  berücksichtigt  ist.  Die  apart  stehenden  Getriukr- 
Debitantcn  iu  Paris  sind  Uberhaupt  in  den  Zahlen  nicht  mit  enthalten. 

Die  Erhebungskosten  bestehen  ganz  Uberwiegend  in  persönlichen,  für 
das  Vcrwaltung*pcrsonal.  So  im  Etat  f.  1887  f.  das  „Personal"  in  der  Veiwalt  t 
indir.  Steuern  29.32  Mill.  Frcs.,  für  Micth-  und  andre  Schadloshaltungen  (grösstet- 
theds  jedenfalls  persönliche  Kosten)  5. 74,  für  Materielles  0.43  Mill.,  für  verschiedest 
Andre  (incl.  gewisse  Geschäfte  beim  Tabakmonopol)  2.43  Mill.  Frcs.,  zus.  37.98  Mill- 
Frcs  Das  zahlreiche  Verwaltungspersonal  umfasste  in  den  1870er  Jahren  im  Centrai- 
dienst der  Gencraldirection  der  indirecten  Steuern  125  Personen  in  6  Kategorieen,  im 
Departcmentaldienst  in  19  Kateporieen  12,311  (darunter  z.  B.  234  receveurs  paru- 
culiers  südentaires,  je  1100  ambulante  Einnehmer  zu  Pferde  und  deren  Begleiter. 
Cotnmis,  je  1U00  de?gl  zu  Fuss,  45>0  Leute  des  Ucbcrwachungspen-onals  und  für  die 
Exerciccs).  Ausserdem  an  11  —  12,000  buralistcs  und  an  J800  Octroieiunebmer. 
welche  für  den  Staat  die  Eingangsabgabe  von  Getränken  in  den  Städten  mit  erbeben 
Im  Ganzen  ein  Personal  von  ca.  25 — 26.000  Köpfen.  Diese  Beamten  beziehen  fesu' 
Gehalte,  welche  gewöhnlich  für  jede  Kategorie  wieder  in  einige  Classen  (z.  B.  b<i 
den  receveurs  partic.  sedetit.  in  8)  zerfallen.  Dazu  treten  für  einzelne  Beamten- 
kategorieen  Micth-  und  andre  Entschädigungen,  z.  B  bei  den  ambulauteu 
Beamten  Ausserdem  erhalteu  die  Beamten  im  eigentlichen  Erhebungsdienst  Fron  - 
sionen  (reinises)  in  der  Form  von  Tantiemen  von  den  durch  sie  constatirtea 
bezw.  zur  wirklichen  Ethebung  gekommenen  Summen.  Die  Höhe  dieser  Tantieme:» 
steht  in  umgekehrtem  Proccntvcrhältuiss  zu  denjenigen  der  vereinnahmten  Gesammt- 
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betrage,  z.  B.  bei  Summen  bis  10.000  Frcs.  ist  sie  4%,  von  10.001  —  30.000  Frcs. 
37,7,  o.  b.  w..  bei  über  200,000  Frcs.  yt%.  bei  Beträgen  Uber  300,00n  Frcs.  sinkt 
sie  weiter  auf  0.4  u/0  ^r  die  zweiten  3U0.O00  Frcs.  und  schliesslich,  immer  nach 
einer  fallenden  Srala  für  den  Zuwachs,  auf  0.04%  für  Beträge  Uber  8  Mill.  Frcs. 
In  diesen  Tantiemen  und  Scalen  treten  gelegentlich  Änderungen  ein.  (Block,  dict. 
Art.  contrib  indir..  S.  55  fl'.,  Art.  receveurs  partic. ,  suppl.  gencr.,  Art  contr.  iudir. 
and  pereepteurs,  mit  weiteren  Einzelheiten.)  Für  einzelne  Bcaintcnkalegoriccn  und 
Landestheile  bestehen  Specialiarifc.  Die  Biiralistcs  beziehen  diese  Provisionen  nach 
der  Anzahl  ihrer  Ausfertigungen.  Sie  haben  gewöhnlich  einen  Tabakdebit.  Zu 
diesen  Einkünften  kommen  für  einige  Beamtcnkategorieen  noch  die  Antheile  an 
Strafgeldern. 

Die  Beamten  der  Gencraldircction  der  indirecten  Steuern,  insbesondere  im 
Departcmeutaldienst.  sind  grösstcntheils  caution>pflichtig.  mit  Beträgen,  welche 
sich  nach  der  Art  de^  einzelnen  Amts  abstufen  und  vom  einfachen  Betrage  des  lie- 
halt:* bis  zu  dem  4 — 71/,  fachen  der  Amtseiitkünfte  steigen  (Block,  dict.,  Art.  contr. 
indir..  Kr.  55  IT.,  suppl.  gener,  Art.  pereepteurs). 

Das  Verbältniss  der  gesammteu  Verwahungs-  und  Erhebungs- 
kosten zu  den  Einnahmen  wurde  schon  oben  S.  434  nach  amtlicher  Berechnung 
für  die  Hauptclassen  aller  französischen  Steuern  angegeben.  Die  relative  Ver- 
minderung der  Kosten  im  Laufe  längerer  Zeit  trat  aus  den  Zahlen  deutlich  hervor. 
Im  Einzelnen  hat  man  für  die  indirecte  Besteuern ng  im  weiteren  Sinne  folgende 
Kost  euquoten  berechnet,  wobei  fur  Tabak  und  Pulver  nur  die  eigentlichen  Ver- 
wahungs- und  Frhebung^kostcn,  nicht  die  naturlich  viel  bedeutenderen  Kosten  fur  den 
Rohstoff  und  fur  die  Fabrikation  —  ganz  mit  Recht  —  als  Regiespesen  oder  Er- 
hebungskosten angesetzt  sind  i  Bull.  I,  125  tf..  XVI.  15  IT.)  Die  zweite  Culonne  der 
ab-oluten  Zahlen  bezieht  sich  auf  den  „Reinertrag'-,  welcher  vom  „Rohertrag'4 
nach  Abzug  der  Bewirthschaftungskostcn.  Rückzahlungen ,  non-valeurs  u.dgl. 
übrigbleibt.  Er  enthält  also  die  eigentlichen  Verwaltung*-  und  Erliobungskostcn  noch 
in  sich  Die  Pn>cent/ahl  giebt  den  Betrag  der  letzteren  von  diesem  „Reinertrag" 
an.  Aus  dem  Vergleich  der  absoluten  Zahlen  in  den  3  angegebenen  Zcirpuuctcn 
ersieht  man  gut  die  verschiedene  Bewegung  der  Erträge  und  der  Kosten,  mit  denen 
jene  erzielt  weiden,  daher  auch  die  t  ec h  n isc h -fi  n  anzielle  Vuitheilhaftigkeit  einer 
so  fiscalischen  Meuerrmliiik  wie  der  französischen  und  freilich  auch  den  Eiufluss  einer 
grossartijfcn  volkswirthschaftlichen  Entwicklung  oder  wenigstens  Cutisumstcigerung, 
welche  die  Erträge  so  wachsen  Hess. 

Absolute  Zahlen.  %  der  Kosten 

Rohertrag  Reinertrag  Kosten  vom  Reinertrag 
Mill.  Frcs.     Mill.  Frcs.     Mill.  Frcs. 

Indirecte  Steuern  der  (ieneral- 
directiun  ohue  Tabak  u.  Puhcr 


1828 

140.17 

13^.30 

20.93 

15.2 

1S76 

745.53 

742.33 

32.05 

4.42 

lb84 

717.70 

716.55 

31.83 

4.86 

Tabak  und  Pulver 

1928 

72.00 

54.86 

8.20 

14.9 

1816 

336.06 

271.18 

5.02 

1.85 

1884 

3S8.50 

314.40 

644 

2.01 

Tabak  allein 

1876 

322.35 

261.44 

4.53 

1.73 

373.50 

306.0« 

6.14 

2.01 

Pulver  allein 

1876 

13.71 

9.74 

0.50 

513 

1*84 

14.01 

8.34 

0.29 

3  51 

Zölle  und  Salz 

1828 

163.53 

150.03 

21.38 

16.1 

1870 

28i  .45 

286.92 

29.38 

10.23 

1884 

399.90 

3'J7.«8 

30.56 

7.0S 

Das  Tabakmonopol  wurde  hiernach  jetzt  mit  ca.  2%  nur  etwa  dieselben  Er- 
hebungskosten wie  Euregistrement ,  Stempel  und  Domänen  machen  (ob.  S.  434).  Bei 
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letzterer  Generaldirection '  ist  eine  Trennung  der  Kosten  für  die  ihr  nnterstehenden 
Zweige  nicht  möglieh.  Sicher  aber  betragen  diese  bei  den  Domänen  und  gewissen 
Forsterträgen,  welche  hier  verwaltet  oder  vereinnahmt  werden,  erheblich  mehr  als  bei 
Enrcgistremcnt  und  Stempel  allein,  so  dass  die  f.  1S84  berechnete  Quote  von  2.17% 
bei  letzteren  beiden  Steuerzweigen  noch  etwas  niedriger  sein  wird.  Die  übrigen 
indirecten  Steuern,  mit  ihrem  kostspieligen  Ueberwachungsdienst  über  die  zersplitterte 
privatwirthschaftliche  Production  (Getränkesteuern!).  haben  immerhin  auch  jetzt  noch 
mehr  als  doppelt  so  hohe  Erhcbungskosten  als  das  TabaLmonopol  und  als  En- 
registrement  und  Stempel  und  die  Zölle  sogar  noch  last  die  vierfachen.  Die 
relative  Verbesserung  des  Kostenverhältnisses  seit  1828  ist  bei  allen  genannten 
Stetlern  aber  sehr  bedeutend,  die  absolute  Kostensteigerung  uicht  sehr  erheblich, 
bei  Tabak  ist  seit  1828  sogar  eine  absolute  Kostenveru-iudcrung  erfolgt. 

Für  die  Generaldirection  der  Zölle  allein  ist  jüngst  eine  umfassende  amtliche 
Berechnung  über  die  Einnahmen  und  die  Erhebungskosten  von  1791 — 16S5  ver- 
öffentlicht worden,  wobei  selbst  die  Jahre  der  ärgsten  Revolutionswirren  nicht  fehlen. 
Die  Zuverlässigkeit  der  Daten  für  diese  Jahre  muss  dahingestellt  bleiben  (Bull.  XXI. 
48S  II'.,  mit  graph.  Darstellung).  Hiernach  hätten  die  Kosten  in  den  1790er  Jahren 
zwischen  50  und  22,  1801  —  1814  zwischen  10%  UI,d  30  (mit  vielen  Schwankungen). 
1817 — 19  ca.  20%  betragen.  Von  da  an  sind  sie  ziemlich  stetig  bis  auf  13%  in 
Mitte  der  40er  Jahre  gesunken,  1648  II.  wegen  verminderter  Einnahme  bei  gleich 
bleibender  Ausgabe  wieder  auf  18 — 22%  gestiegen,  dann  von  Neuem  bis  1S55  auf 
15%  gefallen,  hierauf  etwas,  seit  1800  i Handelsvertrag  mit  England,  Verminderung 
der  Einnahmen')  stärker,  auf  23—24%  gestiegen,  bis  1809  jedoch  wieder  auf  19% 
gesunken,  nach  dem  Kriege  alsdann  mit  rasch  wachsender  Einnahme  bei  geringer 
Steigerung  der  Ausgaben  von  10%  in  1S72  auf  10%  bis  1877  und  langsam  weiter 
auf  7%%  in  1885  gewichen.  Die  absolute  Steigerung  der  Kosten  war  seit  181H 
bis  18H2  zwar  eine  fast  stetige,  aber  eine  sehr  lang>ame,  von  ca.  22 — 23  auf  32  bi- 
33  Mill.  Frcs.  Dann  sanken  sie  wieder  auf  27—28  Mill.  <1  S60>.  Seit  1872  betragen 
sie  etwas  über  30,  1870—85  wenig  schwankend  etwa  81%  Mill.  Frcs  jährlich, 
eine  steuertechnisch  glänzende  Entwicklung! 

Manche  Punctc  der  Steuerverwaltung,  welche  zwar  die  iudirecten  Verbrauchs- 
steuern im  Allgemeinen  betreffen,  erlangen  doch  bei  einzelnen  der  hierhergehörigen 
Steuern  wieder  besondere  Bedeutung  und  gestalten  sich  dabei  in  Einzelheiten  etwas 
verschieden.  Sie  werden  deshalb  zweckmässiger  erst  im  Folgenden,  soweit  nöthig.  mit 
behandelt.  In  jeder  Hinsicht  hebt  sich  die  Getränk cbestcuerung  unter  allen 
französischen  indirecten  Verbrauchssteuern  als  die  fin  an  z  wissenschaftlich 
eigenthumlichste  heraus.  Sie  wird  daher  auch  am  Eingehendsten  behandelt  uuJ 
Manches,  was  zwar  auch  bei  andren  Steuern  vorkommt,  bei  ihr  aber  besonders  wichtig 
und  bemerkensweith  ist,  wird  in  ihrer  Darstellung  seinen  Platz  finden. 

Die  Zölle  auf  eingeführte  fremde  Artikel,  welche  als  inländische  einer  inneren 
Verbrauchssteuer  unterliegen,  bringen  wir  in  Folgendem  gleich  bei  den  Verbrauchs- 
steuern, soweit  nöthig,  mit  zur  Sprache. 

Eine  üebersicht  der  Tarife  der  indirecten  Steuern  im  Bull.  XVI,  514. 


2.    Die  einzelnen  Verbrauchssteuern. 

a.    Die  inneren  Verbrauchssteuern  bei  pri v atwi  rt h sehaftli ch  e r 

P  r  o  d  u  c  t  i  o  n  s  w  c  i  s  c. 

(Salz-,  Getränke-,  Kubenzucker-,  kleinere  derartige  und  ähnliche  Steuern,  s.  o.  S.  417 

«.    Die  Salzstcuer. 

Gesetzgebung  (Hauptbestimmungen).  Endgiltige  Wiedereinführung  der  SaU- 
steuer  nach  vorausgegangenem  Decret  v.  10.  Mai  1800  durch  Ges  v.  24.  April  - 
4.  Mai  1600.  dazu  Decret  v.  11  Juni  l^OÜ.  Tarif andermigen  1813,  1810.  Ges  v. 
17.  Juni  1840,  K.  Ord.  v.  7.  März  1841.  auch  2<».  Juni  1841  u.  a.  m.  Aufhebung 
der  Steuer  durch  Decr.  v.  18.  Marz  184\  Wiedereinführung  durch  Ges.  v.  28  Dec.  1SJ* 
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in  geringerer  Höhe  (%/3).  Vorübergehende  Boleguug  mit  den  Kriegszuschlägen  (25%) 
durch  Ges.  v.  2.  Juni  1S75,  Aufhebung  dieser  Zuschläge  durch  Ges.  v.  26.  Dec.  187ö. 
Seitdem  keine  Tarifverändcrung.  Zulassung  fremden  Salzes  zur  Einfuhr  aus  dem 
Ausland  gegen  Eingangsabgabc.  Ges.  r.  18.  Juli  1850.  Fabriken  u.  dgl.,  in  denen 
Salz  als  Nebenproduct  gewonnen  wird,  chemische  Fabriken  u.  s.  w. ,  unterstehen  d.ni 
Betriebsvorschriften  und  Controlen  der  Salzsteuer  z.  Th.  mit  und  sind  für  das  in  den 
Consum  gebrachte  Salz  steuerpflichtig.  Ges.  v.  17.  Juni  1840.  Decr.  v.  20.  Juni  1841. 
Anderseiis  mehrfache  Steuerfreiheit,  so  bes.  für  Exportsalz.  Fischerei  u.  dgl., 
dann  für  bestimmte  Fabriken,  für  landwirtbsebaftlich  e  Zwecke,  wenn  denatu- 
rirtes  Salz  verwendet  wird  (gen.  Ges.  v.  1806,  Ges.  v.  17.  Juni  1840,  Decr.  r. 
19.  Juli  1808  —  Steuerrestitution  bei  exportirtcr  gesalzener  Butter  — ,  Ges.  v. 
'2.  Juli  1862  Uber  Steuerfreiheit  des  Salzes  in  Sodafahriken ,  Decr.  v.  8.  Nov.  1  S(i9 
betr.  Freiheit  von  denaturirtem  Vieh-,  Dunsrsalz  u.  dgl..  auch  Decr.  v.  25.  Mai  1882; 
weitere  Ausdehnung  dieser  Freiheit  fUr  verschiedene  benannte  Gewerbe,  wie  Töpferei, 
Lobgerberci,  Carmin-,  Indigo-,  Seifen-,  Anilin-.  Glas-,  Papierfabriken  u.  a.  ra. 
»>es."lS82  fF). 

Literatur.  Stourm  I,  318—324  (Wiedereinführung).  Vignes  I,  164  —  168. 
Block,  diet.  Art.  sei,  auch  suppl.  gener.  und  annucl  (1885).  Olibo  III,  147 — 210 
(die  einzelnen  Artikel  der  Gesetze  und  Decrete  mit  Coininentar).  v.  Hock,  S.  328 
bis  338  (eingehende  gute  Darstellung  der  steuerteebnischen  Seite,  Erhebung, 
Controlen  u.  s.  w.«.  v.  Kaufmann,  S.  424  —  430.  —  Statistik,  eb.  S.  431. 
Faure.  p.  120,  112.  dann  in  d.  jährl.  Statist.  Bericht  der  Genoraldirection  der  indir. 
Steuern  und  der  Zölle-im  Bull.,  so  f.  1886  und  18S7  XXtll,  268  ff.,  XXII,  633 
i  Zölle).    Ueberaicht  der  Consumtion  und  Finanz-Erträge  1816—76  im  Bull.  I,  29. 

§.  250.  1.  Die  Salzsteuer  im  Allgemeinen.  Unter  den 
indirecten  Verbrauchssteuern  des  Ancien  regime  war  die  Salzsteuer, 
namentlich  in  der  drückeuden  und  gehässigen  Form  der  Gabelle, 
besonders  unbeliebt  gewesen  (§.  63).  Daher  war  ihre  Aufbebung 
gleich  im  Beginn  der  Revolutionsära  bestimmt  in  Aussicht  genommen 
worden  (Gesetz  vom  3.  November  1789)  und  durch  Decret  vom 
30.  März  1790  vom  1.  April  an  auch  wirklich  erfolgt.  Der  Ge- 
danke, eine  Salzsteuer  wieder  einzuführen,  blieb  auch  lUngere  Zeit 
sehr  unpopulär,  obgleich  er  sich  doch  bereits  unter  dem  Directorium 
als  Project  in  den  gesetzgebenden  Körperschaften  wieder  hervor- 
wagte, im  Drange  des  Finanzbedllrfnisses  und  mit  der  Begründung, 
dass  eine  massige  Salzsteuer  in  der  Form  einer  wenig  lästigen  an 
die  Production  sich  anschliessenden  Verbrauchssteuer  den  berech- 
tigten Einwendungen  und  der  allgemein  verbreiteten  Abneigung 
gegen  die  alte  G;i belle  keineswegs  unterliege.  Nach  einem  fehl- 
geschlagenen Anlauf  fand  der  Plan  im  J.  1790  auch  im  Rath  der 
500  Billigung,  fiel  aber  im  Rath  der  Alten.  Auch  der  erste  Consul 
war  Anfangs  der  Wiedereinführung  der  veihassteu  Steuer,  die 
Gaudin  (Herzog  von  Gaeta)  alsbald  plante,  abgeneigt.  Es  ver- 
gingen noch  mehrere  Jahre,  bis  man  gleichwohl  von  Neuem  zu  der 
Steuer  griff.  Der  Ertrag  derselben  war  anfangs  zur  Unterhaltung 
der  Strassen,  Brücken  u.  s.  w.  bestimmt,  nachdem  das  besondere 
Wegegeld  aufgehoben  worden  war.   Dabei  wurde  die  Monopolform, 
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an  die  auch  gedacht  worden  war,  vermieden,  die  Steuer  möglichst 
an  die  Productionsstätten  gcknUpft  und  der  Verkehr  für  das  schon 
versteuert  in  ihn  gebrachte  Salz  tbunlichst  von  Controlen  befreit, 
auch  die  Salzsteuer  niedrig  angesetzt,  zuerst  auf  10,  gleich  darauf 
auf  20  Centimes  für  das  Kilogramm  Speisesäle. 

Dccr.  t.  16.  März.  Ges.  v.  24.  April,  4.  Mai,  Dccr.  v.  11.  Juni  ISOfi.  S.  bes. 
Stourm  1.  31o  IT..  32S  ff.  für  die  Einzelheiten  der  hier  skiz/irten  Entwicklung. 
Durch  die  massige  Zdil  von  Sal/.worken  und  dio  Betriebsconeoutration  im  Inneren, 
sowie  durch  die  Einrichtung  der  See&alzgcwinnung  in  Saliteichcn ,  die  von  der  Zoll- 
verwaltung bequem  mit  überwacht  werden  können,  ist  dio  Einführung  der  Salzitcner 
als  Productioiiasteucr  erleichtert  und  die  Beibehaltung  dieser  Steuer  begünstigt  worden. 

Steuerfreiheit  für  ins  Ausland  gehendes  Salz  wurde  von 
Anfang  an  gewahrt,  und  diese  Freiheit  dann  im  Lauf  der  Zeit 
aus  volkswirtschaftlichen  Grlindcn  immer  mehr  erweiteit  und  be- 
quemer brauchbar  gemacht. 

Bcsoudcrs  für  exportirte  eingcsalzene  Objecto,  für  dio  Seefischerei,  für  die  von 
der  Marine  und  in  den  Colonieen  gebrauchten  >alzwaaren,  für  die  Einsalzung  von 
Fischen  überhaupt,  dann  für  gewisse  Industrieen .  welche  Salz  in  ihren  Fabrikations- 
processen  brauchen,  und  für  landwirtschaftlichen  Zwecken  der  Viohfütferung .  der 
Düngerboroirung  und  Düngung  und  sonM  dienendes  Sal/.,  das  dann  aber  denaturirt 
sein  rnus-»  (s  d.  Ges.  und  Decr.  in  der  Vorbemerkung).  Industrieen,  welche  zur  Her- 
stellung menschlicher  Nahrungs-  und  (jenua&inittel  Salz  verwenden,  gemessen  aber 
folgerichtig  keine  Steuerfreiheit  und  ebenso  folgerichtig  ist  das  in  gewissen  Industrieen 
aN  Nebenproduct  gewonnene,  in  den  eigentlichen  Consum  ubergehende  Salz  steuer- 
pflichtig. Man  will  übrigens  einen  besonderen  Einlluss  der  Gewährung  der  Steuer- 
freiheit auf  die  Vermehrung  des  Salzverbrauchs  in  Industrie  und  Landwirtschaft  nicht 
wahrgenommen  haben. 

Im  Princip  und  im  Wesentlichen  auch  iu  der  praetischen 
Durchfuhrung  des  Princips  ist  daher  die  französische  Salzsteuer 
auf  das  als- menschliches  Nahrungs-  und  Gcnussmittel  im 
inländischen  Consum  dienende  Salz  (Kochsalz)  beschränkt. 
Dadurch  entfallen  die  Einwendungen  gegeu  eine  allgemeine, 
alles  irgendwie  verwendete  Salz  treffende  Steuer.  Die  Vermeidung 
der  Monopolform ,  die  Freigebung  des  Verkehrs  in  versteuertem 
Salze,  die  verhältnissmässig  einfache  Form  der  Steuer,  die  Ab- 
wesenheit fast  aller  der  Controlen,  Zwangsmaassrcgcln,  vollends  der 
förmlichen  Consumerzwingung,  welche  die  alte  Salzstener  ebaraete 
risirten,  machen  auch  die  früheren  Einwendungen  gegen  die  neue 
Steuer  im  Wesentlichen  hinfällig.  Der  Angriffspunct  für  die  Kritik 
der  Gegner  dieser  Steuer  blieb  und  bleibt  dagegen  die  Be- 
steuerung des  Spciscsalzcs  au  sich  und  die  Höhe  des 
Steuersatzes. 

Nach  vorübergehender  Erhöhung  des  letzteren  von  20  sogar  auf  40  Centimes 
für  das  Kilogramm  Ende  1M3  wurde  der  Satz  1  >  1 6  auf  80  Gent,  festgestellt  und  blieb 
so  bis  mit  einem  Ertrage  von  70  Mill.  Frcs  für  dio  Staatscasse. 
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Die  principiellen  Ansichten  im  Schoosse  der  provisorischen  Re- 
gierung von  1848  in  Bezug  auf  indirecte  Verbrauchssteuern  wichtiger 
Nahrungs-  und  Genussmittel  (§.  171)  führten  denn  auch  alsbald  zur 
Aufhebung  der  Steuer  (Decret  v.  18.  April  1848),  die  aber  noch 
vor  ihrer  völligen  Durchführung  bereits  Ende  1848  wieder  rück- 
gängig gemacht  wurde  (Gesetz  v.  28.  Dec.  1848).  Dabei  wurde 
jedoch  der  Steuersatz  auf  den  dritten  Theil  des  früheren,  10  Centimes 
für  das  Kilogramm,  herabgesetzt.  Dadurch  opferte  man  endgiltig 
anfangs  45,  später  .30—40  Mill.  Frcs.  Staatseinnahme  auf,  ohne 
den  Consurucuten  eine  ebenso  grosse  Ersparung  an  Kosten  zu  ver- 
schaffen. Denn  der  Einzelpreis  des  Salzes  ging  notorisch  nicht 
um  den  vollen  Betrag  des  Steuererlasses,  sondern  nur  etwa  um  die 
Hälfte  desselben  herab.  Der  Consum  selbst  stieg  zwar  sofort 
vorübergehend  (1849)  erheblich  und  blieb  dauernd  höher  als  vorher 
(in  den  40er  Jahren  0.5,  in  den  50er  8.25  KU.  pro  Kopf),  aber 
hob  sich  dann  kaum  weiter.  Die  Massregel  von  1848  kann  daher 
fiscalisch  und  volkswirtschaftlich  nicht  besonders  günstig  beurtheilt 
werden. 

Die  principielfe  Abneigung  in  weiten  politischen  Kreisen  gegen 
jede  Besteuerung  des  Salzes  war  indessen  in  der  Zeit  nach  1870 
doch  stark  genug,  um,  trotz  des  dringenden  Finanzbedürfnisses,  die 
Salzsteucr  von  der  Erhöhung  der  sonstigen  indirecten  Verbrauchs- 
nnd  der  Verkehrssteuern  auszunehmen.  Im  Jahre  1875  wurde  sie 
zwar  dem  25  %  Zusehlag  mit  unterzogen  (Gesetz  v.  2.  Juni  1875), 
aber  schon  Ende  1876  (Gesetz  v.  26.  Dec.  1876)  wieder  von  dem- 
selben befreit,  so  dass  der  frühere  Satz  von  10  Cent.  (10  Frcs.  f. 
100  Kilogr.)  seitdem  abermals  gilt.  Derselbe  ist  im  Verbältniss  zu 
der  Höhe  der  meisten  französischen  Steuern  und  auch  im  Vergleich 
mit  anderen  Ländern  nicht  übermässig  hoch,  sogar  niedriger  als  in 
Deutschland,  wo  er  12  Pfennig  oder  etwa  15  Cent,  für  das  Kilo- 
gramm beträgt,  der  Consum  auch  etwa  1  Kilogramm  niedriger  als 
in  Frankreich  ist  (7.7  gegen  8.7  KU.  pro  Kopf).  Der  Ertrag  ist 
jetzt  jährlich  etwa  32- --32.5  Mill.  Frcs.  oder  auf  den  Kopf  der 
Bevölkerung  etwa  85  Cent,  gegen  1  Frcs.  15  Cent.  (92—93  Pfenn.) 
im  Deutschen  Reich:  niedriger  in  Frankreich,  ein  seltener  Aus- 
nahmefall bei  deutschen  und  französischen  Steuervergleichungen. 
Die  weitere  Ausdehnung  der  Steuerfreiheit  des  Salzes  für  gewerbliche 
Zwecke  hat  das  Wachsthum  des  Ertrags  in  Frankreich  etwas  gehemmt. 

Die  moderne  französische  Steuer  ist,  im  günstigen  Unterschied 
von  der  verwickelten  und  ungleichmässigeu  Salzbesteuerung  in 
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der  alten  Monarchie,  die  gleiche  im  ganzen  Staatsgebiete, 
sie  macht  auch  keinen  Unterschied  zwischen  Seesalz  und  im 
Inneren  gewonnenem.  Nur  in  einem  kleinen  Grenzgebiet  gegen 
die  Schweiz  (pays  de  Gex  und  Theil  von  Obersavoien)  besteht  eine 
Ermässigung  des  Satzes  auf  2  Cent,  für  das  Kilogramm.  Salz  ans 
Algier  und  den  Colonieen  unterliegt  nur  dem  allgemeinen  Steuer 
satze.  Ausländisches  Salz  dagegen  zahlt  ausser  der  allgemeinen 
Steuer,  wenn  es  in  den  Consum  übergeht,  noch  einen  Einfuhr- 
zoll, welcher  nach  den  Sorten,  nneb  den  Transportwegen 
(See  und  Land)  und  zum  Theil  nach  den  Grenzen  verschieden 
ist  und  im  Höchstbetrage  im  Tarif  von  1881  40%,  seit  1884 
immer  noch  33° der  Steuer  ausmacht.  Das  inländische  Salz  ge- 
niesst  also  einen  nicht  unerheblichen  Schutz. 

Der  Zolltarif  unterscheidet  folgendermassen:  roh  und  gereinigtes  Salz  (See-, 
Salinen-,  Steinsalz),  nicht  weiss,  nach  dem  bis  1SS1  geltenden  Tarif  für 
100  KU.  zu  Land  über  die  belg.  und  luxemh.  Grenze  21/4  nebst  2  Decirnen,  nach 
dem  Tarif  v.  4.  Mai  18S1  3  Frcs..  nach  Ges.  v.  5.  April  IS84  2  Frcs.  40.  üU-r 
andere  Landgrenzen  bez.  nur  62—71—60  Cent.;  zur  See  über  ('anal  und 
«h  e an  2  Frcs.  IS— 2  Frcs.  00—2  Frcs.  10  Cent.,  über  Mittelincer  nur  02—74 
—  00  Cent.;  ferner  gereinigtes  weisses  Salz  zu  Land  Uber  die  lux.  und  beif. 
Grenze  3  Frcs.  43 — 4  Frcs — 3  Frcs.  30,  Uber  die  anderen  Landgrenzen  dieselben 
Sätze  wie  nicht  weisses  Salz;  zur  See  über  Canal  und  Ocean  43  Cent.  - 
4  Frcs.—  3  Frcs  30  Cent.,  über  Mittelmeer  02—74—00  Cent.  In  den  Handels- 
verträgen und  Conventioualtarifen  kommt  Salz  nicht  besonders  vor,  es  gilt  daher  der 
allgemeine  Tarif.  Mit  Llsass-Lothrinyen  verlor  Frankreich  wichtige  innere  Salzwerke 
und  Salinen,  für  deren  Salzeinfuhr  nach  Frankreich  also  jetzt  der  Zollsatz  für  die 
..anderen  Landgrenzen"  Anwendung  findet.  (Rull.  IX.  47.*»,  XI,  5 IS.  XV,  309.  XVI. 
531,  Reu  tu  er,  Zolltarife  Europas  Rerl.  J*S3,  I,  150.) 

Nach  Rull.  I,  20  und  XXIII,  2S3  war: 


Steuer- 

Versteuerte 

Consum 

ertrag 

Menge 

p.  Kopf 

Mill.  Frcs. 

Mill.  KU. 

KU. 

1M7 

52.5 

175.S 

5.00 

isir» 

70.4 

230.7 

0.74 

20.0 

260.7 

7.45 

1  SU!) 

32.!) 

329.4 

S.50 

IST« 

<l  > .  i 

301.3 

S.35 

IS  Mi 

31.0 

319.7 

s  70 

Steuersatz,  wie  schon  bemerkt,  bis  !S4s30,  von  da  bis  JS75  10,  1S75 — 70  12  5, 
seit  1S77  wieder  10  Cent.  p.  KU. 

§.  2M.  2.  Einrichtung  der  Salz  Steuer.  Die  jetzige 
französische  Salzsteuer  ist  eine  an  die  Prodnctionsstätten 
sich  anschliessende  allgemeine  innere  Verbrauchssteuer, 
welche  das  Salz  regelmässig  erst  beim  Uebergang  desselben  aus 
den  Prodlictionsstatten  und  Magazinen  in  den  Consum  oder  in  den 
freien  Verkehr  trifft.  Die  Controlen  erstreiken  sich  daher 
namentlich  auf  diese  Stätten,  beschränken  sich  aber  auch  im 
Wesentlichen  darauf,  mit  der  Ausnahme,  dass  in  einem  gewissen 
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Umkreise  um  die  Stätten  im  Inneren  (15  Kilometer)  und  bis  zn 
einer  gewissen  Entfernung  von  den  Seeküsten  (auch  15  Kilometer) 
die  Salz  Versendung  dem  Anmeldezwang  bei  der  Steueibehtfrde  oder 
dem  Zollamt  und  dem  Begleitscheinverfahren  unterliegt.  Im 
Uebrigen  zerfällt  die  Salzsteuer  administrativ  in  zwei  Arten,  die 
innere  flir  das  im  Binnenlande  gewonnene  Salinen-,  Siede-  und 
Steinsalz,  welche  unter  der  Generaldirection  der  iudirecten  Stenern, 
und  die  wesentlich  die  Seesalzgewinnung  treffende  Steuer,  welche 
im  Küstenstriche  unter  der  Generaldirection  der  Zölle  mit  steht. 

Nach  administrativer  Zweckmässigkeit,  mit  Rücksicht  auf  die  örtliche  Lage,  aber 
auch  nach  Veränderung  der  Eigenthums-  und  Betriebsverhältnisse,  wenn  z.  B.  ein 
Salzwerk  an  eine  andere  Salzunternehmung  übergeht,  erfolgen  mitunter  Verschiebungen 
zwischen  den  unter  den  genannten  beiden  Generaldirectionen  stehenden  Werken,  daher 
auch  zwischen  den  SalzstenerertrRgnisscn  beider.  Man  kann  deshalb  nicht  kurzweg 
sagen,  dass  nur  Seesalzgewinnung  unter  der  Zollverwaltung,  alle  andere  ganz  unter  der 
Verwaltung  der  indirecteu  Steuern  steht.  So  erwarb  z.  B.  1>8G — 87  das  Syndicat  der 
„Salinen  des  Ostens"  ein  ihm  Concurrenz  machendes  Etablissement  in  der  Zolllinie, 
wodurch  die  Erträge  der  Steuerverwaltung  18s7  gegen  1880  stiegen,  die  der  Zoll- 
verwaltung fielen  (Bull.  XXIII,  268).  Die  wichtigsten  Werke,  des  Binnengebiets  mit 
über  fiü°/0  des  Steucrertrags  liegen  im  Dep.  Mcurthe  und  Mosel,  dio  nächstwiehfigen 
mit  18°  u  des  Ertrags  in  Doubs,  dann  noch  erhebliche  in  den  Dep.  Jura,  Landes, 
IIaute-Sa»"ine.  Haute-Garonne,  Unterpyrenäen,  im  Ganzen  nur  in  7  Depart.  bedeutendere 
Werke;  kleine,  z.  Th.  ganz  kleine  Erträge,  wohl  aus  ehem.  Fabriken,  kommen 
ausserdem  noch  in  8  Departements  vor.  Diese  localc  Concentration  erleichtert  die 
1!. •Steuerung. 

Die  Salzsteuern  im  Inneren  und  im  Küstenstrich  sind  iu 
allem  Wesentlichen  gleich  eingerichtet,  mit  kleineren  Unterschieden, 
wrelche  sich  aus  den  verschiedenen  Betriebsverhältnissen  ergeben. 
Der  einzige  wichtigere  Unterschied  des  Finanz-  uud  Verwaltnngs- 
rechts  ist,  dass  die  Anlegung  und  Ausbeutung  der  Seesalzte ic hc 
(marais  salants)  ohne  Weiteres,  d.h.  ohne  besondere  behörd- 
liche Ermächtigung  stattfinden  kann,  aber  eine  Declaration 
verlangt,  wonach  dann  die  Werke  der  Uebcrwachung  unterliegen, 
während  die  Ausnutzung  von  Steinsalzlagern  und  Salzquellen  im 
Inneren  ausser  an  eine  mindestens  einen  Monat  vorausgehende 
Declaration  noch  an  die  Erlangung  einer  im  Staatsrath  zu  ge- 
währenden Concession  geknüpft  ist. 

Diese  wird  bei  Bergwerken  höchstens  für  einen  Umfang  von  20,  für  Salz- 
quellen u.  dgl.  für  einen  solchen  von  1  Quadratkilometer  ertheilt,  übrigens  auf  dem- 
selben Raum  nur  einheitlich  an  Einen  Unternehmer  geraeinsam  für  Bergwerk  und 
Quellen.  Auch  muss  sich,  im  Interesse  der  Steuerverwaltung,  jeder  Concessionär  in 
der  Hegel  verpflichten,  mindestens  für  '/8  Mill.  Kilogr.  Salz  jährlich  zu  gewinnen. 
Für  die  Anlegung  von  Salzbergwerken  und  Erschliessung  von  Salzquellen  kommt 
mehrfach  das  Bergrecht  in  Betracht,  daher  das  Ges.  v.  21.  April  IS  10,  die  Ver- 
ordnungen dazu,  für  die  Concessionen  auch  das  Ges.  v.  1".  Juni  1840  uud  Ord.  v. 
7.  März  1841.  Der  Bergwerks  Steuer  (o.  §.  207)  unterliegen  Salzwerke  nicht,  — 
was  übrigens  keine  nothwendige  und  auch  keine  richtige  Conse.juenz  der  Salzsteuer 
ist,  da  diese  einen  ganz  anderen  steuerpolifisehen  Character  als  die  Bergwerkssteuer 
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hat.  —  Wobl  aber  zahlen  Salzwcrke  Grundsteuer  für  die  überfläch»:  der  be- 
nutzten  Grundstücke  und  Grundsteuer  für  die  Gebäude  (s.  o.  SJ.  1S9.  1SS).  Jede  Aus- 
beutung salzhaltiger  Stoflö  und  jede  Salzsiederei  ist  beim  nächsten  Steuer-  oder  Zollamt 
anzumelden  und  darf  nur  in  ausdrücklich  genehmigten  Stätten  erfolgon.  Geheime 
Salzgewinnung  u.  s.  w.  ist  verboten.  Jedes  Salzwerk  muss  durch  eine  angemessene 
Umzäunung  oder  Ummauerung  getrennt  von  sonstigen  Gebäuden  sein ,  darf  nur  einen 
Zugang  haben,  ist  jederzeit  den  Steuerbeamteu  zur  Ausübung  der  Ueberwachung 
zugänglich. 

Steueramtlich  controlirt  und  festgestellt  wird  die  wirklich  gewonnene  Salz- 
incngc  (insofern  besteht  „Fabrikatbestcuerung")  und  diese  bildet  den  Ausgangs- 
punet  für  die  Bemessung  der  Steuerschuldigkeit.  Das  Salz,  welches  nicht  sofort  aus 
dem  Werk  selbst  in  den  Consum  ubergeht  und  in  diesem  Fall  principiell  sogleich  zu 
versteuern  ist.  inuss  in  Magazine  gebracht  werden.  Hier  ist  über  Ein-  und  Ausgang 
genaa  Buch  zu  fuhren  und  erfolgt  vierteljährliche  Abrechnung  mit  dem  Steueramt. 
welches  den  Verkehr  des  Magazins  und  den  Bestand  der  Lager  uberwacht.  Zur 
Sicherung  dieser  Controlo  über  Werke,  Salzteiche  und  Magazine  besteht  der 
Transport- Anmcldez  wang  und  das  Begl  eitsc  heinverfahren  in  der  er- 
wähnten Ausdehnung  von  15  Kilometer  um  das  Werk,  bezw.  von  der  Kaste  aus. 
Auch  bedarf  nächtlicher  Transport  noch  besonderer  Erlaubniss.  Fehlt  diese  oder 
fehlen  die  erforderlichen  Begleitscheine,  so  ist  Confiscation  und  doppelter  Steuersatz 
angedroht. 

Von  den  nach  den  Registern  und  Controlcn  steuerpflichtigen  Salzmengen  werden 
dreierlei  Nachlässe  gewährt,  einmal  von  dem  wirklich  gewonnenen  Salz  3 — 5%. 
etwas  verschieden  je  nach  den  Gewinnungsorten ,  als  allgemeiner  Verlust  sodann  von 
dem  magazinirten  Salz  Su/„  als  Lagerverlust,  endlich  von  dem  versendeten  Salz  2°u 
als  Transportverlust. 

Im  Princip  ist  die  Salzstoucr  beiin  Ueber^ang  in  den  Consum,  daher  bei 
Entnahme  aus  dem  Magazin  uud  beim  Verkauf  fällig  und  baur  zu  entrichten.  Doch 
bestehen  einige  Ausnahmen,  wo  der  Fälligkeitstermin  erst  später  eintritt.  Auch 
werden  Steu ercred it e  in  der  Weise  gewährt,  dass  für  Summen  über  mehr  als 
300  Frcs.  genügend  verbürgte  Obligationen  mit  4  Monat  Vcrfallzcit,  aber  unter  An- 
rechnung von  Verzugszinsen  und  mit  Provisionsbezügen  (remises)  für  die  Beamten 
angenommen  werden:  die  gleiche  Einrichtung  wie  bei  den  anderen  indirecten  Steuern 
und  den  Zöllen  (Ges.  v.  15.  Febr.  1>75,  Maximum  der  remisc  ,/j°,V- 

Leichtere  Straf  fälle  werden  ohne  Appellation  vom  Friedensrichter  mit  persön- 
licher Geldstrafe  von  100  Frcs.  neben  der  Confiscation  der  beschlagnahmten  Gegen- 
stände, im  Rückfall  oder  in  gewissen  Erschwerungsfällen  vom  Correctionstribunal  mit 
2 — 500  Frcs.  und  %!i — 2  Monat  Gefängniss,  in  bestimmten  Fällen  des  Gesetzes  v.  lsi<) 
ebenfalls  von  diesem  Gerichtshofe  mit  Confiscation  auch  der  Werkzeuge,  Transport- 
mittel, ausser  dem  Salz  selbst,  mit  Geldstrafen  von  500—5000  und  10.000  Frcs., 
und  mit  Erhebung  des  Doppelsatzes  der  Steuer  geahndet.  Auch  kann  die  Concession 
unter  Umständen  entzogen  werden.  S.  bes.  Ges.  v.  1800  und  1840  nebst  Decreten 
dazu.  Vignes  und  Block,  dict.  a.  a.  Ü„  am  Meisten  Einzelheiten,  von  denen  hier 
nur  das  Wichtigste  berührt  wurde,  bei  Hock,  so  über  Steuerfreiheit  der  Fischerei, 
der  Fischeimsalzu  ng  u.  dgl.  m.  (S.  333  (f ).  Die  Auslegung  der  einzelnen  gesetzlichen 
Vorschriften  durch  die  Rechtsprechung  bei  Ülibo. 

Dem  Ueborwachungsdicnst  o  xercico")  der  Direction  der  iudirecten 
Steuern  unterstanden  1M59  (ohne  Elsass-Lothr.)  nur  32,  1873  23,  1SS5  22  selbständige 
Unternehmungen  („fabricants"  .  Also  eine  grosso  Eigenthums-  und  Betriebsconcen- 
tration,  günstig  für  die  Steuerverwaltung  (Bull.  XX,  «00*.  Es  war  (1SS0  denn.,  1887 
provis.,  Bull.  XXIII,  2S3): 

Salzmengo  versteuert  Steucrcrtrag 

Mill.  Kil.  Mill.  Frcs. 

Steuer-          Zoll-            r/  Steuer-          Zoll-  „ 

Verwaltung     Verwaltung          '  Verwaltung     Verwaltung  " 

1^86            89.(55          2  3  0.0  7          3  1  9.75  8  865          23.007  31.872 

18S7           105.30          21'J.sO          325  22  10.406          2l.9s(5  32.393 

Zu  2  Frcs.  p.  1  CIO  Kil.  für  Gex  und  Savoien   wurden  hiervon   bez.  1.25  und 
1.63  Mill.  Kil.  versteuert.    Das  Verhältniss  der  von  den  beiden  Generaldirectionen 
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erhobenen  Salzsteucrn  hat  im  Laufe  dieses  Jahrhunderts  mehrfach  periodisch  geschwankt, 
im  Ganzen  hat  aber  die  innere  Gewinnung  absolut  und  relativ  gegenüber  der  Seesalz- 
gewinnung zugenommen. 


/f.    Die  Besteuerung  der  Getränke,  Weiu,  Obstwein,  Branntwein,  Bier. 

Gesetzgebung.  Die  französische  Getränkebesteuerung  (impöt  des  boissons) 
ist  nach  dem  Enregistrement  die  verwickeltste  von  allen  französischen  Besteuerungen. 
Sie  bietet  eben  deshalb  auch  fiir  die  Darstellung  besondere  Schwierigkeiten.  In  den 
zahlreichen  Gesetzen,  Verordnungen  und  in  der  Menge  der  Instructionen  treten  diese 
Verwickeltheit  und  diese  Schwierigkeiten  schon  äusserlieh  hervor.  Eine  amtliche 
Lebersicht  (Bull.  X,  51 G)  führt  zwischen  1  SO  1  und  1SS0  auf:  für  Wein  und  Cider 
3s  Gesetze,  27  Dekrete  und  (in  der  Krtnierszeit  von  1 S 1 5  —  47)  0  Ordonnanzen,  für 
Branntwein  (Alcohol)  30  Gesetze,  13  Decrete  und  s  Ordonnanzen,  für  Bier  19  Gesetze, 
0  Decrete  und  1  Ordonnanz!  Mehrfach  sind  hier  ftlr  die  3,  bezw.  4  Getränke  aller- 
dings dieselben  Gesetze,  Decrete  bei  jeder  Kategorie  besonders  gezählt.  Aber  ge- 
wöhnlich sind  die  Bestimmungen  wieder  im  Kähmen  desselben  Gesetzes  für  jede 
Gattung  mehr  oder  weniger  abweichend.  Im  Ganzen  ist  die  Getränkesteuer  für  Wein 
und  Obstwein  (Cider)  wesentlich  in  der  gleichen  Weise  eingerichtet,  die  Ver- 
schiedenheiten betreffen  vornehmlich  nur  die  Steuersätze.  Die  A 1  coholstcu er  hat 
mit  der  Weinsteuer  einige  Puncto  gemeinsam,  ist  aber  im  Hauptpuncte,  besonders  seit 
dem  Gesetz  von  1824,  sonst  technisch  verschieden.  Die  Biersteuer  bildet  ein 
selbständiges,  von  den  beiden  anderen  Getränkeslcucrn  sich  durchgreifend  unter- 
scheidendes Glied  des  Systems.  Nur  die  wichtigsten  Gesetze  und  Verordnungen 
werden  im  Folgenden  angegeben.    Die  vollständige  Liste  s.  im  Bull.  a.  a.  0. 

Wiedereinführung  der  in  der  Kcvolutionszoit  (S.  37!))  beseitigten  Gctränke- 
stcuern  durch  Ges.  v.  5.  Ycntüsc  XII  (25.  Febr.  18(14);  verschiedene  Decrete  im  J.  XII 
und  XIII,  bes.  v.  1.  Germ.  XIII.  Weitere  Ausbildung  durch  Ges.  v.  24.  April  1806 
(Decr.  v.  5.  Mai  und  31.  Aug.  1806)  und  Ges.  v.  25.  Nov.  1808  (Decr.  v.  21 .  Dec.  18081. 
Damit  war  der  dauernde  Grund  der  Gesetzgebung  wieder  gelegt.  Der  Branntwein 
unterlag  dabei  noch  den  Bestimmungen  der  Weinsteuer.  Fortbildung  in  den  Decr. 
v.  5.  Jan.  und  7.  Apr.  1814.  Art.  Codih'cation  im  Ges.  v.  8.  Dec,  1814  und,  nachdem 
Napoleon  I.  durch  Decret  v.  8.  Apr.  1815  die  bestehende  Gesetzgebung  umgestossen 
hatte,  von  Neuem  durch  das  Gesetz  v.  28.  April  1M6:  bis  heute  das  grundlegende 
für  die  Getränkebesteuerung,  besonders  für  Wein,  Cider,  Bier,  Steuern,  welche 
von  da  an  im  Wesentlichen  in  ihrer  damals  erreichten  technischen  Einrichtung  ver- 
blieben sind.  Erheblichere  Modiiicationcn,  vornehmlich  der  Weinsteuer  u.  A.  durch 
das  überhaupt  noch  wichtige  Ges.  v.  25.  März  1817;  dann  Ges.  v.  12.  Dec.  1830, 
21.  Apr.  1832,  25.  Juni  1841.  Der  Alcohol  wurde  dagegen  erst  durch  das  Ges.  v. 
24.  Juni  1824  einer  eigenen  Verbrauchsabgabe  unterstellt  und  aus  dem  Kähmen 
der  Weinsteuer  in  der  Hauptsache  herausgenommen.  Im  J.  1  SIS  und  1840  auf  dem 
Papiere  durch  Decrete  und  Gesetze  grossentheils  umgestossen,  wurde  die  Getränkc- 
bestoucrung  noch  vor  der  Ausführung  dieser  Bestimmungen  auf  der  alten  Grundlage 
wiederhergestellt  (Ges.  v.  20.  Dec.  1810).  Erheblichere  Aenderungen  dann  nur  noch 
durch  Decr.  v.  17.  März  1852,  sonst  unter  Napoleon  III.  nur  kleinero  (bes.  noch  durch 
Ges.  v.  8.  Juni  1MJ4).  —  Nach  dem  deutsche!»  Kriege  allgemeine  Tariferhöhungen, 
bes.  durch  Ges.  v.  1.  Sept.  1S71,  für  Alcohol  speciell  durch  Ges.  v.  26.  März  1872. 
für  die  Getränkesteuern  im  Ganzen  durch  Ges.  v.  30.  Dec.  1873,  für  Thcile  der  Wein- 
und  Cidcrstener  durch  Ges.  v.  31.  Dec.  1873.  Da/u  traten  verschärfte  Control- 
und  Strafbestimmungen  und  einzelne  Aenderunsrcn  der  Erhebung  (Ges.  v. 
28.  Febr..  26.  März,  2.  Aug.  1872,  21.  Juni  1873,  16.  Febr.  1875,  0.  Juni  1875. 
14.  Dec  1875  n.  a.  nU,  an  die  sich  wieder  wichtigere  Ausführungsverordnungen 
(Decrete)  anschlössen  (bes.  1875— 70 \  Durch  Ges.  v.  10.  Juli  1880  erfolgten  darauf 
bedeutende  Tarifermässigungen  und  neue  kleinere  Veränderungen.  Seitdem 
schweben  verschiedene  Keforuiprojcctc,  welche  auch  zu  Gesetzentwürfen  ge- 
lahrt haben,  so  1887  (Bull.  XIX,  230)  und  wieder  18^8  (Bull.  XXIV,  520),  letzterer 
mit  höchst  radicaler  Tendenz,  s.  u.  §.  253. 
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Literatur.  Stourin  I,  cl».  13.  bes.  p.  352  II.  '  \\  iedorherstellung  der  Steuern 
unter  Napoleon  D.  Vigncs  I,  11t»— 117  (getrennte  Darstellung  der  einzelnen  Steuern, 
weniger  eingehend  als  bei  anderen  Steuern),  Tarife  eb.  II,  3S2.  v.  Hock,  S.  36U 
bis  377  und  passim,  S.  3S3  II.  v.  Kaufmann.  S.  332 — 39$.  Block,  dict.,  Art. 
boissons  von  Koucou  und  Supplem.  (suppl.  gener.  1S78 — ^4,  p.  52  und  spätere). 
Bes.  eingebend  und  vorzüglich,  n.  A.  Uber  die  verschiedenen  Getränkesteuer-Einiuetcn, 
iu  Say's  dict.  de  fin.  die  betreffenden  Kachartikel,  namentlich  StouruTs  Art  boissons, 
dann  alcool,  biere,  vin,  cidro,  vinage,  denaturatiou  und  sonstige  einzelne  über  die 
technischen  Puncte  bei  dieser  Steuer  (noch  nicht  alle  erschienen):  auch  Stourin, 
l'impot  sur  f alcool  dans  les  prineip.  pays.  Par.  1SS0,  p.  5 — SS.  —  Olibo,  der 
ganze  Hand  I  (072  p. !  über  die  einzelnen  Thcile  des  Systems  ,  ferner  in  vol.  2  über 
bouillcuns  et  distillateurs,  ac([üits-ä-caution ,  Licenzen.  S.  auch  J.  Wolf,  Brannt- 
weinsteuer, TOb.  1SS4,  S.  126—  1  "»ö ,  der»,  in  Schanz'  Fin.  Arch.  IV,  394.  Die 
einzelnen  Massregcln  auf  diesem  Gebiete  nach  dem  letzten  Kriege  von  Mathieu- 
Bodet  dargestellt  und  z.  Th.  kritisirt  (so  I,  37.  40,  !>S  H.  —  Kepressivmassregeln 
gegen  Untereehlcif  in  1*72— 113.  137.  141,  239,  253,  301,  332).  ferner  von  Auiagat 
a.  a.  0.  bes.  p.  319  (f..  16$  h".  Bibliographie  im  Block Vehcn  dict.  p.  238,  im 
Say'schen  p.  430.  Statistik  bei  lau  re  p.  114  II",  Vignes  II,  2s$,  in  den 
Artikeln  des  Say'schen  dict.,  auch  manche  Daten  bei  v.  Kaufmann,  vornehmlich 
aber  im  Bull.,  bes.  die  höchst  reichhaltigen  Daten,  welche  amtlich  für  die  grosse  Ge- 
tränkcsteuereikiui'to  v.  1S79  fT.  zusammengestellt  worden  sind,  in  vol.  IX  und  X;  dann 
Daten  über  Production  von  Wein.  Cider,  Alcohol  und  über  vielerlei  Einzelnes  aas  dem 
Gebiete  dieser  Besteuerung  (s.  Generalrcgister  f.  die  20  ersten  Bände  d.  Bull.  p.  V<. 
Daten  über  die  Steuererträge  in  den  Ycrwaltungsbcrichten.  Im  Bull,  auch  seit  IST" 
die  Gesetze,  Decrete,  Gesetzentwürfe  mit  Motiven,  Einzelnes  aus  den  EmjUeten,  so  der 
Haupttheil  des  Berichtes  der  letzten  ausserparlamentarischcn  Untereuchungscuniiuisaio.'i 
unter  L.  Say's  Vorsitz  (Boll.  XXII,  329,  Bericht  v.  Finauzminister  Kouvier  an 
Präs.  Grevy,  Ber.  der  Oommission  über  die  Monopolfrage  im  Journ.  ofh'e.  v. 
9.  Juli  1SSS.  über  die  sanitäre  Seite  der  Alcoholfragc  und  über  Steuerreformen  im 
Bull.  1SS8  XXIV,  p.  470  ff.  und  592  (T.\  Der  demgemiiss  ausgearbeitete  Gesetz- 
entwurf ist  der  obengenannte,  am  30.  October  1>>$$  der  Deputirtenkamraer  vorgelegt-- 
(Bull.  XXIV,  529). 

Im  Folgenden  wird  zunächst  eine  üebersicht  der  Entwicklung  der  Geträuke- 
besteuerung  als  ganzes  System  und  im  Allgemeinen  gegeben,  darauf  die  Ein- 
richtung des  Systems  und  der  einzelnen  Steuern  dargestellt.  Einiges  in  der  technischen 
Einrichtung  dieser  Steuern  beschränkt  sich,  wie  oben  schon  bemerkt,  nicht  auf  sif 
allein,  sondern  ist  nur  bei  ihnen  besonders  wichtig  und  zum  Theil  weiter  ausgebildet, 
kehrt  aber  bei  anderen  indirecten  Steuern,  wie  der  Salz-,  Zuckersteuer,  den  » M- 
steuern  u.  a.  in. ,  wieder.  Es  wird  im  Wesentlichen  hier  hei  der  Behandlung  der 
Getränkesteuern  auch  für  die  anderen  Steuern  mit  erledigt  (Exercicc,  circulation, 
acnuits- ä-caution  u.  s.  w.i.  —  Das  Detail  der  Bestimmungen  ist  auf  diesem  Steuer- 
gebiete ausserordentlich  gross.  Auch  die  folgende  Darstellung  kann  von  wichtigeren 
Einzelheiten  nicht  ganz  absehen,  weil  sie  zur  (Jharacteristik  des  Systems  geboren. 
Aber  sie  möglichst  zu  beschränken  oder  zurücktreten  zu  lassen,  war  die  Absicht. 


aa.    Die  Entwicklung  der  Getränkebesteuerung  als  Ganzes  uud  im 

Allgemeinen. 

§.  252.  1.  Ursprung,  Ausbildung  und  allgemeine 
finanzielle  Bedeutung  von  1804—1871.  Auch  die  moderne 
französische  Getränkebesteuerung  stellt  in  vielen  und  wichtigen 
technischen  Puncten,  besonders  beim  Weine,  ein  Wiederaufleben 
von  ähnlichen  Steuern  des  „alten  Kegimcnts",  der  ehemaligen 
,,aides"  (§.  62)  dar.  Nur  dass  die  neue  Steuer  verallgemeinert, 
vereinheitlicht,  systematisch  vollständiger  und  noch  folgerichtiger 
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in  ihren  Einzelheiten  ausgebildet  worden  und  der  frühere  Tarif- 
wirrwarr verschwunden  ist.  Die  moderne  Gesetzgebung,  namentlich 
das  Hanptgcsetz  von  1816,  ist  wohl  als  fiscalisches  Meisterstück 
gepriesen  worden,  v.  Hock  nennt  es  „das  umfassendste,  kühnste 
und  durchdachteste,  welches  je  aus  dem  Gehirn  eines  Finauz- 
ministers  entsprang".  Aber  abgesehen  davon,  dass  dieses  Gesetz 
mehr  nur  die  Nonnen  seit  1808  zusammenfasste  und  schon  insofern 
nicht  die  Arbeit  Eines  Mannes  war:  es  lässt  sich  sogar  nachweisen, 
wie  es  Stourm  gethan  hat,  dass  die  wichtigsten  technischen  Be- 
stimmungen der  neuen  Getränkebesteuerung  den  Reglements  der 
ferme  generale,  der  Ordonnanz  Ludwig's  XIV.  von  1(>80  und  über- 
haupt dem  im  Laufe  des  17.  und  18.  Jahrhunderts  ausgebildeten 
Finanzrecht  der  aides  nachgebildet  worden  sind.  Der  „Bruch  mit 
der  Vergangenheit"  war  auch  hier  nur  ein  vorübergehender,  das 
„Neue"  später  mehr  scheinbar  als  wirklich,  die  lästigen  Controlen 
und  Verkehrshemmungen  namentlich  bei  der  Weinsteuer  gingen  von 
der  alten  Zeit  in  die  moderne  hinüber.1) 

Die  aides  waren  nach  einigem  Zögern  hinsichtlich  der  sogen. 
Eingangsabgabe  in  den  geschlossenen  Städten  (droits  d'entrcc) 
schliesslich  doch  mit  dieser  Abgabe,  in  der  Consequcnz  der  von 
der  constituirenden  Versammlung  einmal  eingeschlagenen  »Steuer- 
politik, im  J.  1791  gefallen  (Gesetz  v.  17.  März  17!»1),  nachdem 
sie  ohnehin  schon  thatsächlich  vielfach  hatten  preisgegeben  werden 
müssen  (§.  107).  Die  Finanznoth  regte  zwar  auch  in  Betreff  der 
Getränkesteuern  schon  in  der  Zeit  des  Directoriums  Gedanken  der 
Wiederherstellung  an.  Aber  nur  als  C  o  m  m  u  n  a  1  a  b  g ab  e ,  nämlich 
als  Theil  des  städtischen  Octroi,  das  für  eine  Anzahl  Gemeinden, 
darunter  Paris,  17!>8  wieder  zugelassen  wurde,  trat  die  Getränke- 
steuer vorläufig  wieder  ins  Leben.  Fast  5— 6  Jahr  später,  im 
Jahre  1804  unter  Napoleons  Regierung,  kehrte  sie  als  Staats- 
steuer zurück,  um  seitdem  nicht  wieder  zu  verschwinden  und 
nach  und  nach  durch  ihren  steigenden  grossen  Ertrag  einer  der 
Grundpfeiler  des  französischen  iudirecten  und  des  ganzen  Steuer- 
systems Uberhaupt  zu  werden.  Die  erste  Gesetzgebung  brachte 
einen  unbefriedigenden  Versuch  mit  einer  neuen  Steuerform,  einer 
Art  Productionssteucr.  Schon  180(>  kehrte  man  zu  deu 
Stcuerformen  der  früheren  Zeit  zurück  und  bildete  dann  die  Gc- 

')  v.  Hock,  S.  Stounn  l,  j.'JI  II",  und  der*,  im  diot.  de  liii.,  Art.  hoi^sons. 

I«.  417.    Auch  i'ur  du*  Kullern!«  Näheres  bes.  bei  Stourm. 
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tränkebcstcuerung  demgemäss  aus:  ein  System  von  drei  bez.  vier 
Abgaben,  die  sogen.  Circulation  s-,  Klein-  (Detail  ),  Eingaugs- 
nnd  „einzige"  Abgabe. 

Die  1804  neu  geschaffene  Steuer  knüpfte  unmittelbar  an  die  Production  au 
und  war  sehr  massig.  Nach  der  Wein-  und  Obsternte  erfolgten  Aufnahmen  der  ge- 
wonnenen Mengen  Getränk,  mit  späterer  Nachprüfung  der  Bestände  (sogen.  System  de» 
Inventars).  Der  Wein  zahlte  dann  beim  Verkauf  40  Cent..  Cidre  u.  s.  w.  15  Cent, 
p.  Hcctol.  Branntwein  aus  diesen  Getränken  destillirt  zahlte  nichts  weiter,  aus  anderen 
Stoffen  (Korn,  Kernobst)  ebenfalls  nur  40  Cent.  p.  Hectol  ((ies.  v.  5.  Ventöse  XII  oder 
25.  Febr.  1SU4). 

Im  J.  1S0S  wurde  die  Aufnahme  mittelst  Inventars  beseitigt.  Aber  schon  1S00 
^Gcs.  v.  24.  April)  wurden  zwei  neue  Abgaben  von  den  Getränken  eingeführt  und 
damit  die  Grundlage  des  ganzen  späteren  Systems  geschaffen:  die  sogen.  Circu- 
lations abgäbe,  anfangs  als  5Ü/.,  Werthabgabc,  seit  1S0S  als  speeifische  Abgabe 
nach  der  Menge  (Hectolitcr)  und  nach  einem  vierstufigen  soffen.  Zonen -Tarifsatze 
auf  Grund  einer  Eintheilung  des  franzfls.  Gebiets  in  4  Classcn  (Zonen)  nach  dem  un- 
gefähren Durchschnittswerth  des  Weins  (Min.  30,  Max.  bO  Cent.  p.  Hcctol.),  ferner 
die  sogen.  Kleinabgabe  („Dctailgebühr",  droit  de  detail),  als  Werthabgabe  von  10, 
1608  von  15%-  l*^*1  ^  dan11  a's  dritte  Abgabe  des  Systems  die  Eingangs- 
abgabe in  Städten  von  2000  Einwohnern  und  darüber  nach  einem  mit  der  Grösse 
der  Ortsbevölkerung  in  Stufen  aufsteigenden  Tarife  hinzu  (Ges.  v.  25.  Nov.  180SV 
Die  Cir culationssteuer  ward  sogleich  in  der  für  sie  characteristisch  gebliebenen 
Weise  eingerichtet,  nämlich  so,  dass  jede  Platzveränderung  der  Getränke  steneramtlich 
gemeldet  und  ein  Begleitschein  dafür  genommen  werden  inusste  (sogen.  cxpcdition\ 
die  Grosskaufleute  für  die  bei  ihnen  eintreffenden  Mengen  belastet  und  ihre  Lager- 
bestände periodisch  aufgenommen  wurden.  Auch  der  Branntwein  wurde  zunächst 
noch  wie  Wein  behandelt,  unterlag  daher  den  drei  genannten  Abgaben,  nur  bestund 
für  die  Circulationssteuer  kein  Zonen-,  sondern  ein  einheitlicher  Tarif  (1  Frcs.  20  Cent, 
p.  Hectol.  in  Fässern,  5  Frcs.  in  Flaschen).  Schon  IS  12  wurde  aber  für  Branntwein 
die  Circulations-  und  Klcinabgabe  in  eine  einzige  15%  Werthabgabc  verwandelt. 
Bier  wurde  seit  1S0S  ausschliesslich  einer  Fabrikationssteucr  unterworfen, 
daher  von  den  drei  Abgaben  der  übrigen  Getränkesteuern  nicht  getroffeu.  Im  J.  1814 
(I)ccr.  v.  27.  April)  wurdo  auch  bereits  die  vierte  Abgabe  des  Systems  eingeführt, 
die  sogen,  einzige  Abgabe  (taxo  unnjue),  welche  in  Städten  mit  Octroi.  unter  Be- 
seitigung der  inneren  Controlen  (des  Exercic«).  an  die  Stelle  der  Circulaiions- 
und  Klcinabgabe  in  Form  einer  entsprechend  erhöhten  Ein  gangsabgabe 
trat,  damals  obligatorisch,  wenn  die  Gemeinde  nicht  in  kurzer  Frist  widersprach. 
(S.  Näheres  bei  Stourm  I,  353  ff.,  ders.  in  Say's  dict. .  Art.  boissons.  p.  -1 1  *#  11., 
meist  wörtlich  übereinstimmend,  dann  Stourm's  Art.  alcool,  eb.  p.  10.  Diese  Schriften 
auch  für  das  Folgende). 

Dieses  Getränkesteuersvstem  bewährte  sieh  finanziell,  der 
Ertrag  stieg  von  180G— 9  von  35  auf  100  Mill.  Frcs.  Es  war 
aber  freilich  für  den  Verkehr,  fltr  die  Producenten,  besonders  die 
Wein-  und  Obstbauer,  und  für  die  Wcinhandler  und  Wirthe,  wie 
für  das  Wein  beziehende  Privatpublicum  mit  recht  lästigen  Controlen 
und  Milben  verknüpft.  Daher  machten  sich  1814  und  1815 
p  o  1  i  t  i  s  c  h  c  K  U  c  k  s  i  c  h  t  c  n  in  der  Gesetzgebung  dagegen  geltend. 

Die  Kestaurationsregierung  gewährte  den  ..Eigenbauern"  für  Wein.  Obstwein 
und  Branntwein,  den  sio  bloss  aus  ihrem  eigenen  Erntcproduct  gewonnen. 
Steuerfreiheit,  einerlei  wohin  und  an  wen  das  Getränk  ging.  —  womit  die  noch 
gegenwärtig  nicht  aufgetragene  Streitfrage  über  die  Behandlung  des  Products  der 
Eigenbauer  und  sogen,  bouillcurs  de  cru  begann,  eine  Streitfrage,  welche 
wiederholt  die  Gesetzgebung  bis  in  die  neueste  Zeit  beschäftigt  hat  und  mehrfach 
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verschneit ii  entschieden  wurde  iDecr.  v.  S.  Dee.  ISN).  Nachdem  dann  durch 
Napoleon  I.,  nach  der  h'uekkehr  von  Elba,  aus  noch  weitergehenden  politischen  Ten- 
denzen mit  dem  (ietränkcstcuersystcui  gebrochen  und  dafür  Hand  1  er licen zen  — 
die  später  blieben  --  eingeführt  worden  (beer.  v.  8.  Apr.  1815),  die  königliche  Ke- 
gierung  aber  alsbald  /u  dem  früheren  System  zurückgekehrt  war  und  es  durch  das 
Hauptgcset/.  v.  2S.  Apr.  1S1G  endgiltig  neu  begründet  hatte,  wurde  zwar  die  Steuer- 
freiheit der  Eigenbauer  beschränkt  (1S1Ü,  1817),  verblieb  aber  für  deu  persönlichen 
Verbranch  und  i'ur  Transporte  in  der  Nachbarschaft  von  Keller  zu  Keller,  was  die 
Quelle  niemals  völlig  unterdrückt  gewordener  l'ntcrsehleife  geworden  ist.  Durch  lies, 
v.  25.  Marz  1S1T  wurden  die  Grundbestiinmungcn  der  Wein-  und  Ciderbesteuerung 
dann  zum  Abschluss  gebracht,  die  Circulaiionsabgabe  blieb  auf  Sendungen  an 
„Private"  parüetiliers) ,  die  Kleinabgabe  auf  Kleiuvcrkäufer  (Wirthe.  Debitanten) 
beschränkt:  ein  durchgreifender  priucipieller  Punct  der  Getrankebesteuerung. 

In  der  Alcoholbcsteuerung  erfolgte  dagegen  im  J.  1824  eine 
wichtige  Aenderung.  Die  bestehende  Werthab  gäbe  wurde  nämlich 
beseitigt  und  durch  eine  einheitliche,  genau  nach  der  Starke 
(Gradhaltigkcit)  bemessene  speci fische  Steuer,  die  sogen.  „Ver- 
brauchsabgaben (droit  de  consommation)  ersetzt.  Diese  Steuer 
ward  nach  dem  Hectolitcr  reinen  Alcohols  zu  dem  Steuersatz  von 
50  Frcs.  berechnet  und  mittelst  des  Gay-Lussac 'sehen  Centcsimal- 
Alcoholometcrs  bestimmt  (Gesetz  v.  24.  Juni  1824).  Dieses  ist  die 
Grundlage  der  Besteuerung  geblieben,  nur  sind  später  die  Steuer- 
sätze sehr  erhöht  worden.  In  den  Orten  mit  Eingangsabgabe  tritt 
letztere  übrigens  auch  für  Alcohol  hinzu. 

Wiederum  waren  es  im  J.  1830  nach  der  Julirevolution  mit 
politische  Erwägungen,  welche  zu  einer  erheblichen  Tarif- 
reduetion  der  Getränkestcuern ,  selbst  für  Alcohol,  auf  ca.  */s  des 
Satzes,  auch  der  Kleinabgabe  (auf  10  ü/0)  und  zur  Anstellung  einer 
umfassenden  Enquete  Uber  die  ganze  technische  Einrichtung  der 
Besteuerung  führten.  Gegen  diese  Einrichtung  hatte  sich  besonders 
in  den  Weinbau  treibenden  Landestheilen  eine  scharfe  Opposition 
erhoben.  Das  Ergebniss  der  Untersuchung  war  aber  der  Steuer 
selbst  und  den  Grundlagen  ihrer  Einrichtung  günstig.  Nur  in 
einigen  Punctcn  der  Formalien,  der  Controlen  und  der  Erhebung 
erfolgten  Erleichterungen  und  Veränderungen,  die  hie  und  da  zu 
weit  gingen,  so  dass  später  Einzelnes  davon  wieder  etwas  modificirt 
werden  musste. 

(ies.  v.  17.  Oct.  und  12  Dec.  1^(1,  21.  Apr.  1S32,  23.  Apr.  IS.'KJ.  20.  Juli  JV'57, 
25.  Juni  1SJI.  Stourin,  Art.  boisMms  im  Say  sehen  dict.  p.  123,  Uber  d.  Enquete 
v.  1^30.  U.  A.  wurde  den  Debitanten  von  Spirituosen  gestattet,  gegen  Entrichtung 
der  Abgaben  bei  der  Ankunft ,  sich  von  der  Uehcrwachung  -dem  E.vercice)  zu  lösen 
(sog.  d<  bitants  rediines,  1S32).  Die  „einzige"  Abgabe  wurde  IS 41  auf  Ersatz 
der  Klein-  und  Eingangsabgabc  beschrankt,  so  dass  sie  nicht  mehr  die  Circulations- 
abgabe  mit  umfasse,  dafür  aber  die  Controle  innerhalb  der  betrcHendcn  (iemeiuden 
im  Interesse  der  Staatsst  :uer  und  auch  das  Uctrei  wieder  hergestellt  wurde.  -—  Die 
Steuerermässigung  von  ls;<u  verminderte  den  Ertrag  sehr,  ohne,  wie  von  amtlicher 
und  sonstiger  sachverständiger  Seite  hervorgehoben  wird,  den  Consumenten  in  Preis 
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oder  Qualität  zu  Gute  /u  kommen.    Der  Weinsteuerertrag  sank  auf  1S'<1  von 

»HU  auf  :i.V2  Mill.  I'n  s».  und  crreiclitc  erst  IM6— 47  annähernd  wieder  «Ho  frühere 
lirtlic:  der  Ab  uholsteiierertrag  sank  von  1^30  auf  1  Sil l  von  20.2  auf  1 1.5  Mill.  Frcs. 
und  war  erst  Is.W  wieder  so  hoch  als  is.'JO  (Bull.  IX,  IM,  X,  ir»ji. 

Aus  ähnlichen  politischen  Gcsichtspuncten  ging  man  im 
J.  184<s  sofort  gegen  die  Getränkesteuern  vor,  nur  viel  radicalcr. 
Wcgeu  der  lästigen  und  gehässigen  Erhebungsart  hob  die  provi- 
sorische Regierung  die  Klcinabgabc  und  die  Uebcrwachangcn  dafür 
auf  und  führte  eiue  allgemeine  Verbrauchsabgabe  für  Wein,  Obst- 
wein und  Alcohol  mit  einem  massig  gehaltenen  Tarife  ein,  wobei 
Übrigens  die  Förmlichkeiten  der  Circulation  verbleiben  sollten 
(Dccr.  v.  31.  März  1848).  Die  Nationalversammlung  stellte  indessen 
die  alte  Gesetzgebung  einfach  wieder  her  (Ges.  v.  22.  Juni  1848). 
Zwar  beschloss  sie  selbst  später  nochmals,  mit  in  politischer 
Tendenz,  die  Aufhebung  (Ges.  v.  [K  Mai  1849).  Bevor  aber  der 
Termin,  von  welchem  an  diese  Massregel  Platz  greifen  sollte 
(1.  Jan.  1850),  herbeigekommen  war,  wurde  durch  die  neu  gewählte 
Nationalversammlung  abermals  das  alte  Steuersystem  wieder  her- 
gestellt und  die  Frage  der  Steuerreform  wieder  einer  Enquete- 
Commission  Übertragen  (Ges.  v.  20.  Dec.  184Ü).  Das  Ergebnis« 
auch  dieser  neuen  eingehenden  Prüfung  war  schliesslich  wiederum 
der  bestehenden  Steuereinrichtung  im  Ganzen  günstig.  Nur  in 
einigen  Einzelheiten  wurden  Abänderungen  vorgeschlagen,  welche 
durch  das  Decret  v.  17.  März  1852  im  Wesentlichen  in  das  Steuer- 
recht übergegangen  sind.  Unter  Napoleon  III.  blieben  die  so 
wieder  festgestellten  Grundlagen  der  Besteuerung  dann  fast  un- 
verändert. Der  Ertrag  stieg,  mit  unter  dem  Einfluss  von  Tarif- 
erhöhungen, erheblich,  bei  allen  Getränken  zusammen,  inbegriffen 
die  Nebenabgaben,  von  110.1)  Mill.  in  185t»  anf  2.VJ.4  Mill.  Frcs.in  18G«J. 

S.  wiederum  bes.  Stourm  im  diet.  de  h».,  Art.  boissons,  p.  423  II".  Einern 
alten  Vorwurf  gegen  die  Gcträukestcuer  i.auch  für  Alcohol  seit  1"!>24),  dass  dieselbe 
nämlich  nur  bei  der  Klcinabgabc,  als  einer  Werth  abgäbe,  die  Qualität  berück- 
sichtige, bei  den  sonstigen  Abgaben,  als  speeifischen  Steuern,  im  Ganzen  dagegen  nicht, 
glaubte  man  nach  den  Untersuchungen  der  Coinmission  doch  nicht  weiter  als  mittelst 
Ikibehaltung  der  Kleinabgabe  und  Steuerschlag  filr  Weine  und  Spirituosen  in 
Haschen  und  filr  Liqueure  Rechnung  tragen  zu  können.  —  Das  Privileg  derEigeu- 
baiier  wurde  wieder  etwas  beschränkt,  auf  Sendungen  von  Keller  zu  Keller,  bloss 
innerhalb  des  Cautons  und  der  benachbarten  Gemeinden.  Eiue  andere  Privilegien- 
frage,  die,  welche  das  sogen,  steuerfreie  vinage,  d.  h.  die  Vermischung  des  Weiua 
mit  Alcohol  ohne  Steuer  für  letzteren  betrifft,  wurde  ISöfi  zu  Gunsten  dieser 
Ireiheit  für  7  Departemente  des  Sudeiis  gelöst,  1 SG4  (Ges.  v.  s.  Juni)  aber  wieder 
beseitigt.  iStourm  a.  a.  0.,  p.  424.  Art.  vinage  im  Block  sehen  und  im  Say'schen 
dictionn.) 

$.253.  2.  Periode  seit  1871.  Nach  dem  deutschen  Kriege 
mussten  begreiflicher  Weise  die  schon  so  ergiebigen,  aber  doch 
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immer  uoch  einer  weiteren  Ertragssteigerung  fähigen  Gclränkc- 
steuern  ihren  gebührenden  Anthcil  an  der  allgemein  gebotenen 
Stcnervermehrung  mit  übernehmen.  Dabei  trat  aber  immer  schärfer 
eine  charaeteristische  Neigung  hervor,  die  Belastung  mehr  auf 
den  Aleohol  zu  schieben,  als  auf  die  übrigen  Getränke.  Ferner 
suchte  man  nicht  nur  durch  Tariferhöhungen,  sei  es  des  Principal 
satzes  (so  besonders  bei  Aleohol),  sei  es  der  Zuschläge  dazu  für 
Staatsicchnung  (der  „Decimen"),  sondern  durch  Ausdehnung 
und  Verschärfung  der  Controlen,  der  Formalitäten,  der 
Strafen  den  Unterschleif  wirksamer  zu  unterdrücken. 
Beide  Bestrebungen  sind  von  Erfolg  begleitet  gewesen.  Der  Ertrag 
der  Gctränkesteucru  stieg  von  1869  bis  1880  für  den  Staat  (ohne 
die  Zölle)  von  259.4  auf  454.4  Mill.  Frcs.,  also  um  ca  75%.  Mit 
den  Zöllen  und  Gemeindeoctrois  ergab  sich  um  1880  ein  Gesammt- 
ertrag  von  Über  600  Mill.  Frcs. 

Die  Tariferhöhungen,  zumal  für  Aleohol,  drängten  dann  auch 
ihrerseits  wieder,  weil  sie  noch  mehr  zum  Unterschied*  anreizten, 
auf  die  Verschärfung  der  Controlen  u.  s.  w.  hin.  Natürlich,  das« 
aber  dadurch  die  Belästigungen  gesteigert  wurden  und  die  Un- 
popularität  dieser  Besteuerung,  trotz  der  Gewöhnung  der  Pflichtigen 
au  letztere,  noch  wuchs. 

Dazu  traten  immer  mehr  andere  Schwierigkeiten  in  Betreff  der 
Einrichtung  der  Getränkebesteuerung.  Solche  machten  u.  A.  be- 
sonders die  Fragen  von  der  Steuerfreiheit  der  Ei  gen  bau  er  und 
Eigen  brenn  er  (bouilleurs  de  cru)  und  von  der  Unterstellung 
derselben  unter  die  regelmässige  steueramtlichc  Controle  („exercice"), 
femer  von  der  Besteuerung  des  Aleohol  Zusatzes  zum  Weine 
(vi nage)  in  theils  neuer,  theils  vermehrter  Weise,  abermals 
vollends  bei  den  höheren  Steuersätzen.  Diese  Fragen  beschäftigten 
fast  beständig  die  öffentliche  Meinung  und  wiederholt  die  Gesetz- 
gebung, die  sie  in  verschiedener  Weise  behandelte.  Ferner  ver- 
langten die  Verheerungen  der  Reblaus,  die  wachsende 
Concurrenz  der  „industriellen"  Alcohole  mit  denen  aus 
Wein  etc.,  die  Veränderungen  und  Verbesserungen  der  Technik  des 
Breunereibetriebs,  die  bei  letzterem  mitspielenden  landwirtschaft- 
lichen wie  anderseits  die  Weinbauinteressen  u.  dgl.  m.  noch  mehr 
als  in  anderen  Läudern  Berücksichtigungen  bei  einer  so  streng 
h'scalischen  Steuergesetzgebung.  Aber  das  dringende  Finanz- 
bedürfniss  machte  diese  Berücksichtigungen  noch  schwieriger  als 
anderswo.    Wiederum  schuf  auch  die  ungeheuere  Zersplitterung 
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der  privatwirthschaftlichen  Produktion  beim  Weinbau,  Obstbau,  der 
Brennerei,  bei  den  gebotenen  hoben  Steuersätzen  noch  ihre  eigenen 
Schwierigkeiten  für  eine  erträgliche  und  doch  hinlänglich  einträg- 
liche Eintichtung  der  Getränkebcsteuernng.  Die  Sachlage  war 
und  ist  in  Frankreich  in  dieser  Hinsicht  eine  ganz  andere  als  in 
Grossbritannien  ohne  Weinbau  und  mit  bloss  industrieller,  ausser- 
ordentlich concentrirter  Brennerei  (S.  21)1)  und  auch  als  in  Deutsch- 
land, wo  Wciubau  und  Weinconsum  so  viel  beschränkter  sind.  Die 
zunehmende  Verbreitung  der  Trunksucht,  die  Erkenntniss  der 
schädlichen  Ingredienzen  besonders  der  nicht  oder  nicht  genügend 
gereinigten  industriellen  Branntweine  gaben  endlich  der  Frage  der 
Getränkebestcuerung  abermals  eine  neue  Wendung.  Sanitäre, 
ethische,  selbst  politische  Moniente  begannen  immer  stärker  ihre 
Berücksichtigung  zu  verlangen.  Die  Schankwirthsehafts -Gesetz- 
gebung, die  Liccnzfragc  traten  deshalb  mit  in  den  Vordcrgruud. 

So  wird  es  begreiflich,  dass  mancherlei  Reformprojecte  auf- 
tauchten und  mehrfach  auch  die  Gesetzgebung  beschäftigten.  In 
eigentümlicher  Form  trat  das  Branntwein- M onopol project  iu 
dem  A  lglavc'schcn  Plane  einer  Art  Klcinvcrkaufs- Monopols 
hervor. ')  Abermals  wurde  eine  grosse  parlamentarische  Enquete 
i.  J.  1882  angestellt  und  darauf  nochmals  eine  ausscrparlamen 
tarischc  über  einige  Hauptfragen  der  Getränkesteuerreform,  be- 
sonders der  Branntweinbesteuerung  (1887).  Die  verbesserte  Finanz- 
lage hatte  schon  im  J.  1*80  (Gesetz  v.  19.  Juli)  die  Möglichkeit 
zu  einigen  Steuererleichterungen  gegeben.  Man  glaubte,  dies  vor- 
nehmlich den  Gctränkcstcnern  zu  Gute  kommen  lassen  zu  sollen 
und  schritt  daher  zu  einer  erheblichen  Ermässigung  der  Tariic 
derselben.  Man  erzielte  damit  eine  beträchtliche  Ertragsabnahme, 
hat  aber  wieder  die  Erfahrung  gemacht,  dass  davon  den  Consu- 
menten  wenig  zu  Gute  gekommen  ist,  was  u.  A.  der  Zersplitterung 
des  Getränkeklcinhandels  oder  Debits  mit  zugeschoben  wird  (Sav). 
Die  beständige  Agitation,  das  Mitspielen  politischer  Rücksichtnahmen 
auf  einzelne  Volksclassen,  aber  allerdings  auch  die  Ergebnisse  der 
neuen  Untersuchungen  der  Gctränkcstcuern,  die  dabei  erfolgten 
Vorschläge  und  das  Bestreben,  den  sanitären,  ethischen  und  cultnr- 
politischen  Rücksichten,  welche  bei  der  Einrichtung  der  Getränke- 
steuern mitspielen,  möglichst  Rechnung  zu  tragen,  hat  deun  jüngst 

')  S.  darüber  J.  Wolf,  im  Finanm«  liiv  t\\  '{1)7.  Jiraniilwein  sollte  nur  in 
amtli.  hon  Flaschen  durch  den  Staat,  der  ihn  den  Er/eiigi-rn  im  Brossen  abkaufte, 
in  den  Cijnsum  und  Klcinvcrkohr  Übergehen  dürfen. 
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zu  einem  radiealen  Gesetzentwurf  des  Finanzministers  Pcytral 
geführt.  Hier  wird  nichts  Geringeres  geplant,  als  die  völlige 
Aufhebung  der  Wei  n-,  Cider-  und  Biers  teuer  n  als  Staats- 
steuern und  die  Ersetzung  des  grossen  Ausfalls  an  Einnahmen 
durch  die  Steigerung  der  Alcoholsteuer,  die  Erhöhung 
der  Licenzcn  und  die  Einführung  einer  kleinen  Ein- 
kommensteuer. Das  lange  vorschwebende  Ziel,  die  Getränke- 
besteuerung  wesentlich  auf  den  Alcohol  zu  concentriren,  würde  damit 
erreicht  werden. 

S.  wiederum  bes.  Stourm  in  den  gen.  Artikeln.  Heber  die  einzelnen  steuer- 
politischen Massregeln  und  Pläne  auch  Mathien-Bodet  und  Amagat  a.  a.  (>. 
Darch  Ges.  v.  1.  Sept.  1871  wurde  u.  A.  die  Circulationsabgabc  verdoppelt  (f.  Wein 
in  Fässern  auf  1  Fies.  20  Cent.,  1 .00,  2  und  2  Fps.  40),  f.  Flaschenwein  auf  15  Frcs. 
p.  Hcctol.  gebracht,  die  Alcoholsteuer  stieg  v.  75  auf  125  Frcs.,  später  (Ges.  v. 
20.  März  1*72)  f.  Branntwein  in  Flaschen,  für  alle  Liqucurc  (auch  in  Fässern)  auf 
175  Frcs.,  die  correspondirenden  Abgaben  (taxe  de  rctnplacctnent  in  Paris,  Steuersatz 
in  den  villes  redimeesi  wurden  entsprechend  erhöht,  die  Kingangsabgabe  desgl.  (Ges. 
v.  31.  Der.  1873).  Die  Kl  ein  abgäbe  blieb  dagegen  im  alten  seit  1852  wieder  be- 
stehenden Principalsatz  v.  15%.  Die  Biersteuer  wurde  gleichfalls  1871  für  „starkes 
Bier"  um  die  Hälfte ,  für  kleines  Bier"  auf  das  Doppelte  gesteigert.  Die  Gctränke- 
steuern  unterlagen  wie  die  meisten  übrigen  indirecten  beständig  dem  alten  10% 
Zuschlag  für  den  Staat  (Ges.  v.  1810)  und  seit  1855  einem  zweiten  ebenso  hohen,  wozu 
1S74  noch  eine  halbe  Decime  trat  (Ges.  v.  30.  Dec.  1873),  zus.  also  25%  Zuschlag 
zum  Principalsatz  (mit  kleinen  Abweichungen  im  Einzelnen).  Im  J.  18S0  wurden 
dann  diu  Circulations-  und  Einjrangsabgabe  f.  Weine  und  Obstweine  um  ein  Drittel, 
die  Kleinabgabe  auf  12.5%  vom  Preise  (incl.  Decimen)  herabgesetzt,  die  Alcohol- 
steuer ebenso.  Decimen  inbegriffen,  auf  150'/,  Frcs.  p.  Hectol.  (Ges.  v.  Iii.  Juli  1880). 
Die  ..E.vpeditionsgebuhr"  für  die  Auslieferung  steueramtlicher  Begleitscheine  jeder  Art 
ist  1*>73  ^Ges.  v.  31.  Dec)  von  15  auf  40  Cent,  erhöht  worden,  wozu  dann  noch  eine 
Stempelabgabc  von  10  Cent,  tritt. 

Unter  den  Gesetzen,  welche  nach  dem  Kriege  das  Steuerverfahren,  die 
Formalitäten,  die  Controlcn  und  Strafen  u.  dgl.  m.  in  einigen  Puncten  neu  regelten, 
bez.  verschärften,  sind  hervorzuheben:  diejenigen  vom  28.  Febr.  1872  (Uber  Formali- 
täten, Controlen,  Behandlung  der  ac(juits-ä-eaution  u.  dgl.  m.  bei  der  Circulation  der 
Getränke);  20.  März  1 S72  <u.  A.  Uber  Behandlung  des  Absinths);  2.  Aug.  1^72 
(Unterstellung  der  bouilleurs  de  cru  unter  das  exereice.  mit  Modificationen) ;  21.  Juni 
1873  (betr.  Verfahren  bei  Defraudationen,  Strafen  im  Gebiet  der  indirecten  Steuern); 
10.  Febr.  1875  (unterwarf  die  bis  dahin  vom  exereice  befreiten  reellen  Entrcpöts  von 
tietränken  in  Paris,  wo  viel  Unterschleif  vorgekommen  sein  soll,  den  Controlen  und 
Formalitäten  des  Grossliandels  und  der  Entrepots,  wie  sie  ausserhalb  Paris  bestehen); 
4.  März  1875  (betr.  die  constatirten  Fehlmengen  —  manijuants  — .  über  die  gesetzlichen 
Nachlässe  bei  Grosshändlern,  Brennern  und  Destillateuren  und  die  Besteuerung  dieser 
Mengen);  9.  Juni  1875  ;die  „einzige"  Steuer  obligatorisch  an  Stelle  der  Detail-  und 
Kingangsabgabe  für  alle  Orte  über  10,000  Einw.  gemacht);  14.  Dec.  1875  (Wieder- 
aufhebung der  Controle  für  die  Eigenbrenner).  S.  Uber  die  Massrcgeln  v.  1870  II. 
bes.  Mathieu-Bodet  I,  08,  113,  134,  301,  332. 

Der  finanzielle  Erfolg  der  genannten  Tarifveriinderungen 
und  Verschärfungen  der  Controlen  tritt  in  folgenden  Daten  des 
Ertrags  der  einzelnen  Abgabearten  und  des  Gesammtertrags  deutlich 
hervor,  wobei  auch  die  Verschiebungen  zwischen  den  Erträgen  der 
Abgabearten  steuertechnisch  beachtenswerth  sind. 
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Faure  p  114.  womit  die  Daten  und  Berechnungen  der  amtlichen  Jahresberichte 
der  Genoraldhection  der  indireeten  Steuern  zu  vcrglei«  lien ,  im  Bull.,  /.  B.  f.  IssO 
XXIII.  53s.  aurh  für  die  Vertheiluntr  der  Erträge  auf  die  gemischten  Abgabearten, 
welche,  wie  die  „einzige  Taxe",  mehrere  sonst  getrennte  Abgaben  in  sieh  enthalten. 
Die  Zahlen  bedeuten  Millionen  Franc«!. 


1  SOO 

1  >72 

JS70 

lsso 

IsM 

1s>4 

t'irculationsubgahe  von  Wein 

1 7..V{ 

:n  77 

47.20 

3S.40 

20.05 

2S.2I 

Expeditionsgebuhr     .    .  . 

1.IS 

1.17 

4.12 

3. SO 

4.2S 

4.82 

Kleinabgahe  

Ol.sl 

Oi»  37 

100.10 

1  13.4  s 

O0.S5 

US.ls 

Allgemeine  Alcoholsteuer  . 

47.01 

02.15 

OV25 

1  35  30 

1  40.53 

150.00 

11.30 

10.72 

0.74 

10.0S 

1 1  02 

12.1  1 

Einzige  Steuer  

10.00 

12.45 

40.03 

3S..YI 

33.02 

;;:.^:! 

Pariser  Ersatzsteiier  .    .  . 

50.  Vi 

40.00 

72.30 

75.S0 

r.s.To 

00.M 

lO.s.H 

10.5S 

21.25 

22.02 

23.07 

23  07 

240  s.! 

2  Vi.  10 

300.24 

430.05 

411.03 

42»;.o:. 

Ks  liegen  ilie  Daten  bei  der  Klein-.  Eingangs-  und  Pariser  Eräatzsteuer  auch 

iretr.  nnt  fiir  Weine  und  nOstvv.  ii  iner-,  Aleidin)  anderseits  vor.    Demnach  kamen 

in  Issl  auf 

Wein  u.  «.  w.  Alcohol 

Kleinahgabe   40.22  31.70 

Kimrangsabgabe   2.25  0.00 

Pariser  Ersatzsteuer  ...        30.23  27.57 

In  IHM  lallt  .„„ach.  ohne  die  ..einzige  Taxe",  auf  den  Alcohol  245.3  Mill.  Ins. 
Am  Bemerkeiiswerthesten  ist  besonders  diese  starke  Steigerung  des  Ertrags  der 
Alcoholsteuer  und  der  „einzigen  Steuer"  (letzteres  eine  Folg.'  des  (iesetzes  von  ls75. 
welches  diese  Steuer  fiir  die  Orte  von  mehr  als  1 0.000  Einw.  obligatorisch  machte'. 
Die  Expeditionsgebiihr  wird  auch  in  einigen  anderen  Fallen  erhoben,  der  Ertrag  fallt 
ulier  fast  ganz  auf  das  Gebiet  der  Getrankebesteuerung. 

Der  Gesammtertrag  der  letzteren  war  lss»i  (incl.  Expeditionsgehuhn  412.23, 
1ss7  417.00  Mill.  Frcs.  (Bull.  XXIII,  2*4).  (iegenwärtig  also  etwa  '  1  fl  der  gesammteii 
Staatssteiicrn,  ohne  die  neuester  Zeit  erheblieh  gewordenen  Zo!  lein  nah  inen  für  fremd-. 
Weine,  Aleohole  und  Biere  -lsso  bez.  25.27,  sjs,  2.S4,  zus.  30.2s  Mill.  Frcs.).  Di- 
volle  finanzielle  Bedeutung  der  französischen  Getränkesteuern  ergiebt  sich  aber  erst 
unter  Eiurechnung  des  den  Gemeinden  zufallenden  U  ctroiertrags  von  Getraukeii. 
welcher  lsso  auf  113  Mill.  berechnet  wurde  ,  70  f.  Wein,  2.3  f.  Cider,  11.23  f.  Bier. 
17.5  f.  Alcohol).  So  steigt  der  Ertrag  aus  inneren  Steuern,  Zollen  und  Octrois  fut 
den  Staat  und  die  Gemeinden  auf  Uber  000  Mill.  Frcs.  (lsso  «103,71,  Bull.  X,  511 
Seitdem  hat  er  in  Folge  der  Tarifreductionen  von  1-«S0  etwas  abgenommen. 

NVh  den  von  der  Gcneraldirection  der  indireeten  Steuern  für  die  Eii<|U.*te  von 
Issl  angestellten  Berechnungen  ergiebt  sich  fiir  die  einzeln  cn  Getr.i  nk  e  folgende 
Ertragsbewegung  der  für  Staat  und  Gemeinden  erhobenen  inneren  Steuern,  Zolle 
und  Octrois  in  Mill.  Frcs.  iBull.  X.  510): 


Du rchs»  hnitt 

Wein 

Obstwein 

Alcohol 

Bier 

Nebenabg. 

Summe 

1830-30 

05.40 

s.  40 

19.42 

12.12 

5.04 

111.0.» 

istü— 40 

78.39 

0.23 

27.40 

14.80 

0>9 

130.70 

ls30— 50 

02.2 1 

1 1>0 

44.33 

20.32 

Sil 

177.12 

lsOO— 00 

155.00 

1 5.00 

Ol.  SM 

2s.oo 

0.02 

200.07 

ls7o— 70 

22s  II 

10.30 

105.50 

32.01 

13  04 

450  IUI 

Ivso 

28  l.SO 

10.01 

240.02 

30.00 

IS.9'1 

003.74 

Auf  den  Alcohol  liel  hiernach  in  den  30er  Jahren  17.5.  ls«>o  40.s%  des 
Ertrags.  Seitdem,  in  Folge  der  Wirkungen  des  Gesetzes  von  Isso.  ist  diese  Quote 
noch  gestiegen. 

Man  veranschlagte  um  ls7s.  dass  die  samnitlichen  Staats-  und  I.ocalsteuern  den 
Wein  in,  Durchs,  lmitt  mit  etwa  2»%  vom  Verkaufswerth«'  belasteten  (mit  0  Frc<.  51  Cent. 
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lYir  rii.T»  IVs.  p.  Hectol.  —  nur  etwa  3 — 4°/0  des  franzfts.  Weins  gehört  zu  dem 
Product  höherer  Qualität  und  Preises);  ebenso  hoch  yr.hälztc  man  die  initiiere  Be- 
lastung des  Obstweins  (.'I  Fres.  47  Cent,  von  15  —  l(i  Frcs.  Werth  p.  Hectol.). 
(Bull.  VII,  1 10).  Eine  solche  Belastung  galt  als  zu  hoch.  Deshalb  die  Ermässigung 
im  fies.  v.  1SSO  und  die  weiteren  Reformplane. 

Misslicher  ist  aber  ein  anderer  Punct  des  ganzen  Systems, 
nämlich  ob  die  Consumenten  durch  die  einzelnen  Arten 
der  Getränkestener  wenigstens  annähernd  gleich- 
mässig  getroffen  werden V  Bei  allgemein  höheren  Tarifen  ist 
das  nattlrlich  noch  wichtiger.  Besonders  schwierig  ist  hier  die 
Feststellung  des  richtigen  Verhältnisses  der  Circulationsnbgabe, 
welche  die  wohlhabenderen  Privaten,  und  der  Klein- 
abgabe,  welche  den  Wi  Iths  haus verkehr  und  mehr  die  mitt- 
leren und  unteren  Erwerbsclassen  vornehmlich  zu  treffen  hat.  Die 
Frage  der  Ucberwälzung  und  endgiltigen  Tragnng  der  Steuer  bleibt 
dabei  ausserdem  noch  ganz  unerledigt.  Man  hielt  früher  und  um 
1871  die  Circiilationsabgabe  gegenüber  der  Kleinabgabc  für  zu 
niedrig  und  hat  sie  daher  stark  erhobt,  die  andere  im  alten 
Principalsatz  belassen.  Mit  den  betreffenden  Abgaben  ist  dann 
aber  wieder  die  „einzige  Steuer"  und  die  Pariser  Ersatzsteiler 
im  richtigen  Verhältniss  zu  halten,  was  auch  Schwierigkeiten 
gemacht  hat. 

Das  hat  »i»-h  z.  F>.  bei  der  Ausführung:  einer  Vorschrift  des  (ies.  v.  0.  Juni  IbT.'» 
■betr.  die  obligatorische  Durchführung  der  „einzigen  Steuer"  in  den  Urten  Uber 
10.000  Kinw.)  ergehen,  wonach  alle  Jahre  eine  Revision  des  Tarifs  der  „einzigen 
Steuer"  erfolgen  sollte.    (Näheres  in  d.  Motiven  des  (ies.  v.  lssO,  s.  Bull.  VII,  152.) 

Gerade  die  steuertechnische  Verschiedenheit  der  ein- 
zelnen Theile  des  Getränkesteuersystems  hat  man  wohl  sonst  ge- 
rühmt ,  weil  sich  die  Besteuerung  so  den  Verschiedenheiten  der 
Verkehrs-,  Absatz-  und  Consumtionsverhältnisse  gut  anpasse.  Aber 
die  hierdurch  wieder  bedingte  Complication  macht  eben  eine 
gleichmässige  Besteuerung  der  Consumenten  —  von  der  lieber 
wälznngsfrage  ganz  abgesehen  —  sehr  schwierig  und  im  practischen 
Ergebniss  fraglich. 

Die  Strebziele  der  verschiedenen  neueren  privaten  und  officiellen 
Reformpläne  und  Gesetzentwürfe  gehen  daher  auch  mit  auf  eine 
Vereinfachung  der  Besteuerung  hinaus. 

In  dem  (iesetzentwurf  v.  1SSG  sollte  das  Excrcicc  bei  den  (jetränkedehitanten 
fortfallen,  ebenso  allgemein  die  Kleinabgabe,  dagegen  verbleiben  die  Circiilations- 
abgabe —  nach  einem  dreistuligen  Tarif  für  Wein  nach  3  Abteilungen  des  (iebiets. 
nach  einem  Einheitstarif  für  Obstwein  und  für  Alcohol  —  als  allgemeine  Verbrauchs- 
steuer im  ganzen  Staatsgebiete,  die  Eingangsabgabe  in  Urten  über  4000  Einwohnern 
nach  einem  sichenstufigen  ürtstarif  '.gemäss  der  Volkszahl),  mit  weiterer  Unterscheidung 
dieses  Tarifs  für  Wein,  nicht  für  Obstwein  und  Alcohol,  nnch  den  drei  (iehieis- 
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abtheilungen.  Die  Liccnzen  sollten  verdoppelt,  die  steuerfreie  Alcoholisirung  der 
Weine  auf  die  Grenze  bis  zu  12%  Alcoholstärke  dos  Weins  beschrankt,  der  von  den 
bouilleurs  de  cru  fabricirte  Alcohol  mit  besteuert«  diese  Personen  zwar  nicht  dem 
Evercicc,  aber  einer  Controle  der  Brennerei-  und  Destillirapparntc  u.  s.  w.  mit  unter- 
zogen, der  Schwcrpunct  der  Besteuerung  durch  Erhöhung  der  allgemeinen  Verbrauchs- 
abgabe für  Alcohol  auf  215  Frcs.  p.  Heetol.  —  ausser  der  nach  Ortsc lassen  zwischen 
7.5  und  30  Frcs.  sich  bewegenden  Eingangsabgabe  —  noch  mehr  in  diesen  Artikel 
gelegt  werden  ((ies.  u.  s.  w.  im  Bull.  XIX.  239,  Motive  eb.  S.  233  h\).  Das  finanzielle 
Ergebniss  dieses  Projeet  gebliebenen  Kcformplans  wurde  auf  ein  Plus  von  "0.3  Mill. 
Frcs.  für  den  Staat,  gegenüber  dem  bisherigen  Ertrage,  geschätzt  (Verlust  bei  Wein 
und  Obstwein  49.3,  Gewinn  bei  Alcohol  im  Ganzen  115  Mill.  Frcs.,  sonst  bei 
Liccnzen  u.  a.  in.). 

Die  aus8erparlamentarischc  Untersuchungseommission  von  188* 
constatirte  nach  der  hygienischen  Seite  der  Frage,  dass  die 
Ursache  des  „Alcoholismus"  im  Missbrauch  und  in  der  schlechten 
Beschaffenheit  der  alcoholischen  Getränke  liege. 

Auf  Verhütung  des  Missbrauchs  könne  man  durch  Verminderung  der  Consumtion 
und  hierauf  durch  Verminderung  der  Schenklocale  und  durch  die  mittelst  Steuer- 
erhebung zu  erzielende  Preissteigerung  des  Getränks  hinwirken.  Die  Verminderung 
der  Schenkiocale  durch  Verwandlung  der  Liccnzen  in  widerrufliche  behördliche  Ge- 
nehmigung widerspreche  den  französischen  Gewohnheiten  und  gebe  zu  Missbräuchen 
Anlass.  Eber  könne  man  daran  denken,  die  Zahl  der  Debite  nach  dem  Verhältnis* 
der  Bevölkerung  zu  begrenzen.  Doch  empfehle  sich  mehr,  dies  auf  dem  iudirecten 
Wege,  durch  Erhöhung  des  Liconzsteuci Satzes  zu  erreichen,  wodurch  die  kleinsten 
Locale  verdrängt  werden  wurden;  Erhöhung  der  allgemeinen  Verbrauchsabgabe  setze 
aber  gleichzeitig  verschärfte  Controlen  zur  Hckämpfung  der  Defraudation  voraus. 
Daher  sei  Überwachung  der  Eigeubrenner  mit  geboten.  Im  hygienischen  Interesse 
<ei  der  Ucbergang  der  landwirtschaftlichen  Branntweine  in  den  Consum  nur  nach 
erfolgter  Keiiiigung  unter  Innehaltung  ciues  Rcinhcitstypus  zu  gestatten,  die  Wein- 
und  nbhtbraniitweiiie  müssten  einer  ähnlichen  Verkaufscontrolc  wie  schädliche  Ver- 
zehrungsgegenstände unterworfen  und  entsprechende  Strafen  den  Verkäufern  augedroht 
werden.  Alle  industriellen  und  landwiithschafihchen  gewerbsmässigen  und  sonstigen 
Brenner  sollten  Dcclarationcn  über  ihren  Betrieb  machen  müssen,  die  Eigenbreiiner 
nur  fUr  höchstens  10  Liter  Alcohol,  als  Eigenconsum,  steuerfrei  sein,  die  Fabrikation, 
der  Verkauf  und  die  Benutzung  von  Destillirkolben  und  anderen  Destillirapparateu 
überwacht,  der  Wein  nach  der  Alcoholstärke  besteuert,  der  Zusatz  von  Branntwein 
zu  Wein  nur  bis  zu  3%  und  bis  zur  Grenze  von  15%  Alcohobtäike  des  Weins  statthaft 
sein  (Bull.  XXIV,  4S2,  010). 

Der  Gesetzentwurf  vom  30.  Oct.  1888  trug  diesen  Vorschlägen 
Rechnung,  ging  aher  noch  darüber  hinaus. 

Danach  sollen  die  Staatssteuern  von  Naturweiuen  jeder  Stärke,  von  alcoholi- 
sirtin  oder  Kunstweinen  bis  13  Grad  Stärke,  von  Obst-,  Honigwein  (Meth),  von 
Bier,  demnach  die  betreffenden  Circulations-,  Klein-,  Verbrauchs-,  Fabrikationssteuern 
bei  den  genannten,  ferner  die  staatlichen  Eingang sabga b e n  in  Städten,  auch  die 
Expeditions-,  Beglcitschcinstempel-  und  Quittungsabgaben  fortfallen  (mit  einer  Einbusse 
von  194.57  Mill.  Frcs.\  die  l'eberwachung  (cxercicc)  der  Getiänkedebitc  auch  auf- 
hören. Der  Ersatz  sollte  gefunden  werden  in  der  Erhöhung  der  AI  c  oh  ölst  euer 
(auch  von  Eigenbrennern,  die  nur  noch  für  10  Liter  im  J;dire  steuerfrei  sein  sollten1 
auf  219  Frcs.  p.  Hectol.  reinen  Alcohols  (104  Mill  Frcs.  Plus),  in  der  Besteuerung 
des  „vinagc"  und  in  erhöhten  und  anders  geregelten  Liccnzen.  Alcoholzusatz  zu 
Wein  bis  zu  3°u  im  Maximum  und  bis  zur  Erreichung  eines  Stärkegehalts  von 
12  Grad  zahlt  für  den  Hectoliter  reinen  Alcohols  37.5,  aller  Wein  Uber  12  Grad 
Stärke,  der  nicht  eine  höhere  Naturstärke  hat.  sondern  künstlich  alcoholisirt 
worden,  für  seinen  Stärkegehalt  von  13 — 15  Grad  50  Frcs  vom  Hectoliter  reinen 
Alcohols.  von  10-21  Grad  dgl.  100  Frcs.,  von  22  Grad  und  darüber  den  Konnalsatz 
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von  210  Frcs.  (Ertragsanschlag  dafür  20  Mill.  Frcs.).  Die  Licenzen  sollen  in 
fixen  Sätzen  für  Debitanten ,  Grosskauf  leute.  Bronner,  Brauer  uud  in  pro- 
portionalen Sätzen  nach  dein  Miethwerth  der  Gewerbslocalitäten  von  8,  14  und 
20%  —  also  nacli  dem  Princip  der  Patentstcuer  —  erhoben  werden,  wovon  man 
bez.  22  (fixer  Satz)  und  23  Mill.  (prop.  Satz)  Plus  erwartet.  Totalplus  (incl.  von 
Essig)  lftl.il  Mill.  Frcs.,  daher  Ausfall  durch  die  ganze  Keform  32.67  Mill.  Frcs., 
welcher  durch  eine  Einkommensteuer  im  Anschlag  von  3Ii  Mill.  Frcs.  gedeckt 
werden  soll  (Bull.  XXIV,  5211  ff.). 

Der  Entwurf  ist,  während  dies  geschrieben  wird,  noch  nicht  erledigt.  Die 
Concentration  auf  den  Alcohol,  auch  in  den  alcoholisirten  Weinen,  ist  besonders  be- 
merkenswerth.  Auch  die  Steuerüberwachung  wurde  danach  eine  andere,  sie  würde 
sich  nicht  mehr  auf  den  Umlauf  und  den  Klein  verkauf,  sondern  ausschliesslich 
auf  die  Alcoholfabrikation  und  Zumischung  zum  Weine,  sowie  auf  die  Fabrikation  und 
den  Vrerkauf  von  Destillirapparaten  erstrecken.  Ob  die  Ueberwachung  in  dieser  Be- 
schränkung wirksam  genug  werden  kann?  Und  ob  die  Aufhebung  jeder  eigentlichen 
Wein-  und  Bierbesteuerung  gerade  unter  französischen  Consumtionsverhältnissen  nicht 
zu  weit  geht  und  die  Berücksichtigung  bloss  des  Alcohols  und  die  Höhe  der  Steuer 
dafür  nicht  die  Steuerlast  zu  einseitig  auf  die  Branntweinconsumenten  schieben,  wenn 
auch  unter  Wahrnehmung  der  hygienischen  und  ethischen  Interessen,  die  in  der  Frage 
mitspielen  — ? 

Im  Folgenden  stellen  wir  die  Getränkebesteuerung  dar,  wie  sie  bisher  besteht 


bb.   Einrichtung  der  Getränkebesteuerung. 

§.  254.  1.  Einzelne  Steuerarten.  Hierfür  ist  nach  dem 
Früheren  in  wichtigen  Puncten  die  Besteuerung  des  Weins  und 
Obstweins  (Apfel-,  Birnwein,  auch  Honigwein  oder  Meth),  dann 
die  des  Alcohols,  endlich  die  des  Biers  zu  unterscheiden. 

Als  allgemeine  Abgabe  besteht  die  Licenzs teuer  für  die 
gewerbliche  Unternehmung  auf  dem  Gebiet  der  Getränke,  nämlich 
für  Kleinabsatz  („Debitanten",  Wirtschaften  u.  s.  w.), 
Grosshandel,  gewerbsmässige  Brennerei  und  Destil- 
lation, Brauerei. 

S.  u.  Uber  Licenzen.  In  den  dict.  von  Block  und  Say  unter  diesem  Wort.  Bes. 
Ges.  v.  1816  Art.  144,  171.  Zu  den  Debitanten  gehören  alle  Arten  Klein  Verkaufs- 
stellen, auch  von  Eigenbauern  und  Eigenbrennern.  Der  Tarif  umfasst  8  Stufen  nach 
Ortsclassen  i^Volkszahl)  von  15 — 50  Frcs.  (incl.  Decimen).  Die  Grosshändler  ent- 
richten Uberall  den  gleichen  Satz  125  Frcs.,  ebenso  die  gewerbsm Assigen 
Brenner  und  Destillateure  25  Frcs.,  die  Brauer  in  11  Depart.  125,  in  den 
übrigen  75  Frcs.  Frei  von  der  Brenn-Licenz  sind  die  Brenner  und  Destillateure  von 
Wein,  Obstwein,  Kernobst,  welche  ausschliesslich  eigenes  Erntepro  duet 
(bouilleurs  de  cru)  verarbeiten,  sie  haben  bei  Grossverkäufen  auch  keine  Grosshändler- 
licenz  zu  entrichten  (Olibo  II,  9);  dann  die  Brauer,  welche  nur  für  den  Eigen- 
consum  brauen.  In  Paris  ersetzt  die  .,Ersatzsteuer"  (s.  u.)  alle  Licenzen  mit,  bis 
auf  die  der  Brauereien.  Licenzstcuerpflichtig  waren  1886  408,021  Debitanten  mit 
S  SI  Mill.  Frcs.  Stetierertrag,  27,029  Grosshändler  mit  3.40  Mill.  Frcs.,  2751  Brauereien, 
184 5  Gewcrbsbrenncr  und  Destillateure,  259  Liqueurfabriken,  1878  Grossliqooristen, 
im  Ganzen,  incl.  die  Licenzen  anderer  Unternehmungen  als  auf  dem  Getränkegebiet, 
4«  1,798  Licenzpflichtige  mit  12.89  Mill.  Frcs.  Steuerertrag,  der  zum  bei  Weitem 
grössten  Theil  doch  von  Geschäften  im  Getränkegebiet  herrührt  (Bull.  XXIII,  289). 
Diese  Abgaben  haben  auch  nach  ihrer  massigen  Höhe  wesentlich  nur  den  Charactor 
von  Special-Gewerbesteuern. 

Waguer,  Fiuanswissen-Khuft.  III.  41 
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Von  eigentlichen  staatlichen  Verbrauchssteuern 
bestehen  für  Wein  und  Obstwein,  —  jetzt,  seit  dem  Gesetz  von 
1SS0  ohne  die  frühere  Zusatzsteuer  für  Flaschenwein,  also  im 
gleichen  Satze  für  Fass-  und  Flaschenwein  —  fünf  verschiedene 
Abgaben,  die  C  irculations-,  Klein-,  Eingangs-  und  „einzige" 
Abgabe  und  specieli  für  Paris  und  Lyon  die  ,, Ersatztaxe", 
davon  die  Circulations-  und  die  Kiugangsabgabc  ebenso  wie  die 
Eingangs-  und  Kleinabgabe  neben  einander,  d.  h.  Itlr  dasselbe 
Weinquantuni,  die  „einzige'  Steuer  als  Ersatzabgabe  der  Ein- 
gangs- und  der  Kleinabgabe,  die  Pariser  (und  Lyoner)  Ersatzsteuer 
als  Ersatz  aller  auderen  Abgaben,  auch  der  Circulations-  und 
Licenzabgabc.  Alcohol  unterliegt  drei  solchen  Abgaben,  der 
gleichniässigen  allgemeinen  Verbrauchssteuer  —  jetzt,  seit 
dem  Gesetz  von  1880,  ohne  den  bis  dahin  geltenden  höheren 
Steuersat/  für  Spirituosen  in  Flaschen,  für  Liqueure,  Absinth,  daher 
auch  hier,  wie  bei  Wein,  jetzt  im  gleichen  Satze  für  Fass-  und 
Flaschenbranntwein  — ,  dann  der  Ei n gangsabgabe  und  in 
Paris  wieder  der  alleinigen  E r s a t z s t e u e r.  Iii e r  wird  dagegen 
nur  vou  der  einzigen  Steuer  bei  der  Fabrikation  getroffen. 

Für  die  städtischen  Finanzen  fallen  alle  genannten  Ge- 
tränke in  den  Gemeinden  mitOctroi  dann  noch  ausserdem  unter 
dieses  letztere. 

Die  Veranlagungs-  und  Erhcbungs formen,  sowie  die 
G  o  n  t  r  o  1  e  n  richten  sich  natürlich  wieder  nach  dem  stcucrtechnischen 
Character  jeder  einzelnen  der  genannten  Abgaben. 

Eine  besondere  kleine  Nebenabgabe  ist  die  an  die  Ver- 
sendung oder  den  Transport  der  Weine,  Obstweine  und 
Alcohole,  bez.  an  die  dabei  vorkommenden  Begleitscheine,  sich 
anknüpfende  Ex  p  e d  i  t  i o  n  s g  e b  ü  h  r. 

Sic  lj'.-träjrt  10  Cent,  als  Stempel  für  jede  „Expedition"  Seitens  des  Steuer- 
aints,  außerdem  II»  Centimes  für  jede  Expedition  mit  „ac<[iiits-a-caution4*  oder 
.  juss:ivantv  utaher  mit  Stempel  hier  1  ^  Kr<  <.).  Zahl  solcher  Expeditionen  zu 
10  Cent.,  «jro.sstentheils  l».-i  den  (ietränkesteuern ,  H.  in  1*S<;  11,031,521»  mit 
17"?  Mill.  Fies.  Ertrag. 

§.255.  2.  Steuerpflichtige.  Theils  als  Steuersu  bjecte 
oder  eigentliche  Steuerpflichtige,  theils  nur  als  Steuer- 
haftende sind  bei  diesen  veischiedenen  Steuerarten  folgende 
sechs  Peisonenkategorieen  zu  unterscheiden:  sogen,  einfache 
Private;  Eigenbau  er  und  E  i  g  c  n  b  r  e  n  n  e  r  ( bouillenrs  de  eru )  ; 
e i n f a che  K  1  e i n v e r k ä u f c r  und  Liqueurdebitanten;  ein- 
fache   und    Liqueur   G  rosshä udle r;  gewerbsmässige 
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Brenner  und  Destillateure;  Brauer.  Je  nach  der  Steuerart, 
um  die  es  sich  handelt,  erscheinen  diese  Personen  in  verschiedener 
Weise  als  Steuerpflichtige  oder  Steuerhaftende  und  unterliegen  sie 
verschiedener  Verantwortlichkeit  und  Controle,  Überhaupt  einem 
verschiedenen  Steuerrecht.  Erläuterungen  verlangen  besonders  die 
zwei  ersten  Kategorieen. 

„Einfache  Private"  sind  im  Steuerrecht  insbesondere  die  Personen,  welche 
Getränke,  speciell  Wein  und  Obstwein,  aber  auch  Spirituosen,  regelmässig  für  ihren 
eigenen  Bedarf,  be/.ieheu  und  dann  der  Circulatiousabgabc,  bei  Spirituosen  der 
Verbrauchssteuer,  eventuell  auch  der  Eingangsabgabe  oder  statt  beider  der  ..einzigen*' 
Steuer,  in  Paris  und  Lyon  der  Ersatzsteuer  unterliegen.  Der  Begriff  des  , .einfachen 
Privaten''  wird  in  der  Praxis  etwas  ausgedehnt  (Block,  dict.  Art.  boissons  No.  54  ff.). 

Eigenbauer  uud  Eigenbrenner  sind  Wein-  und  Obstbauer,  welche  nur 
ihr  selbstgeerntctes  Product  zu  Wein,  Obstwein.  Alcohol  verarbeiten.  Für  einen 
bestimmten  Fainilicnbedarf  (20  Liter  Alcohol)  sind  die  Brenner  steuerfrei.  Bei  Wcin- 
transporten  innerhalb  des  Cantons  und  der  Nachbargemeinden  von  Keller  zu  Keller 
sind  die  Eigenbauer  von  der  Circulationsabgabe  frei.  Die  Brenner  unterstanden  nach 
dem  Ges.  v.  2.  Aug.  1^72  dem  Exercice  der  Steuerbehörde,  was  aber  nach  dem  Ges. 
v.  14.  Dec.  1>75  wieder  aufgehört  hat.  Wenn  Eigenbauer  und  Eigcubrenner  ihre 
gewonnenen  Getränke  im  Grossen  verkaufen,  bez.  versenden  und  im  Kleinen 
verschenken,  treten  auch  für  sio  die  allgemeinen  Formalitäten,  Controleu  und  Ab- 
gaben ein ,  d.  Ii.  sie  unterliegen  insbesondere  dem  Meldezwang  in  ßctreii  der  Ver- 
sendungen, der  Expeditionsgebuhr,  der  Oirculations-  und  eventuell  der  Kleinabgabe. 
Im  Prineip  feiner  sind  die  Eigenbauer  und  Brenner  nur  für  die  Verarbeitung  des 
selbst  gc  ernteten  Prodncts  zu  Wein,  Obstwein,  Alcohol  vom  Exercice  befreit 
Die  Schwierigkeit  liegt  für  die  Steuerbehörde  darin,  zu  verhindern,  dass  ange kau  ftes 
Product  mit  verarbeitet  wird  und  dass  die  Eigenbauer  und  Eigenbrenner  an  Dritte 
steuerfrei  absetzen.  Im  Kampf  mit  diesem  Unterschleif  liegt  die  Verwaltung  beständig. 
Um  ihn  erfolgreich  zu  führen,  verlangt  sie  die  Beseitigung  des  ,, Privilegs"  dieser 
Personen,  von  dem  regelmässigen  „exercice"  frei  zu  sein,  namentlich  in  Betreff  der 
Brenner.  Allein  es  handelt  sich  bei  der  grossen  privatwirthschaftlichen  Zersplitterung 
ihs  französ.  Wein-  und  Obstbaues  um  eine  sehr  erhebliche  Anzahl  von  solchen  Per- 
sonen, die  dann  mit  überwacht  werden  müssen,  daher  um  technische  Controlschwierig- 
keiten  und  um  grossen  Volkskreisen  missliebigc  Beaufsichtigungen,  was  das  Mitspielen 
eines  politischen  Moments  in  dieser  viel  erörterten  Frage  erklärt.  Die  Zahl  der 
bouilleurs  de  cru  liat  sich  in  der  Zeit  seit  1S7I,  übrigens  mit  erheblichen  Schwankungen, 
besonders  stark  vermehrt.  Im  J.  1SS5  wurden  die  Weinbauer  auf  1.791,779.  die  Obst- 
bauer auf  l,035,.H7fi.  die  Eisenbrenner  auf  531,017  veranschlagt  (Bull.  XX,  601); 
letztere  Zahl  war  noch  1  SS  1  nur  100.053.  Die  Menge  des  steuerfrei  consumirten 
Weins  an  sich,  dem  absoluten  Betrage  des  letzteren  nach,  und  im  Verhältnis»  zum 
besteuerten  Wein  richtet  sich  wesentlich  nach  den  Ernteverbiütnisscn :  bei  guten 
Ernten  steigt  absolut  und  relativ  besonders  dieser  steuerfrei  bei  den  Eigenbauern  ver- 
zehrte Wein,  bei  schlechten  sinkt  er  aber  auch  besonders  stark.  Die  versteuerte 
Menge  schwankt  dnher  weniger  als  die  Erntemenge  und  vollends  als  die  unversteuert 
verzehrte  (dies  das  Ergebniss  einer  Tabelle  im  Bull.  IX,  123,  f.  d.  Jahre  1S31— 79, 
wobei  natürlich  die  Zahlen  der  Erntemenge  und  unversteuerten  Menge  nur  schätzungs- 
weise ermittelt  sind).  Im  längeren  Durchschnitt  bleibt  '/*— Va  f,t>r  Ernte  steuerfrei, 
z.  B.  1S70— 79  10.45  Mill.  Hectol.  v.  3S.09  im  Ganzen.  Aohiiliche  Schwankungen 
beim  Obstwein,  wo  aber  im  Durchschnitt  jetzt  die  Hälfte  und  mehr  steuerfrei  ver- 
zehrt wird  (Bull.  IX,  37 U 

Bei  Alcohol  läs-t  sieh  der  Einfluss  der  Weinernte  auf  den  absoluten  uud 
relativen  Umfang  der  Kigcnbrennerei  ebenfalls  erkennen:  in  guten  Jahren  wird  zur 
Verwerthiing  des  Products  mehr  gebrannt,  in  schlechten  weniger  (so  1^55—57). 
Doch  üben  andere  Umstände,  wie  die  L'oncurrenz  der  industriellen  Breunerei  und  dir 
Preisconjuncturen  hier  noch  ihren  eigenen  Einfluss.  Im  Ganzen  ist  die  Alcohol- 
gewinuung  aus  Wein,  Ol.st,  Früchten  gegenüber  derjenigen  aus  mehligen  Stoffen, 

II* 


Digitized  by  Google 


632       6.  B.  2.  K.  Steuerrecbt.  l.H.-A.  2.  A   Frankreich.  §.255,256. 


Melasse,  Kuben  auch  in  Frankreich  sehr  zurückgegangen:  1840 — 50  von  691,500  Hect. 
reinen  Alcohols  815,000  aus  Wein.  Obst  u.  s.  w.,  1865—69  von  1,344,614  553.283, 
1870—79  von  1,545,899  nur  451,070,  1880  sogar  von  1,581.008  nur  48,514  (Bull.  X, 
124),  und  seitdem  (1880  —  87)  keine  wesentliche  Veränderung;  1887  z.  B.  bei 
2,005,635  Hectol.  Gesammtgcwinnung  von  Alcohol  speciell  aus  Wein  32,758,  aus 
Cider  13,595,  aus  Weinträbern  u.  dgl.  (raarcs,  lies  z.  B.)  41,S72,  aus  Früchten  23Mi, 
zus.  aus  diesen  Substanzen  90,611  Hectol ,  oder  nur  noch  ca.  4.5 ü/0  {Bull.  XXIII,  C09). 
Dieser  Bewegung  entsprechend  —  zum  Theil  nur  ein  andorer  statistischer  Ausdruck 
für  dieselbe  Erscheinung  —  ist  die  Alcoholge winnung  der  Eigonbrenner 
mit  Schwankungen  absolut  und  relativ  sehr  gesunken  und  der  steuerfreie 
Eigenconsum  wenigstens  absolut  in  längeren  Perioden  gesunken,  in  einzelnen  Jahren 
erreicht  er  aber  noch  die  frühere  Höhe  (s.  für  beide  Poncte  die  Daten  von  1830 — 80 
im  Bull.  X,  122,  bis  1887  Bull.  XXIII,  668,  672).  So  wurden  bei  einer  guten  Wein- 
und  Obsternte  188*  von  den  Eigenbrennoru  40,000  Hectol.  Alcohol  von  2.011,000  im 
Ganzen  und  1,484,020  versteuertem  Alcohol.  bei  einer  schlechten  Ernte  1886 
72,000  Hectol.  von  2,052,000,  bezw.  1.419,901  erzeugt,  der  frei  von  den  Brennern 
selbst  verzehrte  Branntwein  auf  41,106  Hectol.  geschätzt  (Bull.  eb.).  Wer  kann  aber 
bürgen,  dass  die  Brenner  nicht  mehr  als  20  Liter  steuerfrei  verzehren  oder  verkaufen  ? 
In  den  3  Jahren  des  Excrcice  1872—75  wurde  die  steuerfrei  verzehrte  Menge  auf 
26—27,000,  in  den  nächsten  Jahren  auf  38—39,000  Hectol.  geschätzt.  Bei  30  bis 
40,000  Hectol.  Eigenconsum  ergiebt  sich  für  die  Staatscasse  eine  Einbusse  von 
5.7 — 6.3  Mill.  Frcs.  jahrlich,  —  unberücksichtigt  die  mutmassliche  Defraudc.  ünd 
misslicb  ist  auch  die  Verweigerung  dieses  Steuerprivilegs  für  kleine  land wirthsch. 
Brennereien,  welche  andere  Stoffe  verarbeiten. 

S.  über  die  Behandlung  der  Eigenbauer  und  Brenner  Block,  Art.  boissons. 
No.  62—73;  Say,  dict.  Art.  bouilleurs  de  cni.  Mathieu-Bodet  I,  39,  137,  256.  331. 
Olibo  II.  1-59  passim. 

Auf  die  vier  anderen  eben  genannten  Kategorieen  von  Steuerpflichtigen  und 
Steuerhaftenden  wird,  soweit  nöthig,  im  weiteren  Verlauf  mit  eingegangen.  S.  bes. 
die  klare  Darstellung  für  jede  Kategorie  im  Block'schen  dict.  Art.  boissons,  No.  74  ff., 
Spccielleres  im  Commentar  von  Olibo. 

§.  256.  3.  Wichtigere  Puncte  der  Einrichtung  der 
Getränkebesteuerung. 

Die  einzelnen  Bestimmungen  zur  Durchführung  des  Systems  sind  ebenso  zahlreich 
als  mannigfaltig,  und  zwischen  Wichtigerem  und  Untergeordnetem  ist  im  einzelnen 
Falle  nicht  immer  leicht  zu  unterscheiden.  Alles  steht  in  Verbindung  unter  einander, 
folgt  aus  einander,  bedingt  sich  gegenseitig.  Bei  der  hier  gebotenen  Kürze  der  Dar- 
stellung muss  Vieles  ganz  übergangen  und  die  Hervorhebung  des  Wichtigeren  un- 
vermeidlich mit  nach  subjectivem  Ermessen  —  noch  dazu  des  Ausländers  und  des 
Theoretikers,  nicht  des  in  solchen  Dingen  competenterun  Practikers  —  erfolgen.  Zu 
verweisen  ist  besonders,  wie  immer  gorado  für  derartiges  administrativ -technisches 
Einzelne,  auf  v.  Hock  für  diese  Puncte,  wenn  auch  seitdem  Vieles  geändert  worden 
ist.  v.  Kaufmann 's  Darstellung  enthält  gute  Partieen  (so  S.  383  IF.),  aber  ist  iu 
diesem  Abschnitt  zu  ungleichmäßig  gearbeitet  und  unterscheidet  nicht  immer  ge- 
nügend (so  z.  B.  S.  383  nicht  zwischen  den  Formalitäten  der  Circulation  und  der 
specicllcn  Circulationsabgabe).  Knapp,  aber  vorzüglich  ist  für  diesen  Gegenstand  der 
Art.  boissons  im  Block'schen  dict.,  auch  suppl.  gener.  in  den  betreffenden  Abschnitten. 
Im  Say 'sehen  dict.  sind  nur  die  allgemeinen  Verhältiiisse  in  den  durchweg  trefflichen 
Artikeln  boissons,  vin,  cidre,  alcool,  bierc,  die  spcciellcrcn  in  besonderen  Artikeln 
unter  den  eiuzelnen  technischen  Ausdrücken,  und  hier  recht  klar  und  genau,  behandelt. 
Doch  ist  das  Werk  in  der  11.  Lieferung  (Ende  l^SS)  nicht  mit  dem  Buchst.  D  fertig, 
es  fehlen  daher  noch  viele  Artikel.  S.  u.  A.  circulation ,  acquits-ä-caution ,  conge, 
abonnements;  von  noch  nicht  erschienenen  entreput,  oxercice.  droit  de  detail,  d'entree, 
taxe  uni<jue,  taxe  de  remplacemeut  u.  s.  w.  Auf  dieses  Say'sche  Werk  ist  für  das 
Detail  besonders  Bezug  zu  nehmen.  Es  giebt  hier  viel  mehr  als  das  Block'sche  dict., 
auch  als  die  für  das  Allgemeinere  der  Getränkebesteuerung  vorzüglichen  Arbeiten  von 
Stourm,  und  in  den  einzelnen  Artikeln  doch  wieder  in  knapper  Form  und  in  syste- 
matischer Darstellaug,  während  Commentare  wie  Olibo  zwar  noch  mehr  ins  Detail. 


Digitized  by  Google 


Getränkebesteuerung.  Cirrulatinnsabgahe. 


«33 


in  die  Casuistik  und  in  die  Streitfragen  —  die  hier  zahllos  sind  und  eine  umfang- 
reiche und  wichtige  Thätigkeit  der  Judicatur  bedingt  haben  —  hineinführen,  aber  zu 
systemlos,  zu  unübersichtlich,  daher  weniger  für  wissenschaftliche  als  für  unmittelbar 
practische  Zwecke  brauchbar  sind.  Mathieu-Bodet  hat  auch  die  hieber  gehörigen 
Keformen  nach  1S70  gut  beleuchtet  S.  für  die  Branntweinsteuer  ferner  J.  Wolfs 
Arbeiten  a.  a.  0. 

Es  lassen  sich  in  der  Einrichtung  der  Besteuerung  hier  die 
speciellen  Verhältnisse  bei  jeder  einzelnen  der  oben  in  §.  254 
aufgeführten  Steuern  und  die  allgemeineren,  alle  oder  mehrere 
dieser  Steuern  betreffenden  Verhältnisse  unterscheiden. 

a)  Verhältnisse  bei  den  einzelnen  Steuern. 

aa)  Circulationsabgabe.  Sie  ist  im  Princip  diejenige 
Verbrauchsteuer  von  Wein  und  Obstwein,  welche  den  Privat- 
consumenten  treffen  soll,  und  zwar  denjenigen,  welcher  das 
Getränk  nicht  selbst  aus  seinen  eigen  gewonnenen  Producten  her- 
stellt, —  dafür  besteht  Steuerfreiheit,  —  sondern  welcher  es  von 
Dritten  erwirbt,  und  zwar  dann,  wenn  es  sich  um  den  Bezug 
imGrossen,  d.  h.  von  mehr  als  25  Litern  auf  einmal  und  um 
die  Verzehrung  des  Privaten  bei  sich  zu  Hause,  bez.  im  Privat- 
local,  im  Unterschied  von  der  Wirthshausverzehrung,  handelt. 
Dieses  Princip  erleidet  bei  der  practischen  Durchführung  aber 
Modifikationen ,  Erweiterungen  und  Beschränkungen.  Der  Tarif 
ist  ein  nach  einem  Qualitätsraoment  dreifach  abgestufter  spe- 
eifise  her. 

Die  Grundzüge  der  Einrichtung  sind  die  folgenden.  Der  steuerbare  Act 
wird  durch  die  behufs  Versendung  stattfindende  Platzveränderung  von  Wein  und 
Obstwein  (d.  h.  Apfel-,  Bim-,  Honigwein)  gebildet.  Deshalb  ist  jede  solche  Ver- 
änderung dem  Steueramt  anzumelden  und  dafür  ein  Begleitschein  zu 
nehmen  (§.  263).  Transporte  von  der  Kelter  zum  Keller  des  Eigenbauers  (recoltant) 
und  von  einem  seiner  Keller  zum  anderen ,  innerhalb  desselben  Cantons  oder  der 
Nachbargemeinden,  sind  aber  dem  Princip  dor  Steuer  gemäss  von  der  Circulations- 
abgabe befreit,  bedürfen  jedoch  auch  eines  „passavant"  (§.  '263).  Wegen  Defrau- 
dationsgefahr  ist  dagegen  der  früher  auch  in  weiterer  Entfernung  erlaubte  Transport 
des  Eigenproducts  des  Eigenbauers  nach  seinen  eigenen  Kellern  nicht  mehr  von  der 
Circulationsabgabe  frei:  eine  Erweiterung  der  Steuerpflicht  gegen  das  Princip.  Sonst 
ist  regelmässig  Bcsitzwechsel  zwischen  verschiedenen  Personen,  also  gewöhnlich 
im  Verkauf,  Bedingung  der  Steuerpflicht.  Doch  bestehen  hiervon  einige  Aus- 
nahmen. Insbesondere  unterliegen  k  lei  nerc  Versendungen  oder  Bezüge  als  25  Liter 
statt  der  Circulationsabgabe  der  Kleinabgabo  mit.  Ferner  sind  Versendungen  an 
Grosshändler,  Debitanten  oder  Wirthe  und~  sonst  mit  Licenz  zum  Getränke- 
handel versehene  Personen  ebenfalls  frei  von  der  Circulationsabgabe,  und  gehen  mit 
den  erforderlichen  Begleitscheinen  an  die  bestimmungsmässigen  Empfänger.  Doch 
unterliegen  der  Abgabe  in  den  Städten  mit  „einziger  Steuer4'  auch  dio  Debitanten. 
Frei  sind  auch,  wie  von  allen  anderen  Getränkestcuern  (bis  auf  die  Expeditionsgebühr), 
die  für  die  Ausfuhr  ins  Ausland  bestimmten  Sendungen.  In  Paris  (und  Lyon) 
ersetzt  die  Ersatzsteuer  die  Circulatiousabgabc  mit.  Der  Tarif  ist  ein  drei-  (bis 
1SS0  ein  vierstufiger,  nach  drei  Abtheilungen,  in  welche  Frankreich  nach  der  un- 
gefähren Gute  und  dem  Preise  des  dort  consumirten  Weins  eiiifietheilt  ist,  jetzt 
mit  den  Sätzen  von  1,  1.5,  2  Frcs.  (Principal  und  Decimcn)  p.  Hectol.  Fass-  wie 
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Flaschenwein;  früher  letzterer  mehrfach  hnher  taritirt.  so  von  1  ST  1  —  >0  einheitlich  zu 
15  Kits.  p.  Hectol.:  iler  Tendenz,  nach  mit  ein  (Jualitatsfuss ,  der  aber  nach  sein.-r 
practischen  Wirknnp:  «loch  nicht  richtig  als  solcher  wirkte  und  deshalb  wieder  aul- 
gegeben wurde.  Der  anzulegende  Tarifsat/  richtet  sich  nach  der  (blasse  des  Be- 
stiuiuiun  trs-.  nicht  des  Yersendungsorts.  Obstwein  hat  den  Einheitssatz  von  SO  Cent, 
im  ganzen  Gebiete.  Gegenüber  der  Kleinabgabe  ist  die  Circulationsabsrabe  auch  nach 
der  Verdoppelung  des  Principals  in  1  *> 7 1  und  vollends  nach  der  Wiedcrerinäsaigiun: 
in  1SS0  wohl  immer  noch  zu  niedrig.  So  betrug  der  Mittelpreis  1S70— 7'J  für  da> 
Ifectol.  Wein  bei  den  Weinbauern  selbst  2'».  im  Grossliandel  3!s.  hei  dm  Debitanten 
55  25  Frcs.,  die  der  Circulationsabgabe  unterzogene  Menge  im  Uurchsohn.  17.41  Mill 
Hectol.,  der  Stcucrertrag  33.(ii»  Mill.  Frcs.  oder  p.  Hectol.  1.04  Frcs.,  d.  h.  vom 
ursprünglichen  Preise  0.7.  von  dem  am  meisten  zur  Vergleichung  geeigneten  Gro»- 
handelspreisc  5.1,  vom  Debitanteiipreise  selbst  nur  3 .5\,.  während  der  Wein  im 
Kleinhandel  damals  15%  nebst  2'/s  Decimen  Zuschlag  vom  Debitantenpreis,  seit  1>m> 
immer  noch  12.5  u/0  im  Ganzen  zahlt.  Allerdings  tritt  in  den  Orten  Uber  4000  Kinw. 
noch  die  Eingangsabirabe  hinzu.  Aber  auch  mit  dieser  zusammen  erscheint  der  im 
Grossen  bezogene  Wein  des  Privaten  begünstigt.  Im  J.  IssO  unterlagen  17.20S,40l 
Hectol.  mit  23.37  Mill.  Frcs.  Ertrag  der  Circulationsabgabe.  p.  Hectol.  1.38  Frcs.: 
davon  5.07  Mill  Hectol.  in  der  1.  Classe  mit  1.  10.77  in  der  2.  Claasc  mit  P  ...  nur 
775,011  Hectol.  in  der  '{.  Classe  mit  2  Frcs.  Steuersatz.  Obstwein  u.  dgl.  wurde 
1>S0  3,125.413  Hectol.  mit  2.5  Mill.  Frcs.  Ertrag  versteuert.  (S.  jedoch  unten  über 
die  etwas  abweichenden  Berechnungen  und  Bull  XXlll,  54v  Daten  aus  Bull.  XXIH. 
2M>.  IX,  110  u.  a.  Ii.) 

§.  257.  bb)  Kleinabgabc  (droit  de  dötail).  Sie  ist  im 
Princip  diejenige  Verbrauchsteuer  von  Wein  und  Obstwein, 
welche  den  Consum  im  Kleinen,  daher  insbesondere  in  Wir tb  - 
schalten  aller  Art  oder  bei  sogen.  Debitanten,  aber  auch  bei 
Bezügen  von  weniger  als  25  Liter  auf  einmal  ins  Haus,  also  fin- 
den Privatconsum  in  diesem  Sinne,  treffen  soll;  und  zwar 
wiederum  mit  Ausnahme  des  aus  eigenen  Produetcn  gewonnenen 
Getränks,  das  der  Wein-  und  Obstbauer  mit  den  Seiueu  selbst 
steuerfrei  verzehrt.  Auch  hier  ist  daher  die  Voraussetzung  der 
Steuerpflicbt  der  Absatz  an  Dritte.  Die  Abgabe  ist  eine 
Werth  abgäbe  nach  dem  Absatzpreise  der  Weine,  jetzt  von 
1 2.5 0  0  (ohne  weitere  Zuschläge). 

Die  Hauptpunctc  für  die  Steuerverwaltung  sind  die  sichere 
Constatirung  der  vom  Debitanten  bezogenen  uud  abgesetzten 
Mengen  und  der  Verkaufspreise  dafür.  Darauf  richtet  sich 
daher  die  Controle  vor  Allem  und  um  sie  ausüben  zu  können, 
unterstehen  die  Debitanten  der  steueramtlichen  regelmassigen  Visi- 
tation, dem  sog.  Excrcice  (§.  263,  264),  soweit  sie  sich  nicht 
durch  Abonnements  davon  befreien,  was  zulässig  ist,  oder  die 
Kleinabgabe  zusammen  mit  der  Eingangsabgabe  in  die  sogen, 
„einzige  Steuer"  verwandelt  wird. 

Nachweislich  im  Grossen,  d.  h.  in  Mengen  von  über  25  Liter  auch  von 
Debitanten  abgesetzter  Wein,  ein  auch  diesen  Personen  gestattetes  Geschäft,  ist  von 
der  Kleinabjrabc  frei  und  eventuell  der  Circulationsabeabe  unterworfen.  Der  Debitant 
nniss  die  Eröllhung  seines  Gc-chaiis,  das  YerkauMocul ,  die  Mengen  und  Sorten  Ge- 
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träuke,  welche  er  besitzt,  der  Steuerverwaltunu-  au  melden  und  ein  Schild  oder  dpi. 
aussen  führen.  Die  allgemeine  V erse  ud ti  n  g >-  bez.  Bezu  uscontrole  ist  auch 
die  Voraussetzung  für  die  Veranlagung  und  Erhebung  <}cr  Kleinabgabe  <§.  263). 
Ucber  Zu-  und  Abgang  wird  Buch  geführt  und  steueramtlich  durch  das  Exercice 
controlirt.  Vielerlei  einzelne  Bestimmungen,  über  Hechte  der  Verwaltung  und  Pflichten 
der  Debitanteu.  suchen  Untcrschloif  zu  verhüten.  Unter  Umstanden  kann  die  Ueber- 
waehung  auf  die  Nachbarhäuser  ausgedehnt  werden.  Eine  besondere  Gefahr  liegt 
immer  darin,  dass  Wein  im  Geheimen  in  die  Lager  des  Debitanteu  gelangt,  daher 
besonders  aus  Nachbarhäusern,  wohin  etwa  Wein  zum  Privatconsum  bezogen  wurde. 
Was  sich  nach  den  Huchem  als  Fehlmenge  ergiebt.  nicht  nachweisbar  verdorben 
ist  und  den  gesetzlichen  Satz  vou  3V0  für  Abgang  und  F.\milieticousum  ubersteigt, 
unterliegt  der  Kleinabgabe.  Die  Verkaufspreise  werden  von  den  Debitanteu 
declarirt,  im  Falle  der  Bestreitung  hat  der  Maire.  mit  Kecurs  an  den  Piäl'ccturrath. 
zu  entscheiden.  Sie  sind  im  Local  an  sichtbarer  Stelle  anzuschlagen  und  dürfen 
beim  Verkauf  nicht  überschritten  werden.  Strafandrohungen  suchen  die  Innehaltung 
dieser  Vorschriften  zu  sichern.  Gleichwohl  sollen  gerade  in  Bezug  auf  die  Preise 
durch  unrichtige  Angaben  und  Anlegung  anderer  Verkaufspreise  die  meisten,  nur 
schwer  zu  constatirenden  Unterschleifo  vorkommen.  Die  Steuer  ist  von  den  dem 
Exercice  unterstehenden  Debitanteu  regelmässig  nach  vierteljährlichen  Abrechnungen 
zu  zahlen.  Fast  s/3  des  von  Debifanten  abgesetzten  W  eins  und  fa.st  der  ganze  Obst- 
wein wird  durch  die  Visitation  beim  Exercice  zur  Veranlagung  gebracht.  Der  Best 
kommt  nTösstenthcils  auf  Abonnements.  S.  Vignes  1,  !.*!!,  Art.  Abonn.  im 
Say sehen  dict.,  p.  4  ) 

Diese  sind  meistens  sogen.  Einzelabonnements  der  ein/einen  Debitanteu. 
entweder  —  aber  selten  —  nur  in  Betr.  des  Preises,  wo  man  .sich  über  einen 
Mittelprcis  einigt,  die  Ueberwachung  nur  mehr  die  Mengen  het rillt  und  die  Steuer 
davon  erhoben  wird  <sog.  Abonnement  für  das  llectoliter) ;  oder,  und  in  der  K.  gel, 
auch  in  Betr.  der  Mengen,  gegen  eine  Abfindungssumme,  immer  höchstens  auf 
1  Jahr.  Das  Eingehen  auf  solche  Abonnements  kann  die  Verwaltung  nicht  verweigern. 
Einigt  man  sich  nicht  über  die  Summe,  so  entscheidet  der  Präfecturrath.  mit  Kecurs 
an  den  Staatsrat!*.  Ausserdem  kommen,  aber  nur  selten,  sogen.  Collect  iv-  oder 
Corporationsabonnouients  der  Gesammtheit  der  Debitanteu  eines  Urts  unter 
solidarischer  Haft  vor,  nach  Beschluss  von  mindestens  -  s  der  Debitanteu  unter  Ge- 
nehmigung des  Municipalraths.  Endlich  giebt  es  noch  sog.  allgemeine  Abonne- 
ments, welche  auf  Verlangen  der  Municipalräthe  für  ganze  Gemeinden  über  die 
Klein-  und  Cireulationsabgabe  gewährt  werden  müssen,  wo  dann  die  vereinbarte 
Summe  au  die  Staatscasse  in  halbmonatlichen  Katen  aus  der  Gemeindecasse  entrichtet 
wird.  Sie  verlangen  zum  Abschluss  die  Genehmigung  des  Finanzministers,  kommen 
Übrigens  auch  nur  wenig  vor.  Durch  die  Erklärung  der  „einzigen  Steuer  '  als  obli- 
gatorisch in  den  Gemeinden  von  Uber  10,000  Einw.  (Ges  v.  9.  Juni  1875)  hat  die- 
Zahl  der  abonnirten  wie  der  dem  Exercice  unterworfenen  Debitanteu  abgenommen. 
Es  waren 


ist:? 

1879 

1^85 

Für  W'eiu   und  Cidor  abonnirtc 

Debitanten  

54,746 

39,441 

56,756 

Abgelöste .    bloss    Alcohol  ver- 
kaufende Debitanteu  (s.  u.)  . 

36.404 

29.S95 

:<9,732 

Debitanteu  in  Städten  mit  einziger 

Steuer    ...  .... 

28.745 

6*,940 

84,720 

Zus  frei  vom  Exercice  .... 

119,715 

138,271 

1^1,208 

Debitanten  dem  Exercice  untcr- 

l>?8  884 

216.576 

214.405 

Suinme  

348,590 

354,852 

395.703 

In  allen  diesen  Zahlen  fehlt  Paris  (Bull.  XX.  600). 

Den  Grosshändlern  als  solchen  war  früher  bei  erheblicher  Strafe  (500  5000  Frcs. 
und  Confiscation  der  Getränke)  der  Debit  verboten.  Jetzt  i^t  ihnen  derselbe  gestattet, 
wenn  sie  für  das  Kleingeschäft  ganz  getrennte  Lager  und  Locale  haben.  Die  Fehl- 
mengen, welche  bei  ihnen  über  die  gesetzlichen  Nachlässe  hinaus  durch  die  Ver- 
waltung constatirt  werden,  sind  nach  dem  Satze  der  Kleinabgabe  zu  versteuern.  Nur 
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unbedeutend  sind  die  gleich  beim  Bezug  von  Wein  und  Cidcr  erhobenen  Beträge  dt-r 
Kleinabgabe. 

Kür  1886  ergiebt  sich  für  die  verschiedenen  Falle  der  Kleinabgabe  Folgendem 
(Bull.  XXIII,  280): 

Wein  Obstweiu  u.  s.  w. 

Hectol.        Ertrag  Frcs.        Hectol.      Ertrag  Frc.<. 
Beim  Bezug  erhoben     .    .    .       14,82«  139,12«  217  640 

Fehlmenge  bei  Großhändlern .       36.687  337.812  5,192  19,473 

Durch  Exercice  constatirt  .    .    2,578.163       24,399,420       3,218,599  7,250.327 

Abounoments   1,431,85«       13,410,631  67,13«  178,602 

Summe    ....    4,061,532       38,286,989        3,291,144  7,449,042 

Der  Steuersatz  bei  den  Debitanten  mit  Exercice  stellt  sich  mit  Nachlässen  auf 
12  115%  statt  auf  12.5%.  Diese  Ziffern  enthalten  aber  lange  nicht  die  ganze  Klein- 
abgabc,  da  dieselbe  grossentheils  mit  in  der  „einzigen"  Steuer  und  der  Pariser  und 
Lyoner  Ersatzsteuer  steckt  (s.  u.).  Sie  steigt,  unter  Einrechnung  der  betreff.  Bestand- 
theile  dieser  Steuern,  auf  87.63  Mill.  Frcs.  f.  Wein  von  138.22  Mill.  Total  und  auf 
2.«8  Mill.  Frcs.  f.  Obstwein  von  15.4S  Mill.  Frcs.  Total  (Bull.  XXIII,  539).  —  Der 
Durchschnittspreis  der  von  Debitanten  unter  Exercice  abgesetzten  Mengen  ist  in  den 
letzten  Jahren  erheblich  gestiegen.  Er  war  bei  Wein  18b2— 87  p.  Hectol.  7C.3S — 
77.79—76.17—75.67—78.04—79.61  Frcs.  gegen  46.72  im  Durchschnitt  von  1850—59, 
51.57  von  1860—69,  55.25  von  1S70— 79;  bei  Obstwein  18S2— 87  19.48—19.05— 
17.88— 18.39--22.50— 21.2S  gegen  16.05,  16.30  und  18.51  in  den  drei  genannten 
Decennialperioden  (Bull  XXIII,  281,  IX,  110,  370).  Natürlich  wird  die  Summe  im 
Abonnement  immer  entsprechend  neu  geregelt ;  eben  deshalb  die  höchstens  einjährigen 
Abonnements.  Die  Werthabgabc  wurde  also  neuerdings  einträglicher,  kam  aber  auch 
noch  mehr  in  Missverhältniss  zur  Circulationsabgabe ,  und  die  Ermässigung  des 
Steuersatzes  in  18S0  wurde  durch  dies  Preissteigen  ziemlich  aufgewogen:  so  trug 
l.  B.  das  Hectoliter  Wein  im  Durchschnitt  von  1886 — 87  an  Kleinabgabe  9.50,  von 
1875 — 76  auch  nur  9.6  Frcs.,  obwohl  damals  die  Abgabe  als  Quote  vom  Werth  etwa 
um  die  Hälfte  höher  war  als  jetzt  Der  Fiscus  protitirt  also  bei  steigenden  Proben 
erheblich,  aber  die  Gleichmütigkeit  der  Besteuerung  im  ganzen  System  wird 
verschoben. 

§.  258.  cc)  Die  Eingangsabgabe  ist  im  Princip  eine  Ver- 
brauchssteuer zu  Gunsten  des  Staats  speciell  von  der  städti- 
schen, d.  h.  von  der  Bevölkerung  in  Orten  mit  mehr  als  4000  Ein- 
wohnern, von  Wein,  Obstwein,  Meth,  wie  auch  von  Alcohol. 
Sie  tritt  zu  der  Circulations-  und  der  Kleinabgabe,  wie  bei  Alcobol 
zu  der  allgemeinen  Verbrauchsabgabe  noch  hinzu,  sodass  durch 
diese  vereinigten  Abgaben  die  städtische  Bevölkerung  höber  als  die 
ländliche  besteuert  wird:  was  mit  dem  höheren  Wohlstand  der 
Städte  begründet  wird,  also  ein  Umstand  ist,  durch  den  die  Ge- 
tränkesteuer sich  dem  Princip  der  Besteuerung  „nach  der  Leistungs- 
fähigkeit" anpasst.  Derselbe  Gedanke  waltet  im  Tarif  ob,  welcher 
ein  siebenstufiger,  mit  der  Grösse  der  Ortsbevölkerung  steigender 
speeifischer  ist,  bei  Alcohol  und  Obstwein  für  jede  Ortsclasse  der 
gleich  hohe,  bei  Wein  noch  in  Combination  mit  den  Abtheilungen 
des  Staatsgebiets,  wie  bei  der  Circulationsabgabe. 

Die  Controle  erfolgt  in  Verbindung  mit  der  Vcrsondungs-  und  Bezugscontrole 
und  den  Begleitscheinen  beim  Eingang  in  die  Ortschaften,  wobei  die  Transporte  oder 
Bezüge  dem  Stcucramt  augemeldet  werden  müssen.    Steuerpflichtig  ist  nur  das  für 
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den  Consam  im  Orte  bestimmte  Getränk,  uicht  das  unter  Conirole  bloss  durchgeführte. 
Auch  die  vom  Eigenthumer  in  den  Ort  zur  Keltcrung  u.  s.  w.  eingeführten  und  die 
im  Orte  vom  Sclbstbaner  geernteten  Trauben  und  Fruchte  sind  der  Eingangssteucr 
und  oiuer  entsprechenden  C'ontro'e  mittelst  Aufnahme  eines  Inventars  unterworfen, 
wobei  die  Steuer  nach  dem  Reductionsverhältniss  von  2  Hectol.  Wein  aus  3  Ilcctol. 
Trauben  und  5  Hcctol.  Obstwein  aus  3  Obst,  bei  trocknen  Früchten  vun  1  Hcctol. 
Obstwein  ans  25  Kilogr.  Obst  berechnet  wird.  Ein  allgemeines  Abonnement  für  die 
Weinlese  Seitens  der  Gemeinde  ist  zulassig.  Grosshändler  und  Selbstbauer  können 
für  ihre  Bezüge  nml  Produrte  die  sonst  beim  Eingang  fallige  Zahlung  verschieben, 
wenn  sie  die  Getränke  in  Entrepot  bringen,  wofür  beim  Händler  Miniinalinengen  zum 
Reginn  vorgeschrieben  sind.  Üebitantcn  und  Private  haben  kein  gesetzliches  Anrecht 
auf  Gewährung  des  Entreputs,  doch  kommt  die  administrative  Zulassung  auch  bei 
ihnen  vor.  Versteuert  wird  dann ,  was  nach  den  Bestandbuchern  des  Entreputs  oder 
eigenen  Lagers  in  den  Consum  übergegangen  ist,  bez.  was  fehlt,  nach  Abzug  der 
Nachlässe,  welche  beim  Eigenbauer  seit  1852  bis  10°/o,  beim  Grosshändler  bis  6— 7°/„ 
hei  Wein  betragen  (bei  Obstwein  und  Alcohol  7%)»  ^ür  Tarif  von  1SSO  steigt  in 
7  Ortsstufen  (4—6000  als  erste,  über  50,000  Einw.  als  höchste)  von  35  auf  SO  Cent, 
p.  Hcctol.  für  Cider  u.  s.  w.,  von  7'/,  auf  30  Frcs.  p.  Hcctol.  für  Alcohol,  von  0.41» 
auf  1  50,  von  0.55*"  auf  2.25.  von  0.75  auf  3  Frcs.  für  Wein  nach  den  drei  Gebiets- 
theil-Classon.  Besondere  Bestimmungen  bestehen  über  die  Berechnung  der  Orts- 
bevölkerung, Behandlung  der  Vorstädte  u.  s.  w. 

Durch  die  facultativ  zulässige,  neuerdings  für  Orte  über  10,000  Einw.  obli- 
gatorisch gewordene,  daher  mehr  verbreitete  „einzige  Steuer"  hat  die  Eingangs- 
abgabe als  selbständiges  Glied  der  Getränkebestenerung  an  Bedeutung  verloren. 
Direct  unter  diesem  Namen  fahrt  die  amtliche  Statistik  nur  kleine  Beträge  auf,  so 
für  1886  von  2.14  Mill.  Hcctol.  Wein  1.54  Mill.  Frcs.  Ertrag,  von  1.19  Mill.  Hectol. 
Obstwein  0.55  Mill.  Frcs.,  von  471,327  Hectol.  Alcohol  0.6«)  Mill.  Frcs.  Allein  wenn 
man,  wio  es  in  besonderen  Berechnungen  auch  hierfür  die  VerwaltuugsstatUtik  thut, 
die  einzige  Steuer  und  die  Pariser  und  Lyoner  Ersatzsteucr  wieder,  wie  oben  bei  der 
Kleinabgabe,  in  die  Steuern  zerlegt,  die  sie  vertreten,  so  ergeben  sich  erheblich 
grössero  Zahlen  für  die  Eingangsabgabe,  nämlich  in  1886  für  Wein  13.52  Mill.  Hcctol. 
mit  22.82  Mill.  Frcs.  Steuerertrag  von  133.22  Mill.  Frcs.  Total,  für  Obstwein 
3.25  Mill.  Hectol.  mit  2.08  Mill.  Frcs.  von  15.48  Mill.  Frcs.  Total,  für  Alcohol 
014,327  Hectol.  mit  13.98  Mill.  Frcs,  zus.  an  Eingangsabgabe  39.48  Mill.  Frcs.  von 
234.55  Mill.  Frcs.  Total  (ohne  den  Zuschlag  für  alcoholisirte  Weine).  (Bull. 
XXIII,  280  and  540).  Im  J.  1886  bestand  die  Eingangsabgabc  selbständig  in 
266  Gemeinden  (in  147  von  4—6000,  in  119  von  6—10.000  Einw.),  in  Verbindung 
mit  der  oinzigen  Steuer  in  181 ,  davon  22  unter  6000  Einw.,  zus.  in  447  Ge- 
meinden mit  6.33  MilL  Einw.,  wozu  dann  noch  Paris  und  Lyon  apart  kommen 
(Bull.  XXIII,  540). 

dd)  Die  mehrfach  schon  erwähnte  „einzige  Steuer"  tritt 
in  Orten  von  4— 10,000  Einwohnern  facultativ,  seit  dem  Gesetze 
vom  9.  Juni  1875  in  allen  Orten  über  10,000  Einwohner  obli- 
gatorisch an  Stelle  der  bestehenden  Klein-  und  Eingangsabgabe 
von  Wein  und  Obstwein  u.  s.  w.  Ebenso  wird  die  allgemeine 
Verbrauchssteuer  von  Alcohol  (§.  260)  in  Orten  mit  Eingangs- 
abgabe beim  Eingang  gemeinsam  erhoben.  Die  Debitanten  werden 
in  diesen  Orten  (sog.  villes  redimecs)  dann  von  Exercicc  befreit, 
unterliegen  aber,  wie  Private,  der  Circulationsabgabe  mit.  Die 
Controle  besteht  in  der  allgemeinen  Verscndnngs-  und  Bezugs- 
controle  und  in  derjenigen  beim  Eingang  in  die  Orte.  Die  Tarife 
werden  periodisch  revidirt,  um  sie  in  Uebereinstimmung  mit  der 
Kleinabgabe,  als  einer  Werthquotenabgabe,  zu  erhalten.  Die 
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Schwierigkeiten,  die  Debitanten  in  Städten  auch  mittelst  des 
Exercice  ausreichend  zu  controliren  und  das  letztere  wirksam  zu 
gestalten,  neben  dem  Vortheil,  den  Verkehr  von  lästigen  Fesseln 
im  Innern  der  Städte  zu  befreien,  haben  zu  der  Ausdehnung  der 
einzigen  Steuer  und  zur  Einführung  der  Steuer  als  obligatorischer 
Massregel  geführt:  ein  bemerkenswerther  steuertechnischcr  Vorgang, 
ähnlich  wie  die  Pariser  Ersatzsteuer. 

Leber  die  facultative  Einführung  entscheidet  ein  llcsehlnss  des  ad  bor  durch 
eine  Anzahl  Großhändler  und  Debitanten  zu  verstärkenden  Municipalraths.  Eigen- 
bauer  unterliegen  für  ihr  Absatzproduct  der  einzigen  Steuer,  nicht  aber  der  Circu- 
lationsabgabe.  Die  Formalien,  Erhebung,  Entrepöts  u.  s.  w  sind  sonst  wie  bei  der 
Eiugangssteuer.  Die  einzige  Steuer  ist  überhaupt  eigentlich  nur  eine  erhöhte  Ein- 
gangsabgabe, mit  einem  wesentlichen  Unterschied,  nämlich,  dass  sie,  weil  sie  die 
Kleinabgabe  als  Werth<|Uotcuabgabe  mit  zu  ersetzen  hat.  aber  specitische  Abgabe  bleibt, 
nothwendig  veränderlich  sein  muss  Mun  hilft  sich  dadurch,  dass  man  die  Tarif«- 
periodisch  revidirt,  aber  an  specilischeu  Sätzen  festhält,  was  practisch  kaum  anders 
möglich,  in  der  Durchführung  aber  nicht  ohne  Schwierigkeiten  ist  und  priucipiell  der 
Steuer  doch  einen  von  der  Kleinabgabe,  die  sie  ersetzen  soll,  wiederum  abweichenden 
Character  giebt:  der  ganze  Vorgang  steuertechnisch  auch  als  Uebergang  von  der 
priucipiell  nebligeren  Werthsteuer  zur  practiseh  passeuderen  specilischeu  bearhtouv 
werth.  Nach  Oes  v.  9.  Juni  ISTj  Art.  4  und  5  sollte  nach  1.  Januar  1  alle 
5  Jahre  der  Tarif  revidirt  werden.  S.  über  hervorgetretene  Schwierigkeiten  Motive 
zum  Gesetzentwürfe  von  l^SO,  Rull.  VII.  151.  Das  Gesetz  von  1875  und  das  von» 
19.  Juli  1880  bestimmte,  dass  die  Tarife  der  einzigen  Steuer  nach  den  Mengen  und 
Arrondissements- Durchschnitts -Detailpreisen  der  Debitanten  in  1877—79,  dann  vom 
1.  Jan.  188G  in  5jähr.  Perioden  revidirt  werden  sollten.  Ris  dahin  sollte  die  einzige 
Steuer  in  den  Orten  über  lu.000  Einw.  das  Dreifache  des  Eingangstarifs  des  Ges.  v. 
18SO  nicht  Ubersteigen  dürfen  (Art.  5).  —  Der  Ertrag  der  einzigen  Steuer  war  18s0 
für  0.42  MilL  Hectol.  Wein  29.;<Ü  Mill.  Frcs .  d.  i.  im  Durchschn.  4.58  Eres.  p.  Ilectol., 
für  1.76  Mill.  Hectol.  Obstwein  .'160  Mill.  Frcs..  2.04  Fros.  p.  Hectol.  (für  Alcohol 
nicht  ausgeschieden).  In  der  Steuersumme  des  Weins  steckt  10.11  Mill.  Frcs  Eiu- 
gangsabgabe,  19  25  Mill.  Frcs.  Kleinabgabc,  in  der  des  Obstweins  bezw.  1.75  und 
1.86  Mill.  (Bull.  XXIII,  540,  280). 

ee)  Ersatzsteucr  von  Paris  (und  Lyou)  (taxe  de  reru- 
placement),  Sie  stellt  im  Princip  eine  völlige  Uni fication  der 
Geträn kebestcueruug  dar,  indem  eine  einzige  speci fische 
Abgabe  in  der  Form  der  Ein  gang  sab  gäbe  als  Ersatz 
aller  anderen  Steuern,  selbst  der  Licenz,  für  jede  Art 
Getränk  (ausser  Bier)  erhoben  wird.  Der  Tarif  wird  nothwendig 
jedesmal  gleichzeitig  mit  der  Veränderung  der  Tarife  der  anderen 
Abgaben  geregelt,  zuletzt  im  Gesetz  vom  19.  Juli  1880.  Er  ist 
absichtlich  höher  als  in  anderen  Orten  gehalten,  mttsste  aber 
eigentlich,  da  die  Ersatzsteuer  namentlich  die  Kleinabgabe  mit  zu 
ersetzen  hat,  periodisch,  ähnlich  wie  die  einzige  Steuer,  gemäss 
den  Veränderungen  der  Preise,  revidirt  werden.  Die  Controlen 
des  Exercice  der  Debitanten  u.  s.  w.  fallen  bei  der  Ersatzsteuer 
fort:  der  Hauptzweck  und  Hanptvortheil  für  Verwaltung  und  Ver- 
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kehr.  Destillation  von  Alcohol  ist  iu  Paris  verboten,  Liqucur- 
tabrikation  jedoch  nicht. 

Die  Ersatzsteuer  iu  Paris!  j5t  (ohne  weiteren  Zuschlag)  nach  (ic^.  v.  1"$0  für 
Wein  $.25  Frcs.  p.  Ilectol.,  in  Lyon  7.77.  für  Obstwein  4.50  nntl  2.0">,  für  Alt  ohol 
1SC.25  in  Paris  (vor  1$$0  auch  hier  ein  höherer  Tarif  für  Flaschenbiauiitwcin, 
Cider,  Absinth,  seitdem  ein  gleicher  Satz,  für  allen  Alcohol).  Die  Pariser  Oross- 
händlcr  und  Hinterleger  in  den  Entropia  sind,  wegen  dor  vorgekommenen  Miss- 
brauche Ii.  s.  w.,  dem  Exereice  untei»t'-lll  worden  ((ies.  v.  10.  Febr.  1S7Ö  s.  o.l 
Der  Ertrag  der  Ersat/.steuer  war  l*$ß  in  Paris  für  4. Iii  Mill.  Ilectol.  Wein  85. $1 
Mill.  Frcs  ,  tur  306,121  Hcctol.  Obstwein  1.3$  Mill.  Frcs.,  für  143,000  Ilectol.  Alcohol 
20.03  Mill.  Frcs.,  welche  Summe  nach  amtlicher  Berechnung  sich  als  8.51  Mill.  Frcs. 
Circulations-,  y.77  Eingangs-  und  22.53  Mill.  Frcs.  Klcinabgabe  ergeben  würde 
■  Boll.  XXIII.  53«J). 

§.  259.  ff)  Die  allgemeine  Verbrauchssteuer  von 
Alcohol  (droit  gencral  de  consommation)  ist  die  hauptsächliche, 
im  ganzen  Staatsgebiete,  bis  auf  Paris,  gleiche  Branntweinsteuer, 
zu  welcher  in  den  Orten  mit  Eingangsabgabe,  wie  schon  bemerkt, 
dann  die  letztere  noch  hinzutritt.  In  Orten  mit  einziger  Steuer 
vereinigt  sich  die  allgemeine  Verbrauchssteuer  mit  der  Eingangs- 
abgabo in  der  Erhebung.  In  Paris  ist  sie  in  der  Ersatzsteuer 
enthalten.  Seit  dem  grundlegenden  Gesetze  vom  24.  Juni  1824 
von  der  Weinsteuer  abgetrennt  und  verselbständigt,  stellt  sie  seitdem 
im  Priueip  eine  speci fische  Abgabe  in  Form  einer  hohen 
Fabrikatsteuer  dar,  welche  nach  dem  reinen  Alcohol- 
gehalt  aller,  der  eigentlichen  Verzchrung  oder  Verwendung 
zu  Verzehrungsgegenständen  dieneuden  gebrannten  Flüssigkeiten 
mittelst  des  Gay-Lussac'schen  Centesimal-Alcoholometers  bemessen 
wird.  Sogen,  denaturirter ,  für  gewerbliche  Zwecke  dienender 
Spiritus  unterliegt  auch  einer  Steuer,  aber  einer  viel  mässigereu. 
Die  Controle,  welche  bei  der  starken  Steigerung  der  Steuersätze 
sehr  verschärft  werden  musste  und  wurde,  erfolgt  zunächst  durch 
die  Ucberwaehung  (Exereice)  der  sogen,  gewerblichen 
Brennereien  oder  Destillationsanstaltcn ,  eine  Ueberwachung, 
von  welcher  die  sogeu.  Eigenbrenner  (bouilleurs  de  cru)  von  Wein- 
und  Frtlchtebranntwein ,  welche  ausschliesslich  ihr  eigenes  Ernte- 
produet  verarbeiten,  seit  1875  wieder  befreit  sind,  —  die  schon 
oben  (S.  631)  besprochene  Frage  ;  ferner  dient,  zumal  auch 
gegenüber  diesen  Eigenbrennern,  bei  diesen  sogar  allein,  die  all- 
gemeine Versendungs-  und  Bezugscontrole  zur  hier  bei 
Alcohol  besonders  wichtigen  Hilfe;  endlich  unterstehen  die  Gross- 
händler, die  Entrepots,  Liqueurfabrikanten,  Debi- 
tanten,  —  letztere  mit  Ausnahme  derer  in  den  „abgelösten" 
Städten    (mit  einziger  Steuer)  und  in  Paris         der  Ueber- 
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wachuns.  Bei  der  grossen  Höhe  der  Steuer  sind  Zahlungs- 
aufschübe hier  von  besonderer  Wichtigkeit  und  die  Einrichtungen, 
sie  zu  ermöglichen,  gut  getroffen,  so  namentlich  durch  die  Be- 
stimmun;;, dass  nicht  die  Brennerei  als  solche  die  Steuer  zu  ent- 
richten hat,  sondern  der,  welcher  zum  eigen  Consum,  als  Privater, 
oder  zum  Absatz  unmittelbar  für  den  Consum,  als  Debitant,  den 
Branntwein  bezieht,  ferner  durch  die  Einrichtung  der  Entrcpöts 
und  durch  die  Zulassung  der  Versteuerung  des  bezogenen  Quantums 
bei  den  Dcbitanten  nach  Massgabe  des  Absatzes,  auf 
Grund  der  Bestandscontrole  mittelst  des  Exercice.  Bei  der  deut- 
lichen Tendenz  der  Gesetzgebung,  auf  dem  beschrittenen  Wege  der 
Steigerung  des  Steuersatzes  fortzuschreiten,  und  bei  der  immer 
mächtigeren  Entwicklung  der  gewerblichen  Brennerei  werden  diese 
Erleichterungen  der  Zahlung  wie  jene  Verschärfungen  der  Controlen 
immer  wichtiger.  Da  diese  gewerbliche  Entwicklung  aber  auch  zu 
grösserer  Betricbsconcentration ,  im  Vergleich  zu  der  ehemals  fast 
allein  zu  beachtenden,  so  ganz  zersplitterten  Wein-  und  Obst- 
brennerei, führt,  so  werden  die  Controlverschärfungen  auch  an- 
wendbarer und  erfolgreicher.  Sie  sind  auch  in  Frankreich  neuer- 
dings mit  nach  englischem  Vorbild  vorgenommen  worden. 

S.  bes.  den  Art.  Alcool  von  Stourm  im  Sa y 'sehen  dict.,  auch  Stourin's  Schrift 
über  die  Branntweinsteuer;  Wolf  a.  a.  ().  Oben  §.  253.  Die  neuereu  Gesetze  vom 
28.  Febr.  1872,  20.  März  1873,  21.  Juni  1873,  10.  Febr.  1875  (o.  S.  617),  l'J.  Juli 
1880,  Reglements  „A"  v.  18.  Sept.  1 87*.*  für  grosse  Melasse-  und  Kombrennereien. 
„A  bis**  vom  19.  Sept.  1879  für  landwirthsch.  Brennereieu,  „B"  v.  15.  August  1881 
für  gewerbliche  Wjin-,  (Jider-,  Fruchtbrennereien  und  einige  andere  (Bull.  X,  5, 
auch  Block,  supi  I  geinir.  p.  58);  Dccr.  v.  27.  Dec.  1884  (über  das  Alcoholoineter). 

Die  Steuerst  ze  sind  im  Laufe  der  Zeit  sehr  stark  gesteigert  worden.  1824  war 
der  Nonnalsatz,  ii.cl.  Deciine,  55  Frcs.,  seit  1830  37.40,  seit  1855  60.  seit  1860  90, 
seit  1871  150,  seit  1873  156.25,  von  1872  —  1880  für  Spirituosen  in  Flaschen. 
T/iqucurc,  Absinth  218.75  Fres.,  seit  1880  für  alle  Spirituosen  gleich,  156.25  Frcs. 

Der  Satz  bezieht  sich  stets  auf  reinen  Alcohol,  verändert  sich  also  im  einzelnen 
Falle  nach  dem  Gehalt.  Die  steuertechnische  Hauptaufgabe  ist  daher,  zugleich  dem 
ganzen  Charactcr  der  Steuer  als  Fabrikatstcuer  entsprechend,  die  sichere  und 
möglichst  einfache  Ermittlung  des  Alcoholgchalts.  —  ein  Problem,  das  in  Frankreich 
seit  länger  für  to  weit  genügend  gelöst  gilt,  dass  man  die  Besteuerung  in  der  an- 
gegebenen Art  einrichten  zu  dürfen  geglaubt  hat.  Nach  eiuer  Kcductions-  und 
Öorrectionstabclle  wird  bei  der  Veranlagung  der  Steuer  in  der  Praxis  umgerechnet, 
wenn  die  Temperatur  der  Flüssigkeit  von  der  normalen  von  15  Grad  Celsius  abweicht 
(s.  die  Tabelle  bei  Block,  dicL,  p.  213).  Das  Gay-Lussac'scho  Centesi mal- Alcoholo- 
ineter ist  für  alle  Verwaltungsactc  und  Privatgeschäfte  zum  ausschliesslich  anwend- 
baren gesetzlich  erklärt  worden.  Jedes  in  Gebrauch  kommende  und  ebenso  jedes 
dabei  mit  benutzte  Thermometer  darf  nur  verkauft  und  benutzt  werden,  wenn  es  zuvor 
amtlich  beglaubigt  und  diese  Beglaubigung  durch  ein  vorgeschriebenes  Zeichen  con- 
Matirt  ist.  Mit  beiden  Instrumenten  erfolgen,  wio  überhaupt  in  Frankreich  mit 
Maassen  und  Gewichton,  periodische  Revisionen.  Jeder  Patentpflichtige,  welcher 
Gross-  oder  Halbgrosshandel  mit  Alcohol  treibt,  muss  beide  verificirte  Instrumente 
haben  ((ies.  v.  7.  Juli  1881,  auch  7.  Juli  1882,  28.  Juli  18S3,  Decr.  v.  27.  Dec  18S4. 
in  dem  das  Alcobolomcter  beschrieben  ist.  Bull.  XVII,  4).    Ein  jüngstes  Gesetz  vom 
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10.  Dcc.  18S7  eröffnet  eine  Preisbewerbung  für  die  Erfindung  eines  einfachen  und 
practisch  von  der  Stcin-rverwaltung  verwendbaren  Verfahrens  zur  Erkennung  der 
chemischen  Reinheit  des  Alcohols.  Früher  (Ges.  v.  1824)  wurde  Branntwein  in 
Flaschen,  aller  Liqueur  (auch  in  Fässern)  und  Fruchte  in  Branntwein  als  „reiner 
Alcohol"  versteuert.  Seit  den  grossen  Steuererhöhungen  nach  dein  letzten  Kriege 
wird  aber  auch  hier  nur  nach  dem  ermittelten  Alcoholgrade  versteuert  (Gesetz  vom 
26.  Marz  1S72\  Nur  Absinth  blieb  unbedingt  noch  als  reiner  Alcohol  behandelt, 
(Absinthessenz  nur  als  Mcdiciu  zu  fabrieiren  und  zu  verkaufen  erlaubt).  Das 
Gesetz  vom  19.  Juli  1SS0  stellte  Absinth  aber  auch  in  diesem  Puncte  anderen 
Spirituosen  gleich. 

Durch  diese  Einrichtung  der  Alcoholsteuer  als  Fabrikatsteuer 
hat  Frankreich  die  Schwierigkeiten  und  bedenklichen  Folgen  der 
Besteuerung  nach  Rohstoffen  oder  Betriebsmerkmalen  vermieden, 
allerdings  damit  auch  die  Prämiirung  technischer  Fortschritte, 
welche  mit  diesen  anderen  Steuerformen  verbunden  sind  (Preussen, 
Deutschland  u.  a.  L  ).  Die  Fabrikatsteuer  bedingt  dann  nur  be- 
sonders scharfe  Controlen.  Eben  hier  zeigte  sich  das  Privileg  der 
bouilleurs  de  cru  nachtheilig,  anderseits  bot  die  Versendungs- 
controle  hier  besondere  Vortheile  zur  Ergänzung  der  Brennerei- 
controle.  Die  Steuer  wird  zwar  nicht  unmittelbar  von  der  Brennerei 
gezahlt,  aber  durch  die  Controlen  wird  hier  die  Menge  des 
Fabrikats  constatirt,  die  Brennerei  damit  belastet  und  von  da  an 
der  Verbleib  des  Fabrikats  durch  die  Versendungscontrole  verfolgt 
und  das,  was  steuerpflichtig  wird,  —  daher  u.  A.  nicht  der 
exportirte  Alcohol  —  nach  den  gesetzlichen  Vorschriften  zur  Be- 
steuerung herangezogen,  so  z.  B.  auch  der  zum  Vinage  benutzte 
Alcohol. 

Alle  gewerblichen  Brennereien  und  Kcctificirungsanstalteu  müssen  nicht  nur  eine 
Licenz  nehmen,  wonach  sie  unter  das  steueramtliche  Exercice  kommen,  sondern  auch 
Deklarationen  Uber  ihren  Betrieb  machen.  In  allen  grösseren  gewerblichen 
Anstalten  erfolgt  jetzt  —  nach  englischem  Muster,  doch  mit  Modificationen,  wie  sie 
schon  die  grössere  Anzahl  der  Geschäfte  bedingt  hat  —  eine  beständige  Ueber- 
wachung  durch  Beamte,  welche  in  der  Anstalt  selbst  installirt  sind.  Sic  controliren 
alle  Operationen,  vom  Bezug  der  Kohstolfe  bis  zur  Fertigstellung  des  Fabrikats  und 
der  Hinausführung  desselben,  wobei  die  Verwaltung  auch  vieles  Einzelne  in  Betreff 
der  Aufstellung  und  Benutzung  der  Gefässc,  Bottiche,  Köhren,  Vorlcgcschlössor, 
Schlüssel  u.  s.  w.  regelt  (s.  bes.  Rgl.  A  v.  1S79\  Für  landwirthsch.  Brennereien 
sind  die  Controlen  etwas  mildere,  noch  mehr  für  die  übrigen  (gcwcrbl.  Weiu- 
breuncreien  u.  s.  w.),  doch  dürfen  z.  B.  auch  hier  die  Beamten  zu  jeder  Tageszeit, 
und  wenn  die  Brennerei  Nachtarbeit  hat,  auch  Nachts  in  die  Anstalt  koamen:  die 
Verbindungen  mit  Nachbarhäusern  sind  verboten  u.  a.  m.  —  Bei  den  nicht  dem 
Exercico  unterstehenden  Destillationen  der  Eigenbrenner  ist  wenigstens  durch  Ver- 
minderung des  steuerfrei  zu  consumirenden  Branntweins  von  40  auf  20  Liter  für  den 
Haushalt  dem  Uuterschleif  zu  begegnen  gesucht  worden,  wenn  auch  sicher  immer 
noch  ohne  genügenden  Erfolg.  Denn  die  hier  nun  seit  1S76  wieder  allein  zum  Ersatz 
der  Brcnncrcicontrolc  futigireude  Versendungscontrole  mag  wohl  noch  ziemlich  aus- 
reichen bei  Transporten  in  weitere  Entfernung,  schwerlich  jedoch  bei  geheimen  Ver- 
käufen in  der  Nachbarschaft  (Stourm\  Ebendeshalb  ist  das  Streben  der  Steucr- 
verwaltung  nach  Ausdehnung  der  üeberwachung  über  die  bouilleurs  de  cru,  wenn 
auch  in  anderer,  milderer  Form  als  bei  den  gewerblichen  Brennern ,  so  btgreif  lieh 
als  gerechtfertigt,  wie  wieder  in  den  neuesten  Gesetzentwürfen  (S.  fi2*>). 
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Grosshändler  und  Debitanten  beziehen  den  Br.mntwein  u  s.  w.  regelmässig 
unter  der  Form  des  sogen  ao-piit-ä-eaution  (§.  2<>"ti.  Si«;  werden  dann  in  einem 
Steuerconto  mit  den  Bezugsmongen  belastet.  Die  Großhändler  erhalten  darauf  für 
jede  Versendung  Entlastung,  müssen  aber  für  die  bei  der  Centrale  (dem  Lier 
Kecenseineut  genannten  Exercice  fohlenden  Mengen,  soweit  diese  den  statthaften  Ab- 
gang bis  zu  7  °;0  für  Leckage  u.  s.  w.  ubersteigen,  versteuern.  Debitanten  dürfen  doli 
empfangenen  Ab  ohol  nach  Massgabe  des  durch  das  Exercice  constatirten  Abgang, 
unter  Abrechnung  von  3u/0  für  Verlust  und  Familieticonsutn,  versteuern,  haben  daher 
hier  gar  keinen  „Steuervorsehuss"  zu  machen,  wenn  sie,  der  Annahme  nach,  den 
Preis  um  die  Steuer  erhoben  oder  die  Starke  des  Getränks  entsprechend  herabsetzen 
konnten.  —  Durch  Entrichtung  der  Steuer  gleich  bei  Empfang  des  Alcohols, 
wozu  sie  das  Hecht  haben,  können  sich  die  Debitanten  aber  auch  vom  Exercice  ganz 
befreien,  was  vielfach  geschieht,  freilich  alsdann  aber  den  vollen  Steuervorschuss  be- 
dingt. (Ober  eine  besondere  Art  des  L'nterschleifs,  welche  nach  der  Steuererhebung 
von  1*71  sehr  zugenommen  haben  soll,  nämlich  mittelst  sogen,  fictiver  Ver- 
sendungen auf  acquits-ä-caution  s.  M  a  thi e  u- Bod et  I,  ÜS.  Das  Ges.  v.  2*.  Febr.  1*72 
suchte  dem  vorzubeugen,  indem  es  namentlich  von  den  Versendern  Angabe  der 
Transportart,  der  Koute,  der  Hauptpuncte  der  Passage,  von  den  Empfängern  Vorlage 
der  Frachtschcinr,  Eisenbahnpapiere  u.  s.  w.  verlangte.) 

Das  Princip  der  Fabrikatsteuer  in  Verbindung  mit  der  Erhebungsart  der  Steuer, 
der  Versendungscontrole  und  dem  ac^uit-ä-eaution  als  Begleitschein  ermöglicht  dann 
auch  eine  einfache  Lösung  des  Problems  der  Steuerfreiheit  des  ins  Ausland 
exportiften  Alcohols.  Derselbe  wird  überhaupt  gar  nicht  wirklich  ver- 
steuert, in  keinem  Stadium  der  Fabrikation  und  des  Handels,  sondern  auf  Grund 
eines  Certihcats  des  betr.  Zollamts,  welches  die  erfolgte  Ausfuhr  bescheinigt,  wird 
das  mit  dem  Aleohol  einstweilen  belastete  Conto  der  Brennerei  oder  des  Großhändlers 
wieder  entlastet 

Eine  besondere  Besteuerung  besteht  für  den  Alcohol/.usatz  zu  Weinen 
(sogen,  vinage.  „alcoholisirte"  Weine)  und  für  denaturirten  Aleohol  zu  gewerblichen 
Zwecken.  Die  erstere  ist  erst  1*52  eingeführt,  indem  bis  dahin  Alcoholzusatz  zu 
Wein,  bis  zu  einer  Stärke  des  letzteren  von  20  Grad  und  bis  zu  einem  Zusatz  von 
5u/o  reinen  Alcobols,  allgemein  steuerfrei  war,  seit  1*52  nur  noch  in  7  sudl.  Departe- 
ments, was  auch  1*01  aufhörte.  Nach  dem  Kriege  wurde  zunächst  aller  Wein  mit 
einer  Alcoholstärke  von  mehr  als  15  Grad  dem  Doppelsatz  der  Alcoholverbraueb- 
steuoi ,  der  Eingangsabgabe,  der  Pariser  Ersatzsteuer  (und  auch  des  Octroi)  für  die 
Gradstärke  von  15—21  Grad  unterworfen,  Wein  von  Stinke  über  21  Grad  aber  in  dt  r 
Steuer  dem  reinen  Alcoholsatz  unterstellt.  Später  wurden  von  dieser  Steuer  Weini- 
mit  naturlicher  Alcoholstärke  von  15—1*  Grad  befreit  (Ges.  v.  2.  Aug.  1*72  Art.  3. 
wenn  sie  gleich  als  solche  von  dem  verwendenden  Weinbauer  bezeichnet  und  das  acl 
«lern  Begleitschein  angegeben  war.  Die  ins  Ausland  und  in  die  Colonieen  gehenden 
alcoholisiiten  Weine  sind  von  der  Alcoholsteuer  frei.  Die  ganze  Frage  ist  technisch 
und  wirthschafrlich  noch  nicht  cndgiltig  entschieden,  die  Gesetzgebung  wird  vielfach 
angegangen,  sie  neu  zu  regeln  (s.  auch  Wolf,  in  Schanz'  Finari/.arch  IV,  -102V 

Denaturirter  Spiritus  und  Branntwein  fiir  gewerbliche  Zwecke,  der  in 
Gegenwart  der  Steuerbeamten  fnr  den  Consum  unbrauchbar  gemacht  war,  war  schon 
nach  dem  Ges.  v.  1*14  steuerfrei.  Eine  unklare  Bestimmung  des  Ges.  v.  1*10  fahrte 
aber  1S'J3  Seitens  der  Verwaltung  dazu,  diese  Freiheit  als  aufgehoben  anzusehen. 
Erst  ein  Gesetz  v.  11.  Juli  1*43  gewährte  wieder  Freiheit  von  den  allgemeinen 
Alcoholsteuern ,  führte  aber  eine  kleine  Altgabe  vom  denaturirten  Aleohol  ein  (Ord. 
v.  14.  Juni  1*44,  2!».  Aug.  1*45'.  Nach  dem  Kriege  von  ]*70  stellte  das  (ies.  vorn 
2.  Aug.  1872  diese  Abgabe  im  Principal  auf  .'10  Frcs.  p.  Ifectol.  und  verortlnete. 
dass  ,,die  Commi-sion  der  Künste  und  Manufucturcn"  für  jeden  Zweig  der  (iewerbe 
die  Bedingungen  der  Denaturalisation  des  Alcohols  in  Gegenwart  der  Beamten  zu  be- 
stimmen habe.  In  der  Kegel  wird  Holzgeisi  Mcthylene).  meist  1  ,v  zugesetzt.  Neues 
strenges  Keglcment  v.  2U.  Jan.  1**1.  S.  Art.  Denamration  p.  1403  von  S  tourin  im 
Sa y 'schon  dict.,  Bull.  IX,  »55,  das  Keglern,  v.  1S*Ii. 

§.  2G0.  Statistisches  zur  Aleoholhestenerung.  Die  Ergebnisse  der 
Alcoholsteuer  im  J.  1**15  sind  die  folgenden    Rull.  XXIII,  2*2.  2**,  541\ 


Digitized  by  Google 


(ietränkcbesteuerung  Alcoholstcuer. 


643 


Hectoliter  Ertrag         Steuersatz  Frcs. 

reiner  Alcohol  MilJ.  Frcs.  p.  Hectol. 

Allgeui.  Verbrauchssteuer,  erhoben 
bei  Entnalirae,  Ankunft,  Eingang 
in  abgelöste  Städte,  Fehlmenge 

bei  (irosshändlem    .  -.    .    .    .  1.003,309  156.77  156.25 

Desgl.   constatirt   durch  Exercice 

(Debitanteu)   273,581  41.47  131.57 

Ersatzsteiier  von  Paris     ....  142,0518  26.03  186.25 

Summe   1.419.88s  224.87 

Eingangsabgabc   471.327  9.6«  Verschied. 

Summe   —  234.55 

Zuschlag   für   alcoholisirte  Weine: 

Doppelte  Verbrauchssteuer    .    .  5,715  1.71)  312.56 

Doppelte  Dar.  Ersatzsteuer    .    .  1,413  6.33  372. 50 

Doppelte  Eingaugsabgabc  .    .    .  3,119  0.14  Verschied. 

Zus.  von  Weinen   —  2.45 

Deuaturalisationsabgabe     ....  59,196  2.22  ,'17. 50 

Sarnine  aller  dieser  Abgaben    .    .  —  240.22 

Die  Steuerverwaltung  bat,  wie  für  alle  Getränke,  so  besonders  für  Alcohol  seit 
Jahren  eine  vortreffliche  Statistik  aufgestellt,  deren  Daten  für  alle  Seiten  der 
Steuerfrage,  aber  auch  für  die  wirtschaftlichen  Puncto  der  Production  und  die 
ethischen  des  Consums  von  grossem  Interesse  sind.  Weichste  Materialien  in  vol.  9 
und  10  des  Null,  für  die  EiKjUete  V.  1880.  Neueste  Daten  f.  l^SO  und  18S7 
Hüll.  XXIII,  65$  ff.  S.  schon  oben  S.  626.  Auch  v.  Kaufmann,  Wolf,  Stourm 
a.  a.  U.,  so  in  der  Schrift  über  die  Alcoholstcuer  p.  29,  44  und  im  Say  "scheu  dict. 

Die  wichtigste  Thatsache  der  P  rod  u cti  onsstatisti  k  ist  auch  in  Frankreich 
die  Ueberhandnahme  der  grossen  industriellen  Breuncrei  von  mehligen  Substanzen, 
Melasse,  Runkelrüben,  nur  wenig  von  Kartoffeln,  gegenüber  der  in  der  Productions- 
menge  mehr  und  mehr  verdrängten  Wein-,  Obstwein  und  Fruchtbrennerei,  dann  der 
gewerblichen  gegenüber  der  der  bouUleurs  de  cru  (die  freilich  mutmasslich  die 
amtlichen  Schätzungen  übersteigt'».  S.  schon  o.  S.  032  die  Daten.  Speciell  für  die 
letzten  Jahre  sind  die  Pruductionsdaten  folgende  (Bull.  XXIII,  608): 

1886  1887 

Hectoliter  Hectoliter 

Alcohol  aus 

Meldigen  Substanzen   789,963  765.050 

Melasse   471,781  451,826 

Runkelrüben   683,485  672,352 

Wein   19,513  32.758 

Cider   28,600  13,595 

Trabern  u.  ».  w   49.311  41.872 

Früchten   4,424  2,386 

Andere  Substanzen   4,673  25,796 

Summe   2,052.250  2,005.635 

Davon  aus  gewerblichen  Brennereien  1,980,000  1 ,952.000 

Bouilleurs  de  cm  ea   72,000  53.000 

Verteuert   1,419,901  1, 467,642 

Die  Anzahl  der  gewerblichen  Breunereien  war  1$S0  3395,  1887  3528,  diejenige 
der  bouillcurs  de  cru  schätzungsweise  bez.  540.167  und  519,453,  von  denen  aber 
nicht  ganz  die  Hallte  in  dem  Jahre  im  Betrieb  waren,  nämlich  bez.  248,647  und 
235.233.  Die  Durchschnittsproduction  dieser  Eigenbrenner  ist  also  —  wenn  die 
Schätzungen  einigerniassen  richtig  —  minimal,  nur  einige  20  Liter.  Von  den  ge- 
werblichen Brennereien  verarbeiteten  1^87  mehlige  Stulle  .  46,  Kartotleln  18,  Melasse 
und  Kuben  594.  Wein  1261,  Cider  374,  Trüber  u.  ».  w.  Tili* ,  Früchte  82,  andere 
Stolle  51.  Nur  250  Anstalten  sind  bedeutender,  nur  53  gewannen  jede  über 
10.000  Hectol.,  im  Durchsehn.  26.700  Hectol.,  nur  je  3  Uber  60,000,  50—00,000, 
40-  30,000.  6  zwischen  30-  10,(M»o  t Bull. XX III,  660,666).  Also  doch  auch  hier  noch  eine 
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viel  geringere  Betriebsconcentration  als  in  Großbritannien  fo.  S.  291).  Alles  beachtens- 
werth  für  die  Steuerfrage. 

Die  Statistik  der  Versteuerung,  Verwendung  und  des  Co  »sums  ergiebt 
auch  für  die  Steuorfragc  wichtige  Aufschlüsse  (s.  bes.  Bull.  XXIII,  66S.  672,  675). 
In  den  letzten  Jahren  sind  in  der  Regel  nicht  ganz  drei  Viertel  der  heimischen  Pro- 
duktionsmenge zur  Versteuerung  gelangt.    Die  Verwendung  in  1**S7  war: 


Heimische  Produktion  

Einfuhr  

Davon 

der  allgem.  Verbrauchssteuer  unter- 
worfen   

der  Denaturalisationsabgabe    .    .  . 

in  Essig  verwandelt  

als  Abzug  bei  Grosshändlern  gestattet 

für  Vinage  declarirt  

frei  bei  den  bouilleurs  de  eru  ver- 
zehrt ca  

ausgeführt  

Entlastungen  f.  verschiedene  Verluste 

Entlast.  für  geringeres  Kcndeinent, 
Abgang  bei  Hectitication  .    .  . 

Menge  auf  dem  Transport,  in  Durch- 
fuhr am  Jahresschluss  .  .  . 
Differenz  


2,052,250  Hectol. 
228,64  6 


1,419.8V» 
59,196 
52,070 
9 1.0 '»9 
125,263 


J  2,280,896  Hectol. 


41,106 
2SS,812 
37,1 53 

11,816 
38,145 


2.164.54»» 


116,348  „ 


Diese  Differenz  kann  sich  aus  Veränderungen  in  den  Vorräthen  Anfangs  oder 
Ende  d.  J.  erklären. 

Von  dem  Alcohol  zum  eigentlichen  Consum  kamen  1S87  auf  die  Versteuerung 
durch  Debitanten  ausserhalb  Paris  1,126,775  Hectol.;  durch  Private  für  Versorgung 
im  Grossen  (d.  h.  nicht  durch  Vermittlung  von  Debitanten,  welche  Zahlen  in  den 
vorausgehenden  mit  stecken)  150,115  Hectol.,  ausserdem  die  Pariser  Consumtion 
142,498  Hectol. 

Sehr  bemerkenswert!»  ist,  dass  nach  den  französischen  Erfahrungen  weder  die 
Preisschwankungen  —  welche  bei  den  niedrigeren  Steuersätzen  der  früheren 
Zeit  und  bei  damals  öfters  und  andauernd  erheblich  höheren  Preisen  mehr  als  bei 
den  umgekehrten  Verhältnissen  der  Zeit  seit  1>71  einwirken  müssten  —  noch  die 
starken  Tariferhöhungen  in  der  letzten  Periode,  welche  den  Steuersatz  auf  das 
3 — 4  fache  des  Preises  brachten ,  einen  sehr  erheblichen  Einfluss  auf  die  Consumtion 
und  namentlich  die  Tariferhöhungen  keine  irgend  nachhaltigo  Verminderung 
der  Consumtion  bewirkt  haben.  Daraus  erklärt  sich  der  ausserordentliche 
fiskalische  Vortheil  dieser  Erhöhungen  und  ergiebt  sich  auch  in  Frankreich 
die  enorme  fiscalische  Tragfähigkeit  des  Branntweins.  Vorgekommene 
Steuerermässiguniren  haben  auch  nur  wenig  auf  den  Consum  eingewirkt,  sind  auch 
notorisch  im  Preise  wenig  oder  gar  nicht  den  Consumenten  zu  Gute  gekommen,  was 
auch  in  diesem  Falle  aus  der  grossen  Anzahl  der  Debitanten,  der  knappen  Lage  sehr 
vieler  unter  ihnen,  der  Neigung  und  Möglichkeit,  Stcuerermässigungcn  dem  eigenen 
Säckel  des  Wirths  zu  Gute  kommen  zu  lassen,  und  der  Unfähigkeit  oder  Indolenz  der 
Consumenten,  ihr  Interesse  wahrzunehmen,  erklärt  wird  (L.  Say,  Stourm). 

Der  Consum  hat  seit  lange  eine  wenig  unterbrochene  aufsteigende  Richtung. 
In  1830  p.  Kopf  1.12  Liter  stieg  er  bis  1869  auf  2.62.  Der  Steuererlaß  1830  um 
31%  (vou  ,r,•",  auf  *  Frcs.)  erhöhte  ihn  unmittelbar  nicht,  die  Stcucrerhöhnng  185'» 
um  45%  (von  37.4  auf  60  Vre*.)  und  die  von  180Ü  um  50%  (von  60  auf  90  Frcs.l 
druckten  ihn,  die  erste  gar  nicht,  die  zweite  fast  nicht  und  nur  ganz  vorübergehend, 
und  hemmten  auch  die  Zuwachsrate  kaum  Auch  von  den  sehr  hohen  Preisen  der 
Mitte  der  50er  Jahre,  bei  den  starken  Missernten  von  Wein  und  Obst,  gilt  ziemlich 
dasselbe  (Preis  1850— 5V  56,  53.  110,  12S,  214,  145,  111.  109,  70  Frcs.  p.  Hectol.). 
Der  Consum  steigt  bis  1855  von  1.46  auf  1.80,  sinkt  nur  bei  dem  Maximalpreise  von 
1854  auf  1.6S,  um  in  den  folgenden  Jahren  sofort  auf  2.00,  2.13,  2.29  Hectol.  zu 
steigen.    Die  Tariferhöhung  in  IS71   um  00%  (90  auf  150  Frcs.)  traf  in  ein  Jahr 
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Höheren  Mittelpreises  (75  Frcs.  gegen  57  und  54  Frcs.  in  1870  und  \%72).  Der 
Consum,  1669  2.6«^,  1S70  2.32,  1871  2.81,  sank  allerdings  1872  auf  2.09,  war  aber 
1873  ir.  2.59,  2.69.  2  82  und  stieg  1*80  bis  3.64  Hectol.  p.  Kopf,  bei  Preisen 
zwischen  43  und  68  Frcs.  und  obwohl  1873  der  Tarif  noch  um  4%  erhöht  und 
damals  die  Liqucure,  Absinthe  u.  s.  w.  höher  als  gewohnlicher  Alcohol  besteuert 
waren.  Wein-  und  Obsternten  waren  dabei  Mitte  der  70er  Jahre  meist  sehr  reichlich. 
Nach  dem  Fortfall  der  Zuschlagtaxen  für  Li^neurc  u.  s.  w.  in  1661  stieg  der  Consum 
1S81  auf  3.91,  erreichte  1884  mit  3.98  das  Maximum,  war  aber  1886  und  1887  auf 
3.53  und  3.84  Liter,  bei  Preisen  meist  zwischen  40 — 50  Frcs.  in  den  1  S60cr  Jahren. 
Die  Vermehrung  der  allgemeinen  Production  bes.  der  industriellen  Branntweine,  die 
Zunahme  der  Schenken,  die  dadurch  gegebene  leichtere  Gelegenheit  und  Verführung 
/um  Consum  sind  ollen  bar  viel  entscheidender  als  die  Steuerhöhe  (vgl.  die  Daten  im 
Bull.  XXIII,  666,  X,  122,  auch  Stourm,  impft  sur  I'alcool,  p.  28.  34).  Stourm 
theilt  nach  den  Aufnahmen,  welche  L.  Say  als  Seinepräfect  probeweise  bei  100  Debi- 
tauten  in  Paris  machen  Hess ,  die  interessante  Thatsachc  mit ,  dass  der  ausgeschenkte 
Branntwein  vor  der  Slcuererhöhung  von  1871  38.81  Grad  Stärke  hatte,  ein  Jahr 
spater  36.70,  Ende  1*75  :t7.50.  Etwas,  aber  auch  nicht  viel  und  nicht  andauernd 
hatte  sich  der  Kleinverkehr  also  durch  Verminderung  der  Qualität  bei  den  Steuer- 
Erhöhungen  schadlos  gehalten  (Stourm  a.  a.  O.  p.  44^. 

Die  Steuererträge    des  Alcohols   sind    aber  unter  diesen  Verhältnissen 
folgendermassen  gewachsen: 


Ertrag  der  inneren 

Staatssteuer 

p.  Kopf 

Mill.  Frcs. 

Frcs. 

1831 

14.52 

0.45 

1655 

:*5.98 

1.00 

1860 

63.64 

1.70 

1869 

90.09 

2.52 

1872 

119.00 

3.13 

1880 

220.94 

6.03 

1884 

245  49 

G.5I 

1867 

242.48 

6.34 

(Hüll.  X,  366,  XXIII,  282,  auch  Stourm  a.  a.  0.). 

Diese  Erfahrungen  macheu  Pläne,  wie  den  oben  erwähnten  neuesten  (S.  628), 
die  Getränkesteuer  ganz  in  der  Branntweinsteuer  (und  der  für  alcoholisirte  Weinet 
aufgehen  zu  lassen,  auch  vom  fi sealischen  Standpuncte  in  Frankreich  begreiflich. 

Vielerlei  andere,  auch  für  die  Steuerfrage,  Octroi  u.  dgl.  beachtenswerthe 
Daten,  so  über  den  Consum  der  einzelnen  Departements  und  grösseren  Städte,  in  der 
amdiehen  Statistik  müssen  wir  hier  übergehen  (s.  z.  B.  Bull.  XXIII,  674).  —  Die 
Einfuhr  von  Alcohol  hat  seit  Mitte  der  70er  Jahre  stark  zugenommen,  von  50,000 
auT  Uber  200.000  Hectol.,  die  Ausfuhr  hält  sich  mit  unter  300.000  Hectol.  nur  auf 
der  Höhe  früherer  Jahrzehnte  und  ist  bloss  Anfang  und  Mitte  der  70er  Jahre  erbeblich 
höher  gewesen  (Bull.  eb.  p.  670). 

Die  Herstellung  denaturirten  Alcohols  hat  sich  seit  10  Jahren  mehr  als  ver- 
doppelt (Bull.  eb.  p.  675,  mit  Angabe  der  einzelnen  gewerblichen  Verwendungen). 

Die  Gctränkebesteucrung,  besonders  für  Wein,  Obstwein.  Alcohol  spielt  auch  in 
den  Gemeinde  haus  halten  Frankreichs  in  den  Orten  mit  Octrois  eine  sehr 
wichtige  Bolle  (s.  it.).  Mit  im  Interesse  der  Staatsfinanzen  finden  sich  in  den  Steuer- 
gesetzen Normen  und  Tarifschranken  für  den  Gctr?nkeoctroi,  so  im  Ges.  v.  19.  Juli  1880 
Art.  6,  wonach  Wein-  und  Obstwein-Octroisatz  im  Allgemeinen  nicht  das  Doppelte  der 
Eingangsabgabe  Uberschreiten  darf. 

§.  261.  gg)  Die  Bierbesteuerung  ist  wesentlich  verschieden 
von  der  Übrigen  Getränkebesteuerung  eingerichtet  und  im  Ganzen 
viel  einfacher.  Auch  sie  ist  allerdings,  wie  die  anderen  Getränke- 
steuern, im  Princip  eine  —  in  der  practischen  Durchführung  übrigens 
wesentlich  modificirte  —  Fabrikatsteuer,  aber  eine  solche,  welche 
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nicht  bloss  beim  Produccnten  controlirt  und  demnach  diesem  zur 
Belastung  gebracht,  sondern  auch  bei  ihm  erhoben  wird.  Da> 
Hier  geht  daher  bereits  versteuert  in  den  Verkehr  Uber,  wes- 
halb bei  diesem  Getränk  die  Vcrkehrscontrolen  fortfallen.  Die 
Veranlagung  und  Controle  der  Steuer  erfolgt  in  der  Brauerei  mittelst 
der  Ueberwachung  der  technischen  Einrichtung  und  des  Betrieb? 
selbst.  Der  Tarif  unterscheidet  zwei  Sätze,  für  sogen,  „starkes"  Bier, 
jetzt  3.75  Frcs.  p.  Flectoliter  und  flir  sog.  „kleines"  Bier,  welche? 
ans  Nachguss  auf  bereits  zu  dem  starken  Bier  benutztes  Malzschrot 
hergestellt  wird,  mit  einem  nur  '/«  so  hohen  Steuersatze,  1.25  Fres. 
—  eine  Unterscheidung,  an  welche  sich  besonders  viele  Missbräuche 
und  l'nterschleile  angeknüpft  haben.  Wiederholt,  besonders  seit 
1871  geplante  Reformen  der  Bierbesteuerung,  bei  denen  es  sieh 
zum  Theil  um  den  Uebcrgang  zu  einer  anderen  Besteuerung?- 
methode  handelte,  sind  nicht  zu  Stande  gekommen.  Der  neueste 
radieale  Gesetzentwurf  giebt  die  Biersteuer  ganz  auf  (S.  (528),  wofür 
schon  früher  parlamentarische  Stimmen  sieh  in  der  Uebcrzeugting 
erhoben  hatten,  man  könne  das  Problem  einer  zweckmässigen  und 
vor  Unterschleifen  hinlänglich  zu  sichernden  Biersteuer  durch 
keinerlei  Steuermethode  lösen,  so  in  der  Getränkesteucrcnqncte 
von  1880. 

Grundlage  der  Biersteuer  ist  immer  noch,  mit  einigen  splteren  Veränderungen, 
das  des.  v.  2S.  Apr.  18t Ü  (Art.  107  ff.).  S.  ausser  den  oben  genannten  allgemeinen 
Schritten  den  Art.  bierc  von  Koussau  im  Say 'sehen  dict.,  die  hier  p.  31t 9  genannten 
Berichte  aus  1S74,  IST.'».  IhSÜ  über  die  Biersteuer  und  Uber  die  Keforuipläne  p.  3!>X 
Olibo  I,  509— 034.  —  Die  franzos.  Bierstenor,  im  Princip  Fabrikatsteuer ,  ist  nach 
ihrer  practischen  Gestaltung  eigentlich  eine  sogen.  Kesselsteuer.  Die  Brauereien 
bedürfen  zunächst  der  Liccnz,  die  75,  bezw.  in  einigen  Departements  12">  Frcs.  im 
Jahre  kostet  (s.  o.  S.  (-29).  Dazu  treten  zweierlei  Deel  n  ration  spl  lichten 
gegenüber  dem  Steueramt.  einmal  betreffs  der  Einrichtung  der  Brauerei,  speciell 
des  Inhalts  der  Kessel,  Bottiche  u.  s.  w.,  welche  Gefässe  erst  nach  erfolgter  amtlicher 
Nachprüfung  benutzt  werden  dürfen .  auch  jede  Acndcrung  in  den  Gelassen  mus* 
vorher  angemeldet  werden;  zweitens  betreffs  der  jedesmaligen  Vornahme  des  Betrieb- 
selbst, wo  die  Zeit  der  Heizung,  Zahl  und  Inhalt  der  Kessel,  welche  benutzt  werden 
sollen,  Zahl  und  Gattung  der  mit  demselben  Malzschrot  beabsichtigten  Gebrlne,  Zeit 
der  Füllung  der  Fässer  u.  s.  w.  angegeben  werden  muss  und  die  Verwaltung  die 
umfassendsten  Hechte  der  Controle  wahrend  des  ganzen  Brauproccsscs  und  bei  der 
Fassung  hat.  Die  Veranlagung  der  Steuer  erfolgt  nur  nach  dem  Rauminhalt 
der  Kessel,  wobei  für  jedes  (jebräu  der  volle  Inhalt  berechnet,  aber  fiir  Abzüge  u.  s.w. 
20%  abgezogen  wird  (Ges.  v.  IMG  Art.  10,  Olibo  I,  5^7'.  Wenn  die  Controle  der 
Bottiche  u.  s.  w..  oder  beim  Fassen  mehr,  als  nach  dem  Inhalt  der  Kessel  an- 
genommen, ergiebt,  so  wird  das  Plus  nach  d.  Ges.  y.  1 S i (J  in  Besehlag  genommen. 
'/,„  Plus  bedingt  die  Vermuthung  eines  nicht  declarirten  Gebräus  und  Straffälligkeit. 
Fiu  10°/0  ubersteigender  Mehrbetrag  der  Menge  über  die  declarirtc  steuerpflichtige 
hinaus  wird  nach  versteuert  (gen.  Ges.  Art.  III).  Die  Fortschritte  und  Veränderungen 
der  Technik  und  die  Anwendung  verschiedener  Brnumcthoden  haben  dazu  genöthigt. 
theils  im  Wege  der  Gesetzgebung,  thcils  in  dem  der  Verordnung  und  Instruction  der 
Verwaltung,  einige  Moditieationen  hinsichtlich  der  allgemeinen  Brauereibestimmungen 
einzuführen,      z.  B.  bei  baier  und  cambra\ 'scher  Braumethode,  wo  in  die  mit  den 
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erforderlichen  Untersätzen  versehenen  Kesseln  mehr  als  dem  Bruttoinhalt  der  letzteren 
entsprechende  Stoffmengen  gebracht  werden  dürfen  (35 — 40%  Plus). 

Als  „kleines"  Bier.  Dünnbier,  gilt  nur  das  Gebräu,  welches  als  letztes, 
nach  mindestens  zwei  vorangegangenen  Gebräuen  starken  Biers,  mit  demselben  Schrot 
gewonnen  wird,  wobei  noch  einige  weitere  Bedingungen  hinsichtlich  der  Herstellung 
erfüllt  sein  müssen. 

Die  Steuer  ist  für  die  fertigen  Mengen  am  Ende  jedes  Monats  fällig.  Früher 
wurde  dann  bei  sofortiger  Baarzahlung  ein  Discont  oder  Credit  für  einige  Monate 
gewährt.  Seit  d.  Ges.  v.  15.  Febr.  1S75  ist  das  auch  hier,  wie  bei  allen  indirecten 
Steuern  (o.  S.  605")  verändert.  Bei  Baarzahlung  fällt  der  Discont  fort,  Creditc  auf 
4  Monate  sind  verzinslich  und  mit  einer  Provision  filr  den  verantwortlichen  Erheber 
versehen.  Statt  der  gesetzlichen  Veranlagung  der  Steuer  können  aber  in  Städten  von 
über  30.000  Einw.  allgemeine  Abonnements  mit  der  Gesammtheit  der  Brauer, 
auf  deren  Wunsch  und  unter  solidarischer  Haft,  bewilligt  werden.  Sic  bestehen 
gegenwärtig  nur  fur  Paris,  dessen  Brauerei  unter  der  Concurreuz  von  ausserhalb  im 
Rückgang,  übrigens  in  grösserer  Concentration  begriffen  ist  (Say,  dict.,  j>.  395\ 

Ein  erheblicher  Mangel,  den  die  Rohstoff besteucrung  nicht,  jedenfalls  nur  ge- 
ringer hat.  ist,  dass.  ausser  in  der  Unterscheidung  von  starkem  und  Dünnbier,  kein 
QualitätBsteuerfuss  besteht. 

Haus  brau  bloss  für  den  eigenen  Bedarf  ist  im  Princip  auch  steuerpflichtig, 
factisch  aber  vielfach  nicht  getroffen.  Gebräu  von  Hospitälern  für  eigenen  Bedarf 
getiiesst  Ermässigungen.  —  Zur  E  ssigfabrikation  verwendetes  Bier  ist  biersteuerfrei, 
unterliegt  aber  der  Essigsteuer  (§.  27b).  Traubenzucker,  welcher  nur  zur  Her- 
stellung von  Dünnbier  gewisser  Art  verwendet  wird,  ist  von  der  Zuckersteuer  frei. 
Exportirtcs  Bier  erhält  volle  Steuerrestitution. 

Die  Bierproduction  und  Consumtion  ist  auch  in  Frankreich  in  Zunahme 
begrill'en,  p.  Kopf  war  der  Consuui  inländ.  Bier  1  SSO— 39  ca.  10.54,  1>50— 59  15.5$, 
lbOO— 09  19  14,  1870—79  22.22.  lSS»i — ST  21.2  Liter,  davon  früher  nur  \tV  neuer- 
dings über  '/»•  Je,zt  */.-,  Dünnbier.  Die  Production  und  Consumtion,  überwiegend  im 
Norden  und  Nordosten,  sehwankt  mit  nach  dem  Ausfall  der  Obst-  und  Cidcrernte. 
Die  Zahl  der  überwachten  Brauereien  war  1S69  2801,  1S72  2750,  1SS5  2722,  zeigt 
also  wenigstens  keine  besondere  Abnahme.  Die  Einfuhr,  meist  deutscheu  Biers,  über- 
schritt schon  7»  ^Idl.  Hectol. ,  ist  aber  wieder  etwas  im  Rückgang,  sie  unterliegt 
einem  erheblich  höheren  Zoll,  als  das  einheimische  Bier  ;  die  Ausfuhr  ist  unbedeutend. 
In  1W  ward  im  Inneren  versteuert  7.9$  Mill.  Hectol.  Bier,  davon  4.09  starkes, 
3.2S  Mill.  Dünnbier,  9000  Hectol.  für  Hospitäler.  Stetlerertrag  21.09  Mill.  Frcs , 
18<i0— 09  war  er  i.  D.  1»i.5S  Mill.  Frcs  Im  J.  1^71  wurden  die  Steuersätze  von  2.40 
und  0.00  Frcs.  auf  3  und  1  Frcs.,  mit  Decimen  3.75  und  1.25  Frcs.  gesetzt.  Der 
Ertrag  stieg  von  ca.  17  auf  über  20  Mill.  Frcs.  (Bull.  X,  24,  300,  XXIII,  2S2>. 

Bei  der  Darstellung  der  Zucker-  und  der  Essigbesteuerung  werden  noch  Zu- 
sammenhänge mit  der  Getränkebesteuerung  zu  berühren  sein. 

§.  262.  ß)  Allgemeine  Verhältnisse  der  Einrichtung  der 
Getränkebesteuerung.  Nachdem  im  Vorausgehenden  die  Verbält- 
nisse der  Einrichtung  der  einzelnen  Steuern  des  Getränkestcucr- 
s) Sterns  dargestellt  worden  sind,  sind  jetzt  noch  einige  all- 
gemeine Verhältnisse,  welche  in  den  §§.  256— 261  meistens  schon 
gelegentlich  mit  berührt  worden  sind,  zu  behandeln  (s.  o.  S.  633). 
»Sie  betreffen  in  der  Regel  nur  die  Wein-,  Obstwein-  und  Alkohol- 
steuer, nicht  die  Biersteuer.  Von  solchen  allgemeinen  Verhältnissen 
kommen  namentlich  folgende  fünf  in  Betracht,  von  denen  die  beiden 
ersten  wieder  näher  unter  sich  zusammenhängen,  daher  im  Folgen- 
den so  behandelt  werden:  Die  Vorschriften  Uber  die  Ve rse nd ung 
oder  Circulation  (Transport)  der  Getränke;  das  Begleitschein- 
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verfahren  und  damit  zusammenhängend  die  Arten  der  Zahlung 
der  Steuern;  die  Controlen  mittelst  periodischer  Visitation 
oder  beständiger  laufender  Beaufsichtigung  (Exerciee, 
recen seme n t) ;  die  Einrichtungen  des  Entrepot wesens;  die 
Str  af  bestim  m  nngen. 

FUr  andere  Puncte  ist  auf  den  Abschnitt  von  den  ..indirecten  Stenern  im  All- 
gemeinen" <§.  240  II.)  zu  verweisen.  Die  genannten  fünf  Puncto  werden  hier  nur 
insoweit  noch  besonders  behandelt,  als  sie  nicht  bei  der  Darstellnng  der  cinzelneti 
Steuern  schon  genügend  zur  Sprache  kamen  und  als  es  die  Bedeutung  der  Sache  mi: 
sich  bringt. 

aa)  Circulation  und  Begleitscheinverfahren.  Die 
Controle  der  Circulation  der  steuerpflichtigen  Getränke,  d.  b.  der 
besprochenen,  mit  Ausnahme  des  Biers,  bildet,  nach  dem  Früherer, 
den  geradezu  entscheidenden  Punct  des  französischen  Getränke- 
Steuersystems.  Es  besteht  daher  die  Vorschrift,  dass  jede  Entnahme 
und  Versendung  von  Getränken  zuvor  steucramtlicb  vom  Ver- 
sender oder  Bezieher  (Käufer)  angemeldet  und  dafür  ein  vom 
Frachtführer  bei  sich  zu  tragender  steueramtlicher  Begleitschein 
erlangt  sein  muss.  Diese  Formalitäten  sind  unabhängig  von  der 
Circulationsabgabe  (§.  257),  wenn  auch  die  Voraussetzungen  der 
Veranlagung  und  Erhebung  der  letzteren.  Aber  sie  haben  eine 
allgemeine  Bedeutung  für  das  ganze  System,  weil  sie 
auch  für  die  anderen  Steuern  den  Stützpunct  der  Controle  für  Ver- 
anlagung und  Erhebung  bilden.  An  den  Begleitschein  selbst 
knüpfen  sich  nur  die  oben  (S.  630)  schon  erwähnten,  nach  der 
Art  dieses  Scheins  siel»  richtenden  Expeditions-  und  Stempelabgaben. 

Ges.  v.  28.  Apr.  IMG  Art.  G  u.  Ii.,  10  fr.  Dazu  Ulibo's  Commentar  I,  50.  Ol 
Die  oben  erwähnten  Verschärfungen  wegen  der  missbräuchlichen  .„fictiren  Ver- 
sendungen" 'S.  042)  im  Ges.  v.  28.  Febr.  1872,  Ges.  v.  2.  Aug.  JS72,  Art.  y- 
21.  Juni  1873.  Art.  8,  §.  2;  ministerielle  Circulare  v.  10.  Jan.  Is7!),  31.  Juli  1882. 
11.  Aug.  1888  (Bull.  XXIV,  148,  Erleichterungen  bei  den  Versendungen  von  Ge- 
tränken in  kleinen  Mengen;  schon  d.  Ges.  v.  1810,  Art.  18  hatte  für  Reisende  solche 
Erleichterungen  in  knappem  Masse  gewährt).  Art.  Circulation  im  Say 'sehen  dict.. 
Vignes  I,  122.  Bei  v.  Kaufmann  S.  383  ergiebt  sich  die  selbständige  Bedeutung 
der  Formalitäten  nicht  deutlich  genug,  sie  wären  auch  nicht  unter  ..Circulationsabgabe" 
zu  behandeln  gewesen. 

Der  Begleitschein  wird  nur  ausgeliefert,  wenn  die  Declaration  die  Mengen. 
Arten,  Qualitäten  der  Getränke,  die  Arten  der  Versendung  und  Bestimmung,  Namen. 
Vornamen,  Wohnort,  Beruf  der  Versender.  Frachtführer,  Käufer,  bestimmungsmäßige" 
Empfänger,  bei  Alcohol  auch  Inhalt  und  Stärke  des  Fasses,  bei  acquits-ä-caution  als 
Begleitschein  die  Stoffe,  aus  denen  der  Alcohol  hergestellt  ist  —  wonach  dann  je  für 
Wein,  industr.  Alcohole  und  Mischungen  sicli  die  Farbe  des  Papiers  des  Scheins 
richtet  —  angiebt.  Das  Bedürfnis  des  Verkehrs  hat  bei  der  Möglichkeit,  das  fiscal. 
Interesse  auch  dabei  leidlich  zu  sichern,  zu  einigen  Erleichterungen  für  kleine  Ver- 
sendungen geführt,  wofür  auf  die  genaunten  Circulare  zu  verweisen  ist  Sie  bilden 
doch  nur  kleine  Ausnahmen  des  allgemeinen  Princips  des  Anmeldezwangs  für 
alle  Versendungen.  Die  Steuerbeamten  und  z.  Tb.  auch  sonstige  Verwaltungsorgane 
(Gendarmerie.  Strassen-  und  Bnirkenwächter  u.  a.  in.,  (ies.  v.  28.  Febr.  1872,  Art.  5) 
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habcu  hiernach  auch  auf  dem  Transporte  selbst  weitgehende  Controlrecbtc,  die 
seit  1871  noch  verschärft  worden  sind  ^geu.  Ges.  v.  1672). 

Die  Begleitscheine  sind  dreifacher  Art,  wesentlich  nach 
der  Unterscheidung,  ob  und  wie  die  Steuerzahlung  gesetzlicher 
Weise  zu  erfolgen  hat  oder  üblicher  Weise  erfolgt.  Danach  dient 
als  Begleitschein  entweder  ein  sogen,  conge  oder  ein  sogen,  acqtiit- 
a-caution  oder  ein  sogen,  passavant.  Dies  System  von  ver- 
schiedenen Begleitscheinen  und  das  Verfahren  bezüglich  derselben 
kommen  auch  bei  anderen  indirecten  iuneren  Verbrauchssteuern 
und  in  der  Zollverwaltung  vor.  Bei  den  Getränkesteuern  ist  es 
von  besonderer  Wichtigkeit. 

Der  conge  wird  als  Begleitschein  ertheilt,  wenn  die  Steuer  bei  Abscndung 
entrichtet  ist,  worüber  dabei  zugleich  quitt  in  wird.  Ucblicher  Weise  kommt  er 
für  Getränke  nach  Entrichtung  der  Circulationsabgabe  bei  Versendungen  an  Private, 
nach  Zahlung  der  Kleinabgabo  und  der  Alcohol-Vcrbrauchsabgabe  auch  sonst  in  An- 
wendung (s.  Art.  conge  im  Say  sehen  dict.). 

Der  acquit-ä-caution  wird  bei  Versendungen  von  Getränken,  welche  erst 
beim  Empfang  versteuert  werden  sollen,  ausgestellt,  so  dass  erst  im  Ankunftsorte 
die  Versteuerung  steuerauitlich  zur  Erledigung  gelaugt.  Entsprechende  Sicher- 
htellungcn  für  die  Zahlung  werden  daher  hier  gefordert.  Die  Einrichtung  des  acquit- 
ä-caution  dient  dazu,  die  Steuerzahlung  selbst  zu  verschieben,  gemäss  der  allgemeinen 
Tendenz  der  französischen  Getränkebesteuerung,  und  die  Controle  doch  möglichst 
wirksam  zu  machen.  Mittelst  des  acquit-ä-caution  gehen  u.  A.  die  Geträuke  in  die 
Städte  mit  „einziger  Steuer"  und  nach  Paris,  wo  regelmässig  erst  beim  Eingang  in 
diese  Orte,  nicht  bei  der  Absendung  die  Abgabe  entrichtet  werden  soll,  ferner  in  die 
Entrepots  und  von  einem  derselben  ins  andere,  auch  die  zum  Export  ins  Ausland 
bestimmten  gehen  mit  diesem  Begleitschein  an  das  Grenzzollamt.  Besonders  für  die 
hohe  Alcohol -Verbrauchssteuer  ergiebt  sich  aus  diesem  Begleitscheinvcrfahrcn  der 
grosse  Vortheil  der  Verschiebung  der  Steuerentrichtung  bis  zum  cndgiltigen  üeber- 
gang  der  Waare  in  den  Consum  oder  bis  zur  Streichung  der  Steuerschuld  beim 
Export.  Ohne  diese  Einrichtung  wäre  bei  einer  Steuer,  welche  3—400%  vom  Pro- 
doctionswerth  beträgt,  der  Verkehr  und  Handel  sehr  erschwert.  Im  System  der 
acquits-ä-eaution  liegt  daher  der  Schwerpunct  des  ganzen  Begleitschein  Verfahrens. 
Es  ist  umfassend  aus-  und  fein  durchgebildet.  S.  den  Specialartikel  darüber  im 
Say 'sehen  dict.,  OliboII,  519 — 542.  Grundlage  dafür  schon  im  Ges.  v.  21 .  Aug.  1791, 
Art.  2—14  golegt:  im  Ges.  v.  1816,  Art.  230  wird  auf  das  Ges.  v.  1791  nur  Bezug 
genommen.  Wichtig  dann  die  Ord.  v.  11.  Juni  1S1G,  auch  Decr.  v.  17.  März  1852, 
uud  die  genanuten  Verschärfungen  zur  Verhütung  fictiver  Versendungen  im  Ges.  vom 
2*».  Febr.  1872. 

Der  sogen,  passavant  endlich  dient  als  Begleitschein,  wenn  überhaupt  keine 
Steuerpllicht  für  das  Getränk  vorliegt,  so  bei  den  Transporten  zwischen  den  ver- 
schiedenen Kellern  eines  Weinbauers  u.  s.  w.  oder  einfachen  Privaten,  wo  aber  doch 
immerhin  eiue  steueramtliche  Meldung  und  die  Entnahme  eines  solchen  Begleitscheins 
erforderlich  ist. 

Zur  Erleichterung  des  Verkehrs  können  den  Versendern  von  Getränken,  iu  deren 
Wohnort  kein  Steueramt  besteht,  besondere  sogen,  „laisscz-passer"  gewährt 
werden,  mittelst  welcher  Formulare  Transporte  bis  zum  nächsten  Steueramt  gehen, 
wo  dann  der  laissez- passer  durch  einen  der  drei  genannten  Begleitscheine  ersetzt 
wird.  Besondere  Vorschriften  regeln  die  Durchfuhrung  oder  den  Aufenthalt 
von  Getranken,  welche  anter  Begleitschein  gehen,  in  Orten  mit  Eingangsabgaben  oder 
mit  einziger  Steuer. 

§.  263.  bb)  Die  stcueraiiitliche  Beaufsichtigung,  das 
sogen.  Exercice  (bei  den  Grosshändlern  recensement)  beruht 
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auf  Hechten  der  Verwaltung  und  entsprechenden  Pflichten  der 
Steuerschuldner,  bezw.  Steuerhaftenden,  welche  in  den  einzelnen 
in  Betracht  kommenden  Fällen  verschieden  geregelt  und  daher  bei 
der  Darstellung  der  einzelnen  Steuern  schon  erwähnt  worden  sind. 
Durch  die  Vorschrift  der  Anmeldung  des  Geschäfts  bei  der 
Steuerbehörde  und  durch  den  Licenzzwang  werden  die  Geschäfte 
der  Beaufsichtigung  unterstellt. 

Den  Beginn  macht  dann  die  Controle  der  Production. 

Sie  besteht  nach  dem  Früheren  vollständig  und  .streng  als  beständige  Beauf- 
sichtigung nur  bei  den  gewerblichen  Brennereien  und  Keetihcationsanstaltcn 
von  Alcühol.  sowie  bei  den  Bierbrauereien,  während  das  ..Privileg  der  Freiheit 
vom  Exereice",  welches  die  Eigenernter  und  Selbstbreuner  gemessen,  bei  der  Ge- 
winnung des  Weins  und  Obstweins  und  bei  der  Herstellung  des  Alcuhols,  hier  diu 
mehrfach  besprochene  Lücke  in  das  Controlsystern  rcisst.  Die  Beschränkung  dieses 
Privilegs  auf  die  Verarbeitung  selbst  gewonnener  Producte  ist  fac tisch  nicht  ge- 
nügend durchzuführen.  Nur  wenn  Eigenernter  und  Selbstbrenner  in  Orten  mit  Ein- 
gangsabgabe das  Getränk  erst  iui  Inneren  dieser  Orte  herstellen,  erfolgt  auch  ihr._ 
L'eberwachung. 

Sodann  unterstchen  die  Gc  tränke- KI  ein  Verkäufer  oder 
„Deb itanten",  daher  namentlich  die  Schenkwirthe  u.  dgl.  m., 
die  Grosshändler  mit  Getränken  und  die  Entrcpots  der 
periodischen  Visitation  von  Zeit  zu  Zeit. 

Die  auf  Grund  der  Versendungs-  bez.  Bezugscon trole  geführten  Ver- 
zeichnisse dienen  dabei  zunächst  als  Anhalt.  Fehlmengen  über  die  gesetzliche .a 
Nachlässe  hinaus  unterliegen  dabei,  wie  früher  schon  bemerkt,  der  Versteuerung.  Am 
Wichtigsten  und  Strengsten  ist  die  leberwachung  der  Debitanten,  welche  dann  nach 
Massgabe  des  constatirtcu  Absatzes  die  Steuer  zu  entrichten  haben.  Weniger  streng 
und  seltener  erfolgen  die  Visitationen  (recensements)  der  Grosshändler.  Die  Ueber- 
wachung  der  Entrepots  ist  zur  Ergänzung  nothwendig  und  hat  sich  auch  in  Paris, 
wo  sonst  wegen  der  ,.Ers  lUabgabe"  die  Versendungscontrolen  im  Inneren  und  die 
Exerciccs  fortlallen,  bei  den  ,. reellen*'  Entrep'»ts  (>.  u.)  zur  Unterdrückung  von  Fnter- 
schleifen  geboten  gezeigt  (s.  o.  S.  Auch  einfache  Private  werden  über- 

wacht, wenn  sie  auf  dem  Transport  befindliche  Getränke  bei  sich  lagern  haben  oder 
in  Orten  mit  Eingangsabgabe  des  Entrep^ts  gemessen.  L'eber  die  Formalitäten, 
unter  welchen,  und  insbesondere  über  den  Zeitpunct,  in  welchem  die  Visi- 
tationen u.  s.  w.  ausgeübt  werden  dürfen,  bestehen  nähere  Vorschriften.  Im  All- 
gemeinen beschränkt  sich  das  Kecht  auf  die  Tageszeit,  ausser  in  Brennereien  und 
Brauereien  mit  Nachtdienst,  bei  Debitanten  besteht  es  für  die  ganze  Zeit,  wo  die 
Localc  dem  Publicum  offen  sind.  Die  Ausübung  des  Hechts  steht  den  competenten 
Steuerorganen  als  solchen  ohne  Weiteres  zu.  Nur  im  Verdachts  fall  können  auch 
bei  Personen,  welche  dem  Exerciee  nicht  unterstehen.  Visitationen  erfolgen,  doch  nur 
auf  Grund  der  Ermächtigung  eines  höheren  Verwaltungsorgans  und  in  Begleitung 
eines  Polizeibeamten.  Bestimmungen  v.  ISlf}  und  später.  Olibo  I.  844  II'.  Der  noch 
ausstehende  Artikel  Exerciee  im  Say 'sehen  dict. 

cc)  Entrepöts,  d.  h.  steuerfreie  Niederlagen  bilden 
im  französischen  Zollrecht  und  im  liecht  der  indirecteu  Verbrauchs- 
steuern überhaupt,  speciell  aber  wieder  in  der  Getränke- 
besteuerung ein  wichtiges  Httlfsmittcl,  dem  Steuerpflichtigen, 
bez.  Steuerhaften  deu  die  Verschiebung  der  Steuerentrichtung 
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oder,  besonders  bei  exportirten  Getränken,  die  cndgiltige 
Unterlassung  der  Steuerzahlung  —  auch  selbst  nur  vorschuss- 
weise zu  ermöglichen.  Im  Allgemeinen  haben  bei  den  Ge- 
tränkesteuern nur  die  Produceuten  selbst  und  die  Gross- 
bändler  gesetzlichen  Anspruch  auf  Entrepots,  nur  bedingungs- 
weise und  beschränkt  Private  und  nur  uach  administrativem 
Ermessen  bisweilen  auch  Debitanten,  diese  mit  Ausschluss  der 
abonnirten. 

Es  werden  auch  hier  sogen,  öffentliche  oder  reelle  und  private  oder 
Tictive  Entrepots  unterschieden.  Erstere  bestehen  in  einem  eigenen,  der  Gemeinde 
oder  der  öffentlichen  Verwaltung  gehörigen  Magazin,  die  anderen  in  Niederlagen 
bei  sich  zu  Hanse,  aber  unter  der  erforderlichen  Gontrole  der  Steuervcrwaltung. 
Wo  ein  tfUentliehes  Entrep<>t  besteht,  kann  der  Municipalrath  dies  zum  ausschliess- 
lichen erklären.  Fehlmengen  in  solchen  waren  früher  steuerfrei  (Ges.  v.  1S1G),  jetzt 
nicht  mehr.  Für  Privatlager  moss  Caution  gestellt  werden.  Es  gelten  für  sie  die 
nämlichen  Controlrechte  der  Verwaltung  wie  für  die  Lager  der  Grosshändler,  llaupt- 
bestimmungeii  im  Ges.  v.  1S10.  Art.  31  — Till,  mit  Ergänzungen  durch  spätere  Gesetze, 
s.  Olibo  I,  197 — 225,  271)  n".  Der  noch  ausstehende  Art.  Entrep<*>t  im  Say'schcu 
dict  [im  Block'schcn  handelt  derselbe  nur  von  den  Zollontrepöts).    Vignes  I,  137. 

dd)  Die  Strafandrohungen  sind  begreiflicher  Weise  bei 
dem  Character  der  französischen  Getränkebesteuerung  zahlreich 
und  öfters  scharf.  Sie  sind  seit  1871  noch  mehrfach  verschärft 
worden.  Sie  betreifen  unterlassene  oder  unrichtige  Deelarationen, 
Versendungsanmeldungen,  Weigerungen,  die  Controle  (spcciell  das 
Exercice)  zuzulassen,  geheime  Fabrikation,  Unterschleife  durch  In- 
umlaufsetzung von  Getränken  oder  Verkauf  derselben  ohne  Ent- 
richtung oder  Sicherstellung  der  Steuern  und  überhaupt  die  ein- 
zelnen Zuwiderhandlungen  gegen  die  gesetzlichen  und  administra- 
tiven Normen  des  ganzen  regime  des  boissons".  Die  Strafen 
liestehen  regelmässig  in  Geldstrafen  zwischen  einem  Minimum 
und  Maximum,  mit  Erhöhung,  besonders  des  ersteren,  im  Wieder- 
holungsfälle, ferner  in  gewissen  Fällen  in  Confiscation  des 
Objects,  auf  das  sich  die  Zuwiderhandlung  oder  der  Unterschleif 
bezog,  ausnahmsweise  auch  in  Ge fä ngniss strafe. 

S.  schon  d.  Ges.  v.  1  >  1 Ü,  so  Art.  40,  1)4—1)6,  10G  u.  A.,  von  den  neueren  bes. 
d.  Ge.s.  v.  21.  Juni  IbTJJ,  betr.  die  indirecten  Steuern,  dessen  Bestimmungen  grosscntheils 
spociell  die  Getränkesteuern  betreffen,  auch  Ges.  v.  2S.  Febr.  1S72  u.  a.  m.  Nur 
einige  Beispiele.  Versendung  von  Getränken  ohne  die  vorgeschriebenen  An- 
meldungen und  Begleitscheine  oder  mit  unrichtigen  oder  mangelhaften  Angaben  darin 
i->t  mit  Geldstrafet)  von  200 — 10i)0  Frcs. ,  im  Wiederholungsfälle  von  500  Frcs.  im 
Minimum,  bei  Branntwein.  Liipieur  u.  s.  w.  überhaupt  von  500—5000  Frcs.  und  mit 
Beschlagnahme,  bez.  Conliscation  der  Ladungen  bedroht,  die  Trausportmittel  können 
event.  als  Sicherung  der  Geldstrafe  beschlagnahmt  werden.  Wichtig  ist.  dass  sich 
diese  Strafandrohungen  auch  auf  die  Verletzungen  der  speciellen  Ueclaratious- 
vorschriften  beziehen,  welche  nach  dem  Ges.  v.  28.  Febr.  1*72  für  Getränke- 
verscnduii'.'en  vorgeschrieben  wurden  siud.  —  Bei  Nichtübereinstimmung  von  Acquit- 
a-Caution  und  steucramtlichem  Entlastungseertihcat  trollen  die  Unterzeichner  sechsfache 
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Circulation>abgabcn  bei  Weiu  und  Obstwein  ;Decr.  v.  IT.  März  1852,  ähnl.  Ges.  v. 
21.  Juni  1S73,  Art.  10,  betr.  alcoliolisirte  Weine).  —  Besondere  z.  Tb.  verschärfte 
Bestimmungen  betreffen  Zuwiderhandlungen  und  l'ntcrschleife  bei  der  Eingangs-, 
der  einzigen  und  der  Pariser  Ersatzabgabe  (1— 2UÜ  Frcs.  und  Confiscation, 
ausser  Strafen  fiir  geheimen  Transport).  Bei  gewissen  Fällen,  so  bei  Unterschleifen 
mittelst  Ueberstcigung,  unterirdisch  oder  mit  bewaffneter  Hand  treten  allgemein,  bei 
gewissen  anderen  Manipulationen,  wenn  es  sich  um  Spirituosen  handelt,  z.  B.  beim 
Verbergen  iu  der  Kleidung,  Correctionsstrafen  von  6  Tagen  bis  6  Monat  Ge- 
fängniss  ein,  ebenso  bei  Destillationen  in  Paris,  wo  sie  verboten  sind,  oder  bei  Eiu- 
führungVicder  gereinigter  denaturirter  Alcohole  (lies.  v.  1S16,  Art.  46.  r.  21.  Juni  IST.*?. 
Art.  II — 14).  —  Dcbitanten,  welche  ohne  Anmeldung  ihr  Geschäft  betreiben,  ver- 
fallen  Geldstrafen  von  300 — 1000  Frcs  und  der  Confiscation  der  Getränke.  In  andern 
Fällen  von  Zuwiderhandlungen  treten  die  gleichen  Strafen,  wi<_-  die  bei  der  Versenduns 
genannten,  ein.  —  Aehnliche  Bestimmungen  gelten  für  Zuwiderhandlungen  von 
Grossh&ndlern,  Destillateuren  u.  s.  w.  Bei  Bierbrauern  sind  die  Geld- 
strafen 2—600  Frcs.  Hier  kommt  auch  die  Androhung  der  Confiscation  der  Kessel 
vor,  wenn  in  nicht  eingemauerten  Kesseln  Bier  hergestellt  ist. 

Schätzungen  über  den  Umfang  der  Untcrschleif c  sind  naturlich  immer 
misslich.  Diejenigen,  welche  von  den  bouilleurs  de  cru  ausgehen,  werden  wohl  immer 
noch  einen  ziemlichen  Umfang  erreichen.  Sie  wurden  mitunter  auf  '/*  Mill.  Hectol 
Alcohol  geschätzt.  Auch  Untcrschleifc  mit  unrichtigen  Begleitscheinen,  mehrmaliger 
Benutzung  solcher  für  verschiedene  Sendungen  u.  dgl.  m.  sollen,  trotz  der  ver- 
schärften Gesetzgebung  von  1672  —  73,  immer  noch  vorkommen.  S.  Wolf,  Brannt- 
weinsteuer, S.  154. 


cc.  Getränkezölle. 

§.  264.  Die  Zölle  sind  schon  im  Vorausgehendem  mehrfach 
erwähnt  worden.  Besonders  bemerkenswerth  ist,  dass  sie,  wie  in 
anderen  Fällen  französischer  innerer  Verbrauchssteuern,  so  bei  Salz 
(S.  614),  bei  den  zum  Consum  eingeführten  auswärtigen  Artikeln 
nicht  als  Ersatz  der  inneren  Steuer,  sondern  als  besondere 
Abgaben  von  fremden  Waaren  bestehen  und  die  innere  Ver- 
brauchsabgabe daher  dann  erst  noch  hinzutritt.  Eine  Aus- 
nahme bildet  hiervon  unter  den  Getränken  nur  das  Bier,  wo  der 
—  die  innere  Fabrikatsteuer  übrigens  selbst  im  Conventionaltarif 
noch  erheblich  übersteigende  —  Einfuhrzoll  die  einzige  Abgabe 
auch  an  Stelle  der  inneren  Steuer  ist.  Diese  Ausnahme  ist  also 
doch  eigentlich  nur  eine  formelle.  Bei  den  wichtigeren  Getränken 
Wein  und  Branntwein  bedingt  dann  freilich,  zumal  bei  Wein, 
theilweise  auch  bei  Branntwein,  schon  die  technische  Einrichtung 
der  inneren  Steuer,  dass  das  zum  inländischen  Consum  gelangende 
aus  dem  Ausland  eingeführte  Getiänk  nicht  gut  durch  den  Einfuhr- 
zoll allein  besteuert  werden  kann.  Aber  möglich  wäre,  den  Einfuhr- 
zoll etwa  auf  die  hinzutretende  innere  Steuer  anzurechnen.  Das 
geschieht  jedoch  nicht,  der  Zoll  ist  daher  ein  Finanzzoll  und 
zugleich  ein  Schutzzoll,  um  den  das  ausländische  Getränk 
höher  als  das  inländische  besteuert  wird.    Auch  durch  die  Con- 
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veutionaltarife  der  Handelsverträge,  welche  Fiankicieh  seit  1860 
abgeschlossen  hat,  ist  dieser  Sachverhalt  geblieben  und  nur  der 
Tarifsatz  gegen  den  allgemeinen  Tarif  ermässigt  worden.  Jüngst 
haben  dann  aber  gegenüber  den  in  der  Brennerei  und  Branntwein- 
besteuerung anderer  Länder  erfolgten  Veränderungen  der  Cou- 
currenzbediugungen  des  fremden,  besonders  auch  des  deutschen 
Spiritus  bei  der  Einfuhr,  starke  Tariferhöhungen  des  Alcoholzolls 
stattgefunden,  wodurch  der  Schutzzöllen!)  raeter  desselben  wesentlich 
verschärft  worden  ist. 

Vor  1871  waren  indessen  diese  Bczollungsverhältnisse  nicht 
von  besonderer  practischei  Bedeutung,  weil  die  Wein-,  Bier-  und 
Alcoholeiufuhr  im  Ganzen  geringfügig  und  nur  letztere  vorüber- 
gehend in  Jahren  schlechter  Weinernte,  wie  1851—1857,  erheblicher 
war.  Seitdem  dagegen  und  in  steigendem  Maassc  seit  etwa  10  Jahreu, 
unter  dem  Einfluss  der  Verheerungen  der  Reblaus  und  wohl  auch 
der  vermehrten  Concurrcnz  der  fremden  Alcohole,  hat  sich  dieser 
Sachverhalt  sehr  geändert  und  könnte  leicht  so  verbleiben,  wie  er 
jetzt  geworden  ist.  Die  Einfuhr  fremder  Weine  und  Alcohole  ist 
viel  grösser  geworden  als  ehedem,  der  Zollertrag  daher  entsprechend 
gewachsen.  In  den  letzten  Jahreu  betrug  sogar  die  Weineinfuhr 
nach  Frankreich  dem  Werthe  nach  mehr  als  das  Doppelte  der 
Weinausfuhr!  Dadurch  hat  sich  die  practisclie  Bedeutung  der-Ge- 
tränkezollfrage  natürlich  auch  gegen  früher  verschoben.  Der  ganze 
Vorgang  Ut  ein  gutes  Beispiel  für  den  ünanzwissenscbaftlich  und 
volkswirthschaftspolitisch  wichtigen  Satz,  dass  solche  Tariffragen 
in  Betreff  des  Verhältnisses  zwischen  inneren  Verbrauchssteuern 
und  Einfuhrzöllen  nicht  bloss  nach  den  Tarifsätzen  selbst,  sondern 
zugleich  mit  Rücksicht  auf  die  jeweilige  Lage  der  thatsächlichen 
Productions-  und  Handels  Verhältnisse  zu  beurtbeilen  sind.  Auch 
die  Einfuhr  von  Trauben  und  Früchten  (Feigen)  zur  Verarbeitung 
zu  Wein  u.  s.  w.  hat  zugenommen,  so  dass  auch  die  Zölle  auf  diese 
Gegenstände  bei  der  Getränkebesteuerung  mitspielen. 

Alcohol  gehörte  zu  den  Artikeln,  betreffs  deren  Frankreich  an  Urossbritaunien 
im  Handelsverträge  von  1860  Coucessionen  machte  (die  Zölle  sollten  danach  nicht 
Uber  30%  vom  Werth  betragen).  Das  Princip  dieser  Zollermässigung  ging  dann  iu 
die  Cunveutionaltarife  über.  Damals  wurde  z.  B.  der  Alcoholzoll  von  30  auf  15  Frcs. 
p.  Uectol.,  ausser  der  inneren  Verbrauchsabgabo,  der  Bierzoll  von  7.20  Frcs.  auf 
2  Frcs.  in  dem  Convcntionaltarife  herabgesetzt.  Die  britische  Alcoholeiufuhr  nach 
Frankreich  ist  aber  unbedeutend  geblieben  und  hat  nach  1860  selbst  niemals  wieder 
entfernt  die  Höhe  wie  in  den  schlechten  Weinjahren  1854  ff.  erreicht,  wo  sie  einmal 
auf  86,000  Hecrol.  gestiegen  war  vi 855,  auch  in  1856  und  1857  au  80,U00  Hectol., 
später  Max.  \S>\  und  1882  mit  45,000  und  27,000,  meistens  aber  nur  wenige  1000, 
Bull.  X,  162,  XXIII,  670).  —  Nach  dem  Kriege  von  1870-71  hemmten  auch  hier 
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die  Handelsverträge  eine  stärkere  Zollerhöhung.  Als  allgemeinen  Zoll  bestimmte  das 
(ies.  v.  S.  Juli  IST]  30  Frcs.  p.  Hectol.  der  Flüssigkeit  von  Branntwein  in  Flaschen, 
desgl.  35  Frcs.  von  allen  Lbjueuren,  30  Frcs.  vom  reinen  Alcohol  von  Branntwein 
in  Fässern,  mit  spaterem  Zuschlage  bez.  31.20  und  30.40  Frcs.  Die  Yertragstarife 
hatten  in  alU-n  Fällen  den  Zollsatz  von  15  Frcs.  Der  allgemeine  Tarif  von  1  SS I 
bestimmte  nieder  30  Frcs.  fit r  Alcohol  in  Fässern  v.  Hectol.  reinen  Aleohols,  desgl. 
in  Flaschen  von  der  Flüssigkeit  und  ebenso  von  Lif|ueuren  40  Frcs.  von  der  Flüssig- 
keit. 30  Frcs.  ist  immerhin  an  00%  der  neuerlichen  Durchschnittspreise,  und  der 
Vertragstarif  von  15  Frcs.  beträgt  danach  doch  auch  noch  an  30%-  B<d  Gelegenheit 
der  deutschen  Branntweinsteuerreform  in  1SS7  und  in  spccicller  Begründung  damit 
hat  Frankreich  provisorisch  durch  (ies.  v.  5.  Juli  ISST  den  Satz  des  allgemeinen 
Tarifs  auf  70  Frcs.  für  bestimmte  Zeit  erhöht  und  den  Termin  mehrmals  verlängert, 
zulef/.t  durch  (ies.  v.  29.  Mai  lsss  bis  auf  Weiteres. 

Der  Wein  zoll  wurde  nach  dem  Kriege  auf  5  Frcs.  f.  d.  Hectol.,  bei  Li^ueur- 
weinen  auf  20  Frcs.  gestellt,  mit  späterem  Zuschlag  war  er  bez.  5.20  und  20. SO  Frcs. 
Der  Vertragstarifsatz  war  einheitlich  3.50  Frcs.  Im  allgemeinen  Tarif  von 
wurde  der  Zoll  ebenfalls  einheitlich  auf  4.50  Frcs.  gesetzt.  —  Der  Bierzoll,  vor 
1S00  7.20  Frcs.  p.  Hectol.,  im  brit.  Vertragstarif  2  Frcs.  (nebst  innerer  Verbrauchs- 
steuer), betrug  nach  dem  Kriege  mit  Zuschlag  7.75  Frcs.  im  allgemeinen,  5.75  Frcs. 
im  Vertragstarif,  seit  lS^l  in  ersterem  7.50  Frcs..  womit  die  innere  Steuer  gedeckt 
ist.  Diese  ist  aber  nur  :t.75  Frcs.  für  starkes  und  1.25  Frcs.  für  Dünnbier  (§.  202).  — 
Auch  der  Obstwein-  und  Methzoll  wird  ausser  der  iuueren  Steuer  für  fremdes, 
/um  (.'onsuin  eingehendes  (Je tränk  erhoben,  ist  aber  practisch  bei  fast  ganz  fehlender 
Einfuhr  ohne  Bedeutung.  Kr  war  vor  1SS1  im  allgemeinen  Tarif  für  Obstwein  2.50. 
für  Meth  31.20  Frcs.  p.  Hectol.,  im  Tarif  v.  1  SS  1  bez.  1  und  20  Frcs.,  im  Vertrags- 
tarif kommt  von  diesen  Getränken  Cider  allein  mit  0.25  Frcs.  p.  Hectol.  vor.  Der 
Zollertrag  uberschreitet  einige  100  Frcs.  jährlich  nicht.  —  Trockene  und  gepresste 
Trauben  (auch  Aepfel  und  Birnen)  zahlen  nach  dem  allgem.  Tarif  von  1SSI  0  Frcs., 
ebenso  viel  trockene  und  gepresste  Feigen,  aber  beide  Kategorieeii  nach  dem  Ver- 
tragstarif nur  30  Cent.  f.  100  Kilogr 

Die  Statistik  der  Ein-  und  Ausfuhr  und  der  Zollcrträge  ergiebt  Folgende* 
(s.  Bull.  IX,  205  11..  X,  100  ff..  500,  XXII,  014  II'.,  XXIII,  23,  070  u.  a.  m.). 

Die  Alcoholein  fuhr  wie  Ausfuhr,  zumal  die  erstere,  zeigt  sich  von  der 
Weinernte  bccinflusst.  Die  Einfuhr  betrug  vor  1S52  immer  nur  5  —7000  Hectol., 
stieg  Mitte  der  50er  Jahre  auf  201.00»»- 377,000  im  Jahre,  sank  dann  aber  in  ge- 
wöhnlichen Jahren  wieder  auf  50.000 — 70.000,  erst  seit  1S79  hat  sie  fast  jedes  Jahr 
200,0()0  Hectol.  überschritten,  1>S0  war  sie  220,000  ;fiir  17.2  Mill.  Frcs.),  1SS7 
212,000.  England  ist  daran  fast  gar  nicht  mehr,  Deutschland  war  Auf.  der  iSSOer 
Jahre  mit  der  Hälfte,  in  den  letzten  Jahren  nur  mit  , — betheiligt.  Die  Einfuhr 
von  Li«|iieuren  war  im  Max.  etwa  2500,  neuestens  wieder  unter  1000  Hectolitcr.  — 
Aehnlich  hat  sich  natürlich  der  Zollertrag  beweirt.  er  war  1S51  schon  einmal 
0.30  Mill  Frcs.,  im  Durchschn.  v.  ls«0—  00  0.00.  von  1S70— 70  0.T0,  seit  1S7S  ist 
er  immer  erheblich  höher.  Max.  ISS2  1.1  Mill.  Frcs.,  i.  D.  v.  1S>3-  S7  3  Mill.  - 
Die  Ausfuhr  französ.  Alcohole  war  in  dem  4.  und  5.  Jahrzehnt  ca.  '/.,,  im  0. 
ca.  '/,  Mill.  Hectol.  jährlich,  in  den  70er  Jahren  -150.000  im  Durchschn..  seitdem  ist 
sie  durchschnittlich  unter  300,000.  lsstf  2S0.00O.  lss7  2SO.OO0,  die  seit  einigen 
Jahren  stark  gesunkene  Liqueurausfuhr  war  im  vor.  Jahrzehnt  ca.  24,000  Hectol. 
jährlich,  IS^O  nur  11,410,  1SS7  S530.  —  Allerdings  sind  die  oxportirten  Alcohole 
von  hohem  Werthc,  so  1SS0  75.7,  1^1  70.4  Mill.  Frcs.,  etwa  4  mal  so  werthvoll  wie 
die  importirten,  was  auf  die  bezogenen  und  versendeten  Sorten  Licht  wirft. 

Die  Weineiufuhr  war  in  den  früheren  Jahrzehnten  und  bis  JS53  ganz  un- 
bedeutend. 2500-3500  Hectol.  jährlich.  Dann  stieg  sie  von  1S54  an  bei  den  da- 
maligen schlechten  Weinernten  rasch  und  stark.  1^57  bis  auf  02V000  Hectol.,  sank 
dann  wieder  erheblich,  aber  doch  nur  in  2  Jahren,  1*>05  und  00  auf  unter 
100,000  Hectol..  Durchschn.  1SO0  09  104,000.  Von  ls72  au  wuchs  sie  bedeutend, 
wohl  unter  dem  Miteinfluss  der  Ausscheidung  von  Elsass- Lothringen,  dessen  Aus-  und 
Einfuhren  seitdem  im  französ.  Handelsansweis  erscheinen.  Sie  war  5- -  0  0,000  Hectol. 
jährlich,  nur  einmal.  1S75  noch  unter  300.000.  Seit  1S70  stieg  sie  dann  rapid.  1SM) 
auf  7.2  Mill.  Hectol.,  1SS0  auf  11.01,  1SS7  auf  12.2S  Mill.,  d.  h.  in  diesem  Jahre 
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auf  50%  der  Weinernte  vun  21.33  Mill.!  Der  Worth  dieser  Einfuhr.  1^7s  nur 
erst  50.2.  war  1887  573.2  Mill.  Frcs.  und  im  Durchschn.  v.  I STs — 87  3*17.3  gegen 
nur  244.2  Mill.  Werth  der  Weinausfuhr  in  diesen  10  Jahren!  (Bull.  XXII.  23\ 
Spanien  und  Italien  liefern  die  Hauptmengcn.  Der  We  i  n zo  lle  rtrag,  im  4.,  5.  und 
0.  Jahrzehnt  -  a/lu  Mill.  Frcs.  jahrlich,  im  7.  bloss  07.001)  Frcs.,  stieg  v.  1 S72  an 
in  die  Millionen,  Durchschn.  1870—79  3.00,  IS70  10.25,  1880  25.27.  18>0 
21.3  Mill.  Frcs.,  bildet  also  jetzt  '/, —  '/„  des  Ertrags  der  inneren  Weinsteuer  (1880 
133.2  Mill.  Frcs.).  —  Die  Weinausfuhr  hat  sich  hei  den  schlechten  Weinernten, 
h»'z.  bei  der  Abnahme  der  Weingewinnuna:  in  den  ]8>0or  Jahren,  offenbar  nur  mit 
Hilfe  dieser  gesteigerten  Bezüge  fremder  Weine  einigeruiasscn  auf  der  früheren  Höhe 
erhalten  können.  Sit-  war  vom  4.  bis  7.  Jahrzehnt  durchschnittlich  von  1.2  auf 
2.45  Mill.  Hectol.  jährlich  gestiegen,  hatte  im  5.  Jahrzehnt  3.2S  (Max.  1873  3.0S, 
Min.  1570  2.70  Mili.)  erreicht,  seitdem  ist  sie  auf  ca.  2.6  Mill.  gewichen  (1850  2.71, 
1887  2.40).  Frankreich  hat  daher  vorlaufig  aufgehört,  zu  den  überwiegend  Wein 
ausführenden  Ländern  zu  zählen,  es  ist  unter  die  Weinbe/.ugsländer  getreten.  —  Die 
Einfuhr  von  trockenen  Trauben  und  Feigen,  meist  zur  Weinbereitung,  war 
1^85  und  1  ss<»  bez.  05.35  und  88.42  Mill.  Kil.  Tratiben  und  10.1*  und  18.10  Mill. 
KU.,  woraus  2.27  und  2.82  Mill,  bez.  aus  Feiiren)  21,107  und  21,770  Hectol.  Kunst- 
wein bereitet  worden  wäre  (Bull  XXIII,  281). 

Alle  diese  Umstände,  die  eben  deshalb  etwas  genauer  dargelegt 
sind,  machen  es  begreiflich,  dass  in  dem  alten  Wcinlandc  und 
Wcinsteuerlande  Frankreich  j etzt  ernstlich  an  die  volle 
Beseitigung  der  S  taats-Weinsteuc r  gedacht  wird:  eine 
finanzpolitische  Wirkung  der  —  Reblaus,  nicht  nur  auf  Steuer- 
erträge, sondern  auf  die  ganze  Einrichtung  eines  wichtigen  Be- 
stcuerung8gebiets ! 

Die  Biereinfuhr  ist  wie  die  Bierausfuhr  seit  Jahr/chuteii  in  langsamer, 
aber  stetiger,  erst  seit  den  lMJUer  Jahren  erste ro  in  etwas  erheblicherer  Steigerung 
begriffen  gewesen;  von  da  an  überragt  sie  die  Ausfuhr  (Durchschn.  1800  —  00 
18,000  Hectol.  Einfuhr,  2s,000  Ausfuhr).  Seit  1  >7 1  ist.  vornehmlich  mit  durch  die 
Einwirkung  des  Ausscheidens  von  Elsass-Loihringen,  die  Ausfuhr  fast  stabil  geblieben 
(20—32,000  Hectol.  jährlich),  die  Einfuhr  sofort  und  weiter  rasch  auf  '/.,.  a/5  Mill. 
Hectol.  gewachsen,  dann  aber  wieder  etwas  gesunken  (Max.  1^82  und  S3  414,000, 
18s»j  203,000.  1^>7  2::0,000  Hectol.),  der  Ertrag  der  Biersteuer  daher  auch  von 
'/<  Mill.  im  7.  auf  1.40  im  8.  Jahrzehnt  und  2.8  Mill.  in  1882-  80  jährlich  ge- 
stiegen —  immerhin  auf  '/«  <K*s  Ertrags  der  Steuer  von  inlä-  dischem  Bier. 

dd.    Kuck  blick  und  zur  Kritik. 

§.  265.  Die  eigentümliche  Verbindung  der  Besteuerung  der 
verschiedenen  Getränke  und  die  nicht  minder  eigentümliche  Zu- 
sammenfügung technisch  verschiedener  Steuerarten  zu  einem  Ganzen 
erscheinen  wohl  beim  ersten  Anblick  ziemlich  willkürlich,  die  Be- 
zeichnung dieses  Ganzen  als  „System"  der  Getränkebesteuerung 
daher  auch  fragwürdig.  Bei  der  näheren  Betrachtung  der  Menge 
einzelner  Bestimmungen,  welche  der  Durchführung  dieses  „Systems" 
dienen,  steigert  sich  sogar  die  Empfindung  des  Willkürlichen  noch 
und  macht  das  Ganze  dann  schliesslich  mehr  den  Eindruck  eines 
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förmlichen  stcuerrcchtlichcn  und  steucrtcchnischen  Chaos  als  eines 
klaren  und  folgerichtig  durchgebildeten  „Systems". 

Allein  eine  solche  ße-  und  Verurtheilung  der  französischen 
Getränkebesteuerung  wäre  eine  unrichtige.  Giebt  man  vielmehr 
einmal  die  Notwendigkeit  und  Berechtigung  der  Getränkebesteue- 
ruug  iu  einem  Umfange  und  Maasse  zu,  wie  sie  in  Frankreich 
besteht  —  und  durch  die  finanziellen  Erfordernisse  nothwendig 
geworden  ist  —  so  erweist  sich  die  ganze  Einrichtung  bei  un- 
befangener Prüfung  als  ein  Ergebniss  klarer  stcuerpolitischer 
Gedanken  und  Ziele  und  im  Ganzen  wie  in  allen  ihren  Einzel- 
heiten als  die  Durchführung  eines  klaren  steuertechnischen 
Planes  zur  Verwirklichung  jener  Ziele.  Das  Einzelne  ist  mit 
strenger  Folgerichtigkeit  entwickelt,  auch  das  Untergeordnete  und 
Nebensächliche.  Notwendigkeit  und  System  sind  da  vorhanden, 
wo  zuerst  nur  Willkür  erscheint.  Namentlich  gilt  dies  von  dem 
Haupttheil  der  französischen  Getränkebesteuerung,  der  Wein-, 
Obstwein-  und  Alcoholbesteuerung,  bei  welcher  sich,  im  Unterschied 
von  der  Bierbesteuerung,  vornehmlich  Eigentümliches  und  von  den 
Einrichtungen  anderer  Gesetzgebungen  Abweichendes  findet. 

Nach  dem  vorschwebenden  steuerpolitischen  Ziele  soll  die  Be- 
steuerung der  vorgenannten  drei  Getränke  möglichst  eine  wirk- 
liche Verbrauchssteuer  sein.  Daher  wird  die  Stcuerpflicbt 
wesentlich  auf  das  zum  heimischen  Consum  bestimmte  Getränk 
beschränkt  und,  unter  den  erforderlichen  Cautelen,  das  zur  Aus- 
fuhr gelangende  Getränk  überhaupt  gar  nicht  erst  versteuert.  Zu 
diesem  Zweck  wird  im  ersten  Falle  die  Verpflichtung  zur  Steuer- 
zahlung an  den  Act  der  Consumtion  selbst  geknüpft  oder 
wenigstens  an  eine  Stelle  gelegt,  welche  diesem  Acte  mög- 
lichst nahe  liegt,  bis  dahin  aber  nur  die  Erzeugung,  die 
Versendung  und  die  Lagerung  des  Getränks  steueramtlich 
unter  Controle  genommen.  Für  das  ausgeführte  Getränk 
aber  wird  nicht  erst  die  Steuer  erhoben  und  dann  zurückerstattet, 
sondern  das  von  den  betreffenden  Begleitscheinen  begleitete  Ge- 
tränk geht  überhaupt  steuerfrei  hinaus.  Nach  diesen  Ziel-  und 
Gesichtspuncten  sind  die  technischen  Einzelheiten  der  Einrichtung 
und  Durchführung  der  Getränkebestcuerung  gestaltet. 

So  hält  man  sich  zur  Veranlagung  der  Steuer  an  das  fertige  Product,  das 
„Fabrikat",  nicht  an  Bctiicbsmcrkinale  bei  der  Herstellung  noch  an  RohstoÜ- 
ineiigeu  u.  dgl.  tu  (Fiu.  II,  402).  Es  erfolgt  dann  eine  (Jontrole  der  Pro- 
duetion,  aber  nicht  die  Besteuerung  des  Getränks  beim  Producenten 
selbst,  sondern  nur  die  Ermittlung  der  producirten  Menge  bei  ihm  durch 
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die  regelmässige  steu  e  r  am  1 1  i  ehe  U  ebe  r  wa  chu  n  g  l  Kxercice).  Die  empfindliche 
Lücke  bei  letzterer  bleibt  -  folgerichtig,  weil  eine  Abweichung  vom  Grundgedanken  — 
die  fehlende  Ueberwachung  der  Production  der  Eigenbauer  und  Eigenbrenner.  Der 
Producent  ist  niclit  der  eigentliche  Steuerpflichtige,  sondern  nur  der  Steuer- 
haftende, dem  die  producirten  Mengen  zur  Last  geschrieben  werden,  bis  sie  nach- 
weislich versteuert  oder  zu  steuerfreier  Verwendung,  wie  in  der  Ausfuhr,  gelangt 
sind.  An  die  Productionscontrole  der  gewerbsmässigen  Getränkeerzengung  schlicsst 
sich  die  Versendung  scontrolo  an  und  selbständig  tritt  dieselbe  auch  bei  der 
Versendung  von  betranken  Seitens  der  Eigenbauer  und  Eigenbrenner  ein.  Sie  ist  in 
ihrer  ganzen  Einrichtung,  mit  dem  Anmeldczwaug  für  Versendungen,  dem  Begleitschein- 
zwang, den  betreffenden  Abgaben  bei  der  „Expedition"  und  „Gradation"  der  Ge- 
tränke, der  Controle  beim  Eingang  in  die  geschlossenen  Orte  ein  wesentlicher  und 
wieder  durchaus  folgerichtig  ein-  und  durchgeführter  Punct  des  ganzen  Systems:  sie 
dient  dazu,  das  Steucrobject.  auf  dem  Wege  vom  Produccnteu,  Grosshändler , 
den  Stenerhaftcnden ,  zum  Händler,  Wirth,  Consumenten,  als  den 
eigentlich  Steuerpflichtigen  verfolgen  und  erfassen  zu  können,  es  aber  eben 
erst  kurz  vor  oder  selbst,  wie  bei  den  Debitanten,  erst  nach  dem  erfolgten  Consum 
zur  Besteuerung  zu  bringen.  Die  Controle  beim  Empfang  Seitens  des  Steuer- 
haftenden oder  Steuerpflichtigen,  die  Gewährung  des  Rechts  det  steuerfreien 
Niederlage  (Entrepütj  an  den  Producenten  und  Großhändler ,  der  Getränkebezug 
der  Debitanten  und  Händler  unter  dem  System  des  acquit-ä-caution,  die  Ueber- 
wachung  der  Lager  und  Keller  der  Großhändler ,  EntrepOts,  Debitanten,  Lbjueur- 
fabrikanten ,  wodurch  bei  Grosshändlern  und  Entrepots  es  wieder  möglich  wird,  nur 
Steuorhaftung,  nicht  Zahlungsverpflichtung,  beim  Debitanten  nur  Eintritt  der  Steuer- 
pflicht und  Fälligkeit  der  Steuerzahlung  nach  Massgabe  des  Absatzes  eintreten 
zu  lassen:  —  alle,  diese  Einrichtungen  und  Bestimmungen  sind  wieder  streng  folge- 
richtig und  dienen  erfolgreich  dem  Zweck,  die  Steuerzahlung  au  fsc  hieb  bar  zu 
machen  und  der  Getrankcbesteuerung  den  ("haracter  einer  Verbrauchssteuer  des 
Consumenten  thunlichst  zu  wahren.  Die  Formen  der  Sicher  Stellung  und  der 
endlichen  E  u  tri  chtung  der  Steuer  siud  den  obwaltenden  französischen  Produetions-, 
Absatz-.  Verkehrs-,  Consumtionsverhältuissen  gut  augepasst. 

Auch  die  Alc.oholbesteueruug  war  ursprünglich  nach  den  gegebenen  Verhält- 
nissen der  früher  fast  allein  in  Betracht  kommenden  Wein-  und  Obstweinbrennerei 
leidlich  genügend  eingerichtet.  Das  freilich  von  vornherein  missliche  Privileg  der 
Coutrolfreiheit  der  Eigenbrenner  war  von  den  Eigenbauern  von  Wein  und  Obst  — 
zunächst  denselben  Personen,  die  eben  auch  destillirten  — ,  herübergenoinmen .  bei 
der  früheren  geringeren,  weniger  zum  Unterschleif  anreizenden  Höhe  der  Steuer  aber 
auch  noch  nicht  so  bedenklich  wie  später.  Die  Entwicklung  der  gewerbsmässigen 
(Gross- )Brennerci  von  mehligen  Stollen.  Melasse,  Rüben  schuf  dann  auch  in  Frankreich 
die  Notwendigkeit  immer  schärferer  Betriebscontrolen. 

In  dieser  ihrer  complicirten  Einrichtung  hat  die  französische 
Getränkebesteuerung  die  schwierige  Aufgabe  verhältnissmässig  be- 
friedigend gelöst,  eine  sehr  einträgliche  „indirecte"  Ver- 
brauchssteuer bei  einer  ausserordentlich  zersplitterten 
privatwirthsch aftlichen  Production  so  durchzuführen,  dass 
diese  Production  dabei  bestehen  kann.  Der  Gross- 
betrieb —  wenn  auch  zu  Gunsten  der  gewerblich -technischen 
Entwicklung,  aber  mit  sehr  bedenklichen  socialpolitischen  Folgen  — 
wird  nicht  so  einseitig,  wie  bei  Rohstoff-  und  Betriebsmerkmal 
Steuern  zum  Nachtheil  der  kleineren  Betriebe  prämiirt.  Der 
Steuer  wird  der  beabsichtigte  Ohara cter  der  wirklichen  Ver- 
brauchssteuer thunlichst  gewahrt,  v.  Hock's  oben  (S.  «19)  schon 
erwähntes  Urtheil  «her  das  Gesetz  von  181 G  ist  besser  auf  den 


Digitized  by  Google 


Gf>H         ß.  B.  2.  K.  Steuerrecht.  1.  H.-A.   2.  A.  Frankreich.  §.  2fi5. 


ganzen  Bau  dieser  Getränkes  teil  er- Gesetzgebung  an- 
zuwenden: er  ist  ebenso  umfassend  und  kühn  als  durch- 
dacht, freilich  auch  ein  Werk,  an  welchem  eine  höchst  intelligente 
und  tüchtige  Verwaltung  Menschenalter  hindurch  gearbeitet  bat 
und  bis  in  die  Gegenwart  hinein  emsig  fortarbeitet,  wie  die  seit 
1871  erfolgten  weiteren  legislativen  und  administrativen  Fortschritte 
beweisen.  »So  radicale  Reformpläne,  wie  derjenige  von  1888,  wenn 
er  auch  immer  noch  wichtige  Theilc  der  Grundlagen  der  bestehen 
den  Gesetzgebung  festhält,  sind  doch  wohl  auch  deswegen  bedenk- 
lich, weil  viel  Erprobtes  dabei  zu  leicht  preisgegeben  wird. 

Die  anklebenden  Mangel  des  ganzen  Systems  sind  freilich 
anderseits  auch  nicht  zu  verkennen. 

Die  verschiedene  Qualität  der  Getränke,  welche  hei  Wein  und  Branntwein 
nicht  bloss  in  der  Alcoholstärke  liegt,  wird  dadurch  noch  nicht  genügend  berück- 
sichtigt, dass  die  wichtige  Kleinabgabe  bei  W  ein  und  Cider  nach  dem  Preise  bemessen 
und  die  Circulationsabsjabe  nach  den  Preisverhältnissen  dreifach  abgestuft  ist.  Auch 
die  Biersteuer  trägt  der  Qualität  des  Getränks  nicht  ausreichend  Rechnung.  Nach 
diesen  Seiten  verst. W  die  Getränkebesteuerung  gegen  den  Grundsatz,  die  Steueret 
nach  der  Leistungsf.diiakeit  zu  vertheilen.  Genügend  und  richtig  wird  dieser  Grund- 
satz durch  den  Hinzutritt  der  Eingangsabgahe  in  den  grosseren  Orten  auch  noch  nicht 
zur  Anwendung  gebracht.  Einen  directen  Verstoss  gegen  denselben  bildet  der  Um- 
stand, dass  die  einzelnen  Glieder  des  Systems  die  v er  s c  h  ied  e  n en  Con su m  e n  ten  - 
kreise  zu  ungleich  treffen,  was  besonders  von  der  Kleinahgahe  einer-,  der  Circu- 
lationsabgabe  andererseits  gilt. 

Die  Controlen  sind  unvermeidlich  belästigend,  störend,  und  doch  noch  nicht 
genügend  wirksam,  um  den  Untersehl  c  i  f  zu  bewältigen.  Beides  trifft  in  besonderem 
Maasso  bei  der  dem  System  eigentümlichen  —  wenn  auch  noch  bei  anderen 
französischen  indirecten  Steuern  sich  lindenden  —  Versendungs-  oder  Transport- 
<  ontrole  zu.  Die  Erhöhung  der  Aleoholstcucr  hat  alle  Controlen  noch  notwendiger 
gemacht,  die  eingetretenen  erheblichen  Verschärfungen  reichen  gleichwohl  noch 
immer  nicht  ans.  Und  doch  haben  sie  schon  einen  Umfang  und  eine  Beschalfenh-  i!. 
die  anderswo  kaum  als  erträglich  gelten  würden.  Man  hat  dennoch  auch  bei  den 
neueren  Keformprojecten  der  Steuer  an  die  Milderung  und  teilweise  die  Beseitigung 
dieser  Ontrolen  gedacht.  In  Betreff  dieser  Bestrebungen,  namentlich  soweit  sie  auch 
das  Aufgeben  der  besonders  odiösen  Verscndungscontrole  bei  einer  Conccntration  der 
Getränkebesteuerung  bloss  auf  Alcohol  betreffen,  möchte  indessen  das  Wort  Stourm's 
gelten:  ..entweder  die  Formalitäten  festhalten  oder  di«  Steuer  unter- 
drücken". Eine  Variante  des  „Sit  ut  est,  aut  non  sit deren  Anwendbarkeit  die 
logische  U'onscquenz  und  technisch  vollendete  Durcharbeitung  des  Systems  am  Besten 
beweist.  Manche  Erleichterung  gewähren  ja  auch  die  Abonnements,  aber  die 
pleicliinässiL'c  Wirkung  derselben  auf  die  abonnirten  Steuerpflichtigen  steht  freilich 
widil  mehrfach  dahin,  ebenso  wie  die  gleichmässigc  Behandlung  der  Abonneuten 
einer-  und  der  Nicht- Abonnenten  anderseits,  sowie  die  genügende  Sicherung  d« 
tisealischen  Interesses  bei  solchen  Abonnements  immer  traglich  bleibt. 

S.  Stourm  im  Art.  boisson.  Say's  «lief.  p.  420.  Er  betont  aber  auch.  das« 
die  Gewöhnung  der  Steuerpflichtigen  und  Haftenden  die  Cotitrolcn  nicht  so  unerträglich 
in  der  Pravis  macht,  als  sie  nach  dem  Wortlaut  der  Gesetze.  Verordnungen  und 
Instructionen  erscheinen.  In  der  Praxis  wickelten  sich  die  Dinge  in  der  Regel 
einfach,  glatt  und  schnell  ab,  die  Steucrverwaltung  gewähre  jedes  Entgegenkommen, 
das  mit  der  genügenden  W'ahiunj  der  lis<  alischen  Interessen,  die  sie  zu  hüten  hat. 
irgend  vereinbar  sei  u.  s.  w. 
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y.  Die  Zuckerbeste  uerung. 

Die  spcciell  hierher  gehörende  Besteuerung  des  einheimischen,  zum  inneren 
Verbrauch  gelangenden  Rübenzuckers  steht  in  engem  Zusammenhang  mit  der  Be- 
steuerung des  französischen  Colonialzuckers  und  des  fremden  Kohr-  wie 
Kühcn/uckers  durch  die  Einfuhrzölle,  sowie  mit  der  Behandlung,  bc/.w.  der 
differentiellen  Bezollung  von  Rohzucker  und  Raffinade  bei  der  Einfuhr  und  mit 
der  Kegelung  der  Red  uc  tionsv  c  rhältn isse  der  verschiedeneu  Zuckersorten  anf 
einander,  speciell  für  die  Feststellung  der  A  usf u h r v e  rg  ü  tu  n  ge n.  Auf  diese  Zu- 
sammenhänge muss  daher  auch  in  der  Darstellung  Rücksicht  genommen  werden.  Das 
Tarif wesen  der  französischen  Zuckerbesteuerung  wird  so  ein  sehr  verwickeltes. 
Ks  hat  zudem  häufige  Acnderungen  erfahren,  sowohl  in  seinen  Sätzen  als  in 
seiner  ganzen  technischen  Einrichtung.  In  allen  seinen  Einzelheiten  kann  dieser 
Gegenstand  hier  nicht  verfolgt  werden. 

Die  ganze  Materie  der  Zuckerbesteueruitg  gehört,  wie  das  Zoll  wesen  und  /..  Th. 
auch  die  Getränkebesteuerung,  zu  denjenigen  hnanzwirthscbaftliehen,  bei  welchen  die 
volkswirtschaftliche  Seite  vor  der  bloss  finanziellen  an  Bedeutung  voran  steht. 
Namentlich  die  Beziehungen  zwischen  der  Entwicklung  der  Kubenzuckerindustrie  und 
der  Landwirtschaft  und  zwischen  ersterer  und  dem  internationalen  Zucker- 
han del  sind  ebenso  verwickelt  als  wichtig.  Durch  die  seit  lange  in  Frankreich  ein- 
geschlagene und  in  einigen  Pnuctcn  noch  gegenwärtig  festgehaltene  Handelspolitik 
wird  die  Zuckersteuerfragc  gerade  in  Frankreich  nach  ihrer  volkswirtschaftlichen 
Seite  auch  noch  verwickelter  als  in  den  meisten  anderen  Ländern,  z.  B.  als  in 
Deutschland,  wo  es  sich  nur  um  den  Gegensatz  fremden  Rohr-  und  später  auch 
Rübenzuckers  zum  einheimischen  Rabenzucker,  oder  als  in  England,  wo  es  sich 
in  Ermangelung  einer  einheimischen  Rübenzuckerindustrie  auch  früher  zur  Zeit  der 
Zuckcrzölle  nur  um  den  Gegensatz  des  eigenen  Colonial-  zum  fremden  Zucker 
handelte.  In  Frankreich  sind  schon  nach  der  Herkunft  drei  Hauptuntcrscheidungcu 
bei  Zucker  zu  machen :  f r  anzösis ch e r  Col o  nial  - ,  fremder  und  e i nheim  i scher 
Kuben- Zucker.  Dazu  treten  aber  in  Betreff  der  importirten  Zucker  weitere 
Unterscheidungen  der  Handelspolitik:  so  zwischen  direct  aus  überseeischem 
Productionsgebiet,  aus  europäischem  Productionsgebiet  und  aus  europäischen 
Entrep.">ts  kommendem,  bei  dem  seewärts  eingeführten  zwischen  dem  unter 
französ.  und  fremder  Flagge  anlangenden  Zucker.  Durch  den  Abschluss  von 
Hand  eis  vertrügen  und  spcciell  von  Zuckercon  ventionen  —  mit  Grossbritannien, 
Niederlanden,  Belgien  —  kommen  wiederum  neue  Unterscheidungen  in  das  Tarifwesen. 
In  Folge  dieser  und  anderer  ähnlicher  Umstände  mehr  werden  die  auf  diesem  Gebiete 
überhaupt  so  wichtigen,  vielfach  entscheidenden  Wechselwirkungen  zwischen  der 
Einrichtung  und  dem  Tarifwcscii  der  Kubcnzuckcrstcuer,  der  Einfuhrzölle  und  Ausfuhr- 
vergütungen  einerseits  und  der  technischen  und  wirtschaftlichen  Entwicklung  der 
Kübcnzuckcrproduction  und  des  internationalen  Zuckerhandels  anderseits  in  Frankreich 
noch  mannigfaltiger,  verwickelter,  wechselnder  als  anderswo.  Auch  bei  dem  in 
diesem  Werke  gebotenen  Bestreben,  die  Zuckerfragc  als  Steuerfrage  zu  behandeln, 
lasst  sich  eine  Berücksichtigung  der  angedeuteten  anderen  Seiten  der  Frage  nicht 
vermeiden ,  weil  dieselben  mit  der  steuerpolitischen  und  steuertechnischen ,  streng  ge- 
nommen allein  hierhergehörigen  zu  eng  zusammenhängen.  Aber  selbstverständlich 
können  diese  anderen  Seiten  hier  nur  berührt,  nicht  entfernt  erschöpft  werden.  Der 
Hauptpunct  ist  die  Rübenzuckersteuer;  die  Zölle  und  Zollfragen  müssen  in 
die  folgende  Darstellung  aufgenommen  werden,  aber  sind  darin  absichtlich  in  zweite 
Linie  gestellt. 

Gesetzgebung.  (.Kurze  Uebersicht,  aber  uur  wichtigere  Gesetze,  Deeretc.) 
Sie  hat  sich  in  dem  Bestreben,  allen  Interessenten  Rücksicht  zu  gewähren,  fast 
unaufhörlich  verändert,  von  1 S 1 4 — sl  ist  2(5  mal  und  seitdem  noch  mehrmals  daran 
gearbeitet  worden.  Bis  zur  Einführung  der  Rübenzuckersteuer  i.  .1.  IS'17  kommt  nur 
die  Zollgesetzgebung  und  deren  Tarifwesen  in  Betracht.  Massgebend  daher 
die  allgemeinen  Bestimmungen  des  Zöllrechts  und  Zolltarifs  auch  für  dieZucker- 
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/olle,  mit  der  ticin  französ.  Zollrocht  eigonthümlichen .  in  einigen  Functen  noch 
geltenden  diffcrenticllcn  Behandlung  des  eingeführten  Zuckers  nach  Herkunft. 
Flagge  (französ.  und  fremde),  directer  und  indirecter  (d.  h.  aus  EntrepOt* 
kommender)  Einfuhr.  Grundlegend  für  die  Tarifbegünstigung  des  französ. 
( olonialzuckers  gegenüber  dem  fremden  und  für  die  besondere  Begünstigung  der 
inländischen  Raffinerie  das  Ges.  v.  28.  Apr.  1816.  Mehrfache  Veränderung 
der  Gesetze  über  die  Tarifsätze,  Rendements-  oder  Ansbeutcziüorn,  Ausfubrvcrgütungen 
in  den  folgenden  Jahrzehnten  (s.  v.  Kaufmann,  Zuckerindustrie,  S.  120  11.). 

Erst«!  Einführung  einer  inländischen  Rübenznc kersteuer  durch  Ges.  v. 
1*.  Juli  1837.  Zu  unterscheiden  sind  seitdem  in  der  Gesetzgebung  die  Bestimmungen 
uber  die  Einrichtung  und  die  Erhebungsmethode  dieser  Steuer,  über  di^ 
Tarife  derselben,  über  die  Bemessungs weise  der  Einfuhrzölle  und  deren 
Tarife  und  über  die  Bemessungsweisc  der  Ausfuhrrergütungcn,  bezw. 
Steuer-  und  Zollrcstitutionen. 

Für  die  Einrichtung  der  Rübeuzuckerstcucr,  Unterstellung  der  Roh- 
zucker fabriken  unter  die  steueratntliche  Controle  (Exercice)  ist  bes.  wichtig  das  Ges. 
v.  81.  Mai  184tJ  nebst  Ord.  v.  21).  Aug.  IMG  und  das  Gesetz-Dccret  v.  27.  März  1S.V2 
nebst  Reglern,  v.  1.  Sept.  ]s.*>2;  danach  gelten  hier  aucli  einige  Bestimmungen  des 
Ges.  v.  2S.  Apr.  IS16  (so  Art.  235.  230,  betr.  Visitationen  u.  s.  w.).  Die  Steuer  im 
rrineip  Fabrikatsteuer:  jährliche  Licenzen.  Als  Methode  für  die  Ermittlung 
des  steuerpflichtigen  Minimum  bestimmt  d.  Ges.  v.  1846,  Art.  7,  die  Messung 
der  Dichtigkeit  des  Safts  mittelst  des  Densi  in  eters,  desgl.  Ges.  v.  19.  Juli  1980. 
Art.  21  (Zurtickführnng  der  mit  dem  Densimeter  nach  der  Saltmenge  ermittelten  Er- 
gebnisse auf  Raffinade).  Feststellung  der  wirklich  gewonnenen  und  als  solch»' 
steuerpflichtigen  Menge,  daher  eventuell  über  das  aus  dem  Saft  abgeleitete 
Minimum  hinaus,  durch  die  Controle  iExcreiee)  des  fertigen,  zur  Versendung 
aus  der  Fabrik  hinausgehenden  Rohzuckers.  Die  Methode  für  Ermittlung  des  letzteren, 
sowie  für  die  Bemessung  des  Verhältnisses  des  Rohzuckers  zur  Raffinade  und  für  die- 
jenige der  Ausfuhrvcrgütungen  des  Rohzuckers  war  nach  der  anfänglichen  Gesetz- 
gebung die  Vergleichung  mit  Farbetypen  verschiedenen  inuthmasslichcn  Zucker- 
gehalts und  danach  bestimmten  Steuersatzes  Nach  Ges.  v.  20.  Juli  1875  trat 
Versteuerung  nach  dem  wirklichen  Zuckergehalt,  daher  eventuell  auf  Grund 
saechari  metrischer  Prüfung,  ein  (s.  u.).  —  Abonnements  der  Zuckerfabriken 
f  ii  r  Minimal  ausbeuten  nach  der  Saft  probe,  unter  Freilassung  der  höheren  Ausbeute, 
zugelassen  nach  Ges.  v.  28.  Mai  1860,  Art.  4,  durch  Ges.  v.  7.  Mai  1864  wieder 
aufgehoben.  —  Völlige  Umgestaltung  der  Erhebungsmethode  zunächst  facul- 
tativ  seit  l.Sept.  1S84,  obligatorisch  nach  1.  Sept.  1887,  durch  Verwandlung  der 
Fabrikat-  bez.  Saftbestcuerung  in  die  Rohstof fbestcuerung  nach  der  Rüben- 
menge  durch  Ges.  r.  29.  Juli  1884,  mit  Bestimmungen  über  die  steuerpflichtigen 
Minimalausbeuten  (Rcndcinents)  und  Freigebung  der  Mchrproduction: 
inoditicirt  und  niedrigere  Mitbesteuerung  des  Plus  der  Ausbeute  durch  Ges.  vom 
4  Juli  1 SS7.  Administrative  Durchführung  der  neuen  Steucrlorm  durch  Dccretc  vom 
31.  Juli  1884  und  25.  Aug.  1887. 

Die  von  der  Gesetzgebung  bis  in  die  neueste  Zeit  sehr  begünstigten  Raffi- 
nerieen  von  Rohzucker  sind  licenzpflichtig  (Ges.  v.  1846).  sie  unterlagen  zwar 
auch  früher  schon  in  gewissen  Fällen  der  Visitation ,  aber  in  der  Regel  nicht  dem 
bestündigen  Exercice  (Üecr.  v.  27.  März  1852,  Art.  2).  In  Consequeuz  der  inter- 
nationalen Zuckerconvention  stellte  das  Ges.  v.  21.  Marz  18T4  zwar  die  Raffinerieeu 
allgemein  unter  das  Exercice ;  die  Ausführung  dieses  Gesetzes  Avurde  aber  verschoben 
bis  1.  März  1876  (Ges.  v.  29.  Juli  1875)  und  ist  auch  dann  nicht  sofort  ordentlich 
erfolgt.  In  Verbindung  mit  der  neuesten  Gesetzgebung  v.  1884  ist  die  Controle  der 
Raffinericcn  eine  derjenigen  der  Rohzuckerfabriken  ähnliche,  aber  nicht  gleich  scharfe 
geworden  (Ges.  v.  27.  Mai  1*87,  Decr.  v.  25.  Aug.  18*7!. 

Eigene  Melasse-Entzuckcruugsanstalten  stehen  unter  dem  Exercice 
(Gos.  v.  1846),  Melasse  selbst  trägt  einen  niedrigen  Steuersatz.  Glucosc  (Trauben-, 
Stärkezucker) ,  —  d.  h  nach  der  gesetzlichen  Definition  alle  saccharinischen ,  nicht 
crystallisirbaren  Producta  — ,  ist  schon  seit  Ges.  v.  4.  Juli  1843  steuerpflichtig,  zu 
eiuetn  massigeren  Satze;  steuerfrei  nur.  mit  gewisser  Beschränkung  bei  Dünnbier,  bei 
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Zusatz  zu  Bier  (Ges.  v.  19.  Juli  1880.  Art.  23,  Ges.  v.  1.  Mai  1822,  Art.  b).  Die 
Glucosefabriken  sind  dem  Exercicc  zwar  mit  unterworfen,  aber  nicht  dem  beständigen ; 
Iicenzpflichtig  sind  sie  nach  Ges.  v.  1846. 

Die  Tarife  der  R  übenzuckerstouer  wie  der  Zölle,  sowie  die  gesetzlichen 
Ausbeuteziffern,  Kedu ctionszahlcn  zwischen  Rohzucker  und  Raffinade 
und  die  Normen  für  die  Berechnung  der  Ausfuhrvergütungen  haben  seit  1837 
viele  Veränderungen  erfahren.  Erhöhung  der  Rtlbenzuckersteuer  schon  durch  Ges. 
v.  3.  Juli  1840.  Feststellung  einer  allmäligen  Steigerung  der  Steuer  bis  zu  der  1847 
zu  erreichenden  Gleichstellung  mit  dem  Zollsatz  für  französ.  Colonialzucker,  nach  Ges. 
v.  2.  Juli  1843.  unter  Fortdauer  der  Begünstigung  beider  gegen  fremden  Zucker. 
Neue  Begünstigung  des  französ  Colonialzuckers  auch  gegen  den  einheimischen  Raben- 
zucker mittelst  eines  Zoll- A  bschlags  (detaxe)  nach  Ges.  v.  13.  Juni  1851  und  Gesctz- 
Decret  v.  27.  März  1852.  ein  System,  das  mit  verschiedenen  Veränderungen  der 
Steuersätze  bis  Ende  1869  dauerte.  Wichtige  Tarifandcrungen  u.  dgl.  m.  durch  Ge- 
setze v.  23.  Mai  1S60,  2.  Juli  1862,  7.  Mai  1864.  Abschluss  einer  inter- 
nationalen Zuckerconvention  mit  Grossbritannien ,  Niederlanden,  Belgien 
unter  dem  8.  Nov.  1864  auf  10  Jahre  v.  1.  Aug.  1865  an,  mit  Nachtrag  1868.  Be- 
stimmungen in  Frankreich  aber  niemals  genügend  durchgeführt.  —  Nach  dem 
Kriege  starke  Tariferhöhungen  aus  finanziellen  Gründen  dureb  Ges.  vom 
8.  Juli  1871,  v.  22.  Jan.  1872  und  30.  Dec.  1873.  Zweite  internaüonale  Zucker- 
«onvention  zwischen  den  genannten  Staaten  v.  11.  Aug.  1S75;  zur  Ausführung 
derselben  Ges.  v.  30.  Dec.  1875,  durch  Nichtratificirung  der  Convention  Seitens  der 
Niederlande  die  Ausführung  dieses  Gesetzes  verschoben.  Dritte  Convention  v.  8.  März 
1877,  ebenfalls  ohne  genügenden  practischen  Erfolg  in  Frankreich  (s.  d.  u.  gen. 
Schriften  von  v.  Kaufmann  und  J.  Wolf).  —  Neues  Tarifsystem  und  starke 
Herabsetzungen  der  Tarife  durch  Ges.  v.  19.  Juli  1880.  Abermalige  Aenderungen 
in  Verbindung  mit  der  technischen  Umgestaltung  der  Rübenzuckerateuer,  durch  Ges. 
v.  29.  Juli  1884;  dazu  die  Decrete  v.  31.  Juli  1884  und  22.  Juli  1885,  letzteres  betr. 
die  Verwendung  von  niedriger  besteuertem  Zucker  jeder  Art  als  Zusatz  zu  Wein 
und  Obstwein  vor  der  Gährung.  Fortdauer  des  im  Ges.  v.  1884  angeordneten 
Zollzuschlags  für  fremde  Rohzucker  aus  Europa  durch  Gesetze  v.  13.  Juli  1886  und 
24.  Juli  188S  (hier  bis  Ende  1890).  Bekämpfung  der  bald  eingetretenen  un- 
günstigen finanziellen  Folgen  des  Gesetzes  v.  29.  Juli  18S4  durch  Einführung 
eines  zeitweiligen  Zuschlags  von  20°/o  für  allen  Zucker,  auch  des  zur  Zuckerung 
der  Weine  u.  s.  w.  benutzten,  sowie  eines  Zuschlags  v.  10  Frcs.  für  100  KU.  raff". 
Zuckers  für  die  steuerfreie  Mehrausbeute  der  Rübonzuckerfabriken .  über  das 
gesetzliche  Ausbcuteverhältniss  hinaus,  und  für  die  gleichfalls  steuerfreie  Quote  der 
eingeführten  französ.  Colonialzucker,  welche  dabei  als  gesetzlicher  Fabrikationsabgang 
berechnet  wird,  durch  Ges.  v.  27.  Mai  1887.  Erhöhung  dieser  Zuschläge  (auf 
50%,  bez.  20  Frcs.),  unter  Herabsetzung  des  Principalsatzes  durch  Ges  v.  24.  Juli 
1888.  Erhöhung  der  gesetzlichen  Minimalausbeutequoten  (Rcndements)  der  Rüben- 
zuckerfabriken schon  vorher  durch  Ges.  v.  4.  Juli  1887. 

Auch  bei  den  Zöllen  und  den  Bemessungen  der  A usfuhrvergütungen  ist, 
wie  bei  der  Rübenzuckersteucr,  an  Stelle  der  Classificatio n  nach  Farbentypen 
die  sacch arimet rischo  Feststellung  des  Zuckergehalts  (Polarisationsmethode) 
getreten  (Ges.  v.  29.  Juli  1S75,  Ges.  v.  30.  Dec.  1875).  Dabei  wurden  nach  dem 
zwischen  gewissen  Grenzen  sich  bewegenden  Zuckergehalt  zunächst  wieder  Classen 
von  einem  Minimum  bis  zu  einem  Maximum  Zuckergehalts  unterschieden,  für  den 
zum  einheimischen  Verbrauch  bestimmten  Zucker  2,  bezw.  3,  für  den  zur  „zeitweiligen 
Zulassung"  in  den  Raffinerieen  (und  daun  event.  filr  die  Ausfuhr  ins  Ausland)  be- 
stimmten 4,  bezw.  5  (s.  Olilio  III,  224,  Circ.  v.  18.  Febr.  1876).  Nach  dem  Ges. 
v.  19.  Juli  1880  wird  nicht  mehr  nach  diesen  Classen,  soudern  nach  dem  wirklichen 
jedesmaligen  Zuckergehalt,  unter  Gewährung  gewisser  Nachlässe  und  Ab- 
rechnung der  Salz-,  bezw.  Aschen-  und  Glucosebestandtheile  in  dem  Zucker,  nach 
gesetzlichen  Coefficientensiitzen  dafür,  versteuert,  verzollt  und  rückvergütet 

Literatur.    S.  für  die  ganze  Materie,  namentlich  auch  in  Betreff  des  Zu- 
sammenhangs der  Besteuerungsart  und  Steuerhöhe  mit  den  oben  erwähnten  landwirt- 
schaftlichen   und  handelspolitischen  Seiten   bes.   v.  Kaufmann,  Zuckerindustrie, 
Berl.  1879,  daselbst  Uber  Frankreich  S.  50,  S.  113—143,  über  die  internal.  Zuckcr- 
A.  Wagner,  Pinaiuwiwasrhnft.  TU.  13 
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conventionen  eb.  S.  171— 190,  für  die  Zeit  bis  1878.  ders.  in  den  FiiL  Frankreich? 
S.  398— 422,  für  die  Zeit  bis  18S1;  zur  Ergänzung  und  zur  Fortfuhrunc  bis  I8s5 
J.  Wolf,  3  Aufsätze  über  die  Zuekeisteuer  in  d.  Tub.  Ztschr.  XXXVUI  (1882>,  über 
Frankreich  bes.  S.  313  tT. ,  06Ü — 009  'Ges.  v.  18b0),  ders.  in  Schanz'  Finanz- 
archiv  HI,  1S80  1  —  85,  über  Frankreich  S.  48—01  (Ges.  v.  1*>S4\  In  der  folgenden 
Behandlung  der  französ.  Zuckerbesteuerung  wird  unter  Hinweis  auf  diese  tüchtigem 
Arbeiten  v.  Kaufmann 's  und  Wolfs,  die  sich  gut  erganzen,  Vieles  übergangen 
oder  nur  kurz  berührt,  so  die  volkswirtschaftlichen  Seiten  der  Frage,  mancherlei 
Technisches  und  Uberhaupt  die  Zeit  bis  1880.  Vorncinlich  soll  die  Umgestaltung 
der  Besteuerung  im  J.  !Ss4  hier  zur  Erörterung  kommen.  Vielerlei  Hergehöriges 
auch  in  den  fachtechnischen  Zeitschriften  der  Zuckeriudustric.  Ueber  die  ganzo 
Zuckersteuerfragc  s.  Riecke  im  Schöubcrg'&chcn  Handb.  2.  Aufl.  III,  431 — 4-itl  (bes. 
über  die  deutsche  Enquete  li>s3— 84,  S.  435  iL).  Ueber  das  Technische  s.  z.  B. 
Wagner,  ehem.  Technologie,  11.  Aufl.  Leipzig  1880,  „Zuckerfabrikation"  S.  580—  «25 
und  die  daselbst  S.  580  citirte  Special -Fachliteratur  (Stohmann,  Scheibler. 
Stamer  u.  8.  w.);  ferner  Ciaassen,  Ueberblick  über  die  Zuckerindustrie  Deutsch- 
lands. 1S88  (Fabrikatioustechnik). 

Vignes  I,  150 — 103.  Block,  dict.  und  Supplemente,  Art.  sucre.  über  die 
technische  Einrichtung  und  Durchfuhrung  der  Steuer  und  die  neueste  Gesetzgebung. 
Im  Say 'sehen  dict.  steht  der  betr.  Artikel  noch  aus.  Für  das  Einzelne  Olibo  IH, 
211 — 341  (bis  1879),  sehr  reichhaltig  und  für  das  Verständniss  auch  mancher  wich- 
tigeren Puncto  der  Steuereinrichtung  und  Verwaltung  unentbehrlich,  v.  Ho<k. 
S.  321—327,  Stand  um  1850.  natürlich  nicht  mehr  »enügend.  Ueber  die  gesetz- 
geberischen Vorgänge  seit  1871  Mathieu-Bodet  I,  32,  83,  239.  253,  273,  330. 
II,  lol  ff.;  auch  Amagat  p.  100,  172;  über  den  ganzen  historischen  Gang  der 
Zuckersteuerfragc  ders.  p.  382  tf.  Die  neueren  Gesetze,  Verordnungen  u.  s.  w.  im  Bull., 
bes.  vol.  VIII,  X,  XVI,  XVIII,  XX  bis  XXIV.  Ueber  die  Veränderungen  der 
Steuertechnik,  ihre  Ursachen  und  Folgen,  Manches  auch  in  den  statist.  und  Verwaltungs- 
berichten  im  Bull. 

Statistik.  Manche  Daten  bei  v.  Kaufmann  und  in  guter  Verarbeitung  für 
die  Beweisführung  bei  J.  W:olf,  Faure,  p.  124,  bes.  aber  viel  werthvolles  Material 
im  Bull.,  so  II,  29  iZuckerconsum  und  Steuersatz  seit  1830),  III,  141  (Statistik  der 
Kubenzuckerfabrikation  1838  —  70,  auch  nach  Depart.).  XIII,  150.  Seit  18>0 
namentlich  die  Jahresberichte,  auch  über  den  Stand  der  technischen  Ein- 
richtung, die  Wirkungen  der  Gesetzgebung,  so  XI,  320,  XIII,  158,  XV,  17,  XVII. 
170,  XIX,  404,  XXI,  298,  XXIII.  250.  Auch  XXI,  599  (Production  und  Herkunft 
der  Zucker  in  1880),  XXI,  002  ^Zuckerung  von  Wein),  XXIII,  532  (dasselbe^. 
XXIV,  80  ff.  (Statistik  der  Ein-,  Ausfuhr,  Producüon,  Consumtion  seit  1S71— 1887. 
bes.  lehrreich). 


aa)  Entwicklung  der  Zuckerbesteuerung. 

§.  266.  1.  Periode  bis  1871.  Schon  die  Zuckerhandels- 
politik der  früheren  Zeit  ging  in  Frankreich  auf  Begünstigung  der 
einheimischen  Raffinirang  des  colonialen  und  fremden  Rohr- Roh- 
zuckers und  auf  diejenige  der  Rohzuckerproduction  und  der  Zucker- 
einfuhr der  eigenen  Colonien  aus.  Mit  unter  dem  Eintfuss  der 
Handels-  und  Zollpolitik  Napoleon's  I.,  besonders  während  der 
Continentalsperrc  seit  1810  verbreitete  sich  die  Rübenzuckergewin- 
nung  damals  in  der  Praxis.  Nach  1814  nahmen  die  Handeis- 
verhältnisse wieder  ihre  natürliche  Gestalt  an.  Die  leitenden  Grund- 
züge der  Gesetzgebung  waren  von  da  an  und  bei  den  Zöllen  Jahr- 
zehnte lang,  namentlich  bis  um  1860,  in  einigen  Puncten  noch 
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länger,  in  den  Einzelheiten  der  Durchführung,  besonders  in  den 
Tarifsätzen,  öfters  verändert :  Verbot  der  Einfuhr  raffinirten 
Zuckers,  erhebliche  Zolldifferenz  bei  der  Einfuhr  zu  Gunsten 
des  französchen  Colonialzuckers  gegenüber  dem  fremden  Zucker, 
insbesondere  für  Rohzucker,  Gewährung  von  Rückzöllen  für 
ausgeführte  Raffinade,  welche  nach  Berechnungsweise  und  Höhe 
zu  erheblichen  Ausfuhrprämien,  besonders  bei  der  Verarbeitung 
französischen  Colonialzuckers  wurden,  demnach  Begünstigung  theils 
der  einheimischen  Raffinirung,  theils  der  französischen  Colonial- 
zuckerproduction,  dem  Grade  nach  wechselnd,  Beides  zum  Nach- 
theil des  fiscalischen  Interesses  und  der  einheimischen 
Consumtion,  welche  langsam  wuchs. 

Die  Rübenzuckerindustrie  genoss  dagegen  nach  1814 
zunächst  noch  über  zwei  Jahrzehnte  lang  Steuerfreiheit.  Dank 
derselben  entwickelte  sie  sich  immer  weiter  und  dehnte  sich  vor- 
nemlich  in  unmittelbarer  Verbindung  mit  Landwirtschaftsbetrieben, 
in  zahlreichen,  vielfach  nur  kleinen  Fabriken  über  einen  grossen 
Theil  Frankreichs  aus,  mit  ihrer  Production  in  der  Mitte  der  dreissiger 
Jahre  bereits  ein  Drittel  bis  zur  Hälfte  der  damaligen  französischen 
Zuckerconsumtion  deckend.  Die  Benachtheiligungen,  welche  daraus 
für  die  Staatscasse  und  für  das  Productionsinteresse  der  französischen 
Colonien  hervorgingen,  regten  seit  den  zwanziger  Jahren  schon  die 
Frage  der  Besteuerung  des  heimischen  Zuckers  an.  1832  und  1836 
wurden  bezügliche  Gesetzentwürfe  vorgelegt,  aber  noch  abgelehnt. 
Im  Jahre  1837  kam  jedoch  ein  Gesetz  zu  Stande  (Gesetz  v.  18.  Juli 
1837),  das  für  die  Zuckerfabriken  Licenzen  (50  Frcs.)  einführte, 
sie  der  steueramtlichen  Ueberwachung  unterstellte  und  den  Zucker 
vom  1.  Juli  1838  an  in  Form  einer  Steuer  vom  Fabrikat,  bezw. 
Halbfabrikat,  dem  Rohzucker,  einer  Gewichtssteuer  von  10  Frcs. 
für  100  Kilogr.  im  ersten,  15  Frcs.  vom  zweiten  Jahre  an  unterwarf. 

Eine  Ordonnanz  v.  I.  Juli  183S  stufte  diese  Steuer  nach  einem  Typen  syst  ein 
in  Gemässheit  des  angenommenen  Zuckergehalts  ab,  ein  System,  das  dann  im  Gesetz 
v.  3.  Juli  1840  unter  gleichzeitiger  Erhöhung  der  Sätze  (25  Frcs.  —  33.30  Frcs. 
bezw.  30.10  Frcs.)  bleibend  in  die  Gesetzgebung  überging.  Im  Jahre  1843  (Ges.  v. 
2.  Juli)  wurde  darauf  eine  schrittweise  jährliche  Erhöhung  von  5  Frcs.  für  den 
Steuersatz  v.  1.  Aug.  1844  an  bestimmt,  um  so  bis  1847  die  Steuer  auf  die  Höhe 
des  Zolls  des  französ.  Colonialzuckers  zu  bringen,  auch  die  Zahl  der  Typen  auf  2 
vermindert.  Die  so  gleichgestellten  Zucker  blieben  aber  erheblich  gegen  allen 
fremden  Zucker  begünstigt,  dessen  Einfuhr  auch  ferner  nur  als  Rohzucker,  nicht 
raflinirt,  gestattet  war.  Gegenuber  dem  Normalzollsatz  für  fremden  Rohzucker  von 
71.50  Frcs.  behielt  der  Colonialzucker  eine  Ermässigung  von  22  Frcs.  im  Zoll.  Der 
Tarif  speeialisirte  ausserdem  die  Zollsätze  bei  fremdem  Zucker  nach  derFlaggo  und 
nach  der  Herkunft,  mit  Ermässigung  bei  französ.  Flagge,  ebenso  bei  directer 
Einfuhr  (nicht  aus  Entrepöts)  und  wieder  bei  Herkunft  aus  Indien  gegenüber  der  aus 
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anderen  aussereorop.  Ländern.  Beim  französ.  Colonialzucker  war  wieder  der  aus 
Bourbon  (Ueuniou)  vor  dein  aus  Amerika  (den  Antillen,  Guadeloupe,  Martinique! 
etwas  begünstigt.  So  gingen  die  Zollsätze  im  Tarif  von  1840  von  38.50  Frcs.  für 
100  Kil.  für  „anderen  als  weissen  Rohzucker"  aus  Bourbon  in  13  Stufen  bis  auf 
105  Frcs.  für  weissen  oder  gleichgestellten  fremden  Rohzucker  unter  fremder  Flagge. 
Durch  das  wichtige  Gesetz  v.  31.  Mai  1846  nebst  Ord.  v.  29.  Aug  1846  wurd<- 
darauf  die  technisch -administrative  Durchfuhrung  der  Rübenzuckerbesteuerung  zum 
Abschluss  gebracht,  —  in  den  strengen  Formen  des  französischen  Ueberwachungs- 
systems  (Exercice),  wie  es  der  Character  der  Steuer  als  Fabrikatsteuer  hier  besonders 
bedingte.    S.  Olibo  III,  211;  Amagat  p.  382  ff. 

Die  Wirkung  der  Besteuerung  zeigte  sich  alsbald  in  der  Be- 
triebsaufgabc  einer  grösseren  Anzahl,  meist  kleinerer  landwirt- 
schaftlicher Fabriken,  in  dem  Verschwinden  der  Rübenzucker- 
industrie  aus  einer  Anzahl  Departements  mit  weniger  günstigen 
Productionsverhältnissen  und  der  Concentration  dieser  Industrie  in 
16—18,  namentlich  in  3—5  Departements,  wo  diese  Verhältnisse 
günstiger  lagen,  aber  nur  in  einer  kurz  dauernden  Abnahme  der 
Gesammtproduction,  indem  die  bestehen  gebliebenen  oder  neuen 
Fabriken  ihren  Betrieb  ausdehnten:  Erscheinungen,  wie  man  sie 
ähnlich  bei  der  Einführung  und  Erhöhung  der  Steuer  auch  in 
anderen  Ländern  mit  anderen  Steuermethoden  (Rohstoffsteuer  u.  a.  m) 
beobachtet  bat,  so  dass  sich  hier  ein  speeifischer  Einfluss  der  fran- 
zösischen Fabrikatbesteuerung  nicht  erkennen  lässt.  Das  fiscalische 
Interesse  blieb  so  in  einem  gewissen  Nachtheil,  das  coloniale  nicht 
minder.  Daraus  gingen  Gedanken  selbst  eines  Verbots  der 
Rübenzuckerindustrie,  anderseits  Tendenzen  zur  Steuererhöhung, 
mindestens  bis  zur  Gleichstellung  der  Steuer  mit  dem  französischen 
Colonialzucker  hervor,  wie  sie  dann  in  den  genannten  Gesetzen 
von  1840  und  1843  verwirklicht  wurden.  Die  begünstigte  Raffinerie 
verarbeitete  bald  heimischen  ebenso  wie  eingeführten  Zucker. 

Die  Entwicklung  bis  1850—51  war  folgende  vom  1.  Steuerjahr  1838—39  an: 


Zahl  der 

Productions- 

Durchschitts- 

Depart. 

Zahl  der 

menge 

produetion  per 

mit 

Fabriken 

Mill.  Kilogr. 

Fabr. 

Fabriken 

Rohzucker 

Kil. 

1838-39 

51 

547 

39 

71,300 

1839—10 

39 

418 

23 

55,000 

1840—41 

38 

388 

27 

69.600 

1844—45 

19 

294 

36 

122,400 

1850—51 

17 

304 

76 

250,000 

(Bull  III,  155.)  Die  Consumtion  war  von  113  Mill.  Kil.  in  1837  und  183S  auf 
fast  130  Mill.  in  1846  und  1847  (alle  Zucker  zus.  gefasst)  gestiegen,  wovon  anfangs 
etwa  Ys«  dan"  tis  zur  Hälfte,  schliesslich  an  s/5  bereits  auf  einheimischen  Rübenzucker 
kam  (Bull.  II,  30\ 

Die  immer  empfindlichere  Concurrenz,  welche  der  Rübenzucker 
unter  dem  System  der  Gleichstellung  der  Abgaben  dem  französischen 
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Colonialzacker  machte,  veranlasste  im  J.  1851  die  Rückkehr 
zur  Zollbegünstigung  des  letzteren  gegenüber  dem  Steuersatz 
des  Rübenzuckers.  Zugleich  erfolgte  eine  Erhöhung  des  Satzes  für 
diesen  und  der  Versuch,  an  Stelle  des  Typensystems  der  Besteuerung 
die  genaue  saccharimetrische  Bestimmung  des  Gehalts  an 
reinem  Zucker  und  der  Ausbeute  bei  der  Raffinirung  zu  setzen 
(Gesetz  v.  13.  Juni  1851). 

Ein  Versuch,  der  sich  indessen  practisch  noch  nicht  bewährte,  so  dass  man 
bald  zu  dem  Typensystem  zurückkehrte  (Decr.  v.  27.  März  1852).  Das  Differen  tial- 
princip  zu  Ungunsten  alles  fremden  Zuckers  und  des  inländischen  Rübenzuckers 
gegenüber  dem  französischen  Colonialzucker  blieb  bestehen,  doch  erfuhr  es  1852  und 
von  Neuem  1S54  und  1855  in  Betreu"  des  fremden  Zuckers  einigo  Ermässigungen. 

Ein  erheblicher  Schritt  in  freihändlerischer  Handelspolitik  und 
liberaler  Zollpolitik  erfolgte  alsdann  in  Veranlassung  des  Handels- 
vertrags mit  Grossbritanuien  vom  J.  1860  und  in  der  Consequenz 
der  damit  eingeleiteten  Volkswirthschaftspolitik,  namentlich  durch 
das  Gesetz  vom  23.  Mai  1860. 

Das  Verbot  der  Einfuhr  raffinirteu  Zuckers  wurde  für  Vertragsstaaten  auf- 
gehoben, die  Steuer  und  die  Zölle  wurden  bedeutend  erm&ssigt,  der  Zollabschlag  zu 
(iunsteu  französischen  Colonialzuckcrs  zwar  beibehalten,  aber  vermindert  und  zeitlich 
auf  eiue  Reihe  von  Jahren  (zunächst  bis  1SG-1,  bezw.  1S65)  begrenzt,  mit  der 
Inaussichtnahme  der  Aufhebung  jeder  solchen  Begünstigung  alsdann,  der  Differential- 
Zollzuschlag  für  fremden  Zucker  und  für  Einfuhr  unter  fremder  Flagge  wurde  eben- 
falls herabgesetzt.  Auch  wurden  Abonnements  der  Zuckerfabriken  auf  der  Grund- 
lage einer  allein  steuerpflichtigen  Minimalausbeute  —  1425  Gramm  Zucker  für  jedes 
Hectoliter  Saft  und  jeden  Grad  des  Dichtigkeitsmessers  —  zugelassen,  was  auf  eine 
Begünstigung  der  Rübenzuckerproductiun  und  auf  eine  durch  die  Besteuerung  bewirkte 
Förderung  des  technischen  Fortschritts  hinauskam  (Ges.  v.  23.  Mai  1860).  Das  Gesetz 
unterschied  auch  nur  noch  Rohzucker  jeder  Art  als  Eine  Tarifclasse  und  raffinirten 
Zucker.  Der  Principalsatz  für  nicht  raffln.  Zucker  war  25  Frcs.  filr  100  Kilogr.  in- 
ländischen ,  ebenso  viel  für  auf  französ.  Schiffen  aus  frauzös.  Colonieen  eingeführten, 
3  Frcs.  mehr  für  fremden  aussereurop&ischen,  9  Frcs.  mehr  für  deu  aus  Eutrcpöts  — 
*  in  beiden  Fällen  unter  französ.  Flagge — ,  14  Frcs.  mehr  für  fremde  Flagge ;  raffinirter 
zahlte  in  allen  Fällen  2J/S  Frei.  mehr.  Zucker  aus  französ.  Colonieen  jeuseits  des 
Caps  der  guten  Hoffnung  genoss  6  Frcs.,  nach  1.  Juli  1SG5  V/t  Frcs.  Abschlag. 
Bei  der  Beseitigung  der  Zoll-  und  Steuerstufen  nach  Typen  für  unraffiuirten  Zucker 
waltete  der  Gedanke  ob,  dass  die  Fabriken  sich  bestreben  wurden,  Rohzucker  her- 
zustellen, der,  ohne  der  kostspicligon  Rafiinirung  zu  bedürfen,  unmittelbar  in  den 
Consum  übergebcu  köune  (s.  Bor.  d.  Commiss.  des  gesetzgeb.  Körpers  über  den 
Gesetzentwurf  v.  1860,  im  Preuss.  Hand.-Arch.  1S60,  I,  647).  Diese  Erwartung 
scheint  sich  nicht  erfüllt  zu  haben.  Das  Ges.  v.  7.  Mai  1S64  führte  wieder  3  Typen 
ein  und  hob  die  Abonuementsabschliessung  auf.  Obwohl  schon  1S62  (Ges.  v.  2.  Juli) 
wieder  ein  Zuschlag  zu  Steuer  und  Zoll  von  10  Frcs..  bez.  12  Frcs.  (mit  den  Decimcn), 
daher  auf  42  Frcs.  im  Ganzen  erfolgte,  hat  doch  eine  bleibendo  starke  Ermässigung 
der  Zuckerstcuern  stattgefunden:  von  60  auf  42  Frcs.  im  Normalsatz  mit  Decimcu. 
Der  Zuckerconsum  stieg  von  1*5  Hill.  Kil.  in  ls57— 59  auf  246  Mill.  in  1861—63 
und  nach  vorübergehender  Abnahme  auf  271  Mill.  in  1667—69,  etwa  7.7  Kil.  p.  Kopf 
bei  im  Ganzen  überhaupt  etwas  weichenden  Zuckerpreisen.  Ein  Einfluss  der  Steuer- 
ermässigung auf  die  Steigerung  des  Consums  ist  hier  wohl  anzunehmen.  Der  Colonial- 
zucker von  Reunion  und  den  Antillen  wurde  von  Neuem  für  die  Zeit  vom  15.  Juni 
1864  —  1.  Januar  1870  mit  einem  Zollabschlag  von  5  Frcs.  p.  100  Kil.  begünstigt 
(Ges.  v.  7.  Mai  1864,  Art.  2). 
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Die  Bestimmungen  Uber  die  Ausfuhr  und  über  die  Berechnung 
der  Vergütungen  für  ausgeführte  Raffinade  (Art.  7  des  Gesetzes 
vom  23.  Mai  1860)  liefen  fortdauernd  auf  die  Gewährung  erheb- 
licher Ausfuhrprämien  hinaus.  Dies  änderte  sich  auch  nur  der 
Form,  nicht  dem  Wesen  nach,  als  das  Gesetz  vom  7.  Mai  1864 
neue,  dem  wiederangenommenen  Typensystem  angepasste  Ausbeute 
annahmen  für  die  Umrechnung  der  auszuführenden  Raffinade  auf 
Robzucker  feststellte  und  ein  neues  System  der  Behandlung  der 
Steuer-  bzw.  zollfrei  auszuführenden  Zucker  einrichtete:  das  der 
zeitweisen  abgabefreien  Zulassung  von  nicht  raffi- 
nirten  Zuckern  jeden  Ursprungs  behufs  Raffinirung  für  die 
Ausfuhr  (admission  temporairc  cn  franchise,  Ges.  v.  1864,  Art.  5,  6). 
Zum  Nacbtheil  der  Staatscasse,  unter  Verschiebung  der  natürlichen 
Preisverhältnisse  und  der  Concurrenz  verschiedener  Länder  auf 
dritten  Märkten  ist  dieses  System  von  Ausfuhrprämien  vornemlich 
nur  für  die  Raffinerieen  und  eventuell  für  die  ausländischen 
Consumenten  günstig  gewesen  und  hier  nichts  Anderes  als  ein 
unverdientes  Geschenk  an  sie.  Die  einheimische  Rübenzuckerpro 
duetion  und  die  Rohrzuckergewinnung  der  französischen  Colonieen 
profitirten  davon  nur  etwa  indirect  durch  die  künstliche  Steigerung 
der  Nachfrage  der  Raffinerien  nach  Rohzucker  behufs  Verarbeitung 
zum  Export.  Auf  die  Beseitigung  dieses  Prämiensystems  zielten 
die  Zuckercon ve ntionen  von  1865,  1875  und  1877  zwischen 
Frankreich,  Grossbritannien,  Niederlanden,  Belgien  hin,  ohne  dass 
etwas  Befriedigendes  erreicht  worden  wäre.  Freilich  durch  Mit 
schuld  Frankreichs  wegen  dessen  ungenügender  Ausführung  der 
Conventionsbestimmungen. 

Näher  soll  dieser  liegeustand  hier  nicht  verfolgt  werden.  S.  darüber,  bes.  auch 
hinsichtlich  der  ungünstigen  Einwirkungen  des  Typen- Classificationssystems,  namentlich 
des  (holländischen)  Farben  -Typonsystems,  welches  nach  den  von  den  Conventional- 
staaten  in  Köln  angestellten  practischen  Proben  angenommen  wurde,  v.  Kaufmann. 
Zuckerindnstrie,  S.  130  ff.,  172,  J.  Wolf,  Tüb.  Ztschr.  B.  3S,  S.  644,  062. 

Die  Kübenzuckcrproduction  hat  sich  mit  Schwankungen,  welche  weniger  von 
den  Steuerverhaltnissen,  als  von  den  Ernteverhaltnissen  bedingt  waren,  fortdauernd 
ausgedehnt.    Es  war 


Zahl  der 

Menge  der 

Durchschnitts- 

Dopart. 

Zahl  der 

Productioii 

produetion 

mit 

Fabriken 

Mill.  KU. 

p.  Fabr. 

Fabriken 

Rohzucker 

Kil. 

1651—52 

15 

329 

69 

209.700 

1859  -60 

18 

334 

126 

377,200 

1860 — Ol 

ls 

334 

101 

302.400 

1569—70 

24 

465 

289 

621,500 

1871—72 

22 

490 

337 

687,900 

(Bull.  III,  155). 


Digitized  by  Google 


Znolerbestetierunjr.    Entwicklern?  seit  1871. 


Für  die  Steuererträge  sind  bei  dem  complicirten  franzö- 
sischen System  und  bei  der  Bedeutung  der  Ausfuhrprämien  ausser 
der  jeweiligen  Rübenzuckerernte  und  Einfuhr  wesentlich  die  Rela- 
tionen massgebend,  in  welchen  bei  dem  Zucker  „zum  Consum" 
die  drei  nach  der  Herkunft  unterschiedenen  Zucker,  der  inländische 
Kuben-,  der  französische  Colonial-  und  der  fremde  Zucker  betheiligt 
sind,  sowie  die  Grösse  der  Zuckerausfuhr  und  deren  Ver- 
keilung auf  die  drei  genannten  Zuckersorten  und  auf  die  daraus 
hergestellten  Raffinaden.  Daher  nicht  nur  erhebliche  Jahres- 
schwankungen der  Steuererträge,  sondern  auch  der  Beitrags- 
quoten, welche  von  den  Erträgen  auf  die  drei  Zuckersorten  kommen. 

S.  die  Tabelle  bei  v.  Kaufmann,  Fin.  Fr.s  S.  420  (1849— SO).  Der  Ertrag 
stieg  von  70.6  Mill.  Frcs.  im  Durchsrhn.  v.  1649—51  auf  112  Mill.  in  1867—69, 
wovon  anfangs  etwa  */s,  zuletzt  Uber  die  Hälfte  auf  den  Rübenzucker  kamen. 

Im  J.  1869  waren  die  Mengen  des  Consums,  in  Rohzucker  berechnet,  und 
die  Steuererträge: 

mLi:r 

Rübenzucker   147.9  64  61 

Colonialzuckcr  84.7  31.95 

Fremder  38.7  16.70 

Zusammen  271.2  113.25 

Glucosc  —  0.327 

Faure  p.  124;  etwas  abweichend  Bull.  II,  39  v^uch,  ohne  Erklärung  mehrfach 
in  den  amtl.  Statistiken  etwas  verschiedene  Zahlen,  z.  B.  Bull,  eb  und  XXIV,  56,  61). 
Von  der  iuländ.  Production  kam  auf  die  Dep.  Nord,  Aisne,  Pas  des  Calais,  Somme, 
Oise  mehr  als  8/7-  Hie  Verhaltnisse  der  Ein-  uud  Ausfuhr  näher  zu  verfolgen, 
müssen  wir  uns  für  diese  ältere  Periode  hier  versagen.  In  der  folgenden  werden 
sie  bei  ihrem  bestimmenden  Einfluss  auf  die  Besteuerung  mit  zu  betrachton  sein. 

§.  267.  2.  Periode  seit  1871.  Die  Zuckersteuern  und 
Normalzölle  waren  in  Frankreich  auch  vor  dem  Kriege,  nach  der 
neuen  Erhöhung  in  den  Gesetzen  von  1862  und  1864  immerhin 
bereits  60—75  %  des  Preises  fUr  Rohzucker  gewesen :  hoch  in  Ver- 
hältniss  zu  anderen  Ländern.  Gleichwohl  war  es  in  der  Finanz- 
lage nach  dem  Kriege  unvermeidlich,  sie  weiter  und  erheblich  zu 
steigern,  in  drei  Schritten  1871—73  schliesslich  um  56%,  was 
aber  jetzt,  nach  dein  endgiltigen  Fortfall  des  Zollabschlags  des 
französischen  Colonialzuckers  und  der  im  Wesentlichen  erfolgten 
Gleichstellung  des  fremden  Zuckers  wenigstens  in  der  Hauptsache 
gleich  massig  für  Zucker  allen  Ursprungs  geschah.  Dadurch  stiegen 
die  Sätze  auf  100 — 115  °,0  des  Preises:  eine  enorme  Höhe  bei 
diesem  Artikel,  welche  allerdings  wohl  die  weitere  Zunahme  des 
Consums  gehemmt,  selbst  etwas  Abnahme  darin  bewirkt,  sich 
daher  auch  finanziell  nicht  ganz  in  dem  sonst  wohl  zu  erwartenden, 
freilich  aber  doch  immer  in  bedeutendem  Grade  vortheilhaft  gezeigt 
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hat.  Die  Lage  der  Rtlbenindustrie  war  dabei  aber  ungünstiger  ge 
worden.  Die  Zuckerconventionen  von  1875  und  1877  und  nene 
Gesetze  von  1875  änderten  in  dieser  Hinsicht  nicht  viel. 

Die  Verbesserung  der  Finanzlage  Ende  der  siebenziger  Jahre 
wurde  daher  auch  dazu  benutzt,  den  Consumenten  wie  der  Industrie 
zu  Liebe  eine  erhebliche  Verminderung  des  Steuersatzes  im 
Jahre  1880,  um  ca.  45  %  des  zuletzt  geltenden  Betrages  für  Raffi 
nade,  herbeizuführen,  —  gleichzeitig  mit  der  Ermässigung  der  Ge 
tränkesteuern  (S.  624),  beide  Massregeln  in  Verbindung  mit  ein 
ander,  als  Concession  an  verschiedene,  dabei  interessirte  Landestbeile. 
Die  Tarifirung  wurde  auch  etwas  vereinfacht,  in  einigen  Puncten 
verändert,  ausländischer  Zucker  Zollzuschlägen  unterworfen, 
welche  bei  Raffinade  nicht  unerheblich  waren,  die  Feststellung  der 
Ausbeuteverhältnisse  (Rendements)  nach  dem  wirklichen  Zucker 
geh  alt  statt  nach  C lassen  angeordnet  (Gesetz  vom  19.  Juli  1880). 
Jene  Ermässigung,  noch  von  sinkenden  Preisen  begleitet,  hat  zu 
einer  namhaften,  aber  nicht  so  dauernd  anhaltenden  Steigerung  der 
Consumtion,  als  man  erwartet  hatte,  geführt.  Die  Vermehrung  der 
Einfuhr  fremden  wie  die  gleichzeitige  Verminderung  der  Ausfuhr 
heimischen  Zuckers  —  vornemlich  die  Folge  der  stärkeren  Ent- 
wicklung der  deutschen,  belgischen  und  österreichischen  Zucker- 
industrie, und  des  erlangten  Uebergewichts  der  Zucker  dieser 
Länder,  besonders  Deutschlands,  auf  dem  für  Frankreich  wichtigen 
britischen  Markte  —  haben  aber  auch  bei  der  so  viel  niedrigeren 
Steuer  die  Lage  der  französischen  Rübenzuckerindustrie  von  188t» 
an  trotz  jener  Consumsteigerung  precär  erhalten :  Umstände,  welche 
dann  zu  der  grossen  völligen  Umgestaltung  der  Besteue- 
rungsmethode im  Jahre  1884  führten.  Das  System  der  A um- 
fuhr prämien  blieb  ungeachtet  der  Zuckerconventionen  von  1876 
und  1877  und  der  sich  anschliessenden  Gesetzgebung  von  1875, 
wrelche  auf  eine  richtigere  Berechnung  des  Zuckergehalts  und  der 
Ausfuhrvergütungen  hinzielte,  bis  1880  wenig  verändert  in  Geltung 
und  ist  auch  durch  das  Gesetz  von  1880  nicht  genügend  beseitigt 
worden.  Bei  der  schwierigeren  Lage  der  Industrie  wagte  man 
vollends  nicht  ganz  damit  zu  brechen. 

Die  Erhöhung  der  Consumsteucr  für  alle  Zucker  betrug  zuerst  30%  des  be- 
stehenden Satzes  (d.  h.  von  Principal  und  Decimen  zus.,  Ges.  v.  8.  Juli  1871),  bald 
noch  weitere  2u%  desselben  (Ges.  v.  22.  Jan.  1872)  und  schliesslich  abermals  4% 
des  so  erhöhten  Satzes  (Ges.  v.  30.  Dec.  1873).  Der  Satz  war  dadurch  von  42  auf 
65.52  Frcs.  p.  100  Kil.  Rohzucker  unter  der  Type  Ko.  13,  auf  68.64  Frcs.  für  die 
No.  13 — 20,  auf  70.20  für  dem  raffinirten  gleichgestellten  (poudres  Manches),  »uf 
73.32  Frcs.  für  raffinirten  Zucker  inländ.  Ursprungs,  auf  26  Frcs.  für  Zocker,  welcher 
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mit  Hilfe  des  Baryt-Verfahrens  oder  dgl.  aus  Melasse  gewonnen  wird,  auf  11.44  Frcs. 
fnr  Glucose  erhöht  worden.  Diese  Tarifsätze  erfuhren  bei  den  Zölleu  noch  einige 
kleinere  Modificationen ,  je  nach  der  Herkunft  der  eingehenden  Zucker,  wo  für 
die  Zuckercouventions-Staaten  Grossbritannien,  Belgien,  Holland  etwas  niedrigere,  fUr 
die  anderen  Handelsvertrags-Staaten  etwas  höhere,  für  Oesterreich  damals  noch  höhere 
Zölle  in  Anwendung  kamen,  auch  sonst  noch  Unterscheidungen  Platz  griffen  (s.  bei 
v.  Kaufmann,  Zuckerindustrie,  S.  142,  den  Zolltarif).  Erneute  Versuche,  zu  einer 
internationalen  Zuckerconvention  zu  kommen,  wurden  1875  aufgenommen, 
führten  auch  zum  Abschluss  einer  solchen  mit  den  früher  genannten  3  Staaten 
(11.  Aug.  1875),  doch  trat  dieselbe,  weil  Holland  nicht  ratificirte,  nicht  in  Kraft. 
Das  französ.  des.  v.  30.  Dec.  1S75  hatte  mit  Kacksicht  auf  diese  Convention  neue 
alternative  Bestimmungen  betreffs  der  Zuckerbesteuerung  getroffen,  die  einen  für 
den  Fall,  dass  die  Convention  ratificirt  werde  (Art.  1 — 12),  die  anderen  (Art.  13 — 15) 
für  den  entgegengesetzten  Fall,  der  also  eintrat.  Danach  und  nach  dem  mit  be- 
stimmenden Gesetz  v.  29.  Juli  1875  wurden,  unter  Festbaltung  der  bestehenden,  vor- 
genannten Tarifsätze,  bei  den  zwei  Arten  der  Behandlung  des  Zuckers 
verschiedene  Classificationen  unterschieden:  einmal  für  die  Zahluug  der 
Verbrauchssteuer  2  Classen,  die  eine  unter  der  No.  13  der  Type  umfasste  die 
Zucker  unter  91%  Gehalt,  die  zweite,  für  die  Typen  1 1—20.  die  von  91—98%  incl. 
(poudres  blanches  mit  98%  und  mehr  angerechnet);  sodann  für  die  „zeitweilige 
Zulassung- "  4  Classen,  die  erste  für  die  Typen  15— IS  incl.,  wohin  die  Zucker 
mit  92%  excl.  und  98%  incl.  Gehalt,  die  zweite  für  die  Typen  10—14  incl  ,  wohin 
die  Zucker  mit  85%  incl.  —  92  excl.,  die  dritte  für  die  Typen  7—9  incl.,  wohin 
die  Zucker  mit  76%  incl.  —  S5  excl.,  die  vierte  für  die  Typen  unter  7,  wohin  die 
Zucker  mit  weniger  als  76%.  Wie  dieses  Classificationssystem  ausgebeutet  wurde, 
um  an  Steuer  zu  sparen  und  an  AusfuhrvergUtung  zu  gewinnen,  s.  bei  J.  Wolf, 
Tab.  Ztschr.  B.  88,  S.  662  ff.  Soweit  nun  das  beibehaltene  Farben  -  Typensystem 
dem  wirklichen  Zuckergehalt  nicht  zu  entsprechen  schien,  trat  nach  den  Gesetzen  vom 
29.  Juli  und  30.  Dec.  1875  ergänzend  zur  Correctur  der  Ausbeuteberechnungen  und 
der  danach  bestimmten  Steuer-,  Zollsätze  und  Vergütungen  die  amtliche  sacchari- 
metrische  Expertise  ein,  worin  wenigstens  principicll  eine  wesentliche  Ver- 
besserung des  Verfahrens  lag  (Olibo  III,  219  ff.,  v.  Kaufmann,  Zuckerindustrie, 
S.  131  ff.,  J73  ff.). 

Nach  dem  Ges.  v.  19.  Juli  1880  (im  Bull.  VIII,  24  ff.,  auch  bei  v.  Kaufmann 
Fiu.  Fr.s  S  415),  das  am  1.  Oct.  1880  in  Kraft  trat,  wurde  Zucker  jeder  Herkunft 
bei  der  Bestimmung  zum  inneren  Consum  folgenden  Sätzen  unterworfen:  Roh-  und 
rafhn.  Zucker  40  Frcs.  f.  100  KU.  raff  in.  Zuckers  (also  Rohzucker  nach  der  Aus- 
beute an  rafßn.  Zucker),  desgl.  43  Frcs.  f.  100  Kil.  Candiszucker,  Zucker,  in  besond. 
Anstalten  aus  steuerfreier  Melasse  gewonnen,  14  Frcs.  f.  100  Kil.,  Glucose  8  Frcs. 
desgl.;  Syrup,  Bonbons,  eingemachte  Früchte  wie  raffiu.  Zucker,  Confituren  und  ge- 
zuckertes Biscuit  zum  halben  Satze  des  rafhn.  Zuckers,  Chocolade  88  Frcs.  p.  100  Kil., 
Melasse,  welche  nicht  zur  Destillation  bestimmt,  bei  absol.  Zuckergehalt  bis  incl. 
50%  f.  100  Kil.  12  Frcs.,  bei  höherem  Gehalt  25%  Frcs.  Fremder  Zucker 
unterlag  ausserdem  einem  Zollzuschlag  im  a  11g cm.  Tarif  von  3  Frcs.  f.  100  Kil. 
Rohzucker  (d.  i.  von  98%  Rendem.  und  darunter),  2  Frcs.  im  Vertragstarif, 
12%  Frcs.  bez.  8  Frcs.  f.  Raffinade  oder  ihr  gleichgestellten  Zocker  (aber  98%), 
15%  Frcs.  bez.  11  Frcs.  f.  Candis.  Als  Raffinade  gilt  aller  Zucker  in  Broden  oder 
dergleichen  Formen,  ihm  gleichgestellt  Zucker  in  Pulver  (Stampfmclis)  aus  fremden 
Ländern  mit  Ausbeute  über  9S%.  Bei  anderem  (Roh-)Zucker  wird  für  die  Berech 
nung  der  Ausbeute  an  Raffinade  in  Max.  98,  iu  Min.  65%  angenommen,  vom 
wirklichen  Prüfungscrgcbniss  aber  1%%  als  Abgang  abgerechnet,  auch  bei  dem  zur 
„zeitweiligen  Zulassung*4  in  die  Raftinerieen  —  behufs  event.  Exports  —  gehenden 
Zucker:  Bestimmungen,  worin  wieder  ein  Element  der  Ausfuh rprämie  enthalten 
ist.  Die  Feststellung  der  Ausbeute  des  Rohzucki-rs  erfolgte  wie  bisher  nach  der 
polarimetrischen  Analyse  und  mit  Absetzung  des  4  fachen  (statt  früher  des  5  fachen) 
an  Aschen-  und  des  2  fachen  an  Glucosebestandtheilcti  (noch  etwas  zu  hoch,  daher  zu 
günstig  für  den  Rafhneur).  Bei  der  Ausfuhr  von  Kafhuade  wird  aber  dieser  Abzug 
für  Glucose  nicht  berücksichtigt,  was  unter  Umständen  wieder  eine  erheblichere  Aus- 
fuhrprämie darstellt  (s.  das  Ges.  v.  1880,  Art.  18.  19,  dazu  die  guten  Erläuterungen 
v.  J.  Wolf  in  d.  Tab.  Ztschr.  B.  38,  S.  662—666). 
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Die  Gestaltung  der  Production.  Consumtion  and  des  Zockcrha ndcU 
seit  dem  Kriege  bis  zum  Ges.  v.  1SS4,  und  damit  die  ökonomische  Begründung  der 
grossen  Umänderung  der  Besteuerung  durch  dieses  Gesetz,  ergeben  sich  aus  folgenden 
Daten.  Die  Jahre  seit  1884  bis  zur  Gegenwart,  soweit  Daten  vorliegen,  werden  dabei 
gleich  mit  hinzugezogen  und  in  der  Besprechung  jenes  Gesetzes  im  folgenden  Paragraphen 
mit  benutzt  werden.  Sie  zeigen  die  Wirkungen  desselben  (Bull.  II,  39,  III,  155, 
XIII.  156,  XXIII,  283.  bes.  XXIV.  56—61.  ausserdem  die  Jahresberichte  über  die 
Rübenzuckcrindustric  im  Bull.,  s.  o.  S.  662;  Faure  p.  124). 
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Production 

Declarirt  für 

in  Roh- 

berechnet in 

innere  Consumtion 

zucker  unter 

Raffinade  nach 

Rüben- 

Franz. 
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Zus. 

Type  13 

Analyse 
M.II.  Kil. 

zucker 

Col. 

Mill.  Kil. 

Mill.  KU.  Mill.  Kil.  Mill.  Kil. 

Mill.  Kil. 

1871-72 

335 

287 

83 

46 

26 

157 

1S75— 76 

462 

396 

178 

47 

47 

272 

1876—77 

243 

209 

131 

50 

64 

245 

1*79— SO 

276 

236 

160 

54 

104 

316 

1  SSO— 81 

331 

284 

202 

49 

126 

376 

1881-82 

393 

337 

220 

64 

120 

404 

1882—83 

423 

363 

247 

44 

111 

402 

1683—84 

474 

406 

246 

50 

129 

425 

1884—85 

318 

273 

187 

86 

147 

422 

1685—86 

309 

2H5 

315 

75 

38 

427 

1886—87 

506 

434 

326 

89 

26 

440 

1887-88 

c.  400 

343 

1876—77  und  1879—80  war  das  Minimum,  1875—76,  1883-64.  1686—87 
das  Maximum  der  Production.  Die  Jahre  sind  Campagnejahre  1.  Sept.  —  30.  Aug.; 
bei  der  Consumtion  Kalender-  oder  Finanzjahre  und  zwar  die  Daten  für  das  zweit.' 
Jahr  der  ersten  Colonne  (also  1671—72  für  1 872  u.  s.  w.). 

In  der  Zahl  der  im  Betrieb  stehenden  Fabriken  ging  bis  1864  keine  sehr  erheb- 
liche Veränderung  vor  sich  (1871—72  490,  1875—76  Max.  525.  1883—84  483) 
Seitdem  hat  sich  die  Zahl  rasch  vermindert  und  die  Durchschnittsproduction  ver- 
grössert:  eine  bemerkenswerthe  Wirkung  des  Ges.  v.  1884  (1884—85  449,  1885—86 
4H,  1886—87  391,  18^7—88  375,  in  4  Jahren  eine  Abnahme  um  108  oder  22%; 
die  Durchschnittsproduction  stieg  von  981,000  Kil.  Rohzucker  in  1883 — 84  auf 
1,294,000  in  1^86—87:  rascher  als  früher. 

Die  Declarirungen  zum  Consum  haben  sich  bis  1879  massig,  seit  1880,  dem 
Jahre  der  Steuerreduction,  erheblich,  indessen  ^andauernd  nur  bis  1884  gesteigert 
Die  stärkste  relative  Zunahme  und  selbst  eine  ebenso  starke  absolute  Zunahme  als  auf 
den  Rübenzucker  fällt  aber  auf  den  ausländischen  Zucker,  der  daher  von  dem 
Gesetze  v.  1680  am  Meisten  profitirte :  1879  war  der  Antlieil  dieses  Zuckers  nur 
50  Mill.  Kil.  gewesen.  Seit  1886  ist  das  dann  freilich  wieder  ganz  anders  geworden, 
während  von  1885  au  der  Antheil  des  Colouialzuckcrs  stärker  stieg. 

Die  Handelsstatistik  der  Periode  1871-  1887  zeigt  die  eingetretenen  Ver- 
änderungen in  der  Stellung  der  französischen  Zuckerindustrie  noch  deutlicher.  S.  Bull. 
XXIV,  58  H.  Die  Einfuhr  stieg  besonders  von  187* — 84 — 85  und  zwar  namentlich 
die  Einfuhr  fremden  Rübenzuckers:  letzterer  von  8.0}  Mill.  Kil.  Rohzucker  in 
1879  auf  5i;.71  in  18S0,  91.84  in  1881,  1684  noch  89.73,  dagegen  1885  nur  47.94  Mill., 
1*66  135.000  Kil.,  1^7  5643  Kil.!  Deutschland  war  dabei  zeitweise  am  Stärksten 
betheiligt,  issi  mit  54.1  Mill.  Kil.,  1*86  mit  —  100  Kil.:  dann  Helgien  und  Oesterreich. 
Die  Ausfuhr  von  inländischem  Rohzucker  und  von  Raffinade  nahm  dagegen  von  1875 
an  erheblich  ab,  bis  1885.  um  dann  wieder  stark  zu  steigen.  Besonders  der  englische 
Markt  bezog  weniger  französischen  Zucker.  Der  französische  Rohzucker  wurde  hier 
fast  ganz,  der  raffinirte  auch  etwas  durch  den  deutschen  verdrängt  (s.  dio  brit. 
handelsstat.  Daten  in  Bull.  XXIV,  63  ,  85).  Der  französische  Colonialzucker.  fast 
ganz  aus  den  Antillen  (Martinique  und  Guadeloupe)  und  aus  Reunion  stammend,  be- 
hauptete sich  mit  annähernd  gleicher  Einfuhr  nach  Frankreich  1671—79,  sank  dann 
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auch  etwas,  nahm  aber  seit  1SS5  einen  neuen  Aufschwung.  Die  immerhin  erschwerte 
Lage  dieses  französischen  Colonialzuekcrs,  mit  in  Folge  der  wachsenden  Concurrenz 
des  mitteleuropäischen  Rtlbonzockcrs ,  war  für  die  neue  Richtung  der  französischen 
Zuckersteuerpolitik  auch  mit  massgebend.  —  Der  St  euerer  trag  ging  von  113.2  Mill. 
in  IM'»!),  106.3  in  1872  auf  172.3  in  1S73  und  mit  erheblichen  .Schwankungen  Iiis 
auf  lüS  Mill.  Frcs.  in  1S74  empor,  um  dann  nach  der  Reduction  der  Sätze  in  1S*0 
auf  133.7  Mill.  Frcs.  in  1SS1  zu  sinken,  sich  aber  wieder  bis  189. 1  Mill.  in  1SS4  zu 
erhöhen. 

§.268.  3.  Die  Neugestaltung  der  Zuckerbesteuerung 
im  Jahre  1884.  Die  bisherige  französische  Besteuerungsmetbode, 
die  Fabrikatbesteuerung  oder  genauer  gesagt  die  Verbindung 
der  Saftsteuer  mit  ihrer  Correctur  durch  die  saccharimetrische 
Analyse,  hatte  zwar  wegen  ihrer  schwierigen  nnd  lästigen  Controlen 
und  ihrer  ganzen  complicirten  technischen  Durchführung  manche 
Angriffe  erfahren.  Aber  sie  galt  anderseits  als  eine  rationellere 
Besteuerungsmethode  wie  jede  andere  vom  Standpuncte  der  allge- 
meinen Verbrauch8steuerpoiitik  aus.  Seit  länger  wurde  allerdings 
nicht  verkannt,  dass  sie  den  technischen  Fortschritt  im  Rübenbau, 
bezüglich  der  Erhöhung  des  Zuckergehalts  der  Rüben,  und  in  der 
Fabrikation,  bezüglich  der  vollständigen  und  wohlfeilen  Gewinnung 
des  Zuckers  aus  den  Rüben,  nicht  in  demselben  Grade  befördere, 
weil  sie  nicht  durch  die  Ermöglichung  von  Ersparungen  an  Steuer 
ihn  so  förmlich  prämiiere,  als  andere  Besteuerungsmethoden,  be- 
sonders die  Rohstoff  besteuerung,  d.  h.  die  eigentliche  Rübensteuer, 
oder  auch  als  etwa  ein  Abonnementssystem  bei  der  Saftsteuer 
mit  bloss  steuerpflichtigen  Minimalausbeuten,  wie  es  von  1860  an 
einige  Zeit  hindurch  in  Frankreich  bestanden  hatte.  Anderseits 
galt  auch  mit  Recht  eiue  solche  Prämiirung  für  steuerpolitisch  zu 
ungleicbmässig,  daher  ungerecht  wirkend  und  das  französische 
System  als  dem  landwirtschaftlichen  Interesse  entsprechender,  in- 
sofern es  dem  Boden  einen  höheren  Rübenertrag  abgewinnen  Hess, 
der  ihm  in  grösseren  Futterrückständen  der  Zuckerindustrie  wieder 
zu  Gute  kam. 

Erst  der  grosse  Aufschwung  der  sonstigen  continentalen, 
besonders  aber  der  unter  der  Rohstoffbesteucrung  zur  Blüthe  ge- 
kommenen und  der  französischen  Zuckerindustrie  immer  gefähr- 
licher gewordenen  deutschen  Rübenzuckerfabrikation  und  die 
mit  dadurch  bedingte  veränderte  Stellung  des  französischen  Rüben- 
und  Colonialzuckers  im  Welthandel  gaben  den  Anstoss  zur  völligen 
Umgestaltung  des  eingebürgerten  Besteuerungssystems.  U.  A.  galt 
es  auch  zu  bewirken,  dass  die  grossen  Raffinerieen  wieder  mehr 
genöthigt  würden,  heimischen  Zucker  statt  auswärtigen  zu  ver- 
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arbeiten,  welches  Letztere  seit  1879  stark  zugenommen  hatte.  Die 
Übliche  specifische  Animosität  gegen  Deutschland  machte  sieb 
hierbei  noch  besonders  geltend. 

So  kam  es  denn  im  Jahre  1884  zur  Einführung  der 
RUbensteucr,  zuerst  für  3  Jahre  (1.  September  1884—87)  als 
facultative  Massregel  in  Form  von  Abonnements,  für  welche 
gUnstige  Ausbeuteminima  als  Grenze  der  Steuerpflichtigkeit  des 
gewonnenen  Zuckers  zugelassen  wurden,  vom  1.  September  1887 
an  als  obligatorische  Massregel.  Der  Steuersatz  blieb  nominell 
der  Fabrikat-,  bez.  der  Halbfabrikatsteuersatz,  der  danu  auf  die  rech- 
nung8mässig  gewonnene  Menge  angewendet  wurde.  Er  ward  zwar 
nominell  höher  als  der  von  1880  gestellt,  aber  reell  mit  Rücksicht 
auf  die  Steuerfreiheit  der  Mehrausbeute  war  er  niedriger.  Zugleich 
wurde  der  fremde  europäische  oder  aus  europäischen  Entrepöts 
kommende  Rohzucker  wieder  einem  höheren  Zuschlagzoll 
unterworfen,  welcher  nicht  rückvergütet  wurde:  ein  Streich 
gegen  den  Bezug  solchen  Zuckers  durch  die  Raffinerieen,  auch  bei 
beabsichtigter  Wiederausfuhr  der  Raffinade. 

Einen  Erfolg  für  die  Umgestaltung  des  französischen  Aussei) 
handele,  die  Hebung  des  Consums  heimischen  Zuckers,  die  Ver- 
besserung des  Zuckergehalts  der  Rüben  und  der  Fabrikationstechnik, 
namentlich  durch  Hindrängen  auf  die  Annahme  besserer  Aus- 
beutungsmethoden (Diffusion  u.  s.  w.)  hat  die  neue  Besteuerung 
in  der  kurzen  Zeit  ihrer  Wirksamkeit  bereits  gehabt.  Aber  die 
Grossbetriebstendenz  ist  auch  schon  stärker  hervorgetreten,  viele 
Fabriken  sind  schon  eingegangen  und  das  Finanzinteresse  drohte 
durch  die  Annahme  zu  niedriger  Ausbeuteminima  und  die  Steuer 
freiheit  der  Mehrausbeute  bald  so  empfindlich  geschädigt  zu  werden, 
dass  bereits  Erhöhungen  jener  Minima  und  eine  „zeitweilige  Zn- 
sehlagsteuer"  für  den  steuerfreien,  namentlich  den  aus  der  Mehr- 
ausbeute  herrührenden  Zucker  nothwendig  geworden  sind.  Ob 
diese  „Provisorien",  zu  denen  auch  der  Zollzuschlag  für  fremden 
Rohzucker  gehört,  wieder  beseitigt  werden  können  oder  „Definitiva" 
werden,  steht  noch  dahin.  Aber  unwahrscheinlich  ist  Letzteres 
nicht.  Etwas  Endgiltiges  hat  auch  das  Gesetz  von  1884  schwerlich 
geschaffen.  Seine  Tarife  und  Ausbeuterelationen  sind  ja,  wie  ge- 
sagt, auch  bereits  wieder  abgeändert  worden.  Ob  Frankreich  die 
neueste  Londoner  Zuckerconvention  einfach  mit  annehmen  wird, 
lässt  sich  zur  Zeit,  wo  dies  geschrieben  wird,  auch  noch  nicht 
sagen.   Geschähe  es,  so  würden  zur  vertragsmässigen  Beseitigung 
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der  Ausfuhrprämien*  wieder  erhebliche  Veränderungen  in  der  Steuer- 
gesetzgebung noth  wendig  werden. 

§.  269.  4.  Einzelnes  Uber  die  neue  Gesetzgebung 
und  ihre  Wirkungen.  Das  wichtigste  Ereigniss  in  der  Ge- 
schichte der  Politik  und  Technik  der  Zuckerbesteuerung  ist  der 
Uebergaug  zur  Ritbensteuer  in  Frankreich  aber  jedenfalls.  Diese 
Massregel  und  die  daraus  hervorgehenden  Einwirkungen  auf  Rüben- 
bau und  Fabrikationstechnik  verdienen  finanzwissenschaftlich  allge- 
meine Beachtung  und  sollen  deshalb  hier  etwas  näher  verfolgt  werden. 

S.  d.  Ges.  v.  29.  Jnli  1884  in  Bull.  XVI,  125  (auch  Block's  dict  suppl.  gener, 
p.  418).  Dazu  das  Ausführungsdecret  v.  31.  Juli  1884,  Bull.  XVI,  253.  ücber 
diese  Gesetzgebung  gut  J.  Wolf,  im  Finanzarch.  III.,  53  fr.  Ferner  Ges.  v.  4.  Juli  1887 
i,Bull.  XXII,  1,  Block,  dict.  suppl.  f.  1 8^7  p.  300)  und  Decr.  v.  25.  März  1887  (Bull. 
XXII,  229). 

Der  Steuer-  und  Zollsatz  für  Zucker  jeden  Ursprungs  ist  50  Frcs.  (gegen 
40  Frcs.  im  Ges.  v.  1880)  für  Roh-  und  raffln.  Zucker,  für  100  Kil.  raffin.  Zucker» 
falso  mit  entsprechender  Umrechnung,  bez.  Ermässigung  für  Rohzucker),  53.50  Frcs. 
für  Candiszucker,  10  Frcs.  für  Glucose.  Melasse,  welche  nicht  zur  Destillation  dient, 
trägt  f.  100  Kil.  bei  absolutem  Zuckergehalt  bis  50  °/0  15,  bei  höherem  32  Frcs., 
Chocolade  93  Frcs.  Rohzucker  und  aller  nicht  dem  raffinirteu  gleichgestellter  aus 
Europa  oder  europäischen  EntrepGts  unterliegt  (zunächst  bis  Ende  August  1886)  einem 
nichtrückzahlbareu  Zuschlag  von  7  Frcs.  f.  100  Kil.,  statt  3  Frcs.  bisher.  Auch  ist 
die  Minimalausbeute  aus  den  letztgenannten  Zuckern  von  65  auf  hO  °;0  erhöht  worden. 
Als  Uebergangsmassr  egel  von  dem  Steuersatz  von  40  auf  50  Frcs.  wurde  eine 
In  ventarisirung  der  Zu  ckerbestände  der  Raffinerien,  Fabriken  und  kauf- 
männischen Magazine  vorgenommen  und  der  vorgefundene  Zucker  mit  10  Frcs.  Com- 
plcmentärabgabe  belegt;  frei  davon  Beträge  unter  1000  Kil.  tErgebniss  ca.  22  Mill. 
Kil.  und  2.2  Mill.  Frcs.  Steuer). 

Schon  ein  Gesetz  v.  13.  Juli  1880  verlängerte  die  Erhebung  des  Zollzuschlags 
für  europäischen  Rohzucker  bis  Ende  August  1*8S,  das  Ges.  v.  24.  Juli  188S  vor- 
läufig bis  Ende  August  1S90.  Das  Ges.  v.  27.  Mai  1S87  (Bull.  XXI,  573)  brachte 
aber  auch  allgemeine  Tariferhöhungen,  so  bis  Ende  1887  von  20  u/„  für  alle  Zucker 
(also  von  50  auf  60  Frcs.  per  100  Kil.).  von  15  auf  IS  und  von  32  auf  38.40  Frcs. 
für  die  beiden  Sorten  Melasse,  von  93  auf  98.40  Frcs.  für  Chocolade.  Die  Steuer- 
erhöhung von  10  Frcs.  f.  100  Kil.  raffin.  Zuckers  traf  auch  wieder  die  Vorräthe  von 
bisher  schon,  aber  niedriger  versteuerten  Zuckern  (mittelst  Inventarisirung)  und  die 
nach  den  Ges.  v.  29.  Juli  1SS4  und  13.  Juli  18*6  als  Ansbeute-Ueberschuss 
und  Fabrikationsabgang  steuerfreien  Zucker  (s.  u.).  (Restitution  dieser  Zuschläge 
auf  die  Vorräthe  am  1.  Jan.  1888  vorbehalten,  Art.  4  d.  Ges.  v.  27.  Mai  1887).  Das 
Ges.  v.  24.  Juli  1888  (Bull.  XXIV,  14)  stellte  dann  zwar  den  Normalsatz  von  40  Frcs., 
des  Ges.  v.  1SS0  (statt  50  Frcs.  des  Ges.  v.  1884)  von  der  Campagne  188*— 1889 
(1.  Sept.  IbSb)  an  wieder  her,  legte  aber  zugleich  einen  „zeitweiligen  Zuschlag" 
—  doch  ohne  Fristbestini inung  —  von  50%  für  allen  Zucker  auf,  so  dass  es 
bei  60  Frcs.  Steuersatz  in  Wirklichkeit  verblieb.  Dem  entsprechenden  „Acquivalent- 
Zuschlag"  von  20  Frcs.  wurden  ferner  die  steuerfreien  Ausbeuteüber- 
schüsse und  Fabrikationsabzüge  der  neuen  Campagne  sofort,  die  aus  der  voraus- 
gehenden von  Anfang  1889  an  unterworfen  ;  bis  dahin  entrichteten  letztere  nur  10  Frcs. 
solchen  Zuschlags.  Auch  die  als  Fabrikationsabgang  freien  Beträge  des  französischen 
Colonialzuckers  (s.  u.)  trugen  bis  1.  September  l^M  nur  10,  von  da  an  20  Frcs. 
Zuschlag. 

Diese  in  beständiger  Veränderung  begriffenen  Tarifeinzelheiten  zeigen  die  fis- 
calischen  Schwierigkeiten  und  Benachteiligungen,  in  welche  man  durch  das  viel 
zu  weit  gehend  die  Zuckerfabriken  begünstigende  Gesetz  von  1884  gekommen  war. 
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Die  Bestimmungen  des  letzteren  über  die  inländischen  Zuckerfabriken 
waren  die  folgenden :  die  letzteren  konnten  mit  der  Verwaltung  der  iudirecten  Steuern 
Abonnements  eingehen,  wonach  als  allein  steuerpflichtig  berechnet  ward«* 
auf  je  100  Kil.  Huben  die  Ausbeute  von  0  Kil.  raffinirten  Zuckers  bei  Diffu- 
sions-  oder  einem  ähnlichen,  von  5  Kil.  bei  dem  Verfahren  mit  continuirliche  n 
oder  hydraulischen  Pressen.  Was  darüber  gewonnen  wurde,  war  also  steuerfrei, 
auch  Syrup.  Melasse.  Fabriken,  welche  nicht  abonnirten,  erhielten  einen  Abzug  von 
S  °/o  vou  ^rer  Gesainuitfabrikation.  Nach  Ii  Jahren,  d.  h.  nach  1.  Sept.  1S8T  glaubte 
man,  werde  sich  das  neue  Steuerverfahren  eingebürgert,  die  Fabrikation,  durch  allge- 
meinere Annahme  des  Diflnsionvcrfahrens,  jenem  angepasst  haben.  Von  da  an  sollte 
die  Ii  Ubcnbcstcucrung  obligatorisch  für  alle  Fabriken  werden,  wobei  ein 
einheitlicher  Ausbentesatz,  also  ohne  Unterschied  dos  Fabrikationsverfahrcns,  zu 
Grund«  gelegt  wurde,  nämlich  in  jährlicher  Steigerung  für  die  4  Jahre  1.  Sept.  185" 
bis  dahin  1*91  von  6.25  —  b\5  —  6.75  —  7  Kil.  raffinirten  Zuckers  für  100  KU. 
Rüben.  Gegenüber  den  raschen  Fortschritten  der  Praxis  in  der  Ausbeutung  und  den 
dabei  drohenden  fiscalischen  Schädigungen  erhöhte  indessen  das  (ies.  v.  4.  Juli  1887 
für  die  genannten  4  Jahre  bereits  die  gesetzlichen  Ausbeutcminima  um  */«  Kil. 
jährlich,  also  auf  7—7.25—7.5  und  7.75  Kil.  Zuckerfabriken,  welche  zur  Zeit  des 
Erlasses  des  Ges.  v.  1  SS  1  sich  bereits  darauf  eingerichtet  hatteu ,  gleichzeitig  Zucker 
und  Alcohol  zu  erzeugen,  blieben  nach  dem  gen.  Ges.  v.  Iss7  ausnahmsweise  unter 
dem  älteren  Steuerverfahren  stehen  und  genossen  dann  vom  festgestellten  Productious- 
quantum  12°,,  Abzug.  Zugleich  wurdo  durch  das  gen.  Gesetz  auch,  „wegen  der 
grösseren  Kosten  des  im  Interesse  der  Zuckelindustrie  eingeführten  Steuerverfahrens" 
eine ; jährliche  Nebenabgabe  von  .'i0  Out.  für  je  1000  Kil.  verarbeiteter  Kuben 
eingeführt. 

Um  bei  dieser  Begünstigung  des  einheimischen  Rübenzuckers  den  französischen 
Colon ialzucker,  den  Grundsätzen  der  neueren  Gesetzgebung  gemäss,  einigermassen 
gleichgestellt  zu  erhalten,  wurde  demselben  bei  der  directen  Einfuhr  nach  Frankreich 
ein  Fabrikationsabgang  von  12  "  zu  Gute  gerechnet  (Ges.  v.  1S84  Art.  5). 
Dieser  wurde  nach  Ges.  v.  15.  Juli  IhMI  tür  die  Campagne  ISsO— V7  bereits  auf 
24%  erhöht  und  allgemein  bestimmt,  dass  er  zukunftig  dem  mittleren  Ausbeute- 
überschuss  der  heimischen  Zuekerindustrie  in  der  letzten  Fabrikatiouscampagne 
Uber  den  gesetzlichen  Minimalsat/,  hinaus  gleichkommen  solle. 

Besondere  Bestimmungen  trafen  die  gen.  neueren  Gesetze  (v.  29.  Juli  1881 
Art  6,  v.  4.  Juli  1887  Art  5)  über  gewisse  Ausbeuteberechnungen  bei  der  Entlastung 
der  Conten  betr.  „zeitweilige  Zulassung"  von  Zucker  zur  liaflinirung  behufs  Ausfuhr. 

Zucker  zur  Zuckerung  der  Weine  und  Obstweine  vor  der  Gährung.  wurde 
durch  das  Ges.  v.  18M  Art.  2  dem  niedrigeren  Satze  von  20  Fres.  für  100  Kil. 
raffinirten  Zuckers  unterworfen.  Dazu  Decr.  v.  22.  Juli  1885  über  die  Durch- 
führung (Bull.  XVIII,  269).  Den  20  »/„-Zuschlag  des  Ges.  v.  27.  Mai  1887  tragen 
auch  diese  Zucker  (bis  auf  Weiteres  nach  (ies.  v.  24.  Juli  1888). 

Die  Einwirkungen  dieser  neneu  Gesetzgebung  auf  Ein- 
und  Ausfuhr  von  Zucker  und  auf  die  Betheiligung  der  in- 
ländischen und  der  französischen  Colonialzuckerindustrie  an 
der  Versorgung  der  heimischen  Consumtion  sind  schon 
oben  erwähnt  und  mit  Zahlen  belegt  worden  (S.  670).  Die  ein- 
getretenen Veränderungen  im  R  Ii  ben  bau,  Menge  und  Qualität 
der  Rüben,  in  Fabrikationstechnik,  Zahl  und  Grösse 
der  Fabriken  und  localem  Sitz  der  Industrie  ergeben  sich 
genau  aus  den  mit  reichem  statistischen  Material  versehenen  Ver- 
waltungsberichten der  Steuerdirection  über  die  Rübenzuckerindustrie. 
Einige  wichtigere  Thatsachen  von  allgemeiner  Bedeutung  für  die 
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Zuckersteuerfrage  und  speciell  für  die  Beurtheilung  der  neuen  Be- 
steuerungsmethode sollen  hier  noch  Platz  finden. 

Zu  vergleichen  sind  ausserdem  die  Ausführungen  von  J.  Wolf  über  die  neue 
französische  Gesetzgebung  im  Finanzarch.  a.  a.  0. 

Bis  Ende  der  TUer  Jahre  war  der  französische  Rübenbau  in  der  Znckerhaltigkeit 
der  Hübe  und  die  Industrie  in  der  Technik  der  Fabrikation  notorisch  immer  mehr 
hinter  denen  Mitteleuropas  zurückgeblieben.  Die  intensive  Bodencultur,  besonders  im 
Norddepartemeut,  hemmte  die  Gewinnung  zuckerreicherer  Kühen,  die  Ankaufsbedingungen 
beförderten  mehr  die  Menge  als  die  Qualität  in  der  Cultur,  das  Classificationssystem 
der  Steuergesetzgebung,  vor  dem  Ges.  v.  1S80,  begünstigte  die  Production  von  Zucker 
niedrigen  Gehalts  und  ermöglichte  so,  altere  Fabrikationsmethoden,  die  in  Deutschland 
und  Oesterreich  längst  verbessert  waren,  beizubehalten.  Das  Di  ff  usions verfahren, 
das  technisch  beste  (s.  Wagner,  ehem.  Technol.  S.  600,  Ciaassen  S.  4  Ii)  war 
noch  nicht  sehr  verbreitet,  auch  das  Osmose  verfahren  bei  der  Entzuckerung  der 
Melasse  noch  wenig  und  in  manchen  anderen  Puncten  war  die  Technik  zurück  (s. 
auitl.  Ber.  f.  IsSO,  Bull.  XI.  319).  In  allen  diesen  Verhältnissen  traten  indessen  unter 
dem  wachsenden  Druck  der  ausländischen  Concurrcnz  seit  Ende  der  70  er  Jahre  mehr 
Fortschritte  ein,  welche  seit  dem  Ges.  v.  1SM).  das  diese  Coucurrenz  noch  steigerte, 
rascher  und  bedeutender  wurden,  besonders  in  Betreff  der  Fabrikationstechnik,  nament- 
lich der  Ausdehnung  der  Diffusion,  der  Verbesserung  der  Siedeapparate  u.  dgl.  m. 
Die  Zuekerausbeutc  wuchs  so,  die  einzelnen  Departements  zeigten  nach  ihrer  Küben- 
eultur  aber  erhebliche  Unterschiede,  die  alten  Hauptsitze  der  Industrie.  Nord  und  Pas 
des  Calais,  kamen  nicht  mehr  so  vorwärts. 

Mit  der  wenn  auch  zunächst  nur  facultativen  Einführung  der  Kübensteiicr  und 
Steuerfreiheit  der  das  gesetzliche  Minimum  übersteigenden  Ausbeute,  nach  Ges.  v.  IS>4, 
traten  dagegen  sofort  und  seitdem  immer  utnfasscndererhcbliche  Veränderungen 
im  K ü ben bau  und  in  der  Fabrikationstechnik  ein:  einerseits  zuckerreichere  Huben, 
höhere  Preise  dafür.  Versuche,  bei  der  Lieferung  und  dem  Ankauf  die  Hüben  nach 
dem  Zuckergehalte  zu  bezahlen  —  eine  schwierige  Sache,  weil  die  Methoden  zur 
Bestimmung  dieses  Gehalts  bei  der  Anwendung  auf  die  Hübe  selbst  noch  vielfach 
versagen  und  die  einzeluen  Rüben  starke  Unterschiede  zeigen  — ,  aber  auch  kleinere 
Ertragsmenge  per  Hectare  und  entsprechend  relativ  geringere  Mengen  Füttcrungsrück- 
stände;  anderseits  immer  weitere  Ausdehnung  der  Diffusion  an  Stelle  des  Prüfver- 
fahrens, mindestens  continuirliche  au  Stelle  der  hydraulischen  Pressen,  Verbesserung 
der  Siedeapparate,  Turbinen,  Filtrirung  und  anderer  technischer  Betriebseinzelheiteu, 
vermehrte  Anwendung  der  Osmose,  doch  nur  erst  in  einzelnen  Fällen  auch  anderer 
neuerer  —  dem  Osmoseverfahren  überlegener  (Claassen  S.  58  ff.)  -  -  Melasseent- 
zuckerungsverfahren  u.  dgl.  m. 

In  Folge  alles  dessen  iasche  und  starke  Steigerung  der 
Zuckerausbeute  (in  Procenten  des  Rübengewichts),  aber  freilich 
auch  bald  ausserordentliche  Zunahme  der  steuerfreien  Mehraus- 
beute zum  Nachtheil  des  Fiscus,  wodurch  allerdings  die 
rasche  Verbesserung  der  Maschinerie  u.  s.  w.  ökonomisch  erleichtert, 
öfters  wohl  erst  ermöglicht  wurde.  Etwas  haben  durch  Preis- 
ermässigung auch  die  Consumenten  Vortheil  gehabt. 

S.  die  Berichte  im  Bull.  XVII,  171,  XIX.  404,  XXI.  208,  XXIII.  250. 

Abonnirt  waren  schon  im  ersten  Jahre  1*»S4— bö  142  von  449  Fabriken,  die 
aber  45  %  der  Production  darstellten  und  bis  auf  1  alle  die  gesetzliche  Ausbeute 
Übertrafen,  im  Durchschnitt  um  20.14%  der  Steueranschreibung,  um  22.46%  der 
Production;  im  zweiten  Jahre  waren  schon  325  von  413  Fabriken  abonnirt,  die  steuer- 
freie Mehrausbeute  betrog  31.21%  der  Production:  im  dritten  Jahre  waren  von  301 
3S4  abonnirt,  die  genannte  Mehrausbeute  war  auf  30.44  %  gestiegen. 

Schon  1SS6  wurde  amtlich  zugestanden:  „Das  neue  Steuersystem  habe 
alle  Wirkungen  gehabt,  die  zu  erwarten  geweseu  wären"  (Bull.  XXI,  209). 
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Die  Zuckerausbeute  (in  raffinirtcin  Zucker  berechnet)  war  unter  dem  alten  Steuer- 
system etwa  5.5  %  im  Durchschnitt,  1  SM — 85  bis  1  SSO  -  87  bei  den  abonnirten  Fabriken 
7.27,  8.12,  8.87  (in  Somme  9.84.  in  Anne  9.17,  in  P.  d.  Calais  nur  S.Ol,  in  Nord 
8.42),  18S7 — SS  ca.  9.5—9.75%.  Der  Preis  der  Kuben  war  z.  Th  um  5—10°/. 
höher  wie  früher,  der  Ertrag  p.  Hect.  aber  von  35,000  auf  30—31,000  Kil.  gesunken. 
Die  Production  hat  sich  zu  Ungunsten  der  Departements  mit  zuckerärmeren  Rüben 
(so  Nord,  P.  d.  Calais,  die  früher  an  der  Spitze  standen),  zu  Gunsten  derjenigen  mit 
zuckerreicheren  (Somme,  Aisne)  etwas  verschoben.  In  diesen  4  und  2  anderen  Departe- 
ments (Uise  und  Seine  et  Marne)  ist  sie  noch  Concentrin.  Die  Durchschnittsproduction 
einer  Fabrik  hat  sich,  zumal  in  guten  Erntejahren,  um  30%  erhöht  ts.  o.  S.  C70), 
eine  Richtung,  die  nach  deutscher  Erfahrung  wohl  andauern  wird. 

Freilich  war  aber  die  Menge  des  als  Ausbeuteüberschuss  steuerfreien 
heimischen  Zuckers  schon  in  den  3  ersten  Jahren  des  neuen  Systems  von  39.6  auf 
157.S.  des  französischen  Colonialzuckers  von  11.1  auf  26.4  Mill.  Kil.  gewachsen  und 
die  so  gewährten  „Prämien"  beliefen  sich  in  den  3  Jahren  auf  25.4 — 44 — 72.1  Mill. 
Frcs.!  (Boll.  XXIII,  256).  Dies  erklärt  die  erwähnten  neuesten  fisealischen  Ver- 
änderungen der  Gesetzgebung,  welche  der  Staatscasse  wieder  einen  Theil  der  erlittenen 
Einbusse  gut  machen  sollen. 

Einige  bemerkenswerthe  Daten  seit  1S80 — 18S2  ergiebt  noch  die  folgende 
Uebersicht: 


Zahl  der  Fabriken  

Arbeitstage  von  Männern  1000  . 

..   Weibern  1000  . 
„   Kindern  1000  . 
Verarb.  Kuben  Mill.  Tonn.  .  . 
Kübonpreis,  1000  Kil  Frcs.  .  . 
Rübenertr.  p.  Heet.  1000  Kil 
Rückstände  (pulpes)  1000  Tonn. 
Preis  dafür.  1000  Kil.  Frcs.  . 
Fabriken  mit  hydraul.  Pressen  . 
„  continuirl.  .. 
.,  Diffusören 
Verbund.  Räperies  mit  hydraul.  Pn 
„  continuirl. 
,.  „       „  Diffusüren 

Totalzahl  der  hydraul.  Pressen  . 
„  continuirl. 
„   Diffusöre    .  . 
Inhalt  der  letzteren  Hectol.  .  . 
Fabr.  mit  Osmogencn  ... 
Zahl  der         „  .... 
Zuckerausbeute.  %  der  Kuben  . 
Davon  in  abonnirten  Fabr.    .  . 
.,  nichtabonnirten  Fabr.  . 

Die  Arbeitslöhne  sind  durchweg  etwas  herabgegangen,  um  0—7%  —  auch 
beachtenswert!!  (Bull.  XIII.  XIX,  XXII).  Die  amtliche  Statistik  gestattet  die 
Veränderungen  aller  einzelnen  wichtigeren  technischen  Einrichtungen,  Apparate, 
Maschinen  u.  s.  w.  zu  verfolgen.  —  Fortschritte  hat  auch  die  Qualität  dor  ge- 
wonnenen Zucker  gemacht.  Immer  mehr  Fabriken  haben  sich  technisch  in  den  Stand 
gesetzt,  Raffinaden  und  Candis  sowie  anderen  Zucker  von  98  %  und  darüber  zu  er- 
zeugen. Eigene  „räperies1'  ( Entsaftungsanstalten).  getrennt  und  mehr  oder  weniger 
entfernt  von  der  Fabrik  gelegen,  zu  der  sie  gehören,  sind  Frankreich  eigenthumlich. 

Die  Consumtion  hat  sich  in  den  Jahren  18S4 — 87  auf  i.  D  42S.5  Mill.  Kil. 
erhöht,  ca.  11.2  per  Kopf,  also  seit  der  Mitte  der  70er  Jahre,  wo  sie  ca.  202  Mill. 
Kil.  oder  per  Kopf  ca.  7  Kil.  war.  allerdings  wieder  stark  zugenommen.  Die  Gesetz- 
gebung von  1  Ss4  kam  auch  in  ihrer  Wirkung  schliesslich  auf  eine  Ermässigung  des 
Steuersatzes  um        Vs  hinaus,  wenngleich  es  fraglich  bleibt,  inwieweit  das  in  den 
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Preisen,  also  für  die  Consuuicnten,  sich  ausgedrückt  hat.  Die  Betheiligung  der  Pro- 
ductionsländer  an  der  Versorgung  des  Consums  ergiebt  sich  aus  den  obeu  S.  070 
angegebenen  Zahlen. 

Den  Stcuercrtrag  (incl.  Zölle,  etwas  abweichend  —  o.  S.  667  von  Faur 
p.  125,  im  Bull.  XIX,  270  f.  \Ss\  und  1SS5  mit  170.7  und  171.6  Mill.  angegeben) 
hat  die  Gewinnung  der  steuerfreien  Mehrausbeute  bei  Kubenzucker  und  die  Gewährung 
der  bedeutenden  Abrechnung  bei  Colonialzucker  wieder  erheblich  vermindert,  lSbti 
auf  133.S  (92.2  inn.  Steuern,  42.«  Zölle),  18S7  (prov.)  auf  120.1  (bez.  M.'J  und  39.3) 
Mill.  Frcs.  Ein  solches  Ergcbniss  drängte  unter  französischen  Finanzverhaltnissen 
nothwendig  auf  Massregeln  zur  Wiedererhöhung  der  Einnahmen,  wie  die  getroffenen, 
hin.  Der  Ertrag  der  ermässigten  Zuckersteuer  zur  Zuckerung  der  Weine  ist  hier 
inbegriffen  (1SS6  17.2  Mill.  KU.  mit  3.44  Mill.  Frcs.  Ertrug).  —  Kaffinirter  Zucker 
für  Corsica  zahlt,  nebenbei  bemerkt,  nur  20  Frcs.  per  100  KU.,  d.  h.  den  halben 
Satz.  —  G  lue  ose  bringt  ausserdem  noch  2.6—2.7  MU1.  Frcs.  jetzt  ein. 


bb)  Einrichtung  der  Zuckersteuer. 

S.  für  dio  frühere  Zeit,  bis  1SS4,  Vignes  und  Block,  dict.,  Art.  sucre;  ge- 
naueres in  Olibo  a.  a.  ().  Hauptgesetze  und  Decr.  v.  1S40  und  1852  (o.  S.  660), 
auch  Ges.  v.  7.  Mai  IS«  1.  29.  Juli  und  30.  Dec.  1875,  29.  Juli  lv>0;  für  die  neueste 
Zeit  bes.  Decretc  v.  31.  Juli  1881  (Bull.  XVI,  253)  und  v.  25.  Aug.  1SS7  (Bull.  XXII, 
229).  Ueber  die  Controle  der  Zusetzung  von  Zucker  zu  Wein  und  Obstwein  vor  der 
Gährung  zu  ermassigtem  Satze  (Ges.  v.  29.  Juli  18M  Art.  2).  das  Decr.  v.  22.  Juli  18S5 
(Bull.  XVIII,  26!»).  Die  Grundsätze  des  Exercice,  der  Vorsendungscontrole  u.  s.  w. 
sind  dieselben  wie  auf  anderen  Gebieten  der  französischen  indirecten  Besteuerung,  so 
bei  den  Getränken,  in  der  Anwendung  modificirt  nach  der  Technik  des  Gewerbes  und 
nach  den  sich  nach  letzterer  mit  richtenden  Besonderheiten  der  Ueberwachungsauf- 
gaben.    S.  daher  oben  §.  262  ff. 

§.270.  1.  Ucberwachungder  Fabriken.  Das  bis  1884 
bestehende  System  der  Fabrikat-,  bez.  Halbfabrikatbesteuerung 
brachte  es  schon  an  sich  und  vollends  in  seiner  practischen  Durch- 
führung —  mittelst  der  Saftmessung  und  der  Feststellung  der  end- 
giltigen  Mehrausbeute  darüber  hinaus  —  mit  sich,  dass  der  ganze 
Fabrikationsprocess  von  Anfang  an  bis  zum  Schluss,  d.  h. 
bis  zum  Auagang  der  Zucker,  Syrupe  und  Melassen  aus  der  Fabrik, 
bei  den  inländischen  Zuckerfabriken  (für  Rüben-  und 
Stärkezucker)  einer  strengen  und  beständigen  Ueberwachung 
in  den  üblichen  Formen  des  französischen  Exercice  unterliegen 
musste. 

Daher  für  diese  Fabriken  der  Lic enzzwang  (50  Frcs.,  seit  1871  100  Frcs. 
jährlich),  die  Declaratiouspflich t  bezüglich  der  Angaben  über  die  ganze  Ein- 
richtung der  Fabrik,  ihre  technischen  Apparate  u.  s.  w.  und  die  weitere  vor 
jeder  Oainpagne  bezüglich  des  technischen  Verfahrens  und  der  Arbeitszeit, 
sowie  die  Verpflichtung,  vorgeschriebene  und  controlirtc  Register  über  die  einzelnen 
Operationen  und  deren  Ergebnisse,  über  die  Mengen  und  Arten  der  ge- 
wonnenen Producte  zu  führen  u.  dgl.  m.  Die  Steuerbeamten  haben  dann 
entsprechende  Zutritts-  und  Controlrechte,  können  auch  wahrend  der  Betriebs- 
zeit in  der  Fabrik  dauernd  installirt  werden.  Sie  haben  die  Apparate  und  die 
Operationen  zu  überwachen,  einige  der  letzteren  dürfen  nur  in  ihrer  Gegenwart  voll- 
zogen werden.  Ueber  die  Production  wird  amtlich  Buch  geführt  und  am  Anfang 
und  Schluss  der  Campagne  ein  Inventar  aufgenommen.    Dabei  constatirtc  Fehl- 

A.  Watfuer.  Finauzwissen*<»haft.    III.  41 
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mengen  gegen  das  Ausbeuteminiinum  sind  im  Princip  steuerpflichtig,  ebenso  hierhin 
ermittelte  Mehrausbeuten  (s.  u.)-    Versteckte  Mengen  u.  dgl.  werden  beschlagnahmt 

An  diese  Bestimmungen  über  das  Excrcice  reihen  sieh  weitere 
Uber  die  Einrichtung  der  Fabrik,  um  Unterschleife  verhüten 
zu  können,  und  über  den  Verkehr  mit  Zucker  und  zuckerigen 
Stoffen  an. 

So  darf  eine  Fabrik  keine  innere  Verbindung  mit  fremden  Häusern .  nur  einen 
üewiihnlich  offenen  Haupteingang  haben,  die  Fenster  müssen  in  vorgeschriebener 
Weise  vergittert  sein.  Heimischer  oder  fremder,  fertiger  oder  unfertiger  Zucker. 
Syrnp.  Melasse,  darf  nicht  von  anderswo  in  die  Fabrik  gebracht  werden,  falls  diese 
nicht  gleichzeitig  Ral'liniranstalt  ist.  Als  Kegel,  welche  aber  einige  Ausnahmen  er- 
leidet, gilt,  wie  hei  den  (ictränken  (S.  154s),  dass  jede  Versendung  von  Zucker  u.  s.  w. 
angezeigt,  steueramtlich  geprüft  und  in  gewissem  örtlichen  Umfang  (innerhalb  des 
Arrondisscuients,  in  dem  eine  Fabrik  liegt,  und  der  diesem  Arrondissement  benachbarten 
(':mtoiiej  unter  Begleitschein  in  Form  eines  ae«|uit-a-eaution  (S.  •149)  gehen  muss. 
Auch  sonstige  Formalitäten  (.Zeit,  Verpackungsall)  sind  für  die  Versendung  angeordnet. 
Die  Steuer  ist  im  Princip  bei  dem  Ausgang  des  Zuckers  aus  der  Fabrik  fallig.  Doch 
bestehen  einige  öffentliche,  dem  Staate  irehßrcnde  Entrep'.ts  (Paris,  Lille),  in 
denen  der  Zucker  einstweilen  steuerfrei  gelagert  werden  kann  ,  sowie  (iewährung  von 
Steuercrediten  gegen  Sicherstellung  auch  hier.  F i c ti v e  Entrepöts  („a  domicile") 
sind  bei  Zucker  ausgeschlossen. 

Zur  Vervollständigung  eines  solchen  Uebcrwachungssystems 
hätte  allerdings  wohl  von  Anfang  an  die  Unterstellung  auch  der 
K  affine  rieen  unter  das  Exercicc  gehört,  um  den  Kohzuckcrbezug 
zu  controliren.  Bei  diesen  ist  aber,  wie  oben  schon  bemerkt ,  erst 
neuerdings  eine  bessere  l  eberwachung  erreicht  worden. 

Dabei  muss  besonders  der  Eingang  von  Rohzucker  und  der  Ausgang  vuii  Rafii- 
nade  bei  jeder  Anstalt  Überwacht  werden.  Bezügliche  DeclarationspÜiehien  speciell 
für  den  Eingang  der  ursprunglich  nur  bereits  versteuert,  später  nach  dem  System  d.  r 
„zeitweiligen  Zulassung"  auch  einstweilen  steuerfrei,  unter  Sicherstellung,  zu  beziehenden 
Rohzucker  bestanden  der  (.'ontrole  halber  auch  schon  fnther.  Im  Princip  ist  auch 
hier  die  Steuer  beim  Ausgang  der  Raffinade  aus  der  Fabrik  fällig,  wenn  der  Roh- 
zucker unversteuert  bezogen  war.  Die  Ucbcrwachutig  ist  um  so  leichter,  da  die 
Raffinerie  in  wenigen  (iross-Anstalten  (jetzt  10)  concentrirt  ist.  Aber  das  Exercicc 
bei  den  Raffinerien  macht  allerdings  nach  der  Technik  des  ganzm  Betriebs  viel  grossere 
Schwierigkeiten  als  bei  den  Rohzuckerfabriken.  S.  über  diese  Frage  und  die  Ver- 
handlungen betr.  die  Einführung-  des  Exercicc  1  ST  1  11'.,  1  s75  Arne,  tarifs  d.  donanes. 

par.  is7<;,  Ii.  aao  ii..  mm  ii. 

271.  2.  Besteuerungsniet  ho  de.  Hier  ist  voruemlich 
die  Zeit  vor  und  nach  dem  Gesetz  von  1884  zu  unterscheiden. 
Doch  siud  auch  in  der  ersteren  bei  der  Durchführung  der  im 
Ganzen  beibehaltenen  Methode  Veränderungen  erfolgt. 

a)  Die  ältere  Methode  (bis  1884).  Von  Anfang  an  und 
bis  1884  war  die  inländische  Zuckerbesteuerung  als  Fabrik  at- 
bezw.  Halbfabrikat-  (Rohzucker-)  Besteuerung  gedacht. 
Die  Verwaltung  musstc  also  bemüht  sein,  das  gewonnene  Pro- 
di! et  nach  seiner  Menge  und  Art  (Zucker  nach  den  verschiedenen 
Verarbeitungsstufen,  als  Rohzucker,  Raffinade,  Candis  u.  s.  w.  und 
nach  der  Qualität  oder  Sorte,  dem  Zuckergehalt,  Syrup,  Melasse) 
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festzustellen.  Darauf  hatten  auch  die  Controlen  hinauszugehen. 
Man  wählte  nun  zu  diesem  Behufe  zunächst  den  Weg  der  sog. 
Saftbesteuerung,  indem  man  aus  der  Menge  und  Dichtig- 
keit des  Zuckersaftes  vor  der  Scheidung  mittelst  des  sog.  Dichtig- 
keitsmessers (Densimeters)  ein  steuerpflichtiges  Minimum 
der  Ausbeute  an  Zucker  einer  bestimmten  Type  aus  den  Rüben 
festzustellen  suchte.  Alsdann  erfolgte  aber  zur  C o rrectur  dieses 
Ergebnisses  erst  die  genaue  Feststellung  der  eventuell  dieses  Mini- 
mum überschreitenden  Zuckerproduction  durch  die  schon  erwähnte 
steueramtliche  Buchführung  und  Inventarisirung  vor  Be- 
ginn und  am  Schluss  jeder  Campagne.  Das  also  corrigirte  Ergeb- 
niss  der  Saftbestcucrung  wurde  der  Berechnung  der  Steuerschuldig- 
keit der  Fabrik  zu  Grunde  gelegt.  Die  Steuermethode  war  also 
zunächst  nur  nominell  die  der  (Hai b  )  Fabrikatsteuer,  indem 
die  Steuer  nach  Menge  und  Sorte  des  Products  bloss  be  in  essen 
wurde,  eigentlich  war  es  die  einer  modificirten  Saftsteuer. 
Eine  reelle  Fabrikatsteuer  entstand  daraus  erst  durch  die  an- 
gegebene Corrcctur. 

S.  Ges.  v.  31.  Mai  1S46,  Art.  7:  die  Stem.ranschrcibungon  icharges)  berechnet 
im  Minimum  nach  Menge  und  Dichtigkeit  des  der  Scheidung  unterworfenen  Safts  im 
Verhältnis»  von  1400  Gramm  Zucker  cr>ter  Type  auf  100  Liter  Saft  und  jeden  Grad 
des  I)en>imeiers  über  100  ^Dichtigkeit  des  Wasser»)  vor  der  Scheidung  bei  Temperatur 
von  15°  C,  wobei  Itruche  unter  Vio  *'ra^  vernachlässigt  werden.  Das  Safivoiutncn 
wird  nach  dem  Inhalt  der  Kessel,  unter  Abzug  von  10°/0.  berechnet.  (S.  Durch- 
fuhrung danach  bciülibo  III,  2«i3,  Kegl.  v.  1S52,  Art.  8.  9,  Olibo  p.  293.  Er- 
läuterung bei  v.  Kaufmann.  Zuckt  rindustrie,  S.  124  II.)  Die  angenommene  Gramm- 
Zahl  hat  gewechselt.  Im  Ges.  v  Ii*.  Juli  I^SO,  Art.  21,  ist  der  AnsaU  auf  1200  Gramm 
raff.  Zuckers  für  das  Hectoliter  bestimmt  worden. 

Als  Saftsteuer  hat  diese  Stcuermcthode  die  jener  ankleben- 
den Mängel,  vor  allen  den,  dass  aus  der  Saftdichtigkeit  nicht 
sicher  und  nicht  gleichmassig  auf  den  Zuckergehalt  geschlossen 
werden  kann,  Zuverlässigkeit  des  Densimeters,  Sorgfalt  der  Be- 
obachtung, Integrität  der  Controlbeamten  selbst  vorausgesetzt, 
Voraussetzungen,  welche,  zumal  früher,  auch  nicht  immer  zugetroffen 
sein  sollen.  Auch  wirkt  die  Saftstcuer  nicht  gleichmässig  auf  die 
Besteuerten  und  veranlasst  unter  Umständen  unökonomische  Be- 
triebsoperationen. Ohne  Hinzutritt  der  scharfen  Betriebs  con- 
trolen mittelst  des  Exercice  und  schliesslich  der  Versen dungs- 
controlc  und  insbesondere  ohne  die  Co  rrectur  durch  die 
Bestandaufnahmen  würde  die  Saftsteuer  mit  durchschnittlich 
massigen  Ausbeuteminimis  vollends  unzureichend  bleiben.  Die  Er- 
gänzung dieser  Stenermethodc  nach  diesen  Seiten  war  also  fiscalisch 
ganz  folgerichtig. 

44* 
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Was  in  Kaufmann 's  Darstellung.  Zuckerindastrie ,  S.  126,  nicht  recht  erkannt 
wird.  (Unrichtig  hier,  das*  geringere  Ergebnisse  bei  der  Controle  Nachlässe  bedingten. 
Die  Fehlmengen  sind  steuerpflichtig  nach  Ges.  r.  1846,  Art.  8,  doch  kann  durch  den 
Finanzminister  eine  Befreiung  erfolgen.  Decr.  v.  7.  Jan.  1860,  Art  1,  Olibo  III, 
204.^  S.  die  Kritik  der  Saftsteuer  von  J.  Wolf,  in  d.  Tub.  Ztschr.  B.  38,  S.  309. 
Wenn  man  diu  Ausbeuteminima  bei  der  Saftsteuer  nicht  zu  hoch  ansetzt  und  dann 
Abonnements  gewährt,  bei  denen  die  Mehrausbeute  steuerfrei  bleibt,  wie  in  Frankreich 
nach  d.  Ges.  v.  23.  Mai  18(Jü,  so  kann  die  Saftsteuer  einigermassen  ähnlich  wie  die 
Kohstoflsteucr  oder  wie  eine  andere  Pauschalirungssteucr  wirken,  nämlich  gewisse 
technische  Fortschritte  prämiirend.  Doch  waren  die  Erfahrungen  in  den  wenigen 
Jahren  des  Bestehens  dieser  Einrichtung  nicht  günstig;  die  letztere  kam  nur  einigen 
Gegenden  mit  zuckerreichcrer  Rübe  zu  Gute.  So  gab  man  sie  1864  (Ges.  ?.  7.  Mai, 
Art.  4)  wieder  auf  (Olibo  III,  239,  Wolf,  Finanzarch.  III,  60).  Vor  der  Kefonn 
v.  1  Ss  i  dachte  man  wieder  an  diese  Saftsteuer  mit  Abonnements,  gab  aber  dann  doch 
der  Kühensteuer  den  Vorzug  (Wolf,  im  Finanzarch.  III,  52,  der  Agriculturrath  hatte 
sich  für  die  Saftsteuer  als  weniger  revolutionirend  wirkend  erklärt).  Ueber  die  Be- 
triebscontrole  und  die  Inventarisirungen  u.  s.  w.  bes.  Keglern,  v.  1.  Sept.  1852,  bei 
Olibo  III,  28S  ff.  zur  Ausfüllung  des  Decrcts  r.  27.  Marz  1852. 

Jene  Correctur  der  Ergebnisse  der  Saftsteuer  durch 
die  Betriebscontrole  enthält  aber  eine  neue  schwierige  Auf- 
gabe, nämlich  die  Zuckersorten  und  Qualitäten  richtig  fest- 
zustellen, um  die  nach  diesen  bestimmten  Steuersätze  anzulegen 
und  die  Mengen  und  Arten  der  Producte,  welche  die  Inventarisirung 
ergiebt,  mit  den  Anschreibungen  und  vorläufigen  Belastungen  nach 
der  Saftprobe  zu  vergleichen.  Hierfür,  sowie  für  die  Verzollung 
und  die  Berechnung  der  Ausfuhrvergütungen  für  Raffinade 
bediente  man  sich  des  (ursprünglich  holländischen)  Systems  der 
Classification  der  Zucker  nach  der  Farbe.  In  der  Anwendung 
dieses  Systems  trat  aber  die  Vereinfachung  ein,  dass  man  je  eine 
Anzahl  dieser  sogen.  Farben  typen  in  Eine  Kategorie,  zu  einer 
Normal  type  zusammenzog,  nach  letzteren  Typen  die  Steuersätze 
und  die  Umrechnungszahlen  zwischen  Raffinade  und  Rohzucker 
bestimmte  und  jede  vorkommende  Zuckerqualität  auf  ihre  Type 
zurückführte.  Hierdurch  wurde  die  Besteuerung  des  einheimischen 
Rübenzuckers  wie  die  Verzollung  des  Colonial-  und  fremden  Zuckere 
also  wieder  in  eigentümlicher  Weise  modificirt.  Die  „Fabrikat- 
steuer" nahm  die  Gestalt  einer  Steuer  nach  solchen  Typenclassen 
an,  ihr  „Qualitätsstcuerfuss"  ward  von  vornherein  vielfach 
ein  ungenauer,  da  jede  Type  Zucker  verschiedenen  Gehalts  um- 
fasste,  der  Steuersatz  also  höher  für  Sorten  an  der  Untergrenze 
der  Type,  niedriger  für  die  an  der  Obergrenze  war.  Dies  führte 
unvermeidlich  zu  fiscalischen  Benachtheiligungen,  auch  zur  Hin- 
drängung der  Zuckerproduction  in  einseitige  technische  und  damit 
öfters  unökonomische  Richtung  und  zur  Verwandlung  der  Aus- 
fuhr Vergütungen  in  Ausfuhrprämien. 
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Die  Bestimmungen  über  die  Zahl  und  Grenzen  der  Typen  haben  gewechselt. 
Im  Ges.  v.  3.  Juli  1840  wurden  3  Typen  f.  Rohzucker  unterschieden,  it.it  4  Steuer- 
stufen: für  die  erste  Type  und  Nuancen  darunter,  zwischen  der  ersten  und  bis  zur 
zweiten  Type  incl. ,  Uber  der  zweiten  und  bis  zur  dritten  incl. ,  Uber  der  dritten, 
danach  25  —  27.75— ."10.50  —33.20  Frcs.  f.  100  Kil. ;  mit  letzterer  Kategorie  gleich- 
gestellt Zucker  in  Broten,  geringer  als  Melis  (oder  quattre-eassons) ;  endlich  als  eine 
fünfte  Classe  Melis  u.  s.  w„  auch  Candis  zu  30.10  Frcs.  Veränderungen  der  Classi- 
fication und  Steuersatze  1S51,  1852,  1800,  1804.  Das  (ies.  v.  7.  Mai  18Ü4  unterschied 
Rohzucker  jeden  Ursprungs  in  zwei  Glossen,  unter  No.  13  mit  42  Frcs.,  Nr.  13  bis 
incl.  20  mit  44  Frcs. ;  ausserdem  dem  raffinirten  ähnlichen  (poudres  blanche*)  über 
No.  20  mit  45  Frcs.  Steuer,  raff,  inländ.  und  aus  den  französ.  Colonicen  mit  47  Frcs. 
Dioselbe  Classification  auch  in  den  Tarifen  nach  dem  Kriege,  1871,  1872. 

Die  internationale  Zuckerconvention  von  1804  legte  ihren  Bestimmungen 
ebenfalls  die  Classification  nach  der  Farbe  zu  Grunde.  Provisorisch  wurden  als 
Minima  des  Ausbringens  von  Zucker  beim  Rafliniren  4  Classeu  angesetzt:  auf  je 
100  Kil.  holl.  Type  18—15  die  1.  Cl.  mit  87%  ratT.  Hutzucker,  Type  14—1»  die 
2.  Cl.  mit  85°/0.  Type  9  -7  die  3.  Cl.  mit  81,  unter  7  die  4.  Cl.  mit  70,  wobei  die 
Zwischcitsorlen  zwischen  2  Classen  zur  unteren  gehören  sollten  (Art.  1  d.  Convention 
v.  8.  Nov.  1804.  Darüber  Circ.  v.  25.  Juli  1805,  Preuss.  Hand.-Arch.  Wie,  I,  232). 
Darauf  wurden  in  Köln  praktische  Versuche  von  einer  Commission  der  Conventions" 
machte  angestellt,  wonach  dann  fUr  die  gen.  4  Classen  als  Ausbringensproceute 
nonnirt  wurden:  94,  88.  80,  07  (Declar.  v.  20.  Nov.  lsGO,  Preuss.  Hand.-Arch.  1807, 
I,  233).    Ueber  die  Wirkungen,  v.  Kaufmann,  Zuckerind.  S.  131. 

Das  (Jen.  v.  30.  Dec.  1875  unterschied  in  den  Artikeln,  welche  bei  Nicht- 
ratitication  der  neuen,  am  11.  Aug.  1875  zu  Brüssel  abgeschlossenen  Convention  in 
Geltung  traten,  2,  bezw.  3  Classen  für  den  Verbrauchssteuer  zahlenden  Zucker, 
4,  bezw.  5  für  den  zeitweilig  in  den  Raffinerieen  zugelassenen,  behufs  Ausfuhr  der 
Raffinade  (s.  o.S.  009,  Olibo  III,  223,  224\  —  Der  zur  Ausfuhr  kommende  französ. 
Rohzucker  war  steuerfrei  (Oes  v.  23.  Mai  1800,  Art.  8). 

Der  besondere  Mangel  jeder  Classification  der  Zucker  nach 
der  Farbe  liegt  in  der  Unsicherheit  des  Schlusses  aus  der 
Farbe  auf  den  wirklichen  Zuckergehalt,  speciell  auf  den 
Gehalt  des  Rohzuckers  an  krystallisirbarcm  Zucker.  Ausserdem 
ist  eine  künstliche  Dunklerfärbung  des  Zuckers,  um  den  Steuersatz 
zu  ermässigen  oder  die  Ausfuhrvergtttung  zu  erhöhen,  ohne  wesent- 
lichen Nachtheil  und  ohne  Einfluss  auf  den  Zuckergehalt  auszu- 
führen. 

S.  J.  Wolf,  Tüb.  Ztsehr.,  B.  38,  S.  317,  nach  Gunning,  über  Saccharimetrie, 
Berl.  1875.  Auch  v.  Kaufmann,  Zuckerind.  S.  131  IT.,  wo  auch  noch  des  Uebel- 
stands  gedacht  wird,  dass  die  der  Einschätzung  zu  Gründe  liegenden  Normalmuster 
sich  allinälig  selbst  verändern. 

Diesen  Schwierigkeiten  und  Uebclständen  bat  die  französische 
Gesetzgebung  dadurch  zu  begegnen  gesucht,  dass  sie,  nach  einem 
schon  früheren,  aber  bald  wieder  aufgegebenen  Versuche,  die 
saccharimetrische  Untersuchung  statt  der  Farbentypen  der  Be- 
steuerung zu  Grunde  zu  legen  (Gesetz  vom  13.  Juni  1851),  die 
Verwaltung  ermächtigte,  in  Zweifelsfällen,  wenn  die  Nuance  des 
Zuckers  seinem  wirklichen  Zuckergehalte  nicht  zu  entsprechen 
schiene,  eine  amtliche  Prüfung  nach  den  saccharimctrischen 
Proceduren  zu  veranlassen.    Bald  wurde  dann  dies  Verfahren  all- 
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gemein  angewandt,  wenn  Zucker  vom  Fabrikanten  nicht  über 
Type  20  von  vornherein  declarirt  worden  waren. 

Gesetz  v.  2'J.  Juli  1S75,  Art.  3  und  Gesetz  v.  30.  Dec.  ls"5.  Die  dabei  au- 
fwandte Specialmcthode  ist  die  sogen,  optische,  mittelst  des  Polarimeters 
(s.  Wagner,  ehem.  Techno!.,  S.  5U4).  S.  die  Durchführung  bei  Ülibo  III,  223  II". 
Der  Fabrikant  hatte  das  Recht,  wenn  der  Zuckergehalt  nicht  mit  der  Nuance  überein- 
stimmte,  denselben  zu  declariren.  Bes.  bei  Verdacht  künstlicher  Färbung  wurde  die 
saccharim.  Untersuchung  wichtig.  In  Hauptsitzen  der  Zuckerindustrie  wurden  Untor- 
suchungsbureaux  eingerichtet,  in  Paris  ein  Ccntralbureau.  an  welche  die  erforderlichen 
Proben  geschickt  werden.  S.  auch  Ges.  v.  11».  Juli  IbSO,  Art.  IS.  Bei  der  Um- 
rechnung von  Rohzucker  auf  Raflinade  werden  dann  das  Ausbringen  nach  der 
polariinetrischen  Analyse  veranschlagt  und  für  die  Niehtzuckcr- Bestandteile,  welche 
das  Krystallisiren  hindern,  Abzüge  gewährt,  wie  früher  schon  bemerkt  wurde  (8.  665»; ; 
für  Olm  osebestand  das  2  fache,  für  Aschenbestand  das  4  fache  (früher  5 fache),  beides 
wohl  zu  hoch.    S.  Wolf,  Tüb.  Ztschr.,  B.  3<v  S.  31$,  «64. 

Auch  diese  rrüfungsmethode  ist  indessen  mit  wesentlichen 
Mängeln  behaftet,  die  sich  bisher  nicht  beseitigen  Hessen.  Ihre  Ergeb- 
nisse sind  nicht  genügend  sicher,  die  Coefficienten  für  die  Abrechnung 
der  Nichtzuckertheile  sind  ebenfalls  nicht  allgemein  genau  bestimm- 
bar und  gleichmässig,  die  angenommenen  beruhen  auf  Muthmassung 
und  sind  wahrscheinlich  immer  noch  zu  hoch,  also  für  den  Fiscus 
zu  uugünstig  und  stftrend  für  gleichmässige  Besteuerung.  Auch 
lassen  sich  künstliche  Beimischungen  von  Nichtznekcr- Stoffen 
machen.  Endlich  ist  die  Methode  in  der  Praxis  schwierig  anzu- 
wenden, so  dass  man  sie  auch  deswegeu  als  nicht  geeignet  zur 
definitiven  Beibehaltung  bezeichnet  bat.  Die  i.  J.  1884  wenigstens 
bei  der  inländischen  Zuckerbestcuerung  erfolgte  Acnderuug  ist 
durch  solche  Erwägungen  unterstüzt  worden.  Ein  Fortschritt  war 
es  aber  immerhiu,  dass  das  Gesetz  vom  1Ü.  Juli  1880  von  der 
Tarifirung  nach  Classen  zu  derjenigen  nach  dem  wirk- 
lichen Zuckergehalt  auf  Grund  der  charactcrisirtcn  sacebari- 
metrischen  Analyse  Übergegangen  ist. 

S.  J.  Wolf,  Tab.  Ztschr.,  B.  3S,  S.  3IS,  »KU,  nach  (in  uni  ng's  obengenannter 
Schrift.  Das  saccharimetiische  Problem  ist  schon  als  wissenschaftliches  ein 
schwieriges,  die  Benutzung  der  sacchariinetr.  Methode  für  die  Praxis  vollends  nur 
bedingt  zulassig. 

§.272.  b)  Die  neue  Besteucrungsmcthodc.  Die  durch 
das  Gesetz  von  1884  eingeführte  eigentliche  Rüben  besteuerung 
ist  natürlich  auch  für  die  ganze  Einrichtung  der  Steuer  von  ent- 
scheidender Bedeutung  geworden.  Die  Saftstcucr  wurde  dadurch 
beseitigt,  zunächst  in  den  abonnirten  Fabriken,  seit  1.  Sept.  1887 
allgemein.  Die  bisherigen  Controlcn  konnten  geändert  werden,  an 
ihre  Stelle  trat  eine  um  so  sorgfältigere  Controle  der  Einbringung 
von  Hüben  in  die  Fabrik  und  des  Kitbengewichts.    Jene  Controlcn 
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liiittcn  selbst  grossentheils  fortfallen  können.  Ihre  Beibehaltung 
hatte  jedenfalls  bei  strenger  und  folgerichtiger  Durchführung  der 
Ktibenstcuer  in  der  Kegel  keine  direct  fiscalische,  steuertechnische 
Bedeutung  mehr,  sie  boten  indessen  das  Mittel  zur  Ergänzung  der 
Rübencontrole  und  dienten  ausserdem  zu  statistischen  Ermittlungen, 
welche  auch  für  die  Verwaltung  werthvoll  sind.  Seitdem  dann  die 
zunächst  steuerfreie  Mehrausbeute  an  Zucker  Uber  das  gesetzliche 
Minimalausbringen  hinaus  wieder,  wenn  auch  nur  zu  einem  massigen 
Satze,  mit  versteuert  und  nach  ihrem  Betrage  die  Quote  des  steuer- 
freien Abgangs  beim  französischen  Colonialzucker  bemessen  wurde 
(S.  H74),  war  die  genaue  Ermittlung  des  Betrags  dieser 
Mchrausbeutc  wieder  fiscalisch  geboten  und  mussten  dafür  die 
Betriebs-  und  die  Verse ndu ngscontrole  wie  bisher  verbleiben. 

Bei  der  neuen  Steuermethode  ist  ferner  die  bei  der  Fabrikat- 
steuer  mögliche  einfache  Freilassung  des  zu  exportirenden  Roh- 
zuckers von  der  Steuer  —  er  ging  zu  diesem  Behuf  unter  Begleit- 
schein (acqait-it-caution)  an  das  Grenzzollamt  nicht  mehr  aus- 
führbar. Es  muss  vielmehr  eiue  Ausfuhr  Vergütung  auch  für 
den  Rohzucker  festgestellt  werden.  Diese  wird  freilich  hier,  wie 
bei  Raffinade  zu  hoch,  wenn  sie  einfach  gemäss  der  gesetzlichen 
Minimalausbeute  an  Raffinade  aus  den  Rüben  bestimmt  wird.  Aber 
auch  in  diesem  Falle  setzt  sie  bei  der  Anwendung  auf  Rohzucker 
erst  eine  Umrechnung  des  Steuersatzes  für  raffinirten  auf  den  für 
Rohzucker  voraus.  In  diesen  Fällen,  wie  auch  bei  den  Einfuhr- 
z  ö  1 1  c  n  muss  daher  zur  Feststellung  des  Zuckergehalts,  insbesondere 
der  Rohzucker,  die  saccharimetrischc  Untersuchung  bei- 
behalten werden,  wie  das  auch  in  Frankreich  geschehen  ist. 

In  diesen  Puncteu  ist  die  frühere  (iesotzgebung  in  Kraft  geblieben,  speeicll 
Art.  des  (ies.  v.  1^0.  S.  die  Tarii'bestiuitnungen  des  (ies.  v.  I>vl  oben  S.  • » T ;-t - 
Das  Nähere  der  Controlc  bei  der  Kubensteuer  bestimmt  das  Deer.  v.  Iii.  Juli  l^sl 
i  Bull.  XVI.  25.$,  im  Auszug  bei  Wolf,  I  inanzarch.  III,  51),  ergänzt  durch  das  Deer. 
v.  25.  Au-.  1W  ^Bull.  XXII,  220).  Die  Controle  betrifft  vorncmlich  die  Waage- 
apparatc.  die  amtlich  geprüft,  mit  automatischem  Zählwerk  Veraehen,  gegen  willkür- 
liche Beeinflussungen  geschlitzt  sein,  zu  dem  Zweck  Einrichtungen,  Schlösser  u.  dgl.  tu. 
haben  mü>sen,  zu  denen  die  Verwaltung  die  Schlüssel  in  der  Hand  hat,  Siegel  an- 
legen darf  u.  s.  w.  (spec.  Vorschriften  im  Deer.  v.  lssT);  ferner  die  Zugänge  zur 
Waage,  die  gciren  geheimes  Einbringen  von  Hüben  zur  Verarbeitung  geschützt  und 
so  beschatten  sein  müssen,  dass  der  Controlbeainte  von  seinen;  Platze  aus  die  Waage 
gut  uberscheu  kann.  Die  Verwiegungen  geschehen  in  Miniinalmengen  von  500  KU., 
die  Beamten  führen  Buch  darüber,  nach  den  Aufzeichnungen  wird  täglich  die  Fabrik 
gemäss  den  ueset/.liehen  Keductioiissätzcii  belastet.  Die  Fabrikanten  müssen  mindestens 
1  Monat  vor  Beginn  der  Arbeit  der  Controlbehörde  den  Plan  des  Waageapparates 
und  der  ganzen  Einrichtung  der  Fabrik  einreichen,  die  Herstellung  der  Waage  muss 
mindestens  1  Monat  vor  Beginn  der  Arbeiten  beendigt  sein,  ohne  vorgäugige  Anzeige 
und  Zustimmung  der  Controlbehörde  darf  weder  an  Waage  noch  Einrichtung  der 
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Fabrik  etwas  verändert  worden.  Die  Fabrikanten  miissen  auch  in  amtlich  (gelieferte 
Register  Eintragungen  über  ihre  Operationen,  den  gewonnenen  Zucker,  machen, 
worüber  die  Decroto  das  Einzelne  näher  bestimmen.  Die  amtlichen  Inventarisirangen 
erfolgen  in  der  früheren  Weise.  Die  Belastungen  und  Steuerfreiheiten  bestimmten 
sich  anfangs  aber  nur  nach  den  gesetzlichen  Reductionszill'ern  von  raff'ni.  Zucker  auf 
Kuben.  Der  der  Mehrausboute  über  das  Minimum  hinaus  entsprechende  Zucker  kann 
steuerfrei  versandt  werden,  bezw.  unterliegt  er  jetzt  nur  der  Ergänzungssteue r 
dafür,  sobald  die  Production  die  gesetzliche  Belastung  übersteigt.  Rohzucker  und 
Melasse  können  jetzt  auch  aus  anderen  Fabriken  bezogen  werden.  Bei  den  Ent- 
lastungen erfolgt  die  Umrechnung  der  Rohzucker  auf  Raffinade  nach  den  Bestimmungen 
des  Ges.  v.  1850,  Art.  18,  also  nach  saccharimetr.  Feststellung  des  Zuckergehalts; 
nach  Ges.  v.  4.  Juli  1887  werden  Rohzucker  von  mindestens  65  und  höchstens  08% 
zur  Entlastung  der  Conten  für  „zeitweilige  Zulassung"  nach  dem  Keiuergebniss  an 
raff.  Zucker,  gemäss  den  Bestimmungen  des  Ges.  v.  1SS0,  aber  mit  Abrechnung  von 
l'/a°/o  „Abgang"  angesetzt.  Der  Zuckergehalt  der  Melasse  ist  vom  Versender 
zu  declariron,  doch  nicht  unter  15%,  wobei  Melassevcrsendungen  an  Destillerieen 
oder  ius  Ausland  anfangs  keine  Entlastung  bedingten.  Nach  Ges.  v.  4.  Juli  1SS7, 
Art.  6,  werden  letztere  Versendungen  der  Fabriken,  welche  koiu  Osmoseverfahren 
haben,  mit  14%  des  Gewichts  bei  Melassen  von  wenigstens  44%  des  absoluten 
Zuckerreichthums  zur  Entlastung  gut  geschrieben.  Bei  Melasscversendungon  von  einer 
abonnirten  Fabrik  an  die  andere  wird  die  Entlastung  beim  Versender  und  die  Be- 
lastung beim  Empfänger  auf  14  kil.  raff.  Zuckers  fur  100  Kil.  Melasse  angerechnet. 
Das  Decr.  v.  1887  hat  auch  noch  besondere  Declarationspflichtcn  für  die  Fabriken, 
welche  das  Osmose  verfahren  anwenden,  eingeführt.  —  Einige  Specialpflichteu 
sind  den  Fabriken  und  Raffinericen  durch  Ges.  v.  27.  Mai  1S87  wegen  der  Erhebung 
des  Steuerschlags  für  den  bisher  schon  steuerpflichtigen  und  der  Specialtaxe  des 
bisher  —  als  Ausbeutcübcrschuss  u.  s.  w.  —  steuerfreien  Zuckers  auferlegt  worden.  — 
In  den  3  Zuckercolouiecii  Guadeloupe,  Martinique  und  R6union  sind  jetzt  auch  eigene 
amtliche  Laboratorien  fttr  die  Analyse  der  exportirten  Zucker  eingerichtet  (Ges.  vom 
13.  Juli  1880,  Art.  3). 

Bestreitungen  bezüglich  der  richtigen  Veranlagung  der  Zuckersteuer,  daher 
insbesondere  betreffend  die  Menge  und  den  Zuckergehalt,  Seitens  der  Fabrikanten, 
Raftineure  gehen  wie  in  anderen  ähnlichen  Fällen  der  indirecten  Besteuerung  an  die 
durch  Ges.  v.  27.  Juli  1822  für  solche  Fälle  eingerichtete  Expertencommission 
zur  Entscheidung  im  contradictorischen  Verfahren  (Decr.  v.  27.  März  1852,  Art  4, 
Regl.  v.  1.  Sept.  1852,  Art.  20,  Olibo  III,  308V 

Die  Strafandrohungen  der  früheren  Gesetze  sind  noch  in  Kraft  geblieben. 
Jede  Verletzung  der  Gesetze,  Reglements  u.  s.  w.  ist  mit  1000—5000  Frcs.  und 
Confiscation  der  Zucker,  Synipe,  Melassen,  die  fraudulös  fabricirt,  verhehlt,  fort- 
geschickt sind,  bedroht,  im  Wiederholungsfälle  kann  die  Strafe  auf  das  Doppelte 
steigen  (Ges.  v.  1840,  Art.  20,  Decr.  v.  1852,  Art.  7,  Ges.  v.  30.  Dec.  1873,  Art.  3). 
Nach  d.  Decr.  v.  1852  kann  auch  bei  mehr-  als  zweimaliger  Straffälligkeit  vom 
Finanzminister  Schlnss  der  Fabrik  angeordnet  werden  (ob  noch  geltend?).  Das 
Ges.  v.  4.  Juli  1887,  Art.  4,  hat  ausserdem  alle  Manipulationen,  um  die  Waagen  zu 
fälschen  und  Uber  das  Gewicht  der  verarbeiteten  Rüben  zu  täuschen,  mit  der  doppelten 
Steuer,  welche  auf  diese  Weise  seit  Beginn  der  Campagne  entzogen  werden  konnte, 
und  mit  dem  Vierfachen  im  Wiederholungsfälle,  bedroht.  —  Das  Strafverfahren 
ist  das  allgemeine  bei  den  indirecten  Steuern  (S.  006). 


er)  Rückblick  und  zur  Kritik. 

In  der  Darstellung  der  historischen  Entwicklung  und  im  vorausgehenden  Abschnitt 
von  der  Einrichtung  der  Zuckerbestcuerung  siud  die  nöthigen  kritischen  Erörterungen 
bereits  an  den  Orten,  wo  es  der  Zusammenhang  mit  sich  brachte,  grosscntheils 
eingefügt  worden.  Daher  hier  nur  noch  einige  kritische  Bemerkungen  all- 
gemeiner Art  über  den  ganzen  Gang  der  Steuerentwicklung  und  specicll  bloss  noch 
über  die  ueugcwählto  Form  der  Rubeusteuer.    Auch  hier  wird  die  wichtige  handols- 
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politische  Seite  der  Zucker-Zollfrage  und  der  A  usf uhrvo rg u  tungen  nicht  weiter 
verfolgt.  S.  darüber  ausser  den  genannten  Schriften  noch  Arne,  etude  des  tarifs 
de  douanes,  l,  ch.  IS  u.  22  sowie  namentlich  Lexis,  die  franzfts.  Ausfuhrprämien, 
Nonn  1S70,  passiui  u.  bes  Abschn.  VII. 

§.  273.  Die  französische  Zuckerbesteueruug  liefert  ein  gutes 
Beispiel  der  ausserordentlichen  Schwierigkeiten  und  völlig  gar  nicht 
zu  lösenden  Conflicte,  in  welche  man  in  der  Steuerpolitik  durch 
die  Verquickung  sich  kreuzender  finanzieller  und 
schutzöllnerischer  Interessen  geräth.  Die  Versuche,  diese 
Interessen  zu  versöhnen,  —  anfangs  besonders  zwischen  Fiscus  und 
fremder  Zuckereinfuhr  einer-,  heimischer  Raffinerie  und  französischen 
Zuckcrcolonien  andrerseits,  später  zwischen  dem  Fiscus  und  auch 
der  heimischen  Zuckerindustrie  und  wieder  zwischen  letzterer  und 
der  Raffinerie  und  zwischen  Rübenzucker  und  Colonialzucker,  auch 
beiden  letzteren  und  fremdem,  neuerdings  besonders  mitteleuropäischem 
Rübenzucker,  — durchziehen  wie  ein  rother  Faden  die  Geschichte  der 
Zuckersteuer  seit  mehr  denn  70  Jahren  und  bedingten  ihre  ewigen 
Veränderungen,  bald  der  Tarife,  bald  der  Einrichtung,  ohne  dass 
bisher  etwas  Befriedigendes  erreicht  worden  wäre. 

Bald  wurde  das  fiscalische  Interesse  zu  sehr  preisgegeben,  wie  jüngst  wieder  im 
Gesetz  von  1SS4,  und  inusstc  wohl  oder  übel  eine  Wiedergutmachung  erfolgeu,  bald 
machte  sich  das  Intercsso  der  Raffinerie,  der  Colonieen,  der  inländischen  Kohzuckcr- 
produetiou  mehr  geltend  und  führte  zu  Veränderungen  der  Gesetzgebung,  aber 
niemals  gelang  es,  die  drei  Interessenten  uutc.r  oinander  uud  den 
riscus  mit  ihnen  gleichzeitig  und  genügend  glcichmässig  zu  be- 
friedigen. Ungemein  grosse  Vorthoilo  wurden  den  Interessenten  öfters  zugeführt, 
auf  Kosten  d<  s  Fiscus  oder  der  Consumenten,  lange  Zeit  hindurch  den  liaffineriecn, 
meist  auch  den  Colonieen,  anfangs  und  wieder  neuerdings  den  Kübciizuckerfabrikcn. 
Die  Einflüsse  auf  die  Vermögens-  und  Einkommcnsvcrthcilung,  die  aus  solchen  Ver- 
hältnissen hervorgingen,  haben  sicherlich  vielfach  grosse  Bedenken  gehabt.  Dass 
dann  bei  ungewöhnlich  starker  Begünstigung  eines  Intoresscntentbeila  die  anderen 
Interessenten  und  der  Fiscus  wieder  reagirten,  war  begreiflich,  auch  gut,  aber  ein 
dauernder  genügender  Zustand  und  damit  ein  wahrer  Huhepunct  kam  doch  nicht 
herbei.  Immer  nur  neue  Verschiebungen  der  Interessensphären,  welche  als  solche  den 
Keim  zu  abermals  neuen  Veränderungen  in  sich  trugen. 

Es  ist  nicht  zu  läugnen,  dass  dem  gegenüber  eine  „strict 
freihändlerische"  Politik  auch  rein  vom  finanzpolitischen 
Standpuncte  aus  günstiger  erscheint,  nicht  nur,  weil  sie  das  fis- 
calische Interesse  allein  und  strenger  zu  verfolgen  gestattet,  sondern 
weil  sie  den  Keim  zu  solchen  beständigen  Umgestaltungen  wegen 
all  dieser  sonstigen  „Rücksichtnahmen"  nicht  in  sich  trägt:  sie  ver- 
ändert sich  in  Tarifen  und  Einrichtung  eben  bloss  nach  finan- 
ziellen Gesichtspuncten.  Die  neuere  britische  Zoll-  und  Accise- 
geschichte  zeigt  das,  auch  auf  dem  Gebiete  der  Zuckerindustrie 
(Ö.  316).   In  Betreff  des  nunmehr  steuerfreien  Zuckers  ist  Gross- 
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britaunicn  ja  auch  mir  durch  die  continentale  Politik  der  Zucker- 
Ausfuhrprämien  in  neue  Schwierigkeiten  gerathen,  weil  seine 
Raffinerie  unter  diesen  Verhältnissen  leidet  (S.  317). 

Damit  soll  die  protectionistische  Politik  weder  im  Allge- 
gemeinen  noch  speciell  auf  diesem  Gebiete  kurzweg  abgewiesen 
werden.  Es  mögen  zwingende  Gründe  für  sie  sprechen.  Ob  freilich 
1884  in  Frankreich?  Aber  man  muss  dann  nur  die  Consequenzen 
klar  erkennen  und  tragen:  sie  liegen  in  der  geschilderten,  nicht 
zufälligen,  sondern  unvermeidlichen  beständigen  Ver- 
änderungsbedürftigkeit der  Gesetzgebung.  Eine  alle 
Interessen  der  verschiedenen  Productionskreise  und  des  Fiscus  end- 
giltig  befriedigende  Gesetzgebung  ist  nicht  möglich.  Dies  Problem 
ist  als  solches  eben  ein  unlösbares.  Neue  Veränderungen 
der  ökonomischen  und  technischen  Productions-,  der  Bezugs-  und 
Absatzverhältnissc  im  In-  und  Ausland  bedingen  immer  wieder 
„Veränderungen  der  II  echt  sordnung",  —  hier  der  Steuer- 
gesetzgebung. Hei  der  einen  Steuermethodc  mehr  als  bei  der 
anderen,  bei  der  Kitbcnsteuer  mehr  als  bei  der  Fabrikatsteuer,  aber 
auch  bei  dieser. 

Das  Alles  will  daher  sehr  bedacht  sein,  wenn  man  mit  einer 
einmal  finanzpolitisch  geboteneu  solchen  Verbrauchssteuer,  wie  der 
hier  besprochenen,  protectionistische  Gesichtspuncte  verbinden  will. 

Die  Conflictc,  welche  dann  aber  ebenfalls  unvermeidlich  und 
streng  folgerichtig  daraus  entstehen,  dass  verschiedene  Staaten 
eine  ähnliche  protectionistische  Politik  verfolgen,  zeigen 
sich  in  der  Zuckcrstcucrfrage  auch  einmal  in  besonders  drastischer 
Weise.  Daher  die  wiederholten  Bestrebungen,  gerade  auf  diesem 
Gebiete  „  i  u  t  c  r  n  a  t  i  o  n  a  1  e  u  0  o  n  v  c  n  t  i  o n  e n  abzuseblicssen,  wie 
jüngst  die  neue  von  1888,  thcils  im  fiscalischen  Interesse  aller 
Beteiligten,  thcils  um  „die  internationale  Concurrcnz  auf  ihre 
'natürliche'  Grundlage  zurückzuführen".  Da  aber  hier  einmal 
scharfe  Interesscnconfiictc  der  verschiedenen  „Volkswirtschaften" 
und  damit  wieder  der  Völker  vorliegen,  werden  auch  solche  Con- 
ventionen,  so  berechtigt  sie  an  sich  sind,  vielleicht  nicht  einen 
dauernden,  Alle  befriedigenden  Zustand  herbeiführen. 

Wie  viel  schwieriger  siud  aber  nach  den  gegebenen  Verhält- 
nissen, bei  der  beständigen  Veränderung  der  ökonomischen,  tech- 
nischen, rechtlichen  Bedingungen  der  Production  und  des  Absatzes, 
alle  modernen  Steucrprubleme  als  die  früheren!  Wie  fehlen  so  voll 
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ständig  die  Analogiecn  zwischen  jetzt  und  ehemals !  Uns  immer 
wieder  ciu  Beleg  für  unsere  Auffassung  der  bloss  bedingten 
Bedeutung  der  iilteren  Finanz-  und  Steuer gesch ich te  —  d.  h. 
derjenigen  vor  dem  Jahrhundert  —  für  die  Theorie  und  Praxis 
des  Finanzwesens  (Fin.  I,  §.  12,  18,  III,  §.  1,  2,  §.  DO). 

Speciell  die  Einführung  der  „Rüben Steuer"  an  Stelle  der 
bisherigen  „Fabrikatsteuer",  einer  rohen  RohstofY-Stcuerform 
an  Stelle  dieser  mit  Recht  als  immerhin  wesentlich  „rationeller" 
geltenden  Stcuermethode  ist  auch  ein  beachtenswertes  Beispiel 
dafür,  wie  bei  der  Einrichtung  solcher  Steuern  andere  als  „rationelle" 
theoretische  und  practische  Erwägungen,  auch  als  handgreifliche 
hscalische  Interessen  mitunter  den  Ausschlag  geben,  selbst  in  einem 
Lande,  wo  letztere  Interessen  so  schwer  wiegen  müssen  und  — 
zur  Ehre  der  Franzosen  sei  es  gesagt  —  unter  allen  Verfassungs- 
und Regierungsforraen  zur  Anerkennung  kommen.  Bei  der  gedachten 
Massregel  von  1884  entschied  wieder  einmal  —  zumeist  die  Eifer- 
sucht auf  Deutschland! 

Die  Rübensteuer  als  Besteuerungsmethode  hat  den  unvermeid- 
lichen Nachtheil,  die  Qualität  der  Rüben  nicht  zu  berücksichtigen, 
Prämien  an  Gegenden  mit  nach  Naturverhältnissen  zuckerreicheren 
Rüben  zu  geben,  die  Technik  und  demgemäss  die  Production  in 
einseitige,  forcirte,  zum  Theil  unökonomische  Entwicklung  zu  treiben, 
den  Grossbetrieb  besonders  zu  begünstigen,  —  eine  Folge,  welche 
wieder  mit  so  vielen  volkswirtschaftlichen,  soeialpolitischeu  und 
schliesslich  politischen  Bedenken  verbunden  ist.  Sie  führt  weiter 
dazu,  die  Steuerlast  und  die  Productiousvoitheile  m>  ungleich- 
mässig  zu  veitheilen,  die  Ausfuhrprämien  wieder  mehr  hervortreten 
zu  lassen  und  noch  schwerer  abstellbar  zu  machen.  Schon  in  den 
wenigen  Jahren  des  Bestehens  der  neuen  Steuermethode  zeigen  sich 
alle  diese  vorauszusehenden  Wirkungen  aufs  Deutlichste  und  sie 
werden  noch  mehr  hervortreten,  wenn  nicht  eine  angemessene  Er- 
höhung der  Verbrauchssteuer  für  die  „Mehrausbeuten"  bald  eintreten 
und  ausgleichend  einwirken  sollte. 

In  Frankreich  zeigen  sich  aber  auch  noch  speeifische  Uebel- 
stände,  welche  nicht  der  Rübensteuer  als  solcher,  sondern  dem 
Wechsel  in  der  Bestcu er ungsmethode  zuzuschreiben  sind. 
„Die  Rübensteuer  ist  eben  keine  Steuerform  für  eine  alte  Industrie, 
ilic  ihre  Standorte  nach  Gesichtspunctcn  gewählt  hat,  die  der  Rübcn- 
stcuer  fremd  sind  und  mit  ihr  hinfällig  werden",  sagt  mit  Recht 


Digitized  by  Google 


GS,S         «V  B.  2.  K.  Steuerrecht.  1.  H.  A.  2.  A.  Frankreich.  §.  274. 

J.  Wolf  im  Finanzarchiv.  Die  Verschiebung  der  Standorte 
hat  schon  begonnen  und  bringt  wiederum  für  die  Einen  „unver- 
schuldete Verluste",  für  die  Andern  „unverdiente  Gewinne".  Ein 
neuer  Beleg  für  die  Allmacht  der  Conjuncturen  (Grundlegung 
§.  76  ff.). 

Aber  Alles  das  will  nicht«  besagen.  Eines  erreicht  Frankreich 
jedenfalls,  es  entgeht  der  entsetzlichen  Gefahr,  —  „prenssischen" 
Zucker  essen  zu  müssen! 

fi.  Die  ueueren  kleineren  inneren  Verbrauchssteuern. 

Die  Einrichtung  und  das  einzelne  Steuer  technische  und  Ad  mini- 
st rative  dieser  Steuern,  wie  I.iccnzpflich  t,  Uc  berwachung  (Exercicc)  u.  s.  w., 
nach  den  üblichen  Normen  des  französ.  Vcrwaltungsrechts  der  indirectea  Steuern,  wie 
es  bei  den  (ietränkesteuern,  der  Salz-  und  Zuckerstcuer  dargestellt  worden  ist.  Deshalb 
wird  darauf  im  Folgenden  nicht  näher  eingegangen. 

a.v   Im  Allgemeinen. 

§.  274.  Die  hier  zu  besprechenden  inneren  Verbrauchssteuern 
auf  Mineralöl,  andereOele,  Stearin  undKerzen,  Essig 
und  Essigsäure,  Dynamit  und  Nitroglycerin  sind,  ebenso 
wie  die  später  noch  darzustellenden,  mittlerweile  wieder  aufgehobenen 
auf  Papier,  Seife,  Cichorien  alle  nach  dem  Kriege  von  1870 
bis  1871  in  den  damaligen  Finanznöthen  und  in  der  Verfolgung  der 
eingeschlagenen  Steuerpolitik  eingeführt  worden.  Die  verwandte 
Zündhölzchensteuer  gehörte  anfangs  auch  hierher,  ist  dann  aber 
bald  in  ein  Monopol  verwandelt  worden.  Sie  traten  zum  Theil 
ergänzend  zu  den  bereits  bestehenden  und  damals  erhöhten  Ein- 
fuhrzöllen, so  speciell  die  Mineralölsteuer.  Einige  dieser 
Abgaben  hatten  schon  im  Aucien  regime  bestanden,  so  die  Steuer 
auf  andere  Oele,  auf  Seife  und  Papier,  erstere  auch  wieder 
eine  Zeit  lang  nach  1815  (1817—1822).  Einzeln  im  Ertrag,  gegen- 
über den  grossen  indirecten  Hauptsteuern,  keine  von  hervorragender 
Bedeutung,  sind  sie  doch  in  ihrer  Gesammtheit  immerhin  finanziell 
kein  ganz  unerhebliches  Object  des  französischen  Budgets  gewesen 
und  selbst  nach  der  Beseitigung  der  drei  genannten,  mit  ertrag- 
reichsten und  nach  Modifikation  der  Steuer  auf  vegetabilische  Oele, 
haben  sie  die  finanzielle  Wichtigkeit  nicht  ganz  verloren. 

Sie  bilden  —  wie  ähnliche  Vorgänge  in  Nordamerika  während 
des  dortigen  Bürgerkriegs  —  ein  characteristisches  Beispiel,  wie 
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derartige,  lästige,  sogar  kleinliche  und  einzeln,  wie  gesagt,  selbst 
finanziell  unbedeutende  Steuern,  trotz  aller  principieller,  steuer- 
politischer und  practischer  steuertechnischer  Bedenken  und  trotz 
ihrer  Unpopularität  aus  früheren  Zeiten  her,  in  schweren  Finanz- 
krisen gerne  auftauchen,  namentlich,  wenn  sie  sich  in  ihrer  Ein- 
richtung an  andere  analoge  Steuern  anschliessen.  Begreiflich,  dass 
dann  aber  bei  einer  Besserung  der  Finanzlage  solche  Steuern  ebenso 
gern  bald  wieder  beseitigt  werden,  früher  als  andere  von  grösserer 
finanzieller  Bedeutung  und  vielleicht  steuerpolitisch  bedenklichere 
und  selbst  früher,  als  letztere  eine  Ermässigung  erfahren.  So  ist 
es  auch  in  Frankreich  gegangen:  Aufhebung  der  Seifen-  und 
Cicboriensteuern ,  ertragvermindernde  Aenderung  der  Steuer  auf 
vegetabilische  Oele  mit  Aussicht  auf  völlige  Beseitigung  derselben 
schon  1878,  Beseitigung  der  Papiersteuer  1885-1886. 

Endgiltig  verbleiben  dagegen  solche  Steuern,  welche  sich  er- 
gänzend an  andere  Hauptsteuern  anschliessen  und  deren  Einführung 
daher  eine  Lücke  im  Steuerrecht  ausfüllte,  wie  die  Essigsteuer  und 
die  Dynamitsteuer,  bei  welcher  letzteren  auch  noch  besondere  Gründe 
für  die  Besteuerung  wegen  der  durch  diese  erleichterten  sicherheits- 
polizeilichen Ueberwachung  mitsprechen.  Nur  die  Stearin-  und 
Kerzensteuer  und  die  Zündhölzchensteuer  sind  bisher  aus  rein 
finanziellen  Gründen  erhalten  worden. 

Ob  nicht  auch  sie  wieder  verschwinden  werden,  ist  aber  immer- 
hin nicht  unwahrscheinlich,  obwohl  bei  der  Zündhölzchensteuer 
die  Monopolform  in  dieser  Hinsicht  ein  besonderes  Hemmniss  bilden 
könnte,  nachdem  man  einmal  die  Privatfabriken  seiner  Zeit  expro- 
priirt  hat.  Aber  die  geringfügige  Ertragsfähigkeit  solcher  Steuern, 
die  Belästigung  von  Production  und  Verkehr  durch  sie,  die  Uberall 
sich  geltend  machende  Tendenz,  die  innere  indirecte  Verbrauchs- 
besteuerung auf  einige  wichtige  Hauptartikel  zu  concentriren,  aber 
schon  aus  verkehrspolitischen  Gründen  auch  zu  beschränken  — 
was  erst  in  unserer  Zeit  möglich,  weil  fiscalisch  genügend  ergiebig 
geworden  ist,  im  Unterschied  zu  den  Consum Verhältnissen  des 
vorigen  und  noch  des  Beginns  dieses  Jahrhunderts  — ,  Alles  dies 
macht  es  nöthig  und  daher  wahrscheinlich,  dass  solche  kleine  „Ver- 
legenheitssteuern" nach  Aufhören  ihrer  Ursache  auch  selbst  nach 
kurz  oder  lang  wieder  aufhören. 
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Di»;  Ertrage  der  noch  bestehenden  und  der  wieder  aufgehobenen  Steuern  sind 
folgende  gewe.cn  (Faure  p.  120,  130,  Bull.  XXIII,  300)  in  1000  Frcs. 


1  sTr» 

1 

1  *»7«» 

1  >s*sU 

1  wi; 

N  o  c  h  bestehend: 

203 

80 

144 

85 

36 

2.  Andere  Oele     .    .    .  . 

— 

5,785 

5,338 

5,030 

3,370 

2.555 

3.  Stearin  und  Kerzen   .  . 

•  • 

0,471 

7,251 

7,307 

7.025 

8.71«. 

4.  T-Salj:   11.  S.  W  

• 

1   !  VJ 

J,U"1 

■Z..M.. 

5.  Dvnainit  u.  s  w 

203 

306 

0s3 

706 

Zusammen  1 — 5  .  . 

~\  154 

13,011 

15.080 

14,803 

15.036 

A  u  f  g  e  h  o  b  e  n  : 

.    .  0.812 

11,051 

13.1  SO 

14,855 

10,366 

.    .  2,507 

5.113 

5,363 

5,116 

8.  Seile  

5.785 

6.171 

1 ,308 

Zusammen  6    >  . 

.    .  12.310~ 

22^510 

24.714 

21,270 

16. 300 

Summe  1  -  8  .    .  . 

.    .  12.473' 

36.160 

30.50 ti 

37.250 

~31.!60 

1  5  0't. 

.    .  5.024 

10.5V» 

10!  OK 

10.033 

16  067 

1  7.010 

,  1>,307 

52,740 

55~764 

53,202 

47,236 

32,046 

Das  Maximum  des  Ertrags  war  1s76  und  1877  mit  c.  56—57  Mill.  Frcs. 
erreicht ,  etwa  4.4 7o  der  damaligen  gesammton  indirecten  Verbrauchssteuern  (mit 
Monopolen  und  Zöllen);  immerhin  nur  14°/,,  der  damaligen  detränkesteuern,  17 — 18  °/0 
des  Tah.'ikmonopol-Ertraic»,  31°/,,  des  Zuckersteuerertrag!!.  28%  des  Zollcrtrajrs.  Durch 
einige  Mehrbelastung  dieser  Ilauptstcucrn  hatte  man  daher  wohl  auch  damals  diese 
lastigen  kleinen  neuen  Stenern  entbehrlich  machen  können.  Aber  die  Einführung 
der  letzteren  hat  die  Steuerbelastung  der  Bevölkerung  wenigstens  etwas  allgemeiner 
und  gleichmäßiger  vertheilt,  was  bei  der  enormen  indirecten  Besteuerung  und  deren 
rascher  und  grosser  Steigerung  nach  dem  Kriege  doch  wühl  die  richtigere  Steuer- 
politik war. 


bb)  Die  einzelnen  noch  bestehenden  neueren  kleineren  inneren 

Verbrauc  hssteuern. 

Mineralöl,  andere  «tele,  Stearin  und  Kerzen,  Essig  und  Essigsäure,  Dynamit  und 

Nitroglycerin. 

Die  S.  41s  hier  mitgenannte  Papiers  teuer  ist,  als  aufgehoben,  unten  bei  co 
eingereiht  (§.  2^0). 


r.'fc)  Mineralölsteuer. 

desetzgebun  g.  tiesetz  v.  16.  Sept.  Is7l,  Art.  5  (auch  Art  5  des  des.  vom 
4.  Sept.  1871,  betr.  Declarationspflichten  und  Strafein,  Keglern,  dazu  v.  22.  Dcc.  1»>71 
(ülibo  III,  460 1.  des.  v.  20.  Dcc.  1873.  üeber  den  bilanziell  viel  wichtigeren 
Einfuhrzoll  von  fremdem  Petroleum  die  Tarifgesetze  (bes.  nach  dem  Kriege, 
so  des.  v.  8.  Juli  1871.  An.  17  u.  des.  v.  30.  iVe.  1*>73,  Art.  4);  einzelne  Bestimmungen 
in  Finanzgesetzen  'Budgets)  so  f  ls^s  (F. lock,  suppl.  l^s,  p.  334) 

Literatur.  Vignes  I,  14s— 151;  Block,  diet..  Art.  huiles  minerale-: 
nlibo  III.  401—470;  M  at  h  i  e  u -Bode  t  I.  31.  240;  Amagat  y.  340.  378.  — 
Tarif  Bull.  XVI.  533.  —  Statistik  s.  oben,  Faure  y.  120;  im  Bull,  in  den 
Jahresberichten  der  Directionen  der  indirecten  Steuern  und  der  Zölle. 

§.  275.  Die  Besteuerung  des  inländischen  »Steinöls  n.  dgl. 
ist  prinzipiell  steuerpolitisch  neben  einem  Pctroleunizoll,  znmal  einem 
Indien,  an  sich  folgerichtig:.    Sie  fand  in  Frankreich  denn  auch 
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unmittelbar  nach  der  starken  Erhöhung  dieses  Zolls  nach  dem  Kriege 
statt.  Hei  der  unbedeutenden  heimischen  Gewinnung  und  der  Ucber- 
legenheit  des  amerikanischen  Petroleums  war  die  Steuer  indessen 
practisch  und  finanziell  immer  unwichtig  und  hat  in  den  letzten 
Jahren  noch  mehr  an  Bedeutung  verloren.  Ihre  Aufhebung  würde 
daher  wohl,  ähnlich  wie  in  anderen  Fällen,  wo  eine  unerhebliche 
und  keiner  wesentlichen  Ausdehnung  fähige  innere  Gewinnung  eines 
beim  Eingang  aus  dem  Auslande  besteuerten  Artikels  steuerfrei  ge- 
lassen wird,  kaum  fiscalische  Bedenken  haben  und  den  Petroleum- 
zoll  nicht  einmal  partiell  aus  einem  Finanzzoll  zu  einem  Schutz- 
zoll machen. 

Die  Steuer  war  anfänglich  nur  nach  rohem,  gereinigtem  Uel 
und  Essenz  abgestuft;  seit  1874  ist  sie  es  auch  nach  dem  Dichtig- 
keitsgrad, bezw.  der  Leuchtkraft  des  Steinöls.  Einrichtung,  Steuer- 
technik und  Verwaltung  sind  die  gewöhnlichen. 

Die  Sätze  des  (ies.  v.  10.  Sept.  1*71  Art.  5  sind  für  die  3  gen.  Qualitäten  5, 
*'  und  10  Frcs.  für  100  Kil.  im  Principal.  Die  kurz  zuvor  durch  (ies.  v.  S.Juli  1871 
erhallten  Zollsätze  waren  viel  höher,  nämlich  für  rohes  Petroleum  von  ausseien  rop. 
Ländern  20,  von  anderswo  25  Frcs.,  gereinigtes  .'12  und  .'17,  Essenz  10  und  15  Frcs. 
für  100  Kil.  gewesen.  In  Folge  Handelsvertrags  mit  (irossbritannien  wurden  die  — 
leuchtkräftigeren  —  von  dort  eingeführten  Oele  von  1874  an  den  französischen  gleich- 
gestellt, was  den  Anlass  gab,  die  innere  Steuer  auf  alle  zur  Heleuchtung  geeignete 
Mineralöle  nach  Dichtigkeit  und  Leuchtkraft  abzustufen  (iies.  v.  20.  Dec.  1*73:  Essenz 
von  700°  Dichtigkeit  und  darunter  bei  Temperatur  von  15°  für  100  Kil.  44.50  Frcs.; 
raff.  Gel  von  800"  und  darüber  34.50  Frcs.,  dasselbe  unter  m)0u  für  jeden  (irad 
weniger  10  Cent,  mehr;  rohes  Del  für  jedes  Kil.  reines  von  800°  bei  15"  Temperatur 
22  Cent.,  dgl.  für  jedes  Kil.  Essenz  von  700°  32  Cent.).  Diese  Sätze  stehen  noch  in 
(ieltung  (ohne  Zuschlag).  Anwendung  findet  sogut  wie  ausschliesslich  der  Sitz  von 
rohem  Uel  zu  22  Cent.  (1SS0  kam  darauf  der  ganze  Steuerertrag  bis  auf  —  3  Frcs., 
welche  für  ratT.  Oel  zu  34.50  Frcs.  per  Kil.  eingingen  .  Der  Zoll  wurde  im  Tarifges. 
v.  20.  Juli  1H72  auf  32  und  37  Frcs.  für  rohes  Oel  von  aussercuropiiischen  Ländern 
und  von  anderswoher,  auf  52  und  57  Frcs.  für  ratf.  Oel  und  Essenz  erhöht;  Einfuhr 
nur  über  bestimmte  Zollämter  zugelassen  i.Decr.  v.  30.  Dec.  1873,  Dejeau  p.  361  •; 
Tara  ist  Ii  und  IOU/0  (Decr.  v.  12.  Apr.  1S72).  Diese  Sätze  wurden  nach  Auf  hobung 
des  (ies.  v.  20.  Juli  1*72  wieder  durch  (ies.  v.  30.  Dec.  l»73,  Art.  4  nach  dem 
Dichtiv'keitsgrad  abgestuft  und  dadurch  etwas  verändert,  aber  verblieben  im  Wesent- 
lichen in  dieser  ll.die,  mit  Ermässigungen  nur  in  den  Vertragstarifen.  Erst  der  Tarif 
von  IsM  »ing  erhebli- h  herab,  auf  Ii  Frcs.  für  rohes  und  25  Frcs.  für  ralf.  Oel  und 
Essenz.  Der  Zollertrag  war  1*70- -so  jährlich  10.1,  1883— S7  25.4  Mill.  Frcs.,  also 
der  Ertrag  der  innem  Steuer  (S.  000^  davon  neuerdings  nicht  mehr  '^"v  Die  Zahl 
der  Fabriken  war  in  den  letzten  Jahren  11,  vor  1**2  IS— 10.  Der  grosse  Control- 
apparat  des  Docrcts  v.  22.  Dec.  1S71  erscheint  gegenüber  solchen  kleinen  Produktions- 
verhältnissen vollends  übermässig. 


JJi  Steuer  auf  andere  Oele. 

<i  ese  tzire  bu  n  ir.  (jesetz  v.  31.  Dec.  1*73  Alt.  4  11'.,  durch  welches  eine  Keilte 
von  Artikeln  «Ies  aufgehoben  gewesenen  alten  Oelstouer-(ics«^tzes  v.  25.  März  IS17 
über  die  Einrichtung  der  Erhebung  der  Steuer  wieder  in  Kraft  gesetzt  wurden,  (ies. 
v.  22.  Dee.  187s  (über  die  Feststellung  der  Einnahmen  für  1*70 1  Art  :!  -0  Die 
Einfuhivi'VlLe  in  d«-n  Tarifen. 
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Literatur.  Stourm  II,  106.  —  Vignesl,  p.  151  —  154;  Block,  dict.,  Art. 
huiles,  suppl.  gemr.  dpi.;  Olibo  III.  441 — 460  (au»  h  Abdruck  der  wieder  geltenden 
Artikel  des  lies.  v.  1M7).  —  Mathien-Bodet  I,  241;  Amagat  p.  350.  —  Tarif 
Rull.  XVI,  588.  —  Statistik  o.  S.  690  ;  Faur  p.  120;  im  Rull,  in  den  Jahresberichten 
der  Direction  der  indirecten  Steuern.    Statistik  der  IVberwachung  Bull.  XX,  000. 

§.  27(>.  Unter  „anderen"  Oelen  sind  Gele  jeder  Art,  mit 
Ausnahme  der  Mineralöle,  daher  vegetabilische  wie  animalische  zu 
verstehen.  Die  Hauptsache  bilden  die  Oliven- Speiseöle.  Die 
Einführung  dieser  Steuer  characterisirt  sich  als  Wiederein- 
führung der  älteren  von  1817  (Gesetz  vom  25.  März)  mit  Ver- 
änderungen und  einem  niedrigeren  Tarif. 

Diese  Steuer  vou  li»17  war  auf  Orte  über  2000  Einwohner  beschränkt  gewesen, 
hatte  den  Tarif  nach  Ortsklassen  und  na<  h  Sätzen  für  Olivenöl  und  anderes  Oel,  für 
erstcres  in  doppelter  Hohe  unterschieden  (p.  Hectol.  14—40  und  7—20  FrcsO,  in 
einigen  südlichen  Departements  galt  letzterer  niedrigere  Satz  aueh  für  Olivenöl.  Auf- 
hebung durch  Oes.  v.  17.  Aug.  1 S22. 

Die  Steuer  fand  vom  Standpunct  des  landwirtschaftlichen 
Interesses  und  weil  sie  ein  in  manchen  Gegenden  wichtiges  Lebens- 
mittel treffe,  Opposition,  drang  aber  in  der  durch  den  Finanzbedarf 
gegebenen  Lage  doch  durch.  Sie  wurde  jetzt  jedoch  für  alle  Oele 
auf  denselben  Satz  und  gleichmässig  für  das  ganze  Staatsgebiet, 
übrigens  mit  einem  erheblich  niedrigeren,  nach  Ortsclassen  abge- 
stuften Tarif  als  1817,  gestellt  und  auf  Orte  über  4000  Einwohner 
beschränkt. 

Die  Steuer  ist  daher  eine  „Eingangs ab  gäbe"  in  Städten,  ähnlich  wie  die 
betretende  Weinsteuer  (S.  636),  deren  Modalitäten  der  Einrichtung  und  Erhebung 
auch  im  Wesentlichen  auf  sie  übertragen  worden  sind  (Oes.  v.  31.  Dec.  1873).  Der 
Tarif  für  100  Kil.  in  5  Ortsriassen  6—12  Frcs.  (4—10,000  Einw.  6,  über  100,000  Einw. 
12  Frcs.)  im  Principal.  Steuerpflichtig  ist  in  den  Ort  eingeführtes  und  im  Orte  selbst 
fabrb-irtes  Oel.  Steuerfrei  das  Oel,  welches  den  Industriccn  als  Kobstofr  und  Schinier- 
material  für  Maschinen  dient,  unter  Sicherstcllung  und  Einrichtung  von  Entrepöts. 
Fabrikanten  und  lliiudler  (mit  Oel-Entrepi'«b)  sind  Ii*  enzplli<  htig  und  unterliegen  der 
Uebcrwaehung  (Exer<  i«  e).  Das  Nähere  über  Einrichtung,  Controle,  Erhebung  der 
Steuer,  über  Deklarationen  der  Transporte,  Controle  derselben  u.  s.  w.,  im  Ges.  von 
1817  Art.  00—106,  in  Allem  ähnlich  wie  bei  Wein.  Strafen.  Confiscation  der  Oele 
und  200 — 1000  Fr«  s.  Busse  bei  Contraventionen ,  in  schwereren  Fällen  höhero  Geld- 
strafe und  Freiheitsstrafe  (Ges.  v.  1*>73  Art.  6).  —  Die  von  der  Steuer  betroffenen 
Gemeinden  haben  das  Hecht,  mit  dem  Fiscus  Abonnements  an  Stelle  der  speciellen 
Erhebung  abzuschliessen,  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  des  Ges.  v.  2h.  Apr.  1S16 
Art.  73— 75  (Olibo  III.  453.  Grundsätze  dafür).  Der  Ertrag  der  Steuer  stieg  bis 
1878  auf  fast  6  Mill.  Frcs.  Zahl  der  überwachten  Fabrikanten  1S79  228,  Händler 
mit  Entrepnts  1899. 

Die  Un popularität  der  Steuer,  ihre  principiellen  steuerpolitischen 
Bedenken,  führten  bei  verbesserter  Finanzlage  bald  zu  ihrer  wesent- 
lichen Einschränkung,  principiell  eigentlich  zu  ihrer  Aufhebung 
als  Staatssteuer. 
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Das  Gesetz  v.  22.  Der.  1S7S  bestimmte  nämlich  von  Aufang  1S79  an  diese  Auf- 
hebung in  allen  bisher  steuerpflichtigen  Orten,  wo  kein  Octroi  auf  diese  Oele  er- 
hoben werde.  Beibehalten  blieb  die  Steuer  nur  in  den  Orten  über  4000  Einwohner, 
welche  ein  Oel-Octroi  hatten  uud  festhalten  wollten.  Danach  steht  es  seitdem  in  der 
Hand  der  Municipalriithe,  oh  ihre  Ortschaft  von  der  Staatssteuer  auf  Oel  befreit 
werden  soll,  was  dann  die  Aufhebung  auch  der  Gemeindesteuer  darauf  bedingt.  In 
Folge  dieser  Bestimmung  hat  die  Zahl  der  Orte  mit  Oclsteuer  stark  abgenommen,  im 
J.  IST1*  allein  um  211)  und  seitdem  weiter  jährlich  in  einigen  Fällen,  entsprechend 
die  Zahl  der  überwachten  Fabrikanten  und  Händler  (schon  1  SS  1  nur  noch  176  und 
690,  1SH5  61  und  730,  1SS7  31  und  S51).  Orte,  welche  die  Oelsteuer  behalten  oder 
neu  einFühren,  kdunen  mit  dem  Fiscus  einen  Vertrag  schliessen.  wonach  sie,  unter 
event.  Erhöhung  ihres  Octroisatzes  auf  das  Doppelte,  an  den  Staat  den  Betrag  als 
Pauschsumme  entrichten,  den  der  Staat  im  Durchschnitt  der  2  letzten  Jahre  der 
eigenen  Besteuerung  bezogen  hat,  doch  soll  dieser  Betrag  den  eigenen  Octroiertrag 
nicht  tibersteigen.  Im  üebrigen  bleiben  die  Erhebungsformen  des  Ges  v.  1873  in 
Kraft  (Näheres  über  d.  Ausführung  des  Ges.  v.  1878  bei  Olibo  III,  445  fU  Die 
seit  1S79  eingetretene  Ertragsabnahme  der  Staatssteuer  erklärt  sich  auf  diese  Weise 
(S.  61)0).  Im  J.  1886  kam  der  Ertrag  von  2,555,000  Frcs.  für  den  Staat  auf 
214,748  metr.  Centner,  also  100  KU.  waren  nur  mit  2.18  Frcs.  belastet.  Der  Ein- 
•rangszoll  war  für  reine  Olivenöle  bis  1881  8.1 2  Frcs.,  seitdem  4.50,  Vertragstarif 
4.50,  Zollertrag  von  diesen  Oelen  1883—87  jährlich  0.66  Mill.  Frcs.  Bei  diesen,  wie 
bei  anderen  ausländischen  Oelen  tritt  beim  Eingang  in  steuerpflichtige  Orte  die  innere 
Steuer  noch  hinzu. 


yy)  Steuer  auf  Stearin  und  Kerzen. 

Gesetzgebung.  Einführungs-Gesetz  v.  30.  Dec.  1873,  Art.  9—17.  Keglern, 
v.  S.  Jan.  1874. 

Literatur.  Vigncs  I,  172—174;  Block,  dict.,  Art.  Stearine;  Say,  dict., 
Art.  acide  stearique  und  bougics ;  Olibo  III,  p.  426  —  442;  v.  Kaufmann, 
S.  440 — 451 ;  Mathicu-Bodct  I,  240;  Amagat  p.  172,  349.  —  Tarif  Bull.  XVI, 
534  (auch  Tarif  der  Vignetten).  —  Statistik  o.  S.  690.  Faure  p.  120;  im  Bull  in 
den  Jahresberichten  der  indir.  Steuern  ;  auch  XX,  600. 

§.  277.  Auch  diese  Steuer  verdankt  lediglich  der  Finanzlage 
im  Jahre  1873  ihre  Einführung  und  ist  damals  ohne  Debatte  ge- 
nehmigt worden.  Auch  ihre  Beibehaltung  bis  jetzt  hat  keine 
Schwierigkeiten  gefunden.  Neben  Petroleumsteuer  und  Zoll  ist  sie  auch 
ßteuerpolitisch  wohl  haltbar  und  durch  die  Freilassung  der  Talg- 
lichter einem  nahe  liegenden  Bedenken  weniger  ausgesetzt.  Folge- 
richtig wäre  allerdings  bei  dieser  Besteuerung  der  besseren  Be- 
leuchtungsmittel  eine  Staatssteuer  auf  Gas  und  electrischcs  Licht. 
Die  Veranlagung  und  Erhebung  der  Steuer  sind  freilich  Ver- 
kehrs- und  fabrikationsbeliistigend,  indessen  nicht  schlimmer  als  bei 
anderen  französichen  inneren  Verbrauchssteuern.  Sie  erfolgen  im 
Allgemeinen  in  der  bei  letzteren  üblichen  Weise  (Licenzen,  Deda- 
rationen,  Exercice,  Circulationscontrole  u.  s.  w.).  Eine  beachtcus 
werthe  steuertechnische  Eigentümlichkeit  besteht  darin,  dass  die 
Kerzen  nur  in  geschlossenen  Pac  keten  von  bestimmtem 
(Jewicht  und  versehen  mit  vorschriftmässigen  Vignetten, 
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welche  von  der  Verwaltung  gegen  den  Betrag  des  Steuersatzes  ge- 
liefert werden ,  aus  der  Fabrik  herausgehe»,  ausgelegt 
und  verkauft  werden  dürfen:  also  die  Benutzung  des  Stempels 
zur  Erhebung  einer  Verbrauchssteuer,  wie  bei  der  russischen  und 
amerikanischen  Tabaksteuer. 

Das  Steucrobjeet  ist  Stearinsiiiirc  (acide  st.  arique)  und  alle  Mischungen  von 
Wachs  u.  s.  w.  im  Zustand  von  Lichtern  oder  Kerzen  (Wachskerzen).  Für 
andere  Verwendungen  sind  diese  Stolle  steuerfrei.  Der  unverändert  gebliebene 
Steuersatz  ist,  mit  2  Decimon,  .'50  Frcs.  f.  100  Kil.,  die  regelmässigen  Packete,  nach 
Lichtsorten  verschieden,  zn  500  und  1000  (irnmm.  auch  zu  200,  danach  Satz  der 
Vignette  13.  30  und  0  Cent.  Ins  Ausland  gehende  Uchte  sind  steuerfrei,  was  nicht 
mittelst  Steuerrückzahlung,  sondern  nur  mittelst  Abschreihung  auf  die  Belastungen  der 
Fabrik,  gewöhnlich  in  der  Form  des  Nichtubcrzichens  der  Packete  mit  Vignetten  aus- 
geführt wird,  wo  dann  die  Sendungen  mit  ac<|Uit-ä-caiition  ans  lirenzzollamt  gelun. 
S.  das  Einzelne  bes.  bei  Uli  ho.  -  Da»  (ies.  v.  .HO.  Dee  1 S7M  hat  gleichzeitig  den 
Einfuhrzoll  von  Stearinsäure  auf  5°/0  vom  Werth  und  von  Kerzen  jeder  Art  auf 
10%  gestellt,  wozu  auch  hier  letzteren  Falls  die  innere  Steuer  noch  hinzutritt.  Im 
Tarif  v.  1SS1  sind  die  Sätze  bez.  10  und  10  Frcs.  für  100  Frcs.  —  Die  Fabrikanten 
haben  20  Frcs.  jährl.  Licenztave  zu  zalden  und  unterstehen  dem  Evercice,  ebenso 
die  ürosshändler  mit  EntrcpOis,  niclit  die  Kleinhändler.  Zahl  der  Fabrikanten  von 
Stearinsaure  allein  1SS0  5,  von  Lichtern  074,  Überwachte  Händler  40,  früher  bei 
weiterer  Ausdehnung  der  Feberwachung  mehr  (1SM  704 1.  Die  Zahl  der  Fabrikanten 
ist  zurückgegangen  ( l^Sl  noch  ll'Uit,  immerhin  beachtenswerth.  —  Steuerertra? 
langsam  steigend  (S.  000 -. ;  ls>()  für  20.05  Mill.  Kil.  S.72  Mill.  Fres.  Die  Einruhr 
von  Kerzen  ist  unbedeutend.  Ausfuhr  erheblicher  (Uber  y  Mill.  Kil.);  der  Zoll  auf 
Stearinsäure  giebt  c.  200,000  Frcs. 


M   Steuer  auf  Essig  und  Es<ig-äute. 

(ie  setzgeb  ung.  (ies.  v.  2.  Juli  1S43  und  2.  Aug.  1>>72,  Art.  4  (Steuer  auf 
denaturalisirtcn  Alcohol.  wotlurch  auch  der  zur  Fabrikation  von  Essig  dienende  mit  ge- 
iroffen).  (ies.  v.  17.  Juli  1*75  betr.  allgemeine  eigene  Essig-  und  Essigsäure-Steuer. 
Min.-Circ  vom  1.  Au».  1S75.  Ausführungsverordnung  im  Decret  vom  11.  Mai  IS'(\, 
vom  II.  Aug.  IbSL 

Literatur.  Vignes  I,  155 — 150.  Block,  dict.,  Art.  vinaigre.  Say.  diet., 
Art.  aeide  ace(ii|ue  und  der  noch  ausstehende  vinaigre.  Ülibo  III.  471 — 4b5. 
»ull.  XVI,  257  (l)ecr.  v.  1SS4).  v.  Kaufmann,  S.  452.  45:!.  —  Math ieu-Bodc t  I, 
•103.  Amapat  i>.  'töl.  —  Tarif  »ull.  XVI.  531.—  Statistik  o.  S.  fiflO.  — 
Faur  p.  121;  in  den  Berichten  im  Bull. 

§.  278.  Die  eigene  Essigsteuer  nach  dem  Gesetz  vom 
17.  Juli  1875  hatte  nur  nebenbei  einen  direct  fisealischen  Zweck. 
Ihr  Hauptzweck  war,  eine  Gleichstellung  in  der  fisealischen 
Behandlung  für  die  verschiedenen  technischen  Arten 
der  Essigfabrikation  nach  den  dabei  benutzten  Grund- 
stoffen herbeizuführen.  Zugleich  bot  die  neue  Steuer  die  er- 
wünschte Gelegenheit,  die  bei  niedrigerem  Einfuhrzoll  lästig  em- 
pfundene Concurrenz  deutscher  Alcohol- Essige  zu  erschweren, 
indem  die  eingeführten  Essige  dann  nach  der  französischen  Finanz- 
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praxis  die  Essigsteuer  als  innere  Steuer  noch  neben  dem  Zoll  mit- 
zutragen hatten. 

S.  über  den  früheren  Kechtszustand  in  Betreff  der  Ausdehnung  der  Wein-, 
Cider-,  Bier-,  Alcoholstcuer  auf  Essig  und  Uber  die  innegehaltene  Praxis  der  Ver- 
waltung Olibo  III,  471  und  Roucou's  Aufs,  vinaigre  im  Block'schen  dict. ,  über 
das  Technische  Wagner,  ehem.  Technol.,  ]J.  Aufl..  S.  723  ff.  Durch  die  Ent- 
wicklung der  Essigfabrikation  ans  Essigsäure  und  aus  Branntweinen,  welche  aus  der 
Destillation  von  Melassen  und  Zuckerrüben  herrühren,  war  allmälig  die  früher  für 
Speiseessig  fast  allein  in  Betracht  gekommene  Wein  cssig -Fabrikation  zurückgedrängt 
worden.  Bieressig  und  Cideressig  waren  unwichtig,  wurden  aber  im  Princip 
von  der  Bier-  und  Ciderstencr  getroffen.  Bei  Weinessig  und  Branntweinessig  hat  die 
Auslegung  der  Steuergesetze  gewechselt,  aber  die  Praxis  damit  geendet,  dass  Wein- 
essig schon  seit  1S17  durch  die  Entscheidung  des  Cassatioushofs  von  der  Wein- 
Circulationsstener,  welche  die  Verwaltung  darauf  mit  hatte  ausdehnen  wollen  und 
damit  überhaupt  von  der  Weinsteuer  befreit  ward,  Branntweinessig  nur  der 
Steuer  des  denaturalisirten  Alcohols  des  (»es.  v.  2.  Juli  1S43  in  ihren  niedrigen 
Sätzen  unterliegen  sollte,  «aber  unter  gewissen  Cautelen  auch  davon  befreit  wurde. 
Seit  dem  Gesetz  v.  2.  Aug  1S72  indessen,  welches  die  Steuer  auf  denatur.  Alcohol 
auf  30  Fros.  p.  Hectol.  erhöhte,  erfolgte  die  Anwendung  dieses  Steuersatzes  auch  auf 
den  aus  Alcohol  erzeugten  Essig,  während  die  anderen  Essige,  insbesondere  die  Wein- 
essige und  die  aus  Essigsäure  hergestellten  Essige  steuerfrei  blieben.  Dadurch  ward 
für  die  Fabrikation  der  Branntwein -Essige  ein  misslicher  Zustand  herbeigeführt, 
welcher  zu  Beschwerden  der  Interessenten  führte.  Aus  verschiedenen  Projccten  ging 
schliesslich  das  Gesetz  v.  17.  Juli  1S75  hervor. 

Das  neue  Gesetz  führte  eine  selbstständige  innere  Verbrauchs- 
steuer auf  Essig  jeder  Art  und  auf  Essigsäure,  welche  nach  dem 
Stärkegehalt  des  Essigs  an  Essigsäure  und  der  letzteren  an  Säure 
abgestuft  ward,  ein,  unterwarf  ausdrücklich  die  eingeführten  aus- 
ländischen Essige,  unabhängig  vom  Zoll,  auch  dieser  Steuer  mit, 
befreite  ebenfalls  ausdrücklich  die  zur  Essigfabrikation  benutzten 
Weine,  Riere,  Cider,  Alcohole  von  den  betreffenden  Steuern,  damit 
auch  die  Alcohole  von  der  Denaturalisationsabgabe  bei  dieser  An- 
wendung, machte  die  Essigfabrikanten  licenzpflichtig  (20  Frcs.), 
ebenso  die  Grosshändler  (10  Frcs.)  und  unterstellte  Fabrikation, 
Versendung  von,  Handel  mit  Essig  den  üblichen  bezüglichen  Con- 
trolcn  des  Exercice,  der  Versendung  u.  s.  w.,  wobei  die  gewöhn- 
lichen Einrichtungen,  den  Fabrikationsverhältnisseu  angepasst,  die 
Vorschriften  über  das  Bcgleitscheinverfahreu  (acquits-a-caution),  die 
Straf bestimmu ngen  u.  s.  w.  wiederkehren.  Die  zu  industriellen 
Verwendungen  bestimmten  Essige  und  Essigsäuren  sind,  unter  den 
erforderlichen  Nachweisen  dieser  Verwendung,  steuerfrei,  wobei 
die  Verwaltung  eventuell  vorherige  Denaturalisiruug  verlangen  kann. 
Ebenso  sind  die  ins  Ausland  gehenden  Fabrikate  steuerfrei. 

S.  das  Einzelne  bes.  bei  Olibo  und  in  dem  neuen  Deeret  v.  1SS4.  Der 
Steuersatz  (incl.  25%  Zuschlag  zum  Principal)  war  und  ist  p.  Hectol.:  für  Essig  bis 
b°/o  Essigsäure  5,  von  0—12°/,,  7.50,  von  13— 10  7o  D),  für  Essig  und  Essigsaure 
von  17— 30  7Q  Sfturc  1S.75,  von  31—  4ö7„  25,  von  über  407o  52.50;  für  1UU  Kil. 
krystallisirter  und  in  festem  Zustand  befindlicher  Essigsaure  02.50  Frcs.    Der  Zoll 
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war  vor  li»bl  2. Os  Frcs.  p.  Hectol. ,  seitdem  4.50  Frcs. .  iin  Vertragstarif  3.50  Frcs. 
Zu  den  für  industrielle  Verwendung  steuerfreien  Essigen  und  Essigsauren  gehört 
ausdrücklich  der  zu  irgend  welchen  Nahrungsmitteln,  sowie  zu  Toilctteartikcln. 
ParfUmeriecn  dienende  nicht  mit.  —  Der  Ueberwachung,  bezw.  dem  Exerciee  unter- 
standen und  liceuzpflichtig  waren:  1  S"9  407  Fabrikanten.  2124  G  rosskau  Heute. 
120  G'onservcfabrikanten,  ISsO  bezw.  414  (wovon  21  speciell  Essigsäurefabrikantcn) — 
2462  —  100.  Der  langsam  steigende  Steuerertrag  ^S.  690),  1SS6  2,933.000  Fivs., 
lallt  gritestentlicils  auf  Essig  der  uniersten  Stcuerstufe  (1S86  2,705,000  Frcs.  für 
553,000  Hectoü,  vom  Rest  das  Meiste  auf  die  zweitunterste  Stufe  (103,000  Frcs.  für 
13,077  Hectol.). 


ff»  Steuer  auf  Dyuamit  und  Nitroglycerin. 

Gesetzgebung.  Dorret  v.  21.  Dec.  1S72  Erklärung  der  Zugehörigkeit  des 
Dynamits  zum  Puhermonopol ,  Tarif  ,  (ies.  v.  S.  März  1S75  (Ueberlassung  der 
Fabrikation  von  Dynamit  und  von  Nitroglyceriri-Explosivstotfen  an  die  Privatindustric 
nebst  Einführung  einer  Steuer).  Decr.  v.  5.  Juli  1S75.  Reglern,  v.  24.  Aug.  187.Y 
Ausserdem  polizeiliche  Bestimmungen,  so  Decr.  v.  2H.  Qct.  1882.  betr.  Verwendung 
von  Dynamit. 

Literatur.  Vignes  I,  202;  Block,  dict..  Art.  dynamite,  auch  suppl.  gencr. 
(Decr.  v.  1SS2>.  Say,  dict.  ders.  Artikel  u»och  ausstehend).  Olibo  II,  450  fr.  (auch 
Reglern,  v.  1875).  Bull.  XXII,  481.  v.  Kaufmann  S.  453  (in  der  Einleitung 
Irrthum).  —  M  athien -Bod et  I,  304.  Ainagat  p.  350  (über  die  parlam.  Debatten 
1 573—75).  —  Tarif  Bull.  XVI.  552.  —  St at i s ti k  s.  o.  S.  090.  Faure  p.  121.  In 
den  Verwaltungsberichtcn  bei  Pulver  (Bull.  XXIII,  304). 

§.  279.  Nach  dem  Kriege  von  1870-71  hatte  sich  die  Privat- 
industrie der  Herstellung  des  Dynamits  zu  bemächtigen  begonnen. 
Im  sicherheitspolizeilichen  und  fiscalischen  Interesse  suchte  indessen 
die  Regierung  die  Zugehörigkeit  des  Dynamits  zu  den  Schiess- 
pulvern und  damit  zu  dem  für  letztere  zu  Recht  bestehenden 
Fabrikations-  und  Verkaufs-Monopol  aus  dem  Gesetze  vom 
13.  Fructidor  V  durchzusetzen,  zunächst  im  Verordnungswege  (Decr. 
v.  21.  Dec.  1872).  Fllr  das  von  der  Verwaltung  des  Pnlvermono 
pols  herzustellende  Dynamit  wurde  ein  dreistufiger  Tarif  (nach  der 
Sprengkraft)  festgestellt  und  die  Einfuhr  von  Dynamit  aus  dem 
Auslande  an  die  besondere  Ermächtigung  des  Finanzministers  ge 
knüpft,  der  dabei  den  Zollsatz  zu  bestimmen  haben  sollte. 

Diese  Einbeziehung  des  Dynamits  unter  das  Pulvermonopol 
fand  indessen  bei  den' Interessenten,  den  Fabrikanten  und  Benutzern 
des  neuen  Sprengstoffs,  bei  gewissen  Politikern  und  bei  den  frei- 
händleriscben  Doetrinären  Widerspruch,  der  sich  zu  wiederholten 
Malen  in  den  Jahren  1873  —  75  durch  die  Parlamentsdebatten  hin- 
zog. Die  von  der  Regierung  beabsichtigte  Verwandlung  des  Decrets 
von  1872  in  Gesetz  scheiterte  schliesslich.  Die  Fabrikation  von 
Dynamit  und  Nitroglycerin  wurde,  unter  ausdrücklicher  Abänderung 
des  Gesetzes  vom  Fructidor  V  —  dessen  principielle  Anwendbar- 
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keit  auf  den  streitigen  Fall  damit  anerkannt  wurde  -  der  Privat- 
industric,  unter  den  für  ausreichend  gehaltenen  sieherheits- uud 
gewerbepolizeilichen  Cautelen,  Uberlassen,  und  eine  Steuer  von 
2  Frcs.  im  Maximum  für  das  Kilogramm  Dynamit  eingeführt.  Dieses 
gesetzgeberische  Ergebniss  lässt  sich  kaum  genügend  rechtfertigen, 
wenn  man  einmal  ein  Pulvermonopol  bat,  zumal  eine  eben  erst 
im  Entstehen  begriffene  Privatindustrie,  wie  die  hier  besprochene, 
keine  besonderen  Schwierigkeiten  für  die  Monopolisirung  des  Dyna- 
mits geboten  hätte. 

Die  Fabrikation  von  Dynamit  und  Nitroglycerin  Explosivstoffen, 
als  steuerpflichtige  Gegenstände,  unterliegt  übrigens  nicht  nur  den 
gewöhnlichen  steuertechnischen  Bedingungen  und  Controlen  und  den 
gewerbepolizeilichen  Beschränkungen  der  gefährlichen  und  unge- 
sunden Industrieen  —  zu  welcher  Kategorie,  nebenbei  bemerkt, 
auch  manche  andere  Industrieen  des  Gebiets  der  iudirecten  Ver- 
brauchssteuern gehören.  Sic  ist  auch  noch  unter  spccicllc  er- 
schwerende, der  Absiebt  nach  Sicherheit  gegen  Missbrauch  bietende 
Cautelen  gestellt  worden. 

Insbesondere  <  rhcischt  jede  Errichtung  einer  Fabrik  eine  eigene  Ermächt  igu  n  g 
iler  Regierung,  die  nur  nach  Anhörung  des  Präfectcn  auf  gemeinsamen  Antrag 
der  Minister  des  Ackerbaues  und  Handels,  des  Innern,  der  Finanzen  und  des  Kriegs 
durch  Dccret  des  Präsidenten  ertheilt  wird.  Auch  muss  für  jede  einzelne  Fabrik, 
auch  desselben  Fabrikanten,  eine  Caution  von  50,000  Frcs.  gestellt  werden.  —  was 
auf  Großbetrieb  mit  hinwirkt.  Zur  unmittelbaren  Verwendung  an  Ort  und  Stelle 
kann  die  Fabrikation  von  Nitroglycerin  zu  4  Frcs.  Steuer  Air  das  Kil.  übrigens  den 
betreUcndeti  Industriellen  unter  besonderen  Cautelen  von  der  Regierung  gestattet 
werden.  Aus  Gründen  der  öffentliche!!  Sicherheit  dürfen  ferner  endgiltig  oder  zeit- 
weilig die  Fabrikation  von  Dynamit  verboten,  die  Depots  und  Kleinverkaufsstellen 
unterdrückt  werden,  nach  Beschluss  des  Staatsraths  und  Anhörung  der  Parteien,  ohn<" 
dass  Fabrikanten,  Depositare  oder  Händler  irgend  einen  Anspruch  auf  Entschädigung 
erheben  können  (Ges.  v.  1875,  Art.  1K  Fabrikanten  und  Händler  sind  denselben 
Reglements  wie  Pulverdebitanten  unterstellt  ;  im  Interesse  der  Sicherheit  dürfen  er- 
forderliche weitere  Control-Vorschrifteu  erlassen  werden.  Für  die  Einfuhr  von 
Dynamit  aus  dem  Auslande  ist  specicllc  Ermächtigung  der  Regierung  erforderlich, 
der  Zollsatz  ist  2.50  Ins.  E.vportirtes  Dynamit  geniesst  mittelst  Abschreibung 
v«»n  dem  Relastnngsconto  Steuerfreiheit.  Die  Strafandrohungen  sind  schwerer 
als  in  anderen  Fällen.  Sie  gehen  bei  Vergehen  gegen  Gesetz  und  Reglements  sofort 
auf  Haft  von  1  Monat  bis  t  Jahr  und  100-  10,000  Frcs.  Geldstrafe,  vorbehaltlich  der 
Anwendung  des  Art.  463  des  Code  penal.  • 

Die  Zahl  der  Fabrikanten  war  von  1870—  85  beständig  nur  2,  die  der  uber- 
wachten Depositare  stieg  von  0  auf  .12.  Der  Ertrag  der  Steuer  i.S.  690)  schwankt 
jährlich  erheblich,  18N2  war  er  schon  einmal  1,703,000  Frcs.  Er  kommt  fast  ganz 
vom  Dynamit  zu  dem  Satze  von  2  Frcs.  p.  Kil.  (188G  von  705,00S  Frcs.  für 
.'«07.286  Kil.  im  Ganzen  bloss  2073  Frcs.  für  608  Kil.  auf  Nitroglycerin).  Die  Tarifsätze 
des  Decrets  v.  1872  waren  in  3  Stufen  11.25,  7.50,  4.50  Frcs.  p.  kil.  gewesen, 
wohl  zu  hoch.    Aber  das  liess  sich  ja  auch  beim  Monopol  leicht  ändern. 

Man  siebt  aus  allen  diesen  Verhältnissen,  den  peinlichen  Con- 
trolen und  Betriebsbedingungen,  der  Betriebsconcentration,  der  Ver 
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kebrscontrole ,  dass  doch  die  Einbeziehung  des  Dynamits  in  ein 
einmal  bestehendes  Pulvermonopol  das  Rationellere  wäre. 


cc)  Die  einzelnen  wieder  aufgehobenen  neueren  kleineren 

inneren  Verbrauchssteuern. 

Papier,  Cichorie,  Seife. 

« ft)    P  a  p  i  c  r  s  t  c  u  c  r. 

Gesetzgebung.  Einführung  durch  Ges.  v.  4.  Sept.  1^71  Art.  7  (auch  S,  Hl-; 
Ausfuhrungsdecr.  v.  2b.  Nov.  1S71 .    Ges.  v.  21.  Juui  Art.  IS  (Tarifanderung' : 

Ausfuhrungsdecr.  v.  10.  Aug.  1*73.  Ges.  v.  30.  Dec.  1S78  (4  %  Tarifzuschlag),  Ges. 
v.  30.  Juni  iH'i  (Steuerfreiheit  fur  das  Journal  officiel  —  dazu  Region),  v.  1>.  Juni 
1S77).  Art.  IS  des  Finanzges.  v.  20.  Dec.  ls>4.  (Verschärfung  der  Circulationscon- 
trole).  Ges.  v.  20.  Juli  1SS1  Art.  5  (Pressgesetz,  Aufhebung  der  Zuschlagsteuer  für 
Zeitungspapier  in  Conse^uenz  des  Art.  5>.  Deer.  v.  30.  Juli  1SS1.  —  Aufhebung  der 
ganzen  Papiersteuer  durch  Ges.  v.  s.  Aug.  ls^5  (Budgetges.  für  ISSO'i  Art.  2.  vom 
l.  Dec.  1SS«  an. 

Literatur.  S tou rin  II,  1 10 ;  Vignesl,  100—172;  Hlock,  dief.  Art.  papier, 
dgl.  suppl.  gelier,  und  suppl.  fur  IS^O;  Ölibo  III,  305-420;  Bull.  XXI,  157  —  101. 
v.  Kaufmann  S.  442—445.  —  Math  icu-Bodct  I.  12.  Amagat  p.  317,  379. 
—  Tarif  Uull.  XVI,  553.  —  Statistik  o.  S.  000.  Faure  p.  120.  Jahresbericht- 
im  Bull.    Uebersiehten  und  interessantes  Detail  Bull.  XXI,  100. 

§.  280.  Diese  schon  im  alten  „Kegiincnt"  vorhanden  gewesene 
•Steuer  war  171)1  mit  anderen  indirecten  Abgaben  beseitigt  worden. 
Projeete,  sie  wieder  einzuführen,  sind  schon  unter  dem  Dircetorium 
und  ernstlich,  bis  zur  Vorlage  eines  Gesetzentwurfs,  1815  —  16  auf- 
getaucht, aber  nicht  zu  Stande  gekommen.  In  der  Finanzkrisc  von 
1871  stand  der  Plan  einer  Papiersteucr,  neben  anderen  ähnlichen 
neuen  Steuern,  auf  Zündholzchen,  Cichorien,  mit  voran. 

Er  wurde  durch  die  Ansicht  der  Steuerverwaltung,  dass  die  Erhebung  eine: 
solchen  Steuer  an  sich  und  bei  der  Concentration  der  Fabrikation  auf  nur  etwas  üb.  r 
400  Fabriken  nicht  besonders  schwierig  und  kostspielig  sei  und  keine  wesentliche  Ver- 
mehrung der  Stcuerbeamten  verlangen  werde,  unterstützt.  Auch  kam  dem  Plane  zu 
Gute,  dass  er  eine  Mitbesteuerung  der  Zeitungen,  welche  nach  dem  Sturze  Xapoleon's 
so  eilig  vom  Stempel  befreit  worden  waren  (S.  555),  einfach  gestatte.  Anderseits 
fand  er  heftige  principielle  Opposition  wegen  der  behaupteten  „antisocialen"  und  „anri- 
civilisatorisehen"  bildungs-  «nd  wirthschaftsschädlichen  Wirkungen  einer  solchen  Steuer. 
Besonders  wurde  auf  die  Schädigung  des  Interesse*  des  Volksuuterrichts,  des  Buch- 
handels, der  Packpapier  benutzenden  Indtistrieeu  u.  dgl.  m.  hingewiesen,  was  man 
jedoch  wieder  durch  die  Bemerkung,  dass  es  sich  bei  der  Steuer  zum  grossen  Theil 
gar  nicht  um  Venhcucrung  für  die  Cousumenten,  sondern  nur  um  eiuige  Verkürzung 
der  Gewinne  des  Zwischenhandels  handeln  werde,  zu  widerlegen  suchte. 

So  kam  die  Steuer,  zugleich  mit  der  Cichorien-  und  Zund- 
hölzchensteuer,  schon  im  Sommer  1871  zu  Stande  (Ges.  v.  4.  Sept. 
1871).  Dem  Ertrage  nach  ist  sie  die  wichtigste  der  kleineren,  nach 
dem  Kriege  eingeführten  inneren  Verbrauchssteuern  gewesen  (S.  690). 
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Diese  Papierstcucr  traf  im  Princip  alle  Sorten  Papier,  anfangs 
nach  einem  dreistufigen,  seit  dem  Gesetz  von  1873  (21.  Juni) 
nach  einem  vierstufigen  Qualitätsfuss.  Sie  war  hier  eine 
Fabrikationssteuer,  die  in  den  üblichen  Formen  der  franzö- 
sischen, an  die  Productionsstätten  sich  anschliessenden  indirecten 
Verbrauchssteuer  entweder  direct  nach  den  speciellen  steueramtlichen 
Aufnahmen  der  fertiggestellten  und  versendeten  Papiere,  daher 
mittelst  ücclarationspHichteu,  Buchführungszwang,  Excrcicc,  Vcr- 
scndungseontrole  u.  s.  w.  veranlagt  und  erhoben,  oder  auch  auf 
Grund  jährlichen  Abonnements  von  den  Fabrikanten  bezahlt 
wurde.  Ausserdem  wurde  aber,  speciell  zum  Ersatz  des  durch 
Decret  v.  5.  Sept.  1870  beseitigten  Zeitlingsstempels  (S.  555),  ein 
Zuschlag  von  20  Frcs.  für  100  Kil.  von  1871—1881  flir  dasjenige 
Papier  erhoben,  welches  zum  Druck  vou  cautions Pflichtigen 
Zeitungen  uud  anderen  periodischen  Publicationen  verwendet 
wurde.  Diese  Zuschlagtaxc  ist  schon  seit  1881  fortgefallen,  indem 
die  Aufhebung  der  Cautionspflicht  nach  dem  ueuen  Pressgesetz  vom 
29.  Juli  1881  so  ausgelegt  wurde,  dass  damit  jene  Taxe  implicitc 
auch  falle.  Nachdem  dann  bereits  1880  in  Folge  parlamentarischer 
Initiative  und  1881  in  Folge  derjenigen  der  Regierung  selbst  die 
Aufhebung  der  ganzen  Steuer  in  Aussicht  genommen  gewesen,  aber 
wegen  budgetärcr  Bedürfnisse  schliesslich  beide  Male  noch  vertagt 
worden  war,  wurde  dieselbe  endgütig  im  Fiuanzgesetz  vom  8.  Aug. 
1885  für  die  Zeit  vom  1.  Dec.  188G  an  beschlossen  und  trat  auch 
an  diesem  Termine  ein.  Eine  Einnahme  von  14 — 15  uud  mit  dem 
ehemaligen  Zcitungszuschlag  von  18  11»  Mili.  Frcs.  wurde  dadurch 
aufgegeben,  etwa  e/7  des  Biersteuerertrags. 

S.  bes.  Bull.  XXI.  157  II..  über  die  steuertechnische  Durchführung  und  die  Cuii- 
trolon,  die  im  Einzelnen  Interesse  bieten,  aber  den  allgemeinen  französischen  Grund- 
sätzen entsprechen,  die  Decret«  von  1^71  'bei  Dcjean.  «  ode  p.  71  II.)  und  von  1 S 7 .'f 
(eb.  p.  320  lt.,  auch  bei  Olibo  III,  101  fl.  .  Der  Tarif  war  im  Oes.  v.  1  ST  1  in 
Gassen:  15  I  n  s.  für  100  Kil.  Cigarreten-,  Seiden-,  anderes  ahnliches  sehr  feiues 
Papier,  Pergament-  u.  dgl.  Papier,  auch  Briefpapier  jeder  Art ;  10  Fr«-»,  für  Schreib-, 
Druck-.  Zeichen-,  Musik-  u.  dgl.  Papier,  weisses  Tapeten-,  farbiges  und  marmorirtes 
Kinbandpapier  u.  dgl.;  5  Frcs.  Cartons,  Cartonpapicr,  »Euveloppeiipapier,  farbiges 
Tapetenpapier,  Pack-,  Löschpapier  u.  dgl.  Das  zu  Zeitungen  u.  s.  w.  verwendete 
Druckpapier  gehörte  zur  zweiten  Gasse,  zahlte  daher  mit  dem  Zuschlag  Hi)  Fi  es.  per 
100  Kil.  Da» Gca.  v.  21.  Juni  1S73  Art.  IS  veränderte  diese  Classification  der  Papiere 
etwas  und  bildete  für  Briefpapier  jeder  Art  eine  eigene  neue  (zivile)  (.'hisse  mit 
1 1  Frcs.  Bei  gewissen  Papieren,  wio  Tapeten,  bunten  Cartons  u.  dgh  wurden  nach  den 
Ausi'uhrungsdeereten  i^Art.  ü)  erhebli«  he  Naclilässe  zur  Feststellung  des  steuerpflichtigen 
Gewichts  gewahrt  i'/a — -/3).  Für  Beschneidung,  Faconniiung  u.  dgl.  in  der  Fabrik 
konnten  bis  1 0  %  abgerechnet  werden.  Mit  den  1  °/0  Zuschlügen  ..Ges.  v.  HO.  Dec. 
IS73)  stellte  sich  so  der  vierstufige  Tarif  schliesslich  auf  15.00-  1 1.4  1—10  40- 5.20, 
für  Zeitungspapier  auf  20.SO  (im  Ganzen  :t2  21)  Frcs.  für  100  Kil.  Aus  dem  Ausland 
eingeführtes  Papier  unterlag  auch  hier  ausdrücklich  ausser  dem  Eingangszoll  der 
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inneren  Steuer  (Ges.  v.  1*71  Art.  7).  Der  Zoll  war  vor  1  SS  1  für  Papier  99.S4  bi* 
187.20,  im  Tarif  von  1SS1  nur  25,  itn  Vertragstarif  *  Frcs.,  für  Pappe  in  Blatt  ei 
vor  18S1  wie  für  Papier,  dann  11  und  (im  Vertragstarif)  S  Krcs.  Französisches  Papier 
und  daraus  hergestellte  Gegenstände  (also  z.  B.  auch  Papiermach.  )  waren  bei  der  Au  s- 
fuhr  ins  Ausland  und  die  Colonieen  steuerfrei. 

Die  Fabrikanten  waren  Ii  c  enzpflichtig  (20  Frcs.  jährlich,  nach  Ges.  v.  1*7;'. 
nur  einmal,  auch  für  mehrere  Fabriken  desselben  Besitzers  zu  entrichten).  Unter  den 
Controlcn  ist  dfe  Versendungs-  und  Cir«  ulationscontrole  beachtenswerth.  Im  Um- 
kreis von  2  Myriametern  um  jede  Fabrik  mussten  Duplicatc  der  Wegführungsdechi- 
rationen  alle  Transporte  begleiten  und  waren  auf  Verlangen  den  Agenten  der  indirekten 
Steuern  vorzuzeigen  (.Reglern,  von  1*71  und  1*73  Art.  li\  Da  dies  zur  Verhütung 
von  Unterschleifen  noch  nicht  für  ausreichend  galt,  wurde  bestimmt,  dass  alles  in  , 
Mengen  von  über  50  Kil.  im  Transport  befindliche  Papier  mit  Begleitschein  uxpedition 
verschen  sein  müsse,  der  auf  jedes  Verlangen  den  Dicnstthucndcn  vorzuweisen,  war. 
—  eine  Ermächtigung,  die  indessen  thatsächlich  doch  nicht  angewendet  sein  soll  (Ges. 
v.  21».  Dec  18*1  Art.  IS,  Bull.  XXI,  150). 

Die  Specialtaxe  für  Zeitungen  u.  s.  w.  war  vou  1*72—80  von  1,082,000  auf 
3,917,000  Frcs.  Ertrag  gestiegen.  Im  Jahre  1**1  war  der  Bruttoertrag  der  ganzen 
Steuer  10.117,000  Frcs.,  wovon  für  exportirtes  Papier  1,321,000,  für  Rechnung  der 
Steuerfreiheit  des  Journal  officiel  02,000,  für  Abzüge,  Verluste  u.  dgl.  28,664  Frcs. 
abzusetzen  waren,  so  dass  14,670,000  Frcs.  Reinertrag  (noch  incl.  Verwaltungs-kosten 
blieb.  Für  den  Spccialdicnst  der  Papiersteuer  waren  1*71  nur  124  Agenten  mit 
108,000  Frcs.  Kosten.  1.30%  der  Einnahmen,  ISS5  nur  70  Agenten  mit  127,300  Fr«-*. 
Kosten  oder  0.00  %  der  Einnahmen  zu  bestreiten.  Die  Zahl  der  Fabrikanten,  übrigen* 
grösser  als  anfänglich  angenommen,  war  1873  012,  1*70  5M.  1*81  001,  18*5  527. 
die  der  Entrepositiires  unter  Controle  anfangs  12—17,  seit  1870  erheblich  hoher  250, 

1885  28*,  die  der  überwachten  Zeitungs-)  Drucker  1*73  570.  1*80  67*.  —  Die 
Statistik  im  Bull.  (XXI,  101)  gestattet  auch  folgende  interessante  Angaben,  aus  denen 
die  ungemeine  practischo  Bedeutung,  freilich  auch  die  Umständlichkeit  dieser  Uontrolen. 
besonders  der  Versendungscontrolcn  für  den  Verkehr  einmal  ziffennässig  hervortritt : 
Die  Zahl  der  aufgenommeneu  Protokolle  (wegen  Contraventionen)  1871  316  (Max.1. 

1886  136  (Min.),  1885  230.  Zahl  der  acquits-ä-caution  bei  Versendung  187  3  13,506. 
1878  11,929,  dann  rasch  steigend,  1882  (Max.)  72.710.  1**5  noch  62.516;  Zahl  der 
laissez-passer  (S.  619)  Min.  1871  90.50U.  Max.  1885  270,700.  Auf  Grund  von  acquits- 
ä  caution  sind  1882  111.10  Mill.  Kil.  Papier  u.  s.  w.,  1**5  11*.2.>  Mill.  versendet 
worden.  —  Die  Ausfuhr  von  Papier  hat  sich  während  des  Bestehens  der  Steuer  mit 
Schwankungen  annähernd  auf  gleicher  Höhe  gehalten  (22 — 24  Mill.  Kil.).  die  Ein- 
fuhr ist  stark  gestiegen,  von  3—4  Mill.  Kil.  anfangs  auf  12—13  Mill.  zuletzt  (Bull 
a.  a.  0):  wohl  Einfluss  de*  Tarifs  v.  18*1  und  des  Vertragstarifs,  aber  doch  be- 
achtenswerth, da  die  innere  Steuer  daneben  zu  tragen  war. 


ßfi)  Cichoricnsteuer. 

Gesetzgebung.  Gesetz  v.  1.  Sopt.  1871  Art.  6  zur  Einfuhrung.  Dazu  Aus- 
führungsdecr.  v.  30.  Nov.  1871  (Dejean  p.  105  If),  Decr.  v.  18.  Jan.  1873  (eb.  p. 
201  ff.),  Ges.  v.  25.  Juli  1873  Art.  20,  21.  23,  24  (u.  A.Ausdehnung  der  Steuer  auf  1 
der  Cichoric  ähnliche  Producte).  Zollerhöhung  im  Ges.  v.  8.  Juli  1871  Art.  6.  Auf- 
hebung der  inneren  Steuer  durch  Finanzgcs.  f.  1879  (Ges.  v.  28.  Sept.  1878  Art.  2) 
v.  1.  Jan.  1*79  an. 

Literatur.  Vignes  I.  168.  Block,  dict.  Art.  chicoree.  Say,  dict,  ders. 
Art.  v.  Kaufmann  S.  459.  —  Mathieu-Bodet  1,  43.  Amagat  p.  348.  — 
Statistik  in  eleu  früheren  Verwaltnngsburichteu  der  indirecten  Steuern.  Faure 
p.  120.    0.  S.  690. 

§.  281.  Auch  diese  Steuer  ist  durch  die  Finanzbedürlnisse  nach 
dem  letzten  Kriege  verursacht  worden.  Zu  ihrer  Einführung  trug 
die  Rücksicht  auf  den  fiscnlisehen  Nachtheil  des  Cichoriencon^ums 
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für  den  Krtrag  des  Kaffeczolls,  zumal  seit  dessen  Erhöhung  nach 
dem  Kriege  bei.  Das  principielle  Bedenken  gegen  diese  Steuer  auf 
einen  Artikel  des  Consuras  der  ärmeren  Classc  und  das  weitere 
Bedenken,  dass  dieser  Consum  in  einigen  Gegenden  (Departement 
Nord,  Pas  de  Calais)  besonders  stark  verbreitet  sei,  die  Steuer  that- 
sächlich  also  nicht  gleichmässig  wirke,  tauchten  auf,  aber  hinderten 
die  Einführung  der  Steuer  nicht.  Obwohl  man  die  Herstellung  der 
Cichorie  für  den  eigenen  Hausbedarf  frei  Hess,  keinen  nachteiligen 
Einfiuss  der  Steuer  auf  den  Consum  uud  dessen  Zunahme  glaubte 
nachweisen  zu  können  und  die  Erhebungskosten  massig  waren, 
wurde  die  Steuer  doch  schon  im  Jahre  1878  wieder  aufgehoben, 
bald  nach  der  Seifensteuer,  obwohl  der  hohe  Kaffcezoll  verblieb. 
Damit  ward  eine  Einnahme  von  5l/:t  Mill.  Eres,  aufgegeben. 

Die  Einrichtung  der  Steuer  war  die  übliche,  Licenzcn, 
Dcclaralionen,  Exercicc,  Vcrscndungscontrole  u.  s.  w.  Eigentüm- 
lich war  auch  hier,  wie  bei  der  Kerzen-  und  Zllndhölzchenstcuer, 
die  Vorschrift,  dass  die  Cichorie  nur  in  geschlossenen  Packetcn 
bestimmten  Gewichts  und  in  gestempelten  Umschlägen 
circuliren  und  zum  Verkauf  gebracht  weiden  durfte. 

Der  Fabrikationsstoucrsatz  war  30  Cent,  per  Kil.  für  di>:  „raciue.  de  chieone 
preparee",  beabsichtigt  waren  50  Cent,  gewesen,  aber  niebt  angenommen.  Die  ein- 
geführte Cichorie,  gebrannt  oder  gemahlen,  zahlte  nach  dem  Tarif  v.  Juli  1*71 
55  Frcs.  per  100  Kil.  (statt  der  iiinern  Steuer),  nach  Aufhebung  der  inneren  Steuer 
im  Tarif  von  1  SS  1  noch  5  Frcs.  Der  Kallee/oll  war  in  demselben  Tarif  für  Dohnen 
auf  150  und  170  Frcs.,  für  gebrannten  oder  gemahlenen  auf  200  Frcs.  gestellt,  mit 
4%  Zuschlag  spater  150  und  200  Frcs.  Liccnz  der  Fabrikanten  und  gewisser  Kau f- 
leutc  20  Frcs.  Die  vorgeschriebenen  Gewichtsmengeu  der  Par.kete  waren  100,  2o0. 
500,  1000  Gramm  und  mussten  »o  beschallen  sein,  dass  sie  mittelst  Stempeln  oder 
gestempelter  Vignetten  umschlossen  werden  konnten.  Nach  Ges.  v.  21.  Juni  1873  Art. 
2.»  mussten  die  Fabrikanten  auf  ihre  Kosten  selbst  diese  Papiere  anbringen.  Diese 
Stempelung  oder  Vignettirung  war  aber  hier  keine  Steuererhebungsform,  sondern  nur 
eine  Cotitrolform  Die  Fabrikanten  u.  s.  w.  hatten  die  Steuer  nach  monatlicher  Ab- 
rechnung in  der  sonst  Üblichen  Weise  (baar  oder  mit  Cautionsobligationen)  zu  begleichen. 
Die  Kleinkauf ieute  durften,  wenn  sie  weniger  als  100  Gramm  verkauften,  nicht  mehr 
als  1  Packet  auf  einmal  anbrechen.  —  Die  Menge  der  versteuerten  Cichorie  ist  von 
1S72— lb"  von  ca.  8— 9  auf  ca.  IS  Mill.  Kil.  gestiegen. 


yy)  Seifensteuer. 

Gesetzgebung.  Eingeführt  durch  Ges.  v.  30  Dec.  1873  Art.  7,  8;  Reglern, 
v.  8.  Jan.  1874.  Ges.  v.  5.  Aug.  1 874  Art.  8  (Steuerfreiheiten).  Decr.  v.  8.  Aug.  1875 
(Durchführung  der  Seifensteuerfreiheit  für  Webereien  und  Färbereien  von  Geweben). 
Aufbebung  durch  Finanzgcs.  v.  10  März  1878  Art.  1  von»  1.  April  1878  an. 

Literatur.  Stourm  H.  107.  Vigncs  I,  174.  Block,  dict.,  Art.  savous 
v.  Kaufmann  S.  459.  —  Math ieu-Bodet  I,  240.  Amagat  p.  349.  —  Statistik 
o.  S.  «90.    Faure  p.  120. 
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§.  282.  Diese  gleichzeitig  mit  der  Stearin-  und  Kerzeusteuer 
und  der  allgemeinen  Oclsteuer  eingeführte  Steuer  wurde  an  Stelle 
einer  anfangs  geplanten  Ausdehnung  der  Salzsteuer  auf  das  zur 
Sodafabrikation  dienende  steuerfreie  Salz  gewählt.  Sie  traf  Seife 
jeder  Art  mit  5  Frcs.  per  100  Kil.,  doch  bestand  umfängliche 
Steuerfreiheit  für  Seife,  welche  zu  bestimmten  im  Gesetz  v.  5.  Aug« 
1874  noch  genauer  bezeichneten  Verwendungen  von  Seife  in  der 
Textilindustrie  diente.  Die  ins  Ausland  gehende  Seife  war  eben- 
falls steuerfrei.  Freuide  Seife  trug  auch  hier  eine  Compensatious- 
abgabe  von  5  Frcs.  bei  der  Einfuhr,  neben  den  beträchtlichen 
Zöllen.  Die  Einrichtung  der  Besteuerung  war  die  «bliche,  mit 
Licenzpflicht  (20  Frcs.),  Declaratiouen,  Buchführungszwang,  Exer- 
cice,  Versendungscontrole  u.  s.  w.  Einer  besonderen  Controle  unter- 
lagen aber  auch  die  Fabriken,  welche  Seife  steuerfrei 
beziehen  durften.  Nach  wenig  Uber  vierjährigem  Bestehen  wurde 
die  Steuer  bereits  wieder  aufgehoben,  der  erste  Schritt  zu  Steuer- 
erleichterungen auf  diesem  Gebiet.  Der  Ertrag  von  ca.  G  Mill.  Frcs. 
war  hinter  den  anfänglichen  Schätzungen  von  \)  Mill.  zurückgeblieben, 
wie  behauptet  wird,  weil  viele  Hinterziehungen  stattfanden. 

Im  allgemeinen  Tai il"  vor  IsSl  war  Seife  mit  205  Frcs.  belegt,  im  Vertrags- 
tarif mit  ii  und  70;  im  Tarif  vuii  1^1  mit  12  und  0  Frcs  für  100  Kil.  Steuerfrei 
war  die  Seif«:  fitr  die  Vorbereitung.  Entfettung,  Farberei,  Bleicherei  von  Seide,  Wolle, 
Baumwolle  und  anderen  Faserstoileu  der  Textilindustrie  im  rolieu  Zustand  oder  als 
tiewebe,  wenn  es  noch  nicht  die  letzte  Appretur  erhalten  hat.  Die  Verwendung  musste 
genügend  erwiesen  werden.  Die  Steuerfreiheit  erfolgte  in  der  W  eise,  dass  die  Seifen 
von  den  Fabriken  unter  aci|uits-ä-caution  oder  au>  dem  Auslände  unter  Zollplombe 
beugen  werden  inussten.  Die  acquits  wurden  beim  Empfänger  nur  unter  Vorzeigung 
der  Sendungen  unter  Band  und  Blei  dechargirt.  Dann  Einlagerung  in  abgesonderte 
Magazine  mnd  Herausnahme  nur  nach  dem  täglichen  Bedarf,  mit  entsprechenden 
weiteren  I  ,'oiitrolen.  Fehlmengen  nach  den  Invcutaren  tteucrpfliehtig.  N:u  h  Gutdunken 
der  Verwaltung  periodische  Visitationen  oder  Einrichtung  bleibender  Feberwachun-. 
auch  dieser  Textilindustrie-Etablissements  (Decr.  v.  *\  März  1  s 7 5 >.  Diese  doppelseitige 
F'ontiole,  theils  der  Seifenfabriken,  theils  der  TextilfabriKeu  war  bei  dem  massigen 
Steueren  rag  wohl  ein  Finnland,  der  die  Bestrebungen  nach  baldiger  Beseitigung  der 
Steuer  unterstützte.  —  Im  Jahre  des  höchsten  Ertrags.  1S76,  wurden  163.6  Mill.  Kil. 
Seife  im  Inland  produciif.  wovon  12-J.'{  Mill.  versteuert,  1V"J  steuerfrei  ausgeführt. 
IVJ  dgl.  in  der  Textilindustrie  verwendet,  der  Best  blieb  in  Verrechnung.  Man  hatte 
den  steuerpflichtigen  Cousuui  bei  der  Einführung  der  Steuer  auf  ISO  Mill.  Kil.  geschätzt. 

Die  ursprünglich  ab  gewöhnliche  Verbrau«  hs>teiier  eingerichtete,  dann  aber  bald 
in  Monopolform  gekleidete  Zund  holze  hensteuer  wird  unten  bei  den  Monopolen 
mit  behandelt  werden  (§.  300». 


*)  Andere  verwandte  kleinere  Steuern. 

Prufungsabgabe  von  Gold-  und  Silberwaaren ,  Abgabe  von  denaturahsirtem  Alcohol. 

Spielkart' -nsteucr. 

Die  jetzt  mit  :i7.50  Frcs.  vom  llectolitcr  reinen  Aleohob  erhobene  Steuer  von 
denaturahsirtem  Alcohol  ist  oben  S.  042  bei  der  Getränkebestcucrung  schon  mit  be- 
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Sprüchen  wurden.  Ertrag  f.  5!».  100  Hectol.  2.22  Mill.  l'rcs.  in  ISS«,  1'.  ^5.:t«0  llut  lul. 
3.20  Mill  l'rcs  (.provis.,  in  1h>7. 


c)   Prüfung  sab  gäbe  von  Gold-  und  Silbe  r  waarcn. 
(Droit  de  garantie  sur  les  ouvrages  d'or  et  d'argent ) 

(ie  setz  gebung.  (Hauptbestiuimungen.)  Wiedereinführung  durch  das» r  nud- 
le gen  de  Gesetz  vom  10.  Rruutairc  VI  Nov.  1707).  Zahlreiche  weitere  Gesetze 
und  Verordnungen  über  Einzelheiten,  besonders  der  Ausrührung,  betreHen  meistens 
nur  die  ge  w erb  epol  iz  eilie  he  Seite  der  Sache,  die  Markirungen  u.  dgl.  m. 
Alle  einzelnen  noch  in  Kraft  stehenden  Bestimmungen  bei  Olibo.  So  noch  ver- 
schiedene aus  J.  VI  u.  den  folgenden  Jahren  bis  XIII;  dann  wieder  1M0,  1S20 
\~i  Mail,  lVjii,  Js.'iv  ((  »id.  v.  7.  Apr.  über  der  poincon  de  reccnsc\  Gas.  v.  10.  Aug. 
1S30  nebst  Ord.  v.  'M.  Dee.  IV-iO  <ubcr  Ausfuhr  von  Gegenständen  ohne  französische 
Marke  und  ohne  Abgabczablung',  Ges.  v.  0.  Aug.  ls44  An.  I.'J  (Herabsetzung  der 
droits  d'argue).  Ord.  v.  2'l.  Du<\  IM«,  De>  r.  v.  21.  .luli  IS*»"  'Einrichtung  der 
..Garantie"  in  Algier),  Deer.  v.  2«.  Mai  1S«0  (Ausdehnung  der  Verpflichtungen  der 
Fabrikanten  plattirtcr  Waarcn  auf  diejenigen,  welche  vergoldete  und  versilberte  Waarer, 
auf  galvanischem  oder  elcctro-chemischem  Wege  herstellend.  Decr.  v.  I'L  Jan.  ls«4 
u.  A.  eigener  Stempel  für  eingeführte  ausländische  Waare).  Null  dem  Kriege  Ab- 
gabeerhöhung durch  Ges.  v.  'JO.  März  ls72.  Decr.  v.  27.  Juni  1S77  Ausfuhr 
französischer  Waare  nur  über  bestimmte  Zollämter).  Decr.  v.  27.  Juli  1s7s  i  Bcgelnng 
der  Kuckzahlung  der  Abgabe  bei  Ausfuhr  von  Waarcn).  Ges.  v.  25.  Jan.  isM  (Eiu- 
fuhrung  eines  vierten  Einheitsgrads  —  titre  —  für  zur  Ausfuhr  bestimmte  Gegenstände), 
Ausfubrungs-Decr.  dazu  v.  10.  Juni  1SM  s.  Bull.  XV,  115,  «17t.  Decr.  v.  24.  De. 
1S>7  (eigeuer  Stempel  für  ausgeführt  gewesene,  wieder  zurückgesendete  französische 
Waare). 

Literatur.  S.  die  Bibliographie  über  den  weitlaiiligen  und  verwii  kelten  Gegen- 
stand in  Block,  «lief.,  Art.  g.irantie,  p.  DKM.  Stourm  II.  00  —  1 0"i  i  Wiederherstellung 
der  alten  Gesetzgebung  durch  das  Ge».  v.  Brumaire  VD.  Vignes  I,  ls7  — 101. 
Ulo'  k,  dict..  Art.  garantie  von  Moreau,  reichhaltig,  eingehend  und  klar.  Suppl. 
g.n.r.  p.  215  (Ges.  v.  1SS-1),  Suppl.  lssS  p.  3«7.  Olibo  II,  51J-«s4  höchst 
dctaillirt  und  reichhaltig),  v.  Hock  S.  1M2— 1'»0;  v.  Kaufmann  S.  4 17-- 110.  — 
Mathicu-Bodet  I,  DM,  105.  Amagat  p.  Hl  iL  -  Statistik.  I  aure  p.  1 1  x ; 
bes.  in  tlen  Ucbersichten  (mit  weiteren  Ausfuhrungen)  im  Bull  I.  21«.  V.  2HH.  XV, 
15«;  Ertragsdaten  in  tlen  Berichten  der  indirecten  Steuervcrwaltung. 

Die  wichtigste  und  interessanteste  Seite  des  Gegenstandes  ist  die  ge werbe - 
polizeiliche,  zugleich  die  complicirteste ,  welche  jene  Menge  von  Bestimmungen 
und  deren  häulige  Abänderung  (betreffs  der  Arten  der  Markirung  u.  s.  w  i  veranlasst 
hat  Sie  kann  hier  aber  nur  gestreift  werden.  S.  darüber  bes.  den  Art.  von  Moreau 
und  Olibo's  Werk,  auch  Bull.  a.  a  <>..  bes.  XV,  15«. 

§.  283.  Von  Alters  her  bestaud  in  Frankreich  eine  strenge 
gewerbepolizeiliche  Controle  der  Herstellung  und  des  Verkaufs 
von  Gold-  und  Silberwaaren.  Namentlich  seit  dem  16.  Jahrhundert, 
lann  unter  Ludwig  XIV.  und  wiederholt  im  18.  Jahrhundert  wird 
diese  Controle  im  Einzelnen  geregelt.  $ie  dient  einem  doppelten 
Interesse,  einmal  soll  sie  den  Käufern  Sicherheit  hinsichtlich  der 
Qualität  der  Waareu  gewähren  und  zweitens  von  den  Producenten 
unsolide  und  betrügerische  Concurrenz  fern  halten  und  der  franzö- 
sischen Waare  im  In-  und  Auslande  einen  guten  Ruf  verbürgen.  Das 
Controlsv  stem  bedingte  Einrichtungen,  welche  Kosten  machten.  Es 
wird  daher,  ohnehin  im  Geiste  der  älteren  Gewerbepolitik,  in 
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systematischer  Weise  seit  Ludwig  XIV.  ein  Gebührenwesen 
damit  verbunden,  das  diese  Kosten  zu  decken  ermöglichte,  aber 
darüber  hinaus  Ucbcrschüsse  gewährte,  so  dass  es  in  eine  gewerbe- 
steucrartige,  überwiegend  wohl  schon  in  eine  Verbrauchs-  und  luxus- 
stcuerartige  Besteuerung  überging.  Das  Ganze  war  aber  zweck- 
mässig und  nicht  einseitig  fiscalisch  geordnet  und  erfüllte  seinen 
gewerbepolizeilicben  Zweck  gut. 

Gleichwohl  brach  auch  diese  bewährte  Einrichtung  in  der  ersten 
Revolution  zusammen,  ohne  förmlich  gesetzlich  aufgehoben  zu  sein, 
ja  sogar  trotz  ausdrücklicher  wiederholter  amtlicher  und  legislativer 
Erklärungen,  dass  die  Controle  fortzudauern  habe.  Die  „Gebühren" 
lielen  unter  die  Kategorie  der  „indireetcu  Steuern",  die  uuvermeid 
liehen  Controlmassrcgeln  unter  die  Opposition  gegen  derartige  „Ein- 
griffe in  die  freie  Bewegung"  und  damit  beide  unter  die  einseitige 
Vcrurtheilung  der  Tngespolitik.  Die  nach  dem  thatsäcbliehen  Weg- 
fall der  Controle  (1791  ff.)  eintretenden  Missstände  wurden  aber 
rasch  so  empfindlich,  dass  bald  an  eine  Wiederherstellung  der  Con- 
trole ernstlich  gedacht  wurde,  wobei  auch  die  Wahrnehmung  des 
Fiuanzintcresscs  mit  als  Ziel  hervortrat.  Diesen  Bestrebungen  ver- 
dankt das  grundlegende  Gesetz  vom  10.  Brumaire  VI  (9.  Nov. 
1797)  seine  Entstehung.  Es  besteht  im  Wesentlichen  in  der 
Wiederherstellung  der  früher  in  Geltung  gewesenen 
Bestimmungen,  wie  dies  S to  u  r m  auch  hier  näher  nachgewiesen 
hat.  Dieses  Gesetz  ist  die  Grundlage  der  „Garantie"  der  Gold-  und 
Silberwaarcn  geblieben.  Es  ist  Überwiegend  ein  ge  werbe  polizei- 
liches, nebenbei  aber  auch  ein  fiscal isch es  Gesetz.  In  beiden 
Beziehungen  hat  es  sich  ziemlich  bewährt.  Später  sind  in  der 
Hauptsache  nur  Ergänzungen  nach  der  gerwerbepolizeilichen 
»Seite  erfolgt. 

Fiscalischer  Art  sind  die  Bestimmungen  über  die  bei  Ge- 
legenheit der  amtlichen  Controle  zu  erhebenden  Abgaben  (gen. 
Gesetz  Art.  21,  „droits  de  garantie"),  welche  später  nur  um  die 
Zuscblagdecimen  erhobt,  sonst  bis  1872  unverändert  geblieben  sind. 
In  diesem  Jahre  trat  eine  Erhöhung  des  Priucipalsatzcs  der  Abgaben 
in  der  damals  eingeschlagenen  Richtung  der  Finanzpolitik  ein  (Ges. 
v.  30.  März  1872).  Ausserdem  bestehen  Gebühren  für  die  vor- 
geschriebene Benutzung  der  staatlichen  Gold-  und  Silber- 
draht- oder  Fäden  ziehereien  (Argues),  die  also  eiue  mono- 
polistische öffentliche  Einrichtung  darstellen,  —  weil  man  an  diesen 
Gold-  und  Silberdrähten  und  Fäden  keine  Markirung  anbringen 
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kann  —  sowie  ProbicrergebUhrcn.  Die  erhobenen  eigentlichen 
Garanticabgaben  wurden  bei  der  Ausfuhr  von  Waaren  nach  dem 
Gesetz  vom  Brumaire  VI  zu  */3  ersetzt,  so  dass  das  letzte,  nicht 
riickvergUtetc  Drittel  eine  Art  Ausfuhrzoll  darstellte.  Nach  dem 
Gesetz  von  1872  erfolgt  jetzt  volle  r  Ersatz.  MissbrUuche,  welche 
mittelst  geheimer  Wiedereinfuhr  steuerfrei  ausgeführter  Waaren  ge- 
trieben wurden  und  daher  das  tiscalische  Interesse  schädigten, 
haben  verschärfte  Controlen  veranlasst,  sind  dadurch  vermindert, 
aber  kaum  ganz  abgestellt  worden.  Fremde  eingeführte  Waaren 
unterliegen  derselben  Qualitätscontrole  wie  die  einheimischen  und 
den  Garantiegebühren  dafür  neben  den  Zöllen. 

Finanzwissenschaftlich  betrachtet  stellt  die  „  Gar  an  tieab- 
gab e"  eine  gemischte  Abgabe  dar,  welche  Elemente  der  Ge- 
bühr und  der  Steuer,  speciell  der  Verbrauchs-  (Gebrauchs-) 
und  Luxussteuer,  —  in  Etwas  vielleicht  auch  der  Special  Ge- 
werbesteuer —  in  sich  vereinigt.  Die  kostenlose  Markirung  von 
Exportwaare  und  die  Rückvergütung  bei  markirter  und  versteuerter 
solcher  Waare  lassen  in  der  Abgabe  das  Element  der  indirecten 
Verbrauchssteuer  deutlich  hervortreten.  Die  Abgabe  ist  in  jedem 
dieser  Elemente  und  auch  in  ihrer  Hohe  wohl  zu  rechtfertigen.  Der 
Ertrag  ist,  mit  Schwankungen,  bis  1869  und  wieder  von  1872  an, 
nach  der  Steuererhöhung,  bis  1882  gestiegen,  hat  seitdem  aber  nicht 
unerheblich  wieder  abgenommen.  Vielleicht  ist  daran  Unterscbleif 
im  auswärtigen  Handel  immer  noch  etwas  betheiligt,  worauf  auch 
andere  Daten  der  Handelsbewegung  hinweisen. 

Der  Abgabesatz  des  Ges.  v.  Bruui.  VI  auf  neu  fabricirte  Waare  war  20  Frcs. 
für  das  Hcctogramm  Gold,  1  Frcs  für  das  Hcctogramm  Silber,  ohne  die  Probier- 
gebuhren, später  (J.  VID  mit  10'»/0  Zuschlag .  also  22  und  1.10  Frcs.,  seit  1955  mit 
20°/o  Zuschlag,  24  und  1.20,  Erhöhung  im  Ges.  v.  MO.  März  1S72  auf  30  und 
1.60  Frcs.  im  Princ.  mit  2'/4  Decitnen  Zuschlag,  daher  auf  37.50  und  2  Frcs.  oder 
vom  Werthe  des  9/lu  feinen  Müuz-Metalls  allein  immerhin  12.1  und  10°/u, 
entsprechend  weniger  vom  Wert  he  des  Fabrikats.  Die  Drahtzuggebuhren  sind  für 
Gold  45  und  30.  fnr  Silber  25  und  12  Centimes  für  das  Hectogr.,  je  nachdem  Zieh« 
Werkzeuge  ililicres>  des  Fabrikanten  seihst  gestellt  werden  oder  nicht.  Diu  Probier- 
gebühren  betragen  bei  der  Prohc  mit  Probierstein  9  Cent,  für  das  Dekagramm  Gold, 
20  Cent,  für  das  Hectogr.  Silber,  sonst  für  jede  Probe  im  Probierttgel  (coupeile)  bez. 
3  Frcs.  und  SO  Cent.    Steu  crobjecte  und  F.rtrJkge  waren  folgende  (Bull.  I,  217, 


XV,  157, 


XXIII,  2sy.: 

Gold  waaren 

Silberwaaren 

Garantiesteuer 

Hectogr. 

Hectogr. 

1000  Frcs. 

1*60 

89,665 

713,*- tri 

3  022 

1869 

118.230 

739,043 

3.726 

1870 

64.290 

416,361 

2.043 

1871 

74.072 

458.103 

2.32* 

1572 

121,021 

705.849 

5.239 

1*73 

113,777 

671,965 

5.3*6 

1W1 

145,341 

*20,905 

7  092 

18*0 

*4,103 

736,49? 

4.624 
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Tia  .1.  1SS2  waren  von  dieser  Waarenmenge  8143  Hectogr.  Gold  und  42,424  Hectogr. 
Silber  ausländischen  Ursprungs.  In  der  Ertragszifler  ist  der  Betrag  der  Tückgezahluri 
Abgaben  bei  der  Ausfuhr  noch  enthalten;  er  war  z.  B.  1  Mi»  79,000,  1870  236,000. 
stieg  dann  auf  720,000  in  ls70  und  ls77,  war  aber  ls>l  nur  noch  108.000  Frcs.. 
nach  Eintritt  des  Decrets  v.  27.  Juli  1S78  (s.  u).  Anderseits  fehlt  in  der  Ertrags- 
zilfer  der  Betrat  der  für  wieder  eingeführte  französ.  Waare  erhobenen  Steuer  (ISO!» 
c.  10.000  I-rcs,"  1S72  30,000,  1S77  1MI,000,  18S1  nur  1611  Frcs.\ 

l'ur  die  genauere  Durchführung  der  Controle  nach  der  gewerbepolizeilichen  SeiU- 
muss  hier  auf  die  (iesetze,  bes.  das  vom  Brum.  VI,  die  Decrete  und  die  eingehenderen 
Darstellungen  und  Cominentare  verwiesen  werden. 

Es  werden  zur  amtlichen  Probe,  Garantie  und  Garantiesteinpclung  nur  Gold- 
waaren  von  3  „gesetzlichen  Feinheitsgradcn'-  zugelassen,  von  020,  S40  und  71 0°%,,. 
seit  1884  speeiell  auch  noch  goldene  Uhrgehäuse  bloss  zum  Export  von  einem  vierten 
Grade  zu  5S3,K71J0;  bei  Silbcrwaaren  sind  die  gesetzlichen  Feinheiten  050  und  800"°/.,,. 
Die  erlaubte  Fehlergrenze  (loh  rance)  ist  bi  i  Goldwaaren  3,  bei  Silberwaaren  5,K,/(J,,. 
Die  erfolgte  Controle  wird  dann  durch  Marken  oder  Stempel  ausgedruckt.  der<  n 
mehrere  unterschieden  werden.  Jede  für  den  inländischen  Markt  bestimmt.- 
W'aare  muss  die  Marke  des  Fabrikanten  tragen,  dann  die  amtlichen  Marken  der 
Feinheit  und  des  Garantiebureaus;  ganz  kleine  Gegenstände  haben  an  Stelle  dieser  3 
2  kleine  eigene  Marken,  eine  für  (iold  und  eine  für  Silber.  Besondere  Amtsmarken 
bestehen  für  importirte  fremde  Waaren,  für  zur  Ausfuhr  bestimmte  mit 
Feinheitegarantie  versehene  steuerfreie  Waaren,  für  ebensolche,  mit  vorbehaltener 
Kuckeinfuhr  ausgeführte  Waaren  (seit  1878),  für  wirklich  reimportirte  Waaren 
(poincon  de  retour.  >eit  1887),  für  neue  Stempelung  von  Waaren  nach  Constatirung 
falscher  Feinheitsgrade  und  Stempel  (poineon  de  rccense\  für  alte  Sachen  (de  hasard;, 
für  (iold-  und  Silberbarren,  auch  für  platt irte  Waarc. 

Diese  verschiedenen  Markirangen  sollen  zur  Verhütung  von  Täuschungen  des 
Publicum*  und  zugleich  zur  Wahrnehmung  des  fiscalischen  Interesses  dienen.  Mit 
vollständigem  Erfolg  indessen  noch  immer  kaum,  indem  theils  Nachahmung  der  amt- 
lichen Marken  schwer  ganz  zu  verhüten  ist,  theils  bei  der  Ausfuhr  und  Wiedereinfuhr 
Hinterziehungen,  bezw.  widerrechtliche  Erlangungen  von  Stcucrvergtltungcn  vorkommen, 
was  allerdings  die  seit  187S  eingerichteten  Massregelu  (Einführung  besonderen 
Stempels)  erschwert  haben  (Bull.  XV,  156).  Die  hier  für  die  Finanzverwaltung  vor- 
liegenden Schwierigkeiten  erklaren  sich  folgendermassen.  Sie  werden  hier  als  ein 
gutes  Beispiel  solcher  Verhältnisse  einmal  etwas  näher  dargelegt. 

Die  amtliche  Markirung  ist  für  in-  und  ausländische,  für  den  in- 
ländischen Markt  bestimmte  Waaren  obligatorisch  und  auf  die  erwähnten 
Feinheitsgrade  beschränkt.  Die  ins  Ausland  gehenden  französ.  Waaren  können  ver- 
schieden behandelt  werden,  1)  entweder  so,  dass  dio  mit  den  gewöhnlichen 
Inlandsmarkcn  versehenen  Waaren  ausgeführt  werden:  dann  erfolgt  jetzt,  seit  dem 
Gesetz  von  1872.  volle  Rückvergütung  der  erhobenen  Garantiegebühren;  oder 
2)  so,  dass  die  Waaren  von  vornherein  mit  besonderen  ..Ausfuhrmarken"  ver- 
schen werden:  dann  wird  überhaupt  keine  Garanticabgabe  erhoben,  es  ist  nur  zu  ver- 
hüten, dass  die  Waare  im  Inland  abgesetzt  wird,  muss  daher  die  wirkliche  Ausfuhr 
controlirt  werden:  die  Markirung  dient  hier  nur  dazu,  dem  fremden  Markte  die 
Garantie  der  richtigen  Qualität  zu  geben;  endlich  3)  brauchen,  nach  Ge9.  v.  10.  Aug. 
1844.  E.vportwaaren  eventuell  überhaupt  nicht  markirt  zu  werden  und  keine 
(iarantie gebühren  zu  entrichten,  sie  müssen  aber  dann,  nach  erfolgter  Prüfung 
und  Anerkennung  des  gesetzlichen  Fcinheitsgrades  —  was  also  immerhin  auch  hier 
vorgeschrieben  bleibt,  —  bei  der  Verwaltung  hinterlegt  oder  von  deren  Beamten  über- 
wacht werden,  bis  die  Ausfuhr  nachgewiesen  wird. 

Hintergehung  des  Fiscns,  Hinterziehung  schuldiger  Gebühren,  unrecht- 
mässige Erlangung  von  Ausfuhrvergütungen  ist  hier  nun  auf  mancherlei  Weine 
möglich.  Einmal  durch  Nachahmung  der  amtlichen  Marken  und  durch  Absatz  von 
Waaren  mit  Exportmarke  oder  ohne  Marke  im  Inland:  die  schwierigeren  und  wohl 
selteneren  Fälle;  sodann  durch  Einschmuggclung  ausländischer  W;aare.  ohne  nach- 
trägliche Markirung  und  Gebührenentrichtung:  wohl  nicht  ganz  zu  verhüten,  schon 
beim  Keisendenverkehr,  da  die  Beschränkung  des  freien  Mitbringens  von  Wnaren 
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durch  Keisende  für  den  persönlichen  Gebrauch  auf  5  Hcctogr.  f.  d.  Person  t  Art.  23 
des  (ies.  v.  Brnm  .)  nicht  sicher  zu  controliren  ist:  indessen  wird  auch  über  diese  Art 
der  Hinterziehung  nicht  besonders  geklagt.  1  >ie  Hauptfälle  derselben  betreffen  viel- 
mehr die  genannte  erste  Kategorie  von  Waaren.  welche  mit  Inlandsmarkt  versehen 
Ausfnhrvergütungen  erlangen  und  dann  nach  erfolgter,  steucramtlich  controlirfer  Aus- 
fuhr im  Geheimen  wieder  eingeführt  werden,  um  entweder  ohne  neue  Markirung 
steucrlrei  im  Inland  abgesetzt  oder  selbst  von  Neuem  zur  Ausfuhr  angemeldet  und 
abermals  mit  Ausfuhrvergütung  exportirt  zu  werden.  Auf  diese  Weise  scheint  bes. 
von  1872- -~s  iler  Fiscus  in  steigendem  Maassc  hintergangen  zu  sein,  namentlich  bei 
(ioldwaaren.  Das  Decr.  v.  27.  Juli  1878  führte  eben  deshalb  einen  eigenen  Stempel 
für  W  aaren  ein,  welche  mit  der  Bedingung  der  Wiedereinfuhr  exportirt  werden.  Per 
Erfolg  war  eine  bedeutende  Verminderung  der  Ausfuhr  von  Waaren  mit  den  all- 
gemeinen Inlandsstempeln  (von  HJ. 000 — 17.800  Hcctogr.  Gold  auf  0800  in  1870. 
4—5000  in  den  folgenden  Jahren,  von  27—30.000  Ilectogr.  Silber  auf  20,000,  dann 
auf  15  —  1 7,000> ,  und  demgemäss  die  schon  erwähnte  Abnahme  der  Ausfuhr- 
Vergütungen  für  solche  Waaren.  von  über  700,000  auf  c.  200,000  Eres.  (Bull.  XV, 
1-Mi,  lös).  Aber  ganz  scheint  dt  r  Lebelstand  auch  hierdurch  nicht  beseitigt  zu  sein, 
wie  die  Einführung  einer  eigenen  ..Hetourmarkc"  fur  wiedereingeführte  franz.'.s.  Waare 
in  lssj  (Decr.  v.  24.  Dee.)  vermuthen  lässt.  —  Die  Ausfuhr  von  französ.  Waare  mit 
Exportmarke  ist.  mit  einigen  Schwankungen,  im  Ganzen  von  1872 — 73  bis  1*82  un- 
gefähr gleichgeblieben  («ioldwaaren  1 7— 20.000,  Silbcrwaaren  55.000—70.000  Hectogr.) 
Die  Ausfuhr  nicht  markirter  Waare  war  und  blieb  unerheblich  (Gold  100— 000, 
etwas  steigend,  Silber  700—1100  Hectogr.). 

Zur  Erzwingung  der  vorgeschriebenen  Markirung  bestehen  die  erforderlichen 
Controlen  der  Fabrikation  und  des  Verkaufs  der  Gold  -  und  Silbcrwaaren, 
namentlich  Anmeldepflichten  der  Fabrikanten,  Händler,  Visitationsrechte  der  Ver- 
waltung. Eine  förmliche  beständige  Ueberwaehung  (Exercice)  wird  aber  nicht  aus- 
geübt. Die  Zahl  der  controlirten  Fabrikanten  (incl.  Uhrmacher")  war  1870  23S7.  lsSO 
2305  (wovon  503  Uhrmacher',  der  Händler  13,304  und  14,117.  Licenzpflichtig  sind 
diese  Geschäftsleute  nicht,  Garantiebureaux  bestehen  in  den  wichtigeren  Städten 
(einige  70i.  Sie  unterstehen  fur  die.  technische  Seite  ihrer  Aufgaben  der  Münz- 
verwaltung, für  die  fisealische  der  Direction  der  indirecten  Stenern.  —  Die  Straf- 
bestimmungen sind  auf  diesem  Gebiete  angemessen  verschärft:  so  bei  Nachahmung 
und  unerlaubter  Anwendung  von  Staafsmarken  Zuchthaus  (travaux  forees,  reclusion, 
Art.  10S  des  (ies.  v.  Drum.  VI,  Code  p<'n.  Art.  140,  111);  bei  Betrug  in  Retreif  des 
Feingehalts  Gefängnissstrafe  von  3  Monat  bis  1  Jahr  und  Geldstrafe  (Code  pen.. 
Art.  423;  im  Art.  81  des  Ges.  v.  Brnm.  steigende  Geldstrafe  im  Wiederholungsfall, 
beim  dritten  Mab;  Cesehäftsuntersagungi :  bei  anderen  Contraventionen  Geldstrafen 
von  200  —  (im  Wiederholungsfalle)  500—1000  Frcs.,  schon  beim  2.  Falle  öllentliche 
Bekanntmachung,  beim  dritten  Goschäftsverhot  mit  Strafe  der  Confiscation  alier 
Handclsobjecte  Ges.  v.  Bnim.  Art.  Soi;  ähnlich  bei  Anbringung  falscher  Marken, 
wo  die  Waare  ausserdem  conliscirt  wird  (eb.  Art,  100);  fertige,  nicht  markirte  Waare 
wird  beim  Fabrikanten  und  Händler  beschlagnahmt,  worauf  Strafverfolgung  vor  dem 
Correctionstribunal  eintritt;  bei  Besitzern  werden  solche  Waaren  conflscirt  und  wird 
ebenfalls  das  Strafverfahren  eingeleitet  (eb.  Art.  107». 


t-iti)  Spiclkartensteuer. 

Gesetzgebung.  Wiedereinführung  durch  die  Sternpel^eset/.e  v.  0.  Vendem. 
J.  VI,  Regelung  durch  Verordn.  v.  3.  Pluviose  VI  (22.  Jan.  170s).  Verschiedene 
weitere  Bestimmungen  in  diesem  und  den  folgenden  Jahren  bis  1M0,  bes.  Decr.  v. 
1.  Germin.  XIII.  Neue  Regelung  und  Tarifirung  durch  Decr.  v.  0.  Febr.  IslO,  dann 
bc«.  durch  Ges.  v.  2S.  April  1810  Art.  100  —  170,  223— 22t'..  Einzelnes  später  durch 
Ordonnanzen  geordnet  und  durch  Gesetze  (4.  Juni  1830,  7.  Aug.  1850;  verändert. 
Tariferhöhung  durch  <ies.  v.  1.  Sept.  1871  Art.  5.  O?.  v.  21.  Juni  IS73  Art.  1!». 
Circ.  v.  15.  Juni  18S7. 


Digitized  by  Google 


708         6.  B-  2.  K.  Steuerrecht.  1.  H.-A.  2.  A.  Frankreich.  §.  284. 


Litciatur.  Stourin  II,  121—124.  Vignes  I,  185—187.  Block,  dict.. 
Art.  (zartes  ä  jouer  vonRoucou;  suppl.  1SST  p.  230.  Say,  dict.,  Art.  cartes  ä  joucr 
von  Hasticr.  Olibo  II,  253—275.  v.  Hock  S.  407— 410.  v.  Kaufmann  S.  443 
bis  447.  —  Mathieu-Bodet  I,  40,  Ainagat  p.  339.  —  Tarif  Bull.  XVI, 
538.  —  Statistik  Faurc  p.  IIS.   Berichte  der  Steucrrerwaltung  im  Bull. 

§.  284.  Auch  diese  Abgabe  stammt  aus  der  Zeit  vor  1789, 
wo  sie  seit  dem  16.  Jahrhundert  bestanden  hatte  und  wesentlich 
ebenso  geregelt  war  wie  in  der  Gegenwart,  besonders  in  einem 
Reglement  von  1751.  Im  Jahre  1701  als  „indirecte  Steuer"  mit  den 
übrigen  gefallen,  wurde  sie  in  Verbindung  mit  der  Stempelgesetz- 
gebung 1797  ff.  auf  der  alten  Grundlage  wieder  hergestellt.  Ihr 
Tarif  hat  mehrfach  nach  Hohe  und  Classification  gewechselt.  Nach 
dem  letzten  Kriege  traten  Erhöhungen  ein.  In  Betreff  der  Ein- 
richtung der  Steuer  sind  allgemeine  Puncte,  nach  Analogie  der 
sonstigen  Verbrauchssteuern  —  so  Licenzpflichtigkeit  (50  Frcs.,  seit 
1871  100  Frcs.  im  Principal,  125  mit  Zuschlag)  für  den  Fabrikanten, 
Exercice  der  Fabrik  u.  s.  w.  —  und  besondere  Puncte  zu  unter- 
scheiden. Hinsichtlich  letzterer  ist  das  von  Anfang  an  Characteristischc 
geblieben:  eine  Beschränkung  der  Fabrikation  auf  gewisse  Orte, 
noch  verschärfte  Controlen  der  Fabrikation  und  des  Verkaufs  der 
Karten,  Zwang  zur  Entnahme  des  Papiers  für  die  Herstellung  der 
gewöhnlichen  Karten  (mit  „französischen  Bildern")  zu  bestimmten 
Preisen  von  der  Stenerverwaltung,  Umhüllung  jedes  Spiels  in  vor- 
geschriebener Weise,  mit  bestimmter  Bezeichnung,  Marke  und  Band- 
streifen mit  Trockenstempel,  anzulegen  von  den  Steuerbeamten, 
ohne  welchen  Bandstreifen  die  Karten  nicht  im  Verkehr  sein  dürfen. 
Die  Ausfuhr  von  Spielkarten  ist  durch  Steuerfreiheit  der  letzteren 
erleichtert,  auch  die  Fabrikation  dieser  Karten  von  gewissen  Be- 
schränkungen, so  von  der  zwangsweisen  Benutzung  von  Regie  Papier 
befreit,  aber  die  Ausfuhr  selbst  wird  noch  besonders  Uberwacht. 
Die  Einfuhr  von  Spielkarten  ist  verboten.  Der  Ertrag  ist  nach  der 
Steuererhöhung  von  1871  gestiegen,  doch  nicht  verhältnissmässig, 
seit  1876—77  ist  er  fast  gleich  geblieben,  mit  nur  kleineu  jährlichen 
Schwankungen. 

Der  Steuersatz  war  anfangs  (J.  VI)  ein  dreistufiger,  für  ein  Spiel  nach  Zahl  der 
Karten  21).  30  und  40  Cent.,  seit  1810  ein  gleicher  von  25.  seit  1816  von  15  Cent., 
185U  wieder  ein  zweistufiger  von  25  filr  Karten  mit  französischen,  von  40  für  solche  mit 
fremden  Porträts,  1871  abermals  ein  gleicher  von  50  (im  Principal),  1873  wiederum 
ein  zweifacher,  50  für  Karten  mit  französischem,  70  für  solche  mit  fremdem  Bilde, 
mit  den  Zuschlägen  62.5  und  S7.5  Cent,  für  jedes  Spiel.  Vielleicht,  rein  iiscalisch 
betrachtet,  doch  zu  hoch,  worauf  wenigstens  die  Ertragsstabilität  hinweist  Der  Ertrag 
stieg  von  ca.  Mill.  Frcs.  in  1830  auf  1.61  in  186!»,  nach  der  Steuorerhöhung  von 
1>71  und  1873  auf  2.3—2.4  Mill.  Frcs.,  1886  war  er  2,305,000  Frcs.,  für  3,5^2,000 
Spiele,  fast  ganz  für  die  gewöhnlichen  Karten,  mit  französischem  Bild  (1886  2,24 i 5, 000 
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Francs).  Der  Steuererhöhung  uro  ca.  10S°/o  nach  dem  Kriege  und.  Zuschläge  be- 
rechnet) entsprach  also  nur  eine  Ertragssteigerung  von  ca,  44  °/0.  Das  zur  Vorder- 
seite der  französischen  Karten  von  der  Regie  zu  beziehende  Papier  kostet  in  4  Sorten 
für  1000  Blatt  30,  20,  30  und  22  Frcs.  Einnahme  daraus  (bei  den  verschied.  Ein- 
nahmen der  indir.  Steuern)  in  den  letzten  Jahren  c.  160,000  Frcs. 

Im  Jahre  1816  dachte  die  Regierung  an  dio  Errichtung  eines  Spielkarten- 
Monopols,  das  aber  abgelehnt  wurde.  Die  ausserordentlichen  Beschränkungen  der 
Privatfabrikation  bei  dem  bestehenden  Steuersystem,  die  kleine  Zahl  der  Fabrikanten 
(ls69  64,  1973  52,  1SS6  nur  noch  23)  legen  einen  solchen  Gedanken  nahe,  zumal  in 
einem  Lande,  wie  Frankreich,  wo  drei  andere  Monopole  schon  bestehen  und  man  die 
Tabakdebitantcn  so  bequem  auch  mit  dem  Spielkartendebit  betrauen  kann.  Jetzt  be- 
sorgen letzteren  14,604  Kaufleuto  {1869  15,062,  1973  13,943),  die  zur  Betreibung 
ihres  Geschäfts  einer  eigenen  Vollmacht  der  Regie  bedürfen,  dem  Buchführungszwang 
für  Ankäufe  von  den  Fabrikanten,  von  deneu  direct  gekauft  werden  muss,  und  für  die 
täglichen  Verkäufe  und  der  Visitation  der  Steuerverwaltung  unterliegen. 

Auch  sonst  gehen  die  Beschränkungen  und  Controlen  weif.  Fabriken  werden 
rechtlich  nur  in  den  Orten  mit  Direktionen  der  indirecten  Steuern,  tatsächlich  in  den 
Hauptorten  der  Arrondissements,  wo  sich  die  Controlc  (Excrcice)  genügend  einrichten 
lässt,  gestattet.  Die  Fabrikanten  entrichten  die  Steuer  nach  Massgabe  der  verbrauchten 
gestempelten  Bandstreifen,  welche  um  die  Spiele  gelegt  werden.  Sic  haben  gleichfalls 
über  die  Verkäufe  genau  Buch  zu  führen.  Auch  Wirtschaften  u.  dg]. ,  in  denen 
Karten  gespielt  werden,  haben  genau  Buch  über  ihre  Ankäufe  zu  führen  und  können 
visitirt  werden.  Ihnen  wie  jedem  Privaten  ist  der  Verkauf  von  Karten,  mit  oder  ohne 
Band ,  neuer  oder  selbst  gebrauchter  untersagt.  Steht  ein  solcher  Apparat  von  Con- 
trolen u.  s.  w.  mit  dem  finanziell  doch  wenig  erheblichen  Object  in  rechtem  Einklang? 
—  Eine  Frage,  die  freilich  auch  in  anderen  Ländern  bei  der  Kartensteuer  auf- 
tauchen kann. 

Die  Strafbcstiinmungen  sind,  dem  Character  dieses  Steuergebiets  gemäss, 
auch  besonders  scharf,  neben  Confiscation  und  Geldstrafe  (1000—3000  Frcs.)  immer 
auch  1  Monat  Gefängniss  bei  Fabrikation,  Verkauf  ohne  Erlaubnis  (Ges.  v.  16.  April 
1M0  Art.  166),  auch  bei  Spiel  mit  verbotenen  Karten  in  Wirtschaften  u.  dgl.  (cb. 
Art.  167);  bei  Fälschungen  und  Nachahmungen  von  Mustern,  Marken,  ausserdem 
Zwangsarbeit  (Art.  169,  Code  pönal  Art.  142,  143).  Contraventioncn  sollen  doch  häufig 
sein,  auch  mittelst  Benutzung  steuerfreier  Exportkarten,  welche  im  Geheimen  wieder 
eingeführt  werden,  —  also  wie  bei  den  Gold-  und  Silbcrwaaren. 

b.    Die  Verbrauchssteuern  in  Monopolform. 
Tabak-,  Pulver-,  Zllndhölzchc  nmonopol. 

Seit  der  Beschränkung  der  „Generaldircction  der  Staatsmanufacturen"  auf  das 
Tabakmonopol  (S.  599),  haben  die  in  Frankreich  bestehenden  Staats  in  onopole 
nichts  besonders  Gemeinsames,  daher  werden  sie  hier  gleich  jedes  einzeln  für  sich 
behandelt.  Ueber  die  Einführung  der  drei  Monopole  in  die  Steuerverwaltung  ist  oben 
(S.  59S  II.)  schon  das  Erforderliche  angegeben  worden. 

a.  Das  Tabakmonopol. 

Gesetzgebung.  Aufhebung  des  alten  Monopols  durch  Freigabe  des 
inneren  Tabakbaus,  der  Fabrikation  und  des  Verkaufs  durch  Ges.  v.  20./27.  März 
1791.  Seitdem  nur  Tabakzoll  bei  Einfuhr.  Neue  innere  Steuer  auf  die  Fabri- 
kation v.  22.  Brum.  VII  (12.  Nov.  179>),  verbessert  durch  Ges.  v.  29.  Floreal  X 
(19.  Mai  1902)  und  Ges  v.  5./15.  Ventose  XII  (25.  Febr./6  März  1S04),  Er- 
höhung und  Veränderung  durch  Ges.  v.  24.  April  1906  (Art  44— 47  .  Dccr.  über 
Cultur,  Fabrikation,  Verkauf  v.  16.  Juni  1M)9.  —  Wiedereinführung  des  Fabri- 
kat ions-  und  Vcrkaufsinonopols  durch  kaiserl.  Dccret  v.  29.  Dec.  1910:  dazu 
Dccr.  v.  II.  Jan.  1911  betr.  Verwaltung  und  Ueberwachung  der  Tabakankäufe, 
Fabrikation,  des  Verkaufs.    Erhaltung  des  Monopols  unter  der  Restauration  durch  Ges. 

A.  Wagnor,  Kinanzwissonschaft.   III.  46 
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v.  24.  Dec.  1814.  Ueberoahmc  in  das  codificirende  Hauptgesetz  über  Finanzen. 
speci<dl  über  indirecte  Steuern  v.  28.  April  1  Sl 6,  Titel  V,  Art.  172—229;  hier  aber 
Monopol  nur  bis  Ende  1820.  Durch  weitere  Gesetze  immer  auch  nur  für  be- 
stimmte Perioden  verlängert  (Ges.  v.  28.  April  1819  bis  E.  1825,  r.  17.  Juni 
1824  bis  E.  1830,  v.  19.  April  1829  bis  E.  1837,  v.  12.  Febr.  1835  bis  E.  1841.  v. 

23.  Apr.  1840  bis  E.  1851,  Decr.  v.  11.  Dec.  1851.  Ges.  v.  3.  Juli  1852  bis  E.  1862, 
Ges.  v.  22.  Juni  1 SG2  bis  E.  1872,  v.  21.  Dec  1>72  bis  E.  1882,  v.  24.  Der.  1882 
bisE.  1*92).  Tarif bcstiinmu  ngen  durch  Decr.  v.  9.  Mai  1811.  Ord.  v.  17.  Juli 
ISHi  und  9.  Oct.  1816,  IS.  März  1S32,  Decr.  v.  2.  Mai  1848,  19.  Oct  1860,  16.  Aug. 
1862,  29.  Juni  1803  u.  a.  m.  —  Nach  dem  Kriege  verschiedene  Tariferhöhungen 
und  Veränderungen:  Ges.  v.  8.  Juli  1871  Art.  16  (Zoll),  4.  Sept.  1871  Art.  1. 
2,  Decr.  v.  17.  Febr.  1S72,  bes.  Ges.  v.  29.  Febr.  1872  nebst  Decr.  v.  1.  März  1^72. 
Decr.  v.  11.  Juni  1872,  2  Decrete  v.  17.  Aug.  1872  (Zonen  des  Cantinetabaks),  Decr. 
v.  10.  Oct.  1874  (Exportpreise),  25.  April  1876,  (ies.  v.  13.  Juni  1878  (Einfuhrzölle), 
Decr.  v.  14.  Dec.  1881  (Havanna- Cigarren)  und  andere  für  Einzelnes  (s.  die  Angaben 
im  Bull.  XVI,  545  iL  beim  Tarin.  —  Preise  in  Algier,  Decr.  v.  11.  März  1873. 

—  Die  Grundlage  des  Monopols  ist  mit  geringfügigen  Aendcrungen  das  Ges.  r. 
28  April  1816  geblieben  (s.  Olibo  ;  s.  auch  Ges.  v.  12.  Febr.  1835,  23.  April  1840. 

24.  Juli  184.1,  Decr.  v.  12.  März  1860,  Decr.  v.  17.  März  1874  u.  a.  in.,  worin 
durchweg  nur  ganz  vereinzelte  Nebenpuncte  verändert  werden. 

Literatur.  Josat,  min.  de  fin.  p.  586—597.  Stourm  I,  371  ff.,  381—393. 
(Wiedereinführung  des  Monopols  nach  der  Revolution  durch  Napoleon,  Abriss  der 
Geschichte  der  vorausgegangenen  Steuerversuche  von  1701 — 1810  und  ihrer  Erfolge.  • 
V ig n es  I,  174—181.  Block,  dict.,  Art.  tabac,  auch  suppl.  gemr.  und  Einzelnem 
in  den  Jahressupplementen  (aus  Decretcn,  Circularen  u.dgl.).  Say,  dict..  Art.  tabac 
steht  noch  aus  Ulibo  II,  309—446.  Bull.  I,  94  —  102.  v.  Hock  S.  338—35'». 
v.  Kaufmann  S.  508—536  (S.  509  Auszug  aus  dem  Enquetebericht  v.  1835,  S. 
öl 2  ff.  aus  dem  v.  1876).  —  M athieu-Bo de t  I.  9*.  Amagat  p.  339.  —  Enquete 
sur  l'e.vploitation  du  monopole  de  tabac  etc.  Par  1874  IT.  Daraus,  im  Folgenden  bes. 
benutzt,  die  „Ifeponses  aux  «juestions  etc  "  der  Gen.-Directoren  der  Staatsmanufaeturen 
und  der  indirecten  Steuern,  mit  vielen  statistischen  Daten  und  Annexen,  Par.  1874. 

-  Tarif  Hüll.  XVI.  515—551.  —  Statistik  Bull.  X.  563,  XVII,  626.  Jahres- 
berichte der  Verwaltung  der  indirecten  Steuern  über  die  Verkäufe  im  Bull.  Jahres- 
bericht der  Verwaltung  der  Staatsmanufaeturen,  aparte  Publication,  letzte  hier  benutzte 
f.  1886,  Par.  18<S;  einleit.  Ber.  daraus  f.  1*84  im  Block  sehen  Ann.  de  stat.  18*7 
p.  310.  Faurc  p.  130.  197.  Auch  v.  Kaufmann  S.  524 — 535.  Vielerlei  Daten 
z.  Th.  auch  Darstellung  des  französischen  Monopols  in  den  deutschen  Schriften  Uber 
Tabakbesteucrung  von  M.  v.  Mohl,  Krtlckl,  Mayr  u  a.  m.,  auch  in  den 
Materialien  der  deutschen  Tabakenquete;  hier  u.  A.  in  B.  III  Aul.  XII  S.  99 — 150 
die  wichtigsten  Gesetze  über  die  französische  Tabakbesteuerung  seit  1798  im  französischen 
Wortlaut;  Statistik  der  Erträgnisse  der  Steuer  vor  dem  Monopol,  1798—  1*11,  eb. 
S.  112.  —  Neuerdings  giebt  die  Verwaltung  in  zwanglosen  Heften  eine  eigene  Fach- 
zeitschrift heraus,  Memorial  des  manufactures  de  l'etat,  tabacs  (18*4 — 87  3  Hefte  , 
worin  wesentlich  nur  die  agrar-  und  fabrikationstechnischen  und  ökonomischen  Seiten, 
nicht  die  finanziellen  behandelt  werden. 


a;t.   Entwicklung  der  Tabakbesteuerung. 

§.  285.  1.  Die  Tabakbesteuerung  bis  zur  Wieder- 
einführung des  Monopols  (1791—1810).  Im  Ancien  regime 
hatte  die  Besteuerung  des  Tabaks  in  Monopolform,  unter  Aus- 
schluss des  heimischen  Tabaksbaues  im  Monopolgebiete,  das  damals 
noch  nicht  ganz  Frankreich  umfasste,  stattgefunden  (»S.  148).  Das 
gut  eingerichtete  Monopol  war  der  fermc  generale  mit  Ubertragen 
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gewesen  (S.  154)  und  hatte  steigende  Erträgnisse  aufgewiesen,  die 
letzte  Pachtsumme,  für  1790,  war  32  Mill.  Livres.  Die  constituirendc 
Versammlung  zögerte  auch  bei  diesem  günstigen  Ertrage  und  bei 
der  Schwierigkeit,  ihn  durch  eine  andere  Form  der  Tabakbesteuernng 
oder  durch  sonstige  Steuern  zu  ersetzen,  mit  der  Aufhebung  des 
Monopols  (8.  378).  Mirabeau  z.  B.  ist  für  die  Aufrechthaltung 
desselben  eingetreten.  U.  A.  wurde  dafür  geltend  gemacht,  dass 
die  Raucher  die  Abgabe  in  dieser  Form  freiwillig  trügen  und  es 
bedenklich  sei,  den  Steuerausfall  bei  der  Aufbebung  auf  die  übrige 
Bevölkerung  zu  Ubernehmen.  Die  geplante  Fabrikationssteuer  er- 
schien zu  unergiebig  und  mit  der  Freiheit  der  Tabakcultur  unver- 
einbar. Diese  wagte  man  aber  dem  bisherigen  grossen  Monopol- 
gebiet nicht  länger  vorzuenthalten,  da  sie  eine  nothwendige 
Konsequenz  des  constitutionellen  Grundsatzes  und  der  „Declaration 
der  Menschenrechte"  sei,  dass  jeder  Eigenthümer  frei  über  sein 
Eigenthum  verfügen  könne.  Ebensowenig  wünschte  man,  in  den 
in  das  allgemeine  Steuergebiet  einzuziehenden,  bisher  monopolfreien 
Provinzen  mit  bedeutendem  Tabaksbau  —  besonders  im  Elsass 
und  Flandern  —  eine  solche  „Eigenthumsbeschränkung"  gar  erst 
neu  einzuführen.  Anderseits  hielt  man  auch,  wie  früher  (S.  148), 
Monopol  und  heimischen  Tabakbau  nicht  miteinander  vereinbar. 
So  siegte  schliesslich  auch  hier  der  damalige  politische  und  finanz- 
wirthschaftliche  Doctrinarismus,  das  Monopol  fiel,  Jedermann  erhielt 
im  Inlande  die  Freiheit,  Tabak  zu  bauen,  zu  fabriciren  und  zu 
verkaufen  (Gesetz  v.  20./27.  März  1791).  Nur  die  Einfuhr  von 
Tabakfabrikaten  blieb  zunächst  noch  verb oten.  Die  einzige 
Form  der  Tabakbesteuernng  war  der  Einfuhrzoll  auf  Tabak- 
blätter, dieser  aber  hätte  neben  völlig  steuerfreiem  inländischen 
Tabak  selbst  dann  nicht  irgend  genügende,  der  bisherigen  des 
Monopols  entsprechende  Erträge  abzuwerfen  vermocht,  wenn  nicht 
ohnehin  durch  die  politischen  Zustände  die  Zollverwaltung,  die  Con- 
trolen  und  der  ordentliche  Handel  lahm  gelegt  worden  wären.  Der 
Ertrag  sank  auf  Vi«  des  früheren  (1.5  —  1.8  Mill.  Frcs.).  Dabei  soll 
sich  die  Qualität  der  Tabakfabrikate  gegen  die  Monopolzeit  ver- 
schlechtert, der  Preis  nicht  ermässigt  haben. 

S.  Stotirm  I.  371—3*1.  Olibo  II,  310  ff.  Bull.  I,  1)4,  alles  nach  dem  Ber. 
7.  Vivien,  Emju.comin.  v.  1S35.  Der  Einfuhrzoll  für  Blätter  war  zuerst  25  L.  p. 
Quintal  (50  Frcs.  per  100  KU.),  in  französischen  Schiffen  irnportirt  3 \  davon.  17i»2 
wurde  er  auf  die  Hälfte  ifesetzt,  fremde  Fabrikate  zu  30  und  50  Frcs.  p.  100  Kil. 
zugelassen.  Spater  (17!>7)  wieder  die  Bestimmungen  von  1791.  Natürlich  sind  bei 
der  Beurthcilung  der  Wirkungen  einer  blossen  Besteuerung  durch  Einfuhrzoll  die 
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damaligen  Zeitverhältnisse  zu  berücksichtigen,  auch  die  Papicrgeldwirren.  Ein  „rein- 
liches Experiment"  liegt  also  nicht  vor. 

ltei  dieser  Sachlage  tauchten  unter  dem  Directorium  aber  doch 
bereits  wieder  Plaue  zu  einer  Aenderung  der  Tabakbesteuerung  auf, 
wenn  auch  noch  unter  Ablehnung  des  Monopolgedankens,  um  aus 
dem  Tabak  eine  grössere  Einnahme  für  den  Fiscus  zu  erzielen. 
Nach  mehreren  Anläufen  kam  man  zur  Besteuerung  in  Form  einer 
Fabrikationssteuer  (Ges.  v.  22.  Brum.  VI  oder  12.  Nov.  1798). 
Diese  Steuer  war  zuerst  technisch  noch  sehr  unvollkommen  ein- 
gerichtet, da  man  ernstlichere  Controlen  noch  scheute.  Sie  warf 
daher  auch  nur  wenig  ab  (1.1—1.3  Mill.  statt  der  erstrebten  10  MilL). 
Aber  sie  bildete  wenigstens  wieder  einen  ordentlichen  Anfang  neben 
dein  etwas  erhöhten  Einfuhrzoll  fllr  Tabakblätter,  und  wurde  mit 
fortschreitender  öffentlicher  Ordnung  in  der  Consequenz  ihres  Prin- 
eips  allmälig  weiter  ausgebildet,  so  dass  sich  der  Ertrag  vom  J.  XI 
(1802^3)  an  auch  rasch  hob.  Er  erreichte  schliesslich  die  Hälfte 
bis  drei  Viertel  des  Ertrags  des  ehemaligen  Monopols,  —  freilich 
20  Jahre  später  und  in  dem  damals  so  bedeutend  vergrösserten 
französischen  Staatsgebiet.  Das  Monopol  ergab  in  den  ersten  Jahren 
nach  seiner  Wiedereinführung  allerdings  auch  nicht  gleich  so  viel, 
wie  erwartet  wurde,  aber  doch  sehr  bald  den  Ertrag  des  alten  am 
Schluss  des  Ancien  regime  und  dann  langsam,  jedoch  stetig  steigende 
Erträge.  Ob  die  freiere  Entwicklung  des  Fabrikatsteuerertrags 
ähnlich  glinstig,  wie  in  den  letzten  Jahren,  und  wie  alsdann  die- 
jenige des  Monopolertrags  gewesen  wäre,  lässt  sich  nicht  bestimmt 
bejahen  oder  verneinen,  da  1810—11  eben  das  Monopol  an  Stelle 
jener  Steuer  trat,  ist  aber  doch  nicht  wahrscheinlich.  Ueber  die 
Qualität  und  die  Preise  im  Vergleich  zur  alten  Monopolzeit  wurde 
unter  der  Fabrikatbesteuerung  beständig  geklagt.  Eine  noch  weitere 
Steigerung  der  Steuersätze  zur  Ertragsvermehrung  bei  dieser  Steuer- 
form erschien  ausgeschlossen. 

S.  Stourm  I,  3S1  ff.,  die  Statistik  S.  3SS  (mit  den  Daten  aus  der  Eignete  v. 
lsX)  itn  3.  Rand  der  deutschen  En<[U.  8.  112  nicht  ganz  übereinstimmend  s.  u  ) 
Olil)o  und  Rull.  II  a.  a.  0. 

Die  Fabrikatsteucr  in  ihrer  allmäligen  Ausbildung  ist  als  Versuch  einer 
ergiebigeren  Tabakbesteuening  ohne  Monopol  immerbin  von  allgemeinerem  Interesse, 
daher  hier  eine  etwas  eingehendere  Darstellung  derselben.  Das  erste  Gesetz  vom 
Rruin.  VII  war  noch  in  jeder  Hinsicht  unzulänglich.  Sein  Erlass  wurde  damit  be- 
grünet, dass  die  Vervielfältigung  der  Steuerobjecte  ein  Mittel  sei,  die  Steuer  milder 
und  die  Erhebung  leichter  zu  machen  um!  dass  gerade  der  Tabak  eine  werthvolle 
Steuer'|ue)le  wegen  der  Grosse  der  Consumtion  und  der  schwachen  Belastung  des  einzelnen 
Pflichtigen  biete.  Unter  fernerer  Freierklärung  von  Bau,  Handel  und  Fabrikation  von 
Tabak.  Verbot  der  Einfuhr  fabriciiten  Tabaks,  Erhöhung  der  Zölle  auf  Rohtabak 
30,  in  französischen  Schilfen  iutportirt  20  l'rcs.  p.  Quinta!)  und  Eutrepützwang  für 
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dio  fremden  Tabake,  die  nicht  gleich  zur  Fabrikation  bezogen  und  verzollt  wurden, 
wurde  dem  Fabrikanten  eine  „Specialtaxc"  von  40  Cent,  uud  24  Cent.  p.  KU.  für 
2  Sorten  Tabakfabrikate  auferlegt.  Die  Einschätzung  jeder  Fabrik  filr  das  Fabrikation»- 
«(uantum  war  den  Municipalverwaltungen  Ubertragen,  die  dabei  bloss  auf  Grund  ein- 
zuziehender „Erkundigungen"  UbcrZahl  und  Art  der  Maschinen,  der  Proccduren  u  s.  w. 
einschätzen  sollten!  Eigeuthümer  und  Depositare  von  fabricirtem  Tabak  hatten  der 
Canton Verwaltung  bei  der  Einführung  der  Steuer  Erklärungen  Uber  ihre  Vorräthe  zu 
machen,  wobei  diese  Verwaltung  ermächtigt  wurde,  sich  von  der  Wahrheit  der  An- 
gaben zu  vergewissern,  aber  unter  Vermeidung  „vexatorischer  und  den  Hechten  der 
Bürger  zuwiderer  Formen".  Um  die  Municipalverwaltungen  an  der  richtigen  Ein- 
schätzung zu  interessiren ,  erhielten  sie  die  eine  Hälfte  der  Geldstrafen,  die  andere 
der  Schatz.  Für  exportirte  Tabakfabrikate  war  die  Steuer  zu  8/3  beim  nachgewiesenen 
Ausgang  aus  dem  Zollgebiet  zu  ersetzen.  Die  finanz.  Verwaltung  der  Steuer  war  der 
Hegie  des  Enregistremcnt  übertragen  worden. 

In  den  späteren  Gesetzen  wurde  aber  die  einmal  angenommene  Steuerform  zweck- 
mässig weiter  gebildet,  d.  h.  allerdings  vor  Allem  mit  den  das  fiscalische  Interesse 
sichernden  Cautelcn  versehen.  Dio  ganze  Entwicklung  ist  auch  als  Beispiel  bcachtens- 
werth,  wie  man  mit  fortschreitender  Wiederherstellung  der  politischen  Ordnung  in 
Steuersachen  nuthweudig  wieder  zu  den  alten,  bewährten,  oder  zu  passenden  ähnlichen 
neuen  steuertechnischen  und  administrativen  Controlen  und  Verkehrsbeschränkungeu 
gelangt,  welche  freilich  vielfach  lästig,  aber  eben  durch  den  fiscalischeu  Zweck  und 
die  gewählte  Stcuerform  einmal  geboten  sind. 

So  wurde  im  Ges.  v.  29.  Flor.  X  (19.  Mai  1S02)  zur  Erschwerung  des  Grenz- 
schmuggels die  Einfuhr  von  Hohtabak  zu  Lande  überhaupt  verboten,  bei  Strafe  der 
Gonfiscation  der  Waare  und  der  Transportmittel,  zu  Meer  nur  in  12  bestimmten  Häfen 
und  bloss  in  Schilfen  von  100  Tonnen  und  darüber,  unter  Androhung  gleicher  Strafen 
gestattet,  von  Norden  und  Osten  (aus  Deutschland  oder  Holland)  nur  Uber  den  Hhein 
in  Cöln,  Mainz  odor  Strassburg.  Zoll  06  und  44  Frcs.  (französische  Flagge)  p.  100  Kil., 
Entrepötszwang,  Circulation  innerhalb  20  Kilometern  von  Küste  und  Grenze  nur  mit 
acquit-a-caution,  unter  Androhung  der  genannten  Strafen.  Dasselbe  Gesetz  verschärfte 
die  Controlen  der  inneren  Tabaksteuer  und  erweiterte  die  bezüglichen  Hechte  der 
Verwaltung  und  Pflichten  der  Tabak fabrikanten.  Jeder  der  letzteren  hatte  vorher  eine 
Declaration  einzureichen,  bei  Geld-  und  Conuscationsstrafe.  dio  Steuerbeamten  durften 
für  sich  jederzeit  die  Fabriken  visitiren,  in  Begleitung  des  Maire  oder  seines  Adjuncten 
auch  die  Häuser,  welche  geheimer  Fabrikation  verdächtig  waren.  Die  Steuer  wurde 
bereits  eine  einheitliche  ohne  Qualitätsfuss  —  40  Cent.  p.  Kil.  —  eine  charakte- 
ristische Wendung  bei  jeder  Fabrikatsteuer  (Kussland,  Nordamerika).  Einen  weiteren 
Schritt  in  dieser  Richtung  verschärfter  Controlen  machte  das  Ges.  v.  5.  Ventose  XII. 
Die  Steuer  wurde  der  Regie  des  droits  reunies  unterstellt.  Der  Zoll  wurde  erhöht 
(100  Frcs.  p.  100  Kil.,  in  französischen  Schiffen  bO  nebst  10%  Zuschlag),  die  Formali- 
täten, um  fremden  Tabak  vom  Zollamt  oder  aus  dem  Entrepot  zu  beziehen,  wurden 
ausgedehnt  (Versendung  nur  auf  Grund  einer  Declaration  betr.  die  beziehende  Fabrik 
und  mit  acquit-ä-caution,  der  innerhalb  gewisser  Fristen  vom  Steucrbcamten  bei  Ein- 
gang des  Tabaks  in  die  Fabrik  dechargirt  werden  musstc).  Fabrikanten  uud  Debitanten 
von  Tabakfabriken  wurden  licenzpflichtig.  Die  ersteren  mussten  unter  Androhung 
von  Confiscation  und  weiterer  Geldstrafe  dem  Steueramt  die  Mengen  heimischen  und 
fremden  Tabaks  anzeigen,  welche  sie  verarbeiten  wollten,  und  Buch  über  die  be- 
zogenen Mengen  Rohtabak  und  die  versendeten  Mengen  Fabrikate  führen;  die  Fabriken, 
Häuser,  Magazine  unterlagen  der  Visite  und  Ucberwachung  der  Steuerbeamten.  Die 
Liceuzen  der  Fabrikanten  haben  im  Betrage  gewechselt,  1803  waren  sie  1000  bis 
10,000  Frcs.,  für  eine  bestimmte  Firma  15,000,  später  war  das  Minimum  2000.  zuletzt 
3000  Frcs.  Die  Debitantenlicenzen  wurden  aufangs  nach  dem  Umsatz,  höchstens 
10  Ceut  p.  Kilo,  geregelt,  schliesslich  nach  der  Grösse  der  Ortsbevölkerung  abgestuft 
ilO  Classcn  von  0—100  Frcs.).  Die  Debitanten  durften  keine  eigentlichen  Fabri- 
kationsinstrumento  besitzeu  und  unterstanden  ebenfalls  der  Visite  der  Steuerbeamten.  — 
Ausgeführter  heimischer  Rohtabak  zahlte  einen  Ausfuhrzoll  (7'/2  Frcs.  p.  100  Kil.), 
Fabrikate  erhielten  Steuerrestitution,  aber  mussten  unter  acquit-ä-caution  zum  Zollamt 
gelangen.  —  Die  Straf bestimmungen  waren  auch  noch  verschärft  worden;  bei  drei- 
maliger Contraveution  trat  ausser  den  anderen  Strafen  Schliessung  der  Fabrik  ein. 
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In  der  Folge  wurden  die  Zölle  und  die  inneren  Steuern  erhöht,  so  jene 
1M>«  (Uecr.  v.  26.  Febr.)  auf  200  und  ISO,  1810  (Decr.  v.  8.  Febr.  1810)  auf  400 
und  360  Frcs.,  mit  10°/U  Zuschlag  (Continentalsperre);  die  innere  Steuer  ver- 
doppelt (80  Cent.  p.  KU.)  und  eine  „Verkaufsabgabe"  von  20  Cent,  noch 
hinzugefügt  ((Jes.  v.  24.  Apr.  1806).  Nach  diesem  Gesetz  mußten  auch  alle  fabri- 
cirten  Tabake  mit  Marken  und  Vignetten  der  Regie  versehen  seiu. 

Das  Decret  v.  16.  Juni  1808  dehnte  dann  namentlich  die  Controle  mit  auf  den 
Tabakbau  aus.  Jeder  Pflanzer  musstc  zu  Anfang  des  Jahres  seine  Absicht  und 
Lage  und  Umfang  seiner  Felder  anzeigen,  die  Steuerbeamten  nahmen  nach  der  Ernte 
Inventarc  auf  und  hatten  die  erforderlichen  Visitationsrechte.  Der  geerntete  Tabak 
durfte  nur  unter  Begleitschein  (acquit-ä-caution )  versandt  werden,  für  Fehlmengen 
nach  Inventar  und  Versandregister  hafteten,  nach  Abzug  gewisser  Nachlasse,  Pflanzer 
und  Grosskaufmauu.  Für  die  Fabrikanten  wurde  die  vorgeschriebene  Buchführung 
noch  mehr  specialisirt.  Jede  von  der  Regio  zu  beziehende  Vignette  kostete  1  Cent 
Die  Debitanten  durften  nur  Fabrikate  mit  amtlicher  Vignette  und  Fabriktype,  keinen 
Kobtabak  fuhreu.  Jede  Circulatiou  von  Tabakfabrikaten  von  über  10  Kilogr.  war  an 
ac<iuit-ä-caution  geknüpft. 

Diese  sehr  verschärften  Vorschriften  steigerten  den  Ertrag  allerdings  rasch.  Wie 
weitaudere  Factoren  (politische  Verhältnisse,  Krieg  und  Frieden,  Gebietsänderung  u.  s.  w.i 
einwirkten,  bleibe  dahingestellt.  NachStourm  (I,  388)  war  der  Ertrag  der  inneren 
Steuer  allein  (incl.  Licenzenl  i.  J.  X  1,127.000,  XU  3,74 1,000,  XIII  8,363,000,  1807 
13,353.000,  1S00  14,664,000,  1S10  21,127,000  Frcs.;  dazu  Zoll  1807  8,225,000, 
1810  4,328,000  Frcs.  Nach  der  Enquete  v.  1835  \a.  a.  0.)  war  jährlich  im 
Durchschnitt  Sept.  1708- März  1804  dio  besteuerte  Menge  4.16  MiU.  KU.,  d.  r 
Stcuerertrag  4.78  Mill.  Frcs.,  p.  KU.  1.15  Frcs..  Marz  1804— Mai  1806  bez.  11.$« 
MiU.  KU..  12.68  Mill.  Frcs.  und  1.07  Frcs.,  Mai  1806— Juli  1811  bez.  0.68  MiU.  KU., 
16  02  Mill.  Frcs.  und  1.65  Frcs.  p.  Kilogr. 

§.  286.  2.  Die  Wiedereinführung  des  Tabakniono 
pols  und  seine  dauernde  Einbürgerung.  Verschiedene 
Gesichtspuncte  und  Erwägungen  waren  es,  welche  die  napoleonischc 
Regierung  im  Jahre  1810  zu  der  wichtigen  Massregcl  der  Ersetzung 
der  bestehenden  Form  der  Tabakbestcucrting  durch  das  Monopol 
veranlassten,  einer  der  auch  principiell  bedeutsamsten  und  folgen- 
reichsten Schritte  des  ersten  Napoleon  auf  dem  Gebiete  der  Hc 
Steuerung,  ähnlich,  wie  die  Wiedereinführung  der  Gctränkesteuer 
(§.252).  Einmal  wirkten  hier  allgemeine  fiuanz-  und  Steuer- 
politische  Erwägungen,  sodann  die  speciellen  Erfahrungen 
mit  der  Fabrikat6teuer  ein.  Die  erstercu  mögen  ein  wenig 
mit  als  Vorwand  gedient  haben,  aber  sie  enthielten  doch  auch 
sachlich  Richtiges.  Die  Erfahrungen  mit  der  bestehenden  Tabak- 
steuer zeigten,  dass  mit  dieser  Steuerform  die  fiscalischen  Interessen 
sich  nicht  hinreichend  befriedigen  Hessen  und  die  volkswirtschaft- 
lichen, auch  die  Ackerbauinteressen  nicht  nur  nicht  besser,  sondern 
eher  weniger  gut  als  beim  Monopol  berücksichtigt  würden. 

Im  Eingang  zum  Decret  v.  20.  Dec.  1810  werden  jene  allgemeinen  Erwägungen 
folgendermaßen  in  immerhin  sehr  beachtenswerter  und  für  die  uapoleouische  Fiuan?- 
und  Steuerpolitik  Uberhaupt  charaetcristiseher  Weise  dargelegt.  Die  Finanzcu  cine- 
^rrossen  Staats  müssten  auch  für  ausserordentliche  Umstände ,  selbst  für  die  WechscI- 
talle  schwerer  Kriege  die  Mittel  bieten,  ohne  dass  man  zu  neuen  Steuern,  die  in  den 
ersten  Jahren  nur  wenig  einbrächten,  zu  greifen  brauche.   Das  von  manchen  Nationen 
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hierfür  angewendete  Mittel,  das  Anleihesystem,  sei  verwerflich  uud  unmoralisch,  da 
es  im  Voraus  die  Zukunft  belaste.  Vorzuziehen  sei  ein  System  einer  grossen  Anzahl 
Steuern,  die  in  gewöhnlicher  Zeit  wenig  das  Volk  belasteten,  weil  der  Tarif  niedrig 
sei,  aber  in  ausserordentlicher  Zeit  durch  einlache  Tariferhöhung  alleu  Bedürfnissen 
der  Finanzen  entsprechen  könnten.  Unter  Hinweis  auf  die  Herabsetzung  der  Grund- 
und  Personalsteucru ,  die  Errichtung  der  droits  reunies  und  der  Salzsteuer  wird  dann 
der  Tabak  als  der  von  allen  Gegenständen  zur  Besteuerung  geeignetste  bezeichnet. 
Die  büdierigcn  Erfahrungen  mit  der  Tabakbesteuerung  seien  aber  unbefriedigend:  ge- 
ringe Zahl  der  Fabriken,  die  doch  noch  weiter  zu  vermindern  wäre,  der  Preis  der 
Fabrikate  so  hoch  wie  zur  Zeit  der  Forme,  nur  kleiner  Ertrag  für  den  Staat,  die 
J.andwirtlic  ganz  von  den  Fabrikanten  abhängig.  Alles  in  Allem:  die  Staatsregie 
sei  passender,  selbst  im  Interesse  der  Landwirtschaft. 

Iii  der  Zeit  vor  1789  und  noch  während  der  ersten  Jahre  der 
Revolution  hielt  man  es,  wie  schon  bemerkt,  nicht  für  möglich, 
Tabakmonopol  und  einheimischen  Tabakbau  mit  ein- 
ander zu  vereinigen.  Das  frühere  Monopol  war  ganz  auf  die  Ver- 
arbeitung eingeführten  Tabaks  gegründet  gewesen.  In  dieser 
Hinsicht  glaubte  man  die  Schwierigkeit,  dadurch  lösen  zu  können, 
dass  die  neue  Regie  verpflichtet  werde,  vornemlich  in- 
ländischen Rohtabak  zu  verarbeiten  —  nach  dem  Decrct 
v.  29.  Dec.  1810  höchstens  1 16  fremden  -  und  demgemäss  der 
Tabakbau  im  Inland  unter  Controle  der  Verwaltung,  ins- 
besondere mit  Ablieferungszwang  in  Betreff  des  gewonnenen  Tabaks, 
in  dem  dem  Bedürfniss  der  Regie  entsprechenden  Umfang  zu  ge- 
statten sei.  Dies  System  ist  das  dauernde  geworden.  Es  hat 
zwar  in  der  Weiterentwicklung  zu  einer  localen  Anbaubeschränkung 
und  zu  scharfen  Anbaucontrolen  geführt,  die  Verwendung  fremden 
Tabaks  ist  auch  vermehrt  worden.  In  einem  grossen  Theil  Frank- 
reichs ward  der  Tabakbau  so  rechtlich  in  Folge  des  Monopols  aus- 
geschlossen, aber  doch  vornemlich  nur  dort,  wo  er  überhaupt  nur 
thatsächlich  fehlte  oder  unbedeutend  oder  wo  das  Product  von  be- 
sonders geringer  Güte  war,  so  dass  das  Verbot  ohne  oder  ohne 
wesentliche  practische  Bedeutung  gewesen  ist.  Eine  —  vermeint- 
lich „inconstitutionelleu  —  „Privateigenthunisbeschränkung"  lag  in 
diesen  Bestimmungen  allerdings.  Aber  immerhin  bewährte  sich 
doch  das  Princip,  den  heimischen  Tabakbau  an  sich,  wenn  auch 
mit  Beschränkungen  zuzulassen  und  ihn  nur  dem  Monopol  dienstbar 
zu  machen.  Damit  entiällt  aber  ein  beliebter  Einwand  gegen  das 
letztere,  welcher  in  Frankreich  auch  das  alte  Monopol  getroffen 
und  zu  dessen  Beseitigung  mit  beigetragen  hatte.  Indem  dann  die 
Ankäufe  der  Regie  an  die  Stelle  derjenigen  der  bisherigen  Fabrikanten 
traten,  da  man  gleiche  Consumtion  glaubte  voraussetzen  zu  dürfen, 
erlitt  die  Landwirthschaft  keinen  Schaden  und  hatten  die  Tabak- 
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baner  noch  den  Vortueil,  einen  zahlungsfähigen  Käufer,  welcher 
nicht  darauf  angewiesen  war,  die  Preise  des  Rohtabaks  herabzu- 
drücken, statt  der  Zwischenhändler  und  Fabrikanten  zu  erhalten. 

Das  fiscalische  Interesse  war  natürlich  doch  das  eigent- 
lich treibende  Motiv  zur  Wiederherstellung  des  Monopols.  Mau 
glaubte,  den  Ertrag  mit  der  Zeit  auf  80  Mill.  Frcs.  anschlagen  zu 
dürfen,  was  „eine  Verminderung  um  eine  ähnliche  Summe  beim 
Tarif  der  Personal-  und  Grundsteuern  gestatten  und  dem  Staats- 
schatz die  Sicherheit  geben  werde,  auf  ein  stets  im  Verhältnis»  zu 
den  Umständen  und  zu  den  Bedürfnissen  stehendes  Einkommen 
rechnen  zu  können".  War  dieser  Ertragsanschlag  auch  zu  opti- 
mistisch und  würde  die  letztgenannte  Erwartung  sich  gerade  bei 
dem  Niedergang  von  Einkünften  aus  einem  solchen  Monopol,  wie 
aus  allen  indirecten  Steuern,  in  kritischen  Zeiten  des  Staatslebens 
sicher  nicht  genügend  erfüllt  haben,  so  ist  doch  auch  nicht  zu  ver- 
kennen, dass  Frankreich  durch  das  Tabakmonopol  sich  eine  un- 
vergleichliche finanzielle  Hilfsquelle  für  die  Deckung  eines 
erheblichen  Theils  seines  steigenden  Finanzbedarfs  verschafft  bat. 
Das  sollte  sich  voll  und  ganz  freilich  erst  zwei  Menscbenalter 
später  unter  den  völlig  veränderten  politischen  und  finanziellen  Ver- 
hältnissen nach  dem  grossen  Kriege  von  1870 — 71  zeigen.  Eine 
grosse,  tief  eingreifende  Finanzmassrcgel  dieser  Art  kann  aber  in 
ihrer  vollen  Bedeutung  auch  erst  allseitig  nach  solcher  längerer 
Erfahrung  gewürdigt  werden.  Das  Tabakmonopol  hat  sieb  in 
Frankreich  als  einer  der  Grundpfeiler  des  ungeheueren 
Finanzbaus  erwiesen.  Man  wird  daher  nicht  umhin  können,  in 
seiner  Wiedereinführung  einen  Beweis  der  weitsichtigen  Politik 
Napolcon's  I.  und  seiner  Gehilfen  anzuerkennen. 

Der  Reinertrag  des  Monopols  war  gleich  zuerst,  vom  1.  Juli  1S11 — Ende  1S14, 
also  in  der  kriegsbewegtesten  Zeit,  jährlich  im  Durchschnitt  26.67,  1S15  32.12,  1816 
33.36,  1 7  39. IS  Mill.  Frcs.  SO  Mill.  wurde  erst  ein  Menschcnalter  später  erreicht 
(1S44  79.50,  IS  15  82.53),  freilich  auf  einem  viel  kleineren  Staatsgebiete  als  auf  dein 
von  1S10.  Die  von  der  Steuer  getroffene  Menge  der  Tabakfabrikate  war  zuletzt  ISO'J 
10.85,  1 810 -1.  Juli  1811  14.63,  d.  h.  im  Jahre  9.75  Mill.  KU.  gewesen;  iu  den 
ersten  3'/d  Jahren  des  Monopols  (1.  Juli  1811 — E.  1814)  war  sie  jährlich  15.97  Mill. 
KU. ,  was  allerdings  auf  bedeutende  Unterschleife  bei  der  Fabrikationssteuer  hinwiese. 
Ein  genauer  Vergleich  ist  bei  den  Gebietsveratiderungcn  und  Kriegsläuftcn  dieser 
Jahre  freilich  nicht  möglich.  Auf  dem  so  viel  verkleinerten  französ.  Monopolgebict 
war  1816  und  1817  die  verkaufte  Menge  10.36  und  11.60  Mill.  KU. 

Das  Monopol  wurde  auf  Grund  der  Untersuchungen  einer 
Specialcommission,  welche  die  Ursachen  des  Deficite  und  die  Mittel, 
dieses  zu  beseitigen,  geprüft  hatte,  auf  Vorschlag  des  Finanz- 
ministers Gaudin,  Herzog  von  Gaeta,  nach  Anhörung  des  Staats- 
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ratbs  vom  1.  Juli  1881  an  errichtet.  Charactcristisch  für  die  Zeit 
und  den  Herrscher  allerdings,  wie  von  Stourm  u.  a.  m.  hervor- 
gehoben wird,  durch  eiu  einfaches  kaiserliches  Decret,  vom 
29.  Decemher  1810,  betreffend  „die  Betrauung  der  Regio  der  ver- 
einigten Abgaben  mit  dem  ausschliesslichen  Ankauf  von  Rohtabak, 
Fabrikation  und  Verkauf  der  Tabakfabrikate",  —  nicht  durch  ein  förm- 
liches Gesetz.  Aber  dass  die  Massregel  sachlich  zweckmässig 
war,  wird  doch  schon  durch  die  einfache  Beibehaltung  des  Mono- 
pols, mit  nur  unwesentlichen  Veränderungen,  Seitens  der  Restau- 
ration8rcgierung  (Gesetz  v.  24.  Dec.  1814,  28.  Apr.  1816)  und 
Seitens  aller  folgenden  Regierungen  unter  dem  wechselvollen  Lauf 
französischer  Dinge  bestätigt.  Die  Anläufe  gegen  das  Monopol 
wiederholten  sich  zwar  lange  Zeit,  sie  gingen  aber  nur  von  staats- 
rechtlichen und  freihändleriscben  Doctrinären  ans.  Daher  verliefen 
sie  practisch  denn  auch  ganz  im  Sande. 

Die  einzige  Concession  war  die  F  r  i  s  t  s  e  t  z  u  n  g  für  das  Monopol, 
welche  aber  auch  nur  eine  Formalität  darstellte,  jedenfalls  seit  lange 
dazu  wurde.  Vor  Ablauf  erfolgte  regelmässig,  ohne  grössere  Be- 
anstandung, die  Verlängerung  auf  eine  neue  Frist.  Und  so  wird 
es  sicher  weiter  gehen,  auch  das  nächste  Mal,  18U3  ff.  und  so  fort. 
Es  wäre  vollends  in  der  heutigen  Finanzlage  Frankreichs  auch 
schlechterdings  nicht  ohne  das  Tabakmonopol  auszukommen,  jede 
andere  Steuerform  würde  weniger  passen,  andere  Mängel  haben 
und  sicherlich  nicht  entfernt  die  bisherigen,  immer  noch  steigenden 
Einnahmen  abwerfen,  mutbmasslich  ohne  dass  der  Ertragsausfall 
in  Preis  oder  Qualität  irgend  den  Consumenten  zu  Gute  käme.  Die 
Anstellung  der  beiden  Enqueten  von  1835—37  und  1873 — 76  war 
ebenfalls  nur  eine  kleine  Concession  an  die  Gegner.  In  beiden 
Fällen  war  das  Ergcbniss  dem  Monopol  günstig,  im  zweiten  wurde 
überhaupt  von  vornherein  das  Princip  des  Monopols  als  solches 
schon  bei  der  Untersuchung  als  gar  nicht  mehr  strittig  angenommen. 

Einzelnes  mag  ja  immer  noch  zu  verbessern  sein.  Die  Ein- 
richtung alsGanzcs  genommen  war  von  vornherein  gut  ge- 
lungen. Zeuge  des,  dass  man  in  der  langen  Zeit  seit  1810  nichts 
Wesentliches  zu  ändern  für  noth wendig  befunden  hat. 
Welcher  erfreuliche  Unterschied,  vom  Standpuncte  des  finanziellen 
Gesetzgebers  aus  betrachtet,  gegen  alle  übrigen  indirecten  Ver- 
brauchssteuern „bei  freier  privatwirthschaftlicher  Production",  wo 
die  Veränderungen,  oft  tief  greifender  Art,  nicht  aufhören  (Zucker- 
steuer!)! Das  Monopol  als  Steuerform  löst  daher  auch 
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nach  dieser  wichtigen  französischen  Erfahrung  ein 
schwieriges  Beste u er ungsproblem  endgiltig  befriedigend. 

Nur  Veränderungen  in  kleinen  Einzelheiten  sind  erfolgt.  Die 
zum  Verkauf  gebrachten  Fabrikate  wurden  —  auch  im  Consuroentcu- 
intcresse  -  mannigfaltiger,  Rauchtabak  vor  Schnupftabak,  Cigarren 
und  neuerdings  Cigaretten  gewannen  allmälig  einen  viel  grösseren 
Kaum  in  Konsumtion  und  Production,  die  Verkaufspreise  wurden 
mehrmals  erhöht  und  verändert,  die  Fabrikation  technisch  vervoll- 
kommnet und  verwohlfeilert,  die  Interessen  der  Tabakbauer  und 
Fabrikarbeiter  zweckmässig  wahrgenommen.  Das  finanzielle  Er- 
gebniss  stellte  sich  immer  glänzender  heraus  und  zwar  nicht  nur 
durch  die  absolute  Steigerung  der  Roh-  und  Reinerträge,  sondern 
auch  durch  ein  immer  günstigeres  Verhältniss  beider  zu  einander, 
wegen  relativ  stark  sinkender  Kosten.  So  kann  das  Urtheil  im 
Ganzen  nur  günstig  über  die  Massregel  von  1810  lauten. 

Nähere  statistische  Ausführungen  zum  Belege  werden  unten  noch  gegeben 
werden.  Sie  fügen  sich  besser  an  die  Darstellung  der  Einrichtung  au  und  werden 
in  Verbindung  utit  dieser  lehrreicher.  Hier  nur  vorläufig  wenige  Hauptzahlen  über 
die  finanzielle  Bedeutung  des  Monopols  und  deren  Entwicklung.  (Für  die  Zeit  von 
I b  1 5 —  1869  Bull.  I,  97  und  die  Ausführungen  dazu.  Die  anderen  Daten  aus  den 
Jahresberichten,  auch  Faurc  130,  197). 


Jahrcs- 

Verkaufte 

Roh- 

Aus- 

Rein- 

Procent 

Durch- 

Menge 

ertrag 

gaben 

ertrag 

d.  Ausgaben 

schuitt 

Mill.  Kil. 

Mill.  Frcs. 

Mill.  Frcs. 

Mill.  Frcs. 

v.  Rohertrag 

1815— 17 

1U.57 

57.14 

22.25 

34.89 

38. y 

1867— 69 

31.73 

251.01 

58.49 

192.45 

23.3 

1884 

36.24 

376.48 

70.39 

306.09 

18.7 

%  Zunahme 

bis  1S07— 69 

200.0 

339.3 

163.0 

451.6 

'/„  Zunahme  bis  1894 

241.8 

559.0 

216.4 

777.3 

Das  Jahr  18b4  zeigt  das  bisher  erreichte  höchste  Ergebuiss,  1885 — 18S7  war  di  r 
Rohertrag  um  2 — 7  Mill.  Frcs.  niedriger.  Berücksichtigt  man  das  Ausscheiden  £lsas>- 
Lothringens  nach  1S69  (in  diesem  Jahre  mit  c.  1.8  Mill.  Kil.  Consum  und  c.  8  Mill. 
Frcs.  Erlös),  so  stellen  sich  die  Resultate  nach  dem  Kriege  von  1870 — 71  verhältnis- 
mässig noch  etwa»  günstiger.  In  der  ganzen  Periode  von  1815—1869,  in  55  Jahren, 
ist  fast  ohue  Unterbrechung  eine  Zunahme  der  Verkaufsmengen  des  Rohertrags  und 
des  Reinertrags  erfolgt.  Bei  den  ersteren  hat  nur  in  12  Jahren  eine  immer  nur  ge- 
ringfügige Abnahme  gegen  das  Vorjahr  stattgefunden  (auch  1848  und  1849  nur  eine 
kleine),  im  Rohertrag  nur  8  mal,  im  Reinertrag  nur  7  mal.  Das  Monopol  zeigt  also 
nicht  nur  eine  grosse  Stoigerungsfähigkcit  des  finanziellen  Ertrags,  sondern  auch 
kleine  Jahresschwankungen:  ein  Vorzug  vor  anderen  indirecten  Steuern,  di> 
mehr  vom  (iang  des  Erwerbslebens  u.  s.  w.  abhängen  (s.  auch  o.  S.  407).  Die 
Tarifsteigerungen  machen  sich  in  der  Bewegung  der  Verkaufsmengen  nur  wenig  al> 
Hemmungsmittel  geltend  (bei  Erhöhung  der  Hauptsorte  in  1860  um  24%  war  die 
Verkaufsmenge  1859-63:  2b.60— 29.58— 28.24 -28.55— 29.44  Mill.  KU.).  Die  Kriegs- 
jahre 1870—71  zeigen  sich  dann  freilich  ixi  allen  Zahlenverhältnissen  sehr  nachtheilig 
(o.  8.  408 1,  auch  wohl  mit  wegen  der  als  Staatsei  gen  th um  den  deutschen 
Truppen  anheimfallenden  Vorräthe  u.  s.  w.  in  den  occupirten  Landestheilen,  —  worin 
eine  üble  Seite  des  Monopols  verglichen  mit  einer  anderen  Steuerform  hervortritt.  ^Die 
Ausgaben  der  Regie  sind  1870  speciell  auf  Grund  der  Kriegsvcrluste ,  Territorial- 
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abtretung  uui  eine  Siunuie  von  25.35  Mill.  Fres.  höher  gewesen,  Bull.  I,  07). 
Hinterher  ist  die  aufsteigende  Bewegung  der  Yerkaufsiueugen ,  Koh-  und  Keiu^rtrage 
von  1871  an  wieder  eiuo  ununterbrochene  bis  1884 ,  die  Tarifsteigerung  1872  II. 
(gleich  um  25  "/J  hat  sie  vielleicht  etwas  verlangsamt,  aber  nicht  aufgehalten.  Die 
verkaufte  Menge  war  schon  1874—75  wieder  su  hoch  wie  vor  dein  Kriege  (Elsass' 
Austritt  berücksichtigt).  (Bull.  X,  365;  danach  eine  Abnahme  in  der  Ziller  des  Bein- 
ertrags iu  1878.    Das  ist  aber  ein  —  Druckfehler.    Faure,  13U.) 

Einige  der  kleinen  Aenderungen  in  der  Einrichtung  des  Monopols  seit  dem 
Decrete  von  1*10  werden  im  Folgenden  berührt  werden,  vgl.  bes.  die  Decrete  von 
1810  und  1811  mit  den  Gesetzen  von  1811,  1S10.  In  späteren  (z.  B.  12.  Febr.  1835) 
nur  ganz  wenige  Einzelheiten  geändert. 


bb.   Einrichtung  des  Tabakmonopols. 

§.  287.  1.  Allgemeine  Dienstorganisation.  Nach 
mehrfachem  Wechsel  in  Stellung  und  Organisation  bildet  die  Tabak- 
verwaltung eine  eigene  „Gencraldirection  der  Staatsmanu- 
facturen",  analog  den  anderen  grossen  Generaldirectionen ,  in 
welche  das  Finanzministerium  eingetheilt  ist.  Trotz  umfassenderen 
Namens  hat  diese  Generaldirection  aber  gegenwärtig  nur  mit  dem 
Tabak  allein  zu  thun  und  auch  in  Betreff  desselben  beschränkt 
sich  ihre  Thatigkcit  —  insofern  ihrem  Namen  wieder  entsprechend 
—  auf  drei  Functionen,  die  Uebcrwachung  des  inlän- 
dischen Tabakbaus,  den  Ankauf  des  Rohtabaks  von  den 
inländischen  Tabakbauern  und  aus  dem  Auslande  —  hier  inbegriffen 
den  Ankauf  von  Fabrikaten  —  und  auf  die  Herstellung  der 
Tabakfabrikatc  aus  den  angekauften  Rohstoffen.  Ihr  Dienst 
ist  daher  mit  Recht  als  ein  wesentlich  agricoler,  commcrcicllcr 
und  industrieller,  nicht  als  ein  eigentlich  finanzieller  zu  charac- 
tcrisiren  (Josat).  Nach  der  finanziellen  Seite,  als  Ertrags- 
quelle für  den  Staat  und  als  Steuerform,  untersteht  das  Tabak- 
monopol auch  jetzt  uoch  der  Generaldirection  der  indirecten 
Steuern,  welche  allein  den  Verkauf  der  Tabakfabrikatc  im 
Monopolgebietc  und  ins  Ausland,  mithin  die  Erhebung  der  Ein- 
nahmen vom  Monopol  zu  besorgen  hat.  Diese  Generaldirection 
führt  daher  die  eigentliche  finanzielle  Verwaltung  des 
Monopols. 

S.  o.  S.  508.  Josat  p.  502,  Vignes  I,  309,  Ülibo  II,  312  11'.,  148.  — 
Nach  dem  Decret  von  1810,  Art.  1,  war  neben  dem  Ankauf  des  Kohtabaks  und  der 
Fabrikation  auch  der  Gross-  wie  Klein  verkauf  der  Tabakfabrikatc  der  „Kegie  der  ver- 
einigten Abgaben"  (droits  reunies^  ubertragen  gewesen;  ebenso  nach  Art.  1  des  lies, 
v.  24.  Dec.  1814  der  „Kegie  der  indirecten  Auflagen"  (impositions),  nach  Art.  172 
des  lies.  v.  28.  Apr.  1810  der  „Regie  der  indirecten  Steuern44.  Die  Abtrennung 
einer  besonderen  Dircction  (Spccialdirection)  für  die  Uebcrwachung  des  Tabakbaus, 
den  Ankauf  des  Tabaks  und  die  Fabrikation  von  der  Generaldirection  der  indirectou 
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Stenern,  welcher  seitdem  nur  der  Verkauf  der  Fabrikate  vorbehalten  blieb,  erfolg 
zuerst  durch  die  Juliinonarchie  mittelst  K.  Ord.  v.  5.  Jan.  1S31;  die  Erhebung  der 
Tabakdircction  zur  Generaldirection  durch  Ord.  v.  17.  Dec.  1844.  Nach  der  Februar- 
revolution von  ISIS  wurden  die  Gencraldirectionen  im  Finanzministerium  aufgehoben 
und  die  Tabakvcrwaltung  unter  einer  Direction  mit  den  indirecten  Steuern  vereinigt 
(„direction  des  contrib.  indirectes  et  des  tabacs").  Nach  dem  Staatsstreich  1851 
wurde  diese  Direction  auch  noch  mit  der  Zollverwaltung  zu  Einer  „Generaldirection 
der  Zölle  und  indirecten  Steuern4'  zusammengezogen.  Abermals  erfolgte  aber  eine 
Abtrennung  der  Tabakverwaltung  und  die  Erhebung  derselben  zu  einer  eigenen 
Generaldirection ,  mit  Beschränkung  auf  die  genannten  Functionen  agricoler,  conimer- 
cicller  uud  industrieller  Art  ganz  nach  den  Bestimmungen  der  Ord.  v.  1831,  durch 
Kais.  Decr.  v.  12.  Marz  1800,  Art.  1.  Nach  der  Lebertragung  der  Fabrikation  des 
Jagd-,  Bergwerks-  und  Handelspulvers  wie  der  Salpetergewinnung  vom  Kriegs- 
ministerium auf  diese  Generaldirection  erhielt  dieselbe  ihren  jetzigen  Namen  „General- 
direction der  Staatsinanufacturen"  (Decr.  v.  17.  Juni  und  9.  Nov.  1865),  der  ihr  dann 
geblieben  ist,  auch  nachdem  in  BctrcH  des  Pulvers  u.  s.  w.  der  frühere  Zustand  der 
Dienstorganisation  und  Ressortbegrenzung  wieder  hergestellt  worden  war  (Decr.  vom 
13.  Nov.  1873).  Schon  die  Zcitpunctc,  an  denen  einige  dieser  Veränderungen  ein- 
getreten sind,  zeigen,  dass  hier  mehrfach  politische  Anschauungen  und  Tendenzen 
der  Zeit  mitgewirkt  haben.  Die  Verselb  ständigling  der  Tabakverwaltung  zu 
einer  eigenen  Generaldirection  und  die  Beschränkung  der  letzteren  auf  die 
mehrfach  genannten  Functionen,  während  der  Verkauf  der  Fabrikate  der  General- 
direction der  iudir.  Steuern  übertragen  bleibt,  sind  aber  doch  wohl  als  Puncte  von 
allgemein  administrativ-technischer  Bedeutung,  für  welche  auch  letztere 
Kucksichten  entscheidend  waren ,  für  die  Frage  der  Einrichtung  des  Monopols 
beachtonswerth. 

Der  Dienst  der  Generaldirection  gliedert  sich,  wie  sonst  (S.  602), 
in  einen  Central-  und  einen  Local dienst,  letzterer  wieder,  nacb 
den  Aufgaben  der  Verwaltung,  in  den  Dienst  des  Anbaus  und 
der  Magazine  und  denjenigen  der  Fabrikation  (der  Manu- 
facturen). 

Hinsichtlich  des  Personals  der  Verwaltung  und  der  K  a  tegori e cn  desselben 
ist  als  eigentümlich  hervorzuheben,  dass  die  Leitung  der  Fabrikation  uud  der  tech- 
nischen Arbeiten  dabei  ausschliesslich  durch  Ingenieure  aus  der  poly- 
technischen Schule  erfolgt.  An  der  Spitze  jeder  Manufactur  steht  ein  eigener 
Director  (4  Gehaiisstufen  von  8,  9,  10  und  12  Tausend  Frcs.)  mit  Ingenieuren. 
Untcringeuieureii ,  Ingenieur-Eleven,  Experten,  Controleuren ,  Magazinverwaltern  und 
sonstigen  Commis  verschiedener  Art  und  Grades.  Wird  in  dem  Bezirk  eines  Fabrik- 
directors  auch  Tabak  gebaut,  so  untersteht  die  obere  Leitung  und  Verwaltung  auch 
diesem  Director.  Bezirke  des  Tabakbaus,  ohne  Fabrik  darin,  haben  eigene  Directoren 
Zu  dem  Dienstzweig  für  Anbau  und  Magazine  gehören  sonst  noch  Cultur-Verificatoreu. 
Cultur-Controleure,  Inspcctoren  und  Untcrinspectoren,  Magaziu-Controleure,  Rohtabak- 
Nicderlagenverwalter.  S.  Josat,  p.  593  IL,  Vignes  I,  309,  v.  Kaufmann, 
S.  514  ff.  (Einzelnes  aus  d.  Budget).    Leber  die  Kosten  des  Personals  s.  u.  §.  290. 

§.  288.  2.  Die  Durchführung  des  Tabakmonopols. 
Dieselbe  bedingt  Uberall  die  Lösung  dreier  Aufgaben,  der  An- 
schaffung des  Rohstoffs,  des  Blätter-  oder  Rohtabaks,  der 
Verarbeitung  desselben  zu  Tabakfabrikaten,  des  Verkaufs 
der  letzteren.  Die  beiden  ersten  Aufgaben  sind,  wie  gezeigt,  in 
Frankreich  der  Generaldirection  der  Staatsmanufacturen,  die  dritte 
derjenigen  der  indirecten  Steuern  übertragen.   An  die  erste  Aufgabe 
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schliesst  sich  die  Uebe r wach ung  des  einheimischen  Tabak- 
baus für  die  Regie  und  des  —  auch  in  Frankreich  zulässigen  — 
Tabakbaus  ftir  die  Ausfuhr  von  Rohtabak  sowie  die  Con- 
trole  der  wirklich  erfolgenden  Ausfuhr  an.  Zur  ersten  Aufgabe 
selbst  gehört  der  Erwerb  (Ankauf)  des  inländischen  Rohtabaks 
für  die  Zwecke  der  Regie  nach  den  dafür  geltenden  Taxbestim- 
mungen  u.  s.  w.,  sowie  der  Ankauf  des  auslän di sehen  Tabaks, 
welcher  von  der  Regie  mit  verarbeitet  werden  soll,  der  Transport 
des  in-  und  ausländischen  Tabaks  in  die  Rohtabak-Magazine 
und  die  Lagerung  desselben  in  diesen  oder  eventuell  der  Trans- 
port gleich  in  die  Fabriken.  Die  zweite  Aufgabe  endigt  mit  der 
Ueberführung  der  Tabakfabrikate  in  dieVerkaufs-  Nied  erlagen. 
Die  dritte  Aufgabe,  die  des  Verkaufs,  urafasst  directe  Ver- 
käufe an  Consumentenaus  den  Fabriken  und  an  anderen  Stellen 
(von  ausländischen,  besonders  Havannacigarren),  die  Verwaltung 
der  Niederlagen  (Entrepöts)  der  Tabakfabrikate,  die  Versorgung 
der  Debitanten  aus  letzteren  mit  den  Fabrikaten,  welche  dann 
durch  die  Debitanten  direct  an  das  Publicum  verkauft  werden, 
endlich  die  Verkäufe  der  Regie  (von  Blättern  und  Fabrikaten)  be- 
hufs Ausfuhr  und  die  hiermit  in  Verbindung  stehende  Ueber- 
wachung.  Das  Verwandte  oder  in  naher  Beziehung  Stehende  zu- 
sammenziehend, kann  man  das  wichtigere  Einzelne  unter  folgenden 
Rubriken  zur  Darstellung  bringen:  inländischer  Tabakbau, 
Ankauf  und  Einfuhr  aus  dem  Auslande  (von  Rohtabak  und 
Fabrikaten),  Fabrikation,  Verkauf. 

a)  Inländischer  Tabakbau. 

Daruber  Decr.  r.  1S10.  Tit.  2—4,  schon  erheblich  erweitert  in  den  Bestimmungen 
des  (leg.  v.  1814,  Tit.  2—4;  damit  im  Ganzen  Ubereinstimmend  das  jetzt  geltende 
Ges.  v.  IS16,  Tit.  5,  Kap.  2—4  (Art.  ISO— 214").  Kleine  Abänderungen  im  Ges.  v. 
12.  Febr.  18*5,  Art.  2-4.  Ges.  v.  22.  Juni  1^62,  Art.  2  und  3,  Ges.  v.  21.  Dec.  lsT2, 
Art.  2,  3.    S.  Vignes,  Block,  dict.  a.  a.  0  .  bes.  Olibo  II,  MSfi-4(>S. 

Der  Tabakbau  sollte  nach  dem  Gesetz  von  1816,  Art.  180,  in 
denjenigen  Departements  beibehalten  bleiben,  wo  er  damals 
bereits  autorisirt  war,  vorausgesetzt,  dass  er  sich  auf  100,000  Kil. 
(in  trockener  Waare)  beläuft.  Die  Ermächtigung  für  jedes  Departe- 
ment zum  Tabakbau  erfolgt  durch  Gesetz  oder  Decret.  Sie  kann 
auch  versuchsweise  ertheilt  werden. 

Im  departementalen  Umfang  des  Tabakbaus  sind  in  Folge  des  fUr  diese  Ver- 
hältnisse besonders  wichtigen  Ausscheidens  von  Elsass-Lothringen  (Dep.  Nieder-Rhein. 
Ober-Rhein,  Mosel  mit  Tabakbau  im  Cmfang  des  dritten  Thoils  des  verlangten  Gcsammt- 
tjuantums  der  Regie  vom  heimischen  Tabakbau  in  1^G!>)  Veränderungen  eingetreten.  IVr 
Anbau  ist  auf  mehr  Departements  als  früher  ausgedehnt  worden.    In  den  50er  Jahren 
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erfolgte  er  nur  in  9  Depart.:  Nieder- Rhein,  Nord,  Pas  de  Calais.  Lot,  Lot  und 
(Jaronne,  Ile  und  Vilaine,  Yar,  Rhönetntlndungen ,  (iironde  (Hock  S.  340).  spater 
traten  Veränderungen  ein.  1869  war  der  Bau  ausser  in  den  genannten  9  noch  in  10 
anderen  Depart.  zugelassen,  nämlich  in  Seealpen,  Dordogne,  Meurthe.  Ober-Saöne. 
Savoien.  Obersavoien,  Oberpyrenäen .  Landes,  Ober-Rhein.  Mosel,  zus.  ia  19.  Jetzt 
besteht  der  Tabakbau  ausser  in  den  genannten,  von  denen  die  «lsass- lothringischen, 
noch  neuerdings  auch  der  Distr.  Beifort,  fortfielen,  auch  in  Meurthe  und  Mosel,  Correze, 
Maass,  Isere,  Vauclusc,  Vogescn,  zus.  iu  22  Dep  S.  Reponscs  p.  299  ff. ,  compte 
des  man u f.  p.  1880,  p.  76.  Die  Hauptmenge  kommt  uuf  Dordogne  (1^80  vom  ver- 
langten Quantum  von  22.275.000  Kil.  4,120.000),  Lot  und  Garonne  (3,035.000).  Nord 
(2.52  Mill.),  P.  d.  Calais  (2.16),  Is-re,  Lot.  (iironde  ije  1.8—1.9  Mill.).  Ile  und  Vil. 
(1.2  Mill.),  alle  anderen  unter  1  Mill.  Kil.  Diese  localc  Beschränkung  des  Tabak- 
baues erleichtert  von  vornherein  die  Controle. 

Wer  innerhalb  eines  zum  Tabakbau  ermächtigten  Departements 
Tabak  bauen  will,  muss  darüber  vorher  eine  Declaration  ein- 
reichen und  die  ausdrückliche  Erlaubniss  erlangt  haben, 
sonst  wird  er  straffällig.  Also  Li cen z zwang.  Die  Fläche  eines 
einzelnen  Tabak felds  darf  dabei  nicht  unter  ein  gewisses 
Minimum  herabgehen. 

1810  40,  1  fS  1 6  20,  seit  1^62  5  Are,  doch  in  diesem  kleineu  l'mfang  nur.  wenn 
die  Declaration  des  Tabakbauers  mindestens  10  Are  umfasst.  Der  im  Verstoss  gegen 
diese  Vorschriften  gebaute  Tabak  wird  auf  Kosten  des  Pflanzers  zerstört  und  letzterer 
ausserdem  straffällig  (f.  je  100  Fuss  Tabakbau  50  Frcs.  bei  Bau  in  offenem  Felde. 
150  Frcs.  bei  solchem  innerhalb  einer  Ummauerung ,  Max.  3000  Frcs.).  Auch  wird 
dem  Pflanzer  das  Recht,  in  Zukunft  Tabak  zu  bauen,  entzogen.  Statistik  der  Zahl 
der  Pflanzen,  der  Flächengrössen,  der  Qualität  und  Menge  der  Abliefeningen,  auch 
p.  Pflanzer,  in  den  Reponscs  p.  206,  Compte  v.  Is86  p.  76.  Die  Zahl  der  Pflanzer 
neuerdings  wieder  stark  gestiegen,  in  den  1860er  Jahren  bis  1872.  ohne  die  ab- 
getretenen Dep..  c.  32.000,  l^Sli  50,008,  die  14,518  ha.  bebauten,  also  auf  1  c.  20  Are, 
früher  c.  31.1,  verlangtes  Quantum  22,575  Mill.,  auf  1  Pflanzer  451  Kil.,  abgelieferte 
Quantum  18.74  Mill.  Kil.,  von  1  Pflanzer  355  Kil.  Zahlreiche  Pflanzer  liefern  bis 
unter  100  Kil.,  eine  Anzahl  aber  auch  Uber  2000  Kil.  —  Ausserdem  1886  in  Algier 
6459  Pflanzer,  die  3.11  Mill.  Kil.  lieferten. 

Der  geerntete  Tabak  muss  dann,  nach  Massgabe  der  gesetz- 
lichen Berechnungen  seiner  Menge,  der  Behörde  vorgewiesen  und 
für  Fehlbeträge  der  Preis  des  sogenannten  Cantine-Tabakfabrikats 
(s.  u.)  erlegt  werden.  Die  Pflanzer  können  aber  ihre  Ernte  sowohl 
für  die  Versorgung  der  Regiefabriken  wie  —  unter  den 
vorgeschriebenen  Formalitäten  —  für  die  Ausfuhr  bestimmen. 

Für  den  ersteren  Zweck  wurde  früher  (Gesetz  von  181t», 
Art.  184)  im  October  für  jedes  zum  Anbau  zugelassene  Departement 
eröffnet,  wie  viel  Centner  Tabak  die  Regie  im  nächsten  Jahre  be- 
dürfe und  ihr  von  der  Ernte  zu  liefern  seien.  Dabei  sollten  mindestens 
r,/6  des  Tabakbedarfs  der  Regie  durch  den  heimischen  Anbau  ge- 
deckt werden,  —  gegen  höchstens  1  fremden  Tabaks  nach  dem 
Decret  von  1810.  Im  Jahre  1835  trat  aber  hierin  eine  Aendcrung 
eiu.  Dem  heimischen  Tabakbau  sollten  seitdem  nur  noch  höchstens 
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Vr,  des  Bedarfs  der  Regie  zufallen  und  der  Finanzminister  jährlich 
die  Zahl  der  zu  bebauenden  Hectaren  und  der  erforderlichen  Ge- 
sammtmenge  auf  die  Tabakdepartements  vertheilen  (Ges.  v.  12.  Febr. 
1835  Art.  3).  Thatsiichlich  wird  die  genannte  Quote  seit  lange 
nicht  erreicht,  die  Verarbeitung  ausländischen  Tabaks  Uber- 
wiegt sogar  öfters,  theils  weil  der  inländische  Anbau  nicht  die  er- 
forderliche Menge,  theils  und  wohl  hauptsächlich,  weil  er  nicht  die 
erforderliche  Qualität  liefert. 

S.  die  Statistik  im  Bull.  X,  362,  XV,  626;  Coinpte  f.  1886.  p.  29:  angekaufte 
Mengen  des  Rohstoffs  von  inländischen  Pflanzern  und  überhaupt  (in  letzteren 
Zahlen  ausser  Kohtabak  auch  Cigarren  inbegriffen ).  Danach  wäre  allerdings  that- 
sächlich  ungeachtet  der  entgegenstehenden  gesetzlichen  Bestimmung  von  1816,  die  sich 
hiernach  unausführbar  erwies,  die  Quote  des  inländischen  Tabaks  schon  vor  1835  kleiner 
gewesen  als  nach  dem  Gesetz.  üefters  waren  schon  damals  weniger  als  ■'/».  mitunter 
nur  3/A — */s — 3/6  des  Tabaks  inländisches  Product,  offenbar  je  nach  dem  Ausfall  der 
heimischen  Ernte.  Nach  1835  nahm  diese  Quote  noch  mehr  ab,  war  auch  nicht 
gleichmassier,  wiederum  wohl  je  nach  dorn  Ernteausfall,  sie  fiel  aber  auch  öfters  schon 
unter  die  Hälfte.  Später  hob  sie  sich  wieder  darüber  hinaus,  auf  c.  9/a  in  den  letzten 
Jahren  vor  dem  Kriege,  in  besonders  günstigen  Ernte  jähren  auf  noch  mehr  (1865  M/,r,). 
Nach  dem  Kriege  ist  das  inländ.  Ernterjuantum  noch  nicht  wieder  auf  die  frühere 
absolute  Höhe  gekommen ,  also  das  Ausscheiden  des  Elsass  trotz  der  räumlichen  Er- 
weiterung des  Tabakbaus  noch  nicht  ganz  ersetzt  worden.  Aber  seit  1880  ist  das 
inländ.  Product  in  fortschreitender  Steigerung  begrilfen.  Die  Quote  war  mehrfach 
bis  auf  */.-,— V3  gewichen,  18S6  aber  wieder  über  */.,.    Es  war  jährlich  in  Mill.  Kit. 

inländ.  Quantum  Gesammtquantum 
IS07— 10                   21.92  32.72 
1881—  S'i                   17.26  42.70 
1886                          21.84  42.92 

Dem  Wert  he  nach  überwiegt  der  fremde  Tabak  noch  mehr  (1881—83  einheim. 
11.74,  aller  zus.  36.03,  1886  bez.  18.38  und  46.S2  Mill.  Krcs.),  aber  doch  nicht  in 
«lein  Masse,  dass  es  sich  dabei  um  durchweg  viel  höhere  Qualitäten  handeln  könnte. 
Es  wird  in  der  That  auch  überwiegend  ordinärer  amerikan.  und  europ.  Tabak  ein- 
geführt, der  zwar  durchschnittlich  auch  theuerer  als  der  inländische  ist  (35  bis 
«•.niyo\  s.  u. 

Um  die  jedem  Departement  zugewiesenen  Tabakrlächen  auf 
jedes  Arrondissementim  betreffenden  Departement  zu  vertheilen, 
fuugirt  seit  dem  Gesetz  von  1835  eine  eigene  Commission,  welche 
die  „Anbauerlaubnisse"  gewährt. 

Sic  besteht  aus  dem  Präfecten  oder  einem  Delegirten  desselben  als  Präsidenten, 
dem  indirecten  Steuer- Director,  einem  höheren  Beamten  des  Anbau -Dieustes,  je 
1  Mitglied  des  General-  und  des  Arrondiss.-Raths,  die  nicht  Pflanzer  sein  dürfen,  im 
Ganzen  5  Mitgliedern  (<ies.  v.  1835,  Art.  2).  Bei  der  Ermächtigung  zum  Anbau  ist 
auf  die  Solvenz  der  Pflanzer  zu  sehen. 

Dio  näheren  Bestimmungen  über  die  Declarationen ,  Erlaubnisse,  Ueber- 
wachung  u.  s.  w.,  über  die  Entlastungen,  Classificationen,  Expertiso,  Erntelieferun^ 
bestimmt  der  Präfect  nach  Anhörung  zweier  hervorragender  Pflanzer  und  nach  dem 
Gutachten  des  Steucrdirectors.  Es  werden  danach  dann  Lasten  hefte  entworfen, 
welche  für  die  Pflanzer  wie  für  die  Verwaltung  bindend  sind.  Eine  Ueberschreitung 
drs  declarirtcn  und  gestatteten  Anbaus  um  1/s  macht  straffällig  (25  Eres.  f.  100  Fuss. 
.Max.  läOO)  und  auch  hier  erfolsrt  Entziehung  des  Rechts  des  Tabakbaus  frlr 
die  Zukunft. 
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Der  ganze  Tabak  bau  wird  dann  von  Anfang  an  durch  alle 
seine  Stadien  hindurch  bis  zur  Ablieferung  des  Produtts  in  die 
Magazine  der  Regie  sorgfältig  von  den  Conrrolbeamten  des  Cultur- 
dienstes  üb  er  wacht,  damit  das  Ernte  quantum  genau  fest- 
gestellt und  nichts  davon  bei  Seite  gebracht  werden  kann.  Zur 
wirksamen  Durchführung  dieser  Ueberwachung  ist  dem  Pflanzer 
eine  bestimmte  Art  der  Bebauung  vorgeschrieben. 

Am  genauesten  ist  das  Einzelne  dargestellt  von  v.  Hock  S.  342  ff,  die  Ent- 
scheidung der  Fragen  bei  Olibo  II,  3^S  ff.  Die  Controle  erfolgt  zur  Zeit  der  Be- 
samung der  Felder,  dann  nach  Entwicklung  der  Pflanzen,  wiederum  zur  Zeit  der  Reif.- 
der  Blätter  und  bei  wie  nach  der  Ernte.  Sie  richtet  sich  besonders  auf  genaues  lnne- 
halton  der  declarirten  Anbauflächen  und  Feststellung  der  muthmasslichcn  Tabakernlc 
schon  zur  Zeit,  wo  die  Pflanzen  noch  auf  dein  Felde  stehen.  Wesentlich  um  diese 
Feststellung  zu  ermöglichen  ist  den  Pflanzern  auch  im  Einzelnen  die  Anbauweise  vor- 
geschrieben (z.  B.  strenger  Reihenhau,  die  Reihen  und  die  Pflanzen  gleich  weit  von 
einander,  keine  andern  Pflanzen  dazwischen^.  Die  Pflanzen  werden  bereits  auf  dem 
Felde  gezählt.  Verkümmerte  Pflanzen  dürfen  ersetzt  werden.  Auch  die  Menge  der 
brauchbaren  Blätter  wird  ermittelt.  Auf  diesen  Grundlagen  erfolgt  schon  eine  vor- 
läufige Feststellung  des  vom  Pflanzer  vorzuweisenden  Erntequantuins.  Nach  der  Ernte 
muss  der  Pflanzer  die  Stengel  und  Strünke  der  Fflanzcn  heransreissen  und  zerstören. 
Auch  für  seinen  Privatbedarf  darf  er  nichts  zurück  behalten.  Verluste  und  Be- 
schädigungen durch  die  Witterung  u.  dgl  bedingen  nur  dann  Anspruch  auf  Ermässigung 
des  vorläufig  ermittelten  Erntcquantums,  wenn  sie  durch  die  Controlbcamten  in  Gesren- 
wart  des  und  in  Ucbereinstimmung  mit  dem  Maire  constatirt  sind.  Die  Hohe  des 
Erlasses  erfolgt  durch  Ucbercinkunft  zwischen  Beamten  und  Pflanzer,  in  Ermangelung 
dieser  durch  Entscheidung  von  Experten,  die  der  Präfect  zu  ernennen  hat.  Unbrauch- 
bare ücbcrbleibsel  sind  auch  hier  zu  vernichten.  Dasselbe  Verfahren  wiederholt  sich 
bei  Beschädigung  des  Tabaks  nach  der  Ernte  bis  zur  Uehcrnahme  in  die  Regie- 
Magazine. 

Der  geerntete  Tabak  wird  auch  bei  und  nach  der  Trocknung  Überwacht,  danach 
sein  Gewicht  wieder  abgeschätzt  und  er  unter  Begleitschein  zum  Magazin  gebracht, 
wo  dann  die  genaue  Feststellung  des  Gewichts  und  der  Blätterzahl  erfolgt  und  das 
Conto  des  Pflanzers,  unter  Vergleichung  mit  den  Aufnahmen  in  den  früheren  Stadien, 
endgiltig  geregelt  wird.  Für  nicht  durch  die  gewährten  Nachlässe  gedeckte  Fehl- 
mengen muss  der  Pflanzer  aufkommen,  ebenfalls  nach  der  Taxe  des  Cantine-Tabak- 
labrikats.  In  Betreff  des  hiernach  sich  ergebenden  Abrcchnungsrcsultats  hat  der 
Pflanzer  binnen  Monatsfrist  das  Rcclamationsrecht  vor  dem  Präfecturrath ,  welcher 
binnen  2  Monaten  entscheiden  muss.  Im  Jahre  1 886  war  z.  B.  das  verlangte  Quantum 
22,275,000  Kil.,  die  abzuliefernde  Menge  nach  Schätzung  auf  Grund  des  Rlättcr- 
inventars  18.700,500  Kil.,  wovon  32,500  für  Export  bestimmt,  der  Rest  für  die  Regie. 
Das  wirkliche  Erntequantum  wurde  schliesslich  auf  19,290.155  Kil.  ermittelt,  daV*n 
18,713,916  zahlbar  durch  die  Verwaltung.  37.S00  Kil.  Ausfuhr.  133.204  Kil.  wurden 
als  nicht  für  Zahlung  zulässig  abgezogen,  375,235  verworfen  durch  die  Experten 
und  zerstört. 

Durch  rationelle  Förderung  der  agrarisch-technischen  Seite  des  Tabakbaus  Seiten 
der  Monopolvcrwaltung  ist  mancher  Fortschritt  erzielt  worden. 

Der  geerntete  Tabak  wird  von  der  Regie  nach  Taxpreisen 
Übernommen,  welche  jährlich  im  Voraus  vom  Finanzminister  für 
die  folgende  Ernte  arrondissemeutsweise  für  die  verschiedenen 
Qualitäten  des  Tabaks  festgestellt  und  öffentlich  bekannt  gemaebt 
werden. 
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(loa.  v.  1S10  Art.  1 1*2,  ergänzt  durch  (ies.  v.  12  Febr.  1835  Art.  4.  v.  Hock 
S.  311  II*.  Dies*:  Preise  sind  für  die  Xeiguug  zum  Tabakbau  natürlich  massgebend 
und  bilden  die  Basis  der  Calculation  des  Pflanzers.  Sie  werden  absichtlich  so  gestellt, 
dass  der  Tabakbau  sich  genügend  bezahlt  macht,  selbst  lohnender  als  Weizenbau  ist, 
und  sind  im  Durchschnitt  wohl  etwas  höher,  als  sie  im  freien  Verkehr  sein  würden; 
das  etwaige  Plus  fällt  daher  allerdings  dem  Monopol  zur  Last,  oder,  wie  man  ein- 
gewandt hat,  Mdcr  Tabakbau  wird  mit  aus  dem  Steuersä«kel  gezahlt".  Das  ist  aber 
kein  erheblicher  "Einwand,  sondern  die  genügende  Bezahlung  nur  eine  Entschädigung 
für  die  mancherlei  Belästigungen  des  Tabakbaus  unter  unvermeidlich  so  scharfer  An- 
bau- und  Abliefernngscontrole.  Einen  grösseren  Vortheil  als  aus  dem  vielleicht  etwas 
höheren  Preise  zieht  der  Pflanzer,  welcher  für  die  Regie  baut,  aus  dem  Umstände, 
dass  er  einen  Abnehmer  hat,  welcher  ihn  zwar  auch  noch  bei  der  Ablieferung  des 
Tabaks  s<  harf  eontrolirt,  aber  ihn  doch  nicht  druckt,  nicht  ausbeutet  und  zahlungsfähig 
ist.  Die  Lage  des  "Regietabakbauers  ist  gerade  in  dieser  Beziehung  entschieden 
günstiger  als  die  des  „freien",  wie  des  deutschen,  pfälzischen  und  heute  des  elsässischen, 
was  sich  auch  aus  der  Thatsachc  ergiebt.  dass  gerade  die  elsässischen  Tabakbauer, 
welche  ja  beide  Systeme  vergleichen  konnten,  für  das  deutsche  Tabakmonopol  ein- 
getreten sind.  Die  Festsetzung  der  Preise  erfolgt  unter  Beirath  einiger  hauptsächlicher 
Pflanzer  vom  Finanzministcr  mit  nach  dem  Gutachten  der  Tabaksdirectoreu,  für  3  nor- 
male Qualitätsclassen,  für  1  Extraclassc  (besonders  gute  Qualitäten,  surchoix,  zur  Er- 
muthigung  des  Anbaus,  für  die  gesetzlich  10  Cent,  per  Kil.  mehr  gegeben  worden 
darf  und  ^tatsächlich  wird,  als  für  die  erste  Classe)  und  für  1  niederste  Classe,  unter 
der  dritten  Normalciasso  (geringste  Waare,  non  marchands). 

Das  Wichtigste  und  Schwierigste  ist  dann  die  Sortirung  des  abgelieferten 
Tabaks  nach  diesen  Preisstufen.  Sie  erfolgt  durch  Vorgleichung  mit  Typen  oder 
Musterbtischeln  von  Seiten  einer  zu  diesem  Behuf  durch  ihre  Zusammensetzung  die 
Bürgschaft  der  Unparteilichkeit  bietenden  Sachverständigen-Commission ,  welche  aus  2 
von  der  Fabrik-  und  Magazinverwaltung  bestimmten  Beamten  und  H  vom  Präfecten 
ernannten  Sachverständigen  besteht. 

Die  Taxsätze  für  dio  genannten  5  Classen  sind  seit  lange  nur  wenig  rerändert, 
auch  für  die  meisten  Tabak -Departements  die  gleichen,  nur  für  5  darunter  um  je 
10—15  Fres.  in  den  4  obersten  Classen  niedriger  als  die  allgemeinen  Taxsätze. 
Letztere  waren  für  die  Ernte  von  1885  gegen  diejenigen  aus  der  Periode  1803 — 72 
um  10—15  Frcs.  höher  und  betrugen  155—145 — 112—90  —  für  uon  marchands  in 
3  Unterstufen  70—50—25  Frcs.  für  100  Kil.  Der  wirklich  gezahlte  Durchschnittspreis 
war  für  non  marchands  im  J.  1885,  verschieden  nach  den  Departements,  Max.  00, 
Min.  42.20  Frcs.  Die  Taxsätze  für  Algier  waren  160—150—120—90  und  (CI.  5)  00 
bis  10  Frcs.  (Durchschnittspreis  hier  15.02  Frcs.)  (Compte  f.  1880,  p.  77). 

So  wird  dem  Pflanzer  nicht  nur  ein  genügend  remunerirender, 
sondern  auch  ein  von  Jahr  zu  Jahr  fast  gleichmässiger 
Preis  zu  Theil.  —  Damit  gewinnt  er,  im  vortheilhaften  Unterschied 
vom  „freien  Verkehr",  eine  sichere  Grundlage  für  seine  Berech- 
nungen; ein  wahrer  Segen  gerade  für  den  Landwirth.  Der 
Erlös  aus  dem  Tabakbau  schwankt  daher  für  den  Pflanzer  fast 
nur  nach  dem  Ausfall  der  Ernte  und  der  davon  bedingten 
Quantität  und  Qualität  (Taxelasse)  seines  Products. 

Der  Durchschnittspreis  für  den  an  die  Regie  abgelieferten  Tabak  richtet  sich 
natürlich  bei  gleichen  Taxen  wesentlich  nach  der  Vertheilung  des  Products  in  die 
Taxelassen  und  ist  dementsprechend  verschieden.  Aber  die  Unterschiede  zwischen 
den  einzelnen  Jahren  sind  auch  hier  nicht  so  gross,  als  man  zunächst  annehmen 
möchte.  Bleibende,  doch  im  Ganzen  wieder  jährlich  weuiger  schwankende  Differenzen 
zeigen  sich  von  Departement  zu  Departement.  Der  gezahlte  Durchschnittspreis  für 
100  Kil.  war  1803—72  81.05.  1884  (incl.  Algier)  87.24,  18»5  vi. 85  (ohne  Algier 
87.21)  Frcs.  Auf  1  Pflanzer  kam  1803—72  i.  D.  eine  Einnahme  von  318.00  Frcs., 
A.  Wagner,  FinanzwiMoiiMbaft.  III.  47 
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auf  1  Hcctare  ein  Erlös  von  1023.07  Frcs.;  1;>S5  bezw.  32G.90  und  1124.96  Frcs. 
(Compte  a.  a.  0.,  Keponscs  p.  297). 

Die  Zahlung  an  den  Pflanzer  geschieht  auf  Anweisung:  des  abnehmenden 
Magazins  durch  die  Casse  der  indirecten  Steuern,  unter  Abzug  von  1  Cent.  p.  KU.  f. 
Spesen,  gemeinnützige  Förderung  des  Tabakbaus  u.  dgl.  m. 

Bohstof  linagaziue  bestehen  in  Frankreich  und  Algier  iwo  der  Taltakbau 
frei  ist,  aber  die  Cultur  für  die  Versorgung  der  Kegie  gefördert  wird)  32  (1SwF>, 
deren  specielle  Verwaltungskosten  an  Gehalten,  Löhnen  u.  s.  w.  und  sachlichen  Aus- 
gaben i.  J.  1  SSO  2.71  Frcs.  für  100  Kil.  angekauften  und  aufbewahrten  Tabaks  waren. 
Der  Werth  der  Immobilien  der  Magazine  war  lSbO  1U.9S  Mill.,  der  Mobilien 
0.51  Mill.  Frcs. 

Ausser  ftlr  die  Kegie  kann  aber,  wie  bemerkt,  Tabak  auch 
für  die  Ausfuhr  (als  Robtabak)  gebaut  werden. 

Der  Pflanzer,  mag  er  allein  für  die  Ausfuhr  oder  zugleich  für 
die  Kegie  bauen,  unterliegt  aber  denselben,  oder  ganz  analogen 
Vorschriften,  Bedingungen,  Contröleu  und  Strafandrohungen,  wie 
der  blosse  Kegicptianzer. 

Ges.  v.  1S10,  Art.  202—214,  auch  die  mit  geltenden  allgemeinen  Art  ISO— ls2, 
Olibo  II,  402 — -los.  Namentlich  ist  auch  zur  Ausfuhr  der  Tabakbau  nur  in  den 
„Tabakdepartements"  und  unter  den  allgemeinen  Bedingungen  (Declaration,  Erlaubnis*. 
Vorweisung  der  Ernte,  Einstehen  für  Fehlmengen)  gestattet,  und  speciell  wird  nur  als 
zahlungsfähig  anerkannten  oder  Cautiou  stellenden  Pflanzern  die  Erlaubnis*  ertheüt. 
Wird  gleichzeitig  von  demselben  Pflanzer  ftlr  die  Regie  gebaut,  so  muss  der  ganze 
geerntetc  Tabak  ins  Magazin  abgeliefert  und  dort  erst  die  Scheidung  für  die  beiden 
Verwendungen  vorgenommen  werden.  Der  Export  muss  spätestens  bis  1.  Aug.  des 
folgenden  Jahres  erfolgt  sein,  wenn  der  Pflanzer  nicht  vom  Präfectcn  nach  Begut- 
achtung des  Tabakdirectors  einen  Aufschub  erlangt  hat  oder  der  Tabak  nicht  bis  zur 
Ausfuhr  in  den  Kegie-Magazinen  hinterlegt  ist,  was  gegen  Gebührenzahlung  gestattet 
wird.  Nach  Ablauf  der  Frist  wird  nicht  ausgeführter  Tabak  cuufiscirt.  Jede  Ver- 
sendung auch  dieses  Tabaks  bedarf  eines  Begleitscheins  der  Verwaltung  in  Form  eines 
laissez-passer  bloss  zu  dem  Steueramt  des  nächsten  Magazins;  hier  wird  er  untersucht, 
vorwogen,  verschnürt  und  plombirt  und  geht  dann  mit  acquit-ä- cautiou  zum  Grenz- 
zollamt. Nachlässe  an  den  zur  Belastung  geschriebenen  Mengen  für  Beschädigung  u.  dgl. 
sind  auch  beim  Exporttabak  statthaft.  —  In  irgend  wesentlichem  Umfange  erfolgt 
indessen  Tabakbau  für  die  Ausfuhr  und  Export  von  Kohtabak  überhaupt  nicht.  Im 
J.  1^5  fand  nur  in  2  Depart.  Tabakbau  für  die  Ausfuhr  und  in  ganz  kleinem  Umfang 
statt  (Pas  d.  Calais  30.000,  Nord  2500  KU.). 

Der  gesammte  Tabakbau  Frankreichs  umfasste  in  den  1850  er 
Jahren  etwas  über  10,000  Hectaren,  stieg  auf  13—14,000  in  den 
letzten  Jahren  vor  dem  Kriege,  sank  dann  und  betrug  längere  Zeit 
nur  10—11,000  ha,  ist  aber  in  den  letzten  Jahren  wieder  auf  Uber 
14,000  ha  gestiegen,  mit  einem  Erlös  ftlr  den  an  die  Regie  abge- 
lieferten Tabak  von  11-16  Mill.  Frcs.  jährlich. 

Es  war  z.  B.  1S77— 79  die  mit  Tabak  bebaute  Fläche  10.S53— 10,S34— 10.454  hat. 
das  Ernteuuantum  149.310—152.018—121,011  Quint.,  p.  ha  1 3.75— 1 4.09—  1 1  .öS  Quin 
(Ann.  stat.  1SS2  p.  275\  Ueber  1000  ha  nur  in  3  Dep.  (Lot  und  Garonne  305", 
Dordogne  2400,  Lot  1000).  zwischen  500  und  1000  in  4  (Pas  de  Calais,  Gironde.  lle 
und  Vilaine,  Nord),  100— 500  ha  in  3,  unter  100  in  9  (incl.  Corsica).  Im  J.  1S*5 
war  die  Flüche  in  Frankreich  14.51 S,  der  Ertrag  192,902  m.  Centn.,  Erlös  1C.3  Mill. 
Frcs.  (ohne  Algier,  hier  3.14  MilJ.  in.  Centn,  und  3.20  Mill.  Frcs.),  p.  ha  13.2s  Centn. 
Vergleichsweise  war  im  Deutschen  Keich  der  Tabakbau  zwischen  1871 — bö  auf 
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c.  25 — 30,000  ha  früher,  neuerdings  auf  20 — 22,000  ha  ausgedehnt,  der  Ertrag  p.  ha 
15—22  inctr.  Centner. 

Auch  andere  Beschränkungen  bestehen  noch.  So  darf  z.  B.  Niemand,  ausser 
»lern  rifhtig  autorisirtcn  Tabakbauer  selbst,  daher  auch  dieser  nicht  nach  Ablauf  der 
Ablieferung*-  oder  Ausfuhrfrist,  Kohtabak  in  Besitz  haben  ((Jus.  v.  IMG,  Art.  21T), 
womit  Kohtabak ha ndt;l,  auch  für  Ausfuhr,  ausgeschlossen  erscheint.  Die  Be- 
stimmungen über  Defraudation  und  die  Strafen  (Ges.  v.  !S10,  Art.  21S,  221  ff.)  be- 
t  reifen  ausser  Contrebande  in  Fabrikaten,  geheime  Fabrikation  u.  s.  w.  auch  Kohtabak  - 
besitz,  -Verkauf,  -Transport  mit.  Einige  Strafen  sind  besonders  schwer.  So  bei 
Verkauf  von  Tabak  aus  der  Wohnung,  Colportage,  sofortige  Arretirung  und  Gefangen- 
nahme,  Conliscation  des  Tabaks,  der  Verkaufsgeräthe,  der  Transportmittel,  ausserdem 
Geldstrafe  von  300—1000  Frcs. ;  bei  Besitz  von  Tabak  Geldstrafe  v.  10  Frcs.  p.  Kil., 
im  Ganzen  mindestens  100,  höchstens  3000  Frcs.,  zugleich  Conhscation.  Die  Vi-r- 
urtheilten  können  bis  zur  völligen  Zahlung  der  Strafgelder  bis  zu  6  Monaten,  im 
Kückfall  bis  zu  1  Jahr  gefangen  gehalten  werden.  —  Die  Controle  gegen  Defrau- 
dation wird  ausser  von  den  Stcuerbeamten,  Zollbeamten  auch  mit  von  den  Gendarmen, 
Forstaufsehern ,  Feldhütern  und  überhaupt  jedem  vereidigten  Angestellten  ausgeübt. 
Antheile  an  den  Prämien  für  die  Ergreif  er  macheu  diese  allgemeine  Controle  hier 
wohl  wirksam.  Im  J.  1SS0  sind  im  Ganzen  127,712  Kil.  Tabak  (und  Fabrikate)  be- 
schlagnahmt worden;  die  Prämien  der  Ergrciier  betrugen  53,500  Frcs.  (Coinpte 
f.  1SS0,  p.  S7). 

§.  289.  b)  Ankauf  und  Einfuhr  ausländischen  Tabaks. 
Soweit  der  inländische  Tabakbau  den  Bedarf  der  Regie  quantitativ 
und  qualitativ  nicht  deckt,  wird  Seitens  der  Regie  ausländischer, 
überwiegend  Uberseeischer,  besonders  amerikanischer,  doch 
auch  daneben  anderer  Rohtabak  eingekauft  und  eingeführt.  Die 
Privateinfuhr  von  Rohtabak  ist  dagegen  natürlich  verboten.  Ebenso 
kauft  die  Regie  auf  ihre  Rechnung  auch  ausländischeTabak- 
fabrikate,  besonders  Cigarren  (namentlich  Havanna-  und  etwas 
Manilacigarren)  und  Cigaretten,  behufs  Absatzes  im  Inlande  zu  deu 
Regiepreisen,  ein.  In  diesen  Geschäften  kommt  ihr  der  Character 
als  grosser,  zahlungsfähiger  Käufer  zu  Gute,  welcher  sich  aller 
Vortheile  der  Verbindung  mit  dem  Handel,  mit  grossen  Lieferanten 
und  der  Versorgung  durch  diese,  aber  auch  des  directen  Einkaufs 
durch  die  Consuln  auf  den  grossen  Tabakmärkten  und  unmittelbar 
bei  den  überseeischen  Tabakpflanzern  bedienen  kann. 

Nach  d.  Compte  f.  1SS6,  p.  SO  betrugen  im  J.  1SS0  die  Ankäufe  von  Kohtabak 
(abzüglich  Refactieu  u.  dgl.)  20.05  Mill.  Kil.,  wovon  20.18  durch  Lieferanten 
(31  Firmen,  viele  deutschen  und  jüdischen  Namens,  einige  mit  mehreren  Mill.  Kil. 
Lieferungen,  welche  in  verschiedene  Magazine  und  z.  Th.  direct  in  die  Fabriken 
gehen),  475,000  Kil.  durch  die  Consuln.  Von  der  Gesamiutmenge  5.2s  Mill.  Kil.  f. 
7.1s  Mill.  Freu.  (incl.  Nebenspescu)  p.  100  Kil.  136.03  Frcs.  curop.  und  and.  Product, 
56,000  Kil.  (351.44  Frcs.  p.  100  Kil.)  davon  durch  die  Consuln;  15.00  Mill.  Kil.  f. 
20.0  Mill.  Frcs..  p.  100  Kil.  127.73  Frcs..  amerik.  Ursprungs,  wovon  408,000  Kil. 
durch  Consuln  (619.20  Frcs.  p.  100  Kil.).  Ausserdem  wurden  Fabrikate,  Cigaretten 
und  Fabrikmaterialien  5574  Kil.,  Cigarren  (meist  Havanna)  11,700  Kil.  (p.  Kil. 
6S.50  Frcs.),  im  Ganzen  Fabrikate  f.  072,000  Frcs.  bezogen.  Vornemlich  ist  hier  der 
Consul  in  d.  Havanna  if.  3.2S  Mill.  Frcs.),  etwas  auch  der  in  Salonichi,  Bahia, 
Pest  thätig.  Der  Werth  der  Einfuhr  von  Kohtabak  und  Fabrikaten  war  1SS0 
2S.15  Mill.  Frcs. 

47* 
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Kiiicn  weiteren  Einblick  in  die  Versorgung  der  Kcgie  mit  Kohtabak  zur  Fabri- 
kation un«l  Fabrikaten  zum  Verkauf  gewähren  folgende  Daten  aus  dem  Geschäftsbericht 
f.  lS8l  (Bloek.  Ann.  stat.  1887,  p.  3l0\ 


Besitz  Anfang 

Ankauf  im 

Kosten  des 

Kosten  für 

des  Jahre» 

Jahre 

Ankaufs 

100  KU. 

Kilogr. 

Kilogr. 

1000  Fr«. 

Frcs. 

Einbeim.  Kohtabak 

1 8,135,016 

17,286,212 

15,081 

87.24 

Fremder  Kohtabak  .  . 

27.lis8.l25 

21,0 10,1  so 

20.107 

124.45 

In  der  Fabrikation  .  . 

17.127.sii) 

Fabrikate  

3,770,309 

«,0:t8,ooo 

173 

2013.25 

Havann.  und  and.  Cig. 

«9,101 

34,05«; 

2.577 

7370.40 

(oder  Stuck 

8.74 1 ,5«5 

204.8  n  (Idoo  St. 

Beschlagnahmter  Tab. 

3,08« 

140.301 

310 

217.05 

Aussrhuss  und  .Staub 

17.08« 

Summe  .    .  . 

«7,111,832 

38,523,780 

44.317 

Unter  „beschlagnahmtem  Tabak"  in  der  zweiten  Col.  (Ankauf)  auch  von  Debi- 
tanten  zurilckgenommer  (ganz  kleine  Mengen). 

Die  Auf.  des  Jahres  besessene  Menge  im  Werth  (Col.  1,  Ankaufskosten  nebst 
den  weiteren  Spesen  bis  zu  dem  betreffenden  Stadium)  von  03.50  Mill.  Frcs.  vertheilte 
sieb  mit  29.7«  Mill.  Kil.  auf  die  Vorräthe  in  den  Kohstoll-Magazinen,  mit  33.1«  Mill. 
auf  die  in  den  Fabriken,  mit  3.75  Mill.  auf  di<»  in  den  Fabrikatniederlagen,  mit 
442,000  Kil.  auf  den  auf  dem  Transport  befindlichen  Tabak.  Die  Buchführung  über 
diese  Bestände  und  über  die  darin  erfolgenden  Aenderungen  ist  bei  dem  Kohtabak  in 
den  Magazinen  bis  auf  die  Kilogramme,  bei  den  Fabrikaten  sogar  bis  auf  di. 
Gramme  genau. 

Auch  die  Einfuhr  von  Tabak tabri Raten  aus  dem  Aus- 
lande ist  im  Allgemeinen  fllr  Private  untersagt  (Gesetz  vou  1816, 
Art.  173).  Doch  hatte  man  schon  seit  1820  unter  dem  Namen  von 
„Gcsundheits  und  Gewohnheitsvorrath"  (provision  de  saute  et 
d'habitude)  in  beschränkten  Mengen  für  den  einzelnen  Empfänger 
(bis  10  Kil.  jetzt)  den  Bezug  von  Oigarren  und  Cigaretten 
und  einigen  anderen  Fabrikaten  zu  einem  specicllen  Tarife  für 
Privatrechnung  zugelassen.  Davon  kann  in  der  Praxis  immerhin 
etwas,  aber  bei  der  Beschränkung  der  Bezugsmenge  doch  nur  in 
geringem  Maasse  Gebrauch  gemacht  werden. 

Zollges.  v.  7.  Juni  1820.  Erl.  v.  8.  Oct.  1850  ;  Tarif  im  Ges.  v.  13.  Juni  ls78: 
p.  Kil.  für  Cigarren  und  Cigaretten  3«,  Schnupf-  und  Kautabak  15,  Kauchtabak  der 
Levante  25,  anderer  Kauchtabak  15  Frcs.,  bis  zu  10  Kil.  in  1  Jahre  für  den  einzelnen 
Bezieher,  mit  Verbot  des  Wiederverkaufs.  Die  Cigarren  u.  s.  w.  sind  vom  Zollamt 
mit  Kegic -Vignetten  zu  versehen,  ohne  welche  sie  nicht  circuliren  dürfen;  ebenso 
muss  dio  Zollquittung  beigefügt  sein.  Sonst  tritt  Beschlagnahme  ein.  Bis  lv">u 
musste  vor  jeder  solchen  Einfuhr  eine  besondere  Ermächtigung  der  indirecten  Steuer- 
verwaltung erlangt  sein.  Nur  die  für  den  Transitverkehr  olfeuen  Zollämter  haben  das 
Kecht,  diese  Einfuhr  zu  gestatten. 

Die  Einfuhr  zu  obigem  Tarif  wirft  jährlich  5  —  700,000  Frcs.  ab  (1883— bl). 
Im  J.  1887  (Tabl.  gener.  du  commerce  p.  220)  war  die  Einfuhr  von  Cigarren  zum 
Consum  netto  78,739  Kil.  f.  2,040,000  Frcs.,  mit  395,390  Frcs.  Zoll;  von  Ciga- 
retten 3772  Kil.  netto  f.  28,200  Frcs.,  mit  87,220  Frcs.  Zoll;  von  anderen  Fabrikaten 
2590  Kil.  f.  12,950  Frcs.,  mit  17.737  Frcs.  Zoll,  zus.  f.  2.686.000  Frcs.  mit 
500,347  Frcs.  Zollcrtrag.  —  Erleichterungen  gemessen  sonst  nur  klciue  Kestvorräthe 
der  Keiscnden  u.  dgl.  m.  Ulibo  H,  360 — 36-1.  Obwohl  nach  dem  Zolltarif 
ausdrucklich  die  Einfuhr  von  Kohtabak  in  Blattern  und  Kippen  und  von  Tabak - 
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fabrikaten  fur  die  Keine  zollfrei  und  die  erstgenannte  für  Private  verlöten,  iind.t  sich 
in  den  Krtragsausw«'i:-cn  der  Zollverwaltung  dennoch  ein  Ertrag  von  Tabak  in  Blattern 
und  Kippen  (Iss.'l— s7  jährlich  2— 300,UtM  l->cs.)  ausgewiesen  (Bull.  XXIV.  12**,  auch 
Tabl.  gelier.  1SS7)  (?). 

tienauere  statistische  Daten  über  die  „direct  an  die  Coiisunicnten  verkauften" 
importirten  Fabrikate  in  den  jährl.  Verwaltungsberichtcn  der  indir.  Steuern.  Mit- 
theiiungen  daraus  und  Uber  die  letztgenannte  Verkaufsart  unten  in  §.  21)1. 

§.  290.    c)  Tabakfabrikation.    Der  bei  Weitem  grösstc 
Thcil  der  von  der  Regie  verkauften  Fabrikate  wird  von  ihr  in  ihren 
bis  vor  Kurzem  19,  in  1886  21,  ausserdem  1  in  Algier  — 
Fabriken  („Manufacturen")  selbst  hergestellt:  nach  dem  Erlös  beim 
Verkauf  berechnet  fast  99  °/0.    Für  die  Gestaltung  und  Beurthcilung 
des  französischen  Tabakmonopols  als  eines  „Fabrikationsmonopols" 
ist  es  von  vorneherein  beaehtenswerth ,  dass,  entsprechend  der 
französischen  Consumtionsrichtung,  tiberwiegend  Rauchtabak  und 
in  bedeutendem  Umfang  auch  Schnupftabak  producirt  wird,  ob- 
wohl, wie  Uberall,  auch  in  Frankreich  die  Cigarre,  neuerdings 
zum  Thcil  statt  ihrer  die  Ciga  rette  in  der  Consumtion  fortschreitend 
Kaum  gewinnt  und  demgemäss  die  Fabriken  immer  mehr  diese 
Sorte  Tabakfabrikatc  zu  liefern  haben.    Der  Kautabak  spielt 
daneben  nur  eine  kleine  Rolle.    Die  technischen  Aufgaben  der 
Fabrikation  sind  bekanntlich  nach  diesen  Ilauptsorten  der  Fabrikate 
verschieden.    Nach  verbreiteter,  obwohl  nicht  unbedingt  zutreffender 
Annahme  bietet  die  Fabrikation  des  Rauch-  und  Schnupftabaks  in 
grösseren  Fabriken  für  eine  Regie  weniger  Schwierigkeiten,  als 
diejenige  der  Cigarren,  hat  wohl  selbst  einige  Vorzüge,  besonders 
was  den  Schnupftabak  anlangt,  in  Vergleich  mit  der  Privatindustric. 
Der  Grund  wird  darin  gefunden,  dass  Cigarren  Handarbcitsproduct 
sind,  während  bei  den  anderen  Fabrikaten  die  Maschinen  mehr 
Anwendung  finden.    Insofern  würde  die  Richtung  der  französischen 
Consumtion  für  das  Tabakmonopol  gUnstiger  sein,  als  in  anderen 
Ländern  mit  relativ  grösserer  Cigarrcnconsumtion,  wobei  allerdings 
jene  Richtung  gerade  durch  das  Monopol  und  durch  die  relative 
Preisstellung  der  Fabrikate  in  ihrer  Entwicklung,  bez.  Beharrung 
becinflusst  worden  sein  könnte.    Indessen  haben  sich,  wenn  man 
die  Consumentwicklung  während  längerer  Perioden  betrachtet,  diese 
Verhältnisse  doch  wesentlich  verändert.    Im  Beginn  der  Monopol- 
zeit überwog  nach  der  Consummenge  noch  der  Schnupftabak  den 
Ranchtabak,  jetzt  wird  dieser  3—4  mal  so  stark  als  jener  consumirt. 
Vor  1840  war  der  Cigarrenconsum  unbedeutend,  seitdem  hat  er  sich 
verzehn-  bis  vervierzehnfacht  und  jetzt,  wie  gesagt,  tritt  die  Cigarette 
immer  mehr  hervor:  allen  diesen  Veränderungen  dcsConsums  musste 
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sich  doch  —  konnte  sich  aber  auch  die  Monopol-Fabrikation  an- 
bequemen. 

Aus  der  Verkaufsstatistik  erhobt  sich  das  Genauere  auch  hinsichtlich  der 
fabricirten  Sorten.  Es  war  unter  Zusammenziehung  aller  Verkäufe  (daher  incl. 
derjenigen  zu  ermässigten  Preisen  in  den  Grenzzonen,  an  die  Truppen,  Hospitäler. 
ISS«  auch  incl.  derjenigen  in  Corsica,  Ubersavoische  Zone.  Gex.  Monaco)  der  Verlauf 
nach  der  Menge  und  der  Erlös  dafür  nach  den  von  Debitauten  und  directen  Consumenten 
gezahlten  Preisen  (Bull.  X,  150  IT.,  XXIII,  290  ff.): 

1S75  lSSfi 


Menge 

Erlös 

Menge 

Erlös 

1000  Kil. 

1000  Frcs. 

1000  Kil. 

1000  Frcs. 

Echte  Havanna-  und  Manilacigarrcn 

62.8 

4.554 

29 

3.371 

3,226 

45,586 

3,494 

57.2SO 

(Zigaretten  (französ.  und  fremde) .  . 

50S 

S,.tl7 

858 

17.832 

Direkte  Verkäufe  au  die  Consumenten 

(überwiegend  Cigarren,  auch  echte) 

40.9 

2.778 

(auf  die  Sorten  vcrtheilt) 

Rauchtabak  

18,485 

15S.S03 

23,705 

201,783 

6.S15 

78.127 

6,413 

73,334 

590 

6,698 

737 

8,572 

435 

5,001 

473 

5,444 

167 

1.376 

(auf  die  Sorten  vertheilt 

30.330 

~»  11,240 

35,710 

367,61s 

Sonst  zu  reducirten  Preisen    .    .  . 

11 

18 

(genauer  35,722.7  367,643.8) 

Hiernach  ist  die  Cigarette  besonders  stark  gestiegen,  Rauchtabak  aber  etwas 
mehr  als  Cigarren,  Schnupftabak  hat  ab-,  Kautabak  zugenommen.  Gewisse  Richtungen 
der  Entwicklung  der  Consumtion  treten  hierin  wohl  hervor.  Die  directen  Verkäufe 
an  Consumenten  waren  18S6  61,844  Kil.  f.  4,020,000  Frcs.,  die  für  den  Export 
148.239  Kil.  f.  1,094,000  Frcs.  Jene  haben  zu-,  diese  abgenommen.  Beachtenswerth 
auch  die  Abnahme  der  Bezüge  echter  Havanna-  und  Manilacigarren ,  was  auf  immer 
bessere  Leistung  der  heimischen  Fabrikation  hinweist. 

Die  gewöhnlichen  amtlichen  Berichte  über  das  Monopol  enthalten  keine  besonders 
eingebenden  Daten  über  die  Einzelheiten  der  Fabrikation.  S.  z.  B.  Compte  f.  1 S7S, 
p.  54,  f.  1S86,  p.  62.  Darüber  mehr  in  den  Statist.  Beilagen  zur  Enquete  (bes.  für 
1861—72).  S.  Reponscs  p.  317,  322  H".,  bes.  über  die  Arbeiter-  und  die  Lohn- 
zahlungsverhältnisse (in  der  grössten  Manufactnr.  der  von  Gros-Caillou  in  Paris). 
Einige  Daten  daraus  auch  bei  v.  Kaufmann  S.  520.  Durch  den  Verlust  von 
Elsass-Lothringen  schieden  die  Fabriken  zu  Strassburg  und  Metz  aus.  Es  war  in  den 
Manufaeturen  in  1000  Frcs.: 


Werth  der  Utensilien  u.dgl.  . 
Maschinen  

Immob.Grundstücke  .... 

1861 
1.584 
2,309 
54 
4,639 
10,38s 

1869 
1,760 
3.77!» 

96 
7.3791 
13.723/ 

1878 
2,403 
4,025 
Sl 

21,197 

1886 
2,722 
4,s7s 
101 

25,097 

Zusammen  .... 

ls,974 

28,733 

27,707 

32,798 

(Statistik  f.  1878  und  spater,  wie  es  scheint,  etwas  anders  aufgenommen.' 


Um  1872  waren  in  den  Manufaeturen  an  16,001)  Arbeiter  mit  über  500  Auf- 
schern beschäftigt;  jren.iu  533  Aufseher,  wovon  238  männliche  in  Monatslohn,  275 
(251  männl.  und  21  weibl.)  in  Tagelohn;  14.5*5  eigentliche  „immatrieulirte1*  (d.  h.  nach 
Beendigung  der  Lehrzeit  definitiv  angenommene)  Arbeiter,  worunter  575  in  Tagelohn 
(283  m  u.  292  w.),  14.585  in  Stücklohn  (nur  1098  m.  u.  13.487  w.).  Die  weib- 
lichen Arbeitskräfte  überwiegen  also  stark  (gen.  Band  der  „Reponses"  p.  324  t.  (In 
den  ..Cultnrmagazincn",  für  Kohtahak.  waren  125  Aufseber  und  674  Arbeiter  be- 
schäftigt, letztere  alle  auf  Aceord,  darunter  401  Weiber  und  Kinder/I    Die  Accord- 
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arbeiten  und  danach  die  Tarife  dafür  sind  sehr  specialisirt,  nach  Stück,  Tausend, 
Quadratmeter,  Längenineler  u.  a.  m.,  bes.  nach  dem  Gewicht,  letzteres  bei  den  eigent- 
lichen Fabrikationsarbeiten  (Tarif  f.  Gros-Caillau  a.  a.  0.,  p.  326—331,  über  die  ein- 
zelnen Verhältnisse,  Kccrutirung,  Bezahlung  der  Arbeiter  u.  s.  w.  die  Fragen  und 
Antworten  p.  163  11.) 

Die  allgemein  eingetretenen  Lohnsteigerungen  (1860—72 
um  ca.  25,  in  Paris  nm  26.5  °/0)  machen  sich  für  die  Regie  be- 
sonders bei  der  Cigarrenfabrikation  fühlbar,  weil  diese  aus- 
schliesslich Handarbeit  ist,  und  fallen  daher  mit  der  relativen  und 
absoluten  Zunahme  des  Cigarren-  (und  Cigaretten-)  Consums  mehr 
ins  Gewicht.  Diese  Kostensteigerungen  werden  aber  durch  andere 
Ersparungen  zum Theil aufgewogen.  Grossbetriebs-Concentration, 
Verminderung  der  Generalkosten,  Einführung  der  Accordarbeit  statt 
Taglohns,  mancherlei  technische  Fortschritte  in  den  GerUthen, 
Apparaten,  Maschinen,  Fabrikationsprocessen  u.  dgl.  m. 

Besonders  die  Ersetzung  der  Handarbeit  durch  die  Maschine,  wo  das 
infigUch  ist,  hat  Ersparungen  herbeigeführt.  So  wurden  in  einem  öfters  citirten  -~ 
allerdings  nicht  typischen  Beispiel  —  in  der  Fabrik  von  Morlaix  durch  letztere 
Massrcgel  die  Fabrikationskosten  von  Schnupftabak  bei  Handarbeit  von  22.67  Frcs.  per 
100  Kil.  in  1S70  auf  7.55  Frcs.  in  1872  bei  mechanischer  Leistung  herabgesetzt  und 
dadurch  100,000  Frcs.  gespart  tRöponses  p.  172,  Bull.  I,  99).  Bis  1860  fand  meistens 
Tagelohnarbeit  statt,  seitdem  immer  mehr  Accordarbeit.  Man  führt  darauf  zwischen 
1M>0  und  1869  ein  Sinken  der  bezüglichen  Verarbeitungskosten  von  5.77  Frcs.  auf 
3.99  Frcs.  für  100  Kil.  zurück,  jährlich  um  575,000  Frcs.,  trotz  höherer  Löhne 
(KV'.ponses  p.  572).  Durch  bessere  Ausnutzung  der  Rohstoffe  ist  es  gelungen, 
100  Kil.  Fabrikate  1869  mit  98.928  Kil.  Rohmaterial  herzustellen,  wozu  man  1851—60 
noch  104,449  Kil.  brauchte,  was  in  1869  l.S  Mill.  Kil.  oder  1.5  Mill.  Frcs.  ersparen 
Hess  (Keponses  p.  171).  Mit  Hilfe  aller  solcher  Verbesserungen  in  Technik  und 
Oekonomic  gelang  es,  trotz  der  Lohn  Steigerung  und  mitunter  auch  der  Preissteigerung 
des  Kohstolls,  die  gesammten  Fabrikationskosten  wenigstens  erheblich  weniger 
als  die  Löhne  steigen  zu  lassen:  für  100  Kil.  Fabrikate  von  1860 — 69 — 72  nur  von 
34.74  auf  38.52  und  40.61  Frcs.,  oder  ls60— 69  um  10.88,  1809—72  um  16.89% 
(Krp.  p.  171).  Für  1886  werden  diese  Kosten  auf  53.89  Frcs.  per  100  Kil.  der  ver- 
arbeiteten Rohstoffe  angegeben:  wohl  eino  stärkere  Steigerung  seit  1872  auch  wegen 
«ler  grösseren  Cigarrenproduction. 

Die  Bemühungen  um  Verbesserungen  der  genannten  Art  erklären 
es,  dass  in  der  ganzen  Periode  seit  1815—20  sogar  keine  Ver- 
teuerung der  gesammten  Kosten  der  verkauften  Mengen 
Fabrikate  eingetreten  ist. 

Nur  sind  in  den  letzten  Jahrzchnteu,  offenbar  unter  dem  Einfluss  der  vermehrten 
Ciirarrenfabrikation  und  der  dabei  besonders  empfindlichen  Lohnsteigerungen,  jene 
Kosten  nicht  mehr  so  niedrig  als  in  den  1840  er  Jahren.  Es  kostete  1  Kil.  Fabrikate 
im  Durchschnitt  der  Regie  1815  2.23,  1820  1.74,  1830  1.83.  1 S 10  1.57.  1850  1.73, 
1800  1.74,  ISO 5  1.97,  1869  1.S0,  1S82  1.93  Frcs.  (Bull.  I,  100.  XVII,  626\ 

In  diesen  Beziehungen  erweist  sich  die  französische  Monopol- 
vcrwaltung  doch  recht  tüchtig  und  zeigt  damit,  dass  es  wohl  mög- 
lich ist,  bekannte  Anklagen  gegen  das  „ökonomisch -technische 
Können"  der  „Staatsfabriken"  zu  entkräften.    Auch  für  die 
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Förderung  der  Arbeite ri  ntercssen  geschiebt  manches  Er- 
freuliche, so  dass  die  Zustände  hier  ein  besseres  Bild  als  bei  der 
„freien"  privatwirtbschaftlichen  Fabrikation  anderswo  bieten. 

Freilich  noch  10  volle  Arbeitsstunden,  mitunter  11  und  12,  KYp.  p.  172;  über 
vielerlei  Massregcln  zu  Nutz  und  Heil  der  Arbeiter,  eb.  p.  176 — 190.  Zahlungen  in 
die  eaisse  des  retraites  s.  Bull.,  so  XVIII,  <iU4.  Wir  müssen  fcs  uns  versagen,  auf  diese 
Seite  der  Sache  an  dieser  Stelle  weiter  einzugehen. 

Die  Urtheilc  Uber  die  Qualität  der  französischen  Tabak- 
fabrikate sind  begreiflich  vor  Allem  unter  Franzosen  und  Nicht- 
Franzosen verschieden,  aber  wohl  mehr  nach  Gewohnheit  und  da- 
von bedingtem  Geschmack  der  Consumenten,  als  nach  wirklich  ob- 
jectivem  Massstabe.  Dabei  muss  selbstverständlich  z.  B.  von  Deutschen 
bei  Vcrgleichungen  nur  Vergleichbares  verglichen  werden, 
also  namentlich  von  vornherein  die  grosse,  eben  vom  französischen 
Monopol  aus  fiscalischen  Gründen  beabsichtigte  Preishöhe  Berück- 
sichtigung finden,  so  dass  nicht  Fabrikate  gleichen  Preises  ver- 
glichen werden.  Alsdann  möchten  die  französischen  Schnupf- 
tabake wie  seit  lange  auch  jetzt  noch  sehr  günstig  zu  beurtheilen 
sein.  Dass  aber  auch  die  Rauchtabake  und  die  Cigarren  und 
Cigarctten  sich  immer  mehr  verbessern,  wird  vielfach  behauptet  und 
ist  aus  der  Vermehrung  der  Sorten,  der  Verbesserung  der  Fabrikations- 
methoden, vielleicht  etwas  auch  aus  der  Abnahme  der  Einfuhr 
echter  Havannacigarren  und  des  „tabac  de  sante"  mit  zu  schliesscn. 

S.  Reponscs  ]).  1  Ol  ff.  222  11'.  Nach  den  Mittheilungen  in  der  Enquete  haben 
sich  die  Fabriken  und  die  Techniker  darin  der  Aufgabe  gerade  der  technischen 
Verbesseningen,  auch  in  den  Utensilien,  Apparaten.  Maschinen  durchaus  gewachsen 
gezeigt  (a.  a.  0.  p.  192).  Die  Anzahl  der  Sorten  ^Varietäten)  hat  zugenommen: 
1S35  40,  1S73  sl .  davon  Schnupftabak  13  und  10.  Abnahme  in  Folge  einer  Ver- 
änderung bei  Cantinetabak  nach  dem  letzten  Kriege,  Kautabak  9  und  7,  aus  gleichem 
(irunde,  Scafcrlatis,  Rauchtabak  13  und  17,  —  ebenfalls  Verminderung  der  Cantine- 
tabakc  von  6  auf  3  —  Cigarren  5  und  14,  Cigarctten  0  und  33,  ohne  19  Sorten  aus 
Lerantintabak  (Reponscs  p.  332).  Die  Verkaufsstatistik  von  1SSG— S7  zeigt  im  eigent- 
lichen Monopolgcbictc  (ohne  die  (Jrcnzzoncn  und  die  Militärtabake  u.  s.  w.)  folgende 
Anzahl  Preisclasscn :  Cigarren  im  Debitantenverkauf,  echte  Havanna  und  Manila  (>, 
im  directen  Verkauf  an  (Konsumenten  dsgl.  21,  Cigarren  in  Frankreich  fabricirt  be/,. 
10  und  13,  fremde  und  französische  Cigaretten  bez.  23  und  22.  Kauchtabak  5  und  *.), 
Schnupftabak  3  und  3,  Kautabak  2  und  2;  zu  dem  seilten  Preise  giebt  es  dann  aber 
wieder  verschiedene  Sorten  bei  Ranch-,  Schnupftabak.  Cigaretten.  Namentlich  bei 
letzteren  hat  man  neuerdings  die  Varietäten  vermehrt  (s.  u.)  Alle?  in  Allem  wohl  so 
nicht  die  Mannigfaltigkeit  wie  in  Deutschland,  auch  nicht  wie  beim  österreichischen 
Monopol,  aber  doch  wohl  eine  allen  wesentlicheren  Preis-  und  (ieschmacksdifferenzen 
genügend  Rechnung  tragende  Mannigfaltigkeit,  die  auch  z.  B.  in  Deutschland,  vielfach 
nur  in  Nichtigkeiten  oder  selbst  in  bedenklichen  Dingen,  öfters  nur  im  „spanischen 
Namen"  oder  bloss  in  der  —  Einbildung  besteht. 

Die  einzelnen  Fabriken  sind  von  erheblich  verschiedener  Grösse, 
aber  im  Durchschnitt  von  sehr  bedeutendem  Umfang,  wie  schon  die 
oben  S.  730  angegebenen  Daten  über  das  Aulagecnpital  und  ebenso 
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die  Quantität  der  Fabrikate  ergeben:  in  den  letzten  Jahren  pro 
Fabrik  (19)  Uber  1.8  Mill.  Kil.  im  Durchschnitt,  an  800—900  Arbeiter 
und  Beamte.  Also  Grossbetrieb  im  eminentesten  Sinne  mit  allen 
seinen  allgemeinen  Vortheilen  und  einigen  besonderen  auch  speciell 
in  der  Tabakfabrikation,  wenn  auch  andererseits,  wie  behauptet 
wird,  mit  einigen  Schwächen  gerade  hier,  besonders  bei  Cigarrcn 
und  theilweise  auch  bei  Rauchtabak.  Aber  durch  gewisse  Ein- 
richtungen, auch  durch  Arbeitstheilung  nach  Sorten  zwischen 
den  einzelnen  Fabriken  werden  diese  Nachtheile  doch  sehr 
gemindert  und  wieder  andere  Vortheile,  wie  Stärke  einer  Fabrik 
in  Specialitäten,  erreicht.  Es  produciren  nämlich  nicht  alle 
Fabriken  alle  Sorten,  noch  jede  diese  in  dem  gleichen  Vcrhältniss. 
Zum  Theil  richtet  sich  das  vielmehr  nach  dem  angedeuteten  Gc- 
sichtspunet,  zum  Theil  nach  der  örtlichen  Lage  einer  Fabrik, 
wovon  der  bequeme  Rohstoffbezug  und  der  Absatz  der  Fabrikate 
mit  abhängt.  Jede  Fabrik  versorgt  namentlich  wieder  die  in  einem 
gewissen  örtlichen  Bezirk  bestehenden  Verkaufsnicdcrlagen. 

Speciell  für  die  Fabrikation  von  Cigarrcn  aus  Havannatabak  in  Frankreich 
seihst,  wozu  man  durch  die  Verteuerung  der  importirten  Gitarren  gedrängt  wurde, 
ist  die  Fabrik  von  Reuilly  bei  Paris  schon  lSili  eingerichtet  worden.  Man  begann 
mit  der  Herstellung  bloss  einer  Sorte  (Miliares,  zu  15  Cent,  per  Stack),  gelangte  aber 
bald  auch  zu  anderen  feineren  Sorten  und  konnte  mit  der  (Jute  und  den  Kosten  de.a 
Fabrikats  zufrieden  sein.  Nur  die  vom  Klima  abhängige  Differenz  der  Productions- 
bedingungen  Hess  sich  nicht  ganz  beseitigen,  wohl  aber  ebenfalls  in  ihrer  Wirkung 
vermindern.  Die  Fabrik  von  Keuilly  ist  auch  im  Interesse  der  Güte  des  Fabrikats  auf 
eine  gewisse  Fabrikationsmenge  beschränkt.  Die  Verminderung  der  direeten  Einfuhr 
von  Havannacigarrcn  hängt  mit  dieser  Entwicklung  der  inländischen  Fabrikation  zu- 
sammen (Reponses  p.  247  tf.,  250,  Annexe  84i»s». 

Auch  die  Entwicklung  des  Cigarettenconsums  zeigt,  da^s  die  Regie  recht 
wohl  den  geschäftlichen  (iesichtspuneten  Rechnung  tragen  kann.  Die  betrellcnde 
Fabrikation  begann  blieb  aber,  anfangs  bei  zwei,  seit  1S47  bei  einem  Tarifsatz, 

unerheblich  bis  1S05  (5 — S0O0  Kil.  jährlich).  Dann  stellte  man  mehr  Sorten  her,  zu 
verschiedenen  Verkaufspreisen,  worauf  der  Consum  alsbald  stieg  (11,000  Kil.  1M.0). 
Aufs  Neue  nahm  er  durch  Einführung  neuer  Sorten  1S72  fr.  trotz  der  Preissteigerungen 
stark  zu  und  wuchs  seitdem  beständig,  auf  8—000,000  Kil.  gegenwärtig  (En<|u. 
reponses  p.  25.H).  In  der  Enquete  von  1S7.H  ff.  sind  alle  die  Ökonomisch-technischen, 
die  Fabrikation  betreffenden  Puncto  eingehend  erörtert  worden,  bes.  in  den  im 
Vorausgehenden  benutzten  „Antworten"  des  Generaldirectors  der  Staalsmanufacturen. 

An  Uebeitragung  der  Fabrikation  an  Private  ist  gelegentlich 
gedacht,  aber  doch  davon  abgesehen  worden,  da  die  massgebenden 
fisealischen  Interessen  für  Staatsi'abrikcn  sprachen  und  die  übrigen 
Interessen  durch  diese  letzteren  mit  wahrgenommen  werden  können. 

Nur  eine  Specialsorte  Cigaretten  mit  verschiedenen  Preissätzen  «..Richard  Koenig") 
scheint  eine  Ausnahme  zu  bilden.  Directe  Verkäufe  an  Consuine.nteii  davon  durch  die 
Regie  f.  4'tOl  Kil.  in  l^MJ  f.  2.M2.000  Frcs. 

Für  die  Transporte  von  Tabak,  Rohtabak  wie  Fabrikaten, 
bestehen  mit  den  Eisenbahngcsellschaften  Verträge  über  die  Tarifsätze. 
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Ausgabe  für  Transport  in  IHM  2,(175,000  Frcs.,  p.  100  KU.  4.92  Frcs.  von 
•Ion  Magazinen  in  die  Fabriken,  2.5.'!  Frcs.  von  letzteren  (Fabrikate)  in  die 
Niederlagen. 

Die  fertigen  Fabrikate  werden  dann  von  der  Verwaltung  der 
Staatsmanufacturen  derjenigen  der  indirecten  Stenern  überliefert, 
welche  den  Verkauf  zu  besorgen  hat. 

Einzelne  andere  Puncte.  welche  die  Fabrikation  betreffen,  kommen  im  folgenden 
§.  mit  zur  Sprache,  lieber  Einzelnes  in  der  Organisation  des  Fabrikationsdienstes 
s.  Block,  Art.  tabac  No.  10  ff.  Beachtenswerth  ist,  dass  die  Angelegenheiten  der 
Fabriken  in  collcgialer  Form  im  Rathe,  consoil)  durch  die  betreffenden  höhereu 
Beamten  (Director,  Ingenieur,  Controlour,  dazu  mit  bloss  berathender  Stimme  der 
Unteringcnieur)  entschieden  werden.  Für  die  Ueberoahmc  der  eingehenden  Kohtabakc, 
die  Bestände  davon  in  den  Fabriken  und  in  den  verschiedenen  Verarbeitungsstufen, 
die  Abführung  an  die  indirecte  Steuerverwaltung  bestehen  natürlich  scharfe  Controlen. 
genaue  Buchführung ,  Verantwortlichkeiten  der  betreffenden ,  durchweg  cautions- 
pflichtigen  Beamten. 

§.  291.  d)  Verkauf  der  Tabakfabrikate.  In  diesem 
liegt  der  Act  der  Steuere rb ebu ng  und  damit  der  finanzielle 
Schwerpunct  des  Monopols.  Der  schliesslich  dabei  realisirte  Rein- 
ertrag ist,  zumal  bei  den  hohen  französischen  Preissätzen,  Uber- 
wiegend „Steuer",  aber  doch,  wie  bei  jedem  solchen  Monopol, 
in  nicht  unerheblichem  Maasse  auch  „Geschäftsgewinn", 
welcher  durch  dicMonopolisirung  auf  den  Fiscus  Übertragen 
wird.  Man  kann  daher  nicht  wohl  den  ganzen  Reinertrag,  welcher 
nach  Abzug  der  Kosten  des  Kohtabaks,  der  Fabrikations-  und 
sonstigen  Unkosten  vom  Rohertrage  übrig  bleibt,  auf  das  „Stcuer- 
conto"  stellen:  auch  bei  „freier  privater  Production"  würde  der 
Consument  ausser  den  genannten  Kosten  einen  solchen  „Geschäfts- 
gewinn" und  einen  danach  mit  geregelten  Preis  zu  zahlen  haben 
—  im  Klein  verkehr  wohl  öfters  einen  solchen,  welcher,  wenn 
auch  unter  dem  besonders  hohen  französischen  Monopolpreise  stehend, 
doch  bei  Weitem  nicht  um  die  Differenz  zwischen  letzterem  Preise 
und  jenen  Kosten  niedriger  sein  würde.  Das  ist  gerade  bei  der 
Beurtheilung  des  französischen,  allerdings  nach  den  Verkaufspreisen 
streng  fiscalisch  eingerichteten  Tabakmonopols  festzuhalten,  auch 
gegenüber  den  Angriffen,  welche  dies  Monopol  eben  wegen  dieses 
seines  „Fiscalismus"  erfahren  hat.  Den  grossen  Preiszuschlag, 
welchen  Tabakfabrikatc  im  „freien  privaten"  Kleinabsatz  zu  erhalten 
pflegen,  beschränkt  das  französische  Dcbitsystem  auf  eine  massige 
Provision,  worin  beim  Vergleich  des  Monopols  mit  dem  „freien 
Verkehr"  bereits  eine  beträchtliche  BeschUtzung  des  Consumenten- 
intercsses  liegt.  Letzteres  wird  ausserdem  durch  die  garantirte 
Reinheit  und  überall  zu  findende  Gleiehmässigkeit  des  Fabrikats 
gerade  mittelst  des  Monopols  nach  einer  andern  wichtigen  Seite 
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wahrgenommen.  Die  Preiszuschläge  zu  den  Kosten  bis  zum  Dcbit 
kommen  aber  im  Monopol  eben  der  Gesammtbeit,  nicht  dem 
Zwischenhandel  und  der  Fabrikation  zu  Gute,  und  fallen  so,  mag 
man  sie  als  Steuerzuschläge  oder  als  Geschäftsgewinn  auffassen, 
unter  einen  anderen  und  —  günstigeren  Gesichtspunct. 

Es  handelt  sich  dann  bei  dem  Tabakmonopol  um  zweierlei, 
einmal  um  die  Organisation  des  Verkaufs,  sodann  um  die 
Norm  im  ng  der  Verkaufspreise. 

«)  In  erstercr  Hinsicht  ist  die  allgemeine  Regel,  dass  die  Tabak- 
fabrikate in  Niederlagen  (Entrepots)  —  im  Jahre  1886  358, 
ausserdem  5  in  Corsica  und  5  in  Algier  —  überführt  und  von  hier 
an  die  Debi tauten  verkauft  werden,  deren  Anzahl  im  Jahre  1886 
43,740  war.  Die  Vorsteher  der  Niederlagen  („Verleger",  Entre- 
poseurs)  sind  Staatsbeamte  und  stehen  Uber  Empfang  und  Abgabe 
der  Fabrikate  zu  den  festgesetzten  Preisen  in  Verrechnung  mit  der 
Steuerverwaltung.  Für  sie  kommen  daher  die  gewöhnlichen  Grund- 
sätze des  französischen  Finanzrechts  in  Betreff  der  Rechnungslegung, 
Verantwortlichkeit,  Cautionspflichtigkeit,  Entlastung  u.  s.  w.  in  Be- 
tracht. Die  meisten  Niederlagen  sind  auch  gleich  mit  den  Haupt- 
und  Neben-Stcuerämtern  verbunden.  Die  Verleger  beziehen  ausser 
den  festen  Gehalten  nur  in  einigen  wenigen  besonderen  Fällen 
kleine  Provisionen,  so  in  Algier  in  Form  eines  kleinen  Zuschlags 
zu  dem  Preise,  den  ihnen  der  Debitant  zu  zahlen  hat,  ferner  die  mit 
den  directen  Verkäufen  an  die  Consumenten  betrauten  (s.  u.)  Die 
Debitanten  dagegen  sind  Privatpersonen,  welche  nach  bestimmten 
Grundsätzen  ausgewählt  und  von  der  Regie  mit  dem  örtlichen  Klcin- 
verkauf  an  die  Consumenten  beauftragt  werden.  Sie  gelten  aber 
wie  die  Verleger  in  ihrer  Eigenschaft  als  Debitanten  doch  auch  als 
Regie-Beamte  nnd  sind  daher  insoweit  nicht  patentsteuerpflichtig. 
Sie  müssen  die  Fabrikate  aus  der  Niederlage  gegcnBaar  zu  dem 
für  sie  festgestellten  Preise  jeder  einzelnen  Sorte  (dem  „Debi- 
tantenpreise")  übernehmen  und  beim  Verkauf  genau  die  eben- 
falls festgestellten  Preise  (die  „Consumenten  preis  e")  innehalten. 
Die  Differenz  zwischen  beiden  Preisen  —  etwas  verschieden  nach 
den  Sorten,  meist  6—8—10—12%  des  Dcbitantenpreiscs  —  bildet 
ihren  „Geschäftsgewinn"  oder  ihre  „Pro vision".  Erst  zu- 
züglich dieser  Debitantcnprovision  ergiebt  sich  daher  der  eigent- 
liche Rohertrag  des  Tabakmonopols,  d.  h.  die  Summe,  welche  das 
Publicum  für  den  Tabak  schliesslich  zahlt.  Der  in  den  Finanz- 
rechnungen  erscheinende  Rohertrag  ist  um  diese  Provision  kleiner. 
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Bei  der  Baarzablung  der  Dcbitantcn  entlallt  die  Cautionspflichtigkcit 
und  die  Rechnungslegung  für  die  Hczüge  und  Verkäute,  aber  der 
regelmässigen  steucramtlicben  Controlc  und  bestimmten  Vcrpflicb- 
tungen  der  Buchführung  —  nicht  jedoch  dem  eigentlichen  Exercicc 
—  unterliegen  auch  die  Debitanten. 

Gewisse  Tabakfabrikate,  namentlich  feinere,  wie  bestimmte 
Sorten  importirtcr  Havannacigarren,  jedoch  auch  in  Frankreich 
(abrichte  Cigarrcn,  Cigaretten,  jetzt  auch  Hauch-,  Schnupf-  und  Kau- 
tabak, werden  aber  thcils  ausschliesslich,  theils  ausser  bei  den  Dcbi- 
tantcn durch  die  sogenannten  „Burcaux  für  directen  Verkauf*  auch 
d i r c c t  an  d  i  e  C  o  n  s  u  m  c  n  t  e  n  zu  einem  eigenen  Tarif  dafür,  in 
besonderen  Verpackungen  und  in  bestimmten  Minimalmengen  ver- 
kauft: ein  in  Ausdehnung  begriffener  Absatz,  welcher  aber  im  Ganzen 
neben  dem  normalen  durch  die  Dcbitantcn  doch  nur  geringfügig 
ist.  Ebenso  werden  die  für  den  Export  bestimmten  Fabrikate 
direet  aus  den  Niederlagen  verkauft. 

Von  300  Niederlagen  in  l^fi  waren  310  mit  Haupt-  und  Untersteuerämtern 
recettes  princip.  au  particuÜ  verbunden,  50  selbständig;  für  sich.  Nach  Decr.  vom 
11.  März  lsT.'l  betragen  die  Provisionen  der  Verleger  im  algierschen  und  corsiean. 
Absatz  i».  Kil.  feinerer  l'igarren  25,  mittlerer  20.  ordinärer  10  — 15,  bei  Cigaretten 
ebenfalls  10—15.  von  anderen  Fabrikaten  10  Cent.  (Olibo  II,  320).  Um  diese  Be- 
träge erhöht  sich  hier  der  Debitantenprcis ,  aber  nicht  auch  der  Consumenten  preis, 
in.  a.  \\ .  hat  der  Dehitaut  diese  Provisionen  an  den  Verleger  aus  seinem  durch  die 
genannte  Preisdifferenz  sich  ergebenden  (iesehäftsgewinn  zu  entrichten.  Die  Verleger, 
w.  lehe  Luvustabake  direet  an  die  Consumenten  verkaufen,  beziehen  dafür  von  Ver- 
kaufen unter  1  Million  1,  über  1  Million  '///o  Provision  (Decr.  v.  27.  April  1*77, 
Olibo  II.  322  :  dies  geht  auf  Kechnung  des  Fiscus. 

Die  Zahl  der  Debite  ist  beständig  vermehrt  und  dadurch  die  bequeme  Ver- 
sorgung der  Consumenten  erleichtert  worden.  Mitte  der  1^50er  Jahre  gab  es  33.300, 
isT.t.  ohne  Elsass- Lothringen ,  3!i,980,  1sS4  4-V2SO,  1^H>  43.740.  wovon  14.302 
mit  Nebensteuerämtern  (recettes  buralistes)  verbunden,  2'J,3()2  selbständige.  Die 
Debitanten  müssen  den  Tabak  in  gewissen  Minimalmeiigcn  auf  einmal  10  Kil  ,  in 
Paris  25,  ausnahmsweise  auf  dem  Lande  5  und  3  Kil.)  beziehen  und  unterliegen 
dabei  und  für  den  Transport  der  Controle.  Bei  der  grossen  Zahl  der  Debite  und  der 
Bedeutung  der  Provisionen  fiir  den  Fiscus  und  für  die  Consumenten  ist  die  Regelung 
des  Debits  keine  unwichtige  Sache  und  ist  öfters  an  Aetidernngen  gedacht  worden. 
Schwierigkeiten  bietet  einmal  die  Verleihung  von  Debiten,  dann  auch  der  Um- 
stand, dass  viele  Debitanten  (fast  '/.,'>  die  Ausübung  ihres  Debits  verpachten  und 
mi  beweisen,  dass  die  Provisionen,  zum  Nachtheil  des  Fiscus  und  der  Consumenten, 
zu  hoch  sind.  Bei  der  Verleihung  liegt  natürlich  die  (jefahr  des  Protectionswesens, 
politischer  Backsichten  nahe.  Decrete  v.  2S.  Nov.  1>73  und  17.  März  1S74  haben 
die  Angelegenheit,  die  unter  dem  Kaiserreich  mehrfach  aufgerührt  worden  —  noch 
im  des.  v.  27.  Juli  1870  war  bestimmt  worden,  dass  dem  Finanzgesetz  jährlich  eine 
Tabelle  der  Namen,  Wohnorte  und  Titel  der  vom  Finanzminister  mit  Debiten  eon- 
e.ssionirten  Personen  beizufügen  sei  —  neu  geregelt.  Danach  wurde  eino  eigene 
jährlich  zu  erneuernde  Commission  von  0  Mitgliedern  unter  dem  Vorsitz  eines  Mit- 
gliedes der  Nationalversammlung,  aus  Deputirten  und  Staatsräten ,  beim  Finanz- 
ministerium eingerichtet,  welche  Listen  für  Candidaturen  zum  Debit  aufzustellen  hat. 
Nach  diesen  Listen  besetzt  dann  der  Finanzminister  die  grösseren  Debite  (über 
looo  Fn».  Ertrag*,  der  Präfeet  in  seinem  Departement  die  kleineren.  Auf  die  Listen 
sollen   vornemlicb  Personen   kommen,  welche  selbst  oder  deren  Verwandte  (Väter, 
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Gatten)  Verdienste  um  den  Staat  erworben  haben  (in  4  Kategoriccn ,  bes.  Üflicierc. 
Beamte,  und  deren  Krauen,  Wittwen,  Kinder,  auch  Soldaten.  Privatpersonen,  die  sieh 
durch  inuthige  und  hingebende  Acte  verdient  gemacht):  also  das  Debitwesen,  nicht 
unpassend,  als  eine  Art  „Civilversorgung".  Die  Coiniuission  giebt  auch  von  jedem 
(Kandidaten  an,  ob  er  von  der  persönlichen  Führung'  des  Debits  entbunden  werden 
dürfe.  In  den  Departements  ist  eine  ähnliche  Commission  aus  5  Mitgliedern  (Präfect, 
je  1  Mitglied  des  (ienernlraths  und  des  Präfecturraths,  der  Director  der  indirekten 
Steuern  und  der  eines  anderen  depart.  Finanzdienstes»  mit  Prüfung  der  Gesuche  betraut 
(l)ecr.  v.  17.  Marz  1S74).  Das  Einzelne,  u.  A.  auch  Uber  die  Bedingungen  des  Dispenses 
von  der  persönl.  Führung  des  Debits  bei  Olibo  II,  *J22 — 331. 

Das  Verhältniss  der  Provisionen  der  Debitanten  folgt  aus  dem  Tarif, 
welcher  die  Debitanten-  und  Consumeutenpreise  enthält.  Im  J.  1SS4  war  z.  B.  der 
„Gewinn"  der  Debitanten  35,54 4,000  Frcs.  oder  0.07 "/„  des  durch  die  Debitanten 
aligesetzten  Tabaks,  dieser  nach  dem  Debitantenpreise  berechnet  (MV":*  Mill.  Frcs.). 
Die  Consuinenten  zahlten  daher  nicht  nur  letztere  Summe,  sondern  404.57  Mill.  Frcs. 
Auf  die  Haupt  -  Preis -Classeu  vertheilt  sich  jener  Gewinn  mit  10,121,000  Frcs.  für 
feinere  Tabake  (11.40%  Zuschlag  zum  lebernahmepreis).  22,275,000  für  ordinäre 
(5.70%),  3,107,000  für  Tabake  zu  reducirten  Preisen  (14.05%),  330,000  Frcs.  für 
Soldatentabake  (15.35%)-  Im  Durchschnitt  kommt  auf  ein  Debit  *>2S  Frcs.,  im  Ein- 
zelnen bestehen  aber  grosse  Verschiedenheiten  und  schiene  eine  Ermässigung  der 
Provisionen  oder  eine  —  wenigstons  in  gewissen  Fällen  eintretende  —  Versteigerung 
wohl  erwägenswerth.  Denn  auch  die  kleinen  Debite  bilden  vielfach  nur  eine  Ncben- 
thätigkeit.  Die  Debitanten  beziehen  ausserdem  häufig  Provisionen  für  den  ihnen  mit 
übertragenen  Debit  von  Pulver,  Stempel-  und  Postmarken;  letztere  beiden  Debite 
müssen  sie  auf  Verlangen  übernehmen  (gegen  meist  1%  Gebuhr)  (Olibo  II,  341). 

Dio  directen  Verkäufe  an  Consuinenten  erfolgen  durch  7  speeiello  Bureau.v 
(3  in  Paris,  wovon  1  mit  der  Fabrik  Gr.-Caillou  verbunden,  je  1  in  Lyon,  Bordeaux, 
Marseille,  Nizza)  und  durch  2  Entrepots  (Havrc,  Vichy).  54%  des  Absatzes  kommcu 
auf  Paris  allein.  Ihre  Ausdehnung  ist  öfters  erwogen  worden,  auch  im  fiscalis.  hen 
Interesse,  um  den  Consumenten  Gelegenheit  zu  etwas  wohlfeileren  Ankäufen  in 
grösserer  Menge  auf  einmal  zu  geben,  was  dann  doch  erfahrungsmässig  zu  rascherem 
Verbrauch  führe.  Etwas  Ausdehnung,  auch  auf  andere  Fabrikate  als  Cigarren,  hat 
auch  stattgefunden.  Im  J.  1550  wurden  01,844  KU.  Fabrikate  für  4,020,000  Frcs. 
direct  abgesetzt,  davon  allein  20,700  Kil.  Havannacigarren  f.  2,700.000  Frcs.,  do.h 
nur  wenig  Hauch-,  Schnupf-  und  Kautabak.  Im  Ganzen  nur  1.1%  des  Verkaufs 
durch  Debitanten,  nach  dem  Werthe  (302.0h  Mill.  Pres.).  Die  theuersten  Havanna- 
cigarren (von  70  Cent.  p.  Stück  aufwärts  bis  5  Frcs.)  werden  überhaupt  nur  direct 
durch  jene  Bureaux  verkauft  (in  Kisten  und  Packeten).  aber  auch  Cigarren  bis  zur 
Sorte  von  10  Cent.  p.  Stück  und  alle  Cigaretten.  (Bull.  XXIII,  207,  etwas  abweichend 
Compte  p.  105.) 

§.  292.  ß)  Die  Normirung  der  Verkaufspreise  erfolgt 
—  bei  den  Verkäufen  durch  Debitanten  immer  in  dem  Doppeltarif 
des  Debitanten-  und  des  Consumcntenpreises  —  abweichend  von 
den  Grundsätzen  moderner  Staatssteuerpolitik,  wie  sie  namentlich 
in  Frankreich  sonst  möglichst  consequent  durchgeführt  worden,  nicht 
einheitlich  im  ganzen  Staats-  und  Monopolgebiete.  Die  nor- 
malen, vom  Fiscus  einmal  gewählten  vollen  Preise  gelten  nur  in 
dem  Haupttheile  des  Staatsgebiets,  mehr  im  „Inneren",  in  gewisser 
Entfernung  von  den  dem  Schmuggel  besonders  ausgesetzten,  daher 
namentlich  von  den  Landgrenzen.  Die  Gefahr  des  Schmuggels  aus 
dem  Auslände,  besonders  aus  Gegenden  starken  einheimischen  Tabak- 
baues und  eines  anderen,  auch  mit  niedrigeren  Steuersätzen  arbeiten- 
den Steuersystems,  wie  an  den  östlichen  Landgrenzen  Frankreichs, 
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nöthigte  dazu,  inländische  Grenzzonen  zu  bilden,  in  welchen, 
um  den  Schmuggel  weniger  verführerisch  und  rentabel  zu  macheu, 
die  Verkaufspreise  wenigstens  der  dem  Schmuggel  besonders  aus- 
gesetzten ordinären  Tabake  erheblich  niedriger  als  im  Iunern 
des  Landes  zu  stellen  sind  (sogenannte  Cant  ine -Tabake).  Je  nach 
der  Gefahr  des  Schmuggels  sind  hier  dann  verschiedene  Zonen 
mit  verschiedenen  Preistarifen  für  ordinäre  Hauch-  und  Kau- 
tabake nicht  nir  Cigarrcn,  Cigaretten,  seit  1872  auch  nicht 
mehr  für  Schnupftabake  —  eingerichtet  worden.  Dies  System 
bedingt  aber  weitere  Controlen  und  Beschränkungen,  namentlich 
betreffs  der  jedesmaligen  Ankaufs-  und  der  Besitzmengen  von  solchem 
wohlfeileren  Tabak  Seitens  des  einzelnen  Consumenten  und  das 
Verbot  des  HinUberbringens  dieses  Tabaks  aus  der  wohlfeileren  in 
die  theuercre  Zone  und  aus  allen  Zonen  in  das  Gebiet  der  normalen 
Vollpreise.  Das  Ganze  eine  misslichc,  dem  fiscalischen  und  dem 
Gerechtigkeitsinteresse  widersprechende  Conccssion  an  Verhältnisse, 
mit  denen  aber  eben  einmal  unvermeidlich  bei  sehr  hohen  Monopol- 
preisen gerechnet  werden  muss.  In  diesen  wie  in  anderen  Fällen 
(Salz,  Branntwein)  ist  die  Entwicklung  der  fremden  Steuersysteme 
in  einer  dem  Inland  ähnlichen  Kichtung  und  mit  ähnlich  hohen 
Sätzen  wohl  erst  die  Voraussetzung  dafür,  dass  von  einer  solchen 
„Privilegirung"  inländischer  Gebietstheile  abgesehen  werden  kaun. 
Für  Frankreich  wären  daher  Monopolgebiete  um  das  seine  herum, 
mit  ähnlichen  Preisen  und  Transportcontrolen,  sehr  erwünscht. 

Ausserdem  bestehen  noch  besondere  niedrigere  Tarife  für  das  Pays  de  Gei,  für 
eine  Zone  im  Dop.  Obcr-Savoien,  für  Corsica  (und  Algier),  für  das  dem  französischen 
Monopol  angeschlossene  (iebiet  des  Fürstenthums  Monaco.  Zu  einem  eigenen 
niedrigen  Tarif,  dem  der  zweiten  Grenzzone,  wird  Tabak  an  Hospitäler,  ferner  zu 
einem  noch  niedrigeren  an  Soldaten  und  Seeleute  der  Kriegsmarine  in  be- 
schränkter Menge  abgelassen.  Die  zum  Export  abgegebenen  importirten  und  die 
eigenen  Fabrikate  der  Kegie  werden  ebenfalls  zu  einem  ermässigten  Tarif  verkauft. 

Das  Verhältniss  dieser  Verkäufe  zu  verschiedenen  Preisen  war  das  folgende 
(Bull.  I,  150,  XXIII,  200,  s.  auch  obeu  S.  730,  Erlös  nach  Debitantenpreis) : 


1875 

1880 

Menge 

Erlös 

p.  Kil. 

Menge 

Erlös 

p.  Kil. 

1000  Kil. 

1000  Frcs. 

Frcs. 

1000  Kil. 

1000  Frcs. 

Frcs. 

Zu  vollen  Preisen  durch 

Debitanten     .    .  . 

23,082 

288,005 

12.71 

27,000 

338,475 

12.53 

Davon   Cigarrcn  und 

Cigaretten  .    .    .  . 

3,707 

58,457 

15.50 

4.H00 

74,07b 

17  37 

Rauchtabak  .    .    .  . 

12,152 

140,005 

11.53 

15,212 
0,334 

177,034 

11.64 

Schnupftabak    .    .  . 

0,781 

77,075 

11.50 

72,850 

11.50 

Kautabak  und  Carotteu 

052 

11,47b 

1 2.05 

1.103 

13,013 

11  06 

Zu  ermässigten  Preisen 

in  den  Grenzzonen  . 

4,V»0 

10,740 

3.40 

0.503 

21,330 

3.27 

Davon  Rauchtabak  .  . 

4.817 

10,024 

3.45 

0,558 

21,300 

3.26 

22 

125 

5.03 

5.5 

30 

5.40 
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Die  Zillem  für  die  anderen  kleinen  (iebietstheile  mit  besonderen  ermässigten 
Tarifen  sind  ganz  klein.  Auf  Corsica  kommen  z.  Ii.  1880  27,01)7  Kil.  Kauchtabak 
mit  102,181  Frcs.  Erlös,  p.  Kil.  c.  0  Frcs.  —  An  die  Truppen  wird  nur  Kauch- 
und  Kautabak,  an  die  Hospitäler  ausserdem  auch  Schnupftabak  zu  ermässigtom 
Preise  abgelassen.    In  1880  war  bei  beiden  zusammen  der  Verbrauch  an  Kauchtabak 

I,  790.000  Kil.  für  2,527.000  Frcs.,  also  p.  Kil.  nur  1.42  Frcs.,  an  Kautabak  12,000  Kil. 
für  81,241  Frcs.,  c.  2  Frcs.  p.  Kil.,  an  Schnupftabak  40,000  Kil.  für  203,000  Frcs., 
c.  4.45  Frcs. 

In  dem  wichtigeren  Falle  der  Grenzzonen  sind  die  Preise  bei  Kauchtabak  durch- 
schnittlich nicht  Va»  bei  Kautabak  nicht  der  vollen  Preise.  Dass  diese  Preise  hier 
auf  deu  Consum  von  Kauchtabak  steigernd  eingewirkt  haben,  ergiebt,  in  Ermangelung 
einer  genauen  Berechnung  des  Consums  p.  Kopf,  der  Vergleich  der  Consuuujuanta  im 
Hauptgebiet  und  in  den  Zonen  sofort,  da  ersteres  jedenfalls  erheblich  mehr  als 
c.  2 — 3  mal  so  gross  und  so  bevölkert  ist,  der  Consum  sich  aber  wie  2.3  :  1  verhält; 
auch  ist  in  der  Periode  1875 — SO  der  Consum  in  deu  Zonen  stärker  als  in  dem 
Hauptgebiet  gestiegen:  dies  Alles,  obwohl  der  Schmuggel  gerade  im  Grenzgebiet  dem 
legalen  Consum  am  Meisten  schaden  niüsstc.  Der  fiscal ische  Nachtheil  ergiebt  sich 
aber  freilich  aus  diesen  Vergleichen  auch.  Auf  Grund  der  vollen  Monopolpreise  be- 
rechnet sich  ein  Einnahmeausfall  von  c.  40  Mill.  Frcs.,  dieselbe  Consumtion  ange- 
nommen, von  20  Mill.  Frcs.,  wenn  man  voraussetzt,  dass  sich  bei  jenen  Preisen  der 
Consum  auf  a/3  des  bisherigen  reduciren  würde;  die  Frage  hat  also  eine  erhebliche 
finanzielle  Bedeutung.  Daher  öfters  der  Gedanke  an  Aenderuugen.  Nach  dem  Kriege 
beschränkte  man  (Decr.  v.  17.  Aug.  1872)  die  früheren  5  Zonen  auf  3,  modificirte 
dies  aber  später  wieder.  Die  jetzt  geltenden  Tarife  sind  für  Kauchtabak  (Scafcrlati) 
in  der  1.  Abtheil,  der  1.  Zone  p.  Kil.  1.30  bez.  1.50  (Debit-  u.  Consumpreis),  in  der 
2.  Abtheil.  2.00  u.  3,  in  der  2.  Zone  4.40  u.  5,  in  der  "3.  Zone  7.20  u.  8  Frcs.,  d.  h., 
je  weiter  man  sich  von  der  Gefahr  des  Schmuggels,  daher  im  Allgemeinen  von  der 
Grenze  entfernt,  desto  höher  steigt  der  Tarif;  der  volle  Tarifsatz  des  ordiu.  Tabaks 
ist  11.50  bez.  12.50,  des  feineren  in  Frankreich  fabricirten  wie  fremden  15  bez. 
10  Frcs.  Von  den  0,558,000  Kil.  Cautine- Kauchtabak  in  1880  kamen  013.000  Kil, 
auf  die  erste,  3,802,000  auf  die  zweite  Abtheil,  der  1.  Zone,  1,014,000  auf  die  2., 
108,000  Kil.  auf  die  3.  Zone.  Der  Kauchtabak  für  Hospitäler  kostet  4.40  bez.  5  Frcs.. 
für  die  Truppen  1.30  bez.  1.30;  Schnupftabak  für  erstero  wie  Kauchtabak  gegen 
ebenfalls  1  1.50  (12.50)  u.  15  (10)  Frcs.  des  vollen  Satzes.  Kautabak  kostet  in  1.  Zone 
5  30  (0),  in  2.  7.20  (8\  für  Truppen  1.80  (2)  Frcs.  gegen  die  Normalpreise  von  gleich- 
falls 11.50  (12  50)  und  15  (10)  Frcs. 

Cantinetabak  in  den  Grenzzonen  wird  nur  in  Mengen  bis  zu  100  Gramm  auf 
einmal  an  einen  Käufer  abgegeben;  Niemand  darf  davon  mehr  als  3  Kil.  in  Vorrath 
haben.  Militärtabak  wird  nur  in  Mengen  von  10  Gramm  p.  Mann  des  Unterofticier- 
und  Soldatenstands  und  p.  Tag  verkauft,  auf  Grund  von  Anweisungen  Uber  100  Gramm, 
welche  die  Kegic  alle  10  Tage  den  Militärbehörden  überreicht.  —  Schon  die  anfäng- 
liche Gesetzgebung  (Ges.  v.  1810,  Art.  175)  hatte  die  Fabrikation  des  sog.  Cantino- 
tabaks  zu  höchstens  4  Frcs.  p.  Kil.  angeorduet,  als  die  vollen  Preise  im  Max.  auf 

II.  20  Frcs.  für  erste  und  7.20  Frcs.  für  zweite  Qualität  Tabak  gestellt  waren.  Durch 
Ordonnanzen  und  Decrete  ist  die  Materie  dann  später  weiter  entwickelt  worden; 
s.  z.  B.  den  Tarif  v.  18.  März  1852,  mit  4  Zoueu  („Linien"),  die  erste  mit  2  Stufen. 
Detail  bes.  bei  Olibo  II,  300  ff.,  415,  und  eingehend  über  die  ganze  Frage  der 
„Zonen"  die  Darlegungen  der  Generaldirection  der  indir.  Steuern  in  der  Enquete  v. 

1873  (Keponses  p.  371  lf.).  Angabe  der  Gemeinden,  welche  zu  den  Zonen  gehören, 
im  Decr.  v.  17.  Aug.  1S72,  bei  Dejean  p.  260  h". 

Der  Tarif  für  Export t ab ak  ist  ganz  nach  einzelnen  Cigarren-  und  sonstigen 
Fabriksorten  specialisirt,  umfasst  auch  die  importirten  „echten"  Cigarren  und  ist  natür- 
lich durchweg  ermässigt  gegen  die  inländischen  Consumentenpreise  und  auch  noch 
gegen  die  Debitantenpreise,  doch  nicht  in  so  erheblichem  Maassc,  als  man  es  nach 
der  Höhe  der  Inlandspreise  voraussetzen  möchte:  was  immerhin  die  Concurreuzfähig- 
keit  auch  noch  bei  ziemlich  hohen  Preisen  zeigt.  Der  Tarif  ist  noch  etwas  niedriger 
bei  Entnahmen  von  mehr  als  100  Kil.  als  bei  kleineren.  S.  Ministerialcrl.  v.  10.  Oct. 

1874  u.  24.  Aug.  1879,  dauach  den  Tarif  im  Bull.  XVI,  54811".  Bei  feinen  Havanna- 
cigarren  nur  Ermässigungen  um  c.  10%,  bei  wohlfeileren  um  20—36,  bei  franzö- 
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siM-.heii  um  20— 50g/u  {?..  \\.  von  50  auf  ."{5,  vuii  .{7.50  auf  SO,  von  25  auf  1*,  von 
1*».75  auf  13,  von  12.50  auf  S  Frcs.  p.  Kil.  bei  den  wohlfeilsten  Sorten),  bei  Ciga- 
rctttTi  um  25 — 5ü%  z.B.  von  25  auf  17 — IS,  von  20  auf  13,  von  15  auf  10  Frcs.), 
bei  feinsten  Rauchtabaken  um  20  —  50,  bei  den  gewöhnlichen  um  über  50*/<>*  ebenso 
bei  Schnupf-  und  Kautabaken  (von  10  auf  7.75.  von  12.50  auf  0  Frcs.  p.  KU.),  lauter 
Daten,  welche  für  die  Beurteilung  der  vollen  Monopolpreise  beaehtenswerth  sind. 
D.  r  Export  betrog  lssü  14s.320  Kil.  für  1,004.000  Frcs.  (nach  Bull.  a.  a.  ( ).),  davon 
Havannacig.  -1>5,  franzta.  0754,  Cigaietten  20,0S(),  fremder  Kauchtabak  21,033. 
fraiuös.  74,525,  Schnupftabak  13,000,  Kautabak  05,  Carotten  24,  zu  reduc.  Preisen 
70>3.  —  Algier  ist  für  diese  Exporte  als  Bestimmungsland  ausgeschlossen,  da  die 
Kegic  dort  selbst  verkauft;  in  die  franzüs.  Coloniecn  dürfen  Sendungen  gehen.  S.  Ein- 
zelnes bei  Olibo  II,  3  so  11".,  Uber  die  bei  dem  Export  zu  erfüllenden  Formalien 
(evpedition  und  laissez  -  passer  für  Sendungen  bis  10  Kil.,  acquit- ä-eaution  für 
grössere)  p.  3s4. 

An  Fhannaceutcn,  Thierarzte.  Vichbesitzer  können  Tabaksblatter  zum  Preise  des 
Cantinctabaks  abgegeben  werden.  Tabakbrühc  wird  neuerdings  zu  Sätzen  nach  dem 
(iradgehalt  auf  (iruud  der  Bestimmung  durch  das  Areometer  abgegeben,  Abfälle  der 
Tabakfabrikation  zu  1  Frc.  p.  Kil.    (Olibo  II,  377). 

§.  2i»3.  aa)  Höhe  der  Verkaufspreise.  Bei  der  Nor- 
mirung  der  Vollpreise  im  M o n o po lgeb i et  griff  man  von 
vornherein  zu  hohen  Preisen  im  fiscalischen  Interesse  und  hat 
diese  dann  mit  geringen  Veränderungen  —  bei  einigen  Sorten  mit 
einer  kleinen  Ermässigung  im  Jahre  1832  —  bis  zum  Jahre  1860 
beibehalten.  Den  Zuschlägen  (10,  bez.  20%)  der  indirecten  Steuern 
unterlagen  diese  Preise  nicht.  Durch  Decret  vom  UK  Oct.  1860 
wurden  dann  die  Preise  des  ordinären  Tabaks  (Hauch-,  Schnupf-, 
Kautabak,  Carotten)  erheblicher  erhöht,  von  7.25  und  8  Frcs.  auf 
9  und  10  Frcs.  (Debitanten-  bezw.  Consumentenpreis)  per  Kil.,  des- 
gleichen etwas  die  niedrigeren  Preise  im  Zonengebiet.  Die  Ver- 
kaufsmenge verminderte  sich  zwei  Jahre  lang  eiu  wenig,  im  ersten 
Jahre  um  3— 4°/0,  erreichte  aber  schon  im  dritten  die  frühere  11  übe 
und  wuchs  dann  weiter,  so  dass  das  tiscalische  Interesse  seine 
Befriedigung  fand  (S.  718).  Neue  allgemeine  Tariferhöhungen  er- 
folgten dann  nach  dem  Kriege,  besonders  durch  das  Gesetz  vom 
29.  Febr.  1872,  seit  welchem  die  Vollpreise  für  die  genannten  Arten 
ordinären  Tabaks  11.50  bez.  12.50,  feineren  Tabaks  15  bez.  16  Frcs. 
sind.  Die  Preise  der  Cigarrcn  und  Cigarctten  wurden  dem  ent- 
sprechend in  etwas  verschiedenem  Maasse  nach  den  Sorten  gleich- 
falls erhöht. 

Sie  gehen  bei  den  nur  direct  aus  den  Verkaufsburcaux  an  die  Consumenteu 
abgegebenen  feinsten  echten  Ilavannacigarrcn  bis  auf  5  Frcs.  für  das  Stück  (1 250  Frcs. 
l'Ur  das  Kilogramm,  —  es  werden,  unabhängig  vom  wirklichen  (iewicht,  immer 
250  Cigarren  auf  1  Kil.  gerechnet),  aber  auch  in  24  Abstufungen  bis  auf  10  Cent, 
das  Stuck  (25  Frcs.  p.  Kil.)  herab.  Die  durch  Debitanten  verkauften  Havaunacigarren 
gehen  von  00  Cent.  p.  Stuck  -  MO  bez.  150  Frcs.  p.  Kil.)  in  s  Stufen  bis  auf  15  Cent. 
(33  u.  37.5  Frcs.  p.  Kil.l.  die  französischen  von  00  in  11  Stufeu,  neuerdings  von  50 
in  10  Stufen  bis  auf  5  Cent.  (MO  bez.  150,  jetzt  11G  bez.  125,  bis  11  bez.  12.50  Frcs. 
p.  Kil.)  herunter.  Die  Cigaietten,  von  denen  iuimcr  1000  Stück  auf  das  Kilo  gerechnet 


Digitized  by  Google 


T:il>akniono|iol.    Hohe  der  Verkaufspreise.  741 

werden,  kosten  im  directeu  Verkauf  an  die  Conaumcnten  in  21  Stufen  p.  KU.  125  bis 
15  Frcs.,  beim  Verkauf  durch  die  Debitanten  in  20,  jetzt  22  Stut'eu  92  bez.  1 00  (Con- 
sumentenpreis)  bis  13.90  bez.  15  Freu.  Die  am  Stärksten  direct  abgesetzten  echten 
Havannas  rangiren  zwischen  150  u.  87  50  Frcs.  p.  Kil.,  also  000  bis  350  Frcs.  p. 
Mille,  die  am  Stärksten  direct  abgesetzten  französischen  Cigarreu  sind  die  Marken  zu 
75,  31.25  u.  25  Frcs.  (300,  125  u.  100  Frcs.  p.  Mille),  die  Cigaretten  —  ausser  der 
am  Stärksten  gehenden  Marke  „König"  —  gehen  am  Meisten  in  den  Preisen  von 
30,  40,  25,  35  Frcs.  Der  Cigarrenverkauf  der  Debitanten  ist  bei  Weitem  am  Grössten 
in  den  Marken  zu  12.50  (Debitauteupreis  11)  und  25  (22)  Frcs.  p.  Kil..  d.  h.  in  der 
untersten  uud  drittuntersten  Stufe;  lS^G  u.  ls>7  kam  von  dem  Cigarrenabsatz  der 
Debitautcu  darauf  über  l/&  der  Menge,  4i3 — :'/*  des  Erlöses.  Von  den  Cigaretten 
werden  durch  die  Debitanten  namentlich  die  Marken  zu  25  (23.25),  15  (13.90)  u.  20 
(18.50)  verkauft,  auch  über  V6  der  Menge,  fast  a/i  des  Erlöses.  Statist.  Daten  darüber 
im  folgenden  §.    Die  Tarife  im  Ball.  XVI,  545,  Statist.  XXIII.  290. 

• 

Die  Tariferhöhungen  nach  dem  Kriege  haben  allerdings  kurze 
Zeit  die  Verkaufsmenge  herabgedrtickt,  1873  verglichen  mit  1869 
(ohne  Elsass-Lotbringen)  um  ca.  8%,  aber,  wie  früher  schon  bemerkt 
(S.  718),  bereits  1875—70  war  die  ehemalige  Höhe  erreicht  und 
stieg  die  Verkaufsmenge  bis  1884  ununterbrochen.  Der  Fiscus  fand 
also  abermals  bei  den  Tariferhöhungen  gut  seine  Rechnung,  obgleich 
ja  freilich  dahin  steht,  ob  bei  massigeren  Preisen  eine  dann  stärkere 
Consumsteigerung  das  Finanzintercsse  nicht  ebenfalls  befriedigen 
könute.  Darauf  könnte  man  aus  dem  stärkeren  Consum  des  wohl- 
feileren ( 'antinetabaks  und  auch  aus  dem  Vergleich  mit  dem  grösseren 
Consum  in  Ländern  wohlfeileren  Tabaks,  wie  Deutschland,  und 
selbst  eines  anderen  Monopolgebiets,  wie  Oesterreich,  schliessen. 

Der  Consum  (d.  h.  die  Verkaufsinenge)  von  Tabakfabriiaten  war  1SS4  (bisher 
erreichtes  Maximum)  p.  Kopf  902  Gramm.  Erlös  10  Frcs..  1SS3  945  u.  U.S5  Frcs., 
ISMO  947  u.  9.7H  Frcs.  ^Bull.  XVIII,  291).  Etwas  abweichend  Coropte  f.  IssO 
|».  123:  in  lssO  934  Gramm,  wovon  109  Schnupf-,  7G5  Rauchtabak  (incl.  Cig.t. 
Wie  übrigens  neben  Wohlstand  und  Preisen  Sitte  und  (ieschmack  einwirkt,  zeigt  der 
piinz  verschiedene  Consum  in  den  Departements:  18^6  Schnupftah.  Min.  24,  Max. 
:{35,  Kauchtab.  (incl.  Cig.)  Min.  204,  Max.  1410  (nicht  Seine,  sondern  Kh«*»nemUnd., 
noch  höher  Beifürt  mit  1914)  Gramm,  beide  zusammen  Min.  3S1 ,  Max.  1592  (.Beif. 
1951)  Gramm.  Danach  vertheilt  sich  die  Tabaksteuer  im  Lande  recht  un- 
g leichmässig.  —  In  Deutschland  ist  der  Consum  jetzt  1.4—1.5.  vor  derSteuer- 
orhöhung  1,7 — 1.8  Kil.  fabrikationsreifen  Rohtabaks  p.  Kopf  (Steuer-  und  Zollertraj? 
auch  jetzt  noch  nicht  voll  1  M..  früher  etwa  30—40  Pfennig)  (Stat.  Jahrb.  1SS7,  S. 
1.'{5,  1  ss).  In  West-Oesterreich  ist  derConsum  etwa  1.4  KU.  Fabrikate  (1 SS4— sli), 
tl«u-  Erlös  c.  3.2  fl.  p.  Kopf,  wobei  die  Cigarre  im  Consum  relativ  mehr  als  doppelt 
so  stark  als  in  Frankreich  vertreten  ist  (Uber  '/-.  gegeu  nicht  l/lu  vom  Gesawmtconsum: 
(«»est.  Stat.  Handb.  f.  lss7  S.  131). 

Die  genaue  Feststellung  des  Verhältnisses  zwischen  den 
Kosten  der  Tabakfabrikate  und  des  Erlöses  daltir,  dem- 
nach die  genaue  Bezifferung  des  Preisaufschlags  und  des 
Steuer  Zuschlags  im  Monopol,  bietet  bei  der  Complication  der 
Verhältnisse  und  damit  der  Berechnungsgrundlagen  Schwierigkeiten, 
vollends  für  die  einzelnen  Gattungen  Fabrikate.  Aber  auch  flir  die 
Gcsammtmenge  der  letzteren  kommt  man  zu  einem  verschiedenen 
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Ergebniss,  je  nachdem  man  einen  Zins-  und  Amortisationsbetrag  für 
das  Anlagecapital  und  einen  Zins  für  das  Betriebscapital,  wie  es 
eigentlich  richtig  wäre,  bereits  mit  zu  den  „Kosten"  setzt  oder,  wie 
in  den  Finanzrechnungen,  nicht.  In  diesem  Falle  enthält  der  be- 
rechnete Reinertrag  diesen  Zins-  und  Tilgungsbetrag  in  sich. 

Ein  Pauschanschlag  ergiobt  Folgendes;  Werth  der  Rohtabake,  in  Verarbeitung 
begriffener  Tabake,  der  Cigarren-  und  Fabrikatvorräthe  etc.  Anf.  lSSti  96.47.  End? 
ISS<>  98.87  Miil.  Frcs.,  i.  D.  97.67  Mill.  Frcs.  „Bctriebscapital",  worauf  etwa  li)°  u 
Gewinn  zu  rechnen  wäre;  44.00  Anf.,  44.62  Ende  1886,  i.  D.  44.31  Mill.  Frcs.  Werth 
der  Gebäude,  Maschinen  etc.  als  „Anlagekapital",  worauf  ausser  10%  Gewinn  5%  Amorti- 
sation käinr.  In  Summa  wäre  daher  c.  16.42  Mill.  Frcs.  Zins-  und  Amortisations- 
■  betrag  zu  den  Ausgaben  des  Monopols  hinzu  und  von  dem  Reinertrag  abzurechnen. 

Annähernd  richtig  und  für  die  hier  vorliegenden  Zwecke 
doch  im  Wesentlichen  genügend  sind  indessen  Berechnungen,  iu 
welchen  man  sich  auf  die  massgebenden  Hauptpuncte,  fabricirte 
Mengen,  Auslagen  dafür  im  Jahre,  Erlös  dafür  nach  den  Verkaufs- 
preisen und  Absatzarten  beschränkt.  Dabei  sind  aber  die  Provi. 
sionen  der  Debitanten  wenigstens  vergleichsweise  mit  zu  berück- 
sichtigen. 

Die  Durchschnittszahlen  für  die  Gesainintmcnge  der  Fabrikate  verandern  sich 
jährlich  natürlich  auch  in  Gemüssheit  der  Veränderung  derjenigen  Quoten,  welche 
auf  die  einzelnen  Gattungen  und  Sorten  der  Fabrikate  kommen,  weil  und  soweit  hei 
diesen  das  Verhältnis»  zwischen  Herstellungskosten  und  Verkaufspreisen  ein  verschie- 
denes ist.  Mit  der  Steigerung  der  Tarife  wird  das  Verhältniss  zwischen  Kosten  und 
Erlös  günstiger,  der  Preis-  und  Steueraufschlag  höher,  ebenso  wirkt  die  Verminderung 
und  umgekehrt  die  Steigerung  der  Herstellungskosten  ein.  —  In  den  französischen 
amtlichen  Berechnungen  werden  zu  den  „Einnahmen"  auch  die  im  Jahre  erfolgten 
Vermehrungen  des  Kegie-Capitals.  zu  den  „Auslagen"  die  Verminderungen  desselben 
gerechnet,  —  ganz  richtig. 

Im  Ganzen  kann  man  annehmen,  dass  anfangs,  d.  b.  nach 
1815,  das  Verhältniss  zwischen  Auslagen  und  Einnahmen 
etwa  wie  37  —  35  :  100,  dann  (1827—30)  wie  30:100,  darauf 
allmälig  (1837— GO)  wie  27—26—25  : 100,  18G1— 64  wie  24—23  zu 
100  war,  oder  a.  a.  W.  dass  der  Preis-  und  Steuerzuschlag 
zu  den  Herstellungskosten,  als  Ergebniss  des  Zusammen- 
wirkens der  Kostenbewegung,  Tarifnormirung  und  des  Gangs  des 
Consums  nach  Gattungen  von  ca.  185  allmälig  auf  ca.  325%  ge- 
stiegen ist.  Nach  dem  Kriege  hat  sich  in  Folge  der  genannten  drei 
Momente  das  Verhältniss  zwischen  Auslagen  und  Einnahmen  bis 
1884  wie  etwas  unter  19 : 100,  der  Preis-  und  Steuerzuschlag  auf 
ca.  430  %  gestellt.  Nimmt  man  aber  die  Provisionen  der  Debitanten 
noch  hinzu,  so  ergiebt  sich  für  1884  ein  Verhältniss  der  Ausgaben 
zu  den  Einnahmen  wie  etwa  17.5  : 100  und  ein  Gesammtaufschlag 
von  ca.  470 ".'„.    Das  wäre  in  Frankreich  mit  der  blossen  Fabrikat- 
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Steuer  schwerlich,  mit  dem  britischen  System  der  Tabakbesteuerung 
bloss  durch  den  Zoll,  unter  Verbot  des  einheimischen  Tabakbaues 
und  Beschränkung  des  Consums  auf  ausländischen  eingeführten, 
vermutlich  ebensowenig  zu  erreichen  und  jedenfalls  nur  mit  nach- 
theiligeren volkswirtschaftlichen  Wirkungen. 

Die  angegebenen  Zahlen  sind,  wie  gesagt,  nur  Näherungswert  he.  Die  ge- 
naue Berechnung  in  dem  Bericht  für  1S84  ergiebt  für  die  an  die  Niederlagen  aus 
den  Fabriken  abgelieferten  französischen  Fabrikate  (also  ausser  deu  importirten 
Havanna-  und  Manüacigarren)  einen  Aufschlag  (ohne  die  Debitantenprovisiouen)  ?on 
401%.  Einschliesslich  der  importirten  Cigarren  ermässigt  sich  dieser  Aufschlag  etwas, 
weil  diese  letzteren  schon  beim  Ankauf  thcurer  kommen  und  nicht  im  gleichen  Maasse 
wie  die  französischen  Fabrikate  beim  Verkauf  im  Preise  hinaufgeschraubt  werden  (der 
Annahme  nach  auch  nicht  können).  Für  1880  (Coropte  p.  71)  ist  die  amtliche  Be- 
rechnung des  „benefice**  gegenüber  dem  Kostenbetrage  (prix  de  re?ient)  430.77,  bei 
Havanna-  und  Manilacig.  nur  1 08.29  °/0. 

Berechnet  man  aus  den  Zahlen  dos  gesammten  Kostenaufwands,  des  Roh-  und 
Reinertrags  zur  Vervollständigung  der  Daten  über  diese  für  die  tinanzicllc  Würdigung 
des  Monopols  entscheidenden  Puucte  noch  den  Durchschnittskostensatz,  Absatz- 
preis und  Uegiegewinn  für  das  Kilogramm  des  jedesmaligen  Gesammtabsatzes ,  so 
ergiebt  sich  p.  Kil.  Frcs.: 


Je  2  Jahre:        Kostensatz.      Preis.  Ciewinu. 


Gewinn  %  vom 
Kostensatz. 


1S1T — IS  2.02  5.50  3.4*  172.3 

1*34—35  1.S7  5.88  4.01  214.4 

1*58—51»  1.74  0.20  4.55  201.5 

1  SOS— 00  1.82  7.*8  0.00  333.0 

1*84—85  1.97  10.37  8.40  420.4 

1817—18  zu 

1884—85  wie  100:  «17.5  1*8.5  241.4 

Ks  sind  auch  hier  die  Vermehrungen  des  Itegiecapitals  bei  den  Einnahmen,  die 
Verminderungen  desselben  bei  den  Ausgaben  eingesetzt,  bei  ersteren  auch  die  Neben- 
einnahmen inbegriffen.  Unter  Hinzurechnung  der  Provision  der  Debitanten  erhöht 
sich  der  Preis  und  Gewinn  noch  fast  genau  um  1  Frc.  \97  Cent.),  1S*4— *5  auf 
11.34  bez.  0.37  Frcs.  p.  Kil.,  was  wieder  einen  Preis-  und  Steueraufschlag  von  470% 
ergiebt.  Für  die  französischen  Fabrikate  allein  wird  der  Verkaufspreis  nach  Debi- 
tantensatz  in  den  Niederlagen  f.  1**0  auf  10.23  Frcs.  p.  Kil.,  der  Uebcrnahmewerth 
auf  1.92  Frcs.  amtlich  berechnet  (Ber.  f.  1**0  p.  9). 

§.294.  bh)  Abstufung  der  Verkaufspreise.  Ein  solcher 
enormer  Preisaufschlag  zeigt,  welche  Steuerbelastung  der  Tabak- 
consumenten  durch  das  Monopol  erfolgt,  wenn  dabei  auch  immer 
zu  beachten  ist,  dass  dieser  Aufschlag  den  „Geschäftsgewinn"  mit 
in  sich  enthält  und  ein  Theil  davon  auch  bei  „freier  privatwirth- 
schaftlicher  Production"  den  Consumenten  treffen  würde  (S.  734). 
Da  der  grösste  Theil  des  Tabaks  zudem  in  der  Form  ordinärerer 
Fabrikate  von  der  Masse  der  Bevölkerung  verbraucht  wird  und 
dieser  Theil  weitaus  den  Hauptertrag  liefert,  so  fällt  jene  Steuer- 
belastung im  Monopol  doch  vornemlich  auf  die  grosse  Volksmasse. 

Das  Bedenken,  welches  dann  gegen  eine  so  hohe,  mittelst  des 
Monopols  erreichte  Tabakbesteuerung  hinsichtlich   der  Gleich- 
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mässigkeit  der  Belastung  auftaucht,  vermindert  sich  jedoch,  weil 
gerade  die  Monopolform  die  Auleguug  eines  wenigstens  an 
nähernd  die  Qualität  der  verschiedenen  Fabrikate  berücksichtigen- 
den Steuerfusses ,  eines  „Qualitätsfusses"  zulässt,  mehr  wie 
jede  andere  Tabaksteuerforni.  Ja,  das  Monopol  ermöglicht  es  sogar, 
einigermassen  den  Steuerfuss  für  die  feineren  Qualitäten  der  Fabrikate 
progressiv  steigen  zu  lassen  und  so  die  Tabakbesteuerung  mit 
in  Gemässheit  des  Grundsatzes  der  „Besteuerung  nach  der 
Leistungsfähigkeit"  der  Consumenten  einzurichten  (Fin.  U, 
S.  34«). 

Im  französischen  Tabakmonopol  sind  nun  die  Preise  in  der 
That  mit  Rücksicht  auf  diesen  doppelten  Gesichtspunct  der  höhereu 
Besteuerung  des  feineren  Tabaks  und  wieder  der  wohlhabenderen 
('onsumenten  abgestuft,  —  freilich  nur  soweit  als  es  practisch  und 
nach  den  Interessen  des  Fiscus  selbst  durchzuführen  ist. 

Denn  die  ganz  genaue  Abstufung  der  Preise  nach  Qualität  des  Fabrikate  ui.J 
Durchschnitts  Wohlstand  der  Consumenten  seheitert  schon  an  der  Schwierigkeit  oder 
Unmöglichkeit,  für  jede  einzelne  Sorte  (z.B.  bei  Cigarren,  Cigaretten)  die  speciellrn 
Herstellungskosten  zu  ermitteln.  Die  Qualität  der  verkauften  Tabake  steht  ferm" 
immer  nur  einigermassen  im  Verhältniss  zum  Wohlstand  der  Consumenten.  .Kucl 
hindert  der  höhere  Anschalfungs-  oder  Herstellungspreis,  z.  lt.  bei  echten  Havanna- 
eiganvn  und  zum  Thcil  allgemeiner  bei  Fabrikaten  aus  feineren  amcri«aniscli<'n  Ta- 
baken, den  Aufschlag  so  hoch  zu  normireii.  wie  es  der  Qualität  der  Fabrikate  im 
Verhältniss  zu  ordinäreren  und  wie  es  dem  Wohlstand  der  Durehschnittseonsunicnujj 
«Mitsprechen  würde.  Denn  die  dann  eintretende  Versteuerung  wurde  leicht  ihren 
Zweck  verfehlen,  weil  sie  zu  einer  f  onsumminderung  führte  und  so  das  Intens 
Fiscus  schädigte. 

Der  „  Q  u  a  1  i t  äts s te  u  e  rf  u ss",  welcher  die  Leistungsfähigkeit 
der  Consumenten  berücksichtigt,  ist  daher  auch  in  Frankreich  nur 
„im  G  r  o  8  s  c  n  und  Ganzen"  durchgeführt ,  aber  schon  das  ist 
ein  Vortheil. 

Die  grösseren  Preisstufen  des  französischen  Tarifs  nach  Hauptgattungen,  so  bei 
Hauch-.  Schnupf-  und  Kautabak  nach  den  beiden  Unterscheidungen  von  „feinerem" 
und  „ordinärem"  Fabrikat  (zu  l(i  uud  12.50  Frcs.  p.  Kil.,  Consumentenpreis)  und 
einigermassen  auch  nach  den  genannten  Fabrikaten  einer-,  Cigarren  —  inländische 
im  Durchschnitt  1SS<>  c.  10.1  bez.  ls  (Debitantcn-  und  Consumentenpreis)  p.  Kil.  — 
und  Cigaretten  —  1>S«{  c.  20.7  und  22. s  p.  Kil.  —  andererseits,  sowie  wieder  die 
Preisstufen,  in  welchen  die  Sorten  von  Cigarren  und  Cigaretten  zu  einander  stehen, 
entsprechen  wenigstens  einem  solchen  „roheren"  Qualitätssteuerfuss.  Diu  Preisdifferenz 
druckt  hier  freilich  nicht  bloss  die  Aufschlagdifferenz,  sondern  auch  diejenige  oVi 
Anschaffung*-  und  Herstellungskosten  mit  aus.  D*-r  viel  höhere  Preis  der  „echten* 
Havannacigarren  —  lssü  p.  Kil.  117.35  Frcs.  im  Durchschnitt,  mit  lOS^O^  Auf- 
schlag, wie  bemerkt,  wozu  bei  dem  allerdings  nur  kleinen,  etwa  1  \  des  liesaiumt- 
absatzes  betragenden  Verkauf  durch  Debitanten  noch  c.  S%  Provision  für  den  Con- 
sumenten hinzutritt  —  gegenüber  im  Inland,  aus  einheimischen  und  fremden  Tabake« 
hergestellten  Cigarren  ist  vollends  in  erheblichem  (irade  auf  diu  hühereu  Anschaffunp- 
koiten  zurückzufuhren. 

Daten  über  die  Vertheilung  des  Konsums,  bez.  Verkaufs  nach  Sorten  sind 
Mhon  ni.-bil'iich  oben  eingestreut  wurden  ,S.  72*>.  S.  730,  S.  732,  S.  7.US).  Im  Jahre  1>^ 
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war  der  Verkauf  an  üebitanten  und  direct  an  Consuuienten  (incl.  Fehlmengen  zur  Last 
der  Rcchnung:deger  der  Niederlagen ,  auch  incl.  Verkauf  in  Corsiea  und  Algier,  aber 
ohne  Export  und  Einiges  sonst)  folgender  (Cotnpte  d.  uianufact.  1886  p.  9;  hie  und 
da  etwas  abwei-  hend  Jtull.  XXXII.  290  II.) 

Menge    mitü.  Preis  m??!ös  •  \    70  des 
1000  Kil.  p.  KU.  Eres.  ^^Frcs  Erlöses. 

Havanna-  und  Manilacigarren     .    .    .  2S.4       117.35  3.337  0.1) 

Französ.  Cisr.  u.  feinere  Tabakfabrikatc  5,120          10.81  80,174  23.5 

Ordinäre  Tabake   22,041          J 1. IS  253,050  00.0 

Tabak  zu  reducirten  Preisen  ....  0,060           3.20  21,796  0.0 

Truppentabak  ■    1.0SS  1.30  2.201  0.0 

Summe    35,510  10.23       360,507  100.0 

Vuti  dem  Debitantenvcrkauf  von  Tabakfabrikaten,  ausser  Cigarren  und  Cigaretten, 
—  der  directe  Verkauf  an  Consumenten  ist  ganz  unerheblich  —  zu  Vollp reisen 
im  Monopolgebiete  kommen  auf  die  Prcisclassen  in  1880  folgende  Mengen  und  Er- 
löse, wobei  zu  bemerken  ist,  dass  die  Relationen  von  Jahr  zu  Jahr  kaum  irgend 
merklich  schwanken  (nach  Bull.  a.  a.  O.-: 

Menge  Dcbit.-Preis  Plös,  '7U  des 

1000  Kil.  p.  Kil.  Frcs.  j^pn-s.  Erlöses 

Rauchtabak: 

Scaferlati,  fremder  ...        234             15  3,507  2.0 

feinerer    .    .    .        301              15  5,403  3.1 

ordinärer.    .    .    11,614             11.50  168,005  01.9 

Summe   15,212  —  177,034  luO.O 

Schnupftabak: 

Fremder   0.418  15  7  0.001 

Feinerer   1.630  15  24  0.004 

Ordinärer   6,332.0  11.50  72,8111  09.995 

Summe   6,334.0  —             72,^50  100.0 

Kautabak: 

Feiner   155  15                2.322  27.4 

Ordinärer                               534              11.50  0.147  72.0 

Summe   OSO  8,408"  ~lÖb~o'~ 

Ordin.  Carotten    .    .    .    .  473  11.50  5,44  1  — 
Oder  von  allen  genannten  Sorten 

Feiner  (auch  fremder)  .    .  755  15  11,323  4  3 

Ordinärer   21,953  11.50  252,475  05.7 

Summe   22,708  —  203,700        "  loo.o" 

Von  den  1887  eingeführten  feinsten  Rauchtabaken  wurden  durch  die  Pebitanten 
verkauft  794  Kil.  Vizir.  (23.50  Frcs.  p.  KU.).  843  Kil.  feiner  Levantiner  (ls.75  Frcs. 
p.  Kiü  Die  direct  an  die  Consumenten  abgesetzten  fremden  Rauchtabake  (zu  20  bis 
45  Frcs.  p.  Kil.  in  7  Stufen)  betrugen  1886  doch  zusammen  auch  nur  2697  Kil.  für 
64,000  Frcs.  neben  3241  Kil.  ord.  für  41,000  Frcs. 

Bei  Cigarren  und  Cigaretten  wiederholt  sich  dieselbe  Erscheinung,  wenn 
sich  auch  nicht  ganz  in  gleichem  Maasse  ein  üeberwiegen  der  Consumtion  ordinärer 
Fabrikate  zeigt  (s.  schon  oben  S.  741).  Der  Consum  hochfeiner  und  sehr  theurer 
Cigarren  ist  ein  minimaler,  z.  B.  in  1886  Absatz  der  theuersten  Sorte  des  franzö- 
sischen Tarifs  direct  an  Consuinenten  (1250  Frcs.  p.  Kil.,  Stück  5  Frcs.)  nur  375  Gramm, 
der  zweittheuersten  (1000  Frcs.)  2700,  der  dritttheuersten  Sorte  (750  Frcs,)  700,  der 
vierten  (500  Frcs.)  18,300  Gramm,  erst  der  sechsten  (312'/a  Frcs.)  219.2  Kil.  — 
Fasst  man  die  Cigarren  (incl.  echte)  und  Cigaretten  in  3  grössere  Prcisclassen  zusammen 
(nach  Dcbitantenpreis  bez.  bei  den  direct  abgesetzten  nach  Consumentenpreis),  so  ergiebt 
dich  Folgendes  f.  1880  (berechnet  nach  den  Daten  im  Bull.  a.  a.  O.). 
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Prcih  j>.  Kil. 

Menge 
100  Kil. 

Erlös 
1000  Frcs. 

7»  des 
Erlöses 

Cigarren : 

2.025 

100  Frcs.  und  mehr  .... 

182.8 

4.3 

33    ..    bis  unter  100  Frcs.  . 

1.9*8 

9,450 

15.3 

11     „                    33  „ 

32.844 

4S,31S 

80.4 

60,393 

1 00.0 

Cigaretteu : 

30  Frcs.  und  mehr  

2,203 

505.4 

12.6 

7>27 

15,281 

87.4 

Summe  

8.332 

17.484 

100.0 

In  wie  weit  die  Preisstufen  bestimmt  beabsichtigten  Zuschlägen  zum  Kostensat/c 
behufs  Durchführung  des  Qualitätsfusses  und  progressiv  höherer  Belastung  der  wohl- 
habenderen Consumentcn  entsprechen,  ist  einigermaßen  aus  der  Vergleichuug  der 
Sorten  und  Preise  zu  ersehen.  Für  die  schwierigeren  genaueren  Berechnungen  sind 
auch  in  dem  detaillirten  Rechnungswesen  der  französischen  Monopolverwaltung  noch 
keine  völlig  genügenden  Grundlagen  vorhanden.  Indessen  fehlt  es  in  den  amtlich«.» 
statistischen  Veröffentlichungen  nicht  ganz  an  Auhaltspuucten  wenigstens  zu  approxi- 
mativen Veranschlagungen.  S.  bes.  die  Tabellen  in  dem  Bande  der  Keponses  der 
Generaldirektoren  zu  der  Em|U«'te  v.  1873,  p.  336  ff.,  wo  für  die  einzelnen  Fabriken 
für  einige  Sorten  Fabrikate  „Fabrikationskosten"  p.  Kilogr.  f.  1853—72.  1863— TJ, 
berechnet  worden.  Der  Character  dieser  Zahlen  als  blosser  Näherungswertho  wird  tu 
den  Erläuterungen  selbst  hervorgehoben.  Die  einzelnen  Jahre  zeigen  auch  aus  zu- 
fälligen Einflüssen  ziemlich  bedeutende  Schwankungen  der  Kostensätze  bei  derselben 
Fabrik  und  unter  den  einzelnen  Fabriken  siud  diese  Sätze  auch  mehrfach  erheblich 
verschieden.  Es  handelt  sich  ferner  hier  nur  um  die  eigentlichen  ,.Fabrikatious- 
kosten",  für  (ieräthe,  Apparate.  Gehalte,  Löhne,  Räume  u.  s.  w.,  nicht  um  die 
ganzen  Herstellungskosten,  indem  bes.  der  Werth  des  Rohstoffs,  die  Kosten  der 
Magazinirung,  des  Transports  dabei  fehlen.  Einiges  Interesse  bieten  die  Berech- 
nungen aber  doch.  Die  folgende  Uebersicht  giebt  einige  bemerkenswerthe  Daten  für 
IS72  zum  Vergleich  dieser  Fabrikationskosten  und  damaligen  neuen  Tarifpreis«.-, 
p.  Kil.  in  Fr<s..  wobei  die  specnll  genannten  Fabriken  diejenigen  der  größten  l'iv 
duetionsmenge  sind. 

Fabrikations-  Debitanten- 
kosten  preis 
Frcs.  Frcs. 

Ordinärer  Schnupftabak : 

Chateau-Roux  0.0*44  11.50 

Paris  (Gr.-Caillou)   0.1600  11.50 

Durchschnitt   0.1222  11.50 

Andere  Fabr.  Max   0.321S  11.50 

„    Min   0  073S  11.50 

Feiner  Schnupftabak : 

Gr.-Caillou  O.Moo  15 

Ordinärer  Rauchtabak: 

Gr.-Caillou  0.1030  11.50 

Lyon  0.1461  11.50 

Andere  Fabr.  Max   0.3630  11.50 

„    Min   0  1141  11.50 

Fremder  Rauchtabak : 

Gr.-Caillou  0  3110  15 

Feinerer  Rauchtabak : 

Havre   0.2495  15 

Andere  Fabr.  Max   0.4350         1 5 

„         „    Min   0.2350  15 

Cigarren  zu  5  Cent.: 

Marseille   2.0276  11 

Toulouse   1.7683  11 
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Fabrikations- 

Debitauton- 

kosten 

preis 

Frcs. 

Frcs. 

11 

1.7873 

11 

CigaiTen  zu  Vjt  Cent.: 

?  4070 

16.50 

2.7303 

16.50 

Cigarren  zu  10  Cent.: 

2.1800 

16.50 

4.02% 

22 

41700 

22 

4.4014 

22 

22 

Ligarren  (z.Th.  aus  Har.tab.)  v.Keuilly: 

Unterste  Sorte  

/7.8200 
\  7.80 17 

33 
33 

44 

U.S551 

50 

.,  (Hcgalias)  

«».0740 

5G 

Vierte  (.Londres)  

12.3730 

Iis 

Exccptionells  

10.2380 

02  und  mehr. 

Das  Kilogr.  Cigarren  wird  auch  hier  zu  250  Stuck  angenommen. 

Siebt  man  von  allen  anderen  Theilen  der  Herstellungskosten 
ab,  die  freilich,  wie  besonders  die  Rohstoffkosten  nach  dessen 
Qualität,  wieder  erheblich  verschieden  sind,  indessen  doch  nicht  so, 
dass  durch  ihre  Einbeziehung  die  obigen  Relationen  vollständig 
verschoben  würden,  so  ergiebt  sich  bei  Schnupf-  und  Rauchtabak 
ein  grösserer  relativer  Gewinn  als  bei  Cigarren,  der  höchste  bei 
ordinärem  Schnupf-,  dann  bei  Rauchtabak.  Bei  Cigarren  von  ver- 
schiedenen Sorten  ist  der  relative  Gewinn  nicht  erheblich  ver- 
schieden, doch  auch  bei  den  ordinären  Sorten  etwas  höher  (Kosten 
zum  Debitantenpreis  hier  wie  1 :  5—6—7,  bei  den  anderen  1 :4  —6). 
Der  absolute  Gewinn  per  Kil.  steigt  aber  doch  mit  der 
Qualität  der  Sorte,  so  bei  Schnupf-  und  Rauchtabak  von  11 
bis  11  !/4  auf  14'/6 — 14*  3,  bei  Cigarren  von  ca.  9  auf  ca.  14—18 
bis  25—46 — 56—72  Frcs.  und  weiter,  Zahlen,  welche  sich  durch 
Errechnung  der  anderen  Kosten  allerdings  gerade  bei  den  höheren 
Qualitäten  mehr  als  bei  den  unteren  vermindern,  aber  doch  in  den 
ungefähren  Relationen  auch  dann  bestehen  bleiben.  Dadurch 
wird  aber  das,  was  oben  Uber  den  Steuerfuss  gesagt  wurde,  be- 
stätigt. Der  geringe  Consum  der  feineren  Tabake  (incl.  Cigarren) 
zeigt  zwar,  dass  auch  diese  grösseren  absoluten  Gewinne  bei  diesen 
Tabaken  für  den  finanziellen  Gesammtertrag  des  Monopols  nicht 
viel  ausmachen.  Aber  eine  der  höheren  Qualität  der  feineren  Tabake 
und  der  grösseren  „Leistungsfähigkeit"  der  Consumenten  derselben 
entsprechende  Mehrbelastung  dieser  Personen  wird  doch  auf  diese 
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Weise  erreicht.    Das  bleibt  eine  besonders  vorthcilhaf'te  Seite  der 
Tabak  besteuerung  in  Monopol  form. 

§.295.  e)  Einige  weitere  Einzelheiten.  Zur  Ergänzung 
der  vorausgehenden  Darstellung  der  Einrichtung  des  französischen 
Tabakmonopols  wären  noch  manche  Einzelheiten  zu  erwähnen,  von 
denen  hier  nur  noch  einige  hervorgehoben  werden  mögen. 

S.  im  Ges.  v.  1816  bes.  die  ..allgemeinen  Bestimmungen"  Art.  215 — 227 
Uli  ho  II,  409  fl".  und  passiin.  so  p.  305  ff 

a)  Das  Monopol  bezieht  sich  auch  auf  sog.  künstlichen  Tabak  (tabac  factice) 
und  jede  andere  Materie,  welche  zum  Verkauf  als  Tabak  präparirt  wird  (Ges.  von 
1835,  Art.  5). 

ß)  Die  feineren  Bauch-  und  Schnupftabake  und  alle  Cigarren  werdcu  auch  von 
den  Debitanten  in  genau  nach  Art,  Farbe,  Bezeichnung,  Vignetten,  Marken,  (iewichts- 
nieiige  und  (bei  Cigarren  und  Cigarettcn)  Anzahl  vorgeschriebenen  Behältern 
und  Verpackungen,  welche  nach  den  Sorten  verschieden  sind,  verkauft  (Ucbersbht 
bei  Uli  ho  II,  305  iL),  Kautabake  und  Carotten,  ordinärer  Schnupf-  und  Rauchtabak 
in  bestimmten  Mengen  offen  nach  Gewicht.  Die  Debitanten  dürfen  nicht  mehr 
als  ein  Kistchen  jeder  Sorte  Cigarren  auf  einmal  öffnen  und  die  Packetc  der  feinoivn 
Cigarren  nur  im  Ganzen  verkaufen. 

y)  Jede  Menge  von  über  10  KU.  Tabakfabrikate  darf  nur  mit  acquit-ä-caution 
cmuliren,  Mengen  von  1 — 10  KU.  bedürfen  dazu,  wenn  sie  nicht  mit  Marken  und 
Vignetten  der  Kegie  bekleidet  sind,  eines  laissez  passer  ((ies.  v.  1816,  Art.  215  . 
Cautinetabake  sind  noch  mehr  beschränkt:  sie  dürfen  nicht  in  Mengeu  über  1  Kii. 
circuliren,  selbst  wenn  sie  Marken  haben,  falls  sie  nicht  aus  den  Staats fabriken  oder 
Niederlagen  kommen,  wo  sie  von  acijuit-ä-caution  oder  Factor  des  Verlegers  begleitet 
sein  müssen  ((ies.  v.  23.  Apr.  1840,  Art.  2).  Verstösse  gegen  diese  Transport-  1 
Vorschriften  sind  mit  Beschlagnahme  und  Confiscation  des  Objects  wie  der  Transport- 
mittel und  mit  100—1000  Frcs.  Geldstrafe  bedroht  (Ges.  v.  1810,  Art  216). 

d)  Niemand  darf  andere  als  gesetzlich  zugelassene  Tabakfabrikate  besitzen,  auch 
von  den  Kegiefabrikaten  keine  grösseren  Vorräthe  als  10  Kil.,  falls  sie  nicht 
mit  Kegiemarke  versehen  sind  (Ges.  v.  1810,  Art.  217).  S.  die  analogen  Beschrän- 
kungen f.  Cantinetabak  schon  oben  S.  739  und  für  Tabakpflanzer  S.  727. 

t)  Der  Besitz  von  Werkzeugen  und  Geräthen  zur  Tabakfabrikation 
ist  verboten  und  bedingt  in  Verbindung  n.it  dem  Besitz  von  Tabakblättern  oder  Tahak 
in  Verarbeitung  die  Schuld  der  Defraude  sowie  die  bezüglichen  Strafen  (Confiscatioa 
des  Tabaks,  der  (ieräthe  u.  s.  w.,  Geldstrafe  von  1000—3000  Frcs.,  Art.  220,  221  des» 
Ges.  v.  1816). 

Die  oben  S.  727  schon  erwähnten  Strafen  für  geheimen  Verkauf  und 
Colportagc  beziehen  sich  auch  auf  diese  Handlungen  in  Betreff  von  Tabaksfabrikaten 
((ies.  v.  IS  16,  Art.  222). 

//)  Vorstände  von  Niederlagen  und  Verkaufsläden,  welche  Kegieiabrikatt 
fälschen,  durch  Hinzufügung  von  oder  Mißbillig  mit  fremdartigen  Stollen,  werden 
abgesetzt,  —  was  auch  auf  Debitanten  Anwendung  findet  (gen.  (ies.  Art  227, 
s.  Olibo  II,  445). 

§.  21)6.  1")  Finanzielles  Ergcbniss.  Die  im  Voraus- 
gehenden zahlreich  eingestreuten  statistischen  Daten  Hessen  das 
glänzende  finanzielle  Ergebniss  des  französischen  Tabakmonopols 
bereits  zur  Genüge  erkennen.  Zum  schliesslichcn  Ueberblick  und 
zugleich  zum  Rückblick  auf  Früheres  und  auf  die  ganze  Periode 
des  Monopols  von  Mitte  1811  bis  Ende  1886  werden  hier  noch 
einige  Daten  aus  der  Abrechnung  der  Generaldirection  der  Staats- 
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mauui'acturen  für  das  Jahr  1886,  das  letzte,  dessen  Abrechnung 
vorliegt,  zusammengestellt. 


S.  Compto  f.  1886,  p.  28  ff,  3  11.,  52  ff. 

Periode 

v.  1./7.  1S11  18sf, 
bis  31./12.  1886 

Einnahme: 

Gesainmtverkauf  Menge  1000  Kil   1,624,81!»  .'{6,052 

Erlös  dafür  1000  Frcs.   12,360,275  308,311 

Verschied.  Einnahmen  1000  Frcs   56,895  1,5*4 

Gesainmteinnahme   12,417,170  3(10,025 

rectilicirt   12,417,203  369,925 

Ansgabe: 

Einheimischer  Tabak  (incl.  Algier)  1000  Kil   1,092,896  21.842 

Zahlung  dafür  1000  Frcs   838,401  18,380 

Fremder  Tabak  und  Diverses  1000  Kil   808,203  21,082 

Zahlung  dafür  1000  Freu   1,239,627  28.445 

Zus.  Ankäufe.  Menge  1000  Kil   1,901,090  42,933 

Zahlung  dafür  1000  Frcs   2,078,028  46,825 

Fabrikations-,  Transport-  und  alle  sonst.  Ausladen  1000  Frcs.  1,098,034  26,597 

Gesammtausgabe  1000  Frcs   3,176,162  73,421 

„           rectilicirt   3.176,18»;  73,42) 

Uebersehuss  hiernach  1000  Frcs   9.241,017  296,503 

Capital  der  Regie,  vermehrt  1000  Frcs   226,044  2,81  1 

Desgl.  vermindert  1000  Frcs   82,761 

Rest  der  Capitalvcrmchrung  1000  Frcs   143,283  — 

Reeller  Reinertrag  (incl.  Capital bo weg uug,  nach  Be- 
richtigung der  Rechnungen)  1000  Frcs   9,386,967  299,317 

Für  den  Staatsschatz  erworben   9,351,003  295,663 


Die  Zahlen  der  letzten  Keihc  betreffen  den  Ueberschuss  der  Einziehungen  über 
die  bewerkstelligten  Zahlungen. 

Das  Capital  der  Regie  aus  der  ersten  Periode  1.  Juli  1811  —  Ende  1^14 
war  33.89  MU1.  Frcs.  Es  hat  sich  bis  1886  mehr  als  vervierfacht.  Unter  der 
Capitalverminderung  befindet  sich  als  Verlust  durch  den  Krieg  von  1870  der  Betrag 
vou  25,345,000  Frcs. 

Der  bisher  erreichte  Höclistbetrag  der  Verkäufe  (36,374,000  Kil.),  des  Roh- 
ertrags (377,629,000  Frcs.)  und  des  reellen  Reinertrags  (incl.  Capifalrermehrung) 
(306,034,000  Frcs.)  war  im  J.  1884. 

Die  Ansgabe  f.  1886  vertheilt  sich,  abgesehen  von  dem  Rohtabakankauf  (s.  die 
Tabelle),  auf  Transportkosten  mit  2,513,000  Frcs.  und  auf  andere  Konten  mit 
21,084,000  Frcs.  Von  letzteren  kommen  auf  die  Rohstoff-Magazine  und  Muuu- 
factureu  22,747,000  Frcs.,  auf  Verkaufskosten  (ohne  die  Debitantt^iprovibioneii) 
1,336,000  Frcs.    Unter  jenen  22,747,000  Frcs.  waren: 

1000  Frcs. 


Gehalte  der  Manufactur-Reamten   793 

.,   Cultnr-  und  Magazin-Beamten    .    .  1,206 

(iagen  bei  den  Magazinen   165 

Löhne   391 

Gagen  ..    „   Manufacturen   1,384 

Löhne  „     „         _JI  .    .    .    .    .  14,811 

Zus.  persönl.  Ausgaben   18,750 

Sonstige  Ausgaben  bei  den  Magazinen  ....  246 

„         „     „   Manufacturen  .    .    .  2,555 

„  beiden  zusammen  .  .    .  780 

Zus.  sachl.  Ausgaben    .    .    .    .    .    .  3,581 

Verschiedenes   417 
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Von  der  Gesammtausgabe  inachen  die  Kosten  des  Tabaks  63.8.  die 
Transportkosten  3.4,  die  Magazinirungs-  und  Fabrikationskosten  81.0,  die 
Verkaufs  kosten  l.S°/o  aus- 

Zu  letzteren  gehören  aber  eigentlich  die  Debi tantenpro Visionen  noch  hinzu, 
mit  35,151,000  Frcs.,  womit  die  Gesammtausgabe  auf  108,572.000  Frcs.,  der 
Rohertrag  auf  405,070,000  Frcs.  steigt,  so  dass  jene  26.87»  von  diesem  betragt. 


cc)  Rückblick  und  zur  Kritik. 

§.  2«J7.  Im  Rückblick  auf  die  dargelegte  Entwicklung  des 
französischen  Tabakmonopols  ergiebt  sieb,  dass  die  Erwartungen, 
welche  Napoleon  I  und  seine  Finanzmänner  bei  der  nach  neunzehn- 
jähriger Unterbrechung  und  nach  anderen  unzulänglichen  Be- 
steuerungsexperimenten erfolgten  Wiedereinführung  des  Monopols 
im  Jahre  1810  gehegt  hatten,  sich,  wenn  auch  erst  nach  längerer 
Zeit,  als  man  damals  vermuthet  hatte,  im  Wesentlichen  erfüllt 
haben  (§.  286).  Mit  Hilfe  des  Monopols  hat  man  eine  Tabak- 
besteuerung erreicht,  welche  in  verhältnissmässig  bequemer  Form, 
mit  genügender  Berücksichtigung  der  landwirtschaftlichen  Interessen, 
jetzt  über  3(K)  Mill.  Frcs.  rein  für  den  Staat  erträgt,  was  etwa  den 
neunten  Tb  eil  der  ungeheuer  gesteigerten  gegenwärtigen  ge- 
sammten  französischen  Staatsbesteuerung  ausmacht. 

Ueber  zwei  Drittel  der  directen  Siaatsstuuern ,  über  drei  Achtel  der  gewalligen 
Einkünfte  aus  den  Verkehrssteuern  (Enrcgistrcment,  Stempel  u.s.  w\  zwei  Drittel  des 
enormen  Ertrags  der  (ieträ.ikesteuem  und  ebenso  viel  als  durch  die  Zölle  wird  s.- 
durch  die  Tabakbesteuerung  dem  Fiscus  eingebracht  (s.  auch  S.  579,  50ti).  Fnd  eine 
weitere  Steigerung  des  Monopolertrags  ist  nach  allem  Bisherigen  wahrscheinlich,  weuu 
auch  in  den  letzten  Jahren  (seit  1  *?S4 — 85)  sich  eine  kleine  rückläufige  Bewegung  in, 
Ertrag  gezeigt  hat. 

Freilich  stellt  der  Reinertrag  des  Tabakmonopols,  wie  jedes 
solchen  Monopols,  was  nicht  vergessen  werden  darf  (S.  734),  zu 
einem  Theil  gar  keine  Steuern,  sondern  eine  Uebertragung 
von  G esebäftsgew innen  dar,  welche  bei  „freiem  Verkehr"  der 
Privatindustrie  und  dem  Handel  zufallen  würde. 

Möglich,  selbst  wahrscheinlich,  dass  auch  der  französische  Tabakbau  ohne  da- 
Monopol  und  unter  Voraussetzung  einer  Steuer,  welche  ihn  lebensfähig  erhielte,  eine 
grössere  Ausdehnung  als  gegenwärtig  einnehmen  würde,  obwohl  er  sich  als  landwirth- 
schaftlichcr  Produetionszweig  schwerlich  dabei  einer  solchen  Sicherheit  und  Prosperität 
erfreute,  als  da,  wo  er  jetzt  betrieben  wird,  unter  dem  Monopol  (S.  725).  Aber  die 
Fabrikatious-,  (iross-,  Zwischen-  und  Kleinhandelsgewinne,  welche  sonst  vorkommen 
würden,  bezieht  allerdings  beim  Monopol  der  Staat  in  dem  Reinertrag.  Nur  die  Ge- 
winne, welche  bei  der  Versorgung  der  Kepie  mit  ausländischem  Tabak  durch  Liefe- 
ranten u.  s.  w.  gemacht  werden  (S.  727),  bleiben  dem  Privathandel.  Sie  würden  bei 
„freier  Concurretiz"  im  Tabakgeschäft  jedoch  vielleicht  noch  bedeutender  sein. 

Man  rouss  also  immerhin  zugestehen,  dass  der  hohe  finanzielle 
Reinertrag   des   Tabakmonopols    volkswirthschaf  tlich  bc- 
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trachtet  auf  Kosten  der  gänzlichen  oder  theil weisen  Unter- 
bindung eines  wichtigen  nationalen  Er werbszweigs,  den 
andere  Länder  bei  anderen  Steuersystemen  für  ihre  Volkswirtschaft 
erhalten  haben,  erworben  wird. 

Allein  darin  kann  kein  entscheidendes  Bedenken  gegen 
das  Monopol  gefunden  werden.  Es  bleibt  auch  volkswirthsch ält- 
lich, nicht  nur  finanziell  ein  Vortheil,  dass  der  hohe  Ertrag  des 
Tabakmonopols  es  ermöglicht,  andere,  sonst  nöthige  Steuern  zu  ent- 
behren oder  bei  anderen  bestehenden  Steuern  die  Steuersätze 
massiger  zu  halten,  als  es  sonst  geschehen  könnte. 

Als  Glied  der  modernen  Gesammtbesteuerung  und 
zumal  der  Verbrauchs besteuerung  ist  zudem  eine  einträgliche 
Tabakbesteuerung,  vollends  wo,  wie  in  Frankreich,  die  Besteuerung 
einmal  so  stark  angespannt  werden  muss,  zu  rechtfertigen,  ja  zu 
verlangen,  —  wenn  freilich  auch  hier  in  der  Entwicklung  der  Ein- 
träglichkeit der  Tabakbesteuerung  aus  allgemeinen  steuerpolitischen 
Gründen  wieder  ein  bestimmtes  Maas s  innegehalten  werden  sollte 
und  es  fraglich  werden  kann,  ob  dieses  Maass  in  Frankreich  nicht 
Überschritten  wird.   Ein  Punct,  auf  den  zurückzukommen  ist. 

Jedes  wichtige  Finanzmonopol  enthält  aber  zugleich  ein  Stück 
„ Eigenthumsordnung"  und  damit  ein  Stück  „volkswirt- 
schaftlicher Organisation^.  Gerade  in  dieser  Hinsicht  zeigt 
das  Tabakmonopol  in  Frankreich,  dass  man  mittelst  einer  solchen 
Einrichtung  recht  wohl  im  Stande  ist,  „PI  an  massig  keit"  der 
Production  an  Stelle  der  privatwirthschaftlichen  „Regellosigkeit"  zu 
setzen  und  dass  dabei  die  ökonomischen  und  technischen 
Interessen  und  ebenso  die  Consumcntcnin teressen  ge- 
nügend wahrgenommen  werden  können. 

Demi  was  in  letzterer  Hinsicht  den  etwaigen  Einwurf  mit  der  Preisliche 
anlangt,  so  ist  diese  keine  Priinipicn frage.  Sit;  kann  rechtlich  und  factisch  jeden 
Augenblick  ermässigt  werden,  wen»  das  für  nothwcridig  oder  zweckmässig  gilt  und 
die  Finanzen  es  erlauben.  Au<  h  die  Festbaltung  hoher  Preise  ist  beim  Monopol 
aber  eben,  weil  der  grössere  Gewinn  dabei  der  üesammtheit  zuflicsat,  ganz  anders  als 
bei  der  Privatindustrie  zu  beurthcilen. 

Gerade  das  französische  Tabakmonopol  beweist  daher  auch 
die  Möglichkeit  und  Zweckmässigkeit  der  „Verstaatlichung" 
von  Industrie-  und  Handelszweigen  in  ökonomisch  und  tech- 
nisch geeigneten  Fällen  und  beweist  insofern  etwas  für 
„socialistische  Forderungen". 

Die  Versorgung  eines  grossen  Marktbedarfs  in  einem  so  wichtigen  Verbrauchs- 
artikel, wie  Tabak,  mittelst  eines  absolut  und  relativ  —  im  Verhältnis*  zur  „freien 
Tabakindustrie*'  anderer  Länder  und  im  Vergleich  mit  anderen  Prodm  tionszweigen 
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des  eignen  Landes  -  so  geringen  Personals,  an  Arbeitern.  Beamten,  Debitankü 
u.  s.  w. ,  ist  auch  ein  glänzendes  Beispiel  dafür,  dass  die  „staatliche  Organi- 
sation der  Arbeit"  ihre  Aufgabe  hier  weit  besser  und  auch  —  weit  wohl- 
feiler löst,  als  die  „privatwirths c haftliche",  mit  ihrer  gerade  auf  dem  (iebieu 
des  Tabaks  masslosen  Kraftvergeudung  —  in  Betreff  des  Personals  —  uud  Betrie'o- 
/.ersplittorung,  mit  ihrer  Fälschung  der  Fabrikate,  ihrer  Täuschung  Uber  Qualität  und 
Werth,  mit  ihrer  Verteuerung  des  Artikels  durch  den  Zwischen-  und  Kleinhandel, 
zumal  für  den  „kleinen  Mann'*.  Der  Vergleich  zwischen  Deutschland  und  Frankreith 
lallt  in  diesen  Beziehungen  vielfach  zu  Gunsten  des  letzteren  und  seines  Monopols  au>. 
—  was  am  Allerwenigsten  eine  Schule  von  Theoretikern  und  Politikern  verkennen 
sollte,  welche,  ganz  mit  Becht,  „Versorgung  des  Bedarfs  mit  möglichst  ge- 
ringem Kr  ifteau  fwand"  als  Ziel  richtiger  volkswirtschaftlicher  Entwicklung  hin- 
stellt, sich  aber  freilich  gewöhnlich  dem  Wahne  hingiebt,  die  Erreichung  dieses  Ziels 
auf  dem  Buden  „volkswirtschaftlicher  Anarchie"  als  am  Besten  gesichert,  ja  seltat 
als  allein  möglich  anzusehen:  ein  Wahn  oder  ein  Dogma,  welche  durch  das  Studium 
einer  Einrichtung,  wie  derjenigen  des  französischen  Tabakmonopols,  gut  wider- 
legt werden. 

Von  den  Bedenken  bezüglich  des  französischen  Tabakmono- 
pote  scheint  dasjenige  in  Betreff  zu  hoher  Preise,  besonders  der 
ordinäreren  Fabrikate  und  des  weiteren  in  Betreff  einer  zn 
grossen  Quote  des  gesammten  riesigen  Steuerbedarfs,  welche 
auf  die  Deckung  durch  die  Tabakbesteuerung  fällt,  allerdings 
der  Erwägung  werth.  Ob  in  beiderlei  Beziehungen  gegenwärtig  noch 
das  richtige  Maass  inne  gehalten  wird,  kann,  wie  schon  bemerkt, 
fraglich  sein.j 

' k^  M^V/frtTr"^e1t)sl  Hs  fiscal  ische  Interesse  bei  einer  Ermässigung  der 
Monopolpreise  gerade  für  ditf  ^iuären  Tabake  des  Masscnconsums,  welcher  doch  für 
den  Ertrag  entscheidend  ist  (S.  "\  »  profitiren  wilrdc?  Die  erfreuliche  höhere  Be- 
lastung der  feineren  Tabakfabrikate. ^ie  Anlegung  eines  „Oualitätsfusses"  iS.  7  44) 
hebt  das  Bedenken  einer  unvcrhältnis&&ssi£e11  •  b.  mit  der  Leistungsfähigkeit  in 
Widerspruch  stehenden  Besteuerung  der  consumirenden  Volksmassen  doch  noch 
nicht  ausreichend  Die  Unglcichmässigkeit  Jes'abakconsuins  *n  ^cn  cinzcbieu  Landcs- 
thcilon  (S.  741)  und  die  leidigo,  wenn  auch  u,,v^uicidlichc  Zulassung  der  viel  wohl- 
feilereu  Cantinetabake  in  den  (.irenzzonen  bilden  Vr'tcre  ^ orstösse  geKe»  allgemeine 
Steuerpriucipien  und  Posttilate  und  gegen  (irundsätze  w*  'cnc  s0  Sern  zwar  'n  Frank- 
reich als  Leitstern  der  modernen  französischen  Steuerplili,£  "nach  den  Principien  von 
17VJ"  hingestellt  werden,  —  (irundsätze,  welche  freilich  ucn  ^  anderen  französischen 
St-juern,  nach  wie  vor  17S9,  oft  genug  verletzt  werden  oder  Iedirlich  eine  formelle 
Anerkennung  im  Steuerrecht  linden.  Die  enorme  Höhe  de  Tal>akpreise  im  Monopol 
steigert  die  angedeuteten  Bedenken  hier  nur  noch  besonders. 

So  gerechtfertigt,  ja  noth wendig  aber  auch  w^ bemerkt,  gerade 
die  Tabakbesteuerung  Überhaupt  in  unseren  Steuers)stemen  untl  be" 
sonders  im  französischen  ist,  so  sehr  man  mit  Ret!11  benauPten 
darf:  soll  es  einmal  eine  Verbrauchsbesteuerung  ge^0'  80  ist 
die  Tabak besteuerung,  und  eine  hohe  Tabakbesteuei^  einer 
ihrer  richtigsten  und  wichtigsten  Bestandtbeile,  -  man  kS"  doch 
anderseits  eben  bei  diesem  Artikel  nach  seinen  eigen ai^* en 
Consumtionsvcrhältnissen  nicht  läugnen,  dass  für^ 
Tabakbesteuerung  ein  Maass  geboten  ist,  welches  ihr  Ertrac  iV, 
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Gesammtsteuerertrag  nicht  Überschreiten  sollte.  Ein  Gesichtspunct, 
welcher  bei  der  Besteuerung  des  Tabaks  mehr  wie  bei  der  Brannt- 
weinbesteuerung Beachtung  verlangt,  selbst  bei  dieser  aber  nicht 
unrichtig  ist.  Den  neunten  Theil  eines  so  colossalen  Steuer- 
bedarfs durch  die  Tabakbesteuerung  aufbringen,  das  heisst  eben 
doch,  den  zufälligen  Consumenten  eines  Verbraucbsartikels  eine 
kaum  noch  zu  billigende  Extra- Last  für  die  Bestreitung  des 
Staatsaufwands  zuschieben.  Und  gerade  die  Consu menten  sind 
es  ja,  welche  bei  der  Besteuerung  in  Monopolform  wirklich  voll  und 
ganz  getroffen  werden:  eine  der  steuertechnischen  Glauz- 
seiten  des  Monopols.  Aber  uach  dem  Maasse  der  Besteuerung, 
der  Höhe  der  Quote  der  letzteren  vom  Steuerbedarf  und  der  indi- 
viduellen Vertheilung  der  Tab akco n sumtio n  bleibt  es 
Steuer  politisch  doch  bedenklich,  die  Tabakbesteuerung  so  über- 
mässig stark  gegenüber  allen  anderen,  auch  den  übrigen  Verbrauchs- 
steuern, deren  Objecte  nirgends  solche  individuelle  Consumverschieden- 
heiten  aufweisen,  werden  zu  lassen. 

So  wird  man  das  wenigstens  vom  Standpuncte  heutiger  Theorie  und  Praxis  und 
speciell  vom  Standpuncte  der  „(ileichmässigkeit44  der  Besteuerung  aus  auffassen.  Als 
man  in  der  Revolution  das  alte  Monopol  beseitigte,  wurde,  characteristisch  für  die 
Verschiedenheit  der  Anschauungen  in  solchen  Dingen,  gerade  die  Uebernahmc  des 
Einnahmeausfalls  auf  die  n  i  c  h  t  -  tabakverbrauchende  Bevölkerung  mit  als  Bedenken 
gegen  die  Beseitigung  des  Monopols  geltend  gemacht. 

Freilich  steht  man  in  Frankreich,  Dank  der  inneren  und  äusseren 
Politik  im  „Jahrhundert  der  Revolution",  deren  Reflex  die  colossale 
Steuerlast  ist,  hier,  wie  in  anderen  Fällen,  wo  ähnliche  Bedenken 
auftauchen,  beim  Enregistrement  und  Stempel  (S.  579  ff.),  bei  den  Gc- 
tränkesteuern  (S.  G55ff.),  vor  einem  peinlichen  Dilemma:  schiebt  man 
diesen  Steuern  eine  so  grosse  Quote  des  Steuerbedarfs  zur  Deckung 
zu,  so  erreicht  man  zwar  diese  Deckung,  aber  es  erheben  sich  die 
angedeuteten  Bedenken;  berücksichtigt  man  diese,  so  wird  die 
Deckung  des  Bedarfs  noch  schwieriger  und  man  muss  wieder  zu 
manchen  anderen  Steuern  greifen,  d.  h.  die  Gesammtbcsteuerung 
noch  verwickelter  und  für  die  Volkswirtschaft  vielleicht  noch  lästiger 
machen.  Die  französische  Besteuerung  leidet  eben  einmal  unver- 
meidlich unter  den  Folgen  der  Politik  ihres  Landes.  „Macht  mir 
gute  Politik,  und  ich  will  Eure  Besteuerung  erträglich  machen." 
Diesen  Satz  hat  das  „neue",  wie  das  „alte  Regiment"  in 
Frankreich  gleichcrmassen  vergessen  und  —  inuss  nun  die  Folgen 
tragen. 
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Interesse  der  Nationalvertheidigung  nach  Aussen,  gemäss  dem  noch 
geltenden  Rechtszustand  die  Gewinnung  von  Salpeter  und  die 
Herstellung  und  den  Verkauf  des  Pulvers  von  Neuem 
ausdrücklich  dem  Staate  allein  vorbehielt.  Auch  die  private 
Einfuhr  von  Pulver  und  Ein-  und  Ausfuhr  von  Salpeter  wurden 
verboten,  ebenso  der  Besitz  von  Kriegspulver,  und  der  Besitz  von 
allem  andern  Pulver  beim  Privaten  ohne  besondere  obrigkeitliche 
Ermächtigung  auf  5  (seit  1834  auf  2)  Kil.  beschränkt,  sowie  eine 
Reihe  von  weiteren  sicherheitspolizeilichen  Anordnungen  getroffen. 

Das  Monopol  bezieht  sieb,  nach  der  Auslegung  der  Judicatur, 
auch  auf  alle  dem  Schiesspulver  ähnlichen  Explosivstoffe. 

Das  Monopol  wurde  und  wird  mittelst  der  Preisnormirung  für 
das  Pulver,  namentlich  für  das  Jagdpulver,  fiscalisch  in  der  Weise 
ausgenutzt,  dass  es  mit  zur  Erhebung  einer  Ver braue hssteue r 
dient,  die  den  Haupttheil  des  Reinertrags  bildet. 

Das  Gesetz  vom  Fructidor  V  ist  noch  heute  die  Grundlage  des 
Monopolrechts.  Doch  sind  manche  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
beseitigt  oder  abgeändert  worden.  Namentlich  wurde  die  Einfuhr 
ausländischen  Salpeters  und  die  Gewinnung  und  der 
Verkauf  von  Salpeterimlnlande,  mit  wenigen  Beschränkungen, 
seit  1819  freigegeben  (Ges.  v.  10.  März  1819),  so  dass  seitdem 
das  Monopol  sich  im  Wesentlichen  nur  noch  auf  Pulver  und  andere 
ähnliche  Explosivstoffe  bezieht.  Aber  auch  in  dieser  Hin- 
sicht hat  neuerdiDgs  eine  Einschränkung  des  Monopols  statt- 
gefunden, indem  durch  das  Gesetz  v.  8.  März  1875  die  Fabrikation 
von  Dynamit  und  Nitro-Glycer  in- Sprengstoffen  der  Privat- 
industrie Uberlassen  wurde  (s.  o.  §.  279). 

An  die  Aufhebung  des  ganzen  Monopols  ist  öfters  gedacht 
worden.  Ein  im  Jahre  1887  gestellter  Antrag  ging  darauf  hinaus. 
Es  sollten  im  Allgemeinen  die  Grundsätze  des  Gesetzes  v.  8.  März 
1875  betr.  Dynamit  auch  auf  Pulver  angewendet,  also  dessen 
Fabrikation  und  Verkauf  unter  genügenden  Cautelen  der  Privat- 
industrie Uberlassen  werden.  Doch  ist  es  bisher  nicht  dazu  ge- 
kommen. Zwingende  sicherheitspolitische  Gründe  sprechen  kaum 
für  das  Monopol,  wie  auch  das  Beispiel  anderer  Länder  beweist. 
Die  Erhebung  einer  indirceten  Verbrauchssteuer  vom  Jagdpulver, 
worin  die  finanzielle  Bedeutung  des  französischen  Monopols  im 
Wesentlichen  besteht,  —  eine  Art  „Luxussteuer"  Hesse  sich,  wie 
bei  Dynamit,  auch  bei  der  Privatfabrikation  nach  den  üblichen 
französischen  Formen  durchfuhren.    Anderseits  sind  die  Gründe  für 
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die  Aufhebung  eines  altbestehenden  Monopols  auch  nicht  durch- 
schlagend. 

§.  299.   2.  Einrichtung. 

a)  In  der  Verwaltung  des  Monopols  sind  mehrfach  Ver- 
änderungen eingetreten,  welche  früher  schon  in  Verbindung  mit 
anderen  Organisationen  zu  erwähnen  gewesen  sind  (S.  599  u.  720). 
Jetzt  ist  die  Pulverfabrikati  <>n  wieder  dem  Kriegsministerinm, 
der  Verkauf  des  Pulvers  an  Private  der  Generaldirection 
der  indirecten  Steuern  Ubertragen:  also  bei  diesem  Monopol 
eine  ähnliche  Vertheilung  der  Functionen  wie  beim  Tabakmonopol 
(8.  719). 

Das  Pulver  für  Private  umfasst  Jas  für  den  Handel,  auch  Export,  Jagd,  Berg- 
werke, Feuerwerke,  Sch  utzen Gesellschaften .  die  Handelsmarine  u.  s.  w.  bestimmte 
Pulver.  Die  Herstellung  desselben  erfolgte  bis  zum  Jahre  1S05  durch  das  Kriegs- 
uiinisterium.  Damals  wurde  diese  Aufgabi;  der  Generaldirection  der  Staatsinanufacturen 
mit  übertragen,  im  Jahre  1*74  aber  in  dieser  Beziehung  der  frühere  Zustand  wieder 
hergestellt  (Decr.  v.  13.  Nov.  1 873).  —  Im  Kriegstninisteriuiu  besorgt  jetzt  wieder  eine 
eigene  Abthciluug  diese  Geschäfte,  das  Corps  des  ingenieurs  des  poudres  et  salp.'-tres 
>Decr.  v.  9.  Mai  U*75).  In  Folge  des  Armeegesetzes  v.  16.  März  1SV2  sind  hier 
formelle  Acnderuugcn  in  Bezug  auf  die  Trennung  der  Direction  und  der  Ausführung 
der  Geschäfte  eingetreten  (Decr.  v.  19.  Febr.  1883,  Block,  suppl.  geiu  r.  p.  379).  Der 
Verkauf  des  Pulvers  t'ur  Private  —  zu  dem  eventuell  auch  Kriegspulver,  z.  B. 
für  den  Export  nach  anderen  Ländern  gehört  —  unterstellt  nach  wie  vor  1865  und 
1S73  der  Generaldirection  der  indirecten  Steuern. 

b)  Die  Normirung  derPreise  des  im  Innern  abgesetzten 
Pulvers  erfolgt  durch  Gesetz,  diejenige  der  Preise  des  ftir  die 
Ausfuhr  bestimmten  Pulvers  jährlich  durch  Ministerialerlass,  nach 
Uebereinkunft  zwischen  dem  Kriegs-  und  Finanzministerium.  Ein 
eigentlicher  Steuerzuschlag  findet  dabei  ausdrücklich  nur  bei 
dem  für  die  Jagd  u.  dgl.  dienenden  Pulver  statt,  während  das 
Berg  werk  sp  u  Iv  er  sowie  das  zur  Ausfuhr  bestimmte  um  einen 
Preis  verkauft  werden  soll,  welcher  ein  gesetzliches  Maximum  nicht 
überschreiten  darf  und  den  eigenen  Herstellungs-  und  Transport- 
kosten der  Regie  am  Orte  der  Verwendung  anzupassen  ist. 

(ies.  v.  IC.  März  1819.  Olibo  II,  514.  Bull.  XXII,  47S.  Der  Tarif  selbst 
specialisirt  nach  Verwendungszwecken  und  Sorten  genau.  Die  Verdopplung 
der  Preise  des  Jagdpulvers  nach  dem  Kriege  von  1S70 — 71  (Ges.  v.  4.  Sept.  1871 
Art.  11)  wurde  wegen  auch  fiscalisch  nachtheiliger  Einwirkung  auf  den  Consum  bald 
wieder  rückgängig  gemacht  (Ges.  v.  25.  Juli  1S73)-  Doch  unterliegt  Pulver  im  Inland 
dem  25u/„  Zuschlag  der  indirecten  Steuern  zum  Principal.  Bei  der  Festsetzung  der 
Preise  für  das  zur  Ausfuhr  bestimmte  Pulver  sind  die  allgemeinen  Preisconjuncturen 
massgebend. 

Der  bestehende  Tarif  ist  für  Jagdpulver  nach  4  Sorten  p.  Kil.  2S— 19.35— 15— 
11.85  Fres.  (Cousumentenpreis,  s.  u.).  ausnahmsweise  für  englisches  Pulver  33  Frcs.:  für 
Bergwerkspulver  in  3  Sorten  2.85—2.50—2  Frcs.:  für  Pulver  zu  verschiedenen  andereu 
/weck.;»  3.40—  2-1. CO  — 1.50-  1.40  Frcs.;  sogen,  pulverin  0.90;  ausserdem  noch 
einigt-  weiten-  Sper.ialsät/e.    Besondere,  meist  erheblich  niedrigere  Tarife  bestehen 
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wieder  für  Pays  de  Gex,  Zone  von  Obersavoien,  Corsica,  Tunis.  Monaco.  —  Der  Tarif 
fur  die  Jagdpulver  zum  Export  ist  l^sO  erheblich,  z.  Th.  auf  die  Hälfte  herabgesetzt 
worden,  so  für  3  Sorten  von  5  und  4.25  —  4.50  und  3.75  —  4  und  3.25  Frcs.  p.  Kil. 
auf  bez.  2.50  und  1.90  —  2.25  und  1.65  —  2  und  1.40.  Vgl.  die  Tarife  im  Bull. 
XVI,  552  lf.,  XXII,  479  ff.,  XXIII,  302  ff. 

(•)  Der  Rohertrag  de8  Monopols  kommt  grösstenteils  aus 
dem  Verkauf  der  dritten  und  vierten  Sorte  Jagdpulvers  und  der 
ordinären  Sorte  Bergwerkpulvers.  Der  Reinertrag  kann  übrigens 
aus  dem  Jagdpulver  nicht  allein  herrühren,  wenigstens  neuerdings 
nicht,  wie  das  Verhältniss  des  Absatzes  von  Jagdpulver  und  des 
Erlftscs  dafür  zum  Reinertrag  ergiebt.  E.s  muss  demnach  auch  an 
dem  anderen  Pulver  und  nach  Lage  des  Dinge,  wie  sie  die 
statistischen  Zahlen  constatiren,  vornemlich  doch  am  Bergwerks- 
pulver, nicht  ganz  unbedeutend  von  der  Regie  protitirt  werdeu. 

Die  Verkaufsmengen  und  Ertragsverhältnisse  waren  folgende  (altere 
Daten  bei  v.  Hock  S.  350;  Bull.  XVII,  548,  XXII,  482,  XXIII,  300  fl.,  Faure 
p.  130,  230:  übrigens  in  den  amtl.  Quellen  mehrfach  etwas  abweichende  Daten). 


Verkaufte 
Menge 

Erlös. 

Gewinnungs- 
kosten 

Reingewinn 

1000  Kil. 

1000  Frcs. 

1000  Frcs. 

1000  Frcs. 

1819 

6S3 

3.272 

2,181 

1,091 

1*35 

954 

4,015 

2,302 

2.313 

1854 

2.497 

8,025 

3,653 

4,372 

1864 

4.1S3 

12,817 

5,671 

7,146 

1869 

4,582 

14.0*4 

4.44<J 

9.635 

1874 

4,124 

13.081 

4.270 

8,811 

1885 

4,740 

15,000 

4,541 

10,405 

Die  Zahlen  bezichen  sich  mit  auf  Algier.  Auch  verhältniss  massig  ist  der 
Reinertrag  immer  günstiger  geworden.  1  Kil  kostete  der  Regie  hiernach  durchschnitt- 
lich 18S5  0.95  Frcs.  und  wurde  von  ihr  fur  4.01  Frcs.  verkauft,  also  mit  einem 
Gewinn-  oder  Steueraufschlag  von  322  °/0,  der  beim  Jagdpulver  noch  viel  erheblicher 
gewesen  sein  muss.  Seit  18*»2  sind  Verkaufsmenge  und  Erlös  etwas  gesunken,  der 
Reinertrag  wenig.  Auch  die  Dynamitsteuer  hat  seit  1882  im  Ertrage  abgenommen 
(S.  O'.iO.  697). 

Nach  dem  Jahresbericht  der  Dircction  der  indirecten  Steuern  —  mit  etwas 
abweichenden  und  zwar  kleineren  Zahlen,  als  die  vorausgehenden  (s.  Bull.  XXI.  436, 
XXIII.  30O)  —  wurde  1885  an  Jagdpulver  im  Inland  verkauft  491,000  Kil.  für 
6,029,01)0  Frcs.,  p.  Kil.  12.3  Frcs.,  woron  auf  die  zwei  untersten  Sorten  allein  bez. 
131.000  und  350.000  Kil.  zu  1,884,000  und  3.937,000  Frcs.;  an  Minenpulver 
2.815,000  Kil.  fur  6,350.000  Frcs..  p.  Kil.  2.25  Frcs.,  fa*t  alles  von  der  niedersten 
Sorte  oder  Tarifclasse.  Die  Verkäufe  für  die  Ausfuhr  betrugen  832.0  0  Kil.  fUr 
935,000  Frcs  ,  p.  Kil.  1.11  Frcs.  Der  kleine  Rest  von  der  ganzen  Snmme  (die  im 
Bull.  a.  a.  O.  nur  zu  4.410,000  Kil.  für  13,802,000  Frcs.  angegeben  wird,  also  etwas 
niedriger  als  in  der  vorausgehenden  Tabelle)  kam  auf  die  sämintlichen  anderen  Ver- 
wendungszwecke und  Absat /.gebiete. 

d)  Der  Verkauf  des  Pulvers  ist  ganz  ähnlich  eingerichtet  wie 
beim  Tabakmonopol  (§.  291).  Das  der  Direction  der  indirecten 
Steuern  vom  Kriegsministerium  überlieferte  Pulver  wird  in  Nieder- 
lagen (Entrepots)  gebracht  und  von  hier  aus  theils  direct  an 
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Consumenten  verkauft,  tbeils  und  vornemlich  an  Debitanten  zu 
einem  etwas  ermässigtcn  Preise  —  dem  „Debitantenpreise"  —  ab- 
gegeben, welche  es  dann  nach  dem  amtlichen  Tarif  des  Consumenten- 
preises  an  das  Publikum  verkaufen.  Für  einzelne  Sorten  besteben 
besondere  Bestimmungen.  Die  Debitanten  müssen  Über  die  Verkäufe 
genau  Buch  führen,  insbesondere  über  Zeitpunct,  Sorte,  Menge  des 
Pulvers,  über  Namen,  Beruf  und  Wohnort  des  Käufers. 

Vielfach  fungircn  die  Verleger  und  Debitanten  des  Tabaks  zugleich  mit  für 
Pulver.    Die  Ernennung  besonderer  Pulverdebitantcn  erfolgt  durch  den  Prafecten. 
Die  Zahl  der  Debitanten  war  1S09  (ohne  Elsass-Lothringen)  \042,  1SS5  10.079.  Die 
Provision  der  Debitanten  beträgt  beim  Jagdpulver  1.20.  meist  0.60  Frcs.  p.  Kil..  Minen- 
pulver darf  nur  von  solchen  Debitanten  verkauft  werden,  die  dazu  eine  eigene  Er- 
mächtigung des  Prafecten  haben,  und  auch  dann  nur  auf  (»rund  eines  Certiticats  dr-> 
Maites  oder  des  leitenden  Ingenieurs  hinsichtlich  der  Verwendung.   Die  Preise  dies«  ? 
Pulvers  sind  für  Debitanten  und  Consumenten  jetzt  dieselben.    Die  Verkäufe  voij 
Pulver  erfolgen  vorschrift!*inäs*ig  in  Behältern  und  Mengen,  welche  für  die  verschie- 
denen Sorten  verschieden  sind.  —  Mancherlei  sicherheitspolizeiliche  Vorschriften  be- 
stehen natürlich  für  die  Aufbewahrung  und  den  Transport  von  Pulver.   In  unruhigen 
Zeiten  können  die  Präfeeteu  den  Verkauf  von  Pulver  ganz  verbieten,  die  Vorrathe 
der  Debitanten  einziehen  oder  den  Verkauf  auf  Debite  in  den  Hauptorten  der  Airon- 
dissements  beschränken  und  ihn  an  speciellc  Ermächtigung  der  Käufer  knüpfen.  Dir 
Debitanten  unterliegen  der  stcucramtlichen  visitc  und  im  Princip  dem  exerciee.  S. 
darüber  und  über  das  auch  hier  umfangreiche  Detail  des  Verwaltungsrechts  Ülibo, 
z.  B.  II,  501. 

Salpeterfabrikanten,  welche  ausserhalb  der  Bezirke  der  staatlichen  Salpeter- 
fabriken  ihr  Geschäft  treiben,  sind  licenzp flichtig  (25  Kres.).  Solcher  gibt  es  aber 
.seit  Jahren  nur  3— 5. 

e)  Die  Strafandrohungen  sind  auf  diesem  Gebiete  mehr- 
fach besonders  scharf,  was  sich  aus  der  Verknüpfung  sicherheits- 
polizeilicher mit  den  fisealischen  Interessen  zur  Genüge  erklärt 
Namentlich  wird  in  einigen  wichtigeren  Fallen  mit  Confiscation 
der  Objecte  und  mit  Geldstrafen  Gcf  ängn  issst  rafe  verbunden. 
Zur  Aufspürung  von  Contraventionen  dienen  hier  in  besonderem 
Maasse  Prämien  der  Ergreifer.  Eigene  Anzeigepflichten  Ober 
Pulvervorräthe  bestehen  für  ankommende  Schiffe.  Die  früher  auch 
hier  zulässige  Vereinbarung  der  Steuerbehörde  in  Bezug  auf 
Contiscation  und  Geldstrafen  über  A  bfiudu  ngssummen  hat  seit 
1851  zu  Gunsten  steter  gerichtlicher  Entscheidung  aufgehört. 

S.  bes.  Ges.  v.  Kniet.  V,  Art.  27—31,  36.  Ges.  v.  2S.  Apr.  1S16  Art.  222—225, 
fies.  v.  24.  Mai  ls34  Art.  2—1.  Ges.  v.  25  Juni  1S41  Art.  25.  Olibo  II.  469  H.. 
501—514.  Bio.  k.  dict.  Art.  poudres  Nr.  15— 21.  Beispiele:  bei  unerlaubter  Pu  lv  er- 
fabrikation  Geldstrafe  von  3000  Kres. ,  Conliscation  des  Pulvers  und  der  Gerätb-> 
und  Stolle  zur  Herstellung;  Einsperrung  der  beschäftigten  Arbeiter  auf  3  Monat, 
beim  Kuckfall  auf  1  Jahr;  7a  der  Geldstrafen  an  den  Denuncianten.  Bei  unerlaubtem 
Verkauf  .'100—1000  Frcs.  und  Gelangt! iss  von  1  Monat  bis  2  Jahren,  letztere  Strafe 
auch  bei  unerlaubtem  Besitz  von  Kriegs-  oder  Armeopulver  oder  bei  Besitz  von 
mehr  als  2  Kil.  anderen!  Pulver,  neben  100  Kres.  Geldstrale.  Handelsschiffe, 
welche  nicht  binnen  24  Stunden  nach  Ankunft  ihre  Pulvervorräthe  angemeldet  haben, 
laufen  500  Ii«..  Geldstrafe.    Veibot-ne  Pulvereinfuhr  ins  Staatsgebiet  unterliegt 
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ausser  Confiscation  «los  Pulvers  und  der  Transportmittel  einer  Strafe  von  20.44  Frcs. 
p.  KU.  Pulver;  bei  Einfuhr  *nr  See  dem  doppelten  Satze.  Die  Ergre i f e rautheiie 
richten  sich  z.  Th.  nach  der  Zahl  der  arrctirtcn  (Kontravenienten  (15  Frcs.  p.  Kopf) 
und  nach  der  Menge  des  beschlagnahmten  Pulvers  (H  Frcs.  p.  KU.)- 


y.    Das  Streich-  oder  Zündhölzchen-Monopol. 
(Monopole  des  allumettes.) 

Gesetzgebung.  Erste  Einführung  einer  Steuer  durch  Ges.  v.  4.  Sept.  1871, 
Art.  3 — 5,  dazu  Ausfuhrungsdecret  v.  2".  Nov.  1*71.  Tarifanderung  durch  Ges.  v. 
22.  Jan.  1S72,  Art.  4.  Decret  v.  29.  Febr.  1872.  —  Errichtung  des  Monopols  durch 
Ges.  v.  2.  Aug.  1872;  in  Art.  3  dieses  Gesetzes  Erklärnng  der  Anwendbarkeit  der 
Expropriations-Grundsätze  des  Ges.  vom  3.  Mai  1841.  üeffentl.  Zuschlag  für  die  Ver- 
pachtung des  Monopols  an  eine  Gesellschaft  am  12.  Oct.  1872,  na<  h  Lastcnhcft  v. 
5.  Sept.  1?>"2.  Ueber  die  Durchführung  der  Expropriation  finanzniin.  Circular  v. 
h.  Nov.  1872  an  die  Präfeeten.  Ges.  v.  15.  Mär/.  1S73  über  die  Ausübung  des 
Monopols  und  den  Verkauf  der  Streichhölzchen.  Decr.  v.  30.  Dec.  1874  betr  Er- 
mächtigung der  concessionirten  Monopolgesellschaft  zum  Verkauf  von  Luxusstreich- 
hölzehen und  Tarif  dafür.  Vertrag  zwischen  dem  Finanzminister  und  der  concess. 
Monopolgesellschaft  vom  11.  Dec.  1871.  Ges.  v.  2S.  Jan.  1875  betr.  das  Monopol 
(in  Art.  3  Erklärung  der  Anwendbarkeit  der  Unterschleif  bei  Tabak  betreffenden  Be- 
stimmungen der  Art.  222  und  223  des  Ges.  v.  28.  Apr.  1810  auf  Contraventioneu 
gegen  Gesetze  und  Dccrete  betr.  das  Streichhölzchen-Monopol)  Decr.  v.  1.  Febr. 
1  *s~5  betr.  Verkaufspreise  gewisser  I.uxu.shölzchen.  Ges.  v.  28.  Juli  1S75  betr.  Unter- 
druckung  von  l'nterscbleifen  (Anwendbarkeit  der  Art.  217,  21*>,  237  des  Ges.  v. 
28.  Apr.  1810).  Decr.  v.  10  Aug.  ls"5.  Neue  Verpachtung  des  Monopols  v.  18s5 
an,  Zuschlag  Aug.  18N4,  nach  Lastenheft,  mit  Tarif,  vom  7.  Juli  1884. 

Literatur.  Vignes  I,  181-185.  Block,  dict..  Art.  allumettes  chimiejucs, 
auch  suppl.  gener.  p.  10  (Vertrag  v.  18*>4).  Say,  dict.  ders.  Artikel.  Olibo  III, 
345—39:»  (Gesetze,  Decrcte,  Lastenheft,  Pachtvertrag  im  Wortlaut,  mit  Noten,  auch 
Entscheidung  der  Streitfragen).  Dejean,  code,  die  einzelnen  Gesetze  (mit  Noten). 
Bull.  XVI.  039  tr.  (Erneuerung  des  Vertrags,  lssl,  Lastenheft)  v.  Kaufmann 
S.  541 — 550  (ein  vorzuglicher,  reichhaltiger  Abschnitt,  Auszuge  aus  den  Motiven.  Ver- 
handlungen, bes.  über  die  Streitigkeiten  zwischen  Pachtgesellschaft  und  Staat,  worauf 
hier,  unter  Hinweis  auf  Kaufmann's  Darstellung,  nicht  näher  eingegangen  wird;  s. 
darüber  auch  Say,  dict.  p.  128.  —  Mathieu-Bodct  I,  41,  84,  14s,  30»*,  313.  — 
Tarif  (neuer  v.  1885)  im  Bull.  XVI.  532  und  in  den  oben  genannten  Gesetzen  und 
Decreten.  —  Statistisches  bei  v.  Kaufmann.  Faure  p.  130  v Ertrag  f.  d.  Staat), 
Bericht  über  indirecte  Steuern. 

§.300.  1.  Im  Allgemeinen.  Ein führung  einer  Steuer. 
Die  Besteuerung  der  Streichhölzchen  bietet  nach  drei  Seiten 
ein  besonderes  Interesse,  einmal  als  neue  Verbranchssteuer 
auf  einen  wichtigen,  ja  unentbehrlichen  Consumartikel, 
sodann  weil  man  sich  veranlasst  gesehen  hat,  die  erst  im  Jahre  1871 
eingeführte  neue  Steuer  schon  im  folgenden  Jahre  wesentlich  aus 
steuertechnischen  Gründen  in  die  M  o  n o  p  o  1  f  o  r  m  hinüber  zu  führen ; 
endlich  weil  man  das  Monopol  an  eine  Finanzgesellschaft  ver- 
pachtet hat. 

Beides  Letztere  Maassregeln,  welche  den  Grundsätzen  moderner 
französischer  Finanzpolitik  widersprechen,  denn  bei  Tabak  und 
Pulver  handelte  es  sich  doch  um  alte  Monopole,  für  welche  in  einem 
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Falle  auch  eminent  wichtige  Finanzinteressen,  im  anderen,  der  An- 
nahme nach ,  Sicherheitsinteressen  sich  geltend  machten.  Hei  den 
Streichhölzchen  war  erst  ein  neues  Monopol  einer  einmal  be- 
stehenden und  entwickelten  Privatindustrie  gegenüber  einzuführen, 
nachdem  schon  die  Besteuerung  dieses  Artikels  erheblichen  Bedenken 
begegnet  war.  Und  vollends  die  Verpachtung  dieses  Monopols, 
die  damit  verbundene  Notwendigkeit,  Privatorganen  wichtige 
Control rechte  zu  gewähren,  war  eine  mehr  an  die  berufenen 
Zeiten  der  fermiers  des  ancien  regime  erinnernde  Massregel,  die 
dennoch  —  nicht  nur  beliebt  wurde,  sondern  sich  einbürgerte  und 
wenigstens  bis  jetzt  bestehen  geblieben  ist.  Das  Ganze  ein  neues 
Beispiel,  dass  man  auf  diesem  Gebiete  mit  Generalisationen ,  wie 
„die  und  die  Einrichtung  gehört  definitiv  nur  der  und  der  finanz- 
geschichtlichen Epoche  an",  vorsichtig  sein  muss.  Mindestens  heisst 
es  auch  hier:  „keine  Regel  ohne  Ausnahme".  Ob  eine  solche  Aus- 
nahme im  concreten  Falle  Platz  greifen  soll  und  in  unserem  Bei- 
spiel berechtigt  war,  darüber  gehen  dann  freilich  die  Meinuugen 
wieder  leicht  auseinander. 

Die  Einführung  einer  Verbrauchs-  oder  Fabrikations- 
steuer auf  Streichhölzchen  gehört  zu  jener  Reihe  von  Besteuerungs- 
massrcgeln,  zu  denen  man  nach  dem  deutschen  Kriege  in  Frank- 
reich, gezwungen  durch  die  Finanznoth  der  Zeit  und  um  die  Steuerlast 
cinigermassen  auf  verschiedene  Objecte  zu  vertheilen,  griff.  Die 
neue  Steuer  bildete  speciell  ein  Glied  in  der  Reihe  der  „neuen 
kleinen  Steuern",  welche  oben  bereits  besprochen  worden  sind 
(§.  274—282).  Nur  ihre  spätere  Hinli herführung  in  die  Monopol- 
form ist  der  äussere  Grund  dafür,  dass  sie  erst  hier  zur  Darstellung 
kommt  (S.  690). 

Eine  solche  Streichhölzchensteuer  war  aber  kein  ganz  neues 
Steuerproject.  Man  hatte  vielmehr  schon  früher  unter  Napoleon  III. 
einmal  an  sie  gedacht  und  damals,  1860—62,  auch  Seitens  der 
Fiuanzverwaltung  mittelst  einer  eigenen  Enquete  Material  über  die 
Lage  der  betreffenden  Industrie  gesammelt.  Die  Wahrnehmung  des 
ausserordentlichenPreisaufschlags,  den  der  Artikel  durch 
den  Zwischenhandel  auf  dem  Wege  vom  eisten  Producenten  bis 
zum  Consnmcnten  erfahre,  von  200%  und  vielleicht  noch  mehr, 
und  die  Beobachtung  der  grossen  Feuersgefahr,  die  durch  den 
Missbrauch  mit  dem  gleichwohl  selbst  im  Kleinhandel  noch  so  wohl- 
feilen Artikel  hervorgerufen  werde,  hatten  schon  vordem  die  Idee 
einer  Zündhölzcliensteuer  auftauchen  lassen. 
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S.  Olibo  III,  346.  Um  1S02  schätzte  man  —  wohl  zu  hocli  —  die  Production 
von  Streichhölzchen  jeder  Art  auf  50  Milliarden  Stück,  im  Gewicht  voo,  1 1  Mill.  Kil., 
zu  einem  Fabrikationskosten-Aufwand  von  9,  einem  En-gros-Preise  von  11  und  einein 
Detail-Preise  von  26  Mill.  Frcs.  Also  ein  „Zwischengewinn"  von  1 7  Mill.  Frcs.  oder 
1SS%'  t)>e  Zahl  der  Fabriken  von  einiger  Bedeutung  war  c.  150,  ausserdem  an 
1000  kleine  Hausindustriebetriebo  mit  Vertrieb  der  Waare  durch  Colportage  der  Pro- 
ducenteu  selbst.    Ein-  und  Ausfuhr  glichen  sich  ungefähr  aus. 

Bei  der  Neuordnung  der  Finanzen  nach  dem  Kriege  erschien 
denn  auch  dies  Steuerproject  neben  den  zahlreichen  anderen,  zu 
denen  die  Finanzlage  drängte,  alsbald  auf  der  Bildfläche  und  wurde, 
trotz  mehrfacher  Opposition  und  principieller  wie  practischer  Be- 
denken zum  Gesetz  erhoben  (Gesetz  v.  4.  Sept.  1871). 

Es  wurde  vornemlich  mit  den  beiden  genannten  Gründen  motivirt,  wozu  dann 
Ausschlag  gebeud  noch  die  weitere  Erwägung  kam,  dass  der  Artikel  ebenso  gut,  wie 
mancher  andere,  damals  besteuerte,  eine  Steuer  ertrageit  könne.  Dem  speciellen  principicllen 
Bedenken,  dass  es  sich  hier  um  einen  Artikel  nothwendigsten  Bedürfnisses 
handle,  begegnete  mau  mit  dem  freilich  sich  eigentlich  aufhebenden  Doppeleinwand, 
dass  eine  massige  Steuer,  wie  sie  geplant  werde,  den  Gegenstand  gar  nicht  sehr  ver- 
theuern  werde,  da  sie  wesentlich  vom  grossen  Gewinn  des  Zwischenhandels  getragen 
werden  werde,  auch  die  Vertheilung  der  Consuintion  auf  die  ganze  Bevölkerung  die 
Steuer  für  den  einzelnen  Cousumonten  kaum  fühlbar  machen  könne,  anderseits  aber 
eine  Vertheuerung  des  Artikels  für  den  Cansumenten  aus  allgemeinen  Gründen 
erwünscht  sei,  um  den  gefährlichen  Missbrauch  zu  erschweren  und  so  Feuersgefahren 
zu  vermindern.  Ein  Gesichtspunkt,  der  seit  Jahren  vielfach  durch  die  Generalräthe 
vertreten  worden  war:  die  „legalen  Vertreter  der  Bevölkerung  hätten  so  zu  dieser 
Steuer  selbst  die  Initiative  ergriffen".  —  Ueber  die  zahlreichen  sonstigen  Stener- 
projeetc  in  der  Zeit  nach  dem  Kriege  s.  bes.  Amagat,  z.  B.  p.  16$.  Erst  bei  der 
Würdigung  der  Finanzlage  nach  dem  Kriege,  wie  sie  in  solchen  Projecten  hervortritt, 
wird  man  dem  einzelnen  realisirten  Project,  mag  es  auch  sonst  Bedenken  genug  bieten, 
gerecht  werden. 

Die  durch  das  Gesetz  vom  4.  Sept.  1871  neu  eingeführte  Steuer 
wurde  in  den  üblichen  Formen  der  französischen  indirecten 
Verbrauchssteuern  bei  „privatwirthschaftlicher  Productionsweise" 
eingerichtet.  Daran  knüpften  sich  einige  besondere  Normen 
nach  der  speeifischen  Natur  einer  Zündhölzchen-Besteuerung  an. 

Daher  Licenzp flicht  (20  Frcs.)  der  Fabrikanten  wie  der  mit  Fabrikantenrecht 
versehenen  Grosshändler  und  Coramissionäre,  Declarationspflicht  über  Art  und 
Umfang  der  Fabrikation,  ebenso  der  Gross-  und  Kleinhändler  in  Betreif  ihres  Ge- 
schäfts. Unterstellung  der  Fabriken  uud  Debite  unter  die  Controlc  der  Beamten  der 
indirecten  Steuern  (Form  des  exercice),  entsprechende  Straf  bestimmungen  u.  s.  w. 
S.  bes.  Ges.      4.  Sept.  1871  Art.  3— 4,  Keglern,  v.  29.  Nov.  1S71  (Dejean,  p.  95  ff.). 

Für  das  steuerpflichtige  Object  „allumettes  chimiques"'  wurda  eine  „Legal - 
definition  gegeben:  „alle  Objecte.  welcho  mit  Zündstoff*  versehen  (amorces)  oder 
derartig  präparirt  sind,  dass  sie  sich  durch  Reibung  ^frottement)  oder  durch  jedes 
andere  Mittel,  als  directe  Berührung  mit  einem  in  Brand  befindlichen  Gegenstand  ent- 
flammen oder  Feuer  hervorbringen  können"  (Ges.  v.  1S71  Art  3}. 

Der  Tarif  wurde  büchseu-  oder  packetweise,  nach  der  Zahl  der  Hölz- 
chen, bestimmt,  für  die  gewöhnliche  Waare  Type  um  engen ,  in  denen  sie  nur 
iu  den  Handel  kommeu  durfte  (50,  100.  200,  500,  1000),  festgestellt  und  verordnet, 
dass  alle  inländischen  oder  importirten  Hölzchen  nur  in  geschlossenen  Büchsen 
oder  Packeten,  bekleidet  mit  gestempelten,  die  Steuerzahlung  constatirenden 
Vignetten  circuliren  und  zum  Verkauf  kommen  dürften  (gen.  Ges.  Art.  4).  Der 


Digitized  by  Google 


7(52  K.B.  2.  K.  Stcuerrecht.  1.  H.-A.  2.  A    Frankreich.  §.  WO,  301. 

Tarif  war  zuerst  —  für  ordinäre  Waarc  in  Holz  gegen  den  Entwurf  etwas  ermassiirt 
—  I1/«  ^uf-  f,ir  Büchsen  ?on  50  Stück  und  darunter,  3  Cent,  für  51 — 100,  je  3  Cent, 
f.  je  100  in  grösseren  Büchsen  oder  Päckchen  für  Waare  in  Holz;  für  feinere  Waare 
aus  anderen  Stötten  als  Holz  (Wachs  u.  s.  w.)  10  Cent.  f.  je  100  Stuck.  Das  Ges. 
v.  22.  Juni  1872  erhöhte  deu  Satz  für  Waare  in  Holz  auf  4  Cent,  für  je  100  Stück 
und  darunter.  Die  Stempelvignetten  mussten  nach  Decr.  v.  29.  Febr.  1572  von  dm 
Fabrikanten  selbst  auf  ihre  Kosten  augebracht  werden,  während  ihnen  in  diesem  Falle 
zuerst  eine  Provision  gewährt  worden  war.  —  Ausdrücklich  trug  auch  hier  impor- 
tirtc  Waare  noch  neben  dem  Eingangszoll  die  innere  Verbrauchssteuer  (Ges.  v. 
4.  Sept.  1871  Art  3)  und  unterlag  dieselbe  danu  auch  dem  Markirungszwang.  Export- 
waare  war  steuerfrei. 

In  der  Praxis  bewährte  sich  diese  Besteuerung  jedoch 
nicht  sonderlich.  Der  Ertrag  blieb  namentlich  hinter  der 
Erwartung  zurück. 

Statt  15  Mill.  erhielt  man  nur  5—6  Mill.  (genau  in  1S72  5,072.000  Frcs.).  Die 
zahlreichen  und  zerstreut  liegenden  Fabriken  waren  schwer  ordentlich  zu  beaufsichtigen, 
die  Fabrikanten  klagten  dennoch,  da  die  geheime  Fabrikation  bei  dem  Artikel  nicht 
genügend  zu  verhüten,  daher  der  Unterschleif  gross  war.  Die  Klagen  über  die  Feuers- 
gefahr blieben  die  alten.  Den  Consumeuteu  aber  wurde  unerwartet  gauz  übermässig 
die  Waare  seit  Einführung  der  Steuer  vertheuert,  indem  der  Detailpreis  trotz  der 
schon  bisher  grossen  Gewinne  des  Zwischenhandels  nicht  bloss  um  3—4  Cent.  f.  100  Stück, 
sondern  um  5,  10,  selbst  15  Cent,  stieg.  „Das  Publicum  zahlte  so  fast  20  Mill.  Fr«, 
mehr,  als  es  beim  Monopol  zahlen  würde."    (S.  die  Note  bei  Dcjean,  <ode  p.  252.3 

Auch  wenn  diese  Beschwerden  nicht  übertrieben  gewesen  seiu 
sollten,  kann  man  ihre  volle  Beweiskraft  freilich  doch  bezweifeln, 
weil  die  Steuer  kein  ganzes  Jahr  ordentlich  in  Gang  war  und  sieb 
doch  Manches  bei  längerem  Bestehen  gebessert  haben  möchte.  Den 
Consum,  und  damit  die  Ertragsfäbigkeit  der  »Steuer  bat  man  über 
haupt  etwas  überschätzt,  wie  auch  in  der  Folgezeit  beim  Monopol 
sich  zeigte. 

Diese  „Erfahrungen"  führten  aber  dazu,  dass  der  bereits  an- 
fänglich aufgetauchte  Gedanke,  die  Steuer  in  Monopol  form  ein 
zurichten,  schon  im  Sommer  1872,  noch  vor  Ablauf  eines  Jahres 
nach  der  ersten  Einführung  der  Steuer,  durch  ein  neues  Gesetz 
(vom  2.  Aug.  1872)  verwirklicht  wurde:  ein,  wenn  gerechtfertigtes 
oder  selbst  notwendiges,  so  doch  auffallend  schnelles  Vorgehen  mii 
einer  auch  principiell  so  wichtigen  Massregcl,  noch  bevor  die  bis- 
herige Steuerform  sich  wegen  der  Kürze  der  Zeit,  in  der  sie  in 
Geltung  stand,  überhaupt  nur  hätte  genügend  bewähren  können. 

$.301.  2.  Das  Mono]) ol.  Die  Begründung  des  einzuführen 
den  Monopols  stützte  sich  auf  die  im  Vorausgehenden  angegebenen 
Puncte.  Das  Consumentcninteresse,  nicht  nur  was  den  Preis, 
sondern  auch  was  die  Qualität  des  Artikels  anlangt,  spielte  dabei 
eine  bemerkenswerthe  Rolle.  Den  Ausschlag  gab  aber  doch  das 
Finanzbedürfniss  und  die  Annahme,  dass  dessen  Deckung  für 
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den  von  der  Steuer  veranschlagten  Ertrag  von  mindestens  15  Mill. 
Frcs.  gerade  bei  diesem  Artikel,  nach  dessen  eigentüm- 
lichen Productionsbedingungen,  nur  durch  das  Mono- 
p  o  1  genügend  gesichert  werden  könne.  Diese  Erwägungen  siegten 
über  die  allgemeinen  Bedenken  und  Uber  eine  lebhafte  Opposition, 
welche  sich  gegen  die  Monopole  überhaupt  und  gegen  das  beab- 
sichtigte speciell  richteten,  wobei  die  Kosten  der  Expropriation  der 
bestehenden  Privatfabriken  und  die  Unmöglichkeit,  der  geheimen 
Fabrikation  überhaupt  Herr  zu  werden,  auch  als  finanzielle  Be- 
denken festgehalten  wurden.  Der  Hauptinhalt  des  massgebenden 
Gesetzes  v.  2.  Aug.  1872  ist  der  folgende. 

Von  der  Veröffentlichung  dos  Gesetzes  an  wurde  „Ankauf,  Fabrikation  und  Ver- 
kauf von  Streichhölzchen  (allumettes  chimiques)  im  ganzen  Staatsgebiete  ausschliesslich 
dem  Staate  übertragen"  (Art.  1).  Der  Finanzminister  wurde  ermächtigt,  dies  Monopol 
entweder  direet  durch  die  Verwaltung  der  Stantsmanufacturcn  auszubeuten  oder  im 
Wege  öffentlichen  Zuschlags  oder  nach  gegenseitiger  Uebcreinkunft  (ä  l'ainiablc)  eiue 
Concession  für  die  Ausbeutung  des  Monopols  zu  urthcilen  (Art.  2').  Zur  Schaffung 
des  freien  Bodens  für  das  Monopol  sollte  die  Expropriation  der  bestehenden 
Fabriken  eintreten,  alsdann  nach  den  Bedingungen  des  Gesetzes  vom  3.  Mai  1813. 
Die  erforderliche  Entschädigungssumme  sollte  der  Finanzminister  vorschicssen  dürfen 
und  mittelst  Vorwegnahme  aus  dem  Monopolcrtrag  wieder  einziehen  (gen.  Ges.  Art.  1). 
Doch  wies  der  Finanzminister  die  Priifecten  in  einem  Circular  vom  S.  Nov.  1872 
(bei  Dejean,  rode  p.  25*0  selbst  darauf  hin,  dass  häufig  das  Interesse  des  Fiscus 
und  der  Industriellen  in  der  Vermeidung  der  Expropriation  übereinstimme,  dalier 
dann  besser  an  deren  Stelle  vertragsmässige  Feststellung  der  Entschädigung 
treten  werde.  Nur  konnte  der  Fabrikant  seinerseits  immer  Expropriation  verlangen. 
Das  Gesetz  v.  1872  stellte  ferner  Maxima  der  Verkaufspreise  der  Streichhölzchen 
nach  Sorten  auf:  Waare  in  Holz  p.  KU.  2".,  Frcs.,  Buchse  von  150  10,  von  60  Stück 
5  Cent,  mit  erlaubter  Fehlergrenze  (tolerante^  von  10%,  Waare  in  Wachs  10  Cent, 
für  Schachteln  von  10,  mit  gleicher  Fehlergrenze  (Art.  1).  Im  Falle  der  Verpachtung 
der  Steuer  sollten  die  finanziellen  Abmachungen  der  Bestätigung  der  Nationalversamm- 
lung bedürfen  (Art.  5).  Bei  jeder  Art  der  Ausbeutung  des  Monopols  sollten  Einfuhr, 
Circulation  und  Verkauf  der  Streichhölzchen  unter  dem  Regime  und  unter  dm  Straf- 
bestiminun5en  der  Stcuergesef/.e  v.  4.  Sept.  1871  u.  22.  Jan!  1872  verbleiben  i^Art.  fi). 

Eigenthümlicher  Weise  und  rein  sachlich  nicht  recht  erklärlich 
entschied  sich  der  Finanzminister  für  die  Verpachtung  des  Mono- 
pols an  eine  Actienge Seilschaft,  nicht  für  den  Eigeubetrieb. 

Da  die  beiden  anderen  Monopole  in  eigener  Kegie  zufriedenstellend  verwaltet 
wurden,  damals  noch  beide  durch  die  „Direction  der  Staatsmanufaeturon",  welche  die 
Consumartikel  fabricirte  (S  720),  so  hätte  es,  sollte  man  meinen,  vollends  nahe  gelegen, 
dat>  neue  Monopol  ebenfalls  in  die  Eigenverwaltung  zu  nehmen.  Die  ökonomisch- 
technischen  Aufgaben  waren  nicht  besonders  schwierig,  jedenfalls  leichter  als  bei  den 
zwei  anderen  Monopolen,  die  Production  Hess  sich  nur  zu  ihrem  Vortheil  auf  wenige 
Hauptfabriken  concentriren ,  was  die  eigene  Regie  vollends  leistungsfähig  machen 
niusate  und  von  der  Pachtgesellschaft  gleichfalls  durchgeführt  wurde.  Der  Vertrieb 
der  Waare  konnte  den  Tabakdebitanten ,  aber,  um  den  Artikel  noch  allgemeiner  und 
bequemer  den  Consumentcn  zugänglich  zu  machen,  auch  anderen  Privatdetaillisten, 
wie  es  Seitens  der  Pachtgescllschaft  denn  auch  geschehen  ist,  überlassen  werden. 
Den  Schwierigkeiten  der  Regelung  des  Pachtwesens,  welche  bald  hervortreten  sollten, 
und  den  misslichen  Consequenzeu,  Stcuerpächtern  und  deren  Organen  weitgehende  und 
odiöse  Controlrechte  zu  übertragen,  wäre  man  entgangeu.    Aber  allerdings  hätte  der 
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Fiseus  von  vornherein  das  Uisico  des  Monopols,  das  sich  doch  nicht  genau  ver- 
anschlagen liess,  tragen  und  möglicher  Weise,  wenigstens  in  den  ersten  Jahren,  nur 
einem  niedrigeren  Reinertrag  sich  begnügen  müssen,  als  der  war,  welchen  der  Pacht- 
Schilling  der  Gesellschaft  verbürgte.  Es  scheint,  dass  diese  finanziellen  Rück- 
sichten, neben  etwa  mitsprechenden  politischen  Momenten,  für  die  Verpachtung  den 
Ausschlag  gaben.    Ob  mit  Recht,  möchte  ich  dahin  stehen  lassen. 

Der  Gesellschaft  wurde  durch  öffentlichen  Zuschlag  nach  dem 
Meistgebot  auf  Grund  der  Bedingungen  eines  „Lastenhefts''  vor  drei 
anderen  Bewerbern  das  Monopol  auf  zunächst  20  Jahre  überlassen, 
vorbehaltlich  beiderseitigen  Kündigungsrechts  am  Ende  jeder  flini 
jährigen  Periode  immer  ein  Jahr  zuvor. 

Sie  bildete  sich  mit  einem  Capital  von  10  Mill.  Frcs.,  hatte  10  Mill.  Frcs. 
Caution  zu  stellen  und  jährlich,  solange  der  Consuin  im  Monopolgcbietc  40  Milliarden 
Stuck  Streichhölzchen  im  Jahre  nicht  übersteigen  würde.  10,030.000  Frcs.  Pachtstim  nie 
zu  entrichten,  für  den  höheren  Verbrauch  einen  verhaltnissmässigen  Betrag;  für  die 
exportirten  Hölzchen,  die  nur  in  besonderen,  von  den  für  den  heimischen  Consurn 
arbeitenden  ganz  getrennten  Anstalten  fabricirt  werden  durften,  1.0  Ccutime^  für 
1000  Stück  aus  Holz,  0  Cent,  für  1000  aus  Wachs.  Die  Gesellschaft  hatte  nach  ihrer 
Wahl  die  ihr  passeuden  vom  Staate  erworbenen  bisherigen  Privatfabriken  unentgeltlich 
in  Gebrauch  zu  übernehmen  —  was  aber  nur  mit  0  (oder  1 1  ?)  geschehen  ist  — ,  sJe 
in  gutem  Zustande  zu  erhalten  und  sie  in  solchem  seinerzeit  zurückzustellen.  Eventuell 
durften  von  ihr  2  neue  Fabriken  auf  Staatskosten  errichtet  werden  (bis  zum  Maximum 
v.  700,000  Frcs.  Kostend.    In  ähnlicher  Weise  übernahm  die  Gesellschaft  die  brauch- 
baren Geräthe  u.  s.  w.;  ferner  schätzungsweise  die  vorhandenen  Materialien  und 
Fabrikate  (für  1,790,000  Frcs.).   Die  Gesellschaft  musste  sich  verbindlich  machen,  die 
Bedürfnisse  des  Consums  genügend  zu  befriedigen,  die  für  den  Verkauf  bestimmten 
Sorten-Typen  und  die  Maximalpreise  dafür  wurden  festgestellt.    Der  Concessionar 
durfte  Specialagenten  vereidigen  lassen,  welche  dann  ermächtigt  waren,  Protokolle 
wegen  Verletzung  der  das  Monopol  betreffenden  Gesetze  und  Keglcments  aufzunehmen, 
mit  Beweiskraft  bis  zum  Beweis  des  Gegcntheils.   Er  konnte  in  diesen  Fällen  vor  wie 
nach  dem  Urtheil  sich  mit  den  Contravenienten  abfinden.    Für  Verstösse  der  Gesell- 
schaft gegen  die  vertragsmässigen  Verpflichtungen  wurden  Geldstrafen  angedroht ;  auch 
dem  Staat  das  lie<  ht  vorbehalten,  wenn  die  Bedürfnisse  der  Consumtiou  irgendwo 
nicht  genügend  befriedigt  werden  sollten,  auf  Kosten  der  Gesellschaft  die  erforderliche 
Abhilfe  eintreten  zu  lassen.    Zweifel  bei  der  Ausfuhrung  oder  Auslegung  des  Ver- 
trags (Lastenhefts)  waren  im  Verwaltungswege  vom  Finanzminister  zu  entscheiden, 
vorbehaltlich  Reeurs  an  den  Staatsrath.    (Das  Vorausgehende  ans  dem  Lastenheft  v. 
5.  Sept.  1872,  bei  Olibo  III.  855—305;  das  Lastenheft  enthält  noch  manches  weilen 
Detail.  S.  auch  Ges.  v.  15.  März  1S73.) 

Eine  Schwierigkeit,  auf  welche  schon  bei  der  Feststellung  der 
Bedingungen  in  dem  Lastenhefte  hatte  Rücksieht  genommen  werden 
müssen,  lag  in  den  Verhältnissen  der  Einfuhr  ausländischer 
Streichhölzchen. 

In  Consequenz  des  Monopols  musste  diese  verboten  oder  nur  dem  Monopolisten 
selbst ,  bez.  der  Monopolpächterin  gestattet  werden.  In  erstcrer  Hinsicht  hinderten 
aber  die  Handelsverträge  wenigstens  zunächst  noch.  Es  konnte  daher  unmittelbar 
nur  ein  Verbot  der  Privateiufuhr  aus  Staaten,  mit  denen  keine  solchen  Verträge  be- 
standen, erfolgen.  Aus  Vertragsstaaten  blieb  diese  Einfuhr  gestattet,  gegen  den 
Zoll  und  eine  besondere  Steuer  von  4  Cent,  für  Holzwaare.  5  Cent,  für  Wachshölzchen 
p.  100  Stuck,  aber  nur  für  den  persönlichen  Gebrauch,  bis  5  KU  für  den  Bezieher 
in  einem  Jahre.  Verkauf  und  Colportage  wurden  verboten.  Die  importirte  Waare 
musste  mit  Stempel  zum  Beweis  der  Gebührenzahlung  bekleidet  werden.  Nach  Ablauf 
der  Handelsverträge  wurden  Streichhölzer  nicht  mehr  in  die  neuen  Verträge  aul- 
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genommen  und  sind  seitdem  und  nach  dem  Tarif  v.  1  SSI  für  Privateinfuhr  unbedingt 
verboten.  Die  Monopolgcsellschaft  darf  nur  mit  specieller  Ermächtigung  des  Finan/.- 
ininisters  ausländische  Waare  einfuhren  (Lastenheft  von  I  Sl  2  Art.  S.  Ges.  v.  15.  März 
1873  Art.  3,  Ges.  v.  28.  Jan.  1875  Art.  2,  Ulibo  III,  301,  Say,  dict.  p.  128). 

Besondere  unerwartete  Schwierigkeiten  traten  aber  durch  die 
Verzögerungen,  welche  der  Erwerb  der  Privatfabriken 
durch  den  Staat  erfuhr,  für  die  Ausführung  des  Vertrags  ein. 

Die  zwanzigjährige  Conccssionsdauor  sollte  von  dem  Tage  an  laufen,  wo  die 
•Gesellschaft  die  zur  Ausbeutung  des  Monopols  bestimmten  Fabriken  übernehmen  wurde. 
Der  Termin  hierfür  musste,  weil  sich  die  vollständige  Abwicklung  der  Expropriations- 
geschäftu  hinauszog  und  man  bis  dahin  den  bestehenden  Fabriken  den  Geschäftsbetrieb 
nicht  untersagen  konnte,  bis  I.  Oct.  187  4  hinausgeschoben  werden,  von  wo  an  die 
Gesellschaft  daher  erst  mit  dem  Fabrikationsmonopol  bekleidet  wurde.  Da  aber  auch 
nach  diesem  Termin  noch  Vorräthc  von  bisherigen  Fabriken  im  Handel  waren  und 
noch  nicht  sofort  ganz  ausgeschlossen  werden  konnten,  wurde  in  einem  neuen  Vertrag 
zwischen  dem  Staate  und  der  Gesellschaft  vom  ll.Dec.lS71  (s.  denselben  bciOlibo 
III,  30n*  11.)  bestimmt,  dass  erst  der  1.  Januar  1875  der  Termin  sein  sollte,  von  dem 
an  die  Gesellschaft  als  mit  dem  Monopol  ausgestattet  gelten  und  die  20jährige  Con- 
cessionsdauer  laufen  solle.  Der  neue  Vertrag  modificirte  ausserdem  einige  andere 
Bestimmungen  des  früheren.  Seine  finanziellen  Stipulationen  wurden  in  dem  Ges.  v. 
28.  Jan.  1875  genehmigt.  Bis  1.  Jan.  1875  hatten  die  Streichhölzchen  der  Gesell- 
schaft, ebenso  wie  die  der  bisherigen  Privatfabriken  die  Steuersätze  der  frühereu 
Gesetze  zu  tragen.  Einige  Uebergangsbestiinmungcn  wurden  ebenfalls  noch  getroffen.  Die 
Betheiligung  des  Staats  an  dem  Gewinn  aus  dem  Absatz,  von  mehr  als  40  Milliarden 
Stuck  im  Inland  wurde  etwas  anders  normirt,  was  aber  keine  practische  Bedeutung 
erlangte,  da  der  Vertrieb  diese  Höhe  nicht  erreichte  (Art.  0  d.  Vertr.  v.  1874).  Ful- 
das erste  Quin<iuennium  wurde  der  Antheil  des  Staats  bei  exportirter  Waare  von  1.6 
auf  0.8  Cent.  f.  1000  Stück  aus  Holz,  von  9  auf  4  Cent,  für  J000  Stück  aus  Wachs 
herabgesetzt. 

So  erklärt  es  sich,  dass  die  Einnahme  aus  dem  Monopol  erst  vom  Jahre 
1875  an  ihre  volle  vertrasrsmässige  Höhe  lür  den  Staat  erreichte.  Bis  dahin  war 
der  Ertrag  gewesen:  1871  2372  Frcs..  1872  5,924.000,  1873  9,103.000,  1874 
9,858,000  Fro.  1S75  betrug  er  16.5^9.000  Frcs.,  über  '/*  Mill.  Frcs.  über  die  Ver- 
tragssummc.  was  vornemlich  aus  der  Besteuerung  von  K.stvorrathen  zu  Ende  1874 
herrührt.  Von  da  an  bis  1884  hat  die  Einnahme  des  Staats  jährlich  zwischen  3000 
und  185,000  Frcs.  mehr  als  die  stipulirte  Summe  von  16.030,000  Frcs.  betragen,  in 
Folge  des  Exports.  Die  Gesellschaft  selbst  hat  freilich  in  den  ersten  Jahren  zugesetzt, 
namentlich  weil  der  Absatz  weit  unter  der  Aunahmc  blieb.  Eine  Klago  auf  Ent- 
schädigung, welche  Seitens  der  Gesellschaft  angestellt  wurde,  fiel  indessen  nicht  zu 
Gunsten  der  letzteren  aus  ^s.  v.  Kaufmann  S.  599). 

Zu  erwerben  bez.  einzulösen  und  eventuell  mittelst  Expropriation  waren  gegen 
600  Fabriken,  davon  an  100  grössere  (v.  Kaufmann  S.  540).  Die  erforderliche 
Entschädigungssumme  war  auf  22  Mill.  Frcs.  geschätzt  worden,  erreichte  aber  schliess- 
lich 32.5  Mill.,  wovon  2  Mill.  für  Werkzeuge  u.  s.  w.,  Rohstoüe,  Fabrikate  (Bull  XVI, 
539).  Die  Schwierigkeit  für  die  volle  Durchfuhrung  des  Monopols  folgte  aus  den 
Bestimmungen  über  dio  Expropriation  nach  dem  anzuwendenden  Ges.  v.  3.  Mai  1841. 
Danach  musstc  der  zwangsweise  zu  enteignende  Eigcnthümer  im  Besitz  seines  Immobils 
nnd  demnach  im  Rechte  des  Betriebs  —  unter  Verpflichtung  der  Steuerzahlung  — 
bis  zu  dem  Tage  bleiben,  wo  er  die  Entschädigungssumme  gezahlt  erhielt  Damit 
waren  Verzögerungen  unvermeidlich  geworden  und  es  zum  Theil  den  Fabrikanten 
selbst  möglich  gemacht,  solche  herbei  zu  führen.  i,S.  Circ.  d  Finanzministers  v.  8.  Nov. 
1872,  bei  Dejean  p.  257).  Die  von  der  Pachtgesellschaft  nicht  übernommenen  Ob- 
jecto sind  vom  Staate  grossentheils  wieder  verkauft  worden. 

Vor  Ablauf  der  zweiten  Quinquennialperiode  hat  der  Staat  von 
dem  vertragsmässigen  Rechte  der  Kündigung  der  Pacht  Gebrauch 
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gemacht,  um  etwas  bessere  finanzielle  Bedingungen  zu  erzielen,  was 
ihm  denn  auch  gelungen  ist. 

Sie  konnte»  ihm  nach  10  Jahren  also  doch  gewahrt  werden.  Die  alte  Gesell- 
schaft verpflichtete  sich  nämlich  iu  einem  neuen  Verträge  statt  der  bisherigen 
10,030,000  Frcs.  jährlich  I  Mill.  mehr,  vom  fünften  Jahre  an  2  Mill.  mehr  zu  ent- 
richten ,  wobei  nur  die  besondere  Bezahlung  für  exporürte  Streichhölzchen  fortfiel. 
In  der  I>eputirtenkammer  wurde  denn  auch  das  Monopol  beizubehalten  beschlossen, 
indem  sowohl  die  beantragte  Aufhebung  jeder  Steuer  als  die  Rückkehr  zu  freier 
Fabrikation  mit  leichter  Vermehrung  der  Steuern  abgelehnt  ward.  Doch  wurde  eine 
Resolution  gefasst.  dass  das  Monopol  durch  Zuschlag  vergeben  werden  solle.  Ein 
erster  Versuch  blieb  erfolglos,  alsdann  wurde  aber  die  „Allgemeine  Streich hölzchen- 
«icsellschaft  für  Krankreich  und  das  Ausland"  conecssionirt.  für  eine  jährliche  Zahlung 
an  den  Staat  von  17,UI().U0fi  Krcs. ,  zuzüglich  eines  Antheils  von  4U°/0  rom  Erlöse 
aus  dem  Absätze,  welcher  auf  französ.  Gebiete  35  Milliarden  Stück  übersteigen  würde. 
Die  besondere  Abgabe  für  die  ausgeführten  Hölzchen  wurde  aufgehoben,  der  Gesell- 
schaft zugleich  die  Einfuhr  fremder  Hölzchen  untersagt  Diese  Summe  foii 
17,010,000  Krcs.  steht  seitdem,  d.  h.  seit  1^5,  im  Etat  und  in  den  Ertragsübereichlen 
der  Verwaltung  der  indirecten  Steuern.  Der  neue  Vertrag  läuft  auch  wieder  auf 
20  Jahre,  r.  1.  Jan.  l^s;.  an,  vorbehaltlich  der  Aufkündigung  je  na<  h  5 jähr.  Perioden 
immer  eiu  Jahr  vor  Ablauf  derselben.  Sonst  nur  kleine  Abänderungen  des  früheren 
Vertrags  (s.  das  Lastenheft  v.  1SV1,  Bull.  XVI,  640  IT). 

Es  ist  demnach  bisher  nicht  nur  die  Beste uerung  der  Zünd- 
hölzchen, sondern  auch  das  Monopol  und  die  Verpachtung 
desselben  bestehen  geblieben.  Da  die  Rückkehr  zur  Steuerfreiheit 
oder  auch  nur  zur  Besteuerung  unter  Freigabe  der  Fabrikation  und 
des  Verkaufs  nicht  bloss  erhebliche  finanzielle  Bedenken  hätte, 
welche  in  der  Lage  der  französischen  Finanzen  berücksichtigt 
werden  müssen,  sondern  auch  die  ganzen  früheren  Expropriations- 
massregeln zwecklos  werden  liessen,  ist  es  kaum  wahrscheinlich, 
dass  man  in  absehbarer  Zeit  wieder  zur  Aufgabe  des  ganzen  Monopols 
schreiten  wird,  —  falls  nicht  eine  Revolution  einmal  wieder  einen 
allgemeinen  Umsturz  des  bestehenden  Steuersystems  mit  sich  führen 
sollte.  Eher  möchte  anzunehmen  sein,  dass  man  über  kurz  oder 
lang  an  die  Stelle  der  Verpachtung  den  Selbstbetrieb,  die 
Regie  treten  üisst,  wozu  sich  nach  dem  Pachtvertrage  alle  5  Jahre 
von  1885  an  Gelegenheit  ergäbe.  Denn  Misslicbes  liegt  in  der 
Ausnutzung  eines  Monopols,  einer  Steuerquelle,  durch  Pächter, 
wenigstens  heutzutage,  immer  leicht.  Das  hat  sich  in  den  ersten 
Jahren  der  früheren  Pachtperiode  wiederholt  und  unangenehm  gezeigt. 

§.302.  o.  Einzelheiten  des  verpachteten  Monopols. 
Zur  Ergänzung  des  Vorausgehenden  sind  noch  folgende  Puncte  als 
bemerkenswerth  hervorzuheben. 

a)  Es  besteht  die  Verpflichtung  für  die  Pachtgesellschaft, 
für  alle  Anforderungen  des  Consums  Streichhölzchen  von 
guter  Qualität  in  genügender  Weise  zu  fabriciren  und 
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zum  Verkauf  zu  bringen:  ein  Punct  von  besonderer  prin- 
cipieller  Bedeutung  zum  Vergleich  des  Monopolsystems  und  des- 
jenigen des  „freien  Verkehrs". 

Zu  diesem  Zweck  sind  in  dem  dem  Pachtverträge  zu  Grunde  liegenden  Lasten- 
hefte  genau  die  Sorten,  Verkaufszahl- Einheiten  und  die  Maximalpreise  — 
unter  die  also  die  Gesellschaft  hinunter  gehen  darf  —  festgestellt,  im  neuesten  Tarif 
von  1884  folgendcrmassen :  es  werden  zwei  Hauptgattungen,  „reglcm  ents- 
mässige"  und  L  uxus -Streichhölzchen  unterschieden.  Von  ersteren  kommen  in 
den  Handel  8  „Typen",  nämlich  HolzstUckchen  mit  ordinärem  Phosphor  nach  dein 
Gewicht  p.  Kil.  lauf  1  Kil.  mindestens  3500  Stuck')  zu  2  Frcs.,  dreierlei  Packele  oder 
Schachteln  derselben  Sorte  zu  500,  150,  CO  Stuck  zu  30—10—5  Cent.,  zweierlei 
Schachteln  von  Holzwaarc  mit  amorphem  Phosphor  zu  100  und  50  Stuck  zu  10  und 
5  Cent.,  Wachsstrcichhölzchcn  mit  ordin.  und  amorphem  Phosphor  zu  40  und  30  Stück, 
jede  Schachtel  zu  10  Cent.  Die  Luxuswaare  zerfällt  in  5  Sorten,  von  denen  drei 
in  3,  1  in  4,  1  in  1  Verkaufszahl -Einheiten  in  den  Handel  kommen  (Preis  z.  B.  für 
«og.  „schwedische4*  1000  StUck  1.10  Eres.,  Schachtel  mit  Reiher  und  50  Stück 
10  Cent.).  Weitcrc  Sorten  Luxuswaare  können  genehmigt  werden,  den  Preis  dafür 
;>etzt  ein  Uecret  des  Präsidenten  der  Republik  fest.  In  Betreff  der  Stückzahl  ist  bei 
allen  Sorten  Hölzchen  eine  ,. Toleranz"  von  5 — 10%  zulässig,  die  aber  im  Ganzen 
höchstens  2°',,  erreichen  darf  (s.  Art.  3  des  Lastenhefts  v.  IS  vi).  Die  früheren, 
wesentlich  gleichen  Tarife,  so  im  Decr.  v.  30.  Dec.  1S74  und  1.  Febr.  1875  f.  Luxus- 
waare, z.  13.  bei  Olibo  III,  372  II.,  Block,  diel.,  p.  104.  Die  Packete, 
Schachtelu  u.  s.  w.  kommen  mit  bestimmten,  nach  den  Sorten  verschiedenen  Marken 
oder  Vignetten  in  den  Verkehr. 

Die  Verwaltung  der  indir.  Steuern  überwacht  die  Qualität  der  Waare.  Zu 
dem  Behufc  werden  Muster  der  vorgeschriebenen  Sorten  bei  ihr  hinterlegt  (Art.  I 
des  Vertrags  v.  Is71). 

Sie  hat  ausserdem  auch  das  Hecht,  alle  Fabriken  und  Magazine  der  Gesellschaft, 
ihrer  Abnehmer  (sous  -  traitants)  und  der  Debitantcn  zu  controliren,  die  Art  der 
Rechnungsführung  anzuordnen .  auch  die  Bücher  einzusehen  und  die  Grösse  der 
Fabrikation  und  des  Absatzes  zu  constatiren. 

Die  schon  erwähnten  Strafandrohungen  (S.  704)  suchen  die  Innehaltung 
auch  aller  dieser  Verpflichtungen  zu  verbürgen  (Art.  lö  des  Lastenhefts  v.  1872). 

Für  den  Absatz  ist  dann  das  Gebiet  in  Regionen  eingetheilt,  in  denen  die 
Gesellschaft  den  Vertrieb  an  „sous-traitants"  übergiebt,  welche  wieder  die  Debitantcn 
versorgen.  Dio  leichte  Versorgung  der  Consumenten  wird  dadurch  gesichert,  dass 
gesetzlich  jedem  patentirten  Klcinvcrkäufer  auf  sein  Verlangen  der  Debit  vou 
Streichhölzchen  der  Monopolpächterin  und  zu  einem  Für  alle  gleichen  Provisionssatze 
uberlassen  werden  muss  (Ges.  v.  2S.  Jan.  1S75,  Art.  2,  s.  Olibo  III,  371  Note).  Mau 
wollte  so  alle  Kleinhändler  in  demselben  Verkaufsgebiet  vom  Standpuncte  der  freien 
Concurrenz  aus  in  die  gleiche  Lage  versetzen  —.  alles  beachtenswerte  Puncto  für 
die  socialpolitischc  Seite  des  Monopols. 

b)  Die  Pachtgesellscbaft  betreibt  die  Fabrikation  und  den  Ver- 
kauf der  Streichhölzchen  auf  ihre  Rechnung  und  Gefahr. 
Aber  sie  ist  dafür  vom  Staate  auch  in  dem  ihr  übertragenen  Mono- 
p o  1  rechte  zu  schützen. 

Zu  diesem  Behufe  hat  namentlich  die  Finanzverwaltung  die  gesetzlichen 
Controlrcchtc,  Strafverfolgungen  und  Strafverhängungen  zu  Gunsten 
der  Gesellschaft  auszuüben,  bez.  zu  veranlassen.  Es  sind  auch,  besonders  durch  die 
Gesetze  vom  15.  März  IS73,  Art.  5,  28.  Jan.  1875,  Art.  3  und  2V  Juli  1875  wichtige 
Con trolrechte  und  Straf bestimmun^en  zur  Sicherung  des  Monopols, 
von  anderen  Steucrgcbieteu,  wie  dem  Tabakmonopol,  auf  die  aualogen  Fälle  des  neuen 
Monopols  übertragen  oder  neu  erlassen  worden.  Und  auch  die  Pachtgesellscbaft  selbst 
darf  —  und  soll  —  in  gewissem  Umfang  von  sich  aus  durch  ihr  eigenes 
Personal  Controleu  ausüben,  Coutraventi onen  verfolgen  und  Straf- 
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antrage  stellen,  sowie  sich  über  Strafen  mit  den  Contravenicnten  abfinden 
und  die  Straf-  und  Abfindungsbeträge  einziehen,  zur  Hälfte  für  sieh  selbst  (s.  o.  S.  7fif 
Lastenheft  v.  1>72,  Art.  0,  mit  noch  näheren  Einzelbestimmungcn").  üeber  die  geh 
gesetzlichen  Normen  s.  bes.  den  Coininentar  von  Ulibo  III,  352,  371,  376. 

„  Die  Anwendung  dieser  z.  Th.  scharfen  und  weitgehenden  Control-  und  Straf- 
bestimmungen hat  am  meisten  Schwierigkeiten  und  Opposition  geschaffen.  Die  in: 
Anfang  erfolgte  finanzministerielle  Beauftragung  von  Agenten  der  Gesellschaft  mi: 
Control-,  Inspections-  und  Visitationsrechten  führte,  bes.  nach  Erlass  des  Ges.  vom 
2S.  Juli  1875,  zu  sehr  vielen  Klagen,  indem  diese  Agenten  eine  übertriebene  Meng-? 
Visitationen  vornahmen.  Deshalb  nahm  der  Finanziuinister  diesen  Auftrag  zurück, 
womit  dann  aber  die  Kechte  der  Gesellschaft  auf  Schutz  ihres  Monopolrechts  gefährdet 
erschienen.  Dies  veranlasste  die  Gesellschaft  zur  Anstellung  der  Klage  auf  Ent- 
schädigung beim  Staatsrath,  mit  der  sie  aber  nicht  durchdrang  (s.  Koussan's  Artikel 
im  Say 'scheu  dict.,  p.  12*\  12'.»  und  v.  Kaufmann,  S.  547  H.  Besonders  die  Aus- 
dehnung der  Visitationen  auf  Nachforschung  nach  blossem  Besitz  nieht-inonopolischer 
Streichhölzchen,  sogar  bei  blossen  Privaten  war  der  heikle  Punct).  Alles  missliche 
Verhältnisse,  welche  nicht  dem  Monopolprincip ,  sondern  dem  Princip  der  Ver- 
pachtung eines  solchen  Monopols  zuzuschreiben  sind  und  derentwegen  Vignea 
hagte:  „Die  Schwierigkeiten  sind  der  Art,  dass  man  vielleicht  auf  das  System  d-.r 
Pacht  verzichten  wird"  (l.  184).  Der  weitere  Verlauf  der  Dinge,  die  Erneuerung 
des  Pachtvertrags  i.  J.  1SM  beweist  jedoch,  dass  später  diese  Schwierigkeiten  über- 
wunden wurden. 

Worauf  die  Controle  im  Einzelnen  sich  erstreckt,  eigiebt  sich  mit  aus  folgenden 
Strafbestimmungen:  geheime  Fabrikation  von  Streichhölzern  mit  Geldstrafe 
von  300—1000  Frcs.  und  Beschlagnahme  und  Confiscation  der  Hölzer,  der  Werkzeuge 
und  Fabrikationsstoffe  bedroht,  im  Wiederholungsfall  Gefiingnissstrafe  von  6  Tagen  — 
0  Monat;  ebenso  Aufbewahrung  von  Werkzeugen,  Stoffen  u.  s.  w.  ^Ges.  v.  25.  Juli  1 S 7 5 . 
Art.  2.  3\  —  Fraudulftser  Verkauf,  f'olportage  von  Zündhölzchen  bedroht  mit 
Verhaftung,  Geldstrafe  von  3Ü0— 1000  Frcs.,  Confiscation  der  Objecto,  Geräthe,  bei 
Colportage  auch  der  Transportmittel  ^Ges.  v.  2S.  Apr.  1816,  Art.  222,  v.  24.  Jan.  IS" 5. 
Art.  3).  —  Blosser  Besitz  von  Nicht  -  Monopol  -  Hölzchen  bei  „einfachen 
Privaten"  mit  Confiscation  und  10  Frcs.  p.  Kil.,  Min.  100,  Max.  3000  Frcs.,  Geld- 
strafe geahudet  (Ges.  v.  28.  Juli  1S75,  Art.  1,  Ges.  v.  1816,  Art.  216,  217. 
s.  Ülibü  III,  376  Noten).  Solche  Privaten  dürfen  auch  nicht  „echte"  Hölzeben  für 
mehr  als  1  Kil.  besitzeu,  wenn  die  Hölzchen  nicht  mehr  mit  den  gesetzlichen  Marken 
versehen  sind.  —  Inhaber  von  Wirtschaften  u.  dgl.  in.  werden  zwar  von  letzterer 
Beschränkung  nicht  geti offen ,  fallen  aber  beim  Besitz  von  Nicht -Monopol -Artikeln 
unter  dieselben  Strafen,  wie  fraudulöse  Verkaufer  und  Colporteure  (Ges.  v.  2S.  Juli  1S75. 
Art.  I,  Ges.  v.  1816,  Art.  222,  Olibo  a.  a  ().). 


d.  Kückblick  auf  die  Monopole  und  Vergleich  mit  den  sonstigen 
inneren  Verbrauchs  Steuer  formen. 

§.  303.  Es  ist  nicht  ohne  Interesse,  nach  der  vorausgehenden 
Darstellung  noch  einen  Kückblick  auf  die  indirecten  inneren  Ver- 
brauchssteuern bei  „freier  pri vatwirthschaftlicher  Pro- 
duetion"  einer-  und  auf  die  in  „Mono  pol  form  erhobenen" 
Steuern  anderseits  zu  werfen  und  zwischen  diesen  beiden  „S teuer - 
formen"  nach  den  französischen  Erfahrungen  einen  Vergleich 
zu  ziehen. 

Vom  finanzwirthsc haftlichen  Standpuncte  aus  möchte 
dieser  Vergleich  zu  Gunsten  derMonopole  ausfallen,  wenigstens 
bei  den  drei  bestehenden  französischen  Monopolen. 
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Das  fiscalische  Interesse  liess  sich  bei  diesen  sehr  gut  wahrnehmen,  und 
mit  erheblich  geringeren  Schwierigkeifen  als  bei  den  Übrigen  inneren  Verbrauchs- 
steuern. Das  Besteuerongsproblem  wurde  durch  die  Wahl  des  Monopols  in  jeder 
Hinsicht  vereinfacht  und  nach  richtigen  steuerpolitischen  und  stellertechnischen  Grund- 
sätzen lösbar.  Bei  der  Verbrauchsbesteuerung  der  Privatproduetion.  vollends  in  unserer 
Zeit  der  rasch  wechselnden  Technik ,  Oekonomik.  Verkehrsverhältnisse  bot  es  dagegen 
immer  grössere  Schwierigkeiten,  die  sich  völlig  befriedigend  kaum  für  einen  Moment, 
auf  die  Dauer  niemals  lösen  Hessen. 

St  enerpol  iti  s  c  h  war  es  auch  ein  grosser  Vortheil,  dass  beim  Monopol  ein 
Qualitätsfuss  angelegt  werden  konnte,  was  sonst  gar  nicht  oder  viel  unvollkommener 
geschieht.  Die  Mitubertragung  von  Geschäftsgewinn  mittelst  des  Monopols  an 
den  Staat  ermöglicht  es,  den  Steuerfuss  niedriger  zu  halten,  als  es,  unter  der  Voraus- 
setzung, dass  der  Fiscus  dieselbe  Einnahme  beziehen  sollte,  sonst  hätte  geschehen  müssen. 
Die  Controlen  mussten  zwar  bei  den  Monopolen  zur  Verhütung  geheimer  Fabri- 
kation oder  Einfuhr  besonders  scharf  sein,  aber  sie  waren  dann  auch  wirksamer  und 
weniger  belästigend  als  diejenigen,  welche  bei  der  andern  Stenerform  eintraten.  Die 
Erhebungskosten  stellten  sich  besonders  günstig.  Man  konnte  mit  Hilfe  der 
Monopolform  so  diejenige  „Steuerfähigkeit*4,  welche  dem  Verkaufszweig  inne  liegt 
und  aus  allgemeinen  Gründen  der  Steuerpolitik  wie  nach  den  specicllcn  Verhältnissen 
des  concreton  Stcuerbedarfs  fisealisch  „gehoben"  werden  sollte,  mit  grösserer  Sicher- 
heit und  mit  weniger  Muhe  und  weniger  bedenklichen  Consequenzen  als  bei  der 
anderen  Steuerform  für  die  Deckung  des  Finanzbedarfs  practisch  ausnutzen. 

Aber  auch  vom  vol  kswi  r  thschaftlichen  Standpuncte  aus 
bietet  die  Monopolisirung  gerade  nach  den  französischen  Erfahrungen 
einige  erhebliche  Vorzüge. 

Wenigstens  auf  Gebiete  angewandt,  wie  die  besprochenen,  erweist  sich  nach 
diesen  Erfahrungen  der  Monopolist,  specicll  bei  Tabak  und  Pulver,  die  er  in 
Frankreich  ja  in  eigener  Regie  verwaltet,  der  Staat,  bez.  seine  Verwaltung 
ökonomisch -technisch  genügend  leistungsfähig,  um  das  hier  vorliegende 
..Productionsproblein"  befriedigend  zu  lösen.  Die  Monopolverwaltung  arbeitet 
in  Grossbetrieben  technisch  tüchtig,  ökonomisch  wohlfeil:  das  Ziel 
jeder  vernünftigen  „Productionsordnung".  Sie  hält  hiernach  den  Vergleich  mit  der 
Privatindustrie  recht  wohl  aus.  Steht  sie  in  Einzelnem  zurück,  so  auch  in  Anderem 
voran.  Die  „Regellosigkeit"  der  Production ,  mit  allen  ihren  weiteren  schlimmen 
Folgen  für  alle  Betheiligten  —  njeht  zuletzt  auch  für  die  gewöhnlichen  Lohn- 
arbeiter — ,  die  Kräftevergeudung  in  unwirtschaftlichen  Betriebsformen  vermeidet  sie 
ungleich  besser. 

Verglichen  mit  der  in  den  üblichen  Formen  der  Verbrauchsbesteuerung  besteuerten 
Privatindustrie  —  beim  Productionsbctrieb,  der  Fabrikation.  Versendung,  beim  Absatz 
u.  s.  w.,  wie  in  Frankreich  im  Falle  der  Salz-,  Getränke-.  Zucker-  und  der  verschie- 
denen kleineren  Verbrauchssteuern  —  ergiebt  sich  als  ein  gerade  auch  volkswirt- 
schaftlich und  socialpolitisch  wichtiger  Vortheil  der  Monopolisirung,  dass  die  Conflicte 
zwischen  innerer  Steuer  und  Zoll  und  die  so  wesentlich  verschiedenen  Einwirkungen 
der  Verbranchssteuer  auf  die  einzelnen  Producenten.  Händler  u.  s.  w.  vermieden 
werden.  So  entfällt  beim  Monopol  der  Bezug  von  „rentenartigen  Differenzgewinnen" 
zu  Gunsten  der  in  irgend  einer  Hinsicht  ihren  Coneurrenteu  überlegenen  Producenten, 
wie  er  bei  der  Getränkesteuer,  der  Zuckersteuer  vorkommt,  —  zumal  bei  Besteuerung 
des  Rohstoffs  u.  dgl.  m.  Es  entfällt  auch  die  Exportprämie  mit  ihren  vielfach  so 
bedenklichen  Wirkungen. 

Dass  anderseits  der  richtige  technische  und  ökonomische  Fortschritt  in 
der  Production,  speciell  in  der  Verbesserung  der  Qualität  der  Erzeugnisse,  der  Ver- 
minderung der  Kosten  auch  beim  Monopol  möglich  ist  und  bei  einer  intelligenten 
Verwaltung  erfolgt,  hat  sich  beim  französischen  Tabakmonopol  zur  Genüge  gezeigt. 

V olks wirthschaft lieh  und  socialpolitisch  ist  es  ferner 
ein  besonderer  Vorzug  der  Monopolform,  dass  die  C o  n s u  in  e n te n - 
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interessen  sich  dabei  sicherer  als  bei  jeder  anderen  Form,  was 
Qualität  und  Preis  des  Steuerobjects  anlangt,  wahrnehmen  lassen. 

Das  ist  vollends  unbestreitbar,  wenn  man  erwägt,  dass  derjenige  Thcil  des  Rein- 
ertrags des  Monopols,  welcher  nicht  auf  Stcuerzuschlag  zu  den  Preisen  der  Ver- 
brauchsgogenstände ,  sondern  auf  Uebertragung  sonst  von  der  Privatproduction  onj 
dem  Zwischenhandel  bezogener  (leschaftsgewinne  auf  den  Fiscus  zuruckzu führen 
zugleich  für  die  (Konsumenten,  d.  h.  fur  die  Bevölkerung,  direct  oder  indirect  ander 
Steuern  erspart. 

Das  Monopol  garantirt  eine  bestimmte  Qualität.  Reinheit,  bequem 
Erlangbarkeit  des  Artikels  zu  einem  fest  bestimmten  Preise.  Jeder  technisch- 
ökonomische  Fortschritt  der  Production  kommt  entweder  unmittelbar  dem  Monopolist- .  e. 
also  dem  Staate,  und  dadurcli  den  Oonsumenten ,  als  Steuerzahlern,  zu  Gute  od-r 
ermöglicht  es,  sonst  etwa  nöthige  Preis-  und  Steueraufsehläge  zu  unterlassen  oder  r. 
erinässigen.  Die  Privatindustrie,  zum:d  die  mit  Verbrauchssteuern  belastete,  wir*: 
immer  dahin  streben,  die  Verwohlfeilerungen,  welche  der  ökonomisch-technische  Foit- 
schritt  herbeiführt,  möglichst  für  sich  zu  behalten,  sie  eventuell  nur  mit  dem  Zwischen- 
handel (heilen,  dem  Consumentcn  davon  nichts  oder  möglichst  wenig  zukommen  lasier, 
im  (io^enthcil  ihm  womöglich  noch  mehr  als  den  Betrag  der  Steuer  zuwälzen.  Da- 
auch  hier  die  „freie  Concurrenz'  nicht  genügende  Abhilfe  schallt,  zeigen  die  Wahr- 
nehmungen der  Wirkungen  von  Herabsetzungen  des  Steuersatzes  bei  den  französisch-  l 
(ietränkesteuern  (S.  H44\  des  Prämiensystems  hei  der  Znckerbesteuernng  (S.  666>,  de: 
Preiserhöhungen  bei  der  Streichhölzchensteuer  (S.  7<»2). 

Allerdings  wird  man  diese  französischen  Erfahrungen  in  Betreff 
dieser  Vorz  11  gc  des  Monopols  als  Verbrauchssteuerform 
nicht  wieder  zu  sehr  verallgemeinern  dürfen.    Sie  treteu  in  den 
drei  französischen  Monopolen  mit  wegen  der  speeifischen  Pro 
duetionsbe dingungen  bei  den  betreffenden  Artikeln  hervor. 

Die  hier  gemachten  Erfahrungen  möchten  vielleicht  am  Besten  für  eine  Aus- 
dehnung des  Monopols  auf  Salz  —  gerade  zur  Wahrnehmung  des  Consumentcn- 
interesses  neben  dem  liscalischen  —  sprechen ,  wenigstens  solange  Salz  überhaupt 
besteuert  werden  soll.  Die  (iefahr.  einen  Artikel  von  der  Bedeutung  des  Salzes  ini 
Volkshaushalt  zum  (iegenstand  von  „Speculationsrinsen"  —  wie  neuerdings  in  Groß- 
britannien —  werden  und  so  einer  „Privabteuer"  unterworfen  zu  sehen,  vermied.- 
man  beim  Monopol,  und  —  vielleicht  nur  bei  ihm.  —  Dass  zur  Ausschliessung  de? 
Dynamits  vom  Pulvermonopol  kein  sachlich  durchschlagender  (jrund  bestand,  in 
einem  Lande,  welches  einmal  ein  Pulvermonopol  besitzt,  wurde  oben  (S.  f>97)  sehte, 
hervorgehoben. 

Nach  der  Sachlage,  d.  h.  nach  den  gegebenen  Productions 
Verhältnissen  bei  den  Getränkesteuern,  —  gerade  in  Frank- 
reich auch  wohl  einschliesslich  dieser  Verhältnisse  bei  der  Alcohol- 
steuer  — ,  bei  der  Zuckerstener  wird  man  hier  freilich  erheblich 
mehr  Bedenken  gegen  ein  etwaiges  Monopol  als  Verbrauchssteuer- 
form hegen  müssen.  Aber  wenn  man  die  Einrichtung  dieser  Steuern, 
die  Wirkungen  derselben  auf  die  Volkswirtschaft,  die  Producenten. 
Händler,  Cousuruenten,  wenn  man  die  finanziellen  Ergebnisse  mit 
den  entsprechenden  Verhältnissen  bei  den  Steuern  in  Monopolform, 
besonders  beim  Tabakmonopol,  unbefangen  vergleicht,  wenn  mau 
die  Notwendigkeit  immer  neuer  Veränderungen  der  Getränke-  und 
Zuckerstener- Gesetzgebung  beobachtet  und  die  Einsicht  gewinnt, 
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dass  eine  allseitig  befriedigende  Besteuerung  hier  bei  „freier  privat. 
wirtschaftlicher  Production"  doch  auch  durch  das  denkbar  beste 
Steuergesetz  nicht  erreicht  werden  kann,  —  dann  wird  man  zu  dem 
Schluss  gelangen,  dass  Frankreich  recht  that,  wenigstens  in  den 
drei  Fullen  das  Monopol  beizubehalten  oder  neu  einzuführen.  Ein 
Ergebniss,  welches  eine  allgemeinere  Bedeutung  für  die  Finanz- 
wissenschaft beanspruchen  darf. 


Hiermit  ist  die  Darstellung  der  „inneren  Verbrauchssteuern"  in  Gemässheit  der 
früheren  Uebersicht  (S.  417— 41S)  beendigt.  Mit  einer  kleinen  Abweichung  von  der 
dortigen  Reihenfolge  wenden  wir  uns  jetzt  erst  zu  den  „gewerblichen  Licenz- 
steuern",  weil  diese  mit  den  inneren  Veibrauchssteuern  aufs  Engste  zusammenhängen,  . 
und  behandeln  dann  auch  erst  die  steucrpolitisch  den  letzteren  verwandten,  Mosa 
steuertechniseh  davon  verschiedenen  „directen  Getränke-  und  Genusssteuern", 
um  darauf  mit  der  einzigen  noch  rückständigen  grossen  Gruppe  der  Staatsbesteuerung, 
den  Zöllen,  zu  scbliessen,  eine  Gruppe,  deren  eigenartige  und  selbständige  Stellung 
im  französischen  Steuersystem  diese  Reihenfolge  auch  sonst  um  Passendsten  erschei- 
nen lässt. 


c.    Diu  gewerblichen  I.icenzsteuern.*) 

Gesetzgebung.  Allgemeine  Grundlage  auch  hier,  nach  vorangegangenen  ge- 
setzlichen Bestimmungen  für  einzelne  Fidle  (.Tabak,  Getränke)  das  grosse  Hauptgesetz 
v.  2S.  Apr.  1816  Art  144.  171;  Ges.  v.  21.  Apr.  1832  Art.  44  (Einführung  von 
Quartal-Steuersätzen  für  die  meisten  Fälle).  Sodann  die  Gesetze  Uber  die  einzelnen 
inneren  Verbrauchs- ,  die  Transportsteuern  und  verwandte  (Spielkartcnsteuer) ,  wo  die 
betreffenden  Gewerbebetriebe  für  licenzpfliehtig  erklärt  und  unter  Controle  (Excrcice) 
gestellt  werden.  Am  Ausgedehntesten ^ und  Wichtigsten  sind  die  Licenzen  in  der 
Gctränkebesteuerung.  Die  betreffenden  Gesetze  und  einzelnen  Bestimmungen  sind 
oben  bei  jeder  einzelnen  Steuer  schon  erwähnt  worden.  Ges.  v.  1.  Sept.  IhTl  Art.  0 
(Verdopplung  der  Liccnzsätzc). 

Literatur.  Vignes,  passim  bei  den  einzelnen  Steuern.  Block,  diet.  Art. 
licence.  Olibo.  II,  277 — 307  (genaue  aiphabet.  Uebersicht  der  licenzptiichtigeu  Ge- 
werbe und  Fälle  und  der  Ausnahmen  von  der  Regel),  v.  Hock  S.  419—422. 
v.  Kaufmann  S.  320—329.  —  Mathieu-Bodet  I,  40.  Amagat  p.  344.  — 
Tarif  bei  Block,  Olibo,  Vignes  (II,  394).  v.  Kaufmann,  bes.  Bull.  XVI, 
536  ff.  —  Statistik  Faure  p.  IIS.    Berichte  der  Direction  der  indir.  Steuern. 

§.  304.  Die  Licenzabgabc  des  französischen  Steuerrechts  ist 
ein  Anhängsel  der  Getränke-  und  einiger  anderer  Steuern,  vom 
steuerpolitischen  Character  einer  kleinen  Specialgewerbc- 
s teuer,  insofern  einer  directen  Steuer  von  der  einzelnen 
gewerblichen  Unternehmung  als  solcher.  Nur  auf  dem 
Gebiete  der  Getränkebesteuerung  ist  das  Licenzsteuerwesen 
nach  Höhe  und  Art  der  Steuersätze  und  Zahl  der  Steuerpflichtigen 
von  etwas  grösserer  Bedeutung  nach  dem  Gesammtertrag  für  die 

*)  S.  o.  S.  416,  wo  aber  irrthümlich  die  Gewerbe  der  Gold-  und  Silberwaaren- 
branche  nud  die  Debite  von  Tabak  und  Pulver  mit  als  licenzabgabepfliebtig  erwähnt 
bind.  Sie  unterstehen  nur  eventuell  der  Controle  der  Steuerbehörden  mit,  entrichten 
aber  keine  Fie»'ii/.steuer. 
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Finanzen  und  nach  der  individuellen  Belastung  wenigstens  für  ein 
zelne  Steuerpflichtige.  Nur  bei  den  Getränke-  und  Oeldebita  nteu 
(Kleinhandel,  Wirtschaften  u.  s.  w.)  ist  es  zu  einer  Art  System 
ausgebildet.  Im  Ucbrigen  liegt  seine  Bedeutung  nach  der  Mblicbeu 
französischen  Annahme,  die  freilich  nicht  genügend  begründet  er- 
scheint (s.  u.),  nicht  sowohl  in  der  finanziellen  Seite:  den  Erträgen 
und  Belastungen,  als  in  der  administrativen  Seite,  es  soll  eiu 
Hilfsmittel  bilden,  um  die  Verpflichtung  zur  Unterstellung  unter  die 
steueramtliche  Controle  wirksamer  zu  machen  und  für  die  Aus 
ttbung  dieser  Controle  die  äusseren  Auhallspuncte  sicherer  zu  be 
schaffen. 

In  dieser  He/.iehung  ist  es  denn  auch  im  Vorausgehenden  hei  den  betretenden 
einzelnen  Steuern  schon  mit  zur  Sprache  gekommen  und  daher  hier  nur  Wen i eres  zur 
Ergänzung  und  um  eine  Ucbersi«  ht  über  das  ganze  Gebiet  zu  gewinnen,  hinzuzufügen. 
S.  oben  S.  57b  (Fuhrwesen),  029  (Getränke},  6<»3  'Zucker)  und  passim,  Jj.  275 — 2b I 
(einzelne  Steuern). 

Das  leitende  Princip  wurde  wiederum  der  Gesetzgebung  des 
ancien  regime,  speciell  einer  Ordonnanz  von  1680  über  ein  „droit 
annuel"  für  Wirtbschaften  u.  dgl.  Geschäfte  (8  und  6V8  Livre  jiibr 
lieh)  entnommen  und,  nach  vorausgegangenen  Bestimmungen  für 
Tabak-  und  Getränkegeschäfte  unter  Napoleon  I.,  endgiltig  für  das 
Gebiet  der  Geträn kegeschäfte  (commerce  quelconque  de  bois- 
sons)  im  Gesetz,  v.  28.  April  1816  aufgestellt  und  dann  auch  auf 
einige  andere  Geschäfte,  deren  Artikel  oder  Leistungen  (Trans- 
portwesen) einer  „indirecten"  Steuer  unterworfen  sind,  ausgedehnt. 
Es  muss  danach  ein  jedes  solches  „Gewerbe"  —  abgesehen  und 
unabhängig  von  der  Anmeldung  zur  Patentstcuer  (S.  470).  —  von 
seinem  Inhaber  der  Steuerbehörde  angemeldet  (declarirt),  dafür 
eine  „  L  i  c  e  n  z  "  v  o  r  B  e  g  i  n  n  der  Fabrikation  oder  des  Debits  u.  s.  w. 
erlangt  und  für  diese  „Licenz"  eine  tarifmässige  Abgabe, 
welche  ebenfalls  „Licenz"  heisst,  erlegt  werden. 

Diese  Licenz  gilt  regelmässig  nur  für  Eine  gewerbliche  Unternehmung  oder 
Anlage  (ctablissement)  in  Einer  Gemeinde,  ist  also  bei  mehreren  Etablissement» 
desselben  Unternehmers  mehrfach  zu  nehmen,  bez.  zu  entrichten  und  zwar  jedes 
Jahr  von  Neuem.  Sie  ist  demnach  eine  periodische  dircete  Stcner.  Sie  gilt 
aber  als  haftend  am  E  ta  bl  i  s  semen  t .  nicht  an  der  Person  des  Gewerbe- 
treibenden, geht  daher  während  der  Dauer  ihrer  Giltigkeit  auf  den  etwaigen  neuen 
Besitzer  oder  Erwerber  eines  Geweihes  Uber,  der  jedoch  seinerseits  eine  neue  Erklärung 
abgeben  muss.  Die  Liccn/pflichtigkeit  hört  bei  den  Gctriinkedebitantcn  n.  dgl.  nur 
auf  Grund  einer  besonderen  Erklärung  der  bisherigen  Pflichtigen,  das  Geschäft 
aufzugeben,  auf  ;  bei  den  übrigen  Lieenzirten  mit  der  Thatsache  des  Gesehäftaufgebens 
(S.  bes  das  Ges.  v.  2S.  April  1SI6  Art.  144.  171,  dann  die  einzelnen,  namentlich 
auch  die  Gesetze  über  die  neueren  kleinen  indirecten  Steuern  aus  der  Zeit  von 
1*71  II.  Ulibo  III.  27b  tf.,  299  »f.,  Lösung  der  ..Fragen",  Block,  dict.  Art.  licence 
Nr.  Ii)  IT.,  25  «'.). 


Digitized  by  Google 


Licenzateucrn. 


773 


Contraventionen  in  Bezug  auf  die  Licenz  werden  mit  300  Frcs.  Geldstrafe 
geahndet  und  in»  Falle  einer  Hinterziehung  mit  dem  Vierfachen  der  hinterzogenen 
Betrage  (Ges.  v.  1S16  Art  171). 

Die  Licenzabgabe  war  anfangs  allgemein  in  Einer  Jahresrat«  zu  entrichten, 
einerlei  in  welchem  Zeitpuncte  das  Geschäft  begonnen  oder  angemeldet  worden  war. 
Im  Jahre  1832  (Ges.  v.  21.  Apr.  Art.  44)  wurden  für  die  damals  bestehenden  Liccn/.-* 
abgaben,  ausser  denen  bei  öffentlichen  Fuhrwerkeu,  Quartal -Steuersätze  angeordnet. 
Bei  den  neuen  Licenzen,  welche  später  eingeführt  wurden,  auch  1S71  (f.,  besteht  ge- 
wöhnlich wieder  die  Abgabe  als  Jahressatz. 

Licenz  steuerpflichtig  sind  nach  der  gegenwärtigen  Gesetz- 
gebung vor  Allem  die  Gewerbe  im  Gebiet  der  verbrauchssteuer- 
pflichtigen Getränke;  ferner  die  Fabrikanten  und  Händler  von 
vegetabilischem  Oel,  die  Fabrikanten  von  Spielkarten,  von 
Salpeter  (ausserhalb  derBezirke  derstaatlichen Salpeterproduction), 
von  einheimischem  Rüben-  und  Stärkezucker,  von 
Kerzen  und  Stearinsäure,  von  Essig  und  Essigsäure  (bis 
zur  Aufhebung  der  betreffenden  Steuern  auch  von  Streich- 
hölzchen, Papier,  Cichoric,  Seife),  die  Grossh ändler  in 
Essig  (wenn  sie  Steuercredit  beanspruchen);  endlich  die  Unter- 
nehmer öffentlichen  Fuhrwerks,  einschliesslich  der  Eisen- 
babngesellschaften.  Der  Steuersatz  besteht  in  der  Regel 
in  einem  Fixum  für  das  Jahr  bez.  das  Quartal.  Nur  bei  den 
Getränke-  und  Oeldebitanten  ist  dies  Fixum  nach  Orts- 
ciasse n  in  Gemässheit  der  Bevölkerungszahl  abgestuft  und  dadurch 
etwas  mehr  zu  einem  Specialgewerbesteuersy  stem  ausgebildet.  Bei 
den  Getränke- Hausir ern  besteht  die  Unterscheidung  nach  dem 
Transportmittel  für  den  Steuersatz.  Bei  öffentlichem 
Fuhrwerk  (incl.  Schifffahrt  und  Eisenbahnen)  ist  die 
Licenzabgabe  abweichend  von  der  üblichen  Form  nach  Zahl  und 
(bei  gewöhnlichem  Landfuhrwerk)  auch  nach  Art  der  Fahrpreise 
eingerichtet  und  nimmt  dadurch  auch  einen  etwas  anderen  Stener- 
character  an.  Die  Principalsätze  wurden  im  Jahr  1871  (Gesetz 
v.  1.  Sept.  Art.  6)  verdoppelt  und  unterliegen  ausserdem  den  25% 
Zuschlägen. 

DU-  Tarife  a.  a.  0.  und  bes.  die  genaue  Uebersicht  der  einzelnen 
zu  jeder  Gattung  gehörenden  Gewerbe  bei  Olibo  III,  2S3  ff.,  wonach  die  ('asuistik 
doch  ziemlich  gross  ist,  aber  die  Einreihung  der  Fälle  in  liccnzpflichtige  und  nicht 
Pflichtige  folgerichtig.   S.  auch  Block,  dict.  Art.  licence  ch.  II. 

Zu  den  Liccnzirten  der  Getrünkebesteuerun  g  gehören  zunächst  die  Kl  ein- 
Absatz -  oder  Debitantengcschäfte  und  die  ihnen  gleichgestellten  mit  einem 
Tarif  von  Jahrcssätzen  mit  Dcciinen  (aber  nur  in  Quartalraten  zuzahlen),  der 
in  ^  Ortsclassen  (unter  4000  Kinw.  bis  50,000  Einw.  und  mehf>  von  15  auf  50  Frcs. 
steigt.  Die  Debitanten  in  Paris  sind  aber  licenzfrei,  die  „Ersatzsteuer"  deckt  hier 
die  Licenz  mit.  Die  0 c  1  debitanten  zahlen  (in  Orten  über  4000  Einw.)  dieselben 
Licenzen  (daher  von  20  Frcs.  an).  Die  Grosshändler  in  Getränken  und  die  ihnen 
gleichgestellten  Geschäfte  (so  die  Niederlagen-Halter  dcnaturalisirten  Branntweins) 

A.  Wagner,  Finanxwisaenschaft.  III.  50 
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haben  eine  Licenz  von  125  Frcs.  jährlich,  die  Hausir  er  mit  Getränken,  welch.- 
Fuhrwerk  benutzen,  ebenso,  wenn  sie  nur  Sauinthiere  benutzen,  bloss  15  Frcs.  Die 
gewerbsmässigen  Kran  ntweinbrenner  und  Destillateure  entrichten  25  Frcs. 
Licenz,  die  Eigenernter  und  Eigen brenncr  (bouilleurs  de  cru),  die  nur  eigene 
Ernteproduct  verarbeiten,  sind  als  solche  licenzfrei,  auch  für  Verkaufe  von  Brannt- 
wein ihrer  Fabrikation  im  Grossen:  filr  den  Kleinabsatz  unterliegen  sie  aber  dir 
Debitantenlicenz  ihres  Wohnorts.  Die  gewerbsmässigen  Bierbrauer  haben  in 
11  bestimmten  Departements  eine  Licenz  von  125,  in  den  übrigen  von  75  Frcs.  -. 
wenn  sie  zugleich  Ausschank  ihres  Bieres  bei  sich  selbst  betreiben,  bedürfen  auch  sie 
ausserdem  noch  der  Debitantenlicenz  ihres  Orts.  Blosser  Hausbrau  für  Eigenconsum 
ist  liceuzfrei.  Die  Licenz  der  Fabrikanten  von  Spielkarten  und  von  ein- 
heimischem Zucker  ist  125,  von  Salpeter,  Kerzen ,  Essig,  <wic  früher  die  der 
anderen  Fabrikanten,  deren  Fabrikate  jetzt  wieder  steuerfrei)  25  Frcs.,  der  Essig-Gros<- 
handlcr  12.50  Frcs.  Oeffentliehe  Fuhrwerksunternehmungen  (s.  o.  S. 57S. 
auch  Eisonbahnen  und  Schifffahrt  entrichten  jährlich  für  Waggon,  Wagen. 
Wasserfahrzeug  6.25  Frcs. ;  zweiräd.  Wagen  aber  nur  2'/a  Frcs.  —  Durch  die  Aus- 
legung der  Gesetze  sind  dann  die  einzelnen  Gewerbe,  welche  zu  jeder  Licenz- 
kategoric  gehören,  genau  bestimmt  worden.  Am  Wichtigsten  ist,  dass  jede  Art 
,.Wi  rthschaft",  auch  Gasthöfe,  Hotels  garnis  (auch  wenn  sie  nicht  Speisen  umi 
(ietränke  geben)  u.  dgl.  licenzpflichtig  sind.  Olibo  führt  00  Specialzweige  als  liconz- 
pflichtig  an,  42  verwandte  als  frei  von  der  Licenz. 

Die  Entrichtung  der  Liccnzstcuer  erfolgt  bei  der  An- 
meldung baar,  bei  öffentlichem  Fuhrwerk  findet  jährlich  am 
Beginn  des  Jahres  eine  neue  Anmeldung  der  Wagen  o.  s.  w.  statt 
und  wird  dann  danach  die  Steuer  gleich  berichtigt.  Für  die  übrigen 
Liccnzpflichtigen  werden,  wie  bei  anderen  directen  Steuern,  Rollen 
entworfen  und  danach  die  Abgabe  auf  Anzeige  der  Steuerbehörde 
erhoben.  DicLicenzen  werden  trotz  ihres  steuertechnischen  Characters 
als  directe  Steuern,  von  der  Direction  der  indirecten  Steuern  mit 
verwaltet. 

Der  Ertrag  hat  sich  durch  die  Tariferhöhungen  von  1871 
gegen  früher  ungefähr  verdoppelt  und  ist  seitdem  in  Folge  der 
Vermehrung  der  liccnzpHichtigen  Geschäfte  auf  etwa  13  Mill.  Frcs. 
gestiegen,  wovon  über  12  Mill.  Frcs.  von  den  Getränkelicenzen 
herrühren,  noch  nicht  ganz  3°/„  des  Ertrags  derGetränkebesteuernng. 

Der  Gesam mtertrag  war  (Faure  p.  lli>,  nach  den  Staatsrechnungen ,  etwa* 
abweichend  in  den  Zahlen  von  den  Jahresberichten  der  indir.  Steuern),  10M0  Frcs.: 


J  Sß9  5,5110 

1S72  10,4% 

1SS4  12,591 

1SS7  (provisorisch)  13,010. 


Im  J.  15*0  war  (dolin.  Zahlen,  Bull.  XXIII,  28b ): 


Getränke-Debitanten  .    .    .  408,021 
(irosshändler    .    .  27.02!* 


Anzahl  der 
Geschäfte 


Hrau.r   2.751 1 

Brenner  u.  dgl   1.845 

Alle  and.  Licenzirt<  n     .    .     22.1 52 1 


S,8ll  21.6 
3.398  125.0 


084 


25.6 


Summe'.    .  401,798 


12,894 


27.b 
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Wie  die  Tarife  und  diese  Zahlen  der  Durchschnittebelastung 
der  Geschäfte  ergeben,  sind  die  Licenzsteuern  ja  nicht  eben  hoch, 
werden  in  vielen  Fällen  kaum  empfunden  werden  und  bringen  dem 
Staate  doch  immerhin  ein  Dutzend  Millionen  und  mehr  ein. 

Dennoch  können  Bedenken  gegen  die  ganze  französische 
Licenzbesteuerung  und  gegen  die  Einrichtung  derselben  nicht  ver- 
schwiegen werden.  Einmal  ist  der  Umfang  der  Licenzpflichtigkeit 
doch  etwas  willkührlich  bestimmt  und  sodann  die  individuelle 
Belastung  doch  zu  ungleichmässig. 

In  crstercr  Hinsicht  erregt  die  Auswahl  der  licenzpflichtigen  und  licenzfreicu, 
öfters  ganz  analogen  Geschäfte  Bedenken.  Die  Licenzfreiheit  der  Tabak-  und  Pulver- 
debitanten  ist  begreiflich  und  gerechtfertigt,  da  diese  Personen  in  einer  Hinsicht  als 
Finanzorgane  fungiren.  Aber  warum  sind  z.  B.  die  Salzwcrke,  Dynamitfahriken, 
(■old-  und  Silberschmiede  u.  s.  w.  licenzfrei?  Dass  die  Licenz  als  Abgabe  nicht 
eine  nothwendige  Folge  der  Unterstellung  der  Geschäfte  unter  die  Controle  der  Steuer- 
behörde ist,  beweisen  diese  Ausnahmen.  Die  Einnahme  des  Staats  aus  der  Licenz 
kann  mit  als  Kostenersatz  für  die  Controle  betrachtet  werden.  Aber  genügend 
inotivirt  wird  auch  durch  diesen  Gesichtspunct  die  Licenzabgabe  nicht.  In  anderen 
Fallen,  so  bei  den  Dynamitfabriken  (Ges.  v.  S.  März  1875,  Art.  1),  werden  die  Kosten 
d<;3  Excrcice  auch  dem  Fabrikanten  zugeschoben  und  vom  Finanzminister  jährlich  ge- 
regelt. Wie  es  jetzt  besteht,  erscheint  doch  das  ganze  System  der  Licenzabgabcn  zu 
sehr  nur  als  fiscalische  Plusmacherei.  Die  Steucrcontrole  könnte  gerade  so  eintreten, 
wenn  man  sich  mit  Anmelde-  und  Declaratiouspflicht  begnügte,  aber  ohne  Erhebung 
einer  Abgabe  dabei. 

In  Betreff  des  zweiten  Bedenkens  ist  aber  in  der  That  doch  klar,  dass  die 
gleichen  festen  Licenzsätze,  eventuell  wie  bei  den  Getränkedebitantcn  bloss 
mit  Ortsstufen,  wenn  auch  wohl  ziemlich  jeden  Steuerpflichtigen  nur  leicht,  so  doch 
die  einzelnen  derselben  Classe  ohne  jede  Rücksicht  auf  den  Umfang  ihres  Geschäfts 
ganz  verschieden  treffen.  Die  Licenzabgabc  wird  so  zu  einer  rohen  Taxe,  die 
dem  französischen  Steuergrundsatz  „Jeder  nach  seinen  Kräften"  durchaus  widerspricht. 
Bloss  die  Niedrigkeit  der  Sätze  macht  das  weniger  fühlbar.  Eine  gleichinässige 
Erhöhung  der  Sätze,  wie  im  J.  1S71  die  Verdoppelung,  hat  so  aber  auch  noch  ihre 
besonderen  Bedenken. 

Will  man  daher  wirklich  die  Licenzbesteuerung  ergiebiger 
machen  und  sie  zu  einem  förmlichen  Gliede  der  Getränke- 
besteuerung erheben,  wie  nach  dem  Steuerproject  von  1888  (S.  629), 
etwa  mittelst  der  theureren  Debitantenlicenz  zugleich  auch  „consum- 
politische"  Tendenzen  verfolgen,  so  wäre  eine  rationellere  Aus- 
und  Umbildung  der  ganzen  Einrichtung  unbedingt  geboten. 
Namentlich  die  flir  einen  grösseren  Ertrag  erforderlichen  höheren 
Sätze  müssten  dann  für  jede  einzelne  Gewerbegattung  nach  Merk- 
malen abgestuft  werden,  aus  welchen  man  auf  den  individuellen 
Betriebsumfang  und  die  Steuerfähigkeit  jedes  einzelnen 
Geschäfts  einigermassen  schliessen  kann.  Der  in  dem  Project  von 
1888  enthaltene  Gedanke,  mit  nach  dem  Miethwerth  der  Ge- 
werbslocalitätcn,  wie  bei  der  Patentsteuer  die  Licenzen  abzu- 
stufen, liegt  dann  in  Frankreich  nahe  (8.  629).    Aber  ein  ganz 
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genügendes  Merkmal  ist  dieses  gerade  bei  diesen  Geschäften  aoch 
noch  nicht.  Die  einfache  Erhöhung  der  fixen  Licenzsiltze ,  an  die 
daneben  gedacht  ist,  hätte  freilich  noch  ihre  besonderen  Bedenken. 

d.  Directc  Gebrauchs-  und  tienusssteuern. 
Wagen  und  Pferde.     Billards.     Gesellig-»  Vereine  u.  s.  w. 

Gesetzgebung.  Gleichzeitige  Einführung  dieser  drei  Steuern  durch  (ies.  v. 
10.  Sept.  1  ST  1 ,  Art  7 — 10,  für  die  Steuer  von  Wagen  und  Pferden  mittelst  Wieder- 
herstellung des  1805  aulgehobenen  bezüglichen  Gesetzes  v.  2.  Juli  l8f»2.  Ges.  r. 
18.  Dec.  1872  (Erhebung  der  Billard-  und  Gesellschaftssteuer  nach  den  GruncUäkm 
der  directen  Steuern).  —  Abänderung  der  Wagen-  und  Pferdesteuer  durch  Ge>- 
v.  23.  Juli  1872,  Art.  5—11,  und  Ges.  v.  22.  Dec.  1879,  Circ.  v.  21.  Jan.  18>:! 
(Ausführung  der  Steuerfreiheit  für  reglcmcntsmässigeu  Besitz  von  Wagen  und  Pferd.r, 
im  Militärdienst).  Fin.-Ges.  v.  20.. Dec.  1884,  Art.  3  (Punct  der  Veranlagung). 
Ausführ.-  Decr.  für  die  Billard  Steuer  v.  27.  Dec.  1871.  —  Ausführ.- Decr.  für  du 
(iesellschaftssteuer  v.  27.  Dec.  1871.  Ges.  v.  5.  Aug.  1874,  Art.  7  vein< 
weitere  Exemtion). 

Literatur.  Stourin  I,  253,  255,  262  (Steuern  der  Revolutionszeit").  Die 
Gesetze  bis  1875,  auch  das  von  1802,  die  Decrete  u.  A.  in  Dejean's  code. 
Vignes  I,  77—80.  Block,  dict.  Art.  chevaux  et  voiturcs,  billards.  cercles.  auch 
mehrfach  in  den  Supplementen.  Say,  dict.  Art.  voitures  (uoch  nicht  erschienen), 
billards,  cercles  (beide  eingehend),  v.  Kaufmann,  S.  255 — 25fi  (Pferde-  un«! 
Wagenstcuer,  nicht  ganz  richtig^,  259.  —  Mathie u-Bodet  I,  45,  150.  Amagat. 
p.  204  ff.  —  Ertragsstatistik  Kaure,  p.  82,  Basis  der  Veranlagung  jälirlicli. 
z  B.  f.  1887.  Bull.  XXIII,  044. 

£.  305.    1.  Im  Allgemeinen.    Die  drei  hierher  gehörigen 
Steuern  bilden  nach  ihrer  steuerpolitischen  Tendenz,  welcher 
sie  ihre  Einführung  mit  zu  verdanken  haben,  nämlich  um  als 
„Luxussteuern"  zu  fungiren,  nach  ihrer  steuertcchnischen 
Gestaltung,  als  Glieder  der  „den  directen  Steuern  gleichgestellten 
Specialtaxen"  (S.  416),  und  nach  der  Gleichzeitigkeit  ihrer 
Einführung  in  der  Finanznoth  nach  dem  deutschen  Kriege  durch 
das  Gesetz  v.  16.  Sept.  1871  eine  zusammengehörige  Gruppe  kleiner 
Steuern,  ehen  der  „directen  Gebrauchs-  und  Genusssteuern".  In 
ihrer  schliesslichen  Wirkung  sind  sie  anderseits  den  indirecten  Ver- 
brauchssteuern wieder  mehr  verwandt,  mehr  als  den  früher  be- 
sprochenen directen  Steuern,  zu  denen  sie  in  Frankreich  admini- 
strativ gehören.    Ihre  Vermehrung  und  Erhebung  erfolgt  ganz  nach 
den  Grundsätzen  der  directen  Steuern,  nach  welchen  auch  das 
Reclamationswesen  eingerichtet  ist  (S.  426).    Sie  unterstehen  auch 
wie  die  übrigen  directen  Steuern  in  Betreff  der  Veranlagung  der 
Generaldirection  der  directen  Steuern,  in  Betreff"  der  Erhebung  der- 
jenigen des  Öffentlichen  Rechnungswesens  (S.  422), 

Wenn  auch  im  Jahre  1871  erst  eingeführt,  sind  sie  übrigens 
doch  nichts  durchaus  Neues  in  der  französischen  Steuergeschichte. 
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..Luxussteuern'  auf  den  Besitz  von  Luxus-Pferden  und  Mauleseln ,  wie  auf  das 
Halten  von  Dienstboten  waren  schon  1701  mit  der  Mobiliarsteuer  verbunden  gewesen 
tS.  3*4,  452),  1795  war  auch  eine  Wagen-  und  eine  Kaminsteuer  dazu  gekommen.  Diese 
Steuern  sind  aber  von  Anfang  1S07  an  aufgehoben  worden  i^Ges.  v.  4.  Mai  1806), 
als  wenig  ergiebig,  lästig  für  die  Pflichtigen.  Im  J.  1802  war  dann  abermals  eine 
Steuer  auf  Wagcu  und  Pferde  eingeführt  worden  (Ges.  v.  2.  Juli  1862),  welche  aber 
wegen  zu  weitgehender  und  unrichtiger  Fassuug  der  Exemtionen  wenig  ergeben  hatte 
1.1  statt  der  erwarteten  5  Mill.)  und  ohne  Versuch  einer  Verbesserung  nach  3  Jahren 
wieder  fallen  gelassen  war.  Auch  eine  Gesellschaftsstouer  war  schon  im  J.  1870 
kurz  vor  dem  Kriege  von  einem  Doputirten  beantragt  gewesen. 

Nach  dem  Kriege  gingen  die  drei  Steuern  aas  der  parla- 
mentarischen Initiative  hervor.  Man  hatte  ausserdem  an  andere 
ähnliche  gedacht,  auf  Pianos,  Livreen,  Dienstboten.  Nachdem  man 
im  Jahre  1872  das  erste  Gesetz  Uber  die  Steuer  auf  Wagen  und 
Pferde  passend  verändert  hatte,  machte  man  so  durch  diese  drei 
Steuern  doch  immerhin  wieder  eine  Einnahme  von  12 — 13.5  Mill. 
Frcs.  für  den  Staat,  ausserdem  Uber  V,  Mill.  Frcs.  für  die  Ge- 
meinden, denen  eine  Quote  der  in  ihnen  erhobenen  Wagen-  und 
Pferdesteucr  zufällt,  flüssig. 

Immerhin  ist  so  ein  kleiner  Ausbau  des  französischen  Steuer- 
systems in  der  Richtung  einer  etwas  schärferen  directen  Besteuerung 
der  wohlhabenderen  Classen  erfolgt  und  damit  eine  Massregel, 
welche  eine  erfreuliche  Ergänzung  der  Besteuerung  der  Massen 
durch  die  grossen  Verbrauchssteuern  war.  Aber  freilich  nicht  ent- 
fernt eine  genügende  Ausgleichung  zur  gebührenden  Mitbelastung 
der  reicheren  Classen,  wie  sie  gerade  in  Frankreich  zu  verlangen, 
aber  auch  durch  ein  entwickelteres  System  von  „Luxussteuern"  als 
das  angenommene  nicht  zu  erreichen  wäre.  Dafür  bedürfte  es 
immer  einer  angemessenen  Einkommensteuer  oder  Einkommen-  und 
Vcrmügensteuer.  Diese  paar  kleinen  Luxussteuern  entbinden  vollends 
nicht  von  dieser  Verpflichtung. 

Der  Ertrag  war  (.Faure  p.  S2,  Anschlag  f.  188*.  Bull.  XXII,  12)  in  1000  Frcs.: 

1S73  1*70  1SS0  ISH4  IssS 

,.A Ilgen».  Fonds"  (Ertrag 
für  den  Staat): 

Wagen  und  Pferde  0,1!»!»       11,314  0,038  10,402  1 1 ,2«0 

Billards                                         080  1,014  1,020  1,110  1,200 

Gesellschaften                               1,343  1.431  1,457  1.537_  1,480 

Summe    .    ...  11,528  13,750  12,115     "13,05$  '  13,040  " 
„Spccialfo  nds": 

W  agen  u.  Pferde  Gcineiudeantheil  401  500  511  551  501 

„     „  Ausfallfonds  (5%)  .    .  030  025  Kit  K43  501 

„        8/5d.Taxed.  l.Anincld.  15  1!»  10  21  24 

Billards,  Kosten  der  1.  Anmeldung  3.0  4  4  4  4.7 

Gesellschaft.,  Kosten  d.  1.  Anmeld.  0.3  0.3  0.3  0.3  0.3 

Zus.  Specialfonds V"  1.140         1,244         1,145         1,210  1.211 

Gesamintertrag  .    .    12,677       15,003       13,200       14,277  15,151 
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§.  308.  2.  Die  Wagen-  und  Pferdesteuer  wurde  in  der 
Eile  der  gesetzgeberischen  Arbeit  nach  dem  Kriege  in  der  Weise 
eingeführt,  dass  das  frühere  mangelhafte  und  nicht  bewährte  Gesetz 
vom  2.  Juli  1862  einfach  wieder  in  Kraft  gesetzt  wurde  (Ges.  v. 
16.  Sept.  1871  Art.  6). 

Dieses  ältere  Gesetz  hatte  die  allerdings  bei  dieser  Steuer 
Schwierigkeiten  bereitende  Frage  der  Besteuerung  der  Wagen  und 
Pferde,  welche  vom  Eigenthümer  in  der  Landwirtschaft  und  im 
Gewerbebetriebe,  daneben  aber  mit  zum  persönlichen  Gebrauch 
benutzt  werden,  einseitig  zu  Gunsten  der  Besitzer  und  gegen  das 
fiscalische  Interesse  dahin  entschieden,  dass  in  diesem  Falle  Steuer- 
freiheit eintrete.  Denn  darauf  hin  wurden  durch  selbst  nur  ganz 
gelegentliche  Benutzung  von  Wagen  und  Pferden  zu  landwirtschaft- 
lichen und  gewerblichen  Zwecken  zahllose  Befreiungen  von  der 
Steuer  beansprucht  und  erlangt. 

Diesen  Mangel  suchte  daher  bald  ein  neues  Ges.  v.  23.  Juli  1872 
durch  Belegung  der  „ausschliesslich"  in  Landwirtschaft  und 
Gewerben  benutzten,  an  sich  steuerpflichtigen  Wagen  und  Pferde 
mit  der  halben  Steuer  abzuhelfen.  Dies  Gesetz  hat  zugleich 
auch  noch  in  einigen  anderen  Puncten  zweckmässige  Aenderungen 
herbeigeführt,  sonst  aber  den  Steuertarif  des  Gesetzes  von  1862 
belassen.  Erst  dadurch  wurde  diese  Steuer  hinlänglich  ergiebig 
gemacht  und  ihrem  wesentlichen  Zwecke,  den  Besitz  von  Wagen 
und  Pferden  zum  persönlichen  Gebrauch  der  Eigenthümer,  als 
Zeichen  eines  gewissen  Wohlstands,  zur  Grundlage  für  eine  „Luxus- 
steuer" zu  machen,  angepasst  Bei  der  Niedrigkeit  der  meistens 
anzuwendenden  halben  Tarifsätze  glaubte  man  in  einer  solchen 
leichten  neuen  Steuer  keine  Ueberlastung  der  Landwirtschaft  und 
der  Gewerbe  sehen  zu  müssen.  Die  ausschliesslich  zu  landwirt- 
schaftlicher und  gewerblicher  Arbeit  dienenden  Arbeits-  und  nicht 
zum  Personentransport  dienenden  Wagen  und  Pferde  wurden  von 
der  Steuer  auch  nach  dem  neuen  Gesetz  nicht  getroffen  (s.  u.). 

In  dieser  neuen  Form  hat  sich  die  Steuer  im  Ganzen  bewährt. 
Das  Gesetz  von  1872  ist  die  Basis  geblieben.  Ein  späteres  Gesetz 
vom  22.  Dec.  1879  hat  jedoch,  neben  einer  Veränderung  der  Tarif 
stnfcn,  wiederum  den  Besitzern  von  Wagen  und  Pferden  das  Zu 
geständniss  gemacht,  dass  letztere  schon  dann  nur  der  halben  Steuer 
unterliegen  sollen,  wenn  sie  „gewöhnlich"  in  der  Land  Wirt- 
schaft und  in  den  Gewerben  benutzt  werden.  Dadurch  entstand 
eine  Ertragsverminderung  um  über  1  Mill.  Frcs.,  obwohl  anderseits 
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gleichzeitig  durch  das  genannte  Gesetz  auch  Mault hicre  als 
steuerpflichtig  erklärt  worden  sind. 

Da  in  Frankreich  auch  das  dem  öffentlichen  Verkehr 
dienende  Fuhrwerk  steuerpflichtig  ist  (§.  238,  239),  war  es  im 
Uebrigen  vollends  folgerichtig,  Privatfuhrwerk,  Gespann  und  Reit- 
pferde einer  besonderen  Steuer  zu  unterziehen,  —  ein  Gcsichts- 
punet,  welcher  auch  mit  für  die  Steuer  vertreten  wurde. 

Voii  Einzelheiten  bind  folgende  die  wichtigsten.  Hie  und  da  ergeben  sich 
auch  dabei  Zweifel  und  eine  erst  durch  die  Praxis  und  das  Keclamationsverfahren  zu 
entscheidende  Casuistik.  Immer  ein  Beweis,  dass  auch  eine  solche,  scheinbar  so  be- 
sonders einfache  Steuer  doch  ihre  technischen  Schwierigkeiten  hat,  weshalb  hier 
darauf  etwas  näher  eingegangen  wird. 

a)  Steuerobject  waren  nach  dem  Gesetze  v.  18B2  , joder  bespannte  Wagen 
(.voituro  attehie)  und  jedes  Reit-  oder  Spann-Pferd,  welches  zum  persönlichen  Gebrauch 
des  Eigentümers  oder  seiner  Familie  dient";  nach  dem  Ges.  v.  1872  sind  „in 
Federn  hängende  Wagen  (voitures  suspeudues),  welche  zum  Personcutrausport 
bestimmt  sind",  das  Steuerobject,  —  eine  Erweiterung  der  Steuerpflichtigkeit  gegen 
das  frühere  Gesetz,  insofern  nach  diesem  bei  jedem  Eigenthumcr  nur  so  viel  Wagen, 
als  nach  dem  vorhandenen  Pfcrdobcsitz  bespannt  werden  konnten,  nach  dem  neueu 
alle  besessenen  Wagen  zu  versteuern  sind ;  als  steuerpflichtige  Pferde  werden  im  Ges. 
v.  1872  „die  zur  Bespannung  der  steuerpflichtigen  Wagen  dienenden"  den 
Reitpferden  gegenüber  gestellt.  Jemand,  der  daher  z.  B.  keine  solche  Wagen  hat,  ist 
hiernach  auch  für  seine  Gespanne  immer  steuerfrei,  —  weshalb  die  grosse  Menge  der  in 
Landwirtschaft  und  Gewerben  benutzten  Pferde  doch  unbestcuert  ist.  Das  Gesetz  v. 
1871»  hat  dann  die  Mault  hicre  (mules  et  mulets)  unter  denselben  Voraussetzungen 
wie  Pferde  für  steuerpflichtig  erklärt.  —  Erst  im  Reclamationswcge  gegen  die  Steuer- 
verwaltung ist  entschieden  worden,  dass  Pferde  und  Wagen  eines  Eigentümers, 
welche  bei  einem  Dritten  in  Stallung  oder  Remise  stehen,  bei  diesem  nicht  auch 
steuerpflichtig  sind,  falls  sie  nicht  dem  letzteren  zur  Bcspanuung  eines  ihm  gehörigen 
Wagens  dienen.  Das  wäre  sonst  in  der  That  auch  eine  Doppelbesteuerung  (s.  d.  Ent- 
scheidung des  Präfecturraths  des  Dep.  Seine  bei  Block,  suppl.  1888,  p.  .Hol). 

b)  Steuersubject  ist  zwar  regelmässig  der  Eigenthumcr  der  steuer- 
pflichtigen Wagen  und  Pferde,  aber  nicht  schon  an  und  für  sich  nach  dem  Ges.  v. 
1872.  Art.  8,  sondern  der  Besitzer  als  solcher,  daher  z.  B.  auch  der,  welcher 
von  einem  Wagenbauer  auf  1  Jahr  einen  Wagen  für  sich  iniethet,  für  diesen  Wagen 
(s.  eine  Entscheidung  bei  Block,  suppl.  gener.,  p.  10K). 

c)  Der  Steuertarif  ist  im  Wesentlichen  noch  der  alte  des  Gesetzes  von  1862 
geblieben,  bis  auf  eine  Aenderung  im  Ges.  v.  1 879.  Der  Tarif  unterscheidet  2  Arten 
Wagen,  mit  4  und  mit  2  Rädern,  letztere  sind  mit  '/j  des  Satzes  der  erstcren  (in 
Paris  mit  -/a)  belegt.  Reit-  und  Wagenpferde  (und  Maulthiero)  entrichten  denselben 
Satz.  Der  Tarif  hat  dann  für  jeden  Wagen  uud  jedes  Pferd  feste  Sätze,  welche 
nachUrtscIassen  abgestuft  sind,  ursprünglich  nach  5,  seit  dem  Ges.  v.  1879  nach  6, 
folgendennassen,  in  Frcs.  p.  Stück: 


Paris  

Gemeinden  über  40,000  Einw 
Desgl.  20,0001—40,000  .  . 

„      10,001—20,000    .  . 
5,001—10,000    .  . 

„       5,000  und  weniger  . 

Die  Stufe  von  30,  bezw.  15  und  12  Frcs.  ist  1*79  eingeschoben.  Kruher 
traten  die  beiden  untersten  Stufen  bei  Urten  von  3001  —20,000  und  unter 
3000  Einw.  eiu. 


Wagen  zu 

4 

2 

Pferd 

Rädern 

.  60 

40 

25 

• 

.  50 

25 

20 

.  10 

20 

15 

• 

.  30 

15 

12 

.  25 

10 

10 

• 

.  10 

5 

5 
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Hat  Jemand  mehrere  Wohnsitze,  so  wird  er  für  die  Wagen  und  Pferde,  die 
ihm  gewöhnlich  folgen,  in  der  Gemeinde  besteuert,  wo  er  personulstouerpflichtig  ist. 
aber  nach  dem  Satze  der  Gemeinde  der  grösseren  Bevölkerung;  für  die  Wagen  und 
Pferde,  die  gewöhnlich  in  einem  Wohnsitz  bleiben,  indessen  nach  dem  Satze  der 
Ortsclasso  dieses  Wohnsitzes  (Ges.  v.  1862,  Art.  10).  Wechselt  Jemand  seinen 
Wohnsitz,  so  tritt  event.  der  höhere  Steuersatz  des  neuen  Orts,  daher  eine  Comple- 
meutärsteucr  ein,  was  der  Steuerpflichtige  anzumelden  hat  (Ges.  v.  1872,  Art.  9t. 

Das  beliebte  französische  Ortsclasseu- System  lindet  also  auch  hier  wieder  seine 
Anwendung.  Wohl  noch  mit  zweifelhafterer  Berechtigung  als  in  anderen  Fällen 
(S.  488).  Denn  z.  B.  Grossgrundbesitzer,  Fabrikanten,  Hutten-  und  Bergwerksbesitzer 
und  Kentiers,  welche  „auf  dem  Lande"  wohnen,  zahlen  so  durchweg  nur  die  niedrigeren, 
gemeinhin  die  niedrigsten  Steuersätze  für  ihre  „Equipagen",  was  schwerlich  der  Steuer- 
politischen  Tendenz  einer  solchen  Steuer  entspricht. 

d)  Steuerermässigung,  auf  die  Hälfte  der  Tarifsätze,  gemessen  nach 
dem  Gesetz  v.  1872,  Art  6,  diejenigen  gesetzlich  sonst  steuerpflichtigen  Wagen  und 
Pferde  (und  Maulthiere),  welche  „ausschliesslich",  na«h  dem  Gcs  v.  1879,  welche 
„gewöhnlich"  im  Dienste  der  Landwirtschaft  und  eines  patentsteuerpflichtigen 
Gewerbes  oder  Berufs  verwendet  werden.  Doch  sind  in  letzterer  Hinsicht  die  Wageu 
und  Pferde  der  Patentpflichtigen  der  Tabello  G.  des  Patentstenergesctzes  v.  18.  Mai 
1850  (jetzt  D,  S.  473,  481),  der  „liberalen  Berufe",  ausgenommen,  also  der  vollen 
Steuer  uuterworfen  (s.  Dejean,  code  p.  214  die  Note). 

e)  Stouerf  roiheit  gemessen  ipso  jure  alle  Wagen  und  Pferde,  welche  nicht 
ausdrücklich  in  die  Kategorie  der  halb  oder  ganz  steuerpflichtigen  fallen.  —  wo  es 
also  im  Zweifelsfall  auf  die  Entscheidung  im  Verwaltungswege  oder  im  Keclamations- 
verfahren  ankommt.  In  dem  wohl  nicht  seiteneu  Falle,  dass  z.  B.  Jemand  seine  in 
l,andwirthschaft  und  Gewerbe  beschäftigten  Pferde  wechselweise  auch  als  Bespannung 
steuerpflichtiger  Wagen  benutzt,  wird  nur  je  1  Pferd  für  je  1  zwoispünnigen  Wagen 
voll  besteuert.  Ausserdem  sind  aber  bestimmte  Wagen  und  Pferde  ausdrücklich 
im  Gesetze  für  steuerfrei  erklärt,  nämlich  Stuten  und  Hengste,  welche  aus- 
schliesslich für  die  Züchtung  bestimmt  sind,  Wagen  und  Pferdo,  welche  ausschliesslich 
für  öffentliches ,  der  betreffenden  indirecten  Besteuerung  unterworfenes  Fuhrwerk 
dienen,  desgl.  solche,  welche  im  Besitz  von  Pferdehändlern,  Wagenfabrikanten  und 
Wagenhändlcrn  ausschliesslich  zum  Vorkauf  oder  zur  Vermiethung  bestimmt  sind, 
endlich  solche,  welche  in  Gemässheit  der  Vorschriften  des  Militär-  uud  Verwaltungs- 
diensts  gehalten  werden  (Ges.  v.  1872,  Art.  7,  etwas  verändert  uud  orweitert  gegen 
Art.  7  des  Ges.  v.  1862,  wo  auch  Wagen  und  Pferdo  von  Keligionsdienern  frei  ge- 
wesen; über  die  Befreiungen  vom  Militärdienst  s.  das  Circ.  v.  1882  bei  Block,  suppl. 
gon6r.  p.  105). 

f)  Die  Veranlagung  der  Steuer  erfolgt  regelmässig  für  ein  ganzes  Jahr,  in 
Betreil  der  Thatsachen  am  1.  Jau.  (Ges.  v.  1862,  Art.  9,  v.  1872,  Art  8).  Die 
Steuerpflichtigen  müssen  ihre  Wagen  und  Pferde  bei  der  Mairie  des  oder  der  Wohn- 
orte in  der  ersten  Hälfte  des  Jan.  anmeldeu,  ebenso  die  Gemeinden  angeben,  wo 
sie  beständig  steuerpflichtige  Elemente  haben.  Ebenso  sind  Veränderungen  an- 
zumelden, desgl.  neuer  Erwerb  von  steuerbaren  Wagen  und  Pferden  im  Laufe  des 
Jahres,  wo  vom  ersten  Tage  des  betr.  Monats  die  Steuer  dann  eintritt,  ohne  Anrech- 
nung der  etwaigen  Steuerzahlung  früherer  Besitzer  (Gcs.  v.  1862,  Art.  11,  v.  1872, 
Art.  8;  s.  Dojoan  p.  246  Note). 

g)  Unterbliebene,  ungenaue  oder  unvollstäudige  Declarationcn  werden  vom 
Controlour  der  directen  Steuern  in  Uobereinstimmung  mit  dem  Maire  und  den  Kepar- 
titoren  ergänzt  (Ges.  v.  1862,  Art.  11,  mit  weiterer  Bestimmung  über  Entscheidung  von 
Meinungsverschiedenheiten  zwischen  diesen  Personen). 

h)  Der  Steuerpflichtige  hat  das  Kcclamationsrecht,  nachdem  die  Steucrrolle 
zur  Erhebung  bestimmt  ist  (Ges.  v.  1862,  Art.  11). 

i)  Die  Strafe  für  unterlassene  oder  ungenaue  Declarationcn  ist  Verdoppelung 
der  Steuer  (Ges.  v.  1862.  Art.  12). 

k)  Die  Steuer  wird  mit  einem  Zuschlag  von  5%  fur  Entlastungen,  Er- 
mässigungen (Ausfallfond!?,  S.  426),  für  Veranlagungs-  und  Erhebungskosten  erhoben; 
reicht  das  nicht  aus,  so  erfolgt  eiuo  Vorauserhebung  auf  den  nächsten  Stouerbetrag 
(eb.  Art.  13,  s.  o.  S.  777  die  Tabelle). 


Digitized  by  Google 


Wagen-  u.  Pfrrdesteiier.    Billardsteuer.  781 

I)  Den  Gemeinden  fallt  5%  Um  («es.  v.  1862  10%)  des  bei  ibucn  erhobenen 
Steuerbetrages,  abzüglich  der  gewährten  Entlastungen,  zu  (Ges.  v.  1S72,  Art.  10). 
In  der  Steuerrolle  f.  1SH7  standen  folgende  Steuerobjecte  (Bull.  XXIII,  «44). 

Zur  ganzen  Stouer         Zur  halben  Steuer 

veranlagt                     veranlagt  <„,„,„„ 

Einfacher  Doppel-         Einfacher  Doppel-  öumme 
^Straf-)satz  »atz 
Objecto  iu  der  (iemeindo  der  Veranlagung. 

Wagen  zu  4  Hadern    .    177,05»'»       185          155,423           167  333,431 

„  2      „         .     Sö,0M        14S          S63,S07         1,174  «♦50,143 

Pferde,  Maulthiere  .    .    137,562       107          935,45!)         1,085  1,074,303 

Objecto  aus  anderen  Gemeinden. 

Wagen  zu  4  Kadern    .       3.503          5               202  3,710 

„  2                        370         —                 70  440 

Pferde,  Maulthier«  .    .       5.602          4               260          —  5,065 

§.  307.  3.  Die  Billards teu er  ist  wesentlich  unter  dem  Ge- 
8iehtspimct  einer  kleinen  Luxussteuer  durch  das  Ges.  v.  lfj.  Sept.  1871 
Art.  8  eingeführt  worden,  und  zwar  ununterschiedlich  sowohl  fllr 
Billards  in  öffentlichen  Orten  (Wirtschaften)  wie  im  Privatbesitz 
zum  Gebrauch  des  Besitzers  selbst. 

Die  wichtigeren  Einzelheiten  der  Besteuerung,  wobei  es  ebenfalls  an 
casuistischen  Streitfragen  nicht  ganz  fehlt,  sind  in  Kurze  die  folgenden.  (S.  für  hier 
Uebergangenes  das  Decr.  v.  27.  Jan.  1871,  bei  Dejean,  code  p.  124  und  bes.  den 
Artikel  von  Aruouv  im  Say  sehen  dict. ,  auch  Block,  dict.  p.  23S,  suppl.  gelier, 
p.  52).  Veranlagung,  Erhebung,  Koclamationen  wie  bei  den  directou  Steuern  Uber- 
haupt und  bei  der  Wagen-  uud  Pfordesteuer  speziell. 

a)  Steuerobject  ist  jedes  Billard,  auch  das  unbenutzte,  auch  das  in  schlechtem 
Zustand  befindliche,  wenn  uur  nicht  vflllig  demontirte,  dem  steuerpolitischen  Gedanken 
des  Gesetzes  gemäss  das  zum  Vergnügen  u.  dgl.  dienende  (s.  u.  d).  Aber  nur 
eigentliche  Billards,  nicht  sogenannte  für  andere  Spiele  (englisches,  holländisches, 
chinesisches)  sind  Steuerobjoct  (s.  Say  und  Block  a.  a.  <).). 

b)  Steuersubject  ist  der  Besitzer  als  solcher,  einerlei  ob  er  das  Hillard 
zum  öffentlichen  Gebrauch  stellt  oder  seinem  Privatgebrauch  vorbehält. 

c)  Der  Steuertarif  ist  wieder  ein  0 rtsclassen tarif ,  für  Paris  60,  für 
Städte  Uber  50,000  Eiuw.  30.  von  10.000—50.000  15,  f.  andere  Orte  6  Krcs.  für  das 
Stück.  Der  bei  einer  l.utussteucr  richtige  Gedanke  einer  höheren  Besteuerung  der 
Privat billards  wurde  nicht  verwirklicht. 

d)  Steuerfreiheit  gemessen  nur  die  zum  Verkauf  oder  zur  Vermiethung  be- 
stimmten Billards  der  Billard  -  Fabrikanten  und  Händler,  welche  dieso  nicht  zum 
persönlichen  Gebrauch  verwenden.  Eine  andere  Qualität  des  Besitzers,  z.  B.  bei 
Billards  im  Besitz  von  Heilanstalten,  bedingt  keine  Steuerfreiheit. 

e)  Die  Veranlagung  der  Steuer  erfolgt  regelmässig  nach  dem  Stande  am 
1.  Jan.  für  das  ganze  Jahr,  und  zwar  auf  Grund  von  Declarationen.  welche  der 
Besitzer  bei  der  Maine  seiner  Gemeinde  v.  1.  OcL  bis  Ende  Jan.  machen  muss. 
Diese  Declarationen  worden  bis  zu  einer  erfolgten  Abänderung  derselben  als  Grundlage 
angesehen  (s.  (ics.  v.  1871,  Art.  10,  und  das  Decr.  v.  27.  Jan.  1*71,  mit  den  weiteren 
erforderlichen  Bestimmungen). 

f)  Die  Strafe  für  unterlassene  oder  ungenaue  Deklaration  ist  auch  hier  Ver- 
doppelung des  Steuersatzes. 

Die  Zahl  der  steuerpflichtigen  Billardbesitzer  war  1*72  0\060,  1KS2  S3,293,  iu 
16,S27  bez.  18.675  Gemeinden  (eine  fast  gleiche  Zahl  Gemeinden  besass  keine);  die. 
Zahl  der  Billards  in  den  Kolleu  war  bez.  73,885  und  >8,927;  lss7  94.751.  die  Zahl 
der  nicht  dedarirten  ist  von  3 — 4000  anfangs  auf  einige  100  jetzt  gesunken,  18*7  ISO 
(Say,  dict.  p.  403,  Bull.  XXlll,  644). 
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§.  308.  4.  Die  Steuer  auf  solche  geschlossene  Gesell- 
schaften u.  dgl.  (cercles,  societes,  lieux  de  reunion),  wo  die  Mit- 
glieder (abonnes)  Beiträge  (cotisations)  zahlen,  ist  ebenfalls  durch 
das  Gesetz  v.  16.  Sept.  1871  Art.  4  eingeführt  worden,  wiederum 
in  der  Absicht,  dadurch  eine  Art  „Luxussteuer"  für  wohlhabendere, 
mehr  oder  weniger  mttssige  Leute  zu  begründen.  Danach  ist  auch 
die  Umgrenzung  der  Steuerpflicht  und  die  Feststellung  der  Aus- 
nahmen erfolgt.  In  der  Regel,  ja  wohl  fast  ausnahmclos  wird  das 
einzelne  Mitglied  hier  voll  und  ganz  von  der  Steuer  getroffen  werden, 
um  welche  eben  sein  Beitrag  erhöht  wird. 

Di«  Einzelheiten  sind  die  folgenden.  S.  für  das  (ienanere  das  Dccr.  v. 
27.  Dec.  1871  (Dcjean  p.  128)  und  bes.  den  Artikel  „cercles4*  von  Arnoux  im 
Say'schcn  dict. 

a)  Steucrobject  ist  der  Betrag  der  Beiträge  der  Mitglieder  der  genanutcu 
Gesellschaften ,  Vereine,  Clubs  u.  s.  w.,  einschliesslich  der  etwaigen  Eintrittsgelder, 
auch  obligatorischer  allgemeiner  ausserordentlicher  Einzahlungen. 

b)  Stoucrsubject  ist  der  betreffende  Verein  als  solcher,  vertreten  durch  seinen 
Geranten,  Socretär  oder  Schatzmeister,  der  die  Steuer  zu  entrichten  hat. 

c)  Der  Steuersatz  ist  20°/0  des  Betrags  des  Stcuerobjccts. 

d)  Befreit  sind  ausdrücklich  nach  dem  Gesetz  Wohlthätigkcits-  und  gegen- 
seitige Hilfsgesellschaften,  ferner  ausschliesslich  wissenschaftliche,  literarische,  land- 
wirthschaftlichc,  musikalische  Vereine,  wenn  sie  nicht  tägliche  Zusammenkünfte  haben. 
Durch  Ges.  v.  5.  Aug.  1874,  Art.  7,  sind  auch  Vereine  für  gymnastische,  Scbicss- 
ubungen  u.  dgl.  m.  befreit  worden  (c.  400).  Auch  die  obligatorischen  Militärcirkel 
sind  frei. 

e)  Die  Veranlagung  erfolgt  auf  (iruud  einer  vorgeschriebenen  Dcclaration 
des  Secretars  u.  s  w.  über  Mitgliederzahl  und  Beiträge.  Die  Declaration  gilt  für  die 
späteren  Veranlagungen,  bis  oine  Abänderung  angemeldet  ist.  Die  Jahresschuldigkeit 
ist  auf  einmal  zu  entrichten. 

f)  Die  Strafe  des  doppelten  Satzes  trifft  auch  hier  unterbliebene  oder  ungenaue 
Declaration. 

Zahl  der  Gemeinden  mit  steuerpflichtigen  Gesellschaften  1*72  1906,  1885  2360. 
der  Gesellschaften  4561  und  5235,  der  Mitglieder  217,717  und  257,9«>4,  in  J*»l>7 
(Veranlagung)  249,518  (ausser  817  uicht  declarirten,  mit  Doppolsatz),  der  steuer- 
pflichtigen Beträge  in  den  genannten  3  Jahren  6.59—7.03 — 7.04  Mill.  Frcs.  (und 
11,722  f.  nicht  declarirte  Beträge).  Anfangs  war  die  nicht  declarirte  Summe  doppelt 
so  hoch  (Say  p.  905,  BulL  XXIII,  644). 


Anhang. 

§.  309.  Verschiedene  andere  kleinere  directe  und  indirecte  Ab- 
gaben der  französischen  Staatsbcsteiicrung. 

Diese  oben  S.  416  ff.  schon  genannten  Abgaben  enthalteu  zwar  zum  Theil,  wie 
namentlich  die  einträglichste,  die  für  Veritication  der  Gewichte  und  Maasse,  Steuer- 
elemente iu  sich,  sind  aber  doch  im  Ucbrigen  aparter  Natur,  gebührenartig,  Kosten- 
ersützc.  Wir  gehen  deshalb  nicht  näher  auf  sie  ein,  sondern  fügen  nur  noch  ein 
paar  Daten  über  sie  hinzu,  für  das  Weitere  auf  die  dictionnaires  von  Block  and 
Say,  auf  Vigaes  u.  a.  in.  verweisend. 
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Es  war  «1er  Ertrag  in  1000  Frcs. 

A.  Zu  den  den  „directen  Steuern  gleichgestellten  Spccial- 

taxen"  gehörend: 

1809      1872      1874       1884  JS87 

1.  Vcrification  der  Gewichte  u.  s.  w.  .    .     1,705     3,432     4,120     4,511  4,514 

2.  „  „  Aleoholoinctcr    ...       —         —         —         —  80 

3.  Abg.  f.  Besuch  d.  Apoth.  und  Drog.  .       233        223       202        306  321 

4.  Abg.  f.  Inspect.  d.  Fabr.  u^  w.    .   _.        —         —         —         —  18 

Suinmc~~Ä7  .    .   7     1,08k     3,655     4,301      4.817  4,033 

B.  Zu  den  „verschiedenen  Abgaben  der  indirecten 
Besteuerung"  gehörig: 

5.  Inn.  SchifiT.-Abg.  (Misse,  Cauäle)  .    .  3,078  3,60S  4,301  -- 

6.  Zölle,  Abg.  v.  Fähren,  Fisch.,  Jagd  u.a.  m  2,100  2,601  2,398  2,848  2,406 

7.  Stempel  in  Verwalt.  indir.  Steuern  .    .  6,177  6,012  7,380  8,637  8,826 

8.  Ertr.  d.  Üeldstraf.  «.' Confiscat.  .    .    .  1,403  4.731  3,022  4,206  6,151 

Summe  B.    .    .    .    13,748    17,042    18,09 1'    15,601  17,476 

S.  Faure  p.  82,  1 1 H,  Bull.  XXILI,  373,  280.  Die  Daten  f.  1887  Anschlag  bei 
A,  provis.  Zahlen  bei  B,  die  früheren  aus  den  Abschlüssen. 

Zu  A  1.  Eine  obligatorische  Vcrification  der  im  Handel  gebrauchten 
Maassc  und  Gewichte  findet  jährlich  statt  und  giebt  Anlass  zu  Gebührenerhebung. 
Neue  Regelung  durch  Decr.  v.  26.  Febr.  1873  und  Tarif  darin,  wodurch  die  früheren 
Einnahmen  verdoppelt  wurden,  so  dass  seitdem  die  „Besteuerung  des  Handels" 
mittelst  dieser  Abgabe  schärfer  hervortritt. 

Zu  A.  2.  Eine  obligatorische  Verihcatiou  der  Aleoholomctcr,  ebenfalls 
gegen  Gebühren,  findet  nach  dem  Ges.  v.  7.  Juli  1881  und  28.  Juli  1883  statt. 

Zu  A.  3.  Die  regelmässige  Visitation  der  Apotheken,  Droguerieou  u.dgl. 
erfolgt  nach  Ges.  v.  21.  Genn.  XI,  gegen  Gebühren  eines  Dccrets  v.  25.  Therm.  XI. 

Zu  A.  4.  Die  vorgeschriebene  Inspection  von  Fabriken  und  Niederlagen  von 
Mineralwasser,  Bädern  u.  s.  w.  erfolgt  gegen  Gebuhren  nach  Ges.  v.  25.  Juni  1841, 
Art.  30.  Die  betr.  Einnahme  wurde  früher  anderswo  verrechnet,  seit  1887  bei  den 
genannten  Taxen. 

Zu  B.  5.  Die  Abgaben  für  die  Unterhaltung  der  Ströme,  schiffbaren 
Flüsse  und  Canäle  beruhten  zuletzt  auf  einem  Gesotz  v.  0.  Juli  1836  mit  Tarif 
und  auf  Specialtarifen  für  einzelne  Canäle.  Diese  Abgaben  sind  aber  durch  Ges.  v. 
19.  Febr.  1880  sämmtlich  aufgehoben  worden. 

Zu  ß.  6.  Hierhin  gehören  mancherlei  verschiedene  Einnahmen ,  Abgaben. 
Zölle  u.  dgl.  für  Fähren,  Brucken,  Schiffziehen.  Fischerei,  Jagd,  aus 
dem  Ertrag  der  Baumanpflanzungen  u.  dgl.  an  Cauälen  und  Derartiges  mehr; 
gegebenen  Falls  nach  besonderen  Tarifen. 

Zu  B.  7.  Die  hier  genannten  Stempelerträge  rühren  aus  den  kleinen 
Stempeln  für  die  Bczettelungen,  Quittungen  u.  dgl.  in  der  Verwaltung  der 
indirecten  Steuern  her,  wie  sie  früher  mehrfach  erwähnt  worden  sind.  Sie  treten  also 
zu  den  Erträgen  des  sonstigen  allgemeinen  Stempelwesens  (S.  567)  noch  hinzu. 

Zu  B.  8.  Der  Ertrag  aus  Geldstrafen  und  Coufiscationen,  aus- 
schliesslich aus  dem  Gebiet  der  indirecteu  Steuern,  ist  nach  dem  Kriege,  von  1872 
au,  theils  durch  die  schärfere  Controle  uud  die  Steigerung  der  Strafen, 
theils  durch  die  Einfuhrung  neuer  iudirecter  Steuern  erheblich  gewachsen.  Er  schwankt 
übrigens  begreiflicher  Weise  von  Jahr  zu  Jahr  stark  (Max.  1575  7,055,000  Fros., 
Min.  1881  1,906,000  Frcs.,  1886  im  Detinitivuin  4.128,000  Frcs.).  Zahl  der  Proto- 
kolle über  Contravoutioneu  1886  35,807,  1887  39,530  (Bull.  XXIII,  288). 

Mit  den  genannten  8  Einnahme-  und  Abgabearten,  die  immerhin  zusammen 
wieder  20  und  einige  Mill.  Frcs.  abwerfen,  sind  die  Ertragnisse  der  Steucrverwaltung 
noch  nicht  einmal  vollständig  vorgeführt.    Es  kommen  noch  verschiedene  andere  vor. 
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von  welchen  einzelne,  wie  die  Zinsen  der  Steucrcrcdite .  doch  auch  noch  Sleuer- 
character  haben.  Im  Voranschlag  f.  1SS7  rinden  sich  uocli  folgende  Ertragspos  ten 
unter  der  (icneraldirection  der  iudirecten  Steuern  (in  1000  Frcs.): 


Erhebung  von  den  Gemeinden  für  Kasernirungskosten  ....  2,100 

Entschädigung  Seitens  der  Städte  für  Octroidicnst   47S 

Preis  der  Bleie  (Plombirung)  bei  Salz,  Zucker,  Getranken,  Pulver  07 

Ueberwachungskosten  der  Zuckcrnicdcrlagen  und  Sodafabriken   .  77.5 

Zinsen  der  Steucrcrcdite   320 

Einziehung  von  Vorschüssen  von  Geincindeu  f.  Gehalts-Abonne- 
ments in  Betreff  der  Beamten   58ti 

Desgl.  von  Gemeinden  f.  Druck-  u.  dgl.  Kosten   261 

Desgl.  vou  Spielkartenfabrikaiiten    als    Preis    des  gelieferten 

Papiers  u.  s.  w.  (s.  o.  S.  700)   150 

Desgl.  von  Beamten  f.  Preis  von  Instrumenten   21 

Verschiedene  und  zufällige  Einnahmcu  .  515.8 

Summe   4.026.3 


e.  Die  Zölle 

insbesondere  als  Verbrauchssteuern  (Finanzzolle). 

Das  französische  Grcuzzollwesen  hat  auch  seit  1780  und  nach  der  Herstellung 
rinci>  einheitlichen  Zollgebiets  und  ciues  allgemeinen  Tarifs  eigentlich  nur  in  zweiter 
Linie  als  eine  Einrichtung  des  Finanz-  und  Steuerwesens,  in  erster  als  eine  solche 
der  Handels-  und  Volkswirthschaftspol itik  gedient.  Das  Finanzi nteresse  , 
mit  Hilfe  der  Zolle,  besonders  der  Einfuhrzölle  dem  Staate  Einnahmen  zu  verschaffen 
und  in  Finanzzollen  Verbrauchssteuern  zu  erheben,  spielte  freilich  immer  mit,  aber 
es  trat  nur  in  einzelnen  Perioden,  vornemlich  sogar  erst  seit  1871,  schärfer  hervor. 
Der  handelspolitische,  der  protection  ist  ische  Gesichtspuuct  war  und  blieb  dor 
beherrschende:  eine  Erscheinung,  welche  ja  auch  iu  anderen  Ländern,  so  auch  in 
Grossbritannien,  beobachtet  wird,  iu  Frankreich  aber  sich  besonders  frappant  zeigt, 
nach  momentaner  Zurückdrängung  immer  wieder  hervortritt  und  das  Characteri- 
stisebe  bleibt. 

Namentlich  die  interessante  Geschichte  der  französischen  Zolltarif- 
Politik  seit  1780  ist  daher,  zumal  bis  1871,  weit  mehr  ein  Gegenstand  der  handels- 
politischen und  allgemein  volkswirtschaftlichen  als  der  iinanzwiilhschaftlichen  Be- 
trachtung. Eine  auch  nur  etwas  mehr  ins  Einzelne  gehende  Darstellung  dieser 
Geschichte  wird  von  selbst  zu  einer  allgemeinen  Geschichte  der  modernen  französischen 
Volkswirtschaft,  —  wiederum  mehr  als  das  anderswo  der  Fall  ist. 

In  diesem  lediglich  finanzwissenschaftlichen  Werke  liegt  auch  bei  der  Darstellung 
des  Zollweseus  einschliesslich  des  Tarifwesens  natürlich  wieder  eine  viel  begrenztere 
Aufgabe  vor:  das  Zoll-  und  Tarifwesen  gehört  streng  genommen  nur  als  Theil  des 
Bestouerungswesens  hierher,  der  Finauzzoü,  nicht  der  Schutzzoll,  das  finanzpolitische, 
nicht  das  handelspolitische  Moment  intercssiren  uns  allein  näher.  ludessen  bei  dem 
nahen  Zusammenhang  aller  dieser  Dinge  und  bei  der  Bedeutung,  welche  gerade  in 
Frankreich  auch  die  Schutzzölle  im  Ganzen  für  die  Eiuuahinc  des  Staats  aus  den 
Zöllen  haben ,  ist  es  unmöglich,  die  handelspolitischen  und  Schutzzollfragen  hier  ganz 
unberücksichtigt  zu  lassen.  Ja,  die  Einwirkung  bestimmter  handelspolitischer  Ziol- 
punet««  und  der  diesen  gemäss  eingeschlagenen  Zolltarif- Politik  auf  den  Zollertrag  ist 
sogar  ein  Gegenstand,  wolchcr  wieder  für  die  finauzwissenschaftliche  Betrachtung  des 
Zollwesens  wichtig  ist  und  wofür  die  französischen  Verhaltnisse  und  Erfahrungen  be- 
sonders lehrreich  sind.  Deshalb  werden  im  Folgenden  iu  der  Skizze  der  Tarifgeschichte 
und  in  deu  statistischen  Daten  der  Zollerträge  diese  Seiten  des  Gegenstands  auch  nicht 
übergangen.  Aber  auch  hier  ist  der  leitende  Gesichtspunkt  für  die  Darstellung,  wie 
in  anderen  früheren  ähnlichen  Fällen  (britische  Zolltarif-Geschichte,  frauzös.  Getrnuke- 
und  Zuckerbesteueruug  u.  s.  w.).  immer  der  für  dies  Werk  gebotene:  alles,  was  nicht 
rein  f inanzwirthschaftlichor  Art  ist,  gehört  eben  nur  soweit,  als  es  für  die 
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Finanzen  Bedeutung  behalt,  hierher,  mag  es  an  sich  und  für  die  Volkswirtschaft 
u.  s.  w.  auch  das  viel  Wichtigere  und  Interessantere  sein.  Die  richtige  Grenzziehung 
und  die  notwendige  Beschränkung  nach  diesem  Gesichtspunct  sind  freilich  hier  gerade 
nach  der  Lage  der  französischen  Dinge  besonders  schwierig. 

Mit  diesen  Bemerkungen  wird  ja  nur  etwas  allgemein  Bekanntes  hervorgehoben, 
das  gleichwohl  oftmals  in  seiner  Bedeutung  nicht  genügend  gewürdigt  wird:  alle  Dar- 
stellung der  Finanzgcschichtc  und  vollends  wieder  bloss  der  Steuergeschichte  eines 
Landes  sowie  der  Gestaltung  seines  Finanz-  und  Steuerwesens  in  einem  bestimmten 
Zeitpuncte,  wo  man  gewissermassen  einen  momentanen  Stillstand  in  der  Entwicklung 
lingirt,  beruht  auf  einem  Isolirungsver fahren,  alle  finanzwissenschaftliche  Dar- 
stellung auf  einem  A  bstractionsverfah  ren.  welche  beide,  methodologisch  be- 
trachtet, berechtigt,  ja  nothwendig  sind,  aber  eben  doch  den  Vorgängen  und  Verhält- 
nissen in  der  Wirklichkeit  Zwang  anthun,  weil  etwas,  was  wie  Finanzen  und  Steuern 
in  engem  Zusammenhang  mit  Anderem  und  in  engster  beständiger  Wechsel- 
wirkung damit  steht  —  nach  der  Bedarfsseite  mit  Geschichte.  Politik.  Ver- 
fassung, Verwaltung  des  Staats,  nach  der  Seite  der  Bedeckongsmittclbcscbaffu  ug 
mit  der  ganzen  Volkswirtschaft  —  isolirt  für  sich,  ausser  diesem  Zusammen- 
hang und  dieser  Wechselwirkung,  „abstract"  betrachtet  wird.  Eine  Schwäche  der 
roncreten  Finanz-  und  Stcuergeschichte.  und  der  ganzen  Finanzwissenschaft,  die  auf 
keinem  anderen  Gebiete  der  Besteuerung  vielleicht  so  bemerklich  als  gerade  im  Zoll- 
wesen ist,  zumal  wenn  es  sich  um  ein  Land  wie  Frankreich  handelt,  dessen  Tarif- 
politik fast  immer  mehr  volkswirtschaftlichen  als  finanziellen  Zielen  und  Interessen 
gedient  hat.  Aber  freilich  eine  Schwäche,  die  sich  im  Grunde  in  allen  Zweigen  der 
Historie,  der  historischen  und  Geisteswissenschaften  und  eigentlich  ebenso  der  Natur- 
wissenschaften zeigt,  und  im  letzten  Grunde  nothwendig  aus  dem  begrenzten  mensch- 
lichen Erkenntniss- ,  VcrstäJidniss-  und  demnach  auch  Darstellutigsvcrmügen  folgt, 
das  uns  eben  die  Dinge  nur  mittelst  joues  gedankenmässigen  Isolirungs-  und  Abstractions- 
verfahrens,  nicht  auf  einmal  in  ihren  wirklichen  allgemeinen  Zusammenhängen,  Be- 
dingtheiten und  Wechselwirkungen  zu  erfassen  erlaubt. 

Auch  in  der  folgenden,  etwas  eingehenderen  chronologischen  Dobersicht 
der  tiesetze  u.  s.  w.,  welche  in  der  üblichen  Weise  wie  in  den  früheren  Abschnitten 
hier  vorangestellt  wird,  beschränken  wir  uns  auf  die  Angabe  der  hauptsächlichen 
grundlegenden  und  Organisations-  u.  dgl.  Gesetze  und  der  wichtigeren  Tarif- 
Gesetze,  Handelsverträge  u.  s.  w„  besonders  erst  der  neuesten.  Die  zahlreichen 
.'in/einen  Gesetze,  „Ordonnanzen"  (in  der  Königszeit  1814 — 1%>4S),  „Decrete"  (in  der 
übrigen  Zeit)  über  Tari fpu n cte  .  welche  vornemlich  nur  von  handelspolitischer 
Bedeutung  sind,  werden  hier  absichtlich  übergangen.  Dafür  ist  auf  die  handels-  und 
zoll  politische  Specialliteratur  zu  verweisen.  Das  Eine  oder  Andere  wird  unten  in 
der  Darstellung  mit  berührt  werden,  lieber  die  Zuckerzollgesetze  s.  o.  S.  059  ft'. 
Sic  werden  im  Folgenden  nicht  wieder  alle  besonders  namhaft  gemacht ,  wenn  auch 
hie  und  da  erwähnt. 

Gesetzgebung.  Revolutionszeit  1790  IL :  Vier  grundlegende  Gesetze: 
Aufhebung  der  inneren  Zölle  (traites)  durch  Ges.  v.  5.  Nov.  1790  (o.  S.  150). 
Neuer  allgemeiner  einheitlicher  Zolltarif  für  den  Verkehr  mit  dem  Ausland  v. 
15.  März  1791.  Organisation  des  Zolldiensts  (Personal)  durch  Ges.  v.  (23.  Apr  ) 
1.  Mai  1791  und  Ges.  v.  (6.)  22.  Aug.  1791  (Zollverfahren,  Formalitäten  des  Diensts, 
Verpflichtungen  des  Publicums  u.  s.  w.),  nach  manchen  späteren  Veränderungen  die 
Grundlage  des  Diensts  und  Zollverfahrens  noch  gegenwärtig.  Dazu  die  Gesetzgebung 
ulier  Entrep.jts,  bes.  Ges.  v.  V  Flor.  XI  (23.  Apr.  1S03). 

Kriegszeit  (1793 — 1813).  Beginn  des  handelspolitischen  Kampfes  mit 
England  u.s.w.  aus  kriegspolitischen  Motivon  1793  (Decr.  v.l.  März,  19.  Mai, 
9.  Oer.  1793,  10.  Brum.  V  [31.  Oct.  1796]  u.  a.).  —  Bestimmungen  über  Zoll- 
zahlung  während  der  Assignatenwirthschaft,  Ges.  v.  20.  Therm.  III  (7.  Aug. 
1795),  4.  Nivose  IV  (25.  Dec.  1795),  14.  Therm.  IV  (I.  Aug.  1790,  Zahlung  der 
Zolle  wieder  ganz  in  Münzet.  15.  Brum.  IV  (5  Nov.  179«.  Zollbeamten-Gehalte  wieder 
iu  Münze).  -  Ges.  v.  29.  Flor.  X  (Ermächtigung  der  Regierung,  von  sich  aus  Tarif- 
anderungeu  und  Prohibitionen  vorzunehmen,  also  bloss  vermittelst  ..Decrets'M.  Er- 
neuter handelspolitischer  Kampf  gegen  England  Seitens  Napoleons  L,  B<*r- 
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liner  Decr.  v.  21.  Nov.  1806,  Mail.  Decr.  v.  23.  Nov.  1S07  und  17.  Sept.  1808,  Decr. 
v.  8.  Öct  1t»  10  (Continentalsperre).  Tariferhöhungen  und  Prohibitionen  durch  ver- 
schiedene Gesetze,  Decrete,  bes.  aus  1803  (28.  Apr.),  1806  (30.  Apr.)  1810  (8.  Febr., 
10.  Aug.  u.  a.  m.). 

Periode  der  Restauration  (1814— 1830).  Wiedereinführung  normaler  HandcU- 
und  Zollverhältnisse  durch  verschiedene  Ordonnanzen  von  1814.  Festhaltung  und  Neu- 
begründung eines  prohi  bitorisch-protectionistischcn  Systems  der  Handels- 
und Zollpolitik  durch  Ges.  v.  17.  Dec.  1814  (Art.  34  betr.  die  Berechtigung  der 
Regierung,  im  Falle  dringenden  Bedürfnisses  Tari Hinderungen  u.  s.  w.  vorzunehmen}. 
Da/u  einzelne  andere  Gesetze  über  Tarife  von  Waarengruppcn  (Getreide.  Wolle,  Eisen. 
Oolonialwaaren  1814,  1815);  Ges.  v.  Iß.  Dec.  1814  (Freihäfen.  Marseille^.  —  End- 
giltige  Begründung  des  Zollwesens  durch  das  Ges.  v.  28.  April  1816,  nebst  Ge>. 
v.  27.  März  1817  und  21.  Apr.  1818  (Zollreglcment,  Repression  des  Schmuggels),  Ord. 
v.  10.  Sept.  1817  (Marseiller  Freiheiten).  — Weiterer  scharf  protectionistiseber 
Au'sbau  des  Zollwesens  und  der  Tarife  1S19  ff— 1826  (bes.  auch  f.  Landwirt- 
schaft, Getreide,  Schafwolle.  Vieh  u.  a.  m.,  Colonialzucker,  Eisen. 
Stahl,  Waaren  daraus.  Textilindustrie  u.  s.  w.,  Marine;  bes.  wichtige  Gesetze 
v.  16.  Juli  1819,  7.  Juni  1820.  7.  Juli  1821,  27.  Juli  1S22,  17.  Mai  1826;  Schiff- 
fahrts- Verträge  mit  Nordamerica  v.  24.  Juni  1822  und  mit  Grossbritannien 
v.  26.  Jan.  1*26). 

Periode  der  Julimonarchio  (1830—1848).  Fortdauer  der  protectionistisch- 
prohibitorischen  Richtung  der  Zollgesetzgebung,  nur  mit  geringen  Modificationen.  Ges. 
v.  9.  Febr.  und  27.  Febr.  1832  (über  Transitverkehr,  Entrepöts,  auch  im 
Innern).  Neues  Gesetz  Uber  Getreidezölle  v.  15.  Apr.  1832,  nach  Verlängerung 
durch  Ges.  v.  26.  Apr.  1833  die  Grundlage  bis  1860.  Verschiedene  kleine  Modi- 
ficationen des  Prohibitiv-  und  Schutzzollsystems  durch  Ordonnanzen,  be- 
stätigt und  fortgebildet  durch  Ges.  v.  2.  Juli  1836,  Ges.  v.  5.  Juli  1836  (Einführung 
des  sogen.  Vcredelungsverkehrs,  d.  h.  Zulassung  zeitweiliger  zollfreier  Einfuhr 
fremder  Producte  durch  kön.  Ordonnanzen  ,  zum  Zweck  der  Fabrikation  oder  Ver- 
feinerung, mit  der  Pflicht  der  Wiederausfuhr  in  bestimmter  Frist).  Wichtigere  Tarif  - 
änderungen  durch  Ges.  v.  6.  Mai  1841  und  9.  Juni  1845  th.  mehr  protection  istisch 
(Uelsamen  u.  a.  in.),  th.  etwas  entgegengesetzt.  —  Handelsverträge  mit  kleinen 
Conccssioneu  mit  Belgien  v.  16.  Juli  1842  und  13.  Dec.  1845,  dieser  auf  6  Jahre, 
und  mit  Sardinien  v.  28.  Aug.  1843  (auf  4  Jahre,  u.  A.  ditferentielle  Ermässigung 
der  Viehzölle). 

Periode  der  zweiten  Republik  und  des  zweiten  Kaiserreichs  (1848  — 
1870).  Fortdauer  des  bisherigen  haudels-  und  zoll  politischen  Systems,  doch  Beginn 
eingreifenderer  Modificationen  nach  dem  Staatsstreich  Napoleons  III.  Bruch  mit  dem 
alten  System  und  Uebergang  zu  „gemässigtem  Schutzzoll"  mittelst  eines  Systems 
„liberaler  Handelsverträge"  seit  1S60.  —  Decr.  v.  10.  Juni  1848,  Ges.  v.  17.  Dec 
1848  (erhöhte  Ausfuhrprämien,  Tarifmassregeln).  —  Handels-  und  Scbifff ahrts- 
verträge  mit  mittelamcrican.  Staaten,  mit  Belgien,  mit  Sardinien,  Russ- 
land, Beiden  Sicilien  1847 — 50.  —  Ermächtigung  des  Kaisers  durch  die 
neue  Verfassung,  von  sich  aus  Handelsverträge,  auch  in  Betreff  der  Tarife, 
mit  verbindlicher  Kraft  des  Gesetzes  abzuschliessen  (Verfassung  v.  1852,  Art.  6,  Sen. 
cons.  v.  22.  Dec.  1852  Art.  3):  die  Handhabe  zu  den  späteren  Handelsverträgen  und 
Conventionaltarifen  von  1860  ff.  Tarifermässigungen  (u.  A.  für  Vieh,  einige 
Rohstoffe)  durch  verschiedene  Decrete  von  1852 — 59,  auch  Suspension  des  Ge- 
treidezollgesetzes  von  1832  in  Theuerungszeit  1853  ff.  und  länger  darüber  hinaus, 
bis  1859,  ebenfalls  durch  Decrete;  die  Tarifänderungen  dieser  Decrete  durch  Ges.  v. 
1856  und  1859  (ausser  für  Getreide)  dann  bestätigt. 

Einleitung  einer  „liberalen  Tarifroform'*,  besonders  zur  Beseitigung  der 
Einfuhrverbote  und  zu  Tarifermässigungen  in  „Conventionaltarifen*' 
vermittelst  des  Abschlusses  einer  ganzen  Reihe  von  „liberalen  Handelsverträge«", 
zuerst  mit  Grossbritannien  am  23.  Jan.  1860  (Grundsätze,  Tarifmaxima)  nebst 
Anhancs-Conventionen  v.  12.  Oct.  und  16.  Nov.  1860  (Conventionaltarife).  Darauf 
weitere  ähnliche  Verträge  mit  Belgien  (1.  Mai  1861,  mit  Zusatz  v.  12.  Mai  1803). 
Preussen  und  Zollverein  (2.  Aug.  1862),  Italien  (17.  Jan.  1863),  Schweiz 
(30.  Juni  1s04>,  Schweden  und  Norwegen  (14.  Febr.  1S65),  Hansestädten 
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(4.  März  1  b05),  Mecklenburg  (0.  Juni  1865),  Spanien  US.  Juni  1865),  Nieder- 
landen (7.  Juli  1860),  Portugal  (11.  Juli  1866),  Oesterreich  (11.  Dec.  1S66), 
Kirchenstaat  (29.  Juli  1867);  ausserdem  mit  Japan  (25.  Juni  1*66);  zusammen 
14  Verträge.  (Die  angegebenen  Daten  sind  die  des  Vertragsabschlusses.  Davon 
unterschieden  die  Daten  der  l'ublicationsdocretc,  nach  denen  mitunter  auch  citirt 
wird,  und  die  Daten  des  Zeitpuncts,  an  dem  die  Verträge,  Tarife  u.  s.  w.  in  Kraft 
treten.  Gewöhnlich  10 — 12jähr.  Dauer,  mit  Recht  der  Aufkündigung  ein  Jahr  vorher 
und  sonst  stillschweigender  Fortdauer.) 

Wichtigere  neuere  Reformgesetze:  Ges.  v.  5.  Mai  1860  (Befreiungen  und 
Ermässigungen  bei  Rohstoffen.  Herkunfts-  und  Flaggenzuschlägen);  Ges. v. 

15.  Juni  1861  (kleine  feste  Getreidezölle  an  Stelle  der  „beweglichen  Scalau);  Ges.  v. 
Juli  1861  (Handel  mit  den  Colon.  A ntillen  und  Reunion);  Ges.  v.  16.  Mai  1863, 

1.  Juni  1864  (weitere  Tarifveränderungen  u.  a.  m.);  2  Ges.  vom  1.  Mai  1867  (Handel 
mit  Indien,  Fischerei,  Steinkohlenzoll  u.  a.);  Ges.  v.  17.  Juli  1867  (Handel 
von  Algier);  Ges.  v.  11. Juli  1868  (Colonialpolitisches  und  Tarifsachen).  —  Dccr.  v. 

16.  Juli  1803  (Zoll  f.  Petroleum  und  SchieferöD.  — Dazu  kommen  in  dieser  Periode 
«lic  wichtigen  Gesetze  Uber  Zucker  (s.  oben  S.  661,  666),  bes.  das  Ges.  v.  23.  Mai 
1860,  Decr.  v.  16.  Jan.  und  24.  Juni  1861,  Ges.  v.  7.  Mai  1*64  (statt  Gowährung 
eines  Zuckerruckzolls  [Drawback]  „zeitweilige  zollfreie  Zulassung"  von  Zucker  zur 
Waftinirung),  auch  die  Zuckerconvention  vom  8.  Nov.  1864.  —  Endlich  das  wichtige 
(i.rs.  v.  19.  Mai  1866  über  die  Handelsmarine  (Gleichstellung  der  fremden 
Flagge  mit  der  französischen  im  Tonncngeld  und  bei  directer  Einfuhr).  —  Noch  vor 
dem  Sturze  dos  Kaiserreichs  wurde  bei  der  Verfassungsveränderung  im  Jahre  1869 
iScn. cons.  v.  8.  Sept.  1869)  bestimmt,  dass  in  Zukunft  Veränderungen  in  den  Zoll- 
tarifen in  Handelsverträgen  erst  auf  Grund  eines  Gesetzes  giltig  würden. 

Periode  des  Kriegs  von  1870—71  und  der  dritten  Republik  seitdem 
(1870 — 1889).  Benutzung  der  Zölle  in  stärkerem  Maasse  zur  Erzielung  höherer 
Staatseinnahmen  in  der  Finanzuoth.  Rückschlag  gegen  die  Politik  der  Han- 
delsverträge, mit  ans  finanziellen,  überwiegend  aus  proteetionistischen  Gründen, 
und  vermehrte  schutzzöllncrische  Tendenz,  aber  endgiltigc  stärkere  Benutzung  der 
Zölle-  zu  finanziellen  Zwecken,  schliesslich  doch  unter  Fcsthaltung  eines  Systems  von 
Handelsverträgen  mit  neuen  „Convontionaltarifcn"  statt  des  „allgemeinen  Tarifs"; 
Tarife,  welche  aber  nach  Inhalt  und  nach  Höhe  der  Zollsätze  den  finanziellen,  nur 
wenig  jedoch  den  proteetionistischen  Rücksichten  mehr  als  die  früheren  Oonvcntional- 
tarife  entsprechen.  —  Noch  Ges.  v.  27.  Juli  1870  (Erhöhung  der  Zölle  bes.  auf  Caffee, 
auch  Cacao,  Thee,  bei  Ansbruch  des  Kriegs  aus  finanz.  Grunde).    Ges.  v.  8.  Juli  1871 

*  Erhöhung  der  Zöllo  f.  Zucker,  Caffee,  andere  Colonialwaaren,  Wein,  Branntwein,  Likör, 
aus  gleichem  Grunde).  Ges.  v.  11.  Juli  1871  lUcbergangsmassregeln  in  Betreff  des  G'cs  v. 
s.  Juli),  (ies.  v.  26.  Juli  1872  (umfassendes  Tarifgcs.,  bes.  zur  Bczollung  der  fremden 
Rohstoffe);  dazu  Erlass  v.  18.  Aug.  1872.  Aufhebung  des  Ges.  v.  26.  Juli  1872 
durch  das  Ges.  v.  25.  Juli  1873.  Ges.  v.  30.  Dec.  1873  (4%  Zuschlag  zu  den  Zoll- 
sätzen des  aUgem.  Tarifs,  und  andere  Tarifpuncto,  Art.  2,  4,  5).  —  Ges.  v.  15.  Febr. 
1*75  (Behandlung  der  Zollcredite).    Ges.  r.  19.  März  1875  (Keglcinentirungen). 

•  ies.  v.  2.  Juni  1875  ^Verschärfung  der  Zollcontrolen  u.  Strafen).  —  Neues  Ges. 
über  die  Handelsmarine  r.  30.  Jan.  1S72  (wieder  Flaggenzuschlägc  und 
Zuschläge  f.  Waaren  aus  europ.  „Entrepöts"  u.  a.  m.).  Aufhebung  der  Art.  1 
und  2  dieses  Gesetzes  (betr.  die  Flaggenzuschläge)  durch  Ges.  v.  2S.  Juli  1873. 

Einführung  einer  Abgabe  „zur  Deckung  der  Kosten  der  Handelsstatistik" 
durch  Ges.  v.  22.  Jan.  1*72  Art.  3.  —  Einführung  einer  Abgabe  zur  „Deckung  der 
Kosten  des  Quais"  („Quai-Abgabe")  in  Form  eines  Tonnengelds  für  beladene 
Schiffe  jeder  Flagge,  welche  aus  der  Fremde  oder  französ.  Colonieen  in  französ. 
Häfen  kommen,  durch  das  gen.  Ges.  über  die  Handelsmarine  v.  30.  Jan.  1*72  Art.  6; 
moditic.  durch  Ges.  v.  20.  März  1875. 

Frankfurter  Friedensvertrag  mit  dem  Deutschen  Reich  v.  10.  Mai 
1*71,  worin  der  frühere  Handelsvertrag  mit  dem  Zollverein  nicht  wiederhergestellt 
wird,  aber  in  Art.  12  beide  Contrahenten  sich  zusagen,  sich  auf  dem  Fnssc  der  meist- 
begünstigten Nation  zu  behandeln,  sofern  os  sich  um  Begünstigungen  in  Handels- 
verträgen mit  England,  Belgien,  Niederlanden,  Schweiz,  Oesterreich, 
Kussland  handelt.  Dadurch  sind,  ohne  einen  eigenen  Handelsvertrag  zwischen 
Frankreich  und  Deutschland,  die  mit  den  genannten  dritten  Staaten  bestchendeu  oder 
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neu  abgeschlossenen  Handelsverträge  für  den  französ. -deutschen  Handelsverkehr  in 
Betr.  der  Kin-,  Ans-  und  Durchfuhrabgaben.  Zollförailichkeiten  u.  s.  w.  massgebend. 
Die  Schifffahrtsverträge  sind  wieder  in  Kraft  getreten,  doch  hat  sich  Frankreich 
vorbehalten,  von  deutschen  Schiffen  und  deren  Ladungen  Tonnen-  und  Flaggen  gebühren 
event.  zu  erheben,  aber  nicht  hoher  als  von  den  Schiffen  u.  s.  w.  der  genannten  dritten 
Staaten.  Hiernach  liegen  zwischen  Frankreich  und  Deutschland  keiue  kündbaren 
Handelsverträge  vor.  Die  Behandlung  auf  dem  Fuss  der  meistbegünstigten  Nation 
«lauert,  solange  Handelsverträge  mit  den  genannton  dritten  Staaten  Begünstigungen 
enthalten  und  solange  —  Frieden  besteht  —  l'eber  den  Handelsverkehr  zwischen 
Elsass-Lothringcn  und  Frankreich  während  einer  Uebergangszcit  (1872)  s.  die 
Zusatzconvention  zum  Friedensvertrage  v.  13.  Oct.  1871. 

Ges.  v.  2.  Febr.  1872  (Ermächtigung  der  Regierung,  die  Handelsverträge 
mit  Grossbritannien  und  Belgien  in  passender  Zeit  zu  kündigen,  um  freie 
Hand  für  fisealisebe  uud  protectionistische  Tarifreformen  zu  ge- 
winnen). Kündigung  dieser  Verträge  am  15.  und  18.  März  1872.  Neue,  aber  nicht 
in  Kraft  getretene  Verträge  mit  (irossbritannien  v.  5.  Nov.  1872  u.  Belgien 
v.  5.  Febr.  1873.  Abermalige  Verträge  mit  diesen  Staaten  v.  23.  Juli  1873,  wodurch 
die  früheren  von  18(50/61  wieder  in  Kraft  treten  Zusatz  zu  dem  Vertrag  mit  Groß- 
britannien v.  24.  Jan.  1*74;  zu  dem  mit  Belgien  v.  7.  Febr.  IS74  und  29.  Sept  1879. 
Ges.  v.  14.  März  1S73  (überhaupt  die  Conventionaltarifc  provisorisch  in  Kraft  gelassen). 
Verfassungsges.  v.  16.  Juli  187;»  (Art.  8  §  2,  Handelsverträge  nur  nach  Genehmigung 
beider  Kammern  giltig).  Normale  Ablauffrist  der  älteren  Handelsverträge  der  1860er 
Jahre  zwischen  31.  Dec.  1879  und  27.  März  1880.  Handelsvertr.  mit  Kussland  v. 
1.  Apr.  1874  (Behandlung  auf  dem  Fuss  der  meistbegünstigten  Nation).  Ges  v.  4.  Aug. 
1*79  (Regierung  ermächtigt,  die  bestehenden  Handelsverträge  zu  verlängern,  aber 
nicht  über  6  Monate  nach  Bekanntmachung  eines  neuen  „allgemeinen  Zolltarifs").  Ges. 
v.  20.  Juli  1881  (Regierung  ermächtigt  zur  Verlängerung  der  Handelsvertrage  auf 
?l  Monat,  v.  8.  Nov.  1  SS  1  an,  also  bis  zum  8.  Febr.  18S2). 

Neuer  allgemeiner  Tarif  nach  Ges.  v.  7.  Mai  1881. 

Neue  Handelsverträge:  mit  Belgien  (31.  üct  1881),  Italien  ^3.  Nov. 
issi),  Oesterreich-Ungarn  (7.  Nov.  1881).  Niederlanden  (,26.  Nov.  1881). 
Portugal  (19.  Dec.  1*81),  Schweden  und  Norwegen  (.30.  Dec  1881),  dio  alle 
am  9.  Febr.  1S82  in  Kraft  treten  sollten.  An  Stelle  des  holländischen,  den  die  holl. 
Kammern  nicht  genehmigten,  trat  ein  neuer  v.  24.  März  1882.  der  abermals  von  deu 
holl.  Kammern  nicht  genehmigt  wird.  Weitere  Verträge  mit  Spanien  (6.  Febr. 
1882),  Schweiz  [2H.  Febr.  1882).  Zusatzacte  mit  Portugal  v.  6.  Mai  1882.  — 
Ges.  v.  2.  Febr.  1882  (Ermächtigung  der  Regierung,  die  in  Kraft  stehenden  Handels- 
und Schill  fahrtsverträge  bis  1.  März  bez.  15.  Mai  gegenüber  den  Mächten,  mit  denen 
neue  Verträge  abgeschlossen,  zu  verlängern).  Ges.  v.  20.  April,  4  Gesetze  v.  11.  Mai. 
3  v.  13.  Mai,  wodurch  die  Ratihcirung  der  neuen  Verträge  mit  Italien,  Belgien. 
Spanien,  Schweden  und  Norwegen.  Schweiz,  Oesterreich-Ungarn,  Portugal  durch  den 
Präsidenten  der  Republik  genehmigt  wird.  Decretc  v.  13.  und  14.  Mai  1882  erklären 
diese  Verträge  für  ausführbar.  Ges.  v.  27.  Febr.  1882  (Behandlung  brit.  Producta 
auf  dem  Fuss  der  meist  begünstigten  Nation).  Ges.  v.  11.  Mai  1882  betr.  die  Ge- 
nehmigung der  Ratification  eines  Vertrags  v.  28.  Febr.  1882  mit  Grossbritannien. 
Neuer  Vertrag  mit  Oesterreich -Ungarn  an  Stelle  des  von  1881  v.  18.  Febr.  18S4, 
genehmigt  durch  Ges.  v.  8.  März  1884  (stets  kündbar,  endigend  6  Monat  nach  der 
Kündigung).  Neuer  Vertrag  mit  den  Niederlanden  v.  19.  Apr.  1884  mit  Special- 
tarif für  einige  direct  iinportirto  Waaren  (Ges.  v.  8.  Aug.  1885).  Ges.  über  die  be- 
sondere Bezollung  aller  Producte  aus  Rumänien  v.  7.  Aug.  1885.  Nach  Kün- 
digung des  H.V.  mit  Italien  zum  29.  Febr.  1888  starke  Erhöhung  des  Tarifs 
(auch  über  die  Sätze  des  allgemeinen  Tarifs  v.  1882  hinaus)  für  wichtigere  Italien. 
Producte  durch  Ges.  v.  27.  Febr.  1888  (Bull.  XXHI,  234.  Aehnlich  auf  Seite  Italiens 
gegen  französ.  Producte,  eb.  p.  330).  Auch  die  Türkei  gehört  vertragsmässig  zu 
deu  meistbegünstigten  Staaten.  Von  curop.  Staaten  unterliegen  nur  Dänemark, 
Griechenland  und  unterlag  bis  zu  dem  gen.  Vertrag  Holland  dem  allgemeinen 
Tarif,  der  sonst  nur  auf  den  Handel  au  ssereu rop.  Länder  und  aof  die  nicht  in 
den  Conventionaltarifeu  stehenden  noch  zollfreien  Artikel  europäischer  Länder  An- 
wendung lindet. 
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Neueste  Veränderungen  des  allgemeinen  Tarife:  namentlich  Ruckkehr  zu 
stärkerer  landwirtschaftlicher  Schutzzollpolitik.  Ges.  v.  5.  Apr.  1884 
(n.  A.  Salz),  2  Gesetze  v.  28.  März  1885  (neue  und  höhere  Getreide-  und  Mehl- 
zölle und  höhere  Viehzöile),  Ges.  v.  29.  März  und  5.  Apr.  1887  (abermalige  Er- 
höhung der  Getreide-,  Mehl-  und  Viehzölle).  Ges.  vom  16.  Apr.  1889  (Koggenzoll 
erhöht);  and.  Ges.  v.  dems.  Tage  (Salzzölle).  —  Ges.  v.  5.  Juli  18S7,  25.  Nov.  1887, 
26.  Febr.  1888,  29.  Mai  1888  (Erhöhung  der  Branntweinzölle  und  Verlängerung 
der  Dauer  dieser  Erhöhung,  s.  o.  S.  654). 

Neues  Ges.  Uber  die  Handelsmarine  v.  29.  Jan.  1881  (Schiffbau-  und  Schiff- 
fahrtsprämien), dazu  Keglern,  im  Decr.  v.  29.  Juni  1881. 

Diese  fast  ein  Jahrhunden  umfassende  üebersicht  der  Zoll-  und  Tarifgesetz- 
gebuug  bildet  ein  Gerippe  für  eine  hier  nicht  mögliche  eingehendere  allgemeine  Ent- 
wicklungsgeschichte des  französischen  Zollwesens  und  der  Tarifpolitik  und  bewahr- 
heitet schon  die  einleitende  Bemerkung,  dass  auf  diesem  Gebiete  der  handelspoli- 
tische Gesichtspunct  vor  dem  finanzpolitischen  der  beherrschende,  war  und  blieb. 

Literatur.  Aus  der  reichen  Specialliteratur  werden  auch  hier  nur  einige 
Werke  herausgehoben,  welche  vom  Verfasser  umfassender  benutzt  worden  sind.  Weitere 
literar.  Nachweise  mehrfach  in  den  hier  genannten  Werken  selbst  wieder. 

Vornemlich  Uber  Tarifpolitik  und  deren  Geschichte:  Stourm  II,  ch.  18, 
bes.  p.  61—90  (Zoll-  und  Tarifwesen  in  der  Hinüberleitung  aus  dem  ancien  regime 
in  die  neue  Zeit).  Fournier  de  Flaix,  reforme  de  l'imput  en  France,  Par.  1885, 

1.  466  ff.  (Tarif  v.  1791).  Comte  de  Butenval,  preinier  tarif  gener.  d.  douanes 
1787—91,  Par.  1876.  Arne,  etude  sur  les  tarifs  de  douanes  et  sur  les  traites  de 
commerce,  Par.  1876,  2  vol.  (eingehende  Geschichte  der  Tarifpolitik,  bes.  von  1786 
an,  bis  187G,  ein  vorzügliches  Werk,  gemässigt  freihändlerischer  Standpunct,  bes.  zu 
Gunsten  des  Systems  der  napoleon.  Handelsverträge).  Bacques,  douanes  franc.,  essai 
bist.  2.  ed.  Par.  1802  (kurzer  Abriss,  bes.  der  Entwicklung  der  Organisation  1815 — 62). 
M.  Chevalier,  exainen  du  syst  commerc.  connu  sous  le  nom  du  syst,  protecteur, 

2.  ed.  Par.  1858.  Wolowski,  liberte  commerc  et  resultats  du  traite  de  commerce 
de  1860,  Par.  1860.  W.  Lexis,  die  französ.  Ausfuhrprämien  im  Zusammenhange 
mit  der  Tarif  geschickte  und  Handelsentwicklung  Frankreichs  seit  der  Restauration, 
Bonn  1870  (dies  in  jeder  Hinsicht,  namentlich  auch  methodologisch,  ausgezeichnete  Werk 
enthält  u.  A.  auch  einen  sorgfältig  gearbeiteten  stoffreichen  Abriss  der  allgemeinen 
Tarifgeschichte  von  17h9 — 1869,  S.  41 — 96).  Ueber  die  Tarifpolitik  nach  dem  Kriege, 
ausser  Arne,  bes.  Mathieu-Bodet  passim,  bes.  Uber  die  Tarifpolitik  1871 — 73  in 
vol.  I,  ch.  2 — 4,  Amagat  passim,  bes.  part  III,  ch.  8  p.  358  ff.  —  Ucber  die  Er- 
träge der  Zollverwaltung  (incl.  Salz  unter  derselben,  o.  S.  615)  nach  Hauptposten 
und  über  die  Hauptposteu  der  Verwaltungskosten  und  sogen,  non-valeurs  (Escompte, 
Rückzahlungen,  Ausfuhrprämien  u.  s.  w.)  eine  lehrreiche  amtliche  Publication:  douanes 
et  sels,  tabl.  gener.  des  recettes  etc.  (1789—1872),  Par.  1874  (Wiederabdruck  einer 
1865  in  wenigen  Exemplaren  abgezogenen  Statist.  Üebersicht,  deren  Exemplare  im 
Communeaufstand  mit  dem  Finanzministerium  meist  verbrannten).  —  Wiederholt  haben 
in  Frankreich  über  die  Lage  von  Handel  und  Industrie  und  die  Tarifpolitik  Enqueten 
bez.  eingehende  Verhandlungen  im  Conseil  super,  du  commerce  stattgefunden,  auch 
zur  Vorbereitung  von  Tarifreformen.  So  1828.  1834,  1860,  s.  über  letztere  bes.  Arne 
I,  ch.  14  (Materialien  f.  die  Feststellung  des  Conventionaltarifs  der  Handelsverträge  v. 
1860  ff.).  Zur  Vorbereitung  des  neuen  allgemeinen  Tarifs  v.  1881  Rapport  und  En- 
quete de  la  commission  du  tarif  general  de  douanes,  1878  ff. 

Die  älteren  Tarife  (1791 — 1854)  in  dem  amtl.  Tarif  chronolog.  des  douanes  de 
France,  Par.  1855.  Der  Tarif  von  1860 — 61,  nebst  Statistik  des  Handelsverkehrs,  der 
Zollerträge  (bes.  1857—59)  und  Daten  über  die  Zölle  von  1860  in  0.  Hübner's  Be- 
richten des  Statist  Centraiarchivs  Nr.  7  (Zollgesetzgebung  und  Handel  Frankreichs), 
Leipz.  1861.  Die  neueren  Tarife,  auch  die  einzelnen  Gesetze,  Handelsverträgen. s.w. 
im  Preussischen.  jetzt  Deutschen  Handelsarchiv,  in  Deiean's  Code  (1871  ff), 
im  ital.  Bulletino  di  legislat.  e  Statist,  doganale  e  commerciale  (seit  1884  im  italien. 
Finanzministerium  herausgegeben);  dann  seit  1877  im  Bull,  de  Statist  des  Finanz- 
ministeriums (so  u.  A.  Vergleichung  des  alten  allgemeinen  und  des  bisherigen  Con- 
ventionaltarifs mit  dem  neuen  allgemeinen  Tarif  v.  1881  Bull.  IX,  459  ff,  des  alten 
und  neuen  Conventionaltarifs  mit  dem  neuen  allgemeinen  Tarif  Bull.  XI,  503  ff. ,  des 
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Kampftarifs  von  gegen  Italien  mit  dem  geltenden  allgem.  und  Conventionaltarif 
Ball.  XXIII,  235  ff.).  Der  Tarif  von  1*81  auch  in  der  deutschen  amtl.  Sammlung  der 
Zolltarife,  Berl.  1884  und  in  der  B e u t n e r'schen  Sammlung  (Ccntralverb.  deutscher 
Industrieller),  Berl.  1883.  Für  die  Zeit  bis  18G9  bez.  1876  ist  bes.  auf  die  Werke 
von  Lexis  und  Arne  zu  verweisen,  deren  Daten  über  Gesetze  u.  s.  w.  auch  zu  der 
Zusammenstellung  der  obigen  Ucbersicht  mit  benutzt  wurden. 

Vornemlich  über  Zollverwaltung.  Zollverfahren,  meist  ohne  Eingehen 
auf  das  Materielle  des  Tarif wesens :  Bibliographie  bei  Block,  dick  p.  81S, 
Vignes  I,  217— 28S,  297—308,  314—320,  Josat,  p.  5ß8— 580.  Block,  dict.  An. 
d  oa  an  es  von  Ozenne,  auch  Supplemente,  Art.  entrepots  und  einzelne  andere.  Im 
Say'schen  dict.  sind  die  betreffenden  Artikel  noch  nicht  erschienen.  Bourgat,  code 
des  douanes,  Par.  1*>48,  mit  späteren  Supplementen,  v.  Hock,  Cap.  6,  S.  236 — .*il* 
(Zollverwaltung,  Zollgesetz  und  -Verfahren,  Navigationsgesetze  u.  s.  w. ,  auch 
S.  278—305  über  den  Zolltarif,  meist  über  den  um  1856  geltenden;  in  der  Dar- 
stellung der  practiachen  Puncte  wie  gewöhnlich  meisterhaft  und  unerreicht),  v.  Kauf- 
mann S.  460-501. 

Statistik.  Tableau  gener.  du  commerce,  jährl.  grosses  Tabellenwerk:  letzter 
Band  f.  1**7.  Darin  auch  Daten  über  den  Zollertrag.  Documents  Statist,  reunies  paT 
l'administr.  d.  douanes.  Darin  längere  Ucbersichten ,  auch  über  die  Zollerträge.  Im 
Bull,  ausfuhrliche  Auszüge  aus  d.  tabl.  gener.,  auch  über  die  Zollerträge  und  die  ein- 
zelnen unter  Spccialrögime  stehenden  Handelszweige  (f.  1887  Bull.  XXIV.  403—431). 
Wichtigste  Daten  auch  im  Annuairc  stat.  de  Ia  France.  Fauro  p.  110  ff..  194  ff. 
(1868—87). 


er)  Entwicklung  des  Zollwesens  und  Gang  der  Tarifpolitik. 

In  Betreff  des  letzteren  Puncts  muss  sich  die  Darstellung  hier  nothwendig  auf 
eine  Uebersicht  in  grossen  Zügen  beschränken.  Eine  solche  Uebersicht  ist  aber 
auch  zur  Würdigung  der  finanziellen  Seite  des  Zollwesens  als  einer  Besteuerungs- 
einrichtung nicht  wohl  zu  entbehren.  Tarifproben,  die  ohnedem  eine  Vergleichung 
mit  den  Preisverhältnissen  bedingen,  um  genügend  gewürdigt  zu  werden,  werden  nur 
ausnahmsweise  und  mehr  erst  für  die  neuere  Zeit  und  für  die  Finanzzölle  mitgetheilf. 
S.  für  die  Geschichte  der  Tarifpolitik  bes.  die  Werke  von  Am 6  und  Lezis,  dann 
Mathieu-Bodet  und  Amagat  (Zolldebatten  von  1872—73). 

§.  310.  1.  Grundcharacter  und  Epochen  im  Ueber- 
blick.  Die  Geschichte  des  französischen  Zollwesens  und  nament- 
lich der  Zolltarif  -  Politik  wird  in  starkem  Maasse  vom  Gang  der 
allgemeinen  politischen  Geschichte  beeintlusst,  wiederum 
mehr,  als  sich  dies  auf  jedem  anderen  Besteuerungsgebiete  zeigt. 
Eine  Beobachtung,  welche  in  anderen  Staaten  ebenfalls  zu  machen 
ist,  aber  kaum  in  dem  Grade  wie  in  Frankreich.  Man  kann  daher 
die  Perioden  der  allgemeinen  Geschichte  denen  der  Zoll-  und 
Tarifgeschichte  passend  zu  Grunde  legen,  wie  es  schon  in  der 
vorausgeschickten  Uebersicht  der  Gesetzgebung  geschehen  ist. 

Aber  eigentliche  Epochen,  in  denen  eine  grundsätzlich 
verschiedene  und  practisch  erheblich  anders  wirkende 
Handels-  und  Zollpolitik  eintritt,  bilden  jene  Perioden  nicht.  Von 
solchen  „Epochen"  kann  man  dagegen  etwa  folgende  vier  unter- 
scheiden: die  Zeit  von  1791-93,  von  1793—1860,  von  1860—71 
und  seitdem. 


Digitized  by  Google 


Zollwesen  und  Tarifpolitik. 


791 


In  der  ersten  Epoche  wurde  das  neue  einheitliche,  das 
ganze  Staatsgebiet  umfassende  Landesgren  zzoll- 
system  und  der  allgemeine  Tarif  dafür  begründet.  Bald 
tritt  aber,  zunächst  in  Folge  der  Kriegsereignisse,  im  Zoll-  und 
Tarifwesen  eine  scharfe  Wendung  ein,  zu  Prohibitionen  der 
Einfuhr  gewisser  Waaren  und  in  einzelnen  Fällen  auch  der  Aus- 
fuhr und  zu  hohen  Schutz-  und  Finanzzöllen,  indem  das  Zollwesen 
als  politisches  Kampfmittel  und  von  Neuem,  ähnlich  wie  im 
Ancien  regime,  als  Mittel  der  Protection  benutzt  wird.  So 
wird  unter  Napoleon  I.  der  Grundcharacter  der  Handels-  und 
Zollpolitik  wieder  durchaus  ein  prohibitorisch-protectioni- 
stischer,  neben  dem  das  rein  finanzielle  Interesse  in  zweite 
Linie  tritt.  Dieser  Cbaracter  bleibt  aber,  mit  kleinen  Schwankungen, 
vielfach  sogar  mit  Steigerungen,  besonders  in  der  Ausdehnung  des 
Schutzprincip8  auf  die  Landwirthschaft  und  deren  Producte 
(Getreide,  Vieh,  Wolle,  Oelsaaten)  in  den  folgenden  drei  Perioden 
der  politischen  Geschichte  Frankreichs,  unter  der  Restauration,  der 
Julimonarchie  und  der  zweiten  Republik  und  selbst  bis  in  die  erste 
Hälfte  der  Zeit  des  zweiten  Kaiserreichs  hinein  im  Wesentlichen 
gewahrt.  Eben  deshalb  ist  die  ganze  lange  Zeit  von  1793  bis 
1860  in  der  Hauptsache  als  Eine  Epoche  der  Handels-  und  Zoll- 
politik von  gleichmäs8igem  Grundcharacter  aufzufassen. 

Erst  durch  das  von  Napoleon  III.  aus  eigener  Initiative  herbei- 
geführte „System  liberaler  Handelsver träge",  das  mit 
Recht  öfters  den  Namen  dieses  in  diesem  Puncte  verdienten 
Herrschers  führt,  erfolgt  im  Jahre  1860  ein  grundsätzlicher 
und  prac tisch  bedeutsam  wirkender  Bruch  mit  dem 
historisch  durch  zwei  Menschenalter  überkommenen  prohibitorisch- 
protectionistischen  System  der  Handels-  und  Zollpolitik,  zu  Gunsten 
eines  gemässigten  Schutzsystems  mit  einem  „allgemeinen 
Zolltarif"  mit  höheren  und  „Conventionaltarifen"  zwischen 
den  Vertragsstaaten  mit  niedrigeren  Sätzen  und  ohne  Prohibi- 
tionen, wobei  nur  die  Finanzinteressen  in  Folge  der  An- 
wendung ähnlicher  Tarifgrundsätze  im  allgemeinen  Zolltarife  auf 
die  Finanzzölle  etwas  zu  wenig  Berücksichtigung  finden.  So  bildet 
die  Zeit  von  1860—70  eine  dritte  Epoche. 

Die  Finanzlage  nach  dem  deutschen  Kriege  nöthigte  dann 
auch  hier  dazu,  das  Zollwesen  —  „nach  nordamerikanischem 
Muster"  —  in  stärkerem  Maasse  als  Besteuerungseinrichtung 
zur  Beschaffung  grösserer  Staatseinnahmen  zu  benutzen.  Zugleich 
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aber  trat  ein  wirthschaftspolitiseher  and  rein  politischer  Rückschlag 
gegen  das  System  der  Handelsverträge  ein,  der  besonders  von 
Thiers  unterstützt  zwar  in  seinen  neuen  Uebertreibungen  nicht 
durchdrang,  aber  doch  die  Handels-  und  Zollpolitik  wieder  mehr 
in  protectionistische  Richtung,  nur  jetzt  unter  besserer  und 
dauernder  Wahrung  des  Finanzinteresses,  hinein  trieb.  Diese  Be- 
wegung lief  indessen,  nach  vorübergehender  Lossagung  von 
Handelsverträgen,  deren  bindende  Wirkung  man  in  der  Noth  nach 
dem  Kriege  auch  als  finanziell  lästig  empfunden  hatte,  schliesslich 
in  ein  neues  System  von  Handelsverträgen  mit  mässigeren  Con- 
ventionaltarifen aus,  neben  welchen  letzteren  ein  neuer  „allgemeiner 
Tarif",  der  von  1881,  den  Protections-  und  Finanzinteresser, 
ersteren  in  geringerem,  letzteren  in  höherem  Grade  als  die  fiiiheren 
allgemeinen  Tarife,  auch  noch  Napoleons  III.  gerecht  zu  werden 
suchte.  Nur  auf  einem,  allerdings  besonders  wichtigen  Gebiete, 
dem  der  landwirthschaftlichen  Producte,  erfolgte  in  den 
letzten  Jahren  in  Getreide-  und  Vieh  zollen  eine  principiell 
und  practisch  bedeutsame  Rückkehr  zu  höheren  Schutzzöllen: 
aus  denselben  allgemeinen  Gründen,  wie  auch  in  anderen  euro- 
päischen Ländern,  wegen  der  empfindlichen  russischen  und  ost- 
europäischen, mehr  noch  transoceanischen,  namentlich  nordamerika- 
nischen Concurrenz.  Im  Ganzen  kann  man  so  die  Zeit  seit  1871  bis 
zur  Gegenwart  als  eine  vierte  Epoche  der  französischen  Handels 
und  Zollpolitik  zusammenfassen,  von  wieder  etwas  mehr  pro- 
ectionistischem  Character,  um  die  wirtschaftliche  Selbständig- 
keit und  eigene  Leistungsfähigkeit  des  Landes  mehr  als  nach  dem 
1860  angenommenen  System  zu  erhalten,  aber  doch  auch  in  dieser 
Hinsicht  von  ungleich  gemässigterer  Richtung  als  in  der  ersten 
Hälfte  des  Jahrhunderts,  und  zugleich  eine  Epoche,  welche  sieh 
von  allen  früheren  durch  stärkere  Ausnutzung  der  Zölle 
als  Quelle  von  Staatseinnahmen  characteristisch  unter- 
scheidet. 

Die  Periodishuug  der  Geschichte  der  Handels-  und  Zollpolitik 
nach  den  Perioden  der  allgemeinen  politischen  Geschichte,  der 
grossen  französischen  Staatsumwälzungen,  ist  trotzdem  nicht  un- 
richtig und  nicht  werthlos.  Nur  muss  man  sich  auch  hier,  wie 
auf  so  vielen  Gebieten  des  öffentlichen  Lebens  in  Frankreich, 
nicht  darüber  täuschen,  dass  diese  „Umwälzungen"  der  Staats- 
formen und  Verfassungen,  in  denen  die  Franzosen  trotz  eines  vollen 
Jahrhunderts  entgegengesetzter  Erfahrungen  immer  noch  das  Heil 
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suchen,  nicht  überall  sehr  tiefgreifend  einwirken,  so  namentlich 
nicht  auf  dem  hier  besprochenen  Gebiete.  Die  jeweiligen  Zeit- 
umstände, die  concreten  Bedürfnisse,  die  Strömungen  in  der  öffent- 
lichen Meinung,  die  politischen  Einflüsse  und  die  Machtstellung, 
welche  die  verschiedenen  Interessentengruppen  unter  den  verschie- 
denen Staatsformen  und  Verfassungen  erlangen,  bestimmen  öfters 
doch  nur  Tempo  und  Maass,  in  welchen  eine  allgemeine 
Richtung  der  Handels-  und  Zollpolitik  zur  Durchführung  kommt, 
aber  nicht  die  allgemeine  Richtung,  den  Grundcharacter 
dieser  Politik  selbst.  Das  lehrt  die  interessante  französische  Zoll- 
gesebichte  von  1793—1860  deutlich. 

§.  311.  2.  Erste  Epoche.  Begründung  des  einheit- 
lichen Zollgebiets  und  des  ersten  allgemeinen  Zoll- 
tarifs im  J.  1791.  Der  früheren  königlichen  Regierung  war  es 
trotz  ihrer  Machtfülle  und  mehrfach  darauf  hinzielender  Bestrebungen 
nicht  gelungen,  den  Colbert'schcn  Gedanken  zu  verwirklichen, 
nemlich  aus  dem  französischen  Staatsgebiet  ein  einheitliches  Zoll- 
gebiet ohne  innere  Zollschranken  und  mit  Grenzzöllen  nach  Aussen 
sowie  mit  einem  allgemeinen  Zolltarif  zu  machen.  Das  handels- 
politische und  Zollsystem  selbst  war  aber  seit  Colbert  nur  immer 
mehr  prohibitorisch  -  protectionistisch  geworden.  Darunter  blühte 
der  Schmuggel  und  litten  die  Zolleinkünfte  vom  ausländischen 
Verkehr,  welche  ohnedem  nach  den  Consurationsverhältnissen ,  be- 
sonders nach  dem  nur  erst  mässigen  Verbrauch  von  Colonialwaaren, 
noch  nicht  erheblich  sein  konnten. 

S.  o.  §  64  In  dem  gen.  tabl.  gener.  des  rec.  etc.  (douanes  et  sels)  befindet  sich 
eine  Karte,  welche  das  französ.  Staatsgebiet  nach  den  drei  grossen  handelspolitischen 
Gruppen  darstellt  {o.  S.  150).  Dein  Gebietsuinfang  nach  ist  die  zweite,  die  süd- 
liche Gruppe,  die  „provinces  reputees  etrangeres",  zu  der  getrennt  davon  im  Norden 
ausser  Bretagne  und  Franche-Cointe  auch  das  französ.  Flandern,  Artois  gehörte,  fast 
noch  etwas  grösser  als  die  erste  Gruppe,  das  Gebiet  der  „cinq  grosses  fermes". 
Innerhalb  des  südlichen  Haupttheils  der  zweiten  Gruppe  wurden  an  besonderen  Linien, 
welche  die  geu.  Karte  angiebt,  noch  die  Abgaben  der  inneren  „traites"  erhoben.  Die 
dritte  Gruppe,  die  „provinces  ä  l'instar  de  l'etranger  efFectif  bildet  in  den  Deutsch- 
land abgerissenen  Landern,  den  drei  BisthUmern  Metz,  Toul,  Verdun,  Lothringen  und 
Klsass  ein  in  sich  zusammenhängendes  Gebiet.  Ausser  diesen  standen  die  Freihäfen 
von  Marseille,  Bayonnc,  Dankirchen,  kurze  Zeit  auch  (17S!>— 90)  Lorient  mit  kleinem 
Gebiet  und  das  sog.  Pays  de  Gex,  au  der  Grenze  gegen  Genf,  wie  auch  Avignon  mit 
Gebiet,  ganz  ausserhalb  des  französ.  Zollgebiets.  Der  Ertrag  der  gesammten  traites 
(incl.  die  inneren  und  localcn  Zölle  u.  dgl.  und  die  Abgaben  von  den  Einfuhren  aus 
den  französ.  Colonieen,  das  sogen,  domaine  d'Occident)  war  im  letzten  6-jähr.  Pacht- 
vertrag (1787 — *.I2)  mit  28.44  Mill.  L  dem  Staate  gewährleistet,  wovon  auf  die 
eigentlichen  Zölle  für  den  Verkehr  mit  dem  Ausland  18.44  Mill.  veranschlagt  werden, 
etwas  höher  als  früher  Necker  annahm  (s.  o.  S.  14!*  und  tabl.  gener.  p.  9).  In  der 
Verwaltung  standen  damals  wie  von  Neuem  seit  Einführung  der  Salzsteuer  und  wie 
noch  gegenwärtig  (S.  615)  die  Zolle  in  Verbindung  mit  den  Salzsteuern  (gabelles,  o. 
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§  63.  gen.  TabL  enthält  auch  Uber  die  Bezirke  der  verschiedenen  Gabelten  eint  Karte 
des  frauzös.  Staatsgebiete),  so  in  dem  Pachtvertrag  von  17S7  ff.  mit  58.56  Mill.  L.. 
incl.  einiger  Ertragsanteile  rund  60  Mill.,  also  über  dreimal  so  viel  als  aus  den 
Zollen  erwartet  wurde !  Aussenzölle  und  Salzsteuern  zusammen  beim  Beginn  der  Re- 
volution mithin  78.44  Mill.  Beide  Abgabearten  müssen  wegen  der  gemeinsamen  Ver- 
waltung, daher  der  Regiekosten,  auch  im  Folgenden  mehrfach  zusammengefaßt  werden 

Noch  vor  1789  traten  indessen  Aenderungen  in  der  Handels- 
und Zollpolitik  ein  und  umfassendere  wurden  wenigstens  versnebt. 

In  ersterer  Hinsicht  hat  der  sogen.  Eden-Vertrag  von 
Versailles  zwischen  Frankreich  und  Grossbritannien  vom 
J.  1786  mindestens  auf  kurze  Zeit  dem  alten  bandcls-  und  zoll- 
politischen Kriege  zwischen  beiden  Ländern  ein  Ende  gemacht, 
eine  Behandlung  auf  dem  Kusse  der  Gegenseitigkeit  und  wechsel- 
seitiger Rücksicht  herbeigeführt  und  ttir  eine  Reihe  wichtiger 
Artikel  der  Einfuhr  in  das  andere  Land  einen  Conventionaltarif 
mit  massigen  Zollsätzen  —  Fabrikate  meist  10,  12,  15%  vom 
Werth  —  festgesetzt  Die  späteren  Revolutionskriege  haben  diesem 
handels-  und  zollpolitischen  System  nur  zu  bald  und  auf  lange 
hinaus  ein  Ende  bereitet. 

Geschichte,  zeitgenössische  Beurtheilung  und  prac.tischc  Wirkung  dieses  Vertrags 
sind  vielfach  behandelt  worden.  Freihändler  und  Schutzzöllner  weichen  im  Urtheil 
mitunter  stark  von  einander  ab,  wie  oftmals  beide  übertreibend.  Im  (tanzen  möchte 
ein  günstiges  Urtheil  das  richtigere  sein.  S.  Comte  de  Buten val,  prec.  histor.  et 
econ.  du  träite  de  commerce  entre  la  France  et  la  Gr.Bretagne ,  signfe  ä  Versailles  lt 
28.  Sept.  1786,  Dar.  186«.».  Arne  I,  eh.  2.  Stourm  II,  17—60,  Wolowski,  Üb. 
comm.  p.  157  Ii. 

Wichtiger,  weil  von  allgemeinerer  Bedeutung,  wenn  sie  ver- 
wirklicht worden  wäre,  würde  noch  die  tiefgreifende,  die  Grund- 
sätze des  britischen  Handelsvertrags  verallgemeinernde  handels- 
und  zollpolitiBche  Reform  geworden  sein,  welche  die  Regierung 
der  Notabeinversammlung  von  1787  zur  Berathung  vorlegte. 

Sie  ging  hinaus  auf  Beseitigung  der  inneren  Zollliuien,  Zusammenfassung  des 
ganzen  Staatsgebiets  in  ein  einziges  Zollgebiet,  Erhebung  von  allgemeinen  Ein-  und 
Ausfuhrzöllen  als  (irenzzöllen  nach  einem  rationellen,  nach  Waareuelassen  gemäss  der 
Verarbeitungsstufe  abgestuften  massig  hohen  allgemeinen  Tarif  ^Max.  für  fertigt 
Fabrikate  12°/0  bei  der  Einfuhr,  ebenso  Max.  12%  bei  der  Ausfuhr  gewisser  Artikel), 
ferner  auf  Beseitigung  fast  aller  Einfuhrverbote,  bis  auf  fremde  Cattun-  und  Colonial- 
waaren,  und  der  Ausfuhrverbote  bis  auf  wenige  Kohstoflc,  endlich  auf  Zulassung  dei> 
Transit-  und  Entrepötsverkebrs,  der,  vornemlich  auf  Andrängen  der  Üntcrschlcif  dab*i 
befürchtenden  Steuerpächter  seit  1688  untersagt  worden  war.  In  der  Notabelnversamm- 
lung  waren  es  besonders  die  Angehörigen  von  Elsass-Lothringen  u.  s.  w.,  die  damals 
den  handelspolitischen  Particularismus  gegen  Frankreich,  wie  ihre  Nachkommen  heute 
gegen  Deutschland  vertraten  und  den  Eintritt  ins  französ.  Zollgebiet  scheuten,  weil 
sie  den  freien  Verkehr  mit  Deutschland  u.  s.  w.  festhalten  wollten ,  sich  auf  die  Zu- 
sagen bei  der  Annexion  ihrer  «iebicte  berufend.  S.  die  oben  S.  7811  gen.  Schrift 
von  de  Butenval  über  den  tarif  gener.  p.  10  II,  36.    Stourm  I,  47«J,  II,  61—1.4. 

Es  war  daher  ein  sicherlich  sehr  bedeutsamer  Schritt,  den  die 
constituirende  Versammlung  1790—91  machte,  indem  sie 
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im  Wesentlichen  das  Retbrmprojeet  von  1787  zur  Ausführung 
brachte,  —  eine  principiell  und  practisch,  volkswirtschaftlich  und 
finanzpolitisch  ausserordentlich  wichtige,  wenn  auch,  nach  dem  Ge- 
sagten abermals  keine  originale  Massregel  der  Revolutionszeit. 
Durch  die  vier  oben  (S.  785)  genannten  grundlegenden  Gesetze 
wurden  nunmehr  die  inneren  Zölle  (S.  150)  abgeschafft,  das 
ganze  damalige  französische  Staatsgebiet  zu  einem  einheitlichen 
nationalen  wirthschaftlic hen  Markt-  und  Grenzzoll- 
gebiet gemacht,  dafür  ein  in  handele-  wie  finanzpolitischer 
Hinsicht  leidlich  liberaler  allgemeiner  Grenzzolltarif  für  Ein-  und 
Ausfuhr  hergestellt,  welcher  „mit  Recht  als  der  freisinnigste,  den 
Frankreich  bis  zur  Periode  der  modernen  Handelsverträge  (von 
1860)  besessen  hat,  bezeichnet  werden  kann"  (Lexis),  die  Zoll- 
verwaltung und  der  practischc  Zolldienst  zweckmässig 
organisirt  und  das  Zollverfahren  gut  eingerichtet.  Damit  be- 
ginnt die  eigentliche  moderne  Zeit  französischer  Handels-  und 
Zollpolitik,  die  erste  unserer  oben  unterschiedenen  Epochen.  Dass 
dieselbe  nur  von  so  kurzer  Dauer  war,  lag  lediglich  an  den  bald 
ins  völlig  Masslose  sich  steigernden  revolutionären  Wirren,  den 
Excessen  der  Papiergeldwirtbschaft  und  dem  Ausbruch  einer  kaum 
unterbrochenen  zwanzigjährigen  Kriegsära.  Erst  später,  nach  end- 
giltig  wiederhergestelltem  Frieden,  sollte  sich  zeigen,  welche  grosse 
Bedeutung  die  handels-  und  zollpolitischen  Massregeln  .von 
1700—91  besassen,  aber  freilich  auch,  wie  sie  in  Verbindung  mit 
der  erneuten  scharf  prohibitorisch-protectionistischen  Tarifpolitik, 
dem  emsig  gehüteten  und  sogar  noch  weiter  entwickelten  Erbtheil 
der  Revolutions-,  Kriegs-  und  Kaiserzeit,  sich  als  Handhabe  für 
eine  Volkswirthschafts-  und  Finanzpolitik  erwiesen,  die  1791  nicht 
im  Plane  gelegen  hatten. 

lieber  den  Tarif  v.  1791  Buten  val's  gen.  Schrift,  bes.  p.  S2fl.,  im  letzten 
Anhang  eine  Vergleichung  der  Zölle  der  Colbert'schen  Tarife  uiit  denen  von  1791 
und  1876  für  wichtige  Fabrikate.  Ann':  I,  52  h".  Stourm  II,  65—75.  Fournicr 
de  Flaix  I,  469  h".  Lexis  S.  10  ü*.  Colbcrt'schc  „rationelle"  Grundsätze  eines  „ge- 
mässigten Schutzzolls"  waren  der  Leitstern  im  Tarif  von  1791.  Wenige  Einfuhr- 
verbote nur  noch  (21,  wovon  aber  nur  7  im  protection  ist.  Sinne),  weniger  und  un- 
wichtiger als  noch  1S76  im  „allgemeinen  Tarif'*  standen;  31  A  usfu hr verböte  noch, 
auf  wichtige  Rohstolle.  Der  Ein fu hr-Zolltarif  liess  die  hauptsächlichsten  fremden 
Rohstoffe  und  Nahrungsmittel  (Getreide,  Vieh,  Wolle.  Flachs,  Häute,  Roheisen  in 
Gänzen  u.  s.w.)  frei  eingehen,  traf  andero  i^so  Steinkohlen,  Seide,  Oele)  mit  c.  2'/a7o 
des  Werths  und  ging  dann  bei  anderen  Artikeln,  Luxusnahrungsmitteln,  Specerei- 
waareu,  Halb-  und  Ganzfabrikateu  gruppenweise  auf  5,  7,  10,  12,  15%.  selten  bis 
auf  20— 25%>  Am  Höchsten,  20 — 30%.  waren  Weine,  Branntweine,  Liköre  belastet. 
Nach  diesem  ungefähren  Massstabe  waren  im  Tarif  dann  für  die  verschiedenen  Waaren 
speci fische  Zölle  bestimmt,  bei  denen  die  einzelnen  Sorten  einer  Waarengattuug, 
besonders  der  Fabrikate,  im  Vergleich  mit  später  aber  nicht  sehr  eingehend  specia- 
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lisirt  waren.  Daher  war  der  Zoll  auch  bei  derselben  Gattung  je  nach  Qualität  und 
Sorte  verschieden  hoch.  Der  Ausfnhrzolltarif  umfassto  immerhin  noch  SO  Posten, 
namentlich  Weine  (nach  der  alten  Classification  nach  Herkunft  und  Eingangsweg). 
Vieh,  auch  Rohstoffe,  wie  Wolle,  Baumwolle.  Halbfabrikate,  wie  Leinengarne.  Ge- 
treide war  aber  bei  der  Ausfuhr  zollfrei,  indessen  damals  aus  Gründen  der  inneren 
Politik  die  Ausfuhr  Uberhaupt  verboten,  was  jedoch  nur  als  Ausnahmemassregel  ge- 
meint war.  Die  Einrichtungen  des  Transit«  und  Entrepötverkehrs  wurden  aber, 
abweichend  von  dorn  liberalen  Plan  von  1787,  nicht  neu  geordnet,  weil  die  Interessenten 
dadurch  eine  Begünstigung  der  Einfuhr  von  Fabrikaten  fürchteten.  Auch  die  Stellung 
der  Freihäfen  wurde  bald  verändert,  indessen  doch  bes.  für  Marseille  modificirt 
beibehalten. 

Die  Organisation  der  Zollverwaltung  und  des  practischen  Zolldiensts 
erfolgte  für  die  leitende  centrale  und  obere  Verwaltung  nach  dem  Muster  von 
Necker's  Einrichtung  der  Regie  bei  den  aides  (1780),  indem  einem  Gollegium  von 
8  Personen  die  Ccntralverwaltung  und  je  einem  Director  in  den  eingerichteten 
20  Zoll  bezirken  die  obere  Localverwaltung  übertragen  und  diese  Personen,  neben 
festen  Gehalten,  auf  Tantiemen  von  den  Ertragnissen  angewiesen  wurden.  Der 
untere  e  igen tli che  Zolldienst  wurde  wesentlich  nach  den  Reglements  der  früheren 
fenne  generale  eingerichtet  (Ges.  v.  1.  Mai  1791,  Stourm  II,  76—80).  Das  vortreff- 
liche Gesetz  über  das  Zollverfahren  v.  22.  Aug.  1791  aber,  noch  gegenwärtig  die 
Grundlage,  ist  wieder  nur  in  wesentlichen  Puncten  eine  Reproduction  der  Zoll- 
Ordonnanz  von  1687,  wie  Stourm  im  Einzelnen  gezeigt  hat  dl,  81—85).  —  Die 
Aufhebung  der  Salzsteucr  hat  den  Dienst  der  Zollverwaltung  bis  zur  Wiedereinfüh- 
rung dieser  Steuer  im  Jahre  1806  (S.  612)  natürlich  vereinfacht  und  verwohlfeilert. 

Ueber  die  finanzielle  Wirkung  des  neuen  Zollwesens 
und  besonders  des  Tarifs  von  1791  lässt  sich  bei  den  damaligen 
Zeitverhältnissen  und  dem  baldigen  Kriegsausbruch  und  der  Papier- 
geldwirthschaft  nicht  sicher  urtheilen,  zumal  die  vorhandenen  Rech 
nungen  z.  Th.  unzuverlässig  und  lückenhaft  sind.  Nach  diesen 
Daten  würde  sich  bei  massigem  Rohertrag  und  verhältnissmässig 
sehr  hohen  Verwaltungskosten  ein  erheblich  ungünstigeres 
Resultat  als  in  den  letzten  Jahren  der  Ferme  für  den  Staat 
ergeben. 

Nach  den  gen.  Tabl.  gener.  p.  12  wäre  gewesen  in  1000  Frcs. 


1791  für  13  Monate  (v.  1.  Dec  1790  an),  1793/94  für  1  Jahr  8a/s  Monate  (bis  1.  Ven- 
dem.  III  oder  22.  Sept.  1794).  Im  letzten  Jahre  incl.  1,173,000  Frcs.  SchirTTahrt»- 
abgaben.  —  Die  Zahl  des  Verwaltungspersonals  im  serv.  sedentaire  1 ,703 ,  im  serr. 
actif  13,284,  zus.  15,047,  mit  6,916,000  Frcs.  Gehalten  u.s.  w  ;  ausserdem  im  Centrai- 
dienst 46  Beamte,  194,000  Frcs.  Kosten. 

§.  312.  3.  Zweite  Epoche.  Rückkehr  zu,  Fest- 
haltung und  weitere  Ausbildung  scharf  probibi- 
torisch-protection  istischer  Handels-  und  Zollpolitik, 
1793—1860. 

Wir  wollen  und  können  hier  nicht,  auch  nicht  einmal  cursorisch,  die  einzelnen 
Phasen  der  Entwicklung  und  vollends  Tarifeinzelheiten  verfolgen,  zumal  nicht  für  die 


Rohertrag  

Regiekosten    .    .    .  . 

Reinertrag  

%  der  Kosten  v.  Rohertr. 


1791. 
24.533 
7,719 
16,813 
31.5 


1792. 
20,996 
8.404 
12,592 


40 


1793—94. 
26,779 
13,730 
13,049 
50—75 
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Poriode  der  Revolution  und  Napoleons  I.,  wo  vieles  und  gerade  das  momentan  am 
Meisten  dusch  neidende  Ein/eine,  wie  die  Massregeln  bei  der  Continentalsperre,  doch 
nur  von  ephemerer  Bedeutung  war.  Unter  Verweisung  auf  die  oben  genanuto  Lite- 
ratur muss  eine  allgemeine  Charakteristik  genügen,  bei  der  hier  aber  auch 
wieder  mehr  die  finanzpolitische,  als  die  an  sich  wichtigere  und  interessantere 
handelspolitische  Seite  hervorgehoben  wird.  Wir  betrachten  daher  namentlich  die 
Ertragsverhältnisse  des  Zollwesens  allein  etwas  näher  (nach  den  Daten  des  gen. 
tabl.  gener.)  und  von  1817  an  auch  die  Einbusscn,  welche  die  Zollcrtrage  durch 
die  Ausfuhrprämien  und  Kückzölle  (drawbacks)  erlitten  haben,  für  das 
Einzelne  dieses  Puncts  auf  Lexis'  erschöpfende  Darstellung  verweisend.  Die  Roh- 
und  Reinerträge  der  Zollverwaltung  sind  jader  finanzielle  Reflex  der  Tarifpolitik 
und  dieser  gerade  interessirt  am  Meisten  in  diesem  Werke.  Bei  dem  erwähnten 
administrativen  Zusammenhang  muss  dabei  nur  mitunter  auch  hier  der  Salzsteuer 
gedacht  werden. 

a)  Periode  der  Revolution  und  des  ersten  Kaiser- 
tums. Mit  der  Ausartung  der  Revolutionsbewegung  zur  Schreckens- 
herrschaft, der  nia88losen  Ausgabe  und  Entwerthung  des  Papier- 
geldes und  dem  Kriegsausbruch  hätten  die  neuen  Zoll-  und  Tarif- 
gesetze so  wie  so  ihre  practische  Bedeutung  grossentheils  einbüssen 
müssen.  Besondere  kriegspolitische  und  im  Inneren  „anti- 
reactionäre"  Gesetze  und  Massregeln  in  Bezug  auf  den  auswärtigen 
Handel  führten  dies  Resultat  nur  noch  rascher  und  schärfer 
herbei. 

Ein fuhrvor böte  betreffs  der  Waarcn,  namentlich  der  Fabrikate,  aus  den  Län- 
dern, mit  denen  Krieg  gefuhrt  wurde,  besonders  aus  (irossbritannien ,  bald  förmliche 
Proscription  britischer  Fabrikate,  so  dass  schon  der  Besitz  derselben  verdachtig 
machte,  Ausfuhrverbote  für  wichtige  Lebensmittel,  besonders  Getreide,  Ge- 
brau« hsartikel  und  Rohstoffe,  jede  Verletzung  mit  den  strengsten  Strafen  bedroht,  unter- 
banden unter  der  Herrschaft  des  Convents  wenigstens  jeden  legitimen  Verkehr  nach 
Aussen  vielfach  ganz,  natürlich  trotz  allem  zum  Theil  nur  zu  Gunsten  des  Schmuggels. 
Doch  zeigen  die  Zolleinkünfte  nicht  sofort  einen  so  grossen  Rückgang,  als  man  nach 
dem  Allen  vermuthen  möchte,  freilich  bestanden  sie  aber  fast  ganz  aus  eutwertheten 
Assignaten. 

Protectionistisc  he  Wirkungen  musste  diese  Politik  als- 
bald haben,  wie  ja  ohnedem  die  rasch  sich  steigernde  Entwerthung 
der  Assignaten  in  derselben  Richtung  wirkte,  wenn  auch  unter 
dem  Zustand  im  Innern  das  Alles  nicht  gleich,  wie  es  in  ruhigen 
Zeiten  geschehen  wäre,  zur  Geltung  kam.  Bald  aber,  besonders 
unter  dem  Directorium  seit  1796,  verbanden  sich  auch  protectio- 
nis tische  Tendenzen  mit  den  kriegspolitischen  Gesetzen  und 
Massregeln,  wodurch  dann  für  die  Zeit  wieder  eintretender  grösserer 
innerer  Ruhe  und  Ordnung  der  Umschwung  der  Handels-  und 
Zollpolitik  indieprohibitorisch-protectionistische  Richtung 
eingeleitet  war.  Die  Zolleinkünfte ,  die  aber  seit  1795  zur  Hälfte 
und  seit  Sommer  1796  vollständig  wenigstens  wieder  in  Münze 
zu  zahlen  waren,  sanken  in  dieser  Zeit  auf  ihren  geringsten 
Betrag. 
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Ausschluss  der  „dritten"  Flagge  (ausser  der  französischen  und  der  des  Her- 
kunftslands) von  der  Einfuhr,  dor  fremden  überhaupt  von  der  Küstenschiff  fahrt,  Verbot 
der  Einfuhr  und  des  Verkaufs  im  Inlande  für  alle  britischen  und  selbst  für  alle 
als  britische  geltenden  Fabrikate,  Verlangen  von  lirsprungscerühcaten  für  die 
Waaren  aus  Ländern,  mit  denen  Frieden  bestand  (Ges.  v.  10.  Brum.  V  oder  31.  Oct. 
17'JG)  und  andere  —  z.  Tb.  übrigens  auch  finanzielle  Zwecke  verfolgende  —  Tarif- 
uormirungen  dieses  und  der  nächsten  Jahre  sind  Massregeln  der  angedeuteten  Art. 
Seit  Ges.  v.  ti.  Prair.  VII  wurden  die  Zölle  und  Schill  fahrtsabgaben  am  lü°/„  „Kriegs- 
zuschlag" erhöht,  was  zur  bleibenden  Einrichtung  auch  nach  1S15  geworden  ist 

Nach  der  kurzen  Friedenspause  nach  dem  Frieden  von  Amiens 
(1802)  dachte  man  sogar  an  neue  Handelsverträge  mit  England, 
freilich  auf  mehr  protectionistischer  Grundlage  als  früher.  Der 
Entrepotverkehr  wurde  jetzt  organisirt  (1803).  Aher  nach 
dem  baldigen  neuen  Kriegsausbruch  gelangte  man  zu  nur  noch 
verschärfter  Benutzung  der  Handels-  und  Zollpolitik  als  Kampf- 
mittel gegen  den  Feind,  schliesslich  in  den  Massregeln  von  180G 
und  1807  (Berliner  und  Mailänder  Decrete)  und  im  System  der 
Continentalsperre  mit  seinen  drakonischen  Repressions-  und 
Straf  bestimmungen  zu  einer  fast  völligen  Unterordnung  der  handels- 
politischen und  selbst  der  finanzpolitischen  Interessen  unter  den 
kriegspolitischen  Gesichtspunct.  Dabei  kam  dem  absolutistischen 
Gebieter  sein  gesetzliches  Recht,  von  sich  aus  provisorisch  mittelst 
blosser  Decrete  Zölle  zu  erhöhen  oder  zu  vermindern,  Ein-  und 
Ausfuhrverbote  zu  erlassen  oder  zu  beseitigen,  besonders  zu  Gute 
(Ges.  v.  29.  Flor.  X). 

Soweit  aber  überhaupt  noch  ein  normaler  Handelsverkehr  ver- 
blieb, wurde  von  Napoleon  der  protectionistische  Gesichts- 
punct in  Betreff  der  Einfuhr  von  Fabrikaten,  anderseits  aber  auch, 
besonders  beiColonialwaaren  (auch  Rohstoffen  wie  Baumwolle) 
der  specitisch  fiscal is che  Gesichtspunct  in  hohen  und  mehrfach 
Uberaus  hoben  Zollsätzen  deutlich  verfolgt.  Unter  letzteren 
ging  dann  die  legitime  Einfuhr  freilich  enorm  zurück,  der  Schmuggel 
war  trotz  aller  Repressions-  und  Strafmassregeln  nicht  zu  unter- 
drücken. Aber  diese  Zollpolitik  war,  wie  Lexis  wohl  richtig 
hervorhebt,  unter  den  damaligen  Zeitverhältnissen  doch  finanz- 
politisch nicht  so  verfehlt,  wie  sie  zunächst  erscheinen  mag. 
Die  Zolleinkünfte  erreichten  denn  auch,  nach  einer  allmäligen  be- 
deutenderen Wiederhebung  seit  1800  und  einem  neuen  starken 
Fall  in  1808  und  1809  von  da  an  eine  rasch  und  sehr  erheblieh 
steigende  Höhe  und  ein  Maximum  gerade  von  1811—13,  —  freilich 
auf  einem  ungeheuer  vergrösserten  Staats-  und  einem  noch 
grösseren  Zollgebiete,  das  47  gegen  anfänglich  20  und  wieder  1816 
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nur  27  Zolldirectionen  urufasste  und  von  Rom,  Livorno  und  Genua 
bis  Hamburg  und  Danzig  reichte. 

Bes.  (ics.  v.  8.  Flor.  XI  (28.  Apr.  1803),  30.  Apr.  180«,  Decrete  v.  1810  (z.  B. 
Kaffee  auf  400,  Rohzu.kcr  auf  300,  Baumwolle  auf  2—800  Frcs.  p.  100  Kil.  (Arne  I, 
55  Ii'.,  Lexis  S.  53  ff.) 

Die  französische  Industrie  kam  in  dieser  Periode  durch  den  Ausschluss  der 
britischen  Comurrcnz  und  die  Erweiterung  des  Markts  in  Folge  der  Eroberungen  in 
günstige  Lage,  soweit  sie  nicht  auswärtige,  besonders  nicht  uberseeische  Rohstoffe 
brauchte.  Auch  das  rechtliche  Schranken  beseitigende  Princip  der  Gewcrbcfrciheit 
kam  ihr  zu  (iute.  Als  die  Zolllinie  1807  bis  Cuxhaven  und  Travemünde  vorgeschoben 
wird,  wird  gerühmt,  wie  der  englische  Absatz  verdrängt,  „Deutschland  mehr  und  mehr 
den  franzns.  Manufaeturcn  überliefert  wird." 

Die  Zollcinkünfte  bewegten  sich  folgeudermassen  in  Mill.  Frcs. 


Zölle 

Anderes 

Zus. 
roh 

Non- 
valeurs 

Rcgie- 
kosteu 

Rein- 
ertrag 

Salz- 
steuer 

Kosten  %  v- 
Rohertr.  incl. 
Salzsteuer 

1794/95 

33.25 

2.28 

35.54 

15.12 

20-42 

45.5 

1 795/00 

57.9s 

3.01 

01.00 

18.34 

43-28 

29.75 

1798/90 

10.94 

2.20 

18.2! 

8.75 

9-40 

48.5 

1S00/01 

23.02 

0.25 

29.87 

1.97 

H.81 

19.08 

29.5 

1804/05 

59.01 

7.00 

07.29 

0.52 

13.71 

53.00 

20.33 

1807 

07.50 

9.40 

77.02 

0.71 

17.84 

58.47 

32.70 

10.0 

1 809 

25.74 

4.42 

30.10 

0  54 

20.9» 

9.03 

48.12 

20.75 

1810 

02.20 

7.94 

70.20 

1.37 

23.60 

45.17 

47.78 

20.0 

IS  13 

109.27 

15.35 

124.02 

0.82 

35.99 

87.M 

49.32 

20.5 

1814 

35.09 

3.33 

39.02 

1.00 

21.23 

10.79 

37.31 

27.75 

(Zusammengestellt  nach  dem  tabl.  ßcuer.).  Die  fünf  ersten  Jahre  sind  die  republi- 
kanischen (22.  Sept.— 21.  Sept..  III,  IV  u.  s.  w.).  Der  Ertrag  der  Ausfuhrzölle  ist 
in  dem  Zullertrag  inbegriffen,  aber  meist  nicht  speziell  angegeben,  es  kommt  nur  ein 
kleiner  Theil  darauf  (im  Jahre  VII,  1798—99  bei  den  kleinen  Erträgen  allerdings 
2.80  Mill.).  Die  in  dieser  Zeit  angegebenen  sogen,  non-valeurs  umfassen  hier  nur 
Ruckzahlungen  von  Abgaben,  gewährte  Discouten.  Darunter  sind  die  damals  schon 
vorkommenden  Ausfuhrprämien  (so  für  ran".  Zuckert  wohl  inbegriffen.  Die  Salzsteuer 
begreift  hier  uur  die  von  der  Zollverwaltung  erhobene,  damals  übrigens  weitaus  die 
Haupbacbc  (Smal  so  viel  als  von  der  inneren  Steuerverwaltung  erhoben  wurden).  Die 
Daten  des  Reinertrags  der  Zölle  sind  seit  1807  in  der  ücbersicht  insofern  etwas  zu 
niedrig,  als  die  Regiekosten  von  da  an  zugleich  mit  auf  die  Salzsteuer  zu  rechnen 
sind,  hier  aber  ganz  auf  die  Zölle  abgerechnet  wurden. 

Die  ausgewählten  Jahre  sind  besonders  characteristische,  sie  reflectiren  daher  die 
ungeheueren  Schwankungen  unter  dem  Einfluss  der  politischen  Ereignisse  und  handels- 
politischen Massregeln  am  Schärfsten:  1797 — 99  Abnahme,  1799  und  1809  Min., 
1807  und  1813  Max.  Seit  1790  —  97  aber  wieder  Eingang  der  Zölle  in  Münze.  Die 
hohe  Eiunahme  des  Jahres  1795—90  repräsentirte  in  Münze  im  sehliesslichen  Rein- 
ertrag nur  2,473,000  Frcs.  Die  grossen  „anderen"  Erträge  in  Napoleon 's  Zeit  wohl 
aus  Conliscationen,  Strafen,  Einfuhr-Permisseu. 

§.  313.  b)  Periode  der  Restauration,  Julimonarcbie, 
zweiten  Republik  und  ersten  Zeit  des  dritten  Kaiser- 
reichs (1814  — 18b'0).  Nach  dem  Sturze  Napoleon's  wurde 
zunächst  der  auswärtige  Handel  durch  Beseitigung  der  Verbote 
und  Ersetzung  derselben  und  der  hohen  Zölle  durch  mässige  sowie 
durch  Aufhebung  der  lästigen  Formalitäten  des  Seeverkehrs  mittelst 
Ordonnanzen  der  neuen  Machthaber  auf  seine  natürliche  Grundlage 
zurückgeführt.    Aber  die  Interessen  der  Industrie  litten  doch  unter 
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der  neuen  Concurrenz  Englands  und  unter  der  Beschränkung  ihres 
bisherigen  Absatzmarkts  zu  sehr,  als  dass  sie  nicht  bald  auch  von 
der  neuen  Regierung  hätten  berücksichtigt  werden  müssen.  Und 
die  Vertreter  dieser  Interessen  waren  zudem  Factoren,  die  sich 
geltend  zu  machen  wussten  uud  auch  aus  politischen  Gründen 
nicht  unbeachtet  bleiben  konnten.  So  kehrte  man  nach  kurzer 
Pause  zu  der  prohib itorisch-protectionistischen  Politik 
der  Revolutionsgesetzgebung  uud  der  Kaiserzeit  noch  in  Gesetzen 
von  1814  im  Wesentlichen  zurück.  Verbote,  hohe  Schutzzölle,  ur- 
sprünglich aus  Motiven  der  Kriegspolitik  hervorgegangen,  wurden 
damit  für  lange  ein  bleibender  Bestandthcil  des  geltenden 
Rechts  des  auswärtigen  Handels  und  des  Zollrechts  uud  von  den 
Interessenten,  namentlich  der  Grossindustrie,  für  sich  und  ihre 
Arbeiter  als  ein  förmliches  Recht  in  Anspruch  genommen. 

Aach  wo.  wie  /.  B.  bei  Zucker,  das  finanzielle  Interesse  mächtiger  mitsprechen 
musste,  siegte  das  Interesse  der  Raffinerie  und  setzte  von  Neuem  das  Verbot  selbst 
an  Stelle  eines  noch  so  hohen  Schutzzolls  durch.  Die  Belehrung  über  die  Gefährdung 
mancher  Interessen  durch  die  Ermächtigung  der  Regierung,  mittelst  blosser  Decrete  den 
Tarif  und  Verbote  zu  andern  (s.  o  ).  führte  jetzt  dazu,  diese  Ermächtigung  erheblich  zu 
beschränken,  namentlich  auf  Verfügung  von  Einfuhrverboten  und  Zollerhebungen, 
nicht  auch  sie  für  Verminderung  der  Zölle  zu  gewahren,  ausser  bei  Rohstoffen  (Ge*. 
v.  17.  Dec.  1814  Art.  34,  der  bleibende  Bedeutung  für  das  französische  Tarifrecht 
gewann).    (Arne  I,  71  ,  Vignes  I,  22M. 

Nach  der  erneuten  Hersteilung  des  königlichen  Regiments  im 
Jahre  1815  machten  sich  dann  sofort  oder  nach  und  nach 
viererlei,  sich  mehrfach  freilich  kreuzende  finanz-  und  handels- 
politische Einflüsse  geltend,  von  denen  aber  die  p  rote  chro- 
nistischen doch  bald  und  dauernd  die  Oberhand  gewannen. 

Einmal  forderte  allerdings  jetzt  in  Folge  der  erheblich  ver- 
schlimmerten Finanzlage  das  Finanzinteresse  auch  im  Zoll- 
wesen  mehr  Anerkennung  und  wurde  in  dem  Colonial-  oder 
Specerei waaren-Zweige  und  bei  den  Rohstoffen  auch  mehr 
wahrgenommen.  Anderseits  trat  diesem  Bestreben  auch  hier 
bei  dem  besonders  wichtigen  Artikel  Zucker  sowohl  das  Interesse 
der  heimischen  Raffinerie  als  namentlich  bald  auch  dasjenige 
der  Colonien  und  der  inländischen  Rübenzuckeriudustrie 
in  BetretT  des  Rohzuckers  hemmend  und  kreuzend  entgegen  (§.  266), 
wie  weiter  das  Interesse  der  Rhederei  und  Schifffahrt, 
welche  das  Monopol  oder  wenigstens  die  Bevorzugung  der 
heimischen  vor  der  fremden  Flagge  und  der  directen 
transoceanischen  vor  der  indirecten  Einfuhr  der  Colonialwaaren 
und  Rohstoffe  aus  europäischen  Zwischenhäfen  (Entrepöts,  England, 
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Holland,  Belgien)  verlangten.  Drittens  gewann  das  Interesse 
der  Industrie  überhaupt,  besonders  der  Textil-,  zumal  der 
Baumwoll-  und  Wollindustrie  und  der  E  i  s  e  n  industrie,  nunmehr 
vollends  einen  grösseren  Einfluss.  Auch  benöthigten  einige  Indu- 
strieen  bei  einer  hohen  Besteuerung  ausländischer  Rohstoffe,  wie 
Baumwolle,  auch  Schnfwolle,  oder  bei  einer  inneren  Besteuerung, 
wie  später  in  der  Zuckerindustrie,  eine  Wahrnehmung  ihrer 
speciellen  Exportinteressen  mindestens  in  der  Form  der  Rttck- 
ge Währung  des  Rohstoffzolls  (bez.  der  inneren  Steuer)  bei 
der  Ausfuhr  von  Fabrikaten  aus  diesem  Rohstoff  (drawbacks). 
Dazu  traten  aber  auch  wirkliche  Ausfuhrprämien.  Endlich 
viertens  machten  sich  nunmehr  auch,  besonders  bei  den  niedrigen 
Getreidepreisen  seit  1818,  die  Interessen  des  ländlichen  Grund- 
besitzes und  der  Landwirt h schaft  immer  mächtiger  geltend. 
Knd  wenn  auch,  wie  immer,  hier  wichtige  Interessencolli- 
sionen  zwischen  Industrie  und  Land wirth schaft,  Rohstoffproduction 
und  -Verbrauch,  Industrieen  der  Halb-  und  Ganzfabrikate,  in 
Frankreich  noch  besonders  zwischen  den  auf  Absatz  ins  Ausland 
stark  mit  angewiesenen  Weinbaugegenden  und  den  Weinexport- 
Häfen  einer-,  den  übrigen  agrarischen  und  industriellen  Pro- 
duetionszweigen  anderseits  vorlagen,  so  kam  es  doch  zu  Com- 
pro missen  und  zur  Anerkennung  einer  gewissen  Solidarität 
aller  Productionsinteressen  und  damit  zu  einem  vereinten 
Streben  nach  einer  prohibitorisch  -  hochschutzzöll- 
nerischen  Handels-  und  Zollpolitik.  Diesem  Streben 
wurde  in  der  Gesetzgebung  die  errungene  politische  Stellung 
der  G r ossindustrie  und  des  Grundbesitzes  und  die  not- 
wendige Rücksichtnahme  der  Restaurationsregierung  und  vollends 
der  Julimonarchie  auf  diese  politischen  Machtfactoren  förderlich. 

So  siegte  schon  in  dem  grundlegenden  Gesetz  vom  28.  April 
1816  der  protectionistische  Gesichtspunct  und  weitere  Gesetze  der 
nächsten  Jahre,  namentlich  von  1817—26,  seit  1819  auch  besonders 
mit  zu  Gunsten  der  Lan d wirthschaft,  bauten  ein  prohibi- 
torisch-hochschutzzöllnerisches  Handels-  und  Zollsystem 
aus,  das  dem  des  Ancien  regime  an  Strenge  nichts  nachgab,  es 
vielfach  darin  und  in  „rationeller  Folgerichtigkeit"  übertraf,  von 
dem  1791  angenommenen  aber  ausserordentlich  weit  abwich. 

Das  Finanzinteresse  trat  dabei  nothwendig  wieder  in 
zweite  Linie.  Unter  der  endgiltig  erreichten  politischen  Ruhe 
lebte  die  Volkswirtschaft  und  der  Verkehr  mehr  auf  und  die 
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Zolleinkünfte  stiegen  denn  auch,  wenn  schon  bis  gegen  1840  nnr 
langsam  und  massig,  erst  dann  erheblicher.  Die  „kleine"  Juli- 
revolution von  1830  markirt  sich  hier  nicht  gerade  scharf  und  nicht 
dauernd  ab.  Aber  das  System  der  RUckzölle  (drawbacks) 
und  Ausfuhrprämien,  welches  sich  seit  1817  entwickelte, 
gewann  bald  grosse  finanzielle  Bedeutung  für  den  Staat  und 
entzog  der  Zollcasse  viele  Millionen.  Das  war  zum  erheblichen 
Theil  eine  reine  Einbusse,  da  mehr  rückvergütet  wurde,  als  an 
Zöllen  und  Steuern  erhoben  worden  war.  Auch  die  Rückzölle 
(drawbacks)  hatten  wie  die  Ausfuhrprämien  insofern  einen  „grati- 
ficatorischen"  Character  (Lexis). 

S.  für  das  Ein/eine  die  oben  S.  7*>li  in  der  Uebersicht  der  Gesetzgebung  ge- 
nannten Gesetze,  bes.  aus  1 S 1 G — Ivili.  Amol,  ch.  5  ff.  Lexis  S.  öS  ff.  Die  Tarif- 
gesehichte  der  einzelnen  Zweige  und  Artikel  kann  hier  nicht  näher  verfolgt  werden. 
Sie  ist  auch  ganz  überwiegend  nur  von  handelspolitisch  ein  Interesse.  Dalier  hier 
bloss  noch  wenige  Bemerkungen. 

Die  Belegung  der  Rohstoffe  mit  z.  Th.  hohen  Einfuhrzöllen  hatte  bei  den 
nothwendig  aus  fremden  Ländern  zu  beziehenden,  wie  vor  Allem  bei  Baumwolle, 
lediglich  einen  finanziellen  Character,  der  betreffende  Zoll  war  Finanzzoll.  Aber 
auch  bei  diesen  wie  bei  solchen  Rohstoffen  und  sonstigen  Producten,  welche  die 
eigenen  französischen  Colonieen  liefein  konnten  und  lieferten,  besonders  bei 
Zucker,  wurde  das  Finanzinteresse  wieder  durch  das  Mitspielen  protectionistischer  t 
Rücksichten  geschädigt.  So  bei  dem  Zollzuschlag  bei  der  Seeeinfuhr  unter  fremder 
Flagge  oder  zu  Lande  und  bei  der  „indirecten"  Einfuhr  aus  europäischen 
Zwischenhäfen  (..Eutr  opöts").  statt  direct  aus  den  (überseeischen)  Productions- 
l.indern.,  wodurch  die  heimische  Rhederei  begünstigt  werden  sollte;  ferner  bei  dem 
höheren  Zoll  des  fremden  gegenüber  dem  französischen  Dolo  nial  zuck  er. 

Bei  anderen  Rohstoffen  für  die  Industrie,  wie  Schaf  wolle.  Flachs.  Oel- 
sainen, Steinkohle,  handelte  es  sich  namentlich  um  Schutzzölle  für  die  be- 
treffenden gleichen  heimischen  Producte  der  Landwirtschaft  und  des  Bergbaus,  wobei 
das  Finanzinteressc  von  vornherein  nur  secundär  war,  wenn  auch  nicht  fehlte. 

Manehfaeh  noch  wichtiger,  als  die  Prohibitiv-  und  Hochschutzzoll-Politik  auf 
dem  (iebiet  der  Industrie  —  wobei  Textil-  und  Metallindustrie  im  (tanzen 
dauernd  im  Vordergrund  stehen  —  war  in  der  hier  besprochenen  Periode  die  a  g  ra  - 
ri  sc  he  Schutzzollpolitik,  besonders  für  Getreide,  Yieh,  Rohstoffe  der  Industrie 
wie  Schafwolle,  Flachs,  üelsatnen.  Diese  Politik  tritt  namentlich  unter  der 
Restauration  so  scharf  und  mächtig  hervor,  dass  sie  fast  mehr  noch  als  die  industrielle 
und  maritime  Schutzzollpolitik  der  Periode  ihr  Gepräge  gegeben  hat. 

Das  Characteristische  ist,  dass  der  in  der  Zeit  des  ancien  regime  und  aus  poli- 
tischen Gründen  noch  in  gesteigertem  Maasse  in  der  Revolutions-  und  Kaiserzeit  (bes. 
seit  \b\0)  durchaus  vorherrschende  „theueru  ngspol  itische"  Gesichtspunkt  de> 
„Consumenteninteresses",  mit  in  der  Regel  freier  Einfuhr  der  agrarischen  Nah- 
rungsmittel und  in  Thcuerungszeiten  mit  Ausfuhrverboten ,  dem  Gesichtspunkt  des 
agrarischen  „P rodu  centen  in t eresse  s"  fast  vollständig  weicht.  Die  bekannte 
agrarische  Krise,  die  bald  nach  dem  Hungcrjahr  1SH»/17  dauernd  eintrat,  hat  dazu 
freilich  beigetragen,  aber  die  Entwicklung  wurde  durch  die  allgemeinen  politischen 
Verhältnisse  der  Restauratiouszeit  mit  hervorgerufen  und  stark  begünstigt.  Schon  1S14 
wurde  die  Getreidehandelspolitik  der  letzten  Jahre  Napoleon  s  verlassen  und  die  Aus- 
fuhr von  Getreide  freigegeben  (gegen  ein  kleines  W  agegeld),  solange  der  Mittelpreis 
in  drei  Gebictsabtheilungen .  in  die  man  für  diese  Gesetzgebung  das  I^and  eingetheilt 
hatte,  eine  gewisse  Hohe  nicht  überstiegen  hatte  (p.  Hectol.  Weizen  23,  21,  19  Fres.). 
Die  Einfuhr  blieb  aber  auch  jetzt  noch  frei  (Ges.  r.  2.  Dec.  1S14).  Dabei  verblieb 
es  IM«  au.:h  noch  50  Cent.  p.  100  KU.  Getreide  und  Mehl,  als  kleiner  Finanzzoll 
bei  der  Einfuhr).    In  dem  Theiierungsjahr  1  *>  1 « —  1 7  ging  man  sogar  vorübergehend 
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zu  Einfuhrprämien  über.  Das  später  eintretende  starke  Steifren  der  Getreidepreise, 
das  Erscheinen  russischen  Getreides»  in  Sudfrankreich,  das  Beispiel  Englands  führten 
aber  dann  zu  dem  landwirtschaftlichen  Schutzzollsystem. 

Im  Ges.  v.  16.  Juli  1  Sl Ö  wurde  namentlich  die  Getreideeinfuhr  unter  das 
System  der  gleitenden  Zollscala  gestellt;  bei  gewissen  mittleren  Preisen  be- 
stand ein  massiger  Zoll,  weit  her  bei  einem  höheren  Preise  sank,  bei  einem  niedrigeren 
progressiv  stieg,  bis  bei  einem  gewissen  Minimalpreise  Einfuhrverbot  eintrat,  wobei 
die  Einfuhr  unter  fremder  Flagge  und  zu  Lande  in  allen  Fällen  einem  höheren 
Zoll  unterlag.  Die  Ausfuhr  war  gegen  einen  kleinen  Zoll  ('/,  Frc.)  erlaubt,  solange 
jene  mittleren  Preise  nicht  überschritten  waren.  Diese  „KornzoUgesetzgebung"  wurde 
durch  die  Gesetze  v.  7.  Juni  1S20  und  4.  Juli  1821  noch  mehr  in  protection  istischer 
Weise  ausgebildet,  nach  Lage  der  Umstände  fast  mit  prohibitoriseber  Wirkung,  und 
verblieb  so  bis  1S80  bez.  1S32.  Hier  wurde  eine  etwas  liberalere  Gesetzgebung, 
welche  die  Regierung  plante,  nur  mit  Modificationen  angenommen,  so  dass  es  im 
Wesentlichen  bei  der  früheren  blieb,  nur  die  Ein-  und  Ausfuhrverbote  bei  gewissen 
Preisen  durch  Zölle  ersetzt,  Landweg  dem  Wasserweg  unter  französischer  Flagge  gleich- 
gestellt und  der  Zuschlag  für  fremde  Flagge  vermindert  wurde  (Ges.  v.  15.  Apr.  1832, 
durch  Ges.  v.  26.  Apr.  1 SS3  „bis  zur  Tarif  reform",  thatsüchlich  so  bis  nach  ls60, 
verlängert).    (Arne  I,  ch.  6  und  p.  Is5ff.,  Lexis  S.  64  ff.,  74.) 

Eine  ähnliche  Entwicklung  trat  bei  Vieh  ein.  wo  der  niedrige  Einfuhrzoll  von 
1816 — 1S22  auf  c.  10%  vom  Werth  erhöht  wurde  (für  gemästete  Ochsen  von  3  auf 
50  Frcs.  p.  Stück,  Ges.  v.  27.  Juli  1822);  ferner  bei  Schafwolle,  wo  das  frühere, 
dem  industriellen  Interesse  dienende  System  des  Ausfuhrzolls  nun  im  agrarischen 
Interesse  dem  des  Einfuhrzolls  wich  und  diese  Zölle  weiter  erhöht  wurden,  auch 
sich  ein  System  der  Ausfuhrprämien  für  Wollwaaren  anschloss  (Ges.  v.  7.  Juni 
lb20,  Decrete  v.  1823—25,  Ges.  v.  17.  Mai  1826).  Und  ähnlich  war  der  Verlauf 
bei  anderen  Agrarproducten  (Flachs  u.  s.  w.).  (S.  Am«-  I,  125  ff,  143  ff  und  passim, 
Lexis  S.  66  ff) 

Mit  im  fiscalischen,  aber  überwiegend  doch  auch  wieder  im  protectionistischen 
Interesse  erfolgte  auch,  sogar  zum  Theil  aus  parlamentarischer  Initiative,  eine  Ver- 
schärfung der  Massregeln  gegen  Schmuggel  und  eine  Erweiterung  der  bezüg- 
lichen C o ii trol rechte  der  Verwaltung.  So  besonders  eine  Ausdehnung  des 
Hechts,  nicht  bloss  in  der  Grenzzone,  sondern  im  ganzen  Staatsgebiete  nach  aus- 
ländischen, Einfuhrverboten  unterliegenden  Textilwaaren  Nachforschungen  vorzu- 
nehmen.   (Ges.  v.  IM 6.) 

§.  314.  Gelegentlich  traten  freilich  nicht  nur  ein  Stillstand  in 
der  dargelegten  Entwicklung,  z.  B.  1826  ff.  für  einige  Zeit,  sondern 
auch  wohl  kleine  Rückschläge  gegen  die  herrschende  Handels- 
und Zollpolitik  ein,  aber  sie  waren  nicht  von  erheblicher  Bedeutung, 
und  wurden  durch  anderweite  Massregeln  in  schutzzüllnerischer 
Richtung  (z.  ß.  noch  1845  in  Betreff  des  Zolls  auf  Oelsaaten) 
mehr  als  aufgewogen.  Finanzpolitisch  am  Wichtigsten  waren  die 
mehrfachen  Aenderungen  im  System  der  Zuckerzölle  und 
Zackerprämien  und  die  mit  den  Zollfragen  in  naher  Verbindung 
stehende  Einführung  und  Entwicklung  der  Rlibenzuckersteuer 
(§.  266  ff.). 

Die  drei  sich  ablosenden  Regierungen  von  1814—15,  1830  und 
1848  bezeichnen  auf  diesem  Gebiete  im  Uebrigen  keinerlei  wesent- 
liche Aenderung  oder  auch  nur  Markirung,  kaum  eine  Nuance  in 
Tempo  und  Maass  der  wesentlich  gleichbleibenden  Richtung  der 
Handels-  und  Zollpolitik. 
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Das  agrarische  Interesse  waltete  unter  der  Restauration  noch  ein  wenig  mehr 
als  unter  der  Julimonarchie  vor.  Die  Getreid  ezollgcsctzgebung  von  1S30  und  1812 
(Gesetz  v.  15.  April)  war,  wie  gesagt,  wenigstens  ein  Bischen  liberaler  als  die  frühere. 
Unter  Louis  Philipp  war  anderseits  der  Einfluss  des  „Privatkapitals4',  der  Großindustrie 
als  eines  politischen  Machtfactors ,  mit  dem  zu  rechnen  war,  aus  bekannten  Gründen, 
noch  grösser  als  unter  der  Restauration,  was  sich  auch  in  der  Handels-  und  Tanf- 
politik  zeigte.  Die  Aenderung  der  Verkehrsverbältnisse  bahnte  einige  Erleichterungen 
an.  Der  aus  schutzzöllnerischcn  Gründen  gefürchtete  Transitverkehr  wurde  auf 
die  Einfuhrverboten  unterliegenden  Waaren  ausgedehnt  und  sonst  erleichtert  (Durch- 
fuhrzoll 50,  dann  25  Cent  p.  100  Kil.  oder  25,  dann  15  Cent  p.  10U  Frca.  Werth, 
nach  Wahl  des  Declaranten,  sog.  Wagegeld.  Ges.  v.  9.  Febr.  1832).  Im  Jahre  1S42 
wurde  dieser  Durchfuhrzoll  aufgehoben  (Ord.  v.  10.  Dec.  1S42).  Die  Erleichterung 
des  Transitverkehrs,  ferner  die  Organisation  des  Entrepütwesens  im  Inlande  wurde 
aber  nur  gegen  die  Opposition  der  Interessenten,  der  Seehäfen,  cutwickelt  (Ges.  v 
27.  Febr.  1832).  Der  Gedanke  einer  Zollunion  mit  Belgien  tauchte  auf,  fand  in 
politischen  Erwägungen  —  auch  den  Vorgängen  in  Deutschland  gegenüber  — 
seine  Unterstützung,  aber  bei  den  Industriellen,  welche  sich  durch  die  belgische  Cou- 
currenz  gefährdet  sahen,  lebhafte  Ablehnung.  Es  kam  mit  Nachbarstaaten,  wi-: 
Belgien,  Sardinieu,  nur  mit  Milbe  zu  Handelsverträgen,  welche  bloss  kleine  Zu 
geständnissc  im  Einfuhrtarif  für  einige  Waaren  enthielten  und  nur  auf  kurze  Zeit 
abgeschlossen  wurden,  um  auch  an  solche  „Concessionen"  nicht  zu  lange  gebunden 
zu  sein. 

Die  ephemere  „zweite  Republik"  von  184>  hat  vollends  auf  diesem  Gebiete  wem* 
gethan,  eigentlich  nur  in  der  Gewährung  vermehrter  und  höherer  Ausfuhr- 
prämien für  die  nothleidende  Industrie  den  Tribut  ftlr  die  volkswirtschaftlichen 
Wirkungen  der  neuen  Staatsumwälzung  gezahlt.  Die  Zollerträge  sanken  unter  dem 
Einfluss  dieses  Ereignisses  begreiflich  ohnehin,  die  Ausfuhrprämien  aber  belasteten  du 
Staatscasse  mehr  als  jemals  früher.  i 

Erst  mit  dem  zweiten  Kaiserreich  trat  alsbald  wenigstens 
eine  deutliche  Neigung  zu  einer  Wendung  der  Handels-  und  Zoll 
politik,  nicht  in  freihihidleriseber,  wohl  aber  in  antiprohibi 
torischer  und  gemässigterer  protection  ist  iseber  Riebtang 
hervor. 

Sie  äusserte  sich  iu  einigen  bezüglichen  Massnahmen,  zu  deren  Einführung  der 
Verorduungsweg  (Decret)  gesetzlich  die  Handhabe  bot.  So  kam  es  zu  Aufhebungen, 
bez.  Suspensionen  einzelner  Einfuhrverbote,  während  der  Theuerungsperiode  1853  ö. 
auch  zur  Suspension  des  Kornzollgesetzes  von  1832  und  zur  Verminderung  oder  Be- 
seitigung der  Zölle  auf  andere  Lebensmittel,  Vieh,  Fleisch  u.  s.  w. 

Aber  umfassendere  Pläne  zur  Aufhebung  aller  Prohibitionen,  zur 
Ersetzung  derselben  durch,  wenn  auch  hohe  Zölle  und  zu  definitiver 
Umgestaltung  des  Getreidezollgesetzes  von  1832  wurden  gegenüber 
der  Opposition  bei  den  Interessenten  doch  aufgegeben  oder  vertagt 
(1856  ff.).  Erst  von  1860  an  mit  und  nach  dem  Abschluss  de* 
Handelsvertrags  mit  England  trat  in  diesen  Beziehungen  die  ent 
scheidende  Wendung  ein.  Bis  dahin  blieb  doch  der  prohibi 
torisch-protectionistische  Character  in  der  Hauptsache 
gewahrt.  Die  Finanzinteressen  kamen  dabei  nicht  zu  ihrer 
berechtigten  Geltung. 

Leber  die  Massregeln  zwischen  1S52— 60  Arne  I,  270— 2bü,  Lexis  S.  b4  ti. 
Aus  dieser  Ivbersic-ht  der  Entwicklung  ergiebt  sich  wieder,  dass  die  französisch  i 
Handeln-  und  Zollpolitik  in  der  Thal  in  dieser  ganzen  Periode  von  1^14 — IbtiO  einoi. 
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einheitlichen  Character  hatte,  aber  eben  wesentlich  mehr  im  Dienste  anderer, 
wirklich  oder  vermeintlich  richtiger  und  berechtigter  volkswirtschaftlicher,  als 
in  demjenigen  finanzieller  Interessen  geleitet  wurde.  Sie  hat  auf  letztere  vielfach 
mehr  hemmend  als  fördernd  eingewirkt. 

Die  Zolleinkünfte  sind  nicht  so  gestiegen,  als  es  bei  einem  liberalen  Zoll- 
system ,  namentlich  ohne  Prohibitionen  und  mit  massigeren  Schutzzöllen ,  vielleicht 
auch  (wie  bei  einigen  Colonialwaarcn,  Zucker,  Galice  u.  a.  in.)  bei  niedrigeren  Finanz- 
Zöllen  zu  erwarten  gewesen  wiire,  zumal  in  den  spateren  Jahrzehnten  dieser  langen 
Periode  bei  der  Entwicklung  der  Dampfcommunicationen  und  unter  den  Segnungen 
einer  dauernden  Fried enszeit;  die  Regiekosten  sind  bei  dem  surren  Prohibitiv-  und 
Hoehschutzzollsystem  höher  gewesen,  als  sie  sich  bei  einem  andern  System  wohl  ge- 
stellt haben  wurden  —  wie  in  diesem  Puncto  die  Erfahrungen  in  den  1660er  Jahren 
beweisen,  s.  u.  S.  Sl 7 ;  das  System  der  K Uckzölle  und  Ausfuhrprämien  hat 
vielleicht  den  Rohertrag  der  Zölle  etwas  gesteigert,  aber  um  so  mehr  den  Reinertrag 
vermindert. 

Die  folgende  Uebersicht  liefert  noch  einen  genaueren  ziHermässigen  Beleg  für 
die  Richtigkeit  des  Gesagten.  Es  sind  darin  auch  hier  nur  einzelne  Jahre  ausgewählt, 
deren  Daten  für  unseren  Zweck  ausreichen.  Genauere  Statistik  der  Prämien  bei 
l.exis,  bes.  S.  112.  Das  tabl.  g6ner.  trennt  hier  die  Ein-  und  Ausfuhrzölle  und 
später  auch  die  Einnahmen  aus  den  Zöllen  von  fremdem  und  Colonialzucker  und  fuhrt 
unter  den  uon-valeurs ,  welche  ausser  den  Regiekosten  vom  Mehrertrag  der  Zölle  und 
der  Salzsteuer  abgehen,  die  einzelnen  dazu  gestellten  Posten  apart  an,  ausser  den 
Ausfuhrprämien  nämlich  Rückzahlungen  von  Abgaben,  Vertheilung  ron  Geldstrafen, 
Discontc  von  Zöllen  und  Salzsteuer,  Bleigelder  u.  dgl.,  verschiedene  Vorwegnahmen, 
welche  Posten  aber  nicht  im  ganzen  Zeitraum  vorkommen ;  die  Ausfuhrprämien  (nebst 
Drawbacks)  werdeu  im  Folgenden  besonders  mit  aufgeführt.  Seit  1852  erscheint  bei 
den  Zöllen  die  Summe  für  „tabaes  de  sante"  72h)  mit,  die  hier  zu  den  allgemeinen 
Einfuhrzöllen  gefügt  wird.    Die  Daten  in  Mill.  Frcs. 


Ein- 

Einfuhr-Zölle 

Zus. 

Ausf. 

Scbifir.- 

Ver- 

Summe 

Salzst. 

nahme 

allg. 

Zucker 

Zölle 

Abg. 

schied. 

roh 

1815 

32.72 

3.43 

2.00 

4.37 

42.51 

51.91 

1817 

56.93 

3.23 

2.08 

0.56 

•52.79 

46.84 

1820 

70.34 

3.77 

2.21 

2.56 

78.S8 

52.85 

1826 

99.67 

1.42 

3.07 

0.96 

105.12 

53.69 

ISMO 

97.66 

1.33 

3.29 

0.K3 

102.91 

51.32 

Is.HI 

91.82 

1.18 

2.31 

0.61 

95.93 

55.8h 

1*39 

104.49 

1.70 

2.79 

2.75 

111.72 

56.S2 

1840 

sl.07 

3.1.55 

114.62 

1.42 

3.11 

2.6* 

121.83 

56.58 

1846 

105.54 

4S.3S 

153.91 

1.91 

3.59 

2.82 

162.23 

54.96 

1847 

>*7.li9 

4S.79 

136.41» 

2.04 

2.85 

2.80 

144.1s 

56.92 

ISIS 

60.07 

29.8s 

89.94 

2.45 

2.07 

2.01 

96.47 

51.24 

1  s4U 

>2.9s 

44.8s 

127.86 

2.47 

2.53 

2.72 

135.57 

27.26 

1  s52 

116.46 

43.40 

139.86 

2.27 

3.30 

2.79 

148.24 

27.00 

1859 

111.03 

78.46 

18*.49 

4.22 

4.35 

2.0S 

200.14 

28.36 

1860 

77.29 

63.8s 

131.17 

3.42 

4.43 

1.84 

140.86 

30.27 

Der  genannte  Tabak  1S52  0.33,  1S59  0.87,  1860  0.95  Mill.  Das  Jahr  1860 
das  der  Reform.  Der  Ertrag  der  Salzstcuer  bei  der  Direktion  der  indir.  Steuer  stieg 
ausserdem  von  1*16— 47  von  4  auf  12.2  Mill.  und  war  seitdem  5—10  Mill. 

In  der  folgenden  zweiten  Uebersicht  ist  in  einer  Colonnc  der  Reinertrag  der 
Zölle  unter  Abzug  aller  Regiekosten  (und  der  non-valeurs) ,  in  der  anderen  richtiger 
(wie  in  der  amtl.  Statistik)  der  Reinertrag  von  Zöllen  und  Salzsteuer  zusammen  unter 
Abzug  der  ja  beide  betreffenden  gemeinsamen  Regiekosten  berechnet.  Die  Pro- 
«  entberechnung  der  Kosten  bezieht  sich  in  der  letzten  Colonne  auf  den  „Reinertrag" 
gleich  „Rohertrag  abzüglich  non-valeurs." 

A.  Wagner.  FinauzwJaiensctaaft.  III.  52 
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Hegie- 
kosten 

Non-valeuis 

Heinertrag 
/..He       Zolle  u. 

%  der  Kegi  »kosten 

Ausga  be 

Ausf  ii  Ii  t  - 

Anderes 

von 

jiraui. 

II.  s.  W. 

<s»lv 

>>a  1/ 

noucnr. 

ivenienr. 

1*1*» 

1  0  4 

21.13 

71.13 

22.33 

23.67 

1  Wt  T 

».US 

«  - - 

1  ..>;> 

3  7.  «3 

S4.47 

21.5 

21 .75 

1  v'XI 

1  Till 

LL. >  * 

0.9» 

.1.1 1 

51.  »4 

104.70 

17.5 

18.0 

i  v')j: 

n*. 

.*.>0 

4."S 

6S.27 

121.06 

1 5.5 

1  »VO 

1  3. Hl 

X.J. « O 

1  4. »4 

i.Zl 

Gl. 3» 

1 1 2.62 

15.5 

1  7.5 

1  WM 
1  'S»  1 

*)^t  1  *t 
i.l.  J  o 

1  h.is 

i  "it» 
•1..J.) 

-53.0» 

10S.S7 

15.25 

17.5 

1  WMI 
1  3.1:» 

1  U.33 

4.4 1 

72.57 

1 20.30 

14.0 

1 5.5 

1  3HU 

9.05 

4. «5 

S2.00 

130  57 

1 3.75 

15.0 

IM« 

25.72 

17 .31 

4.54 

115.70 

160.62 

11.75 

13.0 

1S47 

2«.«4 

20.00 

4.40 

02.25 

140.17 

13.0 

15.0 

1S4S 

26.03 

21.72 

3.3» 

45.4.1 

06.67 

1 7.67 

21.0 

1  S4i# 

25.71 

20.11 

3.0S 

S6.07 

1  13.33 

1 5.75 

IS  5 

1 $52 

20.08 

23.0S 

3.52 

04.6« 

121.67 

14.0 

17.67 

lS5it 

30.H2 

50.3« 

3.0  s 

11«.44 

144.S0 

1 3.33 

17.33 

1  so» 

31.12 

41.1s 

2.70 

«2.S7 

03.14 

IS.  5 

25.0 

Die  Salzsteut.-r  war  bekanntlich   1840  auf  den  dritten  Theil  herabges.  tv 
worden  (S.  613).    Die  Ausfuhrprämien  (deren  obige  Daten  nach  den  tabl.  gemr. 
von  den  Zahlen  bei  Lrxis  S.  112  ein  wenig  abweichen»  schwanken  nach  (ieschäft>- 
<  oujunctureii  und  nach  Veränderungen  in  der  (iesetzgebung  über  sie  ziemlich  crheblu  I .. 
öfters  von  Jahr  /u  Jahr.    Das  Maximum  davon  fiel  in  der  Periode  der  Ii  es  tau  ratio, 
auf  1*»30,  unter  der  Julimonarchie  auf  1S32  (24.15  Mill.),  das  Minimum  hier  auf 
1837  (*.05),  zwischen   1848—60  war  das  Max.  in  1850.  das  Minimum    in  1^4' 
(21.11  Mill.).    Der  grössere  Theil  der  Prämien  kam  gewöhnlich  auf  die  Zuck.:  * 
pramien,  schon  in  den  30er  Jahren  mitunter  bis  *  4  aller,  in  den  40ern  V- — ' 
den  50ern  V3—  *it,  (Lcxis  S.  112). 

$.  315.  4.  Dritte  Epoche.  Zollreform  des  zweiten 
K  a  is e r reichs  (18C>0 — 70).  «)  I  m  A  llgemein en.  In  der  voraus- 
gehenden Periode  seit  1814  hatte  sich  jedenfalls  gezeigt,  dass  eine 
Tarifreform,  welche  das  Prohibitiv-  und  Hochschutzzollsystem  auch 
nur  irgend  etwas  allgemeiner  und  eingreifender  umgestalte,  am 
Wenigsten  vom  „Parlamentarismus"  zu  erwarten  war.  Derselbe 
war  nicht  im  Stande  gewesen,  die  sich  sträubenden  mächtigen 
privatwirthschaftlichen  Interessen,  welche  sich  als  „volkswirthechaü 
liehe"  Interessen  geriren,  soweit  zu  bändigen,  um  eine  solche 
Tarifreform  durchzusetzen.  Das  neu  begründete  französische 
Kaiserthum  hatte  in  der  ersten  Zeit  seines  Bestehens  doch  auch 
noch  mit  diesen  Factoren  im  grösseren  Maasse  rechnen  zu  müssen 
geglaubt,  und  war  daher  nur  langsam  und  tastend  mit  einzelnen 
Reforramassregeln  vorgegangen. 

Aber,  auf  der  Höhe  seiner  politischen  Macht  und  Geltung  an- 
gelangt, nach  dem  italienischen  Kriege  von  1859,  wagte  es  dann 
doch,  gemäss  den  handelspolitischen  Ideen,  welche  Napoleon  III 
seit  länger  hegte,  ernstlicher  an  die  schwierige  und  heikle  Aufgabe 
einer  allgemeineren  Tarifreform  heranzutreten.     Das  war 


Digitized  by  Google 


Zollw.-sen  u.  Tarifpolitik.    .5.  Epoche  1SÜ0— 70. 


807 


eine  That,  die  einen  bleibenden  Ruhmestitel  dieses  Herrschers 
bilden  wird. 

Die  Tarifreform  selbst  ist  daher  eine  Thatsachc,  welche  im  Hinblick  auf  die 
voraufgegangenen  Jahrzehnte  den  Beweis  dafür  liefert,  dass  die  neue  Staats-  und  Ver- 
fassungsfortn ,  welche  dem  Kaiser  die  erforderliche  Machtvollkommenheit  zur  Durch- 
setzung einer  solchen  Tarifreform  gab,  mindestens  nach  dieser  Seite  ein  Segen  für 
Frankreich  war,  um  den  wirren  Knäuel  von  privatwirthschaftlichen  Interessen,  der 
sonst  nicht  mehr  zu  lösen  war,  /.u  durchhauen  und  in  die  fast  in  Stagnation  gerathene 
Handels-  und  Zollpolitik  wieder  Bewegung  und  Fortschritt  zu  bringen. 

In  dieser  Tarifreform  haben  allerdings,  wie  die  Folgezeit 
zeigte,  die  Finanzinteressen,  welche  an  das  Zollwesen  geknüpft 
waren,  etwas  zu  wenig  Berücksichtigung  gefunden. 

Das  lag  jetzt  aber  wenigstens  nicht  mehr,  wie  bisher,  darin,  dass  sie  so  stark 
zu  (iunsten  einzelner  Gruppen  von  Privatinteressenten  preisgegeben  wurden,  sondern 
darin,  dass  man  in  zu  weitgehendem  freihändlerischen  Optimismus  und  nach  einseitiger 
Auslegung  nicht  allgemein  giltiger,  namentlich  britischer  Erfahrungen,  mehrfach  auch 
mit  der  Ermässigung  der  Finanzzölle,  besonders  des  wichtigen  Kaffcezolls,  und 
mit  solchen  Schutzzöllen,  welche  zugleich  Finauzzölle  mit  waren,  wie  die  Zuck er - 
zülle,  wohl  etwas  zu  rasch  und  zu  stark  vorgegangen  war,  den  Einiluss  niedrigerer 
Zölle  auf  Consumtion  und  Preis  der  betreffenden  Artikel  überschätzend.  In  und  nach 
dem  Kriege  vou  1S70  hat  man  diesen  finanzpolitischen  Fehler  der  Tarifreform 
von  1S60  durch  angemessene,  jetzt  freilich  in  der  neuen  schwierigen  Finanzlage  sehr 
bedeutende  Erhöhung  finanziell  wichtigerer  Zölle,  besonders  der  reinen  Finanzzölle 
(KalTee)  oder  der  stark  als  solche  mit  in  Betracht  kommenden  Schutzzölle  (Zucker), 
leicht  wieder  gut  macheu  können. 

Die  Reform  selbst  war,  an  sich  ganz  richtig,  vornemlich  als 
eine  grosse  Massregel  der  allgemeinen  Vol k  s Wirtschafts- 
politik geplant  und  musste,  wenn  sie  Erfolg  hatte,  dann  auch 
indirect,  wenigstens  mit  der  Zeit,  den  Finanzen  wieder  zu  Gute 
kommen. 

Die  leitenden  Ideen  der  Keform  werden  vom  Kaiser  in  einem  berühmt  gewor- 
denen Schreiben  vom  5.  Januar  an  das  Ministerium  selbst  folgeudermaassen 
zusammengefasst: 

Eine  grosse  und  eingreifende  Beform  in  volkswirthschaftlicher  Hinsicht  müsse 
jetzt  eintreten  und  habe  man  sich  mit  den  Mitteln  zu  beschäftigen,  den  verschiedenen 
Zweigen  des  Xationalrcichthuins  einen  grossen  Aufschwung  zu  geben.  Es  erscheine 
nothwendig,  den  auswärtigen  Handel  durch  Austausch  der  Erzeugnisse  zu  entwickeln, 
vorher  aber  den  Ackerbau  zu  verbessern  und  die  Industrie  von  allen  bisherigen  Fesseln, 
welche  ihr  eino  untergeordnete  Stelle  geben,  zu  befreien.  Die  Rohstoffe  müssten 
vom  Zoll  befreit,  die  Transportmittel  verbessert,  die  Prohibitionen  durch 
Schutzzölle  ersetzt  werden.  Daher  zunächst:  Aufhebung  der  Zölle  auf  Wolle 
und  Baumwolle,  allmälige  Herabsetzung  derselben  auf  Zucker  und  Kaffee, 
kräftig  betriebene  Verbesserung  der  Communicationswege.  Verminderung  der  Canal- 
abgaben.  Dadurch  allgemeine  Ermässigung  der  Transportkosten,  Vorschusse  an 
Ackerbau  und  Industrie,  beträchtliche  Arbeiten  von  öffentlichem  Nutzen,  Aufhebung 
der  Prohibitionen  und  Abschlüsse  von  Handelsverträgen  mit  fremden 
Mächten.    (Monit.  univ.  v.  15.  Jan.  1SG0,  Preuss.  Hand.-Arch.  1S00.  I,  ttfl.) 

Auf  dieser  Grundlage  und  nach  dieser  Richtschnur  wurde  in 
der  That  auch  practisch  vorgegangen. 

Den  Anfang  der  Reform  machte  der  wichtige,  wahrhaft  in  die 
bisherige  Handels-  und  Zollpolitik  Bresche  legende  Handels- 

52* 
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vertrag  mit  Grossbritannien  vom  23.  Jan.  1860,  dessen 
Verhandlungen  bis  zuletzt  streng  geheim  gehalten  worden  waren. 
Die  Staatsverfassung  von  1852,  welche  dem  Kaiser  auch  für  die 
Regelung  des  Zolltarifs  in  Handelsverträgen  freie  Hand 
Hess,  indem  danach  solche  Tarif änderungen  Gesetzeskraft  hatten, 
bot  die  erwünschte,  nach  den  bisherigen  Erfahrungen  fast  noth 
wendige,  übrigens  durchaus  massvoll  und  vorsichtig  benutzte  Hand- 
habe, um  auf  diesem  Gebiete  Wandel  zu  schaffen.  Die  Aufhebung 
der  Einfuhrverbote,  besonders  für  Fabrikate,  die  Fest- 
setzung von  Maxim  is  für  die  Zölle  wichtiger  Waaren,  speciell 
der  Fabrikate,  die  Einfügung  der  „Meist begünstig uugs- 
clausel",  d.  h.  des  Versprechens,  sich  auf  dem  Fuss  der  nieist 
begünstigten  fremden  Nation  in  Zöllen,  Schifffahrtsabgaben  u.  dgl. 
zu  behandeln,  iu  diesem  ersten  und  in  den  späteren  Handels 
Verträgen  mit  anderen  Mächten  waren  höchst  bedeutsame  Fort- 
schritte in  der  Richtung  von  der  bisherigen  streng  prohibitorisch- 
protectionistischen  Handels-  und  Zollpolitik  zu  derjenigen  eines 
gemässigten  Schutzzollsystems. 

Die  Meistbegünstigungsclnusel  in  den  Handelsvertragen,  deren  unter  Um- 
ständen auch  etwas  missliche  Seiten  deswegen  nicht  verkannt  zu  werden  brauchen,  ha; 
»loch  gerade  nach  den  Erfahrungen  Frankreichs  und  anderer  Länder  seit  1 S60  aJ- 
günstiger  Ansporn  zu  einer  Entwicklung  der  internationalen  Handels-.  Schiff- 
fahrts-  und  Zollpolitik  in  der  Richtung  des  sich  in  vernunftigen  Schranken  haltenden 
Schutzzollsystems  und  gemässigt  freihändlcrischer  Politik  gedient.  Denn  einmal  erhielt 
jedes  Land  so  das  Interesse,  sich  in  die  durch  Handelsverträge  verbundene  internatio- 
nale Gemeinschaft  aufnehmen  zu  lassen,  um  für  seinen  Handel  an  den  Vortheilen  vou 
Tarifennässigungcn  der  anderen  Länder  Theil  zu  nehmen.  Und  sodann  erhielt  auch 
jedes  Land,  das  mit  einem  anderen  schon  Handels-  und  Schiflfahrtsverträge  mit  der 
Meistbegünsügungsclausel  abgeschlossen  hatte,  theils  ein  eigenes  Interesse,  den  Ab- 
schluss  neuer  solcher  Verträge  eines  Dritten  mit  seinen  Contrahenten  zu  begünstigen, 
da  ihm  die  dem  Dritten  dabei  gewährten  weiteren  Tarifconcessionen  für  seinen  Hand. -I 
dann  ohne  Weiteres  zu  Gute  kamen,  theils  war  wenigstens  sein  Gegeninteresse  gegeu 
den  Abschluss  neuer  Verträge  seines  Contrahenten  mit  weiteren  Ländern  ein  geringeres, 
als  es  sonst  vielleicht  gewesen  wäre.  Vgl.  Schraut,  Syst.  d.  Handelsverträge  und 
Meistbegünstigung.    Leipz.  1SM. 

Dem  Handelsvertrag  mit  Grossbritannien  schlössen  sich  dann 
noch  im  Jahre  1860  und  den  nächstfolgenden  die  oben  in  der 
Uebersicht  der  Gesetzgebung  (S.  786)  nach  ihrem  Datum  bereits 
angegebenen  Handelsverträge  mit  Belgien,  Preussen  und  dem 
Zollverein,  Italien,  Schweden  und  Norwegen,  Hanse- 
städten, Mecklenburg,  Spanien,  Niederlanden,  Portugal, 
Oesterreich,  Kirchenstaat  an.  Dadurch  wurde  die  neue 
internationale  Handels-  und  Zollpolitik  und  auch  die  fran- 
zösische förmlich  in  ein  völkerrechtliches  System,  meist, 
speciell  iu  Frankreich,  auf  der  Grundlage  eines  mehr  oder  weniger 
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^gemässigten  Schutzzollsystems"  gebracht.  Der  früher 
schon  vorgekommene  Unterschied  zwischen  einem  „allgemeinen" 
Zolltarif  und  einem  oder  mehreren  sogen.  Conventionaltarifen, 
welche  letzteren  dann  „Differentialtarife"  zu  Gunsten  der 
Contrahcntcn  sind,  gelangte  auf  diese  Weise  zu  grosser  Bedeutung. 
Aber  gerade  die  „Meistbegünstigungsclausel*'  führte  als- 
bald zur  Gleichheit  der  Con ventionaltarife  und  die  immer 
weitere  Ausdehnung  der  Handelsverträge  zur  Einengung  des 
Geltungsgebiets  des  allgemeinen,  höhere  Sätze  bei  der  Ein- 
fuhr enthaltenden  Tarifs,  welcher  nur  noch  für  den  Handelsverkehr 
in  Fabrikaten  u.  dgl.  mit,  bez.  die  Einfuhr  aus  den  immer  weniger 
zahlreichen  und  weniger  wichtigen  übrigen  Staaten  und  für  die 
in  den  Conventionaltarifen  nicht  vorkommenden  Waaren  (meist 
agrarische  Robstoffe,  Colonialwaaren)  galt. 

Zu  diesen  Staaten  gehören  in  Frankreich,  wie  regelmässig 
auch  in  den  anderen  europäischen  Ländern,  freilich  die  wichtigen 
transoceanischen  Länder  Amerikas,  Asiens,  Afrikas,  also  die 
Versorger  Europas  mit  wichtigen  gewerblichen  Rohstoffen,  für  die 
sie,  wie  für  Baumwolle,  Farbehölzer  z.  Th.  eine  Art  Productions- 
raonopol  haben,  und  mit  „Colonialwaaren"  zur  Verzehruog,  also 
auch  letzteren  Falls  Producten  des  (tropischen  u.  s.  w.)  Natur- 
monopols, welche  in  Europa  vornemlich  die  mit  Finanzzöllen  be- 
lasteten Artikel  bilden.  Aber  hier  trat  nun  in  Frankreich  die 
autonome  Handels-  und  Zolltarif-Reform  ein.  Denn  die  napo- 
leonische Tarifreform  blieb,  weder  hier  noch  bei  anderen  Handels- 
artikeln, welche  in  den  Conventionaltarifen  nicht  vorkommen, 
stehen,  sondern  ging  bei  denselben  im  Wege  autonomer  Gesetz- 
gebung vielfach  mit  Zollbefreiungen  oder  Tarifherab- 
se tzun  gen  in  den  Jahren  1860  u.  ff.  vor,  Massregeln,  welche  zum 
Theil  von  besonders  eingreifender,  freilich  mitunter  bleibend  nach- 
theiliger finanzieller  Bedeutung  wurden,  weil  man  dabei,  wie 
gesagt,  wohl  öfters  etwas  zu  weit  ging.  Aber  die  Aufhebung 
der  Rohstoffzölle  war  doch  im  Ganzen  ein  wichtiger  Schritt, 
bei  dem  das  finanzielle  hinter  dem  volkswirtschaftlichen  Interesse 
zurückstehen  durfte,  zudem  ein  Schritt,  der  das  finanziell  so  nach- 
theilige Kückzoll-  und  Ausfuhrprämiensystem  zu  verlassen  erlaubte. 

Mittelst  solcher  oder  analoger  Massregeln  (Einfuhrgestattung, 
Ermässigung,  schliesslich  Beseitigung  der  Zollzuschläge  für  Ein- 
fuhren unter  fremder  Flagge  und  Ermässigung  der  Zuschläge  für 
„indirecte"  Einfuhr  aus  europäischen  „Entrepöts"  oder  Zvvischen- 
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hüten)  wird  endlich  auch  auf  dem  Gebiete  der  Rheder ci  und 
Schiff  fahrt  (Gesetz  v.  1!).  Mai  186G),  sowie  in  Betreff  des 
Handels  zwischen  Frankreich  und  seinen  eigenen  Colonieen  (Ge- 
setze von  1863—68,  S.  787)  ebenfalls  durch  autonome  Gesetzgebung 
reformirend  vorgegangen.  Auch  dadurch  sind  mehrfach  finan- 
zielle Einbus8en  entstanden,  aber  doch  überwiegend  aus  volks- 
wirtschaftlichen Gründen  zu  rechtfertigende,  welche  sich  durch  die 
Gestaltung  des  Verkehrs  auch  wieder  theilweise  ausgeglichen  haben. 
Im  Verwaltungswege  sind  ausserdem  die  Formalitäten  für  den 
Transitverkehr  erleichtert  worden  (1860). 

So  stellt  die  „napoleonische  Zollreform  von  1860"  in  der  Tbat 
eine  neue  Epoche  französischer  Handels-  und  Zollpolitik  dar. 

Alles  in  Allem  wird  man  die  Reform  im  Ganzen  als  eine  be- 
rechtigte, gelungene  und  auch  in  ihren  Folgen  weit 
überwiegend  gü n s tige  bezeichnen  dürfen,  —  vorbehaltlich, 
wie  gesagt,  einiger  finanzieller  Bedenken,  welchen  leicht 
Rechnung  zu  tragen  gewesen  wäre,  welche  aber  auch  nicht  so 
schwer  wiegen  —  namentlich  angesichts  der  französischen  Finanz- 
lage im  letzten  Jahrzehnt  Napoleon 's  III.,  vor  dem  Kriege  von 
1870  — ,  um  das  vorausgehende  Urtheil  danach  zurücknehmen  oder 
auch  nur  wesentlich  einschränken  zu  müssen. 

§.  .Uti.  ff)  Einzelnes  aus  dieser  dritten  Epoche  (1800 — TD).  Aoch  hier  t>t 
die  wichtigere  handelspolitische  Seite  der  Handelsverträge  und  der  Tarifreform. 
ab  nicht  hierher  gehörig,  nicht 'weiter  genauer  zu  verfolgen.  S.  darüber  bes.  Am»-  I. 
eh.  13  (Vertrag  v.  1860.  p.  2S7-315),  ch.  14  (Konventionaltarif,  p.  317—468.  ein- 
gebende Darstellung  der  Aufsuchung  von  Grundlagen  für  die  endgiltige  Feststellung 
der  Sät/<-  des  Conventionaltarifs,  auch  für  die  möglichste  Hinüberführung  der  Werth- 
zolle, boz.  der  dafür  im  Vertrag  aufgestellten  Maxiina,  in  specilische  Zolle  [s.  u.|<. 
dann  Arne  II,  ch.  15—21  (die  übrigen  Handelsverträge,  ausser  dem  britischen,  du 
anderen  Reformgesetze.  die  Gesetzgebung  über  Kornz»llc,  Zucker,  Handelsmarine,  zeit- 
weilige Zulassungen,  die  Interpellation  von  18Hs.  mit  handelspolitischer  Debatte  ; 
passim  auch  ch.  23  und  21.  Lexis  S.  S7 — OH.  Wolowski's  gen.  Schrift  (bes.  auch 
über  die  Resultate  des  Handelsvertrags  v.  1SH0\ 

Ueber  die  Vorbereitung  der  Reform  und  die  Durchführung  derselben  vielerlei 
Material,  dann  auch  die  einzelnen  Gesetze,  Decrete  etc.,  soweit  sie  den  auswärtigem 
Handel  angehen,  sowie  Statistisches  im  Prcussisch  en  Handelsarchiv,  bes.  Jahrgang 
1880,  I  u.  11'.  S.  daselbst  auch  in  Jahrg.  1S5S,  II,  den  Aufs.  „Frankreiehs  Zollsystem*4 
S.  580 — 580  und  ü.  II  ü  b  n  e  r  's  Zollgesetzgebung  Frankreichs,  wo  in  der  I  landclsstatisük. 
eine  gute  Uehersicht  der  einzelnen  Waaren  und  Zollerträge  dafür  (Durchschnitt  1S37—  48. 
1S47— 58  und  die  3  einzelnen  Jahre  1857—50).  mit  Angabe  der  geltenden  und  d.r 
früheren  Tarifsätze  jeder  Waarc.  Statistik  der  Zollerträge  in  d.  Doc.  stat.,  coinmcrtv? 
;1%1  — HS  im  Heft  für  J.  lSHS,  p.  VM'v. 

Wir  beschränken  uns  hier  darauf,  noch  Einiges  über  den  Inhalt  und  die  Aus- 
führung des  die  Bahn  brechenden  britischen  Handelsvertrags,  der  für  dir 
ganze  Reform  von  principieller  Bedeutung  und  auch  für  Zolltechn isches  wichtig 
war,  ferner  über  die  all  gemeinen  hand  elspoli  tis h  en  und  Zollreformen  bei- 
zufügen, dabei  einige  Zollproben,  bes.  für  Finanzzolle  und  sonst  finanziell  wich- 
tigere Zolle  zu  geben  und  eine  üebersicht  der  Zoll  ertrage  anzuschliessen. 
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1 1)  Der  Kritische  Handelsvertrag  (s.  denselben  u.  A.  im  Preuss.  JI.-A.  1*60. 
149;  daselbst  auch  verschiedene  erläuternde  Artikel  darüber,  so/.  B.  S.  33 1  "i.  Die  Zu- 
geständnisse Frankreichs  bezüglich  seiner  Tarife  etc.  au  (irossbritannien  und  die 
wechselseitigen  Zugeständnisse,  die  wir  uuter  Bciseitelassung  der  britischen  an  Frank- 
reich (s.  z.  B.  o.  S.  323,  324)  hier  allein  verfolgen,  waren :  Zulassung  einer  Keihe  auf- 
gezählter Artikel  britischer  Production  und  Fabrikation,  welche  namentlich  alle  haupt- 
sächlichen Arten  Halb  -  und  Ganzfabrikate  umfassen,  zu  einem  Einfuhr/oll  von  höchstens 
30%  vom  Werth,  incl.  die  2  Zuschlagsdecimon,  vom  1.  Oet.  1964  an  vou  höchstens 
25%;  Herabsetzung  des  Zolls  für  Steinkohlen  uud  Cokes  auf  15  Cent.  p.  100  KU. 
l  ieber  die  Werthberechnung  nähere  Bestimmungen  (Art.  i).  Wechselseitiger  Vorbehalt 
des  Kechts,  wenn  ein  einheimischer  Artikel  einer  inneren  Steuer  (A<*cise)  unterworfen 
werde,  dem  fremden  gleichen  Artikel  einen  entsprechenden  Einfuhrzoll  aufzulegen 
(Art.  II,  der  spater  bei  der  Zolltarif  frage  in  1872  eine  entscheidende  Bedeutung  g.  - 
wann\  Frankreich  behielt  sich  auch  sofort  vor,  den  Einfuhrzöllen  für  raffinirten  Zucker 
und  ans  Salz  gefertigten  chemischen  Producten  die  innere  Steuer  hinzuzufügen  (Art.  1*. 

Hiermit  waren  die  Einfuhrverbote  gefallen  uud  für  die  Zölle  der  vornein- 
1h  Ii  in  Betracht  kommenden  bisher  verbotenen  wie  sonstigen  Waaren,  meistens  Haib- 
und Ganzfabrikate,  Werth  zoII-Maxima  festgesetzt,  weh  he,  so  hoch  sie  nominell 
noch  waren,  doch  meist  eine  erhebliche  Ermässigung,  bez.  den  Uebergang  zu  einem 
..gemässigten"  Schutzsystem  darstellten.  Um  die  damalige  Zeit  waren  noch  50  Waaren- 
gattungen  oder  Specialitäten  (Tarifposten  >  bei  der  Einfuhr  verboten,  darunter  aller- 
dings eine,  Anzahl  nicht  aus  protectiouistisehen  Gründen.  Letztere  lagen  aber  bei 
wichtigen  Kategorieon  vor  (gewissen  Waaren  der  Toxtil-,  der  Metall-,  der  Töpferei- 
Industrie  u.  a.  m.). 

Das  in  der  Praxis,  zumal  bei  der  Anwendung  auf  Fabrikate  immer  missliche 
W  erthzollsystem  sollte  auch  nur  eine  Uebergaugsmassregel  bilden,  indem  nemlich 
die  Werthzölle  in  speeifische  auf  Grund  der  Mittelpreise  der  dem  Datum  des  Ver- 
trags vorangehenden  6  Monate  durch  eine  Zusatzconvention  vor  dem  I.Juli  i960  ver- 
wandelt werden  sollten  (Art.  13).  Die  Werthbezollung  verblieb  bei  Artikeln,  in  Be- 
treff denn  man  sich  über  die  Festsetzung  spocifischer  Zölle  nicht  einigen  konnte.  Die 
Aufgabe  der  Normiruug  spezifischer  Zölle  zeigte  sich  langwieriger  und  schwieriger  als 
man  angenommen,  da  hierin  die  schliesslicho  practis«  he  Bedeutung  der  Sache  lag  und 
mit  den  schutzzöllnerischcn  Interessen  sich  abgefunden  werden  musstc.  Deshalb  ein 
Addit -Artikel  zum  Handelsvertrag  (v.  27.  Juni  i960)  und  auf  Grund  desselben  der 
Absehluss  von  besonderen  Conventioncn  über  Gruppen  von  Waaren  und  deren  Tarif- 
sätze (erste  v.  12.  Ö«  t.  i960,  über  Eisen,  Stuhl.  Metalle,  Metallwaaren,  Leder,  Lcder- 
waaren, ralf.  Zucker,  Möbel  u.  a.  m.,  Preuss.  H.-A.  1860.  I.  494  ff.;  zweite  v.  16.  Nov. 
1961,  über  T ex til waaren.  ehem.  Producte,  Glas-,  Kry stall-,  Topferwaaren  und  ver- 
schiedene andere,  eb.  S.  621  ff.;  in  dieser  Convention  in  Art.  III  auch  Festsetzung  der 
Zusatz  ab  gaben  zu  den  ZöUen  f.  brit.  Producte  als  Ersatz  der  betreffenden  inneren 
französ.  Steuern1). 

Für  die  weit  überwiegende  Anzahl  Waaren  und  Zollpositionen  derselben  Waare 
wurden  so  speeifische  Zölle,  die  gewöhnlich  mehr  oder  weniger,  öfters  auch  nicht 
unbedeutend  unter  dem  Vertragsmaximum  blieben,  festgestellt.  Aber  bei  einer  An- 
zahl Waaren  oder  Zollpositionen.  bes.  bei  manchen  feineren  Stahl  waaren.  wo  die  An- 
setzung  eines  angemessenen  Qualitäts-Zollfusses  in  der  Form  des  speeifischen  Zolls 
zu  schwierig  erschien,  wurden  auch  Werthzölle  festgehalten,  regelmässig  aber  in 
einem  Betrag  erheblich  unter  dem  Vertragsmaximum,  5,  10%,  gewöhnlich  höchstens 
15%.  statt  des  Vertragsmaximums  von  30  bez.  25%.  Hier  blieb  dann  die  Bestim- 
mung des  Art.  4  des  Handelsvertrags  v.  23.  Jan.  1860  von  Wichtigkeit,  dass  —  nacb 
einer  im  französischen  Zollrecht  auch  sonst  enthaltenen  Hegel  —  bei  Zwcifelsfallen 
über  den  in  der  schriftlichen  Declaraüon  angegebenen  Werth  uud  über  die  Qualität 
der  Waare  die  Zollverwaltung  berechtigt  sein  solle,  die  Waaren  mit  5%  Zuschlag  zu 
diesem  Werth  zu  erwerben;  ein  mehr  als  Drohung,  denn  wegen  seiner  practischen 
Bedeutung  wichtiges  Kocht,  da  seine  Anwendung  für  dio  Beamten  misslich  ist.  Bei 
den  Webwaaren  mit  Werthzöllen  behielt  sich  die  französische  Regierung  später  in  der 
Zus.-Conv.  v.  16.  Nov.  1860  vor,  ausschliesslich  das  Pariser  Zollamt  für  die  Zulassung 
solcher  Waaren  zu  bestimmen  t^Art.  IV).    Mau  hatte  bei  Meinungsverschiedenheiten 
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über  den  Werth  von  Waaren,  die  nach  Werth  zu  verzollen  waren,  statt  des  Vorkaufs- 
rechts des  Zollamts,  die  Entscheidung  durch  Experte  in  Aussicht  genommen.  wa< 
sich  aber  ebensowenig  practisch  bewährte,  da  sich  nicht  gern  Private  zu  der  üeber- 
nahme  des  unpopulären  Amts  fanden.  (Convent.  v.  12.  Oct.  1860,  Art.  VIII,  dar- 
über Arne  I,  390  ff).  Ausser  den  überhaupt  erforderlichen  Ursprungscerti- 
ficaten,  da  uur  britische  Producte  unter  die  Bestimmungen  des  Handelsvertrag 
fielen,  und  den  Werthdeclarationcn  des  Importeurs  wurde  bei  Waaren,  die  nach  dem 
Werth  zu  verzollen  waren,  auch  die  Beifügung  einer  vom  Fabrikanten  oder  Käufer 
auszustellenden,  vom  französischen  Consul  in  Grossbritannien  zu  visirenden,  den  wirk- 
lichen Preis  anzeigenden  Facta ra  verlangt  (gen.  Convention  Art  IV).  Wo  übrigens 
bei  Fabrikaten  sehr  verschiedener  Qualitätsstufen,  wie  besonders  bei  den  Erzeugnisseti 
der  Textilindustrie  (Garnen,  Geweben),  speeifische  Zölle  festgestellt  wurden, 
hat  man  durch  weitgehende  Spe  cial  isiru  ng  der  Qualitäten  und  der  Zölle  dafür  die 
Anforderungen  eines  Qualitätsfusses  im  specitischen  Zoll  möglichst  zu  erfüllen 
gesucht  (z.  B.  bei  einfachem  reinen  Wollgarn  9,  bei  einfachem  Baumwollgan»  1 5.  be: 
rohen  Baumwollgeweben  9  Zollsätze). 

Ausdrücklich  blieb  auch  im  Handelsvertrag  (Art.  vi)  der  Differentialzoll  bei 
Importen  zu  Gunsten  der  französischen  Flagge  noch  bestehen. 

Wechselseitig  behielt  man  sich  die  Befugniss  vor,  auch  für  die  Waaren  de»  Ver- 
trags Ein-  und  Ausclari  rungsabgaben  zur  Deckung  der  Kosten  in  den  Häfec 
zu  erheben,  wobei  aber  Gleichstellung  mit  den  heimischen  Schiften  vorbehalten  ward? 
(Art  10):  eiue  Bestimmung,  die  es  nach  1870  möglich  machte,  in  Frankreich  du 
sogen.  Quaiabgabe  einzuführen. 

Bemerkeuswerth  üi  sonstiger  Hinsicht  ist  noch  die  wechselseitige  Verpflichtung, 
die  Ausfuhr  von  Steinkohlen  uicht  zu  verbieten,  noch  mit  AusfuhrzoU  2u  be- 
legen (Art.  11). 

Endlich  lautet  die  „Mcistbegünsigungsclausel"  in  Art.  19:  „jede  beider 
Mächte  verpflichtet  sich,  der  anderen  jede  Begünstigung,  Bevorrechtuug  oder  Er- 
mässigung des  Tarifs  der  Einfuhr  von  den  in  dem  gegenwärtigen  Vertrag  erwähn- 
ten Artikelu  zu  Theil  werden  zu  lassen,  welche  die  besagte  Macht  irgendwelcher 
dritten  Macht  zugestehen  möchte.  Sie  machen  sich  ferner  verbindlich,  die  eine  gege:i 
die  andere  kein  Ein-  oder  Ausfuhrverbot  in  Kraft  zu  setzen,  das  nicht  zu  gleicher 
Zeit  auf  alle  anderen  Xatiouen  seine  Anwendung  findet.''  Alles  unbedenklich  für  drJi 
Fall  des  Kriegs  zwischen  den  Coutrahenten ,  da  ja  dabei  solche  Verträge  erlösche*, 
aber  der  letzte  Punct  wenigstens  völkerrechtlich  sonst  wohl  etwas  zu  weit  gehend. 

Der  Vertrag  lief  auf  10  Jahre  vom  Datum  der  Auswechslung  der  Ratificationen 
an,  mit  Vorbehalt  einjähriger  Kündigungsfrist  vor  Ablauf  und  sonstiger  jährlicher  Fort- 
dauer mit  dieser  Frist  (Art.  21). 

Von  finanzieller  Bedeutung  war  der  Vertrag  für  Frankreich  natürlich  in  je<kr 
Hinsieht:  ungünstig,  soweit  die  legitime  Einfuhr  gegen  bisher  nicht  wenigsens  im  Ver- 
hältuiss  zu  den  Tarifermässigungen  stieg,  was  aber  vielfach  der  Fall  war,  günstig  irc 
letzteren  Fall  und  ausserdem,  weil  der  Schmuggel  mehr  durch  legitime  Einfuhr  ersetz; 
wurde,  sowie  auch  dadurch  etwas,  weil  das  mit  dem  Vertrage  inaugurirte  ZolUy^teu« 
eine  Vereinfachung  und  Kostenverminderung  des  Zolldienstes  gestattete  (§.  318). 

Die  übrigen  Handelsverträge  bewegten  sich  im  Ganzen  auf  demselben  prin- 
eipiellen  Boden  wie  der  britische  und  führten  nur  zu  einigen  weiteren  Tarifermäs*i- 
gungen;  mitunter  zu  solchen  von  specicll  finanzieller  Bedeutung,  wie  z.  B.  gegen- 
über Italien  (Südfrüchte,  Olivenöl  u.  a.).  Hervorzuheben  ist  etwa  noch  der  öster- 
reichische Vertrag  vom  ll.Dec.  186G,  weil  er  in  Betrefl  der  fremden  Flaggen 
eine,  nach  der  Meistbegüostigungsclausel  für  die  anderen  Vertragsstaaten  mit  geltende 
Bestimmung  enthielt,  welche  nach  dem  Kriege  ein  Hemnmiss  gewisser  handelspoli- 
tischer Velleitäten  wurde.  Diesem  Vertrag  war  das  Ges.  v.  19.  Mai  1866  über  dit 
Handelsmarine  vorangegangen  (s.  u.).  Da  dasselbe  von  Mitte  1869  an  die  fremde 
Flagge  ohnehin"  der  französischen  auch  für  die  sogeu.  indirecte  Fahrt,  d.  h.  im  Ver- 
kehr Frankreichs  mit  dritten  Läudern  gleichstellte,  nicht  nur.  wie  bis  dahin,  in  der 
sogen,  directen  Fahrt,  so  wurde  diese  Gleichstellung  der  österreichischen  Flagge  ia 
dem  Vertrag  von  JS66  auch  vertragsmässig  gewährt  (Art.  10\  ein  Zugeständnis,  das 
dann  nach  der  Meistbegünstigungsclausel  auch  den  anderen  Vertragsstaaten  zu  Theil 
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wurde.  Auch  wurde  in  den  Vertrag  die  Zollfrciheit  voü  Schill  baumaterialien  und  der 
Zoll  von  2  Frcs.  p.  Tonne  für  einzuführende  Schiffe  und  Schiffskörper  aufgenommen 
(».  d.  Vertr.  u.  Tarif  im  Preuss.  H.-A.  f.  1867,  I,  1,  3).  Als  sich  nach  dem  Krieg«« 
von  1870  Frankreich  Yon  diesen  Vertragsbestimmungen  aus  finanz-  und  marinepoli- 
tischen Gründen  lossagen  wollte,  was  für  Oesterreich  selbst  wohl  nur  von  unter- 
geordneter practischer  Bedeutung  geweseu  wäre,  ging  Oesterreich  darauf  nicht  ein 
und  hinderte  so  die  Zurücknahme  der  Gleichstellung  der  Flaggen  der  anderen  Ver- 
tragsstaaten mit  der  französischen,  wiederum  in  Consequenz  der  Meistbegünstigungs- 
.  lausei  (s.  Am6  II,  36,  317  II'.  Der  Verf.  führt  Oesterreichs  Weigerung  auf  deutsche 
Einflüsse  zurück). 

§.  317.  (2)  Die  übrigen  Keformeu  1860  II.  nebst  Tarifproben.  Einige 
davon,  bes.  die  Entlastung  von  Rohstoffen  und  Korn,  sowie  die  Umänderung  des 
Systems  der  Drawbacks  und  Ausfuhrprämien  nebst  der  Einführung  des  Systems 
der  ..zeitweiligen  zollfreien  Zulassung*'  (bes.  bei  Zucker)  waren  speciell  auch  von 
finanzieller  Bedeutung.  Die  ersteren  entzogen  der  Zollcasse  nicht  unbeträchtliche 
Einnahmen,  die  letzteren  verminderten  anderseits  die  finanziellen  Einbusseu  des  Rüek- 
zoll-  und  Ausfuhrpramiensystems  erheblich  und  beseitigten  sie  grossentheils.  (S. 
Arne  II,  ch.  16—20). 

(a)  Entlastung  der  Rohstoffe.  Das  Ges.  v.  5.  Mai  1*>60  (s.  Preuss.  K.-A. 
1860,  I,  580)  hob  für  eine  Reihe  besonders  wichtiger  fremder  Rohstoffe  (so  Baum- 
wolle, Wolle,  Indigo  und  andere  FarbstoHc)  den  Einfuhrzoll  ganz  auf.  wenn  die 
Einfuhr  in  französischen  Schiffen  erfolgte,  bei  einzelnen  W'aaren  mit  der  Beschrän- 
kung, dass  die  Einfuhr  nur  aus  gewissen  Ländern,  z.  B.  bei  Baumwolle  aus  ausser- 
e uropaischen  zollfrei  sei,  aus  anderen  Ländern  einem  massigen  Zoll  auch  für  fran- 
zösische Flagge  unterliege  (z.  B.  bei  Baumwolle  —  also  aus  den  europäischen  Zwi- 
schenhäfen —  3  Frcs.  p.  100  KiI->-  Die  Einfuhr  unter  fremder  Flagge  und  zu 
Lande  blieb  zwar  überhaupt  zollpflichtig,  aber  der  Zoll  wurde  sehr  herabgesetzt 
^meist  auf  1,  2,  3  [so  bei  Baumwolle,  Wolle],  4,  0  Frcs.  p.  100  KU.,  nur  bei  Indigo 
blieb  er  noch  höher,  25  und  28  Frcs.).  Die  bisherigen  Zölle  dieser  Waaren,  hie  und 
da  schon  ermässigt  (so  für  Baumwolle  und  Wolle  seit  1856),  waren  z.  B.  je  nach  dem 
Herkuuftslandc  und  Einfuhrweg  (See,  Land,  Flagge)  bei  roher  Baumwolle 
in  verschiedenen  Stufen  5—35  Frcs.  p.  100  KU.  (frei  nur  unter  französischer  Flagge 
aus  französischen  ColonienK  mit  einem  Zollertrag  in  1S54  noch  von  19.01  Mill.  Frcs.  ; 
bei  Schafwolle  für  gemeine  ungewaschene  bis  1S56  20 — 22°/0  vom  Werthe,  seit- 
dem 5 — 15  Frcs.  p.  100  KU.,  für  feine  ungewaschene  und  gemeine  gewaschene  10 
bis  25  Frcs.,  für  feine  gewaschene  25-  -37  74  Frcs.,  Zollertr.  1859  7.56  Mill.;  bei 
Indigo  50—400  Frcs.,  Zollertr.  1859  576,000  Frcs.  Das  gen.  Ges.  hob  aber  ander- 
seits auch  die  bei  der  Ausfuhr  von  Baumwoll-  und  Wollgarnen  und  Geweben  ge- 
währten Prämien  auf.  Auch  nach  Abzug  dieser  letzteren  wurde  der  Ausfall  des 
Zollertrags  auf  19  Mill.  Frcs.  geschätzt.  —  Auch  der  Stcinkohlenzoll  wurde  1860 
allgemein  auf  10  Cent,  bei  Einfuhr  Uber  die  Maass  und  das  Moseldepartement,  auf 
15  Cent,  für  100  KU.  sonst  (auch  zur  See),  1864  zu  Land  und  in  französischen 
Schiffen  zur  See  auf  12  Cent,  gesetzt.  Die  Ermässigungen  für  andere  Rohstoffe  folgten 
später  noch  (so  Decr.  v.  5.  Jan.  1861).  Weiter  ging  hierin  noch  das  umfassend«: 
Zollges.  v.  16.  Mai  1863,  das  eine  grosse  Reihe  von  Rohstoffen  befreite  oder  im  Zoll 
ennässigte.  mehrfach  so.  dass  nur  die  Einfuhr  in  fremden  Schilfen  noch  etwas  be- 
lastet blieb;  ferner  Ges.  v.  4.  Juni  1864,  verschiedene  Decrete,  Ges.  v.  1.  Mai  1S67 
und  17.  Juli  18bs. 

(b)  Ermässigung  von  Finanzzöllen.  Von  besonderer  finanzieller  Be- 
deutung war  die  erhebliche  Zollermässigung  für  11  auptartikel,  wie  Zucker. 
Kaffee,  Cacao,  Thee  durch  d.  Ges.  v.  23.  Mai  1860,  wo  sich  freilich  bei  Zucker 
«Jie  Sache  wegen  der  Beziehung  zur  Rübenzuckersteuer  und  zum  französischen  Colo- 
nialzucker  complicirte  (s.  o.  S.  665,  das  Ges.  im  Preuss.  H.-A.  1860,  I,  645,  mit  dem 
Bericht  der  Commission  des  gesetzgebenden  Korpers).  Allerdings  zeigte  sich  hier  bald, 
dass  man  doch  bei  den  neuen  Sätzen  das  finanzielle  Interesse  zu  sehr  geschädigt  hatte, 
weshalb  später  bei  Zucker  wieder  Erhöhungen  erfolgten.  Rohzucker  (Prima)  wurde 
von  45  Frcs.  fohne  Deumen)  Zoll  p.  100  KU.  auf  25 — 39  Frcs.  (je  nach  Herkunft. 
Flagge)  ermässigt  (speciellere  Angaben  S.  665),  Kaffee  von  50—105  Frcs.  (6  Stufen. 
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Min.  aus  französ.  Colon,  jens.  des  Kaps  in  französ.  Schiften,  Max.  aus  euroj».  Entre- 
pnts  in  fremden  Schiffen)  auf  30—55  Frcs.  ^4  Stufen,  dgl.).  Cacao  von  20 — 75  Frcs. 
(5  Stufen)  auf  20—40  Frcs.  (4  Stufen,  dgl.),  Thec  von  150—600  Frcs.  (4  Stufen i 
auf  75^100  Frcs.  (3  Stufen),  seit  1S66  (Decr.  v.  30.  Mai)  auf  40  und  100  Frcs.  «incl. 
Decimen).  Von  erheblicher  finanzieller  Bedeutung  «rar  nur  der  Zucker-  und  Kaf  fee  - 
zoll;  orstcrer  ersrab  1850  aus  den  französ.  Colonien  43.57,  1h61  25.07,  aus  fremden 
Landern  bez.  3430  u.  27.50,  Katlee  1859  30.52,  1861  nur  18.63  (erst  186*  wieder 
27.0Si  Mill.  Frcs.,  Cacao  1S50  2.61,  1S61  1.66  (1868  2.32).  Thee  444.000  und 
265,000  Frcs.    Vollends  bei  diesem  Artikel  war,  wie  die  Erfahruug  gezeigt  hat,  die 
Zollermässigung  nach  den  französischen  Consumverhältnissen .  welche  sich  durch  den 
Zoll  nicht  bestimmen  Hessen,  finanziell  unzweckmässig.    Im  J.  1862  bei  Zucker 
wieder  etwas  Erhöhung  des  Zolls  (S.  665),  aber  er  blieb  niedriger  als  früher  belast-t 
Auch  der  KQckzoll  von  Zucker  1860  vormindert,  1864  trat  das  andere  System  der 
„zeitweisen  Zulassung"  ein  (S.  666).    Die  Zuckerzollgcsetzgebuug  folgte  im  Uebrigeri 
nothwendig  der  allgemeinen  Bewegung  der  Zuckcrbestcucnmg  (§.  266  ff.)  Auch  Kaffee 
wurde  wieder  etwas  erhöht  (36— 55.40  Frcs.,  Decr.  v.  24.  Juni  1861,  Ges.  v.  16.  Mai  1861; 
Eine  neue  Einnahmequelle  war  sonst  nur  der  Potrolcumzoll  (Decr.  v.  Iß.  Jnh 
1863,  f.  100  Kil.  3  Frcs.  aus  Ursprungsland  in  französ.  Schiffen,  sonst  5  Frcs.;  eben*" 
im  Ges.  v.  4.  Juni  1864),  der  um  1868  aber  noch  keine  halbe  Mill.  Frcs.  ergab  und 
erst  in  der  Periode  nach  1870  bei  viel  höherem  Satze  und  grösserer  Consumtion  ein 
wichtiger  Finanzzoll  wurde. 

(c)  Reform  der  Koru-  und  Nahrungsmittelzölle.  Sie  bestand  in  der 
Ersetzung  der  Kornzölle  nach  dem  System  der  gleitenden  Scala  (Ges.  v. 
1*32)  durch  massige  feste  Einfuhrzölle  (für  Weizen,  Spelz,  Mengekorn  —  en  - 
teil —  und  Mehl  daraus  für  100  Kil.  50  Cent,  in  französ.  Schiffen  und  zu  Lande. 
1  Frc,  Mehl  l'/s  Frcs.  in  fremden  Schiffen,  anderes  Getreide  und  Mehl,  auch  Ka- 
stanien, Erbsen,  Wicken,  Hirse  in  französ.  Schiffen  und  zu  Lande  frei,  in  fremden 
Schiffen  50  Cent.,  ebenso  kleine  feste  Zölle  für  Brot,  Reis,  Sago,  Nudeln,  Makaxoru: 
Getreide,  Mehl ,  die  anderen  gen.  Nahrungsmittel,  Kartoffeln  wurden  von  Ausfuhr- 
zöllen frei  erklärt,  fremdes  Getreide  und  Mehl  auch  zur  Privatniederlagc  (entrep-'i 
fictif)  zugelassen  <Ges.  v.  15.  Juni  1801).  Hierbei  erfolgte  zugleich  der  Uebergang 
von  der  Zollbemessung  nach  Raum  (Hcetolitcr)  zu  der  nach  Gewicht.  Die  Weizenein- 
fuhr behufs  Umwandlung  zu  Mehl  und  Ausfuhr  desselben  zollfrei  (Decr.  v.  25.  Auz 
1*61).  Finanziell  wurde  durch  diese  Reform  kaum  eine  Einbusse  herbeigeführt, 
eher  sogar  ein  Gewinn  gemacht.  Denn  bei  dem  früheren  System  war  Einfuhr  und 
Zollertrag  in  der  Regel  nur  gering,  auch  sehr  schwankend  gewesen,  in  Theuerungs 
Zeiten  waren  die  Zölle  aber  nach  dem  System  der  gleitenden  Scala  niedrig  oder 
stispendirt.  Von  einiger  Bedeutung  war  gewöhnlich  nur  der  Ertrag  des  Weizenzoll- 
(1836-41  4.38,  1847—56,  bei  mehrfacher  Suspension,  0.78,  1857—50  0.627  Mill. 
Frcs.i.  Aus  anderem  Getreide  meist  ganz  geringer  Ertrag  (uur  bei  Hafer  1859  0.32 
Mill.),  auch  der  Ertrag  des  Mehlzolls,  des  Brotzolls  klein,  lu  der  neuen  Periode  war 
der  Ertrag  aller  Cerealicnzölle  höher  (1861  4.78.  1862  4.12,  dann  bis  1865 
sinkend  auf  0.236,  1807  und  6h  wieder  4.S  Mill.),  Reis  (bis  1861  >/.— 6  Frcs..  jetzt 
7a— 2  Frcs.),  hatte  zuletzt  (1857—50)  0.21  Mill.  Zollertrag  gegeben,  1861— G8  war 
er  zwischen  818,000  und  221,000  Frcs. 

In  dieser  Richtung  ging  dann  das  Zollges.  v.  16.  Mai  1863  weiter,  indem 
die  durch  Decrete  von  1852—54,  1861  bestimmten  Zollherabsetzungen  bestätigte,  >v 
bes.  für  Thierc  (Ochsen  und  Rinder  1  Frc.  p.  Stück,  bis  1853  50,  bez.  15  Frcs.. 
Kuhe  1  Frc.,  früher  25,  Kälber,  Schafe,  S'hweine  1/t  Frc,  früher  5 — 15  Frcs.". 
Fleisch  ('/s  Frc.  p.  10U  Kil..  bis  1853—54  18 — 36.30  Frcs.i.  Butter  frische  fr»-;, 
gesalzene  27*  Frcs.  j>.  100  Kil.,  früher  ersterc  3—3.30,  letztere  5  —  5.50  Frc*.). 
Heringe  u.  a.  in.  Die  Erträge  dieser  Zölle  waren  auch  früher,  vor  1853 — 54,  nicht 
bedeutend  gewesen.  Auch  Wein  und  Branntwein  erlangten  definitiv  die  Ermässi- 
gung, die  ihnen  durch  Decrete  v.  1851  u.  1857  zu  Theil  geworden  (Wein  7**  Alkohol 
25  Frcs.  p.  Hectol.,  ehedem  ersterer  15—35,  letzterer,  soweit  er  nicht  verboten.  5" 
bis  200  Frcs.).  Der  Zollertrag  dieser  Artikel  war  nur  in  Jahren  der  Weinmissernu 
etwas  erheblicher  gewesen  (S.  653  ff.V 

•  d)  Reform  der  Schifffahrtsgesetzgebung.    Auf  diesem  Gebiete  hath* 
maii  am  Längsten  gezögert,  und  zunächst  auch  in  dem  Handelsvertrage  mit  Englan.l 
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von  1860  keine  direkten  Zugeständnisse  gemacht.  Daher  bis  dahin,  speciell  gegenüber 
Grossbritannien,  nur  die  Gleichstellung  der  fremden  mit  der  heimischen  Flagge  in  der 
sogen,  directen  Fahrt,  d.  h.  zwischen  Frankreich  und  Grossbritannien  nebst  seinen 
europäischen  Besitzungen  selbst,  der  Verkehr  mit  den  transoceaniseben  britischen 
Colonien  fiel  also  unter  die  allgemeinen  beschränkenden  Bestimmungen.  Die  wich- 
tigsten Begünstigungen  der  französischen  Flagge  waren  der  Vorbehalt  gewisser 
Fahrten  für  sie  (Küstenfahrt,  Verkehr  mit  den  französischen  Colonicn),  Zollzu- 
schläge für  die  meisten  Waaren  bei  der  Einfuhr  zu  Lande  oder  unter  frem- 
der Flagge  zur  See,  in  welch  letzterer  Hinsicht  nur  in  der  „directen**  Fahrt  ver- 
tragsmassig die  Flaggen  der  meisten  Lander  der  französischen  gleichgestellt  worden 
waren,  Zollzuschläge  für  die  Einfuhr  wichtiger  aussercuropäischer  Waaren  aus 
europäischen  Zwischenhäfen  (Entrcpöts),  Zollermässigung  um  Vft  für 
Naturproducte  (ausser  Zucker),  die  direct  in  französischen  Schilfen  aus  Ländern  jen- 
seits der  Sundainseln  eingeführt  wurden.  Endlich  konnten  für  fremde  Schiffe  allein 
oder  in  höherem  Betrage  Tonnengclder  erhoben  werden,  wo  nicht  vertragsmässig  auch 
in  diesem  Puncte  die  fremde  Flagge  gleichgestellt  war  (s.  Arne  II,  163).  Durch 
dieses  „SchillTahrtssystem"  worden  die  Zollverhältnisse  viel  complicirter,  die  Zollein- 
nahmen theils  günstig,  theils  ungünstig  beeinflusst,  die  inländischen  Industrieintercssen 
aber.  bes.  soweit  sie  wohlfeile  Versorgung  mit  fremden  Rohstoffen  (Baumwolle,  austrat. 
Wolle)  verlangten,  benachtheiligt.  Der  französische  Schiffbau  war  durch  das  Ver- 
bot der  Einführung  fremder  Seeschiffe  (zur  Unterstellung  unter  die  französische  Flagge) 
geschützt,  nur  fremde  Flussschiffe  durften  eingeführt  werden  (Zoll  20  Frcs.  p.  Tonne. 
Zuerst  wurde  dann  der  Zuschlag  für  die  indirecte  Einfuhr  aus  britischen  Entrepüts 
unter  britischer  Flagge  in  Betreff  einiger  Artikel  in  der  Zus.-Convent.  v.  16.  Aug.  1860 
aufgehoben  (für  rohe  Baumwolle,  austral.  Schafwolle,  Jute.  s.  den  Tarif).  Belgien  er- 
langte darauf  im  Handelsvertrag  für  die  indirecte  Einfuhr  von  Kaffee  eine  Ermässi- 
gung des  Zuschlags,  für  Zucker  die  Erlaubnis  der  Landeinfuhr  gegen  2  Frcs.  Zu- 
schlag zum  sonstigen  Zoll.  Aber  eine  allgemeinere  Modification  der  Gesetzgebung 
über  Bevorzugung  «1er  französischen  Flagge  fand  bei  den  Interessenten  noch  viel  Oppo- 
sition. Politische,  maritimpolitische,  etwas  auch  finanzielle  Rücksichten  spielten  mit, 
der  Flaggenzuschlag  brachte  1*^64  immerhin  8.S7,  der  für  Einfuhren  aus  fremden 
Entrepöts  1  90  Mill.  Frcs.  ein  (Arne  II,  181).  Eine  eigene  Enquete  wurde  angestellt, 
aber  schliesslich  siegte  der  frcihändleris»  he  Gesichtspunct,  wenigstens  in  einigen  Haupt- 
h< -Ziehungen,  doch  in  dem  wichtigen  Ges.  v.  10.  Mai  1*566,  nebst  Decr.  v.  S.  Juni 
ls66.  Die  Tonnengelder  speciell  für  fremde  Schifte  wurden  danach  v.  I.Jan.  1*»f>7 
an.  die  Flaggenzuschläge  für  Einfuhren  auf  fremden  Schifreu  nach  3  Jahren,  Mitte 
1869.  aufgehoben,  die  Einführung  fremder  Seeschiffe  zur  Französirung  gegen  2  Frcs. 
p.  Tonne  gestattet,  dem  Schiffbau  aber  durch  Zulassung  zollfreier  Einfuhr  von  Mate- 
rialien und  Fabrikaten,  incl.  Maschinen,  eine  Hilfe  gewährt.  Der  Verkehr  zwischen 
Frankreich  und  Algier  wurde  fremden  Flaggen  gestattet.  Aber  die  Kustenfahrt  in 
Frankreich  blieb  der  heimischen  Flagge  vorbehalten  und  die  Zuschläge  bei  indirekter 
Einfuhr  aus  Entrepöts  blieben  im  Allgemeinen  bestehen,  nach  dem  Gesetzentwurf 
hatten  auch  sie  nach  6  Jahren  wegfallen  sollen. 

Auch  die  Verkehrsbeziehungen  zu  den  französischen  Colonieti  wurden  in 
liberalerem  Sinne  geordnet,  wenn  auch  Bevorzugungen  der  französischen  Flagge  in  der 
Form  von  Zollzuschlägen  für  fremde  Flaggen  blieben  (Ges.  v.  3.  Juli  1  Sl»l  .  betr. 
Martinique,  Guadeloupe.  Reunionr.  noch  weitergehend  war  die  Gleichstellung  im  Handel 
Algiers  (Ges.  v.  10.  Mal  lS(i6,  Art.  8— 10,  Zollges.  f.  Algier  v.  17.  Juli  Ib67). 

(e)  Die  Ausfuhrzölle  waren  seit  lange  finanziell  von  verhältnissmässig  ge- 
ringer Bedeutung,  meist  früher  ,/1  Frc.  p.  100  Kil.  oder  Y.,7o  vom  Werth,  doch  für 
einige  Rohstoffe  im  protect.  Interesse  höher,  danu  in  das  System  der  gleitenden  Scala 
bei  Getreide  für  einen  höheren  Stand  der  Preise  eingefügt  (Ges.  v.  1832).  Auch  hier 
ging  dio  napoleonischc  Regierung  mit  Reformen  vor.  Das  Decr.  v.  5.  Dec.  1857  (bez. 
<ies.  v.  19.  Juni  1859)  erm .issigte  für  einige  Artikel  die  höheren  Zölle,  beliess  sie  für 
eine  Reihe  benannter  im  bisherigen  Betrage  und  hob  sie  für  alle  übrigen  auf.  Das 
Ges.  v.  14.  Juli  1860  beseitigte  einige  Ausfuhrverbote  (so  auf  Gerberrinde)  und  hob 
die  Ausfuhrzölle  auf  anderes  Bau-  und  Nutzholz  als  Nussbaumholz  auf.  Ein  Decr.  v. 
I<.  Juli  1860  hob  den  Ausfuhrzoll  auf  Steinkohle,  Ookes  0  Cent.  p.  100  Kil.)  auf, 
ein  Decr.  v.  21.  Nov.  1860  das  Ausfuhrverbot  von  Eisenerz  (Ausfuhr  zollfrei).  Das 
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Ges.  v.  16.  Mai  1863  beseitigte  dann  alle  Ausfuhrzölle,  bis  auf  die  mehrfach  auch 
in  anderen  Ländern  noch  länger  beibehaltenen  für  Lumpen  aller  Art  (excl.  aus  Wolle. 
12  Frcs.  p.  100  KU.),  Pappdeckel,  Papiermaasse,  Halbzeug  (auch  12  Frcs.),  altes  Tau- 
werk  (4  Frcs.).  hob  auch  alle  Ausfuhrverbote,  excl.  literarischen  Nachdruck  und  Kriegs- 
munition,  auf. 

(f)  Von  nicht  geringer  finanzieller  Bedeutung  war  es,  dass  mit  den  Keforineu 
der  Einfuhrzölle  im  Wesentlichen  das  kostspielige  System  der  Drawbacks  un-1 
Ausfuhrprämien  seit  1804/65  wegfiel.  Das  neue  System  der  „zeitweiligen  zoll- 
freien Zulassung"  fremder  Producte  (Zucker,  Cerealien,  Eisen,  Gewebe)  zur  Einfuhr 
behufs  Bearbeitung  in  Frankreich  und  Wiederausfuhr  binnen  eiuer  bestimmten  Frist 
gab  zwar  neben  anderen  auch  wieder  zu  finanziellen  Bedenken  Anlass,  indessen  doch 
zu  geringeren  als  früher.  (S.  Arne  11,  ch.  20>.  Nur  bei  Zucker  blieb  auch  unter 
den  veränderten  Verhältnissen  wegen  unrichtiger  Ansetzuug  der  Ausbeutezillem  «?in 
Theil  der  früheren  finanziellen  Missstände  bestehen  (S.  006).  Im  Ganzen  ist  so  wenig- 
stens der  Ausfall  an  Zollerträgen,  welchen  die  napoleonische  Reform  mit  sich  brachte, 
durch  die  Beseitigung  des  RückzoU-  und  Ausfuhrprämiensystems  theilweise  compen- 
sirt  worden. 

(3)  Die  Zollerträge  u.  s.  w.  gestalteten  sich  im  Ganzen  unter  dem  Ein  flu» 
der  handelspolitischen  und  Tarifreform  fqlgendermaassen ,  wobei  zum  Vergleich  das 
in  der  früheren  Uebersicht  S.  805  schon  mit  enthaltene  Jahr  1850  als  Ausgangspunkt 
genommen  wird.  Die  Berechnung,  bes.  bei  den  Ausgaben,  wie  bei  der  gen.  Ueber- 
sicht.   Die  Daten  in  MUlionen  Frcs. 


E  in  nah  ine 

Einfuhr-Zolle 

Ausi.- 

Schilff.- 

Ver- 

Summe 

Salz- 

Allg. 

v.  Zucker 

Zus. 

Zrtlle 

Abg. 

schied. 

roh 

Steuer 

1850 

111.03 

78.46 

1SS.40 

4.22 

435 

2.08 

200.14 

28.30 

IS61 

73.30 

53.30 

126.75 

1.61 

4.87 

1.55 

134.78 

20.85 

1864 

04.30 

00.05 

133.41 

0.33 

4.20 

1.46 

130.41 

23.10 

1865 

64.11 

«LOS 

125.19 

0.21 

3.71 

1.13 

130.54 

23.13 

1860 

71.64 

18.64 

120.28 

0.16 

0.31 

1.58 

122.31 

22.28 

Au  sga  be 

Kegie-  Non-valeurs 
kosten  Ausf.-Präm.  Anderes 

Rein 
Zolle 

ertrag 
Zolle  und 
Salzsteuer 

%  der  Regiekosten 
v.  Roh-    v.  Rein- 
ertrag ertrag 

1850 

30.32 

50.30 

3.08 

116.44 

144.80 

13.33 

17.33 

1861 

31.67 

23.31 

LS7 

77.03 

104.78 

19.5 

23  25 

1864 

31.50 

26.42 

0.04 

80.54 

103.73 

19.33 

23.25 

1865 

31.60 

0.33 

1.31 

97.30 

120.43 

20.5 

20.75 

1869 

27.6S 

0.23 

1.33 

02.00 

115.37 

10.0 

19.33 

Die  folgenden  Jahre  sind  des  Kriegs  wegen  unvergleichbar,  übrigens  1>>70  und 
1871  günstiger  als  die  Vorjahre  (s.  u.  §.  323). 

Man  sieht,  dass  wenigstens  bis  zum  Schluss  der  napoleonischen  Herrschaft  das 
finanzielle  Ergebniss  der  Reform  ein  ungünstiges  geblieben  ist.  Üb  eine 
langsamere  Durchführung  der  Tarifermässigungen  ein  besseres  Ergebniss  geliefert 
hätte,  lässt  sich  ja  nicht  bestimmt  sagen,  aber  ganz  unwahrscheinlich  ist  es  nicht. 
Namentlich  hei  den  eigentlichen  Fiuauzzöllcu ,  wie  Kaffee,  dem  Hauptarükel  ausser 
Zucker,  dann  auch  bei  letzterem  waren  die  Reductioneu  wohl  zu  stark,  gegen  das  in 
französischen  Verhältnissen  berechtigte  Bcstetierungsinteresse  und  ohue  entsprechenden 
Vortheil  für  die  Consumenten.  Ich  möchte  Arne  (II,  60)  darin  beistimmeu,  dass  bei 
Kaffee  vermutblich  auch  bei  einem  erheblich  höheren  Zoll,  ebenso  wie  früher  und 
wie  wieder  nach  1870.  eine  starke  Consunitionsvermehruug  zu  erwarten  gewesen  wäre, 
die  Zolleiunahme  aus  diesem  Artikel  daher  für  1800 — 00  gegen  1859  nicht  nur  den 
reebnungsmässigen  Ausfall  von  8.415,000  Frcs.  jährlich,  sondern  einen  weit  grösseren 
ergeben  bat.  Hier  hat  man  einen  finanzpolitischen  Fehler  begangen,  den  man  übrigem 
schon  in  dem  Ges.  v.  27.  Juli  1870  wieder  gut  machte  (s.  folg.  §). 

Bemerkenswerth  ist  anderseits,  dass  die  Reform  eine  erhebliche  Vermin- 
derung des  Zollpersonals  und  der  Kosten  dafür  ermöglicht  hat,  trotzdem  in 
dieser  Periode  Nizza  und  Savoien  zum  Zollgebiet  hinzugetreten  waren.  Zwischen  1860 
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und  1807  sind  530  Beamte  im  Bureaudienst,  0835  im  Brigadedienst,  zusammen  73t»5 
Personen  mit  4.SGÜ.000  Frcs.  Gehalten  beim  Zollwesen  erspart  worden.  '/*  der  Ge- 
sammtzahl  (1M>0  im  Serv.  s.  dent.  2700.  im  Serv.  actif  26,072,  zus.  29,43s,  1867  bez. 
2238— 19.844— 22,OS2). —  Dadurch  stieg«;!»  allerdings,  aber  doch  nur  vorübergehend, 
die  Nicht-Activitatsbezüge  auf  1,782,000  Frcs.  (seit  1*67  ist  dieser  Posten  auf  ein  be- 
sonderes Conto  gebracht  —  Fonds  de  retraite  —  und  scheidet  aus  den  Regiekosten 
aus,  die  daher  oben  in  der  Zilfcr  für  1  Still  etwas  zu  niedrig  angesetzt  sind).  Eine 
nicht  unbedeutende  Kostenersparung  ergiebt  sich  doch.  (Tabl.  g«in6r.  des  rerettes, 
p.  43—51.) 

Die  gen.  Daten  beziehen  sich  seit  1840  immer  mit  auf  Algier. 
Die  Hauptartikel  des  Zollertrags  waren  in  180s  (das  im  Allgemeinen  etwas 
grössere  Ertrage  hatte  als  1809)  verglichen  mit  1850  folgende,  in  1000  Frcs.: 


Kein  oder  Über- 

Ueberwiegond 

wiegend 

1859 

1868 

Schutz-  und 

1859 

1808 

Finanzzölle 

Rohstoffzölle 

78.459 

48,578 

Steinkohle,  Cokes 

10,733 

8,699 

:{0,525 

27,075 

Wollgewebe        .  . 

1,174 

5,349 

Getreide  

0.419 

4.790 

Baumwollgewebe .  . 

41 

2,419 

2,010 

2.321 

Flachs-  u.Hanfgewebe 

1,403 

1,535 

Pfeiler  

1 , 1  »JS 

1,301 

Baumwollgarn  .    .  . 

471 

1.253 

Branntwein  .    .    .  . 

022 

840 

Leinen-  u.  Hanfgarn 

704 

1,191 

Tafelfruchte    .  . 

2,100 

«75 

Maschinen  u.  dgl  . 

1.307 

972 

Olivenöl  

2..-J87 

555 

Oele  aus  fett.  Körnen» 

799 

500 

214 

475 

Metallarbeiten .    .  . 

177 

494 

708 

307 

Wollgarn  .... 

19 

417 

414 

204 

Roheisen  .... 

1,Ü7S 

351 

Zus.   .  . 

1 1  9,om; 

^7,247 

Stahl   

S5 

311 

Zus.   .  . 

18,891 

23,500 

Alle  ubrigeu   .    .  . 

50,040 

12,763 

188.023 

123,570 

Ab  Ausfuhrpriirn.  . 

50,299 

201 

138.324 

123,369 

Für  1859  nach  den  Materialien  bei  Hubner  zusammengestellt,  für  1868  in  d. 
Doc  stat.  p.  186*,  p.  130. 

§.  318.  5.  Vierte  Epoche.  Periode  seit  dem  Kriege 
von  1870.  Ueber  sieht.  Die  einzige  Besteuerungsmassregel, 
welche  noch  unter  der  Kaiserlichen  Regierung  in  Frankreich  gleich 
bei  Ausbruch  des  Kriegs  erfolgte,  betraf  gerade  die  Zölle,  speciell 
einige  Finanzzölle.  Man  erhöhte  die  vordem  zu  stark  er- 
mässigten  Zölle  auf  Kaffee,  Cacao,  Thee  (Gesetz  v.  27.  Juli 
1870),  was  freilich  nur  bei  Kaffee  nach  Lage  der  Dinge  von 
grösserer  finanzieller  Bedeutung  sein  konnte. 

Der  Kali'eezoll  wurde  verdoppelt  von  50  und  55  auf  100  und  110  Frcs.  p.  10U 
Kil.  (je  nach  der  Einfuhr  direct  aus  aussereuropäischen  Ländern  oder  ans  europäischen 
Zwischenhäfen),  der  Cacaozoll  von  25  und  35  auf  50  und  60  Frcs.  (mit  derselben  Unter- 
scheidung), der  Theezoll  von  40  und  100  Frcs.  auf  100  und  160  Frcs.  dgl.  gebracht. 

Nach  dem  Friedensschluss  gehörten  Maassregeln  auf  dem  Ge- 
biete des  Zolltarifs  zu  den  ersten  und  wichtigsten,  mit  welchen 
man  die  schwierige  Finanzlage  zu  verbessern  suchte. 

Es  war  auch  ganz  gerechtfertigt,  auf  dem  finanzpolitisch  etwas 
in  der  Entwicklung  zurückgebliebenen  Gebiete  der  Handels-  und 
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Zollpolitik  Reformen  zum  Zweck  der  Erlangung  höherer  Staats- 
einnahmen   vorzunehmen.     Aber   die   Bindung   durch  die 
Handelsverträge  bot  hier  jetzt  auch  für  solche  Reformen  in 
bloss  fiscalischer  Richtung  Hindernisse,  welche  sich,  zunächsi 
wenigstens,  als  unüberwindlich  erweisen  sollten.    Ausserdem  er 
folgte,  besonders  unter  der  Präsidentschaft  von  Thiers,  eines 
alten  überzeugten  Schutzzöllners  und  Gegners  der  neueren  napo 
leonischen  Handels-  und  Zollpolitik,  auch  wieder  mehr  eine  Ver 
quickung  der  Finanzpolitik  mit  der  Protectionspolitik  in  den  Zoll 
Verhältnissen,  woraus  verfehlte  und  schliesslich  undurchführbare 
Bestrebungen  hervorgegangen  sind. 

Die  getroffenen,  theils  nur  versuchten  Massregeln  lassen  sieb 
für  die  ganze  Periode  unter  folgendeu  sechs  Puncten  zusammen- 
fassen : 

a)  Erhöhung  wichtiger  Finanzzölle  gleich  nach  Ende 
des  Kriegs. 

b)  Versuch  einer  allgemeineren  Tarifreform,  wesentlich,  wem 
auch  nicht  ausschliesslich,  in  finanzpolitischer  Tendenz,  namentlich 
mittelst  erneuter  Bezollung  fremder  Rohstoffe,  besonders 
derjenigen  der  Textilindustrie. 

c)  Versuch  einer  neuen  Schifffahrtsgesetzgebung:: 
Wiedereinführung  von  Flaggen  zuschlagen  und  Einführung 
einer  sog.  Quaiabgabe  (Tonnengeld). 

d)  Plan  vermehrter  Ausfuhrzölle  und  Einführung  einer  sog. 
statistischen  Abgabe  fiir  die  Deckung  der  Kosten  der  Handels 
Statistik. 

e)  Erlass  eines  neuen  allgemeinen  Zolltarifs  im  J.  1881 
und  Abschluss  neuer  Handelsverträge. 

f)  Rückkehr  zu  agrarischen  Schutzzöllen  für  Getreide 
und  Vieh  1884  ff. 

S.  für  das  Einzelne  bes.  Arne  II,  cb.  22.  Matbi<Mi-Bodet  bes.  I.  ob.  2—4 
passiin,  II,  ch.  26  passiin.  Amagat  bes.  partie  III,  eh.  1  u.  S.  Die  o.  S.  7>>«>  ange- 
gebenen Materialien  im  Bull. 

§.  319.  a)  Erhöhung  wichtiger  Finauzzölle.  Sie  er 
folgte,  in  Fortsetzung  und  Ausdehnung  der  Massregeln  des  Gesetzes 
v.  27.  Juli  1870,  bald  nach  dem  Friedensschluss  in  erheblichem 
Maasse  und  im  Ganzen  mit  bedeutendem  finanziellen  Erfolge  bei 
den  Hauptartikeln  des  C o lo ni al waa ren zweig s,  wiederum 
namentlich  bei  Kaffee,  Cacao,  Thee,  ferner  bei  Pfeffer  und 
anderen  Gewürzen,  dann  bei  Petroleum,  Wein.    Bei  dem  mit 
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hierher  gehörigen  Hauptartikel  Zucker  hemmten  nur  die  ver- 
wickelten Be8teuerung8verbältnisse  und  Productionsconjuncturen, 
dass  die  Wirkungen  der  Steuererhöhung  gleichniässig  zur  Geltuug 
kamen,  aber  eine  bedeutende  Mehreinnahme  wurde  durch  die  sehr 
starken  Steuer-  und  Zollerhöhungen  doch  erzielt  (§.  2(>7).  Diese 
erhöhten  Zölle  sind  dann  im  allgemeinen  Tarif  von  1881  im  Ganzen 
beibehalten  worden. 

So  wurde  schon  1871,  vollends  von  1873  an  der  Zollertrag  ein 
viel  stärkerer  Posten  im  Einnahmebudget  als  im  letzten  Jahrzehnt 
des  zweiten  Kaiserreichs,  er  steigt  auf  das  2— 2V2  fache  bis  Ende 
der  1870er,  auf  das  3  —  3  72  fache  in  den  folgenden  Jahren,  Zucker 
eingeschlossen,  auf  das  Doppelte  in  der  ersten  Periode,  auf  das 
beinahe  4  fache  später,  ohne  Zucker  gerechnet,  wozu  die  genannten 
Finanzzölle,  besonders  von  Kaffee,  Petroleum,  Cacao,  Pfeffer,  Wein 
vornemlich  beigetragen  haben. 

S.  bes.  Ges.  v.  S.  Juli  1871;  über  die  Zölle  auf  Wein  o.  S.  054,  auf  Zu.ker 
S.  (»Ol,  007  ir.,  auf  Petroleum  S.  690.  Kaifee  in  Bohnen  wurde  jetzt  auf  150  u.  170 
Frcs.  (von  Ausser-Europa  und  von  anderswoher),  also  auf  das  Dreifache  der  Sätze  vor 
dem  Krieg,  gebrannter  und  gemahlener  Kaffee  auf  200  Frcs.  gesetzt.  Cacao  auf  100 
u.  120  Frcs.,  Thee  auf  200  u.  200,  Pfeffer,  Piment,  Gewürznelken,  Ziinmet,  Cassia- 
Lignea,  Muscatnuss  in  Schalen  auf  200  u.  240  Frcs.,  Muscatnuss  ohne  Schalen  und 
Muscatenbluthe  (Macis)  auf  it(»ö  u.  350,  Vanille  auf  400  Frcs.,  Petroleum  roh  auf 
20  u.  25,  gereinigt  auf  32  u.  37  Frcs.  p.  100  Kil.  Das  Ges.  v.  30.  Dcc.  1873  legte 
zu  allen  Znllen  noch  einen  Zuschlag  von  4°/0.  Diese  Zölle  gingen  mit  diesem  Zu- 
schlage (daher  z.  B.  für  Kaffee  150,  gebrannt  208)  in  den  neuen  allgemeinen  Tarif 
von  1881  bleibend  über.  Auch  die  Zuschlagsätze  bei  der  Einfuhr  dieser  Waarcn 
aus  europäischen  Ländern  [bei.  Zwischenhäfen,  Entrepüts)  wurden  in  diesem  Taril 
meist  in  demselben  Betrage  wie  in  dem  gen.  Ges.  von  1*71  beibehalten  (für  Kaffee 
Ermässigung  von  20  auf  10  Frcs.  p.  100  Kil.,  doch  unter  Wegfall  des  Extrazuschlags 
von  4%).    Statistik  der  Zollerträge  s.  u.  §.  323. 

b)  Die  Bezollung  der  Rohstoffe  hat  nach  verschiedenen 
Anläufen,  einem  Lieblingsgedanken  von  Thiers  gemäss,  vorüber- 
gehend Gesetzeskraft  erlangt  (Gesetz  v.  26.  Juli  1872).  Aber  diese 
Massregel,  schon  in  kleinerem  Umfange,  als  anfangs  geplant  war, 
verwirklicht,  musste  bald  mit  Rücksicht  auf  die  Handels- 
verträge rückgängig  gemacht  werden  (Gesetz  v.  25.  Juli  1873). 
Und  auch  während  der  kurzen  Zeit  ihres  Bestehens  hat  sie  keine 
erhebliche  practische  Bedeutung  gewinnen  können,  da  eben  ihre 
Anwendung  sich  den  Vertragsstaaten  gegenüber  nicht  unmittelbar 
durchsetzen  Hess  und  der  Verkehr  mit  anderen  Ländern  nicht 
wichtig  genug  war.  So  war  diese  ganze  zollpolitische  Massnahme 
ein  Schlag  ins  Wasser. 

S.  das  Zollgesetz  v.  1872  z.  B.  in  Dejoan's  Code  p.  221  ff.  bis  247,  im  Preuss. 
Il.-Arch.  1872,  dazu  Erlasse  v.  18.  Aug.  1872  betr.  den  Zeitpunct  der  Anwendung 
der  speeifischen  Zollsätze  des  Ges.  v.  1872  auf  eine  Keihe  Artikel.    Durch  das  Ges. 
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v.  25.  Juli  1S73  traten  einfach  die  vor  dein  Ges.  v.  26.  Juli  1872  besteheuden  Zoll- 
sätze wieder  in  Kraft,    lieber  die  «ranze  Maassregel  und  die  ungemein  lebhaften  D> 
hatten  im  Parlament  s.  Arne  II,  ch.  22,  bes.  p.  262,  273  lf.,  Mat hieu -Bo d e  t  11 
06  lf.,  113  ff.,  235,  Amagat  p.  359  ff.  bis  369.    Die  Projecte  durchliefen  selbst  ver- 
schiedene Phasen,  die  Opposition  im  Parlament  führte  einmal  zu  einer  Präsident 
schaftskrisis.   Schliesslich  drang  Thiers  mit  einem  grossen  Theil  seines  Projects  durch 
aber,  wie  der  weitere  Verlauf  zeigte,  nur  pro  forma.  Das  Einzelne  ist  mit  mancherlei 
verschiedenen  politischen,  handeis-  und  finanzpolitischen  Strömungen  und  Gegenströ- 
mungen durchfechten,  bietet  ein  interessantes  Stück  neufranzösischer  parlamentarisch-r 
Geschichte,  braucht  aber  hier  nicht  weiter  verfolgt  zu  werden.  Der  Plan  als  solcher 
ist  indessen  doch  finanzpolitisch  von  allgemeinerem  Interesse,  wesshalb  das  Bemerken  - 
wertheste  darüber  liier  noch  mitgetheilt  wird. 

Die  ganze  Maassregel  war  doch  in  erster  Linie  aus  einem  finanz-  oder  Steuer- 
politischen  Gesichtspunkte  entsprungen,  aber  handelspolitische  (iesichtspunete  spielten 
bei  den  Urhebern  (Thiers,  Po  uycr-Quertier)  mit.  Die  Notwendigkeit  der  Deckau; 
de*  ungeheueren  Finauzbedarfs  war  der  treibende  Factor.  Bei  der  Schwierigkeit  diese: 
Deckung  und  bei  den  Verhältnissen  der  übrigen  Steuern  galten  die  Zolle  als  ei:, 
besonders  geeignetes  Object.  höhere  Einnahmen  zu  beschaffen.  Die  britischen  and  dir 
nordamerikanischen  hohen  Zollerträge  schienen  dafür  mit  zu  sprechen.    Die  nap- 
leonische  Zollpolitik  hatte  auch  das  Finanzinteresse  nicht  genügend  wahrgenomm?! 
Unter  den  Zollen  aber  wurden  diejenigen  auf  Rohstoffe,  besonders  der  Textil- 
industrie, welche  seit  1860  zollfrei  geworden  waren,  für  ein  auch  fmauzpolitL- 1 
vorzügliches  Steuerobject  gehalten.    Eine  Beteuerung  dieser  Stoffe  schien   in   d <: 
Finanzlage  angemessen,  träfe,  soweit  Überwälzung  auf  die  Consumenten  stattfände 
die  Artikel  der  Bekleid ung,  der  Wohnungsausstattung,  der  Möbel  u.  <Jgl.  m 
was  gegenüber  der  sonstigen  Besteuerung  der  Nahrungsmittel  gerechtfertigt  sei;  d: 
betreuenden  Steuern  vertheilten  sich  auf  zahlreiche  Contribuenteu.  die  einzeln  nur  i- 
gcringem  Maasse  belastet  würden.   Bei  der  Schwankung  der  Preise  und  dem  Wechsc. 
der  Handebconjuncturen  werde  ferner  auch  ein  solcher  Zoll  vom  Zwischenhandel  u.  A.  n~ 
mit  getragen  werden.  Eiue  derartige  „Besteuerung  von  Industrie  und  Handel"  wurde 
wohl  wegen  der  durch  die  übrigen  französischen  Steuern  nicht  genügend  getrorFen.n 
Besteuerung  dieses  Zweigs  der  nationalen  Arbeit  mit  befürwortet.  Die  Erhebung  die*: 
Z«»Ile  sei  in  Verbindung  mit  der  bestehenden  Zolleinrichtung  einfach  und  wohlfeiL  VU 
Interessen  der  inländischen  Fabrikation  und  der  Fabrikatenausfuhr  sollten  und  könnt  :: 
bequem  und  einfach  durch  Gewährung  entsprechender  R  ückzöll  c  (Drawbacks)  für  dir 
ausgeführten,  aus  bezollten  fremden  Rohstoffen  hergestellten  Fabrikate,  durch  Zu- 
lassung der  zollfreien  Einfuhr  der  Rohstoffe  behufs  Verarbeitung 
und  Ausfuhr  der  Fabrikate  (System  der  sogeu.  „zeitweiligen  Zulassung4*)  anc 
durch  angemessene  „Zuschlagszöllo"  für  die  eingeführten  fremden  Fabrikate 
nach  Maassgabe  des  Zolls  für  die  in  ihnen  enthaltenen  Rohstoffe,  genügend  wahr- 
genommen werden,  ein  Zuschlag,  welcher,  wenn  er  so  bloss  eine  Compeusation  fi: 
den  Rohstoffzoll  sei,  den  Handelsverträgen  nicht  widersprechen  würde.    Man  daebtf 
an  einen  Rohstoffzoll  bis  zu  ca.  20"/o  vom  Werth,  der  übrigens  regelmässig  in  Fora 
speeihschen  Zolls  zu  erheben  wäre,  in  solcher  Hohe  für  den  kleinen  Mann  unfuhlhar 
grade  für  den  Reichen  aber  nach  desseu  Consum Verhältnissen  von  Webwaaren  u.  s.  y 
eine  richtige  proportionale  Steuer  darstellen  würde  (?'».  Je  nachdem  erwartete  man 
160—170  Mill.  Frcs.  und  mehr  aus  diesen  Zollen  zu  erlangen  (Rcder-Forderung  1*7' 
170,  1S72  165  Mill.  Frcs.,  incl.  10  Mill.  Frcs.  vom  Zuschlag  für  Fabrikate),  wovor 
die  Hälfte  auch  nach  Abzug  der  Rückzöllc  als  Einnahme  verbleiben  würde. 

Diesen  Gründen  für  die  Rohstoff  bezollung  wurden  aber  mehr  zutreffend- 
G egengründe  gegenübergestellt.  Mit  Recht  wurden  practische  Bedenken  gegen  ein 
abermaliges  umfassendes  System  von  Rückzöllen  für  auszuführende  Fabrikate  geltem! 
gemacht,  ein  System,  das  nicht  gleichmässig  auf  die  Betheiligten  einwirke  und  unver- 
meidlich doch  viele  Störungen  für  Industrie  und  Export  durch  seine  Controleinriel:- 
tungen  mit  sich  bringe.  Obwohl  eine  vermehrte  „Besteuerung  der  Industrie  und  d^ 
Handels"  als  etwas  in  der  bestehenden  Finanzlage  nicht  Ungerechtfertigtes  selbst  v<xi 
den  Nächstbetroßenen  zugegeben  wurde,  ward  doch  grade  dieser  Weg  der  RohstorJ- 
beateuerung  abgelehnt.  Lieber  hätte  man  in  den  betreffenden  Kreisen,  welche  ein- 
Opferwilligkeit  aus  patriotischen  Gründen  zeigen  zu  sollen  glaubten,  selbst  eine  B>- 
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Steuerung  nach  den  Gcschäftsumsätzen  (chiffre  des  affaires)  gesehen.  Auch  von 
einer  allgemeinen  inländischen  Fabrikatcnstcuer,  von  einer  abgestuften  Stempclabgabe 
auf  Faeturen  und  Quittungen  war  die  Rede. 

Üer  ausschlaggebende  (Jcgengrund  war  aber  ein  practischcr  und 
opportunistischer:  man  hielt  —  und  wie  sich  zeigte  mit  Recht  —  dafür,  dass 
diu  bestehenden  Handelsverträge  die  Durchführung  der  Kohstofl- 
l.e/.ollung  mit  ihren  noth wendigen  Con sc<| u en ze n ,  namentlich  auch  mit  den 
Zoliz uschlägen  fUr  Fabrikate  aus  den  Vertragsstaaten  zu  den  Sätzen  des  Con- 
v<Mitionaltarifs,  nicht  gestatten  und  die  betreifenden  fremden  Staaten  nicht  auf  die 
erforderlichen  vertragsmässigen  Umänderungen  der  Handelsverträge  und  Conventional- 
tarife  oder  auf  den  Abschluss  neuer  Verträge,  welch«?  sich  der  Rohstoff  bezolluug  an- 
passten,  eingehen  wurden. 

Diese  Erwägungen  führten  zur  Verwerfung  des  ersten  bezüglichen  Thicrs'schen 
Projects  im  Januar  1872,  in  Folge  dessen  zum  Rücktritt  von  Thiers  von  der  Präsident- 
schaft. Doch  kam  es  wieder  zu  einer  Versöhnung  und  einer  Vertagung  des  ganzen 
Plans.  Dem  Regierungsproject  „10— 20%  Rohstoffzoll  mit  Gewährung  von  Rückzöllcn 
dei  Ausfuhr  der  Fabrikate"  hatte  die  dassolbe  verwerfende  Budgctcominission  ein 
andres,  ähnliches  „3U/1(  Rohstoffzölle,  aber  ohne  Rückzöllß"  (doch  auch  mit  Zuschlag 
auf  die  eingeführten  fremden  Fabrikate)  gegenübergestellt.  Auch  dies  Project  wurde 
jedoch  in  der  Plenarversammlung  selbst  fallen  gelassen. 

Die  Finanznoth  blieb  indessen  bestehen  und  das  Zollproject  kehrte  wieder.  Thiers 
und  die  Kammer  verstanden  sich  schliesslich  zu  einem  Cotnpromiss:  das  (ies.  v.  26.  Juli 
1S72  führte  einen  538  Artikel  umfassenden  neuen  Zolltarif  für  Rohstoffe  und 
für  „Coinpensationstaxen"  auf  Fabrikate  ein,  stellte  einen  Tarif  für  Rück- 
zöllc  bei  Fabrikatenausfuhr  auf,  welcher  sich  aber  in  Betreil  der  Textilindustrie  auf 
Baumwollwaaren  beschränkte,  ermächtigte  den  Präsidenten,  für  jede  im  Gesetz  ge- 
nannte Waare  das  Datum  der  Anwendung  des  neuen  Tarifs  zu  bestimmen  —  was  für 
.  ine  Anzahl  meist  finanziell  untergeordneter  Waare n  durch  Decr.  v.  18.  Aug.  1872 
geschah  — ,  verfügte  aber  ausdrücklich,  dass  „keine  Abgabe  auf  die  für  die  Industrie 
erforderlichen  Rohstoffe  erhoben  werden  dürfe,  bevor  die  entsprechenden  Compen- 
sationsabgaben  auf  die  aus  den  gleichen  Stoffen  hergestellten  fremden  Fabrikate  in 
Kraft  getreten  sein  würden"  (Art.  7  d.  Ges.  v.  26.  Juli  1872). 

Damit  war  das  neue  Zollgesctz  im  Wesentlichen  zu  einem  todten  Buchstaben 
gemacht,  weil  nun  zuvor  die  Verbandlungen  mit  den  Vertragsstaaten  stattfinden  und 
Krfolg  haben  mussten ,  welcher  jedoch  ausblieb.  Man  hatte  den  Ertrag  dieser  neuen 
Zölle  auf  93,847.000  Frcs.  voranschlagt,  wovou  42,254,000  Frcs.  der  Annahme  nach 
sofort.  18,431.000  Frcs.  nach  Ablauf  der  Verträge  mit  England  und  Belgien, 
:'..'$,  162,000  Frcs.  nach  Ablauf  der  übrigen  Verträge  oder  nach  dem  Gelingen  ent- 
sprechender neuer  Verträge  flussig  zu  machen  gewesen  wären.  (Matthieu-Bodet  1, 
146.)  Allein  diese  Annahmen  waren  viel  zu  optimistisch  und  beruhten  auf  der  un- 
zutreffenden Voraussetzung,  dass  man  sich  bei  der  Anwendung  der  neuen  Tarife  Uber 
mancherlei  zwar  nicht  rechtlich  zwingende,  aber  thatsächlich  unvermeidliche  Ruck- 
sichten würde  hinwegsetzen  können  (vgl.  Arne  II,  295  ff.). 

Verhandlungen  mit  England  über  die  Abänderung  einiger  Puncto  des  Handels- 
vertrags waren  seit  1871  geführt  worden,  hatten  aber  kein  genügendes  Ergebnis«  ge- 
habt, obwohl  man  französischerseits  ausdrücklich  betonte,  dass  es  sich  nur  um  die 
Gewinnung  freierer  Hand  in  Betreff  der  finanziellen  Seite  der  Zöllo,  nicht  um 
eine  Rückkehr  zum  Schutzzoll  handle.  Durch  den  gleichzeitigen  Versuch,  wieder  zu 
I  laggen Zuschlägen  zu  kommen  (s.  u.),  waren  solche  Verhandlungen  freilich  noch 
erschwert  worden.  Auch  die  Ermächtigung  der  Regierung  durch  ein  besonderes  Ge- 
setz, zur  Kündigung  der  Handelsverträge  mit  Grossbritannien  und  Belgien  zu  schreiten, 
weil  man  „ohne  zu  dem  Ökonomischen  Regime  von  1860  zurückzukehren,  in  der  gegen- 
wärtigen Lage  des  Landes  die  Zolltarife  revidiren"  müsse  (Ges.  v.  2.  Febr.  1872),  und 
die  darauf  wirklich  erfolgte  Kündigung  dieser  Verträge  (15.  und  18.  März  1872) 
führten  nicht  zum  Ziele.  Neu  abgeschlossene  Verträge  befriedigten  nicht.  Die  theil- 
weiso  Anwendung  der  Rohstollzölle  nach  dem  Dccr.  v.  18.  Aug.  1872  fand  bei  den 
Industriellen  viel  Opposition  und  unterlag  selbst  dein  Vorwurf  der  Ungesetzlichkeit, 
weit  sie  im  Widerspruch  mit  dem  obengeu.  Art.  7  des  Ges.  v.  1872  stände.   IVr  Zoll- 
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.ertrag  des  lezteren  wurde  so  auf  l.s  Mill.  Frcs.  bochränkt.  Dies  geriugfugigf  finan- 
zielle Resultat  und  die  Leberzeugung  von  der  Undurchfuhrbarkeit  des  Gesetzes  fuhrt-  a 
dann,  nach  Thiers'  definitivein  Sturze,  zur  einfachen  Aufbebung  des  ganzen  C'iesetz»- 
(Ges.  v.  25.  Juli  1S73). 

§.320.  c)  Schifffahrtsgesetzgebung  und  Quai-Ab 
gäbe.  Die  hier  getroffenen  Massregelu  hatten  eine  ausgeprägtere 
protection  istische  Tendenz  als  die  soeben  besprochenen, 
besonders  zu  Gunsten  des  inländischen  Schiffbaues  und  der  fran- 
zösischen Flagge,  in  scharfer  Reaction  gegen  das  liberale  Gesetz 
Uber  die  Handelsmarine  von  1866  (S.  815). 

Das  Gesetz  v.  30.  Jan.  1872  führte  wieder  Zollzuschläge 
ftlr  Waaren  ein,  welche  unter  fremder  Flagge  (ausser  aus  den 
französischen  Colonieen)  importirt  werden,  machte  den  Zoll 
Zuschlag  für  aussereuropäisebe  Waaren  bei  der  Einfuhr  aus 
europäischen  Zwischenhäfen  (Entrepots)  allgemein,  er 
höhte  im  Interesse  des  heimischen  Schiffbaues  die  Zölle  bei  der 
Einfuhrung,  bez.  Franzisirung  fremder  Seeschiffe  gegen  den  Satz 
des  Gesetzes  von  1866  sehr  bedeutend  und  errichtete  wieder  ein 
allgemeines  Tonneugeld,  „für  die  Kosten  des  Quais"  — 
daher  „Quai-Abgabe"  genannt  —  für  Schiffe  jeder  Flagge, 
auch  der  französischen,  welche  aus  dem  Ausland  oder  aus  fran- 
zösischen Besitzungen  und  Colonieen  in  französischen  Häfen  an 
langen. 

Die  Flaggenzuschlage  waren  für  100  Kil.  bei  Einfuhren  aus  Europa  unJ 
Mittelinccrgebiet  3/t«  von  Aussereuropa  diesseit  Cap  Horn  und  Cap  der  guten  Hel- 
ming l'/t«  jenseit  dieser  Caps  2  Frcs.  p.  Tonne,  sollten  also  besonders  die  ,4ange' 
Fahrt  unter  französischer  Flagge  begünstige».  Bloss  Guano  war  von  diesen  Zuschlägen 
frei.  Der  neue  Zuschlag  für  Einfuhren  aus  Entrepots  war  3  Frcs.,  abgesehen 
von  den  Fällen,  wo  schon  höhere  derartige  Zuschläge  bestanden.  Beiderlei  Zuschlag* 
galten  auch  für  die  Einfuhr  in  Algier.  Der  Zoll  für  die  Franzisirung  frem- 
der Seeschiffe  (ausser  der  eigentlichen  Abgabe,  s.  u.  §.  327),  nach  deui  (Konven- 
tionaltarif mit  Oesterreich  nur  2  Frcs.  p.  Tonne,  wurde  jetzt  auf  40,  50  und  60  Vre*. 
p.  Tonne  für  ausgerüstete  Segelschiffe  erhöhl,  je  nachdem  sie  aus  Holz,  aus  Holz  und 
Eisen,  oder  ganz  aus  Eisen,  wozu  bei  Dampfschilfen  noch  der  Zoll  für  die  Maschine 
kam.  Der  Zoll  für  SchilMörper  war  30.  40  und  50  Frcs.  Zugleich  wurde  die  im 
Ges.  v.  10.  Mai  1806  gewährte  Zollfreiheit  für  Schilfbaumaterialien  beseitigt.  Di' 
„Quai-Abgabe"  endlich  wurde  auf  */t  Frc.  p.  Tunne  des  Gehalts  für  Ankaufte  au- 
Europa  und  Mittchneerbecken,  auf  1  Frc.  für  andere  Ankünfte  gestellt. 

Die  letztere  Massregel  war  lediglich  finanzieller  Art 
und  konnte,  da  sie  auch  die  französische  Flagge  traf,  unbeschadet 
der  aus  den  Handelsverträgen  hervorgehenden  Verpflichtungen 
sofort  ernstlich  durchgeführt  werden.  Sie  entsprach  einem  aus- 
drücklichen Vorbehalt  in  diesen  Verträgen  (britischer  Vertrag  von 
1800,  Art.  10,  o.  S.  812).  Der  wichtigste  protectionistisebe  Punct, 
die  Auflegung  von  Flaggen  zu  schlagen  bei  der  Einfuhr,  Hess 


Digitized  by  Google 


Zollten  u.  Tarifpolitik.    I.  Epoche  IsTt  ff. 


823 


sich  dagegen  uicht  durchfuhren.  Denn  hier  hinderte  der  Vertrag 
vom  11.  Dec.  18G6  mit  Oesterreich,  dessen  Bestimmungen  den 
anderen  Vertragsstaaten  nach  der  Meistbegllnstigungsclausel  zu 
Gute  kamen,  und  Oesterreich  weigerte  sich,  auf  diese  Rechte  zu 
verzichten  (S.  813).  Auch  die  höheren  Zölle  für  die  Franzisirung 
fremder  Schiffe  standen  mit  dem  österreichischen  Vertrage  in 
Widerspruch.  So  war  man  genöthigt,  auf  die  Durchführung  dieser 
Puucte,  wenigstens  bis  auf  Weiteres,  zu  verzichten,  und  hob  speciell 
durch  das  Gesetz  v.  28.  Juli  1873  die  Flaggenzuschläge  all- 
gemein wieder  auf,  zu  derselben  Zeit,  als  das  Gesetz  Uber  die 
Kohstoffzöllc  wieder  hatte  zurückgenommen  werden  müssen.  Es 
verblieben  nur  die  neuen  Zollzuschläge  für  die  Einfuhren  ausser- 
curopäischer  Waaren  aus  europäischen  Häfen  und  die  Quai- 
Abgabe,  welche  letztere  einige  finanzielle  Bedeutung,  7!/a  Mill.  Frcs. 
Ertrag,  gewann. 

Das  spätere  Gesetz  Uber  die  Handelsmarine  v.  29.  Jan.  1881 
kam  auch  auf  die  Flaggenzuschlüge  und  auf  die  höheren  Zölle  für 
die  Franzisirung  fremder  Schiffe  nicht  zurück.  Aber  es  suchte 
Schiffbau  und  Rhederei  auf  directe  Weise  zu  begünstigen.  Es 
gewährte  nemlich  an  Stelle  der  Zollfreiheit  für  Schiffbaumatcrialien, 
unter  dem  Titel  einer  „Ausgleichung  der  Belastungen,  welche  der 
Zolltarif  den  Erbauern  von  Seeschiffen  auferlege",  erhebliche 
Schiffbau -Prämien  und  ausserdem  französischen  Segel-  und 
Dampfschiffen  „in  langer  Fahrt"  unter  dem  Titel  einer  „Aus- 
gleichung der  Belastungen,  welche  der  Handelsmarine  durch  die 
Rccrntirung  und  den  Dienst  in  der  Kriegsmarine  aufgelegt  seien" 
zunächst  für  10  Jahre  jährliche  Schifffahrtsprämien.  Die 
allgemeinen  und  speciellen  Zoll  Zuschläge  für  die  „indirecte" 
Einfuhr  aussereuropäischer  Waaren  aus  europäischen  „Entrcpots" 
behielt  das  Zollsystem  von  1881  bei  und  regelte  ihre  Sätze  von 
Neuem,  den  allgemeinen  Satz  etwas  erhöhend,  die  speciellen  Sätze 
tbcils  erhöhend,  thcils  ermässigend,  mehrfach  nur  mittelst  Abrundung 
der  Beträge.  Ausserdem  ist  auch  eine  Reihe  von  europäischen 
Waaren  bei  indirecter  Einfuhr,  d.  h.  nicht  aus  dem  Prodnctions- 
lande  unmittelbar,  Zollzuscblägen  unterworfen. 

Die  Sch  iffbauprämien  sind  für  den  Bruttogehalt  bei  Schiffen  aus  Eisen  und 
Stahl  00,  aus  Holz  bis  zur  Grösse  von  200  Tonnen  10,  bei  grösseren  Schiffen  20,  bei 
„gemischten"  Schiffen  (aus  Eisen  und  Holzt  40  Krcs  p.  Tonne,  filr  die  Schiffsmaschinen 
und  zuftehöri^!  Apparate  ausserdem  12  Frcs.  p.  100  KU.  (<ies.  v.  issl,  Art.  4).  Die 
S  «• h  i  f  f  fah rtspräm ie n  betragen  bei  Schiffen  französischen  Baues  im  ersten  Jahre  für 
jede  Xettotonne  und  je  1000  durchlaufene  Meilen  1  Frcs.  und  nehmen  jährlich  um 
0.075  Frc.  bei  hölzernen  und  gemischten,  um  OO-Wrc.  bei  eisernen  Schiften  ab. 
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Bei  Schüren  fremden  Baues  unter  französischer  Flagge  ist  die  Prämie  halb  so  hoch 
Bei  Dampfschilfen,  welche  nach  vorher  von  der  Marinevcrwaltung  gebilligten  Plan-a 
gebaut  sind,  erhöht  sie  sich  um  15%  (Ges.  v.  1*>S1,  Art.  9).  Ausgenommen  von  dies<: 
Prämie  sind  die  für  kleine  und  grosse  Fischerei  bestimmten  Schiffe  und  Schiffe  toi 
Subvention.  Linien  sowie  für  Vergnügungszwccko  Schiire,  welche  Schifffahrtsprämi*  n 
gemessen,  müssen  die  Postcorrespondenz  unentgeltlich  befördern,  auch  können  sie  {\>-l 
alle  Handelsschiffe?)  im  Kriege  retpiirirt  werden  (Art.  10,  9i.  Siehe  auch  Decr.  - 
17.  Aug.  1SS1.  Statistisches  Uber  diese  Prämien  im  BulJ.  XV,  Ist).  Bis  Ende  1^ 
betrugen  die  liqnidirten  Schill  bauprämien  1G,G!>0,000  Frcs. 

Die  Tarife  für  die  Zuschlagzölle  bei  indirecter  Einfuhr  bilden  die  Tab.  ( 
u.  D  des  Zollgesetzes  von  1  SSI.  Eine,  bedeutendere  Höhe  haben  diese  Zuschlüge  bos 
bei  außereuropäischen  Colonialwaaren  aus  europäischen  Häfen  (S.  819),  doch  au  L 
z.  Th.  in  Folge  Erhöhung  gegen  früher,  im  Tarif  v.  188! ,  bei  einigen  andern,  z.  E. 
Seidenireweben ,  chin.  und  japan.  Porcellan,  Bronzen,  Möbeln.  Speciell  sind  hi-.r 
37  aussercuropische  W'aaren  genannt,  wovon  fünf  znschlagfrci.  Der  allgemeine  Zu- 
schlag für  „alle  anderen"  solcher  W'aaren  ist  'AM  Frcs.  p.  100  Kil  ,  früher  war  <*r 
3.12;  im  Conventionaltarif  haben  einige  davou  massigere  Sätze.  Der  Tarif  D  für  ds. 
indirecte  Einfuhr  europäischer  W'aaren  umfasst  20  Posten,  wovon  zwei  frei ;  meist  ge- 
wisse Rohstoffe.  Der  Zuschlag  ist  zwischen  3/4  und  5  Frcs.,  meist  2-3  Frcs.  f.  J 
Kil.  Die  übrigen  nicht  genannten  W'aaren  europäischen  Ursprungs  unterliegen  keLu-  n. 
solchen  Zuschlag.  In  der  Kegel  gilt  für  aussereuropäische  und  für  europäische  Waaiv. 
dieser  Zuschlag  bei  indirecter  Einfuhr  nach  dem  allgemeinen  Tarif  ebenso  g^gonui*: 
den  Vertragsstaaten,  da  die  Handelsverträge  meist  nichts  Anderes  oder  Ungünstiger- 
bestimmt  haben.  (S.  die  Noten  im  Bull.  IX,  p.  510— 5IS  zu  den  Tabellen  C  u.  1' 
des  Tarifs  v.  1  SSI.) 

Durch  ein  (ies.  v.  2.  Apr.  1SS9  ist  die  Schifffahrt  zwischen  Frankreich  u. 
Alsier  wieder  ausschliesslich  der  französischen  Flagge  vorbehalten  word 

d)  Ausfuhrzoll-Project.  Statistische  Abgabe.  In 
Verfolgung  ihrer  bandcls-  und  zollpolitischen  Gesichtspuucte  und 
Ziele  hat  die  Thiers'schc  Regierung  unmittelbar  nach  dem  Kriege 
auch  daran  gedacht,  durch  Ausfuhrzölle  wieder  grössere 
Summen  für  den  Staatsschatz  flüssig  zu  machen,  auch  hierin  gegeu 
die  Politik  des  kaiserlichen  Regiments  reagirend.  Man  dachte  au 
einen  Ertrag  von  15  Mill.  Frcs.  aus  einem  kleinen  allgemeinen 
Ausfuhrzoll  (1  °/0  vom  Werth)  und  aus  höheren  Ausfuhrzöllen  für 
einige  französische  Stapclartikcl ,  besonders  Weine  und  Brannt- 
weine. ,,Die  ersteren  würden  leicht  vom  Handel  mitgetragen,  die 
letzteren  vermeintlich  auf  den  fremden  Bezieher  oder  Consumenten 
überwälzt  werden  können."  Indessen  war  dies  bei  der  Natur  der 
französischen  Waaren  und  bei  der  Concurrenz  mit  anderen  Pro 
ductionsländern  doch  zweifelhaft.  Jedenfalls  opponirten  die  fran- 
zösischen Exportinteressenten,  das  Project  fiel  (1871).  So  verblieh 
es  bei  dem  bestehenden  System,  das  die  Ausfuhr  zollfrei  Hess,  von 
Papierfabrikationsmaterialien  (Lumpen  u.  dgl.)  abgesehen  (S.  810). 
Im  Zolltarif  von  1881  sind  dann  auch  diese  letzten  Ausfuhrzölle 
fortgefallen. 

Das  Projek  t  von  1*71  wollte  Wein  im  Fass  mit  1  Frc.  p.  Hectoliter,  in  Flasche:, 
mit  5  Cent,  p  Hasche,  Champagner  mit  20  Cent,  belegen,  Branntwein  mit  2  Frc». 
p.  Herl,  im  Fass,  20  Cent.  p.  Flasche,  Liköre  25  Cent.  p.  Flasche,  ausserdem  Ei*r 
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Tafelfrüchte,  Oelkuchen,  Hunde  starker  Ra<;c.  Alle  anderen  uicht  benannten  Waaren, 
die  keinen  Kiickzoll  genossen,  1  %  v°m  Werth  (nach  dein  Werth  in  der  Handelsstati- 
stik, vorbehaltlich  der  Umwandlung  in  speeifisebe  Sätze  durch  Decrete).  (S.  Anif  LI, 
2bT>,  Amagat  p.  373  ff,  Mathieu-Bod et  1,  35).  —  „Hunde  starker  Uace.  bei  Aus- 
fuhr über  die  Landgrenze"  hatten  schon  bisher  einen  Ausfuhrzoll  (zuletzt  0.25  Frcs. 
p.  Stück  im  allgemeinen,  6  Frcs.  im  Conv.-Tarif)  entrichtet  Im  Tarif  von  1881  ist 
an  Stelle  dieses  Ausfuhrzolls  das  Ausfu hrverbot  getreten  (Zusammenhang  auch  mit 
zulltechuischen  Momenten ,  da  solche  Hunde  gern  zum  Schmuggel  benutzt  werden). 
Dies  Verbot  ist  in  normalen  Zeiten  jetzt  ausser  dem  bcstchengcblicbeiien  der  Ausfuhr 
von  Nachdrucken  das  einzige  noch  geltende  des  franzosischen  Zollrcchts.  —  Der  Er- 
trag der  Ausfuhrzölle  war  zwischen  1870  —  80  220  —  517,000,  meist  250  —  400,000 
Frcs.  jahrlich. 

Als  eine  Art  Ersatz  des  fallengelassenen  Projects  des  Ausfuhr- 
zolls wurde  dagegen,  ausschliesslich  aus  finanzpolitischen 
Erwägungen,  unter  der  Motivirung  einer  „Deckung  der  Kosten  der 
Handclsstatistik"  eine  eigene  kleine  statistische  Abgabe 
(droit  de  statistique  comraerciale)  auf  alle  ein-  und  ausgeführten 
Waaren  gelegt  (Gesetz  v.  22.  Jan.  1872,  Art.  3).  Der  weitere, 
übrigens  anfechtbare  Gedanke,  dass  gerade  die  Kaufleute  an  dieser 
Handclsstatistik  ein  besonderes  Interesse  hätten,  spielte  dabei  mit. 
Richtiger  ist  die  Begründung  einer  solchen  Abgabe  mit  dem  Interesse 
der  Handclsstatistik  selbst,  da  die  Pflicht  der  Abgabezablung  als 
solche  zur  Beschaffung  besseren  Urmaterials  mit  die  Handhabe 
giebt.  Die  Abgabe  bringt  immerbin  63/4  Mill.  Frcs.  ein  und  somit 
wohl  sicher  mehr  als  die  Kosten  jener  Statistik  betragen. 

Der  Satz  ist  10  Cent,  für  jedes  selbständige  Stück  (in  Colli,  Fass,  Kiste,  Sack, 
andrer  zusammen  fassender  Verpackung)  oder  10  Cent,  für  1000  Kil.  oder  für  1  Cubik- 
meter  der  entsprechenden  Massen  waaren,  auch  10  Cent.  p.  Stück  Vieh,  ohne  Zuschlag - 
rentimen,  einerlei  welches  die  Herkunft  oder  Bestimmung.  Die  Abgabe  traf  also  auch 
den  Verkehr  mit  den  Vertragsstaaten  und  hat  sich  hier  durchsetzen  lassen,  obwohl 
l>riu.  ipiell  ein  Widerspruch  möglich  war,  der  bei  der  Kleinheit  der  Abgabe  aber  iu 
<len  meinen  Fallen  kein  erhebliches  practisches  Interesse  hatte.  Der  Ertrag  war  schon 
1>72  5.07  Mill.  Frcs.  und  stieg  dann  allmälig,  fast  ununterbrochen ,  bis  auf  0.80  in 
tVvJ,  0.72  Mill.  iu  1SS7. 

§.  321.  e)  Der  Zolltarif  von  1881  und  neue  Handels- 
verträge. Nach  dem  misslungenen  Zollreform- Versuch  von  1872 
verblieb  es  im  ersten  Jahrzehnt  nach  dem  Kriege  im  Wesentlichen 
bei  den  früheren  allgemeinen  und  bei  den  Conventionaltarifen,  von 
der  Erhöhung  der  Finanzzölle  (§.  319)  und  der  neuen  allgemeinen 
Zollerhöhung  von  4";«  durch  Gesetz  v.  30.  Dec.  1873  abgesehen, 
welche  letztere  aber  auf  die  in  den  Vertragstarifen  aufgezählten 
Waaren  nicht  anwendbar  war.  Mittlerweile  liefen  die  bestehenden 
Handelsverträge  ab  oder  konnten  gekündigt  werden,  so  dass  von 
Anfang  1879  an  freie  Hand  für  den  Abschluss  neuer  Verträge  und 
für  grössere  und  practisch  allgemein  durchführbare  Tarifreformen 
erlangt  wurde. 
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Man  benutzte  diese  Zeit  für  die  Vorbereitung  eines  umfassenden 
neuen  Zolltarifsystems,  auch  mittelst  einer  neuen  Enquete  Uber  die 
wirtschaftlichen  Bedingungen  und  Grundlagen  des  Tarifs.  Im 
Gesetz  v.  7.  Mai  1881  wurde  darauf  ein  neuer  allgemeiner 
Zolltarif  fUr  Ein-  und  Ausfuhr  (Tabelle  A  und  B)  gegeben, 
welchem  in  besonderen  Tabellen  (C  und  D)  die  bereits  besprochene 
Zuschlagzölle  bei  der  indirecten  Einfuhr  aussereuropäische; 
und  europäischer  Artikel  und  in  einer  weitereu  Tabelle  (E)  die 
Zölle  und  Zollbefreiungen  von  Erzeugnissen  französischer  Colonieen 
uud  Besitzungen  bei  der  Einfuhr  in  Frankreich  beigefügt  wurden. 

Inzwischen  wurden  die  abgelaufenen  Handelsverträge  auf  kurze 
Fristen  mehrmals  verlängert  und  Vorbereitungen  für  den  Abschlug 
neuer  Handelsverträge  mit  den  meisten  bisherigen  Vcrtragsstaatei 
getroffen.  Daraus  gingen  in  den  Jahren  1881—82  neue  Handels- 
verträge mit  Belgien,  Italien,  Portugal,  Schweden  und 
Norwegen,  Spanien  und  der  Schweiz  (S.  788)  hervor,  ir 
denen  Tarifstipulationen  enthalten  waren.  Aus  der  Ver 
einigung  der  letzteren  bildete  sich  ein  neuer  Conventional 
tarif,  welcher  ausser  für  die  genannten  dann  auch  für  andere 
Staaten  nach  der  Meistbegünstigungsclausel  in  Kraft  trat,  nenilich 
durch  einen  neuen  Handelsvertrag  mit  blosser  Meistbegünstigung* 
clauscl  für  Oesterreich-Ungarn  (18.  Febr.  1884)  und  Gross 
britannien  (28.  Febr.  1882),  ferner  für  das  Deutsche  ReicL 
auf  Grund  des  Frankfurter  Friedensvertrags  (S.  787).  Ausserdem 
galt  dieser  Conventionaltarif  nach  älteren  Verträgen  für  die  Übrige: 
europäischen  Staaten,  d.  h.  für  alle  ausser  Dänemark, 
Griechenland  und  die  Niederlande.  Die  letzteren  haben 
später  aber  noch  einen  eigenen  Handelsvertrag  mit  einem  Special 
tarif  für  wenige  Waaren  mit  Frankreich,  im  Uebrigen  auf  der  Basis 
der  Behandlung  nach  dem  Fusse  der  meistbegünstigten  Nation,  ab 
geschlossen  (19.  Apr.  1884).  Mit  auss ereuropäischen  Staaten 
hat  Frankreich  keine  Tarifverträge. 

In  der  deutschen  amtlichen  Ausgabe  der  Zolltarife  (Suppl.- Rand  zum  Deutsch 
IlandclsArch.  1SS4)  sind  bei  den  einzelnen  Positionen  in  dem  französischen  Venra^: 
tarif  die  einzelnen  Vertragsstaaten  genannt,  denen  die  „Tarifconcessiou"  vertrat 
massig  gemacht  ist,  —  ein  für  Deutschland  wichtiger  Punct  tS.  7S7).     Die  net 
Handelsverträge  u.  A.  auch  in  der  Fortsetzung  von  Martens'  Kccucil  de  traite^,  \<r 
J.  Hopf,  bes.  Serie  LI,  vol.  b  u.  5h 

So  wurde  im  Ganzen  principiell  an  dem  „napoleonischet 
System  der  Handelsverträge"  auch  später  nicht  viel  geändert.  Der 
nene  allgemeine  Tarif  gilt  wie  der  alte  für  den  Handelsverkehr 
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mit  Staaten,  mit  denen  keine  Verträge  bestehen,  bezw.  für  die  Ein- 
fuhr von  Erzeugnissen  dieser  Länder,  sodann  für  die  im  Conven- 
tionaltarif  nicht  vorkommenden  Waaren.  Prac tisch  ist  der 
Unterschied  von  früher  indessen  etwas  grösser,  aber  auch  nicht 
eben  sehr  bedeutend,  was  für  die  Bewährung  des  Vertragssystems 
spricht. 

Der  neue  Konventionaltarif  uinfasst  nicht  so  viele  Waaren  als  der  alte,  so  dass 
der  allgemeine  Tarif  wieder  zu  weiterer  Anwendung  gelangt,  auch  gegenüber  den 
Vertrags-  und  den  ihnen  gleichgestellten  Staaten.  Indessen  sind  mehrfach  da,  wo 
besondere  Yertrajjszölle  furtiielen,  die  Sätze  des  allgemeinen  Tarifs  auf  die  des  früheren 
Konventionaltarifs  herabgesetzt.  Bisweilen  haben  auch  bilanzielle  Rücksichten  die  Nicht- 
aufnahme von  früheren  Koiivenüonaltarifpostcn  in  den  neuen  Konventionaltarif  ver- 
anlasst. 

Im  Ganzen  ist  in  dem  neuen  Tarifsystem  das  Finanz - 
interesse  an  höheren  Zöllen  in  geeigneten  Fällen  mehr  berück- 
sichtigt worden,  so  im  allgemeinen  Tarif,  besonders  bei  den 
Colonialwaaren ,  wo  die  Erhöhungen  des  J.  1871  im  Wesentlichen 
verblieben  sind  (S.  821),  aber  auch  sonst  mehrfach  in  diesem  Tarif 
und  mitunter  auch  im  Conventionaltarif. 

S.  die  Verglcichung  der  einzelnen  Satze  der  alten  und  neuen  allgemeinen  und 
Konventionaltarife  in  Bull.  IX,  45911*.  und  XI,  503  ff.  Beispiele:  die  neuen  wieder 
etwas  höheren  Vieh-  und  Klcischzöllo  (s  §.  322),  welche  jetzt  auch  für  die  Vertrags- 
staaten gelten,  die  Zölle  auf  Eier,  Butter;  die  Erhöhung  des  Branntweinzolls  im 
Conventionaltarif  durch  Gleichstellung  mit  dem  doppelt  so  hohen  Satze  im  allgemeinen 
Tarif.  Der  bilanziell  wichtige  Stcinkohleuzoll  ist  im  allgemeinen  Tarif  auf  den 
Satz  des  Konventionaltarifs  (12  Cent.  p.  1ÜÜ0  KU.)  reducirt. 

In  handelspolitischer  Hinsicht  ist  der  neue  allgemeine 
Tarif  gegen  den  früheren  ziemlich  durchweg  zu  einem  rationellen 
►Schutz Zolltarif  ohne  Prohibitionen  und  mit  massigeren, 
wenn  auch  nicht  niedrigen  Zollsätzen  umgebildet  worden. 

Bei  den  Zöllen  auf  Halbfabrikate  und  Fabrikate  geschah  das  gewöhnlich 
in  der  Weise,  dass  die  Sätze  des  alten  Konventionaltarifs  mit  geringen  Veränderungen  in 
den  neuen  allgemeinen  Tarif  übergingen.  Das  Tarifsystem  der  napoleouischeu  Ver- 
trage hat  auch  dadurch  eine  bemerkenswerthe  Anerkennung  gefunden.  Die  Rohstoffe 
sind  zollfrei  geblieben,  Stoffe  in  den  ersten  Verarbeitungsstufen  es  mehrfach  geworden 
oder  mit  massigen  Zöllen  belegt.  Die  —  besonders  bei  Baumwoll-  und  Wollgarnen 
und  Geweben,  einigen  Metall  waaren,  chemischen  Producten  u.  a.  m.  —  uoch  verblie- 
beneu, wenn  auch  durch  den  Conventionaltarif  gegenüber  den  meisten  Industriestaaten 
grösstentheils  unpractisch  gewordenen  Einfuhrverbote  des  alten  allgemeinen  Tarifs 
sind  jetzt  auch  im  allgemeinen  Tarif  fast  durchaus  beseitigt  und  durch  speeifische 
Einfuhrzölle  ersetzt,  hie  und  da  ist  die  Einfuhr  selbst  zollfrei  geworden  (Beispiele  in 
der  Kategorie  der  chemischen  Productc).  Einfuhrverbote  bestehen  für  gewöhnlich  nur 
noch  für  die  Monopolartikel,  für  Spielkarten,  Kriegswaffen  und  gewisse  Geschosse, 
Kupfermünzen  ausser  Cours.  An  die  Stelle  von  Werthzöllen,  wo  sie  hie  und  da 
im  allgemeinen  Tarif  noch  vorkamen,  z.  B.  bei  Möbeln  und  Holzwaaren,  sind  spe- 
eifische getreten. 

Man  kann  diese  Aenderungen  alle  nur  als  zweckmässige  und 
richtige  bezeichnen,  wenn  man  sich  einmal  auf  den  auch  der  neuen 


Digitized  by  Google 


82*        «- B.  2.  K.  Steuorrecht.  l.  H.-A.  2.  A.  Frankreich.  §.321,322. 


Tarifbildung  zu  Grunde  liegenden  principicllen  handelspolitisches 
Gesicbtspunct  „gemässigten  Schutzzolls"  stellt.  Auch  das  Finani- 
intercsse  möchte  im  Ganzen  dabei  gut  gefahren  sein,  jedenfalls 
besser  als  bei  dem  früheren  allgemeinen  Tarif,  wennschon  vooi 
finanziellen  Standpunct  aus  eine  weitere  Ermässigung  der  vielfach 
immer  noch,  besonders  bei  feineren  Qualitäten  der  Fabrikate,  recLi 
hohen  Schutzzölle  auch  des  neuen  allgemeinen  Tarifs  zu  wünschen 
gewesen  wäre. 

Ein  sehr  umfassendes  und  ins  Specielle  gehendes,  zahlreiche 
Zollposten  und  einzelne  Positionen  enthaltendes  Actensttlck  ist 
freilich  auch  der  neue  allgemeiue  Tarif  geblieben.  Er  zählt  bei 
der  Einfuhr  immer  noch  579  Nummern,  darunter  allerdings  zahl 
reiche  Artikel  als  „zollfrei"  mit  gerechnet,  aber  anderseits  bei 
vielen  Nummern  mit  mehreren,  besonders  bei  Gespinnsten  und  Ge 
weben  mit  sehr  vielen  Positionen.  Der  Unterschied  mit  deo; 
heutigen  britischen  Tarif  ist  auch  in  dieser  Hinsicht  ausserordentlich 
gross  geblieben. 

Die  ungemein  weitgehende  (jualitätsspccialisiruug  der  specHischen  Zölle  drs  alte;. 
Conventionaltarifs  bei  (lespinnsten  uiid  (feweben  ist  in  den  neuen  allgemeinen  Tan: 
übergegangen.  Mohrfach  sind  dabei  die  Sätze  des  Conventionaltarifs  ein  wenig  um- 
geändert, öfters  etwas  erhöht  worden,  namentlich  bei  den  feinsten  Qualitäten.  Di 
entspricht  aber  dem  leitenden  (iesichtspunet  des-  französischen  Tarifsystems.  Schwierig- 
keiten bei  der  practischen  Anwendung  eines  solchen  Tarifs  im  Zolldienst  sind  dab- 
freilich  unvermeidlich. 

Der  neue  Con ventionaltarif  unterscheidet  sich  von  dem 
alten  Conventionaltarif  und  folglich  auch  von  dem  neuen  allgemeiner. 
Tarif  viel  weniger  als  letzterer  von  dem  alten  allgemeinen,  besonder;1 
in  Betreff  der  Höhe  der  Sätze. 

Hei  den  vornemlich  in  Betracht  Kommenden  Zöllen  für  Halb-  und  Gani- 
fabrikate,  besonders  in  der  Textilbranche,  sind  die  Sätze  das  früheren  Tar:t> 
ineist  unverändert  beibehalten  oder  haben  nur  kleine  Veränderungen  erfahren,  letzter 
Kalls  regelmässig  kleine  Ermässigungen.  Doch  fehlen  auch  Erhöhungen  im  neuej. 
gegen  den  alten  Conventionaltarif  nicht  ganz,  z.  B.  bei  gewissen  feineren  Baninwolf- 
geweben  und  Baumwollsammct.  Mitunter  ist  selbst  an  Stelle  der  Zoll  frei  hei  t  iu 
früheren  ein  nicht  unbedeutender  Zoll  im  neuen  Conventionaltarif  getreten,  so  b-j. 
Farbstoffen  aus  Stein kohlcntheer. 

Das  Wichtigste  war  auch  hier  die  Umwandlung  der  früheren 
noch  mehrfach  verbliebenen  Wcrthzbllc  in  zum  Theil  allerdings 
ziemlich  hohe  speeifische  Zölle,  welche  jedoch  hinter  den  Sätzen 
des  neuen  allgemeinen  Tarifs  mehrfach  erheblich  zurückbleiben, 
mitunter  diesen  aber  auch  nur  gleichstehen. 

Leinwand,  feinere  Baumwoll-,  Wollgewebe,  einig«  Ledcrwaaren.  Möbel  und 
andere  Holzwaareu,  musikalische  Instrumente  u.  a.  in. 
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Anf  diese  Weise  herrscht  in  dem  neuen  Tarifsystem,  princi- 
piell  und  rechtlich  betrachtet,  eine  erheblich  grössere 
Gleichmässigkeit  in  den  Zöllen  für  die  Einfuhr  vou  Waaren 
aus  den  begünstigten  und  aus  den  Übrigen  Ländern  als  in  dem 
1860  begründeten.  Daher  ist  das  Interesse,  an  der  Begünstigung 
Theil  zu  nehmen,  ein  weniger  starkes  als  früher  geworden. 
Practisch  genommen  hat  sieh  dagegen  nicht  so  viel  verändert, 
weil  eben  für  die  Einfuhr  von  Halb-  und  Ganzfabrikaten  auch 
schon  vordem  fast  nur  die  durch  Handelsverträge  begünstigten 
Länder  bedeutenderer  industrieller  Entwicklung  in  Betracht  ge- 
kommen sind.  Berücksichtigt  man  das,  so  ergiebt  sich,  dass  der 
Fortschritt  zu  massigeren  Schutzzöllen  nach  den  vornemlich  mass- 
gebenden Conventionaltarifen  bemessen  in  der  Periode  nach 
1881  verglichen  mit  derjenigen  nach  1860  nicht  gerade  bedeutend 
war,  aber  dass  doch  ein  Fortschritt  in  dieser  Richtung,  kein 
Rückschritt  zu  schärferem  Schutzzoll  erfolgt  ist.  Der  grosse 
Fortschritt,  welcher  durch  das  Handelsvertragssystem  im  J.  1860 
gegen  das  bis  dahin  geltende  Tarifsystem  gemacht  ist,  wurde  also 
erhalten  und  etwas  weiter  geführt,  —  trotz  der  politischen  Wendung, 
welche  die  Jahre  1870—71  brachten.  Indem  der  alte  Conventional- 
tarif  aber  sogar  die  Grundlage  des  neuen  allgemeinen  bei  Haib- 
und Ganzfabrikaten  wurde,  ist  eben  nunmehr  das  1860  inaugurirte 
„liberalere"  handelspolitische  System  aus  einer,  wenn  auch  weit 
umfassenden  Ausnahme  zur  generellen  Regel  für  den  gesammten 
Einfuhrhandcl  geworden.  Die  vielfach  so  scharf  angegriffene 
Handelspolitik  Napoleon  s  III.  hat  so  in  der  That  eine  bemerkens- 
werthe  Genugthuung  durch  die  geschichtliche  Entwicklung  erfahren. 
Der  Fehler  einer  zu  geringen  Beachtung  der  finanziellen  Iuter- 
essen  beim  Zollwesen  hat  aber  zugleich  seine,  nicht  schwierige, 
Berichtigung  gefunden. 

Der  Zucker  ist  neuerlich  unter  den  Normen  der  allgemeinen  Zu<kersteuer-Gesetz- 
gobung  (§.  207)  gebliehen.  Der  neue  Conventionaltarif  gewahrt  nur  bei  raflinirtem 
und  ihm  gleichgestellten  rohen  Zucker  eine  Ermässigung  (zunächst  an  Dclgieii)  von 
•i'/a  u-  ä'/a  Frcs.  gegen  den  allgemeinen  Tarif  v.  1881,  (48  u.  51  gegen  50 '/s  u. 
5tt'/a  Itcs.j.  —  Ein  paar  Tarifänderungcn  gegeu  die  Satze  des  allgemeinen  Tarifs  v. 
1881  brachte  filr  wenige  Artikel  (u.  a.  Salz)  das  Ges.  v.  5.  April  1884,  auch  das  v. 
V.l.  Apr.  1889. 

§.  322.  f)  Neue  agrarische  Schutzzölle.  Von  all- 
gemeinerer handels-  und  zollpolitischer,  sowie  nach  dem  Erfolg, 
wenngleich  nicht  nach  dem  eigentlichen  Zweck ,  auch  von  iinan- 
zieller  Bedeutung  ist  dann  seit  dem  Erlass  des  neuen  Tariis  nur 
die  Rückkehr  zu  höheren  agrarischen  Schutzzöllen  ftir 
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Getreide  und  Vieh  im  J.  1885  geworden.  Die  Gründe  dafür  liegec 
in  dem  bekannten  Preisdruck,  welchen  die  west-  und  mittelem-^ 
päischen  Agrarproducte  durch  die  vermehrte  Concurrenz  Uber 
seeischer,  namentlich  nordamerikanischer,  indischer  und  osteuro 
päiscber,  besonders  russischer  Producte  in  neuester  Zeit  erfahret 
haben.  Auf  die  schwierige  Frage,  ob  zu  diesem  Behüte  neue  oder 
erhöhte  Schutzzölle  in  Frankreich  wie  anderswo,  speciell  in  Deutsch 
land,  berechtigt  waren  und  auf  die  ebenfalls  schwierige  Frage 
nach  den  Wirkungen  dieser  Zölle  kann  hier  nicht  näher  eingegangen 
werden.  Genug,  dass  die  genannten  Zölle  wieder  ein  wichtiger 
nnd  auch  finanziell  bedeutsamer  Theil  des  bestehenden 
französischen  Zollwescns  geworden  sind.  Beachtenswerth  ist  dabei, 
dass  die  neuen  Getreidezölle  nur  als  höhere  feste  Zölle,  wie 
seit  1861,  nicht  nach  dem  früheren  System  problematischen  Werth;' 
demjenigen  der  „gleitenden  Scala",  festgesetzt  worden  sind. 

Die  Zolle  des  allgemeinen  Tarifs  v.  1SM  waren  für  Getreide  fast  dieselben  «i 
die  vorher  bestehenden,  für  Vieh,  bes.  Ochsen,  schon  etwas  orhöht,  aber  doch  noch 
wesentlich  nur  Finanzzölle.  Iui  alten  und  neuen  Konventionaltarif  fast  durchweg  die- 
selben Sätze  wie  im  allgemeinen  Tarif.  Durch  die  üeset/.c  vom  2S.  März  1SS5  uoJ 
21).  Mär/,  und  5.  April  1SS7  sind  dagegen  wesentlich  höhere  Zölle,  der  Absicht  uarb 
agrarische  Schutzzölle,  wenn  auch  von  fraglicher  Wirkung  in  dieser  Hinsicht  cin?t- 
treten.    Neue  Erhöhungen  sind  geplant  u.  18*0,  s.  u.).    Die  Tarife  verändern  ü 

sieh  folgende rmasseu : 


Allgemeiner  Tarif 

Ges. 

Ges. 

alter 

v.  1SS1 

v.  1SS5 

v.  1SS7 

Frcs. 

Frcs. 

Frcs. 

Frcs. 

p.  100  KU.: 

0.60 

'».00  6.60 

5.00 

.,          „      Mehl     .  . 

.    .    1 .25 

1.20 

0.00  0.50 

8.00 

Anderes  Getreide,  Körner  . 

.    .  Frei 

Frei 

1.50  5.10 

3.00 

,,           „       Mehl  . 

.    .  Frei 

Frei 

Frei  Frei 

Unverän.l. 

.    .  Frei 

Frei 

1.00  5.50 

Unveränd. 

1.20 

~5~50~ 

S.00 

Grütze,  Graupen  u.  dgl.  .  . 

.    .  1.25 

1.20 

5  50 

S.00 

0.00 

Unveränd. 

8.00 

0.00 

Unveränd. 

S.00 

p.  Stuck: 

15.00 

25.00 

3S.00 

S.00 

1 2.00 

20.0*1 

.    .  3.74 

*00 

12.00 

Unveränd. 

.    .  1.25 

5.00 

S.00 

Unveränd. 

1.50 

4  00 

SOO 

2.00 

3.00 

5.00 

0.50 

1.00 

Unveränd. 

Böcke,  Ziegen,  Zicklein  .  . 

.    .  Frei 

0.50 

1  00 

Unveränd. 

.    .  031 

.«.00 

6.00 

Unveränd. 

0.50 

1.00 

Unveränd. 

p.  100  Kil.: 

3.00 

7.00 

12.00 

4.50 

S.50 

Unveränd. 
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Der  Zoll  für  Weizen  jrilt  auch  fur  Spelz  und  Miscbkorn.  „Anderes"  (ietreide 
umfasst  Koggen,  (J erste,  Hafer,  Mais,  Buchweizen.  Die  Erhöhung  des  Zolls  gilt  aber 
im  Ges.  v.  1N>5  nur  für  Koggen,  Gerste  und  Hafer  und  die  weitere  im  Ges.  v.  1S87 
nur  für  Hafer.  Von  den  im  Ges.  v.  1SS5  unterschiedenen  2  Zöllen  gilt  der  erste, 
niedrigere,  fur  europäisches  und  direct  von  Aussereuropa  eingeführtes,  der  zweite, 
höhere,  fur  aussereuropüisches  aus  europäischen  Zwischenhäfen  eingeführtes  Product. 
Juugst  ist  durch  Ges.  v.  16.  Apr.  1*89  auch  der  Zoll  für  Koggen  weiter  erhöht:  auf  'A  u. 
»'».60  Frcs.  uiach  dem  gen.  Herkunftsunterschied)  u.  für  Mehl  auf  5  u.  S  60  Frcs.  — 
Kür  Getreide  und  übrige  eingeführte  Producte  gilt  bei  der  Einfuhr  aus  den  Vertrags- 
und begünstigten  Staaten  der  allgemeine  Tarif,  bis  auf  Nudeln,  wo  Italien  den  halben 
Zoll  (3  Eres)  im  Conventionaltarif  hat,  was  aber  zeitweilig  durch  den  Handelskrieg 
zwischen  Frankreich  und  Italien  suspendirt  ist.  Bei  Vieh  besteht  nur  für  Spanferkel 
unter  S  KU.  Gewicht  Zollfreiheit  im  Conventionaltarif  (Belgien),  die  Erhöhung  des  Zolls  in 
1 SS5  bezieht  sich  nur  auf  schwerere  Ferkel.  Für  sonstiges  Vieh  kommt  auch  gegen  die 
Vertragsstaaten  der  allgemeine  Tarif  zur  Anwendung.  Für  frisches  und  gesalzenes 
Fleisch  ist  im  Conventionaltarif  gegenüber  mehreren  Staaten  der  allgemeine  Tarifsatz 
besonders  aufgenommen,  so  dass  die  Zollerhöhuug  gegenüber  den  begünstigten  Staaten 
nicht  Platz  greift  Eine  amtliche  Uebersicht  der  französischen  Getreidezoll -Gesetz- 
gebung und  der  Zollerträge  von  17'.U  — 1SS5  im  Bull.  XIX,  413. 

Die  Zollerträgnisse  zeigen  bei  Getreide  deutlich  den  Ein- 
fluss  dieser  Zollerhöhungen,  bei  Vieh  kaum. 

§.  323.  g)  Finanzielle  Ergebnisse  des  Zollwesens 
seit  dem  Kriege.  Wie  die  folgende  Uebersicht  des  Näheren 
zeigt,  sind  diese  sehr  günstige  gewesen,  so  dass  die  Zollcrträge  in 
dieser  neuesten  Periode  absolut  und  relativ  viel  bedeutender  für 
die  Finanzen  ins  Gewicht  fallen  als  in  einer  der  früheren  Epochen. 
Der  bei  Weitem  grösstc  Theil  der  vermehrten  Einkünfte  kommt 
natürlich  auf  die  Einfuhrzölle,  aber  auch  die  statistische  Ab- 
gabe und  das  neue  Tonnengeld  (Quai -Abgabe)  haben  zu  dem 
günstigen  Resultat  beigetragen.  Dasselbe  ist  ausserdem  durch  das 
relativ  gegen  dasjenige  der  Roherträge  viel  geringere  Anwachsen 
der  Verwaltungskostcn ,  die  Geringfügigkeit  der  noch  bezahlten 
eigentlichen  Ausfuhrprämien  und  den  Fortfall  der  Disconten  bei 
Baarzahlungen  der  Zölle  und  der  Salzsteuer  (seit  1875)  für  den 
Reinertrag  der  Zollverwaltung  noch  weiter  verbessert  worden. 
An  der  Steigerung  des  Ertrags  der  Einfuhrzölle  sind  die  im  Zoll- 
satz so  stark  erhöhten  eigentlichen  Finanzzoll -Artikel,  besonders 
der  Kaffee,  dieser  jetzt  mit  100  Mill.  Ertrag,  das  Petroleum 
zumeist  betheiligt,  aber  auch  andere  Artikel,  vornemlich  die 
Cerealien  und  unter  den  neueren  Verhältnissen  des  französischen 
Weinbaues  (S.  654)  der  Wein,  haben  zu  der  Steigerung,  besonders 
in  den  letzten  Jahren,  wesentlich  beigetragen. 

Somit  hat  sich  die  aus  zwingenden  finanziellen  Gründen 
eingeschlagene  Handels-  und  Zollpolitik  und  das  Maasshaltcn  in  der 
Schutzzollpolitik  finanziell  gut  bewährt. 
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Die  folgende  Uebersicht  schliesst  sich  den  früheren ,  namentlich  der  auf  S.  S[f 
aus  der  letzten  Periode  an.  Das  für  die  früheren  benutzte  Tabl.  goner.  geht  nur  l 
1S72.  Die  Daten  für  die  folgenden  Jahre  sind  den  Tabellen  von  Faure  p.  löoi 
195,  1J)S  und  den  Zusammenstellungen  der  Zollerträge  im  amtl.  Tabl.  de  comoer.- 
und  darnach  im  Bull.  ^XXV.  428  zuletzt,  f.  1SS7,  und  frühere  Bande)  entnomm:. 
und  möglichst  so,  wie  die  früheren,  gruppirt  worden.  Eine  Uebersicht  der  Kok- 
nahmen  (incl.  Salz)  und  Kosteu  v.  1791  —  lf>S">  im  Bull.  XXI,  48S  (s.  o.  S.  6U»i,  ü 
ciuigen  Zahlen  etwas  abweichend  vom  Tabl.  güncr. 


K  i  n  n  a  h  m  c 

Einfuhrzölle 

Zus. 

Ausf.- 

Schifft-  Statist.  Ver- 

Summe 

Sata>t 

Mill.  Frcs. 

Allgein. 

Zucker 

Zölle 

Abg. 

Abg.  schied. 

1809 

71.04 

48.64 

120  28 

0.16 

0.31 

1.58 

122.31 

22> 

1S70 

79.71 

45.50 

135.21 

0.26 

0.25 

1.39 

127.10 

23.70 

1871 

104.22 

51.62 

155.84 

0.38 

0.26 

1.52 

158.00 

24.09 

1S72 

98.15 

47.62 

145.77 

0.47 

3.61 

5.67 

2.58 

158.10 

23.47 

1873 

148.76 

69.36 

218.12 

0.34 

4  42 

5.50 

3.56 

231.94 

25.1*2 

1SS0 

243.07 

87.53 

331.20 

0.52 

7.23 

6.50 

3.72 

349.1  S 

18.27 

1SS1 

206.72 

60.64 

327.36 

0.10 

7.67 

6.5S 

3.74 

345.45 

19.67 

18S5 

267.91 

100.69 

368.60 

7.35 

6.45 

3.79 

3S6.19 

2X33 

1SS7 

295.72 

38.80 

334.52 

8.1S 

6.72 

5.16 

354.5S 

21.9* 

Ausgabe 
Mill.  Frcs. 


Regie- 
kosten 


Non-valcurs 


Anderes 


Reinertrag 
Zölle 


Zolle 


Salzst. 
115.37 
121.90 
152.S6 
149.73 
224.82 
334.42 
337.46 
386.32 
343.22 


%  der  Kegiekosti'j 
vom 

Rohertr.  Keinertr. 


19.0 
18.25 
15.0 
16.33 
11.70 
S.30 
S.50 
7.50 
8.30 


19.33 
1S.33 
1 5.50 
16.50 


1869  27.6*       0.23       1.33  92.09 

1870  27.45       0.17        1  29  9S.20 

1871  27.58       0.15       1.60  128.77 

1872  29.39       0.16       2.29  126.20 

1873  30.16  0.23  c.  2.55  19S.90 
18S0  31.37  0.16  c.  1.50  316.15 
1881  29.43  0.17  c.  1.50  317.79 
1SS5  31.50  c.  0.2  c.  1.50  352.99 
1887       c.  31.15    c.0.2     c.  2.00  321.23 

Die  mit  „circa"  bezeichneten  Zahlen  sind  bei  den  Regiekosten  und  Ausfnh:- 
prhmicn  f.  1SS7,  bei  letzteren  auch  f.  1*S5,  die  Voranschläge,  bei  den  „ander« 
Non-valours  1S73— 87  Schätzungen,  da  mir  die  Daten  nicht  für  die  Zölle  ausgesch: 
deu  von  anderen  gleichen  Posteu  bei  den  indirecten  Steuern  vorlagen  (es  kann  sie 
hier  aber  um  keine  grossen  Differenzen  handeln).  —  Die  Berechnung  der  Procente 
Regiekosten  vom  „Reinertrag"  wie  oben  S.  805  (Rohertrag  bloss  abzüglich  Non-raleuis 

Die  Zunahme  der  Schifffahrtsabgaben  kommt  ganz  auf  das  neue  Teno.' 
geld  (.Quai  -  Abgabe),  7 — 71/«  Mill.  Frcs.  in  neuerer  Zeit.  Die  anderen  Abgaben  <3i& : 
Zweigs  sind  kleine  Gebühren  bei  der  Schifffahrt  (s.  u.  §.  327,  zus.  c.  310,0iM- 
330,000  Frcs.,  wovon  3400,  mitunter  7—11,000,  für  Franzisirung  fremder  Schi 
34.000 — 10,000  Frcs.  für  Congcs  französischer,  31—30,000  für  Passe  fremder  Sc bi;l 
240,000  —  260,000  Frcs.  für  Permis  und  Certificate  bezügl.  Schiffsladungen^.  - 
Rubrik  „Verschiedenes"  umfasst:  kleine  Stcmpclabgaben,  c.       Mill.;  L'rkuul  - 
über  Schilisfranzisirung,  1 — 4000  Frcs.;  Zahlungen  der  Gemeinden  für  die  Kosten  <k- 
zollamtlichen  Exercice  der  Entrepöts,  30—53,000  Frcs.;  Zahlungen  der  SodafabruV' 
für  die  Kosten  des  Exercicv,  1t'.l—  3/4  Mill.;  Magazin-  und  Bcwachungsgeld,  2—700'.»: 
verscb iedene  und  zufallige  Einkünfte,  1  —  \1/4  Mill.;  Geldstrafen  und  Confiscatioiu !l 
l  —  l3/*  Mill.;  Plombirungs-  und  dgl.  Gebühren  (so  für  Transit),  Va  Mill.:  Lazarett 
und  andere  Einkünfte  von  Sanitätsans(alten,  1.2—1.4  Mill;  Gebühr  für  die  sanit.  Unter- 
suchung des  eingeführten  Viehs,  lf. — J/s  Mill. 

Die  Verwaltungskosten  zerfallen  in  die  in  Frankreich  und  in  Algier.  m- 
weiter  in  persönliche  (in  den  letzten  Jahren  c.  28,  anfangs  der  Periode. 
c.  23  Mill.,  dazu  in  Algier  jetzt  1,1  MilÜ,  sachliche  (normal  früher  7,  Mill., 
c  450,000,  in  Algier  100,000  Frcs.),  und  diverse  (anfangs  3'/*,  jetzt  nur  IVjM^ 
in  Algier  80 — S5,000  Frcs.).  —  Die  „anderen"  Non-valeurs,  ausser  den  Aus- 
fuhrprämien, umfassen  nach  Wegfall  der  Zoll-  und  Salzstcuer-Disconten  ((» — 700.0'^ 
für  Zoll,  über  200.000  für  Salz  früher^  bes.  Rückzahlungen  von  Zöllen  (3—600.0" 
Frcs)  und  Verkeilung  von  Geldstrafen  (z.B.  1871  u.  1872  371,000  u.  907,000  Frei. 


• 
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Bei  der  starken  Vermehrung-  der  Zollerträge  sind  die  Regiekosten  relativ,  in  °/0* 
ogen  die  1800er  Jahre  auf  8/r>  gefallen. 

Die  folgende  Ucbersicht  giebt  die  Erträgnisse  der  Einfuhrzölle  der  Haupt - 
rtikel  und  ist  mit  der  früheren  auf  S.  817  zu  vergleichen.  Am  Stärksten  schwanken 
us  früher  besprochenen  Gründen      207  ff.  und  nach  Ausweisen  der  Tabellen  auf  S.  070 
.  S.  S17,  832)  die  Erträgnisse  des  Zu c  k  ers ,  namentlich  des  fremden,  im  Gegensatz 
u  dem  aus  den  französischen  Kolonien.    (MUI.  Frcs.) 


Kein  oder  Rohstoff- 
überwiegend  1*72  1887  und  überwiegend  1S72  1*87 
Finauzzolle  Schutzzölle 

Calle.-   25.0  99  0       Steinkohle                          8.0  11.1 

'.ucker   47.0  3s>  Wollgewebe     ....       8.9  7.3 

'erealien  2.3  41  1  Baumwollgewcbe  ...       7.7  7.2 

Petroleum   10.«  29.:*  Baumwollgarn  ....       1.9  3.3 

Y'ein                                 1.3  23.3  Werkz.  Mct.-Art.  ...       0.7  2.« 

'acao  3.4  13.3  Maschinen  u.  dgl.    .    .       1.«  2.5 

lufclfrucht*  0.8  7.1  Eisen  und  Stahl  ...       1.5  2.4 

.Tieh     .......  bei  and.  5.3       TVtpf.,  (Jlasw   bei  and.  1.8 

'feiler,  Piment  ....     0.4  4-9       Leinengarn                         0.7  O.S 

Branntwein  0.1  2.7       Leinwand                           18  o.O 

iier   bei  and.  l.S  Seidengewebe  ....  bei  and.  0« 

l'hee  0.5  1 .3  <  >el  aus  fettigen  Körnern       0.3  0.4 

v'äs.-                                   0  4  0.«  Zus.    .    .    .     33.7  40.0 

>livenöl  0.4  0.«  Andere  Waaren    ...      191  23.9 

Uiä  0.2  Frei  Summe    .    .  145.8  334.5 

Zus.    .    .    .  93.0  209.7 


Die  Zölle  von  Cerealien  und  Vieh  können  hier  wohl  zu  den  Finanzzöllcn  gestellt 
verden,  zu  denen  übrigens  auch  die  KohstoUV.olle,  bes.  die  Stcinkohlcnzüllo  gerechnet 
Verden  könnten.  Einige  Zollposten  haben  in  dieser  Periode  1870— 1887  im  Ertrage  sehr 
geschwankt,  besonders,  wie  gesagt,  Zucker,  aber  doch  auch  andere.  Kaffee  gab 
^70  und  1*71  schon  3S.9  und  40.1,  1883—80  jährlich  schon  100.5;  Cerealien 
uerst  1S79  über  10  MUI.  (I3.7),  von  1^1—  84  wieder  0—8,  1885-87  aber  11.2, 
»1.1,  41.1,  Vieh  erst  seit  1881  regelmässig  über  1  Mill.  Frcs.,  18*1—80  2.3,  4.7,  5.3, 
1.4,  5.3,  5.0,  Wein  noch  1877  nur  2.7,  dann  steigend  auf  27.5  in  1881  und  wieder 
irrab  auf  15.9  Mill.  Frcs.  in  18^5  (s.  auch  S.055).  Die  Schwankungen  der  übrigen,  finanziell 
ninder  wichtigen  Artikel  sind  meist  geringer,  und  gleichen  sich  mehr  gegenseitig  von 
fahr  zu  Jahr  aus.  Die  Schwankungen  der  (icsainm terträge  kommen  vorncmlich 
nit  von  den  Artikeln  Zucker,  Cerealien,  Wein  her. 

Im  Vergleich  mit  der  früheren  Zeit  ergiebt  sich,  dass  der 
ilaupttheil  der  Zollerträge  jetzt  auch  verhältnissm  ässig  mehr 
ils  früher  aus  den  Finanzzöllen  herrührt,  zumal,  wenn  man 
cu  diesen  die  Zucker-  und  Getreide-,  Vieh-  und  Steinkohlenzölle 
^anz  hinzurechnet.  Auf  die  „Finanzzölle"  in  diesem  weiteren 
Sinn  kam  dann  von  dem  Gesammtertrag  (abzüglich  Zuckerausfuhr- 
>rämic  bei  Einnahme  und  Ausgabe  in  1859)  z.  B.  1859  53.7,  18G8 
77.6,  18S7  84.0  %.  Wäre  nicht  der  Ertrag  des  Zuckerzolls  wegen 
ler  Beziehung  zur  inländischen  Zuckerindustrie  und  Zuckcr- 
jesteucrung  so  schwankend,  so  würde  das  noch  schärfer  hervor- 
reten.  Im  Ganzen  ist  daher  Überhaupt  in  neuerer  Zeit  das  fran- 
zösische Zollwesen    mehr   und  mehr  zu  einer  überwiegend 
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finanziellen  Einrichtung  und  in  geringerem  Grade  eine  schütz 
zöllcrischc,  namentlich  h  and  eis-  oder  richtiger  industrie- 
politische geworden,  —  freilich  abgesehen  von  der  Rückkehr 
zu  agrarischen  Schutzzöllen,  welche  indessen  durch  ganz  nene 
wcltwirthschaftliche  Conjuncturcn  bedingt  gewesen  ist. 

Durch  diese  schärfere  Anspannung  des  Finanzmoments  im 
Zollwescn  ist  freilich  eine  neue  vermehrte  Belastung  der  Bevölkerung 
mit  Verbrauchssteuern  eingetreten,  welche  in  einigen  Fällen, 
vor  Allem  bei  dem  französischen  warmen  Nationalgetränk,  dem 
Kaffee,  auch  bei  Petroleum  gewiss  empfindlich  geworden  ist. 
Aber  auch  das  war  eben  nur  eine  unvermeidliche  Wirkung  der 
allgemeinen  Finanzlage  und  damit  wieder  der  Politik  des  Landes. 
Vom  Standpnnct  der  gesammten  Steuerpolitik  und  speciell  der  all- 
gemeinen Verbrauchssteuerpolitik  au9  war  diese  Entwicklung  der 
Erträgnisse  der  Einfuhrzölle,  der  wichtigeren  Finanzzölle  wie  der 
weniger  bedeutenden  Finanz-  und  der  industriellen  Schutzzölle,  im 
Uebrigcn  unter  französischen  Verhältnissen  auch  zu  billigen  uud 
folgerichtig.  Denn  durch  diese  Besteuerung  der  eingeführten  aus- 
wärtigen Verzehrungs-  und  Genussmittel  und  Verbraucbsgegen- 
stände,  darunter  auch  mancher  Luxusconsumptibilien  der  Massen 
wie  der  wohlhabenderen  Classen,  wurde  immerhin  die  ganze 
Steuerlast  gleichmässiger  und  auf  noch  mehr  Schultern  vertbeilt, 
und  mit  den  Verhältnissen  der  Besteuerung  inländischer  Objecte, 
den  kalten  Getränken,  dem  Zucker,  dem  Tabak  und  den  übrigen 
Artikeln  zweiten  Ranges  in  Uebereinstimmung  gebracht.  Die  er- 
folgreich eingeschlagene  Handels-  und  Zollpolitik  seit  1870  erscheint 
so  finanzpolitisch  richtig. 


/J.  Die  Einrichtung  des  Zollwesens. 

Im  vorausgehenden  Abschnitt  von  der  Entwicklung  des  Zollwcsens  und  deni 
Gang  der  Tarifpolitik  ist  manches  auf  die  Einrichtung  dos  Zollwesens  Bezügliche  schot» 
mit  zu  berühren  gewesen  und  kann  im  Folgenden  Ubergangen,  wie  das  Meiste,  wa* 
sich  auf  das  Tarifwesen  bezieht,  oder  braucht  nur  kurz  erwähnt  zu  werden.  Manche* 
ergiebt  sich  aus  der  Natur  der  Sache,  dem  Wesen  des  Grenzzollsystems,  der  dal>  i 
vorkommenden  Ueberwachung  des  Grenzverkehrs,  namentlich  bei  der  Concentration  do> 
finanziellen  wie  protectionistisehen  Moments  im  Zollwesen  auf  Einfuhrzölle.  Dahrr 
besteht  in  den  betreffenden  Normen.  Massregeln  und  einzelnen  Einrichtungen  auch  v< 
den  verschiedenen  Culturstaaten  viele  Uebereinstimmung  im  Principiellen  und  Mate- 
riellen des  Zollrechts  und  mehr  nur  Verschiedenheiten  im  Formellen.  Es  ist  destia^ 
niebt  nothwendig,  in  alles  Detail  des  französischen  Zollrechts  näher  einzugehen.  Manche 
ist  dann  freilich  dem  letzteren  speeifisch  eigentümlich  oder  wenigstens  in  besonder.: 
Weise  abgebildet,  so  das  Transit-  und  Entreputwcscn,  das  l?  Uckzoll  -  (Drawback-)  u:ii 
Ausfuhrprümicnwesen,  da-s  System  der  zeitweisen  zollfreien  Zulassung  von  fremd» 
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Producten  zur  Bearbeitung  und  Wiederausfuhr  („Vcredelungsvcrkehr") .  die  Controle 
im  (irenzbezirk ,  die  Durchführung  ehemals  des  Werthzollsystems  und  jetzt  noch  des 
Systems  sehr  spccialisirender  spezifischer  Zölle,  wie  bei  Waaren  der  Tcxtilbranche, 
das  Confrolrccht  bei  Verdacht  des  Schmuggels,  die  Bcthciligung  der  Beamten  am  Erlös 
aus  Confiscationcn  und  Geldstrafen  u.  a.  m.  Indessen  bezieht  sich  das  Meiste  hiervon 
auf  die  handelspolitische  Seite  des  Zollwcscns,  die  als  solche  nicht  hierher  ge- 
hört, und  Einiges  hat  auch  mit  dem  Fortfall  der  bezüglichen  Einrichtungen  nur  mehr 
noch  historisches  Interesse,  wie  im  Wesentlichen  das  Ruckzoll-  und  Ausfuhrpräinicn- 
wosen.  Endlich  sind  manche  Normen  und  Eibrichtungen  im  Zollwesen  die  gleichen 
oder  analogen  wie  bei  anderen  französischen  Steuern,  besonders  den  inneren  Ver- 
brauchssteuern, darunter  namentlich  denen  mit  Versendungscontrole,  Entrep«>trecht,  wie 
z.  B.  den  (ictränkesteuern,  so  dass  mit  Rücksicht  auf  früher  Dargestelltes  hier  Manches 
übergangen  werden  kann  oder  es  genügt,  es  kurz  zu  berühren  (s.  u.  A.  bes.  §  .263,  2<i4 
über  die  (ietränkesteuern). 

Nach  diesen  auf  möglichste  Beschränkung  hinweisenden  Gesichtspuncten  ist  die 
folgende  Darstellung  entworfen.  S.  die  Literatur  oben  S.  700,  bes.  Vigncs,  Block, 
dict.  Art  douaue  von  Ozenne,  v.  Hock.  Für  die  Verhältnisse  der  Kuckzölle  und 
Ausfuhrprämien  Lexis'  gen.  Werk.  —  Die  Hauptgesetze  sind  schon  die  o.  S.  785 
genannten  v.  1791. 

§.  324.  1.  Dienst  Organisation.  Das  Zollwesen  steht 
gegenwärtig  unter  einer  eigenen  finanzministeriellen  Gencral- 
direetion,  derjenigen  der  Zolle.  Zeitweilig  war  früher  die  Ver- 
waltung des  Zollwesens  nnd  der  indirecten  Steuern  unter  Einer 
Generaldirection  vereinigt,  was  sich  indessen  nicht  bewährt  zu 
haben  scheint  und  bei  dem  Umfang,  der  Verschiedenheit  und 
Mannigfaltigkeit  der  Geschäfte  auch  wohl  nicht  passend  ist. 

Vereinigung  durch  Decr.  v.  27.  Dec.  1851,  und  zwar  in  der  Weise,  dass  die 
(ieneraldircction  der  indirecten  Steuern  in  die  des  Zollwesens  aufgenommen  wurde, 
weil  die  Verwaltung  der  Zölle  sich  seit  1848  besser  als  die  der  indirecten  Steuern 
bewährt  haben  soll  (v.  Hock,  S.  21).  Trennung  noch  unter  Napoleon  III.  durch 
Decr.  v.  19.  März  1S69.  Eine  Zeit  lang  (1851  —  CO)  war  auch  die  Tahakmonopol- 
Verwaltung  mit  den  beiden  anderen  unter  derselben  gen.  Direction  verbunden  (S.  720). 

Zum  G  e  s  c  h  ä  f ts  k  r  e  i  s  der  Generaldirection  der  Zölle  gehören 
ausser  allen  Angelegenheiten  der  eigentlichen  Zölle  die  Erhebung 
der  statistischen  Abgabe,  der  Schifffahrtsabgaben,  der  Plombirungs- 
und  Stempelungsgebtihren,  der  in  Zollsachen  von  der  Verwaltung 
und  auf  Grund  gerichtlicher  Urtheile  verhängten  Geldstrafen,  die 
Einziehung  der  Nebeneinnahmen  der  Zollverwaltung  und  die  An- 
gelegenheiten des  der  Zolldirection  unterstellten  Theils  der  Salz- 
steuer. 

Die  Dienstorganisation  der  Generaldirection  der  Zölle  ist 
analog  derjenigen  der  anderen  eingerichtet.  An  der  Spitze  steht 
der  Generaldirector,  ihm  zur  Seite  zwei  „Administratoren",  welche 
mit  ihm  den  „Administrationsrath"  für  die  ganze  Verwaltung 
bilden.  Der  Dienst  zerfällt  dann  auch  hier  in  den  Central- 
dienst  in  Paris  und  in  den  Dep  arte  mental-  und  Local- 
dienst. 
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Vgl.  o.  S.  002  über  die  Organisation  des  Dienstes  der  indirecten  Steuern.  Jos- 
p.  573  tl.,  270  ff.,  Block,  dict.  Art.  douane  Nr.  14—33,  Vignes  I,  309.  314. 

Der  Central  dienst  unter  dein  Generaldirector  hat  zwei  Abtheilungen,  je. 
unter  einein  der  Administratoren  und  enthält  10  Bureaus,  wovon  eines  unmitu-^ 
unter  dein  Generaldirector  als  Centraibureau  fungirt.    Bemerkenswerth  ist.  dass 
(ieneraldirector  von  Amtswegen  Mitglied  verschiedener,  mit  dem  Handels-  vi 
Zollwesen  in  näherer  Intcresscnbe/.iehung  stehender  „Räthe"  (conseils)  und  Couiinissiini 
ist.    So  des  oberen  Handels-  und  Iudustrieraths,  des  Coinites  der  Künste  und  Mai-v- 
facturen,  der  Commission  für  internationale  Ausstellungen,  der  Commission  für  i\ 
Feststellung  der  Handelswerthc  in  der  Statistik,  des  Gesundheitsraths.    Das  Per?:-: 
der  Centralverwaltung  ist  von  Gratificationen,  Ergreifer-Antheilen,  Antheilen  an  Plos- 
birungsgeldern  u.  dgl.  ausgeschlossen  (s.  u.). 

Der  Departemeutaldienst  zerfällt  in  Directionsbczirke,  deren  Z.iL 
auch  in  neuerer  Zeit  noch  Veränderungen  erfahren  bat  (vgl.  für  die  frühere  l ... 
o.  S.  799).  Von  32  ist  sie  jetzt  auf  26  reducirt  (incl.  1  in  Algier).  Die  Zollvervv 
tung  in  den  Colonien  gehört  zu  dem  Kessort  des  Marineministeriums.  Diese  Bezirk 
umfassen  vorncmlich  das  Küsten  -  und  Grenzgebiet,  sie  fallen  mit  Departements  cicL 
genau  zusammen:  auch  im  Inneren  bestehen  einzelne  eigene  Directionen,  so  in  Pan- 
An  der  Spitze  jedes  Bezirks  steht  ein  eigener  Director  mit  einem  Hilfspersonal  v 
Inspcctoren  verschiedenen  Grades.    Kr  wie  diese  Beamte  sind  caufionspflichtig. 

Der  Departemcntaldienst  gliedert  sich  dann  in  den  V e rwaltun gs - ,  Hure»  , 
oder  sesshaften  (s.'dentairewincr-,  den  activen  oder  Brigadedienst  anders^' 
Krstcrer  „liquidir*,  erhebt  und  eincassirt  die  Abgaben",  letzterer  „hindert,  bekäinj 
und  constatirt  Hinterziehung  und  Schmuggel"  (Vignes,  vgl.  o.  S.  003). 

Zum  Bureau  dienst  gehören  ausser  den  Zolldirecto ren  und  Inspcctoren  ■•>■■■ 
Beamten  höheren  Grades  noch  die  Haupt  ei  nn  eh  in  er  (receveurs  priueipaux)  u  . 
die  ersten  Burcau-Dircctionsbeamten  (premiers  commis),  von  Beamten  niedereu  G:ü- 
des  die  Controleiiro,  Vcrificatoren,  verschiedene  Classon  Bureaubeamten  (commis)  so*'; 
die  Neben-  und  Untereinnehmer  (receveurs  particuliers  et  subordines).  Zuc 
activen  Dienst  oder  m.  a.  \V.  zur  Zoll  wache,  welche  jetzt  nach  Ges.  r.  ISTi  c 
1S73  ganz  militärisch  organisirt  ist  und  zu  den  militärischen  Streitkräften  des  Land  - 
gerechnet  wird,  geboren  Brigaden  von  Zollwächtern  ipreposes)  zu  Fuss  und  zu  Pferd 
unter  Capitäncn,  Lieutnants,  Brigadicren  und  Untcrbrigadiercn.  woran  sich  noch  eir, 
Zoll  marine- Abtheilung  schliesst.     Dieser  active  Dienst  umfasst  gegenwärtig  i 
21,000  Mann,  wovon  an  10.000  Mann  Zollwächter  und  Matrosen.    Militärisch  biKl 
er  3  t  active  Bataillone,  1  Ziii?  Cavallerie,  und  8  Bat.,  15  Compagnien,  15  Sectios - 
für  den  Festungsdienst.    Cautionüpflichtig  sind  nur  die  Einnehmer. 

Der  l  eberwachungsdienst  der  Inspcctoren  und  Unterinspectorcn 
auch  hier,  wie  bei  den  indirecten  Steuern  (S.  007),  in  den  sesshaften  und  in  il-: 
Keiscdienst  (divisioimairc)  unterschieden.    Jener  betrifft  die  Ueberwaehung  iL- 
Bureaudienstes  am  Sitze  selbst,  dieser  diejenige  des  äusseren  Dienstes,  des  Reeh- 
nungswesens  der  Zolleinnehmer  icomptabilite)  und  des  Brigadedienstes. 

Die  Hauptein  neh  in  er  haben  u.  A.  im  Namen  der  Kegie  das  York  auf- 
recht bei  zu  niedrigen  Angaben  über  den  zollpflichtigen  Werth  bei  Werthzöllen  aus- 
zuüben, auch  von  sich  aus  die  Rechtsstreite  in  Betreff  der  Verletzung  der  ZoHgese!/ 
zu  verfolgen  (s.  über  ihre  sonstigen  Functionen,  Stellung,  Rechnungslegung  Näher.- 
bei  Josat,  p.  578,  270). 

Die  Vcrificatoren  haben  namentlich  bei  der  Verzollung  der  Steuern 
Art,  Sorte,  Qualität  und  richtige  Tarifposition  festzustellen,  was  bei  den  früheren  viel- 
fach vorkommenden  Werthzöllen  und  noch  gegenwärtig  bei  der  weitgehenden  Sj>- 
cialisirung  mancher  specilischen  Zölle,  besonders  der  Schutzzölle  auf  Gcspinnste,  G  - 
webe  u.  a.  in.,  seine  Schwierigkeiten  hat  und  umfassende  Waaren-  und  Tarif  kenntni- 
voraussetzt. 

Auch  der  Brigadedienst  zerfällt  in  sesshaften  an  den  Landgrenzen  selK-t 
ambulanten  zur  Ueberwaehung  in  und  nn  den  Grenzzonen,  maritimen  auf  der  Sr 
im  Küstenbczirk ,  und  Kscortedienst  zur  Begleitung  zollpflichtiger,  noch  nicht  w:- 
zolltet-  Waaren  ins  Innere. 
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Alle  Zollbeamte  werden  vereidigt.  Die  Zollwächter  haben  in  Zoll- 
sachcn  für  Vorladungen  und  andere  Rechtsstreite  die  Befugnisse  der  Huissiers.  Sie 
dürfen  weder  selbst  noch  durch  ihre  Frauen  Handel  treiben,  auch  nach  ihrer  Ent- 
lassung während  5  Jahren  nicht  im  Grenzbezirk  wohnen,  wenn  sie  daselbst  nicht  schon 
früher  heimisch  waren,  um  sie  von  der  Ttetheiligung  am  Schmuggel  abzuhalten. 

Eine  besondere  Wichtigkeit  haben  im  französischen  Zolldienst  die  An th eile 
der  Zollbeamten  am  Erlös  aus  Beschlagnahmen ,  Consfiscationen ,  Geldstrafen.  Früher 
»Erl.  v.  IB.  Krim.  II)  hatten  auch  die  höheren  Beamten  vom  reinen  Erlös,  der  nach 
Abzug  von  »/»  für  die  caisse  de  retraites  blieb,  einen  Antheil  von  V3.  was  seit  1848 
(Erl.  v.  ß.  Juni)  beseitigt  ist.  Seit  diesor  Zeit  wird  aus  diesem  Antheil  ein  Fonds  ge- 
bildet, welcher  jährlich  vom  Generaldirector  an  die  bei  Schmoggelverfolgung  verdi«yi- 
testen  Beamten  unteren  Grades  (d.  h.  unterhalb  der  ünterinspectoren  und  Hauptein- 
nehmer) vertheilt  wird.  Von  dem  Rest  des  Erlöses  bekommt  der  Staatsschatz  7„  des 
ganzen  Erlöses,  die  Ergreifer  3/«j«  was  'n  bestimmter  Weise  zu  vertheilen  ist;  der 
Dimunciant  hat  Anspruch  auf  7a  des  Nettoerlöses.  (Block,  dict.  Art.  dooane  Nr. 
15.-J— 15S.) 

Die  Zollwache  nimmt  übrigens  auch  an  der  Controlc  g<!gen  Hinterziehungen, 
Schmuggel  u.  s.  w.,  bei  der  Circulation  der  Getränke,  beim  Tabakmonopol  u.  s.  w.  Tbeil. 

Ucber  die  Kosten  des  Zolldienstes  s.  schon  oben  S.  G10,  dann  §.  812,  314,  317 
passitn,  für  die  neueste  Zeit  §.  323.  Für  die  Central  Verwaltung  mit  c.  100  Beamten 
treten  zu  den  früher  angegebenen  Kosten  in  der  letzten  Periode  noch  c.  400,000  Frcs. 
Personalausgaben.  Die  Kosten  stellen  sich,  wie  die  früher  mitgetheilten  Zahlen  des 
Näheren  ergeben,  jetzt  viel  günstiger  als  ehedem  und  überhaupt  günstig  im  Vergleich 
auch  mit  anderen  Ländern,  wenn  auch  nicht  so  wie  in  England,  wo  sie  c.  4  70  gegen 
c.  $70  in  Frankreich  betragen. 

§.  325.  2.  Durchführung  des  Zollwesens.  Es  handelt 
.sich  hier  vornemlich  um  die  Erhebung  der  Zölle,  nunmehr  nur 
noch  Einfuhrzölle,  und  der  statistischen  Abgabe.  Die 
Schifffahrtsabgaben  haben  einiges  Besondere. 

a)  Zoll-Grenzdistrict  (rayon  -  frontiere).     Das  leitende 
Princip  des  Zolls  als  Grenz  zoll  bedingt  die  genaue  Ueberwachung 
des  Waaren Verkehrs  über  die  Grenzen  gegen  das  Ausland,  zu  Land 
und  zu  Wasser  und  Meer  und  zu  diesem  Behufe  auch  eine  er- 
gänzende Ueberwachung  im  Inlande  innerhalb  der  äusseren  Grenz- 
linie wenigstens  bis  zu  einer  gewissen  Entfernung  von  der  Grenze. 
In  Frankreich  ist  zu  diesem  Behufe  im  Princip  ein  Grenzstreifen 
von  2  Myriametern  von  der  Grenze  an  gerechnet,  in  besonderen 
Fällen  noch  etwas  mehr  (27*  Myriameter)  an  den  Landgrenzen 
und  von  1  Myriameter  an  den  Seeküsten  (auch  längs  der  in  die 
See  mündenden  Flüsse,  Canäle)  zu  einem  besonderen  Grenzzoll- 
district  ausgebildet.    In  demselben  bestehen  eigene  beschränkende 
Vorschriften  für  die  Waarencirculation  und  auch  fllr  die  An- 
lage von  Magazinen  gewisser  Manufactur waaren,  sowie 
für  Fabriken  und  Manufacturen  selbst,  um  die  Gelegenheiten 
zum  Schmuggel  wirksamer  zu  bekämpfen.  Auf  dein  Meere  erstreckt 
sich  die  Zollüberwachung  noch  auf  eine  Entfernung  von  4  Lieues 
von  der  Küste. 

A.  WnKuer,  Finuuwiwen&chaft.    III.  54 
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Die  bezüglichen  Bestimmungen  des  Ges.  v.  22.  Aug.  1791  sind  in  der  Ketolc- 
tions-  und  Kaiserz^it  noch  verschärft  worden  und  gelten  durch  Aufnahme  in  die  spä 
tere  Gesetzgebung  (1S14,  lSlb)  oder,  als  nicht  besonders  aufgehoben,  noch.  Nament 
lieh  müssen  Waaren.  welche  innerhall)  des  Grenzdistricts  an  den  Landgrenzen  traüv 
portirt  werden,  mit  Begleitschein  des  Zollamts,  der  genaue  Angaben  zu  enthalte;, 
hat  (event.  mit  blossem  passavant,  der  f>  Cent,  kostet,  S.  619),  versehen  sein.  s*>n>! 
gelten  sie  für  geschmuggelt.  Solange  Ausfuhrverbote  und  Ausfuhrzölle,  bestanden 
waren  diese  Formalitäten  auch  für  die  aus  dem  Inlande  kommenden  Waaren  noch  be  - 
sonders wichtig.  Die  zu  Markte  gebrachten  landwirtschaftlichen  und  ähnlichen  Attila! 
und  kleine  Mengen  einiger  Gebrauchsartikel  (Gewebe.  Zacker,  Kaffee)  im  Besitz  der 
Ppvatconsumenten  sind  allein  von  diesem  Begleitschein-Zwang  frei.  Nächtlicher  Trans- 
port unterliegt  besonderer  Anmeldung  und  Genehmigung.  Im  Küstendistricte  besteh-  r 
etwas  weniger  scharfe  Vorschriften. 

Die  Beschränkungen  für  Magazine  und  Fabrikanlagen  gelten  nur  für  d.-s. 
I.andgrenzdistrict.  Sie  bestehen  in  Verboten  in  kleineren  Gemeinden  »unter  2000  Ein- 
wohner», gewisse  Waaren  im  Magazin  zu  fuhren,  oder  in  Verpflichtungen.  Register  ub-r 
Beziige  und  Vorräthe  gewisser  Manufacturwaaren  unter  Controle  des  Zollamts  zu  halten, 
ferner  in  der  Verpflichtung  zur  Erlangung  einer  besonderen  Ermächtigung  ftir  dir 
Anlage  von  Fabriken  u.  dgl.  ausserhalb  der  Städte  und  zur  zwangsweisen  Verlegunr 
bei  eonstatirtem  Schmuggel.  Die  prae.tische  Bedeutung  dieser  Vorschriften  ist  mi; 
dem  Fcberirang  zu  einem  liberaleren  handels-  und  zollpolitischen  System  naiurl;  L 
geringer  geworden. 

Auch  ausserhalb  d  e  s  Gren  zb  ezi  r  L  s,  im  ganzen  Staatsgebiete,  selbr 
in  den  Häusern,  konnte  früher  eine  Nachforschung  nach  verbotenen  fremden  Baum- 
wollgarnen. Bautnwoll-  und  Wollgeweben  und  anderen  Geweben  und  eine  Besehl»;: 
nähme  stattfinden  (Ges.  v.  2S.  Apr.  lSIti,  Art.  59,  GO,  Ges.  v.  21.  Apr.  I^IS.  Ar 
43.  44),  was  aber  durch  Ges.  v.  10.  Mai  JSIJ3,  Art.  31  beseitigt  worden  ist.  (\e.. 
auch  Arne  I,  b7,  9S,  Vignes  I,  272.) 

b)  Zollämter  besteben  zu  Lande  als  eigentliche  Grenz 
ämter  an  der  Aussenlinic  des  Grenzbezirks,  besonders  flir  die  Er 
klärnng  der  Einfuhr  von  Waaren  ans  dem  Auslande,  und  an  der 
Innenlinie,  besonders  für  aus  dem  Inlande,  also  namentlich  zur 
Ausfuhr  kommende  Waaren.  An  der  Seeküste  sind  sie  ftir  beide 
Zwecke  vereinigt.  Im  Inneren  giebt  es  ausserdem  Zollämter,  ar 
die  die  Waaren  von  aussen  und  eventuell  von  denen  sie  naec 
aussen  unter  Zollplombe  gehen. 

Nicht  alle  Waaren  können  aber  aber  jedes  Zollamt  eingeführt  werden.  Eine  Reih 
bestimmter  Waaren  darf  nur  über  gewisse  Zollämter  eingehen,  namentlich  über  soh  t< 
mit  reellen  Entrepots.  Auch  werden  Waaren,  deren  Tarifsatz  eine  gewisse  Höhe  über- 
steigt (20  Frcs.  f.  100  Kil.).  nur  über  bestimmte  Zollämter  eingelassen.  Nach  «l^i 
Zollerhebungen  nach  1870  sind  wieder  einige  Gontrolverschärfungen  eingetreten. 
auch  zur  Controle  des  Transitverkehrs  und  des  Verkehrs  in  Waaren  im  System  de: 
..zeitweisen  Zulassung"  (des.  r  19.  März  1 S75.  Art.  2)  beim  Passiren  des  GrenzbearL« 

§.  326.  c)  Zoll  verfahren  und  Verwandtes.   Erstres  ist  \u 
Frankreich  wegen  des  Characters  des  Tarifs  umständlich  ued 
streng,  so  bei  dem  früheren  System  der  Prohibitionen,  der  Werth- 
zölle, der  Höhe  der  Finanz-  und  Schutzzölle,  der  grossen  Special;-  | 
sirung  der  speeifischen  Zölle,  besonders  bei  Halb-  und  Ganzfahrikaten 
am  Meisten  in  der  Textilbranche. 

Die  llauptbestiminungen  rühren  schon  aus  dem  Gesetz  v.  22.  Aug.  1791  v  ■  , 
<l:unir  aus  den  Ordonnanzen  des  Aneien  regime  her  und  haben  sich  durch  eine  Pm 
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von  Mensehenaltern  erprobt.  Sie  sind  aber  wiederholt  in  Einzelheiten  verändert  und 
mehrfach  noch  verschärft  worden,  so  nicht  nur  in  der  Periode  der  Kampf-.  Handels- 
und  Zollpolitik  Napoleon  s  I..  sondern  auch  in  der  Periode  des  Prohiliitir-  und  Hoch- 
scbutzzollsystein  der  folgenden  Regierunpen  (1  bIG,  ISIS,  s.  o.  S.  803)  und  auch  noch 
in  der  jüngsten  Epoche  dei  schärferen  fiscalischen  Tendenz  im  Zollweseii.  so  durch 
das  Gesetz  v.  2.  Juni  1875. 

Die  einzelnen  Normen  über  die  Verpflichtungen  der  Eigen- 
tümer, bezw.  WaarenfUbrer  wie  über  die  Rechte  der  Zollverwaltung 
folgen  gerade  beim  Zollverfahren  in  der  Hauptsache  mit  Not- 
wendigkeit aus  dem  Wesen  der  Verzollung.  Sie  sind  daher  beim 
Grenzzollsystem  Uberall  ähnlich  und  auch  in  Frankreich  nur  durch 
die  erwähnten  Einflüsse  umständlicher  und  strenger  geworden.  So 
lange  man  aus  fiscalischen  Gründen  einen  so  umfassenden  Tarif, 
wenn  auch  jetzt  nur  noch  Einfuhrtarif,  und  so  hohe  Zollsätze  auf- 
recht erhalten  muss,  Entrepöt-Zuschläge  (surtaxes  d'entrepöts)  erhebt 
und  die  Schutzzölle  immer  noch  so  zahlreich  und  hoch  und  so  weit 
gehend  specialisirt  bei  wichtigen  Fabrikaten  bleiben,  so  lange  bei 
der  ausgedehnten  und  hohen  inneren  indirecten  Steuer  eigentliche 
Ansfuhrvergtitungen  gewährt  werden  müssen,  die  zollfreie  Zulassung 
von  Waaren  im  Veredelungsverkehr  erfolgt  und  nicht  alle  Ausfuhr- 
prämien, offene  und  verhüllte,  absolut  fortgefallen  sind,  wird  auch 
schwerlich  an  dem  Zollverfahren  etwas  Erhebliches  zu  ändern  sein. 
Hier  wird  einmal  wieder  wenn  nicht  Alles,  doch  das  Meiste  auch 
in  diesen  „zolltcchnischen"  Dingen  .von  allgemeinen  finanziellen  und 
commercieHen  Verhältnissen  bedingt. 

Die  einzeln  auf  das  Genaueste  geregelten  Stadien  des  Zoll- 
verfahrens sind  die  Waarenerklärungen  (Declarationen), 
die  Au 8-  und  Einladungen  (insbesondere  bei  Schiffen),  die 
Revisionen  (Visitationen)  der  Waaren  und  die  Verifica- 
tionen  der  Erklärungen,  die  Festsetzung  von  Gewicht, 
Maass,  Zahl,  Werth,  je  nach  der  Art  der  Waare  und  den 
Tarif  bestimmungen ,  die  Berechnung  der  Zoll  betrage  nach 
dem  anzuwendenden  Tarifsatz  und  nach  den  Bestimmungen  über 
Netto-,  Bruttoverzollung  und  Tara-Gewährung,  Werthverzollung,  die 
Entrichtung  der  Beträge  oder  die  Creditirung  derselben  und 
eventuell  die  Einziehung  unbezahlt  gebliebener  Zölle, 
namentlich  im  Falle  der  Creditirung.  Verschiedenheiten  treten 
dabei  zwischen  Einfuhren,  die  wir  hier  vornemlich  vor  Augen 
haben,  und  Ausfuhren,  zwischen  Verkehr  zu  Lande  und  zur 
See  ein.  Besondere  Regeln  bestehen  für  den  Transit,  für  das 
EntrepOtwesen,  für  die  zeitweilige  Zulassung  zur  Einfuhr 
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im  Veredelungsverkehr  behufs  Wiederausfuhr  des  verarbeiteten 
Products,  im  Unterschied  von  der  Einfuhr  für  den  heimischen  Ver- 
brauch, für  das  KUckzoll-,  SteucrrUckvergUtungs-  nnd 
Ausfuhrprämienwesen.  Eine  Iteibe  von  Strafandrohungen 
(Ordnungsstrafen)  knüpft  sich  an. 

\ "wies  hißrvon  ist  aber  gerade  wieder  nur  oder  ganz  überwiegend  von  Wichtig- 
keit in  handelspolitischer,  nicht  in  finanzpolitischer  Reziebung.  Es  betrifft  auch  eine 
grosse  Menge  Details,  die  sich  nicht  kurz  zusammenfassen  lassen,  und  kann  hier  nicht 
näher  verfolgt  werden.  Wir  beschranken  uns  auf  einige  orientirende  Reiuerkungeu 
Uber  das  Wichtigste  und  Eigentümlichere.  Ausser  auf  Vignes  (bes.  I,  2.HS  -  270). 
Rlock's  dict.  Art.  donane  Nr.  17 — 109,  Art.  Entrepöt.  transit,  ist  bes.  auf  die  vor- 
zugliche, eingehende  und  im  Wesentlichen  noch  zutreffende  Darstellung  von  v.  Hock 
(S.  215— 27Vi  zu  verweisen:  es  sind  seitdem  doch  nur  wenige  Einzelheiten  geändert 
worden,  so  in  Retreif  der  Zollcredite  (lies.  v.  15.  Febr.  1S75)  Das  maassgebend* 
Hauptgesetz,  mit  vielen  einzelnen  späteren  Vervollständigungen,  ist  das  Vom  22.  Aun. 
1701  geblieben. 

«)  Die  stempelfreien  Waarenerklarungen  sind  obligatorisch,  auch  fur 
die  auszuführenden  Waaren  und  für  die  zollfreien,  unter  Strafandrohung:  dif ■ 
Grundlage  auch  der  Handelsstatistik.  Fehlt  die  Erklärung  und  kann  sie  nicht  sofort 
gemacht  werden,  so  werden  die  Waaren  gegen  eine  Gebühr  zollamtlich  magayJnirt. 
Die  Erklärung  inuss  in  vorgeschriebener  Form  die  genauer  bezeichneten  Puncte  ent- 
halten, bei  Werthzöllen  auch  die  Werthangabe  nach  der  gesetzlichen  Berech- 
nungsweise. Eventuell  ist  das  erforderliche  Ursprungscertificat  beizufügen.  Da.- 
Gesetz  v.  2.  Juni  1S75  bat  die  DeelarationspHieht  bei  Einfuhr  verbotener  Waaren  (für 
Entrcpot.  Durchfuhr)  und  von  Waaren  höheren  Zolls  (20  Frcs.  und  mehr  p.  100  Kil.) 
oder  mit  inneren  Steuern  belegten  und  die  Strafandrohungen  verschärft. 

ß)  Aus-  und  Einladung  der  Waaren,  insbesondere  bei  Schiffen,  setzt  /oll 
amtliche  Mitwirkung  voraus,  in  Form  schriftlicher  Erlaubniss  (permis.  conge)  und  unter- 
liegt verschiedenen  Contrulen  und  Reschränkungen  (so  als  Regel,  dass  sie  nur  bei 
Tage  erfolgen  darf). 

y)  Auf  Grund  der  Waarenerklärung  erfolgt  die  Revision  und  Verification 
der  Waaren.    Abweichungen  der  Erklärung  -vom  Befund .  einerlei  ob  «in  Mehr  oder 
ein  Weniger  con statin  ist,  sind  strafbar.    Rei  Mehrbefund  kann  ausser  der  Geld- 
strafe höherer  Steuersatz  «doppelter),  auch  Confiscation  je  nach  Verschiedenheit  der 
Fälle  eintreten. 

d)  In  Retretr  der  Werthzüllc  hatte  das  Zollamt  ein  Vorkaufsrecht  Pre- 
emption) bei  muthmaasslich  zu  niedriger  W  erthdeclaration ,  das  schon  im  Zollgeaeu 
v.  171*1  begründet,  anfangs  auch  fur  Rechnung  der  Zollbeamten,  später  (seit  1 S7 1 
nur  für  die  des  Schatzes  ausgeübt  werden  konnte,  und  zwar  in  der  Art,  dass  die 
Waare  mit  10%  Zuschlag  zum  deelarirten  Wenhc  erworben  wurde.  Im  britischen 
Handelsvertrag  von  1860  wurde  dieser  Zuschlag  sogar  auf  5°/0  herabgesetzt,  um  in 
dem  neuen  Zollsystem,  bes.  bei  Fabrikaten,  zu  niedrige  Angaben  zu  verhüten.  Die 
practische  Anwendung  dieses  Hechts  bietet  aber  Schwierigkeiten  und  Risico.  Seit  dem 
fast  völligen  Furtfall  der  Wertlizölle  im  Tarif  v.  1SSI  ist  die  Sache  von  keiner  prak- 
tischen Bedeutung  mehr. 

}■)  Rei  den  Gewichtszöllen  erfolgt  die  Verzollung  bei  allen  höheren  Zoll 
tragenden  Waaren  iuber  10  Frcs.  p.  100  Kil.)  nach  dem  Nettogewicht,  das  je  nach 
Wunsch  des  Interessenten  entweder  ohne  Auspacknng  nach  der  für  die  betreffende 
Waareugattung  festgestellten  gesetzlichen  Tara  oder  mit  Auspackung  nach  dem 
wirklichen  Gewicht  der  Verpackung  ermittelt  wird,  in  welchem  letzteren  Fall  die 
W?aarenerklärung  das  Nettogewicht  inuss  angegeben  haben. 

£)  Complicationen  in  den  Verzollungsverhältnissen  entstehen  durch  das  System 
der  Zollzuschläge  für  Waaren  aussei  e  uropäisehen  Ursprungs  bei  indirecter 
Einfuhr  aus  europäischen  Zwischenhäfen  und  der  Zollzuschläge  für  gewisse  enr« - 
däixche  Waaren  bei  indirecter  Einfuhr  (S.  MU,  *>21).  Ferner  gelten  die  Vertraxs- 
tari  fe  auch  jetzt  noch  regelmässig  nur  für  die  I'roducte  nachweisbaren  Ursprungs 
ans  dem  betrelleuden  Veitragsstaate,  der  gewöhnlich  durch  notorische  Thatsachen.  wie 
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characteristischo  Merkmal«  der  Artikel,  Umstände  der  Einfuhr,  doch  eventuell  auch 
dnreh  U  rsprun  gscertifieate  erhärtet  wird.  Vgl.  die  Vollzugsvorschrifren  /.um 
Tarif  v.  1SS1 ,  im  Auszug  in  der  deutschen  amtl.  Tarifsammluug  v.  1SM .  französ. 
Tarif,  S.  54. 

tj)  Streitfragen  /wischen  Zollamt  und  Interessenten  über  Art,  Gattung,  Sorte, 
Urspruug,  Werth  der  Waarcn.  behufs  Anwendung  der  Tarifposition  werden  durch  Sach- 
verständige entschieden,  nach  Ges.  v  27.  Juli  1S22,  Art.  I<>,  modiheirt  durch 
Tarifges.  v.  7.  Mai  1SS1,  Art  4. 

#)  Bis  zum  .1.  1S75  wurde  auch  bei  den  Zollen  für  grossere  Zollbeträge  im  Kall 
der  sofortigen  Baarzahlung  ein  Diarönt  oder  Rabatt  gewährt,  regelmässig  l"30/(, 
für  4  Monate.  Das  Ges.  v.  15.  Febr.  1875  (S.  605)  hat  auch  für  die  Zölle,  wie  für 
alle  indireeten  Steuern  Baarzahl ung  ohne  Rabatt  vorgeschrieben.  Doch  werden 
fnr  die  Einfuhrzölle,  wie  für  eine  Reihe  genannter  indirecter  Steuern,  viermonat- 
liche Credite  für  schuldige  Beträge  von  mindestens  300  Frcs.  auf  Grund  der  Stellung 
von  vorgeschriebenen  Obligationen  ertheilt.  Diese  Credite  sind  aber  zu  verzins»- n 
(nach  Min. -Erl.  mit  3%  P«  *•)  on<^  m,t  einer  Provision  (7a  %  im  Max.)  verbunden. 

/)  Einige  Specialbestimmungen  bestehen  für  den  Seeverkehr,  insbesondere  für 
die  Einfuhr  Uber  See.  Die  Schiffsmanifeste  müssen  eventuell  schon  auf  See, 
innerhalb  der .Knsten/.oll- Linie,  dem  Zollbeamten  vorgezeigt,  von  ihm  visirt  werden. 
Ohne  zollamtliches  Visum  des  Manifestes  darf  auch  kein  Schiff  den  Hafen  verlassen. 
Um  dio  Schmuggelgefahr  zu  vermindern,  dürfen  gewisse  Waaren  nur  in  gewissen 
Häfen  und  nur  in  grösseren  Schiffen  (mindesens  40  Tonnen)  eingeführt  werden.  Die 
einzeluen  Bestimmungen  sind  hier  zahlreich  nnd  zeigen  den  streng  fi&calischen ,  pro- 
hibitiv-hochschutzzöllcrischen  Character  der  französischen  Handels-  und  Zollpolitik, 
auch  Einflüsse  der  Revolntions-  und  napoleonischen  Zeit  in  Manchem  noch  heute. 

*)  Die  Erleichterung  des  Transitverkehrs  in  Ausdehnung  auf  alle  Waaren, 
auch  auf  die  Einfuhrverboten  unterliegenden,  und  die  Einrichtung  zollfreier  Nieder- 
lagen ^Entrepöts)  mit  derselben  Ausdehnung  sowie  auch  im  Binnenlandc  (Ges. 
v.  9.  u.  27.  F£br.  1S32)  wurde  in  Frankreich  dem  Interesse  gegnerischer  wirtschaft- 
licher Kreise  auch  erst  mit  Muhe  abgerungen  <S.  S04).  Von  sichernden  umständlichen 
Controlen  ist  aber  Beides  umgeben  geblieben.  S.  aber  den  Transitverkehr,  der  hier 
v  nicht  weiter  hergehört,  Vignes  I,  259  ff.,  Block.  Art.  transit.  Uebcr  Zoll-Entrepöts 
Vignes  I.  254—25!».  Block.  Art.  entrepöts,  v.  Hock,  S.  256  ff.  Begründungsges. 
v.  S.  Flor.  XI,  auch  einzelne  Bestimmungen  in  späteren,  bes.  in  den  gen.  Gesetzen  v. 
1832.  Gerade  bei  hohen  Finanz-  und  Schutzzöllen  ist  die  Einrichtung  von  allge- 
meiner Wichtigkeit.    Die  Hauptpuncte  sind  folgende. 

Es  werden  Entrepöts  in  deu  Häfen,  die  älteren,  und  im  Binnenlande,  seit 
1^32,  dann  auch  hier,  wie  bei  inneren  Steuern  (S.  651'»,  reolle  und  sogen,  fictive 
unterschieden.  Die  reellen  Entrepöts  sind  Öffentliche  Anstalten,  regelmässig  auf  Kosten 
des  Staats  oder  der  betreffenden  Städte,  eventuell  der  Kautieute  des  Orts,  unter  Doppel- 
verschluss  des  Zollamts  und  eines  vereidigten  Handelsagenten.  Die  Waaren  werden 
nur  auf  Grund  einer  gleichen  Erklärung  wie  bei  der  Einfuhr  gelagert,  Register  über 
Bestand  und  Bewegung  der  Niederlage  geführt,  die  Zollverwaltung  levidirt.  bei  Ab- 
weichung des  Befundes  um  ein  gewisses  Maass  von  den  Declarationen  wird  der  Mehr- 
befund  sofort  zur  Strafe  mit  dem  einfachen  Zollbetrage  belegt.  Auch  erfolgen  jährlich 
Bestandsrevisionen .  wobei  Abgänge  den  Verpflichteten  tevent.  auch  den  Zollbeamtem 
zur  Last  geschrieben  werden.  Die  regelmässige  Maximalfrist  für  die  Lagerung  ist 
3  Jahre,  die  nur  ausnahmsweise  verlängert  wird.  Sonst  müssen  die  Waaren  verzollt 
oder  wieder  ins  Ausland  geführt  werden.  Letzteres  unbedingt  bei  Waaren  unter  Ein- 
fuhrverbot. Der  Zollsatz  richtet  sich  narh  dem  zur  Zeit  des  Uebergang»  der  Waaren 
aus  dem  Entrepöt  in  den  Consum  geltenden  Tarif.  Kaufleuten,  welche  des  Schmuggels 
oder  der  Unterschleife  bei  der  Benutzung  des  Entrepöts  überführt  sind,  kann  das  Recht 
der  Niederlage  entzogen  werden.  —  Die  fictive  Niederlage  besteht  in  der  Einlagerung 
zollpflichtiger  Waaren  beim  Kaufmann  u.  s.  w.  selbst,  unter  entsprechender  Sicher- 
stellung für  die  spätere  Zollzahluug  oder  Wiederausfuhr.  Einfuhrverbotene  Waaren 
sind  allgemein  davon  ausgeschlossen.  Sonst  gelten  im  Ganzen  die  Regeln  wie  bei  der 
reellen  Niederlage.  Die  Dauer  der  Lagerung  ist  auf  1  Jahr  beschränkt,  es  erfolgen 
vierteljährlich  Revisionen  und  Bestandaufnahmen.  —  Die  Handelsstatistik  führt  jährlich 
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auch  den  Eutteputv erkehr  auf.  Die  Einlagerung  umfasst  gegenwärtig  dem  Werths 
nach  etwa  '/,,  des  Specialeinfuhrhandels,  2  3  davon  kommen  auf  Havre  und  Marseüir 
allein.    Die  Finanzzollartikel  (Kallec,  Zucker  u.  a.  m.)  sind  dabei  stark  vertreten. 

).)  ("eher  Ausfuhrprämien  und  Rückzölle  s.  Vignes  I,  251  ff.,  Block, 
dict.  Art.  douane  Nr.  101—109,  bes.  das  Buch  von  Lcxis.  Seit  1864  besteht  nur 
noch  ein  kleiner  Kost  der  einst  so  ausgedehnten  und  auch  für  die  Finanzen  so  be- 
deutsamen Einrichtung,  so  für  gesalzene  Butter  und  gesalzenes  Fleisch,  in  BctreÜ  d«-r 
Salzsteucr.  Umfangreiche  Controlvorschriften  waren  natürlich  mit  der  Auszahlung 
dieser  Vergütungen  verbunden. 

(i\  Das  System  der  zollfreien  Zulassung  von  fremden  Prodncten  behuf- 
„Veredelung"  und  Wiederausfuhr  der  bearbeiteten  Waare,  seit  1836  angenommen 
beruht  auf  einem  ähnlichen  Gcsichtspunct  wie  die  Gewährung  eines  eigentlichen  Kuck- 
zolls. Durch  Anwendung  desselben  u.  A.  im  J.  1864  auf  Rohzucker  zur  Kaffinirun? 
ist  das  frühere  Prämien-  uud  Küekzollsystem  bei  diesem  wichtigen  Artikel,  wenigsten- 
nominell,  beseitigt  worden.  Es  ist  für  eine  ganze  Reihe  von  Artikeln  eingerichtet 
auch  für  Weizen,  zur  Mehlausfuhr.  (Uebersicht  in  der  amtl.  deutschen  Samml.  d. 
Zolltarife,  Frankreich  S.  58.    Statistik  in  d.  Handelsstatistik  jährlich.) 

r)  Ausser  den  Zöllen  des  Tarifs  unterliegen  diejenigen  fremden  Waaren,  -welche 
als  einheimische  Artikel  eine  innere  Steuer  tragen,  im  Princip  auch  dieser 
letzteren,  bezw.  einem  Ausgleichungszollzuschlag  dafür.  Üeber  die  Durch- 
führung dieses  Princips  bei  den  einzelnen  Artikeln  ist  früher  das  Erforderliche  Wi 
der  Darstellung  der  betreffenden  inneren  Steuern  gesagt  worden.  Auch  die  Waaren 
aus  Vertragsstaaten  sind  von  diesem  Zuschlag  oder  von  der  besonderen  Zahlung  der 
inneren  Steuer  nicht  frei,  eine  Belastung,  welche  ausdrücklich  in  den  Verträgen  vor- 
behalten worden  ist.  Auch  die  den  heimischen  Fabrikanten  durch  die  steueramtiieh 
Ueberwachung  entstehenden  Kosten  können  bei  der  Festsetzung  der  für  fremde  Waaren 
zu  zahlenden  Zuschlagstcuern  in  Anschlag  gebracht  werden.  Besonders  complicirt  ist 
die  Bestimmung  bei  den  mit  Alkohol,  auch  mit  denaturirtem ,  hergestellten  Waaren. 
namentlich  verschiedenen  chemischen  Producten,  wo  nach  dem  Tarifgesetz  v.  ls>i 
eine  entsprechende  Zollerhöhung  erfolgt.  Eine  Uebersicht  darüber  in  der  gen.  deut- 
schen amtlichen  Tarifausgabe  S.  55. 

§.  327.    (1)  Nebenabgaben  im  Zollwesen. 

Dahin  gehören  nicht  die  öfters  hier  erwähnten  gewöhnlichen  Stempel 
auf  Urkunden,  welche  in  Zollsachen  voikommen  (Eingaben  u.  dgl.)  oder  welch«?  ia 
Verbindung  mit  Handels-  und  Transportverhältnissen  stehen,  wie  auf  Fra<  er- 
scheine, Recepisses,  Connossa mente  (s.  o.  S.  557)  und  eigentlich  auch  nicht 
die  gewöhnlichen  Quittungstempel,  welche  in  der  Zollverwaltung,  wie  in  audtmn 
Finanzzweigen  vorkommen  (S.  556).  Die  Erträge  der  Stempel  von  Frachtscheiueu  u.  s.w. 
stehen  auch  in  der  Rechnung  der  Stein  pelverwaltuug,  die  Quittungsstempel  indessen, 
wie  es  scheint,  nicht  oder  wenigstens  nur  theilweise.  Dagegen  gehören  die  Expe- 
ditions- uud  Begleitscheinstempel  (75  Cent,  für  acquit-a-cauüon)  und  die 
Blei-  iPlombirungs-)  und  Waarenstewpelungsabgabcn  (estampillage),  spe- 
riell  als  zollamtliche  Nebenabgaben,  hierher.  Der  Satz  für  das  Blei  lum  Zell- 
verschluss  ist  25  u.  50  Cent.  Der  Ertrag,  aus  dem  die  Verschnurung  zu  bezahlen 
ist,  wird  unter  die  Zollbeamten  vertheilt.  Die  betreffenden  Posten  stehen  unter  den 
verschiedenen  Einnahmen  der  Zollverwaltung,  in  den  letzten  Jahren  für  „Stempel  jeder 
Art"  c  79  Mill.  Frcs.  jährlich  und  über  V3  Mill.  für  Blei-  u.  s.  w.  Gelder.  Endlich 
kann  noch  die  schon  behandelte  statistische  Abgabe  (S.  825)  zu  den  Nebenabgaben 
im  Zoll wesen  gerechnet  werden.  Die  Lazareth-  und  S a n i täts an stalts einnahmen 
haben  einen  anderen,  mehr  gebührenartigen  Character,  die  Abgabe  für  Untersuchung 
eingeführten  fremden  Viehs  wenigstens  der  Tendenz  nach  ebenfalls  (S.  532 
und  unter  e  im  Folgenden). 

e)  Schifffahrtsabgaben. 

Die  Erträge  derselben  s.  schon  oben  S.  *»32.  Die  finanziell  allein  wichtige  i>; 
die  früher  schon  besprochene  neue  (juaiabgabe,  ein  Tonnen-  und  Hafengeld  (S.  822) 
Der  frühere  Zollzuschlag  für  Waaren  unter  fremder  Flagge  und  der  noch  bestehende 
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Zollzuschlag  bei  indirecter  Einfuhr  (surtaxe  dentrepots^  gehört  zu  den  Zollen 
selbst.  Ausserdem  kommen  nur  verschiedene  kleine  Abgaben,  vornemlieh  nach  Ges. 
v.  27.  Vendem.  II  (neben  spateren)  hier  vor:  1)  Die  Franzisirungsabgabe  für 
die  obligatorische  Erwerbung  der  französischen  Flagge  für  ein  Seeschilf,  im  Inland 
gebautes  wie  vom  Ausland  erworbenes,  unter  ErfUlluug  der  vorgeschriebenen  Be- 
diuguugen,  nach  dem  Principalsutz  von  9  Cent.  p.  Tonne  für  kleine  Schilfe  bis  100, 
IS  Frcs  für  Schilfe  von  100  —  200  Tonneu,  24  Frcs.  von  200  —  300  T.,  0  für  je 
100  weitere  Tonneu.  Fremde  Schilfe  haben  beim  Uebergang  unter  französische  Flagge 
ausserdem  den  Zoll  von  2  Frcs.  p.  Tonne  zu  tragen,  seitdem  das  lies.  v.  30.  Jan. 
1872  mit  seinen  höheren  Zöllen  zurückgenommen  worden  ist  (S.  822  lf.).  —  2)  Aelteres 
Tonneugeld.  Davon  besteht  nur  noch  ein  Rest  in  gewissen  Fällen,  nemlich  das- 
jenige Tonnengeld,  welches  allen  Schilfen,  auch  französischen,  spociell  zur  Deckung 
von  Anleihen  für  Hafenverbesserungen  aufgelegt  werden  konnte  und  kann ,  im  Max. 
von  27a  ^rcs-  P-  Tonne  (lies.  v.  19.  Mai  1860,  Art.  4).  Das  altere  allgemeine  Ton- 
nengeld,  im  höheren  Betrage  für  fremde  als  für  französische  Schiffe,  ist  auch  für 
letztere  seit  Anfang  1807  aufgehoben  (dass.  lies.  Art.  4).  Die  Quai -Abgabe,  im 
gleichen  Satze  für  alle  Flaggen,  ist  aber  seit  dem  lies.  v.  30.  Jan.  1872  an  die  Stelle 
getreten  —  3)  Abgabe  für  die  Ertheilung  des  obligatorischen  eonge  für  abgehende 
französische  Seeschiffe  (in  Sätzen  von  1,  3  u.  6  Frcs..  letzterer  für  Schiffe  von  und 
über  30  Tonnen).  —  4)  Abgabe  für  obligatorische  Schiffspasse  bei  fremden  Schilfen 
(1  Frc).  —  5)  Abgabe  für  Ertheilung  des  erforderlichen  perinis,  für  jede  Ein-  und 
Ausladung  von  Waaren,  für  Ausstellung  eines  Certificats  über  Aus-  und  Einladung 
von  Ladungstheilen  bei  Ankunft  und  Abfahrt,  Abgabe  der  Quittung  (acquit),  in  Ver- 
bindung mit  Tonuen-  und  Expeditionsgebuhren.  Satz  1  Fic.  für  fremde,  '/«  Frc.  für 
französische  Ladungen,  mit  Ausnahme  bei  letzteren  in  der  kiistenschifffahrt.  Nur 
diese  unter  Nr.  5  gen.  Abgabe  ist  im  Ertrag  etwas  erheblicher  (c.  V,  Mill.  Frcs.  jähr- 
lich, s.  o.  S.  832). 

f)  Wesentlich  zu  den  Schilffahrtsabgaben  sind  dann  noch  die  Sanitätsgebüh- 
ren im  Seeverkehr  zu  rechnen,  die  in  einem  neuen  Keglement  für  das  gesammte 
Sanitätewesen  des  Verkehrs  v.  22.  Febr.  1876  in  4  Kategorieen  neu  geregelt  sind: 
a)  für  Controle  bei  Ankunft,  im  Princip  für  alle  Seeschiffe  p.  Tonne  5,  10  u. 
15  Cent,  jo  nach  der  Fahrt;  b)  für  (Jeberwachung  in  der  Station  bei  in  Quarantäne 
liegenden  Schiffen,  3  Cent.  p.  Tonne;  c)  für  Aufenthalt  im  Lazareth,  p.  Pers.  2. 
1  u.  7ä  Frc  ;  d)  für  Desinfectiou  von  Waareu,  73  I  re.  p.  100  Kil.  verpackte  Waaren, 
"2  Frc.  u.  1  Frc.  für  Häute,  bes.  Berechnung  f.  Lumpen.  Gewisse  Exemtionen  be- 
stehen. S.  Block,  dict.  Art.  regime  sanit.  Nr.  74  —  80.  —  Aehnlicher  Art  ist  die 
Abgabe  für  die  Untersuchung  des  in  Frankreich  eingeführten  Viehs. 

$.328.  g)  Zollcontrolc  n n d  Verfolgung  des  Schmug- 
gels; Strafbcstiinniungcn  und  Strafverhängung. 

Auch  hier  Grundlage  das  Ges.  v.  22.  Aug.  1791,  mit  Veränderungen,  oft  mit 
Verschärfungen  später,  bes.  noch  durch  Ges.  v.  2.  Juni  1875.  S.  für  das  Einzelne 
bes.  Vignes  I,  270  11.,  297—308  und  v.  Hock,  S.  262  276. 

Die  Verpflichtung  zur  Waareuerklärung  bei  den  Zollämtern  im 
Grenzdistrict  und  eventuell  bei  den  inneren  Zollämtern,  die  Plom- 
birung  der  vom  Ausland  ohne  sofortige  Zollzahlung  oder  Zollsicher- 
stellung an  innere  Zollämter  gehenden  Waaren  und  das  Begleitschein- 
verfahren dabei,  die  Controle  im  Grenzbezirk,  die  Ueberwachung 
der  Secküsten,  die  Vorschrift  der  zollamtlichen  Genehmigung  des 
Ausladens  der  Schiffe,  die  Controle  des  Entrepot-Verkehrs  sind  die 
Hilfsmittel,  Schmuggel  nach  Möglichkeit  zu  verhüten.  Zur  Ver- 
folgung des  Schmuggels  im  Verdachtsfall  haben  die  Organe  der 
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Zollverwaltung  weitere  Durchsuchungsrecbte,  die  aber  au  be 
stimmte  Bedingungen  und  Förmlichkeiten  geknüpft  sind. 

Vignes  fasst  a.  a.  0.  I,  270  die  Hauptbestiininungen  im  Wesentlichen  fol- 
gendcrniaasscn  zusammen:  Jede  Haussuchung  durch  Zollbeamte  setzt  als  Kcg"el  — 
mit  Ausnahmen  —  die  Mitwirkung  eines  Municipalbeamten  oder  Polizcicouunissars 
voraus.  Unbedingt  durfen  Zollbeamte  auch  im  Grenzdistrict  nur  in  Verfolgung  d<? 
Schmuggels  in  flagranti  iu  Häuser  dringen.  Sonst  darf  auch  hier  nur  bei  Tage  eine 
Haussuchung  im  Fall  des  Verdachts  des  Vorhandenseins  einer  geheimen  Niederlage 
geschmuggelter  Waaren  stattfinden,  wobei,  wenn  der  Verdacht  sich  nicht  bestätigt, 
eine  Entschädigung  von  24  Frcs.  zu  zahlen  ist,  vorbehaltlich  grösserer  Entschädig-iinir^- 
ansprüche.  Ausserhalb  des  Grenzbezirks  im  Inneren  des  Landes  dürfen  Waaren  nur 
beschlagnahmt  werden,  wenn  sie  ohne  Unterbrechung  Uber  die  Linien  des  Grenzbezirk-* 
verfolgt  worden  sind.  Sind  die  Waaren  dabei  schon  in  ein  Haus  gebracht ,  so  darf 
eine  Haussuchung  auch  in  diesem  Falle  nur  lvi  verbotenen  oder  solchen  Wahren  or- 
folgen,  deren  Zulassung  auf  gewisse  Bureaus  beschrankt  ist.  Spezielle  Vorschriften 
bestehen  für  Schiffsdurchsuchung,  wo  selbst  Kriegsschitie  besucht  werden  dürfen. 
U.  A.  kann  innerhalb  1  Meilen  von  der  Küste  von  jedem  Schill  eine  Copie  des  Sehiö:-.- 
inanifestes  verlangt,  jedes  Schiff  unter  100  Tonnen,  das  hier  vor  Anker  liegt  u<ler 
lavirt.  besucht,  dürfen  bei  Eingang  in  den  und  Au&gang  aus  dem  Hafen  die  Schiff., 
von  Zollwächtern  bestiegen  und  durchsucht  werden,  auch,  ausser  bei  Kriege 
schilien.  Nachts. 

Die  Innehaltung  der  gesetzlichen  Vorschriften  bezüglich  der 
einzelnen  Stadien  und  l'uncte  des  Zollverfahrens  ist  durch  Straf 
androhungen,  insbesondere  von  G eidstraf en  als  Ordn  u  ugs- 
strafen,  zu  verbürgen  gesucht.  Die  Verletzung  der  Aus-  und 
Einfuhrverbote  wurde  und  soweit  diese  Verbote  noch  besteben 
wird  sie  auch  jetzt  noch  mit  schwereren  Strafen,  höheren  Geld 
strafen  und  Oonfiscntion  der  Waaren  und  Transportmittel 
(besonders  der  Schiffe)  bedroht.    In  einigen  besonderen  Fällen  er- 
folgt auch  sofortige  Arretirung  uud  Gefängnissstr  af  c. 

Solche  schwerere  Fälle  sind:  E  in  sc  h  in  uggelung  verbotener  Waaren  und  r»n 
Waaren,  welche  mit  mehr  als  20  Frcs.  p.  100  Kil.  Zoll  oder  mit  inneren  Steuern  be- 
lügt sind.  (Geldstrafe  von  mindestens  500  Frcs..  eventuell  vom  Betrag  des  Werth  dt» 
objecto,  wenn  derselbe  höher  ist.  Ges.  v.  2.  Juni  1  S7o.)  Conliscation  von  Waart 
und  Transportmittel,  Geldstrafe  von  1000  Frcs.  oder  vom  doppelten  Werth  der  connV 
cirten  Waaren  und  Gefängnis»  vou  0  Monat  bis  3  Jahr  eventuell  bei  Schmuggel  der 
gen.  Waareu  in  der  Umgebung  der  Häfen,  an  den  Küsten,  mittelst  Wagen,  in  Hotten 
von  mehr  als  3  Leuten  zu  Pferde  oder  mehr  als  6  zu  Fuss  (Ges.  v.  28.  Apr.  1S1K. 
nebst  anderen,  auch  gen.  Ges  v.  1875).  Andere  Beispiele  von  Strafen:  Unter- 
lassung der  Deklaration  von  zollfreien  Waaren  bei  Ein-  und  Ausgang:  100  Frcs.  Geld- 
strafe Zusammenfassung  verschiedener  Ballen  u.  dgl.  als  Einheit  in  der  Deklaration . 
Conliscation  und  100  Frcs.  Strafe.  Werden  bei  der  Revision  mehr  Ballen,  Kisten. 
Tonnen  u.  dgl.  vorgefunden,  als  declarirt  worden:  ebenfalls  Conliscation  des  Plus  und 
100  Frcs.  Strafe.  Werden  weniger  davon  vorgefunden,  so  für  jeden  fehlenden  Ballen, 
Kiste  300  Frcs.  Strafe,  falls  nicht  höhere  Gewalt  als  Ursache  des  Minderbefundes 
nachweisbar.  Ergiebt  sich  bei  der  Revision  ein  grösseres  Gewicht ,  Zahl .  Maas»  als 
declarieit  war,  so  tritt  bei  einem  Plus  von  5%  üe*  Metallen,  von  l0°/0  bei  anderen 
Waaren  für  das  Plus  der  doppelte  Zollsatz  ein.  Bei  unrichtiger  Declaration  über 
Gattung  und  Qualität  der  Waaren  100  Frcs.  Geldstrafe  uud,  wenu  die  beabsichtigte 
Zollhinterziehung  12  Frcs.  Ubersteigt,  auch  Conriscation.  —  Verschärfte  Bestim- 
mungen mehrfach  im  Seeverkehr.  Waaren,  welche  ohne  schriftliche  zollamtliche 
Erlau bniss  eingeführt  werden,  werden  contiscirt,  daneben  100  Frcs.  Geldstrafe.  Bei 
Einführung  verbotener  Waaren  zur  See  Conliscation  der  Waaren,  der  Schifte  und  Geld- 
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strafe  im  Betrag  des  Werths  der  Waare,  mindestens  300  Frcs.,  solidarisch  vom  SchihV 
herm  und  Waareneigcnthütner  zu  tragen.  Capitärie  von  Schilfen  unter  40  Tonnen, 
welche  gewisse  Waaren  nicht  einfuhren  dürfen  (S.  S4l),  unterliegen  bei  Verstoss  hier- 
gegen einer  Geldstrafe  von  500—1000  Frcs.  Der  Capitän  jedes  Schiffs  muss  das 
Schilfsmanifest  innerhalb  24  Stunden  nach  Ankunft  beim  Zollamt  hinterlegen,  bei 
500  Frcs.  Geldstrale.  Wird  es  Uberhaupt  nicht  hinterlegt  oder  ist  es  unrichtig,  so 
wird  der  Capitan  persönlich  zu  1000  Frcs.  und  einer  dem  Werth  der  nicht  ange- 
gebenen Waaren  gleichen  Summe  verurtheilt.  —  Analoge,  z.  Th.  schwere  Strafen  bei 
Contrarentionen  im  Transitverkehr,  bei  ungerechtfertigter  Erlangung  von  Ausfuhrprä- 
mien, bei  nicht  rechtzeitiger  (f>  Monat)  Wiederausfuhr  der  aus  zeitweilig  zollfrei  zu- 
gelassenen Stollen  hergestellten  Erzeugnisse. 

Die  Verfolgung  der  StratTälle  in  Zollsachen  steht  regel- 
mässig der  Zollverwaltung  zu,  nur  bei  Verbindung  des  Fiscal- 
vergebens  mit  einer  sonstigen  strafbaren  Handlung  und  in  bestimmten 
Fallen  des  Gesetzes  v.  2.  Juni  1875  der  öffentlichen  Gewalt  über- 
haupt. Die  Aufnahme  von  Protokollen  Uber  Zollvergehen  steht 
zwei  Zollbeamten  gemeinsam  und  innerhalb  des  Grcnzdistriets  nach 
einer  eigenthümlichen ,  nicht  aufgehobenen  Bestimmung  der  Revo 
lutionsgesetzgebung  (Gesetz  v.  9.  Flor.  VII)  auch  zwei  anderen 
französischen  Bürgern  zu.  Die  betreffenden  Protokolle  müssen  die 
im  Gesetz  näher  angegebenen  Puncte  enthalten. 

Die  Abu rth eilung  der  Zollvergehen  erfolgt  regelmässig  in 
erster  Instanz  vor  den  Friedensrichtern ,  in  der  Berufungsinstanz 
vor  den  Corrcctionstribunalen.  Vor  letztere  gehören  aber  von 
vornherein  die  oben  genannten  schwereren  Fälle  von  Zollvergehen. 
Mit  Zollvergehen  in  Verbindung  stehende  Verbrecheu  gehen  eventuell 
vor  die  Assisen,  vor  die  auch  Fälle  des  Schmuggels  mit  Wider- 
setzlichkeit und  in  Rotten  von  3  und  mehr  bewaffneten  Personen, 
sowie  Schmuggel,  welcher  von  Zollbeamten  begangen  oder  be- 
günstigt worden  ist,  gehören.  Die,  welche  als  Versicherer  (»der 
Intercssirte  am  Schmuggel  Theil  genommen,  unterliegen  denselben 
Strafen,  wie  die  Hauptschuldigen. 

Auch  bei  Zollvergeben  hat  die  Verwaltung  vor  wie  nach 
dem  Lfrtheil  das  Recht  der  Abfindung  mit  dem  S«  huldigen,  vor 
dem  Urtheil  in  Betreff  aller,  nach  endgiltigem  Urtheil  nur  in  Betreff 
der  Geldstrafen.  Die  Bestätigung  dieser  Abfindungen  steht  dem 
Generaldirector  bez.  dem  Finanzminister  zu. 

S.  die  einzelnen  gesetzl.  Bestimmung^  bei  Vignes  I,  299  IK  über  Strafver- 
folgung. Protokolle,  (ierichtscompeten/oii,  Strafverhängung,  Abfindungen.  In  Betreff 
der  Streitigkeiten  über  das  Ob  uud  Wieviel  der  Zahluugspflicht.  über  Rückforderung 
gemachter  Zahlungen  entscheiden  auch  in  Zollsachen  wie  bei  den  indirekten  Steuern 
(S.  605)  die  Civilgerichte.  Die  Verjährung  gegen  die  Verwaltung  ist  2.  gegen 
die  Pflichtigen  1  Jahr.    (Vigi.es  I,  297-2%.)" 
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§.329.  Anhang.  Sogen.  Special regini es.  Das  besprochene  Zollsystem 
gilt  unmittelbar  nur  für  das  eigentliche  conti  neu  talc  Frankreich.  Die 
Küsteninseln  sind  nicht  in  das  Zollgebiet  eingeschlossen,  Corsica  gehört  zwar 
daza,  aber  hat  für  die  höheren  Zölle  über  5  Frcs.  p.  100  Kil.)  nur  die  halben  Satz-, 
Für  die  Colonien  bestehen  besondere  Vorschriften.  Die  Einfuhr  aus  denselben 
nach  Frankreich  erfolgt  im  Allgemeinen  /ollfrei,  ausser  für  einige  wichtige  FinanzzoJJ- 
artikel  ;  nach  dem  Tarif  v.  1SS2,  Tab.  E  sind  nemlich  zollpflichtig  und  zwar  nach  den 
Sätzen  des  allgemeinen  Tarifs  Zucker,  Verzuckertes,  Kaffee,  Caeao,  Chocolade,  Pfeiler. 
Pimeut,  Gewürznelken,  Zimmt,  Cassia  lignea,  Amomen,  Cardamomen,  Muscatnusse. 
Muscatblüthc,  Vanille;  vom  Senegalgebiet  event  noch  andere. 

Auch  zwischen  Algier  und  Frankreich  besteht  im  Wesentlichen  gegenseitig  Zoli- 
freiheit  (Ges.  v.  17.  Juli  18(J7>.  Doch  ist  algier'sche  Chocolade  und  gemahlener  Cacao 
bei  der  Einfuhr  in  Frankreich  (Decr.  v.  31.  Juli  lt>73,  Art.  1,  (Jes.  v.  Ii).  März  1S75. 
Art.  4),  französ.  Zucker  bei  der  Einfuhr  in  Algier  besonders  zollpflichtig.  Der  Zoll- 
tarif Algiers  für  fremde  Waarcn  ist  erheblich  weniger  umfangreich  und  massiger  aJ> 
der  französische  Tarif.  <S.  Zollges.  v.  17.  Juli  1867.  Der  1S84  geltende  Tarif  in 
der  deutschen  amtl.  Sammlung  Nr.  27.)  Bei  fremden  Waaren,  die  aus  Algier  uach 
Frankreich  eingeführt  werden,  ist  eventuell  der  französische  Zoll  oder  die  Zolldifterenz 
gegen  den  algier'schen  Zoll  zu  bezahlen.  (Tab.  E  des  Tarifs  f.  1S84.)  Die  algier 'sehen 
Zolleinkünfte  bilden  einen  Theil  der  französischen,  die  Verwaltungskosten  gehören  zu 
denen  der  französischen  Zollverwaltung. 

Marseille  geniesst  bes.  im  Niederlageverkehr  einige  Erleichterungen.  —  Im 
Verkehr  der  landwirtschaftlichen  Ernteproducte  aus  Grundstücken  Fremder 
diesseits  und  Einheimischer  jenseits  der  Grenze  besteht  Zollfrcibeit.  —  S.  f.  Nähere», 
bes.  Uber  die  algier'schen  VerhiUtnis.se,  Block,  dief.  u.  Supplein.  Art.  Alg»  rie. 
Art.  douancs  Nr.  110—122,  Vigncs  I,  273—277,  v.  Kaufmann,  8  48ft— 48$. 
Ueber  den  algier'schen  octroi  de  mer  Block,  dict.  Art.  Algerie  Nr.  159  u.  Suppl. 
I8S5,  p.  3  (Tarif  v.  1^5  an).  Wir  müssen  es  uns  hier  versagen,  Algier  weiter  in 
die  Darstellung  zu  ziehen. 

}'.   Rückblick  auf  das  Zoll  wesen  und  zur  Kritik. 

§.  330.  1.  Finanzielle  Seite.  Nach  mancherlei  Wand- 
lungen der  Handels-  und  Zollpolitik,  nach  förmlichen  Excessen  des 
Prohibitiv-  und  Schutzzollsystems  und  langdauernder  bleibender 
Einbürgerung  desselben  ist  man  in  Frankreich  einigermassen 
.  wieder  zum  Ausgangspunct  einer  beinahe  hundertjährigen  Ent 
wicklung,  zu  eiuem  Tarifsystem,  welches  sich  dem  1791  begrün 
deten  wenigstens  annähert,  zurückgekehrt:  der  Beste ucrungs- 
zweck  des  Zollwesens  steht  wieder  mehr  voran,  der  handels- 
politische, der  protectionistische  mehr  zurück.  Das  erscheint 
uns  im  Ganzen  eine  richtige,  in  den  französischen  finanziellen  und 
volkswirtschaftlichen  Verhältnissen  begründete  Entwicklung  zu  sein. 

Freilich  sind  die  eigentlichen  Finanzzölle,  besonders 
der  als  Genuss-  und  Reizmittel  dienenden  Artikel  der  Colonial 
waarenbranche,  ungemein  hoch  und  von  Neuem  seit  dem  letzten 
Kriege  stark  gesteigert  worden.  Aber  das  war  eben  die  unvermeid- 
liche Folge  des  vermehrten  Steuerbedarfs  und  damit,  wie  immer,, 
der  französischen  äusseren  und  inneren  Politik  und  der  Rück 
Wirkung  derselben  auf  die  Finanzen.    Nach  Lage  der  Dinge  war 
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es  aber,  wie  schon  oben  bemerkt  (8.  81D),  auch  wohl  richtig,  mit 
Rücksicht  auf  die  inneren  Verbrauchs-  und  Verkehrssteuern  und  die 
Monopole  und  deren  Steuersätze  die  Finanzzttllc  angemessen  zu 
erhöhen.  Ob  man  dabei,  rein  finanziell  betrachtet,  zu  weit  gegangen 
ist,  so  etwa  namentlich  bei  den  Hauptartikeln  Kaffee  und  Zucker, 
auch  Petroleum,  ist  ohne  Anstellung  von  Experimenten  mit 
massigeren  Zoll-  und  Steuersätzen  nicht  sicher  zu  entscheiden,  aber 
jedenfalls  auch  nicht  ohne  Weiteres  von  vornherein  als  wahr- 
scheinlich anzunehmen.  Eher  könnte  vom  allgemeinen  steuerpoli- 
tischen Standpuncte  aus  das  Bedenken  fUr  erwägenswerth  gelten, 
ob  man  mit  so  hohen  Zollsätzen,  wie  vor  Allem  bei  Kaffee, 
Petroleum,  nach  den  Consumtionsverhältnissen  des  Artikels  nicht 
gegen  die  richtige  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung  zu  sehr  ver- 
stösst,  —  unter  der  bei  diesen  Artikeln  wohl  meist  zutreffenden 
Voraussetzung  einer  vollen  Ueberwälzung  des  Zolls  auf  den  Gross- 
Preis,  wobei  freilich  die  Einwirkung  des  Zolls  auf  den  schliesslich 
massgebenden  Klein-(Detail-)Preis  wieder  ein  complicirtes  Problem 
ist.  Soweit  dies  Bedenken  gerechtfertigt  sein  sollte,  würde  unter 
der  Annahme  der  finanzpolitischen  Zweckmässigkeit  der  hohen 
Tarifsätze  durch  die  letzteren  dann  nur  wieder  bewiesen  werden, 
dass  Frankreich  durch  seine  Politik  und  Geschichte  genöthigt 
worden  ist,  seine  Steuervertheilung  ungleichmässigcr, 
auch  nach  Unten  zu,  fiir  die  Volk smassc,  drückender  zu 
machen,  —  wie  das  bei  den  inneren  Verbrauchs-  und  Verkehrs- 
steuern auch  nicht  zu  vermeiden  war. 

S.  die  Daten  Uber  Zoll-  und  Steuersätze  S.  «91  ^Petroleum },  S.  SI9  (Finauzz-dlei. 
Beispielsweise  ist  der  französische  Zoll  für  Kailee  ^150  u  20^  l'rcs.  p.  100  Kil.i  aller- 
dings mehr  als  dreimal  so  hoch  wie  der  deutsche  (40  u.  50  M.J,  für  ('acao  (104 
lrcs)  mehr  als  doppelt  so  hoch  (üb  M.),  für  Thee  fast  doppelt  so  hoch  i2i>8  Krcs. 
gegen  1U0  M.),  für  Gewürze  mehr  ab  S — 7 mal  so  hoch  (208—416  l'rcs.  gegen 
50  M.),  für  Petroleum  2'/2—  '{nial  so  hoch  (IS  u.  25  Frcs.  gegen  6  M.).  Auch  der 
Zuc  ker  trägt  doch  in  Krankreich  selbst  nach  der  Ermässigung  von  1880  und  nach  der 
neueren  Steuerreform  wohl  noch  doppelt  so  hohe  Belastung  als  in  Deutschland.  Der 
französische  Kaffee  zoll  ist,  natürlich  je  nach  der  Sorte  und  nach  den  Preisschwankungen 
verschieden,  bis  100°  (l  und  mehr  vom  Preise  des  Artikels;  ebenso  bei  Petroleum,  bei 
Zucker  auch  jetzt  noch  nicht  so  sehr  viel  geringer.  Die  Consumtion  ist  trotzdem  auch 
bei  Kaffee  in  beständiger  Steigerung  begrillen,  von  c.  48  Mill.  KU.  180«  6*  auf 
c.  53  Mill.  J  877— 79  und  c.  «8  Mill.  1 — SO.  Freilich  eine  langsamere  Zunahme 
als  früher  bei  niedrigerem  Zoll  —  1837/10  wurden  14.2,  1M7  57  19.7,  1857  59 
2*.8  Mill.  Kil.  verzollt  — ,  aber  doch  noch  eine  beträchtliche,  so  dass  es  fraglich 
bleibt,  ob  eine  vollends  nicht  sehr  bedeutende  —  Verminderung  des  Zolls  das 
finanzielle  Interesse  ui<  ht  auch  jetzt  ebenso  schädigen  wurde,  als  1 800  11.  Nach  einer 
jüngsten  amtlichen  Berechnung  (Bull.  XXV,  415»  war  der  Kaifee -Oonsuin  p.  Kopf 
1831  2^7,  1851  550.  1801  073,  1S72  1205,  18M  1040,  IsMi  1,7*7,  1887  1,070, 
l4»^  1,752  (iramm.  Da  merkt  man  kaum  eine  hemmende  Wirkung  des  höheren  Zolles. 
—  Viel  niedriger  als  im  deutschen  Tarif  sind  in  Frankreich  Tafelfrüchte  belastet 
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Auch  bei  den  zahlreichen  kleineren  Finanzzollartikeln 
und  bei  denen  von  mehr  oder  weniger  proteotionistischem 
Character  handelt  es  sich  doch  in  Frankreich  im  Ganzen  um  kein 
unbedeutendes  Finanz interesse.  Eine  so  überwiegende  Wichtig 
keit  für  die  Zollerträge ,  wie  sie  schon  lange  in  Grossbritannien 
(S.  304)  einige  Hauptartikel  besassen,  haben  die  Hauptartikel  der 
Bezollung  in  Frankreich  nicht. 

Das  erklärt  sich  allerdings  zum  Theil  dadurch,  dass  nach  den  französischen 
volkswirtschaftlichen  Verhältnissen  Wein  und  Branntwein,  abgeseheu  von  der  neuesten 
Zeit,  als  Einfuhrartikel  viel  weniger  in  Betracht  kommen,  Tabak  wegen  des  Monopols 
bei  den  Zollerträgen  fehlt  und  bei  Zucker  die  Complication  der  Einfuhr  mit  der 
einheimischen  Production  den  Zollertrag  vermindert.  Selbst  im  J.  1SS5,  wo  der  Zucker- 
zoll ungewöhnlich  viel  einbrachte  (100.5  Mill..  1  SS"  nur  3S.S)  und  der  Katleczoll  das 
bisherige  Maximum  erreichte  (106  7,  ISS"  99.G  Mill.),  kam  auf  diese  beiden  Artikel, 
dann  auf  die  5  weiteren  einträglichsten  Zollartikel  Petroleum,  Wein,  Cacao,  Stein- 
kohle, Ccroalien  (letztre  als  Ein  Artikel  gerechuet),  zusammen  also  auf  7  Artikel  284. S 
Mill.  Frcs.  oder  77.3%  vom  Gesainmtertrag  von  368.6  Mill.  aus  den  Einfahrzöllen, 
im  J.  1887  (bei  etwas  anderer  Reihenfolge  der  genannten  Artikel.  CcreaJien  waren 
sogar  ror  Zucker,  also  in  die  zweite  Stelle  getreten)  256.8  Mill.  Frcs.  oder  7t>.7°/3 
dis  Gesamintertrags  von  334.5  Mill.  Fast  ein  Viertel  der  letzteren  Summe  ist  als» 
noch  durch  die  anderen  Zollartikel  zu  beschaffen,  obwohl  hier  die  Zölle  von  Wein. 
Getreide.  Steinkohle  bereits  zu  den  Hauptartikeln  der  eigentlichen  Finanz/.. die  ge- 
rechnet worden  sind. 

Mau  begreift  hiernach  und  kann  es  auch  finanzpolitisch 
rechtfertigen,  dass  der  französische  Zolltarif,  der  allgemeine,  wie 
der  Conventionstarif,  immer  noch  so  umfangreich,  nach  Zahl 
der  bezollten  Artikel  und  einzelnen  Positionen,  und 
hoch  nach  den  Zollsätzen  geblieben  ist,  im  Vergleich  mit  dem 
deutschen  und  mit  anderen,  vollends  mit  dem  britischen  Tarif, 
der  ja  nur  noch  ganz  wenige  Artikel  umfasst  (S.  304). 

Auch  an  die  neueren  agrarischen  Schutzzölle,  an  deo 
Zoll  auf  Steinkohle  und,  wie  die  früheren  Uebersicbten  (S.  819 
und  833)  zeigen,  an  die  industriellen  Schutzzölle,  besonders 
im  Gebiete  der  Textil-  und  Metallbranche,  knüpfen  sich  in 
Frankreich  nicht  unerhebliche  f in  an  zielle  Interessen.  Denselben 
entsprach  die  Rückkehr  zu  höhereu  agrarischen  Zöllen  auf 
Getreide  und  Vieh  und  mindestens  die  Aufreehtbaltung  eines 
gewissen  Maasses  industrieller  Schutzzölle.  Der  allgemeine 
Tarif,  welcher  vor  1881  galt,  hat  in  Betreff  dieser  letzteren  Zölle 
auch  gegen  das  Finanziuteressc  viel  zu  hohe  Sätze  gehabt,  von 
seinen  Prohibitionen  ganz  abgesehen ,  der  Getreide-  und  Viehzoll- 
tarif von  18b*  1  und  noch  von  1881  hat  umgekehrt  durch  seine  sehr 
niedrigen  Sätze  auch  das  Finanzinteresse  zu  wenig  wahrgenommen. 
So  war  die  Tarifreform  von  1881,  welche  bei  den  industriellen 
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Zöllen  ja  schon  durch  die  Conventionaltarifc  von  1860  ff.  eingeleitet 
war,  und  die  Erhöhung  der  Getreide-  und  Viehzöllc  von  1885  ff. 
vom  finanziellen  Gesichtspunct  aus  wohl  zu  billigen. 

§.331.  2.  Handelspolitische  Seite.  Ob  man  über  diese 
Massregeln  vom  handels-,  agrar-  und  industriepolitischen 
Gesichtspunct  ebenso  urtheilen  soll,  ist  freilich  eine  andere  Frage, 
die  wir  hier  auch  nicht  zu  erledigen  haben,  aber  doch  kurz  streifen 
wollen. 

a)  In  Betreff  der  agrarischen  Schutzzölle  wird  doch  auch 
der  Freihändler  einräumen  dürfen,  dass  die  neuen  Getreide-  und 
Vi  eh  zölle  Frankreichs,  wie  anderer  europäischer  Länder,  welche 
zu  denselben  zurückgekehrt  sind  oder  sie  wieder  erhöht  haben,  in 
ganz  neuen  abnormen  Weltcon juneturen  ihre  Erklärung 
und  wenigstens  eine  relative  Rechtfertigung  finden,  mindestens  als 
ein  statthaftes  Experiment  und  als  mögliches,  wenn  auch  nicht 
sicheres  Hilfsmittel  gegenüber  einer  schweren  agrarischen  Krisis 
für  eine  Uebergangszeit.  Anderseits  ist  es  gewiss  ein  sehr  er- 
wägenswerthes  steuerpolitisches  Bedenken  ernster  Art  und 
von  wahrhaft  principieller  Bedeutung,  dass  diese  Zölle,  —  gerade 
wenn  und  soweit  als  sie  ihren  Zweck  erfüllen,  d.  h.  als  Schutz- 
zölle wirken,  also  wenn  und  soweit  sie  die  Inlandspreise  erhöhen 
oder  ein  weiteres  Fallen  ermässigen  und  verhüten,  —  Steuern  auf 
noth wendige  Nahrungsmittel  seien  und  so  die  Steuerlast 
ungleichmässigcr,  besonders  mehr  nach  Unten  zu,  auf  die 
Volksmassen  vertheilten. 

Indessen  ist  gegen  die  practische  Tragweite  dieses  Bedenkens 
doch  Verschiedenes  einzuwenden. 

Einmal  ist  es  eben  fraglich,  ob  und  wieweit  jene  Zölle  die 
Wirkung  als  Preis  erhöhende  oder  Preisfallen  hemmende  Schutzzölle 
wirklich  haben. 

Wirken  sie  nicht  oder  nicht  für  ihren  vollen  Betrag  so,  so  entfällt  aller- 
dings überhaupt  oder  soweit  als  sie  nicht  so  wirken,  ihr  Zweck  als  Schutzzoll. 
Aber  dann  entfallt  auch  die  Berechtigung,  sie  anzugreifen,  vom  freihändlerischon  und 
finanzpolitischen  Standpuncte  aus,  während  sie  vom  letzteren  aus  als  Einnahmequelle 
ihren  Werth  behaupten,  der  dann  durch  die  erwähnten  Bedenken  nicht  weiter  beson- 
ders geschädigt  wird  und  vollends  in  franzosischer  Finanzlage  unter  diesen  Umständen 
anzuerkennen  ist.  Wirken  diese  Zölle  umgekehrt  ganz  oder  theilweise  auf  dio 
Preise  als  Schutzzölle  in  der  erwähnten  Weise,  so  bleibt  das  freihändlerische 
und  das  hervorgehobene  steuerpolitische  Bedenken  allerdings  nicht  nur  im  Princip, 
sondern  practisch  bestehen.  Aber  auch  hier  gilt  dann,  wie  so  oft  bei  Maassregeln 
der  Volkswirtschaft»-  und  der  Steuerpolitik:  eventuell  sind  diese  Zölle  auch  dann 
:ils  berechtigt  anzuerkennen ,  weil  sie  zur  Bekämpfung  eines  schweren  Nothstandes. 
welcher  die  (Jrundlagen  der  Volkswirthschaft  berührt,  in  Ermangelung  anderer  oder 
besserer  Hilfsmittel  nicht  entbehrt  werden  köuneu.  weil  sie  von  zwei  Uebeln  —  der 
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durch  sie  bedingten  oder  verursachten  Steuerbelastung  und  dem  Ruin  der  Landwirt- 
schaft —  das  kleinere  sind,  wozu  dann  doch  auch  noch  selbst  bei  der  hier  ang-enoin- 
menen  Wirkung  wieder  hinzukommt,  dass  sie  eine  werthvolle  Einnahmequelle  bilden. 

Practisch  aber  hebt  sich  sodann  das  principielle  Bedenken 
auch  noch  durch  einige  weitere  Erwägungen  mehr. 

So  üben  diese  Zölle  überhaupt  schwerlich  ganz  allgemeine,  glcichmfesiire  Wir- 
kungen auf  die  Stellung  der  gesammten  inländischen  Getreide-  und  Viehpreise  au<. 
Ferner  halten  sie.  nach  bisherigen  Wahrnehmungen,  mehr  nur  ein  weiteres  Preisfalk-n 
etwas  auf  und  hemmen  es,  als  dass  sie  die  Preise  erheblich  steigern.  So  wird  nur 
der  Vortheil  einer  den  Kaufern  von  Getreide  und  Vieh  ungewöhnlich  günstigen  C*tn- 
junetur  etwas  geschmälert:  es  handelt  sich  mehr  um  lucrum  cessans,  als  um  d.iinnutj 
emergens  für  sie,  —  immerhin  ein  für  die  gesnmmte  ßcurtheiltmg  wichtiger  Unt<  r- 
schied.  Endlicli  aber  kommt  der  Zoll  für  die  Brot-  und  Fleischpreisc  und  damit  für 
die  etwaige  Belastung  der  eigentlichen  Konsumenten  doch  vollends  erst  als  ein  mög- 
liches, entfernteres,  secundäres  oder  tertiäres  Moment  in  Betracht,  das  neben  anderen, 
zum  Theil  wichtigeren  nicht  nothwendig  eine  entscheidende  Rolle  spielt.  Soweit  aWr 
der  Zoll  auf  die  ausländischen  Producenten .  die  Verkehrsanstalten,  die  Händler,  di 
Kleingewerbetreibenden  jjranz  oder  theilweise  geschoben  wird,  was  immer  mög-lich. 
theilwoisc  wahrscheinlich  ist,  entfallen  wieder  die  steuerpoliti.schen  Bedenken  in  HeUvrf 
einer  Ueberlastung  der  Consuinenten ,  während  die  sonstigen  steuerpolitischen  Be- 
denken wegen  der  Mitbelastung  der  genannten  Kreise  freilich  auftauchen,  aber  nid»' 
mehr  als  bei  allen  übrigen  Zöllen,  und  während  die  finanziellen  Vortheile  in  Betreti 
der  Erschliessung  einer  Einnahmequelle,  verbleiben. 

Nach  dem  Allen  möchte  die  Rückkehr  zu  den  höheren  agrarischen 
Zöllen  sich  in  Frankreich  immerhin  mit  genügenden  Gründen  unter- 
stützen lassen. 

b)  Bei  den  industriellen  Schutzzöllen  machen  sich  die 
volkswirthschaftspolitischen  und  steuerpolitischen  Bedenken  wegen 
der  Wirkungen  dieser  Zölle  auf  die  Consumenten  und  auf  die  Ver- 
theilung  der  Steuerlast  weniger  als  bei  den  agrarischen  Schutzzöllen 
geltend,  während  die  finanziellen  Interessen  auch  hier  mit  zn 
Gunsten  sprechen.  Aber  die  angedeuteten  Bedenken  fehlen  aller 
dings  auch  hier  nicht  völlig  und  anderseits  sind  die  finanziellen 
Interessen  hier  nicht  so  bedeutend  als  bei  den  agrarischen  Schutz- 
zöllen. 

Die  industriellen  Zölle  sind  in  Frankreich  in  dem  Vertrags-  wie  im  allgemeine» 
Tarife  immer  noch  recht  ausgedehnt,  mehrfach,  besonders  bei  den  feineren  und  fein- 
sten Qualitäten  von  Fabrikaten  recht  hoch,  nach  ihrer  Specialisirung  in  den  wichtig- 
sten Fällen,  besonders  in  der  Textilbranche ,  zwar  rationell  veranlagt,  nach  den  Ge- 
sichtspuneten  des  Schutzzollsystems  als  eines  Systems  industrieller  Erziehung,  aber  in 
dieser  Gestaltung  doch  auch  am  Ersten  als  wirkliche  Schutzzölle .  in  BetrctT  der  In- 
landspreise der  analogen  heimischen  Producte,  daher  namentlich  der  feineren  Quali- 
täten, wirkend.  Der  Tarif  von  1791  war  in  den  wichtigsten  Zweigen  liberaler  als  der 
von  1SS1.  vielfach  selbst  nach  der  absoluten  Höbe  der  Sitze,  vollends  nach  der  rela- 
tiven, gegenüber  den  Preisen  der  Artikel. 

Indessen  wirken  die  noch  bestehenden  französischen  indu- 
striellen Schutzzölle  doch  auf  die  Preise  der  Masse  der  inländischen 
Halb-  und  Ganzfabrikate  schwerlich  erheblich,  etwa  gar  allgemein 
vertheuernd,  ein    Vielfach  kommen  sie  gewiss  nur  als  Finanzzölle 
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und  hie  und  da  als  Luxuszölle  für  einige  Consumentenkreise  in 
Betracht.  Daher  haben  die  erwähnten  Bedenken  doch  keine  grosse 
practische  Bedeutung  trotz  ihrer  principiellen  Richtigkeit.  Die 
Beseitigung  der  Prohibitionen,  die  fast  allgemeine  Ermässigung  der 
industriellen  Schutzzölle  durch  die  Vertragstarife  der  1860er  Jahre 
und  neuerdings  im  allgemeinen  und  in  dem  neuen  Vertragstarif 
von  1881  waren  Massregeln,  welche  demnach  wohl  bandels-  wie 
finanzpolitisch  gleich  richtig  und  zweckmässig  waren. 

Der  völlige  Bruch  mit  den  industriellen  Schutzzöllen,  wie 
in  Grossbritannien,  oder  die  noch  weitere  starke  Ermässigung 
wäre  finanziell  in  heutigen  französischen  Verhältnissen,  auch  vom 
Standpuncte  der  Besteuerungspolitik  aus,  kaum  richtig  gewesen, 
wenn  diese  Massregeln  auch  wohl  bei  der  erreichten  und  weiter 
möglichen  Entwicklung  der  französischen  Industrie  keine  all- 
gemeinen, höchstens  in  einigen  wenigen  Zweigen  entscheidende 
volkswirtbschaftspolitische  Bedenken  gehabt  haben  möchten.  So 
wie  diese  Zölle  heute  noch  erhalten  worden  sind,  tragen  sie  doch 
auch  mit  dazu  bei,  das  bei  einer  so  hohen  Gesammtsteuerbelastung 
noth  wendige  Ziel  zu  erreichen,  nemlich  die  Steuern  möglichst 
vielseitig  zu  vertheilen,  um  so  die  Last  leichter  tragbar  zu. 
machen.  Die  Specialisirung  der  speeifischen  Zölle  ist  dabei  zwar 
ein  protectioniBtischer  GesichtspunCt,  aber  zugleich  eine  Massregel, 
welche  steuerpolitisch  ebenso  richtig  ist,  weil  sie  auf  die  Anwendung 
eines  Qualitätssteuerfusses  hinauskommt. 

So  möchte  die  neuere  französische  Zolltarifpolitik  und  möchte 
insbesondere  der  noch  so  umfangreiche  allgemeine  und  Vertrags- 
tarif doch  im  Ganzen  richtig  sein.  Die  britische  Tarifpolitik  mit 
ihrer  Concentration  auf  ganz  wenige  Hauptfinanzzoll-Artikel  und 
ihrem  völligen  Absehen  von  Schutzzöllen  wäre  für  Frankreich, 
wenigstens  unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen,  schwerlich 
tinanziell  ergiebig  genug  und  steuerpolitisch  weniger  passend  als  die 
eingeschlagene  oder  beibehaltene. 

3.  Das  Zollverfahren  und  alles  Zolltechnische  ist 
gewiss  umständlich  und  vielfach  belästigend,  die  Controlen  sind 
weitläufig,  die  Strafandrohungen  schwer.  Dies  und  jenes  Einzelne 
mag  ohne  Bedenken  und  vielleicht  zum  Vortheil  des  Fiscus  wie 
des  Publicums  zu  ändern,  zu  mildern,  zu  vereinfachen  sein.  Denn 
der  Einfluss  einer  übermässig  prohibitorisch-protectionistischen  und 
superfiscalischen  Politik  zeigt  sich  in  Manchem  noch.  Aber  grosse 
umfassende  und  einschneidende  Aenderungen  sind  schwerlich  am 
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Platze,  so  wenig  als  bei  den  analogen  Verhältnissen  der  indirecten 
Steuern  (Getränke!  S.  (558)  oder  Monopole. 

Die  Finanzzölle  sind  sehr  hoch  und  müssen  des  Finanzbedarfs  wegen  doch  so 
bleiben,  die  Schutzzölle,  auch  nach  dem  erfreulichen  Wegfall  der  principiell  ja  durebau? 
richtigen,  aber  in  der  practischen  Anwendung  unzweckmässigen  Werthzölle,  noch  zs 
sehr  specialisirt  und  müssen  doch  auch  *o  sein  und  bleiben,  so  lange  mau  an  ihnen 
überhaupt  festhält,  was  eben  auch  finanziell  erwünscht  erscheint,  der  ganze  Tun: 
ist  noch  zu  umfangreich  und  muss  aus  den  angedeuteten  Gründen,  wiederum  anrh 
finanzieller  Art.  dennoch  ebenfalls  so  sein  nnd  bleiben.  Das  bedingt  Alles  nothwendu- 
auch  eine  weitläufige,  mühsame.  Zollbewachung,  eiu  umständliches  Zollverfahren,  ».itn- 
entsprechende  Organisation  des  Zolldienstes  und  freilich  auch  entsprechende  Kost.;, 
welch«  in  Frankreich  daher  nicht  bloss  wegen  der  Landgrenzrerhältnisse.  sondern  wegr:i 
der  ganzen  ZolJtarifpolitik  —  ausserdem  übrigens  auch  wegen  der  inneren  indirekten 
Steuern  und  Monopole,  auf  deren  Sicherung  der  Zolldienst  mit  aufzupassen  hat  —  höbe: 
sein  und  bleiben  werden  als  in  (jrossbritannien.  Einzelne  weitere  tarifpolitischc  Reformen, 
z.  B.  die  Beseitigung  der  Zollzuscblägc  für  die  indireetc  Einfuhr  (aus  den  „Entrepüti*' 
die  völlige  Gleichstellung  der  Sätze  des  allgemeinen  und  des  Vertragstarifs  sind  wohl  zu 
erwägen  Grossen  Einflnss  auf  die  Vereinfachung  des  Zolldienstes  und  Zollverfahren« 
werden  sie  schwerlich  ausüben  können. 

So  wird  man  u.  E.  zu  der  Ansiebt  kommen  müssen,  dass  das, 
was  durch  die  bisherigen  Reformen  und  namentlich  durch  die 
Tarifgesetzgebung  von  1881,  welche  doch  im  Wesentlichen  die 
handels-  und  zollpolitischen  Massregeln  der  napoleonischen  Handels- 
vertragsperiode zum  gemeinen  Recht  des  Landes  gemacht  hat,  er- 
.  reicht  ist,  vorerst  nicht  in  mehr  freibändlerischer  und  in  der 
Richtung  massigerer  Finanzzölle  weiter  gebildet  werden  wird.  E« 
wird  genug  sein,  wenn  es  im  Ganzen  auf  diesem  Stande  erhalten 
wird.  Und  gerade  auch  finanzielle  Rücksichten  werdeu 
mutmasslich  grössere  Fortschritte  in  der  angegebenen  Richtung 
hemmen. 

F.   Rückblick  auf  die  gesammte  französische  Staatsbesteuerung,  ins- 
besondere auf  die  Steuerpolitik  seit  1871. 

S.  oben  §.  07  über  „die  französischen  Finanzen  am  Schluss  des  ancien  regime". 
Ferner  in  Betreif  der  Neuzeit  die  statistischen  Daten  in  §.  100,  S.  378.  374  und  die 
Abschnitte  über  die  „Besteuerung  der  dritten  Republik"  S.  390—404,  „Rückblick  auf 
die  französ.  Steuerentwicklung  seit  17S9  bez.  1815"  S.  410—415  und  die  verschie- 
denen „Rückblicke"  und  Ausführungen  „zur  Kritik",  welche  den  Schluss  der  Dar- 
stellung der  jedesmaligen  Steuergruppe  bildeu,  S.  41)8—502  über  die  directen  Steuer». 
S.  579— 5S2  über  die  Verkehrsbesteuerung,  S.  595—596  über  die  directe.  Verkehrs- 
und Erbschaftsbesieuerung,  S.  708 — 771  über  die  Monopole,  sowie  die  ähnlichen  kri- 
tischen Rückblicke  auf  einzelne  Steuern,  bes.  §.  205  (Patentsteuer).  §.  225  ^Enregistr«»- 
inent),  §.  235  (Stempel),  §.  205  (Getränke).  §.  273  (Zucker,  §.  297  (Tabakmonopol 
$$.  330,  331  (Zölle).  —  Aus  der  Literatur  s.  bes.  Mathieu-Bodet  II.  ch.  15— 1> 
(Fragen  der  Steuerreform  auf  den  Hauptgebieten  •  und  ch.  25  (über  das  nach  dem 
Kriege  von  1870/71  angewendete  Steuersystem,  bes.  §.  3,  p.  39(1  —  402V.  fenn-t 
Amagat,  partie  III   „les  iinpöts  de  la  rancon"). 

§.  332.    1.    Das  Uebergewicht  der  indirecten  Be 
Steuerung.     Das  grosse  Gebiet  der  modernen  französischen 
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Staatsbesteuerung ;  wie  sie  sich  seit  der  ersten  Revolution,  daher 
gerade  in  einem  Zeitraum  eines  Jahrhunderts  (1789 — 1889)  ent- 
wickelt hat,  ist  nunmehr  im  Vorausgehenden  auch  in  den  wich- 
tigeren Einzelheiten  vollständig  zur  Darstellung  gebracht  worden. 
Es  mag  daher  zum  Schluss  noch  einmal  ein  kurzer  Rückblick  auf 
diese  Besteuerung  als  Ganzes  geworfen  und  dabei  namentlich,  wie 
wir  uns  früher  vorbehielten  (S.  601),  die  Gestaltung  ins  Auge  ge- 
fasst  werden,  welche,  wie  es  scheint  cndgiltig,  diese  Besteuerung 
seit  dem  verhangnissvollen  letzten  Kriege  Frankreichs  gegen 
Deutschland  angenommen  hat.  Es  handelt  sich  dabei  nicht  um 
eine  Wiederholung  des  in  den  früheren,  so  eben  citirten  „Rück- 
blicken" Gesagten ,  auf  welche  Ausführungen  vielmehr  für  alles 
Einzelne  hier  zum  näheren  Beleg  Bezug  genommen  wird,  sondern 
nur  um  eine  Characterisirun g  des  Gesammtganges  der 
französischen  Staatssteuerpolitik  in  diesem  soeben  ablaufenden 
„ersten  Jahrhundert  der  Revolutionen",  und  um  eine  Characteri- 
sirung  des  erreichten  Gesammtergebnisses.  Erst  die 
genaue  Einzelkenntniss  aller  Phasen  der  Entwicklung  und  aller 
Theilc  der  Besteuerung,  wie  sie  unsere  Darstellung  zu  geben 
suchte,  setzt  in  den  Stand,  eine  solche  Characterisirung  richtig 
vorzunehmen,  richtig  zu  begründen  und  selbst  wieder  richtig  zu 
verstehen. 

Das  Ergebniss  der  Steuercntwickluug  ist  ein  Ueberwiegen  der 
indirecten  Verbrauchssteuern  (einschliesslich  Zölle,  direetc 
„  Luxussteuern u ,  verwandte  kleinere  Abgaben  und  Transport- 
steuern) Uber  alle  übrigen  Steuern,  d.  h.  über  die  beiden  anderen 
grossen  Gruppen,  die  directen  und  die  Verkehrs  steuern  (i.  e.  S. 
d.  h.  Enregi8trement  und  Stempel,  jenes  einschliesslich  Erbschafts- 
und Schenkungssteuern).  Vollends  aber  indirecte  Verbrauchssteuern 
und  Verkehrssteuern  zusammen  überwiegen  bei  Weitem  die  directen 
Steuern. 

Dies  Ueberwiegen  ist,  durch  den  ersten  Napoleon  begründet,  in  erhöhtem  Maassc 
seit  der  Julimonarchie,  abermals  gesteigert  unter  Napoleon  III.,  immer  mehr  hervor- 
getreten. Aber  erst  die  Ereignisse  von  1S70 — 71.  deren  weitero  finanzielle  Folgen 
und  die  von  der  dritten  Republik  eingeschlagene  Steuerpolitik  haben  den  indirecten 
Steuern  im  genannten  Umfang  das  volle  Uebergewieht  verschallt.  Noch  am  Schluss 
des  zweiten  Kaiserreichs  vertheiltc  9ich  die  franzosische  Staatsbestcuerung  etwa  je  zur 
Hälfte  auf  indirecte  und  auf  alle  anderen  Steuern.  Jetzt  überwiegen  jene  um  ein 
paar  hundert  Millionen  ilSSö  um  c.  300)  und  machen  etwa  55%  aller  aus  (s.  die 
Daten  S.  374). 

Diese  absoluten  und  Verhältnisszahlen  ändern  sich  natürlich,  je  nachdem  man 
den  Begrilf  der  indirecten  Steuern  weiter  oder  enger  fasst.    Wio  man  hierbei  aber 
auch  nach  den  verschiedenen  Ansichten  der  Theorie  und  Praxis  verfährt,  auch  wenn 
man  insbesondere  die  Kegisterabgaben  zum  Theil  zu  den  directen  Steuern  stallt,  so 
A,  VYatfuor.  riniiiuwisviiscliuft.  III  55 
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bleibt  doch  immer  ein  erhebliches  Uebergewicht  der  „indirecten"  Steuern  über  <h> 
anderen,  die  alsdann  sogen,  directen.  bestehen. 

Wenn  man  z.  B.  mit  der  französischen  Verwaltungspraxis  und  mit  mancher. 
Theoretikern  den  ganzen  Betrag  der  Einnahme  au9  Enregistremcnt  und  Stempel  (wie- 
derum einschliesslich  Erbschafts-  und  Schenkungsstcucrn)  zu  den  indirecten  Steuern 
rechnet,  so  überwiegen  letztere,  in  diesem  Sinne  genommen,  um  mehr  als  das  Vier- 
fache die  eigentlichen  directen  (um  1885  c.  2183  gegen  474  Mill.)  oder  diese  mach«, 
nicht  mehr  18%  der  üesammtbesteuerung  aus.  Weun  man  umgekehrt  die  genannter: 
Verkehrssteuern,  welche  sich  in  die  Katcgorieen  „directe"  und  „indirecte"  Steuern 
eben  nicht  einfach  einreihen  lassen,  anders  vertheilt,  etwa  die  Erbschafts-  und  Schen- 
kungsstouern  (c.  200  Mill.),  welche  den  directen  Steuern  jedenfalls  näher  als  iKd 
indirecten  stehen,  zu  den  directen  rechnet  oder  selbst,  wie  es  auch  französische  Prao 
tiker  thun,  so  Mathicu-Bodet  (II,  397),  die  ganze  Proportionalabgabe  des  Enregistr*-- 
ments  (S.  522),  daher  fast  90%  des  Ertrags  des  letzteren  als  „Steuern  auf  das  Kapi- 
tal'*, so  ändern  sich  die  absoluten  und  Verhaltnisszahlen  wiederum  erheblich.  le- 
ersten Falle,  bei  Einstellung  der  Erbschafts-  und  Schenkungssteuern  unter  die  directen 
sind  die  Zahlen  um  1885  dann  c.  674  „directe"  und  c.  1983  „indireetc"  oder  c.  2ö 
und  75°/o»  im  zweiten  Falle,  bei  Einstellung  der  ganzen  Proportionalabgabe  des  En- 
registrements  unter  die  directen,  bezw.  c.  887  und  1770  Mill.  oder  c.  33  und  67°  „ 

Es  ergiebt  sich  hiernach,  dass  in  Frankreich  im  Laufe  des 
Revolutions-Jahrhundert8,  von  den  1780er  bis  zu  den  1880er  Jahren, 
die  Staatsbesteuernng  sich  nicht  nurniindestensverfün  f  f  a  cht, 
sondern  dass  sich  auch  das  Verhältniss  zwischen  directen 
und  indirecten  Steuern  —  wie  immer  man  diese  Abgrenzung 
auch  mache  —  immer  mehr  zu  Gunsten  der  letzteren  Steuer 
gattuug  verschoben  hat.  Das  ist  nach  verbreiteter,  freilich  sehr 
einseitiger  und  in  dieser  Allgemeinheit  selbst  unbedingt  unrichtiger 
steuerpolitischer,  steuertechnischer  wie  auch  socialer  und  politischer 
Beurtheilung  ein  Nachtheil.  Dann  liegt  derselbe  jedenfalls  als 
Ergebniss  der  Entwicklung  und  endgiltigen  Gestaltung  der  franzö- 
sischen Besteuerung  vor. 

Bedenkt  man  aber,  dass  die  Epoche  des  Revolutionszeitalters 
mit  der  fast  unbedingten  Verwerfung  der  indirecten  Steuern  begann, 
so  können  die  damaligen  steuerpolitischen  Bestrebungen  und  die 
Thatsachen  der  Entwicklung  und  Gestaltung  des  Steuerwesens 
allerdings  kaum  stärker  in  Widerspruch  stehen,  als  sie  es  thun. 

Die  jüngste  Periode  nach  dem  deutsch- französischen  Kriege 
hat  diesen  Widerspruch  noch  wesentlich  verschärft,  weil  sie,  wie 
in  diesem  Werke  im  Einzelnen  näher  dargelegt  worden  ist,  ganz 
vorwiegend  die  inneren  Verbrauchssteuern,  die  Monopole,  Zölle  und 
die  Verkehrssteuern  —  Enregisttement,  Stempel,  Transportsteuern  — 
zu  höherer  Ergiebigkeit  gebracht  bat.  Es  ist  das  in  dem  Grade 
geschehen,  dass  man  diese  Periode  mit  Recht  kurzweg  als  diejenige 
einer  einseitigen  Entwicklung  der  indirecten  Be- 
steuerung (i.  w.  S.)  behufs  Beschaffung  des  durch  die  neue 
schwierige  Finanzlage  hervorgerufenen  Steuerbedarfs  steuerpolitiscb 
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characterisirt  hat  (s.  die  Tabelle  S.  395  und  §.  172  -174).  Die 
Bedenken,  namentlich  socialpolitischer  Art,  welche  man  bei 
objectiver  Würdigung  der  indirecten  und  Verkehrssteuern  nicht 
übertreiben  darf,  aber  doch  in  immerhin  erheblichem  Umfang  zu- 
gestehen muss,  sind  in  Betreff  dieser  neuesten  Steuerpolitik  schon 
oben  (§.  177)  anerkannt  worden. 

Darch  Kechenexempel ,  indem  man  etwa  mit  Mathi eu-Bodct  manchen  der 
nach  dein  Kriege  neueingefuhrten  oder  erhöhten  Steuern  den  Character  als  „directer" 
Steuern  vindicin,  wird  natürlich  die  Berechtigung  des  vorausgehenden  (Jrtheils  nicht 
hinfällig  gemacht  und  nicht  einmal  eingeschränkt. 

S.  Mathien- Bod et  bes.  II,  390  lf.  Daselbst  Uebcrsichten  der  einzelnen  von 
1S70 — "7  eingeführten  oder  erhöhten  Abgaben  sowie  der  von  1872 — SO  wieder  auf- 
gehobenen oder  verminderten,  in  beiden  Fallen  nach  den  Ertragsauschlägen.  Die 
ersteren  betrugen  hiernach  747.78,  die  letzteren  323.59  Mill.  Frcs.  Unter  jener  Summe 
von  747.78  Mill.  waren  44.0S  Mill.  Zuschlagcentimen  (für  den  Staat)  zur  Patentsteuer 
(s.  o.  S.  399")  und  Erhöhungen  von  Tarifsätzen  dieser  Steuer,  14.02  Mill.  kameu  auf 
die  den  directen  Steuern  gleichgestellten  Taxen,  35.68  Mill.  auf  die  3°/w  Steuer  vom 
Ertrag  beweglicher  Werthe  u.  s.  w.,  Beträge,  die  mit  einer  Summe  von  i>00,000  Frcs. 
gewisser  algicr'scher  Abgaben  zusammen  514.58  Mill.  Frei,  ausmachen  und  in  der 
That  zu  den  „directen-'  Steuern  zu  zählen  sind:  12.6%  der  neu  aufgelegten  oder 
erhöhten  Steuern.  Der  genannte  Autor  rechnet  aber  noch  96.50  Mill.  Proportional- 
abgaben des  Enregistreinents  hierher,  die  nach  ihm  „den  Character  directer  Steuern 
auf  das  Capital"  hätten,  und  gelangt  so  zu  einem  Betrage  von  191.15  Mill.  Frcs. 
directer  in  der  Summe  der  neuen  Steuern  oder  25  (25.6)  %  derselben.  Beschränkt 
man  den  Begriff  „directer41  Steuern  auf  die  alten  grossen  franzosischen  Hauptstcueru 
Hllein  oder  auf  diese  nebst  den  Taxen,  so  wäre  die  Quote  der  directeu  Steuern  in  den 
Steuerhöhungen  nach  dem  Kriege  nur  0.  bezw.  8%. 

§.  333.  2.  Die  finanz wirthschaftlichc  Berechtigung 
der  eingeschlagenen  Steuerpolitik.  Allein  lassen  wir 
einmal  den  steuerpolitischen  und  sonstigen  Werth  der  grossen 
Steuergruppen  und  einzelnen  Steuern  des  französischen  Staats- 
steuersystems und  die  schwierige  Frage  nach  den  socialen,  wirt- 
schaftlichen und  politischen  Folgen  der  eingetretenen  Entwicklung 
dieses  Systems,  bis  1870  wie  nach  1870,  bei  Seite. 

Die  eigentlich  finanzwirthsebaftliche  Frage  in  Betreff 
dieser  Entwicklung  und  ihres  Ergebnisses  ist  doch  eine  andere: 
nemlich  ob  die  Steuerpolitik,  von  welcher  diese  Entwicklung  und 
ihr  Ergebniss  in  der  Zeit  vor  wie  nach  1870,  abhiugen,  unter  dem 
Einflu8S  der  unvermeidlichen  Nothwendigkeit,  den  einmal  auf- 
tretenden Steuerbedarf  zu  decken,  wenigstens  insofern  die  richtige 
war,  als  sie  die  nach  den  Verhältnissen  allein  mögliche,  von 
vornherein  allein  einigermassen  Erfolg  versprechende 
und  relativ  in  Betreff  der  Lastenvertheilung  und  Aufbringung 
erträglichste  wie  die  wirklich  im  Ganzen  von  Erfolg  begleitete 
war?  Darauf  möchten  wir,  gestützt  auf  unsere  genaue  Darstellung 
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der  Steuerentwicklung  und  der  Techuik  der  einzelnen  französischen 
Steuern,  antworten:  Ja,  wenigstens  im  Wesentlichen ! 

Die  völlige  Unmöglichkeit,  einen  Steuerbedarf,  wie  den  cle> 
französischen  Staat«,  wesentlich  allein  durch  directe  Steuern  nach 
den  Ideen  der  Politiker  und  Finanzmänner  der  eisten  Revolution 
aufzubringen,  war  von  vornherein  jedem  Unbefangenen  klar  und 
ist  durch  die  Thatsachen  voll  und  ganz  bestätigt  worden.  Die 
Rückkehr  zu  ergiebigen  inneren  indirecten  Verbrauchssteuern  durch 
Napoleon  I.,  die  Ausbildung  der  Verkehrssteuern  (Enregistrement 
und  Stempel)  war  daher  unter  den  gegebenen  Verhältnissen  de> 
Steuerbedarfs  und  nach  der  mit  Sicherheit  weiter  zu  erwartenden 
Entwicklung  dieses  Bedarfs  in  einem  modernen  europäischen  Gross- 
staat, wie  Frankreich,  eine  unbedingt  gebotene  Steuerpolitik. 

Allerdings  wäre  mau  schon  damals,  trotz  der  Kriegsläufte  und 
gesammten  Zeitlage,  und  wäre  man  vollends  in  der  Folgezeit,  be- 
sonders als  mit  der  Julimonarchie  und  in  noch  stärkcrem  Maasse 
später  die  Durchschuittsziffcr  des  Staatsbudgets  immer  mehr  wuchs 
(S.  373),  nicht  genöthigt  gewesen,  in  dem  Grade,  als  es  geschah 
und  unter  den  bestehenden  Verhältnissen  geschehen  musste,  so  ein- 
seitig die  inneren  indirecten  Verbrauchssteuern  (einschliesslich  des 
Tabakmonopols)  und  das  Enregistrement  (später  auch  den  Stempel 
zu  immer  grösseren  Erträgnissen  zu  bringen,  wenn  man  die  be- 
stehenden directen  Steuern  anders  eingerichtet  und 
durch  andere  Formen  der  directen  Besteuerung  er- 
gänzt hätte. 

Dies  hatte  von  vornherein  geschehen  kennen,  mindestens,  nach  den  Wahrneh- 
mungen gerade  mit  den  directen  Steuern  in  den  ersten  Jahrzehnten  ihres  Bestehens, 
nachträglich  geschehen  müssen,  zumal  seit  der  Periode  der  Julimonarchie.  Von  da  an 
wurde  es  von  Jahr  zu  Jahr  bei  dem  steigenden  Steuerbedarf  notwendiger,  vollende 
aber  in  der  Zeit  nach  dem  letzten  Kriege.  Aber  die  gebotene  und  mögliche  Reform 
der  directen  Steuern  unterblieb,  und  um  so  mehr  mussten  naturlich  die  anderen 
inneren  Steuern  ergiebiger  gemacht  werden. 

Da  man  zudem  bis  zur  Zeit  des  dritten  Kaiserreichs  die 
finanziellen  Erträge  der  Zölle  —  freilich  auch  meist  „indirecte 
Verbrauchssteuern",  aber  andere,  die  inneren  angemessen  er- 
gänzende —  in  einseitiger  prohibitorisch-protectionistischer  Politik 
nicht  genügend  entwickelte  und  da  alsdann  Napoleon's  III.  sonst 
durchaus  richtige  Reform  der  Handels-  und  Zollpolitik  wiederum 
die  finanzielle  Aufgabe  des  Zollwcsens  nicht  richtig  löste,  so  musste 
vollends  die  Ergiebigkeit  der  inneren  Verbrauchs-  und  Verkehrs- 
steuern übermässig  gesteigert  werden.  Wenigstens  diesen  Fehler 
in  Betreff  der  Zölle  hat  die  dritte  Republik  richtig  verbessert. 
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Das  französische  direetc  Staatssteuersystem  ist  ein  reines 
Krtragssteuersystcm,  aber  nicht  einmal  eiu  völlig  ausgebil- 
detes, wenigstens  alle  „Ertrage"  um  fassendes,  da  ihm  vor  Allem 
eine  direetc  Besteuerung  der  Z  i  us  ren  te ,  bis  1872  völlig,  seit  der 
damaligen  Einführung  der  Steuer  auf  gewisse  Weithpapierc  noch 
grossentbeils  fehlt.  Ein  solches  System  kann  seinem  inneren  Wesen, 
seiner  ganzen  technischen  Einrichtung  nach  und  nach  den  Er- 
fahrungen aller  Länder,  vor  Allem  Frankreichs  selbst,  nur  mit 
theilweiser  Ausnahme  der  Gewerbesteuer  (Patentsteuer),  nicht  im 
erforderlichen  Maasse  steigende  Erträge  abwerfen. 
Um  so  weniger,  wenn  es,  wie  in  Frankreich,  der  eigentliche,  fast 
alleinige  Träger  der  Besteuerung  der  höheren  Selbst- 
verwaltungskörper, hier  der  Departements,  und  ausserdem 
auch  noch  ein  11  auptträger  der  Communalbesteuerung  ist. 

Die  Veranlagung  einer  der  Steuern  dieses  Systems,  der  wichtigsten  von  allen, 
der  Grundsteuer,  ist  viel  zu  schwerfällig  und  umständlich,  und  in  ihren  Wesultaten 
stets  viel  zu  unvollkommen,  diejenige  der  drei  anderen  grossen  französischen  Steuern 
zu  mechanisch,  in  Folge  dessen  die  Vertheilung  der  durch  die  einzelnen  Steuern  auf- 
gebrachten Summen  viel  zu  ungleichmäßig,  als  dass  man  diesem  System  auch  noch 
zumuthen  konnte  und  durfte,  vom  wachsenden  Gesammts teuerbedarf  des  Staats  auch 
nur  immer  die  gleiche,  geschweige  eine  steigende  Quote  aufzubringen. 

Gewiss  ist  es  möglich,  durch  Veränderungen  der  Ein- 
richtung und  Veranlagung  dieser  Steuern  einige  Ver- 
besserungen herbeizuführen,  wonach  die  Bedenken,  diese 
Steuern  für  den  Staat  ergiebiger. zu  machen,  sich  vermindern.  Die 
Patentsteuer  liefert  den  Beweis  daflir.  Aber  in  den  Hauptpunctcn 
lässt  sich  an  diesen  Stenern  nicht  viel  verändern  und  verbessern. 
Eben  deshalb  werden  sie  sich  immer  unfähig  zeigen,  in  Staaten 
mit  rasch  wachsendem  Steuerbedarf  genligend  ergiebig  zu  werden. 

Schwerlich  hätte  auch  die  denkbar  zweckmässiirste  und  gelungenste  Verbesserung 
der  grossen  französischen  directen  Steuern,  solange  sie  ihren  steuertechnischen  (iruud- 
churacter  von  Ertragssteuern  behalten  hätten,  es  ermöglicht,  einen  wirklich  er- 
heblicher in  Betracht  kommenden  Theil  des  zuwachsenden  Steuerbedarfs  durch  sie. 
mehr  als  es  geschehen  ist,  aufzubringen  und  um  diesen  Betrag  das  zu  verkürzen,  was 
man  aus  indirecten  Verbrauchs-  und  Verkehrssteuern  durch  Erhöhung  der  Steuersätze 
und  sonstwie  herauspressen  musste.  Durch  die  frühzeitigere  Hinzu fügtuig  einer  er- 
giebigeren Capitalrcntcnsteuer  als  der  erst  nach  dem  Kriege  eingeführten,  nicht  ge- 
nügend ausgedehnten  auf  bewegliche  Wcrthe.  wäre  wohl  etwas  mehr  zu  erreichen 
gewesen.  Aber  auch  die  dadurch  zu  beschallenden  Summen  wären  doch  gering  ge- 
wesen verglichen  mit  dem  vermehrten  Steuerbedarf  und  mit  dem  grossen  Antheil.  den 
die  höheren  Erträge  der  Verbrauchs  -  und  Verkehrsstenern  thatsäehlich  geliefert  haben 
und  doch  verhältnissmässig  leicht  liefern  konnten. 

So  war  es  also  unseres  Erachtens  ein  Fehler,  dass  man» 
nachdem  die  ersten  Illusionen  über  die  finanzielle  Leistungsfähig- 
keit des  in  der  Revolution  begründeten  directen  Steuersystems  den 
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handgreiflichen  Erfahrungen  gegenüber  geschwunden  sein  mussten, 
nicht  mehr  und  ernstlicher  dies  System  gerade  nach  der  Richtnng 
seiner  Ertragsfähigkeit  zu  verbessern  suchte.  Aber,  auch  wenn 
dieser  Fehler  vermieden  worden  wäre,  was  neben  allem  Anderen 
sicherlich  auch  immer  rein  politische  Rücksichten  hintertrieben 
haben,  —  eine  erhebliche  Aenderung  hätte  die  Steuerpolitik 
in  Bezug  auf  die  Ausdehnung,  Entwicklung  und  verstärkte  Ergiebig 
machung  der  indirecten  Verbrauchs-  und  Verkehrssteuern  dadurch 
doch  nicht  erfahren  können. 

Ein  50  oder  100  oder  selbst  150  Mill.  Pres.  Mehr  aus  den  directen  Staat?  - 
steuern,  als  sie  geliefert  haben,  hätte  eben  unter  den  französischen  Verhältnissen  di* 
oben  hervorgehobenen  Relationen  der  grossen  Steuergruppen  zu  einander  nichf 
wesentlich  verschoben,  die  vielen  Hunderte  von  Millionen,  welche  die  genannten 
übrigen  Steuern  mehr  liefern  inussten  und  lieferten,  doch  nicht  sehr  bedeutend  ver- 
mindert. 

In  diesen  Erwägungen  liegt  die  Begründung  des  obigen  Urtheils. 
dass   die   eingeschlagene    französische  Staatssteuer 
politik  vor  wie  nach  dem  Kriege  „im  Wesen tlic  h en 4< 
die  richtige,  die  gebotene,  die  allein  mögliche  war. 

§.334.  3.  Die  Ergänzung  der  Besteuerung  durch 
eine  Einkommen-  oder  Einkommen-  und  Vermögens- 
steuer. Allerdings  ist  dies  Urtheil  noch  etwas  einzuschränken 
nach  einer  anderen  Seite,  aber  bestehen  bleibt  es  auch  hier. 
Gerade  die  Erfahrungen  mit  der  finanziellen  Unzulänglichkeit  des 
französischen  directen  Steuersystems  mussten  lange  und  vollends 
wieder  in  der  Finanzlage  der  neuesten  Zeit  zu  der  Erwägung 
führen,  ob  nicht  dies  ganze  System  von  Grund  aus  umzöge 
stalten  und  in  ein  beweglicheres  „Subj cetsteuersystem" 
hinüber  zu  führen  oder  wenigstens  ob  nicht  mit  dem,  dann 
freilich  in  diesem  und  jenem  Punct  zu  verändernden,  aber  im 
Ganzen  verbleibenden  Ertragssteuersystem  ein  Subject-,  ein  Ein- 
kommen- oder  Vermögen  sst  euer  System  oder  ein  Ein- 
kommen- und  Vermögenssteuersystem  zu  verbinden  sei. 

Bei  dem  ersten  Plane  hätte  das  System  der  englischen  Einkommensteuer,  )x«i 
dem  zweiten  dasjenige  deutscher  directer  Besteuerung ,  namentlich  Preussens  und 
solcher  Länder,  welche  Ertrags-  und  Einkommensteuern  combiniren,  einigermaassen 
vorbildlich  sein  kennen ,  —  naturlich  nur  soweit  dergleichen  „Uebertragungen"  von 
Mustern  von  einem  auf  das  andere  Land  zulässig  sind.  An  eine  britische  Einkommen- 
steuer hat  man  in  Krankreich  auch  wiederholt  gedacht,  auch  nach  dem  Kriege,  und 
völlig  ignorirt,  wenn  auch,  wie  es  scheint,  schon  aus  „nationalen"  Rücksichten  nicht 
ernstlicher  ins  Auge  gefasst,  sind  auch  die  preussisch-deutschen  Verhältnisse  directer 
Besteuerung  nicht.  Auch  legislative  Anlaufe  sind  in  der  Richtung  der  Einkommen- 
steuer gemacht,  wie  noch  der  letzte  Ende  1888  (S.  629),  der,  wie  es  scheint,  mittler- 
weile bei  dem  abermaligen  Wechsel  des  Ministeriums  aber  wie  die  früheren  ohne 
positives  Ergebniss  bleibt.    S.  über  die   betreffenden  früheren  Projecte  seit  1S7 1 
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Yves  (iuyot,  imp.  sur  lc  revenu,  1.  Annex,  Mathicu-Bod et  I,  5b,  110,  11'.», 
151,  120,  210,  17«,  243,  II,  105,  120,  überhaupt  II,  ch.  1«,  §.  2,  3,  Amagat, 
p.  300  ff.,  104,  207  II. 

Im  Laufe  der  Darstellung  wurde  es  wiederholt  als  ein  Fehler 
bezeichnet,  dass  mau  vollends  nach  1870,  damals  mit  in  Folge  der 
einseitigen  gegnerischen  Stellungnahme  von  Thiers,  nicht  zur 
Einführung  einer  Einkommensteuer  oder  einer  Einkommen- 
und  Vermögenssteuer  oder  einer  Vermögenssteuer  allein 
(d.  h.  einer  nominellen,  einer  „Capitalsteuer",  wie  die  Franzosen 
sie  meistens  nennen)  gelangt  ist.  Darin  hätte  u.  E.  eine  passende 
Ergänzung  des  französischen  Steuersystems  Uberhaupt  und  nament- 
lich desjenigen  der  directen  Besteuerung  gelegen. 

Mit  beweglichem  Steuerfuss,  wie  in  England  und  anderen,  auch  deutschen 
Staaten,  wäre  eine  solche  Steuer  immerhin  im  Stando  gewesen,  der  französischen  directen 
Besteuerung,  als  Ertragssteuersystem,  die  ihr  so  sehr  mangelnde  Anschmicgungs- 
fähigkeit  an  den  Wechsel  und  an  die  Steigerung  des  Finanzbedarfs  zu  verleihen  — 
den  Grundsätzen  der  Ausrcichcndheit"  und  „Beweglichkeit"  gemäss,  dio 
sich  hier  wie  überall  als  wahre  oberste  Steuerprincipien  und  Postulate  erweisen  — . 
Eiire  nicht  unbedeutende  Beihilfe  zur  Deckung  des  Steuerbedarfs  hätte  eine  solche 
directe  Steuer  und  nur  sie  ebenfalls  leisten  können.  Die  besitzenden  Classen,  diu 
Wohlhabenderen  stärker  belastend,  mit  angemessen  progressivem  oder  wenigstens  mit 
nicht  gar  zu  niedrigem  Steuerfuss,  mit  Dcgression  nach  Unten,  hätte  diese  Steuer  in 
französischen  Verhältnissen  und  neben  den  Verbrauchs-  und  Verkehrssteuern  auch  auf 
die  richtige,  gerechte  und  socialpolitisch  wünschenswerthe  Verthcilung  der  Steuerlast 
passend  mit  hingewirkt. 

Ein  Fehler,  ein  schwerer  Fehler  der  Steuerpolitik,  ein 
wesentlicher  Mangel  des  Steuersystems  ist  es  daher  in  der 
That  unseres  Erachtens,  dass  es  in  Frankreich  nicht,  selbst  nach 
1870  nicht  zu  einer  solchen  directen  Steuer  gekommen  ist. 

Freilich  dürfen  die  sehr  grossen  Sch wierigkeitc n  auch 
nicht  unterschätzt  werden,  welche  sich,  rein  nach  sachlichen  Ge- 
sichtspuneten  betrachtet,  der  Einführung  einer  Einkommen-  oder 
Vermögenssteuer  neben  oder  gar  statt  der  bestehenden  directen 
Steuern  in  Frankreich  nothwendig  entgegenstellen.  Dadurch,  dass 
die  letzteren  zugleich  die  Träger  der  Departemental  -  und  Com- 
munalbesteuerung  sind,  wachsen  diese  Schwierigkeiten  noch  ausser- 
ordentlich. 

Es  würde  zu  weit  fuhren,  das  hier  näher  nachzuweisen,  ein  genaueres  Eingehen 
auf  diese  Frage  „de  lege  ferenda"  liegt  auch  ausserhalb  der  Aufgabe  dieses  Werks. 
Für  jeden,  der  diese  Dinge  etwas  kennt,  das  französische  direetc  Steuersystem,  nament- 
lich die  Patent-  und  die  Personal-  und  Mobiliarsteuer  auf  die  Verbindung  mit  oder 
den  Ucbcrgang  in  ein  Einkommen-  und  Vermögenssteuersystem,  die  Verhältnisse  der 
Combination  von  Ertrags-  und  Personalsteuern  in  anderen  Ländern  ins  Auge  fasst, 
ergeben  sich  solche  Schwierigkeiten  im  bedeutendsten  Maasse,  von  den  Vorurtheilen 
gegen  die  Einkommensteuer  in  Frankreich,  von  der  leidigen  Nothwendigkeit  politischer 
Rücksichtnahmen  in  diesem  Lande  gerade  bei  der  Einführung  einer  solchen  Steuer 
gar  nicht  zu  reden.    Dennoch  war  und  ist,  wie  gesagt,  und  ist  u.  E.  heute  noch  diese 
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Steuer  in  Frankreich  nothwendig.  In  den  neueren  Projccten  scheint  man  die  S  hin  - 
rigkeiten  ihrer  Kombination  mit  den  anderen  Stenern  indessen  kaum  hinlänglich  a 
würdigen. 

Dem  sei  jedoch,  wie  ihm  wolle.  Auf  der  anderen  Seite  darf 
man  auch  die  finanzwirthschaftlichc  Tragweite  jene* 
Fehlers  der  Steuerpolitik  und  jenes  Mangels  des  Steuersystems 
nicht  übertreiben.  Für  die  Beantwortung  der  oben  aufgeworfenen  i 
eigentlich  f  i n  a  n  z  w  i  r t  h  s  c  h af  1 1  i  c  h  e  n  Frage  kommt  nemlich  doch 
noch  ein  anderer  Punct  in  Betracht. 

Nehmen  wir  wiederum  an,  es  sei  die  Einführung  einer  directen 
Einkommen-  oder  einer  Einkommen-  und  Vermögenssteuer  oder 
einer  Vermögenssteuer  allein  neben  den  oder  selbst  statt  der  bc 
stehenden  directen  Steuern,  und  in  der  denkbar  befriedigendsten 
Weise  gelungen.  Auch  dann  wäre  es  sicher,  dass  mit  einer  solchen 
Steuer,  wenn  sie  an  Stelle  der  jetzigen  directen  Steuern  getreten 
wäre,  schwerlich  ein  höherer,  wenn  überhaupt  nur  ein  ebenso  hoher 
Ertrag  erzielt  werden  könnte,  als  mit  diesen  Steuern.  In  dem  ftir 
die  Argumentation  der  Anhänger  der  Einkommensteuer  günstigeren 
Falle,  den  wir  auch  für  den  wahrscheinlicheren  halten,  dass  sie 
neben  die  bestehenden  directen  Steuern  getreten  wäre  oder  träte, 
wie  in  Preussen  —  möchte  wohl  ein  eigener  neuer,  also  ein 
Mehrertrag  über  den  bisherigen  aus  den  directen  Steuern  von 
1—200  Mill.,  wohl  in  Maximo,  auf  diese  Weise  zu  erzielen  gewesen 
sein  oder  jetzt  sein. 

Das  Danebenbestehen  des  Enregistreincnts,  der  Erbschaftssteuer,  des  Stempels  ist 
auch  in  der  Frage  der  Ergiebigkeit  einer  solchen  Einkommen-  oder  Vermögenssteuer 
nicht  zu  übersehen.  Würde,  was  steuerpolitisch  wohl  richtig  wäre,  ein  Theil  der  au* 
den  genannten  Verkehrssteuern  bisher  erzielten  Ertrüge  bei  einer  Kefonn  dieser  Steilem 
mit  durch  die  genannte  Steuer  aufzubringen  gesucht  (S.  545),  so  mag  jene  Ertraps- 
ziller  gerade  in  Frankreich  Uberschritten  werden  können,  aber  dann  wäre  damit  ja 
theilweise  wieder  nur  dieser  Ausfall  gedeckt.  S.  auch  Mathieu  -  Bode  t  II,  100,  der 
das  Fragliche  der  finanziellen  Leistungsfähigkeit  der  Einkommensteuer  nachzuweisen  sucht. 

Ist  dem  so,  so  ergiebt  sich  wiederum,  wie  bei  einer  blossen, 
auf  stärkere  Ertragsfähigkeit  hinzielenden  Reform  der  bestehenden 
directen  Steuern,  dass  selbst  mit  einer  Einkommen-  und  Vermögens- 
steuer die  gesammte  französische  Steuerpolitik  in  Gang  und  Ergeb- 
nissen wieder  doch  nicht  so  wesentlich  anders  hätte  sein  können, 
als  sie  gewesen  ist. 

Selbst  abgesehen  von  der  Ungewohntheit  der  modernen  Fran- 
zosen an  eine  dircete  Einkommen-  und  Vermögenssteuer  wird  man 
zudem  einräumen  müssen,  dass  eine  solche  Steuer,  sobald  sie  zu 
einem  wirklich  erheblichen  Ertrag  hätte  gebracht  werden 
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sollen,  —  und  nur  bei  einem  solchen  hätte  die  Steuerpolitik  eine 
^wesentlich  andere  Wendung  einschlagen  kennen,  —  sehr  drückend 
geworden  wäre,  gewiss  mehr  als  das  angenommene  System  mannig- 
facher neuer  oder  erhöhter  alter  indirecter  innerer  Verbrauchs-, 
Verkehrssteuern  und  Zölle.     Eine  solche  dircete  Pcrsonalstcuer 
kann  —  und  soll  allerdings  auch  —  wohl  eine  passende  Ergän- 
zungsfunetion  im  Steuersystem  übernehmen,  aber  sie  kann 
schwerlich,  mindestens  nicht  unter  den  bestehenden  socialen  und 
wirtschaftlichen  Verhältnissen,  nach  ihrer  Ergiebigkeit  ein 
solcher  Hauptträger  der  Besteuerung  werden,  wie  es  die 
französischen  indirecten  Verbrauchs-  und  die  Verkehrssteuern,  bei 
allen  ihren  Mängeln,  doch  immerhin  sind.    Deswegen  nochmals: 
,, i m  Wesentlichen"  war  die  französische  Steuerpolitik,  vor  wie 
auch  nach  1870,  die  gebotene,  die  richtige,  weil  die  allein 
mögliche,  Erfolg  versprechende  und  verhältnissmässig 
erträglichste. 

Nicht  sie,  sondern  ihre  Ursache,  die  ruhelose  innere  und 
äussere  französische  Politik  und  Geschichte,  selbst  wieder  das 
Product  des  Nationalcharacters  —  mag  man  anklagen.  Jede 
wesentlich  andere  Steuerpolitik  wäre  noch  drückender  gewesen  und 
hätte  schwerlich  das  erste  Ziel  jeder  Steuerpolitik,  die  Deckung  des 
Bedarfs,  erreicht. 

So  urtheilt  u.  A.  auch  Mat  hieu-Bod  et  II,  3i)0  ff.,  dessen  einzelnen  Nowcis- 
u runden  man  deswegen  noch  nicht  immer  beizustimmen  braucht.  Die  zweckmässige 
Krgäuzungsfunction  einer  directen  Personalnteuer,  wie  der  Einkommen  -  und  Ver- 
mögenssteuer, ubersieht  auch  er. 

Unter  die  erschwerenden  Umstünde  für  eine  plaumässige  Finanz-  und  Steuer- 
politik gehört  sicherlich  auch  hier  der  ewige  W cc hsel  der  Ministerien.  Es  bleibt 
»  in  Wunder,  dass  trotzdem  noch  so  Tüchtiges  geleistet  wurde.  Seit  dem  4.  Sept.  1S70 
hat  das  Finanzministerium  zweiundzwanzig  Mal  gewechselt,  also  im  Durchschnitt 
jeder  Minister  nur  wenig  Uber  3/,  Jahr  sein  Amt  innegehabt,  wobei  allerdings  mehr- 
mals dieselben  Männer  das  Portefeuille  wieder  übernahmen  (L.  Say  Imal).  (S.  die 
Liste  der  Finanzministcr  seit  1780,  im  Bull.  XXV,  1.) 

So  ergiebt  sich  zum  Schluss  wohl  das  Resultat,  dass  auch  die 
Steuerpolitik  mehr  durch  die  „allgemeinen  bedingenden  Ver- 
hältnisse" als  durch  die  subjectiven  Wünsche  und  Bestrebungen 
der  Theoretiker  und  selbst  der  leitenden  Staatsmänner,  der  Re- 
gierungen und  der  Parlamente  ihre  Hauptrichtung  erhält. 
Schwerlich  wäre  auch  unter  ganz  anderer  politischer  Verfassung 
die  Entwicklang  der  französischen  Steuerpolitik  seit  1870  eine 
wesentlich  andere  gewesen,  als  sie  war.  In  dieser  Periode  waren 
die  „Verhältnisse"  auch  den  Mächtigsten  gegenüber  zu  mächtig. 
Dass  aber  freilich  zielbewusste  Herrscher,  wenn  die  „Verhältnisse 
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ihnen  vorarbeiten,  einen  Einfluss  ausüben  können,  zeigt  die  Steuer 
politik  Napoleon  s  I.  in  Betreff  der  indirectcn  Steuern  und  de- 
Tabakmonopols,  Napoleon  s  III.  in  Betreff  der  Zölle.  Thiers  und 
die  übrigen  Staatsmänner  der  dritten  Republik  haben  nicht*  Aebc 
liches  auf  diesem  Gebiete  an  Leistungen  autzuweisen. 


II.  Die  Localbcsteuerun g, 
d.  h.  die  Dcparteniental-  und  Communalbestcucrun? 

Die  Darstellung  dieser  Besteuerung  ist  hier  aus  äusseren  Kücksichtcn  auf  S-:- 
Kaum,  aber  auch  aus  inneren,  sachlichen  Gründen,  wie  sie  schon  für  die  Behandln:, 
der  an  sich  finanzwirthschaftlich  eigentümlicheren  britischen  Localbesteuerv: 
inaassgebend  waren  (S.  345),  absichtlich  knapper  gehalten  als  die  vorausgehende  L'j- 
stcllung  der  Staatsbesteuerung.  Das  Localsteuerwesen  lässt  sich  vom  gerammten  loci;-.: 
Finanzwesen  nicht  so  lostrennen,  wie  das  bei  der  Staatsbcstcuerung  gegenüber  «i,-: 
Staatsfinauzcn  möglich  ist.  Das  locale  Finanz-  und  Steuerwesen  eines  Landes  >t-: 
aber  auch  in  so  enger  Verbindung  mit  der  ganzen  Organisation  der  Localverwaltor. 
dass  eine  spcciellcro  Darstellung  desselben  unvermeidlich  auf  diese  Organisation  5*1' 
näher  eingehen  muss.  Das  ist  hier  ausgeschlossen  und  muss  der  monographis  L- 
Bearbeitung  des  Gegenstandes  Überlassen  bleiben. 

Daher  handelt  es  sich  uns  auch  hier,  wie  bei  der  Darstellung  der  britbol.  . 
Localbcsteucrung  (S.  34b),  bloss  um  eine  Darstellung  und  Bcurtheilung  der  fraa/ 
sischen  Departemcntal -  und  Communalbesteucrung  für  sich,  von  dem  der  specu-l^ 
Steuerlehre  zugehörigen  Standpuncte   der  Steuertechnik   und  Stcuervorwa. 
tung  aus. 

Die  Aufgabe  ist  dann  insofern  hier  einfacher  als  in  der  Darstellung  der  L< 
tischen  Loealbesteueruiig,  weil  Frankreich  in  der  Hauptsache  keine  selbständig 
directen  Localsteuern,  sondern  nur  Zuschlage  für  Departements  -  und  Commune 
zwecke  zu  den  grossen  directen  Staatssteuern  hat.    Einer  eigenen  Darstellung  J 
technischen  und  administrativen  Seite  dieser  Zuschläge  gerade  als  Steuern  becir 
es  daher  nicht  mehr.    Es  genügt,  dafür  auf  die  frühere  Darstellung  der  Staat^tet^ 
(S.  420—481))  zu  verweisen.    Die  beiden  einzigen  aparten  directen  Local-,  her- 
Communalsteuem,  die  Wegcdicnst-Ersatzabgabe  in  Geld  und  die  II  und 
Steuer  lassen  sich  kurz  erledigen.    Die  zahlreichen  sonstigen   directen  „Ab- 
gaben", besonders  im  Gemeindehaushalt,  sind  nach  ihrer  finanzwirthschaftlicben  Sät 
(»ebühren.  Beiträge,  Kostenersätzc  und  scheiden  danach,  nach  der  von  r. 
festgehaltenen  Einteilung,  aus  der  Darstellung  der  Besteuerung  aus. 

Allerdings  ist  nun  das  französische  System  der  Departcmental-  und  Commujuj- 
zuschläge  zu  den  directen  Steuern  etwas  verwickelt  und  bietet  in  mancher  Bezieher  i 
besonderes  Interesse.    Aber  es  hangt  auch  in  den  Einzelheiten  wieder  ganz  enge  jm. 
der  Einrichtung  der  Localverwaltung ,  speciell  mit  der  Uebertragung  gewisser  off«' 
lieber  Vcrwaltungsgebiete  und  ihrer  Kosten,  wie  Wegewesen,  Schulwesen,  Untr- 
stützungswesen  u.  a.  m.  an  Departements  und  Gerneinden  oder  mit  den  Bestimmung^ 
über  die  Theilung  dieser  Gebiete,  auch  nach  der  Kostenseite,  zwischen  diesen  Ver- 
waltungskörpern  und  dem  Staate  zusammen.  Dasselbe  gilt  von  der  Naturalleistang 
Vicinalwcgcwescn  und  der  betreffenden  communalcn  VcrpÖichtung  auf  letzterem  Ik- 
biete.    Auch  deswegen  gehört  das  meiste  Einzelne  nicht  hierher  in  die  speciev 
Steuerlehre  und  grosscntheils  überhaupt  nicht  in  die  Finanzwisseuschaft.    Es  mus>  : 
letzterer  Beziehung  genügen,  auf  die  Darstellung  des  Finanzwesens  der  franzasiseh  : 
Departements  und  Gemeinden  im  Abschnitt  vom  „Finanzwesen  der  Selbstvcrwaltuuf 
in  der  '.i.  Aull,  des  1.  Bandes  dieses  Werks  (in  §.  59)  zu  verweisen. 

Anders  liegt  die  Sache  bei  der  wichtigen  selbständigen  indirectcn  Commuci 
Steuer  in  Frankreich,  dem  weitverbreiteten  Octroi,  eine  noch  in  der  Gegenwart  K<;- 
bchaltene  und  ausgebildete  städtische  Verbrauchssteuer,  welche  auch  \-* 
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fiiianzwissensch.iftlichen  Gcsichtspuncte  aus  grosse  Aufmerksamkeit  verdient.  Indessen 
braucht  auch  hier  die  Darstellung  nicht  so  eingehend  als  diejenige  der  indirecten 
StaaUstouern  zu  sein,  weil  vielerlei  principielle,  technische  und  administrative  Fragen 
beim  Octroi  doch  wieder  ähnlich  wie  bei  diesen  staatlichen  Verbrauchssteuern  liegen. 
Wir  besitzen  auch  gerade  in  der  deutschen  Literatur  eiue  neueste,  eingehende  und 
vorzügliche  Arbeit  über  das  französische  Octroi  in  dem  unten  genannten  monographie- 
artigen Aufsatz  v.  Keitzenstoin's,  auf  den  hier  besonders  Bezug  genommen  werden 
soll,  um  unsere  eigene  Darstellung  des  Gegenstandes  etwas  zu  kürzen. 

Allgemeinere  Finanzliteratur  s.  schon  Fin.  I.  [3.  Aufl.),  S.  127.  U.  A. 
die  tüchtige  Schrift  von  v.  B rasch,  die  Gemeinde  und  ihr  Finanzwesen  in  Frank- 
reich, Leipz.  1*»74  (ursprunglich  Lcipz.  Dissertat.);  auch  -ins  Französische  ubersetzt 
vou  de  Waxcl,  Paris  1879.  Bibliographie  bei  Block,  p.  1423,  763  und  in  den 
Artikeln  bei  Say.  Im  Block'schcn  dict.  die  Artikel  Organisation  communalc  von 
Smith,  bes.  eh.  8  (Einnahmen),  und  in  den  Supplcm.  (suppl.  gener.  das  Ges.  ?. 
5.  Apr.  1884  »,  Art.  conseil  general  und  departement,  bes.  Nr.  99  ir.,  lOtifl".  über  die 
Kinnahmen,  Art.  Centimes  additionncls,  Art.  octroi;  im  Say 'scheu  dict.,  soweit  er- 
schienen, die  vorzüglichen  Artikel  budget  cominunal  und  budg.  depart.,  Centimes  addit. 
von  de  Crisenoy  (einem  hohen  Finanzbeamfen).  Vignes  I,  64  — 74  (centim.  addiO, 
203  —  217  (octroi),  294  —  297  (Rechtsstreite,  Strafverfolgung  beim  OctroiV  v.  Hock, 
S.  159—161  (Zuschlage),  377—383  (Octroi),  v.  Kaufmann,  S.  724—766  (grossen- 
theils  nur  Statist.  Aufzählung  und  Daten,  keine  finanz-  und  verwaltungsrcchtlicho  Dar- 
stellung), v.  Keitzenstein.  in  Schönberg's  Handb.  der  polit.  Occon.  2.  A.  III. 
Abb.  commun.  Finanzwesen,  S.  620 — 21,  Frankreich:  Ders.,  das  Communalstcucr- 
system  Frankreichs  in  den  Sehr.  d.  Ver.  f.  Soc. -Politik  XII,  115—157.  —  Braff, 
administr.  financ.  des  commune«,  Par.  1857.  Thorlet,  regime  financier  et  comptabi- 
lite  des  communes,  Par.  1887.  —  Die  neuesten  bezüglichen  gesetzlichen  Bestimmungen, 
bes.  über  Staatszuschüsse  u.  dgl.,  im  Bull.  —  Spccielle  Literatur  über  Octroi 
s.  u.  vor  §.  342. 

Reiche  und  werthvolle  Finanzstatistik.  So  seit  1878  eine  eigene  jährliche 
Publication  „la  Situation  financ.  des  communes";  noch  bes.  ,,situat.  des  recettes  et 
depenses  des  communes  en  1885  et  des  emprunts  et  dettes  au  31.  Dcc.  1886";  in  den 
letzten  Jahren  auch  eiue  eigene  Public.  Uber  die  Situation  tinanc.  des  departements 
(zuerst  f.  18S5).  Daraus  Auszüge  im  Rull,  (so  mehrfach  in  früheren  Bänden,  in  den 
letzten  Jahren  XX,  585,  XXI,  52.  XXII,  495,  634,  XXIV.  618,  XXV,  190,  197). 
Ebenso  im  Bull,  die  Budgets  von  Paris.  Desgl.  detaillirte  Statistik  des  Octroi  in 
ganz  Frankreich  und  spcciell  in  Paris  wiederholt,  bes.  XI,  43 — 81.  —  Statistik  sonst 
auch  im  Say'schen  dict.,  bei  Faure,  v.  Kaufmann. 

Die  Gesetze  über  die  Steuern  unten.  Allgemeine  neuere  Gesetze  über  die 
Departements,  mit  Bestimmungen  h'nauzwirthschaftlicher  Art,  die  Ges.  v.  10.  Mai 
1838,  18.  Juli  1866,  10.  Aug.  1871,  einzelne  finanzielle  Bestimmungen  in  den  Finanz- 
gesetzen. Für  die  Gemeinden  und  deren  Finanzwirtbschaft  und  Steuerwcscn  jetzt 
die  Grundlage  das  grosse  codilicirende  Ges.  v.  5.  Apr.  1881. 


A    Die  französische  Local bestouerung  im  Allgemeinen. 

335.  1.  Uebersicht.  Aus  der  Entwicklung  der  Organi- 
sation der  Localverwaltung  seit  der  ersten  Revolution  sind  bisher 
endgiltig  nur  die  Departements  und  die  Gemeinden  als 
selbständige  juristische  Personen  und  öffentliche  Finanzkörper  mit 
eigenem  Haushalte  und  Steuern  hervorgegangen,  nicht  auch  die 
Arrondissements  und  Cantone.  Die  französischen  Localsteuern 
sind  daher  ausschliesslich  Departemental-  und  Gemeinde- 
steuern. 

Eine  besondere  Stellung  nimmt  die  Abgabe  von  Theatern  und  dgl.  m.  für 
Amienzwecke  ein,  die  keine  eigentliche  Gemeindesteuer  ist  (s.  §.  341  am  Ende). 
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Die  bekanntlich  aus  politischen  Motiven  —  um  den  provinziellen  Partie ularisni ; 
leichter  überwinden  zu  können  —  erfolgte  Zerschlagung  der  altbistoriseheii  Provinz 
in  verhältnissmassig  kleine  Departements  und  die  anfangliehe  Zerlegung  der  letzter  : 
in  Districte  war  zuerst  ideht  so  gemeint  gewesen,  dass  diesen  neuen  Bildungen  j-  J 
Kigenschaft  als  Selbstverwaltuntrskörper  und  jeder  eigene  Haushalt  mit  Ausgaben  tu: 
Einnahmen  fehlen  sollto.    Die  anfängliche  Gesetzgebung  von  1 71MI  —  Ol  nahm  ber- 
Zusehläge  zu  dim  beiden  neuen  directen  Staatsstcuern.  der  (irnnd-  und  d<r  M 
biliarsteuer,  bis  zu  einem  Maximum  für  die  Departeinental -  und  Distrie t sausgab  : 
in  Aussicht.    Allein  die  revolutionäre  Ccntralisationstondcnz  beseitigte  bald  die  eU: 
erst  in  Ausbildung  begriffenen  Schöpfungen  wieder  (17513).    Zwar  kam  es  dann  vor 
Neuem  zu  eigenen  Depaftementalausgaben  und  Zuschlägen  zu  den  directen  Steu- r 
für  die  Deckung  derselben.    Auch  wurden  unter  Napoleon  1.  besondere  Arrondis- 
incntsausgabcn  und  Steuerzuschläge  dafür  gesetzlich  ermöglicht    1S07,  1S11).  Eir 
mehr  organische  Ausbildung  der  Departements  zu  selbständigen  Körpern  mit  den  *r- 
forderlicheu  Hechten  der  Persönlichkeit  und  mit  eigenem  Haushalte  erfolgte  aber  e:s 
unter  der  Julimonarchic  ((ies.  v.  10.  Mai  IS'JS).  die  weitere  Entwicklung  vorneinli  . 
durch  die  Gesetze  v.  IS.  Juli  ] SfiÜ  und  10.  Auu;.  IST  1 .    Das  Kecht  der  Kegieruaz 
Arrondissementsauflagen  einzurichten,  wurde  1S3S  beseitigt.    S.  über  die  einzvki-- 
Phasen  der  Entwicklung  bes.  de  Griscnoy's  Art.  budg.  depart.  im  Say  sehen  du' 
p.  490  -500. 

Es  entsprach  den  die  Zeit  der  ersten  Revolution  beherrschender 
politischen  und  finanzwirthschaftliehen ,  insbesondere  auch  den  da 
maligcn  steucrpolitischen  Ideen  über  die  wesentlich  alleinige 
Berechtigung  directer  Steuern,  Uber  die  Verwerflichkeit 
der  inneren  indirecten  Verbrauchssteuern,  Uber  die  Vor 
zttglichkeit  der  neu  geschaffenen,  nur  durch  die  Mobiliar 
Steuer  ergänzten  Grundsteuer  (§.  167,  168)  und  über  die 
Notwendigkeit  einer  festen  Verbindung  der  Staats-  nnd 
Localbesteucrung,  dass  man  die  städtischen  Vcrzehrungs 
steuern,  das  Octroi,  wie  andere  indirecte  Verbrauchssteuer!] 
aufhob  (Ges.  v.  25.  Febr.  1791),  Departements  und  Gemeinden, 
soweit  sie  überhaupt  Steuern  brauchten,  allein  auf  directe  Steuern 
anwies,  eigene,  aparte  Localsteuern  aber  wieder  vermied  und 
daher  nur  Zuschläge  zu  den  neuen  directen  Staats 
steuern,  namentlich  der  Grund-  und  der  Mobiliar-  (nnd 
Luxus  )  Steuer,  gestattete  (Centimes  additionnels  departementaux  et 
commnnaux).  Dies  Zuschlagsystem  ist  dann  in  aller  Folgezeit 
bestehen  geblieben,  nur  auf  die  anderen  beiden  directen  Steuern, 
die  Patent-  und  die  Thür-  und  Fen stersteuer  mit  aus 
gedehnt  worden,  bei  beiden  jedoch  in  geringerer  Höhe  der  Zu 
schlage,  wofür  indessen  bei  der  Patentsteucr  die  Gemeinden  am 
Princip aisatz,  den  der  Staat  sonst  ganz  für  sich  erhebt,  mit 
8°/0  betheiligt  worden  sind  (§.  198  ff.).    Auch  in  Betreif  einer  der 
neueren  „den  directen  Stenern  gleichgestellten  Specialtaxen",  der 
Wagen-  und  Pferdesteuer,  wurde  den  Gemeinden  ein  Autheil, 
jetzt  5%,  überwiesen  (S.  781).    Das  Zuschlagsystem  characterisirt 
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sich  bei  Departements  und  Gemeinden  zum  Theil  als  Zweck- 
steuersystem, mit  bestimmten  Verwendungszwecken  der  ein- 
zelnen Zuschläge  oder  zur  Deckung  bestimmter  Ausgaben  mit  dem 
Zuschlage. 

In  der  Departementalbesteuerung  ist  es  ausschliesslich  bei 
diesem  System  der  Zuschläge  zu  den  directen  Staatssteuern  geblie- 
ben. Alle  übrigen  Einnahmen  der  Departements  sind  privatwirth- 
schaftlicher,  gebührenartiger  Natur,  Beiträge  und,  besonders  neuer- 
dings, Subventionen  des  Staats,  auch  Beiträge  der  Gemeinden  für 
Einzelnes.  Der  grosse  Haupttheil  der  ordentlichen  Einnahmen  wird 
aber  durch  die  Zuschlagcentimen  gebildet  (s.  §.  336). 

Die  Communalbesteuerung  ist  dagegen  nicht  auf  das  Zu- 
schlagsystem beschränkt  geblieben.  Vielmehr  kehrte  man,  ins- 
besondere in  den  Städten  und  grösseren  Gemeinden,  wie  im 
Staate,  zu  den  indirecten  Verbrauchssteuern  in  der  Form 
des  Octroi  wieder  zurück  (Ges.  v.  27.  Vendem.  VII  für  Paris, 
27.  Frini.  VIII  für  andere  Städte,  5.  Vent.  VIII  allgemein).  Dies 
Octroi  ist  allmählich  in  so  zahlreichen  Gemeinden  (im  J.  1888  in 
1525)  angewandt,  so  umfassend  ausgebildet  und  zu  einem  so 
starken  Ertrage  gebracht  worden,  dass  es  an  finanzieller  Bedeu- 
tung für  den  Communalhaushalt  der  Gesammtheit  der  französischen 
Gemeinden  und  zumal  für  den  riesigen  Haushalt  von  Paris  die 
directe  Besteuerung  mittelst  der  Zuschlagcentimen  erheblich  über- 
trifft (s.  folg.  §.).  In  dieser  Hinsicht  war  die  Entwicklung  also 
auch  hier,  ganz  entgegen  den  steuerpolitischen  Tendenzen  in  der 
früheren  Zeit  der  ersten  Revolution,  eine  ähnliche  wie  bei  der 
Staatsbesteuerung.  Diese  hervorragende  Stellung  der  indirecten 
Verbrauchssteuer  in  der  Communalbesteuerung  Frankreichs  ist  das 
im  Vergleich  mit  anderen  Ländern,  besonders  mit  Grossbritannien 
und  Deutschland,  Eigentümliche,  das  sich  in  anderen  Staaten  zwar 
auch  noch  findet,  aber  kaum  in  ähnlicher  Ausdehnung  und  finan- 
zieller Bedeutung.  Nach  der  Technik  der  Erhebung  des  Octroi  er- 
fährt zugleich  der  Grundsatz  der  inneren  Verkehrsfreiheit  in  der 
Praxis  so  eine  erhebliche  Einschränkung. 

Zuschlags-Centimen  zu  der  directen  Steuer  und  Octroi  sind  die 
hauptsächlichen  französischen  Communalsteuern,  aber  nicht  die  ein- 
zigen. Eine  specielle  Zwecksteuer  für  die  Vicinalwege  ist,  bei 
Unzureichendheit  der  ordentlichen  Coramunaleinuahmen,  die  Geld  - 
abgäbe,  welche  in  Folge  von  Gesetzen  aus  der  Zeit  der  Restau- 
ration und  Juliinonarchie  (28.  Juli  1824  u.  v.  21.  Mai  1836)  nach 
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Wahl  der  Pflichtigen  statt  der  gesetzlichen  dreitägigem 
Natural- A  rbeitsle  istung  für  die  Vicinalwege  entrichtet  wer 
den  kann.  Der  Werth  dieser  Abgabe  wird  nach  dem  steuertarit 
massigen  Conversionswerth  der  Arbeitsleistung  in  jeder  Gemeinde 
in  Geld  veranschlagt  und  erscheint  dann  in  dieser  Weise  berechne: 
als  Geldsumme  in  der  Finanzstatistik  der  Gemeinden.  Endlich  ist 
unter  dem  zweiten  Kaiserreich  durch  ein  Gesetz  v.  2.  Mai  1855 
eine  Hundesteuer  zu  Gunsten  der  Gemeinden  als  obligato 
rische  Communalsteuer  eingeführt  worden. 

Hiermit  sind  die  eigentlichen  Steuern  im  französischen  Ge 
mcindehaushalt  erschöpft.  Die  zahlreichen  und  finanziell  öfter* 
recht  bedeutenden  sonstigen  Abgaben,  besonders  in  den  Städten, 
haben  auch  hier  nicht  die  finanzwirthscbaftliche  Natur  eigentlicher 
Steuern,  sondern  diejenige  von  Gebühren,  Beitrügen,  Kostenersätzen, 
privatwirthschaftlichen  Einkünften,  wenn  dabei  auch  mitunter  Steuer 
demente  inbegriffen  sind. 

§.  336.  2.  Die  Stellung  der  Steuern  im  Departemen- 
tal-  und  Communalhaushalte.  Der  Character  eines  grossen 
Theils  der  Steuerzuschlage  und  der  Ersatzabgabe  im  Vicinalwege- 
wesen  als  Zweck  steuern  lasst  sich  völlig  genügend  nur  durch 
eine  genauere  Darstellung  der  Verwaltungsaufgaben  der  Departe 
ments  und  Gemeinden  nachweisen  und  verständlich  machen.  Ii: 
Ermangelung  einer  solchen  kann  aber  auch  die  Finanzstatistik 
der  Haushalte  beider  Körper  einigermaassen  Uber  dieses  Verhältnis* 
und  weiter  über  die  ganze  Stellung  der  Steuern  in  und  die  Beden 
tung  derselben  für  diese  Hausbalte  orientiren.  Deshalb  werden 
hier  einige  finanzstatistische  Daten,  besonders  aus  der  Gegenwart, 
eingefügt. 

S.  schon  Tin.  I  (8.  Aufl.),  §.  59. 

a)  Die  Departements.  Die  Beobachtung,  dass  nicht  nur 
die  Staatsausgaben,  sondern  ähnlich  auch  die  „Localausgaben"  der 
Selbstverwaltung  in  starker  und  namentlich  in  den  letzten  Jahr 
zehnten  und  Jahren  immer  rascherer  Zunahme  begriffen  sind,  macht 
man  auch  in  Frankreich,  speciell  auch  bei  den  Departements,  und 
zwar  bei  den  ordentlichen  wie  bei  den,  nur  mehr  schwankenden, 
ausserordentlichen,  bei  den  obligatorischen  und  den  übrigen  Aus 
gaben  (Fin.  I,  S.  129).  Dies  hat  in  Frankreich  wie  anderswo  dazn 
geführt,  einzelne  Ausgaben  den  Departements  ab-  und  auf  den 
Staat  zu  nehmen,  anderseits  zur  Bestreitung  der  verbleibenden 
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Ausgaben  Staatsd  otationen,  Subventionen,  Zuschüsse,  regel- 
mässig für  bestimmte  Zwecke,  wie  das  Wegewesen,  zu  gewähren 
(Fin.  I,  §.  49).  Aber  trotzdem  mussten  flir  die  steigenden  Aus- 
gaben doch  ausserdem  auch  immer  mehr  Steuern  erhoben  werden. 
Daher  sind  die  Zuscbl agc entiine n  fllr  Departemcntalaus- 
gaben  auch  fast  beständig,  wenn  auch  nur  langsam 
gestiegen. 

So  waren  z.  Ii.  (nach  Say,  dict.,  p.  495)  diese  Ausgaben  in  Mill.  Fies.: 


1S51 

Ordentliche  73.40 

Ausserordentliche  ....  24.25 

Summe    .    .    .  »7.65 


ISO«» 
1 23.73 
l»S.  10 


1SM 
100.64 
153.32 


192.1*  313.00 


In  1885  und  1886  ersieht  die  neueste  speciellc  Publication  über  die  Finanzen 

•  ler  Departements  in  Betreff  der  —  hier  zusammengezogenen  —  Hauptrubriken  der 

Ausgaben  und  Einnahmen  Folgendes  (Bull.  XXII,  634,  mit  Erläutcrungsbericht,  Bull. 
XXV,  100).    In  Mill.  Frcs. 

Ausgaben: 

l'rafecturcn  

Immobilien,  Bauten,  Miethen,  Mobiliar 

Depart.-Strassen  

Vicinal-  

T.ocaleisenbahnen  

Eisenbahnen  allgemeiner  Bedeutung  . 

Geisteskranke  

Unterstützte  Kinder  

Kinder  im  1.  Jahre  

Andere  Unterstützungen  

Oef rentlicher  Unterricht  

Unterstützung,  Wissenschaft,  Kunst .  . 
„  Uandwirthsch.,  Industrie 

('ultus  

Kataster  

Anleihe  -  Dienst  

Verschiedenes  

Summe  


1885 

1885 

1886 

IsSO 

3.09 

3.11 

18.90 

20.9s 

'  22.251 

100.03 

1    Wegewesen  j 

105.74 

Wegewesen 

5.32 

139.37 

5.05 

136.57 

4.54 

5.53 

20.281 

Üeflentliehe 

20.40 

Oeirentliche 

16.271 

l  Unter- 

17.00 

Unter- 

1.46 

stützungen 

1.00 

stützungen 

0.37 

44.38 

L  0.55 

45.55 

18.23 

18.23 

4.01  . 

3..i  <  j 

{  «•» 

0.085 

0  080 

0.159 

0.1 5:< 

27.60 

29.41 

9.59 

9.62 

271  37 

273.'.»!» 

Der  Schwcrpunet  der  Ausgaben  liegt  also  im  Wegewesen  i.  w.  S.,  dem  auch 
noch  ein  grosser  Theil  der  Ausgaben  des  Anleihediensts  zuzurechnen  ist. 

Bei  den  Einnahmen  wird  hier  gleich  in  Betreu"  der  Zuschlags-Centimcn 
nach  der  amtlichen  Statistik  specialisirt.  Die  Erläuterung  findet  diese  Specialisirung 
in  §.  337  u.  338. 


Einnahmen:  tSsö  1*85 

1.  Aus  Besitz   0.80 

2.  Aus  Beiträgen  u.  s.  w.  Dritter  ....  60.45 
Neml.  f.  ord.  Ausgaben,  excl.  Wegewesen 

(vicinalite) 

von  Staat   0.99 

von  Gemeinden   9.29  19.43 

von  Privat«  »   3.10 

Latus  -  su.74 


1880 


5. SOI 

9.9s 

3.04) 


1SS0 
0.91 

59.50 


1  S.  Vi 
79.23 
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Einnahmen:  1885  1885  1880  1886 

Transport      —  80.74      —  79.2."'. 
Event.  Einkünfte  f.  Wegewesen  :Staats- 
beitr.,  Cotnuiunalconting ,  lieitr.  Priv., 

diverse  Ertr.)   35.1s  —  33.S9  — 

Geschenke,  Legate   0.21  —       0.31  — 

Event,  verschiedene  Ertrage   5.03  6.4'J 

3.  Depart. -Steuern  (.Zuschlag-Centimen)  .    .       —  171.24  173.."» 2 
Neud.  ord.  Cent.  f.  and.  Ausg.  als  Vicinalit.  62.92  —  63.63 

Ord.  Cent.  f.  Vicinalwege   25.09  —  25.32 

Ord.  Cent.  f.  Primarunterricht  ....  14.34  —  14.47 

Ord.  Cent.  f.  Kataster   0.069  —       0.07  — 

Auss.-ord.  Cent,  nach  Fin.-(ies   35.34  —  35.4 S  — 

Auss.-ord.  Cent,  nach  Spee.-ües.    .    .    .  33.49  —  34.55 

Von  Aintswegen  aufgel.  Cent                      —  —  -- 

4.  Auss.-ord.  Einnahmen                                 —  37.77     —  43.77 

Neml.  aus  Veräussurungen   0.70  —       0.6S  — 

Aus  Anleihen   37.07  —  43.08  — 

Summe.    .    .    .    .       —  270.32     —  277.61» 

Die  »Steuern  machen  also  doch  fast  s/3  aller,  fast  a/4  de: 


ordentlichen  Eiunahmcn  (d.  i.  ohne  Anleihen  und  Veräusserungerj 
aus.    Sie  sind  erheblich  gestiegen,  auch  seit  dem  Kriege. 

Nach  der  Abrechnung  waren  sie  1869  bei  den  vier  grossen  directen  Steuer 
114.N4  (incl.  Elsass-Lothringen),  nach  dem  Voranschlag  f.  18>9  176.81  Mi  11.  Frc 
also  in  20  Jahren  eine  Zunahme  von  ca.  60  Proc.  (wenn  man  anschlags weise  Elsa*- 
Lothringen  absetzt;»:    eine  Miterklärung  für  die   fehlende  Steigerungsfähigkeit  dr' 
directen  Steuern  (ohne  die  Patentsteucr)  für  Staatszweck  seit  dem  Kriege.    Im  Jabr 
1>89  betrugen  die  Dep.- Zuschläge  43.5%  des  Staatsbezugs  aus  den  vier  direct 
Steuern  (ohne  Berücksichtigung  der  Nebenfonds,  non-valeurs  u.  s.  w.),  1869  nur  34.fi1 
des  damals  noch  kleineren  Staatscontingents.  —  In  den  einzelnen  Departements  ist  d;. 
Höhe  der  Einnahmen  und  Ausgaben  und  der  Zuschlagceutimen  natürlich  sehr  ver- 
schieden (Max.  der  Einnahme  1886  Seine  [Paris]  32.36,  Seine-infcr.  9.07,  Min.,  exrl 
Bei  fort,  Corsica  0.94,  Oberalpen  1.06,  Durchschnitt  3.19  Mill.  Frcs.,  Durchsehe 
der  Steuern  2  Mill.).    Die  Vcrtheilung  der  Dep.-Zuschläge  auf  die  einzelnen  Stcu-r 
u.  in  §.  338. 

b)  Die  Gemeinden.  Auch  hier  tritt  eine  grosse  rasche  Ver- 
mehrung der  Ausgaben  und  Einnahmen  seit  lange  hervor,  wobei 
Paris  vorangeht,  aber  die  Gcsammtheit  der  anderen  Gemeinden 
kaum  zurückbleibt.  Die  Stcuerzuschläge  zu  den  directen  Staats 
steuern,  die  Einnahme  aus  dem  Octroi,  der  Werth  der  Natural 
leistung  für  Vicinalwcge,  bez.  der  Geldabgabe  dafür,  sind  dem 
gemäss  auch  sehr  bedeutend  gestiegen. 

Alle  Ausgaben  und  Einnahmen  umfassende  finanzstatistischc  Uebersichten  ub  : 
die  «iemeinden  ganz  Frankreichs  (1888  36,123)  liegen  nur  für  einzelne  Jahre,  so  f 
1836,  1862,  1877  und  jetzt  wieder  f.  I8s5  vor  (situat.  des  recettes  et  dep.  cn  lv». 
herausgeg.  v.  Min.  dus  Innern,  Anf.  l^SO  erschienen,  daraus  Auszug  im  Bull.  X.W 
197  11.:  mit  Vergleichen  zwischen  1 S77  und  1^85;  für  die  früheren  Jahre  s.  Bull.  \ 
46  mit  Aus/,11»-  aus  dein  Her  f.  1^74  uud  Vergleichen  früherer  Jahre;  einige  Ilaup 
daton  auch  in  Say's  dict..  p.  477  II..  Daten,  die  hier  nicht  benutzt  werden.   Die  cb 
falls  v.  Min.  d.  Innern  jährlich  herausgegebene  situat.  financ.  des  eommnnes,  Ki>l 
II  Jahrgänge,  enthalt  nur  die  Einnahmen  aus  den  Centimen  und  aus  dem  Octr. 
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nach  den  einzelnen  Gemeinden  nur  für  die  Centimen  specialisirt.    Im  Bull.  VII,  297 
Statist,  der  Naturalleist.- Abgabe  1837 — 79).  Aus  diesen  Materialien  sind  die  folgenden 
Daten  zusammengestellt  worden,  um  die  Bewegung  im  Grossen  zu  zeigen. 
«)  Bei  den  Gemeinden  ohne  Paris  war  in  Mill.  Frcs.: 

Gesammthaushult:  ls3(i      1  S*J2      IV77  1885 

Ordentliche  Ausgabe  S3.83    256.95    .354.27  4S2..H2 

Ausserordentliche  Ausgabe  .    .    .    .     33.9«    193.28  322.51_204.7s 

Zusammen  Ausgabe  .    .    .    .117.79    450.28"  676.78" 747JO 

Ordenüichc  Einnahme   100.85    291.00    407.35  486.53 

Ausserordentliche  Einnahme   .    .    .     24.46    149.52    2SS.3S  218.72 


Zusammen  Einnahme    .    .    .  125.31  441.42  095.73  735.25 

Von  der  Einnahme: 

Ordentliche  Centimen   1S.06  48.74  77.78  95.30 

Ausserordentliche  Centimen     .    .    .  4.69  19.49  38.30  50.35 

Zusammen   ....     22.75     6S.22    116.08  145.65 

Ordentliches  Octroi   39.85     72.66    110.44  123.42 

Ausserordentliches  Octroi    ....  6.01      14.14  11.19 

Zusammen  .    ...  39^85  TsTtiT  124.57  ~1 34.62 

Zusammen  directe  u.  indircete  Steuern  62.60  146.89  240.63  280.27 

Hundesteuer   —  4.9S  6.27  7.93 

Werth  der  Leistungen  f.  Vicinalwege  22.77  4S.92  54. S7  c.  61.00 

Gesammtbcsteucrung .    .  7  .     85.37    200.79    301.77  349.20~ 
iDie  Ziffer  f.  1S36  bei  den  Leist,  f.  Vicin.-Wegc  ist  die  des  J.  1837.) 

Bei  den  ausserordentlichen  Ausgaben  und  Einnahmen 
zeigt  sich  der  Einfluss  von  zufällig  in  einzelne  Jahre  fallenden 
grösseren  Anleiheoperationen,  Conversionen,  Rückzahlungen  zu  stark. 
Die  Bewegung  der  ordentlichen  Ausgabe  und  Einnahme  ist  das 
Wichtigere  und  mehr  Typische.  Der  treibende  Factor  ist  natürlich 
auch  hier  die  Vermehrung  der  Ausgaben,  an  der  alle  Verwaltungs- 
zweige betheiligt  sind,  am  Meisten,  wie  überall,  Unter richts- 
und  Wegewesen.  Eine  Steigerung  1836 — 85  auf  das  5 — 6fache; 
danach  dann  auch  auf  das  5 fache  bei  den  ordentlichen,  6 7* flache 
bei  allen  Centimen,  auf  dns  fast  372 fache  beim  Octroi.  Dies  trotz 
der  Einrichtung  starker  Subventionen  von  Staat  und  Departements 
an  die  Gemeinden  für  Schul-  und  Wegewesen.  Die  Steuern  (incl. 
Hundesteuer,  Leistung  für  Vicinalwege)  mussteu  immer  noch  in 
stärkerer  Progression  als  die  Gesammteinnahmen  und  Ausgaben 
wachsen.  Sie  betragen  indessen  noch  nicht  die  Hälfte  von  letzteren, 
und  jetzt  wieder  nur  (1885)  c.  72°/0  der  ordentlichen. 

Die  grosse  Vermehrung  der  Communalzuschläge  zu  den  directen 
Staatssteuern  erklärt  wieder,  dass  die  letzteren,  auch  nach  1870, 
ho  wenig  für  die  Staatsbedürfnisse  in  stärkerem  Maasse  in  An- 
spruch genommen  wurden  und  werden  konnten.  Die  Wichtigkeit 
des  Octroi,  welches  früher  mehr  und  gegenwärtig  noch  fast  eben- 
soviel als  die  Zuschlagcentimen  einbringt  und  vollends  in  den  Ge- 

k.  Wagner,  Finaruwis.s.'ii-ch;ift.    III.  56 
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meinden,  wo  es  besteht,  den  Ertrag  der  Centimen  tiberwiegt,  er- 
giebt  sich  aus  den  Daten  auch  für  die  Gemeinden  ohne  Pari> 
ebenfalls.  Die  ohne  das  Octroi  gebotene  ungefähre  Ver 
doppelung  der  Centimen  würde  bei  der  Beschaffenheit  der 
französischen  directen  Steuern  in  hohem  Grade  bedenklich 
sein.  Das  Octroi  erscheint  neben  solchen  Steuern,  als  der  einzigen 
Grundlage  der  Zuschläge,  kaum  entbehrlich. 

:i)  Zieht  man  Paris  mit  in  die  Berechnung,  so  war  summa 
lisch,  ordentliche  und  ausserordentliche  Kinnahinen  zusammen- 
gefasst,  das  Ergebniss  für  alle  Gemeinden  inel.  Paris  das  folgende, 
in  Mill.  Frcs. : 


1877 

1885 

Centimen  jeder  Art     .    .    .  . 

13S.2Ü 

172.50 

253.13 

283.59 

Zusammen     .    .  . 

»IM. SS 

456.09 

174.14 

169.82 

Andere  Einnahmen  .... 

186.64 

287.51 

752.16 

913.42 

Aus  Anleihen  u.  Veräusserungen 

256.29 

105.64 

Uesammtbetrag  .  . 

1008.46 

1019.06 

Die  Einkünfte  „aus  Besitz"  rühren  heraus  Miethen,  Pachten,  Ilol^schlac. 
WVidegeld ,  Zinsen,  Gebühren  von  Markten,  Hallen  und  mancherlei  oommunalen  An- 
stalten und  Einrichtungen  u.  s.  w.;  die  „anderen  Einnahmen"  aus  der  Kr- 
satzabgabc  für  Vicinalwege,  Hundesteuer,  Antheilen  an  Staatssteuern,  Subventionen  t\r 
l'rimärunterricht,  für  Vicinalwege  und  für  andere  ausserordcntl.  Ausgaben  u.  a.  in. 

Die  Communalsteuern  betragen  hier  von  den  Einnahmen  ab 
zilglich  der  Anleihen  und  Veräusserungserlöse  fast  genau  die  Hälfte, 
incl.  Ersatzabgabe  und  Hundesteuer  fast  drei  Fünftel. 

Von  der  gleichzeitigen  Einnahme  des  Staats  aus  den  directen 
Steuern  (ohne  Nebenfonds)  betrug  die  Summe  der  Communal. 
zuschlage  1877  35.5,  1885  (trotz  inzwischen  erfolgter  Ermässigung 
der  staatlichen  Pateutsteuer)  44.1 %,  vom  blossen  Principal  der 
Staatssteuern  bezw.  41.7  und  49.0°  0,  —  Belastungen  der  directen 
Staatssteuern  mit  Zuschlägen,  welche  wiederum  das  Unterbleiben 
von  neuen  Zuschlägen  für  Staatszwecke  nach  dem  Kriege  (ausser 
bei  der  Patentstcuer)  mit  erklären. 

Fasst  man  endlich,  nicht  nach  dieser  spcciellen  Finanzstatistik 
der  Departements  und  Gemeinden,  sondern  nach  den  Staatehaus- 
haltsrechnungen und  Voranschlägen  (für  188D)  —  mit  etwas  ab- 
weichenden Zahlen  —  die  Departemental-  und  Communalzuschläge 
zusammen  und  vergleicht  sie  mit  dem  Staatsbetrag  der  directen 
Steuern  (ohne  Nebenfonds  für  non-valenrs  u.  s.  w.,  aber  incl.  die 
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allgemeinen  Zuschlüge  für  den  Staat  selbst),  so  ergiebt  sieh  Fol- 
gendes, in  Mill.  Frcs. : 

1809  ls09  1889  18S9 

Staatseinnahme                           —  331. SO  400.38 

Departements-Züsch).    .    .    .    129.04)  ,  QJ  17ß.sH  n 

Gemeinden-   101.90/  £,i  1 80.99  j  dü3>" 

Zuschl.  u/0  von  Staatscinn.    .        -  09. H  —  89.5 

Man  begreift  hiernach  in  Frankreich  die  gleiche  Finanzpolitik, 
wie  in  anderen  Ländern :  den  Departements  und  Gemeinden  durch 
Ueberuahme  von  Ausgaben  auf  den  Staat  und  durch  Subventionen 
des  letzteren  in  steigendem  Maasse  Hille  zu  gewahren,  —  und  das 
trotz  des  Octrois.  Bei  einer  anderen  Verfassung  der  directen 
Steuern  möchte  diese  Finanzpolitik  und  das  Octroi  nicht  ganz  ebenso 
dringend  sein,  aber  wesentlich  anders  könnte  man  gleichwohl  schwer- 
lich verfahren.  Diese  Erwägung  ist  für  die  Kritik  der  französischen 
directen  Besteuerung  nicht  unwichtig. 

;•)  Für  Paris  allein  ergiebt  sich  die  Stellung  und  Bedeutung 
der  Communalbesteuerung  im  städtischen  Haushalte  aus  folgenden 
Zahlen. 

Das  ordentliche  Budget  war: 


Mill.  Frcs. 

p.  Kopf  Frcs. 

J.  VII 

7.5 

14.50 

1S0I) 

12.0 

23.00 

1813 

2*5.0 

37.00 

1817 

0S.5 

90.00 

1S49 

44.0 

43.00 

1SG0 

104.0 

91.50 

1SS0 

229.0 

114.00 

(Rull.  VII,  200.) 


Einnahme  davon  aus 

ahm  two  Centiin.  Octroi 

am.  i  ics.         MijL  Frcs<         Mil]<  Frcs_ 


J.  VII  7.37  0.32  0.03 

1S4S  43.40  1.10  20.57 

1S00  103.00  2.57  07.34 

1870  223.02  24.20  124.47 

1SS7  25S.90  33.19  137.00 

lSsy  207.00  33.49  140.25 

(Bull.  VII.  201  II'.,  XXV,  352.  34s.)  Von  1870  incl.  an  (wie  vermutlich  auch 
in  den  Daten  l'Ur  die  Vorjahre)  die  Einnahme  ohne  diejenige  für  Specialfonds  aus 
Anleihen,  Veriiusserungcn  u.  dgl.;  bei  den  Centimen  s.:it  ls70  auch  incl.  Huudesteuer 
und  Specialauflagen;  bis  1887  incl.  „constatirtc",  für  18S9  veranschlagte  Einnahmen. 

Die  von  den  genannten  Communaisteuern  gebildete  Quote  der 
Cfe8ammteinnahmc  ist  seit  1848  ziemlich  dieselbe  geblieben,  etwas 
Uber  -/3.  Von  der  ordentlichen  Einnahme  n.  e.  S.  der  Stadtrech- 
nung) war  sie  1876  und  1887  beide  Male  fast  68°/0.  Es  sind  also 
die  Steuern  und  die  übrigen  Einkünfte  ungefähr  in 
gleicher  Progression  gewachsen.    Aber  der  schon  früher 

50* 
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so  stark  gesteigerte  Ertrag  des  Octroi  ist  neuerdings  in  der  ver 
hältnissmässigen  Entwicklung  hinter  den  Gesammtcinnahnm 
und  auch  hinter  den  Centimen  (nebst  Zubehör)  etwas  zurückgeblie 
ben.  18G0  war  er  von  der  ganzen  Conimunalsteuereinnahme  i)»».4. 
187G  83.7,  1887  80.8%.  Immerhin  liefert  auch  jetzt  noch  da« 
Octroi  viermal  so  viel  als  die  directen  Communalstcueru ,  was 
besonders  für  Vergleichungen  mit  der  Gemeindebesteuerung  de: 
Grossstädte  anderer  Länder  (Herlin!)  beachtenswerth  ist. 

In  dein  Drittel  —  1  SS<>  etwas  mehr,  110.03  Mill.  von  der  ordentl.  Einnahm- 
i.  e.  S.  von  203.70  Mill.  Frcs.  —  der  Pariser  ordentlichen  Einkaufte,  welche»  *l« 
anderen  Quellen  ab  den  genannten  Steuern  herrührt,  betragen  für  lSSt*  die  Zu- 
schüsse des  Staats  für  Polizei  7. 00,  des  Staats  und  Seincd cparteinents  f.: 
Unterhaltung  und  Keinigung  des  Pflasters  3.1)  Mill.  Frcs.    Ausserdem  sind  folgend- 
Posten  auch  als  engere  Gruppe  verwandter  Einkünfte  bemerkenswerth :  die  Zahlen;  l 
der  Gasgcsellsch.  Iii  12,  die  Abgaben  f.  Wasser  12.22,  von  öffentl.  Fuhrwerk 
von  Hall.ii.  Märkten,  Schlachthäusern,  Entrepöts  14.07,  die  Strassenkehrtaxe  2^7 
die  Beerdigungstaxen  und  Zahlungen  für  Grabplätze  3.2S  Mill.  Frcs.    Die  genannt-. 
Posten  von  zusammen  5b. »>S  Mill.  Frcs.  enthalten  immerhin  neben  „Gebühr',  „Üc;- 
trag*4  auch  Steuerelemente  in  sich,  welche  sich  indessen  schwer  genauer  beziffrr: 
und  auch  nicht  sicher  steuerpolitisch  characterisiren  lassen.    Einiges  davou  (wie 
(las,  Wasser,  Markt-,  Schlachthausgeldern)  hat  etwas  von  der  Art  einer  indimt  r. 
Verbrauchs-  und  einer  Specialgewerbesteuer. 


B.  Die  Zuschläge  zu  den  directen  Staatssteuern. 

Gesetzgebung.    Dio  einzelnen  Bestimmungen  sind  in  verschiedenen  Gesetz 
zerstreut;  einige  werden  im  jährlichen  Finanzgesetz,  bezw.  im  Gesetz  über  die  Erhebui«vr 
der  directen  Steuern  immer  von  Neuem  getroffen,  in  Anknüpfung  an  die  geltenden 
»timmungen  der  Specialgesetzc.   Das  Wichtigere  wird  im  Folgenden  erwähnt  und  dab 
die  bezügliche  Gesetzesstclle,  soweit  es  geboten  erscheint,  citirt. 

Literatur.  Vignes  l,  «4—7-1.  Block,  dict  Art.  d.part.  Nr.  00.  106,  orgau:: 
commun.  Nr.  553— 5*>v.  Ders. ,  Artikel  im  suppl.  gener.  (nur  Abdruck  des  GeineinJ. 
Gesetzes  v.  5.  Apr.  Iss4.  Art.  133.  iS4).  Eingehend  und  mit  Statist.  Daten  die  Ar 
im  Sa  y  sehen  dict.  Centimes  additioneis,  budget  depart.  p.  4S7,  491,  budget  coinmur. 
p.  472  If.  Alle  in  Kraft  stehenden  einzelnen  Bestimmungen  in  dem  Werk  von  Thorle: 
regime  hn.  d.  communes  (s.  Hegister  unter  cent.  addit). 

Statistik  in  den  oben  S.  Sü3  gen.  Publicationen  und  im  Bull. 

§.  337.  1.  Allgemeine  Grundsätze.  Die  Durchführung 
des  Systems  der  Zuschläge  zu  den  directen  Steuern  für  Departe- 
mental-  und  Communalzweekc  ist  in  Frankreich  genau  durch 
die  Staatsgesetzgebung  geregelt.  Auch  gegenwärtig  haben 
daher  die  Departements  und  Gemeinden  oder  ihre  Organe,  die  Ge 
neral-  und  Municipalräthe,  obwohl  deren  Competenz  allmäiig  gegen 
früher  erheblich  erweitert  worden  ist,  doch  auf  diesem  Gebiete  eine 
im  Wesentlichen  streng  gebundene  Marschroute.  Das 
Staatsgesetz  bestimmt,  für  welche  allgemeinen  oder  spe- 
ciellen  Zwecke  Uberhaupt  nur  Zuschläge  aufgelegt  und  erbober 
werden  dttrfen,  so  dass  die  betreffenden  Steuern,  insbesondere  im 
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zweiten  Fall,  bei  der  Bestimmung  zu  specicllen  Zwecken,  wie  schon 
bemerkt,  deutlich  den  steuerpolitischen  Character  von  „Zw eck- 
st cuern"  haben.  Das  Gesetz  bezeichnet  ferner  die  eine  oder 
mehreren  .Steuern,  welche,  desgleichen  zu  welchen  Zwecken, 
und  in  welcher  Höhe  sie  mit  Zuschlügen  belegt  werden  dtirfen, 
mitunter  müssen.  Hinsichtlich  der  Höhe  wird  entweder  ein  be- 
stimmter Satz  gesetzlich  vorgeschrieben  oder  cinMaxi- 
m  n  m  normirt,  bis  zu  dem  gegangen  werden  darf,  daher  insbeson- 
dere je  nach  dem  Bedarf.  Im  letzteren  Falle  besteht  dann  für  die 
General-  und  Municipalräthe  ein  gewisser  Bewegungsspielraum. 
Eine  Ueberschreitung  des  Maximums  setzt  aber  die  Ermächtigung 
durch  ein  neues  besonderes  Gesetz  voraus.  Die  Ausschreibung  und 
Erhebung  der  Zuschläge  erfolgt  darauf  wie  bei  den  Staatssteuern 
selbst,  die  Erhebung  namentlich  auch  durch  die  Organe  der  staat- 
lichen Finanzvcrwaltnng.  Zur  Deckung  der  Erhebungskosten 
der  Zuschläge  wird  wieder  ein  eigener  Zusehlag  zu  den  zu  er- 
hebenden Centimen  gelegt  und  zugleich  mit  erhoben,  sowie  auch 
aus  Sinnlichen  weiteren  kleinen  Zuschlägen  für  Entlastungen,  Aus- 
fälle u.  dgl.  (non-valeurs)  ein  betreffender  Fonds,  wie  bei  der 
JStaatsstcucr  (S.  426)  gebildet. 

338.  2.  Die  Departemcutalzuschlägc.  Hier  wie  bei 
den  Gemeinden  werden  auch  in  Betreff  der  Zuschlagscentimen  das 
ordentliche  und  das  ausserordentliche  Budget  unterschieden. 

a)  Ordentliches  Budget.  Es  enthält  regelmässig  folgende 
sogen,  ordentliche  (ordinaires)  Zuschlag-Centimen,  bezw.  es  be- 
steht das  Recht  für  die  Gcneralräthc,  sie  aufzulegen: 

a)  25  Cent,  oder  %  zur  Grund-  und  zur  Personal-  und 
Mobiliarsteuer,  sowie  1  Cent,  oder  %  zu  allen  4  directen 
Steuern  als  Maximum  für  die  Bestreitung  der  ordentlichen  De- 
partementalausgaben  im  Allgemeinen. 

Diese  Sätze  gehen  zurück  auf  das  Ges.  v.  1  s.  Juli  1866.  Art.  6,  worin  bestimmt 
wurde,  dass,  in  Abänderung  bis  dahin  bestellender  Einrichtungen,  das  Finanzgesetz 
jährlich  anzuordnen  habe,  bis  zu  welcher  Haho  die  bisher  zur  Auflegung;  benutzten 
genannten  zwei  Steuern  mit  Zuschlagen  für  die  ordentlichen  Departementalausgaben 
von  den  Generalräthen  belegt  werden  dürften.  Das  Finanzgcs.  v.  31.  Juli  1S67  hat 
dann  die  im  Text  angegebenen  Sätze  angeordnet  und  den  1  Gent,  auf  alle  vier  directen 
Steuern  wegen  des  Wachsthums  der  Bedürfnisse  hinzugefügt.  Hierbei  ist  es  seitdem 
im  Princip  geblieben  (Ges.  v.  10.  Aug.  1871,  Art.  5S)  und  regelmässig  in  den  ge- 
nannten Sätzen  sind  die  Zuschläge  in  den  Finanzgesetzen  angeordnet  worden  (s.  (ies. 
über  die  directen  Steuern  f.  1SS!»  vom  IV  Juli  ls^s,  Art.  6).  Die  besondere  und 
hohe  Belastung  gerade  der  Grund-  und  Personal-  und  Mobiiarsteucr  ist  aus  der 
früheren  geschichtlichen  Entwicklung  der  Zuschläge  für  die  Departements,  von  der 
Revolutionszeit  an,  zu  erklären.  Schon  bei  der  Einführung  der  neuen  directen  Steuern 
waren  25 70  Zuschläge  zu  den  genannten  beiden  Steuern  für  Departements-  und 
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Districbausgabcn  eingerichtet  worden  (Ges.  v.  1701).  Darin  traten  später  verschick  i 
Veränderungen  ein,  doch  verblieb  es  schliesslich  im  Ganzen  bei  dieser  Belegung  kr 
beiden  Steuern.    (S.  hos.  de  Crisenoy  im  Say 'sehen  dict.  de  flu.,  p.  497  tr. ,  au  t 
807  0'.),    Die  gesetzliche  Grenze  von  25°/0  bestand  so  schon  lange,  ist  aber  erst  ii- 
malig  (seit  1  S51>  wirklich  erreicht  worden.    Aber  bis  ISO"  zerfiel  dieser  Betrag 
drei  Theile,  10'/3  Cent,  für  die  ordentlichen  obligatorischen  DepartemeritsauaeaH"'- 
7  Cent,  für  die  Dotirung  eines  „Conds  common",  der  dann  nach  gewissen  Bedürfnis -. 
und  Verhältnissen  unter  die  Departements  vcrtheilt  wurde,  7'/ä  Cent,  für  die  >:i 
fa<ultativen  Ausgaben  nach  näherer  Bestimmung  dor  Verwendung  Seitens  der  Gerurfi- 
räthe  (Hin.  I,  3.  Aufl..  S.  120).  Das  gen.  Ges.  von  1SG6  zog  diese  Posten  zusamne: 
bestimmte  ihre  Verwendung  für  das  betreffende  Departement,  in  dem  sie  erhob 
werden,  und  eröffnete  aus  Staatsmitteln  einen  Fonds  von  4  Mill.  Fres.  zur  ISo'-j- 
Stützung  der  bedürftigen  Departements  im  Etat  des  Min.  des  Innern,  jährlich  du:  1 
kais.  Decret  zu  verthcilen.    (Aenderungcn  hierin  durch  Ges.  v.  10.  Aug.  1 S7 1  ,  A- 
*>S).    S.  Vignes  I.  05,  Say,  dict.,  p.  4SU.    Sämmtliche  Departements  erheben  l 
hier  besprochenen  Zuschläge  im  vollen  Maxtmalbctrage  gegenwärtig. 

ft)  17  weitere  Centimes  auf  alle  4  directen  Steuern,  even- 
tuell, nemlicb  bei  Uuzureichendheit  der  anderen  (ordentlichen 
Centimen,  zu  Ausgaben  für  Vicinalwcge. 

Begründung  im  Ges.  v.  21.  Mai  1S3I».  Dann  jährl.  Finanzgc*.,  so  das  seit.  <•  - 
f.  l^SO,  Art.  11;  der  Betrag  von  7  Cent,  seil  länger,  früher  5  Cent   Auch  liier  l.r 
delt  es  sich  um  die  gesetzliche  Ermächtigung  der  Generalräthe  zu  dieser  Aufl*_ 
wobei  der  Verwendungszweck,  bezw.  der  Bedürfnissfall,  im  Gesetz  noch  näher  n- 
gegebcu  ist. 

y)  4  weitere  Centimen  auf  alle  4  directen  Steuern,  für  deo 
P  r  i  m  ä  r  u  n  t  e  r  r  i  c  h  t. 

Früher  2,  dann  H  Cent.  (Ges.  v.  1">.  März  lsüo,  10.  Apr.  I*»ß7),  durch  Grs  \. 
10.  Juli  1S75  auf  4  gebracht. 

6)  Eventuell  ein  Zuschlag  bis  5  Centimen  auf  die  Grund 
Steuer,  für  Kataster  arbeiten. 

Ges.  v.  2.  Aug.  1S20,  s.  o.  S.  444.  Gegenwärtig  nur  in  .**>— 4  Departements  vor- 
kommend, daher  der  niedrige  Ertrag  iu  der  ücbersicht  der  letzten  Jahre  (S.  SG7  . 

e)  Eventuell  bis  2  Centimen  auf  alle  4  Steuern,  welche  für 
die  Bestreitung  gewisser  obligatorischer  Dcpartemental -Ausgaber. 
von  Amts  wegen  ins  Departcmental-Budget  gesetzt  werden  koo 
nen,  wenn  der  Generalrath  dafür  keine  genügenden  Crcdite  bc 
stimmt  hat. 

Ges.  v.  10.  Aug.  1871,  Art.  00,  Ol  ;  sehr  selten  vorkommend,  daher  oben  S. 
in  der  Uebersicht  diese  Kubrik  unausgefullt.    Das  Maximum  von  2  Cent,  seit  län?  : 
im  jährl.  Finanzges.  bestimmt  (f.  1SS0  Art.  s  des  (ies.  über  die  Erhebung  der  direct-w 
Steuern). 

Der  regelmässige  Maximalbetrag  dieser  ordentlicher 
I)epartemental-Zu8chläge  ist  mithin,  wenn  man  von  den  zwei  letzten 
wenig  oder  fast  gar  nicht  vorkommenden  Fullen  absieht:  .37  für 
die  Grund-  und  die  Pcrsonalsteuer,  12  für  die  Thür-  und  Fenster 
und  die  Patentsteuer.  Hiernach  besteht  eiue  bedeutend  höhere  Be 
'astung  der  ersteren  für  die  gewöhnlichen  Departementalausgaben 
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was  in  der  Art  und  Wirkung  theils  dieser  Ausgaben,  theils  dieser 
Steuern  mit  seine  Erklärung  und  in  Etwas,  aber  kaum  völlig,  seine 
Rechtfertigung  findet.  Es  erklärt  sich  eben  auch  mehr  aus  der 
älteren  historischen  Entwicklung  des  Departemental-,  Finanz-  und 
Zuscblagwesens,  als  aus  der  Verfolgung  bestimmter  steuerpolitischcr 
Grundsätze  und  Ziele.  Einigermaassen  wird  die  Ueberlastung  der 
Grund  -  und  Personal  -  und  Mobiliarsteuer  wenigstens  relativ  geringer 
durch  den  Hinzutritt  der  ausserordentlichen  Zuschläge. 

b)  Ausserordentliches  Budget.  Auch  hier  kommen,  ausser 
Anleihen,  Erlösen  aus  Veräusserungen  und  einigen  anderen  zu- 
fälligen, in  dieses  Budget  gestellten  Einnahmen,  Stcuerzu Schläge 
vor,  und  zwar  dann  auf  alle  vier  directen  Staatssteuern  zu- 
sammen und  glcichraässig.    Hierhin  gehören  zwei  Fälle: 

et)  Zuschlagcentimen ,  welche  die  Generalräthc  bis  zu  der 
durch  das  jährliche  Finanzgesetz  bestimmten  Grenze, 
regelmässig  bis  12,  für  ausserordentliche  Ausgaben  auflegen 
dJrfen. 

Oos.  v.  10.  Aug.  1871,  Art.  10.  Ges.  über  dircetc  Steuern  f.  18S0.  Art.  7. 
liier  müssen  die  Centimen  eingerechnet  werden,  welche  nach  Specialgesetzen  aus  der 
Zeit  vor  dein  (ies.  v.  18.  Juli  1806  über  die  (ieiicralräthe  erhoben  werden.  Das  Seinc- 
departement  hat  die  Ermächtigung  zur  Erhebung  dieser  12  Cent,  nicht,  weshalb  hier 
fur  alle  ausserordentlichen  Ausgaben  eventuell  nur  durch  Specialer csetz  (unter  8'\ 
Zuschlage  aufgelegt  werden  können.  Fast  alle  Departements  (in  1^85  81)  erheben 
diese  Zuschläge  jetzt  bis  zu  dem  gestatteten  Maximum  und  viele  unterstützen  damit 
die  dürftigen  Gemeinden,  um  diesen  die  Erhebung  von  Zuschlägen  „wegen  ungenügen- 
den Einkommens"  entbehrlich  zu  machen.  Zwei  Departements  blieben  1885  wenig 
unter  den  12%«  drei  hatten  in  dieser  Rubrik  keine  Zuschläge,  i/le  Criscnoy  bei 
Say,  dict.,  p.  002,  Bull.  XXII,  035.) 

ß)  Zuschläge,  welche  die  Generalräthe  in  weiteren  Bedli ri- 
tt issfällen  auflegen,  zu  deren  Ausführung  es  dann  aber  eines 
besonderen  Gesetzes  bedarf. 

Solche  Zuschlage  kommen  jetzt  auch  fast  in  allen  Departements,  mitunter  in  be- 
trächtlicher, einzeln  selbst  die  Summe  der  ordentlichen  Centimen  erreichender  uud 
Ubersteigeuder  Höhe  vor.  Im  J.  1885  bestanden  sie  in  78  Departements,  in  Höhe  von 
Va  bis  30  Cent. 

Neuerdings  hat  die  Steigerung  der  Finanzbedürfnisse  der  De- 
partements die  ausserordentlichen  Zuschläge  schon  auf  die  Höhe 
von  etwa  zwei  Dritteln  der  wirklich  erhobenen  ordentlichen  ge- 
bracht (S.  868).  Eine  bedenkliche  Entwicklung  bei  der  mangel- 
haften Grundlage,  den  so  unvollkommenen  directen  Steuern,  eine 
Entwicklung,  welche  aber  ohne  einschneidende  Umgestaltungen  der 
gesammten  staatlichen,  departementalen  und  communalen  Finanz- 
verfassung schwer  zu  ändern  sein  wird.  Vermuthlich  wird  der 
Druck  der  Zuschläge  noch  mehr  zur  Ue^ernahme  von  Ausgaben 
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auf  den  Staat  und  zu  stärkeren  Subventionen  aus  Staatsmitteln 
führen,  eher  als  zu  einer  eben  so  höchst  schwierigen  Veränderung 
der  directen  Besteuerung.  An  Einführung  eigener  indirecten  Depar 
temen talsteuern  ist  wohl  kaum  zu  denken. 

Der  Gesammtbetrag  der  Departementalzuschläge  aller  Art 
im  ganzen  Staate  vertheilte  sich  auf  die  einzelnen  vier  Steuen] 
folgendermaassen.  Zahlen,  welche  tür  sich  und  vollends  vereint 
mit  denjenigen  der  Comiuunalzuschläge  (s.  folg.  §.)  wieder  Manche* 
in  der  französischen  Staatssteuerpolitik,  so  besonders  das  Unter 
bleiben  von  Staatszuschlägen  nach  dem  Kriege,  —  mit  Ausnahme 
der  Patentsteuer  —  erklären. 

Zuschlage  zum  Principal  der 

Grund-  Person.-        Thür-  und  Fenster-,  l'ateiitsteucr 

und  Mobil.-, 

iStiil  48.9  4S.!>  23.!)  25.2 

1*72  51.0  51.4  26.4  27.5 

18S4         {?™}  56.5  31.7  32.1 

(Aus  den  Tabellen  Faure's,  ]».  73  ff.)  Die  Zahlen  Centimen,  also  Prorente  vol. 
Staats-  Principalsatze.  Sie  beziehen  sich  auf  die  Fonds  de  non-valeurs  der  Depart  - 
ments mit.  Bei  der  Grundsteuer  in  1884  die  erste  Zahl  für  das  nicht  bebaute,  die 
zweite  für  das  bebaute  Eigenthum.  Gerade  bei  der  Grundsteuer  ist  zur  W'unli^uir. 
dieser  hohen  Zuschläge  an  die  ungleiche  Vertheilung  dieser  Steuer  auch  innert»*,' 
eines  Departements  zu  denken  (S.  441). 

§.  339.    3.    Die  Communalzuschläge. 

a)  Ordentliches  Budget.  In  demselben  stehen  folgende 
„ordentliche"  Centimen: 

a)  5  Centimes  im  Maximum,  nur  auf  die  Grund-  und 
Personal-  und  Mobiliarsteuer,  für  die  ordentlichen  all 
gemeinen  Gemeindebedürfnisse,  falls  zu  deren  Deckung  ein 
solcher  Stcuerbedarf  vorliegt. 

Dieser  Zuschlag  geht  ebenfalls  auf  die  Gesetzgebung  der  Revolutionszeit  zurü- » 
i1Ges.  v.  11.  Friin.  VII),  beruht  speciell  auf  dem  Ges.  v.  15.  Mai  ISIS,  Art.  31,  uai 
seine  fernere  Auflegung  wird  im  jährlichen  Finanzgesetz  bewilligt.  Seine  Erhcbuu.- 
setzt  nicht  nothwendig  ein  vorausgehendes  Votum  des  Municipalraths  voraus.  (Näheret 
Uber  die  ältere  Gesetzgebung  im  Say'schen  dict.,  p.  483  ff.) 

ß)  Eventuell  bis  5  Centimes  auf  alle  4  directen  Steuern, 
mit  der  speciellen  Zweckbestimmung  für  das  Vicinal  wegewesen. 

Dieser  Zuschlag  nur,  wenn  die  ordentlichen  Gemeiudceinnahincn  sonst  nicht  ge- 
nügen. Er  steht  ferner  in  Verbindung  mit  der  Xaturalleistung  für  das  Vicinal- 
wegewesen  <§.  340).  Im  Bcdilrfnissfall  kann  der  Municipalrath  entweder  letzter' 
Leistung  (oder  deren  Ersatz  in  Geld)  oder  den  hier  besprochenen  Zuschlag  oder  ein*: 
Verbindung  dieser  beiden  Mittel  beschliesscn  (Ges.  v.  21.  Mai  1S36,  Art  2).  D-.: 
Zuschlag  kommt,  ebenso  wie  der  folgende,  sonst  in  allen  Gemeinden  vor. 

;  )  Eventuell  bis  4  Centimen,  ebenfalls  auf  alle  4  directen 
Steuern,  speciell  für  den  T  r  im  är  unter  rieht. 
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Ebenfalls  im  Bedürfnis>fall ,  wenn  gewisse  ordentliche  Einnähmet!  nicht  aus- 
reichen. Ges.  v.  15.  März  1S50,  Art.  40,  19.  Juli  1S75,  Art.  7.  Hierzu  Gesetz  v. 
IB.  Juni  1HS1.  S.  bes.  Thorlet  a.  a.  0.,  108,  3S0.  52!  i Modificationcn  bei  der 
Durchführung). 

tT)  Eventuell,  im  Bediirtni«>älall y  Zuschläge  zu  allen  vier 
directen  Steuern,  ohne  Begrenzung  der  Höhe,  für  den  Fcld- 
h  Uterdienst. 

Früher  nur  auf  die  Grundsteuer  gelegt.  Ges.  v.  21.  Apr.  1*32.  Art.  Iii,  31.  Juli 
ISO",  Art.  Iti.  Sie  gehören  formell  zu  den  ausserordentlichen  Centimen,  werden  aber, 
als  jährlich  wiederkehrend,  unter  die  Einnahmen  des  ordentlichen  Budgets  gestellt. 

t)  3  Centimen  als  Zuschlag  für  Erhebungskosten  auf  den 
Betrag  aller  Zuschlage  zu  allen  4  Steuern,  ferner  Zuschläge  für 
einen  Entlastungs-  und  Ausfallfonds  (non-valeurs). 

Kegelmässig  1  Cent,  bei  der  Grund-  und  Pers.- Steuer,  3  bei  der  Th.-  und 
Fenstt-rstcuer,  5  bei  der  Patentstcuer.  (ies.  v.  20.  Juli  1*37,  Art.  5,  18.  Juli  1*52, 
Art.  5,  und  jährl.  Finanzgesetz. 

Die  genannten  Centimen  betragen  im  Ganzen  (abgesehen  von 
dem  Zuschlag  unter  f)  und  vom  unbestimmten  unter  6)  je  14  für 
die  Grund-  und  Personal-  und  Mobiliar-,  je  9  ftir  die  beiden 
anderen  directen  Steuern.  Also  auch  hier,  wie  bei  den  Dcpartc- 
nicntalzuschlägen,  eine  stärkere  Belastung  der  beiden  erstcren. 

Zur  Ergänzung  kommen  aber  noch  hinzu: 

£)  Zuschläge  zu  allen  4  directen  Steuern  im  Bcdürfnissfall, 
nemlich  wegen  sonst  unzulänglichen  Einkommens,  ein  von 
einer  immer  wachsenden  Anzahl,  jetzt  schon  von  der  grossen 
Mehrzahl,  über  3/4  der  Gemeinden,  in  zugleich  immer  stärkerem 
Maasse  angewendetes  Hilfsmittel,  um  trotz  aller  Subventionen  u.  dgl.  m. 
zu  einem  Gleichgewicht  im  Haushalte  zu  kommen.  Insofern  ein 
besonders  wichtiges  Kriterion  der  sich  steigernden  Finanzbedürfuisse 
und  der  erschwerten  Finanzlage  der  Gemeinden. 

Schon  von  früher  her  bei  jährlichen  obligatorischen  wie  bei  facu  ltati  v en 
Ausgaben  zulässig  {Ges.  v.  18.  Juli  1837,  Art.  40V  Bei  den  ersteren  erfolgt  die  Er- 
mächtigung zur  Auflegung  durch  Erlass  des  Präfccten,  bei  den  übrigen  durch  Decret, 
und  zwar  regelmässig  nur  dann,  wenn  die  Gemeinde  die  Specialcentimen  für  Primär- 
unterricht, Vicinalwego,  Feldhüter  bereits  voll  aufgelegt  hat.  Die  Votirung  findet 
immer  nur  auf  1  Jahr  statt  und  moss  dann  eventuell  erneuert  werden.  S.  Ges.  vom 
5.  Apr.  1884,  Art.  133;  darüber  Thorlet,  §.  518,  519,  Block,  suppl.  gemr.,  p.  328. 

Im  J.  1886  erhoben  von  den  36,117  Gemeinden  27,795  solche  Zuschläge;  die 
Zahl  schwankt,  ist  seit  einigen  Jahren  immer  gestiegen,  war  aber  früher  schon  grosser. 
Die  erhobenen  Summen  sind  jedoch  fortschreitend  grösser  geworden,  1*86  35  Mill. 
Frcs.  In  der  französischen  Gcmcinde-Finanzstatistik  werden  alle  erhobenen  Centimen 
aller  Gemeinden  jährlich  zusammengerechnet :  eine  rohe  Berechnungsweise,  aus  deren 
Zahlen  man  nur  mit  Vorsicht  scbliesscn  kann,  da  der  Centime  der  kleinsten  und  der 
grössten  Gemeinden,  der  in  vielen  lOOOen  Gemeinden  nicht  100  Frcs.  Werth  und 
anderseits  über  V,  Mill.  Frcs.  (Paris)  beträgt,  hierbei  gleich  gesetzt  wird.  Aber  die 
Gcsammtbcwegung  der  Centimen  lässt  sich  so  bequem  verfolgen.  So  war  die 
Zahl  aller  Centimen: 
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Wogen  In/.ulänglich- 

Ordentliche  keit  des         Ausserordentliche  Zu*amui*ri. 

Einkorn  mens 

1W8  504,772  805,675  402,301  1,712>3* 

1*8*  :»05,7O5  992,733  451,42V  1.452.V 

(Buli.  XXIV,  021.  vgl.  mich  Say,  dict.,  p.  SO!».)    Die  Zahl  der  ordentli.  ii- 
Centimen  schwankt  jährlich  ganz  unerheblich,  diejenige  der  ausserordentliche!!  stärk -r. 
aber  sie  bewegt  sich  im  Ganzen  auch  in  die  Hohe.    Die  Centimen  wegen  Unzuläng- 
lichkeit steigen,  mit  einer  Ausnahme,  ununterbrochen,  wenn  auch  in  sehr  verschie- 
denem Grade  jährlich. 

if)  Auch  bei  den  Gemeinden,  wie  bei  den  Departements  ist  der 
Fall  vorgesehen,  dass  ein  Municipalrath  nicht  die  erforderlichen 
Fonds  für  obligatorische  Gemeindeausgaben  bewilligt.  Hier  wird 
dann  von  Amts  wegen  die  Summe  eingesetzt  und  dafür  bis  zu 
einem  bestimmten  Maximum  bei  unzulänglichen  sonstigen  Ein- 
künften ein  Zuschlag  auf  die  vier  directen  Steuern  gelegt. 

Aus  der  früheren  Gesetzgebung  übergegangen  in  Art.  149  des  neuen  Geineiud-- 
gesetzes  v.  5.  Apr.  1S*»4.    Der  Artikel  bestimmt  das  Nähere,  das  Finanzjresetz  jähr- 
lich das  Maximum  des  Zuschlags:  10%  für  die  obligator.  Ausgaben.  20°/n,  falls  -  : 
sich  um   die  Zahlung  von  Schulden  auf  Grund  gerichtlicher  Verurtheiiung  hand-I 
Ges.  über  directe  Steuern  für  1889,  Art.  10). 

b)  Ausserordentliches  Budget.  Die  Auflegung  ausser 
ordentlicher  Centimen  für  ausserordentliche,  allgemeinere  wie 
speciellere  Bedürfnisse,  steht  dem  Municipalrath  unter  gewissen 
Formalitäten  und  Beschränkungen  ebenfalls  zu.  In  dem  neuen 
Gemeindegesetz  v.  5.  Apr.  1884  sind  die  Puncte  zum  Theil  neu 
geregelt  (Art.  141—143).    Es  gehören  jetzt  hierhin  folgende  Fälle: 

«)  Zuschläge  für  ausserordentliche  Ausgaben  von 
„Nützlichkeit  für  die  Gemeinde"  (d'utilite  cummunale), 
regelmässig  auf  alle  vier  directen  Steuern. 

Der  Generalrath  des  Departements  bestimmt  jährlich  innerhalb  der  Grenzen  d-> 
Finanzgesetzes  (1889  20u/o«  ^cs-  über  dir.  Steuern  Art.  9,  und  so  schon  länger)  das 
Maximum  dieser  Centimen,  das  die  Municipalräthe  auflegen  dürfen  (Ges.  v.  10.  Au?. 
1871,  Art.  42,  Ges.  v.  5.  Apr.  IS8I,  Art.  141).  Die  Municipalräthe  dürfen  bis  5  Cent, 
auf  5  Jahre  ohne  Weiteres  für  Zwecke  solchen  Nutzens,  3  Cent,  für  Vicinal- 
wege.  3  fnr  anerkanute  Feldwege  (chemins  ruraux  reconnus)  votiren.  Die  Ueber- 
schreitunj?  der  5  Cent.,  bis  zu  dem  vom  Gcncralrath  bestimmten  Maximum,  und  di. 
längere  Bclegungsdauer  als  5  Jahre,  ist  an  die  Genehmigung  des  Präfecten,  die  Ueber- 
schreitung  des  eben  genannten  Maximums  an  die  Genehmigung  durch  Decrct  d-s 
Präsidenten  der  Republik,  diejenige  einer  Dauer  von  über  80  Jahren  an  den  Erla^ 
eines  Decrcts  im  Staatsrath  geknüpft.  (Ges.  v.  1884,  Art.  142,  143.)  ücber  Pari; 
s.  unter  ji.  S.  für  Weiteres  Thorlct.  §.  416,  576  — 5S1 ;  die  Ausführungen  eines 
Erlasses  des  Min.  d.  Inneren  zu  dem  Ges.  y.  1884  im  Block 'sehen  dict  suppl.  gem-r. 
p.  339.  Ueber  die  frühere  Gesetzgebung,  die  durch  das  Ges.  v.  1884  i,  Th.  auf- 
gehoben worden  ist  (vgl.  Art.  168  dieses  Gesetzes)  s.  Vignes  I,  70  tf. 

Auch  bei  diesen  Centimen  zeigt  sich  nicht  nur  die  vorhin  schon  hervorgehoben: 
Aufwärtsbeweguug,  sondern  namentlich  auch  eine  Ausdehnung  auf  immer  mehr  Ge- 
meinden.   1862  13.403,  1877  19,980,  1886  25,914,  also  jetzt  schon  bei  mehr  als  5 . 
fast  3/4  aller  (Say,  p.  900).   Die  amtliche  Statistik  (situat.  linauc.  des  commune*)  giebt 
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fur  jede  einzelne  Gemeinde  ausser  der  Zahl  der  gerammten  Centimen  auch  die  der 
ausserordentlichen  und  die  Dauer  der  letzteren  an. 

pf)  Zuschläge  auf  Grund  von  Spccialgesctzcn  in  jedem 
einzelnen  Falle. 

Dahin  gehören  solche  Zuschläge,  welche  die  vom  Finanzgesetz  bestimmte 
Maxiinalgrenze,  bis  zu  der  der  Generalrath  ausserordentliche  Zuschlüge  für  zulässig 
erklären  darf  (jetzt  20%  *  s.  oben),  uberschreiten  würden;  ferner  alle  ausser- 
ordentlichen Auflagen  in  Paris,  früher  auch,  bis  zum  (Jos.  von  lsSI  in  Lyon  Kies, 
v.  5.  Apr.  IsM,  Art.  DJS,  15,  2S,  wonach  für  Paris  die  frühere  Gesetzgebung, 
bes.  Ges.  v.  24.  Juli  1M»7,  in  Kraft  geblieben  ist).  —  Auch  hier  werden,  wie  bei  den 
anderen  ausserordentlichen  Steuern,  alle  4  directen  Steuern  und  gl  eich  massig 
belegt;  für  Paris  haben  aber  Specialgcsctzc  mehrfach  auch  die  4  Steuern  in  ver- 
schiedenem Maasse  belegt,  namentlich  die  Patentstcuer  niedriger  als  die  3  anderen, 
auch  wohl  einmal  die  Grundsteuer  hoher  als  die  anderen  (s.  die  Note  im  Say'sehen 
dict.,  i».  S'JOV 

y)  Zuschläge  zu  den  4  directen  Steuern  für  die  Unter- 
st Ii  t  z  u  n  g  d  ü  r  f  t  i  g  e  r  F  a  m  i  1  i  c  n  der  zu  den  Fahnen  cingerufenen 
Soldaten  der  Reserve  und  der  Territorialarmee. 

Bei  Unzureichendheit  der  gewöhnlichen  Einkünfte  und  der  innerhalb  des  statt- 
haften Maximums  erhobenen  ausserordentlichen  Centimen  sind  die  Gemeiuden  nach 
Ges.  v.  21.  Dcc.  Hs2.  Art.  1,  ermächtigt,  sich  bis  zu  J)  Cent,  jährlich  oder  ausser- 
ordentlich für  diesen  Zweck  Zuschläge  zu  den  4  directen  Steuern  aufzulegen.  Etwa 
erhobene  Centiincu  dieser  Art  werden,  wie  die  für  Feldhüter,  zu  den  ordentlichen  Ein- 
nahmen gezählt,  charactcrisircn  sich  aber  doch  mehr  als  ausserordentliche,  was  sie 
nach  französ.  Hecht  auch  formell  sind  (T ho  riet,  §.  401). 

Die  Gesammtbelastung  der  französischen  Gemeinden  mit 
diesen  verschiedenen  Zusehlägen  ist  eine  recht  erhebliche,  auch  in 
Zunahme  begriffene  (S.  889).  Die  einzelnen  Gemeinden  zeigen 
natürlich  sehr  grosse  Verschiedenheiten,  welche  die  Finanzstatistik 
genau  zu  verfolgen  gestattet.  Bei  der  technischen  Unvollkommen- 
lieit  der  Verthcilungsgrundlage ,  eben  der  Veranlagung  zu  den 
directen  Staatssteuern,  ist  jedenfalls  auch  die  Ungleichmässig- 
keit  der  Belastung  innerhalb  einer  Gemeinde  eine  er- 
hebliche, wenn  auch  nicht  immer  ebenso  gross  als  im  Departement 
und  im  ganzen  Staate.  Die  Unzulänglichkeit  der  directen  Steuern 
für  die  Staatsfinanzen  hängt,  wie  schon  bemerkt,  mit  dieser  Be- 
nutzung dieser  Steuern  zur  alleinigen  Grundlage  der  Departemental- 
steuern  und  mit  zu  einer  Hauptgrundlage  der  Communalsteucrn 
enge  zusammen.  Die  Schwierigkeiten  sind  hier  dieselben,  wie  in 
anderen  Ländern  des  „Züsch lagsyste ms u  für  die  directen 
Localstencrn  (Fin.  I,  3.  Aufl.  §.  51).  In  Frankreich  erhöhen  sie 
sich  noch  nach  dem  Character  der  directen  Steuern  als  Ertrags- 
steuern und  nach  den  grossen  technischen  Mängeln  dieser  Steuern. 
Aber,  wie  deutsche,  speciell  preussische  Erfahrungen  zeigen,  würde 
auch  die  Einfügung  einer  Einkommensteuer  in  die  französische 
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Staatsbesteucrnng  und  die  Mitbclcgung  derselben  durch  Zuschläge 
für  Departemental-  und  Conimunalzweckc  zwar  wohl  die  Schwierig 
keiten,  die  jetzt  in  Frankreich  bestehen,  etwas  vermindern,  indessen 
doch  im  Ganzen  belassen. 

Zu  bemerken  ist  noch,  dass  der  Staat  für  seine  Forsten  mit  allen  ordentlich--! 
und  ausserordentlichen  Couiinunalccntiincn  in  demselben  Verhältnis*  wie  die  Privat« 
belegt  wird  ^Ges.  v.  5.  Apr.  1SS4,  Art.  144,  und  so  schon  seit         ,  vorher,  uxci 
einem  (ies.  von  1867  zur  HälftcV 

Früher,  aufgrund  des  Finanzges.  v.  15.  Mai  ISIS,  Art.  Sil— 41,  und  später 
Gesetze  (1S37,  1867)  bestand  in  Frankreich  die  Einrichtung,  dass  die  „Höchst 
besteuerten"  in  der  Gemeinde,  in  »leicher  Anzahl  wie  die  Municipalrathe  ;j 
Dienst,  bei  Beschlüssen  uber  ausserordentliche  Steuern,  Anleihen  und  einiges  Ander- 
mitwirken  mnssten  („adjonetion  des  plus  imposes",  s.  unter  diesem  Titel  den  Art.  \ 
Amoux  bei  Say,  dict.,  p.  SS).  Ein  Ges.  v.  5.  Apr.  1882  hat  diese  Mitwirkung  all 
gemein  beseitigt. 

Die  C  o  in  in  ii  n  al  zuschlage  stellten  sich  zum  Principal  der  t  Steuern  folgend':-:- 

Grund-,  Person.-  Thur-  und  1  enst.-,  Patent»!, 

und  Mobil.-, 

ISil'.l  S4.C»  31.2  26.7  23.5 

1S72  30.5  S7.1  SS.S  211.5 

issf  |JU'|JJ  411.0  44.5  38.G 


(Faure  a.  a.  U.,  Berechnung  wie  oben  S.  870  bei  den  I)epart.-Zus<  hlagen. 

Die  Belastung  der  einzelnen  Ccuicinden  steigt  in  manchen  Fallen  sehr  h<*h. 
(Beispiele  von  SÜD  —  500  Centimen,  bes.  in  Corsica),  schwankt  aber  nicht  nur  in 
Staate,  sondern  auch  im  Departement  von  Gemeinde  zu  Gemeinde  oft  erheblich.  Ir 
der  amtlichen  Statistik  wird  jährlich  die  Zuschlagsbelastung  nach  folgenden  Kategorien 
berechnet,  wobei  die  Centimen  hier  aber  nicht  Proccnte  darstellen,  da  die  auf  dj 
verschiedenen  Stcueru  iu  einer  Gemeinde  fallenden  Ceutimeu.  die  sich  von  Steuer  /s 
Steuer  und  Gemeinde  zu  Gemeinde  doch  au  ganz  verschiedene  absolute  Summen  an- 
knüpfen« einfach  summirt  werden.  Es  wird  also  die  Belastung  nur  ganz  ungefähr 
verglichen  und  ersichtbar,  nur  die  jährliche  Bewegung  im  Ganzen  ist  so  einigt  r- 
maassen  richtig  zu  erkennen  (Bull.  XXIV,  (511)). 

Zahl  der  Geineinden  1887  1888 

Unter  15  Zuschl.-Cent.  .    .    .  3.880  3,723 

15-30    7,915  7,079 

31—50    0,598  9,712 

51  —  100    10,650  10.969 

Feber  100    4,078  4,040 

Summe   .    .    .  36,121  36,123 

Die  gesammten  Departemental-  und  Communal  zuschlüge 
erreichen  bei  der  Grund-  und  der  Personal-  und  Mobiliar- 
steuer neuerdings  schon  die  volle  Hohe  des  Principalsatzes  und 
mehr,  verdoppeln  diese  Steuern  also  für  die  Pflichtigen.  Uud 
auch  bei  den  zwei  anderen  directen  Steuern ,  welche  von  den  ge 
wohnlichen  (alten)  Zuschlägen  frei  sind,  erreichen  sie  doch  an 
drei  Viertel  des  Principals.  Da  bloss  die  Grundsteuer  neuer 
dings  ohne  eigentliche  Staa ts zuschlüge  ist  (abgesehen  von  dem 
kleinen  Zuschlag  für  den  Ausfallfouds),  so  erhöht  sich  indessen  die 
Belastung  durch  alle  Arten  Zuschläge  doch  am  Meisten  bei  den 
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drei  anderen  Steuern.  In  der  Zeit  des  besonders  hohen  Staats- 
zuschlags zur  Patentsteuer  (1873 — 79)  war  letztere  am  Stärksten 
belastet. 

Nach  den  Tabelle»  bei  Faure  a.  a.  0.  ergiebt  sich  Folgendes  für  den  ganzen 
Staat.    Centimen,  hier  Frocente: 


(iruud-, 

Pers.-  ii. 
Mob.-, 

Th.-  u. 
Fenster-, 

Patent- 
steuer 

Grund-, 

Pers.-  u. 
Mob-, 

Th.-  u. 
Fenster-. 

Patent- 
steuer 

1MJ0 

83.5 

80.1 

50.6 

48.7 

85.3 

100.7 

OS  « 

04.5 

1872 

«0.5 

S8.5 

50.7 

57.0 

«2.5 

100.4 

78.0 

72.8 

1874 

«2.4 

«2.2 

03.2 

50.3 

«4.4 

113.7 

S2.1 

121.« 

1^84 

/ 100.01 
\104.«/ 

105.5 

70.2 

70.7 

i  108.0| 
1107.1/ 

120.« 

«5.1 

110.3 

In  18S4  bei  der  (irundsteuer  die  erste  Ziffer  für  uicht  bebautes,  die  zweite  fiir 
bebautes  Kigenthuin.  Der  Staats /Uschlag  bei  der  Grundsteuer  ist  nur  1.8  —  2.2 
Caut.  für  Ausfallfonds  u.  dgl.,  bei  der  Pers.-  und  Mob.-Steuer  hierfür  und  für  all- 
gemeine Staatsz  wecke  20.0 — 21.4,  bei  der  Th.-  und  Fensterst.  1S.3— ls.0, 
-bei  der  Patentst.  15.8  Anfangs,  7«.0  in  1873,  02.0  1874—70,  seitdem  30.0. 


C.   Die  übrigen  direeten  Co  in  munalsteuern. 

§.  340.  Hierhin  gehören  nach  dem  Früheren  nur  die  Natural- 
leistungflirdasVicinalwegewesen,  bezw.  die  Geldabgabc 
als  Ersatz  dafür  und  die  Hundesteuer. 

1.    Die  Woge  dienst  abgäbe. 

Gesetzgebung.    Ges.  v.  28.  Juli  lv>4.    Jlauptgesetz  v.  21.  Mai  1830. 

Literatur.  Vigncs  I,  80;  Block,  dict.  Art.  eheinins  vicinaux  Nr.  15411., 
auch  suppl.  gener.,  Say,  dict.,  ders.  Artikel,  p.  1057,  und  der  (noch  nicht  erschienene) 
prestations  en  nature.  Thorlct,  §.  3^7  ff.  Der  Gegenstand  steht  in  Verbindung  mit 
«lern  ganzen  Verwaltungsrecht  des  Wegewesens,  was  hier  nicht  weiter  verfolgt  werden 
kann.  Er  hat  aber  auch  ein  allgemeineres  wirtschaftliches  und  tinanzwissenschaft- 
liches  Interesse  und  in  dem  Streit  über  die  Wege f roh n den  (conees)  des  aucien  regime 
einen  wichtigen  wirthschaftsgeschichtlichen  und  selbst  politisrhcii  Hintergrund.  S.  dar- 
über Stourm  I,  ch.  7,  v.  Ii  rasch  a.  a.  0.,  S.  «Off.  u.  o.  S.  142. 

Die  älteren  Wege frohn den  im  Ancien  regime  waren  eine 
Verpflichtung  der  Gemeindeeinwohner  gewesen,  an  die  sich  in 
Betreff  der  Art  der  Ausübung  manche  Uebelstände  angeknüpft 
hatten.  Derentwegen  waren  sie  vielfach  verhasst  geworden. 
Turgot  hatte  in  seiner  Generalität  von  Limoges  sie  aufgehoben 
und  durch  eine  Geldabgabe  ersetzt.  Auf  Grund  dieser  Erfolge 
führte  er  später  die  Massregel  allgemein  durch,  in  einem  seiner 
berühmten  Edicte  von  1776,  wobei  an  Stelle  der  Frohnde  ein  Zu- 
schlag zum  „Zwanzigsten"  (o.  S.  141)  treten  sollte.  Aber  mit 
anderen  wurde  auch  dies  Edict  alsbald  nach  Turgot's  Austritt  aus 
dem  Ministerium  in  Folge  der  Opposition  des  Adels  und  der  Parla- 
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mente  wieder  zurückgenommen.  Jedoch  noch  vor  der  Revolutioc 
kam  es  nach  Anregungen  Necker 's,  unter  der  Sympathie  der 
Provincialversamnilungen  und  schliesslich  besonders  durch  ein 
Votum  der  Notabelnversammluug  von  Neuem  zur  Aufhebung  der 
Frohnden,  statt  deren  eine  einfache  Leistung  oder  Geldsteuer  ein 
treten  sollte  (1787). 

Während  der  Revolution  gerieth  aber  das  Wegewesen  in  grosseu 
Verfall.  Die  Einrichtung  eines  Wegegelds  an  Strassenstelleu 
(1797)  fand  viel  Gegnerschaft  und  war  nicht  einträglich  genus. 
Unter  Napoleon  kehrte  man  für  die  den  Gemeinden  zur  La*t 
fallenden  Vicinalwege  zu  Naturalleistungen  zurück,  welche  die 
Municipalräthe  beschliessen  konnten  (1802).  Aber  zur  geordneten 
Durchführung  im  Wege  der  Gesetzgebung  kam  die  Sache  erst,  mit 
nach  den  Wünschen  der  Generalräthe ,  im  J.  1824.  Hier  wurde 
bestimmt,  dass  die  Gemeinden,  wenn  ihre  Einkünfte  für  die  ordern 
liehen  Wege-Ausgaben  nicht  hinreichten,  „Leistungen"  („prestations^; 
den  Pflichtigen,  nach  deren  Wahl  in  Geld  oder  in  natura, 
auflegen  dürften  (Ges.  v.  28.  Juli  1824).  Dies  System  wurde  dann 
endgiltig  durch  das  Gesetz  v.  21.  Mai  1836  geregelt,  bietet,  neben 
anderen  Einkünften  und  Subventionen,  die  Mittel  zur  ordentlichen 
Ausführung  und  Instanderhaltung  der  Vicinalwege,  und  fungirt  jetzt 
im  Ganzen  zur  Zufriedenheit  der  Bevölkerung,  auch  der  Ver- 
pflichteten, von  denen  eben  viele,  besonders  auf  dem  Lande,  die 
Naturalleistung  der  Geldabgabe  vorziehen. 

Das  Ganze  ein  Beispiel,  wie  auch  in  unserer  Zeit  derartige 
Natural-Arbeitsleistungeu  noch  am  Platze  sein  können,  wenn  man 
sie  passend  und  ohne  Chicane  zu  gestalten  weiss  und  die  Wahl 
zwischen  Geldzahlung  und  Arbeitsleistung  lässt.  Die  Einrichtung 
in  dieser  Combination  zwischen  Geldabgabe  und  Arbeitsleistung  ist 
auch  Steuer  politisch  beachtenswert!). 

Die  geltenden  Hauptbestimmungen  sind  die  folgenden. 

Die  Gemeinde .  bezw.  der  Municipalrath  ist  nicht  genöthigt,  zu  dieser  Ein- 
richtung zu  greifen.  Reichen  die  ordentlichen  Einkünfte  bereits  zu  der  der  Gcmeind 
obliegenden  Erhaltung  der  Vicinalwege  aus,  so  kann  er  darauf  verzichten.  Auch  andern- 
falls, wie  schon  oben  bei  den  Centimen  zu  erwähnen  war  (S.  876  sub  jf\  kann  in- 
zwischen der  Wegeleistung  und  Specialcentimen  zu  den  vier  direkten  Steuern  wähle?, 
oder  Beides  verbinden. 

Leistungspflichtig  ist  jeder  männliche  gesunde,  zwischen  vollen  1»>  uuJ 
unter  «iU  .lahren  stehende,  ledige  oder  verheiratete ,  einerlei  welchem  Berufe  anc-> 
hörige,  in  den  Rollen  der  directen  Steuer  stehende  Gemeindeeinwohner.  Jedes  Fnmilien- 
oder  Wirthschaftshaupt  (an  der  Spitze  eines  landwirtschaftlichen  oder  gewerblich« 
Betriebes)  ist  aber  nicht  nur  für  seine  Person,  sondern  auch  für  die,  die  eben  genann- 
ten Eigenschaften  (abgesehen  von  der  Einrollirung  bei  den  directen  Steuern)  besitzende 
Personen  in  seiner  Familie  oder  in  seinem  Dienste,  ferner  fur  jedes  Zug-  oder  R  it- 
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tliier,  Karren  oder  bespannten  Wagen  im  Dienst  soincr  Familie  oder  Wirthschaft. 
Jcistungspflichtig.  Kür  diese  von  ihnen  abhängigen  Personen.  Thiere,  Wagen  sind 
auch  die  einerlei  wie  beschaffenen  (auch  weibliche,  in  jüngerem  oder  höherem  Alter 
als  zwischen  IS  und  00  Jahren  stehende)  Personen  zur  Abtragung  der  Leistung 
verpflichtet. 

Der  Umfang  der  Pflicht  ist  drei  Arbeitstage  (in  stark  besteuerten  Ge- 
meinden war  eine  Zeitlang  noch  die  Forderung  eines  vierten  Tages  zu  lassig,  lso? — 82). 
Der  in  den  Hollen  verzeichnete  Pflichtige  kann  nun  aber  wählen  zwischen  der 
Arbeitsleistung  selbst  und  deren  Ersatz  in  Geld.  Der  Umwandlungstarif  wird  jähr- 
lich vom  Genojalrath  festgestellt,  nach  seinem  Ermessen  einheitlich  für  das  ganze 
Departement  oder  verschieden  für  einzelne  Gemeinden  und  eventuell  auch  innerhalb 
«'iner  Gemeinde  nach  den  Localverhältnisscn  verschieden  (Ges.  von  lH'JO,  Art.  4.  vom 
10.  Aug.  1871,  Art.  4«),  Jeder  Pflichtige  soll  sich  Uber  die  Wahl  in  dem  der  Publi- 
kation der  Hollen  folgenden  Monat  erklären.  Unterlässt  er  es,  so  tritt  die  Geld- 
forderung  ein,  die  ebcufalls  noch  Platz  greift,  wenn  der,  welcher  sich  für 
Arbeitsleistung  entschied,  seine  Pflicht  vernachlässigt  oder  sich  später  weigert,  sie  zu 
erfüllen,  —  ein  practisch  wichtiger  Pum.t  des  Systems.  Die  (ieldzahlungcn  sind,  wie 
die  directen  Steuern,  in  Zwölfteln  fällig  und  werden  auch  sonst  wie  diese  Steuern  be- 
handelt. Diese  Wcgeleistung  kann  bei  nachlässigen  Gemeinden  auch  von  Amts- 
wegen  durch  den  Präfeeten  aufgelegt  werden.  Unter  Umständen  können  Ueber- 
schüsse  aus  dieser  Abgabe  auch  für  andere  Strassen,  selbst  für  Localeisenbahnea  in 
gewissen  Grenzen  mit  verwendet  werden  (Ges.  v.  21.  Jani  1870,  11.  Juni  1880,  Art. 
12).  —  Weiteres  Einzelne  in  Block,  dict.  Art.  ehem.  vicin.  Nr.  150—184,  Thorlet, 
§.  SS7  ff.,  049. 

Im  Durchschnitt  werden  gegenwärtig  in  Frankreich  etwa  00%  der  Leistungen 
in  natura,  40%  in  *'eld  erfüllt.  Zwischen  den  einzelnen  Departements  bestehen  in 
diesem  Verhältniss  aber  grosse  Verschiedenheiten.  (Stourm  I,  230.)  Nach  dem 
Geldanschlag  stieg  der  Werth  der  Naturalleistungen  von  22.77  auf  52.28  Mill.  Frcs. 
von  1S37  bis  1807,  bis  1879  auf  59.53;  jetzt  ist  er  einige  00  Mill.  (Bull.  VII,  297\ 

§.  341.    2.    Die  Hundesteuer. 

Gesetzgebung.  Einführungsges.  v.  2.  Mai  1855,  Decrete  v.  4.  Aug.  1855, 
!>.  Jan.  1850  (Steuertarif  in  jedem  DeparO,  3.  Aug.  1801,  22.  Dcc.  1S8G). 

Literatur.  Vignes  I,  85— SO;  Block,  dict.  Art.  chiens  v.  Smith,  Nr.  10 
bis  22.    Bes.  Say,  dict.  Art.  chiens  von  Delatour,  mit  Statistik. 

Der  Gedanke  an  eine  Hundesteuer  ist  seit  den  40er  Jahren 
mehrfach  verfolgt  worden  und  führte  die  parlamentarische  Initiative 
zu  einigen  Projecten,  bei  denen  an  eine  Staatssteuer  gedacht 
war.  Zu  Stande  kam  die  Steuer  erst  auf  Anregung  der  kaiserlichen 
Regierung  und  zwar  als  Gemeindesteuer,  deren  Einfuhrung  den 
Gemeinden  geboten  wurde,  also  als  obligatorische  Massregel 
(Ges.  v.  2.  Mai  1855).  Die  Gemeinden  haben  nur  das  Kecht,  den 
Tarifsatz  zwischen  dem  gesetzlichen  Maximum  von  10  und  Minimum 
von  1  Frcs.  vorzuschlager,  der  dann  nach  Anhörung  des  General- 
raths mittelst  Decrets  im  Staatsrath  festgestellt  wird.  Erfolgt  kein 
Vorschlag,  so  wird  der  Tarif  von  Amtswegen  vom  Präfeeten  be- 
stimmt. Unterschieden  werden  zwei  Steuersätze,  ein  höherer 
für  Jagd-  und  Luxushunde  („zum  Vergnügen"),  ein  niedrigerer 
für  alle  anderen,  namentlich  für  Schutz-,  Wacht-,  Hirteu- 
huude  u.  s.  w. 
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Die  Steuer  bietet  sonst  nichts  eben  Eigentümliches.  Sie  ist  nach  der  Wt-is> 
dieser  Steuer  wie  in  anderen  Ländern  eingerichtet  Die  Unterscheidung  der  beider 
Hundekategoriecn  hat  vielfach  Anlass  zu  Streitigkeiten  gegeben  und  Entschcidimgei. 
des  Staatsraths  nöthig  gemacht.  Der  Besitzer  von  Hunden  hat  die  Declaratiousptii-h'. 
l>ei  der  Mairie.  Die  Declaiation  gilt  bis  zu  eintretenden  Aenderungen,  ist  also  nieb: 
immer  periodisch  zu  erneuern,  —  eine  bemerkeuswertue  Bequemlichkeit  für  die  Pflich- 
tigen. Unterlassung  der  Declaration  wird  mit  dorn  dreifachen,  unvollstäDdige  oJei 
ungenaue  mit  dem  zweifachen  Steuersatz  gebüsst. 

Der  Ertrag  der  Steuer  im  Ganzen  steigt  langsam,  aber  ziemlich  stetig.  Er  vi: 
1862  4.98,  1872  5.87,  1885  7.93  Mill.  Frcs.,  letztere  Summe  für  2,690,201»  Hund 
also  p.  Stuck  fast  3  (2.115)  Frcs.,  mithin  doch  sehr  niedrig  (6S8.407  in  erste:. 
2,001, 802  in  zweiter  Kategorie).  In  den  einzelnen  Departements  und  Gemeinde  u: 
natürlich  nach  Zahl,  Gattung  und  Steuersatz  der  Hunde  der  Ertrag  sehr  verschiede 
(Say,  dict.,  p.  1079>. 

Ausser  diesen  directen  Steuern  beziehen  die  Gemeinden,  wie  schon  bemerk 
Anthcile  an  der  Paten t Steuer  (8°/0)i  der  Wagen-  und  Pferdesteuer  (5° 0h  <k 
Jagdscheinen,  10  Frcs.  p.  Stück.  Diese  Anthcile  liefern  den  Gemeinden  sch- 
wartig jährlich  bezw.  c.  0.2  -  0.5S  —  4.0  Mill.  Frcs. 


Unter  den  französischen  Communalstouern  wird  öfters  auch  die  Abgabe  ab- 
geführt, welche  Theater  und  andere  öffentliche  Schaustellungen,  Panoram  a 
öffentliche  Bälle  in  Theatern  u.  dgl.  m.  für  die  Hospize  und  Wohlthätigkeib- 
bureaux  zu  entrichten  haben,  tbcils  im  Betrage  von  Vio  des  Preises  der  Biliar 
theils  von  demjenigen  eines  Viertels  des  Bruttoertrags  (Gesetze  aus  J.  V  und  später 
eine  wohl  als  „Armensteuer"  (droit  des  indigents)  bezeichnete  Abgabe.  (iera-J 
bei  der  fiir  die  Gemeinden  nicht  obligatorischen  Armenpflege  in  Fraukrcici 
möchte  diese  Abgabe  indessen  nicht  zu  den  Com  m  unalsteueru  zu  rechnen  sein,  vi-t: 
sie  sich  denselben  als  eine  „Zwecksteuer"  im  engsten  Sinne  von  luxusstcu  r 
artigem  Character  auch  anschliesst.  S.  den  Art.  von  Block,  droit  d.  indisjäit 
in  s.  dict.  u.  Suppl.  Statisük  f.  Paris,  Bull.  XXV,  77.  Jahrb.  f.  Paris  p.  1885.  p.N," 
Die  Einnahmen  schwanken  in  Paris  sehr,  demnach  dann  auch  der  Ertrag  (Paar: 
Einnahmen  der  Theater  u.  s.  w.  1*09  15.20,  1870  8.11,  1871  5.72.  1872  1K.14.Mk 
187S,  Weltausstellung,  30.GK,  Min.  1SS7,  22.06  Mill.  Frcs.). 


Gesetzgebung  (Hauptgesetze,  Decrete).  Aufhebung  des  Octrois  des  aiKir' 
regime  durch  Ges.  v.  19./25.  Febr.  1791,  Decr.  v.  2./17.  März  1791.  Erneute  Zu- 
lassung indirecter  Localsteucrn  im  Princip  durch  Ges.  v.  9.  Germ.  V.  .2H. 
1797)  und  11.  Frim.  VII  (1.  Dec.  1798).  Ges.  über  Octroi  in  Paris  v.  27.  Vendcm.Vi 
(18.  Oct.  1798),  in  anderen  Orten  Ges.  v.  27.  Frim.  VIII  (18.  Dcc.  1799).  weh  s. 
allgemeinen  Hegeln,  allgemeine  Zulassung  durch  Ges.  v.  5.  Vent.  VIII  (26.  Febr.  IN' 
Ges.  v.  2.  Vendero.  VUI  (22.  Sept.  1799).  —  Auch  in  der  Folge  und  bis  ia  1 


Staats  am  Ertrag  des  Octroi,  Erl.  v.  24.  Frim.  XI  (15.  Dcc.  1803),  24.  Apr.  b«k 
aufgehoben  durch  Decr.  v.  17.  Marz  1852.  —  Administrative  D urchführm- 
im  Einzelnen  bes.  durch  codificirendes  Keglern,  v.  17.  Mai  1809  und  K.  ördoen.  • 
9.  Dec.  1814,  noch  gegenwärtig  die  Grundlage  hierfür.  —  Her übemahnu 
das  Finanz-  und  Communalverwaltungssystem  der  Restauration  <hw- 
einzelne  Bestimmungen  im  Ges.  v.  8.  Dec.  1M4  und  im  Ges.  v.  2*«.  Apr.  1810.  ^' 
Art.  147 — 159.  —  Uebernahme  der  Mobiliarstcuer  event.  auf  den  Ert'i: 
des  Octroi  (s.  o.  §.  194)  durch  ältere  Gesetze,  dann  durch  D.  v.  24.  Apr.  \ 
25.  März  1817,  21.  Apr.  1832  und  3.  Juli  1846.  —  Einzelnes  ausser  in  den  r 
nannten  u.  A.  auch  im  Ges.  v.  15.  Mai  1S18,  17.  Aug.  1822.  Ord.  v.  23.  Juli 
(Rechnungslegung).    Ges.  v.  24.  Mai  1S34,  11.  Juni  1842,  10.  Mai   1846  ,Vk:- 
und  Floischverstcucrung).   Decr.  v.  17.  März  1852.  —  Bestimmungen  über  eine  C§  r ■■ ; 


D.    Das  communale  Octroi. 
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der  Octroisätzc  für  Getränke,  insbes.  in  Gemeinden  mit  staatlicher  Eingan  gs- 
*teuer  für  Getränke,  in  den  bezüglichen  Getränkesteuergesetzen,  so  im  Ges.  v. 
'2*.  Apr.  1810,  Art.  149  und  späteren.    Ges.  v.  22  Juni  1854,  19.  Juli  1880.  —  Ges. 
v.  27.  Juli  1S67  über  die  Municipalräthe  (Compctenz  derselben  in  Sachen  des 
Octroi  und  Regelung  der  Bestätigungsreehte  der  vorgesetzten  Behörden,  Art.  8 
bis  10).    Dazu  Ausfuhrungsdecret  und  Keglern,  v.  12.  Febr.  1870,  mit  Max  i  mal  - 
tarif  (u.A.  bei  Olibo  II,  «SB".,  Vigucs  II.  390  ff.).  D.-partemental-Ordnungs- 
(iesetz  v.  10.  Aug.  1S71  (Art.  46— 49,  Mitwirkung  der  Generalräthe  in  Üctroi- 
an Gelegenheiten^.  —  Ges.  v.  5.  Apr.  1884  betr.  die  Gemeindcordnung.  Art  137 
bis  139  über  Octroi  (Modifikation  einiger  Puncte  der  früheren  Gesetzgebung).  —  Ges. 
v.  I«.  Juni  lhSl  (unentgcltl.  Unterricht  in  Öffeutl.  Primärschulen,  V«  des 
Krtrags  des  ordentl.  Octroi  dafür).  —  Mehrfache  frühere  und  neueste  Decrete,  Miu.- 
Erlasse  über  die  Durchführung  des  Eutrepöt  lictif  für  Brenn-  und  Rohstoffe  der 
Fabriken,  Eisenbahnen  u.  s.  w.  (1S7S,  1882,  1888,  s.  Block,  dict.  u.  Supplcm).  — 
Mit  dem  Octroi  steht  auch  noch  ein  staatlicher  Einnahmezweig  und  eine  bezüg- 
liche Zahlung  der  Gemeinden  in  Verbindung,  die  sogen.  Kascrnirungskosten  in 
Gemeinden  mit  Octroi,  Decr.  v.  10.  Aug.  1810,  Art.  3,  Ges.  v.  15.  Mai  1818.  Art.  4«, 
Ord.  v.  5.  Aug.  ISIS. 

Literatur.    Bibliographie  im  Block'schcu  dict.,  p.  1349;  bei  ?.  Brasch, 
a.  a.  O.,  S.  102;  in  den  Auls.  v.  Reitzenstcin's  in  Hildebrand-Conrad's  Jahrbüchern, 
B.  42  (N.  F.  B.  8),  S.  42  und  passiin.  —  Stourin,  passim,  z.  B.  I,  ch.  13;  p.  352.  — 
Vignes  I.  203—217,  294—297,  II,  390  B".  (Gcneraltarif  v.  18701  Block,  dict.  Art. 
octroi  von  Vuatrin,  nebst  Supplementen  (viele  Entscheidungen  der  Judicatur);  auch 
einzelne  Abschnitte  in  dem  Art.  Organisation  commun.  (so  im  suppl.  gi-ner.  die  mini- 
sterielle Instruction  zu  den  Artikeln  über  Octroi  in  der  neuen  Gemeindeordnung 
v.  18S4,  p.  332).  Say,  dict.,  der  Hauptartikel  octroi  noch  nicht  erschienen.  Einzelnes 
in  anderen,  so  im  Art.  budget  com  in.  p.  472,  Statistisches  p.  477  IT.  v.  Hock,  S.  377 
bis  382.    v.  Kaufmann,  S.  744 — 74«.  —  Als  Commcntar  und  Sammlung  des 
Verordnungsmaterials  u.  s.  w.  (wo  Dalloz'  repertoire  zu  weit  zurückliegt  und 
deshalb  niebt  mehr  ausreicht)  bes.  wieder  Olibo  II,  «1 — 238  (in  der  benutzton  5.  Aufl. 
bis  1878).    Thorlet's  reg.  financ.  passim,  bes.  §.  48611.,  s.  v.  octroi  in  Register 
(gegenwärtiger  Rechtszustand).  —  Bonnal,  traite  des  octrois,  Par.  1873.  Wesentlich 
historisch  (ancien  regime):  Burot  de  l'lsle  de  Challan,  les  octrois,  Senlis,  1872  (s. 
v.  Rcitzenstein  a.  a.  O. ,  S.  42).    Desgl.  für  Paris  A.  de  Saint- Julien  et  G. 
ltienayme,  histoire  des  droits  d'cntree  et  d'octroi  ä  Paris,  Par.  18S7  (wesentlich 
altere  Geschichte,  aber  bis  18s«  gehend,  eh.  7  u.  8  die  Zeit  v.  1791— 18S6,  p.  115 
bis  137  ,  mit  Tarifen  v.  12.  u.  13.  Jahrhundert  bis  zur  Gegenwart.    L.  Blanc  (Pariser 
jurist.  Disscrt  1880  gemischten  Inhalts,  darin:)  les  linances  de  la  commune  et  la 
•  luestion  des  octrois.  —  Wiederholte  Discussion  der  principiollen  und  practischen  Frage 
des  Octroi  hinsichtlich  des  Für  und  Wieder,  so  in  den  1860er  Jahren  und  auch  noch 
nach  1S70,  theils  in  den  Fachzeitschriften  und  der  öB'entlichen  Presse,  theils  in  eigenen 
Schriften  (s.  Katalog  d.  preuss.  Statist.  Bur.,  II.  Abth.,  S.  819).    Vieles  davon  in 
v.  Reitzcnstein's  Arbeit  berührt,  auch  von  v.  Brasch,  worauf  hier  zu  verweisen 
genügen  muss,  da  an  dieser  Stelle  auf  die  Controvcrse  nur  kurz  zum  Schluss  (§.  349) 
eingegangen  werden  kann.    Vorschläge  zur  Aufhebung  des  Octroi  auch  im  Par- 
lament vor  und  selbst  noch  nach  dem  Kriege,  so  1876;  darüber  Mathieu- Bod et 
II,  371  ff.    Aus  der  deutschen  Literatur  bes.  die  Schrift  von  v.  Brasch,  die  Ge- 
meinde und  ihr  Finanzwesen  in  Frankreich,  S.  103 — 129  (gute  Uebcrsicht,  aber  im 
Standpunct  zu  einseitig  und  in  den  legislat.  Daten  mehrfach  Fehler)  und  v.  R eitzen- 
stein, kurz  in  B.  Xll  der  Sehr.  v.  Vcr.  f.  Soc.-Polit.  (Com lnunalsteuerf rage),  S.  150 
bis  157.  erschöpfend  und  vorzüglich  in  Conrad's  Jahrb.,  B.  42  (X.  F.  B.  8),  S.  41 
bis  100  und  B.  43,  S.  219 — 258,  worauf  hier  für  Einzelnes  Bezug  genommen  wird. 

Statistik.  Jährl.  amtliche  Statistik  über  das  Octroi.  S.  schon  oben  S.  409. 
Viel  Material  im  Bull  ,  z.  Th.  langjährige  Ucbersichten ,  auch  mit  Erläuterungen  und 
ÜcschichthYhem ,  so  XI,  39  ff.  (Statistik  v.  1*31— SO),  I,  32,  81,  136  (grosse  Städte, 
Vergleich  mit  den  Einnahmen  aus  directen  Steuern),  XXIV,  62  (Octroi  in  1Sh7). 
XXIII,  312  (Octroi  in  Paris  1S01— 1887),  und  sonst  vielfach,  bes.  über  Paris.  Daten 
öfters  auch  im  Block'schen  Annuire  de  Statist.,  so  f.  1888,  p.  42.  Ferner  Daten  in 
den  jährt  Publicationen  über  die  Finanzlage  der  Gemeinden  und  in  a.  m.  (S.  863); 
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auch  im  Ann.  stat.  de  la  Frauce  und  f.  Paris  in  dem  Ann.  stat.  de  la  rille  de  Paris 
(Jahrg.  1S*>5,  p.  346—357).  Viel  Statistisches  auch  in  v.  Reitzenstein 's  Arbeit, 
bes.  B.  43,  219  ir. 

1.  Uebersicht  der  Entwicklung. 

g.  342.  Auch  bei  dem  Octroi  der  Gemeinden  hat  man  es,  wie 
bei  so  manchen  „modernen"  französischen  Steuern,  wieder  mit  einer 
uralten,  sicher  bis  ins  13.  und  12.  Jahrhundert  zurück  zu  ver- 
folgenden Besteuerung  zu  thun.  Dieselbe  war  im  Ancien  regime 
in  den  letzten  Jahrhunderten  zu  einer  allgemeinen  ausgedehnten 
Entwicklung  in  zahlreichen  städtischen  Haushalten  gelangt,  zwar 
nicht  einheitlich,  aber  doch  vielfach  eingreifend  durch  die  Staats- 
gesetzgebung geregelt  und  durch  dieselbe,  besonders  seit  Ludwig  XIV. 
mit  für  die  Staatsfinanzen  in  Anspruch  genommen  worden,  indem 
endgiltig  die  Hälfte  des  Octroiertrags  dem  König,  bez.  dem  Fiscus 
zufallen  sollte  (1653,  1663,  1681).  Am  Schluss  des  „alten  Kegi 
ments"  war  das  Octroi  so  eine  Hauptgrundlage  fUr  die  städti 
sehen  Finanzen,  namentlich  auch  in  Paris  und  durch  den  Staats 
antheil  auch  eine  wichtige  Quelle  von  Staatseinkünften. 

In  den  Städten  war  der  Octroiertrag  zum  Thcil  zu  Zwecken  der  Hospitäler  be- 
stimmt. Hei  buntem  Wirrwarr  und  grosser  Mannigfaltigkeit  der  besteuerten  Artik-. 
und  der  Steuersätze  waren  es  schon  vor  17S9,  wie  im  19.  Jahrhundert,  vornemlich  d[. 
Getränke,  besonders  Wein,  Spirituosen,  Fleisch,  Wild,  Geflügel,  Fische,  andere 
agrarische  Producte  (Butter,  Eier),  Vichfutter,  Brenn-,  Beleuchtung^ - .  Bau- 
materialien, aber  auch  einzelne  fertige  Artikel,  Fabrikate,  auf  welchen  das  Octro 
ruhte.  Die  Satze  waren,  bes.  in  Paris,  zum  Theil  hoch  und  dadurch  wohl  rielfa- L 
drückend.  (Vgl.  die  Tarife  f.  Paris  in  Saint-Julien  und  Bieuayuic  a.  a.  O.)  Di- 
ältere  Bauweise  der  Städte  gab  auch  hier,  wie  in  anderen  Landern,  iliu  einfache  uaJ 
im  Ganzen  sichere  und  bequeme  Erhebungsform,  au  den  Thoren  u.  s.  w. ,  an  dit 
Hand  und  detngemäss  erfolgten  die  Controlen  beim  Verkehr  vom  Lande  in  die  Stadt, 
hinein.  Die  Erhebung  geschah  auch  hier  vornemlich  durch  Steuerpächter.  D?: 
Gesammtertrag  des  Octroi  in  Frankreich  erreichte  um  1796  vielleicht  93  Mill.  Livre> 
(Übrigens  nicht  ganz  sichere  Schätzung,  s.  v.  Reitzenstein,  Jahrb.  42,  55-.  L 
Paris  war  der  letzte  Pachtvertrag  v.  17S7 — 1792  auf  jährlich  30  Mill.  L.  vtnit  br- 
dingungsweisem  Abzug  von  1.22  Mill.)  in  Minima  abgeschlossen.  Selbst  im  J.  17'A' 
wo  doch  die  Volksbewegung  gegen  das  Octroi  schon  stark  eingewirkt  hat,  wird  d?. 
erzielte  Einnahme  auf  35.91  Mill.  L.,  wovon  25.0G  für  deu  Staat,  1U.S5  für  Stadt  anc 
Hospitäler,  angegeben  (Saint-Julien  und  Bienaymi,  p.  113.  v.  Re  i  tzenste  i  i. 
a.  a.  0..  S.  53;  vgl.  auch  oben  S.  155  aus  Necke r's  Anschlägen;  über  die  Periode 
vor  1769  überhaupt  v.  Reitzenstein,  S.  43—57). 

Beim  Ausbruch  der  Revolution  wandte  sich  die  Vo  1  k  s  b  e  w  e 
gung  mit  besonderer  Schärfe  gegen  die  Octroi 8,  ja  man 
kann  wohl  sagen ,  mit  dem  Sturm  auf  die  „Barrieren",  speciell  in 
Paris,  und  mit  der  Anzilndung  derselben  begann  eigentlich  die 
revolutionäre  Bewegung  in  dieser  „drastischen"  Weise 
sich  kund  zu  thun.  Obgleich  man  zur  Wiederherstellung  der 
Barrieren  schritt,  die  Nationalversammlung  auch,  wie  in  anderen 
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ähnlichen  Fällen,  wiederholt  bis  zur  Neuordnung  der  Steuern  die 
Fortdauer  der  Octroierhebang  decretirte,  war  die  letztere  doch  in 
Paris  und  anderen  Orten  nicht  mehr  in  der  früheren  Ordnung  und 
Strenge  bei  der  Schwäche  der  öffentlichen  Gewalt  durchzusetzen. 
Die  principiellen  steuerpolitischen  Bedenken  der  damaligen  Gesetz- 
geber gegen  alle  indirecten  Steuern  und  vollends  gegen  die  eine 
Menge  wichtiger  Lebensbedürfnisse  belastenden  und  den  freien 
Verkehr  zwischen  Stadt  und  Land  so  belästigenden  und  störenden 
Octrois  kamen  hinzu  und  mit  den  übrigen  indirecten  Verbrauchs- 
steuern fielen  denn  auch  die  Octrois  in  der  Gesetzgebung,  ohne 
dass  man  irgendwie  zuvor  für  den  unentbehrlichen  Ersatz  der 
städtischen  Einkünfte,  für  die  Deckung  der  speciell  auf  das  Octroi 
angewiesenen  Ausgaben,  —  vom  Staatsantheil  am  Octroi  ganz  zu 
schweigen  —  gesorgt  hätte,  in  einer  Zeit,  wo  die  neuen  directen 
Steuern  eben  erst  in  der  Ausbildung,  die  gesammte  öffentliche 
Ordnung  immer  mehr  in  der  Auflösung  begriffen  war:  einer  der 
characteristisch8ten  Vorgänge  thörichter  Finanzpolitik  in  dieser  an 
solchen  Vorgängen  so  reichen  Periode. 

Ges.  v.  19./25.  Febr.  1791.  Fortfall  der  Erhebuug  ?.  1.  Mai  1791  an,  welcher 
Tag  daraufbin  mit  öffentlichen  Musik- Aufzügen  gefeiert  wurde.  S.  Julien  u.  s.  w., 
p.  114,  v.  Iicitzenstein,  S.  57  ff. 

Die  Freude  währte  auch  hier  nicht  lange.  Mit  dem  Fortfall 
der  Octrois  zerrütteten  die  Finanzen  der  Städte  alsbald  völlig.  Die 
directen  Steuern  boten  keine  Abhilfe.  Die  nothwendigsten  Aus- 
gaben konnten  nicht  mehr  bestritten  werden,  namentlich  auch  die- 
jenigen für  Unterstützungswesen  (Hospitäler),  „die  Verwaltung 
stand  still",  der  selbst  so  bedürftige  Staat  musste  für  das  Dring- 
lichste Vorschüsse  leisten.  Diese  Verhältnisse  erklären  es,  dass 
man  auf  diesem  Gebiete  schon  unter  dem  Directorium  not- 
gedrungen zu  den  „indirecten  Verbrauchssteuern"  zurück- 
kehrte und  gerade  für  die  Gemeinden  zuerst  wieder  principiell  bei 
Unzureichendheit  der  anderen  Mittel,  auch  der  Zuschlagcentimen, 
„indirecte  und  locale  Contributionen"  für  allein  zulässig  erklärte 
(Ges.  v.  9.  Germ.  V,  Art.  6).  Schrittweise,  zunächst  mittelst  jedes- 
maligen Specialgesetzes,  ging  man  dann  mit  der  Wiedereinführung 
des  Octroi,  zuerst  in  Paris  (Oct.  1798),  darauf  in  verschiedenen 
einzelnen  anderen  Städten  vor,  bis  schliesslich  von  1800  an  ganz 
allgemein  nach  genereller  gesetzlicher  Ermächtigung,  im  einzelnen 
Falle  bereits  nur  im  Verordnungswege  (mittelst  Decrets),  das  Octroi 
wieder  eingeführt  ward. 

57* 
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Ges.  v.  5.  Vcnt.  VIII;  ferner  die  anderen  oben  in  der  Cebersfcht  genannten  Er- 
setze, S.  8S4).  Der  hervorgehobene  Hauptzweck  war  die  Sicherung  der  Mittel  fj 
Hospitäler  und  sonstige  ötfentliche  Hilfsleistung,  wonach  das  Octroi  auch  aufaags  be- 
nannt wurde  (o.  munieip.  et  de  bienfaisance^.  Aber  damit  war  keine  Beschrankt 
in  Verwendung  und  Benutzung  für  andere  Getneindeausgaben  in  der  Weiterentwicklarj: 
verbunden,  von  dem  bleibenden  subsidiären  Character  des  Octroi  abgesehen,  nee 
lieh,  dass  es  nur  eingeführt  und  verbleiben  sollte,  wenn  die  anderen  Einkünfte,  io  l 
die  Zuschläge  zu  den  directen  Steuern,  nicht  ausreichten.  Die  betroffenen  AruM 
speciell  in  Paris,  waren  im  Ganzen  und  meist  von  vornherein  wieder  die  früherem 
namentlich  die  Getränke,  aber  auch  Vieh  und  Fleisch,  trockenes  Viehfutter,  Breur.- 
und  Baumaterialien,  regelmässig  dagegen  nicht  Getreide,  Mehl,  Brot.  Die  Sätze  warei 
zumal  anfangs,  aber  meist  erheblich  niedriger  als  die  früheren,  —  auch  daher  natür- 
lich danu  der  Ertrag  kleiner,  von  anderen  Einflüssen  abgesehen.  Wichtig  und 
Fortschritt  gegen  früher  war  die  principiell  scharfe,  aber  in  der  Praxis  doch  er-: 
allmalig  völlig  durchgeführte  Beschränkung  des  Octroi  auf  die  zur  Consumtioa  b 
der  Gemeinde  bestimmten  Artikel,  im  Unterschied  von  den  nur  dure hgeführtcD 
Mit  der  weiteren  Wiederherstellung  der  Staatsordnung  unter  dem  Consolat  und  Kai» or- 
reich dehnte  sich  die  Octroi-Einrichtung  dann  rasch  wieder  allgemeiner  und  auch  aa: 
zahlreiche  kleine  Gemeinden  aus.  Sic  soll  1S05  im  damaligen  Staatsgebiet  in  32fr! 
Gemoinden  bestanden  haben.  In  Paris  war  der  Rohertrag  des  Octroi  1  SOI  10M. 
1804  schon  19.05,  seitdem  bis  1813  19—21  Mill.  Frcs..  also  doch  immerhin  nad 
haltig  erheblich  niedriger  als  vor  der  Revolution  der  städt.  und  Staatsantheil  zusammei 
(Bull.  XXIII,  312.  St.-Julien  u.  s.  w.  p.  114  11.,  v.  Keitzcnstein,  B.  42.  S.  59 Hj. 

Das  so  wiedereingeführte  Octroi  war  zuerst  als  reine  Ge 
uieindestcuer  (mit  Verwendung  mit  für  die  Hospitäler  u.  s.  w.i 
geplant  gewesen.  Vom  J.  1802  ab  beanspruchte  aber  auch  der 
Staat  wieder  einen  Antheil,  zunächst  von  5°/()  von  dem  Reinertrag 
des  Octroi  in  den  Gemeinden  Uber  4000  Einwohner,  seit  1806  von 
10%  in  den  Gemeinden,  die  über  20,000  Frcs.  Octroiertrag  hatteo, 
unter  dem  Titel  des  Suppenbrots  der  Soldaten  und  mit  der  Moti- 
virung  einer  Vertheuerung  der  Truppenverpflegung  durch  das  Octroi. 
Dieser  10%  Antheil  ging  in  die  spätere  Gesetzgebung  (1816),  mit 
Ausdehnung  auf  alle  Gemeinden  mit  Octroi,  über  und  wurde  erst 
im  J.  1852  von  Seiten  des  Staats  aufgegeben. 

Erl.  v.  24.  Fritn.  XI,  Ges.  v.  24.  Apr.  1806.  Ges.  v.  2S.  Apr.  lSlti,  Art.  153. 
Dccr.  v.  17.  März  1852,  Art.  25.  Nur  von  den  Erträgen  der  Haupt-,  nicht  der  Zu- 
schlag -  und  zeitweiligen  Sätze  wurde  der  Staatsantheil  bezogen.  Auch  war  u.  A.  der- 
jenige Betrag  davon  frei,  welcher  vom  Octroi  zum  Ersatz  der  Mobiliarsteucr  verirerido; 
wurde.  Bei  der  Aufhebung  im  J.  1S52  sollten  die  ordentlichen  Sätze  sofort  ohn. 
Weiteres  um  10%  herabgesetzt  werden,  also  die  Aufhebung  den  Steuerpflichtijei"- 
nicht  den  Gemeinden  zu  Gute  kommen. 

Sonstige  Antheile  des  Staats  am  Octroi  oder  anderen  Gemeindeeinkünften  waren 
nach  dem  gen.  Artikel  des  Ges.  v.  1816  ausdrücklich  ausgeschlossen.  Indessen  b>f 
die  damals  schon  bestehende  und  dauernd  gebliebene  communaie  Käser  nirunp- 
Kosten-Zahlung  eigentlich  auf  einen  verhüllten  Antheil  am  Octroi  hinaus.  Es  wurdf 
nemlich  durch  Decr.  v.  10.  Aug.  1S10  angeordnet,  dass  in  Gemeinden  mit  Ok- 
trois die  Militärbetten  auf  Kosten  dieser  Gemeinden  zu  besorgen  seien,  da  die  letz- 
teren das  Octroi  vom  Consum  der  Truppen  bezögen.  Für  diese  „Ausgaben  für  KasiT- 
nirung  und  M Mitarbeiten"  erfolgte  dann  durch  Ges.  v.  15.  Mai  1818,  Art.  4'>  eint 
Umänderung,  indem  eine  Abgabe  von  bis  höchstens  7  Frcs.  p.  Mann  und  3  Fr«~- 
1».  Pferd  jährlich  und  dafür  Abonnements  mit  den  Gemeinden  eingeführt  wurden  ,0r«l 
v.  5.  Aug.  1818).    Im  Effect  kommt  dies  in  der  That  eben  doch  auf  einen  AntM 
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des  Staats  am  Uctroiertrage  hinaus.  ^Olibo  H,  239 — 251.  Abschn.  frais  de  caserne- 
incnt.)    Der  Staat  bezog  unter  diesem  Titel  isGli  1.51,  1*84  2.17  Mill.  Frcs. 

Bald  nach  der  Wiedereinführung  des  Octroi  wurde  auch  die 
früher  schon  besprochene  Einrichtung  getroffen,  dass  es  den  Ge- 
meinden mit  Octroi  gestattet  sein  solle,  die  staatliche  Persona  l- 
und  Mobiliarsteuer  ganz  oder  theilweise  aus  dem  Octroi- 
ertrage  zu  bestreiten. 

S.  oben  §.  104.    Zuerst  im  J.  XI  und  XII;  für  Paris  Erl.  v.  21.  Sept.  ISO*. 

Nachdem  sich  so  das  Octroi  unter  dem  ersten  Kaiserreich 
wieder  als  Gemeindebesteuerung  eingebürgert  hatte,  schritt  man  im 
Verordnungswege  dazu,  durch  allgemeine  Normen  in  das 
gesammte  Octroiwesen  eine  gewisse  Ordnung  und  Uebereinstimmung 
zu  bringen,  betreffs  der  Einführung,  Einrichtung  und  Durchführung 
des  Octroi,  der  Wahl  der  besteuerten  Artikel,  der  Erhebungs- 
forni  u.  8.  w.  (Decr.  v.  17.  Mai  1809).  Die  staatliche  Oberaufsicht 
Uber  das  Octroi  stand  der  Direction  der  „vereinigten  Abgaben", 
der  späteren  Generaldircction  der  indirecten  Steuern  zu,  welcher 
im  J.  1812  sogar  die  Erhebung  der  Octrois  selbst  übertragen 
wurde.  Letztere  Massregel  wurde  jedoch  als  obligatorische  unter 
der  ueuen  königlichen  Regierung  wieder  rückgängig  gemacht  (Ges. 
v.  8.  Dec.  1814). 

Das  Octroiwesen  selbst  ging  aber  im  Wesentlichen  auf  der 
bisherigen  Grundlage  in  diese  neue  Periode  Uber,  doch  mit  Ge- 
währung etwas  weiterer  und  selbständigerer  Rechte  des  Municipal- 
raths  in  Betreff  der  Einrichtung  des  Octroi  (Ord.  v.  9.  Dec.  1814, 
in  der  Hauptsache  eine  Wiederholung  des  Decrets  von  1809).  In 
dem  grossen  Steuergesetz  v.  28.  Apr.  1-816 ,  dessen  im  früheren 
Verlauf  dieser  Arbeit  so  oft  zu  erwähnen  war,  wurde  das  Octroi- 
wesen dann  in  das  Steuersystem  der  Restauration  endgiltig  auf- 
genommen, die  leitenden  Grundsätze  des  Finanzrechts  dieses 
Gebiets  festgestellt,  auch  durch  Bestimmung  einer  Grenze  der 
Octroisätze  für  Getränke  im  Verhältniss  zu  den  staatlichen  Ge- 
tränke-Eingangsabgaben (o.  §.  258)  das  fiscalische  Interesse  in 
diesem  besonderen  Falle  einer  Collision  der  staatlichen  und  com- 
munalen  Finanzinteressen  sichergestellt  (Ges.  v.  1816,  All  149). 
Die  Ordonnanz  vom  9.  Dec.  1814  blieb  im  Uebrigen  die  Grundlage 
des  Verwaltungsrechts  des  Octroi  und  ist  es  in  Hauptpuncten  noch 
gegenwärtig. 

In  der  Folgezeit  ist  dann  nur  wenig  an  diesem  Rechte  und 
nur  in  Einzelheiten  verändert  worden.  Erst  durch  die  Gesetze  über 
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die  Municipalräthe  vom  24.  Juli  1867,  Uber  die  Generalrätbe  vom  ; 
10.  Aug.  1871  und  in  neuester  Zeit  noch  durch  die  Gemeinde  | 
Ordnung  vom  5.  April  1884  sind  hinsichtlich  der  Competenzeu 
in  Octroiangelegenheiten  Aenderungen  und  im  Allgemeinen  Er 
Weiterungen  der  Rechte  der  Selbstverwaltungsorgane,  doch  mit  den 
genügenden  Cautelen  zum  Schutz  der  allgemeinen  und  der  Staat*- 
interessen,  getroffen  worden  (s.  folg.  §§.). 

Von  besonderer  Bedeutung  war  der  Erlass  eines  Reglements  unter  dem  11 
Fobr.  1870  zur  Ausführung  des  gen.  Gesetzes  von  1S67  (Art.  S— 10),  worin  für  all 
Gemeinden,  ausser  Paris,  ein  Normal-Maximaltarif  für  die  Octroisätze  und  c;ji 
Verzeichniss  der  im  Allgemeinen  zur  Belegung  mit  Octroi  zulässigen  Artikel  anf- 
gestellt  wordon  sind.  Höhere  Satze  und  audere  als  die  im  Tarif  genannten  Übject 
bedürfen  einer  besonderen  Genehmigung  von  höherer  Stelle  (Decret  nach  Begutachten? 
im  Staatsrath). 

Die  neuere  Gesetzgebung  hat  so  gesucht,  einseitigem  commn 
nalen  Fiscalismus  auf  dem  Gebiete  des  Octroi  und  wirthschaftlicb 
und  socialpoliti8ch  bedenklicher  Gestaltung  des  Octroiwesens  nach 
Möglichkeit  zu  begegnen  —  besonders  in  Bezug  auf  die  Wahl  der 
Steuerobjecte,  die  Höhe  der  Steuersätze,  die  Verhütung  einer  Be 
gün8tigung  der  localen  Production  in  schutzzöllnerischer  Weise 
mittelst  des  Octroi  gegen  die  Production  anderer  inländischer  Orte, 
die  Erschwerung  der  Lage  der  nicht  flir  den  Ortsbedarf,  sondern 
für  den  allgemeinen  Absatz  im  Handel,  im  In-  und  Auslande, 
arbeitenden  Industrieen  durch  das  Octroi,  die  Hemmung  des  localen 
Durchfuhrverkehrs,  —  während  anderseits  doch  dem  Octroi  eine 
mächtige  finanzielle  Bedeutung  für  die  Gemeindehaushalte  verschafft 
und  erhalten  wurde.  Diese  Bestrebungen  sind  im  Ganzen  erfolg- 
reich gewesen.  In  fast  allen  Städten  und  überhaupt  in  den  meisten 
grösseren  Ortschaften  ist  das  Octroi  regelmässig  die  wichtigste  Steoer 
quelle  geworden  und  geblieben. 

S.  schon  die  statistischen  Daten,  welche  oben  in  §.  836  eingestreut  wurden: 
auch  die  Daten  S.  409.  Folgende  Uebersicht  zeigt  die  Entwicklung  im  GanKn 
Block,  Ann.  d.  stat.  p.  1888.  p.  42). 


Jahr 

Zahl  der 

Mit 

Koh  ertrag 

Krhebungs- 

Rohertrag 

Gemeinden 

1000  Einw. 

MM.  Frcs. 

kosten  %  P-  Kopf,  Fr«. 

1823 

1434 

5,097 

61.87 

27.8 

10.32 

1833 

1448 

6,306 

65.94 

24.1 

10.46 

1843 

1467 

7,297 

83.17 

21.8 

11.40 

1853 

1475 

7,330 

90.42 

20.8 

13.16 

1863 

1510 

9,582 

157.44 

10.3 

16.43 

1873 

1516 

10,517 

211.21 

8.7 

20.08 

1881 

1524 

12,476 

284.38 

8.1 

22.81 

Im  J.  1869  bestand  das  Octroi  in  1543  Gemeinden,  gab  201.54  Mill.  Frc».  roh. 
iu  1872  in  150i\  mit  199  53  Mill.  Ertrag,  nach  dem  Ausscheiden  von  Elsass-Lolhringen- 
im  J.  1887  gab  es  1525  Gemeinden  mit  Octroi.    Die  Zahl  schwankt  jahrlich  weflif 
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aber  doch  öfters  etwas  durch  neue  Einführung  oder  Aufhebung  des  Octroi,  meist  in 
ganz  kleinen  Gemeinden.  Im  J.  18S7  vertheilte  sich  die  Zahl  der  Gemeinden  (ohne 
Corsica,  woselbst  9  Gemeinden  mit  Octroi)  foJgendermaasscn  nach  der  Grösse  der 
,.agglomerirten  Bevölkerung"  (Bull.  XXIV,  62): 


Gemeinden  bis 
von 


4,000  Einwohnor 
4-10,000 
„  10—20,000 
mit  über  20,000  ,, 


1076 
271 
95 
74 


Zusammen 


1516 


Von  487  Städten  Ober  4000  Eiuw.  hatten  bloss  47  kein  Octroi:  unter  den  klei- 
neren besassen  es  auch  rein  ländliche  Ortschaften.  • 

In  den  grösseren  und  zumal  den  Grossstädten  bat  sich  das  Octroi  seit  lange  zur 
weitaus  stärksten  communalcn  Steuerquelle  entwickeln  Es  wirft  hier  gewöhnlich 
.3 — 5mal,  in  einzelnen  Fällen  8 — lOmal  so  viel  ab  als  die  Communalzuschläge  zu  den 
directen  Steuern,  ja  selbst  mehr  (Paris,  mitunter  auch  andere  Städte,  z.  B.  1876  St.- 
Etienne)  als  die  vier  grossen  directen  Steuern  für  Staat,  Departement  und  Gemeinde 
zusammen  in  den  betreffenden  Gemeinden  ergeben,  in  auderen  Gemeindon  wenigstens 
50— 90°/.  letzterer  Samme  (vgl  Bull.  I,  86,  87  f.  1S76,  23  grösste  Städte,  XI,  68. 
f.  1879  alle  Gomoinden  Uber  20.000  Einw.,  XXIV,  68,  .'10  grösste  Städte).  So  war 
1876  in  Mill  Frcs.  der  Ertrag: 


Paris     .  . 
Lyon     .  . 
Marseille 
Bordeaux 
Lille  .    .  . 
Nantes  .  . 
Toulouse 
Konen    .  . 
Havre    .  . 
St  Etienne 


Octroi 

124.24 
11.14 

9.78 
4.27 
3.72 
2..H1 
2.90 
3.50 
2.48 
2.85 


4  directe 
Steuern 

105.84 
1369 
11.08 
9.05 
4.89 
3.66 
3.27 
4.76 
4  02 
2.60 


Verhält niss  Von  den 
beider  dir.  Steuern 
Erträge  Gemeiude- 
Antheil 


% 
117.4 
80.6 
88.2 
47.1 
76.0 
63.7 
88.7 
73.5 
61.8 
109.5 


23.89 
3.13 
1.66 
1.60 
0.74 
0.77 
0.66 
0.99 
0.74 
0.27 


(Bei  den  directen  Steuern  die  Nebenfonds,  der  8%  Gcmcindeantheil  von  der 
Staitspatentstcuer  in  der  4.  Col.  inbegriffen.    Bull.  1,  86). 

Im  J.  1887  war  der  Rohertrag  des  Octroi  (mit  Nebeneinnahmen)  in  Paris  136.6!) 
Mill.  Frcs.  (p.  Kopf  58.30  Frcs.),  in  Lyon  10.27  (dgl.  29.86),  in  Marseille  9.64  (dgl. 
25.63),  in  Bordeaux  5.51  (dgl.  22  89),  in  Lille  5.51  (22.89  p.  K.),  in  3  anderen 
Städten  3—4,  in  4  2—3,  in  14  1—2  Mill.  Frcs.,  also  in  26  Städten  über  1  Mill. 
Frcs.  (Bull.  XXIV,  68.) 

Die  reichhaltige  Octroistatistik  lässt  auch  die  Verhältnisse  in  den  einzelnen 
Departements  ersehen  (vgl.  z.  B.  Boll.  XXIV,  64).  Im  J.  1887  kam  (ohne  Corsica) 
vom  rohen  Gesammtertrag  von  282.71  Mill.  Frcs.  (p.  Kopf  22.99  Frcs.)  auf  Paris  allein 
136.69,  auf  die  anderen  Gemeinden  146.02  Mill.  In  den  Departements  war  der  Ertrag 
p.  Kopf  zwischen  8.64  im  Dep.  Finistere  und  27.68  Frcs.  im  Dep.  Rhone. 

In  Paris  allein  war  die  Ertragsvermehrung  des  Octroi  (übrigens  zum  Theil 
durch  Ausdehnung  des  Octroigebiets,  bes.  durch  Gesetz  v.  16.  Juni  1859  von  1860  an): 


Jahr 

1816 
1826 
1836 
1846 


Ertrag 
Mill.  Frcs. 
20.65 
30.10 
29.59 
33.99 


Jahr 

1856 
1866 
1876 
1886 


Ertrag- 
Mill.  Frcs. 
44.89 
96.08 
124.25 
135.42 


Max  schon  1882  149.66,  seitdem  andauernd  weniger.  Anschlag  f.  1888  137.75 
Mill.   (Bull.  XXIII,  312.) 
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2.    System  und  leitende  Verwaltung»-,  finanz-  und  stcu  e rr cch  tl  ic  1* 

Grundsätze  des  Üetroi wesens. 

Vgl.  besonders  die  Abh.  von  v.  Reitzenstein,  namentlich  B.  42,  S.  BS  ff.  umi 
Abschn.  III  (grundlegende  Reglements),  S.  70  ff.,  auch  IV.  S.  S5ff.,  eine  trefflicht 
Bearbeitung  auch  der  vcrwaltungs-  und  finanzrechtlichen  Dogmatik  des  Gegenstands 
Die  Gemeindeordnung  von  18S4  konnte  in  dieser  bereits  1884  erschienenen  Arbeit 
noch  nicht  berücksichtigt  werden.  Sio  hat,  ohne  dass  die  Hauptbestimmungen  der 
früheren  Gesetzgebung  über  Öctroi  beseitigt  oder  nur  wesentlich  verändert  worden 
sind,  für  die  Stellung  des  Octroi  im  Gemeindehaushalt  Aendcrungen  herbei- 
geführt, vornctnlich  aber  die  Competenzen  der  einzelnen  Selbstverwaltongsorganr 
und  Staatsbehörden,  welche  beim  Üetroi,  namentlich  bei  seiner  Einführung,  seinen 
Tarifen,  mitzuwirken  haben,  etwas  abgeändert.  S.  den  amtlichen  Commcntar  im  Circ.- 
Erl.  d.  Min.  d.  Innern  v.  15.  Mai  18S4  im  Block'schen  dict.  suppl.  gener.,  p.  332. 
Ueber  das  System  und  die  Grundsätze  sonst  auch  gut  und  klar  in  Kürze  Vi gn  es  a.  a.  0. 
und  der  Art.  Octroi  von  Vuatrin  im  Block'schen  dict.  Die  folgende  Darstellung 
schlichst  sich  zunächst  näher  an  diejenige  v.  Reitze nstein's  an,  mehrfach  wortlich; 
eine  andere  Fassung  würde  nur  mangelhafter  ausfallen  (s.  bes.  B.  42,  S.  66,  6S,  6'.'. 
71,  85).  Für  das  hier  übergangene  Einzelne  und  in  Betreff  der  Phasen  der  Entwick- 
lung ist  bes.  auf  v.  Reitzenstein 's  Abhandlung  zu  verweisen. 

§.  343.  Das  moderne  französische  Octroi  lässt  sich  schon  zur 
Zeit  seiner  endgiltigen  Wiederherstellung  durch  die  oben  erwähnten 
Gesetze  der  Revolutionszeit  mit  von  Reitzenstein  durch  folgende 
drei  Sätze  characterisiren :  1)  es  ist  eine  eigene  Communal- 
Auflage  „zur  Ergänzung  der  für  den  Bedarf  nicht  ausreichen- 
den Einnahme  der  grösseren  Gemeinden,  bestimmt,  in  seinem  Er- 
trage die  Mittel  für  die  Erfüllung  der  localen  Verwaltung  zu  ge- 
währen"; 2)  diese  Abgabe  wird  „von  Gegenständen  des 
örtlichen  Verbrauchs  erhoben";  3)  ihre  „Erhebung  und 
örtliche  Regelung  gehört  im  Princip  zu  den  Attributionen 
der  Gemeindeverwaltung". 

Das  Reglement  von  1809,  die  Ordonnanz  von  1814  und  das 
Steuergesetz  von  1816  (28.  Apr.)  haben  dann  das  Octroirccht  codi- 
ticirt  und  fortgebildet,  namentlich  durch  „Normativbedingungen, 
welche  die  Grenzen  und  Formen  bezeichnen,  innerhalb  deren  die 
selbständige  EntSchliessung  der  Gemeindeverwaltungen,  bezw.  in 
höherer  Instanz  der  Organe  der  Staatsgewalt  sich  zu  bewegen  hat,;i 

Die  Gesetzgebung  des  zweiten  Kaiserreichs  und  der  dritten 
Republik  hat  danach  auf  der  älteren,  im  Ganzen  beibehaltenen 
Grundlage  „sich  in  drei  Richtungen  bewegt:  zunächst  ist  das  Recht 
der  Gemeinden,  Über  den  Ertrag  des  Octroi  zu  verfugen  bezw.  über 
den  Verwendungszweck  Bestimmung  zu  treffen,  zu  einem  aus- 
schliesslicheren  und  ausgedehnteren  gestaltet  worden  (besonders 
durch  Decret  vom  17.  März  1852);  zweitens  haben  die  formellen 
Befugnisse  der  Gemeindeorgane,  über  die  Erhebung  eines  Octroi 
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bezw.  deren  Modalitäten  zu  beschliesscn,  eine  Erweiterung  erfahren" 
und  ist  die  Competenz  des  Organs  des  höheren  Selbstverwaltungs- 
kürper8,  des  departementalen  Generalraths  als  genehmigender  Ober- 
instanz, statt  der  Staatsbehörde,  eingefügt  bezw.  erweitert  worden 
(Gesetze  v.  24.  Juli  1867  und  10.  Aug.  1871);  drittens  endlich  „hat 
die  Gesetzgebung  sich  eine  einheitlichere  Regelung  der  für  die 
Octroistcuer  in  formeller  und  vor  Allem  in  materieller  Hinsicht 
massgebenden  Grundsätze  angelegen  sein  lassen",  namentlich  hin- 
sichtlich der  gleichmässigeren  Tarifnormirung,  der  Beschränkung 
der  durch  das  Octroiwesen  bedingten  Hemmungen  der  freien  Ver- 
kehrsbewegung, der  geringeren  Belastung  der  unteren  Classen 
durch  die  Localtarife  des  Octroi,  der  Vermeidung  einer  Beeinträch- 
tigung  des   staatsh'nanziellen  Interesses  an  indirecten  Steuern, 
spcciell  an  den  Getränkesteuern,  durch  das  Octroi  (Gesetz  vom 
24.  Juli  1867,  Reglement  v.  12.  Febr.  1870,  einzelne  Bestimmungen 
in  den  Getränkesteuergesetzen,  von  1816  und  später). 

Nach  der  neuen  Gemeindeordnung  von  1884  wird  der  Ertrag 
der  zu  den  ordentlichen  Communalausgaben  bestimmten  Octrois 
jetzt  einfach  als  ein  Glied  (Nr.  4)  der  Einnahmen  des  ordent- 
lichen Gemeindebudgets  aufgeführt  und  der  Ertrag  der  Sätze  und 
Zuschlagsätze  (surtaxes),  welche  die  specielle  Bestimmung  für 
ausserordentliche  Ausgaben  und  für  Rückzahlung  von 
Anleihen  haben,  zu  den  ausserordentlichen  Einnahmen  des 
Gemeindebudgets  gestellt  (Art.  133,  134).  - 

Diese  Unterscheidung  hat  eine  besondere  Bedeutung  für  die  jetzige  Ordnung  des 
(icmeindehaushalts  bekommen,  u.  A.  in  Folge  einer  das  ordentliche  Octroi  betreffenden 
Bestimmung  des  Gesetzes  y.  10.  Juni  1SS1  Uber  die  absolute  Unentgeltlichkeit  des 
Primärunterrichts  in  den  öffentlichen  Schulen.  Danach  ist  '/6  vom  Reinertrag  der 
ordentlichen  Steuersätze  (taxes)  des  Octroi  —  wie  verschiedener  anderer  Coininunal- 
einkunfte,  so  auch  aus  der  Hundesteuer,  des  Gemoindeanthcils  an  der  Wagen-  und 
Pferdestcucr  und  der  Jagdscheinabgabe  u.  a.  m.  —  ausdrücklich  für  die  ordentlichen 
und  obligatorischen  Ausgaben  der  Gemeinde  im  Dienste  der  öffentlichen  Primärschulen 
/.u  verwenden  (gen.  Ges.  Art.  ii). 

In  der  neuen  Gemeindeordnung  sind  dann  auch  die  Compc- 
tenzen  von  Municipalrath ,  Generalrath  (oder  Departementalcom- 
mission  in  der  Zeit  zwischen  den  Generalrath-Sessionen),  Präfect, 
►Staatsoberhaupt  (Präsident  der  Republik)  in  Bezug  auf  Einführung, 
Erhebungsordnung,  Verlängerung,  Tarifänderungen,  Aufhebung  des 
Octroi,  Reglementirung  und  sonst  bei  den  verschiedenen  Mass- 
nahmen zu  beobachtende  Normen  mehrfach  abweichend  von  der 
früheren  Gesetzgebung  geregelt  worden  (Art.  137  —  139).  Diese 
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Bestimmungen  bilden  den  gegenwärtigen  Rechtszustand  des  OchV: 
bezüglich  der  Puncte,  welche  sie  betreffen. 

Im  Ganzen  erscheint  hiernach  jetzt,  entsprechend  der  ein 
getretenen  thatsächlichen  Entwicklang  innerhalb  eines  Zeitraumes 
von  80 — 90  Jahren,  der  ursprünglich  geplante  und  im  bisherige: 
Hecht  beibehaltene  mehr  subsidiäre  Character  des  Octroi,  zur 
Ergänzung  der  anderen  Communaleinnahmen,  auch  der  Zuschlag 
Centimen,  dem  eines  regelmässigen  normalen  Glieds  &v 
Gemeindeeinkünilte  gewichen.  Damit  würde  das  Octroi  danD  jener 
Entwicklung  gemäss  auch  rechtlich  doch  eine  andere,  fester? 
Stellung  im  Communalsteuersystem  erlangt  haben ,  wenDgleich  e> 
nicht  zu  einem  nothwendigen ,  obligatorischen  Gliede  geworder 
sondern  ein  facultativer  Bestandteil  dieses  Systems,  je  m 
den  Beschlüssen  des  Municipalraths,  geblieben  ist. 

Im  Folgenden  wird  vorneinlich  der  gegenwärtige  Rcchtszustaod  bei 
Octroi  dargelegt,  mit  gelegentlichen  Rückblicken  auf  frühere  Phasen  und  Bestimmen;., 
über  mit  Beschränkung  anf  das  Hauptsächliche.    Kur  weiteres  Einzelne  s.  die  i: 
Schriften,  ausser  v.  Heitzenstein,  Vigncs,  Vuatrin  auch  Thorlet  and  b 
ders  Olibo. 

3.    Die   hauptsächlichen  einzelnen  Grundsätze  und  Bestimmung 

§.  344.  Das  in  diese  Darstellung  Gehörige  wird  hier  tute: 
folgenden  sieben  Puncten  zusammengefasst:  Einführung,  Ver 
länger  ung,  Aufhebung  des  Octroi  — ,  ört  liehe  r.Umfangtie- 
Octroigebiets  („Octroibezirk")  — ,  sachlicher  UmfaD; 
der  dem  Octroi  unterworfenen  Artikel  oder  Bestimmt 
der  Stcuerobjecte  —  Feststellung  des  Octroitarit* 
(Tarifsätze)  —  Organisation  des  Octroidienstes  (Ver 
waltungs-  und  Erhebungsformen)  —  Erhebung^' 
Octroi,  Controlen,  Erhebungskosten  und  Reinertrag- 
Straf bestimmungen:  eine  Anordnung  der  Darstellung,  welek 
sich  aus  dem  Wesen  der  Sache  ergiebt,  daher  ähnlich  von  alte 
Autoren  befolgt  wird. 

1.  Einführung,  Verlängerung  und  Aufhebung  de« 
Octroi.  Die  Einführung  eines  Octroi  in  einer  Gemeinde^ 
die  Feststellung  der  Steuersätze  dafür  erfolgt  nur  am 
Antrag  des  Municipalraths  nach  einem  bezüglichen  Beschlüsse 
selben  und  nach  Begutachtung  durch  den  Generalrath  oder  d* 
Departementalcommission  auf  Grund  der  Ermächtigung  der  fr 
gierung    mittelst   eines   im  Staatsrath   ertheilten  präsidentiells 
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»ecrets.  Dasselbe  gilt  vom  Erlass  der  Reglements  ra  Betreff  der 
.rhebung  des  Octroi. 

Gem.-Ges.  v.  1884,  Art.  137.  Nur  vorübergehend  war  kurze  Zeit  hindurch  uuter 
apoleon  I.,  wenn  die  Munioipalräthe  nicht  Uber  das  Octroi  votirten  oder  es  ablehn- 
n,  bedingungsweise  Seitens  der  Regierung  die  Einführung  des  Octroi  von 
mtswegeu  in  einer  Gemeinde  zulässig  (Kegl.  v.  1S09,  auch  nach  Ord.  v.  1S14), 
;us  aber  seit  dem  Ges.  v.  IS  IG  (Art.  147)  wieder  aufgehört  hat. 

Die  im  ordentlichen  Gemeindebudget  stehenden  Erträge  des 
■ctroi  aus  den  ordentlichen  oder  Hauptsätzen  sind  gewöhnlich 
leibend  und  werden  meistens  auf  10  Jahre,  die  Zuschlagtaxen 
Li r  ausserordentliche  Ausgaben  im  ausserordentlichen  Budget 
ewöbnlich  nur  auf  5 — 6  Jahre  festgestellt.  Eine  Verlängerung 
er  Zeitdauer  kann  der  Municipalrath  fUr  höchstens  5  Jahre  allein 
on  sich  aus  rechtsgiltig  bescbliessen.  Für  eine  Periode  über 
Jahre  hinaus  bedarf  es  wieder  derselben  Mitwirkung  der  ge- 
lannten  anderen  Instanzen,  wie  bei  der  Einführung  und  ersten 
Feststellung  der  Octroisätze. 

Ges.  r.  1SS4,  Art.  139,  137.   Vgl.  Thorlct,  §.  4M).    Im  gen.  Gesetz  sind  die 
Befugnisse  des  Generalraths  gegen  früher  etwas  erweitert  worden.   So  musste  vor- 
eui  immer  erst  der  Generalrath  die  Genehmigung  eiuer  Verlängerung  von  Zu- 
chlagtaxen  erthcilen  (Ges.  v.  1 871,  Art.  47).  Auch  sonst  Veränderungen  gegen  früher, 
V  ig nes  I,  20ß  lf. 

Die  Aufhebung  von  Octroisätzen  kann  der  Municipalrath 
lach  dem  neuesten  Gesetz  von  1884  nicht  mehr  von  sich  aus  allein 
»eschliessen.  Sein  Beschluss  unterliegt  zuvor  dem  Gutachten  des 
Jeneralraths  (oder  der  Departementalcomraission)  und  der  Gc- 
lehmigung  des  Präfecten,  gegen  deren  Verweigerung  (oder 
m  Falle  der  Verzögerung  der  Antwort  Uber  3  Monate  hinaus)  an 
len  Minister  des  Innern  Recurs  ergriffen  werden  kann. 

Ges.  v.  1884,  Art.  138,  09.  Bis  dahin  genügte  eiu  Beschluss  des  Municipal- 
aths,  wenn  derselbe  nicht  innerhalb  eines  Monats  vom  Präfecten  annullirt  worden  war. 
«'s  ist  daher  jetzt  die  Aufhebung  eines  Octroi,  bezw.  eines  Satzes  desselben  er- 
chwert  worden,  was  Beachtung  verdient.  Vollständiges  Auf  heben  eines  einmal  ein- 
geführten ganzen  Octroi  ist  nach  der  amtlichen  Statistik  seiton,  kommt  aber  doch  ziem- 
ich  jährlich  da  und  dort  vor  (S.  $90). 

2.  Oertlicher  Umfang  des  Octroigebiets  („Octroi- 
>ezirk").  Auch  seine  Feststellung  ist  zunächst  Sache  des  Ge- 
neinderaths,  unterliegt  aber  dann  in  derselben  Weise  wie  Einführung 
md  Reglements  der  Genehmigung  des  Staatsoberhaupts  (also  wie 
inter  „1").  Es  können  jedoch  in  den  Octroibezirk  nicht  bloss  die 
Mgentlichen  Orte  (Städte)  und  Vorstädte,  sondern  auch,  wenn  es 
'tir  zweckmässig  zur  richtigen,  vom  Gemeinderath  zu  bestimmenden 
Abgrenzung  des  Bezirks  gehalten  wird,  ländliche  Districte,  ferner 
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für  den  Octroibezirk  grösserer  Orte  (von  mindestens  4000  Einwohner 
andere  Gemeinden  im  Weichbilde  (banlieue),  um  den  Schmngr 
zu  verhindern,  einbezogen  werden,  diese  Gemeinden  sogar  ge*? 
ihren  Willen ,  doch  müssen  sie  vorher  gehört  werden  und  die 
ihnen  erhobeuen  Einnahmen  fallen  immer  den  betreffenden  in 
meinden  zu. 

Hier  sind  die  Rechte  zur  Einbeziehung  anderer  Districto  und  Gemeinden  -?rr 
tert  worden  gegen  eine  anfängliche  Beschränkung  (Ord.  v.  1S14,  Art  26\  bes. 
Ges.  r.  1816.  Art.  147,  152  (Olibo  II,  10S,  210,  Thorlet,  §.  509>.    Wie  die  V: 
rechnung  mit  den  Gemeinden  der  banlieue  durchgeführt  wird,  ist  nicht  rech:  L 
Der  im  Text  angeführte  Schlusssatz  ist  dem  Art.  152  des  Ges.  v.  1S16  entnoaiz 
„les  recettes  faites  dans  cos  banlieues  appartiendront  toujours  aux  commune- 
ellos  soront  composees".    Wörtlich  kann  das  nicht  wohl  genommen  worden. 
hätte  die  Hauptgemeinde  unter  Umständen  schweren  Nachtheil.    Es  wird  hier  « 
eine  vertragsmäßige  Verkeilung  oder  eine  solche  nach  dem  Kopfbetrage  stattfinde. 
Practi?ch  ist  die  Sache  vielfach  von  Bedeutung,  wie  man  sich  leicht  rergegeuvkr 
uud  die  Statistik  beweist.    Die  letztere  unterscheidet  hier  dreierlei:  die 
die  Zusammenwohn-  (agglomcrcc)  und  die  im  Umfang  des  Octroibezirks  sich  1- 
dende  Bevölkerung.    Älitunter  stimmen  alle  drei  (so  von  grösseren  St&dten  in  IV 
mitunter  diu  dritte  mit  der  ersten  oder  die  dritte  mit  der  zweiten  uberciu,  uicht 
gehen  sie  auch  alle  drei  auseinander.    Im  J.  18S7  umfasste  in  ganz  Fnuü:. 
(ausser  Corsica) 

die  erste  13,546,314 

die  zweite  11,040,636 

die  dritte  12.300.573 
Personen.    (Bull.  XXIV,  66,  68).    Von  der  örtlichen  Beschaffenheit  des  Octroi 
und  seiner  Grenzlinie  hängen  die  Schmuggelgefahr,  daher  die  Controlcn,  die  Erhebet; 
kosten  mit  ab.    Die  Local Verhältnisse  sind  natürlich  hier  von  entscheidendem  E-  • 
auf  die  zweekmässigste  Gestaltung  des  Bezirks  und  der  Grenzlinie. 

§.  345.  3.  Die  Steuerobjecte  oder  die  Artikel  d> 
Octroi.  Die  Bestimmung  dieser  Artikel  ist  mit  derjenigen  i: 
Höhe  der  Steuersätze  (§.  347)  der  finanz-  und  Steuerpolitik 
wichtigste  Punct  beim  Octroi.  Von  der  Auswahl  der  Gegenstäc: 
und  der  Höhe  der  Sätze  hängt  die  finanzielle  Krgiebigke 
des  Octroi  ab,  aber  auch  dastfaass  der  Bedenken,  denen  ti: 
Octroi  als  Besteuerung  ausgesetzt  ist.  Interessen  der  Consnmen 
steuerpflichtiger  Artikel,  besonders  der  unteren  Classen,  Interes?; 
des  Verkehrs  und  der  grossen  Productionszweige,  der  Landwin: 
schaft,  der  Industrie,  des  Handels  verlangen  bei  diesen  beide 
Puncten  nothwendig  eine  umfassende  Berücksichtigung.  Die  M 
griffe  der  Theorie  und  der  Praxis  knlipfen  sich  vornemlich  hier  a 
(§.  349).  Daher  muss  gerade  hier  thunlichst  Bürgschaft  dafür  & 
schafft  werden,  dass  diesen  Rücksichten  richtig  Rechnung  getraue: 
wird.  Das  kann  am  Besten  durch  Einschränkung  der  Con 
petenz  der  Localorgane  in  Betreff  beider  genannten  Pnnti; 
und  durch  angemessene  Mitwirkung  der  Gesetzgebung  nr 
Verwaltung,  der  Staatsbehörden  und  der  Organe  höbere 
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elbstverwaltungskörper,  auf  diesem  Gebiete  geschehen, 
»adurch  soll  namentlich  eine  zu  enge,  zu  einseitige  und  kurz- 
chtige,  zu  classenegoistische  und  zu  sehr  bloss  Localintercssen 
ennende  Kirchthurms-Politik  möglichst  unschädlich  gemacht  werden. 

Die  französische  Gesetzgebung  hat  in  Betreff  der  Auswahl 
er  Artikel  verschiedene  Phasen  durchlaufen.  Anfangs  wohl 
twas  zu  weiten  Spielraum  für  die  Gemeindebehörden  lassend,  hat 
c  dann  mehr  Einschränkungen  gemacht  (180fl,  1814),  darauf  aber 
'ieder  im  Gesetz  von  1816  den  Gemeinden  freiere  Bewegung  ge- 
währt. Im  Verwaltungswege  in  der  Aufsichtsinstanz  wurde  indessen 
ohl  immerhin  etwas  regulirend  und  Bedenkliches  hindernd  ein- 
ewirkt,  doch  konnte  dem  gesetzmässigen  Recht  den  Gemeinden 
egenüber  nicht  durchgegriffen  werden.  Von  Neuem  ist  aber  dann 
päter  zur  Wahrnehmung  der  allgemeineren  Interessen  bei  der  Be- 
inimung  der  Objecte  und  Steuersätze  des  Octroi  die  Competenz 
er  Gemeinden,  bezw.  der  Mnnicipalräthe  im  Wege  der  Gesetz- 
ebung  eingeschränkt,  zuerst  die  Mitwirkung  der  Staa ts- 
e  bürden  (Präfect,  Staatsrath,  Staatsoberhaupt),  darauf  auch  die- 
mige des  departementalen  General raths  hierbei  eingerichtet 
>es.  v.  24.  Juli  1867,  bez.  v.  10.  Aug.  1871)  und  zur  Ausführung 
es  Gesetzes  von  1867  das  schon  erwähnte  Reglement  vom 
2.  Febr.  1870  und  in  demselben  ein  sogen.  Generaltarif  ge- 
eben worden,  in  welchem  letzteren  die  im  Allgemeinen  zu- 
i ssigen  Artikel  kategorienweise  und  die  Maxima  der  Tarif- 
Ii  tze  aufgeführt  worden  sind.  Dieser  (nicht  fttr  Paris  mit  geltende) 
arif  ist  die  Norm  geblieben.  Die  Belegung  anderer  als  in  ihm 
at haltener  Artikel  und  die  Ueberschreitung  des  Maximalsatzes  sind 
icht  unbedingt  ausgeschlossen,  aber  an  weitere  Formalitäten  und 
esonderc  Genehmigung  gekntlpft.  In  der  neuesten  Gesetzgebung 
l«S84)  ist  es  im  Princip  hierbei  verblieben. 

Hiernach  ist  der  gegenwärtige  gesetzliche  Zustand  bezüglich 
er  Bestimmung  der  Steuer  ob  j  ecte  des  Octroi  der  folgende: 

a)  Steuerpflichtig  sind  von  den  im  Localtarif  enthaltenen 
rtikeln  nur  diejenigen,  welche  zum  örtlichen  Verbranch 
2Stiinmt  sind,  aber  diese  im  Princip  auchsämmtlich  und  nach 
leichem  Steuersatze  für  den  gleichen  Artikel,  einerlei,  ob 
eser  von  ausserhalb  eingeführt  oder  im  Octroigebict 
3lbst  producirt  worden  ist. 

b)  Steuerfrei  sind  dagegen  in  der  Regel  voll  und  ganz  dic- 
nigen  Artikel,  welche   unter  Innehaltung  der  vorgeschriebenen 
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Förmlichkeiten  durch  das  Octroigebiet  nur  hindurch 
führt  —  „transitircn"  —  oder  welche  in  Entrepöt  (re^ 
mUssig  sog.  entrepot  fictif),  nach  den  dafür  geltenden  Regeln  ,  ?. 
nommen  werden. 

Brennmaterialien  und  Rohstoffe  der  Industrie,  welche  zur  Herst 
von  Waaren  für  den  Absatz  nach  Aussen  verbraucht  werden,  werden  jetzt  ü»; 
dem  Reglement  von  1 STO ,  Art.  8,  ebenfalls  zum  (auch  lictiven)  Entrepot  zugebe  : 
wenn  der  etwaige  Octroibetrag  V4°/o  des  Gerthes  der  Menge  übersteigt  und  du-  A  • 
fuhr  der  fertigen  Artikel  nachgewiesen  wird.  Bei  geringerem  Octroibetrag  ist  ZaLV.: 
zu  leisten.    Ein  langwieriger  Streitpunct,  der  so  jetzt  geregelt  ist,  aber  seitdem  : 
mehrfach  zur  Entscheidung  von  Zweifeln  durch  Verordnungen  normirt  werden  mx~. 
Vgl.  Olibo  II,  78,  v.  Reitzenstcin,  B.  42,  S.  92— 94.  Block,  dict.  suppl.  ?~& 
p.  292  (Dccr.  v.  8.  Dec.  1882),  suppl.  p.  ISsS,  p.  38«  (Decr.  v.  19.  Juni  18SN. 

Die  beiden  sich  ergänzenden  Grundsätze  sind  im  moderte: 
französischen  Octroirecht  von  Anfang  an  anerkannt  worden.  ?; 
ergeben  sich  auch  aus  dem  Wesen  des  Octroi  als  einer  örtliches 
Verbrauchsabgabe,  sowie  aus  dem  richtigen  Bestreben,  c 
Octroieinricbtung  die  Wirkung  eines  localen  Schutzzol 
oder  umgekehrt  eines  A usfuhr zoll s  zu  nehmen,  die  freie  Vt 
kehrsbewegung  nicht  mehr  einzuschränken,  als  durch  die  K: 
richtung  einmal  geboten  ist,  die  localc  Industrie,  welche  für  c:: 
Aussenabsatz  arbeitet,  nicht  zu  belasten  und  das  Octroi  auch  nie 
wie  die  früheren  Binnenzölle  zu  Transitzöllen  werdeo  zu  lassa 
Mit  Recht  ist  daher  die  Gesetzgebung  hier  dazwischen  getreu- 
und  hat  die  Gemeindeautonomie  beschränkt. 

Die  Schwierigkeit  war  nur,  dies  hier  iu  allgemein  richtiger  Weise  zu  thun.  _ 
sodann  die  gesetzlichen  Bestimmungen  überall  zur  strengen  Durchführung;  in  der  P.i" 
zu  bringen.    In  letzterer  Hinsicht  zumal  wird  diese  Schwierigkeit  hie  und  da  U 
immer  wieder  auftauchen,  wie  sich  bei  der  Regelung  des  Eutrepotrcchts,  der  Behv 
lung  der  Brennmaterialien  und  Rohstoffe  der  Industrie  zeigt. 

Anerkennung  der  Grundsätze  schon  im  ües.  v.  27.  Krim.  VIII,  Art.  22,  Gr. 
1814.  Art.  11.  Ges.  v.  1816,  Art,  1 4S;  nach  letztcrem  ist  eine  Ausnahme  roa  - 
Regel  der  Besteuerung  der  zum  Localconsum  bestimmten  Gegenstände  „nur  in  »un- 
ordentlichen Fällen  uud  auf  Grund  eines  Specialgesetzes  statthaft".  Solche  Aosnabt. 
kommen  aber  wohl  nicht  vor.    Mitbelastung  der  im  Innereu  des  Octroigebieu  •' 
zeugten  Gegenstände  des  Tarifs  nach  demselben  Satze  wie  die  importirten,  Ord  v 
1814,  Art.  24,  mit  Ausnahme  von  Bier,  welches  von  ausserhalb  eingehend  höcb>v- 
um  '/t  höher  als  das  im  Gebiet  gebraute  belegt  werden  durfte  (Ord.  v.  1814,  Art  11 
Dieser  „locale  Bicrschutzzoll"  ist  aber  nach  dem  Reglern,  v.  1870,  Art.  10,  nicht  m  ~ 
gestattet.    Naturlich  setzt  die  strenge  Durchfahrung  dieses  Grundsatzes  —  ähnlich 
bei  Einfuhrzöllen  und  Accisen  —  ein  gleiches  steuertechnisches  Veranlagungsv-erfabv: 
also  z.  B.  bei  Bier,  Alkohol,  eine  Fabrikatsteuer  voraus. 

Für  Transitv  erkehr  und  Entrcpötwesen  beim  Octroi  bestehen ,  mury. 
tnutandis,  analoge  Normen  und  Einrichtungen  wie  bei  den  inneren  indirecten  V 
brauchssteuern  des  Staats,  bes.  den  Getränkesteuern  (Eingangsabgabe),  und  bei  ii. 
Zöllen.  S.  bes.  o.  §.  2ti2,  263  und  S.  841.  In  der  Ord.  v.  1814,  Art.  37—55.  v... 
Reglern,  v.  1870,  Art.  7  11'.,  14,  das  Einzelne,  worauf  wir  hier  unter  Verweisung  *<■ 
die  frühere  Darstellung  dieser  Puncto  nicht  weiter  eingehen.  S.  darüber  Olibo  i 
12«— ISS,  Art.  octroi  im  Block'schen  dict.  Nr.  «0—64,  v.  Reitzenstein,  B  I- 
S.  7U--S2,  Vll. 
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Umfassende  Freiheit  vom  Octroi  geniesst  die  Militär-  und  Mariucvcr- 
k-altung  für  die  etwa  dem  Localoetroi  unterliegenden  Rohstoffe,  Baumaterialien,  Brcnn- 
toffe  u.  dgl.,  doch  fUr  Lebensmittel  nur,  wenn  diese  nicht  am  Orte  verzehrt  werden 
ollen  (also  für  Magazinirung  u.  dgl.).  Brennmaterial  ist  auch  für  die  H  and  eis - 
narine  (mit  Entrepötrecht)  frei,  dieses  und  die  erforderlichen  Rohstoffe  auch  für  die 
Eisenbahnen  und  die  damit  in  Verbindung  stehenden  Werkstätten.  Dagegen  ist 
ler  Verkehr  in  Bahuhöfen,  Wartesälen,  Burcanx  u.  s.  w.  der  Eisenbahnen  dem 
.o«  aloctroi  unterworfen  (Reglern.  ?.  1S70,  Art.  11 — 13). 

Die  Durchführung  der  Besteuerung  der  im  Octroigebiet  „geeruteten ,  präparirten 
»der  fabricirten"  Tarifobjccte  scheint  weniger  Schwierigkeiten  zu  machen,  als  man 
u  nächst  vennuthen  möchte.  Der  Producent  muss  Dcciarationcu  abgeben  und  sofort 
;ahlen,  wenn  er  kein  Entrepötrecht  beansprucht.  Die  Octroibeamten  können  die  Mengen 
ler  Objecto  in  der  Behausung  des  Pflichtigen  aufnehmen  und  die  zur  Verhinderung 
les  Unterschleifs  nöthigen  Verificationen  machen  (Ord.  v.  1S14,  Art.  ;{(>,  vgl.  Olibo  II, 
22  ff  ).  Förmliches  „Exorcice"'  scheint  nicht  stattzufinden,  obwohl  es  bei  Fabrikaten 
,1s  Controlmittel  iu  Betracht  kommen  könnte.  Erleichtert  wird  die  Sache  dadurch, 
lass  rein  ländliche  Productioncn  doch  im  Octroigebiet  nur  theilweise  vorkommen  oder 
tie  betreffenden  Producte  dem  Octroi  nicht  unterliegen,  und  dass  in  wichtigen  Fällen, 
fic  bei  den  Getränken,  für  die  Staatsbesteuerung  Controle  oder  Exercice  stattfinden. 
Vber  z.  B.  die  fehlende  Controle  bei  Eigenbau  von  Wein  (S.  C>31)  muss  doch  aucli 
ilr  das  Octroi  Schwierigkeiten  bieten,  ebenso  die  Besteuerung  von  Ortsfabrikaten,  wie 
richte  (Kerzen)  u.  a.  m. 

§.  346.  Der  Umfang  der  Artikel,  welche  zur  Belegung 
uit  Octroitaxen  zugelassen  sind,  hat,  wie  bemerkt,  in  rechtlicher 
Iinsicht  gewechselt  und  der  Umfang  der  wirklich  besteuerten 
Artikel  ebenfalls.  Auch  besteht  in  letzterer  Hinsicht  noch  jetzt 
wischen  den  einzelnen  Octroigemeinden  mancher  Unterschied, 
lehrfach  werden  nur  einige  Artikel,  wie  z.  B.  die  Getränke,  belegt. 
iueh  die  Autonomie  der  Gemeinden  oder  ihrer  Organe,  der  Muni- 
ipalräthe,  und  die  Competenz  und  Mitwirkung  der  Staatsbehörden 
md  Generalräthe  hat  in  diesem  Punctc  Veränderungen  erfahren. 
)ie  gegenwärtig,  insbesondere  nach  den  genannten  Gesetzen  von 
867,  1871  und  1884  und  nach  dem  Reglement  von  1870  geltenden 
Normen  für  alle  Octrois  —  ausser  dem  unter  besonderen  Vor- 
chriften,  nicht  unter  dem  eben  genannten  Reglement  mit  seinem 
ieneraltarif  stehenden  Pariser  —  sind  die  folgenden: 

In  dem  Reglement  sind  zunächst  diejenigen  Artikel  aufgeführt, 
welche  regelmässig,  nach  den  allgemeinen  gesetzlichen  Bestim- 
uungen,  von  den  Municipalräthen  in  den  Lo caltarif  auf- 
enommen  werden  dürfen.  Die  Artikel  bilden  sechs  Kate- 
orieen:  Getränke  und  Flüssigkeiten,  Esswaaren, 
►  renn- (und  Beleuchtungs-)  Gegenstände,  Viehfutter,  Bau- 
interialien  u.  dgl.,  verschiedene  Objecte. 

Diese  Classification  (ausser  der  letzten  Kategorie)  rührt  aus  dem  Reglement  von 
^09  her  und  ging  dann  in  die  Ord.  von  1S14  (Art.  11,  mit  Specialisirung  in  den 
rt.  12  ff.)  über,  in  dem  Sinne,  dass  ausdrücklich  die  belegten  Objecte  immer  in  eine 
:r  5  Classcn  fallen  mussten.  Als  „Esswaaren"  wurden  dabei  „die  gewöhnlich  zur 
alirung  der  Menschen  dienenden  (icgcnstände"  bezeichnet,  mit  der  aus  den  früheren 
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besetzen  (J.  VII,  1509)  stammenden  Ausnahme  von  Getreide,  Mehl,  Früchten.  Bu- 
Milcb,  (ieinilsen  und  „anderen  geringen  Esswaaren"  (uienues  denrees),  eine  Ausnahm 
welche  dann  selbst  wieder  Einschränkungen  erfuhr  (Ord.  v.  1S14,  Art.  lti  u.  ;* 
Diese  gcöainmte  Begrenzung  der  Üctroiobjeote  fiel  iudesseu.  nach  einer  allerdings  l: 
unbestritteneu  Auslegung  des  Wortlautes  des  Gesetzes,  durch  eine  generelle  Fai^c. 
des  Hechts  der  Münk  ipalräthe  zur  „Bezeichnung  der  zu  besteuernden  Objecte"  im 
v.  lSlti,  Art.  147.    Danach  galt  es  für  gesetzlich  zulässig,  auch  andere  als  du- 
den  5  Classen  enthaltenen  oder  dazu  zu  rechnenden  und  ebenso  die  früher 
drücklich  ausgenoininenen,  also  z.  B.  selbst  Getreide  und  Mehl,  nach  BeacLh.- 
des  Gcuieinderaths  einem  Octroisatz  zu  unterwerfen.   Das  ist  auch  mehrfach  gescUi 
und  war  von  der  Aufsichtsinstanz  der  gesetzlichen  Bestimmung  gegenüber  nicht  iitr 
zu  hindern.     Vgl.  Vignes  I,  209,  Vuatrin  bei  Block,  dict.  Art.  octroi,  Nr 
bis  36,  mit  Ürtheileu  der  Judicatur,  des  Cassationshofs.  v.  Keitzen  steh..  B.  L 
S.  95  ir.) 

In  dieser  Hinsicht  hat  dann  aber  das  Ges.  v.         (Art  8 — 10)  und  der  '. 
ihm  erlassene  Generaltarif  eino  Beschränkung  der  Befugnisse  der  Gctnei&: 
rathe  und  eine  Krweiterung  der  Aufsichts-  und  Genehmi g u  n gsbef :c- 
nisse  der  Staatsbehörden  gebracht,  wodurch  es  möglich  geworden  ist,  Arr»- 
die  man  nicht  oder  nicht  mehr  (bei  Erneuerungen  des  Tarifs)  belegt  zu  haben  wiins.  . 
aus  dem  Octroi  auszuschließen.    Diese  Bestimmungen ,  mit  den  Modifikationen  der . 
das  (ics.  f.  1^71  u.  Ib84,  werden  alsbald  im  Folgenden  mit  erwähnt  werden. 

Der  Generaltarif  führt  dann  in  jeder  der  6  Classen  die  ein 
zelncn  zugelassenen  Artikel  auf  und  bestimmt  nach  einem  in  de 
üblichen  französischen  Weise  gemäss  der  Bevölkerungsgrösse  ge- 
bildeten seehsstufigen  Ortsclassentarif  die  Tarifmaxima  für  jede: 
Artikel,  die  niedrigsten  in  den  kleinsten,  die  höchsten  in  dt: 
grössten  Gemeinden.  Bei  Artikeln  in  verschiedenen  Sorten  (QoaLL 
täten)  dürfen  die  Gemeinden  innerhalb  des  Maximums  die  Octr 
sätze  entsprechend  spccialisiren.  Nach  diesem  Tarif  soll  nun  ic 
Allgemeinen  jeder  Localtarif  gebildet  werden,  d.  h.  die  Gemeinde 
räthe  haben  freiere  Bewegung  nur  in  Betreff  der  im  Generaltan 
aufgeführten  Artikel  und  bis  zu  dem  Maximalsatz  ihrer  Ortscla^ 
ohne  natürlich  in  der  Zahl  der  Artikel  und  Höhe  der  Sätze  sowt 
wie  der  Generaltarif  gehen  zu  müssen. 

Die  allmälige  Hinüberfü hrung  der  bestehende: 
Localtarife  in  den  Rahmen  des  Generaltarifs  —  de; 
zunächst  practisch  wichtigste  Punct  —  ist  nun  dadurch  bereits  ir 
Gesetz  von  18G7  und  danach  etwas  modificirt  auch  in  dem  von  18s 
wirksam  angebahnt,  dass  einmal  nur  solche  Gemeinderaths 
Beschlüsse  über  Verlängerung  oder  Erhöhung  von  Octroisätzen  au 
höchstens  5  Jahre  ohne  Weiteres  rechtskräftig  werden,  welche  ski 
auf  im  Generaltarif  enthaltene  Artikel  und  auf  das  Maximum  nicrY 
überschreitende  Sätze  beziehen  (Ges.  v.  1884,  Art.  139)  und  (la>< 
ferner  Belastungen  von  Objecten,  welche  im  Localtarif  bisher  nool 
nicht  belegt  waren,  Einführung  oder  Erneuerung  von  Taxen,  welche 
im  Generaltarif  fehlen,  sowie  von  Sätzen,  welche  das  Maximen: 
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letzteren  Tarifs  überschreiten,  zuvor  vom  Generalrath  (bez.  der 
Üepartementalcoramission)  begutachtet  und  danach  durch  ein  im 
Staatsrath  erlassenes  Decret  des  Staatsoberhauptes  (Präsidenten) 
bestätigt  sein  müssen  (Ges.  v.  1884,  Art.  137).  Da,  nach  dem 
Früheren,  derselbe  Weg  für  die  erste  Einführung  und  für  die  Ver- 
längerung und  Erhöhung  von  Octroitaxen  auf  mehr  als  5  Jahre 
vorgeschrieben  ist  (S.  894),  so  war  es  möglich,  den  Generaltarif 
nach  und  nach  practisch  überall  zur  Geltung  zu  bringen  und  die 
Ausnähmen  bezüglich  der  Wahl  der  Objecte  wie  der  Höhe  der  Sätze 
auf  besondere  Fälle  zu  beschränken. 

Vgl.  v.  Reitzcnstein,  B  42,  S.  9611'.  Der  Generaltarif  u.  A.  bei  Olibo  II, 
OS — 75,  bei  Thorlet,  p.  151  (f.,  Vignes  II,  390.  Beispiele  aus  den  Localtarifen 
bei  v.  Reitzenstein ,  B.  43,  S.  220  ».,  Oers.,  Sehr.  d.  Ver.  f.  Soc-Pol.  XII  (Com- 
munalsteuerfrage),  S.  153  ff.  Zur  Characteristik  des  gen.  Tarifs  Folgendes.  Die  6  Orts- 
< lassen  unterscheiden  nach  der  „agglomcrirten"  Bevölkerung  Orte  bis  4000,  von  4001 
bis  10,000.  von  10,001—20,000,  von  20,001—50,000,  von  50,001-  100,000.  Uber 
100,000  Einw.  (Paris,  wie  gesagt,  fehlt  hier). 

Zur  ersten  Kategorie,  Getränke  uud  Flüssigkeiten,  gehören  Wein,  Alkohol 
(3  Arten  incl.  denaturalisier) ,  Bier  (hier  für  die  Steuersätze  auch  3  Gebiets-  oder 
Depart.- Abtheilungen),  Essig,  Limonades  gazeuses.  In  der  amtlichen  Statistik  und  im 
Pariser  Tarif  werdou  hier  aber  auch,  wenigstens  neuerdings,  einige  andere  „Flüssig- 
keiten", wie  Oele,  auch  Brennöle,  u.  a.  m.,  welche  der  Generaltarif  in  diese  erste 
Kategorie  stellt,  eingereiht 

In  der  zweiton  Kategorie,  Esswaaren,  stehen:  lebendes  Vieh  (7  Arten,  bez. 
Sätze),  verschiedene  Fleisch waaren ,  Speck,  Geflügel,  Wild,  Fische  (See-  und  Süss- 
wasserfische) ,  Austern,  Butter,  trockenor  Käse,  Speiseöle,  Trüffeln  und  Trüffelspeisen, 
eingemachte  Früchte,  Oli  ou,  trockene  Tafelfrüchte  (Bosinen,  Feigen,  Datteln,  gedörrte 
Pflaumen  u.dgl.),  Orangen,  Oitronen.  Der  Berücksichtigung  localer  Verhältnisse  ist 
bei  der  Belegung  von  Wild,  Geflügel,  Kaninchen,  der  Luxusbesteuerung  durch  die 
Einreihung  mancher  Artikel  in  diese  Rubrik  (auch,  wie  bei  Ostender  Austern,  durch 
Zulassung  des  Doppelten  des  Maximums)  genügender  Spielraum  gewährt.  Getreide, 
Mehl,  Brot,  Kartoffeln,  Gemüse  und  andere  agrarische  gemeine  Esswaaren,  auch  Salz, 
finden  sich  im  Generaltarif  nicht,  in  Wahrnehmung  der  Interessen  der  unteren  Classen 
und  der  Verkehrsbewegung  zwischen  Stadt  und  Land,  bedürfteu  also  für  ihre  Zulassung 
oder  Beibehaltung  in  Localtarifen  der  erwähnton  besonderen  Genehmigung.  Diese 
Artikel  sollen  mittlerweile  auch  meistens  aus  den  Localtarifen,  wo  sie  früher  etwa  vor- 
kamen, ausgeschieden  sein.  Ausdrücklich  untersagt  der  Tarif  die  Belegung  von  gesalz. 
Makrelen,  Laberdan  (gesalz.  Kabeljau),  Stockfisch,  geräucherten  u.  gesalz.  Häringen.  — 
In  Paris  steht  Salz  im  0<troitarif. 

Unter  der  dritten  Kategorie,  den  Brennmaterialien,  befinden  sich  Holz 
(mit  Unterscheidung  von  weichem  und  hartem),  Heisig,  Holzkohle,  Torf,  Stein-,  Braun- 
kohlo  und  andere  mineral.  Brennstoffe.  Coke.  animaJ.,  vegetab.  und  mineral.  Brennol 
(excl.  Fischöl,  Gerberfett),  Lichte  und  Kerzen  aller  Art,  Spermaceti,  Talg. 

In  der  vierten  Kategorie,  Viehfutter,  ist  grünes  ausdrücklich  ausgescldossen, 
Heu,  Klee,  Luzerne  u.  a.  m.,  Stroh,  Hafer,  Gerste,  Kleie,  Grummet  zugelassen. 

In  der  fünften  Kategorie,  Baumaterialien  u.  dgl.,  finden  sich  22  Arten  auf- 
geführt, Kalk  und  Mörtel,  Cement,  Gips,  Bau-,  Bruch-,  Pflaster-,  Quadersteine,  Stein- 
platten, Marmor,  Granit,  zu  Bauten  bestimmtes  Eisen,  Zink,  Blei,  Kupfer,  Guss,  einerlei 
ob  faconirt  oder  nicht,  Dachschiefer.  Dachziegel,  Ziegelsteine,  irdene  Röhren  u.  dgl.  m., 
Thon,  Thonerde,  Sand,  Schutt,  Kies  (letztere  Objecte  frei  für  öffentliche  Strassen), 
bearbeitetes  Bau-  und  Tischlerholz,  unbehauenes  Holz,  Fensterglas.  Spiegelglas:  also 
in  der  That  alle  hauptsächlichen  Baumaterialien,  so  dass  das  Octroi  bei  dieser,  prac- 
tisch für  die  Finanzen  nicht  unwichtigen  Kategorie  /.u  einer  förmlichen  Hausbau- 
und  Wohnungsbesteuerung  werden  kann. 

A.  Wafrnor,  FüuaiwiMenscbaft    HL  5S 
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In  der  sechsten,  im  Keglement  von  1870  hinzugekommenen  Kategorie  „ver- 
schiedener Objccte"  wird  aufgeführt:  Seife  (Pai  fumerieseifen  event.  zum  dr-> 
fachen  Maxiuniini,  Firnisse  ausser  alcoholische,  Bleiweiss,  Zinkweiss  u.  andere  Part"/*. 
Kssenzen  jeder  Art,  flüssiger  Theer,  Gasrüekstande  und  andere  als  Essenzen  T*»r»>:K?- 
harc  Flüssigkeiten;  —  also  /..  Th.  wiederum,  wie  Farben.  Stoffe  für  Bauten. 

Iii  der  untersten  und  zweituntersten  Ortseiasse  sind  bisweilen  einzelne  A:*>»  i 
im  fieneraltarif  nicht  aufgeführt,  also  hier  nicht  ohne  Weiteres  hclegbnr. 

Bei  Artikeln,  welche  beliebig  nach  Gewicht.  Maass,  Zahl  versteuert  werden  Iödd 
dürfen  die  Gemeinden  die  ihnen  passende  Tarifirungsweise  bestimmen. 

Statistisch.-  Daten  über  di<-  Ertragnisse  der  Steuerobjecte  am  Schluss  des  fü- 
genden §. 

Das  Urtbeil  Uber  die  Auswahl  dieser  Artikel  im  Generaltaiii 
wird  natürlich  je  nach  dem  Standpunct  zum  Octroi  Uberhaupt  ver- 
schieden ausfallen.  Lässt  man  einmal  das  Octroi  im  Ganzen  al» 
System  der  communalen  Verbrauchsbestenerung  zu,  so  wird  mai 
die  Auswahl  wohl  billigen  können. 

Durch  den  Ausschluss  der  wichtigsten  vegetabilischen  Nahrungsmittel,  die  .U 
stul'ung  der  Steuersatze  nach  Ortsclassen  und  (iattung  der  Objecto  entfallen  weniger; 
die   nächstliegenden   steuerpolitischen  Bedenken   hinsichtlich   der  Ueberlastung  v 
unteren  Classen  oder  werden  sie  doch  auf  dasjenige  Maass  reducirt,    das   bei  d 
ganzen  Einrichtung  eben  in  den  Kauf  genommen  werden  muss.  Den  laudwirthschr: 
liehen  und  sonstigen  Verkehrsinteressen,  den  finanziellen  Staatsinteressen  (durch  Ar-- 
schluss  der  Colonialwaaren ,  des  Salzes,  Zuckers,  Tabaks,  Pulvers  aus  dem  (ienrn 
tarif,  durch  Beschränkung  der  (ietränkeoctroisätze  in  diesem  Tarif,  s.  u.)  ist  Kcchnu ..i 
getragen.    Ein  gewisses  Maass  der  (ileichmässigkeit  des  Octroi  in  der  Auswahl  d- 
objeete  i>t  verbürgt  oder  wenigstens  ein  Uebeimaass  der  Ungleichmassigkeit  in  die?«.s 
Puncte  beschränkt.    Das  I.uxussteuerprinrip  kann  im  Octroi  passend  mit  verwirkh-r 
werden.    Die  finanzielle  Leistungsfähigkeit  des  Octroi  für  die  Communalfinan/en  - 
anderseits  gesichert  und  die  Steuerlast  durch  Veitheilung  der  letzteren  auf  vieler 
Objecte  und  Consumenteii  ertraglicher  gemacht. 

§.  347.  4.  Die  Steuersätze  des  Octroi  und  die  dafür 
geltenden  Normen  sind  des  Zusammenhanges  wegen  mehrfach  n 
den  beiden  vorausgehenden  Paragraphen  bei  der  Behandlung  de: 
Steuerobjecte  bereits  mit  erwähnt  worden.  Zur  Ergänzung  ist  norf 
Folgendes  hinzuzufügen. 

• 

a)  Vorncmlich  in  Betreff  der  Getränke,  d.  h.  des  Weins 
Alcohols,  Obstweins  —  nicht  so  unmittelbar  des  Biers  — 
liegt  bei  der  gleichzeitigen  Staatsbesteuerung  dieser  Artikel  und 
auch  wegen  einer  der  Formen,  in  welcher  sich  diese  Staats 
besteuerung  vollzieht,  — •  der  Eingangsabgabe,  §.  258  —  di? 
Gefahr  einer  Beeinträchtigung  des  staatsfinanziellen  Interesses 
durch  das  Octroi  und  zumal  durch  zu  hohe  Sätze  des  letztere» 
vor.  Daher  hat  hier  die  Gesetzgebung  durch  Bestimmung  vod 
relativen  M  a  x  i  m  i  s  fllr  die  Octroisätze  —  Maximalhohe  der 
Octroisätze  im  Verhältniss  zu  den  staatlichen  Eingangsabgaben  — 
und  durch  Erschwerung  einer  Erhöhung  der  Octroisätze  darüber 


Digitized  by  Google 


Oclroi.  Steuersätze. 


hinaus,  neuerdings  mittelst  der  Forderung  eines  (.» esetzes  hier/u, 
das  Interesse  der  Staatsfinanzen  zu  schützen  gesucht. 

S.  Ges.  v.  1816,  Art.  149  (Max.-Satz  des  Gctränkcoctroi  in  Zukunft  gleit-. Ii  der 
staatlichen  Eingangsabgabe.  Ausnahmen  nur  mittelst  königl.  Ordonnanz).  Mehrfache 
Aenderungen  in  den  späteren  Gesetzen  über  die  Gutraukesteuern  (,1842  —  seitdem 
Abweichung  uur  durch  Gesetz  gestattet—,  1852,  1854,  1S73\  Der  (ieueraltarif 
von  1870  nimmt  bei  den  Getränken  (auch  excl.  Bier)  einfach  Bezug  auf  die  Maxima 
nach  den  damals  geltenden  Gesetzen.  Nach  d.  Ges.  v.  19.  Juli  1880.  Art.  0,  dürfen 
die  Octrois  auf  Wein  und  Obstwein  (incl.  Meth)  das  Doppelte  der  staatlichen  Ein- 
gangsabgaben nicht  überschreiten ;  in  den  Gemeinden  unter  4000  Eiuw.  —  wo  keine 
solchen  Eingangsabgaben  bestehen  —  gilt  für  «las  Octroi  der  Municipalsatz,  für  die 
Gemeinden  von  4000 — 6000  Einw.  Abweichungen  nur  nach  Specialgesetz.  Auch  nach 
der  Gem.-Ordn.  v.  1884,  Art.  IM 7,  bedürfen  Zuschläge  ^surtaxes)  zum  Octroi  für  Wein. 
Obstwein,  Alcohol  über  den  in  den  Gesetzen  betr.  die  staatliche  Eingangsabgabe  be- 
stimmten Satz  eines  besonderen  Gesetzes.  S.  Vuatrin's  Art.  octroi  im  Block 'sehen 
dicL,  Nr.  41  ff.,  Thorlet,  Nr.  506  h"..  v.  Rcitzenstcin ,  B.  41,  S.  98  II.;  vgl.  auch 
die  Ausführungen  über  die  Reductiou  der  Getrankesteuern  (1881)  im  Bull.  VII,  14911". 
Die  Wein-  und  Alcohol-Octroisätze  sind  im  Ganzen  nur  niedrig,  verglichen  mit  den 
betreffenden  Staatssteuern  (bei  Wein  vielfach  nur  74.  ähnlich  bei  Alcohol,  in 
Paris  zwar  am  Höchsten  von  allen  Octrois  auf  Getränke,  aber  nur  bei  Wein  höher  als 
die  staatliche  „Ersatzsteucr".  S.  639  oben),  bei  Alcohol  c.  '/*  so  hoch  (Bull.  XI,  76, 
VII,  155).  Auch  die  Octroierträge  bei  Getränken  zeigen,  ausser  bei  Bier,  die  wirk- 
same Schranke  durch  die  daneben  bestehende  Staatsbesteuerung  der  Getränke  (s.  u.). 

b)  Bei  allen  anderen  Artikeln  des  Octroi  sind  jetzt  die  Maxima 
des  Generaltarifs,  je  nach  der  betreffenden  Ortsciasse,  einzuhalten. 
Innerhalb  dieser  Grenze  gelten  bei  der  ersten  Festsetzung,  Ver- 
längerung und  Erhöhung  der  Sätze  die  in  den  §§.  344—346  an- 
gegebenen allgemeinen  Normen. 

Daher  ist  namentlich  Verlängerung  und  Erhöhung  bis  auf  5  Jahre  Seitens  der 
Municipalräthe  allein,  auf  längere  Zeit  oder  über  den  Satz  des  Generaltarifs  hinaus 
nur  unter  der  früher  erwähnten  Mitwirkung  vom  Gcneralrath  mittelst  Präsident.  Decrets 
zulässig  (Ges.  v.  1884,  Art.  187,  139).  Auf  Tarifproben  verzichten  wir  hier.  S.  den 
Generaltarif,  aus  dem  v.  Roitzcnstein  B.  42,  S.  96  einige  Proben  mittheilt.  Die 
Getränke-  und  Fleischtarife  der  Städte  über  20,000  Einw.  im  J.  1879  im  Bull.  XI, 
76,  auch  VII,  155. einige  Daten  fUr  Wein. 

c)  Hinsichtlich  der  Versteuerungsart  sind  besondere  gesetz- 
liche Normen  für  Schlachtvieh  und  Fleisch  gegeben  und  be- 
achten8werth. 

Nach  Art.  18  der  Ord.  von  1814  war  lebendes  Vieh  nach  dem  Stück,  ge- 
schlachtetes eingeführtes  nach  Vierteln  pro  rata,  zerstücktes  nach  dem  Gewicht  zu 
versteuern.  Aus  gewissen  agrarischen,  die  Viehzucht  bctrellenden  Rücksichten  hat 
später  ein  Gesetz,  das  v.  10.  Mai  1846,  auch  für  Vieh  selbst  die  Versteuerung  nach 
dem  Gewicht  vorgeschrieben,  doch  konnte  die  Versteuerung  nach  dem  Stück  bleiben, 
wo  der  Satz  für  Ochsen  8  Frcs.  nicht  überstieg.  Ausdrücklich  wird  in  diesem  Gesetz 
auch  wieder  betont,  dass  eingeführtes  zerstücktes  Fleisch  oder  in  Vierteln  nicht  höher 
als  Fleisch  im  Vieh  selbst  belegt  werden  darf  (Art. -5).  Vgl.  Olibo  II.  95  —  99, 
Block,  dict.  octroi,  Nr.  45. 

Aus  der  interessanten  Statistik  werden  hier  jetzt  noch  einige  Daten  zur  Illu- 
stration der  finanziellen  Bedeutung  der  einzelnen  Kategoriecn  von  Ar- 
tikeln gegeben,  und  zwar  für  ganz  Frankreich  und  für  Paris  und  einige 
grössere  Städte.  Die  ebenfalls  beachtenswerte  Octroistatistik  nach  diesen  Kate- 
gorieen  und  nach  den  einzelnen  Departements,  welche  z.  B.  die  in  den  einzelnen 
Theilen  des  Staatsgebiets  sehr  verschiedene  Bedeutung  der  Obstwein-  und  Bier- 
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besteuerung  ersehen  lässt,  kann  hier  nicht  näher  berücksichtigt  werden.  S.  im  BjI 
bes.  die  Tabellen  in  vol.  XI,  50— $1  (1S31  —  80);  auch  AXIV,  G3  tt".  (1887).  Au, 
züge  aus  diesen  Materialen  aueh  bei  v.  Reitze n stein,  B.  43^  288  ff".  Verl.  »-j  1 
oben  S.  4Ü2, 


Es  war  in  ganz  Frankreich  (doch  1887  ohne  C-orsica)  von  folgenden  AmVi- 
Gattungen  der  Rohertrag  in  Mill.  Frcs. : 


1831 

1847 

1 80!» 

1872 

Zunahme  v 
1831  /09  • 

L  L  Wein  

14.00 

22.03 

oo.uo 

64,74 

09.39 

328.5  Iii 

2.  Obstwein  .... 

L2Ü 

3.73 

2^1 

1 .5» 

3.4  >> 

OfiO  14/ 

.  3.  Bier   

2.02 

:>x,\ 

12.40 

JlJiil 

lä.'ili 

324.fi  2i' 

4.  Alcohol  .... 

224 

4.05 

7.40 

S  fi.H 

21.14 

230.4  lsV 

iL  Andere  Flüssigkeiten 

1  H4 

2.3H 

6.84 

S,H9 

13.19 

317.1  W> 

Zus.  1 :  Getränke  u.  s.  w. 

22,03 

38.43 

80,03 

95.55 

~122Jli 

304,1  > 

II.  Esswaaren  .... 

16.75 

26.5!) 

48.N9 

48.87 

82.  tili 

191.9  ii- 

III.  Brennstoffe  .... 

7.5H 

10.94 

24^2 

23.17 

30.70 

•'21  7  2fiJ 

•».03 

10.21 

10.53 

1 5.40 

197.0  äüi 

V.  Baumaterialien  .    .  . 

2.1.0 

7  Kr» 

23.9."i 

Ifi.sO 

821,1  Ii 

VI.  Diverses  

1  i>;: 

2.03 

5.12 

4.52 

4J12 

397  1  MV 

Summe    .    .  . 

53.37 

00t>4» 

ÜM1.S4 

"281.02 

277.fi  3!f- 

Bei  Bier  Schätzung.   Unter  „anderen  Flüssigkeiten"  1887  z.  B.  L35  MilJ  r 
Essig;  neuerdings  hier  auch  Üele  in  der  Statistik  eingerechnet  (1884  z.  B.  (L3_  MiL 
welche  amtlich  zur  2.  Kategorie  zählen,  auch  sonst,  z.  B.  in  der  Pariser  Sttü^i 
Unterschiede  zwischen  der  amtlicheu  und  der  statistischen  Rubricirung. 

Bei  Wein  und  Obstwein  sind  die  Ernten  und  Preise,  bei  Baumaterialien  i 
Bauconjuncturen  von  besonderem  Einfluss,  daher  das  grossere  Schwanken  in  einzeln 
Jahren.    Bei  Bier  ist  der  Austritt  des  Elsass  nach  1869.  bei  den  Getrunken  send-; 
überhaupt  wohl  die  stärkere  Anspannung  der  Staatsbesteuerung  zu  bemerken.  I' 
Zunahmeprocentc  (wo  1887  das  Fehlen  von  Corsica  kaum  Einfluss  äussert)  in 
beiden  unterschiedenen  Perioden  sind  besonders  bemerkenswerth.    Nur  Alcohol, 
diescr  trotz  der  gesteigerten  Staatssteuern,  und  Esswaaren  haben  von  1809 — 87  tu 
besonders  starke  Zunahme  erfahren,  was  bei  letzteren  doch  überwiegend  von  Klei>- 
und  anderen  Nahrungsmitteln  herrührt.    Daher  bei  Alcohol  eine  consumpolitisch . 
Esswaaren  eine  steuerpolitisch  nicht  günstige  Entwicklung. 

In  einigen  grösseren  Städten  war  das  Ertragsergebniss  in  1887  das  folgend 
wobei  aber  wieder  nicht  zu  vergessen  ist,  dass  ein  einzelnes  Jahr,  bes.  bei  OJ-' 
und  Baumaterialien,  leicht  zufällig  mehr  vom  Durchschnitt  abweichende  Zahlen  habe: 


kann  (1000  Frcs.): 

Paris  Lyon  Marseille  Bordeaux  Lille 

Wein   45,536  3,688    2,572  514  415 

Cider   100  Ül5    —  2  5 

Bier   3.955  453      404  129  1,221 

Alcohol   1 1 .483  511      481  251  38J 

Essig   Uli  44       20  23  23 

Andere  Flüssigkeiten  .  _  10.451  L2I      192  140_  L4ü 

Zus.  Getränke  .    .  72.901  4.884"  3.675  1.065  2.191 

Esswaaren    ....  31.936  3.082    3.235  2.792  1.181 

Brennstoffe  ....  13.474  500      281  513.  492 

Futter   4.959  515      183  432  289 

Baumaterialien  .    .    .  1Q.1M  1.013    1.026  171  IhH 

Diverses  ......  2.343  IM      Ulli  12  _3 

Summe    .    .    .    .  135.195  10.253    9.01 1  5~405  4T09 


Der  Unterschied  von  Wein  -  und  Biergegenden  zeigt  sich  bemerkenswerth.  Ci^r 
ist  z.  B.  in  Renncs  (425.000  v.  1.608.000  Frcs.),  Konen,  Havre  ein  wicboV  - 
Gctroiobject,  fehlt  dagegen  in  anderen  Städten  ganz  oder  fast  ganz.  Auf  Bier  kftM: 
in  Roubai.v  fast         au^  Wein  nur  \ao  des  Ertrags.    Alles  Belege,  wie  sich  ^ 
Octroibesteuerung  den  Localverhältnisscn  gut  anpassen  kann:  eine  günstige  Seite. 
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Auch  in  gauzen  Departements  verschwindet  Cidcr  völlig  oder  fast  völlig. 
Der  Unterschied  von  Wein-  and  Biergegenden  tritt  noch  deutlicher  als  in  einzelnen 
Städten  hervor. 

Einen  vollständigen  Einblick  in  die  finanzielle  Bedeutung  der  einzelnen  Objecto 
des  Octroi  und  in  die  Belastungsverhältnisse  giebt  nur  die  Specialstatistik  aller  ein- 
zelnen Artikelclassen.  S.  f.  Paris  Ann.  de  la  vüle  de  Paris  p.  1885,  p.  Mti  fl.  Daraus 
mögen  hier  noch  folgende  Daten  des  Ertrags  herausgezogen  werden,  in  1000  Frcs. 
Zu  den  „Flüssigkeiten"  der  L  Kategorie  sind  hier  Oele,  auch  Brennöle,  Trauben.  Fir- 
nisse und  verschiedene  Artikel  der  iL  Kategorie  des  allgem.  Tarifs  gestellt. 


Wein,  Obstwein,  Alcohol   .    .    .  59,3 1 2 

Denaturirtcr  Alcohol   L33 

Bier,  fremdes   3,755 

einheimisches   'läh 

Essig  und  Säure  .    .  •  .    .    .  HI2 

Conserveu  u.  dgl   Lä 

Olivenöl   6Ü2 

Anderes  Oel   4.909 

Gewisse  anim.  Oele   2h 

Trauben   113. 

Mineralöl  und  Essenzeu    .    .    .  3.875 

Firniss   L52 

Oelfarben   143 

Andere  als  min.  Essenzeu  .    .    .  2üil 

Flüssiger  Theer   fi 

Aether,  Chlorof.   m 


L  Summe:  Flüssigkeiten  ausser 

Wein,  Cider,  Alcohol  .    .    .  15.358 

L  Mit  diesen   74^03 

Fleisch  von  Schlachthöfen  .    .    .  13.853 

Fleisch  von  auswärts     ....  3,950 

Trüffeln  und  Eingemachtes    .    .  LL3 

Mariu.  Fisch,  Fleisch    ....  ilii 

Geflügel,  Wild   5,919 

Fische   1.363 

Austern   Hill 

Butter   •2.522 

Trockener  Käse   iiaa 

Eier  __.  Ml 

II.  Esswaaren   30.374 


Holz   1.720 

Reisig  u.  dgl   L2J. 

Holzkohle  u.  dgl   2.807 

Kohlenstaub  u.  s.  w   3_£ 

Steiukohle,  Coke   7.583 

HI.  Brennstoffe  "  ."  12.272 

Kalk,  Cement   1.04s 

Gips   1.476 

Eisen  f.  Bau                         .  1 .304 

Guss  f.  Bau   im 

Steine   Ifil 

Ziegel,  Schiefer  und  and.  Aehnl.  622 

Thon,  Sand   IM 

Eichenes  und  hartes  Holz  .    .    .  1 .442 

Tannen-  und  weiches  Holz   .    .  2.411) 

Anderes  Holz   U 

IV.  Baumaterialien    .    ,~  .~~TÖTl38 

Heu   1.242 

Stroh   bJis 

Hafer   2.569 

Gerste   Iii 

V.  Futter  ~~~  4,683 

Salz   Üül 

Wachs,  Stearin,  Sperinac,  Kerzen  1.195 

Talg  und  Fette   Iiis 

Asphalt  etc   15& 

VI.  Diverses  *     ~"  •i'.'Üri 


Gesammtertrag  mit  Nebeneinnahmen  (854,000)  135.363.000  Frcs.  Der  Pariser 
Tarif  weicht  in  Objecten  und  Sätzen  etwas  vom  (ieneraltarif  f.  die  anderen  Orte  ab. 
Aber  ein  Bild  von  den  Einzelheiten  des  Octroiwesens ,  namentlich  der  Grossstädte, 
bekommt  man  doch.  Die  Statistik  specialist rt  noch  etwas  weiter.  In  der  Uebersicht 
sind  kleinere  Posten  in  mehreren  Kategorieen  etwas  zusammengezogen  worden. 

§.  348.  iL  Dienstorganisation,  Verwaltungs-  und 
Erhebungsformen.  Die  Gesetzgebung  bat  anfangs  etwas  ge- 
wechselt (S.  889).  Seitdem  die  Erhebung  des  Octroi  den  Gemeinden 
zurückgegeben  worden  ist  (Ges.  v.  8-  Dec.  1814),  hat  die  Direction 
der  indirecten  Steuern  unter  der  Autorität  des  Finanzministers  nur 
diu  Oberaufsicht  Uber  die  Erhebung  und  Verwaltung  aller  Octrois 
(Ord.  v.  1814,  Art.  88),  die  specielle  Ucberwachuug  in  der  einzelnen 
Gemeinde  übt  der  Maire,  Unterpräfect  und  Präfect  (Ges.  v.  1816, 
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Art.   117).      In   dem   Gesetz   von    181H   sind   dann   vier  Yei 
w  a  1 1  n  n  g  8  -    u  n  d    E  r  h  c  b  u  n  g  s  1'  o  r  in  c  n    für    zulässig    crklä  j  : 
worden,   zwischen   denen   der  Municipalrath   wählen   kann:  \\w 
Kigenvcrwaltu  ng  (regio  simple),  die  Verwaltung  durr 
c  i  n  c  iv  l)  r  i  t  tc  u  mit  vci  tragsmässiger  Festsetzung  eines  bestimmte 
Ertrags  für  die  Gemeinde  und  Hcthciligung  der  letzteren  an 
Mehrertrag  darüber  und   über 'die   Kosten   hinaus  (sog.  regi> 
interesstfc),  die  Verpaeh  tutig  und  das  Abonnent  cu  t  mit  der 
staatlichen  Verwaltung  der  indirecten  Steuern  (CJes.  > 
mj <i,  Art.  147). 

Für  jede  einzelne  Form  bestehen  wieder  Spceialbestiininungen ,  auf  welch-  ■ 
nicht  naher  eingehen  (/.  Th.  noch  aus  dem  Keglern,  von  ISO!!).    Beim  Aboimeujr 
erfolgt  ein  V  ertrag  Uber  <lie  Zahlung  der  Bcamteiigehaltc  u.  dgl .  die  übrigen  Km-? 
trügt  die  tiemeindc  (Ord.  v.  1S14,  Art.  95).    Bei  der  Anstellung  der  Beamtin  au 
in  Kigeuverwaltung  hat  die  Staatsbehörde,  mehrfach  der  Präfect  ein  Mitwirkungtvivri 
in  ticineinden  mit  über  20.000  Frcs.  Octroiertrag  kann  ein  Vorstand  ernannt  werd 
jetzt  durch  den  Präfceten.    Auch  die  anderen  Beamten  ernennt  der  Präfect  auf  V  l  - 
schlag  des  Mairc  (Ges.  v.  IMG.  Art.  1 5<> .  150.  Dccr.  v.  2h*  März  1S52.  Art.  iL  ■ 
Olibo  11.  222 — 235;  Uber  die  Dienstverhältnisse  sonst  Ord.  v.  1M4.  Art.  ifi         P*  - 
über  und  Uber  die  Erhebungsfonncn  mit  den  Einzelheiten  bes.  Ulibo  11.  139  —  14 
H>7  —  212.  Vuatrin  im  Block'schen  dict.  Art.  octroi,  Nr.  (»7 — Sti,  Vignes  L  213  v 
_M .*).  L  Reitzen  stein,  Ii.  12*  S.  S2 — 83.  —  Die  Octroibeamten  sind  verpflichtet,  <i 
•staatlichen  Eingangsabgaben  mit  zu  erheben  ((ies.  v.  1SI6,  Art.  154.  s.  Oli  ho  IL  Hl 

Die  cndgiltige  Wahl  der  Erhebungsform,  als  zu  dem  die  tr 
liebung  ordnenden  Reglement  gehörig,  ist  an  die  Begutachtung 
durch  den  Generalrath  und  an  die  Genehmigung  durch  präsider 
tieltes,  im  Staatsrath  ertheiltes  Decret  geknüpft  (Gesetz  von  1^84 
Art.  137). 

In  mehr  als  der  Hälfte  der  Fälle  besteht  jetzt  (1SS7'>  die  Eigen verwaltong 
H35  von  1516),  in  mehr  als  einem  Viertel  die  Verpachtung  (417),  in  noch  nicht  ein -r 
Fünftel  das  Abonnement  mit  der  Steuerverwaltung  (202),  bloss  in  zweien  die  . ,ü. !•.-:- 
cssirtc  Kegie",  die  Verpachtung  meist  in  kleinen  Uemeindeti. 

Ein  unbedingter  Vorzug  einer  der  drei  Hauptformen  schein: 
nicht  anerkannt  zu  werden.  Immerhin  ist  das  starke  Ueberwiegeo 
der  Kigeuverwaltung,  —  die  nach  diesen  Zahlen  auch  in  selr 
vielen  kleinen  Städten  vorkommt,  denn  bloss  4AQ  Städte  niit  Octroi 
haben  Uberhaupt  Uber  4000  Einwohner  —  beachtenswerth  ouc 
scheint  anzudeuten,  dass  die  Gemeinden  diese  Form  finanziell 
vielleicht  auch  für  ihre  Selbständigkeit  vorziehen. 

Bull.  XXIV.  ü2-  —  Abonnements  mit  den  Steuerpflichtigen  selbst  waren  früh 
zulässig,  sind  es  aber  seit  ISI'J  nicht  mehr  (Ülibo  II,  202 .  v.  H  e  i  t  z  c  n  s  t  e  i  :i 
B.  12,  S.  S3). 

Die  Organisation  der  Kegic  in  Paris  beruht  auf  der  Ord.  r.  ü.  Juli  1 S3 1 :  ^ 
Director  und  drei  ., Kegisseurs"  fuhren  die  Verwaltung  unter  der  unmittelbaren  Auto- 
rität des  Seiuepräfectcn  und  der  Uebei wachung  der  Directiou  der  indirecten  Steu-:^ 
<V ig nes  L  210,  Saint-J  ujien  u.  s.  w.,  ]».  1  21>). 
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§.  349.  ti.  Erhebung  des  Octroi,  Controlen,  Kr- 
hebungskosten  und  Heinertrag.  Die  EinrichtuDg  der  Er- 
bebung uud  die  Kegeln  dafür  ergeben  sich  aus  dem  Wesen  der 
Sache  und  aus  der  Analogie  mit  den  Zöllen. 

Die  Grenzen  der  Uctroibezirke  bind  auf  den  Strassen  mit  Pfosten  und  Inschriften 
zu  bezeichnen.  In  der  Regel  erfolgt  die  Versteuerung  der  von  auswärts  kommenden 
Artikel  bei  den  an  der  Greuzo  des  Bezirks  Barriere)  liegenden  Bureaux,  doch  kann 
sie  auch,  nach  örtlichen  Verhältnissen,  im  Innern  des  Ortes  erfolgen,  wohin  dann  die 
Waareu  u.  s.  w.  zu  bringen  sind  (ürd.  von  J S 1 4.  Art.  27,  34).  Nur  Uber  die  bezeich- 
neten Barrieren  und  Bureaux  dürfen  Waaren  eingeführt  werden.  Die  Waarenfuhrer 
müssen  declariren,  ihre  Frachtbriefe,  Connossewente,  Begleitscheine  u.  dgl.  vorweisen, 
die  Beamten  haben  nach  Befragung  Visitationsrechte,  nicht  odet  falsch  declarirte 
Waare  wird  beschlagnahmt  (Ord.  v.  1814,  Art.  28.  29).  Regelmässig  angehalten,  ge- 
fragt und  visitirt  au  der  Barriere  dürfen  Träger  von  Lasten,  Karrenfahrer,  öffent- 
liches Fuhrwerk  und  Privatfuhrwerk  ohne  Federn,  nach  einer  späteren  Bestimmung 
US34)  auch  sonstiges  Privatfuhrwerk  (voitures  particul.  suspendues)  werden,  gewöhn-  \ 
liehe  Fussgänger  und  Reiter  nicht,  doch  im  Verdachtsfall  auch  sie,  wie  Jedermann, 
indessen  nur  unter  Vorführung,  Ausfragung  und  Visitation  vor  einem  Polizciofficier 
oder  dem  Maire  (Ord.  v.  1S14,  Art.  30,  31).  Vgl.  für  das  Einzelne  den  Commentar 
von  ülibo  zu  den  betreffenden  Bestimmungen. 

Die  neuen  Verkehrsmittel,  Eisenbahnen  n.  s.  w.  haben  einer 
seits  die  Controle  und  Erhebung  erleichtert,  anderseits  erschwert 
und  lästiger  gemacht.  Aber  einmal  gewöhnt  an  diese  Dinge  scheint 
die  französische  Bevölkerung  hier  mehr  Geduld  zu  entwickeln,  als 
eine  deutsche  oder  englische  wohl  thun  würde.  Die  Unpopularität 
des  Octroi  unterliegt  freilich  auch  in  diesen  Beziehungen  keinem 
Zweifel  und  ist  in  unruhigen  Zeiten  immer  wieder  hervorgetreten 
(1870  in  Lvou),  aber  gegenüber  der  finanziellen  Vortheilhaftigkeit 
und  schwierigen  Ersetzbarkeit  des  Octroi  doch  nicht  mehr  allgemeiner 
durchgedrungen  (§.  350). 

Die  Erhebungskosten  stellen  sich  natürlich  sehr  ver- 
schieden nach  der  Grösse  des  Rohertrags,  der  Grösse  und  dem 
Wohlstand  der  Bevölkerung  des  Bezirks,  dem  Umfang  und  der 
Art  der  besteuerten  Artikel,  den  örtlichen  Verhältnissen. 

Unter  besonders  günstigen  Umständen,  wie  in  Paris,  sinken  sie  auf  einen,  vollends 
für  eine  indirocte  Verbrauchssteuer  massigen  Betrag  (lss7  in  Paris  5.75 °/0  des  Roh- 
ertrags). Aber  selbst  in  grossen  Städten,  wie  Marseille.  Bordeaux,  sind  sie  mitunter 
doch  hoch  (bez.  1 4.75  und  14.09%  in  diesen  zwei  Städten  in  1887),  jedoch  in  anderen 
grossen  und  mittleren  nur  wieder  7  -10%,  vielfach  9-  13%-  Max-  von  3,)  grasten 
Städten  in  IS>>7  Marseille  und  Bordeaux,  Min.,  noch  unter  Paris,  Roubaix,  5.21) %. 
Im  J.  1>5"9  war  das  Maximum  im  Creusot,  wo  nur  (ietränkeoctroi,  mit  20.31  0/o  (nicht 
30.31,  ein  Druckfehler  in  der  solcher  überhaupt  manche  zählenden  v.  RcitzensteiuVhen 
Arbeit,  B.  43,  S.  224,  vgl.  Bull.  XI,  71).  Das  zweite  Maximum  in  grösseren  Städten 
damals  in  Versailles,  17.93%»  Minimum  Paris  5.01  und  auch  Koubaix  6.20,  doch 
auch  eine  Stadt  von  nur  c  20,000  Einw. ,  wie  Neuilly.  nur  0.85%  (Bull.  XI,  OS  11., 
XXIV,  «sff.). 

In  Paris  selbst  ist  seit  1847  nur  noch  eine  kleine  Ermutigung  eingetreten.  Ivl7 
♦U,  1850  6.52,  1865,  nach  Erweiterung  des  Bezirks  in  1800,  5.14,  in  den  letzten 
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Jahren  eine  kleine  Steigerung.  Die  Zahl  des  Dienstpersonals  in  Paris  war  1S47  12  \. 
1805  2518.  187!)  :U54  (Bull.  XI,  47). 

Im  de» arteineutalen  Durchschnitt  der  betrefTeuden  Orte  mit  Octroi  *»• 
1SS7  das  Minimum  5.90%  Ardennen),  das  Maximum  20.81  (Den.  I,oz«>re).  !•  • 

Durchschnitt  von  ganz  Frankreich  war  8.73.    Seit  Anfang  der  JS70er  Jahre  j 
diese  Ziffer  immer  wenig  über  8%  gewesen,  aber  auch  nicht  mehr  gesunken,  tri. 
der  gestiegenen  Roherträge,  während  sie  früher  erheblich  höher,  1863  noch  iU-V  . 
war  (s.  die  üebersicht  oben  S.  890>.    Eine  weitere  Verminderung  scheint  jetzt  aL 
nicht  mehr  zu  erwarten  zu  sein. 

Berücksichtigt  mau,  dass  die  Octroieiunchmcr  gegen  Provisionen  auch  noch  <J: 
Erhebung  der  staatlichen  Eingangsabgaben  besorgen,  so  ermässigt  sich  ubrigvus  <J- 
Erhebungssatz  noch  um  mehr  als  3°/0,  1885  in  ganz  Frankreich  auf  5.5<>°7  -  l!u!. 

XXIV,  03\ 

Es  ist  auch  dies  noch  mehr  als  bei  den  iudirocten  Steuern  des  Staats,  aber  uV  . 
2%  weniger  und  der  Kostensatz  'bei  den  Üctrois  allein  doch  auch  nur  1  "/^  tu  ■!.■ 
als  bei  den  Zöllen.    (S.  o.  S.  434,  auch  00'.».    Eine  neueste  Berechnung   iui  B?u 

XXV,  405,  giubt  in  1889  für  die  directen  Staatssteuern  3.3,  die  iudirocten  4,  die  Z  U 
nebst  Salzsteuer  7.6,  f.  Enregistr.,  Stempel  u.  Domänen  3.3  0/„) 

Die  Durchschnitts  höhe  des  Erhcbungskostensatzes  um 
der  absolute  Betrag  dieser  Kosten  ist  kaum  eiu  Bedenken  gegeu 
das  Octroi.    Das  Missliche  bleibt  die  Höhe  in  einzelnen  Orten,  du 
mitunter  wohl  in  der  Frage  der  Beibehaltung  oder  Aufhebung  mi; 
sprechen  mtisste. 

Der  Reinertrag,  welcher  nach  Abzug  dieser  ErhebuugskostcL 
bleibt,  ist  im  Ganzen  wie  oftmals  im  Einzelnen  schliesslich  dotb 
eine  so  hohe  und  wachsende  Summe,  dass  er  eben  die  dauernde 
Einbürgerung  des  Octroi  begreiflich  macht  und  wenigstens  I  i  natu 
wirthschaftlich  meistens  rechtfertigt. 

Die  Entwicklung  war  für  ganz  Frankreich  (1887  wieder  ohue  Corsica)  folget 
(Bull.  XI,  51,  XXIV.  07;  beim  Kohertrag  incl.  Nebeiicinnahmen),  in  Mill.  Frcs. 


Koh- 

Erhebungs- 

Kein- 

ertrag 

kosten 

ertrag 

1831 

54.24 

5.88 

48.36 

1847 

87.98 

9.60 

78.38 

1869 

201.35 

16.34 

185.01 

1872 

199.43 

17.51 

181.92 

1887 

282.71 

24.69 

258.03 

(Die  Kohertragszüler  ist  hier  mitunter  etwas  kleiner  als  oben  S.  904  in  der  Üeber- 
sicht, während  das  Umgekehrte  zu  erwarten  wäre;  ebenso  auch  in  anderen  Jahren  d-r 
Tabelle,  aus  der  die  Zahlen  entnommen  sind.  Es  muss  sich  das  aus  verschiedeiiei 
Abrechnungsweisen  erklären,  die  aber  nicht  erläutert  sind.) 

Mit  diesen  Ertragsziffern  nimmt  die  indirecte  Verbrauchs- 
besteuerung auch  in  der  französischen  Communalbesteuerung  eine 
sehr  wichtige  Stellung  ein.  Wenn  auch  nicht  eine  Verhältnis.« 
massig  ebenso  bedeutende  als  in  der  Staatsbesteuerung,  so  doch 
eine  viel  hervorragendere  als  in  mauchen  anderen  Ländern,  be- 
sonders als  in  Grossbritannien  und  Deutschlaud:  immerhin  ein  weif 

i 
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und  auffalleud  abweichendes  Ergebniss  von  den  steuerpolitischen 
Ideologicen  der  ersten  Revolution  (§.  167). 

7.  Strafbestimmungen.  Es  finden  meistens  die  für  Contra- 
ventioucn  und  Defraudationen  im  Gebiete  indirecter  Staatssteueru 
angedrohten  Strafen  auf  diese  Vergehen  in  Octroisachen  Anwendung. 

1U0  —  200  Frcs.  Geldstrafe  bei  Defraude  in  Privatwagen  mit  Fudern  (Gos  voin 
29.  März  1832,  Art  8),  sonst  Anwendung  der  Bestimmungen  der  Art.  2"  u.  4H  und 
223—225  des  Ges.  v.  28.  Apr.  181«  (Ges.  v.  29.  März  1832,  Art.  8,  9,  v.  24.  März 
1844,  Art.  9).  Danach  Conhscation  der  Steuerobjecte  und  Transportmittel,  Geldstrafe 
von  100 — 200  Frcs.,  in  erschwerton  Fällen  (Einsteigen,  unterirdisch,  bewalfhet)  ausser- 
dem Gefängnisstrafe  von  0  Monat.  ^Vgl.  Olibo  I,  252,  II,  440  ff.)  Die  Beamten 
haben  ähnliche  Befugnisse  zur  Protokollaufnahme  bei  Contraventioiien  wie  die  der 
indirecteu  Steuern.  Die  Sache  geht  seit  1834  zur  Entscheidung  immer  gleich  au  das 
Corrcctionstribunal  (wogen  der  Höhe  des  Minimalstraf  beträgst  S.Art.  7511.  der  Ord. 
v.  1814  über  das  Contentieux  (ülibo  11,  157 — 171).  Auch  hier  siud  aber  die  Maires 
berechtigt,  mit  Genehmigung  des  Präfecten,  sich  vor  wie  nach  ergangenem  Urtheil  über 
die  Strafen  abzufinden  (Ord.  v.  1814,  Art.  H'A).  Der  Erlös  aus  Geldstrafen  und 
Coniiscationen ,  abzüglich  der  Kosteu ,  fällt  halb  der  Gemeinde ,  halb  den  Beamten  zu 
(ob.  Art.  84).  Das  Einzelne  bei  Olibo,  Vignes  I,  295  fl'.,  Block,  dict.  octroi, 
Nr.  97  ff. 

4.  Kückblick  und  zur  Kritik. 

Vgl.  schon  v.  ßrasch  a.  a.  O. ,  bei.  S.  113  ff.  (zu  einseitig  die  übliche  Kritik 
d«*r  Gegner  der  indirecten  Verbrauchssteuern);  namentlich  aber  v.  Rc  i  tzeiistci  n, 
B.  43,  S.  229 — 258,  mit  eingehender  Berücksichtigung  der  polemischen  und  der  das 
Uctroi  rertheidigendeu  Literatur,  auch  der  agrar.  Enqueten  v.  1860  ff.  und  1879  lt., 
wo  das  Octroi  mit  erörtert  wurde ;  daun  Math ieu -Bodet  II.  372— 390  (Vertheidiger 
der  Octrois).  Ich  stimme  in  der  Beweisführung  v.  Reitzenstein  grösstenteils 
bei,  würde  selbst  die  Gründe  für  das  Octroi,  gerade  in  französ.  Verhältnissen,  und 
gegen  den  Ersatz  durch  andere  Steuern  noch  etwas  schärfer  betont  haben;  im  Er- 
gebnis», weniger  in  einzelnen  Argumenten,  bin  ich  auch  mit  Math  ieu -Bodet 
einverstanden.  Ein  genaueres  Eingehen  auf  alle  „Für  und  Wider"  und  auf  die  literar. 
Discussion  der  Frage  ist  hier  nicht  dio  Absicht  und  auch  nicht  die  Aufgabe  dieses 
Abschnitts  dieses  Werkes,  wie  schon  einleitend  bemerkt  wurde.  Nach  v.  Reitzen- 
stein's  eingehender  und  trefflicher  Erörterung  ist  eine  neue  specielle  Behandlung  der 
Frage  auch  vorläufig  überflüssig. 

§.  350.  Das  Octroi  bat  leicht  begreiflich  vielerlei  Angriffe  er- 
fahren, principielle,  namentlich  von  Seiten  des  freihändlerischen 
Doctrinarismus  und  aus  Gesichtspuncten  der  Steuerpolitik,  practisebe 
von  Seiten  vieler  Interessenten.  Es  ist  in  der  üblichen  Weise  als 
indirecte  Verbrauchsbesteuerung  und  noch  besonders  als  eine  solche 
der  Gemeinden  angefochten  worden.  Auch  an  parlamentarischen 
Attaken  und  Anregungen  zur  Beseitigung  der  ganzen  Einrichtung 
hat  es  selbst  bis  in  die  neueste  Zeit,  auch  noch  nach  1870,  nicht 
gefehlt  (so  in  1876). 

Vielfache  Verletzung  des  Grundsatzes  der  Gleichmäßigkeit  der  Besteuerung, 
namentlich  Schädigung  der  unteren  Classen  bei  der  öfters  doch  nicht  unerheblichen 
Belastung  wichtigerer  Consumptibilien  und  sonstiger  Gebrauchsgegenstände  und  der 
Herkunft  des  grössten  Theils  der  Octroierträgo  aus  der  Besteuerung  dieser  Objecto; 
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widerwärtige  und  störende  Verkehrshem mungen  zwischen  Stadt  und  Land ,  in  Wider- 
sprach mit  der  sonst  erreichten  freien  wirtschaftlichen  Bewegung  auf  dem  einhr: 
liehen  nationalen  Marktgebiete ,  insofern  doch  ein  Wiederaufleben  der  alteren  inntr ■■: 
Schranken  wie  in  der  Zeit  der  Binnenzölle;  beständiger  Anreiz  zu  Defraudation?! 
Benachteiligung  der  landwirtschaftlichen  Interessen,  auch  nach  Fortfall  dos  Oct: 
von  wichtigeren  vegetabilischen  menschlichen  Nahrungsmitteln,  durch  die  Belastung  t.. 
Fleisch,  Butter,  Eiem,  Viehfutter  u.  s.  w.;  Hemmung,  Schädigung  und  bedenklich 
Vortheucrung  des  städtischen  Bauwesens  durch  die  Steuern  auf  Baumaterialien:  Ir- 
lich auch  finanzpolitische  Bedenken  gerade  wegen  der  von  anderer  Seite  et- 
rühmten  hohen  Einträglichkeit,  leichter  Steigerungsfähigkeit  des  Ertrags  und  mri 
unmittelbar  vom  Consumenten  empfundenen  Belastung:  denn  das  führe   und  b»V 
notorisch  vielfach,  zumal  in  den  grösseren  Städten,  zu  leichtsinnigen  Ausgaben. 
uunöthigcin  Bauluxus,  zu  vollends  rascher  Steigerung  der  commuualen  Budgets  gefahr 
was  bei  der  Herkunft  der  Octroierträgo  überwiegend  aus  der  Besteuerung  vou  Maä?o 
consumptibilien  der  unteren  Classen  vollends  bedenklich  sei.  In  der  parlamentarisch-.: 
fachliterarischen  und   öffentlichen  Pressdebatte,   in   landwirtschaftlichen  Enquete 
(lSötifl. ,  IST9H  )  kommen  diese  und  andere  Bedenken  zum  Ausdruck  und  zur  m^: 
oder  weniger  objectiven  Erörterung. 

Aber  das  Oetroi  ist  mm  einmal  immer  mehr,  zumal  in  des 
grösseren,  vollends  in  den  Grossstädten,  am  Meisten  in  Paris  aor 
dem  Boden  der  bestehenden  Gesetzgebung  eine  höchst  wichtig 
Einnahmequelle  der  Gemeinden  geworden,  vielfach,  wie  vor  Allem 
in  Paris,  der  wahre  Grundpfeiler  der  Communalfinanzen.  Sein 
Ersatz  oder  auch  nur  seine  wesentliche  Besch ränkun. 
wärc  in  Frankreich  mindestens  in  den  grösseren  Gemeinden  an 
Voraussetzungen  gebunden,  welche  sich  schwer  oder  gar  nicht  er 
füllen  lassen. 

Die  Zusammcnschweissuug  von  Staats-  und  Gommunalsteuern  in  der  direci- 
Besteuerung  mittelst  des  Zuschlagssystems,  die  steuertechnische  Beschaffenheit  dies-; 
directen  Steuern,  der  Mangel  einer  brauchbaren  allgemeinen  personalen  directen  Stw 
wie  einer  Einkommen-  oder  Vermögenssteuer,  die  Benutzung  fast  aller  anderen  Steu-::- 
arten  in  stärkster  Anspannung  für  den  Staat,  die  Uugeeignethcit  oder  Unzulänglich^ 
der  übrigen  Staatssteuern  oder  einer  etwa  noch  aufzufindenden  neuen  communaJ 
Sonderst^uer  —  wie  der  hierfür  ins  Auge  gefassten  Wohnungs-  oder  Micthsteuer 
lässt  es.  wenigstens  in  allgemeinerer  Weise,  kaum  möglich  und,  soweit  es  inüglich  ^ 
sollte,  theils  finanziell  ganz  unzweckmässig.  theils  steuerpolitisch  zu  bedenklich  erschein  ; 
auf  das  Oetroi  zu  verzichten.    Auch  mittelst  einer  Einkommensteuer  uud  etwaij 
Zuschlägen  dazu  für  die  Communen  oder  mittelst  einer  Wohnungs-  und  Miethstti-' 
kann  man  überhaupt  und  vollends  unbedenklich  —  auch  nach  Erfahrungen  andere 
Länder,  wie  specioll  Deutschlands  —  sicher  nur  einen,  schwerlich  einen  allffemeü 
sehr  grossen  Theil  des  Oetroi  ersetzen. 

So  möchte  das  Verbleiben  derOctrois,  wenigstens  in  der 
Hauptsache,  das  finanz wirthschaftlich  allein  Mögliche 
oder  minder  Bedenkliche  und  selbst  das  Verhältnis* 
massig  Beste  sein.  Es  macht  in  einer  solchen  Frage  doch 
auch  einen  Unterschied,  ob  eine  derartige  Besteuerung  etwa  er*t 
neu  einzuführen  oder  ob  sie  eine  alt  eingebürgerte  ist,  wie 
eben  in  Frankreich. 

Nur  zwei,  finanzpolitisch  auf  Dasselbe  hinauskommende  andere 
Hilfsmittel  würden  etwa  eine  grössere  Einschränkung  des  Oetroi 
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wesens  ermöglichen:  die  stärkere  lieber  na  h  ine  von  r  om- 
ni uua  lau  sguhen  auf  Staat  und  Departements  und  ver- 
mehrte Dotationen  beider  letzteren  an  Gemeinden. 
Heide  Mittel  werden  in  gewissem  Umfang  (bei  Schul-,  Wegcwcscn) 
schon  angewandt  und  vcrmuthlich  noch  zu  ausgedehnterer  An- 
wendung kommen.  Darauf  drängt  in  Frankreich  wie  in  anderen 
europäischen  Ländern  die  Entwicklung,  auch  die  Beschaffenheit 
des  Staatssteuerwesens  hin.  Aber  manche  principiclle  und  prattische 
Bedenken  hat  auch  die  zu  ausgedehnte  Anwendung  dieser  Mittel 
und  damit  hat  sie  nothwendig  wieder  ihre  Grenzen,  die  in  Frank- 
reich wegen  der  Ucberspannung  der  Staatsbesteuerung  für  directe 
Staatszwecke  wohl  noch  engere  als  in  manchem  anderen  Lande 
sind.  Eben  deshalb  wird  man  sich  mit  Recht  in  Frankreich 
ernstlich  überlegen,  ob  man  an  dem  Octroi  viel  rütteln  soll.  Zu 
den  Illusionen  der  Finanz-  und  Steuerpolitik  der  ersten  Revolution 
wird  man  doch  auch  auf  diesem  Steuergebiete  nicht  leicht  wieder 
zurückkehren,  so  wenig  als  auf  demjenigen  der  Staatsbesteuerung. 

Der  Plan  einer  Ersetzung  des  Octroi.  z.  B.  in  Paris,  durch  eine  Wohnungs- 
oder Micth Steuer  —  nach  den  priucipiell  nicht  unrichtigen  Anschauungen  der  Frei- 
handelsschule  über  städtische  Grund-  und  Hausrente  und  Uber  die  relative  Berech- 
tigung des  Princips  der  Besteuerung  „nach  Leistung  und  Gegenleistung"  —  verkennt 
eben  die  vielen  und  wesentlichen  Bedenken,  welche  anderseits  auch  eine  solche  Steuer 
hat.  Mehrfach,  was  die  Vertheilung  der  Steuerlast  und  den  steuerpolitischen  Gruud- 
character  anlangt,  sind  es  ähnliche  wie  sie  die  „Verbrauchssteuern*4  auch  sonst  treffen, 
zu  denen  die  Wohnungssteuer  ja  in  einer  Hinsicht  gehört.  In  Berlin  z.  B.  argu- 
mentirt  man,  —  übertreibend,  aber  doch  zum  TheU  wieder  lichtig  —  gerade  gegen 
die  Miethsteuer  als  die  neben  einer  Einkommensteuer  fast  alleinige  Grundlage  der 
Gemeindebesteuerung.  Vielleicht  könnte  in  Frankreich  in  grösseren  Städten,  bes.  in 
Paris,  an  einen  t heil  weisen  Ersatz  des  Octroi  durch  eine  derartige  Steuer  gedacht 
werden ,  aber  nicht  entfeint  an  einen  vollständigen.  Das  verbieten  nicht  nur  die 
grossen  Beträge  de*  Octroi,  welche  ersetzt  werden  roüssten  und  sich  schwerlich  über- 
haupt durch  die  genannte  Steuer  beschallen  Hessen,  nicht  minder  verbietet  es  auch 
der  Character  der  Miethsteuer.  Die  Bedenken  gegen  letztere  würden  naturlich  wieder 
in  der  Praxis  bei  grosser  Höhe  der  durch  sie  zu  beschallenden  Summen  wachsen. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Verwendung  der  Octroieinnahmen  für 
die  communalen  Ausgaben,  von  denen  doch  viele  wirklich  „gemein- 
nützig" sind  und  zum  Theil  gerade  den  „unteren  Classen"  besonders 
zu  Gute  kommen  Unterrichts-,  Gesundheits-,  Wohlthätigkeits- 
wesen  u.  a.  m.,  was  Mathieu-Bodet  mit  Recht,  nur  etwas  zu 
einseitig  und  nicht  immer  in  richtiger  Begründung  betont  — ,  lässt 
sich  auch  auf  das  Octroi  die  allgemeinere  Rechtfertigung  gerade 
„indirecter  Verbrauchssteuern"  anwenden,  deren  Erträge  für  gemein- 
nützige Leistungen  im  speciellen  oder  Überwiegenden 
Interesse  der  unteren  Classen  verwendet  werden. 
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In  der  französischen  Gesetzgebung  ist  durch  die  Festlegung  eines  Kauftet  d^ 
Ertrags  des  ordentlichen  Octroi  für  den  sonst  unentgeltlichen  Primäruuterricht  in  <kz 
oöentlichen  Volksschulen  dieser  Gesichtspunkt  neuerdings  auch  «rieder  in  die  Ges^ 
gebung  hinein  getragen  worden  (Ges.  v.  16.  Juni  1SS1).  Er  war  ihr,  wie  die  früher 
Bestimmung  des  Octroiertrags  für  die  Deckung  der  Kosten  der  Hospitäler  and  f.: 
öffentliche  Wohlthütigkeit  beweist  (S.  8ST),  schon  ehedem  nicht  fremd.  S  auch  Fin.  H 
S.  4U1 ,  und  moine  Aufsätze  über  Finanzwissenschaft  und  Staatssocialisinus ,  Tu» 
Zeitschr.  1^67. 

In  Frankreich,  wie  in  auderen  Ländern,  wurden  nun,  wie  ge- 
sagt, ja  mehrfach  bisherige  locale,  comrnunale,  departementale 
Ausgaben  ganz  oder  theilweise  auf  den  Staat  übernommen  oder 
von  diesem  Subventionen  und  Dotationen  für  solche  Zwecke  ge- 
währt.  Da  die  Mittel  des  Staats  hieruir  indessen  wieder  that 
sächlich  grossentheils  aus  den  Erträgen  indirecter  Verbrauchssteuern 
nach  der  bestehenden  Steuerverfassung  fli essen  und  schwerlich  auf 
andere  Weise  genügend  beschafft  werden  können ,  so  entfallt 
implicitc  wenigstens  der  Einwand  gegen  das  Octroi  als  „indirecte 
Verbrauchssteuer".  Denn  das  Octroi  löst  hier  gewissermaßen  nur 
andere,  staatliche  Verbrauchssteuern  ab,  welche  bei  noch  umfassen- 
derer Uebernahmc  von  Localausgaben  auf  den  Staat  oder  bei  noch 
stärkeren  Subventionen  dann  ihrerseits  uur  wieder  in  erhöhtem  Maasse 
angespannt  werden  mtissten. 

Nun  kann  trotzdem  Manches  für  ein  derartiges  Vorgeben 
sprechen,  auch  indirecte  Verbrauchssteuern  des  Staats  vor  solchen 
der  Gemeinden,  wie  der  Octrois,  Vorzüge  haben  oder  weniger  Be 
denken  bieten.  Aber  möglicher  Weise  gilt  Letzteres  auch  um 
gekehrt  und  ausserdem  wird  die  concrete  Finanzlage  und  der  Zu- 
stand der  Staatsbesteuerung  es  doch  rätblich  machen  können,  lieber 
mittelst  einer  eigenen  indirecten  Verbrauchssteuer  der  Gemeinden 
den  Localbedarf  zu  decken,  als  auf  dem  angedeuteten  anderen 
Wege.    Gerade  in  Frankreich  möchten  die  Dinge  so  liegen. 

Die  noch  weitere  Anspannung  der  indirecten  Verbrauchsbestcuerung  des»  Smr- 
filr  eine  Politik  der  Unterstützung  der  Gemeinden  hat  in  Frankreich  bei  dem  erreich- 
ten Zustand  der  genannten  Staatsbesteuerung  doch  auch  ihre  ernsten  Bedenken ,  rit-J 
leicht  selbst  ihre  Grenze  an  der  Schwierigkeit  der  praktischen  Durchführung. 

Anderseits  möchte  gerade  den  Communaloctrois  in  steuer- 
politischer Hinsicht  manches  wenigstens  relativ  Günstige 
im  Vergleich  zu  indirecten  staatlichen  Verbrauchssteuern,  auch  zu 
den  Zöllen  auf  wichtigere  Massenconsumptibilien ,  nachzurühmen, 
mindestens  zu  behaupten  sein,  dass  diese  Octrois  einige 
sonst  wichtige  Bedenken  weniger  als  diese  Staats 
steuern  haben. 
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Sie  gestatten  eine  passende  Auswahl  der  Steuerobjecte  und  zweckmässige  Be- 
stimmung der  Steuersatze,  eine  Anpassung  an  die  örtlichen  Productions-  und  Con- 
äumtionsvcrhältnissc,  eine  Ausnutzung  mit  zu  angemessener  Luxusbesteuemng  der 
Wohlhabenderen,  mehr  wie  die  meisten  staatlichen  indirecten  Verbrauchssteuern. 

Sie  haben  allerdings  denselben  Mangel  wie  in  der  Kegel  andere  iudirecte  Steuern, 
wi«;  dio  Zölle,  keinen  ^ualitätssteuerfuss  in  ihren  specifischen  Sätzen  zu  be- 
sitzen, da  eben  auch  bei  ihnen  dessen  Anwendung  zu  schwierig  oder  unmöglich  ist 
und  von  einer  Werthversteuerung:  dasselbe  gilt  (Wein!    Bei  Fleisch  mochte  durch  die 
Preisregelung  der  verschiedenen  Sorten  oder  Qualitäten  eher  eine  der  letzteren  sich 
anschmiegende  Vertheilung  des  Octroibetrags  stattfinden).    Die  Octrois  ziehen  ferner 
ihre  Haupterträge  freilich  auch  aus  den  grossen  Massenartikeln  der  Consumtion,  wie 
tlie  staatlichen  indirecten  Steuern.    Endlich  wird  auch,  wie  bei  letzteren,  so  bei  den 
Octrois  die  Belastung  des  Consumenten  durch  Preiserhöhung  oder  Qualitätseruiedrigung 
wohl  vielfach  Platz  greifen,  obgleich  sicher  auch  hier  viel  verwickeltcre  Vorgänge  in 
der  Praxis  vorhanden  sind,  als  die  übliche  freihändlerische  Doctric  annimmt  und 
manche  Theile  der  Octrois  definitiv  auf  andere  als  die  Consumenten  fallen.  Auch 
Rückschläge  auf  die  städtische  Grund-  und  Ha"üsrente,  die  wegen  „Vertheuerung  des 
Lebens  durch  das  Octroi"  nicht  so  steigen  kann,  sind  nicht  ausgeschlossen. 

Nehme  man  aber  selbst  an,  dass  die  Consumenten  voll 
und  ganz  die  endgiltigen  Steuerträger  seien  und  dass 
daher  alsdann  die  „Gleichm ässigkeit"  der  Steuerbelastung 
bei  den  Steuerobjecten  des  Octrois  wieder  stark  verletzt  werde, 
namentlich  zu  Ungunsten  der  „kleinen  Leute".  Dann  tritt  hier 
doch  wahrscheinlich  eher  als  unter  analogen  Verhältnissen  bei  all- 
gemeinen staatlichen  Verbrauchssteuern  eine  gewisse  Ausgleichung 
durch  Weiterwälzungen  der  Steuerbelastungen  ein. 

Denn  hier  kann  die  örtliche  Bewegung  der  Bevölkerung,  der  Ab-  und  Zuzug 
zwischen  Stadt  und  Land,  die  „Freizügigkeit"  in  der  That  eine  solche  ausgleichende 
Function  wohl  ausüben.  Bei  dem  beständigen  Zuschuss,  den  die  städtische  Bevöl- 
kerung, zumal  unter  französischen  ßevölkerungsverhältnissen,  vom  Land  und  aus  kleinen 
Städten  erhält,  kommt  das  vermuthlich  hier  in  Betracht. 

Damit  wtlrde  das  principiell  anzuerkennende  stcuerpolitische 
Bedenken  gegen  die  Octrois  sich  aber  practiscb  mehr  oder  weniger, 
vielleicht  nicht  unwesentlich  beheben. 

Auch  mit  einem  anderen  Umstand,  nemlich,  wie  die  fran- 
zösische Staatsbesteuerung  nun  einmal  als  Product  der 
allgemeinen  politischen  Geschichte  des  Landes  geworden 
ist,  muss  indessen  hier  in  der  Frage  der  Octrois  gerechnet  werden. 

Hatte  die  unruhige  innere  und  äussere  politische  Geschichte  Frankreichs  nicht 
zu  einer  so  ungeheuren  Staatsschuld  und  für  diese  wie  für  die  anderen  Staatsansgaben 
nicht  zu  so  hoch  angespannter  Gesammtbesteucrung  geführt,  so  liesse  sich  durch  Sub- 
ventionen und  Uebernahme  von  Localausgaben  auf  den  Staat  leichter  und  umfassender 
helfen,  auch  eine  den  Communalinteressen  sich  mehr  mit  anpassende  Reform  der 
directen  Steuern  eher  durchführen.  Dann  könnte  man  auch  das  Octroi  entbehr- 
licher machen. 

Durch  die  immer  noth wendig  und  wohl  auch  möglich  bleibende  Einführung  einer 
grossen  Personal-,  einer  Einkommensteuer,  dio  mau  unmittelbar  oder  mittelbar 
auch  für  die  Gemeinden  mit  ergiebig  machen  könnte  und  sollte,  Hessen  sich  zwar  auch 
jetzt  einige  weitere  Mittel  beschallen,  um  damit  etwas  vom  Octroi  zu  ersetzen.  Aber 
viel  könnte  schwerlich  auf  diese  Weise  geschehen,  zumal  der  Ertrag  einer  solchen 
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Steuer  mindestens  ebenso  sehr  für  die  Beschrankung  besonders  hoher,  drückender  uvi 
bedenklicher  bestehender  Staatsstotiem  lEnregistremcnt!    Diiecte  Ertragssteuen» 
mißlicher  Cowuiunalsteueru,  wie  das  Uctroi  eine  ist,  ?erwerthet  werden  uiusste  (§.  3Mi. 

So  gelangt  man  auch  hier  zu  dem  Ergebnis«:  man  wird  it 
der  Hauptsache  trotz  aller  Bedenken  auch  das  Octru 
in  Frankreich  behalten  müssen,  so  gut  wie  die  hohe  utnl 
schwere  staatliche  indirecte  Verbrauchs-  und  Verkehrsbesteneniii^ 
Es  liefert  die  erforderlichen  Mittel  zur  Bestreitung  nothwendbr 
und  gemeinnütziger  öffentlicher  Ausgaben,  Mittel,  welche  andere 
Communal-  oder  Staatssteueru,  wenn  überhaupt,  nur  schwierige! 
und  unter  anderen,  aber  wahrscheinlich  grösseren  Bedenken  würden 
beschaffen  können. 

Damit  aber  gelangen  wir  zum  Schluss. 

Ein  Ergebniss,  wie  das  soeben  gewonnene,  mag  man  bedanem 
man  wird  seine  Richtigkeit  deshalb  nicht  läugnen  dürfen,  lfr 
Schuld  liegt  auch  nicht  in  abstellbaren  technischen  Mängeln  k 
französischen  Steuerverfassung,  des  Staats,  wie  der  Departement« 
.  und  Gemeinden,  sondern  diese  Steuerverfassung  ist  ebec 
selbst  das  im  Ganzen  nothwendige  Ergebniss  der  all 
gemeinen  französischen  Geschichte.  Eine  „Schuld 
wenn  man  davon  reden  darf,  trifft  dann  nur  diese. 

Allerdings,  das  Resultat  der  Entwicklung  eines  vollen  Jahr 
hunderts  im  französischen  Steuerwesen,  auch  in  der  Commnca! 
besteuerung  wie  in  der  Staatsbesteuerung,  besteht  darin,  dass  te. 
allen  anzuerkennenden  Fortschritten  formeller  Art  die  Besteuern^ 
Frankreichs  im  Jahr  1889  materiell  nicht  eben  sehr  viel  andtf 
als  1789  geworden  ist.  Beweist  das  aber  etwa  ein  VersäuniDi» 
eine  Unfähigkeit,  einen  Mangel  an  gutem  Willen  der  in  vieler  Hit 
sieht  eminenten  französischen  Steuerpolitiker  und  Steuertechniker 
welche  an  dieser  Besteuerung  seit  hundert  Jahren  unablässige 
arbeitet  haben? 

Keineswegs!  Die  „Schuld"  liegt  anderswo,  —  im  Gans*' 
der  inneren  und  äusseren  französischen  Staatsge 
schichte  im  ersten  —  und  schwerlich  letzten  —  „Jahrhundert^' 
Revolutionen",  im  Verlauf  und  Ergebniss  einer  Geschichte,  die  selfa 
wieder  ein  Product  des  kelto-gallischen  National 
characters  ist. 

Nach  der  nunmehrigen  Durchwanderung  des  grossen  Gebiete* 
der  französischen  Besteuerung  dürfen  wir  wohl  auf  den  frfiberefl 
Vergleich  zwischen  der  britischen  und  französischen  Bf 
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teuerung  (S.  415)  zurückkommen.  „Die  britische  verdient  den 
Vorzug,  sagten  wir  dort,  sie  ist  eben  auch  das  P^roduct 
in  er  glücklicheren  Geschichte  und  einer  glücklicheren 
/olksanlage,  als  die  französische  Besteuerung." 

Das  sollte  das  über  Steuerdruck  und  finanzielle  Misswirthschaft 
leute  in  der  „Republik4*  ebenso  wie  vor  hundert  Jahren  in  der 
, absoluten  Monarchie"  klagende  französische  Volk  im  „Jubiläums- 
abre"  1889  nicht  vergessen.  

Aber  auch  die  Finan z Wissenschaft  hat  diese  Zusammen- 
länge zwischen  Volkscharacter,  politischer  Geschichte  und  -  Be- 
iteuerung zu  erkennen  und  anzuerkennen  und  damit  ein  Verständniss 
ai  gewinnen,  das  auch  für  sieneben  dem  Eindringen,  Verstehen 
md  Beherrschen  alles  steuertechnischen  Details  wichtig  ist.  Mit  in 
Jieser  Auffassung  liegt  auch  unsere  Rechtfertigung  dafür,  dass  wir, 
zugleich  zum  Nachweise  solcher  Zusammenhänge  auf  die 
ehrreiche  Entwicklung  der  französischen  Besteuerung  „von  1789 
bis  1889"  so  ausführlich  im  Rahmen  dieses  finanzwissenschaftlichen 
Werkes  und  hier  in  der  „speciellen  Stenerlehre"  eingegangen  sind. 
Der  richtige  Standpunct  auch  für  die  Würdigung  des  steuertechnischen 
Details  selbst  wird  erst  dadurch  erlangt,  dass  es  in  diesen  grossen 
Zusammenhang  mit  den  die  Entwicklung  der  Besteuerung  im  Ganzen 
^herrschenden  Factorcn  gebracht  wird. 


Nachträge. 

Zur  britischen  Besteuerung. 

Seit  dem  Erscheinen,  bezw.  der  Ausarbeitung  des  Abschnitts  Uber  die  britische 
Besteueiung.  Anfang  1887,  haben  in  1SS7  und  1888  verschiedene  Veränderungen  der 
britischen  Staats-  und  Localbesteuerung  stattgefunden.  Darüber  verbreiten  sich  die 
Budgetreden  der  Schatzkanzler  (Göschen)  näher.  iS.  dieselben  im  Bull.  188",  XXI, 
j\h  II. .  1S8h,  XXIII,  413  ff'.,  188«»,  XXV,  42(1  ff.)  Es  handelt  sich  dabei  mehr- 
fach um  Details,  die  wir  hier  nicht  bringen  können.  Hervorzuheben  sind  u.  A.: 
A  Änderungen  der  Wein  zolle,  indem  bei  Weinen  in  Flaschen,  namentlich  Schaum- 
weinen, zu  dem  Zoll  nach  der  Alcoholstärkc  noch  ein  Zuschlug  (2'/a  sh.  p.  Gall.) 
hinzutritt,  um  einen  besseren  Qualitäti>fus3  zu  erreichen;  bei  Flaschenweinen  unter 
einem  gewissen  Werth  (15  sh.  p.  Gall.)  ermässigt  sich  der  Zuschlag  auf  1  sh. 
is.  Bull.  XXIII,  694).  —  Aendcrungcn  des  Stempels  für  gewisse  Urkunden, 
Uebcrtragungen,  Gründung  von  Actiengescllsehaften  u.  s.  w.  (Amtlicher 
Erlass  darüber  im  Bull.  XXIV,  72  ff  ).  —  l'eberlassung  eines  Drittels  des  Ertrags  der 
probate  duty  an  die  Grafschaften  u.  s.  w.  zur  A  rmen u  nters tü tzu  n g,  ferner 
Jes  Ertrags  der  sogen.  Luxussteuern  auf  Wagen,  Wappen,  männliche  Dienstboten, 
Hunde,  Jagdscheine  u.a.m.,  sowie  der  Brauer-  und  Getränkchändler-Abgaben 
in  die  Localkürpcr,  Alles  in  der  Tendenz,  so  die  üeberlassung  von  bisherigen  Staats- 
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einnahmen  an  Stelle  der  Subventionen  aus  Staatsmitteln  für  bestimmte  Localaufga 
treten  zu  lassen:  verwaltungspolitisch  ein  Unterschied,  fiuanzwirthschaftlich  nur  . 
verschiedene  Ausführung  desselben  Princips  (Ges.  über  Localverwaltung  v.  1 3.  Aug.  1 » 
s.  Bull.  XXIV.  1888  u.  a.  a.  Stellen).  .  - 

Zur  französischen  Besteuerung. 

Die  bisherige  Abgabe  von  2  und  10  Frcs.  im  Principal  für  Inlands- 
Auslandspässe  (S.  558)  ist  durch  Ges.  v.  10.  Juni  1888  auf  7a  *"Ycs.  im  Prim: 
ermässigt  worden.  Die  Decimen  bleiben.   Die  Papier-,  Stempel-  und  Ausfertig: u 
kosten  sind  mit  diesen  50  Cent,  bezahlt. 

Die  oben  S.  672  fl".  dargelegte  Entwicklungstendenz  der  Rübenzucl 
industrie  hat  unter  dem  Einfluss  der  neuen  Besteucrungsinethode  (Ges.  v.  1 
auch  seit  1887  fF.  nach  dem  neuesten  Vcrwaltungsbericht  angedauert.  Die  Zahl 
Fabriken  ging  weiter  von  391  auf  375  in  1887-88  (1S88— 89  378,  bez.  3S0)  h< 
die  Ausbeuteziffer  in  einer  der  Menge  nach  kleinen  Productions-Cainpagne  stieg 
8.87  auf  9.54  (188S— 89  c.  9.60-9.65)  %.    S.  Ber.  im  Bull.  XXV,  294. 
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Störende  Druckfehler  und  kleine  Berichtigungen. 

17  v.  u.  1.  oder  ob  statt  oder. 
4  v.  u.  1.  unten  statt  unter. 

4  des  Kleindrucks  v.  u.  1.  XV.  statt  LV. 

5  des  mittleren  Petitabsatzes  v.  u.  1.  von  statt  vom  ^zweimal). 

4  des  ersten  Petitabsatzes  in  der  Mitte  v.  o.  1.  vorgeschrieben  statt 
schrieben. 

5  im  mittleren  Absatz  v.  u.  1.  traite  statt  tracte. 


1  v.  u.  im  letzten  mittleren  Absatz  im  Textdruck  L  Forderung 

Sonderung. 
8  v.  o.  1.  1830  statt  1880. 

der  Mitte.    Die  Bemerkung  Uber  Licenzabgaben  ist  nach  der 

auf  S.  771  zu  berichtigen. 
10  v.  o.  1.  als  statt  aus. 

1  des  Petitabsatzes  v.  u.  1.  1887  statt  18*8. 

4  v.  u.  L  ou  statt  au. 

3  in  dem  Absatz  sub.  y  1.  Stcucrwesen  statt  Stempel 

5  des  Texts  v.  u.  1.  Fahrzeuge  statt  Fahrpreise. 

2  v.  u.  im  Absatz  sub.  e  1.  beim  statt  vom. 

3  v.  u.  1.  Ausgaugsweg  statt  Eingangsweg, 
s  v.  u.  I.  richtiger  statt  wichtiger. 
1  v.  o.  fehlt  hinter  „1860":  I. 


<;*dnifkt  bei  E.  Po  Ix  in  L«lpiig. 
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